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Vorträge. 
Die  Bedeutung  der  Steuererklärung. 

Von 
J.  Peters, 

Präsident  de»  Königlich  Preußischen  Ohervcrwaltuug*g<?richts. 
Gehalten  am  21.  Februar  1900. 

Hei  «1er  Ausführung  eines  Steuergesetzes  ergibt  sich  für  die 
damit  beauftragte  Behörde  aus  der  Natur  der  Sache  eine  doppelte 
Aufgabe:   zunärhst  sind  die  nach  dem  Gesetze  der  Besteuerung 
unterworfenen    Personen,    die    Steuersubjekte,    zu   ermitteln,  und 
ferner   ist   für  jede  steuerpflichtige  Person   der  Gegenstand  der 
Besteuerung,  z.  13.  bei  der  Einkommensteuer  das  Einkommen  zu  be- 
stimmen und  danach  der  von  ihr  zu  zahlende  Steuerbetrag  fest- 
zusetzen.  Bei  der  Steuererklärung  handelt  es  sich  um  einen  Vorgang, 
der  dem  zweiten  Stadium  des  Verfahrens  angehört:  dass  eine  sub- 
jektive Steuerpflicht  besteht,  wird  bei  einer  Person  vorausgesetzt, 
ehe  von  ihr  eine  Steuererklärung  verlangt  wird.   Die  Steiiererklitrung 
ist  eine  Erklärung  einer  der  Steuerpflicht  unterworfenen  Person,  in 
welcher  sich  eine  Mitwirkung  behufs  Ermittelung  des  Steuerobjekts 
für  eben  diese  Person  darstellt.    Nicht  dadurch  also  vollzieht  sich 
diese  Mitwirkung,  dass  der  Steuerbetrag  deklariert  wird,  sondern  so. 
dass  Material  beigebracht  wird,  dessen  Kenntnis  für  die  der  Behörde 
obliegende  Festsetzung  der  Steuer  erforderlieh  ist.   Die  Bezeichnung 
„Steuererklärung*  ist  somit  eigentlich  falsch,  richtiger  wäre,  wenn- 
gleich nicht  ansprechender,  der  Name  „Steuerobjekts-Erklärung". 
vorausgesetzt,  dass  man  ein  Bedürfnis  für  eine  generelle  Bezeichnung 
empfindet.   Es  kommt  nun  auch  auf  dem  Gebiete  der  indirekten  Be- 
steuerung i»fter  vor.'  dass  der  Steuerpflichtige  solches  Material  \<>r- 
Jahrbuch  der  intemat.  Vereinigung.   6.  Bd.  1 
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legi.  Der  Hauptfall  ist  dort  die  Erbschaftssteuer,  hei  welcher  die 
Erben  den  zu  versteuernden  Xachlass  anzubellen  haben;  hierauf  näher 
einzugehen  ist  nicht  die  Absicht.  Anlangend  die  direkten  Steuern, 
auf  die  ich  mich  beschränke,  kommt  eine  entsprechende  Einrichtung 
in  Frage  bei  der  Einkommensteuer,  bei  der  Vermögenssteuer  und 
bei  der  Gewerbesteuer,  besonders  bei  der  Einkommensteuer.  Das  ist 
der  Hauptfall,  mit  welchem  auch  der  Sprachgebrauch  das  Wort 
^Steuererklärung"  zu  verbinden  pflegt.  Daher  steht  mir  hier  die 
Einkommensteuer  im  Mittelpunkte  der  Erörterung. 

Es  ist  nun  von  Interesse,  sich  zunächst  vom  rechtlichen  Ge- 
sichtspunkte aus  Wesen  und  Bedeutung  der  Steuererklärung  zu  ver- 
gegenwärtigen. Was  ist  denn  der  rechtliche  Zweck  des  Ermittelungs- 
verfahrens, in  welches  die  Steuererklärung  sich  einfügt?  Für  den 
Steuerpflichtigen  die  Steuersumme,  den  Geldbetrag  festzusetzen,  den 
er  dem  Staate  leisten  soll.  Da  aber  dann,  wenn  ein  Gläubiger  be- 
rechtigt ist,  von  dem  Schuldner  eine  Leistung  zu  fordern,  ein  Schuld- 
verhältnis vorhanden  ist  ich  erinnere  an  die  Vorschrift  des 
S  241  Bürgerliches  Gesetzbuch  —  so  ist  der  Zweck  des  Verfahrens 
auf  die  Begründung  einer  Schuld  des  Steuerpflichtigen  an  den  Staat 
gerichtet.  Diese  Begründung  erfolgt  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Hechts.  Hier  wird  die  konkrete  Schuld  zur  Entstehung  gebracht 
durch  die  Veranlagung,  das  ist  den  auf  die  Begründung  der  Steuer- 
schuld gerichteten  Akt  der  Behörde.  Vor  diesem  Akt  ist  freilich 
eine  öffentlich  rechtliche  Pflicht,  die  Steuerpflicht,  bei  dem  einzelnen 
schon  vorhanden,  aber  noch  keine  Schuld:  was  vorher  vorhanden  ist. 
ist  der  Zustand  des  dem  Steuergesetze  ruterworfeiiseins  und  die 
damit  verbundene  Anwartschaft,  dass,  wenn  der  Fall  der  Anwendung 
des  Steuergesetzes  auf  den  Pflichtigen  eintritt,  die  Steuerschuld  ge- 
boren wird.  Es  nimmt  also  die  eine  Steuererklärung  abgebende 
Person  teil  an  der  Vorbereitung  für  ein  Schuldverhältiiis  mit  ihr 
selb»t  als  Schuldnerin.  Da  ferner  die  Erklärung  abgegeben  wird 
gegen  die  Steuerbehörde,  welche  berufen  ist.  die  Interessen  des  Staates 
wahrzunehmen,  so  ergibt  sich,  dass  der  künftige  Schuldner  dem 
Vertreter  des  künftigen  Gläubigers  mit  dem  für  die  Begründung  der 
Schuld,  worüber  dieser  Bestimmung  zu  treffen  hat,  erforderlichen 
Stoff  an  die  Hand  geht.  Es  handelt  sich  also  bei  der  Steuererklärung 
um  eine  Auskunft,  die  der  event.  Verpflichtete  dem  event.  Berechtigten 
erteilt,  um  diesen  in  den  Stand  zu  setzen,  zu  ermessen,  ob  von  ihm 
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gegen  jenen  ein  Forderungsreeht  und  in  welchem  Umfange  in  Au- 
sspruch zu  nehnieu  ist.  Die  Verpflichtung  zur  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung bedeutet  somit  eine  Verpflichtung  zur  Auskunftserteil ung, 
und  zwar  mit  dem  Inhalt,  dass  die  Auskunft  zur  Begründung  der 
Steuerschuld  zu  ermittelnde  Tatsachen  begreift. 

Fillle  der  Verpflichtung  zur  Auskunftserteilung  sind  auch  im 
Privatrechte  vorhanden.  Die  Auskunftserteilung  betreffen  im  zweiten 
Buche  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  die  259  und  260  im  ersten 
Titel  des  ersten  Abschnitts,  wo  von  dem  Inhalte  der  Schuldverhältnisse, 
und  zwar  von  der  Verpflichtung  zur  Leistung  gehandelt  wird,  und 
in  demselben  Buche  Titel  23  des  Abschnitts  7  die  §§  809—811. 
Um  nun  diese  ähnlichen  Vorschriften  mit  der  Deklarationspflicht  bei 
den  direkten  Steuern  zu  vergleichen:  in  t?  809  wird  vorausgesetzt, 
dass  jemand  ein  Interesse  hat,  eine  Sache  zu  besichtigen,  und  werden 
die  Fälle  festgesetzt,  in  denen  er  von  dem  Besitzer  der  Sache  ver- 
langen kann,  dass  ihm  die  Sache  zur  Besichtigung  vorgelegt  oder 
die  Besichtigung  gestattet  wird:  dieses  kann  verlangt  werden  von 
demjenigen,  der  gegen  den  Besitzer  einer  Sache  einen  Anspruch  in 
Ansehung  der  Sache  hat  oder  sich  Gewissheit  verschaffen  will,  ob 
ihm  ein  solcher  Anspruch  zusteht.  Hier  ist  also  ein  bestimmter  An- 
spruch als  vorhanden  vorausgesetzt,  und  hierin  liegt  die  Verschieden- 
heit mit  der  Steuererklärung,  wo  die  Forderung  des  Staates  gegen 
den  Steuerpflichtigen  erst  durch  die  Festsetzung  der  Steuerbehörde 
auf  Grund  der  erteilten  Auskunft  zur  Existenz  gelangt.  Eine  Ähnlich- 
keit drängt  sich  freilich  in  dem  Falle  auf.  dass  jemand  sich  erst 
(iewissheit  verschaffen  will,  ob  ihm  ein  Anspruch  zusteht,  aber  sie 
ist  nur  äusserlieh  vorhanden;  denn  wenn  der  Betreffende  die  Sache 
sieht  und  danach  dann  weiss,  dass  ihm  der  Anspruch  zusteht,  so  ent- 
steht doch  dieser  Anspruch  nicht  erst  infolge  der  Vorlegung  der 
Sache,  sondern  er  war  vorher  schon  da.  Durch  die  erteilte  Auskunft 
wird  also  nicht,  wie  bei  der  Steuererklärung,  die  Entstehung  des 
Anspruchs  vorbereitet,  sondern  lediglich  eine  in  betrefl*  desselben  bis 
dahin  vorhandene  Unklarheit  beseitigt.  Dieselben  Erwägungen,  wenn- 
gleich in  anderer  Art,  kehren  wieder  bei  Betrachtung  der  in  §  810 
geordneten  Einsicht  einer  in  fremdem  Besitze  befindlichen  Urkunde. 
Dem  Inhalt  nach  nähert  sich  der  Steuererklärung  bei  der  Vermögens- 
steuer, der  sogenannten  Verinögensanzeige,  die  Vorschrift  in  2*»0. 
wonach,  wer  verpflichtet  ist.  einen  Inbegriff  von  Gegenständen  heraus- 
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zugeben  oder  (Iber  den  Bestand  eines  solchen  Inbegriffs  Auskunft  zu 
erteilen,  dein  Berechtigten  ein  Verzeichnis  des  Bestandes  vorzulegen 
hat.  Mit  dein  rInbcgriff~  ist  ja  nicht  bloss  eine  Sucligesanitheit.  eine 
universitas.  gemeint,  ein  Vermögen  fallt  auch  darunter.  Bei  der 
Vermögensanzeige  steht  nun  freilich  ein  spezielles  Inventar  nicht  in 
Frage,  sondern  es  sind  nur  die  Bestandteile  des  Vermögens  der 
Gattung  nach  und  innerhalb  jedes  Bestandteils  die  einzelnen  wirt- 
schaftlichen Einheiten  aufzuführen,  immerhin  aber  tritt  der  Inhalt 
der  Auskunft  hier  und  bei  der  Vermögensanzeige  nahe  aneinander. 
Aber  sobald  man  auf  den  Zweck  sieht,  macht  sich  der  l'nterschied 
sofort  geltend.  Es  gehört  zum  Tatbestände  des  $j  260.  dass  ein 
Anspruch  auf  Herausgabe  von  Gegenständen  vorhanden  ist:  der  wirk- 
samen Geltendmachung  dieses  Anspruchs  stehen  Hindernisse  insofern 
entgegen,  als  der  Berechtigte  die  ihm  gebührenden  Gegenstände  nicht 
speziell  kennt;  um  diese  Hindernisse  zu  beseitigen,  hat  der  Ver- 
pflichtete die  Auskunft  zu  gehen.  Dagegen  bei  der  Steuererklärung 
handelt  es  sich  nicht  bloss  um  eine  Vorbereitung  fllr  die  Geltend- 
machung einer  dem  Staate  als  Berechtigten  bereits  zustehenden  konkret 
bestimmten  Forderung,  sondern  um  die  Vorbereitung  der  Entstehung 
dieser  Forderung  selbst.  Und  dieser  selbe  Gesichtspunkt  ist  es  denn 
auch,  an  welchem  die  Vergleichung  des  die  grösste  Ähnlichkeit  mit 
der  Steuererklärung  zeigenden  Falles  der  Auskunftserteilung  im 
Bürgerlichen  Gesetzbuch,  nilmlich  der  in  £  259  bestimmten  Rechen- 
schaftsablegung  scheitert.  Pie  eine  geordnete  Zusammenstellung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  enthaltende  Rechnung,  durch  deren  Mit- 
teilung die  Rechenschaft  abgelegt  wird,  geht  freilich  über  das.  was 
in  einer  EinkoinmenstcuererkUirung  vom  Steuerpflichtigen  angeführt 
werden  muss,  die  Anführung  der  Einkummenshcträge  nach  den  ein- 
zelneu Quellen,  weit  hinaus,  wird  aber,  um  den  Keinertrag  aus  Grund- 
besitz oder  den  Reingewinn  aus  Handel  und  Gewerbe  klargestellt  zu 
sehen,  von  der  Steuerbehörde  nicht  selten  gewünscht  oder  auch  ohne 
Aufforderung  von  dem  Steuerpflichtigen  vorgelegt.  Auch  dann  nähert 
sich  die  Rechenschaftsablegung  der  Steuererklärung,  wenn,  wie  es 
tatsächlich  oft  der  Fall  ist.  der  Berechtigte  erst  dadurch  die  Tat- 
sachen kennen  lernt,  auf  Grund  deren  zu  ermessen  ist.  ob  die  Ein- 
nahmen die  Ausgaben  übersteigen,  und  damit,  ob  eine  und  welche 
Forderung  vorhanden  ist.  Im  §  259  wird  ferner  ein  Rechtsverhältnis 
vorausgesetzt,  aus  welchem  die  Kechenschaftsablegung  und  das  kon- 
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krcte  Sehuldverhältnis  resultiert,  ebenso  ist  es  das  öffentlich  recht- 
liche Verhältnis  der  Steuerpflicht  des  Bürgers,  worauf  die  Verpflichtung 
zur  Steuererklärung  und  zur  Leistung  der  festgesetzten  Steuer  be- 
ruht. Aber  der  Unterschied  ist  auch  hier  vorhanden,  dass,  wühlend 
bei  Abgabe  der  Steuererklärung  noch  keine  bestimmte  Forderung  ent- 
standen ist,  sondern  erst  als  in  der  Zukunft  liegende  Möglichkeit 
oilcr  Wahrscheinlichkeit  gedacht  wird,  derjenige,  welcher  eine  Rech- 
nung ablegt,  aus  welcher  sich  ein  Plus  der  Einnahmen  über  die  Aus- 
gaben ergibt,  dieses  Plus  schon  seit  dem  Zeitpunkt  des  Eingangs 
schuldig  ist.  und  dass.  wenn  die  Ausgaben  die  Einnahmen  Ubersteigen, 
eine  Schuld  nicht,  jedenfalls  zur  Zeit  der  Rechenschaftsablage  nicht 
mehr  vorhanden  ist.  Der  Zweck  der  Auskunftserteilung  ist  somit, 
im  Gegensätze  zu  der  Steuererklärung,  auch  hter  nicht,  eine  Forderung 
erst  zu  begründen,  sondern  klarzustellen,  ob  eine  und  welche  bereits 
besteht,  und  letzterenfalls  die  Forderung  für  die  Geltendmachung 
von  der  ihr  Iiis  dahin  bezüglich  des  Betrages  und  der  Regründung 
anhaftenden  Unklarheit  zu  befreien. 

Es  hat  also,  das  ist  das  Ergebnis,  die  Auskunftserteilung  im 
öffentlichen  Rechte,  wie  sie  in  der  Steuererklärung  sich  vollzieht, 
einen  viel  weitergehenden  Zweck,  als  der  ist.  welcher  in  den  Fällen 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  verfolgt  wird;  um  so  näher  liegt  die 
Frage,  wie  diese  weitgehende  Belastung  grundsätzlich  zu  rechtfertigen 
ist.  Hier  bietet  sich  trotz  der  Verschiedenheit  der  Lebensbedingungen 
für  öffentliche  und  für  private  Rechte  und  Pflichten  doch  in  der  Be- 
gründung, welche  für  die  Verpflichtung  zur  Auskunftserteilung  im 
Privatrecht,  insbesondere  für  die  Verpflichtung  zur  Rechnungslegung, 
angeführt  wird,  ein  schätzbarer  Anhalt  dar.  Ein  allgemeiner  Grund- 
satz, wie  ihn  das  Allgemeine  Landrecht  in  der  Einleitung,  §  80,  aus- 
spricht: „Wem  die  Gesetze  ein  Recht  geben,  dem  bewilligen  sie  auch 
die  Mittel,  ohne  welche  dasselbe  nicht  ausgeübt  werden  knnnu,  ist 
freilich  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  nicht  enthalten,  aber  man  wird 
im  Sinne  des  Gesetzes  davon  ausgeben  dürfen,  dass  die  Auskünfte, 
insbesondere  die  durch  Rechnungslegung,  im  öffentlichen  Interesse 
auferlegt  sind,  weil  es  im  öffentlichen  Interesse  liegt,  dass  Rechten 
die  Möglichkeit,  verwirklicht  zu  werden,  nicht  versagt  bleibt.  Die 
gleiche  Erwägung  aber  verlangt  bei  öffentlichen  Rechten  Anwendung. 
Dem  Rechte  des  Staates,  von  seinen  Bürgern  Steuern  zu  fordern,  ent- 
spricht die  öffentliche  Steuerpflicht  der  Bürger,  und  hierauf  beruht  auch 
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das  Kocht  dos  Staates,  von  den  Bürgern  die  für  die  .Steuerfestsetzung 
erwünschte  Auskunft  zu  verlangen.  Denn  aus  dem  Besteuerungsrechte 
des  Staates  folgt  auch  die  Pflicht  der  Bürger  zu  denjenigen  persön- 
lichen Leistungen,  welche  erforderlich  sind,  um  das  Besteuerungs- 
iecht zu  verwirklichen.  Diese  Konsequenz  ist  nicht  abzuweisen: 
muss  sich  der  Bürger  der  für  nötig  erachteten  Steueranforderung 
fügen,  so  darf  er  auch  die  Mittel,  welche  zur  Erreichung  des  Zwecks 
für  nötig  erachtet  werden,  dem  Staate  nicht  versagen.  Dazu  gehört 
auch  die  Steuererklärung.  Die  Voraussetzung  ist  dabei  allein,  dass 
das  Recht  des  Staates  auf  Besteuerung  anerkannt  wird.  Worauf 
dieses  Recht  beruht,  kann  hier  ganz  dahingestellt  bleiben,  diese  im 
Laufe  der  Zeit  in  der  Geschichte  der  politischen  Theorie  bekanntlich 
sehr  verschieden  beantwortete  Frage,  die  Frage  nach  dem  Wesen, 
dem  Zweck  und  den  Aufgaben  des  Staates,  bedarf  keiner  Erörterung, 
weil  das  Besteuerungsrecht  des  Staates  einem  Zweifel  nicht  unterliegt 
und  es  für  die  grundsätzliche  Rechtfertigung  der  Zwangsdeklaration 
nur  auf  den  Bestand  jenes  Rechts,  nicht  auf  die  Art  der  Konstruktion 
desselben  ankommt.  Wenn  aber,  das  ist  dabei  hervorzuheben,  der 
Bürger  dem  Staate  leisten  muss,  was  an  Steuern  erforderlich  ist,  so 
hat  der  Staat,  also  die  zur  Gesetzgebung  berufenen  Organe,  das  Mals 
und  die  Art  der  Leistungen  festzusetzen.  Es  folgt  dieses  aus  dem 
Subjektionsverhältnisse,  in  welchem  sich  die  Bürger  zum  Staate  be- 
finden. Art.  Mafs,  Vmfang,  Zeit  der  Einführung  ~-  alle  diese  Dinge 
werden  in  den  einzelnen  Staaten  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  ver- 
schieden, je  nachdem  Bedürfnis  oder  Neigung  sich  geltend  macht, 
bestimmt  werden.  Das  gilt  insbesondere  auch  von  der  Einführung 
des  Deklarutiotiszwanges.  Das  grundsätzliche  Recht  der  Staats- 
gewalt also  zu  dieser  Einrichtung  steht  ausser  Frage:  regelmässig 
sind  es.  insbesondere  auch  in  I'reussen,  nur  Gründe  der  Zweck- 
mässigkeit gewesen,  die.  als  die  Deklarationspflicht  vorgeschlagen, 
erörtert  und  dann  durchgesetzt  wurde,  dafür  und  dagegen  ins  Feld 
geführt  sind. 

Ich  gehe  nunmehr  dazu  über,  den  Charakter  der  Steuererklärung 
von  der  materiellen,  nämlich  der  volkswirtschaftlichen  und  zwar  der 
finanzpolitischen  Seite  zu  betrachten. 

Halten  wir  uns  gegenwärtig,  dass  es  sich  bei  der  Ausführung 
eines  Einkommensteuergesetzes  darum  handelt,  die  im  Gesetze  nieder- 
gelegten Grundsätze  auf  alle  einzelnen  Steuerpflichtigen  anzuwenden, 
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dass  ferner  diese  Aufgabe  nur  gelöst  werden  kann,  wenn  die  Vor- 
bedingung erfüllt  ist.  nämlich  die  tatsächlichen  für  die  Veranlagung 
der  Einzelnen  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  ermittelt  sind, 
und  dass  die  Steuererklärung  im  Dienste  dieser  Ermittelung  abgegeben 
wird,  so  ergibt  sich,  dass  durch  die  Einführung  der  Deklarntions- 
j)f licht  eine  Erklärung  des  Gesetzgebers  zum  Ausdruck  kommt  des 
Inhalts,  d.äss  das  Steuergesetz  in  reeller,  ehrlicher  Weise,  wie  es  der 
Wahrheit  und  Gerechtigkeit  entspricht,  verwirklicht  werden  soll. 
Dass  der  Gesetzgeber,  wenn  er  dem  Steuerpflichtigen  den  Zwang  auf- 
erlegt, die  tatsächlichen  Verhältnisse  anzugeben,  auf  Grund  welcher 
die  Steuerfestsetzung  stattzufinden  hat,  von  dem  Steuerpflichtigen 
wahrhaftige  Angaben  verlangt,  ist  ebenso  selbstverständlich,  wie  dass 
der  Steuerpflichtige  nur,  wenn  er  bei  der  Wahrheit  bleibt,  in  seinem 
Gewissen  beruhigt  ist.  Dieses  Selbstverständliche  ist  es,  was  durch 
die  Einführung  der  Deklarationspflicht  proklamiert  wird  und  sich 
als  ein  sich  stets  geltend  machender  und  niemals  zu  flbeixchender 
Grundsatz  für  alle  bei  der  Ausführung  des  Steuergesetzes  Beteiligten 
in  jedem  Augenblick  während  des  Verfahrens,  wohin  sie  auch  blicken, 
gleichsam  an  die  Wand  geschrieben  findet.  Es  ist  wie  wenn  ein 
Wegweiser  errichtet  ist.  der  jedem  den  rechten  Weg  kündet,  den 
er  einzuschlagen  hat.  damit  jeder  in  seinem  Pfliehte11krei.se  sich  die 
nötige  Lehre  daraus  entnehme,  die  Steuerbehörden,  die  Beamten 
und  die  sonstigen  Mitglieder  der  Kommissionen,  die  Steuerpflichtigen 
selbst.  So  liegt  --  und  darein  setze  ich  die  Hauptbedeutung  der 
Steuererklärung  —  in  der  Einführung  der  Steiiererklärungspflicht 
ein  Programm:  die  feierliche  Erklärung  nämlich,  dass  das  Steuer- 
gesetz voll  verwirklicht,  und  dass  dabei  die  Einkommens-  und  Ver- 
mögensverhältnisse  der  einzelnen  Steuerpflichtigen,  so  wie  sie  in 
Wahrheit  sind,  ohne  Verheimlichung,  Verdunkelung  und  Verschleierung 
zu  Grunde  gelegt  werden  sollen. 

Aber,  kann  eingewendet  werden,  wozu  die  Betonung  dieses 
Prograinmes?  wenn  ein  Steuergesetz  erlassen  wird,  wollen  ja  doch 
alle  bei  der  Vorbereitung,  Beratung  und  Verabschiedung  beteiligten 
Stellen,  dass  es  so,  wie  es  gemeint  ist.  zur  Ausführung  kommt. 
Wozu  denn  dieses  noch  ausdrücklich  aussprechen?  Es  wird  von  mir 
natürlich  nicht  bezweifelt,  dass  bei  Erlass  eines  Gesetzes  bei  dem 
Gesetzgeber  die  Absicht  besteht,  dass  es  in  der  Praxis  nach  Mafs- 
gabe  des  Gesetzes  verhalten  wild;  was  ich  meine,  ist,  dass  die  Be- 
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deutung  der  Deklarationspflieht  ins  rechte  Licht  erst  gestellt  wird 
durch  die  Erwägung,  dass  einer  befriedigenden  Lösung  der  nicht 
leichten  Aufgabe,  ein  Steuergesetz  wie  das  Einkommensteuergesetz 
auszuführen,  sehr  gewichtige  Hindernisse  entgegentreten:  vor  allem 
die  Selbstsucht  der  Steuerpflichtigen,  dann  auch  die  Schwierigkeit, 
die  Steuerbehörden  mit  Kräften  auszustatten,  die  der  oft  übergrossen 
Menge  der  Arbeit  und  der  oft  intrikaten  Art  derselben  gewachsen 
sind,  sowie  ferner  für  die  Steuerbeaniten  die  erforderlichen  Befugnisse 
zu  finden  und  das  Veranlagungsverfahren  zweckmässig  einzurichten. 
Alles  dieses  sind  Umstände,  welche  sich  nach  der  Erfahrung  in  der 
Unvollkommenheit  des  schliesslichen  Ergebnisses  ausprägen.  Je 
schwieriger  hiernach  die  Aufgabe  ist,  die  Steuerschuld  für  jeden 
Einzelnen  richtig  festzusetzen,  um  so  näher  liegt  die  Gefahr,  dass 
dabei  eine  gewisse  Lässigkeit  entsteht  und  sich  dann  im  Laufe  der 
Zeiten  breit  macht,  Dieser  Gefahr  wird  durch  die  Einführung  der 
Pflicht  zur  Steuererklärung  entgegengetreten,  und  da  jene  Uberall 
besteht,  so  ist  der  hervorgehobene  Gesichtspunkt,  dass  diese  Ein- 
führung ein  Programm  der  Ehrlichkeit  und  Wahrheit  bei  der  Gc- 
setzesausführung  bedeutet,  allgemein  gültig,  einerlei  ob  derselbe  in 
den  Einzelstaaten  bei  Anordnung  der  Zwangsdeklaration  ausdrücklich 
und  eingehend  ausgesprochen  wird  oder  nicht.  Wir  in  Preussen 
insbesondere  haben  dazu,  dieses  hervorzuheben,  alle  Veranlassung. 
Hier  ist  die  Steuererklärungspflicht  durch  das  Einkommensteuergesetz 
vom  24.  Juni  181Ü  eingeführt  worden.  Die  materiellen  Grundsätze 
dieses  Gesetzes  stehen,  mit  einigen  Ausnahmen,  denen  des  früheren 
Gesetzes  über  die  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer  nahe: 
in  betreff  des  Verfahrens  aber  unterscheidet  sich  das  neue  Gesetz 
vom  alten  grundsätzlich  in  2  Punkten,  durch  die  Anordnung  und 
Ausgestaltung  der  Kechtsmittel  und  durch  die  Deklarationspflieht, 
wie  sie  in  den  24  bis  30  geordnet  ist.  Ob  man  sich  bei  Erlass 
des  Gesetzes  auf  allen  Seiten  der  Bedeutung  der  Rechtsmittel  und 
der  von  ihnen  zu  erwartenden  Wirkungen  voll  bewusst  gewesen  ist. 
ist  mir  zweifelhaft,  darüber  aber  war  man  allgemein  einig,  dass  durch 
die  Einführung  der  Deklarationspflicht  die  Einkommensbesteuerung 
auf  eine  wesentlich  veränderte  Basis  gestellt  und  dass  damit  dem 
bestehenden,  von  keiner  Seite  mehr  verteidigten  Zustande  des  Ein- 
konmietisteuerwesens  eine  ernsthafte  Abhilfe  gebracht  wurde.  Wie 
war  denn  der  Zustand  bis  dahin V  jammervoll,  ein  Holm  auf  die 
Gerechtigkeit  und  Ehrlichkeit! 
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Gesetze  von  1851  und  1873  besteuert  werden  sollte,  nicht  entfernt 
zur  Besteuerung;  gelangte.  Die.  abgesehen  von  den  Beamten.  Pen- 
sionären und  sonstigen  mit  urbi  et  orbi  bekannten  Einkommens- 
betragen versehenen  Personen  fast  ausnahmslos  bestehende  Hege! 
ging  dahin,  dass  ein  erheblicher  Teil  des  Einkommens  eines  Pflichtigen 
tatsächlich  frei  blieb.  8/3.  3/4.  Tatsache  ist  ferner,  dass  eine 
grosse  Ungleichheit  in  betrefft  des  Maises  der  Heranziehung  zur 
Einkommensteuer  im  Staate  bestand ;  verhältnismässig  verschieden 
waren  die  Provinzen  belastet,  die  neuen,  glaube  ich.  stärker  als  die 
alten,  weil  sie  bei  Einführung  des  preussischen  Gesetzes  die  alt- 
läudisehe  Praxis  erst  allmählich  kennen  lernten;  innerhalb  einer 
Provinz  war  weiter  ungleiehmässig  die  Belastung  der  Kreise:  ja 
selbst  darüber  wurde  geklagt,  dass  innerhalb  der  einzelnen  grösseren 
Veranlagungsbezirke,  besonders  in  den  grossen  Städten,  sich  fühlbare 
Verschiedenheiten  der  Auffassung  bei  Übersetzung  der  Gesetzes- 
paragraphen in  die  Wirklichkeit  geltend  machten.  Tatsache  ist 
ferner,  dass  die  Freilassung  und  die  Ungleichheit  bei  der  Heran- 
ziehung besonders  beim  Einkommen  aus  Kapitalvermögen,  also  gerade 
bei  dem  fundierten  Einkommen  fühlbar  winde.  Hier  handelt  es  sich 
ja  um  Einkommensquellen,  die  nicht  sichtbar  vor  aller  Augen  liegen 
und.  insoweit  sie  in  Börsenpapieren  bestehen,  leicht  zu  verheimlichen 
sind.  Tatsache  ist  weiter,  dass  gerade  die  grösseren  Einkommen 
geschont,  die  geringeren,  mindestens  im  Verhältnis  zu  jenen,  über- 
lastet wurden.  Wo  blieb  da  die  Heranziehung  zur  Steuer  nach  dem 
Mafsstabe  der  Leistungsfähigkeit?  Wo  blieb  das  Vertrauen  zum 
Staate?  Wie  konnte  dabei  der  soziale  Friede  auf  die  Dauer  unge- 
fährdet bleiben? 

War  aber  dieser  Stand  der  Dinge  in  Preussen  ich  könnte, 
wenn  es  die  Zeit  erlaubte,  ihn  durch  signifikante  Beispiele  illu- 
strieren -  auf  die  mit  der  Tiitigkeit  der  Steuerbehörden  angesichts 
der  höchst  schwierigen  Aufgabe  verbundene  Unvollkommenheit  zurück- 
zuführen, so  darf  nicht  unterlassen  werden,  hinzuzufügen,  dass  den 
Steuerbehörden  die  Hände  gebunden  waren  durch  die  im  Gesetz 
von  1851  enthaltene  Bestimmung,  dass  die  Einschätzungskommissiou, 
ebenso  wie  ihr  Vorsitzender  jedes  tiefere,  lästige  Eindringen  in 
die  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  der  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen zu  vermeiden  habe.    Infolge  dieses  Verbots  konnte  die 
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amtliche  Nachforschung  nur  ausnahmsweise  dank  besonderer  zu- 
fiilliger  Umstände  zu  einer  zutreffenden  Feststellung  der  Verhältnisse 
gelangen,  und  gerade  hei  der  Ermittelung  der  nicht  in  den  Hvpo- 
thekeiihUchern  eingetragenen  Kapitalposten  erreichte  sie  am  wenigsten. 
Jedenfalls  durfte  der  Ceusit.  welcher  sich  am  zugeknöpftesten  ver- 
hielt, mit  Sicherheit  darauf  rechnen,  hei  diesem  Verhalten  am  besten 
wegzukommen.  So  bildete  sich  denn  allmählich  der  Stand  der  Dinge 
heraus,  dass  nicht  die  Richtigkeit  der  Besteuerung  erstrebt,  sondern 
eine  nach  verhältnismässiger,  dazu  sein-  verschieden  aufgefasster 
Billigkeit  abgestufte  Heranziehung  der  einzelnen  Steuerpflichtigen 
zur  Ausführung  gebracht  wurde.  Dagegen  konnte  das  Finanz- 
ministerium wenig  ausrichten,  solange  es  auf  die  amtliche  Nach- 
forschung zur  Ermittelung  der  Einkommensverhältuisse  beschränkt 
blieb,  und  dieser  wieder  durch  das  Verbot  des  tieferen  Eindringens 
in  die  Privatverhältnisse  ein  durchgreifender  Erfolg  versagt  blieb, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  bei  den  höheren  Steuerbeträgen  nicht 
das  Finanzministerium,  sondern  die  am  Sitze  jeder  Regierung  ge- 
bildete Bezirkskommission  endgültig  zu  entscheiden  hatte.  Wie  sehr 
aber  die  Reformbedürftigkeit  der  Einkommensteuer  damals  erkannt 
und  wie  stark  der  damalige  Zustand  verurteilt  wurde,  das  ist  aus 
den  Äusserungen  des  Finanzministei  s  und  der  Abgeordneten  bei  der 
Beratung  des  Einkommensteuergesetzes  im  Landtage  zu  ersehen.  Ich 
will  nur  eine  drastische  Äusserung  des  Abgeordneten  v.  IUlthhaitt 
in  der  Sitzung  vom  20.  November  1H90  filieren;  der  Herr  wandte 
sich  gegen  den  Abgeordneten  Rkhhknspkkoek.  welcher  gegen  die 
Zwangsdeklaration  gesprochen  hatte,  obschon  er  anerkannte,  dass 
jetzt  die  Einschätzungskommissionen  das  Einkommen  nicht  immer 
richtig  treffen  wollten,  dass  sie  sich  der  Unrichtigkeit  ihrer  Fest- 
setzungen bewusst  seien  und  trotzdem  die  Festsetzungen  träfen,  und 
sagte,  nachdem  er  auf  eine  Broschüre  von  der  Saar  mit  haar- 
sträubenden Einzelheiten  hingewiesen  hatte,  wörtlich: 

..Diese  Mitteilungen  hier  in  Verbindung  mit  dem.  was  in 
neuerer  Zeit  aus  westlichen  Industriebezirken  an  die  Öffentlichkeit 
gelangt  ist.  machen  es  in  der  Tat  zur  Pflicht,  das  Bewusstsein 
Uber  die  Steuerpflicht  der  Nation  wieder  zu  heben.  Ich  habe  schon 
vor  10  Jahren  in  diesem  Hause  vorher  gesagt,  dass  der  gegenwärtige 
Grundsatz  der  Steuergesetzgebung,  welcher  verbietet,  in  das  Ein- 
kommen des  einzelnen  Censiten  lästig  einzudringen,  die  Nation 
professinnsmässig  zu  Lügnern  erziehen  würde." 
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In  der  Tat,  darauf  kam  es  an,  als  dieser  Grundsatz  über 
den  Haufen  gestürzt  und  die  gerade  das  Gegenteil  proklamierende 
Steuererklärungspflicht  statuiert  wurde,  das  Bewusstsein  über  die 
Steuerpflicht  in  der  Nation  w  ieder  herzustellen.  Dass  die  Deklarations- 
pflicht ein  nie  fehlendes  Allheilmittel  sei  für  alle  Schilden,  dass  jetzt 
das  Gesetz  vollkommen  durchgefühlt  werde,  wer  könnte  das  be- 
haupten? es  bleibt  noch  manches  zu  wünschen  übrig!  aber  der 
Stand  der  Dinge  ist  seit  dem  liestehon  der  Deklarationspflicht.  an 
welche  sich  übrigens  das  Volk  schneller  gewöhnt  hat.  als  bei  Erlass 
des  Gesetzes  gehofft  wurde,  viel  viel  besser  geworden:  das  Lässige, 
Halbe,  Unehrliche,  was  den  Verhandlungen  auf  Grund  des  alten 
Gesetzes  anhaftete,  ist  verschwunden,  seitdem  durch  die  Aufrichtung 
der  Deklarationspflicht  der  fundamentale  Grundsatz  das  ganze  Ver- 
fahren durchdringt,  dass  bei  der  Veranlagung  Ehrlichkeit  und  Wahr- 
heit herrschen  sollen  und  dass  es  die  Aufgabe  der  Steuerbehörde  ist, 
diese  in  der  neuen  Praxis  zur  Wirklichkeit  zu  machen..  Der  Name 
des  Finanzministers  v.  Miqukl,  des  Mannes,  dessen  genialer  Einsicht 
und  überlegener  Klugheit  der  preussische  Staat  diesen  grossen  Erfolg 
verdankt,  wird  in  der  Steuergeschichte  unvergessen  bleiben. 

Die  Deklarationspflicht  weist  aber  nicht  bloss  den  Weg  für  die 
bei  Ausführung  des  Steuergesetzes  zu  lösende  Aufgabe,  sie  ist  auch, 
und  dariu  liegt  die  weitere  Bedeutung  dieser  Einrichtung,  zugleich 
das  schätzbarste  Hilfsmittel  zur  Erreichung  des  Zieles. 

Als  nächstes  Hilfsmittel  zur  Ermittelung  der  Steuerobjekte 
bei  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  bietet  sich  nach  der  Natur  der 
Sache  die  Nachforschung  der  mit  der  Veranlagung  beauftragten  Be- 
hörde  dar.  Diese  sieht  sich  angewiesen  auf  die  Erkundigung  bei 
dem  Steuerpflichtigen  selbst  und  bei  dritten  Personen.  Aber  das 
auf  diesen  Wegen  zu  gewinnende  Ergebnis  kann,  wenn  die  Befragung 
des  Pflichtigen  keine  oder  eine  falsche  Auskunft  gibt,  ein  be- 
friedigendes nur  zufällig  sein.  Erleichtert  wird  die  Stellung  der 
Behörde,  wenn,  wie  es  freilich  nicht  in  Preussen.  vorkommt,  den 
Arbeitgebern  die  Verpflichtung  auferlegt  ist.  der  Steuerbehörde 
von  den  Löhnen.  Verdiensten  und  Remunerationen  der  Arbeitnehmer 
Mitteilung  zu  machen.  Sonst  sieht  sich  die  Steuerbehörde  auf  die 
Vernehmungen  der  Personen,  von  denen  eine  Auskunft  erhofft  wird, 
angewiesen.  Aber  auch  die  grösste  Hingebung  in  dieser  Kichtuug 
versagt  bei  den  Bestandteilen  des  Vermögens  und  den  Quellen  des 
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Einkommens,  die  leicht  zu  verheimlichen  sind,  und  in  betreff  deren 
bei  den  Inhabern  oft  der  Wunsch  besteht,  dass  sie  verborgen  bleiben; 
das  gilt  insbesondere  vom  Kapitalvermögen.  Aber  auch  da,  wo  die 
Einkommensquellen  offen  vorliegen  und  es  sich  nur  darum  handelt, 
die  Erträge  zu  bestimmen,  ist.  .besonders  wo  eine  Berechnung  nicht 
ausführbar  ist  und  eine  Schätzung  stattfinden  muss.  die  für  eine 
zutreffende  Bemessung  nötige  Kenntnis  der  konkreten  Verhältnisse 
oft  ohne  Mitwirkung  des  Steuerpflichtigen  nicht  zuverlässig  zu  er- 
langen.- Diese  Gesichtspunkte  sind  es  gewesen,  die  schliesslich  dazu 
geführt  haben,  dass  die  Gesetzgebung  die  Steuerpflichtigen  selbst 
herangezogen  hat.  damit  diese  als  die  besten  Kenner  ihrer  Verhält- 
nisse darüber  die  erforderliche  Auskunft  geben.  Dabei  wird  den 
Steuerpflichtigen  freilich  eine  manchen  lästige  und  nicht  bequeme 
Arbeit  zugemutet,  viele  empfinden  auch  die  Offenlegung  ihrer  Ver- 
hältnisse vor  der  Behörde  als  einen  ungerechten  Eingriff  des  Staates 
in  ihre  l'rivatsphäre:  aber  diese  Einwendungen  gegen  die  Deklarations- 
pflicht  haben  gegenüber  dem  Interesse  des  Öffentlichen  zurückzutreten. 
Der  ferneren  Einwendung,  dass  die  Deklaration  für  den  Kredit  ge- 
fährlich sei.  wird  durch  eine  entsprechende  Gestaltung  des  Verfahrens 
zu  begegnen  sein.  Die  gewichtigste  Besorgnis,  welche  der  Ein- 
führung der  Deklarationspflicht  entgegengehalten  wurde,  machte 
geltend:  es  weide  dadurch  ein  Anreiz  zur  Hinterziehung  gegeben 
und  Gelegenheit  geboten,  dem  eigenen  pekuniären  Interesse  zum 
Schaden  des  Staates  durch  falsche  Angaben  zu  dienen,  so  werde  die 
Volksmoral  gefährdet.  Ich  werde  auf  diesen  Punkt  noch  zurück- 
kommen. 

Ks  kann  nun  ja  nicht  zweifelhaft  sein.  dass.  wenn  erreicht 
wird,  dass  der  Steuerpflichtige  über  seine  Einkommens-  und  Ver- 
mögensverhältnisse  richtige  Angaben  macht  und  der  Steuerbehörde 
die  Überzeugung  davon,  dass  die  Angaben  richtig  sind,  beibringt, 
diese  Selbstdeklaration  das  vollkommenste  Hilfsmittel  für  die  zu- 
treffende Ermittelung  der  Steuerobjekte  ist.  Damit  richtige  Angaben 
gemacht  werden,  ist  ein  Doppeltes  erforderlich:  dass  der  Steuer- 
pflichtige sie  machen  kann,  und  dass  er  sie  machen  will.  Hieraus 
folgt,  dass  es  unzweckmässig  ist.  Steuererklärungen  von  Bevölkerungs- 
kreisen zu  verlangen,  die  nicht  in  dem  Biblungsstandc  sich  befinden, 
den  die  Aufstellung  der  Steuererklärung  und  schon  die  Ermittelung 
der  Vorbereitungsthatsachen  voraussetzt.    Besonders  wo  die  Steuer- 
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erklärungen  nur  auf  Grund  von  Schätzungen  abzugeben  sind,  in  der 
Regel  bei  Landleuten,  weil  diese  meist  keine  oder  keine  genügende 
Buchführung  haben  auch  wo  Buchführung  besteht,  pflegt  z.  B. 
der  Hausverbrauch  nicht  angesehrieben  zu  werden  wird  es  nicht 
selten  an  der  Fähigkeit  und  dein  nötigen  Verständnis  des  Gesetzes, 
um  eine  richtige  Erklärung  aufzustellen,  fehlen.  Eine  gewisse 
Bildung,  wenigstens  in  den  Schichten  des  Volkes,  aus  denen  Steuer- 
erklärungen verlangt  werden,  mnss  als  Vorbedingung  der  Einführung 
der  Deklarationspflicht  vorhanden  sein.  So  beachtenswert  aber  auch 
dieser  Gesichtspunkt  ist.  so  wird  doch  die  G6setzgehung  sich  damit 
bei  der  näheren  Festsetzung  der  Deklarationsptiicht  ohne  besondere 
Schwierigkeit  abfinden  können  :  man  darf  ja  auch  mit  der  steigenden 
Volksbildung  rechnen.  Im  Gegensatz  dazu  ist  die  Aufgabe,  welche 
dem  Staate  dadurch  erwächst,  dnss  durch  entsprechende  Vorscluiften 
möglichst  sicherzustellen  ist.  dass  da,  wo  das  Können  vorliegt,  auch 
der  gute  Wille,  die  Wahrheit  zu  sagen,  sich  betätigt,  eine  sehr 
schwierige,  und  hier  liegt  das  Problem,  von  welchem  je  nach  dem 
Lösungs versuch  der  Erfolg  der  Einführung  der  Deklarationsptiicht 
abhängt.  Davon,  wie  ein  Staat  sich  hier  gesichert  hat,  hängt  die 
Beurteilung  der  Steuergesetzgebung  in  ihrer  praktischen  Betätigung 
wesentlich  ab.  Bevor  ich  nun  aber  auf  diese  im  Mittelpunkte  des 
Interesses  stehende  Frage,  auf  die  Kontroll  Vorschriften,  näher  eingehe, 
ist  es  zweckmässig,  zunächst  den  Umfang,  in  welchem,  und  die 
Gestaltung,  mit  welcher  sich  die  Dcklarationspflicht  in  Geltung 
betiudet,  zu  besprechen.  Ich  werde  mir  daher  erlauben,  folgende 
Punkte  zu  berühren: 

Zunächst  ist  auf  die  deutschen  und  einige  ausserdeutsche  Staaten 
hinzuweisen,  wo  die  Deklarationspflicht  besteht. 

Sodann  wird  die  innere,  grundsätzliche  Bedeutung  der  Steuer- 
erklärung innerhalb  des  Veranlagungsverfahrens,  die  Frage,  inwiefern 
dadurch  die  Steuerbehörde  gebunden  ist,  zu  besprechen  sein. 

Weiter  ist  zu  verhandeln  über  den  Zwang  zur  Steuererklärung, 
welchen  Steuerpflichtigen  der  Zwang  auferlegt  ist  und  wie  er  sich 
als  solcher  geltend  macht. 

Ferner  ist  einzugehen  auf  das  Veranlagungsverfahren,  wie  es 
auf  Grund  der  Steuererklärung  anzuordnen  ist,  und  seine  Bedeutung 
für  den  Staat  und  für  den  einzelneu  Steuerpflichtigen. 
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Nachdem  diese  Gegenstände  erörtert  sind,  werde  ich  auf  die 
der  Kontrolle  dienenden  Vorschritten  zui  llekkoinmen.  Damit  habe 
ich  mir  denn  auch  erlaubt,  die  Disposition  des  ferneren  Vortrags 
anzudeuten. 

Die  auf  die  Herbeiführung  einer  Einkommensteuer  auf  der 
Basis  der  Selbstdeklaration  gerichteten  Bestrebungen  der  preussischen 
Staatsregierung  datieren  seit  1847.  seit  dieser  Zeit  aber  haben  die 
Anschauungen  darfl her  auch  bei  der  Staatsregierung  mehrfach  ge- 
wechselt. 

Das  1847  dem  Vereinigten  Landtage  vorgelegte  Einkommen- 
steuergesetz schrieb  die  Steuererklärung,  oder  wie  sie  von  dem  da- 
maligen Finanzminister  v.  Duksbkko  genannt  wurde,  die  Selbst- 
steuererklärung vor.  die  damit  verteidigt  wurde,  dass  sie,  um  zu  einer 
gleichen  Veranlagung  der  Steuer  zu  gelangen,  ein  unerlässliches 
Mittel  sei:  damals  lehnte  der  Landtag  die  Vorlage  ab.  1849  wurde 
wieder  von  der  Regierung  ein  Einkommensteuergesetzentwurf  vor- 
gelegt, worin  auch  wieder  die  Steuererklärung,  aber  nicht  als  Zwang, 
sondern  fakultativ  vorgesehen  war.  Dieser  Entwurf  wurde  von  der 
zweiten  Kammer  angenommen,  aber  von  der  ersten  verworfen,  und 
damit  war  der  Versuch,  die  Deklaration  einzuführen,  gescheitert.  - 
In  dem  Gesetz  von  1851  sodann,  wodurch  die  Klassensteuer  ein- 
geführt wurde,  wurde  er  nicht  wieder  aufgenommen;  hier  fand  viel- 
mehr, wie  vorhin  angeführt  ist.  das  gegenteilige  Prinzip  des  Verbots 
des  Eindringens  in  die  Privatverhältnisse,  Aufnahme,  und  hieran 
änderte  auch  die  Novelle  von  1873  nichts.  Als  darauf  1883  die  Ent- 
würfe zu  einer  Einkommensteuer  und  zu  einer  Kapitalrentensteuer 
dem  Abgeordnetenhause  zugingen,  wurde  für  den  beschränkten  Zweck 
der  Ermittelung  der  Kapitalrenten  die  Selbstdeklaration  der  Steuer- 
pflichtigen als  unter  allen  Umständen  unentbehrlich  bezeichnet,  wenn 
nicht  die  Besteuerung  dieser  Kenten  bei  den  Schuldnern  oder  in  der 
Art  der  sogenannten  Kuponsteuer  durchgeführt  werden  könne,  was 
in  Prcussen  nicht  ausführbar  sei.  Dagegen  lehnte  dieselbe  Regierung 
es  ab.  als  Mittel  zur  Verbesserung  der  Steuerveranlagung  die  Ein- 
führung der  obligatorischen  Selbstdeklaration  des  gesamten  Ein- 
kommens vorzuschlagen,  weil  dasselbe  lästig  empfunden  und  grosse 
Unzufriedenheit  erregen  werde.  während  zugleich  den  mit 
seiner  Durchführung  verbundenen  unstreitig  grossen  Schwierigkeiten 
doch   nur  ein  unsicherer  Gewinn  gegenüberstelle.     Die  Regierung 
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blich  bei  dieser  völlig  unzulänglich  verteidigten,  etwas  zurückge- 
bliebenen Anschauung,  auch  als  die  Kommission  des  Abgeordneten- 
hauses die  Deklarationspflicht  auf  alle  Einkommensquellen  ver- 
allgemeinerte, und  so  kam  damals  nichts  zustande.  Eist  als 
v.  Miqitkl  ins  Amt  trat,  wurde  Ernst  gemacht  mit  der  Steuerreform ; 
die  Regierung  trat  bei  der  Einkommensteuer  auf  die  Grundlage  der 
allgemeinen  Deklarationspflicht,  und  nun  winde,  dank  der  Tatkraft 
des  Ministers,  das  Einkommensteuergesetz  auf  dieser  Grundlage  1891 
durchgesetzt.  Auch  das  1893  zum  Abschluss  gelangte  Yermögens- 
steuergesctz  enthielt  im  Entwürfe  die  obligatorische  Steuererklärung; 
dagegen  aber  erhob  sich  im  Abgeordnetenhause  ein  heftiger  Wider- 
spruch, die  Verpflichtung  wurde  gründlich  beseitigt,  nicht  einmal 
für  die  Berufungsinstanz,  wie  vorgeschlagen  wurde,  beibehalten;  nur 
freiwillig  eine  Yermtfgensanzeige  zu  erstatten,  blieb  den  Steuer- 
pflichtigen freigestellt.  Der  Finanzminister  gab  schliesslich,  um  das 
Gesetz,  wodurch  das  Einkommen  aus  dem  fundierten  Vermögen  her- 
angezogen wurde,  im  übrigen  in  Sicherheit  zu  bringen,  in  diesem 
Punkte  nach.  Das  Ergebnis  für  Preussen  ist  also,  dass  die  Dekla- 
rationspflicht nur  für  die  Einkommensteuer  besteht.  Die  Vermögens- 
steuer kennt  dieselbe  nur  fakultativ.  Bei  der  zugleich  mit  der  Ein- 
kommensteuer reformierten  Gewerbesteuer,  die  ja  freilich  seit  1.  April 
1895  aufgehört  hat,  Staatssteuer  zu  sein,  ist  sie  nicht  vorgesehen.  Bei 
der  Einkommensteuer  aber  ist  sie  nicht  auf  bestimmte  Quellen  be- 
schränkt, sondern  allgemein  in  Geltung.  Tm  übrigen  Deutschland 
hatte  man  sieh  schon,  ehe  man  sich  in  Preussen  dazu  entschloss.  viel- 
fach zur  Einführung  des  Deklarationszwanges  veranlasst  gesehen,  ins- 
besondere in  Sachsen,  Bayern,  Württemberg.  Baden,  Hessen,  Sachsen- 
Weimar.  Die  seit  Erlass  des  preussischen  Gesetzes  in  einigen  kleinen 
Staaten  erlassenen  Einkommensteuergesetze  stehen  auf  demselben 
Boden  wie  das  preussische  Gesetz.  In  Bayern  ist.  und  zwar  auf 
Grund  der  Gesetze  vom  9.  Juni  1899,  die  Deklarationspflicht  in 
Geltung  bei  der  Gewerbesteuer,  und  zwar  behufs  Feststellung  der 
massgebenden  tatsächlichen  Merkmale:  bei  Abgabe  der  Steuererklärung 
ist  dem  Pflichtigen  die  Augabc  des  gewerblichen  .lahresertrags  frei- 
gestellt; zur  Angabe  einer  Erklärung  Uber  den  Ertrag  sind  die 
Gewerbetreibenden  verpflichtet,  an  welche  eine  bezügliche  Aufforderung 
ergeht.  Ferner  besteht  die  Verpflichtung  zur  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung bei  der  Kapitalrentcnsteuer  und  der  Steuer  auf  Einkommen 
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aus  gewinnbringender  Beschäftigung,  aus  Pachtbetrieb,  aus  Be- 
soldungen. Dieustbczügen,  Leihrenten  und  dergleichen.  Die  spezielle 
Einkommensteuer  bestellt  nämlich  nur  für  die  Erträge,  welche  durch 
keine  der  anderen  direkten  Steuern  (Grund-.  Haus-,  Gewerbe-  und 
Kapitalrentensteuer)  getroffen  werden.  In  Württemberg  müssen 
die  Beträge  im  Kapital-.  Kenten-.  Dienst-  und  Berufseinkommen 
deklariert  werden:  über  eine  Steuerreform  wird  seit  Jahren  ver- 
handelt. In  Baden  ist  durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1884  eine 
allgemeine  Einkommensteuer  mit  Deklarationspflicht  eingeführt.  In 
Hessen  war  früher  bei  der  Einkommensteuer  von  der  Deklarations- 
pflieht Abstand  genommen:  erst  "durch  das  hessische  Gesetz  vom 
25.  Juni  18,95  ist  dieses  geändert:  für  die  Kapitalrentensteuer  war 
die  Deklaration  auch  früher  eingeführt.  In  Sachsen  beruht  ebenfalls 
das  Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juli  1878,  welches  wie  das 
badische  vom  20.  Juni  1884  dem  preussischen  Gesetze  mehrfach  als 
Vorbild  gedient  hat,  auf  der  Deklarationspflicht.  In  Österreich,  wo 
die  direkte  Personalhesteuerung  durch  das  Gesetz  vom  25.  Oktober 
189(5  geordnet  worden  ist.  ist  eine  Erklärungspflicht  für  die  Er- 
werbssteuer, aber  auch  hier  nur  in  betreff  der  für  die  Bemessung 
der  Steuer  wichtigen  Umstände,  nicht  in  betreff"  des  Ertrages  oder 
Einkommens  aus  dem  tiewerbe,  ausserdem  aber  auch  die  Verpflichtung 
zur  Abgabe  eines  Bekenntnisses  der  der  Kentensteuer  unterworfenen 
Bezüge,  sowie  ferner  des  Einkommens,  welches  der  Personalein- 
kommensteuer  und  der  Besoldungssteuer  von  höheren  Dienstbezügen 
unterliegt,  eingeführt  worden.  In  England,  wo  die  Einkommensteuer 
in  mehreren  Abteilungen,  die  von  besonderen  Beamten  getrennt  ver- 
waltet werden,  erhoben  wird,  gibt  es  keine  allgemeine  Deklarations- 
pflicht, sondern  eine  solche  gilt  als  Prinzip  der  Einschätzung  nur 
in  der  Abteilung  D.  Welche  insbesondere  das  Einkommen  aus  Handel 
und  Gewerbe,  aus  den  liberalen  Berufsarten  und  ans  im  Auslande 
angelegten  Kapitalvermögen  betrifft.  In  den  übrigen  Abteilungen: 
A  das  Einkommen  aus  Ländereien  und  Häusern,  B  das  Einkommen 
der  ländlichen  Pächter.  C  das  Einkommen  aus  öffentlichen  Wert- 
papieren, deren  Zinsen  in  England  zur  Auszahlung  kommen.  E  das 
Einkommen  aus  Gehalten  und  Pensionen,  tritt  die  Deklaration  zurück, 
nur  bei  A  und  B  werden  Deklarationen  über  den  Ertrag  gefordert. 
Es  hängt  diese  Verschiedenheit  mit  der  Methode  zusammen,  der  die 
englische  Einkommensteuer  folgt,  die  Steuer,  soweit  möglich,  statt 
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von  dein-  Empfänger  des  Einkommens  von  dem  Zahler,  also  an  der 
Quelle  zu  erheben,  z.  B.  nicht  von  dem  Verpächter,  sondern  vom 
Pächter,  nicht  von  dem  Kapitalgläubiger,  soiidern  vom  Schuldner, 
nicht  von  den  Angestellten  einer  Gesellschaft,  sondern  von  dieser. 
Hei  der  Einrichtung,  wie  sie  in  England  besteht*  hat  man  in  den 
5  Systemen  keine  allgemeine,  nach  der  Leistungsfähigkeit  abgestufte 
Steuer  vor  sich,  wie  wir  sie  kennen,  und  daher  ist  es  misslich, 
von  den  dortigen  Erfahrungen  aus  die  kontinentalen  Verhältnisse  zu 
beurteilen.  In  Frankreich-  ist  es  bisher  nicht  zur  Einführung  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  gekommen.  Der  vom  Finanzminister 
Docmkk  im  Februar  1876  der  Kammer  vorgelegte,  die  Einführung 
einer  solchen  bezweckende  Plan  hat  keine  Gnade  gefunden.  Aus 
demselben  ist  für  uns  von  besonderem  Interesse,  dass  er  die  Dekla- 
rationspflicht und  zwar  für  alle  Steuerpflichtigen  von  mehr  als 
10000  frs.  Einkommen  enthielt.  Dann  möchte  ich  noch  erwähnen, 
dass  in  den  Vereinigten  Staaten  seit  1.  Januar  1895  zunächst  auf 
5  Jahre  eine  Einkommensteuer  beschlossen  wurde,  wobei  die  Personen 
mit  einem  Einkommen  von  Uber  3500  Dollars  verpflichtet  wurden, 
dem  Steuereinnehmer  einen  Bericht  über  das  Einkommen  in  der 
von  dem  comiuissioner  of  internal  revenue  vorgeschriebenen  Weise 
zu  überreichen;  dieses  Gesetz  soll  jedoch  später  vom  Hundesgericht 
für  ungültig  erklärt  sein. 

So  mannigfaltig  nun  in  den  einzelnen  Staaten  die  Ausgestaltung 
des  Instituts  der  Deklarationspflicht  sein  mag,  in  dem  einen  Punkte 
besteht  durchweg  Übereinstimmung,  dass  die  Erklärung  des  Steuer- 
pflichtigen keine  Selbsteinschätzung,  nicht  die  Selbstbestimmung  der 
Steuerschuld  durch  den  Schuldner,  sondern  nur  ein  Hilfsmittel  für 
die  mit  der  Steuerfestsetzung  betraute  Behörde  ist.  Dieser  wird  für 
die  ihr  obliegenden  Untersuchung  durch  die  Steuererklärung  das  er- 
forderliche Material  vorgelegt  oder  wenigstens  eine  Handhabe  geboten, 
um  dasselbe  in  weiterer  Verhandlung  mit  dem  Pflichtigen  zu  erlangen. 
Wäre,  es  anders,  würde  irgendwie  eine  Bindung  der  Steuerbehörde 
durch  die  Erklärung  des  Pflichtigen  eintreten,  so  würde  deren  amt- 
liche causae  cognitio  auf  eine  nur  formale  Bedeutung  zurückgeführt 
sein,  materiell  fände  dann  die  Steuerfestsetzung  durch  den  Pflichtigen 
selbst  statt.  Welchen  Einfluss  aber  eine  so  präponderante  Stellung 
des  Steuerpflichtigen  auf  die  Richtigkeit  seiner  Deklaration  haben 

würde  —  diese  Frage  braucht  nur  erhoben  zu  werden,  um  die  Un- 
Jahrbueh  der  Internat.  Vereinigung,  fi.  Bd.  2 
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Möglichkeit  einer  solchen  Einrichtung  zu  erkennen.  Einerlei,  oh  ver- 
langt wird,  dass  die  auf  Ehre  und  Gewissen  ahgegehene  Erklärung 
von  der  Behörde  ohne  Prüfung  hei  der  Steuerfestsetzung  zu  Grunde 
gelegt  werden  solle,  oder  oh  für  dieselhe  die  Vermutung  der  Richtigkeit 
heansprucht  wird*,  die  von  der  Behörde,  wenn  sie  sich  der  Erklärung 
nicht  fügen  wolle,  zu  entkräften  sei.  oder  oh  diese  Wirkung  der  Er- 
klärung dann  heigeinessen  wird,  wenn  der  Erklärende  sich  zur  eides- 
stattlichen Bekräftigung  hereit  erklärt  oder  gar  diese  ahgiht.  in 
allen  diesen  Fällen  fällt  infolge  des  Mangels  einer  wirksamen  Prüfung 
durch  die  Behörde  jeder  äussere  Antrieh  für  den  Pflichtigen,  der 
Wahrheit  die  Ehre  zu  gehen,  weg.  Denn  dass  der  der  Behörde  frei- 
stehende Nachweis  der  Unrichtigkeit  der  Angahen  schon  aus  äusser- 
lichen,  in  der  Üherlastung  heruhenden  Gründen  nur  selten  unter- 
nommen wird  und  nur  unter  hesonders  günstigen  Verhältnissen  von 
Erfolg  sein  kann,  liegt  so  auf  der  Hand,  dass  der  Unehrliche  ihn 
in  der  Hegel  nicht  zu  fürchten  hat.  l  ud  dazu  kommt  noch,  dass 
die  richtige  Augahe  des  Steuerohjekts  hei  den  einzelnen  Einkommens- 
quellen ein  gewisses  Mals  von  Kenntnis  des  Gesetzes  und  oft  auch 
die  Vornahme  von  Schätzungen  voraussetzt,  so  dass  der  Unehrliche 
sich  gegenüher  einer  Anklage  nicht  selten  als  unkundiger  einfacher 
Biedermann  hinstellen  könnte.  Die  Steuererklärung  mit  für  die  Be- 
hörde hindendem  Charakter  würde  so  in  der  Tat  den  Erlolg  halten, 
dass.  was  John  Stuart  Mill  sehr  mit  Unrecht  von  der  Seihst- 
einschätzung üherhaupt  hehauptet  hat.  damit  eine  Prämie  für  den 
Gewissenlosen,  eine  Bestrafung  für  den  Gewissenhaften  eingeführt 
wäre.  Aher  das  muss  ja  gerade  die  Aufgahe  des  Gesetzgehers 
sein,  die  Peklarationspflicht  inhaltlich  und  in  hetreft*  des  dahei 
einzuhaltenden  Vera?ilaguugsverfahreiis  so  zu  gestalten,  dass  der 
Pflichtige  der  Verführung,  den  Staat  zu  hetrllgcn.  gegenüher  fest- 
zuhleihen  vollen  Anlass  hat:  dazu  aher  ist  vor  allem  unerlässlich. 
dass  die  Steuerhehörde.  wie  dem  Steuerpflichtigen  liekaunt  ist.  das 
ihr  in  der  Steuererklärung  vorgelegte  Material  nur  als  solches  zu 
hehandeln  hat  und  mit  Befugnissen  ausgestattet  wird,  welche  die 
Prüfung  desselhen  wirksam  machen. 

Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  sind  auch  die  Anforderungen 
zu  he>timmeii.  welche  an  den  Inhalt  der  Steuererklärung  zu  erhehen 
sind.  Was  im  preussischen  Gesetze  iu  dieser  Beziehung  verlangt 
wird,  kehlt  im  wesentlichen  iu  den  deutschen  (iesetzgehuugen  wieder: 
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die  Angabe  des  Jahreseinkommens  aus  den  einzelnen  der  Gattung 
nach  in  Frage  kommenden  Quellen  und  der  in  Abzug  zu  bringenden 
Sehuldenzinsen  und  Lasten.  Es  ist  also  die  Angabe  des  Gesaint- 
Steuerobjekts  nicht  genügend,  andererseits  aber  wird  nicht  die  Auf- 
führung der  einzelnen  konkreten  Einkommensquellen,  als  z.  B.  der 
einzelnen  zinsentragenden  Kapitalforderungen  verlangt.  Anderswo 
gehen  die  Ansprüche  weiter.  In  Österreich  sollen  schon  die  Bekennt- 
nisse bei  der  Rentensteuer  eine  nähere  Bezeichnung  der  steuerpflichtigen 
Bezüge  mit  Angabe  der  Schuldner  enthalten  und  werden  auch  bei 
der  Personalsteuer  sehr  eingehende  Angaben  bereits  in  den  Bekennt- 
nissen verlangt:  bei  Dienst-  und  Lohnbezügen  Betrag  und  Schuldner, 
beim  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  in  der  Kegel  die  nähere  Be- 
zeichnung des  Postens,  des  Zinsfusses  und  des  Schuldners.  Ich  glaube, 
dass  dies«  Anforderungen  zu  weit  gehen.  Es  darf  nicht  zu  viel  ver- 
langt werden,  um  den  Bogen  der  intellektuellen  Leistungsfähigkeit 
in  Verbindung  mit  der  natürlichen  Trägheit  nicht  zu  überspannen, 
aber  auch  nicht  zu  wenig,  damit  das  Gebotene  der  Behörde  eine  all- 
gemeine Übersicht  und  einen  Ausgangspunkt  für  die  weitere  Ver- 
handlung  gewährt.  Die  preussische  Gesetzgebung  hat  hier  die  richtige 
Mitte  innegehalten. 

Nicht  durchweg  so  günstig  vermag  ich  zu  urteilen  über  die 
preussischen  Bestimmungen  in  betreft  des  Umfanges  des  Deklnrations- 
zwanges  und  der  Mittel  zu  seiner  Durchführung.  Abgesehen  davon, 
dass  für  den  Steuerpflichtigen  die  Pflicht  zur  Steuererklärung  durch 
eine  besondere,  von  einer  bestimmten  Steuerhöhe  nicht  bedingte  Auf- 
forderung begründet  werden  kann,  ist  die  Verpflichtung,' der  öftent- 
liehen Aufforderung  nachzukommen,  für  alle  bereits  mit  einem  Ein- 
kommen von  mehr  als  3000  Mk.  Veranlagten  vorhanden.  Diese 
Grenzlinie  ist  in  den  verschiedenen  Staaten  sehr  verschieden  bestimmt. 
In  Sachsen  sind  es  1600  Mk..  in  Hessen  20OO  Mk.:  die  Kommission 
des  Abgeordnetenhauses  in  Preussen  knüpfte  die  von  ihr  in  das 
Einkommensteuergesetz  von  1883  hineingebrachte  Deklarationspflicht 
an  ein  Einkommen  von  mehr  als  3000  Mk.:  dem  hat  sich  dann  das 
Einkommensteuergesetz  von  1891  angeschlossen.  Diese  Beschränkung 
der  Deklarationspflicht  halte  ich  für  zu  weitgehend.  Allerdings  muss 
bei  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  eine  Grenze  bestimmt  werden. 
Denn  bei  den  Steuerpflichtigen  der  niedrigeren  Stufen  ist  die 
Deklarationspflicht  nicht  nötig,  weil  hier  meist  einfachere,  leichter 

2* 


Digitized  by  Google 


20 


Vortrage. 


zu  übersehende  Verhältnisse  vorliegen,  die  Tätigkeit  der  Behörde 
wird  hier  in  der  Regel  ausreichen ;  bei  dieser  Sachlage  aber  verbietet 
sich  die  Belästigung  der  oft  dafür  auch  nicht  genug  intelligenten 
Steuerpflichtigen.  Aber  diese  Rücksichten  rechtfertigen  es  nicht,  dass 
die  Grenze  so  hoch,  bis  mehr  als  3000  Mk.,  hinaufgesetzt  ist.  Wenn 
man  etwa  um  2  oder  3  Stufen  heruntersteigt,  so  werden  Volkskreise 
mit  herangezogen,  deren  Ehikomiiicnsvcrhältnisse  keineswegs  in  der 
Regel  klar  und  leicht  erkennbar  sind.  z.  B.  mittlere  Kaufleute,  be- 
deutendere Handwerker.  Angestellte,  ohne  dass  an  ihrer  Fähigkeit, 
dem  Gesetze  zu  genügen ,  gezweifelt  werden  dürfte.  Die  hohe  Grenze 
von  3000  Mk.  entbehrt  somit  eine  in  der  Sache  liegende  Rechtfertigung, 
sie  ist  ohne  Zweifel  auf  das  Bedenken  der  Regierung  zurückzuführen, 
den  Behörden  das  ihnen  infolge  der  Deklarationsptlieht  zuströmende 
Arbeitsmaterial  nicht  allzugross  werden  zu  lassen.  Als  in  der 
Kommission  die  Frage,  ob  nicht  die  Grenze  auf  2400  Mk.  herabgesetzt 
werden  könnte,  aufgeworfen  wurde,  erfolgte  vom  Tische  der  Regierung 
die  Auskunft,  dass  dann  100000  Steuererklärungen  mehr  zu  bewältigen 
seien.  Für  durchschlagend  halte  ich  diesen  Gesichtspunkt  nicht.  In 
Sachsen,  wo  bei  1600  Mk.  viel  mein'  Steuererklärungen  zu  behandeln 
sind,  liegt  freilich  die  Steuerveranlagung  besonderen  Beamten  ob, 
während  sie  in  Preussen  als  Regel  den  Landratsämtern  als  ein 
einzelner  Zweig  ihrer  Tätigkeit  gelassen  ist. 

Behufs  Durchführung  des  Zwanges  zur  Abgabe  der  Steuer- 
erklärung, der  ja  der  Natur  der  Sache  nach  nur  ein  indirekter  sein 
kann,  bestehen  zwei  Systeme.  Nach  dem  einen  werden  Ordnungs- 
strafen angedroht  für  den  Fall  der  Nichtinnehaltung  der  vorge- 
schriebenen Frist,  nach  dem  anderen  ist  auf  die  unentschuldigte  Ver- 
säumnis der  Nachteil  gesetzt,  dass  dem  Steuerpflichtigen  die  gesetzlichen 
Rechtsmittel  für  das  laufende  Jahr  verloren  gehen.  In  Preussen  ist 
nach  dem  Vorbilde  von  Sachsen  und  Baden  das  letztere  System 
aeeeptiert,  Württemberg  und  Österreich  haben  nur  Ordnungsstrafen, 
ebenso  England.  .  In  Bayern  hat  die  Unterlassung  einer  Steuer- 
erklärung bei  der  Gewerbesteuer  und  der  speziellen  Einkommensteuer 
den  Verlust  der  gesetzlichen  Rechtsmittel  zur  Folge,  nicht  aber  bei 
der  Kapitalrentensteuer;  hier  wird  nur  eine  Ordnungsstrafe  verwirkt. 
Die  Methode,  die  Nichtabgabe  der  Deklaration  nur  mit  Ordnungs- 
strafen zu  bedrohen,  halte  ich  nicht  für  ausreichend.  Bei  dieser  ent- 
steht *für  den  Pflichtigen  ein  blosses  Rechenexempel,  ob  er  besser 
wegkommt,  wenn  er  schweigt  und  zu  der  gegen  ihn  festgesetzten 
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Steuer  noch  die  übliche  Strafe  hinzurechnet,  oder  wenn  er  sein  richtiges 
Einkommen  anzeigt,  Die  Steuerfestsetzung  durch  die  Behörde  aber 
kann  er  ohne  Schaden  abwarten,  weil  ihm  gegen  zu  hohe  Besteuerung 
Kemedur  orten  geblieben  ist.  Somit  wird  nichts  riskiert,  wie  die  er- 
fahrungsgemäss  der  Höhe  nach  nicht  zu  Übersehende  Ordnungstrafe. 
Es  leistet  also  diese  Einrichtung  dem  Interesse  der  Steuerpflichtigen 
Vorschub,  die  sich  nicht  scheuen,  den  Staat  zu  hintergehen.  Viel 
wirksamer  ist  dagegen  der  Druck,  welcher  durch  den  auf  die  Ver- 
säumung der  Steuererklärung  gesetzten  Verlust  des  Reklamations- 
rechts auf  den  Steuerpflichtigen  ausgeübt  wird.  Alsdann  ist  derselbe 
der  von  der  Behörde  bewirkten  Steuerfestsetzung  gegenüber  völlig 
machtlos;  was  auch  bestimmt  wird,  er  muss  es  anerkennen,  und  so 
kann  die  Versäumnis  der  Steuererklärung  für  den  Pflichtigen  einen 
solchen  Nachteil  zur  Folge  haben,  dass  bei  ihm  in  Zukunft  die  sorg- 
fältige Beobachtung  der  Erklärungsfrist  sichergestellt  ist.  Aber 
diese  Einrichtung,  der  ich  früher  selbst  aus  voller  Überzeugung 
zugestimmt  habe,  ist,  wie  die  amtliche  Erfahrung  mich  gelehrt 
hat.  doch  zu  scharf,  weil  sie  alle  Deklarationspflichtigen,  welche 
die  Frist  versäumen  ohne  Entschuldigung,  mit  gleichem  Mafse 
misst  und  keine  Rücksicht  darauf  nimmt,  ob  es  sich  bloss  um  Leicht- 
sinn, Sorglosigkeit  und  Unerfahrenheit.  oder  um  Hinterhältigkeit  oder 
gar  die  Absicht  der  Hinterziehung  handelt.  Wer  einen  Tag  mit 
seiner  Steuererklärung  zu  spät  kommt,  verliert  die  Rechtsmittel  ebenso 
.wie  der,  der  auch  nach  einer  zweiten,  einen  Steuerzuschlag  von  25°/0 
androhenden  Aufforderung,  wie  sie  im  preussischen  Gesetze  vorge- 
sehen ist.  die  Abgabe  der  Steuererklärung  überhaupt  verweigert. 
Dies  ist  unbillig  und  ungerecht.  Daher  würde  ich  vorziehen,  den 
Verlust  der  Rechtsmittel  erst  nach  einer  zweiten  besonderen  Auf- 
forderung eintreten  zu  lassen.  Die  Nichtbeachtung  der  ersten  Auf- 
forderung, die  im  Interesse  der  Ordnung  einer  rechtzeitigen  Ab- 
wickelung des  Veranlagungsgeschäfts  auch  und  nicht  zu  leicht  geahndet 
werden  muss,  mag  eine  Geldstrafe  oder  einen  Steueraufschlag  oder 
beides  zur  Folge  haben.  Damit  würde  auch  erreicht  werden,  dass. 
wenn  die  Behörde  gegen  den  Säumigen,  wie  es  leider  nicht  selten 
vorkommt,  zur  Festsetzung  der  Steuer  schreitet,  ohne  auf  sein  Vor- 
bringen, seine  Beweismittel  irgend  welche  Rücksicht  zu  nehmen, 
dieses  Verfahren  nur  bei  solchen  Personen,  die  es  verdienen,  un- 
gerügt  bleibt. 


Digitized  by  Google 


22 


Vorträge. 


Ich  komme  nun  auf  das  Verfahren,  welches  von  der  Behörde 
tinzuschlagen  ist.  um,  wenn  eine  Steuererklärung  ahgegehen  ist. 
dieses  Hilfsmittel  für  die  Erreichung  des  Zweckes:  die  für 
die  Steuerfestsetzung  erforderlichen  tatsächlichen  Faktoren  zu  er- 
mitteln, möglichst  nutzbar  zu  machen.  Dass  dieser  Zweck  nicht 
erreicht  wird,  wenn  die  Behörde  mit  der  Steuererklärung  nach  ihrem 
Ermessen  verfahren,  sie  je  nach  ihrer  Kenntnis  und  Auffassung  an- 
erkennen oder  ganz  beiseite  legen  dürfte,  ist  klar:  aus  der  Natur 
der  Sache  folgt  vielmehr,  dass.  soll  die  Steuererklärung  nützen,  sie 
als  Grundlage  und  Ausgangspunkt  für  die  weiter  erforderlich  er- 
achtete Klarstellung  der  Verhältnisse  und  die  darauf  sich  beziehende 
Verhandlung  mit  dem  Pflichtigen  angesehen  und  behandelt  werden 
muss.  Daher  ist  im  preussischen  Gesetze  bestimmt  -  und  ähnliche 
Vorschriften  kehren  wieder,  wo  das  Gesetz  auf  der  Deklaration  be- 
ruht dass  die  Steuerbehörde  dem  Pflichtigen  die  Bedenken,  welche 
sie  gegen  die  Richtigkeit  seiner  Angaben  hat,  bestimmt  mitzuteilen 
und  ihm  Gelegenheit  zu  geben  hat.  dieselben  zu  beheben  durch  Auf- 
klärungen und  Nachweisungen,  so  wie  es  die  Sache  mit  sich  bringt. 
Diese  Vorschrift  sichert  erst  der  Steuererklärung  ihre  Bedeutung  für 
die  Veranlagung,  und  daher  sind  die  dieses  sogenannte  Beanstandung*- 
verfahren  betreffenden  Bestimmungen  von  der  höchsten  Wichtigkeit.  Ich 
enthalte  mich,  auf  die  interessanten  Einzelfragen,  die  dabei  hervor- 
treten, ob  sich  die  dem  Steuerpflichtigen  durch  die  Deklaration  auf- 
erlegte Mitwirkung  auch  auf  die  Beantwortung  der  im  Beanstandungs-. 
verfahren  an  ihn  gerichteten  Fragen  erstreckt,  und  welche  Wirkung 
die  Versagung  der  Aiiwort  hat,  einzugehen,  das  würde  mich  zu  weit 
führen.  Aber  es  kann  darauf,  dass  eine  zweckentsprechende,  d.  h. 
die  individuellen  Verhältnisse  des  Censiten  stets  im  Auge  behaltende 
Verhandlung  mit  ihm  an  der  Hand  und  auf  Grund  der  Steuererklärung 
ngeordnet  und  durchgeführt  wird,  nicht  Gewicht  genug  gelegt  werden. 
So  dient  die  Deklarationspflieht  dazu,  die  Sachen  vor  einer  schablonen- 
haften Behandlung  zu  schützen,  der  sie  in  der  I.  Instanz,  und  dort 
liegt  der  Schwerpunkt  des  ganzen  Besteuerungsgeschäfts,  nur  zu 
leicht  ausgesetzt  sind,  wenn  der  Vorsitzende  der  Veranlagungs- 
kommission den  ihm  beigegebenen  Steuersekretär  allzu  selbständig 
schalten  lässt. 

Aber  nicht  bloss  dem  öffentlichen  Interesse  dient  das  Hean- 
stnndungsvcrfahren,  sondern  auch  dem  einzelnen  Steuerpflichtigen. 
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natürlich  aber  nur  dem,  der  auf  eine  zutreffende  Ermittelung  des 
Steuerohjekts  Wert  legt.    Die  Verpflichtung  der  Behörde,  mit  ihm, 
wenn  sie  gegen  seine  Steuererklärung  Anstünde  erhebt,  behufs  Fest- 
stellung: der  Verhältnisse  zu  verhandeln,  ihm  (Gehör  zu  schenken 
und  das.  was  er  zur  Klarstellung  des  Sachverhalts  an  Tatsachen 
und  Beweisen  vorbringt,  sachgemäss  zu  prüfen,  sichert  den  Steuer- 
pflichtigen davor,  dass  die  Steuer  auf  (Grund  unzureichender  Kenntnis 
der  massgebenden  Umstünde  festgesetzt  wird.    Freilich  findet  er  im 
Berufungsverfahren  auch  noch  (Gelegenheit  zur  Wahrnehmung  seines 
Interesses:  aber  doppelt  genäht  hält  besser,  im  Beanstandungsver- 
fahren muss  er  gehört  sein,  ehe  die  Veranlagung  abweichend  von 
der  Steuererklärung  stattfinden  darf,  und  so  wird  ihm  dadurch,  dass 
er  eine  Steuererklärung  abgegeben  und  sich  dadurch  das  (Gehör  bei 
der  Behörde  auch  ohne  speziellen  Antrag  seinerseits  gesichert  hat, 
vom  (Gesetze  eine  doppelte  Verhandlung  über  die  für  seine  Steuer- 
festsetzung in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  zugesichert.  Soweit 
ergibt  sich,  dass  die  Zwangsdeklaration   dem  Pflichtigen  zugleich 
zum  Vorteil  gereicht.    Dieses  wird  freilich  von  dem.  welchem  es 
darauf  ankommt,    möglichst  niedrig,  und  nicht  möglichst  richtig 
besteuert  zu  werden,  nicht  empfunden:  aber  der.  den  die  Behörde 
bisher  zu  hoch  eingeschätzt  hat  und  der  seine  Besteuerung:  auf  das 
richtige  Mafs  zurückzuführen  bestrebt  ist,  wird  den  segensreichen  Vor- 
zug der  ihm  infolge  der  Steuererklärung  gegenüber  der  Behörde  zu 
teil  gewordenen  Stellung  verspüren.  Die  Steuererklärung  ist  also  nicht 
bloss  eine  Pflicht,  eine  Last,  sondern  zugleich  eine  (Gerechtsame,  ein 
Vorteil.    Und  in  diesem  Zusammenhange  tritt  denn  auch  der  Wert 
der   sich   in   den  Steuererklärnngsgesetzen   findenden  Bestimmung 
hervor,  dass  auch  der  Nichtverpflichtete  verlangen  kann,  zur  Abgabe 
einer  Steuererklärung  zugelassen  zu  werden.     Es  ist  daher  ganz 
falsch,  wenn  die  Steuererklärungspflicht,  wie  es  von  den  (Gegnern 
so  oft  geschehen  ist.  immer  nur  als  eine  Last,  als  ein  Nachteil 
dargestellt  wird:  die  weitgehende  Förderung,  welche  die  Steuer- 
erklärung den  Interessen  des  Einzelnen  bei  der  Steuerfestsetzung 
zu    teil   werden   lässt,    darf  nicht   zurückgesetzt   werden.  Des- 
halb sind  es  auch  sehr  kurzsichtige  Erwägungen  gewesen,  welchen 
wir  es  zu  verdanken  haben,  dass  das  Ergänzungssteuergesetz,  für 
welches  von  der  Regierung  die  Deklnrationspflicht  vorgeschlagen 
war,  nur  eine  fakultative  Steuererklärung  aufgenommen  hat.  Die 
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Schwierigkeit  bei  der  Ausführung;  des  Ergänzungssteuergesetzes  liegt, 
abgesehen  von  den  Wertbestinimungeii.  besonders  in  der  Ermittelung 
des  Kapitalvermögens  und  der  bei  der  Bestimmung  des  gewerblichen 
Anlage-  und  Betriebskapitals  sehr  ins  Gewicht  fallenden  Waren- 
bestände. Aussenstände  und  Schulden.  In  diesen  Richtungen  hätten 
dieselben  Gesichtspunkte,  die  bei  der  Einkommensteuer  zur  Steuer- 
erklärungspflicht geführt  haben,  durchschlagend  sein  sollen.  Freilich 
die  Staatsregierung  konnte,  allein  das  Staatsinteresse  angesehen, 
nachgeben,  wie  sie  getan  hat;  denn  anlangend  das  Kapitalvermögen 
kann  sie  das  für  die  Einkommensteuer  deklarierte  Kapitaleinkommen 
sich  nutzbar  machen,  und  die  übrigen  Objekte  muss  der  Steuer- 
pflichtige, wenn  er  eine  Überschätzung  vermieden  sehen  will,  in 
seinem  eigenen  Interesse  speziell  darlegen,  ebenso  wie  nur  auf 
diesem  Wege  im  Streitfall  das  Kapitalvermögen  teststellbar  ist.  Ob 
der  Steuerbehörde  das  vom  Landtage  beseitigte  Fragerecht  in  dieser 
Richtung  zusteht  oder  nicht,  ändert  nichts  an  der  auf  Grund  der 
Erfahrung  bestehenden  Tatsache,  dass  der  Steuerpflichtige  zur  Ver- 
meidung von  Überschätzungen  in  seinem  Interesse  mit  speziellen 
Angaben  herauskommen  muss.  Das  Interesse  des  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen also  ist  es.  welches  durch  die  Beseitigung  der  Dekla- 
rationspflicht Schaden  gelitten  hat.  weil  ihm  dadurch  ein  Gehör 
schon  vor  der  Veranlagung  und  nicht,  wie  jetzt,  erst  in  der  Rechts- 
mittel instanz  gesichert  wenden  wäre.  Und  es  kann  den  Steuer- 
pflichtigen nur  dringend  empfohlen  werden,  von  der  ihnen  im 
Ergänzungssteuergesetz  freigestellten  Vermögensanzeige  Gebrauch 
zu  machen.  ■—  Aus  dem  Gesagten  treten  die  Schwierigkeiten  zu 
Tage,  welche,  damit  die  Deklarationspflicht  zu  einer  richtigen 
Besteuerung  führt,  bei  der  näheren  Ausgestaltung  dieses  Gebildes 
zu  überwinden  sind:  die  Hauptfrage  bleibt  immer,  wie  in  dem 
Kampfe  der  Ehrlichkeit  mit  der  Begehrlichkeit  in  der  Brust  des 
Steuerpflichtigen  jener  zu  Hilfe  zu  kommen  ist.  so  dass  ihr  der 
Sieg  zufällt.  Gilt  es  also,  den  selbstsüchtigen  Trieb  einzudämmen, 
so  ist  dafür  das  wichtigste  Mittel,  wenn  solche  Maßnahmen  gotroflen 
werden,  dass  die  Entdeckung  der  I  nwahrheit  einer  Steuererklärung 
wahrscheinlich  ist.  Die  Furcht  vor  der  Entdeckung  und  den  damit 
eintretenden  Folgen:  der  Bestrafung  und  dem  Ehrverlust,  sind  das 
sicherste  Präservativ  gegen  falsche  Steuererklärungen.  —  Die  zur 
Kontrolle  dienende  Einrichtung  nun,  welche  hier  an  erster  Stelle 
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genannt  werden  muss,  ist  eine  zweckentsprechend  angeordnete  Erb- 
schaftssteuer. Da  nämlich  behufs  Festsetzung  der  Erbschaftssteuer 
eine  genaue  Ermittelung  der  Erbschaft  und  der  den  einzelnen  Be- 
teiligten  zufallenden  Vermögensobjektc  stattfindet  —  es  muss  von 
den  Erben  ein  spezielles  Inventar  des  Nachlasses  aufgestellt  und 
die  Richtigkeit  auf  Verlangen  der  Behörde  an  Eidesstatt  bestätigt 
werden  —  so  bietet  sich  hier  ein  wertvolles  Material  dar.  mit 
welchem  die  Steuererklärungen  sowohl  des  Erblassers  wenigstens 
aus  den  letzten  Jahren,  als  auch  der  Erben,  nachgeprüft  werde») 
können.  Tatsächlich  dienen  auch  die  Erbschaftssteuerverhandlungen 
diesem  Zweck.  Aber  es  liegt  auf  der  Hand,  dass  da,  wo.  wie  auch 
in  Preussen.  die  Descendenteu.  die  Ascendenten  und  die  Ehegatten 
von  der  Erbschaftssteuer  befreit  sind,  der  Nutzen  fUr  die  Einkommen- 
steuer und  Ergänzuugssteuer  nur  sehr  beschränkt  sein  kann;  die 
grösste  Zahl  der  Fälle  scheidet  dann  leider  aus.  Auch  mit  im  Hin- 
blick auf  die  Steuerkontrolle  hatte  die  Staat.sregierung.  als  sie 
zugleich  mit  dem  Einkommensteuergesetz  eine  Novelle  zum 

Erbschaftssteuergesetz  vorlegte,  darin  die  Heranziehung  der  Descen- 
denteu. Ascendenten  und  Ehegatten,  natürlich  nur  mit  geringen 
Steuersätzen,  vorgesehen.  Mit  diesem  Vorschlage  fand  sie  damals 
jedoch  beim  Landtage  kein  Gehör,  und  in  dem  neuerdings  zur  Ver- 
abschiedung gelangten  Gesetze  vom  81.  Juli  1805  ist  sie  auf  den- 
selben nicht  wieder  zurückgekommen.  Insofern  befinden  wir  uns 
steueiTechtlich  in  einem  mangelhaften  Zustande.  In  Preußen  liegt 
der  Schwerpunkt  also  darin,  dass  der  Steuerpflichtige  mit  der  Prüfung 
seiner  Angaben  durch  die  Behörde  und  mit  den  auf  falsche  Angaben 
gesetzten  Strafen  zu  reehucn  hat.  Daher  müssen  diese  Strafen 
empfindlich  und  muss  die  Steuerbehörde  mit  weitgehenden  Befugnissen 
ausgerüstet  sein,  um  die  ihr  nötig  scheinenden  Ermittelungen  an- 
stellen zu  können.  In  beiden  Kichtungen  sind  die  in  den  preussischen 
Gesetzen  enthaltenen  Bestimmungen  als  zweckmässig  anzuerkennen. 
Die  Beeidigung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  kann  freilich  im 
Veranlagungsverfahren  noch  nicht  bewirkt  werden,  aber  die  Be- 
rufungskommission und  deren  Vorsitzender  haben  dieses  Hecht,  und 
das  halte  ich  für  genügend.  Nur  in  dem  Punkte  gehen  mir  die 
Befugnisse  der  Steuerbehörden  nicht  weit  genug,  dass  sie  nicht  das 
Recht  haben,  von  dem  Steuerpflichtigen  selbst  über  dessen  Be- 
hauptungen  eine   eidliche  Erhärtung  zu   verlangen.     Eine  solche 
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Maßnahme  würde  oft  sehr  geeignet  sein,  die  Wahrheit  zu  Tage  zu 
fördern.  In  dem  Entwurf  des  Einkommensteuergesetzes  war  eine 
hezügliche  Vorschrift  enthalten:  die  Berufungskommission  sollte  in 
Ermangelung  anderer  Mittel  zur  Ergrlindung  der  Wahrheit  berechtigt 
sein,  von  dem  Steuerpflichtigen  die  Bekräftigung  seiner  wörtlich 
genau  zu  formulierenden  Angaben  durch  Versicherung  an  Eidesstatt 
zu  verlangen,  unter  Androhung  der  Zurückweisung  der  Berufung  für 
den  Fall  der  Weigerung.  Diese  Bestimmung  ist  von  der  Kommission 
des  Abgeordnetenhauses  gestlichen:  ich  habe  mich  aber  Uberzeugt, 
dass  es  richtiger  gewesen  wäre,  wenn  man  sie  stehen  gelassen 
hätte.  —  Unter  dem  Gesichtspunkt  eines  Mittels  zur  Stärkung  des 
Hechtssinnes  ist  auch  die  Versicherung  zu  betrachten,  mit  welcher 
in  der  Steuererklärung  feierlich  die  Richtigkeit  erklärt  wird:  gar 
zu  viel  ist  darauf  freilich  nicht  zu  geben,  denn  für  die  Ehrlichen 
ist  die  Versicherungsklausel  nicht  nötig  und  den  Unehrlichen  wird 
solche  schwerlich  stören.  Eher  könnte  fraglich  sein,  ob  nicht  schon 
in  der  Steuererklärung  eine  eidesstattliche  Versicherung  zu  erfordern 
wäre:  dieser  Gedanke  ist  jedoch  nicht  ausführbar,  weil  es  sich  in 
der  Steuererklärung  oft  um  Schlussfolgerungen  und  Schätzungen 
handelt,  nur  dann  aber,  wenn  Gegenstand  der  eidlichen  Versicherung 
bestimmte  Tatsachen  sind,  die  Androhung  des  Strafgesetzbuches 
wirksam  werden  kann. 

Ein  meines  Kruchtens  sehr  wirksames  Mittel  zur  möglichsten 
Sicherstellung  richtiger  Steuererklärungen,  welches  bisher  die  ge- 
bührende Anerkennung,  wenigstens  bei  uns.  nicht  gefunden  hat, 
scheint  mir  die  Veröffentlichung  der  Einschätzungen  zu  sein.  Bleibt 
das  Ergebnis  der  Veranlagung,  und  zwar  nicht  bloss  der  Steuerbetrag, 
sondern  auch  das  Steuerobjekt,  also  der  Gesamtbetrag  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens,  nicht  geheim,  sondern  steht  es  der  Kenntnis- 
nahme für  jeden,  der  ein  Interesse  daran  findet,  offen,  so  wird  sich 
mancher,  der  unter  dem  Schleier  des  Geheimnisses  und  dadurch  ge- 
deckt der  Versuchung  zu  falschen  Angaben  leicht  unterliegt,  doch 
besinnen,  ehe  er  seinem  privaten  Interesse  in  unrechter  Weise  nach- 
gibt. Es  gibt  ja  fast  in  jedem  Falle  Personen,  welche  ein  Urteil 
Uber  die  Richtigkeit  der  Angaben  eines  Steuerpflichtigen  haben  oder 
unschwer  gewinnen  können,  und  schon  diesen  gegenüber  sieht  sich 
der  unehrliche  Steuerpflichtige  in  einer  ihm  unbequemen  Situation. 
Er  wird  sich  diesen  gegenüber  und  auch  gegenüber  dem  Publikum 
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überhaupt  nicht  selten  genieren  und  hat  die  Minderung  der  Reputation 
zu  fUrchten.  auf  deren  Erhaltung  erfahrungsgemäss  gerade  die  Per- 
sonen, die  sie  innerlich  am  wenigsten  verdienen,  den  grttssten  Wert 
legen.  So  weit  möchte  ich  freilich  nicht  gehen,  eine  Art  Popular- 
klage einzuführen,  jedem  das  Recht  zu  gehen,  die  Richtigkeit  der 
Besteuerung  eines  anderen  anzufechten.  Aher  die  Veröffentlichung 
der  Steuerlisten  wird  auch  gewiss  dazu  führen,  dass  die  Steuer- 
behörden und  die  Mitglieder  der  Kommissionen  nicht  selten  mit 
.Material  versehen  werden,  welches  sonst  ihrer  Kenntnis  vorenthalten 
bleibt.  Diese  Gesichtspunkte  sind  bisher  nicht  in  der  ihrer  Be- 
deutung gebührenden  Art  zur  Geltung  gelangt.  Offenbar  unter  dem 
Kindruck,  dass  von  den  Gegnern  der  Deklarationspflicht  die  damit 
eintretende  Gefährdung  der  Kreditverhältnisse  hervorgehoben  zu 
werden  pflegt,  ist  in  den  Gesetzen,  welche  sich  auf  die  Basis  der 
Deklaration  stellten,  bei  der  weiteren  Ausgestaltung  des  Verfahrens 
meist  davon  ausgegangen,  dass  grundsätzlich  die  Geheimhaltung  der 
Kinschätzungsverhandlungcn  gefordert  werden  müsse.  Darauf  be- 
ruhen auch  die  Bestimmungen  des  preussischen  Einkommensteuer- 
gesetzes, dass  die  Steuererklärungen  unter  Verschluss  aufzubewahren 
sind  und  ebenso  wie  die  Kommissionsverhandlungen  über  dieselben 
nur  zur  Kenntnis  durch  ihren  Amtseid  zur  Geheimhaltung  ver- 
pflichteter Beamten  gelangen  dürfen,  und  dass  überhaupt  von  den 
bei  der  Steuerfestsetzung  beteiligten  Beamten  und  Kommissionsmit- 
gliedern alle  Verhandlungen  sowie  die  hierbei  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangenden  Verlmitnisse  der  Steuerpflichtigen  strengstens  geheim- 
zuhalten sind.  Die  unbefugte  Offenbarung  dieser  Dinge  ist  auf 
Antrag  mit  schwerer  Geld-  oder  Gefängnisstrafe  bedroht.  Es  ist 
bei  Prüfung  dieser  Bestimmungen  anzuerkennen,  dass  ein  Geschäfts- 
mann davor  geschützt  sein  muss.  durch  die  Preisgabe  von  in  seinem 
Interesse  geheimzuhaltenden  Tatsachen  geschädigt  zu  werden;  daher 
wird  eine  solche  Mitwirkung  von  Konkurrenten  bei  seiner  Ein- 
schätzung, dass  solche  Tatsachen  zu  deren  Kunde  gelangen,  unbe- 
dingt auszuschliessen  sein.  Diese  Rücksicht  ist  im  Gesetze  nicht 
zum  Ausdruck  gelangt  und  wird  in  der  Praxis  leider  nicht  genügend 
beachtet.  Aber,  dass  auch  auf  unreeller,  ungesunder  Grundlage 
bestehende  Kreditverbindungen  geschont  werden,  geht  meines  Er- 
achtens zu  weit.  Das  öffentliche  Interesse  führt  gerade  dahin, 
in    den    Eiuschätzuiigssacheu    die   Geheimniskrämerei  aufzugeben. 
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Durch  die  Einführung  der  Deklarationsptficht  ist  mit  dem  Verbot 
des  Eindringens  in  die  Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  gebrochen 
und  ist  die  Veranlagung  auf  der  entgegengesetzten  Grundlage  aul- 
gebaut, denn  nur  die  rückhaltlose  Darlegung  der  Verhaltnisse  fuhrt 
zu  einer  richtigen  Steuerfestsetzung.  Durch  die  gleiche  Erwägung 
aber  wird  auch  die  Ansicht  gestützt,  dass  bei  der  Steuereinschätzung 
überhaupt  von  einem  nicht  durch  berechtigte  Interessen,  sondern 
lediglich  durch  Liebhaberei  und  Abneigung  gestützten  Gehcimnis- 
schutze  Ab>tand  zu  nehmen  ist.  Daher  bedarf,  wenn  eine  Geheim- 
haltung  verlangt  und  unter  Schutz  gestellt  wird,  dieses  in  jedem 
Falle  besonderer  Rechtfertigung,  l'nter  diesem  Gesichtspunkte  möchte 
ich  die  unbedingte  Offenlegung  der  bei  der  Einschätzung  festgestellten 
Steuerobjekte,  also  des  Einkommens  und  Vermögens,  und  der  Steuer- 
beträge befürworten,  wohlverstanden  der  Ergebnisse  der  Einschätzung, 
nicht  der  Einzelfaktoren,  denn  bei  Bekanntgabe  auch  dieser,  z.  H. 
der  Schuldverhältnisse,  können  Privatinteressen  ohne  Nutzen  für  das 
öffentliche  Wohl  geschädigt  werden,  andererseits  aber  eine  amtliche 
Veröffentlichung,  und  zwar  nicht  bloss  eine  Offenlegung  an  bestimmten 
Orten  und  nicht  bloss  ein  Recht  der  Einsichtnahme  für  eine  begrenzte 
Zahl,  sondern  für  jeden.  Die  preussische  Gesetzgebung  ist  von  einer 
solchen  Vorschrift  weit  entfernt.  In  Osternsich  ist  dieser  Punkt 
Gegenstand  des  heftigsten  Streites  gewesen.  Die  Regierung  schlug 
vor,  Register  Uber  das  festgestellte  steuerbare  Einkommen  der  Steuer- 
pflichtigen zu  jedermanns  Einsicht  bei  den  Gemeindeämtern  aufzu- 
legen: dieser  Vorschlag  gelangte  aber  nur  in  sehr  abgeschwächter 
Forin  zur  Annahme:  nur  die  Steuerbeträge  stehen  zur  Einsicht  offen 
und  nur  für  die  Steuerpflichtigen  des  betreffenden  Bezirks.  Eine 
Bestimmung  in  dieser  Richtung-  halte  ich  auch  bei  uns  für  empfehlens- 
wert. Bei  uns  haben,  so  weitgebend  wie  die  Heimlichkeit  vor- 
geschrieben ist.  die  privaten  Interessen  in  zu  weitgehender  Weise 
Berücksichtigung  gefunden,  während  doch  die  Rücksicht  auf  das 
öffentliche  Interes*e  ausschlaggebend  sein  sollte. 

Fehleu  hiernach  auch  in  Preussen  verschiedene  Kontroll- 
mittel.  die  anderswo  eingeführt  sind,  so  haben  wir  doch  allen 
Grund,  mit  der  Zwangsdeklaration.  so  wie  sie  eingeführt  und  ein- 
gerichtet ist.  zufrieden  zu  sein.  Die  noch  1SS.'{  von  der  Staats- 
regierung gegen  die  allgemeine  Einführung  der  Dekiarationspflicht 
betonte  Erwägung,  dass  der  Gewinn  ein  unsicherer  sei.  bat  sich, 


Digitized  by  Google 


J.  Pkterh:  Die  Bedeutung  der  Steuererklärung. 


29 


nachdem  die  Ergebnisse  der  1891  von  v.  Miqitki,  durchgesetzten 
Keforni  der  Einkommensteuer  zu  übersehen  sind,  als  eine  völlig 
trügerische  erwiesen.  Die  Meli  reit  rüge  für  den  Staat  sind  unzweifel- 
haft grossenteils  auf  das  durch  die  Deklarationspflicht  verbesserte 
Einschätzungsverfahren  zurückzuführen,  und  wenn  dann  weiter  be- 
dacht wird,  dass  die  Zahl  der  gegen  die  Veranlagung  eingelegten 
Berufungen  und  Beschwerden  eine  verhältnismässig  sehr  geringe  ist, 
so  liegt  darin  der  Beweis,  dass  es  mit  Hilfe  der  Selbstdeklaration 
gelungen  ist.  der  richtigen  Verwirklichung  des  Steuergesetzes  um  ein 
gutes  Stück  näher  zu  kommen.  Die  Erfahrungen  aber,  welche  wir 
mit  dem  Einkommensteuergesetze  gemacht  haben,  zeigen  auch,  dass 
die  Besorgnisse,  denen  von  seiten  der  Gegner  der  Deklaratious- 
pflicht  so  beweglich  Ausdruck  gegeben  wurde:  es  werde  der  Moral 
des  Volkes  dadurch  geschadet,  unbegründet  gewesen  sind.  Gewiss 
sind  auch  seit  Einführung  des  Einkommensteuergesetzes  Hinter- 
ziehungen durch  Abgabe  falscher  Steuererklärungen  vorgekommen 
und  auch  solche,  die  nicht  entdeckt  sind,  aber  die  Frage  ist,  ob  unter 
der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes  noch  dieselbe  Willkür,  dieselbe 
Ungleichheit  bei  der  Heranziehung  zur  Steuer  zu  beklagen  ist,  wie 
früher,  oder  ob  der  Gesamtzustand  nicht  viel  besser  geworden  ist: 
niemand  kann  diese  Frage  mit  gutem  Gewissen  im  Sinne  der  ersten 
Alternative  beantworten.  Nein,  in  Preussen  hat  sich,  so  manches 
auch  noch  besserungsfähig  ist.  die  Zwangsdeklaration  als  ein  wirk- 
sames Mittel  im  Dienste  einer  der  Gerechtigkeit  entsprechenden  Be- 
steuerung erwiesen.  Wir  können  daher  auch  über  ihre  moralische 
Wirkung  beruhigt  sein.  Dass  die  Steuererklärung  zur  Verführung 
eines  Steuerpflichtigen  gereichen  kann,  liegt  in  der  menschlichen 
Natur  begründet,  das  ist  nicht  zu  ändern;  aber  sie  ist,  wenn  die 
Steuerbehörden  die  ihnen  gegebenen  weitreichenden  Befugnisse  zur 
Erforschung  der  Wahrheit  pflichtgetreu  und  taktvoll  benutzen,  ein 
Mittel  der  Erziehung  auf  einem  Gebiete,  wo  die  Volksmoral  noch 
recht  unvollkommen  entwickelt  ist.  Dass  ein  Betrug  gegen  den 
Staat  mit  demselben  Masse  gemessen  werden  muss,  wie  ein  Betrug 
gegen  einen  einzelnen  Mitbürger,  ist  eine  dem  Volke  noch  keineswegs 
in  Fleisch  und  Blut  gewachsene  Anschauung,  in  dieser  Richtung  ist 
eine  Schärfung  der  Gewissen  vieler  Personen  sehr  am  Platze:  eine 
solche  aber,  wie  kann  sie  besser  bewirkt  werden  als  dadurch,  dass 
der  Steuerpflichtige  alljährlich  gezwungen  wird,  sich  seiner  Pflichten 
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gegen  den  Staat  hewusst  zu  werden,  und  einen  Entsehluss  zu  fassen, 
der.  wenn  er  sein  pekuniäres  Interesse  (Hier  die  Ehrlichkeit  und 
Wahrheit  stellt,  für  ihn  von  den  schwersten  Folgen  sein  kann? 
Dass  eine  Lilutermig  in  deu  Anschauungen  nur  sehr  langsam  und 
allmählich  zu  erhoffen  ist.  ist  natürlich,  auch  ist  nicht  zu  vergessen, 
dass  eine  solche  Entwicklung  sich  nur  da  vollziehen  kann,  wo  dafür 
in  einem  gewissen  Masse  von  Bildung  und  Moral  die  Grundlage  und 
der  Keim  bereits  vorhanden  ist.  Aber  wo  es  an  diesen  Voraus- 
setzungen im  Volke  nicht  fehlt,  ist  eine  bessere  Schule  der  Erziehung 
zu  der  Gesinnung,  wie  sie  dem  Staate  gegenüber  vorhanden  sein  soll, 
nicht  denkbar,  als  die  durch  die  Selbsteinschätzung  bei  der  Steuer- 
veranlagung. In  diese  Auffassung  kann  dadurch,  dass  etwa  in 
anderen  Ländern  abweichende  Erfahrungen  beobachtet  werden,  eine 
Störung  nicht  hineingetragen  wenlen.  Denn  es  spielen,  was  die 
Wirkung  der  Deklarationspflicht  in  dieser  Richtung  betrifft,  in  jedem 
Staate  die  ihm  eigentumlichen  Verhältnisse  mit.  nicht  bloss  Besondcr- 
heiten  in  betreff  des  Steuersystems,  «ler  Einrichtung  des  Verfahrens, 
des  Vorhandenseins  einer  Kontrolle  und  ihrer  Anwendung,  sondern 
auch  Verschiedenheiten  in  betreff  des  Charakters,  der  Bildung, 
der  Neigungen  und  Abneigungen  und  auch  Zufälligkeiten,  so  dass 
es  nicht  zulässig  ist,  aus  dem  I  mstande  allein,  dass  in  einem  Volke 
durch  die  Zwangsdeklaration  der  Neigung  zum  Staatsbetruge  nicht 
Abbruch  getan  ist.  zu  folgern,  dass  es  tiberall  nicht  anders  sein 
könne.  Die  Probleme  bei  der  Steuerverwaltung  sind  in  allen  Staaten 
dieselben,  die  Mittel  zur  Lösung  und  die  W  irksamkeit  derselben  sind 
stets  verschieden.  Daher  ist  auch  die  Bemerkung  des  Engländers 
Mac  Cru.orH,  die  in  dem  Streite  Uber  die  Einfühlung  der  Steuer- 
erklärungen so  oft  angeführt  wurde:  dass  durch  die  Selbstdeklaration 
zur  Einkommensteuer  in  die  Klasse  der  Industriellen  und  Handel- 
treibenden eine  grosse  Immoralität  gekommen  sei.  und  man  sich 
dort  an  Lüge  und  Deloyalität  gewöhnt  habe,  wenn  sie  tatsächlich 
zutreffend  ist.  nur  ein  Beweis  dafür,  dass  in  England  noch  vieles 
zu  bessern  ist.  Für  uns  ist.  da  wir  gegenüber  dem  Stande  vor  18t*l 
uns  einer  grossen  Verbesserung  erfreuen,  auch  die  Hoffnung  auf  ein 
weiteres  Vorschreiten  und  Gelingen  in  der  Lösung  der  Aufgabe,  das 
Steuergesetz  zu  verwirklichen,  voll  gerechtfertigt.  Dass -eine  solche 
dann,  wenn  für  unsere  Gesetze  in  den  von  mir  angedeuteten  Punkten 
Verbesserungen  beschlossen  werden  sollten,  noch  begründeter  sein 
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würde,  ist  selbstverständlich,  aber  wir  haben  mit  den»  Pfunde  zu 
wuchern,  was  wir  besitzen,  denn  mit  einer  Reform  des  Einkommen- 
steuergesetzes und  des  Ergänzungssteuergesetzes  ist  nach  meiner 
Überzeugung  in  absehbarer  Zeit  noch  nicht  zu  rechnen. 

Zum  Schlüsse  möchte  ich,  anknüpfend  an  die  rechtlichen 
Gesichtspunkte,  die  ich  im  Eingange  meines  Vortrages  erörtert 
habe,  noch  auf  eine  Frage  hinweisen,  auf  welche  man  sich  in- 
folge der  Betrachtung  der  Einzelbestimmungeu.  wodurch  die  Steuer- 
erklärung, die  Abgabe  derselben  und  das  sich  daran  knüpfende  Ver- 
fahren geregelt  sind,  gefühlt  findet,  die  Frage  nämlich,  ob  der 
öffentlich  rechtlichen  Pflicht,  als  welche  sich  die  auf  Grund  der 
Steuerpflicht  des  Unterthanen  dem  Staate  gegenüber  bestehende 
Deklarationspflicht  darstellt,  gegenüber  auch  ein  subjektives  öffent- 
liches Recht  des  Steuerpflichtigen  vorhanden  ist.  Ich  meine:  wenn 
der  Steuerpflichtige,  der  der  Deklarationspflicht  nicht  unterliegt,  ver- 
langen kann,  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  zugelassen  zu  werden, 
wie  solches  in  S  25  des  Einkommensteuergesetzes  und  im  Ergänzungs- 
steuergesetze vorgesehen  ist,  ist  hier  ein  subjektives  Recht  des  Steuer- 
pflichtigen auf  Abgabe  einer  Steuererklärung  anzuerkennen?  l'nd 
ferner  steht  dem  Steuerpflichtigen,  welcher  eine  Deklaration  abgegeben 
hat,  die  Einleitung  und  Durchführung  des  Beanstandungsverfahrens 
vor  der  Veranlagung  als  sein  durch  Abgabe  der  Steuererklärung 
erworbenes  subjektives  Recht  zu.  In  dem  Sprachgebrauch,  wie  er 
sich,  auch  in  der  Judikatur,  herausgebildet  hat,  pflegt  in  diesen 
Fällen  von  Rechten  des  Steuerpflichtigen  gesprochen  zu  werden.  Ist 
diese  Bezeichnung  zutreffend?  Wenn  das  Kriterium  eines  subjektiveu 
Rechts,  mit  Ihkkino,  darin  gesetzt  wird,  dass  ein  von  der  Rechts- 
ordnung geschütztes  Interesse  vorhanden  ist,  so  mtissten.  da  hier 
Interessen  des  Steuerpflichtigen  vorhanden  sind,  in  den  bezeichneten 
Fällen  subjektive  Rechte  anerkannt  werden.  Aber  es  wird  dabei 
ausser  Acht  gelassen,  dass  ein  subjektives  Recht  eine  oder  viele 
Personen  als  Verpflichtete,  deren  Wille  entsprechend  gebunden  ist. 
voraussetzt.  Entscheidend  also  für  die  Anerkennung  eines  subjek- 
tiven öffentlichen  Rechts  auf  seilen  des  Steuerpflichtigen  ist.  ob  der 
Staat  ihm  als  Verpflichteter  gegenüber  tritt,  und  da  dieses  von  dem 
Willen  des  Staates  abhängt,  wie  er  sich  in  den  Gesetzen  offenbart, 
so  fragt  sich:  will  der  Staat  sich  binden  gegenüber  dem  Steuer- 
pflichtigen, sich  diesem  gegenüber  bei  der  Vollziehung  des  Gesetzes 
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eine  Sclbstbeschränkung  auferlegen?  vollzieht  sich  der  durch  das 
Gesetz  hei  der  Ermittelung  des  Steuer« »hjekts  dem  Steuerpflichtigen 
gewährte  Schutz  durch  Begründung  einer  bezüglichen  Verpflichtung 
des  Staates?  oder  geht  die  Absicht  lediglich  dahin,  dem  Steuer- 
pflichtigen den  Schutz  in  der  Weise  zuzusichern,  dass  die  Steuer- 
behörden mit  bestimmten  Anweisungen  versehen  werden,  die  sie  im 
Interesse  des  Pflichtigen  beobachten  müssen?  Die  Nichtbeobaehtung 
macht  bei  der  letzteren  Auffassung  das  Verfahren  mangelhaft,  bei 
der  ersteren  Auffassung  bedeutet  sie  die  Verletzung  der  subjektiven 
Rechtssphäre  des  Steuerpflichtigen.  Ich  bin  geneigt,  die  Annahme 
eines  Verfahrensmangels  und  nicht  einer  subjektiven  Rechtsverletzung 
als  dem  Willen  des  Gesetzgebers  entsprechend  anzusehen.  Dieselbe 
Frage  wiederholt  sich  auf  dem  Gebiete  derselben  Gesetze  bei  den 
Bestimmungen  über  die  Rechtsmitel :  sind  durch  diese  subjektive 
Rechte  des  Veranlagten  begründet  oder  sind  sie  auch  nur  als  Ver- 
fahrensvorschriften aufzufassen?  Hier  möchte  ich  subjektive  Rechte 
als  vorhanden  annehmen.  Eine  nähere  Begründung  dieser  Ansichten, 
welche  ein  spezielles  Eingehen  auf  den  Gesetzesinhalt  erfordern 
würde,  würde  mich  jedoch  zu  weit  führen,  ich  inuss  mir  daher  an 
dieser  Stelle  eine  solche  versagen  und  mich  bescheiden,  diese 
interessanten  theoretischen  Konstruktionsfragen  lediglich '  angeregt 
zu  haben. 
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Altertümer 
im  geltenden  russischen  Recht. 

Bilder  aus  dem  Kultur-  und  Rechtsleben  Russlands. 

Von 

Aug.  Loewenstimm, 

OberlandeBgerlchtürat  in  Charkoff. 
Gehalten  am  4.  Juli  1900. 

Wenn  man  sich  nicht  ausschliesslich  mit  dem  geltenden  russischen 
Straf-  und  Civilrecht  beschäftigt,  sondern  seine  Studien  auch  auf 
die  anderen  Teile  des  geltenden  Gesetzes  ausdehnt,  so  wird  man 
öfters  auf  solche  Bestimmungen  stosseu,  welche  im  Lehen  niemals 
zur  Anwendung  kommen,  aber  als  Spuren  einer  Hingst  vergangenen 
Zeit  für  uns  einen  gewissen  historischen  Wert  besitzen.  Wir  glauben, 
dass  es  interessant  ist.  alle  diese  juristischen  Altertümer  zu  sammeln, 
ihre  Geschichte  auf  Grund  der  vollständigen  Sammlung  der  Gesetze1) 
zu  verfolgen  und,  wenn  es  nötig  ist.  durch  historische  Daten  zu  be- 
leben. Eine  derartige  Studie  ist  entschieden  nicht  ohne  Nutzen, 
denn  die  Civilisation  schreitet  unaufhaltsam  vorwärts.  Die  Arbeiten 
an  unserem  Straf-Gesetzbuch  und  auch  am  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
nahen  sich  ihrem  Ende  und  in  kurzer  Zeit  werden  bei  einer  syste- 
matischen Durchsicht  des  Swod  Sakonoff  alle  toten  Teile  entfernt 
werden.    Solange  daher  die  Möglichkeit  noch  existiert,  wollen  wir 

»)  Diese  Sammlung  enthält  alle  russischen  Gesetze  in  historischer 
Reihenfolge  vom  Jahre  1649  bis  auf  die  Gegenwart.  Sie  beginnt  mit  dem 
Gesetzbuch  des  Zaron  Aleksei  Michailowitsch,  welches  bis  zum  Jahre  1835 
seine  Gültigkeit  hatte.  Diese  vollständige  Sammlung  der  Gesetze  werden- 
wir  stets  folgendermassen  citieren:  „V.  S.  d.  G.u. 

Die  systematische  Sammlung  der  geltenden  Gesetze  heisst  rSwod 
Sakonoff". 

Jahrbuch  <ler  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  3 
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wenigstens  in  einer  wissenschaftlichen  Arbeit  die  Spuren  unserer 
Vergangenheit  sammeln,  welche  mit  jedem  .Jahre  seltener  werden. 

Wir  bieten  dem  Leser  keine  einheitliche  Monographie,  sondern 
eine  Keihc  von  Skizzen.  Diese  Form  des  Aufsatzes  ist  durch  den 
Charakter  der  Arbeit  bedingt.  Wir  besprechen  nicht  einen  ganzen 
Codex,  sondern  einzelne  Bestimmungen,  welche  im  geltenden  Hecht 
zerstreut  sind  und  aus  verschiedenen  Jahrhunderten  stammen.  Des- 
halb  darf  man  hier  keine  vollständige  Beschreibung  des  russischen 
Lebens  im  XVII.  und  XVIII.  Jahrhundert  erwarten,  sondern 
bloss  einzelne  Studien,  welche  mehr  oder  weniger  inhaltreich  sind. 
Man  darf  nicht  vergessen,  dass  wir  welke  BiUten  gesammelt  haben, 
welche  so  selten  geworden  sind,  dass  sie  sich  zu  einem  üppigen  Kranze 
nicht  mehr  vereinigen  lassen.  Noch  eine  systematische  Bearbeitung 
des  geltenden  Hechts  und  alle  die  alten  Bestimmungen  werden  ver- 
schwinden, wie  trockene  Blätter,  welche  der  Herbstwind  über  die 
Heide  wirbelt. 

I.'  Das  Betragen  in  der  Kirche. 

„Ks  ist  verboten,  während  des  Gottesdienstes  dem  Kaiser  oder 
anderen  Würdenträgern  Bittschriften  zu  Uberreichen.-*  So  lautet  der 
S  9  der  Bestimmungen  zur  Verhütung  und  Unterdrückung  strafbarer 
Handlungen.    (Swod  Sakonofl'.  Bd.  XIV.) 

Wie  konnte  so  eine  Bestimmung  sich  im  Gesetz  erhalten  und 
welchen  Sinn  hat  sie  in  unseren  Tagen?  Die  Bedingungen  des 
modernen  Lebens  haben  die  regierenden  Kreise  und  namentlich  die 
Person  des  Monarchen  dermassen  vom  Volke  entfernt,  dass  jedem 
die  Möglichkeit  genommen  ist.  ihm  in  eigener  Person  Bittschriften 
zu  überreichen.  Ks  wird  aber  auch  keinem  Menschen  in  den  Kopf 
kommen,  einen  so  unpassenden  Moment  zu  wählen,  wie  die  Messe. 
Es  ist  also  klar,  dass  der  citierte  Gesetzesparagraph  ganz  andere 
Lebensbedingungen  im  Auge  hat  als  die  heutigen.  Man  kann  sich 
davon  leicht  überzeugen,  wenn  mau  die  Geschichte  dieser  Bestimmung 
verfolgt.  Sie  ist  dem  Gesetzbuch  des  Zaren  Alexei  Michailowitsch 
entnommen,  dessen  SS  8  und  9  folgendermassen  lauten:  „Ks  ist  ver- 
boten, in  der  Kirche  wählend  des  kirchlichen  Gesanges  dem  Zaren 
und  Grossfürsten  aller  Küssen  Alexei  Michailowitsch.  dem  heiligen 
Patriarchen  Josef  von  Moseow  und  Kussland,  den  Metropoliten,  den 
Krzbischöfen  und  Bischöfen  oder  anderen  Personen  Privat-Gesuche 
vorzutragen".    .Wer  aber  die  Furcht  Gottes  vergisst,  des  Zaren 
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Befehl  missachtet  und  den  Zaren,  den  Patriarchen  oder  andere 
Würdenträger  mit  Bitten  belästigt,  der  wird  ins  Gefängnis  geworfen 
und  kann  da  sitzen,  solange  es  dein  Zaren  gefällt." 

Tin  das  Gesagte  zu  erläutern,  mllssen  wir  hinzufügen,  dass 
die  Russen  in  der  guten  alten  Zeit  sehr  fromm  waren,  aber  eine 
solche  Ehrfurcht  nicht  kannten,  wie  wir  sie  an  den  Tag  legen,  wenn 
wir  heute  das  Haus  Gottes  betreten.  Daher  hielten  sie  es  auch  nicht 
für  ein  Sacrilegium,  in  der  Kirche  gewisse  Arbeiten  zu  verrichten. 
Der  populärste  von  den  Kulturhistorikern  Russlands,  .T.  E.  Sabklik,  ') 
berichtet,  dass  der  Zar  mit  den  Bojaren  jeden  Tag  um  9  Uhr  morgens 
einer  Messe  beiwohnte,  welche  nicht  weniger  als  2  Stunden  dauerte. 
Der  Zar  Alexei,  welcher  äusserst  gottesfürchtig  war,  blieb  in  der 
Kirche  öfters  f>  -6  Stunden.  Trotz  einer  solchen  Frömmigkeit  em- 
pfing er  dort  die  Berichte  der  Bojaren,  besprach  mit  ihnen  die 
wichtigsten  Tagesfragen  und  erteilte  seine  Befehle.  Auch  die  Bojaren 
tauschten  ihre  Meinungen  aus.  als  ob  sie  im  Reichsrat  süssen.  Unter 
solchen  Umständen  ist  es  begreiflieh,  dass  Privatpersonen  dieselbe 
Gelegenheit  benutzten,  um  dem  Zaren  oder  den  Würdenträgern  des 
Reichs  ihre  Bitten  vorzutragen. 

Der  Geistlichkeit  war  ein  solches  Betragen  längst  ein  Dorn 
im  Auge,  aber  erst  nach  Jahren  gelang  es  ihr,  das  eitiertc  Gesetz 
durchzusetzen. 

Der  Kampf  gegen  das  allzufreie  Betragen  in  der  Kirche 
dauerte  sehr  lange,  so  dass  wir  dessen  Spuren  im  Laufe  des  XVII. 
und  XVIll.  Jahrhunderts  verfolgen  können.  Z.  B.  im  Jahre  1681 
erfolgte  die  kanonische  Bestimmung,  dass  „die  Bettler  in  der  Kirche 
während  des  Oherubsliedes  keine  Almosen  sammeln  dürfen,  da  sie 
durch  ihr  Geschrei  die  Weihe  des  Gottesdienstes  schädigen*. 

Sogar  im  XVIII.  Jahrhundert  genierten  sich  die  Leute  so  wenig, 
dass  Peter  I.  im  Jahre  1718  das  Plaudern  während  des  Gottesdienstes 
mit  einer  Geldstrafe  (1  Rubel)  belegte.8)  In  den  Jahren  172!}  und 
1742  wurde  dieses  Verbot  bestätigt,  aber  die  Sache  blieb,  wie  es 
scheint,  beim  Alten.  Infolgedessen  entschloss  sich  die  Kaiserin 
Elisabeth,  eine  Mafsregel  zu  ergreifen,  welche  ebenso  energisch,  wie 
originell  ist.  Am  6.  Januar  1749  befahl  sie.  dass  denjenigen 
Personen,  welche  in  der  Hofkirche  plaudern,  ein  Kasten  an  einer 

M  Das  Privat-Leben  der  russischen  Z;in»n.  S.  292. 
-*)  V.  S.  d.  G..  8.  Dezember  1718. 
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Kette  umgehängt  werde,  wie  es  in  den  Pfarrkirchen  gebräuch- 
lich ist.  Solcher  Kasten  gab  es  3  Sorten:  für  hochgestellte  Personen 
aus  vergoldeter  Bronze,  für  Leute  mittleren  Standes  aus  weissein 
Metall  und  fUr  alle  übrigen  aus  Eisen.  Ein  Kasten  dieser  letzteren 
Sorte  hat  sich  bis  heute  erhalten  und  befindet  sich  im  Museum  von 
Zarskoie-Selo. 1 ) 

II.  Die  Stände. 

Die  (Zivilisation  hat  leider  die  Eigenschaft,  alles  zu  nivellieren. 
Allmählich  verschwinden  alte  poetische  Sitten  und  Gebräuche;  sogar 
die  malerischen  Volkstrachten  werden  vergessen  und  durch  neue 
nach  französischem  Muster  ersetzt.  Die  Rechte  und  Pflichten  der 
einzelnen  Personen  gegen  die  Gesellschaft  werden  durch  allgemein- 
gültige Bestimmungen  normiert.  Jetzt  sind  alle  männlichen  Unter- 
tanen des  Keichs  wehrpflichtig,  alle  unterstehen  demselben  Gericht 
und  alle  sind  vor  dem  Gesetze  gleich.  Staatsbeamte  erhalten  ihre 
Gehälter,  der  Kaufmann  zahlt  seine  Abgaben  und  geniesst  dafür 
den  Schutz  des  Staates.  In  früheren  Jahren  war  das  Verhältnis 
der  Stände  zum  Staate  und  untereinander  viel  komplizierter. 
Das  Heer  und  die  Verwaltung  waren  lange  nicht  so  gut  organisiert 
wie  heute:  für  die  Erfüllung  gewisser  Pflichten  und  für  bestimmte 
Dienste,  welche  dem  Zaren  und  seiner  Familie  erwiesen  wurden, 
zahlte  die  Regierung  durch  Erteilung  von  Privilegien.  Auf  diese 
Weise  bildeten  sich  ganze  Stände  und  kleine  Gruppen  von 
Leuten,  welche  im  Besitze  spezieller  Rechte  waren.  Einzelne 
Städte,  Flecken  und  Familien  erhielten  Abgabenfreiheit  und  das  Recht 
eigener  Gerichtsbarkeit.  Der  grösste  Teil  dieser  Gruppen  und  Privi- 
legien ist  auf  ewig  verschwunden  und  nur  im  Gesetz  weiden  sie  noch 
in  lakonischer  Form  erwähnt.  Es  existieren  auch  jetzt  solche  privi- 
legierte Stände,  aber  sie  sind  so  wenig  bekannt,  dass  es  der  Mühe 
wert  ist,  von  ihnen  zu  sprechen.  Es  ist  um  so  leichter,  da  in  der 
Anmerkung  zum  §  700  der  Ständeordnung  (Bd.  IX  des  Swod  Sakonoff, 
Ausgabe  1876)  sich  die  Namen  früherer  Stände  erhalten  haben. 
Den  wichtigsten  Teil  dieser  Liste  wollen  wir  hier  anführen:  $  700. 
„Den  Stand  der  Landbewohner  bilden  die  Bauern". 

,.A n merkung.    Zum  Stande  der  Bauern  gehören:  die  Frei- 
bauern aus  dem  Doife  Korobowo  (Gouvernement  Kostroma),  aus  den 

M  Das   russische  Altertum  (Russkaja  Starina).    Historische  Zeit- 
schrift, 1871,  Bd.  III.  S.  530. 
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Kreisen  Petrosawodsk  und  Powenetz  (Gouvernement  <  Honetz),  Post- 
und  Fuhrleute,  gepacktragende  Tartaren.  Falkenjäger,  Biberjäger. 
Gerichtsboten.  panzert  ragende  Bojaren.  Lanzeuträger,  Reiter,  Dragoner, 
pflugführende  Soldaten  u.  s.  w.u 

Wir  haben  bloss  einen  Teil  der  Liste  angeführt,  aber  auch 
die  ist  interessant  genug.  Hier  ist  von  Einförmigkeit  keine  Spur. 
Im  Liegenteil,  alles  ist  so  bunt  durcheinander  geworfen,  wie  die 
Soldaten  in  Wallensteins  Lager. 

Einzelne  von  diesen  Gruppen  wollen  wir  jetzt  etwas  aus- 
führlicher besprechen. 

a)  Freibauern  und  freie  Leute.1)  Aus  der  russischen 
Geschichte  kann  man  mehrere  Fälle  eitieren.  in  denen  einzelne  Bauern 
Grundstücke  erhielten,  wobei  ihnen  eine  vollständige  Freiheit  von 
Abgaben  und  Pflichten  gewährt  wurde.  Sie  erhielten  hiermit  solche 
Vorrechte,  auf  welche  bloss  die  höchsten  Stände  im  Reiche,  die 
Bojaren  und  die  Geistlichkeit  ein  Anrecht  hatten.  Derartige  Be- 
lohnungen kamen  höchst  selten  vor  und  alle  Fälle,  welche  uns  bekannt 
sind,  stammen  aus  der  Zeit  des  Interregnums.  Auf  diese  Weise 
wurden  besondere  Verdienste  honoriert,  welche  der  kaiserlichen  Familie 
erwiesen  wurden.  Unter  diesen  Freibauern  nehmen  diejenigen  von 
Korobowo  die  erste  Stelle  ein.  Es  sind  die  Nachkommen  von  Iwan 
Sussanin,  welcher  im  Jahre  1612  in  den  Tod  ging,  um  seinen  Herrn 
zu  retten.  Wie  bekannt,  benutzten  die  Polen  die  Wirren  im  Reiche, 
um  ihren  Königssohn  Wladislaus  auf  den  russischen  Thron  zu  setzen. 
Die  Russen  wählten  aber  den  jungen  Bojaren  Michael  Fedorowitsch 
Rornauoff  zum  Zaren.  Als  die  Polen  diese  Nachricht  erhielten, 
schickten  sie  einen  Trupp  Reiter  nach  dem  Norden,  um  den  jungen 
Bojaren  auf  seinem  Gut  zu  verhaften.  Der  Verwalter  Sussanin 
versteckte  aber  seinen  Herrn  in  den  Trümmern  einer  abgebrannten 
Scheune.  Als  die  Polen  ihn  auf  die  Folter  spannten,  damit  er  ihnen 
den  Herrn  verrate,  führte  er  sie  in  den  dichtesten  Urwald,  wo  sie 
elend  zu  Grunde  gingen.  Als  sie  aber  sahen,  dass  für  sie  keine 
Rettung  möglich  sei,  da  ermordeten  sie  den  alten  Mann.*) 

')  Weschniakoff,  Die  Freibauern  und  die  freien  Leute  (Zeitschrift 
des  Ministeriums  der  Domänen.  1859,  No.  5  und  6). 

*)  Das  tragische  Schickaal  Sussanin's  ist  als  Sujet  für  die  russische 
Nationaloper  rDa«  Leben  für  den  Zaren  (Musik  von  Glinka)"  benutzt  worden. 
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Kurze  Zeit  darauf  bestieg:  Michael  den  Zarenthron,  vergass 
aber  nicht  die  Verdienste  seines  treuen  Dieners.  Die  einzige  Tochter 
Sussanins  hatte  einen  gewissen  Sabinin  geheiratet,  dem  sie  2  Söhne 
schenkte.  Nachdem  ihr  Mann  nach  kurzer  Ehe  gestorben,  wurde  sie 
nach  Moskow  berufen  und  lebte  am  Hofe  der  Kaiserin  Mutter.  Nach 
dem  Tode  der  letzteren  schenkte  der  Zar  ihr  das  Gut  Korobowo  in 
der  Nahe  von  Kostroma  und  befreite  dasselbe  von  allen  Abgaben 
und  Pflichten.  In  diesem  Dorfe  lelien  bis  heute  die  Nachkommen 
von  Sussanin.  Die  Schenkung  des  Zaren  Michael  ist  am  30.  Januar  1633 
ausgefertigt  worden.  In  den  Jahren  1644,  1691  und  1767  wurde 
dieses  Edikt  von  neuem  bestätigt.  Die  Zeit  ging  aber  ihren  Gang. 
Die  Vorrechte,  welche  die  Freibauern  besassen,  waren  im  XVII.  Jahr- 
hundert sehr  bedeutend,  aber  allmählich  hatten  sie  ihren  Weit  ver- 
loren. Die  Zahl  der  Familien  wurde  grösser,  so  dass  der  Besitz  an 
Land  sich  als  ungenügend  erwies:  ausserdem  hatte  sich  in  Korobowo 
ein  Menschenschlag  ausgebildet,  der  nichts  weniger  als  energisch  war 
und  ausser  dem  Ackerbau  keine  andere  Arbeit  kennen  wollte.  Infolge- 
dessen verarmte  das  Dorf  so  stark,  dass  sich  die  Not  sehr  fühlbar 
machte.  Zum  Glück  kam  der  Zar  Nicolaus  im  Jahre  1834  selbst 
nach  Korobowo  und  fand  es  für  gut,  zur  Erinnerung  an  die  edle  Tat 
Sussanin's,  seinen  Nachkommen  in  reichem  Mafse  Hilfe  zu  gewahren.1) 
Es  wurde  ihnen  in  den  kaiserlichen  Domilnen  ein  grosses  Stück 
Land  angewiesen  uud  ausserdem  wurden  die  alten  Vonechte  bestätigt. 
Der  Zar  Michael  hatte  ihnen  eine  eigene  Gerichtsbarkeit  gewahrt  und 
infolgedessen  dem  Woewoden  (Statthalter,  Gouverneur)  von  Kostroma 
und  allen  polizei-  und  richterlichen  Beamten  verboten,  das  Dorf  Koro- 
bowo zu  betreten.  Die  Oberaufsicht  Uber  das  Leben  und  Treiben 
der  Einwohner  war  bloss  der  Verwaltung  des  kaiserlichen  Hofstaates 
übertragen.  Als  Kaiser  Nicolaus  diese  Kechtc  bestätigte.  Hess  er  im 
Edikt  genau  betonen,  dass  der  Minister  des  kaiserlichen  Hofes  für 
die  Wohlfahrt  der  Einwohner  von  Korobowo  Sorge  zu  tragen  habe. 
Der  Gouverneur  der  Provinz  Kostroma  ist  zwar  verpflichtet,  auf  ihr 
Leben  und  Treiben  zu  achten,  darf  aber  das  Dorf  nur  mit  Erlaubnis 
des  Ministers  des  Hofes  betreten.  In  Ausnahmefällen,  welche  keine 
Verzögerung  dulden,  hat  er  das  Hecht,  diese  Bestimmung  zu  über- 
treten, muss  aber  dem  Minister  sogleich  darüber  Bel  iebt  erstatten. 
Dieses  Privilegium  der  exklusiven  Gerichtsbarkeit  war  in  den  30-er 

3)  V.  S.  d.  G..  14.  März  1837,  Xo.  10028. 
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Jahren  unseres  Jahrhunderts  kein  leeres  Wort,  denn  in  den  Gerichten 
.herrschte  das  Unrecht-4  und  die  Polizeibeamten  erlaubten  sich  die 
ärgsten  Erpressungen.  Leider  haben  es  die  Bauern  von  Korobowo 
nicht  verstanden,  ihre  Rechte  zu  wahren.  Im  Jahre  1859  sah  s  ch 
die  Regierung  gezwungen,  diese  Privilegien  einzuschränken,  da  es 
erwiesen  wurde,  dass  sich  in  Korobowo  die  Sekte  der  Wanderer  sehr 
stark  entwickelt  hatte.  Deshalb  wurde  Allerhöchst  befohlen),  die 
Hauptschuldigen  aus  dem  Dorfe  zu  entfernen  und  in  anderen  Domänen- 
Gütern  zu  internieren.  Die  Gemeinde  aber  verlor  ihre  frühere 
Selbständigkeit.  Der  Gouverneur  erhielt  das  Recht  der  Oberaufsicht 
und  die  Polizeibeamten  durften  zu  jeder  Zeit  im  Dorfe  erscheinen, 
um  Vagabunden  und  Hehler  zu  verhaften  oder  wenn  es  der  Gang 
einer  Kriminaluntersuchung  erforderte.  Nur  musste  der  Gouverneur 
in  solchen  Fällen  dem  Minister  des  Hofes  Bericht  erstatten.  Mit 
der  Justizreform  des  Jahres  18G4  liel  das  Haupt- Privilegium  der 
Korobower:  sie  verloren  das  alte  Vorrecht  ihrer  Gerichtsbarkeit. 
Solange  die  Leibeigenschaft  existierte,  war  der  Gutsherr  auch 
Richter  über  seine  Bauern,  infolgedessen  konnte  die  Gerichtspflege 
der  Freibauern  unter  die  Kontrolle  des  Hof-Ministers  gestellt 
werden.  Als  aber  das  neue  Gericht  im  Lande  eingefühlt  wurde, 
dessen  Grundprinzip  in  den  Worten  bestand:  r Gerechtigkeit,  Milde 
und  gleiches  Recht  für  alle**,  war  kein  Grund  vorhanden,  um  die 
Einwohner  von  Korobowo  der  Zuständigkeit  normaler  Gerichte  zu 
entziehen. 

Da  die  Freibauern  keino  Kopfsteuer  zu  zahlen  hatten,1) 
so  brauchten  sie  auch  keine  Rekruten  zu  stellen.2)  Im  Jahre  1874 
erschien  da*  Gesetz  Uber  die  allgemeine  Wehrpflicht.  Jeder  Unter- 
schied zwischen  den  Ständen  wurde  aufgehoben  und  alle  Unter- 
tanen des  Kaisers,  Adlige,  Bürger  und  Bauern  wurden  vor  dem 
Gesetz  gleichgestellt.  Infolgedessen  sind  auch  die  Einwohner  von 
Korobowo  verpflichtet,  das  Los  zu  ziehen  und  mit  der  Waffe  zu 
dienen.  Wrenn  man  hinzufügt,  dass  die  Kopfsteuer  im  ganzen 
Lande  aufgehoben  ist,  so  weiden  wir  uns  sagen  müssen,  dass  heutigen 
Tages  die  Vorrechte  der  Freibauern  sehr  zusammengeschmolzen  sind: 
sie  bearbeiten  das  Land,  welches  ihnen  zu  eigen  ist,  und  zahlen  keine 
direkten  Steuern.   Ein  Privilegium  haben  sie  aber  bewahrt,  welches 

V)  §  4.  Bd.  IV  dea  Swod  Sak.  (Ausgabe  1857). 
*)  §  7,  Bd.  V  des  Swod  Sak.  (Ausgabe  1857). 
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sehr  ehrenvoll  genannt  werden  muss:  bei  der  Krönung  unserer  Zaren 
muss  der  Dorfschulze  von  Korobowo  zugegen  sein.1) 

Ausser  den  Freibauern  im  Gouvernement  Kostroma  existieren 
auch  freie  Leute  im  Gouvernement  (Honetz.  Die  Geschichte  dieser 
Leute  ist  weniger  bekannt,  aber  nicht  ohne  Interesse.  Nicht  alle 
hatten  die  gleichen  Privilegien:  die  Freibauern  von  Witcgra  waren 
von  den  direkten  Abgaben  und  von  allen  Naturalpfliehten  befreit, 
aber  die  Kopfsteuer  und  das  Gehalt  fllr  den  Dorfschulzen  miissten 
sie  bezahlen;  andere  dagegen  brauchten  nicht  die  geringsten  Abgaben 
zu  tragen;  die  Freienim  Kreise  Powenetz  hatten  sogar  das  Recht. 
Leibeigene  zu  besitzen,  und  wurden  infolgedessen  von  dem  Volke  als 
„freie  Gutsherrn"'  bezeichnet.  Diese  letzteren  waren  Nachkommen 
des  Popen  Jermolai  Gerasimoft'.  welcher  der  Zarin  Mutter  Martha, 
als  sie  in  einem  Kloster  bei  Nowgorod  interniert  war,  „treu  und 
standhaft  gedient  und  Nachrichten  von  ihrem  Manne  Philaret  Niki- 
tisch besorgt  hatte".2)  Zum  Dank  dafür  erteilte  der  Zar  Michael 
am  18.  März  1614  dem  Popen  Jermolai.  seinen  Kindern  und  Kindes- 
kindern einen  Freibrief  auf  ein  Gut  im  Kreise  Powenetz.  Sie  waren 
befreit  von  allen  Abgaben  und  Pflichten;  den  Beamten  der  Central- 
verwaltung  und  denjenigen  von  Nowgorod  war  es  verboten,  dieses 
Gut  zu  betreten.  Diese  Vorrechte  wurden  in  den  Jahren  1621,  1628, 
1646  und  1696  von  den  verschiedeneu  Zaren  bestätigt.  Die  Nach- 
kommen des  Popen  Jermolai  führen  den  Familiennamen  Klutschareft 
und  leben  bis  heute  auf  demselben  Flecken  Erde,  wie  ihre  Vor- 
fahren.  Im  Jahre  1851  war  die  Familie  auf  277  Männer  angewachsen. 

Im  Kreise  Petrosawodsk  leben  die  Nachkommen  eines  gewissen 
Merkulieft',  welcher  im  Jahre  1601  vom  Zaren  Boris  Godunoff  den 


J)  Das  Buch  über  die  Krönung.  Offizielle  Ausgabe,  redigiert  von 
Kkiwenko.  1899,  Bd.  II. 

2)  Der  Vater  des  Zaren  Michael,  Feodor  Nikitisch  Romanoff,  war 
geistig  ein  sehr  bedeutender  Mann,  welcher  beim  russischen  Volke  sehr 
populär  war.  Infolgedessen  stand  er  verschiedenen  Kronprätendenten  im 
Wege  und  wurde  von  ihnen  ins  Kloster  gesteckt,  wo  er  den  Namen 
Philaret  annehmen  musste;  da  aber  seine  Frau  am  Leben  war,  so  musste 
auch  sie  das  Nonnenkleid  anziehen,  um  in  einem  kleinen  nordischen 
Kloster  ihre  Tage  zu  verbringen.  Später,  als  ihr  Sohn  den  Zarenthron 
bestieg,  genoss  Philaret  das  grösste  Ansehen;  das  Gewand  des  Mönches 
konnte  er  nicht  mehr  ablegen,  aber  um  so  grösser  war  sein  Eintluss  als 
Patriarch  von  Moskow. 

■ 
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Freibrief  auf  das  Gut  Ananinskoic  erhalten  hat.  Die  Sage  berichtet, 
dass  er  eine  Wunde  des  Zaren  geheilt  hatte. 

Im  Kreise  Witegra  desselben  Gouvernements  Olonetz  leben 
als  Freibauern  die  Nachkommen  des  Feodor  Jwanoff.  welcher  mit 
Lebensgefahr  durch  die  polnischen  Heerscharen  nach  Moskow  vor- 
drang, um  dem  Zaren  Wassili  Sehuisky  Nachrichten  aus  dem  Norden 
zu  bringen. 

Alle  diese  Namen  erinnern  an  treue  Dienste  in  den  Zeiten  der 
schweren  Not.  Aber  vom  Erhabenen  zum  Lächerlichen  ist  nur  ein 
Schritt.  An  diesen  Satz  wird  man  auch  beim  Studium  unserer 
speziellen  Frage  erinnert.  Im  Dorfe  Swetosur  des  01onetz\schen 
Kreises  wohnen  die  Nachkommen  eines  gewissen  Riaboeff.  Er  ver- 
diente sich  seinen  Freibrief  dadurch,  dass  er  die  Marcial-Quelle  in 
dieser  Gegend  entdeckte  und  die  Wirkung  dieses  Bitterwassers  au 
seiner  eigenen  Person  erprobte.  Der  Zar  Peter  I.  belohnte  diese 
nützliche  Entdeckung  durch  Schenkung  eines  Gutes  und  einen 
Freibrief. 

Wie  wir  gesehen  haben,  wurden  die  alten  Vorrechte  der  Frei- 
bauern von  den  späteren  Zaren  bestätigt.  Der  letzte  derartige  Erlass 
stammt  aus  dem  Jahre  1837.  Als  Kaiser  Nicolaus  die  Einwohner 
von  Korobowo  so  reich  beschenkte,  gedachte  er  auch  der  anderen 
Freibauern,  deren  Vorfahren  gleichfalls  Verdienste  um  den  Staat 
hatten,  und  bestätigte  ihre  Vorrechte.1) 

b>  Fuhrleute  und  gepäcktragende  Tataren.  In  alten 
Zeiten  waren  die  Einwohner  verpflichtet,  ftlr  den  Transport  der 
Reisenden,  Beamten  und  Briefe  zu  sorgen.  Da  aber  diese  Natural- 
verptlichtung  den  Einwohnern  ziemlich  lästig  war  und  sie  beständig 
in  ihrer  Arbeit  hinderte,  so  rief  die  Regierung  den  Stand  der  Fuhr- 
leute ins  Leben,  welche  ftlr  ihre  Mühen  verschiedene  Vergünstigungen 
erhielten.  Im  centralen  Russland  wurde  dieser  Stand  mit  dem  Namen 
-Fuhrleute4  bezeichnet,  in  den  Grenzprovinzen  hatten  sie  verschiedene 
Namen,  z.  B.  in  der  Gegend  von  Orenburg  hiessen  sie  ..gepäck- 
tragende Tataren".  Nach  und  nach  entwickelte  sich  aber  die  Reichs- 
post, welche  ihren  Beamten  Wohnung  und  Gage  gewährte.  Infolge- 
dessen begann  der  Stand  der  freien  Fuhrleute  materiell  zurückzu- 
gehen,  denn   die  Konkurrenz  des  Staates  war  ihnen  zu  mächtig. 

M  V.  S.  d.  G.,  No.  10115. 
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Im  Jahr«  1824  wurden  die  Fuhrleute  der  meisten  centralen  Gouverne- 
ments auf  ihre  Bitte  in  den  Stand  der  Bauern  aufgenommen:1) 
im  Jahre  1829  folgten  ihnen  die  gepäcktragenden  Tataren  von 
Orenburg.8)  Am  längsten  hielt  sich  das  Gewerbe  an  der  grossen 
Chaussee  zwischen  Moskow  und  St.  Petersburg.  Die  Zahl  der  Fuhr- 
leute in  beiden  Hauptstädten  war  so  gross,  dass  besondere  Vorstädte 
existierten,  welche  bloss  von  ihnen  bewohnt  wurden.  Nach  dem 
Gesetz  vom  Jahre  1827  konnten  in  der  Moskauer  Vorstadt  von  St. 
Petersburg  nur  diejenigen  Personen  Häuser  und  Grundstücke  erwerben, 
welche  zum  Stande  der  Fuhrleute  geholten.  Bloss  im  Jahre  1860 
ist  diese  Bestimmung  aufgehoben  worden.  Die  Eröffnung  der  Eisen- 
bahn zwischen  den  beiden  Hauptstädten  gab  dem  Stande  der  Fuhr- 
leute den  Todesstoss.  Infolgedessen  wurden  sie  in  den  beiden 
Hauptstädten  im  Jahre  1857  den  Bauern  gleichgestellt  und  mit  direkten 
Abgaben  belegt  (g  7,  Bd.  IX  des  Swod.  Ausgabe  1857).  Jetzt  erinnert 
bloss  der  Name  rdie  Twersehe  Strasse  der  Fuhrleute*4  in  Moskow 
daran,  dass  hier  in  früheren  Jahren  das  Hauptquartier  der  Post- 
wagen war.  Alte  Leute,  wenn  sie  von  ihrer  Jugend  sprechen,  er- 
zählen gern  davon,  wie  sie  in  früheren  Jahren  von  hier  aus  in  ge- 
deckten Wagen  und  Schlitten  den  Weg  nach  St.  Petersburg  antraten. 
Die  Verwandten  und  Freunde  erschienen  gewöhnlich  in  grosser  Zahl, 
um  den  Beisenden  zu  begleiten:  und  wenn  die  Abschiedsstunde  schlug, 
dann  richteten  sich  die  tränengefüllten  Augen  auf  das  goldene  Kreuz 
der  Kirche  des  heiligen  Basilius  von  Caesarea,  und  jeder  murmelte 
die  Worte  des  Gebets.  Damals  war  die  Heise  keine  Spielerei,  denn 
Frost,  Wind  und  Wetter  waren  öfters  ungebetene  Begleiter.  Nicht 
umsonst  werden  im  russischen  Gebet  die  Gefangenen,  die  Reisenden 
und  die  Kranken  erwähnt.  Jetzt,  wo  das  Dampfross  durch  das  Land 
saust,  hat  sich  das  Bild  geändert.  Auf  der  Twerschen  Strasse  rollen 
die  Wagen  der  Pferdebahn  und  abends  hört  man  die  Glöeklein  der 
Dreigespanne,  welche  lustige  Leute  nach  den  Vergnügungslokalen  der 
Vorstadt  befördern. 

c)  Gerichts  boten.  Mit  diesem  Namen  bezeichnete  das  Gesetz 
die  Soldaten,  welche  für  das  Gericht  Botengänge  verrichteten  und 
zur  Bewachung  der  Arrestanten  verwendet  wurden.  Die  älteste  Be- 
stimmung Uber  diese  Kategorie  kleiner  Beamten  stammt  aus  dem 

>')  V.  S.  d.  G.,  3.  Juli  1824,  No.  29979. 
2>  V.  S.  d.  G.,  8.  Februar  1829.  No.  2664. 
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Jahre  1700.  Es  wurde  befohlen,,  dass  die  Moskauer  Behörden,  falls 
sie  Leute  für  ihre  Botengänge  brauchen,  das  Recht  haben,  Soldaten 
der  Palast-Wache  zu  benutzen.1)  Im  Jahre  1726  wurde  angeordnet, 
dass  bei  den  verschiedenen  Provinzialbehörden  Geriehtsboten  angestellt 
werden  sollten.  Gehalt  hatten  sie  nicht  zu  bekommen,  ihre  Einnahme 
sollte  aus  den  Sportein  bestehen,  welche  die  Parteien  zu  zahlen 
hatten:  falls  sie  aber  in  Strafsachen  Botengänge  zu  verrichten  hatten, 
dann  durften  sie  ein  Kostgeld  von  einem  Alryn  (3  Kopeken)  pro  Tag 
beanspruchen.*)  Um  ihnen  materiell  zu  Hilfe  zu  kommen,  wurde 
ihnen  Land  angewiesen  und  ihr  Amt  zu  einem  erblichen  gemacht. 
Zur  Zeit  Katharinas  II.  trat  in  der  Entwicklung  dieses  Instituts 
ein  Stillstand  ein.  Die  Regierung  sammelte  Informationen,  ob  bei 
allen  Behörden  Geriehtsboten  vorhanden  waren,  und  welche  Arbeiten 
sie  zu  verrichten  hätten.  Die  Antworten  waren  nicht  günstig.  Wie 
es  sich  erwies,  hatten  sich  die  Funktionen  derselben  vollständig  ge- 
ändert. In  der  Stadt  Jürgen"  z.  B.  existierten  vier  Gerichtsboten, 
aber  drei  von  ihnen  arbeiteten  in  der  Kanzelei  und  der  vierte  diente 
als  Portier.  Die  Gefängnisse  wurden  von  gewöhnlichen  Soldaten 
bewacht  uud  die  Ladungen  vor  Gericht  erhielten  die  Zeugen  durch 
die  Polizei,  l'nter  solchen  Bedingungen  fand  es  der  Staat  für  an- 
gemessen, diesen  ganz  nutzlosen  Stand  eingehen  zu  lassen,  und  es 
wurde  befohlen,  dass  die  Gerichtsboten  den  Standen  der  Kaufleute, 
Bürger,  Handwerker  oder  Bauern  beitreten  müssen.3) 

d)  Das  Jagerkorps.  Bei  allen  Völkern  galt  das  Weidwerk 
als  edles  Vergnügen.  Dieser  Ansicht  huldigten  auch  die  Russen  seit 
der  ältesten  Zeit.  Wladimir  der  Heilige  war  als  ein  leidenschaft- 
licher Jäger  bekannt,  welcher  namentlich  die  Sauhatz  liebte.  Nicht 
weniger  als  in  Kietf  von  den  Grossfürsten,  wurde  die  Jagd  in  Moskow 
von  den  Zaren  gepflegt.  Für  uns  ist  namentlich  die  Falkenjagd  von 
grossem  Interesse,  denn  die  Falkenjäger  bildeten,  wie  wir  gesehen 
haben,  einen  besonderen  Stand.  Tkkksscuenko4)  behauptet,  dass  die 
Falkenjagd  schon  von  Wladimir  dem  Heiligen  betrieben  wurde. 
Es  ist  auch  nachgewiesen,  dass  der  Grossfürst  Basilius  III.  (XV.  Jahr- 
hundert) Geierfalken  aus  Kasan  besass.    Iwan  der  Grausame  gab 

»)  V.  S.  d.  (i.,  Xo.  1790. 

2)  V.  S.  d.  G.,  1726,  Xo.  4865  u.  4971. 

3)  V.  S.  d.  G.,  1782.  No.  15353. 

♦>  Die  Sitten  des  russischen  Volkes,  S.  433. 
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den  Falkenjägern  eine  feste  Organisation, l)  da  er  selbst  es  ungemein 
liebte,  ins  Feld  zu  reiten,  um  dem  lustigen  Treiben  zuzusehen. 
Unter  dem  Zaren  Alexei  Michailowitsch  war  dieses  Vergnügen  schon 
so  beliebt  geworden,  dass  ein  besonderes  Gesetzbuch  für  Falkenjäger 
herausgegeben  wurde.2)  Um  die  kaiserlichen  Jagdvögel  zu  pflegen 
und  zu  erziehen,  wurde  ein  besonderes  Korps  der  Falkenjäger  ge- 
schaffen, dessen  Chef  der  Oberjägernicister  war.  Die  Falkenjäger 
bildeten  einen  Stand  für  sich,  ihr  Amt  war  erblich  und  befreite  sie 
von  der  Zahlung  direkter  Steuern  und  von  der  Kekrutenpflicht. 

So  lagen  die  Verhältnisse,  als  im  Jahre  1807  durch  ein  Spezial- 
edikt  befohlen  wurde,  alle  Falkenjäger,  mit  Ausnahme  von  102  Leuten, 
welche  im  Gouvernement  Kasan  Geierfalken  aufzogen,  zu  den  Krön- 
bauern  zu  rechnen  und  ihnen  Ackerland  zu  gewähren,  falls  ihnen 
solches  fehle.3)  Die  Falkenjäger  von  Kasan  existierten  auch  nicht 
mehr  lange,  denn  im  Jahre  1827  wurde  befohlen,  auch  sie  in  den 
Stand  der  Bauern  aufzunehmen. 

In  Kleinrussland  war  im  XVII.  Jahrhundert  ein  anderes  Jäger- 
korps.  die  Biberjäger,  errichtet  worden.  Im  Anfang  waren 
es  einfache  Reiter,  welche  an  allen  Feldzügen  der  Kosaken  teil- 
nahmen; aber  allmählich  bekamen  sie  eine  gewisse  Selbstverwaltung, 
ihr  eigenes  Gericht  und  standen  unter  dem  Kommando  des  Het- 
manns.  Sie  waren  verpflichtet,  demselben  jährlich  20  Fischottern 
und  10  Biber  zu  liefern.  Ihr  Jagdrevier  bildeten  die  Nebenflüsse 
des  Dniepr  in  der  Gegend  von  Kiett'.  Nach  und  nach  wurde  das 
Gewerbe  wenig  einträglich,  so  dass  die  Regierung  sich  gezwungen 
sah.  die  Naturallieferung  durch  eine  Abgabe  zu  ei^etzen.  Als  das 
Amt  des  Hetmanns  aufgehoben  wurde,  verschwand  auch  der  Stand 
der  Biberjäger. 

e)  Das  Heer.  Es  ist  der  Mühe  wert,  den  §  700  des  IX.  Bandes 
zu  lesen,  um  begreifen  zu  können,  wie  bunt  das  altrussische  Heer 
aussah.  Panzertragende  Bojaren,  Reiter,  Dragoner,  Lanzenträger, 
pflugführende  Soldaten  repräsentieren  nicht  nur  die  verschiedenen 
Stände,  sondern  auch  die  verschiedenen  Waffengattungen. 

J)  Kostomakoff,  Eine  Beschreibung  des  häuslichen  Lebens  des 
grossrussischen  Volkes  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert.  8.  148.  Sabimk. 
Das  russische  Volk.  S.  570. 

2)  V.  S.  d.  G..  No.  440. 

3)  V.  8.  d.  G.,  März  1807,  No.  19315 
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Da  sich  in  der  vollständigen  Sammlung  der  Gesetze  eine  Reihe 
von  Edikten  Uber  diese  Stände  erhalten  hat,  so  können  wir  diese 
Frag«  etwas  ausführlicher  besprechen. 

Wir  heginnen  mit  den  panzertragenden  Bojaren.  Trotz 
ihres  schönen  Titels  waren  sie  weder  hohe  Würdenträger  noch 
Adelige;  es  waren  freie  Leute,  welche  im  Kreise  Polotz  auf  ihren 
Gütern  süssen  und  verpflichtet  waren,  Kriegsdienste  zu  leisten.  Von 
den  einfachen  Bauern  zeichneten  sie  sich  dadurch  aus.  dass  sie  ihre 
Freiheit  nicht  verlieren  konnten,  wenn  sie  sich  auch  auf  einem 
fremden  Gute  niederliessen.  Ausserdem  gab  ihnen  König  Sigismund 
August  das  Versprechen,  dass  sie  ohne  richterliches  Urteil  nicht 
bestraft  werden  könnten. 

Wie  und  weshalb  sich  dieser  Stand  gebildet  hat.  ist  leicht 
begreiflich.  Weissrussland,1)  welches  an  der  Grenze  zwischen  Russ- 
land und  Polen  lag.  wechselte  mehreremal  seinen  Herrscher.  Des- 
halb war  die  Regierung  stets  auf  den  Schutz  der  Grenze  bedacht 
und  verteilte  an  verschiedene  Personen  Land  und  Privilegien,  mit 
der  Verpflichtung,  im  Heere  zu  dienen.  Den  Nutzen  dieser  Politik 
begriffen  beide  Regierungen.  Deshalb  bestätigten  die  russischen 
Zaren  und  die  polnischen  Könige  alle  Rechte,  welche  den  gepanzerten 
Bojaren  gewährt  worden  waren.  Nach  der  definitiven  Besetzung 
des  Kreises  von  Polotzk  im  Jahre  1772  wurden  die  Gepanzerten  ■ 
von  der  Provinzial-Verwaltung  mit  einer  Kopfsteuer  belegt.  Die 
letzteren  klagten  aber  bei  dein  Senat,  welcher  durch  Beschluss  vom 
21.  Januar  1788*)  die  gepanzerten  Bojaren  den  kleinrussischen  Ko- 
saken gleichstellte  und  in  ihren  Rechten  als  Gutsbesitzer  bestätigte. 
Später8)  erklärte  der  Senat  zum  zweitenmal,  dass  rdie  Bojaren  keine 
Adeligen  seien,  sondern  freie  Leute;  sie  müssten  Rekruten  stellen, 
Abgaben  zahlen  und  allen  Verpflichtungen  nachkommen,  wie  jeder 
russische  Bürger  und  Bauer".  Das  letzte  Mal  werden  die  Gepanzerten 
in  unseren  Gesetzen  den  27.  März  1878  erwähnt.  In  dieser  Novelle 
sind  folgende  Bestimmungen  enthalten:  1.  Die  gepanzerten  Bojaren 
hören  auf,  einen  besonderen  Stand  zu  bilden  und  müssen  zu  den 
Dorf-  und  Stadtbewohnern  gerechnet  werden:  2.  die  Grundstücke, 
welche  ihnen  angewiesen  wurden,  gehören  ihnen  zu  eigen:  3.  alle 
übrigen  Bestimmungen,  welche  sie  betrafen,  sind  hiermit  aufgehoben. 

M  Die  jetzigen  Gouvernements  Witebsk,  Mohileff. 
»)  V.  8.  d.  G.,  No.  16611. 
•■)  V.  S.  d.  G.,  Nu."  22615. 
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Wir  müssen  auf  den  Senatshesehluss  vom  Jahre  1788  noch 
/u  rück  kommen,  weil  der  Gerichtshof  in  seinen  Motiven  auf  den 
ältesten  russischen  Prozess  zurückgreift.  Als  der  Senat  die  Rechte 
der  gepanzerten  Bojaren  besprach,  erwähnte  er  unter  anderem 
folgendes:  „Der  Unterschied  zwischen  diesem  Stande  und  den  Adeligen 
ist  klar  aus  den  Bestimmungen  des  Litauschen  Statuts  zu  ersehen, 
denn  der  Artikel  32  des  4.  Abschnitts  lautet:  der  Adelige  hat  für 
seine  Kost  im  Gefängnisse  48.  der  Bojar  bloss  24  Groschen  zu 
zahlen:  der  Artikel  3  des  12.  Abschnitts  lautet:  für  den  Mord  eines 
Gepanzerten  hat  der  Schuldige  30  Rubel  zu  zahlen,  für  eine  Be- 
leidigung 6  Kübel:  für  den  Mord  eines  Adeligen  sind  aber  50  Kübel 
und  für  eine  Beleidigung  desselben  20  Kübel  zu  zahlen**. 

Es  ist  klar,  dass  hier  von  alten  Wetten  oder  Bufsen  die  Rede 
ist,  welche  in  den  Dokumenten  erwähnt  werden,  die  von  den  Bojaren 
zur  Begründung  ihrer  Rechte  vorgestellt  waren.  Das  Grundprinzip 
dieser  Geldbnfsen  bestand  darin,  dass  die  Summe  der  Strafe  im 
Verhältnis  zur  sozialen  Lage  des  Geschädigten  stieg.  Wenn  daher 
für  den  Mord  und  die  Beleidigung  eines  Adeligen  zweimal  so  viel 
bezahlt  wurde,  als  für  solche  Straftaten  gegen  einen  gepanzerten 
Bojaren,  so  konnte  der  letztere  natürlich  nicht  für  einen  Adeligen 
gelten.  Im  XVIII.  Jahrhundert,  als  die  Frage  von  den  Gepanzerten 
im  Senate  entschieden  wurde,  gehörten  derartige  Geldstrafen  natür- 
lich längst  der  Vergangenheit  an.  aber  der  Gerichtshof  konnte  sie 
nicht  ignorieren,  wenn  er  die  Standesrechte  der  Bittsteller  richtig 
beurteilen  wollte. 

Nach  den  Gepanzerten  sind  die  Lanzenträger.  Reiter  und 
Dragoner  zu  erwähnen.1)  Dies  sind  die  verschiedenen  Truppen 
der  alten  russischen  Reiterei.  Im  russischen  Heer  existierten 
Infanterie-Regimenter,  welche  mit  Lanzen  bewaffnet  waren;  während 
der  Regierung  des  Zaren  Michael  wurden  aus  diesen  Lanzenträgern 
die  ersten  Reiterregimenter  geschaffen.  Sie  bestanden  aus  Frei- 
willigen: im  Flieden  lebten  sie  auf  ihren  Gütern,  welche  ihnen  von 
der  Krone  angewiesen  wurden:  im  Herbst  wurden  sie  gewöhnlich 
zusammengerufen,  um  im  Laufe  eines  Monats  militärische  Übungen 
zu  machen.  Peter  der  Grosse  lirss  diese  Regimenter  gänzlich  auf- 
lösen  und  ersetzte  sie  durch   Dragoner.     Alter  die  Nachkommen 

')  UsTRt.VLOFP.  Dan  russische  Heer  vor  Peter  I.  (Bibliothek  für 
Lektüre,  18">6). 
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der  Lanzcntriiger  lebten  weiter  auf  den  verliehenen  Grundstücken, 
wurden  später  als  Bauern  registriert  und  mit  einer  Kopfsteuer  von 
74  Kopeken  lielegt.  r) 

Über  die  „Reiter"2)  (russisch  „Reitar-)  finden  wir  schon 
mehr  Material  in  den  alten  Bestimmungen.  Diese  Regimenter  bildeten 
lange  Zeit  den  Stolz  der  russischen  Armee.  Das  erste  Reiterkorps 
wurde  vom  Zaren  Michael  Fedorowitsch  errichtet  und  bestand  aus 
russischen  Freiwilligen  und  fremden  Kriegern,  welche  als  Instrukteure 
angestellt  wurden,  l'm  den  Schutz  der  Grenze  zu  erleichtern,  wurden 
die  Reiter  im  Gouvernement  Smolensk  angesiedelt,  wo  sie  Grund- 
stücke von  5  Bauernhöfen  erhielten:  jeder  von  ihnen  wurde  verwarnt, 
dass  er  diese  Höfe  treu  und  ehrlich  zu  verwalten  hiltte  und  die 
Bauern  weder  versetzen  noch  verkaufen  dürfe.  Falls  jemand  von 
den  Reitern  mehr  als  5  Höfe  besass,  so  wurden  ihm  die  über- 
flüssigen Höfe  zu  Gunsten  derjenigen  abgenommen,  welche  gar  keine 
Bauern  hatten.  Diejenigen,  welche  sich  dem  Trünke  ergaben  oder 
ohne  genügende  Gründe  dem  Heeresrufe  keine  Folge  leisteten,  ver- 
loren ihre  Besitzungen  uml  wurden  als  Fusssoldaten  nach  der 
Stadt  versetzt.  Peter  der  Grosse  reformierte  sein  ganzes  Heer. 
Infolgedessen  bekamen  die  Reiter  auch  eine  andere  Organisation; 
aus  ihnen  bildete  der  Zar  die  Dragoner-Schwadron  von  Roslawl. 
Spater  aber  Hess  er  auch  diese  Truppe  auflösen  und  alle  Reiter  als 
Bauern  einschreiben. 

Die  gepanzerten  Bojaren,  die  Reiter  und  die  Dragoner  be- 
schützten die  westliche  Grenze  des  Landes,  wo  die  polnischen  und 
schwedischen  Heere  zu  erwarten  waren:  im  Osten  und  Süden  lebten 
aber  die  pflugführenden  Seddaten.  Sic  waren  in  den  Gouverne- 
ments Jekaterinoslawl.  Taurien,  Trkutsk.  Tomsk,  Simbirsk,  Kasan. 
Orenburg  angesiedelt  worden  und  hatten  das  Land  vor  den  Über- 
fallen der  Krimschen  Tataren  und  der  asiatischen  Völkerschaften  zu 
schützen.  Im  Jahre  1825  wurde  befohlen,  in  den  eisten  drei 
Gouvernements  den  Stand  dieser  Soldaten  aufzuheben  und  sie  als 
Kronbauern  zu  registrieren.  I  m  den  Übergang  zu  erleichtern, 
wurde  ihnen  eine  Abgabenfreiheit  auf  15  Jahre  gewährt.  Tm  Jahre 
1849  erfolgte  eine  ähnliche  Bestimmung  Uber  die  Soldaten  von  Sim- 

')  V.  S.  d.  G.,  2«.  Juni  1724,  Xo.  4533:  20.  Xovember  1823,  Xo.  30585; 
20.  Februar  1812.  Xo.  24999. 

*)  V.  S.  d.  G.  Xo.  417.  463. 
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lürsk,  im  Jahre  1863  Uber  diejenigen  von  Ulenburg.  Tomsk  und 
Kasan.1)  Auf  diese  Weise  verschwanden  nach  und  nach  alle  die 
Krieger,  welche  im  Frieden  den  Pflug  und  im  Kriege  das  Schwert 
führten.  Es  ist  aber  auch  natürlich,  seitdem  ein  reguläres  Heer 
geschaffen  wurde,  konnten  diese  bunten  und  wenig  geschulten 
Truppen  nicht  mehr  geduldet  werden.  In  der  zweiten  Hälfte  des 
XVIII.  Jahrhunderts  gab  es  schon  eine  regelmässige  Rekrutenaus- 
hebung: und  seit  dem  denkwürdigen  Jahre  1874  ist  im  ganzen  Reiche 
die  allgemeine  Wehrpflicht  eingeführt  worden.  Von  dem  Zeitpunkt, 
wo  die  Regierung  der  Dienste  der  panzertragenden  Bojaren,  Reiter 
und  Lanzenträger  nicht  mehr  bedurfte,  waren  alle  diese  Stände  dem 
Tode  verfallen.  Jetzt  sind  diese  Namen  nur  deshalb  interessant, 
weil  sie  uns  an  die  Vergangenheit  erinnern,  an  unser  buntes,  un- 
diszipliniertes Heer  aus  der  Zeit  der  ersten  Zaren  des  Hauses  Romanoff. 

III.  Die  Ärzte. 

Von  dem  Heer  und  den  Hauern  könnten  wir  zu  den  Ärzten  über- 
gehen. Bevor  wir  aber  an  die  geltenden  Bestimmungen  herantreten, 
wollen  wir  in  Kürze  die  Geschichte  der  medizinischen  Anstalten  in 
Russland  erwähnen.  Die  ersten  Arzte  kamen  im  XV.  Jahrhundert 
ins  Land  und  hatten  einen  sehr  schweren  Kampf  mit- der  unwissenden 
Menge  zu  bestehen:  denn  die  Heretiker  wurden  mit  scheelen  Augen 
betrachtet:  jeder  Zauberer.  Wahrsager  und  Kurpfuscher  genoss  dagegen 
das  vollste  Vertrauen  der  abergläubischen  Bevölkerung.  Nach  und 
nach  gelang  es  aber  den  Ärzten,  im  Lande  Fuss  zu  fassen,  so  dass 
.  im  XVI.  Jahrhundert  im  Hofstaate  des  Zareu  .stets  ausländische  Arzte 
zu  linden  waren.  Während  der  Regierung  des  Zaren  Michael  waren 
schon  soviel  Ärzte  vorhanden,  dass  eine  spezielle  Behörde,  der  Apo- 
theker-Prikas,  gegründet  wurde.*)  Aber  diese  Behörde  war  keine 
rein-medizinische,  denn  alle  ausländischen  Handwerker.  Juweliere, 
riirmacher  etc.  standen  unter  ihrer  Kontrolle.8)  Derselbe  Prikas 
fungierte   auch  als  kaiserliches  Drogen -Magazin  und  hatte  z.  B. 

'I  V.  S.  d.  G..  No.  30269,  23201,  39782. 

*)  Wörtlich  übersetzt  heisst  Prikas:  Befehl.  Das  war  aber  der 
Name  jedes  grosseu  Ressorts:  der  Räuber-Prikas  «■  Strafgericht,  Militär- 
Prikas  =  Kriegsdeparteinent  u.  s.  w. 

3)  Richtkk.  Geschichte  der  Medizin  in  Russland.  1820.  Andkkkfk, 
Frairen.  Skizzen  und  Notizen  aus  der  russischen  Geschichte,  1872. 


Digitized  by  Google 


Au«.  Lokwenstimm  :  Altertümer  im  geltenden  russischen  Recht.  49 

Farben  fllr  die  Schiffe  und  alle  Ingredienzien  zur  Bereitung  des 
heiligen  Öles  (Miro)  zu  liefern.  Es  hat  sich  auch  eine  kleine  Anekdote 
aus  ihrer  Tätigkeit  erhalten.  Als  der  Prinz  Woldemar  von  Dänemark 
nach  Russland  kam,  um  die  Tochter  des  Zaren  Alexei  (XVII.  sace.) 
zu  freien,  bezog  der  Hofstaat  des  Prinzen  die  nötigen  Flaschen 
»Schnaps  aus  der  Hofapotheke.  Wahrscheinlich  muss  das  Quantum 
ein  starkes  gewesen  sein,  denn  die  Verwaltung  hielt  es  ftlr  ihre 
Pflicht,  die  Lieferung  zu  maskieren;  in  den  Blichern  stand  daher 
die  kuriose  Notiz:  reine  Flasche  Alkool,  sehr  gut,  um  damit  die 
Glieder  hei  Rheuma  einzureihen".  Den  Apotheker-Prikas  ersetzte 
1718  das  Apotheker-Kollegium:  seine  Funktionen  scheinen  aber  im 
Laufe  des  XVIII.  Jahrhunderts  dieselben  geblieben  zu  sein  wie  früher. 
Während  der  Regierung  der  Kaiserin  Anna  (1730 — 1740)  präparierte 
das  Kollegium  Feuerwerke  für  die  Hoffeste  und  Terpentin  für  die 
Schilfe.  Erst  Anfang  des  XIX.  .Jahrhunderts  wurde  es  zum  medi- 
zinischen Departement  erhoben,  welches  nur  rein-medizinische  An- 
gelegenheiten zu  erledigen  hat. 

Wenn  wir  jetzt  von  der  Geschichte  der  ärztlichen  Anstalten 
zum  Gesetz  ühergehen,  welches  heute  ihre  Tätigkeit  bestimmt  und 
regelt,  so  werden  wir  sagen  müssen,  dass  die  Medizinalordnung 
(Bd.  XIII  Teil  II  des  Swod)  derjenige  Teil  unseres  Gesetzes  ist, 
welcher  am  meisten  veraltet  ist.  Viele  von  den  Bestimmungen, 
welche  sie  enthält,  stammen  aus  der  Zeit  Peters  des  Grossen;  die 
meisten  Paragraphen  sind  aber  in  unserem  Jahrhundert  entstanden. 
Nun  wird  man  unwillkürlich  fragen,  wie  es  möglich  ist,  dass  die 
Medizinalordnung  so  rasch  veraltet  ist,  trotzdem  die  Gesetze  öfters 
Jahrhundertc  Uberdauern.  Man  denke  nur  au  die  Carolina  und  das 
Gesetzbuch  des  Zaren  Alexei  Michailowitsch.  Auf  die  angegebene 
Frage  ist  die  Antwort  nicht  schwer  zu  linden.  Die  Reformen  Kaiser 
Alexanders  II.  haben  Russland  gänzlich  umgestaltet.  Die  Bildung 
ist  stark  vorwärts  gegangen  und  in  die  Volksmassen  eingedrungen, 
so  dass  man  in  den  kleinsten  Provinzialnestern  gebildete  Menschen 
linden  kann.  Infolge  der  Reformen  und  des  allgemeinen  Fortschritts 
wurden  die  einzelnen  Bände  des  Gesetzes  vollständig  umgearbeitet, 
nur  die  Medizinalordnung  ist  unverändert  geblieben.  Man  darf  aber 
nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  es  unbedingt  notwendig  ist.  diesen 
Codex  zu  revidieren,  weil  im  Laufe  der  letzten  50  Jahre  in  den 
Naturwissenschaften  ein  kolossaler  Fortschritt  zu  verzeichnen  ist. 
Jahrbuch  der  internat.  Vereinigung-  «.  Bd.  4 
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Infolgedessen  muss  ein  Gesetz  als  unbrauchbar  bezeichnet  weiden, 
welches  von  Leuten  der  friedericianischen  Zeit  entworfen  ist  und 
nur  dasjenige  Personal  im  Auge  hat.  welches  in  Russland  vor  50 
und  100  Jahren  sein  Wesen  trieb.  J)a  wir  aus  Mangel  an  Kaum. 
Zeit  und  speziellen  Kenntnissen  nicht  die  Möglichkeit  haben,  alle 
Paragraphen  dieses  Gesetzbuches  nacheinander  durchzugehen,  so 
werden  wir  uns  damit  begnügen,  blos  einige  Bestimmungen  zu  be- 
sprechen, welche  für  den  ganzen  Codex  charakteristisch  sind. 

Von  den  allerältesten  Paragraphen,  welche  dem  Leser  durch 
ihren  Styl  auffallen,  muss  der  §  1*7  erwähnt  werden,  welcher 
«also  lautet:  rI>ns  medizinische  Departement  ist  verpflichtet,  beständig 
darauf  zu  achten,  dass  dem  Publikum  aus  der  Tätigkeit  sogenannter 
Empyriker  und  Charlatane  kein  Schaden  erwachse",  Gegen  diese 
Bestimmung  an  sich  ist  ja  nichts  einzuwenden,  da  das  unbefugte 
Ausüben  der  ärztlichen  Praxis  stets  bei  Strafe  verboten  winde  und 
wird  (5;  104  des  russischen  Strafgesetzbuches  für  Friedensrichter 
S  775  des  Projekts).  Dennoch  berühren  die  Worte  „Charlatan 
und  Empyriker"  etwas  peinlieh:  das  letztere  Wort  ist  sogar  nicht 
recht  begreiflich.  Wir  haben  die  Novelle  vom  Jahre  1721  nach- 
geschlagen, welcher  diese  Bestimmung  entnommen  ist,  aber  auch  da 
fand  sich  kein  Fingerzeig.  Zum  Glück  hat  sich  ein  Spezial-Edikt 
der  Kaiserin  Elisabeth  erhalten,  welches  auf  diese  Frage  Bezug  hat.1) 
Das  Gesetz  führt  folgenden  Titel:  „Vom  Verbot  an  ungelehrte  Leute 
und  Ärzte,  welche  in  der  Medizinalkanzelei  keine  Prüfung  bestanden 
haben,  medico-chirurgische  Praxis  auszuüben".  Wenn  wir  zum  Text 
dieser  Novelle  übergehen,  so  werden  wir  linden,  dass  dieselbe  der 
Initiative  des  Medizinal  -  Kollegiums  ihr  Entstehen  verdankt,  weil 
diese  Behörde  sich  gezwungen  sah.  gegen  die  Betrüger  und  Kur- 
pfuscher energisch  vorzugehen,  welche  iri  allen  Städten  und  namentlich 
in  Moskow  allzuzahlreich  geworden  waren.  Cntcr  anderem  wird 
erwähnt,  dass  in  Moskow  ein  Kaufmann  mit  Namen  Prjadunoft  alle 
Krankheiten  mit  Naphtha  seiner  Fabrik  behandelt  hat.  Aus  diesem 
Beispiel  muss  man  schliessen,  dass  die  Worte  Empyriker.  Charlatan 
und  Kurpfuscher  Synonyme  sind. 

Wenn  wir  in  der  Medizinalordnung  weiter  blättern,  so  linden 
wir  den  $  12-3.  welcher  nicht  weniger  interessant  ist:  ..Wenn  eine 
Frauensperson  eine  gräuliche  oder  kuriose  Missgeburt  zur  Welt  bringt, 

')  V.  S.  d.  G..  lfi.  März  1750. 
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so  darf  die  Hebamme  dieses  Geschöpf  nicht  töten,  wenn  es  auch 
keine  menschliche  Gestalt  hat,  sondern  sie  muss  den  Arzt  oder  die 
Medizinalbehörde  davon  sogleich  in  Kenntnis  setzen. 14  Diese  Be- 
stimmung ist  sehr  alt,  sie  stammt  aus  der  Novelle  vom  Jahre  1704. 
welche  folgenden  Titel  führte  rvon  der  Beerdigung  der  Leichen  am 
dritten  Tage  und  vom  Befehl,  dass  Hebammen  bei  Todesstrafe  miss- 
geborene Kinder  nicht  töten  dürfen'4.  Wir  müssen  hinzufügen,  dass 
der  §  123  der  geltenden  Medizinalordnung  mit  dem  Strafgesetzbuch 
in  Übereinstimmung  gebracht  ist.  Im  §  880  ist  ausdrücklich  gesagt, 
„dass  die  Hebamme  eine  Geldstrafe  bis  zu  10  Rubeln  zu  zahlen  hat, 
falls  sie  dem  Geburtshelfer  und  dem  Medizinal-Kollegium  über  die 
Erscheinung  einer  Missgeburt  nicht  Bericht  erstattet"4.  In  Verbindung 
mit  diesem  Paragraphen  steht  der  §  1469,  welcher  folgende  Be- 
stimmung enthält:  „ Falls  jemand  eine  Missgeburt  tötet,  welche  von 
einem  Weibe  zur  Welt  gebracht  ist,  statt  davon  der  Behörde  Anzeige 
zu  erstatten,  der  wird  für  dieses  aus  Aberglauben  und  Unwissenheit 
begangene  Verbrechen  gegen  das  Leben  eines  Wesens,  welches  von 
einem  Menschen  geboren  ist  und  folglich  auch  eine  Seele  hat«  mit 
Verlust  der  Ehrenrechte  und  mit  Korrekt ionshaus  bis  zu  18  Mouaten 
bestraft. - 

In  meinem  Buche  Uber  den  Aberglauben  *)  habe  ich  eine  Reihe 
von  Tatsachen  angefühlt,  aus  denen  zu  ersehen  ist,  dass  die  Sage 
von  den  Zwergen  und  Kobolden,  welche  neugeborene  Kinder  stehlen 
und  sie  durch  die  eigenen  Missgeburten  ersetzen,  im  Volke  noch 
lebendig  ist.  Durch  diesen  Aberglauben  lässt  sich  die  Möglichkeit 
derartiger  Morde  erklären.  Ich  glaube  aber,  dass  solche  Verbrechen 
bei  uns  in  Russland  selten  vorkommen,  denn,  trotz  des  grössten 
Sammeleifers,  habe  ich  aus  dein  russischen  Leben  keinen  einzigen 
Fall  anführen  können.  Die  Prozesse  aber,  welche  ich  in  meinem  Werke 
besprochen  habe,  sind  der  Geschichte  westeuropäischer  Völker  ent- 
nommen. Aus  diesem  Grunde  ist  der  t>  14b'9  im  Entwurf  des  neuen 
russischen  Strafgesetzbuches  nicht  mehr  zu  linden. 

Aber  alle  bisher  citierten  Bestimmungen  sind  bloss  Details, 
welche  aus  der  Zeit  Peters  1.  zu  uns  herübergekommen  sind.  Es 
wird  jedoch  ziemlich  lohnend  sein,  wenn  wir  versuchen  würden,  auf 
Grund  des  geltenden  Gesetzes  eine  Charakteristik  desjenigen  medi- 

')  Aberglauben  und  Strafrecht,  Berlin  1897,  S.  21. 

4* 
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ziliischen  Personals  zu  gehen,  welches  der  Verfasser  der  Medizinal- 
ordnung vor  Augen  hatte. 

Der  §  3  befiehlt,  dass  „die  Person,  welche  sich  zur  Hebamme 
ausbilden  will,  ein  Zeugnis  Uber  gute  Fuhrung  besitze  und  imstande 
sei,  lesen  und  schreiben  zu  können-.  Dies  ist  der  genaue  Text  des 
Gesetzes.  Es  würde  aber  ziemlich  schwierig  sein,  ein  Hebammen- 
institut  aufzufinden,  welches  Schülerinnen  mit  so  bescheidenen 
Kenntnissen  aufnimmt.  Wir  können  uns  auch  nicht  vorstellen,  dass 
eine  Hebamme,  welche  ebenso  unwissend  ist  wie  eine  einfache  Bäuerin, 
fähig  sei,  die  Forderung  des  $  181  der  Medizinalordnung  zu 
erfüllen,  nämlich:  „den  Kranken  die  nötigen  Katschläge  zu  geben, 
den  Aberglauben  und  die  schädlichen  Sitten  zu  bekämpfen".  Noch 
besser  ist  der  §  112,  welcher  folgende  Eigenschaften  bei  der  Hebamme 
voraussetzt:  „dieselbe  muss  von  guter  Führung,  nüchtern,  im  Amt 
erfahren  und  eidlich  verpflichtet  sein".  Der  §  118  fügt  hinzu,  dass 
„die  Hebamme  eine  arme  Wöchnerin  nicht  im  Stiche  lassen  darf 
wegen  einer  reichen".  Mit  einem  Wort,  wir  finden  hier  eine  ganze 
Reihe  ethischer  Regeln:  zu  gleicher  Zeit  aber  werden  solche  Eigen- 
schaften erwähnt,  wie  die  Nüchternheit,  welche  in  der  modernen 
Gesellschaft  als  obligatorisch  vorausgesetzt  wird,  so  dass  eine  Er- 
wähnung derselben  ganz  unnütz  ist.  Am  Anfang  des  Jahrhunderts 
war  diese  Frage  anders  bestellt,  denn  die  Medizinalordnung  betont 
die  Nüchternheit  mehreremal,  nämlich  in  betreff  der  Hebamme  112), 
des  Arztes  24)  und  des  Apothekers  569).  Es  muss  ein  nettes 
Bild  gewesen  sein,  als  der  halbbetrunkene  Apotheker  mit  zitternder 
Hand  Gifte  oder  andere  kräftig-wirkende  Medikamente  abwog.  Solche 
Scenen  existierten  aber  sicher.  Das  alte  SprUchwort  lautet:  quod  non 
est  in  factis,  non  est  in  actis,  richtiger  wäre  es  zu  lesen  non  est  in 
lege,  d.  h.  was  im  Leben  nicht  da  ist,  kann  auch  nicht  im  Gesetze 
sein,  denn  das  letztere  ist  ein  Spiegel  der  Wirklichkeit.  Da  aber 
die  Medizinalordnung  zu  viel  von  der  Nüchternheit  spricht,  so  müssen 
wir  daraus  schliessen,  dass  das  medizinische  Personal  in  Russland 
dem  Trünke  sehr  ergeben  war.  Andererseits  ist  es  geradezu  ent- 
setzlich, wenn  mau  sich  das  l'nglück  vorstellt,  welches  ein  solches 
Personal  anrichten  kann.  l'm  unseren  Gedanken  zu  illustrieren, 
wollen  wir  eine  Episode  erwähnen,  welche  wir  in  den  Novellen  von 
GoLiziNSKi  gefunden  haben.  Der  Verfasser  ist  mit  dem  Leben  der 
russischen  Ärzte  der  50-er  Jahre  in  der  Moskauer  Gegend  genau 
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bekannt  und  seine  Erzählungen  tragen  den  Stempel  der  Wahrheit. 
Als  junger  Arzt  machte  er  seinem  Kollegen,  welcher  in  der  Nachbar- 
schaft lebte,  seinen  Antrittsbesuch.  J)er  "Wirt  empfing  den  Gast 
mit  ausgebreiteten  Armen  und  holte  aus  der  Vorratskammer  alles 
herbei,  was  dort  zu  finden  war.  Nachdem  die  neuen  Freunde  eine 
ganze  Reihe  von  Schnapsen  vertilgt  hatten,  wurde  der  Wirt  offen- 
herziger und  begann  seinen  Kollegen  Uber  verschiedene  Sachen  aus- 
zuforschen: namentlich  interessierte  ihn  die  Frage,  ob  Schwoins- 
gedUrme  den  Gedärmen  des  Menschen  ähnlich  seien.  Auf  dio  Frage 
des  jungen  Arztes,  wozu  er  dies  brauche,  erzahlte  der  alte  Mann 
mit  Tränen  in  den  Augen  seine  Geschichte.  Vor  einigen  Tagen 
hatte  er  eine  Obduktion  gemacht  und  die  Leiche  eines  Hirten  geöffnet, 
welcher  mit  Arsenik  vergiftet  worden  war.  Die  inneren  Organe  und 
die  Gedärme  wurden  in  Glasgefässe  verpackt  und  mit  2  Siegeln  ver- 
siegelt, wie  das  Gesetz  es  vorschreibt.  Nachher  hatte  der  Doktor 
stark  gefrühstückt  und  als  er  sich  in  den  Wagen  setzte,  lies  er  sich 
seine  Instrumente  und  die  Glasflaschen  reichen:  dann  schlief  er  ein  und 
als  er  erwachte,  waren  die  Gefässe  verschwunden  und  konnten  nicht 
aufgefunden  werden,  trotzdem  man  sich  natürlich  die  grösste  Mühe 
gegeben  hatte.  In  seiner  Verzweiflung  verfiel  der  Doktor  auf  ein 
höchst  originelles  Mittel.  Da  im  Medizinal-Kollegium  ebensolche 
Kenner  der  Anatomie  sassen  wie  er,  so  kam  der  brave  Physikus  auf 
die  Idee,  die  Gedärme  des  unglücklichen  Hirten  durch  Schweins- 
gedärme zu  ersetzen. 

Filter  solchen  Umständen  ist  es  begreiflich,  dass  der  Gesotz- 
geber gezwungen  war,  den  Herrn  Doktoren  ans  Herz  zu  legen,  dass 
die  Nüchternheit  die  wichtigste  Eigenschaft  eines  gewissenhaften 
Arztes  ist. 

Jetzt  müssen  wir  die  16 — 18  erwähnen,  welche  die  Be- 
stimmungen Uber  chirurgische  Instrumente  enthalten.  rIm  Medizinal- 
Kollegium  müssen  stets  Bestecke  mit  chirurgischen  Instrumenten 
vorrätig  sein.  Ausser  den  Mitgliedern  des  Kollegiums  können  diese 
Instrumente  auch  von  anderen  Ärzten  benutzt  werden.  Das  Kollegium 
hat  ihnen  diejenigen  Instrumente  zu  geben,  welche  zur  Operation 
nötig  sind.  Falls  ein  Stück  derselben  verloren  geht,  muss  der  schul- 
dige Arzt  dasselbe  bezahlen;  falls  aber  das  Instrument  bloss  ab- 
gestumpft oder  verdorben  wird,  darf  keine  Entschädigung  beansprucht 
werden-. 
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Jeder  Mensch,  der  mit  den  Regeln  der  Aseptik  vertraut  ist, 
gerat  in  Entsetzeu,  wenn  er  diese  Zeilen  liest.  Was  ist  das  für  ein 
Chirurg,  welcher  nicht  im  Stande  ist,  ein  eigenes  Besteck  zu  erwerben ! 
Wie  kann  man  nur  daran  denken,  eine  Operation  mit  fremden  In- 
strumenten zu  machen,  welche  aus  einer  Hand  in  die  andere  Uber- 
gehen und  durch  nachlassige  Behandlung  zerstört  werden!  Die  Zahl 
der  Operationen  war  jedenfalls  eine  geringe,  wenn  so  eine  Bestimmung 
im  Gesetz  enthalten  ist. 

Man  wird  uns  vielleicht  fragen,  wie  es  überhaupt  möglich  ist. 
dass  sich  das  Medizinalwesen  im  Laude  entwickelt  hat.  wenn  das 
Gesetz  so  veraltet  ist.  Die  Antwort  ist  eine  ganz  einfache:  der 
grösste  Teil  der  medizinischen  Anstalten  ignoriert  dieses  Gesetz  und 
sehr  viele  Ärzte  haben  mit  den  Medizinal-Kollegien  der  Gouvernements- 
Verwaltung  nichts  zu  thun.  Die  klinischen  Anstalten  der  Universi- 
täten stehen  unter  der  Kontrolle  des  Kultus-Ministeriums,  viele  gross- 
artige Krankenhäuser  gehören  zum  Kessort  der  wohltatigen  An- 
stalten der  Kaiserin  Marie,  welche  so  zahlreich  sind,  dass  die  Ver- 
waltung derselben  ein  selbständiges  Ministerium  bildet:  endlich  das 
Medizinalwesen  der  Bauerngemeinden  gehört  in  den  meisten  Gouverne- 
ments des  europaischen  Russlands  zur  Zuständigkeit  der  Provinzial- 
Verwaltuug  (Semstwo).  V)  Alle  diese  Anstalten  sind  im  Dienste  der 
leidenden  Menschheit  tatig  und  können  mit  den  gewonnenen  Resul- 
taten zufrieden  sein.  Wenn  man  .aber  das  Personal  der  Medizinal- 
Kollegien  und  der  Kreisphysici  betrachtet,  dann  sieht  man  Illustrationen 
zur  Medizinalordnung.  Man  braucht  nur  die  Obduktions-Instrumente, 
welche  die  Semsto  für  ihre  Ärzte  gekauft  hat.  mit  denen  zu  ver- 
gleichen, welche  die  Physici  haben,  um  an  die  Zeit  der  Kaiserin 
Katharina  sehr  lebhaft  erinnert  zu  werden.  Mit  einem  Wort, 
alles,  was  in  der  russischen  Medizin  lebensfähig  ist,  hat  mit  der 
Medizinalordnung  nichts  zu  schaffen.  Dieser  Codex  hat  sich  aber 
wie  eine  Mumie  bis  heute  erhalten. 

Um  dieses  Kapitel  zu  sclüiesscn,  wollen  wir  noch  die- 
jenigen Paragraphen  besprechen,  in  denen  die  Medizinaltaxe  ent- 
halten ist. 

>)  Seinstwo  heisst  Land  (country)  im  Gegensatz  zu  Stadt.  Die  Mit- 
glieder der  Seinskoe  Sobranie  (Kreistag)  und  die  Stadtverordneten  sind  wähl- 
bar. Die  exekutiTe  Gewalt  liegt  in  den  Händen  des  Kreisansschusses 
(Seinskaia  Uprawa)  und  der  Bürgermeister. 
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§  142.  Die  Ärzte,  welche  Kronilmter  bekleiden  und  für  ihro 
Mühen  Lohn  erhalten,  sind  verpflichtet,  den  Personen,  welche  an 
derselben  Anstalt  dienen,  unentgeltlich  Hilfe  zu  leisten.  Falls  sie 
alier  private  Personen  in  Behandlung  haben,  so  können  sie  für  ihre 
Mühen  ein  Honorar  nach  folgender  Taxe  verlangen:  $  148.  Leute, 
welche  ganz  arm  sind  und  zum  Arzte  kommen,  dürfen  auf  seine 
Menschenfreundlichkeit  und  eine  unentgeltliche  Hilfe  rechnen,  i?  149. 
Von  Leuten,  welche  wenig  bemittelt  sind,  müssen  sich  die  Ärzte 
mit  folgendem  Honorar  begnügen:  1.  der  Doctor  medicinae  erhalt 
für  einen  Krankenbesuch,  wobei  ein  Rezept  versehrieben  wurde, 
30  Kopeken  (60  Pfennige),  falls  ein  Rezept  nicht  verschrieben  wurde, 
15  Kopeken,  für  eine  Visite  ausserhalb  der  Stadt  60  Kopeken. 
2.  Der  Arzt,  welcher  den  Titel  Dr.  med.  noch  nicht  erworben  hat, 
erhält  für  jeden  Krankenbesuch  in  der  Stadt  15  Kopeken,  ausserhalb 
der  Stadt  30  Kopeken.  3.  Für  den  Aderlass  sind  71/»  Kopeken, 
für  das  Entfernen  eines  Zahnes  15  Kopeken,  für  ein  Pflaster  aus 
spanischen  Fliegen  7ij2  Kopeken  zu  entrichten.  S  150.  Von  reichen 
Leuten,  welche  ihre  Dankbarkeit  für  den  erwiesenen  Dienst  erweisen 
wollen,  ist  es  den  Ärzten  erlaubt,  ein  Honorar  anzunehmen,  welches 
höher  ist,  als  die  Taxe  angibt.  §  151.  Der  Accoucheur,  welcher 
bei  schweren  Wochen  Hilfe  leistet,  erhält  von  wenig  bemittelten 
Leuten  1  Rubel  50  Kopeken  (3  Mark).  $  152.  Die  Hebamme  erhält 
für  ihre  Mühen  bei  den  Wochen  und  für  eine  neuntägige  Pflege  der 
Krankeu  1  Rubel  50  Kopeken  (3  Mark). 

Wenn  man  diese  Zahlen  durchläuft,  so  drängt  sich  einem 
unwillkürlich  die  Frage  auf,  wo  und  von  wem  erhalten  die  Ärzte 
ein  solches  Bettelhonorar ?  wer  wird  es  wagen,  dem  Doktor  für 
seinen  Besuch  15  Kopeken  anzubieten,  wenn  der  Droschkenkutscher 
wenigstens  20  Kopeken  für  seine  Fahrt  zu  beanspruchen  hat?  Es 
ist  klar,  dass  wir  mit  einem  Gesetz  zu  tun  haben,  welches  voll- 
ständig veraltet  ist  und  andere  Lebens-  und  Arbeitspreise  im  Auge 
hat.  Aber  selbst  wenn  wir  diesen  Umstand  berücksichtigen,  so  muss 
die  Kopeken-Taxe  dennoch  als  anormal  bezeichnet  werden.  Deshalb 
halten  wir  es  für  notwendig,  die  Geschichte  dieses  Gesetzes  erwähnen, 
um  dasselbe  einigermassen  begreifen  zu  können.  Die  erste  Taxe  für 
Doktoren,  Ärzte  und  Hebammen  wurde  am  20.  September  1782  publiziert. 
Aus  dieser  Taxe  hat  sich  die  geltende  gebildet.  Der  Text  des  Ge- 
setzes ist  derselbe,  blos  die  Zahlen  sind  andere.    In  der  Novelle 
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Katharinas  stehen  Kübel,  im  geltenden  Recht  aber  Kopeken.  Die 
Erklärung  ist  in  der  Reform  der  russischen  Geldwahrung  vom  Jahre 
1839  zu  suchen.  In  diesem  Jahre  erfolgte  der  allerhöchste  Erlass, 
dass  3  Kübel  50  Kopeken  Papier  denselben  Wert  haben,  wie  1  Kübel 
Silber.  Diese  Rechnung  wurde  in  allen  gesetzlichen  Bestimmungen 
durchgefühlt,  in  welchen  Geldwerte  erwähnt  werden.  Infolgedessen 
erschienen  auch  in  der  Medizinal-Taxe  die  Kopeken,  welche  den 
modernen  Menschen  so  eigenartig  berühren.  Seit  dem  Jahre  1839, 
d.  h.  im  Laufe  von  60  Jahren,  hat  dieses  letztere  Gesetz  nicht  die 
geringste  Modifikation  erfahren,  trotzdem  eine  vollständige  Ände- 
rung der  Lebenspreise  eingetreten  ist.  Wahrscheinlich  waren  im 
Jahre  1785  die  Ärzte  mit  dem  Honorar,  welches  in  der  Taxe  an- 
gegeben war,  zufrieden,  aber  100  Jahre  später  hat  dieses  Gesetz 
jede  Bedeutung  verloren. 

Unwillkürlich  erinnert  uns  dasselbe  au  die  galligen  Worte 
des  Mephisto  über  den  Konservatismus  des  geltenden  Rechts: 

Es  erben  sich  Gesetz  und  Rechte 

Wie  eine  ew'ge  Krankheit  fort; 

Sie  schleppen  von  Geschlecht  sich  zum  Geschlechte. 

Und  rücken  sacht  von  Ort  zu  Ort. 

Vernunft  wird  Unsinn,  Wohltat  Plage; 

Weh  dir.  dass  du  ein  Enkel  bist  ! 

Vom  Rechte,  das  mit  uns  geboren  ist, 

Von  dem  ist  leider  nie  die  Frage. 

Man  wird  dagegen  einwenden,  dass  die  Taxe  im  Leben  niemals 
angewendet  wird  und  folglich  auch  keinen  schädlichen  Einfiuss  auf 
das  Rechtsleben  des  Landes  haben  kann.  Darauf  werden  wir  ant- 
worten, dass  eine  Bestimmung,  welche  zu  Stein  geworden  ist,  aus 
dem  geltenden  Gesetz  entfernt  werden  muss.  Es  wird  keinem 
Menschen  einfallen,  dem  Arzte  15  Kopeken  in  die  Hand  zu  drücken, 
aber  bei  Prozessen  haben  sich  die  Parteien  wiederholt  auf  die 
Taxe  berufen. 

In  der  Praxis  des  Civildepartements  des  Senats  haben  wir 
3  Fälle  gefunden,  in  denen  Ärzte  gegen  ihre  Patienten  gerichtlich 
vorgingen,  um  das  ihnen  zukommende  Honorar  zu  erhalten.  In  allen 
«Uesen  Prozessen  waren  die  Verklagten  reiche  Kaufleute,  weiche  die 
Ärzte  für  ihre  Mühen  nicht  bezahlen  wollten,  trotzdem  dieselben 
wochenlang  ihre  Familien  und  Kinder  behandelt  hatten.  In  allen 
3  Fällen  entsprachen  die  Forderungen  der  Ärzte  dem  üblichen  Usus 


Digitized  by  Google 


Aug.  Loewenstimm:  Altertümer  im  geltenden  russischen  Recht.  57 


3  Rubel  (6  Mark)  pro  Besuch;  die  dankbaren  Väter  beriefen  sieh 
aber  auf  die  Taxe.  Endlich  sah  sich  der  Senat  gezwungen,  diesem 
Elend  ein  Ende  zu  machen.  Im  Beschluss  vom  Jahre  1878  No.  84 
gab  er  die  Erklärung  ab,  dass  im  Gesetz  keinerlei  Bestimmungen 
zu  finden  sind  Uber  das  Honorar,  welches  wohlhabende  Leute  dem 
Arzt  zu  zahlen  haben:  infolgedessen  ist  in  solchen  Fällen  die  Höhe 
des  Honorars  der  Vereinbarung  der  Parteien  überlassen.  Falls  aber 
ein  Kontrakt  nicht  existiert  und  eine  Meinungsdilferenz  über  die 
Höhe  des  Honorars  eingetreten  ist.  so  hat  das  Gericht  darüber  zu  ent- 
scheiden, indem  es  die  Umstände  jedes  einzelnen  Falles  berücksichtigt. 

Auf  diese  "Weise  hat  der  Senat  diese  Bestimmung  aufgehoben. 
Das  Leben  hat  das  Kassations-Gerieht  gezwungen,  den  toten  Buch- 
staben des  Gesetzes  zu  ignorieren. 

IV.  Orden. 

Unter  deu  Bestimmungen  Uber  Ordenswesen  gibt  es  so  manche, 
welche  in  kultureller  Hinsicht  nichts  Charakteristisches  enthalten, 
aber  durch  ihren  originellen  Inhalt  Interesse  für  sich  erwecken. 

Wir  wollen  unsere  Übersicht  mit  dem  Paragraphen  beginnen, 
in  dem  die  Bestimmungen  über  die  Pflichten  der  Ordensritter  ent- 
halten sind. 

§  174.  ,J.)ie  Liebe  zum  Nächsten  ist  die  wichtigste  von  diesen 
Pflichten.  Infolgedessen  sind  die  Ritter  verpflichtet,  der  Verwaltung 
wohltätiger  und  nützlicher  Anstalten  ihre  Fürsorge  zu  widmen.  Zu 
ihren  speziellen  Funktionen  gehören  also:  1.  Die  Oberaufsicht  über 
die  Verwaltung  der  Findlingshäuser  in  St.  Petersburg  und  Moskow: 
2.  die  Verwaltung  der  Versorgungsanstalt  für  Invaliden  und  des 
Katharinen-Hospitals  zu  Moskow;  3.  die  Gründung  verschiedener  An- 
stalten für  Armenpflege  in  beiden  Hauptstädten;  4.  die  Oberaufsicht 
der  Versorgungsanstalten  für  Arme  und  Kranke  in  beiden  Haupt- 
städten." 

S  189.  ,.Die  Ritterschaft  ist  verpflichtet,  in  beiden  Hauptstädten 
Asyle  für  obdachlose  Arme  und  Kranke  zu  errichten." 

§  MM).  ,.Iu  diesen  Anstalten  mnss  die  Ritterschaft  eine  nötige 
Anzahl  von  Zimmern  und  Betten  besitzen,  und  ausserdem  für  Be- 
köstigung der  Pfleglinge  sorgen.  Stromer  und  Vagabunden,  welche 
durch  ihren  schlechten  Lebenswandel  bekannt  sind,  dürfen  in  die 
Anstalt  nicht  aufgenommen  werden. - 
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Heim  Lesen  dieser  Zeilen  wird  msin  unwillkürlich  verblüfl't. 
Das  Gesetz  spricht  von  der  Armenpflege  und  macht  sogar  einen  Unter- 
schied zwischen  hilfsbedürftigen  und  professionellen  Bettlern.  Es 
fragt  sich  aber,  wie  kann  eine  solche  Last  der  Kitterschaft  aufgebürdet 
werden,  da  die  Armenpflege  zu  den  Pflichten  des  Staates,  der  Städte 
und  der  Kreisverwaltungen  gebort.  Diese  Frage  ist  so  ernster  Natur 
und  so  kompliziert,  dass  sie  unmöglich  durch  die  Tätigkeit  der 
Ordensritter  zu  lösen  ist.  Man  muss  sieh  auch  darüber  wundern, 
dass  die  Armenpflege  in  den  Bestimmungen  für  Ordenswesen  erwähnt 
wird,  trotzdem  im  Swod  Sakonotf  ein  spezieller  Codex  existiert,  welcher 
ausschliesslich  dieser  Frage  gewidmet  ist  (Bd.  XI II). 

Ausserdem  ist  es  im  Gesetze  erwiihnt.  dass  die  Kitter  ver- 
pflichtet sind,  dem  Invalidenhause  und  dem  Katharinen  -  Kranken- 
hause  in  Moskow  ihre  besondere  Pflege  zu  widmen;  analoge  Be- 
stimmungen finden  wir  in  den  t&  240,  241.  277  und  481  Uber 
Rechte  und  Pflichten  der  Ritter  des  Andreas-,  des  Wladimir-  und 
des  Annen-Ordens.  Es  fragt  sich  aber,  wie  vertragen  sich  diese 
Paragraphen  mit  den  Rechten  derjenigen  Personen,  welche  an  der 
Spitze  der  Anstalt  stehen? 

Nicht  weniger  interessant  sind  bestimmte  Verdienste,  welche  das 
Recht  geben,  mit  einem  gewissen  Orden  belohnt  zu  werden.  So  ist 
es  z.  B.  in  den        458  und  394  gesagt,  dass  der  Annen-Orden 

III.  Klasse  demjenigen  verliehen  wird,  welcher  ein  Werk  schreibt, 
das  allgemein  als  klassisch  anerkannt  wird;  den  Wladimir-Orden 

IV.  Klasse  demjenigen,  welcher  nach  einer  Belohnung  mit  dem  Annen- 
Orden  ein  zweites  Werk  schreibt,  welches  gleichfalls  als  klassisch 
anerkannt  wird.  Derartige  Gesetzesparagraphen  sind  äusserst 
schmeichelhaft  für  Schriftsteller  und  Gelehrte,  denn  die  letztern  können 
daraus  ersehen,  dass  die  Regierung  gern  bereit  ist,  ihre  Verdienste 
zu  würdigen  und  zu  belohnen.  Diese  Bestimmungen  können  aber 
schwerlich  zur  Anwendung  kommen,  da  es  ja  nicht  gesagt  ist,  von 
wem  es  abhängt,  ein  Werk  als  klassisch  zu  erklären. 

Noch  interessanter  ist  der  Punkt  13  desselben  Paragraphen  458, 
welcher  bestimmt,  dass  mit  dem  Annen-Orden  III.  Klasse  derjenige 
belohnt  werden  kann,  „wer  aus  Menschenliebe  durch  Rat  und  Tat 
öfters  dazu  beigetragen,  dass  ruinöse  Prozesse  beigelegt  werden  und 
durch  diese  Tätigkeit  den  Namen  eines  Friedensstifters  verdient  hat, 
was  sowohl  von  Privatleuten,  als  auch  von  den  Beamten  des  Gouverne- 
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ments  einstimmig  anerkannt  ist".  Bei  aller  Hochachtung  vor  der 
humanen  Tätigkeit  eines  solchen  Mannes  können  wir  uns  dieselbe 
garnich't  vorstellen.  Derjenige,  welcher  zwischen  den  Parteien  steht, 
wird  von  beiden  gehasst.  Wie  schwer  es  aber  ist,  in  dem  einfachsten 
Prozesse  Frieden  zu  stiften,  kann  man  am  besten  aus  einem  Lustspiel 
von  Turgknikfp  begreifen.  Es  heisst  das  «Frühstück  beim  Adels- 
marschall", und  ist  das  einzige  wirklich  schöne  Stück,  welches  Tik- 
»iKNiKFF  in  dramatischer  Form  geschrieben.  Dafür  ist  es  ihm  auch 
gelungen,  ein  Genrebild  von  seltener  Lebenswahrheit  zu  schaffen. 
Der  Marschall  hat  die  Parteien  zu  sich  eingeladen,  um  einen  Erb- 
schaftsprozess  beizulegen.  Die  feiudlichen  Geschwister  konnte  er 
nicht  versöhnen:  im  Gegenteil,  der  Zank  ist  so  arg  geworden,  dass 
dem  Friedensstifter  für  seine  Mühen  und  seinen  guten  Willen  die 
grössten  Beleidigungen  an  den  Kopf  geworfen  wurden. 

Nun  können  wir  zu  den  Pflichten  der  Damen  übergehen,  welche 
mit  dem  Orden  der  Heiligen  Katharina  oder  der  Befreiung  dekoriert 
sind.  «Dieser  Orden  ist  gegründet  worden  zur  Erinnerung  an  die 
Befreiung  des  Kaisers  Peter  des  Grossen  in  der  berühmten  und 
blutigen  Schlacht  am  Prath*4  ($  242.  Bd.  I,  Teil  2  des  Swod  Sakonuff ). 
Die  Redaktion  dieses  Gesetzes  ist  äusserst  eigenartig:  trotzdem 
es  sonst  nicht  üblich  ist.  wird  hierein  historisches  Faktum  erwähnt; 
desshalb  halten  wir  es  für  nötig,  dieses  dramatische  Blatt  unserer 
Geschichte  etwas  ausführlicher  zu  besprechen.  Nachdem  Karl  XII. 
in  der  Entscheidungsschlacht  von  Poltawa  vom  Zaren  aufs  Haupt 
geschlagen  wurde,  floh  er  nach  der  Türkei  und  stachelte  den  Sultan 
zu  einem  Kriege  gegen  Pussland  auf.  Als  der  Feldzug  begann, 
rückte  Peter  rasch  in  die  Donaufürstentümer  ein;  hier  aber  stiess 
er  unerwarteterweise  auf  einen  Gegner,  der  ihm  weit  überlegen 
war.  Die  Armee  der  Türken,  welche  270000  .Mann  stark  war, 
drängte  die  Feinde  in  den  Winkel  zwischen  Prath  und  Donau 
und  schloss  sie  dort  ein.  Das  russische  Heer  bestand  bloss  aus 
22000'Mann.  *)  Dieses  Häuflein  Leute  konnte  unmöglich  einen  Gegner 
bewältigen,  welcher  10 mal  zahlreicher  war.  Es  war  daher  natürlich, 
dass  die  Russen  von  den  Türken  umringt  und  von  ihrem  eigenen 
Lande  abgeschnitten  wurden.  Aber  das  Schicksal  rettete  den  Zaren 
von  türkischer  Gefangensehaft.    Die  Sage  berichtet  einerseits,  dass 

i)  V.  S.  d.  G.,  24.  November  1714.  No.  2860  und  15.  November  1723, 
No.  4366. 
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der  Grossvezier  durch  Karl  XII.  beleidigt  war  und  ihn  tütlieh  hasste; 
andererseits,  dass  die  Kaiserin  ihm  und  seinem  Gefolge  teuere  Ge- 
schenke tiberreichen  liess. *)  Aus  diesen  Gründen  kam  zwischen  den 
beiden  Keichcn  der  Frieden  rasch  zustande.  Die  Bedingungen 
waren  für  die  Türkei  ziemlich  günstige,  alter  lange  nicht  so  glänzende 
wie  man  nach  den  Erfolgen  des  Feldzuges  erwarten  konnte.  Wenigstens 
war  man  in  Konstantinopel  unzufrieden,  denn  der  Grossvezier 
und  mehrere  Paschas  wurden  enthauptet.  Peter  der  Grosse  hat 
dieses  Jahr  nie  vergessen.  Zu  gross  war  das  Unglück,  das  über 
seinem  Haupte  geschwebt  hatte.  Lebhaft  war  die  Freude  und  schön 
das  Bewusstsein,  eine  Gefahr  glücklich  Überwunden  zu  haben. 
Dieses  Gefühl  der  Freiheit  und  der  Dankbarkeit  gegen  seinen  nächsten 
Kat,  die  Kaiserin,  spricht  deutlich  aus  den  veröffentlichten  Manifesten. 
Da  aber  der  Zar  selbst  mit  genauer  Not  der  Gefangenschaft  ent- 
ronnen war.  so  gedachte  er  auch  derjenigen,  welche  das  Unglück 
schon  getroffen  hatte.  Infolgedessen  finden  wir  in  den  Bestimmungen 
für  Ordenswesen,  dass  jede  Ehrendame  des  Ordens  der  Heiligen 
Katharina  folgende  Pflichten  zu  erfüllen  hat:  ,.1.  täglich  Gott  dem 
Herrn  für  die  Befreiung,  welche  er  Peter  dem  Grossen  gewährt  hat, 
zu  danken:  2.  nach  Kräften  dafür  zu  sorgen,  dass  Heiden  der  Kirche 
Christi  beitreten:  3.  einen  Christen  aus  der  heidnischen  Gefangen- 
schaft mit  ihrem  Oelde  zu  lösen. - 

Wir  haben  den  genauen  Text  des  $  259  (Punkte  1,  4  und  5) 
der  Bestimmungen  Uber  Ordenswesen  citieit.  Das  Gesetz  ist  vor 
200  Jahren  publiziert  worden,  bis  heute  aber  unverändert  geblieben. 
Zu  Zeiten  Peters  des  Glossen  hatte  die  letztere  von  diesen  Be- 
stimmungen Uber  die  einzelnen  Pflichten  der  Ehrendamen  einen  ge- 
wissen Sinn.  Der  Kaukasus  war  noch  nicht  erobert;  die  Türkei 
ein  mächtiges,  aber  uneivilisiertes  Land:  das  Schwarze  und  das 
Mittelländische  Meer  wimmelten  von  Piraten,  welche  die  Küsten 
plünderten,  die  Männer  als  Sklaven  wegschleppten,  und  die  Weiber 
in  den  Harem  der  türkischen  (»rossen  verkauften.  Cnter  solchen 
Verhältnissen  war  das  Gebet  begreiflich:  ..Vor  Sturm,  vor  Käubern 
und  Gefahr.  Herr  unsre  Schifffahrt  stets  bewahr".2)  In  unseren  Tagen 
ist  der  Kaukasus  von  Kussland.  Tunis  und  Algier  von  Frankreich 
erobert,  so  dass  Korsareu  und  Piraten  nur  in  höchst  geringer  Zahl 

J)  SciiLOssKRs  Weltgeschichte.  1874.  B<1.  XIV.  S.  4"). 
*)  Aufschrift  im  Sehifterhause  zu  Lübeck. 
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ihr  Wesen  treiben  können.  Es  fragt  sich  nun,  für  wen  existiert 
die  Bestimmung  Uber  die  Befreiung  von  Gefangenen.?  I>arauf 
muss  man  erwidern,  dass  sie  natürlich  nicht  den  geringsten 
praktischen  Wert  hat,  dass  ihr  aber  eine  historische  Bedeutung  nicht 
abzusprechen  ist.  Sie  gibt  uns  ein  Bild  von  der  Stimmung  des 
( Brossen  Zaren  nach  dem  Frieden  von  lVuth.  Deshalb  würden  wir 
es  ungern  sehen,  falls  dieser  Paragraph  aus  dem  Gesetz  gestrichen 
würde.  Spuren  grosser  historischer  Begebenheiten  werden  immer 
seltener  und  dieses  Gesetz  kann  von  sich  sagen:  rIch  bin  ein  alter 
Zeuge  aus  längst  vergangener  Zeit.  *1) 

V.  Strafrecht  und  Strafprozess. 

Das  alte  Gericht,  welches  im  Jahre  18fi4  zu  Grabe  getragen 
wurde,  genoss  im  Volke  einen  sehr  schlechten  Huf.  Bis  jetzt  hat 
sich  eine  grosse  Anzahl  von  Sprüchwörtern  erhalten,  welche  sich 
gegenseitig  au  Bosheit  und  Verachtung  überbieten:  „Im  Gericht  da 
herrscht  das  Unrecht a.  die  Gesetze  sind  heilig,  die  Richter  bestechlich", 
rdas  Gesetz  ist  wie  eine  Deichsel,  welche  man  nach  Belieben  drehen 
uud  wenden  kaunu  u.  s.  w.  In  diesen  Worten  ist  ein  starkes  Körn- 
lein Wahrheit  enthalten  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  in 
dem  altrussischen  Gericht  Leute  angestellt  waren,  welche  keine 
Achtung  verdienten.  Andererseits  aber,  wenn  man  das  frühere  Ver- 
fahren berücksichtigt,  dessen  Brocken  sich  im  Gesetz  erhalten  haben, 
so  wird  man  sich  sagen  müssen,  dass  die  Gesetze  selbst  sehr  unvoll- 
kommen waren.  Man  denke  nur  an  die  nutzlosen  Grausamkeiten, 
an  denen  das  Gericht  in  der  guten,  alten  Zeit  so  reich  war. 

Ein  Grundprinzip  des  geltenden  Strafrechts  besteht  darin,  dass 
jeder  Mensch  die  Verantwortung  für  seine  strafbaren  Handlungen 
zu  tragen  hat  15  des  russischen  Strafprozess).  Es  war  aber 
nicht  immer  so.  In  Ägypten  wurden  die  Eltern  für  die  Verbrechen 
ihrer  Kinder  bestraft,  und  die  solidarische  Verantwortung  der  Familie 
und  des  Stammes  ist  bis  heute  vielen  Völkern  bekannt,  welche  auf 
einer  niedrigen  Kulturstufe  stehen.  Derartige  Bestimmungen  exis- 
tierten auch  in  Kussland.  Seit  dem  XVI.  Jahrhundert,  als  bei  uns 
die  Leibeigenschaft  eingeführt  wurde,  ling  man  an.  die  Bauern  für 
die  Taten  ihrer  Herren  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Sie  wurden 
für  seine  Verbrechen  bestraft,  für  seine  Schulden  an  den  Pranger 


\)  Aufschrift  auf  einem  Hause  in  Schwyz. 


62  Vorträge. 

gestellt.  Derartige  Sitten  und  Gesetze  herrschten  lange  Zeit.  Des- 
halb darf  man  sich  auch  nicht  wundern,  wenn  im  Seel  messe  n- 
register  Iwan  des  Grausamen  folgende  Notiz  zu  finden  war:  rGott 
erbarme  sich  der  Seelen  seiner  Sklaven  des  Bojaren  Michael,  des 
Bojaren  Basilius,  seiner  Frau  und  ihrer  Diener.  18  an  der  Zahl. 
Gott  erbarme  sich  des  Feldherrn  Gregorius,  seiner  Frau,  seiner 
beiden  Töchter  und  ihrer  20  Diener,  ebenso  der  1200  Bauern  des 
Bojaren  Morosoff,  welche  für  die  Schuld  ihres  Herrn  gestorben  sind".1) 

Im  geltenden  Strafgesetzbuch  und  im  Strafprozesse  kann  man 
natürlich  die  Spuren  dieses  alten  Rechts  nicht  mehr  auffinden,  denn 
beide  Gesetzbücher  sind  neueren  Ursprungs;  aber  in  der  Stände- 
ordnung  existiert  der  i$  571,  welcher  verfügt.  ,.dass  die  Stadtgemeiudc 
für  das  Verbrechen  eines  Bürgers  nicht  verantwortlich  ist".  Diese 
Bestimmung  des  geltenden  Rechts  ist  dem  Edikt  vom  21.  Apnl  1785 
„über  Rechte  und  Privilegien  der  Städte"  entnommen.  Es  ist  klar, 
dass  schon  damals  das  Prinzip  der  solidarischen  Verantwortung 
verschwunden  war.  aber  der  Gesetzgeber  hielt  es  dennoch  für  nütz- 
licher und  vorsichtiger,  diese  Frage  besonders  zu  erwähnen. 

Ein  anderes  Grundprinzip  des  geltenden  Strafprozesses  ist  im 
g  14  enthalten:  „Niemand  darf  für  ein  Verbrechen  oder  Vergehen, 
welche  dem  Gericht  unterstehen,  bestraft  werden,  bevor  ein  ge- 
richtliches Urteil  gefällt  und  rechtskräftig  geworden  ist-.  Im  §  165 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  ist  dagegen  folgendes  gesagt:  rdie 
Eltern  sind  ermächtigt,  falls  die  gewöhnlichen  häuslichen  Strafen 
nicht  ausreichen,  ihre  Kinder  beiderlei  Geschlechts,  wenn  sie  nicht 
Staatsbeamte  sind,  für  systematischen  Ungehorsam,  Unzucht  und 
Laster  mit  Gefängnis  bis  zu  4  Monaten  zu  bestrafen".  Der  $  1592 
des  Strafgesetzbuches  bestimmt,  dass  im  angegebenen  Falle  diese 
Strafe  blos  auf  Verlangen  der  Eltern  und  ohne  gerichtliches  Urteil 
vollstreckt  werde.  Da  aber  eine  solche  Bestimmung  dem  modernen 
Leben  vollständig  widerspricht,  so  hat  der  Senat  (1888  No.  4)  ent- 
schieden, dass  die  Eltern  sich  an  das  Gericht  wenden  müssen,  falls 
sie  es  für  nötig  halten,  ihre  Kinder  ins  Gefängnis  zu  werfen.  Auf 
diese  Weise  hat  der  Kassationshof  auch  in  diesem  Falle  das  geltende 
Gesetz  voll>tändig  geändert. 

')  A.  Tolstoi,  Der  Tod  .Johanns  des  Grausamen. 
*)  Das  Strafgesetzbuch  stammt  aus  dem  Jahre  1842.  der  IYozchb 
vom  Jahre  1864. 
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Der  in  Kraft  befindliche  Strafprozess  stellt  dem  Richter  die 
Alternative,  den  Angeklagten  entweder  freizusprechen  oder  zu  ver- 
urteilen. Tertium  non  datur.  Aber  solange  die  Theorie  der  formellen 
Beweise  existierte,  welche  den  Richtern  die  Hände  band,  musste  ein 
Ausweg  gelassen  werden,  nämlich  das  Recht,  den  Angeklagten  im 
Verdachte  zu  belassen.  Durch  ein  solches  Urteil  erklärte  der  Richter, 
dass  gegen  den  Angeklagten  Beweise  vorliegen  und  dass  er  sich  vom 
Verdachte  nicht  gereinigt  hätte.  Um  ihn  schuldig  zu  sprechen,  seien 
die  Beweise  nach  der  Theorie  ungenügend,  um  ihn  freizusprechen, 
aber  zu  stark.  Diese  Formel  sollte  dem  Richter  die  Möglichkeit  geben, 
sein  Gewissen  mit  der  Beweistheorie  zu  versöhnen;  in  Wirklichkeit 
aber  bildete  dieselbe  einen  Deckmantel  ftlr  zahlreiche  Missbräuche. 
Infolgedessen  kann  man  sich  nur  freuen,  dass  diese  Zwitterinassregel 
aufgehoben  wurde.  Die  letzte  Bestimmung  darüber  finden  wir  im 
§  367  des  Band  XVI  des  Swod.  Dieser  Band  enthält  die  prozessualen 
Bestimmungen  für  diejenigen  Provinzen  des  Reiches,  in  denen  der 
Prozess  vom  Jahre  1864  noch  nicht  eingeführt  ist.  Die  Reform  ist 
erst  allmählich  weitergegangen,  so  dass  bis  vor  kurzer  Zeit  der  modi- 
fizierte alte  Prozess  in  einigen  Gegenden,  z.  B.  Sibirien.  Turkestan, 
noch  seine  Gültigkeit  hatte.  Der  angegebene  §  367  erklärt,  dass  rein 
Belassen  im  Verdacht  nicht  mehr  zulässig  isf. 

Dessenungeachtet  finden  wir  in  den  verschiedenen  Teilen  des 
Swod  einzelne  Bestimmungen  Uber  die  Folgen  eines  solchen  Urteils: 

\.  %  397  der  Bestimmungen  über  Ordenswesen  lautet:  „Jeder 
Beamte,  welcher  im  Verdachte  belassen  ist.  verliert  das  Recht  auf 
die  Belohnung  mit  dem  Ritterkreuz  des  Wladimir  -  Ordens  für 
35  Jahre  treuen  Dienstes-. 

2.  $  228  der  Statuten  über  Pensionierung  der  Beamten:  „Eine 
Zulage  zur  Pension  ist  denjenigen  Beamten  versagt,  welche  im  Verdacht 
belassen  wurden,  ein  Verbrechen  begangen  zu  haben,  welches,  falls 
es  bewiesen  wäre,  den  Verlust  der  Pensionsberechtigung  nach  sich 
ziehen  würde". 

3.  S  805  der  Ständeordnung  (Bd.  IX  des  Swod):  „Zum  Wahl- 
mann kann  nur  derjenige  ernannt  werden,  welcher  niemals  im  Ver- 
dacht belassen  wurde". 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  veraltet.  Wir  glauben  annehmen 
zu  können,  dass  sich  die  citierten  Paragraphen  nur  in  Folge  der  zu 
grossen  Vorsicht  der  kodinkatorischen  Sektion  des  Reiclisrnts  im 
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Gesetz  erhalten  haben.  Vor  der  Einführung  der  Justizreform  vom 
Jahre  1864  und  vor  der  Publikation  der  Novelle  vom  12.  Juni  1886, 
welcher  der  erwähnte  §  367,  Bd.  XVI.  entnommen  ist,  sind  viele 
Personen  im  Verdachte  belassen  worden.  Aber  das  Gnaden-Manifest, 
welches  zur  Krönung  des  regierenden  Kaisers  am  14.  Mai  18i»6 
publiziert  wurde,  erliess  allen  Verurteilten  die  Folgen  eines  solchen 
Urteils.  Unter  derartigen  Umstunden  können  die  angegebenen  Para- 
graphen aus  dem  (iesetz  ohne  weiteres  entfernt  werden. 

Vom  prozessualen  Recht  können  wir  zum  materiellen  übergehen. 
Der  alte  Prozess  war  dem  Volke  verhasst  infolge  seiner  Langwierig- 
keit. Ungerechtigkeit  und  Bestechlichkeit  der  Richter;  das  materielle 
Strafrecht  ist  für  den  modernen  Menschen  durch  die  nutzlose  Grausam- 
keit seiner  Strafen  geradezu  abstossend.  Wenn  man  sich  die  blutigen 
Scenen  ins  Gedächtnis  ruft,  welche  sich  auf  dem  Schalet  abspielten, 
so  läuft  es  einem  kalt  Uber  den  Rücken.  AVenn  wir  auf  unsere 
frühen;  Justiz  zurückschaueu,  so  werden  wir  uns  sagen  müssen,  dass 
das  Strafrecht  im  Laufe  der  letzten  2  Jahrhunderte  einen  grossen 
Schritt  vorwärts  gethan  hat.  Zu  allererst  müssen  wir  betonen,  dass 
die  unmenschlichen  Qualen  verschwunden  sind,  welche  im  Prozess 
angewendet  wurden.  Der  Angeklagte  konnte  gefoltert  werden,  um 
ihn  zum  Geständnis  zu  bringen.  Ausserdem  wurden  Leute  aut 
olfenem  Markt-  und  Richtplatz  am  hellen  Tage  den  furchtbarsten 
Qualen  unterworfen,  um  die  Volksmassen  abzuschrecken.  Unter 
diesen  Bedingungen  arbeitete  das  Gericht  nicht  nur  zu  Zeiten  Iwans 
des  Grausamen,  sondern  auch  in  der  Regierung  der  Romanoffs, 
Peters  I.  und  seiner  milden  Tochter  Elisabeth.  Ks  war  eben  die 
Auffassung  von  damals,  dass  die  Todesstrafe  an  sich  nicht  genügend 
sei.  um  die  Schuld  zu  sühnen.  Deshalb  Hess  man  den  Verbrecher 
langsam  eines  qualvollen  Todes  sterben.  Nur  im  Jahre  1762  wurde 
die  Folter  durch  ein  Spezialedikt  Peters  III.  abgeschafft:  später  aber 
in  der  Regierung  Pauls  und  sogar  zur  Zeit  Katharinas  kam  die 
Folter  von  neuem  zur  Anwendung:  erst  unter  Alexander  I.  wurde 
sie  definitiv  beseitigt.1)  „damit  sogar  der  Name  Folter,  welcher 
der  Menschheit  zur  Schande  und  zum  Vorwurf  gereicht,  auf  ewig 
aus  dem  Gedächtnis  des  Volkes  verschwinde". 

Auf  diese  Weise  ist  die  Folter  als  prozessuale  Massregel  endlich 
aus  der  Welt  geschafft  worden,  aber  noch  sehr  lange  erhielten  sich 

\)  <Jesetz  vom  27.  September  1801,  No.  20022. 
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in  Russland  die  Leibesstrafen  in  jeglicher  Form:  im  Laufe  der 
grössten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  wurden  Leute  mit  Spies.sruten 
zu  Tode  geprügelt,  andere  öffentlich  ausgepeitscht  und  gebrandmarkt, 
indem  ihnen  auf  dem  Gesicht  die  Lettern  „K.  T.  G.u  (Katorga)  ein- 
gebrannt wurden.  Endlich  erschien  der  17.  April  1863.  An  diesem 
denkwürdigen  Tage  wurde  die  Leibesstrafe  in  jeder  Form  abgeschafft 
und  der  russische  Bürger  wurde  befreit  von  dem  Anblick  der  ent- 
setzlichen Seenen,  welche  die  Herzen  verrohten  und  der  Menschheit 
zur  Schande  gereichten.  Von  den  Reformen  Alexanders  IL  sind 
viele  von  grösserer  Bedeutung  für  das  Land  gewesen,  wie  z.  B.  die 
Befreiung  der  Bauern,  die  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
u.  s.  w.,  aber  die  Reform  vom  Jahre  1863  war  entschieden  die 
humanste  von  allen. 

Trotz  alledem  haben  sich  im  geltenden  Recht  einige  Spuren 
der  früheren  Rechtspflege  erhalten. 

Das  Strafgesetzbuch  kannte  bis  vor  kurzem  2  Kategorien  von 
Verurteilten :  solche,  welche  der  Leibesstrafe  unterworfen,  und  solche, 
welche  davon  befreit  waren  (§§  31  u.  33).  Die  letzteren  wurden  in 
Sibirien  und  in  Nord -Russland  auf  mehrere  Jahre  interniert,  während 
der  geraeine  Manu  für  dieselbo  strafbaro  Handlung  ins  Korrektions- 
haus oder  ins  Gefängnis  wandern  rausste.  Bloss  die  Novelle  vom 
12.  Juni  1900  über  Aufhebung  der  Deportation  hat  auch  diese  Un- 
gerechtigkeit beendet. 

Der  §  150  der  Bestimmungen  über  Ordenswesen  enthält 
folgenden  kuriosen  Satz:  „Die  sibirischen  Kirgisen,  welche  mit  Orden 
dekoriert  worden  sind,  bleiben  von  der  Leibesstrafe  befreit". 

Ausser  diesem  Paragraphen,  welcher  wie  zum  Scherz  und  Spott 
in  den  Bestimmungen  über  Ordenswesen  steht,  finden  wir  im  Statut 
über  Pässe  und  Vaganten  den  §  344,  welcher  also  lautet:  r Falls  Strolche 
verhaftet  werden,  welche  ihren  Namen  verbergen,  und  nicht  gestehen 
wollen,  von  wo  sie  entsprungen  sind,  aber  auf  dem  rechten  Arm  das 

* 

Brandmal  mit  dem  Buchstaben  ,.Bul)  haben,  so  werden  sie  als 
Deserteure  behandelt'. 

Die  Anmerkung  1  zum  g  345  desselben  Gesetzbuches  enthält 
die  Verfügung,  dass  die  Vagabunden,  welche  in  Sibirien  ergriffen 
werden    und    auf   ihrem    Körper   Spuren    von  Brandmalen  und 

*)  Es  ist  der  Anfangsbuchstabe  des  Wortes  Brodiaga  (  Vagabund). 
Jahrbach  der  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  5 
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Peitschenhieben  tragen,  ohne  Publikation1)  als  Landstreicher  ab- 
zuurteilen sind. 

Diese  beiden  Paragraphen  sind  deutlich  genug,  so  dass  ein 
Kommentar  vollständig  Überflüssig  ist.  Es  fragt  sich  nur.  wozu  sie 
im  Gesetz  erhalten  werden.  »Seit  dem  Jahre  1863  sind  29  Jahre 
vergangen.  Minderjährige  wurden  der  Leibesstrafe  auch  früher  nicht 
unterworfen:  wir  glaubeu  kaum,  dass  wir  heute  viele  Verbrecher 
finden  werden,  welche  auf  ihrem  Körper  die  Spuren  der  Peitsche 
und  des  Brandstocks  tragen. 

Wir  können  unser  Kapitel  nicht  schliessen.  ohne  eine  Frage 
zu  berühren,  welche  indirekt  zum  Strafrecht  gehört.  In  früheren 
Jahren  wurden  nicht  nur  Menschen  und  Tiere  hingerichtet,  sondern 
auch  leblose  Gegenstände  auf  dem  Schafott  vernichtet.  Bei  der  Hin- 
richtung des  Verbrechers  brach  der  Henker  diejenige  Watte  in  Stücke, 
mit  welcher  das  Verbrechen  begangen  war;  ebenso  wurdeu  Haus  und 
Hof  des  Missetäters  dem  Erdboden  gleich  gemacht,  damit  die 
kommenden  Geschlechter  durch  nichts  an  die  Existenz  eines  un- 
würdigen Menschen  erinnert  würden.  Zur  Zeit  der  Reformation  fand 
die  katholische  Geistlichkeit,  dass  Bücher  heretischen  Inhalts  nicht 
weniger  schädlich  sind  als  Menschen,  und  begann  dieselben  öffentlich 
durch  Henkershand  verbrennen  zu  lassen.  Um  diese  Operation  aus- 
zuführen, hatte  der  Scharfrichter  ein  besonderes  Fell,  welches  er 
einem  gefallenen  Tiere  von  den  Rippen  gezogen  hatte:  dieses  Fell 
wurde  mit  Büchern  beladen  und  dann  an  den  Schweif  eines  Pferdes 
gebunden,  welches  die  Last  durch  den  Strasscnschmutz  zum  Richt- 
platz zerrte.  Auf  diese  Weise  glaubte  man  nicht  nur  das  Buch  zu 
vernichten,  sondern  auch  den  Verfasser  zu  beschimpfen,  denn  jede 
Berührung  durch  des  Henkers  Hand  galt  für  Schimpf  und  Schande. 
Die  Spuren  eines  solchen  Autodafes  haben  sich  bis  heute  in  unserem 
Gesetz  erhalten.  Die  SS  106  und  107  der  Bestimmungen  zur  Ver- 
hütung und  Unterdrückung  von  Verbrechen  lauten  folgendermasseu : 
„Die  Polizei  ist  verpflichtet,  die  Namen  der  Autoren  auszuforschen, 
welche  Schmähschriften,  anonyme  Briefe  geschrieben  oder  garstige 
Zeichnungen  gemacht  haben.  Falls  die  Polizei  den  Verfasser 
eines  solchen  Pasquills  nicht  findet,  so  wird  der  letztere  für  ehrlos 

')  In  Kussland  existiert  bis  jetzt  die  nutzlose  Formalität,  eine 
Publikation  in  den  offiziellen  Blättern  zu  erlassen,  falls  ein  Vagant  er- 
griffen wird,  der  über  seine  Person  jede  Auskunft  verweigert. 


Digitized  by  Google 


Aug.  Lokwenstimm:  Altertümer  im  geltenden  russischen  Recht.  67 

erklärt,  die  Schmähschrift  aher  öffentlich  durch  Henkershand  ver- 
brannt." In  unseren  Tagen  hahen  diese  beiden  Paragraphen  jede 
Bedeutung  verloren.  Eine  derartige  Furcht  vor  anonymen  Schriften 
ist  uns  überhaupt  unbegreiflich.  Jedes  Ministeriuni  und  jede  Behörde 
vernichtet  täglich  massenweise  anonyme  Klagen;  endlich  die  meisten 
Zeitungsartikel  erscheinen  ohne  Namen  des  Verfassers.  In  unseren 
Tagen  sieht  man  ein,  dass  es  unsinnig  ist,  anonyme  Artikel  zu  ver- 
brennen, welche  falsche  Behauptungen  enthalten,  denn  es  ist  leichter, 
den  Schaden,  welchen  sie  anrichten  könnten,  durch  sachgemässe 
Widerlegung  zu  paralysieren.  Im  vorigen  Jahrhundert  lagen  die 
Dinge  anders.  Damals  waren  die  Zeitungen  erst  im  Entstehen  be- 
griffen, darum  waren  Gerüchte  und  Lügen  der  Gesellschaft  gefähr- 
licher als  jetzt.  Wie  sehr  die  rassische  Regierung  jede  Art  von 
Pamphleten  fürchtete,  ist  daraus  zu  ersehen,  dass  im  Laufe  des 
XVIII.  Jahrhunderts  in  dieser  speziellen  Frage  nicht  weniger  als 
13  Spezialedikte  publiziert  worden  sind,  welche  man  in  der  Voll- 
ständigen Sammlung  der  Gesetze  leicht  auffinden  kann.  In  der 
Regierung  Peters  des  Grossen  erschienen  die  ersten  Bestimmungen 
dieser  Art  im  Kriegs-  und  Marine-Reglement,  zur  Zeit  Katharinas 
erfolgte  eine  Reihe  von  Separat -Edikten.  Der  Grand  der  Energie, 
welche  die  Regierung  in  dieser  Frage  entwickelt  hat,  ist  leicht  zu 
begreifen.  Peter  I.  kämpfte  gegen  die  Unwissenheit  in  jeder  Form 
und  gegen  den  r  Aberglauben,  welcher  die  Menschen  verhindert,  den 
rechten  Weg  zu  gehen";  aber  die  Bestrebungen  des  Zaren  stiesseu 
auf  einen  starken  Widerspruch  von  Seiten  des  niederen  Klerus, 
welcher  an  Unwissenheit  und  Konservatismus  dem  einfachen  Bauern 
nicht  nachgab.  Die  Reformen  des  grossen  Herrschers,  welche  das 
allgemeine  Wohl  bezweckten,  wurden  mit  einer  Reihe  von  Schmäh- 
schriften begrüsst,  in  denen  die  Verfasser  den  Zaren  als  Antichrist 
bezeichneten  und  den  Untergang  der  Welt  prophezeiten.1)  Diese 
ganze  geheime  Litteratur  war  ein  Protest,  welcher  von  kleinen, 
furchtsamen,  aber  eigensinnigen  Leuten  ausging.  Für  Peter  war  es 
aber  notwendig,  einen  solchen  Widerstand  zu  brechen.  Durch  dieses 
Streben  wird  die  schwere  Strafe  begreiflich,  welche  den  Schubligen 
traf,  und  das  Gesetz,  welches  die  Vernichtung  und  Schändung  des 
Buches  oder  der  Schrift  anordnet,  falls  der  Verfasser  unentdeckt  bleibt. 

l)  Snamensky,    Die  Geistlichkeit    und   die   russischen  Pfarreien. 
S.  162-163. 

5*. 
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Unter  Pasquill  oder  Pamphlet  verstand  das  Gesetz  Peter  des 
Grossen  jede  anonyme  Anzeige,  in  welcher  wahre  und  falsche  Tat- 
sachen angegeben  waren.1)  Wenn  man  aber  die  Edikte  Katharinas 
durchblättert,  welche  Uber  diese  Frage  mehr  tatsächliches  Material 
enthalten,  so  wird  man  eher  zum  Schlüsse  kommen,  dass  mit  dem  Worte 
Pamphlet  polemische  Schriften  bezeichnet  wurden,  welche  allgemeine 
Fragen  berührten.  Der  Erlass  des  Senats  vom  16.  März  1764  er- 
wähnt ein  Pasquill,  welches  in  Form  eiues  allerhöchsten  Ediktes  ver- 
fasst  war  und  die  Bestechlichkeit  der  Beamten  geifselte.*)  Diese 
Schmähschriften  sind  nie  gedruckt  und  bloss  durch  Abschriften  verbreitet 
worden;  dennoch  aber  kamen  sie  weit  ins  Land.  z.  B.  dasselbe 
Pamphlet  über  Bestechlichkeit  wurde  im  Jahre  1767  in  Jaroslaf 
einem  gewissen  Kriloff  abgenommen.  Den  Verfasser  konnte  man 
trotz  der  grössten  Energie  der  Behörden  nicht  auftreiben.  Aber  die 
Regierung  ging  gegen  den  Besitzer  der  Kopie  sehr  streng  vor.  Da 
Kriloff  das  Pamphlet  gelesen,  statt  der  Behörde  davon  Anzeige  zu 
machen,  so  wurde  der  arme  Kerl  auf  dem  Markte  ausgepeitscht  und 
ausserdem  nach  Nertsehinsk  deportiert,  weil  der  Edelmann,  zu  dessen 
Leibeigenen  er  gehörte,  ihn  der  Regierung  zur  Disposition  stellte. 
In  beiden  Fällen  wurde  das  Schriftstück  bei  Trommelschlag  vom 
Henker  verbrannt,  in  St.  Petersburg  auf  dem  Platz  vor  dem  Senat, 
in  Jaroslaf  auf  dem  Markte. 

Um  die  Frage  von  den  Pasquillen  zu  schliessen,  müssen  wir 
noch  erwähnen,  dass  dieselbe  grobe  Prozedur  auch  dann  zur  An- 
wendung kam,  wenn  die  Regierung  gewisse  Bücher  für  schädlich 
uder  gefährlich  hielt.  Im  Jahre  1793  erschien  die  Tragödie  von 
Kniashnin  „Wadim  von  Nowgorod*4,  welche  das  Missfallen  der 
Kaiserin  erregte,  da  dieselbe  «freche  und  schädliche  Gedanken  über 
die  gesetzliche  Allerhöchste  Macht  des  Kaisers  enthalte".  Infolge- 
dessen wurde  befohlen,  dieses  Buch  überall  zu  konfiszieren  und  in 
St.  Petersburg  öffentlich  zu  verbrennen.  Etwas  früher  traf  dieselbe 
Massregel  mehrere  Bücher,  welche  private  Personen  verletzten.  Im 
Jahre  1765  brachte  die  Polizei  in  Erfahrung,  dass  rin  Moskow  viele 
französische  und  russische  Schmähschriften  zerstreut  sind,  welche 
für  viele  Privatpersonen  beiderlei  Geschlechts  verletzend  sind".  In- 

')  Marine-Reglement  (Caput  XIV,  §  103).  V.  8.  d.  G.,  13.  Januar  1720. 

z)  V.  S.  d.  G.,  Nu.  12089. 
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folgedessen  wurden  diese  Bücher  konfisziert  und  auf  dem  rRoten 
Platz"4  vor  dem  Kreml  verbrannt. 

VI.  Aus  dem  Leben  der  Städte. 

Beim  Worte  Stadttor  wird  der  Einwohner  von  St.  Petersburg, 
wie  jeder  Grossstädter,  ein  ziemlich  verdutztes  Gesicht  machen,  denn 
so  etwas  existiert  nicht  mehr.  In  Moskow  ist  das  Wort  schon  be- 
greiflicher. Denn  mit  dem  korrespondierenden  russischen  Wort 
rSastawaa ')  wird  der  Punkt  bezeichnet,  wo  die  Chausseen  in  den 
Stadtwall  münden.  An  solchen  Stellen  ist  die  Strasse  von  zwei 
steinernen  Kolonnen  nebst  Wäehterhäusern  flankiert,  welcho  sauber 
mit  weisser  oder  gelber  Farbe  angestrichen  sind.  In  unseren  Tagen 
dienen  diese  Schilderhäuschen  den  Schutzleuten  als  Wohnung,  welche 
auf  der  nächsten  grossen  Strasse  ihren  Posten  haben.  In  früheren 
Jahren  wohnte  hier  die  Finanzwache  und  zwischen  den  Kolonnen 
war  ein  Schlagbaum  befestigt,  welcher  im  Stolz  der  Landesfarben 
(schwarz  und  gelb)  prangte. 

Es  fragt  sich,  welchen  Zweck  hatten  derartige  Schlagbäume  V 
Im  geltenden  Recht  werden  sie  erwähnt  im  §  194  der  Bestimmungen 
über  Passwesen:  rAlle  Personen,  lautet  das  Gesetz,  welche  aus 
einem  Gouvernement  ins  andere  reisen,  sind  verpflichtet,  an  den 
Stadtwällen  am  Schlagbaum  ihre  Pässe  vorzuzeigen  und  bei  Ankunft 
am  Bestimmungsort  dieselben  der  Polizei  zu  melden".  Zu  allererst 
hatte  also  die  Wache  polizeiliche  Funktionen,  die  Beobachtung  von 
Reisenden,  namentlich  aber  der  fahrenden  Leute,  der  Bettler  und 
Stromer.*)  Falls  irgendwo  Seuchen  ausbrachen,  wie  z.  B.  1771  in 
Moskow  die  Pest,  dann  wurden  die  Reisenden  genau  kontrolliert, 
um  eine  Verschleppung  der  Krankheit  zu  erschweren.  Noch  grösser 
war  die  Bedeutung  des  Schlagbaums  als  Stelle,  wo  verschiedene  in- 
direkte Steuern  erhoben  wurden.  Infolgedessen  hatte  dio  Finanz- 
waehe  streng  darauf  zu  achten,  dass  Salz,  Tabak  und  WTein  nicht 
in  die  Stadt  geschmuggelt  werden.  Mit  Eintritt  der  Dunkelheit 
wurde  der  Schlagbaum  heruntergelassen  und  das  äusserte  auch  so- 
gleich einen  Einfluss  auf  das  Leben  der  Stadt.    Im  Gesetz  vom 

>)  Sastawa  heisst  eigentlich  Strassensperre ;  es  war  die  Einfahrt  in 
die  äussere  nicht  befestigte  Stadt.  Die  innere  Stadt  (der  Kreml)  hatte 
Tore,  welche  nach  deutscher  Art  durch  hohe  Türme  geschützt  wurden. 

')  V.  S.  d.  G.,  Xo.  3672  (v.  Jahre  1720),  No.  6532  (t.  Jahre  1733». 
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16.  November  1720 >)  finden  wir  über  diese  Frage  folgende  Einzelheiten: 
r\Venn  der  Schlagbaum  zur  Nacht  geschlossen  ist,  dann  können  hoch- 
gestellte Personen,  welche  Diener  mit  Fackeln  bei  sich  führen,  die 
Strassen  unbeanstandet  passieren:  falls  sie  aber  keine  Fackeln  oder 
Laternen  bei  sich  führen,  so  muss  man  sie  nicht  durchlassen.  Einzelne 
Personen  aus  den  niedrigen  Ständen,  welche  zur  Nachtzeit  mit  der 
Laterne  in  der  Hand  die  Strasse  überschreiten,  können  passieren, 
wenn  sie  ihren  Namen  angeben;  falls  aber  2  oder  3  von  ihnen  zu- 
sammen gehen,  so  sind  sie  zur  Wache  zu  führen,  trotzdem  sie  eine 
Laterne  bei  sich  haben.'1 

Wir  sehen  also,  dass  die  Stadtwache  am  Schlagbaum  die  ver- 
schiedensten Pflichten  zu  erfüllen  hatte,  aber  man  kann  nicht  be- 
haupten, dass  dieses  ehrlich,  vernünftig  und  gewissenhaft  geschah. 
Ein  sehr  charakteristisches  Beispiel  ihrer  Tätigkeit  finden  wir  bei 
Goltzkff.  *)  Am  12.  Mai  1737  wurde  in  Moskow  beim  Schlagbaum 
der  Bauer  Bocff  verhaftet,  weil  man  bei  ihm  ein  Huhn  im  Korbe 
gefunden  hatte.  Boeff  wurde  zur  Polizei  gebracht  und  verhört,  ob 
er  das  Huhn  nicht  gestohlen  hätte;  um  der  Wahrheit  auf  die  Spur 
zu  kommen,  bekam  der  arme  Kerl  noch  eine  Tracht  Peitschenhiebe. 
Später  erwies  es  sich,  dass  er  sein  eigenes  Huhn  auf  den  Markt 
gebracht  hatte,  um  es  zu  verkaufen.  Derartige  Fälle  scheinen  öfters 
vorgekommen  zu  sein,  denn  die  Regierung  wurde  darauf  aufmerksam, 
dass  rdie  Polizeibeamten  an  den  Schlagbaumen  den  Reisenden  Un- 
bequemlichkeiten machen,  die  Bauern  aber,  welche  ihre  Produkte 
zur  Stadt  bringen,  hart  bedrängen".  Deshalb  befahl  der  Senat  den 
Gouverneuren,  derartige  Missbräuche  auf  das  energischste  zu  be- 
kämpfen.3) 

Heutigen  Tages  sind  solche  Zustände  ganz  undenkbar.  Der 
Sehlagbaum  spielt  im  Leben  der  Stadt  gar  keine  Kolle  und  der 
§  194  der  Bestimmungen  über  Passwesen  ist  ein  toter  Buchstabe. 
Es  ist  auch  leicht  begreiflich,  weshalb  die  Schlagbäume  ihre  Be- 
deutung verloren  haben.  Seit  der  Entwicklung  der  Eisenbahnen 
kommen  nur  die  Einwohner  der  Vorstädte  und  der  Nachbardörfer 
per  Wagen  in  die  Stadt  und  passieren  die  Stadtgrenze  dort,  wo 

»)  V.  S.  d.  G.;  No.  3676. 

-)  Sitten  der  russischen  Gesellschaft  nach  dem  Tode  Peters  I.  (Der 
„Juristische  Bote",  Bd.  21,  S.  24.) 

8)  V.  S.  d.  G.,  6.  März  1761,  No.  11213;  21.  Februar  1762,  No.  11446. 
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früher  der  Schlagbaum  stand.  Der  grösste  Teil  aber  der  Reisenden 
benutzt  die  Bahn  und  geht  in  die  Stadt  direkt  von  der  Eisenbahn- 
station, welche  sich  sehr  oft  mitten  im  Centrum  befindet.  Aus  diesem 
Grunde  wird  die  Kontrolle  der  Piisse  einfach  an  den  Wohnorten 
vorgenommen.  Als  Finanzkassen  haben  die  Stadttore  ilire  Be- 
deutung gänzlich  verloren,  seitdem  die  Krone  ihr  früheres  unsinniges 
System  aufgegeben  hat,  den  Salzhandel  als  Monopol  zu  betrachten 
und  den  Handel  mit  Branntwein  in  versclüedenen  Städten  an  einzelne 
Grosskauflcute  zu  verpachten.  Dank  diesem  System  bildete  jedes 
Gouvernement  einen  Staat  für  sich,  dessen  Grenzen  durcli  spezielle 
Wächter  streng  bewacht  wurden. 

Polizeiposten  standen  nicht  nur  am  Schlagbaum,  sondern  auch 
in  der  Stadt.  Da  aber  die  Strassen  nicht  beleuchtet  wurden,  so 
Hess  die  Sicherheit  auch  vieles  zu  wünschen  übrig  und  das  Publikum 
war  gezwungen,  in  vorkommenden  Fällen  die  Wache  zu  Hilfe 
zu  rufen.  Da  aber  infolge  solcher  Hilferufe  auf  der  Strasse  ein 
Tumult  entstehen  musste,  so  konnte  die  Administration  natürlich 
den  Missbrauch  in  dieser  Hinsicht  nicht  gestatten.  Im  §  242  der 
Bestimmungen  zur  Verhütung  und  Unterdrückung  strafbarer  Hand- 
lungen finden  wir  einige  Andeutungen  darüber,  wie  der  Gesetzgeber 
diese  Frage  zu  ordnen  suchte:  „Falls  öffentlich  Zank  und  Streit 
entsteht,  so  sind  diejenigen  Personen,  welche  dieses  gesehen  oder 
das  Geschrei  um  Hilfe  gehört  haben,  verpflichtet,  den  Streit  zu 
schlichten,  aber  nicht  zu  vergrössern;  falls  aber  jemand  Schlüge 
erhält,  so  muss  man  ihm  Hilfe  leisten  und  diejenigen  verhaften, 
welche  er  bezeichnet  hat"4. 

Wir  müssen  hinzufügen,  dass  die  Rufo  nach  der  Wache  nicht 
immer  in  einer  Schlügerei  ihren  Grund  hatten.  Sehr  oft  schrie  man 
einfach,  weil  man  die  Verhaftung  eines  Menschen  durchsetzen  wollte, 
über  diese  Frage  hat  Goltzkff  im  Archiv  des  Justiz-Ministeriums 
zu  Moskow  höchst  interessante  Tatsachen  gesammelt.1)  Am  18.  Sep- 
tember 1722  ertönte  in  Moskow  an  der  Auferstehungspforte  der  Ruf 
nach  der  Wache.  Den  Ruf  hatte  ein  gewisser  Schatin  ausgestossen, 
und  als  die  Polizei  herbeikam,  verlangte  er,  dass  man  den  Garde- 
marin Isjedinoff  verhafte.  Als  Grund  gab  er  folgendes  an:  „Er  und 
Isjedinoff  seien  schon  längst  im  Streit  wegen  eines  unbebauten  Grund- 

J)  Der  „Juristische  Bote"  (Juriditscheski  Westnik)  188«.  Bd.  XXI, 

S.  25. 
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Stücks,  eine  Klage  hätte  er  bei  Gericht  noch  nicht  eingereicht,  wolle 
es  al)er  nächstens  tun;  unterdessen  hat  sich  Isjedinoff  entschlossen, 
die  Stadt  zu  verlassen,  um  auf  sein  Gut  zu  ziehen;  er,  Schatiu, 
hätte  nur  deshalb  nach  Wache  geschrieen,  um  diese  Reise  zu  ver- 
eiteln14. Es  müssen  eigentümliche  Zustände  gewesen  sein,  wenn  man 
mit  einem  wüsten  Geschrei  Civil-Prozesse  beginnen  konnte. 

Der  Ruf  nach  Hilfe  konnte  auch  durch  Alarmsignale  geschehen. 
In  früheren  Jahren  schlug  man  an  das  Alarmbrett,  welches  aus  Holz 
oder  Gusseisen  hergestellt  wurde.  Erst  später  trat  das  Läuten  der 
Kirchenglocken  an  seine  Stelle.  Ein  solches  Zeichen  war  ernster, 
eindringlicher  Natur  und  jeder,  welcher  die  Glocke  „wimmern  hörte 
hoch  vom  Turm",  wusste,  dass  Gefahr  vorhanden  und  dass  rasche 
Hilfe  nötig  sei.  Vor  30  Jahren  bestand  der  grösste  Teil  unserer 
Städte  und  Flecken  aus  hölzernen  Häusern  und  die  Organisation 
der  Feuerwehr  war  noch  eine  höchst  primitive.  Infolgedessen  waren 
die  Einwohner  im  Falle  eines  Brandes  auf  gegenseitige  Hilfe  an- 
gewiesen. Um  die  Nachbarn  zur  Hilfe  zu  rufen,  wurde  Alarm 
geschlagen,  wenn  es  auch  mitten  in  dunkler  Nacht  war.  Unter 
solchen  Umständen  konnte  ein  Missbrauch  der  Alarmsignale  nicht 
geduldet  werden  und  im  geltenden  Gesetz  haben  sich  in  dieser  Frage 
mehrere  Bestimmungen  aus  früherer  Zeit  erhalten. 

Im  §  114  der  Bestimmungen  zur  Unterdrückung  strafbarer 
Handlungen  ist  folgendes  gesagt:  „Alarmsignale,  um  Leute  herbei- 
zurufen, können  zum  Schutze  der  Einwohner  in  folgenden  Ausnahme- 
fällen angewendet  werden:  bei  Feuerschaden,  Überschwemmung, 
feindlichem  Überfall,  bei  Raubmord  uud  derartigen  Unglücksfällen  .  .  . 
Ausser  diesen  Fällen  sind  Alarmsignale  streng  verboten  u. 

Trotz  eines  solchen  Verbotes  sind  aber  dennoch  Missbräuche 
vorgekommen  und  zwar,  wie  die  Geschichte  zeigt,  seitens  hoch- 
gestellter Personen.  Am  1.  April  1726  wurden  die  Einwohner  von 
St.  Petersburg  durch  das  Sturmgeläute  aller  Kirchen  geweckt.  Später 
erwies  es  sich,  dass  sich  Ihre  Majestät  die  Kaiserin  Katharina  I.  mit 
ihren  Untertanen  einen  Aprilscherz  erlaubt  hatte.1)  In  der  Provinz 
trieben  es  die  hohen  Beamten  nicht  besser.  Im  Kreise  Beieft' 
(Gouvernement  Tula)  stand  im  Jahre  1750  an  der  Spitze  der  Ver- 
waltung, als  Woewoda,  der  Edelmann  Schenschin.    Nach  einem  Ge- 

J)  Solowieff,  Geschichte  Russlands,  Bd.  XVIII,  S.  319. 
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läge  fiel  es  dem  braven  Mann  ein.  die  Einwohner  des  Städtchens 
durch  Alamiläuten  zu  wecken.  Wenn  hochgestellte  Leute  sich  solche 
Spässe  erlaubten,  so  ist  es  begreiflich,  das»  so  mancher  aus  Mut- 
willen am  Glockenstrange  zog  und  die  Stadt  auf  die  Beine  brachte. 
•Infolgedessen  sah  sich  die  Regierung  gezwungen,  im  Jahre  1769  ein 
spezielles  Gesetz  zu  erlassen,  welches  das  Alarmieren  verbot.  Im 
Jahre  1771  erfolgte  eine  zweite  Novelle,  die  befahl,  dass  die  Schlüssel 
zu  den  Glockentürmen  beim  Pfarrer  aufzubewahren  seien.  An  diese 
Novelle  knüpft  sich  eine  tragische  Episode  aus  der  Geschichte  der 
Pest  in  Moskow.  Das  Volk  war  durch  die  zahlreichen  Opfer,  welche 
die  Seuche  verlangte,  unruhig  geworden;  infolgedessen  brach  oines 
Tages  der  Aufstand  los.  Von  vielen  Kirchen  Uluteten  die  Glocken, 
die  Kleinbürger,  Handwerker  und  Bauern  rotteten  sich  zusammen 
und  ermordeten  den  Erzbischof  Ambrosius,  welcher  die  Menge  zu 
beruhigen  suchte. 

In  grossen  Städten  ist  das  Alarmläuten  längst  verschwunden, 
aber  in  der  Provinz  wiederholen  sich  von  Zeit  zu  Zeit  die  alten 
Scenen.  Z.  B.  im  Flecken  Schkloft*  entstand  im  Jahre  1899  eine 
Schlägerei  zwischen  Bürgern  und  Soldaten,  l'm  dem  Streit  ein  Ende 
zu  machen,  zog  jemand  am  Glockenstrang,  machte  aber  dadurch  die 
Sache  noch  schlimmer,  denn  die  Zahl  der  Streitenden  wurde  grösser, 
so  dass  der  Kampf  nur  mit  Mühe  geschlichtet  werden  konnte. 

Da  wir  so  viel  von  den  Alarmsignalen  gesprochen  haben,  so 
kommen  wir  von  selbst  auf  die  Feuersbrunst,  von  welcher  im  §  306 
der  Bestimmungen  zur  Verhütung  und  Unterdrückung  strafbarer 
Handlungen  die  Rede  ist.  rEs  ist  Privatpersonen  verboten,  bei 
grossen  Bränden  aus  Neugierde  herbeizuströmen  und  auf  diese  Weise 
den  Verkehr  in  der  Strasse  und  die  Tätigkeit  der  Feuerwehr  zu 
hemmen/  In  diesem  Paragraphen  fiel  uns  das  Wort  r herbei- 
strömen-4  auf.  Jeder  begreift,  dass  es  Uberall  Menschen  gibt,  welche 
teilnahmslos  das  Unglück  anderer  anstarren  können.  Manchem  macht 
es  ein  Vergnügen,  das  Spielen  und  Toben  des  Feuers  zu  beobachten ; 
die  Irrenärzte  hatten  sogar  eine  besondere  Form  von  Manie  kon- 
struiert, die  Pyromanie.  Aber  von  alledem  bis  zum  ,.herbeiströinen,t 
ist  es  noch  sehr  weit.  Die  Bestimmung  hat  Uberhaupt  andere 
Lebensbedingungen  im  Auge.  In  der  guten,  alten  Zeit,  wo  die 
Zeitungen  noch  wenig  verbreitet,  die  Bücher  teuer  und  selten  waren, 
da  interessierte  sich  die  Menschheit  sehr  stark  für  den  Stadtklatsch 
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und  beschäftigte  sich  mit  dem  Nachbarn  viel  mehr  als  heute.  Es 
ist  deshalb  begreiflich,  dass  ein  Feuer  in  der  Stadt  alle  Neugierigen 
heranzog.  Um  diesem  Missstand  zu  steuern,  veröffentlichte  die  Re- 
gierung im  Jahre  17711)  ein  Gesetz,  welches  die  mUssigen 
Zuschauer  mit  folgender  .Strafe  bedrohte:  ..der  Beamte  verliert  ein 
Dritteil  seines  Gehalts  zu  Gunsten  der  Findlingshäuser;  falls  er  im 
Wagen  gekommen  ist,  so  können  sein  Pferd  und  seine  Leute  zum 
Löschen  des  Brandes  verwendet  werden ;  der  einfache  Mann  ist  aber 
verpflichtet,  selbst  diese  Arbeit  zu  verrichten-. 

Diese  Strafe  ist  äusserst  eigenartig,  aber  mau  kann  nicht 
sagen,  dass  sie  unsinnig  oder  schädlich  ist.  Dadurch  ist  es  auch 
zu  erklären,  dass  sie  sich  lange  Zeit  gehalten  hat,  trotzdem  sie  im 
Gesetz  schon  längst  gestrichen  wurde.  Sogar  in  der  2.  Hälfte  des 
XIX.  Jahrhunderts  ist  es  oft  vorgekommen,  dass  die  Polizei  junge 
Männer  aus  dem  Publikum  herausgriff,  um  die  ermüdeten  Leute 
der  Feuerwehr  an  der  Pumpe  zu  ersetzen. 

VII.  Sitten  und  Gebräuche. 

In  den  Bestimmungen  zur  Verhütung  und  Unterdrückung 
strafbarer  Handlungen  sind  verschiedene  Paragraphen  zu  linden, 
welche  uns  das  Leben  unserer  Vorvater  vergegenwärtigen,  indem 
sie  uns  die  Beschreibung  verschiedener  Sitten,  Gebräuche  und  Be- 
lustigungen erhalten  haben.  Unsere  besondere  Aufmerksamkeit  ver- 
dient der  fcj  28:  rEs  ist  verboteu,  am  Weihnachtsabend  und  während 
der  Woche  zwischen  Weihnachten  und  Neujahr  nach  alter  heidnischer 
Sitte  sich  zu  verkleiden  und  auf  den  Strassen  zu  tanzen  und  zu 
singen  u. 

Dieses  Gesetz  ist  kanonischen  Ursprungs  und  stammt  aus  dem 
Jahre  1684,  als  der  Patriarch  Joachim  von  Moskow  dasselbe  publi- 
zierte.8) Bei  allen  europäischen  Völkerschaften  besteht  die  Sitte, 
zur  Weihnachtszeit  Maskenfeste  zu  arrangieren.  Die  Kirche  be- 
trachtete diese  Sitte  stets  mit  scheelen  Augen  und  bekämpfte  sie 
mit  aller  Macht,  weil  sie  darin  ein  Überbleibsel  aus  der  heidnischen 
Zeit  erblickte.  Der  Kampf  gegen  dieses  unschuldige  Vergnügen 
währte  seit  grauen  Jahren.  Schon  Moses  verbot  den  Juden,  sich  zu 
verkleiden,  wie  es  ägyptische  Priester  tun.   Aus  dem  Pentateuch  kam 

')  V.  S.  (1.  G.,  25.  Mai  1771.  Xo.  13611. 
*)  V.  S.  d.  G. 
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dieses  Verbot  in  die  kanonische  Gesetzgebung  der  europäischen  Völker. 
In  Russland  dauerte  es  aber  sehr  lange,  bis  es  der  Kirche  gelang, 
ihren  Willen  durchzusetzen.  Es  hat  sich  die  Sage  erhalten,  dass  Iwan 
der  Grausame  während  eines  Gelages  seinen  Genossen  Kostüme  und 
Masken  verteilen  Hess.  Als  aber  der  Fürst  Michael  Repnin  ein  solches 
Betragen  als  sündhaft  bezeichnete  und  sich  weigerte,  die  Maske 
anzulegen,  da  ermordete  ihn  der  Zar  mit  eigener  Hand.1)  Sogar 
nach  dem  Interregnum  (1610  -1614)  konnte  die  Kirche  die  verhasste 
Sitte  nicht  aus  der  Welt  schaffen.  Erst  in  der  Regierung  der  Zarin 
Sophie  wurde  dieses  Vergnügen  verboten,  weil  es  die  Keuschheit 
verletze  und  die  Sinne  reize.  Aber  diese  Anordnung  wurde  nicht 
allzu  ernst  genommen.  In  St.  Petersburg,  wo  die  Bevölkerung  eine 
gemischte  ist,  da  war  die  Sitte,  sich  zu  maskieren,  nicht  sehr  ver- 
breitet, aber  in  Moskow,  wo  die  Spuren  des  früheren  Lebens  überall 
zu  finden  sind,  da  kann  man  sehr  oft  ganze  Gruppen  von  vermumten 
jungen  Leuten  sehen,  welche  von  Haus  zu  Haus  wandern.  In  Ver- 
bindung mit  diesem  Scherz  hat  sich  ein  anderer  erhalten,  welcher  originell 
genug  ist,  um  erwähnt  zu  werden.  Die  Kirche  war  nicht  im  Stande, 
die  Volksmaskerade  zu  vernichten,  aber  es  gelang  ihr  nach  und 
nach,  dem  Volke  beizubringen,  dass  es  eine  Sünde  wäre,  sein  Ge- 
sicht mit  der  Maske  zu  verunreinigen.  Infolgedessen  regte  sich  bei 
manchen  der  Wunsch,  sich  von  den  Spuren  des  höllischen  Geistes  zu 
reinigen.  Das  Fest  der  heiligen  3  Könige  (6.  Januar)  wird  bei  uns 
zu  Lande  festlich  begangen  und  die  Geistlichkeit  geht  mit  grossem 
Pomp  zum  nächsten  Fluss,  um  das  Wasser  zu  weihen.  Um  diese 
Ceremonie  zu  ermöglichen,  wird  an  einer  Stelle  die  Eisdecke  durch- 
brochen und  ein  rundes  Loch  gemacht,  welches  ungefähr  1 — 2  m 
im  Durchmesser  hat.  In  dieses  Loch,  welches  mit  dem  Namen 
Jordan  bezeichnet  wird,  versenkt  der  Priester  nach  der  Messe  das 
Kreuz.  Nachdem  aber  die  kirchliche  Ceremonie  zu  Ende  ist,  springen 
junge  Burschen  ins  eiskalte  Wasser,  um  sich  vom  moralischen  Schmutz 
der  Maskeraden  zu  reinigen.5*)  Diese  gefährliche  Unsitte  existierte 
noch  vor  kurzem  und  ist  wahrscheinlich  noch  heute  nicht  verschwunden, 
denn  in  den  Tagesbefehlen  des  Moskauer  Polizeidirektors  habe  ich 

»)  Karamsin,  Geschichte  des  russischen  Staates,  Bd.  IX.  A.  Tolstoi, 
Gedichte. 

a)  Kostomaroff,  Eine  Studie  über  das  häusliche  Leben  des  russischen 
Volkes  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert.  S.  152. 
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am  6.  Januar  stets  den  Befehl  gelesen,  dass  der  Polizeioberst,  welcher 
unten  am  Jordan  steht,  genau  zu  achten  hat,  dass  niemand  bade. 
Dennoch  gelingt  es  der  Menge  gewöhnlich,  die  Linie  der  Schutzleute 
zu  durchbrechen,  so  dass  einige  Wagehälse  ins  Wasser  springen  können. 
Wenn  man  solche  Scenen  betrachtet,  dann  kann  man  sich  davon 
überzeugen,  dass  die  Volkssitte  eine  grosse  Macht  über  die  Gemüter 
besitzt. 

Dieser  Krieg  gegen  die  Maskerade  hat  auch  eine  höchst  komische 
Seite.  Die  Kirche  bekämpfte  ein  Volksvergnügen  und  hat  es  endlich 
durchsetzen  können,  dasselbe  gesetzlich  zu  verbieten.  Im  XVII.  Jahr- 
hundert, als  die  Kojaren  und  die  hohen  Würdenträger  dieselben 
Sitten  hatten  wie  das  Volk,  da  tummelten  sich  auf  der  Strasse  junge 
Leute  aller  Stände.  Im  XVIII.  Jahrhundert  bildete  sich.  Dank  den 
Reformen  Peters  I.,  eine  Kluft  zwischen  den  höheren  Klassen,  welche 
europäische  Kleider  trugen,  und  den  einfachen  Bürgern,  welche  von 
den  Sitten  der  Vilter  nicht  lassen  wollten.  Infolgedessen  fand  die 
adelige  Jugend  es  für  unpassend,  an  dem  Lärm  der  Strassenmaskerade 
teilzunehmen.  Nach  und  nach  begann  die  aristokratische  Gesellschaft 
für  sich  kostümierte  Bälle  in  Privathäusern  und  Klubs  zu  arran- 
gieren. Auf  diese  AVeise  wurde  der  Mummenscherz  von  der  Strasse 
verdrängt,  aber  er  blühte  weiter  im  Schutz  von  Sälen  und  Palästen. 
Unter  diesen  Bedingungen  erschienen  im  Codex  der  Polizeibestimmungen 
die  Regeln  über  Herrichtung  von  Maskeraden.  Zu  gleicher  Zeit 
blieb  aber  das  alte  Gesetz  über  Volksmaskeraden  in  Kraft.  Jetzt 
sind  alle  diese  Regeln  in  den  Bestimmungen  zur  Verhütung  und 
Unterdrückung  strafbarer  Handlungen  zu  finden  und  bilden  die 
Sä  28,  139  und  145  dieses  Gesetzbuchs.  Wer  aber  die  Geschichte 
dieser  Paragraphen  kennt  und  den  inneren  Widerspruch  derselben 
begreift,  der  wird  sich  unwillkürlich  die  Frage  vorlegen,  weshalb  sich 
die  veraltete  Bestimmung  des  Moskauer  Patriarchen  noch  bis  heute 
im  geltenden  Recht  erhalten  hat. 

Der  ä  29  desselben  Gesetzbuches  ist  nicht  weniger  interessant: 
„Es  ist  verboten,  Leute,  welche  die  Frühmesse  verschlafen  haben, 
nach  altem  aber  abergläubischem  Brauch  während  der  Osterwoche 
zu  baden  oder  mit  Wasser  zu  begiessen."  Diese  Sitte  ist  so 
charakteristisch,  dass  es  der  Mühe  wert  ist.  derselben  unsere  Auf- 
merksamkeit zu  schenken.   Wenn  wir  den  Urtext  der  Novelle1)  auf- 

>)  V.  S.  d.  G.,  17.  April  1721,  No.  3771. 
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schlagen,  so  werden  wir  folgende  Beschreibung  dieses  Brauches  rinden. 
Die  Schuldigen  wurden  im  nächsten  Fluss  oder  im  Teich  gebadet, 
und  zwar  wurde  hei  dieser  Operation  so  unvorsichtig  verfahren,  dass 
viele  ertranken,  andere  aher  ein  Nervenleiden  erwarben,  denn  ein 
kaltes  Sturzbad  kann  einem  schlafenden  Menschen  nicht  zuträglich 
sein.  Ausserdem  erklärte  der  Heilige  Synod,  dass  dieser  Brauch 
nicht  geduldet  werden  könne,  weil  er  ein  Überbleibsel  des  alten 
Heidentums  sei:  rEs  existierte,  sagt  der  Synod,  bei  den  alten 
Slaven  ein  Götze  mit  Namen  Kupalo;1)  ihm  wurden  zu  Ostern  Opfer 
dargebracht  in  Form  von  Bädern,  wovon  in  alten  Chroniken  aus- 
führlich zu  lesen  ist". 

A.  N.  Afonassikff,*)  welcher  als  Kenner  slavischer  Mythologie 
einen  wohlverdienten  Ruf  geniesst,  gibt  eine  genaue  Erklärung  und 
Beschreibung  dieser  Sitte.  Am  zweiten  Osterfeiertag  und  am  Montag 
in  der  Thomaswoche5)  ist  es  erlaubt,  dass  Knaben  und  Mädchen  sich 
mit  Wasser  begiessen.  Nach  seiner  Meinung  ist  dieser  Brauch  ein 
symbolischer  und  erinnert  an  den  Regen,  welcher  befruchtend  auf 
die  Erde  fällt.  Kupalo  selbst  war  aber  der  Gott  des  fruchtbaren 
Regens.  Aus  dem  Gesagten  können  wir  ersehen,  'dass  die  Sitte, 
welche  der  §  29  erwähnt,  einen  sehr  schönen  und  poetischen  Sinn 
hat,  aber  im  Leben  gab  dieser  Brauch  Grund  zu  verschiedenen 
Roheiten.  Deshalb  ist  das  citierte  kanonische  Gesetz  nur  zu  billigen. 
In  unseren  Tagen  ist  dieser  Brauch,  wenn  wir  nicht  irren,  gänzlich 
verschwunden,  denn  in  der  Litteratur  haben  wir  nicht  den  geringsten 
Fingerzeig  gefunden,  welcher  uns  dessen  Vorhandensein  bestätigt  hätte; 
ebenso  erfolglos  waren  auch  unsere  persönlichen  Nachfragen  bei  ver- 
schiedenen Kennern  alt-russischer  Sitten  und  Gebräuche. 

Unter  den  ritterlichen  Spielen,  in  denen  die  Jugend  Alt- 
Russlands  ihre  Kraft  erprobte,  nimmt  der  Faustkampf  die  erste 
Stelle  ein.  An  diesen  Kämpfen  nahmen  alle  Stände  teil:  Bojaren- 
söhne, Kaufleute,  Bürger  und  sogar  horribile  dictu  —  die  Popen.4) 
An  Fest-  und  Feiertagen,  namentlich  aber  zu  Weihnachten  oder  in 

')  Dies  Wort  stammt  vom  Verbura  „kupat"  (baden),  Kupalo  hebst 
aluo  Gott  des  Bades. 

3)  Poetische  Ansichten  der  Slaven  aber  die  Natur.  Bd.  III,  S.  702—714. 
8)  Die  nächste  Woche  nach  Ostern. 

4)  Supplement  zum  Reglement  der  geistlichen  Angelegenheiten 
(V.  S.  d.  G.,  Mai  1722,  Xo.  4022). 
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der  Butterwoche  (Karneval)  versammelten  sich  die  Kämpfer,  um  ihren 
Mut  zu  zeigen  und  ihre  Kräfte  zu  erproben.  In  Moskow  galten  als 
Sammelplätze  der  .Rote  Platz-  vor  dem  Kreml,  verschiedene  Märkte, 
die  Kreuzpunkte  grosser  Strassen,  im  Winter  aber  das  Eis  des  Moskau- 
stromes. In  St.  Petersburg  hatten  dieselbe  Bedeutung  die  Wiesen 
an  der  Admiralität  und  auf  der  Apothekerinsel.  Wenn  die  Kämpfer 
zur  Stelle  waren,  trennten  sie  sich  in  zwei  feindliche  Lager  und  der 
Kampf  begann.  Die  Schläge  erfolgten  ins  Gesicht,  in  die  Brust  und 
in  den  Bauch.  In  der  Hitze  des  Kampfes  erhielten  viele  so  schwere 
Verletzungen,  dass  sie  auf  Lebenszeit  zu  Krüppeln  wurden,  andere 
sind  während  des  Kampfes  sogar  erschlagen  worden. 

Wie  verbreitet  dieser  gefährliche  Sport  war,  kann  man  daraus 
schliessen,  dass  der  Faustkampf  in  vielen  alten  Volksliedern  erwähnt 
wird  und  dass  sich  bis  jetzt  eine  Besprechung  erhalten  hat,  welche 
den  Kämpfer  hiebfest  machen  soll.1) 

Nun  fragt  es  sich,  wie  stellten  sich  zu  diesem  gefährlichen 
Volksvergnügen  Staat  und  Kirche?  Die  Geistlichkeit  war  dem 
Sport  stets  feindlich  gesinnt,  bezeichnete  den  Faustkampf  als  ein 
sündhafte*  Tun;  exkommunizierte  die  Kämpfer  und  verweigerte  den 
Gefallenen  ein  christliches  Begräbnis.  Mit  einem  Wort,  in  Kussland 
geschah  dasselbe,  was  in  West-Europa  genügend  bekannt  war. 
Deutschland  und  Frankreich  hatten  keine  Faustkämpfe,  wohl  aber 
Turniere.  Die  Kirche  verfolgte  auch  dieses  edle  Waffenspiel  und 
versagte  den  Gefallenen  ein  Grab  auf  dem  Kirchhof.  Trotz  aller 
Anfeindung  hielt  sich  der  Faustkampf  sehr  lange  in  Russland.  Im 

• 

XVI.  und  XVII.  .Jahrhundert  war  er  ein  Sport,  dem  die  Zaren  ihre 
Gunst  nicht  versagten.  Iwan  der  Grausame  war  nicht  der  einzige, 
welcher  es  liebte,  als  Zuschauer  dem  Kampfe  zu  folgen.  Aber  all- 
mählich änderte  sich  die  Ansicht  der  Regierung.  Nach  und  nach 
drang  in  die  Gesellschaft  das  Bewußtsein,  dass  der  Faustkampf 
nicht  nur  ein  gefährliches  Spiel  ist,  sondern  dass  auf  diesem  Felde 
manche  Privatreehnungen  ausgetragen  werden  können.  Es  ist  sicher, 
dass  der  Kaufherr  Kalaschnikolf  nicht  der  einzige  war,  welcher  sich 
dem  Gegner  stellte  ..zu  furchtbarem  Kampfe  auf  Leben  und  Tod", 
um  seine  Ehre  zu  rächen.-)    Puter  dem  Einflüsse  dieser  Gründe 

')  Sabilin,  Das  russische  Volk.  S.  385. 

-)  Per  Kaufherr  Kalasehnikoff  ist  ein  Poem  von  Lkkmontoff.  Es 
gilt  aln  eine  der  schönsten  Perleu  der  rufsisehon  Litteratur  (deutsch  in  dem 
trefflichen  Buche  von  F.  Bojjknstkdt.  Russische  Dichter.  186(5). 
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entschloss  sich  die  Regierung,  den  Faustkampf  zu  verbieten.  In  den 
Jahren  1684  und  1686  erschienen  zwei  Spczialedikte,  welche  diesen 
Sport  hei  schwerer  Strafe  verboten.  Die  Schuldigen  sollten  aus- 
gepeitscht werden  und  im  Wiederholungsfälle  nach  Sibirien  deportiert 
werden.  Mit  diesem  Gesetze  wollte  man  die  Frage  lösen.  Aber 
das  Experiment  scheint  gänzlich  misslungen  zu  sein.  Die  Faust- 
kämpfe dauerten  fort  und  im  Jahre  1726  erschien  ein  neues 
Edikt,  welches  den  Faustkampf  zwar  gestattete,  aber  durch  gewisse 
Regeln  zu  ordnen  suchte.  Die  Kämpfer  mussten  Schiedsrichter  wählen, 
vor  dem  Kampf  ihre  Namen  der  Polizei  angeben;  der  Schlag  musste 
mit  der  blossen  Faust  geführt  werden;  Steine.  Stöcke  oder  grosse 
Kupferdreihor  durfte  man  nicht  in  der  Hand  haben;  wer  am  Hoden 
lag.  durfte  nicht  geschlagen  werden.  Diese  Regeln  haben  entschieden 
einen  grossen  Einfluss  auf  die  Form  des  Kampfes  gehabt.  Der  letzte 
Satz  ist  sogar  zum  Sprichwort  geworden.  Das  Gesetz  selber  wurde 
aber  bald  aufgehoben,  denn  schon  im  Jahre  1743  erfolgte  das  definitive 
Verbot  der  Faustkämpfe.  Dieso  Bestimmung  hat  die  Regierung  bis 
heute  aufrecht  erhalten.  Seit  dem  Jahre  1684  suchte  man  durch  Ge- 
setze diesen  beliebten  Sport  zu  unterdrücken.  Aber  alle  Bemühungen 
blieben  fruchtlos.  Im  Laufe  der  grössten  Hälfte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts blühte  er  ebenso  wie  früher,  und  bis  in  die  70-er  Jahre  Hessen 
sich  die  Moskowiter  ihr  Vergnügen  nicht  nehmen.  Erst  am  Schluss 
des  Jahrhunderts  ist  der  Faustkampf  nach  und  nach  verschwunden. 
Dank  den  Reformen  Alexanders  II.,  drang  die  Bildung  ins  Volk  und 
milderte  die  Sitten.  In  diesen  Umständen  ist  der  Grund  zu  suchen, 
weshalb  dieser  Sport  seine  Anhänger  verloren  hat. 

Vom  rohen  Kampfe  wollen  wir  zu  einem  friedlichen  Ver- 
gnügen übergehen. 

Unter  den  Bedürfnissen  eines  Stockrussen  nimmt  das  Schwitz- 
bad eine  wichtige  Stelle  ein.  Der  ärmste  Mensch  wird  einige  Groschen 
beiseite  legen,  um  am  Vorabend  eines  Sonn-  und  Feiertages  in  die 
Badestube  zu  gehen.  Deshalb  kann  man  am  Sonnabend  auf  den 
Strassen  einer  russischen  Stadt  viele  Menschen  mit  roten,  auf- 
gedunsenen Gesichtern  sehen,  welche  mit  dem  Badebesen  unterm 
Ann  nach  Hause  eilen.  Das  Schwitzbad  gehört  auch  zur  Volks- 
medizin, und  die  einfachen  Leute  sind  fest  Uberzeugt,  dass  so  ein 
Bad  besser  wirke  als  die  Mittel  des  Arztes.  Da  also  diese  Bäder 
so  verbreitet  sind,  ist  es  auch  begreiflieh,  dass  im  Gesetz  gewisse  Be- 
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Stimmungen  enthalten  sein  müssen,  welche  die  Benutzung  der  Bade- 
anstalten regeln.  Der  S  157  der  Bestimmungen  zur  Verhütung  und 
Unterdrückung  von  Verbrechen  lautet  also:  „Es  ist  verboten,  dass 
Personen  milnnlichen  Geschlechts  im  Alter  Uber  7  Jahre  in  die  Bade- 
stube kommen,  wo  sich  Frauen  baden,  oder  umgekehrt  Weiber  in  die 
Badestube  der  Männer-*. 

Kohtomakoff  erzählt  in  seiner  Beschreibung  des  Lebens  unserer 
Vorfahren,  dass  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  in  den  öffentlichen 
Badestuben  2  Abteilungen  waren,  eine  männliche  und  eine  weibliche, 
welche  voneinander  durch  eine  grosse  Wand  geteilt  waren:  der  Ein- 
gang war  aber  derselbe  für  Personen  beiderlei  Geschlechts,  so  dass 
dieselben  an  der  Tür  zusammenstiessen.  Diese  Begegnungen  waren 
ziemlich  drastischer  Natur.  Der  Kusse  liebte  es  nämlich,  direkt  aus 
der  glühend-heissen  Badestube  auf  den  Hof  zu  laufen,  sich  einigemal 
im  Schnee  zu  wälzen  und  dann  rasch  wieder  in  das  Schwitzbad 
zurückzukehren.  Da  aber  das  Etablissement  bloss  eine  Eingangs- 
tür hatte,  so  ist  es  begreiflich,  dass  sich  Männer  und  Weiber  im 
Vestibül  trafen.  Der  Badebesen,  welchen  sie  in  der  Hand  trugen, 
war  in  solchen  Fällen  der  einzige  Gegenstand,  um  die  Nacktheit  zu  ver- 
decken. Ein  anderer  Kenner  unserer  Kulturgeschichte,  Tekksschknko,  l) 
berichtet,  dass  nach  alter  Sitte  der  Bräutigam  und  die  Braut  vor  der 
Hochzeit  jeder  mit  seinen  Freunden  in  die  Badestube  gehen  mussten, 
nach  der  Brautnacht  waren  sie  aber  verpflichtet,  zusammen  ein  Schwitz- 
bad zu  nehmen.  Diese  Sitte  wurde  vom  einfachen  Bürger  und  vom 
Zaren  gleich  streng  beobachtet.  Der  falsche  Demetrius  verlor  seine 
Popularität  im  Volke,  weil  er  die  russischen  Sitten  missachtete  und 
polnischen  Gebräuchen  huldigte.  Als  es  im  Volke  zu  gären  begann, 
da  wurde  u.  a.  der  Vorwurf  laut  ausgesprochen,  dass  der  Zar  mit 
seiner  schmutzigen  Zarin  das  Schwitzbad  niemals  besuche. 

An  diesen  Gebräuchen  hielt  das  Volk  lange  fest  und  erst  im 
XVIII.  Jahrhundert,  als  der  Einfluss  europäischen  Lebens  immer 
stärker  wurde,  machte  sich  eine  Reaktion  bemerkbar.  Das  erste 
Edikt,  welches  eine  solche  „Unzucht-4  verbot  und  mit  einer  Geld- 
strafe belegte,  erschien  im  Jahre  1743.  40  Jahre  später,  als  das 
Polizeigesetzbuch  publiziert  wurde.8)  ist  dieses  Vergehen  mit  folgender 
origineller  Strafe  belegt  worden:  «Der  Schuldige  hat  die  Hälfte  der 

')  Die  Sitten  de«  russischen  Volkes.  Bd.  I,  8.  474  —  47». 
-I  V.  S.  <1.  G..  8.  April  1782,  4?  262. 
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Summe  zu  zahlen,  welche  die  Verpflegung  eines  Arrestanten  im 
Korrektionshause  kostet,  falls  er  aber  dieso  Summe  nicht  bezahlen 
kann,  dann  soll  er  einen  Tag  lang  die  Badestubö  im  Korrektions- 
hause heizenu.  Jetzt  sind  derartige  Bestimmungen  unnütz,  denn 
seit  Alexander  I.  sind  die  Badeanstalten  für  jedes  Geschlecht  in 
besonderen  Gebäuden  eingerichtet.  Unangenehme  Begegnungen  sind 
hiermit  einfach  ausgeschlossen. 

VIII.  Beerdigung. 

Der  Abschied  von  der  Welt  der  Sterblichen  ist  gar  nicht  so 
einfach,  wie  es  scheint.  Jeder  arme  Kerl  füllt  in  der  Gesellschaft 
seine  Stelle  aus,  und  seine  Leiche  kann  daher  auf  den  Kirchhof  nur 
in  dem  Falle  gelangen,  wenn  eine  Reihe  von  Formalitäten  und  Ge- 
bräuchen erfüllt  sind.  Derartige  Bestimmungen  wollen  wir  in  Kürze 
besprechen. 

Wir  werden  mit  dem  §  711  der  Medizinalordnung  anfangen, 
welcher  die  Bestimmung  enthält,  dass  es  ,,in  St.  Petersburg  streng 
verboten  ist,  Tote  am  Winterpalais  vorbeizutragen  u.  Die  Regel 
wird  wahrscheinlich  bis  heute  streng  beobachtet.  Man  kann  auch 
nicht  behaupten,  dass  dieselbe  den  Einwohnern  der  Hauptstadt  lästig 
sei,  denn  es  gibt  Nebenstrassen  genug,  um  die  Prozession  abzulenken. 
Aber  die  Redaktion  und  der  Inhalt  dieses  Paragraphen  stimmen 
nicht  mit  dem  allgemeinen  Ton  der  Gesetze.  Letztere  enthalten 
Bestimmungen,  welche  das  allgemeine  Wohl  und  Wehe  im  Auge 
haben:  der  citierte  Paragraph  trägt  einen  kleinlichen,  persönlichen 
Charakter.  Daraus  können  wir  den  Schluss  machen,  dass  dieses 
Gesetz  ein  altes  ist,  welches  zu  einer  Zeit  geschrieben  wurde,  als 
der  Kaiser  die  Hauptstadt  des  Landes  als  sein  eigenes  Anwesen 
betrachtete.  Wenn  wir  die  Geschichte  dieser  Bestimmung  verfolgen, 
so  werden  wir  uns  bald  von  der  Richtigkeit  unserer  Schlüsse  Uber- 
zeugen, denn  sie  verdankt  ihre  Entstehung  dem  Spezialedikt  der 
Kaiserin  Anna  vom  Jahre  1740.  V)  Die  Kaiserin  war  eine  alte, 
kranke  Frau,  welche  den  Tod  fürchtete.  Infolgedessen  war  sie  ganz 
aufgebracht,  als  am  9.  April  v.  J.  ein  Leichenzug  an  ihren  Fenstern 
vorbeizog.  Die  Polizei  wurde  daher  beauftragt,  Ihre  Majestät 
vor  solchen  Scenen  zu  schützen.    15  Jahre  später  wurde  dieses 

')  V.  S.  d.  G.,  10.  April  1740r  No.  8060. 
*)  V.  S.  d.  G.,  6.  November  1755,  No.  10480. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  6 
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Gesetz  von  neuem  bestätigt.  Die  Kaiserin  Elisabeth  war  eine  freund- 
liche und  lebenslustige  Person,  aber  alles,  was  sie  an  den  Tod 
erinnerte,  war  ihr  so  zuwider,  dass  es  verboten  wurde,  in  schwarzer 
Trauer-Equipage  ins  Palais  zu  kommen.1)  Wenn  wir  hinzufügen, 
dass  mancher  Kusse  die  Begegnung  mit  einem  Trauerzuge  als  böses 
Omen  zu  deuten  pflegt,  so  weiden  wir  das  Verbot,  Leichen  am 
Palais  vorbeizutragen,  leicht  begreifen. 

in  der  Medizinalverordnung  finden  wir  noch  ein  anderes  tiesetz, 
welches  infolge  seiner  Härte  sicher  nicht  mehr  angewendet  wird. 
Der  S  710  lautet:  „Die  Leiche  eines  absichtlichen  Selbstmörders 
wird  vom  Henker  an  einen  verruchten  Ort  geschleppt  und  dort  ver- 
scharrt".*) Eine  solche  Verhöhnung  eines  Verstorbenen  ist  beutigen 
Tages  ganz  undenkbar.  Aber  es  gab  eine  Zeit,  wo  diese  Bestimmung 
kein  toter  Buchstabe  war.  Sie  ist  dem  £  164  des  Militär-Reglements 
Peters  I.  entnommen.  Pm  der  Frage  auf  den  Grund  zu  gehen, 
wollen  wir  diesen  Paragraphen  wörtlich  Ubersetzen: 

„Gesetz.  Wenn  sich  jemand  selbst  das  Leben  nimmt,  so  ist 
seine  Leiche  dem  Henker  zu  Ubergeben.  Derselbe  hat  sie  an  einen 
verruchten  Ort  hinzuschleppen  und  dort  zu  verscharren:  vorher  aber 
soll  er  die  Leiche  durch  die  Vorstädte  und  den  Train  schleifen." 

„Erklärung.  Falls  aber  jemand  einen  Selbstmord  begeht  in 
einem  Anfall  von  Krankheit,  Schwachsinn  oder  Melancholie,  so  ist 
er  ausserhalb  des  Kirchhofs,  aber  nicht  an  einer  verruchten  Stelle 
zu  begraben.  Deshalb  müssen  die  Richter  in  jedem  einzelnen  Falle 
untersuchen,  aus  welchem  Grund  der  Selbstmord  begangen  wurde, 
und  durch  Prteil  Aber  die  Art  des  Begräbnisses  entscheiden." 

..Falls  ein  Soldat  bei  versuchtem  Selbstmord  ergriffen  wird 
und  es  erwiesen  wird,  dass  er  sich  zu  dieser  Tat  entschlossen  hat. 
weil  Schande,  Krankheit  oder  l'nglück  ihn  dazu  getrieben  haben, 
so  soll  er  aus  dem  Regiment  ausgestossen  werden:  falls  aber  die 
angegebenen  MilderungsgrAnde  nicht  vorhanden  sind,  so  stirbt  er 
durch  Henkerslumd." 

Dieses  Gesetz  ist  sehr  hart,  aber  es  ist  nur  ein  Produkt 
seiner  Zeit.     Während  der  Regierung  Friedrich  Wilhelms  I.,  der 

')  V.  S.  d.  fi..  9.  Oktober  1744. 

a)  Uber  dieses  Gesetz  und  den  Schaden,  welchen  es  anrichtet,  haben 
wir  uns  ausführlich  in  unserem  Buche  „Aberglauben  und  Strafrecht"  (Berlin. 
J.  Rüde),  S.  105.  ausgesprochen. 


Digitized  by  Google 


Aug.  Lokwenstimm:  Altertümer  im  geltenden  russischen  Recht.  #3 


ein  Zeitgenosse  Peters  des  Grossen  war,  winde  der  Selbstmörder 
nach  preussischem  Gesetz  nicht  nur  eines  ehrlichen  Begräbnisses 
beraubt,  sondern  seine  Leiche  wurde  auch  am  Galgen  emporgezogen. 
Der  Einfluss  dieser  Bestimmung  auf  das  Gesetz  Peters  I.  ist 
gar  nicht  zu  leugnen.  Aber  man  muss  gestehen,  dass  diese  bar- 
barische Strafe  den  Ansichten  des  russischen  Volkes  nicht  wider- 
sprach. Ks  wurde  immer  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  Leuten, 
welche  vor  dem  Tode  das  heilige  Abendmahl  genossen,  und  solchen, 
welchen  ein  unerwarteter  Tod  den  Lebensfaden  durchschnitten.  Dio 
erste  Kategorie  von  Leichen  wurde  auf  dem  Gottesacker  in  der 
Nähe  einer  Kirche  beigesetzt.  Alle  Personen,  welche  plötzlich  ver- 
endet oder  von  Henkershand  gefallen  waren,  mussten  dagegen  im 
-Stillen  Hause-'  beigesetzt  werden.  Die  Leiche  des  Selbstmörders 
durfte  aber  auch  da  nicht  ruhen.  Man  verscharrte  sie  im  Walde 
oder  am  Wege.  Diese  Bestimmungen  haben  einen  grossen  Einfluss 
auf  die  Entwicklung  des  Aberglaubens  gehabt.  Der  Bauer  ist  bis 
heute  Uberzeugt,  dass  derjenige,  dessen  Grab  ohne  Segen  des  Popen 
geschlossen  wurde,  in  der  Erde  keine  Ruhe  hat.  Er  wird  zum 
Vampyr,  streift  in  der  Welt  umher,  verdirbt  die  Saaten  und  ruft 
Krankheiten  hervor.  Infolgedessen  sind  öfters  Gräberschändungen 
vorgefallen,  namentlich  in  den  südlichen  Gouvernements,  wo  dio  Be- 
völkerung nur  vom  Ackerbau  lebt. 

IX.  Schluss. 

Nachdem  wir  die  einzelneu  Tatsachen  besprochen  haben, 
können  wir  das  gesammelte  Material  etwas  sichten  und  uns  erlauben, 
einige  Schlüsse  zu  ziehen. 

Die  Bedeutung  unserer  Arbeit  besteht  darin,  dass  sie  auf  eine 
Eigentümlichkeit  des  geltenden  Rechts  aufmerksam  macht,  welche 
man  gewöhnlich  zu  Ubergehen  pflegt.  Wir  sind  gewöhnt,  den  Swod 
Sakonofl"  bloss  als  eine  systematische  Sammlung  geltender  Be- 
stimmungen zu  betrachten,  welche  das  Leben  der  Gesellschaft  regeln 
und  als  Basis  bei  der  Entscheidung  eines  Rechtsfalles  dienen  können. 
Aber  jedes  einzelne  Gesetz  hat  auch  eine  gewisse  Bedeutung  in 
kultur-historischer  Hinsicht.  Diese  Eigenschaft  des  Rechts  haben  wir 
als  Thema  miserer  Arbeit  genommen;  wir  haben  uns  bemüht,  die 
Vergangenheit  unseres  Landes  zu  beschreiben,  indem  wir  nicht 
historische  Werke  oder  Memoiren,  sondern  das  geltende  Recht  als 
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Ausgangspunkt  nahmen.  Wir  wollen  hoffen,  dass  es  uns  gelungen 
ist,  noch  einmal  die  Richtigkeit  des  schönen  Gedankens  zu  beweisen, 
welcher  in  der  Vorrede  zur  vollständigen  Sammlung  der  Gesetze  zu 
lesen  ist:  ,.Die  Gesetze  enthalten  eine  getreue  Darstellung  des  ge- 
sellschaftlichen Lebens  im  Staate.  Aus  denselben  ist  zu  ersehen, 
wie  die  moralischen  und  politischen  Kräfte  des  Landes  sich  ent- 
wickelten, erstarkten  und  modifizierten.  Folglich  darf  man  annehmen, 
dass  die  Geschichte  eines  Staates  ohne  Kenntnis  der  Gesetze  unvoll- 
ständig und  unklar  sein  muss:  andererseits  kann  man  die  Gesetze 
ohne  historische  Forschung  unmöglich  begreifen  und  würdigen". 

Unser  Aufsatz  hat  aber  auch  einen  praktischen  Wert.  Da  in 
allen  Bänden  des  Swod  Sakonoff  Bestimmungen  enthalten  sind,  welche 
vergangene  Zeiten  abspiegeln,  so  können  wir  daraus  schliessen,  dass 
eine  ganze  Reihe  von  Paragraphen  veraltet  ist  und  dem  Leben  nicht 
mehr  entspricht.  Derartige  Paragraphen,  welche  bloss  eine  kultur- 
geschichtliche Bedeutung  haben,  können  im  Swod  nicht  mehr  gelassen 
werden,  da  derselbe  bloss  das  geltende,  lebende  Recht  enthalten 
muss.  Um  eine  solche  Revision  zu  erleichtern,  haben  wir  natürlich 
ziemlich  viel  Material  gesammelt.  Die  Bestimmungen,  welche  wir 
besprochen  und  kommentiert  haben,  können  wir  in  2  Gruppen  teilen. 

Zur  ersten  Gruppe  gehören  z.  B.  die  Reste  des  alten  materiellen 
und  prozessualen  Strafrechts:  das  Belassen  im  V erdachte  (§  897  der 
Bestimmungen  Uber  Ordenswesen,  S  221  der  Statuten  Uber  Pensio- 
nierung. $  805  der  Stiindeordnung):  2.  die  Befreiung  der  Stadt- 
gemeinde von  der  solidarischen  Verantwortung  für  ihren  Bürger 
(§  571  der  Ständeordnung):  3.  die  Befreiung  der  sibirischen  Kirgisen 
von  der  Leibesstrafe  150  der  Bestimmung  über  Ordenswesen): 
4.  die  öffentliche  Auspeitschung  und  Brandmarkung  (^  844  und  345 
der  Bestimmungen  Uber  Pässe  und  Vaganten).  Alle  diese  einzelnen 
Bestimmungen  sind  Fetzen,  welche  vom  alten  Recht  nachgeblieben 
sind.  Im  Prinzip  sind  sie  längst  aufgehoben,  die  Reste  haben  sich 
aber  im  Gesetz  nur  deshalb  erhalten,  weil  man  dieselben  vergessen 
hat.  Die  Leibesstrafe  ist  am  17.  April  1863,  der  alte  Prozess  sun 
20.  November  1864  zu  Grabe  getragen  worden.  Hiermit  haben  alle 
die  einzelnen  Bestimmungen,  welche  den  Reformen  der  Jahre  1863 
und  1864  widersprechen,  ihre  Kraft  verloren.  Derartige  Paragraphen 
können  aus  dem  Swod  Sakonoff'  im  Wege  der  Kodifikation  entfernt 
werden.   Wenn  es  bis  jetzt  nicht  geschehen  ist.  so  lässt  es  sich  da- 
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durch  erklären,  dass  man  sie  Ubersehen  hat  oder  dass  man  hei  kodi- 
tikatorisehen  Arbeiten  zu  vorsichtig  vorgegangen  ist. 

Die  zweite  Gruppe  bilden  diejenigen  Bestimmungen,  welche 
.  Dank  ihrem  speziellen  Charakter  von  den  grossen  Reformen  nicht 
berührt  wurden.  Hierher  gehört  der  grösste  Teil  der  von  uns  be- 
sprochenen Gesetze:  das  Überreichen  von  Bittschriften  in  der  Kirche, 
die  Volksmaskerade  zu  Weihnachten,  das  Baden  zu  Ostern,  die  Pas- 
quillen, der  Faustkampf,  das  Bad,  das  Zusammenströmen  der  Neugierigen 
bei  Feuersbrünsten,  der  Ruf  nach  der  Wache,  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Ordensritter,  die  Eigenschaften  des  medizinischen  Personals,  die 
ärztliche  Taxe,  die  Beerdigung  der  Selbstmörder,  das  Vorzeigen  der 
Pässe  am  Schlagbaum  und  die  Bestrafung  des  Sohnes  auf  Wunsch 
seines  Vaters.  Alle  diese  Spezialgesetze  werden  nicht  mehr  angewandt, 
aber  sie  sind  nicht  aufgehoben.  Um  sie  daher  aus  dem  geltenden 
Gesetz  zu  streichen,  ist  ein  Beschluss  des  Reichsrats,  wie  ihn  der 
§  72  unserer  Grundgesetze  vorschreibt,  unerlässlich. 

Da  wir  uns  mit  der  Frage  beschäftigt  haben,  wie  die  toten 
Teile  aus  dem  Gesetze  zu  entfernen  sind,  so  drängte  sich  uns  un- 
willkürlich eine  zweite  Frage  auf,  nämlich  die  Frage  vom  Leben 
und  Tode  der  gesetzlichen  Bestimmungen.  Ein  Gesetz  wird  ins 
Leben  gerufen,  wenn  die  Regierung  hofft,  gewisse  Lebensbedingungen 
auf  diese  Weise  zu  bessern,  oder  wenn  sie  eine  schädliche  Sitte  aus 
der  Welt  schaffen  will.  Dann  treten  im  Loben  des  Gesetzes  ver- 
schiedene Wandlungen  ein.  Zuerst  bekämpft  die  Novelle  die  schäd- 
liche soziale  Erscheinung,  um  deretwillen  sie  geschaffen  wurde,  und 
zwar  wird  eine  bestimmte  Handlung  nicht  nur  verboten,  sondern 
auch  mit  Strafe  belegt.  Später  wird  die  Strafe  aufgehoben,  das  Ver- 
bot bleibt  aber  in  Kraft.  Unter  solchen  Umständen  verliert  die  Be- 
stimmung ihren  schroffen  Charakter  und  wird  allmählich  vergessen, 
so  dass  ihre  definitive  Aufhebung  nur  als  formelle  Massregel  betrachtet 
werden  kann.  Als  charakteristische  Beispiele  derartiger  Gesetze  können 
wir  folgende  erwähnen:  das  Überreichen  von  Bittschriften  in  der 
Kirche,  die  Neugierigen  bei  der  Feuersbrunst,  die  Badestuben  für 
beide  Geschlechter  u.  a. 

Falls  wir  aber  die  Ursachen  erforschen  wollen,  welche  den 
Tod  eines  Gesetzes  zur  Folge  haben,  so  müssen  wir  unsere  Daten 
in  4  Gruppen  einteilen. 

1.  Das  Gesetz  kann  ein  totgeborenes  sein,  da  man  bei  der 
Ausarbeitung  weder  den  Wert  der  Bestimmung,  noch  ihr  Verhältnis 
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zu  den  Grundgesetzen  des  Reiches  erwogen  hatte.  Hierher  gehören 
z.  B.  die  Bestimmungen  Uber  die  Rechte  und  Pflichten  der  Ordens- 
ritter. Diese  Gesetze  kommen  jetzt  gar  nicht  zur  Anwendung.  Es 
ist  aber  auch  höchst  zweifelhaft,  ob  es  früher  der  Fall  war. 

2.  Die  zweite  Gruppe  bilden  die  Gesetze,  welche  Sitten  und 
Gebrauche  im  Auge  haben,  die  früher  in  der  Gesellschaft  geherrscht 
haben,  aber  von  der  Regierung  für  schädlich  angesehen  wurden. 
Nach  und  nach  sind  diese  misslicbigen  sozialen  Erscheinungen  gänzlich 
verschwunden,  das  Gesetz  aber  besteht  weiter  und  ist  bis  heute  im 
Swod  Sakonotf  zu  linden.  Als  charakteristische  Beispiele  können 
wir  die  Paragraphen  Uber  die  Faustkämpfe,  das  Baden  zu  Ostern 
und  die  Bittschriften  während  der  Messe  anfuhren. 

!3.  Es  gibt  auch  Fälle,  in  denen  das  Leben  die  Regierung 
gezwungen  hat.  eine  Bestimmung  aufzuheben,  welche  von  der  Gesell- 
schaft als  störend  empfunden  wurde,  ohne  Nutzen  zu  bringen.  Eins 
von  den  bekannten  Gesetzen  dieser  Art  ist  das  Rauchverbot  auf  der 
Strasse.  Noch  interessanter  ist  ein  Gesetz  vom  Jahre  1684,  welches 
den  Fuhrleuten  streng  verbot,  ihre  Pferde  mit  der  Leine  zu  regieren. 
Als  wir  dieses  Verbot  zum  erstenmal  zu  Gesieht  bekamen,  konnten 
wir  dasselbe  nicht  recht  begleiten.  Erst  später  erinnerten  wir  uns. 
dass  im  XVII.  Jahrhundert  der  Kutscher  nicht  auf  den»  Bock,  sondern 
reitend  auf  dem  Pferde  sass. l)  Als  die  Leinen  autkamen,  hielt  man 
sie  eine  Zeit  lang  fUr  gefährlich.  Aber  so  ein  unsinniges  Verbot 
konnte  sich  natürlich  nicht  lange  halten  und  Anfang  des  XV III.  Jalir- 
hunderts  war  es  bereits  verschwunden. 

Derartige  Beispiele  könnte  man  massenhaft  auffinden,  nur 
müsste  man  vom  geltenden  Recht  zur  historischen  Sammlung  unserer 
Gesetze  Ubergehen. 

4.  Eine  Reihe  von  Bestimmungen  verlieren  ihre  Kraft,  falls 
sie  von  einer  grossen  Reform  berührt  werden.  Der  Selbstmord  und 
das  Verbreiten  falscher  Nachrichten  ist  bis  heute  strafbar:  aber  das 
Autodafe  einer  anonymen  Schrift  und  die  Beerdigung  eines  Selbst- 
mörders durch  den  Henker  sind  jetzt  undenkbare  Dinge,  denn  das 
Amt  des  Henkers  ist  seit  87  Jahren  zusammen  mit  den  Leibesst  rufen 
aufgehoben  worden. 

Wir  können  unsere  Arbeit  nicht  schliesseu.  ohne  einen  allge- 
meinen Gedanken  Uber  Monographien  wie  die  unsrige  auszusprechen. 

M  Sabklin.  Das  Leben  der  nissischen  Zaren.  S.  3(12. 
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Abgesehen  von  den  verschiedenen  wissenschaftlichen  und  praktischen 
Schlüssen,  zu  denen  wir  gekommen  sind,  hat  eine  Studie  Uber  Rechts- 
und Kulturgeschichte  das  Gute  an  sich,  dass  sie  den  Verfasser  und 
die  Leser  zwingt,  einen  Blick  rückwärts  zu  werfen.  In  unseren 
Tagen,  wo  der  Fortschritt  vorwärts  strebt  und  drängt,  ist  es  besonders 
nützlich,  von  Zeit  zu  Zeit  den  zurückgelegten  Weg  zu  betrachten, 
der  (beschichte  seines  Volkes  zu  gedenken  und  sich  die  Frage  vor- 
zulegen: Wie  sah  es  früher  aus  und  was  haben  wir  erkämpft  und 
errungen? 

Man  spricht  beständig  von  den  glänzenden  Erfolgen  der  Natur- 
wissenschaften. Der  Jurist  schweigt  in  solchen  Fällen  ganz  be- 
scheiden, trotzdem  auch  er  im  Stande  ist,  auf  den  Erfolg  seiner 
Tätigkeit  stolz  zu  sein.  Er  braucht  nur  unsere  Rechtsgeschichte 
zu  durchblättern.  Jetzt  ist  die  Folter,  diese  Schande  der  Menschheit, 
verschwunden  und  die  qualvollen  Hinrichtungen  gehören  der  Ver- 
gangenheit an.  Das  Volk  ist  befreit  von  der  Notwendigkeit,  auf  den 
öffentlichen  Plätzen  zu  sehen,  wie  Leute  gepeitscht  und  gebrandmarkt 
werden.  Die  Rechtspflege  ist  humaner  geworden.  Die  Leibesstrafen 
sind  abgeschafft  und  durch  Geld  und  Freiheitsstrafen  ersetzt  worden. 
Es  gereicht  der  Menschheit  zur  Ehre,  dass  diese  Milde  der  Justiz  die 
besten  Früchte  getragen  hat  :  die  Verbrechen  sind  weniger  zahlreich 
und  haben  ihren  blutigen  Charakter  verloren. 

Mit  der  Besserung  des  materiellen  Rechts  hielt  die  gesamte 
Kultur  gleichen  Schritt.  Jetzt  sind  die  gewissenlosen  Richter  ver- 
schwunden, welche  das  Gesetz  nicht  kannten,  die  Akten  nicht  studierten 
und  alles  unterschrieben,  was  ihnen  der  Sekretär  aut  den  Tisch 
legte.  Die  betrunkenen,  unwissenden  Ärzte  sind  ausgestorben:  die 
Städte  sehen  leidlich  aus  und  man  kann  am  Abend  wenigstens  über 
die  Strasse  gehen  ohne  Gefahr,  ins  Polizeigewahrsani  zu  kommen. 
Die  früheren  Stände  mit  ihren  Rechten  und  Privilegien  sind  ver- 
schwunden. Alle  müssen  Abgaben  zahlen,  mit  der  Waffe  dienen 
und  haben  gleiche  Rechte  vor  dem  Gesetz.  Man  kann  frei  reisen 
zu  Wasser  und  zu  Lande,  ohne  auf  der  Poststation  auf  frische  Pferde 
stuudenlang  warten  zu  müssen  und  ohne  Furcht  in  die  Gefangen- 
schaft der  Barbaren  zu  fallen. 

Alles  zusammengenommen,  ist  es  speziell  für  Russland  ein 
ungeheurer  Erfolg.  Vieles  hat  der  allgemeine  Fortsehritt  getan. 
Aber  einen  grossen  Teil  der  Arbeit  haben  die  Leute  der  »>0-er  Jahre 
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auf  sich  genommen.  Die  Zeit  der  grossen  Reformen  befreite  das 
Land  von  der  schlechten  Rechtspflege,  von  den  Leibesstrafeu  und 
von  der  Leibeigenschaft.  Ihr  haben  wir  es  zu  verdanken,  dass  die 
Bildung  ins  Volk  gedrungen  ist.  Wenn  die  Russen  jetzt  mit  Stolz 
sagen  können,  dass  ihr  Land  ein  europäischer  Staat  geworden  ist. 
so  haben  sie  es  zu  allererst  dem  Willen  Kaiser  Alexanders  II.  und 
der  Energie  seiner  Mitarbeiter  zu  danken.  Deshalb  rauss  der  Name 
des  edlen  Zaren  jedem  Russen  teuer  sein,  welcher  mit  der  Geschichte 
seines  Landes  vertraut  ist  und  auf  eine  glückliche  Zukunft  hofft. 
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Die  Teilung  der  Gewalten  in  der 
belgischen  Verfassung. 

Von 
Paul  Errera, 

ProfeMor  der  Rechte  an  der  Universität  Brüssel,  Advokat  am  Appellgerit  htshof. 

Gehalten  in  frauzösigcher  Sprache  am  16.  Juni  1900. 
Übersetzung  von  Dr.  jur.  et  phil.  Ernst  Rosenfeld,  Gerichtsassessor  (Berlin). 

L 

Bezüglich  des  Prinzipes  der  Gewaltenteilung  herrscht  eine  ge- 
wisse Unklarheit.  Die  Meinungsverschiedenheiten  über  seine  Grenzen 
und  seine  Anwendung  nehmen  sogar  eher  zu,  als  ab.  obwohl  das 
Prinzip  als  solches  keineswegs  angezweifelt  wird. 

Zeigt  doch  die  aufmerksamere  Untersuchung  des  Staatskörpers 
die  Verwirrung,  welche  noch  Uber  die  sozialen  Funktionen  herrscht. 
Diese  Funktionen  beschäftigen  immer  mehr  die  Wissenschaft  und 
üben  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  jede  Lehre  von  den  Gewalten, 
den  sozialen  Organen,  aus. 

Der  Schleier,  der  die  Frage  der  Gcwaltenteilung  noch  zu  decken 
scheint,  würde  vielleicht  schwinden,  wenn  die  Teilung  der  Funktionen 
ganz  klargelegt  würde.1) 

Sobald  wir  die  Funktionen  vornehmen  und  uns  bemühen,  durch 
sie  die  Grenzen  der  Gewalten  zu  bestimmen,  stossen  wir  auf  den 
Kern  der  überaus  grossen,  wenn  nicht  unüberwindlichen  Schwierig- 
keit, welche  sich  auf  dem  Gebiete  der  Lehre  von  der  Gewaltenteilung 
darbietet. 

Da  die  sozialen  Funktionen  nicht  in  starrer  Trennung  von- 
einander bestehen,  vielmehr  eher  sich  zu  mehreren  auf  einem  be- 

l)  Vergl.  Arthur,  Separation  des  pouvoirs  et  Separation  des  fonctions. 
Revue  de  Droit  public  et  de  la  Science  politique.  Taris  1900.  Erstes 
Semester,  S.  214  ff. 
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stimmten  Punkte  troffen  —  und  diese  Gleichzeitigkeit  ist  sogar  not- 
wendig -.  wie  soll  da  nicht  eine  gewisse?  Verwirrung  bezüglich 
ihrer  Befugnisse  entstehen!  Diese  werden  mit  Notwendigkeit  dem 
Schicksale  jener  folgen:  es  ist  sogar  wünschenswert,  dass  sie  sich 
gegenseitig  möglichst  anpassen,  schlimmstenfalls  haben  sie  jene  glück- 
liche Zusammenhangslosigkeit,  jene  schützenden  Widersprüche  im 
(befolge,  welche  entschieden  eine  Berechtigung  haben,  sich  in  den 
Hinrichtungen  zu  finden,  da  sie  ja  bereits  in  den  Sachen  selbst  an- 
zutreffen sind. ')  Solange  also  wird  rnklarheit  Uber  die  Gewalten 
herrschen,  als  die  Funktionen  nicht  klargelegt  sein  werden. 

Ks  ist  dies  sozusagen  eine  innere  Veranlassung  zu  einem  Ein- 
griff in  das  Prinzip  der  Gewaltenteiluug.  Neben  dieser  gibt  es  aber 
eine  andere,  eher  äussere  Ursache,  die  aber  nicht  weniger  mächtig 
einwirkt:  sie  ist  historischer  Art  und  hat  mit  den  verschiedenen 
Staatsformen  gewechselt.  Jede  der  letzteren  besitzt  ein  Anziehungs- 
zentrum, welchem  alle  Gewalten  zustreben,  einen  Kulminationspunkt, 
in  dem  alle  Befugnisse  sich  zu  vereinen  suchen.  Es  war  dies  die 
Monarchie,  es  ist  dies  das  Parlament.8)  Dem  König  begegnet  man  un- 
gefähr Uberall  in  Ländern  mit  rein  konstitutioneller  Verfassung,  den 
Kammern  in  den  vom  Parlamentarismus  beherrschten  Staaten.  Ob- 
wohl in  beiden  die  Teilung  der  Gewalten  durchgeführt  i«t.  so  zeigt 
sich  doch  ein  entschiedenes  Übergewicht  einer  Autorität,  die  man 
die  maßgebende  nennen  kann,  welche,  wenn  sie  auch  die  Trennung 
der  Gewalten  nicht  beseitigt,  immerhin  doch  ihren  Gleichwert  aufliebt. 

Die  Teilung  der  tiewalten  beherrscht  jedenfalls  den  modernen 
Konstitutionalismus  und  bildet  einen  seiner  wesentlichsten  Bestand- 
teile. Sie  findet  sich  in  der  englischen  Verfassung,  mindestens  seit 
U>8K.  und  Lot  kk  hat  ihr  Vorhandensein  konstatiert,  um  sie  mit 
seinen  Staatsrechtstheorien  zu  verschmelzen.3) 

MoXTKSQLim  hat  ihr  Prinzip  in  folgenden  Worten  festgelegt:  «Le 
pouvoir  arrete  le  pouvoir-4.  eine  (iewalt  hält  die  andere  in  den  ihr 
zugewiesenen  Schranken. 4 ) 

')  Boutmy,  Etüde*  de  droit  constitutionnel.  Los  Sousces  et  IEsprit 
de  la  Constitution  anglaise.  Paris  18!*ö.  S.  8. 

-)  Born  HAK.  Allgemeine  Staatslehre,  Berlin  S.  141  ff. 

ö)  Lockk.  Essay  oti  civil  Government,  §  148  ff. 

l)  MoNTKsvfiriKr.  Esprit  des  Luis.  Buch  XL  Kapitel  IV:  „Pour  qn'on 
nc  puisse  abuser  du  pouvoir,  il  faut  <jue.  par  la  disposition  des  choses,  le 
pouvoir  arrete  le  pouvoir":  vmrl.  ebenda  Buch  XL  Kapitel  VI. 
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Sie  wurdo  von  der  französischen  Nationalversammlung  in  den 
„Rechten  des  Menschen  und  Staatsbürgers"  verkündet,  wo  es  hiess: 
Keine  Verfassung  hat  das  Land,  in  welchem  weder  die  Gewährleistung 
des  Rechtsschutzes  gesichert,  noch  die  Teilung  der  Gewalten  fest- 
gelegt ist  (Artikel  16).  Dieser  Wortlaut  vereinigt  die  beiden  wich- 
tigsten Bestandteile  einer  jeden  Verfassung:  die  Gewährleistung  des 
Schutzes  der  Individualrechte  und  die  Organisation  der  Staatsgewalt; 
die  erstere  schliesst  sich  an  die  letztere  kraft  des  Begriffes  der 
Souveränität  an.  die  als  juridischer  Ausdruck  des  Volkswillens  die 
bestehende  Behörde  Ubertrifft. 

Die  belgische  Verfassung  entspricht  genau  jener  Forniel  der 
Nationalversammlung:  Die  Artikel  4  bis  24.  welche  von  den  Belgiern 
und  ihren  Rechten  handeln,  bestimmen  die  politischen  Faktoren 
jenes  Volkes,  das  der  Artikel  25  souverän  erklärt  und  welches  in 
den  folgenden  Artikeln  seine  Souveränität  auf  die  grosse  Staats- 
behörde Uberträgt. 

Wenn  auch  die  dritte  französische  Republik  keine  einheitliche 
und  kodifizierte  Verfassung  hat,  und  die  letztere  auch  fragmen- 
tarisch und  unvollständig  sein  mag,  so  ist  die  Teilung  der  Gewalten 
doch  nicht  minder  ein  Eckstein  des  französischen  Staatsrechts.  Es 
ist  dies  einer  jener  „unsterblichen  Grundsätze  vom  Jahre  89"  (un  des 
immortels  prineipes  de  89):  und  hier  begreifen  wir  genau  den  Sinn 
jener,  wohl  etwas  theatralischen,  aber  keineswegs  bedeutungslosen 
Benennung:  sie  sind  tatsächlich  unsterblich,  jene  Grundsätze  vom 
.Jahr  89,  denn  sie  haben  in  Frankreich  den  Text,  der  sie  ehedem 
verkündete.  Uberlebt:  sie  finden  sich  in  den  ungleichsten  Regierungs- 
formen, ohne  dass  sie  dort  von  neuem  verkündet  worden;  so  unbe- 
stritten erscheinen  sie. 

Die  Teilung  der  Gewalten  hat  in  der  belgischen  Verfassung 
ihren  Platz  im  Anschluss  an  die  Volkssouveränität  gefunden;  auf 
die  Souveränität  folgt  gleich  die  Trias  politica  in  den  Artikeln 
25  ff.:  „Jede  Macht  entspringt  dem  Volke.  Die  Gewalten  werden  so, 
.wie  es  in  der  Verfassung  geschrieben  steht,  ausgeübt'4,  und  zwar 
sind  sie  einander  beigeordnet  und  der  verfassungsgebenden  Macht, 
welche  allein  hier  Änderungen  vornehmen  kann,  untergeordnet 
(Artikel  131):  daher  die  Redensart:  Iis  sont  d'attribution.  Hierauf 
folgt  die  Aufzählung  der  drei  Gewalten  und  der  mit  ihnen  bekleideten 
Behörden:   die  gesetzgebende,  die  exekutive  und   die  richterliche 
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Gewalt  nehmen  den  gleichen  Rang  ein.  Die  zweite  absorbiert  keines- 
wegs die  letztere,  wie  es  gewisse  Theorien,  die  nur  zu  viel  Anklang 
in  Frankreich  gefunden  haben,  annehmen.  Pbadikr-Foüekk,  ein 
Schriftsteller,  der  gegen  das  Ende  des  zweiten  Kaiserreichs  Ansehen 
genoss.  ging  sogar  so  weit,  zu  behaupten,  die  richterliche  Gewalt 
sei  nur  ein  Element  der  Exekutive.1) 

Es  scheint  bereits  die  Nationalversammlung  bei  Verkündung 
der  Oewaltenteiluug  nur  die  Legislative  und  die  Exekutive  im  Auge 
gehabt  zu  haben:  jedenfalls  nimmt  die  Einleitung  zur  Verfassung 
von  1791  nur  auf  diese  beiden  Gewalten  Bezug.  Auch  kann  man 
Spuren  dieser  Theorie  durch  eine  Keine  der  neuesten  Arbeiten  auf 
dem  Gebiete  des  Verwaltungsrechts  und  des  Vei*waltungsstreit Ver- 
fahrens verfolgen.4  wo  wiederholentlich  gesagt  wird,  dass  Brecht- 
Sprechen  auch  verwalten  seiu.  Diese  Tendenz  wird  allerdings  heute 
bekämpft;  Rene  Jacquklin  hat  sich  als  ihr  Gegner  erklart  und  greift 
sie  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Verwaltungsrechts  an.2)  wahrend 
Esmkin  die  Trennung  und  die  politische  Gleichheit  der  drei  Gewalten 
von  einem  allgemeineren  Gesichtspunkte  aus  im  französischen  Recht 
verteidigt.  Er  präzisiert  seine  Ansicht,  indem  er  erklärt,  dass  rdas 
tätige  und  wohltätige  Prinzip  gerade  in  der  gegenseitigen  Unwider- 
rufbarkeit  der  drei  Gewalten  liege.  Nur  so  vermögen  die  einzelnen 
Gewalten  sich  gegenseitig  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Befugnisse 
zu  kontrollieren,  auch  nötigenfalls  sich  auf  dem  gesetzlichen  Gebiete 
gegenUberzutreten  und  so  sich  jenen  friedlichen  Widerstand  zu  leisten, 
der  eine  Gewähr  für  die  öffentliche  Freiheit  bildetu.3) 

Um  diese  Ansicht  von  der  richterlichen  Gewalt  zu  gewinnen, 
braucht  man  sich  in  Belgien  nur  der  alten  Überlieferung  anzupassen, 
welche  den  germanischen  und  angelsächsischen  Landern  gemeinsam 
ist:  denn  hier  hat  die  Justiz  seit  den  ältesten  Zeiten,  wo  sie  sich 
durch  die  Gerichte  der  Pairs  und  der  Geschworenen  aufs  engste  an 
das  Volksleben  anschloss,  stets  eine  unabhängige  Stellung  in  den 
politischen  Einrichtungen  eingenommen. 

')  Pradikr-Fodere,  Principe?  generaux  de  Droit,  de  Politique  et  de 
Legislation.  Paris  1869,  S.  226.  Anmerkung  2. 

*)  Renk  Jacquelin.  Les  Priucipes  dominant*  du  Conteutieux  admi- 
nistrativ', Paris  1899. 

a)  Esmeik,  Elements  de  Droit  constitutionnel.  Paris  1896.  S.  292. 
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Nichts  ist  aber  geschehen,  solange  das  Bekennen  zum  Prinzipe 
der  Teilung  und  der  Gleichheit  der  drei  Gewalten  rein  theoretisch 
und  uubestimmt  bleibt.  Vielmehr  ist  dann  zu  befürchten,  dass  die 
Einheit  der  Souveränität  in  Gefahr  gerät:  in  jedem  Falle  verlaugt 
diese  Einheit,  sich  einer  sie  anscheinend  bedroheirden  Teilung  gegen- 
über aufrecht  zu  erhalten  und  formlich  zu  behaupten. 

Daher  das  Bedürfnis,  die  Harmonie  der  Gewalten  entweder 
durch  die  Schaffung  einer  leitenden  Gewalt  oder  durch  ein  anderes 
Verfahren  zu  sichern. 

Die  leitende  Gewalt  ist  eigentlich  nur  eine  der  Gewalten,  die 
über  die  anderen  durch  jenes  höchste  Attribut  der  Souveränität, 
welches  Jkan  Bodin1)  die  letzte  Instanz  (le  demier  ressort)  nennt, 
herausgehoben  ist.  Was  tut  es,  dass  man  bisweilen  von  einer 
vierten  Gewalt  zu  sprechen  beliebte!  Tatsächlich  gehört  die  höchste 
Instanz  stets  einem  der  normalen  Organe  der  Souveränität,  sei  es 
nun  der  Legislative,  der  Exekutive,  der  richterlichen,  wenn 
auch  eine  leitende  Gewalt  (un  pouvoir  moderateur)  ausdrücklich  hin- 
zugefügt wird.  Die  portugiesische  Verfassung,  zum  Beispiel,  hat 
diese  vierfache  Terminologie  angenommen,  uud  deu  König  als  leitende 
Gewalt  von  dem  König  als  Chef  der  Exekutive  unterschieden  und 
getrennt.8)  Die  einfache  Anwendung  der  rein  konstitutionell- 
monarclüschen  Lehre,  wie  sie  von  Benjamin  Constant  entwickelt 
wird,  machte  die  Königswürde  zu  einer  Uber  die  anderen  Gewalten 
rechtsprechenden  Gewalt;3)  oder,  um  etwas  weiter  auszuholen,  die 
Prärogative  des  Monarchen  im  XVII.  Jahrhundert,  wie  sie  Locke4) 
lehrt,  hat  sich,  wenigstens  dem  Namen  nach,  bis  uuter  die  parla- 
mentarische Herrschaft  fortgepflanzt:  besitzt  nicht  das  Staatsoberhaupt, 
abgesehen  von  der  Ausübung  der  eigentlichen  Exekutive,  eine  Reihe 
von  Befugnissen,  welche  ihn,  als  dem  bleibenden  Vertreter  des  Volkes, 
in  die  Gesetzgebung,  ja  selbst  in  die  Rechtsprechung  einzugreifen 
gestatten? 

Die  leitende  Gewalt  hat  den  Erwartungen  der  Theoretiker 
nicht  entsprochen,  da  sie  nicht  zu  verhindern  vermocht  hat,  dass  sich 

l)  Jkan  Bodin,  Les  VI  livres  de  la  R^publique.  Buch  I.  Kapitel  8. 

'^Portugiesische  Verfassung,  Artikel  10.  11,  72  und  74;  Darkste, 
LeB  Constitutions  moderne».  Paris  1891,  Bd.  I,  S.  641,  650. 

*)  Benjamin  Constant,  Ooure  de  Politique  constitutionnelle.  Paris  1818, 
Bd.  I,  S.  13,  20  ff. 

*)  Locke,  Oii  civil  Government,  Kapitel  XIV,  §.  166. 
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die  Wage  der  Gewalten  auf  die  Seite  der  Kammern  oder  vielmehr 
auf  die  Seite  des  Volkshauses  neigte,  dem  gegenüber  der  König  oder 
der  Präsident  der  Republik  ein  nicht  ausreichendes  Gegengewicht  bietet. 

Was  soll  man  von  der  leitenden  Holle  sagen,  die  der  Legis- 
lative gegeben  wird?  In  einer  Demokratie  bedeutet  das  so  viel,  wie 
dem  Wolf  die  Hüt.ung  der  Herde  anvertrauen!  Die  schweizerische 
Verfassung  bietet  hier  ein  Heispiel:  Die  Hundesversammlung  hat. 
abgesehen  von  der  Schaffung  der  Gesetze,  noch  vielseitige  andere 
Attribute.1)  Wenn  diese  Sachlage  trotzdem  in  der  Schweiz  keine 
Gefahr  bildet,  wenn  hier  die  Exekutive  sich  einer  wirklichen  Auto- 
nomie und  die  Rechtsprechung  einer  ernsthaften  Unabhängigkeit 
erfreut,  so  beruht  der  Grund  hiervon  in  der  unmittelbaren  Handlungs- 
weise des  Volkes,  das  mittels  seines  Rechts  der  Initiative  und  des 
Referendums  die  Hcschlüsse  der  Kammern  annulliert.  So  werden 
dieselben  vor  dem  Hinabgleiten  auf  der  Hahn  des  Konventionalisinus 
bewahrt,  wohin  ein  so  starkes  Parlament  unzweifelhaft  gelangen 
würde,  wenn  es  nicht  von  der  Souveränität  unmittelbar  beherrscht 
würde. 

Was  den  französischen  Senat  vom  Jahre  VI  II-),  den  Senat 
conservateur,  anlangt,  so  hätte  er  die  beste  G  est  alt  einer  leitenden 
Gewalt  darbieten  können,  wenn  nicht  die  Art  und  Weise  seiner  Zu- 
sammensetzung, sowie  die  Kriecherei  vor  Honaparte  und  besonders 
vor  Napoleon  diese  Einrichtung  in  Verruf  gebracht  hätte.  Diese 
Annullierung  wegen  Verfassungswidrigkeit  scheint,  wenn  sie  von  einer 
hohen  Versammlung  ausgeht,  welche  das  Recht  hat,  sich,  ohne  An- 
regung von  dritter  Seite,  mit  den  Handlungen  des  Gesetzgebers  so- 
wohl wie  der  Exekutive  zu  befassen,  das  vollendetste  Mittel  darzubieten, 
die  einzelnen  Gewalten  miteinander  in  Einklang  zu  bringen.3)  Viel- 
leicht hat  ein  solcher  oberster  Kompetenzgerichtshof,  wie  ihn  mehrere 
deutsche  Staaten  auf  verschiedener  Grundlage  eingeführt  haben,  noch 
nicht  sein  letztes  Wort  gesprochen.  So  besteht  z.  H.  eine  Hehörde, 
die.  um  sie  politischen  Einflüssen  zu  entziehen,  mit  gerichtlichen 
Garantien  umgeben  ist.  unter  dem  Namen  ..Staatsgerichtshofu  in 

')  Schweizer.  Verfassung.  Art.  Hoff.;  bei  Dakkstk.  Bd.  1.  S.  502. 

2)  Französische  Verfassung  vom  22.  Friniaire  des  Jahre«  VIII.  Art.  21: 
Renatus  consult  vom  16.  Thermaler  des  Jahres  X.  Artikel  54. 

3)  Tielemans.  Repertoire  du  Droit  adiuinistratit '  hehie.  Brüssel  18H8; 
vo  Competence,  Bd.  V,  S.  188. 


Digitized  by  Google 


Paul  Errera:  Die  Teiluug  der  Gewalten  in  der  belgischen  Verfassung. 


95 


Sachsen  und  Württemberg;  sie  hat  die  Beobachtung  der  Verfassung 
zu  sichern.1)  Auch  Schweden  hat  den  Versuch  gemacht,  seine  Ver- 
fassung vor  jeder  Anniafsung  durch  ein  etwas  zu  verwickeltes  System, 
bei  welchem  die  verschiedensten  Behörden  eingreifen  können,  zu 
schützen. *)  Dieses  fuhrt  uns  dazu,  endlich  von  der  Interdependenz, 
der  gegenseitigen  Abhängigkeit,  zu  sprechen. 

Wir  verstehen  darunter  eine  wechselseitige  Tätigkeit  der  drei 
Gewalten,  welche  so  bewirkt,  dass  wir  alle  drei,  wenn  auch  nur  an 
untergeordneter  und  verfassungsgemäss  beschränkter  Stelle,  doch  in 
der  Ausübung  jeder  die  der  einzelnen  Gewalt  eigenen  Befugnisse 
wiederfinden  so  jedoch,  dass  sie  sich  unmöglich  von  einander 
trennen  lassen. 

Tatsächlich  ist  dieses  System,  das  Henky  Michel  trefflich  das 
System  der  Gegenkräfte  (Systeme  des  contre-forces)  nennt,8)  bereits 
mit  grosser  Schälle  von  einem  belgischen  Juristen  ans  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts,  Tielemanm.  einem  der  Eingebet'  unserer  Verfassung 
und  dem  Begründer  unseres  Verwaltungsrechts,  klargelegt  worden. 
Er  nennt  es  »das  Gleichgewicht  der  Gewalten"' ;  es  besteht  nach  ihm 
darin,  die  Ausübung  einer  jeden  Gewalt  unter  mehrere  Behörden 
verschiedener  Art.  welche  sich  gegenseitig  kontrollieren,  oder  unter 
mehrere  Behörden  derselben  Art.  welche  dergestalt  einander  unter- 
stellt sind,  zu  verteilen,  dass  eine  jede  das,  was  die  andere  getan 
hat.  rückgängig  machen  oder  in  ihren  Wirkungen  lähmen  kann.4) 
Das  hierarchische  Prinzip  ist  auf  diese  Weise  mit  der  Tnterdependeuz 
verquickt,  oder  vielmehr:  die  Tiiterdcpendenz  erscheint  als  das 
letzte  Mittel,  wenn  Konflikte  auf  andere  Weise  nicht  mehr  zu  ver- 
meiden  sind. 

')  Sächsische  Verfassung,  Artikel  96  ff.;  Württeiubergische  Ver- 
fassung. Artikel  195  ff. 

*)  Schwedische  Verfassung,  Artikel  142  ff.;  s.  Dakehte.  Bd.  II,  S.  70. 

3)  Henry  Michel,  L'idee  de  l'Etat.  Paris  18%,  S.  18. 

*)  Tielemans,  a.  a.  O.  rComp6tence"  S.  187.  Francois  Tiklemans 
nahm  regen  Anteil  an  der  belgischen  Revolution  vom  Jahro  1830,  ebenso 
au  der  Redaktion  und  der  Ausführung  der  Verfassung.  Als  Beamter  ward  er 
Chefpräsident  des  Brüsseler  Appellhofs.  Als  Professor  war  er  Lehrer  des 
Staatsrecht«  an  der  Universität  Brüssel.  Als  Sehrifteteller  verfasste  er, 
gemeinsam  mit  de  Brouckkke.  da«  Verwaltungsrepertorium.  das  leider  nur 
in  8  Bänden  bis  zum  Worte  „Hospiee"  gediehen  ist.  Tiklemans  hatte  bei 
diesem  Werke  den  Bauptanteil. 
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Eine  vollständige  Anwendung  dieses  Systems  würde  die  wechsel- 
seitige Einwirkung  von  Elementen  aller  drei  Gewalten  in  den 
Handlungen  einer  jeden  von  ihnen  verlangen.  Obwohl  die  eigenen 
Behörden  ein  unbestreitbares  Übergewicht  haben  müssen,  so  müssten 
doch  in  letzter  Instanz  Gesetzgeber  und  Justiz  bei  der  Ausführung 
der  Gesetze  eingreifen;  das  Staatsoberhaupt  und  die  Justiz  bei  der 
Gesetzgebung,  das  Staatsoberhaupt  und  der  Gesetzgeber  bei  den 
Anordnungen  der  Justiz. 

Dies  wäre  jedoch  reine  Theorie,  die  einer  anscheinenden 
Harmonie,  einer  formalen  und  veralteten  elegantia  juris,  die  Er- 
fordernisse des  politischen  Lebens  opfern  würde,  welches  so  viel  Sym- 
metrie nicht  verlangt,  im  Gegenteil,  unter  einer  solchen  leiden  würde. 

So  absolut  existiert  die  Interdependenz  nirgends;  eine  solche 
wäre  auch  von  Übel:  z.  B.  wenn  sie  dem  bei  der  Ausübung  seiner 
gesetzgeberischen  Gewalt  zum  Ausdruck  gelangenden  Yolkswillen 
hindernd  entgegenträte.  Das  Veto  des  Chefs  der  Exekutive  ist  bereits, 
selbst  in  den  Monarchien,  im  Absterben  begriffen.  Man  denke  nur 
daran,  was  die  Einmischung  eines  Gerichtshofes,  der  die  Parlaments- 
beschlüsse in  ihrer  Ausführung  hindern  oder  gar  sie  annullieren 
könnte,  im  Gefolge  haben  würde!  Dies  hindert  jedoch  keineswegs, 
dass  eine  Verbindung  von  Kabinelt  und  Kammern  nicht  in  hohem 
Marse  die  Interdependenz  von  wenigstens  zwei  Gewalten  verwirklicht: 
ihre  Fusion  ist  nach  Bauhhot1)  eins  der  Grundprinzipien  der- 
repräsentativen  Regierung:  in  ihr  liegt  ,.das  eigentliche  Geheimnis 
der  englischen  Verfassung". 

Doch  wir  wollen  bei  der  belgischen  Verfassung  bleiben  und 
einen  kurzen  Überblick  Uber  die  Hauptbestimmungen  geben,  welche 
hier  in  grossem  Mafse  die  Interdependenz  der  Gewalten  verwirklicht. 

IL 

1.  Zunächst  sind  da  die  Fälle  der  klassischen  Einmischung  der 
Exekutive  in  die  Ausübung  der  Legislative:  es  sind  dies  zumeist 
Souveränitäts-Attribute,  welche  von  der  alten  .Prärogative"  her- 
rühren: Der  König  erteilt  den  Gesetzen  ihre  Kraft,  d.  h.  er  hat  das 
absolute  Veto.  (Artikel  26  und  69  der  Verfassung.)  Hier  ist  er 
Vertreter  des  Volkes,  wie  es  die  Kammer  und  der  Senat  sind;  seine 

')  Bagshot,  English  Constitution.  No.  1,  4te  Auflage,  S.  10.  a.  An- 
merkung bei  Esmein.  a.  a.  0.  S.  312. 
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persönliche  Macht  ist  gleich  gross,  wie  die  der  Kammer  oder  des 
Senates. 

Ohne  auf  die  mancherlei  Fragen  einzugehen,  welche  dieses 
Kecht  hervorruft,  z.  B.  ob  die  Exekutive  nicht  dadurch  gewinnen 
würde,  dass  ihr  absolutes  Veto,  welches  zu  gewaltig  und  daher  nicht 
zu  gebrauchen  ist,  durch  das  suspensive  Veto  ersetzt  wird,  wollen 
wir  nur  darauf  aufmerksam  machen,  dass  hier  die  Anteilnahme  des 
Königs  an  der  Gesetzgebung,  in  der  Theorie  wenigstens,  die  Grenzen 
der  einfachen  Interdependeuz  tiberschreitet,  da  er  ja  die  Macht  hat, 
jede  Mafsregel  zu  verhindern.  Praktisch  allerdings  ist  man  zum 
Gegenteil  gelangt:  das  Veto  wird  niemals  ausgeübt.  Es  ist  dies  so- 
gar ein  Kennzeichen  der  parlamentarischen  Herrschaft,  mag  es  sich 
nun  um  eine  Monarchie  oder  eine  Republik  handeln. 

2.  Das  Kecht  der  königlichen  Initiative  dagegen  (Artikel  27 
der  Verfassung)  wird  durch  die  Minister  häutig  ausgeübt.  Sie  leiten 
die  gesetzgeberische  Bewegung  und  damit  die  Parlamentsverhand- 
lungen  durch  die  Gesetzesvorschläge,  welche  sie  den  Kammern 
unterbreiten.  Ich  wiederhole:  es  ist  dies  ein  Teil  des  Wesens  der 
Kabinettsregierung. 

3.  Weniger  unmittelbar  ist  die  Interdependenz  in  dem  dem 
König  übertragenen  Rechte  der  Vertagung  (Artikel  72),  denn  hier 
schliesst  sich  der  Chef  der  Exekutive  nicht  einem  gesetzgeberischen 
Akte  an,  noch  widersetzt  er  sich  ihm,  vielmehr  hält  er  hier  für  den 
Augenblick  den  Gang  der  gesetzgeberischen  Maschine  selbst  auf. 
Es  ist  wie  eine  Art  Polizei,  die  er  dem  Parlament  gegenüber  ausübt. 
Die  Verfassung  beschränkt  dieses  Recht  der  Vertagung  auf  einen 
Monat  und  setzt  hinzu,  dass  sie  ohne  Zustimmung  der  Kaminern  in 
derselben  Session  nicht  wiederholt  werden  darf.  Diese  Zustimmung 
würde  bei  dein  Drohen  eines  äusseren  Druckes  auf  die  Volksver- 
tretung wahrscheinlich  erfolgen,  vorausgesetzt,  dass  sie  sich  dessen 
bewusst  wäre.  Die  Drohung  einer  Auflösung  könnte  noch  besser 
diese  Wirkung  ausüben. 

4.  Neben  dem  Rechte  der  Vertagung  finden  wir  das  Recht, 

die  Kammern  einzeln  oder  gleichzeitig  aufzulösen  (Artikel  71).  Auch 

hier  beugt  die  Verfassung  möglichem  Missbrauch  und  einem  zu 

langen  Stillstände  der  Gesetzgebungsinaschine  vor,  indem  sie  dem 

König  zur  Pflicht  macht,  die  Wähler  binnen  40  Tagen  und  die 

Kammern  binnen  2  Monaten  seit  erfolgter  Auflösung  zu  versammeln 
Jahrbuch  der  iuteruat.  Vereinigung.  6.  Bd.  7 
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Das  Recht  der  Auflösung  gibt,  wie  es  gelegentlich  der  Be- 
ratungen über  die  Revision  der  'Verfassung  im  Jahre  1893  bei  dem 
Vorschlage  der  Einführung  eines  durch  den  König  zu  bewirkenden 
Referendums  gesagt  wurde,  dem  letzteren  ein  Mittel  an  die  Hand, 
die  Wahler  Uber  das  Vertrauen  zu  befragen,  das  sie  annoch  der 
Volksvertretung  entgegenbringen.  Dieses  Recht  entspricht  bei  weitem 
mehr  unserem  politischen  System  als  die  einfache,  an  das  Volk  ge- 
richtete Frage,  ob  es  ein  bereits  vom  Parlament  votiertes  Gesetz 
billige.  Wer  sieht  hior  nicht  die  Gefahr,  die  darin  lilge,  dass  der 
König  zwischen  dem  Volke  und  seinen  Abgeordneten  entscheiden 
müsste.    Deshalb  war  dieser  Vorschlag  auch  totgeboren.1) 

Eine  solche  Garantie  ist  im  Falle  einer  Verfassungsänderung 
gegeben.  Sobald  eine  solche  beschlossen  ist.  -erfolgt  die  Auflösung 
von  Amts  wegen  (Artikel  131  der  Verfassung),  so  dass  die  Wähler 
damit  Gelegenheit  erhalten,  ihrer  Ansicht  über  die  Frage  Ausdruck 
zu  geben. 

5.  Als  Gegengewicht  gegen  diese  verschiedenen  Eingriffe  der 
Exekutive  in  die  Gesetzgebung  sind  die  Kammern  tatsächlich  Herren 
des  Kabinetts:  sie  zwingen  dem  König,  wenn  auch  nicht  die  Person 
der  Minister,  doch  ihre  Partei  auf.  Die  Gewohnheit  hat  hier  mächtig 
die  dem  König  in  Artikel  05  der  Verfassung  gewährleistete  Freiheit, 
zumal  bezüglich  der  Ministerentlassung,  gefesselt:  die  Ministerent- 
lassung folgt  automatisch  dem  Wechsel  der  Parlamentsinajorität.  ja 
selbst  gewissen  Beschlüssen  der  Kammern.  1 

Abgesehen  von  diesem  ungeschriebenen  Hecht  sieht  die  Ver- 
fassung die  Ministeranklage  durch  die  Repräsentantenkammer  und 
den  Richterspruch  durch  den  Kassationshof  vor  (Artikel  03,  04,  9o 
und  134):  ein  neues  Beispiel  dreifacher  lnterdependenz.  Die  Minister- 
vcrantwortliehkeit  wurde  als  eine  der  Grundlagen  des  konstitutionellen 
und  repräsentativen  Systems  angesehen.  Unser  Kongress  ist  hierbei 
mit  der  lnterdependenz  so  weit  gegangen,  bei  diesem  Akt  allen  grossen 
Gewalten  im  Staate  ein  Recht  der  Teilnahme  einzuräumen:  es  ist 
dies  vielleicht,  wenigstens  in  der  Theorie,  das  typischste  Beispiel 
der  lnterdependenz.  In  der  Praxis  allerdings  ist  dies  toter  Buch- 
stabe: jene   Verantwortlichkeit   erscheint   uns   als  eine  „schwere, 

')  l'arhitiKMitsdoknniente  der  belgischen  R»?pra*nitaiitcnk;immer.  18*U 
bis  1892.  S.  91  ff.    Vcrirl.  Kokxiiak  a.  a.  ().,  S.  182. 
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unhandliche  Waffe,  die.  abgesehen  von  dem  Falle  offenkundigen 
Verrats,  nur  dazu  taugt,  im  Museum  konstitutioneller  Altertümer 
an  die  Wand  angelehnt  zu  stehen".  Dieser  malerische  Ausdruck 
Boutmy's1)  wird  dadurch  in  Belgien  illustriert,  dass  ein  die  Minister- 
verantwortlichkeit regelndes  Gesetz  bis  nach  60  Jahren  seit  dem 
Inkrafttreten  der  Verfassung  nicht  erlassen  ist.  so  dass  wir  noch 
unter  der  in  der  Verfassung  diesbezüglich  vorgesehenen  provisorischen 
Ordnung  der  Frage  leben.   (Artikel  184.) 

6.  Für  alle  übrigen  Beamten  enthalt  Artikel  24  der  Verfassung 
den  Grundsatz  der  freien  Verfolgbarkeit  vor  den  gewöhnlichen  (tö- 
richten. Sie  sind  wie  jeder  andere  Bürger  zivil-  und  strafrechtlich 
verantwortlich,  ohne  dass  es  irgend  einer  vorgängigen  Ermächtigung 
zur  Verfolgung  bedürfte,  oder  dass  sie  Anspruch  auf  ein  Sondor- 
gericht  hätten:  mit  anderen  Worten:  wir  haben  weder  das  „writ14 
der  Engländer,  noch  die  „garantie  administrative'1  der  Franzosen. 

Unser  Artikel  24  wurde  nach  der  Beratung  über  einen  Vor- 
schlag zweier  Kongressmitglieder  votiert,  welche,  nach  revolutionärer 
Überlieferung,  das  Recht  zum  Widerstaude  in  den  Gesetzestext  auf- 
genommen sehen  wollten.  Mangels  genauer  Klarlegung  des  Begriffes 
wurde  eine  solche  Bestimmung  abgelehnt  und  durch  die  von  der 
freien  Verfolgbarkeit  der  öffentlichen  Beamten,  welche  ihre  Befugnisse 
Uberschreiten  oder  ihre  Rechte  missbrauchen,  ersetzt.  Dieses  System 
steht  mit  der  Definition  der  „Rebellion*4  in  unserem  Strafgesetzbuche*) 
wohl  in  Einklang. 

Das  Interesse  der  Bürger  (nur  zu  sehr  lassen  sie  es  ihrer 
politischen  Überzeugung  vorgehen)  fördert  jedoch  fast  nur  Schadens- 
ersatzklagen  gegen  die  Verwaltung  zu  Tage  und  vermeidet  die 
Verfolgung  der  Beamten.  Der  Begriff  Schuld  erleidet  so  einiger- 
mafsen  unerwartet  eine  Umgestaltung,  indem  er  sozusagen  un 
persönlich  wird. 

l)  Boutmy.  Etudes  de  Droit  constitutione).  La  Constitution  des 
Etats-Unis,  Paris  1895.  S.  139. 

3)  Artikel  269  des  belgischen  Strafgesetzbuchs:  „Rebellion  ist  jeder 
Angriff,  jeder  durch  Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Gewalt  geleistete 
Widerstand  einem  Beamten  gegenüber,  welcher  zur  Vollstreckung  von  An- 
ordnungen der  Gesetze,  der  Verwaltungsbehörden  oder  von  Urteilen  und 
Verfügungen  der  Gerichte  berufen  ist".  Bezüglich  der  Verbrechen  und 
Vergehen  der  Staatsbeamten  s.  Artikel  197  ff.,  233  ff..  2J>4  belgischen 
Strafgesetzbuchs. 
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Liegt  eine  Interdependenz  darin,  dass  man  es  dem  Richter 
Uberlässt.  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Kechts  die  Handlungs- 
weise der  Beamten  und  die  der  Verwaltungsbehörden  zu  beurteilen  - 
wo  doch  in  vielen  Ländern,  so  in  Frankreich,  das  weiter  als  bei  uns 
getriebene  Prinzip  der  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  alle 
diese  Streitfragen  von  dein  Forum  des  ordentlichen  Richters  fern  hält? 
Mit  anderen  Worten:  verwirklicht  Belgien  in  genügendem  Grade,  ohne 
Verwaltungsstreitverfahren,  ohne  „garantie  administrative",  die  Inter- 
dependenz zwischen  Justiz  und  Verwaltung? 

Hierauf  beziehen  sich  die  folgenden  Beispiele. 

7.  Die  schwierigste  Frage  ist  die  der  Kompetenzkonflikte. 
Artikel  106  der  Verfassung  übertrügt  diesbezüglich  die  Entscheidung 
dem  Kassationshofe:  hierdurch  lässt  sie  die  Wage  stark  auf  die  Seite 
der  Justiz  sich  neigen,  sie  gibt  hier  der  Justiz  die  endgültige  Ent- 
scheidung in  die  Hand.  Der  Kassationshof  wirkt  hier  gewisscriiial'sen 
als  leitende  Gewalt,  daher  lässt  ihn  auch  das  Geriehtsverfnssungs- 
gesetz  behufs  Entscheidung  Uber  Kompetenzkonflikte  in  vereinigten 
Senaten  sitzen.  (Artikel  132  S  2  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1869.) 
Es  gibt  jedoch  keine  Vorschriften  Uber  das  Verfahren,  keine  Behörde 
ist  mit  der  Aufgabe  betraut,  den  Konflikt  zu  erheben.  Die  Vorschrift 
wäre  also  anweudungslos.  hätte  hier  nicht  die  Praxis  abgeholfen. 

l'm  festzustellen,  ob  die  Verwaltung  ihre  Befugnisse  über- 
schritten und  damit  das  Gesetz  verletzt  hat,  entwickelt  sich  ein 
Prozess  zwischen  der  Verwaltung  und  der  angeblich  verletzten  Partei. 
Dieser  Prozess  gelangt  im  Klage-  oder  im  Verteidigungswege  vor 
die  ordentlichen  Gerichte.  Jetzt  kann  sich  jede  der  Parteien  auf  den 
Grundsatz  der  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  und  auf  das 
Verbot  berufen,  nach  welchem  den  Gerichten  die  Gültigkeit  eines 
Verwaltuugsaktes  zu  entscheiden  untersagt  ist.  d.  h.  jede  Partei 
kann  die  Kompetenz  ablehnen  (declinatoire  de  competence).  So  kommt 
die  Justiz  in  die  Lage,  einen  wirklichen  Kompetenzkonflikt  zwischen 
sich  und  der  Verwaltung  zu  entscheiden.  Welches  auch  immer  das 
befasste  Gericht  sein  mag.  in  letzter  Instanz  kann  stets  das  Kassations- 
gericht  entscheiden. 

Bürger  wie  Behörde  können  hiernach  die  Entscheidung  über 
diesen  Konflikt  vor  den  höchsten  Gerichtshof  bringen:  das  Leugnen 
der  Zuständigkeit  des  Gerichts  tritt  an  die  Stelle  eines  eigentlichen 
Konfliktes. 
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Die  Kassation  ist  sogar  rim  Interesse  des  Gesetzes*  zulässig, 
wenn  die  Staatsanwaltschaft  dem  höchsten  Gericht,  ohne  jede  Inter- 
vention der  beteiligten  Personen,  von  Amts  wegen  eine  rechtskräftig 
entschiedene  Sache  tibersendet.  Hier  allerdings  hat  die  Entscheidung 
des  Kassationshofes  nur  einen  theoretischen  Wert,  wie  eine  Belehrung, 
die  sie  dem  Richter,  dessen  Urteil  auf  diese  Weise  annulliert  wird,  erteilt. 

Entspricht  dies  alles  der  Vorschrift  des  Artikels  106  der  Ver- 
fassung? 

Jedenfalls  lässt  sich  hierüber  streiten;  jedoch  man  bedient  sich, 
mangels  einer  gesetzlichen  Bestimmung,  dieses  etwas  empirischen 
Verfahrens,  welches  gestattet,  die  Sache  vor  den  Kassationshof  und 
sogar  vor  dessen  vereinigte  Senate  zu  bringen:  es  genügt,  dass  das 
Gericht,  an  welches  der  Kassationshof  die  Sache  zurückverwoist,  die 
Entscheidung  des  ersten  Richters  aufrecht  hält  und  sich  so  dem  Spruch 
des  Kassationshofes  widersetzt ;  der  letztere  wird  dann  zum  zweiten- 
mal mit  der  Sache  befasst  und  entscheidet  endgültig  in  vereinigten 
Senaten.  Die  neue  Entscheidung  des  Kassationshofes  lässt  die  Sache 
wiederum  vor  einen  in  der  Sache  selbst  entscheidenden  Richter  ge- 
langen, und  dieser  ist  nun  an  die  rechtlichen  Grundsätze  der  ver- 
einigten Senate  des  Kassationshofes  gebunden.  Dieses  Verfahren 
trat  im  Jahre  1865  an  die  Stelle  des  sogenannten  „refere  legislatif*1 ; 
das  letztere  tibertrug  auf  den  König  und  die  Kammern  die  Pflicht, 
in  letzter  Instanz  über  die  Rechtsfrage,  nach  zweimaliger  Kassation, 
durch  ein  interpretatives  Gesetz  gemäss  Artikel  28  der  Verfassung 
zu  entscheiden. 

Es  ist  leicht,  in  diesem  Verfahren,  wie  bei  der  Kassation  „im 
Interesse  des  Gesetzes"4,  Widersprüche  mit  dem  Staatsrecht  zu  kon- 
statieren: Das  rrefere  legislatif'1  Hess  auf  einen  noch  schwebenden 
Prozess  eiue  Parlameutscntscheidung  einwirken  -  dies  steht  im 
Gegensatz  zu  der  Vorschrift  der  Artikel  30.  92  ff.  der  Verfassung; 
die  zweite  Kassation,  die  den  Richter  bezüglich  einer  Rechtsfrage 
bindet,  stellt  eine  unter  dem  zwingenden  Drucke  der  Autorität  er- 
folgende Auslegung  des  Gesetzes  dar,  welche,  obzwar  nur  auf  eine 
Gattung  beschränkt,  darum  nicht  minder  im  Widerspruch  mit 
Artikel  28  der  Verfassung  steht.  Die  Kassation  im  Interesse  des 
Gesetzes  endlich  ist  nicht  in  Einklang  zu  bringen  mit  dem  Wesen 

der  richterlichen  Gewalt,  welcho  Urteile  fällt,   nicht  aber  Gut- 

« 

achten  erteilt! 
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Immerhin  muss  konstatiert  werden,  dass  dieses  gemischte  System 
gut  funktioniert  und  kaum  zu  Klagen  Anlass  gibt.  Denjenigen, 
welche  den  Wert  dieses  Systems  a  priori  beurteilen,  musste  der  Ge- 
danke kommen,  dass  die  Justiz  von  diesem  ihrem  Privileg,  Uber 
Kompetcnzkonflikte  zu  entscheiden,  profitieren  werde,  um  die  Ver- 
waltung diese  ihre  Überragende  Stellung  fühlen  zu  hissen.  Davon 
ist  jedoch  nichts  zu  spüren.  Im  Gegenteil,  unser  Kassationshof  hat 
sich,  um  nicht  in  den  regelmässigen  Gang  der  Verwaltungsmaschine 
störeud  einzugreifen,  stets  den  vorgenannten  retatistischerr  Tendenzen 
geneigt  gezeigt. 

Vielleicht  wäre  es  für  die  Regierung  nicht  einmal  ein  Vorteil, 
wollte  man  die  Einmischung  der  Justiz  durch  die  eines  vom  König 
ernannten  Kompetenzkoufliktsgerichtshofs  wie  in  Preussen1)  ersetzen 
oder  durch  einen  besonderen  Gerichtshof,  der  aus  Abgeordneten  der 
höchsten  Justiz-  und  Verwaltungskörper  dem  Kassationshof  und 
dem  Staatsrat  besteht  und  sich  ein  drittes  Element  kooptiert, 
wie  in  Frankreich.*) 

Ein  solches  System  besitzt  wirkliche  Vorteile  und  bietet 
Garantien,  ohne  die  wir  in  Belgien  aber  so  lange  auskommen  müssen, 
als  wir  weder  Staatsrat  noch  ein  eigentliches  Verwaltungsstreit- 
verfahren haben.  Willkür  der  Regierung  möchte  sich  da  breit  machen, 
wo  bisher  die  Justiz  angstlieh  —  vielleicht  zu  angstlich  —  sich 
hütet,  die  Grenzen  ihrer  Befugnisse  zu  Uberschreiten. 

8.  Bisweilen  hat  man  die  Ernennung  der  Richter  durch  den 
König  (Artikel  99  der  Verfassung)  als  einen  Fall  der  Intcrdepcndeiiz 
bezeichnen  wollen.  Es  ist  aber  zu  bemerken,  dass  das  Staatsober- 
haupt hier  nicht  im  Wirkungskreise  seiner  exekutiven  Machtbefugnisse, 
sondern  wiederum  als  dauernder  Vertreter  des  Volkes,  das  ihn  mit 
der  Bildung  der  richterlichen  Gewalt  beauftragt  hat.  handelt. 
Die  Ernennung  durch  den  König  ist,  wie  es  Wahl  und  Erblichkeit 
sind,  ein  Investiturmodus,  Uber  deren  Wert  man  streiten  kann,  die 
sich  aber  verteidigen  lassen,  je  nach  den  Gewalten,  auf  welche  sie 
Anwendung  finden.  So  hat  es  die  Verfassung  vorgezogen,  der 
Uberlieferten  Unabhängigkeit  der  Vertreter  von  den  Steuerzahlern 

*)  Preussieche  Verfassungsurkunde,  Artikel  %. 
2)  Gesetz  vom  24.  Mai  1872,  Artikel  25;  bei  Dalloz,  Receuil 
periodique,  1872,  4.  Teil.  S.  101. 
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Nachdruck  zu  verleihen,  indem  sie  die  Ernennung  der  Mit- 
glieder de»  Rechnungshofes  der  Repräsentantenkanimer  übertrug 
(Artikel  116). 

Das  freie  Ernennungsrecht  des  Königs  ist  übrigens  in  mehr  wie  in 
einer  Hinsicht  gebunden:  Abgesehen  von  politischen  Einflüssen,  die 
sich  nur  zu  fühlbar  machen,  schränkt  das  Vorschlagsrecht  der  Appell- 
gerichte sowie  der  Provinzialräte  für  die  Stellen  der  Präsidenten 
und  Vizepräsidenten  der  Gerichte  erster  Instanz  und  der  Appel  1- 
gerichtsräte.  und  das  Vorschlagsrecht  des  Senats  und  des  Kassations- 
liofes  für  die  Stellen  als  Rat  am  Kassationshofe  (Artikel  99  der 
Verfassung)  den  Kreis  der  Kandidaten  ein. 

Man  beachte  es.  die  Interdependenz  ist  hier  fast  voll  durch- 
geführt; auch  fördert  sie  vorzügliche  Erfolge  zu  Tage,  solange  als 
nicht  der  Parteigeist  die  seitens  politischer  Körper  erfolgenden 
Präsentationen  und  die  Ernennung  durch  den  Minister  stört. 

Lange  Zeit  hindurch  waren  die  Kandidaten  der  Appellgerichte 
und  des  Kassationshofes  zugleich  die  der  Provinzialräte  oder  des 
Senates:  das  hat  sich  jetzt  aber  sehr  geändert  und  die  Regierung 
hat  sich  infolgedessen  ermächtigt,  ja  veranlasst  gefunden,  neue  Wege 
einzuschlagen. 

Gegen  jenes  schwerwiegende  Cbel  haben  wir  wenigstens  die 
in  der  Verfassung  festgelegte  Garantie  der  Unabsetzbarkeit  der 
Richter  (Artikel  100),  welche  iu  gleicher  Weise  einer  Abberufung 
durch  die  Regierung,  wie  einer  solchen  infolge  eines  Wechsels  im 
Parlament  trotzt.  Auch  nimmt  das  Kapitel,  das  von  der  richterlichen 
Gewalt  handelt  (Artikel  94  bis  107),  eine  bedeutende  Stelle  in  der 
Verfassung  ein;  ergänzt  wird  es  durch  andere  Bestimmungen  im 
Abschnitt  ..von  den  Belgiern  und  ihren  Rechten*4  (Artikel  7  bis  13). 
Dieses  sind  Schranken  zugleich  gegen  Eingriffe  der  Gesetzgebung, 
wie  gegen  Willkür  der  Minister,  die  bei  uns  die  sogenannten  „lois 
d'epuration4  ebenso  unmöglich  machen,  wie  es  in  Frankreich  Ver- 
ordnungen Uber  denselben  Gegenstand  wären. 

9.  Der  Begriff  Interdependenz  ist  nicht  notwendigerweise  ein 
positiver.  Ich  will  damit  sagen,  dass  gewisse  Verbote  die  eine  oder 
andere  Gewalt  treffen  können,  welche  den  Kreis  der  ihr  ursprünglich 
eingeräumten  Rechte  verkleinern.  So  gibt  es  eine  Reihe  von  Be- 
stimmungen, welche  dem  Könige  der  Belgier  gewisse  Privilegien 
und  Immunitäten   nehmen,   die   noch  der  König  der  Niederlande 
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besass.  So  ist  es  ihm  untersagt,  Gesetze  aufzuheben  oder  ihre 
Beobachtung  zu  verhindern  (Artikel  67).  Letzteres  zumal,  wenn 
es  sich  um  die  Zahlung  von  Steuern  handelt  :  rNur  das  Gesetz  kann 
die  Befreiung  von  einer  Steuer  oder  ihre  Herabsetzung  herbeiführen" 
(Artikel  112  S  2). 

Eine  noch  wichtigere  Vorschrift  (Artikel  130)  verbietet  in 
Belgien  jede  gänzliche  oder  teilweise  Ausserkraftsetzung  der  Ver- 
fassung. Hier  haben  wir  ein  typisches  Beispiel  negativer  Inter- 
dependenz.  Ein  ähnliches  Verbot  gilt  für  den  Gesetzgeber  und  das 
Staatsoberhaupt:  Nur  die  verfassunggebende  Gewalt  kann  an  der 
Verfassung  rüliren  (Artikel  131). 

Hieraus  folgern  wir,  dass  weder  Regierung  noch  Parlament 
bei  uns  den  grossen  oder  den  kleinen  politischen  Belagerungs- 
zustand proklamieren  kann.  Diese  Schlussfolgerung  mag  gewagt 
erscheinen,  denn  wenige  Länder  gibt  es,  wo  mau  solche  Behauptung 
aufstellen  kann:  bei  uns  jedoch  wird  man  sich  zu  Gunsten  derselben 
auf  den  schon  an  und  für  sich  bezeichnenden  Mangel  einer  jeden 
diesbezüglichen  Vorschrift  stutzen.  Welche  Unzahl  von  Bestimmungen 
gibt  es  in  der  Verfassung,  die  die  öffentlichen  Rechte  des  Einzelnen, 
seine  individuelle  Freiheit,  die  Kompetenz  der  einzelneu  Gewalten  etc. 
gewährleisten ! 

Wie  könnte  man  da,  ohne  nur  eine  jener  Bestimmungen  zu 
verletzen,  solchen  anormalen  Zustand,  wie  es  notwendigerweise  der 
Belagerungszustand  ist,  konstruieren;  der  Belagerungszustand,  dessen 
Wesen  gerade  darin  besteht,  die  öffentlichen  Rechte  durch  vor- 
beugende Mafsnahmeu  einzuschränken  und  die  ordentliche  Justiz 
durch  ausserordentliche  Richter,  ausserordentliches  Verfahren  und 
ausserordentliche  Strafen  zu  ersetzen?1)  Niemand  also  kann  sich  bei 
uns  anmalsen,  ..ohne  Gesetz  noch  Verordnung  für  das  Gemeinwohl 
zu  sorgen-,  wie  es  das  englische  Königtum,  nach  Lockk*),  vermag, 
obwohl  er  es  in  Bezug  auf  die  normale  Ausübung  der  ihm  durch  die 
Verfassung  gegebenen  Rechte  als  gemässigte  Monarchie  ansah. 

')  Ich  habe  diese  Frajje  behandelt  in:  „Esquisse  d'uu  Cour»  de  Droit 
coustitutionnel  compar^"  im  Kapitel  von  der  anormalen  Ausübung  der 
.Souveränität.  Revue  de  rüniverBite  de  Bruxelles.  Bd.  IV  (1898—1899). 
S.  22  ff.    Vergl.  ebenda  Bd.  I  (1895—1890).  8.  92  ff. 

a)  Locke.  Un  civil  Government.  Kapitel  XIV.  i;  lßfi. 
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10.  Trotz  all  der  Beispiele  von  Interdependenz,  die  unsere 
Verfassung  gibt,  zeigt  sich  das  Prinzip  der  Gewaltenteilung  schon 
in  der  einen  Tatsache,  dass  jede  Ausnahme  von  der  Regel  ausdrück- 
lich erwähnt  werden  muss.  Es  gilt  dies  nicht  nur  fUr  die  obersten 
Staatsbehörden,  sondern  ebenso  fUr  die  Provinzen  und  die  Gemeinden, 
für  jeden  in  dem  Kreise  seiner  Interessen.  Die  Verfassung  musste. 
als  sie  diese  Behörden  schuf  (Artikel  31)  und  ihre  Existenz  damit 
vor  Eingriffen  des  Gesetzgebers  sicherte,  Vorschriften  aufstellen  Uber 
die  Kontrolle  ihrer  Handlungen  und  Uber  Rechtsinittel  gegen  die- 
selben (Artikel  108  No.  5).  Die  Kontroll-  und  Oberbehörden  sind 
der  Verwaltungshierarchie  entnommen:  Permanente  Deputation  und 
Zentralregierung:  die  Initiative  der  Suspension  der  Beschlüsse  gebührt 
dem  Gouverneur  oder  dem  Minister,  die  Ungültigkeitserklärung 
die  cutschieden  kraftigere  Massregel  dem  König  und  der  Gesetz- 
gebung. ') 

Verbindet  man  diese  Vorschriften  mit  denen,  welche  die  Justiz 
befähigen,  Uber  die  Rechtsverbindlichkeit  der  Verwaltungsakte  zu 
entscheiden,  so  sieht  man,  wie  hier  die  Interdependcnz  soweit  wie 
möglich  getrieben  ist:  Alle  Gewalten  arbeiten  gemeinschaftlich,  um 
die  Provinzial-  und  Kommunalbehörden  in  den  ihnen  gewiesenen 
Schranken  aufrecht  zu  halten:  sie  sichern  so  die  Harmonie  zwischen 
jenen  untergeordneten  Interessen  und  den  allgemeinen  Interessen 
des  Landes. 

11.  Wir  erwähnten  eben  das  Recht,  das  die  Verfassung  den 
Gerichten  gibt,  nur  solche  Anordnungen  und  Erlasse  der  Verwaltungs- 
behörden zur  Anwendung  zu  bringen,  welche  dem  Gesetze  entsprechen 
(Artikel  107).  Dies  ist  eine  Eigentümlichkeit  unseres  öffentlichen 
Rechts:  sie  zeigt,  welches  Vertrauen  der  Nationalkongress  der  Justiz 
entgegengebracht  Und  wie  er  ihr  gewissermafsen  eine  leitende  Rolle 
zugeteilt  hat. 

Man  wird  vielleicht  über  diese  Gleichstellung  der  Handlungen 
des  Königs  und  der  der  Provinzial-  und  Kommunalbehörden  erstaunt 
sein:  wir  kennen  aber  keinen  erheblichen  Unterschied  zwischen 
ihuen,  denn  auch  der  König  hat  nur  die  Befugnisse,  welche  die 

')  Vergl.  betr.  alle  diese  Fragen:  Loi  comuiunale.  Artikel  76.  77. 
86.  87,  88.  90:  loi  provinciale.  Artikel  86  ff.  P.  Erkkka:  Les  Institution« 
communales  beiges  (Syllabus  d  un  cours  d'Extensiun  de  l'Universite  libre). 
Brüssel  11KX),  6.  Vorlesung. 
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Verfassung  selbst  oder  die  auf  ihr  beruhenden  Gesetze  dem  Könige 
verleihen  (Artikel  78). 

Die  Beschlüsse  und  Anordnungen  der  Verwaltungsbehörden 
gelangen  nur  bei  Gelegenheit  eines  Rechtsstreits  zur  Kenntnis  der 
Justizbehörden;  von  Amts  wegen  kann  der  Kichter  die  Prüfung 
ihrer  Gesetzmilssigkeit  nur  vornehmen,  wenn  er  mit  der  Sache  be- 
fasst  wird.  Es  handelt  sich  hierbei  in  der  Tat  um  eine  öffentlich- 
rechtliche  Frage.  Kichter  sowohl  wie  Staatsanwaltschaft  können  sie 
zum  erstenmal  vor  dem  Berufungsgericht  aufwerfen;  sie  kann  stets 
zur  Entscheidung  des  Kassationshofes  gelangen.  Dieser  oberste  Ge- 
richtshof übt  somit  einen  wirklichen  Einfluss  auf  das  belgische 
politische  Recht  aus.  Alle  Fragen  der  Verwaltung  und  der  Polizei, 
das  ungeheuere  Gebiet  ministerieller  und  kommunaler  Tätigkeit 
unterliegen  seiner  ordnenden  Hand.  Will  der  Parteigeist  ein  Gesetz, 
anstatt  es  anzuwenden,  umgehen,  verletzt  er  die  Verfassung,  indem 
er  in  die  durch  dieselbe  gewährleisteten  öffentlichen  Rechte  eingreift, 
so  veranlasst  der  sich  verletzt  glaubende  Bürger  oder  die  Behörde, 
die  ihre  Anordnungen  nicht  beachtet  sieht,  bald  einen  Prozess  zum 
Zwecke  der  Feststellung  der  Rechtsgültigkeit  der  in  Betracht  kommen- 
den Verfügung.  Meist  gelangen  solche  Fälle  vor  den  Kassationshof. 
Die  Temporalien  der  Kirchen,  die  bei  uns  zu  so  vielen  erbitternden 
Verhandlungen  Anlass  geben,  der  Elementarunterricht,  jener  wahre 
Turnierplatz  unserer  politischen  Kämpfe,  die  wirtschaftliche  Freiheit 
im  Innern  —  infolge  der  Abschaffung  der  Stadtabgaben  im  Jahre  1865  — , 
der  Zeitungsverkauf  oder  das  Anheften  von  Plakaten  auf  den  Strassen, 
aufrührerische  Embleme,  Versammlungen  unter  freiem  Himmel,  Pro- 
zessionen u.  s.  w.,  kurz  alles,  was  einen  Konflikt  zwischen  den 
Organen  der  Sicherheit,  insbesondere  der  Polizei,  und  der  Freiheit 
des  Bürgers  hervorrufen  kann,  bildet  ebensoviel  Kapitel  unserer 
Rechtsprechung,  gemäss  Artikel  107  der  Verfassung. 

Bei  Gelegenheit  der  zweifachen  leitenden  Rolle,  die  unser 
Kassationshof  spielt,  kann  man  die  Beobachtung  machen,  dass  er  die 
vor  sein  Forum  gebrachte  Frage,  ob  diese  oder  jene  Verfügung  noch 
innerhalb  der  Kompetenzgrenzen  der  Verwaltungsbehörden  ergangen 
ist,  meist  bejaht;  offenbar  fürchtet  er,  Richter  und  Kläger  zugleich, 
nicht  hinreichend  unparteiisch  zu  sein,  daher  entscheidet  er  zu  Un- 
gunsten der  Justiz. 
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Die  Unabhängigkeit  der  Exekutive  findet  im  Kassationshof 
eine  feste  Stütze;  sein  politisches  Gefühl  lüsst  ihn  wohl  merkeu, 
dass  die  Gefahr  der  Usurpation  nicht  mehr  aul  dieser  Seite  liegt 
im  Gegenteil.  Viel  weniger  zaghaft  zeigt  sich  der  Kassationshof 
andererseits,  wenn  er  zu  prüfen  hat,  ob  eine  Verordnung  nicht  im 
Widerspruch  mit  Gesetz  oder  Verfassung  ergangen  ist;  hier  handelt 
es  sich  nicht  mehr  um  Kompetenzfragen,  vielmehr  kann  hier  die 
Existenz  eines  Rechtssatzes  in  Frage  gestellt  sein.  Bisher  hat  unsere 
Justiz  ihre  Rolle  hier  so  aufgefasst,  wie  es  der  Xationalkongress 
wollte,  nämlich  als  Wächter  der  Freiheit,  nicht  als  Stütze  der  Be- 
hörden. Wir  wollen  hoffen,  dass  es  stets  so  bleiben  wird,  dass  das 
allmähliche  verderbliche  Eindringen  des  GUnstlingswesens  in  der 
Wahl  der  Beamten  —  die  Folge  der  Ernennung  von  Anhängern 
einer  Partei  —  das  das  richterliche  Niveau  herabzieht,  nicht  bis  zu 
den  Spitzen  dringen  wird,  wo  der  Himmel  noch  klar  ist. 

12.  Warum  kann  man  nicht  einen  Schritt  vorwärts  auf  dem 
Wege  der  Interdependenz  gehen  und  eine  Schranke  für  die  Legis- 
lative selbst  suchen,  indem  man  jedem  Richter  oder  wenigstens  dem 
Kassationshofe  die  Befugnis  einräumt,  auch  darüber  zu  erkennen, 
ob  die  Gesetze  im  Einklang  mit  der  Verfassung  stehen?  Es  ist  dies 
bekanntlich  eins  der  Attribute  des  obersten  Bundesgerichtshofs  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika;  er  übt  dieses  Recht  wenigstens 
hinsichtlich  der  Gesetze  der  Einzclstaaten  aus.  Der  Senat  der  Ver- 
fassung vom  Jahre  VIII  hatte  auf  diese  Weise  in  Frankreich  gleich-, 
zeitig  reehtsprecheuden  und  politischen  Charakter.  Unsere  Verfassung 
aber  hat  ein  solches  System  nicht  aufstellen  wollen,  sie  hätte  es 
sonst  gesagt.  Denn  wie  kann  man  annehmen,  dass  diese  Störung 
des  Priuzipes  der  Gcwaltcnteilung,  obwohl  gewollt,  nicht  genannt 
sei,  während  doch  jede  andere  Störung,  wie  wir  sahen,  ausdrücklich 
erwähnt  wird!  Artikel  107  der  Verfassung  liefert  uns,  indem  er  von 
der  Gesetzmässigkeit  der  Beschlüsse  spricht,  hier  einen  schlagenden 
Beweis  a  contrario;  und  dieser  Beweis  gilt  hier  voll,  da  es  sich 
darum  handelt,  eine  Ausnahme  abzuweisen  und  die  Regel  aufrecht 
zu  erhalten.  Artikel  138  bestätigt  unsere  Anschauungsweise,  indem 
er  jedes  mit  der  Verfassung  im  Widerspruch  stehende  Gesetz  vom 
25.  Februar  1831  ab  für  aufgehoben  erklärt.  Betreffs  der  nach 
diesem  Tage  erlasseneu  Gesetze  ist  nichts  gesagt;  keine  Behörde 
kann  sich  daher  in  einem  Lande  wie  Belgien,  wo  alle  Befugnisse 
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ausdrucklieh  verteilt  sind,  das  Recht  aninasseu,  über  die  Verfassung*- . 
mässigkeit  eines  Gesetzes  zu  befinden. 

Soll  das  nun  heissen,  dass  das  Parlament  ungestraft  die  Ver- 
fassung brechen  darf? 

Gewiss  nicht !  Hier  sprechen  aber  andere  Mächte  als  diejenigen, 
von  denen  Titel  III  der  Verfassung  handelt,  mit.  Die  Beobachtung 
der  Verfassung  ist  ein  politisches  Erfordernis.  In  einer  Demokratie, 
in  einem  Lande  der  Volkssouveräuität  und  von  ausgedehntem  Wahl- 
recht darf  die  Macht,  welche  am  unmittelbarsten  die  Nation  darstellt, 
nicht  von  einer  anderen  Macht,  die  sie  bedeutend  weniger  repräsentiert, 
im  Schach  gehalten  werden.  Der  Gesetzgeber  ist  im  Grunde  genommen 
von  der  herrschenden  öffentlichen  Meinung  abhängig:  die  Völker  be- 
dürfen schwerlich  einer  Weisung,  wie  sie  dies  dem  Gesetzgeber 
bemerkbar  machen.  Notwendigerweise  erscheint  dann  in  letzter 
Instanz  die  Macht  hinter  der  Verfassung  .tue  power  back  of  the 
Constitution",  wie  Burgks*1)  sagt,  und  bringt  die  von  der  Verfassung 
eingesetzten  Gewalten  wieder  zurück  zu  dem  notwendigen  Respekt 
vor  dem  Gesetze,  das  sie  schuf. 

Tiklemaxs.  der  zwar  Anhänger  des  Systems  der  Interdcpeudeua 
ist  und  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Verdienste  des  belgischen  National- 
kongresses anerkennt,  kommt  zu  einer  Sehlussfolgerung.  deren  Härte 
wenig  trostreich  ist:  rMit  den  Regeln  der  absoluten  Kompetenz,  sagt 
er.*)  ist  es  wie  mit  denen  des  Völkerrechts:  jede  Macht  legt  sie  zu 
ihren  Gunsten  aus.  und  da  es  von  Volk  zu  Volk,  von  Gewalt  zu 
Gewalt  kein  Gericht  gibt,  das  ihren  Streit  schlichtet,  so  sieht  man 
sich,  um  dem  Recht  aufzuhelfen,  genötigt,  zur  Gewalt  zu  greifen. 
Zwischen  Völkern,  die  sich  nicht  friedlich  zu  einigen  vermögen,  ist 
der  Krieg  diese  Gewalt  zwischen  Mächten,  die  ihre  Kompetenz 
überschreiten,  ist  es  die  Revolution-. 

Sollen  wir  wirklich  einen  so  langen  Weg  zurückgelegt  haben, 
um  auf  so  schroffe  Weise  plötzlich  vor  einer  uuübersteigbar  scheinenden 
Schranke  Halt  machen  zu  müssen?  Sind  wir  wirklich  in  eine  Sack- 
gasse geraten? 

V)  Burokss.  Politira!  Science  und  comparative  constitutionnal  Law, 
Boston  1891.  Bd.  I.  S.  177. 

7)  Tiklkmaxs  a.  a.  O..  .l'onipetence*,  Bd.  V.  S.  18H 
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Weno  wir  uns  auf  das  Gebiet  des  Rechts  beschränken  —  ja. 
Verlassen  wir  es  aber  und  Ubersteigen  wir  jene  Mauer,  welche  uns 
am  Fortschreiten  zu  hindern  schien,  so  breiteu  sich  vor  unseren 
Blicken,  soweit  sie  reichen,  die  noch  wenig  begangenen  Hahnen  der 
Politik  im  höchsten  Sinne  des  Wortes  aus. 

Wohin  vermögen  wir  nicht  auf  ihnen  zu  gelangen!  Auf  diesem 
ueu-moral-sozialen  Gebiete  bedürfen  wir  aber  neuer  Führer.  An  die 
Stelle  der  Reehtsgrundsätze  treten  die  Regeln  der  Ethik:  Prinzipien- 
fragen werden  durch  ungewisse  Anwendungen  ersetzt.  Wissenschaft 
durch  Kunst. 

Zu  solchem  Resultat  muss  übrigens  jede  Studie  dieser  Art 
gelangen.  Mag  es  sich  nun  um  das  unbedeutendste  Ortspolizeireglement 
oder  um  die  Frage  der  Verfassungsmässigkeit  eines  Gesetzes  oder 
die  Intcrdependcnz  der  Gewalten  handeln,  wenig  wert  sind  Vor- 
schriften, wenn  sie  nicht  angewendet  werden:  sind  sie  gut,  so  können 
sie  übertreten  oder  falsch  verstanden  werden  sind  sie  schlecht,  so  * 
vermag  man  ihre  schlechte  Wirkung  zu  mildern,  sie  langsam  zu 
verbessern. 

Wie  das  Volk,  so  die  Einrichtungen. 


Digitized  by  Google 


Die  Reform 
der  deutschen  Börsengesetzgebung. 

Von 

Heinrich  Dove, 

Landgerichtsrat  a.  D.,  Syndikus  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft,  Berlin. 
Gehalten  am  8.  Dezember  1900. 


Die  gesetzliche  Regelung  eines  wirtschaftlichen  Instituts  hat 
*  zur  Voraussetzung  einer  glücklichen  Lösung  des  Problems  die  Er- 
kenntnis der  Funktionen,  welche  das  betreffende  Institut  im  wirt- 
schaftlichen Gesamtorgnnismus  zu  erfüllen  hat.  Und  zwar  kann 
diese  Erkenntnis  nur  aus  der  leidenschaftslosen  Beobachtung  und 
Beurteilung  geschöpft  werden.  Gerade  an  dieser  aber  hat  es  der 
Börseninstitution  in  der  Regel  gefehlt;  nachteilige  Verhältnisse  des 
Wirtschaftslebens,  die  an  der  Börse  zuerst  und  am  deutlichsten  in 
die  Erscheinuug  getreten  sind,  werden  geflissentlich  oder  aus 
mangelndem  Verständnis  der  Institution  zur  Last  gelegt,  und  diese 
selbst,  welche  als  wirtschaftliche  Erscheinung  jenseits  von  gut  und 
böse  zu  stehen  hat.  wird  Gegenstand  der  Bekämpfung,  der  Sympathie 
und  Antipathie. 

Die  wirtschaftliche  Funktion  der  Börse  wie  jeder  Marktorgani- 
sation ist  die  Vermittlung  von  Angebot  und  Nachfrage,  Förderung 
des  Güterumsatzes  zwecks  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse. 
Und  zwar  hat  die  Börse  die  Marktfunktionen  zu  erfüllen  fUr  die 
Artikel  des  grossen  Massenkonsums,  bei  welchen  die  Anwesenheit 
der  erforderlichen  Gütermenge  am  Orte  des  Bedarfs  zur  Zeit,  wo 
dieser  Bedarf  eintritt,  besonders  wichtig  erscheint.  Vor  allem  gilt 
das  von  dem  allgemeinen  Wertmesser  Geld  und  den  auf  den  Inhaber 
gestellten  Trägern  von  Forderung»-  und  Anteilsrechten,  durch  deren 
Umsatz  sich  die  Kapitalbewegung  vollzieht,  und  deren  Funktion,  die 
kleinen  Kapitalien  zu  organischer  Gesamtwirkung  zusammenzufassen. 
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am  vollkommensten  erfüllt  wird,  wenn  ihnen  ein  grosser,  stets  zu- 
gänglicher Markt  zur  Verfügung  steht.  Ebenso  bedürfen  eines  solchen 
Marktes  die  der  Volksernähruug  dienenden  Massengüter.  Getreide. 
Kolonialwaren,  endlich  die  Produktionsmittel  weitverbreiteter  In- 
dustrien: Kohle,  Baumwolle  und  dergleichen.  Das  charakteristische 
Merkmal  aber,  welches  den  Börsenmarkt  von  anderen  Markten  unter- 
scheidet und  Voraussetzung  für  den  Umfang  seiner  Umsätze  und  die 
Ausbildung  seiner  Technik  ist.  besteht  in  der  Fungibilität  der  ge- 
bändelten Ware,  welche  nicht  individuell  oder  nach  Muster,  sondern 
generell  oder  typenmassig  bestimmt  wird.  Damit  entfallt  die  Not- 
wendigkeit der  Besichtigung,  also  der  Anwesenheit  der  Ware  selbst 
oder  einer  Probe  am  Markte,  es  kommt  nur  darauf  an,  ob  sie  lieferbar 
oder  nicht  lieferbar  ist,  d.  h.  ob  sie  den  generellen  oder  typischen 
Eigenschaften  der  Ware  dieser  Art  entspricht  oder  nicht.  Dem- 
geniäss  wird  auch  der  Preis  generell  ohne  Rücksicht  auf  die  Eigen- 
schaften des  individuellen  Stücks  der  Ware  bestimmt.  Für  die  Preis- 
bildung sind  allgemeine  Umstände  bestimmend,  welche  man  unter 
der  Bezeichnung  rKonjunkturu  zusammenzufassen  pflegt.  Der  so 
zustande  gekommene  Preis  greift  aber  in  seiner  Bedeutung  über  den 
Kreis  der  Nächstbeteiligten  hinaus,  er  wird  bei  Kontrakten,  welche 
ausserhalb  des  Börsenmarktes  fern  vom  Börsenort  geschlossen  werden, 
zu  Grunde  gelegt,  er  gewinnt  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  Bedeutung 
im  Kommissionsgeschäft  als  Grenze,  innerhalb  deren  der  Kommissionär 
sich  dem  Kommittenten  gegenüber  beim  Selbsteintritt  zu  halten  hat  ; 
ebenso  beim  Selbsthilfeverkauf,  bei  welchem  er  von  der  Verpflichtung, 
den  Kauf  im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  zu  vollziehen, 
entbindet:  sowie  bei  der  Bemessung  des  Schadensersatzes  wegen 
Nichterfüllung,  bei  welcher  er  der  Schadensberechnung  zu  Grunde 
gelegt  wird.  An  der  normalen  Bildung  und  wahrheitsgeniässen 
Beurkundung  des  Börsenpreises  ist  demnach  die  Allgemeinheit 
interessiert.  Da  nun  nur  das  als  typisch  angesehen  werden  kann, 
was  sich  in  einer  Reihe  von  gleichliegenden  Fällen  gleichmässig  wieder- 
holt, setzt  die  Bildung  eines  Börsenpreises  begriftsmüssig  einen  gewissen 
Umfang  des  Handels  mit  der  betreffenden  Ware  voraus.') 

Entbehren  so  Ware  und  Preis  der  individuellen  Färbung,  so 
gilt  das  Gleiche  von  den  Geschäftsformen.  in  welchen  der  Börsen- 


')  Vergl.  R.-G.-Entsch.,  Bd.  34,  S.  Hilf. 
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verkehr  sich  vollzieht.  Auf  der  typischen  Ausbildung'  dieser  Ge- 
schäftsformen  beruht  die  Schnelligkeit  und  Sicherheit!,  mit  welcher 
der  gesamte  Apparat  arbeitet.  Und  diese  wiederum  stellt  sich  als 
Vorbedingung  für  die  Schaffung  einer  Marktlage  dar.  welche  die 
Unabhängkeit  von  den  Zufälligkeiten  lokaler  Einflüsse,  die  Über- 
windung der  Hindernisse,  welche  Raum  und  Zeit  der  Güterzirkulatiou 
entgegenstellen,  die  Möglichkeit  der  Korrektur  irriger  Berechnungen 
gewährleistet.  Vor  allem  das  normale  Marktgeschäft,  der  Kauf, 
dessen  elastische  Natur  die  Anpassung  an  die  jeweiligen  Kultur- 
bedürfnisse  gestattet,  hat  in  dem  Termingeschäft  die  technische 
Vollendung  gefunden,  welche  es  ermöglicht,  mit  denkbar  grösster 
Ökonomie  der  Kräfte  den  Ausgleich  des  Güterumlaufs  der  gesamten 
Weltwirtschaft  zu  erzielen.  Die  Vervollkommnung  der  Oeschäfts- 
technik  wird  durch  Fixierung  der  normalen  Geschäftsbedingungen, 
der  für  die  Erfüllung  massgebenden  Eigenschaften  der  Ware,  der 
Einheiten,  welche  der  Quaiititätsbcrechnung  bei  Abschluss  und  Er- 
füllung zu  Grunde  gelegt  werden,  der  Erfüllungstermine  erzielt. 
Die  ein  für  allemal  erfolgte  Festlegung  ersetzt  die  Vereinbarung:  im 
Einzelfalle.  Das  Mittel  zu  dieser  Festlegung  aber  gewährt  die  Usance, 
der  verbindliche,  durch  die  zuständigen  Organe  festgestellte  Ge- 
schäftsgebraueh. 

Man  liebt  es  auf  handelsfeindlicher  und  deshalb  der  Börse  als 
dem  vollkommensten  Institut  des  modernen  Handelsverkehrs  abge- 
neigter Seite,  unter  Benutzung  der  gesteigerten  nationalistischen 
Instinkte,  den  internationalen  Charakter  dieses  Instituts  als  Vorwurf 
gegen  seine  Wirksamkeit  hervorzuheben.  Da  die  Börse  dem  Aus- 
gleich der  verschiedenen  national  organisierten  Wirtschaftsgebiete, 
der  Vermittelung  des  Weltverkehrs  auf  dem  Geld-  und  Effekten-, 
wie  auf  einem  Teile  des  Produktenmarktes  dient,  ist  sie  allerdings 
in  gewissem  Sinne  ein  internationales  Institut.  Aber  indem  sie  eben 
das  Mittel  darstellt,  durch  welches  die  in  der  Staatsgemeinschaft 
vereinigten  wirtschaftlichen  Kräfte  sich  auf  dem  Weltmarkt  zur 
Geltung  bringen,  hat  sie  gleichzeitig  eine  hervorragende  nationale 
Bedeutung. l) 

Die  vorstehend  erörterten  Grundlagen  der  Börseninstitution 
bedingen  eine  Organisation  jeder  einzelnen  Börse.    Die  Ermittelung 

J)  Vergl.  G.  v.  Siemens  in  der  „Nation'-  1900/1901.  Heft  I.  S.  6  f. 


Digitized  by  Google 


Heinrich  Dovk:  Die  Reform  der  deutschen  Büreengesetzgebung.  113 

und  Feststellung;  der  Preise,  die  Normierung  der  Geschäftsbedingungen, 
die  Handhabung-  der  Marktpolizei  können  in  verbindlicher  Weise  nur 
durch  ein  für  allemal  gesetzte  anerkannte  Organe  geschehen.  Die 
Ausbildung  der  Geschäftstechnik  ferner  beruht  in  weitem  Umfang 
auf  der  Sicherung  der  Erfüllung  formlos  und  mündlich  geschlossener 
Vertrüge.  Als  Zwangsmittel  der  Erfüllung  dient  die  Disziplin,  welche 
sich  des  naturgemässen  Disziplinarmittels  bestimmt  umgrenzter  Ver- 
einigungen bedient:  des  Ausschlusses.  Da  der  Besuch  der  Börse  für 
die  Beteiligten  die  Vorbedingung  des  Geschäftsverkehrs,  dieser  aber 
die  Grundlage  ihrer  Existenz  darstellt,  wird  die  Ausschliessungs- 
befugnis der  Börsenorgane  zu  einem  besonders  wirkungsvollen  In- 
strument sozialer  Herrschaft  Uber  den  einzelnen  Börsenbesucher. 

Im  einzelnen  kann  die  Organisation  sehr  verschiedene  Formen 
annehmen.  So  ist  vor  allem  die  Zulassung  zum  Börsenmarkte  an 
den  verschiedenen  Weltbörsen  nicht  übereinstimmend  geordnet.  In 
England  uud  Amerika,  vor  allem  an  der  bedeutendsten  Börse  der 
Welt.  London,  wiegt  der  Charakter  des  geschlossenen  Klubs  vor. 
Den  Gegensatz  dazu  bietet  Hamburg,  wo  die  Börse  jeder  anstundigen 
männlichen  Person  ohne  weiteres  zugünglich  ist.  Die  auf  Grund  des 
Reichsbörsengesetzes  für  die  preussischen  Börsen  erlassenen  Börsen- 
ordnungen haben  einen  Mittelweg  eingeschlagen,  indem  sie  die  Zu- 
lassung an  die  Erteilung  einer  bei  Darlegung  gewisser  leicht  zu 
erfüllender  Voraussetzungen  vom  Börsen  vorstände  zu  gewahrenden 
Eintrittskarte  knüpfen.  Die  Börse  von  Paris  ist  ähnlich  wie  Ham- 
burg leicht  zugünglich.  Dafür  ist  hier  das  Gewerbe  der  Makler, 
der  Vermittler  des  Börsengeschüftsverkehrs  gegen  Courtage,  als  ge- 
schlossener privilegierter  Stand  der  sogenannten  agents  de  change 
umgrenzt,  dessen  Monopolstellungen  im  Wege  des  Kaufs  vom  Vor- 
gänger auf  den  Nachfolger  Ubertragen  werden. 

In  Deutschland  ist  das  Vermittlergeschäft  den  Börsenbesuchern 

freigegeben.    Daneben  aber  hat  das  Reichsbörsengesetz  die  Bestellung 

einer  bestimmten  Anzahl  von  Kursmaklern  für  jede  Börse  vorgesehen, 

welche   von  der  Staatsgewalt  bestellt   und,   insofern  sie  an  der 

offiziellen   Kursfeststellung   als  Hilfsorgane   des  Börscnvorstnndes 

und  Urkundspersonen  teilnehmen,    beeidigt    weiden   und  amtliche 

Funktionen  ausüben,  während  sie  im  übrigen  das  Vcrmitrlergeschäft 

als  Kaufleute  auf  eigene  Rechnung  betreiben  und,  sofern  es  sich  um 

Weitpapiere  und  Waren  handelt,  an  deren  Preisfeststellung  sie  teil- 
Jahrbuch  der  internal.  Vereinigung  6.  Bd.  8 
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nehmen,  sogar  zur  Ausübung  dieses  Gewerbes  verpflichtet  sind 
(Börsengesetz  §  30). 

Zeigt  so  die  Organisation  im  einzelnen  Abweichungen,  so  sind 
doch  die  Grundformen  entsprechend  den  Ubereinstimmenden  wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen  Überall  die  gleichen.  Die  Hechtsbildung  aber  ist 
zunächst  überall  autonom,  hervorgegangen  aus  den  Gewohnheiten 
und  freiwilligen  Vereinbarungen  der  Beteiligten.  Auch  die  Ent- 
scheidung der  entstehenden  Streitigkeiten  behält  in  der  Kegel  die 
Börsengemeinschaft  in  der  Hand.  Zu  den  autonomen,  im  Wege  der 
Usance  verbindlich  gemachten  Einrichtungen  gehören  deshalb  regel- 
mässig auch  Schiedsgerichte,  deren  Vorhandensein  schon  zur  Herbei- 
führung schleuniger  Aburteilung  und  Vollstreckung  erforderlich 
erscheint. 

Die  Regelung  des  Börsenwcsens  im  Wege  der  Staatsgesetz- 
gebung hat  bei  uns  erst  in  neuerer  Zeit  den  Charakter  einer  um- 
fassenden und  erschöpfenden  Kodifikation  angenommen.1)  Wesentlich 
hervorgerufen  und  gefördert  wurde  die  hierauf  gerichtete  Bewegung 
einmal  durch  die  gesteigerte  Konkurrenz,  welche  durch  die  Er- 
schliessung ungeheurer  landwirtschaftlicher  Produktionsgebiete,  ins- 
besondere Asiens,  Amerikas  und  Australiens,  in  Verbindung  mit  der 
Vervollkommnung  der  überseeischen  Verkehrsmittel  und  der  Frachten  - 
verbilligung  dem  heimischen  Ackerbau  erwuchs,  sodann  durch  ge- 
wisse, auf  dem  deutschen  Kapitalmarkt  zu  Tilge  getretene  unliebsame 
Erscheinungen,  welche  durch  eine  Reihe  von  Katastrophen  gewissen- 
loser Banktirmen  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  einigten  und  eine 
leidenschaftliche  Agitation  gegen  die  Einrichtungen  des  modernen 
Kapitalismus  zeitigten.  Es  ist  bereits  oben  bemerkt,  dass  an  der 
oidnungsmüssigen  Bildung  und  Beurkundung  des  Börsenpreises  die 
Allgemeinheit  interessiert  ist.  Es  ist  auch  zutreffend,  dass  durch 
das  Kommissionsgeschäft  der  Börsenmarkt  seiner  Aufgabe,  den  Gesamt- 
verkehr der  Kapitalien .  seines  Bezirks  in  sich  zu  vereinigen,  ent- 
sprechend weitereu  Kreisen  als  den  unmittelbar  zum  Börsenbesuch 
zugelassenen  zugänglich  und  so  für  sie  die  Möglichkeit  eröffnet  wird, 
sich  an  Spekulationen  zu  beteiligen,  welche  das  Mals  des  wirtschaft- 
lich Berechtigten  leicht  überschreiten  können.  Man  wird  es  aus 
diesen  Gesichtspunkten  verstehen,  wenn  die  Staatsgewalt  von  der 

M  Vergl.  über  Frankreich:  Wittner  im  „Bank-Archiv".  Jahrgang  1. 
No.  7  u.  8,  über  Belgien  und  Spanien  daselbst  Xo.  9. 
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zweifellos  vorhandeuen  formellen  Befugnis,  auch  dieses  Gebiet  ihrer 
Regelung  zu  unterwerfen,  Gebrauch  macht.1)  Nur  wird  dies  bei  der 
Wichtigkeit  der  auf  dem  Spiel  stehenden  allgemeinen  Interessen  einer- 
seits, der  Schwierigkeit  der  Materie  andererseits  mit  besonderer  Vor- 
sicht zu  geschehen  haben.  Es  ist  deshalb  verständlich,  wenn  in 
Deutschland  dem  Gesetzgebungsversuch  eine  Enquete  vorhergegangen 
ist  und  ebenso  in  Österreich  eine  solche  zur  Vorbereitung  der  weiteren 
Maisnahmen  ins  Werk  gesetzt  ist.  Wenn  diese  Enqueten  auch  hinter 
den  englischen  Vorbildern  erheblich  zurückstehen,*)  so  haben  sie 
doch  ein  umfangreiches  und  von  verschiedenen  Standpunkten  zusammen- 
getragenes Material  zu  Tage  gefordert.  Und  speziell  der  deutschen 
Enquete  kann  nachgesagt  werden,  dass  nicht  sie,  sondern  die  späteren 
Stadien  der  gesetzgeberischen  Aktion  verhängnisvoll  für  das  deutsche 
Wirtschaftsleben  geworden  sind. 

Das  Reichsbörsengesetz  vom  22.  Juni  1896  hat  zunächst  Be- 
stimmungen über  die  Organisation  der  Börsen  gegeben.  Sie  knüpfen 
im  allgemeinen  an  die  autonomen  Bildungen  der  Berliner  Börse  an. 
Die  unmittelbare  Verwaltung  ist  den  Börsenorganen  überlassen.  Als 
Selbstverwaltungsbehörde  fungiert  vor  allem  der  Börsen  vorstand. 
Ihm  liegt  die  Handhabung  der  Ordnung  in  den  Börsenräuraen  unter  Be- 
nutzung der  ihm  zugesprochenen  Disziplinargewalt  mit  den  Disziplinar- 
mitteln  des  Ausschlusses  und  der  Geldstrafe  ob.  Auch  die  Feststellung 
der  Börsenpreise  ist  prinzipiell  und  in  erster  Linie  dem  Börsen- 
vorstande  überlassen.  Zur  Mitwirkung  bei  dieser  Funktion  aber  sind 
Kursinakler_ bestellt,  welche,  wie  oben  erwähnt,  von  der  Staatsgewalt 
ernannt  werden,  übrigens  der  Disziplin  der  aus  ihrer  Mitte  gebildeten 
Maklerkammer  unterstehen,  welche  auch  bei  der  Gescliäftsverteilung 
unter  die  einzelnen  Makler  zu  hören  ist.8)  Hier  greifen  also  Staats- 
und  Selbstverwaltungsbefugnisse  ineinander.  Für  die  Zulassung  der- 
jenigen Wertpapiere,  welche  am  Börscnhandcl  teilnehmen  dürfen, 
ist  eine  besondere  Kommission,  die  sogenannte  Zulassungsstelle,  be- 

')  So  auch  Dr.  Ernst  Lokb,  Die  volkswirtschaftliche  Schädigung 
Deutschlands  durch  das  Börseugesetz,  Berlin  1902.  S.  27. 

-)  Vergl.  Gustav  Com  in  Holdheini,  Monatsschrift,  Jahrgang  X  (1901), 
No.  3.  S.  52. 

3)  Nach  der  für  die  Berliner  Börse  erlassenen  Maklerordnung  (§  9b) 
besorgt  die  Maklerkammer  selbst  die  Geschäftaverteiluug.  Vergl.  gegen  Apt: 
Das  Börsengesetz  und  seine  Reform.  Berlin  1901.  S.  9—11  Dovk  im  Jur. 
Literaturblatt  1901.  Xo.  10.  S.  221. 
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rufen,  Mindestens  die  Hillfte  ihrer  Mitglieder  muss  aus  Personen 
bestehen,  welche  nicht  ins  Börsenregister  für  Wertpapiere  eingetragen 
sind  (Börsengesetz  $  -16).  In  dieser  Bestimmung  zeigt  sich  einmal 
die  ganze  Gedankenlosigkeit  des  Gesetzes:  denn  wllrde  das  Börsen- 
register die  Aufgabe,  welche  dieses  ihm  zuschreibt,  erfüllen  und 
demgemäss  alle  legitimen  Terminhändler  zur  Erzielung  gesicherter 
Rechtsverhältnisse  iu  sich  aufnehmen,  so  würde  dio  Besetzung  der 
Zulassungsstelle  aus  der  Zahl  der  sachkundigen  Börsenbesucher  als- 
bald unmöglich  sein:  weiter  aber  ergibt  sich  als  einzig  erkenubare 
Tendenz  der  Vorschrift  die,  dem  Börsenregister  einen  Makel  anzu- 
heften, durch  welchen  eben  die  Erfüllung  seiner  Funktion  von  vorn- 
herein ausgeschlossen  wird.  Bezüglich  der  Börsenschiedsgerichte  trifft 
das  Gesetz  Vorkehrung,  die  Unterwerfung  nicht  in  das  Börsenregister 
eingetragener  Nichtkaufleute  unter  seine  Judikatur  vor  Entstehung 
des  Streitfalles  zu  verhindern. 

Diese  Selbstverwaltungsorganisation  nun  ist  nicht  nur  der 
Staatsaufsicht  unterstellt,  sondern  in  den  Verwaltungsorganismus  des 
Staates  eingefügt.  Die  Errichtung  einer  Börse  unterliegt  (wie  in 
Preussen  schon  nach  S  8  Einf.-Ges.  zum  A.  d.  H.-G.-B.  vom  24.  Juni 
1861)  der  Genehmigung  der  Landesregierung,  welche  auch  die  Auf- 
hebung bestehender  Börsen  anordnen  kann.  Die  Führung  der  un- 
mittelbaren Aufsicht  kann  sie  der  kaufmännischen  Vertretung  (Handels- 
kammer etc.)  übertragen.  Die  Landesregierung  hat  die  für  jede 
Börse  zu  erlassende  Börsenordnung  zu  genehmigen,  sie  kann  die 
Aufnahme  bestimmter  Vorschriften  in  diese  anordnen,  namentlich 
die  Vertretung  der  Landwirtschaft,  der  landwirtschaftlichen  Neben- 
gewerbe und  der  Müllerei  im  Vorstande  der  Produktenbörse.  Diese 
einem  völlig  unbegründeten  Misstrauen  entsprungene,  für  die  be- 
teiligten Geschäftskreise  verletzende  Mal'sregcl  hat  praktisch  nur  den 
Erfolg  gehabt,  einigen  Gutsbesitzern  zum  Gentiss  von  Tagegeldern 
zu  verhelfen.  Die  Börsenordnungen  enthalten  im  übrigen  Bestimmungen 
über  die  Voraussetzungen  der  Zulassung  zum  Börsenbesuch,  die 
Börsenleitung  und  ihre  Organe,  die  Geschäftszweige,  für  welche  die 
Börseneinrichtungen  bestimmt  sind,  über  Notierung  von  Preisen  und 
Kursen.  Als  ständiges  Organ  der  Landesregierung  fungiert  der  bei 
jeder  Börse  zu  bestellende  Staatskommissar.  Er  hat  selbst  in  die 
Verwaltung  nicht  entscheidend  einzugreifen,  er  kann  nur  die  Börsen- 
organe, denn  Beratungen  beizuwohnen  er  befugt  ist.  auf  hervor- 
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getretene  Missstände  aufmerksam  machen  oder  Bericht  darüber  er- 
statten. Sodann  wirkt  er  bei  dem  Ehrengericht  und  der  Makler- 
kammer mit. 

Das  Ehrengericht,  eine  durch  das  Börsengesetz  neu  geschaffene 
Einrichtung,  hat  Börsenbesucher  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  welche 
sich  im  Zusammenhang  mit  ihrer  Tätigkeit  an  der  Börse  Handlungen 
zu  schulden  kommen  lassen,  die  mit  der  Ehre  und  dem  Anspruch 
aaf  kaufmännisches  Vertrauen  nicht  vereinbar  sind.  Als  Strafen, 
welche  es  aussprechen  kann,  hat  das  Gesetz  Verweis,  dauernden 
und  zeitweiligen  Ausschluss  von  der  Börse  bestimmt.  Gebildet  wird 
das  Ehrengericht  aus  der  die  unmittelbare  Aufsicht  führenden  kauf- 
männischen Behörde,  wo  eine  solche  Aufsicht  nicht  besteht,  durch 
Wahl  seitens  der  Börsenorgane.  Der  Staatskommissar  ist  bei  dem 
Verfahren  zuzuziehen,  er  wohnt  den  Terminen  in  der  Voruntersuchung 
und  der  Hauptverhandlung  bei,  kann  die  Einleitung  des  Verfahrens 
verlangen  und  seinen  Beweisanträgen  muss  stattgegeben  werden. 

Die  Maklerkammer  stellt  die  Vertretung»-  und  Disziplinar- 
behörde der  von  der  Landesregierung  bestellten  Kursmakler  dar. 
Über  ihre  Bildung  und  Funktionen  enthält  die  von- der  Tandes- 
regierung für  jede  Börse  erlassene  Maklerordnung  die  näheren  Be- 
stimmungen. 

Sehen  und  Uber  den  Landesregierungen  wirkt  auch  das  Reich 
bei  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Börsenwesens  durch  den 
Bundesrat  mit.  Seine  Funktion  ist  wesentlich  der  Erlas»  von  Be- 
stimmungen, durch  welche  Sondervorschriften  für  einzelne  Börsen 
getroffen  werden,  insbesondere  über  die  amtliche  Feststellung  der 
Börsenpreise,  über  die  Voraussetzung  der  Zulassung  von  Wertpapieren 
zum  Börsenhandel,  Uber  die  Bedingungen,  von  welchen  der  Börsen- 
terminhnndel  abhängig  gemacht  werden  soll,  Uber  die  Benutzung  der 
Börseneinrichtungen  für  einzelne  Geschäftszweige.  Als  begutachtendes 
Organ  tritt  für  diesen  Zweig  seiner  Verordnungsgewalt  dem  Bundes- 
rat der  Börsenausschuss  zur  Seite.  Er  besteht  aus  30  zur  Hälfte 
auf  VorschIag~der  Börsenorgane  zu  ernennenden  Mitgliedern  und 
wählt  aus  diesen  von  den  Börseuorganen  präsentierten  Mitgliedern 
die  6  Beisitzer  der  Berufungskammer,  welche  die  zweite  Tnstanz  im 
ehrengerichtlichen  Verfahren  bildet;  der  Vorsitzende  dieser  Berufungs- 
kammer  wird  vom  Bundesrat  bestellt. 

Diese  Organisation  erscheint  reichlich  kompliziert  und  bureau- 
kratisch.    Beispielsweise  bedarf  es  zur  Erteilung  eines  längeren  als 
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einwöchigen  Urlaubs  an  einen  Kursmakler  nach  der  Berliner  Makler- 
ordnung eines  Antrages  an  den  Börsen  vorstand,  der  Anhörung  der 
Maklerkammer  und  der  Beschlussfassung  der  aufsichtsführeuden  kauf- 
männischen Behörde.  Auch  die  vom  Bundesrat  erlassenen  Be- 
stimmungen Uber  die  Angaben,  welche  im  Prospekt  über  die  für  die 
Beurteilung  der  zum  Börsenhandel  zuzulassenden  Wertpapiere  wesent- 
lichen Umstünde  zu  machen  sind,  erscheinen  schematisch  und  bepacken 
den  Prospekt  mit  zahllosen  Notizen,  welche,  an  sich  ohne  Wert,  die 
Leser  abschrecken  und  über  wesentliches  hinwegzugehen  verleiten. 
Wenig  glücklich  ist  auch  die  Stellung  des  Staatskommissars  gestaltet, 
der  als  fremdartiges  Element  von  den  Börsenorganen  mit  Misstrauen 
betrachtet  zu  werden  pflegt,  wiewohl  er  der  Möglichkeit  tatsächlichen 
Eingreifens  entbehrt. 

Weit  verhängnisvoller  als  die  organisatorischen  Vorschriften 
des  Gesetzes  aber  haben  sich  die  materiellrechtlichen  insbesondere 
in  der  Ausdehnung,  welche  die  Rechtsprechung  ihnen  gegeben  hat, 
erwiesen.  Diese  beziehen  sich  auf  den  Terminhandel.  Seine  wirt- 
schaftliche Funktion  ist  wiederholt  Gegenstand  eingehender  Unter- 
suchung und  zutreffender  Würdigung  gewesen.1)  Trotzdem  ist  es 
der  Wissenschaft  bisher  nicht  gelungen,  die  abergläubischen  Vor- 
stellungen der  Laienwelt,  insbesondere  des  agrarischen  Gedanken- 
kreises zu  zerstreuen.  Die  völlig  widersinnige  Behauptung  einer 
rbaissierenden  Tendenz-  des  Terminhandels  ist  auch  in  der  jüngsten 
österreichischen  Enquete  von  den  agrarischen  Experten  wieder  olme 
jede  Begründung,  aber  doch  mit  der  ganzen  Zähigkeit  des  Köhler- 
glaubens aufgestellt  worden,  so  dass  die  Motive  des  auf  Grund  der 
Enquete  ausgearbeiteten  Gesetzentwurfs  darauf  hinweisen  und  her- 
vorheben zu  müssen  glauben,  dass  dafür  „Beweise  oder  auch  nur 
Wahrscheinlichkeitsgrunde  nicht  beizubringen'4  seien,  „ganz  abgesehen 
davon,  dass  jenen  Anschauungen  das  Funktionieren  wirtschaftlicher 
Gesetze  entgegenstehen  würde".2)    Dass  aber  der  Terminhandel  in 

M  Vergl.  Weber,  „Die  technische  Funktion  des  Tenuinhaudelä"  in 
Deutsche  Juristenzeitunir  I,  8.  210;  Otto  Michaelis.  „Die  wirtschaftliche 
Rolle  des  SpekulatioiiehandelH"  in  Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft  II 
1864).  Bd.  3.  S.  130    172,  III  1865,  Bd.  1.  S.  196-210. 

2)  Gustav  Cohn.  Beiträge  zur  deutschen  Börsenreform.  S.  147.  sagt 
mit  Recht:  „Diese  Anpicht  (dass  der  Terminhandel  den  Preisdruck  bei  dem 
Korn  verschulde)  liegt  unterhalt)  jeder  wissenschaftlichen  Diskussion". 
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Effekten,  wie  von  den  Gegnern  behauptet  wird,  vorwiegend  das 
Börsenspiel  befördert,  wird  von  Wkbkk  (a.  a.  ().)  mit  dem  Hinweis 
widerlegt:  -Der  Effektentermiuhandel  ist  nicht  mit  der  Kredit- 
spekulation identisch,  sondern  nur  an  den  Börsen  heimisch,  wo 
wenigstens  eine  relative  Gesittung  der  Spekulations-  und  Kredit- 
verhältnisse heimisch  ist;  die  Extreme  bilden  die  wilde  Jobberei  in 
New-York,  wo  er  ganz  fehlt,  und  die  kapitalstarke,  unendlich  solidere 
Spekulation  in  London,  wo  er  die  einzige  Geschäftsform  (Iberhaupt 
zu  werden  strebt,  derart,  dass  für  Kassa-Abschlüsse  Vergütung  ver- 
langt wird". 

Das  deutsche  Börsengesetz,  bei  dessen  Beratung  dir  Vorschriften 
über  den  Terminhandel  den  Hauptstreitpunkt  zwischen  den  in  besseren 
Traditionen  erwachsenen  Vertretern  der  verbündeten  Regierungen 
und  der  agrarisch-reaktionären  Reichstagsmehrheit  bildeten,  hat 
schliesslich  einen  Ausweg  gewählt,  bei  welchem  die  verbündeten 
Regierungen  das  Opfer  ihres  Intellekts  in  der  Hoffnung  brachten, 
die  gewählte  Form  werde  einer  einsichtsvollen  Rechtsprechung  er- 
möglichen, das  für  die  wirtschaftliche  Entwickelung  Notwendige  zu 
erhalten.  Diese  Hoffnung  ist  gründlich  fehlgeschlagen.  Da»  Reichs- 
gericht hat  unter  Beiseitesetzung  der  bis  dahin  anerkannten  Aus- 
legungsgrundsätze die  Gesetzesbestimmungen  in  inal'sloscr  Weise 
ausgedehnt,  weil  nur  so  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  als  welchen 
der  Gerichtshof  allein  die  äusserste  agrarische  Richtung  anerkennt, 
verwirklicht  werden  könne. 

Die  Bestimmungen  Uber  den  Terminhandel  zerfallen  in  zwei 
Teile:  für  gewisse  Waren  und  Wertpapiere  ist  der  Begriff  des 
Börsentcrmihgeschäfts  im  Gesetz  selbst  definiert  und  der  Börsen- 
terminhandel  mit  ausdrücklich  daran  geknüpften  Folgen  untersagt. 
Es  sind  dies  Anteile  von  Bergwerks-  und  Fabrikunternehniungen. 
Getreide  und  Mühleufabrikate.  Dem  Bundesrat  ist  die  Befugnis  er- 
feilt, weitere  Verbote  hinzuzufügen' oder  den  Börsenterminhandel 
von  Bedingungen  abhängig  zu  machen.  Soweit  der  Börsentermin- 
handel in  Anteilen  von  Erwcrbsgesellschaften  danach  Uberhaupt  zu- 
lässig ist,  stellt  das  Gesetz  die  weitere  Bedingung,  dass  das  Grund- 
kapital mindestens  20  Millionen  Mark  betragen  muss.  Die  Folge 
des  Verbotes  ist  entsprechend  dem  besonderen  Begriff  des  Börsen- 
terminhandel s  der  Ausschluss  der  Börseneinrichtungen:  die  Kurs- 
makler dürfen  Geschäfte  in  den  betreffenden  Werten  nicht  ver- 
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mitteilt.  Kurszettel  Uber  sie  dürfen  nicht  veröffentlicht  oder  ver- 
breitet werden. 

Eine  weitere  Einschränkung  erfuhr  der  Börscnterminhandel  im 
Gesetz  durch  die  Einrichtung  des  Börsenregisters.  Dieses  verfolgte 
einen  doppelten  Zweck:  es  will  einmal  den  Kreis  der  am  Börsen- 
terminhandel  Teilnehmenden  beschränken,  wobei  der  Gesetzgeber  von 
der  Voraussetzung  ausgeht,  dass  weite  Kreise  Bedenken  tragen 
würden,  sich  in  das  Register  eintragen  zu  lassen,  teils  der  erheblichen 
Kosten  wegen,  teils  aus  Besorgnis,  als  Spieler  zu  erscheinen.  Inner- 
halb des  so  beschränkten  Kreises  aber  wollte  das  Gesetz  feste  und 
klare  Rechtsverhältnisse  schaffen,,  da.  wenn  beide  Teile  in  das  Register 
eingetragen  sind,  der  Differenzeinwand  ausgeschlossen  sein  sollte. 
So  hoffte  man  die  Gefahren  beseitigen  zu  können,  mit  welchen  die 
seit  181*2  von  den  bisherigen  Grundsätzen  des  Reichsoberhandels- 
gerichts und  den  eigenen  besseren  Traditionen  abgewichene  Reiehs- 
gerichtsjudikatur  Uber  den  Differenzeinwand,  beruhend  auf  einer 
Verkennung  des  Wesens  des  Differenzgeschäfts,  den  legitimen  Ge- 
schäftsverkehr an  der  Börse  bedrohte.1)  Die  heulen  Zwecke  des 
Registers  —  Abschreckung  auf  der  einen  Seite,  Belohnung  für  die 
Eintragung  durch  Gewährung  einer  gesicherten  Rechtsbasis  für  den 
Geschäftsverkehr  auf  der  anderen  stehen  im  Widerspruch  mit- 
einander. Schon  daraus  folgt  mit  logischer  Notwendigkeit  der  Miss- 
erfolg des  Instituts.  Der  Vorteil,  den  das  Register  dem  Eingetragenen 
bietet,  musste  problematisch  bleiben,  wenn  es  ihm  nicht  gelang,  auch 
den  Mitkontrahenten  zur  Eintragung  zu  vermögen.  Das  einzige 
Mittel,  diesen  Erfolg  herbeizuführen,  besteht  in  der  Abhängigmachung 
des  Geschäftsabschlusses  von  dieser  Eintragung  des  Mitkontrahenten. 
Aber  dieses  Mittel  versagt  zunächst  dem  Nichtbankier  gegenüber 
eben  wegen  der  beabsichtigten  abschreckenden  Wirkung  des  Registers. 
Gerade  dem  soliden  Kunden  gegenüber  wirkt  dieser  psychologische 
Zwang  und  verscheucht  ihn  zu  dem  Konkurrenten,  welcher  die  Ein- 
tragung nicht  zur  Bedingung  des  Geschäftsabschlusses  macht.  Damit 
aber  verliert  besonders  für  den  Provinzialbankier  die  eigene  Ein- 
tragung jeden  Wert,    l  ud  deshalb  unterbleibt  auch  sie.    Alle  bis 

M  Vergl.  Uber  die  Differenztheorie  des  Reichsgerichts  neuerdings 
Trc MV l Kit .  Die  Differenzgeschüfte  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und 
dem  Börsengesetze.  Stuttgart  11*01:  Zadio.  Der  Terminhandel  und  seine 
Behandlung  durch  Rechtsprechung  und  Gesetzgebung.  Breslau  1901. 


Digitized  by  Google 


Heinrich  Dovk:  Die  Reform  der  deutschen  Bürseugesetzgebung.  121 

in  die  neueste  Zeit  fortgesetzten  Versuche  der  Großbanken,  die  Ein- 
tragung ihrer  Berufsgenossen  zu  erzwingen,  sind  infolgedessen  fehl- 
geschlagen. Es  bedurfte  daher  nicht  erst  der  Vorschrift  des  $  764 
B.  G.-B.,  welcher  zwar,  von  einer  falschen  Auffassung  der  Börsen- 
technik  ausgehend,  Geschäfte  konstruiert,  wie  sie  an  der  Börse  niemals 
vorkommen  und  deshalb  unauwendbar  auf  Börsengeschäfte  sein  würde, 
wenn  sich  die  höchstrichterliche  Rechtsprechung  nicht  der  gleichen 
missverständlichen  Auffassung  gegenüber  der  Börsentechnik  er- 
freute wie  der  Gesetzgeber,  um  die  Beteiligten  den  Schutz  gegen 
Vertragsbruch  auf  anderem  Wege  suchen  zu  lassen  als  auf  dem  der 
Benutzung  des  Registers:  durch  die  Rückkehr  nämlich  zu  den  un- 
Vollkommneren  Formen  der  Zeitgeschäfte.  So  schuf  man  in  bewusster. 
Abweichung  von  der  gesetzlichen  Definition  des  Börsentermingeschäfts 
Geschäftstypen,  die  in»  allen  einzelnen  Begriftsmerkmalen  sich  von 
jenem  fundamental  unterscheiden,  insbesondere  den  Charakter  des 
Fixgeschäfts  durch  Gewährung  einer  Nachfrist  aufgeben.  Aber  durch 
die  RcichsgerichtsurteUe  vom  12.  Oktober  1898,  28.  Oktober  1899 
und  1.  Dezember  1900  wurde,  wie  Rikhhkh  (Die  Notwendigkeit  einer 
Revision  des  Börsengesetzes,  Berlin  1901,  S.  19  f.)  es  ausdrückt,  vom 
höchsten  Gerichtshof  ein  ..Weg  gefunden,  der  es  ihm  ermöglichte, 
jeder  Art  von  bürscuinässigcn  Zeitgeschäften  die  Rechtsgültigkeir  ab- 
zusprechen-.1) Es  kann  hier  von  einem  Eingehen  auf  diese  Urteile 
abgesehen  werden.  Ein  so  unverdächtiger  Zeuge  wie  der  Abgeordnete 
Gajip  sagt  in  der  Sitzung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  vom 
21.  Februar  1901  über  das  Urteil  vom  1.  Dezember  1900:  ..Dass 
dieses  Erkenntnis  ...  zu  wirtschaftlichen  Konsequenzen  führt,  die 
ich  kann  es  wohl  sagen  -    niemand  im  ganzen  Reichstage  beabsichtigt 

• 

■)  Vergl.  über  diese  Urteile,  welche  dem  einmütigen  Verdikt  der 
Wissenschaft  verfallen  sind,  vor  allem:  Staub,  Der  Begriff  der  Börsen- 
termingeschäfte im  §  66  des  Börsenges..  Berlin  1899;  Riessek,  Die  handels- 
rechtlichen Lieferungsgeacbäfte.  Berlin  1900;  Laband  in  Deutsche  Juristen- 
zeitung, Jahrgang  V,  No.  15.  S.  334  f.;  Dove  daselbst.  Jahrgang  V.  No.  20. 
S.  425:  Heinkmann,  Der  Börsenterminhandel  und  das  Reichsgericht.  Berlin 
1900:  derselbe,  Das  Problem  der  deutschen  Börsenreform  etc.,  Berlin  1901: 
Dernburö,  Das  bürgerliche  Recht  etc.,  Bd.  IL,  S.  23,  Anmerk.  4;  Arr  a  a.  «>.. 
S.  21  f.;  Trumpler  a.  a.  0.;  Zadio  a.  a.  0.;  Kkyssner  in  Zeitschrift  f.  d. 
ges.  Handelsr..  N.  F.,  Bd.  XXXIV,  S.  594  f.;  Staub.  Kommentar  z.  H.-G.-B.. 
5/7.  Auflage,  Exkurs  zu  §  376,  S.  1325  t'.:  Wkndelstadt  in  Beilage  zu 
No.  17  des  Minist.-Bl.  der  Handels-  und  Gewerbeverwaltuug  v.  2.  Oktober  1901 . 
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hat,  und  ich  kann  ferner  sagen,  dass  dieses  Erkenntnis  weder  in 
dem  Wortlaut,  noch  in  dem  Sinne  der  50  und  51  des  Börsen- 
gesetzes seine  Begründung  findet1*. 

AVas  die  wirtschaftlichen  Konsequenzen,  von  denen  der  Ab- 
geordnete Gamp  hier  spricht,  anlangt,  so  sind  sie  in  vollem  Mafse 
eingetreten,  nicht  nur  infolge  des  letztbezeichneten  Urteils,  welches 
nur  den  Höhepunkt  der  gegen  die  Börse  gerichteten  gesetzgeberischen 
und  judiziellen  Aktion  bezeichnet.  Die  Zerstörung  der  Berliner 
Produktenbörse  beseitigte  die  Möglichkeit,  das  in  Deutschland  produ- 
zierte Getreide  mit  Hilfe  des  Reportgeschäfts  bis  zur  Verwendung 
im  inländischen  Konsum  im  Inlande  zu  halten;  der  Mangel  einer 
•  Produktenbörse  und  eines  ohne  dieselbe  undenkbaren  kapitalkräftigen 
Getreidehandels  legte  die  Gefahr  eines  in  kritischen  Zeiten  eintretenden 
Mangels  an  Brotgetreide  so  nahe,  dass  die  "Regierung  selbst  eine 
auf  Wiederherstellung  der  Produktenbörse  gerichtete  Aktion  einleitete. 
Aber  der  mühsam  herbeigeführte  Präliminarfrieden  hat  die  rechtliche 
Sicherheit  nicht  wiederherzustellen  vermocht,  da  dem  vereinbarten 
Schlussschein  die  gesetzliche  und  reichsgerichtliche  Anerkennung 
mangelt:  die  Folge  davon  ist  ein  gänzliches  Daniederliegen  des 
Geschäftsverkehrs,  die  Verdrängung  des  Produktenhandels  ins  Aus- 
land, das  Herabsinken  der  einst  führenden  Berliner  Produktenbörse 
zu  einem  unbedeutenden  Markte.  Das  Verbot  des  Terminhandels  in 
Anteilen  von  Bergwerks-  und  Fabrikunternehniungen  in  der  Aus- 
dehnung, welche  es  in  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  er- 
fahren, hat  dem  Markt  den  ausgleichenden  Faktor  entzogen  und  da- 
durch vorher  nie  dagewesene  Kursschwankungen  in  erster  Linie  auf 
dem  Montaumarkt  herbeigeführt.1)  Die  Gefahr,  welche  selbst  einen 
so  fanatischen  Gegner  der  Reformbestrebungen  wie  Fkkuni»  bedenklich 
macht,  eine  weitere  Verschärfung  der  Rechtlosigkeit  der  Börsen- 
termingeschäfte unter  nicht  beiderseits  Eingetrageneu  zu  empfehlen, 
die  Gefahr  nämlich,  dass  „wozu  der  Anfang  schon  gemacht  worden 
ist.  der  ganze  Terminhandel  in  das  Ausland  abgelenkt  werden"11)  möchte, 

')  Nach  Rik&skk,  Die  Notwendigkeit  einer  Revision  des  Bürsenges.. 
S.  26.  betrug  die  Spannung  zwischen  höchstem  und  niedrigstem  Kurs  in 
der  Periode  1893  96  bei  Laura  75.  bei  Bochumer  50  °  0.  in  der  Periode 
1897/1900  bei  Laura  133.  bei  Bochumer  132%. 

-')  Vergl.  CoNKAi».  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Geschichte, 
III.  F..  Bd.  XXI,  Heft  t\  (Jena  1901). 
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ist  schon  in  bedeutendem  Mafse  zur  Wahrheit  geworden.  Dafür 
spricht  u.  a.  die  Tatsache,  dass  seit  dem  Inkrafttreten  des  Börsen- 
gesetzes die  Zahl  der  für  ausländische  Häuser  an  der  Berliner  Börse 
tätigen  Remissiers  von  einigen  30  auf  Uber  100  gestiegen  ist,  dass 
eine  Anzahl  von  Berliner  Banktirmen  nach  London,  Brüssel,  Paris 
übergesiedelt  sind,  dass  beispielsweise  in  Bremen  dio  im  Auslande 
abgeschlossenen  Zeitgeschäfte  nach  einer  dort  veranstalteten  Umfrage 
seit  1897,  dieses  Jahr  als  Grundlage  mit  100  °/0  angenommen,  wie 
folgt  gestiegen  sind: 

1898  ...        .    209.83  °/0 

1899    405.50  . 

1900    538,16  .») 

Über  die  ungeheuren  Summen,  welche  an  Provisionen,  Prolon- 
gationszinsen etc.  dem  deutschen  Nationalvermögen  dadurch  entzogen 
sind,  fehlt  es  an  ziffernmäßigen  Feststellungen.  Immerhin  sind  durch 
die  Rundfrage  des  Ccntralverbands  des  deutschen  Bank-  und  Bankier- 
gewerbes und  die  privaten  Erhebungen  Kiksserh*)  geradezu  er- 
schreckende Daten  über  den  Rückgang  der  Umsätze  an  den  ver- 
schiedenen deutschen  Börsenplätzen  zu  Tage  gefördert.  Am  deut- 
lichsten tritt  die  Tatsache  des  Niedergangs  unseres  Börsenwesens  zu 
Tage  in  dem  Rückgang  des  Ertrages  der  Stempelsteuer  für  Wert- 
papiere und  der  für  Kauf-  und  sonstige  Anschaft'ungsgeschäfte  trotz 
der  erheblichen  Erhöhung  der  Sätze,  die  allerdings  ihrerseits  als  ein 
weiteres  Moment  für  die  Verminderung  der  Umsätze  ins  Gewicht 
fällt.  Wie  sehr  durch  diese  Erschütterung  der  Stellung  eines  der 
wichtigsten  Faktoren  des  wirtschaftlichen  Gesamtorganismus  die 
herrschende  industrielle  Krisis  verschärft  und  ihre  Überwindung  er- 
schwert wird,  bedarf  keiner  Ausführung. 

Aber  diese  Verluste  an  wirtschaftlicher  Kraft,  so  sehr  sie  im 
Interesse  der  nationalen  Machtentwickelung  zu  beklagen  sind,  treten 
zurück  hinter  dem  Verlust  an  ideellen  Gütern,  an  Moral  und  Rechts- 
gefühl,  den  das  Börsengesetz  im  Gefolge  gehabt  hat.  Die  Folge  der 
Reichsgerichtsjudikatur  war  zunächst  eine  grenzenlose  Rechtsunsicher- 
heit. Der  Zustand  war  nun  noch  viel  schlimmer  als  der  frühere 
unter  der  Herrschaft  der  den  Dift'erenzeinwand  masslos  ausdehnenden 
Rechtsprechung,  welchem  das  Gesetz  ein  Ende  hatte  machen  wollen. 

')  Vergl.  Riksskr,  Die  Notwendigkeit  etc.,  S.  33. 
s)  Vergl.  a.  a.  0..  8.  27-57. 
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Damals  waren  doch  wenigstens  die  konkreten  Verhältnisse  des 
Einzelfalles  im  Prozess  zur  Verhandlung  gekommen;  jetzt  gendgte 
die  Berufung  auf  die  formale  Tatsache  der  Nichteintragung,  ja  es 
bedurfte  einer  solchen  Berufung  gar  nicht  erst.  Die  Nichteintragung  ^ 
auch  nur  eines  Teils  ist  von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen.  Sie 
hat  zur  Folge,  dass  ein  Rechtsverhältnis  nicht  entstanden  ist.  Eine 
Konsequenz  davon  ist  u.  a..  dass  auch  die  ausdrücklich  zur  Sicher- 
heit gegebenen  Pfänder  nicht  zurückbehalten  werden  dürfen,  sondern 
dem  Vertragsbrüchigen  Mitkontrahenten  herauszugeben  sind.  Natür- 
lich verbreitete  sich  die  Kunde  von  den  in  den  Fachkreisen  mit 
wachsendem  Erstaunen  aufgenommenen  Urteilen  des  ersten  Zivilsenats 
des  Reichsgerichts,  durch  welche  die  Definition,  welche  §  48  des 
Gesetzes  einleitend  für  den  ganzen  Abschnitt  vom  Börsentermin- 
geschäft  gibt,  für  unanwendbar  auf  j$  66  des  Gesetzes  erklärt,  und 
als  sich  diese  Annahme  der  Kritik  gegenüber  als  unhaltbar 
erwies,  das  gleiche  Endresultat  auf  dem  Wege  der  Aufstellung  eines 
neuen,  mit  der  bisherigen  Rechtsprechung  des  Gerichtshofes  im  Wider- 
spruch stehenden  Umgehungsbegriffes  erzielt  wurde,  durch  welche 
dann  endlich  aus  dem  g  134  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  der 
doch  ausdrücklich  die  Nichtigkeit  des  gegen  ein  gesetzliches  Verbot 
verstossenden  Rechtsgeschäftes  nur  für  den  Fall  vorsieht,  wenn  sich 
nicht  aus  dem  Verbotsgesetz  ein  anderes  ergibt,  ein  Grund  ent- 
nommen wurde,  um  aus  dem  in  §  50  des  Börsengesetzes  enthaltenen 
Verbote  des  Börsenteriuinhaudels  mit  den  in  51  ausdrücklich  an- 
geführten alleinigen  Folgen  eine  Nichtigkeit  des  einzelnen  Börsen- 
termingeschäftes  zu  machen,  in  den  Kreisen  der  dadurch  begünstigten 
Kontraktsbrecher  mit  grosser  Schnelligkeit.  Unter  höhnendem  Hin- 
weis auf  die  Rechtsprechung  begann  ein  Beutezug,  welcher  die 
Grundlage  des  deutschen  Handelsverkehrs,  Treu  und  Glauben,  in 
kaum  wieder  gut  zu  machender  Weise  erschütterte.1)  Als  die  - 
Korruption  auch  in  die  Kreise  der  Börsenbesucher  eindrang,  brachten 
die  Ehrengerichte  in  ständiger  Rechtsprechung  ihre  von  der  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts  abweichenden  moralischen  Anschauungen 
durch  Ausschluss  der  sich  auf  die  Nichteintragung  Berufenden  vom 
Börsenbesuch  zur  Geltung.    So  entstand  ein  verhängnisvoller  Zwie- 

'i  Vergl.  u.  a.  die  von  Riksskk  a.  a.  0.  in  der  Anlage  S.  45-  64 
gegebene  Zusammenstellung  markanter  Fälle,  welche  er  S.  24  zutreffend 
als  r  Verlustliste  des  deutschen  Eechtsgefühls"  bezeichnet. 


Digitized  by  Google 


Hbinkicu  Dovk:  Die  Reform  der  deutschen  Bürsengesetzgebung.  125 


spalt  zwischen  den  Anschauungen  der  beteiligten  Geschäftsk reise 
ilher  das,  was  Ehre  und  Anstand  gebieten,  auf  der  einen,  der 
formellen  Rechtslage  auf  der  anderen  Seite.  Die  Protektion  aber, 
welche  diese  den  Spielern  gewährte,  wurde  zum  Anreiz,  das  gefahr- 
lose Doppelspiel  zu  treiben,  an  zwei  Stellen  mit  entgegengesetzter 
Tendenz  zu  spekulieren,  den  Gewinn  auf  der  einen  Seite  einzu- 
streichen, den  Verlust  unter  Berufung  auf  die  Xichteintragung  nicht 
zu  zahlen  und  die  Sicherheiten  het'auszuverlangen. 

Verschärft  wurden  die  den  Niedergang  der  deutschen  Börsen 
herbeiführenden  Momente  noch  durch  die  mafslose  Erhöhung  der  auf 
dem  ungesunden  Prinzip  der  Umsatzbesteuerung  aufgebauten  Börsen- 
steuer. Neben  der  Schwächung  der  wirtschaftlichen  Machtstellung 
Deutschlands,  der  Förderung  von  Vertragsbruch  und  Korruption 
machte  sich  als  Folge  der  gesetzgeberischen  Missgrifte  die  zentrali- 
sierende Tendenz,  das  Zurückdrängen  der  kleinen  Betriebe  zu  Gunsten 
der  Großbanken  bemerklich.  Alle  diese  Umstände  vermochten 
srhliesslich  die  verbündeten  Regierungen,  voran  die  preussische.  an 
eine  Revision  heranzutreten,  welche  angesichts  der  unveränderten 
Parteikonstellation  im  Reichstage  sich  in  den  bescheidensten  Grenzen 
halten  musste.  Aber  auch  die  so  begrenzte  Vorlage  ist  zunächst 
nicht  vom  Bundesrat  an  den  Reichstag  gelangt,  da  der  Gang  der 
Zolltarifdebatten  den  Zeitpunkt  ungeeignet  erscheinen  lässt.  Die 
Aktion  ist  daher  vorerst  ins  Stocken  geraten.  Die  deutsche  Volks- 
wirtschaft wird  sich  deshalb  auf  eine  längere  Dauer  rückläufiger 
Entwicklung  gefasst  machen  müssen.  Vielleicht  tragen  die  Schäden, 
die.  je  länger  sie  andauern,  desto  auffälliger  an  die  Oberfläche  treten, 
dazu  bei,  an  Stelle  des  Flickwerks  eine  wirkliche  Reformarbeit 
zu  setzen.1) 

')  Vergl.  Dovk  in  der  Nation  1901  1902,  Heft  9,  S.  132  f..  Die 
Chancen  der  Börfiengeaetzreform. 
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Die  Grundzüge 
der  schwedischen  Verfassung. 

Von 

Dr.  Pontus  £.  Fahlbeck, 

ordentlichem  Professor  der  Staats Wissenschaften  an  der  Universität  Lnnd  (Schweden». 

Gehalten  am  30.  Januar  1901. 

Die  Verfassung  Schwedens  ist  im  Auslande  ziemlich  unbekannt. 
Und  merkwürdig  wäre  es  fürwahr,  wenn  das  nicht  der  Fall  wäre. 
Denn  freilich  steht  in  Makquardskns  Handbuch  des  öffentlichen 
Rechts  eine  Darstellung  derselben  zur  Verfügung,  aber  wenn  auch 
in  Einzelheiten  korrekt,  vermag  doch  diese  Darstellung  nicht  eine 
richtige  Anschauung  der  schwedischen  Verfassung  zu  geben,  der 
ihren  Grundlagen  nach  ältesten  in  Europa,  ja  ich  könnte  wohl  sagen 
in  der  ganzen  Welt.  Unrecht  wäre  es,  dem  hochgeschätzten  Ver- 
lasser der  genannten  Monographie  die  Schuld  dafür  zuzuschreiben; 
liegt  es  doch  in  der  Natur  der  Sache,  dass  ein  Staatswesen,  das  das 
Alterspräsidium  unter  sämtlichen  Staatswesen  der  Welt  zu  bean- 
spruchen wagt,  unmöglich  richtig  aufgefasst  und  dargestellt  werden 
kann,  ohne  dass  ein  umfassende)'  historischer  Apparat  herangezogen 
wird,  um  die  Einsicht  in  das  geschichtliche  Werden  jedes  einzelnen 
Paragraphen  zu  vermitteln.  Die  schwedische  Verfassung  sowohl  als 
die  englische  muss  unbedingt,  um  recht  verstanden  zu  werden,  im 
Lichte  der  Geschichte  betrachtet  werden,  ein  Umstand,  der  bis  jetzt 
nicht  gehörig  beachtet  worden  ist.  und  zwar  aus  dem  (»rund,  weil 
die  jetzige  schwedische  Verfassung  nicht,  wie  die  englische,  aus 
historischen  Akten  weit  getrennter  Zeiten  oder  zu  einem  grossen 
Teil  aus  ungeschriebenein  Recht  besteht,  sondern  wie  die  modernen 
Verfassungen  in  nur  wenigen  Urkunden  aus  relativ  später  Zeit  kodi- 
fiziert ist. 
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Ich  halte  es  für  eine  Sache  von  grösster  Bedeutung,  in  erster 
Linie  für  uns.  dass  die  gelehrte  Welt  Deutschlands,  der  wir  so 
sehr  zu  Dank  verpflichtet  sind,  zu  einer  richtigen  Einsicht  in  die 
eigenartige  schwedische  Verfassung  gelangt.  Aher  auch  für  die 
deutsche  Staatsrechtswissenschaft  kann  es  von  Nutzen  sein,  glauhe 
ich,  durch  die  nähere  Bekanntschaft  eben  dieser  Verfassung  ihre 
Erfahrungen  zu  erweitern. 

Denn  die  schwedische  Verfassung  bietet  einen  besonderen  Typus 
neben  denen  der  anderen  jetzt  bestehenden  Verfassungen  dar. 

Unterscheidet  man  diese  nicht  nach  einer  formal  juristischen 
Konstruktion  allein,  wie  die  deutsche  Staatsrechtswissenschaft  heut- 
zutage mit  Vorliebe  tut,  sondern  ebensosehr  vom  politischen  Gesichts- 
punkt aus,  was,  um  denselben  gerecht  zu  werden,  nach  meiner 
Meinung  nötig  ist,  so  gibt  es  neben  den  Verfassungen  der  alleinigen 
Fürstensouveränität  und  der  ebenso  alleinigen  Volkssouve- 
ränität, wozu  das  parlamentarische  Königtum  zu  rechnen  ist,  noch 
die  konstitutionelle  Monarchie  als  ein  reales  Mittelding  zwischen 
den  beiden  anderen  Haupttypen.  Aber  die  konstitutionelle  Monarchie 
Schwedens  und  die  der  anderen  Länder  weisen  so  grosse  Verschieden- 
heiten auf.  dass  sie  als  zwei  besondere  Untertypen  aufgefasst  werden 
müssen.  Bei  der  konstitutionellen  Monarchie  der  einen  Art.  wie  sie 
besonders  in  Deutschland  vorkommt,  ist  die  Konstitution  vom  Fürsten 
oktroiert  worden,  daher  die  Gewalt  der  Volksrepräsentation  juristisch 
beurteilt  eine  übertragene  und  politisch  gesehen  der  des  Königs  nicht 
ebenbürtig.  Die  Staatsgewalt  fällt  somit  freilich  nicht  ungeteilt, 
aber  doch  zum  grössten  Teile  dem  Monarchen  zu.  Im  Gegensatz 
hierzu  ist  die  schwedische  Verfassung  von  1809  von  den  Ständen  ge- 
geben worden,  aber  freilich  nur  als  eine  Wiederherstellung  auf  alter 
Grundlage.  Diese  Grundlage  selbst  aber  ist  sowohl  juristisch 
wie  politisch  die  gleichwertige  Teilung  der  Staatsgewalt 
zwischen  Fürsten  und  Volk.  Auch  in  der  Beziehung  scheidet 
sich  die»  schwedische  konstitutionelle  Monarchie  von  der  in  Deutsch- 
land vorkommenden,  dass  die  genannte  Teilung  in  der  Staatsgewalt 
denn  so  ist  es  eigentlich  zu  verstehen  —  das  bewusste  Ergebnis 
einer  mehr  als  hundertjährigen  Erfahrung,  und  dass  dies  feiner  eine 
Wiederherstellung  auf  alter  Grundlage  ist.  Denn  eben  diese  Teilung 
der  Staatsgewalt  zwischen  König  und  Volk  war  die  Grundlage,  die 
von  unseren  Vorfahren  im  heidnischen  Zeitalter  gelegt  winde,  und 
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die  trotz  der  grossen  äusseren  und  inneren  Umwälzungen,  die  an 
das  schwedische  Staatswesen  herangetreten  sind,  im  wesentlichen 
noch  bis  zum  heutigen  Tage  fest  und  un verrückt  liegt. 

Nach  dieser  allgemeinen  Orientierung  will  ich  jetzt  versuchen, 
die  eigenartige  Verfassung  Schwedens  vorzuführen,  soweit  es  in  dem 
vorhandenen  Rahmen  möglich  ist.  damit  diese  uralte  und  zu  gleicher 
Zeit  ganz  moderne  Verfassung  weiter  bekannt  wird  und  beurteilt 
werden  mag. 

Das  schwedische  Keich  ist  ursprünglich  aus  mehreren1)  zu- 
sammengefügt. Die  Zusammenschweissung  der  vielen  Teilstaaten  zu 
einem  einheitlichen  Reiche  ist  das  erste  grosse  staatsrechtliche  Kreignis, 
das  uns  in  unserer  Geschichte  begegnet.  Wie  der  (»rund  dieses  zu- 
sammengesetzten Staates  gelegt  wurde,  wissen  wir  nur  aus  dunkeln 
sagenhaften  Denkmälern.  Ingjald  Illnide.  so  erzählt  die  Sage,  war 
ein  König  in  l'ppsala:  er  brachte  durch  List  und  Gewalt  sämtliche 
übrigen  Häuptlinge  ums  Leben  und  unterwarf  sich  ihre  Länder.  Dies 
soll  während  der  Zeit  von  600  700  geschehen  sein.  Wie  das  Ver- 
hältnis zwischen  dem  erobernden  Reiche  und  den  eroberten  sich 
gestaltete,  darüber  wissen  wir  nichts,  haben  aber  guten  Grund,  an- 
zunehmen, dass  die  ganze  Veränderung  darin  bestand,  dass  der  König 
von  Tppsala  in  sämtlichen  Reichen  als  König  anerkannt  wurde,  mit 
derselben  Stellung  und  denselben  Rechten,  wie  die  einzelnen  Könige 
der  verschiedenen  Länder  für  sich  gehabt  hatten.  Daher  war  die 
Veränderung  im  Innern  wenig  oder  gar  nicht  zu  bemerken,  während 
nach  aussen  das  vereinigte  Reich  nun  als  ein  grosses  „Svia  välde" 
(Svcareich)  dasteht.  Erst  beim  Aussterben  des  alten  königlichen 
Geschlechtes,  zur  Zeit  der  Gründung  des  normannischen  Reiches  in 
Kngland.  im  Jahre  1000,  werden  wir  daran  erinnert,  dass  das  Reich 
eigentlich  ein  zusammengesetzter  Staat  ist.  Denn  jetzt  entflammte 
eine  mehr  als  hundertjährige  Fehde  zwischen  seinen  verschiedenen 
Teilen,  namentlich  den  Westgötarn  und  Uppsvearn.  die  anfangs  aller- 
dings durch  das  zu  derselben  Zeit  eindringende  Christentum  an- 
gefacht wurde,  hauptsächlich-  aber  sich  um  die  staatsrechtliche  Frage 
drehte:  wer  im  Falle  des  Thronwechsels  den  gemeinsamen 
König  wählen  sollte.  Nachdem  die  einzelnen  Lande  eine  lange 
Zeit  hindurch  für  sich  Könige  erwählt  hatten,  wird  der  Partikularismus 

l)  PRoeorirs  zählt  deren  dreizehn.  Die  nordische  Sage  erwähnt 
ebenfalls  eine  Menge  kleiner  K<",ni<re  und  Reiche. 
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schliesslich  vom  Einheitsgedanken  besiegt.  Man  einigte  sich  auf  die 
Weine,  wie  der  berühmte  Text  im  älteren  Yästgötalag,  aus  der 
ersten  Hiilfte  des  XIII.  Jahrhunderts,  verkündet:  rSviar  agho 
konong  at  taka  swa  ok  wrwka-,  d.  h.:  „Den  l'ppsvearn  kommt 
das  Recht  zu,  den  König  zu  erwählen,  ebenso  wie  ihn  zu  verjagen  *% 
während  auf  der  anderen  Seite  die  Umfart,  sei  es.  dass  sie  schon 
in  älterer  Zeit  vorhanden  gewesen  war,  wie  zu  vermuten  ist,  oder 
erst  jetzt  eingeführt  wurde,  in  Bezug  auf  Zoit  und  Art  genau  be- 
stimmt wurde.  Dieser  Rechtssatz,  der  unzweifelhaft  als  ein  Friedens- 
vertrag zur  Schlichtung  der  hundertjährigen  Streitigkeiten  betrachtet 
werden  muss.  überlässt  einem  der  ursprünglichen  Teilstaateu  die  Ent- 
scheidung Uber  die  wichtigste,  allen  gemeinsame  Angelegenheit,  dem 
Reiche,  wenn  es  Not  tat,  einen  König  zu  geben. 

Merkwürdigerweise  hat  sich  diese  primitive  Art,  die  gemein- 
samen Angelegenheiten  eines  Staatenbundes  durch  eine  staats- 
rechtliche Pars  pro  toto  zu  organisieren,  in  der  Gegenwart  wieder- 
holt, indem  Schweden  als  Stifter  der  schwedisch-norwegischen  Union 
die  auswärtigen  Angelegenheiten  allein  verwaltet. 

Recht  bald  aber  trat  eine  andere,  vollkommenere  Anordnung 
an  die  Stelle  der  eben  erwähnten,  indem  sämtliche  Lande  mit  gleichem 
Rechte  an  der  Königswahl  teilnehmen  durften,  l'nd  in  dem  ersten 
Allgemeinen  Landrecht  vom  Jahre  1347,  mit  dem  man  be- 
absichtigte, die  r Rechte"  der  einzelnen  Lande  zu  verdrängen  und  zu 
ersetzen,  wird  allerdings  im  ersten  Absatz  des  ..Königsbalks"  (des 
Kapitels  vom  König)  daran  erinnert,  dass  das  Reich  Schweden  in 
heidnischer  Zeit  aus  Svea-  und  Götaland  entstanden  ist,  aber  gleich- 
zeitig wird  (im  zweiten  Absätze»  festgestellt,  dass:  „Yfver  alt  Sverike 
skal  ey  konungslik  krona  eller  konunger  wara  utan  en", 
d.  h.:  .In  Schweden  soll  nicht  mehr  als  eine  Krone  und  ein  König  ■ 
sein-.  Nachher  ist  der  zusammengesetzte  Staat  von  Rechts  wegen 
ein  Einheitsstaat  geworden,  wenn  auch  Erinnerungen  an  die  frühere 
Mehrheit  Jahrhunderte  hindurch  im  öffentlichen  und  privaten  Recht 
fortlebten.  Jetzt  lebt  als  letzter  Rest  dieser  ersten  Gestaltung  des 
Reiches  nur  noch  fcj  57  der  .Regierungsform",  welcher  enthält,  dass 
das  Recht  des  Besteuerns  dem  Reichstage  allein1)  und  nicht,  wie 

')  In  der  ursprünglichen  Fassung  von  1800:  „Den  Reichsständen 
allein  auf  allgemeinem  Reichstag". 

Jahrbnch  der  Internat.  Vereini^m^.  ti.  Bd.  9 
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früher,  auch  den  Provinziallandtagen  zukommt,  ferner  der  Königs- 
titel: rSvea  und  Göta  konung"  fort. 

Eiuleitungsweise  habe  ich  an  diese  erste  und  für  alle  Zukunft 
grundlegende  Staatsentwickelung  Schwedens  erinnern  wollen,  um 
dadurch  den  Hoden  zu  zeigen,  aus  dem  die  schwedische  Verfassung 
emporgewachsen  ist.  und  auch  ein  wenig  den  tieist  anzudeuten,  der 
das  Wachstum  geleitet  hat.  Ich  will  jetzt  diese  Verfassung  selbst 
in  kurzen  Zügen  darstellen,  zunächst  in  ihrer  ersten  uns  bekannten 
Form,  und  dann  zeigen,  wie  sie  sich  geschichtlich  zu  der 
jetzt  bestehenden  entwickelt  hat. 

Die  frühesten  Vcrfassungsurkunden  Schwedens  sind  die  rkonuu- 
gabalkar"  (Königshaufen),  von  denen  der  des  Lpplandslag  (Gesetzbuch 
für  Uppland)  vom  Jahre  121*0  der  älteste  auf  uns  gekommene  ist. 
Mit  der  früher  erwähnten  Verordnung  des  älteren  Vüstgötalags  zu- 
sammengestellt ermöglicht  er  eine  Rekonstruktion  der  Verfassung  in 
ihren  Hauptzügcn,  wie  sie  war.  ehe  die  katholische  Kirche  und  die 
mittelalterliche  Standesbildung  in  sie  Eingang  gefunden  hatten  und 
sie  zum  Teil  umgestalteten.  Die  Grundelemente  dieser  ältesten  Ver- 
fassung sind:  der  König  und  das  Volk,  und  letzteres  besteht  aus 
allen  wehrhaften  Freien,  landschaftsweise  auf  ihren  ^Tingen"  ver- 
einigt. Durch  Eide,  die  das  Volk  dem  König  und  der  König  dem 
Volke  abnimmt,  wird  ein  Rechtsverhältnis  zwischen  ihnen  fest- 
gelegt. Dieses  Verhältnis,  seinem  Wesen  uach  unveränderlich  ge- 
dacht, ist  der  materielle  Inhalt  des  Staatsrechtes.  Der  König  hat. 
wie  es  in  dem  Upplandslag  heisst:  ,.über  die  Lande  zu  gebieten  und 
über  das  Reich  zu  herrschen,  das  Recht  zu  stärken  und  den  Frieden 
zu  erhaltene  Das  hat  in  älterer  Zeit  ungefähr  folgendes  bedeutet: 
Der  König  nimmt  die  gesetzlich  bestimmten  Abgaben  ein  und 
erhält  das  Nutzungsrecht  des  Krongutes  (l'ppsala  öd),  sowie 
einen  Teil  des  Strafgeldes.  Dagegen  kennt  man  im  schwedischen 
Rechte  kein  Übereigeutum  des  Königs  an  Land,  wie  in  anderen 
germanischen  Staaten,  z.  B.  dem  fränkischen  Reich.  England  und 
Norwegen,  denn  dieses  Recht  ist  stets  auf  eine  Eroberung  zurück- 
zuführen. Der  König  liisst  das  Volk  zum  Streit  aufbieten  und  führt, 
wenn  es  ihm  recht  ist.  das  Heer  au.  Au  der  allgemeinen  Gesetz- 
gebung hat  er  keinen  Anteil,  nur  für  seine  Heamten  gibt  er  Gesetze 
und  verwaltet  nach  eigenem  Gutdünken  die  Abgaben  und  das  Kron- 
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gut,  doch  ohne  das  Kecht.  das  Krongut  seihst  zu  veräussern  oder 
zu  vermindern.  Das  Volk  seinerseits  oder  vielmehr  die  Völker  jedes 
einzelnen  Landes  gehen  und  ändern  das  allgemeine  Gesetz  ohne 
Teil  nähme  des  Königs  und  handhaben  durch  ihre  „Vertrauensmänner"* 
lagmän  und  häradshöfdi ngar  (etwa  Gesetzsprecher  und  Amts- 
richter) die  Jurisdiktion,  wobei  es  jedoch,  wie  es  scheint,  jedem  frei 
bleibt,  rzum  König  zu  gehen*  und  von  ihm  direkt  sein  Urteil  zu 
bekommen.  Im  übrigen  war  das  Volk  verpflichtet,  die  gesetzlich 
bestimmten  Abgaben  zu  leisten  und  des  Königs  Aufgebot  zu  folgen. 
Für  den  allgemeinen  Frieden  sorgten  König  und  Volk  gemeinsam, 
obschou  es  früh  die  besondere  Aufgabe  des  ersteren  ward,  darüber 
zu  wachen. 

Das  Charakteristische  dieser  ältesten  Verfassung  ist,  dass  König 
und  Volk  als  zwei  kontrahier  ende  Parteien  dastehen,  von  denen  jede  ihr 
genau  abgestecktes  Gebiet  von  Recht  und  Pflicht  hat.    Denn  nicht 
nur  das  Volk  hat  Pflichten,  auch  das  Königtum  bedeutet  eine  Ver- 
pflichtung nach  dem  Wortlaut  im  Königshaufen  im  Gesetzbuch  aus 
Uppland.  wo  es  von  dem  nach  gesetzlichen  Formen  gewählten  König 
hoisst:  Sidan  »er  han  skyldugher  konunger  Wiera  ok  krunu 
ba;ra,  d.  h.:  „Denn  ist  er  verpflichtet,  König  zu  sein  und  Krone 
zu  tragen*.    Auf  der  anderen  Seite  hat  das  Volk  Recht  und  Ge- 
rechtigkeiten, die  heilig  gehalten  sein  sollen,  wie  es  der  sechste 
Absatz  des  Königshaufens  im  Allgemeinen  Landrecht  sagt:  all  um 
riet  haldnum  haus  ok  varum,  d.  h.  „mit  Beobachtung  seines 
und  unseres  Rechtes".    Übrigens  enthält  der  Eid  des  Königs  eine 
Art  Habeas-corpusakte  unter  Autzählung  der  Freiheiten  und  Rechte, 
die  jedem  Manne  zukamen  und  zu  deren  Beobachtung  sich  der  König 
verpflichtete.     König  und   Volk  stehen  somit  als  zwei  getrennte 
Rechtssubjekte  da,  in   wechselseitiger  Beziehung  miteinander  ver- 
bunden durch  das  gegenseitig  beeidigte  Recht.    Zwei  Rechtssub- 
jekte, die  sich  nach  einem  über  beiden  stehenden  Recht 
jn  die  Staatsgewalt  teilen       das  ist  der  Grundzug  dieser  Ver- 
fassung.   Und  das  Recht  selbst,  das  die  gegenseitigen  Rechte  und 
Pflichten,  kurzum  die  Gewaltverteilung  ordnet,  ist  als  unveränderlich 
gedacht  oder  kann  nur  nach  freier  Übereinkunft  der  beiden  Parteien 
geäudert  werden.     Das  ersieht  man  aus  denjenigen  späteren  Be- 
stimmungen des  Allgemeinen  Landrechtes.  welche  die  Formen  für 

die  Entstehung  ausserordentlicher  Abgaben  und  neuer  allgemeiner 
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Keehtssätze  behandeln,  was  nur  med  allamanna  ja  ok  godvilia. 
d.  h.  .mit  aller  Milnner  Zustimmung"  geschehen  kann. 

Der  Form  nach  hat  also  die  Verfassung  da*  Aussehen  eines 
Vertrages,  der  jedoch  nur  auf  die  Eidschwüre  und  das  gegenseitige 
Vertrauen  gegründet  ist.  Eine  Institution,  die  darüber  wachte,  das* 
die  Eide  gehalten  und  die  gesetzlich  bestimmten  Verabredungen  nicht 
verletzt  würden,  gab  es  damals  nicht.  Aber  das  Gesetz  gab  das 
Recht  zum  Aufstand,  wenn  der  König  die  Verfassung  vergewaltigte 
oder  sonst  das  Recht  brach.  „Den  Svearn  kommt  das  Recht  zu.  den 
König  zu  wählen,  ebenso  wie  ihn  fortzujagen,"  heisst  es  mich  im 
älteren  Västgötalag.  In  späteren  Rechtsbüchern  erscheint  dieser  ge- 
wiss uralte  Rechtsatz  nicht  mehr,  wird  aber  mehrmals  erwähnt1) 
und  ist  bis  auf  unsere  Zeit  ein  Teil  des  ungeschriebenen  schwedischen 
Staatsrechts  geblieben.  Hat  ihn  doch  das  schwedische  Volk  mehrmals 
ausgeübt  gegen  Könige,  die  das  bestehende  Recht  vergewaltigt  oder 
das  Reich  in  Gefahr  gebracht  haben.  So  geschah  es  14311.  als  der 
Haueruanführer  Engelbrekt  Engelbrektsson,  nachdem  er  Erik  von 
Pommern  in  gesetzlichen  Formen  gekündigt  hatte,  die  Entthronung 
desselben  durchführte,  so  im  Jahre  1 '>»?(),  als  der  geisteskranke 
Erik  XIV.  von  seinen  Brüdern  (Johann  und  Karl)  und  den  Reichs- 
ständen der  Krone  für  verlustig  erklärt  wurde,  ferner  im  Jahre  1604. 
wo  der  katholische  Sigismund  und  sein  Geschlecht  von  dem  Throne 
ausgeschlossen  wurden,  schliesslich  im  .Jahre  180;»,  als  der  unglück- 
liche Gustav  IV.  Adolf  unter  allgemeiner  Zustimmung  entthront 
wurde.  Der  folgenden  Ent Wickelung  war  es  vorbehalten,  abgesehen  von 
der  ultima  ratio  der  Entthronung,  feste  Institutionen  zum  Schutz 
der  Verfassung  zu  schaffen  und  einen  Wächter  einzusetzen,  der  dafür 
zu  sorgen  hatte,  dass  die  geschworenen  Eide  gehalten  wurden. 

So  war  die  älteste  schwedische  Verfassung.  nur  mit  dem  Zu- 
satz, dass  das  Königtum  eiblich  war.  wodurch  der  Thronwechsel 
jedesmal  automatisch  ohne  irgend  welche  andere  Teilnahme  von  seifen 
des  Volkes  als  Anerkennung  und  Huldigung  und  wahrscheinlich 
unter  Formen,  die  den  später  vorkommenden  ähnlich  waren,  vor 
sich  ging. 

')  So  von  Erzbischof  Olof  in  »einem  Schreiben  an  das  Baseler 
Konzil  1435  res  ipse  debeat  buiusmodi  Biium  jura- 

mentum  observare  aut  reirno  carere. 
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Im  Jahre  1060.  wo  das  alte  Königsgeschlecht  erlosch,  be- 
ginnt ein  zweihundertjähriger  Umbildungsprozess.  welcher  mit  dem 
Allgemeinen  Landesgesetz  von  1347  und  dem  darin  enthaltenen 
öffentlichen  Recht  endigt.  Das  allgemeine  Resultat  dieser  Umbildung 
ist  das  mittelalterliche,  aristokratische  Königtum,  das  an  die 
Stelle  des  alten  demokratischen  getreten  ist.  Die  treibenden  Kräfte 
bei  dieser  Entwicklung  waren  ausser  den  Streitigkeiten  um  die  Königs- 
wahl und  damit  zusammenhangenden  historischen  Ereignissen  die 
Kirche  und  die  Ständebildung,  die  Entstehung  einer  geistlichen 
und  weltlichen  Aristokratie.  Die  für  die  Verfassung  wichtigen 
Neuerungen,  welche  daraus  folgten,  waren  in  erster  Hand  eine  Er- 
weiterung der  zentralen  Königsinacht  auf  Kosten  der  Demokratie 
der  Landschaften.  Die  neuen  Aulgaben  ■--  vor  allem  in  Bezug  auf 
den  innem  Frieden  und  das  Heerwesen  —  veranlassen  eine  königliche 
Gesetzgebung,  welche  sich  nach  und  nach  auf  alle  Dinge,  die  vor- 
dem nicht  „in  Gesetz  gefasst  und  geborgen  sind*1  uud  das  allgemeine 
Recht  nicht  angehen,  ausdehnt.  Im  Zusammenhang  hiermit  ent- 
wickelt sich  die  königliche  Gerichtsbarkeit  zu  einer  festen  Institution 
neben  und  Über  dem  alten  Rechtswesen.  Weit  bedeutungsvoller  für 
die  Verfassung  waren  jedoch  zwei  andere  Neuerungen,  die  in  dieser 
Zeit  aufkommen,  nämlich  die  Einführung  des  Wahl r eich s  und 
die  Entstehung  des  Rates.  Diese  beiden  Institutionen  sind  aus 
derselben  Wurzel,  der  neuen  Ständebildung  aufgewachsen,  und  gleich 
dieser  drohen  sie  den  alten  Verfassungsbau  vollständig  umzuformen. 
Die  politischen  Verfassungen  sind  stets  ein  Reflex  der  sozialen  Or- 
ganisation des  Gemeinwesens  mit  seinen  Ständen  und  Klassen.  Jede 
tiefergehende  Veränderung  der  letzteren  veranlasst  immer  die  Um- 
bildung des  öffentlichen  Rechts  und  des  Staatswesens  zur  Harmonie 
mit  der  ersteren. 

In  Schweden  wuchs  zu  gleicher  Zeit  eine  geistliche  und  eine 
weltliche  Aristokratie  heran,  die  ersten?  ein  Werk  der  Organisation 
der  christlichen  Kirche,  die  letztere  eine  Frucht  der  eigenen  Ent- 
wicklung der  Gesellschaft,  beschleunigt  allerdings  durch  die  in  dieselbe 
Zeit  fallende  Neugestaltung  des  Kriegswesens.  Anfangs  sind  diese 
neuen  Elemente,  wie  oben  angedeutet,  Stützen  der  Königsmacht  im 
Kampfe  gegen  den  Partikularismus  der  Landschaften  und  die  Volks- 
demokratie, bald  aber  wenden  sie  sich  gegen  die  ersten?  selbst.  Durch 
die  geschichtlichen  Ereignisse  unterstützt  führen  sie  so  das  Wahlreich 
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ein.  Dieses  ist  hier  wie  Uberall.  wo  es  aufgetreten  ist,  ausser  in  dem 
römischen  Kaisertum  und  dessen  geistlichen  Nachfolger,  dem  Papsttum, 
das  Produkt  einer  aristokratischen  Entwickelung. l)  Die  Vorstellung, 
welche  mehrere  Forscher  und  zuletzt  Brunner  gehegt  haben,  dass 
das  alte  Königtum  ein  Wahlreich  oder  eine  eigentümliche  Mischung  von 
Wahl-  und  Erbreich  gewesen  sei,  beruht  auf  einer  unrichtigen  Auffassung 
der  Entwickelung  der  germanischen  Staaten.  Diese  Staatsform  trifft 
man  nur  in  einem  Gemeinwesen  mit  stark  entwickelter  Aristokratie. 
So  auch  hier.  Aber  obschon  an  und  für  sich  eine  ungeheure  Um- 
gestaltung des  alten  demokratischen  Königtums,  verändert  doch 
die  Einführung  des  Wahlprinzips  in  die  Verfassung  deren  Grund- 
lagen nicht.  Vielmehr  tritt  nun  deren  Charakter  als  ein  Vertrag 
noch  stärker  hervor,  indem  jeder  König  für  sein  Teil  ausser  und 
neben  dem  im  Gesetz  festgelegten  Eid  ein  sogenanntes  Handgelöbnis 
abgibt. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  der  anderen  aristokratischen 
Neuerung  dem  Rate.  Der  Rat  wird  in  den  Landschaftsgesetzen 
nicht  erwähnt.  Erst  in  dem  Allgemeinen  Landesgesetz  von  1347 
wird  er  als  ein  selbständiges  Glied  in  der  Verfassung  bestätigt. 
Seine  Stellung  wird  durch  die  Aufgabe,  die  ihm  daselbst  zugeschrieben 
wird,  bezeichnet:  „mit  aller  Macht  darauf  zu  dringen,  dass  der  König 
den  Eid,  den  er  dem  Reiche  geschworen,  und  das  Volk  den  Eid. 
den  es  dem  König  geschworen,  halten  möge*4.  Manchem  hat  es  ge- 
schienen, als  ob  es  nach  dieser  Zeit  im  Reiche  Schweden  nicht 
zwei,  sondern  drei  »Staatsmächte4  gegeben  hätte:  neben  dem  König 
und  dem  Volke  auch  der  Rat.*)  Der  Rat  war  als  ein  Wächter 
Ober  König  und  Volk  gesetzt,  eine  Rolle,  die  zu  der  Verfassung  im 
Übrigen  wenig  passte.  Hier  hatte  nun  die  Entwickelung  die  feste 
Institution  geschaffen,  welche  die  alte  Verfassung  entbehrte  und 

')  Der  Versuch  der  norwegischen  Grossen  unter  Erling  Skakke  1164, 
daB  alte  Erbkönigtum  dieses  Landes  in  ein  Wahlreich  zu  verwandeln, 
bildet  eine  deutliche  Illustration  dieser  Entwickelung. 

a)  Der  im  Schwedischen  geläufige  Ausdruck  Statsmakt  und  Stats- 
inakter,  Staatsmacht  und  Staatsmächte,  wird  hier  und  im  folgenden  ver- 
wendet, um  König  und  Volk  oder  Reichstag  in  ihrer  Stellung  als  Träger 
des  Staatswillens  oder  unmittelbare  Organe  der  Staatsgewalt  nach  der 
deutschen  staatsrechtlichen  Tenninoloirie  zu  bezeichnen.  Staatsmacht  ist 
also  der  politische  Ausdruck  für  das  juristische:  „höchste  Organ  der  Staats- 
gewalt". 
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welche  zusehen  sollte,  dass  die  Eide,  auf  denen  das  Staatsrecht  ruhte, 
heilig  gehalten  würden.  Aber  allzu  leicht  musste  diese  Wäehterrolle 
Ül)er  König  und  Volk  den  Wunsch  gebären,  beider  Herr  zu  werden. 
In  der  Tat  hat  auch  diese  neue  Institution  und  die  dahinterliegende 
soziale  Grundlage,  die  Aristokratie,  lange  Zeit  hindurch  die  treibende 
Kraft  in  der  folgenden  Verfassuugsentwickelung  gebildet,  indem  ihre 
Übergriffe  die  beiden  anderen  Staatsmächte  bedrohten  und  so  deren 
Widerstand  hervorriefen.  Zu  zwei  verschiedenen  Zeiten  hat  die 
Aristokratie  mit  dem  Rate  an  der  Spitze  sich  das  Königstum  unter- 
werfen und  sich  an  die  Statt  und  Stelle  des  Volkes  setzen  wollen. 
Im  Falle  des  Gelingens  wäre  die  Folge  gewesen,  dass  die  Verfassung 
eine  vollständige  Umbildung  erfahren  hätte.  Aber  es  gelang  nicht. 
Die  beiden  anderen  Staatsmächte  erheben  sich,  schieben  den 
Rat  beiseite  und  bald  teilen  sie  sich  in  die  Macht  wie  früher,  bald 
besitzen  sie  sie  wechselweise  für  sich  allein. 

Zum  erstenmal  versuchten  der  Rat  und  der  Adel  sich  zum 
Mittelpunkt  der  Verfassung  und  zum  Herren  des  Staatswillens  zu 
machen  in  der  letzten  Periode  des  Mittelalters  (1319 — 1520).  Aber 
die  Erhebung  der  Bauern  zuerst  unter  Engel brekt,  dann  unter  den 
Sturen,  wo  der  Kampf  sich  auch  um  die  von  dem  Adel  begünstigte 
Vereinigung  mit  Dänemark  drehte,  endet  mit  der  Wiederaufrichtung 
des  nationalen  Königtums  durch  Gustav  Wasa.  Jetzt  wird  die  Ver- 
fassung auf  der  alten  Grundlage  wieder  hergestellt.  Die  Reformation 
bricht  die  Macht  der  Kirche,  wie  die  geschichtlichen  Ereignisse  und 
besonders  das  Blutbad  von  Stockholm  1520  die  der  Grossen  und  des 
Rates  gebrochen  haben.  Dieser,  eben  noch  so  mächtig,  wird  gänzlich 
vom  König  abhängig.  l*nd  an  die  Stelle  der  Triarehie  des  Land- 
rechts, König,  Rat  und  Volk,  tritt  wieder  die  alte  Dyarehie  von 
König  und  Volk.  Die  Königsmacht  bildet  die  eine  Staatsgewalt, 
während  das  Volk  die  andere  bildet,  die  allmählich  durch  den  aus 
vier  Ständen  zusammengesetzten  Reichstag  vertreten  wird.  Ausser- 
dem wird  das  Königtum  jetzt  erblich  im  Hause  Gustav  Wasas. 

So  wird  die  Einheit  des  Reiches  und  des  Staates,  die  durch 
die  katholische  Kirche  und  das  Emporkommen  des  Adels,  sowie 
durch  die  Macht  der  Hansa  Uber  die  Städte  bedroht  gewesen  war, 
wiederhergestellt.  Diese  Wiederherstellung,  ebenso  wie  Erneuerung 
der  Verfassung  wird  von  dem  grossen  Enkel  Gustav  Wasas.  Gustav  II. 
Adolf  (1611 — 10Ü2)  noch  weiter  durchgeführt.    Dieser  König  war 
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ebensogross  auf  den  Gebieten  des  Verfassungslebens  und  der  Ver- 
waltung wie  auf  dem  der  auswärtigen  Politik.  Zu  seiner  Zeit  wird 
sämtlichen  Hinrichtungen  des  Staates  eine  neue  Form  gegeben.  Die 
Verwaltung  wurde  damals  so  organisiert,  wie  sie  noch  bis  auf  den 
heutigen  Tag  im  wesentlichen  unverändert  geblieben  ist.1)  Das 
Rechtswegen  el>enfalls,  wobei  die  alte  Sitte,  in  letzter  Instanz  den 
König  anzurufen,  eine  neue,  zeitgemässe  Organisation  erhielt.8)  Der 
Reichstag  endlich  erhielt  nun  gesetzmässig  bestimmte  Formen  und 
wurde  zugleich  als  die  richtige  Vertretung  des  schwedischen  Volkes 
anerkannt.3)  Der  aus  Adel,  Geistlichen,  Bürgern  und  Bauern  zu- 
sammengesetzte Reichstag  entsteht  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts, 
langsam  heranwachsend  teils  aus  den  Herrentagungeu,  welche  nur 
von  dem  Rate  und  den  Mächtigen  gehalten  wurden,  teils  aus  den 
Bestimmungen  des  Landrechts  betreffs  der  Königswahl  durch  Bevoll- 
mächtigte aus  den  verschiedenen  Landen.  Er  ersetzt  die  früheren 
Landstinge  und  ihre  Ableger,  die  Provinzialzusainmenkünfte,  und 
wird  dadurch  die  Organisation  der  Volksgewalt  in  dem  vollendeten 
Einheitsstaate. 

Bei  aller  dieser  Umbildung  und  Neugestaltung  wird  jedoch 
die  ursprüngliche  Grundlage  der  Verfassung  beibehalten;  König  und 
Volk  sind  die  beiden  Staatsmächte,  deren  Zusammenwirken  in  allen 
wichtigen  Sachen  erforderlich  ist,  um  den  Staatswillen  zu  bilden, 
während  dei*  Rat  das  erste  Organ  und  der  Diener  des  Königs  und 
Reiches,  nicht  aber  ihr  Herr  ist.  Das  Wesen  des  schwedischen 
Staates  ist  von  niemand  besser  ausgedrückt  worden,  als  von  Gustav 
Adolf  selbst  in  den  bekannten  Worten:  .König  und  Stände,  höhere 
und  niedere,  vertreten  zusammen  an  Gottes  Statt  die  königliche  hohe 
Majestät".  Der  wesentlichste  Unterschied  gegen  früher  ist,  dass  die 
Staatseinheit  durch  den  aus  vier  Ständen  gebildeten  Reichstag  auch 
seitens  des  Volkes  zu  einem  Ausdruck  gelangt  ist.  wenn  auch  jener 
sich  noch  nicht  in  die  Rolle  hineingewachsen  hat.  die  der  Geist  der 
Verfassung  forderte  und  die  er  später  bekam:  ferner,  dass  die  ab- 
strakte Teilung  in  die  Staatsgewalt  jetzt  in  ein  Zusammenwirken 
des  Königs  und  Volkes  zur  Bildung  des  Staatswillens  umgesetzt 
worden  ist,  wobei  jedoch  der  König  das  Übergewicht  erhielt,  vor 

')  Durch  die  sogenannte  Regierunsraform  von  1634. 
Ä)  Die  Gerichtsordnung  von  1614. 
3)  Reichstagsordnung  von  1617. 
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allem  in  gewissen  Teilen  der  (Gesetzgebung:,  der  später  sogenannten 
ökonomischen. 

Die  Zeit  der  Wasakönige.  namentlich  diejenige  Gustav  Adolfs, 
ist  für  die  Verfassung  eine  Wiederherstellung  und  gleichzeitig  eine 
Entwickelung  auf  der  uralten  Grundlage  in  Übereinstimmung  mit 
den  Bedürfnissen  der  neuen  Zeit.  Aber  sie  ist  zugleich  die  Zeit  der 
Stille  zwischen  den  Stürmen,  denn  kaum  ein  Menschenalter  nach 
dem  Tode  des  grossen  Königs  bricht  der  Streit  wieder  aus.  und  das 
mühsam  wiedergewonnene  Gleichgewicht  der  beiden  Staatsgewalten 
wird  durch  mächtige  Störungen  bald  nach  der  einen,  bald  nach  der 
anderen  Seite  hin  abgelöst.  Die  sozialen  Verhältnisse,  allerdings 
durch  verschiedene  äussere  und  innere  Zustände  unterstützt,  waren 
auch  jetzt  die  treibenden  Kräfte.  Während  der  langen  Kriege  und 
der  zwei  vormundschaftlichen  Regierungen,  1682—1644  für  Christina 
und  1660 — 1672  für  Karl  XI.,  und  durch  den  Unverstand  jener 
Königin  gelang  es  dem  Adel  und  seiner  politischen  Spitze,  dem  Rat. 
von  Neuem  höher  emporzuwachsen,  als  besonders  für  die  übrigen 
Stände,  aber  auch  für  die  Königsgewalt  ratsam  war.  Auf  dem 
Reichstag  1680  reichten  die  beiden  sich  die  Hand,  um  die  Gewalt 
des  Rates  zu  brechen  und  die  grosse  Reduktion  durchzuführen, 
wodurch  sämtliche  Krongüter,  die  der  Adel  unter  früheren  Regierungen 
erworben  hatte,  konfisziert  wurden.  Durch  diese  Reduktion,  die 
grösste  der  Neuzeit  nach  der  grossen  Konfiskation  der  französischen 
Revolution,  verschwand  die  dritte  Staatsmacht  für  immer  aus  der 
schwedischen  Verfassung.  Der  König  und  das  Volk,  d.  h.  der  Reichs- 
tag, sind  seitdem  die  einzigen  Inhaber  der  Staatsgewalt. 

Nun  stellte  sich  aber  heraus,  dass  der  Reichstag  seiner 
Stellung  noch  nicht  gewachsen  war  und  dass  die  Verfassung 
in  Bezug  auf  den  Anteil  der  Stände  an  der  Gewalt  Lücken  zeigte, 
die  nur  eine  teuer  erworbene  Erfahrung  füllen  sollte.  Die  eine 
dieser  Lücken  war.  dass  der  Reichstag  nicht  zu  festgesetzten  Zeiten 
tagte.  Freilich  war  schon  im  Jahre  1660  für  die  vormundschaftliche 
Regierung  Karl  XI.  bestimmt  worden,  dass  die  Stände  alle  drei 
Jahre  tagen  sollten.  Als  aber  Karl  XI.  im  Jahre  1672  selbst  die 
Regierung  übernahm,  wurde  diese  Bestimmung  als  ungültig  angesehen, 
wozu  der  Umstand  beitrug,  dass  die  Berufung  zum  Reichstag  als 
eine  Last  betrachtet  wurde,  so  dass  man  nichts  dagegen  hatte,  diese 
Bestimmung  wegfallen  zu  lassen.    Die  andere  Lücke  war  diejenige, 
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welche  der  Rat  hinterliess,  als  er  1680  und  1682  zwar  nicht  ganz 
aufgehoben  wurde,  jedoch  seine  Macht  und  seinen  Einfluss  ganz  und 
gar  verlor.  König  und  Volk  standen  jetzt,  wie  in  der  heidnischen 
Zeit,  ganz  unvermittelt  einander  gegenüber,  jener  aber  in  Bezug  auf 
Verwaltung  und  ökonomische  Gesetzgebung  mit  allen  Machtmitteln 
der  neueren  Zeit  ausgerüstet.  Das  Machtverhältnis  zwischen  König 
und  Volk  wurde  schon  dadurch  ein  ganz  ungleiches.  Aber  es  sollte 
noch  schlimmer  kommen.  Karl  XI.  beobachtete  zwar  die  Sitte  seiner 
Vorgänger,  die  .Stände  oft  zu  berufen  und  fleissig  Uber  die  Reichs- 
angelegenheiten zu  Rate  zu  ziehen,  aber  er  erwirkte  dabei  für  sich 
eine  grössere  Macht,  als  irgend  ein  schwedischer  König  vor  ihm 
gehabt  hatte,  und  das  Volk  gab  ihm  diese  Macht  aus  Dankbarkeit 
für  die  Grosstat  der  Reduktion.  Damit  war  aber  keineswegs  ge- 
meint, dass  er  die  durch  Recht  und  »Sitte  gesteckten  Grenzen  seiner 
Gewalt  überschreiten  sollte.  Ob  er  dieselben  einhalten  wollte,  hing 
jedoch  nunmehr  ganz  von  seinem  eigenen  Pflicht-  und  Verant- 
wortungsgefühl ab.  Karl  XI.  wurde  beiden  gerecht.  Sein  Sohn 
aber,  Karl  XII.,  in  dem  damals  in  Europa  allgemoin  vorwaltenden 
Geiste  der  Alleinherrschaft  erzogen,  verlor  die  uralten  schwedischen 
Traditionen  aus  dem  Gesicht  und  herrschte  als  ein  souveräner 
König.  Er  regierte  in  allem  ohne  die  Mitwirkung  der  Stände,  führte 
während  seiner  ganzen  Regierung  Krieg,  hob  Truppen  und  schrieb 
Steuern  aus  nach  eigenem  Ermessen.  Das  hiess  mit  der  früheren 
Verfassung  des  Landes  vollständig  brechen;  die  eine  Staatsgewalt 
hatte  sich  allein  vorbehalten,  was  nach  dem  schwedischen  Staats- 
recht unter  König  und  Volk  verteilt  sein  sollte.  Das  Gleichgewicht 
der  Machtfaktoren,  das  diese  Verfassung  kennzeichnet,  war  unrettbar 
gestört,  und  es  sollten  beinahe  hundert  Jahre  vergehen,  bis  es  voll- 
ständig wiederhergestellt  wurde. 

Karl  XII.  wurde  nicht  entthront,  wie  es  nach  dem  schwedischen 
ungeschriebenen  Recht,  von  dem  oben  die  Rede  war.  hätte  geschehen 
sollen.  Die  grossen  Dienste,  die  die  Alleinherrschaft  durch  die 
Reduktion  und  durch  die  Ausgleichung  des  Staudesunterschiedes  der 
Gesellschaft  geleistet  hatte,  vor  allem  aber  die  mächtige  Persönlichkeit 
des  Königs  und  der  Zauber,  den  er  auf  sein  Volk  ausübte,  verhinderten 
dies.  Kaum  war  er  aber  im  Jahre  1718  bei  Fredrikshall  gefallen, 
da  erhob  sich  die  zurückgedrängte  und  dadurch  aufgebrachte  Volks- 
gewalt und  stürzte  mit  grösstcr  Einmütigkeit  das  Regierungssystem, 
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die  sogenannte  Souveränität,  das  dem  Lande  ohne  Einwilligung  der 
Stünde  auferlegt  worden  war.  Wie  aber  zwei  gleiche  Gewichte,  die 
stark  aus  der  Gleichgewichtslage  gebracht  worden  sind,  dieselbe 
nicht  sofort  wieder  einnehmen,  sondern  nach  der  entgegengesetzten 
^  Seite  ausschlagen  und  sich  dann  hin  und  her  bewegen,  so  auch  hier. 
Man  Hess  sich  nicht  mit  der  Beseitigung  der  Souveränität  und  der 
Wiederherstellung  des  früheren  Gleichgewichts  zwischen  König  und 
Volk  genügen,  sondern  verfiel  in  das  andere  Extrem.  Von  der  Allein- 
herrschaft des  Königs  ging  man  zur  Alleinherrschaft  der  Stände 
über.  Die  Regierungsfonneu  von  1719  und  1720  und  die  Reichstags- 
ordnung von  1723  übertrugen  die  ganze  Gewalt  den  Ständen ;  der 
König  war  nur  eine  Marionette  in  den  Händen  der  Reichstagsmehrheit 
und  eine  Staatsdekoration.  Dies  ist  das  parlamentarische  Königtum 
Schwedens,  eine  durch  die  Königswürde  maskierte  Alleinherrschaft 
der  Stände.  Der  Reichstag,  innerhalb  dessen  im  Anfang  der  Adel 
und  dann  die  nichtadeligen  Stände  das  Übergewicht  haben,  wird 
selbst  regierend,  teils  direkt  durch  Ausschüsse,  unter  denen  der 
„Sekrete"  der  vornehmste  ist,  teils  durch  den  Rat,  in  dem  die  An- 
gelegenheiten durch  Abstimmung  entschieden  werden,  wobei  der  König 
nur  zwei  oder  in  gewissen  Fällen  drei  Stimmen  hat.  Der  Rat  aber 
ist  jetzt  vor  den  Stünden  verantwortlich  und  vollständig  ihr  Diener. 

Fremde  Beobachter  haben  sich  sowohl  in  älterer  wie  in 
jüngerer  Zeit  vorgestellt,  dass  Schweden  in  dieser  Periode  der 
„Adelsherrschafta,  wie  man  sagt,  ein  zweites  Polen  gewesen  sei. 
Nichts  kann  unrichtiger  sein.  Denn  erstens  war  es  keine  Adels- 
herrschaft, sondern  die  Herrschaft  des  schwedischen  Volkes  durch 
den  Reichstag;  zweitens  zeigt  nicht  minder  das  „Wovon*  dieser 
Periode  als  das  „Woher"  derselben,  dass  sie  die  Phase  einer  Ent- 
wicklung ganz  anderer  Art  und  eines  ganz  anderen  Volkes  war. 

Fünfzig  Jahre  lang,  1719  1772,  hält  sich  diese  Regierungs- 
form,  die  dem  Geiste  der  schwedischen  Verfassung  ebenso  fremd  war 
wie  die  Souveränität,  sie  aber  mit  neuen  Einrichtungen  bereicherte. 
Der  Reichstag  erhält  jetzt  seine  vollständige  Organisation  und 
technische  Ausbildung.  Seine  Arbeitsordnung  und  vor  allem  die 
Ausschusseinrichtung  werden  so  organisiert,  wie  sie  in  der  Haupt- 
sache immer  noch  bestehen.  In  dieser  Zeit  wurde  auch  zwischen 
(»rund-  oder  Verfassungsgesetzen  und  anderen  Gesetzen  sowohl  formell 
wie  materiell  untersclüedeii.  —  Indessen  war  dieses  System  der  soge- 
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nannten  Freiheitszeit  der  hergebrachten  Sitte  und  ganzen  Anschauungs- 
weise des  schwedischen  Volkes  zu  sehr  zuwider.  Ausserdem  brachte  es 
das  Reich  in  grosse  tiefahr  von  aussen.  Ein  Inselreich  wie  England 
konnte  straflos  im  XVIII.  Jahrhundert  eine  Parlamentsherrschaft 
sich  ausbilden  lassen:  für  ein  Reich  wie  Schweden  mit  raubsüchtigeiu 
Nachbarn  an  seinen  Grenzen  war  das  gefiihrlieh.  Sobald  also  mit 
Gustav  III.  im  Jahre  1771  ein  König  von  schwedischer  Abkunft  den 
Thron  bestieg,  wurde  eine  unblutige  Revolution  durchgeführt,  wodurch 
der  Gewalt  der  Stände  ein  Ende  gemacht  und  die  Wiederherstellung 
des  Gleichgewichts  im  Staate  zwischen  Konig  und  Volk  versucht 
wurde.  Leider  beging  Gustav  III.  den  Fehler,  die  Verfassung  zu 
dem  zurückfuhren  zu  wollen,  was  sie  vor  Einführung  der  Souveränität 
im  Jahre  1680  gewesen  war,  denn  damals  wurde  die  Macht  Verteilung 
zwischen  König  und  Volk  mehr  durch  gegenseitiges  Vertrauen  als 
durch  feste  Einrichtungen  aufrecht  gehalten.  Jetzt  war  das  Ver- 
trauen fort,  darum  reichten  die  bisweilen  unsicheren  Bestimmungen 
der  Verfassung  von  1772  zur  Wiederherstellung  des  so  lange  Zeit 
gestörten  Gleichgewichts  der  beiden  Staatsmächte  nicht  aus.  Ausser- 
dem enthielt  sie  noch  keine  feste  Legislaturperiode  für  den  Reichstag, 
während  auf  der  anderen  Seite  dem  König  das  Recht,  allein  über 
Krieg  und  Frieden  zu  bestimmen,  genommen  ward.  Gustav  III.  geriet 
darum  bald  mit  den  Ständen,  besonders  dem  Adel,  in  einen  Streit, 
der  im  Jahre  1789  zu  einer  zweiten  Verfassungsänderung;  führte. 
Durch  die  Aufhebung  der  letzten  Adelsprivilegien,  die  noch  von  Be- 
deutung waren,  gewaun  er  die  drei  nichtadeligen  Stände  für  die 
sogenannten  ,.Förenings-och  Säkerhetsakteir,  wodurch  der  König  noch 
einmal  fast  alleinherrsehend  wurde.  Mit  seinem  Leben  musste  er 
1702  für  diesen  Sieg  büssen,  aber  der  durch  den  Königsmord  erregte 
Abscheu  verhinderte,  das*  damals  Malsregeln  zur  Beseitigung  der 
Souveränität  und  zur  Wiederherstellung  des  Gleichgewichts  in 
der  Verfassung  getroffen  wurden.  Tin  solche  herbeizuführen, 
waren  noch  die  Missgriffe  Gustav  IV.  Adolfs  und  das  Fnheil,  das 
er  über  das  Land  brachte,  erforderlich;  dann  aber  geschah  es  im 
(reiste  des  alten  Västgötalags.  indem  das  Volk  den  König  absetzte 
und  so  dem  Reiche  nicht  nur  einen  neuen  König,  sondern  auch 
eine  neue  Verfassung  gab. 

Selten  ist  ein  Volk  unter  schwierigeren  äusseren  Bedingungen 
an  eine  so  wichtige  Handlung  gegangen,  wie  das  schwedische  im 
Jahre  1809. 
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Nachdem  es  mit  Kussland  verbündet  an  dem  Streit  gegen 
Frankreich  und  Dänemark  teilgenommen  hatte,  wurde  das  Land  im 
Jahre  1X08  von  seinem  bisherigen  Bundesgenossen,  der  nun  mit 
Frankreich  Frieden  und  mit  Dänemark  ein  Bündnis  geschlossen  hatte, 
treulos  Uberfallen.  Über  Finland.  das  in  demselben  Jahre  von  den 
russischen  Heeresmassen  überschwemmt  wurde,  waren  diese  im  An- 
fang des  Jahres  1809  ins  nördliche  Schweden  und  auf  Aland  ge- 
kommen, wahrend  die  Danen  einen  Anfall  von  Norwegen  aus  vor- 
bereiteten. In  dieser  Lage  der  höchsten  Not  gelangte  der  Gedanke 
an  die  Entthronung  Gustav  IV.  Adolfs  bald  zur  Reife,  denn  seine 
Vufühigkeit  im  Verein  mit  dem  herrschenden  Regierungssystem  hatte 
alles  Unheil  über  das  Land  gebracht.  Unter  allgemeiner  Zustimmung 
wurde  die  Verhaftung  des  Königs  am  13.  Marz  im  königlichen 
Schlosse  zu  Stockholm  bewerkstelligt  und  die  Regierung  seinem 
Onkel,  dem  Herzog  Karl  anvertraut,  bis  die  Stünde  zusammenkommen 
konnten.  Am  1.  Mai  tagten  sie  und  übertrugen  am  12.  desselben 
Monats  ihrem  Konstitutionsausschuss  die  Ausarbeitung  einer  neuen 
Verfassung.  Nach  Verlauf  von  kaum  14  Tagen  war  dieser  mit 
seiner  Arbeit  fertig.  Die  neue  Verfassung  wurde  am  6.  Juni  von 
den  Ständen  angenommen  und  Herzog  Karl  nach  der  Genehmigung 
der  Regierungsform  zum  König  gewählt. 

Wenn  sich  Uberhaupt  jemals  einer  konstituierenden  Versamm- 
lung die  Gelegenheit  dargeboten  hat.  nach  fertigen  Mustern  und 
herrschenden  politischen  Ideen  eine  Verfassung  zusammenzuflicken, 
so  war  es  gewiss  bei  dieser  der  Fall.  Die  Eilfertigkeit  der  Arbeit, 
sowie  die  politischen  Vorstellungen  der  Zeit,  die  Ideen  der  französischen 
Revolution  und  die  des  englischen  Konstitutionalismus  hätten  wohl 
diese  Verfassung  als  eine  Nachbildung  erscheinen  lassen  müssen. 
In  dem  von  Hans«  Jäkta.  dem  Schriftführer  des  Konstitutionsaus- 
schusses.  ausgearbeiteten  Memorial,  das  dem  Entwurf  des  Ausschusses 
beigelegt  wurde,  ist  auch  sowohl  von  der  Lehre  Montksqimkus  über  die* 
Teilung  der  Staatsfunktionen  als  von  der  erprobten  Konstitution 
Englands  die  Rede.  Aber  diese  Äusserungen  haben  kaum  eine  andere 
Bedeutung  gehabt,  als  zu  zeigen,  dass  die  Verfasser  des  Entwurfs  mit 
diesen  fremden  Lebreu  und  Mustern  wohl  vertraut  waren.  Bei  einer 
anderen  Gelegenheit  (18JJ2)  äusserte  derselbe  Mann:  „Die  Kegierungs- 
fonn  Schwedens  vom  6.  Juni  180U  ist  nicht  nach  den  Staatskostttmen 
geschnitten,  die  damals  im  übrigen  Europa  modern  waren,  sondern 
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nach  der  altertümlichen  schwedischen  Tracht,  mit  dem  Wams  auf 
dem  Leibe*4.  Und  mehrere  ahnliche  Äusserungen  finden  sich  sowohl 
in  dem  erwähnten  Memorial  wie  in  den  Reden,  die  Ober  den  Entwurf 
von  den  Ständen  gehalten  wurden.  In  der  Tat  sind  diese  Äusserungen 
Uber  die  nationale  Grundlage  der  Verfassung  so  durchaus  wahr,  dass 
es  überhaupt  keine  einzige  Institution  gibt,  die  als  eine  vom  Ausland 
geliehene  nachgewiesen  werden  könnte,  während  dagegen  einheimische 
Erfahrungen  und  historische  Begebenheiten  hinter  jedem  einzelnen 
der  114  Paragraphen  zu  erblicken  sind. 

In  der  Ausarbeitung  der  Verfassung  waren  nun  die  leitenden 
Grundgedanken,  die  beiden  Extreme,  zwischen  denen  die  Verfassung 
in  unmittelbar  voraufgegangcnein  Menschonalter  umhergeworfen 
worden  war,  für  die  Zukunft  zu  vermeiden  und  zu  verhindern.  Die 
politischen  Verhaltnisse  im  Jahre  1809,  sowohl  die  inneren  wie  die 
äusseren,  hatten  in  vielem  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  denjenigen, 
die  im  Jahre  1718  vorhanden  waren.  Aber  wie  himmelweit  ver- 
schieden waren  die  Ergebnisse  dieser  beiden  Revolutionen !  Während 
man  bei  dieser  von  einem  Extrem  in  das  andere  verfallen  war, 
waren  es  eben  diese  Extreme,  die  man  bei  jener  vermied.  Man 
war  zu  der  Einsicht  gekommen,  dass  die  Freiheit,  d.  h.  die  souveräne 
Volksgewalt,  nicht  minder  gefährlich  sei  als  das  souveräne  Königtum. 
Die  rgenaue  Berechnung-'  und  das  „sorgfältige  Abwägen  der  beiden 
konstitutionellen  Staatsmächte".  König  und  Stände,  wird  darum 
wieder  und  wieder  als  der  Kanon  der  Verfassungsarbeit  hervor- 
gehoben. Aus  der  reichen  Vorratskammer  älterer  Verfassungs- 
urkunden nimmt  man  hierbei  bald  eine  Bestimmung  über  die  Hoheit 
und  Macht  des  Königs,  bald  eine  für  die  Stände,  «aber  man  bearbeitet 
sie  zur  inneren  Harmonie  oder  schafft  neue  nach  den  Erfahrungen, 
die  man  in  der  letzten  Zeit  gemacht  hat.  Durch  die  Wiederher- 
stellung des  Gleichgewichts  zwischen  König  und  Volk  wird  auch 
• 

die  Verfassung  auf  ihre  uralte  Grundlage  gestellt.  Mit  vollem  Recht 
sagt  deshalb  der  Konstitutionsausschuss:  „Der  Ausschuss  schlägt 
keine  grossen  und  glänzenden  Veränderungen  der  uralten  Grund- 
formen unserer  Verfassung  vor".  Er  führte  sie  auf  iliren  Trtypus. 
die  dualistische  Verfassung  im  einheitlichen  Staate  zurück,  den  sie 
zuletzt  unter  Gustav  II.  Adolf  besass.  aber  später  verlor,  jedoch  in 
einer  reicheren  und  vollkommeneren  Gestalt  und  ohne  die  Mängel 
und  Gebrechen,  die  ihr  früher  anhafteten.    Hierdurch  wird  die  neue 
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Verfassung  gleichsam  das  Fazit  der  ganzen  Verfassungsgeschichte 

des  schwedischen  Volkes.    Die  Regierungsforni  von  1809  ist  die 

reife  Frucht  einer  tausendjährigen  Entwickelung. 

*  * 
* 

Einen  langen  Umweg  habe  ich  wühlen  müssen,  um  den 
rechten  Gesichtspunkt  für  das  Verständnis  der  schwedischen  Ver- 
fassung zu  gewinnen.  Es  muss  aber  so  sein  mit  den  alten  —  man 
kann  sagen  historischen  -  Verfassungen  im  Gegensatz  zu  den 
neueren  mehr  oder  weniger  doktrinären.  Den  Schlüssel  zu  den 
letzteren  hat  man  in  den  politischen  Ideen,  die  jetzt  oder  vor  kurzer 
Zeit^eläufig  waren,  ebenso  wie  in  der  Volksbewegung,  durch  welche  sie 
veranlasst  worden.  Um  die  historischen  Verfassungen,  welche  Produkte 
der  inneren  politischen  Entwicklung  von  Jahrhunderten  sind,  zu  ver- 
stehen, ist  es  mitwendig,  die  Gruudzüge  eben  dieser  Entwickelung 
selbst  zu  kenneu.  Mit  der  Zeit  werden  alle  Verfassungen  in  dieser 
Hinsicht  historisch;  bis  jetzt  gibt  es  kaum  andere  als  die  englische 
und  die  schwedische,  denn  die  frühere  Entwickelung  der  Verfassungen 
in  Ungarn,  in  den  Niederlanden  und  der  Schweiz  ist  nicht  in  dem- 
selben Mafse  die  Mutter  ihrer  jetzigen. 

Das  erste  und  vornehmste  Verfassungsgesetz  der  schwedischen 
Verfassung  ist  die  oft  genannte  Regierungsform  von  1809.  Ausser 
dieser  gibt  es  noch  drei  andere  sogenannte  Grundgesetze.1)  Diese 
Grundgesetze  aber  enthalten  nur  eine  Auslegung  der  in  der  Regierungs- 
form festgestellten  allgemeinen  Rechtssätze.  Für  eine  kurze  Über- 
sicht der  Verfassung  wie  diese  genügt  es.  eine  Darstellung  nach 
der  letzteren  zu  geben.  Ich  werdo  daher  erstens  diese  Ver- 
fassung, wie  sie  1809  geworden  ist,  vorführen,  um  dann  in 
Kürze  die  Veränderungen,  die  später  eingetreten  sind,  zu 
besprechen. 

Äusserlich  besteht  die  Regierungsform  aus  einem  Ingress  und 
einer  Nachschrift  und  114  Paragraphen,  von  welchen  die  48  ersten 
die  königliche  Macht,  ihre  Organisation  und  Befugnisse,  sowie  die 
des  Staatsrats  behandeln,  während  die  anderen  49 — 114  auf  dieselbe 
Weise  diejenigen  der  Stände  beschreihen.  Ingress  und  Nachschrift, 
aber  besonders  der  erste,  ist  zunächst  unserer  Aufmerksamkeit  wert. 

Successionsordnung  von  1810,  Reichstagsordnuiiir  eigentlich  von 
1810.  jetzt  vou  1866,  Pressfreiheitsverordnung  von  1812. 
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Nichts  ist  besser  imstande,  mit  wenigen  Worten  uns  Uber  den  Geist 
der  schwedischen  Verfassung  aufzuklären,  als  die  Vorrede.  Ich  er- 
laube mir  deshalb,  dieselbe  wörtlich  wiederzugeben: 

r\Vir,  Karl  von  Gottes  Gnaden  König  von  Schweden  und  der 
Gothen  und  Wenden  König  etc.  etc.  tun  zu  wissen:  nachdem  wir 
mit  vollem  Vertrauen  den  .Stunden  des  Reiches  die  Aufstellung  einer 
neuen  Regierungsform  unbeschränkt  Überlassen  haben,  erfüllen  wir  .  .  . 
eine  teuere  Pflicht,  indem  wir  hiermit  das  Grundgesetz  öffentlich 
kund  geben,  wie  es  von  den  jetzt  versammelten  Ständen  einstimmig 
festgesetzt  und  angenommen  worden  und  wie  es  uns  in  dem  Thron- 
saal überliefert  worden  ist  im  Verein  mit  ihrem  freiwilligen  und  ein- 
stimmigen Angebot  der  Krone  und  Regierung  Schwedens.  Indem 
wir  .  .  .  diesen  Ihren  Wünschen  entgegengekommen  sind,  hegen  wir 
die  Hoffnung  auf  Erfolg  in  unseren  unablässigen  Bemühungen  Hil- 
das Wühl  des  Vaterlandes  mit  so  viel  grösserer  Zuversicht,  als  die 
gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten,  unsere  sowohl  wie  diejenigen 
unserer  1'ntertanen,  in  der  neuen  Regierungsform  so  abgesteckt  sind, 
dass  sie  unter  Aufrechterhaltung  der  königlichen  Würde  und  Macht 
dem  schwedischen  Volke  die  gesetzmässige  Freiheit  garantieren. 
Wir  wollen  also  diese  von  den  Ständen  beschlossene  Regierungs- 
form hiermit  annehmen,  bewilligen  und  bestätigen,  ganz  wie  es  Wort 
für  Wort  hier  folgt." 

„Wir.  nachstehende  Stände  des  Reiches  Schweden.  Grafen,  Frei- 
herrn,  Rischöfe.  Ritterschaft  und  Adel.  Geistlichkeit.  Bürgerschaft 
und  gemeines  Volk,  die  wir  jetzt  in  eigenem  und  unserer  abwesenden 
Bürger  Namen  zu  allgemeinem  Reichstag  versammelt  sind,  tun  kund: 
durch  die  kürzlich  geschehene  Veränderung,  welche  wir  voll  bestätigen, 
sind  wir  Bevollmächtigte  des  schwedischen  Volkes  in  das  Recht  ein- 
getreten, durch  eine  neue  Staatsverfassung  in  der  Zukunft  die  Lage 
unseres  Vaterlandes  selbst  zu  verbessern:  also  sind  wir  unter  Auf- 
hebung aller  bis  zu  diesem  Tage  mehr  oder  minder  geltenden  Grund- 
gesetze, nämlich  der  Kegierungsform  vom  21.  August  1772,  der 
Förenings-  och  Säkerhetsakte  vom  21.  Februar  und  :.l.  April  1789, 
der  Reichstagsordnung  vom  24.  Januar  lb'17.  ebenso  aller  ältereu 
und  neueren  Gesetze,  Akten.  Ordnungen  und  Verordnungen,  welche 
unter  dem  Namen  von  Grundgesetzen  einbegriffen  gewesen  sind, 
übereingekommen  und  haben  beschlossen,  für  das  Reich  Schweden 
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und  alle  ihm  zugehörenden  Liüider  folgende  Regierungsform  aufzu- 
stellen, welche  Regierungsform  von  diesem  Tage  ab  als  das  erste 
Grundgesetz  des  Reiches  gehalten  werdeu  soll.-* 

Dieses  Aktenstück  ist  wie  ein  Dialog.  Man  hört  darin  zwei 
Personen  reden,  die  für  sich  seihst  und  ihre  Nachkommen  ein  Über- 
einkommen treffen  und  einen  Vertrag  schliessen,  in  welchem  ihre 
gegenseitigen  Pflichten  und  Rechte  bestimmt  werden,  ungefähr  wie 
in  uralter  Zeit,  als  König  und  Volk  einander  Eide  schwuren.  Im 
Beginn  und  am  Ende  spricht  und  versichert  der  König  zuweilen  in 
Worten  des  gewöhnlichen  Kurialstils,  die  ihn  -  wie  es  scheint 
als  den  Souverän  von  Gottes  Gnaden  bezeichnen.  Sowohl  aber  der 
Inhalt  seiner  Worte  als  die  folgende  Erklärung  der  Stände,  dass 
sie  in  da*  Recht  eingetreten  sind,  seihst  dem  Lande  eine  neue  Ver- 
fassung zu  geben,  sagt  uns  deutlich  genug,  wer  der  wahre  Souverän 
ist.  Die  Stände  allein  haben  Uber  die  Verfassung  beschlossen  und 
darin  die  Grenze  zwischen  ihrer  eigenen  Macht  und  der  des  Königs 
festgesetzt;  dann  haben  sie  dem  Herzog  Karl  die  Krone  augeboten. 
Es  verhält  sich  umgekehrt  wie  bei  der  Annahme  der  oktroierten 
Verfassungen,  in  denen  der  König  dem  Volke  und  dem  Reichstage 
gewisse  Teile  seiner  Macht  überliefert.  Doch  die  Vorstellung  von 
dem  einzigen  Souverän,  der  aus  freiem  Willen  seine  Macht  zum 
Hesten  einer  anderen  Staatsgewalt  beschränkt,  passt  mit  den 
schwedischen  Anschauungen  gar  nicht  zusammen.  Das  Volk  ist  wohl 
de  facto  der  wahre  Machtinhaber,  weil  das  Volk  ewig  ist,  während 
die  Königsgeschlechter  aussterben  und  wechseln:  de  jure  aber 
werden  alle  beide,  Volk  und  König,  als  ebenbürtige  Rechtssubjekte 
im  Staate  betrachtet.  Vom  historischen  Gesichtspunkte  aus  ist  dies 
eine  Fiktion,  verfassungsgemäss  aber  eine  Realität.  Denn  die  Ver- 
teilung der  Macht  im  Staate  unter  die  beiden  Staatsmächte,  König 
und  Volk,  ist  der  leitende  Gedanke  der  Verfassung.  Dieser  Gedanke 
ist  in  jeneu  Vorworten,  ebenso  wie  in  der  Nachschrift,  sehr  klar  und 
prägnant  zum  Ausdruck  gebracht;  er  kommt  auch,  wie  wir  sehen 
werden,  in  jedem  Teil  des  Baues  der  schwedischen  Verfassung  zum 
Vorschein. 

Der  König  —  um  zuerst  seinen  Platz  im  Staate  zu  charakteri- 
sieren — .  der  die  reine  evangelische  Lehre  bekennen  und  gegen- 
wärtig nach  agnatischem  Rechte  der  Erstgeburt  aus  dem  Hause 

Bernadette  sein  muss,  ist  für  seine  Handlungen  nicht  verantwortlich. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.   6.  Bd.  10 
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Er  allein  regiert  das  Reich  und  beschliesst  ebenso  allein  in  allen 
Regierungsangelegenheiten. 

Seinen  Willen  und  seine  Macht  übt  er  freilich  nur  im  Kreise 
seiner  Ratgeber  aus.  Der  Natur  der  Gegenstände  nach  gibt  es  ver- 
schiedene Alten  von  Konseijen  mit  einer  grösseren  oder  geringeren 
Anzahl  von  Staatsräten,  aber  immer  in  Gegenwart  des  Königs.1) 
Ein  Ministerkonselj  ohne  Gegenwart  des  Königs  kommt  nie  vor. 
Nur  wenn  der  König  im  Auslande,  d.  h.  ausserhalb  der  Grenzen 
Schwedens  und  Norwegens  weilt,  oder  wenn  er  krank  ist,  führt  der 
Staatsrat  in  corpore  die  Regierung. 

Bei  jedem  Konselj  soll  Protokoll  gefuhrt  werden.  Der  König 
beschliesst,  wie  gesagt,  allein;  für  die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  aber, 
mit  Ausnahme  derer,  welche  das  Kommando  betreffen,  wird  gefordert, 
dass  sie  von  einem  der  Staatsräte  oder  Vortragenden  kontrasigniert 
werden.  Kein  Beschluss  des  Königs  ist  also  eine  Regieruugshandlung 
ohne  Mitwirkung  einer  für  die  Stände  verantwortlichen  Person.  Diese 
formelle  Beschränkung  des  Willens  des  Königs  gilt  für  alle  seine 
Regierungshandlungen  mit  Ausnahme  der  Erteilung  von  Orden,  die 
in  sogenanntem  Ordenskapitel  geschieht.  Vom  materiellen  Gesichts- 
punkte aus  ist  die  Gewalt  des  Königs  in  einigen  Stücken  ganz  frei, 
in  anderen  beinahe  ebenso  gebunden.  Wir  werden  dies  bei  der 
Schilderung  seines  Anteils  an  den  einzelnen  Funktionen  der  Staats- 
gewalt, nämlich  der  regierenden,  gesetzgebenden,  besteuernden  und 
richterlichen,  finden,  wozu  wir  jetzt  Ubergehen. 

Die  regierende  Gewalt  liegt  zum  grössten  Teil  in  der  Hand 
des  Königs.  Zunächst  zeigt  sich  dies,  wie  natürlich,  in  Bezug  auf 
die  Verwaltung  und  die  Vollziehung  der  Regierungsbeschlüsse,  den 
Befehl  über  Heer  und  Flotte,  sowie  alle  Art  Initiative  auf  den  ver- 
schiedenen Gebieten  des  Staatslebens.  Ferner  ist  der  König  unbe- 
schränkt Herr  über  die  auswärtige  Politik,  auch  Uber  Krieg  und 
Frieden,  sowie  über  die  Ernennung  von  Beamten,  jedoch  unter 
Beobachtung  gesetzlich  vorgeschriebener  Formen  und  Bedingungen, 
besonders  in  Bezug  auf  den  letzterwähnten  Zweig  seiner  Macht- 

')  Diese  verschiedenen  Arteu  von  Konseils  sind:  1.  das  allgemeine 
Konseil,  das  grösiiere  und  das  kleinere  (der  Vortragende  und  3  Staatsräte); 
2.  das  ministerielle  für  diplomatische  Sachen:  3.  das  Kommandokonseil  für 
Koramandosachen  und  4.  das  Justizkonseil  für  Justizanirelegenheiten  (Be- 
<rna<li«ruu<ren  etc.). 
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ausübung.  Indessen  mag  bemerkt  werden,  dass  die  Beamten 
in  Schweden  von  alters  her  eine  sehr  selbständige  Stellung  einnehmen. 
Mit  Ausnahme  der  Chefs  der  Verwaltungsbehörden  und  der  Regimenter, 
ebenso  wie  der  diplomatischen  Beamten,  die  alle  Vertrauensmänner 
genannt  werden,  können  die  Beamten  nur  nach  richterlichem  Urteil 
abgesetzt  werden.  Auch  sonst  erfreuen  sie  sich  grosser  Unabhängig- 
keit, nämlich  in  Bezug  auf  ihr  ganzes  ausserdienstliches  Tun  und  Lassen, 
wie  wir  später  sehen  werden.  Mit  diesen  Beschränkungen  ist  der 
König  auf  den  vorgenannten  Gebieten  Alleinherr.  Sorgfältig  hat  man 
verhindert  (Rf.  §  90),  dass  die  Stände  auf  irgend  eine  W  eise  sich  in  die 
Angelegenheiten  der  vollziehenden  Gewalt  mischen  sollten;  und  nach 
dein  106.  Paragraphen  sind  alle  diplomatischen  Angelegenheiten  und 
diejenigen  des  Kommandos  der  Armee  auch  ihrem  nachherigen  Prüfungs- 
recht entzogen,  ausser  in  Sachen,  welche  allgemein  bekannte  und  von 
dem  Konstitutionsausschusse  angegebene  Vorfälle  betreffen.  Die 
traurigen  Erfahrungen,  die  man  während  der  Ständezeit  inbetreff  des 
Eingreifens  des  Reichstages  und  der  Ausschüsse  desselben  in  die  Ver- 
waltung, der  Besetzung  der  Ämter  und  der  auswärtigen  Politik 
gemacht  hatte,  verursachten,  dass  diese  Angelegenheiten  der  Macht 
des  Königs  und  seiner  verantwortlichen  Ratgeber  unbeschränkt  über- 
lassen wurden. 

Dagegen  ist  die  Gewalt  des  Königs  in  den  meisten  An- 
gelegenheiten, mit  welchen  eine  Ausgabe  verknüpft  ist,  von  dem* 
Einverständnis  des  Reichstages  abhängig.  Er  ist  in  Bezug  auf 
Ausgaben  sowohl  wie  Einnahmen  von  deni  festgesetzten  Budget  ge- 
bunden und  darf  die  Posten  desselben  weder  überschreiten  noch 
übertragen.  Nur  wenn  Ersparnisse  entstehen,  dadurch,  dass  die 
Ausgaben  nicht  so  gross  geworden  sind,  wie  man  berechnet  hatte, 
erhält  der  König  Mittel.  Uber  welche  er  innerhalb  gewisser  Grenzen 
frei  verfügen  kann.  Schon  bei  der  Errichtung  des  Staatshaushalts 
1809- — 1810  wurde  bestimmt,  dass  der  König  mit  den  Ersparnissen 
innerhalb  der  acht  damals  errichteten  Haupttitel  frei  verfahren 
könnte,  aber  doch  nur  für  Zwecke  desselben  Haupttitels.  Schliesslich 
stehen  dem  König  die  in  ausserordentlichen  Füllen  (Krieg  oder  ähnl.) 
anzugreifenden  Krcditive  (Rf.  s?  63)  zur  Verfügung,  aber  unter  Be- 
obachtung besonderer  Formalitäten. 

Mit  diesen  materiellen  und  formellen  Beschränkungen  besitzt  der 
König  allein  die  vollziehende  Gewalt  im  Reiche  mit  einer  einzigen 
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Ausnahme,  auf  die  wir  spater  zurückkommen  werden.  Zuletzt  mag 
hinzugefügt  werden,  dass  der  König  alle  Beschlüsse  der  Staatsgewalt 
promulgiert,  nicht  nur  seine  eigenen  und  diejenigen,  welche  er  zu- 
sammen mit  dem  Reichstag,  sondern  auch  die.  welche  der  Reichstag 
allein  gefasst  hat.  Dagegen  sanktioniert  er  nicht  alle  vom  Reichs- 
tag genehmigten  Beschlüsse,  worüber  unten  mehr. 

Mit  der  vollziehenden  Gewalt  des  Königs  uahe  verwandt  ist 
die  gesetzgebende,  die  er  ausübt.    Freilich  ist  seine  Macht.  Ycr- 
fassungsgesetze,  Zivil-  und  Kriminalgesetze,  wie  auch  Kirchengesetze 
zu  geben  und  zu  verändern,  weder  grösser  noch  kleiner  als  die  der 
Stände.    Auf  diesem  Gebiet  herrscht  volle  Parität  zwischen  König 
und  Reichstag  sowohl  in  Bezug  auf  Initiative  als  auf  Veto,  ja  selbst 
auf  die  Sanktion,  weil  ein  von  dem  König  vorgeschlagenes  und  von  dem 
Reichstag  angenommenes  Gesetz  keiner  anderen  Sanktion  bedarf, 
obwohl  der  König,  wie  gesagt,  dasselbe  promulgiert.    Auch  hat  der 
König  keinerlei  Recht  einer  provisorischen  Gesetzgebung.  Mit 
dem  Höchsten  Gericht  zusammen  kann  er,  wenn  der  Reichstag  nicht 
versammelt  ist,  bei  Anfragen  Uber  die  richtige  Meinung  des  Gesetzes 
eine  Auslegung  desselben  geben,  die  jedoch  der  nächste  Reichstag 
ohne   weiteres  aufheben   kann.     Dagegen   kann   der  schwedische 
König  eine  weitgehende  sogenannte  ökonomische  Gesetzgebung 
ganz  selbständig  ausüben.    Diese  Gesetzgebung  beschränkt  sieh  nicht 
•  auf  Vcrwaltungsvorschriften  oder  Erteilung  von  Konzessionen  ver- 
schiedener Art.  die  er  natürlich  allein  gibt,  sondern  umfasst  eine 
grosse  Menge  verschiedener  Angelegenheiten  der  Gesellschaft.  Der 
Ursprung  dieser  Gesetzgebung  des  Königs  rührt  von  der  Zeit  her, 
als  die  katholische  Kirche  organisiert  wurde  und  die  Könige  dabei 
für  den  Landesfrioden  sorgen  sollten,  ebenso  infolge  der  Entstehung 
von  privilegierten  Ständen.1)    Später  wurde  diese  Gesetzgebung  auf 
:ille  neuen,  in  dem  Allgem.  Landesgesetze  nicht  aufgenommenen  Gegen- 
stände, die  die  Zeit  und  die  steigend«*  Kultur  mit  sich  führten,  bezogen. 
Der  Zoll  und  die  Accise  haben  auch  lange  dieser  königlichen  Gesetz- 
gebung zugehört.    Schwierig  ist  es.  derselben  bestimmte  Grenzen 
zu  ziehen.    Was  aber  nicht  ausdrücklich  der  gemeinsamen  Gesetz- 
gebung des  Königs  und  des  Reichstages  zugehört  und  die  allgemeine 

l)  Zum  erstenmal  wird  diene  Gesetzgebung  als  eine  Sache  des 
Königs,  wenn  auch  im  Einverständnis  mit  dem  Rate  in  dem  von  Magnus 
Lakilas  12K5  gegebenen  Skenningestatut  erwähnt. 
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Haushaltung  betrifft,  kann  Gegenstand  dieser  Gesetzgebung  werden.1) 
Durch  diese  Gesetzgebung  besitzt  also  der  König  ein  grosses  Gebiet 
für  seine  selbständige  MachtausUbung. 

Über  die  Finanzen  des  Staates  hat  der  König  im  Gegensatz 
zu  dem  eben  genannten  Machtgebiet  nicht  viel  zu  sagen.  Zwar 
unterliegt  ihm  das  Staatskontor  mit  der  dazu  gehörenden  Finanz- 
verwaltung, und  sowohl  die  „ordentlichen",  festen  Einkünfte  des  Reiches 
wie  die  «ausserordentlichen-4,  von  den  Stünden  bewilligten,  stehen 
unter  des  Königs  Verfllgungsrecht  (Bf.  $  64).  Er  darf  sich  aber  nicht 
mit  der  Reichsschuld  noch  mit  der  Reichsbank  befassen,  abgesehen 
von  dem  Recht.  Münzen  mit  einem  durch  das  Gesetz  festgestellten 
Geheilt  zu  prägen.  Die  Mitwirkung  des  Königs  bei  der  Feststellung 
des  Budgets  ist  auch  nicht  gross.  Er  macht  den  Vorschlag,  kann 
aber  Einspruch  erheben  nur  gegen  Herabsetzung  der  festen  oder 
sogenannten  ordinären  Ausgaben  sowie  Einnahmen;  auch  kann  er 
sich  weigern,  einen  Posten  anzunehmen,  welcher  von  den  Ständen 
in  dem  Budget  aufgeführt  worden  ist.  Die  Verwaltung  des  Eigen- 
turas des  Staates,  obwohl  sie  dem  König  allein  untersteht,  muss 
nach  den  von  den  Ständen  bestimmten  Grundsätzen  geschehen.  Der 
König  kann  selbstverständlich  weder  Steuern  noch  Abgaben  irgend 
welcher  Art  auferlegen  und  keinen  Zoll  oder  Accise.  mit  Ausnahme 
des  Getreidezolles,  ohne  den  Willen  der  Stände  erhöhen.  Dagegen 
ist  er  durch  gutgeheissene  Praxis  berechtigt,  die  Zölle  herabzusetzen. 
Das  eine  wie  das  andere  gemäss  älterem  Rechte  und  infolge  der 
fünfjährigen  Legislaturperioden,  die  1809  festgestellt  wurden. 

Auch  an  der  richterlichen  Gewalt  hat  der  König  nach 
uraltem  schwedischen  Recht  teil,  wiewohl  nur  so,  dass  er  den  Ver- 
handlungen des  höchsten  Gerichtes  beiwohnen  kann  und  dann  zwei 
Stimmen  und  die  Ausschlagstimme  hat.2)    Selbstverständlich  macht  er 

')  In  der  Reichstagsordnung'  von  1810  (§  34)  wird  als  Gegenstand 
dieser  Gesetzgebung  angeführt:  ..alles,  was  die  allgemeine  Haushaltung 
des  Reiche«  und  die  Grundlagen  öffentlicher  Einrichtungen  aller  Art  be- 
trifft, einerlei  ob  Erziehung»-  und  Uuterrichtsanstalten,  die  allgemeine 
Armenpflege,  Landeshaushaltung,  Bergwerke  u.  s.  w." 

J)  Das  Höchste  Gericht  besteht  zur  Zeit  aus  21  von  dem  König  er- 
nannten Justizräten.  Diesem  Gericht  steht  ebensowenig  wie  einem  anderen 
das  Recht  zu.  über  die  Verfassungsmässigkeit  eines  Gesetzes  oder  einer 
Verordnung  zu  urteilen,  wie  den  Gerichten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  —  Dagegen  hat  das  höchste  Gericht  Gutachten  zu  geben  über 
die  meisten  Vorschläge  zu  neuen  allgemeinen  Gesetzen. 


Digitized  by  Google 


150  Vortrage. 

von  diesem  Recht  nicht  mehr  Gebrauch.     Es  lebt  als  eine  Er- 
innerung früherer  Zustande  aus  uralten  Zeiten  fort.    Alle  Todes- 
urteile sollen  ihm  unterstehen.  Übrigens  hat  er  -    wie  natürlich. ist  - 
das  Begnadigungsrecht,  das  jedoch  nach  dem  Gutachten  des  Höchsten 
Gerichtes  im  Staatsrate  ausgeübt  wird. 

Zu  den  Machtbefugnissen  des  schwedischen  Königs  ist  noch  zu 
bemerken,  dass  er  das  Haupt  der  schwedischen  .Staatskirche  ist,  dass 
er  die  Stande  zu  ausserordentlichem  Reichstage  berufen  und  ebenso 
den  versammelten  Reichstag  auflösen  und  Neuwahlen  ausschreiben 
kann.  Er  ernennt  ferner  die  Sprecher  der  Stande  mit  Ausnahme 
des  Sprechers  des  Priesterstandes,  welcher  immer  der  Erzbisehof  war. 
und  jetzt  die  Sprecher  der  Kammern,  die  aber  natürlich  selbst  Ab- 
geordnete sein  müssen.  Dieses  Recht  des  Königs  ist  von  grosser 
konstitutioneller  Bedeutung,  teils  in  der  Weise,  dass  dadurch  ein 
ungehöriges  Parteiregiment  innerhalb  der  Abteilungen  des  Reichs- 
tags verhindert  wird,  teils  auch  und  vor  allem  deshalb,  weil  der 
Sprecher  die  Macht  besitzt,  die  Proposition  von  Antrügen,  die 
nach  seiner  Ansicht  gegen  die  Grundgesetze  streiten,  zu  ver- 
weigern. Zwar  hat  der  Konstitutionsausschuss  in  diesem  Falle  auf 
Verlangen  zwischen  Sprecher  und  Stand  —  oder  wie  es  jetzt  ist  — 
Sprecher  und  Kammer  zu  richten:  aber  das  hindert  nicht,  dass  die 
Sprecher  durch  die  eben  erwähnte  Befugnis  die  unparteiischen  Wächter 
der  Grundgesetze  und  der  Verfassung  werden  gegen  eventuelle  Versuche, 
die  Grenzen  der  richtigen  Machtgebiete  des;Rciehstags  oder  seiner  Ab- 
teilungen zu  überschreiten.  Hierdurch  können  Konflikte  zwischen 
den  beiden  Staatsmächten.  König  und  Reichstag,  einerseits  und  zwischen 
den  Abteilungen  des  Reichstags  andererseits  vermieden  werden.  Diese 
Anordnung  ist  also  eine  von  den  vielen  Sicherheitseinrichtungen,  welche 
die  schwedische  Verfassung  besitzt,  um  Kompetenzkonflikte,  die  im 
politischen  Leben  so  gewöhnlich  sind,  zu  verhüten,  und  ist  für  die- 
selbe in  hohem  Grade  charakteristisch.  —  Der  König  hat  endlich  das 
Recht,  in  den  adligen,  frei  herrlichen  und  gräflichen  Stand  zu  erheben, 
was  jedoch  keiu  Privilegium  irgend  welcher  Art  verleiht  und  nur 
vom  ältesten  Sohn  geerbt  wird.  Dieses  Recht  kann  nun  als  ziemlich 
obsolet  betrachtet  werden. 

Von  dem  Könige,  der  ersten  Staatsmacht,  wenden  wir  uns  jetzt 
zu  den  Ständen,  welche  die  andere  bilden. 
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Bei  der  Staatsumwälzung  1809  forderte  die  öffentliche  Meinung, 
dass  die  alte  Einteilung  in  vier  Stände,  welche  der  sozialen  Organi- 
sation des  Volkes  nicht  mehr  recht  entsprach,  umgebildet  und  durch 
eine  andere  Repräsentation  ersetzt  werden  sollte.  Die  gefahrliche 
Lage  des  Landes  und  die  Knappheit  der  Zeit  zwangen  zur  Auf- 
schiebung dieser  Reform  bis  zu  einer  günstigeren  (Gelegenheit.  Die 
Reichstagsordnung  vom  Jahre  1810  wurde  somit  eine  Wieder- 
herstellung derjenigen  vom  Jahre  1723.  jedoch  mit  den  besonderen 
Veränderungen,  die  durch  die  neue  Regierungsform  bedingt  waren. 
Der  ständischen  Organisation  zum  Trotz  repräsentiert  der  Reichstag 
nicht  die  verschiedeneu  sozialen  Klassen,  aus  denen  er  hervorgeht, 
sondern  in  erster  Linie  das  ganze  Volk.  So  war  es  schon  im  Mittel- 
alter, als  der  Reichstag  hauptsächlich  nur  zur  Königswahl  berufen 
wurde,  und  so  ist  die  Auffassung  in  der  neueren  Zeit  lange  vor  der 
Periode  der  Stäudeherrschaft  (1718 — 1772).  Im  ersten  Paragraphen 
der  Reichstagsordnung  von  1810  heisst  es  auch:  „Die  Stände  des 
Reiches  sind  die  Repräsentanten  des  schwedischen  Volkes  und  können 
bei  ihrem  Auftrage  durch  keine  anderen  Vorschriften  verpflichtet 
werden  als  nur  durch  die  Grundgesetze  des  Reiches.**1) 

Zur  einheitlichen  Vorbereitung  der  Angelegenheiten  gab  es  sechs 
gemeinsame  Ausschüsse:  einen  Konstitutionsausschuss  für  grund- 
gesetzliche Fragen,  einen  Staatsausschuss  für  den  Staatshaushaltsetat, 
einen  Bewilligungsausschuss  für  Steuerfragen,  einen  Baneoausschuss  für 
Angelegenheiten  der  Reichsbank,  einen  Uesctzausschuss  für  gesetzliche 
Fragen  und  einen  Beschwerde-  und  Ökouomieausschuss  für  alle  übrigen 
Angelegenheiten.  Ausser  in  diesen  Ausschüssen  wurde  zwischen  den 
Ständen  durch  zeitweilige  Deputationen  verhandelt,  Für  einen  Reichs- 
tagsbeschluss  wurde  in  grundgesetzlichen  Fragen  die  Zustimmung 
der  sämtlichen  vier  Stände  gefordert,  für  andere  Fragen  gewöhnlicher- 
weise nur  die  Zustimmung  dreier  Stände.  Angelegenheiten  betreffend  den 
Staatshaushaltsetat,  die  Bewilligungen  und  die  Bank  wurden,  wenn 
die  Stände  darüber  nicht  einig  werden  konnten,  in  verstärktem  Staats- 
ausschusse mit  einfacher  Majorität  entschieden.  Auch  andere  Fragen 
konnten  auf  diese  Weise  entschieden  werden,  was  jedoch  beständige 
Reibungen   herbeiführte.     Trotz   der  Vierteilung  war   also  dafür 

l)  Die  Frage,  ob  die  Reichstagsabgeordneten  durch  die  Instruktionen 
ihrer  Wähler  gebunden  sind,  wurde  schon  1(>14  von  Gustav  11.  Adolf  und 
später  von  neuem  in  der  Freiheitszeit  1743  entschieden. 
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gesorgt,  dass  die  Stünde  als  einheitliche  Macht  auftreten  und  wirken 
konnten. 

Charakteristisch  für  die  schwedische  Verfassung  ist.  dass  nicht 
nur  der  König,  sondern  auch  der  Reichstag  gewisse  Gebiete  hat. 
wo  er  sowohl  die  Verwaltung  als  ein  selbständiges  Gesetzgebungs- 
recht  austlbt.  Es  ist  dies  der  Fall  hinsichtlich  der  Reichsbank, 
die  seit  1668  die  Bank  der  Stilndc  ist,  sowie  auch  betreffs  des 
Reichsschuldenkomptoirs,  das  seit  1789  die  Schulden  des  Reiches 
verwaltet.  Und  wie  der  Reichstag  diese  Institutionen  durch  seine  Be- 
vollmächtigten, die  sogenannten  Reichsbank-  und  Reiehssehulden- 
bevollmächtigten,  verwaltet,  so  gab  er  ihnen  auch  allein  Gesetze, 
bis  im  Jahre  1897  auch  dem  Könige  das  Recht  gegeben  wurde,  bei 
der  Gesetzgebung  für  die  Keichsbank  teil  zu  nehmen. 

Dieser  Alleinherrschaft  des  Reichstags  über  die  Staatschulden 
und  die  Reichsbank  liegen  die  traurigen  Erfahrungen  zu  Grunde, 
die  man  in  den  verschiedenen  Perioden  der  Alleinherrschaft  zur  Zeit 
Karls  XII.  und  zuletzt  zur  Zeit  Gustavs  III.  gemacht  hat.  Sie  hängt 
auch  mit  der  bedeutenden  Macht  eng  zusammen,  die  der  Reichstag 
Aber  die  Finanzen,  den  Staatshaushalt  und  die  Bestimmung 
des  Budgets  ausübt  (was  in  Schweden  nicht  in  der  Form  eines 
Gesetzes,  sondern  durch  einen  einseitigen  Beschluss  des  Reichstags 
geschieht,  und  zwar  nicht  auf  einmal,  sondern  Haupttitel  für  Haupt  - 
titel).  Der  Anteil  des  Königs  daran  ist  oben  angedeutet  worden. 
Er  ist  die  Schranke,  welche  die  Macht  des  Reichstags  hemmt.  Der 
Reichstag  kann  also  nicht  ohne  Zustimmung  des  Königs  die  ordentlichen 
Ausgaben  für  Verwaltung.  Heer  und  Marine  etc.  ermässigen.  bei 
denen  gewöhnlich  das  Recht  einer  dritten  Person  interessiert  ist. 
Er  kann  auch  nicht  die  alten  ordentlichen  Einnahmen  ermiissigen. 
von  denen  ein  Teil  aus  den  ältesten  Zeiten  stammt,  wie  der  Ertrag  der 
Domänengüter  und  des  Staatseigentums  anderer  Art  (jetzt  auch  der 
•Eisenbahnen),  sowie  der  Strafgelder  etc.  Im  übrigen  aber  hat  der  Reichs- 
tag allein  sowohl  über  Ausgaben  als  Einnahmen,  letztere  Bewilligungen 
genannt,  zu  bestimmen.  Die  Bewilligungen  sind  Zoll  und  Accise, 
Branntweinsteuer.  Stempelabgaben,  die  ordentliche  Bewilligung,  d.  h. 
die  direkte  Einkommen-  und  Vermögensteile!'  und.  eigentümlicher- 
weise, die  Post.  Das  eigentliche  Besteuerungsrecht  kommt  also  ganz 
und  gar  dem  Reichstage  zu.  Nebenher  mag  hier  bemerkt  sein,  dass  die 
Beschlüsse  über  Bewilligungen  nicht  vom  Könige  sanktioniert  werden. 
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In  enger  Verbindung:  mit  dem  Rechte  des  Reichstags,  über 
Finanzen  und  Staatshaushalt  zu  beschliessen,  steht  seine  Kontrolle 
Uber  beide,  welche  teils  wllhrend  der  Reichstage  von  dem  Staats- 
ausschusse, teils  in  den  Zwischenzeiten  von  12  Staatsrevisoren  aus- 
geübt wird.  Diese  Kontrolle  beabsichtigt  zunächst  zuzusehen,  dass 
die  für  die  verschiedenen  Zwecke  bestimmten  Mittel  nicht  Überschritten, 
ferner,  dass  diese  Mittel  nicht  von  einem  Zweck  auf  einen  anderen 
übertragen  werden  und  schliesslich  wie  die  oben  erwähnten  Er- 
sparnisse verwendet  worden  sind.  Eine  andere  nicht  minder  wichtige 
Seite  der  kontrollierenden  Macht  des  Reichstags  ist  die  von  dem- 
selben durch  den  Konstitutionsausschuss  vorgenommene  Prüfung  der 
im  Staatsrate  geführten  Protokolle,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
diplomatische  Geschäfte  und  Kommandosachen  betretten,  wie  oben 
erwähnt  wurde.  Durch  diese  Befugnis  kann  der  Reichstag  die 
Handlungen  der  Regierung  bis  in  alle  Einzelheiten  verfolgen  und 
die  Minister  zur  Verantwortung  ziehen,  wenn  sich  herausstellen  sollte, 
dass  dieselben  gegen  Gesetz  und  Verfassung  gehandelt  oder  sonst 
nicht  mit  Eifer  und  Unparteilichkeit  das  Beste  des  Reiches  wahr- 
genommen hätten. 

Der  Anteil  des  Reichstags  an  der  Gesetzgebung  ist  oben 
besprochen  worden.  Der  Reichsbank  gab  er  bis  1897  in  der  Haupt- 
sache allein  (tesetze:  an  jeder  anderen  Gesetzgebung,  ausser  der 
sogenannten  ökonomischen,  nimmt  er  in  gleicher  Weise  mit  dem 
König  teil.  Hinsichtlich  der  Gegenstände  der  ökonomischen  Gesetz- 
gebung, die  dem  Könige  allein  zukommt,  kann  der  Reiehtstag  nur 
„bei  dem  König  zu  meldende  Vorstellungen  und  Wünsche  aussprechen", 
f  berlässt  indessen  der  König  dem  Reichstage  die  Erörterung  einer 
solchen  Frage,  wird  damit  ganz  wie  mit  anderen  gesetzlichen  Fragen 
verfahren. 

l'nter  den  übrigen  Befugnissen  des  Reichstags  sind  folgeude 
zu  bemerken: 

Der  Reichstag  bestimmt  selbst  den  Tag  seines  nächsten  ordent- 
lichen Zusammentritts,  eine  Festsetzung,  welche  18(>(>  durch  dfc 
allgemeine  Vorschrift,  dass  der  Reichstag  gesetzmässig  ohne  besondere 
Einberufung  am  15.  Januar  jedes  Jahres  zusammentreten  soll,  ersetzt 
wurde.  Ferner  stellt  der  Reichstag  einen  Justiz-Sachwalter  an.  der 
im  Auftrage  des  Reichstags  das  Schalten  und  Walten  aller  Hichter  und 
Beamten  auf  dieselbe  Weise  wie  der  Justizkanzler  im  Auftrage  des 
Königs  zu   überwachen   hat.     Ausserdem    ist  jedem  schwedischen 
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Untertan  vorbehalten,  bei  diesem  jedes  amtliche  Verfahren  zu  melden, 
wodurch  er  sich  in  seinen  Rechten  gekrankt  glaubt.  Diese  Institution 
ist  eine  Eigentümlichkeit  Schwedens,  welche  für  den  Verfassungstypus, 
der  sich  hier  entwickelt  hat.  in  hohem  (trade  charakteristisch  ist. 
Ebenso  setzt  der  Reichstag  ein  Druck  frei  hei  tskomitee  ein.  das  im 
Auftrage  des  Reichstags  die  Druckfreiheit  zu  schützen  hat,  auch 
ein  Gegenstück  zu  dem  Hof  kanzler  und  in  neuerer  Zeit  dem  Justiz- 
kanzler des  Königs,  der  im  Auftrage  des  Königs  die  Druckfreiheit  über- 
wacht. Schliesslich  bespricht  der  Reichstag  durch  einen  sogenannten 
Op  in  ionsaus  seh  uss  die  Tätigkeit  des  Höchsten  Gerichts  in  der 
Weise,  dass  dieser  Aussehuss,  wenn  auch  unter  sehr  erschwerenden 
Formen,  höchstens  drei  Mitglieder  aus  jenem  hinausvotieren  kann, 
was  indessen  bis  jetzt  noch  nie  geschehen  ist. 

Dass  der  Reichstag  im  Falle  der  Unmündigkeit  des  Thron- 
folgers bei  dem  Tode  des  Königs  eine  vormundschaftliehc  Regierung 
einsetzt,  oder  wenn  der  Thron  frei  ist,  gänzlich  über  Krone  und 
Verfassung  verfügt,  ist  selbstverständlich.  Der  schwedischen  Ver- 
fassung eigentümlich  ist  dagegen  die  Vorschrift  der  Regierungsforni, 
dass,  wenn  der  König  ausser  Landes  gereist  ist  und  sich  12  Monate 
lang  von  dem  Lande  fern  hält  und  auf  Aufforderung  nicht  zurück- 
kehrt, ebenso  wenn  er  durch  Krankheit  während  ebensolanger  Zeit 
verhindert  ist,  zu  regieren,  „die  Stände  des  Reiches  mit  der  Regierung 
verfahren,  wie  es  ihnen  am  nützlichsten  scheint-4.  Es  sind  die  Er- 
fahrungen aus  der  Zeit  Karls  XII.  und  Gustav  IV.  Adolfs,  die  zu 
diesem  Gesetzartikel  Anlass  gegeben  haben. 

Wie  aus  dem  Gesagten  hervorgeht,  sind  König  und  Reichstag 
der  Verfassung  gemäss  gerade  die  beiden  Machthaber,  die  in  den 
Anfangsworten  der  Regierungsform  als  sprechende  und  vertrag- 
schlicssendc  dargestellt  werden.  Sie  bilden  den  Staatswillen.  teils 
jeder  für  sich  auf  verschiedenen  Gebieten,  teils  einheitlich  auf  ge- 
meinsamen Gebieten,  treten  aber  nie.  ausser  bei  gewissen  zeremoniellen 
Gelegenheiten,  in  unmittelbare  Berührung  miteinander.1)  Als  Mittler 
zwischen  beiden  steht  jetzt,  wie  nach  dem  Gebote  des  alten  Landgesetzes, 
der  Rat,  Staatsrat  (Ministerium)  genannt,  freilich  aber  in  einer 
ganz  anderen  Stellung  als  die  alten  Räte.   Nicht  als  dritte  Person,  die 

•)  Ausnahme  bilden  die  seltenen  Fälle,  wo  der  Künitr  einen  sogen,  „ge- 
heimen Ausschuss14  verlangt,  um  mit  demselben  eine  wichtige  Staats- 
angelegenheit zw  beraten  (Kf.  $  54). 
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die  beiden  anderen  in  ihren  Machtsphären  zu  beeinträchtigen  droht, 
sondern  als  ihr  Organ  und  Diener  nimmt  das  Ministerium  nach  dem 
heutigen  schwedischen  Rechte  seinen  Platz  in  der  Verfassung  ein. 
Die  Staatsräte  sind  zunächst  die  Vertrauten  des  Königs,  die  er  nach 
Belieben  annimmt  und  verabschiedet.  Ausserdem  sind  sie  die  höchsten 
Chefs  der  Verwaltung  und  in  dieser  Eigenschaft  Beamte,  besonders  . 
nach  der  Reform  vom  Jahre  1840,  wo  die  Ämter  der  vier  vortragenden 
Staatssekretäre  aufgehoben  wurden  und  sämtliche  Staatsräte  ausser 
dreien  jeder  sein  Departement  erhielten.  —  Wie  oben  erwähnt,  gibt 
es  in  Schweden  keinen  Ministerrat  und  deshalb  auch  keine  Minister- 
regierung. Die  schwedischen  Minister  können  auf  eigene  Hand  bei- 
nahe über  nichts  beschlicssen,  ausser  Uber  Anstalten  zur  Ausführung 
der  Beschlüsse  des  Königs.  Alle  Regierungsangelegenheiten,  auch 
die  unbedeutendsten,  sollen  dem  Könige  im  Staatsrate  vorgetragen 
und  daselbst  von  ihm  entschieden  werden.  Dies  ist  wieder  ein  für 
die  schwedische  Verfassung  charakteristischer  Zug. 

Andererseits  sind  die  Staatsrate  als  die  Ratgeber  des  Königs, 
die  seine  Beschlüsse  kontrasignieren,  dem  Reichstage  für  all  ihr  Tun 
und  Lassen  verantwortlich.  Obgleich  sie  nicht  die  Männer  der  Stände, 
•  sondern  die  des  Königs  sind,  bieten  sie  auf  diese  Weise  dem  Reichs- 
tag die  Bürgschaft  für  das  verfassungsmässige  Handeln  des  Königs. 
Dieser  feinste  Mechanismus  der  konstitutionellen  Monarchie  —  das 
der  Repräsentation  verantwortliche  Band,  welches  dem  unverant- 
wortlichen Könige  angelegt  ist  ist  in  Schweden  selbständig  er- 
funden worden,  ein  Resultat  der  Erfahrungen,  die  unsere  reiche 
Verfassungsgeschichte  gesammelt  hat.  Die  Verantwortung  kann, 
wenn  es  erforderlich  ist,  in  doppelter  Weise  abgefordert  werden. 
Juristisch  geschieht  es  durch  den  Konstitutionsausschuss  und  den 
Justizsachwalter  des  Reichstags  vor  einem  von  Beamten  auf  be- 
stimmte Weise  zusammengesetzten  Reichsgerichte.  Die  politische 
Verantwortung  wird  der  Regierungsform  gemäss  von  dem  Reichstage 
selbst  durch  ein  Ersuchen  an  den  König,  diesen  oder  jenen  Staats- 
rat zu  entlassen,  ausgeübt,  ein  Ersuchen,  das  der  König  nach  Be- 
lieben gewähren  kann  oder  nicht.  Diese  beiden  Formen,  die  Staats- 
räte zur  Verantwortung  zu  ziehen,  sind  allmählich  obsolet  geworden, 
infolge  der  immer  näheren  Berührung  zwischen  den  Ministem  und 
dem  Reichstage,  welche  die  Entwickelang  späterer  Zeiten  teils  durch 
das  den  ersteren  gegebene  Recht  der  Teilnahme  an  den  Verhand- 


Digitized  by  Google 


156  Vorträge. 


lun^en  des  Reichstags  (seit  1860).  teils  infolge  des  alljährlichen 
Zusammentritts  des  Reichstags  (seit  1866)  zustande  gebracht  hat. 

Ausser  dieser  Garantie  für  die  Erhaltung:  der  Verfassung  und 
für  allgemeine  Freiheit  und  Sicherheit  erwähnt  die  Regierungsform 
noch  eine  andere,  nämlich  die  Druekf  reihe  it.  In  den  Verfassungen 
anderer  Länder  wird  die  Rede-  und  Pressfreiheit  nur  von  dem  Stand- 
punkte des  Individuums  aus  als  eines  seiner  Privilegien  und  Hechte 
betrachtet.  In  der  Haheas-corpus-akte  (§  16)  der  schwedischen 
Regierungsform,  dem  alten  Königseide  direkt  entnommen,  wird  nichts 
davon  gesagt.  Dagegen  werden  in  einem  besonderen  Paragraphen 
(S  86)  Uber  die  Druckfreiheit  als  ein  Moment  der  Verfassung  Be- 
stimmungen getroffen,  was  auch  darin  zum  Ausdrucke  gekommen  ist, 
dass  die  Druckfreiheitsverordnung  eines  der  vier  Grundgesetze  ist. 
Aber-  und  abermals  wurde  auch  1809  von  den  Schöpfern  der  Ver- 
fassung hervorgehoben,  dass  die  Druckfreiheit  die  vornehmste  Garantie 
der  neuen  Staatsverfassung  ist,  nicht  nur  als  eine  Wehr  der  Freiheit 
und  Hechte  der  Mitbürger,  sondern  vor  allem  als  ein  Mittel,  den 
Staatswillen  bei  den  beiden  physischen  Trägern  desselben,  dem  Könige 
und  dein  Reichstage,  nach  dem  Volkswillen  zu  bestimmen.  Deshalb 
wird  in  demselben  Paragraphen  von  der  Druckfreiheit  nicht  nur  be- 
stimmt, dass  ein  jeder  das  Recht  hat.  ohne  alle  von  der  öffentlichen 
Macht  im  voraus  gelegten  Hindernisse  Schriften  herauszugeben  und 
dafür  nur  nach  dem  vorhergehenden  Urteil  einer  Jury  vor  gewöhn- 
lichem Gerichte  verantwortlich  zu  sein,  sondern  auch,  dass  alle 
öffentlichen  Urkunden  und  Protokolle  irgend  welcher  Art  im  Druck 
herausgegeben  werden  können,  diejenigen  des  Staatsrates,  der  Reichs- 
bank und  des  Reichsschuldenkoniptoirs  ausgenommen,  die  nur  von 
dem  Reichstage  durch  seine  Beauftragten  durchgesehen  werden  sollen 
und  von  ihnen  veröffentlicht  werden  können. 

Eine  so  beschaffene  Druckfreiheit,  zuerst  im  Jahre  1766  ein- 
geführt, aber  später  begrenzt  und  aufgehoben,  ist  einer  der  Ecksteine 
des  Gebäudes,  das  die  Männer  von  1809  gründeten,  sowohl  ihrer 
eigenen  Ansicht  als  der  Erfahrung  der  folgenden  Zeit  nach.  Das 
volle  Licht  der  Öffentlichkeit  ist  eine  stärkere  Wehr  der  Freiheit 
als  alle  Gesetzesparagraphen  der  Welt,  und  das  Recht  der  freien 
Äusserung  das  sicherste  Mittel  zur  Aufrechterhaltung  des  gegen- 
seitigen Verständnisses  sowohl  zwischen  den  beiden  Staatsmächten 
untereinander,  als  auch  vor  allein  zwischen  diesen  einerseits  und  dem 
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allgemeinen  Volkswillen  andererseits.  In  keiner  Verfassung  ist  dies 
klarer  eingesehen  und  starker  betont  worden,  als  in  der  schwedischen. 

Endlich  mag  erwilhnt  werden,  dass  diese  Verfassung  nur  mit 
Zustimmung  des  Königs  und  Reichstages  in  seinen  vier  Abteilungen 
(seit  1866  den  beiden  Kammern),  sowie  unter  erschwerenden  Formali- 
täten gelindert  werden  kann. 

* 

Dies  ist  in  grossen  Zügen  die  schwedische  Verfassung  von 
1800  und  sie  ist  in  der  Hauptsache  noch  dieselbe,  trotz  der  nicht 
unbedeutenden  Veränderungen,  die  im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts 
stattgefunden  haben. 

Ich  werde  nun  auch  diese  Veränderungen  kurz  darstellen :  sie 
sind  vom  wissenschaftlichen  Gesichtspunkte  aus  nicht  weniger  be- 
lehrend, als  die  Verfassung  selbst. 

l'nter  diesen  Veränderungen  will  ich  zuerst  die  nennen,  durch 
welche  die  vier  alten  Stände  zu  zwei  Kammern  nach  modernem 
Schnitt  umgebildet  wurden.  Nach  vielen  verschiedenen  Vorschlägen 
wurde  sie  1805  nach  folgenden  allgemeinen  Grundsätzen  durchgeführt. 
Die  beiden  Kammern  sind,  abgesehen  von  der  Mitgliederzahl,  ein- 
ander vollständig  gleichgestellt.  Die  Mitglieder  der  oberen  Kammer. 
Anzahl  150.  werden  von  den  Landstingen,  d.  h.  den  höheren 
kommunalen  Selbstverwaltungskörpern,  und  von  den  Stadtverordneten 
der  grössten  Städte  unter  den  Personen  mit  grösserem  Vermögen 
gewählt,  ein  jeder  für  sich  und  für  eine  Zeit  von  0  .Jahren.')  Die 
230  Mitglieder  der  unteren  Kammer  werden  in  Wahlbezirken,  die 
für  Land  und  Stadt  verschieden  sind,  von  allen  denen,  die  nach  einem 
bestimmten  Zensus  stimmberechtigt  sind,  für  eine  Zeit  von  3  Jahren 
gleichzeitig  gewühlt,*) 

Die  Mitglieder  der  unteren  Kammer  müssen  im  Wahlbezirke 
wohnhaft  sein  und  bekommen  Diäten:  bei  denen  der  oberen  Kammer 
fällt  beides  fort.    Jeder  einzelne  von  den  Keichstagsabgeordneten 

')  Wählbar  ist,  wer  HO  Jahre  alt  ist.  ein  Einkommen  von  4000  Kronen 
hat  oder  festes  Eigentum  besitzt  zum  eingeschätzten  Werte  von  mindestens 
80000  Kronen. 

*)  Stimmberechtigt  ist,  wer  21.  wählbar,  wer  25  Jahre  alt  ist  und 
entweder  ein  Einkommen  von  800  Kronen  hat.  oder  festes  Eigentum  besitzt 
im  Werte  von  wenigstens  1000  Kronen  oder  ein  landwirtschaftliches  Gut 
im  Werte  von  «000  Kronen  auf  5  Jahre  oder  auf  Lebenszeit  gepachtet  hat. 
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repräsentiert  das  ganze  Volk:  sie  sind  nach  altem  schwedischen 
Kocht  nicht  durch  imperatives  Mandat  gehunden.  Die  Organisation 
der  Ausschüsse  ehenso  wie  die  Formen  für  die  Beschlüsse  sind  in 
der  Hauptsache  dieselben  wie  früher.  Gemeinsame  Votierung  in 
verstärktem  Ausschusse,  um  dissentierende  Meinungen  über  gewisse 
Fragen  des  .Staatshaushaltsetats,  Uber  die  Verwaltung  der  Bank  und  des 
Reichsschuldenkontors  zu  schlichten,  ist  in  gemeinsame  Abstimmung 
der  beiden  Kammern  verwandelt  worden. 

Wenn  man  diese  Veränderung  der  Repräsentation  für  sich 
oder  nur  von  der  äusseren  Seite  betrachtet,  scheint  dieselbe  eine 
gewaltige  Umgestaltung  der  schwedischen  Verfassung  zu  sein.  Doch 
ist  sie  es  weniger,  als  man  sich  vorstellt,  indem  sie  die  rechtlichen 
Grundlagen  der  Verfassung  unberührt  lässt,  und  immerfort  dieselben 
sozialen  Elemente,  obwohl  in  anderer  Proportion,  das  schwedische 
Volk  vertreten. 

Die  Bauern  nehmen  jetzt  den  grössten  Platz  ein.  Die  Zu- 
sammensetzung des  Reichstags  ist  demokratischer  geworden,  das  ist 
die  Hauptsache.  Für  die  vulgäre  Auffassung  aber,  die  von  der  Ver- 
fassung kaum  etwas  anderes  sieht  und  versteht,  als  was  mit  dem 
politischen  Streben  und  Wünschen  des  Tages  in  Zusammenhang  steht, 
darunter  in  erster  Linie  Repräsentation  und  Stimmrecht,  scheint  es, 
als  wäre  die  Repräsentationsveränderung  von  1865  eine  vollständige 
Umgestaltung  der  schwedischen  Verfassung  gewesen,  während  in 
Wahrheit  diese  Veränderung  dieselbe  kaum  berührt.  Rechtlich  ist 
das  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Staatsmächten,  dem  König  und 
dem  Volk,  dadurch  ganz  unverändert  geblieben,  und  durch  das  strenge 
Festhalten  an  der  vollen  Gleichberechtigung  der  beiden  Kammern 
scheint  auch  einer  faktischen  Störung  der  Grundfesten  der  Ver- 
fassung bei  dieser  Veränderung  vorgebeugt  zu  sein.  Die  erste 
Kammer  ist  auch  das  beste  Werk  der  neuen  Reichstagsordnung  und 
in  typologischer  Hinsicht  den  meisten,  um  nicht  zu  sagen:  allen 
anderen  ersten  Kammern  überlegen.  Sie  geht  nämlich  ganz  und 
gar  aus  Wahlen  hervor,  zählt  also  keine  durch  königliche  Ernennung 
oder  durch  erbliches  Recht  Sitz  habenden  Mitglieder;  ferner  hat  sie 
in  den  Landstingen  als  Wahlkorporatinnen  eine  feste  organische 
Unterlage  erhalten,  die  ihr  selbst  grosse  Stärke  verleiht;  schliesslich 
ist  sie  ihrer  Mitkammer  in  allen  Punkten  ausser  in  Bezug  auf  die 
Zahl  der  Mitglieder,  also  auch  hinsichtlich  der  Ordnung  der  Be- 
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handlung  der  Gegenstände  (Finanzfragen)  gleichgestellt  alle.s 
Dinge,  die  bei  der  Bildung  dieser  Kammer  in  anderen  Ländern  nur 
unvollkommen  oder  Überhaupt  nicht  beobachtet  wurden  und  die  daher 
die  Ursache  sind,  dass  sie  Uberall,  ausser  in  den  Vereinigten  Staaten, 
wo  sich  in  diesem  Falle  in  der  Hauptsache  ähnliche  Prinzipien 
geltend  gemacht  haben,  wie  bei  uns,  der  zweiten  Kammer  unterlegen 
ist.  Alles  das  zusammengenommen  bewirkt,  dass  die  erste  Kammer 
eine  der  sichersten  Stützen  der  Verfassung  ist,  und  sie  würde  es 
noch  uiehr  sein,  wenn  die  Landstinge  ihre  Aufgabe,  sie  mit  den 
besten  Männern  der  Nation  zu  füllen,  recht  verstünden  und  nicht, 
wie  es  jetzt  nur  allzu  oft  geschieht,  bei  der  Auswahl  dem  nicht 
selten  falsch  zeigenden  Kompass  des  Lokalpatriotismus  und  der 
persönlichen  Verbindungen  folgten. 

Eine  andere  hervorragende  Verfassungsänderung  ist  die  früher 
genannte  Umbildung  des  Staatsrats  im  Jahre  1841  und  seine 
weitere  Konsolidierung  dadurch,  dass  er  im  Jahre  1876  in  dem  einen 
Staatsminister  einen  Chef  bekam.  Diese  beiden  Veränderungen  haben 
jedoch  den  Grund  der  Verfassung  noch  weniger  verrückt  als  die 
Umgestaltung  der  Volksvertretung.  Es  giht  heute  ebensowenig  wie 
früher  eine  Ministerregierung  irgend  welcher  Art,  und  eine  Partei- 
regieruug  ist  .jetzt  nicht  gewöhnlicher  als  früher.  Die  festere  Organi- 
sation des  Staatsrats  beabsichtigt  gar  nicht,  denselben  zum  Organ 
einer  Parteiregierung  zu  verwandeln,  sondern  nur  die  Regierung 
kräftiger  und  stärker  gegen  das  Vordrängen  der  anderen  Staatsgewalt 
zu  macheu. 

Noch  weniger  haben  andere  Neuerungen,  wie  wichtig  sie  auch 
sind,  auf  den  Bau  der  Verfassung  eingewirkt.  Solche  sind  die  neuen 
kommunalen  Einrichtungen  vom  Jahre  1862,  durch  welche  die  alte 
Selbstverwaltung  der  Gemeinden  neue  Formen  erhielt,  und  die  Ein- 
richtung der  alle  fünf  Jahre  tagenden  Kirchenversammlung  im 
Jahre  1863.  welche  der  schwedischen  Kirche  eine  selbständige  Re- 
präsentation und  —  wohlgemerkt  —  auch  ein  Veto  gegen  König 
und  Reichstag  in  kirchengesetzlichen  Fragen  verlieh.  Dies  ist 
wieder  eine  völlig  folgerichtige  Äusserung  des  Grundgedankens  der 
schwedischen  Verfassung  von  der  Teilung  der  Macht,  ohne  jedoch 
einen  Staat  im  Staate  zu  bedeuten:  denn  wie  die  ganze  Institution 
durch  König  und  Reichstag  errichtet  worden  ist,  so  kann  sie  auch 
von  ihnen  aufgehoben  oder  umgestaltet  werden.    Aber  ebenso  wenig 


Digitized  by  Google 


160 


Vortrage. 


diese  Einrichtungen  wie  die  geschehenen  Übertragungen  gewisser 
Angelegenheiten  von  der  ökonomischen  Gesetzgebung  des  Königs 
auf  die  gemeinsame  des  Königs  und  Reichstags  haben  die  Ver- 
fassung innerlich  berührt.  Übrigens  ist  die  Einschränkung  dieser 
Gesetzgebung  des  Königs  auf  gewissen  Gebieten  durch  die  Erweiterung 
derselben  auf  anderen  Gebieten  balanziert  worden.1) 

Es  wäre  jedoch  unrichtig,  sich  vorzustellen,  dass  während  des 
vergangenen  Jahrhunderts  keine  bedeutenden  Veränderungen  statt- 
gefunden hätten,  Veränderungen,  die  die  Grundlagen  der  Verfassung, 
d.  h.  das  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Staatsmächten  und  ihre 
gegenseitige  Macht  berührt  haben.  Im  Gegensatz  aber  zu  den  letzt- 
genannten sind  sie  meistenteils  der  grossen  Masse  entgangen:  vor 
allem  sind  die  Ursachen  derselben  ihr  verborgen  geblieben.  Diese 
Ursachen  liegen  nämlich  teils  in  einzelnen  Verfassungsbestiminungen 
mit  ganz  anderer  Absicht,  teils  in  der  fortgesetzten  Ausübung  gewisser 
Bestimmungen,  die  ihrer  Natur  nach  zu  einem  Resultat  fülireu,  das 
ihren  Urhebern  unbekannt  und  von  denen,  die  sie  ausführten,  kaum 
geahnt  war.  Solche  Vorgütige  und  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden 
Ursachen  spielen  in  dem  politischen  Leben  und  für  die  Umgestaltung 
der  Verfassungen  dieselbe  Rolle  wie  die  geologischen  Kräfte  für  die 
Verwandlung  der  Erdoberfläche.  Generation  folgt  auf  Generation, 
ohne  dass  man  die  Ursachen  oder  die  Resultate  derselben  sieht,  bis 
eines  schönen  Tages  die  Augen  geöffnet  werden  und  man  findet, 
dass  eine  grosse  Umwandlung  vor  sich  gegangen  ist.  viel  grösser 
als  die  Reformen,  die  unter  grossem  Streit  und  lautem  Lärm  durch- 
geführt worden  sind  ganz  wie  die  sekulären  Veränderungen  der 
Erdkruste  in  ihren  Resultaten  die  plötzlichen  Erschütterungen  der- 
selben durch  Erdbeben  weit  übertreffen. 

Auf  diese  Weise  hat  in  der  Stille  eine  nicht  unbedeutende 
Verschiebung  der  Macht  zwischen  König  und  Reichstag  in  betreff 
der  Staatshaushaltung  und  dadurch  mittelbar  der  Handlungs- 
freiheit der  Regierung  stattgefunden. 

')  Von  dem  Bereiche  der  ökonomischen  Gesetzgebung  in  den  der 
ir<meinsauien  sind  so  übertragen  worden:  Konmmnaliresetz.  Krimiualgesetz 
für  Heer  und  Flotte,  sowie  zuletzt  (iesetz  für  die  Keichsbank.  Auf  der 
anderen  Seite  sind  in  derselben  Zeit  eine  Menge  neuer  Angelegenheiten 
dieser  Gesetzgebung  zugefallen. 
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In  erster  Linie  beruht  dies  auf  der  Veränderung,  die  ein- 
getreten ist  in  Bezug  auf  das  Grössenverhältuis  zwischen  den  ordinären, 
teilweise  vom  König  abhängigen  Einkünften,  und  den  Bewilligungen, 
die  der  Reichstag  allein  bestimmt.  Während  die  ersteren,  die  Natura- 
prästationen    einbegriffen,    im  Jahre   1809    die   Hauptmasse  der 
Staatseinkünfte  bildeten,  die  letzteren  nur  einen  geringeren  Teil,  so 
haben  sich  die  Verhältnisse  infolge  der  Zunahme  der  Bevölkerung 
und  des  Nationalvermögens  so  umgestaltet,  dass  die  ordinären  Ein- 
künfte gegenüber  den  Bewilligungen  jetzt  kaum  den  sechsten  Teil 
ausmachen.  —  Von  noch  grösserer  Bedeutung  für  die  Erweiterung  der 
Macht   des  Reichstags  in   dieser  Beziehung   ist  die  zunehmende 
Spezialisierung  der  Ausgaben,  ebenso  wie  die  Einschränkung  des 
Verfügungsrechtes  des  Königs  über  die  Verwendung  der  Ersparnisse, 
in  den  §§  62  und  64  der  Regierungsform  wird  statuiert,  dass  der 
Reichstag  Bofugnis  hat,  festzustellen,  wie  besondere  Summen  von  den 
bewilligten  Mitteln  zu  besonderen  Zwecken  nach  dem  aufgestellten 
Reichsetat  angewandt  werden  sollen.    Diese  Paragraphen  bezieben 
sich  zunächst  auf  die  Bewilligungen,  also  damals  den  kleineren  Teil 
der  Staatseinnahmen,  und  nach  der  Absicht  der  Gesetzgeber  nur  auf 
die  Schlusssummen  der  8  Haupttitel,  in  die  der  Reichsetat  zu  jener 
Zeit  eingeteilt  war.    Wenn  die  letztgenannte  Auffassung  vermocht 
hätte,  sich  zu  behaupten,  so  hätte  der  König  recht  freie  Hand  gehabt, 
mit  hinlänglichen  Mitteln  die  Anordnungen  auszuführen,  die  ihm  gut 
dankten.    Karl  XIV.  Johann  verfuhr  auch  im  Anfang  so.  Allein 
infolge  des  Prüfuugsrechtes  des  Staatsausschusses  sowie  der  Staats- 
revisoreu  ist  nach  und  nach,  besonders  seitdem  die  Tagungen  des 
Reichstags  jährlich  stattfinden,  die  volle  Spezialisierung  der  Aus- 
gaben innerhalb  der  Haupttitel  eingeführt  worden.    Hierdurch  ist  in 
Verbindung  mit  einer  1841  gemachten  Einschränkung  des  Rechtes 
des  Königs,  Uber  die  Ersparnisse  zu  verfügen,  die  Handlungsfreiheit 
des  Königs  in  hohem  Mafse  beschränkt  worden.    Tnd  weil  das  Geld 
fast  in  allen  Staatsangelegenheiten  der  nervus  rerum  ist,  so  kann 
der  Reichstag  oder  vielmehr  der  Staatsausschuss.  wenn  auch  nur 
indirekt,  beinahe  auf  allen  Gebieten  der  vollziehenden  Gewalt  seinen 
Einfluss  ausüben.   Der  Staatsausschuss,  der  mächtigste  Ausschuss 
des  Reichstags,  oder  richtiger  die  8  Personen,  4  aus  jeder  Kammer, 
die  seine  Arbeit  leiten,  können  in  dieser  Beziehung  als  eine  Art 
Regierung  neben  der  wirklichen  betrachtet  werden.     Er  ist  ein 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  «.  Bd.  1 1 
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Gegenstück  zu  den  regierenden  Ständen  der  Freiheitszeit.  Viel 
politische  Klugheit  und  Besonnenheit  ist  erforderlich,  wenn  nicht  hier- 
aus eine  ernste  Gefahr  für  den  Bestand  der  Verfassung  entstehen  soll. 

Die  andere  Verschiebung  in  dem  Verhältnis  zwischen  den 
beiden  Staatsmächten,  die  nach  und  nach  eingetreten  ist.  betrifft  die 
Initiative  der  Gesetzgebung.  Dies  hängt  auf  das  innigste  mit 
der  Stellung  des  Reichstages  als  derjenigen  Staatsmacht,  die  direkt 
von  dem  Volke  und  der  Gesellschaft  mit  ihren  vielen  Meinungen  und 
Wünschen  ausgeht,  zusammen.  Dieser  Zustand  hat  sich  aber  erst 
mit  den  jährlichen  Legislaturperioden  rasch  entwickelt.  Im  Jahre 
1809  wurde  die  Periode  auf  fünf  Jahre  festgesetzt.  Faktisch  wurden 
sie  stets  auf  drei  Jahre  liesehränkt  und  dies  wurde  auch  1845  zum 
Gesetz  gemacht.  Seit  186K  kommt  der  Reichstag  jährlich  zusammen. 
Seit  dieser  Zeit  hat  der  Reichstag  die  Regierung  auf  diesem  Gebiete 
ganz  überflügelt.  In  Bezug  auf  neue  Ausgaben  für  schon  bestehende 
Einrichtungen  behält  die  Regierung  noch  ihre  Initiative.  Ja.  es 
scheint,  als  wenn  der  Reichstag  allmählich  der  Regierung  dies  Uber- 
lassen wollte.  Hinsichtlich  der  Gesetzgebung  aber  und  neuer  Ver- 
anstaltungen aller  Art,  ob  sie  eine  Ausgabe  erfordern  oder  nicht, 
hat  der  Reichstag  seit  lange  die  Regierung  distanziert.  Die  grosse 
Menge  Vorschläge,  die  vom  Reichstag  kommen,  geben  auch  der 
Regierung  so  viel  zu  tun.  dass  sie  schwerlich  Zeit  hat,  sich  mit 
selbständiger  Initiative  zu  befassen.  Sie  kann  nicht  einmal  mit  den 
Kräften,  die  ihr  zu  Gebote  stehen,  alles  bewältigen,  was  der  Reichs- 
tag ihr  anheimstellt.  Sowohl  aus  diesem  Grunde  wie  aus  anderen 
weist  die  Regierung  diese  Arbeit  von  sich  ab  und  besonderen  Kom- 
missionen zu.  Die  Kommissionen,  in  welche  meistens  Abgeordnete 
aus  beiden  Kammern  und  von  verschiedenen  Parteien,  aber  auch  ein 
Fachmann  eingesetzt  werden,  haben  sich  beinahe  zu  einem  Regierungs- 
system  ausgebildet.  Das  Kommissionswesen  bildet  auf  diese  Weise 
ein  Sicherheitsventil  für  all  den  Reformeifer,  der  sonst  sowohl  dem 
Reichstag  wie  der  Regierung  leicht  über  den  Kopf  wachsen  könnte. 
Klar  aber  ist.  dass  die  Regierung  bei  dieser  Sachlage  mehr  und 
mehr  zurücktritt  und  bloss  in  grossen  Fragen,  wie  z.  B.  voriges 
Jahr  bei  der  Hceresvorlage.  die  Initiative  ergreift.  Die  Wirkung 
von  alledem  muss  aber,  wenn  nicht  eine  Verschiebung  in  dem  Rechts- 
verhältnisse der  beiden  Staatsgewalten,  so  doch  eine  Vertauschung 
der  Rollen  sein.    Nach  der  Absicht  der  Gesetzgeber  von  1809  sollte 
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die  Regierung  die  treibende  Kraft  in  der  Verfassung  sein,  der 
Reichstag  dagegen  sollte  sieh  .weise  zögernd  im  Handeln,  aber  fest 
und  stark  im  Widerstand"  verhalten.  Das  Verhältnis  hat  sich 
umgekehrt.  Und  daran  ist  in  erster  Linie  die  Einführung  der  all- 
jährlichen Reichstage  schuld.  So  haben  oft  Verfassungsbestiinmungen 
grosse  Wirkungen  über  diejenigen  hinaus  und  neben  denjenigen, 
welche  ihre  Urheber  damit  beabsichtigt  haben. 

*  * 

Überblickt  man  diese  Verfassung  mit  ihrer  durchgeführten 
Machtverteilung  zwischen  König  und  Volk,  sowie  die  Garantien, 
welche  sie  gegen  Konflikte  zwischen  den  beiden  Staatsmächten  einer- 
seits und  innerhalb  der  Abteilungen  des  Reichstages  andererseits 
aufstellt,  und  ferner  den  Schutz,  welchen  sie  dem  Einzelnen  gegen 
Gewalt  und  Willkür,  von  welcher  Seite  es  auch  sein  mag,  gewahrt, 
so  niuss  man  den  Männern  von  1809  tiefe  Bewunderung  zollen. 
Und  diese  wird  dadurch  nicht  geschmälert,  dass  sie  im  Grunde  nur 
der  eigenen  tausendjährigen  Erfahrung  des  schwedischen  Volkes  auf 
dem  Gebiete  des  Verfassungslebens  bewussten  Ausdruck  verliehen. 
Die  gesetzlich  festgelegte  Teilung,  wie  andererseits  das  Zusammen- 
wirken zwischen  König  und  Volk  in  Bezug  auf  die  Bildung  des 
Staatswillens  ist.  wie  wir  gesehen  haben,  der  Grundgedanke  dieser 
Verfassung.  Er  offenbart  sich  in  der  Abgrenzung  getrennter  Gebiete 
für  die  Alleinherrschaft  des  Königs  und  für  die  des  Reichstags,  so- 
wie für  das  Zusammenwirken  beider  auf  anderen  Gebieten,  ferner  in 
dem  merkwürdigen  Parallelismus  von  Institutionen  und  Befugnissen: 
Staatskomptoir  und  Reichsschuldenkomptoir  -  Justizkanzler  und 
Justizsachwalter  — ,  Justizkanzler  (Hofkanzler)  und  Druckfreiheits- 
komitee, bei  der  Sanktion  von  Gesetzen  u.  s.  w. 

Aber  die  richtige  Teilung  der  Macht  ist  das  Palladium 
der  bürgerlichen  und  politischen  Freiheit.  Das  ist  die  un- 
vergängliche Wahrheit  in  Montesquieu**  Staatslehre.  Das  bezeugt 
auch  die  Geschichte,  vor  allem  unsere  eigene  —  und  aus  der  haben 
wir  die  Lehre  geschöpft  — .  aber  desgleichen  die  aller  Zeiten  und 
aller  Völker.  Die  ungeteilte  Macht,  mag  sie  nun  in  der  Hand  eines 
Fürsten  oder  einer  Aristokratie  oder  des  ganzen  Volkes  liegen,  setzt 
unfehlbar  die  Freiheit  aufs  Spiel  und  führt  gewöhnlich  zur  Be- 
drückung.   Das  ist  ebenso  wahr  in  Bezug  auf  die  "V  erfassungen  der 
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Gegenwart  wie  die  vergangener  Zeiten.  Man  weiss  das  auch: 
daher  das  Streben,  bewusst  oder  unbewusst,  sich  durch  aller- 
hand Einrichtungen  gegen  den  souveränen  Volkswillen  zu  schützen. 
Derartige  Einrichtungen  sind:  die  Bildung  zweier  gleichstarker 
Parteien,  wie  in  England;  die  Stellung  der  Verfassung  unter  den 
Schutz  der  Gerichte,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten:  Erschwerung 
von  Verfassungsänderungen  durch  allerlei  Umschweife,  wie  es  iu  der 
nordamerikanischen  Union  und  in  den  einzelnen  Staaten  derselben 
geschehen  ist:  ferner  Proportional  wähl,  die  jedoch  mehr  in  der 
Theorie  als  iu  der  Praxis  Fuss  gefasst  hat,  und  merkwürdigerweise 
Referendum  in  der  Schweiz  und  den  Teilstaaten  der  Union.  Aber 
diese  Mafsregeln  sind,  wenn  sie  am  nötigsten  gebraucht  werden, 
recht  machtlos.  Bevor  nicht  die  Menschen  anderen  Sinnes  und 
naderen  Herzens  werden,  wird  die  Majorität  nie  die  Minorität 
respektieren,  wenn  Konfliktfülle  vorliegen.  Bis  auf  weiteres  ist  darum 
die  gleiche  Teilung  der  Macht  zwischen  getrennten  Staatsmächten 
(Staatssubjekten)  ebenso  wie  zwischen  zwei  Kammern  die  sicherste 
Wehr  der  politischen  und  ebenso  der  persönlichen  Freiheit.  Das 
ist  es,  was  die  schwedische  Verfassung  von  1801)  und  ebenso  die 
Veränderungen,  die  später  getroffen  worden  sind,  bewusst  aussprechen 
und  festlegen.  Darin  nicht  minder  als  in  der  historischen  Kontinuität 
liegt  die  Grösse  dieser  Verfassung. 

Aber  wie  sehr  wir  auch  diese  Verfassung  sowohl  von  dem 
Gesichtspunkt  der  historischen  Entwickclung  als  von  dem  der  poli- 
tischen Architektur  bewundern  mögen,  so  dürfen  wir  die  Augen 
ihren  wunden  Punkten  und  wirklichen  Mängeln  gegenüber  nicht 
versehliessen.  Schon  der  Typus,  welcher  sich  in  der  schwedischen 
Verfassung  verkörpert,  ist  die  schwache  Seite  derselben.  Denn 
unleugbar  ist  dieser  Typus,  weil  er  komplizierter  ist,  auch  empfind- 
licher als  die  einfacheren,  man  kann  gern  sagen:  roheren,  aber  auch 
leichter  fasslichen  Typen  mit  ungeteilter  Staatsgewalt,  mag  diese 
nun  in  der  Hand  eines  Fürsten  oder  des  Volkes  liegen.  Er  ist  im 
Verhältnis  zu  ihnen,  wie  die  höheren  chemischen  Verbindungen  im 
Vergleich  mit  den  niederen,  schwerer  festzuhalten  und  fällt  leichter 
auseinander,  wennschon  freilich  gerade  die  schwedische  Geschichte 
beweist,  dass  diese  Staatsform  eine  grosse  Lebenskraft  besitzen 
kann.  Er  setzt  gleichwohl  ein  Volk  mit  viel  Besonnenheit  und  viel 
politischer  Klugheit  voraus,  um  nicht  nur  ein  labiles  Zwischcnstadium 
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zwischen  Fürsteusouveränität  und  Volkssouveränität  zu  werden. 
Besonders  aber  ist  die  unselbständige  und  wenig  machtvolle  Stellung 
des  Ministeriums  wie  jedes  einzelnen  Ministers  ein  Mangel,  der  in 
ernsten  Zeiten  gefährlich  ist  und  in  friedlichen  leicht  zu  einem  Über- 
greifen  des  Reichstages  im  Sinne  der  Freiheitszeit  führen  kann.  Die 
schwedische  Verfassung  fordert  mehr  vielleicht  als  je  eine  andere,  wie 
Überhaupt  ein  besonnenes  Volk  so  auch  bedeutende  Männer  in  der 
Regierung.  Das  erste  trifft  zu,  aber  die  bedeutenden  Männer  wachsen 
leider  nicht  an  den  Bäumen. 

* 

In  kurzen  Zügen  hal>e  ich  versucht,  die  schwedische  Ver- 
fassung darzustellen,  so  wie  sie  1809  gewesen  ist  und  wie  sie  jetzt 
ist.  Dass  sie  den  Aussenstehenden  eigentümlich  vorkommen  wird, 
darüber  kann  man  sich  kaum  wundern.  Unsere  Nachbarn,  die  Nor- 
weger und  die  Dänen,  die.  ohne  sie  näher  zu  kennen,  die  äusseren 
Konturen  derselben  vor  Augen  haben,  betrachten  sie  als  eine  sonder- 
bare Erscheinung,  sehr  antik  und  sehr  konservativ  und  aristokratisch. 
In  erster  Hinsicht,  oder  was  das  Alter  betrifft,  haben  sie  recht,  in 
letzterer  nicht.  Sic  bemerken  vor  allem,  dass  nach  der  offiziellen 
Statistik  nur  gegen  25  °/0  der  männlichen  Bevölkerung  Uber  21  .Jahre 
Stimmrecht  zur  zweiten  Kammer  hat.  Doch  hängt  dies  nicht  so 
sehr  von  dem  hohen  Zensus,  als  von  der  Abneigung  der  Industrie- 
arbeiter ab.  sich  nach  ihren  wirklichen  Einkünften  einschätzen  zu 
lassen,  was  von  den  Einschätzungskommissionen  geduldet  wird.  Wäre 
dies  nicht  der  Fall,  so  wäre  die  genannte  Ziffer  ohne  Zweifel  50  % 
höher  oder  noch  mehr. 

Die  einzige  Tatsache,  dass  von  den  2tt0  Mitgliedern  derselben 
Kammer  Uber  100  Bauern  sind,  beweist  am  besten,  wie  wenig 
aristokratisch  diese  Repräsentation  ist.  Übrigens  ist  eine  bedeutende 
Herabsetzung  des  Zensus  binnen  kurzem  zu  erwarten.  Vor  allem  aber 
möge  bemerkt  werden,  dass  die  Wahlen  zu  den  Kammern  des  Reichs- 
tages, wie  erwähnt,  von  jeder  Einmischung  seitens  der  Regierung 
absolut  frei  und  dazu  noch  kostenlos  sind,  ein  Umstand,  welcher 
sie  in  weit  höherem  Mafse  demokratisch  macht,  als  in  anderen 
Ländern  mit  allgemeinem  Wahlrecht,  aber  anderen  Wahlgebräucheu. 

Ferner  scheint  ihnen  eine  Verfassung,  die  der  Minister-  und 
Parteiregierung  entbehrt,  besonders  da  sie  eine  Monarchie  ist,  nichts 
weniger  als  modern  zu  sein.    Das  übliche  Schema  des  Parlamentaris- 
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mus.  welches  Norwegen  dank  dem  Grundgesetze  von  1814  und  dank 
dem  Mangel  höherer  Klassen  von  Einfluss  glücklich  durchgeführt 
hat.  und  welches  das  Fulketing  in  Dänemark  umsonst  für  sich  zu 
realisieren  bemüht  ist.1)  passt  gar  nicht  für  die  schwedische  Ver- 
fassung. Die  Minister  bleiben,  wenn  auch  der  Reichstag,  wie  es 
oft  geschieht,  ihre  Vorlagen  verwirft,  ja.  man  würde  es  sogar  als 
einen  ungehörigen  Druck  empfinden,  wenn  die  Minister  daraus  eine 
Kabinettsfrage  machten,  sofern  die  Sache  nicht  von  grösserer  poli- 
tischer Bedeutung  ist.  Selten  ist  denn  auch  ein  Ministerium  ganz 
homogen.  Wie  sehr  man  eine  Parteiregierung  bei  uns  fürchtet,  ist 
auch  aus  dem  schon  erwähnten  Umstand  zu  ersehen,  dass  der 
Reichstag,  obwohl  so  selbständig  und  mächtig,  vom  Könige  die 
Sprecher  empfängt.  Parteiregierung  und  parlamentarisches  Königs- 
tum  haben  wir  einmal  gehabt  im  18.  Jahrhundert,  aber  feierlich 
beerdigt,  wie  wir  hotfen,  für  immer.  So  fern  wir  also  diesem  System 
stehen,  ebenso  weit  sind  wir  von  dem  Absolutismus  und  dessen 
Ableger,  der  konstitutionellen  Monarchie  mit  knapp  beschnittener 
oktroierter  Verfassung,  entfernt.  Keine  Regierung  kann  gegen  den 
Willen  des  Reichstages  geführt  werden.  Auch  ohne  Reichsrecht 
(►der  andere  in  der  Verfassung  angezeigte  Auswege  hat  der  Reichs- 
tag die  Mittel  in  seiner  Hand,  einen  Minister  zu  entfernen,  der  nicht 
mit  ihm  zusammenarbeiten  will. 

Die  einzige  Verfassung,  mit  der  die  schwedische  einige  Ähn- 
lichkeiten hat,  freilich  nicht  in  Bezug  auf  Grund  und  Aufbau, 
welche  so  verschieden  sind  wie  nur  möglich,  aber  hinsichtlich  ihrer 
Tätigkeit  und  ihrer  Funktionen,  ist  die  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika.  Sowohl  die  Spezialisierung  des  Budgets  und  die  Ge- 
setzinitiative, die  der  Kongress  ausübt,  wie  die  Macht  der  Ausschüsse 
und  die  privaten  Verhandlungen  der  Minister  mit  denselben,  erinnern 
stark  au  die  Verhältnisse  bei  uns.  Denn  obwohl  die  schwedischen 
Minister  im  Gegensatz  zu  ihren  amerikanischen  Kollegen  Zutritt  zu 
den  Kammern  und  auch  oft  Sitz  darin  haben,  bilden  doch  die  Ver- 
handlungen mit  den  Ausschüssen  und  den  leitenden  Personen  der 
Parteien  das  wichtigste  Element  der  gemeinsamen  Arbeit  der  Re- 
gierung und  des  Reichstags. 

')  Wie  bekannt,  hat.  seitdem  dieser  Vortrag  gehalten  wurde,  ein 
Ministerwechsel  in  Dänemark  stattgefunden,  der  vielleicht  zum  Parlamen- 
tarismus führen  mag. 
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Schliesslich  ist  auch  von  seiteil  der  deutschen  Wissenschaft 
die  schwedische  Verfassung;  unrichtig  beurteilt  worden.  Man  glaubt 
in  ihr  altständische  Elemente  zu  sehen:  erstens,  weil  die  Yolks- 
repräsentation  bis  1866  vierstündig  war.  zweitens  und  vor  allem, 
weil  König  und  Reichstag  sich  so  vollständig  in  die  Ausübung  der 
Staatsgewalt  teilen.  Dass  jedoch  die  vierstündige  Volksvertretung 
nicht  so  aufgefasst  werden  darf,  ist  schon  oben  dargetan  worden. 
Ebenso  lehrt  die  ganze  voraufgehende  Darstellung  der  schwedischen 
Geschichte,  dass  die  durchgeführte  Teilung  in  der  Ausübung  der 
Staatsgewalt  zwischen  König  und  Volk  (Reichstag)  nicht  weniger 
als  ein  rückständiges  und  unbewusstes  Überbleibsel  aus  veralteten 
Yerfassungszustanden  ist.  Ganz  im  Gegenteil  ist  diese  Verteilung 
der  Machtbefugnisse  im  Staate  eine  mit  klarem  Bewusstsein  durch- 
geführte Schöpfung,  um  dio  Scylla  des  Absolutismus,  sowie  die 
Charybdis  des  Parlamentarismus  zu  vermeiden.  Aber  nicht  nach 
subjektiven  politischen  Ideen,  sondern  nach  den  objektiven  Erfahrungen 
des  schwedischen  Volkes  wurde  sie  ausgeführt.  Man  hatte  es  sowohl 
mit  der  Fürsten-  wie  mit  der  Yolkssouveräuitiit  versucht  und  wollte 
beiden  einen  Riegel  vorschieben.  Diese  aussenstehende  so  sonderbare 
Teilung  der  Gewalt  zwischen  König  und  Volk  ist  also  weder  eine 
historische  Antiquität,  noch  gefährdet  sie  die  Einheit  des  Staates, 
denn  wiewohl  nicht  einer,  sondern  zwei  zur  Bildung  des  Staats- 
willens befugt  sind,  so  besagt  die  Verfassung  klar  und  bestimmt, 
wann  der  eine  und  wann  der  andere  oder  beide  zusammen  denselben 
bilden  sollen,  wodurch  sowohl  Kompetenzkonflikte  wie  ein  Zwiespalt 
im  Staate  vermieden  wird.  In  keinem  Lande  hat  man  die  Ver- 
fassung, die  man  wünschte,  so  klar  gesehen  und  so  scharf  ausgeprägt. 
Es  ist  ein  Typus  für  alle  Zeiten,  der  auf  diese  Weise  von  den 
Männern  von  1809  geschaffeu  wurde. 

Ich  komme  also  darauf  zurück:  Die  schwedische  Verfassung 
stellt  einen  selbständigen  Typus  neben  denjenigen  der  anderen  Ver- 
fassungen der  Neuzeit  dar.  Sie  gehört  zu  den  konstitutionellen 
Monarchien,  weicht  aber  von  den  übrigen  ab  durch  die  klare  und 
zielbewusste  Einsicht,  dass  die  Teilung  der  Macht  im  Staate  die 
einzige  Garantie  der  Freiheit  ist.  Und  diese  Teilung  ist,  wie  oben 
gezeigt,  mit  grosser  Selbständigkeit  für  jede  der  beiden  Staatsmächte. 
König  und  Volk,  vollzogen  worden.  Auch  in  den  anderen  konsti- 
tutionellen Monarchien  kommt  eine  derartige  Teilung  vor,  aber  un- 
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bewusst  und  besonders  in  den  Landern  mit  oktroierter  Verfassung; 
sehr  ungleichmäßig.  Sie  kam  auch  in  dem  germanischen  oder, 
vielleicht  richtiger,  skandinavischen  Urkönigtum  vor.  Aber  an  die 
Stelle  der  abstrakten  und  fast  auf  allen  Gebieten  des  Staatslebens 
durchgeführten  Teilung  der  Macht,  die  das  uralte  Königtum  kenn- 
zeichnete, ist  das  schon  von  Gustav  11.  Adolf  ausgesprochene  Zu- 
sammenwirken des  Königs  und  des  Volks  in  stets  innigerer  und  um- 
fassenderer Weise  getreten,  so  dass  jetzt  in  Wahrheit  König  und 
Reichstag  die  königliche  hohe  Majestät  des  Staates  ausmachen.  Nach 
modernen  Ausdrucksweisen  vereinigt  also  die  schwedische  Ver- 
fassung eine  starke  Volksgewalt  mit  einer  ebenso  starken  Gewalt 
des  Königs.  Die  Verfassung  Schwedens  ist  das  skandinavische  Ur- 
königtum in  moderner  Gestalt. 
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Der  JMutzen  des  Studiums  im  Auslande 
für  Juristen  und  Nationalökonomen 

mit  Berücksichtigung  der  für  die  deutschen  Studenten 
an  der  Universität  Grenoble  getroffenen  Einrichtungen. 

Von 

Dr.  Joseph  Duquesne, 

Professor  der  Hechte  an  der  Universität  Grenoble. 
Gehalten  am  28.  September  1901. 


Die  Wahrheit  der  von  mir  zu  behandelnden  These  ist  zweifellos 
eine  derjenigen,  die  auf  allgemeine  Anerkennung  Anspruch  erheben 
dürfen,  aber  sie  wird  von  den  meisten  mehr  kraft  eines  Gefühles 
für  das  Wahre,  als  kraft  einer  bewussten  Überzeugung  angenommen. 
Niemand  hat  das  Bedürfnis,  über  diese  Wahrheit  Bücher  zu  schreiben 
und  Reden  zu  halten:  Zeitungen  und  Zeitschriften  lassen  sie  un- 
berührt, fast  nie  beschäftigt  sie  die  öffentliche  Meinung.  Die  Folge 
davon  ist.  dass  sie  sehr  oft  vergessen  wird,  und  dass  sie  in  der 
Praxis  nicht  so  grosse  Wirkung  ausübt,  als  es  zu  wünschen  ist. 
Es  scheint  mir  daher  wichtig,  einmal  alle  Gründe,  die  für  einen 
Aufenthalt  der  studierenden  Juristen  und  Xationalükonomen  im  Aus- 
lande entscheidend  sind,  auseinanderzusetzen,  damit  das  unbestimmte 
und  unwirksame  Gefühl  für  diese  Wahrheit  sich  möglichst  in  eine 
klare  und  fruchtbare  Überzeugung  umwandle. 

Die  eingehende  Erörterung  dieser  Frage  hat  eine  andere,  nicht 
weniger  grosse  Bedeutung.  Die  Universität  Grenoble  hat  es  unter- 
nommen, einen  Unterricht  der  Rechtswissenschaft  für  Ausländer,  be- 
sonders für  Deutsche,  einzurichten.  Diese  Unternehmung  führt  die 
Universität  Grenoble  auf  eine  neue  und  unbetretene  Bahn,  einem  un- 
gewissen  Erfolge  entgegen.  Ist  es  daher  nicht  ratsam,  dass  diese 
Universität,  bevor  sie  diese  Bahn  betritt,  sich  an  zuständiger  Stelle 
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Rats  erholt?  So  ist  es  denn  meine  Absicht,  diese  Auseinander- 
setzungen der  wissenschaftlichen  Kritik  zu  unterwerfen,  damit  wir 
in  einer  gemeinsamen  Prüfung  den  Nutzen  eines  derartigen  Studiums 
untersuchen  können.  Das  Bedürfnis  nach  einer  Gelegenheit,  einen 
Teil  seines  Rechtsstudiums  im  Auslande  erledigen  zu  können,  wird 
uns  den  Mafsstah  für  den  zu  erwartenden  Erfolg  des  Grenobler  Ver- 
suches liefern! 

I. 

Die  Möglichkeit  für  Juristen  und  Nalioualökonomen,  im  Aus- 
tande zu  studieren,  ist  wünschenswert  sowohl  vom  Standpunkte  der 
Fachbildung  als  auch  vom  Standpunkte  der  allgemeinen  Bildung. 

Vom  Staudpunkte  der  Fachbildung  ist  hervorzuheben,  dass  die 
Kenntnis  der  fremden  Sprachen  und  der  Verhaltnisse  im  Auslande 
für  manche  Berufe,  zu  denen  das  Hechtsstudium  führt,  unentbehrlich 
(»der  zum  mindesten  vorteilhaft  ist. 

Gedenken  wir  zuerst  an  die  wichtige  Kategorie  der  Juristen, 
die  sich  als  Rechtsanwälte  oder  Richter  der  Rechtsanwendung  widmen. 
Wie  oft  in  der  gegenwartigen  Entwickelung  dos  internationalen 
Verkehrs  müssen  sie  sich  ihre  Ansicht  nach  Urkunden  in  fremder 
Sprache  bilden;  wie  oft  müssen  sie  das  fremde  Recht  in  Betracht 
ziehen  und  sogar  zur  Geltung  bringen.  Ohne  Zweifel  kann  man  von 
diesen  Juristen  nicht  verlangen,  dass  sie  die  verschiedenen  Sprachen 
t»eherrschen.  Übersetzungen  der  wichtigsten  auslandischen  Gesetze 
und  vereidigte  Dolmetscher  werden  daher  immer  unentbehrlich  sein. 
Indessen  tragt  sicher  die  Kenntnis  der  hauptsachlichen  Sprachen 
dazu  bei.  dem  Richter  und  dem  Rechtsanwälte  in  ihrer  Berufstätigkeit 
grösseres  Ansehen  zu  geben.  Das  ist  von  Wert  besonders  iu 
kosmopolitischen  Städten,  wie  z.  B.  Hamburg,  wo  so  viele  Streit- 
fragen internationalen  Interesses  vor  die  Gerichte  gelangen.  Aber 
es  kann  auch  seine  Bedeutung  für  viele  andere  Stiidte  haben:  denn 
es  liegt  im  Wandel  der  Zeit,  dass  fremdes  Recht  auch  im  Inlande 
mehr  und  mehr  angewendet  werden  muss.  Die  wunderbaren  Fort- 
schritte der  Verkehrsmittel  erleichtern  das  Herüber-  und  das  Hinüber- 
wandern aus  den  verschiedenen  Sprach-  und  Rechtsgebieteu.  Für 
alle  diejenigen,  die  in  immer  steigender  Anzahl  auf  fremdem  Boden 
weilen,  gilt  nach  der  jetzigen  Praxis  der  Kulturvölker  (in  wachsendein 
Umfang)  das  Recht  ihres  Heimatsstaates  bezüglich  der  Personalstatuten. 
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In  noch  ganz  anderer  Weise  hat  die  Kenntnis  fremder  Sprachen 
Bedeutung  für  die  Rechtsbildung,  und  zwar  speziell  für  die  Gesetz- 
gebung. Hier  handelt  es  sich  nicht  mehr  nur  um  privates,  soudern 
um  öffentliches  Interesse.  Hier  ist  das  Arbeitsgebiet  die  vergleichende 
Rechtswissenschaft,  die  man  in  dieser  Anwendung  die  praktische 
genannt  hat. 

Möge  es  mir  vergönnt  sein,  mit  wenigen  Worten  auf  die 
Wichtigkeit  dieser  Disziplin  hinzuweisen,  denn  daraus  wird  sich 
auch  die  Wichtigkeit  der  für  die  Wissenschaft  unentbehrlichen 
Hfllfsmittel  ergeben. r) 

Zunächst  dient  die  praktische  vergleichende  Rechtswissenschaft 
(hizu,  die  Fehler  und  die  Lücken  der  nationalen  (Gesetzgebung  er- 
kennen zu  lassen.  Derjenige,  der  nur  seine  Gesetzgebung  kennt, 
gewöhnt  sich  nach  und  nach  an  die  Mängel  derselben  und  ist  dazu 
geneigt,  sie  vollkommen  zu  finden.  Dagegen  zeigt-  uns  häutig  ein 
Blick  auf  ausländisches  Recht,  dass  fremde  Völker  für  dieselben 
Probleme  andere  und  bessere  Lösungen  gefunden  und  Fragen  auf- 
geworfen und  gelöst  haben,  die  unsere  eigene  Gesetzgebung  un- 
berücksichtigt gelassen  hat. 

Jeder  neuen  Legislationsfrage  gegenüber  kann  der  Gesetzgeber 
die  Lösung  in  zwei  verschiedenen  Richtungen  suchen.  Zunächst 
kann  er  aus  abstrakter  Betrachtung  der  Natur  der  Sache  auf  dem 
Wege  der  Detluktionsmethodc  Rechtsnormen  ziehen.  Das  war  die 
Methode  der  bertlhmten  Schule  des  Naturrechts.  Die  Erfahrung  hat, 
namentlich  in  Frankreich,  bewiesen,  wie  gefährlich  für  das  Wohl 
der  Völker  diese  aprioristische  Rcchtsbildung  sein  kann,  und  die 
Wissenschaft  hat  heute  festgesetzt,  dass  die  Natur  der  Sache  nur 
eine  sehr  beschränkte  Anzahl  von  Normen  liefern  kann.  Der  andere 
Weg,  den  der  Gesetzgeber  wählen  kann,  ist  derjenige  der  Obser- 

')  Diese  Bemerkung  gilt  auch  für  die  folgenden  Erörterungen  über 
die  verschiedenen  Disziplinen,  in  welchen  die  Kenntnis  der  fremden 
Sprachen  und  Völker  eine  Rolle  spielt.  Über  die  verschiedenen  Aufgaben 
der  Rechtsvergleichung  vergl.  Bernhöft,  Ztschr.  f.  vergl.  Rechtsw..  Bd.  I, 
S.  1  u.  f.;  Jahrbuch  der  internat.  Vereinig,  f.  vergl.  Rechtsw.  und  Volkswirt- 
schaftslehre, Bd.  I,  S.  1  u.  ff.;  ZlTKLMANN,  Deutsche  Juristeu-Zeitung,  1900, 
S.  329-332. 

*)  Vergl.  über  die  schädlichen  Folgen  der  im  Code  Civil  aus  aprio- 
ristischen  Erwägungen  aufgenommenen  Grundsätze  der  Gleich-  und  Real- 
teilung der  Erbschaft  das  bemerkenswerte  Werk  von  Dr.  A.  von  Brandt. 
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vationsmcthode  und  zwar  der  Rechtsverglcichung.  So  wird  die  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  auch  die  Vorarheiterin  für  die  Ver- 
einheitlichung der  Rechte  der  verschiedenen  Kulturvolker.1) 

Neben  der  praktischen  vergleichenden  Rechtswissenschaft  muss 
mau  wegen  ihrer  Bedeutung  für  die  Rechtsbildung  eine  andere  Dis- 
ziplin nennen,  die  unsere  Vereinigung  gleichfalls  in  ihr  Programm 
aufgenommen  hat.  »Sie  bildet  die  notwendige  Ergänzung  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft.  Während  die  praktische  vergleichende 
Rechtswissenschaft  die  Gesetzgebungsfragen  vom  juristischen  Stand- 
punkte ansieht,  betrachtet  sie  die  Nationalökonomie  vom  soziologischen 
Standpunkte.  Sobald  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  sich  mit 
einem  neuen  Gesetzgebungsproblem  beschäftigt,  muss  sie  die  praktische 
Nationalökonomie  zu  Hilfe  rufen,  um  die  beiden  im  Leben  untrenn- 
baren Standpunkte  zu  vereinigen.*)  Wie  die  praktische  vergleichende 
Rechtswissenschaft  dient  auch  die  praktische  Nationalökonomie  dazu, 
neue  Gesetzgebungsfragen  aufzuwerten  und  Lösungen  für  die  an- 
geregten Fragen  zu  finden. 

Aber  ihr  Wirkungskreis  erstreckt  sich  über  das  Gesctzgcbungs- 
gebiet  hinaus.  Die  Betrachtung  des  gesamten  sozialen  Lebens  im 
Auslande  führt  den  Nationalökonomen  dazu.  Normen  und  Grundsätze 
nicht  nur  fllr  die  Gesetzgebungstätigkeit  des  Staates,  sondern  auch 
für  die  Verwaltung  und  für  die  Beziehungen  der  verschiedenen 
sozialen  Gruppen  und  der  Individuen  festzustellen. 

In  dieser  heute  herrschenden  Auffassung  der  Volkswirtschaft 
mischen  sich  praktische  Nationalökonomie  und  Sozialpolitik,  und 
beide  zielen  darauf,  die  Grundsätze  und  Einrichtungen  festzulegen, 
nach  denen  die  Wechselbeziehungen  der  verschiedenen  sozialen 
Schichten  im  Interesse  des  Gedeihens  der  Gemeinschaft  und  des 
Wohles  der  Einzelnen  geregelt  und  ausgestaltet  werden  müssen. 

Erbrecht  und  ländliche  Erbsitten  in  Frankreich,  in  den  „Landwirtschaftlichen 
Jahrbüchern"  von  Dr.  Thiel,  1900  (französische  Übersetzung  von  E.  Regnieb: 
Droit  et  Coutumes  des  Populations  Rurales  de  la  France  en  matiere 
successorale.  mit  einer  Vorrede  von  G.  Blondel,  Paris,  1901). 

')  Vergl.  Zitklmann.  Die  Möglichkeit  eines  Weltrechts  (1888):  der- 
selbe. Internat.  Privatrecht,  Bd.  I,  1897,  S.  9:  derselbe,  Deutsche  Juristen- 
Zeitung,  1900,  S.  380— 331. 

a)  Verirl.  F.  Meykh.  Jahrbuch  der  Internat.  Vereinig,  f.  vergleichende 
Rechtsw.  und  Volkswirtschaftslehre.  Bd.  I.  1895,  S.  314. 
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Wahrend  so  für  die  praktische  vergleichende  Rechtswissenschaft 
und  für  die  praktische  vergleichende  Nationalökonomie  die  Kenntnisse 
fremder  Sprache  und  Völker  nur  von  nationaler  Bedeutung  sind,  er- 
langen dieselben  höhere  Wichtigkeit  für  die  theoretische  vergleichende 
Rechtswissenschaft  und  für  die  theoretische  vergleichende  National- 
ökonomie. Gerade  wie  die  Disziplinen,  in  deren  Dienste  sie  treten, 
wohnt  diesen  Kenntnissen  seihst  ein  wissenschaftliches  Interesse  bei. 
Es  handelt  sich  nicht  mehr  nur  um  den  Nutzen  für  ein  einzelnes 
Volk,  sondern  um  das  Interesse  der  Menschheit.  ' 

Hier  wird  die  Rechtsvergleichung  zunächst  ein  Hilfsmittel  für 
die  Kechtsgeschichte.  Auf  Grund  der  Analogie  der  Rechte  verwandter 
oder  auf  gleicher  Kulturstufe  stehender  Völker  füllt  sie  die  Lücken 
der  auf  uns  gekommenen  Oberlieferung  aus,  sie  ist  hier  mehr  ein 
Arbeitsmittel  als  eine  Sonderdisziplin. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Verwertung  der  Rechtsvergleichung 
bei  dem  Aufbau  der  allgemeinen  Lcluen  der  Rechts-  und  Sozial- 
wissenschaften. Ich  erinnere  an  das  theoretische  oder  allgemeine 
Staatsrecht.  Verwaltungsrecht,  Strafrecht,  Privatrecht  etc.  Wahrend 
die  historische  Schule  es  aufgab,  abgesehen  von  den  aus  dem  römischen 
Recht  entwickelten  allgemeinen  Lehren  des  Privatrechts,  generelle 
Prinzipien  zu  abstrahieren,  wie  vordem  die  naturrechtliche  Schule 
mit  Hilfe  der  Psychologie,  strebt  man  jetzt  danach,  durch  eine  Ver- 
gleichung  der  positiven,  rechtlichen  und  sozialen  Institute  der  ver- 
schiedenen Kulturvölker  allgemeine  Grundsätze  der  Rechts-  und 
Sozialdisziplinen  zu  finden.1) 

Endlich-)  wird  vom  theoretischen  Standpunkte  die  Vcrgleichung 
der  Rechts-  und  Sozialinstitute  als  Forschungsmethode  im  Gebiete 
der  Rechtsphilosophie  benutzt.  Ein  besonderer  Zweig,  die  ethnologische 
Jurisprudenz  oder  theorethische  vergleichende  Rechtswissenschaft,  ist 

l)  Vergl.  G.  v.  Mayh,  Begriff  und  Gliederung  der  Staatswissen- 
ftchaften,  Tübingen  1901,  8.  20,  23. 

a)  Diese  Aufzählung  ist  nicht  erschöpfend;  es  wäre  noch  möglich, 
andere  Bedeutungen  der  Rechtavergleiehuug  hervorzuheben,  z.  B.  die  Be- 
deutung der  Rechtsvcrgleichung  für  die  Erklärung  des  nationalen  Rechts 
(vergl.  Köhler,  Ztschr.  f.  Civilprozoss.  Bd.  X.  S.  194—199)  und  für  die 
Vervollkommnung  der  Technik  «ler  nationalen  Rechtswissenschuft  (Zitei.- 
Mann.  Deutsche  Jurist.  Zeitung.  1900.  S.  331). 
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entstammen.1)  Sie  stiebt  danach,  aus  der  Geschichte  der  positiven 
Rechte  aller  Volker  die  Gesetze  der  Entwicklung  des  Rechtes  der 
Menschheit  abzuleiten.-)  Sie  zeigt  uns  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
philosophie eiue  Umgestaltung  der  Methode,  die  im  allgemeinen  der 
schon  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  und  der  theoretischen  Rechts- 
und  Sozialdisziplinen  erwähnten  Umgestaltung  entspricht. 

Werfen  wir  jetzt  am  Ende  dieses  Exkurses  in  die  verschiedenen 
Gebiete  der  Reehtsanwendung.  der  Kechtsbildung,  der  Hechtsforschung 
und  der  Volkswirtschaftslehre  einen  Rückblick  auf  den  zurückgelegten 
Weg.  so  erhalten  wir  den  allgemeinen  Eindruck,  dass  Uberall  in  der 
Praxis  wie  in  der  Theorie  die  Kenntnis  der  fremden  Sprachen  und 
Völker  für  den  .Juristen  von  immer  wachsender  Bedeutung  ist. 
Fügen  wir  noch  hinzu,  dass  diese  Kenntnis  und  besonders  die  der 
französischen  Sprache  seit  je  für  das  Völkerrecht  und  für  die  Kunst 
seiner  Bildung  und  seiner  Anwendung,  ,,die  Diplomatie",  unentbehrlich 
ist,  so  haben  wir  nach  unserer  Meinung  eine  fast  vollständige  Auf- 
zählung der  Vorteile  gegeben,  welche  die  Kenntnis  der  fremden 
Sprachen  und  Völker  vom  Standpunkte  der  Fachbildung  bieten  kann. 

Aber  weniger  als  irgend  ein  anderer  dürfen  der  Jurist  und 
der  Nationalökonom  wegen  der  Stellung,  die  sie  in  der  Gesellschaft 
einnehmen,  einseitig  sein.  Der  Kreis,  in  dem  sie  gewöhnlich 
leben,  die  verschiedenen  Ämter,  die  sie  oft  bekleiden  müssen,  alles 
beansprucht  eine  wirklich  allgemeine  Bildung.  I  m  diese  Bildung 
zu  erwerben,  ist  schon  sehr  oft  von  den  berühmtesten  Männern  be- 
tont worden,  dass  es  kein  besseres  Mittel  gibt  als  den  Verkehr  mit 
dem  Auslande.  Auf  diese  Weise  wird  das  Gedächtnis  eines  Menschen  mit 
literarischen,  historischen,  geographischen  und  sonstigen  Kenntnissen 
ausgerüstet,  die  den  Umgang  mit  ihm  instruktiv  und  reizvoll  machen. 
Der  Verstand  wird  um  neue  Begriffe  und  Auffassungen  aus  der 
fremden  Sprache,  der  fremden  Literatur,  den  religöson.  politischen, 
sozialen  und  sonstigen  Zuständen  des  fremden  Landes  bereichert. 
Schliesslich  wird,  um  uns  nur  auf  das  Hauptsächliche  zu  beschränken. 

')  Über  die  Geschichte  der  ethnologischen  Jurisprudenz,  vergl. 
Kohler  in  Lexis,  Deutsche  Universitäten,  Bd.  I,  S.  401  ff.:  über  die  Auf- 
gaben und  die  Methode  dieser  Disziplin,  Kohlek,  Ztschr.  von  Grünhut. 
1901,  S.  273    284  und  mehrere  Artikel  desselben  in  Ztschr.  f.  vergl.  Rechtsw. 

2)  Vergl.  Bkknhöft.  namentlich.  Ztschr.  f.  vergl.  RechUw..  Bd.  1. 
.S.  37  und  Jahrbuch  der  Internat.  Vereinig,  f.  vergl.  Rechtaw.  und 
Volkswirtschaftalehre,  Bd.  I,  S.  1  ff. 
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das  Beobachtungsvermögen  des  Geistes  entwickelt,  und  so  auch  lernt 
der  Einzelne  aus  den  (iegensätzen  sein  Vaterland  und  dessen  Institute 
besser  kennen. 

Das  Studium  au  einer  ausländischen  Universität  ist  nun  wohl 
sicher  eines  der  Mittel,  um  alle  diese  Kenntnisse  zu  erwerben.  Aber 
es  scheint  mir  auch  das  beste  Mittel  zu  diesem  Zwecke  zu  sein. 

Demjenigen,  der  nicht  wenigstens  einige  Zeit  eine  fremde 
Sprache  täglich  und  in  ihrem  praktischen  Gebrauche  gehört  und 
gesprochen  und  das  fremde  Volk  in  seinem  Leben  und  seinen  Sitten 
beobachtet,  hat  viele  Mtlho  und  Arbeit  nötig,  bevor  er  die  fremde 
Sprache  ganz  beherrscht  und  das  fremde  Volk  gründlich  kennt,  Und 
niemals,  glaube  ich,  wird  er  jenes  Sprachgefühl  erlangen,  das  nur 
durch  einen  langen  Verkehr  mit  Einwohnern  des  fremden  Landes  er- 
worben werden  kann  und  das  unentbehrlich  ist,  um  allen  Schattierungen 
der  (Tedanken  in  fremder  Sprache  folgen  zu  können.  Ein  Aufenthalt 
im  Auslande  gibt  auch  dem  Juristen  und  dem  Nationalökonomen  eiue 
gewisse  Vorkenntnis  des  fremden  Volkes,  die  ihnen  für  das  Studium 
der  fremden  Werke  und  der  ausländischen  Institutionen  sehr  nützlich 
sein  wird. 

Regelmässig  zwar  wird  ein  gereifter  Jurist  oder  National- 
ökonom besser  als  ein  junger  Student  seinen  Aufenthalt  im  Aus- 
lande für  die  Erlernung  fremder  Rechts-  und  Sozialinstitute  ausnützen. 
Aber  man  muss  gestehen,  dass  die  Dauer  des  Universitätsstudiums 
und  des  Vorbereitungsdienstes  sehr  lang  ist,  so  dass  wenige  noch 
ausserdem  ein  oder  zwei  Semester  für  eine  Reise  ins  Ausland 
verlieren  wollen  oder  können.  Und  wenn  sie  einmal  ein  Amt  be- 
kleiden oder  einen  Beruf  gewählt  haben,  so  mangelt  ihnen  gewöhnlich 
die  wünschenswerte  Zeit  zu  einem  längeren  Aufenthalt  in  der  Fremde. 

Freilich  können  die  Juristen  und  National  Ökonomen  ihre  Ferien 
zu  einem  Ausflug  in  das  Ausland  verwenden.  Dieses  Mittel  ist  auch 
in  Zukunft  empfehlenswert  für  diejenigen,  die  ausländische  Uni- 
versitäten während  der  Semester  nicht  besuchen  können.  Solchen 
Studenten  ist  es  besonders  zu  raten,  auf  eine  Universität  zu  gehen, 
wo  sie  Ferienkurse  finden,  wie  dies  namentlich  in  G  renoble  der 
Fall  ist. 

Aber  fruchtbarer  erscheint  zweifellos  ein  Aufenthalt  während 
der  Semester,  in  welchen  der  Student  zahlreichere  Vorlesungen  hören, 
mit  den  Professoren  in  Verbindung  treten,  sich  an  seine  ausländischen 
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Kommilitonen  anschliessen  und  mit  anderen  gebildeten  Kreisen  in  aus- 
gedehnterem Mafse  verkehren  kann.  Ein  Einwand  gegen  das  Studium 
im  Ausland  wird  nur  erhoben  wegen  der  Schwierigkeit  der  An- 
rechnung des  in  der  Fremde  verbrachten  Semesters  für  die  Zulassung 
zur  Prüfung.  Die  meisten  Dozenten  und  die  Autoritäten,  die  das 
Studium  der  Rechtswissenschaft  in  den  verschiedenen  deutschen 
Ländern  leiten,  meinen,  der  Lernstoff,  den  die  deutschen  Juristen 
sich  in  sechs  oder  sieben  Seraestern  aneignen  müsston,  sei  zu  gross, 
als  dass  sie  ein  oder  gar  inelirere  Semester  des  vorgeschriebenen 
Trienniums  im  Auslande  zubringen  könnten,  ohne  dort  entsprechende 
juristische  Vorlesungen  zu  hören. 

Wie  Ueheimrat  Professor  Sti'u.zkl  in  seiner  Erklärung  zu  den 
letzten  preussischen  Studienordnungen  ausdrücklich  betont:  rsetzt 
die  Erreichung  einer  den  Anforderungen  der  Prüfung  und  des  Lebens 
entsprechenden  juristischen  Ausbildung  eine  gewissenhafte  und  ge- 
ordnete Ausnützuug  der  vorgeschriebenen  Zeit  voraus".  Die  Folge  da- 
von ist.  dass,  wie  derselbe  Autor  weiter  bemerkt,  deutsche  Juristen  nur 
an  ausserdeutschen  Universitäten  studieren  können,  wenn  sie  dort 
Vorlesungen  Anden,  die  den  deutschen  Lehrplanen  entsprechen.1) 

Es  sei  mir  jedoch  erlaubt,  dieser  wohl  begründeten  Meinung 
gegenüber  eine  andere  Ansicht  zu  erwähnen,  die  ich  hauptsächlich 
ausserhalb  der  akademischen  Kreise  gefunden  habe.  Man  meint,  es 
müsse  in  Erwägung  gezogen  werden,  ob  die  im  Auslande  erworbenen 
Kenntnisse  und  das  so  erhöhte  Auffassungsvermögen  nicht  eine  Aus- 
gleichung der  ursprünglichen  Lücke  mit  Leichtigkeit  in  kürzerer 
Frist  durch  ein  Fachstudium  ermöglichen.  Indessen  die  herrschende 
Ansicht  der  amtlichen  deutschen  Kreise  wurde  notwendig  massgebend 
für  die  Neueinrichtung  an  der  Universität  ({renoble. 

J)  Yergl.  Reichs-  und  Staatsanzeiger  vom  28.  Januar  1897  und 
„Die  Vorschriften  über  die  Ausbildung  der  Juristen  in  Preusaen",  Berlin, 
Fkanz  Vahlkn.  1897,  2.  Aufl.,  8.  13:  „Das  Studium  im  Auslände  wird, 
sagt  Geb.  Prof.  Stölzkl.  soweit  ex  gesetzlich  freisteht,  durch  die  vor- 
liegenden Verfügungen  nicht  beschränkt.  Immerhin  erscheinen  dieselben 
geeignet,  einer  durch  Interessen  der  allgemeinen  Bildung  nicht  gerecht- 
fertigten, zu  weit  gehenden  Neigung  zum  Besueh  ausserdeutschen  Universi- 
täten insoweit  entgegenzuwirken,  als  die  Einrichtung  der  Vorlesungen 
und  Übungen  an  denselben  den  diesseits  gestellten  Anforderungen  nicht 
entspricht". 
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II. 

Die  Geschichte  der  Umgestaltung,  welche  die  Universität 
Grenoble  gegenwärtig  vornimmt,  ist  kurz  uud  einfach.  Vor  einigen 
Jahren  wurde  die  genannte  Hochschule  durch  die  immer  wachsende 
Anzahl  von  Reisendon,  dio  während  des  Sommers  nach  Grenoble 
hinströmen,  um  von  dort  Ausflüge  in  die  Alpen  der  Dauphiue  zu 
unternehmen,  auf  den  Gedanken  gelenkt,  die  Anziehungskraft  des 
Landes  für  die  Unterweisung  der  Fremden  in  der  französischen 
Sprache  zu  verwerten.  Aus  diesem  Grunde  wurden  im  Jahre  1895 
Ferienkurse  für  Ausländer  ins  Leben  gerufen.  Diese  erfreuten  sich 
bald  der  lebhaftesten  Beteiligung.  Unter  den  Besuchern  dieser 
Ferienkurse  befanden  sich  mehrere  deutsche  Neuphilologen,  die  den 
Wunsch  aussprachen,  dass  auch  während  der  Studiensemester  Sonder- 
vorlesungen Uber  französische  Sprache  für  Ausländer  eingeführt 
werden  möchten.  Die  Universität  kam  diesem  Wunsche  nach  und 
bescbJoss,  während  der  Semester  neben  den  nach  Mafsgabe  der 
französischen  Studienpläne  abzuhaltenden  Vorlesungen,  zu  denen 
Ausländer  zugelassen  wurden,  nun  auch  Spezialvorlesungen  über 
französische  Sprache  und  Literatur,  sowie  Übungen  im  mündlichen 
und  schriftlichen  Gebrauche  des  Französischen  für  Ausländer  einzu- 
richten. Dieser  Sonderunterricht  in  der  französischen  Sprache  zog 
viele  Ausländer  nach  Grenoble.  besonders  deutsche  Neuphilologen. 
Dazu  kamen  einige  Juristen,  die  zugleich  einige  Vorlesungen  an  der 
juristischen  Fakultät  besuchten.  Leider  wurde  das  Semester,  das 
sie  in  Grenoble  zubrachten,  in  Deutschland  für  die  Zulassung  zur 
ersten  Prüfung  nicht  angerechnet. 

Um  diesem  Missstande  abzuhelfen,  schickte  die  Universität 
Grenoble  einen  ihrer  Professoren  nach  Deutschland  mit  dem  Auftrage, 
alle  wünschenswerten  Schritte  zu  tun.  Auf  Grund  verschiedener 
Unterhandlungen  hat  die  Universität  Grenoble  Neueinrichtungen  ge- 
troffen, um  es  deutschen  Studierenden  der  Rechtswissenschaft  zu  er- 
möglichen, in  Grenoble  ein  Semester  rechtsgültig  zu  absolvieren. 

Das  Reiehsgerichtsvcrfassungsgesetz  vom  27.  Januar  1*77,  S  2. 
bestimmt:  „Die  Fähigkeit  zum  Richteramte  wird  durch  die  Ablegung 
zweier  Prüfungen  erlangt.  Der  ersten  Prüfung  muss  ein  dreijäliriges 
Studium  der  Rechtswissenschaft  auf  einer  Universität  vorangehen. 
Von  dem  dreijährigen  Zeitraum  sind  mindestens  drei  Halbjahre  dem 
Studium  auf  einer  deutschen  Universität  zu  widmen*'.    Es  folgt 

Jahrbach  der  inU-raat.  Vereinigung.  6.  Bd.  12 
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daraus,  dass  die  deutschen  Juristen  drei  Semester  aul  ausserdeutschen 
1'niversitäten  studieren  können. 

Die  Landesgesetze  (Bayern  ausgenommen,  von  dem  ich  be- 
sonders sprechen  werde),  lassen  den  Angehörigen  der  verschiedenen 
Länder  diese  Freiheit.  Baden  gibt  sogar  seinen  Landeskindern  die 
Befugnis,  vier  Semester  im  Auslande  zu  studieren,  indem  es  die 
Dauer  des  Universitätsstudiums  um  ein  Semester  verlängert,  ohne 
zu  fordern,  dass  mein*  als  drei  Semester  an  einer  deutschen  Uni- 
versität zugebracht  werden  (Verordnung  vom  17.  November  1899, 
Abschnitt  L  §  1). 

Aber  diese  gesetzliche  Freiheit  wird  durch  die  Praxis  be- 
schränkt. Die  verschiedenen  Justizministerien  setzen  in  deu  Studien- 
ordnuugen  die  Vorlesungen  und  die  Übungen  fest,  welche  die 
Kandidaten  vor  Ablcgung  der  ersten  juristischen  Prüfung  besuchen 
müssen.  Freilich  bestimmen  diese  Studienordnungen  nicht  oder  fast 
nicht,  wie  und  wann  der  Student  die  fragliche  Vorlesung  hören 
muss.1)  Nach  dem  Buchstaben  der  Studienordnungen  hat  daher  der 
Student  unbeschränkt  das  Recht,  während  eines  Semesters  keine  der 
vorgescliriebencn  Vorlesungen  zu  hören,  und  kann  an  einer  aus- 
ländischen Universität  frei  studieren.  Aber  dem  Studenten,  der  sein 
Kechtsstudium  auf  diese  Art  gestaltet,  könnte  das  Gesuch  um 
Zulassung  zur  juristischen  Prüfung  durch  den  Präsidenten  der 
Prüfungskommission  mit  der  Begründung  verweigert  werden,  dass 
er  sein  Studium  nicht  methodisch  eingerichtet  habe.8)  In  der  Tat 
ist  die  allgemeine  Meinung,  dass  der  Kandidat  zur  ersten 
juristischen  Prüfung  in  jedem  der  vorgeschriebenen  Semester  eine 
gewisse  Anzahl  von  obligatorischen  Vorlesungen  hören  müsse.8) 

Da  das  römische  Recht  in  Frankreich  gelehrt  wird  und  bei 
seinem  internationalen  Charakter  in  jedem  Lande  europäisch-ameri- 
kanischer Kultur  studiert  weiden  kann,  so  beschloss  die  juristische 
Fakultät  Grenoble.  ihre  Vorlesungen  über  das  römische  Recht  um- 

l)  Die  letzte  preussische  Studienordnuntr  (18.  Januar  1897)  ist  die 
erste  und  fast  die  einzige,  die  in  dieser  Hinsicht  die  Freiheit  der  deutschen 
Studenten  etwas  beschränkt  hat.  Sie  bestimmt  namentlich,  dass  der  Student 
während  der  ersten  Uälfte  der  Studienzeit  mindestens  an  einer  Übung  mit 
schriftlichen  Arbeiten  teilnehmen  muss. 

a)  Vgl.  Preussische  Studienordnung  vom  18.  Januar  1897,  §  5. 

3)  Vgl.  oben  S.  17«.  Anra.  1 
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zugestalten,  damit  sie  den  deutschen  Lehrplänen  entsprächen.  Vom 
Winter -Semester  1901/1902  an  werden  dort  Vorlesungen  über 
„Römische  Rechtsgeschichte"  und  r System  des  römischen  Privatrechts" 
wie  an  deutschen  Universitäten  gehalten,  und  zwar  10 — 11  Stunden 
wöchentlich,  während  nach  den  deutschen  Regulativen  8—10  Stunden 
genügen. 

Die  juristische  Fakultät  in  Grenoble  beschloss  sogar,  ent- 
sprechend einem  Wunsche  aus  akademischen  Kreisen,  einen  Teil  der 
Vorlesungen  über  das  römische  Recht  in  deutscher  Sprache  halten 
zu  lassen. 

Dieser  Neueinrichtung  zufolge  können  deutsche  Juristen  vom 
nächsten  Winter-Semester  ab  ein  Semester  an  der  Universität  Gre- 
noble absolvieren,  indem  sie  dort  die  Vorlesungen  über  römisches 
Recht  hören.  Keine  Studienordnung  bestimmt,  in  welchem  Semester 
das  Studium  des  römischen  Rechts  erledigt  werden  muss,  aber  die 
Universitäten  empfehlen,  diesem  Studium  das  erste  Semester  zu 
widmen.  Zu  einer  methodischen  Einrichtung  des  Rechtsstudiums 
wird  es  daher  im  allgemeinen  erforderlich  sein,  dass  die  deutschen 
Juristen,  die  ein  Semester  an  der  Universität  Grenoble  absolvieren 
wollen,  das  erste  Halbjahr  hierzu  wählen. 

Die  Studienordnung  für  das  Königreich  Sachsen  (19.  Januar 
und  21.  Februar  1898)  bestimmt  jedoch  nicht  nur,  welche  Vorlesungen 
und  Übungen  der  Student  zu  besuchen  verpflichtet  ist,  sondern 
schreibt  auch  vor,  dass  diese  Vorlesungen  in  deutscher  Sprache  ge- 
hört werden  sollen  (Art.  9,  §  1).  Jedoch  der  §  2  fügt  hinzu,  dass 
die  Kandidaten  zur  Zeit  des  Gesueh.es  um  Zulassung  zum  Referendar- 
Examen  von  der  Prüfungskommission  Dispens  von  dem  Nachweise 
des  Besuches  einer  obligatorischen  Vorlesung  erlangen  können. 
Umsomehr  kann  daher  die  Prüfungskommission  den  Kandidaten  von 
der  Verpflichtung,  eine  Vorlesung  in  deutscher  Sprache  zu  hören, 
entbinden.  Gegenwärtig  wird  ein  derartiger  Dispens  den  sächsischen 
Studenten  gegeben,  die  ein  Semester  an  schweizerischen  Universitäten 
studiert  haben.  Dieselbe  Vergünstigung  wird  in  Zukunft,  wie  uns 
versichert  worden  ist.  denjenigen  erteilt,  die  das  erste  Semester  in 
Grenoble  dem  Studium  des  römischen  Rechts  gewidmet  haben.  Hier 
kann  der  Kandidat  erst  Dispens  erbitten,  wenn  er  sein  Gesuch  um 
Zulassung  zum  Examen  einreicht. 

12* 
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In  Bayern  bestimmt  die  letzte  Studienordnung  (4.  Juli  1899), 
dass  die  Kandidaten,  die  das  Referendar-Examen  in  Bayern  abzulegen 
wünschen,  vier  Jahre  an  einer  deutschen  Universität  studiert  haben 
sollen.  Nach  der  Bekanntmachung  vom  6.  Juli  1899,  §  9,  gelten 
nur  als  deutsche  Universitäten  im  Sinne  der  Verordnung  die  Uni- 
versitäten des  deutschen  Reiches,  aber  die  Bekanntmachung  fügt 
hinzu,  dass  diese  Bestimmung  nicht  streng  interpretiert  wird.  Wie 
beim  Ministerium  uns  erklärt  wurde,  ist  hier  eine  ausdehnende' Aus- 
legung der  Verordnung  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  zulässig  und 
auf  diesem  Wege  wird  ein  Dispens  den  bayerischen  Studenten  erteilt 
werden,  besonders  wenn  sie  das  erste  Semester  in  Grenoble  zugebracht 
haben,  wie  dies  schon  gegenwärtig  bezüglich  der  Studien  in  der 
Schweiz  geschieht.  Bemerkenswert  ist,  dass  dieser  Dispens  beim 
Ministenum  nicht  erst  zur  Zeit  des  Gesuches  um  Zulassung  zur 
Prüfung,  sondern  schon  von  vornherein  vor  dem  Besuch  der  aus- 
ländischen Universität  nachgesucht  werden  kann. 

Die  Einrichtung  von  Vorlesungen  Ober  das  römische  Recht, 
die  den  deutschen  LehrpHinen  entsprechen,  gibt  daher  der  Universität 
Grenoble  eine  besondere  Stellung  unter  ihren  französischen  Schwestern. 

Aber  Grenoble  bietet  diesen  Studenten  auch  andere  Vorteile, 
auf  die  hinzuweisen  mir  zweckmässig  erscheint.  In  dieser  Beziehung 
muss  man  zuerst  erwähnen  die  Existenz  eines  französischen  Seminars 
für  Ausländer,  das  schon  so  viele  nach  Grenoble  gezogen  hat.  Der 
Uutenicht  in  diesem  Seminar  besteht  teils  aus  Vorlesungen,  teils  aus 
seminaristischen  Übungen  in  Verbindung  mit  schriftlichen  Arbeiten. 

Es  ist  noch  nützlich,  zu  bemerken,  dass  dieser  Unterricht  der 
französischen  Sprache  seinen  Abschluss  in  einer  Prüfung  findet, 
worüber  ein  „Uertineat  d'Etudes  franeaises1'  ausgefertigt  wird.  Die 
Anforderungen  dieser  Prüfung  werden  sehr  oft  zu  gross  sein  für  den 
Juristen,  der  nur  ein  Seinester  in  Grenoble  studiert  hat.  Zweifellos 
werden  diejenigen,  die  diese  Prüfung  ablegen  und  bestehen,  den 
besten  Beweis  liefern,  dass  sie  in  Grenoble  tleissig  Französisch 
studiert  haben. 

Ausser  diesem  Seminar,  das  den  Ausländern  die  Erweiterung 
ihrer  Kenntnisse  in  der  französischen  Sprache  erleichtert,  bietet  auch 
die  Universität  Grenoble  den  nicht  weniger  grossen  Vorteil,  dass  sie 
im  Vereine  mit  einer  Gruppe  von  Bürgern,  dem  „Tonnte  de  patronage 
des  etudiants  etrangers".  und  mit  den  Familien  der  Professoren  sich 
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bestrebt,  den  Ausländern  alle  wünschenswerten  Verbindungen  zu  ver- 
schaffen, die  ihnen  gestatten,  sich  mit  dem  öffentlichen  und  privaten 
Leben  in  Frankreich  vertraut  zu  machen. 

* 

Damit  habe  ich  die  Aufgabe  erfüllt,  die  mir  oblag.  Am  Ende 
dieser  Darstellung  der  Vorteile,  die  das  Studium  im  Auslande  bietet, 
und  der  Bestrebungen  der  Universität  Grenoble,  diese  Vorteile 
«lern  deutscheu  Studenten  zu  teil  werden  zu  lassen,  kann  ich  den 
Eindruck  nicht  zurückhalten,  dass  die  Universität  Grenoble,  indem 
sie  ihre  eigene  Entwickelung  verfolgt,  zugleich  den  Deutschen  einen 
wertvollen  Dienst  leistet.  Und  darum  möchte  ich  zum  Schluss  eine 
Hoffnung  und  einen  Wunsch  zum  Ausdruck  bringen:  die  Hoffnung, 
dass  die  französischen  Studenten  ihren  deutschen  Kommilitonen  nach- 
ahmen und  mehr  ins  Ausland  gehen,  und  den  Wunsch,  dass  sich  in 
Deutschland  eine  Universität  finden  möchte,  die  nach  dem  Beispiel 
der  Universität  Grenoble  dem  französischen  Studenten  ermöglicht, 
den  Anforderungen  der  französischen  Lehrpläne  nachzukommen  und 
zugleich  seine  Kenntnisse  der  deutschen  Sprache  und  Deutschlands 
weiter  zu  fördern. 

Diejenige  deutsche  Universität,  die  sich  diese  Aufgabe  stellen 
würde,  kann  gewiss  sein,  in  Frankreich  die  Unterstützung  der  Lehrer 
und  dor  offiziellen  Welt  zu  finden.  Dafür  bürgt  das  Wort,  das  der 
französische  Direktor  des  Hochschulunterrichts  Liari»  in  Grenoble 
bei  der  Gelegenheit  der  Inaugurierung  des  clektro-technischen  Institutes 
gesprochen  hat:  rIch  wünsche  nur  eins,  dass  eine  ausländische 
Universität  für  unsere  französischen  Studenten  dasselbe  tue,  was  die 
Universität  Grenoble  für  die  ausländischen  Studenten  getan  hat". 

Eine  derartige  Gegenseitigkeit  würde  zwischen  den  beiden 
Völkern  einen  Verkehr  anbahnen,  der  unbestreitbar  zum  Wohle  der 
beiden  Nationen  beitragen  würde. 
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Das  intertemporale  Privatrecht 

der  eivilisierten  Staaten  im  19.  Jahrhundert. 

Von 

Dr.  Friedrich  Affolter, 

Professor  der  Rechte  (Heldelberg). 
Gehalten  am  19.  Oktober  1901. 


Es  ist  zunüchst  unsere  Aufgabe,  den  Begritt  des  inter- 
temporalen  Privatrechts  festzustellen.  Zu  diesem  Zwecke  müssen 
wir  uns  auf  einen  erhöhten  Standpunkt  hegeben,  um  gewissermassen 
aus  der  Vogelschau  einen  Wiek  zu  werfen  auf  die  Mannigfaltigkeit 
der  zeitlich  und  örtlich  verschiedenen  Rechtsordnungen.  Es  handelt 
sich  nun  darum,  die  Herrschaftsgebiete  dieser  vielgestaltigen  Rechts- 
ordnungen im  Sinne  der  Gerechtigkeit  und  Zweckmässigkeit  genau 
abzugrenzen,  um  Verwirrungen  und  Rechtsverletzungen  vorzubeugen ; 
ähnlich  wie  auch  die  Machtbereiche  der  Personen  abgegrenzt  werden 
müssen.  Es  entsteht  also  die  Forderung  nach  einer  neuen  Rechts- 
ordnung, die  sich  als  Uusserste  Rechtsschicht  Uber  all  die  zeitlich 
und  räumlich  verschiedenen  Rechtsordnungen  lagert,  und  der  die 
Aufgabe  zufällt,  ihre  Herrschaftsgebiete  abzugrenzen,  bez.  ihr  Ver- 
hältnis zueinander  zu  ordnen. 

* 

Diese  Rechtsschicht  nenne  ich  das  Recht  der  Rechtsordnungen.1) 
Es  zerfällt  in  das  Recht  der  zeitlich  verschiedenen  Rechtsordnungen 
oder  das  intertemporale  Recht  und  in  das  Recht  der  örtlich 
verschiedenen  Rechtsordnungen  oder  in  das  internationale  Recht.*) 

»)  Siehe  meine  Geschichte  des  intertemporalen  Privat  rechtes,  Leip- 
zig. Veit  &  Comp.,  190*2,  S.  1  ff. 

2)  Ich  habe  den  Ausdruck  intertemporales  Recht  hauptsächlich 
mit  Rücksicht  auf  den  Namen  seines  Schwesterrechtes  gewählt.  Obschou 
ich  durchaus  Anhänger  einer  Bewegung  bin,  die  in  der  letzten  Zeit  grosse 
Fortschritte  gemacht  hat,  ein  Fremdwort  dann  fallen  zu  lassen,  wenn  ein 
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Im  folgenden  beschilftigen  wir  uns  nur  noch  mit  dem  inter- 
teiuporalen Rechte.  Die  zeitlich  verschiedenen  Rechtsordnungen 
zerfallen  nun  in  bürgerliche  und  öffentliche.  Daher  hat  das  inter- 
temporale Recht  zunächst  die  Herrschaftsbereiche  der  zeitlich  ver- 
schiedenen bürgerlichen  Rechtsordnungen  abzugrenzen,  bezw.  ihr 
Verhältnis  zu  einander  zu  ordnen.  Als  solches  ist  es  intertemporales 
Privatrecht.  Dann  gilt  es  aber  auch,  die  Herrschaftsbereiche  der 
öffentlichen  Rechtsordnungen  abzustecken,  bezw.  ihr  Verhältnis 
zu  einander  zu  ordnen.  Es  ist  dies  das  intertemporale  öffentliche 
Hecht.  Im  folgenden  haben  wir  es  aber  nur  mit  dem  erstereu  zu 
tun  und  zwar  nur,  soweit  es  sich  im  19.  Jahrhundert  bei  den 
eivilisierten  Staaten  outwickelt  hat.  Als  civilisierte  Staaten  kommen 
die  alten  Kulturstaaten  Europas  und  der  amerikanischen  Union  in 
Hetracht. ') 

Zur  besseren  Erkenntnis  unseres  Gegenstandes  ist  es  notwendig, 
auf  die  Mutter  unseres  modernen  Rechtes,  auf  das  römische  Recht, 
einen  kurzen  Rückblick  zu  halten.  In  ihm  sehen  wir  bereits  die 
Hauptregeln  des  interteiuporalen  Privatrechtes2)  in  vollster  Ent- 
wickelung.  Es  lassen  sich  zwei  Regeln  unterscheiden:  eine  ältere 
und  eine  neuere.  Die  ältere  scheint  schon  z.  Zt.  Cicero«  eine  Art 
Rechtssprichwort   gebildet  zu  haben:  lex  praeteritum  tempus  non 

irutes  deutsches  Wort  dafür  zu  haben  ist,  so  besteht  doch  keine  Aussicht 
für  das  internationale  oder  inter lokale  Recht,  ein  deutsches  Wort  zur 
allgemeinen  Anerkennung  zu  bringen,  da  schon  dieser  Ausdruck  mit 
schweren  Kämpfen  errungen  ist.  Ist  aber  für  die  Schwesterwissenschaft 
ein  Fremdwort  durchgedrungen,  so  ist  es  schon  der  Einheitlichkeit  wegen 
angezeigt,  auch  für  da*  „zwischenzeitliche"  Recht  ein  dem  Lateinischen 
nachgebildetes  Fremdwort  zu  gebrauchen,  umsomehr.  als  auch  das  inter- 
temporale Recht  von  allen  zivilisierten  Völkern  als  Wissenschaft  gepflegt 
werden  uiubs.  Über  die  sonstige  Rechtfertigung  des  Ausdruckes  ..inter- 
temporal4'  vergl.  meine  Geschichte  des  interteiuporalen  Privatrechtes 
S.  1.  n.  1  und  bes.  S.  11. 

')  Auch  der  Zeitbegriff  des  19.  Jahrhunderts  ist  noch  abzugrenzen. 
Es  fällt  weg  das  Einführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das 
deutsche  Reich,  weil  dieses  erst  im  20.  Jahrhundert  in  Kraft  getreten  ist. 
Dagegen  ist  noch  Rücksicht  zu  nehmen  auf  das  intertcmporale  Privatrecht 
des  P.  P.  zum  A.  L.  R.  von  1794  und  auf  das  intertcmporale  Privatrecht, 
das  sich  seit  der  französischen  Revolution  in  Frankreich  entwickelt  hatte ; 
denn  beide  galten  noch  im  19.  Jahrhundert. 

^  Siehe  meine  Geschichte  des  interteiuporalen  Privatrechtes.  S.  21  ff. 
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reprehenditur  oder  leges  ante  facta  in  iudicium  non  vocentur.  Es 
ist  dieselbe  Regel,  welche  im  materiellen  Recht  zur  regula  Catoniana 
geführt  hat.  die  wir  hier  in  der  späteren  (Paulinischen)  Fassung 
wiedergeben:  quod  ab  initio  vitiosum  est,  tractu  temporis  convales- 
cere  nun  potest.  Oder  auch  umgekehrt  die  Regel  Kaiser  Alexanders: 
id  quidem.  quod  iure  gestuin  est.  revocari  non  potest.  was  Papinian 
noch  prägnanter  ausdrückt:  nec  ad  irritum  recidere.  quod  ante  iure 
convaluit.  Auf  Tatbestände  intertemporalrechtlich  angewaudt. 
bedeutet  diese  letztere  Regel:  ein  vollkommener  Tatbestand  wird 
unter  einer  neuen  und  negativen  Rechtsordnung  nicht  hinfällig, 
während  die  erstere  auf  Tatbestände  intertemporalrechtlich  angewandt 
besagt:  ein  unvollkommener  Tatbestand  kommt  unter  einer  neuen 
und  positiven  Rechtsordnung  nicht  zu  Kräften.  Ich  nenne  nun 
diese  beiden  Regeln  das  ältere  intertemporale  Regelpaar.1) 

Schon  in  der  klassischen  Zeit  bildete  sich  die  neuere  inter- 
temporale Rechtsregel  aus.  wonach  der  Gesetzgeber  unter  einer 
doppelten  Voraussetzung  einer  neuen  Rechtsordnung  Ausschliesslichkeit 
verleihen  darf.  Diese  doppelte  Voraussetzung  zerfällt  in  eine 
materielle  und  in  eine  formelle.  Die  materielle  Voraussetzung  be- 
steht in  einer  Umwandlung  des  gesetzgeberischen  Rechtsgefühls, 
welches  sich  zur  Unduldsamkeit  gegenüber  der  materiellen  Fort- 
wirkung  der  alten  Rechtsordnung  verdichtet.  Die  formelle  Voraus- 
setzung  dagegen  fordert  die  ausdrückliche  Erklärung  des  Gesetz- 
gebers, dass  er  der  neuen  Rechtsordnung  Ausschliesslichkeit  verleihe, 
von  mir  so  genannte  Ausschlussklausel. 

Im  Anschluss  an  die  neuere  Regel  bildete  sich  wiederum  ein 
Regclpaar  aus.  das  besonders  von  den  klassischen  Juristen  Mabcian 
und  Makcklluh  zunächst  für  das  bürgerliche  Recht  gefasst  wurde. 
Die  erste  Regel  bildet  das  Gegenstück  zur  katonianischen :  quod 
initio  vitiosum  est  tractu  temporis  convalascere  potest:  während  die 
zweite  das  Gegenstück  zur  Regel  Kaiser  Alexanders  darstellt:  ea 
quae  rede  constitcrunt  resolvuntur.  quum  in  cum  casum  inciderunt. 
quo  non  potuissent  ineipere.*)  Die  ältere  Regel  findet  sich  rein  aus- 
gesprochen in  einer  Konstitution  von  Kaiser  Theodos  1.:  omnia  con- 
stituta  non  praeteritis  calumniam  faciunt.  sed  futuris  regulam  ponunt.-') 

')  Dieselbe,  g  ö.  S.  SO  ff. 

")  Siehe  mein«-  Geschichte.  5<  fi.  S.  50  ff. 

3)  Dieselbe,  §  10,  S.  70  ff. 
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Beide  Regeln,  die  ältere  und  die  neuere,  fasste  Kaiser  Theodos  II. 
so  zusammen :  leges  et  constitutiones  futuris  certum  est  dare  formam 
negotiis,  non  ad  facta  praeterita  revocari,  nisi  nominatim  etiam  de 
praeterito  tempore  adhuc  pendentibus  negotiis  cautum  sit.1) 

Begeben  wir  uns  jetzt  an  die  Schwelle  des  19.  Jahrhunderts, 
um  es  auf  seinen  intcrtemporalen  Rechtsgehalt  zu  prüfen  und  zwar 
nach  drei  Richtungen,  in  seiner  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und 
Literatur. 

Vom  Standpunkt  der  Gesetzgebung  aus  betrachtet,  steht  das 
19.  Jahrhundert  im  Zeichen  der  Kodifikationen.  Es  ist  nun  merk- 
würdig, dass  wir  die  ältere  Regel  in  zwei  Gestalten  vorfinden:  in 
einer  objektiven  und  in  einer  subjektiven  Fassung.  —  Die  objektive 
enthält  der  Code  civil  von  1804.  Ähnlich  wie  die  Fassung  der 
Regel  hei  Theodos  I.  lautet  Artikel  2:  la  loi  ne  dispose  que  pour 
Pavenir:  eile  n'a  point  d'eftet  retroactif.  Man  vergleiche  dagegen 
die  subjektive  Fassung  in  Ziffer  VIII  des  P.  P.  zum  Preuss.  A.  L.-R. 
von  1794.  Danach  sollen  neue  Gesetze  wohlerworbene  Gerecht- 
samen •*  nicht  verletzen  dürfen.2)  Dieser  Fassung  schliesst  sich  der 
S  r>  des  a.  b.  G.-B.  Österreichs  an  von  1 811 3)  und  £  2  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  Sachsens  von  1863.4)  Der  objektiven  Fassung 
des  C.  c.  schloss  sich  dagegen  das  badische  Landrecht  von  1809  an. 
weil  es  der  Hauptsache  nach  auf  einer  Übersetzung  des  französischen 
Gesetzbuchs  beruht  und  Artikel  882  des  schweizerischen  Obligationen- 
rechtes  von  1881.Ä)  Die  subjektive  Fassung  ist  jedoch  keine  reine: 
denn  der  §  5  des  österreichischen  Gesetzbuchs  spricht  von  Hand- 
lungen und  vorher  erworbenen  Hechten,  ähnlich  §  2  des  sächsischen 
Gesetzbuchs. 

Bevor  wir  auf  die  innere  Seite  des  inteltemporalen  Privat- 
rechts der  grossen  Kodifikationen  eingehen,  wollen  wir  noch  einen 
Blick  werfen  auf  andere  intertemporale  Erscheinungen  der  Gesetz- 
gebung. So  brachte  die  Beseitigung  des  fremden  Rechtes  nach 
Verdrängung  der  Fremdherrschaft  in  Deutschland  eine  Menge  intei  - 

')  Dieselbe.  Der  materiellen  Voraussetzung  der  neueren  Regel  wird 
nicht  gedacht. 

*)  Dieselbe.  §  33,  8.  2Q8,  u.  2. 
3)  Dieselbe,  §  53,  S.  346,  n.  3. 
*)  Dieaelbe,  S.  352,  n.  6. 

")  Dieselbe.  §  52.  8.  326,  n.  4;  8.  332,  u.  2  und  8.  341.  n.  3. 
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temporaler  Rechtsbestimmungen  hervor.  Besondere  Erwähnung  ver- 
dienen die  drei  hannoverischen  Verordnungen  von  1815,  die  eine 
für  Alt- Hannover,  die  beiden  andern  für  Hildesheini  und  Emsbüren. 
Erstere  ist  durchdrungen  vom  Geiste  der  Ausschliesslichkeit  dem 
fremden  Hecht  gegenüber:  denn  dieses  war  aufgezwungenes  Hecht. 
Die  beiden  letzteren  dagegen  sind  mehr  im  Sinne  der  älteren  Regel 
gehalten,  weil  das  fremde  Recht  im  Wege  Rechtens  eingeführt 
worden  war.  Im  allgemeinen  herrscht  aber  in  allen  deutschen 
Ländern  bei  Wiedereinführung  ihres  angestammten  Rechtes,  wenn 
auch  hier  und  da  gemildert,  der  Zug  der  Ausschliesslichkeit.  So  in 
Hamburg,  Lübeck,  Bremen.  Oldenburg.  Anhalt-Cöthen  etc.1) 

Wie  sehr  der  Geist  der  Zeit  den  intertemporalen  Gesetzgeber 
beeinflusst,  beweisen  auch  die  kleinen  Staaten  Italiens  in  der  ersten 
Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts.  Es  handelte  sich  auch  dort  um  Be- 
seitigung einer  fremden  Rechtsordnung,  aber  dieselbe  hatte  sich  schon 
eiugelebt,  und  dalier  ist  der  Geist  der  Ausschliesslichkeit  kaum  noch 
zu  spüren.  So  in  Parma,  Piacenza  und  Guastalla,  in  Sardinien,  in 
den  Estensischen  Staaten;  ihre  intertemporalen  Bestimmungen 
schmiegen  sich  meistens  der  alten  Rechtsregel  an.*)  Aber  auch  die 
48  intertemporalen  Artikel  des  italienischen  Codex  von  1868  gehen 
im  allgemeinen  von  der  Hauptregel  aus.  Sie  enthalten,  wie  die  drei 
Hannoverischen  Verordnungen,  eine  eingehende  Regelung  inter- 
temporaler Rechtsfragen,  ähnlich  wie  das  E.-G.  z.  deutschen  B.  G.-B.3) 
Eine  auffallende  intertemporale  Erscheinung  zeitigte  das  Verfassungs- 
leben der  englischen  Kolonien  Nord- Amerikas.  Es  ist  in  neuerer 
Zeit  nachgewiesen  worden,  dass  der  Katalog  der  Freiheitsrechte, 
welche  in  der  französischen  Revolution  verkündet  worden  sind,  aus 
diesen  Ländern  stammt.4)  So  findet  sich  als  Freiheitsrecht  in  den 
französischen  Konstitutionen  von  1793  und  1795  die  Fassung  der 
älteren  Regel  des  intertemporalen  Rechtes,  und  zwar  in  der  ersteren 
bloss  des  intertemporalen  Strafrechtes,  in  der  letzteren  auch  des 
intertemporalen  Privatrechtes:  aueune  loi,  ni  criminelle  ni  civile 
ne  peut  avoir  d'effet  retronetif.    In  der  Tat  ist  auch  dieser  Satz  den 

l)  Siehe  meine  Geschichte  des  intertemporalen  Privatrechts,  §  54. 
S.  360  ff. 

3)  Dieselbe.  §  55;  8.  387  ff. 
3)  Dieselbe,  §  55.  S.  390  u.  1. 

*)  Jklunkk,  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürger.    S.  7  ff. 


Digitized  by  Google 


Friedrich  Appolteh:  Da«  intertomporale  Privatrecht  etc.  187 

Verfassungen  der  nordamerikanischen  Staaten  vor  dem  Jahre  1787 
entlehnt.1)  Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  die  Verfassung  der  uord- 
amerikanischen  Union  vom  17.  September  1787  aufgenommen  worden, 
und  zwar  in  der  Form  eines  Verbotes,  rückwirkende  Gesetze  zu  er- 
lassen, das  sich  an  die  Gesetzgeber  der  Einzelstaateu  richtet,  nicht 
an  den  Gesetzgeber  des  Bundesstaates.  Jedoch  hat  ein  dauernder 
Gerichtsgebrauch  das  Verbot  auf  Strafgesetze  beschrankt.  Die  Unions- 
verfassung  enthält  aber  selbst  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass 
eiu  neues  Recht  der  Schuldverhaltnisse  nicht  ausschliesslich  sein  solle.*) 
Wie  kommt  es,  dass  die  nordamerikanischen  Staaten  ihren 
Verfassungen  diesen  Grundsatz  einverleibten,  obschon  das  Mutterland, 
England,  ihn  in  seinen  Grundgesetzen  nirgends  aufgenommen  hat? 
Die  Lösung  des  Rätsels  ist  eine  ähnliche,  wie  bei  der  Frage,  warum 
jene  Verfassungen  auch  den  Grundsatz  der  Religionsfreiheit  aus- 
gesprochen haben.  Wie  die  Religionsfreiheit,  so  wurde  auch  das 
intertemporale  Recht,  im  XVII.  Jahrhundert  in  England  mit  Füssen 
getreten.  Allerdings  nicht  sowohl  das  intertemporale  Privatrecht 
als  das  intertemporale  Straf  recht.  Die  englischen  Kolonisten  brachten 
aus  ihrem  Mutterlande  nur  ihr  verletztes  intertemporales  Rechts- 
gefühl mit,  dem  sie  in  den  Verfassungen  zunächst  durch  das 
Verbot  rückwirkender  Strafgesetze,  dann  aber  auch  durch  das 
Verbot  rückwirkender  bürgerlicher  Gesetze  energischen  Ausdruck 
verliehen.3) 

Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Einzelgesetzen.  In  intertemporal- 
rechtlicher  Beziehung  folgen  dieselben  meistens  der  alten  Rechts- 
regel. Eine  besondere  Stellung  nehmen  jedoch  die  Gesetze  ein, 
welche  aus  der  französischen  Revolution  stammen.  Sie  sind  getragen 
vom  Geiste  einer  Ausschliesslichkeit  stärksten  Grades.  Die  Gesetz- 
geber der  französischen  Revolution  stützen  sich  auf  das  Naturrecht 
und  betrachteten  ihre  Gesetze  als  eine  authentische  Auslegung  des- 
selben, der  von  selbst  eine  wiedereinsetzende  Ausschliesslichkeit  zu- 
kommen müsse.  Die  Grundsätze  des  14.  Juli  1789  erschienen  ihnen 
zwar  nicht  als  ius  divinum,  wohl  aber  als  unveränderliches,  natür- 
liches Menschenrecht.  Sachlich  kommt  die  intertemporale  Gesetzgebung 

')  Siehe  meino  Geschichte  des  intertemporalen  Privatrechts.  §  öß 
S.  895  ff. 

2)  Dieselbe,  §  56,  S.  397  n.  1. 

*\  Siehe  meine  Geschichte,  §56.  S.  398  n.  1. 
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der  mittelalterlichen  Päpste  und  der  Machthaber  der  französischen 
Revolution  auf  dasselbe  hinaus.1) 

Eine  Fülle  intertemporaler  Reehtserscheinungen  brachte  die 
Annahme  der  allgemeinen  deutschen  "Wechselordnung  und  des  allge- 
meinen deutschen  Handelsgesetzbuchs.  Die  meisten  Einfuhrungsgesetze 
der  deutschen  Staaten  folgten  dem  gemischten  intertemporalen  System, 
d.  h.  man  handhabte  zwar  grundsätzlich  die  ältere  Rechtsregel,  aber  da, 
wo  es  sich  um  Firmen-.  Prokuren-  und  Gesellschaftsregister  handelte, 
verlieh  man  dem  Gesetze  Ausschliesslichkeit.2) 

Gehen  wir  nun  auf  die  Materie  des  intertemporalen  Privat- 
reehts  im  19.  Jahrhundert  ein,  so  tritt  uns  eine  Rechtserscheinung 
entgegen,  die  mit  dem  badischen  Landrecht  von  1809  beginnt  und 
mit  dem  schweizerischen  Obligationenrecht  von  1881  ihren  Absehluss 
findet.  Es  handelt  sich  dabei  um  nichts  anderes  als  um  den  Kampf 
zwischen  der  atomis  tischen  und  organischen  Auffassung  des 
Tatbestandes.  Nach  der  ersteren  kann  ein  neues  Gesetz,  ohne  aus- 
schliesslich zu  sein,  jeden  Tatbestand  ergreifen,  der  unter  ihre 
Herrschaft  fällt.  Nach  der  anderen  dagegen  muss  untersucht  werden, 
ob  der  neue  Tatbestand  im  organischen  Zusammenhange  mit  einem 
Tatbestand  der  alten  Rechtsordnung  steht  oder  nicht.  Nur  im 
letzteren  Falle  darf  ihn  die  neue  Rechtsordnung  ergreifen. 

Bereits  die  Römer  kannten  die  organische  Auffassung  und 
ebenso  der  älteste  bekannte  Schriftsteller  Uber  intertemporales  Recht, 
J  vcobus  dk  Bkj,viso.3)  Am  besten  lä,sst  sich  der  Unterschied  zwischen 
beiden  Auffassungen  an  der  intertemporalen  Behandlung  der  Obli- 
gationen nachweisen,  wo  er  denn  auch  in  der  Gesetzgebung  zum 
Ausdruck  gelangt.  Nach  der  organischen  und  richtigen  Auffassung 
müssen  die  Änderungs-  und  Intergangstatbestände  der  Obligationen 
nach  der  alten  Rechtsordnung  beurteilt  werden,  wenn  der  Ent- 
stehungstatbestand  unter  deren  Herrschaft  fiel,  selbst  wenn  sio  sich 
erst  unter  der  neuen  Rechtsordnung  ereignen.  Hierin  legt  nun  die 
atomistische  Auffassung  eine  Bresche.  Sie  knickt  die  richtige  Regel, 
so  das  badische  Landrecht  in  Satz  2  a  und  2  b.  wenn  auch  nicht 
mit  deutlichen  Wollen.  Schon  bestimmter  tritt  sie  in  der  sächsischen 
Verordnung,  „die  Publikation  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  betr.-*, 

')  Dieselbe.  §  59.  S.  407  ff. 

Dieselbe,  §  «0.  S.  422  ff.:  §  fil.  8.  423  ff. 
3)  Dieselbe.  £  42.  S.  249  ff.  und  J|  43,  8.  260  ff. 
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von  1863  auf.  Nach  18  bis  21  sind  die  Aufhebungstat  bestände 
der  Obligation,  welche  unter  die  neue  Rechtsordnung  fallen,  nach 
dieser  zu  beurteilen,  falls  sie  von  ihr  neu  eingeführt  sind.  Einen 
weiteren  Schritt  machte  das  schweizerische  Obligationenrecht,  Ar- 
tikel 882.  Abs.  3.  Danach  sollen  die  Übertragungs-  und  Auf  hebungs- 
tatbestände  der  Obligationen,  sofern  sie  unter  die  neue  Rechtsordnung 
fallen,  grundsätzlich  nach  deren  Vorschriften  beurteilt  werden.1) 
Glücklicherweise  ist  das  Einfuhrungsgesetz  zum  deutschen  B.  G.-B. 
mit  Artikel  170»)  zur  organischen  Auffassung  zurückgekehrt.  Die 
Zusätze  des  badischen,  sächsischen  und  schweizerischen  Rechts  sind 
ihm  unbekannt. 

Diese  beiden  Recbtsanschauungen  stehen  sich  scharf  gegenüber 
auch  in  der  Rechtsprechung.  —  Die  amerikanische  Recht- 
sprechung huldigt  durchweg  der  organischen  Auffassung,  gerade  in 
Ansehung  der  Obligationen:  Danach  sind  die  Übertragungs-  und 
Untergangstatbestände  nach  der  alten  Rechtsordnung  zu  beurteilen.3) 
Aber  auch  die  preussische.  österreichische  und  französische  Recht- 
sprechung behandelt  die  Schuldverhältnisse  der  organischen  Auf- 
fassung4) gemäss  und  verwendet  sie  ausserdem  in  einer  anderen 
Richtung,  die  in  der  Geschichte  des  intertemporalcn  Privatrechtes 
eine  bedeutende  Rolle  gespielt  hat.  Es  handelt  sieh  um  die  Frage 
nach  der  interteiuporalreehtlichen  Behandlung  des  ehelichen  Güter- 
rechtes und  des  daraus  entspringenden  Erbrechtes  unter  Ehegatten. 
Die  atomistische  Auffassung  verlangt,  dass  das  Erbrecht  der  Ehe- 
gatten nach  der  Rechtsordnung  beurteilt  werden  solle,  welche  zur 
Zeit  des  Todes  eines  Ehegatten  herrscht.  Diese  Auffassung  drang 
in  die  intertemporale  Gesetzgebung  Württembergs  gelegentlich  der 
Einführung  des  Landrechtes  1  vom  Jahre  1  '>:>:>.  11  und  III  vom 
Jahre  1567  und  1610.5)  Trotz  der  schweren  Leiden  und  Kämpfe, 
welche  diese  Verletzung  des  intertemporalen  l'rivatrecbtes  im  württem- 
bergischen  Volke  verursachte,  gewann  die  organische  Auffassung 

»)  Siehe  meine  Geschichte,  §  52.  S.  HH2  ff.:  S.  341  ff.  u.  §  53,  S.  85«. 

2)  Eine  einschränkende  Auslegung  des  Artikel  170  widerspricht  dem 
allgemein  anerkannten  Grundsatz,  das*  nur  da«  ins  singulare  und  nicht 
da«  ins  commune  einschränkend  auszulegen  ist. 

a)  Siehe  meine  Geschichte.  $  56.  S.  307  n.  1. 

*)  Dieselbe.  §  64.  S.  447  n.  1;  S.  418  n.  1;  §  65.  8.  475  u.  1. 

A)  Dieselbe,  g  31.  S.  179  ff. 
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erst  im  Jahre  1814  nach  Einführung  des  wüittembergischen  Land- 
rechtes in  die  neu  erworbenen  Gebietsteile  die  Oberhand.  Danach 
muss  bei  altverheirateten  Ehegatten  das  Erbrecht  der  Rechtsordnung 
unterstellt  werden,  welche  z.  Z.  der  Eingehung  der  Ehe  bezw. 
z.  Z.  des  Ehevertrags  galt.1)  Was  hier  der  Gesetzgeber  nach  langen 
Kämpfen  als  das  einzig  richtige  erkannt  hat,  das  kam  in  der 
preussisehen  und  französischen  Rechtsprechung  im  vollen  Umfange, 
besonders  beim  Verfangonschaftssystem,  zur  Anwendung.'-*) 

Noch  eines  Verdienstes  kann  sich  die  Rechtsprechung  wenigstens 
zum  Teile  rühmen.  Sie  hat  mit  der  subjektivistischen  Anschauung 
gebrochen,  wonach  nur  erworbene  Rechte  geschützt  werden  sollen. 
Geht  das  schon  aus  der  organischen  Behandlung  des  ehelichen  Güter- 
rechtes und  des  Erbrechtes  der  Ehegatten  hervor,  so  zeigt  es  sich 
noch  klarer  bei  den  Testamenten.  Die  preussische  und  österreichische, 
zum  Teil  sogar  die  französische  und  italienische  Rechtsprechung 
habeu  anerkannt,  dass  nicht  bloss  die  Form,  sondern  auch  der  Inhalt 
des  Testamentes  nach  der  Rechtsordnung  z.  Z.  seiner  Errichtung 
beurteilt  werden  sollen,  obschon  zu  dieser  Zeit  noch  kein  subjektives 
Recht  der  Erben  vorhanden  ist*)  Dasselbe  geschah  bei  bedingten 
und  befristeten  Rechtsverhältnissen  und  anderen  ähnlichen  Fällen. 
Es  drang  somit  in  der  Rechtsprechung  der  Satz  durch,  dass  nicht 
bloss  das  subjektive  Recht,  sondern  auch  bereits  begründete  objektive 
Rechtsverhältnisse  zu  schützen  seien.  Das  objektive  Rechtsverhältnis 
zeigt  sich  auch  in  den  personalen  Rechtsverhältnissen.  Die  Mehrheit 
der  intertemporalen  Gesetzgebungen  des  XIX.  Jahrhunderts  hat  bereits 
anerkannt,  dass  die  erworbene  Volljährigkeit  zu  schützen  sei.4)  Kein 
vernünftiger  Jurist  wird  aus  ihr  ein  subjektives  erworbenes  Recht 
konstruieren  wollen.  Auch  die  Rechtsprechung  schützte  das  personale 
Rechtsverhältnis  der  Volljährigkeit.  5)  Noch  andere  Beispiele  objektiver 
Rechtsverhältnisse  lassen  sich  aufzählen,  die  von  der  Rechtsprechung 
geschützt  wurden.  Es  würde  aber  zu  weit  führen,  in  dieser  kürzet) 
Abhandlung  alle  zu  behandeln.  Ich  verweise  auf  meine  Geschichte 
des  intertemporalen  Privatsrechts.*) 

*)  Siehe  meine  Geschichte,  §  54.  S.  381  n.  1. 

*)  Dieselbe,  g  64,  8.  441  n.  2  und  §  65,  S.  469  n.  1. 

3)  Dieselbe.  §  64,  S.  453  n.  2  und  §  65,  S.  484  u.  1  und  2. 

4)  Dieselbe,  S  54,  S.  377  u.  2  g.  E. 

&)  Dieselbe.  §  63,  S.  437  in  der  Anmerkung. 

6)  Siehe  z.  B.  $  63.  S.  430  n.  2:  §  64.  S.  441  u.  I;  S.  458  n.  2  etc. 
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Die  Lehre  von  den  erworbenen  Rechten  bildet  die  Brücke  zur 
intertemporalrechtlichen  Literatur  des  XIX.  Jahrhunderts.  Sie  steht 
entweder  als  Anhängerin  oder  als  Gegnerin  unter  dem  Einflüsse 
dieser  Lehre. 

Die  Lehre  von  den  erworbenen  Rechten  stammt,  wie  sich  aus 
meinen  Forschungen  ergeben  hat.  aus  dem  XIII.  Jahrhundert.  Der 
erste  schüchterne  Vertreter  ist  Jacobus  dk  Bklviso.1)  Ihre  höchste 
Blüte  fand  sie  im  XV.  Jahrhundert.  Im  Mittelpunkt  steht  Maria 
Sandaeus  Fellinus.*) 

Im  XIX.  Jahrhundert  lassen  sich  die  Schriftsteller,  welche  sich 
zur  Lehre  von  den  erworbenen  Rechten  bekennen,  in  vier  grosse 
Gruppen  einteilen.  Die  Einteilungsgrundsätze  ergeben  sich  aus  dem 
Begriff  des  erworbenen  Rechtes  selbst:")  das  Recht  ist  einmal  er- 
worben. Jeder  Erwerb  setzt  einen  Erwerbstatbestand  voraus. 
Also  gibt  es  eine  Reihe  von  Schriftstellern,  wolche  in  der  Art  des 
Erwerbsteitbestandes  das  Kennzeichen  des  wohlerworbenen  Rechtes 
erblicken.    Hierher  gehört  Lassalle  und  Gabba.4) 

Damit  hängt  zusammen  eine  zweite  Gruppe.  Jeder  Erwerb 
setzt  eine  Verknüpfung  zwischen  dem  Subjekt  und  dem  Recht 
voraus.  Daher  sieht  die  zweite  Gruppe  in  der  Art  der  Verknüpfung 
des  Rechtes  mit  der  Person  das  Kennzeichen  des  erworbenen  Rechtes. 
Hierher  gehören  die  meisten  einschlägigen  französischen  Schrift- 
steller: unter  ihnen  besouders  Chabot  de  l'Allikr  und  Mailher  dk 
Chabsat.5)  Das  erworbene  Recht  ist  aber  auch  ein  subjektives 
Recht.  Daher  bezeichnet  eine  dritte  Gruppe  den  Inhalt  eines 
Rechtes,  der  es  zum  subjektiven  Recht  macht,  als  das  Kennzeichen 
des  erworbenen  Rechtes,  im  Gegensatz  zu  blossen  Hoffnungen, 
Anwartschaften  etc.  Hierher  gehören  besonders  Savigny6)  und 
Chkistianhkn.  Die  vierte  Gruppe  von  Schriftstellern  endlich  sammelt 
die  drei  Kriterien  zu  Vereiiiigungstheorien.  Unter  ihnen  ragen 
hervor  Hofmann  und  Gikkke.7) 

»)  Siehe  meine  Geschichte,  §  41.  S.  247:  §  42.  8.  249  ff.;  §  43. 
S.  260  ff.,  insbesondere  g  76.  S.  572  ff. 
2)  Dieselbe,  §  45.  S.  267  ff. 
*\  Siehe  meine  Geschichte,  §  70,  S.  577  ff. 
«)  Dieselbe.  §  72.  S.  589  ff.  * 
6)  Dieselbe,  i;  74,  S.  604  ff. 
«)  Dieselbe,  §  76,  S.  611  ff. 
')  Dieselbe,  §  78.  S.  621. 
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Die  Lehre  von  den  erworbenen  Rechten  leidet  au  mancherlei 
Mängeln.  Wie  bereits  gesagt,  ist  nicht  bloss  das  subjektive  Recht, 
sondern  auch  grundsätzlich  das  objektive  Rechtsverhältnis  zu  schützen. 
Anhänger  der  Lehre  haben  dies  auch  eingesehen  und  suchteu  aus  ob- 
jektiven Rechtsverhältnissen  künstlich  subjektive  Rechte  zu  machen.1) 
Die  Versuche,  aus  einem  Testament  oder  Legat  schon  vor  dem  Tode 
des  Testators  subjektive  Rechte  der  Erben  oder  Vermächtnisnehmer 
zu  entnehmen,  mussten  jedoch  fehlschlagen.  Auch  bedingte  Rechts- 
verhältnisse lassen  sich  trotz  aller  Dialektik  nicht  zu  erworbenen 
subjektiven  Rechten  stempeln.*)  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  der 
erlangten  Volljährigkeit,  Die  Lehre  ist  auch  gefährlich;  denn  sie 
verleiht  jedem  Gesetze  eine  angeboreno  Ausschliesslichkeit.8) 

Eine  Gruppe  von  Schriftstellern  bekämpft  die  Lehre  von  den 
wohlerworbenen  Rechten  nicht  deswegen,  weil  sie  die  Geschöpfe  der 
alten  Rechtsordnung  zu  wenig  schützt,  sondern  im  Gegenteil,  weil 
sie  im  Schutze  der  Vergangenheit  zu  weit  gehe.*)  Gerade  das  Um- 
gekehrte ist  der  Fall.  Daher  war  es  sehr  weise  vom  deutschen 
intertemporalen  Gesetzgeber,  dass  er  die  Lehre  von  den  erworbenen 
Rechten  schlechterdings  abgelehnt  hat.5) 

»)  Dieselbe,  §  79,  S.  626  ff. 
')  Dieselbe,  S.  627,  u.  1. 
*)  Dieselbe,  a.  a.  ü. 
*)  Dieselbe,  §  80,  8.  628  ff. 

fi)  Die  Motive  sagen  dies  ausdrücklich.  Das  Einführungsgesetz 
selbst  verwendet  die  Kategorie  der  erworbeuen  Rechte  nirgends. 
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Vou 

Regierungsrat  Professor  Dr.  P.  Mayet, 

Mitglied  de«  Kuiserlichen  Statistischen  Amte»  (Berlin). 
Gehalten  am  29.  Januar  1902. 


.Die  Frage  der  Khen  zwischen  Blutsverwandten  und  die  Ent- 
scheidung dartther.  ob  dieselben  auf  die  Nachkommenschaft  einen  schäd- 
lichen Einfluss  ausüben  oder  nicht**,  äussert  sich  der  Mediziner  Schkkbel, 
ein  verdienter  deutscher  Schriftsteller  Uber  diesen  Gegenstand.  ..ist 
eine  der  schwierigsten  in  der  Wissenschaft,  hauptsächlich  deshalb, 
wie  der  jüngst  verstorbene  berühmte  Kliniker  v.  Zikmssen  es  aus- 
gedrückt habe,  weil  man  dabei  mit  zwei  Unbekannten  operieren 
müsse,  der  Erblichkeit  und  der  Blutsverwandtschaft". 1 ) 

Schkkbkl  sagt:2)  „Wenn  je  die  Zahleninethode,  die  Statistik, 
Auwendung  linden  muss,  so  ist  es  bei  der  Lösung  so  schwieriger 
Probleme,  wie  des  vorliegenden,  wo  weniger  Lehrsätze  und  Meinungen, 
als. die  Zahlen  selber  zu  sprechen  haben".  Man  könne  dreist  be- 
haupten, dass.  wenn  unsere  Frage  in  der  letzten  Zeit  so  wenig  Fort- 
schritte gemacht  habe,  trotz  der  ausdauernden  Bemühungen  einzelner 
Männer,  der  Grund  nur  darin  liege,  dass  die  statistische  Methode 
nicht  im  weitesten  Umfange  angewendet  wurde.  Isolierte  Tatsachen 
seien  von  geringem  Wert. 

Dieser  Aufforderung  an  die  Statistiker,  ihrerseits  an  der  Lösung 
mitzuarbeiten,  möchte  ich  nachkommen,  da  ich  glaube,  auch 
neues,  bisher  unbenutztes  Material  breitesten  Umfanges,  welches  ein 
merkwürdiges  Licht  auf  die  Verstärkung  des  Erblichkeitsetfektes 
durch  die  Blutsverwandtschaft  wirft,  vorlegen  zu  können,  welches 

')  Verwandtenehen.  Von  Ür.  med.  S.Scukrbkl,  Zeitgeist.  12.  Juni  1899. 
2)  Über  Ehen  zwischen  Blutsverwandten.  2.  Aufl.,  Berlin  1896,  S.  44. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  13 
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aber  auch  ferner  beweist.  dass  die  Blutsverwandtschaft  an  sich,  ohne 
erbliche  Belastung,  Ursache  gewisser  Erkrankungen  ist. 

Gerade  gegenwärtig  ist  unser  Thema  von  aktueller 
Wichtigkeit,  weil  der  Bundesrat  soeben  eine  fortlaufende  Statistik 
der  Taubstummen  im  Deutschen  Reiche,  welche  vom  kaiserlichen 
(Jesundheitsauite  bearbeitet  werden  soll,  beschlossen  hat.1)  Meine 
Darlegungen  werden  beweisen,  dass  die  in  diese  neue  Statistik  auf- 
genommenen Angaben  Uber  die  etwaige  Blutsverwandtschaft  der 
Eltern  oder  Grosseltern  nicht  zweckmässig  ausgenutzt  werden  können, 
wenn  nicht  nun  auch  die  deutsche  Statistik  der  Eheschliessungen 
entsprechend  ausgestaltet  wird. 

Gerade  vor  dieser  internationalen  Vereinigung  möchte  ich 
das  Thema  der  blutsverwandten  Ehen  behandeln,  weil  erwünscht 
ist.  dass  alle  zivilisierten  Staaten  an  der  Lösung  der  für  die  Menschheit 
wichtigen  Frage  nach  der  Unschädlich-  oder  Schädlichkeit  der  bluts- 

')  Vossische  Zeitung,  No.  23.  vom  15.  Januar  U)02:  „Auf  Bundes- 
ratsbeschluss  wird  fortan  eine  fortlaufende  Statistik  der  Taubstummen  im 
Deutschen  Reiche  veranstaltet.  Nun  wird  jedes  taubstumme  oder  der  Taub- 
stummheit verdächtige  Kind  bei  seinem  Eintritte  in  das  Schulpflicht  ige 
Alter  der  Vollsinnigen  sowie  bei  seiner  nach  diesem  Zeitpunkte  erfolgenden 
Aufnahme  in  eine  Taubstummenanstalt  gezählt.  Die  Erhebungen  sind 
ausserdem  noch  auf  diejenigen  Taubstummen  zu  erstrecken,  welche  vor 
Anfang  d.  J.  das  schulpflichtige  Alter  erreicht  haben  und  sich  in  einer 
Taubstummenanstalt  betinden.  Der  statistischen  Aufnahme  wird  ein  aus- 
führlicher Fragebogen  zu  Grunde  gelegt;  der  Kopf  des  Fragebogens,  auf 
dem  die  Personalien  zu  vermerken  sind,  wird  von  der  OrtBpolizeibehürde 
ausgefüllt.  Die  ersten  zwölf  Fragen  sollen  von  dem  untersuchenden  Arzte 
beantwortet  werden.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Angaben  der  Angehörigen 
(Hier  den  Heginn  des  Leidens,  über  die  Gesuudheitsverhältnisse  der  Eltern 
und  Grosseltern,  auf  etwaige  Blutsverwandtschaft  der  Eltern  oder 
(Jrosseltern,  über  «las  Vorkommen  von  Taubstummheit,  Taubheit,  Tuber- 
kulose, (ieisteskrankheit.  Kretinismus,  Lues.  pigmentöse  Netzhautentzündung 
bei  Eltern  oder  Geschwistern  und  die  körperliehe  und  geistige  Entwickclung 
des  Kindes.  Die  übrigen  acht  Fragen  des  Fragebogens  sollen  in  der  Taub- 
stummenanstalt von  der  Anstaltsbehörde  und  dem  Anstaltsarzt  beantwortet 
werden.  Sie  haben  den  körperlichen  und  geistigen  Befund  des  taubstummen 
Kindes,  etwaige  Heilversuche,  die  Krankheiten,  nach  welchen  die  Taub- 
stummheit, wenn  sie  nicht  angeboren  ist.  eintrat,  die  Hör-,  Sprech-  und 
Lesefälligkeit  des  Kindes  zum  Gegenstände.  Zur  Nachprüfung  der  Frage- 
bogen wird  von  der  Landesregierung  eine  Stelle  bestimmt.  Dort  werden 
die  Fragebogen  für  jedes  Land  gesammelt.  Nach  vollzogener  Nachprüfung 
werden  sie  halbjährlich  bis  Mitte  Januar  und  bis  Mitte  Juli  an  das  kaiserliche 
Gesundheitsamt  gesandt,  wo  die  statistische  Bearbeitung  erfolgt. u 
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verwandten  Ehen  mitarbeiten  durch  Beschattung  einschlägiger,  zu- 
verlässiger .Statistiken,  und  weil  diese  Mitarbeit  von  unseren,  in 
allen  Staaten  verbreiteten  Mitgliedern  angeregt  werden  kann.  Mein 
Vortrag  soll  daher  auch  in  ganz  bestimmte  praktische  Forderungen 
ausklingen. 

Vor  die  Vereinigung  für  vergleichende  R  echt  s  Wissenschaft 
darf  aber  dieses  Thema  treten,  weil  die  Entscheidung  Uber  die  be- 
handelte Frage  am  letzten  Ende  -  bis  zu  welchem  ich  übrigens 
heute  nicht  gelangen  kann  —  doch  darauf  hinaus  liiuft,  welche  von 
den  verschiedenen  Ordnungen  des  Eherechts  die  der  Menschheit 
heilsamste  und  die  berechtigtste,  ist:  Hat  das  Deutsche  Reich  recht, 
welches  die  Ehe  zwischen  (Geschwisterkindern,  zwischen  Onkel  und 
Nichte,  zwischen  Nette  und  Tante  schlechthin  gestattet?  oder  hat 
die  Schweiz  recht,  welche  sie  schlechthin  (NB.  ohne  Dispensgestattung) 
verbietet?  oder  hat  Österreich  mit  seiner  Inkonsequenz  recht, 
welches  sie  zwar  schlechthin  verbietet,  die  Ehen  zwischen  Geschwister- 
kindern ober  seinen  jüdischen  Untertanen  gestattet? 

Der  erste  Punkt  von  Wichtigkeit  ist,  darüber  Aufschluss  zu 
gewinnen,  ein  wie  grosser  Prozentsatz  der  Bevölkerung  aus  bluts- 
verwandten Ehen  stammt.  Denn  wenn  mau  z.  B.  festgestellt  hatte: 
l°/o  der  Bevölkerung  entstammt  den  Verbindungen  von  Blutsver- 
wandten, und  man  fände  nachher,  bei  der  Untersuchung  irgend  einer 
Personenmasse,  deren  Individuen  alle  sich  durch  ein  und  dieselbe 
Eigenschaft  gute  oder  schlechte  Eigenschaft  auszeichnen, 
dass  von  dieser  Personenmasse  10°/0  aus  blutsverwandten  Ehen 
stammen,  so  würde  man  mit  Fug  und  Hecht  für  die  Entwicklung 
der  betreffenden  Eigenschaft  die  Blutsverwandtschaft  als  Ursache 
ansprechen.  Als  solche  Personenmassen  nenne  ich  z.  B.  die  Ge- 
samtheit aller  Vorturner:  letztere  sind  sicher  durch  Kraft  und  Ge- 
schicklichkeit  ausgezeichnet:  warum  sollte  denn  die  Blutsverwandt- 
schaft der  menschlichen  Eltern  nicht  ebenso  gut  kraft  steigernd  wirken 
können,  wie  man  edle  Rennpferde  durch  Inzucht  gewonnen  hat? 
Andere  solche  Personenmassen  wilren  z.  B.  die  aller  Wettruderer,  oder 
die  aller  Maler,  aller  Schauspieler,  aller  Zeitungsredakteure  oder  die 
aller  Parlamentarier.  Es  heisst  sehr  einseitig  bei  der  Untersuchung 
unserer  Frage  verfahren,  gleich  von  vornherein  nur  an  Personen- 
massen mit  minderwertigen  Eigenschaften  zu  denken,  an  Taub- 
stumme. Blinde.  Irre.  Epileptiker.  Idioten,  etc. 
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Zu  dem  Prozentsatz  der  konsanguinen  Abkömmlinge  in  der 
Bevölkerung  gelangt  man  auf  indirektem  Wege  durch  Feststellung 
der  Zahl  der  Ehesehl icssun gen  unter  Blutsverwandten. 

Die  Zahl  der  Eheschliessungen  zwischen  Blutsver- 
wandten wird  gegen wilrt ig  festgestellt  in  Frankreich.  Bayern, 
Preussen  und  Ungarn :  sie  ist  nur  für  eine  Reihe  von  Jahren  bekannt 
für  Elsass-Lothringen,  Italien  und  Sachseu.  Das  statistische  Vr- 
material,  um  sie  jährlich  festzustellen,  ist  ferner  in  Braunschweig, 
Sachsen-Meiningen,  Hessen,  Anhalt  und  Schaumburg-Lippe,1)  sowie 
in  Spanien  vorhanden. 

Die  italienische  General-Direktion  der  Statistik  hegt  selber 
Zweifel,  ob  die  Angaben  der  Kommunalbehörden  Uber  die  Blutsver- 
wandtschaft der  Eheschliesscnden  exakt  seien,  da  die  Ehen  zwischen 
Geschwisterkindern  keines  Dispenses  bedürfen.-)  Ich  unterlasse  daher 
hier  die  Besprechung  der  vorgelegten  Tabelle  l.3l 

In  Frankreich  kamen  nach  Tabelle  2  in  den  19  Jahren 
von  1853  bis  1871  auf  5481313  Eheschliessungen  61372  Verwandten- 
ehen oder  11,1  0 ;w.  Aus  der  Bemerkung  zu  Tabelle  2  ist  ersichtlich, 
wie  eine  Verwaltungsmafsregel,  ein  Zirkular  mit  der  Mahnung,  dieser 
Erhebung  Aufmerksamkeit  zu  schenken,  die  Durchschnittsziffer  von 
etwa  10  auf  12l  2°f00  der  Eheschliessungen  hob.  Die  stete  Abnahme 
der  Durchschnittsziffern  von  Jahrfünft  zu  Jahrfünft,  die  die  Tabelle  3, 
welche  auch  Frankreich  bebandelt,  zeigt,  wird  man  also  weder  einem 
fortschreitenden  Einwirken  der  Belehrung  Uber  Schädlichkeit  der 
Yorwandtenehen.  noch  etwa  allein  dem  Einfluss  des  Eisenbahnzeit- 
alters, in  welchem  die  Leute  mehr  und  mehr  durcheinander  gewirbelt 
und  bei  Freizügigkeit  aus  ihren  Heimatsverhaltnissen  herausgerissen 
werden,  zuschreiben  dürfen.  Sicher  wirkt  ein  allmähliches  Ver- 
gessen der  Erhebungsvorschriften,  ein  Nachlassen  in  der 
Genauigkeit  der  Aufnahme,  mit. 

Die  Tabellen  2  und  3  zusammen  geben  für  43  Jahre  Aus- 
weis Uber  12t>'J45  Eheschliessungen  zwischen  Engblutsverwandten 
und  haben  wohl  auch  damit  noch  nicht  die  volle  Zahl  der  in  Frank- 
reich vorgekommenen  Eben  dieser  Art  erfasst. 

Jl  Statislik  des  deutschen  Reichs.  Monatshefte.  1877,  II,  S.  18. 
2)  Movimento  dello  stato  civil«.?.    Anno  18i)7.  p.  XX.  XXI. 
'■')  Die  Tabellen  befinden  sich  am  Sehluss  de«  Bandes. 
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Die  Tabelle  4  behandelt  Bayern.  Die  Durchschnittszahlen 
verringern  sich  auch  hier  von  Jahrfünft  zu  Jahrfünft.  Die  Häuttg- 
keit  der  Verwaudtenehen  in  Bayern  betrügt  ungefähr  nur  K/10  von 
deren  Häufigkeit  in  Frankreich. 

Die  preussischen  Zahlen.  Tabelle  5,  stimmen  ausgezeichnet 
mit  den  bayerischen  Uberein.  Mau  vergleiche  die  beiden  Durch- 
schnitte für  die  längeren  Perioden. 


Bayern   O.bS0!^  \  Eheschliessungen  uuter 

Preussen   6,47  r    J  Blutsverwandten, 

Bayern   «V^0/«,  Eheschliessungen  zwischon 

Preussen   5,87  „    )  Geschwisterkindern, 

Bayern   0,52  °,  o0  |  Eheschliessungen  zwischen 


Preussen  0,49  „    J        Onkel  und  Nichte. 

Nur  bei  den  aus  sehr  kleinen  absoluten  Zahlen  berechneten 
0  oo  Ziffern  für  die  Ehen  zwischen  Neffe  und  Tante  zeigt  sich  ein 
erheblicherer  Unterschied.    Es  hat: 

Bayern  0,19  °/00  |    Eheschliessungen  zwischen 

Preussen  0.11  „    (         Neffe  und  Tante. 

Die  Zahlen  für  die  beiden  Staaten  liegen  so  dicht  bei  einander, 
dass  sie  sich  ihre  Richtigkeit  in  unanfechtbarer  Weise  gegenseitig 
zn  bestätigen  scheinen.1) 

')  Auch  die  ungarischen  Zahlen  lauten  sehr  ähnlich.  Nach  dem 
„Ungarischen  Statistischen  Handbuch",  1900,  herausgegeben  vom  König! . 
Ungarischen  Statistischen  Zentralamte,  fanden  statt  im  Jahre  1900  (auf 
169687  Eheschliessungen  überhaupt) 


EheschlieKsungen  zwischen 


Geschwister- 
kindern 

Onkel  und 
Nichte 

Tante  und 
Neffe 

erster  Liuie 

1.  in  Ungarn  i.  e.  S.  ... 

2.  „  Kroatien-Slavonien    .  . 

812 
109 

49 
10 

3 
1 

Königr.  Ungarn  zusammen: 

921 

59 

4 

das  ist  in  Prozenten: 

2.  „  Kroatien-Slavonien     .  . 

0,55 
0,52 

0,03 
0.05 

0.00 
0,00 

Königr.  Ungarn  zusammen: 

0,54 

0.03 

0,00 
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Und  doch  sind  sie  sicherlich  zu  niedrig.  Nach  Pkipkks1) 
Feststellungen  bei  einem  rheinischen  und  meinen  eigenen  bei  einem 
Berliner  Standesamt  werden  die  Zählkarten  der  Eheschliessuugen 
dort  vierteljährlich,  hier  wöchentlich  nachträglich  aus  dem  Heirats- 
register ausgefüllt:  das  Heiratsregister  enthält  aber  keine  Rubrik 
für  die  Nachricht  über  die  Blutsverwandtschaft  der  Eheschliessenden. 
Die  im  Jahre  1874  erteilte  p reu ssi sehe  Anleitung  für  die  Aus- 
füllung der  Zählkarten  der  Ehesehl iessungeu  ist  in  mehrfacher  Hin- 
sicht mangelhaft:  erstens  sieht  sie  keine  geschäftsordnungsmässige 
Buch  stelle  für  die  Aufzeichnung  der  Antwort  hinsichtlich  des  Vor- 
handenseins von  Blutsverwandtschaft  zwischen  den  Eheschliessenden 
vor,  zweitens  will  sie  die  Frage  an  die  „Eheschliessenden"  ge- 
stellt wissen.  Das  ist  also  bei  der  standesamtlichen  Trauung,  wo 
solche  Frage  die  Feierlichkeit  der  Handlung  sicherlich  stört  und 
deshalb  meist  unterlassen  werden  wird,  während  der  natürliche 
Zeitpunkt  für  die  Stellung  der  Frage  die  Aufgebots- Verhandlung 
wäre.  In  der  Aufgebots-Verhandlung  wird  u.  a.  von  den  Verlobten 
versichert,  dass  zwischen  ihnen  kein  der  Ehe  hinderliches  Ver- 
wandtschaftsverhältnis bestehe:  bei  Feststellung  dieses  Punktes  sollte 
dem  Standesbeamten  in  den  Ausführungsvorschriften  eine  bestimmte 
Fragefolge  vorgeschrieben  sein,  die  dann  auch  die  richtige  Beant- 
wortung der  Frage  nach  etwaiger  Blutsverwandtschaft  der  Verlobten 
sicherstellte.  Drittens  müsste  aber  die  Anleitung  zur  Ausfüllung 
der  Zählblättcheu  Vorsorge  treffen,  dass  die  bei  der  Aufgebots- 
Verhandlung  aufgezeichnete  Antwort  auf  die  Zählkarte  für  die  be- 
treffende Eheschliessung  Übernommen  würde. 

Damit  diese  Vorschriften  aber  nicht  in  Vergessenheit  geraten, 
müssten  sie  viertens  auf  die  Kückseite  der  Zählkarte  aufgedruckt 
sein.  Eine  in  alten  Akten  vergrabene  ..Anleitung'  bleibt  sicherlich 
vielen  Beamten,  die  sich  nach  ihr  zu  richten  hätten,  ganz  unbekannt. 
Bei  der  für  die  Taubstummenstatistik  des  Reiches  durchaus  nötigen 
Ausdehnung  der  Statistik  Uber  die  Blutsverwandtenehen,  ebenfalls 
auf  das  Reich,  wird  man  diese  Punkte  berücksichtigen  müssen. 

Nach  Peipkk*  und  meinen  eigenen  Feststellungen  über  die 
Grundlagen  der  jetzigen  preussischen  Statistik  der  Eheschliessungen 

')  Felix  I'kii'KKs.  Konsanguinität  in  der  Ehe  und  deren  Folgen  für 
die  Deszendenz.  Allgemeine  Zeitschrift  für  Psychiatrie  etc..  herausgegeben 
von  II.  Lakek,  58.  Bd.,  5.  Heft. 
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unter  Blutsverwandten  wird  man  deren  Zahlen  allerdings  als  un- 
vollständig betrachten  mllssen.  Aber  darum  werden  sie  immer  noch 
nicht  r wertlos*.  Sie  stellen  immerhin  Minimalzahlen  dar  und 
behalten  in  allen  denjenigen  Füllen  beweisende  Kraft,  wo  die  Kinder 
aus  blutsverwandten  Ehen  in  einer  bestimmten  Personenmasse  in 
noch  geringerem  Prozentverhältnisse  vorhanden  sind,  als  es  die 
Miuimalziftern  angeben. 

Von  dem  Prozentanteil  der  konsanguinen  Ehen  an  der  Gesamt- 
heit der  Ehen  wird  man  auf  den  Prozentanteil  der  konsanguinen 
Abkömmlinge  an  der  Gesamtheit  aller  ehelich  geboreneu  Kinder 
schliessen  dürfen,  wenn  erstens  konsanguine  Ehen  und  gekreuzte 
Ehen  gleiche  Fruchtbarkeit  besitzen,  und  wenn  zweitens  die 
konsanguinen  Abkömmlinge  die  gleiche  Lebensfähigkeit  wie  die 
Kinder  der  gekreuzten  Ehen  aufweisen. 

Beides  ist  bestritten,  aber  nicht  auf  Grund  statistischer  Er- 
hebungen, sondern  auf  Grund  von  bisher  unbewiesenen  Annahmen. 
Auszählungen  hinsichtlich  der  Zahl  der  Kinder  sind  bei  kleineren 
Massen  konsanguiner  Ehen  an  einigen  Hunderten  mehrmals  vor- 
genommen worden  und  ergaben  eher  eine  grössere  Anzahl  Kinder 
für  sie.  Man  wird  daher  vorläufig  bis  zu  gegenteiligem  Beweise 
dabei  bleiben  müssen,  dass  unter  den  ehelich  Geborenen  die  konsan- 
guinen Sprösslinge  in  gleichem  Prozentverhältnis  vorkommen  werden, 
wie  die  ehelichen  Kinder  nicht  konsanguiner  Abstammung.1) 

('her  die  Lebensfähigkeit  beider  Arten  Kinder  fehlt  aber  noch 
jede  stichhaltige  vergleichende  Untersuchung. 

Da  kein  Grund  vorliegt  anzunehmen,  dass  die  unehelichen 
Verbindungen  zwischen  Blutsverwandten  gegenüber  allen  unehelichen 
Verbindungen  in  stärkerem  oder  geringerem  Verhältnis  statthaben, 
als  die  ehelichen  Verbindungen  der  Blutsverwandten  gegenüber  allen 
ehelichen  Verbindungen,  wird  man  die  für  die  Eheschliessungen 
der  Blutsverwandten  festgestellte  Relativzahl  gegenüber  1000  Ehe- 
sehl iessungen  Uberhaupt  auch  als  gültige  Kelativzahl  für  das  Vor- 
kommen der  geschlechtlichen  Verbindungen  überhaupt  und  somit  für 

')  Es  gibt  /ahlreiche  geschichtliche  Beispiele  von  sehr  kinderreichen 
Ehen  Blutsverwandter:  so  erzeugte  z.  R.  Kaiser  Maximilian  II.  mit  seiner 
Cousine  Maria  von  Spanien  15  Kinder  (siehe  Prof.  Dr.  Ottokar  Lorenz, 
Lehrbuch  der  gesamten  wissenschaftlichen  Genealogie,  Berlin  1898.  S.  482). 
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das  Vorkommen  konsanguiner  Sprössl inge  in  der  Bevölkerung  be- 
trachten dürfen. 

Wir  fanden  für  Preusscn  die  Minimalzahl  von  6,5  °/00  fllr 
kousauguine  Ehen  und  nehmen  also  auch  dieselbe  Relativziffer  für 
die  konsanguine  Nachkommenschaft  für  Preussen,  ja  auch  für  da> 
Reich  an.  Das  führt  uns  bei  56.3  Millionen  Einwohnern  des  Reiches 
dahin,  mindestens  365950  Sprössliuge  konsauguiner  Ehen  als  unter 
dieser  Bevölkerung  lebend  anzunehmen.  Wenn  nun  alles  Böse  wahr 
wäre,  was  man  den  Verwandtenehen  nachsagt,  so  wiire  das  eine  ent- 
setzlich grosse  Ziffer. 

Mantkuazza1)  nennt  als  die  ram  sichersten  und  häutigsten 
beobachteten  Wirkungen  der  Ehen  zwischen  Blutsverwandten": 

„Unvollkommne  Empfängnis  und  Fehlgeburt; 

Monstruosität; 

Anlagen  zu  Krankheiten  des  Nervensystems,  und  zwar  der 
Reihe  nach,  je  nach  ihrer  Häufigkeit,  zu  Epilepsie,  Schwachsinn. 
Blödsinn  und  Taubheit,  Paralyse  und  verschiedene  Geisteskrankheiten, 
unvollkommene  Entwickelung  der  Intelligenz  und  besonders  eine 
krankhafte  Empfindlichkeit ; 

Skrophulöse  und  tuberkulöse  Anlage; 

Geringer  Widerstand  gegen  Krankheit  und  Tod ;  grosse  Sterb- 
lichkeit, besonders  im  kindlichen  Alter; 
Gering«'  Zeugungskraft : 
Pigmentale  Retinitis  etc."4 

Ähnlich  grell  hatten  sich  schon  andere  geäussert.*) 
In   seinem  bedeutenden,   hohes  Ansehen   geniessenden ,  um- 
fassenden Weike  „Bevölkerungslehre  und  Bevölkerungspolitik*  sagt 
dagegen  Freiherr  v.  Fircks,  der  verstorbene  Bevölkerungsstatistiker 
des  Königlich  Preussischen  Statistischen  Bureaus  (S.  232): 

-Die  Blutsverwandtschaft  der  Eheschliesscnden  äussert 
wahrscheinlich  keinen  Einfluss  auf  die  geistige  und  körperliche  Be- 
schaffenheit der  Nachkommen.  Es  ist  zwar  vielfach  beobachtet 
worden,  dass  geisteskranke,  mit  gewissen  chronischen  Krankheiten 
behaftete,  gebrechliche  und  schwächliche  Personen  von  Eltern  ab- 
stammen, welche     sei  es  der  Vater  oder  die  Mutter  oder  beide  Eltern  - 

r)  Mantk<;azza,  Die  llygieiue  der  Liebe.  Jena,  3.  Auflage,  S.  326. 
a)  Z.  H.  Dr.  Bii.likt,  lufluence  de  la  consauLruinitc  tmr  les  produits  du 
mariage.  Bulletin  de  l'Academie  de  m6decuic,  Paris  1856,  tome  XXI,  p.  746. 
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mit  denselben  Leiden  l>ehaftet  gewesen  waren.  Die  Kinder  solcher 
Ehen  sind  mit  der  Anlage  zu  denselben  Gebrechen  und  Krankheiten 
erblich  belastet  und  dies  in  verstärktem  Mafse,  wenn  die  Eltern 
blutsverwandt  sind  und  von  gemeinsamen  Orosseltern  (Geschwister- 
kinder) her  die  Anlage  zu  den  genannten  Leiden  besitzen  und  beider- 
seits auf  die  Nachkommen  übertragen.  Es  ist  jedoch  bisher  nicht 
durch  Beobachtungen  erwiesen  oder  auch  nur  wahrscheinlich  gemacht, 
dass  bei  körperlich  und  geistig  gesunden  Eltern  deren  Blutsver- 
wandtschaft nachteilig  auf  die  Beanlagung  der  Kinder  einwirkt,  und 
die  bei  der  Tierzucht,  insbesondere  der  Zucht  von  Vollblutpferden 
gewonneneu  Erfahrungen  lassen  eher  das  Gegenteil  erwarten.  Bei 
den  alten  Ägyptern  war  Blutsverwandtschaft  kein  Ehehindernis, 
ebensowenig  bei  den  alten  Peruanern,  bei  denen  sogar  die  erste  Frau 
des  Inka  seine  Schwester  sein  muste.  um  das  Blut  des  Herrscher- 
hauses rein  zu  halten.  Bei  den  alten  Persem  heiratete  der  Bruder 
die  Schwester,  der  Vater  die  Tochter  und  sogar  die  Mutter  den  Sohn, 
und  für  bestimmte  geistliche  Ämter  durften  nur  Personen  ernannt 
werden,  welche  aus  solchen  Ehen  stammten.  Die  alten  Ägypter. 
Peruaner  und  Perser  waren  dessenungeachtet  kräftige,  tapfere  Völker. 

Wenn  die  Blutsverwandtschaft  der  Eltern  die  Entartung  der 
Nachkommen  zur  Folge  hatte,  so  mtissten  in  abgeschlossen  von 
der  übrigen  Welt  lebenden  Gemeinden,  deren  Kinder  stets  unter- 
einander heiraten  müssen,  die  Menschen  geistig  und  körperlich  zu- 
rückgehen. Auf  der  Halbinsel  Batz  vor  der  Loiremündung  sind 
Ehen  von  Geschwisterkindern  seit  langer  Zeit  ungemein  hHutig,  doch 
konnten  in  keinem  einzigen  Falle  (bei  8300  Bewohnern)  bei  den 
Eltern  oder  Kindern  Merkmalo  der  Entartung  nachgewiesen  werden. 
Ein  Gleiches  wurde  an  den  Bewohnern  der  früheren  Insel  Schokland 
im  Zuidersee  und  schottischer  Fischerdörfer  beobachtet/ 

Es  wäre  mir  ein  Leichtes,  in  grösserer  Anzahl  so  schroffe 
Widersprüche  aus  der  reichen  Literatur  über  diese  Frage  anzu- 
führen. Alle  vorsichtigeren  Forscher  sind  darin  einig,  dass  die  Frage 
noch  nicht  unanfechtbar  entschieden  sei. 

In  den  beigefügten  Tabellen  6  bis  11  ist  es  mir  geglückt,  ein 
sehr  grosses,  echt  statistisches  Material  über  die  Beziehung  der  Kon- 
sanguinitüt  der  Eltern  zu  einzelnen  Krankheitsformeu  oder  Gruppen 
von  Krankheitsformen  der  Abkömmlinge  zusammenzustellen,  welches 
einige  gesicherte  Schlüsse  erlaubt. 
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In  den  preussischen  Irrenanstalten  wird  für  den  Zugang 
an  Irren  festgestellt,  oh  und  in  welchen!  Grade  die  Eltern  bluts- 
verwandt sind,  und  die  Irrenanstaltsstatistik  des  König;!.  Preussischen 
Statistischen  Bureaus  teilt  die  erhohenen  Zahlen  mit.  Sonderbarer- 
weise  sind  diese  Daten  aber  in  den  Text-Einleitungen  der  Irren- 
anstaltsstatistik noch  nie  zur  Beleuchtung  der  vorliegenden  Frage 
verwendet  und  meines  Wissens  auch  von  keiner  anderen  Seite  dazu 
benutzt  worden.  Sie  fordern  uns  in  der  Erkenntnis  ein  gut  Stück 
weiter  und  gestatten  gerade,  was  v.  Zikmsskn  als  das  Schwierigste 
bezeichnete,  den  Einfluss  der  Erblichkeit  und  den  der  Blutsverwandt- 
schaft von  einander  zu  isolieren. 

In  den  veröffentlichten  Tabellen  dieser  Statistik  wird  „Erb- 
lichkeit** angegeben,  wenn  bei  der  Aufnahme  in  die  Irren-  oder  Idiotcn- 
austalt  folgende  Frage  bejaht  wurde: 

..Sind  (feistes-  oder  Nervenkrankheiten,  oder  Trunksucht,  oder 
Selbstmord,  oder  Verbrechen,  oder  auffallende  Charaktere  und  Talente 
vorgekommen  bei : 

I.  Vater?  Mutter? 

II.  Grossvater?  Grossmuttor?  Onkel?  Tante?  a)  von  Vaters 

Seite?  b)  von  M Utters  Seite? 
ITI.  Geschwistern?'* 

Ein  Idiot,  für  den  Erblichkeit  angegeben  wird,  bedeutet  also 
nicht  nur  den  Fall,  in  dem  einer  der  Aszendenten  auch  Idiot  war, 
sondern  auch  einen  Fall,  in  dem  ein  Onkel  einen  Selbstmord  oder 
ein  Bruder  ein  Verbrechen  beging.  Die  Angabe  ..mit  Erblichkeit** 
bedeutet  in  dieser  Statistik  also  nicht  die  Cbertragung  derselben 
Geisteskrankheit  im  Wege  direkter  Erblichkeit,  sondern  allgemeiner 
auch  schon  das  Vorhandensein  eines  Grundes,  eine  bedenkliche 
..Familienanlage*'  anzunehmen. 

Da  aber  auch  nach  ..auffallenden  Charakteren"  und  «Talenten.  - 
bei  den  Verwandten  gefragt  wird,  so  wird  auch  z.  B.  der  Fall,  wo 
rin  Bruder  des  Idioten  Dichter  oder  Komponist  war,  als  ein  Fall 
von  ..Erblichkeit**  in  den  Listen  einzutragen  sein. 

Ein  abnorm  nach  der  guten  oder  üblen  Seite  hin  gesteigertes 
oder  herabgesetztes  Gehirn-  und  Nervenlebcn  bei  einem  der  nächsten 
Vorfahren  oder  auch  nur  bei  einem  Abkommen  des  Grossvaters,  der 
Grossmutter  (wie  es  Onkel  und  Tante  sind)  genügt,  damit  die  Irren- 
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anstaltsstatistik  die  Belastung:  durch  ..Erblichkeit*  für  einen  Geistes- 
kranken konstatiere. 

Dieses  vorausgeschickt,  um  Missverstandnisse  zu  verhüten, 
ist  nun  zunächst  meine  Tabelle  0  zur  Hand  zu  nehmen.  Hier 
finden  wir  in  der  Summenzeile  in  dem  Tabellenteil  A,  dass  sich 
die  Nachrichten  beziehen  für  die 

einfache  Seelenstörung  .    .    auf  Uber  47000männl.  u.cu.ööOOOweilil.  Kranke 
paralytische  Seelenatörunir .     „    ..    18000     „     r  „    5000  „ 
Seelenstörung  mit  Epilepsie     „    „     8000     .,     ,  r    6000    „  „ 
Imbezillität  und  Idiotie  .    .      r  ea.   10000     „     r       7000  „ 
Das  Material  ist  also  ein  recht  umfassendes. 

Neben  jeder  dieser  mit  ..Zugang"*  bezeichneten  Spalten  findet 
sich  eine  Spalte  .davon  ist  Erblichkeit  nachgewiesen  bei"  und  da- 
neben die  Prozentzahl. 

In  dem  Tabellenteil  B  sind  nun  in  ganz  entsprechender  Weise 
die  Nachrichten  behandelt,  welche  sich  nur  auf  diejenigen  Geistes- 
kranken beziehen,  deren  Eltern  blutsverwandt  waren.  Auch  hier 
ist  das  Material  noch  ein  ziemlich  bedeutendes.  Man  findet  hier 
unter  B,  dass  sich  die  Nachrichten  beziehen  für  die 

einfache  Seelenstörunur   .    .  auf  338  männliche  und  326  weibliche  Kranke 
paralytische  Seelenstörang  .  „     85        „          „10  ., 
Seelenstürung  mit  Epilepsie  „     45        „          „      34         ..  r 
Imbezillität  und  Idiotie  .    .  „    136       „  „101 

zus.  also  geisteskranke  Spröss- 

linge  blutsverwandter  Ehen:  604  männliche  und  471  weibliche  Kranke. 
Mau  Uberschaut  bei  einem  Vergleich  der  Prozentzifl'ern  derselben 
Spalte  sofort,  dass  die  Zahl  der  erblich  Belasteten  bei  den  Geistes- 
kranken, deren  Eltern  blutsverwandt  waren,  sehr  viel  grösser,  meist 
über  doppelt  so  gross  ist,  als  die  Zahl  der  erblich  Belasteten  bei 
Geisteskranken,  die  aus  gekreuzten  Ehen  stammen. 

Diesen  Überblick  in  noch  bequemerer  Weise,  und  zugleich 
auch  berechnet  auf  Männer  und  Frauen  zusammen,  bietet  Tabelle  7. 
Hier  ist  der  Vergleich  der  beiden  Kelativzitfern  dadurch  erleichtert, 
dass  die  Kelativzifl'er  für  die  Kranken  überhaupt  immer  =  100 
gesetzt  ist.  Man  wolle  gefälligst  das  Augenmerk  auf  die  fett 
gedruckten  Ziffern  richten.  Es  genügt,  die  letzte  Spalte  „Frauen 
und  Männer  zusammen-  zu  betrachten.  Wir  finden  hier  für  die 
blutsverwandten  Sprösslingc  218,  257,  208,  150  erblich  belastete 
gegenüber  nur  100  bei  den  Kranken  überhaupt. 
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Die  mitgeteilten  Zahlen  sind  wohl  so  zu  deuten:  die  Geistes- 
krankheiten erwachsen  oft  auf  dem  Hoden  bedenklicher  Faiuilien- 
ati lagen.  Sind  dieselben  Familienanlagen  in  beiden  blutsver- 
wandten Eltern  vorhanden,  so  verstärken  sich  die  Wirkungen  der 
Vererbung.  Dass  die  Fälle  mit  Erblichkeit  bei  den  Krankcu,  die 
aus  blutsverwandten  Ehen  abstammen,  etwa  doppelt  so  zahlreich 
sein  werden,  als  bei  Kranken,  deren  Eltern  unverwandten  Familien 
angehören,  erscheint  verständlich.  Wir  werden  erwarten,  die 
Kelativzahl  200  zu  linden. 

Bei  der  einfachen  Seelenstörung,  der  paralytischen, 
und  der  mit  Epilepsie  verbundenen  spielt  nun  für  die  konsan- 
guinen  Abkömmlinge  die  Vererbung  eine  Rolle,  welche  die  Zahl  der 
Krank heitsfälle  mehr  als  verdoppelt:  218,  257,  208.  Sind  erblich 
belastende  Momente  bei  Grossvater  oder  Grossmutter  vorhanden  oder 
wegen  Belastung  eines  Onkels  oder  einer  Tante  des  Kranken  anzu- 
nehmen, so  steigert  die  Blutsverwandtschaft  der  Eltern  den  Ausbruch 
der  Krankheit  bei  den  Kindern  hier  auf  mehr  (bei  paralytischer  Seelen- 
störung sogar  auf  weit  mehr)  als  das  Doppelte  der  Fälle.  Bei  Imbe- 
zillität und  Idiotie  dagegen  spielt  für  die  konsanguinen  Sprösslinge 
die  Erblichkeit  nicht  die  so  wie  so  zuerwartendo  Bolle  der  Verdoppelung 
der  Fülle:  statt  dass  in  der  Doppelzahl  der  Fälle  Vererbung  vorläge, 
ist  sie  hier  nur  bei  dem  anderthalbfachen  der  Fälle  vorhanden. 
Hiernach  ist  festgestellt,  dass  ftlr  Imbezillität  und  Idiotie  der  Ver- 
erbungslaktor eine  geringere  Bolle  spielt  als  bei  den  drei  anderen 
genannten  Krankheitsformen. 

In  dem  Abschnitt  B  der  Tabelle  f>  waren  alle  die  Geistes- 
kranken, deren  Eltern  als  Cousin  und  Cousine.  Onkel  und  Nichte, 
Neffe  und  Tante  blutsverwandt  waren,  additiv  zusammengefasst. 
Tabelle  8  gibt  nun  die  Nachrichten  für  die  Verwandtschaftsgrade 
getrennt  unter  C.  D  und  E. 

Die  Trennung  ergibt  ein  höchst  verblüffendes,  gänzlich  uner- 
wartetes Resultat.  Wenn  man  den  Blick  auf  den  Abschnitt  E 
lenkt,  der  die  erkrankten  Kinder  von  Neffe  und  Tante  aufnehmen 
sollte,  so  sieht  man,  dass  aus  dieser  Verbindung  fast  gar  keine 
Gcistcserkrankten  vorhanden  waren.  Und  dies,  obgleich  in  den 
2"»  Jahren  1875  bis  18911  in  Preussen  613  Verehelichungen  von 
Neffe  und  Tante  gezählt  wurden  (siehe  Tabelle  5). 
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Standen  die  Verbindungen  von  Neffe  und  Tante  für  die  Er- 
zeugung kranker  Nachkommenschaft  physiologisch  gleich  mit  den 
Verbindungen  von  Onkel  und  Nichte,  welch  letztere  (nach  Tabelle  5) 
in  Preussen  in  derselben  Zeit  2933  mal,  also  5  mal  so  oft  vorkamen, 
so  mtlssten  in  Abschnitt  E  der  Tabelle  8  ungefähr  1/5  so  viel  Kranke 
als  in  Abschnitt  D  aufgeführt  sein,  also  etwa  sich  die  Ziffern  finden: 

36  30  7  6  13 

in  den  Zugangsspalten     ■■  —  7,    ^  =6,    ^  =1,  — -  —  1.  —3 

13 

und  noch  einmal  -r-  ■=  3.    Statt  so  etwa  21  Kranke  aufzuweisen,  hat 

Abschnitt  E  aber  nur  3. 

Ich  mache  darauf  aufmerksam,  dass  es  sich  hier  nicht  nur  um 
Vererbung,  sondern  weitergehend  um  Entstehung  der  Geistes- 
krankheiten handelt.  Dass  sich  hinsichtlich  des  Ausbruchs  von 
Geisteskrankheit  bei  den  Kindern  die  Verbindung  von  Neffe  und 
Tante  fast  durchaus  als  ein  Schutz  gegen  Geisteskrankheit  erweist, 
ist  kaum  glaublich  und  doch  gestatten  die  vielen  Nullen  in  der 
Summenzeile  vorläufig  keine  andere  Deutung.1) 

Gehen  wir  jetzt  zu  den  Abschnitten  C  und  D  der  Tabelle  8  Uber. 

Ein  Vergleich  der  übereinander  stehenden  Relativzahlen  der 
Abschnitte  C  und  D  zeigt,  dass  bei  den  aus  dem  näheren  Verwandt- 
schaftsgrade von  Onkel  und  Nichte  Erzeugten  die  Vererbung  eine 
stärkere  Kolle  spielt  als  bei  den  Kindern  von  Cousin  und  Cousine. 
Diese  Vergleichung  zu  erleichtern,  dient  Tabelle  1*.  die  ganz  cut- 
sprechend der  Tabelle  7  aufgestellt  ist. 

Wir  brauchen  wieder  die  Aufmerksamkeit  nur  auf  die  letzto 
Spalte  zu  lenken.    Und  zwar  kommt  es  uns  jetzt  nur  auf  den  Ver- 


')  In  der  Debatte  Uber  den  Vortrag  wurde  auf  eine  andere  mögliche 
Erklärung  hingewiesen:  Wahrscheinlich  sei  die  Tante  meist  älter  als  der 
Neffe,  wahrscheinlich  meist  den  klimakterischen  Jahren  nahe:  dann  würden 
deshalb  aus  diesen  Ehen  viel  weniger  Kinder  hervorgehen,  und  wo  die  Kinder 
fehlten,  könnten  sie  auch  nicht  erkranken.  —  Zur  Entscheidung  der  Frage 
würde  eine  Statistik  über  die  Altersverhältnisse  in  diesen  Ehen  erforderlich 
sein  oder  eine  Statistik  über  die  Zahl  der  Kinder  aus  denselben.  Sollte 
sich  aber  dann  erweisen,  dass  die  Ehen  zwischen  Neffe  und  Tante  doch 
ebenso  kinderreich  sind,  als  die  zwischen  Onkel  und  Nichte,  so  wäre  es 
eine  biologische  Entdeckung,  dass  die  gesundheitlichen  Folgen  für  die 
Abkömmlinge  aus  den  beideu  Arten  ehelicher  Verbindungen  so  ganz  ver- 
schiedene sind. 
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gleich  der  Erblichkcitserseheinungen  hei  den  Kindern  von  Cousin 
und  Cousine  einerseits  und  von  Onkel  und  Nichte  andererseits  an. 

Bei  den  drei  Krankheitsformen :  einfacher  Seelenstörung,  para- 
lytischer Seelenstörung,  Seelenstörungmit  Epilepsie,  sehen  wir  jedesmal, 
dass  die  erbliche  Belastung  in  stärkerem  Mafse  nachgewiesen  ist 
für  die  Abkommen  von  Onkel  und  Nichte,  als  wie  für  die  von  Cousin 
und  Cousine,  also  bei  der  näheren  Verwandtschaft  mehr  zur  Geltung 
kommt.  Bei  Imbezillität  und  Idiotie  liegt  die  Sache  aber  umgekehrt. 
Hatten  wir  früher  schon  allgemein  gefunden,  dass  bei  Imbezillität 
und  Idiotie  die  erbliche  Belastung  der  Erkrankten  eine  seltenere 
ist.  so  finden  wir  nun  hier  (in  der  letzten  Spalte)  die  weitere  Tat- 
sache, dass  bei  ihnen,  je  näher  die  Verwandtschaft  ist.  um  so  seltener 
die  Erblichkeit  zum  Ausbruch  der  Krankheit  mitgewirkt  hat.  Dieser 
Schluss  ist  aber  deshalb  noch  kein  gesicherter,  weil  in  der  Teilmasse 
der  männlichen  Abkömmlinge  die  Sache  anders  liegt.  Hier  ist  die 
Relativzahl  für  die  Abmessung  der  Vererbung  doch  bei  den  Kindern 
von  Onkel  und  Nichte  höher  als  hei  denen  von  Cousin  und  Cousine. 
185  gegenüber  lbO.  Jedenfalls  aber  stehen  hinsichtlich  der  Ver- 
erbung die  Verhältnisse  bei  Imbezillität  und  Idiotie  in  einem  gewissen 
Gegensätze  zu  denen  bei  den  übrigen  Geisteskrankheitsformen. 

Wir  kommen  jetzt  zu  dem  dritten  Punkt  für  die  Lösung 
unserer  Aufgabe,  zu  der  Feststellung,  wie  die  Blutsverwandtschaft 
in  denjenigen  Fällen  wirkt,  in  denen  keine  erbliche  Belastung  nach- 
zuweisen möglich  war. 

Hierzu  dient  zunächst  die  Tabelle  10.  welche  aus  Tabelle  0 
abgeleitet  ist.  Ihre  unterste  Zahlenreihe  ist  wichtig,  namentlich  in 
Verbindung  mit  der  früheren  Feststellung,  dass  sich  unter  1000  Ein- 
wohnern mindestens  C>.">  Abkömmlinge  von  Blutsverwandten  linden. 

Hier  aus  Tabelle  10  sehen  wir  nun.  dass  bei  der  einfachen 
Seelenstörung,  der  paralytischen  Seelenstörung  und  der  Seelenstörung 
mit  Epilepsie  der  Anteil  der  aus  blutsverwandten  Ehen  Stammenden 
bei  den  erblich  nicht  Belasteten  viel  kleiner  ist,  als  ihrem 
Anteil  an  der  Gesamtbevölkerung  entspricht.  Wir  durften  nach  der 
früher  festgestellten  Mindestzahl  von  O.r»  Abkömmlingen  aus  kon- 
sanguinen  Ehen  auf  das  l(H»o  der  Bevölkerung,  bei  den  Kranken 
ohne  erbliche  Belastung  auch  0.:»700  der  Geisteskranken  der  be- 
treuenden Geisteskruukheitsform  zu  finden  erwarten:  statt  G.r»  finden 
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wir  aber  bei  den  einfach  Seelengestörten  nur  8.0.  bei  den  paralytisch 
Seelengestftrten  nur  2.9,  bei  den  Seelengestörten  mit  Epilepsie  nur  3.5. 
Im  schroffen  Gegensatz  zu  diesen  3  Krankheitsformen  steht  wieder 
die  Idiotie:  hier  wird  der  Satz  von  6,5  stark  übertroffen:  wir  rinden 
hier  in  der  letzten  Spalte  für  die  erblich  nicht  Belasteten  11.5. 

Die  Verhältnisse  für  die  Kinder  von  Cousin  und  Cousine  und 
für  die  von  Onkel  und  Nichte  gesondert  zu  studieren,  dient  die 
Tabelle  11.  Sie  zeigt  für  beide  hinsichtlich  jener  Ehen,  in  denen 
keine  erbliche  Belastung  nachgewiesen  ist.  ganz  dasselbe:  bei  den 
3  erstgenannten  Krankheitsformen  sind  die  Kinder  halb  so  häutig 
geisteserkrankt,  als  die  übrige  Bevölkerung.  Entgegengesetzt  liegen 
die  Verhältnisse  wieder  bei  der  Idiotie.  Hier  ist  die  erblich  nicht 
belastete  Nachkommenschaft  von  Cousin  und  Cousine  relativ  fast 
doppelt,  die  von  Onkel  und  Nichte  relativ  fast  3  mal  so  häufig  er- 
krankt, als  die  Personen  der  allgemeinen  Bevölkerung. 

Bei  der  Idiotie,  wo  die  ErblichkeitsRllle  (  -  wir  stellten  es  oben 
fest  )  viel  seltener  vorkommen,  wo  die  Erblichkeit  eine  geringere 
Kolle  spielt,  spielt  das  Entstehen  der  Krankheit  durch  die  Bluts- 
verwandtschaft an  sich  eine  Kolle,  während  bei  den  drei  anderen 
Formen  der  Geisteskrankheit  die  Blutsverwandtschaft  eher  als  ein 
Vorteil  für  die  erblich  nicht  belasteten  Konsanguinen  erscheint. 
Sobald  aber  zu  der  Wirkung  der  Blutsverwandtschaft  bei  den  idiotisch 
Kranken  noch  erbliche  Belastung  hinzutritt  dies  ist  ersichtlich  aus 
der  vorletzten  Spalte  ,  dann  ist  die  Wirkung  stark  gesteigert : 
da  wird  das  Verhältnis  des  Vorkommens  der  Konsanguinen  in  der 
Bevölkerung  bei  der  Nachkommenschaft  von  Cousin  und  Cousine  um 
mehr  als  das  Zweifache,  hei  der  von  Onkel  und  Nichte  um  mehr 
als  das  Dreifache  übertroffen.  Bei  mitwirkender  erblicher  Belastung 
ist.  wie  aus  den  mittleren  Spalten  jeder  Krnnkheitsabteilung 
erhellt,  das  Verhältnis  stets  für  die  Onkel-  uud  Nichtenkinder  un- 
günstiger als  für  die  Kinder  von  Cousin  und  Cousine,  und  bei  den 
Onkel-  und  Nichtenkindern  auch  stets  8  mal  su  ungünstig,  als  bei 
der  Bevölkerung  im  allgemeinen. 

Die  jeweilig  erste  vertikale  Spalte  beweist  aber  für  die  Cousin- 
und  Cousinen-Nachkommenschaft,  dass  sie  für  einfache  Seelenstörung. 
paralytische  und  mit  Epilepsie  verbundene  günstiger  dasteht,  als 
die  Bevölkerung  im  allgemeinen,  und  selbst  die  Onkel-  und  Nichten- 
kinder haben  wenigstens  bei  der  paralytischen  Seelenstörung  noch 
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einen  kleinen  Vorteil  vor  der  Bevölkerung  im  allgemeinen  voraus. 
Bei  der  Idiotie  stehen  aber  beide  erheblich  schlechter.1) 

Unsere  Statistik  hat  sowohl  Mantroazza  als  v.  Fircks  wider- 
legt: sie  beweist,  dass  die  Bedeutung  der  Blutsverwandtschaft  von 
Mantkoazza  übertrieben,  von  v.  Fikcks  unterschätzt  wird. 

Der  strikte  Nachweis,  dass  die  Abstammung  von  verwandten 
Eltern  nur  hinsichtlich  einiger  Krankheitsformen  ungünstig,  hin- 
sichtlich anderer  aber  sogar  günstig  disponiert,  ist  sehr  lehrreich. 
Wären  die  Abkömmlinge  blutsverwandter  Eltern  jeder  Krankheits- 
form gegenüber  und  man  darf  liier  nicht  nur  an  die  Geistes- 
krankheiten denken  —  ungünstiger  gestellt  wie  die  anderer  Eltern, 
so  dürfte  wohl  längst  der  Streit  über  die  Schädlichkeit  bezw.  Un- 
schädlichkeit blutsverwandter  Ehen  entschieden  sein.  Wenn  sogar 
ein  und  dasselbe  Elternpaar  geniale  Kinder  neben  blödsinnigen  zu- 
weilen hervorbringt,  so  ist  der  Fall  sehr  wohl  denkbar,  dass  eine 
blutsverwandte  Ehe  für  den  Lebenskampf  gut  ausgerüstete,  eine 
andere  schlecht  ausgerüstete  Individuen  hervorbringt,  dass  die  Bluts- 
verwandtschaft der  Eltern  entweder  gute  oder  auch  schlechte  An- 
lagen in  den  Kindern  steigern  kann.  Um  mit  einem  groben  Beispiel 
ohne  massgebende  Zahlen  —  diesen  Gedanken  klarer  zu  machen: 
es  könnte  sehr  wohl  sein,  dass,  wenn  in  der  Bevölkerung  über- 
haupt unter  je  100  Kindern  sieh  5  ungewöhnlich  gut  begabte  und 
10  ungewöhnlich  schlecht  begabte  neben  85  normal  begabten  be- 
fanden, unter  je  100  Kindern  aus  konsanguinen  Ehen  sich  10 
besonders  gut  begabte  und  20  besonders  schlecht  begabte  neben  nur 
70  normal  begabten  fanden. 

Ähnlich  wie  bei  der  Idiotie  scheinen  die  Verhältnisse  bei  der 
angeborenen  Taubstummheit*)  und  bei  der  Retinitis  pigmentosa8)  zu 

')  Trotzdem  kamen  aber,  wie  aus  unserer  Statistik  hervorgeht,  auf 
16416  neu  in  die  preussischen  Irren-  und  Idiotenanstalten  aufgenommene 
Idioten  doch  nur  237  konsanguinen  Ursprungs,  ein  Zahlenverhältniss,  welches 
man  im  Auge  behalten  sollte,  um  sich  vor  Übertreibung  bei  der  Behauptung 
der  Schädlichkeit  der  nahen  blutsverwandten  Ehen  zu  schützen.  Unter 
den  Einwohnern  Ureussens  (1900:  34.5  Millionen)  werden  mindestens 
200000  Kinder  blutsverwandter  Verbindungen  »ich  beliuden.  (Zu  jenen 
16416  bezw.  237  Anstaltsidioten  treten  aber  selbstverständlich  noch  die 
zu  Hause  verpflegten.) 

-)  Statistische  Belege  für  dieses  Urteil  habe  ich  in  meinem  auf  dem 
hygienischen  und  demographischen  Kongress  in  Madrid  1898  gehaltenen 
Vortrage  „Die  (statistische  Erfassung  der  Folgen  der  Verwandteneheu" 


Digitized  by  Google 


P.  Mayet:  Die  Verwandtenehe  und  die  Statistik. 


209 


liegen:  hier  scheint  Vererbung  eine  geringe,  Blutsverwandtschaft  für 
ihre  unvererbte  neue  Entstehung  eine  grosse  Rolle  zu  spielen.  Die 
Herzkrankheiten  sollte  man  auch  daraufhin  untersuchen.  Wenigstens 
gelaug  es  Zebnahtini,1)  an  Tauben  durch  fortgesetzte  Inzucht  förm- 
liche Herzkrankheiten  hervorzurufen,  die  dann  durch  veränderte 
Zttchtungsversuche  wieder  zum  Schwinden  gebracht  werden  konnten. 

Andererseits  sollte  man  alier  auch  gerechterweise  untersuchen, 
ob  nicht  für  die  geistige  Entwickelung  Vorteile  in  der  Blutsver- 

gegeben.  —  Die  Erwähnung  meiner  früheren  Arbeit  darf  ich  zu  einer 
Berichtigung  benutzen.  Die  dort  im  Anhang  gegebenen  Ziffern  der  in 
preussische  Anstalten  aufgenommenen  Geisteskranken  überhaupt  und 
geisteskranken  Sprösslinge  aus  Verwandtenehen  weichen  von  den  in  dem 
vorliegenden  Vortrage  genannten  Zahlen  ab.  Dort  wurde  von  mir  der 
Brutto-Zugang,  hier  richtiger  der  Netto-Zugang  an  Geisteskranken  der 
Betrachtung  unterzogen;  aus  den  Zahlen  sind  jetzt  die  sich  beim  Wechseln 
der  Anstalt  ergebenden  Doppel-  und  Mohrfach-Aufnahmen  derselben  Person 
ausgeschieden. 

3)  Dr.  Ludwiu  Hirsch  (Entstehung  und  Verhütung  der  Blindheit. 
Abdruck  aus  dem  klinischen  Jahrbuch.  8.  Bd..  8.  15)  fand  „den  Prozent- 
satz blutsverwandter  Eltern  unter  Geburtsblinden  zweifellos  höher  als 
unter  den  anderen  Blinden:  unter  .'MO  Goburtsblinden  stammten  16,  also 
ö°/„.  aus  den  Ehen  Blutsverwandter,  von  50  Blinden  mit  Retinitis  pigmentosa 
allein  9,  also  ca.  18  °/n."  .,Es  liegt  ja  auf  der  Hand,  dass  dieser  Prozentsatz 
der  Ehen  Blutsverwandter  den  in  der  sehenden  Bevölkerung,  den  wir  nach 
vielfachen  Literaturangaben  auf  höchstens  1 — 2u/0  zu  schätzen  haben, 
weit  Uberwiegt.  Und  viele  Autoreu  (Lkkek  u.  a.)  haben  sogar  bei  Retinitis 
pigmentosa  noch  einen  erheblich  höheren  Prozentsatz  von  Blutsverwandt- 
schaft der  Eltern  gefunden,  als  18°/0.v4  —  Gegenüber  dieser  tatsächlichen 
Feststellung  kann  ich  dem  weiterhin  folgenden  Urteile  Huiscii's  nicht 
beitreten,  wenn  er  S.  16  sagt:  MDass  aber  die  Blutsverwandtschaft  un- 
möglich eine  wesentliche  Ursache  der  Retinitis  pigmentosa  abgibt,  erhellt 
schon  daraus,  dass  82%  der  von  i"r  Befallenen  nicht  aus  solchen  Ehen 
stammten." 

')  Berliner  Tageblatt,  11.  März  1901,  Bericht  über  eine  Sitzung 
der  ßalneologischen  Gesellschaft,  Mitteilung  in  einem  Vortrag  des  Herrn 
Rothschild  (Baden)  über  die  Bedeutung  der  Herzgrösse  für  die  Herz- 
leistung. — 

Als  Beitrag  zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  Taubstummheit  ohne 
andere  Ursache  bloss  durch  Inzucht  entstehen  kann,  dürfte  es  übrigens 
auch  nicht  schwierig  sein,  durch  Versuche  an  Mäusen  festzustellen,  ob  sich 
aus  gesunden,  gut  hörenden  (z.  B.  vor  einer  unter  ihnen  ertönenden  G locke 
flüchtenden)  Mäusen  bloss  durch  fortgesetzte  Inzucht  taube  Mäuse  erzeugen 
lassen. 

Jahrbach  der  interaat.  Vereinigung,  ß.  Bd.  14 
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wandtschaft  der  Eltern  liegen.  Man  könnte  sehr  wohl  betreffs  aller 
Prüfungen,  bei  denen  »Schulen,  Hochschulen  oder  Behörden  durch 
Zeugniss-Nummern  oder  -Prädikate  eine  Elite  aussondern,  eine  fort- 
laufende Statistik  aufmachen,  in  welchem  Prozentverhältnis  unter 
dieser  Elite  die  Abkömmlinge  von  konsnnguinen  Ehen  vorkommen. 

An  der  weiteren  Klärung  der  vorliegenden,  menschheitlich 
wichtigen  Frage  sollten  alle  zivilisierten  Staaten  mitarbeiten.  Jeder 
Staat  sollte  seinerseits  beschaffen: 

1.  eine  Statistik  der  konsanguinen  Eheschliessungen; 

2.  eine  Irrenanstaltsstatistik  nach  dem  Muster  Preussens: 

3.  eine  Taubstuinmenstatistik.  wie  sie  jetzt  das  Deutsche  Reich  in 
die  Wege  geleitet  hat: 

4.  eine  entsprechende  Blindcnanstaltsstatistik. 

Dienen  die  zu  2,  3.  und  4  genannten  Statistiken  dazu,  zu 
entscheiden,  ob  bestimmte  Krankheiten  durch  die  Verbindungen  Bluts- 
verwandter neu  entstehen  können,  so  sollten  andere  Erhebungen  dazu 
dienen,  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  die  Kinder  blutsverwandter  Ehen 
mehr  Anlage  zur  Aufnahme  gelährlicher  Krankheitskeime  haben. 
Dazu  könnte  z.  B.  die  Berücksichtigung  der  Frage  nach  der  Bluts- 
verwandtschaft der  Eltern  dienen: 

5.  in  der  Lungen-Heilstättenstatistik  und 

6.  bei  der  internationalen  Krebsforschung. 

Es  sind  aber  ferner  zu  verlangen: 

7.  Prüfungsstatistiken  der  Schulen,  Hochschulen  und  Behörden  mit  Be- 
rttcksichtigung  der  Frage  nach  der  Blutsverwandtschaft  der  Eltern. 

Wird  man  so  auch  noch  nicht  alle  Folgen  der  blutsverwandten 
Ehen  erfassen,  so  wird  man  doch  Klarheit  nach  einigen  Seiten  hin 
gewinnen. 

Sind  die  Erfahrungen  vorwiegend  günstig,  so  wird  ihre  Dar- 
legung Tausenden,  die  sich  als  Verwandte  geheiratet  haben  und  nun 
zweifelnd  und  besorgt  um  ihre  Nachkommenschaft  bangen,  Beruhigung 
Id  ingen.  Sind  die  Erfahrungen  vorwiegend  ungünstig,  so  kann  man 
durch  Belehrung  auf  die  Bevölkerung  einwirken,  die  Sitte  des  Nicht- 
heiratens  zwischen  Verwandten  stärken  und  so  Unglück  verhüten. 
Entstehen  aber  wirklich  in  ausgedehntem  Mafse  durch  die  Ver- 
wandrenehe  furchtbare  Übel,  dann  werden  diese  neuen  internationalen 
Statistiken  neue  Siege  der  Erkenntnis  über  das  Leid  vorbereiten. 
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Der  Aufsichtsrat  und  seine  Reform 

nach  englischem  Aktienrecht  im  Vergleich  zum  deutschen  Aktienrecht 

Von 

Dr.  jur.  Gustav  Schirrmeister. 

Gehalten  am  19.  Marz  1902. 

Die  iu  jüngster  Zeit  erfolgten  Zusammenbrüche  von  grossen 
deutschen,  in  der  Form  von  Aktiengesellschaften  betriebenen  Industrie- 
unternehmungen, Kredit-  und  Hypothekenbanken  haben  in  weiten 
Kreisen  Beunruhigung  hervorgerufen  und  die  Aufmerksamkeit  auf 
diejenigen  Gesetzesvorschriften  gelenkt,  denen  unsere  Aktiengesell- 
schaften unterworfen  sind.  Bei  allen  Entgleisungen,  die  stattgefunden 
haben,  ist  dieselbe  Erscheinung  zu  Tage  getreten,  nämlich:  ein 
frevelhafter  Leichtsinn  und  eine  unverantwortliche  Sorglosigkeit,  in 
einzelnen  Fällen  sogar  ein  gänzlicher  Mangel  an  Verantwortlichkeits- 
gefühl  auf  Seiten  des  von  Gesetzes  wegen  zur  Kontrolle  berufenen 
und  verpfl  ich  toten  Aufsichtsorgans,  wodurch  es  gewissenlosen  Vor- 
standsmitgliedern ermöglicht  wurde,  Jahre  hindurch  in  ungestörter 
Weise  Schwindeleien  und  Betrügereien  der  ärgsten  Art  auf  Kosten 
der  Aktionäre  und  Glaubiger  der  betreft'endcn  Aktiengesellschaften 
zu  verüben. 

Wenn  auch  gegenüber  dem  von  mancher  Seite  erhobenen  Rufe 
nach  Beseitigung  des  Instituts  des  Aufsichtsrats  und  Ersetzung 
desselben  durch  Staatsaufsicht  nicht  eindringlich  genug  gewarnt 
werden  kann,  sich  vor  Übertreibungen  zu  hüten,  so  darf  man  doch 
auch  auf  der  anderen  Seite  nicht  so  weit  gehen  wie  es  ein  auf 
dem  Gebiete  des  Aktienrechts  wohlbekannter  Autor  in  der  Deutschen 
Juristen-Zeitung  (1901,  S.  273)  tut  und  in  der  herrschenden  Er- 
regung und  in  dem  wachgerufenen  Keformverlangeii  weiter  nichts 

erblicken,  als  den  .uralten,  im  Innersten  der  menschlichen  Natur 
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begründeten  Trieb,  für  jedes  Unglück  einen  Schuldigen  zu  suchen, 
einen  SUndenbock,  dem  man  die  Verantwortung  für  alles  da«,  was 
geschehen  ist,  auferlegen  kann". 

In  beachtenswerter  Weise  hebt  der  Jahresbericht  für  1901  der 
Ältesten  der  Berliner  Kaufmannschaft  hervor,  dass  durch  die  in 
einzelnen  Aktiengesellschaften  verübten  und  Jahre  hindurch  ver- 
schleierten Vertrauensbruche  der  mit  der  Verwaltung  grosser  Summen 
fremden  Geldes  betrauten  Persönlichkeiten  nicht  nur  die  direkt  be- 
troffenen  Kreise  schwer  geschadigt  worden  waren,  sondern  dass  auch 
in  einem  erheblichen  Mafse  die  gesamte  deutsche  Handels-  und 
Industriewelt  unter  diesen  Vorkommnissen  zu  leiden  gehabt  hätte: 
„denn  es  entstand"4,  wie  es  in  dem  Berichte  heisst.  „ein  allgemeines 
Misstrauen,  welches  auch  durchaus  solide  Unternehmungen  des  im 
kaufmännischen  Leben  so  unentbehrlichen  Kredits  zeitweilig  be- 
raubte". Wenn  somit  von  berufener  kaufmännischer  Seite  an- 
erkannt wird,  dass  Vorgänge,  wie  sie  sich  in  den  letzten  Jahren  auf 
dem  Gebiete  unseres  Aktien wesens  abgespielt  haben,  nur  zu  leicht 
geeignet  sind,  die  gedeihliche  Entwicklung  unseres  deutschen  Handels- 
verkehrs zu  beeinträchtigen,  so  halte  ich  es  für  durchaus  berechtigt, 
wenn  man  nach  Mitteln  forscht,  um  für  die  Zukunft  die  Wiederkehr 
derartiger  Ereignisse  nach  Möglichkeit  zu  verhindern,  und  wenn  man 
bemüht  ist,  durch  eine  bessere  Ausgestaltung  unseres  Aktienrechts 
Erscheinungen  zu  verhüten,  die  den  geachteten  Namen  des  deutschen 
Kaufmanns  betlecken  und  zahlreiche  Familien  ihres  Vermögens  und 
ihrer  Existenz  berauben. 

Allerdings  darf  man  sich  bei  diesen  Reform  best  rebungen  nicht 
der  Hoffnung  hingeben,  dass  es  möglich  sei.  durch  gesetzliche  Vor- 
schriften alle  auf  dem  Gebiete  des  Aktienwesens  bestehenden  Miss- 
stände  zu  beseitigen  und  eine  absolute  Gewähr  gegen  das  Vorkommen 
von  Betrügereien  zu  schaffen.  Selbst  die  sorgfältigste  und  ein- 
gehendste Kontrolle  kann  nicht  verhindern,  dass  doch  im  gegebenen 
Augenblicke  ein  gewissenloses  Vorstandsmitglied  Unterschlagungen 
macht  oder  sonstige  Unredlichkeiten  begeht  oder  sich  in  Geschäfte 
einlässt,  die  die  Aktiengesellschaft  in  schwerer  Weise  schädigen.  — 
Jede  (  her wachung  mag  sie  noch  so  gewissenhaft  sein  —  kann 
stets  nur  in  einem  beschränkten  Mafse  wirken.  Dagegen  ist  es  sehr 
wohl  möglich,  dem  Institute  des  Aufsichtsrats  eine  Ausgestaltung 
zu  verleihen,  welche  eine  langjährige  Miss  Wirtschaft  betrügerischer 
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Vorstandsmitglieder  ausschlicsst,  und  welche  die  Gewähr  bietet,  dass, 
wenn  Unredlichkeiten  begangen  werden,  sie  in  kurzer  Frist  zur  Auf- 
deckung gelangen  müssen,  so  dass  ein  Ausbreiten  und  Anwachsen 
des  Unheils  verhütet  wird. 

Gerade  die  Hoffnung,  seine  Schwindeleien  auf  längere  Zeit  dem 
Aufsichtsrate  und  der  Generalversammlung  verhüllen  und  sich  recht- 
zeitig mit  seinem  Raube  in  Sicherheit  bringen  zu  können,  hat 
manches  Vorstandsmitglied  zum  Verbrecher  gemacht.  Der  Betrüger 
weiss  sehr  wohl,  dass  auch  nach  dem  zur  Zeit  bestehenden  Aktien- 
recht er  im  Falle  der  Entdeckung  ins  Gefängnis  wandert:  aber 
die  ihm  gesetzlich  zustehende  Machtfülle  und  die  Ohnmacht  des  zur 
Kontrolle  berufenen  Aufsichtsrats  verführen  ihn,  dieses  Risiko  zu 
übernehmen  in  dem  Vertrauen,  durch  Schlauheit  eine  zu  frühzeitige 
Entdeckung  vereiteln  zu  können.  Regelt  dagegen  der  Gesetzgeber 
die  Kontrolle  derart,  dass  das  Vorstandsmitglied  sich  sagen  muss, 
jede  Unredl'chkeit,  jeder  Vertrauensbruch,  jede  Schädigung  der 
Gesellschaft  wird  und  muss  in  kurzer  Zeit  entdeckt  werden,  so  wird 
es  von  selber  zu  der  Einsicht  kommen,  dass  das  Spiel  nicht  wert 
des  Einsatzes  ist,  und  wird,  ohne  dass  eine  Verschärfung  und  Ver- 
mehrung unserer  schon  viel  zu  zahlreichen  Strafvorschrifteu  notwendig 
ist.  zu  dem  Entschlüsse  gelangen,  lieber  ehrlich  zu  sein.  Nicht 
die  Schärfe  des  Strafgesetzes  —  wie  so  manche  in  Deutschland 
meinen  --.  sondern  die  Furcht  vor  Entdeckung  ist  der  beste 
Schutz  gegen  Betrügereien. 

Die  Aufgabe  des  Gesetzgebers  bei  einer  künftigen  Reform 
unseres  Aktienrechts  ist  daher  meiner  Ansicht  nach,  durch  zweck- 
entsprechende Vorschriften  den  Pflichtenkreis  und  das  Verantwort- 
lichkeitsgefühl  der  einzelneu  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  derart 
zu  steigern,  dass  dieses  Institut  nicht  mehr  wie  bisher  in  vielen 
Aktiengesellschaften  eine  blosse  Farce  ist,  sondern  ein  Kontrollorgan, 
mit  dessen  Vorhandensein  die  Vorstandsmitglieder  in  der  ernstesten 
Weise  zu  rechnen  haben. 

Entsprechend  den  Aufgaben  und  Zielen  dieser  Vereinigung, 
die  in  den  modernen  Kulturstaatcu  bestehenden  Gesetzesvorsehriftcn 
und  Rechtsverhältnisse  einer  vergleichenden  Betrachtung  zu  unter- 
ziehen und  daraus  Anregung  und  Belehrung  zum  Nutzen  einer  den 
fortschreitenden  Zeit  Verhältnissen  entsprechenden  Wciterent  Wickelung 
unserer  Gesetzgebung  und  unserer  Rechtsanschauungen  zu  schöpfen, 
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will  ich  versuchen,  in  kurzen  Zügen  die  Regelung  darzustellen,  die 
das  Institut  des  Aufsichtsrats  im  englischen  Aktienrecht  gefunden 
hat.  —  Ich  bemerke  von  vornherein,  dass  das  englische  Aktienrecht 
durchaus  kein  ideales  Recht  ist,  dass  es  zahlreiche  und  schwer- 
wiegende Mängel  aufweist,  dass  es  aber  auf  der  anderen  Seite 
manchen  gesunden,  aus  der  Praxis  geschöpften  und  den  praktischen 
Verkehrsbedtlrfnissen  angepassten  Gedanken  enthält,  und  dass  aus 
diesem  letzteren  Grunde  mir  ein  Studium  des  englischen  Aktienrechts 
auch  für  deutsche  Juristen  und  Rechtsfreunde  nicht  ohne  Nutzen 
und  Vorteil  erscheint.  Hierzu  kommt,  dass  am  1.  Januar  1901  eine 
in  die  bisherigen  Zustäude  auf  dem  Gebiete  des  Aktienwesens  tief- 
einschneidende Aktienrelorm  in  dem  vereinigten  Königreiche  in 
Kraft  getreten  ist,  und  dass  von  den  36  Paragraphen  dieser  neuesten 
englischen  Aktiennovelle  vom  8.  August  1900  nicht  weniger  als 
16  Paragraphen  Bestimmungen  enthalten,  die  den  Zweck  verfolgen, 
das  Pflicht-  und  VerantwortlichkeitsgefUhl  der  einzelnen  Mitglieder 
des  Aufsichtsrats  zu  steigern:  -  ein  Beweis,  wie  auch  der  englische 
Gesetzgeber  die  Anschauung  vertritt,  dass  die  Hauptschäden 
unseres  modernen  Aktien  Verkehrs  zum  grossen  Teil  in 
dem  mangelhaften  Funktionieren  des  Instituts  des  Auf- 
sichtsrats zu  suchen  seien. 

Bevor  ich  auf  dieses  Institut  näher  eingehe,  sei  es  mir  ge- 
stattet, einige  allgemeine  Bemerkungen  über  das  englische  Aktien- 
recht zum  besseren  Verständnis  vorauszuschicken. 

Bekanntlich  gilt  für  das  moderne  englische  Recht  noch  nicht 
der  Justinianische  Grundsatz:  non  exemplis,  sed  legibus  judicandum 
est.  sondern  bis  zum  heutigen  Tage  zerfallen  die  englischen  Rechts- 
normen einerseits  in  Gesetzesrecht  —  Statute  law  — -,  andererseits 
in  Juristenrecht  —  casc  law  — .  d.  h.  durch  Präcedentien  geschaffenes 
Recht.1)    Diese  Eigentümlichkeit  des  englischen  Rechts  tritt  auch  auf 

l)  Der  Theorie  nach  ist  das  englisch*«  Recht  mit  Ausnahme  des 
Statute  law  und  des  canon  law  ein  ungeschriebenes  Recht  (unwritten  law) 
Dieses  ungeschriebene  Recht  zerfällt  im  wesentlichen  in  zwei  wichtige 
Gruppen:  in  „common  law*'  und  in  „equity4.  Unter  „common  law"  wird 
dasjenige  ungeschriebene  Recht  verstanden,  das  der  Idee  nach  seit  unvor- 
denklichen Zeiten  in  ganz  England  gilt.  Der  Nachweis  des  Bestehens  eines 
Rechtssatzes  nach  common  law  kann  nur  aus  den  vorhandenen  Sammlungen 
richterlicher  Entscheidungen  (reported  decisions)  erbracht  werden.  Es  be- 
stehen zahlreiche  Beispiele,  in  denen  das  bisherige  common  law  eine  Ände- 


Digitized  by  Google 


Gustav  Schirrmeistkr:  Der  Aufsichtsrat  und  Heine  Reform.  215 


dem  Gebiete  des  Aktienrechts  in  die  Erscheinung.  Nur  ein  Teil 
der  für  Aktiengesellschaften  massgebenden  Normen  ist  in  einer  Reihe 
von  Parlamentsgesetzen,  die  den  gemeinschaftlichen  Namen  r  Companies 
Acts*1  führen,  kodifiziert;  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  der  geltenden 
Reehtsgrundsätze  muss  aus  den  Präjudizien  der  (Berichte  entnommen 
werden. 

Der  Begriff  v Aktiengesellschaft**  —  incorporated  Company 
having  a  capital  divided  iuto  shares  —  hat  in  dem  englischen  Recht 
eine  erlieblich  weitere  Bedeutung  als  nach-  unserer  deutschen  Gesetz- 
gebung. Das  englische  Recht  kennt  Aktiengesellschaften  mit  be- 
schränkter und  solche  mit  unbeschränkter  Haftung  ihrer  Mitglieder: 
limited  companies  und  unlimited  companies.  Bei  einer  Company 
mit  beschränkter  Haftung  kann  sich  letztere  entweder  auf  den  noch 
nicht  einbezahlten  Betrag  des  Emissionspreises  der  Aktien  erstrecken, 
man  spricht  dann  von  einer  Company  limited  by  shares,  —  oder  die 
Haftung  kann  auf  den  Betrag  begrenzt  sein,  den  im  Falle  der 
Liquidation  beizusteuern  sich  die  einzelnen  Mitglieder  verpflichten; 
dann  liegt  eine  Company  limited  by  guarantee  nor.  Unlimited  com- 
panies sind  heutzutage  in  England  sehr  selten,  da  ein  grosser  Teil 
der  ursprünglich  mit  unbeschränkter  Haftung  gegründeten  Companies 
von  dem  ihnen  durch  die  Aktiennovelle  von  1879  verliehenen  Rechte 
Gebrauch  gemacht  und  nachträglich  die  Unbeschränktheit  der 
Haftung  in  eine  beschränkte  Haftung  umgewandelt  hat.  Auch 
companies  limited  by  guarantee  kommen  verhältnismässig  wenig  vor, 
nieist  nur  bei  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  (mutual 
iusurance  societies).  so  dass  die  gebräuchlichste  Form  für  incorporated 
companies  heutzutage  die  der  companies  limited  by  shares,  d.  h.  die 
Form  der  Aktiengesellschaften  im  kontinentalen  Sinne  ist.  —  Wenn 
ich  daher  im  Laufe  meiner  Ausführungen  der  Kürze  wegen  häutig 

rung  durch  eine  richterliche  Entscheidung  erfahren  hat.  Es  gilt  dann  die 
Vermutung,  dass  die  neue  Entscheidung  dasjenige  Recht  angibt,  das  seit 
unvordenklichen  Zeiten  in  Geltungikraft  war,  und  dass  entgegenstehende 
altere  Entscheidungen  auf  Irrtum  beruhten.  Unter  „equity"  ist  dasjenige 
Billigkeiterecht  zu  verstehen,  das  vor  dem  1.  November  1875  von  dem 
Court  of  Chancery  und  einigen  anderen  Gerichten  „having  local  Jurisdiction 
in  equity'*  angewandt  wurde.  Auch  hier  kann  der  Nachweis  einer  equity 
rule  nur  aus  den  reported  decisions  der  Billigkeitsgerichte  erbracht  werden. 
Somit  ist  das  sogenannte  ungeschriebene  Recht  Englands  nichts  anderes 
als  ein  Juristenrecht  —  case  law. 
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deu  Ausdruck  „Company-  gebrauchen  werde,  so  soll  darunter  stets 
verstanden  sein  eine  Company  limited  by  shares,  d.  h.  eine  Aktien- 
gesellschaft in  dem  Sinne,  den  unser  deutsches  Recht  dieser  Kapital- 
assoziation beilegt. 

Zur  Gründung  einer  Company  sind  mindestens  7  Gründer 
(Promoters)  erforderlich,  welche  mindestens  je  eine  Aktie  der  Com- 
pany Ubernehmen  müssen.  Im  Gegensatz  zum  deutschen  Aktien- 
recht fallt  der  Erwerb  der  Rechtsfähigkeit  einer  solchen  Vereinigung 
schon  in  den  Anfang  der  Gründungshergänge.  Eine  Vollzeichnung 
des  Grundkapitals,  eine  erste  Einzahlung  auf  die  Aktien,  ein  Statt- 
finden einer  konstituierenden  Generalversammlung  oder  die  Erfüllung 
sonstiger  Erfordernisse,  wie  sie  das  deutsche  Aktienrecht  nament- 
lich bei  qualifizierten  Gründungen  verlangt,  bevor  der  In- 
korporieruugsakt  vollzogen  werden  darf,  kennt  das  englische  Recht 
nicht.  Da  nun  der  gewöhnliche  Nennbetrag  einer  englischen  Aktie 
auf  1  Pfund  lautet,  so  ist  es  möglich,  dass  eine  Aktiengesellschaft 
mit  einem  gezeichneten  Grundkapital  von  7  Pfund  oder  einhundert- 
undvierzig Mark  ins  Leben  tritt,  d.  h.,  ohne  auch  nur  die  not- 
wendigsten Grundlagen  einer  wirtschaftlichen  Widerstandsfähigkeit 
zu  besitzen.  Diesen  offensichtlichen  Mangel  sucht  die  neue  Aktien- 
novelle vom  8.  August  1000  dadurch  zu  beseitigen,  dass  sie  für 
solche  Companics.  die  sich  behufs  Aufbringung  ihres  Grundkapitals 
an  die  Mithilfe  des  Publikums  wenden,  von  Gesetzes  wegen  ein 
zweites  Stadium  der  Gründungshergange  schafft,  das  sogenannte 
.cominencenieut  of  business",  d.  h.  diesen  Companics  die  Eröffnung 
des  Geschäftsbetriebes  und  das  Eingehen  von  Darlehusverbindlich- 
keiten  erst  gestattet,  nachdem  die  Zeichnung  eines  gewissen  Miudest- 
betrages  des  Grundkapitals  —  der  „miiiimum  subscriptioir  und 
die  Einzahlung  einer  gewissen  Kate  auf  die  gezeichneten  Aktien 
stattgefunden  hat.  sowie  nachdem  noch  einige  sonstige  Erfordernisse 
erfüllt  worden  sind.  Für  Companies,  die  zunächst  von  einem  An- 
gebot ihrer  Aktien  an  das  Publikum  Abstand  nehmen,  gilt  jedoch 
diese  Neuaiiordnnng  nicht.  Einer  solchen  Company  ist  es  vielmehr 
unbenommen,  sofort  nach  ihrer  Inkorporicrung  Geschäfte  zu  betreiben 
und  Darlehnsvei  bindlichkeiten  in  unbegrenzter  Höhe  einzugehen. 
Durch  marktschreierische  Reklame  findet  eine  solche  Company,  selbst 
wenn  ihre  Gründung  offensichtlich  auf  unsolidester  Basis  beruht, 
doch  immer  Leichtgläubige  genug,  die  ihre  Spargroschen  der  neuen 
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Aktiengesellschaft  anvertrauen.  Ich  brauche  nur  auf  die  in  jüngster 
Zeit  unter  der  Herrschaft  der  neuen  Aktienreforin  in  London  in- 
szenierte Bankgründung  eines  fluchtigen  Berliner  Bankiers  hin- 
zuweisen. 

Während  das  deutsche  Aktienrecht  unter  der  Bezeichnung 
..  Gesellschaftsvertrag"  das  gesamte  Statut  mit  allen  Einzelheiten 
wesentlicher  und  unwesentlicher  Art  versteht  und  als  notwendige 
Voraussetzung  für  die  Inkorporicrung  der  Aktiengesellschaft  die  Fest- 
stellung des  gesamten  Statuts  durch  die  Gründer  verlangt,  unter- 
scheidet das  englische  Aktienrecht  und  zwar  nach  meiner  Ansicht 
in  praktischer  Weise  —  zwischen  dem  Memorandum  of  Association 
und  den  Articles  of  Association.  Das  Memorandum  ist  die  „Charter* 
der  Company,  es  enthält  die  Grundnormen,  d.  h.  diejenigen  Bestand- 
teile des  Gescllsehaftsvertrages,  die  zwingenderweise  vorhanden 
sein  müssen,  um  Überhaupt  den  Schein  einer  Aktiengesellschaft  zu 
erzeugen.  Die  Artikel  dagegen  sind  die  „Bye-Laws"  der  Company, 
sie  enthalten  die  für  die  Verwaltung  und  Geschäftsführung  der 
Aktiengesellschaft  massgebenden  Ordnungsvorschriften.  Grundsätzlich 
ist  das  einmal  festgestellte  und  eingetragene  Memorandum  unab- 
änderlich: gewisse  Änderungen  sind  nur  möglich  durch  qualifizierten 
General versammlungsbcschluss  und  Bestätigung  desselben  durch  das 
englische  Handelsministerium  (Board  of  Trade)  oder  durch  das  zu- 
ständige Gerieht.  Im  Gegensatz  hierzu  können  die  Bestimmungen 
der  Artikel  jederzeit  durch  die  Generalversammlung  geändert  werden, 
ohne  dass  es  einer  obrigkeitlichen  Bestätigung  bedarf.  .Jede  Company 
limited  by  shares  muss  vor  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  ihr 
Memorandum  of  Association  dem  Kegisteramto  zur  Eintragung  ein- 
reichen; dagegen  ist  eine  gleichzeitige  Eintragung  von  Artikeln  nicht 
unbedingt  erforderlich.  Die  Gründer  können  vielmehr  entweder  von 
vornherein  besondere  Artikel  aufstellen  und  eintragen  lassen,  oder 
sie  können  sich  auch  auf  die  der  Companies  Act  von  1802  angehängte 
Tabelle  A  beziehen,  welche  unter  der  Bezeichnung  ..Kegulations  f«r 
Management  of  a  Company  Limited  by  Shares-  ein  Musterstatut  ent- 
hält. In  letzterem  Falle  ist  auf  der  Rückseite  des  Memorandum  der 
Vermerk  ..Registered  without  Articles  of  Association"  anzubringen. 
Ks  kann  dann  späterhin  nach  der  Inkorporierung  die  General- 
versammlung selber  sich  ganz  oder  teilweise  ein  besonderes  Statut 
an  Stelle  des  allgemeinen  Statuts  der  Tabelle  A  geben.    Eine  ziem- 
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lieh  ähnliche  Anordnung  findet  sich  auch  in  dem  schwedischen 
Aktiengesetz  vom  28.  Juni  1895.  Hier  werden  die  Grunduormen 
..stiftclseurkundu  von  den  Gründern  festgesetzt,  wilhreud  die  Ordnuugs- 
,  Vorschriften  ..bolagsordning*  von  der  konstituierenden  General- 
versauuulung  beschlossen  werden. 

Bezüglich  des  Erwerbes  und  Verlustes  der  Mitgliedschaft  in 
einer  Aktiengesellschaft  befolgt  das  englische  Kecht  grundsätzlich 
das  reine  Aktienbuchsystem,  d.  h.  Mitglied  der  Company  ist 
nur  derjenige,  der  bei  Namen  in  dem  Aktienbuch  (register  of  members) 
der  Company  aufgeführt  steht.  Das  über  den  Besitz  von  Aktien 
ausgestellte  und  auf  den  Namen  lautende  share  certificate  hat  nicht 
den  Charakter  eines  Wertpapiers,  sondern  ist  lediglich  eine  Be- 
scheinigung, ein  von  der  Company  ausgestellter  Auszug  aus 
dem  Aktienbuch.  Allerdings  ist  es  einer  Aktiengesellschaft  seit  dem 
Inkrafttreten  der  Companies  Act  von  1867  gestattet,  falls  ihre  Artikel 
eine  diesbezügliche  ausdrückliche  Bestimmung  enthalten,  vollbezahlte 
Aktien  in  Inhaberaktien  (share  Warrants  to  bearer)  umzuwandeln. 
Indessen  verhalt  sich  das  englische  Publikum  dieser  Art  von  Aktien 
gegenüber  durchaus  ablehnend,  so  dass  englische  Inhaberaktien  nur 
sehr  selten  vorkommen.  Nach  $  30  der  Companies  Act  von  1867 
ist  für  den  Fall,  dass  die  Statuten  der  Aktiengesellschaft  von  den 
Mitgliedern  des  Aufsichtsrats  und  des  Vorstandes  den  Besitz  einer 
gewissen  Aktienzahl  verlangen,  dieser  Besitz  in  Namensaktien  nach- 
zuweisen: der  Besitz  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Inhaber- 
aktien genügt  nicht.  Man  hegt  eben  in  England  und  meines 
Erachtens  mit  gutem  Grunde  —  gegen  das  Inhaberaktiensystem 
ein  tiefgehendes  Misstrauen  und  betrachtet  es  als  eine  Quelle  des 
grössten  Aktienschwindels.  Ich  brauche  in  dieser  Beziehung  nur 
an  unsere  Zustände  auf  Generalversammlungen  zu  erinnern.  Zu 
beachten  ist,  dass  der  Besitzer  einer  Inhaberaktie  als  solcher  nach 
englischem  Kecht  zwar  Aktionär  (shareholder),  aber  nicht  Mitglied 
(member)  der  Company  ist.  Er  hat  daher  ein  Stimmrecht  auf  den 
Generalversammlungen  nur  dann,  wenn  ihm  ein  solches  durch  die 
Artikel  ausdrücklich  eingeräumt  ist.1)    Es  sei  ferner  erwähnt,  dass 

- 

')  Nach  englischem  Recht  sind  auch  die  von  englischeo  Companies 
ausgegebenen  Inhaberaktien  nicht  ..negotiable",  d.  h.  ein  ,,bona  fide  holder 
for  falne"  erwirbt  nicht  das  Eigentum  an  ihnen  frei  von  allen  gegen  die 
Person  des  Vormanneg  bestellenden  Einreden.   Ich  verweise  auf  die  lesens- 
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nach  englischem  Recht  grundsätzlich  eine  Stellvertretung  bei 
Ausübung  des  Stimmrechts  nicht  gestattet  ist.  Eine  Ausnahme  ist 
nur  möglich,  wenn  die  Artikel  eine  ausdrückliche  Klausel  enthalten,, 
welche  eine  Stellvertretung  zulässt.  Das  deutsche  Recht  vertritt 
deu  entgegengesetzten  Standpunkt.  Nach  §  252  Abs.  2  H.-G.-B. 
ist  die  Ausübung  des  Stimmrechts  durch  einen  Bevollmächtigten  von 
Gesetzes  wegen  erlaubt.  Diese  Vorschrift  ist  sogar  zwingender 
Natur  und  kann  durch  das  Gesellschaftsstatut  nicht  beeinträchtigt 
werden. 

Das  englische  Recht  kennt  nur  zwei  gesetzlich  notwendige 
Organe  einer  Aktiengesellschaft:  den  Board  of  directors  und  die 
Generalversammlung.  Der  Umfang  der  Befugnisse  des  Board 
of  directors  ist  nur  zum  Teil  durch  gesetzliche  Bestimmungen 
festgelegt.  Ergänzend  greifen  die  Bestimmungen  des  Gesellschafts- 
statuts der  einzelnen  Aktiengesellschaften  Platz.  Im  allgemeinen 
kann  man  sagen,  dass  der  Board  of  directors  ungefähr  dieselben 
Befugnisse  hat,  die  nach  deutschem  Aktienrecht  dem  Aufsichtsrate 
und  dem  Vorstande  zustehen.  Regelmässig  pflegt  jedoch  der  Board 
of  directors  den  Hauptteil  seiner  Geschäftsführungsbefugnisse  an 
einen  Vorstand,  der  aus  einer  oder  mehreren  Personen  (mauagers) 
bestehen  kann,  zu  delegieren  und  sich  selber  nur  die  Erledigung 
der  wichtigeren  Angelegenheiten  und  die  Oberaufsicht  über  die  ganze 
Geschäftsführung  vorzubehalten.  Auf  diese  Weise  entspricht  der 
Board  of  directors  annähernd  dem  Aufsichtsrate  und  der  oder  die 
managers  dem  Vorstande  der  deutschen  Aktiengesellschaft.1)  —  Sofern 

werten  Ausführungen  von  William  Willis  in  seinem  Buche  „The  Law 
of  Xegotiablo  Securities,  2.  Aufl.,  1901,  insbesondere  S.  50  ff.  Lehrreich 
bezüglich  der  Rolle,  die  Inhaberaktien,  welche  von  englischen  Companies 
ausgegeben  sind,  im  englischen  Rechte  spielen,  ist  auch  die  Entscheidung 
in  dem  Prozesae  Little  v.  The  Joint  Stock  Banking  Company,  mitgeteilt 
in  den  Law  Reports,  1891,  1  Chancery,  insbesondere  auf  S.  296  die  Aus- 
führungen von  Lord  Justice  Bowen. 

')  Ich  gebrauche  hier  stets  den  Ausdruck  „manager"  in  dem  Sinne, 
in  dem  der  englische  Gesetzgeber  dieses  Wort  in  den  verschiedeneu 
Companies  Acts  anwendet;  z.  B.  in  den  45  und  46  der  Companies  Act 
von  1862,  wo  von  einem  „registor  of  directors  or  managers"  die  Rede  ist, 
und  in  $  12  Absat«  2  (d)  und  §  19  Absatz  2  der  Companies  Act  von  1900. 
Im  täglichen  Leben  wird  vielfach  die  Bezeichnung  „manager"  solchen 
Personen  beigelegt,  die  im  Sinne  der  Companies  Acts  nicht  managers  sind. 
Die  gleiche  Erscheinung  tindet  sich  auch  im  deutschen  aktiengesellsehaft- 


Digitized  by  Google 


220 


Vorträge. 


die  Aitikcl  die  Ermächtigung  hierzu  erteilen,  ist  es  dem  Board  ot 
directors  sogar  gestattet,  den  Vorstand  aus  seiner  eigenen  Mitte 
zu  wählen.  Man  pflegt  dann  solche  Vorstandsmitglieder  als  raanagiug 
directors  zu  bezeichnen.  In  einem  solchen  Falle  zerfallt  der  Board 
of  directors  in  einen  Aufsichtsrat  und  in  einen  Verwaltungsrat. 
Die  Ernennung  eines  Mitgliedes  des  Board  of  directors  zum  Vor- 
standsmitgliede  bewirkt  nicht  sein  AusscTn?fde7r  aus  dem  Board, 
vielmehr  hat  ein  solches  Vorstandsmitglied  ungeschmälert  weiter 
Sitz  und  Stimme  auf  allen  board  meetings,  d.  h.  auf  allen  Aufsichts- 
ratssitzungen. 

Das  deutsche  Aktienrecht  bestimmt  dagegen  in  §  248.  Absatz  1 
H.-G.-B.:  ,.Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  können  nicht  zugleich 
Mitglieder  des  Vorstandes  oder  dauernd  Stell  Vertreter  von  Vorstands- 
mitgliedern sein,  auch  nicht  als  Beamte  die  Geschäfte  der  Gesellschaft 
fuhren.  Nur  für  einen  im  voraus  begrenzten  Zeitraum  kann  der 
Aufsichtsrat  einzelne  seine!"  Mitglieder  zu  Stellvertretern  von  be- 
hinderten Mitgliedern  des  Vorstandes  bestellen;  während  dieses  Zeit- 
raumes und  bis  zur  Entlastung  des  Vertreters  darf  der  letztere  eine 
Tätigkeit  als  Mitglied  des  Aufsichtsrats  nicht  ausüben.  '    -    In  dieser 

liehen  Verkehr,  indem  diejenigen  Personen,  die  im  Siuue  des  Gesetzes  den 
,. Vorstand4'  der  Aktiengesellschaft  bilden,  sich  meist  den  Titel  ..Direktor" 
oder  gar  „Generaldirektor'*  beilegen  und  den  bescheidener  klingenden  Titel 
..Vorstand'"  untergeordneten  Beamten  überlassen.  —  Der  „inanager""  im 
Sinne  des  englischen  Gesetzgebers  ist  ein  Delegierter  des  Aufsichtsrat«. 
Wenn  auch  der  allgemeine  Reohtsgrundsatz  „delegatus  nou  potest  delcgare" 
auch  für  den  board  of  directors  der  englischen  Aktiengesellschaften  Gültig- 
keit hat  und  daher  prima  facie  der  Aufsichtsrat  seine  Machtbefugnisse  nicht 
auf  andere  Personen  delegieren  kann  (vergl.  Cobb  versus  Becke,  6  (jueen's 
Beuch.  S.  93(5),  so  ist  es  doch  gestattet,  durch  eine  Vorschrift  in  den  Ge- 
sollhehaftsstattiten  dem  Aufsichtsrat  eine  Delegationsbefugnis  zu  verleihen. 
Und  regelmässig  enthalten  die  articles  der  englischen  Aktiengesellschaften 
eine  entsprechende  Klausel.  Dass  eine  auf  Grund  einer  solchen  Ermäch- 
tigung vorgenommene  ..delegatio'"  von  den  Gerichten  als  rechtswirksam 
anerkannt  wird,  zeigen  die  Entscheidungen  In  re  Taurine  Company, 
2.r)  Chancery  Division,  8.  118.  und  Leeds  Estate  Company  versus  Shepherd, 
3<>  Chancery  Division,  S.  787.  Ganz  besonders  lehrreich  in  Bezug  auf  die 
Delegationsbefugnis  des  board  of  directors  und  in  Bezug  auf  die  Stellung 
des  „inanager-  einer  Aktiengesellschaft  als  Delegierter  des  Aufsichts- 
rats  ist  die  Entscheidung  In  re  County  Palatino  Loan  and  Disconut  Company, 
in  der  englischen  Juristenwelt  als  Cartmell's  case  bekannt,  mitgeteilt  in 
den  Law  Reports,  Bd.  <)  der  Chancery  Appeal  Gases,  S.  «<H  ff. 
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Bestimmung  glaubt  der  deutsehe  Gesetzgeber  ein  Schutzmittel  gefunden 
zu  haben,  damit  nicht  seine  löbliche  Absicht  vereitelt  wird,  in  dem 
Aufsichtsrate  ein  Organ  zu  besitzen,  welches  die  Geschäfte  des 
Vorstandes  Uberwacht.  Wenn  man  in  den  jüngsten  Aktienprozessen 
sich  die  Aussagen  der  verschiedenen  .Sachverständigen  vergegen- 
wärtigt, so  ergibt  sich  daraus  einerseits,  dass  Beratungen  und  Ab- 
stimmungen des  Aufsichtsrats  ohne  Zuziehung  der  Vorstandsmitglieder 
so  gut  wie  gar  nicht  vorkommen,  und  andererseits,  dass  sogar  die 
geistigen  Leiter  auf  den  Aufsichtsratssitzungen  regelmässig  die  Vor- 
standsmitglieder sind.  Damit  schrumpft  der  praktische  Wert  der 
Vorschrift  des  §  248  ganz  wesentlich  zusammen.  Ja,  die  Vorschrift 
wirkt  sogar  insofern  schädlich,  als  sie  dem  Aktionär  vorgaukelt,  dass 
für  den  Schutz  seiner  Interessen  von  Gesetzes  wegen  auf  das  beste 
Fürsorge  getroffen  sei.  und  ihn  damit  noch  sorgloser  und  vertrauens- 
seliger macht,  als  er  ohnehin  schon  ist.  Ich  ziehe  den  Standpunkt 
des  englischen  Gesetzgebers  vor.  der  es.  den  einzelnen  Aktien- 
gesellschaften überlässt,  ob  die  Geschäftsführung  in  die  Hände  dritter 
Personen  oder  in  die  Hände  von  Mitgliedern  des  Board  of  directors 
zu  legen  sei.  und  nur  verlangt,  dass  die  Statuten  und  die  Prospekte 
klare  und  unzweideutige  Auskunft  darüber  geben,  wer  die  Ge- 
schäftsführung zu  besorgen  habe.  Damit  ist  einem  jeden,  bevor  er 
sich  mit  der  betreffenden  Aktiengesellschaft  einlässt.  die  Möglichkeit 
gewährt,  sich  über  diese  Angelegenheit  zu  unterrichten,  und  falls 
ihm  die  Geschäftsfühningsvcrhältnisse  der  Company  nicht  passen, 
stich  von  der  Gesellschaft  fernzuhalten. 

Ich  möchte  hierbei  erwähnen,  dass  nach  englischem  Hecht  die 
Vertretungsbefugiiis  des  Vorstandes  Dritten  gegenüber  durchaus 
nicht  unbeschränkt  ist.  sondern  nur  in  dem  l'mfange  besteht,  den 
das  Memorandum  und  die  Artikel  zulassen.  Es  gilt  ferner  die  un- 
widerlegbare Kechtsvermutung,  die  praesumtio  juris  et  de  jure,  dass 
ein  jeder,  der  mit  der  Company  ein  Rechtsgeschäft  abschliesst,  über 
den  Inhalt  des  eingetrageneu  Statuts  in  Kenntnis  sich  befindet.  Wird 
daher  irgend  eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Vorstände  und  dem 
Dritten  getroffen,  die  ausserhalb  der  Vertretungsmacht  des  Vorstandes 
liegt,  so  erwirbt  der  Dritte  daraus  einen  Rechtsanspruch  gegen  die 
Company  nicht.  Beachtenswert  ist  ferner,  dass  nach  Rule  DU». 
Ziffer  VI  der  Satzungen  der  Londoner  Börse  (London  Stock  Exchange) 
Aktien    und  Schuldverschreibungen   einer  Company    zur  offiziellen 
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Kursnotierung  nur  zugelassen  werden,  wenn  die  Artikel  der  betreffenden 
Company  eine  Klausel  enthalten,  welche  dem  Aufsichtsrate  und  dem 
Vorstande  verbietet,  ein  Darlehn  im  Namen  der  Company  gegen  \ 
Verpfändung  von  Aktien  der  Company  aufzunehmen.  Regelmässig 
enthalten  daher  die  Artikel  eine  entsprechende  Vorschrift.  Erfolgt 
dann  das  Eingehen  einer  Darlehnsverbindliclikeit  der  verbotenen 
Art.  so  ist  das  Geschäft  für  die  Company  unverbindlich,  da  die  Gegen- 
partei nach  unwiderlegbarer  Rechtsvermutung  diese  Beschränkung 
der  Vertretungsmacht  des  Aufsichtsrats  bezw.  Vorstandes  gekannt  hat. 
Dass  eine  solche  Bestimmung  auch  für  unseren  Aktienverkehr  nicht 
schildlich  wäre,  beweist  der  Fall  Terlinden.  —  Der  Vorstand  der 
Londoner  Börse  verlangt  ferner,  dass  die  Companies,  die  für  ihre 
Aktien  oder  Schuld  verschrei  bungen  eine  Zulassung  zum  offiziellen 
Börsenhandel  nachsuchen,  in  ihren  Statuten  eine  Bestimmung  haben 
müssen,  welche  die  Befugnis  des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrats, 
Verbindlichkeiten  im  Namen  der  Company  einzugehen,  entweder 
auf  einen  bestimmt  genannten  Höchstbetrag  oder  auf  einen  gewissen 
Bruchteil  des  jeweiligen  Grundkapitals  beschränkt.  Jede  Verbindlichkeit 
(Iber  die  so  gezogene  Grenze  hinaus  kann  dann  nur.  wenn  die  General- 
versammlung ihre  Genehmigung  ausdrücklich  erteilt  hat,  eine  ver- 
pflichtende Wirkung  gegen  die  Company  erzeugen. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  englischen  Grundsätzen  bestimmt  der 
f§  235  des  deutschen  H.-G.-B.:  „Der  Vorstand  ist  der  Gesellschaft 
gegenüber  verpflichtet,  die  Beschränkungen  einzuhalten,  welche  im 
Gesellschaftsvertrage  oder  durch  Beschlösse  der  Generalversammlung 
für  den  Umfang  seiner  Befugnis,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  fest- 
gesetzt sind.  Dritten  gegenüber  ist  eine  Beschränkung  der  Ver- 
tretungsbefugnis  des  Vorstandes  unwirksam.-*  Diese  auffallende 
Vorschrift  unseres  Aktienrechts  gilt  sogar  dann,  wenn  der  Dritte 
Kenntnis  von  der  Beschränkung  der  Vertretungsmacht  des  Vostandes 
besitzt,  sich  also  nicht  im  guten  Glauben  befindet.  Ein  bei  der  Be- 
ratung des  neuen  H.-G.-B.  in  der  Reichstagskommission  gestellter 
Antrag,  wonach  die  Beschränkung  der  Vertretungsbefugnis  des  Vor- 
standes nur  gutgläubigen  Dritten  gegenüber  unwirksam  sein  sollte, 
erfuhr  Ablehnung,  weil  eine  derartige  Regelung  der  Frage  gegen 
Treu  und  Glauben  und  gegen  die  auf  den  Verkehr  zu  nehmenden 
Rücksichten  Verstössen  würde.  Nur  dann,  wenn  der  Vorstand  eine 
die  Aktiengesellschaft  schädigende,  betrügerische  Handlung  vor- 
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nehme  und  der  Dritte  wissentlich  hierbei  mitwirke,  solle,  wie  der 
Komuiissionsberieht  besagt,  der  Dritte  als  partieeps  doli  kein  Recht 
gegen  die  Aktiengesellschaft  erwerben,  sondern  der  Einwand  des 
Betruges  gegeben  sein.  Hierin  liegt  aber  offensichtlich  keine  Aus- 
nahme von  der  unbeschränkten  Vertretungsmacht  des  Vorstandes 
Dritten  gegenüber,  sondern  lediglich  das  Dazwischentreten  eines 
Grundes,  der  völlig  unabhängig  von  dem  Umfange  der  Vertretungs- 
macht den  Erwerb  eines  Rechtsanspruchs  gegen  die  Aktiengesellschaft 
hindert.  Denn  bei  einer  solchen  Sachlage  greift  der  Einwand  des 
Betruges«  natürlich  auch  dann  Platz,  wenn  der  Vertragsabschluss 
innerhalb  der  Vertretungsmacht  des  Vorstandes  liegt.  Wie  die 
jüngsten  Zusammenbrüche  von  deutschen  Aktiengesellschaften  lehren, 
hat  sich  diese  von  Gesetzes  wegen  bestehende  Unbeschränkbarkeit 
der  Vertretungsmacht  des  Vorstandes  Dritten  gegenüber  als  sehr 
verhängnisvoll  und  für  die  Sicherheit  der  Aktionäre  und  Gläubiger 
einer  Aktiengesellschaft  gefährlich  erwiesen.  Meines  Erachtens  würde 
sich  bei  einer  künftigen  Reform  unseres  Aktienrechts  empfehlen, 
die  Regelung,  die  der  englische  Gesetzgeber  getroffen  bat.  zu 
adoptieren.  Hierzu  müsste  im  §  182  unseres  H.-G.-B..  der  die  Er- 
fordernisse eines  Gesellschaftsvertrages  aufzählt,  als  weiteres  Essentiale 
des  Statuts  eine  Angabe  verlangt  werden,  bis  zu  welchem  Mafsc  der 
Vorstand  selbständig  zu  handeln  befugt  sei,  bezw.  wann  ein  Rechts- 
geschäft zu  seiner  verbindlichen  Kraft  für  die  Aktiengesellschaft  der 
Genehmigung  des  Aufsichtsrats  bezw.  der  Generalversammlung  bedarf. 
Gleichzeitig  wäre  der  Absatz  2  des  §  235  zu  streichen  und  durch 
eine  Bestimmung  zu  ersetzen,  wonach  jede  Beschränkung  der  Ver- 
tretungsmacht des  Vorstandes  in  das  Handelsregister  eingetragen  und 
veröffentlicht  werden  muss.  Der  Einwand,  dass  durch  eine  der- 
artige Kegelung  die  auf  den  Verkehr  zu  nehmenden  Rücksichten  be- 
einträchtigt würden,  ist  meiner  Ansicht  nach  durchaus  hinfällig: 
denn  sonst  würde  ein  so  praktisches  Haudelsvolk,  wie  es  die  Engländer 
sind,  sich  diese  Regelung  nicht  schon  seit  einer  langen  Reihe  von 
Jahren  ruhig  haben  gefallen  lassen.  Und  inwiefern  eine  Beschränkung 
der  Vertretungsmacht  des  Vorstandes  Dritten  gegenüber  gegen  Treu 
und  Glauben  Verstössen  solle,  ist  nicht  recht  ersichtlich.  Denn  wer 
eine  Beschränkung  der  Vertretungsmacht  bei  einem  Geschäftsabschlüsse 
kennt  und  doch  entgegen  dieser  Beschränkung  mala  tide  ein  Rechts- 
geschäft eingeht,  verdient  einen  Schutz  des  Gesetzes  nicht,  und  eben- 
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sowenig;  derjenige,  der  infolge  eigenen  Vorschuldens  eine  Beschränkung; 
trotz  ihrer  Eintragung  und  Bekanntmachung  nicht  kennt.  Es  muss 
auch  hier  der  alte  Rechtsgrundsatz  gelten:  vigilantibus,  non  donuien- 
tihus  jura  suhveniunt.  Hierzu  kommt,  dass  schon  heutigen  Tages 
die  Mehrzahl  unserer  Aktiengesellschaften  in  ihren  Statuten  Be- 
stimmungen aufweisen,  wonach  grössere  Geschäfte  von  der  Genehmigung 
des  Aufsichtsrats  abhängig  gemacht  werden.  Ein  gewissenhafter  Vor- 
stand ist  also  auch  jetzt  schon  an  einem  schrankenlosen  Gebrauche 
seiner  Vertretungsmacht  gehindert.  Die  angegebene  Änderung  in 
unseren  gesetzlichen  Bestimmungen  würde  sich  also  nur  gegen  ge- 
wissenlose Vorstandsmitglieder  richten.  Und  letztere  zu  schützen, 
hat  der  Gesetzgeber  unzweifelhaft  keinen  Anlass. 

Völlig  abweichend  von  den  im  deutschen  Aktienrecht  ver- 
tretenen Anschauungen  enthält  da*  englische  Recht  keine  Vor- 
schriften «her  die  Art  der  Ernennung  der  ersten,  wie  der  späteren 
Aufsichtsratsmitglieder,  sowie  Uber  die  Zusammensetzung.  Amtsdauer 
und  Vergütung  des  Aufsichtsrats.  Das  englische  Recht  behandelt 
die  Regelung  aller  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  als  eine 
rein  interne  Angelegenheit  der  Company  und  Uberlässt  es  den 
einzelnen  Vereinigungen,  in  ihren  Artikeln  die  ihnen  zweckmässig 
scheinenden  Bestimmungen  zu  treffen.  Es  steht  auf  dem  meiner 
Ansicht  nach  durchaus  gesunden  Standpunkte,  dass  es  mit  Rück- 
sicht auf  die  hier  in  Betracht  kommenden  verschiedenartigsten 
rnternehmungen  und  Verhältnisse  unmöglich  sei,  allgemeine,  zwingende 
Vorschriften  über  die  Organisation  des  Aufsichtsrats  zu  erlassen, 
dass  vielmehr  eine  allzu  grosse  Einengung  der  Bewegungsfreiheit 
durch  Gesetzesbestimmungen  leicht  der  Aktiengesellschaft  den  freien 
Spielraum  unterbinde,  den  sie  zur  Erreichung  ihrer  Ziele  notwendiger- 
weise besitzen  müsse.  Der  englische  Gesetzgeher  verlangt  nur.  dass 
die  von  den  einzelnen  (ompanies  getroffenen  Anordnungen  derart 
bekannt  gemacht  werden,  dass  einem  jeden  Dritten  die  Möglichkeit 
geboten  ist.  sich  hierüber  zu  unterrichten.  Es  gilt  der  Grundsatz: 
nicht  in  einer  Fülle  von  gesetzlichen  Spezialvorschriften,  sondern 
in  einer  unbeschränkten  Öffentlichkeit  liegt  der  beste  Schutz  für 
Aktionäre. 

Das  deutsche  H.-G.-B.  dagegen  trifft  in  $5  243  eingehende  Be- 
stimmung über  die  Wahl,  Amtsdauer  und  Mindestzahl  des  ersten 
Aufsichtsrats,    sowie   der   späterhin    zu    berufenden  Aufsiehtsrats- 
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mitglieder.  Diese  anscheinend  sorgfältige  Diflerentiierung  soll  ver- 
hindern, dass  der  erste  Aufsichtsrat.  der  die  Vermutung  gegen 
sich  hat,  unter  dem  Einflüsse  der  Gründer  zu  stehen,  zu  lange 
seines  Amtes  walte.  Und  mit  grossem  Scharfsinn  ist  der  Zeitpunkt 
berechnet,  von  dem  ab  dieser  gefährliche  Einfluss  beseitigt  und  eine 
völlig  freie  und  unabhängige  Wahl  eines  neuen  Aufsichtsrats  durch 
die  Generalversammlung  gewährleistet  sei.  Ein  jeder,  der  nur 
eiuigermassen  Uber  die  Art  und  Weise  unterrichtet  ist,  wie  Aufsichts- 
ratewahlen  zu  stände  kommen,  wird  Uber  den  unschuldigen  Köhler- 
glauben des  deutschen  Gesetzgebers  lächeln.  —  Der  $  245  enthält 
dann  eine  eingehende  Bestimmung,  wie  die  Vergütung  für  den  Auf- 
sichtsrat zu  berechnen  sei,  falls  dieselbe  in  einem  Auteile  am  Rein- 
gewinne, also  in  einer  sogenannten  Tantieme  besteht.  Ich  will  hier 
nicht  auf  die  Streitfragen  eingehen,  die  darüber  entstanden  sind, 
was  der  Gesetzgeber  unter  „Reingewinn"  und  unter  v Vornahme 
sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen"  verstanden  habe,  und  ob 
eine  Mindestgarantie  der  Tantieme  gegenüber  der  Gesetzesvorschrift 
zulässig  sei  oder  nicht.  Ich  will  nur  auf  die  praktischen  Folgen 
hinweisen,  die  der  §  245  gezeitigt  hat.  Der  Zweck  des  Gesetzgebers, 
durch  eine  gesetzliche  Regelung  der  Tantiemeverhältnisse  zu  bewirken, 
dass  der  Aktionär  durch  den  Anspruch  des  Aufsichtsrats  auf  Ver- 
gütung nicht  allzusehr  beeinträchtigt  werde,  ist  meines  Erachtens 
nicht  erreicht  worden.  Einerseits  hal>en  viele  Aktiengesellschaften, 
die  früher  nur  eine  Vergütung  in  Gestalt  eines  Anteiles  am  Jahres- 
gewinne kannten,  neben  dieser  Tantieme  noch  die  Gewährung  eines 
Fixums  an  den  Aufsichtsrat  eingeführt;  andererseits  sind  die  Tantieme- 
sätze vielfach  so  erhöht  worden,  dass  die  nach  der  neuen  Berechnung 
zu  ermittelnden  Vergütungen  oft  noch  höher  sind,  als  sie  es  schon 
früher  waren.  Hierzu  kommt,  dass  diese  gesetzliche  Regelung  der 
Tantiemeverhältnisse  eine  nicht  zu  unterschätzende  Gefahr  für  die 
Solidität  der  Aktiengesellschaften  in  sich  birgt.  Da  die  Höhe  der 
Tantieme  abhängen  soll  von  der  Höhe  der  an  die  Aktionäre  zu 
zahlenden  Dividende,  und  da  ferner  die  Zahlung  einer  Tantieme  nur 
erlaubt  ist,  wenn  eine  gewisse  Mindestdividende  zur  Verteilung  ge- 
laugt, so  verleitet  der  §  245  den  Aufsichtsrat  geradezu,  sein  Haupt- 
augenmerk auf  Verteilung  einer  möglichst  hohen  Dividende  zu  richten 
und  weniger  auf  die  für  eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  des 
Unternehmens  so  wichtige  Vornahme  von  hohen  Rücklagen  Bedacht 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  15 
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zu  nehmen.  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  eine  einfache  Streichung:  der 
$S  243  und  245  die  Sicherheit  der  Aktionäre  auch  nicht  um  einen 
Deut  verringern  würde,  das»  vielmehr  ein  solches  Verfahren  nur  den 
Vorteil  hatte,  dem  Aktionär  klar  zu  machen,  dass  er  nicht  unter 
grossmütterlichcm  Schutze  stehe,  sondern  dass  er.  falls  er  sein  Geld 
in  einer  Aktiengesellschaft  anzulegen  wünscht,  den  Grundsatz:  „caveat 
emtoi-  zu  beachten  und  selber  zu  prüfen  habe,  ob  die  von  einer 
Aktiengesellschaft  befolgten  Grundsätze  den  Anforderungen  einer 
soliden  Geschäftsführung  entsprechen.  Das  Gesetz  müsste  ihn  nur 
insoweit  unterstützen,  als  es  die  Aktiengesell  schalt  zwänge,  alle  auf 
die  Organisation  und  Vergütung  des  Aufsichtsrats  bezüglichen  An- 
gelegenheiten in  offener  und  klarer  Weise  bekannt  zu  geben.  Gleich- 
zeitig müsste  auch  bei  uns  der  englische  Grundsatz  zur  Einführung 
gelangen,  dass  jede  Vergütung,  die  ohne  gehörige  Bekanntgabe  an 
den  Aufsichtsrat  oder  an  den  Vorstand  zur  Auszahlung  gelangt  ist. 
von  dem  Empfänger  zurückzuerstatten  sei. 

Im  Gegensatze  zu  dem  Standpunkte,  sich  in  die  innere  Orga- 
nisation der  Geschäftsführung  und  Aufsicht  so  wenig  wie  möglich 
einzumischen,  betrachtet  es  der  englische  Gesetzgeber  als  seine 
Hauptaufgabe,  durch  gesetzliche  Massnahmen  das  Pflicht-  und  Ver- 
antwortlichkeitsgefühl der  einzelnen  Mitglieder  des  Aufsichtsrats 
wachzurufen,  um  auf  diesem  Wege  Unredlichkeiten  und  Vertrauens- 
brüchen vorzubeugen,  bezw.  ihre  rechtzeitige  Entdeckung  zu  er- 
leichtern. Ich  kann  hier  nicht  auf  alle  diejenigen  Gesetzesvorsehriften 
und  Kcchtsgrundsätze  eingehen,  die  das  englische  Aktienrecht  zur 
Erreichung  des  von  mir  gekennzeichneten  Zieles  aufgestellt  hat. 
Eine  Besprechung  aller  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  würde 
ein  Aufrollen  des  gesamten  englischen  Aktienrechts  bedeuten,  -- 
ein  Beginnen,  dessen  Durchführung  innerhalb  des  Rahmens  eines 
einzigen  Vortrages  unmöglich  ist.  Ich  muss  mich  daher  begnügen, 
nur  auf  diejenigen  Grundsätze  und  Vorschriften  hinzuweisen,  die 
einerseits  im  Hinblick  auf  die  Zustände  im  deutschen  Aktienwesen 
für  uns  ein  Interesse  bieten,  und  die  andererseits  einen  Vergleich 
gestatten  mit  den  von  dem  deutschen  Gesetzgeber  bezüglich  des 
Pflichtenkreises  und  der  Verantwortlichkeit  der  Aufsichtsratsmitglieder 
getroffenen  Massnahmen.  —  An  die  Spitze  stelle  ich  hierbei  den 
ausnahmslos  gültigen  Grundsatz  des  englischen  Hechts,  dass  jedes 
einzelne  Mitglied  des  Aufsichtsrats  nicht  nur  ein  Prüfungsrecht. 
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sondern  sogar  eine  Prüflings p flicht  hat.  Den  sonderbaren  Stand- 
punkt des  deutschen  Rechts  im  §  246  unseres  H.-G.-B.,  dass  nur 
der  Aufsichtsrat  in  corpore  ein  Prüfungsrecht  besitze,  dagegen 
ein  solches  dem  einzelnen  Mitgliede  des  Aufsichtsrats  versagt  sei, 
teilt  der  englische  Gesetzgeber  nicht,  und  meines  Erachtens  mit 
vollem  Rechte.  Denn  eine  Regelung,  wie  sie  das  deutsche  Aktien- 
recht aufweist,  stärkt  nicht  das  VerantwortlichkeitsgefUhl  des 
einzelnen  Aufsichtsratsmitgliedes,  sondern  untergrubt  es.  Nach 
englischem  case  law  gilt  der  Satz:  „Selbstverständlich  hat  ein 
Mitglied  des  Aufsichtsrats  mit  Annahme  seines  Amtes  einen  Posten 
Übernommen,  welcher  mit  Pflichten  verknüpft  ist,  die  man  nicht 
gewissenloserweise  dadurch  umgehen  kann,  dass  man  sich  nicht 
selber  um  jede  Einzelheit  kümmert,  sondern  sich  auf  andere 
verlässt.-4  Das  sind  Worte  des  Richters  Byrnk  in  der  Ent- 
scheidung des  Prozesses  I)rinc<jbikr  v.  Wood  aus  dem  Jahre  1899 
<1.  Ch.,  Seite  406). 

Nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  in  einem  vielleicht  noch 
grösseren  Mafse  in  England  ist  mit  dem  Anwachsen  der  Zahl  von 
Aktiengesellschaften  Schritt  für  Schritt  die  Anschauung  in  den 
Hintergrund  getreten,  dass  die  Annahme  des  Amtes  als  Mitglied  des 
Aufsichtsrats  die  Übernahme  grosser,  für  das  Wohl  und  Wehe  der 
Aktiengesellschaft  wichtiger  Pflichten  bedeute.  Nicht  mehr  als 
ein  Arbeitsposten,  sondern  als  eine  Sinekure  wird  hier  wie  dort 
in  weiten  Kreisen  das  Amt  eines  Mitgliedes  des  Aufsichtsrats  an- 
gesehen. Und  als  Folge  dieses  schon  ziemlich  tief  eingewurzelten 
Glaubens  haben  sich  in  den  verautwortungsreichsten  Stellen  Per- 
sönlichkeiten eingenistet,  die  ich  kurz  als  die  Parasiten  unseres 
modernen  aktiengesellschaftlichen  Lebens  bezeichnen  möchte. 
Um  ein  anschauliches  Bild  zu  geben,  mit  welcher  Leichtfertigkeit 
heutzutage  Aufsichtsratsposten  vergeben  und  angenommen  werden, 
will  ich  an  dieser  Stelle  die  Betrachtungen  eines  englischon  Juristen 
Anthony  Pulbrook  —  wiedergeben,  dem  eine  dreissigjahrige 
Erfahrung  als  Rechtsbeistand,  sowie  als  Mitglied  des  Aufsiehtsrats 
von  Aktiengesellschaften  zur  Seite  steht. 

Der  erwähnte  Jurist  äussert  sich  folgenderma-ssen:  Heutzutage 
denkt  kein  Mensch  daran,  seine  Unfähigkeit  zur  Bekleidung  eines 
Aufsichtsratsposteus  in  einer  Aktiengesellschaft  auch  nur  im  ent- 
ferntesten einzugestehen,  gleichgültig  welchen  Geschäftszweig  auch 
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immer  die  Aktiengesellschaft  betreil>en  mag.  Würde  man  einem  Tuch- 
fabrikanten  anbieten,  die  Leitung  einer  Eisengiesserei  oder  einer 
Schiffswerft  zu  Ubernehmen,  so  würde  er  unzweifelhaft  antworten, 
dass  er  nichts  von  dem  Geschäfte  verstünde.  Bietet  man  ihm  dagegen 
die  Stelle  eines  Mitgliedes  des  Aufsichtsrats  einer  Aktiengesellschaft 
an,  deren  Zweck  ist,  eine  Eisengiesserei  oder  eine  Schiffswerft  zu  be- 
treiben, so  wird  er  sich  vollkommen  und  ohne  irgend  welches  Zögern 
für  einen  solchen  Posten  geeignet  und  befähigt  halten.  Die 
schlimmsten  Übeltäter  in  dieser  Beziehung  —  so  fährt  der  englische 
Jurist  fort  —  sind  die  inaktiven  Generale  und  Admirale  unserer 
Armee  und  Marine.  Sie  halten  sich  selber  für  kompetent,  die  Pflichten 
eines  Aufsichtsrats  jedweder  Aktiengesellschaft,  mag  sie  ein  Geschult 
betreiben,  welches  sie  wolle,  zu  übernehmen,  und  mit  einem  nicht 
zu  Ubertreffenden  Selbstbewußtsein  nehmen  sie  nicht  nur  au  den  Auf- 
sichtsratssitzungen teil,  sondern  äussern  auch  tatsächlich  Meinungen 
Uber  Einzelheiten,   von  denen  sie  nicht  den  leisesten  Schimmer 

praktischer  Kenntnis  besitzen  Diesen  Herren,  die  doch  von 

dem  höchsten  Ehrgefühl  beseelt  zu  sein  vermoinen.  und  die  jeden 
Argwohn,  dass  sie  sich  an  einer  unlauteren  Sache  absichtlich  beteiligen 
könnten,  mit  der  grössten  Entrüstung  zurückweisen  würden,  sollte 
man  doch  einmal  zum  Nachdenken  aufgeben,  was  aus  unserer  Armee 
und  Marine  werden  würde,  wenn  ein  Admiral  in  der  Fcldschlacht 
die  Bewegungen  einer  Kavalleriedivision  zu  leiten  hätte,  oder  wenn 
ein  Husarengeneral  in  der  Seeschlacht  die  Manöver  einer  Flotten- 
division befehligen  sollte.  Und  doch  ist  in  derselben  Weise,  wie  fllr 
die  beiden  eben  genannten  Tätigkeiten,  auch  für  die  erfolgreiche 
Beaufsichtigung  des  Geschäftsganges  einer  Aktiengesellschaft  eine 
eingehende  Spezialkenntnis  und  eine  langjährige  Erfahrung  er- 
forderlich.4 

Ich  betone  nochmals,  dass  diese  Ausführungen  von  einein 
englischen  Juristen  herrühren  und  die  Zustände  im  englischen 
Aktienwesen  kennzeichnen  sollen.  Ks  wird  wohl  aber  niemandem 
entgangen  sein,  welche  Ähnlichkeit  hier  zwischen  deutschen  und 
englischen  Zuständen  besteht.  -  Dass  mit  der  Ernennung  von 
dekorativen  Nullen  der  gekennzeichneten  Art  zu  Mitgliedern  des 
Aufsichtsrats  nicht  bloss  ein  Aktioniirfang  oder  eine  grössere  Selb- 
ständigkeit und  Unabhängigkeit  des  Vorstandes  beabsichtigt  wird, 
sondern  häutig  noch  weit  schlimmere  Beweggründe  die  Veranlassung 
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bieten  —  das  illustriert  ein  Schreiben,  das  ein  Agent  einer  der 
grössten  Industriegeselisehaften  an  den  Vorstand  der  letzteren  richtete, 
und  in  welchem  er  eine  Persönlichkeit  mit  klangvollem  Namen  und 
Titel  für  den  Posten  als  Vorsitzender  des  Aufsichtsrats  in  Vorschlag 
brachte.  Um  die  völlige  Qualifizierung  des  Kandidaten  für  diesen 
Posten  dem  Vorstande  klar  zu  machen,  wird  in  dem  Schreiben  aus- 
geführt, dass  die  Indolenz  und  Unfähigkeit  des  vorgeschlagenen 
Herren  ihn  davon  abhalten  würde,  sich  irgendwie  lästig  in  die 
Geschäfte  des  Vorstandes  einzumischen,  dass  aber  andererseits  die 
vortrefflichen  Beziehungen  des  zukünftigen  Aufsichtsratsvorsitzenden 
zum  Hofe  und  zu  den  höchsten  Staatsbehörden  für  die  persönlichen 
Interessen  des  Vorstandes  leicht  in  der  vorteilhaftesten  Weise  aus- 
genutzt werden  könnten. 

Auch  noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  birgt  die  Wahl 
von  dekorativen  Nullen  oder  wie  es  in  der  Londoner  Kaufmanns- 
sprache heisst,  von  Lords  Tom  Nnddy  eine  grosse  Gefahr  in  sich. 
Ich  will  hier  wiederum  den  schon  genannten  englischen  Juristen 
zitieren.  Derselhe  sagt:  r Das  Übel  ist  in  keiner  Weise  auf  die  ver- 
ursachte materielle  Schädigung  begrenzt.  Die  Beamten  der  Aktien- 
gesellschaft durchschauen  sehr  wohl  die  Unfähigkeit  und  Unwissenheit, 
die  au  höchster  Stelle  herrscht,  und  sie  verlieren  diejenige  Arbeits- 
freudigkeit, welche  das  Vertrauen  in  die  Vorgesetzten  stets  verleiht. 
Die  Folge  ist:  jedermann  wird  demoralisiert.''  —  Und  an  einer 
anderen  Stelle  sagt  Pulbrook:  ,.Es  ist  für  das  Gedeihen  einer  Aktien- 
gesellschaft durchaus  notwendig,  dass  die  Mitglieder  des  Aufsichts- 
rats selber  sich  vollständig  mit  jeder  Einzelheit  der  Geschäftsführung 
vertraut  machen.  Wenn  sie  aus  den  Händen  der  Aktionäre  einen 
Vertrauensposten  annehmen,  so  ist  es  ihre  uuumgängliehe  Pflicht, 
keine  Zeit  und  Mühe  zu  scheuen,  um  sich  selber  über  die  praktischen 
Aufgaben  eines  solchen  Postens  auf  das  eingehendste  zu  unterrichten 
«»der  wofern  sie  dazu  nicht  imstande  sind  auf  diesen  Poston 
zu  verzichten.  Es  geschieht  aber  nur  zu  oft,  dass  die  Mitglieder 
des  Aufsichtsrats  nach  Ernennung  eines  Vorstandes  sich  um  nichts 
weiter  kümmern,  sondern  alles  dem  Vorstände  Uberlassen  und  wenig 
danach  fragen,  welche  Wege  und  Bahnen  derselbe  wandelt.  Das 
Einzige,  worauf  sich  ihre  Aufmerksamkeit  richtet,  ist  ihre  Tantieme. 
Die  Folge  ist.  dass  das  gewissenlose  Beispiel  an  höchster  Stelle  sich 
durch  das  ganze  Unternehmen  fortpflanzt  und  niemand  da  ist.  der 
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ein  aufrichtiges  Interesse  an  dem  Gedeihen  der  Aktiengesellschaft 
besitzt.  Jeder  wetteifert  mit  dem  anderen,  so  viel  wie  möglich 
Gewinnst  für  sich  herauszuschlagen  und  so  wenig  wie  möglich 
wirkliche  Arbeit  ftir  sein  Geld  zu  tun/ 

Um  diesem  gekennzeichneten  Parasitenunwesen  und  verhängnis- 
vollen Systeme  der  dekorativen  Nullen  einen  Riegel  vorzuschieben 
und  das  Amt  eines  Aufsichtsratsmitgliedes  wieder  zu  einem  wirklichen 
Arbeitsposten  zu  machen,  trifft  der  englische  Gesetzgeher  iu  der 
neuesten  Aktiennovellc  vom  8.  August  1900  verschiedene  An- 
ordnungen, deren  Betrachtung  ich  mich  nunmehr  zuwende.  Von 
vornherein  begeht  der  Gesetzgeber  einen  grossen  Fehler  dadurch, 
<lass  er  zwischen  Companies,  die  sich  behufs  Aulbringuug  ihres 
Grundkapitals  an  die  Mithilfe  des  Publikums  wenden,  und  Companies. 
die  hiervon  —  zunächst  wenigstens  -  Abstand  nehmen,  unterscheidet 
und  nur  auf  Vereinigungen  der  ersteren  Art,  auf  sogenaunte  „public" 
Companies,  seine  Neuanordnungen  für  anwendbar  erklärt,  dagegen 
nicht  auch  auf  Vereinigungen  der  letzteren  Art.  d.  h.  auf  sogenannte 
r private 14  Companies.  Und  doch  können  gerade  diese  Aktiengesell- 
schaften mit  Leichtigkeit  Schwindeleien  und  Betrügereien  verüben, 
die  in  weiten  Kreisen  grosses  Unheil  anrichten! 

Nach  S  2  der  Aktiennovelle  vom  8.  August  1900  muss  ein 
jedes  Mitglied  des  Aufsichtsrats,  bevor  sein  Name  in  den  Artikeln 
und  in  den  Prospekten  genannt  werden  darf,  dem  Registerführer 
Registrar  ot  Joint  Stock  Companies  —  eine  schriftliche  Erklärung  ein- 
reichen, wonach  es  sich  verpflichtet,  als  Mitglied  des  Aufsichtsrats 
tätig  sein  zu  wollen.  Damit  soll  dem  einzelnen  Mitgliede.  falls 
einmal  der  Aufsichtsrat  wegen  Pflichtversäunmis  zur  Rechenschaft 
gezogen  wird,  die  auch  in  deutschen  Aktienprozessen  so  beliebte 
Ausrede  der  Unkenntnis,  des  Nichtwissens  und  des  Nichtverstehens 
beschnitten  werden.  Denn,  was  das  englische  Recht  unter  „tätig 
sein  als  Mitglied  des  Aufsichtsrats"  meint,  das  offenbart  uns  eine 
Rechtsregel  des  case  law.  Es  sagt  hier  in  der  Entscheidung  York 
etc.  Railway  Company  v.  Hudson,  mitgeteilt  im  16.  Bande  der 
Beavan'schen  Law  Reports,  S.  485  ff.,  der  Master  of  the  Rolls. 
Romilly:  „Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  sind  auserwählt,  um  die 
Angelegenheiten  der  Aktiengesellschaft  zum  Nutzen  und  Besten  der 
Aktionäre  zu  führen.  Es  ist  ein  Treu händerposten .  den  voll  und 
ganz  auszufüllen  sie  mit  Annahme  des  Amtes  sich  verpflichten." 


Digitized  by  Google 


Gustav  Schikkmkistkk:  Der  Aufsichtsrat  uud  seine  Reform.  231 


(„The  direetors  are  persons  selceted  to  mannte  tlie  attairs  of  the 
Company  for  the  benetit  of  the  shareholders.  It  is  an  oftice  of  trust 
which,  if  they  undertake  it,  is  their  duty  to  perform  fully  nnd  enti- 
rely.-)  Cnd  wie  ein  solcher  Treuhänderposten  voll  und  ganz  aus- 
gefüllt wird,  darüber  helelirt  uns  Lord  Justick  Linmm.ky  in  der  Ent- 
scheidung re  Whiteley,  Whiteley  v.  Learoyd.  mitgeteilt  im  33.  Bande 
der  Law  Reports  der  Chancery  Division.  S.  355,  indem  er  betont, 
dass  für  eine  solche  Tätigkeit  durchaus  nicht  der  Massstab  des 
ordentlichen  Geschäftsmannes  (ordinarily  prudent  man  of  business) 
genüge,  sondern  dass  hierbei  diejenige  Sorgfalt  aufzuwenden  sei, 
die  ein  vorsichtiger  Mann  zu  beobachten  pflegt,  wenn  er  Gelder 
anlegen  will  zu  Gunsten  anderer,  für  die  zu  sorgen  er  die  moralische 
Verpflichtung  fühlt  („as  an  ordinarily  prudent  man  would  take  if 
he  were  minded  to  make  an  Investment  for  the  benefit  of  other 
people  for  whom  he  feit  morally  bound  to  provide-4).  Wie  bloss  und 
farblos  erscheint  hiergegen  die  deutsche  Vorschrift  in  §  249  H.-G.-B.: 
„Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrnts  haben  bei  der  Erfüllung  ihrer 
Obliegenheiten  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  an- 
zuwenden"!1) 

')  Bekanntlich  enthalten  die  sämtlichen  Companies  Acts  keine  einzige 
Vorschrift,  welche  sich  über  die  von  den  Mitgliedern  des  Aufsichtsrats 
anzuwendende  Sorgfalt  ausspricht.  Im  Jahre  1894  wurde  von  dem  eng- 
lischen Handelsministerium  (Board  of  Trade)  eine  Kommission  eingesetzt, 
..to  enquire  what  ainendments  are  uecessary  in  the  Acts  relating  to  Joint 
Stock  Companies  .  .  .  espeeially  with  a  view  to  the  lütter  prevention  of 
traud  in  relation  to  the  formation  and  managemeut  of  Companies".  Unter 
den  zahlreichen  Verbesscrungsvorechlägen,  die  dieser  Kommission  von  den 
verschiedensten  Seiten  zugingen,  befand  sich  auch  der,  eine  Gesetzes- 
vorschrift über  die  Diligenzpflicht  der  Aufsichtsräte  nach  dem  Muster  des 
deutschen  Aktiengesetzes  den  Companies  Acts  einzuverleiben.  Dieser  Vor- 
schlag fand  Ablehnung,  weil  eine  solche  Vorschrift  nur  ganz  allgeuieiu 
«jefasst  sein  könnte  und  dann  infolge  ihrer  Kurblositfkeit  ohne  irgend- 
welchen Nutzen  wäre.  Die  in  deu  reported  decisions  des  case  law  sich 
wiederspiegelnde  Rechtsanschauung  über  die  von  den  Mitgliedern  des  Auf- 
sichtsrats und  Vorstandes  von  Aktiengesellschaften  anzuwendende  Sorgfalt 
bei  Ausübung  ihrer  Amtspflichten  sei  einer  kurzgefassten  Gesetzesvorschrift 
vorzuziehen.  —  Nach  den  richterlichen  Entscheidungen  ist  nun  das  Rechts- 
verhältnis des  Aufsichtsrats  zu  der  Aktiengesellschaft  ein  doppeltes:  auf 
der  einen  Seite  ist  der  Aufsichtsrat  der  Beauftragte  (a^ent)  der  Company 
und  letztere  der  Auftraggeber  (principal),  auf  der  anderen  Seite  ist  der 
Anfsichtsrat  ein  Treuhänder  (trustee)  und  die  Company  der  Treugeber 
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Die  Novelle  trifft  des  weiteren  eine  Anordnung  über  den 
etwaigen  Aktienbesitz  der  Aufsichtsratsmitglieder.  Ebenso  wie  nach 
deutschem  Recht,  so  ist  auch  nach  englischem  Recht  nicht  notwendig, 
dass  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  gleichzeitig  Aktionäre  der 
Gesellschaft  sein  mtlssen.  Da  aber  der  Vorstand  der  Londoner  Börse 
nur  Aktien  und  Schuldverschreibungen  solcher  Companics  zum 
offiziellen  Börsenhandel  zulässt,  welche  nach  ihren  Artikeln  einen 
gewissen  Aktienbesitz  von  den  Mitgliedern  des  Aufsichtsrats  ver- 
langen, so  enthalten  regelmässig  die  Statuten  der  englischen  Aktien- 
gesellschaften eine  Klausel,  wonach  jedes  Mitglied  des  Aufsichtsrats 
Besitzer  einer  Anzahl  von  Aktien  der  Company  sein  muss.  Bei 
der  Berufung  von  dekorativen  Nullen  in  den  Aufsichtsrat  war  es 
bisher  eine  vielgetlbte  Praxis,  diesen  meist  sehr  geldbedtlrftigen 
„gentlemen"  die  geforderten  Aktien  die  sogenannten  qualification 
shares  zu  schenken.  Diesem  Unwesen  tritt  die  neue  Aktien- 
novellc  dadurch  entgegen,  dass  sie  von  den  Mitgliedern  des  Auf- 
sichtsrats die  Einreichung  eines  schriftlichen  Vertrages  an  das  Re- 
gisteramt verlangt,  wonach  sich  das  einzelne  Mitglied  verpflichtet. 

(cestni  que  trust).  Über  diesen  doppelten  Charakter  der  Rechtsstellung  des 
Aufsichtsrats  im  englischen  Recht  äussert  sich  Lord  Seiborne  in  der  Ent- 
scheidung Great  Easteru  Railway  Company  v.  Turner,  mitgeteilt  im  8.  Bande 
der  Chancery  Appeal  Cases,  S.  149.  folgenderniasseu :  rDie  Mitglieder  des 
Aulsichtsrats  sind  im  wahren  Sinne  des  Wortes  teils  Treuhänder  (trustees), 
teils  Beauftragte  (agente)  der  Aktiengesellschaft:  Treuhänder  in  Bezug  auf 
die  ficlder  und  Vermögensstücke  der  Aktiengesellschaft;  Beauftragte  in 
Bezug  auf  die  Rechtsgeschäfte,  die  sie  im  Namen  der  Company  vornehmend 
l'nd  in  seiner  Entscheidung  des  Rechtsstreites  Forest  of  Dean  etc.,  Company, 
in itu-etoilt  im  10.  Bande  der  Law  Reports  der  Chancery  Division,  S.  450, 
äussert  sich  Sir  George  Jessel  in  nachstehender  Weise:  „Man  pflegt  die 
Mitirl ieder  des  Aufsichtsrats  als  Treuhänder  zu  bezeichnen.  Unzweifelhaft 
sind  sie  Treuhänder  in  Bezug  auf  alle  Vermögenswerte  der  Company,  die 
in  ihre  Hände  gelangen,  oder  über  die  sie  eine  Kontrolle  auszuüben  haben." 
Schliesslich  will  ich  noch  den  Prozess  Re  Lands  Allotment  Company  im 
Jahre  1894  erwähnen  (vergl.  1.  Bd.  der  Chancery  Appeal  Cases,  S.  616  f[.\ 
wo  Lord  Justice  Kay  in  seiner  Entscheidung  ausdrücklich  erklärt,  dass 
die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  Treuhänder  im  Sinne  des  §  8  der  Tmstee 
Act  von  1888  seien  und  die  Sorgfalt  eines  trustee  anzuwenden  haben. 
Bezüglich  der  weiteren  Folgen  der  strengen  Auffassung,  die  das  englische 
Recht  in  betrefT  der  PHichten  des  Aufsichtsrats  hegt,  vergl.  die  Ausführungen 
auf  S.  71  und  72  in  meinem  Buche  ..Die  englische  Aktiennovelle  vom 
8.  August  1900".     Berlin.  1901,  Puttkammer  und  Mühlbrecht.) 
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direkt  von  der  Company  die  geforderten  Aktien  käuflich  zu  erwerben 
und  aus  eigener  Tasche  den  vorschriftmässigen  Preis  an  die  Com- 
pany zu  zahlen.  Ferner  wird  bestimmt,  dass  von  dem  Augenblicke 
an.  von  dem  ab  ein  Mitglied  des  Aufsichtsrats  aufhört,  die  notwendige 
Aktienzahl  zu  besitzen,  dasselbe  auch  seinen  Posten  im  Aufsichtsrate 
verliert.  Ich  bemerke,  dass  nach  §  28  der  Novelle  falsche  Angaben 
in  dem  erwähnten  schriftlichen  Vertrage  mit  Gefängnis  bis  zu 
2  Jahren  und  mit  Geldstrafe  bedroht  werden. 

Wichtiger  als  diese  Anordnungen  scheinen  mir  die  Massnahmen, 
die  der  englische  Gesetzgeber  in  seiner  Aktienreform  bezüglich  des 
Erlasses  von  Prospekten  trifft,  um  die  einzelnen  Aufsichtsrats- 
mitglieder  zu  einer  strengeren  Pflichterfüllung  anzuspornen.  Nach 
S  30  der  Novelle  ist  unter  Prospekt  zu  verstehen  nicht  nur  der 
bisher  im  Geschäftsleben  Übliche  Begriff,  sondern  des  weiteren  jede 
Ankündigung,  jedes  Rundschreiben,  jedes  Zeitungsinserat  oder  jede 
sonstige  Einladung,  welche  das  Publikum  zum  Zeichnen  oder  zum 
Kauf  von  Aktien  oder  Schuldverschreibungen  einer  Company  auf- 
fordern. Gemäss  9  und  10  ist  es  ferner  gleichgültig,  ob  ein 
solcher  Prospekt  direkt  von  der  Company  oder  in  deren  Namen 
oder  von  einem  Dritten,  der  bei  der  Gründung  der  Company  tätig 
oder  an  derselben  beteiligt  ist,  oder  in  dessen  Namen  erlassen  wird, 
und  ob  die  Veröffentlichung  vor.  gleichzeitig  mit  oder  nach  der  In- 
korporierung  erfolgt.  Nach  S  10.  Abs.  1.  Buchstabe  c  muss  ein 
jeder  derartige  Prospekt  Namen.  Stand  und  Wohnung  sämtlicher 
amtierenden  oder  in  Aussicht  genommenen  Mitglieder  des  Aufsichts- 
rats enthalten,  und  gemäss  Absatz  2  des  S  9  ist  eiue  Abschrift  des 
Prospekts,  die  die  Unterschrift  sämtlicher  in  dem  Prospekte  genannten 
amtierenden  oder  in  Aussicht  genommenen  Mitglieder  des  Aufsichts- 
rats aufweist,  dem  Registeramte  zur  Aufbewahrung  und  Eintragung 
einzureichen.  Auf  diese  Weise  sind  einem  jeden  die  Namen  von 
Personen  bekannt  gegeben,  die  kraft  Gesetzes  für  die  Richtigkeit 
und  Vollständigkeit  sämtlicher  Angaben  des  Prospekts  eintreten. 
Detailliert  zählt  dann  der  §  10  alles  das  auf,  was  zwingenderweise 
ein  Prospekt  zu  enthalten  habe.  Ein  Eingehen  auf  die  von  dem 
Gesetze  geforderten  Angaben  liegt  ausserhalb  der  diesem  Vortrage 
gesteckten  Grenzen:  ich  kann  nur  denen,  die  sich  für  Aktienrecht 
interessieren,  ein  recht  gründliches  Studium  des  wichtigen  i?  1<> 
anempfehlen.        Die  von  dem  englischen  Gesetzgeber  getroffene 
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Anordnung  zwingt  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats,  sich  auf  das 
sorgfältigste  über  die  Geschäftsführung  und  Uber  sämtliche  im  Namen 
der  Company  geschlossenen  Verträge  und  Vereinbarungen  zu  unter- 
richten, da  im  Falle  einer  Unrichtigkeit  oder  Unvollständigkcit  des 
Prospekts  ein  jeder,  der  Aktien  oder  Schuldverschreibungen  der 
Company  auf  Grund  des  Prospekts  erworben  hat,  jedes  einzelne 
Mitglied  des  Aufsichtsrats  haftpflichtig  machen  kann. 

In  den  §§  4  bis  8  der  Novelle  beschäftigt  sich  der  Gesetzgeber 
mit  den  Aktienzuteilungen  auf  Grund  von  Einladungen  an  das 
Publikum  zum  Aktienzeichnen.  l'm  den  hier  vielfach  geübten 
Schwindeleien  entgegenzutreten,  werden  eine  Reihe  von  Vorschriften 
erlassen,  und  um  die  einzelnen  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  zu 
zwingen,  persönlich  das  bei  Aktienzuteilungen  eingeschlagene  Ver- 
fahren zu  kontrollieren,  bestimmt  der  §  5,  Absatz  2:  „Jedes  Mitglied 
des  Aufsichtsrats  einer  Company,  das  wissentlich  gegen  die  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  Uber  Aktienzuteilungen  verstösst  oder  einen 
Verstoss  zulässt  oder  duldet,  ist  sowohl  der  Company,  wie  dem 
einzelnen  Aktienempfänger  für  den  Ersatz  eines  jeden  Verlustes  und 
Schadens,  bezw.  aller  Kosten,  die  der  Company  oder  dem  Aktien- 
emptäuger  hierdurch  entstanden  sind,  verantwortlich*.  -  -  Ich  bemerke, 
dass  der  Gesetzgeber  unter  ,. wissentlich"  nicht  nur  ein  tatsächliches 
Wissen,  sondern  auch  ein  Wissenmüsscn  bei  Aufwendung  der  pflicht- 
mässigen  Sorgfalt  versteht.  —  Des  weiteren  verlangt  dann  der  §  7, 
dass  jedesmal,  wenn  eine  Company  limited  by  shares  eine  Aktien- 
zuteilung vorgenommen  hat,  dem  Registeramte  ein  sogenannter  .return 
as  to  allotments".  d.  h.  ein  Aktienzuteilungsbericht,  einzureichen  sei. 
Im  Falle  eines  Verstosses  gegen  diese  Vorschrift  verfällt  jedes  Mit- 
glied des  Aufsichtsrats  und  des  Vorstandes,  sowie  jeder  Beamte  der 
Company,  der  wissentlich  an  dem  Verstösse  beteiligt  ist.  in  eine 
Geldstrafe  bis  zu  50  Pfund,  d.  h.  bis  zu  1000  Mark,  für  jeden  Tag. 
an  welchem  der  Verstoss  andauert.  —  In  dem  t;  8  trifft  dann  der 
Gesetzgeber  Anordnungen,  um  verschleierten  l'nterpari-Emissioncn  vor- 
zubeugen. Auffallenderweise  behandelt  er  dagegen  nicht  den  weit- 
wichtigeren  und  regelmässig  vorkommenden  Fall,  wo  Aktien  Uber 
pari  unter  das  Publikum  gebracht  werden.  Meines  Erachtens  ist 
der  Schaden,  der  durch  Unterpari-Einissionen  verursacht  werden  kann, 
nicht  im  entferntesten  so  gelährlich  und  unheilvoll,  wie  der  Schaden, 
der  angerichtet  wird  durch  die  bei  Aktiengesellschaften  üblichen 
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Manipulationen,  um  dem  Publikum  Aktien  mit  einem  ihren  wahren 
Wert  weit  übersteigenden  Agio  aufzuhalsen. 

Es  ist  nicht  möglich,  hier  alle  die  Manipulationen  aufzuführen, 
die  tatsächlich  zur  Anwendung  kommen,  um  bei  Aktienemissionen 
eine  künstliche  Kurssteigerung  herbeizuführen.  Aber  einige  Skizzen 
aus  diesem  Gebiete  des  englischen  aktiengesellschaftlichen  Lebens 
möchte  ich  mir  doch  nicht  versagen. 

Eine  bekannte  Tatsache  ist  es,  dass  das  Publikum  am  leiden- 
schaftlichsten nach  dem  Besitze  derjenigen  Aktien  trachtet,  die  am 
schwierigsten  zu  haben  sind.  Diese  Eigenschaft  der  grossen  Menge 
benutzt  eine  kundige  Gcschäftslcitung  nicht  nur,  um  die  Aktien  auf 
das  schnellste  mit  einem  möglichst  hohen  Agio  an  den  Mann  zu 
bringen,  sondern  in  den  meisten  Füllen  auch,  um  sich  selber  gleich- 
zeitig die  Taschen  zu  füllen.  Das  einfachste  und  noch  ehrlichste 
Verfahren  bei  Aktienemissionen  ist,  von  vornherein  einen  den  Nenn- 
betrag der  Aktien  Ubersteigenden  Ausgabepreis  festzusetzen  und  zu 
diesem  dem  Publikum  die  Aktien  durch  Prospekte  anzubieten.  Um 
das  Verlangen  des  Publikums  nach  diesen  Aktien  wachzurufen,  wird 
in  den  Zeiehnungsaufforderungen  ein  sehr  kurzer  Termin  für  den 
Schluss  der  Zeichnung  festgesetzt,  und  gleichzeitig  zeichnen  Stroh- 
männer des  Vorstandes  und  Aufsichtsrats  grosse  Betrüge.  In  die 
Tagespresse  werden  dann  geschickt  Nachrichten  über  die  grosse  Zahl 
der  bereits  eingelaufenen  Zeichnungen  lanziert.  Das  Publikum  liest 
und  hört  dies,  und  mit  Rücksicht  auf  die  kurze  Zeichnungsfrist  nimmt 
es  sich  nicht  die  Mühe,  nachzuforschen,  sondern  jagt  nach  den  Aktien 
in  der  Hoffnung,  eine  Zuteilung  zu  erhalten,  nieist  mit  dem  Hinter- 
gedanken, dann  sofort  die  zugeteilten  Aktien  mit  Gewinn  wieder 
verkaufen  zu  können.  -  -  Das  Kapital  wird  auf*  diese  Weise  regel- 
mässig mehrfach  Uberzeichnet. 

In  anderen,  mehr  komplizierten,  aber  für  die  Emittenten  sehr 
einträglichen  Fällen  sendet  die  Geschäftsleitung  ihre  Freunde  an  die 
Börse  und  lässt  von  denselben  grosse  Kaufabschlüsse  in  den  neuen 
Aktien  auf  Zeit  vornehmen.  Die  Jobbers  an  der  Börse  sind  stets 
bereit.  Aktien  mit  einem  Agio,  dessen  Höhe  von  der  Nachfrage  ab- 
hängt, zu  verkaufen.  Sind  nun  die  Kaufaufträge  andauernd  und  um- 
fangreich, so  erhöht  sich  naturgemiiss  das  Agio,  da  die  Jobbers  etwas 
verkaufen,  was  sie  noch  nicht  besitzen.    Wenn  dann  die  Aktieu- 
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Zuteilung  erfolgt.  trägt  die  üesehäftsleitung  Fürsorge,  dass  nur  ihren 
Strohmännern  Aktien  zugeteilt  werden,  und  sie  es  so  vollkommen 
an  der  Hand  hat.  nach  Belieben  Aktien  an  die  Börse  zu  bringen. 
Solange  der  Markt  nicht  mit  Aktien  versehen  ist,  wird  naturgemäss 
die  Kurssteigerung  andauern,  da  die  Jobbers  in  Kenntnis,  dass  ein 
Angebot  von  Aktien  nicht  besteht.  Bedenken  tragen  werden,  zu 
verkaufen,  es  sei  denn  mit  einem  sehr  hohen  Agio,  um  sich  einen 
Ausgleich  für  das  Risiko,  das  sie  eingehen,  zu  schaffen.  Diese  so 
stetig  zunehmende  Kurssteigerung  verleitet  nunmehr  Aussenstehende 
zu  dem  Glauben,  dass  das  neue  Aktienunternehmeu  zu  den  besten 
Hoffnungen  berechtige,  und  sie  beauftragen  ihre  Makler.  Aktien  an 
der  Börse  zu  kaufen.  Nachdem  so  ein  Markt  fllr  die  Aktien  ge- 
schaffen ist  —  die  Londoner  Börsenspraehe  nennt  das  „making  a 
market'1  oder  ..supporting  the  issue"  —  beginnen  die  Emittenten 
ihrerseits  mit  dem  Verkaufe  der  Aktien.  Die  Kursnotierung  hält 
sich  zunächst  auf  der  erreichten  Höhe.  Denn  die  Jobbers  wissen 
sehr  wohl,  dass,  solange  die  Emittenten  noch  einige  Aktien  besitzen, 
die  sie  los  werden  wollen,  dieselben  den  Markt  weiter  unterstützen 
müssen,  d.  h.  selber  kaufen,  um  das  Agio  aufrecht  zu  erhalten,  falls 
wider  Erwarten  einige  aus  dem  Publikum,  stutzig  geworden,  die  eben 
erworbenen  Aktien  wieder  zum  Verkauf  auf  den  Markt  werfen  sollten. 
Haben  auf  diese  Weise  die  Emittenten  alle  ihre  Aktien  losgeschlagen 
und  unter  das  Publikum  verteilt,  dann  tritt  der  Kurssturz  ein. 
Wenn  dann  irgend  einer  aus  dem  Publikum  seine  Aktien  zu  ver- 
kaufen wünscht,  so  ist  keiner  da,  der  den  Markt  stützt.  Die  Jobbers, 
die  genau  wissen,  dass  die  Emittenten  Aktien  nicht  mehr  besitzen 
und  daher  durch  Einkäufe  nicht  das  künstliche  Agio  aufrecht  er- 
halten werden,  lehnen  es  ab.  einen  Handel  in  den  Aktien  abzuschliessen, 
es  sei  denn  zu  einem  sehr  erniedrigten  Preise.  Und  anstatt  mit 
einem  Agio  werden  die  Aktien  oft  nach  ganz  kurzer  Zeit  mit  einem 
Disagio  notiert. 

Bisweilen  wird  auch  die  Tatsache,  dass  die  Jobbers  an  der 
Börso  stets  bereit  sind,  in  Aktien,  die  sie  nicht  besitzen,  zu  handeln, 
von  geschickten  Emittenten  benutzt,  um  einen  sogenannten  rCoruer~ 
zti  inszenieren,  d.  Ii.  einen  künstlichen  Stückmangel  an  der  Börse 
hervorzurufen  und  dadurch  die  Aktien  zu  einem  enormen,  fiktiven 
Agio  zu  bringen.  Sie  tragen  hierzu  wieder  Fürsorge,  dass  sämtliche 
zu  emittierenden  Aktien  nur  ihren  Freunden  und  Strohmännern  zu- 
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{reteilt  werden,  und  das«,  wenn  der  vom  Börsenvorstand  ftlr  die  Ab- 
wicklung der  geschlossenen  Aktienkäufe  festgesetzte  Stichtag 
settlement  day  —  kommt,  keine  Aktien  zum  Verkaufe  vorhanden 
sind,  ausgenommen  zu  einem  von  den  Emittenten  festgesetzten  enorm 
hohen  Preise.  In  einem  solchen  Falle  sind  die  Jobbers  gezwungen, 
das  verlangte  Agio  zu  zahlen  oder  nach  den  Satzungen  der  Londoner 
Börse  für  zahlungsunfähig  erklärt  und  von  der  Börse  ausgeschlossen 
zu  werden. 

Charakteristisch  für  ein  solches  Manöver  ist  der  Fall  der  Eupion 
(ras  Company,  einer  Aktiengründung  zur  Ausnutzung  eines  Patents. 
Einer  der  Gründer  der  Gesellschaft  wusste  den  managing  director  zu 
bestimmen,  sämtliche  Aktien  an  die  von  ihm  bezeichneten  Stroh- 
männer zuzuteilen.  Von  letzteren  Hess  er  sich  dann  Blankozessiouen  — 
transfers  in  blank  auf  ihre  Aktien  ausstellen.  Der  Antrag  des 
Vorstandes  der  Company  auf  Festsetzung  eines  Spezialstichtages 
(special  settlement)  behufs  Abwicklung  der  in  den  Aktien  geschlossenen 
Börsengeschäfte  und  auf  Zulassung  zur  offiziellen  Kursnotierung 
(official  quotation)  wurde  von  dem  Londoner  Börsen  vorstand  ge- 
nehmigt. Darauf  gab  der  erwähnte  Gründer,  der  wie  gesagt 
sämtliche  Aktien  zu  seiner  Verfügung  hatte,  verschiedenen  Börsen- 
maklern Aufträge,  Aktien  an  der  Börse  zu  kauten.  Zu  gleicher 
Zeit  veranlasste  er  einen  seiner  Freunde,  anderen  Börsenmaklern 
Aufträge  zu  erteilen,  Aktien  zu  verkaufen.  Als  der  Stichtag  kam, 
war  der  gefällige  Freund  verschwunden,  und  diejenigen  Börsen- 
makler, die  Verkaufsabschlüsse  eingegangen  waren,  kounten  die  ver- 
kauften Stücke  nicht  liefern  :  sie  sahen  sich  wie  es  in  der  Londoner 
Börsen  spräche  heisst  -  als  rbears-  oder  „cornered",  d.  h.  nach  der 
Berliner  Börsensprache  ,. geschwänzt".  Es  trat  infolgedessen  die 
Börsensatzung  über  Deckungseinkäufe  the  buying-in  rule  in 
Wirksamkeit,  and  die  reingefallenen  Börsenmakler  nmssten  das  ge- 
waltige Agio  bezahlen,  dass  der  Gründer  ihnen  diktierte.  Natürlich 
wanderte  dieses  Agio  nicht  in  die  Kasse  der  Eupion  Gas  Company, 
sundern  in  die  Taschen  des  ..genialen-  Gründers  und  des  ..intelligenten" 
managing  director. 

In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  erschien  in  London 
eine  kleine  satyrische  Schrift  über  AktiengrUiidungen,  in  welcher 
die  Rede  ist  von  der  Gründung  einer  Aktiengesellschaft  mit  dem 
wohlklingenden   Namen   „The  Gold,  Wine  and  Olive  Joint  Stock 
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Company*.  —  »Was",  sagt  einer  der  auftretenden  Gründer  zu  seinem 
Kollegen.  I > n  sprichst  gerade  so,  als  oh  wir  ein  reelles  Unternehmen 
vor  hSltten.  Das  einzige,  was  wir  zu  tun  haben,  ist:  unsere  Aktien 
zu  einem  beträchtlichen  Agio  in  die  Höhe  zu  treiben,  das  Publikum 
durch  Humbug  zum  Kauf  der  Aktien  zu  verleiten,  und  dann  das 
ganze  Unternehmen  zusammenbrechen  zu  lassen".  Francis  in  seiner 
Geschichte  der  Hank  von  England  sagt  hierzu,  dass  derartige  Grün-/ 
düngen  nicht  bloss  in  dem  phantasievollen  Gehirne  des  Satyrikers 
vorkämen,  sondern  leider  nur  zu  oft  in  der  Wirklichkeit.  Und  nach 
der  Entwicklung,  die  unser  Aktienwesen  genommen  hat,  können 
wir  hinzusetzen:  leider  auch  in  Deutschland.  -- 

Nicht  die  Unter  pari -Emissionen,  sondern  die  Ü her pari  - 
Emissionen  mllsste  der  Gesetzgeber  mit  ganz  besonderer  Liebe  und 
Sorgfalt  behandeln:  und  es  müsste  gerade  hier  den  einzelnen  Mit- 
gliedern des  Aufsichtsrats  zur  ernstesten  Pflicht  gemacht  werden, 
die  Wege  und  Hahnen  des  Vorstandes  in  allen  Einzelheiten  auf  das 
strengste  zu  Uberwachen.  Natürlich  sind  dekorative  Nullen,  Lords 
Tom  Noddy  hierzu  nicht  fähig. 

Wie  ich  schon  an  anderer  Stelle  erwähnt  habe,  ist  es  nicht 
meine  Absicht,  sämtliche  Hechtsvorschriften  und  Hechtsgrundsätze 
des  englischen  Rechts,  soweit  sie  das  Institut  des  Aufsichtsrats  be- 
treffen, in  meinem  Vortrage  zur  Darstellung  und  Hesprechung  zu 
bringen.  Vielmehr  habe  ich  mir  lediglich  zur  Aufgabe  gestellt,  die- 
jenigen Hechtsnormen  und  Anschauungen  hier  hervorzuheben,  die 
mit  Htlcksicht  auf  die  derzeitigen  Zustände  im  deutschen  Aktien- 
wesen und  mit  Htlcksicht  auf  unser  zur  Zeit  geltendes  Aktienrecht 
ein  Interesse  beanspruchen  und  die  Anstellung  eines  Vergleiches 
gestatten.  Meine  Ausfuhrungen  werden  hoffentlich  dargetan  haben, 
dass  das  englische  Aktienrecht  so  plutokratisch  auch  sein  Ge- 
sarateharakter  sein  mag  doch  in  mehrfacher  Hcziehung  nicht 
unbeachtenswerte  Vorzüge  aufweist,  und  dass  es  grade  in  Rücksicht 
auf  die  Mängel  unserer  Aktiengesetzgebung  manchen  lehrreichen 
Fingerzeig  enthält,  welche  Wege  bei  uns  eine  künftige  Aktienreform 
einzuschlagen  habe.  Schon  in  meinen  einleitenden  Worten  habe 
ich  darauf  hingewiesen,  dass  nicht  eine  Verschärfung  oder  Ver- 
mehrung unserer  Strafbestimmungen  geeignet  sei,  die  bei  uns  vor- 
handenen Mißstände  zu  beseitigen,  dass  es  vielmehr  darauf  ankomme, 
durch  gesetzliche  Massnahmen  das  Pflicht-  und  Verantwortlichkeits- 
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gefühl  der  einzelnen  Mitglieder  des  zur  Kontrulle  berufenen 
Aufsichtsrats  zu  steigern,  um  dadurch  das  Vorkommen  von  Yer- 
traucnsbrüchen  zu  erschweren,  bezw.  eine  Entdeckung  derselben 
zu  erleichtern.  Meiner  Ansicht  nach  ist  die  Aufgabe  des  Gesetz- 
gebers in  erster  Linie:  vorzubeugen,  dass  die  Aktionäre  und 
Gläubiger  einer  Aktiengesellschaft  durch  die  zur  Leitung  der 
Gesell  schaft  berufenen  Personen  geschädigt  und  benachteiligt 
werden.  Ob  und  wie  gewissenlose  Leiter  von  Aktiengesellschaften 
zu  bestrafen  seien  —  das  sind  Erwägungen  sekundärer  Natur.  — 
Ich  schliesso  meine  Betrachtungen  mit  dem  Wunsche,  dass  bei 
eiuem  künftigen  Ausbau  des  Instituts  des  Aufsichtsrats  der  leitende 
Gedanke  das  Wort  eines  unserer  genialsten  Fiuanzniinister  sein 
möge: 

„Beuge  vor!*4 
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Der  /Vnschluss  Deutschlands 

au  die 

Internationale  Union  für  gewerblichen  Rechtsschutz. 

Vou 

Dr.  Albert  Osterrieth  (Berlin), 

Generalsekretär  der  Internationalen  Vereinigung  für  gewerblichen  Re< -ktsachutz. 

Gehalten  am  28.  Juni  1902. 

Eine  der  interessantesten  und  meistversprechenden  Erschei- 
nungen in  der  modernen  Rechtsbildung  ist  die  EntWickelung  des  inter- 
nationalen Rechts,  das,  durch  internationale  Vertrage  gesetzt,  teils 
einheitliches  materielles  Privatrecht  schafft,  teils  einheitliche  Be- 
stimmungen des  internationalen  Privatrechts,  mit  anderen  Worten 
Bestimmungen  Uber  Statutenkollisionen  oder  Kollisionsnormeii  auf- 
stellt. Diese  internationale  Rechtsbildung  vollzieht  sich  begreiflicher- 
weise vornehmlich  auf  denjenigen  Rechtsgebieten,  welche  dem  inter- 
nationalen Verkehr  dienen,  oder  deren  Objekte  ihrer  Natur  nach 
weder  am  Grund  und  Boden  eines  Landes,  noch  an  einer  bestimmten 
Person  haften,  sondern  vielmehr  ihre  bestimmnngsgemässen  Wirkungen 
auch  Uber  die  Landesgrenzen  hinaus  entfalten.  Es  sei  nur  erinnert 
an  die  internationalen  Konventionen  Uber  den  Eisenbahnfracht verkehr. 
Telegraphenwesen  und  Post  einerseits  und  an  die  Berner  Kon- 
vention zum  Schutze  des  Urheberrechts  an  Werken  der  Literatur 
und  Kunst  andererseits. 

FUr  uns  Deutsche  rückt  heute  eine  weitere  Konvention  in  den 
Vordergrund,  die  Pariser  Konvention  von  1888,  welche  dem 
internationalen  gewerblichen  Rechtsschutz  dient. 

Die  erste  Anregung  zur  Begründung  einer  derartigen  Ver- 
einigung ging  von  dem  1878  in  Wien  stattfindenden  internationalen 
Patentkongress  aus.  Diese  Anregung  wurde  von  dem  Pariser  inter- 
nationalen Kongress  für  gewerblichen  Rechtsschutz  1878  aufgenommen. 
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der  den  Entwarf  eines  Unionsvertrages  ausarbeitete  und  der  fran- 
zösischen Regierung  unterbreitete.  Diese  Hess  den  Entwurf  umarbeiten 
und  lud  hierauf  die  Mächte  zu  seiner  Durchberatung  nach  Paris  ein. 
Aus  den  Pariser  Konferenzen  ging  die  Übereinkunft  für  den  inter- 
nationalen Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  vom  20.  März  1883 
hervor.  Der  Union  gehörten  bei  der  Begründung  an:  Belgien, 
Brasilien,  Spanien,  Frankreich,  Guatemala,  Italien,  die  Niederlande, 
Portugal,  Serbien  und  die  Schweiz.  Im  Laufe  der  Jahre  traten  noch 
dazu:  Tunis,  Ecuador.  San  Domingo.  Grossbritannien.  Schweden, 
Norwegen,  die  Vereinigten  Staaten,  Dänemark  und  Japan.  Ecuador. 
Salvador  und  Guatemala  sind  wegen  ungenügenden  Interesses  wieder 
ausgetreten. 

Schon  bei  der  Begründung  der  Union  waren  die  Vertrags- 
mächte  darüber  einig,  dass  die  Konvention  in  ihrer  ursprünglichen 
Gestalt  keine  abgeschlossene  Rechtsschöpfung  darstelle  und  deshalb 
im  einzelnen  noch  verbesserungslähig  sei  und  einer .  weiteren  Aus- 
gestaltung bedürfe.  Aus  diesem  Grunde  wurde  die  periodische  Ver- 
anstaltung diplomatischer  Konferenzen  zur  Revision  der  Pariser 
Konvention  ins  Auge  gefasst.  Die  erste  Revisionskouferenz  fand 
1886  in  Rom  statt.  Da  indessen  die  von  der  Schweizer  und 
italienischen  Regierung  vorgeschlagenen  Reformen  zu  weittragend 
waren,  um  in  der  kurzen  Vorbereituugszeit  gründlich  bearbeitet  zu 
werden,  wurden  infolge  des  Widerstandes  der  französischen  Regierung 
die  Protokolle  dieser  Konferenz  nicht  ratifiziert. 

Die  nächste  Revisionskouferenz  fand  181*0  in  Madrid  statt. 
Ein  Versuch,  die  Pariser  Konvention  authentisch  auszulegen,  scheiterte 
abermals,  da  das  zu  diesem  Zweck  aufgesetzte  4.  Protokoll  nicht 
ratifiziert  wurde.  Indessen  kam  eine  Einigung  Uber  die  internationale 
Bekämpfung  falscher  Herkunftsbezeichnungen  und  über  die  Ein- 
richtung einer  internationalen  Markeneintragung  zu  stunde.  Da  aber 
mehrere  Unionsmächte  sich  weigerten,  dieser  Einigung  beizutreten, 
so  bildeten  sich  beschränkte  Unionen,  die  sogenannten  rUnions 
restreintes",  derjenigen  Mächte,  welche  sich  diesem  Übereinkommen 
anschlössen.  Ein  weiteres  Madrider  Protokoll  Uber  die  Dotierung 
des  Berner  Unionsbureaus  wurde  dagegen  von  allen  Unionsniächteii 
angenommen.  Die  letzte  Revisionskonferenz  fand  in  den  Jahren  1807 
und  1000  in  Brüssel  statt.  Das  Ergebnis  dieser  diplomatischen 
Verhandlungen  war  eine  wesentliche  Abänderung  des  Unionsvertrages. 
Jahrbuch  der  internnt.  Vereinigung.  6.  Bd.  H> 
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Der  letzte  Termin  zur  Niederlegung  der  Ratifikationsurkunden  ist 
am  14.  Juni  abgelaufen.  Bis  dahin  lag  die  Ratifikation  vor  von 
Belgien.  Dänemark,  den  Vereinigten  Staaten,  Frankreich  und  Tunis, 
Grosshritanien,  Italien,  Japan,  don  Niederlanden.  Portugal.  Schweden. 
Norwegen  und  der  Schweiz.  —  Die  Brüsseler  Akte  treten  am  14.  Sep- 
tember 11)01  in  Kraft. 

Das  deutsche  Reich  war  zwar  auf  der  Pariser  Konferenz  und 
auf  der  Madrider  Konferenz  vertreten,  ohne  indessen  bis  zum  heutigen 
Tage  der  Union  beizutreten.  Die  Gründe  für  unser  Fernbleiben 
sind  verschiedener  Art.  Amtlich  wurde  angegeben,  dass  die  deutsche 
Gesetzgebung,  vor  allem  die  deutsche  Patent-  und  Markeugesetz- 
gebung.  von  den  Gesetzgebungen  der  meisten  anderen  Unionsländer 
zu  sehr  abweiche,  als  dass  ein  Beitritt  Deutschlands  für  die  deutschen 
Interessenten  von  Vorteil  sein  könne.  Der  wahre  Grund  liegt  wohl 
tiefer.  Es  ist  daran  zu  erinnern,  dass  noch  im  Anfang  der  70  er 
Jahre  massgebende  Kreise  in  Deutschland  einen  Patentschutz  für 
schädlich  hielten,  und  dass  unser  erstes  Reichsinarkengesetz  von  1874. 
das  Mustergesetz  von  1876  und  das  Patentgesetz  von  1877  stammten. 
Es  wird  hierdurch  verständlich,  dass  die  Erkenntnis  der  Bedeutung  des 
gewerblichen  Rechtsschutzes  und  der  Tragweite  seiner  Wirkungen  für 
Industrie  und  Handel  noch  nicht  so  weit  ausgebildet  war,  um  die  Not- 
wendigkeit eines  kräftigen  internationalen  gewerblichen  Rechtsschutzes 
zu  ermessen.  Teilweise  fühlten  sich  auch  die  deutschen  Interessenten 
selbst  noch  zu  unsicher,  um  dem  Auslande  einen  so  weitgehenden  Schutz 
zu  gewahren,  wie  ihn  der  Anschluss  an  die  Pariser  Union  zur 
Folge  gehabt  hätte.  Allerdings  machte  sich  ein  Umschwung  der  An- 
schauungen schon  in  den  80er  Jahren  geltend.  Kaum  war  das  Patent- 
gesetz einige  .jähre  in  Kraft,  als  schon  eine  energische  Bewegung 
einsetzte,  um  seine  Reform  herbeizuführen.  Sie  erfolgte  1891 
durch  die  Pntentnovelle.  Die  weitere  Reform  unserer  Rcchtsschutz- 
gesetzgebung  wurde  durchgeführt  durch  das  Gebrauchsmustergesetz 
von  1891.  das  Wareiizciehcngesctz  von  1894.  durch  das  Gesetz 
zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  von  1896.  Es  steht 
noch  aus  die  Reform  des  Geschmackmusterrechts,  die  jedoch  auch 
nicht  mehr  lange  auf  sich  warten  lassen  kann. 

Diese  Refonnbewegung  wurde  getragen  von  den  Bestrebungen 
und  Wünschen  der  deutschen  Interessentenkreise  selbst.  Der  ausser- 
ordentliche  Aufschwung  von  Industrie  und  Handel  erweckte  in  den 
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beteiligten  Kreisen  die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  eines 
kraftigen  gewerblichen  Rechtsschutzes,  und  zwar  nicht  nur  innerhalb 
der  Reichsgrenzen,  sondern  auch  darüber  hinaus.  Diesem  letzteren 
Wunsche  versuchte  die  Reichsregierung  Rechnung  zu  tragen  durch 
den  Abschluss  von  Sondervertragen.  Solche  kamen  zu  stände  1891 
und  181*2  mit  Österreich-Ungarn,  Italien,  der  Schweiz  und  Serbien. 
Ausserdem  hatten  wir  mit  einer  grösseren  Reihe  von  Staaten  vertrags- 
mäßige Abmachungen  Uber  gegenseitigen  Muster-  und  Markenschutz. 

Indessen  war  unser  internationaler  gewerblicher  Rechtsschutz 
noch  durchaus  lückenhaft  und  dtlrftig.  Der  Versuch,  weitere  Ver- 
trage abzuschliessen,  scheiterte  an  dem  Widerstand  solcher  Machte, 
die  der  Union  angehörten  und  den  Beitritt  Deutschlands  zu  der 
Union  verlangten.  Das  gleiche  Verlangen  wurde  auch  in  deutschen 
Interessentenkreisen  immer  lebhafter.  Nachdem  schon  im  Jahre 
1886  der  Verein  zur  Wahrung  der  Interessen  der  chemischen  In- 
dustrie für  die  Notwendigkeit  des  Beitritts  zur  Union  eingetreten 
war,  machte  sich  der  im  Jahre  1890  begründete  Deutsche  Verein 
für  den  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  zum  Trager  dieser 
Bestrebungen.  Auf  der  im  Jahre  1896  in  Berlin  stattfindenden 
deutsch-österreichischen  Konferenz  für  gewerblichen  Rechtsschutz 
wurde  die  Frage  des  Anschlusses  an  die  Union  eingehond  beraten; 
die  Konferenz  kam  zu  dem  Ergebnis,  dass  der  Beitritt  durchaus 
notwendig  sei,  dass  aber  allerdings  im  Interesse  der  deutschen 
Gesetzgebung  eine  Abänderung  der  Konvention  in  mehreren  wesent- 
lichen Punkten  dem  Beitritt  vorausgehen  müsse.1) 

Die  auf  Anregung  des  genannten  Deutschen  Vereins  1897 
begründete  Internationale  Vereinigung  für  gewerblichen 
Rechtsschutz  prüfte  auf  den  Internationalen  Kongressen  von  Wien 
(1897)  und  London  (1898)  die  deutschen  RevisionswUnsehe.*)  Es 
stellte  sich  hierbei  heraus,  dass  die  Interessenten  der  Unionsstaaten 
den  deutschen  Forderungen  durchaus  geneigt  waren;  besonders 
waren  es  die  Vertreter  der  französischen  Interessenten,  also  der 
Gruppe,  welche  bei  Abfassung  der  Pariser  Konvention  den  Ausschlag 

■j  Ostkrbieth  und  Wechsler,  Bericht»*  und  Verhandlungen  der 
deutsch-ÖBterreichischen  Gewerbeschutz-Konferenz.  Berlin,  1896.  S.  8  ff., 
8.  62  ff. 

2)  Jahrbuch  der  Internationalen  Vereinigung  für  gewerblichen 
Rechtsschutz.  Jahrgang  1897  und  1898.    Berlin.  1897,  1899. 
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gegeben  hatte,  die  die  deutschen  Wünsche  für  berechtigt  anerkannten, 
und  dies  auch  in  Wort  und  Schrift  zum  Ausdruck  brachten.1) 

Diese  Bestrebungen  hatten  den  Erfolg,  dass  die  deutsche 
Regierung  offizielle  Vertreter  zu  den  Brüsseler  Konferenzen  von  1807 
und  1900  entsandte,  und  dass  diese  beauftragt  wurden,  die  Revisions- 
wünsche,  welche  die  Bedingung  des  möglichen  Beitritts  zur  Union 
bildeten,  vorzutragen  und  unter  Voraussetzung  der  Annahme  dieser 
Bedingungen  auch  den  Beitritt  Deutschlands  zur  Union  in  Aussicht 
zu  stellen. 

Die  Beschlüsse  der  Brüsseler  Konfereuz  trugen  diesen  Wünschen 
in  jeder  Weise  Rechnung.  Die  Reichsregierung  hat  hierauf  dem 
Reichstage  den  Entwurf  einer  Beitrittserklärung  zur  Union  vorgelegt, 
die  im  Mai  1901  widerspruchslos  angenommen  wurde.8)  Nach  einer 
in  Brüssel  abgegebenen  Erklärung  der  deutscheu  Regierung,  welche 
in  den  Motiven  der  Regierungsvorlage  wiederholt  wurde,  wird  der 
Beitritt  des  Reichs  vollzogen  werden,  sobald  die  Unionsmäehte  die 
Brüsseler  Akte  ratifiziert  haben.  Da  der  Termin  zum  Austausch 
der  Ratifikationsurkunden  schon  hinter  uns  liegt  und,  wie  gesagt, 
die  hauptsächlichsten  Unionsstaaten  die  Ratifikation  schon  vollzogen 
haben,  so  wird  der  Beitritt  des  Reichs  zur  Union  in  allernächster 
Zeit  perfekt  sein.  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  Deutschland  dem 
Madrider  Abkommen  Uber  die  Bekämpfung  der  falschen  Herkunft  s- 
bezeichnungen  und  über  die  internationale  Markeneintragung  nicht 
beigetreten  ist. 

Die  Tatsache  des  Anschlusses  an  die  Union  stellt  uns  nun  vor 
die  Frage:  welches  ist  der  Inhalt  der  Pariser  Konvention,  welche 
rechtlichen  Wirkungen  hat  der  Beitritt  auf  unser  deutsches  Recht, 
wie  wird  sich  hiernach  der  internationale  gewerbliche  Rechtsschutz 
im  Reiche  und  für  die  Reichsangehörigen  gestalten?  Die  Beantwortung 
dieser  Fragen  wird  zugleich  einen  Ausblick  auf  die  weitere  Aus- 
gestaltung*- und  Verbesserungsfähigkeit  der  Konvention  bieten. 

Der  allgemeine  Zweck  der  Konvention  ist  darauf  gerichtet, 
den  Erfindungen  und  gewerblichen  Mustern,  sowie  den  Warenzeichen 
einen  allgemeinen  Schutz  gegen  unbefugte  Benutzung  oder  Nach- 
ahmung zn  gewähren  und  den  internationalen  Verkehr  in  Handel 

')  Vcrirl.  auch  Gewerblicher  Recht  »schütz  und  Urheberrec  ht.  1897, 

S.  :-i.Y7. 

-)  (^werblicher  Rechtsschutz  und  Urheberrecht,  1901,  S.  122. 
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und  Industrie  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  in  seinen  ver- 
schiedenen Formen  zu  sichern.  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  ein 
solcher  Schutz  in  vollkommener  Weise  nur  dann  wirksam  werden 
kann,  wenn  die  Gesetzgebungen  der  verschiedenen  Lander  einheitlich 
sind.  Aus  diesem  Grunde  wurdo  es  schon  auf  dem  Wiener  Kon- 
gress  von  1873  für  erstrebenswert  gehalten,  dass  ein  einheitlicher 
internationaler  Patentschutz  für  Erfindungen  geschaffen  werde.  Ein 
solcher  idealer  Zustand  ist  aber  heute  tatsachlich  nicht  zu  ver- 
wirklichen, vielmehr  weisen  die  Gesetzgebungen  der  verschiedenen 
Lilnder  über  gewerblichen  Rechtsschutz  die  weitestgehenden  Ver- 
schiedenheiten auf.  Es  sei  nur  daran  erinnert,  dass  ein  Patent  in 
Deutschland  erteilt  wird  nur  auf  Grund  einer  materiellen  Vorprüfung, 
in  Frankreich  dagegen  ohne  jede  Prüfung;  dass  ferner  in  Frankreich 
eine  Marke  auf  einfache  Anmeldung  hin  eingetragen  wird,  dass  aber 
diese  Eintragung  nur  eine  deklaratorische  Wirkung  hat,  während 
bei  uns  das  auf  Grund  einer  materiellen  Prüfung  eingetragene 
Warenzeichen  mit  konstitutiver  Kraft  ausgestattet  ist. 

Diese  Verschiedenheiten  auf  einem  so  jungen  Rechtsgebiet 
lassen  sich,  abgesehen  von  den  allgemein  historischen,  rechts- 
psychologischen Gründen,  welche  dio  Rechtsbildung  eines  Landes 
Uberhaupt  bedingen,  vor  allem  auch  daraus  erklären,  dass  die  Ge- 
setzgebung auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Rechtsschutzes  vielfach 
noch  wirtschaftlichen  und  handelspolitischen  Zwecken  dienstbar  ge- 
macht wird;  so  sei  darauf  hingewiesen,  dass  die  französische  Ge- 
setzgebung von  1844  mit  ihrem  scharfen  Ausübungszwang  unter  dem 
Drucke  des  damals  herrschenden  Protektionismus  entstanden  ist,  ferner 
dass  sogar  heute  in  England  von  seiten  mancher  über  die  deutsche 
Konkurrenz  erschreckter  Industrie-  und  Handelskreise  Änderungen 
der  Patentgesetzgebung  vorgeschlagen  werden,  welche  eine  Er- 
schwerung der  deutschen  Einfuhr  nach  England  zur  Folge  haben 
sollen.  Bekannt  ist  ja  auch  die  englische  Gesetzgebung  über  falsche 
Herkunftsbezeichnungen,  die  Vorschrift  des  „made  in  Germanya  in 
der  merchandise  marks  act,  welche  ebenfalls  wesentlich  handels- 
politische Zwecke  verfolgte. 

Angesichts  dieser  Rechtslage  ist  es  die  Aufgabe  der  Konvention, 
einerseits  den  gewerblichen  Rechtsschutz  Uber  die  Landesgrenzen 
auszudehnen,  andererseits  einen  Ausgleich  der  verschiedenartigen 
Gesetzgebungen  und  Kollisionsnonnen  zu  schaffen. 
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Prüfen  wir  nun.  wie  die  Union  diese  Aufgabe  gelöst  hat.  In 
erster  Linie  stellt  die  Pariser  Konvention  den  Grundsatz  auf,  dass 
auch  dem  Ausländer  ein  gewerblicher  Rechtsschutz  zu  gewähren  sei. 
und  zwar  bedingungslos,  d.  h.  ohne  das  weitere  Erfordernis  des 
Nachweises  einer  formalen  oder  materiellen  Reziprozität. 

Was  die  Art  und  den  Umfang  des  Schutzes  betrifft,  so 
werden  die  Unionsangehörigen  in  jedem  Lande  den  Inländern  gleich- 
gestellt. Sie  sollen  nach  dem  Wortlaut  des  Artikels  2  rdie  Vor- 
teile gemessen,  welche  die  betreffenden  Gesetze  den  Staatsangehörigen 
gegenwärtig  gewähren  oder  in  Zukunft  gewäliren  werden". 

Hinsichtlich  der  Voraussetzungen  des  Schutzes  war  eine 
zweifache  Regelung  möglich.  Es  konnte  entweder  nach  dem  Vor- 
bilde der  Berner  Konvention  die  Geltung  des  Personalstatuts  aus- 
gesprochen, d.  h.  der  Schutz  davon  abhängig  gemacht  werden, 
dass  die  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  des  Ursprungslandes  erfüllt 
sind,  oder  es  konnte  da,s  reine  Territorialprinzip  aufgestellt  werden, 
wonach  für  jedes  Land  ausschliesslich  die  eigne  Gesetzgebung  dafür 
massgebend  ist,  ob  und  inwieweit  die  Voraussetzungen  des  ge- 
werblichen Rechtsschutzes  vorliegen.  Die  Unionsmächte  haben  sich 
für  das  Territorialprinzip  entschieden,  und  zwar  erklärte  sich  diese 
Abweichung  von  den  Grundsätzen  der  Berner  Konvention  daraus, 
dass  eben  die  Regelung  des  gewerblichen  Rechtsschutzes  mit  wirt- 
schafts-  und  handelspolitischen  Fragen  derart  zusammenhängt,  dass 
man  es  bis  jetzt  nicht  für  möglich  gehalten  hat.  die  vielfäch  den 
Interessen  des  Inlandes  entgegengesetzten  wirtschaftspolitischeu 
Iuteresseu  der  ausländischen  Gesetzgebung  für  die  Voraussetzung 
des  Rechtsschutzes  massgebend  sein  zu  lassen. 

Hiernach  stellt  die  Konvention  sowohl  für  die  Voraussetzung 
des  gewerblichen  Rechtsschutzes,  wie  für  die  Art,  den  Umfang  und 
die  Dauer  des  Schutzes  das  Territorialprinzip  auf. 

Bei  der  Verschiedenheit  der  Gesetzgebungen  würde  aber  diese 
Regelung  des  internationalen  Schutzes  überhaupt  wirkungslos  sein, 
wenn  sie  unbedingt  durchgeführt  werden  sollte.  Es  hat  sich  daher 
die  Notwendigkeit  herausgestellt,  den  Grundsatz  des  Territorial- 
prinzips in  mehrfacher  Beziehung  zu  durchbrechen  und  zwar  durch 
einheitliche  Bestimmungen  des  materiellen  Privatrechts  und  durch 
einheitliche  Kollisionsnorineu.  Die  einheitlichen  materiell-rechtlichen 
Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die  Begründung  eines  Prioritätsrechts 
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für  die  Anmeldung  von  Patenten,  gewerblichen  Mustern  und  Fabrik- 
und  Handelsmarken,  auf  den  AusfUhruugszwaug  und  die  Aufhebung; 
der  Einfuhrverbote  für  patentierte  Gegenstände  (Art.  5);  ferner 
wird  einheitlich  festgesetzt,  dass  bei  der  Eintragung  von  Fabrik- 
«»der  Handelsmarken  die  Natur  des  Erzeugnisses,  auf  welchem  die 
Fabrik-  oder  Handelsmarke  angebracht  werden  soll,  in  keinem  Falle 
die  Hinterlegung  der  Marke  hindern  darf:  und  schliesslich,  dass  der 
Handelsname  in  allen  Ländern  auch  ohne  Eintragung  in  ein  Register 
zu  schützen  ist. 

Einheitliche  KollLsionsnormen  werden  aufgestellt  in  dem  Ar- 
tikel 6  der  Konvention,  ergänzt  durch  Artikel  4  des  .Schlussprotokolls, 
wonach  für  die  rechtliche  Beurteilung  der  Marke  die  Geltung  des 
Personal-Statuts  ausgesprochen  wird. 

Neben  diesen  Bestimmungen,  welche  in  das  materielle  Privat- 
recht der  Unionsländer  unmittelbar  eingreifen,  nimmt  die  Konvention 
noch  eine  Abänderung  der  inneren  Gesetzgebungen  der  Unionsstaaten 
insofern  in  Aussicht,  als  diese  sich  verpflichten,  einen  internationalen 
Ausstellungsschutz  zu  schaffen  und  eine  Zentralbehörde  für 
gewerblichen  Rechtsschutz  einzurichten.  Es  sei  gleich  bemerkt,  dass 
letztere  Bestimmung  für  uns  in  Deutschland  gegenstandslos  ist,  da 
wir  in  dem  Patentamt  schon  die  gewünschte  Zentralbehörde 
besitzen. 

Aus  der  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  der  Pariser  Kon- 
vention und  der  Bestimmungen  des  deutschen  Rechts  ergibt  sich 
nun  für  den  internationalen  gewerblichen  Rechtsschutz  Deutschlands 
folgendes  Bild. 

Schutz  her  echtigt  sind  die  Untertanen  und  Bürger  der 
Unionsstaaten,  sowie  diejenigen  Ausländer,  die  in  dem  Gebiet  eines 
der  Verbandsstaaten  ihren  Wohnsitz  oder  tatsächliche  und  wirkliche 
gewerbliche  oder  Handelsniederlassungen  haben. 

Die  Fragen,  ob  jemand  Untertan  oder  Bürger  eines  Unions- 
staates ist,  die  Fragen  der  Geschäftsfähigkeit,  der  Handlungsfähigkeit 
von  Gesellschaften  und  audereu  juristischen  Personen,  ferner  die 
Frage,  ob  ein  Wohnsitz  in  einem  Unionslande  vorliegt,  richtet  sich 
nach  dem  Recht  des  Landes,  auf  dessen  Zugehörigkeit  zur  Union 
ein  Anspruch  begründet  wird.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Frage  der 
gewerblichen  oder  Handelsniederlassung,  sofern  sich  für  diesen  Be- 
griff" überhaupt  in  der  Gesetzgebung  des  Ursprungslandes  rechtliche 
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Anhaltspunkte  finden  lassen.  Ist  dies  nicht  möglich,  so  liegt  eine 
Tatfrage  vor.  für  deren  Beurteilung  ausschliesslich  die  Auslegung 
der  Worte  „tatsächliche  und  wirkliche  gewerbliche  oder  Handels- 
niederlassung" massgebend  sein  wird.  Zu  bemerken  ist,  dass  nach 
der  Entstehung  der  Bestimmung  eine  Hauptniederlassung  nicht 
erforderlich  ist  —  im  Gegensatz  zu  den  analogen  Bestimmungen 
der  von  Deutschland  geschlossenen  Sonderverträge.  Andererseits 
wird  anzunehmen  sein,  dass  die  Bestellung  eines  Vertreters  zur 
Begründung  der  Niederlassung  nicht  genügt,  vielmehr  wird  regel- 
mässig eine  eingerichtete  Geschäftsstelle  mit  eigener  Geschäftsführung 
erforderlich  sein. 

Die  Zugehörigkeit  zu  einem  Unionsstaat  muss  in  dem  Zeitpunkte 
vorliegen,  in  dem  der  Rechtsschutz  auf  Grund  der  Konvention  in 
Anspruch  genommen  wird.  Wenn  z.  B.  ein  Russe  in  Frankreich 
ein  Patent  erwirbt,  aber  erst  nach  diesem  Zeitpunkt  seinen  Wohnsitz 
in  Frankreich  nimmt,  wird  ihm  ein  Prioritätsrecht  auf  den  Zeitpunkt 
der  Anmeldung  seines  Patentes  nicht  zustehen. 

Der  gewerbliche  Rechtsschutz  der  Union  erstreckt  sich  auf 
das  gewerbliche  Eigentum  im  weitesten  Sinne,  also  Patentrecht. 
Musterrecht,  auf  das  Recht  der  Warenbezeichnung  und  die  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbes. 

Der  internationale  Patentschutz1)  des  Reichs  bleibt  im 
grossen  Ganzen  derselbe  wie  bisher.  Wie  sämtliche  Auslandsgesetze, 
lässt  auch  das  deutsche  Patentgesetz  Ausländer  ohne  Einschränkung 
zur  Erlangung  des  Patentschutzes  zu,  und  zwar  aus  der  Erwägung 
heraus,  dass  eine  neue  Erfindung  in  einem  Lande  nur  dann  der 
Technik  und  der  Allgemeinheit  zugeführt  werden  kann,  wenn  sie 
unter  dem  Schutze  eines  Pateutes  zur  Ausführung  und  weiteren  Ent- 
faltung gelangt.  Der  Konkurrenz  der  aus  dem  Auslande  impor- 
tierenden Industrie  suchte  man  durch  Einfuhrverbote  und  Ausfülirungs- 
zwaug  zu  begegnen. 

Für  die  Voraussetzung,  das  Verfahren  und  die  Wirkung  der 
Patenterteilung  bleibt  das  deutsche  Recht  massgebend.  Das  Territorial- 
prinzip der  Konvention  kommt  in  Art.  4b  noch  dadurch  besonders 
scharf  zum  Ausdruck,  dass  die  im  Inlande  erteilten  Patente  von  den 

')  Vt-rgl.  hierzu  R.  Alkxandkr-Katz  in  „Per  Anschluss  des  Deutschen 
Reiches  an  die  Internationale  Union  für  «rewerblichen  Rechtsschutz".  Berlin, 
Karl  Heynianus  Verlay,  1902.  8.  65  ff. 
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für  dieselbe  Erfindung  in  anderen  Staaten  erteilten  Patenten  unab- 
hängig sein  sollen.  Hiernach  bildet  der  Verfall  des  im  Auslande 
genommenen  Ursprungspatentes  weder  einen  Nichtigkeit^-  noch  einen 
Zurtlcknalimegrund  für  das  deutsche  Patent. 

Eine  Ausnahme  erleidet  das  Territorialprinzip  durch  die  Be- 
stimmungen der  Konvention  Uber  das  Prioritätsrecht  und  Uber 
den  Ausführuugszwang.  Über  das  Prioritätsrecht  bestimmt 
Artikel  4  der  Konvention:  „Derjenige,  welcher  in  einem  der  Vertrags- 
schliessenden Staaten  ein  Gesuch  um  ein  Erfindungspateut  vorschrifts- 
mäßig hinterlegt,  soll  zum  Zwecke  der  Hinterlegung  in  den  anderen 
Staaten  während  der  Frist  von  12  Monaten  und  vorbehaltlich  der 
Rechte  Dritter  ein  Prioritätsrecht  geniessen".  Demgcmäss  soll  die 
in  einem  der  übrigen  Verbandsstaaten  vor  Ablauf  dieser  Frist 
bewirkte  Hinterlegung  durch  inzwischen  eingetretene  Tatsachen, 
wie  namentlich  durch  eine  andere  Hinterlegung,  durch  die  Ver- 
öffentlichung der  Erfindung  oder  deren  Ausübung,  nicht  unwirksam 
gemacht  werden  können. 

Die  Bedeutung  dieser  Bestimmung  kommt  nach  2  Richtungen 
zur  Geltung. 

Eine  der  Voraussetzungen  der  Patentfähigkeit  ist  nach  deutschem 
Hecht  die  Neuheit  der  Erfindung.  Die  Neuheit  wird  ausgeschlossen 
durch  die  vor  der  Patentanmeldung  erfolgte  offenkundige  Benutzung 
im  Inlande  und  die  Beschreibung  der  Erfindung  in  einer  öffentlichen 
oder  ausländischen  Druckschrift.  Wenn  nun  eine  Erfindung  in  einem 
Vnionslande  zur  Patentierung  hinterlegt  oder  patentiert  wird,  so 
kann  dies  eine  offenkundige  Vorbenutzung  oder  öffentliche  Be- 
schreibung der  Erfindung  in  Druckschriften,  z.  B.  in  Patentschriften, 
also  eine  Neuheitszerstöruug  zur  Folge  haben. 

Auf  Grund  des  Prioritätsrechts  bleibt  die  während  der  Prioritäts- 
frist  erfolgende  Offenkundigwerdung  der  Erfindung  durch  Benutzung 
oder  Druckschriften  ohne  Einfluss  auf  die  Neuheit  der  Erfindung. 

Die  andere  Wirkung  des  Prioritätsrechts  ist  folgende: 

Anspruch  auf  das  Patent  hat  nach  §  3  Absatz  1  des  Patent- 
gesetzes  derjenige,  der  die  Erfindung  zuerst  nach  Massgabe  des 
Patentgesetzes  anmeldet.  Die  Priorität  des  Anspruches  auf  das  Patent 
wird  daher  nach  deutschem  Recht  ausschliesslich  durch  die  Tatsache 
der  Anmeldung  bei  dem  Patentamt  begründet.  Innerhalb  der  Kon- 
vention wird  diese  Bestimmung  nun  aufgehoben:  Anspruch  auf  die 
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Erfindung  hat  nach  der  Konvention  derjenige,  der  das  Patent  zuerst 
in  einem  Unionslande  vorschriftsmässig  anmeldet. 

Ob  die  Anmeldung  im  Ursprungslande  eine  vorschrifts- 
mässige  ist.  hat  man  nach  der  Gesetzgebung  dieses  Ursprungslandes 
zu  prüfen.  Dies  ist  besonders  wichtig  für  diejenigen  Fülle,  in  denen 
die  Identität  der  spüter  angemeldeten  Erfindung  mit  der  früher  im 
Auslande  hinterlegten  Erfindung  in  Frage  steht,  und  es  infolgedessen 
genau  darauf  ankommt,  das  Datum  festzustellen,  an  dem  die  im  Iu- 
lande  angemeldete  Erfindung  auch  im  Auslande  zur  Hinterlegung 
gelangt  ist. 

Das  Prioritätsrecht  besteht  so  lange,  als  auch  die  Hinterlegung 
im  Ursprungslande  besteht.  Wird  das  Patent  im  Ursprungslande 
während  der  Dauer  der  Prioritätsfrist  zu  Fall  gebracht,  so  erlischt 
auch  das  Prioritätsrecht. 

Was  den  Inhalt  des  Prioritätsrechts  betrifft,  so  begründet  er 
lediglich  eine  subjektive  Berechtigung,  ganz  ebenso  wio  die  bei  uns 
erfolgte  erste  Anmeldung  eineu  Anspruch  auf  das  Patent  begründet, 
jedoch  zunächst  ohne  weitere  Rechtsfolgen.  Indessen  wird  aus  all- 
gemeinen Gründen  anzunehmen  sein,  dass  auch  der  ausländische 
Prioritütsberechtigte  einen  Schutz  seines  Ertinduugsbesitzes  geniesst. 
ebenso  wie  dies  für  den  deutschen  Erfindungsbesitzer  vor  der  Patent- 
erteilung angenommen  wird.  Insbesondere  steht  auch  ihm  der  Schutz 
des  §  3  Absatz  2  gegen  widerrechtliche  Entnahme  seiner  Erfindung 
zu.  Eine  weitergehende  Wirkung  hat  das  Prioritätsrecht  nach  dem 
Patentrecht  nicht.  Insbesondere  steht  den  Prioritätsberechtigten 
kein  Patentschutz  zu.  Dieser  tritt  vielmehr  erst  mit  der  von  dem 
Patentamte  beschlossenen  Bekanntmachung  der  Anmeldung  ein. 

Andererseits  muss  der  Prioritätsberechtigte,  der  sein  Patent 
im  Inlando  anmeldet,  auch  das  in  Deutschland  erworbene  Vor- 
benutzungsrecht gegen  sich  gelten  lassen,  und  zwar  wenn  die 
Vorbenutzung  vor  der  im  Ursprungslande  erfolgten  ersten  Hinter- 
legung oder  während  der  Prioritätsfrist  selbst  erfolgt  ist.  Trotz  der 
nachträglich  erfolgten  Erteilung  des  Patentes  bleibt  der  Vorbenutzer 
berechtigt,  die  Erfindung  für  die  Bedürfnisse  seines  eigenen  Betriebes 
in  eigenen  oder  fremden  Werkstätten  weiter  auszunutzen.  Eine  Uber 
die  Bedürfnisse  seines  Betriebes  reichende  Ausführung  und  Benutzung 
der  Erfindung  steht  auch  demjenigen,  der  die  Erfindung  während 
der  Prioritätsfrist  in  Benutzung  genommen  hat,  nicht  zu.    Wie  der 
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deutsche  Patentinhaber,  kann  auch  der  ausländische  Prioritäts- 
berechtigte, der  seine  Erfindung  in  Deutschland  patentieren  lässt, 
dem  Vorbeuutzer  gegenüber  den  Einwand  des  Dolus  entgegenhalten, 
falls  dieser  seine  Erfindung  rechtswidrig  dem  Prioritätsberechtigten 
entnommen  hat.  Die  einfache  Konntnisnahme  der  im  Auslande  er- 
folgten Veröffentlichung  der  Erfindung  gentigt  aber  natürlich  nicht 
zur  Annahme  rechtswidriger  Aneignung  der  Erfindung. 

Neben  dem  Prioritätsrecht  enthält  die  Konvention  noch  Be- 
stimmungen über  den  Ausühungszwang. 

Nach  unserem  deutschen  Recht  kann  das  Patent  nach  Ablauf 
von  3  Jahren  von  dem  Tage  der  Bekanntmachung  der  Patent- 
erteilung an  zurückgenommen  werden,  wenn  der  Patentinhaber  es 
unterlässt,  die  Erfindung  im  Inlaude  in  angemessenem  Umfange  zur 
Ausführung  zu  bringen  oder  doch  alles  zu  tun,  was  erforderlich  ist, 
am  diese  Ausfüllung  zu  sichern.  Die  Pariser  Konvention  bestimmt 
nun  hinsichtlich  des  Ausübungszwanges: 

rDie  durch  den  Patentinhaber  bewirkte  Einfuhr  von  Gegen- 
ständen, welche  in  einem  oder  dem  anderen  Verbandsstaate 
hergestellt  sind,  in  das  Land,  in  welchem  das  Patent  erteilt 
worden  ist,  soll  den  Verfall  der  letzteren  nicht  zur  Folge  haben. 
Gleichwohl   soll   der  Patentinhaber  verpflichtet  bleiben,  sein 
Patent  nach  Massgabe  der  Gesetzgebung  des  Landes,  in  welches 
er  die  patentierten  Gegenstände  einführt,  auszuüben*4. 
Die  Anwendung  der  inneren  Gesetzgebung  wird  durch  folgende, 
einheitliches  materielles  Recht  schaffende  Bestimmung  des  Art.  3  b 
des  Schlussprotokolls  eingeschränkt: 

rDer  Verfall  eines  Patentes  wegen  Nichtausübung  soll  in  jedem 
Lande  nicht  vor  Ablauf  von  3  Jahren  seit  Hinterlegung  des 
Gesuchs  in  dem  Lande,  um  das  es  sich  handelt,  und  nur  dann 
ausgesprochen  werden  können,  wenn  der  Patentinhaber  Gründe 
für  seine  Untätigkeit  nicht  dartut". 
Aus  der  Nebeneinanderstcllung  der  Bestimmungen  des  deutschen  Ge- 
setzes mit  den  Bestimmungen  der  Pariser  Konvention  ergibt  sich,  dass 
letztere  gegenüber  unserem  Gesetz  eine  materielle  Änderung  nicht 
enthält.    Jedoch  wird  unsere  Rechtsprechung  darauf  Rücksicht  zu 
nehmen  haben,  dass  dio  Konvention  die  Einfuhr  als  Grund  für  die 
Zurücknahme  des  Patentes  ausdrücklich  aufliebt,  während  bisher 
unsere  Rechtsprechung  vielfach  den  Import  aus  dem  Auslande  als 
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einen  Grund  für  die  Annahme  nicht  in  angemessenem  Umfange  er- 
folgter Ausfllhruug  im  Iulaude  betrachtet  hat. 

Bezüglich  aller  anderen  Punkte  bleibt  es  bei  den  Bestimmungen 
unseres  Patentgesetzes.  Insbesondere  ist  noch  hervorzuheben,  dass 
auch  der  Unionsangehörige,  der  nicht  im  Inlande  wohnt,  gemäss 
$  12  des  Patentgesetzes  einen  Anspruch  auf.  die  Erteilung  des  Patentes 
und  die  Rechte  aus  dem  Patent  nur  dann  geltend  machen  kann, 
wenn  er  im  Inlande  einen  Vertreter  bestellt  hat. 


Das  zweite  Hauptgebiet,  das  von  der  Pariser  Konvention 
normiert  wird,  umfasst  den  Muster-  und  Mo  de  11  schütz.1)  Auch 
für  diese  Materie  spricht  die  Konvention  ganz  allgemein  aus,  dass 
die  Unionsangohörigcn  dem  Inländer  gleichgestellt  werden  sollen, 
und  dass  für  die  Voraussetzungen  und  für  die  Wirkungen  des 
Schutzes  lediglich  das  deutsche  Recht  in  Betracht  kommt.  Wenn 
wir  darauthin  prüfen,  wie  der  internationale  Musterschutz  des  Reichs 
sich  gestalten  wird,  ist  zunächst  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass 
wir  in  Deutschland  zwei  verscliiedene  Mustergesetze  haben.  Das  eine, 
das  sich  auf  die  Gebrauchsmuster  bezieht,  neue  Anordnungen, 
Vorrichtungen  an  einem  Arbeits-  oder  Gebrauchsgegenstand,  welche 
dem  Gebrauchszweck  dienen,  und  das  Gesetz  zum  Schute  der  Ge-  • 
schmaeksmuster,  welches  sich  lediglich  auf  neue  ästhetisch 
wirkende  Formen  von  Gebrauchsgegenständen  erstreckt.  Es  kaun 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  allgemeine  Begriff  Muster  und 
Modell  der  Konvention  sowohl  die  Gebrauchsmuster  als  die  Ge- 
schmacksmuster umfasst,  wenn  auch  nicht  zu  verkennen  ist,  dass 
Gebrauchsmuster  im  Sinne  unseres  deutschen  Gesetzes  in  den  meisten 
Gesetzgebungen  nicht  bekannt  sind,  und  andererseits  unsere  Ge- 
brauchsmuster in  Ländern  wie  Frankreich  vielfach  als  Erfindungen 
betrachtet  werden. 

Sowohl  der  Gebrauchs-  wie  der  Geschmacksmusterschutz  wurde 
bisher  Ausländern  prinzipiell  nicht  gewährt,  sondern  nur  unter  der 
Voraussetzung,  dass  sie  bei  Gebrauchsmustern  einen  Wohnsitz  oder 
eine  Niederlassung  im  Inlande  und  bei  Geschmacksmustern  eine  ge- 
werbliche Niederlassung  im  Inlande  besitzen.     Diese   beiden  er- 

')  Vt;rgl.  hierzu  Ostkkkiktii  in  „Der  Anschlags  des  Deutscheu 
Reiches  an  die  Internationale  Union  für  gewerblichen  Rechtsschutz".  Berlin, 
1902.  S.  139  ff 
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schwerenden  Voraussetzungen  des  Ausländersehutzes  sind  nach  dem 
Anschluss  an  die  Union  weggefallen,  so  dass  in  Zukunft  jeder  Unions- 
angehörige ohne  Erfüllung  anderer  Formalitäten  und  Bedingungen, 
als  die  auch  für  die  Reiehsangehörigen  vorgeschriebenen,  Gebrauchs- 
und Gesehmacksmusterschutz  in  Deutschland  erlangen  kann.  Hierbei 
ist  aber  noch  hervorzuheben,  dass  hierdurch  Unionsangehörige  von 
der  im  Gebrauchsmustergesetz  enthaltenen  Vorschrift,  im  Inlande 
einen  Vertreter  zu  bestellen,  nicht  entbunden  werden. 

Die  Hinterlegung  des  Geschmacksmusters  und  die  An- 
meldung und  Eintragung  des  Gebrauchsmusters  durch  den  Unions- 
angehörigen  erfolgt  nach  denselben  Vorschriften,  die  auch  für 
den  im  Inlande  angesessenen  Reichsangehörigen  gelten,  und  hat 
die  gleichen  Wirkungen.  Dieser  Grundsatz  wird  durchbrochen  durch 
die  auch  hier  geltenden  Vorschriften,  dass  derjenige,  der  ein  Muster 
oder  ein  Modell  in  einem  der  vertragschliessenden  Staaten  vorschrifts- 
mäßig hinterlegt,  bei  uns  ein  viermonatliches  Prioritätsrecht  ge- 
•niesst.  Die  Wirkung  des  Prioritätsrechts  ist.  wie  bei  dem  Patent- 
schutz, Hie,  dass  die  Neuheit  des  Musters  durch  eine  während  der 
Prioritätsfrist  eintretende  Tntsache  nicht  aufgehoben  wird,  und  dass 
die  Hinterlegung  des  Prioritatsberechtigten  derjenigen  Hinterlegung 
für  das  gleiche  Muster  vorgeht,  welche  während  der  Prioritütsfrist 
von  einem  Dritten  bewirkt  wird.  Da  bei  Geschmacks-  und  Gebrauchs- 
mustern eine  materielle  Prüfung  des  hinterlegten  Musters  nicht  er- 
folgt, so  kommt  das  Prioritätsrecht  nur  in  einem  Verletzungs-  oder 
Feststellungsstreit,  also  nur  in  einem  gerichtlichen  Verfahren  zur 
Wirkung.  Eine  Nachbildung  oder  Benutzung  des  Musters  kann  der 
Prioritätsberechtigte  während  der  Dauer  der  Prioritätsfrist  nicht 
verhindern.  Dagegen  steht  demjenigen,  der  ein  Muster  während  der 
Prioritätsfrist  gebraucht  hat,  ein  Anspruch  auf  Fortbenutzung  nicht 
zu,  im  Gegensatz  -  wie  wir  eben  gesehen  haben  —  zu  der  Rechts- 
lage im  Patentwesen.  Der  durch  das  Geschmacksmustergesetz  vor- 
geschriebene Ausführungs zwang  liegt  auch  dem  Unionsangehörigen 
ob.  Die  Einfuhr  von  im  Auslande  hergestellten  Geschmacksmustern 
hebt  die  Wirkung  der  Hinterlegung  auf. 

Damit  steht  die  Pariser  Konvention  im  Gegensätze  zu  den 
Bestimmungen  des  deutsch-österreichischen  Abkommens,  welches  die 
Einfuhr  aus  einem  Gebiete  in  das  andere  nicht  als  einen  Grund  Hil- 
den. Verlust  des  Musterrechts  betrachtet,  und  vor  allem  auch  zu  den 


Digitized  by  Google 


2Ö4 


Vorträge. 


Bestimmungen  des  deutsch-italienischen  und  deutsch-schweizerischen 
Abkommens,  welche  den  Ausfuhrungszwang  in  ihren  gegenseitigen 
Gebieten  aufheben.  Diese  weitergehenden  Bestimmungen  dieser  Ab- 
kommen bleiben  also  auch  nach  dem  Anschluss  Deutschlands  und 
Österreichs  noch  in  Kraft. 

Eine  interessante  Frage  ergibt  sich  aus  dem  Nebeneinander- 
bestehen der  Berner  Konvention  zum  Schutze  des  Urheberrechts 
an  Werken  der  Litteratur  und  Kunst  und  der  Pariser  Konvention 
fUr  gewerblichen  Hechtsschutz.  Nach  dein  Wortlaut  des  Artikels  4 
der  Berner  Konvention  fallen  unter  den  Schutz  dieses  Abkommens 
rWerke  der  zeichnenden  Künste,  der  Malerei,  der  Bildhauerei.  Stiche, 
Lithographien,  Blustrationen,  überhaupt  jedes  Erzeugnis  aus  dem 
Bereiche  der  Kunst,  welches  im  WTege  des  Druckes  oder  sonstiger 
Vervielfältigung  veröffentlicht  werden  kannil.  FUr  den  Schutz  dieser 
Werke  sind  im  Gegensatz  zu  dem  Territorialprinzip  der  Pariser 
Konvention  diejenigen  Bedingungen  und  Form  Vorschriften  massgebend, 
welche  nach  der  Gesetzgebung  des  Ursprungslandes  vorgesehrieben 
sind.  Hiemach  ist  ein  Werk  der  bildenden  Künste  eines  französischen 
Urhebers  in  Deutschland  ohne  weiteres  im  weitesten  Umfange  gegen 
Nachbildung  geschützt,  da  durch  die  Bestimmung  des  Artikels  4  der 
Berner  Konvention  eine  einheitliche  Vorschrift  materiellen  Rechts 
aufgestellt  wird.  Nach  t?  14  unseres  Kunst  Schutzgesetzes  vom 
9.  Januar  1876  wird  nun  ein  an  Industrieerzeuguissen  angebrachtes 
Kunstwerk  gegen  weitere  Nachbildung  in  der  Industrie  nur  dann 
geschützt,  wem»  es  als  gewerbliches  Muster  eingetragen  worden  ist. 
Hiernach  und  nach  den  Motiven  dieses  Gesetzes  stehen  die  Werke 
der  angewandten  Kunst  in  Deutschland  unter  dem  Schutze  des  Muster- 
gesetzes und  damit  auch,  soweit  der  internationale  Schutz  in  Betracht 
kommt,  unter  dem  Schutze  der  Pariser  Konvention,  wolche  die  Er- 
füllung der  in  Deutschland  vorgeschriebenen  Formalitäten  vorschreibt. 
Es  entsteht  nun  die  Frage,  wie  die  Rechtslage  sich  gestaltet  gegen- 
über  solchen  Ländern,  die  beiden  Unionen  angehören,  also  z.  B.  ob 
ein  kunstgewerbliches  Erzeugnis  eines  französischen  Urhebers  unter 
den  Schutz  der  Berner  oder  der  Pariser  Konvention  fällt.  Meines 
Erachtens  kommen  hierfür  lediglich  die  Bestimmungen  der  Berner 
Konvention  in  Betracht,  da  diese  eine  einheitliche  materielle  Eechts- 
bestimmung  aufstellt,  welche  als,  solche  Bestandteil  des  materiellen 
deutschen  Urivatrechts  wird.   Die  Kollisionsnormen  der  Pariser  Kon 
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ventiou,  welche  die  Anwendung  des  deutschen  Rechts  vorschreiben, 
führen  also  mittelbar  zur  Anwendung  der  in  das  deutsche  Recht 
übergegangenen  Bestimmung  des  Artikels  4  der  Berner  Konvention. 
Die  Folge  davon  ist,  dass  Werke  der  angewandten  Kunst  innerhalb 
des  Gebietes  der  Beraer  Konvention  als  Kunstwerke  und  nicht  als 
kunstgewerbliche  Muster  geschützt  sind,  und  dass  für  ihren  Schutz 
die  Vorschriften  des  Ursprungslandes  und  nicht  die  der  einheimischen 
Gesetzgebung  massgebend  sind. 

Der  Warenzeichenschutz1)  soll  nach  der  Auffassung  des 
deutschen  Gesetzgebers  prinzipiell  nur  dem  in  Deutschland  nieder- 
gelassenen Handel  zu  gute  kommen.  Ausländer  —  und  hierzu  ge- 
hören auch  die  im  Auslande  niedergelassenen  Reichsdeutschen  — 
haben  Anspruch  auf  Zeichenschutz  nur  im  Falle  der  ausdrücklich 
anerkannten  Gegenseitigkeit.  Dies  bestimmt  ausdrücklich  §  23  unseres 
Warenzeichengesetzes,  der  folgendermassen  lautet: 

„Wer  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  hat  auf  den 
Schutz  dieses  Gesetzes  nur  Anspruch,  wenn  in  dem  Staate,  in 
welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet,  nach  einer  im  Reichs- 
gesctzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsche  Warenbezeich- 
nungen im  gleichen  Umfange  wie  inländische  Warenbezeich- 
nungen zum  gesetzlichen  Schutze  zugelassen  werden". 
Bemerkt  sei,  dass  solche  Erklärungen  des  Reichskanzlers  gegen- 
über den  meisten  Kulturstaaten  erfolgt  sind. 

Die  Pariser  Konvention  dehnt  den  Grundsatz  der  Gleich- 
stellung der  Unionsangehörigen  mit  den  Inländern  auch  auf  Waren- 
zeichen aus.  Hiernach  können  also  Unionsangehörige,  d.  h.  Staats- 
angehörige der  Unionsstaaten  und  solche  Personen,  welche  in  diesen 
ihren  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  haben,  in  Zukunft  Schutz 
für  ihre  Warenzeichen  in  Anspruch  nehmen,  auch  wenn  sie  keine 
Niederlassung  in  Deutschland  haben. 

Der  Schutz  ausländischer  Warenzeichen  hatte  bisher  nur 
accessori sehen  Charakter.  Nach  §  23  des  Warenzeichengesetzes 
hatte  derjenige,  der  ein  ausländisches  Warenzeichen  zur  Anmeldung 
bringt,  damit  den  Nachweis  zu  verbinden,  dass  er  in  dem  Staate,  in 
welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet,  für  diese  Zeichen  den 

'>  Vergl.  hierzu  Lau  in  „Der  Anschlug*  des  Deutschen  Reichs  an 
die  Internationale  Union  für  gewerblichen  Rechtsschutz11.  iJerlin,  1902. 
8.  161  ff. 
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Markenschutz  nachgesucht  und  erhalten  hat.  Ausländer  konnten 
hiernach  bei  uns  keine  selbständigen  Warenzeichen  besitzen,  d.  h. 
keine  solchen,  die  sie  nicht  schon  in  ihrem  Heimatlande  zur  Ein- 
tragung gebracht  hatten.  Nach  dem  Grundsatz  der  Gleichstellung 
der  In-  und  Ausländer  muss  meines  Erachtens  diese  erschwerende 
Voraussetzung  des  Schutzes  der  ausländischen  Warenzeichen  fallen. 

Wenn  hiergegen  eingewandt  worden  ist,1)  dass  der  accessorische 
Charakter  der  ausländischen  Marke  einen  grundsätzlichen  Bestandteil 
des  deutschen  Warenzeichenrechts  bilde,  und  dass  nach  dem  Teni- 
torialpriuzip  dieser  Grundsatz  auch  auf  die  rnionsangehörigen  An- 
wendung zu  finden  habe,  so  ist  eben  darauf  zu  erwidern,  dass  dieser 
accessorische  Charakter  der  Auslandsmarke  in  seiner  Wirkung 
lediglich  eine  besondere  Voraussetzung  für  den  Erwerb  des  Wareti- 
zeichenschutzes  durch  Ausländer  darstellt,  und  dass  diese  besonderen 
Voraussetzungen  des  Ausländerschutzes  dem  Grundsatz  der  Gleich- 
stellung der  Inländer  und  Ausländer  nicht  standhalten  können.  Hier- 
nach können  nach  dem  Anschluss  Unionsangehörige  in  Deutschland 
ihre  Warenzeichen  auch  unabhängig  von  dem  im  Auslande  erworbenen 
Zeichenschutz  erwerben. 

Für  die  allgemeinen  Voraussetzungen  des  Warenzeichenschutzes 
und  seine  Wirkungen  ist  prinzipiell  das  deutsche  Kecht  massgebend. 
Es  wird  also  auch  in  Zukunft  die  Bestimmung  des  S  23.  3.  Absatz, 
letzter  Satz.  Anwendung  nnden,  dass  rdic  Eintragung,  soweit  Dicht 
Staatsverträge  ein  anderes  bestimmen,  nur  dann  zulässig  ist,  wenn 
das  Zeichen  den  Anforderungen  dieses  Gesetzes  entspricht-.  Es  wird 
hiernach  also  prinzipiell  für  das  von  l'nionsangehörigen  angemeldete 
Warenzeichen  die  Prüfung  nach  Massgabe  unseres  Warenzeichen- 
gesetzes einzutreten  haben. 

Eine  Einschränkung  diese*  Grundsatzes  hat  die  ausdrückliche 
Bestimmung  des  Artikels  6  der  Pariser  Konvention  zur  Folge,  der 
bestimmt: 

„.Jede  in  dem  Vrsprungslande  Vorschrift smässig  hinterlegte 
Fabrik-  oder  Handelsmarke  soll  so  wie  sie  ist  (im  französischen 
Text:  teile  quelle)  in  allen  anderen  Verbaudsstaaten  zur  Hinter- 
legung zugelassen  und  geschützt  werden". 
Ich  bemerke,  dass  diese  Vorschrift  nur  eine  einschränkende 
Ausnahmebestimmung  gegenüber  dem  allgemein  anerkannten  Terri- 
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torialprinzip  ist.  Sie  beschränkt  nämlich  die  Anwendung  des  deutschen 
Warenzeichenrechts  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  eine  Auslands- 
markt ursprünglich  im  Ursprungslande  des  Unionsangehörigen  hinter- 
legt worden  ist.  Es  sei  dabei  wiederholt  darauf  hingewiesen,  dass 
diese  Hinterlegung  im  Ursprungslande  nicht  mehr,  wie  nach  dem 
bisherigen  Warenzeichengesetz,  Voraussetzung  der  Eintragungs- 
fähigkeit im  Inlande  Oberhaupt  ist,  sondern  dass  sie  jetzt  nur  in 
Betracht  kommt,  als  Voraussetzung  für  den  Anspruch  des  Unions- 
augehörigen auf  Anerkennung  des  Personalstatuts  der  Marke.  Mit 
anderen  Worten,  es  braucht  nicht  jede  Marke,  die  von  Unions- 
angehörigen  in  Deutschland  angemeldet  wird,  ursprünglich  in  seinem 
Ursprungslande  hinterlegt  worden  zu  sein.  Wenn  dies  aber  ge- 
schehen ist,  so  kommt  für  die  rechtliche  Beurteilung  dieser  Marke 
die  Gesetzgebung  des  Ursprungslandes  in  Betracht. 

Als  Ursprungsland  wird  angesehen  dasjenige  Land,  in  welchem 
der  Hinterlegende  seine  Hauptniederlassung  hat.  oder  wenn  die  Haupt- 
niederlassung nicht  in  einem  der  Verbandsstaaten  liegt,  dasjenige 
Land,  welchem  der  Hinterlegende  angehört.  Hierbei  ist  zu  beachten, 
dass  als  Unionsangehörige,  wie  oben  ausgeführt,  angesehen  werden 
die  Staatsangehörigen  der  Unionsländer  und  solche  Personen,  welche 
in  einem  der  Unionsländer  ihren  Wohnsitz  oder  eine  tatsächliche 
und  wirkliche  Niederlassung  haben,  die  aber  nicht  eine  Hauptnieder- 
lassung zu  sein  braucht.  Der  Anspruch  auf  Anerkennung  des 
Personal  Statuts  der  Marke  steht  also  nicht  ohno  weiteres  jedem 
Unionsangehörigen  zu,  sondern  nur  insoweit,  als  er  Staatsangehöriger 
eines  Unionslandes  ist  oder  in  einem  derselben  eine  Hauptniederlassung 
hat.  Wenn  z.  B.  ein  Russe  in  Frankreich  einen  Wohnsitz  oder  eine 
Zweigniederlassung  hat.  kann  er  zwar  seine  Marke  in  Deutschland 
eintragen,  aber  auf  Anerkennung  des  Personalstatuts  seiner  Marke 
keinen  Anspruch  machen. 

Dieser  auffallende  Widerspruch  ist  innerlich  nicht  begründet 
und  nur  auf  einen  Mangel  der  Wortfassung  zurückzuführen.  An- 
gesichts des  klaren  Wortlauts  der  Konventionsbestimmungen  kann 
aber  die  gegebene  Auslegung  wohl  nicht  von  der  Hand  gewiesen  werden. 

„Jede  in  dem  Ursprungslande  vorschriftsmässig  hinterlegte 
Fabrik-  oder  Handelsmarke  soll  wie  sie  ist  in  allen  anderen  Ver- 
bandsstaaten zur  Hinterlegung  zugelassen  und  geschützt  werden." 
Dieser  Wortlaut  hat  zu  vielfachen  Streitfragen  gefuhrt.   Ks  ist  de*- 
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halb  in  Art.  4  des  Schlussprotokolls  eine  authentische  Auslegung 
dieser  Bestimmung  erfolgt,  die  folgendermaßen  lautet: 

„Absatz  1  des  Artikels  6  ist  dahin  zu  verstehen,  dass  keine 
Fabrik-  oder  Handelsmarke  von  dem  Schutze  in  einem  der  Verbands- 
staaten ausgeschlossen  werden  darf,  lediglich  der  Tatsache  wegen, 
dass  dieselbe  hinsichtlich  der  Zeichen,  aus  denen  sie  besteht,  den 
Anforderungen  der  Gesetzgebung  dieses  Staates  nicht  genügt,  voraus- 
gesetzt, dass  sie  in  dieser  Beziehung  der  Gesetzgebung  des  Ursprungs- 
landes gentigt,  und  dass  sie  in  diesem  letzteren  Lande  Gegenstand 
einer  vorschriftsmäßigen  Hinterlegung  gewesen  ist.  Von  dieser 
Ausnahme  abgesehen,  welche  nur  die  Form  der  Marke  betrifft,  und 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  Übrigen  Artikel  der  Übereinkunft 
soll  die  innere  Gesetzgebung  jedes  Staates  Anwendung  linden. u 

Eine  ausdrückliche  Anwendung  der  inneren  Gesetzgebung  wird 
wieder  als  Ausnahme  von  der  Geltung  des  Personal  Statuts  vorgesehen 
für  den  Fall,  dass  das  angemeldete  Zeichen  als  den  guten  Sitten 
oder  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  ist:  und.  um  jeder  falschen 
Auslegung  zu  begegnen,  wurde  im  Schlussprotokoll  ausdrücklich  be- 
stimmt, dass  der  Gebrauch  der  öffentlichen  Wappen  und  Ehrenzeichen 
als  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  angesehen  werden  kann. 

Wenn  wir  nun  hiernach  untersuchen,  wie  die  Prüfung  des  vom 
Vrsprungslande  angemeldeten  ausländischen  Zeichens  bei  uns  zu  er- 
folgen hat.  haben  wir  zunächst  festzustellen,  welche  Zeichen  als  der 
öffentlichen  Ordnung  und  den  guten  Sitten  zuwider  zu  betrachten  sind. 

Es  werden  zurückzuweisen  sein  solche  Zeichen,  welche  nach 
dem  Wortlaut  des  sj  4  Ziffer  2  des  Warenzeichengesetzes  ..in-  oder 
ausländische  Staatswappen  oder  Wappen  eines  inländischen  Ortes, 
eines  inländischen  Gemeinde-  oder  weiteren  Kommunalverbandes  ent- 
halten-, und  zwar  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Verstosses  gegen 
die  öffentliche  Ordnung,  und  ferner  nach  dem  Wortlaut  des  $  4 
Ziffer  8  solche  Warenzeichen.  ..welche  ärgerniserregende  Darstellungen 
oder  solche  Angaben  enthalten,  die  ersichtlich  den  tatsächlichen  Ver- 
hältnissen nicht  entsprechen  und  die  Gefahr  einer  Täuschung  be- 
gründen", letztere  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Verstosses  gegen 
die  guten  Sitten.  Als  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  werden 
ausserdem  noch  solche  Warenzeichen  in  Betracht  kommen,  deren  In- 
halt gegen  die  Strafgesetze  verstösst,  die  also  einen  revolutionären, 
aufreizenden,  gotteslästerlichen,  beleidigenden  u.  s.  w.  Inhalt  haben. 
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Wenn  wir  nun  diese  Gruppe  von  Warenzeichen,  die  nach  dein 
Text  der  Konvention  selbst  in  Übereinstimmung  mit  unserem  deutschen 
Gesetz  von  der  Eintragung  ausgeschlossen  werden  können,  aus  unserer 
Betrachtung  ausscheiden,  so  bleibt  weiter  die  Frage  übrig,  in  welchem 
Umfange  und  in  welcher  Richtung  die  nach  unserem  Gesetz  vor- 
geschriebene Prüfung  der  Marke  durch  die  Vorschriften  des  Artikels  6 
der  Konvention  ausgeschlossen  wird. 

Eine  im  Ursprungslande  vorschriftsmassig  hinterlegte  Fabrik- 
oder Handelsmarke  muss  rso  wio  sie  ist"  (teile  quelle)  eingetragen 
werden:  sie  darf  also  lediglich  der  Tatsache  wegen,  dass  sie  hin- 
sichtlich der  Zeichen,  aus  denen  sie  besteht  (au  point  de  vue  des 
signes  qui  les  composent).  den  Anforderungen  der  Gesetzgebung  diesen 
Staates  nicht  genügt,  nicht  zurückgewiesen  werden.    Der  Zweck 
dieser  Bestimmung  geht  dahin,  mit  Rücksicht  auf  den  universellen 
Zug  in  unserem  Handelsverkehr  der  internationalen  Marke  einen 
möglichst  einheitlichen  Charakter  zu  wahren.   Es  soll  ausgeschlossen 
werden,  dass  eine  im  internationalen  Verkehr  befindliche  Marko  in 
einem  Lande  vom  Verkehr  ausgeschlossen  wird,  nur  aus  dem  Grunde, 
weil  sie  den  formalen  gesetzlichen  Merkmalen,  welche  in  diesem 
Lande  massgebend  sind,  nicht  entspricht.    Es  handelt  sich  also  — 
und  damit  steht  der  Wortlaut  im  Einklang        um  die  formalen 
Merkmale  des  schutzfähigen  Zeichens,  also  um  die  allgemein  recht- 
lichen, positiven  oder  negativen  BcgriÖsmerkmale.   Zur  Erläuterung 
sei    zunächst    daran   erinnert,    dass   nach   unserem   alten  Gesetz 
von  1874  Wortzeichen  nicht  zulässig  waren,  und  dass  Wortzeichen 
auch  heute  in  Schweden  nicht  geschützt  sind.    Es  würde  nun  die 
Bestimmung  der  Pariser  Konvention  ohne  weiteres  dahin  aufzufassen 
sein,  dass  in  diesen  Ländern  im  Ursprungslande  eingetragene  Wort- 
zeichen  trotz  der  entgegenstehenden  inneren  Gesetzgebung  nicht 
zurückgewiesen  werden  können.    Es  fragt  sich  aber  nun  weiter,  ob 
unser  Patentamt  genötigt  sein  wird,  ein  im  Auslände  vorschrifts- 
mässig  hinterlegtes  Zeichen  einzutragen,  das  bei  uns  als  Freizeichen 
gilt.   Die  Prüfung  dieser  Frage  führt  uns  zur  Erkenntnis,  dass  unter- 
schieden werden  muss  zwischen  den  allgemeinen  rechtlichen  Begrifls- 
merkmalen   der  eintragungsfiihigen  Marke   und   den  tatsächlichen 
Eigenschaften  einer  konkreten  Marke.   Ein  Warenzeichen  ist  an  sich 
nicht  ein  absolutes  Verkehrsgut.  wie  eine  Erfindung-  oder  ein  Muster 
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rechtlicher  Normierung  nur  als  Kennzeichen  der  Waren  eines  be- 
stimmten Geschäftsmannes.  Das  Recht  am  Warenzeichen  enthält 
nur  einen  Schutz  gegen  Gebrauch  des  gleichen  Kennzeichens  durch 
Dritte.  Es  äussert  sich  also  ausschliesslich  in  dem  Verbot  der  Be- 
nutzung des  gleichen  Zeichens.  Hieraus  geht  hervor,  dass  dieses 
Verbot,  die  Beschränkung  der  Befugnisse  Dritter,  nur  dann  erfolgen 
kann,  wenn  das  Zeichen  zur  Kennzeichnung  der  Waren  an  sich  ge- 
eignet ist  :  dass  es  also  nicht  erfolgen  kann,  wenn  Dritte  das  Zeichen 
in  einem  Umfange  benutzen,  welche  die  Unterscheidungskraft  des 
Zeichens  für  einen  Einzelnen  aufhebt,  oder  wenn  das  Zeichen  im 
Warenverkehr  in  einer  Art  und  Weise  gebraucht  wird,  welche  seine 
Fähigkeit,  die  Beziehungen  zu  einem  bestimmten  Geschäftsmann 
auszudrücken,  aufhebt. 

Die  Untersuchung  dieser  Frage  gipfelt  mit  anderen  Worten 
darin,  dass  jedes  eintragungsfähige  Warenzeichen  auch  im  konkreten 
Falle  unterscheidungskräftig  sein  muss.  Diese  Prtlfung  fällt  auch 
nach  unserem  deutschen  Recht  tatsächlich  -mit  der  Prüfung  nach 
den  gesetzlichen  Begriffsiuerkmalen  zusammen.  Wenn  das  Wort 
»Huf  für  Kopfbedeckungen  angemeldet  wird,  so  ist  die  Eintragung 
zu  versagen,  weil  dieses  Wort  eine  Angabe  über  die  Beschaffenheit 
der  Ware  enthält,  oder  auch,  weil  es  als  Freiwort  zu  den  Freizeichen 
gehört.  Es  müsste  aber,  selbst  wenn  die  Freizeicheneigenschaft  und 
die  Beschaffenheitsangabe  nicht  als  gesetzliche  Versagungsgründe  auf- 
gestellt wären,  das  Wort  deswegen  zurückgewiesen  werden,  weil  es 
für  die  Waren,  die  mit  dem  Wort  Hut  bezeichnet  werden,  keine 
Untcrscheidungskraft  besitzt,  infolgedessen  auch  kein  Warenzeichen 
werden  kann.  Diese  tatsächliche  Prüfung  der  konkreten  Unter- 
scheidungskraft eines  Zeichens  kann  und  soll  durch  Artikel  6  der 
Pariser  Konvention  in  keiner  Weise  ausgeschlossen  werden.  Vielmehr 
gebt  nach  der  überwiegenden  Meinung  der  Zweck  dieses  Artikels 
lediglich  dahin,  eine  Prüfung  auf  besondere  gesetzliche  Begriffs- 
mcrkntalc  des  Zeichens  auszuschliessen.  Solche  gesetzliche  negative 
Merkmale,  welche  die  Fintragung  des  Zeichens  ausschlicssen,  sind 
nach  unserem  deutschen  Warenzeichengesetz:  1.  die  Freizeichen- 
eigenschaft. 2.  Zahlen.  Buchstaben  und  Angaben  über  Ort,  Zeit  und 
Art  der  Herstellung,  über  . die  Beschaffenheit,  Uber  die  Bestimmung, 
über  Preis-.  Mengen-  oder  Gewichts  Verhältnisse  der  Waren. 

Nach  Artikel  b'  der  Konvention  ist  bei  Anmeldung  eines  im 
Ursprungslande  hinterlegten  geschützten  Zeichens  eine  allgemeine 
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Prüfung,  ob  ein  Zeichen  in  die  genannten  Kategorien  fällt,  unzulässig. 
Das  Zeichen  wird  aber  abzulehnen  sein,  wenn  es  aus  konkreten 
Gründen  nicht  unterscheidungsfähig  ist.  Das  Endergebnis  dieser 
tatsächlichen  Prüfung  mit  der  Untersuchung  auf  die  rechtlichen  Merk- 
male wird  in  vielen  Fällen  dasselbe  sein.  Es  ist  aber  nicht  aus- 
geschlossen, dass  die  konkrete  Untersuchung  des  Zeichens  doch  zu 
einem  anderen  Ergebnis  führt,  als  die  rein  formale  Prüfung  auf  das 
Vorhandensein  bestimmter  Begriffsnierkmale. 

In  einer  kürzlich  erschienenen  Arbeit  von  Lau1)  wird  ein 
neuer  Versuch  der  Auslegung  des  Artikels  6  der  Pariser  Konvention 
gemacht,  der  sehr  bestechend  ist  und  viel  für  sich  hat.  Lau  lehnt 
nämlich  die  absolute  Unterscheidungskraft  des  Zeichens  ab.  Nach 
seiner  Ansicht  ist  jedes  Zeichen  an  sich  zur  Unterscheidung  geeignet; 
der  Mangel  der  Unterscheidungskraft  ist  lediglich  relativer  Natur 
und  rührt  daher,  dass  das  Zeichen  in  zeicheurechtlicher  Beziehung 
von  anderen  in  Benutzung  genommen  wird,  deren  Besitzstand  die 
Rechtsordnung  anzuerkennen  hat.  Aus  diesem  Grunde  kann  für 
Lau  ein  Freizeichen  oder  ein  Freiwort  nicht  als  Individualzeichen 
eingetragen  werden,  weil  dadurch  in  den  Besitzstand  derer  eingegriffen 
wird,  welche  das  Zeichen  oder  Wort  tatsächlich  benutzen.  Den  Aus- 
schluss der  Buchstaben,  Zahlen  und  solcher  Worte,  die  eine  Be- 
schaffenheit, Bestimmung  u.  s.  w.  angeben,  führt  Lau  nicht  auf  den 
gleichen  Grund,  sondern  auf  die  Rücksicht  auf  die  allgemeinen  Sprach- 
bedürfnisse zurück.  Aus  diesen  Gründen  kommt  Lau  zu  der  Aus- 
legung des  Artikels  6,  dass  zwar  ein  im  Ursprungslande  eingetragenes 
Zeichen,  das  bei  uns  Freizeichen  ist.  deswegen  zurückgewiesen  werden 
muss,  weil  es  im  gesetzlich  geschützten  Besitze  Dritter  sich  befindet, 
den  er  als  eine  Art  „wohlerworbenen  Rechts14  auffasst,  dass  dagegen 
andererseits  eine  Zurückweisung  des  Zeichens,  das  aus  Zahlen,  Buch- 
staben oder  Worten  besteht,  welche  eine  Beschaffenheit,  Bestimmung 
oder  Herkunftsangabe  enthalten,  nicht  zulässig  sein  soll,  sofern  nicht 
dadurch  das  Zeichen  einen  deeeptiven  Charakter  erhält  und  auf  Grund 
des  §  4  Ziffer  3  als  den  guten  Sitten  zuwider  zurückzuweisen  ist. 

Ich  muss  gestehen,  dass  diese  Anschauung  sehr  viel  An- 
sprechendes hat,  und  dass  ich  es  nicht  für  ausgeschlossen  halte,  dass 
eine  vertiefte  Untersuchung  der  Frage  zu  Ergebnissen  führen  wird, 
die  mit  denen  Lau'h  teilweise  übereinstimmen.    Heute  kann  ich  mich 
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allerdings  für  seine  Theorie  noch  nicht  unbedingt  aussprechen.  Mit  Recht 
verweist  übrigens  Lau  darauf,  dass  §  13  des  Warenzeichengesetzes  ein 
Ventil  darstellt,  das  für  unseren  Geschäftsverkehr  lästige  Wirkungen 
der  Anwendung  des  Aitikels  6  der  Konvention  ausschliefst,  Da 
nämlich  §  13  bestimmt,  dass  durch  die  Eintragung  eines  Waren- 
zeichens niemand  gehindert  sein  soll,  seinen  Namen,  seine  Firma, 
seine  Wohnung,  sowie  Angaben  Uber  Ort,  Zeit.  Herstellung  und 
Beschaffenheit  auf  den  Waren  anzubringen,  und  diese  Bestimmung 
selbstverständlich  auch  auf  ausländische  Warenzeichen  zutrifft,  so 
würde  allerdings  die  Eintragung  eines  ausländischen  Zeichens  auf 
Grund  des  Artikels  6  der  Konvention,  die  im  Widerspruch  mit  den 
Bestimmungen  des  §  4  Ziffer  1  unseres  Gesetzes  erfolgen  sollte,  an 
praktischer  Wirkung  verlieren. 

Die  Verpflichtung,  das  im  Ursprungslande  hinterlegte  Zeichen 
bei  uns  einzutragen,  besteht  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Zeicheu 
im  l'rsprungslande  geprüft  worden  ist  oder  nicht.  Die  Verpflichtung 
zur  Eintragung  ohne  rechtliche  Prüfung  besteht  nur  so  lange,  als 
die  Eintragung  im  Ursprungslande  in  Kraft  ist.  Die  Löschung 
der  Marke  im  Ursprungslande  hat  nicht  ohne  weiteres  die  Löschung 
der  in  Deutschland  eingetragenen  Marke  zur  Folge,  da  sie  ja  keinen 
accessorischen  Charakter  trägt,  vielmehr  hat  auf  Löschung  der  Ur- 
sprungsmarke  lediglich  die  volle  Prüfung  auf  Grund  des  deutschen 
Gesetzes  einzutreten. 

Die  Anwendung  des  Personalstatuts  kann  selbstverständlich 
auch  in  keiner  Weise  dazu  führen,  in  wohlerworbene  Rechte  Dritter 
einzugreifen.  Vielmehr  bleibt  prinzipiell  die  Bestimmung  unseres 
deutschen  Gesetzes  in  Anwendung,  dass  der  Anspruch  auf  Eintragung 
des  Zeichens  demjenigen  zusteht,  der  das  Zeichen  als  erster  augemeldet 
hat.  Wenn  auch  dieser  Grundsatz  im  Warenzeichengesetz  nicht 
durch  den  gleichen  Wortlaut  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  wie  im 
Patentgesetz,  so  ergibt  er  sich  doch  ohne  weiteres  daraus,  dass  das 
Warenzeichengesetz  dem  früheren  Anmelder  oder  älteren  Inhaber 
eines  Ubereinstinimenden  Zeichens  ein  Widerspruchsrecht  gibt,  und 
dass  die  Zeichenkollision  ausserdem  einen  Löschungsgrund  darstellt. 

Dieser  Grundsatz,  dass  der  Anspruch  auf  Eintragung  eines 
Zeichens  durch  Priorität  der  Anmeldung  im  Inlande  begründet  wird, 
erleidet  in  gewissem  Umfange  eine  Beschränkung  innerhalb  der 
Union  durch  die  Begründung  eines  Prioritätsrechts.   Nach  Art.  4 
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der  Konvention  hat  nämlich  derjenige,  welcher  in  einem  der  Ver- 
tragsschliessenden Staaten  ein  Gesuch  um  eine  Fabrik-  oder  Handels- 
marke vorschriftsmassig  hinterlegt,  zum  Zwecke  der  Hinterlegung 
in  anderen  Staaten  eine  Prioritätsfrist  von  vier  Monaten.  Hiernach 
hat  die  subjektive  Berechtigung  zum  Zeichen  derjenige,  welcher  das 
Zeichen  zuerst  in  einem  der  Unionsstaaten  anmeldet,  vorausgesetzt, 
dass  er  das  Zeichen  binnen  vier  Monateu  nach  der  Auslandshinterlegung 
in  Deutschland  zur  Anmeldung  bringt. 

Das  Prioritätsrecht  wird  begründet  durch  vorschriftsmäßige 
Hinterlegung  in  einem  Unionslande.  Ob  die  Hinterlegung  vorschrifts- 
mässig  war.  wird  bei  uns  das  Patentamt  auf  Grund  der  Gesetzgebung 
des  in  Betracht  kommenden  Landes  zu  prüfen  haben:  in  der  Regel 
wird  eine  Bescheinigung  der  entsprechenden  Registerbchörde  genügen. 
Als  vorschriftsmässig  hat  dio  im  Auslande  erfolgte  Hinterlegung 
insbesondere  auch  dann  zu  gelten,  wenn  die  Gesetzgebung  dieses 
Landes  eine  materielle  Prüfung  der  Marke  nicht  vorschreibt,  wie 
dies  z.  B.  in  Frankreich  der  Fall  ist. 

Aus  dem  Umstände,  dass  einige  Lander  der  Union  Marken 
ohne  jede  Prüfung  eintragen  und  der  Eintragung  nur  einen  deklara- 
tiven Charakter  beilegen,  dass  in  anderen,  wie  in  Deutschland,  die 
Eintragung  nur  auf  Grund  einer  materiellen  Prüfung  erfolgt,  dann 
aber  eine  konstitutive  Wirkung  hat,  können  Konflikte  entstehen,  auf 
die  kurz  einzugehen  ich  mir  nicht  versagen  kann. 

Es  möge  mir  gestattet  sein,  die  sich  hieraus  ergebenden  Fragen 
an  einem  Beispiel  zu  erlilutern. 

Meldet  ein  in  Frankreich  niedergelassener  Geschäftsmann  in 
Deutschland  ein  Zeichen  an,  so  ist  dieses  zunächst  wie  ein  von  einem 
in  Deutschland  niedergelassenen  Geschäftsmann  angemeldetes  Zeichen 
zu  prüfen  und,  wenn  gesetzliche  Hindernisse  nicht  im  Wegti  stehen, 
einzutragen.  Dies  ergibt  sich  allgemein  aus  der  Gleichstellung  der 
In-  und  Ausländer  einerseits  und  aus  der  Anwendung  des  Territorial- 
prinzips andererseits. 

Macht  aber  der  Franzose  geltend,  dass  er  das  gleiche  Zeichen 
schon  in  Frankreich  vorschriftsmässig  hinterlegt  hat.  so  ist 

1.  zu  prüfen,  ob  diese  Eintragung  innerhalb  der  letzten  vier 
Monate  vor  der  in  Deutschland  erfolgten  Anmeldung  stattgefunden 
hat.  Ist  dies  der  Fall,  so  steht  dem  Franzosen  an  dem  Zeichen  die 
Priorität  zu,  gegenüber  einer  Anmeldung  oder  Eintragung,  welche 
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zwischen  der  in  Frankreich  und  der  in  Deutschland  erfolgten  An- 
meldung fällt. 

2.  ergibt  sich  aus  dieser  Berufung  auf  die  in  Frankreich  vor- 
schriftsmäßig erfolgte  Hinterlegung  sofern  der  Anmelder  fran- 
zösischer Staatsangehöriger  ist  oder  in  Frankreich  seine  Hauptnieder- 
lassung hat—,  dass  eine  Prüfung  dieses  angemeldeten  Zeichens  hinsicht- 
lich seiner  rechtlichen  Merkmale  nicht  zulassig  ist.  Wird  daraufhin 
die  französische  Marke  eingetragen,  so  hat  natürlich  diese  Eintragung 
die  gleiche  konstitutive  Wirkung,  wie  die  Eintragung  eines  deutschen 
Zeichens. 

Es  kann  nun  der  Fall  eintreten,  dass  die  Marke  in  Frankreich 
ohne  Rechtsgttltigkeit  ist,  entweder  weil  ihr  ein  älteres  Zeichenrecht 
entgegensteht,  oder  weil  sie  in  Frankreich  der  Unterscheidungs- 
kraft  entbehrt.  Da  eine  Prüfung  des  Zeichens  in  Frankreich 
nicht  vorgeschrieben  ist,  so  kann  dieser  Fall  sehr  wohl  eintreten, 
ohne  dass  dadurch  die  Vorschriftsmässigkeit  der  in  Frankreich  erfolgten 
Hinterlegung  in  Frage  gestellt  wird.  Nach  französischem  Recht 
wird  die  Marke,  an  der  ein  Dritter  ein  älteres  Recht  hat,  oder  die 
nach  der  französischen  Gesetzgebung  überhaupt  nicht  schutzfähig  ist. 
nicht  von  Amts  wegen  oder  auch  nicht  auf  einen  Antrag  der  Be- 
teiligten gelöscht.  Vielmehr  haben  ausschliesslich  die  Gerichte  darüber 
zu  entscheiden  —  und  zwar  in  einem  Verletzungsstreit  oder  auf  eine 
Feststellungsklage  hin  -  oh  die  Marke  rechtsgültig  ist  oder  nicht. 
Auch  wenn  die  Marke  für  rechtsunwirksam  erklärt  wird,  tritt 
eine  Löschung  nicht  unter  allen  Umständen  oin:  vielmehr  ist  hierzu 
eine  ausdrückliche  Klage  auf  Löschung  der  Marke  erforderlich.  Es 
ist  hiernach  möglich,  dass  eine  in  Frankreich  eingetragene  Marke  in 
diesem  Lande  durch  rechtskräftige  Entscheidung  für  nichtig  oder 
rechtsunwirksam  erklärt  worden  ist,  ohne  dass  daraufhin  eine  Löschung 
der  Marke  erfolgt  wäre.  Es  fragt  sich  nun,  wie  in  einem  solchen 
Falle  die  Rechtsgllltigkeit  der  auf  Grund  der  in  Frankreich  erfolgten 
Hinterlegung  mir  Prioritätsrecht  und  unter  Anwendung  des  Personal- 
statuts in  Deutschland  eingetragenen  Marke  anzusehen  ist.  Meines 
Erachtens  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  formell  vor- 
schriftsmassig erfolgte  Hinterlegung,  wenn  sie  durch  gerichtliche 
Entscheidung  ihrer  rechtlichen  Wirkungen  entkleidet  wird,  auch  ihre 
rechtlichen  Wirkungen  hinsichtlich  des  Prioritätsrechts  und  der  An- 
wendung des  Personalstatuts  im  internationalen  Verkehr  einbüsst. 
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da  es  widersinnig  wäre,  diesen  Formalakt,  der  nur  noch  eine  leere 
Form,  eine  Schale  ohne  Inhalt  ist,  im  internationalen  Rechtsverkehr 
mit  Rechtswirkungen  auszustatten.  Ich  hin  daher  der  Ansicht,  dass 
die  Hinterlegung  in  dem  Augenblick  nicht  mehr  als  vorschrifts- 
mässig  anzusehen  ist,  wo  sie  durch  rechtskräftiges  Urteil  als  rechts- 
unwirksam festgestellt  worden  ist.  Hieraus  ergehen  sich  nun  für  das 
in  Deutschland  eingetragene  gleiche  Zeichen  folgende  Rechtsfolgen: 

1.  Es  werden  die  Wirkungen  des  Prioritätsrechts  aufgehoben. 
Wenn  also  von  (b  itter  Seite  die  gleiche  Marke  wahrend  der  Priori- 
tätsfrist vor  dem  ausländischen  Inhaber  angemeldet  war,  so  kann 
dieser  die  Losch ung  der  Marke  beantragen,  und  zwar  hat  dies  gemäss 
$  9  Ziffer  1  des  Warenzeichengesetzes  im  Wege  der  Klage  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  zu  erfolgen.  Der  Wegfall  des  Prioritätsrechts 
kann  naturgemäss  nur  zu  gunsten  desjenigen  in  Wirkung  treten, 
dessen  Anmeldung  infolge  des  Prioritätsrechts  zurückgestellt  worden 
ist.  Ein  neues  Prioritätsrecht  für  denjenigen,  der  die  Hinterlegung 
in  Frankreich  im  Ursprungslande  zu  Fall  bringt,  entsteht  nicht,  da 
die  Vernichtung  der  Wirkungen  dieser  Hinterlegung  an  sich  noch 
nicht  eine  neue  Hinterlegung  zur  Folge  hat,  die  ja  allein  als  Quelle 
des  Prioritätsrechts  betrachtet  werden  kann. 

2.  Ausserdem  kommen  die  Voraussetzungen  für  die  Geltung 
des  Personalstatuts  des  Zeichens  in  Wegfall.  Gemäss  Art.  6  der 
Konvention  sehliesst  die  vorschriftsmässige  Hinterlegung  eines  Aus- 
landszeichens im  Ursprungslande  die  Prüfung  der  Marke  hinsichtlich 
ihrer  rechtlichen  Zusammensetzung  aus.  Wenn  die  Ursache  dieses 
Ausschlusses  wegfallt,  so  ist  die  Folge  hiervon  nicht  eine  Löschung 
der  Marke,  sondern  zunächst  nur  die,  dass  nunmehr  nachträglich 
diese  Prüfung  auf  Grund  des  §  4  Ziffer  1  unseres  Warenzeichen  - 
gesetzes  zu  erfolgen  hat.  Das  Verfahren  wird  von  Amts  wegen 
eingeleitet,  gemäss  §  8  Ziffer  2  unseres  Warenzeichengesetzes.  Dritten 
Interessenten  steht  nur  das  Recht  der  Löschungsanreguug  zu. 

Es  wird  von  anderer  Seite  •  ich  verweise  auf  die  schon 
erwähnte  Arbeit  Lau's  -  angenommen,  dass  die  Rechtsun  Wirksamkeit 
der  französischen  Eintragung  sofort  die  Löschung  des  deutschen 
Zeichens  zur  Folge  haben  müsse.1)  Dies  ist  auch  ganz  folgerichtig, 
wenn  man  mit  Lav  der  Ansicht  ist,  dass  das  Zeichenrecht  der  Unions- 

l)  Lau,  a.  a.  0.  8.  125  f. 
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angehörigen  nur  einen  accessorischen  Cliarakter  habe,  also  durch  die 
Existenz  eines  ausländischen  Schutzes  für  das  gleiche  Zeichen  bedingt 
sei.  Da  sich  aber  diese  Anschauung,  wie  ich  schon  erwähnt  habe, 
mit  dem  Grundsatze  der  Gleichstellung  der  In-  und  Auslander  im 
Widerspruch  befindet ,  kann  weder  aus  den  Bestimmungen  der 
Konvention,  noch  aus  den  Bestimmungen  unseres  Warenzeichen- 
gesetzes ein  Grund  für  die  unmittelbare  Löschung  des  Auslands- 
zeichens abgeleitet  werden.  Es  bleibt  daher  die  von  mir  soeben 
gegebene  Lösung  der  Frage  als  einzig  zulässig  übrig. 

Neben  dem  Rechte  an  den  Warenzeichen  normiert  unser  Waren- 
bezeichnungsgesetz noch  die  Warenbezeichnungen,  nämlich  den 
Namen,  die  Firma  (£?  14  des  Gesetzes),  die  Ausstattung  (tj  1"> 
des  Gesetzes);  ausserdem  gewährt  das  Gesetz  einen  Schutz  gegen 
den  zum  Zwecke  der  Irreführung  erfolgenden  Gebrauch  von  Landes-. 
Orts-  und  Kommunal wappen,  also  einen  beschränkten  Schutz  gegen 
falsche  Herkunftsbezeichnungen.  Während  bisher  Ausländer  einen 
Schutz  ihrer  Warenbezeichnungen  und  diesen  Schutz  gegen  falsche 
Herkunftsbezeichnungen  durch  W'appengebraueh  nur  nach  Feststellung 
der  Gegenseitigkeit  auch  bezüglich  dieser  einzelnen  Rechtsgebiete 
beanspruchen  konnten,  und  während  es  bisher  bestritten  war.  ob  auch 
ausländische  Warenbezeichnungen  gleich  den  Warenzeichen  nur  einen 
accessorischen,  d.  h.  einen  von  dem  im  Ursprungslande  bestehenden 
abhängigen  Schutz  gemessen  konnten,  steht  jetzt  dieser  Schutz  den 
rnionsangehörigen  ohne  weiteres  zu,  und  zwar  sowohl  nach  Zeichen- 
recht,  als  auch  nach  dem  Recht  der  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs.  Die  Vorschriften  über  das  Prioritätsrecht  und  die  Geltung 
des  Personalstatuts  finden  naturgemäss  auf  Warenbezeichnungen  keine 
Anwendung. 

Dagegen  enthält  die  Konvention  einige  besondere  Bestimmungen 
(Iber  den  Namen  schütz,  über  die  Bekämpfung  falscher  Herkunfts- 
bezeichnungeu  und  über  den  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb 
im  allgemeinen. 

Was  das  Namen  siecht  bestritt,  so  bestimmt  Art.  8  der 
Konvention: 

„DerHniidelsnamc  soll  in  allen  Verbandsstaaten  ohne  Verpflichtung 
zur  Hinterlegung  geschützt  werden,  gleichviel  ob  er  den  Teil 
einer  Fabrik-  oder  Handelsmarke  bildet  oder  nicht"1. 
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Der  Begriff  Handelsname  umfasst  einerseits  die  Finna,  d.  Ii.  den 
Haudelsnameu  des  Vollkaufmanns,  andererseits  auch  den  Namen  des 
Kaufmanns  minderen  Rechts.  Heide  sind  also  in  Deutschland  geschützt : 
die  Finna  auch  ohne  das  Erfordernis  der  Eintragung  zum  Handels- 
register. Auch  für  Handelsnamen  hat  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
des  internationalen  Privatrechts  das  Personalstatut  Geltung.  Die 
Vorschriften  des  Handelsgesetzhuches  tlher  die  Wahrheit,  d.  h.  die 
Zusammensetzung  der  Firma,  nahen  für  die  rnionsangehörigen  keine 
Bedeutung.  Der  Schutz  des  Handclsnamens  wird  gewährt  gemäss 
S  14  des  Warenzeichengesetzes,  sowie  des  8  *  des  Gesetzes  zur  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbs. 

Was  den  Schutz  gegen  falsche  Herkunftsbezeiehnungen 
betrifft,  so  erklären  die  Artikel  9  und  10  der  Pariser  Konvention 
auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  oder  der  Beteiligten  die  Beschlag- 
nahme nach  Massgabe  der  inneren  Gesetzgebung  bei  Einfuhr  solcher 
Erzeugnisse  für  zulässig,  „welche  als  Bezeichnung  der  Herkunft 
talschlich  den  Namen  eines  bestimmten  Ortes  tragen,  wenn  diese  Be- 
zeichnung einem  erfundenen  oder  einem  zum  Zwecke  der  Täuschung 
entlehnten  Handelsnamen  beigefügt  wird*. 

„Als  Beteiligter  gilt  jeder  Produzent,  Fabrikant  oder  Kaufmann, 
welcher  die  Produktion  oder  die  Fabrikation  des  Erzeugnisses  oder 
den  Handel  mit  demselben  betreibt  und  in  dein  fälschlich  als  Herkunfts- 
ort bezeichneten  Ort  und  in  der  Gegend,  in  der  dieser  Ort  liegt, 
seine  Niederlassung  hat.a 

Der  Hinweis  dieses  Artikels  auf  die  innere  Gesetzgebung  führt 
uns  auf  §  17  des  Warenzeichengesetzes.  Hiernach  kann  die  Be- 
schlagnahme und  Einziehung  unter  den  soeben  gegebenen  Voraus- 
setzungen auf  Antrag  des  Verletzten  und  gegen  Sicherheitsleistung 
erfolgen.  Die  Beschlagnahme  erfolgt  durch  die  Steuerbehörde,  die 
Festsetzung  der  Einziehung  durch  Strafbescheid  der  Verwaltungs- 
behörde. 

Ich  möchte  hier  gleich  bemerken,  dass  die  Bestimmungen  der 
Pariser  Konvention  über  falsche  Herkunftsbezeichnungen  eine  Er- 
weiterung gefunden  haben  durch  das  Madrider  Sonderabkommen  vom 
15.  Juni  1892.  dem  nicht  alle  Unionsstaaten,  vor  allem  nicht  Belgien, 
Italien,  die  Niederlande,  die  skandinavischen  Länder,  die  Vereinigten 
Staaten  und  Japan  beigetreten  sind,  so  dass  dieses  Abkommen  nur 
innerhalb  einer  „Union  restreinte"  Gültigkeit  hat.   Während  Artikel  10 
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der  Pariser  Konvention  eine  Beschlagnahme  von  Erzeugnissen  mit 
falschen  Herkunftsangaben  nur  dann  vorsieht,  wenn  diese  einem  er- 
fundenen oder  entlehnten  Handelsnamen  beigefügt  sind,  sieht  das 
Madrider  Abkommen  die  gleiche  Beschlagnahme  für  jede  auf  einem 
Erzeugnis  angebrachte  falsche  Herkunftsbezeichnung  vor.  welche 
sich  auf  eines  der  Unionsländer  oder  einen  in  einem  dieser  Länder 
gelegenen  Ort  bezieht.  Die  Reichsregierung  ist  diesem  Abkommen 
noch  nicht  beigetreten,  weil  sie  diese  Frage  im  Verhältnis  zu  den 
allgemeinen  Bestimmungen  über  unlauteren  Wettbewerb  noch  nicht 
für  genügend  geklärt  hält. 

Eine  wesentliche  Erweiterung  der  Bestimmungen  der  Pariser 
Konvention  hat  die  Brüsseler  Konferenz  durch  Aufnahme  einer  Vor- 
schrift Uber  die  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  ver- 
wirklicht. §  10b  der  Konvention  bestimmt  nämlich:  rDie  unter  der 
Übereinkunft  stehenden  Personen  sollen  in  allen  Verbandsstaaten  den 
den  Staatsangehörigen  gegen  unlauteren  Wettbewerb  zugesicherten 
Schutz  gemessen". 

Nach  $  16  unseres  Gesetzes  vom  27.  Mai  1896  können  Aus- 
länder den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  dann  in  Anspruch  nehmen, 
wenn  ihr  Heimatland  nach  einer  im  Keichsanzeiger  veröffentlichten 
Erklärung  des  Reichskanzlers  den  deutschen  Reichsangehörigen  einen 
gleichen  Schutz  zusichert.  Eine  solche  Erklärung  war  bisher  keinem 
Lande  gegenüber  erfolgt,  so  dass  unser  deutsches  Sondergesetz  zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  den  Ausländern  bisher 
verschlossen  war.  Ob  Ausländer  auf  Grund  des  §  826  B.  G.-B.  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  einschreiten  könnten,  ist  eine  Streitfrage,  die 
ich  dahingestellt  sein  lassen  will.  Jedenfalls  fällt  mit  unserem  An- 
schluss  an  die  Union  auch  diese  Schranke,  und  wir  werden  den 
l'nionsangehörigen  sowohl  den  Schutz  unseres  Sondergesetzes,  als 
auch  den  Schutz  des  $  826  B.  G.-B.  gewähren.  Letzteres,  die  An- 
wendungsfähigkeit des  §  826  des  B.  G.-B.  auf  die  Ausländer,  ergibt 
sich  als  unzweifelhafte  Absicht  der  Vertragsschliessenden  aus  dem 
Umstände,  dass  es  Sondergesetze  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbes,  abgesehen  von  einigen  Schweizer  Kantonen,  innerhalb 
der  Union  überhaupt  nicht  gibt,  und  dass  hiernach,  solange  Deutsch- 
land der  Union  nicht  beigetreten  ist.  diese  Bestimmung  überhaupt 
nur  dann  Sinn  haben  und  rechtswirksam  werden  kann,  wenn  sie 
auch  denjenigen  Schutz  umfasst.  den  die  Rechtsprechung  auf  Grund 
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des  gemeinen  Rechts  gewährt,  wie  dies  in  Frankreich  auf  Grund  des 
Artikels  1382  (\  c.  und  ähnlich  auch  in  Italien,  in  der  Schweiz,  in 
beschränktem  Mafse  auch  in  Grossbritannien  und  in  den  Vereinigten 
Staaten  der  Fall  ist. 

*  * 

Mit  den  Bestimmungen  Uber  das  Patentrecht,  das  Muster- 
recht, das  Warenzeichenrecht  und  Uber  den  unlauteren  Wettbewerb 
ist  das  Schutzgebiet  der  Pariser  Konvention  erschöpft.  Mit  einem 
Worte  möchte  ich  noch  eines  weiteren  Madrider  Abkommens  vom  Jahre 
1892  gedenken,  dem  das  Reich  vorläufig  noch  nicht  beitreten  wird. 
Durch  dieses  Abkommen  haben  die  dieser  „Union  restreinte-  un- 
gehörigen Staaten,  nämlich:  Belgien.  Spanien,  Frankreich.  Guatemala, 
Italien,  die  Niederlande.  Portugal,  die  Schweiz  und  Tunis,  ein  inter- 
nationales Markenregister  bei  dem  internationalen  Bureau  in  Bern 
eingerichtet.  Die  Angehörigen  der  Unionsländer  können  nun  solcho 
Marken,  die  in  dem  Ursprungslande  zur  Eintragung  gelangt  sind, 
bei  diesem  internationalen  Markenregister  in  Bern  hinterlegen.  Hier- 
durch erlangen  sie  ohne  weiteres  einen  Schutz  in  allen  anderen 
Ländern,  welche  dieser  Union  restreinte  angehören.  Dieser  Schutz 
tritt  mit  der  Eintragung  im  internationalen  Markenregister  von  selbst 
ein.  Die  Registerbehörden  der  einzelnen  Länder  können  wahrend 
eines  Jahres  nach  Mitteilung  der  Eintragung  durch  das  internationale 
Bureau  diesem  die  Erklärung  abgeben,  dass  der  Marke  der  Schutz 
in  ihrem  Lande  nicht  gewährt  werden  kann.  Diese  Erklärung  wird 
der  Behörde  des  Ursprungslandes  und  dem  Inhaber  der  Marke  zu- 
gestellt, worauf  es  diesem  zusteht,  gegenüber  der  Behörde  dieses 
betreffenden  Landes,  das  die  Eintragung  versagt  hat.  dieselben  Rechts- 
mittel zu  ergreifen,  als  wenn  die  Eintragung  der  Marke  bei  dieser 
Behörde  unmittelbar  erfolgt  wäre.  Der  Schutz  dieser  internationalen 
Markeueintragung  dauert  20  Jahre.  Eine  Wiederholung  der  Ein- 
tragung ist  zulässig. 

Auf  weitere  Bestimmungen  dieses  Madrider  Abkommens  und 
der  Ausfuhrungsabkommen  brauche  ich  nicht  einzugehen,  da.  wie  ge- 
sagt, der  Beitritt  Deutschlands  zu  diesem  Abkommen  vorläufig  nicht 
in  Aussicht  genommen  worden  ist.  und  zwar,  wie  wohl  angenommen 
werden  kann,  infolge  der  Annahme,  dass  unser  Warenzeiclienrccht 
von  dem  der  Länder,  welche  diese  beschränkte  Union  bilden,  prin- 
zipiell zu  sehr  abweicht,  um  erspriessliche  Wirkungen  von  dem  An- 
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schluss  für  die  deutschen  Interessenten  erwarten  zu  können.  Dass 
dem  Beitritt  zu  dem  Madrider  Markenabkommen  rechtliche  Bedenken 
nicht  entgegenstehen  würden,  lehrt  wohl  unsere  vorherige  Betrachtung 
des  internationalen  Warenzeichenschutzes  nach  der  Konvention.  Denn 
wenn  die  sich  aus  der  Konvention  ergebenden  Rechtsverhältnisse 
zum  Teil  auch  recht  verwickelt  und  nicht  unbestritten  sind,  so  wird 
doch  nicht  zu  verkennen  sein,  dass  sich  eine  Losung  linden  lässt, 
welche  die  Grundsätze  unseres  deutschen  Warenzeichenrechts  nicht 
aufliebt,  noch  ihre  Anwendung  übermässig  beschränkt.  Also  solche 
juristische  Bedenken  waren  es  wohl  nicht,  die  unsere  Regierung 
von  dem  Anschluss  au  das  Markenabkommen  abgehalten  haben, 
sondern  Interessentragen:  die  Rücksicht  auf  die  Interessen  der 
deutschen  Industrie  und  des  deutschen  Handels,  unter  deren  Druck 
unsere  Regierung  sich  allmählich  entschlossen  hat.  von  ihrer  früheren 
Reserve  gegenüber  der  Union  abzugehen  und  nun  rückhaltlos  sich 
jenem  grossen  Staatenverbandc  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums anzusehliessen. 

Es  sei  mir  daher  noch  mit  wenigen  Worten  gestattet,  anzu- 
deuten, worin  vom  praktischen  .Standpunkte  aus  der  Hauptwert  des 
Anschlusses  an  die  Union  liegt.  Aus  dieser  Betrachtung  wird  sich 
auch  ergeben,  in  welcher  Beziehung  die  Konvention  den  Bedürfnissen 
unserer  Interessenten  noch  nicht  genügt,  und  in  welcher  Richtung 
der  weitere  Ausbau  der  Konvention  sich  zu  gestalten  haben  wird. 

Die  praktische  Bedeutung  des  Anschlusses  an  die  Konvention 
liegt  für  unsere  Industrie  darin,  dass  ihr  auf  dem  internationalen 
Markt  die  gleichen  rechtlichen  Existenz-  und  Konkurrenzbedingungen 
geschaffen  werden,  wie  den  Industrien  der  übrigen  Länder.  Eine 
Industrie  behauptet  ihren  Platz  im  internationalen  Wettbewerbe 
durch  die  Güte  ihrer  Leistungen,  und  die  Güte  der  Leistungen  wird 
dadurch  bedingt,  dass  sie  mit  den  Fortschritten  der  Wissenschalt 
und  Technik,  den  Fortschritten  unseres  Verkehrslebens  gleichen 
Schritt  halten.  Diese  Fortschritte  drücken  sich  auf  dem  Gebiete  der 
Industrie  in  den  Erfindungen  aus.  Um  eine  Erfindung  ausreifen  zu 
lassen,  um  sie  industriell  verwertbar  zu  machen  und  sie  damit  der 
Industrie  und  den  Konsumenten  zugänglich  machen  zu  können,  be- 
dürfen die  Erfinder  und  diejenigen  Industrien,  welche  die  Erfindungen 
in  sich  aufnehmen  und  aus  sich  erzeugen,  eines  zeitweiligen  Schutzes, 
und  zwar  nicht  nur  in  dem  Lande,  wo  die  Industrie  selbst  ihren 
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Sitz  hat,  sondern  Uberall  da.  wo  sie  mit  Konkurrenten  der  gleichen 
Industrie  im  Wettbewerbe  steht.  Aus  diesem  Grunde  bedarf  die 
Industrie  eines  Erfindungsschutzes  in  allen  Landern.  Damit  aber  dieser 
Schutz  wirksam  werde,  muss  es  der  Industrie  auch  möglich  sein, 
die  nach  einer  Erfindung  gefertigten  Erzeugnisse  Uberall  da  einzu- 
führen, wo  eine  Nachfrage  besteht.  Obwohl,  wie  ich  eingangs 
erwähnte,  der  Erfindungsschutz  in  allen  Ländern  prinzipiell  auch 
den  Ausländern  zu  teil  ward,  wurde  fast  überall  -  mit  alleiniger 
Ausnahme  von  Grossbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten  der 
Eiündungsschutz  der  Ausländer  durch  Ausführungszwang  und  teil- 
weise auch  durch  Einfuhrverbote  seiner  Wirksamkeit  entkleidet.  Dies 
ist  vor  allem  in  Frankreich  der  Fall,  wo  die  nach  dem  Patent  her- 
gestellten Gegenstände  innerhalb  2  Jahre  in  einem  inländischen  Be- 
triebe hergestellt  werden  müssen,  und  ausserdem  schon  die  Einfuhr  der 
nach  dem  Patent  hergestellten  (regenstände  aus  dem  Auslande  den  Ver- 
fall des  Patentes  zur  Folge  hat.  Die  Wirkung  dieses  Rechtszustandes 
ist  für  die  deutsche  Industrie  die  gewesen,  dass  sie  entweder  in  Frank- 
reich Zweigniederlassungen  einrichten  musste  oder  Uberhaupt  schutzlos 
blieb.  Von  der  ersteren  Möglichkeit  hat  unsere  chemische  Farben- 
industrie einen  umfassenden  Gebrauch  gemacht,  was  die  für  Frankreich 
unangenehme  Folge  hatte,  dass  die  französische  Farbenindustrie  neben 
der  sich  im  Inlande  ansiedelnden  mächtigen  deutschen  Konkurrenz 
nicht  aufkommen  konnte.  Immerhin  wurden  aber  hierdurch  unserer 
Farbenindustrie  schwere  Opfer  auferlegt.  Unsere  übrige  Industrie 
war  Uberwiegend  in  Frankreich  schutzlos,  wenn  es  ihr  nicht  gelang. 
Licenzabnehmer  zu  finden.  Auch  in  anderen  Ländern  sind  die  Be- 
stimmungen Uber  den  Ausfuhrungszwang  vielfach  hemmend  und  lästig. 
Es  ist  daher  für  unsere  Industrie  von  ausserordentlicher  Bedeutung, 
dass  die  Einfuhrverbote  innerhalb  der  Union  gefallen  sind,  und  dass 
der  Ausfuhrungszwang  eine  solche  Milderung  erfahren  hat,  dass  die 
Interessen  unserer  Industrie  durch  seine  Einhaltung  nicht  mehr 
wesentlich  geschädigt  werden.  Von  grosser  Bedeutung  ist  ferner 
die  Prioritätsfrist  von  einem  .Jahre.  Die  Anmeldung  einer  Erfindung 
in  Deutschland  und  das  sich  hieran  anschliessende  Verfahren  bringt 
notwendigerweise  vor  der  Pateuterteilung  eine  Verört'entlichung  der 
Erfindung  mit  sich,  die  in  vielen  Fällen  dazu  geführt  hat.  dass  solche 
Erfindungen  in  das  Ausland  getragen  und  dort  angemeldet  wurden, 
bevor  die  gleiche  Anmeldung  von  deutscher  Seite  aus  erfolgen  konnte, 
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oder  dass  die  Erfindung  im  Auslande  den  Charakter  der  Neuheit 
verlor  und  die  nachträgliche  Anmeldung  von  deutscher  Seite  erfolglos 
hlieb.  Dieser  Umstand  war  um  so  empfindlicher,  als  die  Dauer  des 
Patenterteilungsverfahrens  hei  uns  in  Deutschland  infolge  unseres 
Prüfungsverfahrens  ziemlich  lang  ist.  Um  dieser  Gefahr  zu  entgehen, 
blieb  unseren  Erfindern  und  unserer  Industrie  nichts  weiter  übrig, 
als  die  Erfindung:  gleichzeitig  im  In-  und  Auslande  anzumelden, 
wodurch  ihnen  die  Möglichkeit  entzogen  wurde,  die  Erfahrungen, 
welche  die  gründliche  deutsche  Prüfung  mit  sich  bringt,  auch  für 
die  Anmeldung  im  Auslande  zu  verwerten.  Vielfach  stellte  sich 
infolge  der  deutschen  Prüfung  das  Bestehen  älterer  Patente  oder 
schon  in  Druckschriften  bekannter  Beschreibungen  der  Erfindung 
heraus,  welche  der  Patenterteilung  oder  der  Gültigkeit  des  Patentes 
in  allen  Landern  im  Wege  standen,  so  dass  die  grossen,  auf  den 
Patenterwerb  im  Auslande  aufgewandten  Kosten  verloren  gingen. 
Dieser  Missstand  wird  durch  die  Gewährung  einer  12 monatlichen 
Prioritätsfrist  aufgehoben,  denn  in  der  Kegel  wird  nach  12  Monaten 
die  Prüfung  durch  den  Vorprttfer  schon  so  weit  erfolgt  sein,  dass 
sich  übersehen  lässt.  ob  eine  Anmeldung  im  Auslande  Erfolg  ver- 
spricht oder  nicht. 

Von  gleicher  praktischer  Bedeutung  ist  für  unseren  Handel 
der  bedingungslose  Schutz  der  Warenzeichen  in  sämtlichen  Unions- 
ländern.  Da  die  Voraussetzungen  der  Warenzeicheneintragung  in 
Deutschland,  von  Grossbritannien  abgesehen,  die  schiirfsten  sind,  so 
wird  im  allgemeinen  angenommen  werden  können,  dass  eine  in 
Deutschland  eingetragene  Marke  auch  in  den  übrigen  Ländern  ohne 
weiteres  zur  Eintragung  gelangen  wird.  In  gleicher  Weise  werden 
auch  die  Bestimmungen  über  unlauteren  Wettbewerb,  Uber  Namens- 
schutz  und  Schutz  gegen  falsche  Herkunftsbezcichnungen  unserem 
Handel  im  Auslande  eine  grössere  Sicherheit  geben  und  ihn  im  Kon- 
kurrenzkampfe stärken. 

Je  mehr  unsere  Industrie  in  die  Höhe  geht,  je  mehr  unser 
Handel  sich  erweitert,  um  so  mehr  wird  uaturgemäss  auch  der 
internationale  Schutz  ein  Bedürfnis,  da  sich  der  unlautere  Wett- 
bewerb nicht  dem  schwachen  und  leistungsunfähigen,  sondern  dem 
kräftigen  und  entwickelten  Handel  parasitisch  anheftet.  Wir  können 
es  daher  als  ein  glückliches  Symptom  unserer  Handelsentwickelung 
ansehen,  dass  wir  einen  starken  Schutz  brauchen.    Als  Missstand  ist 

■ 


Digitized  by  Google 


A.  Osterrikth:  Der  Anschluss  Deutachlands  an  die  Intern.  Union  etc.  273 


es  immer  noch  zu  betrachten,  dass  die  Eintragung  von  Warenzeichen 
in  allen  Ländern  erforderlich  ist,  schon  wenn  man  die  Summe  der 
für  die  Anmeldung  in  den  verschiedenen  Landern  erforderlichen  Ge- 
bühren in  Betracht  zieht  und  ferner  erwagt,  dass  die  Anmeldung 
im  Auslande  vielfach  die  Bestellung  eines  Vertreters  erfordert.  Es 
ist  daher  zu  hoflen,  dass  es  uns  im  Laufe  der  Zeit  gelingen  wird, 
das  Madrider  Abkommen  Uber  das  internationale  Markenregister  derart 
auszubauen,  dass  es  auch  unserer  Regierung  möglich  sein  wird,  diesem 
Abkommen  beizutreten.  Verhältnismässig  geringfügig  sind  die 
Wirkungen  auf  dem  Gebiete  des  Musterrechts,  denn  wenn  auch  die 
Musteraumeldung  heute  in  allen  UnionslUndern  zulässig  ist,  so  stehen 
der  wirksamen  Ausnutzung  dieser  Möglichkeit  doch  die  Umstände 
und  die  hohen  Kosten  der  Mustcranmcldüng  in  den  einzelnen  Ländern 
und  vor  allem  auch  die  fast  Uberall  vorgeschriebene  Verpflichtung 
der  Ausfuhrung  der  Muster  im  Inlande  und  die  teilweise  bestehende 
Vorschrift  der  Anbringung  einer  Registermarke  entgegen.  Wenn 
man  bedenkt,  dass  die  grosse  Masse  der  bei  uns  zur  Anmeldung 
gelangenden  Muster  sogenannte  Saisonartikel  sind,  die  in  grossen 
Massen  angemeldet  werden  und  nur  ein  kurzfristiges  Dasein  haben, 
so  ergibt  sich  ohne  weiteres,  dass  wir  für  die  tiberwiegende  Mehr- 
zahl der  Muster  den  internationalen  Musterschutz  nicht  in  Anspruch 
nehmen  können.  Es  ist  daher  auf  internationalen  Kongressen  für 
gewerblichen  Rechtsschutz  angeregt  worden,  nach  Analogie  des 
internationalen  Markenregisters  ein  internationales  Musterregister 
zu  schaffen,  so  dass  eine  einzige  Hinterlegung  in  allen  Ländern 
gleichen  Schutz  sichern  würde.  Zugleich  wird  energisch  auf  eine 
Beseitigung  des  Ausfuhrungszwanges  für  Muster  hingewirkt. 

Die  Notwendigkeit,  die  Konvention  noch  auszubauen,  verstärkt 
die  Bedeutung  unseres  Beitrittes  zur  Union.  Der  internationale  ge- 
werbliche Rechtsschutz  hängt  mit  dem  modernen  Industrie-  und 
Handelsverkehr  in  seiner  Entwicklung  so  eng  zusammen,  dass  das 
deutsche  Reich  ein  hervorragendes  Interesse  daran  hat,  dass  die  Ge- 
staltung dieses  internationalen  Rechts  nicht  ohne  sein  Zutun  und 
nicht  ohne  Berücksichtigung  der  deutschen  Interessen  erfolge.  Es 
ist  eine  einfache  Folge  der  Weltmachtstellung  unserer  Industrie  und 
unseres  Handels,  dass  wir  auch  an  der  Schaffung  eines  Weltindustrie- 
und  eines  Welthandelsrechts  teilnehmen  müssen.    Da  wir  nicht  im 

Reichstage  sitzen,  sondern  in  einem  Kreis  von  Juristen,  darf  wohl 
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auch  auf  das  ideale  Moment  hingewiesen  werden,  dass  es  für  uns 
Deutsche  doch  auch  eine  Ehrenpflicht  ist.  uns  an  den  Bestrebungen 
zu  beteiligen,  welche  auf  einen  allmählichen  Ausgleich  der  ver- 
schiedenen Rechte,  sowie  auf  eine  allmähliche  Annäherung  an  eine 
universale  Rcchtscinheit  gerichtet  sind.  Denn  wenn  es  auch  keinem 
Zweifel  unterliegt,  dass  es  eine  absolute  Utopie  ist.  eine  allgemeine 
Rechtsgleichheit  zu  erwarten  —  dies  ist  sogar  selbst  innerhalb 
unseres  deutschen  Reiches  nicht  einmal  möglich  und  wünschenswert  — 
so  ist  auf  der  anderen  Seite  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  sehr 
häutig  die  eigentümliche  Ausbildung  eines  Rechts  nicht  durch  ge- 
schichtliche und  durch  natürliche  Verhältnisse  notwendig  vorge- 
schrieben ist.  sondern  dass  auch  Zufälligkeiten.  Zeitströinungen. 
manchmal  der  Einfluss  eines  einzelnen  Mannes  genügt,  um  einer 
Gesetzgebung  einen  bestimmten  Charakter  zu  geben.  Diese  innerlich 
nicht  begründeten  Unterschiede  allmählich  auszugleichen  und  die 
Eigenart  des  Rechts  jedes  Landes  auf  das  Mals  zurückzuführen,  das 
durch  die  natürlichen  Faktoren  des  Rechts  geboten  ist.  ist  die  Auf- 
gabe, deren  Verwirklichung  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Rechts- 
schutzes durch  die  Pariser  Konvention  und  ihre  Zusatzabkommen 
angebahnt  ist. 

Dem  Juristen  bietet  das  Rechtsgebiet  des  internationalen  ge- 
werblichen Rechtsschutzes  eine  Fülle  interessanter  Fragen.  Geschicht- 
liche, rechtsvergleichende  Studien,  die  Erforschung  und  Vertiefung 
einzelner  in  der  Praxis  sich  ergebender  Fragen,  schliesslich  die  Er- 
forschung dieses  in  stetem  Flusse  befindlichen  Rechtsgebiets  nach 
seinen  Entwicklungsgesetzen  und  damit  zugleich  die  Mitarbeit  an 
dem  weiteren  Ausbau  des  internationalen  gewerblichen  Rechtsschutzes, 
alles  dies  bietet  ein  Arbeitsfeld,  auf  dem  sich  hoffentlich  auch  die 
Mitglieder  unserer  Vereinigung  in  Zukunft  häufiger  und  intensiver 
betätigen  werden,  als  dies  bisher  geschehen  ist.  Sie  werden  sehen, 
dass.  wie  ja  überhaupt  auf  jedem  Gebiete  der  Wissenschaft,  auch 
diese  Arbeit  ihren  Lohn  in  sich  selbst  findet. 
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aus  allen 

Rechts-  und  Wirtschaftsgebieten. 

Die  allgemeinen 
administrativen  Staatenvereine, 

Von 

Dr.  Peter  Kazanski, 

ordentlichem  Professor  der  Rechte,  Odessa. 

Die  grossartigen  völkerrechtlichen  Institute,  mit  denen  sich 
die  folgenden  Zeilen  beschäftigen,  bieten  ein  wissenschaftliches 
Interesse,  nicht  nur  weil  sie  eine  der  wichtigsten  Erscheinungen  des 
heutigen  internationalen  Rechts  darstellen,  sondern  auch,  weil  sie 
unsere  allgemeinen  Kenntnisse  von  der  juristischen  Beschaffenheit 
des  Völkerrechts  bestätigen,  erweitern  und  präzisieren  und  weil  wir 
in  ihnen,  mehr  oder  weniger  entwickelt,  fast  alles  dasjenige  juristisch 
Neue  finden,  welches  in  so  hohem  (Trade  die  theoretische  Bedeutung 
und  die  praktische  Wirksamkeit  des  heutigen  Völkerrechts  hebt. 

Kein  allgemeiner  Gedanke,  kein  allgemeiner  Plan  bildeten  die 
Grundlage  aller  dieser  Staaten  vereine.  Jeder  Verein  hat  seine  be- 
sondere Geschichte  gehabt  und  seine  juristische  Struktur  wurde  im 
allgemeinen  unabhängig  von  dem,  was  die  anderen  Vereine  erreicht 
hatten,  ausgearbeitet.  Die  allgemeinen  juristischen  Züge,  welche  alle 
diese  Vereine  charakterisieren,  zeigen  daher,  dass,  wenn  jeder  Verein 
seinen  besonderen  Zweck  verfolgt,  sie  alle  ein  allgemeines  Bedürfnis 
in  Ordnung  und  Organisation  des  internationalen  Lebens  erfolgreich 
befriedigen.  Das  alte  Problem  der  Umgestaltung  der  völkerrecht- 
lichen Beziehungen  findet  in  ihnen  seine  erste,  obgleich  partiell« 
Lösung. 
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Mit  vollem  Recht  sieht  Rosenthal ')  in  den  allgemeinen  ad- 
ministrativen Vereinen  den  Sieg  der  Interessensolidarität  der  zivili- 
sierten Völker  über  die  partikularistischen  Strömungen.  Sie  bedeuten 
eine  der  edelsten  Erscheinungen  der  gegenwärtigen  kosmopolitischen, 
weltbeherrschenden  Ideen  und  Bestrebungen.  Das  öffentliche  Leben 
ist  in  seine  letzte  Entwickclungsphase  getreten:  es  ist  universell  ge- 
worden. — 

Auf  dem  Gebiete  der  internationalen  sozialen  Beziehungen 
sehen  wir  jetzt  eine  unermüdliche  kodifizierende  und  organisierende 
Tätigkeit,  welche  der  Menschheit  eine  Zukunft  friedlichen  Lebens, 
allgemeiner  harmonischer  Arbeit  und  eines  bis  jetzt  gänzlich  un- 
bekannten Wohlstandes  der  Völker  verheisst.  Hier  finden  wir  die 
ersten  Elemente  einer  Weltordnung  und  die  Vorbildungen  eines 
Weltrechtes. 

Weltpostverein.  Telegraphenverein  und  einige  audere  admini- 
strative Staatenvereine  sind  mehr  oder  weniger  dem  gebildeten 
Publikum  bekannt;  aber  ihr  juristischer  Inhalt  bietet  doch  auch  so- 
gar den  Gelehrten  in  mancher  Beziehung  etwas  Neues,  wie  denn  auch 
diese  Unionen  schon  der  Gegenstand  wissenschaftlicher  Forschungen 
gewesen  sind.  Die  Rechtslehrer  Jkllinkk,*)  Brie3)  und  Brunialti4) 
haben  in  ihren  bekannten  Schriften  über  die  Staatenverbindungen 
auch  über  die  administrativen  Staatenvereine  sich  ausgelassen. 
Moynier5)  und  Dkscamph")  haben  uns  eine  Beschreibung  der  Bureaus 
der  administrativen  Weltvereine  gegeben.  Mkili7)  hat  eine  Broschüre 
über  das  materielle  Recht  der  internationalen  Vereine  verfasst,  welche 
zu  ihrem  Gegenstande  die  Weltverkehrsanstalten  und  das  geistige 
Eigentum  haben.    Renault")  und  Layollee9)  haben  von  der  theo- 

M  Internationales  Frachtrecht.  Jena  1804.  S.  290. 

2)  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen.  Wien  1882. 

;t)  Theorie  der  Staatenverbinduugen,  Stuttgart  188«. 

*j  Unioni  e  conibinazioni  fra  gli  stati.  gli  Btati  composti  e  lo  statu 
föderale.  Torino  1891 

5)  Lcs  bureaux  internationaux  des  unious  universelles.  Geneve  1892. 

°)  Les  oftices  iuternationaux  et  leur  aveuir.  Bruxelles  1894. 

7)  Die  internationalen  Unionen  über  das  Recht  der  Weltverkehrs- 
anstalten  und  des  geistigen  Eigentums.  Leipzig  1889. 

*)  Lcs  unions  internationales,  leurs  avautages  et  leurs  inconvenients. 
Revue  generale  de  droit  international  public  1890.  p.  14— 2fi. 

9)  Les  unions  internationales.  Revue  d'histoire  diplomatique.  1887, 
p.  331— im. 
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retischen  und  praktischen  Bedeutung  dieser  Vereine  gerodet.  Endlich 
hat  der  Verfasser  dieses  Artikels  im  Jahre  1897  unter  demselben 
Titel  „Die  allgemeinen  administrativen  Staaten  vereine 14  eine  drei- 
bändige Untersuchung  in  russischer  Sprache  in  Odessa  und  ver- 
schiedene Artikel  in  russischen  und  ausländischen  Zeitschriften  Uber 
die  einzelnen  Vereine  veröffentlicht. 

Die  internationalen  Staatenverbändc,  welche  wir  hier  wissen- 
schaftlicher Forschuug  unterziehen,  sind  Bildungon  unserer  Zeit.  „Lea 
unions  et  les  associations  internationales u  lesen  wir  bei  Lavollkk') 
_constituent  la  derniere  phase  d'evolutions  eontemporaire  du  droit 
de  gens".  Sehr  richtig  auch  findet  Lkviküx*)  in  ihnen  die  Charak- 
teristik der  Epoche.  Der  älteste,  ,.der  geodätische"*,  Verein  hat  eino 
Dauer  von  nicht  mehr  als  38  Jahren  zu  verzeichnen.  Der  jüngste 
„für  den  Eisenbahnfrachtverkehr"  ist  im  Jahre  1890  gegründet. 

Das  geltende  Völkerrecht  zeigt  uns  9  solcher  vollkommen  ent- 
wickelten Vereine:  den  geodätischen  und  den  metrischen  Verein,  den 
Post-,  den  Telegraphen-  und  den  Eisenbahnfrachtrechtverein,  den 
Verein  für  die  Veröffentlichung  der  Zolltarife,  die  Vereine  für  das 
gewerbliche  und  für  das  literarisch-artistische  Eigentum.  Ausserdem 
gibt  es  noch  eine  ganze  Reibe  anderer  völkerrechtlicher  Institutionen, 
welche  den  genannten  sehr  nahe  stehen,  ohne  alle  Eigenschaften 
derselben  zu  besitzen.  Zu  diesen  gehören  folgende:  die  Reblaus- 
konvention,  der  Vertrag  über  die  Verwaltung  des  Leuchtturms  in 
Spartel,  der  Verein  wissenschaftlicher  Akademien  verschiedener  Länder, 
der  bibliographische  Vertrag  etc.  Wir  werden  hier  nur  die  ersten 
neun  im  Auge  behalten. 

Die  uns  beschäftigenden  Vereine  sind  im  wahren  Sinne  des 
Wortes  Schöpfungen  der  Weltkultur.  Jeder  grosse  Staat  hat  etwas 
Neues  der  Geschichte  dieses  Vereins  zugeführt:  Deutschland  das 
Licht  seiner  Wissenschaft  und  die  Erfahrungen,  welche  es  aus  den 
nahen  Beziehungen  der  verschiedenen  deutschen  Staaten  geschöpft 
hat.  Frankreich  —  edle  Begeisterung  und  Anregung.  England  — 
seinen  Konservativismus  und  praktischen  Sinn,  welche  auch  nicht 
zu  unterschätzen  sind,  wo  Fragen  über  Neubildungen  des  Rechts 
entstehen. 

M  Les  unions  internationales.    Revue  d'histoire  diplomatique.  1887, 

p.  361. 

2<  Essai  sur  l'evolution  du  droit  international,  Bruxelles  1892,  p.  17. 
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Belgien  und  die  Schweiz,  welche  im  allgemeinen  den  politischen 
Tendenzen  der  GrossmAchte  fernstehen,  nahen  sich  bereitwillig  als 
Agenten  in  den  Dienst  aller  Staaten  gestellt  zum  Zweck  der  Gründung 
der  meisten  administrativen  Vereine  und  der  Beaufsichtigung  ihrer 
Organe. 

Endlich  hat  Russland  auch  hier,  wie  in  verschiedenen  anderen 
Fällen,  einen  r wirklichen  völkerrechtlichen  Rechtsidealismus"  gezeigt, 
indem  es  vieles  getan  hat,  um  die  Gründung  des  Antisklaverei- 
vereins  zu  sicher«,  ohne  in  Afrika  irgend  welche  Kolonien  zu  besitzen. 
Ks  hat  weiterhin  den  geodätischen  Verein,  welcher  Preussen  so  viel 
Nutzen  gebracht  hat,  bei  seiner  Gründung  entschieden  unterstützt. 
Es  hat  den  metrischen  Vertrag  unterzeichnet,  ohne  sich  selbst  des 
metrischen  Systems  zu  bedienen.  Es  hat  dem  Tarifvereine  grosse 
Summen  für  seine  Publikationen  zugeführt,  ohne  auf  eine  Ver- 
öffentlichung der  Tarife  auch  in  russischer  Sprache  zu  dringen  etc. 
Einige  Staaten  haben  allerdings  mehr  Interesse  für  die  einen  Vereine, 
andere  wieder  für  die  anderen  gezeigt.  Deswegen  sind  diese  Welt- 
organismen nicht  ganz  frei  von  einem  nationalen  Gepräge.  Die 
Vereine  für  das  gewerbliche  und  für  das  literarisch-artistische 
Eigentum  sind  hauptsächlich  Schöpfungen  romanischen  Geistes,  der 
Postverein,  der  Eiseubahnfrachtrechtverein  raelir  des  germanischeu. 

Die  Form  der  Staatenverbindungen,  welche  wir  in  den  allgemein 
administrativen  Vereinen  sehen,  wurde  nicht  leicht  und  nicht  gleich 
gefunden.  Unter  einigen  benachbarten  Staaten  gab  es  zwar  früher 
Ahnliche  Institutionen,  z.  B.  den  deutsch-österreichischen  Postverein, 
den  deutsch-österreichischen  Telegraphenverein,  den  deutschen  Zoll- 
verein, die  Donaukommissiou  etc.,  aber  es  blieb  immer  die  Frage 
offen,  ob  derartige  Bildungen  auch  den  allgemeinen  Bedürfnissen  der 
Menschheit  dienen  könnten.  Zum  Zwecke  der  Befriedigung  der 
sozialen  Interessen  aller  Völker  wurde  zunächst  ein  Versuch  mit 
anderen  Organisationen  gemacht:  mit  nationalen  Organen,  welche 
weite  internationale  Ziele  verfolgen  (die  metrische  Organisation  im 
Jahre  1872);  mit  internationalen  Associationen  von  Privatpersonen 
(Association  internationale  litteraire  artistique.  der  Verband  deutscher 
Eisenbahn  Verwaltungen),  mit  faktischer  Annäherung  verschiedener 
mehr  oder  weniger  grosser  Vertragsgruppen  der  Staaten  (der 
Telegraphenverein  vor  dem  Jahre  1865).  Das  hat  aber  zu  keinen 
positiven   Resultaten   geführt.     Die  Frage   der  Nützlichkeit  und 
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Möglichkeit  der  bestehenden  Art  administrativer  Staatenverbindungen 
wurde  zumeist  auf  den  ersten  drei  Kongressen  des  Telegraphenvereins 
(1865,  1868,  1871/72)  prinzipiell  erörtert  und  gelöst.  Der  erfolg- 
reiche Versuch,  welcher  mit  allen  bestehenden  Vereinen  gemacht 
worden  ist,  hat  die  Zukunft  dieser  Art  von  Staateuverbindungen 
ausser  Frage  gestellt. 

Die  Geschichte  eines  jeden  Vereins  ist  immer  mit  den  Namen 
einiger  Männer  verknüpft,  welche  sich  um  ihn  als  Crheber  oder  erste 
Arbeiter  grosse  Verdienste  erworben  haben :  so  mit  dem  geodätischen 
Vereine  der  Name  des  Generals  Beyer,  mit  dem  Postvereine 
die  Namen  Blair  und  Stephan,  mit  dem  Verein  für  das  gewerbliche 
Eigentum  —  Makfic  und  Armstrong,  mit  dem  literarisch- 
artistischen Clunet,  mit  dem  Tarifverein  —  Bernaert.  mit 
dem  Eisenbahnfrachtrechtverein     -  de  Seigneux  und  Christ  etc. 

Die  Kämpfer  für  die  neuen  Ideen  verbanden  sich  nicht  selten 
zu  grossen  internationalen  Associationen.  So  war  es  in  der  Ge- 
schichte des  metrischen,  des  literarisch-artistischen,  des  Antisklaverei- 
und  des  Eisenbahnfrachtrechtvereins.  Die  internationale  Politik  ist 
nicht  mehr  Sache  der  Regierungen  und  der  Diplomaten.  In  die 
Tätigkeit  der  Staatsmänner  strömt  Uberall  eine  hohe  Welle  der 
Privatinitiative  und  Privattätigkeit,  welche  Gerechtigkeit,  Leben, 
neue  Aufgaben  und  neue  Mittel  mit  sich  führt. 

Die  offizielle  Geschichte  eines  jeden  Vereins  beginnt  aber  erst 
dann,  als  die  eine  oder  die  andere  Regierung  die  neue  Idee  auf- 
nahm und  die  Berufung  einer  internationalen  Konferenz  zur  Beratung 
der  neuen  allgemeinen  Aufgabe  der  Staaten  vorschlug.  In  einigen 
Vereinen  währte  die  Periode  der  offiziellen  Gründung  sehr  lang, 
so  z.  B.  bei  dem  Eisenbahnfrachtrechtvercin  1T>  Jahre,  während 
welcher  Zeit  vier  Konferenzen  berufen  wurden. 

Nach  diesen  einleitenden  Bemerkungen  können  wir  zur  Über- 
sicht des  juristischen  Inhalts  unserer  Vereine  schreiten.  Die  Welt- 
literatur hat  drei  Arten  von  Definitionen  des  Begriffs  der  allgemeinen 
administrativen  Staaten  vereine  aufzuweisen.  Die  beiden  ersten 
Theorien  werden  von  den  Franzosen,  die  dritte  von  den  Deutschen 
und  Russen  vertreten.  Die  erste  Theorie  (Moynikk,  Dkhamps,  Lavollkk) 
wählt  als  charakteristisches  Zeichen  die  Universalität  dieser  Unionen. 
Dkscamps  sagt:   „Der  Verein  und  der  Weltvertrag  sind  ein  und 
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derselbe  Begriff'".1)  I>ie  zweite  Theorie  (Renault  u.  a.)  findet 
das  charakteristische  Merkmal  in  dem  Umstände,  dass  diese  Vereine 
das  Völkerrecht  kodifizieren.  Endlich  die  dritte  Theorie  proklamiert 
als  das  wesentliche  Element  der  Vereine  die  von  ihnen  ins  Leben 
gerufene  Organisation. 

Jellinek*)  betont  als  das  Wesentliche,  dass  der  Verein  sich 
in  den  eigenen  Organen  sichtbar  zum  Ausdruck  bringt.  Brie8)  ver- 
langt für  den  Begrift*  des  Vereins  eine  rechtliche  Organgemeinschaft 
oder  die  Existenz  von  untergeordneten  gemeinsamen  Organen.  Die- 
selben Ideen  in  mehr  oder  weniger  präziser  Form  sind  bciRoszKowsKi,4) 
Preuss.5)  von  Stengel,8)  Rolin-Jaequemyns7)  und  anderen  zu  finden. 

Die  erste  Gruppe  von  Definitionen  hebt  eine  wirkliche  Eigen- 
schaft unserer  Vereine  hervor;  aber  diese  Eigenschaft  genügt  nicht, 
um  sie  von  anderen  Staatenverbindungen  zu  unterscheiden.  Neben 
jenen  Weltvertrilgen  bestehen  noch  andere  Gebilde,  welche  aber 
keine  eigentlichen  administrativen  Staatenvereine  sind,  z.  B.  die 
Haager  Konvention  vom  Jahre  1899,  die  Haager  Konvention  vom 
Jahre  1896.  die  Genfer  Konvention  vom  Jahre  1869  etc. 

Die  zweite  Theorie  bietet  eine  irrige  Definitiou,  denn  es  gibt 
administrative  Vereine,  welche  keinerlei  Kodifikation  des  Völker- 
rechts schaffen. 

Was  die  dritte  Theorie  anbetrifft,  so  könnten  wir  sie  für  richtig 
halten,  wenn  wir  als  genus  proximum  die  allgemeinen  administrativen 
Vertrüge  der  Staaten  wühlten.  Es  ist  ein  guter  Grund  dazu  vor- 
handen, weil  die  Organisation  tatsächlich  das  wesentliche  Element 
der  |Vereine  ist.  Überhaupt  muss  ich  bemerken,  dass  man  ge- 
schichtlich die  Charakteristik  der  verschiedenen  Staaten  vereine,  sogar 
politischer  Vereine,  immer  in  der  Verschiedenheit  ihrer  Organisation 
gesucht  hat.        Denken  wir  aber  daran,  dass  der  Begrifl'  der  all- 

l)  Annuaire  de  Flnstitut  de  droit  international  p.  3.  p.  39. 
a)  Ibid.  p.  159-1  HO,  163. 
a)  Ibid.  p.  (52  ff. 

4)  Über  das  Wesen  und  die  Organisation  der  intern.  Staatengemein- 
schaft.   Zeitschrift  für  Intern.  Privat-  und  Strafrecht  1893,  S.  253—278. 

ft)  Gemeinde.  Staat,  lteich  als  Gebietskörperschaften,  1889  und:  Da« 
Völkerrecht  im  Dienste  des  Wirtschaft slebens,  1891. 

°)  Die  Staatsvertrüge  uud  das  moderne  Völkerrecht.  Allgemeiue 
Zeitung.  September  1WI2.  1,  6.  1,  10. 

m  Annuaire  de  l'lnstitut  de  droit  international.  XI,  p.  325. 
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gemeinen  administrativen  Staatenverträge  in  der  heutigen  Literatur 
nicht  ganz  bestimmt  ist.  so  werden  wir  versuchen,  neben  der 
Organisation  noch  einige  andere  Kennzeichen  hervorzuheben. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  dürfte  die  richtige  Begriffs- 
bestimmung folgenderraassen  formuliert  werden.  Die  allgemeinen  ad- 
ministrativen Vereine  der  Staaten  sind  die  Weltverträge  der  Staaten, 
welche  eine  internationale  Organisation  zur  Verfolgung  administrativer 
Aufgaben  allgemeiner  Natur  geschaffen  haben.  Diese  Definition  um- 
fasst  somit  folgende  Elemente:  1.  allgemeiner,  2.  administrativer, 
8.  organisierter  4.  Vertrag  5.  der  Staaten. 

Es  bestand  ein  wirkliches  Bedürfnis,  diesen  Begriff  zu  kon- 
struieren. Er  deutet  auf  eine  neue  grossartige  Erscheinung  im 
juristischen  Leben  der  Welt  hin,  welche  von  unvergleichlicher 
praktischer  und  theoretischer  Bedeutung  ist.  Er  ergänzt  unsere 
Kenntnisse  im  Bereiche  der  verschiedenen  Staatenbeziehungen  und 
Staaten  Verbindungen . 

Unterziehen  wir  jetzt  die  verschiedenen  Elemente  unserer  De- 
finition einer  Prüfung.  Zunächst  aber  bemerken  wir  einiges  über 
die  üblichen  Benennungen  der  Vereine. 

Professor  .Tkllinkk  nennt  sie  internationale  Verwaltungs- 
bündnisse (internationale  Verwaltungsvereine),  organisierte  Ver- 
waltungsbündnisse. Professor  Bkik  —  Staaten  vereine  mit  gemein- 
samen untergeordneten  Organen.  Professer  M'kili  —  internationale 
Unionen,  Rechtsunionen,  Verwaltungsinstitute,  Weltinstitute  etc., 
Moyni&r  und  Descamps  -  Weltunionen,  Weltassociationen  etc.  — 
Was  die  offizielle  Sprache  anbetrifft,  so  sind  der  Antisklavcreiverein 
und  der  Einbahnfrachtrechtverein,  ebenso  der  geodätische  Verein  in 
der  deutschen  Sprache  und  der  metrische  Verein  sowie  der  Tele- 
graphenverein in  ihren  Verträgen  ganz  kurz  .Konventionen"  oder 
..Verträge-  genannt,  In  allen  sonstigen  Ballen  werden  diese  und  alle 
übrigen  Vereine  offiziell  „Vereine*  oder  r Unionen-  genannt.  Es  ist 
ferner  zu  erwähnen,  dass  der  geodätische  Verein  und  der  Verein  für 
die  Publikationen  der  Tarife  auch  zuweilen  als  „Associationen"  be- 
zeichnet werden. 

Wir  ziehen  unsere  Benennung  ..allgemeine  administrative 
Staatenvereine-  vor,  weil  sie  alle  Elemente  der  richtigen  Definition 
umfasst.  Vergessen  wir  nicht,  dass  die  Benennung  die  erste  Definition 
des  Begriffes  ist.    Unsere  Benennung  vereinigt  zu  einem  Ganzen  alle 
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die  wirklich  wesentlichen  Prädikate,  welche  von  anderen  Autoren 
festgestellt  worden  sind.  Der  schwache  Punkt  liegt  nur  im  Worte 
..Verein*4.  Wir  verstehen  darunter  einen  organisierten  Vertrag,  d.  h. 
einen  Vertrag,  welcher  eine  internationale  Organisation  geschaffen 
hat.    Darüber  werden  wir  später  noch  einiges  hinzufügen. 

Erstens  ist  jeder  Verein  ein  völkerrechtlicher  Vertrag.  Die 
vertragsrechtliche  Natur  der  Institute  des  Völkerrechts  unterscheidet 
sie  im  Grunde  von  den  gesetzlichen  Instituten  des  inneren  Rechts. 
Die  Lehre  von  den»  völkerrechtlichen  Vertrage  ist  ebenso  wichtig 
für  das  Völkerrecht,  wie  die  Lehre  von  dem  Gesetze  für  das  innere 
Hecht.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  es  auf  einem  Vertrage  beruht, 
kann  gewiss  kein  Verein  eine  völkerrechtliche  Persönlichkeit  sein, 
ein  Subjekt  des  Völkerrechts  werden.  Der  Vereinsvertrag  kann  ver- 
schiedene Formen  haben. 

Die  Grundlagen  des  Rechts  eines  jeden  Vereins  sind  gewöhnlich 
in  dem  Generalvertragc  oder  in  der  Gcneralkonvention  zu  suchen. 
Die  minder  wichtigen  Regeln,  vornehmlich  die  technischen  Vor- 
schriften, werden  im  allgemeinen  in  dem  Vereinsreglement  formuliert. 
Endlich  sind  die  Vorschriften  inbetreff  der  Organisation  und  der 
Funktionierung  des  Zentralbureaus  des  Vereins  auch  in  einem  be- 
sonderen Reglement  festgelegt.  Dieses  Reglement  wird  entweder 
von  dem  Zentralbureau  selbst  oder  von  der  Regierung  des  Staates, 
in  dem  sich  das  Bureau  befindet,  ausgearbeitet.  In  beiden  Fällen  ist 
jenes  Reglement  auch  als  ein  völkerrechtlicher  Vertrag  aufzufassen, 
weil  für  seine  Inkrafttretung  eine  formelle  oder  stillschweigende 
Bestätigung  von  allen  Vereinsstaaten  nötig  ist. 

Der  General  vertrag  ist  immer  ein  diplomatischer  Akt,  d.  h. 
auf  einem  Kongresse  oder  auf  einer  Konferenz  von  Diplomaten  unter- 
zeichnet und  auf  diplomatischem  Wege  ratifiziert.  Daher  tragen 
sogar  die  Postbeamten,  welche  den  Weltpostkongress  bilden,  einen 
diplomat  ischen  Charakter.  Der  General  vertrag  des  geodätischen 
Vereins  wird  zwar  von  den  gelehrten  Geodäten  ausgearbeitet, 
ratifiziert  wird  er  jedoch  auch  auf  diplomatischem  Wege. 

Das  Reglemeut  wird  gewöhnlich  von  den  administrativen  Be- 
amten auf  einer  administrativen  Konferenz  formuliert.  Es  wird  auch 
nicht  ratifiziert,  sondern  nur  von  den  hohen  administrativen  Behörden 
der  entsprechenden  Staaten  bestätigt.  Wir  müssen  jedoch  gestehen, 
dass   die  Verschiedenheit  der  diplomatischen  und  administrativen 
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Akte  nicht  in  allen  Vereinen  genügend  durchgeführt  ist.  —  Am 
besten  ist  das  juristische  Material  zwischen  der  Generalkouvention 
und  dem  Reglement  in  dem  Telcgraphenvereine  geteilt. 

Der  Vereins  vertrag  ist  immer  auf  eine  unbestimmte  Frist  obli- 
gatorisch. Wenn  ein  Vertrag  durch  einen  anderen  ersetzt  wird,  so 
fahrt  der  Verein  doch  immer  fort  zu  existieren,  weil  die  Verände- 
rungen in  den  Vereinsakten  stillschweigend  oder  formell  in  dein 
Vereinsrechte  vorgesehen  werden. 

Das  Recht  der  administrativen  Staateiivereine  enthält  einen 
reichen  Komplex  von  publizistischen,  nämlich  administrativen  und 
von  zivilistischen  Normen.  Die  Vereine  für  das  gewerbliche  und 
fUr  das  literarisch-artistische  Eigentum  haben  uns  ein  System  vor- 
herrschend zivilistischer  Natur  gegeben,  die  Post-,  Telegraphen-  und 
An tisklaverei vereine  hauptsächlich,  der  geodätische,  der  metrische 
und  der  Tarifverein  ausschliesslich  ein  System  administrativer 
Normen. 

Der  Verein  für  den  Eisenbahnfrachtverkehr  enthält  einen  ganzen 
Eisenbahnrechtskodex.  Zeigen  uns  die  Vereine  im  allgemeinen  eine 
glänzende  Ausarbeitung  eines  jeden  Vertrages  und  seiner  einzelnen 
Regeln,  so  ist  der  Eisenbahnfracht  vertrag  einer  der  ersten  hervor- 
ragenden Versuche  der  Koditizicrung  des  internationalen  Zivihechts. 
Wenn  wir  für  die  Vorbereitung  eines  Weltrechts  tätig  sein  wollen, 
so  müssen  wir  auch  das  Recht  der  Vereine  dogmatisch  bearbeiten 
und  durch  die  vergleichende  Erforschung  der  verschiedenen  Vertrüge 
und  Gesetze  Aber  ihre  Lebensbeziehungen  neue  Prinzipien  und 
neue  Normen  ftlr  die  Erweiterung  und  bessere  Gestaltung  der  Ver- 
einsverträge finden. 

Das  Vereinsrecht  beraubt  nicht  die  Staaten  des  Rechts  auf  eine 
innere  Gesetzgebung  zur  Regulierung  derselben  Beziehungen  und  auf 
den  Abschluss  neuer,  selbst  organisierter  Verträge  mit  dritten  Staaten 
oder  miteinander,  nur  dürfen  diese  dem  Vereinsrechte  nicht  wider- 
sprechen. Solche  Verträge  oder  engere  Vereine  können  auch  dem 
allgemeinen  Vereinsvertrago  angeschlossen  werden.  Eine  grosse  Ent- 
wicklung haben  diese  besonderen  Verträge  in  dem  Weltpostverein 
erfahren. 

Als  Mitglieder  der  Vereine  treten  die  verschiedenen  Staaten 
auf.  Unter  diesen  Staaten  finden  wir  nicht  nur  unabhängige,  sondern 
auch  abhängige,  wie  z.  B.  Bulgarien,  Tunis  und  Sansibar;  einfache 
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und  zusammengesetzte  Staaten,  wie  z.  B.  Deutschland,  die  Vereinigten 
Staaten,  die  Schweiz.  Die  Mitglieder  einer  Kealunion  treten  ge- 
wöhnlich einzeln  auf.  ebenso  Österreich  und  Ungarn.  Schweden  und 
Norwegen.  Es  gibt  aber  auch  Ausnahmen,  in  denen  die  Staaten  der 
Kealunion  gemeinsam  einen  Vertrag  unterzeichnen. 

Im  allgemeinen  fungieren  mehr  als  50  Staaten  als  Mitglieder 
der  verschiedenen  Vereine.  Nur  8  romanische  Staaten,  nämlich 
Italien,  Frankreich  und  Belgien,  sind  in  allen  i»  Vereinen  vertreten; 
r>  andere :  England,  Dänemark.  Norwegen.  Spanien  und  die  Schweiz, 
jedes  in  X  Vereinen;  die  übrigen  in  einer  geringeren  Zahl  von 
Vereinen. 

An  3  Vereinen,  nämlich  am  Telegraphen-,  Post-  und  Tarif- 
verein, nehmen  neben  den  Staaten  auch  Kolonien  und  andere  Be- 
sitzungen teil,  hauptsächlich  Kolonien  Englands.  Die  Erklärung 
dieser  Erscheinung  dürfte  darin  zu  suchen  sein,  dass  die  Kolonien 
oft  eine  gewisse  Selbständigkeit  in  administrativen  Beziehungen 
haben.  Alles  dieses  ist  sehr  wichtig  für  die  Lehre  von  den  völker- 
rechtlichen Subjekten. 

Das  Geltungsgebiet  des  Vertragsrechts  erstreckt  sich  auf  alle 
Besitzungen  der  Vertragsstaaten,  wenn  nichts  anderes  im  Vereins- 
vertrage angeordnet  worden  ist.  So  z.  B.  bestimmen  die  Vereine 
fllr  das  gewerbliche  und  literarisch-artistische  Eigentum,  dass  das 
Vereinsrecht  nur  in  den  besonders  benannten  Kolonien  und  Be- 
sitzungen Gültigkeit  hat.  Zu  dem  Gebiete  eines  jeden  Vereins  ge- 
hören natürlich  die  Schiffe  unter  der  Flagge  jedes  Unionsstaates. 
In  dem  Post  vereine  und  in  dem  Telegraphenvereine  Huden  wir  auch 
Kegeln  Uber  die  Beziehungen  zwischen  den  Unionsmitgliedern  und 
den  auswärtigen  Staaten. 

Alle  Mitglieder  eines  jeden  Vereins  sind  im  Prinzip  gleich- 
berechtigt. Aber  England  mit  seinen  Kolonien  hat  mehrere  Stimmen 
in  den  Vereinen,  welchen  diese  Kolonien  angehören.  Der  Staat,  in 
dem  sich  das  Zentralbureau  des  Vereins  befindet,  fungiert  gewöhnlich 
im  Namen  aller  Staaten  als  beaufsichtigende  Behörde  dem  Bureau 
gegenüber.  Die  verschiedenen  Staaten  unterstützen  pekuniär  nicht 
in  gleicher  Weise  die  Vereine.  Es  bestehen  in  juristischer  Hinsicht 
noch  andere  weniger  bedeutende  und  liier  zu  Ubergehende  Unter- 
schiede zwischen  den  Vereinsstaaten. 
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Ein  neues  interessantes  Kennzeichen  der  Vereine  ist  ihre  all- 
gemeine, ja  sogar  universelle  Natur.  Sie  treten  als  Triller  allge- 
meiner Interessen  der  Staaten  auf.  Jeder  Verein  umfasst  eine  grosse 
Anzahl  von  Mitgliedern,  der  Postverein  gegen  60  Staaten  und  Kolonien. 

Jeder  fremde  Staat  hat  freien  Zutritt  zu  jedem  Vereine.  Nur 
in  dem  metrischen  und  dem  geodätischen  Vereine  fehlen  spezielle 
Regeln  inbetreff  des  Eintritts;  aber  aucli  hier  ist  das  Recht  der 
fremden  Staaten,  sich  dem  Vereine  mittelbar  anzuschliessen,  in  den 
verschiedenen  Artikeln  anerkannt. 

Die  Existenz  des  Vereins  ist  von  dem  Austritt  der  einzelnen 
Mitglieder  nicht  abhängig.  Das  Recht  des  Eintritts  und  Austritts 
ist  mit  gewissen,  nicht  allzu  verwickelten  Formalitäten  und  Be- 
dingungen verbunden. 

Selbstverständlich  müssen  diese  Regeln  in  hohem  Urade  die 
Entwickelung  der  Vereine  fördern.  Es  wäre  sehr  wünschenswert, 
wenn  in  allen  Verträgen,  welche  allgemeine  Interessen  der  Völker 
zu  ihrem  (Gegenstände  haben,  derartige  Regeln  vorhanden  wären. 
Die  grossen  Vorteile  und  auch  einige  Mängel  der  Kollektiv- Verträge 
sind  so  oft  in  der  Weltliteratur  eingehend  erörtert  worden,  dass  es 
unnütz  ist,  hier  noch  von  ihnen  zu  reden. 

Unsere  Vereine  sind,  wie  gesagt,  Institute  des  internationalen 
administrativen  Rechts.  Unter  der  Benennung  „völkerrechtliche  Ad- 
ministration"' verstehen  wir  die  Tätigkeit  der  Staaten  und  ihrer 
Organe,  der  internationalen  Associationen  und  internationalen  Organe, 
welche  die  Befriedigung  internationaler  sozialer  Interessen  zu  ihrem 
Zwecke  haben. 

Die  Entwickelung  der  internationalen  sozialen  Interessen  ist 
das  charakteristische  Merkmal  der  gegenwärtigen  Epoche  der  Welt- 
geschichte, wie  die  Entwickelung  der  inneren  staatlichen  Interessen 
der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  das  eigentümliche  (.Gepräge  ver- 
lieh. Neben  dem  offiziellen  Wirken  der  Staaten  und  ihrer  Organe 
entwickelt  sich  hier  eine  rege  Tätigkeit  grosser  internationaler 
wissenschaftlicher,  wirtschaftlicher,  beruflicher  und  anderer  Asso- 
ciationen privaten  Charakters.  Wir  können  hierin  die  Anfänge  einer 
internationalen  Selbstverwaltung  erblicken,  welche  in  Zukunft  eine 
grosse  Erfolge  verspricht.  Die  Fortschritte  des  Völkerrechts  in 
letzter  Zeit  beziehen  sich  alle  auf  das  private  und  administrative 
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Recht.  Die  politischen  Grundlagen  der  internationalen  Ordnung  sind 
last  unberührt  gehlieben. 

Die  grösste  Bedeutung  für  die  Geschichte  der  Vereine  haben 
die  wirtschaftlichen  Interessen  der  Völker  gehabt,  welche  ja  auf  allen 
Gebieten  der  nationalen  und  internationalen  Beziehungen  ihren  Ein- 
fluss  geltend  machen.  Andere  Einflüsse  sind  jedoch  nicht  ausge- 
schlossen. Zwei  Vereine  verfolgen  hauptsächlich  wissenschaftliche 
Zwecke:  der  metrische  und  der  geodätische.  Andere  ent- 
wickeln das  Recht  uud  die  Organisation  der  Weltverkehrsanstalten: 
der  Telegraphen-,  der  Post-  und  der  Eisenbahnfrachtrechtsvcrein.  — 
Zwei  Vereine  fördern  das  geistige  Leben  der  Völker:  der  Verein  für 
das  gewerbliche  uud  der  Verein  für  das  literarisch-artistische  Eigen- 
tum. Ein  Verein  hat  die  Bedürfnisse  des  internationalen  Handels 
im  Auge:  der  Verein  für  die  Veröffentlichung  der  Zolltarife.  Endlich 
sehen  wir  einen  Verein,  welcher  humanitäre  Aufgaben  verfolgt:  der 
Antisklavereiverein.  — 

Es  bleibt  nur  übrig,  das  letzte  Kennzeichen  der  Vereine,  ihre 
Organisation,  zu  besprechen.  Die  Frage  der  Organisation  nimmt 
bei  allen  Vereinen  eine  hervon  agemle  Stellung  ein.  In  einigen  besteht 
sogar  der  ganze  juristische  Inhalt  des  Vertrages  aus  Organisationen. 

Die  Verfassung  bildet  nicht  nur  das  wesentliche,  sondern  auch 
das  wichtigste  und  interessanteste  Kennzeichen  der  Vereine.  Der 
Vertrag,  welcher  eine  internationale  Organisation  geschaffen  hat.  ist 
nicht  mehr  ein  einfache]"  A* ertrag,  sondern  ein  Verein.  In  der  Er- 
schaffung von  Organen  erreicht  das  öffentliche  Recht  den  höchsten 
Punkt  seiner  möglichen  Entwicklung.  Mit  dem  Erscheinen  von 
internationalen  Organen  fällt  als  gänzlich  überflüssig  die  Frage  nach 
den*  juristischen  Natur  des  Völkerrechts  fort. 

Die  Vereinsverfassung  besteht  zuweilen  aus  einem  Organe  oder 
aus  2.  sogar  aus  noch  mehreren.  In  den  Vereinen,  welche  eine  voll- 
ständige Organisation  besitzen,  finden  wir  folgende  drei  Organe:  An 
der  Spitze  steht  gewöhnlich  ein  Vereinskongrcss  oder  eine  Vereins- 
konferenz: nur  zwei  Vereine  der  Antisklavereiverein  und  der 
Tarifverein  haben  keine  Vereinsversammlung.  Das  untergeordnete 
oder  exekutive  Organ,  welches  wir  bei  allen  diesen  Instituten  finden, 
heisst  „Zentralbureau-  oder  ,. Zentralstelle'1.  Der  Antisklavereiverein 
besitzt  sogar  zwei  Bureaus.  Endlich  wird  in  zwei  Vereinen,  nämlich 
in  dem  Post  verein  und  in  dem  Eisenbabufrachtrechtverein,  die 
Organisation  durch  ein  Schiedsgericht  ergänzt. 


Digitized  by  Google 


Pktek  Kazanski:  Die  allgemeinen  administrativen  Staatenvereine:  287 


Die  Yereinsversanimluug  ist  das  höchsto  Organ  eines  jeden 
Vereins.  In  ihren  Händen  liegt  die  Entwicklung  und  die  Führung 
der  ganzen  Sache.  Ihre  Aufgabe  besteht  in  der  Ermöglichung  der 
Willenseinigung  der  Yereinsstaaten  inbetreff  aller  möglichen  Fragen 
ihres  gemeinsamen  Unternehmens. 

Die  gewöhnliche  Bezeichnung  der  Vereinsversammlung  ist 
.Konferenz".  Nur  im  Postverein  heisst  sie  Kongress;  aber  auch 
hier  besteht  neben  dem  Kongresse  eine  Konferenz,  welche  jedoch 
bisher  zu  keiner  Entwickelung  gelangt  ist.  In  einigen  Vereinen 
wird  die  Organisation  und  die  Tätigkeit  der  Konferenz  mehr,  in  den 
anderen  weniger  ausführlich  geordnet. 

Die  Kompetenz  der  Vereinsversammlung  ist  im  Prinzip  durch 
nichts  beschränkt.    In  der  Praxis  umfasst  sio  folgende  Punkte: 

1.  Juristische  Normen  des  Vcreinslebens. 

2.  Mehr  oder  weniger  wichtige  Fragen  der  Administration. 

3.  Alle  amtlichen  Beziehungen  der  Konferenz  selbst  und  der  anderen 
Organe  des  Vereins. 

4.  Verschiedeue  wissenschaftliche  und  theoretische  Fragen  bei  zwei 
Vereinen:  dem  geodätischen  und  metrischen. 

Jedes  Mitglied  des  Vereins  hat  das  Keeht,  einen  Abgeordneten 
auf  die  Konferenz  zu  senden.  Diese  Delegierten  sind  diplomatischen 
Charakters,  nur  diejenigen  auf  den  Telegraphenkonferenzen,  welche 
die  nebensächlichen  Fragen  des  Rechts  und  Wirkens  dieser  Union 
beurteilen,  sind  einfache  administrative  Beamte. 

Das  Vereinsrecht  bestimmt  im  allgemeinen  nicht  die  Zahl  der 
Staaten,  welche  auf  der  Konferenz  vertreten  sein  müssen,  damit  die 
Versammlung  beschlussfähig  sei.  Nur  in  dem  geodätischen  Verein 
ist  für  die  Gültigkeit  einer  Generalkonferenz  die  Anwesenheit  von 
mindestens  der  Hälfte  der  Vereinsstaaten  erforderlich. 

Die  Vereinsversammlung  hält  periodische  Sitzungen  ab.  Die 
geodätische  und  die  Eisenbahnkonferenz  tritt  alle  3  Jahre  zu- 
sammen, die  postale  -  alle  5  Jahre  und  die  metrische  —  alle  6  Jahre. 
Die  Zeit  der  Eröffnung  der  Versammlungen  in  den  anderen  Vereinen 
wird  von  jeder  Konferenz  für  die  folgende  bestimmt. 

Die  metrische  Konferenz  tritt  immer  in  Paris  zusammen.  Der 
Ort  der  Versammlung  der  anderen  wird  jedesmal  besonders  festgesetzt. 

Jedes  Mitglied  des  Vereins  hat  eine  Stimme  auf  der  Konferenz. 
Die  Beratung  findet  geheim  statt, 
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Die  Beschlüsse  werden  nach  Stimmenmehrheit  gefasst;  jedoch 
steht  jedem  Delegierten  das  „Veto""  zu.  Das  ist  eine  Praxis,  welche 
eine  grössere  Verbreitung  erfahren  dürfte. 

Die  Beschlüsse  der  Konferenzen  unterliegen  der  Ratifikation 
oder  der  administrativen  Bestätigung.  Nur  die  rein  wissenschaftlichen 
Fragen  und  die  Fragen  der  amtlichen  Beziehungen  der  Vereins- 
organe werden  endgültig  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  ent- 
schieden und  bedürfen  keiner  Bestätigung  oder  Ratifikation. 

Die  Sprache  der  Beratung  ist  gewöhnlich  die  französische, 
nur  in  der  geodätischen  und  in  der  Eisenbahnunion  wird  auch  deutsch 
und  zuweilen  englisch  gesprochen.  —  Diese  Vielsprachigkeit  ist  ein 
(  bei,  welches  in  jedem  Fall  vermieden  werden  müsste. 

Im  übrigen  gelten  die  gewöhnlichen  Kegeln  der  internationalen 
Kongresse  und  Konferenzen. 

Bei  diesem  Punkt  sei  schliesslich  noch  erwähnt,  dass  der  Post- 
und  der  Telegraphenverein  bestimmte  Regeln  für  die  Beziehungen 
der  Staaten  untereinander  in  der  Zeit  zwischen  zwei  Konferenzen 
besitzen,  was  natürlich  sehr  empfehlenswert  auch  für  die  anderen 
Vereine  ist.  Zwei  andere  Vereine,  der  geodätische  und  der  metrische, 
haben  auch  besondere  Organe  geschaffen,  welchen  die  Führung  des 
allgemeinen  Unternehmens  und  die  Beaufsichtigung  des  Zentral- 
bureaus obliegt. 

Wir  gelangen  jetzt  zur  Darstellung  des  zweiten  Organs  der 
Vereine:  des  Zentralbureaus  oder  der  Zentralstelle.  Das  Zentral- 
bureau ist  ein  bureaukratisch  eingerichtetes  Organ,  welches  sich  aus 
mehreren  Beamten  zusammensetzt  und  au  dessen  Spitze  ein  Direktor 
oder  ein  Sekretär  steht.  Alle  diese  Beamten  sind  international. 
Sie  werden  im  Namen  aller  Vereinsstaaten  ernannt.  Sie  fungieren 
als  Organ  aller  dieser  Staaten.  Ihre  Tätigkeit  und  amtliche  Stellung 
wird  durch  das  Vereinsrecht  reguliert.  Sie  beziehen  ihr  Gehalt  von 
allen  Vereinsstaaten  und  sind  letzteren  verantwortlich.  Die  Ver- 
einsstaaten sind  berechtigt,  zu  jeder  Zeit  ihre  Beamten  des  Amtes  zu 
entheben.  Eine  Ausnahme  von  dieser  bureaukratischen  Organisation 
finden  wir  nur  in  dein  Antisklavereibureau  zu  Sansibar,  welches  als 
eine  Kommission  organisiert  ist. 

Das  Budget  des  Bureaus  wird  aus  Beiträgen  der  einzelnen 
Staaten  gebildet.  .Jeder  Staat  zahlt  eine  mehr  oder  weniger  grosse 
Summe  seiner  Grösse  gemäss  oder  gemäss  der  Wichtigkeit  seiner 
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Interessen,  welche  mit  der  Existenz  der  Vereine  verbunden  sind. 
Jedes  Bureau  hat  ein  Privatverniögen,  welches  aus  Bibliothek,  Archiv, 
Geld.  Instrumenten  etc.  besteht. 

Die  Bureaus  betindon  sich  in  verschiedenen  Städten:  das 
{geodätische  in  Berlin,  das  metrische  in  Paris,  das  Antisklaverei- 
bureau  in  Sansibar,  das  Antisklnvereibureau  und  das  Tarifburcau  in 
Brüssel,  das  literarisch-artistische,  gewerbliche,  eisenbahnrechtliche, 
telegrapbische  und  postale  in  Bern.  —  Der  Regierung  des  Staates, 
in  dem  sich  das  Bureau  befindet,  liegt  ausser  der  allgemeinen  noch 
die  spezielle  Aufsicht  über  die  Tätigkeit  des  Bureaus  ob.  —  Ausserdem 
werden  ihr  noch  zuweilen  andere  Pflichten  inbetreff  des  Bureaus  von 
den  Vereinsstaaten  auferlegt. 

Was  die  Obliegenheiten  der  Bureaus  anbetrifft,  so  können  wir 
davon  nur  folgendes  sagen:  Die  internationalen  Bureaus  verfolgen 
recht  mannigfaltige  Ziele.  Einige  von  ihnen  dienen  hauptsächlich 
öffentlich-rechtlichen,  die  anderen  zivilrechtlichen  Bedürfnissen.  Zu 
den  ersteren  gehören:  das  geodätische,  das  metrische,  das  tele- 
graphische, das  postale,  das  Anti  Sklaverei-  und  das  Tarifburcau ;  zu 
den  zweiten:  das  gewerbliche,  das  literarisch-artistische  und  das 
eisenbahnfrachtrechtliche  Bureau.  Besonders  entwickelte  Funktionen 
besitzen  3  Bureaus:  das  postalische,  das  telegraphische  und  das 
eisenbahnfrachtrechtliche  Bureau.  —  Dagegen  erfüllen  3  Bureaus, 
nämlich  die  beiden  Antisklavercibureaus  und  das  Bureau  für  die  Ver- 
öffentlichung der  Zolltarife,  nur  eine  Pflicht:  das  Sarameln  ver- 
schiedener Dokumente  und  der  Angaben,  welche  für  alle  Vereins- 
staaten von  Interesse  sind.  In  2  Zentralstellen,  dem  geodätischen 
und  dem  metrischen  Bureau,  hat  die  wissenschaftliche  Tätigkeit  eine 
besondere  Entwickelung  erlangt.  In  2  anderen,  den»  literarisch- 
artistischen  und  dem  gewerblichen  Bureau,  haben  die  Beziehungen 
zu  den  interessierten  Kreisen  industrieller  und  geistiger  Arbeiter  eine 
vorwiegende  Bedeutung  erworben. 

Auf  diese  Grundlagen  baut  sich  die  Tätigkeit  der  Bureaus  auf, 
welche  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  in  den  verschiedenen  l'nionen 
aufzuweisen  hat.  Vom  allgemeinen  Gesichtspunkte  aus  können  wir 
die  verschiedenen  Funktionen  der  Bureaus  in  zwei  besondere  Gruppen 
teilen:  Die  erste  umfasst  vielfache  Funktionen  theoretischer  oder 
wissenschaftlicher  Natur.  Hierher  gehören:  1.  das  Sammeln  ver- 
schiedener offizieller  Dokumente,  Gesetze  und  Verträge  und  zuweilen 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  lid.  V.) 
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sogar  literarischer  Werke,  welche  das  Archiv  und  die  Bibliothek 
des  Vereins  zu  bilden  bestimmt  sind:  2.  wissenschaftliche  Unter- 
suchungen gemäss  den  Aufträgen  der  Vereinsstaaten;  3.  die  Ver- 
öffentlichung der  Vereinszeitschrift  oder  der  periodischen  Vereins- 
saramlung;  4.  die  Mitteilung  verschiedener  Daten  und  Berichte  auf 
die  Ersuchen  der  Vereinsstaaten  etc. 

Die  zweite  Gruppe  umfasst  verschiedene  administrative 
Funktionen  formeller  Natur.  Unter  diesen  verstehen  wir  Pflichten, 
deren  Erfüllung  keine  für  die  beteiligten  Staaten  bindenden  Beschlüsse 
nach  sich  zieht.  Hierher  gehören:  1.  die  Vermittelung  in  den  Be- 
ziehungen zwischen  den  Staaten,  eine  Pflicht  von  äusserst  grosser 
Wichtigkeit  in  Anbetracht  der  grossen  Anzahl  von  Mitgliedern  der 
Vereine  und  der  regen  Beziehungen  unter  denselben  hinsichtlich 
ihrer  allgemeinen  Interessen:  2.  die  Vorbereitung  der  Vereins- 
konferenzen und  die  verschiedenartige  Unterstützung  derselben  in 
ihrer  Tätigkeit:  3.  die  Annahme  von  Anzeigen  des  Eintritts  oder 
Austritts  der  einzelnen  Mitglieder;  4.  die  Verwaltung  des  Vereins- 
eigentums  und  noch  andere  formelle  Akte,  welche  in  den  einzelnen 
Vereinen  sehr  von  einander  abweichen  können,  z.  B.  das  Registrieren 
von  Dokumenten,  die  Herausgabe  von  Bescheinigungen,  die  Fest- 
stellung der  gegenseitigen  Forderungen  der  Vereinsstaaten. 

Den  Befugnissen  des  Zentralbureaus  sind  in  dem  Vereinsrechte 
äusserst  enge  Grenzon  gezogen,  und  zwar  nicht  nur  deswegen,  weil 
dies  die  Natur  der  geregelten  Beziehungen  erforderte,  sondern  auch, 
weil  die  beteiligten  Staaten  ihre  Freiheit  zu  sehr  durch  die  Rechte 
der  Bureaus  zu  beschränken  fürchteten.  -  Dessenungeachtet  haben 
sich  alle  bestehenden  Bureaus  als  sehr  nützlich  für  die  einzelnen 
Staaten  erwiesen.  Keiner  von  den  9  Vereinen  wäre  zu  dem  geworden, 
was  er  jetzt  ist.  wenn  an  der  Spitze  der  Vcrcinsstaaten  kein  Zentral- 
organ stände. 

Endlich  besitzen  2  Unionen,  der  Post-  und  der  Eisenbahn- 
frachtrechtverein, ein  Schiedsgericht,  welches  etwaige  Konflikte 
zwischen  den  Vereinsstaaten  zu  entscheiden  hat.  In  dem  Eisenbahn- 
frachtrechtvereine  fungiert  das  Bureau  als  Vereinstribunal.  Der 
Postverein  hat  keinen  ständigen  Gerichtshof.  Das  Posttribunal  wird 
jedesmal  zusammenberufen,  wenn  ein  Streitfall  vorhanden  ist,  und  be- 
stellt aus  zu  diesem  Zweck  gewählten  neutralen  Vereinsstaaten.  In 
dem  Postvereine  hat  das  Zentralbureau  das  Recht,  sein  offizielles 
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Gutachten  über  die  Differenzen  zwischen  den  Staaten  abzugeben, 
ohne  dass  dieses  Gutachten  eine  bindende  Kraft  für  die  Staaten  be- 
sässe.  Jenes  Institut  hat  einen  grossen  praktischen  Wert  an  den 
Tag  gelegt,  weshalb  es  sehr  für  die  anderen  Vereine  zu  empfehlen 
wäre.  - —  Es  ist  auch  ein  Versuch  gemacht  worden,  einen  Gerichts- 
hof für  den  Telegraphenverein  zu  schaffen,  aber  er  ist  leider  miss- 
glückt,  und  als  Tribunal  können  in  diesem  Vereine  nur  ausser- 
ordentliche Sitzungen  der  Vereinskonferenz  gelten. 

Nach  alledem  können  wir  nur  die  richtige  Bemerkung  von 
Professor  Jkllinkk  wiederholen:  „Hier  auf  dem  Gebiete  der  Ver- 
waltung entwickelt  sich  infolge  der  immer  steigenden  Solidarität  der 
Staaten  mit  zwingender  Kraft  eine  Organisation,  welche  nicht  mehr 
auf  dem  Willen  und  der  Kraft  des  Einzelstaates,  sondern  auf  dem 
der  Gemeinschaft  beruht.1) 

*)  Annuaire  de  Tlnstitut  de  droit  international  p.  110. 
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Die  Vorschläge 

der 

Vizekönige  Chanchihtung  und  Liu  Runyi 

zur  Reform  des  chinesischen  Justizwesens. 

(Auszüge  aus  einer  dem  Thron  eingereichten  Denkschrift.) 

Mitgeteilt  von 

Dr.  Bctz, 

kaiH'Tl.  deutschem  Vlzekonsu),  Peking. 

Es  ist  eine  schon  seit  Alters  gepredigte  Wahrheit,  dass  Strafen 
nur  dann  erzieherisch  wirken,  wenn  sie  menschlich  gehandhabt 
werden.  In  Erkenntnis  dieser  Wahrheit  sind  auch  die  Strafarten 
immer  milder  gewurden.  Das  Strafensystem  des  Gesetzbuchs  der 
jetzigen  Dynastie  ist  von  dem  der  Hau  Sui.  Taug  und  Miugdynastie 
so  verschieden,  wie  der  Himmel  vou  der  Erde. 

Die  Missstünde,  die  heute  noch  im  Gerichtswesen  besteben, 
rllbren  hauptsächlich  daher,  dass  die  Magistrate  mit  Amtsgescbiiften 
überhäuft  sind,  aus  Furcht  vor  Diszipliuierung  vieles  verheimlichen.') 
keine  rechte  Liebe  zum  Volk  und  beständig  mit  Geldknappheit  zu 
kämpfen  haben.  Der  gute  Wille  einzelner  tüchtiger  Beamten  reicht 
nicht  aus,  das  Übel  zu  bekämpfen,  da  sie  ja  meistens  bald  wieder 
versetzt  werden.  Schon  oft  haben  Europäer  chinesische  Gefangnisse 
besucht  und  Gerichtsverhandlungen  beigewohnt:  sie  waren  jedesmal 
ausser  sich  über  die  grausame  Art,  wie  dort  die  Leute  behandelt 
werden.  Das  ist  auch  ein  Grund,  weshalb  sie  versuchen,  das  Volk 
zum  Christentum  zu  bekehren.  In  Europa  ist  schon  seit  Jahren 
das  Prozess verfahren  sehr  gründlich,  das  Strafensystem  milde  und 
das  Gefängniswesen  ohne  Härte. 

')  Der  chinesische  Beamte  wird  bestraft,  wenn  Verbrechen  in  seinem 
Bezirke  nicht  innerhalb  bestimmter  Frist  gesühnt  sind. 
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Die  chinesischen  und  europäischen  Verhältnisse  sind  nicht  die- 
80 Iben.  In  Europa  wird  ein  Rechtsfall  auf  Grund  von  Zeugen- 
aussagen, in  China  auf  Grund  von  Gestlindnissen  entschieden.  Wenn 
ein  Urteil  gefüllt  wird,  lediglich  auf  Grund  der  übereinstimmenden 
Aussagen  von  Zeugen,  so  ist  zu  befürchten,  dass  der  Verurteilte  bei 
dem  Urteil  sich  nicht  beruhigen  wird.  Das  europäische  Prozess- 
verfahren kennt  auch  keine  Strafmittel,  um  den  Angeklagten  zum 
Geständnis  zu  zwingen ;  bei  uns  würde  in  solchem  Falle  ein  Kapital- 
verbrechen kaum  je  gesühnt  werden.  In  diesen  beiden  Punkten 
dürfte  deshalb  das  europäische  Verfahren  von  China  schwerlich 
adoptiert  werden  können. 

Dagegen  dürften  folgeude  9  Punkte  in  Erwägung  zu  ziehen  sein : 

a)  Es  ist  zu  verbieten,  dass  gegen  das  in  einen  Prozess 
verwickelte  Publikum  Erpressungen  oder  sonstige 
Chikanen  verübt  werden. 

Die  von  jeder  Partei  an  die  Amtsdiener  zu  zahlende  Prozcss- 
gebühr  ist  nach  den  Vermögensverhältnissen  der  Parteien  zu  bemessen 
und  soll  im  Minimum  4000  Kupferkäsch1)  betragen.  Es  ist  ein  häutig 
vorkommender  Fall,  dass  die  Amtsdiener,  wenn  ihnen  eine  Partei 
nicht  soviel  zahlt,  wie  sie  fordern,  dem  Magistrat  vorlügen,  die  Zeugen 
und  Parteien  seien  noch  nicht  alle  ausfindig  gemacht,  so  dass  der 
Magistrat  den  Termin  für  die  .Sitzung  noch  hinausschieben  muss;*) 
diesem  l'nfug  kann  nur  durch  Abschaffung  der  Amtsdiener  gesteuert 
werden. 

Ferner  ist  es  eine  bekannte  Praktik  der  Amtsdiener,  dass  sie 
Leute  in  eine  Prozesssache  verwickeln,  die  mit  derselben  gar  nichts 
zu  tun  haben.  Oder  wenn  der  Kläger  selbst  gegen  einen  Un- 
schuldigen Klage  erhebt,  so  sind  es  häutig  die  Amtsdiener,  welche 
dem  Richter  vorreden,  der  Angeklagte  sei  wirklich  der  Schuldige.  Alles 
das  wird  nicht  eher  aufhören,  als  bis  die  Amtsdiener  beseitigt  sind. 

b)  Reform  der  amtlichen  Berichterstattung 
in  Prozess sacbeu. 

Die  Disziplinarbestimmungen  und  sonstigen  Vorschriften  für 
richterliche  Beamte  sind  zu  streng.  Bei  Kaub-  und  Mordfallen  muss  er 

')  Ungefähr  f>-8  Mk. 

a)  Was  insofern  recht  peinlich  ist.  weil  in  China  beide  Parteion 
sowohl  wie  die  Zeugen  bis  zur  Crteilsfällung  im  Vainen  in  Haft  gehalten 
werden. 
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mit  seiner  Berichterstattung:  an  die  vorgesetzte  Behörde  mindestens  bis 
zur  Ableguug  eines  Geständnisses  warten.  Bei  einem  Komplott  muss 
er  mindestens  die  Hälfte  der  Teilnehmer'  und  den  Haupttäter  dingfest 
machen,  wenn  or  einer  Disziplinarstrafe  entgehen  will.  Die  Folge 
ist,  dass  viele  Verbrechen  einfach  vertuscht  werden.  Entweder  man 
verschweigt  sie  ganz,  oder  man  sagt,  es  liege  nur  ein  Diebstahl,  aber 
kein  Raub  vor,  oder  man  verheimlicht  die  Anzahl.  Es  gibt  kaum 
einen  Fall  in  einer  Provinz,  wo  die  wirkliche  Anzahl  der  Täter  ge- 
meldet wird.  Die  Folge  dieser  Ängstlichkeit  der  Magistrate  ist,  dass 
viele  schwere  Verbrechen  unter  der  Hand  durch  heimliche  Abfindung 
der  Betroffeneu  aus  der  Welt  geschafft  werden,  oder  dass  unbequeme 
Zeugen  auf  irgend  eine  Art  unschädlich  gemacht  werden.  Dadurch, 
dass  man  Uber  Raubfälle  nicht  rechtzeitig  oder  nicht  der  Wahrheit 
gemäss  berichtet,  verleitet  man  direkt  zu  solchen  Straftaten.  Eine 
mildere  Handhabung  der  Disziplinarbestiiniuungen  ist  das  einzige 
Mittel,  hierin  Wandel  zu  schaffen. 

Was  das  Appellieren  an  eine  höhere  Instanz  betrifft,  so  geht 
das  in  den  meisten  Fällen  nicht  von  der  Partei  aus,  sondern  von 
den  sogenannten  Sung  Kun,  d.  h.  Winkeladvokaton.  die  dabei  von 
den  allerschmutzigsten  Motiven  geleitet  werden.  Es  kommt  vor.  dass 
der  Beklagte  schon  eine  geraume  Zeit  in  Haft  sitzt,  dor  Kläger  aber 
noch  immer  nicht  vor  Gericht  erscheint.  Nach  dem  Gesetz  soll  aller- 
dings, wenn  der  Kläger  innerhalb  zwei  Monaten  nicht  erschienen 
ist,  das  Verfahren  eingestellt  werden.  Immerhin  waren  dann  die 
zwei  Monate  für  den  Beklagten  eine  harte  Zeit.  Ferner  hat  die 
Berufung  den  Nachteil,  dass  der  Beklagte  bei  seiner  Überführung 
aus  dem  Provinzialgericht  nach  dem  Bezirksgericht  seiner  Heimat 
unterwegs  entwischen  und  dann  von  neuem  die  Bevölkerung  be- 
lästigen kann. 

Wir  schlagen  deshalb  vor,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  wonach  in 
Zukunft  in  Berufungssachen,  wenn  der  Appellant  nicht  innerhalb 
zwei  Monaten  nach  Einlegung  bezw.  Genehmigung  der  Berufung  vor 
Gericht  erscheint,  nicht  nur  die  Berufung,  dem  Gesetz  gemäss,  ver- 
worfen, sondern  auch  der  Appellant  selbst  in  Strafe  genommen  wird. 
Legt  er  dann  noch  ein  zweites  Mal  Berufung  ein,  so  ist  dieselbe  ohne 
weiteres  zu  verwerfen  und  der  Appellant  ebenso  wie  sein  Winkel- 
advokat streng  zu  bestrafen. 
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Wir  bitten  ferner,  bei  Verhäugung  von  Disziplinarstrafen  für 
Säumigkeit  der  Berufungsrichter  die  besondern  Verhältnisse  jedes 
Falles  mehr  (wie  bisher)  zu  berücksichtigen. 

c)  Mildere  Strafen. 

Die  heute  noch  zur  Anwendung  kommenden  Prügelstrafen  sind 
zu  roh.  Die  meisten  unserer  Beamten  haben  allerdings  längst  kein 
Gefühl  mehr  dafür.  Es  ist  ja  richtig,  dass  ein  Verbrecher  gezüchtigt 
werden  muss.  aber  solange  seine  Schuld  noch  nicht  feststeht,  sollte 
man  damit  vorsichtig  sein.  Wenn  leichte  Vergehen  auch  nur  leicht 
bestraft  werden,  dann  wird  die  »Strafe  bessernd  auf  den  Menschen 
wirken  und  nicht  gleich  das  Schamgefühl  untergraben. 

Wir  schlagen  deshalb  vor.  dass  künftig  nur  noch  bei  den 
schweren  Verbrechen  des  Raubes  und  Mordes  gegen  den  Täter,  der 
trotz  konkludenter  Zeugenaussagen  hartnäckig  leugnet,  einschüchternde 
(Kolter-)  Strafen  angewandt  werden.  Wo  nach  dem  Gesetz  Prügel- 
strafe zu  verhängen  wäre,  sollen  die  Richter,  wenn  die  Tatumstände 
es  rechtfertigen,  die  Prügelstrafe  in  Haft  umwandeln ;  die  Haft  dürfte 
einige  Tage  oder  einige  Wochen,  aber  nicht  unnötig  lange  dauern, 
Misshandlungen  dürfen  nicht  vorkommen. 

d)  Auf  die  Zeugenaussagen  ist  mehr  Gewicht  zu  legen. 
Im  europäischen  Prozessverfahren  verlässt  man  sich  ganz  be- 
sonders auf  die  Zeugen.  Wenn  alle  Zeugen  übereinstimmend  aus- 
sagen, dann  braucht  man  gar  nicht  das  Geständnis  des  Angeklagten. 
Nun  gibt  es  allerdings  in  Europa  besondere  richterliche  Beamte,  das 
europäische  Strafgesetz  kennt  nur  in  wenigen  Fällen  die  Todesstrafe; 
man  hat  genügend  Zeit,  jeden  Fall  gründlich  zu  untersuchen:  die 
Gefängnisstrafe  ist  nicht  hart,  deshalb  wird  auch  keiner  gegenüber 
bestimmten  Zeugenaussagen  zu  leugnen  wagen.  Ferner  ist  die 
Tätigkeit  der  Polizei  sehr  geheim,  sie  kennt  alle  Wege  und  Stege, 
weiss,  wo  jeder  lebt  und  was  er  treibt.  Zeugen  sind  leicht  zu  be- 
kommen; bei  der  Verhandlung  sitzen  sie  alle  in  einer  Reihe,  kein 
Zeuge  wird  in  Haft  genommen.  Die  chinesischen  Magistrate  dagegen 
sind  mit  Geschäften  Uberhäuft,  sie  haben  keine  organisierte  Polizei 
und  die  Strafmittel  sind  recht  hart.  Kein  Mensch  hat  Lust,  als  Zeuge 
aufzutreten. 

Wenn  man  nun  in  China  lediglich  auf  Grund  von  Zeugen- 
aussagen, ohne  den  Angeklagten  zu  fragen,  ein  Urteil  fällen  wollte, 
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so  wäre  die  Folge,  dass  der  Verurteilte  appellieren  würde  mit 
der  Begründung,  der  Richter  oder  die  Zeugen  seien  bestochen  worden. 
Unter  diesen  Umstunden  würden  die  Kichter  es  doch  nicht  wagen, 
ohne  Geständnis  einen  zu  verurteilen.  Man  wäre  also  genau  so  weit 
wie  zuvor. 

Wir  schlagen  deshalb  folgendes  vor: 

Nur  bei  Verbrechen,  auf  denen  Todesstrafe  steht,  ist  Geständnis 
erforderlich.  In  allen  anderen  Fällen  soll,  wenn  der  Verbreeher 
leugnet  und  darüber  ein  halbes  Jahr  hingeht,  andererseits  aber  zu- 
verlässige Zeugenaussagen  vorliegen,  die  auch  von  den  Vorgesetzten 
des  Richters  nachgeprüft  worden  sind,  der  vorschriftsmässige  Strai- 
antrag  gestellt  und  das  Urteil  gefällt  werden.  Weitere  Berufungen 
nach  Peking  oder  an  höhere  Instanzen  sind  unzulässig. 

e)  Verbesserung  der  Gefängnisse  und  Haftlokale. 

Ausser  dem  eigentlichen  Gefängnis  Chicn  yü  —  gibt  es  in 
jeder  Präfektur  und  jedem  Kreise  noch  verschiedene  Haftlokale  und 
Unterbringungsräume,  wie  das  Chi  so,  das  Chiao  chai,  das  Ya  tai. 
Alle  diese  Lokale  sind  sehr  schmutzig  und  eng,  sie  sind  im  Sommer 
ein  Herd  für  ansteckende  Krankheiten  und  haben  deu  Tod  schon 
manches  Insassen  verursacht.  Leute,  die  noch  ein  Herz  im  Leibe 
haben,  getrauen  sich  gar  nicht  einen  Blick  hinein  zu  werfen.  Sie 
stellen  die  Gefängnisse  mit  der  Hölle  auf  eine  Stufe  (der  2.  Bestand- 
teil des  chinesischen  Worts  für  ,.Hölleu  -  ti  yü  ist  auch  derselbe 
wie  der  in  dem  Worte  für  „Gefängnis"  chicn  yü).  Die  Ge- 
fängnisse selbst  kann  mau  nicht  entbehren,  wohl  aber  können  sie 
viel  humaner  eingerichtet  werden.  Man  sollte  Mittel  auswerfen,  um 
sie  geräumiger  zu  bauen  und  rein  zu  halten.  Die  Insassen  müssen 
anständig  verpflegt,  gegen  die  Hitze  des  Sommers  und  die  Kälte  des 
Winters  geschützt  werden. 

Was  die  Haftlokale  Chi  so  anlangt,  so  dienen  sie  dazu, 
um  Diebe  und  Landstreicher,  sowie  Untersuchungsgefangene  und  Be- 
klagte, die  noch  keinen  Bürgen  haben  stellen  können,  in  Gewahrsam 
zu  halten.  Das  Gesetz  kennt  zwar  diese  Lokale  nicht,  trotzdem 
existieren  sie  in  den  Chou-  und  llsienstädton  aller  Provinzen.  Wenn 
man  in  den  vorerwähnten  Fällen  immer  Bürgen  zulassen  wollte,  so 
würden  in  Ö  von  10  Fällen  die  Betretlenden  auf  Nimmerwiedersehen 
verschwinden.    Wälde  man  sie  in  einem  Gasthause  unter  Aufsicht 
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eines  Gerichtsdieners  wohnen  lassen,  so  würde  der  letztere  die  Ge- 
legenheit zu  Erpressungen  aller  Art  benutzen;  deshalb  kann  man 
Haft  lokale  nicht  entbehren.  Im  Jahre  1725  hatte  mau  auf  Vorschlag 
des  Justizministers  Li  ting  yi  die  Gefängnisse  in  ein  „.inneres*4  und 
ein  „äusseres**  eingeteilt.  Das  innere  war  für  die  schweren  Ver- 
brecher, djis  äussere  für  Personen,  die  sich  eines  Vergehens  schuldig 
gemacht  oder  sonstwie  iu  einen  Prozess  verwickelt  waren,  bestimmt. 
Das  heutige  Chi  so  entspricht  dem  ..äusseren  Gefängnis**  (Wai  chicn). 
Wir  beantragen  den  Erlass  einer  Verordnung,  dass  auch  die  Haft- 
lokale rein  und  geräumig  sein  mtlssen  und  jede  Maltraitierung  der 
Insassen  strengstens  verboten  ist.  Für  die  Internierung  der  Zeugen 
existieren  bereits  in  den  meisten  Provinzen  besondere  Bäume.  (Hon 
shen  so.  d.  h.  Lokal,  in  dem  man  das  Verhör  abwartet.)  Alle  Übrigen 
rnterbringungslokale  sind  abzuschaffen. 

f)  Die  Sträflinge  sind  in  irgend  einer  Beschädigung 

zu  unterweisen. 

In  vielen  Provinzen  existieren  bereits  Korrektions-  und  Arbeits- 
häuser (Kai  kwo  so),  in  denen  Unterricht  in  verschiedenen  Hand- 
fertigkeiten erteilt  wird.  Diese  Anstalten  sind  aber  noch  sehr  reform- 
bedürftig. Es  sollten  im  gauzen  Lande  in  jedem  äusseren  und  jedem 
inneren  Gefängnis  ein  grosser  geräumiger  Hof  frei  gelassen  weiden 
zum  hau  einer  Werkstätte  für  Unterriehtszwecke.  Wenn  dann  die 
Sträflinge  zur  Entlassung  kommen,  so  können  sie  sich  doch  wenigstens 
ihren  Unterhalt  verdienen  und  einen  anständigen  Lebenswandel  be- 
ginnen. Die  Häftlinge  können  sich  selbst  mit  Kleidern  und  Nahrung 
versehen. 

g)  Leichenschau. 
Bei  Tötungsdelikten  muss  eine  Leichenschau  abgehalten  werden. 
Die  Ausgaben  fllr  eine  solche  Leichenschau  (Errichtung  eines  Zeltes. 
Besorgung  von  Pferden  für  die  Beamten  und  ihre  Gehilfen  etc.)  sind 
sehr  erhebliche  und  müssen  sämtlich  von  dem  Angeklagten  getragen 
werden.  Ist  letzterer  dazu  nicht  imstande,  so  weiden  seine  Ver- 
wandten und  Nachbaren,  bei  ganz  kleinen  Ortschaften  oft  einen 
halben  Kilometer  weit,  zur  Bestreitung  der  Kosten  herbeigeholt. 
Nur  in  ganz  seltenen  Fällen  sind  die  betreffenden  Geriehtsdiener  so 
anständig,  ihre  Auslagen  für  Pferde.  Zelte  und  Kulis  selbst  zu  be- 
zahlen.    In  der  Provinz  Szcchuan  bestehen  3  Fonds,  die  aus  Bei- 
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trugen  der  Steuerzahler  gebildet  werden.  Aus  dem  einen  Fonds 
werden  die  Kosten  für  Gefangenentransporte,  aus  dem  zweiten  die 
Leichenschaukosten  und  aus  dem  dritten  die  Ausgaben  für  Kulis  und 
Pferde  bestritten.  Diese  Fonds  gibt  es  in  Szechuan  schon  seit 
30  Jahren.  Es  empfiehlt  sich,  ähnliche  Fonds  in  allen  Distrikten 
einzuführen.  Ausserdem  sind  die  Beamten  anzuhalten,  im  Dienste 
möglichst  sparsam  mit  Pferden  umzugehen. 

h)  Änderung  der  Bestimmungen  über  Geldstrafen. 
Die  Geldstrafe  oder  Busse  ist  schon  ein  altes  Rechtsinstitut, 
kommt  aber  nur  wenig  zur  Anwendung.  Bei  Kaub-  uud  Tötungs- 
delikten muss  die  gesetzliche  Strafe  verhängt  werden.  Bei  Dieb- 
stahl, Landstreicherei,  Körperverletzungen,  Vermögensdelikten  etc. 
steht  Prügelstrafe  und  Gefängnis  zur  Wahl;  doch  ist  es  nicht  ge- 
stattet, derartige  Vergehen  durch  Geldbussen  zu  sühnen.  Bei  Prozessen 
aus  dem  Gebiete  des  Obligationen-,  Jmmobiliar-,  Ehe-  und  Faniilien- 
rechts  gehören  die  Parteien  meistens  den  besseren  Ständen  an.  Die 
Prozessgegner  sind  entweder  nahe  Verwandte  oder  Nachbarn.  Sie 
nehmen  sich  schon  sehr  in  acht,  um  nicht  ihre  Ämter  zu  verlieren 
und  um  nicht  für  ewige  Zeiten  Feindschaft  zwischen  ihren  Kindern 
und  Enkeln  zu  stiften.  Solche  Pruzesse  sind  danach  zu  entscheiden, 
wer  Recht  und  Unrecht  hat.  Derjenige,  welcher  im  Unrecht  ist, 
sollte  eine  Busse  zahlen,  deren  Höhe  nach  dem  Grad  seines  Unrechts 
zu  bemessen  wilre.  Von  diesen  Bussegeldern  könnten  die  Kosten  der 
Neueinrichtung  und  Instandhaltung  der  Gefängnisse  bestritten  werden. 
Ebenso  könnten  Personen,  die  einen  literarischen  Grad  besitzen,  der 
Prügel-  und  Kangstrafe  dadurch  entgehen,  dass  sie  einige  Monate 
„sitzen*  und  eine  Busse  zahlen.  Die  Einnahmen  aus  der  letztereu 
könnten  gleichfalls  für  die  Gefängnisse  verwendet  werden.  Die  Höhe 
der  zu  fordernden  Busse  muss  vorher  der  vorgesetzten  Behörde  ge- 
meldet werden;  kein  Beamter  darf  für  sich  Geldstrafen  einziehen 
oder  gar  in  die  eigne  Tasche  stecken. 

Schon  jetzt  ist  mehrfach  von  einzelnen  Provinzen  beantragt 
worden,  die  einfachen  Verbanuungsstrafen  in  mehrjähriges  Gefängnis 
umwandeln  zu  dürfen,  weil  es  häutig  vorkommt,  dass  die  Verbrecher 
unterwegs  während  des  Transports  entwischen.  Wir  beantragen, 
dass  in  Zukunft  bei  Verbannungsstrafen  -  abgesehen  von  der 
militärischen  Verbannung  —  die  Richter  unter  der  Berücksichtigung 
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der  besonderen  Tatumständc  den  Antrag  auf  Umwandlung  in  Geld- 
strafen stellen  sollen,  damit  man  Mittel  für  die  Unterhaltung  der 
Geiängnisse  bekommt,  sowie  ferner,  dass  die  Strafe  in  mehrjährige 
Haft  umgewandelt  wird,  deren  Dauer  etwas  kürzer,  wie  im  Gesetz 
vorgesehen,  sein  kann.  Auf  die  Art  ist  man  sicher,  dass  die  Strafe 
abgesessen  wird,  und  man  spart  überdies  die  Gefangenentransporte. 

i)  Für  die  Beaufsichtigung  der  Gefängnisse  sind  besondere 

Beamte  zu  ernennen. 

Die  bisher  dazu  verwendeten  untergeordneten  Beamten,  der 
.Li  mua  beim  Präfekten  und  der  rChüch  shihr  beim  Distrikts- 
magistrat, sind  dazu  nicht  geeignet.  Man  sollte  damit  vielmehr  die 
bei  jeder  Präfektur  angestellten  T'uug  shih  und  T'ung  pan1)  betrauen. 
Zunächst  könnte  der  Priifekt  seinem  T'ung  shih  Inspizierung  sämtlicher 
Gefängnisse  seines  Bezirks  auftragen.  Wohnt  der  T'ung  shih  nicht 
in  der  Präfekturstadt,  so  kann  der  dort  wohnende  T'ung  pan  be- 
auftragt werden,  alle  2  Monate  einmal  die  Gefängnisse  des  Bezirks 
zu  inspizieren.  Ist  auch  noch  ein  T'ung  shih  in  der  Prüfektur,  so 
können  beide  Beamte  abwechselnd  jeden  Monat  einmal  inspizieren. 
Das  Gefängnis  am  Ort  der  Präfektur  ist  alle  10  Tage  zu  inspizieren. 
Entdeckte  Missstände  sind  dem  Gouverneur  oder  Oberrichter  zu 
melden.  Es  erfolgt  dann  Anzeige  wie  bei  Anwendung  ungesetzlicher 
Strafmittel.  Die  Aufsicht  Uber  das  Präfekturgefängnis  hat  der 
Taotai;  das  Provinzialgefängnis  wird  von  einem  Delegierten  des 
Generalgouvemeurs  inspiziert. 


Wenn  man  die  vorstehenden  9  Punkte  in  Praxis  durchführt, 
so  besteht  auch  die  Hoffnung,  dass  man  dem  Übel  (sie!)  der  Ver- 
leitung des  Volks  zum  Christentum  allmählich  steuern  kann. 

*)  Eine  Art  Referendare. 
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Übersetzung  von  0.  Hellmuthliäuser,  Syndikus  a.  D.  (Berlin). 

Die  Tat  einer  Person  verursacht  einer  anderen  Person  merk- 
lichen Schaden.  Ist  der  Anspruch  auf  Schadensersatz  begründet? 
Der  .Schädigende  und  der  Geschädigte  standen  noch  in  keiner  Be- 
ziehung durch  irgend  ein  vorhandenes  Hand,  irgend  einen  juristischen 
Akt.  der  bestimmte  positive  Verpflichtungen  begründet  hätte.  Aber 
dieser  Zustand  der  früheren  gegenseitigen  Unabhängigkeit  ist  drus 
wesentlichste  bei  der  Untersuchung  des  tatsächlichen  Bandes,  welches 
die  Schädigung  zwischen  den  beiden  Parteien  geknüpft  hat. 

Schadensersatz  ist  begründet,  wenn  der  Urheber  des  Schadens 
verantwortlich  genannt  werden  kann  für  die  verursachte  Schädigung. 
Der  Richter  hat  oilenbar  die  Aufgabe,  bei  jedem  einzelnen  Schadens- 
falle die  Gesamtheit  der  Umstände  zu  prüfen,  um  die  Verantwortlich- 
keit und  die  Höhe  des  Schadensersatzes  festzustellen.  Es  gibt  indessen 
allgemeine  Bedingungen,  welche  für  alle  Einzelfalle  gelten  und  aus 
denen  sich  die  verschiedensten  Ansichten  ableiten  lassen.  Diese  all- 
gemeinen Bedingungen  sind:  Freiheit  und  Vernunft.  Wer  nach  der 
üblichen  Tradition  den  Begriff  .„Verschulden"  als  Grund  der  Ver- 
antwortung erachtet,  kann  diese  nicht  annehmen  bei  einem  Wesen, 
das  nicht  frei  und  vernünftig  ist.  Die  Schriftsteller,  die  sich  nur 
an  eine  Tat  halten,  an  den  Schaden,  der  auf  die  Initiative  einer 
Person  zurückzuführen  ist.  können  eine  Schadensersatzpflicht  nicht 
anerkennen  bei  einem  Wesen  ohne  Intelligenz  und  Selbstbewusstsein. 
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Es  ist  wirklieh  schwer,  sich  an  die  einfache  Tat  zu  halten,  ohne 
anzunehmen,  dass  die  Überlegung  in»  gegebenen  Momente  den  etwaigen 
Schaden  ins  Auge  gefasst  hätte,  um  die  Konsequenzen  zu  tragen. 
Für  das  Studium  der  folgenden  Theorien  muss  man  daher  annehmen, 
dass  inbetreff  der  allgemeinen  Bedingungen,  deren  Charakter  und 
Wichtigkeit  ich  angedeutet  habe,  Schwierigkeiten  der  Auffassung 
nicht  entstehen  können. 

Die  traditionelle  Auffassung.  —  Das  Verschulden. 

Die  römischen  Gesetze,  sowie  die  alten  und  neuen  Rechts- 
gelehrten, die  deren  Prinzip  getreu  wiederholt  haben,  begriffen  nicht, 
dass  es  eine  Verantwortlichkeit  geben  könne  ohne  Verschulden. 
Selbst  die  natürliche  Rechtsauffassuug  führt  zu  dieser  Ansicht 
und  der  Artikel  1382  des  code  civil  franyiüs  nimmt  dieselbe  Idee 
auf,  wenn  er  sagt:  „jede  Tat  eines  Menschen,  die  einem  anderen 
schadet,  verpflichtet  ihn  zum  Schadensersatz  wegen  des  Verschuldens, 
das  er  beging-. 

Das  bewusste  Verschulden,  welches  charakteristisch  ist  für  das 
Delikt,  und  die  einfache  Unachtsamkeit,  welche  die  Quasi-Delikte 
verursacht,  legen  prinzipiell  die  Verpflichtung  auf.  den  verursachten 
Schaden  vollständig  zu  ersetzen.  Die  Entschädigung  wird  nur  im 
Falle  einos  konkurrierenden  Verschuldens  seitens  des  Verletzten  ver- 
mindert, oder  wenn  der  Richter  aus  Billigkeitsrücksichten  auf  das 
Mafs  des  Verschuldens  Rücksicht  nimmt,  um  die  Höhe  des  Schadens- 
ersatzes festzusetzen.  Denn  bei  dieser  Theorie  wird  das  Verschulden 
subjektiv  beurteilt  und  das  freie  richterliche  Ermessen  hat  einen 
weiten  Spielraum. 

Existenz  und  Beweis  eines  Verschuldens  durch  den  Verletzten 
sind  also  notwendige  Voraussetzung  zur  Begründung  der  Verant- 
wortlichkeit. Zunächst  liegt  die  Sache  so,  wenn  die  persönliche 
Handlung  eines  Individuums  in  Frage  kommt;  aber  man  halt  auch 
an  diesem  Prinzipe  fest  bei  der  Beurteilung  der  Verantwortlichkeit 
einer  Person  für  die  Tat  eines  anderen  oder  für  belebte  oder  leblose 
Sachen.  Man  kann  sagen,  in  diesen  verschiedenen  Fällen  präsumiert 
das  Gesetz  das  Verschulden  desjenigen,  dem  es  die  Verantwortung 
auferlegt.  Der  Verletzte  braucht  hier  den  Beweis  nicht  zu  liefern, 
aber  das  Prinzip  eines  persönlichen  Verschuldens  wird  nicht  gelindert. 
Jedoch  wenn  das  erwiesene  Verschulden  einer  Person,  die  für  ihre 
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eigenen  Taten  haltet,  der  Grund  der  Verantwortung  ist,  worin  be- 
steht dann  eigentlich  dies  Verschulden? 

Im  Strafrecht  nimmt  das  Gesetz  Rücksicht  auf  den  sittlichen 
Wert  einer  Handlung,  auf  die  Verletzung  der.  sozialen  Ordnung,  die 
Straffälligkeit  des  Handelnden,  die  näheren  Umstünde  der  begangenen 
Gesetzes  Verletzung,  und  misst  die  Strafe  danach  ab.  Wenn  der  Gesetz- 
geber eine  tadelnswerto  Handlung  aus  dem  Gebiete  der  Moral  heraus- 
greift, um  eine  Strafe  dafür  festzusetzen,  so  wird  alles  vorher  vor- 
gesehen und  festgesetzt.  Die  Verletzung  der  moralischeu  Pflicht  ist 
hier  ein  Verschulden,  welches  vom  Strafgesetz  geahndet  wird,  und 
die  Bestrafung  beruht  auf  derselben  Gesetzesstelle,  welche  die  in- 
kriminiert« Handlung  vorgesehen  hat. 

Im  Zivilrecht  fehlt  diese  Genauigkeit,  diese  Harmonie,  diese 
Ideenverknüpfung.  Hier  gibt  es  nur  einen  Schaden,  den  eine  Person 
erlitten  hat,  einen  Schadensersatz,  keine  Strafe,  eine  rein  subjektive 
Abschätzung,  bei  der  ein  idealer  Begriff,  ein  rguter  pater  familias", 
als  Norm  der  Vergleichung  festgesetzt  ist.  —  Das  Moralprinzip  hat 
hier  nicht  notwendig  einen  Einfluss  auf  die  schädigende  Handlung, 
nicht  einmal  der  Vorsatz  gibt  dieser  Handlung  den  Charakter  des 
Verschuldens,  wenn  sie  sich  einfach  als  Ausübung  eines  Rechtes 
darstellt.  Die  besondere  Auffassung  des  Richters,  die  Forderungen 
der  Praxis,  die  Begleitumstände  der  Tat,  das  Interesse,  welches  der 
Verletzte  erwecken  kann,  diese  vielen  Dinge  geben  der  streitigen 
Situation  ihren  Charakter  und  machen  sie  verwickelt.  — 

Man  versuchte  dann,  den  Begriff  des  Verschuldens  als  Grund 
der  zivilrechtlichen  Verantwortung  präziser  und  juristischer  zu  ge- 
stalten. Die  Schriftsteller  wollten,  um  ihn  zu  definieren,  sich  an 
eine  Handlung  halten,  die  ohne  Recht  begangen  ist  und  ein  Recht 
verletzt.  Selbst  die  Ausübung  eines  Rechtes  kann  die  Verantwortung 
begründen,  wenn  es  missbraucht  wird,  wenn  es  ohne  Rücksicht  oder 
mit  der  Absicht  zu  schaden  ausgeübt  wird.  — 

Andere  Schriftsteller  kritisieren  diese  Formeln.  Man  kann 
wirklich  nicht  von  ..dem  Missbrauch  eines  Rechtes-4  sprechen,  denn 
„wo  der  Missbrauch  beginnt,  hört  das  Recht  auf."  Der  Missbrauch 
eines  Rechtes  ist  gleichbedeutend  mit  einer  Handlung,  die  ohne  Be- 
rechtigung begangen  wird1) 

r)  sUvitiüL.  Triütf-  elcmentnire  de  droit  civile.  t.  11,  No.  901—970.  — 
Willems.  Revue  generale  du  droit  p.  210—212. 

i 
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Man  verletzt  hierdurch  das  Recht  eines  anderen,  beachtet  die 
Verpflichtungen  nicht,  die  wir  gegen  andere  haben,  und  das  Ver- 
schulden ist  nichts  anderes,  als  die  Verletzung  einer  bestehenden 
Verpflichtung:  einer  gesetzlichen  oder  kontraktlichen  Verpflichtung, 
der  Notwendigkeit,  mit  Umsicht  zu  handeln,  sorgfältig  zu  Überwachen, 
bei  der  Auswahl  einer  Person  oder  Sache  die  richtigo  Sorgfalt  an- 
zuwenden. —  Die  Theorie  gewinnt  so  mehr  Einheitlichkeit:  jede 
Handlung  setzt  rdie  Existenz  einer  bestehenden  Verpflichtung*  voraus: 
.immer  liegt  in  der  schädigenden  Handlung  eine  Verletzung  dieser 
Verpflichtung*.  Diese  Idoe  einer  Verpflichtung,  worin  sich  das  Ver- 
schulden kleidet,  beseitigt  dio  oft  verkehrten  Ansichten,  welche  die 
Verwechslung  von  Strafrecht  und  Zivilrecht,  von  Strafe  und  Schadens- 
ersatz, in  gewissen  Köpfen  verursachte. 

Aber  welche  Konstruktion  man  auch  anwenden  mag,  die  Ver- 
antwortlichkeit existiert  nicht  ohne  Verschulden  und  das  Verschulden 
besteht  darin,  dass  man  sich  nicht  als  guter  pater  familias  geführt 
hat,  das  „berechtigte  Vertrauen  der  Aussenwelt  getäuscht*',  eine 
bestehende  Verpflichtung  missachtet,  das  Recht  anderer  verletzt  hat. 
Schliesslich  ist  das  nur  eine  Frage  des  Ausdrucks,  und  wir  werden 
später  sehen,  dass,  wenn  man  den  Begriff  des  Verschuldens  beiseite 
lässt  als  Grund  der  Verantwortlichkeit,  diese  sich  auf  den  Begriff 
einer  nicht  beachteten  vorhandenen  Pflicht  zurückführen  lässt. 

Ein  Täter,  dessen  Verschulden  nicht  bewiesen  ist,  erscheint 
selbstverständlich  nicht  verantwortlich.1)  Der  Verletzte  trägt  die 
Schädigung,  die  Folgen  des  Risikos,  d.  h.  des  Zufalls  und  der  höheren 
Gewalt.  Unter  dieser  Bezeichnung  „Zufall"  (cas  fortuit)  umfasst 
die  tradionelle  Auffassung  nicht  nur  die  Ereignisse  aus  reinem 
Zufall  oder  die  Folge  der  elementaren  Kräfte,  sondern  jedes  Ereignis 
ausser  dem  Verschulden.  Und  um  die  auffallende  Inkonsequenz  zu 
vermeiden,  die  darin  bestehen  würde,  dass  mau  eine  Person  als  nicht 
verantwortlich  erklärt  für  einen  Schaden,  deren  Tat  diesen  gerade 
verursacht  hat.  versichert  man,  man  habe  keinen  Schaden  herbei- 
geführt, wenn  einem  kein  erwiesenes  oder  präsumiertes  Verschulden 
zur  Last  fällt.  Wie  kann  man  bei  einem  Zufall  von  der  Handlung 
eines  Individuunis  sprechen?  Der  Kausalnexus  ist  absolut  nicht  vor- 
handen.   Und  diese  Folgerung,  die  ganz  natürlich  ist,  wo  es  sich 

')  Lkw,  Responsabilite  et  coutrat:  Extrait  de  la  Revue  critique  de 
legi*lation  et  de  jurisprudonce.  1895),  p.  361—398. 
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um  elementare  Kräfte  oder  um  fremde,  rein  äusserliche  Einwirkungen 
bandelt,  dehnt  man  au»  auf  eine  individuelle  Handlung,  eine  freie 
Tat.  mit  der  man  unmöglich  die  Idee  eines  Verschuldens  verknüpfen 
konnte.  Der  Zufall  ist  immer  die  wahre  Ursache  des  Schadens. 
Sein  Opfer  trägt  die  Folgen  des  Geschicks.  Wie  darf  man  einer 
Person  den  Schadensersatz  für  ein  Ereignis  aufbürden,  das  dieselbe 
nicht  verhindern  konnte?  Die  herkömmliche  Auffassung  fand  ihren 
Rückhalt  in  dem  ganz  natürlichen  Gefühl,  welches  den  Menschen 
antreibt,  die  Handlungen,  die  man  auf  seine  Rechnung  setzen  möchte 
und  die  er  doch  nicht  vorhersehen  konnte,  dem  Zufall  oder  dem 
Geschick  zuzusehreiben.  Man  muss  untersuchen,  ob  in  diesen 
Prinzipien  und  ihren  Konsequenzen  nicht  Verwirrung'  und  Zwei- 
deutigkeit liegt,  die  zu  beseitigen  sind. 

Die  neuen  Tendenzen.  —  Das  Risiko. 

Die  Begriffe  „Verschulden**  und  „Verantwortung"  sind  also  eng 
verbunden  in  der  hergebrachten  Ansicht,  und  vollständiger  Ersatz 
des  verursachten  Schadens  ist  die  bestimmte  strenge  Konsequenz. 
Aber  die  Bedürfnisse  des  sozialen  Lebens  und  die  Forderungen  des 
modernen  Fortschritts  gestatteten  nicht,  bei  der  Herrschaft  einer  so 
engen  Regel  stehen  zu  bleiben.  Man  muss  beachten,  wie  ein  neues 
Prinzip  in  der  Gerichtspraxis.  Gesetzgebung  und  Doktrin  Fuss  fasste. 
Jurisprudenz  und  Gesetzgebung  gingen  von  Einzelfällen  aus;  die 
Doktrin  verallgemeinerte  diese,  um  die  neuen  Tendenzen  in  einem 
reicheren,  zweckmässigeren  Prinzip»  zu  vereinigen. 

Geriehtspraxis.  Die  unabhängige  Beurteilung  des  Tat- 
bestandes erlaubt  den  Gerichten  grosse  Freiheit  in  der  Feststellung 
des  Verschuldens  und  der  Bemessung  des  Schadens  nach  den  Um- 
ständen des  Falls.  So  kommen  sie  leicht  zu  der  Erkenntnis  von 
Fällen  der  Verantwortlichkeit  ohne  Verschulden. 

Zunächst  sieht  man  dies  auf  dem  Gebiete  des  Nachbarrechts.  — 
Schon  vor  40  Jahren  wurden  die  Eisenbahngesellschaften  für  haftbar 
erklärt  wegen  des  durch  die  Funken  aus  ihren  Lokomotiven  ver- 
ursachten Schadens,  selbst  wenn  sie  alle  seitens  der  Verwaltung  vor- 
geschriebenen oder  von  der  Wissenschaft  empfohlenen  Vorsichts- 
massregeln  getroffen  hatten.1) 

')  (  our  de  Bordeaux  21  juin  18.™,  1).  P.  51).  2.  198.  Tribunal  de 
la  Srinc.  23  Dec.  185)7.    Gazette  des  tribunaux.  2  partie  1898.  1.  2K>. 
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Besonders  aber  führten  die  Prozesse  über  ArbeiterunfHlle  die 
besagte  Entwicklung  der  Gerichtspraxis  herbei.  Die  Industrie 
wandelte  sich  während  des  XIX.  Jahrhunderts  vollständig  um.  Ihr 
ungeheurer  Fortschritt  mit  ihrem  mechanischen  Betrieb  und  der 
Arbeiterauhäufung,  welche  die  Folge  bilden,  vermehrte  die  Zahl  der 
Gefahren.  Die  Unfälle  betreffen  eine  grössere  Anzahl  Arbeiter  ge- 
meinschaftlich: Kesselexplosiouen,  schlagende  Wetter  in  den  Berg- 
werken führen  furchtbare  Katastrophen  herbei.  Man  betrachtet  den 
Arbeiter  in  der  Fabrik  rals  ein  menschliches  Kad  in  der  Maschine".1) 
Die  Lage  des  Arbeiters  wurde  mehr  und  melir  Gegenstand  des  In- 
teresses und  man  wollte  ihm  den  Beweis  der  Tatbestandsmerkmale 
für  die  Verantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  erleichtern. 

Bald  nach  dem  Gesetze  vom  9.  April  1808,  welches  in  Frankreich 
das  Prinzip  der  Berufsgefahr  (risque  professionel)  einführte,  haben 
alle  Entscheidungen  der  Gerichtspraxis  das  Bestreben,  ein  Verschulden 
des  Arbeitgebers  anzunehmen,  wenn  er  nicht  alles,  was  menschen- 
möglich ist.  tut,  um  Unfälle  zu  vermeiden.  Er  muss  die  Ursachen 
der  Unfälle  kennen,  den  Arbeiter  gegen  seine  eigene  Unvorsichtigkeit 
schützen  gut  konstruiertes  und  gut  aufgestelltes  Material  haben, 
dem  Arbeiter  bei  der  industriellen  Arbeit  Schutzapparate  zum  Ge- 
brauche geben,  die  gefährlichen  Arbeiten  überwachen  lassen,  dio 
Ausführung  der  Arbeit  leiten,  um  ungeschickte  Anordnungen  zu  ver- 
hüten, fähige  Personen  für  die  einzelnen  Arbeiten  erwählen  und 
darf  nicht  gegen  die  Gesetze  und  Erlasse  zum  .Schutz  der  Personen 
oder  zur  Ordnung  in  den  Arbeitsräumen  Verstössen. 

Die  meisten  dieser  Entscheidungen  stützen  sich  noch  auf  das 
Prinzip  des  Artikel  1382  des  code  civil,  auf  das  subjektive  Ver- 
schulden, und  fordern  zwischen  dem  Verschulden  und  dem  Schaden 
einen  Kausalnexus.  Andere  dagegen  setzen  nur  ein  objektives  Ver- 
schulden voraus  und  befassen  sich  nicht  mehr  mit  der  Untersuchung, 
ob  ein  Verschulden  des  Arbeitgebers  den  Unfall  direkt  veranlasst 
hat.  Sie  konstatieren  nur  die  Unregelmässigkeit  eines  Ereignisses, 
um  daran  als  Resultat  die  Notwendigkeit  eines  Schadensersatzes  zu 
knüpfen.  Später  wenden  die  Urteile  eine  unwiderlegliche  Prä- 
sumtion des  Verschuldens  an,  wenn  der  Unfall  von  einem  Gegen- 
stand ausgeht,  der  dem  Arbeitgeber  gehört  (Art.  1384.  §  1  des 

v)  Parole»  de  M.  Cheysson.  citees  par  M.  Tolain  au  Senat,  üebata 
12  Mars  1889.  p.  9. 

Jahrbuch  der  Internat  Vereinigung.  6,  Bd.  20 
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code  civil).  Diese  Vermutung  behielt  man  dann  bald  nicht  mehr: 
man  begnügte  sich  mit  dem  Gesetzestext,  ohne  ausserhalb  seiner  Be- 
stimmungen eine  Begründung  der  Verantwortung  zu  suchen.  Die 
Theorie  des  Verschuldens  ist  scheinbar  schon  ersetzt  durch  die 
Theorie  des  Risikos  und  der  gesetzlichen  Verpflichtung. !)  Nur  die 
Doktrin  kann  dieser  neuen  Richtung  logische  und  rationelle  Ver- 
tiefung geben. 

Gesetzgebung.  Tatsächlich  lässt  sich  der  definitive  voll- 
ständige Sieg  des  neuen  Prinzips  in  der  Gesetzgebung  nicht  feststellen. 

Man  fordert  keineu  Beweis  des  Verschuldens  mehr  in  Schadens- 
fällen bei  öffentlichen  Arbeiten  (Gesetz  vom  29.  Dezember  1892). 
auch  nicht  bei  den  Verpflichtungen,  die  der  Schiffer  Übernimmt 
gegenüber  einem  Matrosen,  der  während  der  Reise  erkrankt  oder 
im  Dienste  des  Schifters  verletzt  wird,  und  der  ftlr  seine  Krankheit 
entschädigt  und  für  seine  Dienste  bezahlt  wird. 

Das  Berufsrisiko,  das  prinzipiell  eingeführt  wurde  durch  Ge- 
setz vom  9.  April  1898  bei  Arbeiterunfällen,  bricht  gänzlich  mit  der 
alten  Hegel,  welche  die  Begriffe  Verschulden  und  Verantwortung 
nicht  trennte.  Die  Verpflichtung,  den  Arbeiter,  das  Opfer  eines  Un- 
falls zu  entschädigen,  flndet  jetzt  ihre  Begründung  in  der  für  ihn 
vorhandenen  Gefahr.  Die  Industrie  wird  verantwortlich  für  die 
Unfälle,  die  Betriebskosten  des  Unternehmers  müssen  deren 
Konsequenzen  tragen,  ebenso  wie  sie  die  Zerstörung  und  Abnutzung 
des  Materials  umfassen,  die  Gefahr  eines  Brandes  etc.  Seine.  Be- 
schäftigung setzt  den  Arbeiter  einer  beständigen  Gefahr  aus;  wenn 
er  deren  Opfer  wird,  hat  er  das  Recht,  auf  Schadensersatz.  ..Wie 
seine  Arbeit  ihn  zum  Gläubiger  seines  Lohnes  macht,  so  macht  ihn 
jeder  Unfall  zum  Gläubiger  eines  Schadensersatzanspruches."  (Zirkular 
des  Handelsministers  vom  24.  August  1899.)  Das  Gesetz  will  den 
Arbeiter  gesichert  wissen  gegen  alle  Gefahren,  die  ihn  treffen  können, 
ohne  dass  man  erst  seine  etwaige  Unachtsamkeit  oder  sein  Ver- 
schulden, sowie  den  Mangel  an  Vorsicht  beim  Arbeitgeber  zu  erörtern 
hat.  Der  Schadensersatz  wird  sogar  im  Voraus  bestimmt,  ausser  im 
Falle  unentschuldbaren  Verschuldens  auf  Seiten  des  Arbeitgebers 
oder  des  Arbeiters.  In  diesem  Falle  wird  er  durch  die  Gerichte  er- 
höht oder  gemindert.    Einzig  und  allein  der  absichtlich  herbeigeführte 

>)  Cassation,  chambie  civile.   Ii?  juin  1896  D.  P.  1897,  1.  439; 

1.  433. 
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Unfall  verleiht  gerechter-  und  vernünftigerweise  kein  Recht  auf 
Entschädigung.  — 

So  braucht  der  Arbeitgeber  nicht  mehr  zu  fürchten,  dass  er 
den  vollständigen  Schaden  ersetzen  muss.  und  der  Arbeiter  ist  immer 
sicher,  eine  Entschädigung  zu  erhalten  trotz  seines  Verschuldens, 
seiner  Unvorsichtigkeit,  trotz  des  Zufalls  und  höherer  Gewalt.  Bei 
Beratung  des  Gesetzes  hatte  man  berechnet,  dass  68°/0  der  Unfälle 
das  Resultat  von  Zufall  oder  höherer  Gewalt,  20°/0  durch 
Verschulden  des  Arbeiters  und  nur  12°/0  durch  Schuld  des  Arbeit- 
gebers entstanden  waren.  In  12  Fällen  war  der  Arbeitgeber  ver- 
antwortlich und  musste  vollständigen  Schadensersatz  leisten,  in 
88  Fällen  von  100  hatte  der  Arbeiter  absolut  keinen  Anspruch  auf 
Entschädigung.  In  Zukunft  hat  er  immer  Anspruch  auf  eine  vorher 
veranschlagte  Entschädigung:  das  ist  gegenüber  der  alten  Lage  eine 
ausgleichende  Lösung.  Dank  dieser  vorher  veranschlagten  Ent- 
schädigung können  die  Arbeitgeber  die  Höhe  der  Kosten  berechnen, 
die  das  Risiko  ihnen  auferlegt;  sie  ist  die  logische  Ergänzung  des 
Berufsrisikos.  — 

Bevor  ich  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  verlasse,  will  ich  be- 
merken, dass  das  französische  Gesetz  vom  9.  April  1898  weder  das 
erste  noch  das  einzige  Gesetz  war,  welches  das  Prinzip  der  Berufs- 
gefahr aufgestellt  hat.  Derselbe  neue  Grundsatz  findet  sich  in  ver- 
schiedenem Mafse  in  den  meisten  fremden  Gesetzgebungen:  in  Deutsch- 
land enthält  ihn  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1884,  ergänzt  durch  Gesetz 
vom  5.  Mai,  10.  Juli  1886,  17.  Juli  1887,  10.  April  1892;  in 
Österreich  das  Gesetz  vom  28.  Dezember  1887,  ergänzt  durch  Gesotz 
vom  28.  Juli  1889  und  18.  Mai  1894:  in  Dänemark  das  Gesetz  vom 
15.  Januar  1898;  in  Spanien  das  Gesetz  vom  30.  Januar  1890;  in 
Italien  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1898;  in  Grossbritannien  das  Gesetz 
vom  6.  August  1897,  in  Kraft  getreten  am  1.  JuliM898:  in  Nor- 
wegen das  Gesetz  vom  23.  Juli  1894:  in  der  Schweiz  das  Gesetz 
vom  23.  Mai  1877. 

Doktrin.  —  Die  von  den  Schriftstellern  aufgestellten  Theorien 
hatten  ihren  Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  ausgeübt,  ebenso  wie 
diese  dazu  beitrug,  den  Einfluss  des  alten  Prinzips  zu  brechen. 

Als  man  sah,  wie  die  französische  Gesetzgebung  versuchte, 
die  Forderung  einer  schuldhaften  Verantwortung  aufzugeben,  um  das 
Los  des  Arbeiters  zu  verbessern,  glaubten  gewisse  Schriftsteller,  jede 

2U* 
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Furcht  sei  abgeschnitten,  wenn  der  Arbeitgeber  verpflichtet  wäre, 
den  Schaden  für  alle  Unfälle  zu  ersetzen  auf  Grund  des  Kontraktes, 
des  Dienstvertrages.  Man  hatte  die  Beweispflicht  umgekehrt,  denn 
wenn  der  Arbeitgeber  durch  die  einfache  Tatsache  des  Kontraktes 
verantwortlich  ist.  muss  er  seine  Befreiung  von  der  Zahlung  durch 
Zufall  oder  höhere  Gewalt  beweisen:  dor  Arbeiter  braucht  nicht 
mehr  das  Verschulden  des  Arbeitgebers  zu  beweisen.  Dieser  haftet 
auf  Grund  seines  Kontraktes  für  die  Sicherheit  seines  Arbeiters;  „er 
muss  ihn  am  Schluss  der  Arbeit  frei  von  jeder  Beschädigung  durch 
Unfall  entlassen,  wie  er  ihn  angenommen  hat**. 

Diese  in  Frankreich  durch  Sauukt  (1887),  in  Belgien  durch 
Sainttklkttk  (1884)  vertretene  Theorie  hat  bedeutenden  Anklang 
gefunden,  aber  die  Gerichtspraxis  hat  sie  im  allgemeinen  nicht 
aeeeptiert.  Eine  Verantwortung,  die  auf  einem  Kontrakte  beruhen 
soll,  kann  nur  aus  den  Abmachungen  der  interessierten  Parteien  oder 
ihrer  präsumtiven  Absicht  hervorgehen.  Aber  man  unterstellte,  dass 
der  Arbeitgeber  eine  derartige  Verpflichtung  übernommen  habe,  und 
diese  Theorie  in  ihrer  ersten  Gestalt  oder  ihren  Abänderungen  war 
nur  ein  Ausweg,  um  die  Konsequenzen  eines  zu  engen  und  zu  strengen 
Prinzips  zu  beseitigen. 

Man  musste  das  Prinzip  eines  Verschuldens  als  Grund  der  Ver- 
antwortlichkeit ganz  verwerfen  und  das  des  Risikos  annehmen. 
Diese  Theorie  hatte  bald  in  allen  Ländern  Anhänger  und  die  aus- 
ländischen Schriftsteller1)  blieben  nicht  die  letzten,  die  uns  sehr 
passende  und  präzise  Konstruktionen  lieferten.  — 

Der  soziale  und  wirtschaftliche  Staatsbegriff  führte  die 
französischen  Juristen  dazu,  ihrerseits  die  neue  Idee  des  Risikos  auf- 
zunehmen. Gosskkand  stellt  in  seiner  Studie  über  die  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Taten  lebloser  Sachen  (Paris  1897) 
ein  absolutes  Prinzip  auf:  Jst  ein  Schaden  nachweislich  durch  unsere 
Sache  angerichtet,  so  sind  wir  immer  und  notwendigerweise  ver- 

')  S.iokokkn.  Zur  Lehre  von  den  Formen  de»  Unrechts  uud  den  Tat- 
beständen der  Schadeustiftung  (Ihkkinu's  Jahrbuch  189<>.  p.  343  ff.,  412  ff.,) 
rder  wahre  Grund  der  zivilrechtlicheu  Verantwortung,  heisst  es  hier,  ist 
der  Wille.  Es  genügt  der  Beweis,  dass  die  Tat  gewollt  war."  Ferner 
M  ata  JA,  Das  Recht  des  Schadensersatzes  vom  Standpunkte  der  National- 
ökonomie (Leipzig  1888).  Orlaxho,  Saugio  di  una  nuova  teoria  sul  fon- 
riainento  della  responsabilitä  civile  (Palermo  1899):  „Man  musB  den  Schaden 
ersetzen,  der  direkt  oder  indirekt  durch  eine  Handlung  entsteht". 
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pflichtet,  ihn  zu  ersetzen".  r Unsere  Verantwortlichkeit  hat  ihre 
Quelle  nicht  in  einein  strafbaren  oder  auf  einem  Vertrage  beruhenden 
Verschulden,  sondern  in  dem  Gesetz/  Die  objektive  Theorie  tritt 
an  Stelle  der  subjektiven  und  der  Artikel  1384  §  1  des  code  civil 
nimmt  nirgends  die  Idee  eines  präsumierten  Verschuldens  an,  sondern 
stellt  eine  Verantwortlichkeit  fest  allein  auf  Grund  der  Tat.  Der 
Grund  der  Verpflichtung  liegt  einzig  in  dem  geschaffenen  Risiko; 
-das  Risiko  muss  von  dem  getragen  werden,  der  es  schafft,  und  nicht 
von  dem,  der  von  ihm  betroffen  wird". 

Der  Eigentümer  einer  Sache  haltet  zweifellos  nicht  im  Falle 
höherer  Gewalt,  wenn  man  unter  diesem  Ausdruck  eine  äussere  Kraft 
versteht,  wie  Blitz,  Erdbeben  etc.:  er  haftet  ferner  nicht  für  das 
Verschulden  des  Verletzten,  aber  er  haftet  für  alle  Ereignisse,  die 
das  Resultat  seiner  Tätigkeit  sind,  ob  er  deren  gute  oder  schlimme 
Folgen  voraussehen  konnte  oder  nicht.  Es  genügt  der  Beweis  eines 
Kausalzusammenhangs  zwischen  dem  Schaden  und  der  Sache. 

Saleillks  wendet  in  seiner  Arbeit  über  Arbeiterunfälle  und 
zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  ähnliche  Konstruktionen 
au.  Der  Schadensersatz  beruht  auf  .dem  Kausalzusammenhang  mit 
einem  blossen  Ereignis".  Ist  dieses  positive  Ereignis,  welches  einen 
Schaden  verursachte,  nicht  selbst  ein  Verschulden?  Und  hat  der 
Artikel  1382  des  code  civil,  der  bestimmt,  dass  jede  schädigende  Tat 
denjenigen  zum  Schadensersatz  verpflichtet,  durch  dessen  Schuld  sie 
entstanden  ist,  einen  anderen  Zweck,  als  den  vorsätzlichen  Täter 
einer  Handlung  festzustellen! 

„Verschulden  vom  Staudpunkte  der  Idee  des  Risikos  aus  heisst 
nicht,  für  seinen  "Willen  verantwortlich  sein,  es  heisst  lediglich,  mit 
Bewusstsein  eine  Tat  begehen,  welche  Gefahren  nach  sich  ziehen 
konnte.-  - 

Wenn  man  den  subjektiven  Standpunkt  als  Begründung  der  Ver- 
antwortung abweisen  rnuss.  so  ist  es  doch  richtig,  auf  ihn  Rücksicht 
zu  nehmen  bei  Abschätzung  der  Höhe  des  Schadens.  Der  dolus,  die 
Unvorsichtigkeit,  das  einfache  Risiko  fordern  Schadensersatzleistuugen, 
die  je  nach  den  Umständen  verschieden  bemessen  werden  müssen. 

Die  Handlung  als  einziger  Grund  der  zivilrechtlichen 

Verantwortlichkeit. 

Die  neuen  Richtungen  zeigen  insgesamt  die  Neigung,  das  Ver- 
schulden durch  das  Risiko  zu  ersetzen.     Aber  man  suchte  diese 
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Theorie  noch  mit  dem  allgemeinen  Prinzip  zu  verhinden,  wie  es  der 
code  civil  aufgestellt  hatte,  dadurch,  dass  man  annahm,  er  hahe  nur 
in  gewissen  Artikeln  Fülle  von  „  Verantwortlichkeit  ohne  Verschulden** 
angenommen.  Ich  glaube  im  Gegenteil,  dass  die  Gesetzgeher  von 
1804  in  ihren  Vorschriften  eine  zivilrechtlichc  Verantwortlichkeit 
auf  Grund  eines  bewiesenen  oder  präsumierten  Verschuldens  auf- 
stellen wollten. 

Indessen  das  Gesetz  definiert  den  Begriff'  „Verschulden''  nicht, 
begrenzt  die  Höhe  des  Schadenersatzes  nicht.  Es  sagt  nicht  einmal, 
dass  es  eine  Verantwortlichkeit  ohne  Verschulden  gibt,  Die  Freiheit 
der  Interpretation  setzt  an  Stelle  der  Theorie  des  Verschuldens  die 
reichere  Theorie  des  Kisikos.  Ich  würde  sogar  noch  weiter  gehen. 
Ausserhalb  des  beabsichtigten  Verschuldens,  wo  der  Wille  direkt 
auf  den  Schaden  gerichtet  ist.  tritt  sofort  Unsicherheit  ein,  beginnt 
das  Risiko.  Jedes  nicht  gewollte  Verschulden  ist  mit  Risiko  ge- 
mischt, jedes  Risiko  schliesst  einen  gewissen  Grad  von  Verschulden 
ein.1)  —  Man  kann  also  Verschulden  und  Risiko  unter  ein  gemein- 
schaftliches Prinzip  stellen,  diese  beiden  Gründe  der  Verantwortlichkeit 
vereinigen,  das  Verschulden  in  der  Handlung  aufgehen  lassen  und 
auf  diesen  Begriff"  vom  zivilrechtlichen  Standpunkt  aus  alles  zu- 
rückführen. — 

Eine  Handlung  hat  Schaden  verursacht;  es  kommt  lediglich 
darauf  an,  den  Zusammenhang  zwischen  Tat  und  Schaden  festzustellen 
ohne  sich  im  Zivilrecht  mit  dem  schuldhaften  oder  schuldlosen 
Willensinhalt  zu  befassen.  In  diesem  Falle  handelt  es  sich  nicht 
um  Moral,  um  Strafbarkeit,  sondern  um  Ersatz  eines  Schadens,  den 
die  Tat  verursachte.  Mit  Recht  sagt  Teisskrr*)  in  seiner  in  der 
Note  zitierten  Studie:  „Eine  schuldhafte  Tat  existiert  nicht  als 
besonderer  Rechtsbegriff':  es  handelt  sich  nur  um  die  Tat"1. 

Jede  gewollte  Tat,  die  Schaden  verursacht,  ist  ein  Verschulden, 
und  die  Verantwortlichkeit  wird  grösser  in  dein  Mafse,  als  der 
Willensakt  seinen  direkten  Einfluss  auf  den  verursachten  Schaden 
ausgeübt  hat.  Jeder  Mensch  hat  seine  eigene  Initiative,  seine  eigene 
Betätigungsweise,  seine  Freiheit  zu  gehen  und  zu  handeln.  Er  trifft 
auf  die  Tätigkeit  eines  anderen,  die  sich  in  entgegengesetzter  Richtung 

')  Tkisskrk.  Efjsai  d'une  theorie  generale  sur  le  fondement  de  la 
respoiiBabilite,  Paris  HK)1,  p.  122. 
2)  Teissere  p.  178. 
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geltend  macht,  und  ein  Schaden  entsteht:  es  ist  ein  Täter  und  ein 
Verletzter  da.  Aber  die  alte  Theorie  will  den  Täter  nicht  für  seine 
Tat  haften  lassen,  wenn  der  Verletzte  kein  Verschulden  beweisen 
kann.  Hier  liegt  ein  Geschick,  ein  unbeabsichtigtes  Unglück  für 
den  Verletzten  vor,  das  er  tragen  muss. 

Diese  Lösung  ist  weder  gerecht  noch  billig.  Es  gibt  eine 
Ungleichheit  der  Lage,  der  mau  Rechnung  tragen  muss.  Der  Ver- 
letzte trägt  den  Schaden,  und  der  Täter  hat  ihn  verursacht;  er  hat 
die  Initiative  zu  der  schädigenden  Handlung  ergriffen.  Er  sali  ihre 
Folgen  nicht  vorher  oder  hoffte  sie  zu  vermeiden,  aber  er  trat  nicht 
vor  den  möglichen  Gefahren  gänzlich  zurück.  — 

Da  das  neue  Prinzip  den  Gedanken  von  Hecht  und  Billigkeit 
vertritt,  ist  es  zweckmässig,  bei  den  Schadensfällen  die  Holle  jeder 
Person  zu  betrachten.  Wenn  jeder  für  seine  Tat  haften  soll,  muss 
man  wissen,  ob  der  Verletzte  bei  dem  Zusammenstoss  nicht  an  der 
Handlung  teilgenommen  hat  und  folglich  einen  Teil  der  Ver- 
antwortung trägt.  Beim  ersten  Blick  könnte  man  glauben,  der  Täter 
allein  habe  eine  aktive  Holle  gespielt,  und  der  Verletzte  sei  durch 
die  Macht  der  Umstände  zu  einer  rein  passiven  Rolle  gezwungen. 
Indes,  man  darf  nicht  bei  dieser  ersten  Idee  stehen  bleiben.  Häutig 
entsteht  der  Schaden  durch  das  Aufeinandertreffen  zweier  Be- 
strebungen und  jede  derselben  ist  den  zahlreichen  Gefahren  des 
Lebens  ausgesetzt. 

Nicht  die  Industrie  allein  hat  ihre  Gefahren.  Die  anderen 
Erfindungen,  welche  die  Verkehrsmittel  vermehren  und  die  Ent- 
fernungen abkürzen,  vermindern  ihrer  Natur  nach  die  Schadens- 
gefahr nicht.  Der  Fussgänger  wird  das  Opfer  eines  Wagens,  eines 
Automobils,  eines  Fahrrades;  hier  liegt  ein  Zusammenstoss  zweier 
Betätigungen  vor.  Man  muss  untersuchen,  welche  von  den  beiden 
das  schädigende  Ereignis  herbeigeführt  hat:  Ist  die  eine  von  ihnen 
nicht  etwa  dem  Unfall  dadurch  entgegengekommen,  dass  sie  aus  ihrer 
üblichen  Tätigkeitssphäre  heraustrat V  Hat  der  Verletzte  nicht  etwa 
durch  seine  Unvorsichtigkeit  das  Unglück  unvermeidlich  gemacht? 
Sein  Verhalten  bei  dieser  Gelegenheit  wurde  das  Ausschlaggebende, 
und  die  Bollen  können  vom  Standpunkt  der  Verantwortlichkeit  aus 
umgekehrt  liegen.  Die  Tatumstäude,  die  Zeugen  können  die  gegen- 
seitige Lage  der  Parteien  genau  bestimmen  und  den  Verletzten  ge- 
uissermassen  als  Täter  erscheinen  lassen.   Mit  einem  Wort,  derjenige. 
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welche]1  heil  und  gesund  hei  dein  Unfall  davoukomiut,  kann  den 
Schaden  veranlasst  haheu,  ohne  ihn  verursacht  zu  haben.  —  Wenn 
der  Schaden  aus  einem  gemeinschaftlichen  Verhalten  hervorgeht,  ist 
der  Schadensersatz  zu  repartieren.  r  Jeder  haftet  für  den  Schaden,  den 
er  verursacht,  in  dem  Mafse,  wie  er  ihn  verursacht." 

Sicherlich  kann  indes  die  Natur  der  Sache,  welche  den  Schaden 
verursacht,  zunächst  durch  ihre  Ausdehnung  oder  ihr  Gewicht,  ihre 
Elastizität  etc.  das  Mafs  der  Verantwortlichkeit  bestimmen,  indem 
sie  die  Initiative  und  die  Tat  charakterisiert.  Für  den  Verletzten 
ist  der  Beweis  immer  erbracht,  der  Schaden  existiert.  Sein  Anteil 
an  dem  schädigenden  Akte  ist  dunkel  und  zweifelhaft.  Aber  eine 
Schwierigkeit  in  dem  Beweise  kann  ein  gerechtes  und  vernünftiges 
Prinzip  nicht  berühren. 

In  Ermangelung  eines  bewiesenen  Verschuldens  pflegte  die 
alte  Theorie  jede  Tat,  deren  Folgen  der  Verletzte  zu  tragen  hatte, 
auf  Rechnung  des  Zufalls  zu  setzen.  Welche  Summe  von  Ereignissen 
umfasste  das  Wort  rZufall*i!  Wenn  eine  fremde  Kraft,  über  die  man 
keine  Gewalt  hat,  den  Schaden  herbeiführt,  sagt  mau,  das  sei  Spiel 
des  Zufalls:  Aber  wenn  ich  einen  Vorübergehenden  auf  der  Strasse 
umwerfe,  so  hat  sicherlich  meine  eigene  Kraft  den  Unfall  hervor- 
gerufen; ich  kann  es  ohne  Absicht  getan  haben,  und  dennoch  fällt 
diese  Handlung  in  den  Bereich  meiner  Tätigkeit,  und  ich  bin  in  dem 
Mafse  dafür  verantwortlich,  wie  meine  Handlungsweise  den  Schaden 
verursacht  hat.  Damit  jede  Verantwortung  fortfällt,  muss  man  eine 
Schadensursache  linden,  die  ganz  unabhängig  ist  von  einem  Willen, 
einer  menschlichen,  persönlichen  Tat  und  die  auf  die  Tätigkeit  eines 
Dritten  und  Fremden  zurückzuführen  ist,  oder  auf  materielle  Kräfte, 
die  wir  nicht  beherrschen. 

Der  Unfall  durch  Sachen  muss  tatsächlich,  wie  die  persön- 
liche Tat,  ein  Grund  der  Verantwortlichkeit  für  denjenigen  sein, 
welcher  die  Herrschaft  über  diese  Sachen  hat.  Ihre  Tätigkeit  und 
ihre  Kraft  verzehnfachen  die  des  Individuums.  So  ist  es  nicht  nur 
in  der  Industrie,  sondern  in  allen  menschlichen  Beziehungen.  Was 
man  vom  Industriellen  sagt,  das  gilt  auch  vom  Grundeigentümer,  vom 
Landwirt.  Die  Initiative,  die  Betätigung  einer  Person  begründet 
ihre  Verantwortlichkeit.  Ist  diese  Betätigung  nicht  vorhanden  bei 
der  Einrichtung  von  Maschinen,  von  Werkzeugen,  von  allen  Mitteln, 
die  uns  Resultate  erzielen  helfen,  welche  menschliche  Kräfte  nicht 
erreichen  können! 
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Nicht  derjenige,  welcher  eine  Sache  erfunden  oder  erbaut  hat, 
ist  dafür  für  immer  verantwortlich,  sondern  der,  welcher  sie  zur 
Zeit  handhabt.  Die  Überlassung  der  Sache  muss  eingetreten  sein: 
der  Willeusakt,  an  den  sich  die  Verantwortlichkeit  anknüpft,  liegt 
in  der  Aneignung.  Der  Begriff  r Aneignung"  bedeutet  indess  nur 
einen  tatsächlichen  Zustand,  ohne  notwendig  den  Begriff  des  Eigen- 
tums zu  umfassen.  Ein  Usufruktuar,  ein  blosser  Besitzer,  selbst  der 
Dieb  ist  verantwortlich  für  eine  Sache,  die  er  im  Besitz  hat,  da  er 
zur  Zeit  eine  Herrschaft  darüber  ausübt.  rl)er  Besitz  im  höheren 
Sinne  des  Worts  ist  die  industrielle  und  wirtschaftliche  Handhabung 
einer  Sache,  die  Tatsache,  sie  funktionieren  zu  lassen  und  vielleicht 
auch  Nutzen  aus  ihr  zu  ziehen.*1) 

Wie  bei  der  individuellen  Tat,  muss  der  Anteil  an  der  Schadens- 
ursache auch  hier  den  Anteil  eines  Jeden  an  der  Verantwortung 
und  dem  verhältnismässigen  Schadensersatz  bestimmen.  Die  Tätigkeit 
des  Verletzten  kann  vorwiegend  gewesen  sein  gegenüber  dem  Unfall 
dureh  eine  Sache,  die  selbst  keinen  Willen  hat.  und  bei  der  ihr  Herr 
keinen  unmittelbaren  Einfluss  auf  das  Ereignis  ausüben  konnte.  Es 
kommt  vor,  dass  der  Verletzte  eine  rein  passive  Bolle  gespielt  hat, 
wie  im  Falle  einer  Kesselexplosion,  wobei  die  Sprengstücke  die  be- 
nachbarten Arbeiter  oder  selbst  Passanten  einer  benachbarten  Strasse 
verletzten.  In  anderen  Fällen  spielt  der  Verletzte  eine  ganz  aktive 
Rolle,  „z.  B.  wenn  ein  Unvorsichtiger  eine  Fabrik  besichtigt  und 
seine  Hand  von  einem  Zahnrad  erfassen  lüsst".  Das  Verschulden 
ist  ein  Element  der  Tat:  es  kann  dem  Richter  über  den  Anteil  an 
der  Verantwortlichkeit  eines  Jeden  und  Uber  die  Höhe  des  Schadens- 
ersatzes Aufklärung  geben,  aber  es  berührt  nicht  die  Natur  und  die 
Begründung  der  Verantwortlichkeit.  Der  erfahrenste  und  klügste 
Industrielle  kann  in  seiner  Fabrik  die  genauesten  Vorsichtsmassregeln 
treffen:  er  kann  aber  nicht  die  Ursachen  aller  Gefahren  seiner  Branche 
beseitigen  und  bleibt  immer  verantwortlich  für  den  Schaden,  den  der 
Verletzte  nicht  absichtlich  herbeiführt.2) 

M  Salkillks,  Arbeiterunfälle,  p.  29. 

a)  In  dieser  Arbeit  über  eine  allgemeine  Theorie  laase  ich  natürlich 
die  Fragen  über  Berufsrisiko,  über  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  beiseite,  die  in  den  Spezialgesetzen  berührt  sind,  nach 
welchen  selbst  das  Verschulden  des  Arbeiters  die  Verantwortlichkeit  des 
Arbeitgebers  nicht  aufhebt. 
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Die  Tat  eines  Dritten  führt  natürlich,  wie  die  individuelle 
Tat  und  der  Unfall  durch  Sachen,  zur  Verantwortlichkeit  desjenigen, 
der  die  fremde  Tätigkeit  leitet  und  beherrscht  oder  von  ihrer  Hilfe 
Nutzen  hat.  Der  Herr  beherrscht  die  Tätigkeit  seiner  Angestellten 
und  übt  auf  sie  einen  persönlichen,  direkten  Einfluss  aus:  zur  Be- 
gründung dieser  Verantwortlichkeit  muss  man  nur  den  Willensakt 
ins  Auge  fassen  in  Verbindung  mit  der  geschehenen  Tat,  ohne  ein 
Verschulden  infolge  von  mangelhafter  Überwachung  oder  Beauf- 
sichtigung anzunehmen.  Der  Begriff  des  Nutzens,  den  man  von  der 
Tätigkeit  eines  Angestellten  hat,  genügt  nicht  immer  zur  Begründung: 
der  Verantwortlichkeit.  Der  Beisende  ist  nicht  verantwortlich  für 
den  Kutscher,  der  ihn  fährt;  der  Fuhrherr  muss  die  schädlichen 
Folgen  seines  Unternehmens  tragen,  wie  er  ja  auch  den  Nutzen 
davon  hat. 

Der  Angestellte  ist  aber  nicht,  wie  eine  Sache,  tote  Materie: 
man  muss  seiner  persönlichen  Initiative  Rechnung  tragen,  das  Mafs 
seiner  Unabhängigkeit  gegenüber  seinem  Herrn  kennen  und  den  An- 
teil an  der  Initiative,  den  er  bei  dem  schädigenden  Ereignis  haben 
konnte.  Die  Billigkeit  wird  einen  verschiedenen  Mafsstab  anlegen,  je- 
nachdem  der  Handelnde  mehr  oder  weniger  von  dem  Willen  des 
Auftraggebers  abhängig  war.  — 

Der  Verletzte  hält  sich  immer  an  diesen  letzteren,  der  ihm 
als  Leiter  des  Unternehmens  bekannt  ist;  er  kann  sich  nicht  erst 
mit  den  Beziehungen  zwischen  den  beiden  beschäftigen,  dem  Ge- 
schäftsherrn  und  dem  Angestellten.  Zwischen  diesen  beiden  spielt 
sich  das  zweite  Stadium  des  Prozesses  ab.  um  den  Anteil  eines  jeden 
an  der  Verantwortlichkeit  zu  bestimmen.  Der  des  Angestellten  wird 
grösser  sein,  wenn  seine  Stellung  ihn  dem  Herrn  ähnlich  macht  und 
so  seiner  Tätigkeit  mehr  Bedeutung  gibt.  Er  kann  gleich  Null  sein, 
wenn  ein  formeller  Auftrag,  eine  genaue  Instruktion  den  Willen  des 
Angestellten  in  dem  des  Geschäftsherrn  aufgehen  lässt.  Der  Anteil 
des  letzteren  verschwindet  gänzlich  bei  einem  vorsätzlichen  Ver- 
schulden des  Angestellten. 

Mit  einem  Worte,  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  ist  jeder 
von  den  beiden  nach  einem  Grundsätze  verantwortlich,  den  ich  be- 
reits entwickelt  habe,  nämlich  im  Verhältnis  zur  Handlung,  die  ihm 
persönlich  zugerechnet  werden  kann.   Aber  einem  Dritten  gegenüber 
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kann  die  Handlung  des  Geschäftsherrn  nicht  in  der  Tat  des  An- 
gestellten aufgehen.  — 

Bis  jetzt  haben  wir  immer  von  einer  Handlung  gesprochen. 
Die  Unterlassung  kann  im  allgemeinen  eine  Verantwortlichkeit 
nicht  begründen,  ausser  wenn  sie  gegen  eine  formell  bestehende  Ver- 
pflichtung verstösst,  die  auf  Gesetz  oder  Kontrakt  beruht.  Die 
Unterlassung  hängt  also  nicht  von  dem  Begriff  Verschulden  ab  und 
dieser  hat  einen  subjektiven  Charakter  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
pflichtung, mit  welcher  er  zusammenhängt.  Die  neue  Theorie  kann 
also  den  Begriff  Verschulden  bei  der  Begründung  der  Verantwort- 
lichkeit nicht  ganz  aufgeben,  aber  er  bildet  die  Ausnahme,  statt 
das  einzige  und  allgemeine  Prinzip  zu  sein.  — 

Die  Juristen,  welche  glaubten,  der  Begriff  Verantwortlichkeit 
müsse  von  dem  Begriffe  Verschulden  ganz  getrennt  werden,  haben 
das  römische  Prinzip  der  individuellen  Beurteilung  verworfen,  um 
an  seine  Stelle  eine  soziale  Rechtsprechung  zu  setzen.  Sie  wollten 
das  Individuum  nicht  ausserhalb  der  Gesellschaft  beurteilen  und  die 
Interessen  des  Verletzten  vernachlässigen,  indem  man  die  Gefahren, 
welche  ein  anderer  heraufbeschworen,  auf  seinen  Schultern  lässt. 

Und  diese  doppelte  Rücksicht  führte  sogar  Schriftsteller  zu 
der  Annahme  der  Verantwortlichkeit  bei  einem  Geisteskranken,  der 
durch  sein  Verhalten  Schaden  gestiftet  hat.1)  Die  Persönlichkeit 
eines  Kindes  ist  nicht  entwickelt  genug,  um  ihm  die  Folgen  einer 
schädigenden  Handlung  aufzuerlegen,  besonders  da  es  sich  selten 
selbst  überlassen  ist. 

Die  Tätigkeit  des  Geisteskranken  ist  gefährlicher  und  wenn 
ihm  auch  die  Vernunft  fehlt,  so  besitzt  er  doch  Freiheit,  die  er  ge- 
brauchen und  bedenklich  missbrauchen  kann.  Man  zögert  jedoch,  ihn 
verantwortlich  zu  machen,  ausser  wenn  der  Verletzte  arm  ist.  „Es 
ist  billig,  nur  dann  einzuschreiten,  wenn  der  Geisteskranke  reich 
und  der  Verletzte  arm  ist.''8) 

Das  deutsche  Bürgerliche  Gesetzbuch  nimmt  diese  Tdee  auf. 
Als  Grundprinzip  stellt  es  indes  auf,  dass  es  keine  Verantwortung 
gibt  ohne  persönliches  Verschulden,  und  dass  derjenige,  welcher  im 
Zustande  der  Bewusstlosigkeit  oder  im  Zustande  einer  krankhaften 

l)  Willems,  Revue  genorale  de  droit,  de  la  legislation  et  de  la 
jurisprudence,  1898,  p.  147,  148. 

*)  Labbe.  de  la  demence,  Revue  critique,  1870.  p.  113. 
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Störung  der  Geistestätigkeit,  welcher  die  freie  Willensbestiminung 
ausschliefst,  einen  andern  schädigt,  nicht  verantwortlich  ist  (§§  828, 
827  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches).  Aber  es  fügt  hinzu,  dass  der- 
jenige, welcher  prinzipiell  nicht  verantwortlich  ist,  dennoch,  falls 
der  Schadensersatz  nicht  von  einein  aufsichtspflichtigen  Dritten  erlangt 
werden  kann,  den  Schaden  insoweit  ersetzen  muss,  als  die  Billigkeit 
nach  den  Umstünden,  insbesondere  nach  den  Verhältnissen  der  Be- 
teiligten, eine  Schadloshaltung  erfordert  (£  829  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches). 

Der  Begriff  r Vermögen"  lässt  den  rein  individualistischen 
Gesichtspunkt  verschwinden:  man  beurteilt  die  Handlung  und  ihre 
Folgen,  das  Vermögen  und  nicht  mehr  allein  die  Person  selbst.  In 
der  Industrie  fällt  der  Unfall  dem  Geschäftsunternehmer  zur  Last, 
mehr  mit  Rücksicht  auf  seine  Lage,  seinen  Reichtum,  als  auf  seine 
Persönlichkeit,  die  bei  der  Tat  gar  nicht  direkt  hervortritt.  In 
Deutschland  übertragen  die  Unfallgesetze  die  Verantwortung  des 
Geschäftsunternehmers  auf  die  Korporation  (Berufsgcnosseuschaft).  — 

Man  muss  also  als  Billigkeit  und  Humanität  nur  die  Tat  und 
den  Schaden,  den  sie  verursacht,  ins  Auge  fassen.  Indes,  wenn  man 
bei  der  neuen  Theorie  auch  nicht  das  Verschulden  als  allgemeinen  und 
eiuzigen  Grund  der  Verantwortung  annimmt,  so  muss  mau  doch 
immer  nach  einer  Handlung  fragen,  die  man  begangen,  nach  einem 
Risiko,  das  man  bewusst  übernommen  hat.  Eine  Verantwortlichkeit 
ganz  im  allgemeinen,  auch  zu  Lasten  eines  Wesens  ohne  Verstand 
annehmen,  das  hiesse  dem  Geiste  unserer  Gesetze  widersprechen  und 
die  Idee  der  Gerechtigkeit  verkennen. 
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Ihr  Wesen  und  ihre  Aufgabe. 

Von 

Dr.  Sigismund  Gargas  (Lemberg). 

* 

Einer  der  bedeutendsten  .Staatsrechtslehrer  der  Gegenwart, 
Georg  Jellinkk,  definiert  die  Politik  als  rdie  Lehre  von  der  Er- 
reichung bestimmter  staatlicher  Zwecke  und  daher  die  Betrachtung 
staatlicher  Erscheinungen  unter  bestimmten  teleologischen  Gesichts- 
punkten, die  zugleich  den  kritischen  Mafsstab  für  die  Beurteilung 
der  staatlichen  Zustände  und  Verhältnisse  liefern".  In  diesem  Sinn 
sei  die  Politik  zwar  erst  in  der  neuesten  Zeit  in  der  deutschen 
Wissenschaft  aufgefasst  worden,  dies  sei  aber  auch  der  einzige  Sinn, 
der  der  Politik  . wissenschaftliche  Selbstberechtigung  sichern  kann*4.1) 

Von  diesem  Gesichtspunkt  ausgehend,  spricht  mau  dann  in 
Untersuchungen  (Iber  soziale,  staatliche  und  volkswirtschaftliche  Er- 
scheinungen, oder  kürzer  und  auch  genauer  gesagt,  in  Untersuchungen 
über  soziale  Erscheinungen  im  weiteren  Sinne  dieses  Wortes,  überall 
da,  wo  die  teleologische  Auffassungsweise  Platz  greift  von  Politik. 
So  spricht  man  von  Politik  gemeinhin,  wenn  von  den  grossen  welt- 
bewegenden Erscheinungen,  die  das  Wesen  des  staatlichen  Lebens 
und  Organismus  ausmachen,  die  Hede  ist,  wo  also  Welturteile  im 
wahren  Sinne  des  Wortes  nach  Äusserung  ringen.  So  ist  Kriminal- 
politik die  teleologische  Betrachtung  des  strafrechtlichen  Schutzes 
der  Lebensgütcr  der  menschlichen  Gesellschaft,  Volkswirtschafts- 
politik eine  ebensolche  Betrachtung  der  volkswirtschaftlichen  Phäno- 
mene, Zivilpolitik  die  der  privatrechtlichen  Rechtsordnung  etc. 

Gibt  es  auch  eine  ..statistische  Politik"? 

v)  G.  Jellinek.  Allgemeine  Staatslehre.  Berlin  1900,  S.  12. 
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Die  Frage  wird  wohl  für  viele  ziemlich  überraschend  seiu. 
»Scheinen  ja  doch  Statistik  und  Politik  so  weit  einander  entlegene 
Gebiete  zu  sein,  dass  Berührungspunkte  zwischen  ihnen  sehr  schwer 
zu  linden  wären.  Ist  ja  doch  die  Statistik  eine  ganz  exakte  Wissen- 
schaft oder  wenigstens  die  al lorexakteste  Methode  im  Gebiete  der 
Sozialwissenschaften.  Die  Erkenntnis  einer  sozialen  Masse,  raeint 
Gkoro  v.  Mayr,  ist  ja  am  vollständigsten  dann,  wenn  erschöpfende 
Beobachtung  sämtlicher  Elemente,  aus  denen  sie  zusammengesetzt 
ist.  vorliegt  und  wenn  die  Beobachtung  zugleich  in  exakter  Weise, 
d.  h.  mittels  Zählens  und  Messens  durchgeführt  wird.  „Am  voll- 
kommensten wird  diese  Erforschung  der  sozialen  Masse,  meint  er  am 
anderen  Orte,  durch  die  erschöpfende  Massenbeobachtung  ihrer 
Elemente  in  Zahl  und  Mafs  bewerkstelligt*1)  etc. 

Und  die  Politik?  Sie  ist  ja  das  Gegenteil  von  Exaktheit.  Wo 
teleologische  T'rteile  Platz  greifen,  da  darf  eben  von  keiner  strengen 
Wissenschaft  die  Rede  sein.  Die  Politik  hat  ja  \\  crturtcile  zum 
Inhalte,  wahrend  der  Wissenschaft  Erkenntnisurteile  wesentlich  sind. 
Die  Statistik  ist  wiederum  andererseits  eine  Wissenschaft,  aber  keine 
unmittelbare  soziale  Erscheinung;  die  Politik  in  die  Statistik  ver- 
legen, hiesse  also  ein  zum  gesunden  Genuss  unmögliches  Briiu  be- 
reiten. Denn  wo  von  wissenschaftlichen  Axiomen,  die  die  Grenze 
des  menschlichen  Wissens  bilden,  ausgegangen  wird,  da  greift  erstens 
überhaupt  keine  teleologische  Auffassungsweise  Platz,  andererseits 
alier.  wo  von  einer  kritischen  Beurteilung,  von  einem  kritischen  Mafsstab 
die  Kode  ist.  da  könnte  höchstens  von  einer  methodologischen  Unter- 
suchung, von  wissenschaftlicher  Methode  gesprochen  werden,  keines- 
wegs aber  von  Politik. 

Und  doch  ist  meiues  Erachtens  der  Begriff  der  statistischen 
Politik  ganz  am  Platze,  hat  seine  volle  wissenschaftliche  Berechtigung, 
ja.  die  statistische  Politik  hat  sogar  eine  ziemlich  interessante  Ge- 
schichte. 

Von  statistischer  Politik  kann  im  zweierlei  Sinn  die  Rede  sein. 
Man  kann  die  statistische  Politik  betreiben,  indem  man  das  Wesen 
und  Treiben  des  Staates  und  anderer  sozialer  Organismen  an  der 
Statistik  als  dem  kritischen  Mafsstab  beinisst.  Die  Statistik  einzig 
und  allein  soll  unsere  sämtlichen  sozialen  Werturteile  bestimmen. 

J)  G.  v.  Mayr.  Statistik  und  Gesel lnchaftslehre.  I.  Theoret 
Statistik.  Freiburg  und  Leipzig  18V>5,  S.  5. 
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sie  »oll  in  letzter  Instanz  entscheiden,  was  und  wie  es  im  Staate  ge- 
schehen soll,  sie  soll  die  gesamte  Politik  endgültig  beeinflussen. 
Eine  extreme  Äusserung,  besser  gesagt  Folgerung,  aus  dieser  Grund- 
anschauung ist  jene  bekannte  Forderung  des  kollektivistischen 
Anarchismus,  die  meint,  im  Staate  sollten  alle  staatlichen  Institutionen. 
Ämter  und  Bchördeu  abgeschafft  werden,  nur  das  statistische  Amt 
solle  da  bleiben:1)  oder  vielmehr  die  statistischen  Kommissionen,  da 
ja  die  „Ämter*1,  wie  alles,  was  an  den  bürgerlichen  Staat  erinnert, 
bei  den  Kollektivisten  im  höchsten  Grade  verpönt  ist.*)  Die  jetzigen 
wirtschaftlichen,  unglückbringenden  Krisen  seien  ja  hauptsächlich 
durch  Überproduktionen  an  Arbeit  und  Ware  verursacht,  es  genüge 
also,  den  Gesamtbedarf  nach  einzelnen  Regionen  und  Territorien 
lokalisiert  zu  berechnen,  um  die  gesamte  Produktion  zu  regulieren, 
und  da  mit  der  Abschaffung  des  Privateigentums  und  des  Staates 
die  Grundpfeiler  der  jetzigen  sozialen  Ordnung  abgeschafft,  die 
Menschen  aber  zur  Erkenntnis  gelangen  würden,  man  könne  ganz 
gut  miteinander  leben,  ohne  gegeneinander  wirtschaftlich  oder  sozial 
anzukämpfen,  so  würden  sie  eben  bloss  zu  wissen  brauchen,  was  und 
wieviel  sie  zu  produzieren  nötig  haben,  was  sie  auch  mittels  eines 
statistischen  Bulletins  erfahren  könnten. 

Und  einer  der  Klassiker  des  Anarchismus,  Fürst  Kkapotkin.s) 
meint  sogar,  die  Wohnungsstatistik  würde  allein  in  der  anarchistischen 
Gesellschaft  genügen,  um  die  Wohnungsbedürfnisse  der  Gesamtheit 
zu  decken;  nach  der  Massenenteignung  würden  sich  nämlich  genug 
Leute  tinden,  die  freiwillig  erklären  würden,  dass  sie  freie  Wohnungen 
zur  Verfügung  haben,  und  durch  Privatinitiative  würden  Wohnungs- 
verzeichnisse nach  einzelnen  Wohnungskategorien  gesondert  ent- 
stehen, die  Wohnungsstatistik  aber  würde  das  beste  Mittel  sein,  den 
Wohnungsbedarf  völlig  zu  decken.  Eine  ähnliche  Funktion  würde 
die  Statistik  auf  dem  Gebiete  des  Mobilarvcrmögens  ausüben  etc. 

')  Über  diese  und  ähnliche  Tendenzen  der  Kollektivisten  berichtet 
Jean  Gravk.  La  SociMe  fntnre  (Bibliotheque  sociologiq  ue  No.  8). 
Paris  1898,  S.  232  ff.,  der  sich  ihnen  übrigens  äusserst  kritisch  gegen- 
überstellt, ohne  jedoch  tiefer  in  ihr  Wesen  einzudringen. 

2)  Bkunstein.  Die  sozialpolitische  Beobachtung  von  Raum 
und  Zahl  in  der  Aufsatzsammlung  Zur  Theorie  und  Geschichte  der 
Sozialdemokratie,  Berlin  1901.  S.  199  ff. 

*)  Kkapotkin.  La  conquete  du  pain  (Bibliotheque  socio- 
logique  No.  1).  Pari«  1900.  S.  104  ff. 
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Der  Unterschied  /wischen  diesen  beiden  Fassungen  anarchistischer 
Statistik  ist  wohl  klar  erkennbar.  Während  die  erstere  Meinung 
sich  auf  den  .Standpunkt  einer  organisierten,  also  amtlichen  Statistik 
stellt,  ist  für  Krapotkin  und  seine  Schule  ein  statistisches  Amt,  eine 
viel  zu  weitgehende  Beibehaltung  der  staatlichen  Bande.  Die  amtliche 
Statistik  bringe  ja  bloss  lügnerische  Ziffern  hervor.1)  Die  amtliche 
Statistik  sei  ja  bloss  dazu  vorhanden,  um  die  Durchführung  der  ge- 
sellschaftlichen Reformen  zu  verzögern.*)  Nur  die  individuelle,  d.  1». 
eigentlich  unorganisierte  Statistik  könne  bloss  die  Wahrheit  ans 
Licht  bringen.  In  der  anarchistischen  Gesellschaft  würde  sich  eine 
automatische,  jedenfalls  eine  private  Statistik  bilden,  die  den  Be- 
dürfnissen der  anarchistischen  Gesellschaft  völlig  genügen  möchte. 
Also  amtliche  oder  private  Statistik,  das  würde  der  Gegensatz  der 
beiden  statistischen  Schulen  des  Anarchismus  sein. 

Die  anarchistische  Literatur  ist  ziemlich  schwer  zugänglich 
und  so  ist  es  möglich,  dass  sich  auch  noch  eine  andere  Fassung 
der  anarchistischen  Statistik  Huden  Hesse.  Andererseits  zeichnen 
sich  bekanntlich  die  anarchistischen  Theoretiker  nicht  immer  durch 

■ 

besonders  klare  Auffassung»-  und  Darstellungsweise  aus.  Jedenfalls 
kann  dieser  Gegensatz  der  Meinungen  als  den  Tatsachen  ziemlich 
annähernd  betrachtet  werden.  Dass  nun  die  Theorie  Krapotkins, 
ganz  abgesehen  von  allen  anderen  sozialen  Umwälzungen,  der  rein 
statistischen  Betrachtung  wohl  schwer  wird  standhalten  können,  ist 
keines  langen  Beweises  nötig.  Private  Statistik,  die  bloss  auf  privaten 
statistischen  Materialien  beruht,  ist  ebensowohl  in  der  heutigen  wie 
in  irgend  einer  anderen  Gesellschaft  äusserst  lückenhaft  und  not- 
dürftig, entbehrt  also  einer  der  prinzipiellen  Bedingungen  jeglicher 
statistischer  Untersuchung,  der  Erschöpfung  der  statistischen  Masse. 
Wohl  kann  auch  private  Statistik  sich  nützlich  erweisen,  aber  haupt- 
sächlich als  Verarbeitung  des  amtlichen  statistischen  Materials,  sonst 
aber  höchstens  ergänzend  und  aushilfsweise.  Die  Theorie  Krapotkins 
ist  eben  auch  statistische  Anarchie,  da  sie  sich  auch  hier  auf  den 
Jjonsens"  und  den  „sentiment  de  justice*  der  Masse  ausdrücklich 
stützt.3)  Sie  ist  übrigens  nicht  besonders  fortschrittlich,  ja  beinahe 
identisch  mit  der  unter  den  Verwaltungsbeamten  weitverbreiteten 

')  Kkapotkjn,  a.  a.  0.  S,  104. 
a)  Derselbe,  a.  a.  0.  S.  103. 
•')  Derselbe,  u.  a.  0.  S.  l()ö. 
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und  durch  geschäftliehe  Überlieferung  aus  älterer  Zeit  zum  Teil  be- 
gründeten Annahme,  dass  die  statistischen  Tabellen  in  der  Haupt- 
sache dazu  bestimmt  seien,  die  mehr  oder  minder  unberechtigte  Neu- 
gierde der  Zentralverwaltung  und  insbesondere  der  statistischen 
Bureaus  zu  befriedigen,  dass  es  aber  bei  der  Herstellung  des  Tabellen- 
werks durch  die  äusseren  Behörden  mehr  auf  die  formelle  Un- 
angreif  barkeit  des  Tabellenwesens  als  auf  dessen  sachliche  Richtigkeit 
ankomme.1)  Dies  mag  einst  in  ferner  Vergangenheit  für  manche 
statistische  Stellen  richtig  gewesen  sein.  Dass  dem  aber  auch  jetzt, 
in  den  fortgeschrittensten  Kulturländern  sogar,  so  wäre,  wird  wohl 
auf  gerechten  Zweifel  Stessen.  Anders  geartet  ist  die  andere  Richtung 
des  statistischen  Anarchismus,  die  die  wesentlichsten  Funktionen  des 
sozialen  Organismus  ins  statistische  Amt  einmünden  lassen  möchte. 
Hier  kann  wohl  von  einer  statistischen  Anarchie  schwerlich  die 
Rede  sein,  dagegen  muss  hier  festgestellt  werden,  dass  sowohl  die 
anarchistische  als  die  bürgerliche  eben  gekennzeichnete  statistische 
Politik  auf  einer  groben  Überschätzung  der  Statistik  und  ihrer 
Stellung  im  Gesamtgebiete  der  Sozialwissenschaften  einer  grund- 
falschen Auffassung  ihrer  Ziele  und  Aufgaben  beruht.  Eine  statistische 
Politik  als  treibende  Kraft  sämtlicher  sozialer  Organismen  wäre  eben 
nur  in  dem  Falle  möglich,  wenn  die  Statistik  eine  erschöpfende 
Antwort  auf  die  Gesamtheit  der  sozialen  Fragen  geben  würde.  Nun 
kann  zwar  schwer  irgend  eine  bestimmte  Begriffsbestimmung  der 
Statistik  als  allgemein  treffend  anerkannt  vorausgesetzt  werden  und 
die  Statistik  der  Begriffsbestimmungen  der  Statistik  hätte  eine  ziemlich 
bedeutende  statistische  Masse  zu  untersuchen.  Es  ist  hier  wohl  auch 
nicht  der  Ort,  den  Begriff  der  Statistik  einer  langen  theoretischen 
Untersuchung  zu  unterziehen.  Begriffsbestimmungen  sind  ja  auch 
im  gewissen  Sinne  Axiome,  die  sich  nicht  weiter  beweisen  lassen, 
die  aber  andererseits  eigentlich  auch  keines  Beweises  bedürfen,  weil 
sie  im  Grunde  bloss  zur  Orientierung  und  gegenseitigen  Verständigung 
dienen.  In  dem  Sinne  möchte  ich  eben  bloss  dahinstellen,  dass  die 
Statistik  als  die  ziffernmässige  Untersuchungsmethode  der  sozialen 
Erscheinungen  keine  allseitige  Darstellung  und  Untersuchung  dieser 
Erscheinungen  geben  kann,  da  diese  Erscheinungen  ja  nicht  bloss 
als  quantitative  Lebensiiusserungen  sich  darstellen,  ja  die  psychische 

')  G.  v.  Mayr,  Statistik  und  Verwaltung  (A  11g.  Statistisches 
Archiv  I,  S.  33V 

Jahrbuch  der  Internat,  Vereinigung.  6.  Bd.  21 
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und  ethische  Seite  des  sozialen  Lehens  wohl  schwer  Uberhaupt  sich 
in  Ziffern  fassen  Hesse.    Aber  auch  das  rein  wirtschaftliche  Leben 
wird  durch  die  Statistik  bei  weitem  nicht  erschöpft,  sind  ja  doch 
psychische  und  ethische  Momente  mitten  ins  wirtschaftliche  Leben 
sehr  dicht  verwebt.  Aber  vorausgesetzt,  die  seelischen  Erscheinungen 
würden  sich  wirklich  unter  Mafs  und  Zabl  bringen  lassen,  so  würde 
doch  damit  für  die  r statistische44  Politik  fast  gar  nichts  gewonnen 
sein,  denn  die  sozialen  Werturteile,  die  allein  den  Inhalt  der  Politik 
ausmachen,  hängen  eben  nicht  bloss  von  der  Erkenntnis  der  Tat- 
sachen ab,  sie  sind  vielmehr  zum  grössten  Teil  Emanationen  einer 
Weltanschauung,  die  wiederum  ihrerseits  Äusserung  des  ganzen 
sozialen  Milieus,  seiner  historischen  Vergangenheit  und  seiner  gegen- 
wärtigen Gestaltung,  endlich  vieler  rein  individueller,  zum  Teil  sogar 
physischer  Momente  ist.  Einzelne  Emanationen  dieser  Weltanschauung, 
z.  B.  politische  Parteirichtung.  Religion  etc.,  kann  man  wohl  in  Zahlen 
ausdrücken,   aber  was  das  Wesen  jeglicher  Weltanschauung  aus- 
macht, ist  eben  das  Ganze  dieser  Anschauung,  das  einen  in  sich  fest- 
gefügten organisierten   Bau   bildet.     Tnd   nun  gar  die  Regelung 
des  gesamten  wirtschaftlichen  Lebens  durch  das  statistische  Amt. 
Dieser  statistische  Anarchismus  würde  einerseits  einen  überaus  hohen 
Kntwiekclungsgrad  der  statistischen  Technik.  Methode  und  Organisation 
voraussetzen,  andererseits  verkennt  er  völlig  die  Natur  des  Menschen, 
da  das  Wisseir  und  Wollen  nicht  so  völlig  gleichwertige  Momente 
sind.    Man  könnte  auch  in  Parenthesis  noch  eine  dritte  Richtung 
anführen,  die  von  Juan  Gkavr  sehr  heftig  bekämpft  wird,  die  jedoch 
auf  einer  völligen  Yerkennung  der  Stellung  des  statistischen  Amtes 
beruht.    Ich  meine  nämlich  die  Auffassung  des  statistischen  Amtes 
als  einer  mit  Zwangsgewalt  ausgestatteten  Behörde,  die  Verfügungen. 
Gebote  und  Verbote  über  das  gesamte  Volksleben  erlassen  könnte.1) 
Ich  erwähne  sie  jedoch  nur  nebenbei,  da  sie  in  dieser  Form  bloss 
in  Ghavk's  Kopfe  entstanden  zu  sein  scheint.     Denn  sie  ist  weder 
kollektivistisch,  noch  ist  sie  extrem  individualistisch.    Grave  meint, 
das  statistische  Amt  würde  die  Arbeitszeit,  den  Arbeitsort,  die 
Arbeitsmenge  berechnen,  es  würde  endlich  die  Arbeitserzeugnisse 
verteilen.     Das  Individuum  würde  durch  das  statistische  Amt  auf 
Schritt   und  Tritt  beengt,   und  die  Vendee.  wie  Kkapotkin  meint, 
würde  sich  in  erschrecklicher  Gn»se  wiederholen. 

')  Gkavk.  a.  a.  <>.  S.  2:43  und  23. 
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Eine  solche  künstliche  Erweiterung  der  Machtbefugnisse  des 
statistischen  Amtes  beruht  aber,  wie  gesagt,  auf  einer  völligen  Ver- 
kennung des  Wesens  desselben.  Das  statistische  Amt  ist  ja  ein 
wissenschaftliches  Institut,  dem  höchstens  ein  statistisches  Deklarations- 
forderungsrecht,  niemals  aber  weitergehende  Befugnisse  eingeräumt 
werden  könnten.  Wenn  man  meint,  das  statistische  Amt  könnte 
alle  anderen  Öffentlichen  Ämter  und  Behörden  zur  Genüge  ersetzen, 
so  geht  man  eben  von  dem  Standpunkte  aus,  das  Wissen  werde, 
wie  gesagt,  das  Wollen  endgültig  bestimmen. 

Wäre  demnach  die  statistische  Politik  eitel  Lug  und  Trug? 
Wäre  ausserhalb  des  Anarchismus,  der  sich  doch  überhaupt  endgültig 
als  Utopie  erweist,  kein  Platz  für  sie?    Bei  weitem  nicht. 

Die  Politik  durchdringt  ja,  meint  richtig  Albert  Schäfflk,  j) 
das  staatliche  Leben  jeglichem  weltlichen  wie  geistlichen  Lebens- 
kreise gegenüber  die  innere  wie  die  äussere  Staatstätigkeit,  die  Tätig- 
keit für  die  Kriegs-  wie  für  die  Friedensangelegenheiten,  dio  Lenkung 
der  wirtschaftlichen  wie  der  nichtwirtschaftlichen  Dinge.  Sie  durch- 
dringt alle  Funktionen  des  Staates:  das  Regieren,  das  Gesetzgebon 
und  das  Verwalten. 

Nun  aber  drängt  sich  gegenwärtig  immer  mehr  die  Überzeugung 
auf,  dass  die  Statistik  zu  einer  wichtigen  administrativen  Funktion 
geworden  ist  und  eine  immer  gewichtigere  Stellung  in  Zukuuft  in 
der  modernen  Verwaltung  einnehmen  wird.  rEine  Massenbeobachtung 
gesellschaftlicher  Zustäude  und  Erscheinungen  mit  zahlcnmässigcr 
Darlegung  der  Ergebnisse  kann  zwar  auch  durch  isolierte  private 
Tätigkeit  zur  Durchführung  kommen,  aber  es  kann  dies,  wie  gesagt, 
immer  im  beschränkten  Mafse  gesc liehen. Die  berufensten  Be- 
obachter der  gesellschaftlichen  Zustände  und  Erscheinungen  sind  eben 
allenthalben  die  Gemeinwesen  aller  Art  und  zwar  sowohl  der  Staat 
wie  jeglicher  Kommunal  verband8)  oder  jegliche  andere  öffentlich 
rechtliche  Körperschaft.  Ist  aber  die  Statistik  ein  Zweig  der  öffent- 
lichen Verwaltung,  so  kann  sie  auch  in  eben  dieser  Beziehung  teleo- 

»)  A.  SchAfplb,  Über  den  wissenschaftlichen  Begriff  der 
Politik  (Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissensohaft  1897, 
S.  882). 

2)  G.  v.  Math,  Statistik   und  Verwaltung  (A  Harem  eines 
Statistisches  Archiv  I,  S.  .%). 
3*  Derselbe,  a.  a.  0.  S.  37. 

21* 


Digitized  by  Google 


324 


Mitteilungen. 


lugisch  betrachtet  werden,  kaiin  also  den  Gegenstand  verwaltungs- 
politischer Untersuchungen  bilden. 

Bekanntlich  hat  sich  die  administrative  Statistik  von  der  ge- 
samten übrigen  öffentlichen  Verwaltung  ziemlich  abgesondert,  und 
zwar  sowohl  als  primäre,  als  auch  als  sekundäre  Statistik.  Es  sind 
eben  in  beiden  Fällen  ganz  besondere  administrative  Forderungen, 
welche  nicht  einmal  auf  eine  Linie  mit  der  Tätigkeit  anderer  staat- 
licher Verwaltungsfachorgaue  gestellt  werden  können,  da  sie  ja  zum 
grössten  Teile  in  der  einen  oder  der  anderen  Form  die  gesamte 
öffentliche  Verwaltung  durchdringen.  Die  technische  Absouderung 
äussert  sich  besonders  da,  wo  die  statistische  Massenbeobachtung 
gesellschaftlicher  Zustände  und  Erscheinungen  der  erste  und  nächste 
Zweck  der  staatlichen  Tätigkeit  ist,  also  bei  der  primären  oder 
ausgelösten  Statistik.  Die  statistische  Durchdringung  des  gesamten 
öffentlichen  Verwaltungsorganismus  äussert  sich  im  stärkeren  Mafse 
wieder  dort,  wo  die  geordneten  Massenbeobachtungen  von  Tatsachen 
und  die  daran  geknüpften  zahlenmässigen  Zusammenfassungen  der 
Beobachtungen  sich  bloss  aus  der  fortlaufenden  Erledigung  von  staat- 
lichen Verwaltungsgesehäftcn  aller  Art  ergeben,  wo  also  sekundäre, 
also  nicht  ausgelöste,  meistens  Geschäftsstatistik  betrieben  wird. 
Die  technische  Absonderung  äussert  sich  hier  nicht  so  deutlich,  sie 
ist  hier  aber  auch  in  einem  gewissen  Grade  vorhanden,  wie  denn 
auch  andererseits  der  Zusammenhang  der  sekundären  Statistik  mit 
dem  gesamten  Verwaltungsorganismus  auch  nicht  zu  verkennen  ist. 
da  ja  die  Ergebnisse  einer  solchen  Statistik  auch  für  anderweitige 
einzelne  Verwaltungszwecke  verwendet  werden  können. 

Treffend  meint  in  dieser  Beziehung  Ernst  Mischlkr:1)  ..Das 
Verhältnis  der  Verwaltung  und  Statistik  ist  das  der  funktionellen 
Gegenseitigkeit*.  Dadurch,  dass  die  Verwaltung  infolge  der  Natur 
ihrer  Tätigkeit  fortwährend  mit  sich  zur  Masse  gruppierenden  Einzel- 
fallen beschäftigt  ist  und  durch  die  allgemeine  Schriftlichkeit  des 
Verfahrens,  sowie  durch  die  Notwendigkeit  der  Fixierung  und 
Stabilisierung  der  Tatsachen  zu  einer  ständigen  Registrierung  der 
Massenerscheinungen  gelangt,  entsteht  die  statistische  Funktion  der 
Verwaltung  als  immanente  Eigenschaft  jeder  Verwaltungstätigkeit. 

M  K.  MiseiiLF.R.  Handbuch  der  Verwaltungsstatistik,  I. 
Allgemeine  Grundlagen  der  Verwaltungsstatistik,  Stuttgart 
1892.  S.  4. 
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Andererseits  entsteht  die  Verwaltungsfunktion  der  Statistik  dadurch, 
dass  die  Massnahmen  der  Verwaltung  auf  gleichartige  Massen- 
erscheinungen  Bezug  haben,  und  dass  sie  Anlass,  sowie  Art,  Kritik 
und  Kontrolle  ihres  Eingreifens  nur  aus  der  Beobachtung  der  in  den 
Massenerscheinungen  hervorgebrachten  Wirkungen  entnehmen  kann, 
deren  Erkenntnis  eben  durch  die  Verwaltungsstatistik  vermittelt 
wird.  „So  wie  jede  Verwaltung  zu  einem  gewissen  Grade  statistisch 
ist.  so  ist  auch  die  Statistik  in  gewisser  Hinsicht  Verwaltung  und 
hat  als  solche,  d.  i.  als  die  Verwaltuugsstatistik.  in  dem  Systeme  der 
Verwaltung  ihren  vollberechtigten  Platz. * 

Dies  alles  beweist  wohl  zur  Genüge,  dass  die  administrative 
Statistik,  die  statistischen  Funktionen  und  der  statistische  Organismus 
eine  doppelt  gesonderte  Stellung  im  Gebiete  der  öffentlichen  Ver- 
waltung einnehmen,  dass  also  auch  eine  gesonderte  teleologische  Be- 
trachtungsweise dieser  Funktionen  und  dieses  Organismus,  mit  anderen 
Worten  statistische  Politik  am  Platze  ist. 

Statistische  Politik  ist  natürlich  nicht  identisch  mit  politischer 
Statistik,  da  ja  die  letztere  bloss  eine  spezielle  Kategorie  der  zahlen- 
mässigen  Beobachtungen  oder  vielmehr  die  zahlenmässige  Beobachtung 
einer  speziellen  Kategorie  des  sozialen  Lebens,  nämlich  seiner 
politischen  Gestaltungen,  ist, 

Statistische  Politik  ist  auch  nicht  mit  statistischer  Technik 
oder  mit  jeglichen  ideellen  Anforderungen  statistischer  Technik  und 
Methode  zu  verwechseln,  denn  dann  würden  ja  auch  die  Forst- 
wissenschaft und  die  Heilkunde  völlig  in  der  Politik  aufgehen,  weil 
sowohl  die  Forstwissenschaft,  als  auch  die  Heilkunde  die  Prinzipien 
für  eine  teleologische  Betrachtungsweise  sozialer  Forstverwaltung, 
bezw.  der  sanitären  Verwaltung  abgeben.  Aber  wohl  gilt  dies  sowohl 
von  diesen  beiden  letzteren  Disziplinen,  als  auch  von  der  Statistik, 
wenn  sie  das  Tun  und  Handeln,  die  Gebots-,  Verbots-,  Ordnungs- 
und Berufsgewalt  des  Staates  oder  anderer  öffentlicher  Verblinde  von 
ihrem  speziellen  Gesichtspunkte  aus  behandeln,  und  dann  wird  man 
wohl  mit  Recht  von  einer  Forstpolitik,  von  einer  sanitären  Politik 
oder  endlich  von  einer  statistischen  Politik  reden  können. 

Die  Grenzen  zwischen  der  Lehre  von  der  statistischen  Ver- 
waltung und  statistischer  Politik  wären  demnach  genau  gezogen. 
Während  die  Lehre  von  der  statistischen  Verwaltung  im  e.  S.  die 
Staats-  und  verwaltungsrechtliche  Ordnung  der  Statistik,  also  sowohl 
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ihre  verwaltungsreehtliche  Organisation,  als  auch  die  verwaltungs- 
rechtliche Ordnung  ihrer  Funktionen,  bezw.  deren  tatsachliche,  event. 
den  rechtlichen  Normen  sogar  entgegenstehende  Gestaltung  umfasst, 
behandelt  die  statistische  Politik  alle  diese  Probleme  teleologisch. 
Den  kritischen  Marsstab  für  die  Beurteilung  dieser  Erscheinungs- 
reihen bilden  natürlich  in  erster  Linie  die  Anforderungen  der 
statistischen  Methode  und  Technik.  Aber  nicht  bloss  diese,  sondern 
auch  die  gesamte  Weltanschauung,  das  Streben  nach  Konsolidierung 
der  einzelnen  Territorien  durch  Zentralisierung  der  statistischen  Ver- 
waltung oder  nach  Ausgestaltung  des  Selbstverwaltungsprinzips  durch 
Bildung  von  statistischen  Kommunalamtern  oder  überhaupt  in  Form 
der  Frage  nach  Einheit  oder  Vielheit  der  statistischen  Ämter,  Volks- 
wirtschaft oder  Weltwirtschaft  und  staatliche  oder  internationale 
Statistik,  die  Fragen  der  Verbreitung  und  Vertiefung  der  Volksbildung 
durch  entsprechende  Ausgestaltung  des  Inhalts  und  Preises  der 
statistischen  Publikationen,  die  Tendenzen  nach  Vertiefung  des  öfient- 
lichen  Lebens  oder  Konzentration  der  öffentlichen  Gewalt  in  Monarchen- 
hand, durch  Veröffentlichung  oder  Geheimhaltung  der  Ergebnisse 
der  statistischen  Untersuchungen,  stärkere  Berücksichtigung  des 
Studiums  der  ^sozialen  Frage14  durch  entsprechende  Bildung  und 
Ausgestaltung  der  Arbeitsstatistik  und  der  arbeitsstatistischen  Ämter 
und  vieles  andere,  dies  alles  sind  Fragen,  wo  die  rein  statistische 
Teleologie  nicht  ausreicht,  wo  vielmehr  allgemeinere  Weltanschau- 
ungen und  Gestaltungstendenzen  nach  Äusserung  ringen. 


Digitized  by  Google 


Begriff  und  Wesen 
der  vergleichenden  Rechtswissenschaft. 

Von 

Dr.  Raoul  de  la  Grasserie, 

Richter  am  Civilgericht, 
Korrespondent  de»  Ministeriums  des  öffentlichen  Unterrichts.  Reunes. 

Übersetzt  von  Dr.  Arthur  Lehmann,  Gerichtsassessor.  Berlin. 


Die  genaue  Begriffsbestimmung;  einer  jeden  Wissenschaft  ist 
eine  der  schwierigsten  Aufgaben,  und  wenn  sie  auch  logisch  das 
erste  Problem  einer  jeden  zu  sein  scheint,  so  soll  mau  doch  aus  jenem 
Grunde  au  dessen  Lösuug  erst  zuletzt  gehen.  Sie  ist  wie  eine  Vor- 
rede, die  der  Leser  zwar  zuerst  liest,  die  der  Autor  indes  zuletzt 
verfasst  hat,  Zu  wie  vielen  Kontroversen  hat  nicht  der  Begriff  der 
Soziologie  Anlass  gegeben!  Ebenso  steht  es  mit  allon  jüngeren 
Wissenschaften,  sowie,  denjenigen,  die  zwar  tatsächlich  bereits  seit 
längerer  Zeit  bestehen,  denen  man  jedoch  erst  in  neuerer  Zeit  einen 
wissenschaftlichen  Charakter  zuerkannt  hat  und  denen  dieser 
bisweilen  sogar  noch  streitig  gemacht  wird,  so  z.  B.  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft. 

Das  Suchen  nach  einer  genauen  Begriffsbestimmung  hat  nuu 
keineswegs  etwa  ein  lediglich  formelles  Interesse,  sondern  eine  solche 
kann  einerseits  dem  Zwecke  dienen,  den  Charakter  als  Wissen- 
schaft, im  Gegensatze  zur  menschlichen  Kenntnis  allgemein,  fest- 
zulegen, andererseits  die  Grenzen  zu  den  verwandten  Wissenschaften 
zu  bestimmen  und  einen  bestimmten  Platz  unter  ihnen  anzuweisen; 
sie  lässt  ausserdem  Wesen  und  Zweck  der  Wissenschaft  deutlich 
hervortreten,  ebenso  ihren  praktischen  und  theoretischen  Nutzen, 
sowie  ihre  EntWickelung  und  ihr  Anwendungsgebiet.  Unter  diesen 
Gesichtspunkten  muss  man  und  wollen  wir  Wesen  und  Begriff  einer 
Wissenschaft  betrachten. 
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Was  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  betrifft,  so  muss  man 
zunächst  in  vielen  Punkten,  bezüglich  derer  noch  einige  Verwirrung 
herrscht,  etwas  Klarheit  schaffen.  Man  hat  z.  B.  keine  genaue 
Scheidung  gemacht  zwischen  ihr  und  der  Soziologie.  Allerdings 
gibt  sich  an  den  beiderseitigen  allerersten  Ausgangspunkten  der 
Unterschied  noch  deutlich  kund,  viele  indes  dürften  die  Grenzen 
zwischen  ihr  und  einer  Art  vergleichender  Statistik  verschiedener 
Rechte  kaum  machen  können:  und  doch  hiesse  das  ihren  Grund- 
charakter verkennen.  In  den  höheren  Stadien  beider  Wissenschaften 
ist  die  sie  trennende  Scheidewand  allerdings  weniger  stark,  und 
deshalb  würde  sie  und  wird  sie  auch  noch  heute  häufig  durchbrochen. 
Bei  der  Beschäftigung  mit  einer  Wissenschaft  hat  man  oft  die 
Neigung,  deren  Grenzen  zu  überschreiten  und  sie  einen  höheren,  ihr 
nicht  zukommenden  Platz  einnehmen  zu  lassen.  Ebenso  hat  man 
es  mit  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  gemacht,  der  man  ent- 
weder eine  rein  empirische  Rolle  zudiktierte,  oder  die  man  in  das 
Gebiet  der  eigentlichen  Soziologie  verlegte.  Es  bleibt  dann,  da  die 
deutliche  Grenze  sich  nicht  erkennen  lilsst,  der  alte  Name  zwar 
bestehen,  in  Wirklichkeit  befindet  man  sich  mit  seinen  Untersuchungen 
aber  bereits  im  Bereiche  einer  anderen  Wissenschaft.  Ebenso  wird 
häufig  fremdes  Recht  und  vergleichendes  Recht  miteinander 
verwechselt,  und  doch  dient  das  eine  dem  andern  nur  zur  Grund- 
lage, denn  wie  soll  man  Rechte  vergleichen,  die  man  nicht  kennt. 
Wohl  ist  es  jedoch  möglich.  Rechte  zu  kennen,  ohne  sie  zu  vergleichen, 
so  z.  B.  beim  Studium  dos  fremden  Rechtes  allein  zum  Zwecke  der 
Anwendung  in  der  Praxis,  (»der  wenn  man  ein  Substrat  für  das 
Studium  einer  Frage  des  internationalen  Privatrechtes  haben  will. 
Im  letzteren  Falle  haben  wir  die  wirkliche  Überordnung  des  einen 
Rechtes  über  das  andere. 

Oft  verwechselt  man  auch  die  verschiedenen  Stadien  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft  miteinander.  Wenn  z.  B.  der  Be- 
arbeiter eines  neuen  Gesetzes  die  einzelnen  fremden  Rechte  prüft 
und  dabei  selbst  Werke  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  studiert, 
um  die  letzte  Lösung  für  die  eine  oder  andere  Frage  zu  finden,  so 
treibt  er  doch,  wenn  es  auch  so  scheinen  mag.  keine  vergleichende 
Rechtswissenschaft,  denn  diese  befasst  sich  mit  dem  Resultate  der 
Vergleichung  verschiedener  Rechte,  mit  der  Abteilung  und  Aufstellung 
juristischer  und  ethischer  Prinzipien.    Damit  befasst  sich  jedoch  jener 
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Gesetzgeber  nicht:  was  er  tut.  ist  lediglich  Anwendung  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft . 

Man  behauptet  nun.  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  sei 
eine  Wissenschaft.  Nicht  jedes  menschliche  Wissen  ist  eine 
Wissenschaft.  Das  Recht  an  sich  z.  B.  ist  keine  Wissenschaft.  Ist 
nun  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  nicht  nur  eine  Sammlung 
von  Rechtssätzen?  Die  Geschichte,  wenigstens  die  der  Gegenwart, 
ist  ebensowenig  eine  Wissenschaft.  Dasselbe  ist  mit  der  Statistik 
der  Fall.  Was  ist  nun  der  Unterschied  zwischen  Wissenschaft  und 
einfachein  Wissen?  Wissen  ist  die  Kenntnis  von  Tatsachen,  nichts 
weiter.  Wissenschaft  aber  bringt  eine  neue  Entdeckung,  eine  Ab- 
leitung von  aus  diesen  Tatsachen  gefolgerten  Gesetzen,  die  jene 
Tatsachen  beleben  und  erklären.  Ks  ist  die  Erkenntnis  der  wirkenden 
Ursachen.  Nun  wohl,  so  scheint  es,  als  ob  die  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft nur  einfaches  Wissen  ist.  da  sie  ja  nur  die  verschiedenen 
Gesetzgebungen  fixiert,  sie  vergleicht,  ihre  Ähnlichkeit  und  Unter- 
schiede festlegt!  Allerdings  ist  auch  dies  ihre  Aufgabe,  aber  nur 
das  Anfangstadium  derselben,  über  das  sie  sich  weit  erhebt.  Ist 
dieses  „Erheben*1  aber  auch  ausreichend,  um  ihren  Charakter  als 
Wissenschaft  zu  rechtfertigen?  Sicherlich!  Denn  auch  die  anderen 
Wissenschaften  haben  solche  niederen  Stadien,  die  nicht  Wissen- 
schaft sind,  während  das  Wissenschaftliche  wie  ein  Leuchten  nur 
ihre  Gipfel  im  hellen  Scheine  erstrahlen  lässt. 

Alle  solche  natürlichen  aber  fehlerhaften  Ansichten  inuss  man 
zunächst  beseitigen,  um  sich  Stellung  und  Aufgabe  der  vergleichenden 
Rechtswissenschaft  klar  zu  machen. 

I. 

Wir  wollen  zunächst  eine  allen  Wissenschaften  gemeinsame, 
gleichartige  Einteilung  derselben  erörtern.  Wir  werden  sehen,  dass 
alle  wissenschaftlich  in  sich  begründete  Unterabteilungen  haben  und 
dass  ausserdem  neben  der  rein  theoretischen  Wissenschaft  die 
aus  ihr  resultierenden  praktischen  Wissenschaften  gleichen  Namens 
stehen. 

Die  Haupteinteilung  in  theoretische  und  angewandte  Wissen- 
schaft ist  wohlbekannt  und  wird  z.  R.  für  die  Mathematik,  Mechanik 
und  Physik  allgemein  gebraucht.  Die  theoretische  Wissenschaft  be- 
steht in  der  Kenntnis  der  Gesetze  der  Natur,  deren  Wirkungen  und 
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der  sich  daraus  ergebenden  Tatsachen,  sowie  derjenigen  Erscheinungen, 
aus  denen  man  jene  Gesetze  abgeleitet  hat.  Dieser  Teil  der  Wissen- 
schaft enthält  die  Wissenschaft  im  eigentlichen  Sinne.  Er  ist  Gegen- 
stand des  Unterrichts  zur  wissenschaftlichen  Ausbildung,  ihn  studiert 
man  in  der  Chemie,  der  Physik:  so  z.  B.  die  Gesetze  der  Elektrizität, 
der  Wärme,  des  Schalls,  zusammen  mit  den  Naturerscheinungen,  die 
uns  die  Kenntnis  dieser  Gesetze  vermittelt  haben. 

Neben  dieser  eigentlichen  Wissenschaft  steht  die  angewendete, 
d.  h.  die  Anwendung  dieser  Gesetze  und  Prinzipien:  ihr 
praktischer  Gebrauch.  So  sind  z.  B.  in  der  Physik  die  Maschinen 
eine  Anwendung  der  Gesetze  der  Elektrizität  oder  der  Wärme. 
Ihre  Konstruktion  ist  notwendig,  um  daraus  Nutzen  zu  ziehen  oder 
auch  nur  um  die  Theorie  auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen.  In  der 
Chemie  sind  die  Versuche  im  Laboratorium  nur  eine  Art  Theorie, 
die  Anwendung  in  der  Industrie  stellt  die  angewandte  Wissen- 
schaft dar. 

Eine  Unterart  der  angewandten  Wissenschaft  endlich  ist  die 
Wissenschaft  der  Anpassung.  Diejenige  Maschine,  um  bei  unserem 
obigen  Beispiel  zu  bleiben,  die  den  durch  die  Elektrizität  erreichbaren 
Erfolg  in  vollem  Umfange  verwirklicht  hat.  würde  die  angewandte 
Physik  darstellen;  eint;  solche  völlige  Ausnutzung  der  Naturkraft 
ist  jedoch  bisweilen  ohne  praktischen  Nutzen,  ja  selbst  schädlich, 
ihre  Stärke  muss  zwecks  Erreichung  eines  bestimmten  Erfolges 
gemässigt  und  die  zum  praktischen  Gebrauch  erforderlichen  Mass- 
nahmen müssen  getroffen  werden.  Wir  haben  dann  keine  einfache 
Anwendung  der  Wissenschaft  mehr,  sondern  deren  Anpassung 
an  einen  bestimmten  Kreis  oder  zu  einem  besonderen  Zweck:  ihre 
absolute  Anwendung  wird  zu  einer  modifizierenden  und  anpassenden. 

Man  muss  demnach  unterscheiden:  die  rein  theoretische  Wissen- 
schaft, die  angewandte  Wissenschaft  und  die  Wissenschaft  der  An- 
passung. Wir  haben  bisher  unsere  Beispiele  der  physischen  Welt 
entnommen,  um  sie  anschaulicher  zu  gestalten,  wir  würden  bei  den 
Geisteswissenschaften  denselben  Unterschied  wiederfinden. 

Betrachten  wir  /,.  B.  die  Soziologie:  die  rein  theoretische 
Soziologie  sucht  die  grossen,  die  Gesellschaft  leitenden  Grundsätze 
zu  finden,  Grundsätze,  die  bereits  eine  ebenso  grosse  Bestimmtheit 
und  Zuverlässigkeit  haben,  wie  die  Gesetze  der  Physik  und  Chemie. 
Diese  Grundsätze  werden  nun  ihre  Nutzanwendung  finden,  und  durch 
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ihre  Anwendung  auf  den  derzeitigen  Status  der  menschlichen  Gesell- 
schaft wird  man  deren  Stellung  zu  bessern  suchen,  nicht  nach  Gut- 
dünken, sondern  indem  man  sie  jenen  Grundsätzen  gemäss  zu  gestalten 
versucht ;  die  Sozialwissenschaft  ist  angewandte  Soziologie.  Die  zur 
Zeit  vorgeschlagenen  Lösungen  sozialer  Fragen,  die  Aufstellung  eines 
neuen  Gesellschaftsideals,  sind  Versuche  in  der  angewandten  Soziologie. 
Das  was  einem  solchen  Versuch  den  Charakter  der  Utopie  gibt  oder 
doch  zu  geben  scheint,  liegt  am  absoluten  Charakter  der  ange- 
wandten Wissenschaft.  Die  Sozialwissenschaft  hat  noch  die  theoretische 
Starrheit  der  Soziologie,  sie  gleicht  noch  jenen  Mascliinen,  die  streng 
nach  physischen  Gesetzen  gebaut  sind,  ohne  Berücksichtigung  irgend 
einer  besonderen  Zweckbestimmung.  An  diesem  Punkte  ist  indes 
die  Entwickelung  noch  nicht  zum  Abschlüsse  gelangt.  Man  sieht 
bald,  dass  einfache  Anwendung  ohne  gleichzeitige  Anpassung  nicht 
zum  Ziele  führt,  dass  man  den  Bau  je  nach  dem  verfolgten  Zweck, 
den  eingetretenen  Bedürfnissen,  den  sich  darbietenden  Hindernissen 
und  den  bisherigen  Gewohnheiten  verändern  muss:  aus  der  absoluten 
Wissenschaft  wird  eine  Wissenschaft  der  Anpassung,  aus  der 
Soziologie  die  Politik.  So  entspricht  den  verschiedenen  Zweigen 
der  Soziologie  die  betreffende  Art  der  Politik:  wir  haben  die  all- 
gemeine Politik  (entsprechend  der  allgemeinen  Soziologie),  eine 
Kriminalpolitik,  eine  Handelspolitik,  eine  Religionspolitik,  sowie  die 
internationale  Politik.  Alle  diese  verschiedenen  Arten  der  Politik 
sind  nichts  anderes  als  allgemeine  oder  spezielle  Soziologie  in  ihrer 
Anwendung  und  zugleich  Anpassung. 

Denselben  Entwicklungs-Gang  könnten  wir  bei  der  Psychologie 
und  Ethik  verfolgen. 

Während  zwischen  rein  theoretischer  und  angewandter  Wissen- 
schaft schon  seit  langer  Zeit  unterschieden  wird,  hat  sich  die 
Trennung  der  Wissenschaft  der  Anpassung  keinesfalls  so  deutlich 
vollzogen.  Es  liegt  das  daran,  dass  sich  auf  dieser  Stufe  der 
wissenschaftliche  Charakter  mehr  und  mehr  verflüchtigt  hat.  Die 
reine  Wissenschaft  hatte  allein  ein  unbestreitbares  Recht  auf  den 
Titel  r Wissenschaft il,  denn  die  Wissenschaft  besteht  in  der  Erkenntnis 
der  Naturgesetze  und  ihrer  notwendigen  Konsequenzen  oder  in  deren 
Erforschung.  Die  angewandte  Wissenschaft  setzt  diese  Naturgesetze 
und  ihre  Wirkungen  allerdings  als  bekannt  voraus,  sucht  auch  nach 
keinen  neuen,  leistet  aber  insofern  eine  schöpferische  Arbeit,  als  ein 
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Prinzip  ohne  Verwirklichung  immer  etwas  Abstraktes  bleiben  inUsste. 
Da  die  freie  Wissenschaft  selbst  nicht  im  Besitze  geeigneter  Mittel 
ist.  so  könnte  sie  niemals  Anwendung  finden,  wenn  ihr  dies  nicht 
möglich  gemacht  würde  durch  Zurückfuhren  auf  die  realen  Tntsachen, 
aus  denen  sie  ihrerseits  ihren  Ausgangspunkt  genommen  hat.  Wenn 
aber  die  Anwendung  in  diesem  Sinne  eine  Art  Neuschöpfung  ist.  so 
muss  man  ihr  auch  noch  den  Charakter  der  Wissenschaftlichkeit  zu- 
erkennen. Anders  ist  es  mit  der  reinen  Anpassung:  diese  ist  eine 
Kunst,  die  sich  auf  dem  Gebiete  des  praktisch  Erreichbaren  in  Ge- 
mässheit  der  jedesmaligen  Bedürfnisse  bewegt, 

Wir  werden  seilen,  dass  die  vergleichende  Rechtswissenschaft 
ebenso  wie  alle  anderen  Wissenschaften  eine  rein  theoretische,  eine 
angewandte  und  eine  solche  der  Anpassung  sein  kann. 

Die  rein  theoretische  Wissenschaft  für  sich  betrachtet,  unter 
vorläufiger  Ausserachtlassung  der  angewandten  Wissenschaften,  tritt 
in  mehreren  einander  übergeordneten  Stadien  in  die  Erscheinung. 
Im  ersten  Stadium  ist  sie  noch  keine  eigentliche  Wissenschaft,  sondern 
schafft  für  jene  nur  das  notwendige  Substrat:  sie  ist  uoch  ein  ein- 
faches Wissen,  eine  Kenntnis.  In  ihren  beiden  ferneren  Stadien 
stellt  sie  sich  aber  als  wirkliche  Wissenschaft  dar,  d.  h.  als  Er- 
kenntnis und  Erforschung  von  Naturgesetzen. 

Man  muss  nämlich,  will  man  nicht  den  heutzutage  mit  Recht 
verlassenen  Weg  der  deduktiven  Methode  wieder  betreten,  zunächst 
die  Tatsachen  sammeln,  sie  festlegen;  nur  wenn  dies  in  genauester 
Weise  geschehen  ist.  kann  man  daraus  Gesetze  ableiten  und  neue 
entdecken.  Diese  Feststellung  ist  die  Basis  der  Wissenschaft,  sie 
ist  aber  lediglich  eine  vorbereitende  Tätigkeit.  Bisweilen  ist 
diese  Basis  sehr  breit,  der  Gipfel  aber  nur  klein,  oder  mit  andern 
Worten,  die  zu  sammelnden  Tatsachen  sind  zwar  ausserordentlich 
zahlreich,  aber  so  verschiedenartig,  dass  die  Ableitung  allgemeiner 
Sätze  ungeheuer  schwer  ist,  wie  z.  B.  bei  der  Geschichte.  Ein  andermal 
sind  wieder  jene  Tatsachen  nur  in  geringerer  Zahl  vorhanden  und 
verschwinden  fast  nach  Entdeckung  der  allgemeinen  Sätze,  wie  z.  B. 
bei  der  Physik  und  Chemie.  Endlich  sind  wieder  sowohl  jene  Tatsachen 
wie  diese  Gesetze  in  überreicher  Zahl  vorhanden,  wie  z.  B.  in  der 
allgemeinen  Naturgeschichte. 

Was  nun  die  Geisteswissenschaften  betrifft,  so  kann  man  zu 
denen,  die  sich  hauptsächlich   mit  der  Feststellung  von  Tatsachen 
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befassen,  die  Geschichte,  die  Statistik  zahlen,  auch  die  Rechtswissen- 
schaft, die  Geographie  und  die  Biographie.  Bei  diesen  sind  alle 
r wissenschaftlichen**  Partien  scheinbar  geschwunden,  aber  auch  nur 
scheinbar,  denn  sie  sind  verborgen,  und  zwar  verborgen  in  anderen 
Wissenschaften  mit  besonderer  Bezeichnung.  Jedenfalls  muss  eine 
jede  Wissenschaft  zur  Basis  das  einfache  Wissen  haben,  die  exakte 
Feststellung  von  Tatsachen.  Dies  ist  ihr  unteres  Stadium,  ihre  Grund- 
lage. Die  Intelligenz  tritt  hierbei  noch  nicht  in  die  Erscheinung, 
sondern  nur  das  Gedächtnis. 

Das  zweite  Stadium  der  Wissenschaft,  nach  jener  Fixierung 
der  Tatsachen,  ist  deren  Vergleichung.  Dieses  existiert  bei  allen 
Wissenschaften.  Die  Konstatierung  dieses  Unistandes  ist  von  Wichtig- 
keit, denn  wenn  man  nicht  behaupten  will,  dass  die  vergleichende 
Anatomie  eine  von  der  Anatomie  verschiedene  Wissenschaft  darstellt, 
sondern  in  ihr  nur  ein  höheres  Stadium  derselben  sieht,  so  muss 
man  auch  zugeben,  dass  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  nichts 
anderes  ist  als  Rechtswissenschaft  in  einem  höheren  Stadium.  Die 
Vergleichung  ist  das  erste  Sichtbarwerden  der  Intelligenz  in  dem 
Chaos  der  Tatsachen.  Sic  ist  es,  die  jene  nebeneinander  stellt,  sie 
einander  unterordnet:  allerdings  geht  sie  hierüber  zunächst  noch  nicht 
hinaus,  noch  sucht  sie  nicht  deren  allgemeine  Prinzipien.  Die  Sprach- 
wissenschaft hat  die  Kenntnis  verschiedener  Sprachen  zur  Voraus- 
setzung und  zwar  entweder  sämtlicher  Sprachen  oder  doch  wenigstens 
der  miteinander  verwandten,  aber  ohne  dass  sie  dieselben  miteinander 
vergleicht:  sie  behandelt  einzig  und  allein  die  Fixierung  der  Sprachen, 
die  zwar  sehr  nützlich  sein  mag,  aber  nichts  Wissenschaftliches  an 
sich  hat:  es  ist  eine  einfache  r Kenntnis",  lediglich  Gedächtnissaehc. 
Bei  näherer  Kenntnis  der  Grammatik  der  einzelnen  entsteht  jedoch 
das  Bestreben,  sie  einander  zu  nähern  und  miteinander  zu  vergleichen. 
Zwei  oder  mehrere  zeigen  dieselbe  grammatikalische  Eigentümlichkeit, 
die  sich  bei  anderen  nicht  findet,  und  so  kommt  mau  dazu,  diese 
Eigentümlichkeit  für  sich  zu  studieren.  Derselbe  Wortstatnm  be- 
zeichnet in  mehreren  Sprachen  denselben  Begriff,  aber  dieser  Stamm 
erleidet  jedesmal  bestimmte  Veränderungen.  Mit  solchen  Unter- 
suchungen befindet  mau  sich  in  einem  zweiten  Stadium  der  Sprach- 
wissenschaft, der  vergleichenden  Grammatik,  einer  Wissenschaft,  die 
erst  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  datiert  und  verschiedene  wert- 
volle Resultate  gezeitigt  hat.    So  führt  die  Kenntnis  vieler  ver- 
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sehiedener  Fakta  auf  ganz  natürlichem  Wege  zu  deren  Vergleichung. 
Man  müsste  die  Augen  schliessen,  wenn  einem  nicht  gewisse  Ähnlich- 
keiten auffallen  sollten  und  wenn  man  sie  stets  nur  für  sich  allein 
betrachten  wollte.  Im  übrigen  erweitert  das  vergleichende  Studium 
den  Ideenkreis  und  wiegt  völlig  eine  Reise  auf,  selbst  eine  Reise 
um  die  Welt,  wenn  die  Vergleichung  umfassend  genug  war.  Die 
vergleichende  Anatomie  und  Physiologie  der  Tiere,  sowie  der  Tiere 
und  Pflanzen  miteinander  hat  denn  auch  die  heutige  Wissenschaft 
der  Biologie  gezeitigt. 

Eine  Vergleichung  kann  nun  sowohl  räumlich  wie  zeitlich  er- 
folgen und  zwar  ist  die  letztere  ebenso  wertvoll  wie  die  erstere,  wenn 
auch  vielleicht  weniger  praktisch.  Die  Vergleichung  in  zeitlicher 
Beziehung  ist  nichts  anderes  als  eine  Entwicklungsgeschichte.  So 
kann  man  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  das  englische  mit  dem 
französischen  vergleichen,  aber  auch  letzteres  etwa  mit  dem  römischen. 
Will  mau  Rechte  zeitlich  vergleichen,  so  muss  sich  das  eine  aus 
dem  andern  entwickelt  haben.  So  könnte  man  niemals  zwischen 
englischem  und  römischem  Rechte  Vergleiche  ziehen.  Die  zeitliche 
Vergleichung  gibt  uns  wertvolle  Aufschlüsse  und  bildet  für  sich  eine 
Art  Wissenschaft.  Setzt  man  die  Vergleichung  genügend  weit  fort, 
verfolgt  man  also  ein  Rechtsinstitut  aus  seinen  Anfangen  im  römischen 
Recht  bis  in  die  Zeit  des  modernen  französischen  Rechts,  so  würde 
man  das  Gewohnheitsrecht  finden.  Diesem  hat  man  lange  Zeit  in 
Frankreich  nicht  jene  Bedeutung  zugeschrieben,  vielmehr  hat  man 
römisches  und  französisches  Recht  immer  unter  dem  Gesichtspunkte 
betrachtet,  als  ob  jeder  Zusammenhang  zwischen  ihnen  unterbrochen 
wilie.  so  dass  man  nur  die  Ähnlichkeit  bezw.  die  Unterschiede  auf 
beiden  Seiten  hervorhob.  Allerdings  ist  auch  ein  solches  beschränktes 
Studium  von  Nutzen,  auch  dieses  ist  vergleichende  Rechtswissenschaft 
in  zeitlicher  Beziehung,  aber  doch  ist  es  keine  Wissenschaft,  die  auf 
logischen  Sätzen  und  grossen  Prinzipien  basiert.  Die  räumliche 
Vergleichung  hingegen  ist  die  eigentliche  Domäne  der  vergleichenden 
Rechtswissenschaft.  Sie  hat  auch  mehr  praktischen  Wert:  so  kann 
man  in  der  Rechtswissenschaft  unter  den  Rechten  der  Gegenwart 
natürlich  eher  praktische  Vorbilder  finden  als  in  den  Rechten  des 
Altertums. 

Endlich  kann  die  Vergleichung  gleichzeitig  eine  räumliche 
und  zeitliche  sein.  So  kann  z.  B.  die  vergleichende  Religionswissen- 
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schaft  sich  zunächst  in  zeitlicher  Richtung  betätigen,  iudem  sie  etwa 
die  Umwandlungen  des  Christentums  oder  seine  Ent Wickelung  aus 
dem  Judentume  zum  Gegenstande  ihrer  Studien  macht;  sie  kann  sich 
andrerseits  aber  auch  mit  räumlicher  Vergleichung  befassen,  indem 
sie  etwa  Christentum  und  Islam  miteinander  vergleicht;  endlich  ist 
auch  die  gleichzeitige  räumliche  und  zeitliche  Vergleichung  möglich, 
indem  sie  nach  erfolgter  Vergleichung  des  Islam  und  des  Christentums 
die  Entwickelung  beider  Religionen  bis  auf  ihren  gemeinsamen  Ur- 
sprung das  Judentum  verfolgt. 

Eine  solche  zeitliche  oder  räumliche  Vergleichung  kann  nun 
eine  lediglich  .partielle"  sein,  d.  h.  nur  die  eine  oder  andere  In- 
stitution betreffen,  aber  auch  „ total u,  d.  h.  sich  auf  einen  ganzen 
Ideenkreis  erstrecken.  So  kann  man  etwa  eine  einzelne  Zeremonie 
oder  ein  Dogma  in  zwei  verschiedenen  Religionen  vergleichen, 
andrerseits  aber  kann  man  auch  die  beiden  Religionen  in  ihrer  Ge- 
samtheit zum  Gegenstände  der  Betrachtung  machen.  Weiter  kann 
die  Vergleichung  beschränkt  werden  auf  gleichartige  Rassen  oder 
Länder  mit  gleicher  Zivilisation,  kann  sich  aber  auch  auf  deren  ver- 
schiedene, ja  auf  alle  erstrecken. 

.Fede  wirkliche  Wissenschaft  hat  nun  ausser  dem  Stadium  der 
Vergleichung  noch  ein  diesem  Ubergeordnetes,  das  der  Induktion  und 
Verallgemeinerung:  dieses  fuhrt  zur  Entdeckung  wirklicher  Natur- 
gesetze. Bisher  war  die  Wissenschaft  nur  auf  dem  Wege  der  Bildung 
begriffen,  jetzt  ist  sie  in  ihrem  eigentlichen  Element.  Hat  man 
die  einzelnen  Tatsachen  gesammelt,  gesichtet,  verglichen,  ihre 
Ähnlichkeit  und  ihre  Unterschiede  festgestellt,  so  ist  man  natürlich 
bestrebt,  nach  den  Ursachen  dafür  zu  suchen.  Werden  die  Ursachen 
gefunden  und  miteinander  verglichen,  und  entsprechen  denselben 
Ursachen  dieselben  Wirkungen,  so  hat  man  ein  Naturgesetz  gefunden, 
ein  Naturgesetz  ohne  Ausnahme,  wenn  diese  nicht  etwa  von  dein 
Einfluss  eines  anderen  Naturgesetzes  herrührt.  Die  so  gefundenen 
Gesetze  in  ihrer  Gesamtheit  stellen  die  eigentliche  Wissenschaft  dar. 
Hat  man  z.  B.  bei  Vergleichung  einer  Anzahl  von  verschiedenen 
Religionen  gleichartige  Institutionen  gefunden,  obgleich  die  betreffenden 
Volker  in  keinen  Beziehungen  zu  einander  stehen,  so  beruht  diese 
Institution  offenbar  auf  einein  allgemeinen  psychologischen  Satz. 
Ebenso  ist  es  mit  straf-  oder  zivilrechtlichen  Normen.  So  können 
wir  z.  B.  bei  allen  Völkern  das  Recht  der  Talion  wiederfinden. 
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Lange  Zeit  glaubte  man,  das  Lehnswesen  stehe  in  der  Geschichte 
einzig  da  und  habe  sich  lediglich  im  Occident  entwickelt;  man  hat 
jedoch  gefunden,  dass  es  vielen  Völkern  in  einem  bestimmten  Stadium 
der  Zivilisation  bekannt  war,  und  man  muss  daraus  schliessen,  dass 
es  eine,  wenn  nicht  notwendige,  so  doch  ziemlich  hautige  Erscheinungs- 
form der  menschlichen  Gesellschaft  ist.  Hier  erkennt  man  so  recht, 
wie  weit  man  sich  von  jener  Basis  der  Wissenschaft  entfernt  hat. 
bei  der  es  sich  nur  um  die  Aufzählung  von  Tatsachen  handelte. 

Die  rein  theoretische  Wissenschaft  umfasst  also:  1.  die  einfache 
Feststellung  der  Tatsachen;  diese  sind  das  Substrat  jeder  Wissen- 
schaft, nicht  jedoch  für  sich  allein  schon  Wissenschaft.  2.  Die 
räumliche  und  zeitliche  Yerglcichung.  3.  Die  Vergleichnng  der 
Ursachen,  die  zur  Entdeckung  allgemeiner  Entwickelungssiitze  führt. 

Es  kann  weiter  diese  reine  Wissenschaft  ihre  Objekte  in  zwei 
verschiedenen  Zuständen  ins  Auge  fassen,  in  dem  der  Ruhe  und  in 
dem  der  Bewegung.  Man  kann  sich  z.  B.  beim  Studium  einer 
Sprache  mit  deren  gegenwärtiger  Form.  Grammatik,  Wortschatz  u.  s.  w. 
beschäftigen,  ohne  sich  mit  deren  Zustand  in  früheren  Zeiten  zu 
befassen  oder  diesen  Zustand  mit  jenem  zu  vergleichen.  Man  kann 
dann  diese  frühere  Sprache  ebenfalls  in  dieser  einseitigen  Art 
studieren,  und  bei  der  Vergleichuiig  beider  kann  man  gewisse 
Sprachregeln  ableiten;  das  werden  dann  aber  keine  allgemeinen 
Gesetze,  die  die  Sprnchentwiekelung  erklären,  sondern  lediglich  solche, 
die  die  Tatsache  selbst  festlegen.  Wir  haben  hier  gewissermassen 
ein  Studium  in  der  Statik.  Andrerseits  kann  man  der  Entwicklung 
der  Sprache  durch  die  Geschichte  hindurch  folgen,  man  erhält 
dann  wirkliche  Entwickelungsätze:  das  Resultat  des  Studiums  in  der 
Dynamik.  Diese  beiden  Studien  müssen  vereint  getrieben  werden 
und  sie  zusammen  machen  erst  die  eigentliche  Wissenschaft  aus. 

Fassen  wir  unsere  Resultate  noch  einmal  zusammen.  Jede 
Wissenschaft  zerfällt  in  rein  theoretische,  angewandte  und  die 
Wissenschaft  der  Anpassung.  Die  rein  theoretische  Wissenschaft 
besteht  aus  drei  übereinander  geschichteten  Lagen:  die  unterste  ist 
das  einfache  Wissen,  für  sich  allein  noch  keine  Wissenschaft:  das 
Stadium  der  Feststellung  der  Tatsachen  die  mittlere  ist  die  räumliche 
oder  zeitliche  Vergleichuiig:  die  oberste  das  Stadium  der  Induktion : 
die  Entdeckung  neuer  Gesetze.    Im  übrigen  ist  die  Wissenschaft 
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statisch  oder  dynamisch,  je  naehdcm  sie  ihre  Objekte  im  Zustande 
der  Ruhe  oder  in  dem  der  Bewegung  ins  Auge  fasst. 

Unsere  Aufgabe  wird  nun  sein,  diese  Prinzipien  auf  die  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  anzuwenden.  Hierbei  wird  sich  von 
selbst  ergeben,  ob  wir  es  mit  einer  wirklichen  Wissenschaft  zu  tun 
haben,  und  wir  werden  sehen,  wie  sie,  gleich  allen  andern  Wissen- 
schaften im  ersten  Stadium  ohne  eigentlich  wissenschaftlichen 
Charakter,  in  ihren  oberen  und  höchsten  Stadien  diesen  Charakter  im 
höchsten  Grade  besitzt. 

II. 

Wir  wollen  zuerst  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  als 
rein  theoretische  Wissenschaft  betrachten  und  uns  die  Prüfung  nach 
den  Gesichtspunkten  der  angewandten  Wissenschaft  und  der  der 
Anpassung  zunächst  vorbehalten. 

Diese  Scheidung  ist  wichtig  und  deren  Nichtbeachtung  hat 
manche  Irrtümer  veranlasst.  Man  hat  vieles  auf  das  Konto  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft  als  Wissenschaft  gesetzt,  was  nur 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  augewandten  Wissenschaft  betrachtet 
werden  dürfte,  und  das  gab  dann  Veranlassung,  an  ihrem  wissen- 
schaftlichen Charakter  Uberhaupt  Zweifel  zu  hegen.  So  hat  man 
ihr  häufig  die  Rolle  zudiktiert,  legislative  Fortschritte  mit  Hilfe 
der  Vergleichuug  zu  verwirklichen,  indem  man  annahm,  dass  dieses 
zu  ihrem  Wesen  gehörte.  Indes  könnte  dies  lediglich  Aufgabe 
der  angewandten  Wissenschaft  sein,  oder  vielmehr  der  Wissenschaft 
der  Anpassung,  denn  man  muss  doch  die  Verhältnisse  des  Landes, 
in  dem  die  Anwendung  statthaben  soll,  berücksichtigen,  auch  kommt 
als  bedeutender  Faktor  noch  die  Gesetzgebungspolitik  hinzu. 

Die  rein  theoretische  vergleichende  Rechtswissenschaft  umfasst 
die  drei  Stadien  der  Feststellung  der  Tatsachen,  der  zeitlichen  und 
räumlichen  Vergleichung,  sowie  der  Verallgemeinerung  und  Ent- 
deckung neuer  Naturgesetze. 

Das  erste  Stadium,  das  der  Feststellung,  enthält,  wie  schon 
das  Wort  sagt,  keinerlei  vergleichende  Faktoren.  Es  handelt  sich 
lediglich  um  die  Kenntnis  mehrerer  odor  auch  aller  fremder  Gesetz- 
gebungen, natürlich  auch  der  eigenen.  Es  ist  also  die  Kenntnis  des 
fremden  Rechts  ohne  jede  Vergleichung.  Diese  Kenntnis  kann  von 
grossem  Nutzen  sein,  besonders,  wie  wir  sehen  werden,  bei  der  an- 
gewandten Wissenschaft;  aber  auch  allein  für  sich,  ohne  jede  A11- 
Jahrbnoh  der  internat,  Vereinigung,  fi.  Ud.  22 
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Wendung,  ist  sie  bereits  wertvoll.  Man  könnte  sie  etwa  mit  der 
Kenntnis  fremder  Sprachen  vergleichen,  denn  beide  haben  eine  grosso 
Ähnlichkeit.  Wer  mehrere  Sprachen  kennt,  erweitert  nicht  nur  die 
Art  seiner  Ausdrucksweise,  denn  das  wäre  ganz  unerheblich,  wenn 
alle  Worte  der  verschiedenen  Sprachen  im  Begriffe  genau  Uberein- 
stimmten: letzteres  ist  jedoch  keineswegs  der  Fall;  der  Begriff  eines 
Wortes  der  einen  Sprache  lässt  sich  vielfach  nicht  durch  ein  ent- 
sprechendes Wort  wiedergeben,  die  bildliche  Ausdrucksweise  llisst 
sich  häufig  ebensowenig  übertragen,  selbst  die  Denkweise,  die  Art 
der  Anschauung,  die  Anordnung  sind  oft  grundverschieden;  man  be- 
reichert daher  nicht  nur  seinen  Wortschatz,  sondern  zugleich  seinen 
Ideenkreis,  und  man  stärkt  sein  Denkvermögen.  Der  enge  Kreis, 
der  den  Geist  in  bestimmten  Schranken  und  in  alter  Gewohnheit  hielt, 
ist  durchbrochen,  man  sieht  eine  neue  Welt,  und  jede  neue  Sprache 
lässt  abermals  eine  andere  Welt  entstehen.  Ebenso  ist  es  mit  dem 
fremden  Kecht.  Wer  nur  sein  eigenes  Recht  kennt,  der  glaubt,  das 
Gesetz  könne  gar  keine  Bestimmungen  in  anderer  Weise  treffen,  als 
im  Gesetzbuche  seines  Landes.  Er  hält  es  für  ratio  scripta,  die 
andere  Völker  nur  nachgeahmt  oder  unbewusst  aufgestellt  haben, 
weil  es  eben  ein  überall  bestehender  Grundsatz  ist.  Er  ist  in  der- 
selben Lage  wie  Jemand,  der  nie  in  seinem  Leben  eine  Reise  gemacht 
hat.  Derjenige  dagegen,  der  ausser  seinem  eigenen  auch  fremdes 
Kecht  kennen  gelernt  hat.  hält  sein  eigenes  Recht  nicht  für  so 
unfehlbar  und  sieht  in  vielen  anderen  Gesotzbüchern  eine  bessere 
oder  doch  eine  verschiedene,  aber  ebenfalls  annehmbare  Lösung  be- 
stimmter Rechtsfragen,  l  ud  gerade  das  ist  der  Hauptvorzug  des 
Studiums  des  fremden  Rechts,  dass  es  den  juristischen  Horizont  er- 
weitert und  bestrebt  ist,  aus  der  Kunst  der  Hechts  an  Wendung  eine 
wirkliche  Hechts  wissen  schaff  zu  machen. 

Übrigens  gehört  zum  ..fremden"  Recht  nicht  nur  das  moderne, 
sondern  auch  das  Recht  der  Vergangenheit,  und  zwar  geniesst  das 
letztere  bei  dem  allem  Althergebrachten  gezollten  Ansehen  eine  ziem- 
lich grosse  Autorität,  so  dass  selbst  diejenigen,  die  sonst  von  einem 
Eindringen  fremden  Rechts  in  die  Rechtsordnung  ihres  eigenen  Landes 
nichts  wissen  wollen,  mit  Begeisterung  für  die  Aufnahme  jenes 
Rechts  eintreten.  Zudem  erweitert  auch  dieses  Recht  den  geistigen 
Horizont,  denn  wenn  es  auch  auf  moderne  Institutionen  keinen  Ein- 
fluss  ausübt,  so  lässt  es  uns  doch  deren  Entstehung  und  die  Ursachen 
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seiner  Ent Wickelung  erkennen,  vermittelt  deren  völliges  Verständnis 
und  verhütet  eine  einseitige  Auslegung  und  rein  mechanische  An- 
wendung des  Rechts. 

Dies  sind  die  inneren,  rein  wissenschaftlichen  Vorzüge  des 
Studiums  fremden  Rechts.  Wir  werden  sehen,  dass  die  von  der  an- 
gewandten Wissenschaft  aus  diesem  Studium  gezogenen  Vorteile  viel 
erheblicher  sind. 

Fremdes  Recht  studiert  man  nun  nicht  allein,  abgeschlossen 
von  allem  andern  Recht,  sondern  auch  in  seinem  aktiven  oder  passiveu 
Wirken  nach  aussen  hin,  also  hinsichtlich  der  Frage,  welchen  Ein- 
fluss  es  auf  das  Recht  des  eigenen  Landes  ausgeübt  hat,  oder  wie 
es  von  diesem  beeinflusst  ist,  oder  auch  wie  sich  zwei  fremde  Rechte 
gegenseitig  beeinflusst  haben.  Es  ist  das  die  „dynamische14  Seite  der 
Wissenschaft. 

Das  Durchdringen  des  einen  Rechts  Seitens  der  anderen  ist  in 
der  Rechtsgeschichte  eine  häutige,  aber  doch  ungewöhnliche  Er- 
scheinung. Normalerweise  mttsste  sich  jedes  Recht  für  sich  ohne 
fremde  Beeinflussung  entwickeln,  und  es  gibt  in  der  Tat  einige  Rechte, 
die  sich  von  fremden  Einflüssen  völlig  fern  gehalten  haben.  Man 
könnte  hier  das  englische  Recht  nennen,  das  sich  dem  römischen 
Recht  durchaus  abgeneigt  gezeigt  hat. 

Das  fremde  Recht  ist  nun  entweder  das  rlebcndea  Recht  eines 
Volkes,  das  mit  einem  andern  in  irgend  welchen  Beziehungen  steht, 
oder  es  ist  ein  rtotcs",  nicht  mehr  in  Übung  stehendes  Recht,  das 
durch  Jahrhunderte  seinen  Einfluss  übt.  Diese  beiden  Fälle  wollen 
wir  auseinander  halten. 

Das  fremde  lebende  Recht  kann  auf  die  verschiedenste  Weise 
das  Recht  des  eigenen  Landes  infizieren.  Bald  ist  es  Zwang,  bald 
irgend  ein  anderer  Einfluss,  auch  bisweilen  freiwillige  Entlehnung. 
Die  einfachste  und  älteste  Art  ist  wie  immer  der  Zwang,  das  Recht 
wird  aufoktroiert.  Bisweilen  wird  dann  das  einheimische  Recht 
völlig  beseitigt  und  das  neue  Recht  tritt  an  seine  Stelle;  dieser  Vor- 
gang ist  jedoch  für  uns  hier  ohne  Interesse,  wir  wollen  vielmehr 
nur  den  Fall  betrachten,  wo  das  neue  Recht  in  das  alte  eine  tiefe 
Bresche  legt.  So  ist  nach  den  Kriegen  des  Kaiserreiches  der  Code 
Napoleon  das  Gesetz  für  Baden,  Holland,  Belgien,  die  französische 
Schweiz,  einen  Teil  Italiens  sowie  für  Polen  geworden.  Ausserdem 

hat  er  viele  Spuren  in  anderen  Gesetzgebungen  zurückgelassen.  In 
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gleicher  Weise  hat  arabisches  Recht  mit  der  Ausdehnung  des  Islam 
seine  Verbreitung  im  Orient  gefunden.  Rom  verschaffte  seinem 
Rechte  bei  den  unterworfenen  Völkern  Geltung,  ohne  jedoch  deren 
Recht  völlig  zu  beseitigen. 

Später  war  dann  die  Anwendung  von  Gewalt  nicht  mehr  er- 
forderlich, ja  bisweilen  ist  das  Recht  des  Eroberes  dem  der  unter- 
worfenen VölkerstHmme  unterlegen ;  hier  genügte  manchmal  die  geistige 
oder  moralische  Überlegenheit  des  Volkes,  ja  selbst  lediglich  die 
Überlegenheit  des  fremden  Rechts.  So  ist  der  Code  Napoleon  von 
fremden  Gesetzgebungen  häutig  zum  Muster  genommen  und  nach- 
geahmt worden:  Rumänien  z.  B.  hat  ihn  fast  ohne  Änderung  adoptiert. 
Neuerdings  hat  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  in  Schweden. 
Österreich  und  Ungarn  zum  Vorbild  gedient.  In  allen  diesen  Fällen 
haben  wir  es  mit  dem  häutig  unbewussten  Einttuss  des  höheren 
Intellekts  zu  tun. 

Endlich,  und  das  ist  die  jüngste  Art  der  Anpassung,  geschieht 
die  Nachahmung  freiwillig;  in  einem  solchen  Falle  ist  es  nicht  das 
ganze  Recht,  das  angenommen  wird,  sondern  irgend  eine  einzelne 
Institution  dieses  oder  jenes  Volkes.  So  hat  sich  das  Geschworenen- 
gericht, das  bis  dahin  nur  in  England  existierte,  im  Anfange  des 
vorigen  Jahrhunderts  nach  Frankreich  verpflanzt  und  etwas  später 
in  fast  alle  Länder  Europas.  Das  Hypothekenwesen,  das  lange  Zeit 
nur  in  den  deutschen  Staaten  und  der  Stadt  Bremen  iu  Geltung 
stand,  wurde  unter  dem  Namen  der  Torrents-Akte  in  Australien  ein- 
geführt, kam  von  dort  wieder  nach  Europa  und  wurde  hier  von 
allen  Staaten  angenommen.  Die  Institution  des  Familienrates  ge- 
langte von  Frankreich  aus  in  verschiedene  Gesetzbücher.  Ähnliche 
Beispiele  gibt  es  in  grosser  Zahl  und  wir  können  hier  nicht  einmal 
die  wichtigsten  aufzählen. 

Das  alte  Recht  hat  noch  eine  weit  grössere  Bedeutung  und 
hat  zur  Begründung  aller  modernen  Rechte  Europas  beigetragen, 
vor  allem  das  römische  Recht.  Früher  hat  das  griechische  Recht 
diese  Stellung  gehabt  und  bekanntlich  sind  auch  die  zwölf  Tafeln 
griechischen  Ursprungs  gewesen.  Nach  dem  Einbruch  germanischer 
Stämme  in  das  römische  Reich  tritt  uns  djus  römische  Recht  nur 
noch  mit  einer  starken  Beimischung  germanischer  Elemente  entgegen. 
Nur  in  einigen  Landesteilen.  z.  B.  in  Südfrankreich,  bleibt  es  rein, 
ohne  Beimischung  fremden  Rechtes,  erhalten.   Betrachten  wir  jedoch 
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diejenigen  Landesteile,  in  denen  das  einheimische  Feudal-  und 
Gewohnheitsrecht  lange  Zeit  allein  in  Geltung  war  und  sich  getrennt 
von  fremden  Einflüssen  entwickelte,  wie  im  Norden  von  Frankreich 
und  von  Deutschland.  In  ersteres  wurde  römisches  Recht  durch 
die  Rechtsgelehrten  eingeführt,  gewann  greifbare  Gestalt  in  den 
ordonnances,  beherrschte  dann  das  gesamte  Rechtsgebiet  des  Landes; 
man  studierte  es  auf  den  Universitäten  mehr  als  das  einheimische 
Recht  und  zog  es  als  ratio  scripta  überall  y.u  Rate.  Ähnlich  war 
es  in  Deutschland  seit  der  sogenannten  Rezeption  des  römischen 
Rechts.  Von  jener  Zeit  an  wurde  das  römische  Recht  überall 
das  gemeine  Recht:  es  hatte  subsidiäre  Geltung,  man  ging  also, 
falls  Gewohnheitsrecht  und  Statuten  nichts  Abweichendes  bestimmten, 
auf  jenes  zurück.  Seine  Autorität  war  unbestritten.  Es  war  ein 
einheitliches  Recht,  das  die  verschieden  gearteten  Gewohnheiten 
durchbrach,  ebenso  wie  die  lateinische  Sprache  als  einheitliche 
international  geworden  ist  und  aut  alle  andern  Sprachen  ihren 
Einfluss  übte.  Als  ratio  scripta  konnte  es  alle  Schwierigkeiten 
beseitigen,  die  Institute  des  Gewohnheitsrechts  bildete  es  um  und, 
was  noch  wertvoller  war,  es  strebte  danach,  sie  zu  vereinheitlichen. 

Das  Studium  des  fremden  Rechts  umfasst  nun  noch  einen 
ferneren  Zweig  der  Rechtswissenschaft,  nämlich  den  Konflikt 
zwischen  heimischem  und  iremdem  Recht,  oder  der  fremden  Rechte 
untereinander:  die  Lösung  desselben  hat  man  sowohl  auf  dem  Wege 
der  positiven  Gesetzgebung  als  auch  durch  Staatsverträge  versucht: 
es  ist  dies  das  Gebiet  des  internationalen  Privatrechts. 

Für  gewöhnlich  reiht  man  das  internationale  Privatrecht  nicht 
in  dieser  Weise  ein,  betrachtet  es  vielmehr  zusammen  mit  dem 
internationalen  öffentlichen  Recht  als  einen  Teil  dieses  Rechts, 
nicht  aber  als  einen  Zweig  des  fremden  Rechts.  Es  ist  allerdings 
völlig  unabhängig  von  diesem  und  kann  fast  in  algebraischen  Formeln 
dargestellt  werden,  ohne  dass  man  eine  Bestimmung  des  fremden 
Rechts  zu  wissen  braucht.  Nehmen  wir  folgendes  Beispiel:  Wenn 
in  dem  einen  Lande  der  Abschluss  von  Eheverträgen  wahrend  Be- 
stehens der  Ehe  erlaubt,  in  einem  andern  aber  verboten  ist,  wie 
werden  in  jenem  zweiten  Lande  Eheverträge  behandelt,  die  während 
Bestehens  der  Ehe  geschlossen  oder  abgeändert  wurden,  wenn  die 
Ehe  im  ersten  Lande  geschlossen  ist?  An  einem  solchen  Beispiel 
kann  man  alle  Fragen  des  internationalen  Privatrechtes  erörtern, 
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ohne  dabei  eine  einzige  Bestimmung  des  fremden  Rechts  zu  kennen. 
Dies  wäre  dio  Algebra  des  internationalen  Privatrechts.  Es  hat 
indes  auch  seine  konkreten  und  qualitativen  Bestandteile,  nämlich 
das  fremde  Recht  selbst,  aus  dem  es  seinen  Ursprung  genommen 
hat.  Unseres  Erachtens  kann  man  nicht  den  Gipfel  von  der  Basis 
trennen.  Das  internationale  Privatrecht  ist  eine  Folge  des  fremden 
Rechts.  Es  davon  trennen,  das  hiesse  abstrahieren  ohne  jede 
tatsächliche  Grundlage  und  sich  ins  Unbestimmte  verlieren. 

Es  führt  dieses  Studium,  ganz  abgesehen  von  seinem  sonstigen 
praktischen  Nutzen,  was  wir  später  erörtern  wollen,  direkt  in  die 
vergleichende  Rechtswissenschaft.  Denn  hierbei  werden  alle  die 
fremden  Rechte  einander  genähert  und  ihre  Bestimmungen  über 
dieselbe  Frage  werden  verglichen,  um  zu  sehen,  inwieweit  sie  von- 
einander abweichen.  Von  hier  bis  zur  Vergleichung  der  Sätze  auf 
ihren  innern  Wert  ist  nur  ein  Schritt.  Das  internationale  Privat- 
recht ist  der  Durchgangspunkt  zwischen  der  Kenntnis  der  fremden 
Hechte  und  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft. 

Die  Vergleichung  der  fremden  Rechte  bildet  nach  der  oben 
erörterten  Einteilung  das  zweite  Stadium  unserer  "Wissenschaft. 
Das  fremde  Recht  allein  bildet  ebensowenig  eine  Wissenschaft,  wie 
das  einheimische  Recht,  sondern  sie  sind  lediglich  ein  Objekt  des 
_ Wissens*4.  Es  befriedigt  den  Forschungsgeist  des  Juristen  ebenso 
wie  die  Kenntnis  mehrerer  Sprachen  den  Sprachforscher,  oder  wie 
geologische  und  botanische  Sammlungen  den  Naturwissenschaftler. 
Man  kann  auch  verschiedene  Rechte  „sammeln-4:  jedes  wird  dann 
die  Ideen.  Sitten,  juristische  Auffassungsweise  des  betreffenden  Landes 
wiedergeben,  etwa  wie  eine  Reihe  photographischer  Bilder.  In 
diesem  Forschungsgeist  kUndet  sich  bereits  die  Wissenschaft  an,  er 
zeugt  von  wissenschaftlicher  Veranlagung.  Wissenschaft  im  eigent- 
lichen Sinne  ist  er  indes  noch  nicht,  denn  diese  beginnt  erst  mit 
der  Vergleichung. 

Die  Vergleichung  kann,  wie  wir  oben  sahen,  eine  solche  in 
der  Zeit,  im  Räume  und  in  den  Ursachen  sein. 

Die  zeitliche  Vergleichung  wird  im  allgemeinen  nicht  unter 
der  Bezeichnung  „vergleichende  Rechtswissenschaft"  miteinbegriffen, 
aber  sie  beruht  doch  auf  demselben  Gedanken  wie  jene.  Institute 
im  römischen  und  französischen  Recht,  die  denselben  Namen  tragen, 
sind  in  Wirklichkeit  grundverschieden,  und  nur  durch  tieferes  Studium 
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und  durch  Vergleichung  kann  mau  die  Unterschiede  bemerken  und 
verstehen;  andernfalls  erhalt  man  eine  ganz  verkehrte  und  irrige 
Anschauung  von  ihnen.  Der  Diebstahl  zwischen  Verwandten  ist 
z.  B.  nach  französischem  Straf  recht  nicht  strafbar,  selbst  nicht  auf 
Antrag  des  Geschädigten:  diese  Bestimmung  ist  scheinbar  ganz 
unerklärlich.  Zieht  man  nun  die  Rechte  frühester  Zeit  zu  Rate,  so 
sieht  man,  dass  lediglich  das  Oberhaupt  der  Familie  vom  Rechte 
als  Partei  anerkannt  wurde,  und  dass  er  folglich,  wenn  er  seinen 
Sohn  hätte  verfolgen  wollen,  sich  selbst  verfolgt  hätte;  die  Gesetzes- 
bestimmung ist  aber  Uber  die  ratio  des  Gesetzes  hinaus  erhalten 
geblieben.  —  Im  Prinzip  war  zunächst  der  Ehebruch  der  Frau  allein 
strafbar:  derjenige  des  Mannes  ist  es  dann  erst  aus  Billigkeitsrück- 
sichten geworden,  die  Strafe  selbst  ist  aber  verschieden  von  der  der 
Ehebrecherin,  und  es  müssen  ausserdem  noch  besondere  Bedingungen 
erfüllt  sein.  Dies  erscheint  in  einer  monogamischen  Rechtsordnung 
auffällig.  Geht  man  wieder  auf  das  römische  und  die  andern  Rechte 
des  Altertums  zurück,  so  findet  man,  dass  ursprünglich  der  Ehebruch 
der  Frau  allein  strafbar  war,  selbst  da,  wo  der  Geschlechtsverkehr 
der  unverheirateten  Mädchen  für  nicht  strafbar  erachtet  wurde. 
Die  Strafbestimmung  beruhte  also  nicht  auf  Sittlichkeitsgründen, 
sondern  lediglich  auf  der  Erwägung,  dass  die  Frau  völlig  in  das 
Eigentum  des  Ehemanns  Ubergeht.  Mangels  eines  ähnlichen  Eigen- 
tumsrechtes der  Frau  musste  der  Ehebruch  des  Mannes  straflos 
bleiben.  Derartige  Resultate  zeitigt  die  Vergleichung  der  Rechte 
in  zeitlicher  Beziehung. 

Die  räumliche  Vergleichung  geht  in  ähnlicher  Weise  vor 
und  zeigt  uns  alle  die  verschiedenen  Möglichkeiten  in  der  Lösung 
von  Rechtsfragen.  Wir  sehen  z.  B.  die  verschiedenen  Rechtsformen 
des  ehelichen  Zusammenlebens:  beiderseitige  Polygamie,  sueeessive 
Polygamie  nach  vorheriger  Verstossung  der  Ehefrau  oder  nach 
Trennung  durch  gegenseitige  Übereinkunft,  die  Ehescheidung  in 
bestimmten  Formen,  die  Unlöslichkeit  der  Ehe.  Man  muss  nun  nicht 
nur  die  Prinzipien  selbst  vergleichen,  sondern  auch  ihre  Wirkungen, 
ihre  Bedingungen  und  ihre  Verwirklichung,  und  bisweilen  findet  sich 
in  einein  ganz  entlegenen  Teil  des  Rechts  plötzlich  eine  neue,  häufig 
richtige,  oft  geistvolle  Lösung  von  Rcchtsproblemen.  So  steht  z.  B. 
das  schwedische  Recht  in  der  Mitte  zwischen  Zulassung  der  Ehe- 
scheidung und  Unlösbarkeit  der  Ehe.   Wenn  nämlich  der  unschuldige 
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Ehegatte  sich  nicht  wieder  verheiratet,  so  darf'  auch  der  im  Ehe- 
seheidungsprozess  für  den  schuldigen  Teil  Erklärte  keine  neue  Ehe 
schliesscn.  Eine  derartige  Bestimmung  findet  sich  in  keinem  anderen 
Recht  und  vom  moralischen  Standpunkt  aus  ist  sie  durchaus  richtig. 
Interessant  ist  auch  die  verschiedene  Behandlung  des  ehelichen  Vor- 
behaltsgutes:  In  dem  einen  Lande,  wie  z.  B.  bis  vor  kurzem  in 
Frankreich,  ist  die  Ehefrau  selbst  noch  nach  der  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  der  Autorität  des  Ehemanns  unterworfen,  in  anderen 
Ländern,  wie  z.  B.  nach  neuem  deutschen  Hecht,  ist  sie  nur  in  der 
Vornahme  von  Handlungen  beschränkt,  die  das  Recht  des  Ehemannes 
an  der  Mitgift  beeinträchtigen  könnten. 

Alle  derartige  Vergleiche  macht  man  nicht  etwa  zwecks  Auf- 
findung des  praktischen  und  besten  Rechts,  denn  das  ist  Sache  des 
Gesetzgebers,  sondern  aus  reinem  Interesse  am  Vergleichen  und  aus  * 
Bewunderung  für  die  verschiedenen  Rechtsformeu,  die  Geist  und 
sittliche  Anschauungen  der  Menschen  geschaffen  haben.  Die  Forschung 
beschränkt  sich  nicht  darauf,  lediglich  Unterschiede  aufzufinden,  sie 
entdeckt  auch  bisweilen,  und  zwar  häufig  dort,  wo  sie  es  am  wenigsten 
erwartet,  eine  überraschende  Übereinstimmung.  Interessant  ist  in 
dieser  Hinsicht  das  englische  Recht  :  ängstlich  hat  es  sich  zwar  vor 
jedem  römisch-rechtlichen  Einfluss  gehütet,  und  doch  zeigt  es  in 
einigen  Instituten  mehr  Ähnlichkeit  mit  ihm,  als  irgend  ein  anderes 
Kecht.  Sein  ausserordentlicher  Formalismus  steht  mit  jenem  in 
Übereinstimmung,  und  als  Folge  dieses  Formalismus  haben  sich 
ähnlich  wie  in  Rom  das  jus  civile  und  das  präturische  Recht,  dort 
ebenfalls  zwei  Arten  Recht  gebildet,  law  und  equity.  Ersteres 
enthält  das  strenge,  starre  Recht,  letzteres  mildert  jenes  und  durch- 
bricht den  starren  Formalismus.  Die  equity  hat  dann,  wie  in  Rom 
das  prätorische  Kecht,  schliesslich  den  Sieg  davongetragen. 

Neben  den  Unterschieden  und  Ähnlichkeiten  bemerkt  man 
dann  wieder  in  einigen  Rechten  grosse  Lücken,  die  in  anderen 
Gesetzgebungen  ausgefüllt  sind.  Wenn  die  einzelnen  Völker  in 
dieser  Hinsicht  sich  ergänzen  wollteu,  so  könnte  fasst  ein  jedes 
ausgezeichnete  Abschnitte  aus  seinem  Rechte  beisteuern.  Der  Beob- 
achter nimmt  im  Geiste  häufig  eine  derartige  Ergänzung  vor,  aber, 
wie  gesagt,  nicht  zwecks  Interpretation  irgend  einer  unklaren  oder 
unvollständigen  Bestimmung,  sondern  um  mit  einem  vernünftigen, 
durch  Forschung  gewonnenen  Recht  die  Lücken  in  seinem  oder  jedeiu 
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andern  Gesetz  auszufüllen.  Der  Code  z.  B.  ist  von  äusscrster  Kürze 
in  der  Behandlung  der  einem  Testamente  zugefügten  Klauseln  und 
Bedingungen,  er  erwähnt  nur  einige  wenige  und  lässt  im  übrigen 
bezüglich  der  Gültigkeit  und  Tragweite  der  andern  Zweifel  bestehen. 
Das  deutsche  Bürgerliche  Gesetzbuch  dagegen  behandelt  diesen 
Abschnitt  mit  grosser  Genauigkeit.  Unser  Strafrecht  übergeht  mit 
Stillschweigen  viele  ehrenrührige  Handlungen,  die  an  Diebstahl  und 
Betrug  streifen,  und  der  Strafrichter  kann  hierbei  nicht  mit  Analogie 
operieren:  das  italienische  Strafgesetzbuch  andrerseits  sieht  jene 
Handlungen  bis  ins  kleinste  Detail  vor.  In  solcher  Weise  kann  das 
eine  Becht  die  Lücken  des  andern  ausfüllen.  Man  hat  behauptet, 
eine  derartige  Tätigkeit  könne  auch  für  die  Praxis  vou  Nutzen  sein; 
indes  kann  das  Hecht  eines  Volkes  nur  aus  sich  selbst  heraus 
interpretiert  werden.  Wohl  aber  kann  der  wissenschaftliche 
Forschungsgeist,  der  ja  Uber  die  Anwendung  in  der  Praxis  hinaus- 
geht, hierin  seine  völlige  Befriedigung  finden. 

Wie  wir  oben  sahen,  kann  die  Vergleichung  auch  gleichzeitig 
räumlich  und  zeitlich  sein,  und  zwar  ist  sie  dann  am  umfassendsten. 

Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  schreitet  auch  weiter  zur 
Erforschung  der  nächsten  Ursachen  eines  juristischen  Faktums,  und 
zwar  der  jedesmal  unmittelbaren  Ursachen,  nicht  etwa  zur  Er- 
forschung des  ganzen  Entwicklungsganges  von  Ursache  zur  Wirkung, 
denn  letzteres  würde  einem  andern  Zweige  der  Wissenschaft  au- 
gehören. Hat  sie  aber  diesen  Punkt  Uberschritten,  so  haben  wir  auch 
bereits  das  Gebiet  der  eigentlichen  vergleichenden  Rechtswissen- 
schaft verlassen,  oder  vielmehr  wir  haben  ihr  höchstes  Stadium  er- 
reicht, die  Soziologie  der  Rechtswissenschaft. 

Hiernach  haben  wir  es  also  mit  einer  Wissenschaft  im  eigent- 
lichsten Sinne,  nicht  nur  mit  Ansätzen  davon  zu  tun,  und  zwar 
gehen  die  einzelnen  Disziplinen  allmählich  ohne  Unterbrechung  in- 
einander Uber:  hat  man  ein  Rechtsinstitut  des  einen  Landes  mit  den» 
eines  andern  verglichen,  die  Ähnlichkeit,  sowie  deren  Unterschiede 
festgestellt,  so  untersucht  man  deren  Entwickeluiigsgang,  indem  man 
eine  ganze  Reihe  von  Ursachen  zur  Wirkung  aufstellt.  In  jeder 
Ursache  erkennt  man  dann  den  Keim  zu  einer  Wirkung;  diese  wird 
ihrerseits  wieder  Ursache  fUr  eine  neue  Wirkung,  und  so  hat  mau 
schliesslich  eine  Art  von  Genealogie  der  Ursachen,  die  bis  zu  einein 
gemeinsamen  Ursprung  hinaufgehen,  falls  ein  solcher  vorhanden. 
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Erstreckt  man  diese  Untersuchung  auf  alle  Rechtsinstitute,  so  erhält 
man  schliesslich  sehr  zahlreiche  derartige  Genealogiecn ;  diese  Unter- 
suchungen hilden  die  dynamische  Soziologie  der  Rechtswissenschaft. 

Wenigstens  ist  es  deren  Anfang,  denn  von  dieser  Generalisation 
geht  man  zur  Induktion  über,  d.  h.  aus  allen  gewonnenen  Er- 
scheinungen leitet  man  allgemeine  Sätze  ab.  Dies  sind  dann  die 
Sütze  der  dynamischen  Soziologie,  also  der  Entwicklung  des  Rechts 
in  der  Bewegung.  Daneben  stehen  die  in  gleicher  Weiso  aus  dem 
Rechte  zu  einer  festbestimmten  Zeit  abgeleiteten  Sätze:  die  Sätze 
der  statischen  Soziologie. 

Aus  solchen  für  die  einzelnen  Rechte  und  Völker  gefundenen 
Gesetzen  lassen  sich  dann  wieder  juristische  Sätze  für  die  Gesell- 
schaft im  allgemeinen  ableiten,  und  damit  ist  die  höchste  Stufe  der 
Wissenschaft  erreicht:  die  abstrakte  juristische  Soziologie. 

III. 

Gehen  wir  jetzt  zur  Betrachtung  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft als  angewandter  Wissenschaft  Uber. 

Das  Studium  des  fremden  Rechts  ist  ebenso  von  Nutzen  wie 
das  des  eigenen,  nur  wird  man  es  weniger  häutig  anwenden  können. 
Dass  ein  Inländer  im  Auslande  in  Prozesse  verwickelt  wird,  kommt 
weniger  oft  vor.  als  dies  im  eigenen  Lande  der  Fall  ist.  Wenn  aber 
die  Kenntnis  einmal  notwendig  wird,  so  ist  sie.  weil  nur  wenigen 
Personen  bekannt,  um  so  wertvoller. 

Ein  häutigeres  Anwendungsgebiet  findet  sie  bereits  im  inter- 
nationalen Privatrecht;  es  ist  unmöglich,  dieses  Recht  völlig  zu  be- 
herrschen, ohne  vorher  in  einem  gewissen  Umfange  fremdes  Recht 
studiert  zu  haben. 

Hier  nimmt  die  Anwendung  der  eigentlichen  vergleichenden 
Rechtswissenschaft  in  ihrem  höchsten  und  ersten  Stadium  ihren  Aus- 
gang. Es  gibt  zwei  praktische  Bauptan  Wendungsgebiete,  deren 
Resultat  einerseits  die  völlige  Umgestaltung  der  ganzen  Gesetzgebung 
eines  Landes  sein  kann,  und  zwar  im  Sinne  der  Vervollkommnung, 
andererseits  aber  die  Anbahnung  internationaler  Beziehungen  in  der 
Weise,  dass  die  völlige  Vereinheitlichung  zweier  Nationen  nach  einer 
der  wichtigsten  Seiten  ihres  Lebens  hin  vermittelt  wird.  Dank 
dieser  Vorteile  wird  die  vergleichende  Rechtswissenschaft,  wenngleich 
sie  bisher  nur  in  der  zweiten  oder  dritten  Reihe  der  Geisteswissen- 
schaften steht,  in  Zukunft  die  erste  Stelle  einnehmen. 
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Der  eine  Vorteil  besteht  also  in  der  Vervollkommnung  der 
ganzen  Gesetzgebung.  Alle  fremden  Rechte  können  als  grosses 
Versuchsfeld  betrachtet  werden.  Nicht  nur  jedes  neue  Gesetz  ist  ein 
derartiger  auf  einen  kleinen  Kaum  beschränkter  Versuch,  aus  dem 
alle  andern  Völker  Nutzen  ziehen  können,  sondern  auch  alle  alten 
Gesetze,  „alt*4  im  Sinne  der  Völker,  die  unter  ihrer  Herrschaft  stehen, 
sind  neu  für  die  fremden  Gesetzgebungen,  denen  jene  noch  nicht  be- 
kannt sind.  Sie  können  von  grösster  Vollkommenheit  sein,  denn  das 
Wesen  der  Vollkommenheit  besteht  nicht  in  der  Neuheit,  und  damit 
sie  für  die  Allgemeinheit  Gutes  wirken  können,  braucht  man  sie  nur 
aus  ihrem  verborgenen  Dasein  hervorzuholen  und  auf  ein  aus- 
gedehnteres Gebiet  zu  Ubertragen.  Da  es  vorher  praktisch  erprobt 
ist.  so  verdient  es  den  Vorzug  vor  allen  rein  aus  der  Theorie  heraus 
aufgestellten  neuen  Gesetzen.  Nun  wird  allerdings  nicht  alles,  was 
sich  unter  einer  andern  Breite  in  anderem  Klima  entwickelt  hat. 
ohne  weiteres  in  einem  anderen  Lande  entwiekelungs-  und  lebens- 
fähig sein,  und  es  gibt  Bestimmungen,  die  sich  mit  der  Regelung 
rein  lokaler  Materien  befassen:  es  gibt  indessen  auch  eine  Unzahl 
anderer,  die  mehr  allgemeiner  Natur  sind.  Früher  führte  man  diesen 
Grund  immer  an,  um  die  Verschiedenheit  der  Gesetze  in  den  einzelnen 
Provinzen  desselben  Landes  zu  rechtfertigen.  Die  vergleichende 
Hechts  Wissenschaft  Uberbrllckt  dieses  Hindernis.  Wenn  eine  nach- 
ahmenswerte Einrichtung  in  mehreren  Ländern  verschiedener  Lage, 
verschiedenen  Charakters,  verschiedener  Bodcnbeschafi'enheit  mit  Er- 
folg in  Kraft  ist,  warum  sollte  diese  nicht  Uberall  Erfolg  hüben! 
Die  Vergleichung  schallt  hier  eine  annähernde  Gewissheit.  Die  fremde 
Gesetzgebung  hat  das  Werk  begonnen,  die  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft hat  es  vollendet.  Man  beginnt  schon,  sie  bei  der  Aus- 
arbeitung eines  neuen  Gesetzentwurfes  zu  Rate  zu  ziehen  und  fast 
immer  werden  dessen  Motive  eine  gedrängte  Darstellung  aller  ein- 
schlägigen Gesetze  des  Auslandes  enthalten.  Der  Wirkungskreis 
unserer  Wissenschaft  mUsste  aber  eigentlich  viel  umfassender  sein: 
sie  mUsste  zu  gänzlich  neuen  Gesetzen  Anregung  geben.  Die  politischen 
Schriftsteller,  die  Rechtslehrer,  die  Nationalökonomen,  sie  studieren 
fremdes  Recht  und  vergleichen  es:  diese  müssten  fUr  ihr  eigenes 
Land  Gesetze  vorschlagen,  die  dem  entsprechen,  was  sie  bei  ihren 
Studien  als  das  Beste  gefunden  und  erkannt  haben.  Es  würde  sich 
so  unter  den  verschiedenen  Völkern  ein  ständiger  Austausch  von 
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Gesetzen  und  Rechtsinstituten  vollziehen,  jedes  Volk  würde  seine 
Arbeit  zugleich  zum  Nutzen  aller  andern  leisten.  Sobald  ein  neues 
Gesetz  auf  der  Bildflilche  erschiene  oder  ein  altes  bekannt  würde, 
so  würde  es  sofort  in  allen  Landern  der  Gegenstand  eines  besonderen 
Studiums  werden  und.  wenn  es  sich  bewährte,  eine  Bewegung  in  der 
Gesetzgebung  veranlassen.  Man  sieht  also,  welche  bedeutende  Rolle 
die  vergleichende  Rechtswissenschaft  in  Zukunft  übernehmen  kann. 
Sie  wird  den  Expcrimentalabschnitt  der  Gesetzgebungskunde  bilden. 
Ohne  Zweifel  rauss  auch  die  Rechtsgeschichte  hierbei  mitarbeiten, 
denn  man  kann  auch  in  der  Vergangenheit  nachahmenswerte  Institute 
finden ;  aber  ihre  Tätigkeit  wird  dabei  ziemlich  beschrankt  sein,  denn 
man  pflegt  im  Entwickclungsgange  nicht  rückwärts  zu  gehen  und  im 
Prinzip  stellt  die  Gegenwart  immer  den  Fortschritt  gegenüber  der 
Vergangenheit  dar. 

Dies  ist  der  eine  Anwendungsmodus  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft, die  Reform  der  nationalen  Gesetzgebung.  Der  zweite 
strebt  eine  Vereinheitlichung  des  Rechts  an.  Wir  wollen  eine  vor- 
läufige und  eine  endgültige  Vereinheitlichung  unterscheiden.  Die 
vorläufige  Vereinheitlichung  besteht  in  der  Schöpfung  eines  all- 
gemeinen internationalen  Privatrechts  aller  Völker;  dieses 
Resultat  wird  der  Vereinheitlichung  der  Rechte  selbst  vorhergehen. 
Alle  Völker  müssen  dasselbe  internationale  Privatrecht  annehmen, 
d.  h.  die  gleichen  Regeln  zur  Lösung  der  beim  Zusammentreffen 
ihrer  verschiedenen  Rechte  eintretenden  Konflikte.  Zu  einem  der- 
artigen Resultat  kann  allein  wieder  das  vergleichende  Studium  sowohl 
der  fremden  Rechte  selbst,  als  auch  der  einzelnen  internationalen 
Privatrechte  führen,  und  zwar  wäre  dessen  Verwirklichung  auf  dem 
Wege  internationaler  Verträge  durchzusetzen.  Der  Gesetzestext 
dieses  Rechtes  würde  dann  wie  der  des  übrigen  Rechtes  festgelegt 
werden  müssen.  Es  sind  auf  diesem  Gebiete  bereits  einige  Resultate 
gezeitigt  worden,  die  Hauptmasse  des  internationalen  Privatrechts 
ist  jedoch  in  der  Regellosigkeit  verblieben.  Diese  Regellosigkeit 
wird  dann  später  einer  allgemeinen  Rechts-Ordnung  Platz  machen, 
die  dem  bisher  durch  intermittierende  internationale  Verträge  geregelten 
Zustande  bei  weitem  vorzuziehen  sein  wird. 

Die  endgültige  Vereinheitlichung  des  Rechtes  aller  Völker 
oder  doch  desjenigen  der  Völker  mit  gleicher  Zivilisation  würde 
sich  zuerst  nur  auf  das  Handelsrecht  oder  das  Zivilrecht,  jedenfalls 
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nur  auf  das  Privatrecht  erstrecken.  Die  politischen  Verwaltungs- 
gesetze würden  noch  lange  Zeit  hindurch  verschieden  bleiben.  Diese 
Trennung  mag  diejenigen  unserer  Ansicht  näherbringen,  die  in  einer 
solchen  Einheitsidee  eine  Utopie  sehen.  Wir  wollen  hier  nicht  die 
Idee  der  Vereinheitlichung  verteidigen,  obwohl  sich  diese  unseres 
Erachtens  ebenso  zu  vollziehen  scheint,  wie  einst  bei  den  Provinzial- 
rechten  in  demselben  Lande,  sondern  wir  wollen  nur  zeigen,  wie  sie 
die  natürliche  und  zwingende  Konsequenz  des  Studiums  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft  ist. 

Man  muss  in  der  Tat,  wenn  man  eine  Anzahl  fremder  Rechte  kennt, 
in  Erstaunen  geraten  Uber  ihre  Verschiedenheit  und  über  die  Unzu- 
trägliehkeiten,  die  sich  bei  deren  Anwendung  im  internationalen  Verkehr 
ergeben  müssen.  Das  Studium  des  internationalen  Privatrechts  hat 
jedoch  stets  mit  diesen  Schwierigkeiten  zu  kitmpfeu  und  ist  oft  ausser 
stände,  sie  zu  Uberwinden.  Das  Bedürfnis  nach  Vereinheitlichung 
hat  denn  auch  von  diesem  Studium  aus  seinen  Ursprung  genommen. 

Eine  derartige  Vereinheitlichung  erscheint  auch  keineswegs 
unmöglich.  Neben  den  zahlreichen  Ungleichheiten,  die  die  einzelnen 
Rechte  voneinander  trennen,  sieht  man  viel  Ähnlichkeit,  ganz  besonders 
bei  einzelnen  Materien,  wie  beim  Handelsrecht,  das  ja  schon  lange 
nach  Vereinheitlichung  strebt.  Auch  gleichen  sich  die  Unterschiede 
allmählich  aus,  wenn  man  bezüglich  eines  bestimmten  Punktes  erst 
die  von  den  meisten  Rechten  adoptierte  Lösung  herausgefunden  hat. 
Die  Einigung  vollzieht  sich  dann  durch  die  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft auf  eine  Art  Syncretisinus,  ebenso  wie  bei  der  nationalen 
Gesetzgebung  die  grossen  Kodifikationen  durch  eine  Verschmelzung 
der  Provinzialrechte  entstehen.  Untersucht  man  im  übrigen,  ob  die 
gefundenen  Divergenzen  auf.  wie  man  behauptet  hat,  tiefgehender 
Verschiedenheit  der  Anschauungen,  der  Zivilisation  und  des  National- 
geistes  beruhen,  so  wird  man  diese  Frage  fast  immer  im  negativen 
Sinne  beantworten  können:  die  meisten  Unterschiede  erklären  sich 
auf  ganz  andere  Weise,  und  zwar  meist  durch  geschichtliche  Er- 
eignisse. Ohne  die  Vergleichung  hätten  bei  den  herrschenden 
Vorurteilen  derartige  Hindernisse  immer  unüberwindlich  geschienen, 
und  man  hätte  auch  fernerhin  geglaubt,  alles  Recht  sei  mit  einem 
bestimmten  Boden  oder  einer  gewissen  Rasse  fest  verwachsen,  ohne 
die  Möglichkeit,  es  zu  verpflanzen  oder  zu  beseitigen,  falls  man  nicht 
den  Lebensnerv  eines  Volkes  durchschneiden  wollte. 
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Dies  sind  die  beiden  grossen  Anwendungsarten  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft:  Verbesserung  und  Umwandlung 
alles  nationalen  Recht«  und  Vereinheitlichung  aller  Gesetzgebungen ; 
diese  letztere  vollzieht  sich  schrittweise,  zunächst  durch  Aufstellung 
einer  einheitlichen  Rechtsordnung  zur  Lösung  der  aus  dem  Zu- 
sammentreffen der  fremden  Rechte  resultierenden  Konflikte,  sodann 
durch  Vereinheitlichung  der  Rechte  selbst. 

In  ihrem  letzten  und  höchsten  Stadium  endlich,  der  juristischen 
Soziologie,  feiert  die  Rechtswissenschaft  ihren  höchsten  Triumph. 
Hier  kommen  soziale  Fragen  und  soziale  Wissenschaft  zur  Behandlung, 
und  zwar  letztere  in  ihrer  Gesamtheit,  ohne  Beschränkung  auf 
Probleme  wirtschaftlicher  Natur.  Man  muss  die  Sozialwissenschaft 
wohl  von  der  Soziologie  unterscheiden,  denn  beide  sind  im  Grunde 
durchaus  verschieden.  Die  Soziologen  wollen  nichts  mit  den  Sozialisten 
gemein  haben  oder  allen  anderen,  die  sich  in  der  einen  oder  anderen 
Richtung  mit  der  Lösung  sozialer  Fragen  befassen.  Ihr  Streben  geht 
lediglich  darauf,  zu  beobachten,  zu  vergleichen,  allgemeine  Natursätze 
abzuleiten  und  sie  auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen :  sie  vertreten  das 
aristokratische  Element  in  der  Wissenschaft.  Die  Sozialisten  ihrerseits 
verachten  derartige  ihnen  unfruchtbar  erscheinende  Untersuchungen: 
sie  sehen  vor  allem  auf  die  Anwendbarkeit  in  der  Praxis,  ohne 
dabei  jedoch  die  Theorie  völlig  ausser  acht  zu  lassen.  Unseres 
Erachtens  dürften  jedoch  beide  Richtungen  sich  einer  Täuschung 
hingeben. 

Sozial  Wissenschaft  und  soziale  Fragen  sind  eben  nur  Anwendungs- 
formen der  von  der  »Soziologie  gefundenen  Sätze,  ebenso  wie  die 
Maschinen  solche  von  Gesetzen  der  Physik.  Solche  Anwendung 
ist  wissenschaftlich  wertvoller,  als  es  im  allgemeinen  zugestanden 
wird,  denn  es  handelt  sich  dabei  nicht  um  rein  willkürliche  oder 
lediglich  durch  Sonderinteressen  oder  andere  Nebenumstände,  etwa 
durch  Politik  bestimmte  Anwendung,  sondern  immer  um  eine  An- 
wendung, die  den  Regeln  der  Wissenschaft  konform  ist,  sei  es  nun, 
dass  die  sozialistische  oder  die  antisozialistische  Doktrin  dabei  die 
Oberhand  hat.  Wird  jedoch  diese  rein  wissenschaftliche  Anwendung 
durch  Anpassung  an  die  tatsächlichen  Verhältnisse  modifiziert,  so 
haben  wir  es  mit  einem  andern  Teil  der  Wissenschaft  zu  tun,  den 
wir  im  folgenden  Abschnitte  ins  Auge  fassen  wollen;  bisher  haben 
sich  unsere  Untersuchungen  mit  derjenigen  Anwendungsart  beschäftigt, 


JRaoul  dk  LA  Gkasökkie:  Begriff  u.  Wesen  d.  vergl.  RechtawisseuBch.  351 


die  die  Lösung  der  sozialen  Fragen  durch  dii'ekte  unveränderte  An- 
wendung der  theoretischen  Sätze  erstrebte. 

IT. 

Neben  und  nach  der  rein  theoretischen  und  angewandten  Wissen- 
schaft steht,  wie  wir  sahen,  die  Wissenschaft  der  Anpassung.  Hier 
wird  die  Bezeichnung  „Wissenschaft"  ungenau. 

Die  Anwendung  der  reinen  Wissenschaft,  falls  sie  allein  nach 
deren  Gesetzen  erfolgt,  stellt  die  „angewandte  Wissenschaff'  dar. 
Wenn  uns  z.  B.  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  zeigt,  welcher 
Tatbestand  nach  dem  einheitlichen  Gedankengang  aller  Völker  mit 
Strafe  belegt,  und  welche  Strafe  zu  diesem  Zweck  festgesetzt  werden 
muss,  welche  Taten  man  also  als  antisozial  anzusehen  hat,  so  braucht 
man  scheinbar  die  resultierenden  Sätze  nur  in  der  Praxis  genau  aus- 
zuführen. Eine  solche  absolute  Anwendung  kann  jedoch  nachteilige 
Folgen  haben,  ebenso  wie  die  Anwendung  eines  sonst  ausgezeichneten 
Heilmittels  für  einen  bestimmten  Kranken  verhängnisvoll  werden 
kann:  man  muss  es  dosieren,  bisweilen  auch  durch  Beimischungen 
verändern,  je  nach  der  Körperanlage  des  Kranken.  Ebenso  ist  es 
mit  dein  Recht:  auch  in  seiner  Anwendung  muss  Mals  gehalten  werden 
je  nach  besonderen  Umständen  und  einer  bestimmten  Veranlagung. 
Indes  auch  diese  r Dosierung*  und  Anpassung  ist  ihrerseits  nicht 
ohne  feste  Regel,  solche  Regeln  bilden  jedoch  keine  Wissenschalt, 
sondern  eine  Kunst. 

Man  mtlsste  also  statt  r Wissenschaft  der  Anpassung"  eigentlich 
r  Kunst  der  Anpassung"  sagen.  Diese  Kunst,  die  wohl  von  der  an- 
gewandten Wissenschaft  zu  unterscheiden  ist,  hat  in  letzter  Zeit  die 
besondere  Bezeichnung  ..Politik"  erhalten.  Handelt  es  sich  um  Straf- 
recht, so  spricht  man  von  Kriminalpolitik,  ebenso  von  Handelspolitik, 
Verfassungspolitik,  internationaler  Politik  u.  s.  w.  Früher  kannte 
man  lediglich  die  beiden  letzteren  Arten  unter  dem  Namen  ,. innere* 
und  „äussere*  Politik. 

Besonders  die  Kriminalpolitik  hat  die  Aufmerksamkeit  unserer 
Zeit  auf  sich  gezogen.  Der  Zwiespalt  zwischen  klassischer  und 
positiver  Kriminalogie  ist  allgemein  bekannt.  Nach  erstercr  sind 
die  Grundsätze  des  Strafrechtes  absolut,  und  man  wendet  sie  deduktiv 
au.  Nach  der  zweiten  stehen  diese  Prinzipien  keinesfalls  ausserhalb 
der  Tatsachen,  vielmehr  will  man  sie  aus  diesen  herleiten,  und  dem- 
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nach  sieht  sie  in  der  Strafe  nicht  eine  Sühne,  sondern  ein  Mittel  zur 
Abwehr.  Diese  beiden  Anschauungen  scheinen  miteinander  unvereinbar 
und  sie  sind  es  in  der  Tat.  Indessen  erkennen  die  Anhänger  der 
klassischen  Schule,  wenngleich  sie  die  gegnerische  Theorie  bekämpfen, 
an,  dass  sie  in  der  Praxis  gute  Resultate  gezeitigt  hat,  dass  die 
vorgesclüagenen  Mittel  wirksam  waren  und  dass  die  Theorie  Auf- 
nahme oder  Modifizierung  der  Strafen  je  nach  dem  beabsichtigten 
Zweck  gestattet.  Sie  gibt  also  zu,  dass  Strafrecht  in  Kriminal- 
politik gewandelt  werden  kann.  d.  h.,  dass  man  trotz  Festhaltens  au 
bestimmten  Prinzipien  in  der  Praxis  so  handeln  darf,  als  ob  jene 
nicht  existierten,  dass  also  die  Kriminalogie  nicht  wie  eine  Wissen- 
schaft, sondern  wie  eine  Angelegenheit  der  Anpassung,  eine  Kunst 
behandelt  werden  muss.  So  kann  man  die  Kriminalpolitik  als  eine 
Mischung  von  klassischer  und  positiver  Schule  ansehen. 

So  steht  überall  neben  der  reinen  Wissenschaft  des  Rechts 
eine  Kunst  der  Rechtswissenschaft:  diese  Kunst  ist  nicht  an- 
gewandte, sondern  angcpasste  Wissenschaft.  Der  Ausdruck 
„Politik*  ist  für  diese  sehr  glücklich  gewählt,  wenn  man  ihn  richtig  — 
nicht  im  gewöhnlichen  Sinne  —  versteht  und  damit  die  Vorstellung 
des  Zufälligen  und  der  Anpassung  an  Personen  und  Sachen  verbindet. 

Dies  ist  das  Wesen  der  vergleichenden  Rechtswissen- 
schaft; verschieden  von  dem  der  Rechtswissenschaft  und  der 
Kenntnis  des  Rechts,  die  das  Recht  nur  zum  Zwecke  der  unmittel- 
baren Anwendung  im  täglichen  Verkehr  betrachtet  und  sich  haupt- 
sächlich mit  dessen  Auslegung  beschäftigt,  überdies  immer  nur  das 
Recht  eines  Landes  im  Auge  hat.  Die  vergleichende  Rechtswissen- 
schaft hat  die  Kenntnis  einer  Anzahl  fremder  Rechte  zur  Voraussetzung. 
Sie  stellt  diese  zunächst  fest,  vergleicht  dann  und  leitet  endlich  neue 
Gesetze  ab;  hierauf  schreitet  sie  zur  absoluten  Anwendung  und  so- 
dann zur  Anpassung:  sie  nimmt  ihren  Ausgang  von  den  Tatsachen  und 
kehrt  sodann  wieder  zu  den  Tatsachen  zurück,  nimmt  aber  auf  dem 
Wege  wissenschaftliche  und  verallgemeinerte  Prinzipien  in  sich  auf. 

Die  eigentliche  vergleichende  Rechtswissenschaft  steht  weder 
im  Anfange  noch  am  Ende  dieses  Entwicklungsprozesses,  sondern 
stellt  dessen  Mitte  dar,  d.  h.  dasjenige  Stadium,  das  ihm  den  eigent- 
lich wissenschaftlichen  Charakter  verleiht.  Das  fremde  Recht  bildet 
dann  die  Basis,  die  juristische  Soziologie  die  Spitze. 
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Zur  Darlegung  und  Lösung  der 
Wohnungsfrage. 

Von 

Dr.  Gustav  Sodofffeky,  St.  Petersburg. 

L 

1.  Wo  man  auch  die  Wohnungsverhältnisse1)  *)  untersuchen 
mag,  erscheinen  dieselben  oft,  wenigstens  nach  irgend  einer  Seite 
hin,  ungenügend.    Ganz  besonders  ist  das  in  den  grossen  Städten 

V)  Vergl.  über  die  Wohnungsfrage  z.  B.:  Roscher,  „System  etc.", 

III,  S.  42  f.;  „Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik"  Bd.  30,31, 
94?  95,  96,  97;  Trüdinger,  „Die  Arbciterwohuungsfrage  etc.",  1888;  Engel, 
„Referat  über  die  Wohnungsfrage"  in  den  Verhandlungen  der  Eisenacher 
Veraammlungen  am  6.  und  7.  Oktober  1872;  Block,  „Stat.  de  la  France",  II; 
Rkichardt.  „Die  Grundzüge  der  Arbeiterwohnungsfrage",  1884;  Huber, 
„Die  Wohnungsnot  der  kleinen  Leute  in  grossen  Städten",  1857;  Lette, 
„Die  Wohnungsfrage",  „Die  Wohnungszustände  der  arbeitenden  Klassen 
und  ihre  Reform",  1869;  Marx,  „Das  Kapital",  I.  S.  645  f.;  Engel,  „Die 
moderne  Wohnuugsnot",  1873;  Arminius,  „Die  Grossstädte  in  ihrer 
Wohnungsnot  etc.",  1874;  Müller  und  Cacheux,  „Les  habitatious  ouvrieres 
en  tous  pays",  1879;  Kalle  und  Flesch  in  „Schriften  des  deutschen 
Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit",  1888,  Heft  VI;  Rentsch, 
„Handwörterbuch  der  Volkswirtschaftslehre",  1870,  S.  1050  f.;  Ruprecht, 
„Die  Wohnungen  der  arbeitenden  Klassen  in  London",  1884;  AsCHROTT, 
„Die  englische  Wohnungsgesetzgebung"  in  „Z.  f.  G.-V.",  1885,  9,  S.  865  f.; 
Oechelhäüser,  „Soziale  Tages  fragen",  S.  122  f.;  Schmoller  in  „J.  f.  G.-V.", 
1887,  11,  S.  425  f.;  Albrecht's  Angaben  in  Scrholler's  „Jahrbuch  für 
Gesetzgebung  etc.",  1894,  Heft  II,  S.  209,  ferner  1899  („Übersicht  über 
die  neueren  Bestrebungen  und  Reformvorschläge  in  der  Wohnungsfrage", 
S.  923  f.);  „Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte",  Breslau,  I.  II,  III, 

IV,  V,  VII,  VIII;  Hansen,  „Die  Wohnungsyerhältnisse  in  den  grösseren 
Städten",  1882;  BÜCHER,  „Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  Baael", 
Basel  1891 ;  Freund  und  Malachowsky.  „Zur  Berliner  Arbeiterwohnungs- 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  23 
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der  Fall.  Aber  auch  in  mittleren  und  kleinen  Städten,  ja  vielfach 
auch  auf  dem  Lande  sind  dieselben  schlecht,  ja  bisweilen  noch  un- 
günstiger als  in  den  grossen  Städten.    Wohnungswucher,  Baufällig- 

frageu,  Berlin  1892;  Engels,  „Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in 
England  ',  Stuttgart  1892;  Olshaitskn  und  Reincke.  „Über  Wohnungs- 
pflege in  England  und  Schottland",  Braunschweig  1897;  Herkner,  ..Die 
Arbeiterfrage",  Berlin  1897;  Lechler,  „Wohlfahrtseinrichtungen  über  ganz 
Deutschland  durch  gemeinnützige  Privatt&tigkeit  unter  Reichsgarantie": 
Lechler.  „Nationale  Wohnungsrefonn"  mit  einem  Aufsatz  von  A.  Schäffle. 
Berlin  189ö;  Sciiäfflk  und  Lechler,  ..Neue  Beiträge  zur  Wohnungsfrage", 
„Leitfaden  für  Wohnungspfleger'',  Hamburg  1898; , .Die  Umlegung  städtischer 
Grundstücke  und  die  Zonen  entcignung"  in  ..Druckschriften  des  Verbandes 
deutscher  Architekten-  und  Ingenieur-Vereine",  Berlin  1898;  ..Die  regel- 
mässige Wohnungsbeaufsiehtigung  und  die  behördliche  Organisation  der- 
selben" in  „Deutsche  VierteljahreBschrift  für  öffentliche  Gesundheitspflege". 
XXXI,  Heft  I;  Ascher,  „Die  ländlichen  Arbeiterwohnungen  in  Preussen" 
in  ..Schriften  der  Zentralstelle  für  Arbciter-Wohlfahrtseinrichtungeu",  No.  13. 
Berlin  1897;  Leiib,  „Wohnungsfrage"  im  „Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaft", I  Aufl.,  Bd.  VI.  S.  727  f.  und  II.  Aufl.,  Bd.  VII.  1901. 
S.  828  f.  (Artikel  von  Lehr  und  Fuchs);  Biermek.  ..Wohnungsfrage"  im 
„Wörterbuch  der  Volkswirtschaft".  1898,  II.  S.  898;  Mihlbrecht,  „Weg- 
weiser durch  die  neure  Literatur  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften", 
Berlin  1893.  S.  341  und  342;  Schönberg.  „Handbuch  der  politischen 
Ökonomie",  189b\  IV.  Aufl..  Bd.  II.  S.  804  f.  und  820;  Lexis,  „Die  volks- 
wirtschaftliche Konsumtion";  Rauchberg,  ..Neuere  Literatur  zur  Wohnungs- 
fraire"  in  „ Zeitschrift  für  Volkswirtschaft.  Sozialpolitik  und  Verw.", 
Wien  1899;  Golm,  „Die  Wohnungsfrage  und  die  Sozialdemokratie". 
München  1900:  Ebkrstadt.  „Der  deutsche  Kapitalmarkt".  Leipzig  1901; 
Voigt,  „Grundrente  und  Wohnungsfrage  in  Berlin  und  seinen  Vororten". 
Jena  1901:  Möller,  ..Wohnungsnot  und  Grundrente"  iu  Oonrah's  ..Jahr- 
bücher für  X.  und  St.".  1902,  Heft  1;  Hundt,  „Bergarbeiterwohnungen 
im  Ruhrrevier".  Berlin  1902.  Die  Literatur  über  die  Wohnungsfrage  ist 
eine  ausserordentlich  grosse,  ('fr.  auch  die  weiterhin  gebotenen  Literatur- 
an gaben. 

Diene  Arbeit  ist  schon  vor  längerer  Zeit  beendet,  jedoch  infolge  ver- 
schiedener vom  Verfasser  unabhängiger  Gründe  erst  jetzt  im  Druck  erschienen. 
Auf  die  allerwichtigsten  inzwischen  erschienenen  Werke  ist  wenigstens 
z.  T.  verwiesen  worden. 

2)  Cfr.  über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Wohnungsfrage  den 
Artikel  von  Lkiik  und  Fuchs  über  „Wohnungsfrage"  im  „H.  d.  Staatsw.", 
VII.  1901,  S.  S29  t.  Ist  die  Arbeiterwohiinngsfrage  allerdings  nicht  älter  als 
die  moderne  Arbeiterklasse,  so  ist  die  allgemeine  Wohnungsfrage  keineswegs 
erst  eine  Erscheinung  der  Gegenwart,  sondern  es  liegen  sowohl  aus  dem 
Altertume  als  aus  «lein  Mittelalter  einige  Angaben  üher  dieselbe  vor. 
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keit,  ungenügende  Bauordnungen  und  Stadtbaupläne.  Feuchtigkeit, 
Mangel  an  einem  genügenden  Mafs  von  Kaum.1)  Luft*)  und  Licht 
es  gibt  „Wohnräume*  ohne  ein  einziges  Fenster !  — ,  ferner  Überfüllung, 
l'nsauberkeit,  kalte  Fussböden,  kalte,  feuchte  Wände  und  Zimmer- 
decken, ungenügende  oder  fehlende  Möglichkeit  der  Lüftung,  un- 
genügende Versorgung  mit  Wasser,  ungenügender  Wasserabfluss,  un- 
genügende Reinhaltung  des  Untergrundes  und  der  natürlichen 
Gewässer,  ungenügende  oder  fehlende  Heiz-  und  Kochvorrichtungen 
sowie  Wirtschaftsbequemlichkeiten,  schlechte,  schmutzige  dunkle 
Treppen,  zu  viele  Stockwerke,  ungedielte  oder  bloss  mit  Steinfuss- 
böden versehene  Räume,  zum  Schlafen  ja  selbst  kranker,  sogar 
z.  B.  schwindsüchtiger  Personen  benutzte  Küchen,  Störungen  durch 
gewerbliche  Betriebe,  Lage  an  schmutzigen  Höfen  und  schlecht 
gehaltenen  Strassen,  lästige  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Mieter  von 
Vermietern  etc.  zeigen  sich  in  höherem  oder  geringerem  Masfe 
selbst  in  den  Staaten  der  höchsten  Kultur.8)  Sehr  oft  kann  man 
auch  Mangel  an  geeigneten  Verkehrsmitteln,  ferner  ausserordentlich 
häufig  etwa  an  Baum-  und  Gartenanpflanzungen  etc.  beobachten, 
Erscheinungen,  die  für  die  Wohnverhältnisse  auch  z.  T.  in  besonderem 
Mafse  in  Betracht  kommen. 

Im  allgemeinen  muss  man  sagen,  dass  bisher  gute  und  dabei 
billige  Wohnungen  fast  noch  überall  fehlen. 


')  Gegen  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  waren  es  die  fürchterlichen 
Wohnungsverhältnisse  in  London  und  den  Industriestädten  Englands, 
welche  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  lenkten,  und  in  D  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  beschäftigt 
man  sich  besonders  seit  den  60  er  Jahren  mit  der  Wohnungsfrage. 

2)  In  St.  Petersburg  eutfällt  in  Arbeiterwohnungen  vielfach  bloss 
1  4  Kubikfaden  pro  Person  (cfr.  Swjatlowsky,  „Die  Wohnungsfrage",  1898, 
S.  22,  russisch).  Nach  neueren  Berechnungen  für  Berlin  sind  in  fast  7/s 
der  Arbeiterwohnungen  weniger  Lufträume  vorhanden,  als  in  den  Ge- 
fängnissen. Hikschbebg,  „Die  soziale  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in 
Berlin",  Berlin  1897,  S.  87. 

3)  Selbst  in  Kugland,  wo  so  viel  für  die  Verbesserung  der  Wohuungs- 
verhältuisse  geschehen  ist,  sind  dieselben  noch  vielfach  sehr  mangelhaft 
(vergl.  darüber  z.  B.  Bkrnstkin,  „Der  gegenwärtige  Stand  d»  r  Wohnungsfrage 
in  England"  in  Brauns  „Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik", 
1900,  S.  (»16  f.,  Übersetzung  ins  Russische  in  Chohsky's  „Volkswirtschaft", 
1900,  S.  17  f.).  In  London  allein  sollen  900 000  Menschen  zu  gedrängt 
wohnen  (S.  6331 

23* 
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„Eine   dem  Stande  und  Bildungsgrade  nicht  entsprechende 
Wohnung,14  ist  aber  sehr  zutreffend  geäussert  worden, ')  „vermindert 
den  Sinn  für  Reinlichkeit  und  Ordnung,  wie  fUr  häusliches  Familien- 
leben, sie  zerstört  die  Anhänglichkeit  au  das  Heim  und  damit  an 
die  Heimatu  und  unser  so  stark  entwickeltes  Kaffeehausleben  hat 
gewiss  mit  seinen  Grund  in  der  Wohnungsteuerung.    Wenn  irgend 
Luxus  gerechtfertigt  ist,  so  sei  es  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungs- 
bedürfnisses.    Jede  Massregel,   die   eine  Beschränkung  der  Be- 
friedigung des  WohnbedUrfnisses  nach  sich  ziehe,  müsse  verurteilt 
werden,    und  zwar  um   so   mehr,   als  ohnedies  immer  Ursachen 
vorhanden  sind,    welche  gerade  die  kleinsten  und  schlechtesten 
Wohnungen  den  besseren  gegenüber  ausserordentlich  verteuern.  Dahin 
gehören  Unsicherheit  der  Erträge  bei  allen  jenen,  die  sich  mit  der 
Vermietung  kleiner  Wohnungen  befassen,  und  die  grössere  Beschädigung 
der  Wohnungen  des  ganzen  Hauses  infolge  minderer  Reinlichkeit 
und  Ordnungsliebe  der  unteren  Klassen.*)    Nun  treten  noch  jene 
Korporationen  auf,  deren  wesentliche  Aufgabe  darin  besteht,  für  das 
physische  und  moralische  Wohl  ihrer  Angehörigen  zu  sorgen,  der 
Staat,  da»  Land,  die  Gemeinde,  und  legen  auf  dieses  ohnehin  teure 
Lebensbedürfnis  noch  Auflagen,  teils  (wie  wir  annehmen  müssen)  un- 
l>ewusst,  wie  bei  der  Gebäudesteuer,3)  teils  vollkommen  bewusst,  wie 
bei  den  städtischen  Mietsteuern       gewiss  einer  der  grössten  Wider- 
sprüche unserer  angeblich  so  aufgeklärten  Zeit! 

Es  erscheint  fast  zweifellos,  dass  man  sich  bei  einiger  Sach- 
kenntnis diesen  Urteilen  durchaus  anschliessen  muss  und  ich  meiner- 
seits aeeeptiere  dieselbe  unbedingt.  ,.Man  wendet  Millionen  auf**, 
sagt  ein  bekannter  Statistiker.4)  rfUr  Kanalisation,  Herbeilciten  ge- 

')  v.  Mykbach,  „Die  Besteuerung  der  Gebäude  etc.",  1886,  8.  645. 

a)  Die  Gebäude,  die  kleine  Wohnungen  enthalten,  sind  auch  oft 
nicht  in  der  besten  Stadtgegend  belegen  und  haben  daher  auch  oft 
höhere  Hypothekenzinsen  zu  entrichten  (cfr.  Hanauer,  „Die  Arbeiter- 
wohnungsfrage  in  „Fortschritte  der  öffentlichen  Gesundheitspflege".  1894, 
Heft  VI,  S.  3). 

8)  Die  Verteuerung  der  Wohnungen  durch  die  Steuer  ist  sozial- 
politisch sehr  ungünstig.  Vor  nicht  langer  Zeit  ist  in  Preussen  auf  die 
schädliche  Einwirkung  der  (icbäudesteuer,  den  untern  Klassen  die  Be- 
friedigung des  Wohnungsbedürf'nisscs  unverhältniainässig  im  Vergleich  zu 
den  mittleren  und  grossen  Wohnungen  zu  verteuern,  hingewiesen  worden. 

*)  Kou»,  „Handbuch  der  vergl.  Statistik",  1879,  S.  494  ff. 
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sunden  Wassers,  dann  für  »Spitttier  und  Krankenhäuser  und  verteuert 
gleichzeitig  die  Wohnungen,  denn  schliesslich  wälzen  die  Haus- 
eigentümer die  Last  doch  auf  die  Mieter  ab,  so  dass  diese  gezwungen 
sind,  sich  in  engeren  und  schlechteren  Räumlichkeiten  zusammen- 
zudrängen, als  es  der  Fall  sein  würde  ohne  solche  Belastung,  die 
einen  Hohn  bildet  auf  jene  Anstrengungen  zum  Herbeiführen  besserer 
Gesundheitsverhältnisse" . 

2.  In  grösseren  Städten  ist  es  besonders  die  beständig  wachsende 
Bevölkerung  (besonders  auch  durch  Zuzug  vom  Lande),1)  die  es  den 
ärmeren  Klassen  stets  schwerer  macht.  Wohnungen  zu  erhalten, 
die  sanitären  und  sittlichen  Anforderungen  entsprechen.  In  Sachsen 
hat  man  die  Beobachtung  gemacht,  dass  dort,  während  die  Mietpreise 
der  einzelnen  Wohnungen  in  den  einzeluen  Städten  beständig  stiegen, 
die  Wohnungen  im  Durchschnitt  genau  in  demselben  Verhältnisse 
kleiner  wurden,  als  der  Mietpreis  stieg,  was  durch  Weitervermieten 
einzelner  Räumlichkeiten  stattfand.  Wenn  auch  das  Durchschnitts- 
einkommen dort,  wie  nachgewiesen  worden  ist,  im  Wachsen  begriffen 
ist,  so  konnte  es  mit  dem  Steigen  der  Mietpreise  doch  nicht  Schritt 
halten.  Nach  den  Volkszählungen  ergab  sich,  dass  in  Sachsen  auf 
ein  Gebäude  1880  7,8,  1885  11,2,  1890  10,8  Einwohner«)  kamen. 

In  Berlin  verminderte  sich  z.  B.  die  Zahl  der  Wohnungen 
für  die  untern  Klassen  (bis  zu  150  Mark  Mietwert)  in  den  Jahren 
1883—1888  um  25,59%,  während  die  Zahl  der  Wohnungen  über- 
haupt in  jenem  Zeitraum  um  17,19  °/0  stieg.3)  Sehr  auffallend  ist  eine 
Beobachtung,  die  in  Berlin  und  Wien  gemacht  worden  ist.4)  Es 
erwies  sich,  nämlich  für  die  Jahre  1867  -1877  in  Berlin  eine 
Steigerung  der  Einwohnerzahl  um  43,4  °/0,  dabei  für  die  Jahre 
1868 — 1878  ein  Zuwachs  der  gesamten  Wohnungszahl  um  59,6%, 

')  Z.B.  in  Deutschland  hat  die  Bevölkerung  während  der  letzten 
Dezennien  sehr  stark  zugeuommen.  Im  Jahre  1871  kamen  in  Deutschland 
81  Menschen  auf  einen  Quadratkilometer,  gegenwärtig  bereits  ca.  96.  Im 
Jahre  1871  hatte  Deutschland  bloss  10  Städte  mit  über  100000  Einwohnern, 
gegenwärtig  28.  Von  je  100  Einwohnern  lebten  in  Deutschland  1871  in 
Grossstädten  bloss  5°/0,  1890  schon  11%  der  Bevölkerung.  (Cfr.  „Rig. 
Tagebl.",  1901,  No.  52.      St.  „Wohnungsnot  in  Deutschland".) 

*)  „Sozialpol.  Zentralbl.",  1891,  No.  23,  S.  274  und  No.  9,  S.  109. 

3)  Städtisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  XIV.  Jahrg.,  S.  189. 

4)  Adams,  „Die  Gebäude-  und  Mietsteuer  in  Österreich  etc."  1892, 
S.  27  ff. 
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□nd  gleichzeitig  ein  Steigen  der  leerstehenden  Wohnungen  von  3.8  °/0 
im  Jahre  1868  auf  7,09  °/0  im  Jahre  1878,  wobei  sich  die  Mietpreise 
der  Wohnungen  im  Durchschnitt  für  46  Strassen  um  63,40  °/0  ge- 
hoben hatteu.  *)  Ähnliches  beobachtete  man  im  Dezennium  1880/89 
in  Wien.  Bei  einer  iSteigerung  der  Einwohnerzahl  um  12.9  °/0  faud 
eine  Vermehrung  der  Wohnungen  um  16,2%  statt  und  die  Zahl  der 
leerstehenden  Wohnungen  war  von  l°/0  im  Jahre  1880  auf  2°/0  im 
Jahre  1889  gestiegen.  Dabei  wuchsen  die  Mietpreise  um  19,7  °/0. 
Setzt  man  ähnliche  Verhältnisse  in  andern  stark  wachsenden  Städten 
voraus,  so  kann  man  wohl  sagen,  dass,  wenn  die  Zahl  der  Wohnungen 
in  solchen  Städten  stärker  zunimmt  als  die  Zahl  der  Bevölkerung, 
der  Mietzins  nicht  immer  herunterzugehen  braucht.  Die  Wohnungsnot 
der  grossen  Masse  scheint  wenigstens  in  jenen  Städten  durch  die 
blosse  Vermehrung  der  Wohnungen  nicht  beseitigt  worden  zu  sein. 
Aus  dem  betreffenden  Material  ist  nun  nicht  ersichtlich,  ob  jene 
Erscheinung  des  verhältnismässig  stärkeren  Zuwachses  der  Wohnungen 
und  jene  Zunahme  der  leerstehenden  Wohnungen  sich  nicht  wenigstens 
teilweise  daraus  erklärt,  dass  eben  zu  viel  grosse  Wohnungen  her- 
gestellt worden  sind,  während  in  erster  Linie  Nachfrage  nach 
kleineren  und  mittleren  besteht. 

Die  Wohnungsnot  erklärt  sich  im  allgemeinen  z.  T.  aus  den 
Lohnverhältnissen,  denn  eine  grosse  Schicht  der  städtischen  Be- 
völkerung, besonders  der  Arbeiter,  ist  nicht  einmal  in  der  Lage, 
eine  nach  den  Baukosten58)  erforderliche  Miete  zu  entrichten.  Sie 
entsteht  ferner  durch  Abneigung  der  Bauunternehmer,  kleine 
Wohnungen  zu  bauen,2)  durch  Konzentration  der  Beschäftigungs- 
orte, durch  die  Höhe  der  Wohnungspreise  u.  dergl. 

')  Während  der  Jahre  1879—1892  fand  folgende  succeasive  Er- 
höhung des  durchschnittlichen  Mietwertes  der  Wohnungen  und  Gelasse 
in  Berlin  statt: 

1879—  1889  um  82,10  °/0. 

1880—  1890  „  116,82  „ 

1881-  1891   „  128,41  r 

1882-  1892   ......    122,31  „ 

Diese  Ziffern  verdanke  ich  den  Angaben  des  Statistischen  Bureaus 
der  Stadt  Berlin,  in  welchem  ich  im  Sommer  1894  zu  dieser  Arbeit 
beschäftigt  war. 

a)  Cfr.  hierzu  auch  P.  Lehr  u.  Fuchs,  „Wohnungsfrage"  in  „Handb.  d. 
Staatuw.".  1901. 
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3.  In  erster  Linie  ist  es  Mangel  «in  Wohnungen  für  Arbeiter, 
kleine  Beamte  und  überhaupt  schlechter  gestelltes  Publikum,  der 
beständig  hervortritt.  Aber  auch  in  den  mittleren  und  selbst 
höheren  Klassen  bleibt  in  Bezug  auf  die  Wohnungsfrage  viel  zu 
wünschen  übrig. 

In  den  besser  gestellten  Klassen  worden  z.  B.  die  grösstcu 
und  besten  Zimmer  gewöhnlich  nur  zu  gesellschaftlichen  Zwecken 
benutzt.  Aber  auch  das  Schlafen  der  Dicnstleute  in  der  Küche 
(auch  wo  besondere  Schlafräume  für  dieselben  bestehen,  sind  sie  oft 
in  sehr  schlechtem  Zustande),  das  Zusammenleben  von  Kindern,  alten 
und  oft  kranken  Personen  in  denselben  Räumen  sind  Nachteile,  die 
recht  weit  hinauf  verbreitet  sind. 

4.  Wird  auch  viel  gebaut,  so  sind  es  im  allgemeinen  doch 
meist  teure  Luxuswohnungen,  welche  entstehen,  während  k  1  e i n e 
Wohnungen  nur  in  geringer  Zahl  gebaut  werden  oder  jedenfalls  in 
einem  Mafse,  welches  mit  der  Nachfrage  nicht  Schritt  hält.  Der 
grosse  Zufluss  von  Arbeitern  zu  den  viel  Arbeitsgelegenheit  bietenden 
Städten  würde  aber  gerade  die  Anlage  der  kleinen  Wohnungen  not- 
wendig machen,  und  der  Mangel  der  letzteren  bewirkt,  dass  niemand 
teurer  wohnt,1)  als  der  Arbeiter  in  einem  überfüllten  oder  gewöhn- 
lich oft  ungesunden  Räume.-)  In  Böhmen  hat  man  berechnet,  dass 
der  Kubikmeter  Luftraum3)  von  den  ärmsten  Leuten  viel  höher 
bezahlt  werden  muss,  als  von  den  reichen  Leuten  in  den  glänzenden 
Wohnungen  der  Ringstrasse  in  Wien.  Die  Armen  müssen  15,  20,  25, 
•10,  40  und  mehr  Prozent  ihres  Einkommens  für  die  stets  schlechter 
werdenden  Wohnungen  zahlen.  Die  hygienisch  sowohl  als  sozial  ganz 
ungenügende  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  nimmt  z.  B.  in 
Berlin  den  4.  bis  3.  Teil  des  Gesamteinkommens  der  ver- 
heirateten Arbeiter  in  Anspruch.4)   Nach  anderen  Angaben  ver- 

1)  „Städtisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin".  XIV.  Jahr- 
gang, S.  189. 

2)  Fuld,  „Die  Wohnungsnot  der  ärmeren  Klassen1',  „Deutsche  Zeit- 
und  Streit  fragen u,  1889,  S.  687. 

3)  Ein  Kubikmeter  Luftraum  pro  Person  wird  als  Minimum  betrachtet. 

4)  Schmoller,  Ein  Mahnruf  in  der  Wohnungsfrage  im  „Jahrbuch 
für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich  ', 
Leipzig.  1887,  Heft  II,  S.  9.  —  Cfr.  ferner  Mithoff,  „Die  russische  Klassen- 
steuer nach  dem  Gesetzentwurf  der  Steuerreform-Kommission",  Dorpat 
1878.  S.  93. 
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brauchen  in  reichen  Grossstädten  die  unteren  Klassen  1jh  bis  l/3, 
die  mittleren  ljG  bis  l/4,  die  oberen  Via?  Ja  selhst  nur  Vi-  un&  die 
ganz  reichen  etwa  1/JJ0  bis  V22  ihres  Einkommens  für  Wohnzwecke. 1 ) 

Kleine  ungesunde  Wohnungen  mit  dichter  Bevölkerung 
mit  ihrem  körperlichen  und  moralischen  Schmutz  werden  erfahrungs- 
mässig  Brutstatten  des  Verbrechertuiues.*)  und  nirgends  gibt  es  einen 
solchen  Boden  für  epidemische  Krankheiten,  wie  in  derartigen  Lokali- 
täten. Die  Gefahr  seitens  der  Tuberkulose  ist  in  kleinen  Wohnungen 
mit  dichter  Bevölkerung  eine  grosse  und  auch  die  Kindersterblichkeit 
gewöhnlich  eine  bedeutende.  Leute,  die  unter  schlechten  Wohnungs- 
bedingungen leben,  müssen  ihre  Achtung  vor  Recht,  Eigentum,  An- 
stand und  Sitte  verlieren.  Personen,  die  keine  ordentlichen  Woh- 
nungen haben,  suchen  Zerstreuungen  und  Vergnügungen  ausserhalb 
des  Hauses,  werden  oft  unsittlich,  es  entstehen  unter  ihnen  häufig 
Zwistigkeiten.  seitens  der  Kinder  Missachtung  gegen  die  Eltern  u.  s.  w. 
Wer  genötigt  ist,  in  schlechten  Wohnungen  zu  leben,  der  gewöhnt 
sich  an  Unsauberkeit,  und  daraus  entstehen  leicht  Krankheiten, 
moralische  Verwilderung.  Verzweiflung  und  Mangel  an  Wohlbetinden, 
welche  zu  Lastern  und  Schwächen  führen. 

Über  das  Bedürfnis  nach  kleinen  Wohnungen  ist  in 
Kussland  z.  B.  auch  in  St.  Petersburg  und  Riga  wiederholt 
geschrieben  worden. 

Mit  jedem  Jahre  macht  sich  das  Bedürfnis  nach  kleinen 
Wohnungen  auch  für  Familien  der  gebildeten  Stände  fühlbarer. 
Man  baut  stolze  Häuser,  stilvolle  Wohnungen  mit  einer  Flucht 
von  Zimmern.  Wie  selten  aber  findet  man  Wohnungen  von  3  bis  4 
Wohnräumen,  die  einen  tadellosen  Aufgang  und  hohe,  hübsche 
Zimmer  haben.3)  Wohnungen  von  wenigen,  geräumigen,  hohen 
Zimmern.  Küche  u.  s.  w.  würden  unter  den  jetzigon  Verhältnissen 
wohl  stets  Mieter  finden.  Bei  der  vermutlich  relativ  grossen  Nach- 
frage nach  denselben  würde  wohl  auch  ihr  Preis,  wenigstens  solange 
kein  Uberfluss  an  denselben  besteht,  ein  derartiger  sein,  dass  sie 
sich  trotz  relativ  grösserer  Abnutzung  immerhiu  rentieren  würden. 

1)  „Sozialpolitisches  Zentralblutt",  1893,  No.  14.  S.  171. 

2)  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft", 
Berlin  1885.  S.  123. 

3)  Cfr.  „Risr.  Tagebl.".  1893.  No.  39.  Ich  selbst  habe'bereits  1888 
iu  demselben  Blatt  einen  Artikel  über  das  Bedürfnis  uach  kleinen  Woll- 
nuniren publiziert, 
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Besonders  in  den  rasch  wachsenden  Städten  ist  die  Wohnungsnot 
in  Bezug  auf  kleine  und  mittlere  Wohnungen  eine  ganz  fürchterliche, 
und  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  entsteht  dort  gewöhnlich  die 
Notwendigkeit  für  einen  Teil  der  Bevölkerung,  in  hohen  Etagen. 
Kellerwohnungen,  Dachwohnungen,  unheizbaren  Bäumen  oder  dergl. 
zu  wohnen  oder  als  „Schlaf leute"  bloss  fllr  die  Nacht  ein  Asyl  zu 
haben.  In  einem  Vortrage,  der  am  29.  November  1890  von  Nasse  *) 
in  Leipzig  gehalten  wurde,  wies  er  z.  B.  nach,  dass  dort  auf 
6149  Haushaltungen  von  zwei  heizbaren  Zimmern  bis  zu  je  12 
Schlafleute  kommen  und  auf  3592  Haushaltungen  mit  je  einem  heiz- 
baren Zimmer  und  2406  Haushaltungen  mit  je  drei  heizbaren  Zimmern 
je  10  Schlafleute.  Wie  sehr  unter  solchen  Verhältnissen  Gesundheit2) 
und  Moral  leiden  müssen,  bedarf  kaum  des  Hinweises.  Die  grosse 
Nachfrage  nach  kleinen  Wohnungen  im  Verhältnis  znm  Angebot 
gibt  den  Hauseigentümern  und  den  sich  gewerbsmässig  mit  Weiter- 
vermietung beschäftigenden  Vermietern  ein  Monopol,  welches  sie, 
leider  kann  es  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  vielfach  zu 
wucherischer  Ausbeute  der  Notlage  der  Mieter,  die  sich  um  jeden 
Preis  Wohnungen  schaffen  müssen,  benutzen.  Freilich  inDeutschland 
(weniger  z.  B.  in  Österreich)  ist  bereits  nicht  wenig  für  den  Bau 
kleiner  Wohnungen  geschehen.3) 

5.  Aus  Zusammenstellungen  über  die  Höhe  der  Ge- 
bäude nach  der  Stockwerkszahl4)  ergibt  sich  für  Deutschland, 
dass  die  bewohnten  Gebäude  mit  normaler  Höhe  (d.  h.  die  bis  mit 
2  Stockwerken)  z.  B.  in  Bremen  99°/0,  dagegen  in  Görlitz  nur 
45%  ausmachten.  Jedoch  nimmt  die  Gebäudezahl  mit  höheren 
Stockwerklagen  von  Jahr  zu  Jahr  zu.   In  Berlin  z.  B.  betrug  der 

')  Cfr.  „Sozialpolit.  Zentral  blatt",  1892,  No.  11,  S.  1H3. 

2)  Schon  in  einer  Stadt  wie  St.  Petersburg  befinden  sich  die 
Schlafstellen  (uglui)  der  Schlafleute  oft  in  unsauberen,  räucherigen,  halb 
dunklen,  feuchten,  au  Aborten  gelegenen  Räumen. 

*)  Cfr.  Albkecht  in  „Schrift,  d.  V.  f.  Sozialp.",  1900,  Bd.  96,  S.  49. 

*)  Es  ist  übrigens  auch  nicht  praktisch,  Häuser  prinzipiell,  wie  es 
z.  B.  oft  in  russischen  Städten  geschieht,  fast  nur  einstöckig  zu 
errichten,  zwei  ja  drei  Stock  hohe  Gebäude  sind  für  Städte  besser  als  ein- 
stöckige mit  Kellerwohnungen,  denn  wo  letztere  Bauart  herrscht,  nehmeu 
die  Städte  einen  solchen  Umfanir  an,  dass  die  Durchführung  von  guter  Be- 
leuchtung, Kanalisation,  schnellem  Verkehr,  gründlicher  Reinigung  u.  s.  w. 
erschwert,  ja  leicht  teilweise  unmöglich  gemacht  wird. 
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Teil  der  bewohnten  Gebäude  mit  4  und  mehr  Stockwerken  1864 
bis  15°/0,  1875  bis  27  °/0  und  1885  bis  42°/0;  in  Breslau:  1880 
bis  20°/0.  1885  bis  28%. 

6.  Auch  die  Gebäude  mit  Kellerwohnungen  haben  sich 
erheblich  vermehrt.  Nur  durch  zeitgemässe,  baupolizeiliche  Be- 
stimmungen, welche  das  Bewohnen  der  Keller  in  Zukunft  unmöglich 
machen,  da  ihnen  Licht,  Luft,  Trockenheit  u.  s.  w.  in  genügendem 
Mafse  meistens  fehlen,  kann  Einhalt  geschehen. 

7.  Nach  Berichten  aus  England,  wo  als  „übervölkert"* 
diejenigen  Wohnungen  angesehen  werden,  in  welchen  ein  einzelnes 
Zimmer  von  mehr  als  zwei  Personen  bewohnt  wird,  gab  es  dort  im 
Jahre  1891  ca.  481653  übervölkerte  Wohnungen  mit  3258044  Be- 
wohnern, was  11.23°/0  der  gesamten  englischen  Bevölkerung  aus- 
macht. In  London  allein  stellte  sich  die  Zahl  der  in  übervölkerten 
Wohnungen  lebenden  Personen  um  a1/«0^  höher  als  im  Durchschnitt 
für  ganz  England,  d.  h.  auf  19,71°/0  der  Londoner  Einwohner- 
schaft. Einige  mittelgrosse  Hafenstädte  und  die  Fabrikorte  Bradfo  rd 
und  Huddersfield  zeigen  eine  noch  grössere  Übervölkerung  als 
die  Hauptstadt.1) 

In  Wien,  wo  man  im  Jahre  1891  als  übervölkert  die- 
jenigen Wobnungen  klassifizierte,  in  welchen  ein  Wohnraum 
(Zimmer,  Kammer,  Vorzimmer  oder  Küche)  durchschnittlich  vier 
oder  mehr  Einwohner  beherbergte,  ergab  sich,  dass  von  je  100  be- 
wohnten Wohnungen  als  übervölkert  betroffen  wurden:  im  alten 
Gemeindegebicte  2.88°/0,  im  neuen  Gemeindegebiete  6,51  ü/0 
und  im  gesamten  Stadtgebiete  im  Durchschnitte  4,34 %•  l^e 
Zahl  der  übervölkerten  Wohnungen  Wiens  betrug  12435!*) 

8.  Nach  Scheidung  der  einzelnen  Strassen  der  Stadt 
Leipzig  gemäss  der  mittleren  Dichtigkeit  ihrer  Bevölkerung 
in  drei  Klassen,  d.  h.  1.  durchschnittlich  mit  höchstens  2  Be- 
wohnern auf  ein  heizbares  Zimmer,  2.  mit  2—3  und  3.  mit  mehr 
als  3  Bewohnern  auf  ein  heizbares  Zimmer  ergab  sich,  dass  von 
je  1000  Bewohnern  im  Durchschnitt  starben: 

1867  ...  21.  jedoch  in  Kl.  1  18.  Kl.  II  21,  Kl.  III  26, 
186K    .    .    .    23,     ..       ...   I  18,    ..   II  25.        III  32, 

')  „Sozialpol.  Zentralbl.-,  1894,  S.  201. 

a)  „Sozialpol.  Zentralbl.".  1893.  No.  13,  S.  154. 


Digitized  by  Google 


Gustav  Sodoffsky:  Zur  Darlegung  u.  Lösung  d.  Wohnungsfrage.  363 


.  1871    ...    33,  jedoch  in  Kl.  I  24,  KI.  II  34,  Kl.  III  56, 
1872    .    .    .    22,  „    „   I  19,    r   II  22,    r   III  33. ') 

Ähnliche  Resultate  fand  man  hei  den  verschiedenen  Alters- 
klassen, besonders  im  Kindesalter. 

Während  auf  10000  Einwohner  in  den  Jahren  1875  und  1876 
im  Durchschnitt  jährlich  241  Todesfälle  entfielen,  kamen  in  Strassen  mit 
höchstens  einer  Person  pro  heizbares  Zimmer  nur  113,  bei  drei  und 
mehr  Personen  aber  bis  auf  336,  d.  h.  also  dreimal  mehr. 

In  Budapest  fand  Körösi  in  den  Jahren  1872  und  1873, 
dass  die  Verstorbenen  in  den  Wohnungen,  in  welchen  höchstens 
1  Bewohner  auf  1  Zimmer  entfiel,  durchschnittlich  ei n  Alter  von 
40,49  Jahren  erreicht  hatten,  bei  2  Bewohnern  auf  das  Zimmer  24,9, 
bei  3—5  Bewohnern  nur  12,01,  bei  6—10  Bewohnern  11,44.  bei 
11—15  Bewohnern  10,12,  bei  mehr  als  15  Bewohnern  auf  1  Zimmer 
nur  6,17  Jahre.2) 

9.  Um  den  Einfluss  der  Dichtigkeit  des  Zusammen- 
wohnens  auf  das  Auftreten  von  infektiösen  Krankheiten 
zu  konstatieren,3)  wurden  in  Budapest  in  Bezug  auf  die  besten 
Wohnungen,  d.  h.  auf  solche,  bei  welchen  durchschnittlich 
höchstens  zwei  Einwohner  pro  Zimmer,  und  in  Bezug  auf  die  aller- 
übe r fülltesten  Wohnungen,  d.  h.  solche,  bei  denen  Uber  fünt 
Einwohner  pro  Zimmer  entfallen,  Untersuchungen  angestellt.4)  Bei 
den  ersteren  ergab  sich  im  ganzen  in  Bezug  auf  fünf  Infektions- 
krankheiten, nämlich  Masern,  Keuchhusten,  Krupp,  Diphthc- 
ritis  und  Scharlach,  eine  Steigerung  der  Intensität  des  Auf- 
tretens um  43°/0.  Bei  Masern  ergab  sich  eine  IntensitUtssteigerung 
des  Auftretens  um  250,  bei  Keuchhusten  um  100,  bei  Krupp 
um  57,  bei  Diphtheritis  um  24°/0.  wahrend  bei  Scharlach  keine 
Steigerung  nachzuweisen  war.  In  den  allerllberfUlltesten  Woh- 
nungen aber  erwies  sich  schon  im  allgemeinen  eine  Frequenz - 

')  Knapp,  „Mitteilungen  des  stat.  Bureaus  der  Stadt  Leipzig",  1874, 
Heft  VIII. 

2)  Einen  nicht  unbedeutenden  Anteil  an  den  Sterblichkeitsverhält- 
nissen wird  ausser  der  Wohnung  natürlich  das  Wohlstandsverhältnis  Uber- 
haupt haben. 

a)  Dieser  Frage  sollte  etwa  auch  in  Russlaud  möglichste  Auf- 
merksamkeit zugewandt  werden. 

4)  Körösj,  „Über  den  Einfluss  der  Wohlhabenheit  und  der  Wohnungs- 
verhältnisse etc.*,  Stuttgart,  1885,  S.  52  ff. 
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Steigerung  um  49°/0,  und  zwar  bei  Masern  um  364,  bei  Keuch- 
husten um  124,  bei  Krupp  um  65,  bei  Scharlach  um  4  und  bei 
Diphtheri tis  um  l°/0. 

Wenn  also  die  Wohnungsdichtigkeit  auf  das  Auftreten 
von  epidemisch-infektiösen  Krankheiten  auch  von  verschiedener  Ein- 
wirkung ist,  so  steigt  der  Einfluss  bei  einigen  derselben  doch  in 
ganz  ausserordentlichem  Mafse  und  nimmt  auch  das  Auftreten  der 
Infektionskrankheiten  bei  steigender  Dichtigkeit  der  Bewohnung  im 
allgemeinen  beständig  zu. 

In  Moskau1)  beobachtete  man,  dass  in  den  stark  besetzten 
Wohnräumen,  also  in  den  Nachtasylen,  in  den  Wohnräumen  der 
Artelle  und  dergl.,  von  sämtlichen  Erkrankungen  vorkamen: 

1888    9,8%. 

1889    10,7  .. 

1890    14.2  r 

1891  10,9  r 

1892  .    10,2  . 

1893    10,4  „ 

Das  Durchschnittsalter  nach  der  Wohnungsdichtigkeit 
betrug: 

In  Wntiniinrrn  1872-1878  1876-1881 

In  Wonnungcn  Jahw>  Monate  Janre  Monate 

mit        1—2  Bewohnern  pro  Zimmer  .  .  36  —  36  8 

2-5        „         _  32  9  34  3 

5 —10         ..                         .  .  31  8  32  1 

>  mehr  als  10         ,.                         .  .  29  1  31  7 

Somit  ist  es  dann  statistisch  erwiesen,  dass  der  Aufenthalt  in 
Überfüllten  Wohnungen  von  sehr  schädlichem  Einflüsse  ist  und  das 
Leben  in  hohem  Grade  bedroht.  Dass  aber  Daten  jener  Art  an 
anderen  Orten  in  höherem  oder  geringerem  Mafse  Differenzen  auf- 
weisen werden,  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 

10.  In  Bezug  auf  Kellerwohnungen  ist2)  wenigstens  für 
Budapest  u.  a.  eine  relative  .Steigerung  der  Intensität  des  Keuch- 
hustens und  eine  besondere  Steigerung  der  Verbreitung  der  Masern 
konstatiert  worden.  Dagegen  Hess  sich  in  betreff  dreier  anderer 
Infektionskrankheiten,  nämlich  Scharlach,  Diphtheritis  und 
Krupp,  keine  Steigerung  der  Verbreitung  durch  die  Kellerlage  nach- 

')  Swjatlowsky,  Die  Wohnungsfrage.  St.  Petersburg,  1898,  S.  39  u.  40. 
2  Körmsi.  „Über  den  Einfluss  der  Wohlhabenheit  und  der  Wohn- 
verhältnisse etc.  ',  Stuttgart  1885,  S.  4ö. 
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weisen.  Daraus  aber,  dass  letztere  Krankheiten  in  Kellerwohnungen 
keine  erhöhte  Frequenz  zeigen  oder  selbst  seltener  auftreten,  ist,  wie 
Köbösi  mit  Recht  hervorhebt,  durchaus  nicht  zu  folgern,  dass  etwa 
noch  andere  nicht  untersuchte  Infektionskrankheiten  in  jenen  Räumlich- 
keiten seltener  auftreten.  Auf  eine  beständige  Beschränkung  und 
Überwachung  derartiger  Räumliclikeiten  aber  dürfte  auch  schon 
hinweisen,  dass  z.  B.  in  Budapest  eine  Verkürzung  des  menschlichen 
Lebens  um  ca.  2 — 3  Jahre  bei  denselben  konstatiert  worden  ist. 

Liess  sich  für  Riga  im  Jahre  18891)  bei  Kellerwohnungen 
auch  nur  in  Bezug  auf  Wechselfieber  (Intermittens)  eine 
grössere  Frequenz  der  Erkrankungsfälle  als  in  anderen  Wohnungen 
nachweisen,  so  ist  damit  selbstredend  noch  nicht  konstatiert, 
dass  Kellerwohnungen  im  allgemeinen  nicht  doch  weniger  gesund 
als  andere  Wohnungen  sind.  Mit  Recht  wurde  auch  bemerkt, 
dass  die  Kellerwohnungen  von  armen  Leuten  bewohnt  werden,  die 
ärztliche  Hilfe  überhaupt  nur  im  äussersten  Notfall  in  Anspruch 
nehmen,  und  dadurch  eben  viele  Registrierungen  fortfallen. 

11.  Das  Verhältnis  der  Erkrankten  zu  den  Verstorbenen  nach  der 
Höhenlage  der  Wohnung  stellte  sich  in  Riga  wie  folgt: 


Im  Keller   12,8  °/0. 

„  Parterre   9,0  r 

In  der  I.  Etage   7,6  „ 

r    p   H-   5,5  r 

•    -  LH-     -    6>5  - 

-    n  IV   4,7  .. 

Unterm  Dach   3,3  r 


Ohue  Angabc  der  Wohnung    .    .     8.7  ,.  *) 


H 

1.  Die  Lösung  der  Wohnungsfrage  oder  wenigstens 
eine  sehr  erhebliche  Besserung  der  Wohnungs Verhältnisse 
kann  weder  allein  durch  den  Staat,  noch  allein  durch  Kommunen, 
noch  durch  Gesellschaften  und  ganz  und  gar  nicht  bloss  durch  die 
Bemühungen  charitativ  gesinnter  Einzel personon  bewirkt  werden, 

')  Cablbeeg,  Statistik  der  Infektionskrankheiten,  S.  14  und  19, 
Riga  1889. 

2)  Cfr.  auch  das  im  Anhange  (III.)  Gebotene. 
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sondern  ein  Zusammenwirken  derselben  ist  zur  Bewältigung  dieser 
sehr  grossen  Aufgabe  erforderlich. 

2.  Gegen  ungesunde  Wohnungen  und  gegen  eine  Benutzung,  die 
der  Gesundheit  und  Sittlichkeit  widerspricht,  kann  durch  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  eingeschritten  werden.1)  Würde  mau 
nur  die  Benutzung  ungesunder  Wohnungen  verbieten,  so  würde  der 
Mangel  au  Wohnungen  —  wenigstens  temporär  -  noch  mehr  hervor- 
treten und  die  wachsende  Nachfrage  die  Preise  noch  mehr  in  die 
Höhe  treiben.  ^ 

In  England  bestehen  schon  seit  einem  halben  Jahrhundert 
Bezirks-GesundheitsUmter  (Local  Boards  of  Health),  in 
denen  Gesundheitsinspektoren  zur  Überwachung  der  Wohnungen  ver- 
treten sind.  In  Frankreich,  Schweden  und  Belgien  gibt  es 
besoudorc  Wohnungskommissionen  für  diesen  Zweck.  Wien  hat 
seit  1864  Sanitätsau  fsehcr,  die  aber  vorzugsweise  auf  dem  Gebiete 
der  Seuchenprophylaxis  Verwendung  finden.  In  Deutschland  gibt 
es  bisher  (1896)  nur  in  Hessen -Darmstadt  eine  gesetzlich  geregelte 
und  systematisch  durchgeführte  Wohnungsaufsicht  und  zwar  durch 
die  Polizeiorgane:  ferner  hat  die  Stadt  Mainz  Wohnungsinspektoren 
seit  1895.  Auch  für  den  Regierungsbezirk  Düssoldorf  ist  seit  1902 
ein  Wohnungsinspektor  der  Königl.  Regierung  beigegeben. 

Durch  Wohnungsgesetze,  Wohnungsinspektoren  etc. 
können  der  Gebrauch  und  die  Benutzung,  durch  strengere  Bau- 
ordnungen*-) die  Anforderungen  geregelt  werden,  die  z.  B.  im 
Interesse  der  Standfühigkoit,  des  Schutzes  gegen  Feuersgefahr,  des 
Verkehrs,  der  nachbarlichen  Beziehungen,  der  Gesundheit  und  der 
sozialen  Wohlfahrt  zu  stellen  sind.  Auch  entwickeltere  Ent- 
eignungsgesotze werden  für  die  Kommunen  vielfach  erwünscht 
sein.  Durch  Massnahmen  im  Interesse  des  Stadterweiterungs- 
wesens.  Zouenhaiiordnungen.  wie  etwa  in  verschiedenen  Städten, 
z.  B.  Berlin.  Frankfurt  u.M..  Köln.  Altona  etc.,  kann  man  zu 

')  Vergl.  über  Organe  der  Wohnungsbeaufsichtigung  z.  B.  RElNCKK 
in  „Schriften  d.  V.  f.  S.",  1901  95)  S.  17.  Besondere  schlechter  gestellte 
Leute,  Handwerker,  Arbeiter  und  dcrgl.  müssen  oft  durchaus  zu  guter  Be- 
handlung von  Wobnnugen  angebalten  werden. 

-)  In  welchen  u.  a.  auch  die  Augabe  der  Zweckbestimmung  der 
einzelnen  Räume  vor  Erteilung1  der  Erlaubnis  zur  Benutzung  verlangt  werden 
muss.  Cfr.  über  Bauordnungen  besonders  Schilling  und  Stübbkn  in 
„Schriften  d.  V.  f.  S  ",  1901  (95)  S.  187  f. 
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dichter  Bebauung  entgegentreten.  Sehr  wichtig  ist  natürlich  eine 
gute  Wohnungsstatistik.  Letztere  bildet  eine  Grundlage  für  die 
Besserung  der  Wohnungsverhältnisse.  Das  Vermieten,  Weiterver- 
mieten, die  Arbeiterwohnungen  etc.  sind  streng  zu  kontrollieren. 
Selbstredend  müssen  alle  Bestimmungen  in  praxi  auch  möglichst  zur 
Anwendung  gebracht  werden,  denn  dass  z.  B.  Bestimmungen  über 
den  Minimalluftraum,  die  Beschaffenheit  der  Wohnungen  etc.  bloss 
vorhanden  sind,  ist  ja  selbstredend  nicht  genügend.  Wie  man  in 
England  beobachtet  hat,  scheint  in  der  Wohnungsfrage  bei  den 
vielen  Schwierigkeiten,  welche  jene  Frage  bietet,  die  Tendenz  zu 
bestehen,  für  strikte  Ausführung  der  Gesetze  nicht  die  gehörige 
Sorge  zu  tragen. 

Den  Bedingungen  des  Mietkontraktes  und  der  An- 
gemessenheit der  Mietpreise  rauss  seitens  der  Gesetzgebung 
möglichst  Aufmerksamkeit  zugewandt  werden,  da  besonders  der 
r kleine  Manir  sonst  gar  zu  leicht  beeinträchtigt  werden  kann. 

Durch  Verbilligung  und  Verbesserung  des  Verkehrs- 
wesens kann  das  Wohnen  in  den  Vororten  erleichtert  werden.  Wenn 
das  Verkehrswesen  den  Privatpersonen  ganz  entzogen  wird  und  bei 
dem  Staate  und  den  Gemeinden  ruht,  so  ist  die  Billigkeit  noch 
mehr  garantiert. 

Im  Jahre  1891  ist  in  Berlin,  wie  das  eventuell  in  anderen 
Hauptstädten  auch  geschehen  sollte,  eine  Zentralstelle  für 
Ar  heiter  wohlfahrtseinrichtungen  geschaffen  worden,  aus  deren 
Konferenzen  schon  eine  Keihe  technisch  und  sozialpolitisch  be- 
lehrender und  anregender  Schriften1)  hervorgegangen  sind,  die  ein 
umfassendes  Material  über  die  bisherigen  Bestrebungen  auf  diesem 
Gebiete  bieten. 

Der  Bericht  über  die  A  u  s  s  t  c  1 1  u  u  g  v  o  n  P 1  ä  n  e  n  v  o  n  A  r  b  e  i  t  c  r  - 
Wohnungen,  der  von  der  Zentralstelle  ausgegeben  ist.  bietet  eine 
reiche  Mannigfaltigkeit  von  ausgezeichnet  übersichtlichen  Zeichnungen, 
die  es  auch  dem  Nichttechniker  erleichtern,  sich  Uber  die  Frage  zu 
informieren. 

Zur  richtigen  Lösung  der  Arbeiterwohuungsfrage  müssen  nicht 
allein  Unternehmer.  Mediziner,  Architekten  etc.,  sondern  auch  die 
Arbeiter  selbst  gehört  werden,  was  bisher  vielfach  unterblieben  ist. 

„Schriften  der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohl  fahrts- 
ein rieh  tu  ngen",  Berlin  1892. 
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3.  Dem  ununterbrochenen  Steigen  der  Mietpreise  konnte  ent- 
gegengewirkt werden,  wenn  es  geliugen  würde,  die  durch  Spekulation 
bis  zu  einer  oft  schwindelhaften  Höhe  emporgetriebenen  Bauplatz- 
preise herunter  zu  drücken. 

Wo  es  kein  Enteignuugsrecht1)1)  gibt,  da  haben  sogar 
die  Gemeinden  unter  überspannten  Monopolpreisen  zu  leiden,  wenn 
sie  bei  beabsichtigten  Stadterweiterungen  Land  zur  Anlage  von 
Strassen,  Plätzen  oder  dergl.  erwerben  müssen.  Wenn  ausser  dem 
Enteignungsrecht  für  jene  Immobiliengruppen  nun  auch  ein  Ent- 
eignungsrecht der  Gemeinden  für  das  an  beiden  Seiten  der  neuen 
Strassen  und  Plätze  befindliche  Land,  auf  welchem  Gebäude  her- 
gestellt werden  sollen,  geschaffen  werden  würde,  so  dass  die  Ge- 
meinde Eigentümerin  des  Baulandes  und  dasselbe  nur  gegen  eine 
jährliche  Rente  als  Baugrund  abgeben  würde,  so  dass  die  Er- 
bauer der  Gebäude  eben  nur  Eigentümer  der  Bauten  wären,  dann 
würden  die  Grundstücke  und  mit  ihnen  die  Wohnungsniietpreise 
niedriger  werden  als  bisher.  Die  Gemeinde  und  die  Erbauer  der 
Gebäude  müssten  sich  dann  Uber  einen  gewissen  Mietzins  in  Pro- 
zenten vom   aufgewandten  Kapital  kontraktlich  einigen  und  bei 

*)  Für  Deutschland  besteht  noch  kein  einheitliches  Expropriations- 
gesetz, wohl  aber  für  Preussen.  „Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grund- 
eigentum" vom  11.  Juni  1874,  Berlin  1874,  S.  3  f.;  vergl.  auch  Debkbuhg, 
„Lehrbuch  des  preussischen  Privatrechte",  3.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  66  f.;  ferner 
Stobbe,  „Handbuch  de«  deutschen  Privatrechte",  Bd.  II,  S.  166  f.;  Zandek, 
„Handbuch  der  preussischen  Gesetze  über  die  Enteignung  von  Grund- 
eigentum", Breslau  1881;  Sikbkk,  „Das  Recht  der  Expropriation  etc.". 
Zürich  1889;  Seydel,  „Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grundeigentum" 
vom  11.  Juni  1874,  Berlin  1887;  Conrad,  „Handwörterb.  der  Staatew/4, 
Jena  1891  (Enteignung),  ('fr.  über  Zwangsenteignung  in  Kussland: 
X.  Band  der  Reichsgesetze,  T.  1,  Art.  575—602  (russisch);  ferner  auch 
Sammlung  von  Senatseutscheidungen  etc.,  St.  Petersburg  1893 
(russisch). 

-)  Im  Jahre  1897  ist  eine  Entscheidung  von  weitreichender  Be- 
deutung für  die  Stadtverwaltungen  erfolgt.  Bisher  konnten  städtische 
Immobilien,  deren  man  entweder  zu  Bauzwecken  oder  zur  Regulierung  des 
Terrains  bedurfte,  nur  nach  vorhergegangener  jedesmaliger  Allerhöchster 
(»enehinigung  expropriiert  werden.  Nach  einer  neuerdings  erfolgten  Er- 
läuterung sind  die  städtischen  Kouimunalverwaltungen  berechtigt,  über 
solchen  luimobilienbesitz  selbständig  zu  verfügen.  Die  Kommunal- 
verwaltuniren  haben  sich  lediglich  an  die  von  den  Gouverneuren  bestätigten 
Taxationen  solcher  Grundstücke  zu  halten. 
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event.  Nichteinhaltung  jenes  in  das  Grundbuch  einzutragenden  Kon- 
traktes das  Recht  der  Vcräusserung  der  Gebäude  und  der  ander- 
weitigen Vergebung  des  supertiziarischen  Rechtes  an  .jenen  Bau- 
grtiuden  besitzen. 

Bei  der  Enteignung  können  nur  diejenigen  Werte  ersetzt 
werden,  welche  sich  aus  der  gegenwärtigen  Benutzung  der  Grund- 
stücke herleiten  lassen.  Die  Konsequenz  einer  solchen  Prozedur 
würde  eine  Verhinderung  der  mühelosen  Bereicherung  der  Besitzer 
der  betreftenden  LandstUcke,  wie  erwähnt,  ein  Herabgehen  der  Miet- 
preise und  auch  zur  Folge  haben,  dass  sich  die  Baustellenspekulanten 
andere,  das  Geraeinwohl  weniger  schädigende  Gebiete  für  die  Be- 
tätigung ihrer  ^Talente**  suchen  müssten.  Ferner  würden  die 
niedrigen  Mietpreise  in  den  neuen  Häusern  auch  die  Mieten  der 
älteren  Gebäude,  wenn  auch  nur  allmählich,  herabdrUcken. 

Den  Versuchen,  auf  diesem  oder  auch  nur  einem  ähnlichen 
Wege  einer  Steigerung  der  Mietpreise  entgegenzutreten,  sollte 
möglichst  viel  Aufmerksamkeit  zugewandt  werden. 

Als  unbeschränktes  Verfügungsrecht  über  eine  Sache  und  deren 
Früchte,  einschliesslich  des  Rechtes,  jeden  fremden  Eingriff  in  diese 
unbedingten  Dispositionsbefugnisse  zurückzuweisen,  hat  das  Eigentum 
noch  in  keinem  Staate  bestanden,  noch  bestehen  können.  Das 
öffentliche  Interesse  der  Menschheit  ist  mit  unbeschränktem  Ver- 
fügungsrecht Uber  Grund  und  Boden  absolut  unvereinbar,  und 
daher  bestehen  denn  auch  Gesetze  Uber  Zwangsenteignungen, 
ferner  Grundsteuern  (Entziehung  eines  Teiles  der  Fruchterträge), 
Waldschutzgesetze,  Verkoppelungen,  Baupolizeiordnungen1)*)  etc. 

Die  bestimmten,  dauernden  Nutzungsrechte  des  Einzelnen  an 
Grundstücken,  welche  das  Charakteristikum  des  Privateigentums  an 
Grund  und  Boden  bilden,  werden  mit  steigendem  öffentlichen  Interesse 
zweifellos  Beschränkungen  erdulden  müssen. 

')  Stenographische  Berichte  des  Preussischen  Hauses  der 
Abgeordneten,  1893,  S.  2223. 

*)  ffr.  z.  B.  die  „Baupolizeiordnung  für  die  Vororte  von 
Berlin"  vom  5.  Dezember  1892,  Berlin  1893;  ferner  „Die  Berliner 
Vororte  und  Bauordnung"  vom  5.  Dezember  1892  und  die  „Lex 
Adickes",  gesammelte  Aufsätze  und  Äusserungen  der  Presse,  Berlin  1894. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  C.  Bd.  24 
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Das  Recht,  in  dauernde  Nutzungsrechte  des  Einzelindividuums 
an  Grund  und  Boden  beschrankend  oder  aufhebend  einzugreifen,  niuss 
den  Kommunen  und  staatlichen  Gewalten  natürlich  im  Falle  der 
Notwendigkeit  zustehen,  und  es  ist  eine  Pflicht  des  Staates  und  der 
Kommunen,  auch  in  dieser  Beziehung  für  das  Wohl  der  Allgemein- 
heit möglichst  Sorge  zu  tragen. 

Die  Gefahren,  welche  durch  die  Zusammen  drangung  der 
Bevölkerung  in  vieletagigen  Mietshäusern  hervorgerufen 
werden,  hat  man  jetzt  immer  allgemeiner  erkannt.  Zwar  ist  angeführt 
worden,  dass  z.  B.  die  Sterblichkeit  in  Berlin  trotz  zunehmender 
Dichtigkeit  des  Wohuens  vom  Jahre  1816 — 1891  von  30,19  auf 
21,82  °l00  gesunken  ist,  aber  wie  es  mit  dem  Allgemeinbetinden  der 
Einwohnerschaft,  mit  der  Entwicklung  der  die  Arbeitsfähigkeit 
untergrabenden  Nervosität,  der  Kränklichkeit  und  Schwäche  im  all- 
gemeinen, mit  den  Augenleiden  und  dergl.  steht,  darüber  schweigt 
die  Statistik. 

Will  man  zu  Gunsten  der  Mietskasernen  etwa  anführen, 
dass  letztere  gegenüber  der  englischen  Villen  bebaoung  den 
Vorzug  haben,  dass  sie  Reiche  und  Arme,  Gebildete  und  weniger 
Gebildete  mehr  in  Berührung  bringen,  vielerlei  Gelegenheit  zur  Aus- 
übung von  Wohltätigkeit  geben  und  so  von  günstigem  Einflüsse  seien, 
so  dürfte  doch  auch  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  ein 
solcher  Einfluss  doch  nur  einen  zufälligen,  nicht  systematische!» 
Charakter  trägt  und  daher  schwerlich  in  sehr  grossem  Mafse  für  das 
Wohl  der  niederen  Klassen  in  Betracht  kommt. 

Man  hat  in  Deutschland  in  mehreren  grösseren  Städten  be- 
kanntlich versucht,  durch  Reform  der  Baupolizeiordnungeu 
eine  Beschränkung  und  Erschwerung  der  Mietskasernen  und  eine 
Erleichterung  des  Baues  kleiner  Gebäude  zu  bewirkeu  und  dadurch 
einem  gefahrlichen  Wachstum  der  Bodenpreise,  welch'  letztere  durch 
da*  baupolizeilich  gestattete  Mals  der  Ausnutzung  der  Grundstücke 
wesentlich  bestimmt  werden,  soweit  es  durch  solche  Massnahmen 
möglich  ist.  entgegenzutreten.1) 

Aber  eine  besonders  im  Interesse  der  weniger  bemittelten 
Klassen  so  sehr  erwünschte,  weniger  gedrängte  Bebauung  wird  wohl 

!)  ..Entwurf  ci n es  Gesetzes,  betreffend  die  Erleichterung 
von  Stadt  er  weit  er  untren",  No.  5  der  Drucksachen.  Session  1892/93. 
PreuB*.  Herrenhaus.  ..Beirründunir.  8.  10  ff. 
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nur  dann  erst  Platz  greifen,   wenn   auch  noch  andere  Schritte 

gegen  das  zu  äusserster  Ausnutzung  der  Baugrundstücke  anreizende 

Steigen  der  Bodenpreise  getan  werden. 

In  Betracht  kommen  in  dieser  Beziehung  derartige  Massnahmen, 

welche  auf  die  möglichste  Vermehrung  der  Zahl  der  zu  Bauzwecken 

benutzbaren  Grundstücke  ausgehen  und  dadurch  der  Bildung  hoher 

Monopolpreise  für  Grundstücke  in  Städten,  insbesondere  in  grossen 
« 

Städten,  wenigstens  in  gewissem  Grade  entgegentreten. 

In  sehr  vielen  Stadtgebieten,  die  verschiedenen  Besitzern  ge- 
hörige Grundstücke  aufweisen,  hat  es  sich  als  Übelstand  fühlbar 
gemacht,  dass  es  keine  gesetzlich  anerkannte  zwangsweise 
Umlegung  der  Grundstücke  für  Bebauungszwecke,  ähnlich  der 
in  Bezug  auf  landwirtschaftliche  Zwecke  bestehenden  zwangsweisen 
Zusammenlegung  von  Grundstücken  (Konsolidation),  gibt.  Durch 
ein  Gesetz,1)  welches  den  Gemeinden  das  Recht  erteilt,  sogenannte 
Fluchtlinienpläne  zu  entwerfen  und  dieselben  durch  „Enteignung 
des  Strassentcrrains"4  zu  realisieren,  wird  noch  kein  derartiger  Ein- 
fluss  auf  die  neben  den  Strassen  belegenen^Baugrundstücke  ausgeübt, 
dass  eine  gesunde,  zweckmässige  Bebauung  erreicht  wird,  denn  selten 
werden  die  Baugrundstücke  durch  die  neuen  Strassen  so  zweckmässig 
geschnitten.  Äusserst  selten  kommt  es  schon  vor.  dass  durch  Nor- 
mierung neuer  „Fluchtlinien*  rechtwinklige  Grundstücke  entstehen, 
obgleich  solche  wohl  als  erste  Voraussetzung  für  eine  rationelle 
Bebauung  anzusehen  sein  dürften.  Gewöhnlich  werden  die  Bau- 
grundstücke durch  die  neuen  Strassen  unter  schiefen  Winkeln 
geschnitten  und  bleiben  auch  sehr  oft  zur  Bebauung  nicht  gross 
genug.  Dadurch  entsteht  dann  das  Bedürfnis  nach  einer  rationellen 
Umlegung  sämtlicher  für  das  betreffende  Gebiet  in  Betracht  kommender 
Grundstücke,  die  ohne  Vorhandensein  eines  Gesetzes  über  zwangs- 
weise Umlegung  nur  in  dem  Falle  erreicht  werden  kann,  wenn 
sämtliche  Eigentümer  dazu  bereit  sind.  Die  Nichteinwilligung  eines 
einzelnen  Grundbesitzers  aber  kann  eine  vernünftige  Bebauung  zur 
Unmöglichkeit  machen. 

Die  aus  Gewinnsucht  etc.  entstandene  Weigerung  der  Besitzer 
von  Grundstücken,  einer  „Umlegung1  letzterer  zuzustimmen  und  die 
Grundstücke  anders  als  gegen  einen  den  tatsächlichen  Wert  sehr 

*)  ,.Preuss.  Gesetz"  vom  2.  Juli  1875. 

94* 
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bedeutend  übersteigenden  Preis  zu  veräusseru,  kann  unter  Umständen 
eine  sehr  beträchtliche  Erhöhung  der  (irundstück preise  in  dem 
betreffenden  Baugebiet  bewirken. 

Für  den  Staat  und  die  Gemeinden  ist  es  von  hohem  Interesse, 
die  Preise  der  Baustellen  nach  Möglichkeit  niedrig  zu  halten,  den 
Bau  von  kleinen  Häusern  so  viel  wie  möglich  zu  begünstigen  und 
einer  grossen  Spekulation  in  Baugrundstücken  nach  Kräften  ent- 
gegen zu  wirken.  Eine  solche  Spekulation  wird  um  so  schwieliger, 
je  grösser  die  Anzahl  der  zum  Verkauf  bestimmten  Baugrundstücke 
ist,  und  bei  zwangsweiser  Umlegung  wachst  die  Zahl  jener  Grundstücke. 

Solange  es  kein  Gesetz  gibt,  durch  welches  ein  Zwang  in 
Bezug  auf  die  Umlegung  von  Grundstücken  für  Bebauungszweeke 
ausgeübt  werden  kann,  solange  kann  die  Bebauung  von  zur  Be- 
bauung geeignetem  Gebiet  durch  Egoismus,  Habsucht  oder  Ab- 
wesenheit der  Besitzer,  durch  hypothekarische  Belastung  etc.  gehindert 
werden.  Aus  letzteren  Ursachen  erklärt  sich,  dass  es  in  der  Uni- 
gegend grosser  Städte  oft  grosse  Gebiete  gibt,  welche,  obgleich  sie 
sich  zu  Bebauungszwecken  sehr  gut  eignen  würden,  tatsächlich  doch 
nicht  benutzt  werden  können,  wodurch  denn  der  übrige  Grund 
und  Boden  besonders  verteuert  und  die  Anlage  von  gesunden  und 
nicht  engen  Bauten  verhindert  wird. 

Wurden  die  Konsequenzen  nun  auch  schon  seit  längerer  Zeit 
in  der  Literatur1)  und  auf  Versammlungen  des  Verbandes  deutscher 
Architekten  und  Ingenieurvereine  (1874)  und  des  Vereins  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege2)  erörtert  (1885),  hat  die  Gesetzgebung  sich 
auch  schon  z.  T.  mit  Stadterweiterungsfragen  beschäftigt  und  gibt 
es  auch  schon  Fluchtlinien-  und  Baugesetze  in  Preussen  (1875). 
Hessen  (1875  und  1881).  EIsass-Lothringen  (1875),  Hamburg 
(1892), 3)  so  ist  es  besonders  doch  erst  der  weiterhin  skizzierte  Ge- 

l)  Baumkistkr.  „Stadtenveiterungeu  in  technischer,  baupolizeilicher 
und  wirtschaftlicher  Beziehung".  Berlin  1876.  S.  384-394:  ferner  Stubben. 
„Der  Städtebau-,  Darmstadt  1890.  S.  286—298. 

J)  Cfr.  Stübbkn,  S.  553—555,  ferner  auch  8.  530;  dann  Drucksachen 
des  „Preussischcn  Herrenhauses",  Session  1892/93,  No.5,  Anhang  No.l, 
uud  Mkyn.  ..Stadterweiterungen  in  rechtlicher  Beziehung",  Berlin  1893. 
S.  14  u.  84  ff. 

3)  „besetz  vom  1.  Januar  1893-  (Hamburgisches  Gesetz- 
blatt 1893,  Xo.  1).  betreffend  den  Bebauungsplan  für  die  Vororte  auf  dem 
rechten  Elbufer,  §  9;  „Mitteilung  des  Senat»  an  die  Bürgerschaft" 
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setzesentwurf  des  Oberbürgermeisters  Ajiickkh  gewesen,  welcher 
eine  allgemeine  Erleichterung  der  Stadterweiterungen  und  eine  Ab- 
hilfe jener  Übelstande  in  Deutschland  bewirken  sollte.1) 

Gerechtfertigt  erscheint  ein  Eingriff  seitens  der  Gesetzgebung 
u.  a.  auch  dadurch,  dass  der  durch  das  Anwachsen  der  Bevölkerung, 
besonders  der  grösseren  Städte,  bedingte  Umwandlungsprozess  von 
Acker-  und  Gartenland  in  Hauland  ein  Vorgang  von  so  eminent 
grossem  öffentlichen  Interesse  ist,  dass  derselbe  der  Willkür  von 
privaten  Personen  nicht  überlassen  werden  darf,  sondern  öffentliche 
Regelung  erforderlich  macht.  Letztere  ist  um  so  weniger  bedenklich, 
als  ja  jener  Vorgang  für  den  Eigentümer  unter  allen  Umständen  als 
mit  erheblich  unverdientem  Gewinn  verbunden  ist. 

vom  23  April  1890  (No.  55),  enthaltend  den  Gesetzentwurf  nebet  Be- 
gründung. Cfr.  ferner  No.  127  vom  29.  Juni  1892;  „Mitteilung  der 
Bürgerschaft  an  den  Senat"  vom  28.  Oktbr.  1891  und  12.  Dezbr.  1892. 
Berichte  des  Bürjrerschafts-Ausschusses  vom  September  und  Ok- 
tober 1891  (No.  60  u.  63)  und  November  1892  (No.  56). 

Das  Hamburgische  Gesetz  vom  1.  Januar  1893  (§  9)  —  cfr. 
auch  Meyn,  „Stadterweiterungeu  in  rechtlicher  Beziehung",  Berlin  1893, 
S.  11  u.  81  —  ist  nicht  nur  auf  deutschen  Boden,  sondern  überhaupt  da* 
erste,  welches  Bestimmungen  über  die  zwangsweise  Umlegung  städtischer 
Grundstücke  enthält.  Ist  dasselbe  daher  schon  an  und  für  Bich  von  Interesse, 
so  noch  mehr  deshalb,  weil  es  dem  ADiCKES'schcn  Gesetzentwurf  z.  T.  zur 
Grundlage  gedient  hat. 

1)  Cfr.  „Bericht  der  Kommission  für  Vorbereitung  des  An- 
trages AWCKE8,  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  die  Erleichterung 
von  Stadterweiterungen  betreffend",  No.  5  der  Drucksachen, 
Session  1892/93,  No.  59.  Preussisches  Herrenhaus,  S.  1—30.  Fassung 
nach  der  2.  Lesung,  S.  31—57;  „Stenographische  Berichte  des 
Preussischen  Hauses  der  Abgeordneten",  1894,  No.  18,  S.  805  -808: 
ferner  „Stenographische  Berichte  des  Preussischen  Herren- 
hauses", 11.  Sitzung  vom  19.  April  1893,  S.  161—170,  sowie  „Steno- 
graphische Berichte  des  Herrenhauses",  3.  Sitzung  vom  18.  Januar 
1894,  S.  11 — 32;  auch  „Stenographische  Berichte  des  Preussischen 
Hauses  der  Abgeordneten",  1893,  74.  Sitzung,  S.  2207  ff.,  S.  3009  ff., 
1894,  No.  103,  S.  1761  ff. 

Der  schnell  berühmt  gewordene  „Gesetzentwurf"  des  Oberbürger- 
meisters Adickkb  wurde  vom  Herrenhause  aeeeptiert,  blieb  im  Abgeordneten- 
hause stecken  und  wurde  dann  noch  weiter  diskutiert. 

Vergl.  auch  das  Gesetz  von  1896  für  Baden  und  von  1900  für 
Sachsen  und  die  Arbeit  von  Stubben,  „Der  Stadterweiterungsplan  und 
seine  Durchführung"  in  „Schriften  d.  V.  f.  Sozialp.",  1901  (95)  S.  113  ff 
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In  Bezug  auf  die  beiden  Hauptgedanken  des  betreifenden 
Gesetzes  oder  Gesetzentwurfes  ist  auch  zu  erwähnen,  dass  es,  so- 
weit es  sich  um  eine  zwangsweise  rUmlegungu  handelt,  als  ein 
Versuch  auf  einem  ganz  neuen  Gebiet  anzusehen  ist,  während 
die  sogenannte  „Zonencntcignunga  eine  in  Belgien1)  seit  1858  bezw. 
1867,  in  Italien2)  seit  1865  bestehende,  in  ersterein  Lande  unter 
dem  Namen  rexpropriation  par  zones"  bekannte,  bereits  bewährte 
Institution  ist.  In  letzterem  Staate  ist  das  Priuzip  der  Zonen- 
cnteignuug  mit  ausgezeichnter  Klarheit  zur  Durchführung  gebracht, 
dagegen  ist  dasselbe  in  Belgien  am  vollkommensten  entwickelt.8) 
Nach  dorn  AmcKKs'schen  Entwurf4)  soll  in  Stadtgemeinden  mit 
mehr  als  10000  Einwohnern  behufs  Erschliessung  oder  zweck- 
mässiger Gestaltung  von  Baugelände  in  einem  überwiegend  un- 
bebauten Teile  des  Gemeindegebietes  nach  endgültiger  Feststellung 
eines  Fluchtlinieuplanes  die  Um  legung5)  (Ycrkoppelung,  Kon- 
solidation) von  Grundstücken  verschiedener  Eigentümer  2  18) 
zwangsweise  verfügt  und  zu  gleichem  Zweck,  sowie  behufs  Ver- 
besserung der  Verhältnisse  bebauter  Teile  des  Gemeindegebietes,  das 

')  Gesetz  vom  1.  Juli  1858  und  15.  November  1867,  betreffend  die 
Zonenenteignung.  Erläuterung  des  letzteren  Gesotzcs  (cfr.  AnnaleB  de 
travaux  publica  de  Belgique,  1867,  S.  310).  Laveleye,  „Expro- 
priation par  zoneB".  1863;  cfr.  auch  „Mouiteur  des  interets 
materiels",  Bruxelles  1863  (No.  13—16,  21,  23);  Bocuart,  „De  l'ex- 
propriation  par  zones",  1865;  Clocukrk,  „Revision  de  lois  Bur  l'expropriation", 
1865;  Laurent.  „De  l'expropriatiou  par  zones",  Belgique  judiciaire,  t.  XXIV 
(1866),  S.  467—490;  Voituron,  „De  l'expropriation  par  zonea",  Belgique 
judiciaire.  t.  XXIV.  S.  385—389;  Olin,  „De  l'expropriation  par  zones",  1866; 
„Bulletin  communal  de  la  ville  de  Bruxelles'',  1866  etc.,  S.  123 
bis  182;  Picard,  „Traite  generel  de  l'expropriation  pour  utilite  publique", 
1875—1876;  „Paudectes  beiges",  t,  XXXXI  (1892),  „Expropriation 
par  zones,  8.  226—647." 

,J)  Enteignungsgesetz  vom  25.  Juni  1865,  Art.  22.  —  „Kaccolta 
ufficiale  delle  leggi",  1865,  No.  2359;  Sarbatini,  „Legge  sulle  expro- 
priazioui  per  causa  utilita  publica",  I.  1882,  II.  1887. 

8)  Mkyn,  „Stadterweiterungen  etc.",  8.  48  ff. 

4)  Cfr.  „Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  Stadterweit erungeu 
und  Zonenenteignungen".  Prcuss.  Herrenhaus,  Drucksachen  No.  26, 

S.  1-10,  Session  1894. 

&)  Vergl.  auch  Sitbhkn  in  rSchriften  d.  V.  f.  Sozialp.u,  1901  (95) 
S.  151  ff. 


Digitized  by  Google 


Gistav  Sodoffsky:  Zur  Darlegung  u.  Lösung  d.  Wohnungsfrage.  375 


Kecht    der  Zoneneuteignung  19-22)   verliehen  weiden 

können  ($  1). 

Durch  ein  derartiges  oder  ähnliches  Gesetz  würde  der  schäd- 
lichen Spekulation  mit  Bauplätzen,  die  oft  als  „Grundstückswucher-1 
bezeichnet  werden  kann,  wie  gesagt,  zweifellos  entgegengewirkt 
werden  können,  und   die  Preise  der  Bauplätze  würden  sinken. 

Durch  Verhilligung  der  Bauplätze  würde  es  auch  industriellen 
Unternehmen,  die  sich  nicht  auf  ländlichem  Gebiet  befinden,  möglich 
werden,  ihre  Produkte  billiger  zu  stellen  und  dadurch  deren  Absatz- 
fähigkeit zu  erhöhen. 

Es  würde  möglich  werden,1)  geräumigere  Wohnungen  als 
bisher  und  insbesondere  Arbeiterwohnungen  herzustellen,  weil  die 
Kommunen,  wenn  sie  in  dem  Besitz  der  Bauplätze  gelangt  sind, 
dieselben  zu  einem  mässigen  Preise  wieder  abgeben  können. 

Eine  Gefahr  seitens  der  Gemeinden.  Bauspekulant  im  schlechten 
Sinne  zu  werden,  d.  h.  aus  egoistischen  Gründen  zur  Verteuerung 
der  Grundstücke  beizutragen,  dürfte  bei  richtiger  Zusammensetzung 
der  Stadtverwaltung  im  allgemeinen  nicht  zu  befürchten  sein.  Eine 
Entschädigung  an  die  betreffenden  Grundbesitzer,  deren  Besitz  dem 
l'mfange  nach  durch  die  Anlage  von  Srrasseu  doch  oft  bedeutend 
geschmälert  wird,  erscheint  mir  erforderlich,  wenngleich  allerdings 
nicht  zu  übersehen  sein  durfte,  dass  durch  Anlage  von  Strassen  die 
anliegenden  Grundstücke  im  allgemeinen  im  Werte  zu  steigen  pflegen. 

Nicht  allein  die  bemittelten,  sondern  auch  die  weniger  bemittelten 
Klassen  der  Bevölkerung  wollen  heute  besser  und  gesunder  wohnen 
als  früher,  und  man  wird  ihnen  das  Hecht  dazu  nicht  absprechen 
können,  ja  es  erscheint  im  Interesse  des  Staates  und  der  Kommunen, 
die  Besserung  der  Wohnungsverhaltnisse  auf  alle  Art  anzustreben 
und  zu  unterstützen. 

Eine  Schwierigkeit  bei  der  städtischen  Tmlegung  be- 
steht in  der  Wertbestimmung,  da  die  neue  Verteilung  der  Grund- 
stücke ja  nicht  nach  dem  Flächeninhalte,  sondern  nach  dem  Werte 
der  bisher  besessenen  Gebiete  bewirkt  wird;  aber  wie  das  bei  der 
Durchführung  des  Gesetzes  über  die  Enteignung  vom  11.  J  uni  1874  2) 
möglich  ist,  so  wird  das  ja  auch  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  un- 

')  „Stenographische  Berichte  des  Deutschen  Herreu- 
hauses'', Session  1892/93,  S.  2224. 

2)  Cfr.  Skydkl,  „Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grundeigentum". 
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möglich  sein:  und  es  muss  auch  noch  hesunders  hervorgehoben  werden, 
dass  jene  Wertbestimmungen.  die  bei  dem  Enteignungsgesetz  Platz 
gegriffen  haben,  bisher  nicht  zu  erheblichen  Klagen  Veranlassung 
gegeben  haben. 

Damit  die  Anwendung  des  Gesetzes  nicht  Uber  das  vorhandene 
Bedürfnis  ausgedehnt  wird,  bezieht  sich  der  Entwurf  uur  auf  Städte 
von  mehr  als  10000  Seelen,  wogegen  es  Klr  andere  Gemeiuden  und 
Städte  von  weniger  als  10000  Seelen  einer  besonderen  Kabiuets- 
ordre  bedarf,  um  die  Anwendung  des  Gesetzes  zu  ermöglichen. 

Die  zwangsweise  l'mlegung  beschränkt  sich  ferner  auf  be- 
stimmte, durch  projektierte  Strassen,  örtliche  Lage  und  durch  andere 
Erkennungsmerkmale  abgegrenzte  Gebietsteile. 

DicZonenenteignung,  die  für  1)  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  etwas  Neues  bedeutet, 
ist  anderwärts  ursprünglich  aus  dem  Wunsche  entstanden,  in  alten, 
verbauten,  ungesunden  Stadtquartieren  durch  Enteignung  des  zur  An- 
lage von  neuen  Strassen  notwendigen  Terrains  und  zugleich  durch 
Enteignung  des  danebenliegenden  Baulandes  eine  rationelle  Bebauung 
ohne  unverhältnismässige  Kosten  bewirken  zu  können.  In  Deutsch- 
land soll  die  Zonenenteignung  nicht  allein  für  bebaute,  sondern  auch 
für  unbebaute  Gegenden  rechtlich  Geltung  haben.  Ein  Schutz  der 
Interessenten  soll  dadurch  gewährt  werden,  dass  keine  Zonenenteig- 
nungeu  ohne  Genehmigung  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten 
und  des  Ministers  des  Innern  stattfinden  sollen,  und  ferner 
dadurch,  dass  die  Gesamtheit  der  beteiligten  Interessenten,  auch 
wenn  die  Zonenenteignung  genehmigt  ist,  das  Recht  hat,  die  Strasse 
selbst  durchzulegen,  die  Grundstücke  selbst  umzulegen,  selbst  zu 
verkaufen  und  selbst  zu  bebauen.  So  können  die  Interessenten  also 
der  Gemeinde  die  Erledigung  der  Angelegenheit  aus  der  Hand  nehmen. 
Einen  solchen  Schutz  gewähren  die  Gesetzgebungen  der  anderen 
Länder  nicht. 

Wenn  durch  das  Gesetz  nach  dem  obigen  Plau  auch  vielleicht 
nur  zum  Teil  das  erstrebte  Ziel  orreicht  werden  würde,  so  sollte 
jedenfalls  in  der  Praxis  der  Versuch  nicht  gescheut  werden.1)*) 

')  Vergl.  auch  „Deutsche  Gemeinde-Zeitung",  Berlin  1893. 
S.  87.  213  u.  220;  ctr.  über  die  Enteignungsfrage  auch  z.B.  JlEIKB,  rDa« 
Recht  der  Expropriation".  Leipzig  18(»8,  §  7;  Lahallk,  „Das  System  der 
erworbenen  Rechte'-,  Bd.  I,  g  87;  Grüxhut,  „Entei<niung8rechtu,  Wien  1873: 
v.   Ron LANi»,   „Theorie  und   Praxis  des  deutschen   Enteignungsrechts  u, 
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Die  Ideen,  die  dem  AiiieKKs'sehen  Gesetzentwürfe  zu  Grunde 
liegen,  haben  z.  T.  bereits  in  Wien  praktische  Durchführung  er- 
fahren. Dort  besteht  z.  B.  ein  Landesgesetz,  nach  welchem  kein 
Gesuch  auf  Genehmigung  eines  Neubaues  angenommen  wird,  ehe 
nachgewiesen  worden  ist,  dass  die  betreffende  Baustelle  eine  zweck- 
entsprechende Gestalt  hat  und  rechtwinklig  zur  Strasse  liegt.  In 
Baden  ist  der  AincKKssche  Gedanke  der  Umlegung  nicht  zur  Aus- 
führung gelangt,  wohl  aber  sein  Gedanke  der  Zoneuenteignung. l) 

Der  Ai>K'KKH*sche  Gesetzentwurf  dürfte  als  ein  sehr  wichtiger, 
anerkennenswerter  Versuch  der  Erleichterung  der  Stadterweiterung 
und  der  Verbilligung  und  Verbesserung  der  Wohnverhältnisse  an- 
zusehen sein,  der  in  der  vorliegenden  oder  auch  in  mehr  oder 
weniger  modifizierter  Form  zur  Durchführung  gebracht  werden  sollte, 
auch  wenn  das  Rad  des  öffentlichen  Interesses  dabei  vernichtend 
Uber  das  Interesse  mancher  Privatpersonen  hinweggehen  sollte. 

Mit  Recht  sagt  Bikrmkk,  dass  in  der  Lex  Adickes  „ein  Uberaus 
wertvoller,  sozialpolitischer  Kern  stecke,  welcher  berufen  sei,  viel- 
leicht die  wesentlichste  Grundursache  der  heutigen  Wohnungsnot  zu 
beseitigen". 

Zur  Beseitigung  der  besonderen  Höhe  der  Mietpreise 
der  Wohnungen  in  allen  grossen  uud  wachsenden  Städten  hat 
man  verschiedene  Mittel  angewandt,  wenn  auch  mit  verschiedenem 
Erfolge.  Die  städtischen  Gemeinden  sind  ersucht  worden,  Bau- 
plätze zu  kaufen  und  auf  denselben  insbesondere  für  Arbeiter 
billige  Wohnungen  zu  errichten,  aber  dieser  Gedanke  hat  bisher 
leider  keinen  grossen  Anklang  gefunden. 

Von  Eiufluss  auf  die  Verbilligung  der  Wohnungen  für  arme 
Leute  in  London  ist  der  Ankauf  von  schlecht  erhaltenen  Häusern 
von  Seiten  verschiedener  Kapitalisten,  z.  B.  in  London,  auf  Ver- 
anlassung der  rühmlichst  bekannten  Octavia  Hill,  der  Bau  von 

Leipzig  1875;  Thiel,  „Expropriationsrecht  etc.41,  Berlin  1866;  Beseler, 
„Deutsches  Privatrecht",  §  92:  Bluktschli,  „Allgemeine  Staatslehre-4, 
Stuttgart  1875,8.293  ff.  -  „Preussisches  Herrenhaus",  Session  1892/93, 
Drucksache  No.  5,  Begründung  S.  10. 

2)  Cfr.  „Vossischo  Zeitung"  vom  24.  Dezember  1894;  ferner 
„Die  Berliner  Vororte"  Baupolizeiordnung  vom  5.  Dezember  1892  uud 
die  Lex  Adickes,  Berlin  1894,  S.  31. 

»)  Cfr.  „Soz.  Praxis",  1896,  S.  938. 
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Gebäuden  durch  Peabody  und  andere  Personen  gewesen.  Einerseits 
konnten  leicht  gute  Wohnungen  verhältnismässig  recht  billig  her- 
gestellt und  vermietet  werden  und  andererseits  hat  sich  jene  Kapital- 
anlage auch  gut  rentiert. 

Die  von  gemeinnützigen  Baugesellschaften  errichteten, 
billig  vermieteten  Häuser  sind  ihrem  Wesen  nach  natürlich  nur  in 
gewissem  Mafse  dazu  geeiguet,  die  Höhe  der  Mietpreise  herab- 
zusetzen. Von  Fabrikbesitzern  ist  nur  ein  kleiner  Teil  in  der 
Lage,  den  bei  ihnen  beschäftigten  Arbeitern  gute,  billige  Woh- 
nungen zu  schaffen.  Von  grösserem  Erfolge  sind  die  in  Eng- 
land öfters  durchgeführten  Verein  gun gen  von  Spar-  und  Bau- 
genossenschaften gewesen,  bei  welchen  die  Mitglieder  durch 
allmähliche  Amortisation  des  für  den  Hausbau  vorwendeten  Spar- 
kassenkapitals  Eigentümer  werden.  Eine  solche  Einrichtung  kommt 
aber  nur  für  diejenigen  zur  Geltung,  welche  viele  Ersparnisse  zu 
machen  vermögen. 

4.  Baugenossenschaften1)  werden  wohl  gewöhnlich  eine 
leidliche,  wenn  auch  meist  nicht  gerade  besonders  hohe  Verzinsung 
ihres  Kapitals  erzielen.  Solcher  Baugesellschaften  gibt  es  in  England, 
Frankreich,  Deutschland,  Italien,  Amerika  und  Australien 
nicht  wenig,  jedoch  haben  in  erster  Linie  die  beiden  ersten  Staaten 
und  Amerika  Erfolge  erzielt.  Das  erste  Beispiel  für  gemein- 
nützige Baugesellschaften  hat  Mülhausen1)  schon  vor  ca.  45  Jahren, 
d.  h.  noch  unter  französischer  Herrschaft  gegeben. 

Nach  dem  M U 1  h a u s e n e r  Beispiel  entstanden  in  Deutschland 
in  den  letzten  Jahren  zahlreiche  gemeinnützige  Vereine  und  Ge- 
sellschaften, Kolonien,  die  meist  aus  Einfamilienhäusern  mit  Gärtcheu 
bestehen.  Entschiedene  Erfolge  hatte  dieses  System  in  Ansiedlungen 
mit  ländlichem  Charakter  in  der  Nähe  grösserer  Fabriken  ausserhalb 
der  Grossstädte  oder  dort,  wo  man  für  schon  besser  gestellte  Familien 
baute,  weniger  bei  einer  mehr  städtischen  Arbeiterbevölkerung. 

Das  Muster  für  ihr  Vorgehen  fanden  die  Baugenossenschaften 
in  England.  Dort  haben  die  Genossensehaften  auch  nur  Einfamilien- 
häuser erbaut. 

In  Deutschland  errichten  einzelne  Baugenossenschaften  nur 
Mietwohnungen.    Die  Mehrzahl  der  Baugenossenschaften  errichtet 

»)  l  fr.  Ppkiffkr,  „Eigenes  Heim  etc.-.  1896,  S.  116, 
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Häuser  und  zwar  Einfamilienhäuser  mit  dem  Zwecke,  sie  nach  und 
nach  ins  Eigentum  der  Mieter  Ubergehen  zu  lassen. 

Ausgezeichnete  Erfolge  hatten  die  englischen  Baugenossen- 
schaften zu  verzeichnen,  insbesondere  die  Londoner. 

In  Amerika,  wo  der  Arbeiter  bekanntlich  relativ  sehr  gut 
bezahlt  wird,  haben  sich  die  Arbeiterbaugenossenschaften,  deren 
Häuser  im  Laufe  der  Zeit  ins  Eigentum  der  Arbeiter  Ubergehen,  gut 
bewährt,  und  mit  Hilfe  derselben  sind  z.  B.  in  Philadelphia  von 
"800000  Arbeitern  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  ca.  50000  Haus- 
besitzer geworden.  Auch  in  Deutschland  hat  dieses  System 
Erfolg  gehabt. 

Baugesellsehaften  als  Aktiengesellschaften  etc.  hat 

0 

man  auch  in  Russland  in  verschiedenen  Städten,  wie  z.  B.  St.  Peters- 
burg, Moskau,  Odessa,  Riga1)  und  Kiew. 

In  St.  Petersburg  bestehen  gegenwärtig  ca.  20  Institutionen, 
welche  den  städtischen  Armen  billige  Quartiere  gewähren.  In  Moskau 
werden  ca.  2673  Personen  unentgeltliche  Wohnungen  gewährt;  der 
Wert  der  betreffenden  Immobilien  beträgt  1  Million,  die  Ausgaben  für 
dieselben  95000  Rbl.  In  unentgeltlichen  und  billigen  Wohnungen 
werden  ca.  3920  Menschen  beherbergt;  der  Wert  der  betreffenden 
Immobilien  beläuft  sich  auf  2  Millionen,  die  Ausgaben  fitr  dieselben 
auf  125000  Rbl.  FUr  eine  so  reiche  Stadt  wie  Moskau  dürfte  die 
betreffende  Verpflegung  und  der  Wert  der  Immobilien  im  Vergleich  zu 
dem  in  London  Gebotenen  geringfügig  sein.  Unter  Berücksichtigung 
der  Bevölkerungsverschieden heit  in  Moskau  und  London  verhält 
sich  die  Zahl  der  in  Moskau  und  London  Versorgten  wie  1:10. 
Die  Werte  der  Immobilien  verhalten  sich  wie  1 :  6.  Seitens  einiger 
Mustermanufakturen  sind  in  St.  Petersburg.  Moskau  und  War- 
schau Normalarbeiterwohnungen  hergestellt  worden.8) 

*)  Leider  prosperiert  diese  Gesellschaft,  die  vor  einigen  Jahren  ge- 
gründet wurde,  nebenbei  bemerkt,  bisher  nicht  gut.  Nach  dem  Rechen- 
schafteberichte für  das  Jabr  1901  erwies  sich  für  das  abgelaufene  Geschäfts- 
jahr bloss  ein  Reingewinn  von  12356  Rbl.  95  Kop..  der  zu  Abschreibungen 
und  z.  T.  auch  zum  Vortrag  auf  Rechnung  des  Jahres  1902  verwandt 
wurde.  Eine  Dividende  gelangte  nicht  zur  Auszahlung,  (('fr.  Rig.  Tagebl. 

No.  117  vom  ?0'  fMa!  1902.) 

Juni 

^  Cfr.  Swjätlowsky,  ibid.  S.  61. 
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In  Fi nl and  sind  in  einer  Reihe  von  Städten  Baugesellschaften 
entstanden.  In  Tawastehus  wurde  eine  solche  Gesellschaft  im 
Jahre  1892  von  18  Arbeitern  und  Handwerkern  gebildet.  Das  Haus 
umfasste  10  Wohnungen  mit  allem  Zubehör,  18  wurden  von  den 
Teilnehmern  benutzt,  das  ly.  vermietet.1) 

Die  in  Deutschland  zur  Entwicklung  gelangten  Baugenossen- 
schaften sind  nach  dem  Muster  des  Kopenhagener  Arbeitervereins 
gebildet  wurden.  Die  Mitgliedschaft  der  Genossenschaft  wird  durch 
die  Zahlung  eines  geringen  Eintrittsgeldes  und  Übernahme  der  Ver- 
pflichtung erworben,  in  kleinen,  dem  Einkommen  der  Arbeiter  ent- 
sprechenden ratenweisen  Zahlungen  Geschäftsanteile  anzusammeln. 

Den  Baugenossenschaften  arbeiten  die  Konsumvereine 
in  die  Hände,  welche  den  Arbeitern  Gelegenheit  geben,  ihren  Spar- 
sinn auszubilden,  kleine  Summen  zu  ersparen  und  nach  einigen 
Jahren  Mitglieder  von  Baugenossenschaften  zu  werden. 

Die  Bedeutung  von  Baugenossenschaften  ist  eine  doppelte  — 
eine  praktische  und  eine  moralische.  Die  erstere  besteht  in  der  Ver- 
sorgung ihrer  Mitglieder  mit  guten  Wohnungen,  letztere  darin,  dass 
dieselbe  bei  Erfolgen  das  Zutrauen  der  Mitglieder  zur  eigenen  Kraft 
stilrkt  und  hebt,  den  Ehrgeiz  der  niedriger  steheuden  Klassen  anspornt 
und  so  zur  Hebung  der  untern  Klassen  auch  indirekt  beiträgt. 

Erstrebt  werden  in  Deutschland  im  allgemeinen  gegen- 
wärtig weniger  zum  Erwerb  seitens  der  Arbeiter  dienende  Gebäude 
(wie  das  die  Building  societies  bezwecken),  sondern  grössere  Miet- 
häuser, die  immer  im  Eigentum  der  Genossenschaften  bleiben,  in 
denen  die  Genossen  aber  sicher  und  unkündbar  wie  in  ihren  eigenen 
Häusern  wohnen  sollen,  solange  sie  ihreu  Verpflichtungen  den  Ge- 
nossenschaften gegenüber  nachkommen. 

5.  In  einem  neueren  Werke'2)  wird  im  allgemeinen  der  Ge- 
danke vertreten,  dass  es  gleichgültig  sei,  wer  den  Bau  von 
billigen  Wohnungen  unternimmt,  wenn  es  nur  Uberhaupt 
geschieht,  gut  und  praktisch  durchgeführt  und  in  gemeinnütziger 
Weise  verwaltet  wird.    Die  beste  und  natürlichste  Lösung  sei  die 

l)  ('fr.  „Russischer  Reichtum",  Aug.  1897  (russisch),  sowie 
„Notizblatt  der  Mosk.  Abteil,  d.  Kaiserl.  Ruas.  Techn.  Gesellsch.". 
1W8,  I— 11. 

*)  Pfeiffer,  „Ei «reu es  Heim  und  billige  Wohnungen".  18%,  S.  20  ff., 
ferner  S.  37  u.  30  ff. 
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Herstellung  guter  und  ausreichender  Wohnungen  für  alle  Arbeiter 
durch  die  Arbeitgeber.  .  .  Beherbergungszwang  Hesse  sich  aber  nur  auf 
ständig  angestellte  Arbeiter  anwenden,  deshalb  könne  dadurch  die 
Wohnungsfrage  nicht  gelöst  werden.  Leichter  als  ftlr  einen  Einzelnen 
oder  für  einen  Verein  sei  das  Kingreifen  durch  die  Gemeinde.  Ihr 
fehle  es  nicht  an  Personal,  das  die  technischen  und  wirtschaftlichen 
Kenntnisse  besitze,  um  den  Hau  von  Häusern  zu  leiten  und  deren 
Verwaltung  zu  besorgen.  Der  Gemeinde  stehen  meist  Grundstücke 
zur  Verfügung,  sie  könne  auch  leichter  als  ein  Privatmann  oder 
eine  Gesellschaft  die  erforderlichen  Terrains  erwerben.  Die  Gemeinde 
könne  durch  Erlass  entsprechender  Bauvorschriften  den  Bau  kleinerer 
Häuser  erleichtern.  Die  Gemeinden  hätten  bisher  aber  nur  sehr 
wenig  in  dieser  Beziehung  geleistet. 

Vom  Staate  werde  die  Wohnungsfrage  nicht  zur  Zufriedenheit 
aller,  sondern  nur  schablonenhaft  gelöst  werden  können.  Aber  der 
Staat  könne  durch  überwachende  und  fürsorgende  Tätigkeit  in  der 
Wohnungsfrage  etwas  tun.  In  England  hat  der  Staat  bisher  seine 
Tätigkeit  darauf  beschränkt,  sehr  billiges  Geld  zum  Bau  von  Arbeiter- 
wohnungen  zur  Verfügung  zu  stellen.  In  Frankreich  ist  den 
bauenden  Gesellschaften  nicht  allein  billiges  Geld  zugewandt  worden, 
sondern  ein  ,.Loi  relative  aux  habitations  ouvrieres*  vom  30.  No- 
vember 1894  versucht,  den  Bau  billiger  Wohnungen  auch  durch  Er- 
leichterungen und  Vergünstigungen  zu  fördern.  Bei  Mietbetragen 
bis  zu  einer  gewissen  Höhe  wird,  je  nach  der  verschiedenen  Grösse 
der  Gemeinden,  Steuerfreiheit  auf  fünf  Jahre  gewährt.  Es  findet 
eine  Befreiung  von  allen  zur  Erhebung  gelangenden  Gebühren  (taxes) 
statt.  Die  zur  Begründung  und  Auflösung  der  Gesellschaft  notwendigen 
Dokumente  sind  stempelfrei  und  gratis  auszufertigen  etc.  Für  ganz 
Frankreich  ist  eine  Zentralbehörde  (conseil  superieur)  für  den 
Bau  billiger  Wohnungen  eingesetzt  worden,  die  alle  auf  dieses  Ge- 
setz bezüglichen  Verordnungen  zu  erhissen  und  sich  mit  allen  ein- 
schlägigen Fragen  zu  befassen  hat;  ihr  habeu  alle  lokalen  Gesell- 
schaften jährlich  Bericht  zu  erstatten,  der  Conseil  hat  diese  Berichte 
zu  sammeln,  in  einer  Denkschrift  zu  veröffentlichen  etc. 

In  Deutschland  ist  gesetzgeberisch  bisher  auf  dem  Gebiet 
der  Wohnungsfrage  nur  wenig  geschehen.  In  Hessen  ist  am 
15.  Marz  1894  ein  Gesetz  bestätigt  wurden,  durch  welches  gemein- 
nützige Gesellschaften,  welche  den  Bau  von  Wohnungen  für  l'n- 
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bemittelte  unternehmen,  von  der  Entrichtung  von  Gerichtsgebühren 
und  Stempeln  bei  allen  Eintragungen  in  die  Handels-  und  Genossen- 
schaftsregister, sowie  bei  Veräusserungon  befreit  werden  sollen. 
Voraussetzung  für  die  Befreiung  ist.  dass  diu*  Zins-  und  Dividenden- 
erträgnis der  betreffenden  Gesellschaft  4°/0  nicht  tibersteigt. 

FUr  eine  allgemeine  und  umfassende  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse  bleibt  man  grösstenteils  auf  Korporationen 
und  Vereine  angewiesen.  Neben  Baugenossenschaften  sind  gemein- 
nützige Vereiue  und  Genossenschaften  zum  Bau  billiger  Wohnungen 
erwünscht.  Die  Mitwirkung  der  Aktiengesellschaften  erscheint  in 
der  Wohnungsfrage  nur  insofern  wünschenswert,  als  sie  die  Pro- 
duktion von  Wohnungen  wohl  vermehren  und  daher  den  Preis  der- 
selben ennässigen  wird:  aber  andererseits  wird  sie  als  Erwerbs- 
gesellschaft wohl  stets  den  höchsten  Gewinn  zu  erzielen  suchen. 

Sehl*  günstig  hat  sich,  wenn  die  private  Bautätigkeit  nicht 
ausreichte,  die  Gewährung  vorübergehender  Unterkunft  an  Obdachlose, 
Errichtung  von  Barackenbauten  bei  starkem  Zudrang,  wie  in 
Wien  1872  und  auch  schon  an  anderen  Orten,  also  das  Einschreiten 
des  Staates  und  der  Gemeinde  erwiesen. 

Besonders  hervorgehoben  möge  hier  auch  noch  die  im  Jahre  1890 
in  der  Stadt  Bern  gegründete  Wylerkolonie  werden.  Die  von 
der  Stadt  erbauten  Wohnungen  werden  vermietet  und  hierbei  be- 
sonders Mieter  mit  grosser  Familie  berücksichtigt.  Untermiete  ist 
nur  mit  Genehmigung  gestattet.1) 

Der  Bau  von  Wohnungen  durch  Gemeinden.  Städte  und  Kreise 
Bau-  und  Sparvereine  mit  Staatshilfe  etc.  schreitet  immer  mehr 
iort.  FUr  Arbeiter  werden  auch  in  Petersburg  und  Moskau 
Bauten  durch  l'ntcrnehinergesellschnften  ausgeführt,  und  zwar  sollen 
die  Quartiere  nach  bestimmter  Zeit  Eigentum  der  Mieter  werden. 
Ebenfalls  den  Arbeitern  sollen  z.  B.  die  Massenquartiere  in  den 

\)  Bereit«  Ende  der  40er  Jahre  dieses  Jahrhunderte  entstand  in 
St.  Petersburg  eine  Aktiengesellschaft:  „Gesellschaft  zur  Verbesserung 
der  Wohnungen  der  Arbeiter  und  bedürftigen  Bevölkerung  in  St.  Peters- 
burg", die  der  ärmsten  Bevölkerung  nicht  teure  und  relativ  bequeme 
Wohnungen  bot.  Das  Unternehmen  fand  in  Petersburg  und  Moskau 
Nachahmung.  Auch  hauten  Philantropen  unentgeltliche  Wohnungen  für 
unbemittelte,  alte  Leute.  In  den  baltischen  Städten,  z.  B.  auch  in 
Riga,  bestehen  seit  vielen  Jahren  Stifte,  die  gewissen  Personen  freie 
Wohnungen  gewähren. 
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Rowtonhäusern  in  London  dienen,  ja,  der  Bau  solcher  Gebäude 
wird  auch  für  New -York  geplant. 

Für  Deutschland  erstrebt  man  in  neuerer  Zeit  ein  Netz 
von  Wohlfahrtsvereinen,  denc  nauch  der  Bau  von  Arbeiterwohnungen 
obliegen  soll.  Evangelische  Arbeitervereine  und  der  von  Pastor 
Bodelschwingh  geleitete  Verein  ,. Arbeiterheim*  befürworteten  diesen 
Plan  sehr  warm.  Für  jeden  Regierungsbezirk  und  für  jede  grössere 
Stadt  wäre  ein  solches  Wohlfahrtsamt  einzurichten  und  diese  Lokal  - 
vereine  sollten  unter  Kontrolle  und  Direktion  einer  grossen  Wohl- 
fahrtsstelle stehen.  Ob  ganz  unabhängige  und  aus  eigener  Ini- 
tiative hervorgegangene  Vereinigungen  vorzuziehen  seien,  erscheint 
zweifelhaft. 

6.  In  England  wurde  bereits  im  Jahre  1868  ein  Gesetz  erlassen, 
wonach  der  Staat  verpflichtet  wurde,  Kommunalbehörden,  welche 
billige  Wohnungen  bauen  wollen,  Geld  zu  günstigen  Bedingungen 
zu  leihen.  In  den  Jahren  1886  und  1890  wurde  dies  Gesetz  zur 
Förderung  des  Baues  von  Arbeiterwohnungen  noch  erweitert.  Nicht 
nur  an  Gemeinden,  sondern  auch  an  Gesellschaften,  deren  Maximal- 
dividende 5°/0  nicht  übersteigen  darf,  und  selbst  an  Privatunter- 
nehmer, die  sich  dazu  verpflichten,  gewisse  Grenzen  in  Bezug  aut 
Mietsätze  einzuhalten,  werden  Darlehen  gewährt.  Bei  einer  Rück- 
zahlungsfrist  von  höchstens  20  Jahren  wird  das  Darlehen  zu  3V8, 
bis  zu  30  Jahren  zu  S\  4  und  bis  zu  40  Jahren  zu  3s/8  °/0  erteilt. 

In  Frankreich  bestimmt  ein  Gesetz  vom  30.  November  1894, 
dass  sämtliche  Stiftungen  bis  zu  \'5  ihres  Stammvermögens  zur 
Errichtung  billiger  Wohnungen  verwenden  und  als  Hypothek  auf 
derartige  Häuser  anlegen  dürfen.  In  gleicher  Weise  ist  es  den 
Sparkassen  gestattet,  1/8  ihrer  Reserven  anzulegen.  Auch  dürfen 
alle  Versicherungsgesellschaften  mit  den  Erbauern  oder  Erwerbern 
solcher  billigen  Häuser  Lebensversicherungen  abschliesscn,  falls  die 
Käufer  mittelst  Annuitäten  den  Preis  ihrer  Häuser  abtragen  wollen. 
Die  Versicherungen  sind  dann  derart  abzuschliessen,  dass  die  Ge- 
sellschaft bei  eintretendem  Todesfall  des  Käufers  die  Zahlung  der 
noch  nicht  entrichteten  Amortisationsraten  übernimmt.  In  Deutsch- 
land sind  bis  jetzt  weder  vom  Reich,  noch  von  den  Einzelstarten 
direkte  Darlehen  zur  Erbauung  von  billigen  Wohnungen  gegeben. 
Von  den  Gemeinden  haben  nur  sehr  wenige  die  günstigen  Kredit- 
gelegenheiten, die  ihnen  zu  Gebote  stehen,  den  bauenden  Gesellschaften 
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wenigstens  für  einen  Teil  der  für  sie  erforderliehen  Gelder  zu  gute 
kommen  lassen.  Doch  könnte  durch  dies  Vorgehen  am  meisten  zur 
Förderung  der  Keformhewegung  beigetragen  werden.  Es  wäre  sehr 
zu  wünschen,  dass  Staat  und  Gemeinden  betreffs  des  Baues  solcher 
Wohnungen  mehr  Entgegenkommen  als  bisher  zeigen.  Einzelne 
Sparkassen  und  mehrere  Invaliditäts-  und  Altcrsversicherungsanstalten 
haben  in  neuerer  Zeit  in  Deutschland  gemeinnützigen  Bau- 
gesellschaften Kredit  zu  einem  bevorzugten  Zinsfusse  erteilt. 

Pfkiffkr1)  meint,  dass  von  Staat.  Gemeinden,  öffentlichen 
Kassen  und  zu  etwas  höherem  Zinssatze  bei  Hypotheken-  und  Ver- 
sicherungsbanken ein  Teil  der  Baugelder  gegen  Verpfandung  erlangt 
werden  könne.  Der  Rest  aber  müsse  aus  den  Kreisen  der  Beteiligten 
selbst  oder  von  Freunden  des  Unternehmens  in  Form  von  Einlagen 
aufgebracht  werden.  Insbesondere  Grossindustrielle  in  den  grösseren 
Städten,  die  nicht  selbst  Wohnungen  für  ihre  Arbeiter  bauen  können 
oder  wollen,  würden  sich  zumeist  gern  mit  grösseren  Summen  bei 
einer  gemeinnützigen  Baugesellschaft  beteiligen. 

In  Stuttgart  hat  der  „Verein  für  das  Wohl  der  arbeitenden 
Klassen*'  durch  Aufruf  ohne  Schwierigkeiten  die  erforderlichen  Mittel 
erlangt.  Insbesondere  die  Alters-  und  Invaliditatsversicheruugsanstalt, 
sowie  die  Sparkasse  haben  hohe  Summen  dargeliehen. 

7.  Was  die  Frage  anbelangt,  ob  die  billigen  Häuser,  die 
hergestellt  werden,  vermietet  oder  ins  Eigentum  ihrer  Bewohner 
übergehen  sollen,  so  ist  daran  wohl  nicht  zu  zweifeln,  dass  die  Wohl- 
tat besserer  Wohnungsverhältnisse  erst  dann  zur  vollen  Geltung  kommt, 
wenn  es  auch  den  weniger  Bemittelten  ermöglicht  wird,  nach  und  nach 
ein  eigenes  Heim  zu  erwerben.  Besonders  in  grösseren  Städten 
wird  wohl  nur  ein  kleiner  Teil  der  Bewohner  so  glücklich  sein, 
dieses  Ziel  zu  erreichen:  aber  wenn  es  auch  nur  zunächst  einer  Elite 
gelingt,  so  wird  das  Beispiel  viele  andere  zur  Nachfolge  anspornen. 
Das  Einfamilienhaus  ist  natürlich  leichter  zu  erwerben,  als  ein  solches, 
das  mehrere  Wohnungen'  enthält. 

8.  Die  Frage,  ob  Einfamilienhäuser  oder  Häuser,  die 
mehrere  Mieter  aufzunehmen  imstande  sind,  hergestellt  werden 
sollen,  ist  von  Ort  zu  Ort  verschieden  zu  beantworten.  Durch  Bau  von 
Häusern,  die  etwa  fünf  Wohnungen  oder  weniger  enthalten,  würde 

')  Pfkiffkr,  ..Eigenes  Heiin  etc.",  S.  112  ff. 
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man  die  Nachteile  der  Mietkasernen  wohl  z.  T.  vermeiden  könueu, 
und  solche  Wohnungen  würden  sich,  wenn  auch  nicht  in  den  grössten 
Städten,  in  noch  zugangiger  Nahe  von  Geschäftszentren  billig 
herstellen  lassen. 

Bei  landhausmä ssiger  Bebauung  mit  Veranden,  Haus- 
gärten etc.  müssten  die  vielfach  besonders  in  Grossstädten  auftretenden 
Krankheitserscheinungen,  wie  Anämie,  Tuberkulose,1)  Rachitis  ab- 
nehmen. 

9.  An  Stelle  der  teuren  Kanalisation  würde  sich  die  Ein- 
führung des  billigeren,  sogenannten  Heidelberger  Tonnensystems 
empfehlen. *) 

10.  Einer  heutzutage  besonders  in  grösseren  aufblühenden 
Städten  leider  gar  zu  oft  wahrnehmbaren  Erscheinung,  durch  welche 
eine  grosse  Verteuerung  der  Wohnungen  herbeigeführt  wird  und 
gleichzeitig  gar  zu  häutig  die  Bauhandwerker  betrogen  werden, 
dem  sogenannten  „Bauplatz-  und  Bauschwindel4*,  müsste  aut 
gesetzgeberischem  Wege  möglichst  entgegengewirkt  werden.  Von 
bemittelten  Personen  werden  ganze  Grundkomplexe  angekauft,  letztere 
werden  darauf  parzelliert  und  zu  höheren  Preisen  an  Bauunternehmer, 
welche  oft  ganz  verkommene  Grundstückmakler  etc.  sind,  verkauft. 
Dabei  ist  es  den  Verkäufern  vielfach  einerlei,  ob  die  Käufer  bemittelt 
oder  weniger  bemittelt  sind,  da  die  Verkaufspreise  als  erste  Hypo- 
theken auf  die  betreffenden  Grundstücke  eingetragen  werden.  Boden- 
flächen, die  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  landwirtschaftlichen 
Zwecken  dienten,  bedecken  sich  schnell  mit  Gebäuden,  und  die  zu- 
fälligen Besitzer  werden  über  Nacht  aus  wenig  bemittelten  Personen 
zu  Millionären.3)  Noch  unvergleichlich  höher  aber  steigt  der  Kaufpreis 
dadurch,  dass  etwa  der  Spekulant  A.  das  betreffende  Grundstück  an  den 

  • 

')  In  England  hat  man  eine  Sterblichkeit  an  Tuberkulose  von 
1,6:1000,  in  Kussland  und  Österreich  von  3.6:1000.  In  Deutsch- 
land beträgt  die  Sterblichkeit  an  Tuberkulose  zwischen  1,5  und  3,5: 1000. 
Möller,  „Wohnungsnot  und  Grundrente"  in  „Conrad's  Jahrbüchern",  1902, 
Heft  I,  S.  36. 

3)  Möller,  o.  c,  Helft  I,  S.  37  ff. 

3)  Cfr.  Frkese,  „Das  Vorrecht  der  Bauhandwerker4'  in  Schmoller* 
„Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  deutschen 
Reich",  XVI.  Jahrgang,  1892,  S.  921.  Petersen,  „Entlarvung  des  höheren 
Bauschwindelsystems  oder  des  modernen  Raubrittertums  der  Jetztzeit. 
Eine  Grossstadt-Studie*4,  Hamburg  1891. 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  B.  Bd.  25 
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Spekulanten  B..  dieser  dann  an  C.  etc.  weiterverkauft,  und  je  grösser 
die  Zahl  letzterer  ist  oder  jo  häufiger  jener  Bcsitzwechsel  stattfindet, 
um  so  höher  werden  in  der  Regel  die  Preise  der  Verkaufsobjekte 
steigen. 

Die  bauunternehmenden  Spekulanten  besitzen  oft  kein  Ver- 
mögen und  müssen  zu  Bauzwecken  Geld  von  Baubanken,  Bankiers 
oder  Wucherein  aufnehmen,  die,  um  für  ihre  Ansprüche  gesichelt 
zu  sein,  nur  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  des  Bauwertes  Kredit 
erteilen,  so  dass  der  Rest  den  Bauhandwerkern  zunächst  schuldig 
geblieben  werden  muss.  Diese  letzteren  sind  dann  häutig  die  Be- 
trogenen, die  teilweise  oder  ganz  um  ihr  Geld  kommen,  da  ihr  tat- 
sächlicher Schuldner,  der  manchmal  allerdings  etwas  bei  dem  Unter- 
nehmen für  seine  Angehörigen  beiseite  gebracht  hat,  wie  gesagt, 
oft  kein  Vermögen  besitzt.1) 

Vielfach  sind  bei  jenen  Geschäften  so  viele  Mittelpersoucn, 
Geldvermittler,  Makler  etc.  beteiligt,  dass  es  der  Justiz  ganz  un- 
möglich ist,  den  wahren  Schuldigen  zu  ermitteln  und  dem  ganzen 
Chaos  von  Betrügereien  auf  den  Grund  zu  kommen.2) 

Zum  Schutze  der  Bauhandwerker3)  wird  jetzt  von  verschiedenen 
Seiten,  u.  a.  auch  von  Dkrnburo,  die  Einführung  des  Pfandvorrechtes 
vorgeschlagen,  wenngleich  jenes  Prinzip  von  anderer  Seite  auch  auf 
Widerspruch  stösst. 

')  ('fr.  Dkknburo's  Art,  im  „Pionier",  1890,  Xo.  21,  S.  163. 

*)  „Deutsche  Tischler-Zeitung",  1893,  Xo.  29,  II.  Beilage,  ibid. 

3)  Bottgkr.  „Der  Bauschwindel  und  das  Pfandvorrecht  der  Bau- 
handwerker",  1894.  In  seinem  Werke,  ,.I)er  deutsche  Kapitalmarkt'1, 
Leipzig  1901.  untersucht  Eberstai»t  (Kapitalmarkt  und  Kapitalisierung 
des  Bodens,  T.  II)  u.  a.  auch  die  Bodenverschuldung  Deutachlands,  ferner 
die  Frage,  welchem  Betrüge  der  Bodenverschuldung,  Erhöhung  des  Boden- 
wertes  mittelst  nützlicher  Aufwendungen  und  welchem  ohne  solche  Auf- 
wendungen allein  Preissteigerung  zu  Grunde  liegt.  Xach  dieser  Unter- 
scheidung schlägt  der  Verfasser  die  Anwendung  zweier  Hypothekenformen 
vor.  die  er  Meliorationshypothek  und  einfache  Bodenschuld  nenut  (S.  271). 
Die  Eintragung  der  Meliorationshypothek  .soll  nur  nach  der  durch  den 
Zweck  bedingten  Prüfung  erfolgen  und  den  *Bodenschulden  im  Range 
vorangehen,  letztere  sollen  ihrem  Umfange  nach  unbeschränkter  bleiben. 
Als  Erfolg  erwartet  der  Verfasser:  Erleichterung  der  Kapitalbeschaffung 
für  Meliorationen  und  Verhütung  der  spekulativen  Verschuldung.  Ausser 
diesen  Wirkuniren  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Trennungen  dürfte  durch 
dieselben  erfreulicliermafsen  wohl  auch  Schutz  der  Bauhandwerker,  Material- 
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Uni  möglichst  hohe  Verkaufspreise  von  Immobilien  zu  erzielen, 
sollen  in  Deutschland  z.B.  die  Zinsfassionen  oft  zu  hoch  gestellt 
werden,  um  ein  besonders  günstiges  Bild  von  der  Rentabilität  der 
Gebäude  zu  entwerfen,  so  dass  unerfahrene  Käufer  denn  auch  noch 
leicht  gar  zu  hoch  kaufen,  wodurch  denn  wieder  die  Tendenz  zur 
Steigerung  der  Preise  der  Wohnungen  entsteht. 

11.  Das  Gesetz  muss  die  Mieter  gegen  die  zu  grosse 
Höhe  des  von  ihnen  beanspruchten  Mietzinses  schützen.  Es 
bleibt  sonst  dem  Mieter  schliesslich  gewöhnlich  nur  die  Wahl,  ent- 
weder die  Miete  in  verlangter  Höhe  zu  zahlen  oder  seino  Mietabsicht 
fallen  zu  lassen.  Leider  ist  es  sehr  häutig  gerado  insbesondere  auch 
bei  gebildeten  aber  mittellosen,  namentlich  verheirateten  Personen1) 
ein  dringendes,  soziales  und  hygienisches  Erfordernis,  welches  sie 
zur  Mietho  teuerer  Wohnungen  veranlasst. 

Gerade  diese  Klassen  sind  in  Bezug  auf  Wohnungen  olt  in 
sehr  schwieriger  Lage,  denn  sie  müssen  sich  auch  durch  dieselben 
von  niedrigeren  Klassen  unterscheiden. 

Haben  solche  Personen  Wohnungen  gefunden,  die  ihren  Be- 
dürfnissen entsprechen,  so  werden  sie  sehr  oft  durch  Mieterhöhungen 
in  förmliche  Notlagen  versetzt.  Der  Vermieter  zwingt  sie  dazu, 
entweder  schlechtere  Wohnungen  zu  nehmen  oder  aber  die  Mittel 
zu  reduzieren,  die  sie  zum  Lebensunterhalt  brauchen,  oder  einen  Teil 
der  Wohnungen,  was  sehr  häutig  geschieht,  weiter  zu  vermieten.*) 

lieferanten  etc.  bewirkt  werden.  Abnahme  der  Bodenverachuldung  erscheint 
gewiss  sehr  erwünscht,  und  sollte  letztere  wirklich  abnehmen,  so  würde 
wohl  auch  die  Möglichkeit  entstehen,  dass  auch  z.  T.  die  Preise  der 
Häuser  sinken  und  mit  denselben  die  Wohnungspreiie.  Cfr.  auch  Lkhr 
und  Fuchs,  o.  c.  S.  889.    Siehe  auch  §  (»48  des  deutschen  B.  G-.B. 

')  Gerade  den  Wohnungsbedflrfnisaen  dieser  Klasßen  sollte  mehr 
Aufmerksamkeit  als  bisher  zugewandt  werden.  Der  Wohnungsfrage  der 
arbeitenden  Klassen  hat  sich  der  Staat  und  die  Gesellschaft  schon  fast 
überall  mehr  oder  weniger  zugewandt. 

2)  Bisher  gibt  es  etwa  im  russischen  Reichsgesetz  noch  keine 
entsprechenden  Bestimmungen,  durch  welche  wucherisches  Verhalten  der 
Vennieter  reprimiert  oder  bestraft  würde.  Aber  Bestimmungen  wären  in 
dieser  Beziehung  wohl  sehr  erwünscht.  Anhaltspunkte  dürfte  vielleicht 
das  deutsche  Kriminalrecht  (Wuchergesetz  vom  19.  Juni  1893)  geben, 
das  u.  a.  sagt:  „Wer  ge werbe-  oder  gewohnheitsmäßig,  unter  Ausbeutung 
der  Notlage  .  .  .  eines  anderen  sich  oder  einen  Dritten  Vermogensvorteile 
versprechen  oder  gewähren  lässt,  welche  den  Wert  der  Leistung  derart 

25* 
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Gesetzliche  Bestimmungen  etwa  derart,  dass  der  Mietzins  dem  ge- 
raeinen Werte  des  Mietlokals,  d.  h.  dem  Nutzen,  den  es  jedem 
Inhaber  ohne  Rücksicht  auf  seine  individuellen  Verhältnisse  gewähren 
könnte,  möglichst  entsprechen  müsse,1)  wären  recht  erwünscht. 

Auch  müsste  dem  Mieter  das  Recht  zustehen,  während  der 
Benutzung  der  Mieträume  stets  die  Herabsetzung  des  Mietzinses  zu 
beanspruchen,  wenn  er  den  gemeinen  "Wert  erheblich  Ubersteigt. 

Die  Feststellung  des  gemeinen  Wertes  dürfte  nun  allerdings 
sehr  schwierig  sein,  wäre  aber  vielleicht  durch  spezielle  Gerichte, 
die  z.  T.  aus  Hausbesitzern  höherer  Bildung  und  ferner  aus  Archi- 
tekten oder  Bauverständigen  unter  Vorsitz  eüies  Juristen  zu  bestehen 
hätten,  doch  wohl  vielleicht  durchführbar.  Bei  der  grossen  Bedeutung 
der  Wohnungspreise  für  die  Verteuerung  des  städtischen  Lebens  etc. 
dürften  Versuche  zur  Lösung  der  Frage  wohl  nicht  gescheut  werden. 

12.  Durch  die  Gestaltung  der  Besteuerung,  insbesondere 
der  Kommunalbesteuerung,  kann  eine  Gemeinde  den  Bau  kleiner  Woh- 
nungen begünstigen.  An  Stelle  von  Grund-  und  Gebäudesteuern  wird 
neuerdings  in  Deutschland  eine  abgestufte  Besteuerung  der  Grund- 
stücke und  Gebäude  nach  dem  gemeinen  Werte  derselben  empfohlen. 
Auch  die  Einführung  einer  Wertzuwachssteuer  wird  in  Vorschlag 
gebracht.2) 

Letztere  Steuer  erscheint  berechtigt,  denn  der  Wertzuwachs 
hat  gewöhnlich  durch  die  Aufwendungen  der  Gemeinde  fast  ohne 
Zutun  der  Immobilienbesitzer  stattgefunden.3)  Zur  Erhebung  dieser 
Abgabe  sollte  zunächst  durch  eine  allgemeine  Einschätzung  der  be- 
stehenden Gebäude  deren  gemeiner  Wert,  d.  h.  derjenige,  zu  welchem 
dieselben  zur  Zeit  der  Einschätzung  leicht  Käufer  finden  würden, 
festgestellt  werden,  und  wenn  ein  Verkauf  stattgefunden  hat,  dann 
sollte  (bei  Berücksichtigung  etwaiger  inzwischen  durch  den  Eigen- 
tümer vorgenommener  Meliorationen  derselben,  die  ja  auch  den  Weit 

übersteigen,  dass  nach  den  Umständen  des  Falles  die  Vermögensvorteile 
in  auffälligem  Missverhältnis  zu  der  Leistung  stehen,  wird  ...  mit  Geld- 
oder Gefängnisstrafe  belegt".    Siehe  auch  §  138,  Abs.  2,  B.  G.-B. 

')  Cfr.  auch  ,.Rig.  Tagen  1."  1897  sowie  1898,  Xo.  38. 

2)  Cfr.  Stübbkn  in  „Schrift,  d.  V.  f.  S.",  1901  (95)  S.  146  ff. 

5)  Cfr.  über  diese  Steuer  in.  Arbeit:  „Zur  Frage  der  Besteuerung 
der  Immobilien  und  Gebäude  vom  Standpunkte  der  polit.  Ökon.  und  der 
Finanzwifiseuscbaft"  (Einleitung  in  das  Studium  der  Immobilien-  und  Ge- 
bäudebesteuerung). St.  Petersburg  1901  (russisch),  S.  49  f. 
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der  betreffenden  Immobilien  zu  erhöhen  vermögen)  je  nach  der  statt- 
gefundenen  proportionellen  Werterhöhung  ein  geringerer  oder  grösserer, 
dabei  aber  immer  bedeutender  Teil  des  Wertzuwachses  als  unver- 
dienter Konjunkturgewinn  durch  die  Abgabe  zu  Gunsten  der  Gemeinde- 
kassen erhoben  werden.  Nicht  tatsachlich  realisierten  Wertzuwachs 
mit  Abgaben  zu  belegen,  würde  wenigstens  im  Prinzip  nicht  zu  em- 
pfehlen sein  und  willkürlich  erscheinen. 

Das  österreichische  Gesetz  vom  9.  Februar  1892,  be- 
treffend Begünstigungen  für  Neubauten  mit  Arbeiter- 
wohnungen, soll  einerseits  die  Baulust  anregen,  andererseits  die 
Mietpreise  herabdrücken  und  ähnelt  dem  belgischen  Gesetz  vom 
9.  August  1889,  welches  aber  in  den  Steuerbefreiungen  noch  weitergeht. 

Der  jährliche  Mietzins  für  1  qm  bewohnbaren  Raumes  dari 
nach  §  5  des  Gesetzes  im  Maximum  betragen: 

a)  in  Wien  1  fl.  75  kr.  ö.  W., 

b)  in  Orten  mit  mehr  als  10000  Einwohnern  1  fl.  15  kr.  ö.  W., 

c)  in  allen  anderen  Orten  80  kr.  ö.  W. 

Die  Bestimmung  eines  Maxi  mal  wertbetrages  war  in  Anbetracht 
der  verbreiteten  Ausnutzung  der  Arbeiter  durch  die  Erbauer  von 
Arbeiterwohnungen  und  zur  Ermöglichung  einer  dem  Arbeiterlohn 
entsprechenden  Mietzahlung  notwendig. 

Die  Steuerbefreiung  (§  1)  tritt  nur  in  jenen  Königreichen  und 
Ländern  in  Kraft,  in  welchen  Neubauten  mit  Arbeiterwohnungen 
durch  das  Landgesetzbuch  auch  die  Befreiung  von  allen  Landes-  und 
Bezirkszuschlilgen,  sowie  eine  Ermässigung  der  Gemeindezuschläge 
zu  den  Staatssteuern  ftlr  die  ganze  Dauer  der  staatlichen  »Steuer- 
befreiung gewährt  wird.  Die  Steuerfreiheit  dauert  24  Jahre  von  der 
Vollendung  des  Gebäudes  gerechnet  (§  2)  und  wird  nicht  Gebäuden 
gewährt,  deren  Fussboden  unter  der  Strassenoberfläche  liegt  (§  3). 
Der  bewohnbare  Raum  einer  einzelnen  Wohnung  darf,  wenn  dieselbe 
nur  ein  einziges  Gelass  enthält,  nicht  weniger  als  15  und  nicht  mehr 
als  30  qm,  bei  Wohnungen,  die  aus  mehreren  Räumen  bestehen,  nicht 
weniger  als  40  und  nicht  mehr  als  75  qm  betragen  (§  4).  Letztere 
Bestimmung  erscheint  nicht  erforderlich,  jedoch  kann  von  derselben, 
sowie  überhaupt  von  jenen  Bestimmungen  in  3  und  4  ganz  und  teil- 
weise Abstand  genommen  werden,  wenn  der  zweckentsprechende  und 
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gegenwärtige  Charakter  der  Bauerrichtungen  in  anderer  Weise 
sichergestellt  ist,1) 

Die  teilweise  Beschränkung  der  vollen  Befriedigung 
des  Wohnungshedürfnisses  durch  Erhebung  von  Imniobiliar-, 
Gebäude-  und  Mietsteuern  führt  ein  solches  Heer  von  moralischen  und 
sanitären  Missständen  im  Gefolge,  dass  man  sich  u.  a.  unwillkürlich 
die  Frage  vorlegt,  warum  der  Staat  und  die  Gemeinden  nicht  lieber 
darauf  bedacht  sind,  ihre  Mittel  —  wenigstens  teilweise  —  aus  andern 
geeigneteren  Quellen  zu  schöpfen.  Sollte  sich  der  Ertragsausfall,  der 
durch  eventuelle  Beseitigung  der  Gebäudebesteuerung  entstehen  wtlrde, 
nicht  durch  Erhöhung  der  Abgaben  von  schädlichen  oder  jedenfalls 
relativ  schädlichen,  dabei  ungeheuer  verbreiteten  Luxusgcntissen, 
wie  diejenigen  des  Alkohols,  Kaffees,  Thees  und  Tabaks,5) 

J)  „Fiuanzarchiv",  IX.  Jahnrang,  S.  261  ff.  und  Gross,  „Das 
Gesetz,  betreffend  Begünstigungen  für  Neubauten  mit  Arbeiterwohnungen" 
in  der  „Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Ver- 
waltung^, Wien  1892,  S.  279  ff. 

2)  Es  ißt  bisher  noch  gar  nicht  genügend  erforscht,  in  welchem 
Mafse  der  regelmässige  Genuss  jener  Reizmittel  nicht  schädigend  auf  die 
Gesundheit  einwirkt,  inwieweit  die  Legion  der  verbreiteten  Nervenübel 
und  anderen  Leiden  nicht  auf  den  Konsum  jener  Stoffe  zurückzuführen 
sei.  Die  Einschränkung  des  Gebrauches  eines  so  notorischen  Giftes  wie 
des  Alkohols  erscheint  ganz  besonders  erwünscht,  wenn  auch  gewiss  Land- 
wirtschaft, Handel  und  Staatseinnahmen  wenigstens  zunächst  darunter 
leiden  könnten.  Alkoholgenuss  zieht  ein  Heer  von  schlechten  Folgen 
nach  sich  und  führt  vielfach  zu  Trunksucht,  Durch  Trunksucht  aber,  die, 
wie  es  mir  ihrem  Wesen  nach  erscheint,  nur  durch  völlige  Abstinenz  zu 
heileu  ist.  verbreitot  sich  Pauperismus,  Proletariat  und  dadurch  wieder 
Sozialdemokratie  etc. 

Ausser  zu  chemischen  und  eventuell  medizinischen  (?)  Zwecken  lässt 
sich  auch  kaum  ein  Fall  denken,  wo  Alkoholgenuss  durchaus  nötig  wäre. 
Nansen  nahm  nicht  einmal  auf  seiner  Nordpolexpedition  Alkohol  zu 
Trinkzwecken  mit.  Arbeiter  und  dergl.  können  bei  kräftigen  warmen 
Speisen  ohne  Alkohol  auskommen.  Der  völlig  ungenügend  ernährte  Or- 
ganismus der  schlecht  gestellten  Klassen  mag  allerdings  manchmal  das 
Bedürfnis  haben,  sich  durch  Alkoholgenuss  die  notwendige  Körperwärme 
zu  schaffen,  doch  kann  letztere  ja  auch  auf  andere  Weise  erzielt  werden. 
Nur  unter  ganz  besonderen  Verbältnissen  lässt  sich  der  Alkoholgenuss 
vielleicht  nicht  vermeiden.  Z.  B.  wird  Küstenfischern  oder  Personen,  die 
in  offenen,  nicht  sehr  grossen  Böten  vielleicht  einige  Tage  lang  andauernde 
Fahrten  auf  dem  Meere  unternehmen  müssen  und  in  ihren  Böten  kein  Feuer 
anmachen  oder  sich  auf  andere  Weise  erwärmende  Speisen  oder  Getränke 
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durch  die  höhere  Besteuerung  von  Bedienten,  Luxustieren1) 
(insbesondere  Luxuspferden,  Runden,  Vögeln  etc.).  Equi- 
pagen, Böten,  Velozipeden,  musikalischen  Instrumenten,*) 
Billards,  Kegelhahnen,  Spielkarten,  öffentlichen  Ballen 
und  Vergnügungen,  Vcrgnügungslokalen,  Mitgliedschaft 
geselliger  Vereine  etc.  decken  lassen? 

schaffen  können,  wohl  manchmal  kein  anderes  Mittel  übrig  bleiben,  als 
sich  durch  Alkohol  zu  erwärmen. 

y)  Bekannt  ist  z.  B.  wohl  auch  die  Abgabe  von  Nachtigallen, 
die  in  Bremen  erhoben  wird  (cfr.  darüber  ^Gesetzblatt  der  freien  Hansa- 
stadt Bremen",  1892,  No.  12,  S.  72,  VIII,  §  58). 

Es  wäre  vielleicht  nicht  unlohnend,  auch  Katzen  zu  besteuern, 
wie  dies  schon  wiederholt  z.  B.  in  England,  Deutschland,  der 
Schweiz  und  anderwärts  proponiert  wurde.  Die  Katze  ist  vielleicht 
ein  eher  durch  Zerstörung  vou  Vogclbruton  schädliches,  als  durch  Fang 
und  Vertreibung  von  Mäusen  und  Ratten  nützliches  Tier.  Der  Fang  von 
Mäusen  und  Ratten  dürfte  sich  weit  sicherer  durch  Fallen  bewerkstelligen 
lassen.  Die  verschiedenartigen  Belästigungen  des  Publikums  durch  Katzen 
sind  bekannt,  auch  erscheinen  Katzen  nächst  den  Hunden  nicht  selten  als 
Träger  und  Verbreiter  der  Tollwut.  In  8t.  Petersburg  z.  B.,  wo  es 
Sitte  zu  sein  scheint,  dass  in  den  meisten  Wohnungen  Katzen  gehalten 
werden,  hat  man  vielfach  geradezu  unter  einer  „Katzenplage"  zu  leiden. 
Die  Unsaubcrkeit  dieser  Tiere  macht  sich  in  den  Wohnungen,  auf  den 
Treppen,  Korridoren  und  Höfen  sehr  oft  geltend.  Auch  allerhand  andere 
Gründe  wären  gegen  das  Katzenhalten  (auch  gegen  das  Hundehalten)  an- 
zuführen, z.  B.  die  häufig  durch  dieselben  gestörte  Ruhe.  Das  Gcbahrcn 
der  Katzen  und  auch  der  Hunde  erscheint  oft  vom  sittlichen  Standpunkte 
aus  geradezu  schädlich.  Auch  das  ästhetische  Gefühl  wird  durch  diese 
Tiere  oft  verletzt.  Häufig  kann  man  halb  verwilderte  Katzeu  be- 
obachten, z.  B.  in  kleineren  Ortschaften,  Vororten  etc.  Dieselben  werden 
der  Vogel  weit  oft  sehr  gefährlich.  In  St.  Petersburg  zählte  ich  in 
einem  Hause  ca.  50  Katzen.  In  manchen  Haushaltungen  wurden  mehrere 
gehalten.  Seitens  der  Hausbesitzer  sollte  das  Halten  von  Katzen  und 
Hunden  möglichst  verboten  werden.  Eine  städtische  Steuer  von  ca.  1, 
3  oder  mehr  Rubel  pro  Katze  (etwa  in  verschiedener  Höhe  je  nach  den 
Ortschaften  und  mit  Progression  beim  Halten  mehrerer  Katzen)  würde 
ich  für  ganz  empfehlenswert  halten,  z.  B.  auch  für  Russland.  Die 
Katzen  müssten  mit  Steuermarkeu  versehene  Halsbänder  tragen  und  die- 
jenigen Tiere,  für  welche  die  Steuer  nicht  entrichtet  wird.  resp.  die  den 
Vorschriften  der  Steuerbehörde  nicht  genügen,  mit  gewissen  Fangapparaten 
eingefangen  und  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist  getötet  werden. 

Die  vielfachen  Belästigungen  und  Schädigungen  durch  Hunde  und 
die  grosse  sanitäre  Gefahr  seitens  derselben  lässt  eine  Einschränkung  des 
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Selbstverständlich  werden  sich  etwa  durch  Beseitigung  der 
Miet-  und  Gebäudesteuern  die  Wohnungsverhältnisse  in  nur  geringem 
Mafse  bessern  lassen. 

13.  Eine  Besteuerung  der  Baumaterialien,  wie  sie 
für  Preussen  empfohlen  wurde.1)  erscheint  mir  durchaus  nicht 
erstrebenswert.  Ist  von  Oetrois,  die  u.  a.  auch  Baumaterialien 
belasten,  zwar  bekannt,  dass  sie  oft  grosse  Erträge  gewähren,  so 
kann  man  in  Bezug  auf  dieselben  doch  nicht  in  Abrede  stellen,  dass 
sie  eine  ungleiche  Belastung  von  Stadt  und  Land  bewirken. 

Über  die  Besteuerung  der  Baumaterialien  ist  wohl  mit  Recht 
gesagt  worden,*)  dass  durch  eine  solche  die  Preise  der  schon  be- 
stehenden Häuser  und  Wohnungen  entsprechend  verteuert  und  die 
Wohnungsnot  gesteigert  werden  könne. 

Wird  sie  zur  Zeit  einer  Wohnungsuberproduktion  eingeführt, 
so  werden  die  Ertrage  der  Erbauer  resp.  Besitzer  von  Häusern  oft 
geschmälert  werden,  wählend  bei  Wohnungsmangel  wohl  meist  die 
Mieter  die  Steuer  zu  entrichten  haben  werden.  Je  nach  der  ver- 
scliiedenen  Höhe  der  Steuer  wird  sie  schwächer  oder  stärker 
empfunden  werden. 

14.  Auf  dem  Lande  ist  die  Wohnungs-  resp.  Mietfrage 
von  relativ  geringerer  Bedeutung  als  in  der  Stadt. 

Hundehaltens  durch  nicht  niedrige  Besteuerung  und  andere  Massnahmen 
»ehr  erwünscht  erscheinen.  In  Städten  und  Ortschaften,  wo  solide  Bauten, 
Ordnung  und  guter  polizeilicher  Schutz  bestehen,  sind  Hunde  auch  im 
allgemeinen  zur  Verhinderung  von  Diebstählen  gar  nicht  von  grosser  Be- 
deutung. Die  Bewachung  durch  zuverlässige  Wächter  dürfte  im  allgemeinen 
den  Vorzug  verdienen.  Je  rücksichtsloser  man  gegen  den  Hunde-  und 
Katzenunfug  vorgeht,  desto  rücksichtsvoller  ist  man  gegen  die  Menschen! 
(t'fr.  auch  meine  Arbeit  über  die  russische  Hundesteuer  im  Finanz- 
archiv 1901,  11.) 

*)  Durch  diese  Besteuerung  würde  gleichzeitig  der  Nebenzweck 
erreicht,  dass  die  Klavierspiel-  oder  ähnliche  Plagen  zum  Nutzen 
und  Frommen  mit  wichtigeren  Dingen  beschäftigter  Personen  bei  der 
Gegenwart ip  bo  grossen  Verbreitung  undicht  gebauter  Häuser  etwas  ein- 
geschränkt werden  würde,  ((  fr.  über  die  Aufwandbesteuerung  auch 
BtLiNSKY,  ,.Die  Luxussteuern"  etc.,  1875,  und  Kato,  „Die  Wohnungs-  und 
Luxusstoueru"  etc.,  Halle,  18%,  S.  74  ff.) 

')  Adickks  in  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatawissenschaft",  1894, 
Heft  III,  S.  424. 

-)  Roscher,  ,.Fiuanzwis*enschaft".  §  160.  A.  9. 
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Wenigstens  insofern,  als  es  sich  um  Fixierung  der  Mietpreise 
handelt,  ist  eine  eventuelle  Kontrolle  und  Hilfe  seitens  des  Staates 
resp.  der  Städte  im  allgemeinen  weniger  erforderlich  als  in  Städten. 

Bloss  Wohnungszwecken  dienende  Gebäude  sind  auf  dem 
Lande  selten  anzutreffen.  Wegen  nicht  vorhandener  oder  geringer 
Konkurrenz  der  Mieter  sind  den  Preisen  gewöhnlich  auch  enge 
Grenzen  gesteckt. 

Wo  auf  dem  Lande  häufig  Vermietungen  vorkommen  sollten 
(etwa  au  Arbeiter  oder  dergl.),  wären  staatliche  resp.  kommunale 
Schutz-  und  Kontrollmassregeln  selbstredend  auch  erwünscht.  Dies 
gilt  auch  z.  B.  in  Deutschland  besonders  für  die  sogenannten 
Pseudolandgemeinden,  die  tatsächlich  nichts  anderes  als  Arbeiter- 
vororte grosser  Städte  sind,  und  wo  die  strengeren  Wohnungs- 
vorschriften der  grösseren  Städte  keine  Gültigkeit  haben.1)*) 

Was  sanitäre  Bedingungen  anbelangt,  so  wäre  Kontrolle  etwa 
durch  technisch  und  hygienisch  gebildete  Wohnungsinspektoren,  sowie 
insbesondere  auch  Sanierung  durch  den  Staat  resp.  die  Gemeinde 
auch  auf  dem  Lande  sehr  erwünscht,  und  auch  dort  ist  oft  für  die 
Trennung  der  Geschlechter  zu  sorgen. 

Die  Wohnungsfrage  ist  eine  der  allerwichtigsten  und  aller- 
kompliziertesten  Fragen. 

Allein  durch  Selbsthilfe  und  philantropische  Bemühungen 
einzelner  Personen,  Gesellschaften  und  Stiftungen  (wie  das 
etwa  in  England,  Deutschland,  Frankreich,  Schweiz  und 
Dänemark  versucht  wurde)  wird  sich  dieselbe  leider  nicht  lösen 
lassen. 

Der  Staat  könnte  z.  B.  durch  eine  streng  kontrollierte,  etwa 
Minimalforderungen  enthaltende  Wohnungsgesetzgebung,  die  das  Bau- 

')  Cfr.  auch  Reinckb  in  „Schriften  d.  V.  f.  Sozialp.",  1901  (95)  S.  16. 

a)  Die  Wohnungsverhältnisse  in  den  Vororten,  besonder«  auch  grosser 
Städte,  bedürfen  m.  E.  auch  sehr  dor  Kontrolle.  In  der  Nähe  von  St.  Peters- 
burg  z.  B.  werden  ursprünglich  nur  für  den  Sommeraufenthalt  benutzte 
Villen  auch  vielfach  während  des  strengen  langen  nordischen]  Winters 
benutzt,  was  bei  den  wenigen  schlechten  Öfen,  welche  dieselben  enthalten, 
und  den  sehr  kalten  Funsböden  und  Wänden  gesundheitlich  sehr  schädlich 
ist.  So  z.  B.  auf  der  Insel  Krestowsky.  Hier  sind  dann  auch  beständig 
Husten,  Schnupfen,  Halskrankheiten  etc.  verbreitet.  Der  Grund  und  Boden  soll 
hier  früher  auf  60—70,  gegenwärtig  aber  nur  auf  ca.  35  Jahre  verpachtet 
werden.  Es  versuchen  die  Hausbesitzer  daher,  ihre  Kapitalien  jetzt  in 
dieser  kürzeren  Zeit  mit  möglichstem  Gewinn  herauszuziehen. 
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wesen,  die  Zwangsenteignung,  die  sanitären  Verhältnisse,  die  Be- 
nutzung der  Wohnungen,  die  Nachtruhe,  die  Mietkontrakte,  die 
Mietpreise.1)  das  Weitervermieten  etc.  regelt,  die  Wohnungsverhaltnisse 
günstig  beeinflussen,  ferner  durch  Ermässigung  resp.  Beseitigung 
von  Gebühren  den  Ankauf  von  Gebäuden  erleichtern  und  durch 
etwa  temporären  oder  beständigen  Steuererlnss  den  Bau  von  Ge- 
bäuden mit  kleinen  Wohnungen  fördern. 

Der  Staat  kann  auch  durch  Erteilung  von  Subsidien,  niedrig 
verzinsliches  und  unverzinsliches  Darlehen  an  Baugesellschaften  und 
Korporationen  den  Bau  von  Gebäuden  und  Wohnungen  für  Arbeiter 
und  Bedürftige  unterstützen.  Auch  durch  den  Bau  von  Häusern 
für  Arbeiter  und  Beamte  hat  derselbo  die  Wohnungsverhältnisse 
bereits  vielfach  günstig  beeinflusst.  Sehr  wichtig  erscheint  es  auch, 
die  Frage  der  Mietkontrakte  gewissenhaft  zu  regeln.  Etwa  bei 
polizeilich  konstatierter  Gefahr  einer  Wohnung  für  die  Gesundheit 
der  Bewohner  (entstanden  durch  Verwahrlosung  oder  Verschulden 
der  Hauseigentümer)  sollte  das  Recht  bestehen,  dieselbe  ohne  Ent- 
schädigung zu  verlassen  etc.  (cfr.  §  544  des  deutschen  B.  G.-B.). 

Billige  und  möglichst  schnelle  —  hier  kommen  besonders  Fern- 
bahnen, Vorortbahnen,  Stadtbahnen  und  Strassenbahnen  *)  in  Be- 
tracht —  Verkehrseinrichtungen  können  natürlich  auch  zur  Lösung 
der  Wohnungsfrage  beitragen. 

Der  Vorschlag,  zur  Erschliessung  der  städtischen  Umgebung 
Strassenbahnen  aus  städtischen  Steuereinkünften  herzustellen,  ist  be- 
achtenswert.  Infolge  der  durch  die  Bahnanlage  entstehenden  Wert- 

')  WohnungBWUcher  dürfte  als  nicht  weniger  verwerflich  anzu- 
sehen sein,  als  Geldwucher,  und  sollte  strenger  Ahndung  unterworfen 
werden.  Strenge  Miete-  und  Weitervermietungsordnungen  müssten  ein- 
geführt werden.  Sehr  zu  empfehlen  wäre  das  auch  in  St,  Petersburg, 
wo  die  Mieten  im  allgemeinen  und  besonders  auch  die  Mietpreise  für 
einzelne  Zimmer  sehr  hohe  sind.  Durch  Weitervermietung  werden  die 
Preise  der  einzelnen  Zimmer  oft  verdoppelt  und  es  gibt  leider  eine  Reihe 
von  Personen,  die  ihren  Unterhalt  nur  durch  Weitervermieten  bei  Miet- 
wucherpreisen bestreiten  und  keine  andere  Beschäftigung  haben  und  suchen. 

2)  Für  den  Strassenverkehr  dürfte  die  durch  elektrische  Kraft  oder 
durch  Pferde  bewegte  im  allgemeinen  den  Vorzug  vor  anderen  verdienen. 
Auch  vermittelst  Autoinobillinien  (zumal  mit  besonderen  Weganlagen  für 
dieselben)  könnte  in  vielen  Fällen  geholfen  werden.  Man  hat  solche 
Linien  schon  viellach  in  England  und  Frankreich  zwischen  einzelnen 
Ortschaften  und  diesen  und  Eisenbahnstationen. 
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Steigerung  der  an  den  Bahnen  liegenden  Grundstücke  erscheinen 
Beiträge  (resp.  an  Stelle  derselben  eino  Umsatzsteuer)  seitens  deren 
Eigentümer  und  ausserdem  eine  Besteuerung  der  Wertsteigerung 
der  Baugründe  berechtigt.  Als  Beispiele  wird  auf  amerikanische 
Städte  verwiesen.1) 

Wohnungsfürsorge  und  Wohnungspolizei  fällt  im  allgemeinen 
in  bedeutendem  Mafse  in  das  Gebiet  kommunaler  Tätigkeit. 

Versuche  der  Lösung  der  Wohnungsfrage  durch  die  städtischen 
Gemeinden  finden  bereits  in  englischen  Städten,  wie  London, 
Liverpool,  Glasgow  und  dergleichen,  nach  veranstalteten  genauen 
Wohnungseuquetcn  durch  Bau  und  Umbau  von  Wohnungen  statt. 

Die  Gemeinden  (sowohl  städtische  als  auch  landliche)  können 
auf  dem  Wege  von  Anleihen  in  vielen  Fällen  leicht,  wenigstens  z.  T. 
geeignete  Abhilfe  schaffen.  Die  Gemeinden  müssten  gemeinnützigen 
Baugesellschaften,  die  kleine  Wohnungen  bauen  wollen  (und  ihren 
Kapitalien  keine  höheren  Dividenden  als  ca.  4  °/0  in  Aussicht  stellen 
und  etwaige  Überschüsse  an  die  Stadtkasse  abführen  oder  zum  Bau 
neuer  Häuser  verwenden),  städtische  Grundstücke  zu  billigen  Preisen 
abgeben. 

Bei  Landbesitz  in  der  Hand  von  Gemeinden  können  etwa 
preisermassigen  de  Verkäufe  stattfinden  und  durch  sachgemiissc  Be- 
bauungsvorschriften gute  Beispiele  gegeben  werden. 

Die  Gründe,  die  gegen  die  Erbauung,  den  Verkauf  und  die 
Vermietung  von  Häusern  durch  Staat  und  Gemeinde  angeführt 
werden*)  (z.  B.  ungerechtfertigte  Almosenerteilung,  Anreiz  zu  weiteren 
Forderungen,  zu  deren  Befriedigung  die  Mittel  fehlten,  Bewirkung 
grösseren  Zuzuges,  Risiko  durch  Wegzug  von  Arbeitern,  hemmendes 
Eingreifen  in  die  Privatspekulation  etc.),  erscheinen  mir  in  Anbetracht 
der  bestehenden,  manchmal  grauenerregenden  Wohnungsverhältnisse 
der  Gegenwart  wenigstens  teilweise  nicht  recht  acceptabel. 

Dass  etwa  Gemeinden  vor  allem  den  Bau  von  Häusern  für 
die  unteren  Arbeiterschichten  unternehmen  sollteu,  die  sich  selbst 
etwa  durch  Baugenossenschaften  nicht  zu  helfen  vermögen,  erscheint 
mir  gerechtfertigt. 

Erwünscht  wäre  auch  u.  a.  die  Herstellung  von  Heimstätten 
für  alleinstehende  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  d.  h.  Logierhäuser 

»)  Cfr.  Möller.  0.  c.  1902,  Heft  l,  S.  49.    Cfr.  auch  0.  c.  S.  40  f., 
sowie  S.  32  f.  (Koslen,  Elektrische  Strassenbahuen  etc.). 
2)  Cfr.  Lehe  und  Fuchs.  0.  c.  S.  860. 
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aul  Kosten  der  Gemeinde,  wo  jenen  unverheirateten  Personen  Kost 
und  Wohnung  möglichst  hillig  (wie  es  bereits  in  England  stattfindet) 
für  ca.  50—75  Kop.  taglich  verabfolgt  werden  sollte. 

Soll  die  Lösung  der  Wohnungsfrage  etwa  mit  Hilfe  von 
Stadtverordneten  erfolgen,  so  setzt  das  voraus,  dass  unter 
letzteren  das  Element  der  Hausbesitzer  numerisch  ein  relativ  sehr 
geringes  ist,  denn  letztere  sind  gewöhnlich  an  hohen  Häuser-  und 
Mietpreisen  und  an  möglichst  günstigen  Bedingungen  ftlr  die  Ver- 
mieter interessiert  und  es  fehlen  ihnen  auch  meist  wissenschaftliche 
Kenntnisse.  Stadtverordnetenversammlungen  und  Stadtämter,  die 
grösstenteils  aus  Nationalökonomen.  Juristen,  Technikern  und 
Medizinern  beständen,  wären  vielfach  ungleich  geeigneter  zur  Lösung 
der  Aufgaben  der  kommunalen  Verwaltung,  als  solche  von  der  heute 
meist  bestehenden  Zusammensetzung.1) 

Viel  Beachtung  verdienen  die  von  Schäffle  und  Lechlerä) 
gemachten  Vorschläge,  die  Mittel  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage 
durch  Pfandbriefkredit  zu  gewinnen. 

Allerdings  ist  die  finanzielle  Tragweite  jener  Vorschläge  eine 
ausserordentlich  grosse. 

Zur  Herstellung  billiger  Wohnungen  für  unbemittelte  Klassen 
wird  für  Deutschland  der  Vorschlag  einer  vom  Reiche  oder 
von  den  Staaten  oder  von  beiden  zusammen  garantierten,  jedoch 
läuderweise  oder  regional  gegliederten  Pfandbriefanstalt  gemacht. 
Die  Pfandbriefe  der  Pfandbriefanstalt  sollten  staatliche  Garantie  für 
die  Pfandbriefinhaber  besitzen. 

Die  Hauptorgane,  der  Herstellung,  Unterhaltung  und  Ver- 
waltung der  fraglichen  Wohnungen  sollen  teils  freie  Baugenossen- 
schaften und  gemeinnützige  B augesei  1  sch aften ,  teils  Bau-  oder 
Generalkommissiouen  sein. 

In  der  Wahl  dieser  Organe  wird  man  sich  wohl  von  der 
praktischen  Erfahrung  leiten  lassen  müssen. 

!)  Die  Gemeinden  haben  heutzutage  grosse  ökonomische  und  kul- 
turelle Aufgaben  zu  lösen,  wozu  juristische,  besonders  auch  verwaltungs- 
rechtliche, nationalökonomische,  finanzwissenschaftliche,  ferner  technische, 
philologische,  medizinische  und  hygienische  Kenntnisse  gehören,  die  blossen 
Hausbesitzern  und  Kaufleuten  ohne  Hochschulbildung  fehlen. 

2)  Cfr.  Schäffle  und  Lkchlkk.  „Neue  Beiträge  zur  nationalen 
Wohnungsrefonn",  Berlin  1897. 
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Von  Bbanots1)  wird  als  communis  opinio  bezeichnet,  dass  für 
räumlich  nicht  zu  grosse  Bezirke  eine  staatliche  oder  kommu- 
nale Bank  eingerichtet  werden  müsse,  welche  den  tiuanziellen  Mittel- 
punkt, den  Mittelpunkt  der  Erfahrung  und  Anregung,  für  den  gemein- 
nützigen Wohnungsbau  zu  bilden  hatte.  Gold  hatte  sich  diese  Bank 
durch  Ausgabe  von  öffentlichen  Obligationen  oder  staatlichen  Pfand- 
briefen zu  schaffen,  für  welche  der  die  Bank  einrichtende  Staat  oder 
Kommunalverband  zu  haften  hätte.  Sehr  erwünscht  erschiene  dabei 
im  Interesse  der  leichten  und  sicheren  Unterbringung  dieser  Papiere, 
wenn  die  Invalidenanstalten  und  Sparkassen,  die  Unfallberufsgenossen- 
schaften. Krankenkassen  und  Armenstiftungen  des  Bezirkes  der 
neuen  Bank  genötigt  wären,  ihr  Vermögen  z.  T.  in  diesen  Pfand- 
briefen anzulegen,  damit  die  Bank  immer  Geld  habe. 

Am  Schlüsse  seiner  Untersuchungen  tritt  der  Autor  für 
tunlichste  Ausscheidung  der  spekulativen,  mit  Boden-  und  Verkaufs- 
spekulation verbundenen  Bautätigkeit  aus  der  Wohnungsproduktion 
ein.  An  die  Stelle  dieser  Bautätigkeit  sei  zu  setzen:  Herstellung 
der  Wohnungen  im  unmittelbaren  Auftrag  und  für  Rechnung  der 
Konsumenten  durch  das  Baugewerbe  als  einfachen  Beauftragten,  sei 
es,  dass  als  Konsument  und  Bauherr  die  einzelne  Person  auftrete, 
welche  ein  kleines  Haus  für  ihren  Wohnungsbedarf  aufführen  lasse, 
oder  die  organisierte  Konsumentenschaft,  welche  die  MiethUuser  zur 
Vermietung  an  sich  selbst  aufführen  lasse. 

Für  notwendig  wird  auch  die  öffentliche  Regelung  des  Hypo- 
thekenkredits erklärt. 

Je  mehr  es  gelingt,  die  schlechter  gestellten,  weniger  gebildeten 
Klassen  vom  Werte  guter  und  gut  gehaltener  Wohnungen  zu  Uber- 
zeugen, den  Häuserbau,  das  Vermietungsgeschäft  und  besonders  die 
Spekulation  mit  Baugründen  der  Privatspekulation  zu  entziehen, 
die  Wohnungsverhältnisse  zu  verbessern,  den  ärmeren 
Schichten  der  Bevölkerung  die  Möglichkeit  zu  bieten,  ein  eigenes 
Heim  zu  erwerben  oder  wenigstens  Wohnungen  zu  haben,  die 
menschenwürdig  sind,  um  so  mehr  wird  Gesundheit,8)  Moral  und  Zu- 
friedenheit in  die  Massen  getragen  werden,  werden  edlere  Seiten 
der  Menschheit  zur  Entwickelung  gelangen,  wird  die  Sicherheit  des 

')  Cfr.  „Schriften  d.  V.  f.  Sozialp.",  Bd.  96.  1901,  S.  96,  154  f. 
2)  Cfr.  z.  ß.  besouders  auch  Stübbkn  in  „Schriften  d.  V.  f.  Sozialp.", 
1901  (95)  S.  132  f. 
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Staates  weniger  in  Frage  gestellt  werden,  die  Menschheit  den  Seg- 
nungen höherer  Kultur  zugängig  gemacht  werden.1) 

Es  ist  erfreulich,  zu  beobachten,  daas  der  Wohnungsfrage  in 
neuerer  Zeit  vielerorts  in  Theorie  und  Praxis2)  bereits  Aufmerk- 
samkeit zugewandt  wird,  und  es  ist  nicht  genug  zu  wünschen,  dass 
die  Bestrebungen  auf  diesem  Gebiet  zum  Wohle  der  Menschheit  mit 
möglichster  Gewissenhaftigkeit  kultiviert  und  praktisch  durchgeführt 
werden  möchten. 

III,  Anhang. 

x.  Daten  über  die  Mietpreise  in  Deutschland, 
Italien,  Russland  etc. 

I. 

Die  Mietpreise  variieren  im  allgemeinen  je  nach  dor  Lage, 
der  Beschaffenheit  und  der  Grösse  der  Wohnungen.  Steigerung  der 
Mietpreise  ist  seit  einer  längeren  Reihe  von  Jahren,  und  zwar  in- 
folge der  Zunahme  der  Nachfrage  und  auch  infolge  von  Ver- 
besserungen, z.  B.  in  Deutschland  Tatsache. 

So  betrug  der  durchschnittliche  Mietpreis  einer  Wohnung  In 
Berlin  : 

im  Jahre  1815  117  Mk. 

1830    255  .. 

-      .      1873    513  .. 

..      1882    597 

..      ..      1892    674  .. 

')  Cfr.  zu  dieser  Arbeit  auch  z.  B.  die  von  dcu  Bodenreformer 
gestellten,  z.  T.  wenigstens  sehr  beachtenswerten  Forderungen  in  „H.  d. 
Staatsw  .",  1901.  VII,  S.  867  und  868. 

2)  Einen  vortrefflichen  Einblick  in  den  Zustand  der  Wohnungsfrage 
der  hauptsächlichsten  europäischen  Kulturstaaten  und  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  gewähren  die  S.  94—97  d.  Bd.  „V.  f.  Sozialp.": 
„Neue  Untersuchungen  tiber  die  Wohnungsfrage  in  Deutschland  und  im 
Auslände".  England,  z.  T.  auch  die  Schweiz,  Belgien  und  die  V er. 
Staaten  v.  Nordamerika  sollen  in  der  Wohnungsfrage  in  einzelnen 
und  zwar  den  wichtigsten  Punkten  Deutschland  voraus  sein.  Doch  soll 
letzteres  die  genannten  Staaten  in  gewisser  Beziehung  auch  übertreffen  und 
zweifellos  bat  es  gegenüber  einer  Reihe  von  Ländern,  in  denen  noch 
wenig  oder  gar  nichts  in  der  Wohnungsfrage  geschehen  ist,  einen  grossen 
Yorspruni:  aufzuweisen. 
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In  Prozenten  der  Gesamtzahl  waren  Wohnungen  zu  einem 


preise 

1815 

1872 

bis  30 

Tlr. 

58.2 

4,9 

31—  50 

r 

16,9 

16,6 

51  100 

13,8 

38,3 

Mietpreis 

1815 

1872 

1886  1891 

bis  300 

Tlr.     .  . 

89,0 

59,8 

54,5  49,9 

300—  600 

7,6 

20,9 

23,1  26,3 

600-  900 

.    .  2,0 

7,4 

8,1  8,6 

900—1200 

.    .  0,7 

4,0 

4,4  4,7 

1200—1500 

0,3 

2,4 

2,7  2,8 

über  1500 

.    .  0,4 

5,5 

7,2  7,7 

Was  die  Wohnungsmiete  der  Arbeiterwohnungen  in 
Berlin  anbelangt,  bei  welcher  Frage  wir  Übrigens  nicht  viel  ver- 
weilen können,  so  ist  dieselbe  in  den  Jahren  1880 — 1890  wie  folgt 
gestiegen : 

Durchschnittlicher  Mietpreis  in  Mark: 

Zählungen  vom  1.  Dezember 


1880 

1885 

1890 

221 

235 

248 

„    jeden  Wohnraum  

149 

156 

175 

119 

122 

127 

der  Wohnungen   mit   einem  heizbaren 

Zimmer  Uberhaupt  

191 

197 

229 

der  Wohnungen    mit   einem  heizbaren 


Zimmer,  Wadding   133     143  189 

Der  Aufwand  für  Miete  ist  nicht  nur  im  allgemeinen,  sondern  auch 
in  den  Arbeitervierteln  gestiegen. 

Nach  der  Zahlung  vom  2.  Dezember  1895  haben  sich  die 
Wohnverhältnisse,  dank  einer  zweckmässigen  Bauordnung  und  der 
Abnahme  der  Zuzüge,  nicht  unwesentlich  gebessert. 

Die  Behausungsziffer  ist  von  1890  zu  1895  von  73  auf  72 
Personen  pro  Grundstück,  die  Zahl  der  Bewohner  einer  Wohnung 
von  4,17  auf  3,97,  die  Zahl  der  Wohnungen  mit  nur  einem  Raum 
von  2,25  auf  1,96  °/0,  mit  Schlafleuten  und  Einmietein  von  8.S  aul 
7,7  °;0  und  vor  allem  die  Zahl  der  Schlafleute  selbst  von  95365 
auf  78901  zurückgegangen. l) 

')  Hirschberg.  „Die  soziale  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Berlin", 
Berlin  1897,  S.  HO. 
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Nachfolgend  einige  Daten  aus  anderer  Quelle1)  Uber  Durch- 
schnittsmieten  in  einigen  Städten,  sowie  über  die  Ver- 
teilung der  Wohnungen  nach  Mietstufen  in  Mark. 

IMirchschnittHmietcn. 


Für 

Berlin 

Hamburg 

inkl. 
Vororte 

Breslau 

Leipzig 

Dresden  | 

s 
•«^ 

H 

1875 

1880 

1875,1880 

1875il880 

1867  1871  1875j  1880 

1880 

1867 

A. 

Für  eine 

i  Wohnung: 

Wobngn.  überhaupt 

686 

605 

582 

573 

309 

299 

325 

350 

509 

457 

342 

Vo 

rderwohnungen  . 

826 

616 



701 

396 

389 

—  — 

— 

— 

Hintorwohnungen  . 

423 

299 

256 

187 

162 

Wohnungen  mit  ge- 

werbl.  Benutzung 

Eft? 

oyo 

817 

385 

438 

— 

541 

.30] 

Wohnung,  ohne  ge- 

werbl.  Benutzung 

/Iß  1 

A  QQ 

4oö 

_ 

483 

298 

277 

479 

Eigentümerwohngu. 

1875 

1516 

- 

678 

758 

909 

664 

Dienst-   und  Frei- 

wohnungen .... 

■Ä07 
t)  J  ( 

AC  1 

4b4 

207 

494 

462 

OL'" 

cot 

Mietwohnungen  .  . 

282 

Keller  

44o 

o>1o 

444 

190 

156 

131 
304 

176 
442 

138 
511 

s 

Erdgeschoss  .  . 

ORT 

Iii 

z 

521 

327 

281 

317 

Entresol  .... 

55« 

471 

485 

299 

379 

361 

1 

I.  Stock  .  .  . 

Ol'  1 

8(»4 

644 

386 

347 

318 

356 

523 

566 

.i8b 

II.     „  ... 

667 

517 

395 

335 

317 

366 

496 

521 

364 

S3 

a 

III.     „  ... 

507 

398 

398 

299 

270 

318 

455 

449 

288 

© 

VI.     „    etc.  . 

332 

233 

337 

172 

141 

217 

319 

287 

187 

Dach  räum  .  .  . 

279 

201 

337 

118 

217 

196 

287 

187 

diversen  Stock  . 

3430 

2459 

1459 

1035 

2166 

1022 

B. 

Für  ein 

heizbares  Zimmer: 

Uberhaupt  

336 

252 

247 

239 

169 

133 

139 

184 

174 

165 

Im  Kftller 

319 
453 

238 
343 



131 
178 

93 
139 

123 
178 

95 
192 

95 

•■ 

Erdgeschoss   .  . 



176 

Kntrcsol  

388 

295 
269 

134 
146 

165 
192 

158 
179 

•■ 
•• 

I.  Stock.  .  .  . 

362 

178 

199 

" 

ü  ■  • 

297 

231 

173 

140 

183 

182 

169 

J* 

III.     „    .  .  .  . 

256 

196 



153 

122 

170 

160 

150 

•• 

VI.     „    etc.  . 

225 

163 

117 

100 

140 

130 

135 

"> 

Dachraum .... 

226 

166 

101 

100 

138 

130 

135 

r> 

diversen  Stock  . 

590 

547 

1 

284 

191 

182 

172 


l)  „Schriften  des  Vereins  für  Sozialp.",  Leipzig  1886,  S.  195 
und  196. 
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In  Leipzig  betrug  der  Mietpreis  für  1  heizbares  Zimmer 
durchschnittlich: 

1867    132  Mk. 

1875    175 

1890    189    „  l) 


Die  Verteilung  der  Wohnungen  nach  Mietstufen. 


Im 

Jahre 

Von  1000  Wohnungen 
betrug  die  Jahresmiete 

Staute 

bis 
250 
Mk. 

251 
bis 
500 
Mk. 

501 

lila 

1000 
Mk. 

über 
1000 
Mk. 

A.  Die  Wohnungen  überhaupt: 

l 

Leipzig  | 

Stettin  

1875 
1880 
1875 

1875 
1880 
1880 
1867 

416 
412 
673 
693 
406 
470 
664 
651 

274 
300 
181 
161 
241 
230 
169 
192 

179 
166 
97 
99 
258 
201 
106 
113 

131 
122 
49 
47 
95 
99 
61 
44 

B.  Vorderwohnungen: 
Hamburg  inkl.  Vororte  .    .  . 

1880 
1875 
1880 

291 
539 
573 

321 
232 
215 

220 
151 
145 

168 
78 
67 

C.  Hinterwohnungen: 

1880 
1875 
1880 

710 

856 
910 

248 
113 
70 

32 
23 
18 

10 

8 
2 

D.  Wohnungen  mit  gewerbl. 

Benutzung: 
Hamburg  inkl.  Vororte  .    .  . 

1880 
1880 

160 

524 

340 
242 

292 
150 

208 
84 

E.  Wohnungen  ohne  gewerbl. 
Benutzung: 

Hamburg  inkl.  Vororte  .    .  . 

1880 
1880 

504 
740 

1 

285 
142 

119 

84 

92 
34 

*)  Cfr.  Conrad  etc.,  „Handwörterbuch  der  Staats  Wissen- 
schaften*', Jena  1894,  S.  734;  cfr.  über  Wohnuugspreise  z.  B.  auch 
Rkntsch,  „Handwörterbuch  der  Volkswirtschaftslehre",  Leipzig  1870,  S.  1050; 
LiNPEHANN,  „Wohnungsstatistik"  in  „Sehr.  d.  V.  f.  S  ",  1901,  Bd.  94,  S.  369  f. 
Ln  allgemeinen  ist  die  Kenntnis  der  Mietpreisbewegung  noch  geringfügig. 
In  neuerer  Zeit  gibt  es  Anhaltspunkte  für  70  deutsche,  meist  kleinere  und 
mittlere,  vorzugsweise  preussische  Städte  (cfr.  „Soz.  Praxis",  1898, 
No.  32.  S.  850). 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  26 
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Wohnungsmietpreis  oder  -Wert.1) 


Städte 


Durchschnittspreis  einer  benutzten  bezw. 
vermieteten 


Wohnung  Miet- 
überhaupt 
Mk 


überhaupt 
Mk. 


Mietwohnung  Mietwohnung 

w^nnnir  •  mit  &ewerb"  ohl,c  gewerb- 
*        £  'lieber  Neben-  liehe  Neben- 
benutzung benutzung 


Mk. 

Mk. 

J1384 

f419 

\1384a) 

1422^ 

1037 

914  4 

5108 

796  i 

416 

604 

506 

1088  1 

499  8 

1215 

495 

537  1 

210  7 

599 

221 

857  1 

341  6 

884 

339 

? 

? 

509 

381 

544 

270 

436 

275 

au.b  867 

274 

b  1142 

a  389,1 

259,9 

b  1031.5 

321 

262 

407 

314 

471 

358 

503 

251 

295 

265 

561 

189 

498 

207 

360 

297 

222 

160 

333 

296 

500 

450 

Berlin  (1895)  

Charlottenburg  (1895). 

Hamburg  

(1895) 
Frankfurt  a.  M.  (1895) 

Leipzig  Alt-  

„    08%)  . 

Neu-  

„  (1895)  .  . 
Alt-  und  Neu- 


München 

(1895) 


Dresden  (1895) 
Breslau  .  .  .  . 

,.  (1895) 
Köln  a.  Rh. .  . 


Magdeburg 


(1895) 

Hannover  

(1895)  . 

Altona  

Halle  a.  S  

(1895) 

Lübeck  

(1895)  .  . 

Görlitz  

Kiel: 

In  Vorderhäuser 
..  Hinterhäusern 
KönisiHberir  i.Pr.(189 
Metz  (1895)   .  . 


571 

638 

596,5 

569 

566 

571,2 

571 

246 

260 

398.7 

395 

410») 

401 

419 

324 

v 

423 


262 
415 
405 
328 
323 
298 
302 
328 


353 
166 
311 
450 


(531 
\534 
612 

489 

515 

642.5 

539 

228 

241 

377 

370 

317 
390 
307 
300 
364 

323,3 

323 
380 
370 

283 
267 
226 
243 
120 

303 
163 
299 
450 


*)  Die  vorstehende  Tabelle  ist  von  mir  zusammengestellt  worden 
nach  Nekfk,  a.  a.  0.,  Breslau.  Jahrg.  III.  1893,  8.  47  und  Jahrg.  VII. 
1898.  S.  68. 

a)  a  =  Mietwohnungen,  in  denen  die  Wohnräume  zu  gewerblichen 
Zwecken  mit  benutzt  werden,  b  =  mit  besonderen  Geschäfteräumen  ver- 
bundene Wohnungen. 

a)  a  =  Mietwohnungen  mit  geschäftlicher  Benutzung,  b  =»  Miet- 
wohnungen mit  besonderen  Gewerberäumen. 
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Preis  eines  hei/baren  ZlnimerB  in  Mietwohnungen  ohne  gewerbliche 

Nebenbenutzung.1) 


btadte 

ä  2 
öl 

Mk.| 

1* 

w 

Mk. 

ImErd- 
gcschoss 

Mk. 

1—4 

Mk. 

_  <? 
J* 

Mk. 

«1 
J* 
Mk. 

Mk. 

T)r<%K/l>>n  /1895  t 

192 

A£!7 

228 

199 

188 
j  00 

175 

Hauibnn? 

143.4 

189  9 

183  1 

-A        /  j  A 

179  3 

173  4 

156 

A  t/W 

H8951 

181 

Iii 

170 

1 7'i 

Uli 

149 

175  8 

105  3 

187  9 

197  3 

1R5  3 

131  9 

(1895) 

..          ,f     V         '  .... 

172 

106 

183 

192 

183 

163 

127 

130  2 

95  9 

129  1 

135  4 

129  8 

124  3 

128  4 

H895) 

1  —  0 

129 

128 

123 

122 

Vit-  11  ^fflii- 

in/  / 

104 

161  4 

169  9 

162  5 

1503 

130  8 

f 18951 

105 

157 

X  1 

164 

158 

Li/U 

146 

125 

Breslau 

175 

(1895)  

152 

Köln  a.  Rh  

178 

222 

123 

138 

143 

139 

121 

179 

142 

201 

176 

187 

171 

176 

(1895)  

180 

Altona  

158 

170 

163 

156 

145 

130 

Halle  a.  S  

92 

130 

141 

131 

112 

113 

„      „  (1895)  

100 

133 

135 

128 

114 

106 

Königsberg  i.  Pr  

165 

136 

165 

174 

169 

155 

138 

Metz  (1895)  

? 

? 

120 

145 

120 

95 

70 

Durchschnittliche  Mietpreise  für  besetzte  und  leerstehende 
Wohnungen  überhaupt.2)  —  (In  Mark.) 
In  den  Jahren  1890— 1898. 3) 


Städte 

Für  eine 
besetzte 
Wohnung 

Für  eine  leerstehende  Wohnung 

1890 

189;') 

1890 

1891  \  1892  1893  1894  1895 

1896 

1897 

1898 

328 
459 
275 

321 
440 

275 

- 

508 

')  Diese  Tabelle  ist  yon  mir  zusammengestellt  worden  nach  Nekfb. 
a.  a.  0.,  Jahrg.  III,  1893,  S.  48  und  Jahrg.  VII,  1898,  S.  68. 

a)  Ausschliesslich  der  ungetrennt  mit  Geschäftßlokalen  verbundenen 
Wohnungen;  bei  Königsberg  auch  ausschliesslich  der  gewerblich  mit 
benutzten  Wohnungen. 

3)  Cfr.  Nkbfe,  0.  c.  1900,  S.  72. 

26* 
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Städte 


Für  eine 
besetzt'' 
Wo  Ii  1111  ii  g 


Für  eint-  loerntelnrnde  Wohnung 


1890  1895 

1890 

1891  1892  1893 

1894 

1895 

189« 

1897 

1898 

l>n.*den  (ohne 

-Vi  IM  l  1  M  .IUI  f    .  . 

377 

«84 

<  "  .7*x 

«90 

7*5 

Frankfurt  a  M  . 

5?;? 

Frankfurt  ad.  . 

138 

1«0 

212 

23« 

Halle  n.S.').  . 

251 

2«5 

Hamburg  

485 

■ — 

Küln  a.  Rh    .  . 

308 

327 

393 

Köniirsbortr  i.  I'r. 

292 

340 

355 

374 

305 

388 

590 

1 725 

805 

Leipzig   

399 

:m 

358 

357 

440 

(700 

717 

Liihfck  

221 

238 

32« 

312 

290 

337 

3«« 

487 

Magdeburg. 

2t  ;s 

2«« 

1 

2«1 

273 

281 

409 

582 

II. 

Durchschnittliehe  Monatsmietpreise  für  unmöblierte  Wohnungren  yon 
sechs  Zimmern  und  Küche3)8)  in  Italienischen  und  anderen  Studien. 


Maxinia 

Durchschnitt 

Minima 

Lire 

Lire 

Lire 

.    .    .  110—150 

80—110 

60 

.    .  150 

60 

.    .    .  125—160 

50-67 

.    .    .       75-  83 

42-55 

.    .    .  58 

50 

42 

Genua  .... 

115—100 

67 

58 

.    .    .  50—40 

67 

25—20 

1)  Für  eine  Wohnung  ohne  gewerbliche  Nebenbenutzung. 

2)  „Notizie  aulle  conditioni  demograficls,  edifizie  ed 
amiuinistrativa  di  alcuni  grandi  cittä  italianc  ed  estere  nel 
1891",  Roma  1893,  S.  XXXI. 

3)  Cfr.  über  WohnungBmietpreise  auch:  „Statistisches  Jahr- 
buch der  Stadt  Berlin",  Abschnitt  III.  1895;  Volkszählungsberichte, 
herausgegeben  von  den  grösseren  deutschen  Städten;  .,Concordia",  Zeit- 
schrift des  Vereins  zur  Förderung  des  Wohles  der  Arbeiter,  Mainz; 
Rowe.  Miet-  und  Gebäudepreise  iu  Conrads  J.  f.  N.  u.  St.  1893,  S.  43ö; 
,.Bulletiu  de  Statistique  et  de  legislation  comparee".  Paris  1890,  Juliheft. 
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Maxiina 

Durchschnitt 

Minima 

Lire 

Lire 

Lire 

\enedig  . 

.    .    .  65 

67 

o  r 

35 

rsoiogna 

ov 

Catania 

100 

60 

40 

Paris  .... 

OO.J 

Bordeau    .    .  . 

92 

Brüssel     .    .  . 

6.1—25 

Berlin  .... 

Ol  —  io 

Breslau    .    .  . 

34 

Leipzig  . 

42 

Dresden    .    .  . 

40 

Wien  ... 

.    .  380—220 

165-  220 

Triest  .... 

.    .    .  154 

100 

63 

London     .    .  . 

105—75 

IIT. 

In  Russland  hat  eine  statistische  Bearbeitung  der  Bewegung 
der  Wohnungspreise  ganz  unregelmässig  und  fUr  längere  Zeit- 
räume gar  nicht  stattgefunden.1) 

Für  einzelne  Jahre  finden  sich  Angaben  Uber  Wohnungspreise 
in  den  eintägigen  statistischen  Zählungen,  welche  in  einzelneu 
Städten  veranstaltet  worden  sind.    Diese  Zählungen  sind  meistens 

S.  24;  die  jährlich  erscheinenden  „Berichte  der  K.  K.  Gewerbe- 
inspektoren  Uber  ihre  Amtstätigkeit",  Wien;  Misciiler,  „Die 
Wohnungsverhältnisse  der  arbeitenden  Klassen  in  den  österreichischen 
Städten"  im  Januarheft  1888  der  „Ö  sterreichischen  Ungarischen 
Revue";  v.  Inama-Sternegg,  „Die  persönlichen  Verhältnisse  der  Wiener 
Armen" ;  v.  Phiuppowitsch,  „Wiener Wohuungsverhältnisse"  im  Brauu'schen 
..Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik",  Vll.  Bd .  1894. 

Die  Gesamtsumme  des  Mietzinses  der  Gebäude  in  Wien  für  die 
Jahre  1849—1858  enthält  das  2.  Heft  der  „Statistik  der  Stadt  Wien", 
Wien  1861;  für  die  Jahre  von  1874  an  das  „Statistische  Jahrbuch  der 
Stadt  Wien". 

Über  Wohnungen  in  Paris,  die  Wohnungspreise  etc.  tindeu 
sich  speziellere  Daten,  z.  B.  pro  1889  im  „Bulletin  de  Statistique 
et  de  Legislation  comp.",  Paris  1890,  S.  338  ff. 

')  Nach  dem  Schreiben  der  „Statistischen  Sektion  der  St. 
Petersburger  Stadtverwaltung"  vom  8.  August  1896,  sub.  No.  84  738. 
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nicht  wiederholt  worden, !)  beziehen  sich  daher  nur  auf  ein  einzelnes 
Jahr  und  manchmal  hat  sich  ihr  Programm  gar  nicht  auf  Wohnungs- 
preise erstreckt. 

Die  Mietpreise  in  St.  Petersburg.*)3) 


Der  Preis  der  Mietwohnungen  in  den  einzelnen  Stadtteilen. 


7«hl 

Summe 

Mittlerer  Preis  einer  Wohnung 

öiaatteiie 

der 

der  Mieten 
pro  Monat 

Uber-  : 
baupt 

1 



zur 

Bewob- 

nnng 

zu  wohn- 
u.  gewerbl. 
Zwecken 

zu  gewerbl. 
Zwecken 

Rbl. 

Rbl.  | 

Rbl. 

Rbl. 

Rbl. 

Admiralleiskaja  .  . 

3  038 

3  413  140 

1123 

!  862 

1693 

1644 

5  952 

3  680  551 

618 

517 

821 

997 

Spasskaja  

10  210 

5  822  375 

570  1 

403 

759 

1108 

Kolomeuskaja .... 

6  920 

2  292  047 

331 

305 

452 

617 

Nerwskaja  

7  948 

2  249  299 

283 

246 

498 

507 

Moskowskaja  .... 

14  568 

7  226  286 

496 

!  453 

611 

778 

Alexander-Newskaja 

6  697 

1825  803 

273 

j  231 

426 

451 

Roahdestwenskaja  . 

7  529 

2  353  727 

312 

280 

456 

545 

Liteinaja  

1 1  24» 

(>  838  822 

608 

591 

634 

811 

Wassiljewskaja .  .  . 

10  303 

3  675  085 

356 

317 

573 

574 

Peterburgskaja  .  .  . 

9  270 

1  963  147 

212 

184 

394 

424 

Wiborgskaja  .... 

4  773 

819  864 

172 

142 

335 

382 

Stadt 

98  453 

42  160  146 

428  1  362 

642 

812 

l)  In  St.  Petersburg  wurden  allerdings  bereits  mehrmals  Zählungen 
veranstaltet,  ao  am  10.  Dezember  1869,  am  15.  Dezember  1881  und  15.  De- 
zember 1890.  Nur  die  letzte  Arbeit  habe  ich  erhalten  können.  In  den 
Moskauer  Zählungen  wurden  die  Wohnungspreise  nicht  berücksichtigt, 
jedoch  linden  sich  Daten  in  einem  speziellen  Werk  der  Stadtverwaltung: 
„Abrechnung  der  Statistischen  Sektion  der  Moskauer  Stadtverwaltung 
über  die  Ausarbeitung  von  Normen  über  die  Einschätzung  der  Wohnräume". 
Moskau  1887  (russisch). 

s)  Cfr.  „St.  Petersburg  nach  der  Zählung  vom  15.  Dez.  1890", 
S.  36  ff.  (russisch). 

8)  Für  die  Stadt  Odeßsa  sind  derartige  Daten  gesammelt  worden 
in  den  „Resultaten  der  eintägigen  Zählung  in  der  Stadt  Odessa"  am 
15.  Dezbr.  1892,  T.  II.  Tab.  VIII  (russisch).  -  Für  die  Stadt  „Charkow" 
kommt  die  von  der  städtischen  Verwaltung  im  Jahre  1893  herausgegebene 
Broschüre  „Die  Schätzung  der  Immobilien  der  Stadt  Charkow  1892  93" 
in  Betracht  (russisch).  —  Cfr.  feiner  „Materialien  zur  vergleichenden 
Einschätzung  der  Immobilien  in  den  Städten  und  Flecken  des 
Kasan'schen  Gouvernements".  Kasan  1885  (nissisch);  ..Sammlung 
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Weiteres  Material  dürften  dann  noch  die  Arbeiten  einiger 
Stiidte  und  Landschaften  zum  Zweck  gleichmässiger  Einschätzung 
zur  Besteuerung  der  Immobilien  bieten,  jedoch  beziehen  sie  sich 
auch  nur  auf  einzelne  Zeitpunkte  oder  sie  enthalten  Durehsehnitts- 
mietpreise,  so  dass  sich  vermittelst  derselben  die  Frage  der  Be- 
wegung der  Mietpreise  nicht  gut  verfolgen  Hlsst. 

In  diesem  Material  werden  auch  gewöhnlich  Angaben  gemacht, 
die  sich  auf  irgend  welche  Einheiten  der  Messung  beziehen,  so  z.  B. 
auf  ein  Zimmer,  einen  Kubik-  oder  einen  Quadratfaden  des  Raumes 
resp.  der  Fläche  in  verschiedenen  Rayons  und  verschiedenen  Ge- 
bäudegruppen. Von  diesem  Typus  ist  auch  die  unten  erwähnte 
Arbeit  der  Moskauer  Statistischen  Sektion.  Ich  beschränke  mich 
hier  auf  die  Reproduktion  einiger  Daten  aus  St.  Petersburg.1) 


(Hierher  die  Tabelle  von  Seite  406.) 
Mittlerer  Preis  der  Wohnungen  nach  Etagen. 


Etagen 

Wohnungen 

Zu- 
sammen 

Rbl. 

zur  Be- 
wolmung 

Rbl. 

zur  Bewohuuug 
und  gewerbl. 
Zwecken 

Rbl. 

126 

431 

222 

263 

559 

349 

II-  ,  

375 

715 

406 

HI.  „   

463 

559 

467 

IV  

450 

487 

452 

V.  u.  VI.  Etage  .... 

380 

412 

383 

Halbgeschoss  und  Man- 

112 

259 

113 

Mehrere  Etagen  

2258 

3115 

2806 

statistischer  Nachrichten  des  Gouvernements  Ufa",  Ufa,  I.  Aufl. 
(russisch).  Cfr.  über  die  Wohnungsfrage  auch  Ergebniese  der  baltischen 
Volkszählung  vom  29.  Dezbr.  1881,  T.  I.  II,  Hl;  „Beitrag  zur  Gebäude- 
Statistik  der  Stadt  Riga  für  das  Jahr  1866",  Leipzig  1868;  „Bei- 
trag zur  Statistik  der  Gebäude  und  Grundplätze  in  der  Stadt 
Riga  für  das  Jahr  1879",  Riga  1882.  Vergl.  auch  die  im  ..Statistischen 
Jahrbuch  der  Stadt  Riga",  Riga  1891,  S.  4  ff.  angegebene  Literatur. 

')  Während  meiner  Reisen  in  Deutschland  habe  ich  wiederholt  die 
Erfahrung  gemacht,  dass  dort  z.  B.  die  Mietpreise  für  einzelne  Zimmer 
in  grossen  und  mittleren  Städten  niedriger  als  in  Russland  und  die  Zimmer 
in  Deutschland  auch  bessor  ausgestattet  wareu.  Billige  und  nicht 
schlechte  Zimmer  habe  ich  in  Russland  in  J urj ew  (Dorpat)  augetroffen. 
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Wachstum  der  Wohnungsprelse  mit  der  Grosse  der  Wohnungen. 

(Mittlere  Preise  für  die  ganze  Stadt.) 


1      i      2      |  »-5 
Zimmer  Zimmer  Zimmer 

Rbl.       Rbl.  Rbl. 


6-10 
Zimmer 

Rbl. 


11  und 
mehr 
Zimmer 

Rbl. 


Wohnungen  zum  Bewohnen  .  .  .  .  { 


112 
100 


i 


Wohnungen  zum  Bewohnen  und  zu 
gewerhl.  Betrieben  

Räumlichkeiten  z.  gewerbl.  Betrieben  | 


100 
684 
100 


194 
173 
416 
123 
142 
127 


375  1006  2664 
335      900  1  2375 


576 
170 
1150 
197 


1410 
416 

2150 


4266 
1254 
5800 


383  1000 


2.  Daten  über  die  Wohnungsverhältnisse  in  Russland. 

I. 

Die  Wohnungsverhältnisse  iu  den  Städten  Russlands 
werden  nicht  günstig  beurteilt. l)  „Die  Wohnungen-1,  ist  geäussert 
worden.  ..seien  fast  ebenso  ungenügend  in  der  Stadt,  wie  auf  dem 
Lande-, 

Viele  russische  Städte  sind  zufälligen,  willkürlichen  und 
dergl.  Ursprunges  und  es  scheint  ihnen  kein  Bebauungsplan  zu 
(Grunde  zu  liegen.  Auch  die  nach  einem  Plan  erbauten  Städte,  wie  St. 
Petersburg  und  Odessa,  sollen  hinter  den  amerikanischen  und 
australischen  weit  zurückstehen,  welch'  letztere  bei  ihrer  Ent- 
stehung mit  allen  Bequemlichkeiten  der  Zivilisation  ausgestattet 
wurden. 

Ich  selbst  beobachtete  in  verschiedenen  Städten  vielfach  kleine, 
nicht  hohe,  mehr  oder  weniger  feuchte,  untapezierte  Räume  mit 
ineist  fehlender  Ventilation  und  kleinen  Fenstern,  ohne  Kappfenster 
(z.  B.  oft  in  Charkow).  Die  recht  schlechten  und  schmutzigen,  oft 
ungepHasterto  Höfe  und  Strassen  (die.  wie  in  Charkow.2)  bisweilen 

*)  (fr.  Swjätlowsky,  „Die  Wohnungsfrage",  1898. 

-)  Dort,  aber  auch  wohl  in  vielen  andern  Städten  sind  die  hygieni- 
schen Lebensbedingungen  sehr  schlecht.  Die  Strassen  sind  dort  vielfach 
»ehr  schmutzig.  Bei  starkem  Hegen  bilden  sich  oft  förmliche  Schmutzbäche. 
Im  Frühling  dauert  die  Abfuhr  des  Schnees  und  Eises  von  den  Strassen 
so  lange,  dass  die  Luft  verpestet  wird,  im  Sommer  etc.  ist  die  ganze 
Stadt  oft  in  Staubwolken  gehüllt,  denn  die  Strassen  werden  zu  jeder  Zeit 
des  Tages  trocken  gefegt,  wodurch  beständig  Staub  entsteht.  Nicht  selten 
linden  durch  Anschwellen  der  Gewässer  Überschwemmungen  statt. 
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unpassierbar  sind  und  abgesperrt  werden  müssen),  Mangel  an  An- 
pflanzungen und  freien  Plätzen,  schlechtes  Wasser  oder  fehlende 
Wasserleitung,  schlecht  und  offen  gehaltene  Senkgruben  und  dergl. 
kommen  bei  der  Wohnungsfrage  auch  in  Betracht.  Wohuungs- 
inspektiou  und  Wohnungsenqueten  erscheinen  u.  a.  sehr  notwendig. 
Letztere  haben  bisher  uur  in  wenigen  Städten  stattgefunden. 

In  neuerer  Zeit  sind  von  Städten  für  ihre  Beamten  und  die 
bei  städtischen  I  nternehmungeu  angestellten  Arbeiter  Häuser  er- 
richtet worden.  Auch  sind  Asyle  für  Obdachlose  und  dergl.  ein- 
gerichtet worden  und  werden  ganze  Stadtviertel  für  ärmere  Be- 
völkerungsklassen umgebaut.  *) 

Im  folgenden  seien  zunächst  einige  statistische  Daten  über 
die  Wohnungsverhältnisse  und  dergl.  einiger  russischer 
im  Vergleich  mit  denjenigen  einiger  deutscher  Städte  ge- 
boten, worauf  ich  dann  noch  etwas  bei  den  Verhältnissen  einiger 
russischer  Städte  verweilen  werde. 


(Hierher  die  Tabellen  von  Seite  409—411.) 
Die  Bevölkerung  der  Wohnungen^ 


Zahl 

der  l'.ewolmer  auf  »  in 
Wohnungen  von 

Zimmer  in 

Mittlore 
Ziihl  der 

S  t  it  d  t  o 

U 
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Bowohner 
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M  ('fr.  Ohousky,  Die  Volkswirtschaft,  1900.  Heft  9,  S.  110. 
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* 

Die  Zusammensetzung  der  Bewohnerwhaft. 


Städte 

3  ~ 

4.  S 
N 

i 

r 

>  ? 

,  t 

^  - 

Die  Bevölkerung  n:ii:h  ihrer  Sr<«ll iijilt : 


3  T  3 

v   r1  v 


Riga  1881  in  abs.  Zahl 

.;  ihhi  ..  <>-li0 

Reval  188 1  .  . 
Moskau  1882  . 
Herl  in  1885  .  . 

Hamburg  1885 

Breslau  1885  . 
Leipzig' )  1885 


6.186  60  261 


39.7 
39,5 

1Ö.6 
1H.1 

16.6 
9 


386.1» 
31(4.1 
173 
3X11.3 

377.5 


58  534 
375.9 
310.6 
161.4 
379.3 


8.1.02 
.'.2.2 
45 
55,1» 
32 


433.8 


X76 
5.6 
3.4 
8,6 
8.5 


S17 

344.1'      363.2  23.1  5.3 


3,8»  )<» 
24.8 
42.3 
125.8 
14.6 

25.4 

211.7 

32.2 


Städte 


Die  Bevölkerung  nach  ihrer  Stellung: 


£  o 


5  a 


s 
«- 


o  n 


N  2 

—  £ 


•  s  es  a 

|S§JS 

■3 


Riga  1881  in  abs.  Zahl 
„    1881  „%,. 

Reval  1881  .  . 
Moskau  1882  . 
Berlin  1885  .  . 


Hamburg  1885 

Breslau  1885  . 
Leipzig1)  1885 


9018 

57,9 

71,1 
106,4 
55,5 

52,9 

59,9 
62 


Städte 


Die  Bevölkerung  nach  ihrer  Stellung: 


'Ii 

<  6 


3  - 


M u  ;   *  .  Ins 


Riga  1881  in  abs.  Zahl 

„  1881  . 
Reval  1881  .  .  . 

Moskau  1882  .  . 
Berlin  1885  .  .  . 

Hamburg  1885  . 

Breslau  1885  .  . 
Leipzig')  1885  . 


22,2 
2,7 


80 


20,8  44,7 
—  !  23,3    —  ;  65.9  | 


19.1  34,9  — 

61,7 1    2,2;    3,2;0,03;  67,7  0,7 


374 
2.4 

23.5 

207,7 


0,3 


155  739 
1  000 
1000 

1  (MX) 
1000 

1000 

1  000 
1000 


' )  Cfr.  über  die  Wohnungsstatistik  deutscher  Städte  besonders  Nkkfe, 
a.  a.  0.  Jahrg.  I,  III  u.  VII.  Cfr.  auch  Daten  über  Besitzveräuderung»- 
frequenz  ibid.;  betr.  Österreichs:  „Statist.  Monatsschrift".  Wien  1890, 
S.  25,  ..österr.  statist.  Handbuch  ',  Wien  1890,  8.  76. 
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Von  den  9041  Häusern,1)  die  in  St.  Petersburg  am  15.  De- 
zember 1890  zur  Zählung  gelangten,  waren  40,9  °/0  2  etagig,  und 
wenn  man  die  Gebäude  mit  Halbgeschossen  hinzuzählt,  so  bildet  diese 
Gebäudekategorie  sogar  41,6°/0.  Darauf  kommen  21,5  °/0  3  etagige, 
dann  1  etagige  mit  Halbgeschoss  18,9  °/0  (ohne  Halbgeschoss  16,3%), 
ferner  4  etagige  mit  14,2  °/0  und  5  etagige  etc.  3,8 °/0. 
Die  Gebäude  mit        einer  Wohnung  bilden 

2       3  Wohnungen 
4-  5 


•• 

- 

•• 
•• 


■■ 


- 
•* 


6—  10 
11—  20 
21  50 
51-100 
101—200 
201  u.  mehr 


n 
- 
r 
•• 
•• 


5,78  o/0 
13,26  „ 
11,41  . 
20,37  „ 
23,52  . 
21,49  „ 
3,47  „ 
0,65  „ 
0,05  r 


Das  mittlere  Petersburger  Haus  enthält  in  zwei  Etagen 
ca.  16—17  Wohnungen  und  106  -107  Bewohner.  Die  mittlere  Zahl 
der  Bewohner  eines  Hauses  schwankt  aber  in  den  einzelnen  Teilen 
der  Stadtteile  beträchtlich,  nämlich  zwischen  450  und  22  Personen. 
450  Personen  kommen  in  drei  Teilen  des  Spassker  Stadtteils  auf 
ein  mittleres  Haus.  Ein  Teil  des  Kasan'schen  Stadtteils  hat  nur 
ca.  252  Personen,  in  vier  Teilen  nur  ca.  200  Personen  pro  Haus 
aufzuweisen,  in  den  andern  vierzehn  Teilen  und  anderen  Stadtteilen 
sinkt  die  Ziffer  dann  immer  mehr. 

Prozente  der  Häuser  nach  deren  Bohorträgen: 
Bis  100  Rbl  3,8 


Von 


- 


101  300 
301  500 
501—  1000 
1001  2000 
2001  4000 
4001  6000 
60ol_  8000 
8001—10000 
10001—20000 


9,1 
6,7 
11,6 
15,5 
15.9 
8,4 
5,9 
5,0 
11,6 


y)  Cfr.  „St.  Petersburg  nach  der  Zählung  vom  15.  Dez.  1890'*, 
S.  36  ff.  (russiachj.  Seitdem  hat  im  Jahre  1897  eine  Enquete  stattgefunden. 
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Von  20001  -30000  Rbl  3,5 

,.    30001—50000    r   2,2 


50001  u.  mehr    „   0,8 

Gruppen  der  Wohnungen: 

Bewohnte  Wohnungen   115170  80,8  °f0 

Unbewohnte,  benutzte  Wohnungen    .    .    .       6428  4,G  „ 

Leere  Wohnungen   7106  5,3  r 

Schlösser   865  0,6  r 

Hausknecht-  und  Kutscher  Wohnungen    .    .       7402  5,2  r 

Portierwohnungen   2143  1,5  v 

Wohnungen  vei*schiedener  Institutionen  zu 

Kasernen,  Gefängnissen  und  dergl.    .    .       2970  2,1  > 

Buden  und  Räumlichkeiten  auf  Gewässern         398  0,2 


Von  allen  St.  Petersburger  Wohnungen  wurden  ca.  78  °/0  nur 
zu  Wohnzwecken,  4,8  °/0  nur  zu  Handels-  und  Ge Werbezwecken, 
1,8  ü/0  zu  Wohn-  und  gewerblichen  Zwecken  benutzt  und  5,5  °/0 
standen  leer. 

Von  den  St.  Petersburger  Wohnungen')  waren: 

1.  Kellerwohnungen  7374»)  mit  12217  Zimmern  und  49569 
Einwohnern : 

2.  Mansardenwohnungen  3499  mit  5813  Zimmern  und  21804 
Einwohnern; 

3.  Wohnungen  mit  Fenstern  nur  zum  Hofe  gab  es  55264 
oder  55,3  °/0  der  gesamten  Wohnungen. 

52%  aller  Wohnungen  hatten  keine  besondere  Küche, 
40°/0  keine  Vorzimmer,  14  °/0  eine  bewohnte  Küche. 

Wasserleitung  hatten  60°/0,  Wasserklosetts  49  °/„, 
Badezimmer  10°/0  aller  Wohnungen. 

Die  meisten  Wohnungen  entsprechen  nach  Swjätlowsky  durch- 
.  aus  nicht  den  elementaren  hygienischen  Anforderungen. 

In  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Wohnungen  ist  für  Wirt- 
uchaftsbequemlichkeiten  gar  nicht  oder  unzureichend  gesorgt. 

1)  Swjätlowsky,  „Die  Wohnungsfrage",  S.  20  u.  21. 

2)  Sehr  schlecht  werden  die  Wohnbedinguniren  in  vielen  Keller- 
wohnungen bei  steigendem  Wasserstande  in  der  Newa.  Erst  stellt  sich 
Feuchtigkeit  ein,  bei  stärkerer  Steigerung  entstehen  kleine  Fontänen  und 
die  Räumlichkeiten  fallen  sich  z.  T.  mit  schmutzigem,  übelriechendem 
W«»er.  .  .  t'fr.  Swätlowsky,  o.  c.  S.  23  u.  24. 
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Die  inneren  Wände  der  Wohnungen  sind  meist  so  dünn,  dass 
die  Geräusche  in  den  angrenzenden  Räumen  sehr  störend  werden. 

Ungeziefer  ist  in  den  Wohnungen,  wenn  auch  in  verschiedenem 
Mafse  recht  verbreitet.  Viele  Wolmungen  haben  nur  einen  Ein- 
gang, und  zwar  nicht  selten  durch  die  Küche. 

Im  Jahre  1882  wies  die  Stadt  Moskau1)  nach  der  Zählung 
im  ganzen  83100  Wohnungen  auf  und  zwar  wurden  dieselben 


folgeudermassen  gegliedert: 

Gewöhnliche  bewohnte  Wohnungen   67081 

Schlafräume  für  Arbeiter  in  Werkstätten  von  Fabriken  401 
,.          „       „      ausserhalb  der  Werkstätten 
von  Fabriken  etc   424 

Schlafräume  für  Arbeiter  in  Werkstätten  gewerblicher 

Etablissements  1182 

Schlafräume  für  Arbeiter  ausserhalb  der  Werkstätten 

gewerblicher  Etablissements   292 

Arbeiterwohnungen  von  Arbeitern  bewohnt   .    .    .  951 

Wohnräume  öffentlicher  Institutionen   194 

r         in  Gerichtsgebäuden  etc   383 

..  Institutionen  geselligen  Lebens  ge- 
sellschaftlichen Charakters  2417 

Wohnräume  in  Institutionen  geselligen  Lebens  ge- 
werblichen Charakters  1457 

Wohnräume  in  kommerziellen  Räumlichkeiten,  ver- 
bunden mit  Wohnungen   2555 

Unbewohnte  Wohnungen   5  763 

Dazu  kommen  noch: 

Räumlichkeiten,  die  bloss  zu  gewerblichen  Zwecken 

benutzt  wurden   .  1915 

Zu  Ubertragen:  85  015 


l)  „Moskauer  Zählung  von  1882",  Moskau  1885,  S.  2  (russisch). 
Kleine  Wohnräume  (die  sogen.  Kamotschuo-koetschnuie  Quartiere)  wurden 
in  Moskau  in  den  Jahren  1895,  1898  und  1899  untersucht.  Die  Resultate 
der  Enquete  von  1898  und  1899  sind  bisher  noch  nicht  bekannt  (cfr. 
CuonsKr,  ..Die  Volkswirtschaft  '.  1900,  Heft  IX,  S.  109),  doch  ist  eine 
kurze  Broschüre  über  die  erwähnte  Enquete  erschienen:  „Einige  Daten  über 
die  kleinen  Moskauer  Wohnräume"  (Kamotschno-koetschnuie  kwartirui). 
(zitiert  nach  CiionsKY.  o.  c.  S.  109).  Einige  Angaben  Über  dieselbe  enthält 
der  Artikel  von  Kuhnin  im  ..Notizblatt  der  Mosk.  Abt.  d.  Kaiserl.  Techu. 
Ges.-',  Moskau  1895. 
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Übertrag:  85015 
Räumlichkeiten,  für  gewerbliche  Zwecke  bestimmt, 

aber  unbenutzt   268 

Räumlichkeiten,  zu  Handelszwecken  benutzt  .    .    .  10513 
für  Handelszwecke  bestimmt,  aber 
unbenutzt  waren   963 

11744 


Im  Ganzen:  96759 
Wohnungen  nach  Etagen  (von  70331  Wohnungen). 


Prozente  aller    Prozente  der  Bewohnerzahl 
Wohnungen     Bevölkerung    einer  Wohnung 


In  mehreren  Etagen  .    .  . 

10,37 

21,61 

18,53 

10,32 

9,43 

8,09 

-  Halbgeschoss  (Mezonin)  . 

2,52 

1,47 

5,17 

1,13 

0,78 

6,12 

Iii    I.  Etage  

44,83 

38,44 

7,62 

r  n  

22,88 

8,11 

-  in.  -   

4,29 

4,10 

8,48 

•«    I\ ...  ..... 

0,55 

0,47 

7,68 

.  v.  ,   

0,03 

5,94 

_  nicht  angegebener  Etage 

0,85 

0,79 

8,38  *) 

Vorderhäuser  gab  es  39970  mit  379630  Einwohnern.2) 


Hinterhäuser     „    „   30301   „  245822 


Die  Wohnungen  verschiedener  Bestimmung  und  die 
Bewohnerzahl  auf  eine  Wohnung. 


Von  100  Wohnungen  waren 

Bewohnerzahl 

einer  Wohnung 

mit  gewerbl. 

ohne  gewerbl. 

mit  gewerbl. 

ohne  gewerbl. 

Bestimmung 

Bestimmung 

Bestimmung 

Bestimmung 

14.58 

85,42 

14.51 

7,93  3) 

')  Ibid.  8.  9.  11,  14  und  27. 

a)  Nach  Janawsky,  „Wohnungsfrage'1  (im  Encykl.  Lexikon 
Petruschewsky's.  T.  XIV,  S.  853,  russisch),  waren  in  St.  Petersburg 
(1890)  7374  Kellerwohnungen.  —  Die  Wohnbedingungen  in  den  Moskauer 
Kellerwohnungen  sollen  hygienisch  sehr  ungünstige  und  auch  oft  sittlich 
abschreckende  sein.  Cfr.  Duchowsky.  .,Bericht  an  die  Moskauer  Stadt  Duma 
betr.  der  Wohnungsfrage",  Moskau  1895  (russisch). 

3)  Das  sind  ca.  1/l5  der  damaligen  gesamten  Bevölkerung. 
Jahrbuch  der  Internat  Vereinigung.  G.  Bd.  27 
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Anzahl  der 

Anzahl  der 

Bewohner- 

Bewohner auf 

Bewohner  auf 

Wohnungen 

Zimmer 

zahl 

eine  Wohnung 

ein  Zimmer 

72f>8 

19304 

58951 

8;13 

3,05 

Von  100 

Menschen  1» 

e  w  o  h neu: 

9 
3 


a 
S 


B 

»mm 


CS3 


a 
a 


- 


a 
a 

CSJ 
oc 


a 
s 

KS 

OS 


a 
a 

N 
O 


"3  g 


10,49 


11,13 


14,05 


19,21 


11,79 


7,75 


5,42 


3.89 


2,59 


2,39 


10,74 


0,55 


In  Warschau  zählte  man  im  Jahre  1891  bis  4854  Häuser, 
79500  Wohnungen  und  207000  Zimmer.  Von  den  79500  Wohnungen 
bestanden  40.1  °/0  aus  einem  und  23%  aus  zwei  Zimmern,  d.  h.  also 
*/s  der  Bevölkerung  wohnt  elend  und  beengt.  Die  Keller-  und 
Mansardenwohnungen  bilden  fast  den  5.  Teil  der  ganzen  Bevölkerung, 
das  sind  00000  Menschen.  2°/0  der  elendsten  Wohnungen  hatten 
keine  Fenster.  4%  keine  Öfen.  In  diesen  Schlupfwinkeln  entfallen 
4-  5  Einwohner  auf  1  Zimmer  und  wohnen  oft  2-  3  Familien  ohne 
Trennung  nach  Alter  und  tieschlecht  zusammen. 

Von  den  4854  Warschauer  Häusern  hatten  1707  Keller- 
wohnungen (5023  Wohnungen  mit  6993  Zimmern).  Die  Keller- 
wohnungen werden  von  20000  Mensehen  bewohnt.1) 

II. 

Die  Wohnungsverhilltnissc  der  Arbeiter  in  Kussland 
weichen  von  denjenigen  Westeuropas  bedeutend  ab.  Der  grösste 
Teil  der  russischen  Arbeiter  lebt  in  den  Käumliehkeiten  der  Arbeit- 
geber, während  das  nur  bei  einem  kleinen  Teile  derselben  nicht  der 

x)  Cfr.  Swjätlowsky,  ibid.  S.  48.  Im  allgemeinen  sollen  die  War- 
schauer Wohnungen  .,inehr  als  entsetzlich"  sein.  Zwar  seien  die  Woh- 
nungen der  Wohlhabenden  z.  T.  gut  (pflegen  aber  Schlafzimmer  und  über- 
haupt Kinderzimmer  gewöhnlich  eng  und  schlecht  zu  sein),  aber  die  Leute- 
zimmer bildeten  stets  die  Achillesferse.  Die  Kellerwohnungen  für  die 
Dworniken  erweisen  durchweg  Feuchtigkeit,  Schimmelbilduug,  Mangel  au 
Licht  und  Niedrigkeit  -  cfr.  ibid.  S.  48  ff 
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Fall  ist.  In  Westeuropa  und  Amerika  dagegen  wohnen  die  Arbeiter 
nur  relativ  selten  in  Räumlichkeiten,  die  dem  Arbeitgeber  gehören. 

Die  Gewährung  der  Wohnräume  findet  in  den  meisten  Fällen 
iu  Russland  unentgeltlich  statt.  Wird  Zahlung  beansprucht,  so 
ist  dieselbe  eine  sehr  geringe. 

Es  fällt  also  in  Russland  das  ökonomische  Element  der 
AVohnungsfrage  in  bedeutendem  Mafse  weg,  dagegen  bleibt  die  sanitäre 
Seite  der  Wohnungsfrage  der  Arbeiter  in  vollem  Mafse  bestehen,  und 
man  kann  wohl  mit  Recht  behaupten,  dass  die  russischen  Arbeiter- 
wohnungen in  Bezug  auf  Sanitätswidrigkeit  diejenigen  des  Westens 
von  Europa  noch  Ubertreffen. 

Dio  Arbeiter  bringen  kein  Bettzeug  mit,  sondern  gewöhnlich 
nur  etwas  Wäsche;  die  aus  den  benachbarten  Dörfern  stammenden 
Arbeiter,  die  an  Sonn-  und  Festtagen  zu  Hause  sind,  gar  nichts. 
Als  Typus  des  Wohnens  in  Fabrikwerkstätten  wird  von  Swjätlowsky 
z.  B.  das  Wohnen  in  den  4  Arschin  (3  Arschin  =  ca.  4  rig.  Ellen) 
langen  und  ca.  2l/2— 3  Arschin  breiten,  käfigartigen  Lagerstätten 
einer  Mattenfabrik  angeführt,  die  fllr  die  einzelnen  Familien  bestimmt 
sind  und  wo  sie  sich  24  Stunden  täglich  aufhalten.  Die  mit  Schmutz 
und  Abwässern  bedeckten  Fussböden,  die  heisse  Temperatur,  die 
Feuchtigkeit,  der  Mangel  an  Ventilation  etc.  erzeugen  in  der  Tat  ganz 
entsetzliche  hygienische  Lebensbedingungen. 

Von  60  besuchten  verschiedenen  Werkstätten  entfielen  in  65°/0 
der  Fälle  0.4—0.9  und  nur  in  ca.  '/a  der  Fälle  1-1,5  Kubikfaden 
Luft  pro  Person. 

Die  Einrichtung  von  Kammern  fllr  die  Arbeiter  in  den  Werk- 
stätten entspringt  der  Absicht,  die  einzelnen  Familien  zu  separieren, 
doch  wohnen  de  facto  oft  2 — 7  Familien  zusammeu  und  in  vielen 
Fabriken  einzelne  Arbeiter  verschiedeneu  Geschlechts  (Erwachsene, 
Kinder,  Männer  und  Frauen).  In  den  meisten  Fabriken  findet  man 
eine  ungeheure  Überfüllung  der  Schlafrliume  mit  Arbeitern. 

Fälle,  in  welchen  die  mittlere  Grösse  der  Kammern  einen 
Kubikfaden  erreicht,  sind  selten  und,  in  vielen  Fabriken  sinkt  dio 
mittlere  Grösse  der  Kammern  auf  l/s,  ja  auf  Vß  (°,21)  und  0,1  IJ  Kubik- 
faden. und  wie  die  Arbeiter  sagen,  leben  sie  «aufeinander". 

Der  Schmutz  und  Üble  Geruch  in  diesen  Räumlichkeiten,  in 
welchen  Wäsche  getrocknet  wird  und  es  keine  Ventilation  und  meist 
keine  Kappfenster  gibt,  ist  unbeschreiblich. 

27* 
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In  einer  Charkower  Buchdruckerei  mussten  die  jugendlichen 
Lehrlinge  direkt  auf  dem  schmutzigen,  mit  klebrigem,  schwarzem 
Staube  bedeckten  Fussboden  schlafen. 

Die  Verhaltnisse  in  den  Mietwohnungen  sind  oft  nicht  viel 
besser,  als  diejenigen  in  den  Räumen  der  Werkstätten. 

Einzelne  Häuschen  für  Fabrikarbeiter  gibt  es  nur  auf  einer 
Fabrik  der  Noworossisker  Gesellschaft  für  Stahlguss-  und 
Schienenherstellung,  auch  in  einer  Zuckerfabrik  des  Jekaterino- 
sla waschen  Gouvernements,  jedoch  sind  dieselben  innen  schmutzig 
und  von  üblem  Geruch,  neben  denselben  befinden  sich  Haufen  von 
Exkrementen  und  Pfützen  von  Spülwasser. 

Kasernen  für  Arbeiter  hat  z.  B.  die  Konig'sche  Fabrik  im 
Charkower  Gouvernement  und  die  meisten  Ztlndholzfabriken. 

In  einer  Tschcrnigo  w'schen  Zündholzfabrik  liess  mau 
Arbeiter  beiderlei  Geschlechts,  Säuglinge,  Greise  etc.  in  einem 
kasteuartigen,  zweietagigen  Trockenraume  schlafen,  wohin  nicht 
einmal  eine  ordentliche  Treppe,  sondern  besondors  im  Winter  äusserst 
gefährlich  zu  passierende  Überbrückungen  führten. 

In  einer  anderen  Zündholzfabrik  des  Tsc he rnigo w'schen 
Gouvernements  schliefen  die  Arbeiter  (jeden  Alters  und  beiderlei  Ge- 
schlechts) in  fensterlosen,  dunklen  Bodenräumen  direkt  auf  dem  Fuss- 
boden aneinander  gedrängt  in  Kleidern,  ohne  Unterlage.  Decken  und 
Kissen.  Auch  die  Wohnbedingungen  in  den  Kasernen  der  Tuch- 
fabriken waren  sehr  schlechte.  In  den  9  Zuckerfabriken  des 
Humski 'sehen  Kreises  des  Charkower  Gouvernements  entfiel  in 
4  Fällen  mehr  als  ein  Kubikfaden  Luft  pro  Arbeiter  (1,02—1,62), 
in  5  Fällen  aber  weniger  (0,50—0,80). 

Auf  der  bekannten  Malze  w'schen  Fabrik  des  Moskauer 
iiouvernements  erwies  sich,  dass  die  in  eigenen  Häusern  wohnenden 
Arbeiter  sehr  gedrängt  lebten  und  dass  ihre  Küchen  und  Schlaf- 
zimmer, ferner  ihre  Höfe  sehr  schmutzig  waren.  Die  Fabrikwohnungen 
waren  äusserst  eng  und  baufällig. 

Im  Königreiche  Polen  erhalten  die  verheirateten  Arbeiter  in 
Zuckerfabriken  Wohnung  und  Beheizung  fürs  ganze  Jahr,  oft  auch 
ein  Stück  Kartoffelland,  einen  Viehstall  und  Stroh.  Die  Handwerker 
erhalten  sogar  Zucker  und  Beleuchtung.  Nur  temporär  beschäftigte 
Arbeiter  erhalten  meist  auch  unentgeltlich  Wohnung  und  Beheizung. 
Unverheiratete  Arbeiter  wohnen  gewöhnlich  bei  Verheirateten.  Auch 
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hier  wohnen  die  Arbeiter  gedrängt,  in  sehr  schlechter  Luft  und 
unsauber. 

Die  Fabrikarbeiter  Warschaus  (Warschau  beschilftigt  ca. 
20000  Arbeiter)  wohnen  in  den  Kellern,  Mansarden  und  Winkeln 
und  die  Sterblichkeit  ist  unter  ihnen  eine  grosse.  Im  ganzen  ge- 
nommen gibt  es  im  Weichselgebiet  nur  sehr  wenige  Fabriken,  in 
welchen  Arbeiter  wohnen.  Dieselben  wohnen  gewöhnlich  in  den 
Vorstädten,  in  der  Umgebung  der  Städte  und  in  Dörfern. 

Nur  diejenigen  Personen  pflegen  in  den  Fabriken  zu  schlafen, 
deren  Tätigkeit  beständig  zur  Reparatur  von  Maschinen  oder  dergl. 
nötig  sein  könute. 

Die  Wohnbedingungen  der  Arbeiter  der  Fischerei- 
und  Bergwerksgewerbe  sind  ebenfalls  ungünstige.1)  Die  Schilf- 
rohrhfltten.(kamuischc\vui  schalasch),  die  von  der  mit  Fischerei 
beschäftigten  Bevölkerung  an  der  WolgamUndung  und  am 
Kaspischen  Meer  hergestellt  werden  und  in  der  Regel  12  bis 
18  Menschen  beherbergen,  schützen  sehr  schlecht  vor  dem  Winde 
und  vor  Kälte,  in  der  Hütte  ist  es  stets  rauchig  und  staubig,  russig, 
feucht,  schmutzig  und  voller  Insekten. 

Die  sogen,  kalten  und  warmen  Erdhütten  lassen  auch 
viel  zu  wünschen  Übrig.  Zwar  schlitzen  die  sogen,  kalten  Erdhütten 
mehr  vor  dem  Regen  als  die  Schilfrohrhutten,  doch  sind  sie  stets 
sehr  feucht.  Auch  die  sogen,  warmen  Erdhutten  sind  sehr  feucht 
und  die  Luft  in  denselben  ist  sehr  schwer. 

Die  sogen.  Kasernen  für  die  Arbeiter  leiden  an  ausserordent- 
licher Überfüllung  und  schlechter  Luft. 

Die  Wohnräume  der  Berg werksar heiter  im  Ural*)  sind 
in  sanitärer  Beziehung  ungenügend,  eng  und  Pflanzstätten  für  allerlei 
Krankheiten.  Im  Winter  sind  die  betreffenden  Kasernen  im  un- 
glaublichen Mafse  Uberfüllt  und  im  Sommer  sind  denselben  Schilfrohr- 
hütten  und  dergl.  vorzuziehen,  da  sich  in  den  Arbeiter-Kasernen 
Massen  von  Parasiten  ansammeln,  welche  die  Arbeiter  belästigen. 

Besondere  Wohnhäuser  haben  durchaus  nicht  alle  Fabriken  und 
Gewerbe,  und  die  Arbeiter  schlafen  meist  in  den  umliegenden  Dörfern 
und  zwar  in  den  sanitätswidrigsten  Verhältnissen.    Auch  die  von 

l)  Cfr.  Schmidt,  „Zur  Hygieine  des  Fischereigewerbes  an  der  Mün- 
dung de»  WolgafluBses",  Moskau  1896,  S.  260  ff.  (russisch). 
*)  SwjätlOWsky.  a.  a.  0.  8.  107  ff. 
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den  Arbeitern  für  den  Winter  selbst  hergestellten  j.Balaganui4*, 
erdhüttenartige  Behausungen  mit  Balken  und  Käsen  gedeckt,  die 
selten  Fenster  haben,  sind  eng.  dunkel  und  rauchig. 

Nicht  allein  in  Wohnräumen  der  kleinen  Fabriken  und  armen 
Gewerbe,  sondern  auch  in  denjenigen  der  grossen  und  reichen  Ge- 
werbe leben  die  Arbeiter  gedrangt. 

Die  Lösung  der  A  r  heiter  Wohnungsfrage  ist  in  Kuss- 
land relativ  leichter  zu  bewerkstelligen,  als  in  Westeuropa.  Da  die 
meisten  Arbeiter  in  den  Fabrikräumcn  der  Arbeitgeber  leben,  so  er- 
scheint es  nicht  unmöglich,  durch  Vorschriften  für  die  letzteren  (aber 
auch  für  die  ersteren)  die  sanitären  Bedingungen  der  Wohnungen 
für  die  Arbeiter  zu  bessern,  und  wilre  es  wohl  auch  möglich,  dass 
von  staatlicher  Seite  dazu,  wenn  erforderlich,  Kredit  erteilt  würde. 

in. 

Auf  dem  Lande1)  erscheint  die  Wohnungsfrage  auch  in 
Kussland  insofern  in  weniger  harter  Form,  als  eben  hier  gewöhnlich 
keine  Mietpreise  in  Betracht  zu  kommen  pflegen,  jedoch  bleibt  die 
sanitäre  und  technische  Seite  der  Frage  bestehen. 

Im  Winter  ist  es  in  den  Bauernhütten  oft  sehr  eng  und  die 
Luft  eine  sehr  schlechte,  da  in  dem  oft  kleinen  Raum  des  einzigen 
Zimmers  die  ganze  bäuerliche  Familie  schläft,  ja  selbst  mehrere 
Familien  schlafen.  Dazu  kommt  noch  häutig,  dass  bei  starker  Kälte 
gegen  dieselbe  empfindliche  Haustiere,  wie  Hühner.  Enten.  Gänse, 
junge  Fohlen,  Kälber,  Lämmer  und  dergl.,  in  die  Wohnräume  auf- 
genommen werden  müssen.  Im  Sommer  bleiben  nur  die  alten  Leute 
und  die  Kinder  in  den  Hütten,  die  übrigen  Personen  schlafen  draussen, 
im  Heu  etc. 

Für  die  Duruinke'sthe  Gemeinde  des  Moskauer  Gouverne- 
ments wurden  im  Durchschnitt  für  eine  Person  in  einer  Bauernhütte 
0.75  cbm  Luft  berechnet,  im  Bj elosel sky  sehen  Kreise  des  Now- 
geroder  Gouvernements  0.8  -0,7  und  im  Borowitschk y'schen 
Kreise  in  einer  Kategone  von  Hütten  0,3—1,  in  einer  anderen 
0.4—2,1  cbm  Luft. 

In  vielen  Gegenden  Kusslands  werden  die  Verhältnisse  wohl 
derartige  oder  vielleicht  noch  schlechtere  sein.  In  den  strohgedeckten, 
miserablen,  kleinfenstrigen,  niedrigen  Holz-  oder  wohl  Lehmhütten 
vieler    Dörfer    mögen    die    sanitären   Wohnungsverhältnisse  noch 
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fürchterliche  sein,  besonders  dort,  wo  ausserdem  Unsauherkeit  und 
Lnordnung  herrscht  .j1)  Im  Charkower  Gouvernement2)  werden  die 
Fussböden  der  Hütten  (Chaten)  aus  Sand,  Lehm,  Kuh-,  PferdcdUngcr 
und  Wasser  bereitet,  wodurch  Infektionskrankheiten  gefordert  werden. 

Nicht  besser,  ja  wohl  oft  bedeutend  schlechter  als  der  ge- 
wöhnliche Bauer  ist  der  mit  Hausindustrie  beschilft  igte  Bauer 
in  Bezug  auf  seine  Wohnungsverhältnisse  gestellt,  da  er  in  seiner 
Wohnung  durch  Rohmaterialien  und  Abfälle  beengt  wird. 

Die  Gewerbe  der  Drechsler.  Schlosser  und  Gerber,  die  auf  dem 
Lande  von  der  ganzen  Familie  solcher  Hausindustriellen  betrieben 
werden,  sind  nichts  weniger  als  gesundheitlich  günstig. 

Die  Stcrbliehkeitsziffer  auf  dem  Lande  ist  etwa  in  dem 
Petersburger  und  Moskauer  Gouvernement  (43.7  resp.  44,5  auf 
1000  Einwohner)  eine  höhere,  als  in  unsern,  durch  ihre  Sterblichkeits- 
verhältnisse berüchtigten  Residenzen  (in  St.  Petersburg  42,1,  in 
Moskau  37,8  auf  1000  Einwohner). 

Nicht  überall  auf  dem  Lande  sind  die  Wohnungsverhältnisse 
gleich  schlecht.  Etwa  in  Liv-  und  Kurland  trifft  man  nicht  selten 
geräumige,  ziemlich  saubere  Wohnhäuser  für  das  Gesinde  an  und  die 
Gebäude  der  Häusler  dürften  gewöhnlich  nicht  besonders  eng  sein. 

Auf  meinen  Reisen  durch  Russland  beobachtete  ich  bisweilen 
grössere,  höhere,  vorstädtischen  Holzgebäuden  ähnliche,  hübschere 
Häuser,  massivo  Steingebäude  und  dergl.3) 

l)  Swjätlowskv,  ibid.  S.  64. 

-)  Cfr.  Swjätlowsky,  ibid.  S.  67  ff.,  über  kleinrussische  Bauern- 
hfltten  (Chaten)  im  Charkower  Gouvernement. 

a)  Die  Wohnungsfrage  in  Bussland  ist  im  ganzen  bisher  fast 
nur  bruchstückweise  behandelt  worden.  Die  bestehende  Literatur  bietet 
meist  eine  detaillierte  und  wahre  Beschreibung  der  Wirklichkeit.  Viel 
zu  verdanken  ist  in  dieser  Beziehung  den  Ärzten,  die  die  hygienischen 
Bedingungen  der  Wohnungsfrage  der  Arbeiter  zuerst  studiert  haben.  — 
Cfr.  über  die  Wohnungsfrage:  Archangelsk*,  ..Das  Leben  in  St.  Peters- 
burg" im  „Archiv  der  gerichtlichen  Medizin1-,  1869,  Buch  II  u.  III  (russisch) 
Bkbthknsom,  „Untersuchungen  über  die  Wohnungsfrage  in  Russland"  in 
„.Schriften  des  Vereins  für  Sozialp.",  St.  Petersburg  1901 ;  Eri.smann,  „Die 
Kellerwohnungen  in  St.  Petersburg"  im  „Archiv  der  gerichtlichen  Medizin", 
1871,  Buch  IX  und  XII  (russisch);  Fkookowitscu.  „Arbcitcrwohnungen", 
St.  Petersburg  1881  (russisch);  Holsmit,  „Die  Wohnungsfrage"  in  „Wissen", 
1872  (russisch);  Dücuowsky,  „Bericht  an  die  Moskauer  Duma  betr.  der 
Wohnungsfrage",  Moskau  1895  (russisch);  Janowsky,  „Die  Wohnungsfrage- 
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3.  Die  Bedeutung  der  Ausgaben  für  Wohnungsmieten  im 
jährlichen  Einkommen  resp.  in  den  Ausgaben  von  Familien. 

I. 

Im  Anschluss  au  die  Erörterungen  Uber  die  Wohnungs- 
frage dürfte  es  nicht  uninteressant  sein,  wenigstens  in  gewissem 
Grade  die  Stellung  kennen  zu  lernen,  welche  die  Ausgaben 
für  Wohnung  im  Haushalte  der  Familien  einnehmen. 

Nachdem  von  Pfa'KTurx1)  eine  Einteilung  von  Familien  in 
drei  Kategorien  gemacht  worden  war.  je  nachdem  dieselben  I.  teil- 
weise auf  öffentliche  Unterstützung  angewiesen  sind,  oder  II.  ohne 
solche,  wenn  auch  nur  dürftig,  bestehen  können,  oder  III.  soviel  be- 
mittelt sind,  dass  ihre  Existenz  in  keiner  Weise  von  anderen  abhangt. 

im  „Encykl.  Wörterbuch  Pktruschewskys",  T.  XIV  und  T.  IX  (russisch); 
Kkdrew,  „Einfluss  der  Wohnungen  auf  Erkrankungen.  Lebensdauer  und 
Moral  der  Arbeiter"  im  „Notizblatt  d.  Moskauer  Abt.  d.  Kaiserl.  Russ. 
Techn.  Gesellsch.",  1898,  IV  (russisch);  Xadkshdina,  „Die  Frage  der 
Arbeiterwohuuntren  in  England**  im  „Xotizblatt  d.  Moskauer  Abt.  d.  Kaiserl. 
Russ.  Techn.  Gesellsch.",  1898,  IV  (russisch);  P0KROW8KY.  „Die  Arbeiter- 
wohnungen",  Bericht  an  den  XII.  Internat.  Kongress  der  Ärzte  in  Moskau 
im  Jahre  1897  (russisch);  Solomka,  „Die  Entwickelung  der  grossen  Städte, 
die  Lebensbedingungen  in  denselben  und  die  Wohnungskrisen"  im  ^Xotiz- 
blatt der  Moskauer  Abt.  d.  Kaiserl.  Russ.  Techn.  Gesellsch.",  1898.  I— 11 
(russisch);  Swjätlowsky  (11).  „Einleitung  in  das  Studium  der  Wohnungs- 
frage*' in  „Russ.  Gedanke",  1896,  IV  und  V  (russisch);  Swjätlowsky  (I), 
„Der  Fabrikarbeiter" ,  Kap.  IV.  ..Wohnung  des  Arbeiters".  Warschau  1889 
(russisch);  derselbe,  „Die  Wohnung  des  Fabrikarbeiters  in  Kleinrussland 
und  im  Weichselgebiet",  Tschernigow  1889  (russisch);  Portuoalow,  -Die 
Arbeit  in  Bergwerken  etc.-  im  „Archiv  der  gerichtlichen  Medizin  und 
gesellsch.  Hygieine",  1870  (russisch):  Tscharnotzky,  „Bericht  über  billige 
Wohnungen  für  Hauptstädte",  St,  Petersburg  1896;  „Übersicht  über  die 
im  Auslande  bestehenden  Privatgesellschaften  zur  Verbesserung 
der  Wohnungen  der  Arbeiterklasse"  im  „Journal  des  Ministeriums  des  Innern", 
1857.  VII  (russisch);  Albrkcht,  „Wohnhäuser  für  Arbeiter.  Sammlung  von 
Wohnungspläueu  für  Arbeiter  und  andere  Personen  und  praktische  Rat- 
schläge für  deren  Durchführung"  (übersetz,  aus  dem  Deutschen),  St.  Peters- 
burg 1899  (russisch):  cfr.  Über  die  russ.  Literatur  auch  Swjätlowhky  (II), 
„Die  Wohnungsfrage".  St.  Petersburg  1898.  S.  11—14  und  S.  267  ff. 

')  Cfr.  Engel,  „Zeitschrift  des  Sächsischen  Statistischen  Bureaus", 
1857,  S.  157  ff.;  cfr.  auch  Lasi-kyres  in  „Konkordia",  1875,  Xo.  22  ff.; 
ferner  Lkxis  in  S<  hünbkkg's  Handbuch,  1890.  I.  S.  710. 
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wurde  von  Enüel1)  nachlolgende  Übersicht  der  durchschnittlichen 
Konsumtions Verhältnisse  dieser  Gruppen  (in  Prozenten  der 
durchschnittlichen  Gesamteinnahmen)  gegeben: 


tu 

fcx 

br 

u 

s 

4-> 

Ü 

Gesanit- 

s 

2 

a 

3 
T3 

3 
O 

3 

3 

'S 

3 

TS 

3 

i 

Ein  kommen 

Nah 

Klei 

Woh 

Erzi< 

w 

1 

o 

O 

L  Gr.    565  Frs. 

70,89 

11.74 

8,72 

5,63 

0,36 

0.15 

1,68 

0,64 

II.   ..     71)7  r 

67,37 

13,16 

8,33 

5,51 

1,06 

0,47 

2,78 

1,1« 

HL  „    1198  „ 

62,42 

14,03 

9,04 

5.41 

1,2t 

0,88 

4.30 

2,31 

Der  noch  (ihrig  bleibende  Teil  eines  Prozentes  entfallt  auf 
persönliche  Dienstleistungen. 

Ferner  wird  von  Laspkykks  für  die  von  ihm  angenommene 
Normalfamilie  nach  den  39  Französischen  Budgets  von  Lk  Play 
in  vier  Gruppen  folgende  relative  Ausgaben- Verteilung  berechnet: 


Gesamt- 
Eiukommen 

Nahrung 

'S 

Wohnung 

br 

3 
3 
N 

'S 
X 

Erziehung 

Steuer 

•5 

3 

V 

c 

Geräte  j 

1.  Gr.  9  Farn.  639  Fl. 

63,38 

16.96 

7,22 

4,25 

2.01 

0,70 

1,71 

0,30 

II.  „  10    r    1101  „ 

58,77 

18,11 

5,62 

4,26 

2,07 

2.37 

3,91 

1,79 

III.  „  10    „    1564  „ 

56,21 

14,98 

7,90 

6,17 

4.25 

2,14 

6,81 

1,32 

IV.  „  10    r    2522  „ 

51,94 

14,29 

8,35 

3,47 

1,80 

1,19 

11,06 

1,07 

Von  Enükl*)  ist  die  Bolle,  die  Ausgaben  für  die  Woh- 
nung im  jährlichen  Einkommen  der  Familie  spielen,  auch 
wie  folgt  fixiert: 


1)  Cfr.  Ducpetiaux,  „Budgets  economiques  des  classes  ouvrieres  en 
Belgique",  1854;  cfr.  auch  Le  Play,  „Lea  ouvriers  europ6ensw,  1854  und 
dessen  „Lea  ouvriers  de  deux  mondes",  1858 — 1863. 

2)  Engel,  „Das  Rechnungsbuch  der  Hausfrau  und  dessen  Bedeutung 
im  Wirtschaftsleben  der  Nation",  Berlin  1882. 


Digitized  by  Google 


420 


Mitteilungen. 


Wenn  das  ge- 

so nehmen  die 

Wenn  das 

so  nehmen  die 

samte  jährliche 

Ausgaben  für 

samte  jährliche 

Ausgaben  für 

Einkommen  einer 

Wohnung  da- 

einer 

Wr o h  nun!»  da- 

Familie  beträgt    von  in  Anspruch 

Familie  beträgt 

von  in  \nsnruch 

V  \J  LA       KU      «1IIDUI  UVU 

M  k .  ! 

°/o 

Mk. 

°'o 

160 

72,1)6 

1360 

59  79 

240 

71,48 

1440 

59  37 

"-WO 

70  1 1 

1  V>0 

58  99 

400 

68.85 

1600 

58  65 

480 

67,70 

1680 

58  35 

560 

66.65 

1760 

58  08 

640 

65,69 

1840 

57  87 

720 

64.80 

1920 

57,63 

800 

64,00 

2000 

57,45 

880 

63,25 

2080 

57,30 

»60 

62,55 

2160 

57,17 

1040 

61.90 

2240 

57,06 

1120 

61,30 

2320 

56,97 

1200 

«50,75 

2400 

56,90 

1280 

60,25 

Auf  Grundlagen  von  Untersuchungen,  die  von  Hampkk1)  über 
die  Ausgaben  für  Miete  im  Verhältnis  zu  den  Gesamtausgaben  in 
Hezug  auf  264  Hallesche  Familien  im  Jahre  1886  angestellt  wurden, 
kommt  er  zu  dein  interessanten  Resultat,  dass.  wenn  die  Ausgaben 
einer  Familie  die  Höhe  von  3000  Mk.  erreichten,  die  Aus- 
gaben für  Wohnungsniiete  einen  um  so  geringeren  Teil 
der  Gesamtausgaben  ausmachen,  je  wohlhabender  die 
Familien  sind.  Weiter  aber  versucht  er  auch  den  beachtenswerten 
Nachweis,  dass,  während  bei  den  Einkommen  über  3000  Mk.  mit 
Steigerung  der  Wohlhabenheit  die  Prozente  filr  Miete  abnehmen,  die 
Prozente  für  die  Instandhaltung  der  Wohnung  etc.  in  dem  Mafse 
zunehmen,  dass  das  Verhältnis  aller  Wohnungsausgaben  zu  den  Ge- 
samtausgaben in  allen  Kevölkerungsklasscn  eines  Ortes  ziemlich 
dasselbe  ist. 

Aus  Betrachtungen,  die  in  Sachsen  und  Belgien  Hlr  allo 
Einkominensklassen  von  Es»jkl  gemacht  wurden,  ergibt  sich  folgende 
Ausgaben  Verteilung: 

')  Hampke.  „Das  Ausgabebudget  der  Privatwirtschaften".  Jena  1888, 
in  Conrad'«  Sammlung  national-ökonomischer  und  statistischer  Abhand- 
lungen. Bd.  IV,  Heft  6.  S.  83  u.  84. 


Digitized  by  Google 


(jüstav  Sodopfskt:  Zur  Darlegung  u.  Lösung  d.  Wohnungsfrage.  427 


Konsumtionszwecke 

Prozentverhältnis  unter  den  Ausgaben 

einer  bemittelten 
Arbeiterfamilie  ohne 
Verteilung  der  Aus- 
gaben für  Werkzeuge 
und  Geräte 

in  Belgien  i  in  Sachsen 

einer  Familie 

de»  Mittel- 
standes nach 
Verteilung 

einer  Familie 
des  Wohl- 
standes 

61 

62 

55 

50 

2.  Kleidung  

15 

16 

18 

18 

3.  Wohnung  

10 

12 

12 

12 

4.  Heizung  u.  Beleuchtung 

5 

5 

5 

5 

5.  Geräte  u.  Werkzeuge    .  . 

4 

6.  Erziehung,  Unterricht  etc.  . 

2 

2 

3,5 

5,5 

7.  öffentliche  Sicherheit  etc 

1 

1 

2 

3 

8.  Gesundheitspflege  etc.    .  . 

1 

1 

2 

3 

9.  Persönliche  Dienstleistungen 

1 

1 

2.5 

3,5 

Unter  Berücksichtigung  von  Haushaltungsbudgets,  die  von 
Lk  Play  eruiert  wurden,  wurden  von  En<ikl  für  Jahreseinkommen 
von  1200  Frs.  die  Prozentsätze  für  die  folgenden  9  Ausgabenklassen 
der  Nahrung,  Kleidung,  Wohnung.  Heizung  und  Beleuchtung,  Ge- 
rilte  und  Werkzeuge,  Erziehung  und  Unterricht,  öffentliche  Sicher- 
heit, Gesundheitspflege,  persönliche  Dienstleistungen  etc.  wie  folgt 
berechnet. 

62,42    14,03    9,04    5,41    2,31    1.21    0,88    4,30    0,40  °/0, 
und  für  Sachsen  stellten  sich  bei  Annahme  von  50  Tlr.  Jahres- 
einkommen pro  Kopf  jene  Prozentsätze  wie  folgt: 

62  16  12  5  2  1  1  1  1%. 
Gestützt  auf  Berliner  Mietverhaltnisse,  ist  in  Bezug  auf  die  Aus- 
gaben für  Wohnung  von  Schwabe  1868  —  in  weiterem  Ausbau 
En  gel' sc  her  Sätze  —  das  Gesetz  aufgestellt  worden,  dass,  je  wohl- 
habender eine  Familie  ist,  eine  um  so  grössere  Summe,  aber  um  so 
weniger  Prozente  der  Gesamtausgaben  von  ihr  jährlich  im  Durch- 
schnitt auf  die  Wohnungsmiete  verwandt  werden.1) 

Das  oben  erwähnte  SenwABK'sche  Gesetz  soll  nach  anderer 
Angabe  im  grossen  und  ganzen  in  grossen  Städten  zutreffen,  doch 
soll  es  für  die  ländlichen  Arbeiter  eine  allgemeine  Gültigkeit  haben. 
Ja,  der  Prozentsatz  der  Wohnungsmiete  soll,  wie  auch  die  Ausgaben 

*)  Cfr.  Conrad,  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften",  Jena 
1892,  S.  823  ff. 
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für  Heizung  und  Beleuchtung,  bei  wachsendem  Einkommen,  namentlich 
in  den  mittleren  Einkominensstufen,  eine  grössere  Stabilität  aufweisen. 

Für  Italien  wird  der  Anteil,  welchen  die  Wohnuugsmiete 
im  allgemeinen  an  den  Ausgaben  der  Familien  in  Anspruch  nimmt,  auf 
1}4  oder  l/5  derselben  berechnet.  Jedoch  sind  dort  noch  keine  ge- 
naueren Untersuchungen  Uber  diese  Frage  angestellt  worden.1) 

Von  Wurm*)  werden  in  einer  Tabelle  Angaben  Uber  52  Fälle 
von  Budgets  aus  Deutschland  gebracht  uud  ich  will  dieselbe 
nachstehend  folgen  lassen: 

Woh  nunirsuiiete 

°/o 

M 
5,0 
3,8 
8,9 
9,0 
0,5 
O.O 
3.3 
7,0 
17.9 
13,2 
9,0 
15,4 
9.4 
7,0 
20.0 
10.1 
15,3 
0:3 
8,7 
7,0 

•M 


achsene 

Kinder 

2 

«  i 

Landarbeiter 

2 

. > 

•» 

■• 

2 

- 

■» 

-• 

2 

3 

- 

- 

.> 
_ 

rLanu\>  eher 

2 

\ 

•• 

2 

2 

•• 

2 

2 

•■ 

2 

2 

rhrschildmacher 

2 

2 

Handwerker 

2 

2 

Schlosser 

2 

Tischler 

2 

3 

•• 

1 

•■ 

2 

7 

•• 

2 

2 

2 

4 

EisenHahnarbeiter 

2 

0 

Fabrikarbeiter 

2 

Drechsler 

1 

r 

2 

3 

Maurer 

1 

•• 

')  Aus  brieflichen  Nachrichten  des  Herrn  Direktors  Bodio  der 
Statistischen  Sektion  des  Ministeriums  für  Ackerbau  und  Handel,  datiert 
Rom,  den  10.  März  1895. 

-)  Wurm,  „Die  Lebenshaltung  der  deutschen  Arbeiter",  1892,  S.  98. 
Cfr.  über  Arbeiterbudgets  auch  May,  „Zehn  Arbeiterbudgets",  1891.  S.  15  flf. 
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Wohnungsmiete 
Erwachsene         Kinder  0. 

/o 


2 

3 

Maurer 

10,7 

1 

— 

•• 

13,5 

2 

4 

•• 

6,3 

1 

•• 

7,6 

2 

3 

■• 

15,0 

1 

— 

-* 

7,6 

2 

5 

- 

12,0 

1 

— 

•• 

11,9 

2 

1 

- 

11,1 

1 

■• 

15,4 

2 

6 

•■ 

12,0 

1 

— 

•• 

16,4 

2 

1 

Bergarbeiter 

6,4 

2 

3 

•• 

5,0 

2 

4 

r> 

4,0 

2 

2 

r 

7,7 

2 

4 

(rartenarboiter 

•  12,7 

2 

4 

14,8 

2 

Maler 

15,3 

2 

2 

Weichensteller 

13,4 

2 

6 

Schneidermeister 

12,2 

2 

3 

Rentier 

18,1 

3 

3 

Fabrikant 

15.5 

6 

Einheiten 

4 

Hoher  Beamter 

12,3 

4,45 

A. 

15,3 

3,55 

B. 

17,1 

4,22 

C. 

19,0 

6,40 

D. 

17,8 

5,23 

E. 

21,3 

5,22 

F. 

30,4 

(Hierher  die  Tabelle  Seite  430.) 

Nach  Berechnungen  von  Ha*»k  und  Nkkpk  werden  auf  den 
Mietzins  folgende  Quoten  des  Einkommens  verwendet: 
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4,91 
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0,94 
3,15 
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48.97 

5,88 
0,59 

0,49 

9,79 
4,60 
0,49 
1,17 

'  js>(j,»Aiiini!<ta.»H!a) 

17,58 
2,07 
1,72 

53.80 

6.90 

1,72 

0,34 
6,90 
J  6,90 

0,87 
1,24 

( js.^ad.nintjuqn^sjH) 

18.14 
4,90 
1,44 

54.00 
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Bei  Einkommeu 

i  Berlin 
1876 

Hamburg 
1874 

Broslau 
1880 

Leipzig 
1875 

Dresden 
1880 

c 

a 

t—t 

M 

% 

_.„_      cfg\      in/m  \fb 

24,7 

20,9 

21,0 

21,2 

18,4 

tonn  1H00 

21;8 

21,1 

20,8 

19,7 

16.3 

1800  -9.100 

21,6 

20,9 

19.1 

20,4 

15,9 

dagegen  z.  B.  bei  Einkommen 

von  3000—3600  Mk. 

21,3 

19,0 

19,8 

16.9 

15,3 

„  3600-4800   

18,6 

17,8 

18,3 

16,5 

15,4 

r    4800—6000  r  

17,0 

17,4 

18,3 

15,4 

14,6 

und  endlich  von  Einkommen 

von  12000-30000  Mk  

11,7 

10,8 

8,9 

8.4 

9,9 

„    30000—60000  ,  

8,8 

7,4 

3,6 

5,5 

7,1 

Ober  60000  ,.  

3,6 

3,8 

3,4 

1,9 

3.9 

Von  kleinen  Einkommen  musste  also  z.  T.  mehr  als  ja  fast 1  4 
fllr  Mietzins  ausgegeben  werden,  von  den  grossen  nur  ca.  2  -4  "/o-1)*) 

In  Chemnitz  gaben  Arbeiter  im  Jahre  1885  1jH — */5  ihres 
Einkommens  für  Miete  aus;  in  Dortmund  20.  ja  manchmal  2'>°i0.'A) 
In  Hamburg  wurden  für  Mieten  folgende  Quoten  der  Einkommen 
ausgegeben : 


Im  Jalire 

Im  Jahre 

Bei  Einkommeu 

1868 

1891 

von   600-1200  Mk  

18,77 

24.74 

r    1200-1800  r  

19,89 

22,22 

r    1800  -  2400   

20.27 

22.09 

')  „Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik":  ..Die  Wohnungs- 
not der  ärmeren  Klassen  in  deutschen  Grossstädten  etc.",  Teil  I.  1886,  S.  196. 

a)  In  den  grössten  russischen  Städten,  vielfach  wohl  auch  etwa 
in  den  mittleren,  dürfte  bei  Jahreseinkommen  von  ca.  300 — 600  Rbl. 
(—  ca.  600  -1200  Mk.)  für  Wohnungsmiete  (seitens  Bewohner  einzelner 
Zimmer)  oft  zwischen  ca.  50  und  30w/0  des  Jahre.sein kommens  aus- 
gegeben werden. 

„Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.",  Teil  II.  S.  113. 
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Im  Jabre 

Im  Jabre 

Bei  Einkommen 

1868 

1891 

n  / 

7o 

°/o 

dagegen  z.  B.  bei  Einkommen 

von  3000-3600  Mk  

19,59 

19,15 

„    3600—4200  ,  

19,28 

18,71 

„    4200—4800  r  

18,89 

17,88 

und  endlich  bei  Einkommen 

von  12000-30000  Mk  

11,51 

10,38 

„    30000—60000  ,  

6.68 

6,21 

Ober  60000  „  

3,72 

3,05 

Die  Differenz  zwischen  den  grössten  und  kleinsten  der  auf  den 
Mietzins  entfallenden  Quoten  der  Einkommen  hat  sich  seit  1868  also 
noch  gesteigert,  War  das  Verhältnis  jener  Quoten  im  Jahre  1868 
-  1:5  (3,72  :  18,77),  so  war  es  1891  -  1:8  (3,05  :  24,74). *) 

Für  kleinere  Ortschaften,  d.  h.  von  unter  10000  Ein- 
wohnern, stellen  sich  die  Quoten  des  Mietzinses  von  Ein- 
kommen (aus  Haushaltungsbudgets  aus  Deutschland,  Osterreich, 
Schweiz,  Belgien  etc.)  im  grossen  Durchschnitt  wie  folgt: 


• 

In  der  Einkommensklasse 

das  Ein- 
kommen auf 

Mk. 

der  Miet- 
zins auf 

Mk. 

der  Miet- 
zins iu  Proz. 

des  Ein- 
kommens auf 

von  unter     800  Mk.  .    .  . 

574 

52 

9,0 

„     800-  1200    „     .    .  . 

1045 

68 

6,5 

„    1200—  2000    „     .    .  . 

1455 

88 

6,0 

„    2000—  4000    „     .    .  . 

2969 

127 

4.3 

„    4000-10000    „     .    .  . 

6477 

232 

3,6 

Hier  findet  sich  also  dieselbe  Erscheinung  wie  in  den  grossen 
Stiidten,  nur  dass  die  Gegensätze  in  jenen  Quoten  weniger  krass 
hervortreten. 

Ähnlich  wie  in  kleineren  Ortschaften  gestalten  sich  auch  die 
Verhältnisse  der  Teile  der  Mieten  an  dem  Einkommen  in  den  Mittel- 


•)  Nkumann,  ,.Die  persönlichen  Stenern  vom  Einkommen  etc.",  1896, 

S.  203. 
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Städten  von  10000  bis  100000  Einwohnern,  und  zwar  betrug  im 
grossen  Durchschnitt : 


In  der  Einkoramensk lasse 

das  Ein- 
kommen 

Mk. 

der  Mietzins 
Mk. 

der  Mietzins 
in  Prozenten 
des  Ein- 
kommens 

von   800-1200  Mk  

139 

14,3 

„    1200—2000    r    .    .    .  . 

1531 

174 

11,4 

„    2000—4000    „    .    .    .  . 

2619 

281 

10,7') 

Nach  Berechnungen  von  Engel  Uber  ,.die  Lebeuskosteu  bel- 
gischer Arbeiterfamilien  früher  und  jetzt*4*)  ergeben  sich  aus 
Resultaten  von  188  Budgets,  verglichen  mit  dem  Resultat  von  1853, 
folgende  Prozentsätze  für  Wohnungausgaben  und  zwar  für 

1853  1891 

a)  Miete  (oder  Mietwert  der  Wohnung  im 

eigenen  Hause)   5,97  8.27 

b)  Mobiliar,  Hausrat:  Erhaltung  und  Er-  * 
ganzung  desselben  1,58  1.37 

7,55  9,64 

Für  die  ländlichen  Arbeiter-Verhältnisse  ergeben  sich 
nach  v.  i>.  Goltz3)  folgende  Durchschnittsbudgets  in  drei  nach  der 
Grösse  der  Gesamtausgabe  unterschiedenen  Gruppen: 


Gesamt- Ausgabe 

Nahrung 

Kleidung 

Woh- 
nung 

Heizung 

Steuer 

I.  Gr.  298,5  Tlr. 

67,4 

15,3 

7,0 

6,6 

3,7 

II.   H    236,4  „ 

65,1 

17,4 

6,6 

7,1 

3,8 

III.   r    198,9  ,. 

65.2 

18,5 

6,8 

6,9 

2,6 

II. 

Lilsst  sich  aus  den  Untersuchungen  Uber  die  Konsumtions- 
cntwickeluug.4)  die  uns  hier  nicht  weiter  beschäftigen  kann,  eine 


')  Keitmann,  ibid.  S.  206. 

a)  Dresden  1895,  S.  85.  Cfr.  über  Belgien  auch  „Salaires  et  Budgets 
ouvriers  en  Belgique",  Bruxelles  1892. 

3)  Cfr.  v.  n.  Goltz  in  „Konkordia".  1875,  S.  125. 

4)  Cfr.  Bauer.  ,.Das  Konsumtionsbudgct  der  Haushaltung"  in  Conrad'» 
Handwörterbuch  der  Staatsw.  V,  1900.  S.  320;  dort  auch  Literatur- 
angaben. S.  329. 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung,  fi.  Bd.  28 
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absolut  zutreffende  Formel  für  dicsolbe  auch  nicht  geben,  so  dürfte 
das  folgende  Schema  den  bisherigen  Ergebnissen  der  wissenschaft- 
lichen Forschungen  wohl  möglichst  gerecht  werden. 

Man  kann  gegenwärtig  behaupten,  dass  bei  verhältnismässig 
steigendem  Einkommen : 

1.  die  Ausgabequote  für  die  gesamte  Nahrung  und  zwar  insbesondere 
für  pflanzliche  Nahrung  ständig  sinkt; 

2.  die  Ausgabequote  für  Ersparnisse  ständig  steigt; 

3.  die  Ausgabequoten  für  Wohnung,  Heizung  und  Beleuchtung  bis 
zu  einer  gewissen  Einkommenshöhe  sinken,  um  sodann  gleich- 
zubleiben oder  zu  steigen; 

4.  die  Ausgabequoten  für  tierische  Nahrung,  Getränke,  Kleidung, 
geistige  und  Erholungsbedürfnisse  bis  zu  einer  gewissen  Ein- 
koramensgrenze  steigen,  um  sodann  gleichzubleiben  und  zu  sinken. 

Die  Einkommensgreuze,  von  welcher  an  die  Mehrzahl  der 
Einzelposten  der  Ausgaben  auf-  oder  abschwankt,  ist  nach  Zeit  und 
Ländern  variabel  und  inuss  daher  für  jedes  Land  in  geeigneten 
Zeiträumen  festgestellt  werden. 
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Das  Grundeigentum  in  der  Türkei 

nach  der  neueren  Gesetzgebung. 

Von 

Wilhelm  Padel, 

Dragoman  der  Kaiserlich  Deutschen  Botschaft  in  Konstantinopel. 


Einleitung. 

Die  Verschiedenheit  der  Grundstücksarten  in  der  Türkei  hat 
eine  einheitliche  gesetzliche  Regelung  des  Grundstückswesens  bisher 
nicht  zustande  kommen  lassen.  Das  mit  dem  Namen  „erasi 
kanunnamessiV)  Grundstücksgesetz,  unter  dem  7.  Ramasan  1274  *) 
veröffentlichte  Gesetz  behandelt  nicht,  wie  man  nach  dem  Titel  an- 
nehmen könnte,  das  gesamte  Grundstücks wesen  und  alle  in  der  Türkei 
vorkommenden  Grundstücksarten,  sondern  scheidet  das  freie  Grund- 
eigentum, erasi-i-memluke,  und  das  Wakuf-Land,  erasi-i-mevkufe, 
aus,  bleibt  also  in  seiner  Gültigkeit  auf  das  Staatsland,  crasi-i-emirie, 
beschränkt. 

Dem  Grundstttcksgesetz  liegt  das  religiöse  Recht  (scheriat, 
ilm-i-fikh),  die  vornehmste  Quelle  türkischen  Rechts,  zu  Grunde.  Das 
letztere  hat  vier  Quellen,  die  sogenannten  edille-i-arba'a: 

1.  Den  Koran. 

2.  Die  Sunnet  oder  die  Überlieferungen  des  Propheten.  Dieselben 
können  dreierlei  Art  sein: 

M  Zur  Umschrift:  Da  die  vorliegende  Arbeit  auch  solche  LcBer 
interessieren  dürfte,  denen  linguistische  Dinge  ferner  liegen,  so  hat  der 
Verfasser  die  Umschrift  türkischer  Worte  in  möglichst  einfacher  Form, 
lediglich  nach  der  Aussprache,  gegeben.  Die  Herren  Linguisten  von  Fach 
-werden  daher  gebeten,  diese  Abweichung  von  den  bestehenden  Regeln 
entschuldigen  zu  wollen. 

*)  Düstur  Bd.  I,  S.  165  ff. 
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a)  Mündliche  Aussprüche,  kawl.  Diese  mündlichen  Über- 
lieferungen, die  ssunnat-i-kawlie,  nennt  man  gewöhnlich 
hadiss. 

h)  Das  Tun  des  Propheten,  fei. 

c)  Seine  stillschweigende  Billigung,  takrir.  Darunter  versteht 
man  nach  den  Rechtsbüchern  die  vor  dem  Propheten  oder 
zu  seiner  Zeit  gesprochenen  Worte  und  vorgekommenen 
Handlungen,  die  derselbe,  obwohl  er  dazu  imstande  war,  nicht 
verworfen,  sondern  stillschweigend  gebilligt  hat. 

Das  grösste  Sammelwerk  der  Überlieferungen  ist  dasjenige 
von  Im  am  el  Hatis  Abu  Abdallah  Muhammed  Bin  Ismail  al 
Dsehuti  al  Buchari  unter  dem  Titel  Dchami'cssahih  oder  Ssahih 
el  Buchari  (vergl.  auch  Tclchiss-i-ussul-i-likh  von  Mahmud  Essad, 
S.  299). 

3.  Die  Idschma-i-ümmet,  das  ist  Übereinstimmung  der  Entscheidungen 
der  vier  ersten  Nachfolger  des  Propheten  Abu  Bekr,  Osmar, 
Osman.  Ali,  seiner  Genossen,  sowie  derjenigen  sämtlicher  als 
Mudschtehids  anerkannten  Rechtslehrer  (cfr.  unten)  einer  Zeit- 
epoche über  eine  Frage  des  Scheriatrechtes.  Diese  Entscheidungen 
können  ausdrückliche  (kawli)  oder  tatsächliche  (feli)  sein.  Die 
Definition  von  Idschma-i-ümmet  M.  d'Ohsson's  (Tabl.  Gen.  de 
l'Emp.  Othora.,  Paris  1788.  Bd.  I,  S.  9  der  kleinen  Ausgabe), 
welcher  sie  als  „reeueil  des  lois  apostoliqucs*  bezeichnet,  ent- 
haltend „les  explications,  gloses  et  decisions  legales  des  apötres 
et  des  prineipaux  disciples  du  Prophete,  surtout  des  quatres 
Premiers  Khalifes",  trifft  nicht  den  Kern  dieser  viel  inter- 
pretierten Rechtsquelle,  die  kein  kodifiziertes  Rechtsbuch  ist. 
Zum  Wesen  derselben  gehört  vielmehr  vor  allem,  dass  die 
sämtlichen  Mudschtehids  einer  Zeitepoche  über  einen 
scheriatrechtlichen  Rechtsgrundsatz  durch  Worte  oder 
Handlungen  ihre  Übereinstimmung  bekundet  haben.  8a was 
Pascha  (Le  tribunal  Musulman)  beschrünkt  das  Bestehen  dieser 
Rechtsquelle  auf  die  ..trois  premiercs  generations  mohainetanes* 
(S.  3).  Koran.  Sunnet  und  ldschma-i-ümmet  sind  die  absoluten 
Grundlagen  (ussul-i-mutlaka)  des  religiösen  Rechts;  ihnen  schlicsst 
sich  als  vierte  Quelle  (delil).  die  sich  darstellt  als  eine  Ab- 
leitung aus  einer  dieser  drei  absoluten  Grundlagen,  an: 
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4.  Der  Kiass,  das  ist  die  Anwendung  einer  für  eine  Rechtsfrage, 
welche  mit  einer  anderen  Rechtsfrage  im  Wesen  gleich  ist, 
geltenden   Entscheidung    des  Koran,    der  Sunnet    oder  der 
Idschma-i-Ummet  auf  diese  andere  Rechtsfrage  im  Wege  der 
Vergleichung-Analogie.    Der  Kiass  niuss  auf  einer  der  eben 
genannten  drei  absoluten  Rechtsquellen  beruhen.    Daher  darf 
auf  eine  Kiass-Entseheidung  nicht  eine  andere  basiert  werden. 
Ein  Beispiel  einer  Kiass-Enscheidung  gibt  Art.  1812  Medschelle: 
Nach  einer  Überlieferung  des  Propheten  soll  ein  Richter  nicht 
im  Zorn  Recht  sprechen.    Der  Grund  zu  dieser  Überlieferung 
ist  natürlich  der.  dass  ein  Richter  in  diesem  Zustande  nicht  die 
freie  Verfügung  Uber  seinen  Verstand  hat.    Art.  1812  Medschelle 
bestimmt  nun  in  analoger  Anwendung  des  gedachten  Grund- 
satzes, dass  der  Richter  auch  nicht  in  Kummer,  Traurigkeit, 
Hunger.  Schlafsucht  und  ähnlichen  die  Denkkraft  trübenden 
Zuständen  Recht  sprechen  soll,  da  sein  Geist  dann  verwirrt  ist. 
Behufs  Interpretation  der  angeführten  vier  Quellen,  der  sogen, 
edille-i-arba'a,  der  vier  „Beweise",  haben  sich  Schulen  gegründet, 
deren  vier  hauptsächlichste  (mesahib-i-arba'a)  sich  nach  ihren  Stiftern 
wie  folgt  nennen: 

1.  die  Hauen" tische  Schule,  nach  Abu  Hanifa  el  Numan  Dm  Scabit, 
von  80—150  der  Hedschra: 

2.  die  Malekitische  Schule,  nach  Malek  Ibu  Eniss,  von  90 — 177; 

3.  die  Schanitische  Schule,  nach  Mohammed  Ihn  Edris  al  Schaf'i, 
von  150—204: 

4.  die  Hanbalitische  Schule,  nach  Ahmed  Ihn  Hanbai,  von  164 
bis  241. 

Die  Vertreter  der  vier  genannten  Schulen,  die  eime-i-arba  a 
(die  ,.vier  Inianie")  sind  die  vornehmsten  der  fukeha,  der  Kundigen 
des  religiösen  Rechts.  Sie  haben  die  Grundregeln  der  Interpretation 
der  edille-i-arba'a  (Koran,  Sunnet,  Idschma  und  Kiass),  die  kawai'd-i- 
ussul,  geschaffen  und  heissen  daher  auch  Mud^chtehid  fisch-seher. 

Den  zweiten  Rang  der  fukeha  nehmen  die  Schüler  Abu  Hauifa  s 
ein;  unter  diesen  besonders  die  „beiden  Imame"  (imamen)  Abu  Jussuf 
und  Mehmed.  Diese  haben  nach  den  von  ihrem  Lehrer  Abu  Hanifa 
gelegten  Grundsätzen  der  Interpretation  aus  den  edille-i-arba'a  ab- 
geleitete Scheriatprinzipien  entwickelt.  Sie  heissen,  da  sie  im  Rahmen 
der  Hanetitischeu  Mesheb  (Schule)  interpretieren,  mudschtehid  fil 
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mesheb.  Obwohl  letztere  in  den  abgeleiteten  Rechtsprinzipien 
von  ihrem  Lehrer  abweichen  können,  so  folgen  sie  ihm  doch  in  den 
Grundregeln  und  sind  daher  wohl  zu  unterscheiden  von  den  muaris'- 
tilmesheb,  den  Gründern  der  von  Hanifa  in  den  Grundregeln  wie  den 
Ableitungen  (ussulen  we  furuen)  abweichenden  Schulen. 

Die  dritte  Klasse  der  fukeha  sind  die  mudschtehid  fil  messele, 
diejenigen,  welche  Fragen,  iuesseles.  in  denen  von  den  ebengenaunten 
keine  Regeln  gegeben  sind,  auslegen. 

Diesen  fukehas  reihen  sich  die  Kommentatoren  des  Hanetitischen 
Rechts  an.  Sie  weiden  aber  nicht  mehr  zu  den  Mudschtehids  im 
eigentlichen  Sinn  gerechnet. 

In  der  Türkei  ist  die  Hanetitische  Schule  die  herrschende. 
„Les  Ottomans14  heisst  es  in  der  Einleitung  zur  Medschelle,  Aristarchi. 
Legislation  Ottomane  Bd.  VI,  S.  7.  Anm.  „suivent  le  rite  Hanefite 
et  lorsqu'ils  parlent  de  droit  sacre,  ils  entendent  les  ouvrages  de 
jurisprudence  composes  a  differentes  epochcs  selon  la  doctrine  de 
Kbu  Hanifeu.  Abu  Hanifn  wird  in  den  Rechtsbüchern  kurz  der 
..grosse  Imam"  (imam-i-asem)  genannt.  Seine  beiden  angesehensten, 
schon  erwähnten  Schüler  Imam  Abu  Jussuf  Jakub  Bin  Ibrahim  und 
Mehmed  Bin  al  Hassan  asch-Scheibani  sind  im  Jahre  182  bezw.  189 
gestorben.  Das  Hauptwerk  der  Hanetitischen  Lehre  ist  das  unter 
dem  Titel  Multeka  el  buhur  vbn  Scheich  Ibrahim  Bin  Muhammed 
al  Halebi  (gest.  956  —  1549)  unter  Suleiman  dein  Grossen  zusammen- 
gestellte Rechtsbuch.  Ins  Türkische  übersetzt  und  kommentiert  ist 
dieses  Werk  von  Mehmed  el  Mevkufati:  ..dieses"  (die  Übersetzung) 
..von  den  Mollas  der  Türkei  gleichsam  kanonisierte  juristische  Hand- 
buch, der  Rechtskodex1)  des  Reichs"  (vergl.  Handschriftenkatalog 
von  Gustav  Flukobl,  Wien  1867,  S.  225,  No.  1792)  ist  für  die  vor- 
liegende Arbeit  benutzt  worden.  —  Die  Schwierigkeiten  nun,  sich 
in  dem  Scheriatreeht  zurechtzufinden  und  die  vorkommenden  Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen  Hanife  und  seinen  Schülern,  welche  eine 
 ' 

')  „Ce  code,  qui  tient  en  meme  temps  lieu  de  droit  canon.  est 
presque  le  seul  livre  de  jurisprudence  observe  dans  TEmpire"  M.  d'Ohsson. 
Tableau  General  de  l'Emp.  Ottom.,  Tome  1,  S.  23,  Paris  1788.  .  .  .  „code, 
qui  depuis  l'epoque  de  sa  r£daction  sous  Suleiman  I  est  presque  le  seul 
livre  de  jurisprudence  &  l'usage  des  Caziaskers,  des  Mollas,  des  Kadis,  des 
Naibs.  enfin  des  Tribunaux  et  des  Cours  de  justice  dans  toute  l'Etendue 
de  la  Monarchie  Ottomane",  eod.  S.  28. 
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schwankende  Rechtsprechung  zur  Folge  hatten,  machten  die  Kodi- 
tizierung  wenigstens  gewisser  Rechtsgebiete  mit  der  Zeit  zu  einer 
unabweisbaren  Notwendigkeit.  ,.La  jurisprudence  sacree",  heisst  es 
Seite  6,  Aristarchi  Band  VI  in  der  Einleitung  zur  Medschelle, 
„rcssemble  ä  une  mer  immense,  au  fond  de  laquelle  il  faut  aller 
ehercher  aux  prix  des  plus  grands  efforts,  les  perles,  qu'elle  y  r£celeu» 
So  entstand  die  rMedschelle-i-ahkjam-i-adlieu,  eine  Art  bürgerliches 
Gesetzbuch,  das  in  16  Büchern  verschiedene  Gebiete  des  Scheriat- 
rechtes  behandelt  und  zwar  ausschliesslich  nach  Hanetitischem  Ritus. 
«Dans  la  redaction  du  prescnt  code"  heisst  es  Aristarchi  Bd.  VI,  S.  15 
in  der  Einleitung  zur  Medschelle,  rnous  ne  sommcs  jainais  sortis  des 
limites  du  rite  hanetiteu. 

Abgedruckt  ist  die  Medschelle  in  der  offiziellen  Gesetzsammlung, 
genannt  rDüsturu,  Bd.  I,  III  und  IV.  Die  sämtlichen  Artikel  sind 
in  das  Französische  übersetzt  (Aristarchi  Bd.  VI  und  Vir). 

Durch  die  Koditizierung  der  Medschelle  hat  das  in  dieser  be- 
handelte religiöse  Recht  die  Form  eines  staatlichen  Gesetzbuches  an- 
genommen. Damit  kommen  wir  zu  der  zweiten  Quelle  türkischen 
•Rechts,  dem  weltlichen  Gesetz,  kanun  oder  iiisam,  das  von  den  Sul- 
tanen in  oder  ohne  Übereinstimmung  des  religiösen  Rechts  erlassen 
wird.  In  früheren  Zeiten  wurden,  wo  sich  die  Notwendigkeit  ergab, 
neue  Bestimmungen  zu  treffen,  für  einzelne  Spezialfälle  den  Kadis 
Befehle  erteilt,  oder  für  bestimmte  Gebiete  deren  Statthaltern,  den 
Beylerbcys  „Kanunsu  zugesandt,  nach  denen  sie  sich  zu  richten 
hatten.  Beide,  die  Spezialbefohle  wie  die  Kanuns,  konnten  zwar 
nicht  als  allgemeine  Gesetze  gelten,  bildeten  aber  den  Anfang  zu  der 
heutigen  Gesetzgebung  in  der  Türkei.  Heutigestags  kommt  nach 
den  mit  Irade  vom  25.  Rebiulachir  1289  (D.  I,  S.  lb")  ergangenen 
allgemeinen  Bestimmungen  (mevadd-i-umumie)  ein  Gesetz  (kanun, 
nisam)  durch  Irade  (emruferraan)  des  Sultans  zu  stände,  nachdem 
es  zuerst  im  Staatsrat  (schurai  dewlet),  dann  im  Ministerrat  (med- 
schliss-i-wükela)  beraten  und  angenommen  worden  ist.  Die  Formel, 
welche  die  Inkraftsetzung  neuer  Gesetze  durch  den  Sultan  ausspricht, 
heisst  „mudschebindsehe  amel  oluna*4  —  danach  soll  verfahren 
werden  —  und  sie  befindet  sich  am  Kopf  fast  aller  Gesetze.  Die 
Ansicht  Wokms  im  Journal  Asiatique  S.  III,  T.  14,  S.  280,  dass 
Jes  regleraents  adoptes  par  les  souverains  musuliuans  .  .  .  ne  sont 
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tous  que  des  applications  des  preceptes  imniuables  du  Koran  et  de 
la  Sünna",  ist  natürlich  langst  veraltet. 

Gesetze  treten  14  Tage  nach  ihrer  Publikation  in  Kraft. 
Während  durch  die  oben  erwähnten  allgemeinen  Bestimmungen  die  Publi- 
kation derselben  durch  die  offizielle  Zeitung  takvim-i-waka'i,  in  der 
Provinz  durch  die  Vilajetszeitungcn  angeordnet  war,  kann  heute 
von  einer  solchen  Uberhaupt  nicht  gesprochen  werden.  Jene  offizielle 
Zeitung  ist  längst  eingegangen  und  die  Vilajetszeitungen  veröffent- 
lichen in  den  seltensten  Fällen  neue  Gesetze,  wohl  weil  sie  ihnen 
gar  nicht  zugehen.  Ein  lobenswerter  Versuch  ist  gemacht  worden, 
eine  Art  amtliche  Gesetzsammlung  zu  schaffen  durch  Herausgabe 
des  Dtlstur,  der  in  vier  Bänden  und  vier  Nachtragsbänden  (Seil)  die 
bis  zum  Jahre  1300  publizierten  Gesetze  enthält.  Bezüglich  der 
nach  dieser  Zeit  ergangenen  Gesetze  ist  man  ausser  auf  mehrere 
unzuverlässige  Privatgcsetzsammlungen  auf  die  Ankündigungen  der 
Zeitungen  angewiesen.  Es  werden  daher  auch  in  der  vorliegenden 
Abhandlung  Gesetze  häufig  nach  Zeitungen  zitiert  werden,  ein  Ver- 
fahren, das  bei  Unkenntnis  der  angedeuteten  Übelstände  auffällig 
erscheinen  niuss. 

Den  beiden  angegebenen  Quellen  türkischen  Rechts,  Scheriat 
und  Kanun,  reiht  sich  als  dritte  das  Gewohnheitsrecht  an,  yrf,  adet, 
yrf-u-adet,  teamtll  genannt.  Dasselbe  hat  im  Scheriatrecht  als  Recht 
schaffend  Anerkennung  gefunden  durch  eine  Überlieferung  des 
Propheten,  welche  ausspricht,  dass,  rwas  die  Gläubigen  für  gut  halten, 
auch  Gott  wohlgctällig  ista  (cfr.  Ali  Haider,  Komm.  z.  Medschelle. 
§  36).  So  finden  wir  in  der  Multeka  die  Wakfierung  von  Mobilien 
entgegen  den  Vorschriften  des  religiösen  Rechts,  das  nur  Immobilien 
als  Wakuf-Objekt  gelten  lasseu  will,  zugelassen,  wenn  sie  ,.unter 
den  Menschen  gebräuchlich  ist*  (Mult.  I,  S.  368). 

Nach  Mahmud  Essai»  (telchiss-i-ussul-i-fikh  No.  378)  soll  yrf 
iedoch  scheriat  rechtlich  nur  so  lange  als  allgemeine  Rechtsquelle 
anerkannt  worden  sein,  als  die  Zeit  der  Mudschtehids  reicht.  Die 
Medschelle  nun  hat  das  Gewohnheitsrecht  auch  gesetzlich  zur  Rechts- 
quelle erhoben,  und  zwar  sowohl  als  yrf-i-am  oder  adat-i-scha'ije, 
allgemeines,  unbeschränktes  Gewohnheitsrecht,  wie  auch  als  yrf-i-chass 
oder  adat-i-mahalie,  d.  h.  für  gewisse  lokale  Kreise,  für  gewisse 
Berufsklassen  beschränkte  Gebräuche. 
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Bei  Widerspruch  zwischen  geschriebenem  Recht  (chass)  und 
Gewohnheitsrecht  geht  im  Grundsatz  ersteres  vor.  Nur  für  den  Fall, 
dass  Gesetz  auf  Gewohnheitsrecht  beruht,  hat  letzteres  den  Vorzug. 
So  die  herrschende  Lehre  nach  Abu  Junsuf.  Nach  alter  Bestimmung 
(uass)  z.  B.  sollen  Weizen,  Gerste,  Salz  und  Datteln  nach  Mals,  Gold 
und  Silber  nach  Gewicht  verkauft  werden.  Dieses  nass  beruht  aber 
nach  Am;  Jussi.f  aul  yrf-u-adet,  kann  also  hierdurch  wieder  aut- 
gchol>en  werden.  Wenn  daher  heutigestags  gewohnheitsgemäss 
Salz  und  Datteln  nach  Gewicht,  Gold  und  Silber  nach  Stück  ge- 
handelt werden,  so  ist  dies,  obwohl  dem  nass  widersprechend,  rechtens. 

Die  Medschelle  erkennt  die  Gewohnheit  als  Rechtsquelle  durch 
Ali.  36  an.  der  bestimmt:  radet  muhakkem  dir"1  —  die  Gewohnheit 
ist  zum  Schiedsrichter  gemacht  (nämlich  um  das  Recht  zu  ergänzen), 
und  Art.  37  sagt:  „der  Menschen  Handeln  (Gewohnheit)  ist  eine 
Regel,  nach  der  verfahren  werden  inuss".  Art.  38  ferner  gesteht 
dem  Wechsel  der  Zeiten  Eintluss  auf  die  Gesetze  zu,  indem  er  für 
unleugbar  erklärt,  dass  andere  Zeiten  andere  Bestimmungen  zur  Folge 
haben  (vergl.  hierzu  Art.  326  Medsch.). 

Die  Gewohnheit  inuss  aber,  um  Einfluss  auf  die  Rechtsbildung 
zu  haben,  vorherrschend,  alt,  ununterbrochen  und  gleichförmig  sein 
(Art.  41,  42),  dann  ist  die  Macht  des  Gewohnheitsrechtes  derjenigen 
des  geschriebenen  Rechtes  gleich  (45),  und  sowohl  im  Handel  (Art.  44) 
wie  im  sonstigen  Rechtsverkehr  (43)  gilt  bei  Vertrügen  als  aus- 
drücklich ausbedungen,  was  yrfen,  gewohnheitsgemäss.  Brauch  ist. 
Besonders  zahlreich  sind  die  Beispiele,  in  denen  die  Medschelle  dem 
Ortsgebrauch  (yrf-u-adet-i-belde)  rechtschaflende  Kraft  zuerkennt. 
So  soll  Ortsgebrauch  entscheiden,  was  beim  Kaufvertrag  als  Neben- 
sache ohne  besondere  Abmachung  als  mitverkauft  zu  betrachten  ist 
(Art.  230):  wieviel  und  zu  welchen  Stunden  beim  Dienstvertrag  der 
Tagelöhner  am  Tage  arbeiten  muss  (495);  wieviel  Prozent  schlechter 
Exemplare  beim  Eier-  und  Nüsse-Verkauf  den  Käufer  zum  Rücktritt 
ermächtigen  (354)  und  dergl.:  168,  188.  244.  251,  291,  353,  555, 
574,  576,  569,  622,  1340. 

Das  Grundstücksgesetz  hat.  wie  schon  erwähnt,  ebenfalls  das 
Schcriatrccht  zur  Basis,1)  und  zwar  in  einer  den  praktischen  Be- 

l)  Vergl.  Teskero-i-SBamte  vom  28.  Schaban  1296  an  das  Justiz- 
ministerium, S.  74  der  Dscheride-i-mebakim,  Jahrgang  1295:  „medschele-i- 
ahkjam-i-adlie  ile  erasi  kauunname-i-humajunu  meseail-i-scherieden  mürekkeb 
we  müresseb  olub  .  . 
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dürfnissen  der  Zeit  Rechnung  tragenden  Weise.  Andererseits  ist  es 
durch  neuere  Gesetze  vielfach  ergänzt,  abgeändert,  aufgehoben,  so 
z.  B.  in  seinen,  auf  dem  Seheriatrechte  übrigens  nicht  beruhenden 
erbrechtlichen  Bestimmungen,  im  Pfandrecht  ete. 

Das  freie  Eigentum.  MUlk-Land,  wird  eine  gesonderte  Be- 
handlung in  dieser  Arbeit  nicht  erfahren.  Da  es  rechtlich  ganz  wie 
bewegliche  Sachen  behandelt  wird,  kann  im  allgemeinen  auf  die 
Medschelle  verwiesen  werden.1)  Für  Mülk-Land  geltende  Sonder- 
bestimmungen werden  im  Verlauf  der  Erörterung  des  Grundstücks- 
gesetzes Erwähnung'  linden.  Dem  Mevkufe-Land  wird  ein  besonderer 
Abschnitt  (Buch  II)  gewidmet  werden. 

Im  grossen  und  ganzen  ist  die  Disposition  des  Grundstücks- 
gesetzes,  dem  das  erste  Buch  dieser  Arbeit  gewidmet  ist.  beibehalten, 
jedoch  sind  die  einen  und  denselben  Gegenstand  behandelnden  Artikel 
zusammenhängend  behandelt  worden,  auch  wenn  sie  im  Grundstücks- 
gesetz sich  an  verschiedenen  Stellen  zerstreut  finden. 
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25.  Muharrerat-i-umumie  des  Grundbuchministeriuius ,  das  ist  die 
Sammlung  aller  Zirkularerlasse  dieses  Ministeriums  an  die 
Grundbuchbehftrden.   Im  Buchhandel  nicht  erschienen. 


I.  Buch. 

Erster  Teil.    Einteilung  des  Landes. 

§  1.  Übersicht. 
Nach  Artikel  1  des  G.-G.1)  wird  das  gesamte  Land  innerhalb 
der  Türkei  in  fünf  Klassen  geteilt: 

1.  Mülk-Land,  erasi-i-niemluke, 

2.  Mirie-Land,  erasi-i-emirie, 

3.  Mevkufe-Land,  erasi-i-mevkufo  (oder  Wakuf-Land  genannt), 

4.  Metruke-Land,  erasi-i-metruke, 

5.  Mevat-Land,  erasi-i-mevat. 

§  2.    Vom  Mülk-Land. 

Mülk-Land  ist  dasjenige  Land,  welches  zu  freiem,  unabhängigem 
Eigentum  besessen  werden  kann.  Der  Eigentümer  kann  darüber  frei 
verfügen:  er  kann  es  verkaufen,  verpfänden,  verschenken,  zu  Wakuf 
inachen.*)  Das  Mülk-Land  vererbt  sich  ferner  wie  gewöhnliche 
bewegliche  Sachen,  und  wenn  keine  Erben  vorhanden  sind,  fällt  es 
dem  Fiskus  (Beit  ul  Mal)  anheim. 

Nach  Artikel  2  des  G.-G.  gibt  es  vier  Arten  Mülk-Land: 

1.  das  innerhalb  der  Dörfer  (kura)  und  Städte  (kassabat)  belegene 
Land  mit  dem  an  jene  angrenzenden  bis  zu  einem  halben 
Morgen3)  höchstens  grossen  Land,  welches  als  Ergänzung  der 
Wohnplatze  (z.  B.  für  Stallungen,  Wagenremisen  und  dergl.) 
augesehen  wird; 

2.  von  Staats-(Mirie-)Land  abgetrenntes  Land,  das  gemäss  den 
Bestimmungen  des  religiösen  Rechts  zu  freiem  Eigentum  mittels 
temlik-i-ssahih  verliehen  worden  ist: 

*)  G.-G.  =  Grundstücksgesetz,  erasi  kanunnamessi. 

ä)  Bklin,  Sur  la  Propriete  foneu-re  cn  Turquie,  Journal  Asiat.  1861, 
S.  409:  „La  propriete  Mulk  est  celle  dont  le  proprietaire  a  droit  de  jouir 
et  dispoaer  a  la  maniere  la  plus  absolue  .  .  .  .  le  mulk,  de  meme  que  le 

dominium,  donnc  sur  la  chose  puissance  entiere,  plenam  in  re  potestatem  

sauf  Ich  restrictioiiB  legales". 

3>  Dönüra  =  1600  Sira  (Pik)  a  76  cm. 
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3.  Zehnten-Länder,  erasi-i-üschrie: 

4.  die  tributpflichtigen  Landereien,  erasi-i-charadschie.  Üschrie- 
Lander  heissen  diejenigen  Ländcreieu,  welche  zur  Zeit  der  Er- 
oberung den  Siegern  als  Kriegsbeute  verteilt,  und  charadschie 
diejenigen,  welche  den  früheren,  nichtmuhamniedanischen  be- 
siegten Einwohnern  belassen  worden  sind. 

Der  Landertribut,  charadsch-i-erasi,  kann  zweierlei  Art  sein: 

a)  der  charadsch-i-niukasseme.  das  ist  der  von  den  Erträgnissen 
des  Bodens,  je  nach  dessen  Lcistungsfälügkcit,  genommene 
Teil,  vom  Zehnten  bis  zur  Hälfte; 

b)  der  charadsch-i-muvassaf,  das  ist  der  feste,  jährlich  zu  ent- 
richtende Geldbetrag,  welcher  auf  dem  Lande  lastet. 

Die  Kakkaba,  das  ist  das  Gesamteigentumsreeht,  steht  bei  allen 
vier  Arten  Mülk-Land  dem  Eigentümer  zu.  Wie  alle  anderen 
Sachen  vererben  sie  sich,  und  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  wie 
über  Wakuf,  Pfand,  Schenkung,  Schilfa'- (Retracts-) Recht,  gelten 
ebenfalls  für  sie. 

Das  Üschrie-  und  Charadschie-Land  fällt,  wenn  der  Eigentümer 
erblos  stirbt,  dem  Beit  ul  Mal  (Staatsschatz)  zu  und  bekommt  damit 
die  Eigenschaft  als  Stnats-(Mirie-)Land.!) 

Die  für  alle  vier  Arten  Mülk-Land  geltenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  sind  in  den  kütüb-i-fiqhie  (Rechtsbüchern  des  Scheriat- 
rechtes)3)  enthalten  und  werden  im  G.-G.  nicht  näher  behandelt.*) 

So  der  Wortlaut  des  Artikels  2  G.-G.  Über  die  in  demselben 
aufgeführten  Arten  von  Mülk-Land  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Zur  ersten  Art  von  Mülk-Land  gehört  das  in  „Dörfern  und 
Städten"  belegene  rfreieu,  d.  h.  nicht  bebaute  Land  (arssa)  und  das 
in  einem  Umkreis  von  einem  halben  Morgen  an  die  Dörfer  etc.  an- 
grenzende.3) Diese  Art  Mülk-Land  heisst  in  den  Rechtsbüchern 
kurz  memluke.  nach  einem  Fetwa  Abussuud  s  (Scheiehul  Islam  unter 
Suleiman  d.  Gr..  cfr.  Anl.  2  meines  Grundrechts  in  den  Mitteilungen 
des  Sem.  f.  Gr.  Sprachen,  .Jahrg.  1901):  rMemluke-Land  ist  das  inner- 
halb der  bewohnten  Ortschaften  liegende  Land.  Das  ausserhalb 
derselben  liegende  ist  Charadschie-  und  Üschrie". 

V)  Die  unter  No.  1  und  2  aufgeführten  Arten  Mülk-Land  werden 
wieder  als  3Lülk-Land  verliehen.  — 
2)  Vergl.  Einleitung. 

a)  Über  Neutrründung  von  Dörfern  und  Ansiedlung  von  Muhadsehirs 
vergl.  Artikel  32.  §  14. 
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Die  zweite  Art  Mülk-Land  ist  das  durch  temlik-i-ssahih  dazu 
gemachte  Staats-(Mirie-)Land.1)  Der  temlik-i-ssahih,  rgültige  Ver- 
leihung zu  Volleigentum  u,  ist  ein  zwischen  dem  Sultan  als  Eigen- 
tümer allen  Staatslandes  einerseits  und  demjenigen,  der  das  Land 
zu  freiem  Eigentum  erwerben  will,  andererseits  geschlossener  Kauf- 
vertrag. Der  letztere  hat  an  den  Beit  ul  Mal,2)  den  Fiskus  für 
alles  Mirie-Land,  den  dem  Wert  des  Landes  entsprechenden  Kauf- 
preis zu  zahlen,  wenn  der  Fiskus  materiell  in  bedrängter  Lage  ist. 
Ist  er  dies  nicht,  so  ist  der  doppelte  Wert  als  Preis  anzusetzen. 
Der  auf  diese  Weise  Volleigcutuin  an  Mirie-Land  erwerbende  Käufer 
bekommt  einen  temlikname  genannten  Besitztitel.  Jedoch  beweist 
das  temlikname  allein  noch  nicht  den  Akt  des  temlik-i-ssahih.  Jenes 
wird  nämlich  auch  erteilt,  falls  jemand  Mirie-Laud  gratis  vom  Sultan 
verliehen  wird.  Der  damit  Beliehene  ist  in  diesem  Falle  weder 
Mülk-Eigentümcr,  noch  das  Land  Mülk-Land  geworden.  Die  Ver- 
leihung durch  teiulik-i-ssahih  ist  rechtlich  ein  gewöhnlicher  Kauf- 
vertrag. Im  übrigen  ist  dieser  Akt  das  einzige  Mittel,  durch 
welches  Mirie-Land  heutigestags  zu  Mülk-Land  werden 
kann.:;) 

Die  beiden  letzten  Kategorien  Mülk-Land,  die  f  schrie-  und 
Charadschie-Ländereien,  machten  ursprünglich  den  Hauptteil  sämtlicher 
Landereien  aus,  die  im  Wege  der  Eroberung  den  Ungläubigen  von 
den  Moslemen  genommen  waren.  „ Diese  eroberten  Ländereieu", 
heisst  es  in  der  Multeka  (I,  S.  344),  „teilt  der  Imam  (Sultan)  ent- 
weder als  Kriegsbeute  (ganaün)  unter  die  Sieger  oder  er  belässt  sie 
den  ursprünglichen  Einwohnern  als  Wohnplätze,  indem  er  sie  (die 
Einwohner)  mit  der  dschisie  (Kopfsteuer),  das  Land  mit  dem  eharadsch 
(Tribut)  belegt*1. 

Das  dem  Sieger  als  Kriegsbeute  verteilte  Land  ist  das  Üschrie- 
Land.  Von  seinen  Einkünften  ist  der  Zehnte,  üschr,  zu  zahlen. 
Daher  die  Bezeichnung.  Diese  Zehntcnzahlung  ist  auf  eine  der  fünf 
religiösen    Kardinalpflichten   (schurut-i-isslam:  Glaubensbekenntnis, 

»)  Vergl.  §  3. 

a^  Belin  S.  502,  Anm.  3:  „actuellement  le  Beit  ul  Mal  n'est  plus 
qu'une  subdiviaion  du  Ministere  des  FinanceB,  chargoe  du  reeouvrement 
des  auccessions  d£volues  aux  orphelins  et  de  Celles  qui  n'ont  pas  d'heritier« 
legitimes"  (vergl.  auch  Omkr  Hilmi,  Ahkjam  ul  ewkaf  No.  128). 

*)  Vergl.  Omkr  Hilmi.  eod.  No.  128  und  AliHaiker,  Scherh-i-dschedid 
el  kanun  el  erasi,  S.  16. 
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Almosen.  Gebet,  Fasten,  Pilgerfahrt)  zurückzuführen,  denen  jeder 
Gläubige  unterworfen  ist,  nämlich  die  des  Almosengebens,  Sekiat. 
Darunter  versteht  man  nun  aber  nicht  etwa  nur  freiwillige  Mild- 
tätigkeit, dazu  gehört  vielmehr  ausser  dieser  noch  die  Verpflichtung, 
von  seinem  Vermögen  einen  gewissen  Prozentsatz  abzugeben:  „selon 
]»  Hedayau,  sagt  Wobmh  im  Journ.  Asiat.  S.  III,  T.  XIV.  S.  323, 
uue  ordonnance  de  dieu,  obligatoire  pour  tout  individu  de  condition 
libre,  sain  d'esprit  et  de  corps,  adulte  et  musulman  qui  est  pourvu 
en  toute  propriete  de  la  quantite  de  biens  ou  d'effets  .  .  .  und 
Seite  320  .  .  .  sur  tout  ce  qui  produit  la  terre  il  est  du  le  dizieme 
ou  dime,  qu'on  nomine  aschr.  .  .  .  Auf  diese  Bedeutung  des  Zehnten 
weist  Abussund  in  seinem  Fetwa  Uber  den  Unterschied  von  Üsehr 
und  Charadsch  ausdrücklich  hin,  indem  er  sagt:  ,.im  Zehnten  liegt 
ein  religiöser  Sinn,  der  zu  den  Ungläubigen  nicht  in  Beziehung  ge- 
bracht werden  kann.  (Vergl.  die  Berliner  Handschriften  No.  31  und 
261  des  PKRTscH'schen  Kataloges.)  Das  t'schrie-Land  hoisst  darum 
auch  Ers-i-Ssadaka,  Almosenlnnd. 

Alles  Land  dagegen,  das  nach  der  Eroberung  den  Besiegten 
belassen  wurde,  sowie  das  Land,  dessen  Einwohner  sich  ohne  Kampf 
ergeben  haben,  Mekka  ausgenommen.1)  das  Uschrie  ist,  ist  charadschie. 
Muselmanen  konnte  Land  als  charadschie  und  Nichtmuselmanen  als 
Uschrie  nicht  verliehen  werden.  Wenn  daher  diejenigen,  von  denen 
Land  erobert  worden.  Muselmanen  waren,  und  diesen  das  eroberte 
Land  belassen  wurde,  so  wurde  dasselbe  nicht  charadschie.  sondern 
Uschrie.  Das  Belegen  mit  dem  charadsch  galt  als  entehrend,  dieser 
ist  nur  eine  notwendige  Lästigkeit  (Fetwa  des  Abussund  No.  31, 
Pkrtsch).  Tst  das  Land  aber  einmal  mit  dem  charadsch  belegt,  so 
ändert  es  seine  Eigenschaft  nicht,  auch  wenn  es  in  den  Besitz  von 
Gläubigen  Übergeht.  „Kaufen  solches  Land  Gläubige",  so  heisst  es 
in  dem  Fetwa  Abussund's  (Pkrtsch,  Berliner  Handschriftenkatalog 
No.  200,  Bl.  40,  Ms  Orient.  Fol.  1271"»,  so  fallen  die  von  den  Un- 
gläubigen erhobenen  Charadscli-Abgaben  nicht  fort.  Sie  sind  weiter 
zu  zahlen.  Denn  nur  von  Anfang  an  den  Gläubigen  charadsch  auf- 
zuerlegen, ist  ungesetzlich:  ihn  von  denselben  zu  nehmen,  wenn  er 
schon  einmal  (den  Ungläubigen)  auferlegt  war.  ist  zulässig,  mögen 

')  Mult.  cod.  S.  351:  „her  inemleket  ki  Kahren  feth  oluna  we  ehli 
»»1  meraleket  we  erasi  Userine  iskjan  kylyna  jachod  esulh  olunn  mek- 
keden  ghairi  .  .  .  .  charadschie  dir".    Vergl.  Anl.  2. 
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die  Besitzer  Gläubige  oder  Ungläubige  sein"4  (vergl.  die  Anl.  No.  2 
meines  Grundrechts  in  den  Mitteilungen  aus  dem  Orientalischen 
Seminar,  Jahrg.  1901). 

Die  charadsch-i-mukasscme  ist  eine  dem  Zehnten  ganz  ähnliche 
Abgabe,  berechnet  nach  den  Erträgnissen  des  Landes,1)  mit  dem 
Unterschiede.  dass  der  von  den  Erträgnissen  genommene  Teil  nicht 
bestimmt  ist  und  selbst  die  Hälfte,  jedoch  nicht  mehr  sein  kann.*) 
Wird  zweimal  im  Jahre  geerntet,  dann  wird  auch  zweimal  dieser 
charadsch  genommen.  Wird  gar  nicht  geerntet,  dann  wird  der 
charadsch  auch  nicht  erhoben.  Das  diesen  charadseh-i-mukasseme 
von  dem  charadsch-i-muvasaf  unterscheidende  Moment  ist.  dass  er 
in  jedem  Jahre  verschieden  sein  kann.  Der  charadsch-i-muvasaf 
(»der  -vasife  hingegen  ist  eine  feste  Abgabe,  die  dafür  erhoben  wird, 
dass  der  zu  ihr  Verpflichtete  aus  dem  Lande  Nutzen  ziehen  und  es 
bewohnen  darf.  Dieser  charadsch  muss  stets  gezahlt  werden,  ob 
geerntet  wird  oder  nicht,  andererseits  wird  er  nur  einmal  gezahlt, 
selbst  wenn  zweimal  geerntet  wird.2) 

Zehnte  und  charadsch  können  auf  demselben  Lande  nie  zu- 
sammen lasten,  „Usehr  we  charadsch  bir  jerde  sam'  olmas*'.  Ln 
Fall  das  Land  austrocknet  oder  die  Ernte  zerstört  wird,  kann  der 
charadsch-i-vasife  erlassen  werden. 

Als  besondere  Art  Mülk-Land  mögen  die  Sultansgüter  hier 
Erwähnung  linden,  die  in  Häusern  und  Grundstücken  bestehen  und 
im  ganzen  Eeiche  als  emlak-i-humajun  und  erasi-i-Ssenie  sich  vor- 
finden. Eine  gesetzliche  Regelung  der  Ländereien  des  Sultans,  der 
„Liste  civile",  ist  nicht  erfolgt.  Erst  nachdem  diese  Kronländereien 
unter  dem  gegenwärtigen  Herrscher  zu  existieren  angefangen  hatten, 
erflossen  oinige  Irades  und  Verordnungen,  die  lediglich  den  Zweck 
haben,  die  Güter  der  Liste  civile  von  allen  Lasten  und  Staats- 
abgaben zu  befreien.  So  mag  verwiesen  werden  auf  das  teskere-i- 
Ssainie  vom  21.  Schubat  1296,  wonach  von  den  kaiserlichen  Gütern 
weder  Wergi-  noch  sonstige  Grundabgaben  zu  entrichten  sind;  ferner 
auf  die  tahrirat-i-Ssamie  vom  14.  Rebi  ul  ewel  1298  (9.  Mart  1297), 
wonach  bei  Mietsverträgen  zwischen  Liste  civile  und  Mietern  ihrer 
Grundstücke  keine  Kontrakt- (Stempel-) Gebühr  zu  zahlen  und  die 

M  MuH,  eod.:  rwe  bnnun  (-=  charadsehyn)  hykmi  uschr  hykmi  dir, 
ama  nusaf  üserine  siade  olmas". 

at  Mult.  eod.:  rcharadsth-i-vasife  bir  senedo  mutekerrir  olmas'. 
.Jahrbuch  der  internat  Vereinigung.  6.  Bd.  29 
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Beglaubigung  durch  die  Beledie  (wie  bei  anderen  Miets  Verträgen) 
nicht  erforderlich  ist  (vergl.  die  Sammlung  der  Muharrerat-i-Ssamie, 
3  Bände),  endlich  das  tahrirat-i-adlie  vom  5.  Kjanun-i-e\vcl  1300 
(dscheride-i-inehakim  S.  2373),  welches  anordnet,  dass,  wenn  in  An- 
gelegenheiten der  Liste  civilo  und  der  Krongüter  die  Intervention 
der  Gerichte  angerufen  wird,  vom  Sultan  keinerlei  Gerichtskosten 
zu  zahlen  sind,  die  unterliegende  Privatpartei  dazu  aber  heran- 
gezogen werden  soll. 


rZu  Mirie-Land  gehören  nach  Art.  3  des  G.-G.  Wiesen,  Sommer- 
und  "Winterweiden,  Forsten  u.  dergl.,  über  welche  die  Rakkaba, !) 
d.  h.  das  Obercigentum  dem  Beit  ul  Mal  zusteht  und  deren  Besitz 
der  Staat  verleiht.  Früher  wurden  als  Eigentümer  daran  (ssahib-i- 
ers)  die  Inhaber  der  Timar  und  Si'amct  (Kriegslehen)  und  eine  Zeit 
lang  die  Mültesims  und  Muhassils  (Steuerpilchter)  angesehen,  die 
darüber  verfügten  und  sie  (die  Ländereien)  in  Besitz  gaben.  Nach- 
dem diese  Kategorien  von  Grundherren  aufgehoben  sind,  geschieht 
die  Übertragung  von  Mirie-Land  durch  Vermittelung  von  Staats- 
beamten. Den  Besitzern  solchen  Landes  werden  Tapu-Seneds  (Besitz- 
titel), die  am  Kopfe  die  Tughra  (Namenszug  des  Sultans)  tragen, 
erteilt.  „Tapu"  bedeutet  die  bei  der  Erwerbung  als  Äquivalent  Hil- 
das Besitzrecht  zu  zahlende  Abgabe  (muadschele),  die  von  den  Be- 
amten einkassiert  wird/' 

Bas  im  Kampf  mit  den  Vugläubigeu  eroberte  Land  ist  nicht 
immer  unter  die  Sieger  als  Ischiie-Land  verteilt  oder  den  Besiegten 
als  tributpflichtiges  Volleigentum  (eharadsehic)  belassen  worden.2) 
sondern  es  kam  vor.  dass  der  Imam3)  als  Berrscher  aller  Gläubigen 
das  eroberte  Land  zum  Vorteil  der  Nation  mit  Beschlag  belegte  und 
als  Nationaleigeutum  in  Verwaltung  nahm.    So  heisst  es  in  den 

*\  I>.  i.  „Hat"  „das  Wesen*  und  „milkiet"  nEierentuniu. 

a)  Ba  diese  Arbeit  nur  das  gegenwärtig  geltende  Recht  zum  Gegen- 
stand hat.  mu8s  auf  eine  ausführliche  historische  Entwicklung  des  Länder- 
besitzes in  der  Türkei  hier  verzichtet  werden.  Eine  solche,  übrigens  er- 
schöpfende, ist  die  Ktude  sur  la  propriete  fonciere  en  pays  musulmans  et 
specialeiuent  en  Tun|iiie  von  Brun.  Journ.  Asiatique.  Ser.  V.  Bd.  XV111. 
S.  418  ff.;  vergl.  ferner  rl>as  Lehnswesen  in  den  Moslemischen  Staaten1* 
von  Paul  Anokhas  von  Tischknuokf.  Leipzig  1872. 

:)  Einer  der  Titel  der  Sultane  ist  noch  heute  „imarn  elmusslimin". 


§  3.    Vom  Mirie-Land. 


Digitized  by  Google 


Wilhelm  Padel:  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  etc.      45 1 


Kitab  el  ahkjam  essultanie  des  Scheich  Ebu  el  Hassan  cl  Mawerdi 
(zit.  bei  Worms,  a.  a.  0.  S.  337): 

rQuant  ä  Abu  Hanifa  il  est  d'avis  que  Timam  a  le  choix  entrc 
les  trois  partis  suivauts :  ou  il  peilt  la  partager  entre  les  vainqueurs 
et  alors  eile  devient  terre  de  dime  ou  il  peut  la  remettre  aux  maius 
des  infideles  en  la  frappant  de  tribut  (charadj):  eile  devint  alors  terre 
de  charadj  et  les  infideles  qui  sy  trouvent  deviennent  diinray:  ou  il 
la  fait  wakf,  au  profit  de  la  communaute  des  musulmans :  eile 
fait  alors  partie  integrante  du  territoire  musulman  .  .  .u 

Ks  ist  nicht  recht  verständlieh,  warum  Worms  spater  (8er.  IV, 
T.  III,  S.  74  ff.)  diese  Dreiteilung:  der  Ländercien  für  die  Türkei 
nicht  für  berechtigt  erachtet,  und  Hammer  (Geschichte  des  Osiuauischen 
Reiches,  III.  S.  478),  der  sie  vertritt,  mangelhaftes  Verständnis  der 
Länderentwicklung  vorwirft.  Gewiss  gab  es  ursprünglich  nur  zwei 
Arten,  üschrie-  und  charadsehie-Ländereien,  und  Koran  wie  Sünna 
kennen  nur  diese  zwei  Arten.  Aber  die  spatere  Gesetzgebung  - 
und  Fetwas  sind  auch  Gesetzesquellen  —  hat  ganz  klar  ausgesprochen, 
dass  neben  der  Verteilung  der  Ländereien  als  ("schrie  unter  die 
Sieger,  und  neben  der  Belassung  derselben  im  Besitz  der  Unter- 
jochten als  Charadschie  später  der  Sultan  zur  Deckung  der  wachsenden 
Kriegsausgaben  und  behufs  Schaffung  eines  zuverlässigen  Heeres 
Land  nicht  immer  als  Eigentum  verteilt  bczw.  belassen,  sondern  sich 
die  Verfügung  darüber  reserviert  hat. 

Als  gesetzlich  anerkannte  Ländergattung  sehen  wir  das  Mirie- 
Land  seit  Sultan  Suleiman  dem  Grossen.  Handschriftlich  ist  eine 
grosse  Zahl  von  Fetwas  des  Abussund.  Scheichulislam  unter  dem 
genannten  Sultan  vorhanden,  die  teils  entstanden  sind  zwecks  Klassi- 
fizierung von  neu  eroberten  Gebietsteilen,  teils  allgemein  die  gesetz- 
liche Regelung  des  Grundrechts  im  Auge  hatten.  So  heisst  es  in 
dem  Fetwa,  das  Bestimmungen  Uber  Ländereien  des  neu  eroberten 
Ungarn  traf:  .  .  .  .auch  die  von  ihnen  (den  Bewohnern)  bestellten 
Ackerfelder  sollen  in  ihrem  Besitz  belassen  werden:  aber  wie  die 
erwähnten  Güterarten  (Häuser,  Gärten  etc.)  ihr  freies  Mülkeigentum 
sind,  sind  die  Ackerfelder  nicht  ihr  iMülkeigentum.  sondern  werden, 
wie  in  den  andern  Gebieten  des  Reiches,  dem  auch  Mine-Land  be- 
nannten Memleket-.  d.  i.  Staatsland,  zugerechnet.  Die  Kakkaha  daran, 
d.  i.  das  Obcreigentum,  wird  dem  Beitulnial  der  Gläubigen  vor- 
behalten und  im  Besitz  der  Rajas  ist  es  nur  als  Leihobjekt  anzu- 

2!)A 
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sehen".  rDie  so  Besitzenden",  heisst  es  in  einem  andern  Fetwa? 
„haben  dem  Sipahi  (Lehnsherrn)  den  prozentualen  und  den  festen 
Tribut  zu  zahlen.  Zum  Verkauf  und  zur  Übertragung  von  Eigen- 
tumsrechten sind  sie  nicht  befugt.  Sterben  sie  .  .  .  ohne  Söhne,  so 
gibt  der  Sipahi  das  Land  einem  andern  zu  Tapuu  (cfr.  Anl.  I  u.  III 
meines  Grundrechts  in  den  Mitteilungen  des  Sem.  für  Orient.  Sprachen. 
Jahrg.  1901).  In  einem  anderen  Fetwa  (eod.  Anl.  2),  das  ergangen 
ist  im  Anschluss  an  die  dem  Abussund  unter  Suleiman  d.  Gr.  auf- 
getragene Registrierung  der  Ländereien  in  Ostrumelien.  sucht  jener, 
nachdem  die  rechtliche  Natur  der  Ü schrie  und  Charadschie  besprochen 
ist,  die  Entstehung  der  Mirie-Ländereicu  zu  begründen,  man  möchte 
sagen,  zu  entschuldigen,  da  in  den  religiösen  Büchern,  wie  er  zugibt, 
nur  von  Üschrie-  und  Charadschie-Land  die  Rede  ist.  Es  heisst  da: 
„Endlich  gibt  es  noch  eine  Art  Land,  das  weder  Üschrie  noch 
Charadschie  ist.  Dasselbe  heisst  ers-i-memleket.  Ursprünglich  war 
es  Charadschie-Land,  das  den  Besitzern  zu  unbeschränktem  Eigen- 
tum (Mülk)  gehört  hatte.  Es  ergab  sich  jedoch  bei  ihrem  Tode  (oft) 
grosse  Schwierigkeit,  wenn  nicht  Unmöglichkeit,  bei  Vorhandensein 
von  vielen  Erben,  entsprechend  dem  auf  jeden  Erben  entfallenden 
kleinen  Anteil,  den  von  jedem  einzelnen  zu  zahlenden  Charadsch  bis 
ins  kleinste  zu  berechnon.  Daher  wurde  das  Obereigentum,  die 
Rakkaba,  für  den  Beitulmal  in  Beschlag  genommen  und  den  Rajas 
das  Land  nur  als  geliehen  gegeben.  Diese  hatten  von  dem  Ertrage 
den  prozentualen  Tribut  (charadsch-i-mukasseme^  und  ausserdem  deu 
festen  Tribut  (eharadsch-i-muvassaf)  zu  zahlen.  Nach  den  Lehren 
einzelner  Tmame  gehören  die  Ländereien  von  Suwad  Irak  (Meso- 
potamien) zu  dieser  Art." 

Nach  dem  Inhalt  der  eben  bruchstückweise  in  wörtlicher 
Übersetzung  mitgeteilten  Fetwas  gibt  es  nach  seiner  Entstehungs- 
art zwei  verschiedene  Arten  von  Mirie-Land.  Dasselbe  ist  entweder 
vom  Sultan  gleich  bei  seiner  Eroberung  als  Staatsgut  zurückbehalten 
und  nie  als  Mülk  vergeben  worden.  Es  kann  aber  auch  aus  den 
in  dem  letztzitierten  Fetwa  erwähnten  praktischen  Gründen,  nachdem 
es  Charadschie  war,  dazu  umgewandelt  worden  sein.  Diese  Art 
Mirie-Land  hat  offenbar  auch  Atif  Bky  (Kommentar  zum  Grund- 
st  Uckgesetz.  Stambul  1311».  S.  26)  im  Auge,  der  von  Charadsehie- 
Ländcreien  in  Irak  man  beachte  den  Schluss  des  letzterwähnten 
Fetwas  Alnissunds  von  den  Ländeieien  von  Suwad  Irak  spricht. 
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die  mit  der  Zeit  konfisziert  und  als  Mirie-Land  anderweitig  verliehen 
wurden.  Der  als  Pächter  betrachtete  Beliehene  hat  den  Charadseh 
weiter  an  den  Staat  zu  zahleu,  dem  ehemaligen  Eigentümer  aber 
einen  festen,  4 — 5°;0  der  Ernte  ausmachenden  Betrag  abzugeben, 
welch  letzterer  akr  hcisst.  Die  Länder  selbst  wurden  danach 
erasi-i-akrie  genannt. 

Den  erwähnten  beiden  Arten  Mirie-Land,  den  nie  Mülk  ge- 
wesenen und  den  aus  Charadschie-Land  dazu  konfiszierten  Ländereien 
reiht  sich  das  Ü schrie-  und  Charadschie-Land  an,  dessen  Eigentümer 
erblos  gestorben  ist,  und  das  daher,  dem  Fiskus  anheimgefallen,  von 
diesen»  nicht  mehr  als  Mülk-,  sondern  als  Mirie-Land  weiter  ver- 
liehen wird. 

Die  Verfügung  über  die  erstgenannte  Art  Mirie-Land,  d.  h. 
das  Land,  das  niemals  als  Üschric  den  Eroberern  oder  als  charadschio 
den  Unterjochten  gegeben  und  belassen  wurde  und  Mülk  gewesen 
war.  sondern  gleich  bei  seiner  Eroberung  vom  Sultan  als  National- 
eigentum zurückbehalten  wurde,  bestand  darin,  dass  mit  demselben 
verdiente  Untertanen  belehnt  wurden.  Diese  Belehnung,  ikta'  ge- 
nannt, konnte  zweierlei  sein:  zu  Eigentum  (temlikjen  ikta*)  und  zur 
Nutzniessung  (istighlalen  ikta*).  Über  die  Verleihung  zu  Eigentum, 
die  ehemals  regelmässig  bei  nie  bebautem,  bebaut  gewesenem  aber 
verlassenem  Lande,  bei  Minen,  gefundenen  Schätzen  statthatte,  ist 
schon  im  vorigen  Paragraphen  (temlik-i-ssahih)  gesprochen  worden; 
weiteres  wird  bei  der  Besprechung  des  Mevat-Landes  darüber  gesagt 
werden  (jj  59  ff.). 

Die  Belehnuug  zum  Niessbrauch  geschah  in  der  Weise,  dass 
der  Sultan  das  Land  selbst  oder  dessen  Einkünfte  jemand  für  ge- 
leistete Heeresdienste  Uberliess.  Die  Verleihung  wurde  zuerst  aut 
Zeit  vorgenommen  und  zwar  unvererblich.  Allmählich  wurde  das 
ineiste  Land  den  Truppeuführern  (sipahi)  verliehen,  und  zwar  so, 
dass  das  Obereigentum  dem  Sultan  verblieb,  im  übrigen  aber  die 
Beliehenen  äussert  ich  unbeschränkte  Eigentümer  waren  und  ihnen 
gegenüber  auch  in  Vertretung  des  Sultans  Obereigentumsrechte 
wahrnahmen.  So  konnten  sie  das  Land  anderen  auf  unbestimmte 
Zeit  in  Besitz  geben,  von  ihnen  einen  Pachtzins,  Tapu  genannt,  dem 
Kaufpreise1)  gleich,  nehmen,  Stenern  erbeben.    Je  nach  der  Grösse 

»)  Tapu,  ursprünglich  als  Zeichen  der  Abhängigkeit  von  den  Rajas 
den  Lehnsherrn  gezahlter  Betrug.    Tapu  allein  bedeutet  jetzt  den  Besitz- 
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der  Einnahmen  des  Landes  hiess  dies  timar  oder  siamet.  Tiinar 
heissen  die  Lehnsländer,  deren  Einnahmen  bis  zu  20000,  Siamet. 
deren  Einnahmen  Uber  20000  Piaster  betrugen.  Die  Inhaber  der 
Lehen  hiessen  ashab-i-timnr,  ashab-i-siamet  oder  allgemein  Sipahi. 
Dies  sind  die  als  ..Grundherren"  betrachteten  Lehnsinhaber  des 
Artikels  3  G.-G. 

Nach  Aufhebung  der  Lehen1)  vertraten  die  Stelle  derselben 
eine  Zeit  lang  die  Steuerpäehter  (muhassil,  multesim).2)  denen  auf 
Zeit  oder  auf  Lebensdauer  die  Erhebung  der  Steuern  Übertragen 
war.  Nachdem  auch  diese  beseitigt  waren,  wurden  reguläre  Beamte 
an  ihrer  Stelle  ernannt.  Diese  waren  zunächst  nach  Art.  1  des 
Tapugesetzes  vom  8.  Dschemadi  ul  ewel  1275  (D.  I.  S.  200)  die 
Defterdare.  Kasa-  und  Malmudire.  welche  ihrerseits  wiederum  durch 
das  Vilajetsgesetz  vom  29.  Schawal  1287  (D.  I,  S.  625)  durch  die 
Defterichakani  Meemuru,  Grnndbuchbeamten  (in  den  Vilajets-  und 
Sandschnks-Hauptstädtcn)  und  den  tapu  kjatibi  (in  den  Kasas)  einsetzt 
wurden.  Diese  ressortieren  vom  Grundbuchministerium  (defterichakani 
nasareti)  und  ihre  Funktionen  bestehen  darin,  die  richtige  Be- 
handlung des  Landes  zu  Uberwachen,  zu  Voränderungen  in  der  Aus- 
nutzung desselben  ihre  Genelunigung  zu  erteilen,  die  Neuvergebung 
einzuleiten,  wenn  der  Besitzer  erhlos  stirbt  und  dergl.  mehr.  Sie 
haben  ferner  die  Ausstellung  der  Tapuscheine  zu  vermitteln  und  Ali- 
Eingang  der  nach  Bend  10  der  Instruktion  zum  Tapugesetz3)  dafür 
entstehenden  Kosten  Sorge  zu  tragen.4) 

titel  selbst,  un  .Stelle  von  tapu  ssenedi.  „Mit  tapu  besessenes  Land"  (tapu 
ile  tessarruf  olunan  erasi)  ist  eine  im  G.-G.  häufig  sich  ündende  Ausdrucks- 
weise für  Mirie-Land,  das  {fegen  Besitztitel  besessen  wird. 
')  1255,  H. 

9)  .,un  intennediaire  charge  de  la  collection  de  l'impöt  revötu  de 
l'autorite  indispensable  pour  le  prelever  et  faire  travailler  parle  cultivateur". 
Worms.  Journ.  As.  Ser.  IV,  T.  I,  S.  832. 

3)  Düstur  I,  S.  209, 

4)  Ein  Vesirialscb reiben  an  den  Justizminister  vom  21.  Dschemadi 
ul  achir  12%  —  vergl.  dscberide-i-mehakim  S.  18,  Jahrg.  1295  —  definiert 
die  Pflichten  dieser  „erasi  meemurleri"  (GrundBtücksbeamten)  in  folgeuder 
Weise:  Sie  haben 

1.  bei  Prozessen  zwischen  Fiskus  und  Parteien  jenen  als  Klüger  oder 
Beklagten  zu  ersetzen; 

2.  bei  Prozessen  zwischen  Privaten,  betr.  Mirie-Gut.  als  Vertreter  des 
ssahib-i-ers  anwesend  zu  sein; 
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Mit  den  Lehen  sind  auch  andere,  diesen  ähnliche  Privilegien 
aufgehoben.  Das  G.-G.  nennt  in  Art.  129  ausdrücklich  dio  den 
Sipahi  und  anderen  verliehenen  „chasses-  und  die  den  ..winghane"  unter 
dem  Namen  baschtene  verliehenen  Ländereien. 

Chass  ist  aus  den  Domänen  und  KrongUteru,  nicht  von  einem 
eroberten  Gebiete  abgezweigtes,  als  Apanage  für  gewisse  Ämter 
oder  zur  Besoldung  der  Offiziere  des  königlichen  Hauses  dienendes 
Land.1) 

Woinughan*)  (PI.  von  woinuk,  bulgarisch)  sind  die  christ- 
lichen Bulgaren,  die  in  früheren  Zeiten  bei  türkischen  Herrschern 
Dienste  als  Stallknechte  und  dergl.  versahen.  Sie  bekamen  dafür 
Länder  angewiesen,  die  sich  von  Vater  auf  Sohn  vererbten  und 
daher  rbaschtene*  hiessen.  Diese  waren  in  gewisser  AVeise  privi- 
legiert, indem  sie  vor  allem  keinerlei  Abgaben  zahlten.  Ein  anderes 
Privilegium  war,  dass  in  den  Orten,  in  denen  Winghanes  angesiedelt 
waren,  keine  Muhammedaner  sich  niederlassen  durften  (vergl.  auch 
Geschichte  der  Bulgaren  von  Jireckk,  S.  448,  440). 

Die  mit  Mülkuame-i-humajun  besessenen  Ländereien,  d.  h.  die- 
jenigen, die  direkt  mit  Besitztitel  des  Grossherrn  verliehen  werden, 
ohne  Vermittlung  der  Grundbuchbehörden,  sind  durch  Art.  4  des 
Gesetzes  vom  17.  Muharrem  1284  (1).  T,  S.  223)  rechtlich  den  Mirie- 
Ländereien  gleichgestellt.  Von  ihnen  ist  für  den  Privatschatz  des 
Sultnns  eine  feste  jährliche  Abgabe  Muedschele  genannt  —  zu 
entrichten. 

g  4.    Vom  Wakuf-Land. 
Nach  Art.  4  G.-G.  gibt  es  zwei  Arten  von  Wakuf-Grund- 
stücken,  je  nachdem  diese,  bevor  sie  zu  YVakuf  gemacht8)  waren, 
Mtilk-  oder  Mine-Land  waren. 
1.  Grundstücke,  die  aus  Mttlk-Land  in  Übereinstimmung  mit  dem 
Scheriatrecht  zu  Wakuf-Land  umgewandelt   sind.    Die  Ver- 
fügung —  das  Obereigentum  (Kakkaba)        über  diese  Art 

3.  dafür  zu  sorgen,  dass  Gründe,  aus  denen  Mirie-Land  unbebaut  bleibt, 
beseitigt  werden  und  bei  Vererbung  oder  Heimfall  von  Mirie-Land  die 
entsprechenden  Formalitäten  ordnungsgemäss  vorgenommen  werden. 

»i  Tischendorf.  S.  34.  39. 

*)  Ali  Haidkr.  S.  434. 

^  Der  Verfügbarkeit  einzelner  eutziehen  und  dem  besten  der  All- 
gemeinheit unwiderruflich  zuwenden.    Ausführlicbos  vergl.  Buch  II. 
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Wakuf.  sowie  alle  Besitzrechte  sind  bei  der  Wakuf -Verwaltung 
(Evkaf-Ministerium).  Die  Bestimmungen  des  Stifters  sind  allein 
massgebend. 

Für  solche  im  G.-G.  „eigentliche  Wakuf-Grundstücke*  — 
„crasi-i-mevkufe-i-ssahihe*  —  •  genannte  Ländereien  findet  das 
G.-G.  keine  Anwendung. 

2.  Zur  zweiten  Gattung  gehören  die  Grundstücke,  welche  von 
Sultanen  oder  mit  deren  Erlaubnis  von  anderen  Personeu  von 
Mirie-Laiid  losgetrennt  und  zu  Wakuf  gemacht  sind.  Die  Wakuf- 
Eigenschaft  dieser  Grundstücke,  die  im  Gegensatz  zu  den  unter 
1  erwähnten  r uneigentliche  Wakuf-Grundstüekeu  (erasi-i-mev- 
kufe-i-ghair-i-ssahihe  oder  tachssissat  kabilinden)  heissen,  besteht 
nur  darin,  dass  Einnahmen,  wie  Zehnten  des  Mirie-Land  ge- 
wesenen Stückes,  (ausschliesslich)  einer  Stiftung  zugewendet 
werden,  welche  vom  Beit  ul  Mal  unterhalten  werden  muss.  Das 
Obereigentum  --  Rakkaba  —  über  diese  Art  Wakuf-Land  steht 
wie  bei  den  reinen  Mirie-LUndereien  nach  wie  vor  dem  Beit  ul 
Mal  zu.  Für  diese  Wakuf-Lündercien  sind  voll  an- 
wendbar die  später  erörterten  gesetzlichen  Bestim- 
mungen des  G.-G.  Aber  wie  die  Abgabe  und  Gebühren  für  Lber- 
tragung  und  Vererbung,  sowie  der  bedcl-i-mahlulat ')  bei  den  reinen 
Mirie-Läudereien  dem  Mirie- Fiskus  zusteht,  gehören  diese  Ab- 
gaben bei  dieser  Klasse  von  Wakuf-Land  dem  Wakuf-Fiskus. 
Sonst  gilt,  was  im  Gesetz  von  Mirie-Land  gesagt  ist.  auch  von 
den  uneigentlichen  Wakuf-Gruudstüeken. 

Bei  den  eben  genannten  uneigentlichen  Wakuf- Grund- 
stücken bestand  die  'Wakuf- Eigenschaft  darin,  dass  die  Ein- 
nahmen des  Landes  (aus  den  Abgaben)  einer  Stiftung  zugewendet 
wurden,  deren  Unterhaltungskosten  der  Beit  ul  Mal  aufbringen 
musste.  Solcher  nur  teilweise  zu  Wakuf  gemachter  Grundstücke 
gibt  es  noch  zwei  Arten: 
a)  Die  Hakkaba  —  das  Obereigentum  -  ,  Zehnten  und  sonstige 

Einnahmen  aus  dem   Lande  verbleiben  dem  Mirie-Fiskus 

(Beit  ul  Mal).    Die  Besitzrechte  (hukkuk-i-tessarrutie)  sind 

einer  Wakuf-Stiftung  zugewiesen. 

')  Vergl.  unten  Abschn.  3,  Kap.  2;  ein  Betrag,  der  zu  zahlen  ist 
bei  der  Ncuverleiliuug  von  Mirie-Land,  dessen  Besitzer  erblos  gestorben  ißt. 
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)))  Die  ßakkaba  verbleibt  dem  Mirie-Fiskus.    Die  Einnahmen 
und  die  Besitzrechte  sind  der  Wakuf-Stiftung  zugewiesen. 

Für  diese  beiden  letzten  Abarten  bestehen  im  Gesetz 
keine  Bestimmungen.    Sie  werden  von  der  Wakuf-Behörde 
entweder  direkt  in  Besitz  gegeben  behufs  Bestellung  oder 
vermietet,  und  der  sich  ergebende  Nutzen  wird  der  be- 
treffenden Stiftung  zugeführt. 
Eigentliches  Wakuf-Land  kann,  wie  aus  dem  eben  zitierten 
Wortlaut  des  Art.  4  G.-G.  ersichtlich,  nie  aus  Mirie-Land  entstehen. 
Art.  121  hebt  dies  noch  einmal  hervor,  indem  er  bestimmt,  dass 
niemand  sein  Mirie-Land  zu  Wakuf  machen  kann,  es  müsste  denn 
sein,  dass  es  ihm  durch  tcmlikname-i-humajun  im  Wege  des  temlik- 
i-ssahih  (vergl.  £  2)  zu  Yolleigentum  verliehen  wäre.    Dann  ist  es 
aber  auch  eben  kein  Mirie-Land  mehr.1) 

8  5.    Von  den  Metruke-Ländereieu. 
Die  Metruke-Grundstücke       rmctruku  —  „gelassen*,  nämlich 
zum  Nutzen  der  Menschheit       sind  nach  Art.  5  G.-G.  zweierlei  Art: 

1.  zum  Nutzen  der  Gesamtheit  der  Menschen  gelassene  Ländereien, 
wie  öffentliche  Wege  (tarik-i-am),  Gebetsplätze  (namaskjah), 
Marktplätze  etc.: 

2.  den  Bewolinern  eines  Dorfes  oder  einer  Stadt  bezw.  mehrerer 
Dörfer  etc.  belassene  Ländereien,  wie  Weideplätze  (ruerä). 

Über  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  erasi-i-raetruke  wird 
unter  Teil  III.  SS  53—58  ausführlicher  gesprochen  werden. 

§  6.  Von  den  M evat-Ländern. 
Mevat-  (tote)  Länder  sind  nach  Art.  6  G.-G.  Grundstücke  in 
niemandes  Besitz,  unbebaut  und  von  niemand  benutzt.  Von  Dörfern 
und  bewohnten  Gegenden  sind  sie  so  weit  entfernt,  dass  der  Schall 
des  Rufes  eines  Mannes  mit  kräftiger  Stimme  vom  Endpunkt  (der 
bewohnten  Gegend)  nicht  gehört  werden  kann.  d.  h.  sie  liegen  vom 
üussersten  Punkt  bewohnter  Gegenden  l1/,  Mil  oder  lj2  Stünde 
entfernt. 

In  bewohnten  Ortschaften  liegende  Ländereien,  auch  wenn  sie 
in  keines  Besitz  und  unbebaut  sind,  gehören  nie  zum  Mevat-,  sondern 
immer  zum  Metruke-Land. 


M  Im  übrigen  vergl.  Buch  II  über  Wakuf. 
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Obige  sechs  Paragraphen  geben  die  Einteilung  der  Grund- 
stücksarteu  nach  dem  G.-G.  wieder.  Art.  7  enthält  die  Disposition 
des  letzteren,  indem  das  bis  dahin  Gesagte  als  Einleitung  zu  dem 
G.-G.  gilt. 

Der  Stoff  des  G.-G.  ist  nach  Art.  7  in  drei  Teile  geteilt,  deren 
weitaus  grösster  in  vier  Abschnitten  (fassl)  das  Mirie-Land  behandelt 
(SS  8—90):  der  zweite  Teil  behandelt  in  S§  91- -105  und  in  zwei 
Abschnitten  das  Mctruke-  und  Mevat-Land.  und  im  dritten  Abschnitt 
werden  verschiedene  auf  GrundstUckssachen  bezügliche  Bestimmungen 
erörtert  (g§  106  132).  Dementsprechend  wird  nachfolgend  das 
GrundstUcksgesetz  besprochen  werden  und  zwar: 
Teil  II.    Vom  Mirie-Land  im  besonderen. 

Abschnitt  1.    Vom  Besitz  desselben. 

2.  Von  der  Übertragung  desselben. 

3.  Von  der  Vererbung  desselben. 

4.  Vom  Heimfall  an  den  Staat  mangels  Erben. 
III.    Vom  Metruke-Land. 

„  IV.    Vom  Mevat-Land. 

..    V.    Von  Hechten  an  Sachen  in  der  Erde. 

Hieran  wird  sich  im  II.  Buch  die  Besprechung  der  Wakuf- 
Lilndereien  anschliessen,  welche  im  G.-G.  nicht  behandelt  werden. 
Wegen  der  Wichtigkeit  dieser  Landergattung  musste  derselben  ein 
besonderer  Teil  gewidmet  werden,  und  es  erschien  nicht  praktisch, 
«las  Wakuf-Land,  wie  dies  beim  Mlllk-Land  geschah,  in  Verbindung 
mit  den  Bestimmungen  Uber  Mirie-Land  zu  besprechen. 

Zweiter  Teil.    Vom  Mirie-Land  im  besonderen. 

Abschnitt  1.   Vom  Besitz  des  Mine-Landes. 

S  7.    Grundsätze  bezüglich  der  Verleihung:  rechtliche 
Natur  des  Besitzes.  Besitztitel. 

Wie  in  fcj  3  angegeben,  erteilt  der  Staat  den  Besitz  des  Mirie- 
Landcs.  Dabei  soll  gemäss  Art.  8  G.-G.  nach  folgenden  Grund- 
sätzen verfahren  werden: 

„Die  zu  einem  Dorf  oder  einer  Stadt  gehörigen  Laudereien 
sollen  weder  der  Gesamtheit  der  Einwohner  noch  einzelneu 
unter  diesen  ausgewählten  im  ganzen  verliehen  werden,  sondern 
jedem  einzelnen  der  Bewohner  ist  getrennt  ein  Stück  für  sich 
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zu  Ubertragen.  Darüber  wird  ihm  ein  seinen  Besitz  nach- 
weisendes tapu-ssenedi  ausgehändigt/ 
Diese  Bestimmung,  deren  Grund  ist,  alle  Einwohner  gleich- 
massig  zu  behandeln  und  andererseits  Streitigkeiten  aus  gemein- 
schaftlichem Besitz  zu  verhindern,  schliesst  natürlich  nicht  aus.  dass 
einzelne  Grundstücke  im  Mitbesitz  mehrerer  infolge  Vererbung  etc. 
sein  können.  Gewisse  Grundstücksarten,  wie  Weideplätze,  die  der 
Gesamtheit  eines  oder  mehrerer  Dörfer  zusammen  zum  Gemeingebrauch 
dienen  (erasi-i-metruke),  sind  von  den  Bestimmungen  des  Art.  8  G.-G. 
ausgenommen.1)  Sie  können  nie  in  den  Tapu-Besitz  (Sonderbesitz 
gegen  Besvtztitel)  einzelner  Ubergehen.  Feiner  können  nach  Art.  122 
(i.-G.  nie  mit  Tapu  besessen  werden  ..Grundstücke,  welche  von 
alters  her  mit  Klöstern  in  Zusammenhang  standen,  wenn  die  Zu- 
sammengehörigkeit im  Grundbuch  (defterchane)  eingetragen  ist". 
Waren  solche  Grundstücke  aber  erst  nachträglich,  nachdem  sie 
ursprunglich  mit  Tapu  besessen  waren,  in  den  Besitz  von  Klöstern 
gekommen,  dann  können  sie  jeder  Zeit  wieder  mit  Tapu  besessen 
werden,  und  auf  sie  sind  alle  Mine-Land  betreffende  gesetzliche  Be- 
stimmungen voll  anwendbar. 

Das  Besitzrecht  des  vom  Staat  mit  Mirie-Land  Beliehencn.  die 
„hukkuk-i-tessarrufie",  kann  als  Nutzungsrecht  an  fremder  Sache, 
als  ..eingeschränktes  Eigentum**  bezeichnet  werden,  ähnlich  der 
Kmphyteuse  und  Superficies  des  römischen  Rechts  und  dem  Lebens- 
verhältnis des  germanischen  Rechts,  oder  als  „geteiltes  Eigentum", 
wie  es  das  preussische  allgemeine  Landrecht  kennt.  Der  Ober- 
eigentümer ist  hier  der  Beit  ul  Mal.  das  ist  der  Fiskus:  er  hat  die 
blosse  „Proprietät-,  türkisch  „Rakkaba".  das  ist  das  allgemeine  Ver- 
fügungsrecht.   Der  Besitzer  des  Mirie-Landes  ist  der  nutzbare  Eigen- 

')  Nicht  dagegen  Tschiftlik*  (venrl.  §  16,  S.  34.  Anm.  2>.  In  Über- 
einstimmung mit  obiger  Bestimmung  des  Art.  8  G.-G.  sollen  nach  Art.  130 
G.-G.  „die  zu  einem  Dorfe,  dessen  Bewohner  vorhanden  sind,  gehörigen 
Ländereien  als  Tschiftliks  nicht  zusammengelegt  und  einer  Person  allein 
verlieheu  werden.  Nur  wenn  die  Grundstücke  eines  Dorfes,  dessen  ge- 
samte Einwohner  zerstreut  sind,  gemäss  Art.  72  (i.-G.  dem  Tapu-Verfahren 
unterworfen  werden  müssen  (vergl.  §  50)  und  es  unmöglich  ist,  Landwirte 
herbeizuschaffen,  das  Dorf  zu  bevölkern,  die  Grundstücke  in  einzelnen 
Teilen  zu  vergeben  und  dadurch  das  Dorf  auf  seinen  ursprünglichen  Be- 
stand zu  bringen,  dann  kann  man  aus  dem  Dorf  ein  Tschiftlik  machen 
und  an  eine  oder  mehrere  Personen  im  ganzen  verleihen". 
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tümer,  er  hat  die  Besitzrechte,  hukkuk-i-tessarrufie,1)  d.  h.  er  ist 
äusserlich  wie  der  wirkliche  Eigentümer:  er  hestellt  das  Land  un- 
abhängig, er  kann  es  verkaufen,  verpfänden  und  es  geht  auf  seine 
Erben  Uber,  Rechte,  die  die  Auffassung  der  türkischen  Kommentatoren, 
wie  Ali  Haiokr.  Sia  Edmn,  Chaliss  Ehchbkf.  welche  insgesamt  das 
Verhältnis  des  Staates  zu  dem  mit  Mirie-Laiid  Beliehenen  als  Miets- 
verhültnis  bezeichnen,  umstossen. 

In  der  Ausübung  der  Nutzungsiechte  ist  der  Besitzer  jedoch 
in  gewisser  Weise  beschränkt.  In  manchen  Punkten  untersteht  er 
.  der  Aufsicht  des  Staates  und  bedarf  zu  Handlungen,  die  auf  eine 
Änderung  der  Ausbeutung  des  Landes  oder  des  Bodens  selbst  hin- 
zielen, der  Genehmigung  des  Staates.  Überall  aber,  wo  der  Staat 
sich  das  Aufsichtsiecht  vorbehalten  hat,  findet  man  als  Grund  für 
diesen  Vorbehalt  das  Bestreben,  dass  die  Einnahmen  des  Staates, 
die  nach  dem  Ertrage  des  Landes  berechnet  sind,  sich  nicht  ver- 
mindern. Schon  zu  der  Zeit,  als  das  Mirie-Land  noch  reines  Lehen 
war,  wurde  stets  darauf  gehalten,  dass  das  verliehene  Land  in  er- 
tragsfähigem Zustande  blieb.  Die  Kultivierung  des  Landes  war  der 
einzige  Zweck  der  Verleihung.  Gemäss  dem  Inhalt  der  Hedaja  ist 
das  Terrain  in  der  Absicht  verliehen,  es  produktiv  zu  machen,  so 
dass  sich  daraus  ein  Vorteil  für  die  moslemische  Gesamtheit,  d.  i. 
den  Fiskus,  ergibt.  Auch  nach  dem  G.-G.  (Artikel  68)  ist  die 
Produktivmachung  des  Landes  die  erste  Pflicht  des  Besitzers:  wer 
e>  drei  Jahre  grundlos  unbestellt  liegen  lässt,  kann  sogar  des  Be- 
sitzes verlustig  gehen. 

Die  Proprietätsrechte  des  Staates  werden  äusserlich  ausgeübt 
von  Beamten,  nämlich  durch  den  defterchakani  memuru  (Grundbuch- 

')  Vergl.  Bklin,  Anm.  1,  No.  303  eod.:  „Le  mode  de  propriete. 
iudiquee  par  rexpression  „tessarruf"  designe  celui  d'un  immeuble,  dont 
le  detenteur  a  la  proprtfte,  pnisqu  il  en  recueille  les  fruit«,  en  dispose 
meme  par  la  ventc,  dans  eertains  cas;  mais  dont  pourtant  ce  detenteur 
n  a  pas  la  propriete  civile.  En  un  mot,  il  ne  jouit  de  cette  proprio  et 
des  droits  qu'il  exerce  sur  eile  qu'ä  la  condition  de  payer  une  redevance 
annuelle  au  Vaqouf  ou  Ji  l'ßtat.  euivant  que  cette  terre  est  mevknfe  ou 
mirije.  .  .  .  II  y  a  ici  quelque  aualogie.  non  complete,  toutefoia  avec  le 
dorainium  bonitarium  des  Roumains.  Le  tessarrnf  präsente  aussi,  «oua 
eertains  rapports,  de  l'affinite  avec  lemphytheose  et  le  droit  de  superiieie 
de  la  letrislatiou  de«  Romains,  en  ce  sens,  que  l'£tat,  ne  pouvant  cultiver 
lui  merae  ces  terres  par  mandataire ,  eherche,  comme  meilleur  mode 
d'exploitation,  ix  le«  donuer  ä  long  bail". 
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beamten)  in  den  Hauptstädten  des  Vilajets,  durch  den  tapu  kjatibi 
(Tapuschreiber)  in  den  Kasas.  Das  Gesetz  bezeichnet  sie  kurz  als 
«Beamte**,  auch  erasi-memurleri  (Grundstücksbeamte),  wenn  es  ihre 
Mitwirkung  bei  gewissen  Akten  vorschreibt,  die  der  Besitzer  des 
Bodens  nicht  selbständig  vornehmen  darf. 

Dem  Besitzer  des  Bodens  wird  ein  Besitztitel,  tapu  ssenedi, 
erteilt.  Eiu  solcher  Schein  ist  eine  öffentliche  Urkunde,  die  vollen 
Beweis  dessen  begründet,  was  sie  bescheinigt.1)  Der  Besitz  eines 
solchen  Tapuscheines  ist  für  den  Besitzer  des  Landes  obligatorisch.  *) 
Nach  Art.  1  der  Instruktion  zum  Tapugesetz3)  soll  niemand  mehr 
Mirie-Land  ohne  Tapu  ssenedi  besitzen  können.  Über  das  Verfahren 
im  einzelnen  zur  Erwirkung  des  Besitztitels  enthält  die  eben  er- 
wähnte Instruktion  nähere  Bestimmungen,  über  die  Gebühren  das 
Tarifname  vom  15.  Sehaban  127G,  sowie  spätere  dasselbe  abändernde 
Verordnungen.4) 

Die  Sseneds  werden  gemäss  den  Eintragungen  der  beim  Grund- 
buchministerium  in.  Konstantinopel  über  sämtliche  Ländereien  ge- 
führten Bücher  erteilt.  Diese  sind  in  ihrer  jetzigen  Form  als  defatir- 
i-dechedide  „neue  Bücher**  unter  Sultan  Suleiman  und  Murad  III., 
etwa  zwischen  955  und  1010,  angelegt  und  von  deren  Nachfolgern 
fortgeführt  worden.  Die  Bücher,  deren  jedes  vom  das  hatt-i-humajun 
(die  kaiserliche  Verfügung),  durch  das  seine  Anlegung  angeordnet 
wurde,  und  die  Tughra  des  Sultans,  der  es  angelegt  hat,  führt,  ent- 
halten sämtliche  Ländereien  nach  ihren  Kategorien.  Gegenwärtig 
gibt  es  975  Bücher.  Zu  Änderungen  der  Eintragungen  allgemeiner, 
die  rechtliche  Natur  des  Landes  berührender  Art,  z.  B.  wenn 
ini'olge  erblosen  Wegfalls  des  Eigentümers  von  Mülk-Land  dieses  als 
Mirie  dem  Beit  ul  Mal  heimfällt,  ist  ein  Ferman  nötig.  Die  Änderung 
einzutragen  ist  einzig  und  allein  der  Tevkii-Efendi,  Tughra-Fübrer, 


*)  Vergl.  Art.  18  de«  Gesetzes  vom  28.  Kedscheb  1291  (20.  August 
1290)  D.  III,  S.  447. 

a)  Jedoch  ist  der  Besitz  des  Besitztitels  nur  ein  jenen  nachweisendes 
Dokument,  nicht  Bodingung  des  Besitzes  selbst:  „tapu  ssenedi  iss<\ 
tessarrufun  alameti  olub  ssihat-i-tessarnifun  mevkufunalehji  olmadytryndan 
mütefevvüsün  bila  ssened  tessarrulida  müteber  dir".  Chaliss  Eschrkf 
No.  623. 

3..  D.  I.  S.  209. 

\i  D.  I.  S.  222  u.  die  Tabelle  S.  443. 
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befugt  und  ermächtigt.  Dieser  hat  vor  der  Eintragung  eigenhändig 
den  Inhalt  des  Fermans  in  das  Buch  einzutragen. 

Die  Grundbucheintragungen  gemessen  öffentlichen  Glauben. 
..Berate  des  Sultans  und  Grundbucheintragungen  gelten  als  von 
Fälschungen  frei  und  sind  voll  beweiskräftig-  (Art.  1757  Medschell). 
d.  h.  der  Beweis  der  Fälschung  ist  ausgeschlossen.1) 

MUlk-Land  soll  ebenfalls  nicht  mehr  ohne  Ssened  besessen 
werden.  Das  oben  angeführte  Gesetz  vom  28.  Redscheb  1291,  das 
näheres  hierüber  enthält,  wird  im  nächsten  Abschnitt  zur  Erörterung 
gelangen.8) 

$  8.   Freiheit  bei  der  Bestellung  des  Landes.  Ausnahmen. 

Das  Jagdrecht. 

Dem  im  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Zwang,  das  Land 
produktiv  zu  machen,  steht  die  durch  Art.  9  G.-G.  gewährleistete 
Freiheit  gegenüber,  „dasselbe  mit  Getreide  aller  Art.  wie  Weizen. 
Gerste,  Reis,  Boja  (eine  Färberpflanze)  und  mit  allen  Sorten  Gemüse 
zu  bestellen  oder  leih-  oder  pachtweise  zur  Bestellung  zu  vergeben. 
Die  Bestellung  darf  nur  aus  den  unten3)  angegebenen  Gründen  unter- 
bleiben**. 

Zu  beachten  ist.  dass  dem  Besitzer  von  Mirie-Land  durch 
Art.  9  G.-G.  ausdrücklich  das  Recht  zugesprochen  ist,  das  in  seinem 
Besitz  befindliche  Mirie-Land  zu  verpachten  und  zu  verleihen.  Es 
ist  hierbei  selbstverständlich,  dass  der  Pächter  oder  Leiher  nicht 
mehr  Rechte  an  dem  Lande  hat.  als  der  Besitzer  selbst.  Die  dein 
letzteren  also  untersagten  Veränderungen  darf  daher  auch  der  Pächter 
und  Leiher  nicht  vornehmen. 

Die  Freiheit,  zur  Bestellung  des  Landes  jede  Art  Frucht  zu 
wühlen,  ist  durch  später  erlassene  Spezialgesetze  mehrfach  beschränkt 
worden: 

1.  Bezüglich  des  Tabakbaues  durch  das  die  Rechtsverhältnisse 
zwischen  den  Bauern  und  der  Regie  regelnde  Gesetz.4)  Danach 
muss,  wer  Tabak  bauen  will,  Jahr  für  Jahr  bei  der  Regie  um 

')  Omer  Hilmi,  Ahkjam  el  erasi  S.  3-5. 

2)  Vergl.  unten  §  21. 

3)  Vergl.  Abschnitt  4. 

4)  Vom  15.  Kjanun-i-ewwel  1302,  abgedruckt  io  der  Gcsetz-Sannnluug 
„inedscliinaa-i-hihika  i-kawanin1'  S>.  202. 
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Erlaubnis  einkommen,  die  ausser  für  Terrains  von  weniger  als 
einem  halben  Morgen  und  für  die  mit  Mauern  umgebenen  Höfe 
der  Wohnhäuser  nicht  versagt  werden  darf.  Die  Erlaubnis  darf 
nicht  erteilt  werden  für  gewisse  in  Art.  4  des  genannten  Ge- 
setzes aufgeführte  Landstriche  zwischen  Stambul  und  Rumeli 
Kawak  (auf  der  europäischen  Seite  des  Bosporus)  und  Skutari 
und  Anadolu  Kawak  und  weiter  (auf  der  asiatischen  Seite)  u.  a.  in. 
Tabak,  der  ohne  Erlaubnis  oder  auf  anderem  als  im  Erlaubnis- 
schein angegebenem  Gelände  angepflanzt  wird,  wird  koufisziert 
oder  ausgerissen  (Art.  42,  3). 

2.  Nach  Teskere-i-ssamie  vom  17.  Sscfer  1293  (1.  März  1292)1) 
ist  die  Anpflanzung  von  indischem  Hanf  (essrar,  Haschisch) 
verboten. 

3.  Bezüglich  der  Reisanpflanzungeu  (Tscheltik).  welche  künstlich 
bewässert  werden  müssen,  besteht  ein  besonderes  Gesetz,  das 
pirindsch  syra'ti  hakkinda  nisamname.*)  Die  Reisanpflanzungen 
müssen  in  gewissen  Entfernungen  von  Ansiedelungen  liegen,  damit 
die  öffentliche  Gesundheit  durch  die  Ausdünstungen  des  Wassers 
nicht  Schaden  nehme  (Art.  1  und  2);  ferner  muss  für  den  Ab- 
fluss  des  Wassers  Sorge  getragen  sein.  Wer  daher  ein  vor- 
handenes Reisfeld  bestellen  oder  ein  neues  anlegen  will,  muss 
beim  Kainimakam  des  betreffenden  Kasas  ein  den  Bestimmungen 
des  Artikels  4  des  angeführten  Gesetzes  entsprechendes  Gesuch 
einreichen. 

Auf  Feldern,  die  nicht  bewässert  zu  werden  brauchen,  da  auf 
ihnen  der  Reis  wegen  der  Fettigkeit  des  Bodens  auch  ohne  künstliche 
Bewässerung  wächst,  kann  Reis  frei  angebaut  werden.  Die  durch 
Art.  9  G.-G.  ausdrücklich  gewährleistete  Freiheit,  Reis  anzupflanzen, 
ist  daher  durch  das  angeführte  Gesetz  über  den  Reisbau  nur  für  die 
künstlich  bewässerten  Reisfelder  als  aufgehoben  anzusehen/5) 

Der  Besitzer  von  Mirie-Land  ist,  wie  der  Eigentümer  von 
Mttlk-Land,  zur  freien  Ausübung  des  .Tagdrechts  befugt,  ohne  dafür 

M  I».  III.  S.  570. 

3)  Vom  28.  Dschemadi  ul  eweli  1312  (15.  Toschrin-i-esani  1313). 
zit.  im  2.  Baude  der  Gesetz-Sammlung  lahika-i-kawanin  S.  308. 

a)  Vergl.  unten  zu  Art.  128  G.-G.  und  Chatjss  Kschrkf.  Kylliat- 
i-schi'rh-i-kanun-i-erasi  S.  698  n". 
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eine  Steuer  oder  Paeht  an  den  Fiskus  entrichten  zu  müssen,  da  die 
Jagd  in  der  Türkei  im  Prinzip  überhaupt  frei  ist.  Jedoch  sind 
folgende  durch  das  Jagdgesetz1)  gegebene  Vorschriften  zu  beachten: 

Jeder,  der  die  Jagd  ausüben  will,  muss  sich  mit  einem  Jagd- 
schein, aw  teskeressi,  versehen.  Wer  ohne  Jagdschein  jagt,  dem 
wird  das  Jagdgewehr  konfisziert  (  Art.  32).  Der  Jagdschein  wird  in 
Konstantinopel  von  der  Schehir  Emaneti  (OberbUrgermeisterei),  in 
der  Provinz  von  der  Beledie  (Munizipalität)  erteilt*)  und  kostet  in 
Konstantinopel  40,  in  den  Yilajetshauptstüdten  20,  in  allen  anderen 
Ortschaften  10  Piaster.  Während  der  Schonzeit  ist  die  Austlbung 
der  Jagd  verboten  (Art.  38).  Wer  auf  dem  Terrain  eines  anderen 
ohne  Erlaubnis  des  Besitzers,  der  seine  Jagd  auch  verpachten  kann 
(Art.  42),  jagt,  hat  eine  Geldstrafe  von  1  5  Medschidie  zu  zahlcu 
und  für  den  eventuell  angerichteten  Schaden  Ersatz  zu  leisteu  (Art.  44). 
Nach  Art.  1247  der  Medschelle  ist  die  Jagd  mübah,  d.  h.  für  jeder- 
mann frei ;  erst  durch  die  eben  angeführte  Bestimmung  des  Artikels  44 
des  Jagdgesetzes,  die  die  allgemeine  Jagdfreiheit  keineswegs  auf- 
hebt, wird  der  Grundbesitzer  gegen  die  aus  dieser  Freiheit  er- 
wachsenden  Schäden  geschützt.»)  Bewohner  von  Dörfern  können  in 
den  zu  diesen  Dörfern  gehörigen  Wäldern,  Weideplätzen  etc.  ausser- 
halb der  Schonzeit  auch  ohne  Jagdschein  jagen,  was  sie  zu  ihrem 
Lebensunterhalt  gebrauchen  (Art.  45). 

§  9.    Wiesen.  Gras-  und  Weideplätze.  Brachfelder. 

Zehnten. 

Nach  dem  G.-G.  sind  folgende  Arten  von  Wieseilgrundstücken 
zu  unterscheiden: 

1.  rTsehair  (Wiesen),  deren  Gras  von  alters  her  geschnitten  und 
von  deren  Erträgnissen  der  Zehnte  erhoben  wird.  Solche  Wiesen 
werden  ganz  wie  gewöhnliches  Acker-(Mirie-)Land  behandelt  und 
mit  Tapu  besessen.  An  dem  Grase  des  Landes  hat  allein  der 
Besitzer  des  Landes  Nutzungsrecht.   Andere  kann  er  an  der  Aus- 

')  Sabita-i ssaidie  nisamnamessi  vom  18.  Sscter  1299.  Seil  II  (Nach- 
trag) zum  Düstur  S.  122  ff. 

-)  Verirl.  die  geänderte  Fassung  des  Artikels  33  des  Jagdgesetzes,  zit.  iu 

Bd.  II  der  Medscbma  a-i-Lahika-i-kawa-nin  S.  4o  iv.  •-- - -—  .10J40V 

l.vTeschnn-i-ssam  1308 

3)  Verirl.  auch  Art.  1292  —  1307  der  Medschelle. 
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Übung  eines  Nutzungsrechtes  verhindern.  Solche  Wiesen  können 
mit  Erlaubnis  der  Behörde  (der  zuständigen  Beamten)  umgepflügt 
und  beateilt  werden  u  (Art.  lü  G.-G.). 

Wiesen,  deren  Gras  von  alters  her  geschnitten  wird  und 
von  deren  Erträgnissen  der  Zehnte  erhoben  wird,  heisst  es  im 
tiesetz,  unterscheiden  sich  in  nichts  von  gewöhnlichem  Mirie-Land, 
und  dem  Besitzer  solcher  Wiesen  räumt  der  Gesetzgeber  alleiniges 
Nutzungsrecht  ein.  Der  Grund  zum  Erlass  dieser  scheinbar  selbst- 
verständlichen Bestimmung  liegt  darin,  dass  nach  der  Medschelle 
Art.  1234  Gras  nebst  Wasser  und  Feuer  zu  den  Dingen  gehört, 
die  mübah,1)  d.  h.  Freigut  aller  sind.  Auch  das  wildgewachsene 
Gras  auf  Mülk-Land  ist  gemäss  Art.  1241  mübah.  Erst  durch 
Besitzergreifung  erwirbt  man  Eigentum  an  MUbah-Gegenstünden 
(1248).  Die  Besitzergreifung  kann  zweierlei  Art  sein:  hakiki, 
wirklich,  oder  hyknii.  symbolisch.  An  Gras  z.  B.  erwirbt  man 
Eigentum,  indem  man  dasselbe  abschneidet  und  in  Besitz  nimmt 
(1252)  oder  durch  Begicssen  oder  Graben  zum  Wachstum  des- 
selben beiträgt  (1241).  Jedoch  ist  jeder  Eigentümer  oder  Be- 
sitzer einer  Wiese  berechtigt,  einem  Fremden  das  Betreten  seines 
Grundes  und  Bodens  zu  verbieten,  und  kann  so  die  Besitz- 
ergreifung von  an  und  für  sich  freiem  Grase  verhindern  (1257). 
Neben  diesem  Recht,  das  Betreten  des  Landes  zu  verhindern, 
verleiht  das  G.-G.  aber  dem  Besitzer  von  Mirie-Wiesen  aus- 
drücklich das  absolute  Recht,  „allein  vom  Grase  Nutzen  zu  ziehen 
und  andere  an  der  Nutzung  (intifa*),  nicht  nur  am  Betreten 
(duchul)  zu  hindern".  Daraus  geht  hervor,  dass  das  G.-G.  die 
Erwerbung  von  Mirie-Wiesen.  für  deren  Verleihung  vom  Be- 
liehenen  ja  einmal  der  Tapu  gezahlt  worden  ist,  als  mit  einer 
symbolischen  Besitzergreifung  des  Grases  gleichbedeutend  ansieht, 
und  dieses  letztere  seine  Mubah-Qualität  in  dem  Augenblick  ver- 
liert, wo  eine  Mirie-Wiese  jemand  übertragen  wird.  Diese  An- 
nahme Chams«  EschrkfV)  ist  um  so  zutreffender,  als  der  einzige 
Nutzen,  den  die  Erwerbung  von  Mirie-Wiesen  bringt,  das  Gras 
ist,  und  die  Umwandlung  des  Wiesenlandes  in  Ackerland,  die 
eine  andere  Nutzungsquelle  schatten  könnte,  dem  Besitzer  nicht 

')  Von  „ibahau.  erlaubt  machen. 
2)  Kvlliat-i-scherh-i-kanuu-i-erusi  S.  142  ff. 
Jahrbuch  d»r  Internat.  VereinlKunp;.  o.  lid.  HO 
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freisteht,  sondern  nach  demselben  Art.  10  G.-G.  von  der  Er- 
laubnis der  Behörde  abhängt.1) 

Von  dem  geeruteten  Grase  wird  der  Zehnte  erhoben,  heisst 
es  in  dem  erwähnten  Art.  10  G.-G.  ferner.  Die  Zehntenabgabe 
lastet  nämlich  nicht  nur  auf  dem  sogenannten  Zehntenlande  (§  2), 
sondern  der  Fiskus  erhebt  von  den  Erträgnissen  sämtlicher 
Ländercien  einen  gewissen  Bruchteil  unter  dem  Namen  Zehnten 
(tisclir),  der  den  zehnten  Teil  aber  gegenwärtig  Ubersteigt  (Näheres 
§  20a).  Massgebend  für  die  Zehnteuerbebung  ist  das  neue  Zehnten- 
gesetz vom  24.  Sehawal  1306  (10.  Juni  1305),*)  welches  alle 
früheren  Zehntengesetze  und  -Verordnungen  aufhebt  und  dies 
tahrirat  des  Landwirtsehafts-Ministeriums  vom  27.  Mart  1313. 
das  anordnet,  dass  anstatt  10  von  100  lO1/^  Vün  100  als  eigentliche 
„Zehnten erhoben  werden.  Aus  dem  Zehntengesetze  möge  hier  nur 
so  viel  Erwähnung  linden,  dass  der  Zehnte,  der  im  Wege  öffent- 
licher Versteigerung  jährlich,  bei  Olivenbäumen  alle  zwei  Jahre, 
verpachtet  wird  (Art.  11).  entweder  in  natura,  ai'nen.  oder  bei 
Einverständnis  der  Parteien  in  bar.  bedelen.  erhoben  wird 
(Art,  (>).  einige  Fruchtarten,  wie  Trauben,  ausgenommen,  von 
denen  auch  ohne  Einverständnis  der  Zehnte  stets  in  bar  er- 
hoben wird.  Er  wird  nach  Art.  127  G.-G.  und  4  Z.-G.  den 
Dörfern  zugerechnet,  innerhalb  deren  Grenzen  das  Getreide  oder 
die  sonstigen  Erzeugnisse,  von  denen  er  erhoben  wird,  gewachsen 
sind.  Wo  diese  gedroschen  werden,  ist  gleichgültig.  Dasselbe 
gilt  von  den  sonstigen  Grundabgaben  (russumat,  idseharat-i- 
maktua  genannt)  für  Hürden-,  Mühleuanlagen  auf  Mirie-Land, 
Weideplätze  etc..  für  welch  letztere  an  Stelle  des  Zehnten 
ein  diesem  entsprechender  fester  Betrag  jährlich  gezahlt  werden 
inuss.3) 

Dem  Zehntengesetz  ist  ein  sogen,  tarifname  angeschlossen, 
welches  über  die  Einziehung  und  Erhebung  des  Zehnten  von 
den  einzelnen  Getreidearten   nähere  Auskunft  erteilt.  Dieses 

')  Uber  die  SchadenserHatzleistung  bei  unrechtmässiger  Nutzung  des 
Gras«  *  des  Mirie-Landee  eines  anderen  vergl.  unten  §  19  (Art.  21,  22  G.-G  ). 

-)  Ta'dilen  kaleme  alinan  dschedid  :i schar  uisainnaniessi,  Gesetz- 
sammlung „Medschm.  Iah.  kaw."  I.  S.  295. 

3)  Neben  dem  Zehnten  und  der  dem  Zehnten  entsprechenden 
russumat.  idscharat-i-maktuas  wird  noch  die  sogen.  Grundsteuer,  emlak 
wergissi.  erhoben,  vergl.  4;  20  a. 
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Tarifname  enthält  über  Gras,  ot,  folgenden  Passus:  „bei 
geschnittenem  Grase  wird  der  Zehntenbetrag  nach  Okken 
berechnet,  für  einzelne  Haufen,  Wagenladungen  oder  Tierlasten 
vom  Gemeinderat  des  betreffenden  Ortes  festgesetzt  und  in  bar 
gezahlt,  bezw.  bei  Nichtübereinstimmung  der  Parteien  in  natura 
gegeben ;  bezüglich  der  Weideplätze,  deren  Gras  nicht  geschnitten 
wird,  enthält  das  G.-G.  nähere  Bestimmungen". 

2.  Kyschlak,  Winterweiden,  das  sind  Grundstücke,  welche  sich 
wegen  der  Milde  des  Klimas,  ihrer  vor  Kalte  geschützten  Lage 
und  des  Überflusses  an  Gras  und  Wasser  zum  Überwintern  und 
Weiden  von  Vieh  während  des  Winters  besonders  eignen:  und 

Jaylak,  Soranierweiden,  das  sind  Grundstücke,  welche  sich 
wegen  ihres  Klimas,  ihrer  nicht  zu  sonnigen  und  heissen  Lage 
und  ihres  Überflusses  an  Gras  und  Wasser  zum  Weiden  des 
Viehes  während  des  Sommers  besonders  eignen.1) 

rDiese  Sommer-  und  Winterweiden  %  sagt  Art.  24  G.-G., 
„sind  mit  Ausnahme  der  den  Bewohnern  eines  oder  mehrerer 
Dörfer  gemeinsam  überlassenen,  wenn  sie  von  alters  her  im  Einzel- 
oder  gemeinschaftlichen  Tapubesitz  von  Privatpersonen  sich  be- 
fanden, von  gewöhnlichein  (Mirie-)  Ackerland  nicht  unterschieden. 
Alle  für  das  letztere  geltenden  Bestimmungen  gelten  auch  für 
diese  Art  Sommer-  und  Winterweiden.  Bei  beiden  Arten,  d.  h. 
sowohl  bei  den  einein  oder  mehreren  Dörfern  zugewiesenen,  wie 
bei  den  im  Privatbesitz  stehenden  Sommer-  und  Winterweiden 
hat  der  Besitzer  (oder  die  Besitzer)  nach  der  Ertragsfähigkeit 
die  sogen,  russumat-i-kysehlakije  undjaylakije.  die  Weideabgaben, 
zu  entrichten-,  obwohl  das  Gras  nicht  abgeschnitten  wird. 

3.  Kyschlaks  und  Jaylaks,  welche  einem  oder  mehreren  Dörfern 
zu  gemeinschaftlicher  Nutzung  zugewiesen  sind.  Diese  gehören 
zu  den  erasi-i-iuetruke.  Die  allgemeinen  Bestimmungen  über 
Mirie-Land  gelten  also  für  diese  nicht.2) 

4.  Mera,  Geineindeweiden.    Diese  sind  ebenfalls  Metruke-Land.8) 

5.  Kilimba-Felder.  Kilimba  nennt  man  das  (»ras  und  Kraut,  das 
auf  nicht  beackertem  Ackerland,  dilendirme  genannt,  wild  wächst. 
Wenn  nämlich  auf  Mirie-Land.  das  mit  Tapu  besessen  wird  und 

')  Obige  Definitionen  sind  Chai.iss  Ksciikkk  S.  220  entnommen. 

2J  Verirl.  unten  §  55  zu  Art.  101  G.-<». 

3)  Vergl.  unten  §  :>5  zu  Art.  97—100  G.-<i. 

3H* 
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behufs  Erzielung  einer  grösseren  Ertragsfähigkeit  brach  liegen 
gelassen  wird,  kilimba  genanntes  Gras  wild  wachst,  so  hat  nach 
Art.  11  G.-G.  au  diesem  Grase  der  Besitzer  des  Landes  aus- 
schliesslich Nutzungsrechte,  und  er  kann  jeden  anderen  hindern, 
das  Land  zu  betreten  oder  sein  Vieh  zur  Weide  darauf  zu 
treiben.1) 

')  An  dieser  Stelle  mögen  die  gesetzlichen  Bestimmuntreu  über  Tier- 
schaden Erwähnung  finden:  Nach  den  Grundsätzen  der  Medscbellc  hat 
der  Eigentümer  von  Tieren  nur  daim  für  deu  von  dieseu  verursachten 
Schaden  aufzukommen,  wenn  ihu  eine  culpa  trifft.  Dies  ist  nicht  der  Fall, 
wenn  ein  Tier  aus  eigenem  Antrieb  (kendilijinden  oder  eliod  be  ehod, 
Art.  94  und  931  Mcdsch.)  den  Schaden  veranlasst  (Art.  929—940  Mcdsch.). 
Die  Culpa  ist  als  vorhanden  anzusehen,  wenn  ein  Vieheigentflmer  darauf 
aufmerksam  gemacht  ist,  auf  sein  Vieh  zur  Vermeidung  vou  Schaden  acht 
zu  geben  (929).  Dieses  Prinzip  hat  auch  das  G.-G.  adoptiert.  Art.  125 
erklärt  es  zunächst  für  unzulässig,  Vieh  zu  treiben  über  Gärten,  Wein- 
berge und  Getreidefelder  (kok  terekeleri  „chanip  dont  la  recolte  est  en  cours 
de  developpcinent  ou  celui  oü  Ton  a  encore  latss6  quelque  chose  apres  la 
moisson"  nach  Bulin.  Ali  Haider  definiert  kok  terekeleri  richtiger  als 
„Felder  mit  noch  nicht  gereiftem  uud  geschnittenem  Getreide",  S.  429. 
Dass  die  letztere  Detiuition  richtiger  ist,  ireht  aus  einem  Fetwa  vom 
Jahre  t013  aus  der  Zeit  Hainsa  Paschas  hervor,  wo  es  an  einer  Stelle 
heisst:  „.  .  .  jerin  userinde  olan  tereke,  gerek  kük  tereke  olssun  we  gerek 
hassada  gelmisch  olssun  .  .  .a  „.  .  .  Getreide,  möge  es  unentwickelt  (kok 
tereke)  oder  schon  zur  Ernte  gereift  sein  .  .  cfr.  die  Berliner  Hand- 
schrift Pketsch  No.  260,  S.  287).  —  Hat  der  Landbesitzer  den  Vieh- 
eigentümer darauf  hingewiesen,  auf  sein  Vieh  acht  zu  geben,  und  lässt  der 
letztere  sein  Vieh  dennoch  über  das  Land  jenes  gehen,  so  rauss  er  den 
dadurch  entstandenen  Schaden  ersetzen  (vergl.  auch  §  261  des  ottom. 
Straf-Ges.-B.).  Nach  der  Ernte  kann  man  sein  Vieh  über  anderer  Land 
treiben,  wenn  dies  von  alters  her  Brauch  war.  Diese  Bestimmung  bildet 
eine  Beschränkung  der  in  Art.  10  und  11  G.-G.  gewährleisteten  Besitz- 
rechte, welcho  den  Besitzer  von  Land  ermächtigen,  das  Beweideu  mit  Vieh 
zu  verhindern.  Das  Recht  der  Ortsbewohner,  auf  dem  abgeernteten  Lande 
eines  anderen  Dorfbewohners  ihr  Vieh  weiden  zu  lassen,  ist  durch  emirnarae- 
i-ssami  vom  12.  Rebi  ul  ewel  1305  ausdrücklich  aufrecht  erhalten  (vergl. 
Cualiss  Escurkf  S.  693  und  S.  7,  15,  66  der  chulasse-i-evamir-i-adlie  etc.. 
Konstantiuopel  1315,  erschienen  im  Verlag  von  A.  Assaduriau).  —  Die 
zur  Festsetzung  des  Tierschadens  und  der  Geldstrafe,  welche  diejenigen 
zu  zahlen  haben,  die  ihr  Vieh  frei  (hasch i  bosch)  im  Getreide  anderer 
herumlaufen  lassen,  kompetenten  Behörden  sind  in  den  kleinen  Bezirken 
die  Nahie  medsehissleri  iGenieindeverwaltungsräte),  in  den  Kasa.s  die 
ordentlichen  Gerichte.  Weigert  sich  jemand,  die  Geldstrafe  zu  zahlen,  so 
ist  der  Staatsanwaltschaft  beim  Appell-Gericht  (istinaf  mudei-umumissi i  zur 
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§  10.    Von  den  Tennen. 
Es  gibt  zwei  Arten  von  Tennenplätzen,  chirmen  jeri,  das  sind 
freie  Platze,  auf  denen  Getreide  aufgespeichert  und  gedroschen  wird. 

1.  Gemeindetennen,  die  einem  oder  mehreren  Dörfern  zur  Ver- 
fügung stehen.    Diese  sind  Metruke-Land.1) 

2.  Privattennen,  das  sind  freie  Plätze,  welche  von  gewöhnlichein 
Blirie- Ackerland  losgetrennt  und  dazu  umgewandelt  wurden. 
Solche  nach  wie  vor  im  Tapubesitz  befindlichen  Tennenpliitze 
werden^naeh  Art.  34  G.-G.  wie  alle  anderen  Mirie-GrundstUcke 
behandelt.  An  Stelle  des  Zehnten,  der  als  solcher  wegen  Nieht- 
bestellung  des  Landes  nicht  erhoben  weiden  kann,  ist  eine  dem 
Durchschnittsbetrage  desselben  entsprechende  als  wenn  der 
Boden  bestellt  wäre  Bodenmiete.  mukatea,  idschare-i-semin. 
zu  zahlen. 

Die  Bestimmung  des  Artikels  34  G.-G.,  dass  den  Privattenneu 
gleich  zu  behandeln  sind  die  von  Mirie-Land  losgetrennten  Salzlager, 
tus  chirmenlcri,  ist  durch  das  Salzbergwerksgcsetz,  tusnisamnamessi/) 
vom  9.  Kainasan  1278  aufgehoben  worden.  Danach  ist  die  Ex- 
ploitierung  von  Salzbergwerken,  meiulaha,  maden,  kuju,  Monopol  des 
Staates,  der  dem  Besitzer  des  Landes,  in  dem  sich  die  Salzlager 
befinden,  diese  abkauft.  Für  solche  in  die  Verwaltung  des  Staates 
tibergegangenen  Salzlager  gelten  die  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, wie  über  Veräusserung,  Vererbung  etc.,  natürlich  nicht. 
Bezüglich  des  Übergangs  des  Monopols  auf  die  Verwaltung  der 
öffentlichen  Schuld  vergleiche  das  dujuu-i-umumie  nisamnninessi,  Seil  II 
zum  Düstur,  S.  132.  §  8. 

&  11.   Verbot  der  Verwendung  des  Bodens  zum  Anfertigen 

von  Steinen. 

Da  dem  Besitzer  von  Mirie-Land,  wie  an  anderer  Stelle  aus- 
geführt, nicht  das  Obereigentum,  das  Kecht,  Uber  das  Wesen  der 
Sache  zu  verfügen,  zusteht,  darf  er  auch  die  Substanz  nicht  eigen- 
machtig  verändern.    Daraus  ergibt  sich  nun  eine  Reihe  gesetzlicher 


weiteren  Veranlassung  Mitteilung  zu  machen.  (Rundschreiben  des  Ministe- 
riums des  Innern  vom  2.  Teuius  1317  [15.  Juli  1901]  No.  7!).  veTöffent licht 
in  der  Zeitg.  „Selanik"  vom  29.  Juli  1901,  No.  1713.) 

l)  Vergl.  unten  §  54  zu  Art.  %  G.-G. 

a)  D.  II,  S.  683. 
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Bestimmungen,  die  iu  diesem  und  den  nächstfolgenden  Paragraphen 
zu  besprechen  sind. 

Nach  Art.  12  G.-G.  darf  der  Besitzer  von  Mirie-Laiid  den 
Boden  desselben  nicht  zur  Fabrikation  von  Steinen  verwenden.  Tut 
er  dies  ohne  Genehmigung  der  Behörde,  dann  ist  er  gehalten,  dem 
Fiskus  den  Wert  des  Bodens,  den  er  geuommeu,  zu  ersetzen.  Bei 
den  uneigentlichen  Wakufs  (vergl.  §  4),  die  gleich  wie  Mirie-Land 
behandelt  werden,  ist  der  Wert  des  entnommenen  Bodens  ebenfalls 
dem  Mirie-Fiskus  (Beit  ul  Mal),  nicht  der  Wakuf-Behörde  zu  ersetzen, 
da  die  Rakkaba  bei  dieser  Art  Wakuf-Land  dem  Beit  ul  Mal  zusteht 
und  die  Entnahme  von  Erde  zur  Anfertigung  von  Steinen  die  Sub- 
stanz, das  ist  die  Rakkaba,  berührt. 

$  12.  Verbot,  Tote  auf  Mirie-Land  zu  beerdigen. 
Als  Veränderung  der  Substanz  des  Landes  gilt  und  ist  daher 
nach  Art.  33  G.-G.  verboten,  die  Beerdigung  von  Toten  auf  Grund- 
stücken im  Tapubesitz.  Weder  der  Besitzer  selbst  noch  ein  anderer 
ist  dazu  berechtigt.  Leichname,  die  dennoch  auf  Mirie-Land  beerdigt 
sind,  werden,  wenn  sie  noch  nicht  verwest  sind,  von  der  Behörde 
au  einen  anderen  Ort  geschafft.  Sind  sie  bereits  verwest,  so  wird 
die  Oberfläche  des  Bodens  einfach  geebnet. 

Auch  sonst  ist  die  Beerdigung  von  Toten  auf  andereu  als  dazu 
bestimmten  Grundstücken  verboten.  Nach  der  durch  Irade  vom 
7.  Muharrem  1286  (7.  April  1285)  sanktionierten  Zusatzbestimmung 
(Seil)  zum  Strafgesetzbuch1)  wird  die  Übertretung  dieses  Verbotes 
mit  Gefängnis  von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahre,  sowie  mit  Geld- 
strafe von  1  —  10  Türk.  Pfund  geahndet. 

§  13.    Von  den  Bäumen, 
a)  Von  den  wildgewachsenen  Bäumen. 

Wildgewachsene  Bäume  sind  nicht  wie  wildgewachsenes  Gras 
niubah.  d.  h.  für  jedermann  frei  nutzbar,  sondern  sie  bilden  einen 
Teil,  eine  Dependenz  des  Bodens,  auf  dem  sie  stehen  und  mit  dem 
sie  als  ein  Ganzes  behandelt  werden.  Bäume  können  überhaupt  nie 
gesondert  ohne  den  Boden  mit  Tapu  besessen  werden,  mögen  sie  auf 
Mevat-,  Metruke-,  Mirie-,  Mevkufe-  oder  Memluke-Land  stehen 
(Art.  106  G.-G.). 

')  1).  1.  S.  596. 
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Über  wildgewachsene  Bäume  auf  Metruke-Land,  die  gleich  dem 
letzteren  zur  Verfügung  der  Gemeinden  stehen,  denen  die  Ländereien 
selbst  zugewiesen  sind,  vergl.  unten  §  54  zu  Art,  92. 

Nach  dem  Prinzip,  dass  wildgewachsene  Bäume  als  Pertineuz 
des  Bodens  gelten,  sind  gemäss  Art.  1244  Medsch.  auf  Mülk-Land 
wildgewachseno  BUume  Mülk-Eigeiitum  des  Grundeigentümers,  die 
niemand  ohne  des  letzteren  Erlaubnis  fällen  darf. 

Auf  Mirie-Land  wildgewachsene  Baume.  Frucht-  oder  Nicht- 
fruchtbäume, sind  nach  Art.  28  G.-G.  Dependenz  des  Mirie-Bodeiis, 
crasie  tabi1,  d.  h.  das  Obereigentum  gehört  dem  Fiskus  und  der  Be- 
sitzer des  Bodens  hat  die  Nutzungsrechte.  Von  den  Erträgnissen 
der  Fruchtbäume  hat  der  Besitzer  jedoch  den  Zehnten  wie  bei  allem 
aus  dem  Lande  gezogenen  Nutzen  zu  zahlen.  Bei  Nichtfruchtbäumen 
wird  nur  im  Ball  des  Artikels  29  G.-G.  —  §  13  b  —  eine  Abgabe 
entrichtet. 

Zu  dem  Nutzungsrecht  an  wildgewachsenen  Bäumen  gehörte 
ursprünglich  nicht  auch  das  Kecht  der  Abholzung.  Nach  Art.  28 
musste  noch  sowohl  der  Bodenbesitzer  wie  ein  Dritter,  wenn  sie  auf 
Mirie-Land  wildgewachsene  Bäume  abholzten,  den  Ersatzwert1)  an 
den  Fiskus  zahlen.  Durch  Irade  vom  1(>.  Schawal  1286 *)  ist  diese 
Bestimmung  aufgehoben,  und  fortan  hat  nur  der  die  Bäume  fällende 
Nichtbesitzer  den  Ersatzwert  zu  zahlen,  und  zwar  an  den  Besitzer 
des  Landes,  nicht  mehr  an  den  Fiskus.  Dass  der  Besitzer  des 
Landes  das  Holzungsrecht  hat.  ist  nun  zwar  in  dem  erwähnten 
Irade  nicht  ausdrücklich  gesagt,  ein  anderes  Irade  aber  vom  18.  Kebi 
ul  cwwel  1293  (Schubat  1292)3)  beseitigt  jeden  Zweifel.  Dasselbe 
verleiht  nämlich  dem  Besitzer  des  Landes  ausdrücklich  das  Holzungs- 
recht sowohl  bei  Frucht-  wie  bei  Nichtfruchtbäumen. 

b)  Anpflanzung  von  Bäumen:  Fruchtbäumen,  Nichtfruchtbäumen. 

Die  Anpflanzung  von  Fruchtbäumen,  falls  damit  die  l'ni- 
wandlung  von  Ackerland  in  Gärten  bezweckt  wird,  ist  dem  Besitzer 
von  Mirie-Land  gemäss  Art.  25  G.-G.  verboten,  wenn  er  dazu  nicht 

1)  „ka'imcn  kyiinet",  wörtlich:  Ersatzwert.  Derselbe  ergibt  sich  nnch 
Art.  882  der  Medschelle  wie  folgt:  Eb  wird  der  Wert  des  Bodens  mit 
den  Bäumen  (oder  Gebäuden)  und  derjenige  ohne  dieselben  abgeschätzt; 
die  Differenz  zwischen  beiden  bildet  den  „ka'nnen  kyiinet". 

2)  I).  I,  S.  171. 

*)  Zitiert  bei  Chilis»  Ehchkkp  S.  237. 
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die  Genehmigung  der  Behörde  einholt.  Der  angeführte  Art.  25  lautet 
in  Übersetzung  wie  folgt: 

rNiemand  kann  ohne  Erlaubnis  der  Behörde  auf  den  in  seinem 
Besitz  befindlichen  Landereien  Weinstöcke  und  fruchttragende  Bäume 
pflanzen,  wenn  er  dadurch  das  Ackerland  in  Weingärten1)  bezw.  Obst- 
gärten-) umzuwandeln  beabsichtigt.  Ist  dies  ohne  Erlaubnis  ge- 
schehen, dann  steht  dem  Fiskus  während  dreier  Jahre  das  Recht  zu, 
solche  Anpflanzungen  ausreissen  zu  lassen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist,  in 
welcher  die  Bäume  schon  so  weit  gediehen  sind,  dass  sie  Früchte  tragen, 
müssen  sie  -  die  Baume  --  auf  jeden  Fall  belassen  werden.  Sowohl 
die  mit  Erlaubnis  angepflanzten  BUume  etc..  als  auch  die  ohne  Er- 
laubnis der  Behörde  angepflanzten,  wenn  sie  drei  Jahre  und  länger 
gestanden  haben,  gelten  nicht  als  Teil  und  Dependenz  des  Bodens, 
sondern  sie  gehören  als  Volleigentum  (Mülk)  dem  Besitzer  des  Landes. 
Von  den  Erträgnissen  der  Bäume  wird  der  Zehnte  genommen.  Eine 
Mukatea  (Bodenmiete)  wird  für  diese  Wein-  und  Obstgärteu,  von 
deren  Früchten  der  Zehnte  zu  zahlen  ist,  nicht  erhoben.*1 

Aus  der  Fassung  des  anfangs  zitierten  Artikels  25  geht  her- 
vor, dass  nicht  jede  Anlegung  von  Bäumen  an  die  Erlaubnis  der 
Behörde  geknüpft  ist,  sondern  nur  diejenige,  welche  zur  Schaflung 
von  Gärten  geeignet  ist,  d.  h.  welche  die  Natur  des  Landes  ganz 
verändert.  Eine  spärliche  Anlegung  von  Bäumen,  zwischen  denen 
gepflügt  und  gesät  werden  kann,  ist  daher  als  gestattet  anzusehen. 

Die  Umwandlung  des  Landes  in  Gärten  wird,  wie  jede  Ver- 
änderung der  Substanz,  gestattet  werden,  wenn  dem  Fiskus  daraus 
ein  Vorteil  erwächst.  Das  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  infolge  einer 
vermehrten  Ertragfähigkeit  des  Bodens  dessen  Wert  steigt  oder  die 
Einnahmen  des  Fiskus  aus  Zehnten  etc.  sich  vermehren:  jedenfalls 
aber  darf  der  letztere  keinen  Nachteil  aus  der  Umwandlung  des 
Landes  haben.  Dass  bei  der  Erteilung  der  Erlaubnis  dazu  die 
Beamten,  nämlich  im  Vilajet  und  Ssandschak  der  Grundbuchbeamte 

])  Weingarten,  Weinberg  „bagh".  Ali  Haidkk  S.  122  definiert  bagh 
„deruuunda  ssapan  ischlemes  jani  syra'ti  mümkin  oliua»" ;  eine  Bestellung 
mit  anderen  Fruchtarten  imiss  ausgeschlossen  sein. 

3)  Bagtsche  r(iärtena,  in  denen  Fruchtbäume  stehen  und  zwar  so 
dicht,  dass  darin  nicht  geackert  werden  kann,  im  Gegensatz  zu  „bostan1", 
das  sind  solche  Gärten,  zwischen  deren  Bäumen  geackert  und  gesät  wird 
und  die  mit  einer  Mauer  oder  einem  Zaun  umgeben  sind  (Am  Haidkk 
8.  122). 
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(deftorichakani  raemuru),  im  Kasa  der  Tapusclireibcr  jenes  Prinzip 
zu  berücksichtigen  haben,  bestimmt  der  Zirkuläreres  des  Grund- 
buchministeriums an  die  Provinzialbehörden  vom  24.  Rebi  ul  ewel  1811 
(23.  Elul  1809)  in  den  Muharrerat-i-umumic  dieses  Ministeriums, 
Jahrg.  1311—1313,  S.  9. 

Beim  Fehlen  der  behördlichen  Erlaubnis  hat  der  Fiskus  inner- 
halb dreier  Jahre  das  Recht,  die  Bäume  wieder  ausreissen  zu  lassen. 
Jedoch  sollen  nach  dem  eben  erwähnten  Zirkularerlass  vom  24.  Rebi 
ul  cwel  1311  die  Beamten  bei  Ausübung  ihrer  Funktionen  nicht 
selbständig  vorgehen,  sondern  den  Gemeinderat  des  betreffenden 
Vilajets.  Livas  oder  Kasas  um  sein  trteil  befragen,  ob  es  im  Inter- 
esse des  Staates  und  der  beteiligten  Landbesitzer  liegt,  dass  die 
noch  nicht  drei  Jahre  stehenden  Bäume  wieder  ausgerissen  werden. 
Stellt  es  sich  heraus,  dass  die  Bäume  schon  Früchte  tragen,  oder 
aus  dem  Belassen  derselben  dem  Fiskus  keinerlei  Nachteil,  sondern 
Vorteil  erwächst,  dann  müssen  die  Bäume  selbst  vor  Ablauf  der 
drei  Jahre  stehen  gelassen  werden. 

Nach  Ablauf  von  drei  Jahren  müssen  die  Bäume  in  jedem 
Falle  stehen  bleiben.  Diese  sowohl  wie  die  mit  Erlaubnis  an- 
gepflanzten Bäume  gehen  in  das  freie  Eigentum  des  Besitzers  des 
Bodens  über.  Der  Besitzer  des  Bodens  erwirbt  also  Volleigentum 
an  Anlagen  auf  dem  Grundstück  eines  anderen,  des  Fiskus.  Die 
Bäume  werden  nicht  nach  allgemeinen  über  Mirie-Land  geltenden 
Bestimmungen  beurteilt,  sondern  für  sie  gilt  das  Scheriatreeht,  so 
dass,  wie  wir  später  im  Abschnitt  über  Erbrecht  sehen  werden,  beim 
Tode  des  Grundbesitzers  für  das  Land  und  für  die  darauf  stehenden 
Bäume  getrennte  Erbregulierungen  stattfinden.  Die  Umwandlung  in 
Gärten  ist  im  Besitztitel  anzugeben,  bezw.  ein  neuer  Besitztitel  aus- 
zustellen (Zirkularerlass  vom  24.  Rebi  ul  ewel  1311). 

Von  den  Früchten  der  Bäume  wird  der  Zehnte  erhoben,  welcher 
an  Stelle  des  Zehnten  aus  dem  Getreide,  das  nicht  mehr  gebaut  wird, 
tritt:  infolgedessen  wird  eine  Bodemniete  nicht  gezahlt. 

Von  den  Zehntenabgaben  ist  nach  den  Gesetzen  Uber  die  An- 
pflanzung von  Maulbeer-  (tutluk)  und  Olivenbäumen  (seitinlik)  vom 
12.  Muharrera  1279,  bezw.  29.  Silhidsche  1278 »)  drei  Jahre  befreit, 
wer  Maulbeer-  und  Olivenbäume  anpflanzt. 


»)  D.  II.  S.  438  bezw.  440. 
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Die  ohne  Erlaubnis  der  Behörde  angelegten  Forsten  kann  der 
Fiskus  natürlich  wieder  beseitigen  lassen,  wenn  es  ihm  von  grösserem 
Vorteil  zu  sein  scheint,  dass  das  Land  Ackerland  bleibe.  Er  kanu 
sogar  das  Land  neu  vergeben,  d.  h.  es  dem  bisherigen  Besitzer 
nehmen,  wenn  die  Forsten  drei  Jahre  gestanden  haben,  weil  das 
Land  dann  ja  drei  Jahre  lang  nicht  bestellt  worden  ist.1) 

Für  die  Erteilung  der  Erlaubnis  oder  ihre  Verweigerung  seitens 
der  Beamten  ist  von  denselben  das  durch  die  Instruktion  der  tapu 
messalihi*)  zur  Geltung  gebrachte  Prinzip  zu  beachten,  dass  der 
Waldbestand  möglichst  vergrössert  wird. 

Zum  Schluss  mag  noch'  kurz  erwithnt  werden,  welche  Er- 
fordernisse zu  erfüllen  sind  bei  der  Bepflanzung  mit  Bäumen  etc. 
der  anderen  Lilnderarten. 

1.  Metruke-Land  ist  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit  oder  ein- 
zelner Gemeinden  belassen.  Es  ist  also  als  unstatthaft  zu  erachten 
jede  Bepflanzung,  die  den  Zweck  des  einzelnen  Metruke-Grund- 
stückes  beeinträchtigt  oder  verhindert. 

2.  Da  die  Bepflanzung  mit  Bäumen  von  Mevat-Land  anzusehen 
ist  als  eine  Umwandlung  des  toten  Bodens  in  kultiviertes  Land,  so 
ist  die  Genehmigung  des  Sultans  dazu  erf orderlich.  Nach  Art.  1289 
der  Medschelle  erwirbt,  wer  mit  Genehmigung  des  Suitaus  einen 
Baum  anpflanzt,  für  den  Umkreis  von  5  Arschin  um  diesen  Baum 
das  alleinige  Recht  der  weiteren  Anpflanzung  (das  Stück  Land  ist 
für  ihn  „harim"). 

o.  Mülk-Land,  über  das  der  Eigentümer  allein  und  unabhängig 
verfugen  kann,  darf  derselbe  auch  mit  Bitumen  etc.  bepflanzen  und 
in  Gürten  umwandeln.  Wie  nun  aber,  wenn  jemand  auf  dem  Mülk- 
Land  eines  anderen  Büume  und  dergl.  anlegt?  Die  Medschelle  unter- 
scheidet in  dieser  Beziehung  drei  Fülle: 

a)  Der  Mülk-Eigent linier  des  Bodens  hat  den  Auftrag  dazu 
erteilt.  In  diesem  Falle  werden  die  angepflanzten  Büume  sein 
Eigentum  (vergl.  Art.  1508  Mcdsch.). 

b)  Der  Grundeigentümer  ermüchtigt  jemand  zur  Anpflanzung 
in  seinem  eigenen  —  des  Ermächtigten  —  Nutzen.  Dann  gilt  dieser 
als  Leiher  und  der  Verleiher  hat  nach  Art.  831  Medschelle  das 
Hecht,  jederzeit  den  Leihvertrag  (iare)  aufzuheben  und  die  Bünnie 

')  Vergl.  Art,  68  G.-G.  unt»>n  i;  50  und  oben  §  7,  8.  15. 
2>  Vergl.  §  13  a,  D.  II.  S.  61. 
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ausreisten  zu  lassen.  Hat  der  Verleiher  sein  Land  für  eine  be- 
stimmte Frist  zur  Verfügung  gestellt,  dann  muss  er,  wenn  er  das 
Leihverhältnis  vor  Ablauf  dieser  Frist  löst,  dem  Leiher  die  Differenz 
ersetzen  zwischen  dem  Wert  der  ausgerissenen  Pflanzungen1)  und 
dem  Wertbetrage,  welcher  sich  ergeben  würde,  wenn  sie  bis  zum 
Ablauf  der  Frist  stehen  würden. 

c)  Der  Grundeigentümer  hat  weder  den  Auftrag  noch  die  Er- 
mächtigung zur  Anpflanzung  gegeben.  In  diesem  Falle  finden  die 
Bestimmungen  des  Buches  III  der  Medschelle  über  „gasb"  (Usurpation 
fremder  Sachen)  Anwendung:  Der  Usurpator  ist  gehalten,  das  Land 
zurückzugeben,  nachdem  er  die  Baume  etc.  auf  seine  Kosten  wieder 
ausgerissen  hat.  Hält  der  Eigentümer  des  Bodens  ihre  Beseitigung 
für  nachteilig,  dann  kann  er  ihre  Belassung  verlangen,  ist  aber 
gehalten,  dem  Usurpator  den  Wert  der  Bäume  zu  ersetzen  „nach 
Abzug  der  Kosten,  welche  zur  Beseitigung  erforderlich  gewesen 
wären*4  (Art.  906  Medsch.).*)  In  dem  Falle  aber,  wo  die  An- 
pflanzungen mehr  wert  sind  als  der  Grund  und  Boden,  und  der  An- 
pflanzende zur  Zeit  der  Anpflanzung  bona  fide  (ssebeb-i-scher  sumile), 
z.  B.  im  Glauben,  er  sei  Eigentümer  des  Bodens,  war,  kann  er,  der 
Anpflanzende,  nebst  dem  Eigentum  an  den  Bäumen  auch  dasjenige 
an  Grund  und  Boden  beanspruchen,  wenn  er  dem  Grundeigentümer 
den  Wert  des  Bodens  ersetzt. 

Die  zu  1 — 3  für  die  Bepflanzung  des  Mülk-Landes  eines  anderen 
mit  Bäumen  angeführten  Bestimmungen  gelten  analog  für  die  Er- 
richtung von  Gebäuden  auf  dem  Mülk-Lnnd  eines  Jinderen.  Für  die 
Errichtung  von  Gebäuden  seitens  des  Besitzers  von  Mirie-Land  auf 
demselben  gelten  besondere  Bestimmungen.3) 

4.  Bezüglich  der  Bepflanzung  mit  Häumen  von  Wnkuf-Land 
wird  im  II.  Buch  Näheres  angeführt  werden. 

c)  Veredelung  der  Bäume  durch  Okulieren. 

Wer  auf  seinem  Mirie-Land  wildgewachsene  Bäume  durch 
Okulierung  zu  fruchtbringenden  macht  oder  veredelt,  nützt  in  jedem 

»)  D.  i.  den  „maklu'en  kyiraet'i.,im  Deutschen  nicht  übersetzbar. 
ARI8TARCHI  übersetzt  den  Art.  884  der  Medschelle  vom  maklu'en  kyiinet 
,.Ia  valeur  des  materiaux  apres  la  demolition  des  constractions  ou  du  bois 
apres  le  derucinement  des  arbres"  (Bd.  11,  verjjl.  auch  §  19  unten). 

2)  Den  „mustehak  ul  kal*  olarak  kyimet",  gemäss  Art.  885  Medsch. 
„la  valeur  (des  materiaux  ou)  du  bois  apres  dfrluktion  des  fraiH  de  deraciue- 
ment*  (Abist.  Bd.  VI). 

3)  Vercrl.  g  14. 
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Falle  den  Interessen  des  Fiskus,  da  von  den  Früchten  der  Bäume 
der  Zehute  erhoben  werden  kann  und  wildgewachseue  Bäume  ent- 
weder keinen  Ertrag  bringen  oder,  wenn  es  Fruchtbäume  sind,  nur 
einen  geringen  abwerfen. 

Die  Okulierung  wildwachsender  Bäume  steht  daher  dem  Besitzer 
von  Mirie-Land  gemäss  Art.  26  G.-G.  nicht  nur  vollständig  frei, 
sondern  er  wird,  wie  der  mit  Erlaubnis  des  Fiskus  Bäume  neu  an- 
pflanzende. Volleigenttlmer  der  von  ihm  okulierten  Bäume.  Weder 
der  Fiskus  noch  ein  etwa  vorhandener  Mitbesitzer  ist  berechtigt,  in 
die  Eigentumsrechte  dessen,  der  Bäume  okuliert,  einzugreifen. 

Besonders  begünstigt  ist.  wie  die  Anpflanzung,  so  auch  die 
Okulierung  von  Olivenbäumen.  Nach  dem  im  vorigen  Paragraphen 
angeführten  Gesetz  vom  29.  Silhidsche  1278,  Art,  6.1)  ist,  wer  wilde 
Olivenbäume  okuliert  und  veredelt,  zehn  Jahre  vor  der  Okulierung 
an  gerechnet,  von  der  Abgabe  des  Zehnten  befreit. 

Ein  anderer  als  der  Besitzer  des  Landes  erwirbt  durch  Oku- 
lierung der  auf  demselben  wildgewachsenen  Bäume  keinerlei  Rechte 
an  den  letzteren.  Der  Besitzer  des  Landes  kann  ausserdem  gemäss 
Art.  27  G.-G.  jeden  daran  hindern,  auf  seinem  Grund  und  Boden 
Bäume  zu  okulieren.  Sind  Bäume  ohne  Wissen  und  Willen  des 
Besitzers  des  Landes  okuliert  worden,  dann  hat  dieser  das  Recht, 
die  auf  die  Bäume  okulierten  Pfropfreiser  durch  Vermittelung  der 
Behörde  ausreissen  zu  lassen,  selbstverständlich  auf  Kosten  des 
Okulierenden.-)  Eigentumsrechte  an  den  Bäumen  erwirbt  der  Be- 
sitzer des  Landes  hingegen  nicht. 

Wildgewachsene  Bäume  auf  Mülk-Land,  die  als  Dependenz  des 
letzteren  Volleigentum  des  Grundeigentümers  werden,3)  kann  dieser 
natürlich  okulieren,  wie  er  will,  und  da  er  schon  ohnehin  Eigentümer 
der  auf  seinem  Boden  wildgewachsenen  Bäume- ist.  braucht  er  nicht 
erst  durch  die  Okulierung  Eigentumsrechte  zu  erwerben.  Wenn 
daher  Art.  1245  der  Medschelle  bestimmt,  dass.  rwer  einen  Baum 
okuliert,  an  dem  aus  dem  Pfropfreis  entstehenden  Sprössling  und  an  den 
Früchten  dieses  letzteren  Eigentumsrechte  erwirbt44,  so  kann  unter  dem 
Okulierenden  nur  der  Nichteigentümer  des  Landes  gemeint  sein.  Selbst- 
verständlich kann  der  Grundeigentümer  die  Okulierung  verhindern. 

V)  D.  Ii,  8.  440. 
-)  Art.  917  Medach. 
»)  Vergl.  §  13  a. 
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d)  Forsten  und  Wälder. 

Privatwälder,  heisst  es  in  Art.  1  des  Forstgesetzes  vom 
1.  Kjanun-i-ssani  1285  (D.  IV,  S.  404),  werden  nach  den  Bestimmungen 
des  GrundstUcksgesetzes  behandelt.  Jenes  hebt  also  das  letztere  nicht 
auf,  inwieweit  es  aber  die  Bestimmungen  des  G.-G.  interpretiert, 
werden  wir  weiter  unten  sehen,  zunächst  aber  die  einschlägigen  Be- 
stimmungen des  G.-G.  im  nachfolgenden  zusammenfassen. 

Das  G.-G.  behandelt  alle  Waldungen  von  dem  Gesichtspunkt  aus, 

1.  ob  sie  aus  Bäumen  bestehen,  die  auf  Acker-(Mirie-)Land  wild 
gewachsen  sind, 

2.  ob  sie  auf  Acker-(Mirie-)Land  von  dem  Besitzer  angepflanzt  sind, 

3.  ob  sie  auf  „freien  Bergen"4  stehen. 

I.  Bäume,  solange  sie  nicht  von  dem  Boden  losgelöst  sind, 
können  nach  türkischem  Recht  nie  selbständiges  Rechtsobjekt  sein. 
Sie  bilden  vielmehr  eine  Dcpendenz  des  Bodens,  auf  dem  sie  stehon, 
und  nehmen  mit  gewissen  Ausnahmen  die  dem  letzteren  nach 
türkischem  Becht  anhaftende  Qualität  an,  das  heisst  sie  können 
sein:  Mülk,  Wakuf  oder  Mirie. 

a)  Mülk-  und  Wakuf-Land  behandelt  das  G.-G.  'überhaupt  nicht, 
also  auch  nicht  wildgewachsene  Bäume  auf  diesen  Länderarten. 
Massgebend  ist  für  sie  vielmehr  das  religiöse  Recht,  die  Be- 
stimmung des  Wakufstifters  und  event.  die  das  religiöse  Recht 
kodifizierende  Medschelle.  Nach  Art.  1244  der  letzteren  werden 
Bäume  auf  Mülk-Land  das  Mülk-Eigeutum  des  Grundeigentümers. 
Da  aber  mit  Ausnahme  der  in  den  ersten  Jahrhunderten  des 
Islams  eroberten  Ländergebiete  (Bagdad,  Basra,  Mekka  etc.) 
Ackerländereien  nie  Mülk  sein  könnteu  (rLand,  das  mit  dein 
Pfluge  bearbeitet  wird,  kann  nie  Mülk  genannt  werden" 
Fetwa  des  Abussund,  vergl.  Berliner  Handschriften,  Kat.  Pkrts<  h 
No.  260,  Bl.  183  und  350  und  die  Aul.  1  meines  Artikels  in 
den  Mitteilungen  des  Sem.  f.  Or.  Sprachen,  Jahrg.  IV,  Abt.  II, 
1901),  so  kommt  ein  Entstehen  von  Waldungen  auf  Mülk-Land 
kaum  in  Betracht  (vergl.  auch  unten  II). 

b)  Über  wild  gewachsene  Bäume  auf  Mirie-Land  handelt  Art.  28  G.-G. : 
„  ...  Im  Prinzip  sind  auf  Mirie-Land  wildgewachsene  Bäume 
Dependenz  des  Bodens  und  ihr  Nutzen  fällt  dem  Bodenbesitzer 
zu.  Jedoch  weder  er  noch  ein  anderer  kann  die  Bäume  füllen. 
Geschieht  dies,  so  ist  dem  Staat  der  Wert  zu  zahlen'1. 
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Ursprünglich  gehörte  also  zum  Nutzungsrecht  des  Landbesitzers 
an  wildgewachsenen  Bitumen  nicht  das  Recht  der  Abholzung.  Diese 
Bestimmung  des  Artikels  28  G.-G.  ist  durch  Irade  vom  16.  Schawal 
128b*  (1).  I.  S.  171)  aufgehoben  und  der  Besitzer  von  Mirie-Land 
hat  seitdem  auch  das  Holzungsreebt  an  den  auf  seinem  Land  stehenden 
Bäumen. 

Art.  30  räumt  das  durch  das  eben  angeführte  Irade  erweiterte 
Hecht  des  Besitzers  von  Land  an  den  darauf  wildgewachsenen  Baumen 
auch  im  speziellen  dem  Besitzer  von  von  selbst  entstandeneu 
Waldungen  (kori)  ein.  indem  er  bestimmt:  „ausser  den  in  Waldungen 
(orman  we  kori),  auf  freien  Bergen  und  in  Gemeindewäldern  stehenden 
Bäumen  werden  Forsten  (kori),  deren  Bäume  wild  gewachsen  sind 
und  die  sich  vererbt  haben  oder  durch  irgend  ein  Rechtsgeschäft 
erworben  sind,  mit  Tapu  besessen  und  ihre  Bäume  kann  allein  ihr 
Besitzer  fällen.  .  .  .  Von  ihnen  ist"  —  ein  Charakteristikum  aller 
Privatwälder  —  „eine  den  Zehnten  ersetzende  Bodenmiete  —  idschare- 
i-semin  — "  (zu  berechnen  nach  dem  Zehntenertrag,  wenn  das  Land 
Ackerland  geblieben  wäre)  „zu  zahlen.  Diese  Forsten  werden  nach 
den  für  Mirie-Land  geltenden  Grundsätzen  behandelt-. 

Das  dem  Besitzer  durch  den  eben  zitierten  Artikel  zugestandene 
Recht  des  Bolzens  in  solchen  mit  Tapu  besessenen  Privatforsten,  an 
denen  das  Obercigentum  wie  bei  allen  Mirie-Ländereien  dem  Staat 
zusteht,  muss  natürlich  in  einer  Weise  ausgeübt  werden,  dass  der 
Forst  nicht  ganz  abgeholzt  wird,  was  gleichbedeutend  wäre  mit  einer 
Veränderung  der  Substanz  des  Landes,  und  daher  dem  Besitzer,  da 
zu  jeder  Substanzänderung  die  Erlaubnis  des  Staates  erforderlich  ist, 
nicht  gestattet  sein  kann.  In  waldarmen  (legenden  wird  sogar  da.s 
durch  Art.  19  G.-G.  freigestellte  Ausroden  von  Gebüsch  und  Eichen- 
gestrüpp behufs  Schaffung  von  Ackerland  nicht  gestattet  (Art.  3  tapu 
messalihi  talimati.  D.  II,  S.  «Ii). 

II.  (  her  die  Anlegung  von  Nichtfruchtbäumen  behufs  Schaffung 
von  Forsten  bestimmt  Art.  29  G.-G.: 

„Mit  Erlaubnis  der  Behörde  kann  der  Besitzer  von  Land  auf 
diesem  Nichtfruchtbäume  anpflanzen  und  Forsten  anlegen.  Die  an- 
gepflanzten Bäume  werden  das  Eigentum  (Mülk)  des  Bodenbesitzers. 
.  .  .  Derselbe  hat  eine  Bodenmiete  (entsprechend  dem  Werte  des 
fortfallenden  Zehntein  an  den  Fiskus  zu  zahlen". 


* 
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Die  ohne  Erlaubnis  der  Behörde  augelegten  Forsten  kann  der 
Staat  wieder  beseitigen  lassen.  Er  kann  das  Land  sogar  neu 
vergeben,  d.  h.  es  dem  bisherigen  Besitzer  nehmen,  wenn  die  Forsten 
drei  Jahre  gestanden  haben,  weil  das  Land  dann  diese  Zeit  hindurch 
nicht  bestellt  worden  ist,  ein  nach  Art.  68  G.-G.  ausreichender  Grund 
zur  Neuvergebung. 

Der  Umstand,  dass  Mülk-Bäume  auf  Mirie-Land  im  freien 
Eigentum  des  Besitzers  des  letzteren  stehen  können,  hat  nun  nicht 
etwa  zur  Folge,  dass  Bäume  und  Land  zusammen  als  rMülk- 
AValdungu  anzusehen  sind.  Mtllk-Waldungen  gibt  es  nach  Erlass 
des  Waldgesetzes,  das  nur  Staats-,  Privat-(Mirie-),  Gemeinde-  und 
"Wakuf-Wälder  kennt  (Art.  1),  und  nach  den  Zirkularerlassen  des 
Grundbuchministeriums  vom  18.  Nasiran  1304  und  22.  Kjanun-i- 
ssani  1309  (Muharrerat-i-umumie  dieses  Ministeriums,  Jahrg.  1305 
bis  1307.  S.  347  und  Jahrg.  1311  1313,  S.  23/24)  Uberhaupt  nicht. 
„Wälder  im  Privatbesitz  unterscheiden  sich  in  keiner  Weise  rechtlich 
von  Mirie-Land-,  heisst  es  in  diesen  Erlassen. 

Von  dem  Eigentümer  solcher  Mülk-Bäume  auf  Mirie-Land  ist 
an  den  Fiskus  eine  Bodenmiete  (idschare-i-semin)  zu  zahlen,  die  die 
fortfallende  Zehnteneinnahnie  ersetzen  soll.  Die  Bezeichnung  Boden- 
miete zeugt  von  der  ursprünglichen  Auffassung,  die  bezüglich  des 
Verhältnisses  des  Staates  zu  dem  Mirie-Land-Besitzer  herrschte.  Der 
letztere  galt  dem  ersteren  gegenüber  nur  als  Mieter  mit  gewissen 
Hechten  und  Pflichten  gegenüber  dem  Fiskus.  So  hatte  er  das  Land 
zu  bebauen  und  von  den  Erträgnissen  einen  Teil  abzugeben.  Ge- 
stattete ihm  der  Staat  eine  andere  Ausnutzung  des  Landes  als  die 
ackerbauliche,  so  fixierte  er  dafür  eine  Abgabe  unter  dem  Namen 
„Miete-. 

III.  Die  freien  Berge  (dschebal-i-mubahe)  und  die  Wälder  darauf 
in  niemandes  Besitz  behandelt  das  G.-G.  im  Abschnitt  Uber  Mevat, 
WUstland.  ohne  sie  aber  rechtlich  als  solche  zu  bezeichnen.  Die 
Medschelle  führt  sie  in  dem  Abschnitt  über  Muhah-Dingc  an.  Mubah 
ist  nach  Art.  1254  derselben  alles  das,  woraus  jedermann  Nutzen 
ziehen  kann,  und  Mubah-Berge  sind  nach  Art.  1244  solche  Berge, 
die  in  niemandes  Besitz  stehen,  da  wildgewachsene  Bäume,  wie  Feuer, 
Wasser  und  Gras,  zu  jedermanns  Nutzen  stehen,  d.  h.  die  jeder 
fällen  kann  (Art.  1243  Meilsen.). 
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Auch  nach  dem  G.-G.  gehören  Mubah-Bergo  zum  Freigut. 
Jedermann  kann  für  sich  daraus  Bau-  und  Brennholz  Hillen,  ühne 
dafür  Abgaben  zahlen  zu  müssen  (Art.  104  G.-G.). 

Diese  Bestimmung  des  Artikels  104  gilt  aber  nur  noch  im  be- 
schrankten Mal'se,  nachdem  das  Waldgesetz  alle  Arten  von  Waldungen 
in  bestimmte  Kategorien  geteilt  hat,  in  den  von  Mubah-Bergen  nicht 
mehr  die  Rede  ist.  Die  letzteren  existieren  nur  noch  in  den  Pro- 
vinzen (z.  B.  Hedschas),  deren  Waldbestände  nach  der  Instruktion 
vom  17.  Sehawal  1292/4.  Nissan  1291  (D.  III,  S.  281)  nicht  in 
staatliche  Verwaltung  genommen  sind.  Nur  für  Wälder  in  solchen 
Provinzen  besteht  also  noch  die  Bestimmung  des  Art.  104  G.-G.  be- 
züglich der  freien  Nutzbarkeit  in  Kraft.  Für  alle  anderen  Waldungen 
kommt  das  Waldgesetz  in  Anwendung,  das  alle  Walder  einteilt  in: 

1.  sogenannte  Mirie- Wälder,  die  dem  Staat  gehören,  die  aber  nicht 
zu  verwechseln  sind  mit  Mirie-Liindern.  Sie  können  Privaten 
überhaupt  nicht  verliehen  werden,  sondern  sie  stehen  in  direkter 
Verwaltung  des  Staates.  Die  Abholzung  solcher  Staatswälder, 
wie  man  sie  nennen  kann,  durch  Private,  ist  nur  im  Wege 
kontraktlicher  Abmachungen  zwischen  diesen  und  dem  Staat 
möglich  (Art.  11  Waldgesetz,  Art.  4  Instr.  vom  4.  Nissan  1291, 
I).  III,  S.  281); 

2.  Wakuf- Wälder  (efr.  Ia  oben): 

3.  Gemeinde- Wälder  (efr.  $  54); 

4.  Privatwälder,  d.  h.  die  unter  I  u.  II  besprochenen  Wälder  mit 
der  Eigenschaft  der  Mirie-Waldungen. 

In  der  eisten  Kategorie,  den  Staats-  oder  Mirie-Wäldern,  sind 
nun  alle  bisher  als  Mubah- Wälder  behandelte  Waldungeu  aufgegangen. 
Die  freie  Nutzbarkeit  daran  ist  durch  Art.  -i  Waldgesetzcs  aus- 
drücklich aufgehoben  worden.  Damit  ist  jedoch  nicht  jedes  Nutzungs- 
recht der  Bevölkerung  beseitigt.  Gemäss  Art.  5  des  Waldgesetzes 
haben  vielmehr  die  Bewohner  der  in  solchen  Wäldern  liegenden  oder 
von  denselben  bis  zu  2  Stunden  entfernten  Dörfern  das  Recht,  un- 
entgeltlich die  von  der  Behörde  in  jedem  Jahre  vorauszubestimmenden 
(Art.  6  eod.)  Bäume  zu  fällen,  ..wenn  diese  verwendet  werden  sollen 
zum  Reparieren  oder  Neubauen  von  Wohnungen,  Schuppen.  Ställen 
oder  anderen  Gebäuden,  die  sie  nötig  gebrauchen:  ferner  zum  An- 
fertigen von  Wagen.  Ackergeräten,  zu  Brennholz  und  zum  Brennen 
von  Kohlen-.  Wer  jedoch  um  Handel  zu  treiben  Holz  fällen  will, 
muss  den  Wert  des  Holzes  zahlen. 
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Der  Umstand,  dass  die  Mub'ah-Wälder  ehemals  jedem  zur  Ver- 
fügung standen  und  dadurch  die  direkte  Aneignung  von  Toilen  der- 
selben sehr  erleichtert  war,  einerseits,  die  Umwandlung  dieser  Mubah- 
Wälder  in  Staatswälder  andererseits,  konnte  leicht  zur  Folge  haben, 
dass  bezüglich  vieler  Waldungen  Streit  zwischen  Staat  und  Privaten 
über  die  Besitzrechte  entstand,  zumal  der  Besitz  von  Immobilien 
noch  nicht  an  den  Besitz  eines  Titels  einer  und  derselben  Behörde 
gebunden  war,  wenn  schriftliche  Seneds  der  ehemaligen  Sipahis  auch 
meist  vorhanden  waren.  Eine  Instruktion  vom  7.  Schubat  1291 
(I).  III,  S.  800)  bestimmte  daher  folgendes. 

Eine  in  den  Vilajets-  und  Sandsehakszentren  zu  bildende 
Kommission  sollte  samtliehe  Scheine  und  Titel  (Seneds),  auf  welche 
Besitzrechte  an  Waldungen  begründet  wurden,  nach  folgenden  Grund- 
sätzen prüfen  (Art.  1  Instr.): 

1.  Vor  dem  Datum  des  Waldgesetzes  (11.  Schawal  1286)  für 
Wildungen  (orman,  kori)  erteilte  Seneds,  wenn  Morgenzahl  und 
Grenzen  der  ersteren  mit  den  Angaben  der  letzteren  überein- 
stimmen, siud  als  gültig  anzusehen,  andernfalls  werden  die 
Waldungen  von  der  Forstinspektion  (orman  mufettischi)  provi- 
sorisch behufs  ihrer  Abgrenzung  mit  Beschlag  belegt. 

Neue  Titel  sollen  Uber  Waldungen  überhaupt  nicht  mehr 
ausgestellt  werden.  Die  Wülder  innerhalb  der  Grenzen  von 
Sommer-  und  W:interweiden,  von  Wiesen  und  Feldern,  über  deren 
Besitz  seit  langer  Zeit  Titel  existieren,  sollen,  als  ob  die  Bäume 
nicht  vorhanden  und  sie  gewöhnliche  Ackerfelder  wären,  danach 
abgeschätzt  werden,  wieviel  Getreide  auf  ihnen  gebaut  und  wie- 
viel an  Zehnten  davon  genommen  werden  könnte.  Danach  wird 
eine  feste  jährliche  r  Waldabgabe  u  (orman  hakki)  bestimmt  und 
ein  ganz  neuer  Besitztitel  —  über  Land,  nicht  über  Wald  — 
erteilt,  Bis  zur  geschehenen  Festsetzung  dieser  Abgabe  soll 
dem  Besitzer  solcher  Wiesen  und  Fehler  nicht  gestattet  werden, 
Bäume  zu  fällen;  die  Wälder  werden  vielmehr  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  Wahlgesetzes  so  lange  in  staatliche  Verwaltung 
genommen  (Art.  2). 

2.  Titel,  die  nach  dem  Waldgesetz  für  Wälder  und  Forsten 
ausgestellt  sind,  und  in  denen  Grösse  und  Grenzen  richtig  an- 
gegeben sind,  sollen  von  der  Kommission  nicht  eher  bestätigt 

werden,  als  bis  geprüft  worden  ist:  Grenze.  Grösse,  Datum  des 
Jahrbuch  «Itr  internat.  VoreluifjuiiR.  G.  IUI.  31 
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Titels.  Name  der  Eingetragenen,  Zuständigkeit  der  ausstellenden 
Behörde,  ob  der  Titel  ausgestellt  ist  auf  Grund  von  Vererbung 
oder  Besitzwechsel,  oder  ohne  dass  je  vorher  ein  solcher  erteilt 
gewesen  wäre  (Art.  3  lnstr.). 
3.  Erlasse  (evamir-i-alic),  die  Streitigkeiten  Uber  Wälder  entscheiden. 
Urteile  der  Scheriatgeriehte  und  Dokumente  (Seneds)  von  un- 
bekannten Sipahis  (Lehnsherrn),  Multesims  (Steuerpächtern)  und 
Mutessellims  (Gouverneure)  gelten  gesetzlich  nicht  mehr  für  aus- 
reichend zum  Nachweis  von  Waldbesitz  (Art.  4). 
Alle  Wälder,  bezüglich  deren  die  Prüfung  des  Besitzstandes 
nach  den  obigen  Bestimmungen  nicht  stattgefunden  hat,  gelten  als 
„streitig*1  (munasi-unhh),  und  wenn  die  türkische  Regierung  auch 
unter  gewissen  Bedingungen       wie  höhere  Zahlung  der  Taxe,  des 
Onnau  hakki  —  ihre  Abholzung  gestattet,  wie  sie  das  in  Gegenden, 
in  denen  die  Autorität  der  Behörden  noch  gering  ist  (Albanien), 
häufig  tut,  so  kann  sie  unbedenklich  jederzeit  die  Einmischung  von 
Privaten  hindern. 

Die  Forstabgaben  sind  nach  der  Gebühren -Instruktion  vom 
7.  Nissan  1292  (D.  III.  S.  291)  folgende: 

1.  Bei  Staats-    und  Wakuf-Wäldern  wird  unabhängig  von  dem 
zwischen  Staat  und  den  Privaten  geschlossenen  Vertrage  erhoben : 

a)  eine  orman  hakki  genannte  Forsttaxe  für  entnommenes 

■ 

Bau-,  Brennholz  und  Kohle, 

b)  die  Stempelabgabe  pul  ressmi  (sogenannt,  weil  sie  in  Stempel- 
marken gezahlt  wird)  für  Brennholz  und  Kohle,  ausserdem 

2.  bei  Privat-  und  Genieindewäldern : 

a)  der  Zehnte  für  Bauholz. 

b)  die  Stempelabgabe  für  Brennholz  und  Kohle.  Die  Stempel- 
abgabe beträgt  40  Para  für  100  Okka  Kohlen  und  20  Para 
für  10O  Okka  Brennholz  (Art.  1-  4  der  lnstr.:  vergl.  auch 
lnstr.  vom  20.  Nissan  1290,  D.  III,  S.  287). 

Neben  diesen  Abgaben  ist  die  mehrfach  erwähnte  Bodenmiete 
(idschare-i-semin)  zu  zahlen,  die  nach  der  Instruktion  für  die  Tapu- 
angelegcnheiten  (D.  II.  S.  Gl)  10  20  Para  pro  Morgen  (dunum) 
betragen  soll. 

S  14.    Von  den  Gebäuden  auf  Mirie-Land. 

Die  rechtlichen  Folgen  der  Errichtung  von  Gebäuden  sind  je 
nach  der  Eigenschaft  des  Hodens,  auf  dem  die  letzteren  errichtet 
werden,  und  nach  der  Uerechtigung  des  Errichtenden  verschieden. 
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Dem  Eigentümer  von  Millk-Land  steht  es  frei,  beliebig  zu 
bauen.  Die  errichteton  Gebäude  werden  ebenfalls  sein  Mlilk-Kigentunt. 
Die  unberechtigte  Ert  i<  litu >ili  von  Gebäuden  auf  dein  MUlk-Land  eines 
anderen  hat  dieselben  Kulten  wie  die  Anpflanzung  von  Bäumen.1) 

Die  Errichtung  von  Gebäuden  auf  M»truke-Land  ist  nicht  ge- 
stattet.*) Für  Gemeindeweiden  und  -forsten  |balrnlvk}:!>  ist  gemäss 
einem  bei  Chalish  KseHKi;r')  zitierten  Kniirnanie  sogar  die  An- 
siedelung von  Muha»lschir- Dörfern  ausgeschlossen,  welch»'  bei  anderen 
Metruke-Liindereien  möglich  ist.M 

Die  Bebauung  von  Mevar-I.and  i>r  gleichbedeutend  mit  »1<t 
Kulturbarmachung  desselben  un«i  dalier  von  der  Genehmigung  des 
Sultans  abhängig. 

Die  Bebauung  von  Mevkufe-Laml  wird  besonders  behandelt 
werden. 

Was  nun  das  Kruchten  v..u  Gebäuden  auf  Mirie-Land  an- 
betrifft, so  ist  darüber  gemäss  Art.  :>1  und  :i2  G.-G.  folgendes  zu 
bemerken : 

rDie  Neuerrieht uni:-  u»n  Gebäuden  auf  Mirie-Land  ist  von  der 
Genehmigung  der  Behörde  abhängig.  Ohne  die>e  Genehmigung  er- 
richtete Gebäude  können  niedergerissen  werden"  i.\ri.  :)1  G.-G.). 

Nur  die  Neu  ei  ri<  btuiiLi  <  imidMheddedent  von  Gebäuden  da.  wo 
noch  keine  standen,  muss  von  der  llehörde  aiisdrihkliel]  gesiattei 
sein.  Abgebrannte  oder  durch  Krdbeben  zerstörte  <  ö  bände  konneu 
ohne  Formalitäten  durch  neue  ersetzt  werden 

Das  Gesetz  bestimmt,  d.as.s  nlme  Krlnuhnis  erriehtete  Ge- 
bäude  von  der  Behörde  zerstöri  werden  können.  Im  nun  die  Ktit- 
scheidung  über  Belnssiing  oder  I  !«->«-ii i u n n^'  imu  errichteter  « iehäude 
nicht  dem  unahh2Uigig«'ii  Krnms-en  der  zuständigen  Gruiidhuehbenmien 
anheimzustellen.  haben  zu  verschiedenen  Zeilen  Lii-ei  liehe  Irades 
das  Verfahren  vorgezeichuet : 

1.  Bis  ZUm  Jahre    MlHi  errichtete  (.ei.. imle   wurden  insgesamt 

belassen:  für  den  Grund  und  lioden.  der  -o  der  liearkenmg  n)!/.^n 
')  Vergl.  §  13  a. 

2j  Vergl.  unten  T-al  III  zu  An   '.il\  ',w;.  H7  G-<;. 

3)  Vergl.  §  64 

4)  Kylliat-i-scherb -  i  -  kämm  -  i  -  ■  t  i-i  -v  ;>7  :  d..-  Km 1 111,011-'  i-i  \.  1- 
öff entlicht  in  No.  20:?(t  der  Ximmu  --ah  \..m  11.  .Mar/  Ml  I. 

*)  Challss  Ksj  hi;  1:1  S.  '.•(». 
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wurde,  wurde  eine  jährliche  Abgabe  erhoben,  deren  Höhe  der  durch- 
schnittlichen bisherigen  Zehntenabgabe  zu  entsprechen  hatte1)  (bedel- 
i-üschr). 

2.  Da  das  Bauen  auf  Mirie-Land  aber  unter  diesen  Umständen 
Uberhand  nahm,  bestimmte  ein  Erlass  des  Grundbuchministeriums*) 
vom  25.  Redscheb  1312—10.  Kjauun-i-ssani  1310,  dass  die  zwischen 
1300  und  1311  ohne  Erlaubnis  errichteten  Gebäude  zwar  belassen 
werden  sollen,  wenn  eine  vom  Grundbuchministerium  anzustellende 
Untersuchung  ergibt,  da-ss  die  Errichtung  entschuldbar  und  begründet 
war;  zur  Strafe  solle  jedoch  die  den  Zehnten  entsprechende  Bodeu- 
miete  jährlich  (Erlass  des  Grundbuchministeriums  vom  5.  Nasiran  1311) 
doppelt  erhoben  werden.  Die  ohne  rechten  Grund  und  dringende  Not- 
wendigkeit aber,  sowie  alle  nach  dem  Jahre  1311  ohne  Erlaubnis 
errichteten  Gebäude  sollen  ausnahmslos  niedergerissen  wei  den.  Jedoch 
soll  für  jeden  Fall  der  Niederreissung  die  Ermächtigung  der  Pforte 
eingeholt  werden  und  bei  der  Niederreissung  selbst  je  ein  Mitglied 
des  Seheriatgeriehtes,  des  Genieinderates  (idare  medschlissi)  und  der 
Stadtverwaltung  (beledie)  zugegen  sein.  Nach  einem  in  der  Zeitung 
Ikdam  vom  23.  XII.  1900  No.  2331  veröffentlichten  karar  endlich 
sollen  alle  ohne  Erlaubnis  auf  Mirie-Land  errichteten  Gebäude  be- 
lassen werden,  falls  nicht  besondere  Bedenken,  z.  B.  militärischer 
Art,  dagegen  obwalten.  Jedoch  soll  stets  die  dem  Zehntenbetrag 
entsprechende  Bodenmiete  doppelt  erhoben  werden.  Sie  beträgt  sonst 
nach  Zirkuläreres  des  Grundbuchministoriums  vom  29.  Nasiran  1305 
(Muharrcrat-i-umumie  desselben,  Jahrg.  1305/1307,  S.  415)  bei 
doppelmietigem  Wakuf-Land  1%?  bei  Mirie- Ackerland  und  Mukatea- 
Wakuf-Läudereien  3°/0,  und  soll  nach  Zirkuläreres  desselben  Ministe- 
riums vom  19.  Muh.  1308  (23.  August  1306)  in  den  Besitztiteln 
vermerkt  werden  (Muharrerat-i-umuniie  Jahrg.  1308  1310,  S.  2). 
Nach  Zirkularerlass  endlich  desselben  Ministeriums  vom  6.  Schaban 
1303  (28.  Nissan  1302),  Muharrerat-i-umumie  Jahrg.  1302  04,  S.  197 
sind  die  Ortsvorsteher  verpflichtet,  den  Grundbuchbeamteu  von  jedem 

')  Vergl.  das  Zirkularschreiben  des  Grundbuchministeriums  — 
tahrirat-i-umumie  —  vom  29.  Tesehrin-i-ssani  1300  und  dasjenige  vom 
15.  Kjamin-i-ssaui  1309  in  den  Muharrcrat-i-ummnie.  Jahrg.  1302/4.  8.  15, 
und  Jahrg.  1311-1313,  8.  20. 

2'  lu  d«  ti  Muharrerat-i-umumie  des  Grundbuchministeriums,  Jahrg. 
1311  1313,  8.  58. 
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in  ihrem  Bezirk  vorkommenden  Hau  ohne  Erlaubnis  Mitteilung  zu 
machen. 

Während  Art.  31  G.-G  von  Gebäuden  ganz  im  allgemeinen 
spricht  und  für  deren  Errichtung  die  Genehmigung  der  Behörde 
vorschreibt,  behandelt  Art.  32  zwei  besondere  Arten  von  Gebäuden, 
je  nach  dem  Zweck,  dem  sie  bestimmt  sind. 

1.  Die  Errichtung  ist  mit  Rücksicht  auf  die  gehörige  Aus- 
nutzung des  Landes  notwendig  und  erfolgt  nicht  zur  Schaffung  von 
Wohnräumen.  Solehe  Gebäude  wie  Winschaftsgebäude  (tschiftlik 
ehniessi),  Mühlen  (dejirmen).  Hürden  (aghyl).  Ställe  (tarn),  Speicher 
(ambar),  Pferdeställe  lachor).  Strohschober  (ssamnnlyk).  Schafställe 
(mandara)  können  mit  blosser  Krlaubuis  der  zuständigen  Grundbuch- 
beamten  bezw.  Tapuschreibcr  errichtet  werden.  Flir  sie  ist  eine 
Budenmiete  (idschare-i-semin>  als  Lrsatz  für  die  fortfallenden  Zehnten 
zu  entrichten.  Die  Bndeumiete  wird  naeh  iler  Höhe  des  letzteren  und 
danach  berechnet,  in  welchem  Grade  der  Wert  des  Landes  durch 
die  Errichtung  der  Gebäude  gestiegen  ist. 

2.  Auf  nie  bebaut  gewesenem  und  keim-  Spur  von  Gebäuden 
tragendem,  rcham';  M  genannten  Lande  sidlen  Gehäude  zwecks 
Schaffung  von  Ansiedelungen  und  Dörfern  erriehtet  werden:  hierfür 
genügt  die  Erlaubnis  der  Beamten  nicht,  sondern  o  mn»  ein  Lade 
des  Sultans  eingeholt  werden. 

Gehen  nun  die  mit  Erlaubnis  der  Leb;. nie  und  auf  ein  Irade 
des  Sultans  errichteten  (iebäude  in  .las  Eigentum  des  Lrbaners  über, 
wie  die  mit  Erlaubnis  eingepflanzten  Bäume'.'  Las  Gesetz  enthält 
hierüber  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen.  Lennoch  mu>s  die 
Frage  bejaht  worden.  Lei  später  zu  erörternde  An.  dl«  G.-G.  spricht 
nämlich  von  Mülk-Bäumen  mnl  -gebäuden.  die  auf  Mirie-Land  mii 
Genehmigung  der  Behörde  angepflanzt  und  errichtet  sind1- :*j  ferner 
setzt  Art.  32  in  seinem  1.  Teil  eine  Bndeumiete  fest,  die  für  die 
errichteten  Gebäude  zu  zahlen  ist.  d.  ii.  eine  Miete  dafür,  dass  der 
Eigentümer  des  Bodens,  nämlich  der  Bei:  ul  .Mal.  dulilei.  das>  aut 
diesem  ein  anderer  sein  Eigentum,  nämlich  Gebäude,  stehen  lassen 

*)  ALI  HAIDER  definier!  rharri:  „cham  ■■:-;isiiL-n  maks-ad  saf.m  G 1 1 1 : l 
esseri  bulunmajan  wc  maliale  ja  karia  - <  I l e ]->- 1  i r e  1 1 •  olmami:  cra-i-i-aniri-'  dir-". 

*)  Vergl.  auch  StA  Li>m\  in  seintmi  Kommentar  >.  L'!>»e  .. l-T i<d:.--a. I 

elediji  meesuniet  we  ruc.lcssat-i-rcs«mic  ile  i  ide-r-ai  gar-  u-  ihda-  .d.-diji 

eschdschar  we  ebnie  inuLssarnti  •  •wouin  m  ü  '  k  -sa  Ii  i  •>  i  »'.v.h  .  . 
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darf.  Diese  Bodenmiete  entspricht  genau  der  Mukatea  bei  Mukatea- 
Wakuf-GrundstUcken,  nur  dass  die  letztere  an  den  Evkaf  zu  zahlen 
ist.1)  Eine  solche  Bodenmiete,  und  zwar  15—30  Para  vom  1000 
des  Gesamtwertes,  ist  nach  Erlass  des  Gross veziers  aus  dem  Jahre 
1811*)  auch  zu  zahlen,  wenn  ganze  Dörfer  angesiedelt  werden. 
Muhadschirs  zur  Ansiedlung  Überlasseues  Land  jedoch  wird  nach 
demselben  Erlass  nebst  dem  gemäss  Art.  2  G.-G.  (§  2)  als  Ergänzung 
der  Wohnplätze  anzusehenden  Boden  wie  die  Gebäude  Mülk- Eigentum 
des  angesiedelten  und  nur  das  sonst  überwiesene  Ackerland  bleibt  Mirie. 

Demnach  werden  alle  mit  Genehmigung  der  Behörde  oder  auf 
Trade  des  Sultans  auf  Mirie-Land  errichteten  Gebäude  Mülk-Eigentum 
des  Errichtenden. 

§15.  Unberechtigte  Errichtung  von  Gebäuden  und  An- 
pflanzung von  Bäumen  auf  dem  Mirie-Land  eines  anderen.3) 

Der  Besitzer  von  Mirie-Land  gilt  Dritten  gegenüber  als  Yoll- 
eigcntüuicr  des  in  seinem  Besitz  befindlichen  Landes.  Ohne  seine 
Erlaubnis  ist  also  niemand  berechtigt,  auf  dem  letzteren  Gebäude 
zu  errichten  und  Bäume  zu  pflanzen.  Der  Art.  35  G.-G.  schützt  nun 
den  Besitzer  von  Mirie-Land  in  folgender  Weise  vor  derartigen  Ein- 
griffen in  seine  Besitzrechte: 

„Errichtet  jemand  auf  dem  im  rechtmässigen  Besitz  eines 
anderen  befindlichen  Mirie-Land  Gebäude  oder  pflanzt  Bäume  und 
Wein  an,  so  kann  der  Bodenbesitzer  durch  Vermittelung  der  Behörde 
die  Gebäude  nieder-  und  da*  Angepflanzte  ausreissen  lasseir. 

Die  Bestimmungen  dieses  ersten  Absatzes  des  Art.  35  G.-G. 
handeln  von  dem  wissentlichen  einlösen  (,.fusuleir )  Eingriff  jemandes 
in  die  Hechte  eines  anderen.  Der  Usurpator  muss  auf  Verlangen 
des  Bodenbesitzers,  was  er  angelegt  hat,  beseitigen;  er  kann  z.  B. 
der  Ausreissung  der  Bäume  sich  nicht  dadurch  widersetzen,  dass  er 
den  Einwand  erhebt,  die  von  ihm  gepflanzten  Bäume  stehen  mehr 
als  drei  Jahre  und  bringen  Früchte.4)  Der  Besitzer  des  Landes 
andererseits  kann  in  jedem  Falle  auf  die  Beseitigung  der  Anlagen 
bestehen,  kann  aber  auch  nur  das.  mögen  die  letzteren  mehr  oder 

M  Yergl.  unten  Buch  II.  §  84. 
-)  l'uvuss  Eschkkk  S.  57. 

^  Verirl.  zu  diesem  Paragraphen  auch  §  VJ  unten. 
»■  V.  rirl.  oben  §  181). 
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weniger  wert  sein  als  der  Boden.  Er  kann  nicht,  was  gemäss 
Art.  906  der  Medsehellc,  Absatz  2,  dem  Mülk-EigcntUmer  frei  steht, 
den  Wert  der  Anlagen  dem,  der  sio  gemacht  hat,  zahlen  und  diese 
für  sich  beanspruchen,  weil  ihre  Beseitigung  dem  Boden  von  Nach- 
teil sei. 

Was  für  den  unberechtigten  Dritten  gilt,  gilt  auch  für  den 
Mitbesitzer,  der  nach  Art.  1075  der  Medschelle  für  den  Anteil  des 
anderen  einem  Fremden  gleich  zu  erachten  ist.1)  Pemgcmäss  fahrt 
Art.  35  G.-O  fort: 

,.Für  den  Mitbesitzer  von  in  gemeinschaftlichem  Besitz  mehrerer 
stehendem  Mirie-Land  gelten  dieselben  Bestimmungen,  d.  h.  wenn 
ein  Mitbesitzer  ohne  Erlaubnis  der  anderen  auf  dem  gemeinschaftlich 
besessenen  Lande  Gebäude  errichtet  oder  Biiume  anpflanzt,  haben 
die  anderen  das  Kecht.  die  Beseitigung  zu  verlangen  und  zwar  jeder 
für  seiuen  Anteil.*' 

Sind  also  Anlagen  auf  dem  Gesamtlande  (medschinui  Userine) 
gemacht,  so  ist  ihre  Nicderrcissung  unabwendbar.  Nur  falls  sie  so 
viel  Boden  bedecken,  dass  sie  Über  den  Anteil  dessen,  der  sie  gemacht 
hat,  nicht  hinausgehen,  und  wenn  ausserdem  das  in  gemeinsamem 
Besitz  stehende  Land  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  15  G.-G.  teil- 
bar-) ist,  kann  sich  der  Usurpator  der  Beseitigung  der  Aulagen 
widersetzen  und  Teilung  verlangen.  Es  ist  hierbei  zu  beachten,  dass 
die  sonstigen  Bestimmungen  über  Bcptlanzung  und  Bebauung  von 
Mirie-Land  in  Auwendung  bleiben,  dass  also  die  Erlaubnis  der  Behörde 
in  jedem  Fall  erforderlich  ist;  in  Anwendung  auf  den  eben  zitierten 
Absatz  2  Art.  35  G.-G.  ausgedruckt:  Der  Mitbesitzer  von  Mirie- 
Land  ist  bei  der  Bebauung  etc.  einmal  au  die  Erlaubnis  des  Fiskus 
und  dann  an  diejenige  der  Mitbesitzer  gebunden. 

Während  bisher  von  der  bewusst  widerrechtlichen  Behauung 
und  Bcpflanzung  des  Mirie-I.andes  eines  anderen  gesprochen  wurde, 
behandelt  der  dritte  Abschnitt  des  Art.  '35  <>.-(..  die  gutgläubige 
Errichtung  von  Anlagen. 

„Hat  jemand  auf  dem  Mirie-Land.  das  er  erwnrben  hat  durch 
Ankauf,  durch  Übertragung  vom  Fiskus  (als  Mahlul-Laink  durch 
Vererbung  oder  sonstwie,  und  für  das  er  die  entsprechenden  Besitz- 

l)  -Bchirketi  miilkde  lnuit'schurikli'rdeii  l'cr  'dri  dig'-rin  liy-s.-ss i mb- 
edschnebi  dir." 

Vergl.  $  KV 
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titel  hat,  Gebäude  errichtet  oder  Bäume  angepflanzt,  und  macht 
nachher  ein  anderer  mit  Erfolg  auf  den  Besitz  des  betreffenden 
Landes  Anspruch,  dann  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Der  blosse  Wort  der  abgerissenen  Gebäude  oder  der  gefällten 
Bäume,  der  maklu'en  kymet,1)  ist  höher  als  der  Wert  des  Bodens 
selbst,  dann  muss  demjenigen,  der  die  Anlagen  gemacht  hat, 
der  Besitz  an  Land  und  Anlagen  belassen  werden,  wenn  er  den 
Wert  des  Landes  bezahlt.*) 

2.  Der  Wert  des  Bodens  ist  höher  als  derjenige  der  Anlagen,  dann 
ist  der  Wert  der  letzteren,  und  zwar  der  mustehak  ul  kal' 
olarak  kymet,3)  dem,  der  sie  gemacht  hat,  zu  zahlen  und  sie 
selbst  sind  dem  rechtmässigen  Besitzer  des  Bodens  zu  lassen. 

Was  zu  geschehen  hat,  wenn  Wert  des  Bodens  und  Wert  der 
Anlagen  gleich  sind,  bestimmt  weder  das  G.-G.  noch  die  Medschelle. 
Es  wird  daher  nach  dem  Scheriatrecht  zu  verfahren  sein,  d.  h.  der 
Hakim  verkauft  Land  und  Anlage  und  teilt  den  Erlös  zwischen 
Bodenbesitzer  und  Errichter  der  Anlagen.4) 

(Fort*,  folgt.) 
»)  Vergl.  g  13  b  S.  475,  Anm.  1. 

*)  Vergl.  Art.  27  der  Medschelle:  „von  zwei  Schäden  ist  der  kleinere 
dem  grosseren  vorzuziehen"  (sarar-i-esched  sarar-i-achaf  ile  isale  olunur). 

3)  Vergl.  §  13  b  S.  475,  Anm.  2. 

4)  Vergl.  Chaliss  Eschrkp  S.  263,  No.  272. 
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Bedeutung  des  Rechtes  der  Eingeborenen 

mit  besonderer  Berücksichtigung  von  Völkern 
der  deutsch-afrikanischen  Schutzgebiete. 

Von 

Dr.  Felix  Meyer,  Kaminergeriehtsrat,  Berlin. 

Diesem  Aufsatz  liegt  ein  Vortrag  zu  Grunde,  den  der  Verfasser  am 
11.  Oktober  1902  auf  dem  deutschen  Kolonialkongress  in  Berlin  gehalten  hat. 

Die  Erkenntnis  von  der  Wichtigkeit  des  Rechts  der  Natur- 
völker begann  sich  Bahn  zu  brechen  seit  jenein  Zeitpunkt,  da 
dio  zur  Wissenschaft  erhobene  Ethnologie  an  die  Aufhellung  des 
Begriffes  vom  Gesellschaftsorganismus  nach  induktiver  Methode  heran- 
trat und  seit  insbesondere  der  Bremer  Richter  Albkrt  Hermann  Post  auf 
die  Notwendigkeit  eines  Studiums  der  Gesam  tgesc  h ichte  des  Staats-  und 
Rochtslebens  der  menschlichen  Rasse  hinwies,  indem  er  betonte,  dass 
die  grosse  Weltanschauung  unserer  Zeit  nicht  mehr  gestatte,  die 
Rechtswissenschaft  nur  auf  das  Recht  einzelner  Kulturvölker  zu 
stützen.1) 

Bei  der  zweifellosen  Allgemeinheit  der  die  Entwickelung  aller 
Völker  beherrschenden  Gesetze  müssen  eben  die  Rechtsverhältnisse 
der  primitiven  Völker  uns  Ausschluss  auch  über  das  vorgeschichtliche 
Rechtsleben  der  Kulturvölker  geben,  also  die  vorliegenden  Ergebnisse 
der  Rechtsgeschichte  ergänzen.  Je  mehr  wir  uns  mit  diesen  In- 
stitutionen beschäftigen,  um  so  deutlicher  erkennen  wir.  wie  schon 
dort  gewissermassen  in  der  rZelle"  die  modernen  rechtlichen  Ein- 
richtungen ruhen;  denn  so  mannigfaltig  die  Erscheinungen  des  Rechts 
auch  immer  sein  mögen,  überall  kehren  doch  mehr  oder  minder 
verhüllt  seine  Grundgedanken  wieder.*-»    Eine  der  vornehmsten  Auf- 

r)  Post,  Der  Ursprung  des  Rechts.  Einleitung.  (»Idenburg  1876. 
*)  Friedrichs.  Universales  Obligat ionenri'cht.  S.  i«u>. 
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gaben  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  bildet  es,  aus  der  Fülle 
der  Äusserungen  des  Hechts  den  Rechtsgedanken  selbst  zu  erforschen. 

Aber  abgesehen  von  der  dadurch  bewirkten  Förderung  der 
Jurisprudenz  wird  das  Studium  der  primitiven  Rechtsverhältnisse  zu 
einem  wichtigen  Faktor  für  die  Kolonialpolitik.  Es  ist  ja  bekannt, 
welche  Rolle  hier  die  Eingeborenen-Politik  Uberhaupt  zu  spielen  be- 
rufen ist;  beruht  doch  auf  den  Eingeborenen  im  Wesentlichen 
Produktivität,  Handel  und  Industrie  der  Kolonien,  besonders  in  Terri- 
torien, wie  denjenigen  unserer  afrikanischen  Schutzgebiete,  die  keine 
Bevölkerungskolonien  sind,  in  denen  klimatische  Hemmnisse  der  An- 
siedelung oder  doch  angestrengter  körperlicher  Arbeit  von  Europäern 
wenigstens  zur  Zeit  noch  entgegenstehen.1)  Auf  dem  weiten  Raum  der 
deutschen  Schutzgebiete  in  Afrika  von  etwa  2J  >  Millionen  qkm  mit  un- 
gefähr 12  Millionen  Eingeborenen  leben  nur  etwa  5000  Europäer.4)  So 
zählt  Togo  mit  einem  Flächenraum  von  ungefähr  87200  qkm  2500000 
Einwohner,  von  denen  nur  137  Europäer,  unter  ihnen  120  Deutsche 
sind;  das  405000  qkm  grosse  Kamerun  weist  eine  Bevölkerung  von 
annähernd  3500000  Köpfen  auf,  von  denen  1890  425  Europäer,  unter 
ihnen  348  Deutsche  waren:  Deutsch-Südwestafrika  umfasst  835 100 qkm 
und  hat  200000  Einwohner,  unter  denen  sich  am  1.  Januar  1901 
3143  Weisse  befanden,  davon  2223  Deutsche  männlichen  Geschlechts. 
Deutsch-Ostafrika  mit  einem  Flächeninhalt  von  905000  qkm  zählt 
6  Millionen  Einwohner  mit  nur  1243  Nichteingeborenen,  und  zwar 
955  Deutschen.  Diese  Zahlen  sprechen  eine  beredte  Sprache.  Die  von 
jeder  Kolonialpolitik  zu  erstrebenden  wirtschaftlichen  Erfolge  können 
also  in  solchen  Ländern  nur  erreicht  werden,  wenn  man  die  einheimische 
Bevölkerung  stärkt  und  zu  einem  möglichst  arbeitsamen,  konsumtions- 
fähigen Element  erzieht.  Um  dieser  Aufgabe  gerecht  zu  werden, 
muss  vorerst  die  kolonisierend«'  Macht  das  Vertrauen  und  die  Achtung 
der  Eingeborenen  gewinnen.    Die  letzteren  müssen  inne  werden,  dass 

l)  (  fr.  Chaii.i.ky-Bkkt.  Pix  anneVs  de  Politiqne  Ooloniale,  Paris  1902. 
S.  45  ft'.  Clozkl  spricht  mit  Rocht  in  dem  Werko:  „Les  Coutumes  indigene« 
de  la  Cotv  d'lvoire",  8.  5.  von  den  Eingeborenen  als:  „la  base  de  toute 
prosperite.  le  pivot  de  tont  progres  des  (.'olonies-. 

*)  Deutscher  Kolonialatlas.  herausgegeben  von  der  Deutschen  Kolonial- 
iresellscliaft.  Berlin  1902.  Ähnlich  ist  das  Verhältnis  zwischen  der  Zahl 
der  Eingeborenen  und  Europäer  in  den  300.975  km  umfassenden  französischen 
Besitzuniren  der  Elfenbeinküste,  wo  auf  etwa  847  Europäer  2  Millionen 
Eingeborene  entfallen. 


Digitized  by  Google 


Felix  Meyer:  Bedeutung  des  Rechte»  der  Eingeborenen  etc.  491 


man  sie  verstellt,  und  zu  diesem  Verständnis  bietet  die  Kenntnis 
ihrer  Rechtsverhältnisse,  der  Manifestationen  ihrer  Volksseele,  einen 
überaus  wichtigen  Schlüssel. 

Ist  das  Recht  die  aus  der  Notwendigkeit  hervorgegangene 
Ordnung,  welche  das  Leben  in  der  Gemeinschaft  ermöglicht,  so  bedeutet 
die  Aufzwingung  eines  modernen  Kulturrechts  flir  die  Eingeborenen, 
das  sie  ebensowenig  begreifen,  wie  etwa  eine  Schöpfung  unserer 
Kunst,  die  Willkür  an  Stelle  der  Ordnung  setzen,  ihr  Vertrauen  er- 
schüttern und  die  organische  Entwicklung  ihres  Rechts  und  ihrer 
Kultur  unterbinden.  Mit  Fug  wird  daher  in  dem  Krlass  der  deutschen 
Kolonialabteilung  betreffend  die  Strafurteile  gegen  Eingeborene  vom 
12.  Januar  1900')  betont,  dass  die  Erziehung  der  Letzteren  zu  einem 
arbeitsamen  und  gesitteten  Leben  insbesondere  auch  durch  verständnis- 
uisvolles  Eingehen  auf  ihre  berechtigten  Eigentümlichkeiten  anzu- 
streben ist.  Achtung  vor  den  Institutionen  der  Eingeborenen  niuss 
die  Grundlage  der  kolonialen  Verwaltung  bilden.  Dieser  Einsicht 
haben  sich  auch  sonst  die  kolonisierenden  Völker  der  Gegenwart  nicht 
verschlossen.  Sie  lassen  grundsätzlich  die  Eingeborenen  ihre  Rechts- 
angelegenheiten untereinander  mich  eigenem  Recht  entscheiden. 

Diesem  Prinzip  bleibt  auch  das  deutsche  Schutzgebietsgesetz 
getreu,  dessen  §  4  in  der  Bekanntmachung  vom  10.  September  1.100 
bestimmt:  «Die  Kingeborenen  unterliegen  der  in  S  2  geregelten 
Gerichtsbarkeit,  also  dem  kaiserlichen  Bezirks-  und  Obergericht 
und  den  im  ij  3  bezeichneten  Vorschriften  also  den  deutschen 
Gesetzen  —  nur  insoweit,  als  dies  durch  kaiserliche  Verordnung  be- 
stimmt wird.'-)  Eine  solche  kaiserliche  Verordnung  ist  bisher  nicht  er- 
lassen. Was  die  deutscheu  Schutzgebiete  in  Afrika  betrifft,  so 
wurde  durch  Allerhöchste  Verordnung  vom  25.  Februar  l.S'.M»  der 
Reichskanzler  ermächtigt,  die  Gerichtsbarkeit  Uber  die  Eingeborenen 
in  diesen  Ländern  zu  regeln.  Ks  ergingen  dann  die  Verfügungen 
des  Reichskanzlers  vom  27.  Februar  lS!u;  '•)  und  vom  22.  April 
desselben  Jahres. ')    In  der  ersteren  wurde  allgemein,  wie  schon  oben 

-)  Deutsche  Kolonialge-etzgebnng  von  Zimmermann.  H.-rlin  ItMU. 
Teil  V.  S.  15. 

2)  So  auch  schon  $  3  de*  lö -setze.«.,  betreficiid  die  liei  hl-wi  lultni—e 
der  deutschen  Schutzgebiete  vom  10.  April  iss*5  und  da-  it;di-  iii-clie 
Kolonialgesetz  vom  1.  Juli  ISiWi  und  das  Dekret  vom  22.  Mai  1S!H.  An.  Hl  M. 

3)  Zimmermann.  Deutsche  Koloiiialge-eizg.-l.uug.  Teil  II.  s.  21.".. 
*)  Derselbe,  a.  a.  <  >.  S.  215. 
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erwälhnt  ist,  fUr  alle  Schutzgebiete  angeordnet,  dass  in  dem  Gerichts- 
verfahren über  Eingeborene  zur  Herbeiführung  von  Geständnissen 
und  Aussagen  andere  als  die  in  den  deutschen  Prozcssorduungen 
zugelassenen  Massnahmen  nicht  gestattet  seien.  Hie  zweite  Ver- 
fügung betraf  die  Strafgerichtsbarkeit  gegenüber  den  Eingeborenen. 
Diese  wird  von  dem  Gouverneur  hezw.  dem  Landeshauptmann  und 
in  den  einzelnen  Bezirken  von  den  Bezirksanitmünnern  oder  Amts- 
vorstehern, welche  ihre  Befuguis  wieder  an  Unterbeamtc  delegieren 
kennen,  ausgeübt,  doch  sollen  ein  Wali,  Jumbe  oder  Dorfältester. 
l)ei  schwereren  Verbrechen  sogar  mehrere  ungesehene  Eingeborene 
zugezogen  werden.  Als  Strafen  sind  nur  gestattet:  körperliche 
Züchtigung,  aber  nicht  der  Frauen,  mittels  eines  vom  Gouverneur 
zu  genehmigenden  Instrumentes  bis  zu  25  Schlügen  oder  mittels 
einer  leichten  Hute  bis  zu  20  Schlagen,  jedoch  nach  vorheriger 
Untersuchung  des  Inkulpaten  auf  seine  Widerstandsfähigkeit,  Geld- 
strafen (in  Ostafrika),  Gefängnis  mit  Zwangsarbeit.  Kettenhaft.  Todes- 
strafe, doch  darf  gegen  männliche  Personen  unter  16  Jahren  nur 
auf  Rutenstvafe  erkannt  werden. 

Tber  das  anzuwendende  materielle  Kocht  sagt  die  Vorschrift 
nichts.  Nach  einer  Verfügung  des  Gouverneurs  vox  Solkk  für  Deutsch- 
Ostafrika  worden  die  Gebrauche  der  Eingeborenen  zu  Grunde  gelegt, 
soweit  sie  nicht  mit  der  Anschauung  zivilisierter  Nationeu  in  Wider- 
spruch stehen. 

In  Sfldwestafrika  ist  die  vorgedachte  Verordnung  des  Keiclis- 
kanzlers  vom  22.  April  lHWi  durch  Verfügung  des  Landeshauptmannes 
vom  x  November  189C1)  mit  der  Massgabe  in  Wirksamkeit  gesetzt, 
dass  gegen  Eingeborene  besseren  Standes  körperliche  Züchtigung 
als  Strafmittel  keine  Anwendung  linden  darf.  In  einigen  mit  den 
Häuptlingen,  den  sogenannten  „Kapitänen",  abgeschlossenen  Vertragen, 
wie  in  Kamerun.  Togo  und  Stldwestnl'rika,  ist  sogar  den  Eingeborenen 
ausdrücklich  der  Fortbestand  ihrer  Gebrauche  und  Gewohnheiten  zu- 
gesichert. Diesem  Gesichtspunkt  tragt,  die  oben  crwüluite  Verfügung 
des  Landeshauptmanns  für  J >cu  t  seh-SUd westaf rika  insofern  Rechnung, 
als  sie  in  20  bestimmt:  Die  vorstehende  Verordnung  gilt  in  Bezug 
auf  Handhabung  des  Gerichtsverfahrens  bei  inneren  Angelegenheiten 
der  Eingeborenen  unter  sich,  soweit  diese  besonderen  KapitSlnschnften 
angehören,  nur  nach  Massgabe  der  in  den  Schutz  Verträgen 


')  ZlHHCltMAXX.  u   a.  ().  S.  »M. 
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enthaltenen  Festsetzungen.  Diese  inneren  Angelegenheiten 
der  Eingeborenen  entscheiden  allein  die  Kapitttne.  Bei  gemischten 
Streitigkeiten  zwischen  Weissen  und  Eingeborenen  ist  in  den 
Schutzvertragen  die  Jurisdiktion  des  vom  Kaiser  ernannten  Ver- 
treters oder  Gerichts  teils  mit,  teils  ohne  Zuziehung  eingeborener 
Beisitzer  anerkannt.' >  Durch  Verordnung  des  Gouverneurs  vom 
1.  Januar  1899*)  ist  die  Entscheidung  bürgerlicher  Rechtsstreitig- 
keiten  zwischen  Weissen  und  Eingeborenen,  insoweit  letztere  beklagt 
sind,  den  Verwaltungsbehörden  des  Schutzgebietes  Übertragen;  doch 
soll  gemiiss  den  abgeschlossenen  Sehutzvertritgeu  ein  Eingeborener 
als  Beisitzer  zugezogen  werden,  (  her  das  materielle  Hecht  wird 
auch  hier  keine  Bestimmung  getroffen:  doch  heisst  es  in  einer  Bekannt- 
machung desselben  Gouverneurs  vom  23.  Februar  1899*)  ausdrllcklich. 
dass  das  deutsche  bürgerliche  Recht  und  die  Zivilprozeßordnung  nicht 
anwendbar  seien,  sondern  der  Beamte  nur  sinngemäss  nach  jenen  Vor- 
schriften zu  verfahren  habe. 

In  Kamerun  ist  durch  eine  Reihe  von  Verordnungen  für  den 
Magambastamm, ')  die  Dorfer  am  mittleren  Wuri,4)  die  Landschaft 
Hodiman,8)  die  Anwohner  des  Saunagu,7)  die  Landschaft  Wokama,") 
die  Landschaft  Dibombari,*)  die  Bakoko-Nicderlassungen  am  unteren 
Abo,1")  das  linke  Aboufer  und  die  Landschaft  Lungasi")  die  Rechts- 
pflege in  Zivil-  und  Strafsachen  dahin  geregelt:  Streitigkeiten  bei 
einem  Wertobjekt  von  nicht  Uber  5  Kru.  —  1(10  Mk.  und  Straftaten, 
welche  mit  keiner  höheren  Strafe  als  300  Mk.  oder  G  Monate  Ge- 
liingnis  zu  ahnden  sind,  werden  von  dem  Häuptling  des  Beklagten 
abgeurteilt,  falls  nicht  einer  der  streitenden  Teile  dorn  etwa  dort 
ansässigen  Duullastamm  angeheilt.    In  zweiter  Instanz  entscheidet 

')  ZliWJSHMAXN,  a.  a.  0.  Teil  IV,  S.  KL 
*)  Derselbe,  «.  a  0.  S.  24. 
s)  Derselbe,  a.  a.  O.  S.  -12. 

«)  Verordnunir  Tom  2(5.  September  181M.  Zimmkrmann.  a.  a.  0. 
Teil  Ii,  S.  130. 

»)  Verordnung  vom  12.  September  1895.  ZlMHKKMA.ss.  u.  u.  ().  S.  177 
*)  Veronliinni*  vom  12.  September  1895.    Dcmcllic,  a.  a.  ().  .S.  17S. 
;)  Verordnung  vom  HO.  September  1895.   Dcr.—Ibe,  ».  a.  0.  S  182. 
s)  Verordnung  vom  25.  April  |8yfi.    Der«e|be,  a.  a.  O.  S.  218 
*l  Ventrdiiung  vom  21.  Mai  189«.    Derselbe,  ii.  u.  0.  S.  229. 
>'>!  Verordnung  vom  3.  Juli  189ß.    Derselbe,  a.  a.  O.  S.  247. 
")  Verordnung  vom  21.  Juli  189«.    Derselbe,  a  a.  O  S.  2t>2. 
'-)  Verordnung  v»m  20.  November  1897.    Derselbe,  a.  a.  <».  S.  3«9. 
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diese  Kechtshändcl  ein  Eingeborenen-Schiedsgericht,  dessen  Mit^rlieiler 
vom  Gouverneur  widerruflich  ernannt  werden,  und  zu  denen  auch 
in  den  mit  Duallns  genäse  Ilten  Bezirken  ein  Dualla  gehören  muss. 
Solche  Schiedsgerichte  bilden  zugleich  erste  Instanz  ftlr  alle  den 
Häuptlingen  entzogenen  Streitigkeiten  und  Delikte:  nur  hat  sieh  der 
Gouverneur,  an  den  auch  die  Berufung  gegen  die  Entscheidung  des 
Schiedsgerichts  hinnen  11  Tagen  seit  ihrer  VcrkUndung  geht,  die 
Kompetenz  über  Mord  und  Totschlag,  sowie  die  Verurteilung  zum 
Tode  und  mehr  als  zweijähriger  Gefängnisstrafe  vorbehalten. 

In  materieller  Hinsic  ht  sind  »die  an  Ort  und  Stelle  stehenden 
Gebrauch«  und  Gewohnheiten  massgebend".') 

Am  klarsten  aber  tritt  die  Bedeutung  der  Eingeborenen-Rechte 
aus  ihrem  Inhalt  selbst  hervor.  Der  beschränkte  Kaum  gestattet 
hier  nur  eine  kurze  Skizzierung  einzelner  hervorragender  Rocbts- 
institute  in  ihren  Gruiidzflgon.  —  Das  Material  zu  dieser  Darstellung 
ist  einer  Sammelforsehung  entlehnt,  welche  die  Internationale  Ver- 
einigung für  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschafts- 
lehre zu  Berlin  vor  wenigen  Jahren  mit  Hilfe  der  deutsehen  Regierung 
der  deutschen  Kolonialgesellschaft,  der  l*ni»n  Coloniale  Francaisc  und 
verschiedener  Missionsanstalten  ins  Werk  setzte. 

Ein  von  dem  Verfasser  der  .Afrikanischen  Jurisprudenz",  dem 
oben  genannten,  leider  zu  früh  durch  den  Tod  der  Wissenschaft 
und  unserer  Vereinigung  entrissenen  Ai.hkkt  Hkkmakx  Post  ent- 
worfener Fragebogen  wurde  in  den  dunklen  Weltteil  und  die  Inseln 
des  stillen  Ozeans  hinausgesandt.  Die  Antworten  sind  von  dem  Vct- 
emignngsmitgliccle.  dem  verdienstvollen  Förderer  der  vergleichenden 

'»  Audi  in  der  Verordnung,  betreffend  die-  RechLsvorhiiltniHse  der 
»•hinein,  vom  15.  April  WS«»,  Zimmkrmann".  a.  a  11.  Teil  IV,  S.  196.  heisst 
«•s  in  lj  4:  Zur  Krtorsclmng  der  chinesischen  Hec  htsanschauungeii  in  ge- 
mi-<li)iii  .Streitigkeiten  find  erfordi-rlichciifall*  Dorfiiiteste  oder  andere 
geeignete  I'ers.inlii hkeiti-n  zu  Iwren 

In  dem  lieric  lil  der  nachfolgend  erwähnten  Kntjuete  der  Internationalen 
Vereinigung  für  vergleichende  Rechtswissenwliaft  satrt  der  Landeshauptmann 
Sksii-t  bezüglich  der  Rechtspflege  auf  den  Mur*cliulliii*t-ln:  „Bei  Strt-itiir- 
k-'iteii  über  mangelhafte  Leistung  oder  Nichterfüllung  («itena  der  Ein- 
gihoivacu)  wird  clie  Knt»cheidung  der  Kaiserlichen  Verwaltung  angerufen, 
die.  da  es  an  einem  Kingehui  enenrerht  (soll  wohl  heissen:  ausgebildeten 
»•blis.'*tioii»nrceht'  fehlt,  nach  deutschem  Gesetz  gefallt  wird".  Diene  An- 
wendung des  deuWlien  Recht«  kann  natürlich  nach  ucir  eine  siiiDgciuiisse  sein. 
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Rechtswissenschaft.  Dr.  S.  R.  Stkinmktz.  Lehrer  au  der  Universität 
Leiden,  bearbeitet  und  niuss  wegen  der  Einzelheiten  auf  dies  iuhalt- 
reiche  Werk  hingewiesen  werden.1)  Her  Wert  jener  Enquete  beruht 
nicht  nur  in  dem,  wa>  sie  neue»  geliefert  hat.  sondern  besonders  aueh 
ilarin.  dass  sie  /.um  grossen  Teil  frühere  Beobachtungen  bestätigt 
und  sii  deren  Zuverlässigkeit  sirhergestellt  hat.  Denn  wir  befinden 
uns  hier  auf  einem  Oubiet.  wu  H*n  alles  von  der  (ienauigkeit  und 
Objektivität  der  Wahrnehmungen  abhängt:  es  ist  klar,  da»»  die  Be- 
richte nach  der  Eigenart  des  Verfassers,  seiner  Auffassuiigsfiihigkcit, 
der  Tiefe  seines  Eindringens  in  die  fremden  Verhaltnisse  veix  hiedcu 
zu  bewerten  sind  und  daher  einer  Kontrulle  durch  Vergleich  mit  den 
Äusserungen  anderer  Forscher  bedürfen.  Schon  tiiVniK  ruft  warnend: 
.Mau  braucht  nicht  alles  selbst  gesehen  und  beobachtet  zu  haben. 
Willst  du  aber  dem  Dritten  und  seinen  Darstellungen  vertrauen,  so 
denke,  dass  du  es  mit  Dreieu  zu  tun  hast,  dem  Gegenstand  und 
zwei  Subjekten-. 

Aus  der  erwähnten  Sammelforschung  werden  im  Wesentlichen 
folgende  Stämme  fUr  die  weiteren  Erörterungen  lieniusgegrifl'en:  die 
sehun  etwas  (liier  der  Stufe  der  .lügei  liauern  stellenden  Hakwiri,  nördlich 
vi'iu  Mlludungsgebiel  des  Kaniernn  bis  zum  Kusse  des  Kamerungeliirges. 
die  südlicher  sesshafton  ackerbau-  und  jagdtioilienden  und  als  ge- 
schickte Bm.lsleute  bekannten  üauaka  und  Hapnku  in  Hatangn,  ferner 
die  südlich  vom  Kunene  angesiedelten,  den  ('bergang  von  den  Nomaden 
des  Südens  zu  den  Ackerbauern  Zentralafrikas  darstellenden  Ondouga 
im  Aniboland,  das  interessante  Hirtenvolk  der  Hereros  im  Norden 
des  Namaqualandes  zwischen  dem  Atlantischen  Ozean  und  derKalahari- 
wüste.  die  handel-  und  ackerbautreibenden  Hann  Msalnla  unweit  vom 
Ikerewc,  ihre  slldliclien  Nachbarn,  die  laudbebnueuden  Wagogo.  und 
endlich  die  östlich  davon,  näher  der  Küste  in  l'sambnra  wohnhaften, 
gleichfalls  ackerbautreibenden  Wasrhambala.   Die  Rcchlssätzc  werden 

')  Der  Titel  des  deiuiiüchtt  crM'lieineiiden  Bude*  lautet:  ücelit- 
irerliiiltnissi-  von  eingeborenen  Völkern  in  Afrika  11111I  Ozeanien.  Beant- 
wortungen de»  Fragebogen»  der  Internationalen  Veieini^niiL'  feir  ver- 
gleielienile  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  zu  Berlin,  b.-arli.  ite  t 
im  Auftrage  der  Vereinigung  von  Dr.  Stuismktz.  Berlin.  Verlag  von 
Ji.uu.s  SritiMiKR,  l!<n:i  Alle  im  Nachfolgenden  mitgeteilten  liebriimhc, 
bei  denen  andere  Quellen  uieht  angegeben  sind,  beruhen  auf  der  vor- 
erwähnten Samuielfoniclmiig. 
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dort  Ahorn  II  nur  mündlich  Überliefert:')  vornehmlich  halten  die  AI  tosten 
die  Traditionen  aufrecht :  duch  gibt  es  auc  h  mitunter  besondere  Hechts- 
kündigte,  wie  z.  Ii.  bei  den  Wagogo  und  Ondonga;  es  hat  sich  also 
ein  Gewohnheitsrecht  gebildet. 

Der  Satz,  dass  da*  Recht  eines  Volkes  mit  seinem  Gattungs- 
organismus  auf  das  innigste  zusammenhangt,  ist  auch  durch  diese 
Enquete  wieder  bewahrheitet,  Wir  begegnen  nun  bei  den  uns  be- 
schäftigenden Völkern,  wie  regelmässig  in  Afrika,  der  auf  Ehe-  und 
Blutsverwandtschaft  l*ruhcndon  geschlechterrechtlichen  Verfassung, 
welche  aber  schon  vielfach  mit  Zögen  gaugenossenschaftlicher  und 
herrschaftlicher  Organisation  durchsetzt  ist.  Die  Sippe  bildet  eben 
augenscheinlich  die  Grundlage  ftlr  die  weitere  Gestaltung  des  mensch- 
lichen Staats-  und  Kochtslebens. 

Werfen  wir  zunächst  einen  Blick  auf  die  durch  die  Gewohnheit 
festgelegten  Rechtssiltze.  welche  die  Bedingungen  ftlr  den  Bestand  der 
Sippe,  nSmlich  die  Ehe-  und  Blutsverwandtschaft  regeln.  Hier  ist 
die  erste  Krage,  wie  entsteht  die  Blutsverwandtschaft?  Diese 
Krage  wird  auch  von  unseren  Völkern  in  dreifacher  Weise  beantwortet : 
entweder  nur  durch  Abstammung  von  der  Mutter  oder  nur  durch 
die  Abstammung  vom  Vater*)  oder  endlich,  wie  in  Europa,  durch  Ab- 
stammung von  beiden  Elternteilen  :I)  Das  erste  uns  schon  von  Hkkodot 
und  P"LYisii'H  geschilderte  System,  welches  unter  dem  Namen  des 
Mutten-echtes  bekannt  ist,  und  bei  dem  die  Mlinner.  wie  man  mit  Hecht 
gesagt  hat,  den  abfallenden,  in  nichts  verwehenden  Blattern  des 
Baumes  gleichen,  Hilden  wir  bei  denjenigen  der  uns  beschtlftigenden 
Völkerschaften,  die  noch  Hirten  oder  Jiigerbnuern  sind  oder  auf  dem 
Übergang  zu  den  Ackerbauern  stehen,  z.  B.  den  Ondonga  und 
Bakwiri.4)  und  es  gewinnt  die  Hypothese  mehr  und  mehr  an  Gewisshfit, 
dass  in  der  Tat  das  Mnttern-rht  ursprunglich  allen  Völkern  gemeinsam 
war    Dies  wird  erklärlich,  wenn  man  erwilgi,  wie  unendlich  lose  die 

'»  Von  den  Ondoii<.ra  wird  im*  berichtet,  du«!*  dort  auch  die  Rocht»- 
gprll»  lio  überliefert  werden,  aUo  ein  l'riijudizieiircclit  besteht. 

ä)  Kl  int".  Vaterrecht  besteht  bei  den  Wii<randa,  den  Waschambal», 
Elternrecht  bei  den  Ainalilubi. 

*)  Kllenireclit  besteht  z.  B.  bei  den  Msahtla.  überginge  Von 
Matriarchat  zu  den  anderen  Verwundlx-Iuiiusystemcn.  sogenannte  Mittel- 
bilduriLfeu,  linden  sieb  auch  bei  den  ItericbtsVcdkern. 

M  Auch  t>ei  den  Al'iü  an  der  ZahnküHte  besteht  noch  Mutterrecht. 
t«'i."*u.  u  Vit.i.AMrii:  l.e~  C.utnmes  des  indiaene*  de  lu.  tV.te  d' Ivoire. 
Pari.  i;tn_».  s  si.) 
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geschlechtlichen  Beziehungen  in  der  Urzeit  gewesen  sein  müssen,  und 
dass  das  „mater  Semper  certa-*  gewissennassen  der  einzig  feste  Pul 
für  die  Genealogie  blieb,  auch  wenn  man  nicht  PromiscuitUt  als  die 
ursprüngliche  Form  der  Verbindung  der  beiden  Geschlechter  an- 
nehmen will.1)  Diesen  Urund  für  das  bei  ihnen  ebenfalls  herrschende 
Mutterrecht  gelten  nach  dem '  Bericht  in  der  uns  beschäftigenden 
SammelforsehuDg  die  Marsehallinsulaner  selbst  an,  indem  sie  nagen, 
zweifellos  sei  das  Kind  Fleisch  und  Bein  seiner  Mutter,  doch  könne 
man  nie  genau  wissen,  welchen  Vater  es  habe. 

Die  rechtlichen  Wirkungen  der  Mutterverwandtschaft  zeigen 
sich  bei  den  bewussten  Stammen,  wie  wir  spater  sehen  werden,  in  der 
Ehe.  der  Erbfolge  und  der  Blutrache:  aber  auch  hei  den  schon  vor- 
geschritteneren Villkern  lassen  sich  mannigfache  Überreste  des  einstigen 
Mutterrechts  erkennen.  Es  sei  nur  darauf  hingewiesen,  dass  sich  noch 
hei  den  Msalala,  die  schon  nach  Elternrecht  leiten,  der  Adel  allein 
nach  der  Mutter  vererbt  und  der  König  einzig  aus  den  Söhnen  einer 
Schwester  des  früheren  Herrschers  gewählt  wird,  endlich  ein  von  seinem 
Vater  verstossenes  Kind  zu  seinem  mütterlichen  Oheim  flieht.  Auch 
innerhalb  der  6  Omaanda.  Kasten,  in  welche  die  Hcreros  zerfallen, 
herrscht  Mutterrecht.  Die  Kinder  folgen  der  Ennda  der  Mutter, 
wilhrend  letztere  selbst  in  die  Eanda  ihres  Mannes  eintritt.  Hingegen 
gilt  in  den  zahlreicheren,  religiösen  Brauchen  dienenden  Otuzos,  in 
welche  sich  die  Hereros  gleichfalls  teilen,  reines  Vaterrecht. 

Dabei  sei  erwähnt,  dass  die  (icsdileehtcrverbarule  vielfach  noch 
unter  dem  Kinrlus*  einer  totemistischen  Weltanschauung  stehen, 
also  ihre  Urahnen  mit  irgend  einem  Tier  oder  einer  Pflanze,  die  sie 
infolgedessen  mehr  oder  minder  verehren  und  wonach  sie  sich  be- 
nennen, in  Beziehung  bringen.  Auch  hier  machen  wir  bei  den  uns 
beschäftigenden  Völkern  die  Erfahrung,  dass,  je  primitiver  sie  sind, 
desto  lebhafter  der  totemistische  Charakter  hervortritt. 

Eiu  besonders  lehrreiches  Heispiel  bieten  die  vorerwähnten 
Omnauda  und  Otuzos  der  Hcreros.*) 

»)  Vergl.  WlIXTZKV,  Vorgrachirht«  des  Reeiiis,  und  «Isutn  die  Rexensiou 
in  der  Juristisch™  Wochenschrift  11H12.  S.  öäO  ff. 

*)  Auch  noch  Ihm  den  Wawliamliuln  werden  einzelne  Tiere  für  heilig 
gehalten ;  die  Wiimnda  und  Wugogo  und  dir  Xeyrcr  in  den  Sansaiidiiiu-Slaalcn. 
die  Wn|»ok(inin  im  Tana-Gvhiet.  die  Khoi-Kluiiii  in  tirnss-Naiualnnd  licxeichnen 
ihre  Geschlechter  nach  Tiernamen,  doch  scheuen  sieh  die  letzteren  beiden 
Stämme  nicht,  du*  Til  i  zu  essen. 

Juhrbiv  h  der  lutemat.  Verelnlgum;.      Hd.  :W 
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Neben  die  natürliche  tritt  die  künstliche  Verwandtschaft, 
welche  vorwiegend  durch  Blutsbruderschaft,  oft  aber  auch  durch 
Adoption1)  und  Pflegcki tidschaft  erzeugt  wird")  und  der  Not- 
wendigkeit ihre  Entstehung  verdankt,  durch  Stärkung  des  eigenen  Ge- 
schlechtes sich  einen  Zuwachs  und  damit  eine  Sicherheit  zu  verschaffen, 
die  his  dahin  die  Gesamtheit  noch  nicht  zu  gewahren  vermag.  Die 
WahlbrUdcrschaften  sind  Schutz-  und  Trntzbttndnisse  zu  gegenseitiger 
Hilfe  und  Fürsorge,  besonders  auch  zur  Ausübung  der  Blutrache,'1) 
die  ursprünglich  im  hohen  Norden,  nach  den  Schilderungen  der  is- 
ländischen Sogur,  zu  einer  Gütergemeinschaft,  dem  „Felag*.  führten, 
und  aus  denen  sich  dann  später  in  Europa  wohl  die  heidnischen  Schutz- 
gilden entwickelten.  Sie  verpflichten  zu  unbedingter  gegenseitiger 
Wahrhaftigkeit.  Dus.  was  Walter  zu  Hagen  spricht  in  jenem  be- 
kannten Heldenliede  von  Walter  und  Hildegunde  in  Simk.hks  kleinein 
Heldenbuch : 

„Wir  wurden  Humbwlirfider 

Und  mischten  unser  Blut. 

Du  galt  uns  die»e  Freundschaft 

Wohl  für  das  höchste  t'!nt." 
würde  in  vielen  afrikanischen  Herzen  Wiederhall  und  Verständnis 
linden.  Welchen  praktischen  Wert  dieses  Institut  der  Blutsbruder- 
schaft, abgesehen  von  seiner  erwähnten  Kechtsfunktioii,  besitzt,  er- 
kennen wir  aus  der  Darstellung  untres  Berichterstatters  ttlier  die 
Waschaiiibulii  in  l'sninbara.  wo  der  Fremde,  um  einen  Ga>tftvund 
zu  gewinnen,  der  ihn  aufnimmt  und  erhält,  befugt  ist,  sich  einen 
Inländer  auszuwählen,  mit  dem  er  Blutsbruderschaft  macht,  ohne 
dass  dieser  Custtrcund  wider  Willen  sich  <ler  Eingehung  jenes 
Bundes  widersetzen  dürfte:  und  der  König  in  Uganda  soll  sich  nach 
Ejus  Bkt  (Pktkkmanss  Mitteilungen  lsT'.i.  S.  221),  wohl  aus  Furcht 
vor  Vergiftung,  die  in  Afrika  ja  eine  so  grosse  Holle  spielt,  nur  durch 

'I  Adoption  kommt  vor  doi  M«ululu  und« »ndoutra,  bei  letzteren 
»her  keine  Blutsbruderschaft. 

*l  '/,.  H  bei  den  Heren«,  ferner  hei  den  Wngchainhala,  vorausgesetzt, 
dara  die  Pflegeeltern  demselben  Volkeruevcblerlitc  angehören.  Wiedas  Pflege» 
kiud;  mich  hei  den  Ondonga.  doch  wird  dort  durch  die  Pflegschaft  keine 
Verwandtschaft  ln-grlindet :  ferner  bei  «!••■>  Aniuliluhi,  wo  die  Aufnahme  der 
Kinder  urerielitlieli  i_'>'scliieht.  Auch  durch  Beteiligung  un  den  Opfern. 
„Volksfesten-,  können  Fr-uide  Lei  den  W:i«chainbula  in  die  Familie  auf. 
j>  immiueti  «.  n|i  ii. 

*>  Z.  IV  den  Msalala  und  WWhambala 
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einen  Koch  bedienen  lassen,  mit  dem  er  Blutsbruderschaft  geschlossen 
hat.  wobei  allerdings  zu  erwähnen  ist.  da**  der  Oberkoch  dort  zum 
Regierungsrat  (Lucinio)  (rehört,  also  eine  hohe  Stellung  einnimmt. 
Kr  wird  wie  ein  Minister  angesehen. 

Einen  Beweis  für  die  Innigkeit  der  durch  die  Blutsbruderschaft 
begründeten  Beziehungen  bietet  der  bei  den  Waschnmbala  (»stellende 
Brauch,  nach  welchem  der  Blutsfreund  des  Bräutigams  diesen  um 
ersteu  Tag  der  Hochzeitsfeier  in  die  Htltte  der  Brauteltern  zu  der 
dort  am  grossen  Feuer  sitzenden  Braut  führt,  ferner  die  Sitte,  dass 
die  Hraut,  die  sic  h  iu  der  Zeit  des  Brautstandes  vor  dem  Brliutigam 
und  seinen  Verwandten  versteckt,  mit  dem  Hlutsfreund  ihres  Er- 
wählten verkehrt,  der  dem  letzteren  auch  die  Wünsche  der  Braut 
Obermittelt.  Bei  der  (»ebiul  eines  Kindes  fordert  wieder  der 
Blutsfreund  den  Vater  auf.  das  Kind  einen  Monat,  nachdem  es 
zur  Welt  gekommen  ist.  zuui  erstenmale  zu  sehen:  mit  dem  Wahl- 
bruder  zusammen  begrtlsst  der  Vater  dann  das  Kind  und  die 
Wöchnerin,  welche  er  bis  dahin  seit  ihrer  Niederkunft  noch  nicht 
erblickt  hatte. 

Verschieden  sind  die  Zeremonien,  welche  dieses  Band  der 
Blutsbruderschaft  ketten:  bald  macht  man  einen  .Schnitt  Uber  dem 
Herzen.1)  bald  weniger  poetisch  Uber  dem  Mageu,-)  bald  am  Arm,') 
hald  taucht  man  ciiie  Kaffeebohne.1)  bald  ein  St  (Ick  Fleisch-)  in  das 
Blut  und  isst  diese  mit  dem  Blut  des  Mitkontrahenten  getränkten 
(.iegcnstUndc.4) 


')  Bei  den  Wawliauibala. 
J»  in  Uganda. 

3)  Bei  den  Wagniro,  wo  man  die  Leber  eiue»  >,'esclilachleteii  Tieres  - 
Huhn.  ZieLre  oder  Schaf  —  in  dem  Blut  aus  dem  ^erizten  Ann  der  (Wen- 
purtei  reibt  und  verspeist. 

M  F.ine  audere  Zeremouiu  wird  uns  am  NosMB6  nnd  Mnyotte  be- 
richtet: Hin  Zauberer  tämrt  eine  Heuschrecke,  die  er  zerschneidet;  er  mischt 
damit  die  zersiosaenen  Teile  eine*  weissen  Hundeknoclien«  nnd  Walser; 
in  diesen  Saft  taucht  er  seinen  WnrfspieHs  mehreremale  unii  betet,  indem 
er  die  Toten  anruft,  halt  dann  sein  Mesner  an  die  Stirn  der  zukunftiiren 
Blutsbruder,  wie  wenn  er  ihnen  einen  Schnitt  beibringen  wollte:  fliest 
wirklich  etwas  Blut,  so  schlürfen  c*  die  Kontrahenten  ein.  Sodann  nimmt 
er  ein  Kavanalblatt.  zeiirt  es  jedem  der  Vcrtnr/m'hlie.ixendeii  mit  den  Worten : 
Wenn  du  untreu  wirst,  daun  wiiKt  du  L'ebrorlien  werdun  wie  dieses  Blatt. 
Darauf  biegt  er  es  und  wirft  e»  irehroeheii  zu  Boden, 

:t2- 
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Einen  so  poetischen  Brauch,  wie  bei  der  germanischen  Fwrter- 
brtldemhaft.  wo  die  Beteiligten  unter  einem  ausgehobenen  Basen- 
streifen  sich  Treue  schworen,  kennen  unsere  Neger  nicht.1) 

Ein  ganz  eigenartiges!  Freundschaftsbündnis,  welches  noch  jetzt 
eine  bedingte  Gütergemeinschaft,  also  auch  wenn  es  unter  Männern 
geschlossen  ist,  unter  I'mstanden  eine  Gemeinschaft  der  zum  Ver- 
mögen des  Mannes  gehörenden  Weiber  herbeiführen  und  daher  etwas 
in  Verruf  gekommen  sein  soll,  bildet  die  l'|iatiga  der  Hereros,  bei  der 
aber  die  Kinder  der  gemeinschaftlichen  Frauen  nur  als  Kinder  des- 
jenigen gelten,  welcher  die  betreffende  Frau  geheiratet  hatte,  also 
nicht  gemeinsam  werden.  -)  Die  l'pnnga  verpflichtet  die  Genossen, 
Manner  oder  Weiber,  zu  gegenseitiger  Aushilfe  mit  dem  Vermögen. 
Per  in  Not  geratene  Teil  darf  auch  ohne  Zustimmung  des  Anderen 
von  dessen  Eigentum  nehmen. 

Nach  der  Verwandtschaft  kommt  das  Eherecht  in  Frage  und 
gerade,  hier  erscheint  ein  Verständnis  der  einheimischen  Hechtsnormen 
von  besonderer  Wichtigkeit:  denn  auf  diesem  Gebiete  weicht  vor- 
nehmlich die  Bechtsanffassung  der  Eingeborenen  von  unseren  modernen 
Kechtsanschauungen  ah:  gerade  hier  linden  sich  die  Grundlagen  für 
die  soziale  .Stellung  der  Frau  und  der  Kinder,  und  hier  wird  ein 
zukunftiges  Kolonialrecht  den  giössten  Schwierigkeiten  begegnen.  Das 
heidnische  Afrika  steht  unter  dem  Zeichen  einer  rechtlich  unbeschrankten 
inonandrischen  Polygynie.'1)  welche  tatsächlich  nur  die  Grenze  in  den 
Mitteln  des  Mannes  findet,  die  Brautpreise  und  den  Haushalt  zu  be- 
schaffen; je  höher  die  Stellung  eines  Mannes,  um  so  grösser  pflegt 
die  Anzahl  seiner  Frauen  zu  sein.   So  wird  uns  berichtet,  dass  der 

')  Wikingssuge,  Staatsverfassung  und  Sitten  im  alten  Skandinavien. 
Von  A.  M.  Stkindholm,  »un  dein  Schwedischen  von  Dr.  ('.  F.  Frisch. 
Bd.  II,  S.  261. 

s)  Hierher  gehört  uuoli  wohl  die  „Magna"  der  Khoi-Klioiu  in  Oross- 
Nuuialnml,  ein  Bnndnht,  welche*  der  Oheira  mit  Sohn  oder  Tochter  winer 
Schwester  ahsdilicstit,  durch  welches  die  srhon  vorhandenen  verwandtschaft- 
liehen  Beziehungen  noch  inniger  geknüpft  werden  und  eine  gegenseitige 
l'ntorstützungsptlicht  geschaffen  wird,  und  bei  dem  die  Verbündeten  einander 
ohne  Weiten  s  gewisse  Vorniiigeiisohjekte  weiniehnien  dürfen.  Ich  verweise 
dci  Näheren  auf  den  Itericht  <|.s  Missionar»  Wandrer  in  der  gedachten 
SammellrtrHcliung  der  liiteraati»ualen  Vereinistnntf. 

s)  Bei  den  Nmuus  «ull  angeblieh  keine  Vielweiberei  mehr  herrschen. 
I'i.lvandrie  besteht  nach  dem  Berirht  in  der  vorerwähnten  Enquete  noch 
bei  den  Mar^rhallinsiil.ni.rii.  besonders  Vi  deren  hohen  Frauen. 
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König  Mtcssa  in  Uganda,  der  als  Nachfolger  seines  Vaters  Ssnnna  II. 
von  18G0-  1884  regierte,  7000  Frauen  gehallt  habe. 

Der  Typus  der  Eheschliessungen  ist  der  Frauonkauf })  jene 
Form,  die  der  Kaubehe  folgte,  der  wir  schon  in  dum  Gesetzbuch 
Hammukabih.  Königs  von  Babylon,  um  22A0  vor  Christi  Geburt  be- 
gegnen •)  und  die  zweifellos  früher  auch  in  Kuropa  allgemein  war  - 
wir  erinnern  nur  an  die  Schilderungen  des  Homek  vou  Oüyshkih 
und  Xaihikaa,  an  die  Coemtio  des  römischen  jus  civile.  an 
die  Bestimmung  des  alten  isländischen  Gesetzes,  welches  von 
Bkbxhokt  in  seinem  interessanten  Buch  Ober  das  Frauenleben  in  der 
Vorzeit,  Wismar  1893,  S.  10  zitiert  wird:  .der  erbt  nicht,  dessen 
Mutter  nicht  mit  einem  Bruutpreise  gekauft  ist,  eine  Mark  Silber 
oder  mehr."  und  die  noch  heute  bei  dem  Bergvolk  der  Morlaken  in 
Dalmatieu  besteht.3)  Anklänge  au  die  frühere  Kaubche.4)  die  sich 
z.  B.  noch  an  der  Küste  von  Madagaskar  und  vereinzelt  auf  den 
Inseln  Nossi-Bc  und  Mayotte  findet,  treüen  wir  unter  den  uns 
hier  vorzugsweise  beschäftigenden  Völkern  bei  den  Waschambalu. 
wo  die  Verwandten  der  Frau  dem  werbenden  Manne  mit  drohenden 
Gehurdcu  und  deu  Worten  entgegentreten :  Was,  du  willst  uns  dieses 
Mädchen  stehlen?  und  jener  erst  durch  die  Hingabe  einer  Ziege  uud 
Darbietung  von  I'ombe.  dem  bekannten  Getränk  aus  Zuckerrohr, 
seine  Scheiugegner  versöhnen  muss.*)  -  — 

Der  Kaufpreis  besteht  in  den  Üblichen  Zahlungsmitteln,  also 
meist  in  Vieh,  und  schwankt  regelmässig  innerhalb  gewisser  fest- 

')  Bei  den  Ondonga  soll  angeblich  kein  Kaufpreis  mehr  fISr  die 
Frau  gezahlt  werden;  auch  nicht  bei  den  Jlalgassen.  docli  mosaen  hier 
Geschenke  gegeben  werden  Bei  den  Marschallinsulanorti  existiert  keine 
Kaufehe. 

*)  Die  Gesetze  des  Hammubahis.  Übers.  tzt  tod  Dr.  Hr«o  Wi.nki.kb, 
Leipzig  1902,  Nr.  138,  S.  2:5. 

")  PaPPAFAYA,  Leu  ceiemonics  nnptialcs  chez  len  Morlaques  de  la 
Dulmacie.  Pari»  1902,  S.  ö.  Auch  auf  den  Nissan-Inseln  im  Bismarck- 
Archipel  besteht  die  Kaufehe. 

*)  Ofr.  den  oben  erwähnten  Aufsatz  von  liKBNHörr,  S.  16  uud  Zeit- 
Bcbrift  für  vergleichende  Kccht» Wissenschaft,  Bd.  VII.  -S.  2!W,  ferner 
Pappakava.  a.  a.  0. 

*)  Bei  den  Amahlubi  in  Ost-Griuualaud  kämpfen  hingegen  mitunter 
die  Junefrauen  verschiedener  Kraale  selbst  mit  hingen  Stocken  um  den 
mehrfach  begehrten  Mann,  wie  wir  uns  der  in  Frau»;  stehenden  Samiuel- 
forschuug  entnehmen. 
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gesetzter  (ireuzen  nach  dem  Vermögen  des  Käufers  und  dem  Weit 
der  Frau,  so  da*»  man  auch  hier  die  Mädchen,  wie  einst  Homkb  sie  be- 
zeichnete, die  rRindcr-Einbringeudeu,i  nennen  kann.1)  Ausschlag- 
gebende Faktoren  der  Preisbemessung  sind  Stand,  Jugend,  Schönheit. 
Begehrtheit  und  vielfach  auch  Jungfräulichkeit.  Wir  hören  von  den 
Ondunga,  dass  die  Mädchen  in  den  sogen.  Ohango,  einer  Laubhüttcn- 
nnlage,  alle  2  Jahre  einer  Jungfraucnprobe  unterzogen  werden: 
andererseits  erfahren  wir,  das*  hei  den  Waschambala  Witwen  und 
geschiedene  Frauen  den  Jungfrauen  gleiehgeachtet  werden,  die 
Wagogo  nicht  einmal  ein  Wort  für  Jungfrau')  tiesitzen  und  bei 
deu  Kru,  an  der  Westküste  Afrikas,  sowie  bei  den  Tukulörs  in 
Senegambien  die  geschiedenen  Frauen  und  Witwen  im  Wert«  am 
höchsten  stehen.  ^ 

Zur  Illustration  sei  bemerkt,  das»  hei  den  Waschambala  der 
niedrigste  Preis  1  Ziege  und  Poml«  oder  statt  letzterer  1  Ziegen- 
bock, der  höchste  Preis  1  Stierkulb,  1  Ziegenböcklein  und  Pombe 
iider  noch  1  Ziegenbock  ist;1)  dagegen  sollen  bei  den  Amahlubi  regel- 
mässig 20  Stück  Kindvieh  und  1  Pferd  gleich  etwa  21  L.  für  eine  Frau 
bezahlt  werden.  Hei  den  Hereros  soll  der  Preis  für  Arm  und  Reich 
aus  1  Ochsen,  1  jungen  Kuh,  1  Schlachtschaf.  1  Schaf  mit  Lamm 
tind  1  jungen  weihlichen  Schaf  bestehen. 

Der  Kaufpreis  wird  vielfach  in  Raten  entrichtet,  doch  erhält 
der  Mann,  da  wo  die  Kaufehe  noch  nicht  im  Verfall  begriffen  ist. 
regelmässig  erst  mit  der  völligen  Zahlung  des  Preises  ein  Recht  an 


')  Ofr.  Bkrnuüxt,  a.  u.  ().  S.  9. 

*)  Bei  dt'ii  Wagogo  soll  kein  Mädchen  nach  dem  4.  oder  h.  Jahr 
mehr  Junirlrau  *>cin.  Wenn  bleich  auf  Jungfräulichkeit  kein  Gewicht  dort 
-«legt  wird,  mim  doch  Mädchen  und  kinderlose  Frauen  mehr  geschätzt, 
i\U  Witwen  oder  Frauen,  die  geboreu  haben.  Aurh  bei  den  Malgas*en 
und  Sarakolesen  wird  Jungfräulichkeit  nicht  besondere  bewertet,  weil  die 
Mädchen  dort  sieh  rcueluiäKsig  dem  Geschlechtsverkehr  hingeben.  D;is 
Gleiche  gilt  von  den  MurseliallinKulanern,  bei  denen  die  Mädchen  we- 
wöhnlich  schon  im  Alter  von  12  Jahren  defloriert  werden. 

')  In  den  San*audiiig-SlaaHn  wird  die  Jungfernschaft  der  Frau  in 
der  Hochzcitstiuchi  in  Gegenwart  einer  auderen  Frau  festgestellt.  Auch 
bei  den  Wapnkomo  wird  auf  die  Jungfräulichkeit  der  Braut  ein  grosses 
Ire  wicht  gelegt, 

4)  Indexen  zahlen  diu  Adeligen  dnrt  gutwillig  nur  2  Ziegen  für 
ilire  Frau,  eventuell  uulunen  nie  sich  ihr  Weib  mit  GeWult. 
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Frau  und  Kindern1)  oder  doch  wenigstens  an  den  Kindern.  *)  In- 
dessen kann  der  Hann  bei  den  Bauaka  und  Bnpuku,  sobald  er  mit 
der  Zahlung  de«  Preise«  begonnen  hat.  seiner  zukünftigen  Frau  schon 
im  Geheimen  beiwohnen.  Er  gewinnt  gcwisseriimssen  ratenweise,  den 
Zahlungen  entsprechend,  ein  Anrocht  auf  die  Frau. 

Bei  den  Wascharubula  nehmen  die  Eltern  der  Frau  diese 
und  ihre  Kinder  dem  Manne,  der  den  Brautpreis  nicht  zu  zahlen 
vermag,  wieder  fort  und  der  Gatte  muss  als  Sklave  des  für  ihn 
zahlenden  Häuptlings  den  Preis  abverdienen.  Der  Mgogo,  der  den 
Brautpreis  nicht  erlegen  kann,  muss  sogar  zu  den  Verwandt«»  seiner 
Frau  ziehen  und  dort  als  Sklave  verharren,  bis  ihn  seine  Freunde 
auslösen;  ein  Anklang  an  die  Dienst-  oder  Ainbilanak-Ehe  im 
Malaiischen  Archipel») 

Kino  eigentümliche  praesumtio  juris  et  de  jure  weist  das  Recht 
der  Batanga-Leuie4)  auf,  bei  denen  der  Kaufpreis  ei»  oder  zwei  Jahre 
nach  Abschluss  der  Ehe,  selbst  wenn  noch  Rückstände  vorhanden 
sind,  als  getilgt  gilt. 

Da  der  Brautpreis  als  Äquivalent  für  die  Cbereignung  und 
den  Besitz  der  Frau  gezahlt  wird,  so  muss  er  regelmässig  zurück- 
erstattet werden,  wenn  die  Ehe  nicht  zu  stände  kommt,  die  Frau  ihrem 
Manne  entlauft,  ja  selbst,  wenn  sie  von  ihm  Verstössen  wird:  doch 
werden  im  letzteren  Falle  vielfach  gute  Grunde  der  Repudiierung  für  die 
Rückforderung  des  Preises  verlangt/')  Bei  den  Msalala  ist  der  Braut- 
preis auch  dann  zurückzuzahlen,  wenn  die  Frau  innerhalb  eines  Jahres") 

■)  Die«  wird  uns  noch  von  den  Amahlubi  iu  0*t-Griqualand  berichtet, 
dagegen  soll  bei  den  Wnganda  die  Niehterlegung  der  sämtlichen  Katen  des 
Krautpreises  »uf  die  Rechte  des  Ehemannes  keinen  EinflusH  haben. 

3)  Bei  den  Bakwiri  gehöre»  nur  die  Kinder  dem  Vater  der  Krau  bis 
zur  Erlegung  de»  Brautpreises,  nicht  die  Krau  selbst. 

*)  Bei  den  N'amas  hum  der  Jungverheiratete  3— «i  Monate  bei  »einem 
Sehwieirervatcr  wohne»,  „ihm  die  Kälber  hüten",  wie  es  dort  hei«nt. 

*)  Auch  bei  den  Batanga-Lcuten  kann  der  Vater  die  Frau  In'i  nicht 
völliger  Erlegung  de*  Kraiitprvixc«  innerhalb  der  beiden  ernten  Jalire  der 
Ehe  zurückfordern.  Ebenso  können  hier  und  bei  de»  Wagogo  die  Eltern 
der  Frau  diene  wegen  grausamer  Behandlung  durch  den  Gatte«  ziirürk- 
nehmen,  mÜMen  aber  dann  den  Brautpreis  erstatten. 

»)  Bei  den  Wapokomo  im  Tana-Gebiet  wird  der  einmal  erlegte 
Brautpreis  überhaupt  nicht  zurückgezahlt. 

*i  Stirbt  dort  die  Frau  später,  ehe  der  Treis  gauz  entrichtet  war, 
tut  iuu«s  der  Mann  seinem  Schwiegervater  eine  nach  dir  sozialen  Stellung 
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nach  der  Hochzeit  stirbt,  anderenfalls  rauss  der  Schwiegervater  dem 
Manne  eine  andere  Frau  lwsorgen.  Auch  hei  den  Batanga-Leuten 
wird  wenigstens  ein  Teil  des  Brnutpreises  zurückerstattet,  wenn  die 
Frau  bald  nach  der  Khesehliessung  stirbt. 

Wenn  die  Frau  eines  Mgogo  ihn  nach  der  Geburt  eines  Kinde* 
verladt,  kann  der  Gatte  nur  einen  Teil  des  Preises  zurückverlangen, 
denn  dann  hat  die  Frau  mit  dem  Kinde,  das  ja  auch  als  ein 
AVertubjekt  gilt,  schon  einen  Teil  des  Brautprvises  zurückerstattet. 
War  die  F.he  kiuderlos.  so  muss  der  Brautpreis  bei  den  Hcrvros  uud 
Waschamhala  mit  Zinsen,  d.  h.  das  Vieh  mit  seinen  in/.wischen  ge- 
borenen Jungen  herausgcgelien  werden.  Die  Kinder  einer  getrennten 
F.he  gehören  regelmässig  dem  Ehemann,  selbst  aussercheliche  Kinder 
seiner  Frau. 

Wie  gerade  durch  die  Zahlung  des  Brautpreises  die  Frau  an 
den  Manu  gefesselt  wird,  zeigt  sich  in  einem  argumentum  e  contrario, 
dass  bei  den  Msalala,  neben  der  Üblichen  Kaufehe  noch  eine  .Kubola" 
genannte  Khoschlicssungsforui  ohne  Brautpreis  vorkommt,  bei  welcher 
die  Frau  das  Verhältnis  nach  ihrem  Wunsch  jeder  Zeit  lösen  kann. 

Ks  liegt  in  dem  Wesen  der  Kanfehe.  in  ihrer  regelmässigen 
Gestaltung  als  eines  Vertrages  /wischen  den  Familien  der  Braut- 
leute, dass  es  eines  Konsenses  der  Nupturienten,  insbesondere  der 
Frau,  zur  Ehesehlicssung  nicht  bedarf.1)  Krst  wo  in  Afrika  das  i>- 
lauiitisehe  Kecht  seinen  Kinfluss  ausgeübt  hat.  wie  iu  Sonegainbien 

der  Fruit  verschiedene  Entschädigung  zahlen.  Auch  •►«•»  den  Wugogo  hat 
der  Galle  an  die  Familie  *ciner  verstorbenen  Frau,  gleichviel  ob  er  den 
Brautpreis  entrichtet  hat  oder  nicht,  Schadenersatz  zu  geben,  der  sich  noch 
erhöht,  wenu  die  Krau  im  schwangeren  Zustande  stirbt.  Bei  den  Batanga- 
Leuten  inuns  der  Gatte  nach  «lein  Tode  seiner  Frau,  selbst  wenn  er  den 
vollen  Brautpreis  erlegt  hatte,  ihrer  Familio  ein  Geschenk  machen.  Mau 
streitet  darüber,  ob  e<  sich  in  diesen  Füllen  um  eine  Busse  wegen  ver- 
muteter Tötung,  oilcr  um  ein  Schmerzensgeld,  oder  um  eine  Entschädigung 
Weyen  tb  s  Weyfalls  der  Hoffnung  auf  einen  nochmaligen  Brautpreis  handelt. 

Bei  den  Bakwiri  wird  die  Frau  nur  gefragt,  wenn  sie  einwilligt. 
Bei  neu  Hereros  wird  Willcnlnsigkcit  des  Mädchen«  vorausgesetzt,  indessen 
ihrer  Neigung  meist  Kcchtiung  getragen.  Auch  bei  den  »VuiKjkoroo  itu 
Tanu-Gvbit-t  ist  keine  Einwilligung  der  Brautleute  nötig.  Eigentümlicher- 
weise hahen  bei  deu  Mamlialliusulaueru  die  Schwestern  des  Bräutigams 
und  die  Brüder  der  Braut  das  Verlohuiigsrecht ;  ausserdem  müssen  die 
Brüder  beider  Mütter  zustimmen,  jedenfalls  wohl  eine  Folge  des  dortigen 
Mutterreclit», 
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und  der  „Mahr"  genannte  Brautpreis  als  ein  Wittum  der  Frau  selbst 
entrichtet  wird,  nicht  ihren  Verwandten,  oder  wo  die  Kaufehe  schon 
im  Verschwinden  begriffen  ist,  und  sich  der  Preis  in  Schenkungen, 
deu  sogenannten  donatorischen  Krautpreis,1)  verwandelt  hat.  wie  bei 
den  Ondonga,  Butangn-Leuten  und  Malgussen,  bedarf  es  natürlich 
auch  der  Einwilligung  der  Braut  für  die  Ehesehliessung.*) 

Als  Ehehindernis  gilt  eigentlich  nur  nahe  Blutsverwandt- 
schaft,8) die  bei  den  Butnnga-Leuteii  sogar  die  Eheschliessung  zwischen 
Vettern  und  Basen  hemmt:  selbst  die  Schwilgerschaft  stellt  sich  oft 
als  ein  impediraentum  dar.  wie  es  strenger  selbst  das  kanonische 
Kecht  nicht  kennt ;  dürfen  doch  bei  deu  Wnsilminbala  die  geschiedenen 
Eheleute  nicht  eiumnl  in  dasselt*-  Geschlecht  heiraten,  dem  der  frühere 
Gatte  oder  die  Gattin  entstammte.  Bei  den  Banaka  und  Bnpuku. 
sowie  in  Vganda  dürfen  jüngere  Geschwister  nicht  vor  den  alteren 
freien,  ein  Brauch,  dem  wir  auch  ausserhalb  Afrikas,  /..  B.  auf  den 
Nissan-Inseln  im  Bismarck-Archipel  begegnen.  Bei  den  Waschambala 
entschädigt  der  jüngere  Bruder  den  alteren  durch  1  Ziege,  wenn  er 
früher  heiratet.  Bei  den  Msalala  heiratet  eine  freie  Frau  nie  einen 
ihrer  eigenen  Sklaven. 

Die  Ehemündigkeit  tritt  meistens  mit  dem  Beginn  der 
Mannbarkeit  ein  und  die-  Eheschliessung  selbst  wird  öfters  zum 
Anfangstermin  der  Volljährigkeit,1)  wie  beispielsweise  bei  den  Bak- 

')  ffr.  Post,  (inmdris*  der  ethnologischen  Jurisprudenz,  t,  S.  287. 

*)  Aber  bei  den  Wagogo,  wo  noch  die  Kaufehe  iu  voller  Wüte  steht, 
wird  doch  die  Einwilligung  der  Braut  gefordert. 

s)  MilcUverwundtschafl,  wie  sie  in  den  SansandingStoiiten  die  Ehe 
zwischen  den  Säuglingen  der  ersten  Frau,  ihren  Deszendenten  und  Aszen- 
denten, zwischen  Säugling  und  Amine  hindert,  kommt  hei  den  Herichts- 
völkero  nicht  vor.  Natürlich  äussert  hier  auch  das  System  der  Verwandt- 
schaft, nach  dem  die  Stämme  leben,  seinen  EinQms.  Bei  den  Waschambala 
w  ird  ferner  zu  hohes  Alter  als  Khehinricnii*  bezeichnet,  daher  huteu  »ich 
die  Verwandten  dort,  jemanden  „alr  zu  nennen. 

*>  Per  (fUM'lilechtsverkcbr  liegiunt  schon  frtlher;  es  gilt  in  Afrika 
nicht  das  Tacileische  Wort:  sera  juvcnuni  Venus.  So  wird  uns  berichtet, 
dass  die.  Mädchen  hei  den  Msalala  mit  H  und  !•  Jahren,  die  Knaben  mil 
12  und  13  Jahren  geschlechtlich  verkehren,  die  Mädchen  auch  schon  vor 
Beginn  der  Geschlechtsreife  heiraten.  Bei  den  Wugogo  soll,  wie  schon 
S.  nttt,  Anin.  2  erwähnt  ist,  kein  Mädchen  nach  dem  5.  Jahre  mehr  eine  Jung- 
frau sein.  In  dem  Werk  von  fLOZtt,  nud  Vii.i.ami  u,  l.cs  foutuiues  in- 
di genes  de  la  t 'öle  d'Ivoirc.  wird  S.  101  uns  mitgeteilt,  dass  in  Baule  kein 
heiratsfähiges  Mädchen  Jungfrau  sei.    Bei  ,!,.„  Ttanska  und  Bapukn  wird 
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wiri  und  Wasehambala.  Bitten  oft  vorkommenden  Brauch  bilden 
die  Kinderverlobungen,  die  wohl  einerseits  zur  Stärkung  der  durch 
Verlöbnis  verbundenen  Geschlechter,  andererseits  zur  Erhaltung  der 
so  leicht  gefährdeten,  so  schwer  in  Afrika  zu  tewahreuden  VirginitJU 
dienen  sollen.1) 

Überaus  mannigfaltig  sind  die  Zeremonien  der  Verlobung  und 
Kheschliessung;  hier  gilt  das  NiKTZWHK'sche  Wort,  dass,  wo  der 
(■eist  nicht  durch  strenge»  Denken  in  Anspruch  genommen  ist,  seiu 
Kmst  im  Ausspinnen  von  Symbolen  und  Formen  liegt,  und  somit 
der  Ernst  des  Symbolischen  zum  Zeichen  der  niederen  Kultur  ge- 
worden ist.  (Nietzsche.  Menschliches  Allzunienschliches.  S.  16.)  Eine 
Schilderung  solcher  Feierlichkeiten  liegt  ausserhalb  des  Rahmens  dieser 
Arbeit;  das  mehrfach  erwähnte  Werk  der  Internationalen  Vereinigung 
enthalt  in  jener  Hinsicht  ausführliche  Schilderungen,  auf  die  hier 
nur  verwiesen  werden  kann. 

Wenn  noch  an  sich  die  Ehe  Uberall  den  Charakter  eiues  dauernden 
Verhältnisses  trägt,  su  ist  ihr  Hand  doch  tatsächlich,  wenigstens 
von  Seiten  des  Maunes,  ein  Uberaus  lockeres.  Es  herrscht  de  facto 
fllr  ihn  ein  willkürliches  Vcrstossuugsrecht :  er  braucht  der  Frau  nicht 
einmal,  wie  bei  den  Malagasscn.  zu  sageu:  Ich  will  nichts  mehr  mit 
dir  zu  tun  halten  oder,  wie  von  dort  berichtet  wird,  ihr  bestellen 
zu  lassen:  -Ich  danke  Ihnen.  Frau/  Er  weist  sein  Weib  einfach 
hinaus  und  wenn  auch  hin  und  wieder,  wie  wir  sahen,  gute  (iiilndc 
für  die  Scheidung  wenigstens  dann  verlangt  werden,  wenn  der  seiner 
Frau  Oberdiilssige  Mann  den  Braut  preis  zurückfordert,  bei  den  Hereros 
der  die  Frau  willkürlich  verjagende  Mann  sogar  bestraft  werden 
soll,  m>  ittuss  man  erwilgen.  dass  gute  Gründe  zur  Trennung  fllr  ihn 
überaus  wohlfeil  sind  und  neben  Ehebruch.  Faulheit.  Zanksucht,  die 
beliebte  Zauberei.  Flüche.  Xichtversorgung  der  Kinder  und  meist 
auch  Sterilität  die  Trennung  rechtfertigen.*) 

nits  als  Zeitpunkt  der  Klieiiiündiirkeit  das  15.  und  IB.  Lebensjahr,  als  Bt> 
i.'inu  der  (irossjähri^keit  das  Ifi.  und  18.  Lebensjahr  anjrejjebcn.  JtieBakwiri 
verlangen  Volljährigkeit  zum  Kheschluss.  Im  Kreise  Ki)a  im  französischen 
Sudan  beginnt  die  Volljährigkeit  mit  der  in  Afrika  so  sehr  verbreiteten 
Bcschucidiing. 

')  Wir  hören  davon  M  den  Bäk  wiri,  den  Hereros,  den  Msnlala, 
Wa«ehambala.  Wauoyo*.  ileu  Wapokonm.  Bei  den  M-alala  winl  auch  von 
Killderellen  berichtet. 

a>  ■  t.  i  <U  n  Kaft'ern  seil  aurli  das  ("ntherL'ehcn  der  Frau  mit  nackten 
lirti-ten  außerhalb  de.«  H.m*.->.  <hn  Kiiliieliiiien  von  Milch  aus  dem  Milch- 
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Was  den  letzteren  Punkt  anlangt,  so  gilt  eben  Kinderreichtum 
als  ein  hoher  Segen  und  verschafft  bei  einzelnen  Völkerschaften, 
wie  bei  den  Wagogo,  sogar  den  Adel.  Wie  es  trotzdem  kommt, 
das*  mau  bei  einzelnen  Völkern,  früher  den  Hanaka  und  Kapuku 
und  jetzt  noch  bei  den  Waschainbala,  Zwillinge  als  Mißgeburten 
bebandelt  und  sofort  tötet,  erscheint  als  ein  ethnologisch«.«  Problem, 
das  man  aus  religiösen  Vorstellungen  zu  erklären  versucht  hat.') 
Meist  heiraten  die  Geschiedenen  wieder.  Besondere  Vorschriften  ftlr 
die  folgenden  Ehen*  gibt  es  gemeiniglich  nicht.-) 

Es  leuchtet  ein.  dass  bei  der  Kaufehe.  welche  die  Frnu  zur 
Ware  herabsetzt,  die  soziale  Stellung  «les  Weibes  eiue  sehr  niedrige 
sein  muss.3)  Man  hat  zutreffend  unter  diesen  Verhältnissen  die  Krau 
als  ein  Ertragsobjekt  (^zeichnet,  welche*  nach  ihrer  Arbeil  und  der 
Zahl  ihrer  Kinder  geschätzt  wird.  Ihre  Rechte  sind  auf  das  geringste 
Mafs  herabgemindert;  sie  kann  von  dem  Mann  eigentlich  nur  be- 
anspruchen, dass  er  ihr  eine  eigene  Hütte  mit  einem  selbständigen 

«uuk,  wenn  die  Frau  Stammfrau  ist,  Eheacheidungsgrund  «ein.  KHOfF. 
Das  Volk  der  Xosakaffern.  S.  12». 

')  Die  Waschainbala  töten  auch  Kinder,  bei  deren  Geburt  die  Mutter 
starb,  da  ohne  Mutter  aufwachsende  Kinder  angeblich  spater  doch  stürben. 
Sie  erwürgen  ferner  Kinder,  die  einen  unteren  oder  seitlichen  Zahn  vor 
den  oberen  Schneidezähnen  bekommen,  wie  wenn  es  Missgcburton  wären. 
Von  den  Malussen  auf  Nossi-Be  und  Mayott«  wird  uns  berichtet,  dass 
dort  nach  der  Geburt  des  Kinde»  ein  herbeigerufener  Zauberer  sein  Urteil 
abgibt,  ob  das  Kind  leben  bleiben  »oll.  Fall«  er  dies  Verneint,  endledigt 
man  sich  des  Kindes  durch  Aussetzung.  Ks  sei  hier  darauf  hingewiesen, 
das«  auch  in  unserem  Schutzgebiete  auf  den  Nissan-Inseln  im  Bisinarck- 
Archipcl  von  Zwillingen  stet»  das  zuletzt  geborene  Kind  umgebracht  wird, 
weil  diu  Mutter  nur  einen  Säugling  warten  könne.  Nach  einem  Bericht 
ton  PrtkkseN  am  AdCalabar  wird  in  Southern  Nigeria  eine  Frau,  wi'lehe 
Zwillingen  das  Lebeu  gegeben  bat.  im  Wald  ausgesetzt;  dort  nimm  sie  Ver- 
hungern, die  Zwillinge  werden  getötet,  weil  ihre  Gebart  als  Zauberei  gilt. 
Bei  den  Waganda  gelten  dagegen  Zwillimre  als  ein  ganz  besonderer  Segen. 
Krwähnt  mag  noch  werden,  dass  nach  dem  alten  japanischen  Gesetzbuch, 
dem  Taiborio.  Sterilität  gleichfalls  einen  Seheidungsgrund  bildete,  was  von 
Professor  Dr.  Hozrm  in  Tokio  in  seinem  Buch:  Der  KinHu-s  des  Ahnen- 
knltea  auf  das  japanische  Kocht,  übersetzt  von  Bm  \x,  S.  Ü7.  Berlin  IWri, 
auf  Ahnenverehning  zurückgeführt  wird. 

•)  Bei  den  Ondnnga  uius»  eine  wieder  heiratende  Witwe  erst  mit 
einem  alten  Manu  geoehlecbtlieheii  Umgang  gepllogen  luiben. 

s)  Wo  die  Kiiufehe  schon  verschwindet,  wie  bei  den  Ondonga.  ist 
die  Stellung  der  Frau  besser. 
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Haushält  und  die  Geräte  gewährt,  dereu  sie  zur  Bestellung  seines 
Landes  bedarf.  .Selbst  dieser  Anspruch  sinkt  bei  den  Bakwiri  herab 
zum  bluten  Recht  auf  ein  eigenes  Bottgeste.il.1)  Nicht  einmal  zur  lSIut- 
rachc  fllr  seine  erschlagene  Frau  pflegt  der  Mann  verbunden  zu  sein. 
Diese  Verpflichtung  liegt  vielmehr  ihren  Brüdern -)  «der  ihren  anderen 
Verwandten  ob. 

Die  politischen  Befugnisse  der  Weiber  erschöpfen  sich  in  der 
Erlaubnis,  dem  Palaver  hei  widmen a)  zu  können,  wo  sie  allerdings 
manchmal  durch  ihre  laut  geäusserte  Kritik  einen  nicht  unerheblichen 
Einfluss  auf  die  Entscheidungen  ausüben  sollen:  auch  dürfen  sie 
vor  Gericht  sprechen  und  als  Zeugen  vernommen  werden.1) 

Doch  hören  wir  andererseits,  dass  die  Frauen  auch  Dorf haupt  und 
Königinnen  werden  können  bei  den  Msalala,  Amahlubi.  Malgasseu. 
dass  die  Frauen  von  Häuptlingen  der  Wnschamhnla  in  anderen  Ort- 
schaften zu  Hauptlinginncii  bi-stolll  werden,  dass  bei  den  Waganda 
die  Königin-Mutter  und  die  auserwahlte  Königin-Schwester  eineu 
eigenen  Hol  halt  fllhreu,  an  welchem  sie  viele  Häuptlinge  um  sich 
scharen.  Ja,  wir  wissen,  dass  dort  die  Frauen  das  Hecht  besitzen, 
einen  eigenen  Aligesandten  zum  Kriege  zu  stellen  und  dass  den 
adeligen  Frauen  bei  den  Ondonga  politische  Hechte  zustehen.  Wir 
sehen  aber,  dass  das  Muttcrrcrht  an  sich  keinen  Einfluss  auf  die  ge- 
sellschaftliche Position  der  Krau  ausübt,  und  man  muss  sich  hUtcn. 
eine  mehr  oder  minder  märchenhafte  (iynäkokratie  mit  dem  Mutter- 
recht  zu  verwechseln. 

Diesem  eng  gezogenen  Kreis  von  Hechten  im  subjektiven  Sinne 
steht  eine  Fülle  rechtlicher  Verbindlichkeiten  der  Ehefrauen  gegenüber. 

In  der  häuslichen  Gemeinschaft,  wo  sie  Übrigens  von  den 
Männern  getrennt  speisen,  unterliegen  sie  der  Aufsicht  der  Haupt  - 
oder  grosM-ii  Frau,  welche  bald  die  erstgeheiratete,  bald  die  Favo- 
ritin des  Mannes         deren  Kinder  aber  keine  Vorreihte  vor  den 

')  Jrdr  Frau  bat  aber  hei  den  Itakwiri  einen  eigenen  Gurten. 

•)  '/..  B.  bei  den  Wa*'~hambala  und  Jlsalala.  dair<>u«n  ist  au»'  Nwwi- 
B*  und  Mayotte  der  Ehemann  zur  Hache  für  seine  Frau  verpflichtet. 

■"1  Sn  auch  die  Frauen  der  Malg.issen;  den  Palavern  entapreeben 
dort  die  .Kabar.--".  Hei  den  Wai/auiia.  den  Wupokonm  dürfen  die  Frauen 
im  ullireiui-iurn  den  Versammlungen  nicht  beiwohnen. 

*>  In  den  SansaniliiiL'-Staalen  sollen  Frauen  nur  zur  Information 
als  ZeiiL-n  vernommen  werden. 
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Kindern  der  anderen  Frauen  haben,  r>  wie  denn  Oberhaupt  die  Frauen 
eines  Manne!«  rechtlich  nicht  nur  als  Mütter  ihrer  eigenen,  sondern 
auch  der  vun  den  anderen  Frauen  ihres  Gatten  geborenen  Kinder 
zu  gelten  pflegen. 

Da  die  Frauen  im  Eigentum  des  Mannes  stehen,  gehört, 
wie  in  der  römischen  Mnnus-Ehc,  regelmäßig  alles,  was  sie  haben 
und  erwerben,*)  dem  Manne,  der  sie  verpfiindeu  ,*)  als  Bürge  bestellen, 
als  Zahhnittcl  verweilen,  ja  selbst  jetzt  noch  bei  den  Batangn- 
l.eutcn  und  den  Msulala  töten  darf,  wenn  er  auch  bei  den 
ersteren  ihren  Verwandten  dafür  Ersatz  zu  zahlen,  bei  den 
letztereu  die  Genehmigung  des  Häuptlings  zuvor  eiuznholen  hat. 
Vorsorglicberweise  muss  in  Uganda  der  Mann  bei  der  Werbung  zwei 
Bürgen  stellen  zur  Sicherheit,  dass  er  seine  Frau  nicht  töten  werde. 

Mit  dieser  Allgewalt  des  Mannes  hangt  seine  oft  geübte  Be- 
fugnis zusammen,  die  Frauen  besonders  an  Gaste,  aber  auch  au 
andere  Stammesgenossen  gegen  Entgelt  auszuleihen.  Auch  von  Aus- 
tausch der  Frauen  hören  wir.  Ausserdem  kommt  es  vor.  dass  der 
Häuptling  sich  ein  Hecht  auf  alle  Frauen  s«iner  Untertanen  vindiziert, 
wie  in  Uganda  und  ähnlich  auf  den  Marschalliuseln,  wo  ausserdem 
der  älltere  Bruder  das  Recht  zum  geschlechtlichen  Verkehr  mit 
den  Frauen  seiner  jüngeren  Brüder  besitzt. 

Folgemassig  bilden  die  Weiber  einen  Teil  der  Nacblassmas.se 
des  Gatten  und  vererben  sich  auf  dessen  Brüder  und  sonstige  mann- 
liche Verwandte,  ja  mitunter,  wie  bei  den  Msalala  und  Wagogo, 
selbst  auf  die  Sühne*)  ihres  verstorbenen  Ehemannes.  Das  bekannte. 
Institut  der  l.evirnts-Ehe,  in  dem  Kohi.uk  die  Offenbarwerdung  einer 
bis  dahin  latenten  Gruppen-Ehe  sieht,  andere  nur  einen  Akt  der  Fflr- 

')  Ändern  bei  den  Wapokumo  im  Tana-Uebiet,  wo  die  Kinder  der 
Oborfrau  bevorzugt  sind. 

J)  Von  einem  .Sondereigentum  der  Frauen  an  dem.  wm  sie  durch 
Verkauf  und  Lohnarbeit  verdieueu,  wird  uns  bei  den  Wasehambala  be- 
richtet. Auch  bei  den  Ondonga  sollen  sie  Eigentum  hatten  und  erben 
können,  jedoch  nicht  von  ihrem  Gatten,  da  sii-  nicht  zu  leinen  rEzimo,i 
(mntterlichen  .Stamm  i  gehören. 

*)  In  Usombara  können  die  Gläubiger  de»  Manne»  »eine  Frau  pfänden. 

*)  Bei  den  Batjinga-I.ciiten  wird  die  Frau  Ki<;«-nt um  der  nächsten 
männlichen  Verwandten  des  verstorbenen  Gatten,  und  die  überlebenden 
männlichen  Verwandten  entscheiden,  wem  sie  gehören  null.  Bei  den 
Banibara  erbt  der  iiltest«  .Sohn,  welcher  F.iiniHciiliaiipt  wird,  alle  Frauen 
seine«  Vaters  und  kutm  alle  heiraten,  nur  nicht  seine  eigene  Mutter. 
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sorge  fUr  die  Kinder  des  V erstorbenen  oder  den  Zweck  erblicken, 
ihm  Kinder  zu  schaffen,  steht  noeh  in  vidier  BlOte.  Freilieh  ist 
der  Tag  der  Vollziehung:  der  Levirats-Ehe  mitunter,  z.  B.  hei  den 
Wasehambala,  ein  Trauertag.  der  ohne  Einladung  und  Festmahl 
begangen  wird.')  Ja,  nicht  nur  der  Bruder  des  "Witwers,  sondern 
seihst  der  Bruder  des  verstorbenen  Bräutigams  hat  hei  den  Bakwiri 
die  Verlohte  zu  heiraten.  Nicht  unerwilhnt  mag  bleiben,  da.«, 
wenn  keine  Brüder  des  V erstorbenen  vorhanden  sind,  bei  den 
Wasehambala  der  Knkel  sich  mit  der  Witwe  verniillileii  mnss.  Ks 
liedarf  keiner  Sehergabe,  um  einer  solchen  Ehe  das  Prognostik.«! 
schleuniger  Vergänglichkeit  zu  stellen.  Die  grosse  Frau  bringt  hei 
den  VVaschainhala  demjenigen,  der  sie  heimführt,  auch  das  Feld  des 
verstorbenen  (Jatten  mit.  wenn  ihre  Sohne  nicht  erwachsen,  also 
nicht  erblferechtigt  sind,  da  nur  erwachsene  Söhne  bei  den  Was-rham- 
bala  erben. 

Wahrend  sieb  die  Männer  die  interessantere  .lagd  und  eleu 
Fischfang  vorzubehalten,  auch  wohl  Holz  zu  luden  und  Honig  zu 
suchen  pflegen,  müssen  die  Frauen  nicht  nur  kochen,  sondern  regel- 
mässig die  schweren  Ackerliauarheiten  verrichten,  weshalb  sie  wohl 
als  Erfinderinnen  des  Ackerbaues  gelten:  ferner  fungieren  sie  fiberall 
als  Töot'erinnen  und  Korbtiechterinnen.  lu  hohem  Mal'se  bezeichnend 
für  die  Stellung  des  Weibes  in  Afrika  erscheint  eine  Sitte,  die  uns 
in  der  mehrfach  erwähnten  Sammelforschung  ans  dem  Kreise  Kita 
im  französischen  Sudan  geschildert  wird.  Bort  gibt  der  Brautvater 
der  Tochter  eine  kleine  Ztlchtigungsstange  mit  2  Maschen  in  die  Ehe 
mit.  indem  er  sagt,  er  gebe  ihr  das  Eisen,  damit  sie  von  ihrem 
Mann  festgebunden  werden  könne,  wenn  sie  nicht  arbeite. 

S.»  gilt  denn  bei  den  von  uns  erörterten  Stämmen  das,  was  die 
l'arömie  der  Bngos  im  Norden  Abessiniens  in  dem  Satze  ausdruckt: 
.Ogbeina  woga  gen",  d  h.  die  Krau  i-t  eine  Hyäne,  was  wir  vielleicht 
bezeichnender  «besetzen  mit  den  W.trlen:  .die  Frau  ist  ein  Last- 
tier-, -|  uinl  man  mfisste  eigentlich  annehiuen,  dass,  wie  es  in  dem 
sfldslavischeti  H«'i-htsN]irichw<irt  heisst.  alle  vier  Wände  weinen,  wenn 
eine  Frau  geboren  wird::1i  aber  im  tregenteil.  unsere  Negervölker 

'l  Hei  .Ion  OixIoi.l'u  werden  nur  die  llaupfliiig-d'rituen  vererbt,  die 
anderen  Knoten  keinen  n:icli  dem  Tode  ihre«  Mmines  zu  ihrem  Eziino 
imiitlei Iii  her  N.iiuiii)  zurück. 

•>  Siehe     ..»T.  Atrik  ini- he  Jitri«.pr»detit.  I.  S,  •>!'."). 

J)  Kheinl.1.  .1   j.  »>.  s.  2'M. 
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nind  praktischer  veranlagt.  In  der  Aussieht  auf  den  zukünftigen 
Brautpreis  ieieru  sie  iifter  die  Ucburt  eines  Mädchens  mehr,  als  die- 
jenige eines  Knaben,1)  für  den  die  Verwandten  eventuell  noch  den  von 
ihm  zu  erlegenden  Braut  preis  mit  aufbringen  müssen,  wenn  er  heiratet. 

In  innigem  Zusammenhange  mit  der  Verwandtschaft  steht  das 
Erbrecht.  Letztwillige  Verfügungen  kummen  bei  streng  geschlechter- 
rechtlichen Organisationen  noch  nicht  vor.  doch  hiiren  wir  schon  von 
solchen  bei  den  Msalala,-)  den  Ondonga,  den  Wapokomo  und  Wasehani- 
liala:  sonst  gilt,  wie  in  dem  alten  germanischen  Hecht,  der  (iinud- 
sutz.  dass  nur  Miluner  erben,  und  zwar  je  nach  dem  herrschenden 
System  des  Mutter-.  Vater-  oder  Elternrechts  die  Verwandten  aus 
dem  .Stamm  der  Mutter,  des  Vaters  oder  beider  Eltern.  Ein  echt 
patriarchalisches  Erbrecht  besteht  bei  den  Uakwiri  und  Ainahlubi. 
wo  nnr  der  älteste  Sohn  zum  Erben  berufen  wird,  während 
ein  Erbrecht  unter  den  männlichen  Verwandten  nach  Oradesnahe 
hei  den  Msalala  herrscht,  liei  den  Waschamhaia  erbt  der  Nachst- 
81  teste  aus  der  Familie  des  Vaters,  darunter  auch  die  erwachseneu 
Söhne,  dagegen  nie  Schwestersühne.  Bei  den  Wapokomo  folgt 
der  ülleste  Sohn,  wenn  er  mündig  ist.  sonst  des  Vaters  Bruder. 
Erst  beim  Verfall  der  geschleihtcrrechtliehen  Organisation  beginnt 
ein  Erbrecht  der  Krau.  ') 

I>ie  meisten  der  in  Betracht  gezogenen  afrikanischen  Stämme 
machen  den  Erlien  für  die  Schulden  des  Erblassers  haftbar,  oft  alle 
Erben  pro  rata,  manchmal,  wie  die  Waschamhaia.  nur  denjenigen 
der  den  Erblasser  in  seiuer  vornehmsten  Eigenschaft,  der 
Wehrfähigkeit,  fortsetzt,  nämlich,  der  seine  Warten  erbt.')  Im 
einzelnen  sind  natürlich  die  Erbfolgeordnungen  überaus  verschieden 
gestaltet  '')  und  werden  um  so  verwickelter,  je  mehr  sich  das  moslemische, 
stark  agnatische  Erbrecht  mit  den  (iehräuchen  der  Eingeborenen 
vermischt,    Es  sei  nur  au  die  Negervölker  im  Sudan  erinnert. 

')  Z.  B.  Ihm  den  Msaluhi. 

-)  Mau  befolgt  bei  deu  Msululu  die«e  letztwilligen  Verfügungen  nur, 
wenn  *ie  den  Erben  vcrnuiiflig  dünken. 

H)  Bei  den  Ondonga,  wo  die  Frauen  selbst  nicht  mehr  vererbt  werden, 
»ambro  nach  dem  Tode  ihres  liatten  za  ihrem  Kzimo  zurück  kehren,  sind 
sie  erbberechtigt. 

'l  Bei  den  Mw\lala  erlöschen  die  .Schulden  mit  dem  Tode  de*  Erbluno-r». 

*)  /.  B  erht  bei  deu  Batanga-Leutcn  der  zum  Häuptling  Erwählte 
mehr  als  «eine  Brüder,  auch  wenn  er  jünger  i-t. 
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Von  den  Instituten  des  Suchen  rechts  interessiert  uns  vor- 
wiegend das  Eigentum  und  als  dessen  Erwerbsmittel  die  Okku- 
pation, überall  tinden  wir  hier  schon  ein  Individual-Eigentum  an 
beweglichen  Sachen,  unter  welchen  man,  ähnlich  wie  seiner  Zeit  im 
l'reussischcn  Landrecht  §  6.  I  2,  alle  diejenigen  körperlichen  Gegen- 
stände zu  verstehen  pflegt,  welche  man  forttragen  kann,  d.  h.  un- 
beschadet ihrer  Substanz,  als.»  auch  vielfach  die  leicht  abbrechbaj-en 
Häuser.1)  Danelien  begegnen  wir  einem  Sunder-Eigentum  an  selbst- 
gepflanzten  Fruditbäumen,  z.  B.  bei  den  Bnkwiri  und  Waschnmhala.-) 
Die  Jagd  ist  bei  den  Stämmen  mit  der  ursprünglichen  Klanverfassung 
frei,  während  da,  wo  sich  ein  mehr  oder  minder  starkes  Hänpt- 
liiigstum  entwickelt  hat,  das  Wild  und  die  Fische  theoretisch  den 
Herrschern  gehören  und  die  letzteren  daher  ihren  Anteil  von  der 
Beute  beanspruchen.  Besonders  verlangen  sie  die  Zähne  der  Elelanten 
und  die  Federn  des  Strausses,  manchmnl  aber  auch  das  Fell  von 
1-öweii.  Bnfl'eln  und  Panthern  oder  gar  den  Hinterschinken  eines  zur 
Strecke  gebrachten  Wildschweins.*)  Damit  kein  Streit  Uber  das 
Eigentum  bei  der  Heute  entstehen  kann,  werden  in  t'gnnda  die 
Kugeln  markiert. 

Auch  bei  dem  Grundeigentum  zeigt  sich  ein  wesentlicher 
Unterschied,  je  nachdem  ein  ausgeprägt  despotisches  Hiluptlingstum  oder 
nur  die  einfache,  mehr  republikanische  Dorfverfassung  besteht.  Im 
erstereu  Falle  gehört  dem  Häuptling  alles  kulturlilhige  Land,  er  hat 
dem  Einzelnen  die  Bebauung  erst  zu  gestatten  und  kann  auch  die 
Erlaubnis  wieder  zurückziehen,  um  das  Land  einem  beliebigen  Anderen 
zu  überlassen.4) 

•)  So  bei  den  Msalalu,  Ondonga  und  Wagogo,  doch  gelten  bei  den 
Waschambala  al*  mibe«  .-glich:  Hiintwr.  HettgeRtellr,  Herdsteine.  Koch- 
töpfe. Schüsseln.  Wa**erl»ehültcr.  Von  einem  Vermögen  der  Hausgemein- 
sih:ift  hören  wir  bei  den  Wapokonu.:  et.  gehört  dazu  alles  durch  die  Feld- 
arbeit. Jagd  und  Fischfang  Krworbeno. 

-I  Hei  d.'ii  Hat.mga-Lciiten  »oll  Sniidereigentum  auch  durch  An- 
legung eines  Garten*  entstehen. 

ä)  So  bei  den  Waschambala;  bei  den  Ondoiiga  gehören  dem  Häuptling 
dir  Elefanten-  und  Strau-»etijugd.  erlegte  Löwen  und  Leoparden,  bei  den 
Wagogo  kommen  ihm  nur  die  Zill   einen  angeschobenen,  später  auf- 
gefundenen Elefanten  zu.  Iteidru  Hakwiri  gebührt  die  Heute  allein  dem  Jäger. 

'»  So  bei  den  Oudong.i.  Msalala,  Wagngo,  Waganda.  Amuhliibi.  auch 
bei  den  llalir.fj-en  mit  ihrem  <turken  KöniiMum  und  bei  den  Marschail- 
iiiHul.ini  rn.  w<>  Männer  und  Weiber  überhaupt  alle*,  was  »ie  erwerben, 
•  lein  Häuptling  erwerben 
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Auf  dieser  (irundlnge  hat  sich  bei  den  Wasehambala  ein  feudales 
Erhlehusverhältnis  an  gewissen  Ackerparzcllen.  den  sogen.  Magisa, 
herausgebildet. 

Bei  gar  nicht  oder  doch  weniger  entwiekelter  herrschaft- 
licher Organisation  besteht  das  alte  germanische  (tesatuteigcntuiu 
de*  Dorfes  oder  Stammes  an  Land.  'Wiesen,  Wald  und  Wasser.1) 

Wo  noch  t"berfluss  des  hebauungsfähigen  Orund  und  Bodens 
vorhanden  ist.  nimmt  jeder  das  Terrain,  das  ihm  passt.  „Prior  tem- 
pore, potior  jure".  Er  gilt  als  Besitzer,  wenn  und  solange  er  das  Land 
behaut.  Wo  jedoch  die  Stumme  schon  wirkliche  Ackerbauern  ge- 
worden sind,  pflegt  der  Acker  nach  einem  gewissen  Zeitraum 
wieder  verteilt  und  abwechselnd  von  den  Dorfgenossen  besessen 
zu  werden.*) 

Das»  bei  so  einfachen  Verkehrsverhältnissen,  wo  die  Natur 
das  zum  Leiten  Notwendige,  die  Familie  selbst,  insbesondere 
Weib.  Kind  oder  Sklaven  die  erforderlichen  Arbeitskräfte  liefern 
und  noch  grosse  Bedürfnislosigkeit  herrscht,  das  Ohl igat  ionenreeht 
minder  ausgebildet  ist,  bedarf  keiner  eingehenden  Motivierung.  Ks 
ist  charakteristisch,  dass  die  Heieros  den  Kaufmann  für  einen  Be- 
trtlger erachten  sollen,  weil  er  verdienen  will.  Kcgelmäxsig  bilden  noch 
Vieh,  Werkzeuge,  Perlen.  Schmuck,  Oetreide.  Hausgerät,  Tabak, 
Bum.  tienever,  Muscheln  iKauri),'1)  Elfenbein  und  Weiber  die.  beliebten 
Zahlungsmittel:  erst  allinithlich  gewinnt  infolge  europäischer  Handels- 
beziehungen gerallnztes  (ield  seinen  Umlauf,  besonders  die  Rupie- 
und  PesastUckc  in  Ostafrika.  Man  könnte  also  eigentlich  im  Kechts- 
sinne  hier  nur  vou  Tausch-,  nicht  von  Kaufverträgen  sprechen, 
wenigstens  dort  nicht,  wo  die  vorerwähnten  Zahlungsmittel  nicht 
einen  bestimmten,  allgemein  anerkannten,  gleichen  Tauschwert  er- 
reicht haben,  wie  letzteres  z.  B.  bei  den  Wasehambala  der  Kall 
sein  soll. 


')  So  bei  den  Wapokomo,  llereros,  den  Namas.  wo  aber  derjenige, 
<ler  einen  Brunnen  geirralM'ii  hat.  da*  Kecbt  vorzaiMweiser  ItfciutzunL'  bat. 
dleirlurlii:  Hiad  die  Verhältnisse  bei  den  Nissan-ImMikinern.  wn  noch  die 
Netze  zum  Einfanden  der  Schweine  und  die  Kanoes  Jlorfei^eutiim  bilden. 

:(  So  die  Kakwiri,  die  Hörems  und  die  Batamr.i-Lentc. 

*>  Im  Kreide  Kita  haben  .MWO  Kauri  eile  n  Wert  von  .-(»«  :[  bin 
4  Franken:  dort  biblet  die  L'M«»r  Münzeinheit  der  Sklave.  In  IVurnla 
diad         Kaari  eine  Kupic  wert. 

JalirUnrli  der  iut<ru»t.  V.  i  HuSjjuii!;    «.  HJ.  [tt 
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I  m  die  Kaufverträge  bindend  zu  machen,  bedarf  es  vielfach, 
wie  auch  im  alten  römischen  and  deutschen  Recht,  gewisser  Funneii : 
eines  Händeschütteln*  bei  den  Waganda.1)  des  gemeinschaftlichen  Ge- 
nusses von  Speise  und  Trank  l>ei  den  Jtatanga-Ixojten.  des  weniger 
asthetis«  hen  Auf-dic-Erde-Speiens  bei  den  Msnlaln,  des  Blutschwurs  bei 
den  Bukwiri  .►der  der  au  die  Stipulation  und  die  im  moharuiuedaiiischeii 
J<oi-ht  so  wichtigen  Sarich-Erklilrungcn1)  erinnernden  \'i>i-l»al-<  Ibligutioii 
der  WaschumbaJu  mit  der  Krag«:  Stimmen  wir  Ubercin?  Formlose 
Verträge  scheinen  dort  frei  widerruf  lieh  zu  soin.1»  Wir  hören  aiu  b 
schon  von  einer  Anfechtung  der  Kontrakte  wegen  Betruges  hei  den 
Hanuka  und  Bupnku.  und  bei  den  Wasclmmbala  und  Msalala  von 
GcwahrUdstiingsansprilelieii  wegen  Mangel  beim  Viehkaut',  wenn 
diese  Fehler   innerhalb  kurzer  bestimmter  Frist  gerügt  siud. 

Nelken  den  Kaui-  und  Tausihvcrtrilgen  gibt  es  I.eih-.  Dienst-. 
Pfand-  und  Weide-Vei  t  rüge,  besonders  15  nrgsrhal'tcii  ,4i  die  aber, 
wie  I'o-t  hervorhebt,  in  Afrika  nicht  nur  zivilrecbtlicher  Natur  sind, 
sondern  tiberall  da  verlangt  und  gegeben  werden,  wo  man  Überhaupt 
einer  Sicherheit  bedarf  :"')  auch  Schenkungen  kommen  natürlich  vor. 
und  wie  der  verarmte  Schenket-  bei  uns  unter  gewissen  Bedingungen  d:i> 
(iescheuk  zurückfordern  kann,  ist  er  nach  dem  Gesetz  der  Butanga- 
Leute  befugt,  von  dem  reicher  gewordenen  Beschenkten  ebenfalls 
ein  Geschenk  zu  verlangen.  Von  Darlchncii  wird  bei  den  erörterten 
Stammen  nur  nusimhmwcise  berichtet.  So  sollen  bei  den  Msalala 
selten  Barlehiic  auf  Zinsen  vorkommen,  doch  betragen  die  Zilien 
meisl  den  Wert  der  geliehenen  Summe. "i 

M  l>er  gleiche  Brauch  wird  im*  von  den  Buinbara  in  den  Siuixandim:- 
St iui t.-n  berichtet. 

2I  O'r.  Kl!li;l>Kl<  Hs,  Cniversiiles  Oliligiitinnciireclit,  S.  9. 

J)  So  bei  ilen  OiicIimilm.  wo  iiiuii  überhaupt  keine  Formen  ftlr  den 
V'-rtrii^-^flilu-*  kennt:  doch  »»Heu  Schenkungen  Iiier  uiei»!  unwiderruflich 
!-  in  Bei  den  li:iiaiiL.':>-l.'  iit.  n  macht  auch  Zahlung  eines  Teiles  des  Kaul- 
prei»e»  den  \ erHair  unwiderruflich 

')  Bei  den  M»al.»la  sollen  keine  Bürgschaften  bestehen 

■•(  I'ost.  At'rikiini-ehe  Jim  i-oinidenz.  II.  S.  187.  (  fr.  hier  S.  >7.  li.-i 
den  Wii.x  lnimlialii  Imitat  der  Bürge  nicht  für  die  Verbindlichkeiten  de* 
Haupt»eliulcbe  rs.  •.«iidern  hat  den  letzteren  mir  zur  Zahlung  anzuhalten; 
bleibt  win  ISeiiiUheit  erf.dgl.w.  »o  i»f  er  frei.  l»ie  H<in>cli»fl  ist  also  hier 
nur  das  VeiKpreelien  der  Leistung  "ine*  Pritten. 

4I  Pugegrn  winl  uns  von  den  Diakitc  Saraknlesen  mitgeteilt,  da» 
sie  «Jet-  bereit  ,ind.  gegen  bebe  Zinse«  «11  birgcii. 
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Wo  die  Karawanen  da*  Land  durchziehen  und  ihm  Bedeutung 
fllr  Handel  und  Verkehr  erkennbar  gewurden  ist,  z.  B.  in  Psambara, 
pflegen  Sonderliestimmungen  zu  (Jungten  der  Trager  zu  bestehen.1) 

Dhsü  für  die  Schulden  au*  Obligationen  regelmässig  die  Familie 
oder  wenigstens  die  nächsten  Verwandten  mithalten,  erklart,  sich  aus 
der  geschlechterrechtlichen  Anschauung,  wonach  der  Einzelne  in  der 
Sippe  versehwindet  und  das  Vermögen  der  Familie  gehört. 

Ausser  den  durch  Vertrag  entstehenden  Ansprüchen  spielen 
die  ausserkontraktlichen  Forderungen  eine  nicht  unerheb- 
liche Rolle. 

Es  mag  hier  mit  wenigen  Worten  der  Ansprüche  au*  dem 
iiirhteheliehen  sexuellen  Verkehr  gedacht  werden.  Trotzdem  man  iu 
Afrika  im  allgemeinen  der  Defloration  gegenüber  sehr  tolerant  ist, 
Huden  wir  doch  schon  das  Prinzip  des  aut  duc  aut  dotii*)  bei  den 
Wasehambnla,  auch  muss  dort  der  Stuprator  dein  spateren  Ehemann 
zwei  weibliche  Ziegen,  dem  Vater  des  Mlidchens  einen  Ziegenbock 
nnd.  wenn  der  l'ingang  folgenreich  war.  der  Frau  selbst  einen  Ziegen- 
bock, den  sie  verspeist,  liefern.  Wird  der  Stuprator  in  flagranti 
betroffen,  hat  er  sogar  zwei  KD  he  und  einen  Bullen  zu  verabfolgen. 
Wer  bei  den  Ondongn  ein  noch  nicht  in  dem  Ohango,  der  oben  er- 
wähnten Laubhtlttenanlage  zur  Jungfernprobe,  gewesenes  Mildchen 
schwängert,  muss  die  Verwandten  der  letzteren  fllr  die  procuratio 
abortus  entschädigen.11)  Bei  den  Wagogo  muss  der  Schwangerer 
die  Frau  wahrend  der  Schwangerschaft  ernähren  und  ihr  schliesslich 
noch  ö  Ziegen  und  1  Kuh  zahlen  ')  Wenn  bei  den  Msalala  ein  in 
sogenannter  Kuyanzwa-Klie.   d.   Ii.  eigentlich   nur  im  Konkubinat 

')  Diemeltien  dürfen,  wenn  sie  Eingeborene  sind,  überall  von  den 
Feldern  nehmen,  w«snen  sie  zu  ihrem  Pnterhalt  bedürfen,  dafür  können  sie 
zwar  von  den  Besitzern  der  Felder  gezüchtigt,  doch  nicht  Tor  Gericht  ge- 
stellt werden. 

2)  Älmlich  auch  die  „dot  d'eouivaleme-,  welche  in  den  Sansamling- 
Staaten  bei  atuweroheliehem  Beischlaf  gezahlt  wird, 

a)  Bei  den  Wagogo  gehört  das  erwachsen»  Kind  dem  itns»erehcliclien 
Vater,  wenn  er  der  Mutter,  wie  oben  erwähnt,  eine  Kuh  und  ,r>  Ziegen 
gibt,  sonst  verbleibt  es  der  Mutter. 

*)  Bei  den  Amahluhi  in  Kapland  wird  fllr  Knlffllirung  und  Not- 
züchtigung einer  Jungfrau  ein  Preis  von  10<kh*eii  gezahlt,  der  sieb  auf 
2  ' Vilsen  vermindert.  Wenn  der  Stuprator  da«  Mädchen  heiratet.  Bei  den 
Wapokonio.  Herero  und  Anmblubi  «erden  auch  für  ih  n  Brach  der  Verlobung 
Bussen  gezahlt. 

;vj  * 
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lebender  Mann  das  betreffende  Weib  schwängert,  muss  er  den  Klteni 
der  Frau  eine  Entschädigung  zahlen.  Ellens«  besteht  bei  Ehe- 
bruch gemeiniglich  ein  Entschädigungsanspruch  des  Ehemannes,  und 
es  wird  mit  solchen  Ansprüchen  wohl  ein  schwunghafter  Handel  ge- 
trieben. Man  fasst  derartige  Vorkommnisse,  entsprechend  der  recht- 
lichen Würdigung  des  Weibes,  als  eine  Wertverminderung  des  Kauf- 
objekts auf.») 

Hei  unseren  Völkern  pflegen  übrigens  die  unehelichen  Kinder 
einer  unverheirateten  Frau  dem  Erzeuger,  diejenigen  einer  ver- 
heirateten Frau  dem  Ehemann  der  letzteren  zu  geboren,  wie  z.  B. 
bei  den  Waschambala  und  Batariga-Ivouten.  und  ist  ihre  Stellung 
derjenigen  der  ehelichen  ]>eszendenz  gleich,  denn  sie  besitzen  ja  die 
gleiche  Arbeitskraft,  und  darauf  kommt  es  dort  hauptsächlich  an. 
Wir  sind  hier  also  weit  entfernt  von  den  Gebrauchen  der  nördlichen 
afrikanischen  Völker,  wie  der  Beduinen  am  roten  Meer,  der  Kabylen. 
der  Marra  in  Ahessinicn,  der  Ben  Amern  in  Nubieu,  welche  unehe- 
liche Kinder  samt  ihrer  Mutter  oft  in  grausamster  Weise  umbringen.'-') 
Nur  von  den  Ondonga  wird  berichtet,  dass  die  Kinder  noch  nicht  im 
„Ohnngo-'  gewesener  Mitdchen  getötet  werden,  und  dass,  wenn  l>ei  den 
Waschambala  der  Ehemann  das  aussereheliche  Kind  seiner  Frau  nicht 
als  das  seine  nnnebmen  will,  dasselbe  gleichfalls  meist  getötet  wird. 


')  BW  den  Odonga  hat  der  Ehebrecher  1  Rind  un  den  Mann  zu 
zahlen,  bei  den  Wugogo  ö— ß  Zicjren ;  der  auf  frischer  Tat  Ertappte  zahlt 
l"  i  den  Waschambala  2  Kühe  und  1  Ballen  Erwähnt  mag  hier  werden, 
das»  auf  den  Marschallinseln  Ehebruch  mit  der  Frau  eines  Häuptling 
Todesstrafe  imeli  «ich  zieht  und  der  brlcidiirt«  Häuptling  oft  nicht  nur 
den  Täter,  sondern  dessen  stanze  Familie  umbringt,  während  Ehebruch 
unter  der  übrigen  Bevölkerung  daselbst  nicht  strafbar  sein  soll.  Begeht 
ein  Häuptling  selbst  mit  der  Frau  eines  anderen  Häuptling  Ehebruch, 
so  entsteht  Kricsr.  Ob  auch  der  Ehemann,  welcher  seine  Frau  hintergeht, 
ihr  eine  Busse  zahlen  muss,  säten  die  Berichterstatter  der  dieser  Arbeit 
zu  (irunde  sreletrten  Enquete  nicht  ausdrücklich.  In  dem  Werk  von  Clozu. 
und  \'n. i.ami  n:  Les  f'outuinc*  indigenc*  <lc  la  Cüte  d'Ivoirc,  wird  uu* 
8.  103.  l&l  von  den  Atfui  in  Baulc  und  ludenie  erzählt,  dass  die  ge- 
tiiuschte  Frau  eine  Kiitschädii.'Uiij.'  oder  ein  Geschenk  fonlern  kann,  wodurch 
der  Mann  in  ludenie  «ich  die  B»fuimis  dauernden  Verkehrs  mit  seiner 
Maitre-*e  erkauft. 

*)  Verirl  Post.  Ethmdosr.  Jnrispr.  11.  8.  18  .  .  Bei  deu  Araahlubi 
sollen  uneheliche  Kinder  kein  volles  Erbrecht  haben;  auch  auf  der,  Inseln 
NesM-Be  und  Mayotte  sind  unehelich«  Kinder  von  der  Erbfolge  ausgeschlossen. 
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da  der  aussereheliche  Erzeuger,  der  das  Kind  dann  behalten  muss 
es  keiner  seiner  Frauen  geben  darf. 

Bei  Beschädigungen  durch  Weidetier«  haftet  der  Hirt.1» 

Verjährung  scheint  nicht  bekannt  zu  sein. 

Auf  dem  Gebiet  des  Strafrechts  sieht  im  Vordergründe  die 
Blutl  ache,  ein  Institut,  welches  allen  Völkern  der  Knie  in  jener  Zeit 
gemeinsam  gewesen  zu  sein  scheint,  als  sie  in  streng  geschlechtcr- 
rechtlichor  Organisation  lebten,  und  bei  der  Schwach«  oder  dein 
gänzlichen  Mangel  einer  Uber  den  Geschlechtern  stehenden,  die 
Einzelnen  schauenden  Gewalt,  die  Erhaltung  der  Geschlechter  in 
ihrer  alten  Starke  zur  Sicherung  des  Individuums  wesentlich  war. 

Wir  finden  aber  hei  den  Völkern  der  deutschen  Schutzgebiete 
Afrikas,  entsprechend  ihrer  gesellschaftlichen  Verfassung,  die  Blut- 
lache schon  erheblich  gemildert.  Sie  ist  vereinzelt,  sogar  bereits 
ganz  verschwunden,  wie  bei  den  Wagogo.  sonst  alter  eng  verquickt 
mit  dem  Kompositions-System  und  einer  Art  öffentlichem  Häuptlings- 
straf  recht. 

Man  kann  wohl  behaupten,  das«  in  den  uns  lieschäftigcnden 
tiebieten  Tiituug  eines  Gesrhleehtsgctmssen  mit  wenigen  Aus- 
nahmen durch  Zahlung  eines  Blutpreises  sllhubnr  wird,  sei  es,  das> 
die  verletzte  Familie  in  jedem  Falle  diesen  Blut  preis  nehmen  und 
die  Bache  ruhen  lassen  uiuss,  oder  dass  sie  zur  Annahme  des  Blut- 
preises wenigstens  bei  der  Tötung  einer  Frau  gezwungen  ist.  wie 
bei  den  Ondonga,  sei  es,  dass  die  Familie  zwischen  der  Annahme 
des  Blutpreises  und  der  Vollziehung  der  Küche  wählen  darf,  wie  z.  B. 
bei  den  Wapokumo,  sei  es.  dass  die  Rache  nur  gegen  einen  Stumm- 
tremdeu  geht-)  oder,  wie  bei  den  Msalala.  eintritt,  wenn  die  Zahlung 
des  Blutpreises  verweigert  wird,  oder  dass  endlich,  wie  bei  den 
Waschambnla.  der  Häuptling  entscheidet,  ob  man  »ich  mit  dem  Blut- 
preis zu  l«?gntlgen  oder  der  Bache  Fortgang  zu  gehen  hat.  Objektiv 
geht  die  Blutrache  regelmässig  als  Gruppeiiraehe*)  nicht  nur  gegen 

')  -<o  bei  den  Waschambiila. 

»)  So  bei  den  Wawhntubula  und  Bakwiri.  auch  auf  Xoasi-Bc  und 
Mayotte. 

s)  Bei  den  Wasciiamhala  tr** 1 1 1  die  Blutrache  auch  fetten  das  Weib 
des  Schuldigen.  Sein*  Kinder  werden  als  Sklaven  furttfeführt.  Von 
den  Bewohnern  der  NUsan-lnseln  in  Ozeanien  wird  uns  berichtet,  das«  die 
Blutrache  geiren  die  Verwandten,  Dort-  upd  Bezirksv'encwwn,  einseliliesslicli 
Weiber  und  Kinder  des  Mörder»  geht  und  subjektiv  zu  ihr  die  Verwandten, 
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den  Schuldigen,  sondern  auch  gegen  Mitglieder  seiner  Familie  über- 
haupt, doch  sind  Weiber  und  Kinder  im  allgemeinen  weder  aktiv 
noch  passiv  au  dem  Hacheakt  beteiligt.  So  auch  bei  den  Wapokom»: 
hei  den  Ondonga  hat  die  Hlutrnche  einen  gewissen  Talionscharaktcr : 
es  gilt  das  Prinzip:  Mann  gegen  Mnnn.  Weib  gegen  Weib.  Kind 
gegen  Kind.  Für  den  Blutpreis  haften  regelmässig  die  Verwandten 
des  Täters  mit. 

Die  Hlutfehde  wird  wie  ein  r  wahrer  Oeschlechterkrieg"  durch 
einen  Friedensschluss  in  der  Volksversammlung  beendet.1)  mitunter  erst 
wenn  auf  beiden  Seiten  dieselbe  Zahl  von  Opfern  gefallen  ist,  die  tie- 
schlechter also  gleirhmüssig  geschwächt  sind.  z.  B.  liei  den  Batunga- 
1, eilten.  Die  uns  aus  den  ludiam-rgeschichteu  unserer  .lugend  so 
wohlvertraute  Friedenspfeife  Übt  dabei  auch  mitunter  in  Afrika,  z.  B. 
bei  den  Ondonga,  ihre  versöhnende  Mission, 

Auf  Verbrechen,  die  sich  gegen  die  liesaiutheit  richten,  wie 
Verrat.  Friedensbruch,  aber  auch  Zauberei  und  das  Afrika  eigenartige 
Delikt  des  Zurückhalten*  von  Hegen,  steht  Todesstrafe.2)  Wir  werden  in 
Kuropa  Uber  dieseii  Hexen-Aberglauben  milde  denken  müssen,  wenn 
wir  uns  erinnern,  dass  noch  am  21.  .lanunr  174*J  zu  Wllrzburg  die 
Siibprioriu  des  Klosters  zu  Unterzell.  Maria  Kenata,  nach  förmlichem 
l'rozcss  als  Hexe  enthauptet  wurde,  ja  im  Jahre  des  Heils  IHM 
Fischer  auf  der  Insel  Heia  eine  vermeintliche  Hexe  der  Wnssciprobe 
unterwarfen  und.  als  sie  nicht  untersinken  wollte,  gewaltsam  ct- 
triluktcii, 

Die  Wasi  hambala  unterscheiden  schon  schweren  und  einfachen 
Diebstahl  und  verstehen  unter  dem  eistet vn  besonders  Kinbrnchs- 
dielistahl.  Mitunter  wird  auch  Diebstahl  mit  dem  Tode  bestraft.  so 
fei  ner  schlechte  Behandlung  der  Eltern  durch  die  Kinder  im  wieder- 

die  Dort-  uud  die  Be»irk»gäuo*«eu  des  (ietüteteu  verpflichtet  sind.  Erst 
nachdem  der  eine  Teil  Kuohc  geübt  hui.  ziihlt  er  dem  anderen  zur  Bei- 
legung dur  Fehde  den  lilutprein,  dessen  Annahme  aber  abgelehnt  wenlen  kann. 

'I  Nicht  bei  den  WaHohambala.  dort  grussen  die  Parteien  nur 
einander. 

')  .So  bei  den  Wagogo.  Bei  den  Ondongn  sollen  VerTat.  F'riedeii*- 
l'nieli  und  l>i>'l>-t:tlil  überhaupt  nii-ht  bestraft,  nur  inuas  das  G estolilene 
zurückerstattet  werden.  Hei  den  \V.i*clmmb;ila  müssen  die  Häuptlinge  bei 
ihrem  Amtsantritt  v«  ispierlu-n.  Hegen  zu  muchen.  Die  Wascharohala 
«iitemelieideu  auch,  ob  die  Zauberei  gegen  einen  Feind,  oder  ob  sie  „au« 
Kotheif  geschah.    Im  ersteren  Kalle  ist  nie  »traflo*. 
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hüllen  Rückfalle  Itci  den  Bakwiri  oder  die  Notzucht  der  Frau  eines 
grossen  Häuptlings  hei  den  Msalala.  endlich  Abtreibung:  bei  den 
Ondonga.  l>io  Vorschrift  der  12  Tafeln,  welche  wir  auch  im  Fetah- 
Xegest l)  wiedei-tiiiden.  und  nach  welcher  der  Ertappte  für  nocturnus 
getötet  werden  konnte,  besteht  ebenfalls  bei  den  Wagng».  In  di  r  Art 
der-  Vollziehung  der  Todesstrafe  herrscht  eine  grosse  Mannigfaltigkeit. 
Wir  hiircn  von  Tütung  durch  das  Schwert,  durch  Ersticken.  Hinab- 
stürzen vom  Abhang,  wie  einst  in  Uoiii  vom  Tarpejischen  FkIk.  Sonst 
werden  alle  anderen  Straftaten,  unter  ihnen  Körperverletzung, 
Menschenraub.  Verkauf  in  die  Sklaverei,  Inzest,'5)  Abtreibung. :!(  Ehe- 
bruch und  Verliiumduiig.  mit  Bussen  gesühnt,  die  manchmal,  wie  in 
alten  germanischen  Gesetzbüchern  ganz  genau  nonniert.  nach  Alter, 
Stand  und  Geschlecht  des  Verletzten  verschieden  sind  und  aus  den 
oben  erwähnten  Zahlungsmitteln  der  betreffenden  Lander  bestehen.4) 

Bildet  die  Busse  auch  nach  aussen  hin  ein  Ganzes,  so  wird 
sie  doch  juristisch  aus  einzelnen  Festen  summiert.  Beispielsweise 
zahlt  bei  den  Wngogo  derjenige,  der  nus  einer  Herde  eine  Ziege 
stallt  und  im  Walde  verzehrte,  ■'■  Ziegen,  und  zwar  eine  für  das 
Messer,  mit  dem  er  das  Tier  tötete,  eine  ftlr  da-*  Feuer,  in  dem  er 
es  briet,  eine  Mir  die  Stocke,  mit  denen  er  das  Fleisch  zum  Braten 
befestigte,  eine  ftlr  die  grOncn  Blätter,  auf  die  ei  das  Fleisch  legte, 
und  eine  fflr  die  Ameisen,  die  das  Blut  tranken. 

Bei  den  Wasrhumbala  begegnen  wir  der  mit  der  sozialen 
Position  der  Frau  nicht  im  Einklang  befindlichen,  aber  vielleicht 
aus  ihrer  Eigenschaft  als  Wertsache  erklärlichen  und  aus  einzelnen 
deutschen  Volksrechtcn  bekannten  Erscheinung,  dass  die  Frau  ein 

')  Vergleiche  die  Abhandlung:  Die  ItalicniM'hc  Kolonialgcsetzirebun^ 
in  Erythraa,  von  Giantureo,  in  diesem  Jahrbuch.  S.  527, 

a)  Blutschande  wird  bei  den  Wasiliuiulinla  aiiht  bestraft. 

•)  Bei  den  Msalala  wird  diejeniire  Person,  welch«?  einer  weiblichen 
Person  die  Frucht  abtreibt,  mit  einer  Busse  beb-^l,  dujreirrn  erhalt  die 
letztere  mir  eine  littire. 

4)  l>er  Koran  enthält  auch  eine  genaue  Fi  stsetzunir  ih*  WcIii-ltc  hles. 
Bei  den  Ondonga  ist  der  Preis  für  das  Ausschlafen  der  Aua«'!!  ViloT  als 
der  Preis  für  Tiituntr.  weshalb  diejenige»,  welche  eiltet»  anderen  des  Ailgcn- 
liehls  beraube»,  ihn  sofort  zu  toten  pflegen  Bei  den  Waifogu  sind  die 
Bussen  mich  dem  Vermögen  d<>  Schuldigen  abgestuft.  Bei  den  Waseliatiibala 
zahlt  der  Verleumder  keine  Busse,  die  üflent  liehe  Anerkennung  seiner  Un- 
schuld raus»  dem  Verleumdeten  genügen 
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höheres  Wchrgcld  hat,  als  der  Man».1)  Bei  Nichtzahlung  der  Busse 
tritt  Sehuldsklaverei  ein.  •/.,  B.  hei  den  Wa_*chambaJn. 

Nach  der  streng  realistischen  Auffindung  unserer  Stätutue  wird 
mehrfach  mich  die  Tat  an  sich  liest raft,  ohne  Rucksicht  auf  ihre  Motive, 
ohne  i'ntersehied.  ob  sie  absichtlich  oder  zufällig  geschah,  ob  der 
Täter  Zurechnung)»-  oder  unzurechnungsfähig  war.-)  Selbst  Notwehr 
sehliesst  die  Strafe  nicht  aus;  indessen  bei  den  Wagogo,  Bakwiri. 
Wapokomo  und  Waschambala  differenziert  man  nach  der  gedachten 
Richtung  das  Urteil.  Auch  kommt  noch  eine  Bestrafung  von  Tiereu 
vor.  So  werden  bei  de«  MsaJala  Haustiere,  die  einen  Menschen 
töten,  wiedei-  getötet,  wie  uns  ein  gleiches  auch  von  den  Bewohnern 
der  Nissan-Inseln  im  Bismarck-Archipel  berichtet  wird. 

Für  das  Verfahren  gilt  als  oberster  Grundsatz  in  Afrika,  wie 
früher  allgemein  und  noch  heut  bei  uns  im  Zivilprozess:  Wo  kein 
Klüger,  da  kein  Richter.  Her  Prozess  ist  ein  Kampf  der  Parteien. 
Im  übrigen  lehnt  sich  das  Gerichtsverfahren,  worauf  Post  schon 
hingewiesen  hat,  an  die  soziale  Organisation  der  betreffenden  Völker 
an  und  von  dieser  hängt  daher  auch  die  Beteiligung  der  Häuptlinge 
an  der  Rechtspflege  ab. 

Bald  also  sind  die  Letzteren  allein  die  Richter,  wie  bei  den 
Msalala.  bald  präsidieren  sie  nur  den  Volks-  oder  Ältesten-Ver- 
sammlungen, in  denen  der  Prozess  sich  abspielt,  wie  bei  deu  Wagogo. 
oder  sie  haben  die  entscheidende  Stimme  im  urteilenden  Ministerrat, 
wie  bei  den  Ondonga.  Die  Verhandlung  selbst  wird  ganz  von  dem 
iii.Hleii.en  Prinzip  der  Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit  beherrscht. 
Beide  Teile  weiden  gehört  und  wird  sofort  der  Beweis  durch  Ver- 
nehmung der  Augenzeugen  erhoben,  die  allerdings  öfter  bestochen 
sein  sollen,  wie  die  Richter.  :|    l'nd  was  der  Nania  von  seinem  <ie- 

')  Da«  WehriMd  der  Frau  betrügt  bei  den  Waschambala  17  Rind  r. 
dasjenige  rlr»  Mmuic«  nur  Ii»  iiinder:  von  diesem  Blutpreis  der  Frau  be- 
k'iiiinit  der  Ehemann  aber  nur  eine  Kuh,  das  Ührige  geht  an  die  Ver- 
wandten der  Frau,  ileu  Häuptling  und  seine  Beamten. 

l)  Die  l>aUiiira-J,eute  eitstehen  nicht  einmal  den  Begriff  Zufall. 
Di«  Waschambala  ber(i«k«ichtigeu  zwar  die  l  nzureehnungsfahigkeit,  doch 
wird  ein  Wahnsinniger,  welcher  einen  anderen  getütet  bat,  wegen  (Jeinein- 
gefubrlichkeit  wieder  getötet,  sonst  wird  eine  aus  Zufall  begangene  Tötung 
bestraft,  aber  nicht  mit  dem  Tode.  Der  in  Notwehr  Handelnde  wird  dort 
nicht  bestraft.  Es  soll  hier  erwähnt  werden,  das«  auch  die  Marachall- 
insulaner  die  Tat  un  sieh  bestrafen. 

*)  Von  systematischem  Hichterkauf  wird  uns  bei  den  Wagogo  berichtet. 
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setz  sagt,  es  sei  krumm  wie  ein  Kudduhorn.  gilt  natürlich  auch  viel- 
fach für  die  BechtsUbung  der  anderen  afrikanischen  Völker.  Da- 
neben kennt  man  noch  als  Beweismittel*)  das  Gottesurteil,  den 
Beinigungseid*)  und  das  Geständnis,  zu  dessen  Herbeiführung,  be- 
sonders bei  dem  Delikt  der  Behexung,  die  Tortur,  z.  B.  I>ci  den 
Ondonga,  angewandt  wird.*)  Als  Ordal  ist  noch  bei  den  Bakwiri 
beliebt  die  Giftprohe,  der  sich  beide  Teile  unterwerfen,  und  bei  der 
nur  als  unschuldig  gilt,  wer  das  getrunkene  Gift  wieder  ausbricht. 
Eine  etwa*  abgeschwächte  Form  der  Giftprohe  wird  uns  von  den 
Batanga-Leuten  berichtet.  Dort  sagt  der  Angeschuldigte:  rgib  mir 
einen  Trunk"  und  dann:  „nicht  diesen,  sondern  einen  andern".  Daraul 
erklären  die  Leute:  „aha.  du  bist  schuldig-*.4) 

In  sehr  verderblicher  "Weise  mischen  sich  die  Fetisch-Priester 
in  die  .Strafrechtspflege.  Besonders  beim  Tode  eines  Häuptlinge*, 
der  nach  Vorstellung  jener  Stumme  niemals  auf  natürliche  Weise 
.stirbt,  bezichtigen  sie  ihnen  verhasste  Personen  des  Giftmorde  und 
werden  die  Beschuldigten  dann  getötet. %) 

Bei  den  Msalala  entscheiden  die  ZaiilHiw  auch,  ob  eine  Person 
der  Zauberei  schuldig  ist.   Andererseits  dienen  die  Zauberer  wohl  als 

')  Bei  den  Wawhainhala  wird  dem  uuf  frischer  Tat  Ertappten  ein 
Pfand  abgenommen,  da«  als  Beweismittel  vor  (ierirht  dient 

!)  So  hei  den  Waschnmbnla:  Wenn  der  Angeklagte  schwürt,  er  *ei 
es  nicht  gewesen,  *o  glaubt  da»  Volk,  das«  er  in  Krankheit  verfällt  lind 
dann  alles  gesteht,  wenn  er  früher  gelogen  hat. 

s)  Hei  den  Numus  werden  zur  Herbeiführung  eines  schnelleren  Ge- 
ständnisses dem  Angeschuldigten  ül'ter  f>  -10  Hiebe  vernetzt.  Bei  den 
Waachnuibala  w  ird  iler  dringend  verdächtige  Angeschuldigte,  wenn  er  nein 
Alibi  nicht  nachweisen  kann,  seine»  Hesitze»  beraubt  und  gebunden,  bis 
er  gesteht,  fall»  er  nicht  den  in  Anm,  2,  ol>en  erwähnten  Heinigiings. 
«id  leistet. 

*)  Es  mag  bemerkt  «erden,  das»  nach  den  Berichten  der  mehrfach 
erwähnten  Enquete  auch  bei  museliuünniselien  Stammen  in  Afrika,  .»o 
•£.  B.  den  Diakite-Sarakoloseu  im  Sudan,  fttr  Diebstahl  eine  Feuerprobe 
vorkommt,  bei  welcher  der  Ankläger  und  Angeklagte  die  Zunge  mit  einem 
heissen  Eisen  berühren.  Derjenige,  dessen  Zunge  dadurch  eine  Verletzung 
erleidet,  wird  der  l.tlgc  für  tiberfuhrt  erachtet.  Ferner  besteht  auf  den 
Inseln  Nossi-Bc  und  Mayotte  die  nur  hei  Königen  keine  Anwendung  tindende 
Probe  dea  „Tanguin",  den  beide  Teile  trinken  müssen.  Ein  Zauberer  be- 
reitet das  Getränk.  Der  Sieger  verlangt  HO  Piaster  Belohnung  dafür,  das» 
er  «ich  der  Probe  unterzog. 

")  So  wird  im»  von  den  BalaiiLM-Lcuten  mnl  den  Msululu  herichtet. 
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«•ine  Art  Kriminalpolizei,  welche  die  Diebstähle  aufspurt,  z.  B.  bei 
den  Wascluunbala. 

Ein  Kontumazialveilahren  haben  die  Oudonga:  Wenn  der 
Gegner  des  Klägers  auf  dessen  Aufforderung  nicht  vor  (iericht  er- 
scheint, wird  angenommen,  das*  er  sich  für  schuldig  erklärt. 

Der  Inst  anzenzug  geht  da.  wo  das  Land  in  Dörfer  und  Distrikte 
mit  Häuptlingen  und  einem  OberhUuptling  an  der  Spitze  zerfallt, 
von  dem  Dorf-Häuptling  an  den  Bezirks-Häuptling  und  von  diesem 
an  den  Herrscher  'i  Die  Häuptlinge,  verlangen  auch  die  meist  iu 
Vieh  bestehenden  Gerichtskosten  und  einen  Teil  der  Bussen  für  sich; 
einen  Teil  der  letzteren  beansprucht  die  Gericht  haltende  Ver- 
sammlung, welche  meist  diese  Kosten  und  Bussen  sogleich  verspeist. 
Bei  den  Waschnmbala  zieht  der  Häuptling  sogar  das  Vermögen  dc> 
auf  Grund  des  litcils  Getöteten  ein:  Weib  und  Kind  des  letzteren 
werden  seine  Sklaven,  doch  bleibt,  wenn  der  Mann  wegen  Mordes 
hingerichtet  ist,  seine  Frau  frei  und  werden  nur  seine  Kinder  Sklaven 
Berufsmässige  Fürsprecher  vor  (iericht  gibt  es  noch  nicht,  doch 
kann  man  sich  von  redegewandten  Genossen  und  Freunden  verteidigen 
hissen.  /..  B.  bei  den  Wnschambaln.  *)  Die  Vollziehung  der  Strafe 
wird  entweder  dem  Kläger  selbst  (Hierlassen,1 1  oder  es  werden  damit 
besondere  Beamte  betraut.')  Die  Zwangsvollstreckung  wegen 
Schulden  ist  manchmal  von  der  Gewährung  einer  Zahlungsfrist  ab- 
hängig"')   Auch  Huden  wir  die  Sitte,  dass  der  Häuptling  auf  Anrufen 

'l  Z  15.  den  Waschambala,  wo  der  Häuptling  von  Wug»  der  Oberst* 
i>r.  Bei  den  Herrn»  gilt  das  Recht  des  Starkem.  Ist  der  Geschädigte 
mächtig  genug,  nimmt  er  sich  selbst  «ein  Hecht,  sonst  bringt  er  die  Sache 
vor  einen  Höheren  und  so  fort.  Bei  den  .VUalala  üben  die  Porfhäupter 
nur  insosv.  ir  Justiz,  at>  sie  von  den  Häuptlingen  dazu  beauftragt  werden. 
Ein  eigenartiger  Itistau/eturug  wird  uns  auch  von  den  Piakitr-Sarakolesen  im 
Sudan  berichti't.  Muu  appelliert  in  inliiiilum  von  einem  Kadi  an  den  nuderen. 

-I  Ks  wird  uns  berichtet,  dass,  ah  die  Könige  der  Msalala  noch 
wirkliche  Macht  besasson.  es  eine  Klasse  von  Leuten  dort  gab.  die  aiit 
der  Rechisprieue  bev-uder»  vertraut  waren  und  deren  Würde  sich  vererbte. 
Heute  *oll  diese  Würde  nur  noch  dem  Namen  nach  bestehen. 

■I  so  bei  ib-n  lj.ilanga-l.eiiten. 

*'  Sil  wird  mit  Vollziehung  der  Todesstrafe  bei  den  Waschambala 
eine  lVr-oi;  besonders  1» .■auftragt,  bei  den  Msalala  lässt  der  Häuptling  Urteile 
durch  seinen  Sklaven,  den  .  r  gerade  mit  sich  fährt,  vollstrecken. 

•'•)  So  muss  i:i  l'^anibar.i  d-r  Ii  laubiger  einen  Monat  nach  der  Ver- 
urteilung warten.  bh  er  zur  Pfändung  schreiten  darf.  Bei  den  Bakwiri 
ntu*«  die  Volksversammlung  erst  die  Genehmigung  zur  Ptindung  geWn 


FELIX  Mkykr:  Bedeutung  dea  Rechtes  der  Eingeborenen  etc.  523 


des  Gläubigers  die  Schulden  seines  zahlungsunfähigen  Untertanen  oder 
die  Busse  desselben  begleichen  ruuss,  wofllr  der  Schuldner  dann  bei 
dem  Häuptling  nls  Sklave  die  Schuld  abzudienen  hat.')  Unter  dem 
stärker  ausgeprägten  Absolutismus  der  Wascbambaln-  und  Ondougn- 
Hiluptlingc  besteht  ein  A  syl  recht  fUr  flüchtige  Verbrecher  und  Sklaven 
bei  den  Häuptlingen,  was  allerdings  insofern  bei  den  Waschanibala 
eine  Beschränkung  findet,  als  der  Häuptling  den  zu  ihm  fliehenden 
Verbrecher  tftten  muss.  wenn  ein  nur  mit  dein  Tode  zu  sühnendes 
Delikt  vorliegt.  Da*  ganze  Volk  beteiligt  sich  oft  an  den  (ierichts 
Verhandlungen,1)  und  man  wettet  nicht  nur  Ober  den  Ausgang  des 
Rechtsstreits,  sondern  man  bezahlt  sogar  die  Wetten  ohne  Hinter- 
legung, was  in  Kuropa  nicht  immer  vorkommen  soll. 

Schon  dieser  flüchtige  Streifzug  in  einen  so  beschrlliiktcn  Kreis 
des  Kingcborenenrechtes  wird  gezeigt  haben,  dass  es  im  hohen  Mnl'se 
wünschenswert  ist.  wenn  Juristen  und  Ethnographen  gemeinschaftlich 
weiter  an  der  Auf  bellung  jener  Institutionen  arbeiten. :tl  Von  besouderor 
Wiehtigkeit  aber  scheint  es,  dass  diejenigen  Hcamtcii,  denen  die 
Verwaltung  der  Kolonien,  insbesondere  die  Rcchtsflcge  über  die  Kin- 
geborenen  anvertraut  ist.  sich,  schon  ehe  sie  ihre  verantwortliche 
Stellung  antreten,  soweit  als  möglich  Uber  die  Rechtsbrauchc  der 
Eingeborenen  unterrichten.  Wird  man  doch  auch  nicht  einen  Arzt 
hinausschicken.  der  nicht  schon  hier  das  Wesen  der  Tropenkrank- 
heiten studiert  hat.  Man  mllsste  nach  der  diesseitigen  Auffassung 
Lehranstalten,  die  sich  mit  der  Ausbildung  der  Kolonialbcamtcn 
befassen,  wie  etwa  in  Hei  lin  das  Seminar  der  orientalischen  Sprachen 
Kurse  (Iber  die  Eingoborencnrerhtc  angliedern.  Die  Kollegien  Uber 
vergleichende  Rechtswissenschaft  au  der  l'niversität  lassen  eine 
spezielle  Behandlung  gerade  der  die  Koloniallx  auiteu  interessierenden 
Kcehtsbriiuehe  der  Eingeborenen  in  den  Schutzgebieten  nirln  zu. 
Es  wird  aber  auch  Sache,  der  Regierung  sein,  nicht  nur  zur 
Förderung  der  W  issenschaft  daheim,  sondern  auch  im  wohlverstandenen 

'(  So  bei  den  Wusclininliula,  wo  um  grosaerer  Schulden  willen  nach 
dlo  nächsten  Verwandten  des  Scliuldncr»  gepfändet  werden  und  eventuell 
ifegen  Tagelohn  als  Sklavcu  die  Schuld  abarbeiten  milden. 

>)  Z  B.  bei  den  Wagogo,  den  Wauanda.  d«n  Wasehanibala.  dagegen 
nicht  bei  den  Ondonga  und  Amahlubi. 

3  Vcrgl.  Anwälte  und  Kolonien  von  Rnjimga.  Juristische  Wochen- 
schrift l'Mfi.  S.  »547. 
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Interesse  der  Kolonien  selbst  mit  starker  Hand  die  Sammlung  des 
Materials  zu  uuterstützeu.  .Schon  liegen  bemerkenswerte  Versuche 
anderer  Staaten  in  dieser  Hinsicht  vor.  so  die  britische  Sammlung 
des  Kaffernrechts  und  die  in  einem  stattlichen  Bande  vereinigten 
Arbeiten  der  von  Frankreich  durch  Dekret  vom  14.  Februar  1901 
für  die  ElfenbeinkU*tc  in»  I-eben  gerufenen  Kommission,  welcher  die 
Aufgabe  zn  teil  wurde,  .de  reunir  dt  de  eudifier  los  eoutumes  eu 
usago  devant  les  juridictions  indigeucs  de  la  Colonie1*.1)  Erwähnens- 
wert  ist  auch  die  Zusammenstellung  der  EingeborneurecJite  in  den  forst- 
lichen Bezirken  Javas,  wo  die  Niederländer  den  einheimischen  Regenten 
die  Jurisdiktion  nach  ihrem  Rechte  belassen  haben.  Diese  Uundaug- 
Ouudang  genannte  Zusammenfassung  geschah  unter  der  Leitung  der 
niederländischen  Beamten. 

Besteht  aber  erst  eine  vollständige  Sammlung  der  Rechts- 
brauche der  Eingeborenen  unserer  Schutzgebiete,  dann  wird  mau 
auch  dem  Uedanken  einer  Kodifikation  derselben  nilher  treten 
können.  Man  hat  wohl  ein  solches  Beginnen  unnötig  und  schädlich  ge- 
nannt, unnötig,  weil  ja  die  Eingeborenen  mit  dem  gegenwärtigen  Zustande 
der  Dinge  zufrieden  seien,  schädlich,  weil  mau  so  die  Aktionsfreiheit  des 
Mutterlandes  einenge,  es  vor  die  Alternative  stelle,  die  Empfindungen 
der  Eingeborenen  zu  verletzen  oder  durch  .die  Sanktionierung  bar- 
barischer (jowohnheiten  mit  den  eigenen  Anschauungen  in  Wider- 
spruch zu  treten.  -)  Indessen  mit  dem  Hinweis  auf  das  stille  Gluck 
der  Eingeborenen,  die,  weil  sie  nichts  Besseres  kenneu,  auch  nichts 
Besseres  erstreben,  könnte  man  in  billiger  Weise  jede  zivilisatorische 
Tätigkeit  abtun.  In  dem  Augenblick,  mit  welchem  die  Sehutzmacht 
in  die  Verhältnis««'  der  primitiven  Volker  eingritt",  übernahm  sie 
auch  die  «ittliche  Pflicht,  den  letzteren  die  Segnungen  der  Kultur 
so  weit  als  möglich  zu  schaden;  sie  muss  aber  auch,  wie  wir  üben 
sahen,  ziii-  Förderung  ihrer  eigenen  kolonialen  Ziele  auf  die  Ein- 
gcb..rcuen  erzieherisch  einwirken. 

Die  Kodifikation  ihrer  h'echt<gcwohnheitcn  bringt  den  Ein- 
geborenen erst  jene  Rechtssicherheit,  welche  sich  als  ein  mächtiger 

')  L««  Cmitiiuie«  mittlen«»  do  la  Cöte  d"Ivoiri>,  doruwent«  public» 
avec  un<!  Iiitrodiictini)  <  t  des  Nutes  pur  Clozel  et  Villamur,  Paris  1902. 

,J)  So  der  Herieht  der  it<iliciiieclicn  Eiiqueie-KommU#ion ,  die  im 
Jahre  1  SiU  zur  ErtorM-huiiir  der  rishl liehen  Vcrliällni-su  in  Erythräa  ein- 
geselzi  wiinb«.  V.TL'leiilie  ilio  Abhandlung  äbor  die  italienische  Kolonial- 
Lr':«etzL'"bung  in  Krythriia  \>n\  »invitwo  in  diesem  Jahrbuch,  !s.  527. 
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Faktor  ihrer  Fortentwickelung,  ihrer  Assimilation  an  das  Mutter- 
land erweisen  mos».  Man  ziehe  nur  in  Erwägung,  mit  welchen 
Schwierigkeiten  gerade  dort  europäische  Richter  kämpfen  müssen, 
um  zuverlässige  Auskunttspeisonen  zu  linden:  man  bedenke,  wie  leicht 
gerade  hier  hei  der  Kechtsforsehuug  für  einen  konkreten  Fall  Bös- 
willigkeit und  Missverständnis  unterlaufen  können  und  wie  so  oft 
die  mündliche  Überlieferung  Oberhaupt  sich  schwankend  und  un- 
sicher erweist. 

Ist  die  Sehutzmaeht  ernstlich  entschlossen,  die  Kingeborenen 
nach  ihrem  eigenen  Hechte  zu  beurteilen,  hat  sie  einmal  dieses 
richtige  Prinzip  angenommen,  so  ist  nicht  ersichtlich,  wie  sie 
durch  eine  Kodifikation  des  Eingeborenenrechts  mehr  als  bisher  in 
ihren  kolonialen  Bestrebungen  gehemmt  sein  sollte;  auch  eine  Kodi- 
fikation lllsst  Kaum  für  etwa  notwendig  werdende  .Spezialgesetze, 
und  es  ist  keine  (iefahr  vorhanden,  dass  etwa  das  Hecht  in  dieser 
geschriebenen  Form  zu  einer  leblosen  Masse  erstarren  machte.  Wir 
wissen  ja -sattsam,  dass  nuch  die  Gesetzbücher  der  Kulturvolker  nicht 
für  die  Ewigkeit  geschaffen  sind. 

Dabei  sollen  die  Schwierigkeiten  der  Herstellung  einer  ein- 
heitlichen Satzung  für  die  verschiedenen  Kolonien  schon  wegen  der 
mannigfaltigen  Schattierungen  der  Gewohnheiten,  die  oft  von  Dorf 
zu  I>orf  sich  lindern,  nicht  unterschätzt  werden.  Indessen  würden 
sich  doch  einheitliche  Grundprinzipien  wenigstens  für  die  einzelnen 
Schutzgebiete  unschwer  finden  lassen. 

Eine  Verkennung  der  erzieherischen  Bedeutung  des  Rechts  und 
der  zivilisatorischen  Mission  der  Schutzmacht  würde  es  aber  sein, 
wenn  die  letztere  nicht  bestrebt  wäre,  solchen  Bräuchen  entgegen- 
zutreten, die  einen  offenbar  kulturfeindlichen  Charakter  tragen,  wie 
■/..  B.  der  Blutrache,  der  Kindcrtütung,  der  Versklavung,  dem  Richter- 
kauf, dem  Ordnl.  dem  Einfluss  der  Zauberpriester  auf  die  Rechts- 
pflege und  grausamen  Strafarten.  Dergleichen  Institutionen  müssten 
von  der  Kodifikation  ausgeschaltet  werden. 

Damit  würden  auch  nicht  die  Verträge  in  Widerspruch  stehen, 
durch  welche,  wie  oben  ausgeführt,  Deutschland  den  sogen.  Kapitänen 
die  Erhaltung  ihrer  Gewohnheiten  gewährleistet  hat.  Denn  zur 
Wahrung  von  Einrichtungen,  die  mit  der  Existenzbedingung  unserer 
Kultur,  mit  den  Voraussetzungen  der  Kolonisation  unvereinbar 
sind,  wollte  und  konnte  offensichtlich  das  Reich  sich  nicht  verbindlich 
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machen.  Die  Eingeborenen  selbst  werden  die  Beseitigung  solcher 
Kechtsbrüuche  auch  im  Laufe  der  Zeit  weniger  schwer  empfinden, 
da  sie  durch  den  steten  Verkehr  mit  Europäern  in  ihren 
eigenen  Anschauungen  beeintiusst,  und  das  Kulturfeindliche  der  er- 
wähnten Institutionen  einzusehen  beginnen  werden.  Scliritte  nach 
dieser  Richtung  hin  hat  schon  jetzt  die  deutsche  KolouialgeseU- 
gebung  getan:  Dahin  zu  rechnen  ist  oben  erwähnt«  Verfügung  des 
Reichskanzlers  vom  27.  Februar  1896  mit  dem  Verbot  der  Verdarhts- 
straten  und  anderer,  als  der  in  den  deutschen  Prozessordnungcn  vor- 
gesehenen Massnahmen  zur  Herbeiführung  von  (.tesUlndnisseii.  fern« 
der  Erlass  des  Gouverneurs  von  Peutsch-Ostafrika  vom  30.  Dezember 
18»y  Uber  die  Pfaudhaftung  des  .Schuldners  mit  seiner  Person1» 
Gerade  in  der  Versöhnung  des  Eingeborenenrechts  mit  den  absoluten 
Forderungen  der  Kultur  liegt  die  Hauptaufgabe  des  künftigen 
Kolonial!  echts. 

')  ZlMMKKKAKK,  a.  a.  0.  Teil  5,  S.  Vi. 


Die  italienische  Kolonial-Gesetzgebung 
in  Erythräa.l> 

Von 

Dr.  Emanuele  Uianturco, 

.»ntoulUeiiem  r>ic>r*-H!i«r  der  K«  hte,  früherem  Ki.ulxrt.  ltalleul«rlien  Justiz-  uml 
KultuaDiluloter,  Wirklichem  Mi«ll«d  .1er  SodeU  Keale  in  Neapel. 

('hersetzt  von  Dr.  F.  Meyer  (Berlin)  und  Dr.  T.  Saeebl-LodlBpoto  (Neapel). 

K«  gibt  kein  Forum,  vor  d<;m  man  besser  die  KnloniaMiesetz- 
gehnng  in  Krythiiüi  belmndeln  könnte,  als  Deutschland,  weil  von 
dort  die  eifrigsten  Krforsrhcr  diese*  Teiles  des  schwarzen  Afrikas 
ausgingen  und  weil  die  Herzen  der  Deutschen  und  Italiener  gemein- 
schaftlich in  jenen  schweren  Augenblicken  des  afrikanischen 
( 'uglllcks  iHjchten.  Aber  ein  noch  allgemeinerer  Uruud  macht  mich 
froh,  mein  Thema  heut  vor  Deutschen  entwickeln  zu  dürfen,  nämlich 
der  ticdaiike  au  die  hohe,  und  ich  möchte  sagen,  universale  Aufgabe, 
die  unsere  Vereinigung  sich  gestellt  und  beharrlich  verfolgt  hat. 
Ihr  ist  es  gelungen,  in  einem  leuchtenden  Mittelpunkt  nlle  die  viel- 
fachen Sterne  zu  sammeln,  welche  die  juristische  Wissenschaft  der 
Well  erhellen.  Die  katholische  Theologie  hat  Beziehungen  zwischen 
allen  «Jlüubigeu.  dm  Begriff  einer  tJcmeiiischafl  derselben  geschaffen, 
welche  wiederum  einer  Wcmeinsehaft  der  Heiligen  eutspi icht.  Die 
moderne  Wissenschaft  zieht  jetzt  ihre  Hcslrehiingcn  aus  einer  uni- 
versellcn  (jemeinsehaft  der  Heister,  die  sich  in  der  Arbeit  und  der 

'>  Die  nachstehende  Abhandlung  sollte  im  Oktober  UNtl  ah  Vortrat» 
von  dein  Horm  Verfasser  in  der  Vereinigunur  zu  llerlin  L'eliiilteii  werden. 
Kfickiiicliten  auf  seine  Tätigkeit  ;<U  Mitglied  der  italienischen  Kammer 
uotiL'ten  den  Herrn  Autor,  seine  Heise  nach  llerlin  schon  in  die  erste 
Hälfte  di  »  September»  zu  verleben,  wahrend  der  Ferienzeit  der  Vureinigiiinr. 
AVir  mußten  uua  daher  darauf  beschranken,  den  Vorlrair  in  iredruekter 
Form  an  dieser  Stelle  den  Mitgliedern  der  Vereinigung  zu  unterbreiten. 

Her  Vorstand. 
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Förderung  des  Fortschritts  von  Wissenschaft  und  Humanität  ver- 
brüdert haben. 

Ks  wird  nicht  der  geringste  Ruhmestitel  des  H>.  Jahrhunderts 
sein,  dass  es  eine  Vereinigung  von  dem  internationalen  Charakter 
der  unseligen  möglich  gemacht  hat,  wahrend  .sich  noch  im  voran- 
gegangenen Jahrhundert  die  persönlichen  Beziehungen  zwischen  den 
Jungem  der  Wissenschaft  selten  und  schwierig  gestalteten. 

Neue  Wege  haben  sich  nun  dem  freien  und  heilsamen  Strom 
der  all/remeinen  Zivilisation  eröffnet,  und  den  hervorragenden  Ver- 
tretern der  deutsehen  Kultur  gebührt  da*  Verdienst,  in  dem  grnsstcii 
Zentrum  des  geistigen  Lehens  von  Deutsehland  jenen  genialen  Konvent 
der  (ielehrteti  der  zivilisierten  Welt  ins  Lehen  gerufen  zu  haben. 

Von  der  Kolonie  Erythräa  kann  man  heute  mit  völlig  ruhigem 
l'rteil  sprechen.  Seit  einigen  Jahren  herrscht  absoluter  Friede  in 
der  Kolonie,  dank  jener  Politik  der  Snmmlung,  au  der  ich  im  Jahre 
IHM  die  Ehre  hatte  teil  zu  nehmen,  als  der  Marquis  :>t  Kimm 
Ministerpräsident  war.  IMc  schwierige  (irenzfragc  ist  erledigt,  das 
Militftrrcgiment  ist  durch  ein  Zivilgouvcrnemout  ersetzt  und  dieses 
letztere  ruht  in  den  Künden  eines  geistvollen  und  sehr  vorsichtigen 
Mannes.  Maktini.  Man  wlirde  sich  tauschen,  wenn  man  annehmen 
wollte,  für  Erythräa  sei  jener  Zustand  beendet,  den  die  Engländer 
zutreffend  die  .preparation".  die  Franzosen  die  „mise  en  valcur" 
einer  Kolonie  nennen.  I>ie  Kindheit  einer  Kolonie  wilhrt  immer 
und  llberall  sehr  lang,  besonders  in  den  Kolonien  mit  Völkerschaften, 
welche  schon  eiue  Ucsehichte  hinter  sich  und  die  erste  einfache 
Periode  der  Kntwickelung,  den  Zustand  der  Hirten.  Überwunden 
haben,  l'uter  diesen  Verhältnissen  arbeiten  die  der  Kolonisation 
widerstreitenden  Kräfte  lebhafter  und  länger,  besonders  in  den  fOr 
die  Bevölkerung  ltostimmtcn,  den  sogenannten  ..I'opulations-Kolonien"- 
wie  Erythräa  eine  solche  fflr  Italien  sein  sollte,  Zu  erforschen,  wann 
die  Kolonien  herangewachsen  sind,  ist  eine  von  Fall  zu  Fall  zu  lösende 
politische  und  wirtschaftliche  Aufgalte.  Ein  bestimmtes  Zeichen, 
aus  welchem  man  auf  die  Vollendung  der  Übergangsperiode  einer 
Kolonie  schliefen  kann,  bilden  die  Ausgaben  der  Kolonie  fUr  das 
Mutterland.  I>ie  mIioii  herangewachsenen  Kolonien  kosten  verhältnis- 
mässig wenig;  man  braucht  nur  einen  Blick  auf  die  englische 
Bilanz  vor  dem  unglückseligen  südafrikanischen  Krieg  zu  werfen, 
«'bw.dil  dii'  Bilanz,  von  Erythräa  infolge  Alischatfung  des  Militär- 


Digitized  by 


Kmamku;  OiANTüKo.:  Hie  italieoisrhe  Kolonial-Gesetzgebung  etc.  529 


regimeuts  und  einiger  wirtschaftlicher  Ersparnisse  verringert  worden 
ist,  erreicht  sie  doch  die  fllr  die  italienischen  Finanzen  nicht  geriu»«! 
und  doch  nicht  Ober  die  notwendigsten  Bedürfnisse  der  Kolonie 
hinausgehende  Summe  von  ungefähr  7  Millionen.  Die  Erfahrung 
hat  gelehrt.  dass  die  Kolonisation  nicht  nur  eine  lange,  geduldige, 
sondern  eine  kostbare  Arbeit  immer  dann  erfordert,  wenn  es  sich 
nicht  um  Minder  mit  dem  Monopol  einiger  reicher  Naturprodukte 
handelt,  und  dass  zu  Ländern  mit  solchen  Schützen  ErvthrUa  zu 
rechnen  sei,  ist  noch  nicht  erwiesen.  Indessen  nicht  nur  aus  den 
Ausgaben  vermag  man  die  Vorliereitungszeit  einer  Kolonie  zu  er- 
kennen ;  das  Vorhandensein  der  gedachten  Periode  erhellt  auch  klar  aus 
den  dem  Gouverneur  zu  tlbert ragenden  ausserordentlichen  Befugnissen 
der  Politik  und  der  Verwaltung.  Derselbe  kann  in  Erythrita  den  Kriegs- 
zustand erklären,  ausserordentliche  Kriegsgerichte  einsetzen,  aus- 
giebigen Gebrauch  von  dem  Hechte  der  Ausweisung  aus  der  Kolonie 
gegenüber  den  Fremden  und  italienischen  Bürgern  machen.  Hieran 
sehlicssen  sich  die  Anordnungen  zur  Beschränkung  der  Einwanderung, 
welche  in  einem  offenbaren  Widerspruch  mit  eiuer  bereits  vor- 
bereiteten und  zur  Aufnahme  von  Einwanderern  fertigen  Kolonie 
stehen  würden.  Dieser  Lage  der  Dinge  entsprechen  die  Vorschriften 
betreffs  der  Aufsicht  Ober  periodische  Druckschriften,  welche  in  der 
Kolonie  der  Kautionsstellung  und  ziemlich  harten  Kcprcssivmafsregeln 
unterworfen  sind,  wie  derrnterdrückungdes  Erscheinens  bei  Beleidigung 
der  mutterländischen  Kcgierung  oder  bei  Beschimpfung  der  Religion 
der  Eingeborenen.  Mau  muss  also  die  gegenwärtige  Ordnung,  auch 
soweit  sie  sich  auf  die  drei  Materien,  welche  ich  kurz  hier  erörtern 
möchte,  bezieht.  n.'Unlieh  die  Kolonial-Gesetzgcbung.  die  Einrichtung 
der  Gerichte,  die  Behandlung  des  Grundeigentums,  als  Vorbereitung 
der  Kolonie  betrachten.  Welches  ist  nun  die  gegenwärtig  geltende 
Gesetzgebung  in  ErythräaV 

Dil-  französische  Jurisprudenz  stellt  für  die  Kolonial-» icsetz- 
gehung  folgende  Prinzipien  auf: 

1.  Damit  ein  Gesetz  des  Mutterlandes  in  den  Kolonien  anwendbar 
ist.  rauss  eine  he-ondere.  sein  Anwendungsgebiet  erweiternde 
Bestimmung  ergehen. 

2.  Ausserdem  bedart  es  einer  besonderen  Verktlnduiig  des  Ge- 
setze«, in  der  Kolonie,  doch  ist  dazu  nicht  unbedingt  die  vollständige 
Publikation  de*  Gesetzestextes  notwendig,  es  genügt  vielmehr 
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die  vollständige  Verkllndung  dessellien  ira  Mutterland«;  ja. 
es  ist  sogar  behauptet,  dnss  die  Tatsache  der  Anwendung 
des  Gesetzes  einen  genügenden  Beweis  für  seine  Publikatiou 
erbringe 

Man  hat  in  Italien  wie  auch  in  IVankrrirli  darüber  gestritten, 
ob  nicht  die  sogenannten  Grundgesetze  des  Mutterlandes  ipso  jure 
in  den  Kolonien  Anwendung  Anden. 

Der  Appellhof  zu  Ancona  ninitut  in  der  Tat  in  der  Ent- 
scheidung vom  1H.  Juli  llHXt  an.  das«  die  Gesetzbücher  Italiens  auch 
(dme  Verktlnduug  in  den  Kolonien  Geltung  hiltten.  aber  nur  soweit 
als  möglich.  besonders  mit  Hi-zug  auf  die  Kingeborenen.  von  denen 
man  nicht  eine  genaue  Kenntnis  der  Gesetze  verlangen  köunte.  Der 
Kassatioiishof  in  Horn  hob  durch  l'iteil  vom  21.  Dezember  1901 
die  Entscheidung  des  Appcllgerichts  vnn  Aucoiin  auf  und  behauptete, 
dass  die  nicht  durch  Spezialgesetze  abgeänderten  Stnatsgesctzc  i|<s" 
jure  in  der  Kolonie  wirksam  seien,  so  dass  mau  nicht  ein  besondere* 
Gesetz  zu  suchen  habe,  vielmehr  mangels  anderer  Bestimmungen 
auf  die  Gesetzbücher  des  Mutterlandes  zurückgegangen  werden  nitlsse 

Bedeutend  besser  begründet  ist  eine  Kntsilieidung  der  vierten 
Session  des  Staatsrates  vom  :M>.  Mai  11H12  in  Sachen  BkI.I.I  und 
Giovanni.  Verlasser  in  Kw  i  r.v  Hort  heisst  es:  _|)ie  allgemein  an- 
genommenen Prinzipiell  des  Kolonialrechts  gestatten  nicht,  die  Ge- 
setze des  Mutterlandes,  seien  es  auch  organische  Gesetze  öffentlicher 
Ordnung,  schon  um  deswillen,  weil  sie  tiesetze  des  Mutterlands 
sind,  auch  auf  die  Kolonie  auszudehnen  Wenn  man  nicht  atil 
Grunde  der  Politik,  die  eine  solche  einfache  Ausdehnung  von  Rechts- 
wegen unangebracht  erscheinen  lassen.  Htlcksicht  nehmen  will,  so 
stehen  ihr  doch  sicherlich  vielfache  Erwägungen  tcrhniscljcr  und 
juridischer  Art  entgegen.  Die  Anwendung  des  Gesetzes  ist  nicht 
eine  abstrakte  Behauptung,  sondern  eine  konkrete  Tatsache:  sie  setzt, 
wenn  wir  nur  auf  dem  ] loden  des  öffentlichen  Rechts  bleiben,  voraus 
und  erheischt  dir'  Hinrichtung  einer  öffentlichen  Verwaltung  liehuf* 
llestiinmiing  der  Anwendung  des  Gesetzes,  das  Vorhandensein  von 
Organen,  die  es  anwenden  sollen,  die  Möglichkeit  eines  Verhält- 
nisses, einer  Handlung  oder  einer  Tatsache,  auf  welche  man  es  an- 
wenden soll.  Diese  Kleinem«  nun  können  ganz  «der  teilweise, 
besonders  in  jungen,  noch  im  Zustund  der  Bildung  liegritTciieii 
Kolonien  fehlen  und  daher  kann  das  Gesetz  des  Mutterlandes  dort 
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nicht  nur  der  Hedingung  seiner  Anwendbarkeit  entehren,  sondern 
es  kann  sich  auch,  was  mich  schlimmer  ist,  im  Zwiespalt  oder  itn 
Gegensatz  mit  den  Erfordernissen  der  Kultivierung  und  der  Ent- 
wiekeluug  der  Kolonie,  mit  der  Tätigkeit  der  R  egieruug  des  Mutter- 
landes sellist  lielinden.  I>ie  Frage  also,  ob  die  öffentlichen  organischen 
Gesetze  eines  Staates  ohne  weitere  Anordnung  der  gesetzlichen 
Gewillt  in  den  Kolonion  Kraft  haben,  ist  im  allgemeinen  und  tech- 
nischen Sinne  nur  negativ  zu  beantworten.  Die  Gesetzgebung  des 
Königreichs  Italien  kann  daher  in  Eiythriia  nur  insoweit  gelten, 
als  die  Gesetzgebung  daselbst  es  bestimmt,  oder  als  integrierendes 
und  ergänzendes  Element,  oder  aus  Gründen  der  Analogie,  oder 
wenn  anders  die  eigenen  Gesetze  ErythrOa*  nicht  vollzogen 
oder  vollstreckt  werden  können.  Es  bildet  daher  stets  eine  von 
Fall  zu  Füll  auf  tirund  der  positiven  Bestimmungen  zu  entscheidende 
Frage,  ob  ein  öüentlich-  oder,  mau  kanu  auch  hinzufügen,  privat- 
rechtliches  Gesetz  in  der  Kolonie  auf  dort  geschehene  Handlungen 
und  TallKstämle  Anwendung  linden  kann". 

Der  offenbare  Widerspruch  zwischen  der  Entscheidung  des 
Ku>saiioushofes  und  des  Staatsrats  entsprang  aus  der  rnbestiinmthcit. 
welche  tlie  Schritte  der  Kegierung  des  Mutterlandes  in  den  ersten 
Jahren  der  italienischen  Okkupation  kennzeichneten.  Tatsächlich 
wurde  in  einem  Kcglemout  des  Generalstafltsanwnlts  Ct:i.u  vom 
7.  August  lK8f>.  des-sen  Gültigkeit  weder  durch  Königliche  noch 
durch  Ministerielle  Verordnung  jemals  festgestellt  ist.  das  aber  trotz- 
dem viele'.lahre  hindurch  von  den  Uirhtern  in  Jlassauah  angewendet 
wurde,  folgendes  bestimmt: 

.Artikel  7t>.  Die  Gesetze  des  Staates  sollen  überall  be- 
obachtet werden,  wo  nicht  durch  Vertrage.  Gewohnheiten  und  die 
gegenwärtigen  Vorschriften  etwas  Anderes  bestimmt  ist." 

Sofort  gewahrte  Gitisri  den  grossen  politischen  Fehler  und  die 
ungesetzliche  Ordnung  der  Verhältnisse  in  dem  Reglement  Ckllis. 
Er  brachte  iti  der  Sitzung  der  Kammer  vom  1'.*.  Februar  lH'.U)  einen 
Gesetzentwurf  ein.  der  unter  andern  nachstehende  Vorschriften  enthielt : 

„ Artikel  1.  Die  Kegierung  des  Königs  ist  ermächtigt,  in 
Erythrnn  die  tiesetze  des  Königreichs  zu  verkünden  mit  den  von 
ihr  den  örtlichen  Verhältnissen  angemessen  erachteten  Abiiudernngen. 

Artikel  2.  Hei  der  Ausübung  der  im  vorigen  Artikel  ver- 
liehenen  Hefuguis  hat  die  Exekutivgewalt   den  Glauben   und  die 
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Religionsgebriluche  der  Eingeborenen  zu  achten.  Durch  das  geltende 
Gewohnheitsrecht  werden  ausserdem  da.«  l'erxonalstatut  der  Ein- 
geborenen, ihre  Familien-  und  Khoverhilltnisse.  sowie  ihre  privat- 
rechtlichen  Beziehungen  insoweit  geregelt,  als  dieses  Recht  nicht 
der  allgemeinen  Moral  oder  der  öffentlichen  Ordnung  widerspricht 
und  nicht  durch  Spezialbestiinmungen  abgeändert  ist. 

Artikel  8.  In  der  durch  den  vorigen  Artikel  geregelten 
Materie  sollen  die  Entscheidungen  bei  Streitigkeiten  unter  Moham- 
medanern, soweit  nicht  andere  Italiener  oder  Fremde  daran  beteiligt 
oder  direkt  interessiert  sind,  von  einem  im  musclmHnnischeu  Reiht 
bewanderten,  vom  Zivil-  und  Militltrgouvenieur  ernannten  Richter 
(Kadi)  gefüllt  werden.  Per  Kadi  spricht  Hecht  im  Namen  des 
Koiiig«  von  Italien. - 

l)as  Abgeordnetenhaus  nahm  den  vorgeschlagenen  Gesetzestext 
nicht  vollständig  an,  da  der  Krlass  von  abstrakten  und  generellen 
l'rin/ipien  mit  Hecht  wenig  der  juristischen  Technik  zu  entsprechen 
schien.  Aber  sie  adoptierte  die  Hauptgrumlsatze.  so  dass  man  sagen 
kann,  mit  dem  Gesetz  vom  I.  Juli  1H1M)  wurde  die  französische 
Tendenz  verlassen,  nach  welcher  die  Kolonial-Gesetzgebung.  soweit 
es  irgend  angiingig  ist.  der  Gesetzgebung  des  Mutterlandes  zu 
folgen  hat,  und  es  wurde  statt  dessen  der  von  den  alten  Römern 
ererbte,  von  den  Engländern  eifersüchtig  bewahrte  Brauch  aeeeptiert. 
soviel  als  möglich  die  lokalen  Gesetze  zu  bewahren.  Dieselbe  An- 
sicht teilte  die  Königliche  Untersuchungskommission,  welche  im 
folgenden  Jahre  Ober  die  Lage  der  Kolonie  berichtete;  es  dtlnkt  uns 
zweckmässig,  den  Text  jener  sehr  wichtigen  legislativen  Urkunde 
«her  die  in  Ervthrita  geltenden  Gesetze  aufzuführen. 

Ftlr  die  Eingeborenen  sind  folgende  drei  Rechte  in  Kraft: 
I   das  sunnitische,  islamitische  Recht  in  sciriei  ganzen  Ausdehnung 

fllr  die  Mohammedaner  in  Massaiiah  und  Umgegend; 
2.  das    vorerwähnte  Recht    in  Verbindung   mit  demjenigen  von 

Mogaresch  und  den  flberlieferten  und  ererbten  Gewohnheiten 

äthiopischen,   bilenUchen  und   gemischten   Ursprungs  t'flr  die 

Übrige  mohammedanische  Bevölkerung: 
:t.  der  Fetnh-Xege-t  (Gesetzbuch  der  Könige)  und  die  durch  die 

aboMiiist -hen  ( 'bristen  überlieferten  Gewohnheiten. 
Die  orthodoxen  (Quellen  de*  inohamnu  ilnnix  hen  Rechts  sind  in 
nachstehender  Reihenfolge: 
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1.  der  Koran; 

2.  die  Sünna  iMler  dio  Sammlung  orthodoxer  Überlieferungen; 

a.  die  Fetvah  oder  Entscheidungen  des  Slieik-1'l-Islain  und  der 
angesehensten  Mufti: 

4.  die  allgemeinen  und  behinderen  Abhandlungen  der  Doktoren 
des  Rechts,  unter  welchen  .sich  die  Hegrunder  der  4  hauptsäch- 
lichsten sunnitischen  Richtungen  befinden,  von  denen  allein  in 
der  Kolonie  der  hanefitische  Kitus  vertreten  ist: 

5.  der  Kanon,  dns  ist  die  Sammlung  der  Gesetze  und  Dekrete  der 
ein/elneu  weltlichen  Herrscher. 

Hei  den  Eingeborenen  vuii  Massnuah  und  Umgegend  besteht 
Tast  keine  Spur  ihrer  alten  nationalen  Gesetzgebung  mehr.  Nicht 
sij  bei  den  Hnbab.  Takue.  Mensa.  Marita.  Hegink.  Algeden,  Sabderat. 
Heni-Ainereu.  den.  Hogos.  die  erst  seit  kurzer  Zeit  zum  Islam  be- 
kehrt sind:  Iiier  besteht  die  Herrschaft  des  mohammedanischen  Rechts 
mehr  dem  Namen  als  der  Wirklichkeit  nach  und  ihre  Rechtsver- 
hältnisse werden  fast  ausschliesslich  durch  ihn-  sehr  alteu,  in  ihren 
Gruudzflgvn  beinahe  identischen  Gewohnheiten  geregelt,  voll  denen 
das  Mogaresch-Keeht,  ein  ungeschriebenes  Gesetzbuch  der  Hogo.s,  ein 
Heis|»iel  und  den  vollkommensten  uud  bekanntesten  Typus  bildet 
J>ie  Institutionen  dieser  Völker  sind  aristokratisch  und  patriarchalisch 
Die  Familie  Obt  das  Recht  (Iber  Tod  und  Leben  ihrer  Mitglieder 
ans:  die  Kliitrarhe  ist  eine  Pflicht  für  die  Verwandten  des  Getöteten, 
aber  sie  kann  durch  Geldliusse  abgelöst  werden.  Die  Adligen 
(Sniagilli)  stammen  von  den  Kroherern.  das  Volk  (Tigre)  von  den 
Besiegten  und  mtlsM'tt  sieh  die  dazugehörigen  Personen  nnter  den 
ersteren  einen  Hesehutzcr  -in  In  n.  Der  Tigre  hat  Leistungen  und 
Geschenke  zu  liefern,  aber  der  Adlig»»  mtiss  ihm  dafür  einen  sein 
rillt/liehen  Schutz  zu  teil  werden  lassen.  Die  Sklaverei  besteht  in 
der  Theorie  infolge  von  Eroberung.  Kauf.  Zahlungsunfähigkeit  und 
Strafe.  Aber  sie  ist  selten  praktisch  und  sehr  milde,  wie  im  ganzen 
Islam.  Der  Ehemann  kann  die  Gattin  Verstössen,  die  Frau  hat 
keine  Privatrechte,  keine  strufrerhtlichc  Verantwortlichkeit;  alter 
sie  kann  auch  frei  werden,  indem  sie  dreimal  aus  dein  Hause  flieht. 

Die  Polygamie  ist  zugelassen,  aber  wenig  in  f'bting.    Es  be- 
steht nicht  das  Kecbt,  zu  testieren. 

Der  Fetali-Negesi   ist  kein  Produkt  abessitiischcr  Intelligenz, 
auch  kein  natürliches  Erzeugnis  nationalen  juristischen  Rewiisstseinv 
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sondern  aus  Alexandrien  im  Iii.  Jahrhundert  eingeführt  worden, 
her  erste  Teil  mit  22  Kapiteln  enthült  «las  kanonische  Kecht.  der 
Teil  mit  2d  das  Mlrperliche  Kecht  und  bildet  eine  Mischnnp  des 
Christentums  mit  dem  römischen  Kecht  und  verschiedenen  orien- 
talischen, insbesondere  kophtischen  und  nestoriaiiischen  Überliefe- 
rungen: er  ist  alles  in  allem,  wenn  auch  unvollkommen,  so  doch 
eine  weit  den  wahren  sozialen  Zustund  und  die  Zivilisation  der 
Abessinicr  UlM-nagende  Kompilation,  welche  mehr  dem  Namen  nach 
oder  wenigstens  mehr  mit  dem  Ohr  als  nach  (feist  und  Buchstaben 
angewandt  wird.  In  paus?  Abessinien  hetinden  sich  davon  nur  wetiipe 
Abschriften  und  man  schlilpt  darin  nur  hei  den  schwierigsten, 
wichtigsten  und  kompliziertesten  Fullen  nach  Wirklich  in  An- 
wendung sind  die  alten  (iebriluehe  und  nationalen  Überlieferungen, 
welche  schon  vor  dein  Fctah-Xepest  und  teilweise  schon  vor  dem 
Christentum  bestanden  und  dann  /.unilchst  von  dem  Christentum, 
später  von  dem  Fctah-Ncgcst  mehr  veiiindert  als  peschatieu  wurden. 

l>ie  Königliche  rntcrsuchimgskoinmission  erkllirte  sich  daher 
nicht  nur  pepen  die  Ausdehnung  der  italienischen  Gesetze,  sondern 
auch  pepen  die  vorpeschlapene  Kodifikation  der  in  Krythrila  gelten- 
ilen  (fesetze  und  Gewohnheiten. 

Sie  bemerkte,  dass  eine  solche  Arbeit  zugleich  unnötig  und 
schädlich  wäre.  Schädlich,  weil  Italien  niemals  aus  dem  Kecht  von 
Mogaresch  die  Bclugnis  des  Vaters,  seine  Kinder  zu  verkaufen  und 
/u  töten,  das  Institut  des  lllutpreises  für  die  Rache,  die  Sklaverei 
kodifizieren  könnte.  Andererseits  dürfe  es  alles  dies  nicht  förmlich  nnd 
mit  einem  Male  völlig  abschatten,  indem  es  jene  Völker  zwinpe.  ein 
Salto  mortale  durch  die  .lahrhundertc.  welche  ihre  Kultur  von  der 
imseripen  trennen,  zu  machen.  Ausserdem  möchte  es  ein  Hemmnis 
für  die  tiiavitationstondcnz  des  einheimischen  Hechtes  nach  dem  Recht 
des  Mutterlandes  bilden,  wenn  man  die  Gewohnheiten  jener  Völker 
in  stari-c  juristische  Formen  einenpe. 

Ks  wurde  auch  pellend  »••macht,  dass  das  mohammedanische 
Kecht  durch  die  liei  htsprechung  der  gemischten  und  der  KonsilUir- 
(icrichle  im  Orient  schon  hinlilnplich  bekannt  sei,  dass  fdr  das  Recht 
von  Moparesch  bereits  die  Wepe  durch  Mi  nzin<;kk  pewiesen  willen 
und  itibetrert  des  Fetnh-Xcgest.  des  w  ichtigsten  juristischen  Werkes, 
die  Veröffentlichung  einer  kritischen  Auspnbc  nach  den  besten 
Sainuilunoeti  und  eine  Ühei  set/ung  fllr  die  Gerichte  pentlpen  wtlrde. 
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letztere  Arbeit  hat.  bewogen  durch  die  Regierung  und  mit  der 
riitcrstutzuug  der  Direktion  des  orientalischen  Instituts  in  Neapel, 
der  hervorragende  l'rofcssor  Ioxazio  Grün  iu  Angriff  genommen. 
Derselbe  hat  in  -  liündi'ii  den  Text  des  Feiah-Ncgest  narli  den 
besten  Sammlungen,  unter  anderen  auch  nach  der  in  Berlin  auf- 
bewahrten, und  dessen  italienische  l'lKTsetziirigi  veröffentlicht.  Obwohl 
die  Arbeit  von  Gin>i  auf  Anregung  der  italienischen  Regierung  zu- 
stande gekommen  ist.  hat  sie  doch  keinen  offiziellen  Charakter,  da 
für  die  italienischen  Gerichte  keine  Verpflichtung  besteht,  dieser 
(vl>crsetzuug  zu  folgen:  aber  sie  hat  sicherlich  einen  grossen  wissen- 
schaftlichen Wert.  Denn  sie  umfa.sst  die  ganze  Gesetzgebung, 
während  Akxoi.i.  tLibti  uethiop.  Ketjih-Xegest  p.  Vi.  44.  Hall.  Sax.. 
1S41I  nur  das  Kapitel  der  Könige  und  Dr.  Bachsianx  (Corpus  juris 
Abessinorum.  Berlin  1<S)S!»|  meines  Wissens  nur  das  Kapitel  Uber 
die  Ehe  Miersctzl  hat.  In  dem  vollständigen  Werk  von  (ii  ii.i  tlndet 
sich  daher  fllr  die  .Hinger  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft 
ein  reiches  Material  und  ftlr  die  Historiker  ein  weites  fehl  zu 
Forschungen  Uber  die  mannigfaltigen,  oft  miteinander  in  Zwiespalt 
•»teilenden  Elemente,  die  in  den  verschiedenen  Epochen  der  Ent- 
stehung des  abessinischeii  liesetzbiiches  tätig  waren.  Der  be- 
schriliikte  Kaum  gestattet  mir  nicht,  hier  den  Inhalt  dieser  Gesetze 
-vsteiiiatiseh  zu  erörtern  und  ihren  Quellen  nachzuspüren. 

Sei  es  mir  jedoch  vergönnt,  hier  einige  Stellen  anzuführen, 
welche  in  auffallender  Ähnlichkeit  mit  dem  römischen  Recht  die 
Entwickelung  des  juristischen  Hewnsstseins  und  die  schon  weit  vor- 
geschrittene Technik  der  Kompilatoien  des  Fetah-Necest  erkennen 
lassen,  die  im  Hinblick  aut  ihren  Scharfsinn  und  die  (icnauigkeit 
der  Sprache  sehr  wenig  niiseren  alten  Glossatoren  nachstellen. 
So  finden  wir  den  deutlichen  Kinfluss  des  römischen  Hechts  in 
Kapitel  :t:f.  ?•  .-»: 

..Es  widerstrebt,  anderen  Schaden  zuzufügen,  so  die  Trennung 
einer  Sklavin  von  ihrem  Kinde,  liesonders  wenn  letzteres  noch  nicht 
das  richtige  Körpernulfs  erreicht  hat.  oder  einen  Sklaven  von  seinem 
Bruder,  seiner  Gattin,  seinem  Sohn  zu  trennen-  H'ergl.  L.  :tl.  D.  21.  1). 

Desgleichen  liest  man  iu  Kapitel  41.  Teil  :!  der  Testamente: 
Wenn  jemand  einen  Sohn  besitzt,  der  auf  Reisen  gegangen  ist.  und 
der  Vater  eine  falsche  Nachricht  Uber  den  Tod  seines  Sohnes  erhält, 
so  duss  er  sein  Vermögen  testamentarisch  einem  anderen  hinterlässt. 
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nur  weil  der  Sohn  sich  auf  Kelsen  befindet,  wahrend  er  tatsächlich 
noch  lebt,  gehört  die  Erbschaft  dem  Sohn  und  nicht  demjenigen,  dem  sie 
hinterlassen  wurde  in  der  irrigen  Meinaug:.  dass  der  Sohn  gestorben 
sei  (vergl.  L.  !»8,  I».  28,  51. 

.Nur  einer  schwangeren  Krau  kann  man  testamentarisch 
etwas  hinterlassen,  indem  man  ihre  Frucht  ausschliefst,  oder  nur 
dein  Konzipierten,  indem  man  die  Frau  ausschliesst.  Aber  die  Ver- 
fügung ist  nicht  gllltig,  wenn  der  Konzipierte  nicht  lebendig  zur 
"Welt  kommt  oder  die  Geburt  nicht  in  die  gesetzliche  Enipfäugniszeit  füllt 
vom  Tage  der  Tcstnmentserrichtung  und  der  Erbenernennung  an_ 
(vcrgl.  L.  1»,  Jj  1.  I).  ttf>,  2  und  L.  1,  S  1,  I>.  25,  4):  .und  wenn 
jemand  in  einem  Testament  einer  Schwangeren  und  dem  Kinde,  das 
sie  unter  dem  Herzen  trilgt.  einen  Gegenstand  hinterlilsst.  so  wird,  fall* 
Zwillinge  geboren  werden,  glciehmässig  unter  ihnen  geteilt;  wenu 
aber  ein  Kind  lebend,  das  andere  tot  zur  Welt  kommt,  so  bleibt 
alles  dem  Lebenden,  und  wenn  der  Testator  die  causa,  zu  welcher  er 
etwas  naehlässt,  anführt  und  einen  Knaben  bezeichnet,  indem  er  z.  Ii. 
sagt:  dir  hinterlasse  ich  meinen  Schild  und  mein  Pferd  etc.,  so  erlit 
nur  ein  Knabe-. 

Nicht  weniger  auffallend  sind  die  Spuren  des  römischen  Kocht- 
und  die  Feinheit  des  Denkens  Ul>cr  den  .Moni  im  Kapitel  47.  Man 
liest  dort  in  den  Yorbestimmungen:  ..Der  Mord  muss  nach  zwei 
Kichtungen  unterschieden  werden,  die  ersten-  betrifft  denjenigen  llord. 
welcher  keine  Strafe  verdient,  nämlich,  wenn  der  Täter  nicht  y.u- 
recliiiuiigsfUhig  oder  nicht  älter  als  7  Jahre  ist:  auch  der  Be- 
trunkene ist  als  unzurechnungsfähig  zu  erachten,  man  darf  nicht 
töten.  Allerdings  hat  der  Betrunkene  die  Zurcchnungsfähigkeit  mit 
seinem  Willen  verloren,  wahrend  der  Wahnsinnige  und  der  Blödsinnige 
der  Zurechnungsfähigkeit  ohne  ihren  Willen  entbehren  und  die  Strafe 
des  Betrunkenen  darf  nicht  der  ihrigen  ähnlich  sein.  Die  Vernunft 
erfordert,  dass.  wenn  er  grwohnheitsimissiger  Trinker  ist  und  wenn 
er  -ich  nur  betrunken  stell),  aber  den  Gebrauch  seiner  Vernunft 
besitzt,  seine  Straf«  nicht  dieselbe  sein  kann,  wie  di«  ihrige,  be- 
sonders »venu  er  schon  einmal  in  der  Betrunkenheit  getötet  hat 
und  wenn  zwischen  ihm  und  dem  Getöteten  ein  Streit  voran- 
gegangen ist ;  aber  wenn  man  von  ihm  nicht  weiss,  dass  er  ein 
Simulant  ist.  oder  wenn  kein  Streit  zwischen  ihnen  bestand,  so  s»U 
seine  Strafe  diejenige  der  Betrunkenen  sein  und  wie  die  Strafe  des- 
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jenigcu,  welcher  ohne  seinen  Willea  jemnuden  tötet,  Ist  ein  Mensch 
mit  Gewalt  gezwungen  worden,  zu  tüten,  und  ist  derjenige,  der  den 
Zwang  ausgeübt  hat.  Herr  Über  den  Körper  des  Gezwungenen,  so 
ist  der  letztere  nicht  verantwortlich,  und  wenn  ein  anderer  befiehlt, 
welcher  Autorität  (Iber  denjenigen  hat.  dem  er  befiehlt,  so  ist  die 
Strato  verwirkt  von  dem  Befehlenden:  aber  wenn  der  Befehlende  keine 
Autorität  Ober  ihu  l>esass  und  letzterer  von  jenem  nichts  zu  furchten 
hatte,  so  ist  die  .Strafe  verwirkt  von  demjenigen,  der  gehorcht  hat 
ivenrl.  L.  12,  D.  48,  8:  L.  C,  ä  7,  J).  -17.  10;  L.  11.  $  2,  I).  48.  15»). 

W  enn  ein  l)ieb  in  ein'  Haus  einbricht,  geschlagen  wird  und 
stirbt,  so  trifft  denjenigen,  der  ihn  getötet  hat.  keine  Verantwort- 
lichkeit :  aber  wenn  die  Sonne  aufgegangen  und  Tag  ist  und  der- 
jenige, der  ihn  getötet  hat,  ihn  gut  sieht,  soll  der  Hetreilcnde  mit 
dem  Tode  bestraft  werden  (veigl.  XII.  Tal».  VIII.,  12  sinox  furtum 
l'axsit,  si  im  occisit.  jure  cnesoä  est). 

rWer  einen  bestimmten  Menschen  töten  will  und  tötet  dann 
einen  andern,  den  er  nicht  töten  will,  so  wird  der  TUter  be- 
urteilt wie  der  vorige,  weil  er  ein  solcher  Mensch  ist,  welcher  einen 
andern  töten  wollte."  (Man  denke  an  den  lebhaften  Streit  der 
Kriminalisten  Uber  den  Mord  inuuxii  pro  noxio  und  au  das  Vor- 
handensein der  Überlegung  bei  diesem  HcaU  Aber  wenn  man 
nichts  Gewisses  weiss,  welches  Urteilsvermögen  derjenige  hatte,  der 
getötet  bat.  so  ist  derselbe  wie  jemand  zu  beurteilen,  der  ohne  M  inen 
Willen  tötet." 

Nach  einer  solchen  kurzen  Krlaiit'Tiing  des  verschiedenen  Knt- 
wickelungsgradcs  der  mehrfachen  in  Krvthraa  geltenden  Gesetzgebung 
ist  es  leicht  verständlich,  dass  man  zwischen  der  Gesetzesanwendung 
und  der  Gerichtsverfassung  unterscheiden  muss.  Diese  Unterschiede 
sind  begründet  durch  die  Achtung  vor  der  überlieferten  Eingeborenen- 
justiz  und  die  Notwendigkeit  eines  gesetzlichen  Schutzes  der  Italiener 
und  der  ihnen  Gleichberechtigten.  Besonders  auf  dem  Gebiet  des 
Strafrechts  hat  sich  dieser  Unterscheidung  das  königliche  Dekret  an- 
geschlossen, welches  die  in  der  Kolonie  anwendbaren  allgemeinen  Be- 
stimmungen, die  leges  leguin.  enthalt. 

Man  liest  in  den  Artikeln  1  und  •>  des  erwähnten  Dekretes: 
rDie  Kolonie  zerfallt  in  den  Distrikt  von  Massauuli  und  ab- 
hängige Gebiete;  ersterer  umfasst  Massauah,  den  Serail  AM  el  Kader, 
tierar,  Taulud,  die  Dörfer  Otuino  und  Moncnllo.  sowie  das  dazwischen 
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liegende  (iebiet.  Fall«  nicht  ausdrücklich  da.-!  Gegenteil  bestimmt 
wird,  sii  haben  die  zukünftig  in  der  Kolonie  verkündeten  Gesetze 
nur  Wirksamkeit  in  der  Kolonie  Mnssnnah. 

Kalls  eine  Frage  nicht  nach  einer  Bestimmung  der  in  der 
Kolonie  oder  in  dein  Territorium  verkündeten  Gesetze  entschieden 
werden  kann,  ist  auf  Vorschriften  Rücksicht  zu  nehmen,  welche 
ähnliche  Fälle  oder  analoge  Materien  regeln. 

Wenn  der  Fall  trotzdem  zweifelhaft  bleibt,  so  soll  entschieden 
werden  bei  Streitigkeiten  unter  den  Italienern  oder  unter  deu 
Italienern  und  Kingchoieiien  auf  dem  t iebiet  des  bürgerlichen  und 
Handelsrechts  nach  den  Gesetzen,  llekreten  und  der  Rechtsprechung 
des  Königreichs  Italien,  bei  Streitigkeiten  eingeborener  Mohammedaner 
oder  zwischen  eingeborenen  Mohammedanern  uml  Christen  nach  Billig- 
keit und  unter  Berüeksichtigung  der  Gewohnheiten. * 

Indessen  würde  man  irren,  wenn  man  aus  jenem  Artikel  die 
Konsequenz  ziehen  wollte,  dass  die  ganze  im  Königreich  herrschende 
Gesetzgebung  kraft  Gesetzes  auf  die  Kolonie  ausgedehnt  sei.  Dasselbe 
Dekret  vom  5.  Mai  lHjrj  erfordert  im  Gegenteil  eine  spezielle  Yer- 
ktlnduug  in  der  Kolonie  und  schreibt  die  Publikation  in  folgender 
Form  vor: 

. Die  .Gesetze  werden  in  italienischer  Siirache  mil  arabischer 
i'bii-setzung  und.  wenn  sie  das  iithioiiischc  Gebiet  betreffen,  mit 
ainarisclier  ('bcrsctziing  publiziert 

Bei  NichtilliereinMimuiiing  der  verschiedenen  Texte  entscheidet 
nur  der  italienische." 

("brigeiis  hat  auch  die  gcsctzgcbei  ische  l'iaxis  das  Grund- 
dekret  vom  Jahre  lh!*2  in  diesem  Sinne  interpretiert,  denn  mit 
einem  anderen  Dekret  vom        .luui  winde  auf  die  Kolonien 

das  Fisrhereigesetz  ausgedehnt  und  regelrecht  verkündet  und  durch 
Dekret  vom  :{<».  Mai  1*.«mi  wutib  u  mit  entsprechenden  Abrindeningen 
die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  über  Gesellschaften  und 
deren  Konkurs  auf  Krythriia  erstreckt .  Trotzdem  muss  man  an- 
erkennen, dass  die  Richter  der  Kolonie  in  weitem  Mafse  die  Gesetze 
des  Mutterlandes  angewendet  halten,  obwohl  sie  dort  nicht  ver- 
kündet waren,  -..  dass  mit  Hecht  die  Regierung  und  die  parlamen- 
tarische Kommission  zur  Beseitigung  jedes  Zweifels  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  für  erforderlich  erachteten.  Jeder  weiss,  ein  wie  grosses 
Hindernis  für  die  wirtschaftliche  Kniwickelung  einer  Kolonie  die 
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l'nhcstimuitlicit  der  Gesetzgebung  und  der  Kechtsvcrhiiltnisse  bietet. 
In  der  Tat  haben  neuerdings  italienische  Kapitalisten  mit  Rücksicht 
auf  die  zweifelhafte  Rechtspflege  Hedeuken  getragen,  die  möglichen- 
falls fllr  die  Kolonie  und  da.«  Mutterland  fruchtbare  Nachforschung 
nach  Mineralien  zu  unternehmen,  und  es  waren  besondere  Mass- 
nahmen notwendig,  um  der  Kolonie  die  Vorteile  der  rntcriiehmiing 
zu  silbern. 

Deshalb  heisst  es  im  Artikel  1  des  der  Kammer  am  Dt.  März  IW2 
unterbreiteten  Gesetzentwurfes  mit  einer  Kormel  mehr  deklara- 
torischen Charakters  zu  der  Bestimmung  des  Gesetze: 

..Das  bürgerliche  Handels-  und  Strafgesetzbuch,  die  Zivil-. 
Straf-  und  l'rozossordniltig,  das  Gesotz  Uber  die  Handelsmarine  mit 
den  hei  rettenden  Reglements  bleiben  nach  wie  vor  in  der  Kolonie 
Krvtbräa  in  Kraft". 

Die  parlamentarische  Kommissjon  gebt  noch  Weiler:  sie  erfordert 
statt  dessen  eine  besondere  Verklindtmg  der  Gesetzbücher  in  der 
Kolonie,  in  der  i'berzeiigung.  dass  lllr  die  Vergangenheit  der  v.ir- 
ei-wilbnte  Artikel  f>  des  Grunddekrets  vom  ."i.  Mai  IM2  genügt.  Der 
l'iibcstimmtheit  der  in  Krvtbräa  geltenden  Gesetzgebung  trägt  die  Er- 
neuerung der  gerichtlichen  Anordnungen  von  |ss.r,  bis  auf  den  heutigen 
Tag  Rechnung.  Die  Gerichtsverfassung  der  Kolonie  wurde  dreimal 
umgestaltet.  Ich  entnehme  einem  genauen  Rciicht  des  Ministers 
Jfoltll.ANT  die  Hemel  'klingen  Mut  die  |KS".  in  Massamih  hoMehendon 
Kinricbtungeii,  Kr  schrieb;  ..Ks  würde  nicht  leicht  sein,  dii- Gesamt- 
heil  der  gerichtlichen  Kiiirichtiingeu  Massauabs  im  Dezember  lKN.'i 
/.n  hesiimmcri.  In  diesem  Zweige  der  öffentlichen  Verwaltung  zeigt 
xich  mehr  als  in  jedem  andern  der  Übergang  von  der  alten  Ordnung 
der  Dinge  zur  neuen. 

Im  tiebiet  des  St  ruf u -ehts  waren  die  Eingeborenen  dem  Militär- 
gericht unterworfen,  in  den  Heziehungeii  des  bürgerlichen  und 
Handelsrechts  unterstanden  >ie  einem  örtlichen  Gericht.  Das  Ört- 
liche Gericht  verwandelte  sich  nötigenfalls  in  ein  gemisebfes  Gericht 
hei  Streitigkeiten  zwischen  Kitigeboreiien  und  Nichtoingcboionon, 

Kür  die  Ilaliener  bestand  ein  Zivil-  und  Handelsgericht,  dessen 
Kompetenz  und  Verfahren  durch  das  Konsulargericht  und  Reglement 
festgelegt  war  Dies  Gericht  war  auch  zur  Knts<  hoidung  von  Straf- 
sachen zuständig,  wenn  bei  dem  Delikt  keine  Militärpers<.iien.  sei 
e»  aD   Klarer,  sei  es  als  Verletzte,  sei   es  als  Angeschuldigte,  in 
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Frage  kamen.  Die  Fremden  waren  gleichfalls  dem  italienischen  Ge- 
richt unterworfen,  da  nieni.il»  die  Konsuln  eine  Gerichtsbarkeit  be- 
anspruchten. 

Obwohl  die  Lagt-  noch  nicht  für  eine  endgültige  und  dauemde 
Regelung  reif  war,  ging  mau  doch  daran,  diese,  i'bcrgungsmu.ssiiahinen 
zu  vereinfachen  und  sie  soviel  als  möglich  mit  der  in  Italien 
herrschenden  Einrichtung  in  Einklang  zu  bringen.  Man  nahm  unser 
Konsulargesetz  zum  Muster,  welches  einerseits  den  grossen  Vorteil 
der  Einfachheit  und  Schlcunigkeit  besa*s,  andererseits  eine  bessere 
Anpassung  an  den  Zustand,  in  welchem  sich  die  Kolonie  Massannh 
befand,  ermöglichte". 

Eine  genaue  Erörterung  dieser  ersten  gerichtliehen  Einrichtung, 
U-kannt  unter  dem  Nomen  des  Reglements  Vy.ua,  welches  im  Anhang 
des  zitierten  Berichtes  von  Homi.ast  veröllenilicht  ist,  erscheint 
nicht  erforderlich.  Dieses,  obwohl  auf  Massausih  beschrankte  Reglement 
war  so  uu vollkommen,  dass  die  Regierung  schon  am  22.  Mai  18M 
mit  weiteren  Ideen  an  die  gerichtliche  Ordnung  der  ganzen  Kolonie 
herantrat.  Indem  es  sich  der  2  Jahre  früher  stattgehabten  gesetz- 
geberischen Grundunterscheidung  nnschloss,  trennte  das  Dekret 
von  1SH4  einfach  im  Hinblick  auf  die  Justizverwaltung  die  Zonen 
Asmura  und  Keren  von  dem  Distrikt  Massnuah  In  den  Zonen 
Asmnra  und  Keren  wird  die  Gerichtsbarkeit,  abgesehen  von  der  Lnkal- 
jurisiliktiou  der  Tribus  Notnhcln  in  ihren  Versammlungen  nach  den 
Gewohnheiten  und  nur  der  Tribushäunter,  sowie  der  von  den  Dörfern 
besonders  Erwiihlteu  und  der  Kadis  nach  den  religiösen  Gebräuchen, 
von  den  Ansiedlern  als  Friedensrichtern,  von  den  Schiedsgerichten 
und  von  dein  bei  den  konzentrierten  Trulben  als  Schwurgericht 
fungierenden  Militärgericht  verwaltet  (Artikel  2«M.  Die  Schiedsgerichte 
wurdcii  zusammengesetzt  aus  dem  Kommandanten  der  Besatzung  als 
Presidenten,  dem  Hauptmann  der  Besatzung,  dem  Offiziere  der  Kara- 
binieii  und  dem  ersten  Adjutanten  des  Kingcbnrciienhatailloiis  als 
Sekretär.  *Eine  Kommission  aus  Notabein  der  Garnison  und  t'mgegend 
untcrsttlt/.t  das  Gericht,  um  nötigenfalls  Aufklärungen  und  Angaben 
bezüglich  des  überlieferten  Hei  dts,  der  Gewohnheiten,  der  religiösen 
Gesetze  und  der  Anwendung  der  Strafen  zu  erteilen  (Artikel  :$l 
und  H2).  .Das  Gerieht  soll  bei  seinen  Entscheidungen  soviel  als 
möglich  den  Olperlieterten  Uesetzen  folgen  gemiSss  dem  Koran  und  den 
Kommentatoren  des  Main,   wie  sie  in  den  einzelnen  Tribus  an- 
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genommen  sind,  und  nach  dem  Fetnh-Negest  oder  Mogareseh,  welche 
die  seit  früheren  Zeiteu  in  verschiedenen  Dörfern  geltenden 
Kechtsprinzipieu  umfassen.  Dabei  muss  Ktlcksicht  genommen  werden 
auf  die  vordem  in  ähnlichen  Fällen  ergangenen  Urteile  in  jedem 
Trihus  oder  Dorf,  sei  es,  dass  dieselben  gefallt  worden  sind  von  den 
Häuptlingen,  oder  von  den  l'rioren  der  Klöster,  oder  von  den  Kadis 
oder  I »erwischen  oder  von  den  Versammlungen  der  Notabein,  oder 
endlich  von  den  in  Molmbcr  versammelten  Erwählten.  Das  Gericht 
»oll  mit  dem  unten  angegebenen  Vorbehalt  immer  die  Ausübung 
der  Uberlieferten  Eingeborenenjustiz  in  den  Dörfern  und  Trihus 
unterstützen".  .Bei  der  Anwendung  von  Strafen  soll  das  Gericht 
sich  bei  Straftaten  geringerer  Bedeutung  an  die  milderen,  in  den 
Dörfern  und  Trihus  für  diese  Delikte  geltenden  Strafen  halten  und 
die  Bussen  zu  Gunsten  der  verletzten  I'artci  oder  dos  Staates  oder 
Fronarbeiten  im  Dienste  der  Verwaltung  bevorzugen  (Artikel  34 
und  85) -\ 

Die  Schöpfung  dieser  Schiedsgerichte  war  eine  glückliche  Ein- 
richtung der  Militilrregierung  und  zeitigte  nach  der  Ansicht  aller 
das  beste  Ergebnis.  Aber  natürlich  wurden  sie  mit  der  Einführung 
der  Zivilregierungen  gemäss  Dekret  vom  2.  April  1899  abgescImtVt 
und  an  ihre  Stelle  traten  für  Asmara  und  Keren  Bezirksrichter, 
welche  aus  den  Richtern  des  Königreichs  gewühlt  sind,  vom  Range 
nicht  unter  demjenigen  eines  (ieriehtsassessors  (Aggiunto  giudiziario). 
Bezüglich  des  Distrikts  von  Massauah  und  des  bewohnten  Zentrum* 
von-  Archico  bestimmte  das  Reglement  von  1H!»4  dagegen,  dass  die 
Gerichtsbarkeit  dort  durch  einen  Friedensrichter,  einen  einzigen 
Richter  des  Zivil-  und  Strafgerichts,  das  Strafgericht  als  Schwur- 
gericht und  das  Militärgericht  von  Massauah  verwaltet  werden  solle. 

Die  Entscheidung  über  Berufungen  in  Zivil-,  Handels-  und 
Strafsachen  wurde  in  GcmHssheit  des  Konsulargesetzes  dem  Appell- 
hof  von  Ancoua  Uliert ragen,  abgesehen  von  der  Nichtigkeitsbeschwerde, 
welche  an  den  Kassationshof  in  Rom  geht. 

Die  Rechtsprechung  des  Gerichtes  Ihm  dem  Kommando  der 
Königlichen  Truppen  in  Massauah  und  der  Militärgerichte  bei  den 
konzentrierten  Truppen  wurde  gleichfalls  beibehalten,  sie  wurde 
sogar  in  einer  gewissen  Beziehung  erweitert,  da  Artikel  7i»  den 
sogenanuten  Militärgerichten  die  Aburteilung  (Iber  folgende  Straf- 
taten jede*  beliebigen  Dcliieiiicntcu  zuerteilt,  nämlich  (Iber  Verrat. 
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Spionage,  Insubordination,  Auwerhung,  Widerstand  oder  Verhinderung 
der  Ausübung  vun  Befehlen  der  militärischen  Uewalt.  Strassern aul>. 
Rauh,  Plünderung  gegen  und  zum  Schaden  irgend  einer  l'ersou. 
Versklavung  einer  l'ersun  und  Sklavenhandel. 

Schon  im  Dekret  vuin  Mai  l*m  tritt  klar  das  Strebe«  des 
(iesetzgebers  hervor,  das  Recht  der  Europäer  gegenüber  den  Ein- 
geborenen mit  grösseren  (iaraiitien  zu  umgeben.  Ifen  ersteren  werden 
einige  Rechtsmittel  gewährt,  welche  den  Eingeborenen  versagt  sind 
(Artikel  ;>«.  59,  78 1. 

her  Agent  oder  der  Häuptling  der  Eingeborenen  nimmt  niemals 
den  Europäern  gegenüber  die  Stellung  eines  öffentlichen  Beamten 
ein,  er  darf  nur  zusammen  mit  einem  italienischen  Beamten  oder 
Agenten  einen  Europäer  verhaften.  Die  den  Europäern  zugestandenen 
Sicherheiten  werden  auch  denjenigen  gewährt,  welehe  den  Europäern 
gleichgestellt  sind,  unter  denen  nach  Artikel  lUi  die  Ägypter. 
Syrer.  Amerikaner.  Australier  und  alle  lVrsonen  europäischer  Ab- 
stammung oder  die  mit  ihnen  auf  gleicher  Stufe  der  Zivilisation  siel» 
befinden,  zu  verstehen  sind.  Schliesslich  niuss  an  Artikel  18  des  be- 
legten Dekretes  gedacht  werden,  gegen  den  sich  die  lebhaftesten 
Proteste  erhoben,  und  dessen  Verfassungswidrigkeit  man  behauptet 
hat,  weil  vermöge  dessellien  den  Privatleuten  jede  gerichtliche  Klage 
gegen  die  öffentliche  Verwaltung,  auch  wenn  es  sich  um  den  Schutz 
von  Rechtsverhältnissen  aus  Verträgen,  schwellenden  Hechtsstreitig- 
keiten  und  Judikaten  bandelte,  versagt  wurde. 

Zum  Schutze  solcher  Rechtsansprüche,  welche  wahre  und 
eigene  Hechle  sind,  ist  die  Reklamation  im  Verwaltungswege  i" 
erster  Instanz  an  den  Gouverneur  der  Kolonie  und  in  zweiter  und 
letzter  Instanz  an  den  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu- 
gelassen, welcher  nach  Anhörung  des-  Staatsrates  cutscheidet.  Wider- 
spruchsvollerweise  gibt  es  noch  gegen  die  Entscheidung  des  Ministers 
einen  ausserordentlichen  Rekurs  an  den  König.  .Jener  berüchtigte 
Artikel  4*  wurde  offenbar  ein  politisches  Mittel,  um  die  vielen  und 
unersättlichen  (leidste  im  Zaume  zu  halten,  welche  oft  dem  Kolouiul- 
ctat  tiefahr  drohen:  aber  er  war  ein  schlechter  Ausweg,  weil  zur 
Zügelung  jener  Begehrlichkeit  es  genügt  haben  würde,  die  Zulässigkeit 
der  Klage  zu  erschweren,  oder  das  lierichl  in  Horn  bezüglich  aller 
l'roze-se  für  zuständig  zu  erklären.  Iiei  denen  die  öffentliche  Verwaltung 
aus  in  der  Kolonie  entstandenen  Rechtsverhältnissen  verklagt  wird. 
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Die  Hinrichtung  des  Zivilgouvernenieiits  in  Ervthrila  vereinigte 
sich  schwer  mit  Jen  vorerwähnten  I ustit ut ii nie-n,  so  duss  durch  Dekret 
vom  0.  Februar  1W2.  hei  dem  ich  die  Khre  liutte,  als  Justi/ministcr 
mitzuwirken.  zu  einer  dritten  und  rationelleren  lierichtsoignnisation 
geschritten  wurde.  Die  wesentlichste  Neuerung  bost«ht  in  der  Er- 
richtung eines  Appellhofes  in  der  Kolonie  sollist.  Nicht  mehr  :m 
den  fernen  Appellhof  von  Ancomi,  sondern  an  das  Hcrufungsgerioht 
Von  Asmara  gehen  die  Rechtsmittel  freien  die  Entscheidung  der 
ersten  Instanz.  Somit  können  wir  sagen,  dass,  angesehen  von  dem 
ausserordentlichen  Rechtsmittel  der  Kassation,  das  Dekret  vom 
it.  Februar  1W)2  eine  vollständige  (ierichtsbarkeit  in  dem  Gebiet 
der  Kolonie  eingeführt  hat. 

Zunächst  finden  wir  den  Friedensrichter,  welcher  zur  Ent- 
scheidung von  persönlichen  Klagen  in  Zivil-  und  Handelssachen  bei  be- 
weglichem Vermögen  bis  zu  einem  Wertobjekt  von  2U0  Lire  zustandig 
ist.  t'ber  dem  Friedensrichter  stellt  der  Bezirksrichter.  dessen  Koin- 
petenz  in  erster  Instanz  sich  auf  alle  Streitigkeiten,  welches  auch  ihr 
Wert  und  (iogoiistand  sein  möge,  eistreckt.  Als  Berufungsiichter 
urteil!  er  filier  die  Entscheidungen  des  Friedensrichter».  In  Strnf- 
sachen  erkennt  er  als  Kinzelrichter  filier  Fülle,  die  in  Italien  zur 
Kompetenz  des  l'rätors  gehören  wOrden.  und  das  Kollegium,  mit 
Zuziehung  von  2  Beisitzern,  Uber  Fülle,  welc  he  im  Königreiche  der 
Zustihidigkeit  des  Strafgerichtes  untersteheri.  Die  Beisitzer  werden  aus 
den  Nutabel n  der  Kolonie  gewühlt.  Nicht  weniger  als  :i  l  von 
ihnen  nillssen  italienisches  Bürgerrecht  besitzen  und  alle  müssen 
italienische  Untertanen  sein.  Der  eingeborene  Beisitzer  knun  als 
Richter  fungieren,  wenn  nur  Eingeborene  angeschuldigt  sind.  Der 
Beisitzer  soll  dieselbe  Religion  haben  wie  die  Beteiligten,  und 
wenn  sie  verschiedenen  Religionen  angehören,  niuss  er  Italiener  sein. 
Italien  wird  so  in  der  Kolonie  eine  gewisse  Erfahrung  sammeln, 
welche  sowohl  für  das  Institut  der  Kinzelrichter.  wie  ftir  eine  Art 
Schöffengericht«  lehrreich  sein  kann. 

Auf  der  höchsten  Stufe  der  Kolonialgerichtsbarkeit  steht  das 
Appellgericht,  welches  als  Kollegium  urteilt  unter  dem  Vorsitz  eines 
Richters  und  mit  2  Kolonialbeamten.  welche  jedes  Jahr  durch  könig- 
liches Dekret  bestimmt  werden.  Wenn  das  Berufungsgericht  als 
Schwurgericht  funktioniert,  treten  noch  :J  Beisitzer  nach  den  oben 
erwähnten  Regeln  hinzu. 
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So  ist  heute  in  seinen  Grundztlgen  die  in  Massanah  bestehende 
Gerichtsverfassung.  Ganz  anders  ist  die  Einrichtung  in  den  anderen 
Teilen  der  Kolonie.  Iiier  urteilen  die  Kadis,  die  Häuptlinge  des  Landes, 
der  Trilius  und  Provinzen  in  allen  Streitigkeiten  der  ihnen  unter- 
worfenen Eingeborenen.  Falls  diese  Streitigkeiten  von  den  erwähnten 
Hiluptlingeu  weht  abgeurteilt  werden  können,  weil  die  Parteien  ver- 
schiedener Religion  sind  oder  verschiedenen  Ländern.  Tribus  oder 
Provinzen  angehören,  so  entscheiden  in  erster  Instanz  die  Kom- 
inissaricn  oder  Residenten.  Diese  Komniissarien  ziehen  bei  l'rteilen 
über  die  Eingeborenen  eingeborene  Häuptlinge  oder  Notnbeln  mit 
beratender  Stimme  zu.  Eigenartig  und  auffallend  kann  die  Be- 
stimmung des  Artikels  'U  erscheinen,  nach  der  gegeti  die  Zivil-  und 
Strafentscheidungeu  der  Kommissarien  oder  Residenten  Uber  die  Ein- 
geborenen  das  Recht  der  Revision  dein  Gouverneur  zusteht.  Zweifel- 
los widerstrebt  diese  dem  Gouverneur  zugeteilte  richterliche  Be- 
fugnis unseren  Ideen  Uber  die  Teilung  der  Gewalten,  überdies 
bestimmt  Artikel  31  weder  die  Art  der  Revision  noch  die  Fülle, 
in  deneu  sie  stattfinden  kann. 

Aber  man  muss  erwägen,  dass  bei  den  Eingeborenen  als  Herr 
nur  derjenige  gilt,  der  Recht  spricht,  und  dass  das  Prinzip  von  der 
Teilung  der  Gewalten  ihnen  als  eine  Absonderlichkeit  erscheint. 
Man  wird  daher  davon  überzeugt  sein,  dass  Artikel  81,  der  nur  auf 
die  Eingeborenen  tmd  die  Trteile  der  Komniissarien  und  Residenten 
beschrankt  ist,  bei  seltener  und  vorsichtiger  Anwendung  einen  will- 
kommenen Schutz  gegen  mögliche  rnbilligkeiten  bietet,  die,  wenn 
sie  nicht  beseitigt  werden  könnten,  das  einfache  und  so  zu  sagen 
elementare,  aber  sehr  lebhafte  und  feinfühlige  Kechtsbewusstsein 
der  eingeborenen  Bevölkerung  beleidigen  würden, 

Auch  bei  Streitigkeiten  zwischen  Europäern  und  Eingeborenen 
in  den  abhängigen  Gebieten  urteilen  dieselben  Richter  nach  demselben 
Verfuhren,  aber  der  Richter  ist  Inefngt.  die  strenge  Anwendung  des 
Gesetzes  zu  mildem,  unter  Berücksichtigung  der  Verschiedenheiten 
der  Gebrauche  und  Religion,  hoch  soll  er  nach  dem  Reglement 
sowohl  in  Zivil-  als  ;uieh  Strafsachen  nur  in  den  schwierigsten  und 
nicht  anders  zu  beweisenden  Fällen  die  Killgeborenen  gegen  die 
EnropLler  schwören  lassen. 

I>n-  Dekret  enthalt  noch  andere,  weniger  -  bedeutende  He- 
-titmiiuiiL-eii.  v..n  denen  diejenigen  zn  erwähnen  sind,  welche  sich 
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anl'  die  Mitteilung  richterlicher  l'rkuiideu  durch  die  Koiniuaiidanten 
der  königlichen  Karahinicri  und  die  Hllupter  des  Tribun  oder  Dorfes, 
dein  der  Beti-effende  angehört,  beziehen.  Ferner  die  Vorschriften 
Uber  die  Verpflichtung,  dem  Brzirkskouniiissur  vor  Killleitung  einer 
Rechtssache  Kenntnis  zu  geben  von  dem  Akte  einer  Ladung,  von 
der  Kxekutioiisundrohuug  und  den  Vollstrcckungstiicln  gegen  die  von 
der  Regierung  auerkiinuten  Häuptlinge,  ferner  die  Bestimmung  Uber  die 
einzuholende  Ermiirhtigung  des  Gouverneurs  zum  strafrecht liehen 
KiiiÄihreiten  Regen  die  Häuptlinge  selbst.  Uber  die  Vereidigung  von 
Zeugen  im  riitersuchungsverfahren  in  Prozessen  gegen  die  Kin- 
geboreuen,  Uber  die  Befugnis,  bei  den  öflent  liehen  Verhandlungen 
die  schriftlichen  Krkläruugcn  lesen  zu  lassen,  falls  der  Angeschuldigte 
nichl  ausdrücklich  verlangt,  dass  die  Zeugen  selbst  gehört  werden, 
endlich  die  Vorschriften  Uber  das  besondere  Testament  des  Artikels  800 
unseres  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Nicht  glflcklich  ist  meines  Krachtens  die  vom  Dekret  getrolfene 
Lösung  der  vielerörterten  Krage  Uber  Streitigkeit«»  Von  Privat- 
personen mit  der  öffentlichen  Verwaltung.  Das  Dekret  gestattet  /.war 
eine  gerichtliche  Klage,  schafft  aber  l'Ur  solche  Streitigkeiten  ein 
Ausnahineverfahreii  und  einen  Ausnahmerichter.  In  erster  Instanz 
urteilt  hierüber  einer  der  Bezirksrichter,  in  zweiter  Instanz  ein 
Kollegium,  bestehend  aus  dem  Präsidenten  des  Appel  Hudes,  dem 
Staatsanwalt  und  einem  Koloiiialbeamten.  Hegen  die  Entscheidungen 
dieses  Bcrufuiigskollegs  gebt  ein  ausserordentlicher  Rekurs  nur  wegen 
«ieselzesverleizung  gemäss  dem  Artikel  12  XV  4  des  tiesetzes  »bei- 
den Staatsrat  an  den  König. 

Ks  ist  in  der  Tat  (lbennis  auffallend,  dass  plötzlich  auf  dem 
liehiet  des  Rekurses  das  streitige  Verfahren  unterbrochen  wird  und 
mau  zu  dem  mittelalterlichen  Angehen  des  Königs  als  obersten  Richters 
zurückkehrt,  und.  was  noch  schlimmer  ist.  nicht  in  einer  ver- 
waltuiigsrechtlicheii,  sondern  in  einer  rein  bürgerlich  rechtlichen  An- 
gelegenheit. Diese  und  viele  andere  Krwilgtuigvn  kann  man  mit  Fug 
(IIkt  das  neue  Ih-kret  machen,  indessen  mau  muss  auerkeiiueii.  dass 
es  einen  grossen  Schritt  vorwärts  in  der  rechtlichen  Ordnung  von 
Krythrila  tut.  Ks  ist  sehr  zu  wünschen,  dass  dies  der  Anfang  einer 
langen  Ära  fruchtbarer  Kühe  sei.  und  das*  die  bestehenden  Rerhi>- 
einrichtungen  genügen,  die  geringeren  Schwierigkeiten  der  Regierung 
zu  «bei  winden,  so  das«,  mau  nicht  den  Lauf  der  ordentlichen  lierirhts- 
.ralirt.il'  Ii  <|.t  tnt*rtn»r  V.  t.  iui^um-   ii  U'l.  :!.'> 
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bai'keit  stören  und  zu  den  Artikeln  42  und  43  dos  Dekrets  vom 
8.  Dezember  1K!»2.  Iiestätigt  und  erweitert  durch  den  Artikel  72  des 
geltenden  Dekretes,  seine  Zuflucht  zu  nehmen  braucht.  Letztere 
Artikel  (Ibertragen  dein  Gouverneur  die  Befugnis,  mit  begründetem 
Dekret  Ausnahmeranssregeln  fllr  die  Kolonie  zu  treffet!,  dnrunter  z.  B. 
dio  Hinrichtung  der  Militärgerichte,  wenn  die  öffentliche  Ordnung 
schwer  bedroht  und  wenn  der  Friede  an  der  Grenze  gefährdet  ist, 
oder  wenn  die  gewöhnlichen  Gesetze. sich  unfähig  erweisen.  Straftaten 
mit  bewaffneter  Hand  zu  hindern. 

Aber  es  wtlrde  zur  Vorbereitung  der  italienischen  Kinwaiiderung 
nicht  genügen,  für  die  Sicherheit  der  Kolonie  und  der  Verwaltung 
der  Justiz  Vorkehrung  getroffen  zu  haben. 

In  den  Bevolkerungskoloiiien,  gleichviel  ob  sie  solche  von 
Anfang  an  sind  oder  ob  man  hofft,  das.«  sie  spater  sich  dazu  gestalten 
werden,  muss  die  oberste  Sorge  jedes  kolonisierenden  Staates  darin 
liesteheii,  ein  Staatsgrundeigeututu  zu  schaffen  und  die  Art  des  Nies>- 
hrauches  und  der  Verilusserung  desselben  zu  bestimmen.  Italien  be- 
fand sich  nach  diesem  Gesichtspunkte  liiu  in  einer  besonder*  günstigen 
Lage,  weil  die  örtliche  Gesetzgebung  das  Kecht  des  Souveräns  auf 
allen  Grand  und  Hoden  anerkannte,  unbeschadet  des  Kollektiveigentiinis 
der  einzelnen  Stamme.  Tribus  und  Dörfer. 

Schon  seit  dem  19,  Januar  iX'Xi  wurde  daher  die  Bestimmung 
Uber  die  Begrenzung  de«  Staatseigentums  angeordnet,  und  wurden 
infolge  desselben  Dekrete«  in  Asmura  und  in  Keren  2  lirundregister 
angelegt,  in  welche  da«  öffentliche  Land  eingetragen  werden  sollte, 
sobald  die  Festlegung  der  (irenze  u ml  die  Katitsterregulicrung  fertig 
seien.  Diese  wichtige  Arbeit  der  Begrenzung  und  Kutastiening  ist 
schon  weit  gediehen,  so  dass  mit  Dekret  vom  30.  Juli  D*01  man  den 
Moment  fllr  gekommen  erachtete.  Bestimmungen  zu  geben,  welche  die 
Kechte  des  Staate«  und  die  Sicherheit  der  FigentumsUbertragmigvii 
gewährleisten  sollten.  Ks  ist  daher  verordnet,  dass  alle  Terrain- 
konze-sinnen  und  Kii'entumsllbcnrngungcn  an  Private  Itei  dem 
Hyi'othekenamt  von  Massauah  eingetragen  werden  mllssen,  um  juri>- 
tische  tiültigkeit  zu  haben.  Derartige  i'bertragungsakte  von  Immo- 
bilien seitens  Kiugeborener  an  Kuropäer  müssen  ausserdem  noch  die 
(ienehinigiiiig  des  < öuivemeurs  erhalten. 

Die  parlainentarische  Kommission,  welche  durch  den  verdienten 
Abgeordneten  Fk.\m  iii:iti  am  7.  Juni  li«>2  der  Kaminer  berichtete, 
hielt   die  KitifUgung  ähnlicher  Be«tiiiimungen  iu  den  Text  des  <  h  - 
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setzent würfe«  Olier  die  Regelung  der  Verhältnisse  Erythräas  für  zweck- 
entsprechend. Die  Kommission  unterscheidet  zwischen  Llindcreien 
nach  Grundgewohnheitsreeht  und  Lilndcreien  uach  italienischem 
Grundrecht,  und  ordnet  nach  dieser  l'nterschcidung  die  ganze  Materie 
«los  Staatsgrundeigentunis.    So  heilst  es: 

.Artikel  6.  Dem  örtlichen  Gewohnheitsgrundrecht  ist  der  Buden 
der  Kolonie  insoweit  unterworfen,  als  er  nieht  italienisches  Staats- 
eigentum ist  und  aus  diesem  stammt.  Als  Eigentum  des  italienischen 
Staates  oder  aus  diesem  stammend  weiden  diejenigen  Lilndcreien 
angesehen,  welche  im  Augenblick  der  Yerktlndung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  tatsächlich  von  Europäern  oder  ihnen  Gleichstehenden  inne- 
gehalten werden,  sei  es  kraft  vor  diesem  Gesetze  geschehener  zeitweiliger 
oder  dauernder  Konzession  von  zuständiger  italienischer  Behörde,  Sri 
es  kraft  vor  der  italienischen  Okkupation  erteilter  Konzession,  falls 
diese  Konzessionen  Iiis  zur  VerkOndung  des  gegen w artigen  Gesetzes 
ausdrücklich  genehmigt  sind.  Die  in  diesen  Paragraphen  behandelten 
Ländcrcicn  müssen  in  die  Grundbücher  der  Kolonie  eingetragen 
werden  gemäss  den  Vorschriften,  welche  durch  die  Gesetzgebungen 
alter  den  Grund  und  Hoden  der  Kolonie  erlassen  werden.  I>em 
italienischen  Grundrecht  können  mit  dem  Dekret,  welches  deren  Yer- 
Uusscrung  gestattet,  auch  die  einheimischen  Lilndcreien  unterworfen 
werden,  welche  au  Europäer  oder  denen  Gleichstehende  gemiUs  gj  S 
des  gegenwärtigen  Artikels  veriiussert  worden  sind.  Dem  Örtlichen 
Gewohnheitsrecht  bleiben  auch  die  Stnatsliindereien  unterworfen,  wenn 
sie  gleich  Lehne  zum  Gebrauche  der  Eingeborenen  bildeten,  bis  zur 
Beseitigung  dieser  Hechte  der  Eingeborenen  durch  ein  begründetes, 
sofort  dem  Minister  des  Auswärtigen  mitzuteilendes  Dekret  des 
Gouverneurs.  Es  köunen  auch  an  europäische  oder  denen  gleich- 
stehende Privatleute  von  den  Stämmen  oder  Trihus  als  Eigentümern 
solche  Lämlereicn  veräussert  werden,  welche  dem  Eingeborenen-Gewohn- 
heitsrecht unterstehen,  vorausgesetzt,  das*  festgeslelltcriiiHSseii  alle 
interessierenden  Familieubäupter  ihre  Zustimnumg~zur  Vcräusserung 
gegeben  haben,  unter  ihnen  über  die  Verteilung  des  Preises 
f'herciustimmung  herrscht,  und  das*  die  uach  der  Verausscrung  der 
Gesamtheit  verbliebenen  Lärideroien  für  deren]  Bedarf  durch  ihre 
Ausdehnung,  Fruchtbarkeit  und  Lage  hinreichen. 

Besagte  Vcräusscrungeii  sind  unwirksam,  wenn  sie  nicht  den 
folgenden  Erfordernissen  entsprechen: 

33* 


548 


Mitteiluniren. 


a)  Sil-  iitUs^ou  von  dem  (Jouverncur  durch  begründetes  Dekret  ge- 
billigt sein,  in  welchem  nach  Untersuchung  und  Anhörung  der 
italienischen  Ortsbehorden  erklärt  wird,  das»  die  Vcrilusserung 
den  oben  aufgeführten  Erfordernissen  entspricht  und  auch  nicht 
aus  anderen  Gründen  iiiizweckmitssig  ist. 

Ii)  Sie  müssen  in  die  Grundbücher  der  Kolonie  eingetragen  werden. 
Unberührt  bleiben  immer  die  Rechte  Dritter;  die  Einwilligung 
iks  Gouverneurs  beeinträchtigt  dieselben  nicht,  doch  schafft  sie 
dein  Kilufer  eine  Gewährleistung  nach  dieser  Hichtung.  Dieser 
Vorbehalt  soll  in  den  Dekreten,  welche  die  Yerausscrung  billigen, 
erwähnt  werden  •' 

Diese  Vorschritten  entfernen  sich  also  von  dem  System  der 
Umschreibung,  wie  von  dem  der  Ton-cnsakte.  deren  Auwciidung  <lie 
I'ntersiichungskommission  von  lfS!>!*  für  Erythräa  vorschlug,  wie  sie 
auch  Frankreich  mit  dem  Gesetz  vom  1.  Juli  18*3  in  Tunis  ein- 
geführt hat.  und  ich  meine,  das*  die  parlamentarische  Kommission 
eine  richtige  Ansicht  hegte,  weil  die  Torrensakte,  abgesehen  von  einem 
Aufgehotsurteil,  welches  in  Krythrila  keine  grosse  Schwierigkeit  be- 
reitet haben  würde,  voraussetzt,  das»  der  Staat  sich  zum  Versicherer 
des  eingetragenen  Eigentums  macht  und  im  Eviktionsfalle  vollen 
Schaden  bezahlt.  Dies  würde  die  italienische  Regierung  einer  nicht 
unerheblichen  Gefahr  ausgesetzt  haltet]. 

Ks  würde  auch  kein  guter  Vorsehlag  gewesen  sein,  das  fran- 
zösische und  italienische  System  der  Umschreibung,  welches  bekauntcr- 
niiissen  auf  der  Unterscheidung  der  verschiedenen  Wirkung  des  Aktes 
gegenüber  Dritten  und  inter  partes  beruht,  auf  die  Kolonie  Erythräa 
auszudehnen.  Eine  solche  subtile  Unterscheidung  würden  die  Ein- 
geborenen schwerlich  haben  begreifen  können. 

Die  Kommission  hat,  ohne  sich  klar  Ober  die  Bedeutung  der 
Neuerung  Rechenschaft  abzulegen,  die  Registrierung  in  die  Gruml- 
bllcher  als  Bedingung  der  Gültigkeit  für  die  Übertragung  gefordert, 
so  dass  die  nicht  registrierte  Yerilusserung  nichtig  und  die  Über- 
tragung des  Eigentums  auch  inter  partes  als  nicht  geschehen  zu 
erachten  ist.  Kurz,  das  von  der  italienischen  parlamentarischen 
Kommission  vorgeschlagene  System  Hilbert  sich  dem  liauptgruudsat/. 
der  Eintragung  als  Ergänzung  des  Konsenses  und  als  Voraussetzung 
der  Hart ■  agu nu ,  ein  Grundsatz,  wie  er  in  der  deutschen  Gcsetz- 
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gebuug  angenommen  und  in  seine  strengsten  Konsequenzen  durch- 
geführt ist. 

Die  Erfahrung  wird  lehren,  welche  anderen  Massregel  n  mich 
getroffen  werden  müssen,  um  eine  so  eingreifende  Neuerung  mit  den 
abweichenden  Prinzipiell  des  italienischen  bürgerlichen  Hechts  zu  ver- 
einigen, aber  ich  hoffe  uud  glaube,  dass  die  Erfahrung  gut  ausfallen 
und  vielleicht  auch  grössere  Verbesserungen  in  der  Gesetzgebung 
des  Mutterlandes  vorbereiten  wird. 

Alior  nicht  nur  mit  der  Sicherheit  der  Übertragung  des  Eigentums 
hat  sich  der  italienische  Gesetzgeber  beschäftigt,  er  musste  auch  Vor- 
sorge dafür  Herten,  dass  der  Handel  mit  Grundeigentum  nicht  den 
Fortschritt  der  Kolonie  hindert  und  nicht  die  Hilfsquellen  der  ein- 
geborenen Bevölkerung  vermindert.  Deshalb  hat  er  einerseits  in 
Hinsicht  auf  die  Konzessionen  vorgeschrieben,  das»  die  Gewohn- 
heiten des  Ackerbaues  uud  der  Weidewirtschaft  der  Eingeborenen 
nicht  gestört  werden.  das.*  man  letzteren  den  Gebrauch  der  Stellen 
mit  dauerndem  oder  zeitweiligem  Wasservorrai  und  die  gewohnten 
Weidegebiete  für  die  umherziehenden  Viehzüchter  frei  lassen  soll; 
andererseits  hat  er  die  VerSussermig  von  Immobilien  zwischen  Ein- 
geborenen und  Europäern  ohne  Genehmigung  des  Gouverneurs  ver- 
boten und  die  Eigcntumskoiizessioncn  des  Staates  beschränkt. 

Die  schmerzliche  Erfahrung  anderer  Staaten  zeigt,  dass  grosse 
Vorsiebt  nicht  überflüssig  ist.  Erythraa  kostet  Italien  viel  Helden- 
blut  und  nicht  geringe  Geldopfer,  und  heute,  wo  sich  unserer  Aus- 
wanderung in  einigen  amerikanischen  Staaten  argwöhniseherweise 
Hindernisse  entgegenzustellen  beginnen,  lilchelt  den  Italienern  der 
Gedanke,  dort  auf  äthiopischen  Gefilden  ein  neues,  der  Arbeit  und 
der  Initiative  unserer  überströmenden  l.nndbcvölkerung  offenes  Italien 
zu  schaffen,  und  es  ist  jetzt  in  der  Tat  die  Überzeugung  sehr  vieler 
nach  den  nicht  glücklichen  aber  schlüssigen  Erfahrungen  des  un- 
ermüdlichen Barons  Fkaxchktti  und  des  Doktors  IUkthoi.ouao  Gioi.i, 
dass  so  viele  Hoffnungen  nicht  trugen  werden.  Erythraa  ist  aut 
dem  Wege  fortschreitenden  Gedeihens,  es  wachsen  mit  regelmässiger 
Beständigkeit  die  Zolleinnahmen,  und  wenn  wir  streng  an  dem  Pro- 
gramm filier  den  Wegebau  festhalten,  so  wird  dies  die  Kultur  des 
Gebietes  mehr  und  besser  fördern  als  jedes  sonstige  Bauwerk. 

Eine  Gesellschaft  zur  Perlenfischern  und  zum  Bergbau  ist 
jungst  ins  Leben  getreten  und  beweist,  dass  schon  das  Kapital  sich 
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unsereu  Kolonialbesitz  zu  nutze  macht.  Kurz,  die  Kindheit  kündigt 
schon  das  Jünglingsalter  au:  auch  sind  schon  besser  entsprechende 
Massregeiii  für  eine  gut  geleitete  Kolonialpolitik  der  Prüfung  des 
Parlamentes  unterbreitet:  unter  diesen  erwiihiie  ich  nur  die  Hin- 
richtung eines  Kolonialrates  nach  dein  Muster  anderer  kolonisierenden 
Nationen,  besonders  Deutschlands.  Sicherlich  geben  sich  die  Italiener 
nicht  der  Täuschung  darüber  hin.  dass  sich  ihre  Auswanderung 
schleunigst  dein  äthiopischen  Hochlande  zuwenden  kann:  sie  hoffen 
mich  nicht,  das*  die  Kolonie  dem  Mutterlande  in  klingender  Münze 
zurückgeben  wird,  was  sie  in  klingender  31  Unze  dem  Mutterlande 
gekostet  hat.  Wir  wissen  aus  unserer  eigenen  und  der  Erfahrung 
anderer,  dass  die  Kindheit  der  Kolonien  lang  wahrt  und  dass  die 
Kolonien,  wenn  sie  arm  siud,  nicht  bezahlen  können,  spllter,  wenn 
sie  reich  sind,  nicht  bezahlen  wollen.  Aber  kolonisieren  heisst  vor 
allen  Dingen  eine  Kulturiuission  erfüllen  und  auf  die  harte  Probe 
der  Tatsachen  und  der  tinschichte,  die  Kraft  der  Ausdehnung,  die 
Macht  des  politischen  Gedankens  und  die  Tüchtigkeit  der  Waffen  eines 
zivilisierten  Volkes  stellen.  Hei  dieser  hohen  und  edlen  Aufgabe 
können  und  dürfen  die  Italiener,  die  Erben  des  römischen  Namens 
nicht  fehlen. 
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Autorität  und  Staatsgewalt1) 

Von 

Robert  Pilot?, 

orrkiitlirl.em  rrofr»«or  der  Rr«lit<>  (Wurr.bnr«!. 

L 

Zu  tlcti  wesentlichen  Erfordernissen  einer  jeden  staatlichen 
Ordnung  gehurt  Klarheit  Uber  den  Site  der  Gewalt.  Die  Verfassung, 
welche  die  rechtliche  Ordnung:  der  Herrschaft  ist,  mag  sie  eine  ge- 
schriebene oder  eine  ungeschriebene  sein,  gibt  an.  wem  im  Staate 
die  höchste  Gewalt  zustehe.  Ein  wohlgeordneter  Staat  nimmt  sich 
daher  aus  wie  ein  festes  Gofllge  von  Kräften  und  Einrichtungen, 
wobei  alles  so  arbeitet  und  ineinandergreift,  wie  es  in  der  Ver- 
fassung bestimmt  ist.  Jede  zur  Anwendung  kommende  Gewalt  geht 
von  dem  dazu  eingesetzten  Willen  aus  und  wirkt  in  der  Form  und 
in  der  Richtung,  wie  es  der  Verfassung  entspricht. 

Nicht  immer  aber  trifft  es  sich  so.  Das  Wesen  des  Staats 
erschöpft  sich  nicht  in  seiner  rechtlichen  Ordnung.  Seine  Bestimmung 
ist  die  Befriedigung  vorhandener  und  stets  sich  erneuernder  Be- 
dürfnisse. Der  in  der  Herrschaft  waltende  Wille  ist  nicht  um  seiner 
seiltet  willen  da,  sondern  er  hat  die  Aufgabe,  die  vorhandenen  In- 
teiesseu  der  Gesamtheit  zu  befriedigen.  Wie  der  Staat  selbst 
Stillstand  nicht  vertrügt,  so  kann  auch  die  Herrschaft  nicht  ruhen. 
Versilumt  aber  die  orduungsmiissige  Gewalt  es.  ihre  Aufgabe  zu  er- 
füllen, so  kann  es  sich  ereignen,  da.«  im  Staate  Kräfte  wirksam 
werden  und  zum  Besitze  der  Gewalt  sich  vordrangen,  deueu  die 
Verfassung  selbst  entweder  keinen  oder  doch  nur  einen  untergeordneten 
Bereich  des  Wirkens  einräumt.    Die  unteilbare  Staatsgewalt  duldet 

')  Dem  Aufsatz  liegt  ein  Vortrag  zu  Grunde,  den  der  Verfasser  am 
17.  Dezember  1902  in  der  Internationalen  Vereinigung  fllr  vergleichende 
K'rht»wis<ien»chaft  und  YolkiiwirtM.-haftidi'hri>  zn  Berlin  gehalten  hat. 


552 


Mitteilungen. 


freilich  iti  der  Theorie  derartige  l'berschreitungen  und  Anmafsuugcn 
likht,  Der  Staat  als  Einheit  ertragt  keine  Spaltung  im  höchsten 
Willen,  und  jede  Gewalt,  die  im  Staate  neben  der  verfassungsmässigen 
Herrschaft  sich  auftut.  kann  im  Verhältnis  zu  dieser  nur  als  Auf- 
lehnung erscheinen 

Die  höchste  Gewalt,  Souveränität,  Herrschaft,  ist  unteilbar. 
Gewiss!  Teilung  der  Herrschaft  bedeutet  Teilung  des  Staates,  Auf- 
lösung und  Zerlall  oder  l'nterorduuug  und  Untergang.  Dartiber  ist 
nicht  zu  streiten.  Die  neuere  deutsche  Stnatsrechtswisscnschaft  zeigt 
in  diesem  Punkt  eine  merkwürdige  Einigkeit  der  Meinungen. 

Wie  im  Begriffe  Teilung  der  höchsten  Gewalt  undenkbar  ist. 
so  ist  auch  im  Leben  der  Staaten  niemals  eine  Teilung  der  Herr- 
schaft vorgekommen,  die  nicht  gleichzeitig  den  Bestand  des  Staates 
getroffen  hatte. 

Etwas  anderes  aber,  was  einer  Teilung  der  Gewalt  sehr 
ähnlich  sieht,  ist  möglich,  eine  Trennung  nämlich  der  Autorität 
von  der  Staatsgewalt. 

Was  darunter  zu  verstehen  ist.  liisst  sich  aus  hergebrachten 
Schulbegriffen  nicht  ableiten. 

Das  Staatsrecht  keunt  neben  der  Staatsgewalt  keine  Maclit- 
t|uelle.  Nur  der  Herrscherwille,  der  im  Kähmen  der  Verfassung 
durch  alle  Glieder  und  Teile  des  Staates  bestimmend  wirkt  und  sich 
durchsetzt,  kann  ftlr  das  Staatsrecht  in  Betracht  koiiimcu,  und  er  ist 
eben  die  Staatsgewalt.  Will  man  also,  vom  Standpunkte  der  Staats- 
rechts«issenschal't  betrachtet.  Autorität  Überhaupt  gelten  lassen,  s« 
kann  es  sieh  nur  um  die  Autorität  des  Herrsehers  handeln.  Seine 
Autorität  beruht  darauf,  dass  sein  Wille  nicht  nur  nach  dem  Buch- 
staben der  geschriebenen  Verfassung  oder  nach  der  Überlieferung 
der  ungeschriebenen  Verfassung  massgebend  zu  sein  hat.  sondern 
d;^s  er  auch  geschieht 

Autorität  als  Hechtshejrrin  ist  auch  in  der  Tat  von  der  Herr- 
schaft als  HechlslMgrifl  nicht  zu  unterscheiden 

Es  zeist  sich  aber  auch  hierin  wie  in  anderem,  dass  die  Be- 
griffe des  Hechtes  mit  den  entsprechenden  Begriffen  des  Lebens 
nicht  immer  sieh  decken.  Das  Hecht  stellt  ulkerall  nur  ideale,  im 
Leben  nach  Möglichkeit  zu  erfüllende  Anforderungen.  Das  I/Cben 
selbst  aber  stimmt  mit  die>en  Anforderungen  nicht  immer  »herein. 
Die  Stiafrcchtsnorm   ist   oft   nicht   anwendbar,   der  Verwaltung« 
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reehtssatz  unterbleibt  oftmals  in  dir  Darehfahrung,  das  Budget 
kommt  nicht  immer  zustande,  der  vorgelegte  Gesetzentwurf  findet 
oft  nicht  die  gewünschte  Zustimmung,  kurz,  der  Wille  des  Herrschers 
geschieht  nicht  immer. 

Diese  Tatsache  ist  *t>  offenkundig  und  in  gewissem  Marse  so 
regelmässig  wiederkehrend,  dass  mau  sie  kaum  der  Beachtung  wert 
halt.  Wenn  im  Falle  eines  Krieges  die  zur  Rückkehr  in  die  Heimat 
vom  Herrscher  aufgeforderten,  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Staats- 
angehörigen nicht  heimkehren,  weun  hei  den  Steuererklärungen 
defraudiert  wird,  weun  beim  Aufruhr  die  zusammengerottete  Menschen- 
menge dem  Befehl  der  PulizeilKhiirde  zum  Auseinandergehen  nicht 
folgt,  oder  wenn  vor  Gericht  der  Zeuge  nicht  schwört,  oder  die 
ausgesprochene  (»eidstrafe  uneinbringlich.  Haft  aber  nicht  anwendbar 
ist.  oder  wenn  der  Verbrecher  den  Verfolgungen  des  Staatsanwaltes 
sich  zu  entziehen  weiss,  so  ist  doch  trotz  all  der  Misserfolge  der 
Staatsgewalt  kein  Teil  genommen. 

Wie  aber  steht  es  mit  der  Autorität V  Eine  gewisse  Kinbusse 
an  Autorität  wird  immer  stattfinden,  wenn  auch  nur  ein  einzelner 
Befehl  der  Staatsgewalt  unausgeführt  bleibt.  Die  in  der  Staats- 
gewalt enthaltene  Autorität  erträgt  sogar,  ohne  Gefahr  zu  laufen, 
ein  ziemliches  Mals  von  Misserfolgen,  Mit  einem  gewissen  Mafs  zu 
rechnen,  ist  sie  sogar  gewohnt.    Es  gibt  alter  eine  Grenze. 

Die  Notwendigkeit  der  Vollziehung  der  Herrschcrliefehle  und 
der  in  ihrem  Gebot  gelegene  Zwang  bilden  ein  so  wesentliches 
Merkmal  der  Staatsgewalt,  das*  mau  geradezu  sagen  kanii,  ihre 
Starke.  Güte  und  Brauchbarkeit  sind  all  diesem  Merkmal  zu  messen. 
Nicht  die  Strenge  der  Gesetze  oder  die  Härte  ihrer  Strafen  sind  die 
Auzeichen  eiuer  starken  Staatsgewalt,  sondern  in  der  lYomptheit 
ihrer  Anweudung  und  in  der  Strenge  ihrer  Durchführung  liegt  ihre 
Stärke.  Am  deutlichsten  ist  die  durchgreifende  Kraft  der  Herrschaft 
au  der  Disziplin  im  Heer-  und  Staatsdienst,  an  der  Uasc-hheit  und 
Genauigkeit  der  Vollstreckung  in  Justiz  und  Verwaltung  und  an 
der  Unbestechlichkeit  und  Energie  der  Polizei  zu  erkennen  Ein 
Herrscher,  der  in  der  I/egislative  Grosses  tut,  in  der  Exekutive  aber 
stets  ein  Auge  zudrückt,  ist  bald  ohne  Autorität.  Es  steht  mit 
dieser  Seite  der  Betätigung  der  Staatsgewalt  in  dem  regelmässigen 
Gange  des  Friedens  nicht  anders  als  im  Kriege.  Eine  verlotterte 
Verwaltung  ist  mindestens  ebenso  nachteilig  l'llr  die  Autorität  der 
Herrsihali,  als  ein  unglücklicher  Krieg. 
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Freilich  füllen  in  der  Geschieht«  der  Staaten  die  Fälle 
kriegerischer  Erfolge  nnd  Misserfolge  mehr  in  die  Augen  als  die 
Zustände  des  Frieden».  Sehr  häutig  aber  sind  kriegerische  Konflikte 
und  Misserfolge  nur  die  indirekte  Folge  der  in  längeren  Friedens- 
zeiten allmählich  verloren  gegangenen  Zucht  und  Autorität  gewesen. 

Es  ist  also  möglich,  dass  der  Herrschaft  ohne  jede  Änderung 
der  Verfassung,  also  bei  voller  Erhaltung  der  Staatsgewalt,  die 
Antoritiit  entschwinden  kann.  Diese  Trennung  kann  so  allmählich 
und  unmerklich  «ich  vollziehen,  das*  sie  selbst  dem  aufmerksamen 
Beobachter  entgeht,  und  das»  das  vorhandene  Übel  erst  dann  offen- 
kundig wird,  wenn  die  in  der  Staatsgewalt  vermutete  Autorität  bei 
Gelegenheit  einer  unerwarteten  Kraftprobe  versagt 

Da  die  Staategewalt  nicht  etwa  nur  ein  Spielzeug  in  Händen 
von  Fürsten  oder  Parlamenten  ist,  ihr  Dasein  und  zweckmässige« 
Wirken  vielmehr  dem  dringendsten  Bedürfnis  der  Gesamtheit  ent- 
spricht, so  gibt  es  kein  grosseres  Übel  für  den  Staat,  als  eine 
antoritittlose  Herrschaft.  Sobald  daher  das  Fehlen  der  Autorität  an 
der  Staatsgewalt  öffentlich  wahrgenommen  ist,  pflegen  ganz  bestimmte 
Wirkungen,  nämlich  Reformversuche,  Reformen  oder  Anarchie  und 
Kampf  nm  die  Herrschaft  nicht  auszubleiben.  Bei  der  notwendigen 
Unverantwortlichkeit  des  Herrschers  aber  fehlt  es  an  Rechtsmitteln, 
die  etwa  gegen  ihn  sich  anwenden  liessen.  Auch  liegt  es  auf  der 
Hand,  dass  jede  Herrschaft  unter  der  Anwendung  solcher  Mittel, 
selbst  wenn  Bie  möglich  wären,  an  Autorität  immer  nur  verlieren 
könnte.  Auf  dem  Wege  des  Rechtes  also  könnte  das  Übel  nie  be- 
seitigt, höchstens  gesteigert  werden. 

Es  gibt  denn  auch  keine  Verfassung  in  der  Welt,  die  für  den 
regelmässigen  Gang  der  Dinge  einen  Rechtsweg  gegen  den  Herrscher 
eröffnete. 

Wohl  setzen  Herrscher  zur  Rechtskontrolle  der  durch  ihre 
Behörden  ausgeübten  Verwaltung  Gerichte  ein.  Allein  mit  Folge- 
richtigkeit ist  dabei  (iberall  vermieden,  dass  diese  Gerichte  Über  die 
eigenen  Befehle  des  Herrschers  oder  über  die  Zweckmässigkeit  der 
Amtsführung  der  Behörden  urteilen. 

Ist  also  zur  Erhaltung  der  Autorität  jeder  Rechtsweg  gegen 
den  Herrscher  ausgeschlossen,  so  bleiben  nur  tatsächliche  Mittel  zur 
Abhilfe  übrig. 
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Vor  allem  ist  klar,  dass  der  Herrscher  die  verlorene  Autorität 
durch  Besserung  der  Regierung  wieder  gewinnen  kann.  Eb  ist  aber 
auch  möglich,  das»  solche«  unterbleibt,  und  alsdann  treten  ausser- 
ordentliche Verhältnisse  und  Vorgänge  im  staatlichen  Leben  ein,  die 
zwar  an  der  «ussersten  Sphäre  staatsrechtlicher  Betrachtung  liegen, 
die  aber  darum  ein  nicht  minder  grosses  politische*  und  wissen- 
schaftliches Interesse  beanspruchen.  Ks  zeigt  sich  in  solchen  Zeiten, 
dass  anch  der  stetigste  Teil  des  Rechtsbestandes  eines  Staates,  seine 
Verfassung,  veränderlich  ist,  und  daBs  auch  die  Herrschaft  nicht  in 
ewigen  Händen  gehalten  wird.  Es  gibt  in  der  Geschichte  der 
Monarchie  Beispiele  gewaltsamer  Maßregeln  gegen  unfähige  Könige 
und  verkommene  Dynastien,  und  es  fehlt  der  (ieschichte  der  Republik 
nicht  an  Beispielen,  welche  zeigen,  dass  das  Volk  die  Herrschaft 
unter  Umständen  an  einzelne  abtreten  muss. 

Alle  diese  Beispiele  lehren,  da**  die  der  Herrschaft  entschwundene 
Autorität  die  natürliche  Tendenz  hat,  alsbald,  wenn  anch  in  ver- 
änderter Form  und  bei  einem  neuen  Träger,  sich  wieder  mit  der 
Herrschaft  zu  vereinigen.  Das«  solche  Vorgänge  fast  immer  mit 
krSfteverzehrenden  Erschütterungen  der  Gesellschaft  verbunden  sind, 
ist  sehr  natürlich.  Eine  instinktive  Befürchtung  wegen  der  hierbei 
unvermeidlichen  Verluste  ist  der  hauptsächliche  Grund,  weshalb  die- 
jenigen Bevölkerungsklassen,  die  ausser  ihrem  Leben  noch  etwas  zu 
verlieren  haben,  derartigen  Staatsnmwälzungen  so  lange  als  möglich 
ans  dem  Wege  gehen.  Man  sagt  sich  mit  Haiii.kt: 
Dass  wir  die  Übel,  die  wir  haben,  lieber 
Ertragen,  als  zu  unbekannten  fliehen. 

Auch  spielt  dabei  der  Charakter  des  beteiligten  Volkes  eine 
sehr  erhebliche  Bolle.  Die  Geschichte  lehrt,  dass  die  südlichen  und 
namentlich  die  romanischen  Völker  zu  Staatsnmwillznngen  geneigter 
sind,  als  die  Völker  germanischer,  slavischer  oder  mosieniitischer  Rasse. 

So  einfach  nun  die  Sache  liegt,  worin  die  unter  einem  un- 
fähigen Herrscher  der  Staatsgewalt  abhanden  gekommene  Autorität 
in  einem  neuen  Herrscher  ihre  natürliche  Vereinigung  mit  der 
Staatsgewalt  wieder  findet,  so  verwickelt  kann  das  Verhältnis  werden, 
wenn  das  ('bei  der  autoritätlosen  Herrschaft  sich  längere  Zeit  hin- 
zieht. Da  es  unter  allen  Umstanden  ein  riskiertes  Unternehmen  ist, 
den  offenen  Kampf  um  die  Herrschaft  aufzunehmen,  so  ist  es  auch 
wohl  begreiflich,  dass  der  Wechsel  der  Staatsform  in  den  seltensten 
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Köllen  schroff  und  mit  einem  Male  vor  »ich  geht.  Viel  häutiger 
bind  in  der  Geschichte  der  Staaten  die  allmählichen  Umbildungen. 
Es  wiederholt  »ich  dabei  fast  immer  ein  und  derselbe  Vorgang, 
nämlich  der  Übergang  der  Autorität  vom  Herrscher  auf  ein  dem 
Herrscher  untergeordnetes  Organ. 

Auch  solch  allmähliche  Umbildung  der  Staatsfonn  mit  i*ber- 
gang  der  Autorität  kann  sich  sowohl  in  der  Monarchie  wie  auch  iu 
der  Republik  ereignen  und  gibt  zu  den  interessantesten  Beobachtungen 
Anlas*  ganz  besonders  dann,  wenn  die  ursprüngliche  Staatsfortu 
nicht  eine  absolute,  sondern  durch  eine  repräsentative  Regiernngs- 
form  gemässigte  ist. 

Ks  liegt  auf  der  Hand,  das*  die  Umbildung  einer  Staatsform 
n tu  so  geräuschloser  vor  sich  gehen  kann,  je  mehr  Möglichkeiten 
der  Änderung  schon  in  der  ursprünglichen  Verfassung  selbst  ge- 
legen sind.  — 

II. 

Betrachten  wir  nun  im  folgenden  den  Vorgang  solcher  Um- 
bildung zunächst  an  Beispielen  absolnter  Staatsformen. 

In  der  absoluten  Monarchie  ist  für  eine  allmähliche  Um- 
bildung fast  kein  Kaum.  Sie  besitzt  keinerlei  Elastizität.  K*  ist 
höchstens  möglich,  das*  die  Autorität  vom  Kinzelhemchcr  auf  dir 
höhere  Bureaukratie  übergeht.  Diese  Erscheinung  ist  auch  nicht 
selten.  In  dem  absoluten  Krankreich  des  18,  Jahrhunderts  entwich 
dem  Königtum  die  Autorität  in  demselben  Mafse,  in  dem  seine  Über- 
schuldung zunahm.  Gleichzeitig  wuchs  die  Autorität  des  Beamtentums, 
soweit  es  nicht  korrumpiert  war.  Ks  taten  sich  nebenher  wohl  auch 
kleinere  Autoritäten,  wie  insbesondere  die  Parlamente  der  Provinzen, 
auf.  der  eigentliche  Mann  der  Geschäfte  aber  nnd  des  freilich  rasch 
wechselnden  öffentlichen  Vertrauens  war  der  jeweilige  Kinanzminister. 
Ähnlich  soll  es  nach  dem  Urteil  sachkundiger  Diplomaten  im  heutigen 
Knsüland  »ich  verhalten. 

Absolute  Formen  der  Republik  kommen  heutzutage  kaum 
vor,  selbst  die  .Schweiz  kann  trotz  Referendum  und  Mangel  der 
Präsidentscliaft  kaum  dazu  gerechnet  werden.  Allein  die  absoluten 
Demokratien  und  Aristokratien  des  Altertums  und  der  italienischen 
Kcriaissaiu'C  zeigen  zur  Genüge  dasselbe  Bild,  wie  das  französische 
Königtum  des  IS.  Jahrhunderts  und  wie  die  heutigen  absoluten 
Monarchien,  denselben  Mungel  an  Umbildsamkeit,  dieselben  starren 
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unveränderlichen  Formen,  die  sich  woh!  zerbrechen,  aber  nicht  biegen 
lassen.  Daher  sind  es  denn  auch  sowohl  im  Altertum  als  auch  in 
der  italienischen  Renaissance,  genau  ebenso  wie  im  Frankreich  de» 
1h.  Jahrhunderts,  Rtets  gewaltsame  Involutionen  gewesen,  die  von 
einer  absoluten  Staatsform  zur  anderen  geführt  haben. 

Das  klassische  Heispiel  für  solch  gewaltsame  Umgestaltung 
ist  die  Entstehung  des  Prinzipats  in  Horn.  Da»  römische  Kaisertum 
int  auf  den  Siegen  von  PharsaliiK,  Tapmw  und  Aktium  errichtet 
worden.  Ein  Hauptgewinn,  den  wir  aus  Mommskns  meisterhafter 
Darstellung  des  Bürgerkriege)»  ziehen  können,  liegt  in  der  Erkenntnis, 
wie  bei  diesem  filr  die  Weltgeschichte  so  ungemein  wichtigen  Vor- 
gang nicht  etwa  nach  irgend  einem  vorgesetzten  Vcrfassungsplane 
gehandelt  wurde,  sondern  die  dem  Senat  verloren  gegangene  Autorität 
einen  neuen  Träger,  gleichsam  einem  Naturgesetze  folgend,  suchte, 
und  wie  sie  denselben,  nachdem  er  ihr  zuerst  in  Pom  pejus  erschienen 
war,  schliesslich  in  dem  Imperator  Cäsar  fand.  Das  Werk  des 
August  Iis  war  ja  nachher  nur  die  Befestigung  der  durch  Cäsar  mittels 
seiner  Autorität  hergestellten  neuen  Verfassung. 

Die  Geschichte  de»  römischen  Senates  ist  überhaupt  ein 
belehrender  Beleg  für  die  Wandelbarkeit  der  Autorität.  Drei  Phasen 
hat  er  dnreh gemacht.  Znerst  war  er  in  der  Zeit  der  demokratischen 
Republik  bis  Sulla  ein  Kollegium  mit  Autorität,  aber  ohne  Staats- 
gewalt. Die  Gewalt  lag  beim  Volk,  in  den  Komitien  und  bei  den 
vom  Volk  gewählten,  an  die  einjährige  Amtsdatier  gebundeneu 
Magistraturen.  Der  Senat  hatte  keine  Befehlsrechte,  sondern  nur 
das  Recht  der  Beratung.  Sein  Rat  galt  aber  und  regierte  den  Staat. 
Seit  Sulla  befand  sich  der  Senat  im  Besitze  der  Staatsgewalt,  war 
aber  ohne  Autorität.  Er  hatte  Bel'ehlsreehte.  aber  seine  Befehle 
galteu  nicht.  Autoritäten  erwuchsen  ihm  bald  in  den  Rebellen 
Spartakus  und  Katilina,  bald  in  den  Impenitoren  Crassus,  Pompejus 
und  Casar.  Es  ist,  der  reine  Hohn  auf  die  Sullanische  Staatsverfassung 
und  die  Regierung  des  Senats  in  dieser  Periode,  dass  dem  Herrscher 
Roms  ein  geschickter  Sklaven-  und  Anarchistentuhrer  für  einen 
minder  gefährlichen  Feind  des  Vaterlandes  gelten  musste,  als  die 
siegreichen  Eroberer  des  Ostens  und  Westens.  Die  Geschichte  kennt 
wohl  kein  glänzenderes  Beispiel  der  Trennung  von  Autorität  und 
Staatsgewalt,  als  dieses.  Endlich  in  seiner  dritten  Periode  unter 
dem  Prinzipat  war  der  Senat  ein  Kollegium  ohne  Autorität  und 
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Staatsgewalt,  welche  beide  im  Prinzipate  vereinigt  waren.  Nur  ab 
und  zn  noch  erscheint  er  als  dasjenige  Organ,  dem  in  der  Regierung*- 
zeit  unfähiger  Kaiser  ein  Stuck  Autorität  wie  von  selbst  zutiel.  Und 
anch  in  diesen  Zeiten  sind  es  eher  die  Prätorianer,  also  militärische 
Autoritäten  gewesen,  welche  das  kaiserliche  Regiment  an  sich  zu 
ziehen  verstanden. 

Die  Umwandlung  der  Staatsform  Roms  durch  Casar  fand  in 
Frankreich  durch  den  ersten  Napoleon  eine  auffallend  treue  Nach- 
ahmung. Es  ist  diese  Analogie  iu  der  Literatur  schon  oft  richtig 
dargelegt  worden.  Es  lohnt  sich  über  auch,  vom  Standpunkte  dieser 
staatsrechtlichen  Betrachtung  ihrer  zu  gedenken. 

Was  Casar  und  Napoleon  gleichmässig  zu  gute  kam,  das  war 
das  Vorhandensein  einer  antoritätiogen  Herrschaft.  Konvent  und 
Direktorium  befanden  sich  in  Frankreich  zur  Zeit  des  entscheidenden 
Staatsstreiches  in  ähnlicher  Lage,  wie  Komitien  und  Senat  in  Rom 
zur  Zeit  des  entscheidenden  Sieges  Casars  bei  Tapsus. 

Das  französische  Direktorium  war  das  Jammerbild  einer  Staats- 
gewalt, einerseits  im  offenen  Krieg  mit  dem  Konvent,  andrerseits  in 
sich  durch  Intrignen  und  Verleumdungen  gespalten.  Wenn  Sevuki1) 
den  vorausgegangenen  \Vohlfahitsau**<  huss  treffend  als  einen  kolle- 
gialen Nero  bezeichnet  hat,  so  verdient  das  Direktorium  die  Be- 
zeichnung einen  kollegialen  Katilina,*) 

Napoleon,  wie  Casar  dnrch  Heer  und  Sieg  zur  Autorität  ge- 
langt, hatte  es  nicht  nötig,  um  tatsächlich  allein  zu  regieren,  die  vor- 
gefundenen republikanischen  Formen  sofort  und  völlig  zn  zerbrechen. 

Es  ist  ein  Irrtum,  wenn  angenommen  wird,*)  Napoleons 
nisarismus  habe  auf  der  Demokratie  beruht.  Seine  Macht  beruhte 
wie  diejenige  Casars  auf  »einer  Autorität  im  Volke,  aber  nicht  auf 
der  Demokratie,  d.  i.  der  Herrschaft  des  Volkes.  Napoleon  ist  ebenso- 
wenig wie  Cäsar  vom  Tribun,  sondern  vom  General  zum  Kaiser 
aufgestiegen.  Weder  die  Volksabstimmungen,  die  Napoleon  zur 
Konsularverfassung  und  zur  kaiserlichen  Verfassung  veranstaltete, 

')  Skypkl,  Staatsrechtliche  und  poliliM-hc  Abhandlungen,  S.  178. 

:)  Die  beste  Heurteiltitiir  der  l>irelitorialres:ieriing  gewinnen  wir 
aus  Hamms'  Memoiren.  IUI  2  und  3.  Hakkas.  <lcr  selbst  Mitglied  des 
Direktorium*  war,  versuchte  eiue  Vcrteiditrum.'  de*  Direktoriums  zu  schreiben 
n titl  Meurich  die  bitterste  Verdanimuitir-ischrifl. 
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noch  die  Wahlrechte,  die  er  dem  Volke  einräumt«,  waren  eine  An- 
erkennung der  Souveränität  des  Volkes.  Jene  Abstimmungen,  eine 
reine  Komödie,  nahm  das  unbewaffnete  Volk  in  Gegenwart  des  von 
Napoleon  befehligten  Heeres  vor,  und  diese  Wahlen  waren  der  reine 
Selbstmord,  denn  sie  fanden  nur  statt  zu  bedeutungslosen  Kollegien 
und  Ämtern  und  vollzogen  sich  in  einer  Form,  welche  eine  freie 
Knndgebnng  de*  Wählerwillens  fast  ganzlich  ansachloss. 

Wie  sehr  bei  Napoleon  die  Autorität  das  die  Regierung  be- 
stimmende Prinzip  war,  das  zeigte  sich  am  deutlichsten  in  der 
Konsularverfassung ,  in  welcher  die  Autorität  des  ersten  Konsuls 
materiell  schon  diejenige  des  Diktators  war,  formell  aber  noch  die 
verfassungsmässige  Hülle  der  Republik  trug.  Hei  Besetzung  und 
Vollmacht  der  beiden  Nebenkonsulu  und  der  drei  Kollegien  Senat. 
Tribnnat  und  gesetzgebendem  Körper  wurde  der  Wahl  und  Selbst- 
bestimmung nur  gerade  ebensoviel  eingerannt!,  als  nötig  war.  um 
den  Schein  der  Republik  zu  wahren. 

Dass  aber  diese  Verfassung  nichts  war  als  eine  republikanische 
Verzierung  der  Alleinherrschaft,  das  zeigte  sich  deutlich,  als  Napoleon 
durch  Senatsbeachlus«  vom  18.  Mai  1«04  zum  erblichen  Kaiser  er- 
hoben wurde.  Ausser  der  Beseitigung  der  beiden  Nebenkonsuln, 
welche  auch  nur  eine  Formalität  war,  war  an  der  Konsularverfassung 
gar  nichts  Wesentliches  zu  ändern.  Die  Vereinigung  von  Autorität 
und  Staatsgewalt  war  nunmehr  auch  der  Form  nach  vollendet. 

Casare  Lehre  und  Beispiel  hat  also  in  Napoleon  einen  ge- 
lehrigen und  erfolgreichen  Schiller  gefunden. 

Für  die  staatsrechtliche  Betrachtung  sind  dergleichen  Änderungen 
der  Staatsform  verhältnismässig  einfache  Probleme,  so  schwierig 
auch  die  politische  Durchführung  solchen  Wechsels  sein  mag. 

Eigentümlichere  Vorgänge  spielen  Bich  ab,  wenn  während 
eines  Dynastiewechsels  die  Staatsform  erhalten  bleibt. 

Ein  sehr  bekanntes  Beispiel  dafür  ist  das  Aufkommen  der 
Karolinger  in  der  fränkischen  Monarchie. 

Unter  den  Merowingem  schien  trotz  des  Mangels  einer  festen 
Thronfolgeordnung  das  Königtum  erblich  werden  zu  wollen.  Die 
Erblichkeit  der  Kroue  wnrde  aber  nicht  von  den  Merowingem  selbst 
festgelegt,  sondern  von  den  Nachkommen  eines  fränkischen  Herzogs, 
dem  es  gelang,  durch  das  Mittel  des  Amtes  eines  Hansmeiers,  das 
ist  eines  königlichen  Gütcrvenvalters.  das  Königtum  an  sich  und 
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seine  Fumilie  zu  bringen.  Unter  den  schwachen  Königen  aus  dem 
Hanse  der  Merowinger  konnte  dieser  Hofbeamte  tatsächlich  so  viel 
Autorität  erlangen,  dass  er  zum  Regenten  und  schliesslich  zum  Könige 
des  Jjindes  wurde.  Unter  der  Autorität  dieser  Hausmeier  scheinen 
die  Merowinger  etwas  rascher  ausgestorben  zu  fein,  als  es  dem 
natürlichen  Gang  der  Dinge  entsprochen  hatte. 

In  den  absoluten  monarchischen  Staaten  deR  Ostens 
ist  es  eine  nicht  ungewöhnliche  Erscheinung,  dass  der  Throninhaber 
bei  Gelegenheit,  einer  künstlich  angelegten  Palastrevolution  durch 
irgend  einen  Mächtigen  im  1-ande,  meist  den  ehrgeizigen  Sprössling 
einer  übergangenen  Linie,  um  Autorität,  Haupt  und  Krone  gebracht 
wird.  Der  Kampf  gegen  Kronprätendenten  und  die  Niederdrückung 
der  damit  zusammenhängenden  Aufstünde  bilden  in  den  orientalischen 
Staaten  geradezu  einen  wesentlichen  Bestandteil  des  staatlichen 
Lel»ens.  Die  Spaltung  von  Staatsgewalt  und  Autorität  ist  ja  eine 
der  notwendigen  Kolgen  des  absoluten  Systems  der  Regierung.  Denn 
was  im  repräsentativen  Staat  den  um  Autorität  ringenden  Mächten 
durch  ihre  verfassungsmässigen  Wahl-,  Beratung»-  und  Mitwirkungs- 
rechte eingeräumt  ist,  das  dient  der  Herrschaft  selbst  in  solchen 
Staaten,  solange  sie  im  Besitze  von  Autorität  ist,  zur  Sicherung. 
Den  absoluten  Staaten  fehlt  es  an  solchem  Kraft ventil.  Auf  den 
Resity  der  Staatsgewalt  lauert  fortwährend  bald  dieser,  bald  jener 
Rebell,  dem  es  gelingt,  mit  Recht  oder  Unrecht  zu  Autorität  zu  kommen. 

Höchst  interessant,  wenn  auch  unseren  staatlichen  Verhältnissen 
fernliegend,  sind  in  dieser  Beziehung  die  Verfassnngskümpfe,  welche 
in  östlichen  absoluten  Staaten  unter  der  Herrschaft  theokratischer 
Vorstellungen  in  alter  und  neuer  Zeit  sich  abspielten. 

Greifen  wir  zwei  besonders  bezeichnende  Beispiele  aus  der 
Fülle  der  analogen  Fälle,  wie  sie  uns  die  Weltgeschichte  zuträgt, 
heraus.  Das  eine  ist  der  Untergang  des  Kalifates  von  Bagdad, 
das  andere  liefert  die  E»ynastie  .1er  Mikado  in  Japan.  Die  beiden 
Vorgänge  sind  voneinander  durch  Kann»  und  Zeit  (fast  ein  Jahr- 
tausend) hinreichend  getrennt,  um  jeden  äusseren  Einfluss  aufeinander 
ausznschliessen,  zeigen  aber  dennoch  und  trotz  ihrer  monströsen 
Kigenartigkeir.  untereinander  eine  ganz  wunderbare  Übereinstimmung- 
im  wew  iitliclieii,  nämlich  in  der  unter  dem  Schutze  der  äusseren 
Verfassung  begründeten,  andauernden  Erhaltung  einer  vollkommenen 
Loslösung  der  Autorität  von  der  Staatsgewalt. 
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In  der  arabischen  Herrschaft  der  Kalifen  von  Bagdad  hatte 
sich  bis  in«  10.  Jahrhundert  das  von  Mohammed  gegründete  nnd 
durch  die  sogenannten  legitimen  Kalifen  (Ahn  Bekr.  (»mar.  Othman 
und  Ali)  und  die  nachfolgende  Dynastie  der  Omaijnden  fortgesetzte 
theokratmhe  Königtum  erhalten. 

Der  Kalif  war  nicht  nur  filr  die  religiöse  Vorstellung  der 
irdische  Stellvertreter  der  Herrschaft  (iottes,  sondern  er  war  auch 
der  Inhaber  der  weltlichen  Staatsgewalt. 

Unter  Mohammed  und  seinen  Nachfolgern  bedeutete  diese» 
System  die  engste  Verbindung  von  Autorität  nnd  Staatsgewalt  in 
einer  Person,  die  man  »ich  nur  denken  kann. 

Allmählich  alter  trat  eine  Lockerung  ''in.  In  der  fortwährend 
in  Aktion  befindlichen  Militärmacht  der  Stalthalter  erwuchs  dem 
Kalifen  ein  konkurrierender  Wille.  Es  bildete  sich  ein  dem  imperium 
der  römischen  Statthalter  ganz  analoges  Institut  heraus  in  dem 
Emir  al  ouiani.  Der  Emir  al  omarä  war  der  arabische  Oberbefehls- 
haber, der  Generaltssimns  der  Armee.  Seine  Würde  steigerte  sich 
im  10.  Jahrhundert  fast  zu  derjenigen  eines  Diktators,  beschrankte 
sich  aber  doch  immer  auf  die  Militiirgewalt.  wahrend  die  Zivil- 
gewalt, namentlich  Finanz  und  l'olizei,  zunächst  noch  in  der  Hand 
des  Kalifen  vereinigt  blieben  und  in  dessen  Namen  durch  die  Wesirs 
ausgeübt  wurde.  Der  Autorität  des  Emir  gelang  es  aber  nuter  den 
letzten  Kalifen  aus  dem  Hans  der  Abbasideii,  auch  die  Macht  über 
die  Wesirs  tatsächlich  auszuüben  und  dein  Kalifen  bei  Gefahr  der 
Wendung,  Absetzung  oder  Ermordung  denjenigen  Wesir  aufzunötigen, 
der  dem  Emir  passte.  Der  entscheidende  Wendepunkt  scheint  mit 
dem  Emirate  des  Eunuchen  Munis  eingetreten  zu  sein.')  Muni* 
hatte  nach  des  Kalifen  Muktati  Tod  im  Jahre  !'08  dem  von  diesem 
zum  Nachfolger  bestimmten  1U jahrigen  Sohn  des  Muktati.  dem 
Dscbä'afar  als  El  MökUdir  mit  Wattengewalt  gegen  den  Prätendenten 
Abdallah  auf  den  Thron  verhüllen.  Kr  wurde  dafür  zum  Kinir  der 
Emire,  Emir  al  omarä,  ernannt  und  bekam  damit  den  Kalifen  selbst 
so  sehr  in  seine  Gewalt,  dass  er  ihn  in  allem,  namentlich  aber  in 
der  Wahl  seiner  Wesirs  beherrschte.  Im  Emirate  befindet  sich  fortan 
die  ganze  staatliche  Autorität  vereinigt.    Das  Eigentümliche  aber 

')  Sielw  die  treffliche  Darstellung  bei  A  Ml  u  m,  Der  Islam  im 
Morgen-  und  Ahcndhimle  (Oncm.ns  Weltgeschichte  in  Einzeldarstellungen«, 
1.  Bd.,  S.  im  ff. 
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ist,  dass  sich  Jas  Kalifat  gleichwohl  erhielt  nnd  jeder  nene  Usur- 
pator des  Emirates  diese  Würde  sich  vom  Kalifen  feierlich  verleihen 
liess.  Das  Emirat  ging  später  tinter  Achmed  (H4.r>)  in  das  Sultanat 
über,  welches  eine  ausschliesslich  weltliche,  aber  wich  eine  vom 
Kalifat  unabhängige  Autorität  bedeutete.  Der  Kalif  als  ,.  Beherrscher 
der  Gläubigen"  blieb  der  formelle  Herrscher  nur  in  der  Religion, 
konnte  sich  eine  persönlich«  Dienerschaft  halten  und  bezog  eine  hohe 
Tension.  Sein  Name  winde  im  Katizelgebet  und  auf  den  Münzen 
vor  demjenigen  des  Sultan*  geuaunt.  Er  begnügte  sich,  wie  man 
sagte,  mit  Münze  und  Predigt. ') 

Wir  haben  dieses  Beispiel  einer  untergehenden  Staatsgewalt 
hervorgehoben,  weil  es  so  recht  deutlich  zeigt,  wie  bei  Ihookratischen 
Vorstellungen  die  sich  verflüchtigende  Idee  der  göttlichen  Herrschaft 
unter  dein  Zwang  der  realen  Notwendigkeit,  einer  rein  auf  Autorität 
ruhenden  weltlichen  Macht  selbst  da  Platz  machen  muss,  wo  jene 
Idee  von  dem  alten  traditionellen  Volksglanben  getragen  ist.  Es 
lii'ssen  sich  gewiss  leicht  Analogien  in  grösserer  Zahl  anftindeti  in 
den  Keiben  der  übrigen  islamitischen  Stamme,  bei  den  Persern. 
Türken,  eltenso  wohl  auch  bei  den  Byzantinern,  Mongolen  und  Chinesen 

Es  wird  aber  wohl  kaum  einen  Voigang  dieser  Art  geben,  der 
an  drastischer  Charakteristik  demjenigen  gleicht,  den  wir  nun  zu 
betrachten  haben,  dem  Schicksale  nämlich  der  japanischen  Dynastie 
der  Mikado  unter  dein  Taikunat. 

Wühlend  nämlich  in  Japan  das  10(M>jährige  Reich  des  Mikado 
in  Theorie  und  Geschichte  niemals  unl erbrochen  worden  ist.  hat  dort- 
selbst  von  \6»:\  bis  lstis  das  Haus  der  Siogune  zum  Teil  mit  Recht, 
zum  Teil  zu  Unrecht  die  Herrschaft  tatsächlich  ausgeübt. 

Der  recht  massige  Teil  dieser  Herrschaft  beruhte  auf  dem 
Taikunat  und  bedeutete  eine  lehnsrcchtliche  Ausübung  der  Herrschaft 
für  den  Mikado.  Der  unrechtmässig«  Teil  aber  bestand  in  der  voll- 
kommenen tiefangenhiiltung  des  Mikado  samt  Familie  und  Dienern. 


Der  Taikunat  befand  sich  im  erblichen  Besitz  der  Siogune. 
einer  durch  dieses  Amt  vor  den  übrigen  ausgezeichneten  Landes- 


Der  Ttiikun  war  Regent,  des  Landes,  ähnlich  wie  ein  Reichs- 
verweser  nach  modernem  europäischen  Staatsrecht,  nur  mit  dem 
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Unterschiede,  dass  der  von  ihm  vertretene  Mikado  an  der  Ausübung 
der  Herrschaft  durch  keinen  anderen  Umstand  als  den  seiner  Ge- 
fangenschaft verhindert  war. 

Diese  Gefangenschaft  bestaud  nicht  nur  in  der  Verhinderung 
an  jeder  Art  von  Uegierungshnndlung.  sondern  anch  in  einer  körper- 
lichen Einschliessnng  des  Mikado. 

Der  „ geistliche  Kaiser",  wie  man  ihn  nannte,  durfte  sieh  nicht 
sehen  lassen,  ausser  indem  er  an  bestimmten  Tagen  auf  eine  Glas- 
platte trat,  durch  welche  von  einem  unteren  Baum  aus  seine  Füsse 
sichtbar  waren. 

Die  Komik  dieses  Verhältnisses  wird  durch  die  näheren  Um- 
stände noch  erhöht.  Den  Anhang  des  Mikado  bildete  der  alte,  arme 
und  a  in t lose  Hofadel  der  Kuge,  den  Vasallenstab  des  Siogun  da- 
gegen bildete  der  neuere,  wohlhaUnde  Schwertadel  der  Buke.  Die 
Kuge  stolzierten  in  iuhaltlosen  Scheinwürden  einher  und  wurden  von 
den  Buke  durch  Ehrenbezeugungen  ausgezeichnet  und  durch  Trink- 
gelder ernfihrt.  Jene  waren  die  Träger  des  theoretischen  Königtums 
von  Gottes  Gnaden  und  des  altchinesis-cheu  Kultus,  diese  repräsen- 
tierten einen  förmlichen  Lehensstant  und  hielten  zum  Buddhismus. 

Der  Taikunat  war  so  sehr  die  genaue  Kopie  eines  lehens- 
rechtliehen  Königtums,  dass  ihm  auch  die  Erbfolge,  Adoption  und 
sogar  das  Institut  der  Kegentschaft  nicht  fühlten. 

Um  den  Taikunat  fanden  blutige  Thronfolgekiimpfe  statt.  Die. 
verschiedenen  Linien  des  Siogune-Hauses  machten  sich  in  Kriegen  das 
Recht  der  Begieniiig  und  der  (icfangeiihaltung  des  Mikado  streitig. 

Diesen  Umstand  wnsste  nun  der  Mikado  sich  zu  nutze  zu 
machen,  als  er  bei  seiner  Befreiung  daran  ging,  den  Taikunat  zu 
beseitigen  und  die  Herrschaft  der  Siogune  zu  stürzen.  Dass  ihm 
im  Jahre  1SO0  diese  Befreiung  gelungen  ist,  dass  er  nach  2»»t> jähriger 
Haft  das  Königtum  seiner  Dynastie  in  voller  Autorität  wieder  aus 
dem  Kasten  herausholte,  zu  welchem  der  böse  Siogun  Jyeya*  aus 
der  Familie  Tokugawa  im  Jahre  IW>  den  Schlüssel  abgezogen  und 
eingesteckt  hatte,  das  war  die  Vollendung  einer  Sutyre,  wie  sie  wohl 
blutiger  auf  eine  Staatskomödic  niemals  geschrieben  worden  ist. 

Ähnliches')  soll  sich  in  der  japanischen  Geschichte,  schon  mehr- 
mals zugetragen  haben,  nämlich  unter  der  Regentschaft  der  Hodjo 

')  V.titI.  M  v  Bkandt.  lir.-innddrei*sitr  Jahre  in  <M-A*ien.  M.  1, 
S  <M  ff. 
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1205—  l;i2(i,  unter  den  Ashikaja- Siogunen  P134  --1573  und  unter 
dem  .Stallknecht  Taikosamma  löftij— 1ÖU8.  Es  scheint  also  ein 
bischen  im  jajianischen  Volkscharakter  zu  liegen,  den  Herrscher  und 
Stell  Vertreter  Gottes  einzusperren.  An  diese  Verhältnisse  erinnert 
lebhaft  ein  Rerieht  Xenophons  aus  dem  Altertum,  der  von  den 
Mosymiken  am  schwarzen  Meer  erzählt,  da«s  sie  einen  König  er- 
nähren, von  dein  anderweit  berichtet  wird,  das»  er  in  einen  Turin 
eingesperrt  wird  und  hungern  ninss,  wenn  er  schlecht  regiert.1 » 

Ks  gibt  noch  eine  gefangene  politische  Grösse,  auch  einen 
Stellvertreter  (inttes,  der  im  Groll  Uber  den  Verlust  seiner  ehe- 
maligen weltlichen  Herrschaft  das  Schicksal  der  Gefangenschaft  mit 
dem  Mikado,  überdies  freiwillig,  teilt.  Auch  diese  Grösse  ist  trotz 
mangelnder  Staatsgewalt  nicht  ohne  Autorität  nnd  geniesst  sogar 
im  internationalen  Verkehr  die  Anerkennung  einer  nur  auf  Autorität 
gegründeten  Souveränität. 

Ein  Kaisertum  als  Syeküre  ist  übrigens  auch  der  deutschen 
Geschichte  keine  fremde  Erscheinung.  Pas  deutsche  Kaisertum  des 
alten  Reich«  war  seit  D>4H  wie  das  ganze  Reith  nur  mehr  eine  hohle 
Form.  In  der  Periode  der  Entwickelmtg  der  Landeshoheit  zum 
Polizeistaat  sog  die  Landesherrschaft  Kaiser  und  Reich  alle  Kräfte 
ans.  Es  ging  zwar  hier  der  Anflüsnngsprozess  mit  mehr  Offenheit 
vor  sich,  als  in  Japan,  und  bedeutete  der  fortwährende  Machtverlnst 
für  den  Kaiser  immer  zugleich  einen  Verlust  an  Staatsgewalt  und 
an  Autorität.  Doch  kann  man  auch  an  der  staatsrechtlichen  Ge- 
schichte der  letzten  Reichszeit  beobachten,  wie  der  Schein  einer 
ehemals  grossartigen  Einrichtung  sich  noch  lange  über  den  faktischen 
l'ntergang  hinaus  erhalten  kann. 


Verlassen  wir  damit  die  absoluten  Staatsfonnen,  um  unsere 
Itetrachtung  den  Staaten  mit  repräsentativer  Regierungs- 
form zuzuwenden. 

Das  Verhältnis  von  Staatsgewalt  und  Autorität  ist  hier  ein 
anderes  als  bei  ulwolnten  Slnatsformcn. 


')  Xeiiophon.  Anahaaia  4.  Nikolaus  von  Daiiüukus  bei  Stolüus 
44,  41;  I'omponiiis  Mela  1.  11«.  IOC.  Ich  danke  diese  Notizen  dem  Herrn 
]W««»or  l>r.  i'sv.t.  \\"i/ri:F.s. 
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Wrliert  in  der  absoluten  Staatsforni  der  Herrscher  die  Autorität, 
so  rindet,  wie  wir  gesehen  hüben,  entweder  ein  Wechsel  der  Staats- 
form statt  oder  der  Herrscher  wird  beseitigt  oder  eingesperrt. 
Keines  von  beiden  braucht  in  diesem  Falle  in  der  repräsentativen 
Verfassung  zu  geschehen.  Freilich  ist  die  Geschichte  dieser  Ver- 
fassung eine  noch  zn  neue,  als  dass  man  iius  ihr  schon  so  reichliche 
Erfahrung  Aber  alle  Möglichkeiten  ihres  Geschickes  ziehen  könnte, 
wie  dies  bei  den  absoluten  Verfassungen  geschehen  konnte.  Doch 
stehen  wir  auch  bei  der  Beurteilung  der  repräsentativen  Regiernngs- 
form  nicht  mehr  vor  einem  Novum.  nHchdeni  dieselbe  in  England  seit 
•2  Jahrhunderten  besteht  und  durch  die  Vermittelung  Frankreichs  auf 
dem  europäischen  Kontinent  und  darüber  hinaus  seit  einigen  Menschen- 
alteni  zur  vorherrschenden  Regierungsforin  geworden  ist. 

Die  repräsentative  Regierungsform  kommt  bekanntlich  sowohl 
in  der  Republik  als  in  der  Monarchie  vor.  Sie  besteht  überall  darin, 
dass  die  Herrschaft  verfassungsmässig  nicht  durch  den  Inhaber  der 
höchsten  Gewalt  allein,  sondern  durch  ihn  unter  Beteiligung  andrer 
Fakturen  zur  Ausübung  kutniiit.  Die  hauptsächlichen  Typen  sind  die 
konstitutionelle  und  die  parlamentarische  Kegiernngsform ;  jene  ist 
der  Monarchie  eigentümlich  und  besteht  in  der  Beteiligung  ver- 
antwortlicher Minister  und  eines  an  der  Gesetzgebung  und  Aufstellung 
des  Budgets  mitwirkenden  Parlamente»;  diese  dagegen  ist  eine  Form 
der  Republik,  wobei  das  Wdk  oder  die  herrschenden  Klassen  durch 
ein  Parlament  repräsentiert  sind  und  die  Leitung  der  Verwaltung 
durch  ein  vom  Parlamente  mehr  oder  minder  abhängiges  Organ 
der  Exekutive,  einen  Präsidenten  oder  parlamentarischen  König 
besorgt  wird. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  Verhältnis  von  Autorität  und  Staats- 
gewalt in  solchen  Regierungsformen  ? 

Eine  ('ntersnehung  über  diesen  Gegenstand  i»t  dadurch  er- 
schwert, dass  nicht  etwa  nur  das  geschriebene  oder  ungeschriebene 
Verfassnngsrechl,  sondern  auch  die  jeweilige  politische  f'bnng  in 
Betracht  kommt. 

Die  neuere  Staatsrechtslehre  steht  bei  Beurteilung  der  höchsten 
Gewalt  namentlich  ausserhalb  Deutschland,  in  Frankreich,  Belgien, 
Italien  und  Amerika  unter  dem  Einfluss  der  Lehre  von  der  Teilung 
der  Gewalt. 
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In  der  repräsentativen  Regierungsform  soU  nicht  eine  un- 
geteilte Staatsgewalt,  sondern  eine  dreifachgeteilte  in  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Justiz  wirken. 

Es  ist  nicht  möglich  und  in.  E.  wohl  auch  nicht  nötig,  diese 
Lehre  hier  einer  eingehenderen  Würdigung  zu  unterwerfen.') 

Nur  einige  wenige  Hcmerknugcu  über  diese  Theorie  sind  auch 
hier  zum  Verständnis  des  weiteren  erforderlich. 

Wir  sind  hier  von  der  Einheit  und  1'ntcilbnrkeit  der  Herr- 
schaft ausgegangen  und  wollen  diese  Auffassung  einstweilen  fest- 
halten. .Soviel  wird  ja  mich  wohl  ohne  besondere  Untersuchung 
allgeniciu  anzunehmen  sein,  duss  die  Einheit  des  Staates  eines  ein- 
heitlichen höchsten  Willens  sowohl  logisch  als  auch  tatsächlich 
erheischt. 

In  der  repräsentativen  Eegierungsfonn  hat  es  nun  bei  der 
Vielheit  der  an  den  verschiedenen  Aufgaben  des  Staates  tätigen  Organe 
den  Anschein,  als  bestehe  eine  Teilung  der  Herrschart.  Poch  ist 
das  nur  Schein,  in  Wirklichkeit  bestehen  in  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung nicht  etwa  zwei  verschiedene  Herrscher  nelwneinander. 

Wir  sehen  ab  von  der  für  unsere  Hetrachtniig  minder  wichtigen 
Trennung  der  Justiz  von  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  und 
wollen  uns  nur  mit  der  Teilung  beschäftigen,  die  man  gewöhnlich 
in  Legislative  und  Exekutive,  d.  i.  Oesotzgebung  und  Verwaltung, 
verwirklicht  sieht.  Die  Verwaltung  (Exekutive)  bewegt  sich  im 
geordneten  Staate  zwar  niemals  in  der  Richtung  gegen  die  Gesetz- 
gebung, es  gibt  aber  ein  sehr  weites  Gebiet  der  Verwaltung,  i» 
welchem  dieselbe  durch  das  Ergebnis  der  Gesetzgebung,  das  Hecht, 
gar  nicht  berührt  und  beschrankt  ist  In  diesem  Gebiete  fasst  die 
Verwaltung  ihre  durch  das  Hecht  nicht  gebundenen  Entschließungen 
frei  uaeh  ihrer  selbständigen  Erkenntnis  de*  Staatszweckes.  Ks  ist 
dabei  in  der  Theorie  die  Möglichkeit  gegeben,  dass  die  Organe,  denen 
die  Verfassung  die  Is  ideii  Eiuiktioiicii  der  Gesetzgebung  und  der  Ver- 
waltung einräumt,  durchaus  verschiedene  sind.  Doch  ist  dies  eben 
nur  in  der  Theorie  möglich.  In  der  Wirklichkeit  finden  wir  überall 
ein  Ineinandergreifen  beider  Organe  und  beider  Funktionen,  welch»* 

'»  l»if  rnrichtiirkcit  dieser  Lehre  ist  in.  E.  von  Skyhki.  in  dessen 
Abliamllunir  Iils-r  konstitutionelle  und  parlamentarische  Hegiernng  tStaats- 
t.-<  litlii  In-  und  politische  .\bhi«ndluno"ii  S.  i:i4tT.»  schlauem!  nacbe-ewlcs.  u 
wonl-'ii. 
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im  letzten  Gnuulr  anf  der  notwendigen  Einheit  des  Staatawillens 
beruht. 

Während  als«  auch  in  den  verschiedenen  Funktionen  der  Herr- 
schaft, Gesetzgebung  nnd  Verwaltung,  nicht  etwa  zwei  getrennte 
Staatsgewalten,  zwei  Herrscher  und  Autoritäten,  nebeneinander  wirken, 
ist  doch  nicht  zn  verkennen,  das*  die  Heranziehung  verschiedener 
Organe  zu  diesen  höchsten  Funktionen  der  freien  Ausübung  der 
Herrschaft,  gewichtige  Schranken  setzt. 

Für  das  Verhältnis  von  Autorität  nnd  Staatsgewalt  ist  damit 
eine  neue  Grundlage  gewonnen.  Vor  allem  ist  es  schon  nicht  immer 
ganz  einfach,  festzustellen,  wer  im  repräsentativ  regierten  Staate 
Herrscher  sei.  Die  Verfassuntren  repräsentativer  Staaten  sprechen 
sich  nicht  immer  deutlieh  über  den  Sitz  der  Gewalt  aus.  Wer 
Herrscher  sei.  ist  vielmehr  ans  der  Entstehung  der  Verfassung  und 
ans  ihren  Kegeln  Uber  die  Ansülmng  der  Herrschaft  zn  erkennen. 
Welche  Verfasanngsbcstimmiing  aln:r  könnte  dafür  bürgen,  dass  der 
verfassungsmässige  Herrscher  auch  die  Autorität  besitze? 

Der  Besitz  der  Herrschaft  ist  von  ihrer  Ausübung  an  sich  so 
wenig  zu  trennen,  wie  die  Tat  vom  Willen.  Ist  aber  die  legitime 
Heri-schaft  zu  ihrer  Betätigung  zn  schwach,  dann  gilt  auch  hier  trotz 
aller  geschriebenen  Kechte  die  Notwendigkeit,  dass  ihr  die  Autorität 
ans  den  Händen  gleitet.  In  der  Kepublik  muss  daher  bei  repräsen- 
tativer Kegicrungsform  die  Herrschaft  des  Parlamentes  anclt  in  die 
Exekutive  durchgreifen,  und  in  der  .Monarchie  mnss  auch  im  kon- 
stitutionellen Staate  der  König  in  der  Gesetzgebung  der  entscheidende 
Wille  bleiben. 

I>ie  Hegicniiigsform  soll  ihrer  Bestimmung  nach  immer  nur 
eine  Form  für  die  Ausübung  des  durch  die  Staatsform  bestimmten 
Herrscherwillens  sein.  Erfüllt  sie  diese  Aufgabe  nicht,  dann  wird 
sie  zu  einem  Mittel  geräuschloser  Änderung  der  Staatsform.  Ein 
schwaches,  etwa  in  Parteien  zerklüftete»  republikanisches  Parlament 
drängt  notwendig  zur  Stärkung  der  Autorität  der  Exekutive,  und 
ein  schwacher  konstitutioneller  König  verliert  seine  Autorität  immer 
zu  Gunsten  der  Minister  oder  des  Parlamentes. 

Ein  starker  republikanischer  Präsident  kann  sein  entwihdetes 
Parlament  ebensoleicht  an  der  Nase  herumführen,  wie  ein  schwacher 
konstitutioneller  König  von    einer   zielt* wiissten    und  gefestigten 
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Kanimermebrheit  am  Gangelbande  geführt  werden  kann.  Die  formellen 
Wittel  dazu  gibt  bier  und  dort  die  Verfassung  selbst  an  die  Hand. 

Die  repräsentative  Kegierungsforui  funktioniert  also  in  beiden 
Staatsfonnen  nicht  nur  im  regelmässigen  Gang  der  Dinge  als  eine  Ab- 
sehwächnug  des  Herrscherwilleus,  sondern  auch  in  ausserordentlichen 
Fallen  als  ein  Mitte)  geräuschlosen  Überganges  von  einer  Staatsfonu 
in  die  andere  nnd  als  ein  Sicherheitsventil  gegen  den  allzu  gewalt- 
samen Umsturz  der  Verfassung. 

Es  gibt  Beispiele  dafür,  das«  man  sich  im  gegebenen  Augen- 
blicke dieses  Ventils  zu  bedienen  wnsste.  So  ist  in  England  die 
Umwandlung  der  Monarchie  in  die  Republik  durch  die  Vertreibung 
der  Stuarts  und  den  Parlamentsbeschluss  Uber  die  deeluratiou  «f 
rights  erfolgt,  und  so  ist  in  Frankreich  die  konstitutionelle  Monarchie 
Ludwigs  XVIII.  durch  die  vom  Parlamente  oktroyierte  Verfassung 
vom  Jahre  1H:W»  in  das  parlamentarische  Königtum  Karls  X.  über- 
gegangen. 

Diese  Beispiele,  obgleich  sie  die  behauptete  Möglichkeit  der 
Umwandlung  genügend  beweisen,  sind  doch  immerhin  Seltenheiten. 
Im  regelmässigen  Gang  der  Dinge  kommt  es  häutiger  vor,  dnss  die 
Autorität  für  einige  Zeit  gelegentlich  dem  berufenen  Herrscher  ab- 
handen kommt,  ohne  das.»  sie  die  Herrschaft  selbst  nach  sich  zöge. 
Die  Anderuii"/  der  Staatsform  ist  auch  bei  repräsentativer  Kegierung 
nicht  so  leicht  in  aller  Stille  vorzunehmen.  So  würde  sich  heut- 
zutage der  englische  König  trotz  aller  Erblichkeit  und  Würde  schwer 
tun ,  gegen  die  Herrschaft  des  Parlamente«  und  seines  Premier- 
ministers aufzukommen,  und  ebenso  schwer  würde  es  dem  preussischen 
oiler  bayerischen  Landtag  fallen,  das  Königtum  in  ein  parlamen- 
tarisches zu  verwandeln.  Das  Beharrungsvermögen  der  bestehenden 
Verfassung  darf  nirgends,  auch  nicht  einmal  in  den  leichter  be- 
weglichen romanischen  Ländern  unterschätzt  werden. 

Kino  eigentümliche  und  mit  unserer  Frage  eng  zusammen- 
hängende Krscheitiung  ist  die  Neigung  zur  Verschleierung  des 
Parlamentarismus,  welche  in  parlamentarisch  regierten  Staaten 
fast  regelmässig  hervortritt.  Es  wird  hier  das  Organ  der  Exekutive 
mit  dem  Schein  des  Königtums  ausgestattet. 

Unter  den  parlamentarisch  regierten  modernen  Staaten  tragt 
Frankreich  zur  Zeit  den  Parlamentarismus  am  offensten  zur  Schau. 
Der  nur  anf  7  Jahre  gewählte  Präsident   hat  zwar  ein  formell 
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reichlich  zugemessenes  Hecht  der  Exekutive.  Allein  er  soll  und 
k;um  doch  nicht«  andere»  sein  als  da»  (  >Ik-i  liaupt  der  Hepnblik  mit 
parlamenlurv  execntive,  wie  Du  kv  es  ausdrückt.1)  Trotz  seiner 
Hechte  der  Kabinetbildung  und  der  Kutumerauflösung  und  trotz  seiner 
sehr  beschrankten  Verantwortlichkeit  ist  »eine  Exekutive  nur  eine 
parlamentarische,  und  nur  ein  Staatsstreich  konnte  ihm  die  Autorität 
verschaffen,  welche  Senat  und  Depntiertenkammer  eifersüchtig  in 
ihrer  Hut  bewahren. 

Eine  grossere  Freiheit  vom  Parlamente  und  mehr  Autorität 
geniesst  anscheinend  als  Organ  der  Exekutive  der  Präsident  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Er  ist  durch  seine  l'u- 
verantwortliehkeit  und  durch  das  Fehlen  eines  verantw örtlichen 
Ministeriums,  sowie  auch  durch  die  Art  der  Wahl  von  der  Verfassung 
angewiesen,  seine  Rechte  in  grosserer  I  nabhäiifriff keit  vom  Parlamente 
auszuüben,  als  dies  bei  dem  Präsidenten  der  dritten  französischen 
Hepnblik  der  Fall  ist. 

K*  ist  aber  von  CuaiiuiuV-)  a-hv  treffend  nachgewiesen  worden, 
das»  durch  die  kurze,  nur  4  jährige  Anitsduucr  und  durch  die  politische 
Abhängigkeil,  in  welcher  der  Präsident  dem  Uegiermigsprogramiu 
der  Mehrheit  des  Repräsentantenhauses  gegenüber  sich  befindet,  seine 
Selbständigkeit  sehr  erheblich  eingeschränkt  ist  und  seine  Autorität 
in  derjenigen  des  Kongresses  nahezu  völlig  aufgeht,  Nicht  un- 
interessant ist  es,  über  die  künftige  liestaltung  der  Dinge  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  Ansicht  Ciu.vuiui  ns  zu  hören.  Er  meint:  das 
Bedürfnis  einer  starken  Exekution  wird  im  Sinn  und  (icist  Hamiltons 
au  die  Vereinigtet!  Staaten  im  selben  Malsc  näher  rücken,  ah*  sich 
dieselben  in  den  Kampf  um  Vergn'.ssorimg  der  Republik  einlassen 
werden.  Mit  diesem  Zeitpunkte  wird  Hamiltons  Präsident  auf  Lebens- 
zeit und  ein  verantwortliches  Ministerium  nach  dem  Muster  des 
englischen-  Parlamentarismus  ein  nnabweisliches  Erfordernis  sein. 

In  Frankreich  und  in  den  Vereinigten  Staaten  haben  wir,  wie 
auch  immer  die  Dinge  sich  künftig  gestalten  werden,  diejenigen 
parlamentarischen  Verfassungen  vor  uns.  welche  die  wirklichen 
Machtverhältnisse  noch  am  richtigsten  zum  Ausdruck  bringen. 

')  I>l<  t  Y.  Introdiiclioii  tn  the  study  of  the  law  of  the  t.'onstinition, 
l.  AUtlttL'e,  \»'Xi.  S.  411  ff. 

-I  A.  it.  «  UAMinnjx,  le  poutoir  executif  am  Etats-Unis,  2.  Aull., 
b.-iorut  von  K  i.k  i  iuwuicn. 
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Viel  weniger  ist  dies  der  Fall  in  England,  Belgien,  Italien. 
Spanien,  Griechenland,  also  in  denjenigen  Stinten,  in  welchen  das 
Präsidium  mit  der  Würde  des  Königtums  ausgestattet  und  die  Krone 
erblich  ist. 

Da»  Heimatland  des  versteckten  Parlamentarismus  ist  Kur- 
land. Das  englische  Königtum  gleicht  im  wesentlichen,  nämlich  im 
Mangel  der  Autoritilt,  hei  Vollbesitz  der  Würde  dem  geistlichen 
Kaisertum  des  gefangenen  Mikado  und  dein  Kalifate  mit  Predigt 
und  Münze.  Das  englische  Parlament  hat  sich  seit  der  dedaratioii 
of  rights  mit  zielhewusster  Ausdauer  im  Besitze  der  Autorität  er- 
halten und  M'estigt  und  dem  Königtum  nur  den  Schein  und  Schimmer 
der  Herrschaft  überlassen.  Die  I-ehiv  von  dem  King  in  parliameut. 
in  welcher  der  Trug  verborgen  liegt,  trügt  mit  dem  den  Engländern 
eigentümlichen  stillen  Humor  die  Lehre  vom  gefangenen  Mikado  fin- 
den Einsichtigen  zur  Schau.  Das  wahre  Verhältnis  wird  auch  hier 
durch  Zeremonien  verhüllt.  Ks  gipfelt  in  der  Hezichung  zwischen 
König  und  Premierminister.  Der  Konig  ernennt  zwar  den  Premier, 
minister,  aber  er  hat  ihn  aus  der  Mitte  des  Parlamentes  zu  Wahlen 
und  erhält  ihn  von  der  jeweiligen  Mehrheit  im  Putci-hause  tatsächlich 
präsentiert,  Der  Premierminister  ist  «las  persönliche  Mittel,  durch 
welches  zwischen  Parlament  und  Krone  das  -Vertrauensverhältnis", 
d.  Ii.  die  Abhängigkeit  des  Königs  v>n  der  jeweiligen  Mehrheit  des 
Parlaments  erhalten  wird. 'i 

Der  parlamentarische  Charakter  der  englischen  Exekutive  ist 
nonerdinir*  von  einigen  Seiten  her  bedroht.  Sowohl  die  irische  Frage 
als  die  Exekutive  in  den  Kolonien  drängen  zu  grosserer  l'nabhiingig- 
keit  des  Königtums.  Vor  allem  aber  hat  die  \V,ihlbewe<mng  eine 
Richtung  angenommen,  welche  für  den  bestehenden  aristokratischen 
Charakter  der  Parlamentsherrschaft  Itedmhlich  erscheint. 

')  Vergl.  CiNKisl,  Kiil'HkcIu-  Vert'ii-siniL'S!_'»cliicht.-.  W>.  -.  iW  fl 
})  Ks  ist  viell-icht  von  Interesse,  hierüber  ilie  Stimme  eines  «reist- 
vnllen  neueren  oiiL.-lis4.hen  PuMizixtcn  zu  hören. 

Die«:v  l'llhrt  uns  <a.  a  ".  S.  Il.'i):  Jt  is  »  matter  of  ctiriou*  spoeii- 
lation.  wetln-r  the  KiiL'lish  < '.iliiiel  may  not  ut  Ihis  momenl  lie  imclcriroiiii: 
;i  L-niduul  und.  w*  >'••!,  seareelv  noticod  chauge  of  cliaraeter.  »nidcr  which 
it  may  he  lraii*t'<iniie,|  from  :i  parlamcntary  inlo  u  iion-parlumctitury  ev- 
cutive.  The  pr.-sil.ility  nf  such  a  elianire  is  siiirtrested  hy  the  iocnasiliir 
iiutlioritv  of  the  electorate.  Kven  Iis  it  is.  a  «reners»!  i  lection  may  lie  in 
e  flect.  iliiniL'li  nc>!  in  mime,  a  populär  ehrtioii  of  a  partieular  statesni.oi 
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Der  englische  versteckte  Parlamentarismus  hat  auf  dem  Kon- 
tinent vielfach  Nachahmung  gefunden,  znerst  in  der  französischen 
Verfassung  vom  7.  14.  August  lSSO,  dann  in  der  belgischen  Ver- 
fassung vom  7.  Februar  1831.  in  der  sardinisch-italietiisehen  Ver- 
fassung vom  4.  März  1H4B,  in  der  spanischen  Verfassung  vom  HO.  Juni 
1876,  in  der  griechischen  Verfassung  vom  16.  28.  November  18(54 
und  in  einigen  anderen  Verfassungen,  die  alle  gegenüber  dem  eng- 
lischen Vorbilde  die  Besonderheit  einer  demokratischen  (irundlage 
aufweisen,  mit  dem  englischen  Vorbilde  aber  die  Abhängigkeit  des 
parlamentarische]]  Königs  gemeinsam  haben,  tiemeinsani  ist  all  diesen 
Scheinkönigtümern,  dass  die  Verfassung  selbst  dem  monarchischen 
Organ  der  Exekutive  mehr  Würde  einräumt,  als  dem  übertragenen 
Anteil  an  der  .Staatsgewalt  entspricht.  Dieses  Plus  an  Würde  kann, 
nniss  aber  nicht  notwendig  ein  l'lus  an  Autorität  bedeuten. 

In  den  konstitutionellen  Monarchien  namentlich  der 
deutschen  Staaten  liegt  das  Verhältnis  umgekehrt.  Der  König  ist 
hier  nicht  nur  Inhalier  der  Staatsgewalt,  sondern  er  bewährt  seine 
Autorität  auch  in  ihrer  Ausübung.  Dem  Parlamente  kommt  hier 
nur  untergeordnete  Bedeutung  zu.  Ks  ist  damit  freilich  nicht  aus- 
geschlossen, dass  es  einer  ausdauernden  und  festen  Parlament*- 
inehrheit  durch  obstruktioneilen  tiebrauch  ihrer  Mitwirkungsrof  hte 
gelingen  kann,  eine  Zeit  lang  den  (lang  der  Regierung  hemmend 
zu  bestimmen.  Ihre  Macht  kann  aber  in  der  Regel  nur  eine  negative 
sein,  ein  Verhältnis,  woraus  für  das  Parlament  selten  ein  Zuwachs 
an  Autorität  entspringt. 

Aus  der  Betrachtung  aller  repräsentativen  Verfassungen  und 
ihrer  Anwendung  gewinnen  wir  die  Lehre,  dass  auch  hier  die  Ver- 
bindung von  Autorität  und  Staatsgewalt  keine  unveränderliche  ist, 
dass  aber  schrorTeii  und  gewaltsamen  Katastrophen  in  diesen  Ver- 
tu tlie  l'remiership.  It  in  at  an y  rate  eouceivablc  t Ii. tt  llie  time  mfty  come 
wlitn,  tliinigh  all  llie  tonn»  of  llie  Kni'li-h  i-onititiilion  reniain  UDchunired, 
sin  Knglish  l'iime  Minister  will  he  as  trnly  eleried  1o  ofliec  Uy  ■,<  populär 
vote  in«  i<  «ii  American  I'reiident  " 

Dass  die  Eiitw ickcliing  der  Pilige  in  dieser  Richtung  sich  liewesrt. 
i*t  wohl  möglich.  Sie  hat  ihren  Hauptgrund  in  ib-r  Wahlliewegung  und 
tiudet  eine  Stutze  in  den  neuesten  kolonialen  Ereignissen.  Ul>  aber  dio 
Ann  Dicuv  angekündigte  Stärkung  der  Exekutive,  wie  er  vermutet,  dein 
Premierminister  zu  gule  kommen  wird,  das  ist  mehr  als  fraglich.  .Naher 
liegt  jedenfalls-,  dass  .sie  zu  einer  Stärkung  des  Ki.nigliiui*  führen  wird. 
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fassungen  durch  ordniingsiimsstge  Hinrichtungen  eher  vorgebeugt  ist. 
als  in  den  absoluten  Verfassungen. 

IV. 

Filr  da«  Verhältnis  von  Autorität  und  Staatsgewalt  erüflnei 
sich  noch  ein  weites  Feld  der  Betrachtung.  K*  hat  dieses  Verhältnis 
»eine  wichtige  Bedeutung  auch  ftlr  die  Staaten  Verbindungen,  für 
die  völkerrechtlichen  Abhängigkeitsverhältnisse  nnd  inner- 
halb der  Staaten  für  die  Ämter  und  die  Selbstverwaltung. 

Ich  innss  mich  kurz  fassen,  allein  ich  kann  es  mir  doch  nicht 
versagen,  die  charakteristischen  Züge  auch  hierfür  zu  zeigen. 

In  Staatenverbindnngen  ist  von  einer  Bewegung  der 
Autoritiit  und  der  Staatsgewalt  nicht«  zu  verspüren,  solange  die 
Staatenverbindung  eine  rein  völkerrechtliche  ist.  Solange  der  Bund 
von  Staaten  uichts  weiter  i*t  als  ein  vcrtragsnifissiges  Bündnis  zu 
dauernder  gemeinschaftlicher  Aktion  nach  aussen,  ist  weder  über 
den  Sita  der  Staatsgewalt  noch  über  denjenigen  der  Autorität  ein 
Zweifel.  Ks  kann  freilich  dahin  kommen,  das»  ein  solcher  Bund 
selbst  für  die  Erhaltung  des  Teils  der  Staatsgewalt,  der  zur  gemein- 
samen Aktion  im  Auslande  bestimmt  ist,  sich  als  zu  schwach  und 
autoritätlos  erweist.  Per  alte  deutsche  Bund  hat  auch  diesen 
Bankerott  erlebt,  indem  die  Hansestädte  zu  seiner  Zeit  die  Vertretung 
ihrer  Handolsintcrc&scn  im  Ausland  lieber  einem  auswärtigen  Staat? 
(Niederlande)  als  dem  deutschen  Kunde  ülierlieaseu.1) 

Hin  völkerrechtlicher  Staatenbund  ist  in  der  Kegel  zur  Antorität- 
losigkcit  verurteilt.  Sobald  aber  die  Staatenverbindung  eine  engere 
wird,  sobald  die  (nnndlage  derselben  aus  der  losen  Vertrugs- 
verbindung  in  die  verfassungsrechtliche  Norm  sich  verwandelt,  die 
Bnndesgewalt  eine  handlungsfähigere  Organisation  erhält  und  ihre 
Befehle  eine  unmittelbar  bindende  Kraft  gegenüber  den  Untertanen 
der  Staaten  erhalten,  sobald  der  Staatenbund  diejenige  Rechtsgestall 
annimmt,  welche  die  Theorie  als  Bundesstaat  bezeichnet,  entsteht 
notwendig  eine  Konkurrenz,  die  sich  ausnimmt  wie  ein  Kampf  zweier 
(Jew alten  um  die  Herrschaft.  Wahrend  die  Vereinigten  Staaten  der 
Niederlande  diesen  Kampf  im  17.  Jahrhundert,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  und  die  Schweiz  im  1!».  Jahrhundert  durch- 
gemacht haben,  stehen  wir  in  Peutschlaud  inmitten  derselben.  Y.< 

')  v.  linvNH.  nrciunddrci«*iv:  J.dire  in  <  »»r-Asi-n. 
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mag  hier  unentschieden  bleiben,  wo  sich  in  solcher  Staatenverbindnng 
der  Sitz  der  Staatsgewalt  betindet,  ob  bei  den  Staaten  oder  beim 
Heich ;  sicher  ist,  dass  hier  eine  Vereinigung,  eine  brüderliche  Um- 
armung von  Staatsgewalten  vorliegt,  an  der  dieselben  ersticken 
können.  IM  diesem  Vorgang  der  Vereinigung  geht  die  Antoritiit 
nicht  immer  gleichen  Schritt  mit  der  Staatsgewalt.  Ks  kann  sein, 
das*  verfassungsmässig  die  Staatsgewalt,  noch  hei  den  Staaten  ruht, 
wahrend  die  Autorität  längst  auf  das  Keich  übergegangen  ist.  Ks 
ist  auch  das  Umgekehrte  möglich.  Die  Auflösung  des  alten  deutschen 
Reichs  und  die  Kntwickelung  des  neuen  sind  darin  Gegenstücke! 

In  Verbindungen  repräsentativer  Staaten  kehrt  regelmässig 
ilie  repräsentative  Komi  der  Regierung  auch  im  Hnnde  wieder,  so 
das*  auch  hier  wieder  Verschiebungen  in  der  Antoritiit  und  der 
Staatsgewalt  stattfinden  können.  Verschiebungen  der  Autorität 
kommen  in  den  republikanischen  Staatenverbindnngen  Schweiz  und 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  zwischen  den  Organen  der 
Legislative  und  der  Exekutive,  Bundesversammlung  und  Kongress 
einerseits  und  Bundesrat  und  Präsident  andrerseits  gelegentlich  vor 
und  ereignen  sich  dort  leichter  als  in  der  deutschen  monarchischen 
Staatenverbindung.  Hier  ist  wenigstens  zwischen  Bundesrat  und 
Reichstag  eine  Verschiebung  der  Autorität  teils  wegen  des  ge- 
wichtigen Anteils,  den  der  Hundesrat  auch  an  der  Gesetzgebung  hat. 
teils  auch  wegvn  der  eigentümlichen  Parteiverhältnisse  im  Reichstag 
nicht  leicht  denkbar.  Wohl  aber  bietet  der  monarchische  Staaten- 
bund eine  andere  Möglichkeit  von  Schwankungen  in  di  r  Autorität. 
Sie  besteht  im  Verhältnis  zwischen  Bundesrat  und  Kaiser.  Beide 
Organe  sind  durch  die  Verfassung  unter  scharfer  Abgrenzung  ihrer 
Befugnisse  nebeneinander  gestellt.  Dem  Bundesrat  ist  durch  die 
Verfassung  das  Übergewicht  an  Gewalt  eingeräumt,  aber  unter  solchen 
Kiiisohränknugen  zu  Gunsten  des  Bundespiitsidiuws,  das«  es  diesem 
unter  Umständen  gelingen  kann,  das  Übergewicht  in  der  Autorität 
zu  erlangen.  In  dieser  Tendenz  ist  der  Kaiser  durch  mancherlei 
begünstigt.  Fällt  ihm  in  Ueichssaclien  schon  jeder  Krfidg  in  imi- 
tarUcher  Richtung  naturgemäss  zu,  so  kommt  ihm  noch  weiter  zu 
statten,  dass  der  Bundesrat  nur  ein  Kollegium  von  Vertretern  der 
Herrscher  ist.  während  er  selbst  in  Person  handelt.  Vor  allem  aber 
ist  es  die  gewichtige  17fache  Stimme,  die  er  als  König  von  Preussen 
im  Bundesrate  führt,  und  der  historisch,  militärisch  und  politisch 
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gegründete  Anhang  der  Kleinstaaten,  die  ihn)  im  Bundesrat  den 
bestimmenden,  wenn  nieht  entscheidenden  Kintluss  sichern. 

I  Obgleich  die  Reichsverfassung  in  einer  jeden  Zweifel  aiis- 
schliessenden  Weise  den  Bundesrat  zu  demjenigen  Organ  des  Keiilis 
erhebt,  in  welchem  die  Soiiveriinetilt  der  staatlichen  Herrscher  znm 
Ausdruck  kommt,  ist  doch  die  Autorität  des  Kaisers  eine  solche,  da*-* 
es  an  Bestrebungen  nicht  fehlt,  welche  dahin  zielen,  den  Bundesrat 
Iiis  ein  Oberhans  oder  Staat  eiihaus  in  die  Rolle  eines  kollegialen 
Mikado  herabzudrücken. 

Die  staatsrechtliche  Stellung  des  deutschen  Kaisers  ist  eben 
nicht  etwa  derjenigen  des  amerikanischen  Präsidenten  vergleichbar 
Kr  ist  mit  dein  Merkmal  als  eines  reinen  Organe*  der  Exekutive 
nicht  gekennzeichnet.  Es  macht  sich  auch  hier  der  Unterschied  von 
Antoritiit  und  Staatsgewalt  wieder  in  einer  ganz  eigentümliche» 
Weise  geltend.  Als  Träger  von  Staatsgewalt  ist  der  deutsche  Kaiser 
ein  doppeltes  Wesen,  König  von  Pi-ensscn  und  Bnndespräsidinm. 
Seine  Autorität,  aber  ist  eine  Einheit.  Man  kann  sich  den  König 
von  Prenssen  und  deutschen  Kaiser,  der  doch  schliesslich  nur  eine 
Person  ist.  auch  nur  als  eine  einheitliche  Antoritiit  denken.  Wa* 
er  als  Bundesprftsidium  zu  sagen  hat  nnd  gilt,  das  wird  in  Hinsicht 
auf  seine  Antoritiit  durch  seine  Stellung  als  König  von  Preusseii 
wesentlich  beeinllusst.  wie  auch  umgekehrt.  Wenn  der  König  von 
Preusseii  seine  Stimmen  im  HimdHsr.it  abgibt,  so  tut  er  das  zwar  nur 
als  primns  inter  pares  und  nur  als  König  von  Preusseii.  Ks  kann 
aber  dabei  doch  nie  abgesehen  werden  von  der  rechtlich  notwendigen 
Tatsache,  dass  dieser  König  von  Preusseii  eben  auch  der  deutsche 
Kaiser  ist.  Die  Einheit  der  Autorität  ist  sogar  dnrch  einige  Be- 
stimmungen der  Verfassung  gesichert,  vor  allem  durch  die,  wonach 
11  Stimmen  im  Bundesrat,  also  auch  Prenssens  Stimmen  allein,  jede 
Verfassungsänderung  und  damit,  auch  jede  Änderung  an  den  Hechten 
des  deutschen  Kaisers  verhindern  können.  Die  Autorität  des  deutschen 
Kaiser*  ruht  also  auf  derjenigen  des  Königs  von  Prenssen  nicht  nur 
tatsächlich,  sondern  auch  rechtlich. 

Die*«»  Lage  der  Sache  kommt  natürlich  den  unitarischen  lie- 
st rebungen  zu  gute,  aber  sie  hilft  doch  auch  ihnen  nicht  darüber 
hinweg,  dass  im  Iteich  nnd  im  Bundesrat  der  König  von  Preusseii, 
wenn  auch  mit  dem  Biindespriisidium  erblieh  ausgestattet,  doch  nur 
Humlesmitglied  ist. 


Roukkt  Viunx:  Autoritiii  uud  Staatsgewalt. 


Bei  völkerrechtliche»  Abhängigkeitsverhältnissen  ist 
die  Trennung  von  Autorität  und  Staatsgewalt  geradezu  die  Kegel. 
Mag  da»  Verhältnis  der  Schutzgewalt  gekleidet  sein  in  welche  Form 
auch  immer,  stet*  finden  wir,  dass  der  abhängigen  Gewillt  die  Autorität 
völlig  «der  doch  teilweise  fehlt.  Ks  wurde  zu  weit  führen,  die  ver- 
schiedenartigen Möglichkeiten,  welche  in  diesem  Gebiete  sich  auttun, 
auch  nur  zu  verzeichnen.  Für  das  Mafs  von  Autorität,  welches  der 
abhängige  Staat  der  Schutzmacht  abgibt,  ist  keineswegs  immer  die 
Fülle  der  dieser  Macht  eingeräumten  staatsrechtliche»  Befugnisse 
entscheidend.  Wichtiger  ist  hier  die  tatsächliche  Aktivität,  die  Energie, 
mit  welcher  die  Schntzmacht  tatsächlich  regiert.  Napoleons  Protektorat 
im  Rheinbünde  umfas&te  nur  ganz  weuige  rechtliche  Befugnisse, 
Gleichwohl  bestimmte  seine  Politik  im  wesentlichen  den  Gang  der 
Oinge  in  diesen  Staaten.  Noch  merkwürdiger,  ja  geradezu  wunderlich 
ist  das  Verhältnis,  in  welchem  gegenwärtig  Ägypten  zu  England 
sieh  befindet. 

Ägypten  war  zu  jeder  Zeit,  von  Hek  >T  bis  Mh.xkn,1)  das 

Land  der  Paradoxen. 

Ägypten  ist  heute  noch  de  jure  ein  Restandteil  des  türkischen 
Reichs  und  steht  damit  unter  der  Souveränem  des  Sultan,  aber  es 
ist  tatsächlich  unabhängig  von  der  Regierung  des  Sultan.  Die  Aus- 
übung der  Regierung  steht  de  jure  dem  Khedive  zu,  welcher  Erb- 
Matthalter  des  Sultans  ist  und  die  Rechte  eines  Königs  hat.  aber  die 
Ausübung  seiner  Regierung  steht  unter  einem  licsiimmten  Einfluss 
der  europäischen  Mächte.  Dieser  Einfluss  ist  de  jure  der  gleiche  für 
die  beim  ägyptischen  Hof  akkredidierteii  Mächte,  aber  in  Wirklich- 
keit ist  England  seit  d.-r  Okkupation  die  fast  ausschliesslich  ent- 
scheidende Macht.  England  hat  das  Recht,  dort  eim>  <  »kknpatinns- 
armee  zu  halten,  und  ist  ausserdem  durch  zahlreiche  englische  Offiziere 
in  der  ägyptischen  I.andesarmee  des  Khedive  vertreten.  England 
hat  einen  stimmberechtigten  Vertreter  im  ägyptischen  Finanz- 
ministerium und  befindet  sich  tatsächlich  im  Besitz  einer  grossen  An- 
zahl von  Amtern  der  ägyptischen  Landesverwaltuiig.  Knglaud  hat 
neben  fünf  anderen  Mächten  seinen  Sitz  in  der  Verwaltung  der  dette 
publique  und  übt  dabei  nicht  nur  Hindus*  auf  die  Verwaltnnir  der 
ägyptischen  Staatsschuld,  «andern  auch  auf  das  ganze  ägyptische 
Landesbudget  und  damit  auf  die  ägyptische  Landesverwaltuug.  Alle 

')  Venrl.  hierzu  A.  Mll.xiit,  Enulaml  in  Ägypten.  II.  Auflag.;,  l'.M)2, 
bei  Elwaki.  Aknoi.i«,  London, 
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Fäden  der  ägyptischen  l.andesverwaltuinr  laufen  in  der  Hand  des 
englischen  * iettfliaftst r:"i jr»?rs  zusammen,  der  änsserlich  keine  andre 
Stellung  und  keinen  höheren  Hang  hat  als  die  Geschäftsträger  der 
illirigen  Machte.  Der  würdige  Vertreter  des  Sultans  Ghazi  Moukthar 
Pascha  nimmt  als  das  Organ  des  Souveräns  unbestritten  den  höchsten 
formellen  Rang  ein,  aber  Lord  Cronier  ist  die  Autorität  des  lindes. 
Pforte  und  Khedive  sind  mit  allen  Hechten  der  Herrschaft  ausgestattet, 
aber  ihre  Stellung  gleicht,  jenen  Ämtern,  die  St.  Simon  witzig  als 
eharges  eaponnes  l>ezeiehnei :  tonjour*  en  prötcntiun,  jamais  en  fonction. 
Die  Hegieruug  des  Ijindes  steht  unter  der  Autorität  Knglands.  — 
Das  Verhältnis  von  Autorität  und  Staatsgewalt  ist  auch  inner- 
halb des  .Staates  von  Wichtigkeit.  Verschiebungen  kommen  auch 
hier  und  zwar  fortwährend  vor.  Ist  die  Zentralgewalt  schwach,  so 
bildet  sich  leicht  in  Ämtern,  Gemeinden  und  anderen  örtlichen  Ge- 
waltträgern tatsächlich  eine  Macht  der  Selbständigkeit  aus,  die  dem 
formellen  Hechte  nicht  entspricht.  Anch  hier  ist  es  alsdann  eine 
Trennung  der  Autorität  von  der  Staatsgewalt,  die  unter  Ijnsiänden 
/.u  den  eigentümlichsten  Widersprüchen  fuhrt. 

Wenn  ich  zum  Sehluss  das  Krgebnis  dieser  Studie  zusammen- 
fassen soll,  so  hin  ich  in  Verlegenheit.  Die  ganze  Betrachtung 
gipfelt  in  dem  Satze,  dass  Staatsgewalt  und  Autorität  nicht  gleich- 
bedeutend sind.  Für  die  formale  .Jurisprudenz  ist  damit  nicht  viel 
gewonnen  und  gleichwohl  haben  wir  gesehen,  dass  im  Leben  der 
Staaten  diese  Tatsache  eine  so  grosse  Rolle  spielt. 

Diese  Tatsache  führt  uns  eben  zu  einer  Gewissheit.  Wie  auch 
immer  die  Regeln  des  Staatsrechtes  die  Herrschaft  ordnen  mögen, 
welche  Staatsform  oder  Hegierungsforin  auch  immer  die  im  Staate 
bestehende  <  Ordnung  sein  mag  und  wie  anch  immer  die  Wissenschaft 
den  Staat  und  die  Herrschaft  begreifen  mag,  stets  tinden  wir,  da** 
die  Herrschaft  den  natürlichen  Gesetzen  des  menschlichen 
Willens  unterworfen  bleibt.  Die  Herrschaft  ist  nur  menschlicher 
Wille,  angewendet  auf  den  Staat.  Menschlicher  Wille  wirkt  und 
bindet  in  Staat  und  Recht  als  Herrschaft.  Tnd  worauf  er  wirkt 
und  was  er  bindet,  ist  wieder  menschlicher  Wille.  Menschlicher 
Wille  aber  ist  vernunftbegabter  Wille.  Kr  kann  aber  auf  die  Daner 
nur  gebunden  «ein  durch  eine  Staatsgewalt,  welche  sieh  im  Besitze 
der  Autorität  befindet. 
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11 

5(i. 



4^< 

0,«»  0.» 

')  Während  bis  1882  nach  dem  Movimento  dello  stato  civile  der  Regn" 
.Ooschwisterkinder"  (cugini)  im  weiteren  Sinuc  zur  Anwendung  kam,  wurden 
1883  nur  •! esch wisterkio der  im  ersten  Grade  berücksichtigt;  daher  rührt  der 
bedeutende  Absturz  von  1  563  in  1882  auf  889  in  1883.  —  *)  Vom  Jahre  1884 
bis  zum  Jahre  1896  macht  das  Movimento  dollo  stato  eivile  keine  Angaben  mehr 
filier  die  Kheschliessungen  unter  Blutsverwandten,  wie  im  Jahrgange  1897. 
1>.  XX,  XXI  näher  erörtert  ist.  Ab  ürund  wird  angegeben,  daas  man  Zweifel 
darüber  ciu|iftinden  habe,  ob  blosse  Zahlenangaben  Aufgchlusa  darüber  geben 
konnten,  welehen  Kinüusa  Verwandten-Rhen  aaf  die  Lebenskraft  und  den 
physischen  Zustand  der  aus  ihnen  entsprossenen  Nachkommenschaft  ausüben 
konnten.  Zu  diesem  Zwecke  müsste  man  auch  genaue  Einblicke  in  die  au» 
Verwandten-Ehen  entstandenen  Familien  thun  können;  dies  überschreite  aber 
die  Oompoien*  der  amtlichen  Statistik.  Da  ferner  nach  dem  bürgerlichen  tie- 
setzbiich  Ehen  unter  Geschwisterkindern  erlaubt  seien,  also  einen  Dispecsee 
uieht  bedürfen,  fehle  jedes  gesetzliche  Mittel,  sich  darüber  au  vergewissern,  ol 
die  Angaben  der  Coratuunalbehürdon  über  diesen  Punkt  exakt  seien.  —  ')  Von 
l*;«7  an  <ind  liier  wieder  wie  188!!  Geschwisterkinder  im  ersten  Grade  an 
gi-gebeii.  Die  Wiederaufnahme  dieser  Slatistik  ist  zum  Zwecke  der  Vergieichuiif 
mit  den  früheren  Krliebungeil  erfolgt. 


Die  Eheachliessuugen  unter  Blutsverwandten  in  Frankreich 
von  1H53  bi»  1871  und  von  1875  bis  1898. 


Tabelle  2.    (Quelle:  W.  Stieda,  Sutistisobe  Mittheilungen  Aber 
Lothringen.    12.  Heft,  S.  80.) 


Zeitraum 

KlieM-hliessungen 
Ciherhanpt 

Darunter 
Vit  wandten* 

Auf  1000 
Kheschlies- 
Minpen 
kommen 
Vorwandten- 

8Ä4  840 

7804 

9ru 

1  474  820 

14  785 

9,n 

1  508  »14 

17  987 

llyW 

1  G63  239 

20  896 

12^, 

In  19  Jahren  zutiamweu  .  .  . 

&4HI.113 

«1  972 

11- 

B  c  in  e  r  k  u  n  <*. 

Da«  Steigen  der  Verliältniesxahlen  in  dem  Zeitranm  lfttfl  — 187!  mag  durch  ein 
am  24.  November  1868  ergangene«  Oimilar  de»  Landviirtlisciiaftü-MiiLister*  B<Shic. 
welches  die  Präfecten  und  Mairrw  anwies  die  Zahl  der  blutsverwandten  Ehen  sorgfältig 
zu  erheben,  beeinfluant  worden  «ein. 

(Annale*  de  Demographie.    1879.    S.  49.) 


Tabelle  3.    (Quelle:  SUtislique  de  la  France.    Anne*»  1876-1808.) 


Jahre, 
Fünf  jahit's- 

Durch- 
schnitte, 
(ie&ammt- 

suimne. 
(iesamrnt- 
durehsclinitt 


K  h  «  8  c  Ii  1  i   s  s  u  o  (C  i-  u 


überhaupt 


unter  Blotowwandton 


uber- 
hftnpt 


»wischen 

üt-      Onkel  Neffe 

«hwMcr-    und  und 

kiod«-.    SkUU,  Tauto 


Anf  1  000  Ehew-hlirasoiurrii 
überhaupt  entfielen 
Eheschliessiungen 
unter  Blutsverwandten 


»wischen 

ab,>r"       Ii»-       Onkel  Neffe 
hftiipt  «hw1«t«r-    um)  udiI 
1  Nichte  Taute 


1875 
1876 
1877 
1878 
1879 

durclischnlttl.) 

1880 
1881 
1882 
188S 
1884 


1880/84) 

ilurcbscbniitl.) 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 

1885(89! 
durchsrhnlKI.) 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 

1890/94) 

durcliseliiiitUl 

1895 
189« 
18Ö7 


|8<»5,'98I 

ilurcliM.-tlliltll.| 


800  427 
291  393 

278  034 

279  580 
282  778 

286  441 

279  046 

282  079 

281  060 

284  519 

289  555 

183  25a 

283  170 
283  208 
277  060 
276  848 
272  908 

178  638 

269  332 

285  458 

290  819 

287  294 

286  662 

183  813 

282  915 

290  171 

291  462 

287  179 

187  93» 


8  483  3  242 

3  313  3  063 

2962  2  092 
3165 


3  047     2  841 


3  »9+     *  955 


3  240 

2  925 

3  052 
3139 
3  147 

3  101 

3  155 
3  05« 
3  297 
2  755 
2  878 


8  008 
8  732 
2  857 
2  925 
2  948 

1  894 

2  969 
2  801 

2  97«, 
2  552, 
2  552, 


178 
179 
178 
182 
146 

'7J 

175 
152 
160! 
1651 
159 

■  6z| 

1491 
1S15I 


03 
71 
uä 
47 

60 

66 

57 
41 

3n 
49 
40 

4  5 

37 
03 


IO/C.         to,t:         Or"  o." 

I  I 


178  ('  143 

168|  35 


3019      *  77° 


2  45« 

2  769 

3  167 
2G64 
2  596 

1  730 

2  52« 
2  664 
2  957 
2  834 

1  710 


2  ULM 
2  597 
2  949 
2  416 
2  452 

*  547 

2  397 
2  435 
2  762 
2  660 

a  561 


io.st        9,»i       o^t  o,r 


9,61  8,»i 


■5» 


9,«'.  8,w 


laden  '.'Mahren 
durelisctmittl,  r 


183  85a 


71 110 

a  965 


«5  578 

1  751 


5*77 

aia 


10,4:.        9,;o  o,:i 


■>  l'te  Zahl  <l>-r  Klii  ^<;hli''s>uiigon  /wichen  Neffe  und  Tante  ist  zwar  ungemein  ho>*li. 
enU|<rKht  alh-r  fronau  <l"n  Ansahen  der  fnin*<><iMhen  Quelle.  -  *|  Von  1894  an  werden 
die  Klie,eMi's>uii!*>ii  /wi.vhen  Onkel  und  Nichte  von  denen  »wiüchen  Neffe  und  Tauf 
nicht  m.-hr  getrennt.  !']••  'i--nihnitz.dll  der  vun  1875  his  1893  zwim-hen  Onkel  ua<i 
-Sieht e  i:<'>ehlu»ieueri  Kien  ist  3  197.  die  derer  /wischen  Neffe  und  Tante  1  D99.  >ie 
verhalt«-!-.  Meli  alw  wie  3:1. 


Die  Ebmihlieeaiiugeii  unter  Blutsverwandten  im  Künig-roidi  Bayern 

von  1871)  bi»  189i>. 

Tabelle  4. 


.Iitlire, 
Kiinfjahres- 

K  h  e  s  <•  Ii  1  i  r  »  *  11 11  j»  e  11 

unter  HliiteviTwau.|t«i) 

Auf  1000  KhwchliusHi'iigpii 
überhaupt  entfallen 
Khoachlieüsiingen 
unter  Hluteverwswlteii 

lUircli- 

uhernniint 

über- 
haupt 

ZWittcIlMI 

Über- 
haupt 

nwihchun 

schnittc  etc. 

Gc- 

k  Indem 

Onkel 
und 

Nicht« 

Neffe 

um! 
Tante 

ädlWikttAT* 

kl ädern 

1    J  Inlrnl 

1  1  'Ii  KIM 

und 

Nichte 

and 
Tante 

('1879 

36  066 

330 

: 

i      288  34 

,3 

1881 

86  638 

316 

1  266 

88 

»1 

1882 

37  801 

31 1 

271 

26 

15 

1883 

36  986 

322 

272 

31 

19 

1884 

36  733 

321 

287 

29 

Kunfjalires- 1 
Ihirch-sclm.  1 

36125 

3~ 

276  3« 

.. 

8,«.» 

7,-u 



—  — 
0,»« 

i  aar. 

3ß  496 

811 

278  27 

11 

37  324 

262: 

281 

19 

12 

loci 

87  486 

242 

216 

16'  10 

1888 

87  809 

246 

221  17 

7 

1889 

An  r  1  r 

3!)  616 

259 

242  11 

6 

188589! 

<larrh*chniHI.| 

37  7>6 

264 

»37 

" 

' 

7,«o 



6,1» 

  .. 

0,»« 



«VI 

low 

40  004 

271 

243  22 

6 

41  400 

206 

196 

9 

1 

41  ODO 

ICK 

168 

7 

1893 

41  606 

246 

213 

23 

10 

1894 

42  623 

236 

205 

21 



9 

1890/94! 
durchKnnlttll 

41  463 

»5 

.     

203 

5.« 

0,« 

O.li 

1895 

43  273 

262 

285 

21 

6 

1896 

46  268 

245 

217 

23 

1897 

4«  481 

249 

227 

16 

6 

1898 

48  464 

295 

269 

21 

5 

1899 

50  783 

203 

185 

14 

4 

1895/99I 
dmchf-holttU 

46  852 

251 

«7 

19 

$ 

*» 

0,11 

Di.-  m  Jahre  | 
i879-I89Sxh«.I 

811  277 

Ö29& 

4  710 

424 

161 

dnrdunbnltiL 

40  564 

265 

236 

21 

8 

6,m 

5,93 

O.l" 

')  Für  1880  findet  sich  keine  Anp.be  in  den  ab«  Quelle  benutzten  ver- 
schiedenen Jahrgängen  der  Zeitschrift  des  Königlichen  Bayerischen  Statistischen 
Büreaus. 


1 


Die  Eliiwtiliessuuuvii  unler  Bltil^vurwitwlteti  im  Königreich  l'renssen 

von  1S75  bis  1H1>9. 
(Quelle:  Die  Hoflo  der  „I*reu8ni»chen  Statistik",  welche  i 


Tu  lu  lle  ö. 


Schliessungen  und  SterbefSUt 


.Geburten,  Ehe- 
*te"  behandeln.) 


Jahre, 
Piluljahrw 
Durch- 
schnitte, 
Oe«arumt- 
summe, 
iji-sanitut- 
durchschnitt 


K  h  e  *  <:  h  I  i  i)  s  .i  u  ii  g  <•  ii 


überhaupt 


unter  Blutavcrwandteu 

zwuchen 

"b"r"  Onkel  Neffe 

haupt  «li*r(»iiT-    und  and 
Undcrn    Xielit«  Tante 


Auf  1000  Klie8chlie*gun?rti 
Uberhaupt  entfallen 
Khesebli*s«utigon 
unter  Bluteverwandten 

i  wischen 

"W"       ,ir.       Onkel  Neffe 
haupt  |m1i«ui«t-    und  und 
1  klnder"   Nichte  I  Tante 


1876 
1876 
1877 
1878 
1879 

1875/79! 

dur.ln.hiu'llj 

1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
i88o/8+| 

«lnrth-cliiilttl  J 
1885 
1886 
1887 
188B 
1889 
1885/89) 

dütchwIiBillll 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1 890/9+I 

durrh-irlinittl  I 

1895 
1896 
1897 
1898 
1899 

1895/99) 

rlurrli^t  hlliltl.) 


280841 
221712 
210  337 

207  754 
206  752 

»'S  +79 

208  456 

209  586 
217  239 
220  7 
225 

xi6  39+ 

230  707 

231  588 
229  999 
238  421 
240  996 

133  3+1 

244  657 

245  906 
245  447 
248  848 
250  »60 

»47  °*+ 

253  72 
264  82 
274  693 
280  394 
287  408 


1  557     1  413 
('1842  ('  1  227  (> 
1  993     1  778 
1  847     1  695 
1711  1522 


1  690     1  516 


l'u   25  J«lir>' 

I  •>:.'!  IW.I7.11». 
dlirf  Ii!-.- hiiilll. 


»922  4*0 

236  898 


1  6B5 
1660 
1622 
1  702 
1  685 

1  671 

1  653 
I  563 
1  549 
1  526 
1  513 

1  561 

1  345 
1  883 
1  442 
1  865 
1  402 

1  3*7 

1  36» 
1  376 
140» 
1  227 


1  519 
1  490 
1470 
I  528 
1  586 

1  509 

1  489 
1  380 
1428 
1408 
1  375 

1  +1 5 

1  238 
1  240 
1  282 
1  262 
1  298 

I  2fi5 

1  232 
1  263 
1  282 
1  12B 
1  289 


1  893     1  289 


'  151 


1  138 


106 

96  (' 
166 
122 
159 

130 

133 
144 
116 
148 
120 

'3* 

137 
157' 
111 

108 1 
HO! 

1 2+1 

87 ' 
114, 
189 

86 
100 

105 

109, 
96 
108 

86 

86' 

96 


38 
19 
54 
30 
80 

3* 

83 
26 
36 
26 
29 

3° 

27 
26 
15 
15 
28 


20 
20 
21 
18 


'7 

19 
17 
24 
15 
1* 


7,m 


7." 


7,0. 


o,*n  e.i« 


6,»i 


O^l  0,14 


6,«9' 


6,<*  O.M 


5,.i 


5,1» 


4," 


88  «10 

'  5J* 


84  764 

1  39. 


IMS 

116  15| 


6,4: 


o,e>  0,11 


')  I  he  im  Verhältiiiss  *tini  Vor-  und  zu  den  Folgejahren  auffallend  niedrigen 
Zahlen  von  1876  entsprechen  genau  den  Ansahen  des  betreffenden  Jahrgänge« 
der  .J'rcimeiMvhen  .Statistik''  und  sind  auch  so  in  dun  Werk  des  Geheimralhs 
v.  Kirrks:  ..Bcvölkentngslehre  und  B.völkrrungspoliiik"  (ibergegangen.  Durch 
die  S|.i/iaJ»ui:abiii  für  die  Regierungsbezirke  werden  die  Zahlen  übrigen* 
gleich  IUI  Im  bestätig! 


Digitized  by  Google 


Vorbemerkung  zu  den  Tabellen  6  und  H.  Die  Tabellen  6  und  8  sind 
von  mir  aus  den  Hofinn  100,  III,  130,  144  und  16»  der  Preußischen  Statistik 
.Die  Irrenanstalten  im  Preussischen  Staate"  ausgezogen  worden.  Die  Art 
der  Gewinnung  war  folgend»:  Tabelle  VII  des  Hefte«  168  theilt  dun  „Ver- 
wandlsgrad  der  Eltern  der  in  den  Irrenanstalten  während  der  Jahre  1805  bis 
1897  in  Zugang  gekommenen  Geisteskranken  nach  Krankheitoformen  unter«. 
Berücksichtigung  der  Erblichkeit*  mit.  Zusammen  mit  den  Auszügen  aus 
den  vorhergehenden  Heften  (in  denen  die  Tabellen  manchmal  andere 
nummerirt  sind)  bietet  die  Tabelle  VII  die  absoluten  Zahlen  für  meine 
Tabelle  6.  B  und  für  meine  Tabelle  8.  C,  D  und  E.  Da  nun  in  der  preußischen 
Tabelle  VII  der  dort  aufgezeichnete  »Zugaug*  an  consanguiuen  Geistes- 
kranken, wie  mir  auf  Anfrage  Herr  Geh.  Ober-Rcg.-R.  Direktor  B 1  e  n  r  k  gefällig 
mittheiltc,  ein  Netto -Zugang  ist,  d.  h. .solcher  Zugang  iu  den  Irrenanstalten,  der 
nicht  aus  anderen  Irrenanstalten  kam,  ao  iiiuhsIp  ich  in  meiner  Tabelle  ß.  A 
in  den  mit  .Zugang"  bezeichneten  Spalten  rar  alle  Geisteskranken  auch 
nur  den  Netto-Zugang  einsetzen.  Benutzt  wurde  hierzu  die  preußische 
Tabelle  I  »Frequenz  der  Irrenanstalten  im  Staate  .  .  .  nach  Krankheitsformen 
der  Geisteskranken  während  der  Jahre  1895  big  1897*.  Für  die  Manner 
wurde  von  dem  »Zugang  überhaupt*  (Sp,  4)  der  „Zugang  aus  Irrenanstalten" 
(8p.  8)  abgezogen  und  der  sich  ergebende  Reet  in  meiue  Tabellenspalte  „Zu- 
gang" eingetragen.  Entsprechend  für  die  Frauen.  Die  Eintragungen  der 
absoluten  Zahlen  in  den  Spalten  „davon  ist  Erblichkeit  nachgewiesen  bei" 
für  meine  Tabelle  6.  A  sind  aus  der  preussischen  Tabelle  VITI  gewonnen, 
weiche  betitelt  ist:  „Allgemeine  Nachweisung  über  das  Vorkommen  von  Erb- 
lichkeit bei  den  Geisteskranken  nach  Krankheitsformen  während  der  Jahre  1896 
bis  1897."  In  dieser  Tabelle  VIII  wird  die  Nachweisung  der  Erblichkeit  für 
Männer  in  Sp.  4  „beim  Zugang"  überhaupt  und  in  Sp.  8  „bei  dem  aus 
Irrenanstalten"  gegeben,  so  dass  auch  hier  der  Netto-Zugang  von  mir  be- 
rechnet werden  konnte,  l'nd  entsprechend  selbstverständlich  für  die  Frauen.  — 
In  gleicher  Weise  wurde  mit  den  Tabellen  der  früheren  Hefte  verfahren. 

Nachdem  ao  die  Herkunft  der  von  mir  milgethoiltun  absoluten  Zahlen 
nachgewiesen  ist,  erübrigt  mir  noch  zu  bemerken,  dass  alle  l'rozciitberoeh- 
i\ u ngeu  und  die  weiteren  Umrechnungen  von  mir  herrühren. 


Tabelle  «. 


Erblichkeit  ist  nachgewiesen 


Jahr 

• 

l.  Einfache 
M. 

i>oolonstörung 
W. 

2.  Paralytische  Soelenstörung 
M.  W 

Zu- 
gaug 

davon 
ist  Erb- 
lichkeil 
nacbK«*- 

wipgeu 
b.-i 

% 

mit 
Erb- 
lich- 
keit 

Zu- 

davon 
Ut  Erb- 
lichkeit 
nachge- 
wiesen 
bei 

% 

mit 
Erb- 
lich- 
keit 

'/.XX- 

tf»ng 

davon 

ist  Erb- 
lichkeit 
nachge- 
wiesen 

bei 

*  !  , 

mit  /n- 
Erb-  1, 

lieh- !!  ffang 
keit 

davon 
ist  Erb- 
lichkeit 
nachge- 
wiesen 
bei 

% 
mit 

Erb- 
lich- 
keit 

A.  bei  dem  Zugang- 


1884 

2  590 

814 

8  020 

995 

844 

136 

205 

81 

1885 

2  688 

739 

8  167 

991 

063 

137 

244 

26 

188B 

2  999 

912 

3  300 

1  044 

1  085 

173 

227 

87 

1887 

3  037 

866' 

3  510 

1  101 

1  102 

174 

242 

27 

1888 

3  002 

901 

3  559 

1  149 

1  141 

191 

244 

51 

1889 

3  165 

9771 

3  788 

1  220 

1  217 

287 

293 

50 ; 

1890 

3  438 

1  068; 

3  974 

1  309 

1  315 

245 

309 

33 

1891 

3  394 

1009 

3  092 

4  039 

1292 

1467 

229 

394 

48 

1802 

3  407 

1  084 

1349 

1  363 

27h 

386 

57 

1893 

3  789 

1086 

4  231 

1  375 

1  501 

280 

364 

65 

1894 

3  798 

1  231 

4  429 

1  445 

1488 

269, 

461 

82 

1895 

3  770 

1  242 

4  317 

1  475 

1  509 

328 

429 

93; 

189fi 

4  098 

1  236 

4  463 

1  437 

1  646 

309 

479 

69 

1897 

4  254 

1  388 

4  844 

1  633 

1  592 

309 

426 

77 

14  Jahre) 
zus.:  I 

47  379 

14  503  30,6i  54  718  17  815  32.ee 

18  233 

3  293  18.06 

4  703 

740 

B.  bei  dem  Zugang  derjenigen  Geisteskranken,  deren  Eltern  Muts- 


1884 

27 

18 

25 

11 

3 

2 

1  1 

1885 

24 

18 

22 

17 

2 

1886 

17 

11 

21 

15 

7 

3 

1 
i 

1887 

12 

5 

20 

11 

3 

2 

i 

1 

1888 

20 

12 

19 

12 

3 



1 

1889 

20 

14 

19 

11 

3 

2 

1 

1800 

23 

15 

16 

13 

8 

3 

1 

1891 

25 

18 

19 

10 

5 

4 

1 

1802 

23 

16 

30 

20 

8 

4 

1 

1893 

38 

22 

30 

19 

6 

} 

1894 

27 

18 

19 

13 

10 

1 

1895 

25 

21 

28 

19 

6 

1 

1 

i89t; 

27 

24 

1 

29 

22 

8 

5 

1 

1897 

35 

29 

29 

25 

12 

5 

1 

14  Jahrei 

zus.:  | 

388 

241 

71,30 

320 

218 

0«?87 

85 

41 

48,* 

10 

4  40,00 


Tabelle  7  (abgeleitet  aus  Tabelle  6).  Fälle  mit  nach 


Für 

Erblich  belastet  sind  bei 

l     \r-            j     n  beiden 
den  Mannern     den  Frauen 

zusammen 

1.  Einfache  Seclenstörung. 

.  ,  «leren  Eltern  blutsverwandt 
2.  Paralytische  Seelenatörung. 

„      „        „, deren  Kitern  blutsverwandt 

i 

30.61^-  100  32,66  $-100 
71.30  m  —■  238  66,87  n  —  205 

i 

1 

18.05  £  =  100   15,H6$  =  100 
48,«  „  =  267  40,oo  „  -  252 

31,7$-  100 
69,o  M  =  218 

17,e% -100 
45,3  .  -  257 
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in  den  Preußischen  Irrenanstalten 


3.  Seolenstnrung  mit  Epilepsie 

4.  Imbezillität  nnd  Idiotie 

M. 

W. 

M. 

W. 

Zu- 
gang 

davon 

ist  Erb- 
lichkeit 
u^ch  ge- 
wiesen 

—   1 " 
% 

mit 
Erblich- 
keit 

Zu- 
gang 

davuu 
ist  Erb- 
lichkeit 
nachge- 
wiesen 
bei 

% 

mit 
Erblich- 
keit 

Zu- 
gang 

davon 
ist  Erb- 
lichkeit 
nachge- 
wiesen 
bei 

% 

mit 

Erblich- 
keit 

Zu- 
gang 

davon 
ist  Erb- 
lichkeit 
nach  ge- 
wiesen 
bei 

% 

mit 
Erblich- 
keit 

der  Geisteskranken 


517 

92 

354 

72 

434 

92 

284 

67 

339 

60 

261 

62 

426 

111 

280 

83 

385 

75 

281 

70 

505 

123 

313 

75 

369 

66 

269 

63 

506 

118 

328 

65 

381 

76 

338 

59 

523 

130 

388 

106 

390 

97 

311 

74 

533 

163 

335 

93 

457 

109 

309 

82 

540 

179 

422 

III 

470 

106 

374 

98 

667 

186 

418 

109 

603 

133 

439 

128 

670 

175 

448 

118 

786 

176 

578 

126 

1  066 

352 

698 

201 

834 

237 

667 

194 

1  090 

336 

765 

228 

810 

262 

583 

178 

924 

308 

614 

199 

847 

267 

550 

173 

964 

292 

640 

215 

982 

301 

i 

583 

168 

976 

286 

659 

193 

817t 

2057 

25.1H 

5  897 

1547 

26,23 

9  824 

2851 

29,02 

6  592 

1862 

verwandt  waren  (als  Onkel  u.  Nichte,  Tante  u.  Nette,  Cousin  u.  Cousine) 


8 
1 
2 


45 


20  44,44 


i 

i 

3 
5 

1 

2 
2 
s 
3 
1 
6 

34 


2 
1 

3 

1 

2 
2 
5 
1 
1 
4 


s- 

5 
7 

T\ 
8 

5 

12 

3 
9j 

10; 

91 

7 
10 


1 
1 

3 
1 
1 
4 

7 
2 

3 
3 
5 

J 


64,71      186       64    47,06!     101       38,  87,62 


gewiesener  Erblichkeit 


Für 

Erblich  belastet  t*in 
den  Männern     den  Frauen 

1  bei 

beiden 
zusammen 

3.  Seelenstoruiig  mit  Epilepsie. 

„,  deren  Eltern  blntsver  wandt 

4.  Imbezillität  und  Idiotie. 

Von  den  Kranken  überhaupt  

„     „       „  ,  derenElternblutsverwandt 

25,18  %  -  100 
44,44  „  -  176 

29,02  %  =  100 
47,06  n  -  162 

26,23$  —  100 
64,71  „  -  247 

28,28  %  ^  100 
37,«2  .  -  138 

25,6«*--  100 
53,2  „  -  208 

28,7  %  =  100 
43,0  „  =  150 
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Erblichkeit  ist  iiuchgewieaen  in  den  Preurtsisohen  Irrenanstalten  bei  dem 
Tabelle  8. 


1.  Einfache  Seelenstörung 

2.  Paralytische  Seelenstörung 

M. 

w. 

M. 

:- 

W. 

Jahr 

Zu- 
gang 

davon 

ist  Erb- 
lichkeit 
Ii  ach  Be- 
wieset! 
b.i 

% 

mit 
Krb- 
lieh- 
keit 

Zu- 
gang 

davon 
ist  Erb- 
lichkeit 
nachge- 
wiesen 
bei 

% 
mit 

Krb- 
llch- 
keit 

1  davon 
„        ist  Erb- 
Zu-    !  liebkeit 

wiesen 

bei 

X 

mit 
Erb- 
lich- 
keit 

Zu- 
i  gang 

davon 
Ist  Erb- 
lichkeit 
naeh  ge- 
wiesen 
bei 

% 

mit 
Krb 
Hch- 
keit 

C.  als  Cousin 


1884 

25 

17 

22 

9 

3 

2 

1 

1885 

22 

16 

18 

16 

2 

1886 

18 

8 

|  18 

12 

5 

2 

1887 

12 

5 

1  18 

9 

3 

2 

. 

1888 

18 

11 

-  18 

11 

8 

" 

1 

1889 

17 

12 

18 

10 

2 

1 

i 

1890 

22 

14 

16 

13 

8 

3 

1891 

24 

17 

15 

8 

4 

4 

1 

■* 

1892 

20 

13 

27 

18 

7 

3 

i 

1893 

27 

18 

15 

17 

6 

1 

1894 

25 

16 

10 

10 

7 

1 

I 

1895 

21 

18 

26 

17 

6 

1 

j 

1896 

25 

22 

29 

22 

6 

3 

1897 

81 

25 

26 

22 

12 

5 

\ 

14  Jahre) 
zus.:  ( 

802 

212 

70,2 

2»3  193 

65,» 

w~ 

86 

46,2 

1 
1 

- 


1 


8  33,3 

D.  als  Onkel 


1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897_ 

14  Jahre) 
zns.:  I 

1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

14Jahi 
zus. 


2 
2 
4 

2 
3 
1 
1 
3 
6 
2 
4 
2 
4 


1 

2 

3 

1 

2 
1 
1 

8 
4 
2 
3 
2 
4 


3 
4 
3 
2 
l 
1 

4 

3 
3 
3 
1 


2 

2 

3  i 

2  ! 
i 

2 
2 
2 
2 
1 


3«       29    80,6      30       22  78,3 


2 


1 

1 


2 

7  I 


2 
5 


z  z 


71,4        1     i  1 


100 


E.  als  Neffe 


Z 



- 

1 
1 


1 
1 


3  100 
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Zuipim;  derjenigen  (}oi*t<>Hkniiikon 


iloran  Eltern  blutsverwandt  waren: 


8.  Swli-n.str.rung  mit 

E|iil«|>ni< 

4.  Ifflh 

Llillitl 

t  «ml  Idiotie 

W. 

M. 

w. 

,    Ä  t  1  y 

davon 

i*t  Kib- 
ll'-hkcii 
imchn'- 
»Im»!! 
b<-l 

% 

mit 

J>b- 
li.li- 
k.-tt 

Zu- 

itmvon 
Int  Krb- 
lirhkrlt 
ll»<-|lgr- 

wiMril 
b*l 

t 
■Dit 

Krb- 
lich 
k*rir 

Y.n- 

davon  ; 
ut  Krti- 
lirhkril 
naetatcp- ' 

riw» 
M 

% 

mil 

Krb- 
lich- 
kell 

Jahr 

und  Cousine 

5 


ond  Nicht« 

3        2  , 


1 

F  i 

6 

1884 

-2 

2 

4 

8 

3 

1886 

8 

2 

4 

1886 

2 

"» 

7 

6 

7 

8 

1887 

12 

5 

5 

1 

1888 

2 

e 

I 

1889 

1 

8 

5 

1 

1890 

8 

6 

10 

o 

1891 

1 

i 

12 

ß 

2 

1892 

•l 

i 

18 

9 

I 

3 

1893 

5 

6 

17 

8 

8 

3 

1884 

2 

1 

8 

8 

4 

1896 

2 

1 

1 

12 

8 

r. 

2 

1896 

6 

4 

7 

2 

10 

4 

1897 

16 

41,o  81 

2»  «4,» 

128 

67 

4«,3 

;  88 

84  88,« 

-  1  - 

1 


1 

1 


«  4  W/r] 
ind  Tante 


o  o 


2  «6,1 


_ 
8 

2 
1 
1 


8 
1 

18 


1 

1 

2 
1 
1 

2 


58^  ,|   18        8     28,i  { 


1884 

1886 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1898 
1894. 
1895 
1896 
1897 

14  Jahre 


-  I- 


• 


0  0 


1884 
1866 
1886 
1887 
1888 
1880 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


tM.Ur.r, 
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Fälle  mit  nachgewiesener  Erblichkeit 


Krblich  belastet  sind  bei 

bei 

den  Männern 

den  Frauen 

beiden 

zusammen 

1.  Einfacher  Seelensttfrung. 

i  aa 

Ol)  _ ..  a 

O£,0t>  f) 

1  \n) 

3 1 ,1%  — 

100 

„     „       „ ,  deren  Eltern  Cousin  u.  Cousine 

70,2  „ 

280 

65, <j  ,« 

202 

68,i„ 

215 

80,6  a 

_2«3 

73,3  . 

=  225 

TT  « 
77,3  a  ' 

2.  Paralytischer  Seelenstorung. 

1H,(*>% 

i  aa 

16r*5  % 

IAA 

17,6  $  - 

100 

a     „       „ ,  deren  Eltern  Cousin  u.  Cousine 

46  2 

-210 

44,8,- 

255 

„     „       * ,     „        „      Onkel  u.  Nichte  . 

71,4  a 

100  , 

-081 

75,0  ,  - 

42*5 

3.  Seelenstöning  mit  Epilepsie. 

25,18% 

-100 

26,23$ 

100 

25,6%  -— 

100 

u     „        . ,  deren  Kitern  Cousin  u.  Cousine 

41,o  „ 

108 

64,6  „ 

-24« 

50,o  ,  — 

105 

„              « ,              „      Onkel  u.  Nichte  . 

66,7  , 

-265 

66,7  , 

254 

66,7  ,  - 

201 

4.  Iinbezillltüt  und  Idiotie. 

29,02  <^ 

-100 

28,25  % 

-100 

28,7  %  = 

100 

„              , ,  deren  Eltern  Cousin  u.  Cousine 

46,3  „ 

100 

38,6  , 

- 137  | 

43,1  „  = 

150 

»             „,     „        „      Onkel  u.  Nichte  . 

5<J,8  a 

^185 

23,1  a 

-  821.38,6.- 

134 

Verhältnissniässiger  Antheil 
der  Kranken,  deren  Eltern  blutsverwandt  sind,  an  der  Gesamintzahl 

der  Kranken  jeder  Krankheitsform. 
Tabelle  10  (aus  Tabelle  6  abgeleitet). 


1.  Einlache  Seeleu- 
störung 

2.  Paralytische 
Beelenstörung 

3.  Ser 
mit 

len  st<>rung 
Epilepsie 

4.  Imbezillität 
und  Idiotie 

Kranke 

Davon 
mit  ohne 

nachgewiesene 
Erblichkeit 

■ 

Davon 

v     .    mit  ohne 

Kranke  , 

naehgewies. 

Erblichkeit 

Kranke 

Davon 
mit  ohne 

nachgewies. 
Erblichkeit 

Kranke 

Davon 
mit  ohne 

nachgewies. 
Erblichkeit 

A.  Geisteskranke  überhaupt: 


M. 
W. 


M.u.W.  \ 
zus.  / 

M. 
W. 

M.u.W.  | 
zus.  | 


47  379  14  503 
54  718  17  815 

10201)7  82818  09  779 


18  233  3  293 
4  703  746 


«36  4  039  18  897 


8  170  2  057 

5  897 


14  067 


2  007  I  9  824  2  851 
1  547  6  592  1  862 

3  004  10  408|l0  410  4  713  11  703 


lt.  Geisteskranke,  deren  Eltern  blutsverwandt  waren: 


338 
326 

664 


241 

218 


85 
10 


41 
4 


459     20Ö       95  45 


50 


45 
34 


20 
22 


136 
101 


64 

38 


79  42 


37|     287  102 


135 


Die  Geisteskranken,  deren  Eltern  blutsverwandt  waren  (H),  machen  von  den  Geisteskranken  <A) 

aus  per  Mille: 

während  unter  1000  Einwohnern  in  Preussen  mindestens  6.47  Abkömmlinge  aus 
consaiiguineu  Khen  vorhandeu  sein  werden  (vergl.  Tab.  5). 
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'} 
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Verhältnissmässiger  Antheil 
der  Kranken,  deren  Eltern  als  Cousin  und  Cousine  oder  als  Onkel  und 
Nichte  blutsverwandt  sind,  an  der  Gresamintzahl  der  Kranken  jeder 

Krankheitsform. 
Tabelle  11  (aus  Tabelle  6  und  8  abgeleitet). 


1.  Einfache  Seelen- 
störung 

2.  Paralytische 
Seelenstörung 

3.  Seeionstörung 
mit  Epilepsie 

4.  Imbezillität 
und  Idiotie 

Davon 

Kranke    m">  whtte 
nachgewiesene 

Erblichkeit 

Davon 

Kranke  mit,  ol,ne 
nachgewies. 

Erblichkeit 

Kranke 

Davon 
mit  ohne 

nachgewies. 
Erblichkeit 

Kranke 

Davon 
mit  i  ohne 

nachgewies. 
Erblichkeit 

A.  Geisteskranke  Uberhaupt: 


M. 
W. 

47  379 
54  718 

14  503 
17  815 

18  233 
4  703 

3  293 
746 

8170 
5  897 

2  057 
1547 

M.u.W.J 
zus  1 

102097 

82818 

09  779 

22980 

4  089  18  897 

14  007 

8  004  10  408 

9  824 
6  592 


2  851 
1862 


10  410  4  718  11  708 

k 

C.  Geisteskranke,  deren  Eltern  als  Cousin  und  Cousine  blutsverwandt  waren: 


M. 
W. 


Jf .  u 
zus. 


.W.l 

IS.  I 


302 
293 


212 
193 


595      405  15K> 


78 

36 

39 

16 

123 

9 

3 

31 

20 

88 

89 

48 

70 

80 

84 

211 

571 

34' 

I 

»1  120 


Die  Geisteskranken,  deren  Eltern  als  Cousin  und  Cousine  blutsverwandt  waren  ((■),  machen 

von  den  Geisteskranken  (A)  aus  per  Mille: 

1  *™y}\  5«82  i2>6°  H  8>*° 9'*6  2's4l  *>«  9'9s     i2'w  i9.3* 


während  auf  1000  Einwohner  in  Preussen  mindestens  5,87  Abkömmlinge  aus  Ehen  zwischen 
Geschwisterkindern  vorhanden  sein  werden  (vergl.  Tabelle  5). 


D.  Geisteskranke,  deren  Eltern  als  Onkel  und  Nichte  bluteverwandt  waren: 


M. 

36 

29 

W. 

30 

22 

M.u.W.l 
zus.  / 

00 

51 

29;  |75 

**! — Ii  i 

51 1       lö|        H  0; 


9 


4 

2 

0 


13 

7 

13 

3 

8 

20 

.. 

10 

^  Die  Geisteskranken,  deren  Eltern  als  Onkel  und  Nichte  blutsverwandt  waren  (D),  machen 

von  den  Geisteskranken  (A)  aus  per  Mille: 


M.u.W.ll 
ms.  i\ 


0,64  1,58 


I        1,68  0,86     1,48       0,ll|       0,64     1,67        0,»|       1.W,    2,12  1,37 

während  auf  1000  Einwohner  in  Preussen  mindestens  0,40  Abkömmlinge  aus  Ehen  zwischen 
Onkel  und  Nichte  vorhanden  sein  werileu  (vergl.  Tabelle  5). 


4 


Schills*  der  Tabelli-  11  umstehend.) 
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Tab.  11  (Schluss). 


1.  Einfache  Seelen- 
störung 

2.  Paralytische 
Serlenstörung 

3.  Seelenstörung 
mit  Epilepsie 

4.  Imbezillität 
und  Idiotie 

Kranke 

Davon 
mit  |  ohne 
nachgewiesene 
Erblichkeit 

Davon 

v     u  1  mit  ohne 

Krankel  , 

1  nach^ewies. 

i  Erblichkeit 

Davon 

Kranke'  mlt J  oh.nc 
nacn^ewies. 

Erblichkeit 

Davon 
v     %     mit  ohne 

nachgewies. 
Erblichkeit 

Oben  unter  C  6,87  —  100  gesetzt;  dann  werden  die  Relativzahlen  unter  C  = 


99     218  iß 


65  165 


43 


85  176 


219  829 

l 


M.u.W.11 
zus.  /] 

Oben  unter  D  0,4»  =  100  gesetzt;  dann  werden  die  Relativzahlen  unter  D  = 

M.u.W.11 
zus.  f| 


131      822  45 


71   30*2      22  131 


341      59      822   488  286 


Hieraus  geht  hervor,  dass  in  den  Fällen  ohne  erbliche  Belastung  bei  den 
3  Krankheiteformen  1.  Einfache  Seelenstörung,  2.  Paralytische  Seelenstörung,  3.  Seelen- 
störung mit  Epilepsie  für  die  Abkommen  aus  Ehen  zwischen  Cousin  und  Cousine, 
Onkel  und  Nichte  nicht  nur  keine  Gefährdung,  sondern  sogar  ein  Vortheil  vorhanden 
ist,  während  sie  bei  erblicher  Belastung  erheblich  grösserer  Gefahr  ausgesetzt  sind, 
als  die  Kinder  aus  gekreuzten  Ehen.  Und  diese  Gefährdung  ist  erheblich  grösser  Ihm 
der  Verbindung  von  Onkel  und  Nichte,  als  bei  der  von  Cousin  und  Cousine. 

Ganz  anders  liegt  der  Sachverhalt  für  die  Krankheitsform  Imbezillität  und 
Idiotie.  Während  Tabelle  8  nachgewiesen  hatte,  dass  bei  dieser  die  Erblichkeit  eine 
viel  geringere  Rolle  als  bei  den  8  anderen  Krankheitsformen  spiele,  zeigt  nun  um- 
gekehrt hier  die  Tabelle  11,  dass  in  der  Blutsverwandtschaft  der  Eltern  selbst  für  die 
Abkömmlinge  ein  besonders  gefährdendes  Moment  hinsichtlich  Imbezillität  und  Idiotie 
der  Kinder  liegt  und  dass  die  Gefährdung  für  die  Abkömmlinge  von  Onkel  und  Nichte 
hierfür  viel  grösser  als  für  die  von  Cousin  und  Cousine  ist. 
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der 

Jahre  1899,  1900  und  1901.*) 
Argentinien. 

Referent:  Dr.  Lisandro  Segovia, 

Honorarprofessor  an  der  irniversität  Kordova.  Fiskal  der  Appellationskammer 
der  Kriminal-  und  Handelsgerichte  zu  Buenos  Aires. 

Übersetzt  von  Dr.  Roberto  Klick, 

Legationssekretär  der  Dominikanischen  Republik,  Hamburg. 


1901.  ^ 

In  dem  Berichtsjahre  hat  der  Kongress  eine  grosse  Anzahl 
von  Gesetzen  verabschiedet;  über  die  wichtigsten  soll  hier  eine  kurze 
Übersicht  folgen.  Ich  übergehe  dabei  das  Gesetz,  das  den  Namen 
eines  Generals  der  bekannten  Strasse  der  Piedad  beilegt,  weil  es  für 
eine  echte  Republik  einen  beschämenden  Schritt  darstellt;  ebenso  wie 
das  Gesetz  betreffend  ein  Denkmal  für  einen  Politiker,  der  ein  Freund 
des  genannten  Generals  war.  Ist  es  doch  immer  eine  bedenkliche 
Sache,  Monumente  für  Politiker  zweiten  Ranges  zu  errichten,  solange 
die  vielen  Patrioten  ans  der  ruhmreichen  Zeit  unseres  nationalen 
Unabhängigkeitskampfes  noch  keine  Denkmäler  besitzen. 

Verschiedene  Gesetze  genehmigen  die  mit  fremden  Staaten  ge- 
schlossenen Verträge,  so  den  Freundschafts-  und  Handels- 
vertrag mit  Japan,  den  Auslieferungsvertrag  mit  Brasilien 
und  den  Schiedsvertrag  mit  Uruguay  und  Paraguay.  Andere 
Gesetze  gestatten  Verlängerungen  von  Eisenbahnlinien;  unter  ihnen 

')  Die  Gesetzgebung  und  Literatur  einzelner  Staaten  aus  den  Jahren 
1899  und  1900  ist  bereits  in  der  Abteilung  II  des  f>.  Jahrgangs  dieses 
Jahrbuchs  behandelt  und  daher  hier  nicht  wieder  erörtert. 

2)  Siehe  wegen  der  Gesetzgebung  von  1899  und  1900  Bd.  V,  S.  4Ö4 
und  1184  dieses  Jahrbuchs. 

Jahrbuch  der  interuat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  37 
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zwei  mit  Bolivien,  dessen  kommerzieller  und  politischer  Einfinss  be- 
deutend ist.  Hinzuzufügen  ist,  dass  Argentinien  bereits  17500  km 
Eisenbahnen  besitzt. 

Das  Gesetz  No.  4031  ordnet  den  obligatorischen  Dienst 
in  dem  Heere  und  in  der  Nationalgarde.  Die  letztere  wird  von 
den  Männern  vom  achtundzwanzigsteu  bis  zum  vollendeten  vierzigsten 
Lebensjahre  gebildet,  während  das  stehende  Heer  aus  jüngeren  vom 
zwanzigsten  bis  achtundzwanzigsten  Jahre  zusammengesetzt  ist.  Die 
vierzig-  bis  fünfundvierzigjährigen  bilden  den  Landsturm. 

Der  Entwurf  Über  eine  Unitiziernng  der  Öffentlichen  Schulden 
stiess  in  der  Öffentlichen  Meinung  auf  heftigen  Widerstand  und  ver- 
ursachte eine  Aufregung  in  der  Bevölkerung  der  Hauptstadt,  weil 
man  in  ihr  den  Ruin  der  Staatshnanzen  und  den  Untergang  des 
Landes  erblickte.  Die  Folge  war  das  Gesetz  No.  3906  vom 
5.  Juli  1001.  das  den  Belagerungszustand  und  die  Aufhebung 
der  verfassungsmässig  gewährleisteten  Garantien  in  der 
Hauptstadt  erklärte. 

Abgesehen  von  den  Eisenbahnen  sind  noch  verschiedene  andere 
öffentliche  Bauten  dekretiert  worden;  auch  ist  der  grosse  Deich  zu 
militärischen  Zwecken  in  Puerto  Belgrano.  in  der  Nähe  von  Bahia 
Blanco,  vollendet  worden.  Diese  Arbeiten  sind  Bewässerungsanlagen, 
Schleusen,  Kanalisationen  und  Brunnenanlagen,  in  der  Provinz  Rioja; 
ferner  eine  Drahtseilbahn  auf  dem  Berge  Famatina,  der  an  wert- 
vollen Metallen  reich  ist  und  die  Krone  unseres  schönen  Hafens  bildet, 

Die  Republik  ist  auf  dem  panamerikanischen  Kongresse  in 
Mexiko,  dessen  Ergebnisse  allerdings  nur  unbedeutend  sind,  vertreten 
gewesen.  Mexiko  hat  mit  seinen  18500000  Einwohnern  nur  die 
Hälfte  Ausfuhr  und  »Staatseinnahmen  von  denjenigen  Argentiniens: 
nur  1500000  Rinder  und  1000000  Schafe,  während  Argentinien 
25000000  Rinder  und  80 000 000  Schafe  hat.  So  gross  ist  der  Reichtum 
unseres  Bodens  und  der  Freisinn  unserer  Einrichtungen.  Zur  Zeit 
herrscht  überall  Friede,  und  die  Vereinbarungen  mit  Chile,  das  sich 
von  seiner  Machtlosigkeit  überzeugt  hat,  sagen  uns  das  Wiederauf- 
blühen des  Handels  voraus,  besonders  mit  dem  grossen  Markte  in 
Südafrika  und  bei  dem  Zuwachs  der  Einwanderung,  die  zur  Bo- 
siedelung  unserer  Gebiete  unbedingt  nötig  ist. 
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Belgien. 

a)  Gesetzgebung  1898—1902. 

Referent:  Dr.  Ernest  Mahaim, 

Professor  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften,  Lüttich. 
Übersctzuüff  vou  Ferdinand  Seydoux,  Freiburg  (Schweiz). 


Es  Messe  die  mir  gewährte  Gastfreundschaft  missbrauchen, 
wenn  ich  ebenso  eingehend,  wie  in  raeinen  früheren  Berichten,  auch 
über  die  in  den  letzten  vier  Jahren  verkündeten  belgischen  Gesetze 
mich  auslassen  wollte.  Ich  sehe  mich  daher  zu  einer  Beschränkung 
auf  unsere  wichtigsten  Gesetze  gezwungen.  Ich  verstehe  unter 
letzteren  solche,  welche  für  die  Ausländer  einiges  Interesse  bieten, 
und  welche  wesentliche  Teile  unserer  politischen  Verfassung  berühren. 

Äussere  Beziehungen. 

Unter  allen  vom  Parlament  während  der  Berichtsperiode  ge- 
nehmigten Konventionen  hat  keine  einzige  zu  lebhaften  Debatten 
Anlass  geboten.  Die  Annahme  der  Schlussakte  der  Friedenskonferenz 
vom  G.  August  1900  gab  zwar  Gelegenheit  zu  einigen  schönen  Reden, 
doch  waren  die  Kritiken  weniger  solche,  als  Wünsche. 

Die  auf  Grund  langer  Debatten  durch  das  Gesetz  vom  31.  März 
1900  gebilligte  Konvention  mit  Frankreich  vom  8.  Juli  1899  über 
die  richterliche  Zuständigkeit  verdient  unsere  Aufmerksamkeit  wegen 
der  Wichtigkeit  des  Gesetzes  vom  juristischen  Gesichtspunkt  aus. 

Das  Gesetz  vom  25.  Marz  1876,  welches  die  Zuständigkeit  in 
Streitsachen  regelt  und  in  Belgien  den  Titel  I  der  Zivilprozess- 
ordnung ersetzt  hat,  bestimmt  in  seinem  Art.  10.  dass  die  belgischen 
Gerichte  zur  Beurteilung  der  durch  auslandische  Richter  erlassenen 
Entscheidungen  in  Zivil-  und  Handelssachen  zuständig  sind. 

Im  Prinzip  verhandeln  die  belgischen  Gerichte  von  neuem 
über  einen  durch  eine  ausländische  Gerichtsbarkeit  schon  erledigten 
Rechtsstreit. 

37* 
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Derselbe  Artikel  siebt  aber  vor.  dass,  wenn  ein  auf  Rezi- 
prozität beruhender  Vertrag  zwischen  Belgien  und  dem  Lande  be- 
steht, wo  das  Urteil  erlassen  wurde,  die  belgischen  Gerichte  sich 
darauf  beschränken  zu  untersuchen: 

1.  ob  die  Entscheidung  nichts  der  öffentlichen  Ordnung  oder  den 
Grundsätzen  des  belgischen  Staatsrechtes  widersprechendes  enthält ; 

2.  ob  das  Urteil  in  dem  Lande,  wo  es  erlassen  wurde,  rechts- 
kräftig ist; 

3.  ob  die  Rechte  der  Verteidigung  beobachtet  wurden; 

4.  ob,  nach  demselben  Gesetz,  die  vorgelegte  Urkunde  die  für  ihre 
Authenticität  erforderlichen  Bedingungen  erfüllt; 

5.  ob  das  Gericht  nicht  allein  wegen  der  Staatsangehörigkeit  des 
Klägers  zuständig  ist, 

Das  durch  das  belgische  Gesetz  von  1876  aufgestellte  Prinzip 
der  Gegenseitigkeit  kam  vor  dem  Inkrafttreten  der  hier  zu  be- 
sprechenden Konvention  nie  zur  Anwendung. 

Diese  Konvention  war  besonders  Frankreich  gegenüber  wichtig, 
insofern  der  Code  Napoleon  in  seinem  Art.  14  folgendes  bestimmt: 

rDer  Ausländer  kann  selbst,  wenn  er  nicht  in  Frankreich  seinen 
Wohnsitz  hat,  vor  dem  französischen  Gerichte  wegen  der  von  ihm 
in  Frankreich  mit  einein  Franzosen  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
belangt  werden;  er  kann  vor  die  französischen  Gerichte  auch  wegen 
der  von  ihm  im  Ausland  mit  einem  Franzosen  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten gezogen  werden." 

So  konnte  es  häutig  geschehen,  dass  ein  Belgier,  welcher  in 
Belgien  mit  einem  Franzosen  bezüglich  eines  in  Belgien  zu  erfüllenden 
Vertrsiges  verhandelt  hatte,  sich  in  Frankreich  vorgeladen  sah, 
ohne  dass  er  sich  der  Zuständigkeit  des  fremden  Richters  zu  entziehen 
vermochte. 

Belgien  hatte  jedoch  den  Art.  14  desselben  Code  Napoleon, 
falls  nicht  eine  tatsächliche  (nicht  eine  diplomatische)  Gegenseitigkeit, 
zwischen  dem  Ausland  und  Belgien  bestand,  abgeschafft,  und  kann 
mangels  solcher  Reziprozität  ein  Belgier  einen  Ausländer  nur  dann 
vor  ein  belgisches  Gericht  laden,  wenn  es  keinen  anderen  zuständigen 
Richter  gibt. 

Die  Konvention,  welche  in  Paris  durch  zwei  ausgezeichnete 
Juristen  unseres  Landes.  P.  i>k  P.u:n:  und  Van  hkx  Blli  kk,  abge- 
schlossen wurde,  bestimmt  in  ihrem  Art.  1,  dass  ..in  Zivil-  und 
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Handelssachen  die  Belgier  in  Frankreich  und  die  Franzosen  in  Belgien 
denselben  Zuständigkeitsnormen,  wie  die  Inländer,  unterworfen  sind". 

Dies  bedentet  frir  die  Belgier,  dass  der  Art.  14  des  Oede 
Napoleon  in  Frankreich  beseitigt  ist,  wie  es  schon  in  Belgien  allen 
Ansiändern  gegenüber  unter  gewissen  Bedingungen  der  Fall  war. 
Da  aber,  wenn  man  die  Belgier  den  Franzosen  in  Frankreich  gleich- 
stellte, man  anderen  Ausländern  gegenüber  zu  weit  gegangen  wäre,  setzt 
die  Konvention  hinzu:  r Jedoch  können  die  Belgier  in  Frankreich 
sich  nicht  auf  den  Art.  14  berufen,  um  andere  Ausländer  vor  die 
französischen  Gerichte  zu  laden,  ausser  wenn  sie  von  der  französischen 
Regierung  die  Erlaubnis  erhalten  haben,  ihren  Wohnsitz  in  Frank- 
reich zu  nehmen,  und  nur  so  lange,  als  sie  dort  wirklich  wohnen." 
Es  war  des  weiteren  natürlich,  dass  die  Konvention  den  Art.  1T> 
des  Code  Napoleon  für  die  Verhältnisse  zwischen  Belgiern  und 
Franzosen  abschaffte;  dieser  Artikel  bestimmt,  „dass  ein  Franzose  vor 
ein  französisches  Gericht  wegen  der  im  Ausland  —  selbst  mit  einein 
Ausländer  —  eingegangenen  Verbindlichkeiten  geladen  werden  kann." 

Die  Konvention  organisiert  diese  Gleichstellung  zwischen  den 
Staatsbürgern  der  beiden  vertragschlicssenden  Teile. 

Diese  gleiche  Behandlung  ist  eine  absolute.  Die  verschiedene 
Einteilung  der  Klagen  in  beiden  Ländern  begründet  jedoch  eine 
Ausnahme.  Die  Konvention  erhält  den  Franzosen  das  ihnen  in  dem 
belgischen  Gesetz  von  1876  eingeräumte  Recht,  in  Belgien  die  Belgier 
und  die  Ausländer  in  Mobiliarsachen  vor  den  Richter  des  Ortes  zu 
laden,  wo  die  Verbindlichkeit  entstanden,  wo  sie  erfüllt  worden  ist 
oder  werden  soll,  während  die  Belgier  in  Frankreich  nicht  dasselbe 
Recht  haben,  da  die  französische  Gesetzgebung  das  forum  contractus 
nicht  anerkennt. 

Im  Prinzip  beruft  sich  die  Konvention  bei  der  Regelung  der 
Zuständigkeit  auf  die  Gesetzgebung  der  beiden  Vertragsehl iessenden 
Länder. 

Jedoch  setzt  sie  gewisse  gemeinsame  Zuständigkeitsnormen  fest, 
indem  sie  sich  mehrfach  an  das  belgische  Gesetz  anschliesst:  z.  B. 
betreffs  der  Widerklagen,  der  Beschlagnahmen,  der  Vormundschaft,  der 
Nachlassteilung,  der  Verwaltung  und  Liquidation  der  Konkursmasse. 

Als  natürliche  Konsequenz  der  bezüglich  der  Zuständigkeit 
aufgestellten  Prinzipien  gibt  die  Konvention  den  Entscheidungen  der 
Gerichte  jedes  Landes  die  Autorität  der  Rechtskraft  in  dem  anderen. 
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Frankreich  hat  zugelassen,  dass  im  Vertrag  der  oben  erwähnte 
Art,  10  des  belgischen  Gesetzes  von  1876  fast  wörtlich  aufgenommen 
wurde. 

Die  einzige  Verschiedenheit  ist,  dass  der  5.  Absatz  durch 
folgende  Bestimmung  ersetzt  worden  ist:  die  Konvention  verkennt 
nicht  die  beiden  Ländern  gemeinsamen  Zuständigkeitsnormen. 

Die  Konvention  erstrebt  ferner  die  Verbesserung  des  Voll- 
streckungsverfahreus  der  Entscheidungen  der  ausländischen  Gerichte 
und  der  schiedsrichterlichen  Entscheidungen. 

Sie  dehnt  auf  die  Belgier  in  Frankreich  den  Vorteil  gesetzlicher 
Bestimmungen  aus,  welche  die  Franzosen  in  Belgien  schon  unter  Rezi- 
prozität genossen,  speziell  betreffs  der  Exekution  antentischer  Akte. 

Die  Konvention  hat  keine  rückwirkende  Kraft;  sie  kann 
nach  fünf  Jahren  erneuert  werden  und  berührt  keineswegs  die  inter- 
nationale, im  Haag  am  14.  November  1896  abgeschlossene  Konvention 
betreffend  den  Zivil prozess,  den  Ladungsmodus  im  Ausland,  die  Ab- 
schaffung der  cautio  judicatum  solvi. 

Im  allgemeinen  hat  man  sich  gegenseitig  Zugeständnisse  ge- 
macht, und  merkwürdigerweise  bedeutet  in  jedem  der  beiden  Länder 
die  Konvention  einen  Fortschritt  über  die  bestehende  Gesetzgebung 
in  dem  Sinne,  dass  sie  Bestimmungen  aus  den  in  den  beiden 
Parlamenten  vorgelegten  Gesetzentwürfen  entnahm.  — 

*  Es  liegt  hier  nicht  in  unserer  Aufgabe,  die  internationale,  im 
Haag  am  14.  November  189(5  zum  Zwecke  der  Aufstellung  gemein- 
samer Privatrechtsregeln  abgeschlossene  Konvention  darzustellen. 
Diese  wichtige  Konvention,  an  der  sich  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  Niederland,  Portugal  und  die  Schweiz  beteiligt 
haben,  ist  den  Bemühungen  des  Staatsrats  As.sk k  zu  verdanken. 

Unter  den  vielen  diplomatischen  Akten,  denen  das  Parlament 
seine  Zustimmung  zu  geben  hatte,  ist  hier  nur  die  internationale 
Konvention  vom  8.  Juni  1899,  betreffend  die  Regelung  des  Vertriebes 
der  geistigen  Getränke  in  Afrika,  hervorzuheben.  Diese  Konvention 
vervollständigt  und  verschärft  die  Anfsichts-,  Verbots-  und  Steuer- 
massregeln der  Brüsseler  „Generalakte"  von  1890. 

Öffentliches  Recht. 

In  der  hier  zu  behandelnden  Periode  hat  die  Frage  des  Wahl- 
systems zu  wiederholten  Malen  grosse  Erregungen  im  Parlament  und 
im  Lande  selbst  hervorgerufen. 
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Das  Gesetz  vom  29.  Dezember  1899  hat  ein  augenblickliches 
Ziel  den  Agitationen  dafür  gesetzt.  —  Es  hat  für  die  legislativen 
Wahlen  das  Proportionalsystem  eingefühlt  und  somit  im  belgischen 
Staatsleben  eine  neue  Ära  eröffnet,  —  Das  Interesse  an  der  Er- 
fahrung, die  wir  damit  gemacht  haben,  hat,  man  kann  wohl  sagen, 
unsere  Grenzen  überschritten,  da  es  sich  um  den  Organisationsver- 
such des  allgemeinen  Stimmrechts  und  eine  Reform  des  Parlamentarismus 
handelt,  dessen  Mängel  sich  bei  allen  Kulturvölkern  zeigen.  Wie 
kommt  es,  dass  die  katholische  Regierung  von  1899  ein  Wahlgesetz 
vorgeschlagen  hat,  dessen  nächste  Wirkung  die  Verminderung  ihrer 
Majorität  sein  musste,  und  das  in  der  Tat  ihre  Mehrheit  um  1  n  ver- 
mindert hat?  Dies  kann  nur  verstanden  werden,  wenn  man  die 
gegenseitige  Lage  der  Parteien  in  Belgien  gegenüber  1898  kennt. 

Seit  der  Verfassnngsrevision,  welche  das  Stimmrecht  ver- 
allgemeinert und  das  Plural  Votum  organisiert  (1894)  hatte,  beliebte 
man  auf  der  Rechten  und  der  äusseren  Linken  die  liberale  Partei 
endgültig  als  verschwunden  zu  betrachten.  In  der  Tat  kam  sie  nicht 
mehr  dazu,  in  die  Deputiertenkammer  eine  der  Zahl  ihrer  Anhänger 
im  Lande  entsprechende  Vertretung  zu  bringen,  obgleich  sie  über 
eine  beachtenswerte  Stimmenzahl  verfügte,  nämlich  über  850000,  bei 
einer  Gesamtzahl  von  1700000  Stimmen. 

Dies  erklärt  sich  durch  das  einfache  Spiel  der  Ma- 
joritätswahl. In  den  Wahlkreisen,  wo  früher  die  liberale  Partei 
mit  den  Katholiken  um  den  Sieg  kämpfte,  standen  jetzt  Katholiken 
und  Sozialisten  einander  gegenüber.  Nachdem  sie  im  ersten  Wahl- 
gang geschlagen  waren,  teilten  sie  sich  bei  der  Stichwahl;  die  am 
konservativsten  gesinnten  Liberalen  stimmten  für  die  Katholiken, 
die  Fortschrittler  für  die  Sozialisten. 

In  beiden  Fällen  blieb  den  Liberalen  nichts  anderes  übrig, 
als  rdie  Sauce  auszuwählen,  in  welcher  sie  verzehrt  werden  nmssten".  — 
Diese  Sachlage  war  um  so  erbitternder,  als  sie  infolge  des  in  der 
revidierten  Verfassung  vorgeschriebenen  Wahlzwangs  selbst  an  der 
Zubereitung  der  Sauce  teilnehmen  mussten.  Schliesslich  erschien  sie 
unerträglich,  und  unter  dem  Drucke  einer  starken  Strömung  ent- 
schlossen sich  einige  Führer  der  liberalen  Partei,  zu  erklären,  dass 
sie  in  Zukunft  mit  den  Sozialisten  gemeinsame  Sache  machen  würden. 

Die  Regierung  und  die  Mehrheit  hätten  dabei  nichts  zu  fürchten 
gehabt,  wenn  sie  sicher  gewesen  wären,  im  Parlament  eine  ihrer 
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Wählerzahl  entsprecliende  Vertretung  zu  erlangen.  Angesichts  aber 
der  Listenwahl  hatte  diese  Koalition  in  zwei  oder  drei  grossen  Wahl- 
kreisen genügt,  um  die  übergrosse  regierungsfreundliche  Mehrheit 
in  eine  Minderheit  zu  verwandeln. 

Der  Wahlkreis  von  Brüssel  z.  B.  wählt  18  Vertreter,  was  in 
der  Kammer  eine  Verschiebung  von  36  Stimmen  hervorgebracht  hätte. 
Auf  diese  Weise  geriet  die  grosse  katholische  Mehrheit  in  Gefahr. 

Deshalb  wurde  die  Notwendigkeit  einer  Reform  in  Hinsicht 
auf  die  Wahlen  von  1900  von  der  Rechten  einstimmig  als  dringend 
anerkannt. 

Da  man  in  der  liberalen  Partei  seit  Jahren  dem  Gedanken 
einer  proportionellen  Wahlvertretnng  sym patisch  gegenüber  stand, 
und  manche  der  intelligentesten  und  einflussreichsten  Sozialisten 
sich  dieser  Ansicht  angeschlossen  hatten,  so  stimmten  alle  in  der 
Verurteilung  des  bestehenden  Wahlsystems  überein. 

Man  war  weniger  einig  bezüglich  des  zu  wühlenden  Systems. 
Einem  ersten  Entwurf  einer  neuen  Einteilung  der  Wahlkreise  wurde 
so  viel  Widerstand  entgegengebracht,  dass  er  sofort  fallen  gelassen 
wurde.  Es  wurde  sodann  die  Abschaffung  der  Listenwahl  vorge- 
schlagen, und  die  Presse  eröffnete  darauf  eine  Kampagne  zu  Gunsten 
der  Uninominalwahl.  Wie  der  frühere,  so  scheiterte  dieser  Entwurf 
an  der  Schwierigkeit,  hinsichtlich  der  zu  übertragenden  152  Ab- 
geordnetensitze eine  jedermann  befriedigende  geographische  Wahl- 
kreiseinteilung zu  treffen. 

Doch  schien  dieses  System  in  einem  Augenblick  sowohl  die 
Zustimmung  der  Mehrheit  der  Rechten  (und  wie  man  sagt),  auch  der 
Krone  zu  besitzen,  so  dass  zwei  Mitglieder  des  Kabinets,  überzeugte 
Proportionalisten,  M.  i»k  Smkt  i>k  Naykk,  Chef  des  Kabinets,  und  M. 
Nysskns,  sich  zurückzogen. 

Chef  des  Kabinets  wurde  der  Eisenbahnminister  Van  i>kn* 
Pi:kkki«m>m,  dessen  sprichwörtliche  Hartnäckigkeit  und  Schroffheit 
dazu  beitrugen,  die  Opposition  zum  äussersten  zu  treiben.  —  Am 
19.  April  1899  brachte  er  in  der  Kammer  einen  Wahlgesetzentwurf 
ein,  in  welchem  die  bisherigen  Wahlkreise  aufrecht  erhalten  waren. 
Die  Proportionalwahl  war  vorgesehen,  aber  nur  für  die  mindestens 
10  Vertreter  wählenden  Kreise. 

Die  Ungerechtigkeit  des  Entwurfs  war  offenbar:  er  wahrte 
den  Katholiken  die  kleinen  Wahlkreise,  wo  sie  die  Herren  waren, 
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und  bot  ihnen  die  Aussicht,  in  den  grossen  Wahlkreisen  mehr  Sitze 
zu  erlangen,  indem  er  ihre  Gegner  jeder  Siegeshoffnung  beraubte. 
Die  ganze  Linke  erklärte,  dass  sie  den  Entwurf  nicht  erörtern  und 
die  Kammer  beratungsunfähig  machen  wolle. 

Damals  begann  das  System- einer  rücksichtslosen  Obstruktion, 
welches  sich  später  nur  zu  oft  wiederholte. 

Da  die  Enthaltung  der  Opposition  keinen  Eindruck  auf  die 
Rechte  machte,  ging  man  zum  Lärm  über.  Sobald  ein  Redner  der 
Rechten  das  Wort  ergreifen  wollte,  deckten  das  Geschrei  und  die 
Pultschläge  seine  Stimme.  Es  gab  sozialistische  Abgeordnete,  die 
sogar  Musikinstrumente  mitbrachten  (Trompeten  etc.). 

Zugleich  fing  die  Strasse  an,  unruhig  zu  werden.  Es  kamen 
Zusammenstöße  zwischen  der  Polizei  und  Bürgern  und  Arbeitern  in 
Brüssel  vor;  das  Kabinet  zögerte,  die  Ordnung  mit  Blutvergiesen 
aufrecht  zu  erhalten  und  zog  sich  zurück.  — 

Das  neue  Kabinet,  mit  M.  i>k  Smkt  i>k  Naykh  an  der  Spitze,  über- 
gab am  8.  August  den  Entwurf,  welcher  zum  Wahlgesetz  vom 
29.  Dezember  1899  geworden  ist. 

Nicht  ohne  Mühe  erlaugte  das  Ministerium  die  erforderliche 
Mehrheit  in  der  Kammer,  da  die  Rechte  zahlreiche  Gegner  der  Pro- 
portionalwahl aufwies;  die  fehlenden  Stimmen  wurden  aber  durch 
einen  hinlänglichen  Zuzug  liberaler  Proportional isten  ausgeglichen. 

Betrachten  wir  nun  den  Mechanismus  des  jetzt  geltenden  Wahl- 
systems, ohne  auf  die  Einzelheiten  einzugehen. 

Man  erinnere  sich,  dass  die  Technik  der  Proportional  wähl 
schon  die  Probe  bei  den  Gemeindewahlen  bestanden  hatte,  wo  sie 
seit  1896  teilweise  wenigstens  zur  Anwendung  gelangte. 

Die  Wahlhandlungen  zerfallen  in  4  Kategorien. 

1.  Die  Vorbereitnngshandlungen. 

2.  Die  Wahl. 

3.  Die  Verteilung  der  Sitze  unter  den  verschiedenen  Kandidatenlisten. 

4.  Die  Feststellung  der  Gewählten  einer  jeden  Liste. 

1.  Zunächst  müssen  die  Kandidaten  vierzehn  Tage  vorher  vor- 
geschlagen werden.  Dieser  Vorschlag  geschieht  durch  eine  Kandidaten- 
liste, der  die  Unterschrift  von  100  Wählern  beigefügt  ist.  Die  Paten1) 
der  Liste,  in  Wirklichkeit  gewöhnlich  die  politischen  Verbindungen, 
bestimmen  die  Reihenfolge  ihrer  Kandidaten:  jede  Partei  kann  also  im 
Voraus  feststellen,  welche  Kandidaten  sie  zuerst  gewählt  haben  will 

')  Französisch:  les  rparrains"  ou  „patrons". 
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Es  werden  dann  auf  Kosten  des  Staats  die  Stimmzettel  ge- 
druckt, welche  an  der  Spitze  einer  jeden  Liste  und  neben  jedem 
Kandidaten  einen  schwarzen  Kaum  haben,  innerhalb  dessen  sich  ein 
weisser  Punkt  befindet. 

2.  Dieser  Stimmzettel  wird  vom  Präsidenten  eines  jeden  Wahl- 
bureaus jedem  Wähler  im  Moment  der  Abstimmung  überreicht.  Der 
Wähler  erhält  einen,  zwei  oder  drei  gleiche  Stimmzettel,  je  nachdem 
er  das  Recht  auf  eine,  zwei  oder  drei  Stimmen  nach  der  Verfassung 
(Pinraiwahlsystem)  besitzt. 

In  jedem  Wahllokal  besteht  eine  gewisse  Zahl  von  Einzel  - 
räumen  aus  Brettern,  sogen.  „Isoloirs",  in  welche  der  Wähler  geht, 
um  mittels  eines  reglementsmässigen  Bleistifts  den  weissen  Punkt 
im  schwarzen  Raum  zu  schwärzen;  er  kommt  dann  vor  das  Bureau 
während  der  Sitzung,  um  seinen  oder  seine  Stimmzettel  in  die  Wahl- 
urne hineinzuwerfen. 

In  keinem  Lande  der  Welt  ist  das  Wahlgeheimnis  so  gut,  wie 
in  Belgien  gewahrt,  da  vorher  ausgestellte  oder  gezeichnete  Stimm- 
zettel nicht  zugelassen  werden. 

Der  Wähler  kann  nur  einen  eiuzigen  Punkt  schwärzen,  sei  es 
einen  solchen  in  dem  an  der  Spitze  der  Liste  befindlichen  Felde,  sei 
es  einen  solchen  in  einem  der  seitlichen  Felder.  Im  ersteren  Fall 
stimmt  er  für  die  Liste,  d.  h.  er  gibt  zur  Liste  eine  Stimme  und 
nimmt  die  Ordnung  an,  in  welcher  die  Paten  der  Liste  die  Kandidaten 
aufgestellt  haben;  wenn  diese  Liste  einen  Sitz  zu  beanspruchen  hat, 
so  gibt  der  Wähler  auf  jene  Weise  seine  Zustimmung  dazu,  dass 
dieser  Sitz  dem  ersten  Namen  zufällt;  wenn  sie  zwei  Sitze  bean- 
spruchen kann,  stimmt  er  für  die  beiden  ersten  Namen  und  event.  weiter. 

Stimmt  dagegen  der  Wähler  nur  in  einem  der  schwarzen 
Seitenfelder  ab,  so  gilt  seine  Stimme  zunächst  für  die  Liste;  der 
Wähler  aber  zeigt  ausserdem,  dass  er  die  von  den  Paten  aufgestellte 
Reihenfolge  ändern  will,  und  dass,  wenn  die  Liste  einen  Sitz  bean- 
spruchen kann,  dieser  dem  Kandidaten  zufallen  soll,  in  dessen  Feld 
er  abgestimmt  hat. 

3.  Ist  die  Abstimmung  zu  Ende,  so  handelt  es  sich  zunächst  darum, 
die  rWahlzifler"  (chift're  electoral)  einer  jeden  Liste  festzustellen. 
Diese  Zahl  ergibt  sich,  indem  mau  alle  Stimmzettel  addiert,  welche 
eine  Stimme  in  dem  Felde  an  der  Spitze  oder  an  der  Seite  enthalten. 
Diese  Summe  gibt  die  Wahlstärke  einer  jeden  Partei  an.   Die  nächste 
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Aufgrabe  ist,  unter  den  verschiedenen  Listen  die  Sitze  im  Verhältnis 
zu  dieser  Wahlzahl  zu  verteilen. 

Hierin  erst  verwirklicht  sich  die  Proportionalwahl  im  eigent- 
lichen Sinne.  Die  vom  belgischen  Gesetz  unter  so  vielen  verschiedenen 
Systemen  entnommene  Formel  ist  diejenige  von  D?  Hundt.  Es  wird 
dann  nacheinander  durch  1,  2,  3,  4,  5  etc.  die  Wahlziffer  einer  jeden 
Liste  dividiert  und  werden  die  Quotienten  nach  ihrer  Grösse  geordnet, 
bis  man  eine  der  Zahl  der  zu  wählenden  Deputierten  gleiche  Gesamt- 
zahl von  Quotienten  erlangt.  Der  letzte  Quotient  dient  als  Wahl- 
divisor.  Die  Verteilung  unter  den  Listen  geschieht,  indem  man 
jeder  derselben  so  viele  Sitze  zuteilt,  als  seine  Wahlziffer  den 
Divisor  enthält. 

Nehmen  wir  z.  B.  drei  Listen  mit  folgenden  Wahlziffern  an: 


Katholiken 

24000  Stimmen. 

Liberale    .  . 

12824 

Sozialisten 

15000 

r 

Katholiken 

Liberale 

Sozialisten 

Division  durch  1 

-  24000 

12824 

15000 

2 

-  12000 

6412 

7500 

„  3 

-  8000 

4274 

5000 

4 

=  6000 

8206 

8725  . 

Setzen  wir  voraus,  dass  sieben  Sitze  zu  verteilen  sind,  so 


werden  die  Quotienten  geordnet: 

Erster     Sitz  .    .  . 

24000  (1.  Katholik). 

Zweiter  „ 

15000  (1.  Sozialist). 

Dritter      „    .    .  . 

12824  (1.  Liberaler). 

Vierter   

12000  (2.  Katholik). 

Fünfter     r    .    .  . 

8000  (3.  Katholik). 

Sechster  ..... 

7  500  (2.  Sozialist). 

Siebenter  ..... 

6412  (2.  Liberaler). 

Dieser  letzte  Quotient  ist  der  Wahlquotient,  er  ist  dreimal 
in  der  Wahlziffer  der  katholischen  Liste  und  zweimal  in  derjenigen 
jeder  anderen  Liste  enthalten.  So  viel  über  das  angewandte 
Verfahren. 

Um  die  Vorteile  dieses  Systems  zu  beurteilen,  genügt  es  zu 
sagen,  dass  es  seit  1896  in  den  Gemeindewahlen  der  grossen  Städte 
und  in  zwei  legislativen  Wahlen  erprobt  worden  ist  und  sich  als 
praktisch,  einfach  und  gerecht  genug  erwiesen  hat. 
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Wenn  eine  Liste  mehr  wirkliehe  und  Hilfssitze  erhält,  als  auf- 
gestellte Kandidaten,  werden  die  nicht  verteilten  Sitze  denjenigen 
ans  den  anderen  Listen  hinzugefügt. 

4.  Wenn  man  die  Zahl  der  jeder  Liste  zukommenden  Sitze 
kennt,  sind  diejenigen  Kandidaten  zu  bestimmen,  welche  die  Sitze 
einzunehmen  haben. 

Wenn  die  Zahl  der  Kandidaten  einer  Liste  gleich  der  Zahl 
der  jeder  Liste  zukommenden  Sitze  ist,  so  sind  alle  diese  Kandidaten 
gewählt.  Wenn  diese  Zahl  grösser  ist,  so  kommen  die  Sitze  den 
ordentlichen  Kandidaten  zu,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten 
haben.  Ist  jene  Zahl  kleiner,  so  nehmen  die.  Ersatzkandidaten  den 
Platz  der  fehlenden  ordentlichen  Kandidaten  ein.  Eine  durch  die 
Proportionalwahl  notwendig  gewordene  Neuerung  im  Gesetze  ist  das 
Institut  der  Ersatzkandidaten,  welche  an  die  Stelle  derjenigen  ordent- 
lichen Kandidaten  treten,  die  im  Laufe  ihrer  Mandatszeit  sterben 
oder  ihr  Mandat  niederlegen. 

Das  Gesetz  kam  bei  den  Wahlen  von  1900  (Auflösung  der 
beiden  Kammern)  und  von  1902  zur  Anwendung.  Man  kann  sagen, 
dass  diese  Reform  alle  Hoffnungen  ihrer  Urheber  erfüllt  hat  und 
endgültig  feststeht.  Freilich  vermochte  sie  nicht  die  politischen 
Leidenschaften  und  Stürme  zu  beseitigen,  sie  hat  aber  jeder  Partei 
mehr  Unabhängigkeit  gegeben  und  hat  unbestreitbar  das  Niveau  des 
Parlaments  gehoben.  Sie  hat  auch  gezeigt,  dass  die  Regierung,  die 
sie  vorgeschlagen  hatte,  ihrer  Partei  dadurch  nicht  geschadet  hat, 
da  ihre  Mehrheit,  wenn  auch  nicht  mehr  so  gross,  doch  geschlossener 
und  fester  dasteht. 

Nur  hat  das  Plural  Wahlsystem  immer  mehr  erbitterte  Feinde 
gefunden.  Die  ganze  Opposition  verlangt  heute  dessen  Abschaffung 
oder  Revision  auf  anderer  Grundlage.  Bekanntlich  hat  die  zu  diesem 
einen  Zwecke  im  April  1902  unternommene  Kampagne  zu  einem 
Generalstreik  mit  durch  Waffengewalt  unterdrückten  Gewalttätigkeiten 
geiührt.  Da  der  Revisionsvorschlag  von  der  Kammer  verworfen 
worden  ist,  kommt  er  hier  nicht  in  Betracht. 

Zivilrecht. 

Das  Gesetz  vom  10.  Februar  1900  über  die  Ersparnisse 
der  Ehefrau  hat  einigermassen  die  Organisation  der  Familie  be- 
rührt und  für  gewisse  Rechtsgeschäfte  die  Geschäftsfähigkeit  der  Ehe- 


Digitized  by  Google 


Ebnest  Mauaim:  Belsen. 


589 


frau  erweitert.  Zwar  entspringt  der  Grundgedanke  des  Gesetzgebers 
dem  Wohlwollen  und  der  Sorge  für  die  Arbeiterklasse;  das  Gesetz 
beschränkt  sich  aber  nicht  auf  die  Arbeiterfrauen.  Deshalb  gehört 
es  zu  den  bescheidenen,  aber  mannigfachen  Versuchen  der  Frauen- 
emanzipation, welche  sich  bei  verschiedenen  Parlamenten  mehr  und 
mehr  geltend  machen. 

Seit  langer  Zeit  hatte  man  in  Belgien  bei  der  allgemeinen 
Spar-  und  Pensionskasse  (Caisse  Generale  d'Epargne  et  de  Retraite) 
beobachtet,  dass  die  Zahl  der  auf  den  Namen  verheirateter  Frauen 
ausgestellten  Sparbücher  abnahm.  Von  30556  im  Jahr  1898  auf 
den  Namen  von  Frauen  lautender  Sparbücher  entfielen  nur  3872  auf 
Ehefrauen,  während  in  Frankreich  z.  B.  mehr  als  die  Hälfte  aller 
Sparbücher  auf  Ehefrauen  lauteten. 

Dies  hängt  mit  dem  in  der  Arbeiterklasse  allgemein  verbreiteten 
ehelichen  Güterrechtssystem,  nämlich  der  in  den  Artikeln  1387  ff. 
des  Code  civil  geregelten  Gütergemeinschaft  zusammen.  Bei  diesem 
Güterrechtssystem  verwaltet  der  Mann  allein  das  Vermögen  der  Ge- 
meinschaft; er  kann  die  Güter  veräussern,  verpfänden,  über  sie  nach 
Belieben  verfügen.  Die  Ehefrau  dagegen  kann  nur  im  Auftrage  des 
Ehemannes  handeln,  welcher  in  allem  das  Haupt  der  Gemeinschaft 
bleibt. 

Daraus  können  sich  gehässige  Folgen  ergeben.  Alle  Ersparnisse 
einer  wirtschaftlichen,  tätigen,  arbeitsamen  Ehefrau  fallen  in  das 
Gemeinschaftsvermögen  und  unterliegen  somit  der  Verfügung  des  Ehe- 
mannes. So  konnte  es  geschehen,  dass  Männer,  die  Frau  und  Kinder 
verlassen  hatten,  das  von  letzteren  mühsam  und  durch  ihre  Arbeit 
allein  zusammengebrachte  kleine  Pekulinin  aus  der  Sparkasse  weg- 
holten. Um  derartigen  Vorkommnissen  vorzubeugen  und  den  Spar- 
geist zu  fördern,  wurde  das  Gesetz  von  HK)0  erlassen. 

Die  Ersparnisse  der  Ehefrau  werden  nicht  zu  einem  Sondergut 
derselben,  sondern  bleiben  in  der  Gemeinschaft.  Das  Gesetz  er- 
leichtert nur  die  Verfügung  der  Ehefrau  über  dieselben:  „Die  Ehe- 
frau ist  danach  berechtigt,  sich  ein  Buch  ohne  den  Beistand  des 
Ehemannes  ausstellen  zu  lassen.  Ferner  hat  sie  das  Recht,  ohne  den 
Beistand  des  Ehemannes,  bis  zum  Betrag  von  100  Franken  monatlich 
die  in  dem  Buche  eingeschriebenen  Summen  zurückzunehmen  und 
über  diese  für  die  Bedürfnisse  des  Haushaltes  zu  verfügen."  Hin- 
sichtlich der  100  Franken  übersteigenden  Summen  ist  das  Zusammen- 
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wirken  der  beiden  Eheleute  erforderlich.  Jedoch  hat  das  Gesetz 
dem  Ehemann  das  Widerspruchsrecht  vorbehalten,  wobei  indessen 
das  zuständige  Gericht  zu  entscheiden  hat,  ob  dem  Widerspruch 
Folge  gegeben  werden  soll. 

Daraus  ergibt  sich  als  natürliche  Folgerung,  dass  den  Gläubigern 
des  Ehemannes  das  Recht  entzogen  wird,  das  Sparvermögen  der  Ehe- 
frau bis  zum  Betrage  von  1000  Franken  pfänden  zu  lassen. 

Das  Gesetz  enthält  ferner  Bestimmungen  für  den  Fall  der 
Entmündigung,  Abwesenheit  (im  Sinne  der  Art.  112  ff.  des  Code 
civil)  oder  eines  Hindernisses  der  Ehefrau  oder  des  Mannes.  Der 
Richter  hat  sodann  ein  grösseres  Interventionsrecht. 

Der  Minderjährige  von  über  16  Jahren  kann  bis  zum  Betrag 
von  100  Franken  per  Monat  die  von  ihm  auf  ein  persönliches  Buch 
hinterlegte  Summe  ohne  die  Zustimmung  seines  gesetzlichen  Ver- 
treters zurücknehmen.    Letzterer  hat  jedoch  ein  Widerspruchsrecht. 

Endlich  ist  das  Widerspruchsverfahren  genau  geregelt  und 
bedeutend  erleichtert.  Dieses  Gesetz  ist  zum  Teil  der  französischen, 
italienischen,  englischen,  rumänischen,  portugisischen  und  schwedischen 
Gesetzgebung  nachgebildet  und  dürfte  der  Arbeiterklasse  grosse 
Dienste  leisten.  Die  nächsten  Berichte  der  Sparkasse  werden  uns 
in  Stand  setzen,  dessen  Wirkungen  zu  beurteilen. 

Arbeitergesetze. 

Das  Gesetz  vom  10.  Mai  1900  über  den  Arbeitsvertrag  hat 
die  seit  langer  Zeit  von  den  Juristen  und  Nationalökonomen  im  Code 
civil  aufgewiesene  und  empfundene  Lücke  ausgefüllt. 

Im  Code  Napoleon  befinden  sich  nur  zwei  Artikel  über  „den 
Dienst  vertrag  mit  Gesinde  und  Arbeiter**.  Der  eine  Art.  1780  be- 
stimmte, dass  „man  seine  Dienste  nur  auf  Zeit  oder  für  eine  bestimmte 
Unternehmung  vermieten  kann".  Der  andere  längst  aufgehobene 
Artikel  enthielt  eine  offenbare  Ungerechtigkeit,  indem  er  anordnete, 
dass  dem  „Herrn"  seine  Versicherung  über  die  Höhe  des  von  ihm 
dem  Gesinde  oder  Arbeitern  geschuldeten  Lohnes  zu  glauben  war. 

Man  darf  somit  behaupten,  dass  die  Dienstmiete  vom  Gesetz 
nicht  geordnet  war. 

Seit  1801  hatte  die  Regierung  eine  extra- parlamentarische 
Kommission  beauftragt,  einen  Entwurf  zu  einem  Gesetze  über  die 
Wirkungen  des  Dienstvertrags  mit  Gesinde  und  Arbeitern  vorzu- 
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bereiteu.  Sie  brachte  einen  110  Artikel  umfassenden  Vorentwurf 
zustande,  welcher  unter  anderen  die  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  bei 
Unfall  ordnete. 

Dieser  Entwurf  wurde  als  solcher  der  Regierung  niedergelegt, 
aber  infolge  der  zweimaligen  Auflösung  der  Kammer  hinfallig. 

Im  Jahre  1895  betraute  Minister  Nysskns  den  höheren  Arbeits- 
rat mit  der  Aufgabe,  einen  neuen,  weniger  ausgedehnten  Entwurf 
zu  studieren.  Der  Arbeitsrat  überliess  sich  langen  und  gelehrten 
Erörterungen  und  stellte  einen  Vorentwurf  auf,  dem  die  Regierung 
nicht  ganz  zustimmte.  Sie  legte  im  Jahre  18%  einen  Entwurf  vor, 
welcher  von  den  extra-parlamentarischen  früheren  Arbeiten  ziemlich 
abwich.  Dieser  Entwurf  ist  zum  gegenwärtigen  Gesetz  geworden. 
Im  Entwurf  wurden  aber  nicht  die  gesamten  Dienstvertragsverhältnisse 
einbegriffen.  Deshalb  wurden  spezielle  Gesetzesentwürfe  über  den 
Lehrvertrag  und  die  Ersatzpflicht  bei  Arbeitsunfällen  in  Aussicht 
gestellt. 

Das  Gesetz  regelt  in  Art.  1  „den  Vertrag,  nach  welchem  ein 
Arbeiter  sich  verpflichtet,  unter  der  Autorität,  der  Leitung  und  der 
Aufsicht  eines  Unternehmungsleiters  oder  Arbeitgebers  gegen  einen 
von  diesem  letzteren  zu  zahlenden  Lohn  zu  arbeiten,  der  Lohn  sei 
berechnet  entweder  nach  der  Arbeitszeit,  oder  nach  dem  Arbeits- 
quantnm,  oder  nach  der  Qualität  der  Arbeit,  oder  nach  dem  Wert 
der  fertigen  Arbeit,  oder  auf  Grund  irgend  einer  anderen  durch 
die  Parteien  festgestellten  Basis". 

Damit  ist  die  Anwendungssphäre  des  Gesetzes  begrenzt.  Zu- 
nächst wollte  man  nicht  eine  Definition  des  Arbeiters  oder  des  Unter- 
nehmungsleiters aufstellen.  Es  ergibt  sich  aber  aus  den  parlamen- 
tarischen Debatten,  dass  weder  die  Lehrlinge,  noch  die  Dienstboten, 
noch  die  Beamten  unter  „Arbeitern"  zu  verstehen  sind.  Auch 
die  Kellner  in  den  Kaffees  werden  nicht  zu  den  Arbeitern  gerechnet, 
während  die  Landarbeiter  unter  das  Gesetz  fallen.  Eine  interessante 
Diskussion  entstand  über  die  Frage,  ob  die  Kutscher  Arbeiter  sind. 
Es  liegt  kein  Zweifel  bezüglich  der  Hauskutscher  vor:  diese  sind 
keine  Arbeiter.  Etwas  anderes  ist  es  hinsichtlich  der  Kutscher  der 
Transportunternehmungen:  die  Kutscher  oder  Kondukteure  der 
Strassenbahnen  sind  Arbeiter.  Dagegen  sind  die  Billeteinnehmer 
Angestellte,  weil  sie  Beauftragte  der  Unternehmungsleiter  sind.  In 
der  ganzen  Diskussion  bestand  ein  dauernder  Zwiespalt  zwischen 
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Juristen  und  Nationalökonomen.  Der  gesunde  Menschenverstand,  der 
Sinn  für  die  tatsächlichen  Verhältnisse  behielten  nicht  immer  die 
Oberhand. 

Was  den  Unternehmungsleiter  betrifft,  so  ist  es  klar,  dass  für  ihn 
die  Eigenschaft  als  Kaufmann  nicht  erforderlich  ist ;  dass  ein  Privat- 
mann, der  Arbeiter  in  seinen  Dienst  nimmt,  von  dem  Augenblicke  an 
Unternehmungsleiter  wird,  in  dem  er  sie  leitet  und  beaufsichtigt. 

Es  liegt  ferner  auf  der  Hand,  dass  das  Gesetz  auf  den  Staat, 
die  Provinz,  die  Gemeinde  als  Unternehmer  Anwendung  findet. 

Mit  dem  Erfordernis  vertraglicher  Verpflichtung  zur  Arbeit 
unter  der  Autorität,  der  Leitung  und  der  Aufsicht  eines  Unter- 
nehmers hat  das  Gesetz  das  Handwerk  und  die  Hausindustrie  aus- 
geschlossen. Es  ist  aber  nicht  notwendig,  dass  die  „Arbeit  in  einer 
Werkstatt"  verrichtet  wird. 

Um  zu  vermeiden,  dass  der  Arbeitgeber  sich  seinen  Verbindlich- 
keiten entzieht,  hat  das  Gesetz  folgende  Praesumptio  juris  et  de 
jure  aufgestellt  (Art.  2):  Wenn  ein  unter  oben  genannten  Bedingungen 
angestellter  Arbeiter  Gruppen  oder  Abteilungen  organisieren  oder 
führen  muss,  wird  von  Kechts  wegen  vermutet,  dass  er  in  allen  seinen 
Beziehungen  zu  den  Arbeitern  der  Gruppe  oder  Abteilung  als  Be- 
auftragter des  Unternehmungsleiters  handelt. 

Der  rein  zivilrechtliche  Charakter  des  Gesetzes  wurde  scharf 
betont:  es  ist  keineswegs  ein  Polizeigesetz.  Deshalb  erklärt  es  grund- 
sätzlich, dass  auf  den  Arbeitsvertrag  die  allgemeinen  Vertragsnormen 
Anwendung  finden:  .,der  Wille  der  Parteien  ist  hier  massgebend;  er 
bestimmt  die  Hübe  und  die  Art  des  Lohnes,  die  Zeit,  den  Ort  und 
im  allgemeinen  alle  Arbeitsbedingungen'*.  Der  Vertrag  kann  schrift- 
lich oder  mündlich  sibgeschlossen  werden.  Der  Brauch  ergänzt  das 
Schweigen  der  Parteien.  Das  neue  Gesetz  beseitigt  keineswegs  das 
Gesetz  über  die  Werkstättenordnungen  vom  l.r>.  Juni  181»G,  welches 
die  mindestens  fünf  Arbeiter  beschäftigenden  industriellen  Unternehmer 
zwingt,  ein  schriftliches  Werkstättenreglement  zu  erlassen. 

Eine  Neuerung  bringt  das  Gesetz  in  seinem  Art.  4,  welcher 
lautet:  „In  Sachen  des  Arbeitsvertrags  ist  der  Zengenbeweis  in  Er- 
mangelung von  Schriftstücken  zugelassen,  wie  gross  auch  immer  der 
Streitwert  sei".  Dies  ist  eine  formelle  Abweichung  vom  Art,  1341 
des  Code  civil,  welcher  für  die  150  Franken  übersteigenden  Verbind- 
lichkeiten ein  Schriftstück  verlangt. 
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Die  aus  dein  Arbeitsvertrag  sich  ergebenden  Klagen  verjähren 
in  sechs  Monaten,  wenn  es  sich  nicht  um  die  Veröffentlichung  eines 
Fabrikationsgeheimnisses  oder  Ersatz  eines  durch  Unfall  oder  Krank- 
heit verursachten  Schadens  handelt. 

Im  Kapitel  II  bestimmt  das  Gesetz  die  Verbindlichkeiten  des 
Arbeiters  und  des  Unternehmers.  Dies  bildet  den  Hauptgegenstand 
des  Gesetzes. 

Man  kann  das  Gesetz  allgemein  dahin  charakterisieren,  dass 
es  nur  mit  genauerer  Bestimmung  den  bestehenden  Zustand  aufrecht 
erhält.  Der  Gesetzgeber  wollte  möglichst  wenig  Neuerungen  ein- 
führen. Nur  einfache  Billigkeitsregeln  bestätigt  er,  wenn  er  z.  B. 
im  Art.  7  die  Verbindlichkeiten  des  Arbeiters  aufzählt  und  letzteren 
verpflichtet,  seine  Arbeit  mit  der  Sorgfalt  eines  guten  Hansvaters 
in  der  Zeit,  am  Orte  und  unter  den  Bedingungen  der  Vereinbarung 
zu  verrichten;  den  Befehlen  und  Instruktionen  gemäss  zu  handeln, 
welche  durch  den  Unternehmer  oder  dessen  Vertreter  ihm  für  die 
Ausführung  des  Vertrags  gegeben  sind;  die  Rücksicht  auf  den  An- 
stand und  die  guten  Sitten  während  der  Ausführung  des  Vertrags 
zu  beobachten;  die  Fabrikationsgeheimnisse  zu  wahren  und  sich  alles 
dessen  zu  enthalten,  was  seine,  seiner  Mitarbeiter  oder  Dritter  Sicher- 
heit gefährden  könnte. 

Bemerkenswert  ist  der  in  der  Sprache  des  Code  civil  ge- 
bräuchliche Ausdruck:  „die  Sorgfalt  eines  guten  Hausvaters",  dem 
die  Rechtswissenschaft  einen  genauen  Sinn  gegeben  hat.  Die  letzte 
die  Sicherheit  betreffende  Verbindlichkeit  berührt  gar  nicht  die  zu- 
künftige Gesetzgebung  über  Arbeiterunfälle. 

Der  Art.  8  enthält  eine  interessante  Neuerung.  Nachdem  er 
erklärt  hat,  dass  der  Arbeiter  verpflichtet  ist,  die  ihm  anvertrauten 
Werkzeuge  und  Rohstoffe  in  gutem  Znstande  zurückzugeben,  fügt  er 
hinzu:  „der  Arbeiter  haftet  für  schlechte  Arbeit,  Missbrauch  von 
Materialien,  Zerstörung  oder  Beschädigung  von  Werkzeugen,  Roh- 
stoffen oder  Produkten". 

Die  aus  diesem  Grunde  dem  Unternehmer  geschuldete  und 
durch  die  Einigung  der  Parteien  oder  durch  gerichtliche  Ent- 
scheidung festgesetzte  Entschädigungssumme  kann  vom  Lohne  nur 
bis  zum  Fünftel  des  zu  jeder  Verfallzeit  zahlbaren  Betrages  abge- 
zogen werden,  ausser  wenn  der  Arbeiter  mit  Vorsatz  gehandelt  oder 
sein  Engagement  vor  der  Zahlung  des  Schadensersatzes  gelöst  hat. 

Jahrbuch  der  iuteruat.  Veiriulgunf;.  <i.  u.  7.  «d.  .'{8 
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Dieser  Artikel,  welcher  zu  heftiger  Diskussion  Anlass  gab, 
weicht  von  den  Normen  des  Code  civil  bezüglich  der  Aufrechnung 
ab  und  stimmt  mit  dem  Gesetz  vom  16.  August  1887  über  die 
Zahlung  der  Löhne  überein,  welches  im  Prinzip  Lohnznrückbehaltung 
verbot,  sowie  auch  mit  dem  Gesetz  von  189(1  über  die  Werkstätten- 
reglements. 

Der  Art.  9  bestimmt  den  Zeitpunkt,  in  welchem  für  den 
Arbeiter  die  Härtung  schlechter  Arbeit  aufhört;  das  ist  dann  der 
Fall,  wenn  der  Arbeitgeber  das  Werk  angenommen  hat.  Dieser 
Punkt  wurde  oft  von  den  mit  Regelung  der  Lohnstreitigkeiten  be- 
trauten Gerichten  verschieden  ausgelegt 

Das  neue  Gesetz  entscheidet  auch  die  Frage,  ob  sich  der 
Arbeiter  durch  einen  Dritten  vertreten  lassen  darf.  Sie  wird  im 
Art.  10  geregelt,  nach  welchem  prinzipiell  die  Vorschriften  des  ge- 
meinen Hechts  Anwendung  linden  (Art.  12tt7  Code  civil). 

Unter  den  Verpflichtungen  des  Unternehmungsleiters  erwähnt 
das  Gesetz  ausdrücklich  die  Verbindlichkeit  nach  Art  eines  guten 
Familienvaters,  auch  bei  gegenseitiger  Abmachung  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Arbeit  sich  unter  angemessenen  Verhältnissen  hinsichtlich 
der  Sicherheit  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter  vollzieht,  und  dass 
dem  Arbeiter  die  erste  Hilfe  bei  einem  Unfall  sicher  ist  (zu  diesen» 
Zwecke  muss  siel»  immer  zur  Verfügung  des  Personals  in  den  mehr 
als  10  Arbeiter  beschäftigenden  Werkstätten  eine  Verbandskiste  be- 
finden), dass  er  die  guten  Sitten  und  den  Anstand  bei  der  Vertrags- 
erfüllung beobachtet  und  beobachten  lässt.  dass  er  dem  Arbeiter  die 
nötige  Zeit  gibt,  um  seine  religiösen  Pflichten  an  den  Sonn-  und 
Feiertagen,  sowie  die  aus  dem  Gesetz  sich  ergebenden  bürgerlichen 
Pflichten  zu  erfüllen. 

Diese  letzte  Bestimmung  gewährt  besonderes  Interesse,  weil  die 
Verfassung  verbietet,  jemanden  zu  zwingen,  die  Ruhetage  eines  be- 
liebigen Kultus  zu  feiern.  Das  neue  Gesetz  widerspricht  diesem 
Prinzip  nicht;  es  sanktioniert  im  Gegenteil  die  Kultusfreiheit  durch 
die  dem  Arbeitgeber  auferlegte  Verpflichtung,  seinen  Arbeitern  die 
Erfüllung  der  religiösen  Pflichten  zu  ermöglichen.  —  Was  versteht 
man  unter  den  aus  dem  Gesetz  entspringenden  staatsbürgerlichen 
Verbindlichkeiten?  Es  sind  das  z.  lt.  das  Amt  eines  Vormundes, 
die  Teilnahme  an  den  legislativen,  provinzialen  oder  Gemeindewahlen 
sowie  an  den  Wahlen  zum  Gewerbe-  und  Arbeitsrat. 
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Es  ist  aber  selbstverständlich,  dass  die  Ausübnng  eines  Wahl- 
mandates oder  eines  öffentlichen  Amte«  den  Charakter  einer  staats- 
bürgerlichen Verpflichtung  im  Sinne  des  Gesetzes  nicht  trägt. 

Eine  andere  dem  Unternehmungsleiter  trotz  jeder  gegenteiligen 
Abmachung  auferlegte  Verbindlichkeit  besteht  in  der  Haftung  für 
die  schlechte  Arbeit,  welche  durch  fehlerhafte,  von  ihm  gelieferte 
Rohstoffe  oder  Werkzeuge  verursacht  wird. 

Das  Gesetz  vom  10.  März  1900  bestimmt  die  verschiedenen 
Arten  der  Beendigung  des  Arbeitsvertrags.  Nachdem  es  auf  die 
allgemeinen  und  anderen  gemeinverständlichen  Erlöschungsarten  hin- 
gewiesen hat,  sagt  es  im  Art.  17: 

„Wenn  weder  der  Vertrag,  noch  die  Natur  der  Arbeit  die 
Vertragsdauer  bestimmt,  gilt  die  Gewohnheit.  Mangels  eines  Termins 
gilt  der  Vertrag  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossen. u 

Ferner  wird  das  Prinzip  der  Kündigung  oder  der  vorher- 
gehenden siebentägigen  Benachrichtigung  aufgestellt,  wenn  die  Parteien 
den  Vertrag  auflösen  wollen.  Die  Kündigung  ist  aber  nicht  obli- 
gatorisch; ihre  Notwendigkeit  wird  nur  präsumiert.  Gegenteilige 
Abmachungen  und  Gewohnheiten  haben  den  Vorzug.  Jedoch  wird 
vom  Gesetz  die  Wahrung  einer  für  beide  Parteien  gleichen  Frist 
gefordert.  „Wenn  die  Kontrahenten  ungleiche  Fristen  vereinbaren, 
so  gilt  gegenüber  jeder  Partei  die  längere  Frist/1 

Das  Gesetz  erwähnt  noch  mehrere  Fälle,  bei  denen  der  Arbeit- 
geber einerseits,  der  Arbeiter  andererseits  den  Vertrag  ohne  Kündigung 
oder  vor  Ablauf  des  Termins  lösen  können.  Es  sind  dies  alles 
schwere  Verfehlungen  gegen  die  Vertragspflichten.  Darunter  fallen 
Unredlichkeiten.  Tätlichkeiten,  schwere  Beleidigung,  Gefährdung  der 
Sittlichkeit. 

Schwierig  ist  es,  den  Betrag  des  durch  den  Bruch  des  Arbeits- 
vertrags ohne  Kündigung  verursachten  Schadens  festzusetzen.  Um 
diese  Schwierigkeit  zu  vermeiden,  stellt  das  Gesetz  eine  Pauschal- 
entschädigung fest. 

Dieselbe  soll  der  Hälfte  des  Lohnes  gleich  sein,  welcher  der 
Dauer  der  Kündigungsfrist  oder  dem  noch  nicht  abgelaufenen  Teile 
dieser  Frist  entspricht. 

Diese  Entschädigung  darf  den  Durchschnittslohn  einer  Woche 
nicht  überschreiten,  es  sei  denn,  dass  die  Gewohnheit  einen  höheren 
Satz  festsetzt.    Der  Art.  23  behält  das  Kecht  vor,  den  ganzen  Bc- 
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trag  der  geschuldeten  Entschädigung  beizutreiben,  legt  aber  dem 
Kläger  den  Beweis  des  Schadens  auf. 

Interessant  ist  noch  die  Bestimmung,  wonach  die  beim  Unter- 
nehmer wohnende  Arbeiterin  das  Recht  hat,  den  Vertrag  zu  kündigen, 
„wenn  die  Ehefrau  des  Unternehmers  oder  eine  andere  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsabschlusses das  Haus  besorgende  Frau  stirbt  oder  sich  zurückzieht". 

Endlich  erweitert  das  Gesetz  in  einem  anderen  Kapitel  die 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau  und  des  Minderjährigen;  es  gibt 
ihnen  das  Recht,  einen  Arbeitsvertrag  unter  ausdrücklicher  Zustimmung 
des  Ehemanns,  Vaters  oder  Vormundes  abzuschliessen,  an  das  Ge- 
richt zu  appellieren,  wenn  die  Zustimmung  verweigert  wird,  und 
ihren  Lohn  vorbehaltlich  des  Widerspruchsrechts  des  Ehemannes, 
Vaters  oder  Vormundes  in  Empfang  /u  nehmen. 

Ein  Zusatzartikel  bestimmt,  dass  diese  Normen  auf  jede  ver- 
heiratete Frau  anzuwenden  sind,  welche  einen  Vertrag  über  ihre 
persönliche  Arbeit  abschliesst;  die  Hausarbeiterinuen,  die  Angestellten 
und  Dienstboten,  sowie  auch  die  eigentlichen  Arbeiterinnen  fallen 
also  unter  diese  Bestimmungen. 

Das  gleiche  gilt  für  die  Minderjährigen. 

Das  Gesetz  bringt  also  bessere  Ordnung  und  grössere  Klarheit 
in  die  juristische  Regelung  eines  der  häufigsten  Verträge  des  modernen 
Wirtschaftslebens,  in  den  Arbeitsvertrag. 

Es  hat  sich  aber  auch  auf  diese  bescheidene  Rolle  beschränkt 
und  dringt  so  wenig  in  die  Verhältnisse  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeiter,  dass  man  ihm,  allerdings  mit  Unrecht,  vorgeworfen  hat, 
ganz  ohne  Nutzen  zu  sein.  Einer  anderen  Meinung  wird  der  Jurist 
sein,  weil  für  ihn  die  blosse  Regelung  der  Gewohnheit  schon  einen 
Fortschritt  bedeutet.  Der  Nationalökonom  wird  es  bedanern,  dass 
man  bei  dieser  verspäteten  Regelung  die  Gelegenheit  nicht  benutzt 
hat,  einige  tiefcrgehende  Reformen  vorzunehmen.  — 

Das  Gesetz  vom  10.  Mai  1900  über  die  Alter.spensionen 
trägt  mehr  den  Charakter  eines  sozialen  Gesetzes  und  schliesst  sich  auch 
inniger  dem  neueren  Recht  an.  Sein  Prinzip  entspricht  der  modernen 
Auffassung  der  Staatsaufgabe,  welche  der  grossartigen  deutschen 
Sozialgesetzgebung  zu  Grunde  liegt. 

Diese  Auffassung  macht  sich  nach  und  nach  in  ganz  Europa 
geltend,  erfährt  aber  je  nach  Land  und  Hasse  mehr  oder  weniger 
bedeutende  Abänderungen  und  Abschwäehungeri. 
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Die  öffentliche  Meinung  in  Belgien  unter  dem  Einflnss  des 
immer  mehr  fortschreitenden  Sozialismus  konnte  sich  dem  nicht  ent- 
ziehen. Infolgedessen  drang  diese  Auffassung  ins  Parlament  und 
drängte  sich  der  Regierung  auf. 

Bezüglich  der  Arbeiterkranken  Versicherungen  glaubte  die  letztere 
allen  Forderungen  durch  eine  Revision  der  Organisation  der  freien, 
auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Gesellschaften  (Societes  de  Secours 
mutuels)  und  durch  deren  finanzielle  Unterstützung  gerecht  zu  werden. 

Betreffs  der  Entschädigung  wegen  der  Arbeitsunfälle  hat  sie 
endlich  einen  Gesetzesentwnrf  ausgearbeitet,  der  zwar  noch  nicht 
zur  Abstimmung  gekommen  ist,  der  aber  das  System  der  Haftbarkeit 
des  Code  civil  abschaffen  soll,  ohne  vielleicht  eine  obligatorische  Ver- 
sicherung einzuführen. 

Das  Gesetz  vom  10.  Mai  1900  bezweckt  die  Frage  der  Alters- 
versicherung zu  lösen,  indem  es  den  Zwang  vermeidet  und  das  so- 
genannte System  der  „liberte"  subsidiee".  der  Freiheit,  mit  staatlicher 
Unterstützung  zu  Grunde  legt  Während  eine  im  Jahre  1895  ge- 
nannte gemischte  Kommission  die  Frage  studierte,  traf  die  Regierung 
eine  Vorentscheidung,  indem  sie  eine  aktive  Propaganda  für  die  An- 
schliessung  an  die  allgemeine  Pensionskasse  unter  der  Bürg- 
schaft des  Staates  organisierte.  Diese  Propaganda  bestand  wesent- 
lich darin,  dass  grosse  Ermunternngsprämien  den  Gegenseitigkeitsgesell- 
schaften zugeteilt  wurden,  deren  Mitglieder  der  Pensionskasse  beitraten. 

Der  Erfolg  dieser  Propaganda  geht  aus  folgenden  Zahlen 
hervor:  Im  Jahre  1895  betrug  der  für  die  Prämien  vorgesehene 
Kredit  20000  Frs.,  die  Zahl  der  staatlich  unterstützten  Gegenseitig- 
keitsgesellschaften 107  und  die  Zahl  der  Beigetretenen  5504;  im 
Jahre  1899  war  die  Zahl  der  unterstützten  Gesellschaften  940,  die 
Zahl  der  Beigetretenen  60356  und  im  Jahre  1900  stieg  der"  Kredit 
auf  600000  Frs. 

Gestützt  auf  diesen  Erfolg,  beschloss  die  Regierung,  das  System 
der  Zwangsversichernng  zu  verwerfen.  Die  Kommission  hatte  es 
übrigens  auch  verworfen  und  empfahl,  die  Intervention  des  Staates 
auf  die  Unterstützung  und  Erleichterung  der  individuellen  Fürsorge 
zu  beschränken.  Deshalb  hat  das  neue  Gesetz  nur  das  geltende 
System  bestätigt  und  weiter  entwickelt;  es  wird  danach  ein  spezieller 
Fonds  von  12  Millionen  Frs.  jährlich  geschaffen,  aus  welchem  Unter- 
stutzungsprämien  zugeteilt  werden: 
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1.  denjenigen  Personen,  welche  bei  der  allgemeinen  Pensions- 
kasse unter  der  Bürgschaft  des  Staates  durch  eine  von 
der  Regierung  anerkannte  Gegenseitigkeitsgesellschaft  versichert 
sind,  unter  der  Bedingung,  das«  der  Betrag  der  von  ihnen  ge- 
leisteten Zahlungen  60  Frs.  jährlich  nicht  übersteigt; 

2.  allen  bei  der  Pensionskasse  unmittelbar  versicherten  Personen, 
welche  dem  Staate  aber  keine  direkte  Steuer  von  50  Frs.  in 
einer  kleinen  Gemeinde  und  bis  zu  80  Frs.  in  einer  Gemeinde 
von  mehr  als  50000  Einwohner  zahlen.  Von  den  Untersttttzungs- 
priimien  ausgeschlossen  sind  auch  die  Staatsbeamten,  welche 
Anspruch  auf  eine  Staatspension  haben. 

Die  erste  Bedingung  für  den  Bezug  dieser  PHimien  ist  die 
belgische  Staatsangehörigkeit.  Zugelassen  sind  dennoch  auch  die 
Ausländer,  welche  seit  10  Jahren  in  Belgien  ihren  Wohnsitz  haben 
und  einem  Lande  angehören,  welches  gleiche  Vorteile  den  Belgiern 
gewährt.  Bis  jetzt  trifft  dies  nur  für  Deutschland  und  den  Kanton 
Neuenburg  (Schweiz)  zu. 

Erfordert  werden  femer  die  Vollendung  des  16.  Lebensjahres, 
der  Besitz  eines  Sparbüchleins  der  allgemeinen  Pensionskasse  und 
Einzahlungen  während  des  vorhergehenden  Jahres.  Jedoch  müssen 
diese  Zahlungen  nicht  notwendig  nur  durch  den  Besitzer  erfolgen; 
die  Gegenseitigkeitsgesellschaft,  der  er  angehört,  und  ein  Dritter  (der 
Arbeitgeber)  könneri  diese  Zahlungen  für  ihn  leisten. 

Die  Höhe  der  jährlichen  Prämie  beträgt  60  Cents  per  Frank 
nnd  per  Büchlein  bis  zu  15  einbezahlten  Franks. 

Der  Typus  der  gesetzlichen  Kombination  ist  folgender:  Ein 
Arbeiter  bezahlt  jährlich  aus  seinen  eigenen  Ersparnissen  8  Frs.  in 
die  allgemeine  Pensionskasse;  sein  Arbeitgeber  fugt  dazu  4  Frs., 
die  Gegenseitigkeitsgesellschaft,  der  er  angehört,  3  Frs.  Diese  Ge- 
samtsumme von  15  Frs.  gibt  ihm  das  Kecht  auf  eine  Staatsprämie 
von  9  Frs.;  in  sein  Büchlein  werden  somit  für  8  vom  Arbeiter  per- 
sönlich einbezahlte  Franken  24  Frs.  eingeschrieben. 

In  dieser  Kombination  verwirklicht  sich  die  Maximalunter- 
stützung des  Staates  und  die  Minimalleistnng  des  Arbeiters.  Der 
Betreffende  innss  innerhalb  des  55.  und  65.  Lebensjahres  die  Zeit  be- 
stimmen, wann  er  den  Genuss  der  erworbenen  Kenten  antreten  will. 
Die  Unterstützung  durch  diese  Kegierungsprämien  hört  auf,  wenn 
„die  Gesamtzahl  der  auf  das  Büchlein  eingeschriebenen  Summen  zur 
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Gewährung  einer  jährlichen  Lebensrente  von  360  Frs.  genügt".  Da 
das  Gesetz  sich  nur  auf  die  Altersversicherung  bezieht,  behandelt 
es  die  vorzeitige  Arbeitsunfähigkeit  nicht. 

Jedoch  wird  dem  Betreflenden  im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit 
ermöglicht,  sein  Kapital  sofort  in  Besitz  zu  nehmen  oder  eine  zeitige 
Pension  zu  geniessen. 

So  ist  der  normale  Fall  des  Gesetzes. 

Da  aber  eine  grosse  Anzahl  von  Arbeitern  zur  Zeit  des  In- 
krafttretens des  Gesetzes  zu  alt  war,  um  die  Staatsprämien  noch 
geniessen  zu  können,  wurden  Übergangsbestimmungen  getroffen. 

Zuerst  erhöht  das  Gesetz  von  15  auf  24  Frs.  für  die  am 
1.  Januar  1900  40  Jahre  alten  Personen  das  Maximum  der  unter- 
stützungsfähigen Einzahlungen. 

So  können  die  Staatsprämien  jährlich  bis  auf  14,40  Frs.  an- 
statt 9  Frs.  gehen.  Ferner  wird  eine  jährliche  Unterstützung  von 
65  Frs.  jedem  belgischen  Arbeiter  oder  ehemaligen  belgischen  Arbeiter 
gewährt,  der  in  Belgien  einen  Wohnsitz  hat  und  am  1.  Januar  1901 
65  Jahre  alt  ist  und  sich  in  Not  befindet ;  dies  ohne  jede  Einzahlung 
an  die  Pensionskasse  und  nur  während  10  Jahre  von  1901  an. 

Wir  haben  hier  das  System  der  unentgeltlichen  und  alleinigen 
Unterstützung  durch  den  Staat;  sie  ist  allerdings  gering,  aber  das 
Prinzip  ist  von  niemandem  bestritten  worden.  Viele  Liberale 
hätten  meiner  Ansicht  nach  vor  kaum  20  Jahren  dieses  Prinzip  sehr 
sozialistisch  gefunden.  Die  Ausführung  des  Gesetzes  und  speziell 
der  Übergangsbestimmungen,  d.  h.  der  Verteilung  der  Pensionen  von 
65  Frs.  geschieht  nicht  durch  die  gewöhnlichen  Verwaltungsorgane, 
sondern  durch  die  „Comites  de  patronage  des  habitations  ouvrieres 
et  des  institutions  de  prevoyanee"  (Ausschüsse  für  Arbeiterwohnungen 
und  Fürsorgeeinrichtungen). 

Es  sind  beratende  Ausschüsse  aus  Bürgern,  Bau-  und  Hygiene- 
technikern und  aus  Arbeitern.  Man  war  überzeugt,  dass  sie  die 
Notlage  des  Arbeiters  unparteiischer  beurteilen  würden,  als  Ver- 
waltungsbeamte. 

Ihre  Tätigkeit  bietet  endlich  den  Vorteil,  dass  sie  der  Regierung 
nicht  viel  kosten. 

Heerwesen. 

Es  ist  eine  interessante  Eigentümlichkeit  der  katholischen 
Bourgeoisie  in  Belgien,  dass  sie  sich  weigert,  den  obligatorischen 
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persönlichen  Militärdienst  einzuführen.  Sie  vertraut  dabei  nicht  nur 
auf  die  Verträge,  kraft  deren  die  Grossmächte  die  Unabhängigkeit 
Belgiens  garantieren,  sondern  sie  will  auch  keine  Gefahr  in  der 
Aufrechterhaltung  einer  Proletarierarmee  einsehen,  die  gegebenenfalls 
berufen  sein  könnte,  die  durch  andere  Proletarier  gestörte  öffentliche 
Ordnung  wieder  herzustellen.  Trotz  der  wiederholten  Warnungen 
des  Königs  und  des  Widerspruchs  der  liberalen  Bourgeoisie  und  der 
Arbeiterpartei  hält  sie  an  dem  System  des  mit  der  Auslosung  und 
dem  entgeltlichen  Ersatz  kombinierten  freiwilligen  Dienstes  fest. 
Auf  dem  europäischen  Kontinent  besteht  dieses  System  jetzt  nur  noch 
in  Belgien.  Man  verteidigt  dasselbe,  indem  man  sagt,  der  praktische 
Sinn  unserer  Bevölkerung  sei  gewohnt,  die  Anstrengung  dem  Resultat 
anzupassen;  derselbe  würde  es  schwerlich  verstehen,  wenn  sehr  grosse 
finanzielle  und  persönliche  Opfer  von  dem  Lande  verlangt  würden, 
um  eine  Armee  zu  bilden,  die  dazu  bestimmt  ist,  sich  nicht  zu  schlagen. 

Die  Frage  der  Reorganisation  des  Militärdienstes  ist  schon 
seit  langem  durch  die  verschiedenen  Parteien  der  öffentlichen  Meinung 
vorgelegt  worden:  die  liberale  Partei  verlangte  den  obligatorischen 
persönlichen  Dienst,  die  Fortschritts-  und  die  Arbeiterpartei  das 
Milizwesen,  wie  in  der  Schweiz,  während  in  Flandern  die  katholische 
Partei  Propaganda  zu  Gunsten  des  freiwilligen  Dienstes  macht. 
„Niemand  gcdwongen  Soldaat",  war  zum  Schlagwort  einer  beträcht- 
lichen Fraktion  der  katholischen  Partei  geworden. 

Das  Gesetz  vom  21.  März  1902  verdankt  dieser  Sachlage  seine 
Entstehung.  Im  Laufe  der  Jahre  1900—1901  wurden  der  Kammer 
nicht  weniger  als  9  Gesetzesentwürfe  vorgelegt,  die  alle  von  Mit- 
gliedern der  Rechten  stammten  und  im  allgemeinen  dahin  zielten, 
den  freiwilligen  Dienst  zur  Grundlage  der  Rekrutierung  zu  machen. 

Da  die  meisten  Mitglieder  der  Regierung  Anhänger  des  persön- 
lichen obligatorischen  Dienstes  waren,  so  befand  sich  die  letztere 
in  Verlegenheit  und  ernannte  eine  grosse,  aus  höheren  Offizieren  des 
Heeres  und  Kammerinitgliedern  bestehende  Kommission.  Während 
die  Kommissionsmitglieder  zu  keiner  Einigung  gelangten,  brachte 
das  Parlament  in  der  Zentralsektion  seine  Arbeit  zu  Ende.  Die 
Regierung  legte  ihr  Projekt  vor,  welchem  die  Linke  einen  Gegen- 
vorschlag gegenüberstellte,  der  die  Stellvertretung  abschaffte. 

Es  gab  Anlass  zu  langen  und  leidenschaftlichen  Debatten.  Das 
System,  das  zustande  kam,  entsprach  in  hohem  Malse  den  Forderungen 
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der  Rechten  and  wich  noch  mehr  als  das  frühere  von  dem  System 
des  persönlichen  Dienstes  ab. 

Die  Rekrutierung  des  Heeres,  heisst  es  im  Art.  1,  geschieht 
durch  freiwillige  Werbungen.  Wenn  keine  genügende  Zahl  vor- 
handen ist,  werden  jährliche  Aufrufe  erlassen.  Der  freiwillige 
Dienst  bildet  somit  die  Grundlage  des  belgischen  Heerwesens;  aber 
niemand  glaubt,  dass  er  es  tatsächlich  werden  wird.  Trotz  der  grossen 
Vorteile,  die  das  Gesetz  den  Freiwilligen  gewährt,  ist  es  sicher, 
dass  die  vom  Los  betroffenen  und  die  Ersatzmänner  das  Haupt- 
kontingent unserer  Armee  stellen  werden. 

Gemäss  Art.  2  datiert  der  Milizdienst  8  Jahre  in  der  aktiven 
Armee  und  5  Jahre  in  der  Reserve.  Es  liegt  hier  eine  Neuerung 
insofern  vor,  als  bis  jetzt  die  Soldaten  und  die  Ersatzmänner  nach 
8  Jahren  entlassen  und  die  Reserve  durch  Verwaltungsbeschlüsse, 
deren  Gesetzmässigkeit  allerdings  bestritten  war,  gebildet  wurden. 

In  Zukunft  findet  die  Einberufung  der  Reserve  gesetzmässig 
statt.  Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  kann  sie  aber  nur  im  Kriegs- 
fall, oder  wenn  das  Gebiet  des  Landes  bedroht  ist,  zum  aktiven 
Dienst  berufen  werden. 

Die  11.,  12.  und  13.  Milizklasse  werden  nur  in  äussersten 
Notfallen  mobilisiert  und  zur  Verteidigung  der  Festungen  und  zum 
Hilfsdienst  gebraucht. 

Im  Kriegsfall  kann  der  König  übrigens  so  viele  Klassen  zum 
aktiven  Dienst  einberufen,  als  ihm  nützlich  scheint,  Das  Kontingent 
ist  nach  Provinzen  und  Milizkantonen  geteilt,  unter  Berücksichtigung 
der  Freiwilligen,  welche  von  der  Zahl  der  Dienstpflichtigen  jedes 
Kantons  in  Abzug  gebracht  werden.  Das  Los-  und  Ersatzsystem 
bleibt  bestehen.  Das  Gesetz  verkürzt  die  Dienstzeit  auf  20  Monate 
für  die  Infanterie,  3G  Monate  für  die  Kavallerie  und  die  reitende 
Artillerie,  28  Monate  für  die  Artillerie  und  den  Train  und 
22  Monate  für  die  Festungsartillerie.  Um  die  Zahl  der  militärischen 
Ämter  auf  das  notwendigste  zu  beschränken,  verbietet  das  Gesetz, 
die  Soldaten  zn  anderen  Diensten  heranzuziehen,  als  zum  Militär- 
dienst, und  errichtet  mit  der  Heeresverwaltung  1800  Zivilämter,  die 
bis  jetzt  mit  Militärpersonen  besetzt  waren.  Der  Gesetzgeber  über- 
häuft die  Freiwilligen  mit  Begünstigungen ;  er  wirft  den  Kontingents- 
freiwilligen  ein  Gehalt  von  30  Frs.  per  Monat  aus,  den  Berufs- 
freiwilligen ein  solches  von  35  Frs.    Er  gewährt  ihnen  gewisse 
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Vorrecht*  zum  Eintritt  iu  gewisse  öffentliche  Verwaltungen  und  eine 
Pension  iin  Alter  von  40  Jahren. 

Das  sind  die  Hanptzüge  dieses  Militiirgesetzes,  dessen  Wirkungen 
in  der  Zukunft  zu  verfolgen  sehr  interessant  sein  werden. 

b)  Literatur  1899,  1900,  1901. 

Referent:  Paul  Errera, 

Advokat  am  Appollhofe  und  Professor  an  der  Universität  zu  Brüssel. 
Übersetzung  von  O.  Hellmuthhüuser,  Syndikus  a.  D.  (Berlin). 

Picard,  Edmond,  „Das  reine  Recht.  (Le  Droit  pur, 
Permanences  juridiques  abstractes.)"  Cours  d'Encyclopedie  du  Droit. 
—  Bruxelles  (Larcier)  et  Paris  (Alcan),  1899.    XVI  et  54<>  pages. 

Wenn  es  selten  ist,  dass  man  bei  einer  reehtswissenschaft- 
lichen  Abhandlung  über  die  literarische  Form  sprechen  muss,  so 
ist  dies  unerläßlich,  wenn  es  sich  um  ein  Werk  Edmund  Picards 
handelt.  Wie  zutreffend  ist  für  ihn  das  Wort:  „Der  Stil  ist 
der  Mensch".  Seine  Sprache  zeigt  ganz  die  künstlerische  Natur  des 
Verfassers,  fesselnd  und  blühend,  höchst  persönlich  und  deklamatorisch. 
Aber  fremde  Leser  muss  man  warnen  vor  seinen  Phantasien,  seinen 
den  verschiedensten  Gebieten  entlehnten  Bildern,  vor  seinen  sprach- 
lichen Neubildungen  (le  Jurisme,  la  Juricite,  le  Fait  Jnrigene 
etc..  vergl.  pag.  09.  211),  vor  seinem  Missbrauch  der  grossen  Anfangs- 
buchstaben (vergl.  pag.  70),  selbst  bei  den  Adjektiven  und  sogar  den 
Adverbien,  im  Französischen  ein  auffallendes  Zeichen  für  eine  ein- 
gewurzelte Zuneigung  zur  Metaphysik;  schliesslich  vor  seiner  lästigen 
Rhetorik,  die  den  einfachen  und  gewohnten  Begriffen  ein  ungewöhn- 
liches Aussehen  verleiht.  — 

Der  Verfasser  gibt  uns  ein  System,  das  rationell  im  philo- 
sophischen Sinne  des  Wortes  sein  will,  in  seiner  Encyklopiidie, 
die  er  selbst  definiert  als  (pag.  8)  „Synthese  abstrakter  Rechts- 
begriffe" .  .  .,  das  Wahre  (großgeschrieben!)  für  alle  Orte  und  alle 
Zeiten,  das  Kosmopolitische  und  Ewige  (ebenfalls  grossgeschrieben!), 
das  Wesen,  die  Idee  etc.  Überhaupt  ist  der  Ausdruck  Metaphysik 
vielleicht  unzureichend,  um  diese  Schemata  (pag.  109,  123,  135.  253, 
293),  diese  Sammlung  von  „Archidoxen*  und  „Dogmen*  zu  charak- 
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terisieren,  welche  der  Verfasser  selbst  mit  einem  „Bunde  ideologischer 
Schlüssel  vergleicht,  mittels  deren  man  in  die  unzähligen  Gemächer 
des  ungeheuren  juristischen  Vatikans  eindringt".  Da  sind  wir  dicht 
beim  Dogma  und  selbst  bei  der  Offenbarung!  Und  wenn  schliesslich 
Picard  das  Recht  als  eine  „natürliche  Wissenschaft"  definiert 
(pag.  453),  was  übrigens  wieder  ein  Irrtum  ist,  so  kann  man  ihm 
nur  antworten:  -Plus  valet  quod  agitur,  quam  quod  dicitur". 

Man  ahnt,  dass  das  Werk  Picards  höchst  subjektiv  ist, 
voll  von  diesem  „Ich",  welches  der  Romantisinns  in  der  Literatur 
verherrlicht  hat,  und  das  wir  hier  in  voller  Blüte  finden.  Die  Teile 
des  Werkes  entsprechen  den  Phasen  der  eigenen  Entwicklung,  der 
juristischen  Verfassung  des  Autors;  er  lehrt  uns  das  selbst  (pag.  19) 
und  zählt  uns  diese  Phasen  folgendermassen  auf  (pag.  20  und  folgende) : 
1.  „Die  Charakteristik  des  Rechts",  die  uns  das  Objekt  unserer  Unter- 
suchungen erkennen  lässt  unter  der  ungeheuren  Masse  der  Wesen 
und  Erscheinungen,  welche  das  Universum  bevölkern;  2.  „Das  juristische 
Phänomen";  3.  „Anatomie  des  Rechts";  „Seine  wesentlichen  Elemente"; 
4.  „Einteilungen  des  Rechts ";  5.  „Die  Dynamik  der  einzelnen  Rechte. 
Ihr  Funktionieren";  dieser  Teil  handelt  von  der  „treibenden  Kraft" 
des  Rechts,  von  der  physiologischen  Seite  der  Frage.  Die  natur- 
wissenschaftlichen Fachansdrücke  drängen  sich  uns  sichtbar  auf,  wenn 
wir  folgenden  Titel  lesen:  6.  „Funktionieren  des  Rechts  in  seinem 
Gesamtorganismus.  Dynamik  des  Rechts" ;  7.  „Die  Entwicklung  des 
Rechts.  Dynamik  des  Rechts  in  der  Zeit".  Zu  „schwierigen 
Mysterien"  kommen  wir  bei  8.  „Der  Grund  des  Rechts:  juristische 
Ätiologie";  9.  „Der  Zweck  des  Rechts:  die  Gerechtigkeit.  Soziologie. 
Juristische  Teleologie".  —  Die  letzten  Teile  des  Werkes  behandeln 
10.  „Studium  und  Unterricht  des  Rechts.  Juristische  Methodologie" 
und  11.  „Geschichte  der  Encyklopädie  des  Rechts".  —  Auch  die  An- 
ordnung dieser  verschiedenen  Teile  enthält  etwas  Autobiographie, 
denn  Picard  wurde  erst  vor  einigen  Jahren  Professor,  und  nur 
bei  dieser  Gelegenheit  begann  er  sich  mit  den  Fragen  zu  beschäftigen, 
die  er  am  Schluss  des  Werkes  behandelt.  — 

Wenn  „le  Droit  pur"  vielleicht  eine  angenehme  und  merk- 
würdige Lektüre  für  reifere  Köpfe  ist,  kann  man  es  doch  gar  nicht 
empfehlen  für  den  Unterricht  und  als  Buch  zur  Einführung:  es  ist 
geschrieben  ohne  eine  eiuzige  Bezugnahme,  ohne  einen  einzigen  Hinweis 
auf  die  Quellen,  was  zu  dem  Glauben  führen  kann,  die  allgemein 


Digitized  by  Google 


604 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


verbreiteten  und  geläufigen  Ansichten  seien  Erfindungen  des  Ver- 
fassers. Die  Zitate  im  Texte  sind  unbestimmt  und  ungenau:  „der 
Engländer  Holland"  (pag.  75)  sagt  dies  .  .  .  .,  ..Ihkkino"  (pag.  63) 
sagt  das  .  .  .  .,  ..ein  bedeutender  Denker"  (pag.  384)  behauptet .... 
etc.  —  Die  Ausführungen  sind  von  einer  Dürftigkeit,  mit  der  man 
sich  für  den  Unterricht  nicht  begnügen  kann.  Welch  einen  Begriff 
soll  sich  beispielsweise  ein  Student  von  der  historischen  Schule 
machen  bei  einer  einfachen,  übrigens  auch  noch  ungenauen  Aufzählung 
folgender  Namen,  die  wir  ohne  jeden  Kommentar  in  der  Reihenfolge 
Picards  wiedergeben:  Moxtksquiku,  Birk,  Savigny,  Puchta,  Schakfflk, 
Bentham  (!),  Phocdhon  (!!!),  Blcntschli  und  dann  plötzlich  Wuxüt, 
(tikrkk,  Zklasky  (381).    Das  braucht  allerdings  keinen  Kommentar! 

Angesichts  eines  solchen  Chaos'  kann  man  fragen,  ob  es  nur 
ein  Druckfehler  ist,  der  Rogkr  Bacon  mit  Francis  Bacon  verwechselt 
(pag.  22)  als  den  Ordner  der  Wissenschaften.  Sicherlich  --  andere 
Irrtümer  beweisen  es  klar  —  hat  Picard  aus  Arbeiten  geschöpft, 
die  er  nicht  zitiert  und  die  er  mangelhaft  verstanden  hat.  Diese 
oben  erwähnten  Beispiele,  oeliebig  herausgegriffen  aus  dem  Mnster- 
buche  des  Mustermannes  der  „ neuen  Universität"  Brüssel,  geben  den 
Massstab  für  den  Wert  dieses  höchst  unglücklichen  Versuchs,  der 
eine  so  grosse  Verwirrung  angestiftet  hat  in  der  Meinung,  die  man 
sich  auswärts  von  unseren  obersten  Bildungsanstalten  macht. 

Im  allgemeinen  hält  sich  Picard  an  die  bewährten  An- 
sichten, aber  ohne  sie  tiefer  zu  erschöpfen;  man  sieht  das  bei  dem 
Abschnitt  über  die  juristischen  Personen  oder  die  Rassen  (pag.  305). 

• 

Kaum  konnte  man  glauben,  dass  die  hier  behandelten  Fragen  be- 
stritten sind.  Man  beachte  indess  die  gute  vierteilige  Klassifikation 
der  Rechte  in  Personenrechte,  obligatorische,  dingliche  und  intellektuelle 
Rechte  (pag.  118  ff.),  eine  Einteilung,  welche  vollständig  den  jetzigen 
Anforderungen  der  Methodik  entspricht;  man  beachte  ferner  eine 
brillante  Ausführung  über  die  Stellung  der  grossen  Juristen  als 
einer  Art  von  „representati ve  men"  (pag.  323). 

In  seinen  juristischen  Folgerungen  verstösst  Picard  durch- 
weg gegen  die  Logik  und  das  Wörterbuch:  oft  finden  sich  beide 
Fehler  vereint!  Er  legt  beispielsweise  viel  Gewicht  auf  die  ,,Er- 
zwingbarkeit"  (protection  contrainte)  als  viertes  wesentliches  Element 
eines  joden  Rechts  (pag.  105)  neben  dem  Subjekt,  dem  Objekt  und 
der  Beziehung.   Man  nahm  immer  an,  dieser  letztere  Begriff  schlösse 
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schon  den  Schutz  und  den  Zwang:  in  sich  ein,  wie  eine  durch  Juris 
vinculum"  begründete  Konsequenz;  sonst  läge  keine  Rechtsverbind- 
iichkeit  vor,  sondern  nur  eine  moralische  Verpflichtung  oder  eine 
Anstandspflicht.  Wozu  also  noch  als  vierten  Terminus  das  hinzu- 
fügen, was  nur  ein  charakteristisches  Element  des  dritten  ist?  Wer 
sagt:  „Rechtsbeziehung  zwischen  Rechtssubjekt  und  -Objekt",  sagt 
damit  auch  schon  „Erzwingbarkeit". 

Und  wenn  Picard  von  einem  „Tetragramme  de  la  Sociali- 
sation  de  la  Justice"  spricht  (welch  grossartiger  Ausdruck!),  genügt 
er  dann  deu  Anforderungen  einer  logischen  Definition,  einer  klaren 
und  wissenschaftlichen  Terminologie,  wenn  er  seinen  Gedanken  so 
entwickelt:  1.  „Jeder  nach  seinen  Fähigkeiten.  2.  Jedem  nach  seinen 
Bedürfnissen.  3.  Durch  die  Bemühung  jedes  Individuums.  4.  Durch 
die  Bemühung  des  Ganzen.4'  Dieses  sind  nach  seiner  Ansicht  die 
vier  „Glieder'-'  der  Gerechtigkeit.  —  Und  ferner  kann  mau  auf  solchen 
allgemeinen  und  sentimentalen  Redensarten  juristische  Ausbildung 
basieren,  und  niuss  man  sich  nicht  fürchten,  wenn  man  sieht,  dass 
im  Geiste  junger  Männer  bestimmte  Formeln,  die  gut  sein  mögen 
für  politische  Versammlungen,  an  Stelle  fester  Rechtsbegriffe  treten? 
Als  Gegengift,  aber  ungenügendes  Heilmittel  erscheinen  gewisse  Aus- 
drücke, die  als  Ersatz  für  geltende  Bezeichnungen  dienen  sollen 
(wie  „anacephaleose"  (pag.  480),  „dicaiogene"  (pag.  212),  „historisme" 
(pag.  500),  „introspection"  (pag.  74),  „pedantocratie"  (pag.  340). 

„Ich  kann  das  Wort  so  hoch  unmöglich  schätzen". 
Das  Buch  schliefst  mit  einem  langen  Reklame-Inhaltsverzeichnis,  in 
dem  sich  die  überraschendsten  Ausdrücke  finden,  da  hier  die  Meta- 
phern figurieren  und  ganze  Phrasen  als  Stichworte  benutzt  sind;  die 
Titel  der  Werke  Picards  finden  hier  ständige  besondere  Er- 
wähnung, kein  anderes  Werk  ist  aufgezählt.  Greifen  wir  beispiels- 
weise einige  WTorte  des  Verzeichnisses  heraus:  „Asymptote."  „Babe- 
lisme".  „Blocerratique".  „Fecondation  artiticielle".  „Harasdel'Elite". 
„MistpoefTers".  „Pallas-Athene".  „Perroquet".  „Struggle  for  life". 
„Volapuc".  —  Folgende  Phrasen  findet  man  an  Stelle  des  Anfangs- 
buchstabens des  ersten  Wortes:  „Vermutliche  Zukunft  des  Hechts 
bei  der  europäisch-amerikanischen  Rasse".  —  „Geographischer  Im- 
perativ der  Gerechtigkeit".  —  „Gerechtigkeit  muss  sein  und  wird 
sein".  —  „Die  übertriebene  Stellung  des  römischen  Rechts  in  der 
Ausbildung".  —  „Nichts  ist  stärker  als  das  Geld".  —  Mau  fragt 
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sich:  Wozu  das  alles  im  alphabetischen  Verzeichnis  einer  rechts- 
wissenschaftlichen Abhandlung  (und  es  geht  so  fort  85  Seiten  lang 
ausser  einer  Spezialtabelle  für  Eigennamen,  wo  sich  neben  dem  Namen 
des  Verfassers  der  Name  .Taveh  findet!),  wenn  das  nicht  Aufgeblasenheit 
ist!  Kommt  man  nicht  zu  der  festen  Ansicht,  dass  man  es  mit  einein 
Manne  zu  tnn  hat,  der  wissenschaftliche  Methode  nicht  kennt?  Wie 
kann  er  anderen  Geschmack  daran  beibringen? 

Gilson,  Joseph,  Studie  über  das  römische  Recht  im  Ver- 
gleich zu  den  anderen  Rechten  des  Altertums.  Paris,  Larose, 
1899,  295  pag. 

Diese  Doktorarbeit,  die  Frucht  vieles  Lesens,  wendet  die 
historische  Methode  ganz  allgemein  auf  das  römische  Recht  an.  Sie 
liisst  den  immer  mehr  international  werdenden  Charakter  dieses  Rechts 
hervortreten,  indem  sie  zugleich  auf  den  Respekt  Roms  vor  den 
Lokalrechten  Nachdruck  legt.  Sie  bestimmt  dann  die  Bedingungen 
für  die  Untersuchung  eines  juristischen  Grundsatzes  durch  Bestimmung 
der  Epoche,  wo  derselbe  erscheint,  des  Milieus,  in  dem  er  auftritt, 
der  Umstände,  unter  welchen  er  formuliert  wurde. 

Das  Werk  schliesst  mit  einer  Übersicht  über  die  Tätigkeit  der 
praefecti  praetorii,  an  welche  die  Erlasse  des  Kodex  gerichtet  waren. 

Prins,  Adolphe,  Straf  rechts  Wissenschaft  und  positives 
Recht  (Science  Penale  et  Droit  Positii).  Brüssel  (Bruglont)  und 
Paris  (Chevalier  Maresq),  1899,  XL1\\  589  pag. 

Der  gelehrte  Professor  an  der  Brüsseler  Universität  gibt  zu- 
gleich eine  Abhandlung  über  die  leitenden  Prinzipien  der  belgischen 
Strafrechts-Gesetzgebnng  und  eine  kritische  Analyse  der  Resultate 
und  Theorien  der  modernen  Wissenschaft;  wie  sein  Unterricht,  ist 
sein  Buch  zugleich  wissenschaftlich  und  belehrend,  aber  der  positive 
Teil  dringt  nicht  bis  in  das  Detail  der  Streitfragen  bezüglich  der 
Anwendung,  ein  Feld,  das  besser  der  Praxis,  als  dem  Unterricht, 
dem  Forum,  als  der  Universität  vorbehalten  bleibt.  Die  leitende 
Idee  ist  folgende:  das  Verbrechen,  früher  als  eine  individuelle  Er- 
scheinung aufgefasst,  wird  heute  allgemein  als  soziale  Erscheinung 
betrachtet. 

Das  Studium  des  Code  pcnal  beige  von  1*07  gibt  dem  Ver- 
fasser Gelegenheit  zu  beobachten,  wie  in  dem  kurzen  Zeiträume,  der 
uns  von  diesem  Jahre  trennt,  die  Ideen  sich  geändert  haben:  die 
klassische  und  humanitäre  Schule  stellte  den  einzelnen  Menschen  und 
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seinen  freien  Willen  in  den  Mittelpunkt  aller  ihrer  Auffassungen, 
mass  die  Strafe  im  Verhältnis  zu  dieser  moralischen  Freiheit  ab  und 
richtete  das  Strafensystem  ein  nach  dem  Prinzip  der  Besserung  des 
Verbrechens.  Heute  sind  unbestimmtere  und  dehnbarere  Ideen  an 
Stelle  dieser  zu  dogmatischen  Grundsätze  getreten:  das  Strafrecht 
gewinnt  mehr  und  mehr  Kontakt  mit  dem  Leben;  der  Verbrecher 
ist  nicht  mehr  ein  fest  bestimmter  Typus,  über  den  man  urteilt  wie 
über  eine  arithmetische  Grösse:  er  ist  ein  Faktor,  den  man  aus  der 
sozialen  Entwicklung  zieht,  veränderlich  wie  sie  und  durch  sie. 

Dies  ist  ganz  zutreffend  bei  den  jugendlichen  Verbrechern,  die 
durch  äussere  Einflüsse  so  bestimmbar  sind,  so  widerwillig  gegen 
Vorstellungen  a  priori.  Wenn  ein  Kind  ein  Delikt  begeht,  so  ist 
das  kein  Grund,  es  unter  die  „Verbrecher"  zu  reihen;  wenn  es  ein 
bestimmtes  Alter  erreicht,  so  ist  das  keine  genügende  Ursache,  um 
es  für  verantwortlich  zu  erklären.  —  Wie  kann  man  von  Gesetzes- 
übertretung bei  Menschen  ohne  Erziehung  reden!  wo  ist  das  Unter- 
scheidungsvermügen  bei  den  Opfern  hereditärer  Belastung,  der  Ver- 
wahrlosung, des  traurigen  wirtschaftlichen  Milieus?  Diese  Kinder, 
sagt  Prins,  haben  nicht  das  r soziale  Unterscheiduugsvermögen" 
(pag.  210).  Die  Gegenarbeit  muss  also  beginnen  mit  dem  Milieu, 
aus  dem  das  Verbrechen  hervorgeht:  das  Kind  muss  dem  Schutze  des 
Staates  anvertraut  werden,  sicherlich,  wenn  es  anormal  ist,  und  zweck- 
mässig auch,  wenn  es  normal  ist  (vergl.  belgisches  Gesetz  vom 
27.  November  1891). 

Bei  der  Frage  des  Rückfalls  trennt  sich  Prins  von  der 
Schule  Lomrroüo.s  und  lässt  den  anthropologischen  Typus  des  ge- 
borenen Verbrechers"  nicht  zu;  aber  er  geht  nicht  über  zu  dem 
Gegenteil  dieser  Ideen,  sondern  erkennt  einen  „sozialen  Typus"  des 
Gewohnheitsverbrechers  an.  Der  Rückfall  ist  eine  Anwendung  des 
Gesetzes  der  Anpassung  an  das  Milieu  (pag.  301).  Der  Rückfällige 
muss  strenger  behandelt  werden,  als  im  belgischen  Gesetzbuch  von 
1807.  Man  kann  darüber  ebenso  wie  über  die  Teilnahme  am  Ver- 
brechen sagen:  die  Willensübereinstimmung,  ein  Verbrechen  zu  be- 
gehen, birgt  eine  soziale  Gefahr  in  sich  und  muss  wie  bei  gemein- 
gefährlichen Verbrechen  streng  geahndet  werden  (pag.  370).  Es  ist 
Zeit,  die  Allgeraeinheit  in  erste  Linie  zu  stellen,  im  guten,  wie  im 
bösen,  bei  sozialen  Vorstellungen,  wie  bei  strafrechtlichen  Problemen. 
Der  Cnterscbied  zwischen  Anstiftern  und  Angestifteten  ist  im  Gesetze 


Digitized  by  Google 


608 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


nicht  genügend  klar:  derartige  soziale  Gesichtspunkte  bei  straf- 
rechtlichen Problemen  stellt  nnsere  Zeit  mehr  als  jede  andere  in 
volles  Licht, 

Im  allgemeinen  vermeidet  Pkins  absolute  Unterscheidungen; 
man  kann  das  sehen  bei  der  Frage  nach  dem  freien  Willen  (pag.  161) 
und  bei  seiner  Kritik  der  klassischen  Schule,  welche  die  Menschheit 
in  zwei  Typen  teilt:  der  eine  verantwortlich,  der  andere  nicht  ver- 
antwortlich. Statt  dessen  soll  der  Richter  in  jedem  Falle  „Uber  die 
Natur  der  Gefahr,  welche  der  Verbrecher  in  sich  birgt  und  über 
die  anzuwendende  Nonn*4  entscheiden  (pag.  16C).  Allerseits  herrscht 
in  dem  Buche  von  Pkins  dieselbe  Idee:  mehr  Differenzierung,  mehr 
Rücksichtnahme  auf  das  Leben.  So  kann  für  die  Entscheidung 
einer  Strafsache  eine  dritte  Lösung  Platz  greifen  ausser  Freisprechung 
und  Verurteilung:  die  Überweisung  für  unbestimmte  Zeit  an  die 
Regierung  bei  den  „Minderwertigen44,  wobei  die  Resultate  des  Systems, 
das  man  auf  sie  anwendet  und  ihr  Betragen  den  einzigen  Massstab 
für  diese  Bauer  ausmachen  (pag.  404).  Schliesslich  erklärt  sich 
Pkins  mit  den  Erfolgen  des  Gesetzes  über  die  bedingte  Freisprechung 
von  1888  (pag.  473)  einverstanden. 

Die  Abhandlung  von  Pkins  ist  hervorgegangen  aus  seiner 
Lehrtätigkeit,  sie  trägt  deren  Leben  und  Klarheit,  deren  bewährte 
Methode  und  reinen  Styl  an  sich.  Nach  einer  historischen  Einleitung 
umfasst  sie  neun  Bücher:  I.  Das  Strafgesetz;  IL  Die  Delikte  im  all- 
gemeinen und  ihre  Einteilungen;  III.  Die  Vorbedingungen  des  Delikts; 
IV.  Umstände,  die  ein  Delikt  ausschliessen;  V.  Mildernde  Umstände, 
Ausschliessungs-  und  Erschwerungsgründe;  VI.  Teilnahme  mehrerer 
Personen  an  demselben  Verbrechen  oder  Delikt  ;  VII.  Zivilrechtliche 
Folgen  des  Delikts;  VIII.  Strafen;  IX.  Bettelei  und  Landstreicherei. 

Des  Marez,  Guillaume,  Der  Marktbrief  von  Ypern  im 
13.  Jahrhundert.  (La  Lettre  de  Foire  a  Ypres  au  XIII  sieele.) 
Beitrag  zum  Studium  der  Kreditpapiere.  Brüssel  (Laraertin), 
1901,  202  pag.  nebst  einer  Karte. 

Die  Entdeckung  von  mehr  als  7000  noch  nicht  veröffentlichten 
Dokumenten  im  Archiv  der  Stadt  Ypern,  alle  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts,  war  die  Veranlassung  dieser  wichtigen  Arbeit. 
Es  sind  dies  Kontrakte,  geschlossen  vor  den  Schöffen  von  Ypern,  in 
Form  von  Urkunden  mit  eigenhändiger  Unterschrift  oder 
„chartcg-parties*,  deren  Text  doppelt  ausgefertigt  wurde,  der  eine 
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für  den  Gläubiger  der  durch  den  Schein  begründeten  Geldschuld,  der 
andere  für  die  Gemeindearchive.  — 

Die  Formel  der  Scheine,  die  in  der  Sammlung  zu  Ypern  so 
reich  vertreten  sind,  ist  fast  immer  identisch.  —  Der  Schuldgrund 
ist  nur  selten  angegeben;  die  Summe  figuriert  hier  selbstfindig,  der 
Zahltag  ist  auf  einen  damals  bekannten  Markttag  festgesetzt ;  endlich 
kommen  Sicherheiten  für  den  Gläubiger. 

Diese  „Marktbriefe"  sind  meist  an  einem  Erfüllungsorte 
zahlbar,  der  von  dem  Ausstellungsorte  verschieden  ist;  sie  lauten 
auf  den  Inhaber.  Man  streitet  indessen,  ob  dieser  Inhaber  nicht  als 
einfacher  Mandatar  des  ersten  Gläubigers  zu  betrachten  ist,  was  den 
Marktbrief  von  der  vollkommeneren  Form  des  italienischen  Wechsels 
unterscheiden  würde. 

Was  zweifellos  aus  der  Arbeit  Des  Marez  hervorgeht,  ist  die 
wichtige  Kolle  der  Märkte  im  wirtschaftlichen  Leben  des  Mittelalters , 
sie  waren  wahre  „Clearing  houses"  jener  Zeit. 

Der  Realismus  in  der  Arbeit  des  jungen  Archivars  der  Stadt 
Brüssel  verleiht  ihr  das  Interesse  eines  historischen  Auflebens;  die 
Sicherheit  seines  Urteils  und  seiner  Methode  hat  ihm  sehr  verdiente 
Anerkennung  eingetragen. 

Bolin,  Henri,  Der  Zusammenstoss  der  Schiffe  (LTAbor- 
dage).  Studie  des  Rechts,  der  Rechtsgeschichte  und  der 
vergleichenden  Rechtswissenschaft.  Brüssel  (Castaigne),  1899, 
247  pag. 

Diese  Arbeit,  vorsichtig  und  klar  wie  ihr  Verfasser,  betritt 
das  Gebiet  der  Allgemeinheiten  nur,  um  einige  originale  Gesichts- 
punkte hervorzuheben,  die  einen  nachdenklichen  und  kräftigen  Geist 
beweisen.  Ein  historischer  Teil  handelt  notwendigerweise  vom 
römischen  Recht,  dann  vom  mittelländischen  und  dann  vom  Rechte 
der  Völker  des  Nordens.  In  dem  Mafse,  wie  es  fortschreitet,  nähert 
sich  das  Seerecht  mehr  und  mehr  den  römischen  Prinzipien.  Der 
Verfasser  tadelt  am  deutschen  Rechte,  dass  ihm  eine  genügend  exakte 
Begriffsbestimmung  des  Verschuldens  fehlt.  Vielleicht  antwortet  man 
ihm,  dass  das  spätere  Recht  dem  römischen  Prinzipe  der  Verant- 
wortlichkeit das  Prinzip  der  Assoziation  und  der  gegenseitigen  Ver- 
sicherung hinzufügt,  und  substituiert  den  juristischen  Ausdruck  des 
Gefühls  der  Solidarität  (vergl.  beispielsweise  die  Röles  d'Oleron, 
No.  120). 

Jtthrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  3'J 
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Eine  Ausführung  über  das  geltende  Recht  gibt  uns  eine  Über- 
sicht über  die  hauptsächlichsten  Gesetzgebungen  und  die  herrschenden 
Tendenzen  nach  ihrer  Entwicklung  und  ihren  mutmasslichen  Zielen.  — 

Einige  Texte  mit  Übersetzung  schliessen  das  Buch.  Diese 
Arbeit  hat  Rolin  einen  Lehrstuhl  unserer  juristischen  Fakultät 
eingebracht. 

Carton  de  Wiart,  Edmond,  Die  grossen  englischen 
Kolonial-Gesellschaften  im  19.  Jahrhundert.  (Les  Grandes 
Compagnies  Coloniales  Anglaises  au  XIX  siecle.)  Paris  (Perrin  u.  Co.), 
1899,  in  12;  XIX,  280  pag. 

Diese  klare  und  gedrängte  Arbeit  enthält  zugleich  die  Ge- 
schichte und  die  Organisation  der  vier  englischen  chartered  com- 
pauies:  der  British  North-Borneo  Co.  (1881);  der  Royal 
Niger  Co.  (1886);  der  Imperial  British  East  Africa  Co.  (1888); 
der  Brit  ish  South  Africa  Co.  (1889).  Alle  haben  gewisse  politische 
Rechte;  ihre  Aufgabe  geht  über  die  einfache  Handelsgeschichte  hinaus 
und  umfasst  den  Erwerb  und  Organisation  neuer  Länder,  was  sie 
nach  unserem  Verfasser  in  Vergleich  stellt  zu  „wirklichen  politischen 
Organismen". 

Eür  jede  der  Gesellschaften  ist  ein  gleicher  Plan  der  Unter- 
suchung gegeben:  1.  Wie  wurde  sie  gegründet?  —  Die  Geschäfte 
zwischen  den  Kapitalisten,  die  einheimischen  Vorstände  und  die 
britischen  Verwaltungsbehörden.  2.  Die  eigentliche  „Charte" ;  Unter- 
suchung des  juristischen  Charakters.  3.  Der  Gang  des  Unternehmens, 
erreichte  Resultate  und  angewandte  Büttel.  — 

Mit  Interesse  wird  man  die  kleine  Schilderung  von  Ckcil  Rhodks 
lesen  (pag.  151),  die  bei  Gelegenheit  der  British  South  Africa  Co. 
entworfen  ist.  Lieber  noch  wird  sich  aber  die  Aufmerksamkeit  auf 
die  Ausführungen  des  Buches  richten,  die  bei  dem  jungen  Verfasser 
viel  kritisches  Urteil  und  Verständnis  beweisen:  er  musste  hier  von 
den  einfachen  Handelsfragen  zu  den  höchsten  Prinzipien  der  Koloni- 
sation aufsteigen.  Carton  ist  hier  nichts  schuldig  geblieben.  Er 
lenkt  die  Aufmerksamkeit  auf  die  in  dieser  Hinsicht  wichtige  Be- 
deutung der  Persönlichkeit  der  Gründer  (pag.  236)  und  auf  das 
nationale  Interesse,  das  sich  an  derartige  Unternehmungen  knüpft. 
Diese  beiden  Punkte  werden  schon  an  und  für  sich  genügen,  um  für 
ganz  Belgien  die  Idee  des  grossen  Congo-Unternehmens  zu  wecken, 
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welche  sicherlich  dein  Geiste  unseres  Verfassers  im  Laufe  seiner 
Untersuchungen  vorschwebte. 

Carton  kommt  nicht  zu  dem  Schlüsse  eines  absoluten,  syste- 
matischen Wertes  dercharteredcorapanies:  er  zeigt  im  Gegen- 
teil den  Gelegenheitscharakter  ihrer  Schöpfung  in  England  am  Ende 
des  19.  Jahrhunderts  und  die  besonderen  Verhältnisse,  auf  denen 
ihr  Erfolg  beruhte.  — 

Der  Leser  des  besprochenen  Buches  findet  darin  einen  lebens- 
vollen Bericht  dieser  Verhältnisse.  Wenn  das  Buch  nicht  sehr  per- 
sönlich geschrieben  ist  und  wenn  es  nur  aus  den  allgemeinen  Quellen 
und  den  „ad  hocu  veröffentlichten  Dokumenten  geschöpft  ist,  so  ist 
das  eine  Konsequenz  des  Gegenstandes  selbst,  nicht  ein  Vorwurf  für 
den  Verfasser. 

Bigwood,  G.,  Die  Staatssteueru  in  den  österreichischen 
Niederlanden.  (Les  Impöts  Generaux  dans  les  Pays-Bas  Autrichiens.) 
Historische  Studie  aus  der  Finanzgese^zgebung.  Louvain 
(Giele),  1900,  XXV,  366  pag. 

Bigwood  wählte  diesen  Gegenstand  als  These  für  seine  Doktor- 
arbeit vor  der  juristischen  Fakultät  der  Universität  Brüssel.  In 
einer  gewissenhaften  Studie  hat  er  die  zahlreichen  Dokumente  be- 
arbeitet, die  er  in  den  Archiven  des  Königreichs  Belgien  eingesehen 
hat.  Man  braucht  nur  die  Reihe  der  gesetzgeberischen  Akte  zu  sehen, 
die  chronologisch  am  Schlnss  des  Wrerkes  aufgeführt  sind,  um  die 
Bedeutung  der  Arbeit  zu  verstehen.  Der  Verfasser  behandelt  nach- 
einander die  Hilfsmittel  und  Subsidien  im  allgemeinen;  dann  unter- 
sucht er  die  verschiedenen  Steuern  in  jeder  unserer  alten  Provinzen. 
Er  geht  darauf  zu  den  sogenannten  direkten  und  den  indirekten 
Steuern  über:  Verbrauchssteuern,  Ein-  und  Ausgangszölle  etc.  Ein 
Kapitel  ist  den  Steuerfreiheiten  und  -Vergünstigungen  gewidmet. 
Schliesslich  sehen  wir,  was  die  französische  Herrschaft  am  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  aus  all'  diesem  gemacht  hat. 

Um  sich  über  die  Ausdehnung  der  Untersuchungen  Biu- 
woons  Rechenschaft  zu  geben,  genügt  es,  die  statistischen  Tabellen 
am  Ende  des  Werkes  durchzugehen.  Um  den  kritischen  Sinn  und 
die  historische  Auffassung  des  Verfassers  zu  würdigen,  muss  man 
einige  Seiten  lesen,  auf  denen  er  die  Schlussfolgerungen  seiner  Unter- 
suchungen zieht:  er  tadelt  an  den  alten  Steuern,  dass  sie  als  ge- 
legentliche Anshilfsmittel    geschaffen    und   auferlegt   wurden,  für 
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den  Augenblicksbedarf,  aber  auf  die  Dauer  bestehen  geblieben  sind; 
sie  sind  zusammenhanglos  und  deshalb  ohne  Gleichgewicht.  Man 
muss  diese  Beobachtungen  nicht  vom  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  Landes  trennen,  von  den  Kriegen  und  den  Unglücks- 
fällen, denen  eine  noch  schlimmere  Stagnation  nachfolgt;  oder  von 
den  politischen  Verhältnissen  des  „ancien  regime" :  der  Ungleichheit, 
den  Privilegien  etc.  Aber  trotz  alledem  ist  dieses  Steuersystem 
keineswegs  schlechter,  als  das  der  Nachbarländer  derselben  Epoche. 

Dupont,  Henri,  Die  Kommunalsteuern  in  Belgien.  (Lea 
Impöts  Commnnanx  en  Belgiqne.)  Theoretischer  und  prak- 
tischer Versuch.  Hauptprinzipien.  Gesetzgebung.  Juris- 
prudenz.   Liege  (Desoer),  1900,  XXXII,  744  pag. 

Man  kennt  die  Bedeutung  der  Gemeinde  in  der  politischen 
Organisation  Belgiens.  Ihre  weitgehende  Autonomie  tritt  besonders 
im  Finanzwesen  hervor.  Soviel  kommunale  Steuern  es  in  Belgien 
gibt,  so  verschieden  sind  sie. 

Es  ist  dies  ein  Gebiet  unseres  Verwaltungsrechtes  und  fis- 
kalischen Rechtes,  dessen  tägliche  Anwendung  zahlreiche  Schwierig- 
keiten enthüllt. 

Noch  beeinflusst  von  den  alten  Ideen  der  französischen  Assemble 
Constituante,  beruht  das  belgische  System  ganz  auf  dem  Unterschied 
zwischen  direkten  und  indirekten  Stenern,  eine  Unterscheidung,  deren 
Folgen  sich  in  der  Praxis  zeigen  bei  den  Abweichungen  in  der  Art 
der  Veranlagnng,  Erhebung,  Eintreibung  und  in  der  Kompetenz  in 
streitigen  Sachen. 

Das  Buch  zerfallt  in  zwei  Teile,  deren  erster  die  Haupt- 
prinzipien des  Gegenstandes  auseinandersetzt;  der  zweite,  ausgedehntere, 
umfasst  in  alphabetischer  Anordnung  Gesetze,  Verwaltnngs-  und  Ge- 
richtsentscheidungen, Verhandlungen  der  kommunalen  Körperschaften 
über  die  Auflage  von  Steuern,  Modelle  für  Steuerrollen  etc. 

Schramme,  Joseph,  rWateringuesu.  Brüssel  (Scheie)  und 
Brügge  (Martens  Matthys).  1899,  200  pag. 

Eine  Eigentümlichkeit  unseres  belgischen  Rechts  bilden  die 
Polder  und  Wateringnes,  deren  gesetzliche  Regelung  durch  einen 
besonderen  Abschnitt  der  Konstitution  festgesetzt  ist  (art.  113  in  fine). 
Unter  „Wateringues-'  versteht  man  Gesellschaften  von  Eigentümern 
eingedeichten  Landes  unterhalb  des  Wasserspiegels  am  Meere  oder 
an  einem  Flusse.   Wichtige  Gesamtinteressen  haben  diese  Eigentümer 
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notwendigerweise  vereinigt,  die  gesetzlich  anerkannte  Korporationen 
bilden. 

Man  begreift,  dass  die  Verfassung  dieser  Gesellschaften  eine 
besondere  ist,  deren  Statuten  teilweise  aus  deni  Mittelalter  stammen; 
jeder  VVissbegierigc  wird  mit  Interesse  einen  Versuch  über  dies  Problem 
lesen,  das  zugleich  etwas  archäologisch  und  juristisch  ist. 

In  der  Arbeit  über  die  Verwaltung  der  Wateringues  und  über 
ihre  Grundlagen  unterscheidet  Schramme  nicht  genügend  zwischen 
veralteten  Gesetzen  und  noch  geltenden.  Diesen  letzteren  fehlt  zu- 
weilen eine  genügende  Nomenklatur.  Im  übrigen  kann  man  seine 
Abhandlung  mit  Erfolg  studieren. 

Larabrecht,  Hector,  Praktisches  Wörterbuch  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft.  Brüssel  (Belgische  Gesell- 
schaft für  Buchhandel),  1899  und  spater  (soll  noch  weiter  erscheinen). 

„Wörterbuch14  ist  nicht  der  richtige  Ausdruck,  da  es  sich 
um  eine  Sammlung  von  Monographien  handelt,  die  sich  auf  die  ver- 
schiedenen Länder  beziehen,  wo  sich  Lambrecht  Mitarbeiter  ge- 
sichert hat,  und  deren  .jede  dieselben  Materien  in  einer  gewissen 
Kapitelfolge  behandelt,  die  aber  keineswegs  alphabetisch  geordnet 
sind.  Diese  Arbeit  hat  durch  raren  Gegenstand  und  ihren  Plan  eine 
gewisse  Ähnlichkeit  mit  der  deutschen  Publikation  von  Leskk  und 
Lue  wen  feld:  „Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Ver- 
kehr". Aber  damit  ist  auch  die  Ähnlichkeit  zu  Ende.  Viele 
Ausführungen,  die  sie  enthält,  können  nur  mit  Vorsicht  aufgenommen 
werden;  andererseits  fehlt  dem  Style  die  Eleganz,  oft  selbst  die 
Korrektheit  und  Genauigkeit,  Gewisse  schlecht  verhüllte  Parteilich- 
keiten rauben  ihr  den  objektiven  Charakter,  der  doch  für  eine  der- 
artige Arbeit  notwendig  ist  (vergl.  beispielsweise  die  Note  2  Seite  436, 
besonders  das  Ende  der  Note  Seite  438). 

Die  hauptsächlichsten  Punkte  jeder  Monographie  sind:  Personen- 
stand und  Fähigkeiten  der  physischen  und  moralischen  Personen;  die 
Ehe  und  ihre  Scheidung;  Erbfolge  und  Testamente;  Klagen;  Gerichts- 
verfassung und  Zuständigkeit;  Gerichtskosten;  Ausführung  der  Urteile; 
Beweismittel;  Vorrechte  und  Hypotheken.  — 

Folgende  Länder  sind  bis  jetzt  untersucht:  Belgien,  Luxemburg, 
die  Niederlande,  Frankreich,  Monaco,  England,  Rumänien,  Syrien 
(?  merkwürdige  Bezeichnung,  soll  wohl  die  Türkei  bedeuten).  Ein 
grosses  Missverhältnis  besteht  zwischen  den  verschiedenen  Abhand- 
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Inngen;  die  über  Rumänien  umfasst  550  Seiten,  die  über  England 
nur  73!  — 

Offenbar  können  derartige  Unternehmungen  nur  zum  guten 
Resultate  geführt  werden  durch  Gruppen  von  wahren  Gelehrten,  frei 
von  vorgefaßten  Ideen  und  geübt  in  wissenschaftlichen  Methoden; 
ihre  ganze  Arbeit  inuss,  was  die  Ausdrucksweise  betrifft,  von  jemandem 
geleitet  sein,  der  wirklich  Französisch  versteht. 

Halot,  Alex,  Versuch  über  die  gesetzliche  Stellung  der 
Fremden  in  Belgien.  (Traite  de  la  Situation  Legale  des  Etrangers 
en  Belgique.)  Brüssel  (Bmglant)  und  Paris  (Maresq),  1900,  in  12. 
XIX,  249  pag. 

Dieses  nützliche  Handbuch  gruppiert  eine  Menge  zerstreuter 
und  schlecht  zu  findender  Texte  ausserhalb  der  grossen  Gesetzes- 
sammlungen und  Regierungserlasse.  Es  informiert  genau  über  die 
Freizügigkeit,  Ausweisung  und  Auslieferung,  das  Indigenat  und  die 
Naturalisation;  diejenigen  Rechte,  welche  die  Fremden  in  Belgien  er- 
werben können,  und  diejenigen,  deren  Ausübung  ihnen  garantiert  ist  ; 
über  die  fremden  Gesellschaften  etc. 

Man  kann  schwerlich  sagen,  dass  eine  derartige  Sammlung  eine 
vollständige  8ei;  aber  wir  wagen  zu  behaupten,  dass  die  vorliegende 
gentigt,  um  den  Fremden  in  Belgien  wesentliche  Dienste  zu  leisten 
und  auch  denjenigen,  welche  sieh  berufsmässig  —  wie  zum  Beispiel 
die  Konsuln  —  mit  den  Fremden  in  unserem  Lande  zu  befassen  haben. 

De  Paepe,  Studie  über  die  zivilrechtliche  Kompetenz 
in  Bezug  auf  die  Fremden,  mit  einem  summarischen  Über- 
blick über  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  darauf  an- 
wendbar und  in  der  französisch-belgischen  Konvention 
vom  8.  Juli  1899  vereinbart  sind.  (Etudes  sur  la  Competence 
Civile  ä  TEgard  des  Etrangers.)  Brüssel  (Brnglant),  1900,  XLVI, 
458  pag. 

Die  Studien  von  i>k  Paepk,  Rat  am  Kassationshofe,  über 
diesen  Gegenstand  sind  seit  langer  Zeit  massgebend.  Der  gelehrte 
Jurist  hat  sie  gesammelt,  ergänzt  und  jetzt  fertiggestellt,  Seine  Ab- 
handlung ist  ein  Muster  von  Klarheit  und  guter  Darstellung;  sie  ist 
auch  praktisch,  da  die  meisten  Schwierigkeiten,  welchen  die  richter- 
liche Tätigkeit  hier  begegnet,  vorgesehen  und  aufgeklärt  sind. 

Wir  verweilen  nicht  lange  bei  diesem  Buche,  dessen  Plan, 
Methode  und  Styl  sozusagen  durch  den  Gegenstand  gegeben  sind. 
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Ks  genüge  die  Empfehlung  als  Arbeit  von  gewissenhafter  Kenntnis 
und  grossem  juristischen  Scharfsinn. 

Die  wichtige,  im  Titel  des  Werkes  genannte  Konvention  mit 
Frankreich  ist  von  der  belgischen  Regierung  unter  Mitwirkung  von 
dk  Pakpe  selbst  abgeschlossen,  was  seine  Autorität  als  Kommentator 
noch  erhöht. 

Goblet  d'Alviella,  Comte  Eugene,  Das  proportionale 
Wahlsystem  (La  Representation  Proportionelle)  in  Belgien.  Ge- 
schichte einer  Reform.  Brüssel  (Weissembruch),  1900,  XI,  175  pag. 

Bei  der  Schilderung  der  Schicksale  dieser  Reform  hätte  Graf 
Goblet  sagen  können  rquomm  pars  magna  fui";  aber  er  hat  zu- 
viel historischen  Sinn,  um  bei  dieser  Frage  nicht  so  objektiv  zu  sein, 
als  ob  er  nie  daran  persönlich  beteiligt  gewesen  wäre,  was  aber  nicht 
hindert,  dass  sein  Buch  lebensvoll  ist  und  reich  an  frappanten  Be- 
merkungen, wie  die  folgende  über  den  Kampf  gegen  die  Wahlreform : 
«Bei  der  Macht  des  gewohnheitsmassigen  Widerstandes  ist  es  an- 
gebracht, auch  die  Wirkung  zweier  tief  eingewurzelten  uralten  Triebe 
zu  berücksichtigen,  der  Liebe  zum  Kampf,  die  uns  in  einer  Wahl 
die  Aufregung  einer  Schlacht  suchen  lässt,  und  der  Lust  zum  Spiel, 
die  aus  einer  gerechten  Verteilung  der  Mandate  das  „Alles  oder 
Nichts"  der  Majoritätswahlen  vorziehen  lässt".  Jeder,  der  an  po- 
litischen Kämpfen  beteiligt  war,  hat  die  Wahrheit  dieser  Beobachtung 
erproben  können.  — 

In  einer  kurzen  Vorrede  erinnert  der  Autor  an  die  Bedeutung, 
die  in  dem  Verfolgen  einer  Idee,  eines  Systems  auf  seinem  Wege 
von  der  Möglichkeit  bis  zur  Durchführung,  bis  zu  seinem  Eintritt 
in  die  Welt  der  Tatsachen  liegt.  Eine  gefährliche  Probe  die  Praxis! 
Eine  entscheidende  Probe,  wenn  es  sich  um  eine  soziale  oder  juristische 
Einrichtung  handelt,  da  die  Zeit  der  „natürlichen  Gesetze"  und  der 
„papierenen  Konstitntionen"  für  immer  vorbei  ist.  Das  proportionale 
Wahlsystem  —  die  R.  Pr.  (Representation  Proportionelle)  wie  wir 
sagen  --  ist  allerdings  keine  neue  Erfindung,  aber  der  Versuch  in 
Belgien  ist  jedenfalls  der  wichtigste,  den  man  bis  jetzt  gemacht  hat. 

Die  ersten  Kapitel,  mehr  theoretisch,  behandeln  die  Prinzipien 
und  prinzipiellen  Methoden  der  Verwirklichung  der  R.  P.  —  Dann 
kommt  ein  unparteiischer  Bericht  über  die  so  bewegten  und  über- 
raschenden Wandlungen  ihrer  Annahme  in  Belgien,  von  dem  Tage, 
wo  sie  eine  Chimäre  schien,  bis  zu  dem  Punkte,  wo  manche  der 
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heftigsten  Gegner  der  ersten  Zeit  ihr  gewonnen  wurden.  Die  es 
nötig  haben,  können  daraus  eine  gute,  politische  Lehre  ziehen:  sie 
sehen,  wie  der  Gang  der  Ereignisse  von  Einfluss  ist  auf  die  Über- 
zeugungen der  Menschen  und  die  Abstimmung  der  Gesetzentwürfe. 
Goblkt  schliesst  mit  einer  Ausführung  über  die  Abänderungen  und 
Ergänzungen,  welche  das  geltende  System  der  R.  P.  ihm  für  Belgien 
noch  zu  bedürfen  scheint. 

•  Furuya  (Hisatsuma),  Das  Repräsentativ-System  Japans. 
Brüssel  (Lainertin),  1899,  XI,  262  pag. 

Diese  der  Fakultät  für  Staatswissenschaften  an  der  Universität 
Brüssel  eingereichte  Arbeit  hat  ihrem  Verfasser  den  Doktortitel  ein- 
getragen. 

Dieses  Buch  behandelt  anfangs  kurz  die  politische  Entwickelung 
Japans  vor  der  Herrschaft  des  konstitutionellen  Regimes  und  dann 
die  Einführung  des  parlamentarischen  Systems  im  Jahre  1889.  — 
Es  untersucht  die  Zusammensetzung  der  beiden  gesetzgebenden 
Kammern  und  ihre  Tätigkeit.  Schliesslich  gibt  uns  der  Verfasser 
seine  Ansichten  über  die  durch  dieses  System  erreichten  Resultate 
und  die  Verbesserungen,  deren  er  dasselbe  in  seinem  Lande  für 
fähig  hält. 

Nebenbei  behandelt  Fuki  ya  eine  grosse  Zahl  konstitutioneller 
Probleme  und  gibt  ein  merkwürdiges,  lebhaftes  Bild  von  dem 
politischen  Leben  Japans. 

Die  Hast,  mit  der  die  verschiedenen  Kabinette  und  die  gesetz- 
gebenden Körperschaften  aufeinander  folgen  —  infolge  der  häutigen 
Auflösungen  der  Kannner  durch  den  Kaiser  —  kann  uns  in  Erstaunen 
setzen.  Aber  man  muss  sich  hüten,  zu  streng  über  das  parlamentarische 
Leben  bei  anderen  zu  urteilen  .  .  .,  wir  wissen  schon,  warum! 

Nys,  Ernest,  Studien  über  internationales  Recht  und 
Politik.  Zweiter  Teil.  Brüssel  (Castaigne),  Paris  (Fontemoing),  1901, 
;{4<>  pag. 

Jedes  Lob  über  den  ersten  Teil  dieser  Studien1)  trifft  auch 
auf  den  zweiten  zu.  Sichere  ausgebreitete  Kenntnisse,  einfacher 
eleganter  Styl,  mutige  erhabene  Ideen,  politische  Gesichtspunkte 
von  scharfsichtiger  Unabhängigkeit:  das  sind  die  Eigenschaften,  die 
wir  alle  in  dem  neuen  Werke  des  Professor  Xyh  wiederfinden, 

'>  Dieses  Jahrbuch  für  18U7.  III.  Jahrgang,  pag.  2\H. 
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dessen  Kenntnisse,  Methode  nnd  Ansehen  in  diesen  letzten  Jahren 
sicher  noch  gewachsen  sind.  —  Eigentlich  ist  es  kein  Buch,  sondern 
eine  Sammlang  von  Zeitschrift- Artikeln,  die  er  uns  dieses  mal  gibt, 
und  die  nur  das  Band  starker  intellektueller  Einheitlichkeit  verbindet.  — 

I.  Das  europäische  Konzert  und  die  Kenntnis  des 
internationalen  Rechts.  Bereits  in  dieser  ersten  Studie  zeigt 
sich  eine  der  Hauptthesen  von  Nys:  die  juristische  Gleichwertigkeit 
der  kleinen  und  der  grossen  Staaten.  Die  blosse  Konstatierung  der 
politischen  Vorherrschaft  der  Grossmächte  und  der  Gründe  ihrer 
Intervention  ist  schon  an  sich  eine  Lehre:  man  könnte  das  die  „heilige 
Allianz-  der  Starken  nennen. 

II.  Bemerkungen  über  Neutralität.  So  lautet  der  einfache 
Titel  fiir  den  Hauptteil  des  Buches,  das  so  wichtig  ist  für  Belgien, 
und  aus  dem  jeder  scharfsinnige  Kopf  mit  Leichtigkeit  Belehrung 
über  Bürgersinn  und  Politik  entnehmen  kann.  Wie  gewöhnlich  sind 
die  einfach  erzählten  Tatsachen  die  wahren  „Gesetzgeber u.  Die  Ver- 
gleichung  der  Vertragsartikel  zu  London  von  1831  und  1889  beweist 
dies  genügend.  —  Wenn  auf  die  Lehre,  die  aus  der  Geschichte  ge- 
zogen werden  muss,  noch  genauer  hingewiesen  werden  sollte,  so  ge- 
schah dies  in  der  r  Revue  de  Droit  International  et  de  Legislation 
coniparee,  1901,  pag.  44  et  48",  durch  Veröffentlichung  der  Be- 
merkungen über  Neutralität,  welche  Nys  1900—1901  vornahm. 
Der  Verfasser  selbst  hat  sich  die  Mühe  gegeben,  die  beiden  Texte 
zu  vergleichen,  die  sich  auf  die  „vertragsmässige*  Neutralität  Belgiens 
beziehen.  Er  schliesst  mit  einem  Briefe,  den  ihm  bei  dieser  Gelegen- 
heit der  Generalleutnant  Brialmont  schrieb,  welcher  unsere  per- 
manente Neutralität  für  ein  Danaergeschenk  hält  und  uns  warnt  vor 
der  gefährlichen  Ruhe,  welche  die  Nationen  leicht  schlaff  macht, 
wenn  sie  anderen  die  Sorge  für  ihre  Verteidigung  überlassen. 

III.  Ein  Kapitel  aus  der  Geschichte  des  Meeres.  Eine 
juristisch  politische  Abhandlung.  Schon  in  seinen  ersten  Studien 
hatte  uns  Nys  um  das  Mittelmeer  geführt,  .letzt  führt  er  uns  fast 
um  den  Erdkreis,  da  er  seine  Untersuchungen  bis  auf  die  Schwelle 
der  neuen  Ära  ausdehnt,  die  sich  der  Zivilisation  eröffnet  und  in 
welcher  Europa  vielleicht  nur  den  Platz  einnehmen  \vird,  welchen 
ihm  seine  Beziehungen  zu  den  grossen  Weltteilen  zuweisen.  Wie 
die  Erde  längst  aufgehört  hat,  das  Zentrum  des  Universums  zu  bilden, 
ebensowenig  bildet  das  Mittelmeer  heute  noch  den  Mittelpunkt  von 
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Politik  und  Nationalökonomie.  Wir  stehen  hier  im  Zeitalter  des 
Copebnikus  und  Galilei! 

IV.  George  Buchas  an.  Wir  sehen  hier  Nys  mehr  als 
Historiker  denn  als  Juristen,  einen  Erzähler,  und  zwar  einen  sehr 
lebensvollen  Erzähler,  besonders  wo  seine  Darstellung  eine  der 
wichtigsten  Perioden  der  Geschichte  Schottlands  und  der  Religions- 
kriege behandelt. 

V.  Thomas  Campanella,  Sein  Leben  und  seine  poli- 
tischen Ansichten.  Die  Unterdrückten,  die  Opfer,  finden  immer 
in  Nys  einen  Verteidiger  und  Freund,  selbst  wenn  er  ihren  Stand- 
punkt nicht  teilt.  Das  ist  der  Fall  bei  Campanella,  dem  Mär- 
tyrer der  Inquisition,  obgleich  er  ultromontaner  als  der  Papst  und 
monarchischer  als  der  Kaiser  war.  Die  Analyse  eines  sehr  wenig 
bekannten  Buches  von  Campanella,  der  Monarchia  Messiae,  verleiht 
diesem  Kapitel  ein  ganz  besonderes  Interesse.  Was  verzeiht  man 
nicht  alles  einem  gutgläubigen  Idealisten,  der  die  Liebe  als  höchste 
Macht  Uber  die  Menschen  hinstellt!  Glaubt  man  nicht  schon  „Fichte 
an  die  deutsche  Nation4*  zu  hören? 

VI.  Die  Manuskripte  Sir  Julius  Casars.  Dieser  Eng- 
länder aus  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  der  Sohn  eines 
Italieners,  dessen  Vorname  zum  Familiennamen  wurde,  zieht  besonders 
die  Aufmerksamkeit  der  Internationalisten  auf  sich  wegen  seiner  Be- 
ziehungen zu  Albebic  Gentil  und  wegen  seiner  Teilnahme  an  ge- 
wissen für  das  Völkerrecht  wichtigen  juristischen  Diskussionen. 

VII.  Die  Definition  „Botschafter"  von  Sir  Henry 
Wolton.  Sie  stammt  aus  dem  Jahre  1604  und  lautet:  Legatus  est 
vir  bonus  peregie  missus  ad  mentiendum  rei  publicae  causa.  Im 
Englischen  klingt  sie  noch  pikanter  wegen  des  Doppelsinns  im  Worte 
,,to  lyew:  An  ambassador  is  an  honest  man  sent  to  lye  abroad  for 
the  good  of  his  country.  Wenn  man  wissen  will,  was  man  im 
17.  Jahrhundert  von  dieser  Definition  dachte  und  sprach,  so  muss 
man  die  amüsanten  Seiten  von  Nys  hierüber  lesen.  Es  ist  über- 
flüssig hinzuzufügen,  dass  der  Verfasser  jener  Definition  selbst  Ge- 
sandter war. 

VIII.  Ein  Bücherkampf.  Eine  Episode  aus  der  Litera- 
turgeschichte des  internationalen  Rechts.  Nys  ist  hier 
ganz  in  seinem  Elemente:  Ein  Bücherkampf!  Dieses  Wort  schon 
zaubert  das  Bild  des  grossen  Arbeitstisches  hervor,  an  welchem  der 
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bedeutende  Schriftsteller  so  viele  Stunden  zubringt  in  seinem  schmuck- 
losen Arbeitezimmer,  oder  besser  noch,  des  ganz  von  alten  Büchern 
überhäuften  Platzes,  auf  dem  er  während  der  Ferienmonate  in  der 
grossen  Rotunde  des  British  Museum  sitzt,  wie  eine  Arbeitsbiene 
in  der  Zelle  ihres  Stockes!  —  Der  Kampfplatz  ist  bewunderungs- 
würdig beschrieben,  da  Nys  ein  ausgezeichneter  Stratege  ist.  Es 
handelt  sich  um  die  Suprematie  auf  dem  Meere  im  17.  Jahrhundert: 
Marc  liberum,  Mare  clausuni  etc.  Das  (tanze  schliesst  mit:  Rule, 
Britannia,  over  the  waves!  .  .  . 

IX.  Geschichte  der  Literatur  des  internationalen 
Rechts  in  Belgien.  Unser  armes  Belgien  im  16.  bis  19.  Jahr- 
hundert war  leider  ein  ausgezeichneter  Nährboden  für  das  Völker- 
recht! Kriege  und  Verträge,  Teilungen  und  Besetzungen,  Abhängigkeit 
jeder  Art:  was  haben  wir  alles  zu  ertragen  gehabt.  Man  darf  sich 
nicht  wundern,  dass  eine  reiche  Literatur  über  diese  Fragen  bei  uns 
erstanden  ist:  wenn  es  auch  keine  epochemachenden  Werke  sind,  ver- 
dienen diese  Bücher  doch  wenigstens  vor  dem  Vergessensein  bewahrt 
zu  werden.    Nys  hat  das  verstanden. 

X.  Die  „Bkntham  Papkrs"  des  British  Museum.  Man 
findet  die  merkwürdige  und  vielseitige  Persönlichkeit  Bkktuamh 
in  mannigfaltigen  Studien;  sie  hat  auch  ihren  Platz  in  der  Ge- 
schichte des  Völkerrechts.  Nys  hat  die  Mannskripte  von  ziemlich  ver- 
schiedenem Werte  gelesen  und  verarbeitet,  welche  das  britische 
Museum  von  dem  „verehrungswürdigen  Gesetzgeber"  besitzt,  wie 
Bextram  .sich  selbst  in  seinen  alten  Tagen  zu  nennen  pflegte.  Es 
ist  leicht  zu  sehen,  wie  dieser  Mann,  erfüllt  von  guten  Absichten, 
seiner  eigenen  Tätigkeit  eine  wahrhaft  übertriebene  Wichtigkeit  bei- 
legte. Aber  man  muss  anerkennen,  dass  er  auch  ausserhalb  seines 
juristischen  und  philosophischen  Faches  durchweg  gerecht  und  weit 
sah.  Sagte  er  nicht  den  Durchstich  des  Isthmus  von  Suez  und  Panama 
voraus?  Widmete  er  nicht  1831  dem  König  Leopold  I.  eine  Studie 
über  das  Handelsunternehmen,  dessen  Gründung  in  China  er  bei  der 
Regierung  anregte?  Und  findet  man  nicht  in  dem  grossen  Werke 
Leopolds  IL,  dem  Kongostaat,  ein  Echo  dieser  prophetischen  Worte: 
„Der  König  von  Belgien  muss  vor  allen  Dingen  für  die  belgische 
Industrie  einen  Markt  finden,  ebenso  gut,  wie  den,  welchen  die 
Trennung  Belgiens  und  Hollands  zerstört  hat44?  — 

Es  würde  uns  überraschen,  wenn  die  wenigen  Proben,  die 
wir   soeben   aus  dem  Werke  des  Professor  Nys  gegeben  haben, 
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denen,  die  es  noch  nicht  gelesen  haben,  nicht  Lust  machten,  es  kennen 
zu  lernen. 

Banning,  Em.,  Moralische  und  politische  Reflexionen, 
veröffentlicht  von  Gossakt,  mit  einem  biographischen  Vorwort  von 
General  Brialmünt.    Brüssel  (Spineux),  1899,  LXXX1II,  279  pag. 

Die  politischen  Reflexionen,  welche  dieses  Buch  enthält,  ver- 
anlassen uns,  den  Namen  seines  Autors  zu  erwähnen  und  ins  Ge- 
dächtnis zurückzurufen,  den  Namen  Emil  Bankings,  der  lange  Zeit 
eine  wichtige  Stellung  im  Ministerium  des  Auswärtigen  einnahm  und 
in  vielen  Dingen  der  Berater  des  Königs  war.  Trotz  ihrer  etwas 
unbestimmten  Allgemeinheit  sind  diese  Reflexionen  lehrreich  für 
diejenigen,  welche  der  Bewegung  der  Ideen  in  Belgien  folgen.  „Die 
Einführung  des  allgemeinen  Wahlrechts  ist  sicher  and  notwendig, 
sagte  Banning,  als  man  1893  die  belgische  Verfassung  revidierte; 
aber  es  bedarf  eines  Gegengewichts,  welches  notwendig  in  der  Exe- 
kutive gefunden  wird."  Der  Parlamentarismus  wird  von  ihm  an 
einigen  Stellen  streng  beurteilt  mit  einer  leider  nur  zu  grossen  photo- 
graphischen Treue;  dagegen  wird  die  Bureaukratie  mit  sichtlicher 
Nachsicht  behandelt.  Voll  Misstrauens  gegen  den  Sozialismus,  welchen 
Bannin«  in  seinen  politischen  Anlangen  kannte,  stellt  sich  der  Ver- 
fasser ebenso  feindlich  gegen  die  Klerikalen,  deren  Sieg  er  mit  Angst 
betrachtet.  —  Eine  Anzahl  von  Gedanken,  hier  und  dort  in  den 
BANNiNu'schen  Ausführungen  zerstreut,  verdient  sicher  vor  Vergessen- 
heit bewahrt  zu  werden:  sie  sind  von  ziemlich  tiefer  Bitterkeit,  aber 
gemässigt  durch  den  Glauben.  Beispielsweise  folgt  hier  eine  Ansicht 
über  die  Form  der  Regierung  der  Znkunft:  rDie  zukünftigen  Ver- 
fassungen müssen  die  Erbmonarchie  aufgeben,  um  die  königliche 
Prärogative  zu  retten.  Gerade  weil  die  zentrale  Gewalt  notwendig 
einen  wichtigen  Platz  in  den  politischen  Organisationen  des  20.  Jahr- 
hunderts einnehmen  wird,  kann  deren  Inhaber  unmöglich  durch  den 
Zufall  der  Geburt  bestimmt  werden."  Noch  ein  Denkspruch,  wie 
deren  das  Buch  eine  grosse  Anzahl  enthält:  „In  der  Politik 
wechselt  alles,  in  der  Geschichte  kehrt  alles  wieder'.  (Tout  passe 
en  politique,  tout  revient  en  histoire.)  — 

Cauderlier,  George,  Die  Bevölkerungsgesetze  und  ihre 
Anwendung  auf  Belgien.    Brüssel  (Schefers),  1900. 

Der  tapfere  Apostel  des  Antialkoholismus  in  Belgien  stellt  sich 
hier  unter  die  Schüler  Qlktklkts:  ans  den  statistischen  Tabellen 
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zieht  er  die  Gesetze  der  Geburt,  der  Verheiratung  und  der  Sterblich- 
keit Die  Untersuchung  der  Methoden  und  Systeme  führt  ihn  auch 
zu  den  Statistiken  unserer  hauptsächlichsten  Nachbarländer.  Das 
Buch  hat  den  bei  dieser  Art  Arbeiten  üblichen  Anhang  von  Tabellen 
und  Formeln.  Caudkklikr  fasst  das  Resultat  seiner  Untersuchungen 
in  folgendes  allgemeines  Bevölkerungsgesetz  zusammen:  „Die  Not- 
wendigkeit und  die  Leichtigkeit,  den  Lebensbedürfnissen  zu  ge- 
ntigen, regeln  die  Bewegungen  der  Bevölkerung  in  ihrer  Gesamtheit 
und  in  ihren  wesentlichen  Bestandteilen." 

Wie  man  sieht,  ist  dies  eine  vielleicht  etwas  ungenaue  For- 
mulierung der  Ideen,  welche  auf  diesem  Gebiete  gelten. 

Die  Hausindustrie  in  Belgien  (Les  Industries  ä  Domicile 
en  Belgique).  Veröffentlichungen  des  Ministeriums  für 
Handel  und  Gewerbe. 

Band  II:   Die   Leineweber-Industrie   in  Flandern,  von 

E.  Dubois;  Die  Strohflechterei  im  Geertale,  von  M.  An- 

siaux;  Das  Schuhmacherhandwerk  im  Vlämischen,  von 

Ch.  Gilles  de  Pelichy. 
Band   III:    Die    Nagelindustrie   im   Wallonischen,  von 

Ch.  G6nart;  Die  Handschuhindustrie,  von  G.  Beatse. 
Die  beiden  Bände,  Untersuchungen  über  die  Hausindustrie, 
welche  1000  erschienen,  bestätigen  den  guten  Eindruck  des  ersten 
Bandes,  den  wir  hier  früher  besprochen  haben.  Von  der  Organisation 
der  belgischen  Hausindustrien  war  nichts  bekannt,  bis  1896  die  in- 
dustrielle Kommission  sie  statistisch  zu  bearbeiten  begann,  gleichzeitig, 
als  eine  Reihe  von  Monographien  erschien,  die  sich  mit  jeder  wichtigen 
Fabrikationsbranche  beschäftigten.  In  einer  Studie  über  Leinen- 
industrie wies  Professor  Dubois  nach,  dass  diese  Industrie,  ursprünglich 
vom  Lande  stammend,  diesen  Charakter  bis  in  unsere  Tage  bewahrt 
hat.  Die  Zahl  der  Leineweber  ist  von  56000  auf  10000  im  Laufe 
der  letzten  sechzig  Jahre  gesunken. 

Die  einzige  Chance,  sich  zu  behaupten,  liegt  für  diese  Industrie 
in  dem  Zögern  der  mechanischen  Weberei,  sich  in  technischer  Be- 
ziehung den  feineren  Fabrikationen  anzupassen.  Es  braucht  nur  auf 
diesem  Gebiete  eine  Erfindung  gemacht  zu  werden,  und  der  Zusammen- 
bruch muss  schnell  erfolgen.  Wenn  dagegen  die  Ausbildung  der 
häuslichen  Leineweber  verbessert  und  eine  geschicktere  Handarbeit 
erreicht  wird,  so  kann  diese  Spezialität  fast  sicherlich  die  mechanische 
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Weberei  durch  vollendetere,  sorgfältigere  Arbeit  übertreffen.  Dagegen 
bleibt  Professor  Ansiaüx  gar  keine  Hoffnung  in  Bezog  auf  die  Stroh- 
flechterei:  China  hat  das  Geertal  vollständig  ruiniert,  schreibt  er. 
Die  Steuertarife  Deutschlands  (1880)  und  Frankreichs  (1882)  haben 
den  Untergang  beschleunigt,  aber  hauptsächlich  hat  die  Konkurrenz 
der  billigen  Handarbeit  des  äussersten  Orients  und  sogar  Italiens 
in  weniger  als  10  Jahren  den  vollständigen  Zusammenbruch  einer 
sonst  blühenden  Hausindustrie  herbeigeführt.  — 

Der  Vergleich  verschiedener  Monographien  zeigt,  wie  man 
sich  bei  soziologischen  Materien  vor  voreiliger  Verallgemeinerung 
hüten  muss:  so  ist  in  Bezug  auf  dies  Schuhmacherhandwerk  im 
Vtämischen  Gillks  dk  Pklk  ht  offenbar  optimistischer  als  seine  beiden 
Kollegen.  „Beispielsweise  in  den  beiden  wichtigen  Hauptstädten 
Iseghem  und  Thielt  ändert  sich  der  Lohn  wenig,  es  ist  viel  Arbeit 
vorhanden  und  die  gegenwärtige  Lage  ist  eine  sehr  günstige"  (pag.  63). 
Aber  der  Verfasser  begegnet  sich  in  bezeichnender  Art  mit  DiBots: 
wenn  man  die  Hebung  der  professionellen  Ausbildung  befürwortet, 
will  man  das  Eintreten  eines  Regimes  sichern,  das  „reich  ist 
an  Wohltaten  für  die  Arbeiterklasse"  (pag.  42).  Noch  von  einer 
anderen  Lösung  für  die  Nagelschmiede  im  Wallonischen,  einer 
korperativen  Organisation,  ähnlich  der  in  Hermeskeil  durch  die 
deutschen  Nagelschmiede  gebildeten,  erwartet  Herr  Genaht  die  Rettung 
wenigstens  für  das  wichtige  Gebiet  der  häuslichen  Nagelschmiede- 
arbeit. Die  Reduktion  der  Verkaufskosten  und  die  Abschaffung  der 
Agenten  erscheinen  ihm  als  die  einzigen  möglichen  Verbesserungen. 
Die  jetzige  Produktion  ist  verhältnismässig  minimal:  man  exportiert 
nach  Holland  und  selbst  nach  Chile  und  Englisch-Indien,  aber  die 
mechanische  Nagelschmiedearbeit  herrscht  bei  weitem  vor.  — 

Ganz  anders  lautet  schliesslich  die  Ansicht  von  Bkathk  über 
die  Handschnhmacherei.  Diese  Hausindustrie  umfasst  zwei  ver- 
schiedene Gebiete:  die  Zuschneiderei,  hauptsächlich  in  Brüssel,  und 
die  Näherei,  in  gewissen  Bezirken  des  östlichen  Flandern.  Diese 
zweite  Tätigkeit  ist  die  charakteristischere,  und  ihre  Entwicklung 
scheint  gesichert  durch  die  jetzt  herrschenden  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse: „alle  belgischen  Handschuhe  sind  in  Flandern  genäht"1  und 
selbst  mehrere  deutsche  Fabrikanten  lassen  ihre  Handschuhe  in 
Belgien  nähen.  Die  weibliche  Handfertigkeit  in  diesem  Teile  des 
Landes,  wo  so  viele  geschickte  Spitzenklöpplerinnen  wohnen,  liefert 
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vorzügliche  Qualitäten,  welche  der  belgischen  Handschuhmacherei 
wirkliches  Ansehen  verschaffen.  —  Die  Monographie  Bkathks  verdient 
besonders  wegen  der  Genauigkeit  ihrer  Lohnstatistik  Erwähnung. 

Varlea,  Louis,  Die  Lohnverhältnisse  in  der  Genter  In- 
dustrie. I.  Baum wollenindustrie.  Untersuchung  und  Bericht 
an  den  Minister  für  Industrie  und  öffentliche  Arbeiten.  Brüssel, 
1901,  59«  pag. 

Dieser  Band  enthält  den  ersten  Teil  eiuer  umfassenden  Unter- 
suchung, mit  welcher  das  Arbeitsdepartement  seinen  angesehensten 
Korrespondenten,  Louis  Varlkz  aus  Gent  beauftragt  hat. 

Durch  Reichtum  an  Details,  genaue  Statistik,  Fülle  von  Unter- 
suchungen hat  diese  Studie  Ähnlichkeit  mit  den  bereits  klassisch  ge- 
wordenen grossen  Publikationen  des  „Department  of  Labor"  der  Ver- 
einigten Staaten.  Aber  was  den  wissenschaftlichen  Charakter  erhöht, 
ist  der  historische  Standpunkt,  den  der  Verfasser  eingenommen  hat. 
Er  hat  daher  dazu  beigetragen,  eine  Lücke  zu  füllen,  die  man  nicht 
genug  für  unser  kleines  Land  bedauern  konnte:  die  Geschichte  des 
Ursprungs  und  der  Entwickelung  der  Industrie. 

Gent,  die  Wiege  der  Baumwollenindustrie,  war  ein  besonders 
geeigneter  Ort  für  eine  derartige  Studie:  die  Ortsarchive  und  be- 
sonders —  vielleicht  noch  wertvoller  für  den  Fall  —  die  alten  Lohn- 
listen gewisser  grosser  Textilwerke  standen  dem  eifrigen  Statistiker 
zu  Gebote,  der  daraus  reichliche  Früchte  zog. 

Für  unser  Gefühl  ist  der  neueste  und  der  Aufmerksamkeit 
der  Nationalökonomen  würdigste  Teil  derjenige,  in  welchen  die  Lohn- 
tarife und  ihre  technischen  Grundlagen  erörtert  werden.  ..Nichts 
ist  falscher,  als  der  Glaube,  die  Lohnsätze  würden  willkürlich  durch 
die  beteiligten  Parteien  festgesetzt.  Im  Gegenteil,  jede  Schwankung 
des  Lohnes,  jede  gebräuchliche  Zahlungsart  hat  ihre  historische  oder 
technische  Begründung"  (4.  Teil,  Einleitung,  pag.  105).  — 

Ohne  sich  in  eine  vollständige  wissenschaftliche  Beschreibung 
der  verschiedenen  mechanischen  Zweige  und  der  industriellen  Vor- 
gänge einzulassen,  spricht  der  Verfasser  klar  über  die  Gründe,  wes- 
halb die  Tarife  gelten  und  über  die  Ursachen,  welche  die  Änderungen 
der  jetzigen  Löhne  herbeigeführt  haben.  Die  Bewegung  der  Lohn- 
sätze seit  den  Anfangen  der  Baumwollenindustrie  in  Gent,  d.  h.  seit 
dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  bildet  den  Gegenstand  verschiedener 
Schriften,  welche  folgendes  Gesamtresultat  ergeben:  die  Baitmwoll- 
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spinner  haben  ihren  Wochenlohn  sich  heben  sehen  von  14  Frs.  im 
Jahre  1795  auf  28  Frs.  im  Jahre  1900;  die  Weber  haben  eine  noch 
stärkere  Erhöhung  gehabt:  ihre  wöchentliche  Einnahme  stieg  von 
6  Frs.  auf  15  Frs.  während  derselben  Periode,  während  gleichzeitig 
in  beiden  Branchen  Maschinenarbeit  an  Stelle  der  Handarbeit  trat, 
Es  handelt  sich  hier  um  ^Durchschnittssummen",  deren  Bedeutung 
wir  —  ebensowenig  wie  der  Verfasser  selbst  —  nicht  überschätzen ; 
aber  als  Vergleichsmaterial  stimmen  sie  gut  mit  anderen  in  Belgien 
veröffentlichten  Lohnstatistiken. 

Äusserst  detaillierte  Anhänge  vervollständigen  diese*  Buch, 
welches  für  Nationalökonomen  und  Statistiker  eine  wertvolle  Fnnd- 
grube  von  Belehrung  sein  wird. 

Vandervelde,  Emile,  Das  Grundeigentum  (La  Propriete" 
Fonciere)  in  Belgien.  Paris  (Schleicher,  Internationale  Bibliothek 
der  sozialen  Wissenschaften),  1900,  327  pag. 

Die  Resultate  der  Studien  Vandervelde*  über  diesen  Gegen- 
stand sind  den  deutschen  Lesern  durch  den  Verfasser  selbst  bekannt 
gegeben  im  «.Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik" 
von  Braun  (Berlin,  Bd.  XV,  pag.  419—457)  unter  der  Überschrift 
„Das  Grundeigentum  in  Belgien  in  dem  Zeitraum  von  1834 
bis  1899".  Es  ist  dies  eine  Sammlung  und  Zusammenstellung  von 
Monographien,  die  dem  Institut  für  Sozial  Wissenschaften  eingereicht 
sind,  gegründet  von  Solvay.  -  ■  Das  Werk  nmfasst  drei  verschiedene 
Teile:  Persönliche  Beobachtungen  des  Verfassers  in  drei  Brabant 
benachbarten  Kommunen  des  „Foret  de  Soignes" :  La  Halpe,  Rixensart 
und  Genval;  —  allgemeinere  Betrachtungen,  in  denen  die  ländlichen 
Verhältnisse  verschiedener  Gegenden  des  ganzen  Landes  seit  Anlegung 
des  Grundbuches  untersucht  werden;  —  schliesslich  ein  historischer 
Essay  über  das  ländliche  Grundeigentum  in  Belgien  in  der  zweiten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  nach  den  vorhergehenden  Ergebnissen 
und  den  offiziellen  landwirtschaftlichen  Statistiken  des  Staates.  Der 
Verfasser  verfolgt  angelegentlichst  die  Bewegung,  welche  die  länd- 
lichen Arbeiter  veranlasst,  in  der  Stadt  zu  arbeiten,  indem  sie  die 
Landarbeit  den  Frauen  überlassen;  er  bezeichnet  die  Konsequenzen 
dieses  Systems.  Es  wird  uns  nicht  versagt  sein,  die  Aufmerksamkeit 
der  Leser  dieses  Buches  auf  die  neue  allgemeine  Erhebung  über  die 
Industrie  von  1896  zu  lenken,  die  erschienen  ist  nach  dem  Werke, 
welches  wir  besprechen,  deren  Genauigkeit  und  Sorgfalt  dem  Bureau 
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des  Arbeitsministeriums  Ehre  macht:  hier  liegen  die  Elemente  für 
eine  strenge  Kontrole,  der  die  Ausführungen  des  Verfassers  unter- 
worfen werden  müssen. 

Da  wir  in  der  Grundeigentums-Statistik  zur  Zeit  weniger 
glücklich  sind,  als  in  der  Statistik  des  gewerblichen  Lebens  auf 
dem  Lande,  musste  Vandkrvklde  überall  die  Erhebungen  von  1880 
zu  Grunde  legen,  die  sehr  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen  sind.  Er 
zieht  daraus  Eonsequenzen  in  Bezug  auf  die  kapitalistische  Kon- 
zentration in  den  reichsten  Gegenden  des  Landes  in  Ubereinstimmung 
mit  einem  MARx'schen  Gesetze,  welches  der  Verfasser  nicht  versäumt 
heranzuziehen:  „Meistens,  sagt  er,  findet  Fortschritt  statt  beim  Gross- 
grundeigentum in  den  Distrikten,  welche  direkt  dem  Einfluss  der 
Hauptstädte  unterliegen;  Rückschritt  dagegen  bei  denjenigen,  welche 
infolge  ihrer  Entfernung  und  der  Schwierigkeit  der  Kommunikations- 
mittel ausserhalb  der  Sphäre  dieses  Einflusses  bleiben". 

.Das  ganze  Buch  ist  interessant  durch  die  Tatsachen,  die  es 
anführt  über  die  Bildung  der  grössten  Privatgüter  oder  der  öffent- 
lichen Domänen  in  Belgien  und  über  das  Verschwinden  der  alten 
Gemeindegttter;  auch  die  Wälder  sind  sehr  verringert;  bei  manchen 
Besitzungen  ist  der  Eigentümer  nur  vorgeschobene  Persönlichkeit 
für  die  Kongregationen,  welche  gesetzlich  allerdings  ausgeschlossen, 
tatsächlich  aber  doch  die  wahren  Nachfolger  der  alten  Abteien  und 
der  alten  Kapitel  etc.  sind.  —  Hier  liegt  zweifellos  die  fesselndste, 
sicherste  Partie  des  besprochenen  Werkes:  man  verfolgt  hier  die  Ge- 
schichte des  Eigentums  durch  die  Besitzänderungen  des  19.  Jahr- 
hunderts, um  bis  zur  Feudalzeit  zurück  zu  gehen,  in  welcher  die 
Verstaatlichung  und  die  Veräusserungen  des  nationalen  oder  kommu- 
nalen Gemeinguts  zum  Vorteil  einzelner  die  Stelle  einnehmen,  die 
ihnen  zukommt. 

Was  die  Schlussfolgerungen  betrifft,  so  entsprechen  sie  der 
sozialistischen  Orthodoxie,  dem  reinen  Marxismus.  Sie  sind  in  dem 
zu  Anfang  dieser  Zeilen  angeführten  deutschen  Artikel  übersetzt.  — 
Man  bemerkt  die  Anhäufung  von  Grundbuchblättern  in  der  Hand 
eines  einzigen  Eigentümers  und  selbst  bei  einem  einzigen  Besitztum: 
die  Zahl  dieser  Blätter  ist  unabhängig  von  der  beträchtlichen  Zer- 
splitterung des  Grundeigentums  in  Belgien.  Die  kapitalistische  Kon- 
zentration und  die  Grosskultur  gehen  ihren  Lauf.  Alles  dies  steht 
in  genauem  Zusammenhang  mit  der  gegenwärtigen  wirtschaftlichen 

Jahrbuch  iler  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  40 
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Lage  und  der  gegenwärtigen  Produktionsforni.  Alles  dies  wird  sieh 
mit  seinen  Ursachen  ändern  und  —  nach  den  Prophezeihungen  eines 
eifrigen  sozialistischen  Führers  —  handelt  es  sich  kaum  noch  um 
ein  Jahrhundert,  „bis  die  städtischen  Arbeiter,  vom  Kapitalismus 
befreit,  ihre  Errungenschaften  der  Landbevölkerung  zu  Gute  kommen 
lassen  und  sie  von  den  Bedrückungen  erlösen,  welchen  sie  ihre  auf- 
einanderfolgenden Gebieter  unterworfen  haben". 

Solvay,  Ernest,  Soziale  Studien.  Bemerkungen  über 
den  Produktivismus  und  den  Komptabilismus.  Brüssel 
(Lamertin),  1900,  172  pag. 

Denkt  man  genug  daran,  was  sich  alles  an  Energie  und  Kraft 
in  dieser  grossen  Maschine,  genannt  die  Gesellschaft,  verbraucht? 
Wieviel  Arbeiten  werden  täglich  wiederholt,  welche  der  Einzelne 
ausführt,  während  ein  allgemeines  Einverständnis  die  Mühe  eines 
jeden  vereinfachen  und  verringern  würde,  indem  er  an  den  Kraft- 
äusserungen  der  anderen  teilnimmt!  —  Diese  Ideen  beschäftigen 
Eknkht  Solvay  seit  langem,  den  Grossindustriellen,  der  mehr  als 
ein  Kapitel  des  „Wealth  of  Nations"  von  Adam  Smith  ins 
Praktische  übertragen  hat.  Seine  Schriften  sind  mehr  Anregungen, 
als  eigentliche  Abhandlungen,  sehr  unabhängige  Versuche,  keiner 
Schule  angehörig.  Er  beschäftigt  sich  vorzugsweise  mit  Fragen  über 
den  Wert  und  über  seinen  „Träger",  das  Geld,  welches  er  mit  Er- 
scheinungen von  bemerkenswerter  Beharrlichkeit  verknüpft.  r  Jedem 
nach  seiner  Tätigkeit,  wie  sie  dem  Gemeinwesen  nützt",  das  ist 
der  Grundsatz  des  Solvay;  er  führt  ihn  zur  Anregung  der  indi- 
viduellen Leistungsfähigkeit  und  zur  Begünstigung  alles  dessen,  was 
diese  entwickelt:  ein  soziales  Programm  wird  aus  diesen  Anfängen 
hergeleitet ;  die  Rolle  des  Staates,  eine  nur  regulative  Rolle,  entfernt 
sieh  bestimmt  vom  Interventionismns,  mehr  noch  vom  Kollektivismus. 
Was  das  Geld  anbetrifft,  so  schlägt  Solvay  als  radikale  Lösung 
seine  Abschaffung  vor  und  setzt  an  seine  Stelle  ein  System  von 
„sozialem  Komptabilismus44,  den  wir  sicherlich  als  chimärisch  be- 
trachten dürfen,  da  der  Verfasser  selbst  als  unerlässliche  Vorbedingung 
hinstellt,  dass  die  persönliche  Arbeit  die  einzige  Quelle  individuellen 
Reichtums  sein  solle. 

Gleichzeitig  als  Solvay  seine  ..Bemerkungen1*  schrieb,  führte 
er  eine  interessante  Korrespondenz  über  diesen  Gegenstand  mit 
dem  Genter  sozialistischen  Abgeordneten  Ekouaki»  Anslkli:,  dem 
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Organisator  der  Genossenschaften  von  Vookkit  und  dem  Chef  der 
Flaniändischen  Arbeiterpartei.  Der  Ausgangspunkt  für  diesen 
Meinungsaustausch  waren  zwei  Reden,  die  Solvay  im  belgischen 
Senat  am  27.  Dezember  18i»9  und  am  22.  März  1900  hielt.  Man 
findet  deren  Text,  sowie  den  der  fraglichen  Korrespondenz  in  einer 
Broschüre  von  52  Seiten,  bei  Lamertin  in  Brüssel  (1900)  erschienen, 
unter  dem  Titel:  „Briefe  über  den  Produktionismns  und  den 
Kollektivismus*.  Es  ist  komisch,  zu  sehen,  wie  diese  beiden 
Männer  der  Tat  sich  gegenseitig  vorwerfen,  dass  sie  zu  „theoretisch" 
seien  in  ihren  sozialen  Ansichten,  aber  sich  gegenseitig  komplimentieren 
wegen  der  Höhe  ihrer  Gesichtspunkte  und  Absichten.  Aber  hinter 
den  Gründen  Anheeles  fühlt  man  immer  die  geschlossene  Faust,  die 
er  eines  Tages  seinen  Gegnern  in  der  Kammer  zeigte.  Im  Grunde, 
was  so  viele  Menschen  mit  guten  Absichten  von  einander  unterscheidet, 
das  sind  weniger  die  Zwecke,  die  sie  verfolgen,  als  die  Mittel,  die 
sie  anwenden  mögen,  um  diesen  zum  Siege  zu  verhelfen:  der  eine 
bleibt  an  seinem  Schreibtisch;  der  andere  spricht  zur  Galerie;  ein 
dritter  steigt  auf  die  Strasse  hinunter,  während  ein  vierter  losschiesst. 
Solvay  gehört  zur  ersten  Art;  mit  grosser  Mühe  nur  würde  man 
ihn  zur  zweiten  hinüberziehen  können.  Anskelk  steht  in  der  vor- 
letzten; er  würde  sich  nicht  besinnen,  zur  letzten  überzutreten! 

Vandervelde,  Emile,  Der  Kollektivismus  und  die  in- 
dustrielle Evolution.  Paris  (Neue  Gesellschaft  für  Buchhandel), 
1900,  285  pag. 

Hier  liegt  ein  Vnlgarisationswerk  vor.  Der  Verfasser  will 
vor  allen  Dingen  deutlich  sein  in  der  richtigen  Voraussetzung,  dass 
Klarheit  ein  mächtiges  Hilfsmittel  ist,  um  auf  die  Überzeugung  des 
Lesens  einzuwirken.  Die  Persönlichkeit  Vanoerveloes  ist  zu  bekannt, 
als  dass  man  die  Tendenzen  des  Werkes  angeben  niüsste.  Er  be- 
spricht anfangs  die  kapitalistische  Konzentration  und  deren  schlimme 
Folgen,  besonders  für  die  kleinen  ländlichen  Grundbesitzer,  die  Hand- 
werker und  die  Detaillisten.  — 

Ein  zweiter  Teil  handelt  über  Monopole  und  verschiedene 
Formen  kapitalistischer  Ausbeutung:  Trusts  etc.;  Vani>eryell>e  fasst 
besonders  die  wachsende  Bedeutung  der  Aktiengesellschaft  ins  Auge, 
welche  bei  wichtigen  Unternehmungen  an  Stelle  des  individuellen 
Betriebes  getreten  ist.  — 

40* 
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Der  erste  Teil  schliesst  mit  einer  Kritik  der  Kritiken  über 
den  Kollektivismus;  der  Verfasser  bezieht  sich  auf  das  „eherne  Lohn- 
gesetz" und  weist  auf  die  „modernen  Lorbeeren"  hin,  die  die  herrschende 
Gesellschaft  umstürzen  wollen.  Beachten  wir  in  dieser  Hinsicht, 
dass  Vanderveldb  weniger  absolut,  weniger  beschränkt  und  weniger 
orthodox  —  wir  stellen  uns  auf  den  Standpunkt  des  Evangeliums 
von  St.  Mark  —  erscheint,  wenn  er  wissenschaftlich  das  eine  oder 
andere  nationalökonomische  Spezialproblem  untersucht,  als  wenn  er 
politische  Propaganda  betreibt. 

Die  Grundlage  der  kollektivistischen  Theorie,  das  heisst  die 
Sozialisierung  der  Prodnktions-  und  Tauschmittel,  ist  der  Gegenstand 
des  zweiten  Teils.  Dann  eine  Studie  über  Gewinn  und  Lohn.  In 
der  Industrie,  wie  beim  Grundeigentum  kritisiert  er  am  heftigsten 
den  Gewinn,  der  nicht  auf  eigentlicher  Arbeit  beruht.  Durch  die 
Sozialisierung  wird  die  Güterproduktion  reicher  und  ihre  Verteilung 
gleichzeitig  gerechter:  die  Staatsverwaltung  wird  der  grosse  Produzent 
sein;  in  ihr  werden  sich  die  wirtschaftlichen  Teistungen  konzentrieren, 
wie  sich  die  politischen  Leistungen,  die  früher  zerstreut  und  ohne 
Ordnung  ausgeübt  wurden,  schon  in  der  Staatsregierung  konzentriert 
haben.  Dann  folgt  eine  ganze  Reihe  von  Veränderungen,  selbst  in 
der  politischen  Ordnung,  wobei  bekanntlich  das  Proletariat  die  Herr- 
schaft führt,  welche  für  den  Arbeiter  zur  Anerkenntnis  seines  Rechts 
auf  den  vollen  Ertrag  seiner  Arbeit  führt. 

Was  die  jetzigen  Inhaber  der  Produktionsmittel  betrifft,  so 
steht  ihnen  die  Expropriation  bevor.  In  welcher  Form?  Die  „sozialen 
Konjunkturen"  müssen  das  sagen.  —  Der  Verfasser  schliesst  diesen 
zweiten  Teil  mit  der  Zurückweisung  einer  neuen  Reihe  von  Einwürfen, 
in  Bezug  auf  die  Initiative,  die  individuelle  Freiheit  und  die  für  die 
künstlerische  Produktion  nötige  Unabhängigkeit. 
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Referent:  Clovis  Bevilaqua, 

Professor  der  Rechte.   Recife  (Brasilien). 
Übersetzt  von  Paul  Fischer,  Rechtsanwalt,  Berlin. 


a)  Gesetzgebung  1901. 

Am  3.  Mai  1901  fand  die  Eröffnung  des  Bundeskongresses  statt, 
der  bis  znm  30.  Dezember  tagte.  Der  Senat  hielt  47  Sitzungen  ab 
und  die  Deputiertenkammer  196.  42  Gesetzesvorschlüge  wurden  bei 
dem  Senat  eingebracht  und  295  bei  der  Kammer  der  Deputierten. 
Der  Präsident  der  Republik  hat  78  Beschlüsse  des  gesetzgeberischen 
Bundeskongresses  sanktioniert  und  hat  4  davon  veröffentlicht,  ohne 
sie  sanktioniert  zu  haben. 

Die  zur  Abstimmung  gekommenen  Gesetze  waren  wenig  zahl- 
reich gewesen  und  bieten  kein  allgemeines  Interesse.  Ausser  den 
Gesetzen  betreffend  die  Bewilligung  des  jährlichen  Budgets,  den  Ge- 
setzen betreffend  die  Eröffnung  ausserordentlicher  Kredite  und  ge- 
legentlich gegebenen  Gesetzen,  bestimmt,  einige  in  finanzielle  Schwierig- 
keiten gekommene  Banken  zu  stützen,  bietet  die  gesetzgeberische 
Tätigkeit  Brasiliens  in  diesem  Jahr  wenig,  das  erwähnt  zn  werden 
verdient. 

Aber  wichtige  Projekte  sind  diskutiert  worden,  unter  anderm 
der  Entvyurf  zu  einem  bürgerlichen  Gesetzbuch  und  der  Entwurf 
zu  einer  Konkursordnnng. 

■ 

Der  Gesetzesentwurf  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch,  abgefasst 
von  Cluvis  Bevilaqua  und  durch  eine  vom  Justizminister  Epitatio 
Pessoa  ernannte  Kommission  revidiert,  wurde  von  der  exekutiven 
Gewalt  der  Deputiertenkammer  am  17.  November  1900  übergeben. 
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Nachdem  die  Depntiertenkammer  alle  Brasilianer  zur  Mitwirkung 
an  diesem  Werke  von  nationaler  Bedeutung,  das  sie  unternehmen 
will,  gebeten  hatte,  ernannte  sie  eine  Kommission  von  21  Mitgliedern, 
welche  Zahl  der  der  brasilianischen  Bundesstaaten  entspricht.  Diese 
Kommission  hielt  ihre  erste  Sitzung  am  27.  Juli,  um  von  den  ihr 
aus  allen  Teilen  des  Reichs  zugegangenen  Memorial ien  Kenntnis  zu 
nehmen  und  ihren  Präsidenten,  seinen  Sekretär,  seinen  General- 
berichterstatter und  die  Spezialberichterstatter  zu  ernennen. 

Der  erwählte  Präsident  ist  Dr.  Seabka,  Deputierter  des  Staates 
Bahia  und  Professor  an  der  juristischen  Fakultät  zu  Recife,  und  der 
Generalberichterstatter  Dr.  Stlvio  Romeho,  Deputierter  des  Staates 
Sergnpe,  Professor  der  Rechte  und  ausgezeichneter  Schriftsteller. 

Man  teilte  den  Entwurf  in  16  Abschnitte;  jeder  derselben  war 
(Gegenstand  eines  Spezialberichts,  veröffentlicht  im  Diario  do  Con- 
gresso  (Zeitschrift  des  Kongresses),  ebenso  wie  die  Memorialien, 
Rapporte  und  Verbesserungsvorschläge,  die  durch  die  Gerichtshöfe, 
juristische  Gesellschaften  und  diejenigen,  welche  Interesse  daran  ge- 
nommen hatten,  den  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  zu  studieren, 
eingeschickt  waren. 

Am  1.  Oktober  wurde  die  Diskussion  eröffnet,  die  am  4.  Januar 
geschlossen  wurde.  Eine  Unterkommission  war  beauftragt  worden, 
die  Redaktion  vorzubereiten,  über  die  vor  Ende  Januar  abgestimmt 
werden  sollte.  Auch  wird  der  am  15.  März  ausserordentlicherweise 
versammelte  Kongress  ermächtigt  werden,  den  Entwurf  zu  einem 
Gesetzesvorschlag  zu  gestalten,  der  vom  Präsidenten  der  Republik 
sanktioniert  werden  wird. 

Der  Generalberiehterstatter  Dr.  Sylvio  Romero  ist  beauftragt, 
der  Deputiertenkammer  die  Geschichte  der  Arbeiten  der  Kommission 
und  die  Motivierung  des  Entwurfs  vorzutragen. 

Der  Autor  des  Entwurfs,  Professoren,  Richter  und  Advokaten 
haben  an  der  Erörterung  teilgenommen.  Erwähnen  wir  Andradk 
Fiuueira,  der  einer  der  berühmtesten  Männer  des  vorigen  Regimes 
war;  Oevkllo  Roi>Ki<;rKx,  seinerseits  ebenfalls  Verfasser  eines  Ent- 
wurfs zu  einem  bürgerlichen  Gesetzbuch;  Diihmo,  äusserst  geschätzter 
Verfasser  eines  Kommentars  zum  Handelsgesetzbuch;  Solidonio  Leite, 
Fabio  Lkal  und  Skkuio  Loeeto.  — 
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Der  Entwurf  zu  einer  Konkursordnung,  über  den  die  Deputierten- 
kannuer  fast  ohne  Diskussion  abstimmte,  hat  von  Seiten  des  Senats 
eine  grosse  Anzahl  Abänderungsvorschläge  hervorgerufen,  der  sich 
für  verpflichtet  hielt,  die  Studien  von  Somdonio  Lkitk  in  Erwägung 
zu  ziehen. 

Die  durch  den  Senat  bewirkten  Umgestaltungen  berücksichtigten 
die  Reklamationen  der  Kaufleute,  die  sich  besonders  über  die  Ab- 
tretung der  Güter  beklagten,  welche  nach  dem  Gesetz  vom  24.  Ok- 
tober 1800  eins  der  Mittel  ist,  die  Konkurserklärung  zu  vermeiden. 

Erwähnen  wir  noch: 

Den  Gesetzentwurf  betreffend  ein  Register  für  obligatorische 
Schuldtitel,  der  vom  Senat  abgelehnt  wurde. 

Den  Entwurf,  welcher  die  Schliessung  der  Zivilehe  vor  der 
kirchlichen  Trauung  für  notwendig  erklärt. 

Den  Entwurf  betreffend  das  den  ländlichen  Arbeitern  gewährte 
Vorrecht  auf  Auszahlung  ihres-  Gehalts  ans  dem  Vermögen  ihres 
Dienstherrn. 

Den  Gesetzesentwurf  über  die  Naturalisation  Fremder. 

b)  Literatur. 

Unter  den  im  Jahre  1901  erschienenen  juristischen  Schriften 
verdienen  erwähnt  zu  werden: 

Die  brasilianische  Strafprozessordnung  (Processo  criminal  brazil.). 
Von  Dr.  Joäo  Mondes  junior,  Professor  an  der  juristischen  Fakultät 
von  S.  Paulo.  Es  ist  dies  ein  ausgezeichnetes  Werk,  in  welchem 
eine  Geschichte  der  einzelnen  Institutionen  gegeben  und  die  richtige 
Doktrin  dargestellt  wird. 

Das  Strafgesetzbuch,  interpretiert  auf  Grund  der  Quellen,  der 
Doktrin  und  der  Rechtsprechung  (codigo  penal  interpretado  segnndo 
as  fontes,  a  doctrina  e  a  jurisprudencia).  Von  Dr.  Joäo  Vieira  de 
Araujo,  dem  unermüdlichen  und  hervorragenden  Professor  der 
juristischen  Fakultät  zu  Recife. 

Theorie  des  Zivil-  und  Handelsprozessverfahrens  (Theoria  do 
processo  civil  e  commercial).  Von  Dr.  Joäo  Monteiro,  Professor  an 
der  juristischen  Fakultät  zu  S.  Paulo.  Hiervon  wurde  der  dritte 
Band  in  diesem  Jahre  veröffentlicht. 

Die  Verunstaltungen  bei  körperlichen  persönlichen  Verletzungen 
(A  deformidade  das  pessoas  lesadas).  Von  Dr.  Alcantara  Machado, 
Professor  au  der  juristischen  Fakultät  zu  S.  Paulo. 
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Der  Geisteskranke  im  brasilianischen  Zivilrecht  (0  alienado  em 
direito  civil  brazileiro),  eine  schöne  Studie  von  dem  hervorragenden 
Professor  der  medizinischen  Fakultät  zu  Bahia,  Dr.  Nino  Rodrignes, 
worin  der  Entwurf  des  Zivilgesetzbuchs  in  Bezug  auf  gerichtliche 
Medizin  kritisiert  wird. 

Strafgerichtliche  Fragen  (Questöes  de  direito  penal).  Von 
Viveiros  de  Castro,  Richter  und  hervorragendem  Schriftsteller. 
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Referent:  Dr.  M.  St.  Schiehinunow, 

erster  Sekretär  der  für»tllch  bulgarischen  diplomatischen  Vertretung  In  Wien. 


Gesetzgebung  1901. 

Auch  da«  Jahr  1901  war  leider  in  gesetzgeberischer  Beziehung, 
und  namentlich  was  das  Justizfach  anbelangt,  nicht  eben  eines  der  un- 
fruchtbarsten für  Bulgarien;  denn  die  im  Anfange  des  Jahres  1899 
gewählte  und  einberufene  (zehnte)  Nationalversammlung  konnte  nicht 
einmal  zwei  ordentliche  Sessionen  überleben  und  schon  Ende  November 
des  nächsten  Jahres  (1900)  wurde  dieselbe  infolge  Sturzes  des  Kabinetts 
Ibanthchow-Radohlavow  aufgelöst  und  nach  Beendigung  der  Neu- 
wahlen im  Monat  Februar  1901  trat  unter  dem  neuen  Kabinette 
Kakavklow-Dankw  die  nengewählte  (XL)  Sobranje  zusammen,  welche 
sich  mehr  als  drei  Monate  fast  ausschliesslich  mit  Wahl  Veri- 
fikationen1) befasst  hat.  Nicht  produktiver  war  auch  die  ordent- 
liche Herbstsession  des  nämlichen  Jahres;  denn  kaum  hatte  die  Sobranje 
die  langwierige  Adressdebatt  e-)  und  einige  kleinere  Gesetzentwürfe 
erledigt,  als  die  ausschliessliche  Aufmerksamkeit  der  Landesväter 
durch  das  von  der  Regierung  zweimal  eingebrachte  (und  von  der 
Sobranje  zweimal  verworfene)  Anleiheprojekt  in  Anspruch  genommen 
wurde.    Damit  hatte  aber  auch  die  XL  ordentliche  Nationalver- 

l)  Wenn  schon  die  Vorschrift  unseres  Wahlgesetzes,  dass  für  die 
Wahlverihkationcn  die  Nationalversammlung  kompetent  ist,  eine  Anomalie 
bedeutet,  so  kann  es  gerade  als  ein  nicht  trenug  zu  rügender  Missbrauch 
bezeichnet  werden,  wenn  unsere  Deputierten  diese  Wahlverifikations-Ver- 
handlungen  unnötigerweise  in  die  Länge  ziehen  und  dadurch  2/8  der  ihnen 
zur  Verfügung  stehenden  Zeit  vergeuden. 

*)  Auch  mit  der  Adressdebattc  wird  Missbrauch  getrieben,  da  man 
bei  diesen  Verhandlungen  allerlei  Fragen  in  die  Debatte  hineinbezieht, 
welche  mit  der  Adresse  nichts  gemein  haben.  Deshalb  benötigt  unsere 
Sobranje  zur  Beratung  der  Adresse  in  der  Regel  einen  Monat. 
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Sammlung  ihr  Todesurteil  verkündet,  denn  sie  wurde  kurz  darauf, 
ohne  das  Budget  verhandelt  zu  haben,  aufgelöst, 

Wenn  schon  aus  dem  bisher  Erwähnten  die  Unproduktivst 
der  X.  und  XI.  Sobranje  (1890—1901)  zur  Genüge  hervorgeht,  so 
muss  noch  eines  Umstandes  erwähnt  werden,  welcher  nicht  wenig 
zum  unnützen  Zeitvergeuden  in  der  Sobranje  beiträgt.  Es  ist  dies 
die  sich  in  neuester  Zeit  besonders  bemerkbar  machende  Manie  unserer 
Abgeordneten:  einander  in  der  Einbringung  von  Interpellationen 
und  Vorlagen  auf  kleine  Gesetzmodifikationen  oder  Gesetz- 
abänderungen förmlich  zu  überbieten.  Leider  wird  bei  uns  die 
Verfügung  der  Verfassung  (§  52),  wonach  jedem  Deputierten  die 
Gesetzinitiative  zukommt,  ich  möchte  sagen,  wörtlich  interpretiert; 
und  so  kommt  es  vor,  dass  jede  Regierung  genötigt  ist,  selbst  die 
unmöglichste  Gesetzvorlage,  sobald  dieselbe  von  mindestens  20  Depu- 
tierten unterzeichnet  ist  (diese  Anzahl  ist  unschwer  zu  erhalten), 
wenigstens  in  erster  Lesung  in  Verhandlung  zu  nehmen.  Dass  hier- 
durch, besonders  wenn,  wie  es  häufig  der  Fall  ist,  solche  Singular- 
Vorlagen  zum  Gesetze  werden,  die  S}'stemlosigkeit  in  der  Gesetz- 
gebung grossgezogen  wird,  liegt  klar  auf  der  Hand. 

Was  Wunder  also,  wenn  bei  sogetanen  Umständen  die  Lust  und 
Schaffensfrende  jedes  gewissenhaften  Fachministers  erlahmt  und  gute, 
gründlich  vorberatene  organische  Gesetzentwürfe  immer  seltener  werden. 

Aus  der  Reihe  der  von  der  XI.  Sobranje  in  ihren  beiden  (der 
ausserordentlichen  und  ordentlichen)  Sessionen  leidlich  durchberatenen 
und  votierten  Gesetze  können  an  dieser  Stelle  folgende  hervorgehoben 
werden:  das  Gesetz  über  die  Einteilung  des  Staatsterritoriums 
(vom  17.  Mai  1901).  Nach  diesem  Gesetze  besteht  das  Fürstentum 
aus  12  Kreisen  (Burgas,  Küstendil,  Pleven,  Plovdio  [Philippopel], 
Russe  [Rustschuk],  Schumla,  Sofia,  Stara-Zagora.  Trnowo,  Waona, 
Widin  und  Wratz)  und  71  Bezirken.  An  der  Spitze  eines  jeden 
Kreises  steht  ein  auf  Vorschlag  des  Ministers  des  Innern  vom  Fürsten 
ernannter  Präfekt  (Okouzen  upravitel).  Die  Zahl  der  Bezirke  ist  71. 
Jeder  Kreis  besteht  aus  3 — 8  Bezirken,  welche  im  Gesetze  (§§  4 — 15) 
benannt  sind.  An  der  Spitze  der  Bezirke  stehen  die  Bezirkspräfekten 
(okohiski  nacalnitzi).  Dieselben  ernennt  der  Minister  des  Innern.  — 
Das  Grundsteuergesetz  izakon  za  pozemelen  danak)  vom  2.  Juni 
1901,  welches  die  Besteuerung  der  Felder,  Wiesen,  Gärten,  Wein- 
berge, Wälder  und  dergl.  in  die  Kategorie  der  zu  den  Extravilton- 
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gründen  gehörigen  Flächen  znm  Gegenstände  hat.  —  Das  Gesetz 
über  die  Finanz- Inspektoren,  welches  die  Institution  der  staat- 
lichen Finanz-Inspektoren  wieder  herstellt  und  zur  erspri esslichen 
Kontrolle  aller  mit  Geldgebarung  betrauten  Staatsämter  neu  organisiert. 
Obwohl  nicht  zum  Gesetz  erhoben,  so  doch  in  zweiter  Lesung  an- 
genommen wurde  ein  Entwurf  über  Abänderung  der  Ger  ich  ts- 
organisations-No velle,  von  welcher  Änderung  bereits  in  meinem 
letzten  Berichte  (Jahrbuch  V,  S.  485  u.  486)  die  Rede  war. 

Der  neue  .Tustizminister  Dr.  Rai>kff  fand  es  nämlich  angezeigt, 
den  auf  die  Inamovibilität  der  Richter  Bezug  habenden  alten  Züireff- 
schen  Text  (Abschnitt  XVII,  §§  125 — 131)  in  seiner  ursprünglichen,  in 
logischer  Hinsicht  jedenfalls  anfechtbaren  Form,  wieder  herzustellen. 

Es  würde  dann  wieder  zweierlei  resp.  dreierlei  Mals  zur 
Beurteilung  und  Bestimmung  der  Inamovibilität  der  bulgarischen 
Richter  existieren,  und  zwar  eine  Kategorie  unter  ihnen,  nämlich 
die  Richter  am  obersten  Kassationshofe  waren  ipso  jure  inamovibel, 
die  Inamovibilität  der  übrigen  Kollegialrichter  (Appellations-  und 
Kreisgerichte)  würde  aber  von  einer  6— 8  jährigen  Richterpraxis  ab- 
hängen, während  die  Einzel  rieh  ter  (Friedensrichter)  von  der  Wohl- 
tat der  Inamovibilität  unter  allen  Umständen,  d.  h.  bedingungslos 
ausgeschlossen  wären. 

Die  früher  vom  damaligen  Justizminister  Pksi-huff  durch- 
geführte Novelle  machte  die  Inamovibilitiit  für  alle  Richter  und 
Untersuchungsrichter  ohne  Unterschied  von  einer  15jährigen 
richterlichen  Dienstzeit,  welche  die  besten  Richter  besitzen,  abhängig.1) 

Die  übrigen  während  der  genannten  Periode  geschaffenen  re- 
lativ wichtigeren  Gesetze  vulgo  Flickarbeiten  sind  folgende: 

1.  Das  Gesetz  über  Abänderung  des  §  13  des  Strassen- 
ränbergesetzes  (Zakon  za  iztreblenie  na  razboini  tschestvoto),  wo- 
nach Strafprozesse  gegen  Strassenräuber,  ihre  Hehler  und  Teilnehmer 
nur  dann  der  Kompetenz  der  Militär-Standgerichte  unterliegen,  wenn 
hierzu  ein  motiviertes  und  vom  Fürsten  bestätigtes  Dekret  des 
Ministerrates  erlassen  worden  ist. 

Ursache  zu  dieser  Änderung  gab  der  früher  mit  diesem  Ge- 
setze in  den  Jahren  1800—1892  in  einigen  Fällen  geübte  Missbrauch, 

')  Da«  Verlangen,  dass  alle  Richter  von  einem  gewissen  Termine 
an,  bis  zu  welchem  man  den  Richterstand  von  den  unqualifizierten  Personen 
säubern  würde,  als  inamovibel  erklärt  werden,  konnte  nicht  durchdringen. 
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da  man  auch  Handlungen  rein  politischer  Verbrecher  unter  dieses 
Gesetz  subsumierte. 

2.  Ein  Supplementsgesetz  über  die  Schul-  und  Lehrtaxen,  in 
Kraft  getreten  am  1.  September  1901.  Nach  diesem  Gesetze  betragen 
die  in  zwei  halbjährigen  Raten  zu  entrichtenden  Schultaxen:  für 
die  Gemeinde -Volksschulen:  8  Frs.  für  die  niederen  Klassen  und 
12  Frs.  für  die  oberen  Klassen;  für  die  Staats-,  Volks-  und  Mittel- 
schulen 15  resp.  30  Frs.  nach  der  oben  erwähnten  Unterscheidung; 
für  die  pädagogischen  Lehranstalten  20  Frs.  und  für  die  Hoch- 
schule 60  Frs.  Die  unbemittelten  Schüler  werden,  sofern  sie  wenigstens 
eine  gute  Fortgangsnote  haben  und  ein  ebenfalls  gutes  Betragen 
aufweisen,  von  Erlegung  der  Schultaxe  befreit;  ebenso  werden  im  Falle, 
wo  gleichzeitig  mehr  als  drei  Brüder  ein  und  die  nämliche  Lehr- 
anstalt besuchen,  der  dem  Alter  nach  folgende  vierte,  fünfte  u.  s.  w. 
Bruder  von  der  Schnltaxe  befreit. 

Bei  den  Gemeindeschulen  wird  die  ans  den  Schultaxen  erhaltene 
Summe  zur  Hälfte  für  Schulrequisiten,  zur  Hälfte  zur  Erhaltung 
dieser  Schulen  verwendet.  Bei  allen  staatlichen  Lehranstalten  fliessen 
die  Schultaxen  in  die  Staatskasse. 

3.  Abänderungen  und  Zusätze  zum  Wahlgesetze1)  vom 
Jahre  1897.  Die  meisten  darunter  betreffen  die  administrativen 
Agenden  der  die  Wahlregister  vorbereitenden  Gemeindeorgane,  sowie 
auch  innere  Manipulationsregeln.  Von  wesentlicher  Bedeutung  sind 
folgende  neue  Bestimmungen. 

Das  Wahlrecht  besitzen  nicht  die  im  Dienste  befindlichen 
Polizei-,  Forst-,  Verzehrungsstener-  oder  Zollamts-Schutzleute  resp. 
-Wächter.  Ebensowenig  besitzen  das  Wahlrecht  die  Zigeuner 
christlicher  Religion,  insofern  sie  kein  ständiges  Domizil  haben 
(§§  3,  4  u.  7)/-') 

Gemeindevorstände  (Bürgermeister),  dereu  Stellvertreter,  sowie 
auch  alle  jene  Personen,  welche  von  der  Gemeinde-  oder  von  der 
Kreisamtskasse  ein  Gehalt  beziehen,  können  nur  dann  zu  Landtags- 

l)  Das  Wahlgesetz  ist  auch  eines  jener  unglücklichen  Gesetze,  welches 
fast  in  jeder  Sobranjesessiou  geändert  und  ergänzt  wird. 

s;  Früher  war  nur  von  Zigeunern  überhaupt  die  Rede,  darunter 
verstanden  aber  die  Wahlagitatoren  bloss  die  die  Minderheit  der  Zigeuuer 
bildenden  Christen. 
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Abgeordneten  gewählt  werden,  wenn  sie  anf  diese  ihre  Stellen  vor- 
her Verzicht  leisten  (einen  Monat  früher  abdanken)  (§  11  P.  6  n.  §  180). 

Jeder  Wahlkreis  besteht  aus  so  viel  Sektionen,  wie  viel  mal 
10000  Einwohner  er  zählt.  Bruchteile  über  5000  Seelen  zählen 
für  10000,  solche  aber  unter  5000  kommen  nicht  in  Betracht  (§  14 
resp.  49  P.  v). 

Die  Wahl  kann  nur  in  einem  öffentlichen  Gebäude  vor 
sich  gehen  (§15  resp.  49  P.  d).  • 

Weigert  sich  der  Gemeinde  vorstand,  jemand  die  Wahllegitimations- 
karte zu  verabfolgen,  so  kann  dieselbe  beim  Friedensrichter  des 
Kreises  abgeholt  werden.  In  diesem  Falle  jedoch  ist  die  Anzeige 
an  den  Staatsanwalt  zu  erstatten  (§17  resp.  59). 

In  die  die  Wahl  leitenden  Wahlkomitees  können  auch  Kichter- 
amtskandidaten,  im  Not  falle  sogar  Kassation*- Schriftführer 
(Sekretäre)  gewählt  werden  (§  21  resp.  71). 

Gemeindevorstände  und  Lehrer  können  nnr  in  ihrem  eigenen 
Sprengel  Mitglieder  des  Wahlkomitees  sein  (§  27  resp.  78). 

Die  in  die  Wahlbnreaus  zu  Präsidenten  oder  Mitgliedern  ge- 
wählten Richter  oder  Gerichtsbeamten  können  bis  zur  Beendigung 
der  Wrahl  weder  versetzt  noch  abgesetzt  werden  (§  29  resp.  81). 

Die  innere  Polizeigewalt  beim  Wahlakt  übt  der  Wahlpräses 
aus.  Auf  Verlangen  eines  oder  mehrerer  Abgeordneten-Kandidaten 
ist  er  verpflichtet,  zur  Sicherstellung  der  Ruhe  und  Ordnung  Militär- 
gewalt  zu  requirieren.  Das  Militär  geht  in  diesem  Falle  mit  der 
Polizei  gemeinsam  vor  (§  35  resp.  91 — 94). 

In  jedem  Wahlkreis  hat  das  betreffende  Kreisgericht  spätestens 
fünf  Tage  nach  der  Wahl  in  seiner  Plenarsitzung  die  gewählten 
Abgeordneten  zu  proklamieren  und  hiervon  den  Kreispräfekten  durch 
Übersendung  des  diesbezüglichen  Beschlusses  zu  verständigen  (§  39 
resp.  119).  Ebenso  ist  nur  das  Kreisgericht  kompetent,  zu  bestimmen, 
ob  eine  Wahl  als  zu  stände  gekommen  zu  betrachten  oder  zu  wieder- 
holen ist  (§  39  resp.  119). 

Nach  Verifizierung  der  Wahlen  durch  die  Nationalversammlung 
(Sobranje)  sind  die  Bulletins  und  Wahllegitimationen  vom  betreffenden 
Kreisgerichte  (bei  welchem  sie  deponiert  waren)  zu  vernichten  ($  42 
resp.  124). 

4.  Das  Amnestiegesetz  vom  28.  April  1901.  Durch  dasselbe 
wird  für  die  gelegentlich  der  Vollstreckung  des  Zehentgesetzes 
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verübten  und  im  Gesetze  besonders  bestimmten  Delikte,  sowie  auch 
für  die  bis  19.  Februar  1901  verübten  Pressdelikte  eine  allgemeine 
Amnestie  gewährt,  von  deren  Wirkung  jedoch  die  Beamten,  sowie 
auch  jene  Personen,  deren  Pressdelikte  auf  Antrag  der  beschädigten 
Partei  geahndet  wurden,  ausgeschlossen  sind.  Endlich  erstreckt  sich 
die  Amnestie  (§  5)  auch  auf  jene,  welche  auf  irgend  eine  Weise  die 
Person  des  Staatsoberhauptes  (so  heisst  es  wörtlich  im  Gesetze) 
nicht  in  dessen  Gegenwart  beleidigt  haben.  — 

5.  Zwei  kleine  Pressgesetznovellen  (innerhalb  eines  Zeit- 
raums von  drei  Wochen  geschaffen).  Deren  Bestimmungen  sind  folgende: 
Pressdelikte  werden  nach  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Straf- 
gesetzes verfolgt  und  bestraft  (§  3).  Desgleichen  richten  sich  die  Kom- 
petenz und  Prozedur  nach  der  allgemeinen  Strafprozessordnung  (§  4). 
Wegen  Pressdelikte  werden  bestraft  :  a)  der  Verfasser,  wenn  er  bekannt 
ist  und  im  Fürstentum  wohnt,  sonst  der  Herausgeber;  b)  der  Druckerei- 
besitzer, wenn  auch  der  Herausgeber  nicht  bekannt  ist  oder  nicht 
im  Fürstentum  wohnt,  und  c)  der  Kolporteur,  wenn  nach  b)  der 
Druckereibesitzer  nicht  verfolgt  werden  kann.  Redakteur  oder 
Herausgeber  kann  jeder  volljährige  bulgarische  Staatsangehörige  sein, 
welcher  sich  im  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte 
befindet  und  im  Fürstentum  seinen  Wohnsitz  hat  (§  6).  Ausländische 
Zeitungen,  Zeitschriften  und  Bücher  können  in  das  Fürstentum  frei 
eingeführt  werden  (§  7).  Die  Verfolgung  der  Pressdelikte  verjährt 
nach  0  Monaten  vom  Tage  der  Veröffentlichung  der  inkriminierten 
Stelle  oder  vom  letzten  Verfolglingsakte  gerechnet,1) 

0.  Ein  Gesetz,  welches,  mit  Rücksicht  auf  die  traurigen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  im  .fahre  1901,  die  gegen  die  Landwirte 
angeordneten  zwangsweisen  Vollstreckungen  bis  1.  Oktober  1901 
sistiert.    Die  Vornahme  von  Pfändungen  wurde  aber  gestattet.  — 

7.  Eine  originelle  Novelle  zum  Advokatengesetze  (in  Kraft 
getreten  am  24.  September  1901).  Nach  dieser  Novelle  (Supplement 
zn  ^  13  des  Advokatengesetzes)  werden  alle  Advokaten  und  Advokaten- 

l)  Zu  bemerken  ist.  das»  41  a  Monate  vor  dieseu  Novellen  (am  13.  De- 
zember 1900)  eine  andere,  viel  strengere  Pre.senovelle  sanktioniert  wurde, 
welche  vom  verantwortlichen  Redakteur  akademische  Bildung  gefordert 
und  den  Verleiher,  welcher  einen  verantwortlichen  Redakteur  ohne  diese 
Qualiiikation  hält,  mit  einer  .Strafe  bis  zu  2  Monaten  Korker  und  einer 
Geldstrafe  von  1000  bis  5000  Frs.  bedroht  hat. 
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gehilfen,  welche  bis  zum  Ende  des  Jahres  ihre  Erwerbssteuer 
nicht  bezahlen,  von  der  Ausübung  der  Advokatur  fürs  nächste  Jahr 
ausgeschlossen.  Sobald  der  Ausgeschlossene  jedoch  diese  Steuer 
erlegt,  fallt  das  Verbot  von  Rechts  wegen.  —  Diese  vom  verstorbenen 
Minister  Kakawklokf  verfasste  Novelle  hatte  seinerzeit  in  Advokaten- 
kreisen grosse  Indignation  hervorgerufen. 

Hat  sich  aber  unsere  Gesetzgebung  während  dieser  zwei  Jahre 
nicht  beflissen,  viel  nützliche  Arbeiten  zu  leisten,  so  war  die  Regierung, 
wie  ich  auch  hiervon  in  meinem  letzten  Berichte  kurz  erwähnte, 
um  so  mehr  bemüht,  auf  internationalem  Gebiete  tätig  zu  sein  und 
namentlich  den  Abschluss  von  Konventionen  mit  den  Grossmächten, 
betreffend  die  Errichtung  von  Handelsagenturen,  d.  h.  Konsulate, 
den  gegenseitigen  Rechtsschutz  und  die  Auslieferung  von  Ver- 
brechern herbeizuführen. 

Wie  dies  bei  den  vor  6  Jahren  abgeschlossenen  Handelskon- 
ventionen der  Fall  war,  so  war  es  auch  diesmal  Österreich- Ungarn, 
welches  sich  in  wohlwollendster  und  zuvorkommendster  Weise  bereit 
erklärt  hat,  mit  Bulgarien  solche  Konventionen  abzuschliessen, 
deren  erstere  —  die  Konsularkonvention  nämlich  —  für  unseren 
Staat  noch  den  Vorteil  hat,  dass  dadurch  die  vom  Volke  bisher  so 
sehr  gehassten  Kapitulationen  förmlich  aufgehoben  werden. 

Der  faktische  Abschluss  der  genannten  Konventionen  erfolgte 
zu  Wien  am  8.  März  (2:3.  Februar)  1902  und  werden  letztere  wahr- 
scheinlich schon  in  der  kommenden  Session  der  Nationalversammlung 
zur  Annahme  vorgelegt  werden. 

Diese  mit  Österreich-Ungarn  abgeschlossenen  Konventionen, 
welche  den  mit  den  anderen  Grossmächten  bezüglich  der  nämlichen 
Fragen  abzuschliessenden  Konventionen  zur  Grundlage  dienen  werden, 
können  jedoch,  laut  Punkt  4  des  Schlussprotokolles  der  erwähnten 
Konsularkonvention,  erst  drei  Monate  vor  dem  Abschlüsse  ähnlicher 
Konventionen  mit  den  anderen  Grossmächten  in  Kraft  treten.  Der 
Abschlnss  dieser  noch  ausstehenden  Konventionen  wird  jedoch  in  ver- 
hältnismässig kurzer  Zeit  erfolgen,  da  diesbezüglich  bereits  Schritte 
unternommen  wurden  und  ausserdem,  wie  gesagt,  die  anderen  Staaten 
die  mit  Österreich-Ungarn  geschlossenen  Konventionen,  eventuell  mit 
ganz  unwesentlichen  Änderungen,  einfach  nur  zu  kopieren  brauchen. 

Ich  gehe  nun  auf  die  gedrängte  Darstellung  der  einzelnen 
Konventionen  über. 
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I.  Die  Konsularkonvention. 
Die  Art.  1  bis  7  behandeln  die  Ernennung,  die  persönlichen 
Attribute  und  Vorrechte  der  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln 
und  Konsularagenten,  respektive  der  Handelsagenten.1)  Beiden  ver- 
tragschlie8senden  Teilen  ist  das  Recht  zuerkannt,  Konsuln  respektive 
Handelsagenten  zu  ernennen,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass, 
während  Österreich- Ungarn  Generalkonsulate  oder  Konsulate  in  allen 
Städten  und  Häfen  Bulgariens  errichten  darf,  Bulgarien  dies  nur  in 
jenen  Städten  und  Häfen  der  Monarchie  tun  kann,  wo  sich  bereits 
Konsulate  anderer  Staaten  befinden  (Art.  2).  Es  sei  gleich  hier  die 
Bestimmung  des  Art.  36  erwähnt,  dass  den  Konsularfnnktionären 
Österreich -Ungarns  in  Bulgarien  jene  Vorrechte  zukommen,  welche 
den  Konsularfnnktionären  gleichen  Ranges  der  meistbegünstigsten 
Staaten  gewährt  sind.  Die  vertragschliessenden  Teile  können  gegen- 
seitig Staatsangehörige  des  anderen  vertragschliessenden  Teiles  nur 
mit  vorheriger  Genehmigung  der  betreffenden  Regierung  zu  Konsular- 
funktionären  respektive  Handelsagenten  ernennen  (Art.  8).  Die 
Art.  4  bis  6  regeln  die  Wohnungs-Ausnahms6tellung,  Steuerfreiheit 
und  persönliche  Immunität  derKonsularfnnktionäre  respektive  Handels- 
agenten. Die  den  Konsularfnnktionären  respektive  Handelsagenten 
gewährte  Steuerfreiheit  hat  auf  die  für  Liegenschaften  zu  entrichtenden 
Staats-  und  anderen  Abgaben  keinen  Einfluss.  Die  Konsularfunktionäre 
respektive  Handelsagenten  können  nicht  als  Zeugen  vor  Gericht  vor- 
geladen werden;  ihre  Aussagen  sind  von  einem  Gerichtsdelegierten 
in  ihrer  Wohnung  zu  Protokoll  zu  nehmen  (Art.  5).  Die  Immunität 
der  Konsularfunktionäre  Österreich-Ungarns,  welche  Angehörige  der 
Monarchie  sind,  erleidet  eine  Ausnahme  in  dem  Falle,  wenn  sie  ein 
schweres  Verbrechen  begehen.  Sie  können  dann  verhaftet  oder  ins 
Gefängnis  geführt  werden,  jedoch  muss  hiervon,  wie  auch  bei  Ein- 
leitung der  Strafuntersuchung,  die  betreffende  diplomatische  Mission 
sofort  verständigt  werden  (Art.  6).  Die  Konsularfunktionäre  respektive 

*)  Wie  man  aus  dem  ganzen  Texte  dieser  Konvention  sieht,  sind 
die  bulgarischen  Handelsagenten  mit  nur  kleinen  Ausnahmen,  von  welchen 
unten  die  Rede  ist,  den  Konsuln  anderer  Staaten  ganz  gleichgestellt,  trotzdem 
wird  ihueu  der  Kousultitel  und  den  Handelsagenturen  dio  Benennung 
„Konsulat"  bloss  deshalb  nicht  zuerkannt,  weil  Bulgarien,  wenigstens  de 
jure,  noch  ein  Vasallstaat  des  osmanischen  Reiches  ist.  Auch  das  inter- 
nationale Recht  hat  seinen  Zopf. 
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Handelsagenten  sind  berechtigt,  auf  ihren  Amtsgebäuden,  d.  h.  an 
der  äusseren  Kanzleitür,  ein  Schild,  enthaltend  ihr  Staatswappen  und 
die  Aufschrift  ihres  Amtes,  anzubringen,  wie  auch  an  Feiertagen  und 
bei  festlichen  Anlässen  ihre  offizielle  Flagge  zu  hissen.  Das  letztere 
Recht  können  sie  nicht  ausüben,  wenn  sich  am  nämlichen  Orte  auch 
eine  diplomatische  Mission  ihres  Staates  befindet.  Die  erwähnten 
äusserlichen  Merkmale  dürfen  aber  niemals  als  ein  Asylrecht  gedeutet 
werden  (Art.  7).  Die  Konsularfunktionäre  respektive  Handelsagenten 
können  sich  bei  den  Lokalbehörden  wegen  Verletzung  von  Verträgen 
oder  Konventionen,  welche  zwischen  den  vertragsch  liessenden  Teilen 
(Staaten)  bestehen,  beschweren,  sowie  auch  deren  Intervention  zum 
Schutze  der  von  ihnen  vertretenen  Personen  anrufen.  Im  Falle  der 
Erfolglosigkeit  ihrer  Reklamationen  können  sie  sich  durch  ihren 
diplomatischen  Agenten  an  die  betreffende  Regierung  wenden  (Art.  10). 
Art.  11  bestimmt  den  gewöhnlichen  Wirkungskreis  der  Konsular- 
funktionäre respektive  Handelsagenten,  welche  Befugnis  im  wesent- 
lichen jenen,  welche  die  Konsularfunktionäre  Österreich-Ungarns  auch 
bisher  in  allen  Ländern  hatten,  entsprechen.  Hieran  knüpfen  sich 
in  den  Art.  12  bjs  15  die  den  obigen  Wirkungskreis  erweiternden 
und  ergänzenden  Bestimmungen  über  die  gegenseitige  Mitteilung  der 
Geburts-,  Ehe-  und  Sterbematrikel-Ausweise,  sowie  auch  bezüglich 
des  Erwerbes  und  Verlustes  der  Staatsangehörigkeit,  ebenso  der  Ehe- 
scheidungsurteile. Speziell  betreffend  die  in  Bulgarien  wohnenden 
ungarischen  Staatsangehörigen  haben  die  österreichisch-ungarischen 
Konsularfunktionäre,  nach  Mafsgabe  der  bezüglichen  ungarischen  Ge- 
setze, das  Recht,  Eheschliessungen  vorzunehmen,  es  wäre  denn, 
dass  einer  der  Ehegesponsen  ein  bulgarischer  Staatsangehöriger  wäre, 
in  welchem  Falle  obiges  Recht  nicht  ausgeübt  werden  kann.  Von 
solchen  Eheschliessungen  (Zivilehen)  sind  die  betreffenden  Landes- 
behörden zu  verständigen  (Art.  13).  Die  Konsularfunktionäre  re- 
spektive Handelsagenten  sind  befugt,  die  Geburts-  und  Sterberegister 
ihrer  Staatsangehörigen  zu  fuhren  (Art.  14);  das  Recht  der  Einsetzung 
von  Vormundschaften  oder  Kuratelen  für  ihre  Staatsangehörigen  steht 
jedoch  bloss  den  österreichisch- ungarischen  Konsnlarfunktionären  zu 
(Art.  15).  In  Bezug  auf  die  öffentliche  Sicherheit  sind  sowohl  die 
österreichischen  und  ungarischen  Staatsangehörigen  in  Bulgarien,  als 
auch  die  bulgarischen  Staatsangehörigen  in  Österreich-Ungarn  den 
lokalen  Polizeibehörden  unterworfen.    Im  Falle  einer  Ausweisung 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  41 
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ist  jedoch  hiervon  die  betreffende  österreichisch-ungarische  respektive 
bulgarische  diplomatische  Agentie  unmittelbar  in  Kenntnis  zu  setzen 
(Art,  16  bis  17).  Art.  18  bestimmt  die  Kompetenz  der  Lokalgerichte 
in  Strafsachen  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des 
Inknlpaten  (Art.  18).  Eine  Ausnahrae  hiervon  bilden  bloss  die  im 
Amtsgebäude  und  in  der  Kanzlei  der  österreichisch  -  ungarischen 
Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vizekonsnln  begangenen  Delikte,  in 
welchem  Falle  die  genannten  Konsularfunktionäre  selbst  die  Straf- 
gerichtsbarkeit ausüben.  Endlich  ist  den  österreichisch-ungarischen 
Konsnlarfnnktionären  das  Recht  erteilt,  in  jedem  Falle,  wo  ihre  Unter- 
tanen wegen  Delikten  verhaftet  werden  oder  sich  in  strafgerichtlicher 
Untersuchung  befinden,  sich  mit  denselben  in  Kontakt  zu  setzen 
(Art,  2  vom  Protocole  final). 

Die  Art.  20  bis  22  behandeln  die  Kompetenz  in  Zivilstreitig- 
keiten. Alle  Zivilprozesse  zwischen  österreichischen  oder  ungarischen 
Staatsangehörigen  einerseits  und  bulgarischen  Staatsangehörigen  in 
Bulgarien  andererseits  gehören  vor  die  bulgarischen  Gerichte  (Art.  20). 
Für  Immobilstreitigkeiten  ist  das  Gericht,  in  dessen  Umkreise  sich 
die  Liegenschaft  befindet,  zustandig  (Art.  21),  während  Streitigkeiten 
zwischen  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  oder 
zwischen  diesen  und  Angehörigen  dritter  Staaten  ausschliesslich  vor 
das  österreichisch-ungarische  Konsulat  gehören,  ausgenommen  den 
Fall,  dass  sich  beide  Parteien  schriftlich  geeinigt  hätten,  ihren  Prozess 
vor  das  bulgarische  Gericht  zu  bringen  (Art,  22  bis  23).  Art.  24 
betrifft  die  Zustellungen  bulgarischer  Gerichts-  und  Administrations- 
Ausfertigungen  an  in  Bulgarien  wohnende  oder  reisende  österreichische 
oder  ungarische  Staatsangehörige.  Solche  Schriftstücke  können  fortan 
den  Betreffenden  unmittelbar  zugestellt  werden.  Art.  25  sichert 
den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  die  anstandslose  Besitzergreifung 
und  Verfügung  über  Erbschaften,  welche  ihnen  im  anderen  ver- 
tragschliessenden  Staate  zufallen ;  ebenso  den  freien  Erwerb  von  be- 
weglichem und  unbeweglichem  Gut  durch  Kauf,  Verkauf,  Schenkung, 
Tausch,  Heirat  und  Erbschaft,  Die  Konkursgerichtsbarkeit 
richtet  sich  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  der  Konkurs 
eröffnet  wird  (Art.  26).  Mithin  hört  die  bisherige  Kompetenz  der 
österreichisch  -  ungarischen  Konsulate  in  Konkursangelegenheiten 
österreichischer  oder  ungarischer  in  Bulgarien  lebender  Untertanen 
auf.   Was  die  beweglichen  Hinterlassenschaften  österreichischer  oder 
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ungarischer  Staatsangehöriger  in  Bulgarien  anbelangt,  sind  die  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularfunktionäre  ausschliesslich  berechtigt, 
sowohl  sämtliche  zur  Sicherung  der  Erbschaftsmasse  notwendigen 
Massnahmen  —  unter  Verständigung  der  Lokalbehörden,  welche  eben- 
falls ihre  Siegel  anlegen  können  —  vorzunehmen  als  auch  die  Ver- 
lassenschafts- Abhandlung  und  Einantwortung  und  Übergabe  des  Nach- 
lasses zu  effektiveren.  Sind  jedoch  ausserhalb  des  Erbrechtes  stehende 
Reklamationen  von  bulgarischen  Staatsangehörigen  angemeldet  oder 
sind  Streitigkeiten  bezüglich  der  in  Bulgarien  befindlichen  und  zur 
Erbschaft  gehörenden  Liegenschaften  entstanden,  so  sind  diese  Streitig- 
keiten von  den  bulgarischen  Gerichten  zu  verhandeln,  in  Welchem 
Falle  die  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  als  Vertreter 
der  Erbschaft  fungieren,  im  übrigen  aber,  was  den  unangefochtenen 
Teil  des  Nachlasses  betrifft,  die  Verlassenschaftsabhandlung  in  eigener 
Kompetenz  fortsetzen  können.  Ihre  diesbezüglichen  Bescheide  sind 
in  Bulgarien  gleich  den  einheimischen  Urteilen  vollstreckbar  (Art.  27). 
Hinterlässt  ein  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger 
in  Bulgarien  an  einem  solchen  Orte,  wo  sich  kein  österreichisch- 
ungarisches  Konsulat  befindet,  eine  Erbschaft,  so  haben  die  Lokal- 
behörden die  auf  die  Nachlassenschaft  bezüglichen  Sicherungsmassregeln 
zu  treffen  und  hiervon  dem  nächsten  österreichisch-ungarischen  Kon- 
sulat zu  berichten.  Sobald  sich  der  nächstgelegene  österreichisch  - 
ungarische  Konsul  persönlich  oder  dessen  Abgesandter  einfindet,  haben 
die  Lokalbehörden  alle  weiteren  Schritte  einzustellen  (Art.  28).  Die 
Hinterlassenschaften  der  in  Österreich  oder  Ungarn  verstorbenen 
bulgarischen  Staatsaugehörigen  werden  nach  den  am  Sterbeorte 
geltenden  Landesgesetzen  und  nach  Massgabe  der  für  die  meistbe- 
günstigten Nationen  geltenden  Normen  geregelt  (Art.  29). 

Die  Art.  32  bis  35  behandeln  die  Befugnisse  und  die  administrative 
und  Gerichtskompetenz  der  Konsularfnnktionäre  respektive  Handels- 
agenten in  Seerechtsangelegenheiten  (Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  an  Bord;  Einfangung  und  Arretierung  desertierender 
Matrosen;  Inventarisierung  des  von  Seemännern  hinterlassenen  Ver- 
mögens; Havarien;  Schiffbruch  u.  dergl.).  Bezüglich  der  Hafen polizei, 
Ladung  und  Abladung,  sowie  auch  der  Massnahmen  zur  Sicherung 
der  Waren  und  Güter  auf  Schiffen  sind  die  betreffenden  Lokal-Landes- 
gesetze zu  beobachten,  wobei  das  Meistbegünstigungsprinzip  auch  auf 

die  österreichischen  und  ungarischen  Schiffe  anzuwenden  ist  (Art.  30). 

41* 
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Die  letzten  zwei  Artikel  37  und  38  beziehen  sich  auf  das  In- 
krafttreten, die  Dauer  und  Aufkündigung  dieser  Konvention.  Was 
das  Inkrafttreten  der  Kon  vention  betrifft,  so  wird  die  Bestimmung 
des  Art.  37,  wonach  sie  drei  Monate  nach  Austausch  der  Ratifikationen 
zu  erfolgen  hätte,  wie  oben  erwähnt,  laut  Punkt  4  des  Zusatzes 
(Protocole  flnal),  dahin  ergänzt,  dass  der  genannte  Austausch  drei 
Monate  vor  dem  Insleben treten  der  mit  den  anderen  Staaten  abzu- 
schliessenden  Konventionen  stattzufinden  hat.  In  diesem  Sinne  ist 
dann  Art.  38  zu  verstehen,  welcher  verfügt,  dass  der  in  Wien  vor- 
zunehmende Austausch  der  Ratifikationen  der  gegenwärtigen  Kon- 
vention sobald  als  möglich  zu  erfolgen  hat.  Aus  dem  genannten 
Schlussprotokoll,  welches  gleichzeitig  mit  der  Ratifizierung  der  Kon- 
vention, auf  welche  es  sich  bezieht,  ipso  facto  als  bestätigt  und 
sanktioniert  anzusehen  ist,  sind  noch  die  Punkte  1,  3  und  5  zu  er- 
wähnen. Punkt  1  bestimmt,  dass  etwaigen  Differenzen  bezüglich  der 
Auslegung  oder  Vollziehung  dieser  Konvention  oder  hinsichtlich  der 
Folgen  der  Verletzung  irgend  einer  ihrer  Bestimmungen,  falls  kein 
gütliches  Übereinkommen  zu  stände  kommen  sollte,  nach  den  Grund- 
sätzen der  im  Haag  am  29.  Juli  1899  geschlossenen  Konvention  zur 
friedlichen  Regelung  internationaler  Konflikte  zu  entscheiden  ist. 
Punkt  3  beschränkt  die  Zollfreiheit  der  österreichisch-ungarischen 
Konsularfnnktionörc  in  Bulgarien  bloss  zu  Gunsten  der  Amtschefs. 
Punkt  5  garantiert  —  bis  zum  Inslebentreten  der  Konvention  — 
den  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionären  und  den  in  Bul- 
garien wohnhaften  österreichischen  und  ungarischen  Staatsangehörigen, 
wie  auch  den  in  den  bulgarischen  Territorialgewässern  befindlichen 
österreichischen  und  ungarischen  Schiffen  alle  jene  Rechte,  Privilegien 
und  Immunitäten,  welche  sie  gegenwärtig  gemessen.  In  keinem  Falle 
aber  können  die  k.  und  k.  Konsularfunktionäre  und  die  österreichischen 
und  ungarischen  Untertanen  in  Bulgarien,  selbst  unter  dem  Regime 
der  neuen  Konvention,  auf  einem  minder  günstigen  Fusse  behandelt 
werden,  als  die  Konsularvertreter  und  die  Untertanen  einer  dritten  Macht. 

Aus  dieser  Konsularkonvention  erhellt  nun,  dass  sich  ihre  Be- 
stimmungen an  das  Prinzip  der  Parität  halten.  Eine  Ausnahme  hier- 
von machen  bloss  die  Vormundschafts-  und  Erbschaftsange- 
legenheiten, einigermaßen  auch  die  Konkursangelegenheiten,  wo 
den  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionären  grössere  Rechte 
eingeräumt  werden,  als  den  bulgarischen  Handelsagenten.   Es  geschah 
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dies  aas  Gründen  der  Rechtskontinuität,  um  eine  bereits  seit 
Jahrzehnten  geübte  und  auf  den  Kapitulationen  beruhende  Praxis, 
welche  mit  der  Gesetzgebung  Österreichs  und  Ungarns  eng  zusammen- 
hängt, nicht  auf  einmal  abzuändern. 

Ein  anderer,  jedenfalls  nicht  in  das  bürgerliche  Recht  ein- 
schneidender Unterschied  ist  in  Punkt  3  des  Schlussprotokolles  zu 
gewähren,  und  zwar  darin,  dass  von  einer  Zollfreiheit  bloss  zu 
Gunsten  der  österreichisch-ungarischen  Konsulatschefs 
die  Rede  ist,  während  man  den  bulgarischen  Handels-Agenturchefs 
diese  Prärogative  stillschweigend  verweigert.  Diese  Imparität  ist 
eigentlich  die  einzige  empfindliche  Kennzeichnung  dessen,  dass  der 
bulgarische  Handelsagent  als  Konsularfunktionär  eines  Süzeränen 
Staates  um  eine  Nuance  niedriger  steht,  als  der  eines  gänzlich 
unabhängigen  Staates.1) 

II.  Die  Konvention  über  die  gegenseitige  Rechtshilfe 
enthält  folgende  Bestimmungen. 

Als  Grundlage  dieser  Konvention  haben  die  zwischen  den  beiden 
Staaten  in  Bezug  auf  die  gegenseitige  Rechtshilfe  bisher  befolgten 
Normen  gedient. 

Die  vertragschliessenden  Staaten  verpflichten  sich  gegenseitig, 
die  Zustellungen  von  Vorladungen  oder  anderen  Gerichtsakten  zu 
efFektuieren,  sowie  auch  die  Requisitionen  der  betreffenden  Ge- 
richte vollstrecken  zu  lassen,  soweit  dies  den  resp.  Landesgesetzen 
nicht  widerspricht.  Bezüglich  der  Requisitionen  und  deren  Er- 
ledigungen gelten  die  nämlichen  Bestimmungen,  welche  in  der  Aus- 
lieferungskonvention vorgesehen  sind.  Indessen  bleibt  es  den  öster- 
reichisch-ungarischen diplomatischen  Agenten  und  Konsularfunktionären 
unbenommen,  die  für  die  österreichischen  und  ungarischen  Staats- 
angehörigen bestimmten  Zustellungen  im  eigenen  Wirkungskreise 
vorzunehmen  (Art.  1).  Entsteht  eine  Kontroverse  über  die  Zulässig- 
keit  der  Rechtshilfe,  so  entscheiden  darüber  die  Gerichte  des  ange- 

^  Es  muss  jedoch  bemerkt  werden,  dass  an  der  Aufnahme  dieser  Be- 
stimmung auch  jener  Diplomat  die  Schuld  trägt,  welcher  bei  den  Beratungen 
über  diese  Konvention  als  Delegierter  des  Fürstentums  fungiert  hat,  da  er 
das  Hauptgewicht  darauf  legte,  dass  bloss  die  KonBulatechefs  der  ober- 
wähnten Begünstigung  teilhaftig  werden,  nicht  aber  auch  das  ganze 
Personal.  Deshalb  musste  er  dann  in  dieser  Frage  die  Interessen  der 
bulgarischen  Handels-Agenturchefs  opfern. 
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gangenen  Staates  (Art.  3).  Eine  Prozesskaution  (Cautio  judicatum 
solvi)  kann  wegen  fremder  Staatsangehörigkeit  nicht  gefordert  werden 
(Art.  4).  Diese  Verfügung  hindert  jedoch  in  keiner  Weise  die  Ein- 
treibung der  Prozesskosten  nach  den  Landesgesetzen  des  ersuchten 
Staates  (Art.  5).  Bei  Erledigung  einer  Zwangsvollstreckungs- 
requisition hat  die  angegangene  Behörde  (Gericht)  zu  untersuchen, 
ob  nach  den  für  das  Urteil  massgebenden  Landesgesetzen  die  Aus- 
fertigung (Expedition)  der  Entscheidung  die  für  deren  Autentizität 
notwendigen  Bedingungen  in  sich  vereinigt,  und  ob  nach  den  näm- 
lichen Gesetzen  die  Entscheidung  in  Rechtskraft  getreten  ist.  Der 
unentgeltliche  Rechtsbeistand  auf  Grund  des  Armenrechtes 
wird  den  Angehörigen  beidej  vertragschliessenden  Teile  gleich  den 
einheimischen  Einwohnern  gewährt  (Art.  7).  In  dieser  Beziehung 
haben  die  Armutszeugnisse,  welche  von  der  Behörde  des  Domizils 
oder  des  Aufenthaltsortes  des  unentgeltlichen  Rechtsbeistand  An- 
suchenden ausgestellt  sind,  volle  Gültigkeit.  Vollstreckbar  im  Wege 
der  Requisition  sind  alle  Urteile,  Zahlungsmandate  und  andere  Ge- 
richtsbescheide, sowie  auch  die  gerichtlichen  Vergleiche,  insofern  die- 
selben nach  den  betreffenden  Landesgesetzen  einen  Exekutionstitel 
begründen  und  mit  der  Vollstreckungsklausel  versehen  sind.  Dies- 
bezüglich macht  es  hinsichtlich  der  Vollstreckung  seitens  des  an- 
gegangenen bulgarischen  Gerichtes  keinen  Unterschied,  ob  das  be- 
treffende Urteil,  der  Bescheid  etc.  von  österreichischen  oder  ungarischen 
Gerichten  oder  von  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionären 
erlassen  ist.  Das  Gleiche  gilt  auch  von  den  vor  diesen  Behörden 
geschlossenen  Vergleichen  (Art,  10).  Urteile,  Bescheide  etc.,  deren 
Gegenstand  das  Eigentumsrecht  von  im  angegangenen  Staat  liegenden 
Unbeweglichkeiten  oder  Sachenrechte  an  solchen  Liegenschaften  bilden, 
können  nicht  vollstreckt  werden  (Art.  11).  Diese  Bestimmung  hat 
jedoch  (laut  Zusatz  zum  nämlichen  Art.  11)  auf  andere,  ausserhalb 
obiger  Rechte  stehende  Exekntionstitel  keine  Anwendung.  Die  Voll- 
streckung richtet  sich  nach  den  Vorschriften  des  angegangenen  Staates. 
Das  zu  der  Erledigung  der  Vollstreckungsrequisition  bestimmte  Ge- 
richt kann  nicht  das  Wesen  (meritum)  der  Sache  untersuchen.  Ist 
jedoch  die  den  Gegenstand  der  Klage  bildende  Handlung  oder  Leistung 
nach  den  Gesetzen  des  angegangenen  Staates  verboten  oder  nicht 
exequierbar,  so  ist  die  Vollstreckung  zu  verweigern  (Art.  12).  Sonst 
kann   dem   Vollstreckungsansuchen   nur  unter  nachstehenden  Be- 
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dingungen  Folge  gegeben  werden:  1.  wenn  das  betreffende  (erkennende) 
Gericht  nach  den  für  das  Gericht  geltenden  Vorschriften  kompetent 
war;  2.  wenn  im  Hauptprozesse  die  Zustellung  der  Klage  an  den 
Beklagten  ordnungsmässig  erfolgt  und  keine  Unregelmässigkeit,  welche 
den  Beklagten  in  der  Wahrung  seiner  Rechte  gehindert  hatte,  vor- 
gekommen ist.  Die  genannte  Zustellung  ist  nur  dann  als  ordnungs- 
gemäss erfolgt  anzusehen,  wenn  sie  an  den  Kläger  persönlich,  und 
zwar  entweder  im  Staate,  wo  das  Urteil  erlassen  ist,  erfolgt  oder 
aber  im  Requisitionswege  in  einem  dritten  »Staate  oder  im  Staate, 
wo  das  Urteil  zu  vollstrecken  ist,  und  3.  wenn  das  Urteil  mit  der 
Vollstreckungsklausel  versehen  ist  (Art.  13).  Die  nämliche  Klausel 
mns8  auch  ein  gerichtlicher  Vergleich  enthalten  (Art.  14).  Die  zur 
Erledigung  des  Vollstreckungsbegehrens  zuständige  Behörde  ver- 
handelt nach  den  Landesgesetzen,  welche  letzteren  auch  für  die  von 
den  Parteien  eventuell  zu  ergreifende  Berufung  massgebend  sind. 
Das  einmal  wegen  mangelnder  Gesuchseinreich ung  abschlägig  be- 
schiedene  Vollstreckungsbegehren  kann  nach  entsprechender  Ergänzung 
erneuert  werden  (Art.  10). 

In  Konkursangelegenheiten  ist  folgender  Vorgang  zu  be- 
obachten: Wenn  zu  einer  in  Österreich  oder  Ungarn  eröffneten 
Konkursmasse  auch  in  Bulgarien  befindliche  Beweglichkeiten  ge- 
hören, so  ist  auf  Ansuchen  des  betreffenden  österreichischen  oder 
ungarischen  Konkursgerichts  die  Sicherstellung,  Inventarisierung  und 
Übergabe  dieser  Beweglichkeiten  durch  das  bulgarische  Konkurs- 
gericht vorzunehmen,  selbst  wenn  der  Gemeinschuldner  ein  öster- 
reichischer oder  ungarischer  Staatsangehöriger  wäre,  ausgenommen 
jedoch  den  Fall,  wenn  der  Gemeinschuldner  in  Bulgarien  angesessen 
ist.  Das  gleiche  Verfahren  ist  umgekehrt  im  Falle  einer  Konkurs- 
eröffnung in  Bulgarien  bei  in  Österreich  oder  Ungarn  befindlichen 
und  zur  Konkursmasse  gehörigen  Beweglichkeiten  einzuhalten.  Nach 
dein  Tage  des  Eintreffens  des  Ansuchens  um  Sicherung  oder  Über- 
gabe der  obbenannten  Beweglichkeiten  kann  das  angegangene  Gericht 
nur  jenen  Teil  an  das  Konkursgericht  tibergeben,  welcher  nach 
Geltendmachung  der  allfälligen,  vor  jenem  Tage  angemeldeten  Pfänder 
oder  anderer  sachenrechtlicher  Ansprüche  übrig  bleibt.  Zum  beweg- 
lichen Vermögen  werden  alle  Forderungen,  selbst  wenn  sie  hypothekiert 
(grundbttcherlich  einverleibt)  wären,  gerechnet  (Art.  18).  Die  Mass- 
nahmen bezüglich  der  nach  dem  vorhergehenden  (18.)  Artikel  der 
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Übergabe  an  das  Koiikursgericht  nicht  unterliegenden  Beweglichkeiten, 
sowie  auch  der  Liegenschaften  des  Gemeinschuldners,  unterliegen  der 
Kompetenz  des  Gerichtes  jenes  Staates,  wo  diese  Sachen  sich  befinden. 
Im  Falle  einer  Zwangsversteigerung  ist  der  nach  Befriedigung  der 
Gläubiger  verbleibende  Rest  an  das  Konkursgericht  zu  übergeben. 

III.  Die  Konvention  über  die  gegenseitige  Auslieferung 

von  Verbrechern. 

Die  Konvention  sanktioniert  und  erweitert  alle  jene  Grund- 
satze und  Regeln,  welche  auch  bisher  nach  Massgabe  des  Strafrechtes 
und  der  Reziprozität  in  den  einzelnen  Auslieferungsfallen  zwischen 
beiden  Staaten  beobachtet  wurden.  Art.  1  stellt  das  Prinzip  fest, 
dass  jeder  vertragschliessende  Teil  nur  fremde,  also  keinesfalls  seine 
eigenen  Staatsangehörigen,  und  zwar  nur  wegen  Verbrechen,  welche 
nicht  auf  seinem  eigenen  Territorium  begangen  wurden,  ausliefert. 
Die  einzelnen  Delikte,  bei  deren  Vorhandensein  die  Auslieferung 
stattfindet,  sind  im  Art.  2  aufgezählt.  Die  Auslieferung  kann 
jedoch  auch  im  Falle  des  Versuches  und  der  Teilnahme  gewährt 
werden,  falls  nach  den  Gesetzen  des  die  Auslieferung  ansuchenden 
und  des  dazu  aufgeforderten  Staates  der  Versuch  und  die  Teilnahme 
an  den  fraglichen  Delikten  bestraft  wird.  Die  Auslieferung,  welche 
nur  im  diplomatischen  Wege  verlangt  werden  kann  (Art.  4), 
darf  ausserdem  bloss  dann  gefordert  werden,  wenn  die  Verfolgung  des 
Verbrechers  eingeleitet  wurde  oder  die  Verurteilung  erfolgt  ist,  und 
zwar  in  dem  Falle,  wenn  die  strafbare  Handlung  wenigstens  eine 
einjährige  Kerkerstrafe  nach  sich  zieht.  Wegen  politischer  Delikte 
wird  keine  Auslieferung  gewährt,  ebensowenig  kann  der  ausgelieferte 
Verbrecher  wegen  eines  politischen  Deliktes,  welches  er  vorher  be- 
gangen hat,  oder  aber  für  eine  mit  einem  politischen  Delikte  zusammen- 
hängende Handlung  verfolgt  oder  bestraft  werden.  Ein  Attentat 
gegen  ein  Staatsoberhaupt  oder  gegen  dessen  Familienmitglieder 
kann  jedoch  nicht  als  politisches  Delikt  oder  als  eine  mit  einem 
solchen  zusammenhängende  Handlung  angesehen  werden,  wenn  das- 
selbe den  Tatbestand  des  Todschlages,  des  Mordes,  der  Vergiftung 
oder  des  Versuches  oder  der  Teilnahme  an  diesen  Verbrechen  be- 
gründet (Art.  3).  Das  Ansuchen  um  Auslieferung  mnss  ausser  dem 
Haftbefehle  oder  einem  anderen  gleichbedeutenden  Gerichtsakte  den 
betreffenden  Strafgesetztext,  welcher  der  Strafverfolgung  respektive 
Anklage  zur  Grundlage  dient,  sowie  auch,  wenn  es  sich  um  ein 
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Delikt  gegen  das  Eigentum  handelt,  die  Angabe  des  angesprochenen 
ziffernmä88igen  Schadenersatzes  enthalten.  In  dringenden  Fällen  kann 
\on  der  Vorlegung  der  bezeichneten  Dokumente  und  Daten  abgesehen 
und  der  Auszuliefernde  auf  telegraphisches  Ansuchen  der  Regierung 
in  Haft  genommen  werden.  Desgleichen  kann  die  vorläufige  Inhaft- 
nahme in  Fällen  äusserster  Dringlichkeit  auch  auf  Grund  eines  An- 
suchens von  Behörde  zu  Behörde  unter  der  Bedingung  angeordnet 
werden,  dass  binnen  acht  Tagen  die  Verständigung  über  die  Er- 
lassnng  eines  Haftbefehles  eintrifft  (Art.  6  bis  7). 

*  Im  Art.  11  sind  die  drei  Fälle  angegeben,  in  welchen  dem 
Auslieferungsbegehren  keine  Folge  gegeben  werden  kann,  und  zwar 
erstens:  wenn  der  Auszuliefernde  wegen  des  nämlichen  Verbrechens  in 
dem  zur  Auslieferung  aufgeforderten  Staate  bereits  verurteilt  oder 
zwar  verfolgt  war,  jedoch  freigesprochen  wurde;  zweitens:  wenn 
nach  den  Gesetzen  des  aufgeforderten  Staates  die  Verjährung  zu 
Gunsten  des  Auszuliefernden  noch  vor  dessen  Verhaftung  oder  Vor- 
ladung erfolgt  ist,  und  drittens:  wenn  das  dem  Auslieferungsbegehren 
zur  Grundlage  dienende  Delikt  nur  auf  Antrag  der  beschädigten 
Partei  geahndet  werden  kann  und  es  nicht  festgestellt  ist,  dass  ein 
solcher  Antrag  erfolgt  ist. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  Art.  14,  welcher  jedem  Miss- 
brauche  bei  persönlichen  Vorladungen  von  Zeugen  vorbeugt.  Eine 
derartige  Vorladung  kann  nur  in  nicht  politischen  Prozessen  und 
auf  diplomatischem  Wege  stattfinden  und  auch  nur  dann,  wenn  der 
Zeuge  einwilligt,  sich  behufs  persönlicher  Deposition  in  den  anderen 
Staat  zu  begeben.  Kein  solchermassen  persönlich  erscheinender  Zeuge 
kann  jedoch  wegen  früherer  Handlungen  oder  gerichtlicher  Verur- 
teilungen oder  unter  der  Geltendmachung  seiner  Mitschuld  in  den 
Prozessen,  in  welchen  er  bezeugen  soll,  verfolgt  oder  verhaftet  werden. 
Ist  die  persönliche  Vernehmung  des  Zeugen  nicht  notwendig,  so  ge- 
schieht dessen  Einvernahme  nach  den  Vorschriften  für  gegenseitige 
Rechtshilfe  durch  eine  diesbezügliche,  im  diplomatischen  Wege  zu 
stellende  Requisition  (Art.  lf>).  Desgleichen  kann  auch  die  sich  in 
Strafprozessen  zum  Zwecke  der  Konfrontierung  notwendig  erweisende 
zeitweilige  Auslieferung  von  Verbrechern  nur  auf  Grund  eines  im 
diplomatischen  Wege  zu  stellenden  motivierten  Ansuchens  erfolgen. 
Strafgerichtliche  Urteile  jedoch,  womit  Angehörige  des  einen  vertrag- 
schliessenden  Staates  von  Gerichten  des  anderen  Vertragsschliessenden 
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Teiles  verurteilt  wurden,  können  ersterein  nicht  zugestellt  werden 
(Art,  7).  Die  vertragschliessenden  Staaten  werden  durch  Art.  19 
verpflichtet,  einander  die  von  ihren  Gerichten  gegen  Angehörige  des 
anderen  Staates  gefällten  Urteile,  welche  auf  mehr  als  drei  Monate 
Geiängnis  lauten,  gegenseitig  mitzuteilen.  Diese  Mitteilungen  ge- 
schehen ebenfalls  im  diplomatischen  Wege  durch  Absendnng  von 
Auszügen  der  in  Rechtskraft  erwachsenen  Urteile.  Art.  21  enthält 
bezüglich  des  Inkrafttretens  der  Dauer  (fünf  Jahre)  und  der  Auf- 
kündigung der  Konvention  die  nämlichen  Verfügungen,  wie  der  ent- 
sprechende Artikel  der  Konsnlar-Konvention. 

In  Vorbereitung  für  die  nächste  oder  wenigstens  für  eine  der 
nächsten  Sobranjesession  befindet  sich  jener  einer  Seeschlange  gleichende 
Entwurf  über  die  Dienstverhältnisse,  Rangordnung  und  Ge- 
halte der  Staatsbeamten.  Bereits  unzählige  solche  Entwürfe 
wurden  bei  uns  im  Laufe  der  letzten  10  Jahre  ausgearbeitet  und 
in  Enqueten  beraten,  ihre  Vorlage  der  Sobranje  wurde  jedoch  stets 
durch  verschiedene  Erwägungen,  von  welchen  die  letzte  nicht  die 
Finanzfrage  ist,  vereitelt;  obwohl  es  eben  bei  uns,  wo  infolge  des 
herrechenden,  die  Völker  angeblich  beglückenden,  parlamentarischen 
Regierungssystems  jedes  zweite  Jahr  eine  neue  Regierung  ans  Ruder 
kommt  und  neue  gesetzgeberische  Wahlen  stattfinden,  ein  Postulat 
nicht  nur  des  Staatsinteresses,  sondern  auch  der  gesunden  Vernunft 
wäre,  durch  ein  organisches  Beamtengesetz  die  Lage  sämtlicher  Staats- 
beamten sicherzustellen  und  dieselbe  ein-  für  allemal  von  dem  je- 
maligen  Regierungswechsel  unabhängig  zu  machen.  Dies  wäre  um 
so  notwendiger  und  gerechter,  als  der  bulgarische  Staatsbeamte  erst 
nach  20  (zwanzig)  Dienstjahren  einen  Anspruch  auf  Pension  erlangt, 
trotzdem  ihm  für  diese  Pension  gleich  vom  Anbeginn  seines  Dienstes 
monatlich  5°0  vom  Gehalte  abgezogen  werden;  dabei  kann  er  aber 
niemals,  selbst  wenn  er  50  Jahre  dient,  eine  im  strengsten  Sinne 
des  Wortes  volle  Pension  bekommen,  da  das  Pensions- Max  im  um 
jährlich  4000  (viertausend)  Silberlevs  (1  Silberlev  —  90  öster.  Heller) 
beträgt,  selbst  wenn  der  pensionierte  Beamte  12000  Frs.  an  Jahres- 
gehalt bezogen  hat.  Daher  macht  sich  auch  in  einem  grosseu  Teile 
der  Beamtenschaft  der  Wunsch  bemerkbar,  der  Staat  möge  den  Beamten 
die  von  ihnen  für  den  Pensionsfonds  eingezahlten  Summen  zurücker- 
statten und  das  ganze  Pensionsgesetz  aufheben;  denn  für  das  Geld,  das 
der  Beamte  für  diese  überaus  karg  bemessene  Pension  einzahlt,  kann  er 
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besser  und  vorteilhafter  sein  Leben  bei  irgend  einer  soliden  Lebens- 
versicherungsgesellschaft versichern. 

Dort,  wo  die  Mehrzahl  der  Bevölkerung  die  Beamten  als  ein 
notwendiges  Übel  nnd  als  Parasiten  ansieht  und  die  Landesväter  ein 
besonderes  Vergnügen  empfinden,  wenn  sie  den  Staatsbeamten  das  ohne- 
hin beschiedene  Gehalt  reduzieren  können,  ist  es  füglich  besser  nnd 
mannhafter,  wenn  man  es  den  Staatsbeamten  selbst  überlässt,  für  ihr 
Alter  oder  ihren  Todesfall  zu  sorgen,  als  durch  karrikaturenhafte 
Pensionsgesetze  den  Schein  zu  erwecken,  als  würde  man  grossmütig 
für  das  Wohl  der  Beamten  Fürsorge  tragen.1) 

J)  Zur  Zeit,  wo  ebeu  die  obigen  Zeilen  gedruckt  werden  (März  1903), 
beechliosBt  die  erste  regelmässige  Session  der  XII.  National-Vereammlung 
ihre  —  an  Interpellationen  reiche  —  Tätigkeit.  Eine  ihrer  letzten 
Arbeiten  war  die  Beratung  des  Beamtengesetzentwurfes,  jedoch  ohne  den 
hochwichtigen  zweiten  Teil  der  Rangordnung  und  der  Gehalts- 
liste!    Es  bleibt  also  diesbezüglich  wieder  alles  beim  Alten. 
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Regierung. 

Am  12.  Mai  1902  starb  der  Präsident  der  Republik,  Federico 
Errazurriz,  vor  Beendigung  seiner  Regierangszeit,  die  am  18.  Sep- 
tember desselben  Jahres  ablaufen  sollte. 

Infolge  der  t&tlichan  Krankheit  an  der  Ausübung  seines  Amtes 
verhindert,  hatte  er  zweimal  durch  den  Minister  des  Innern  vertreten 
werden  müssen,  der  gemäss  dem  Art.  65  der  Verfassung  in  solchen 
Fällen  die  Regierung  mit  dem  Titel  eines  Vicepräsidenten  übernimmt. 
Zuerst  vertrat  ihn  Don  Elias  Fernandez  Albauo,  das  zweite  Mal 
Don  Akihal  Zannartu.  Während  der  Vicepräsidentschaft  des  letz- 
teren starb  Errazurriz  und  fand  die  Wahl  seines  Nachfolgers  statt. 

Die  Wahl  des  Präsidenten  ist  eine  indirekte  Volkswahl.  Das 
Land  ist  in  Provinzen  und  letztere  sind  in  „Departemente"  einge- 
teilt; die  Departemente  wählen  auf  je  30000  Seelen  einen  Deputierten, 
und  am  25.  Juni  des  Präsidenten- Wahljahres  Wahlmänner,  wovon 
3  auf  jeden  Deputierten  entfallen.  Einen  Monat  später,  am  25.  Juli, 
stimmen  die  Wahlmänner  für  den  künftigen  Präsidenten.  Die  Stimmen- 
zählung erfolgt  am  30.  August  durch  den  Kongress  unter  Vorsitz 
des  Präsidenten  des  Senats,  der  den  neuen  Präsidenten  proklamiert, 
welcher  am  18.  September,  dem  Jahrestag  der  Unabhängigkeits- 
erklärung, sein  Amt  antritt. 

1001  wurde  Jkkman  Rikhco  Präsident.  Die  Wahl  verlief  ruhig. 
Die  liberalen  Parteien  hatten  in  einer  Konvention  Riksco  als  Kan- 
didaten aufgestellt.   Er  wurde  mit  grosser  Stimmenmehrheit  gewählt. 

Auswärtige  Angelegenheiten  und  Verträge. 

Die  alte  Grenzstreitigkeit  mit  Argentinien,  welche  so  oft  die 
öffentliche  Meinung  hüben  und  drüben  der  Anden  bewegt  hatte  und 
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einen  unheilvollen  Krieg  herbeizuführen  drohte,  wurde  1898  der 
Entscheidung  eines  Schiedsrichters  übergeben,  wie  es  für  den  Fall 
von  Streitigkeiten  zwischen  beiden  Staaten  in  allen  früheren  Kon- 
ventionen stipuliert  war.  Als  Schiedsrichter  war  die  englische  Re- 
gierung bestimmt.  Während  der  Jahre  1900  und  1901  setzten  Chile 
und  Argentinien  die  geographische  Aufnahme  der  streitigen  Gebiete 
fort  und  legten  der  englischen  Regierung  das  Beweismaterial  ihrer 
Ansprüche  vor. 

Dennoch  schwanden  das  Misstraueu  und  die  Befürchtungen 
eines  Krieges  nicht.  1900  besetzt«  Argentinien  einige  Andentäler, 
auf  die  Chile  ein  Recht  beanspruchte,  und  1901  eröffnete  dieses  Wege 
in  Patagonien,  wodurch  die  Möglichkeit  eines  Krieges  zweimal  wieder 
auftrat.  Jede  Republik  sah  in  dem  Vorgehen  der  andern  eine 
Störung  des  zwischen  ihnen  vereinbarten  Status  quo.  Glücklicher- 
weise waren  die  Regierungen  nicht  so  kriegerisch  gesinnt,  wie  die 
öffentliche  Meinung,  und  die  Schwierigkeiten  endigten  1900  mit  dem 
Protokoll  vom  29.  Dezember  1900,  und  im  Jahre  1901  mit  dem 
Vertrag  vom  28.  Mai  1902. 

Die  Errichtung  von  Grenzsteinen,  wo  keine  Differenzen  über 
die  Grenzlinien  bestanden,  weil  Wasserscheiden  (chilenische  Auf- 
fassung der  Grenze)  und  höchste  Bergspitzen  (argentinische)  zu- 
sammenfielen, schritt  nicht  vorwärts.  Die  damit  beauftragten 
Kommissionen  konnten  sich  nicht  über  die  Fassung  der  dabei  auf- 
zunehmenden Protokolle  einigen,  da  eine  jede  in  diesen  Protokollen 
nur  dem  Prinzip  der  Wasserscheide  oder  resp.  der  höchsten  Spitzen 
Ausdruck  geben  wollte. 

Im  Jahre  1882,  während  des  peruanischen  Krieges,  Hess  Nord- 
amerika Einladungen  an  alle  süd*  und  mittelamerikanischen  Staaten 
ergehen  zu  einem  Kongress,  in  welchem  Fragen  von  allgemeinem 
Interesse  für  Amerika  verhandelt  werden  sollten.  In  Anbetracht 
der  Bemerkungen,  die  Chile  der  nordaraerikanischen  Regierung  machte, 
wurde  dieser  Kongress  für  eine  günstigere  Zeit  aufgeschoben.  Es  wäre 
schwierig  gewesen,  die  südamerikanischen  Republiken  in  eine  Kon- 
ferenz zu  vereinigen,  während  drei  von  ihnen,  Chile,  Peru  und 
Bolivien,  im  Krieg  waren. 

Im  Jahre  1889  kam  in  Washington  der  von  Nordamerika  an- 
gestrebte Kongress  zustande.    Das  vorgelegte  Arbeitsprogramm  ent- 
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hielt  unter  anderem  die  Annahme  des  Schiedsgerichts  für  alle  in 
Zukunft  unter  amerikanischen  Staaten  vorkommenden  Differenzen 
und  Streitigkeiten.  Die  Verhandlungen  nahmen  keinen  programm- 
mgssigen  Verlauf.  Der  Kongress  erklärte  sich  für  das  obligatorische 
Schiedsgericht  mit  rückwirkender  Kraft,  was  eine  Intervention  der 
übrigen  Staaten  in  die  Angelegenheiten  von  Chili  und  Peru  bezweckt 
und  fasste  über  das  Eroberungsrecht  einen  Beschluss,  der  die  Gebiets- 
abtretung von  Peru  an  Chile  rückgängig  machen  sollte.  Chile  als 
souveräner  und  unabhängiger  Staat  duldete  diese  Einmischungen  nicht. 
Der  erste  panamerikanische  Kongress  führte  zu  keinerlei  praktischen 
Ergebnissen. 

Im  März  1900  erhielt  Chile  die  Einladung  zu  einem  zweiten 
panamerikanischen  Kongress,  der  in  Mexiko  zusammentreten  sollte. 
Die  im  Jahre  1889  gemachten  Erfahrungen  waren  nicht  vergessen. 
Chile  bewirkte,  dass  das  ursprünglich  in  weitschweifigen  und  un- 
klaren Worten  verfasste  Arbeitsprogramm  genau  festgestellt  wurde, 
und  erst  nachdem  es  die  Sicherheit  erhalten  hatte,  dass  der  Kongress 
sich  nicht  in  die  mit  Peru  bestehenden  Differenzen  einmischen  würde 
oder  Beschlüsse  von  rückwirkender  Kraft  zu  fassen  beabsichtigte, 
sagte  es  seine  Teilnahme  an  dem  Kongress  zu. 

Die  Frage  des  Schiedsgerichts  für  alle  in  Zukunft  auftauchenden 
Konflikte  war  wieder  der  Brennpunkt  der  Verhandlungen.  Argentinien, 
im  Dienst  der  politischen  Interessen  von  Peru  und  Bolivien,  vertrat 
das  obligatorische  Schiedsgericht.  Chile  befürwortete  das  fakultative 
und  beantragte  die  Annahme  der  Beschlüsse  der  Haager  Friedens- 
konferenz. Der  Entwurf  zweier  Verträge  kam  ausserhalb  der  Kon- 
ferenz zustande;  in  einem  wurden  die  Konventionen  der  Haager 
Friedenskonferenz  angenommen,  im  anderen  das  obligatorische  Schieds- 
gericht. Während  alle  Staaten  Amerikas  dem  ersten  beitraten  und 
das  Projekt  so  die  Bedeutung  eines  Beschlusses  des  Kongresses  hat, 
verpflichteten  sich  Mexiko,  Argentinien,  Peru,  Bolivien,  Uruguay, 
Paraguay,  Guatemala,  St.  Domingo  und  Salvador  für  das  obligatorische 
Schiedsgericht.  Beide  Vertragsprojekte  wurden  durch  den  Kongress 
an  das  Auswärtige  Amt  Mexikos  geschickt,  um  den  Regierungen  der 
amerikanischen  Staaten  mitgeteilt  zu  werden. 

Die  chilenische  Vertretung  legte  ausser  dem  erwähnten  Antrag 
verschiedene  Projekte  vor,  so  über  Ausübung  liberaler  Berufe, 
über  Gründung  einer  internationalen  Bank,  über  literarisches  und 
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künstlerisches  Eigentum,  weil  sie  glaubte,  den  Bestrebungen  des  Kon- 
gresses, eine  Annäherung  der  amerikanischen  Staaten  herbeizuführen, 
am  besten  zu  dienen,  wenn  sie  praktisch  ausführbare  Beschlüsse 
anstrebte. 

rFür  Chile  war  es  ein  Grund  besonderer  Genugtuung*,  sagt 
der  Präsident  Riksco  in  seiner  Eröffuungsrede  der  Kammern  vom 
1.  Juli  1902,  „zur  Annahme  des  Schiedsgerichts  für  die  Schlichtung 
in  Zukunft  vorkommender  Differenzen  zwischen  amerikanischen 
Staaten  beizutragen,  die  Fälle  nur  ausgenommen,  in  denen  die 
Souveränität  und  Würde  der  Nation  in  Frage  kommt.  Nieraals  hat 
Chile  zu  den  Waffen  gegriffen,  ohne  vorher  alle  friedlichen  Mittel 
zur  Beilegung  des  Streites  erschöpft  zu  haben,  insbesondere  das  des 
Schiedsgerichts,  wenn  es  mit  der  nationalen  Würde  vereinbar  war. 

Chile  hat  oft  Gelegenheit  gehabt,  seine  Stellung  zu  diesem 
Prinzip  zu  beweisen,  sowohl,  indem  es  die  zahlreichen  Schadenersatz- 
forderungen fremder  Staatsangehöriger  aus  dem  peruanischen  Krieg 
und  der  Revolution  von  1891  Schiedsgerichten  überwies,  als  auch  durch 
die  wiederholten  Bemühungen  die  Grenzstreitigkeit  mit  Argentinien 
der  Entscheidung  eines  Schiedsrichters  anheimznstellen." 

Im  Jahre  1901  funktionierte  in  Washington  ein  zur  Prüfung 
der  nordamerikanischen  Reklamationen  eingesetztes  Schiedsgericht 
(Konvention  mit  Nordamerika  vom  24.  Mai  1897).  Ein  früheres 
(1892  vereinbart)  hatte  nicht  alle  Reklamationen  erledigen  können. 

Ein  anderes  Schiedsgericht  bestand  in  der  Schweiz,  es 
war  durch  ein  Übereinkommen  mit  Frankreich  vom  23.  Juli  1892 
errichtet.  Peru  hatte  vor  dem  Kriege  mit  Chile  zur  Sicherung  einer 
Anleihe  Guanolager  in  Pfand  gegeben,  welche  während  des  Krieges 
in  den  Besitz  Chiles  fielen.  Die  chilenische  Regierung  verkaufte  davon 
1  Million  Tonnen  Guano  und  deponierte  das  Geld  auf  der  Bank  von 
England.  Das  Schiedsgericht  in  Lausanne  sollte  die  Titel  der  peru- 
anischen Gläubiger  untersuchen. 

In  allen  diesen  Fällen  zeigte  sich,  dass  die  chilenische  Re- 
gierung mit  Recht  die  den  Schiedsgerichten  unterstellten  Forderungen 
als  übertrieben  zurückgewiesen  hatte.  So  z.  B.  beliefen  sich  die  vom 
ersten  Schiedsgericht  in  Washington  berücksichtigten  Ansprüche  auf 
28555715  Dollars,  wovon  240000  als  berechtigt  anerkannt  wurden. 

Ein  Vertrag  mit  Brasilien  über  Auslieferung  von  Verbrechern, 
welcher  am  4.  Mai  1897  geschlossen  war,  wurde  am  4.  Dezember  als 
Gesetz  veröffentlicht,  nachdem  er  von  den  Kammern  angenommen  war. 
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Dasselbe  geschah  am  1.  Februar  1901  mit  einer  zwischen 
Chile  und  Bolivien  vereinbarten  Konvention,  welche  bestimmte,  dass 
die  Reklamationen  bolivianischer  Staatsangehöriger  wegen  der  ihnen 
im  Bärgerkrieg  von  1891  entstandenen  Schäden  vom  englischen  Ge- 
sandten in  Santiago  entschieden  werden  sollten. 

Geldwesen,  Finanzen,  Handel. 

Im  Jahre  1895  hatte  Chile  das  seit  dem  pernanischen  Krieg 
im  Umlauf  befindliche  Papiergeld  eingezogen,  vernichtet  und  durch 
die  Goldwährung  ersetzt.  Die  einheitliche  Basis  war  der  Peso  Gold 
von  u/12  Feingehalt  und  ein  Gewicht  von  0,599103  g.  Folgende 
Tabelle  zeigt  uns  das  Münzsystem: 


Benennung: 

Wert 

in 
Pesos 

Gewicht 

in 
Gramm 

Wert 

in 
entrl. 
Gerd«« 

Wert 

in 
Francs 

Wert 

in 
Mark 

20 

11.98207 

1,10,0 

37.50 

30,00 

Doblon  

10 

5,99103 

0,15.0 

18,75 

15,00 

Escudo  

5 

2.99551 

0,7,6 

9,37Va 

7,50 

1 

0.59910 

0,1,6 

1,37»/. 

1,50 

Eine  wirtschaftliche  Krisis,  die  in  der  Gefahr  des  Krieges  mit 
Argentinien  ihre  Hanptnrsache  hatte,  brachte  Mitte  1898  den  Fall 
der  Goldwährung  und  die  Rückkehr  des  Papiergeldes  mit  sich. 

Das  Gesetz  vom  31.  Juli  1898  ermächtigte  den  Präsidenten 
zur  Ausgabe  von  50  Millionen  Pesos  Papiergeld  mit  Zwangskurs, 
zahlbar  in  Pesos  Gold  zu  18  Pence.  In  den  50  Millionen  waren  die  in 
Zirkulation  sich  befindenden  Banknoten  begriffen,  welche  für  fiskalisch 
erklärt  wurden.  Während  des  Zwangskurses  des  Papiergeldes  durften 
die  Banken  keine  neuen  Noten  emittieren.  Das  Papiergeld  diente 
zur  Tilgung  aller  Schulden  mit  folgenden  Ausnahmen: 

1.  Der  Obligationen,  die  nach  Vereinbarung  in  nationalen  oder  aus- 
ländischen Gold-  oder  Silbermttnzen  bezahlt  werden  sollten,  nach 
Gesetz  vom  10.  September  1892» 

2.  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle. 

Am  1.  Januar  1902  sollte  die  Einlösung  des  Papiergeldes  be- 
ginnen und  zur  Goldwährung,  wie  sie  vorher  bestanden  hatte,  zurück- 
gekehrt werden.  Zu  diesem  Zweck  ordnete  das  Gesetz  vom  31.  Juli 
die  Ansammlung  eines  Konversionsfouds  an.    Es  sollten  vom  1.  Juni 
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1899  an  jedes  Jahr  10  Millionen  Pesos  Gold  von  den  Zolleinnahmen 
für  diesen  Fonds  ausgesetzt  werden. 

Der  Präsident  wnrde  autorisiert,  das  Papiergeld  den  Banken, 
die  dem  Gesetz  vom  23.  Juli  unterworfen  waren,  zu  2°/0  jährlich 
mit  der  nötigen  Sicherheit  zu  leihen,  was  im  Verhältnis  zu  dem  ein- 
gezahlten Kapital  der  Banken  geschehen  sollte.  Die  Rückzahlung 
der  Anleihe  hatte  in  drei  Jahren  zu  erfolgen. 

Am  1.  Januar  1902,  dem  als  Beginn  der  Konversion  fest- 
gesetzten Tage,  war  von  der  englischen  Regierung  das  Urteil  in 
dem  Grenzstreit  mit  Argentinien  noch  nicht  gesprochen.  Die  Be- 
ziehungen zu  Argentinien  waren,  wie  schon  früher  angegeben,  zu 
der  Zeit  sehr  gespannt.  Die  chilenische  Regierung;  welche  für  den 
Fall  eines  Krieges  alles  vorbereitet  haben  musste,  sah  sich  gezwungen, 
einen  Teil  des  Konversionsfonds  zur  Anschaffung  von  Kriegsmaterial 
und  Schiffen  zu  verwenden,  was  die  Einlösung  des  Papiergeldes  an 
dem  bestimmten  Tage  unmöglich  machte.  Auch  ohne  diesen  Umstand 
wäre  der  Augenblick  dazu  sehr  ungünstig  gewesen.  Das  Gesetz 
vom  31.  Dezember  1901  schob  die  Konversion  bis  zum  1.  Januar  1905 
auf.  Es  bestimmt  ausserdem,  dass  5  Millionen  Pesos  Gold  von  dem 
Exportzoll  auf  Salpeter  und  Jod  zur  Vergrösserung  des  Konversions- 
fonds genommen  werden  sollen. 

Mit  grossen  Opfern  war  1895  die  Zurückziehung  des  Papier- 
geldes durchgesetzt  worden.  Leider  machten  1898  die  Umstände 
seine  Rückkehr  unvermeidlich.  Die  schädlichen  Konsequenzen  der 
Papiergeldwirtschaft  für  den  Handel,  den  Kredit  und  die  Lage  des 
Landes  blieben  nicht  aus.  Das  Gold  wurde  zur  Ware  und  strömte 
aus  dem  Lande.  Der  Wert  des  Papiergeldes  fiel  und  stieg  ab- 
wechselnd, mit  den  Gerüchten  neuer  Emissionen  oder  den  Möglich- 
keiten eines  Krieges.  Mit  den  Kursdifferenzen  und  der  davon  ab- 
hängenden Goldprämie  wurde  im  grossen  spekuliert. 

Die  chilenische  Regierung,  überzeugt,  dass  die  Goldwährung 
die  einzige  Definitive  für  das  Land  sein  könne,  hat  die  Beseitigung 
des  Papiergeldes  immer  als  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben  erachtet. 
Leider  kommt  aber  zu  den  finanziellen  Schwierigkeiten  dieser 
Operation  noch  eine  andere  hinzu,  der  Widerstand  der  persönlichen 
Interessen,  welche  an  die  Erhaltung  des  Papiergeldes  geknüpft  sind. 
Es  sind  die  der  agrarisch-exportierenden,  im  Lande  stark  ver- 
schuldeten Kreise. 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  42 
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Die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  beliefen 
sich  im  Jahre  1900  auf  126037872  Pesos  Papiergeld.  Das  Finanz- 
jahr wurde  abgeschlossen  mit  einem  Saldo  von  18576829  Pesos,  die 
für  das  Jahr  1901  übrig  blieben. 

Im  Jahre  1901  war  die  ordentliche  und  ausserordentliche 
Einnahme  von  110  059  496,  von  1900  waren  übrig  geblieben 
18576829  Pesos,  was  128636326  Pesos  ausmacht.  Ausgegeben 
wurden  130913989  Pesos.  Das  Finanzjahr  schloss  mit  einem  Defizit 
von  2277663  Pesos. 

Die  Haupteinnahme  bilden  der  Ausfuhrzoll  auf  Salpeter  und 
Jod,  die  Finanzzölle  auf  Luxuswaren  und  einige  Schutzzölle  auf 
Fabrikate,  welche  im  Lande  hergestellt  werden  können.  48,23°  „ 
der  Einnahmen  rührten  im  Jahre  1900  aus  den  Exportzöllen  des 
Salpeters  und  Jods  her  und  28,18°  0  aus  den  übrigen  indirekten 
Steuern.  Die  direkten  Stenern,  womit  die  meisten  Staaten  ihren 
Finanzbedarf  decken,  sind  eine  Einnahmequelle,  von  welcher  der 
chilenische  Staat  noch  keinen  Gebrauch  gemacht  hat.  Es  muss  aber 
an  dem  Tage  geschehen,  an  welchem  die  Salpeterlager  erschöpft  sein 
werden.    Es  bestehen  nur  unerhebliche  direkte  Kornmnnalsteuern. 

Es  ist  begreiflich,  dass  die  Regierung  der  Salpetergewinnung 
ihre  ganze  Aufmerksamkeit  widmet.  Im  Jahre  1900  wurden  32050970 
spanische  Tonnen  Salpeter  ausgeführt,  was  für  den  Staat  eine  Ein- 
nahme von  49679017  Pesos  bedeutete.  1901  waren  es  77691301 
spanische  Tonnen  Salpeter  und  269018  kg  Jod,  die  im  ganzen 
44062212  Pesos  Zoll  zahlten. 

Der  Handel  Chiles  mit  dem  Auslände  erreichte  1900  in  Pesos 
zu  18  Pence  geschätzt  296212777  Pesos,  wovon  128538142  auf  den 
Import  und  1(57674635  auf  den  Export  kommen.  Die  Ausfuhr  über- 
stieg also  die  Einfuhr  um  38136  493  Pesos. 

1901  belief  sich  der  Handel  auf  300383118  Pesos,  wovon 
auf  den  Import  139300766,  auf  den  Export  171844976  Pesos  kommen. 
Der  Import  von  1901  war  um  10762624  Pesos  bedeutender  als  im 
Jahre  1900,  was  seinen  Grund  in  der  Einfuhr  von  Weizen  und  Mehl 
aus  Kalifornien  hatte,  da  durch  den  letzten  Hegen  die  Ernten  zerstört 
worden  waren. 

Militiirgcsetz. 

Das  Gesetz  vom  5.  September  1900  führt  die  allgemeine  Wehr- 
pflicht ein.    Alle  Chilenen  vom  20.  bis  45.  Jahr  müssen  dienen. 
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Der  Dienst  findet  in  folgender  Weise  statt: 

1.  Wer  20  Jahre  alt  ist,  mnss  wenigstens  neun  Monate  in  einem 
Truppenteil  dienen.  Die  Dienstzeit  kann  vom  Präsidenten  im 
Einverständnis  mit  dem  Staaterat  um  3  Monate  verlängert  werden. 

2.  Die  aus  dem  aktiven  Dienst  Getretenen  bilden  vom  Augenblick 
ihrer  Entlassung  an  bis  zum  30.  Lebensjahre  die  erste  Reserve 
und  gehören 

3.  vom  30.  bis  zum  45.  Jahre  in  die  zweite  Reserve. 

Die  Zahl  der  Soldaten  wird  jährlich  durch  ein  Gesetz  bestimmt: 
wenn  weniger  Dienstpflichtige  einberufen,  als  vorhanden  sind,  werden 
nach  Annahme  der  sich  freiwillig  Meldenden  die  übrigen  ausgelost. 
Die  Freigebliebenen  gehen  zur  ersten  Reserve  über,  können  aber  zu 
dreimonatlichen  Übungen  eingezogen  werden. 

Im  Kriegsfall  dauert  die  Mobilmachung  und  Einquartierung 
die  für  die  militärischen  Operationen  erforderliche  Zeit.  Sie  geschieht 
durch  ein  vom  Präsidenten  mit  Zustimmung  des  Staatsrates  erlassenes 
Dekret.  Es  können  auch  dann  die  zwischen  18  und  20,  45  und 
50  Jahren  stehenden  dienstfähigen  Personen  herangezogen  werden. 

Das  Gesetz  besteht  im  ganzen  aus  40  Artikeln.  Die  Ver- 
ordnung vom  10.  Dezember  enthält  Bestimmungen  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  und  regelt  besonders  die  Form  der  Auslosung  und 
Führung  der  Militärregister.  In  letztere  wurden  Anfang  1900  bis 
400797  Personen  eingetragen.  41114  davon  hatten  das  Alter  von 
20  Jahren. 

Vor  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  war  das  Heer 
aus  gedungenen  Soldaten  gebildet.  Bei  Kriegsgefahr  wurde  die 
Nationalgarde  zu  Übungen  einberufen,  wie  es  1898,  1899  und  1900 
geschah. 

Unterricht» 

Im  Jahre  1900  unterhielt  der  Staat  1547  Volksschulen  und 
im  Jahre  1901  erhöhte  er  diese  Zahl  auf  1700. 

Leider  besteht  kein  Schnlzwang  und  der  Besuch  der  Schulen 
lässt  viel  zu  wünschen  übrig.  Der  Prozentsatz  der  Analphabeten  ist 
sehr  beträchtlich. 

Ein  Gesetz  vom  11.  Januar  1900  verbesserte  das  Gehalt  der 
Volksschullehrer  und  erlaubte,  sie  unter  besonders  günstigen  Be- 
dingungen zu  pensionieren. 
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Für  die  Volksschullehrer,  welche  keine  Ausbildung  in  den 
Escueles  Normales  (Lehrerseminare)  erhalten  hatten,  wurden  1900 
während  der  Ferienzeit  pädagogische  Kurse  eröffnet. 

Der  vom  Staat  gegebene  Unterricht  ist  frei,  sowohl  auf  den 
Volksschulen  wie  auf  den  Mittelschulen  und  der  Universität.  Da 
der  Besuch  letzterer  ein  sehr  grosser  ist  und  in  den  gebildeteren 
Kreisen  eine  Bevorzugung  der  Berufe  besteht,  welche  Universitäts- 
studien voraussetzen,  sowie  eine  gewisse  Missachtung  der  Tätigkeit 
in  Handel  und  Industrie,  war  die  Regierung  bestrebt,  den  Zudrang 
der  Studenten  zur  Universität  zu  vermindern  und  auf  die  technischen 
Lehranstalten  zn  lenken.  In  einigen  Provinzen  wurden  neben  den 
Liceen,  wie  die  Mittelschulen  heissen,  Kurse  für  Ackerbau,  Bergbau 
und  Handel  eingerichtet,  je  nachdem  der  eine  oder  der  andere 
von  vorwiegender  wirtschaftlicher  Bedeutung  für  die  betreffende 
Provinz  war. 

Eine  Revision  der  Lehrpläne  der  Liceen  wurde  vorgenommen. 
Alles  was  keine  besondere  Wichtigkeit  für  die  allgemeinen  Bildungs- 
zwecke hatte,  sollte  durch  Kenntnisse  von  praktischer  Verwendbarkeit 
für  das  Leben  ersetzt  werden. 
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Referenten:  Dr.  Jul.  Lassen  und  H.  Munch-Petersen, 

Professoren  der  Rechte,  Kopenhagen. 


a)  Gesetzgebung. 

Das  Triennium  1899 — 1901  ist  nicht  sehr  reich  an  be- 
deutenden Gesetzen  gewesen,  welcher  Unistand  zum  Teil  den  un- 
günstigen politischen  Verhältnissen  zu  verdanken  ist.  Durch  die  Er- 
nennung des  Ministeriums  Dkuktzkr  im  Sommer  1901  ist  indessen 
die  liberale  Opposition  zur  Macht  gekommen,  und  es  ist  zu  hoffen, 
dass  eine  reiche  und  ausgiebige  Legislaturperiode  den  mageren 
Jahren  folgen  wird ;  u.  a.  ist  ein  grosser  Entwurf  zur  durchgreifenden 
Reform  sowohl  unserer  Zivil-  als  Straf  rech  tspflege  dem  Reichstage 
vorgelegt  worden. 

1899. 

Besonders  hervorzuheben  ist  das  Gesetz  No.  75  vom  7.  April 
über  das  eheliche  Güterrecht.  Durch  dieses  wird  die  Ehefrau  für 
geschäftsfähig  erklärt,  ganz  wie  die  unverheiratete  Frau;  doch  bedarf 
sie  der  Einwilligung  der  Obrigkeit,  um  sich  für  die  Schulden  des 
Mannes  verantwortlich  zu  machen.  Als  gesetzliches  Güterrecht  wird 
die  allgemeine  Gütergemeinschaft  mit  Verwaltungsrecht  für  den  Mann 
aufrecht  erhalten.  Über  dasjenige,  was  die  Frau  durch  selbständige 
Tätigkeit  erwirbt,  verfügt  sie  jedoch  ganz  frei,  und  der  Mann  bedarf 
ihrer  Einwilligung  zu  jeder  grösseren  Schenkung  und  zu  Verfügungen 
über  die  von  der  Frau  in  das  Gesamtgut  eingebrachten  Güter  und 
Wertpapiere.  Für  Auslagen,  welche  die  Ehegatten  dem  Gesamtgut 
durch  unerlaubte  Handlungen  verursachen,  haben  sie  gegenseitiges 
Regressrecht.  Wenn  der  Mann  sein  Verwaltungsrecht  missbraucht, 
oder  wenn  er  seine  Frau  ungesetzlich  verlässt  oder  in  Konkurs 
kommt,  kann  die  Frau  bei  der  Obrigkeit  die  Aufhebung  der  Gtiter- 
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geineinschaft  beantragen.  —  Durch  Ehevertrag  können  die  Ehegatten 
das  Vermögensverhältnis  unter  einander  fast  nach  Belieben  regeln 
und  namentlich  ganz  oder  teilweise  ihr  Vermögen  für  Vorbehaltsgut 
erklären,  über  welches  dann  jeder  ganz  frei  verfügt.  Ein  solcher 
Ehevertrag  braucht,  wenn  vor  der  Ehe  errichtet,  nur  schriftlich  zu 
sein,  während  er  nach  der  Ehe  königlicher  Konfirmation  bedarf;  um 
volle  Wirkung  Dritten  gegenüber  zu  haben,  muss  der  Ehevertrag 
vor  dem  Gericht  kundgemacht  („tingläst")  werden. 

Das  Gesetz  No.  39  vom  24.  März  über  Beschaffung  von 
Bodenparzellen  für  Landarbeiter  tut  einen  neuen  Schritt 
auf  dem  sozialpolitischen  Weg,  indem  es  sucht,  durch  öffentliche 
Fürsorge  den  Landarbeitern  den  Erwerb  von  solchen  Grundstücken 
zu  erleichtern,  und  ihnen  dazu  eine  billige  Geldanleihe  vom  Staate, 
neun  Zehntel  des  Wertes  entsprechend,  anbietet.  Das  sogenannte 
„Schulgesetz*'  No.  47  vom  24.  März  enthält  recht  durchgreifende 
Änderungen  unseres  Volksschulwesens.  Endlich  ist  zu  erwähnen  ein 
Gesetz  No.  74  vom  7.  April,  betreffend  Sprengstoffe,  welches 
im  wesentlichen  mit  einem  früheren  Gesetz  vom  1.  April  1894  über- 
einstimmt. 

1900. 

Das  Gesetz  No.  57  vom  3.  April  gibt  eine  indirekte  An- 
erkennung der  bestehenden  Arbeiterorganisationen,  indem 
es  bestimmt,  dass,  wenn  ein  Zentralverein  von  Arbeitgebern  und  ein 
Zentralverein  von  Arbeitern  in  einer  Übereinkunft  betreffend  die 
Ordnung  der  Arbeitsverhältnisse  in  Industrie  und  Handwerk  die  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  durch  Schiedsspruch  beschlossen  haben, 
die  gewöhnliche  Zeugnispflicht  vor  einem  solchen  Schiedsgericht  durch 
königliche  Anordnung  eingeführt  werden  kann.  —  In  Anknüpfung 
an  das  Arbeiterversicherungsgesetz  vom  7.  Januar  1898  eröffnet  das 
Gesetz  No.  71  vom  3.  April  über  Unfallversicherung  für 
dänische  Fischer  die  Möglichkeit,  gegen  einen  kleinen  jährlichen 
Beitrag  (5  Kronen)  Mitglied  eines  vom  Ministerium  des  Innern  an- 
erkannten Unfallversicherungsvereins  zu  werden;  wenn  diese  Ver- 
sicherungsbeiträge nicht  genügen,  wird  das  Fehlende  von  der  Staats- 
kasse zugeschossen.  Ein  Gesetz  No.  108  vom  27.  April  führte  vor- 
läufig, um  eventuell  ein  umfassenderes  Gesetz  über  öffentliche  Kon- 
trolle der  Lebensversicherungsgesellschaften  vorzubereiten  — 
ein  Entwurf  eines  solchen  ist  von  einer  skandinavischen  Kommission 
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ausgearbeitet  worden  —  die  Anmeldungspflicht  solcher  Gesellschaften 
ein;  das  Gesetz  ist  aber  am  31.  März  1901  wieder  ausser  Kraft  ge- 
treten. Endlich  enthält  das  Gesetz  No.  75  vom  3.  April  einige  je- 
doch wesentlich  nur  formelle  Änderungen  des  Gesetzes  vom  12.  April 
1892  über  Unterhaltsbeiträge  für  uneheliche  Kinder. 

1901. 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  „Wah  Ige  setz"  No.  12  vom 
1.  Februar,  welches  für  die  Wahl  zum  Reichstag  anstatt  der  früheren 
öffentlichen  Wahlmethode  geheime  Abstimmung  einführt,  und  das 
..Fabriksarbeitergesetz"  No.  71  vom  11.  April.  Während  früher 
nur  Fabriken,  in  welchen  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  waren,  unter 
öffentlicher  Aufsicht  standen,  wird  durch  dieses  Gesetz  die  öffentliche 
Kontrolle  auf  alle  Fabriken  und  dergleichen  Tätigkeiten  ausgedehnt 
und  Sorge  dafür  getragen,  dass  Gesundheit,  Leben  und  Körper 
der  Arbeiter  gehörig  geschützt  sind.  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen 
bei  solchen  Tätigkeiten  Uberhaupt  nicht  verwandt  werden,  und  die 
Verwendung  jugendlicher  Arbeiter  (zwischen  12  und  18  Jahren  alt) 
wird  wesentlich  beschränkt  und  kontrolliert.  Endlich  enthält  das 
Gesetz  einige  neue  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  von  Frauen 
mit  Fabrikarbeit.  Solchen  kann  es  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Alter 
ganz  verboten  werden,  besonders  anstrengende  oder  gesundheits- 
gefahrliche  Arbeit  zu  übernehmen.  Und  wenn  eine  Fabrikarbeiterin 
ein  Kind  geboren  hat,  darf  sie  die  ersten  vier  Wochen  nicht  die 
Arbeit  wieder  aufnehmen,  es  sei  denn,  dass  ärztlich  bescheinigt 
wird,  dass  dies  ohne  Schaden  für  ihre  eigene  Gesundheit  oder  die  Ge- 
sundheit ihres  Kindes  geschehen  kann. 

Durch  ein  Gesetz  No.  30  vom  20.  März  werden  einige  kleinere 
Änderungen  der  Bestimmungen  des  Konkursgesetzes  vom  25.  März 
1872  über  Anfechtung  von  Rechtsgeschäften  herbeigeführt.  Ein  Ge- 
setz No.  28  von  demselben  Datum  beschliesst  die  Errichtung  eines 
Instituts  zur  Herstellung  von  antidiphtheritischem  Serum,  ein 
Gesetz  No.  54  vom  11.  April  verbietet  kategorisch,  Bordelle  zu 
halten,  und  bestraft  die.  Übertretung  dieses  Verbots  mit  Gefängnis 
bei  Wasser  und  Brot  oder  mit  Strafarbeit  bis  zu  2  Jahren,  und  ein  Ge- 
setz No.  35  votn  20.  März  bestimmt,  in  Erweiterung  einer  bezüg- 
lichen Vorschrift  des  Armengesetzes  vom  9.  April  1891  §  61, 
dass  die  Kosten,  welche  zur  Erziehung,  Unterhalt,  Versorgung,  Kur 
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und  Pflege  für  in  öffentlichen  Anstalten  sich  befindende  Blinde, 
Taubstumme,  Idioten,  Geisteskranke,  Epileptiker,  Gebrechliche,  Tuber- 
kulöse, Skrofulöse  und  Lupuspatienten  dienen,  nicht  als  Armenunter- 
stützung betrachtet  werden  sollen.  Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass 
Dänemark  der  Anhangsübereinkunft  vom  16.  Juni  1898  zur  inter- 
nationalen Übereinkunft  vom  14  Oktober  1890  über  Güterbeförderung 
auf  den  Eisenbahnen  beigetreten  ist. 

b)  Literatur. 

Aus  dem  Zivilrechte:  Jul.  Lassen,  Nnllitet  og  Anfagtelighed, 
Universitetsprogram  1899  j1)  J.  H.  Deuntzkk,  Den  danske  Familieret, 
4.  Ausg.,  1899;  V.  Bentzon,  Den  danske  Personret,  2.  Ausg.,  1900; 
C.  Tokp,  Hovedpunkter  af  Formuerettens  almindelige  Del,  2.  Ausg. 
1900;  H.  Munch-Petersen,  Den  borgerlige  Ret  i  Hovedträk,  1901; 
derselbe,  Retstilfälde  til  Brug  ved  det  juridiske  Studium,  I.  für 
Antänger,  1901;  Holser  Fkperspiel,  Begrebet  Interesse  i  Lären  om 
Forsikring,  Doktordisputats  (Habilitationsschrift)  1901.  —  In  dem 
von  Ernest  Lehr  herausgegebenen  Werke:  Elements,  de  droit  civil 
scandinave,  Paris  1901,  ist  das  dänische  Recht  unter  Mitwirkung  von 

H.  Muxch-Petersen  behandelt. 

Dem  öffentlichen  Rechte  angehörend:  H.  Matzen,  Den 
danske  Statsforfatningsret,  I.  Del,  3.  Ausg.,  1900—1901  und  der- 
selbe, Foreläsninger  over  den  positive  Folkeret,  1900. 

Dem  Straf  rechte:  C.  Goos,  Den  nordiske  Strafferet,  erschienen 
als  III.  2  des  grossen  Werkes  „Nordisk  Retsencyklopädi",  1899,  und 
die  Verhandlungen  der  ersten  und  zweiten  Jahressitzung  des  dänischen 
Kriminalisten  Vereins,  1900 — 1901. 

Ferner  sind  aus  dem  Prozess  besonders  hervorzuheben  die 
oben  erwähnten  grossen  Gesetzentwürfe  zur  durchgreifenden  Reform 
sowohl  des  Zivil-  als  Strafprozesses,  welche  kürzlich  dem  Reichs- 
tage vorgelegt  worden  sind. 

Endlich  finden  sich  verschiedene  Abhandlungen  in  den  juris- 
tischen Zeitschriften  „Tidsskrift  for  Retsvidenskab'4,  „Ugeskrift  for 
Retsväsena  und  „Tidsskrift  for  Fängselsväsen".  — 

Aus  der  Nationalökonomie  ist  zu  erwähnen: 

Fernando  Ijni>erbi;i«;5  Karl  Marx  og  den  historiske  Socialisme, 

I,  1899;  Theodor  Green,  Danske  Fonds  og  Aktier,  1899;  A.  Hol«  k, 

M  Der  Publikatiousort  ist  bei  allen  Werken  Kopenhagen. 


Digitized  by  Google 


0.  Halloorsson:  Anhang:  Island.  665 

Dansk  Statistiks  Historie,  1901;  William  Scharling,  Bankpolitik, 
1900;  Cordt  Tkap,  Arbejdslönnen  i  Köbenhavn  og  Nabokonimuner  i 
Aaret,  1898;  Udgivet  af  Köbenhavns  Kommunalbestyrelse,  1900,  und 
Köbeuhavnske  Skolebörns  Fordeling  efter  Skolernes  Art  og  Forceldrenes 
Samfundsstüling,  1900;  Marc  us  Rubin,  Den  ökonomiske  Udvikling  i 
Danuiark  i  det  sidste  Slägtled,  Sonderabdruck  vom  Werke:  „Vort 
Folk  i  det  19.  Aarhundrede,  1900;  Jul.  Schovelin,  Fra  den  danske 
Handels  Empire,  I— II,  1899 — 1900:  Jul.  Valentiner,  De  franske 
SparekasBer;  deres  Udvikling  og  Hovedtrftk  af  deres  Virksonhed,  1901 
J.  Jensen  u.  C.  M.  Olsen,  Oversigt  von  Fagforeningsbevägelsen  i 
Danmark  fra  1871  til  1900,  1901;  L.  V.  Bikck,  Kreditokonoraiens 
Omsätningsmidler,  1900;  K.  A.  Wieth-Knudsen,  Hvad  man  kan  se  af 
Vexelkurserne,  1901;  C.  E.  Jensen  og  Fr.  Borgbjerg,  Socialdeino- 
kratiets  Aarhundrede,  1901;  Gustav  Bang,  Kapitalismens  Gennem- 
bmd,  1901 ;  Statistisk  Bureaus  Historie,  1899;  Arbejderforsikringsraadets 
Beretning  for  1899:  endlich  verschiedene  „Statistiske  Meddelelseru, 
welche  vom  statistischen  Bureau  des  Staates  publiziert  sind,  und 
mehrere  Abhandlungen,  besonders  in  „Nationalökonomisk  Tiisskrift". 


Anhang':  Island. 

Referent:  0.  Halldorsson, 

Direktor  Im  Ministerium  für  Island.  Kopeubagen. 

Gesetzgebung. 

Für  das  Jahr  1899  ist  besonders  hervorzuheben:  Anordnung 
vom  20.  Januar  über  die  Anwendung  internationaler  Seefahrtsregeln 
auf  isländische  Schiffe  und  das  Gesetz  vom  9.  September  betreffend 
Tages-  und  Nachtsignale  für  isländische  Schiffe  in  Wassersnot  und  Mass- 
regeln im  Falle  des  Schiffszusammenstosses,  nebst  einer  sich  daran 
schliessenden  Verordnung  vom  28.  desselben  Monats,  welche  die  An- 
wendung von  Notsignalen  auf  islandische  Schiffe  tibereinstimmend 
mit  dem  internationalen  Signalsystem  vorschreibt,  —  Gesetz  vom 
22.  September,  betreffend  Abtretung  von  privatem  Grund  und  Boden 
zur  Anlage  von  Leuchttürmen,  vom  11.  November  über  den  Handel  mit 
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und  das  Ausschenken  von  geistigen  Getränken,  welches  Gesetz  das 
Recht  dazu  von  einer  besonderen  Bewilligung  gegen  hohe  Zahlung  samt 
einer  hohen  jährlichen  Abgabe  bedingt;  endlich  ein  Gesetz  von  dem- 
selben Datum,  welches  zur  Förderung  der  Butterproduktion  des  Landes 
Ausfuhrprämien  für  Butter,  die  auf  ausländischen  Märkten  einen 
näher  bestimmten  höheren  Preis  erreicht,  verspricht. 

Für  das  Jahr  1900:  Gesetz  vom  12.  Januar,  betreffend  die 
Errichtung  einer  Hypothekenabteilung  an  der  Landesbank  in  Reykjavik, 
und  von  demselben  Datum,  Gesetz  über  das  eheliche  Güterrecht, 
welches  im  wesentlichen  mit  dem  dänischen  Gesetze  vom  7.  April 
1899  übereinstimmt;  Gesetz  über  Unterhaltsbeiträge  für  uneheliche 
Kinder,  und  ein  Gesetz,  welches  die  Bereitung  von  geistigen  Getränken 
in  Island  verbietet,  —  das  Gesetz  vom  2.  März  über  die  Errichtung 
von  Islands  Ackerbaufonds,  welches  verhältnismässig  grosse  Kapitalien 
zn  besonderen  Fonds  festlegt  mit  dem  Zwecke,  billige  Anleihen 
zur  Urbarmachung  von  Land  und  Prämien  für  erwiesene  besondere 
Tüchtigkeit  auf  diesem  Gebiete  zu  leisten. 

Endlich  für  das  Jahr  1901:  Das  Postgesetz  für  Island  vom 
13.  September,  zunächst  eine  Kodifikation  der  geltenden  Bestimmungen 
auf  diesem  Gebiete;  ein  Gesetz  von  demselben  Datum,  betreffend  Mass- 
regeln zur  Regelung  der  Fischereipolizei  in  der  Nordsee,  welches 
die  Beteiligung  ausländischer  Schiffe  an  diese  Fischerei  in  Überein- 
stimmung mit  der  Haager  Konvention  vom  6.  Mai  1882  regelt;  Ge- 
setz vom  27.  September  über  die  Fischerei,  welche  Aktiengesellschaften 
auf  Islands  Seeterritorium  treiben ;  Zollgesetz  für  Island  vom  8.  No- 
vember, wie  das  Postgesetz  wesentlich  nur  eine  Kodifikation  der 
schon  geltenden  Bestimmungen,  —  das  Checkgesetz  von  demselben 
Datum,  fast  Ubereinstimmend  mit  dem  dänischen  Checkgesetz  vom 
28.  April  1897  (siehe  Jahrbuch  IV.  1898,  S.  369);  Gesetz  vom 
20.  Dezember  über  den  öffentlichen  Frieden  an  den  Feiertagen  der 
Volkskirche  und  ein  Gesetz  von  demselben  Datum,  betreffend  Statuten 
für  Viehversicherungskassen. 
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A.  Gesetzgebung  1899  und  1900. 

Einleitung. 

In  den  Pfaden  des  vorjährigen  Berichts  (V.  Jahrgang  S.  512 
bis  625)  möchte  auch  der  vorliegende  einhergehen.  Alles,  was  dort 
über  den  etwaigen  wissenschaftlichen,  praktischen  nnd  rechtspolitischen 
Ertrag,  den  die  zusammenhängende  Betrachtung  von  bestimmten 
Gesetzgebungsperioden  bietet,  gesagt  ist,  aber  auch,  was  über  die 
Tragweite,  die  hier  dem  Begriff  der  „Gesetzgebung"  zukommen  soll, 
ausgeführt  ist,  soll  auch  für  die  folgende  Darstellung  gelten.  Nur 
wird  der  Zeitbereich  zweier  Jahre  durchmessen  werden.  Eine,  wie 
ich  glaube,  praktische  Neuerung  ist  ferner  nur  insofern  getroffen, 
als  bei  Vorführung  eines  Gesetzes  mitunter  auch  gleich  die  litera- 
rischen Bearbeitungen,  die  es  gefunden  hat,  angezogen  werden.  Es 
dürfte  dies  praktischer  sein,  als  deren  Anführung  unter  dem  Titel 
„Literatur*,  mit  notwendigen  Rückverweisungen  auf  jene  Gesetze. 
Wenn  hierbei  auch  solche  literarische  Erzeugnisse  angegeben  sind, 
die  nicht  in  den  Berichtsjahren,  sondern  später,  1901  und  1902,  er- 
schienen sind,  so  gewärtig!  der  Referent  hierfür  eher  Zustimmung, 
als  Tadel.  Die  Abteilung  „Literatur"  dürfte  dadurch  etwas  ent- 
lastet sein. 

a)  Das  Reich. 

1.  Bürgerliches  Recht. 

Konnte  man  auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Privatrechts  schon 
für  das  Jahr  1898  eine  gewisse  Müdigkeit  der  gesetzgebenden  Fak- 
toren feststellen,  so  gilt  dies  noch  mehr  für  unsere  beiden  Berichts- 
jahre 1899,  1900. 
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Das  Schwergewicht  der  Gesetzesarbeit  liegt  für  das  bürgerliche 
Recht  bei  den  Einzelstaaten,  soweit  nicht  auch  hier  eine  nur  allzu 
begreifliche,  ja  erfreuliche  Ebbe  in  der  legislatorischen  Produktion 
Platz  gegriffen  hat. 

In  Ausführung  des  B.  G.-B.  ist  von  Reichs  wegen  nur  er- 
gangen auf  Grund  des  §  482  Abs.  2  die  kaiserliche  Verordnung 
vom  27.  März  1899,  betreffend  die  Hauptmängel  und  Ge- 
währfristen beim  Viehkauf  (R.-G.-Bl.  S.  219),  eine  Verordnung, 
die  ausser  in  den  Kommentaren  zum  B.  G.-B.  auch  sonst  mehrfache 
Bearbeitung  gefunden  hat,  so  in  dem  Bändchen  der  GrTTKNTAu'schen 
Sammlung  deutscher  Reichsgesetze:  von  Stölzlk  und  Wkiskopf,  Der 
Viehkauf  nach  dem  B.  G.-B.,  2.  Auflage,  1900.  -  Auch  die  in  dem 
Erlasse  des  Reichskanzlers  vom  25.  März  1899  (R.-G.-Bl.  S.  225)  ent- 
haltenen Ansiührungsvorschriften  zum  Gesetze  über  die  Beur- 
kundung des  Personenstandes  und  die  Eheschliessung  hatten 
auf  Übereinstimmung  mit  dem  B.  G.-B.  zu  achten.  Auch  diese  Materie 
hat  wertvolle  Bearbeitungen  hervorgerufen,  so  das  Werk  von  Kbusk, 
Das  Standesamt.  6.  Auflage,  1902;  Sautorius,  Kommentar  zum 
Personenstandsgesetz,  1902;  Schultz,  Das  Gesetz  über  die  Beur- 
kundung des  Personenstandes  und  die  Eheschliessung,  1901.  — 

Einem  der  vielen  unhaltbaren  Zustände  auf  dem  Gebiete  des 
Vereinsrechts  wurde  durch  das  froh  begrüsste  Reichsgesetz  vom 
11.  Dezember  1899  (R.-G.-Bl.  S.  699)  abgeholfen.  Es  lautet  kurz 
und  kernig:  Inländische  Vereine  jeder  Art  dürfen  miteinander  in 
Verbindung  treten.  Entgegenstehende  landesgesetzliche  Bestimmungen 
sind  aufgehoben.  —  Von  einer  so  sehr  notwendigen  Reform  des 
Börsengesetzes  ist  in  den  Berichtsjahren  nur  in  der  Literatur, 
nicht  in  den  Gesetzessammlungen  etwas  zu  merken.  Lediglich  eine 
kleine  Erinnerung  bietet  der  Erlass  des  Reichskanzlers  vom  20.  April 
1899  (R.-G.-Bl.  S.  266),  durch  den  die  vom  Bundesrat  auf  Grund 
des  §  50  Absatz  1  des  Börsengesetzes  beschlossene  Untersagung  des 
Börsenterminhandels  im  Kamzug  bekannt  gemacht  wird.  —  Ein 
kräftiger  nationaler  Geist  weht  uns  an  aus  dem  neuen  Reichs- 
gesetze  vom  22.  Juni  1899  über  das  Flaggenrecht  der 
Kauffahrteischiffe  (R.-G.-Bl.  S.  319).  Für  Landratten  war  das 
Gesetz  über  die  Nationalität  der  Kauffahrteischiffe  und  ihre  Befugnis 
zur  Führung  der  Bundesflagge  vom  25.  Oktober  1867  aus  dem 
Studium  (nicht  aus  der  praktischen  Anwendung!)  des  §  74  Ziff.  2 
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des  Gerichtsverfassungsgesetzes  geläufig.  Die  Strafkammern  sind  dort 
als  ausschliesslich  zuständige  Gerichte  erklärt  für  Zuwiderhandlungen 
gegen  dieses  Gesetz.  Es  hat  seine  Rolle  ausgespielt:  soweit  in  Ge- 
setzen darauf  verwiesen  ist,  treten  die  entsprechenden  Vorschriften 
des  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretenen  neuen  Gesetzes  vom 
22.  Juni  1899  an  die  Stelle;  §  74  No.  2  G.-V.-G.  ist  aufgehoben. 
Im  übrigen  sind  die  wesentlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  folgende: 
Zum  Erwerbe  durch  die  Seeschifffahrt  bestimmte  Schiffe  (Kauffahrtei- 
schiffe) haben  als  nationale  Flagge  ausschliesslich  die  Reichsflagge 
(Art.  55  der  Reichsverfassung)  zu  führen.  Hierzu  sind  sie  nur  dann 
berechtigt,  wenn  sie  im  ausschliesslichen  Eigentum  von  Reichsan- 
gehörigen stehen.  Letzteren  werden  freilich  gleichgeachtet  offene 
Handelsgesellschaften  und  Kommanditgesellschaften,  wenn  die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  sämtlich  Reichsangehörige  sind,  andere 
Handelsgesellschaften,  eingetragene  Genossenschaften  und  juristische 
Personen,  wenn  sie  im  Inland  ihren  Sitz  haben,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  jedoch  nur  dann,  wenn  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  sämtlich  Reichsangehörige  sind.  Wenn  der  Eigentümer 
eines  Schiffsteiles  die  Reichsangehörigkeit  verliert  oder  der  Schiffs- 
anteil veräussert  wird,  und  zwar  an  einen  Ausländer,  so  behält  das 
Schiff  die  Reichsflagge  nur  bis  zum  Ablaufe  eines  Jahres.  Die  zur 
Führung  der  Reichsflagge  befugten  Kauffahrteischiffe  sind  in  Schiffs- 
register einzutragen,  die  in  der  Regel  von  den  Amtsgerichten  ge- 
führt werden.  Auf  Anordnung  der  Landesjustizverwaltung  kann  die 
Führung  des  Registers  für  mehrere  Amtsgerichtsbezirke  einem  Amts- 
gericht übertragen  werden..  Weitere  Bestimmungen  betreffen  die 
Bedingungen  der  Eintragung,  deren  Gegenstände,  das  Schiffszertifikat, 
durch  das  das  Recht  des  Schiffs  zur  Führung  der  Reichsflagge  nach- 
gewiesen wird.  Das  Gesetz  kennt  daneben  noch  ein  sogenanntes 
Flaggenzengnis.  Erlangt  nämlich  ein  im  Auslande  befindliches  Schiff 
dadurch,  dass  es  ins  Eigentum  eines  Reichsangehörigen  gelangt,  das 
Recht  zur  Führung  der  Reichsflagge,  so  kann  das  Schiffszertifikat 
durch  eine  Bescheinigung  ersetzt  werden,  die  der  Konsul,  in  dessen 
Bezirke  das  Schiff  sich  zur  Zeit  des  Eigentumsüberganges  befindet, 
über  das  Recht  zur  Führung  der  Reichsflagge  erteilt.  Auch  die 
Veränderungen  in  den  Rechtsverhältnissen  müssen  eingetragen  werden, 
wie  denn  auch  das  Gesetz  über  die  Anzeige  und  Glaubhaftmachung 
solcher    Tatsachen    eingehende    Bestimmungen    enthält.  Weitere 
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Vorschriften  betreffen  die  Löschung  der  Eintragung  und  enthalten 
Strafbestimraungen  für  den  Fall  der  unberechtigten  Führung  der 
Reichsflagge.  Unberührt  bleiben  aber  die  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften, nach  denen  die  Schiffsregister  von  anderen  Behörden  als 
den  Gerichten  geführt  werden  können. 

Besonders  hervorgehoben  sei  noch  der  §  25,  der  dem  Bundes- 
rat die  Befugnis  erteilt,  zu  bestimmen:  die  Grenzen  der  Seefahrt 
im  Sinne  des  Gesetzes;  die  Einrichtung  des  Schiffszertifikats, 
des  beglaubigten  Auszuges  aus  diesem  und  der  Flaggenzeugnisse; 
den  Umfang,  in  welchem  die  Ergebnisse  der  amtlichen  Ver- 
messung in  das  Schiffsregister  einzutragen  sind;  die  Art,  wie  die 
Anbringung  der  Namen  am  Schiffe  auszuführen  ist.  Über  alle  diese 
Punkte  verhält  sich  die  diesen  Paragraphen  ausführende  Bekannt- 
machung des  Bundesrats  vom  10.  November  1899  (Z.-Bl.  S.  380).1) 
Ja  es  ist  sogar  schon  eine  Änderung  des  Gesetzes  über  das 
Flaggenreeht  der  Kauffahrteischiffe  notwendig  geworden,  die  durch 
Gesetz  vom  29.  Mai  1901  (K.-G.-Bl.  S.  184)  erfolgt  ist,  und  die 
sich  auf  Lustyachten,  Schulschiffe  oder  von  auswärtigen  Staaten  im 
Inlande  erbaute  Seefahrzeuge,  auch  auf  ausschliesslich  im  Auslande 
verkehrende  Binnenschiffe  bezieht.  Das  Hauptgesetz  hat  wissen- 
schaftlich Schaps  im  Arch.  f.  öffentl.  Recht,  Bd.  14,  S.  525—555 
behandelt. 

Nicht  unwesentliche  Veränderungen  sind  im  Reichsbank- 
gesetz vor  sich  gegangen.  Dieses  ist  durch  Reichsgesetz  vom  7.  Juli 
1899  (R.-G.-Bl.  S.  311)  geschehen.  Hierdurch  soll  die  Zentralisierung 
des  deutschen  Notenbankwesens  befördert  werden,  die  zentralisierenden 
Kräfte  und  Elemente  des  Gesetzes  sollen  gestärkt  und  befestigt,  die 
föderativen  und  partikulären  dagegen  zurückgedrängt  werden.  Die 
in  langer  Übung  bewährten  Grundlagen  der  deutschen  Reichsbank 
werden  natürlich  durch  die  Novelle  nicht  berührt,  insbesondere  ist 
davon  glücklicherweise  abgesehen  worden,  die  weitere  Verstaatlichung 
der  Reichsbank  zu  betreiben.  Im  übrigen  wird  das  Grundkapital 
nach  dem  neuen  Gesetze  auf  180  Millionen  Mark  erhöht  und  besteht 
dann  aus  40000  Anteilen  von  je  3000  Mark  und  60000  Anteilen  von 
je  1000  Mark.  Von  den  letzteren  werden  30000  Mark  bis  zum 
31.  Dezember  1900  und  die  übrigen  30000  Mark  erst  bis  zum  31.  De- 

')  Den  Justizbehörden  zur  Ken ntu isnahme  und  Beachtung  mitgeteilt 
durch  den  preussischen  Justizminister  (J.-M.-Bl.  S.  741V 
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zember  1905  begeben.  Der  Prospektzwang  findet  keine  Anwendung. 
Die  Anteile  lauten  auf  Namen.  Die  Anteilseigner  haften  persönlich 
für  die  Verbindlichkeiten  der  Reichsbank  nicht.  Aus  dem  beim  Jahres- 
abschlüsse sich  ergebenden  Reingewinne  der  Reichsbank  wird  zu- 
nächst den  Anteilseignern  eine  ordentliche  Dividende  von  S1/^0/,,  des 
Grundkapitals  berechnet,  sodann  eine  Quote  von  20°/0  dem  Reserve- 
fonds zugeschrieben,  solange  er  nicht  den  Betrag  von  60  Millionen 
erreicht  hat.  Von  dem  weiter  verbleibenden  Reste  wird  den  Anteils- 
eignern ein  Viertel,  der  Reichskasse  drei  Viertel  überwiesen.  Erreicht 
der  Reingewinn  nicht  volle  3l  .,ü  0  des  Grundkapitals,  so  ist  das 
Fehlende  aus  dem  Reservefonds  zu  ergänzen.  Das  bei  der  Begebung 
von  Anteilscheinen  der  Reichsbank  etwa  zu  gewinnende  Aufgeld 
fliesst  dem  Reservefonds  zu.  Die  Mitglieder  und  Stellvertreter  des 
Zentralausschusses  werden  von  der  Generalversammlung  aus  der  Zahl 
derjenigen  Anteilseigner  gewählt,  welche  auf  ihren  Namen  lautende 
Anteilscheine  über  einen  Mindestbetrag  von  9000  Mark  besitzen. 
Die  Berechtigung  zum  Eintritt  in  den  Zentralausschuss  und  die 
Ausübung  des  Stimmrechts  in  der  Generalversammlung  wird  mit 
Rücksicht  auf  die  Besitzer  der  Anteile  von  1000  Mark  näher  ge- 
regelt. Das  steuerfreie  Notenkontingent  der  Reichsbauk  wird  auf 
540  Millionen  Mark  erhöht  und  dadurch  die  Gesamtsumme  der  Kon- 
tingente der  Notenbanken  auf  541  Millionen  Mark  gebracht.  Bei 
Darleben  an  inländische  kommunale  Körperschaften  oder  durch  die 
Garantie  solcher  Körperschaften  gedeckten  pfandbriefartigen  Schuld- 
verschreibungen wird  die  Gleichstellung  mit  den  eigentlichen  Pfand- 
briefen im  Lombardgeschäft  ausgesprochen. 

Die  Reichsbank  darf  weiterhin,  das  ist  auch  für  weitere  Kreise 
von  Bedeutung,  vom  1.  Januar  1901  ab  nicht  unter  dem  bekannt 
gemachten  Satze  diskontieren,  sobald  dieser  4°  0  erreicht  oder  über- 
schreitet; wenn  sie  zu  einem  geringeren  Prozentsatze  diskontiert,  so 
hat  sie  diesen  Satz  im  Reichsanzeiger  bekannt  zu  machen.  Der 
Bundesrat  wird  denjenigen  Privatnotenbanken,  auf  die  die  be- 
schränkenden Bestimmungen  des  §  43  des  Bankgesetzes  keine  An- 
wendung finden,  d.  h.  allen  mit  Ausnahme  der  braunschweigischen 
Bank,  deren  Noten  nur  in  ihrem  Heimatstaat  umlaufen  dürfen,  das 
Notenprivileg  zum  1.  Januar  1901  kündigen,  wenn  sie  sich  nicht 
verpflichten,  von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  ab:  1.  nicht  unter  dem 
öffentlich  bekannt  gemachten  Reichsdiskontsatze  zu  diskontieren,  so- 
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bald  dieser  4%  erreicht  oder  überschreitet,  und  2.  im  übrigen  nicht 
um  mehr  als  1/4°/0  unter  dem  öffentlich  bekannt  gemachten  Prozent- 
satz der  Reichsbank  zu  diskontieren,  oder  falls  die  Reichsbank  selbst 
zu  einem  geringeren  Satze  diskontiert,  nicht  um  mehr  als  1/8°/0  unter 
diesem  Satze.  Es  folgen  dann  Strafbestimmungen  gegen  die  Ver- 
letzung dieser  Vorschriften.  Ein  weiterer  Artikel  ermächtigt  den 
Reichskanzler,  die  neuen  Anteilscheine  im  Wege  öffentlicher  Zeichnung 
zu  begeben,  auch  das  Aufgeld  und  die  Einzahlungsfristen  zu  be- 
stimmen. Endlich  werden  Bestimmungen  getroffen  über  die  noch  im 
Umlaufe  befindlichen  Noten  der  vormaligen  preussischen  Bank.  Ver- 
gleiche hierzu  Jülich  Landmann,  Zur  Abänderung  des  deutschen 
Bankgesetzes,  Leipzig  1899.1) 

Darüber  hinaus  fesseln  uns  nur  noch  zwei  gesetzgeberische 
Taten,  nämlich  die  teilweise  Regelung  des  Hypothekenbankwesens 
und  der  gemeinsamen  Rechte  der  Schnldverschreibungsinhaber. 

Die  Bodenkreditanstalten,  d.  h.  die  zur  Vermittlung 
zwischen  dem  kreditbedürftigen  Grundbesitz  und  dem  Anlage  suchenden 
Kapital  bestehenden  Einrichtungen,  waren  in  Deutschland  zuerst  auf 
der  genossenschaftlichen  Grundlage  der  von  Friedrich  dem  Grossen 
1770  errichteten  preussischen  „Landschaften"  eingeführt  worden  und 
fanden  vielfach  Nachahmung.  1834  wurde  auch  in  Bayern  eine  zur 
Vermittelung  des  Realkredites  bestimmte  Anstalt  ins  Leben  gerufen. 
Die  übrigen  deutschen  Hypothekenbanken  entstanden  seit  1861,  ge- 
nügten aber  den  Anforderungen  des  Realkredit«  bald  nicht  mehr. 
Auch  erschienen  die  Pfandbriefglänbiger  nicht  mehr  ausreichend  ge- 
sichert, da  die  Bankkreditinstitute  meist  gleichzeitig  Geldbanken  waren 
und  die  Geschäftsführung  in  reinen  Bankgeschäften  die  Sicherheit 
der  Pfandbriefgläubiger  gefährdete.  Endlich  stand  den  Pfandbrief- 
gläubigern kein  andere  Gläubiger  ausschliessendes  Vorrecht  zu.  Zwar 
schufen  Gesetze  für  Schwarzburg-Sondershausen  und  Braunschweig 
ein  gesetzliches  Pfandrecht  der  Pfandbrief-Inhaber,  ein  nassauisches 
Gesetz  vom  20.  August  18(37  ein  eigenartiges  Vorrecht  im  Konkurse. 
Von  erheblicher  Bedeutung  war  aber  erst,  dass  verschiedene  gesetz- 

')  Vorgl.  auch  Entwurf  und  Begründung  des  Gesetz«»»  in  den  Annaleu 
des  Deutschen  Reichs,  185)1»,  S.  445  ff.  und  die  Abhandlungen  von  Lötz, 
Der  Streit  um  die  Verstaatlichung  der  Reichshank,  daselbst  1898,  S.  161  ff. 
und  von  Richter,  Studien  über  die  Diskontpolitik  etc.  auch  der  Reichs- 
bauk.  ebenda  1901.  S.  417.  509.  593. 
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geberische  Versuche  schliesslich  zum  §  17  des  Einführungsgesetzes 
der  Konkursordnung  führten,  die  der  Landesgesetzgebung  das  Recht 
gab.  Bestimmungen  zu  treffen,  dass  den  Inhabern  gewisser  Pfandbriefe 
ein  Faustpfandrecht  im  Sinne  des  §  40  der  Eonknrsordnung  unter 
bestimmten  Bedingungen  gewährt  werden  kann.  Einzelne  Landes- 
rechte haben  hiervon  Gebrauch  gemacht,  so  ausser  dem  koburg- 
gothaischen  Gesetz  vom  4.  April  1885  das  mecklenburg-schwerin'sche 
und  das  niecklenburg-strelitz'sche  vom  13.  Februar  1894,  das  schwarz- 
burg-sondershausen'sche  vom  15.  Januar  1896.  Aber  bei  alledem  ist 
doch  die  Natur  der  Vorschrift  als  einer  nur  vorläufigen  Massregel 
anerkannt  worden.  Nach  einer  ganzen  Reihe  von  gesetzgeberischen 
Vorarbeiten  erging  schliesslich  das  Hypothekenbankgesetz  vom 
13.  Juli  1899  (R.-G.-Bl.  S.  375  ff.),  das  seit  dem  1.  Januar  1900 
gilt.  Es  bezweckt  nicht  die  Regelung  der  Verhältnisse  der  gesamten 
Bodenkreditanstalten.  Lediglich  die  Hypothekenbanken  im  technischen 
Sinne,  das  sind  die  Bodenkreditanstalten  in  Form  von  Aktiengesell- 
schaften oder  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  sind  betroffen. 
Nach  wie  vor  sind  die  Landesgesetze  massgebend  für  die  nicht  in 
dieser  Gesellschaftsform  errichteten  Bodenkreditanstalten.  Das  Gesetz 
beschränkt  sich  aber  nicht  darauf,  die  Stellung  der  Pfandbriefgläubiger 
zu  sichern,  es  verhält  sich  auch  über  die  Errichtung,  den  Geschäfts- 
betrieb und  die  Beaufsichtigung  der  Hypothekenbanken.  Die  Vor- 
schriften des  Handelsgesetzbuches  bleiben  aber  unberührt.  Im  einzelnen 
enthält  das  Gesetz  Vorschriften  über  die  Zulassung  neuer  Hypotheken- 
banken (§  1),  während  §  2  offenen  Handelsgesellschaften,  Kommandit- 
gesellschaften, Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  eingetragenen 
Genossenschaften  und  einzelnen  Personen  den  Betrieb  eines  Unter- 
nehmens im  Sinne  des  §  1,  nämlich  den  Betrieb  von  Hypotheken- 
banken untersagt.  In  den  §§  3  und  4  wird  die  Beaufsichtigung  der 
Hypothekenbanken  geregelt  im  §  5  sind  die  Geschäfte  bezeichnet, 
die  den  Hypothekenbanken  neben  den  Bodenkreditgeschäften  gestattet 
sind.  §§  6 — 9  verhalten  sich  über  die  wesentlichsten  Bedingungen, 
die  bei  der  Ausgabe  von  Hypothekenpfandbriefen  zu  erfüllen  sind, 
woran  (§§  10 — 21)  angeschlossen  sind  die  bei  der  Gewährung  von 
hypothekarischen  Darlehen  zu  beobachtenden  Grundsätze.  Weitere 
Vorschriften  betreffen  die  Anlegung  und  Führung  des  Hypotheken- 
registers, das  zur  Eintragung  der  zur  Pfandbriefdeckung  verwendeten 
Hypotheken  dienen  soll  (§§  22,  23).    Über  die  Buchführung,  die 
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Bilanzen,  Geschäftsberichte  und  sonstigen  Nachweisungen  der  rfypo- 
thekenbanken  handeln  die  §§  24—28.  Die  zivilistisch  besonders 
interessanten  Bestimmungen  über  die  rechtliche  Sicherung  der  Pfand- 
gläubiger, ihre  Befriedigung  im  Konkurse  und  die  Bestrafung  der 
die  Sicherung  gefährdenden  Handlungen  finden  sich  §§  19—39. 
Innerhalb  dieser  Bestimmungen  ist  auch  der  für  das  deutsche  Recht 
neuen  Einrichtung  des  Treuhändlers  gedacht,  über  die  unter  dem 
Titel  „Der  Treuhändler  im  deutschen  Recht"  Danz  1901  eine  vor- 
treffliche Abhandlung  geliefert  hat,  Die  Bestellung  des  Treuhändlers 
erfolgt  durch  die  Aufsichtsbehörde  nach  Anhörung  der  Hypotheken- 
bank. Seine  Befugnisse  sind  sehr  mannigfaltig.  Er  hat  insbesondere 
darauf  zu  achten,  dass  die  vorschriftsmässige  Deckung  für  die 
Hypothekenpfandbriefe  jederzeit  vorhanden  ist  und  dass  die  zu  dieser 
Deckung  bestimmten  Hypotheken  und  Wertpapiere  in  das  Hypotheken- 
register eingetragen  werden.  Kr  hat  die  Verpflichtung  zur  Ver- 
wahrung gewisser  Urkunden  und  ist  auch  befugt,  jederzeit  die  Bücher 
und  Schriften  der  Bank  einzusehen,  soweit  sie  sich  auf  die  Hypotheken- 
pfandbriefe und  auf  die  in  das  Hypothekenregister  eingetragenen 
Hypotheken  beziehen.  Bestimmungen  über  die  Grnndschulden  ent- 
hält §  40,  während  in  den  folgenden  zwei  Paragraphen  Vorschriften 
enthalten  sind  über  die  Ausgabe  von  Kommunal-  und  Kleinbahn- 
obligationen durch  Hypothekenbanken.  Die  §§  48—53  enthalten 
Schluss-  und  Übergangsbestimmungen,  die  besonders  deshalb  wichtig- 
sind, weil  die  Stellung  der  schon  bestehenden  Hypothekenbanken 
hier  wesentlich  in  Frage  kommt.  Die  Literatur  zum  Hypotheken- 
bankgesetze ist  bereits  eine  ganz  stattliche.1) 

')  Hecht,  Ist  die  reichsgesetzliche  Regelung  des  Hypothekenbank- 
wesens  und  die  der  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von  Schuldver- 
schreibungen zu  empfehlen?  Deutsche  .Juristenzeitung.  III.  8.  364  f.; 
Limas.  Beurteilung  des  Entwurfs  für  ein  Reichshypothekenbankgesetz.  1898: 
Schmidt,  Die  Hypothekenbanken  und  der  grossstädtischc  Realkredit  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Entwürfe  zum  soiren.  Bauhandwerker- 
schutzgesetz  und  zum  Reichshypothekenbankgesetz,  Berlin  185)8;  Dove, 
Der  Hypothekenhankgesetz-Entwurf.  1899;  Bonschah.  Hypothekenbankgesetz 
vom  13.  Juli  1899,  Handausir.  in.  Erläuterungen,  München  1899:  LüTZKLKR. 
Vorschläge  zum  Entwurf  eine»  Hypothekenbankgesetzes.  Weimar  1899; 
Merzbacher,  Hypothekenbankg<setz  vom  13.  Juli  1899.  München  1899: 
Wittenberg,  Entwurf  eines  Nonnalstatuta  für  Hypothekenaktienbanken 
nach  den  Bestimmungen  des  B.G.-B..  des  H.-G.-B.  und  des  Reichshypotheken- 
bankgesetzes,  Berlin  18J»9;  Derselbe.  Mündelgelder  und  Hypothekenbanken 
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Vorschriften  über  die  Versammlungen  der  Pfandbriefgläubiger 
enthält  das  Gesetz  nicht.  Hier  greifen  die  Bestimmungen  ein  des 
wichtigen  neuen  Gesetzes  über  die  gemeinsamen  Rechte  der 
Besitzer  von  Schuldverschreibungen  vom  4.  Dezember  1899 
(R.-G.-Bl.  S.  691).  Es  hat  nicht  die  Absicht,  das  Recht  der  Schuld- 
verschreibungen zu  kodifizieren.  Es  sollte  nur  dem  Bedürfnisse  ab- 
geholfen werden,  den  Besitzern  von  Schuldverschreibungen  die  wirk- 
same Geltendmachung  ihrer  Rechte  zu  erleichtern,  besonders  wenn 
es  sich  um  Schuldverschreibungen  der  Hypothekenbanken,  Eisenbahn- 
gesellschaften, Bergwerksgesellschaften  und  grösserer  industrieller 
Unternehmungen  handelt.  Die  untereinander  unbekannten  Gläubiger 
haben  übereinstimmende  Interessen,  können  sich  aber  bei  einer  Ge- 
fährdung derselben  nicht  oder  nur  schwer  zu  gemeinsamem  Handeln 
zusammenfinden.  Um  hierfür  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  ist  eine 
rechtliche  Organisation  erfolgt.  Einige  der  hier  einschlägigen  Fragen 
sind  schon  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.-B.  in  verschiedenen  Bundes- 
staaten durch  Landesgesetz  geregelt  worden.  Sie  haben  jetzt  mit 
einer  geringfügigen  Ausnahme  im  Art.  112  E.-G.  z.  B.  G.-B.  ihre 
Geltung  verloren.  Während  das  B.  G.-B.  und  das  neue  H.-G.-B.  von 
der  Aufnahme  allgemeiner  Vorschriften  über  die  gemeinsamen  Rechte 
der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen  abgesehen  hat  —  mit  den 
Ausnahmen,  die  in  den  §§  1189,  1270  B.  G.-B.  gegeben  sind,  —  hat 
das  neue  Gesetz  vom  4.  Dezember  1899  seine  Bestimmungen  auf 
alle  Schuldverschreibungen  erstreckt,  die  hinsichtlich  ihrer  Beschaffen- 
heit, ihrer  Zahl  und  der  Person  des  Schuldners  gewissen,  in  der 
Natur  der  Sache  liegenden  Voraussetzungen  genügen.  Es  vereinigt 
die  Besitzer  der  Schuldverschreibungen  zur  Wahrung  ihrer  gemein- 
samen Interessen  zu  einem  Verbände,  dessen  Beschlüsse  unter  ge- 
wissen Kautelen  für  alle  Besitzer  der  Schuldverschreibungen  ver- 
bindlich sind.  Im  einzelnen  bestimmt  dieses  am  1.  Januar  1900  in 
Kraft  getretene  Gesetz  zunächst  die  Voraussetzungen,  unter  welchen 
die  Organisation  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen  besteht 
(§§  1,  2),  dann  ist  die  Berufung  und  Abhaltung  der  Versammlung 
der  Schuldverschreibungsbesitzer  geordnet  (§§  8—10).    Es  folgen 

Berlin  1899;  Goppert,  Hypothekenbankiresetz,  Berlin  1900  (Guttentag'sche 
Sammlung);  Riksskr,  Zur  Kritik  der  Gesetzentwürfe,  betr.  das  Hypotheken- 
bankgesetz  und  die  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von  Schuldver- 
schreibungen, Beilatfeheft  zum  47  Bande  der  Z.  f.  d.  ges.  Handelsrecht.  — 
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hierauf  Vorschriften  für  den  Fall,  dass  ein  Beschluss  über  den  Ver- 
zicht auf  Rechte  der  Gläubiger  gefasst  werden  soll.  Die  Bestellung 
eines  Vertreters  durch  die  Versammlung  der  Schuldverschreibnngs- 
besitzer,  sowie  dessen  Verhältnis  zu  den  anderweit  für  die  Schuld- 
verschreibungsbesitzer bestellten  Vertretern  ist  hierauf  geordnet 
(§§  11—17).  Falls  über  das  Vermögen  des  Schuldners  Konkurs  er- 
öffnet wird,  kommen  die  §§  18,  19  in  Frage.  Gegen  Beschränkungen 
ihrer  gesetzlichen  Rechte  werden  die  Schuldverschreibungsbesitzer 
durch  §  20,  dem  sich  Strafvorschriften  in  §§  21  bis  23  anschliessen, 
geschützt.  Endlich  werden  in  den  §§  24,  25  für  Schuldverschreibungen 
von  Eisenbahnen  besondere  Bestimmungen  getroffen.  Es  bleiben  un- 
berührt die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die  Versammlung 
und  Vertretung  der  Pfandgläubiger  einer  Eisenbahn  oder  Kleinbahn 
in  dem  zur  abgesonderten  Befriedigung  dieser  Gläubiger  aus  den 
Bestandteilen  der  Bahneinheit  bestimmten  Verfahren. 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes  sind  durchweg  neu,  sowohl  nach 
ihrer  Tendenz,  als  nach  ihrer  Form.  Es  muss  abgewartet  werden, 
ob  sie  in  allen  Punkten  die  an  sie  geknüpften  Erwartungen  erfüllen, 
oder  ob  vielmehr  die  Ausstellungen,  welche  von  seiten  der  Kritik  in 
reichlichem  Mafse  an  sie  geknüpft  worden  sind,  ihre  Berechtigung 
haben.  Zur  Literatur  seien  die  oben,  Not«  1  erwähnten  trefflichen 
Arbeiten  von  Hecht  und  Riesher,  sowie  die  erläuternden  Ausgaben 
des  Gesetzes  von  Mkrzbacher  und  Göppert,  beide  1900,  sowie  ein 
Artikel  des  Frhm.  von  Pechmann,  Deutsche  Juristenzeitung,  V,  S.  511, 
der  Kommentar  von  Bonhchab,  1899,  erwähnt. 

2.  Gerichtsverfassung,  Prozess,  freiwillige  Gerichtsbarkeit. 

Infolge  von  wohlbegründeten  Reservatrechten  konnte  die  Ge- 
richtsbarkeit eines  obersten  Militärgerichtshofes  des  Reiches  auf 
Bayern  ohne  die  Zustimmung  dieses  Staates  nicht  erstreckt  werden. 
Darüber  war  man  unter  ernsten  Staatsrechtskennern  einig.1)  Es 
war  deshalb  ein  erfreuliches  Ergebnis,  dass  zwischen  dem  Reiche 
und  Bayern  eine  Verständigung  erzielt  worden  ist,  als  deren  Ergebnis 

l)  Seydel,  Die  Schaffung  eines  Reichsmilitärgerichtshofes  und  die 
bayrischen  Reservatrechte,  Amialen  des  Deutschen  Reiches.  1898,  S.  151  ff.; 
Gbassmann,  Die  Sonderstellung  des  bayrischen  Heeres  und  das  Reiclis- 
militärgericht,  daselbst,  S.  721  ff.;  von  March.  Die  gegenwärtige  Lage 
der  Militarstraf'prozessreforni  im  Hinblick  auf  die  bayrische  Reservatrechts- 
frage. Deutsche  Jurist enzeitung,  III.  S.  149. 
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das  Reichsgesetz  vom  9.  März  1899  zu  gelten  hat,  das  die  Ein- 
richtung eines  besonderen  Senats  für  das  bayrische  Heer  beim  Reichs- 
militärgericht betrifft  (R.-G.-Bl.  S.  135).  Der  König  von  Bayern 
ernennt  den  Präsidenten  und  die  Räte  des  bayrischen  Senats,  sowie 
einen  Militäranwalt  für  diesen.  Er  bestimmt  überdies  die  militärischen 
Mitglieder  dieses  Senats.  Letzterer  ist  zuständig  für  alle  dem  Reichs- 
militärgerichte  zugewiesenen  Entscheidungen  und  Geschäfte,  die  das 
Urteil  oder  die  Entscheidung  eines  bayrischen  Militärgerichts  oder 
die  Entscheidung  oder  Verfügung  eines  bayrischen  Gerichtsherrn 
zum  Gegenstande  haben.  In  gewissen  Fällen  treten  der  bayrische 
und  ein  von  dem  Präsidenten  des  Reichsmilitärgerichts  zu  bestimmender 
anderer  Senat  zu  gemeinsamer  Verhandlung  und  Entscheidung  zu- 
sammen. Der  §  38  des  Disziplinargesetzes  für  richterliche  Militär- 
justizbeamte vom  1.  Dezember  1898  gilt  auch  für  den  Präsidenten 
und  die  Räte  des  bayrischen  Senats.  Diese  bleiben  bei  der  Bildung 
des  allgemeinen  Disziplinarhofes  unberücksichtigt,  sofern  für  sie,  sowie 
für  die  bayrischen  richterlichen  Militärjustizbeamten  ein  besonderer 
Disziplinarhof  errichtet  wird.  Geschieht  dies,  so  werden  der  Präsident 
und  die  Räte  des  bayrischen  Senates  bei  der  Bildung  des  allgemeinen 
Disziplinarhofes  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  es  sich  um  ein  Mit- 
glied des  Reichsmilitärgerichts  handelt.  In  diesen  Zusammenhang 
gehört  auch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  28.  Dezember  1899 
(R.-G.-Bl.  S.  2),  durch  die  die  Befugnisse  des  preussischen  General- 
auditoriats  auf  das  Reichsmilitärgericht  übertragen  werden. 

Weiterhin  ist  durch  Erlass  des  Reichskanzlers  vom  8.  März  1900 
(R.-G.-Bl.  S.  128)  auf  Grund  des  $  861  der  Zivilprozessordnung  be- 
stimmt, dass  für  das  Aufgebotsverfahren  zum  Zwecke  der  Todes- 
erklärung eines  Verschollenen,  der  weder  einen  inländischen  Wohn- 
sitz gehabt  hat,  noch  einem  Bundesstaat  angehört,  das  Königlich 
Preussische  Amtsgericht  I  in  Berlin  zuständig  ist. 

Neu  geregelt  worden  ist  auch  die  Konsulargerichtsbarkeit 
durch  das  Reichsgesetz  vom  7.  April  1900  (R.-G.-Bl.  S.  213), 
das  erst  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  getreten  ist.  Es  sind  die  alten 
bewährten  Grundlagen  beibehalten,  aber  doch  im  einzelnen  modifiziert 
worden.  Besonders  notwendig  erschien  die  Anpassung  des  die  be- 
sonderen Vorschriften  über  das  bürgerliche  Recht  enthaltenden  Ab- 
schnitts an  das  neue  bürgerliche  Recht  des  Reiches.  Auf  Grund  des 
neuen  Gesetzes  erging  auch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  25.  Ok- 
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tober  1900  (R.-G.-Bl.  S.  999).  Sie  enthalt  folgende  wichtigen  Be- 
stimmungen. Für  die  Übertragung  des  Eigentums  an  Grundstücken 
in  den  Konsulargerichtsbezirken  genügt,  soweit  nicht  für  diese  Grund- 
stücke ein  Grundbuch  im  Sinne  der  Keichsgesetze  angelegt  ist,  die 
Beobachtung  der  Formen,  die  den  von  der  dortigen  Staatsgewalt 
erlasseneu  Vorschriften  entsprechen.  Innerhalb  Rumäniens,  Serbiens 
und  Bulgariens  gilt  das  Gleiche  auch  für  die  Form  eines  anderen 
Rechtsgeschäfts,  das  dort  vorgenommen  wird,  sowie  für  die  Form 
einer  Ehe,  die  dort  geschlossen  wird.  Statt  der  im  bürgerlichen 
Gesetzbuche  (§§  246,  247,  288)  und  im  Handelsgesetzbuche  (§  352) 
aufgestellten  Zinssätze. gilt  in  den  Konsulargerichtsbezirken  ein  den 
landesüblichen  Vertragszinsen  entsprechender  Zinssatz,  jedoch  höchstens 
ein  solcher  von  zehn  vom  Hundert  für  das  Jahr.  Eine  Dienst- 
anweisung zur  Ausführung  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit vom  27.  Oktober  1900  begegnet  uns  ebenfalls  (Zentralblatt 
S.  577).  Auch  eine  Anordnung  des  Reichskanzlers,  die  sich  verhält 
über  das  Zwangsverfahren  wegen  Beitreibung  der  Gerichtskosten  in 
den  Konsulargerichtsbezirken  vom  27.  Oktober  1900  (Zentralblatt 
S.  576). 

Nachdem  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
im  Gesetze  vom  20.  Mai  1898  ihr  Recht  kodifiziert  erhalten  haben, 
war  es  auch  notwendig  geworden,  an  Stelle  der  bis  dahin  gegoltenen 
meisten  Bestimmungen  über  die  Führung  des  Genossenschafts- 
registers und  die  Anmeldungen  zu  ihm  neue  Bestimmungen  zu 
erlassen.  Dies  geschah  durch  Verordnung  des  Bundesrats  vom  1.  Juli 
1899  (R.-G.-Bl.  S.  :J47).  Es  werden  zunächst  allgemeine  Vorschriften 
gegeben  über  die  Obliegenheiten  des  Richters  oder  Gerichtsschreibers, 
über  die  Eintragungsverfiigung,  die  Benachrichtigung  der  Beteiligten, 
die  Bekannt  machung  der  Registereint  ragungen,  die  Form  der  An- 
meldungen, sowie  die  sonstigen  Anzeigen,  Erklärungen  und  Ein- 
reichnngen  (!),  über  die  Beglaubigung,  die  Löschung  von  Amts  wegen, 
die  gegenstandslos  gewordenen  Eintragungen  und  über  die  Kosten. 
Dann  folgen  noch  zwei  Abschnitte,  die  die  Eintragungen  in  das  Ge- 
nossenschaftsregister und  die  in  die  Listen  der  Genossen  im  einzelnen 
regeln. 

Reichsgesetzliche  Änderungen  zum  Kosten-  und  Kassenwesen 
sind  nicht  zu  verzeichnen. 
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3.  Strafrecht  und  Strafprozess. 

Geringfügig  war  die  Änderung,  die  der  §  316  durch  das 
Reichsgesetz  vom  27.  Dezember  1899  (R.-G.-Bl.  S.  726)  erfahren 
hat.  Es  ist  dort  bestimmt,  dass,  wer  fahrlässigerweise  den  Transport 
auf  einer  Eisenbahn  in  Gefahr  setzt,  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  bestraft  wird.  Unter  Umständen  erschien  jedoch  diese  Strafe  zu 
streng.  Es  ist  deshalb  hinter  jene  Bestimmung  eingefügt  worden,  dass 
auch  eine  Geldstrafe  bis  zu  neunhundert  Mark  verhängt  werden  kann. 

Dass  Diebstahl  an  Elektrizität  nicht  begangen  werden 
kamt,  weil  sie  keine  körperliche  Sache  ist,  hat  das  Reichsgericht  in 
seinen  Urteilen  wiederholt  ausgesprochen.  Es  ist  über  diese  Frage 
eine,  wenn  auch  kleine  Literatur  entstanden,  die  am  besten  aus  dem 
Artikel  von  Stenülkin,  „Diebstahl  an  Elektrizität",  in  der  Deutschen 
Juristenzeitung,  IV,  S.  246  zu  ersehen  ist.  Da  darüber  Einigkeit 
bestand,  dass  die  Elektrizität  des  Rechtsschutzes  bedarf,  und  die 
Meinungen  nur  darüber  auseinander  gingen,  ob  das  bisherige  Gesetz 
schon  diesen  Rechtsschutz  gewährleiste,  ist  durch  Erlass  des  Reichs- 
gesetzes vom  9.  April  1900  (R.-G.-Bl.  S.  225)  jedes  Bedenken  er- 
ledigt; denn  danach  wird  mit  Gefängnis  und  mit  Geldstrafe  bis  zu 
fünfzehnhundert  Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  belegt,  wer  einer 
elektrischen  Anlage  oder  Einrichtung  fremde  elektrische  Arbeit  mittels 
eines  Leiters  entzieht,  der  zur  ordnungsmässigen  Entnahme  von 
Arbeit  aus  der  Anlage  oder  Einrichtung  nicht  bestimmt  ist.  wenn 
er  die  Handlung  in  der  Absicht  begeht,  die  elektrische  Arbeit  sich 
rechtswidrig  anzueignen.  Neben  der  Gefängnisstrafe  kann  auf  Ver- 
lust der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden.  Der  Versuch  ist 
strafbar.  Ist  die  bezeichnete  Handlung  in  der  Absicht  begangen, 
einem  anderen  rechtswidrig  Schaden  zuzufügen,  so  ist  auf  Geldstrafe 
oder  auf  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  zu  erkennen.  Die  Verfolgung 
tritt  in  diesem  Falle  nur  auf  Antrag  ein.  (Vergleiche  übrigens  auch 
den  Artikel  von  Kahl,  Deutsche  Juristenzeitung,  V.  S.  29.) 

Ungeheures  Aufsehen  und  eine  leidenschaftliche  Debatte  in  der 
Presse  von  Seiten  der  Literaten  und  Künstler,  aber  auch  endlich  von 
Seiten  der  Juristen  hat  der  Entwurf  der  sogenannten  lex  Heintze 
hervorgerufen.  Dieser  Gesetzentwurf  ist  aber  in  seinem  wesentlichen 
Teile,  der  geeignet  war,  die  geistige  Freiheit  in  Deutschland  er- 
heblich zu  beschränken,  nicht  Gesetz  geworden;  ihm  hat  Frank  in 
der  Deutschen  Juristenzeitung,  V,  S.  237  die  „Leichenrede"  gehalten. 
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Nur  unerhebliche  Reste  dieser  lex  Heintze  sind  unter  dem  Datum 
vom  25.  Juni  1900  Gesetz  geworden  (R.-G.-Bl.  S.  301),  und  zwar 
betreffen  sie  folgende  Punkte.  Man  ist  zunächst  dem  sogenannteu 
Zuhältertnm  auf  den  Leib  gerückt.  Durch  den  jetzigen  §  180  wird 
wegen  Kuppelei  mit  Gefängnis  nicht  unter  einem  Monat  bestraft,  wer 
gewohnheitsmässig  oder  aus  Eigennutz  durch  seine  Vermittlung 
oder  durch  Gewährung  oder  Verschaffung  von  Gelegenheit  der  Un- 
zucht Vorschub  leistet.  Es  kann  gleichzeitig  auf  Geldstrafe  von 
einhundertfünfzig  bis  zu  sechstausend  Mark,  auf  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte,  sowie  auf  ZulSssigkeit  von  Polizeiaufsicht  erkannt 
werden.  Sind  mildernde  Umstünde  vorhanden,  so  kann  die  Gefängnis- 
strafe bis  auf  einen  Tag  ermässigt  werden.  Sodann  bestimmen  die 
§§  181  und  181a,  dass  die  Kuppelei,  selbst  wenn  sie  weder  gewohn- 
heitsmässig noch  aus  Eigennutz  betrieben  wird,  mit  Zuchthaus  bis 
zu  fünf  Jahren  zu  bestrafen  ist  in  folgenden  zwei  Fällen:  a)  wenn, 
um  der  Unzucht  Vorschub  zu  leisten,  hinterlistige  Kunstgriffe  an- 
gewendet werden,  oder  b)  der  Schuldige  zu  der  verkuppelten  Person 
in  dem  Verhältnisse  des  Ehemanns  zur  Ehefrau,  von  Eltern  zu  Kindern, 
von  Vormündern  zu  Pflegebefohlenen,  von  Geistlichen,  Lehrern  oder 
Erziehern  zu  den  von  ihnen  zu  unterrichtenden  oder  zu  erziehenden 
Personen  steht.  Neben  der  Zuchthausstrafe  ist  der  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  demnach  obligatorisch  auszusprechen;  auch 
kann  auf  Geldstrafe  von  einhundertfünfzig  bis  sechstausend  Mark, 
sowie  auf  Zulässigkeit  von  Polizeiaufsicht  erkannt  werden.  Bei 
mildernden  Umständen  tritt  Gefängnisstrafe  ein.  Der  Begriff  deB 
Zuhälters  erscheint  aber  erst  im  §  181a.  Es  wird  darunter  eine 
solche  männliche  Person  verstanden,  die  von  einer  Frauensperson, 
die  gewerbsmässig  Unzucht  treibt,  unter  Ausbeutung  ihres  unsittlichen 
Erwerbes  ganz  oder  teilweise  den  Lebensunterhalt  bezieht,  oder  der- 
jenige, der  einer  solchen  Frauensperson  gewohnheitsmässig  oder  aus 
Eigennutz  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des  unzüchtigen  Gewerbes 
Schutz  gewährt  oder  sonst  förderlich  ist.  Die  Strafe  ist  auf  Ge- 
fängnis nicht  unter  einen  Monat  normiert.  Wenn  der  Zuhälter  der 
Ehemann  der  Frauensperson  ist,  oder  wenn  er  die  Frauensperson 
unter  Anwendung  von  Gewalt  oder  Drohungen  zur  Ausübung  des 
unzüchtigen  Gewerbes  angehalten  hat,  so  tritt  Gefängnisstrafe  nicht 
unter  einem  Jahre  ein,  Daneben  kann  auf  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte,  auf  Zulässigkeit  von  Polizeiaufsicht,  sowie  auf  Über- 
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Weisung  an  die  Landespolizeibehörde  erkannt  werden.  Die  weiteren 
Vorschriften  betreffen  den  Kampf  gegen  die  unzüchtigen  Schriften. 
Solche  Abbildungen,  Darstellungen  unzüchtiger  Art  dürfen  nicht 
feilgehalten,  verkauft,  verteilt  werden;  an  Orten,  die  dem  Publikum 
zugänglich  sind,  dürfen  sie  nicht  ausgestellt,  angeschlagen  oder  ver- 
breitet, angekündigt  oder  angepriesen  werden.  Ebenso  ist  es  ver- 
boten, unzüchtige  Schriften,  Abbildungen  oder  Darstellungen  einer 
Person  unter  sechzehn  Jahren  gegen  Entgelt  zu  überlassen  oder  an- 
zubieten. Ferner  sind  Gegenstände,  die  zu  unzüchtigem  Gebrauch 
bestimmt  sind,  an  Orten,  die  dem  Publikum  zugänglich  sind,  von 
der  Ausstellung,  Ankündigung  und  Anpreisung  ausgeschlossen.  Endlich 
ist  es  verboten,  öffentliche  Ankündigungen  zu  erlassen,  die  dazu  be- 
stimmt sind,  unzüchtigen  Verkehr  herbeizuführen.  Es  steht  auf 
allen  diesen  Straftaten  Gefängnis  bis  zn  einem  Jahre  oder  Geldstrafe 
bis  zn  tausend  Mark;  es  kann  auch  auf  Zulässigkeit  von  Polizei- 
aufsicht erkannt  werden  (§  184).  Die  letzte  Bestimmung  bringt  be- 
sonders die  grossen  Tageszeitungen  in  Gefahr,  die  häufig  Annoncen 
aufnehmen  müssen,  die  auf  einen  unzüchtigen  Verkehr,  wenn  auch  in 
der  verschleiertsten  Weise,  hinzielen.  Es  ist  dem  Zeitungsunternehraer 
fast  niemals  möglich,  eine  derartige  Tendenz  zweifellos  festzustellen, 
während  er  andererseits  bei  der  jetzigen  Lage  des  Zeitungswesens 
nicht  darauf  verzichten  kann,  Annoncen  seinem  Blatte  beizufügen. 
Ein  möglichst  unglücklicher  Paragraph  ist  dann  auch  §  184  a.  Wer 
Schriften,  Abbildungen,  Darstellungen,  die,  ohne  unzüchtig  zu  sein, 
das  Schamgefühl  gröblich  verletzen,  einer  Person  unter  sech- 
zehn Jahren  gegen  Entgelt  überlässt  oder  anbietet,  wird  bestraft, 
wobei  die  Unsicherheit  des  Begriffs  einer  nicht  unzüchtigen  Schrift, 
die  trotzdem  das  Schamgefühl  gröblich  verletzt,  nur  dadurch  ver- 
hältnismässig unschädlich  wird,  dass  es  sich  um  die  Anwendung  der 
strafbaren  Handlung  gegenüber  Personen  unter  sechzehn  Jahren 
handelt.  Der  §  184  b  dagegen  regelt  etwas  ganz  verschiedenes. 
Wer  aus  Gerichtsverhandlungen,  für  die  wegen  Gefährdung  der  Sitt- 
lichkeit die  Öffentlichkeit  ausgeschlossen  war,  oder  aus  den  diesen 
Verhandlungen  zu  Grunde  liegenden  amtlichen  Schriftstücken  öffentlich 
Mitteilungen  macht,  die  geeignet  sind,  Ärgernis  zu  erregen,  wird  mit 
Geldstrafe  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  In  das 
Gebiet  der  Übertretungen  führt  dann  endlich  §  3G2,  der  den  Kampf 
gegen  das  Landstreicher-  und  Dirnentum  verschärft.    Die  wegen 
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Übertretung  mit  Haft  bestraften  Landstreicher,  Bettler,  Spieler,  Trunk- 
süchtigen, unzüchtigen  Weibspersonen  u.  s.  \v.  (§  361  No.  3—8) 
können  zu  Arbeiten,  die  ihren  Fähigkeiten  und  Verhältnissen  an- 
gemessen sind,  innerhalb  und,  sofern  sie  von  anderen  Arbeitern  ge- 
trennt gehalten  werden,  auch  ausserhalb  der  Strafanstalt  angehalten 
werden.  Bei  Verurteilung  kann  ausgesprochen  werden,  dass  die  ver- 
urteilten Personen  nach  verbüsster  Strafe  der  Landespolizeibehörde 
zu  überweisen  sind.  Handelt  es  sich  um  solche  Personen,  die  betteln 
oder  Kinder  zum  Betteln  anleiten  oder  ausschicken,  oder  ihrer  Ge- 
walt und  Aufsicht  untergebene  Personen  vom  Betteln  abzuhalten 
unterlassen,  so  können  sie  nur  dann  der  Landespolizeibehörde  über- 
wiesen werden,  wenn  sie  wegen  dieser  Übertretung  in  den  letzten 
drei  Jahren  mehrmals  rechtskräftig  verurteilt  worden  sind,  oder  wenn 
das  Betteln  unter  Drohungen  oder  mit  Waffen  erfolgt  ist.  Ist  gegen 
einen  Ausländer  auf  Überweisung  an  die  Landespolizeibehörde  erkannt, 
so  kann  auch  Verweisung  aus  dem  Bundesgebiet  stattfinden. 

Über  die  Öffentlichkeit  im  Militärstrafverfahren1)  ist 
sodann  eine  kaiserliche  Verordnung  vom  28.  Dezember  1899  (Zentral- 
blatt S.  496)  ergangen.  Danach  verlangt  die  Disziplin,  dass  auch 
im  gerichtlichen  Verfahren  das  Ansehen  der  militärischen  Kommando- 
gewalt, der  militärischen  Einrichtungen,  Verordnungen  und  Gebräuche 
erhalten,  der  Sinn  für  die  unbedingte  Unterordnung  des  Untergebenen 
gegen  den  Vorgesetzten  gewahrt  werden  muss,  und  dass  dem  be- 
rechtigten Ehrgefühl  aller  Beteiligten,  insbesondere  demjenigen  des 
Offizierstandes,  Rechnung  getragen  wird.  Bei  Gefährdung  dieses 
Grundsatzes,  sei  es  nach  dem  Gegenstande  der  Anklage,  nach  den 
Eigenheiten  des  zur  Verhandlung  kommenden  Falles,  nach  der  Per- 
sönlichkeit des  Angeklagten  oder  der  Zeugen,  nach  zeitlichen  oder 
örtlichen  besonderen  Verhältnissen,  ist  die  Öffentlichkeit  auszuschliessen. 
Die  Prüfung,  ob  dies  nötig  ist,  gehört  in  erster  Linie  zu  den  Pflichten 
des  Gerichtsherrn  und  des  Vertreters  der  Anklage.  Aber  auch  die 
erkennenden  Gerichte  sind  verpflichtet,  ohne  solchen  Antrag  die 
Öffentlichkeit  für  die  ganze  Verhandlung  oder  einen  Teil  derselben 
auszuschliessen,  wenn  die  Voraussetzungen  hierfür  eintreten. 

Die  folgenden  gesetzgeberischen  Akte  beziehen  sich  auf  die 
jüngsten  politischen  Vorgänge.   Ein  Keichsgesetz  vom  25.  Juni  1900 

')  Vergl.  auch  oben  die  Abteilung:  Gerichtsverfassung.  Prozess, 
freiwillige  Gerichtsbarkeit. 
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(R.-G.-Bl.  S.  304)  betrifft  die  militärische  Strafrechtspflege 
im  Kiautschougcbiet.  Auf  die  dort  befindlichen  Militärpersonen 
finden  die  Vorschriften  Anwendung,  die  in  der  Militärstrafgerichts- 
ordnung vom  1.  Dezember  1898  für  das  Verhältnis  „an  Bord"  ge- 
geben sind.  Die  letztgenannte  Gerichtsordnung  ist  dann  weiterhin 
durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  15.  Juli  1900  (R.-G.-Bl.  S.  779) 
für  das  ostasiatische  Expeditionskorps  am  Tage  des  Verlassens  der 
einheimischen  Gewässer  in  Kraft  getreten.  Zur  Regelung  der  Straf - 
rechtspflege  beim  ostasiatischen  Expeditionskorps  bestimmt 
dann  die  kaiserliche  Verordnung  ebenfalls  vom  15.  Juli  1900  (Zentral- 
blatt S.  496)  Einzelheiten.  Besonders  interessant  und  juristisch  wert- 
voll ist  aber  die  kaiserliche  Verordnung  vom  18.  Juli  1900  gewesen, 
die  das  strafrechtliche  Verfahren  gegen  Militärpersonen 
der  kaiserlichen  Schntztruppen  regelt  (R.-G.-Bl.  S.  831).  Es 
ist  dies  im  wesentlichen  allerdings  nach  Massgabe  der  Militärstraf- 
gerichtsordnung  von  1898  geschehen,  doch  mit  sehr  bemerkenswerten 
Einzelheiten,  die  sicli  auf  die  Besonderheit  der  Verhältnisse  bei  den 
Schutztruppen  zurückführen  lassen. 

4.  Verwaltungsrecht. 

I.  Arbeiterversicherung.  Einen  breiten  Raum  nehmen  in 
der  Gesetzgebung  der  Berichtjahre  ein:  die  Novelle  zum  Invaliden- 
versicherungsgesetze vom  13.  Juli  1899  und  eine  Reihe  zu  ihrer 
Ausführung  bestimmter  Verordnungen.  Was  zunächst  jenes  Gesetz 
selbst  angeht,  so  ist  es  zwar  eine  Novelle  zu  dem  Gesetze  vom 
22.  Juni  1889  über  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung,  allein 
die  Änderungen  sind  doch  so  erhebliche,  dass  man  kaum  mehr  den 
Eindruck  einer  Novelle  hat.  In  das  Gesetz  vom  13.  Juli  1899  ist 
der  ganze  noch  geltende  Inhalt  des  früheren  Gesetzes  übernommen 
worden  und  es  gilt  jetzt  nur  in  der  Form  der  Anordnungen  des  Ge- 
setzes vom  Jahre  1899.  Im  einzelnen  weicht  das  neue  von  dem 
alten  Gesetze  besonders  in  folgenden  Punkten  ab.  1.  Der  Kreis  der 
versicherungspflichtigen  Personen  ist  erweitert  worden. 
Die  Versicherungspflicht  ist  ausgedehnt  auf  Werkmeister  und  Tech- 
niker, ferner,  was  von  ganz  erheblicher  Bedeutung  ist,  auf  sonstige 
Angestellte,  deren  dienstliche  Beschäftigung  ihren  Hauptberuf  bildet, 
sowie  auf  Lehrer  und  Erzieher.  Waren  die  Schiffsführer  bisher  ohne 
Rücksicht  auf  ihr  Einkommen  versicherungspflichtig,  so  ist  jetzt  be- 
stimmt, dass  sie  nur  dann  notwendigerweise  versichert  sind,  wenn 
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ihr  regelmässiges  Jahresarbeiteverdienst  an  Lohn  oder  Gehalt  zwei- 
tausend Mark  nicht  übersteigt.  Dem  Bundesrate  ist  hinsichtlich  des 
Kreises  der  versicherungspflichtigen  Personen  eine  Reihe  von  Be- 
fugnissen eingeräumt,  von  denen  die  wichtigste  ist,  dass  bestimmt 
werden  kann,  inwieweit  Gewerbetreibende,  in  deren  Auftrage  Zwischen- 
personen gewerbliche  Erzeugnisse  herstellen  oder  bearbeiten  lassen, 
nämlich  die  sogenannten  Zwischenmeister,  Faktoren  oder  Ausgeber, 
gehalten  sein  sollen,  hinsichtlich  der  von  ihnen  beschäftigten  Haus- 
gewerbetreibenden und  deren  Gehilfen.  Gesellen  und  Lehrlinge  die 
Versicherungspflicht  zu  erfüllen.  Auch  erscheint  der  Bundesrat  be- 
rechtigt, zu  bestimmen,  dass  Ausländer,  denen  der  Aufenthalt  im 
Inlande  nur  für  eine  bestimmte  Dauer  behördlich  gestattet  ist  und 
die  nach  Ablauf  dieser  Zeit  in  das  Ausland  zurückkehren  müssen, 
der  Versicherungspflicht  nicht  unterliegen.  Man  dachte  hierbei  vor- 
nehmlich an  russisch-polnische  Arbeiter,  die  in  den  östlichen  Provinzen 
Preussens  in  der  Landwirtschaft  beschäftigt  werden.  Auch  die  frei- 
willige Versicherung  ist  erweitert  worden,  und  zwar  in  sehr  er- 
heblicher Weise,  besondere  ist  sie  aber  auch  durch  Beseitigung  der 
Doppelmarken  erleichtert.  2.  Der  Gegenstand  der  Versicherung 
ist  zwar  derselbe  geblieben,  allein  es  ist  für  den  Begriff  der  Er- 
werbsunfähigkeit eine  jetzt  sichere  Grenzziehung  erfolgt.  Es 
unterliegen  nämlich  der  Versicherungspflicht  nicht  diejenigen  Personen, 
deren  Erwerbslähigkeit  infolge  von  Alter,  Krankheit  oder  anderer 
Gebrechen  dauernd  auf  weniger  als  ein  Drittel  herabgesetzt  ist. 
Dies  ist  dann  anzunehmen,  wenn  die  Person  nicht  mehr  imstande 
ist.  durch  eine  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende  Tätigkeit, 
die  ihr  unter  billiger  Berücksichtigung  ihrer  Ausbildung  und  ihres 
bisherigen  Berufs  zugemutet  werden  kann,  ein  Drittel  desjenigen  zu 
erwerben,  was  körperlich  und  geistig  gesunde  Personen  derselben 
Art  mit  ähnlicher  Ausbildung  in  derselben  Gegend  durch  Arbeit  zu 
erwerben  pflegen.  Die  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  wird  jetzt  schon 
nach  sechsundzwanzig  Wochen  angenommen,  früher  betrug  die  Frist 
ein  Jahr.  8.  Auch  die  Verteilung  der  Lasten  ist  eine  andere 
geworden.  Einige  Versicherungsanstalten  waren  unverhältnismässig 
vermögend  geworden,  andere  wieder  standen  vor  der  finanziellen 
Erschöpfung.  Die  Arbeiterversicherung  hat  nämlich  das  bei  jeder 
Privatversieherung  verschieden  sich  ergebende  Risiko  bei  der  Ein- 
richtung und  Erhebung  von  Beiträgen  nur  in  unerheblichem  Mafse 
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berücksichtigt.  Zwar  findet  bei  der  Unfallversicherung  insofern  eine 
verhältnismässige  Heranziehung  statt,  als  die  Höhe  der  Beiträge 
wenigstens  zum  Teil  nicht  nur  durch  den  Umfang,  sondern  auch 
durch  die  Unfallgefährlichkeit  der  Betriebe  bestimmt  wird;  nicht  so 
bei  der  Invalidenversicherung.  Das  Gesetz  von  1889  bestimmte,  dass 
die  Höhe  der  Renten  und  der  Beiträge  unter  anderem  durch  die 
Lohnklasse  des  Versicherten  bestimmt  werde.  Daneben  konnten  die 
Versicherungsanstalten  je  für  ihre  Versicherten  eine  Abstufung  der 
Beiträge  nach  Berufszweigen  vornehmen.  Sonst  aber  waren  die  Bei- 
träge für  alle  Versicherten  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  und  auf 
Invaliditätsgefahr  der  Berufsklassen  oder  des  einzelnen  gleich  hoch 
gestellt.  Die  Ungleichheit  der  Finanzen  der  Versicherungsanstalten 
hat  die  Gesetzgebung  sehr  eingehend  beschäftigt.  Schliesslich  ist 
es  zu  folgender  Regelung  gekommen.  Man  unterscheidet  jetzt  die 
Gemeinlast  und  die  Sonderlast.  Jede  Versicherungsanstalt  ver- 
waltet ihre  Einnahmen  und  ihr  Vermögen  (Gemeinvermögen  und 
Sondervermögen)  selbständig.  Aus  denselben  sind  die  von  allen  Ver- 
sicherungsträgern gemeinsam  aufzubringende  Last  (Gemeinlast)  und 
die  den  einzelnen  Versicherungsträgern  verbleibende  besondere  Last 
(Sonderlast)  zu  decken.  Die  Gemeinlast  wird  gebildet  durch  drei 
Viertel  sämtlicher  Altersrenten,  die  Grundbeträge  aller  Invaliden- 
renten, die  Rentensteigerungen  infolge  von  Krankheitswochen  und 
die  Rentenabrundungen.  Alle  übrigen  Verpflichtungen  bilden  die 
Sonderlast  der  Versicherungsanstalt.  Weitere  Bestimmungen  regeln 
die  Deckung  der  Gemeinlast.  Auf  diese  Weise  ist  jedenfalls  für  die 
Zukunft  dem  Übel  in  der  Hauptsache  abgeholfen;  nicht  als  ob  das 
Vermögen  und  die  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Versicherungs- 
anstalten nunmehr  völlig  gleich  wären,  aber  es  ist  immerhin  schon 
ein  Erfolg  zu  verzeichnen  in  der  Richtung  der  Durchführung  ver- 
sicherungstechnischer Grundsätze.  4.  Die  Voraussetzungen  eines 
Rentenanspruchs  bestehen  in  der  Leistung  von  Beiträgen  und  in 
einer  bestimmten  gesetzlichen  Wartezeit.  Diese  ist  bei  der  Zwangs- 
versicherung für  die  Invalidenversicherung  auf  zweihundert  Beitrags- 
wochen (früher  zweihundertfünfunddreissig)  und  für  die  Altersver- 
sicherung auf  zwölfhundert  Beitragswochen  (früher  vierzehnhundert- 
zehn)  herabgesetzt  worden.  5.  Die  Berechnung  der  Renten  er- 
folgt jetzt  in  einer  von  der  früheren  abweichenden  Art.  Nach  der  Höhe 
des  Jahresarbeitsverdienstes  werden  jetzt  für  die  Versicherten  Lohn- 
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klassen  gebildet,  von  denen  die  erste  bis  zu  dreihnndertfttnfzig  Mark, 
die  zweite  bis  zu  fünfhundertfünfzig  Mark,  die  dritte  bis  zu  acht- 
hundertfünfzig Mark,  die  vierte  bis  zu  elfhundertfünfzig  Mark,  die 
fünfte  von  elfhundertfünfzig  Mark  weiter  geht.  Für  die  Zugehörigkeit 
der  Versicherten  zu  den  Lohnklassen  ist  nicht  die  Höhe  des  tat- 
sächlichen Jahresarbeit« Verdienstes,  sondern  ein  Dnrchschnittsbetrag 
massgebend,  dessen  Feststellung  im  einzelnen  geregelt  ist.  6.  Neu 
und  sozialpolitisch  besonders  wirkungsvoll  ist,  dass  vor  nnd  nach 
Eintritt  des  Rentenanspruchs  ein  Heilverfahren  stattfinden  kann, 
nnd  zwar  zur  Abwendung  der  drohenden  Erwerbsunfähigkeit.  Wie 
weit  die  Erfahrungen  die  Voraussetzungen  des  Gesetzgebers  bestätigen 
werden,  dass  durch  das  Heilverfahren  die  Leistungen  der  Versicherungs- 
anstalten verringert  werden,  ist  heute  noch  nicht  zu  ermessen.  7.  Die 
Träger  der  Versicherung  sind  die  alten  geblieben,  wenn  auch 
die  Versicherungsanstalten  neu  organisiert  sind.  Es  sind  auch  be- 
sondere Kasseneinrichtungen  in  vielen  Beziehungen  abgeändert  und 
erweitert  worden.  Neu  ist  auch,  dass  durch  Beschluss  des  Bundes- 
rats der  Seeberufsgenossenschaft  gestattet  werden  kann,  unter 
ihrer  Haftung  eine  besondere  Einrichtung  zu  dem  Zwecke  zu  be- 
gründen, die  Invalidenversicherung  für  diejenigen  Personen  zu  über- 
nehmen, die  in  den  zur  Genossenschaft  gehörenden  Betrieben  oder 
in  einzelnen  Arten  dieser  Betriebe  beschäftigt  werden,  sowie  für  die- 
jenigen Unternehmer,  die  gleichzeitig  der  Unfallversicherung  und 
der  Invalidenversicherung  unterliegen.  .S.  Von  wei testtragender  Be- 
deutung ist  die  Neuerung,  dass  die  unteren  staatlichen  Ver- 
waltungsbehörden zur  Mitwirkung  bei  der  Kentenfeststellung 
herangezogen  werden  können,  und  dass  fakultativ  die  Einführung 
von  Ren  ten  st  eilen  stattfinden  kann.  Es  soll  hier  eine  besondere 
Berücksichtigung  der  lokalen  Verhältnisse  ermöglicht  und  durch- 
geführt werden.  9.  Die  Verfahreiisvorschriften  sind  vielfach  ab- 
geändert, das  Einziehungsverfahren  für  Beiträge  anderweit  geregelt, 
die  Verwendung  von  Marken  für  grössere  Zeitabschnitte  als  solche 
von  einer  Woche  zugelassen.  Auch  die  Einrichtung  von  Sammel- 
karten ist  neu.  Die  Zahlstellen,  welche  bei  Krankenkassen,  Kommunen 
und  besonderen  Anstalten  errichtet  werden  können,  sind  geeignet,  die 
bisherige  Verwendung  der  Invalidenmarken  durch  Einklebung  in  die 
Karte  aufzuheben.  Das  Gesetz  hat  eine  grosse  Anzahl  von  Be- 
arbeitungen erfahren,  die  im  anderen  Zusammenhange  zu  erörtern 
sein  werden. 
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In  Ausführung  des  Invalidenversicherungsgesetzes  ist  bald  er- 
gangen die  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom  9.  November  1899 
(R.-G.-B1.  S.  665),  die  die  Entwertung  und  Vernichtung  der 
Marken  bei  der  Invalidenversicherung  betrifft,  die  vom  10.  No- 
vember 1 899  (R.-G.-Bl.  S.  667),  die  die  E  i  n  r  i  c h  t u  n  g  d  e  r  Q  u  i  1 1  u  n  g s  - 
karten  behandelt,  die  kaiserliche  Verordnung  vom  6.  Dezember  1899 
(R.-G.-Bl.  S.  677),  die  das  Verfahren  vor  den  auf  Grund  des 
Invalidenversicherungsgesetzes  errichteten  Schiedsgerichten  be- 
trifft, die  vom  6.  Dezember  desselben  Jahres  (R.-G.-Bl.  S.  687),  die 
von  den  Formen  des  Verfahrens  und  dem  Geschäftsgange 
des  Reichsversicherungsamtes  in  den  Angelegenheiten  der  In- 
validenversicherung handelt,  und  die  des  Reichskanzlers  vom  27.  De- 
zember 1899  (R.-G.-Bl.  S.  725),  die  die  Befreiung  vorüber- 
gehender Dienstleistungen  von  der  Versicherungspflicht 
gemäss  §  4  Abs.  1  des  mehrgenannten  Gesetzes  vornimmt.  Dazu 
kommen  noch  die  Bekanntmachungen  des  Reichsversicherungsamtes 
vom  19.  Dezember  1899  über  den  Kreis  der  nach  dem  I.-V.-G. 
versicherten  Personen  (R.-G.-Bl.  S.  464)  und  vom  27.  Oktober 
1899  über  zu  verwendende  Beitragsmarken  und  die  Bekannt- 
machung des  Bundesrats  hinsichtlich  der  Befreiung  der  Saison- 
arbeiter von  der  Versicherungspflicht  auf  Grund  des  §  6  Abs.  2 
I.-V.-G.  vom  24.  Dezember  1899  (R.-G.-Bl.  8.  271).  Diese  mag  etwas 
näher  ins  Auge  gefasst  werden.  Hiernach  entscheidet  über  Anträge 
auf  Befreiung  die  für  den  Wohnort  des  Antragstellers,  wenn  er  nicht 
im  Inlande  wohnt,  die  für  seinen  dauernden  Aufenthaltsort  zuständige 
untere  Verwaltungsbehörde.  Dem  Antrage  ist  stattzugeben, 
wenn  folgende  Voraussetzungen  zutreffen:  1.  der  Antragsteller  mnss 
in  der  Hauptsache  seinen  Lebensunterhalt  als  Betriebsunternehmer 
oder  anderweit  selbständig  erwerben  und  ohne  Lohn  oder  Gehalt 
tätig  sein;  2.  es  dürfen  für  ihn  nicht  bereits  100  Wochenbeiträge 
entrichtet  sein;  3.  die  untere  Verwaltungsbehörde  muss  unter  Be- 
rücksichtigung der  wirtschaftlichen  Lage  des  Antragstellers  und  der 
örtlichen  Verhältnisse  pflichtmässig  zur  Überzeugung  gelangt  sein, 
dass  der  Antragsteller  in  demjenigen  Kalenderjahre,  für  dessen  Dauer 
die  Befreiung  von  der  Versicherungspflicht  beantragt  wird,  entweder 
nur  zu  bestimmten  Jahreszeiten  in  nicht  mehr  als  12  Wochen,  oder 
zwar  zu  beliebigen  Jahreszeiten  aber  insgesamt  an  nicht  mehr  als 
30  Tagen  Lohnarbeit  übernehmen  wird.  Minderjährige  bedürfen  der 
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Genehmigung  des  Antrags  durch  ihren  gesetzlichen  Vertreter.  Weitere 
Bestimmungen  betreffen  die  nach  Bewilligung  des  Antrags  erfolgenden 
Massnahmen,  insbesondere  die  Erteilung  einer  Versicherungsfrei- 
karte. Die  Versicherungsanstalt  ist  befugt,  den  Widerruf  der 
Befreiung  zu  beantragen.  Gegen  die  Versagung  und  den  Widerruf 
der  Befreiung,  sowie  gegen  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Widerruf 
ist  Beschwerde  zulässig  an  die  zunächst  vorgesetzte  Behörde,  die 
endgültig  entscheidet 

Auf  Grund  des  §  7  I.-V.-G.  hat  der  Bundesrat  am  8.  Februar 
1900  auch  beschlossen,  dass  die  Bestimmungen  des  §  5  Abs.  1  und 
§  6  Abs.  1  I.-V.-G.  auf  die  bei  der  Landschaft  der  Provinz  Sachsen 
mit  festem  Gehalt  auf  Lebenszeit  angestellten  Beamten  anzuwenden 
sind,  d.  h.  Befreiung  von  der  Versicherungspflicht  eintritt. 

Waren  besondere  Kasseneinrichtungen  gemäss  §§  8,  10  des 
I.-V.-G.  zur  selbständigen  Durchführung  der  Invalidenversicherung 
schon  früher  zugelassen  —  d.  h.  Versicherung  nicht  bei  den  regel- 
mässigen Trägern  der  Versicherung  — ,  so  hat  der  Bundesrat  durch 
Beschluss  (Erlass  des  Reichskanzlers  vom  18.  Juni  1900,  Zentral- 
blatt S.  448)  die  erneuerte  Zulassung  für  bestimmte  Kassenein- 
richtungen ausgesprochen. 

Den  Geschäftsgang  und  das  Verfahren  des  Reichs- 
versicherungsamtes regelt  eine  kaiserliche  Verordnung  vom  19.  Ok- 
tober 1900  (R.-G.-Bl.  S.  983),  indem  sie  zuerst  handelt  von  der 
Einteilung  und  Bearbeitung  der  Dienstgeschäfte  (Dienst- 
stellung des  Präsidenten,  Präsidialsachen,  Vertretung  des  Präsidenten, 
Abteilungen,  Direktoren,  Unterabteilungen,  nicht  ständige  Mitglieder, 
richterliche  Beisitzer,  Sitzungen,  gemeinsame  Bestimmungen),  sodann 
von  dem  Geschäftsgang  und  dem  Verfahren  bei  den  Senaten 
(Besetzung,  Verfahren,  besondere  Vorschriften  für  Rekurse  und  Re- 
visionen) und  endlich  —  abgesehen  von  Schlussbestimmungen  —  von 
Beschwerden  über  Verfügungen  der  Rechnnngsstelle. 

Das  Verfahren  vor  den  Schiedsgerichten  für  Arbeiter- 
Versicherung —  8.  über  sie  weiter  unten  bei  der  Besprechung  der 
Novellen  der  Unfallversicherung  —  ordnet  die  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  22.  November  1900  (R.-G.-Bl.  S.  1017).  In  deu 
„allgemeinen  Bestimmungen"  werden  zusaramengefasst  die  Vor- 
schriften über  die  Beeidigung  der  Mitglieder  des  Schiedsgerichts, 
die  Befugnisse  des  Präsidenten,  Zuziehung  der  Beisitzer  und  Ab- 
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lohnung  der  Mitglieder  des  Schiedsgerichts.  Die  Vorschriften  über 
das  Verfahren  betreifen  die  Erhebung  der  Berufung",  den  Streit 
über  die  Zuständigkeit,  das  Verfahren  bei  Eingang  der  Berufung, 
die  Abweisung  durch  Bescheid,  die  Beantwortung  der  Berufung,  die 
Unterzeichnung  der  Schriftsätze  und  Vertretung  der  Parteien,  die 
mündliche  Verhandlung,  deren  Ort,  die  Öffentlichkeit  des  Verfahrens, 
die  Erledigung  der  Berufung  durch  Vergleich,  Sitzungsprotokoll,  Be- 
weisaufnahme, Abstimmung,  Entscheidung,  Verkündung,  Kosten.  End- 
lich sind  „besondere  Vorschriften  über  das  Verfahren  bei 
Anträgen  auf  anderweite  Feststellung  der  Unfallent- 
scheidnngen"  vorgesehen.  — 

Das  Jahr  1000  brachte  erhebliche  Neuerungen  auf  dem  Ge- 
biete des  Unfallversicherungswesens.  Das  frühere  Ausdehnnngs- 
gesetz  vom  5.  Mai  1H85  ist,  soweit  es  noch  galt,  aufgehoben,  und 
sein  Inhalt  ist,  in  die  übrigen  Gesetze  übergegangen.  Die  4  Unfall- 
versicherungsgesetze bestehen  unter  den  Bezeichnungen:  Gewerbe- 
unfallversicherungsgesetz, Unfall  versieh emngsgesetz  für 
Land- und  Forstwirtschaft,  Bauunfallversicherungsgesetz, 
Seeunfallversicherungsgesetz.  Auch  das  Gesetz,  betreffend 
die  Unfallfürsorge  für  Gefangene,  ist  neu.  Die  Änderungen, 
welche  für  alle  die  gedachten  Gesetze  stattgefunden  haben,  sind,  so- 
weit sie  gemeinsame  Bestimmungen  für  die  ganze  Unfallversicherung 
enthalten,  in  einem  sogenannten  Mantelgesetz  vereinigt  worden. 
Dieses  verhält  sich  auch  über  einige  Punkte  der  Invalidenversicherung, 
namentlich  über  die  Organisation  und  Tätigkeit  der  Schiedsgerichte 
und  Versichernngsämter.  Was  nun  die  Änderungen  im 
einzelnen  betrifft,  so  muss  hier  das  Schwergewicht  auf  das  Ge- 
werbennfallversicherungsgesetz  gelegt  werden,  das  übrigens, 
wie  alle  bisher  genannten  neuen  Gesetze,  vom  30.  Juni  1000  datiert, 
in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  .r».  Juli 
desselben  Jahres.  Was  zunächst  1.  den  Kreis  der  versicherten 
Personen  anbetrifft,  so  ist  dieser  erheblich  erweitert  worden.  So 
sind  auch  alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  jetzt  Unfall  ver- 
sicherungspflichtig, die  in  gewerblichen  Brauereien,  in  Gewerbe- 
betrieben der  Schlosser,  Schmiede,  Fensterputzer,  Fl  eise  her 
und  im  Lagereibetriebe,  ferner  in  einem  der  mit  einem 
Handelsgewerbe  verbundenen  Lagerlings-,  Holzfällungs-, 
Personen-  und  Güterbeforderungsbetriebe  beschäftigt  sind. 
Jalirburh  der  internat.  Wrelnisiiut;.  fi.  u.  7.  HJ.  4  1 
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Auch  die  im  Betriebe  der  See-  und  Küstenfischerei  und  der 
kleinen  Seefahrzeuge  von  nicht  mehr  als  50  cbm  Brutto- 
raura inh alt  beschäftigten  Arbeiter  gehören  hierher.  Den  Betriebs- 
beamten im  Sinne  des  Gesetzes  werden  Werkmeister  und  Tech- 
niker gleichgestellt.  Von  2000  Mk.  auf  3000  Mk.  ist  die  Gehalts- 
grenze für  die  notwendige  Versicherung  heraufgerückt  worden.  Als 
Fabriken  im  Sinne  des  Gewerbeunfallgesetzes  gelten  alle  Betriebe, 
für  welche  Dampfkessel  oder  durch  elementare  Kraft  (Wind,  Wasser. 
Dampf,  Gas,  heisse  Luft,  Elektrizität)  oder  durch  tierische  Kraft  be- 
wegte Triebwerke  nicht  bloss  vorübergehend  in  Anwendung 
kommen.  Die  Versicherung  erstreckt  sich  ferner  —  alle  diese  er- 
wähnten und  zu  erwähnenden  Vorschriften  sind  neu  —  auf  häus- 
liche und  andere  Dienste,  zu  denen  versicherte  Personen  neben 
ihrer  Beschäftigung  im  Betriebe  von  ihren  Auttraggebern  oder  von 
deren  Beauftragten  herangezogen  werden.  Die  Unfallfürsorge 
für  Gefangene  passt  sich  freilich  nicht  der  Versicherung,  sondern 
der  pensionsmässigen  Fürsorge  an,  die  für  Beamte  und  Soldaten  durch 
das  Reichsgesetz  vom  25.  März  18Kti/18..Tuni  1901  (R.-G.-Bl.  S.  211  ff.) 
geregelt  worden  ist. 

2.  Der  Gegenstand  der  Unfallversicherung  ist  der  Be- 
triebsunfall mit  seinen  Folgen.  Der  Begriff  des  entschädigenden 
Unfalls  ist  aber  dadurch  erweitert  worden,  dass  die  Versicherung 
auf  häusliche  und  sonstige  Beschäftigungen  im  Dienste  des  Arbeit- 
gebers ausgedehnt  worden  ist.  Die  Versicherung  bezieht  sich  also 
auch  auf  solche  Unfälle,  die  in  einem  Kausalzusammenhang  mit  solchen 
Beschäftigungen  stehen. 

3.  Die  Leistungen  ans  der  Unfallversicherung  sind 
zwar  nach  Art  und  Umfang  nicht  geändert,  aber  es  sind  doch  folgende 
Verbesserungen  in  sozialpolitischer  Richtung  vorgenommen  worden. 
A.  Im  Falle  der  Verletzung  werden  als  Schadensersatz  vom  Beginn 
der  vierzehnten  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  ab  jetzt  gewährt: 
a)  freie  ärztliche  Behandlung,  Arznei  und  sonstige  Heilmittel,  sowie 
die  zur  Sicherung  des  Erfolgs  des  Heilverfahrens  und  zur  Erleichterung 
der  Folgen  erforderlichen  Hilfsmittel  (Krücken,  Stützapparate  und 
dergl.,  künstliche  Augen?);  b)  eine  Rente,  die  entweder  Vollrente 
ist  von  662/a0/0  des  Jahresarbeitsverdienstes  im  Falle  völliger  Er- 
werbsunfähigkeit, oder  Teilrente  im  Falle  teilweiser  Erwerbs- 
unfähigkeit für  deren  Daner,  und  die  in  demjenigen  Teile  der  Voll- 
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rente  besteht,  der  dem  Mafse  der  durch  den  Unfall  herbeigeführten 
Einbusse  an  Erwerbsfähigkeit  entspricht.  B.  Ist  der  Verletzte  in- 
folge des  Unfalls  nicht  nar  völlig  erwerbsunfähig,  sondern  auch  der- 
art hilflos  geworden,  dass  er  ohne  fremde  Wartung  und  Pflege  nicht 
bestehen  kann,  so  ist  für  die  Daner  dieser  Hilflosigkeit  die  Rente 
bis  zu  100°/0  des  Jahresarbeitsverdienstes  zu  erhöhen.  War 
ein  Verletzter  zur  Zeit  des  Unfalls  bereits  dauernd  völlig  erwerbs- 
unfähig, so  wird  er  sich  regelmässig  in  keiner  Versicherungsbe- 
schäftigung belinden,  und  deshalb  beschränkt  sich  der  zu  leistende 
Schadensersatz  regelmässig  nur  auf  die  ärztliche  Behandlung,  Arznei 
und  sonstige  Hilfsmittel.  Die  Novelle  bestimmt  aber  auch  für  solche 
Verletzte  bei  völliger  Hilfslosigkeit,  d.  h.  wenn  die  Person  ohne  fremde 
Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann,  eine  Rente,  die  bis  zur 
Hälfte  der  Vollrente  gewährt  werden  kann.  Solange  der 
Verletzte  ferner  aus  Anlass  des  Unfalls  tatsächlich  und  unverschnldet 
arbeitslos  ist,  kann  der  Vorstand  der  Berufsgenossenschaft  die 
Teilrente  bis  zum  Betrage  der  Vollrente  vorübergehend  erhöhen. 
Eine  Verpflichtung  hierzu  freilich  besteht  nicht.  Es  ist  hier  nicht 
die  Arbeitslosigkeit  als  Folge  der  Arbeitsunfähigkeit,  sondern  der 
Mangel  einer  Erwerbsgelegenheit  in  Frage,  der  aus  Anlass  eines 
Unfalls  durch  das  Ausscheiden  aus  der  bisherigen  Arbeit  und  das 
Heilverfahren  entstanden  ist  und  bis  zum  Auffinden  neuer  Arbeit 
andauert.  —  Auch  hinsichtlich  der  Berechnung  des  .Jahres- 
arbeitsverdienstes sind  zum  Teil  neue  Bestimmungen  eingestellt; 
andere  betreffen  die  Befugnis  zur  Überweisung  des  Heilver- 
fahrens an  die  Krankenkasse  gegen  Gewährung  bestimmten  Er- 
satzes. Sozialpolitisch  sehr  wichtig  ist  dann  C.  dass  die  Berufs- 
genossenschaft dem  Verletzten  die  Unfallrente  schon  vor  dem  Ab- 
lauf der  dreizehnten  Woche  dann  gewähren  kann,  wenn  der 
aus  der  Krankenversicherung  erwachsene  Anspruch  auf  Krankengeld 
vor  dem  Ablauf  von  dreizehn  Wochen  nach  Eintritt  des  Unfalls 
weggefallen  ist,  aber  bei  dem  Verletzten  eine  noch  über  die  drei- 
zehnte Woche  hinaus  andauernde  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit 
zurückgeblieben  ist.  —  Im  Falle  der  Tötung  ist  als  Schadensersatz 
bestimmt  ein  Sterbegeld,  das  nach  der  Novelle  von  mindestens 
30  31k.  auf  50  Mk.  erhöht  worden  ist  und  regelmässig  den  fünf- 
zehnten Teil  des  Jaliresarbeits Verdienstes  beträgt,  während  es  früher 
das  Zwanzigfache  des  durchschnittlichen  Tagesverdienstes  betragen 
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hat.  Ist  der  der  Berechnung  zu  Grunde  liegende  Jahresarbeitsver- 
dienst infolge  eines  früher  erlittenen  Unfalls  geringer  als  der  vor 
diesem  Unfall  bezogene  Lohn,  so  ist  die  aus  Anlass  des  früheren 
Unfalls  bei  Lebzeiten  bezogene  Rente  dem  Jahresarbeitsverdienst 
hinzuzurechnen  bis  zur  Höhe  des  der  früheren  Rentenfeststellung  zu 
Grunde  gelegten  Jahresarbeits Verdienstes.  Wenn  der  Verstorbene 
eine  Witwe  oder  Kinder  hinterlässt,  so  betrögt  die  Rente  je  20"  ,> 
des  Jahresarbeitsverdienstes;  im  Falle  der  Wiederverheiratung  er- 
hält die  Witwe  tiO°/0.  Ihr  Anspruch  ist  ausgeschlossen,  wenn  die 
Khe  erst  nach  dem  Unfall  geschlossen  worden  ist,  aber  auch  in 
diesem  Falle  ist  die  Berufsgenossenschaft  befugt,  nach  freiem  Er- 
messen eine  Witwenrente  zu  gewähren.  Wenn  es  sich  um  eine  Frau 
handelt,  die  beim  Eintritt  des  tödlichen  Unfalls  verheiratet  war,  die 
aber  den  Lebensunterhalt  ihrer  Familie  wegen  Erwerbsunfähigkeit 
des  Ehemanns  ganz  oder  überwiegend  bestritt,  so  erhalten  bis  zum 
Wegfalle  der  Bedürftigkeit  eine  Rente:  der  Witwer  20%,  jedes 
hinterbliebene  Kind  bis  zum  zurückgelegten  fünfzehnten  Lebensjahre 
ebenso.  Verwandte  in  aufsteigender  Linie  erhalten  eine  Rente  von 
insgesamt  20°/0  des  Jahresarbeitsverdienstes,  falls  ihr  Lebensunter- 
halt ganz  oder  überwiegend  durch  den  Verstorbenen  bestritten  worden 
war.  Liegt  dies  letztere  vor  bei  elternlosen  Enkeln,  so  wird  auch 
ihnen  eine  Rente  von  20°  0  gewährt.  Es  dürfen  aber  die  Renten 
der  Hinterbliebenen  insgesamt  60°'o  des  Jahresarbeitsverdienstes 
nicht  übersteigen;  wenn  sich  ein  höherer  Betrag  ergibt,  so  muss  eine 
Kürzung  stattfinden.  1).  Neu  ist  auch,  dass  die  Berufsgenossen- 
schaften  befugt  sind,  auf  Grund  statutarischer  Bestimmung  allgemein 
im  Falle  der  Bedürftigkeit  dem  in  einer  Heilanstalt  untergebrachten 
Verletzten,  sowie  seinen  Angehörigen  eine  besondere  Unter- 
stützung zu  gewähren. 

4.  Hinsichtlich  des  Verfahrens  sind  mehrfache  Neuerungen 
getroffen.  So  ist  ein  beschleunigtes  Verfahren  vorgesehen  im  §  71 
Abs.  1.  Die  Feststellung  der  Entschädigung  hat  in  einem  solchen 
von  Amts  wegen  zu  erfolgen:  über  die  Anordnung  eines  Heilver- 
fahrens ist  ein  Teilbescheid  zu  erlassen  <g  71  Abs.  2).  Kann  die 
endgültige  Feststellung  nicht  sofort  erfolgen,  so  ist  eine  Entschädigung 
vorläufig  zuzubilligen.  Ist  ferner  die  Genossenschaft  der  Ansicht, 
dass  zwar  ein  entschädigungspflichtiger  Unfall  vorliegt,  die  Ent- 
schädigung aber  von  einer  anderen  Genossenschaft  zu  gewähren  ist, 
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so  hat  der  Genossenschaftsvorstand  dem  Entschädigungsberechtigten 
eine  vorläufige  Fürsorge  zuzuwenden  und  sich  unter  Mitteilung  der 
gepflogenen  Verhandlungen  wegen  Anerkennung  der  Entschädigungs- 
ptiicht  mit  dem  Vorstande  der  anderen  Genossenschaft  ins  Benehmen 
zu  setzen.  Wird  von  diesem  die  Entachädignngspflicht  abgelehnt 
oder  innerhalb  einer  Frist  von  6  Wochen  eine  Erklärung  nicht  ab- 
gegeben, so  ist  die  Entscheidung  des  Reichsversicherungsamtes  da- 
rüber herbeizuführen,  welche  Berufsgenossenschaft  entschädigungs- 
pflichtig ist.  Die  Entscheidung  ist  auch  dem  Entschädigungsbe- 
rechtigten zuzustellen  (§  73  Abs.  2).  Im  Vorverfahren  soll  jetzt 
auch  der  behandelnde  Arzt  befragt  werden,  wenn  auf  Grund  eines 
ärztlichen  Gutachtens  die  Bewilligung  einer  Entschädigung  abgelehnt 
oder  nur  eine  Teilrente  festgestellt  werden  soll.  Der  zu  befragende 
Arzt  darf  nicht  mit  der  Genossenschaft  in  einem  Vertragsverhältnisse 
stehen.  Die  Zahl  der  zur  Antragstellung  zuständigen  Behörden  ist 
erweitert,  die  Zulassung  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
bei  versäumter  Frist  eingeführt,  das  Verfahren  bei  veränderten  Ver- 
hältnissen, insbesondere  bei  nachträglich  erhöhter  oder  verminderter 
Erwerbsfähigkeit,  das  bis  jetzt  zu  erheblichen  Streitigkeiten  geführt 
hat,  ist  neu  geregelt. 

5.  Für  das  Streitverfahren  sind  Neuerungen  getroffen,  von 
denen  die  wichtigsten  hervorgehoben  sein  mögen.  Kommt  nach  An- 
sicht des  Reichsversicherungsamtes  nicht  die  im  Verfahren  in  An- 
spruch genommene,  sondern  eine  andere  Berufsgenossenschaft  als 
entschädigungspflichtig  in  Frage,  so  kann  das  Reichsversicherungsamt 
die  andere  Genossenschaft  zur  Verhandlung  beiladen  und  gegebenen- 
falls zur  Leistung  der  Entschädigung  verurteilen,  auch  wenn  ein 
Anspruch  gegen  sie  bereits  rechtskräftig  abgelehnt  worden  ist. 
Massnahmen  zur  Vermeidung  mehrfacher  Verurteilung  wegen  eines 
Anspruchs  sind  ebenfalls  getroffen  (§§  82,  83). 

6.  Die  Übertragung  der  Entschädigungsansprüche  war 
bisher  beschränkt,  doch  sind  jetzt  Ausnahmen  getroffen.  Die  An- 
sprüche dürfen  nur  auf  geschuldete  Beiträge,  auf  gezahlte  Vorschüsse, 
auf  zu  Unrecht  gezahlte  Entschädigungen,  auf  die  zu  erstattenden 
Kosten  des  Verfahrens,  auf  die  vom  Vorstande  verhängten  Geldstrafen, 
sowie  auf  gewisse  Regressansprüche  der  Berufsgenossenschaft  an- 
gerechnet werden  96). 

7.  Neu  ist  auch  die  Bestimmung,  dass  die  Berufsgenossenschaften 
für  solche  Verletzte,  denen  eine  Teilrcnte  von  l-r»°/o  oder  weniger 
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zugebilligt  worden  ist,  eine  entsprechende  Kapitalab findung  an- 
ordnen können  (§  95). 

8.  Die  Organisation  der  Versicherung  ist  im  Wesen  nicht 
verändert  worden:  freilich  ist  der  die  Träger  der  Versicherung  be- 
stimmende §  28  im  einzelnen  in  liier  nicht  zu  erortender  Weise 
abgeändert. 

9.  Ganz  besonders  nützlich  erscheint  weiter  die  Neuerung,  dass 
an  die  Stelle  der  Schiedsgerichte  der  Invalidenversicherung  und 
derjenigen  der  Unfallversicherung  gemeinsame  Schiedsgerichte 
für  Arbeiterversicherung  überhaupt  getreten  sind.  Sie  sind 
staatliche  Gerichte:  hinsichtlich  der  Kostendeckung  aber  sind  sie 
korporative  Einrichtungen  der  Bernfsgenossenschaften  und  Versiche- 
rungsanstalten. Die  Vorschriften  hierüber  befinden  sich  in  dem 
sogenannten  Mantelgesetz  §8  8— 10  und  in  den       108  ff.  I.-V.-G. 

10.  Eine  Annährung  zwischen  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung hat  auch  in  gewissem  Mal'se  stattgefunden,  besonders 
durch  die  Vorschriften,  die  den  Übergang  von  Leistungen  aus  der 
Krankenversicherung  zu  solchen  aus  der  Unfallversicherung  ordnen 
i§§  11  ff.,  25  Gew.-U.-V.-G.). 

11.  Endlich  sind  gewisse  fakultative  Einrichtungen  zu  erwähnen. 
Die  Berufsgenossenschaften  dürfen  mit  Genehmigung  des  Bundesrats 
Einrichtungen  treffen  auch  zur  Versicherung  der  Betriebsunter- 
nehmer und  der  ihnen  in  Bezug  auf  Haftpflicht  gleichstehenden 
Personen  gegen  Haftpflicht,  so  dass  hier  bereits  der  ursprüngliche 
Gedanke  der  Arbeiterversicherungsgesetze,  nur  für  die  arbeitende 
Bevölkerung  wirksam  zu  sein,  überholt  ist  durch  den  anderen,  auch 
die  den  Arbeitern  nahestehenden  sozialen  Gruppen  der  sozialen  Für- 
sorge teilhaftig  zu  macheu.  Ferner  kann  der  Bundesrat  zur  Er- 
richtung von  Rentenzuschus8-  und  Pensionskassen  für  Betriebsbeamte, 
sowie  für  die  Mitglieder  der  Berufsgenossenschaft  und  auch  für  die 
Angehörigen  all  dieser  Personen  Einrichtungen  treffen.  —  An  diese 
nur  in  grossen  Zügen  skizzierten  Neuerungen  des  Gesetzes  reihen 
sich  dann  die  zur  Ausführung  der  Novelle  von  1900  besimmten 
Beschlüsse  und  Verordnungen.  Hierher  gehören  insbesondere  folgende 
Bestimmungen  des  Keichsversicherungsamtes,  betr.  die  Wahlen 
von  Arbeitervertretern,  die  auf  Grund  des  Gewerbe-  und  Bau- 
unfallversicherungsgesetzes vorzunehmen  sind,  vom  15.  August  1901 
und  die  Vorschriften  desselben  Amts  über  die  Verpflichtungen 
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von  anfallberechtigten  Inländern,  die  im  Auslande  sich 
aufhalten,  vom  5.  Juli  1901. 

Auch  eine  bescheidene  Reform  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes ist  erfolgt.    Nach  der  Novelle  vom  30.  Juni  1900  (R.-G.-Bl. 

5.  332)  kann  der  Bundesrat  die  Versicherungspflicht  auch  auf  die  in 
der  Hausindustrie  beschäftigten  Personen  erstrecken  (§  2  Abs.  4). 
Weiter  kann  durch  statutarische  Bestimmung  mit  Genehmigung  des 
Bezirksausschusses  neuerdings  auch  bestimmt  werden,  dass  und  in 
wieweit  in  Fällen,  in  welchen  die  Beschäftigung  von  Hausgewerbe- 
treibenden durch  Zwischenpersonen  (Ausgeber,  Faktoren,  Zwischen- 
meister etc.)  vermittelt  wird,  diejenigen  Gewerbetreibenden,  in  deren 
Auftrag  die  Zwischenpersonen  die  Waren  herstellen  oder  bearbeiten 
lassen,  die  Beiträge  und  Eintrittsgelder  für  die  Hausgewerbetreibenden 
sowie  für  deren  Gehilfen  und  Lehrlinge  einzuzahlen  und  die  Beiträge 
zu  einem  Drittel  aus  eigenen  Mitteln  zu  entrichten  haben  54  Abs.  2). 
Auf  die  gedachten  Gewerbetreibenden  werden  mehrere  auf  die  Bei- 
tragsleistung bezügliche  und  Strafbestimmungen  enthaltende  Rechta- 
sätze  für  anwendbar  erklärt;  vorgesehen  ist  auch  die  Möglichkeit 
der  Nichterhebung  von  Eintrittsgeldern  seitens  der  Hausgewerbe- 
treibenden, deren  Schutz  angesichts  ihrer  festgestellten  elenden  wirt- 
schaftlichen Lage  dringend  notwendig  war  (§  54  Abs.  3 — 7  K.-V.-G.). 

II.  Eine  Anzahl  von  gesetzgeberischen  Akten  betrifft  den 
A i4>eite rschutz.  Nicht  gering  zu  werten  ist  der  Beschlnss  des 
Bundesrats  vom  28.  Januar  1899  (R.-G.-Bl.  S.  5),  der  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  der  Rosshaarspinnereien,  der  Haar-  und  Borsten- 
zurichtereien  etc.  im  Interesse  der  Arbeiter  regelt,  ebenso  derjenige 
vom  25.  April  1899  (R.-G.-Bl.  S.  267),  der  die  Einrichtung  und 
den  Betrieb  gewerblicher  Anlagen,  in  denen  Thomasschlacken  ge- 
mahlen oder  Thomasschlackenmehl  gelagert  wird,  betrifft  —  beides 
auf  Grund  der  §§  120e,  139a  der  Reichsgewerbeordnung. 
Auf  Grund  der  vorletztgenannten  Bestimmung  ist  auch  der  Betrieb 
von  Getreidemühlen  durch  Beschlnss  des  Bundesrats  vom  26.  April 
1899  (R.-G.-Bl.  S.  273)  geregelt  und  zwar  in  der  Richtung  der  Be- 
schäftigung8-  und  Ruhezeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  dem  Be- 
trieb der  Getreidemühlen.  Endlich  stützt  sich  auch  der  Beschlnss 
des  Bundesrats  über  Einrichtung  und  Betrieb  der  Zinkhütten  vom 

6.  Februar  1900  (R.-G.-Bl.  S.  32)  auf  jene  Bestimmungen. 

Die  auf  Grund  des  §  105  d  der  Reichsgewerbeordnnng  zulässigen 
A  usnahmen  von  dem  Verbote  der  Sonntagsarbeit  im  Gewerbe- 
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betrieb  sind  unter  anderem  durcb  Beschluss  des  Bundesrats  vom 
26.  April  und  15.  Juli  1899  (R.-G.-Bl.  S.  271  und  373)  auf  eine 
Anzahl  von  Betrieben  angewendet  worden.  Ebenfalls  auf  der  Ge- 
werbeordnung (§  31)  in  Verbindung  mit  Artikel  54  der  Reichs- 
verfassung beruht  der  Beschluss  des  Bundesrats  vom  10.  Februar 

1899  über  die  Zulassung  zur  Führung  von  Hochseefischereifahrzeugen 
in  kleiner  und  in  der  Islandfahrt,  dann  ferner  auf  Grund  derselben 
Bestimmungen  die  Abänderung  der  Vorschriften  über  den  Nachweis 
der  Befähigung  für  Seeschiffer  und  Seesteuermänner  auf 
deutschen  Kauffahrteischiffen  (Erlass  des  Reichskanzlers  vom  4  März 
1899).  Ferner  sind  die  auf  Grund  des  §  1(5  Gew.-O.  erlassenen  Be- 
schlüsse des  Bundesrats  vom  31.  Oktober  1899  und  29.  November 

1900  zu  erwähnen;  jener  nimmt  die  Abänderung  des  Verzeichnisses 
der  gewerblichen  Anstalten,  die  einer  besonderen  Genehmigung  be- 
dürfen, in  der  Richtung  vor,  dass  in  dasselbe  aufzunehmen  sind  die 
Anlagen  zur  Herstellung  von  Zündschnüren  und  von  elektrischen 
Zündern.  Der  Reichstag  hat  die  zu  diesem  Beschlüsse  notwendige 
Zustimmung  erteilt. 

Der  letztgenannte  Beschluss  ersetzt  die  Worte  ..Kalk-,  Ziegel- 
nnd  Gipsöfen"  durch  folgende  Worte:  „Anlagen  zur  Herstellung 
von  Zement,  gebranntem  Kalk,  entwässertem  Gips,  von  Ziegelsteinen 
und  anderen  Ton  waren"4. 

Den  Mittelstand  zu  schützen  und  ihm  abzuhelfen,  ist  die 
im  Jahre  1897  erlassene  Handwerkernovelle  berufen.  Eine  Ver- 
ordnung vom  12.  März  1900  spricht  aus,  dass  mit  dem  1.  April  1900 
in  Kraft  treten  die  auf  die  Handwerkerkammern  bezüglichen  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1897  (§§  103 — 103 q  der 
Gewerbeordnung),  mit  dem  1.  März  1901  die  besonderen  Be- 
stimmungen für  Handwerker  129— 132a),  mit  dem  1.  Ok- 
tober 1902  der  vom  Meistertitel  handelnde  §  133,  sowie  die  übrigen 
Bestimmungen.  Die  von  der  Beschäftigung  von  Kindern,  jugendlichen 
und  weiblichen  Arbeitern  handelnden  Bestimmungen  finden  nach 
i;  154  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  Anwendung  auf  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  in  Werkstätten,  in  welchen  durch  elementare  Kraft  (Dampf, 
Wind,  Wasser,  Gas,  Luft,  Elektrizität  etc.)  bewegte  Triebwerke 
nicht  bloss  vorübergehend  gebraucht  werden;  dies  vorbehaltlich  der 
vom  Bundesrat  erlassenen  Ausnahmen.  Dass  dieser  Paragraph  am 
1.  Januar  1901  mit  gewissen  Massnahmen  Geltung  erlangt,  bestimmt 
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die  kaiserliche  Verordnung  vom  9.  Juli  1900  (R.-G.-Bl.  S.  565).  Sie 
erstreckt  sich  aber  nicht  auf  Werkstatten  mit  Motorbetrieb,  in  denen 
der  Arbeitgeber  ausschliesslich  zu  seiner  Familie  gehörige  Personen 
beschäftigt.   Die  fraglichen  Ausnahmen  hat  der  Bundesrat  bestimmt ; 
sie  finden  sich  in  der  Verordnung  vom  13.  Juli  1900,  die  sich  als 
Ansführungsbestimmung    über    die    Beschäftigung  von 
jugendlichen  Arbeitern  und  von  Arbeitern  in  Werkstätte n 
mit  Motorbetrieb  bezeichnet  (R.-G.-Bl.  S.  566).    Es  werden  im 
einzelnen  unterschieden:  Werkstätten  mit  zehn  oder  mehr  Arbeitern 
Werkstätten  mit  Wasserbetrieb,  Bäckereien,  Konditoreien,  Getreide- 
mühlen und  Konfektionswerkstätten.      Hier  mag  auch  schon  wegen 
ihres  auch  den  Arbeiterschutz  betreffenden  Inhalts  Platz  finden 
die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom  30.  Juni  1900.  Das 
bei  Anlagen,  die  einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen,  einzu- 
schlagende Verfahren  ist  in  den      17  ff.  der  Gew.-O.  geregelt.  Der 
4j  19  Abs.  2  handelt  von  dem  Beschiede,  der  nach  erfolgten  Ein- 
wendungen und  nach  vollständiger  Erörterung  mit  den  Parteien  er- 
geht und  sowohl  dein  Unternehmer,  als  auch  dem  Widersprechenden 
zu  eröffnen  ist.   Die  Novelle  hat  jetzt  den  §  19  a  eingefügt.  Danach 
kann  in  dem  Bescheide  dem  Unternehmer  auf  seine  Gefahr,  unbe- 
schadet des  Kekursverfahrens,  die  unverzügliche  Ausführung  der 
baulichen  Arbeiten  gestattet  werden,  wenn  er  dieß  vor  Schluss  der 
Erörterung  beantragt.    Die  Gestattung  kann  von  einer  Sicherheits- 
leistung abhängig  gemacht  werden.    Durch  die  letztere  wird  die 
Wiederbeseitigung  der  inzwischen  etwa  hergestellten  Baulichkeiten 
für  den  Fall  gewährleistet,  dass  die  Genehmigung  der  Anlage  durch 
die  Reknrsentscheidung  versagt  oder  an  Bedingungen  geknüpft  wird, 
die  auf  die  Gestaltung  der  Gebäude  einen  Eintluss  ausüben.  Die 
einzelnen  Bestimmungen  über  die  Sicherheitsleistung,  insbesondere 
über  die  Rückzahlung  der  Sicherheit  nach  Fortfall  der  Veranlassung 
zu  ihrer  Gestellung,  bleiben  nach  §  21  Gew.-O.  der  landesrechtlichen 
Regelung  vorbehalten  (Mot.  zur  Novelle  1900,  S.  10).    In  den  letzt- 
gedachten landesrechtlichen  Vorschriften  sind  die  Grundsätze  ent- 
halten, die  die  Landesgesetze  befolgen  müssen  bei  Bestimmungen 
über  die  Behörden  und  das  Verfahren  sowohl  in  der  ersten,  wie  in 
der  Rekursinstanz.    Unter  anderem  sind  diese  beiden  Instanzen  für 
befugt  erklärt,  Sachverständige  zu  laden  und  eidlich  zu  vernehmen. 
Neu  ist  der  §  21a  Gew.-O.,  wonach  diesen  Sachverständigen  eine 
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Verschwiegenheitspflicht  auferlegt  wird,  und  sie  auch  für  verpflichtet 
gelten,  sich  der  Nachahmung  der  von  dem  Unternehmer  geheim  ge- 
haltenen, zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  Betriebseinrichtungen  und 
Betriebsweisen,  solange  als  diese  Betriebsgeheimnisse  sind,  zu  ent- 
halten. Die  Strafe  bei  Verletzung  dieser  Vorschrift  ist  im  §  145  a 
Ziffer  1  auf  Geldstrafe  bis  zu  1500  Mk.  oder  Gefängnis  normiert. 
Eine  weitere  Neuerung  betrifft  den  £  23  Gew.-O.  Der  Landesgesetz- 
gebung bleibt  vorbehalten,  die  fernere  Benutzung  bestehender  und 
die  Anlage  neuer  Privatschlächtereien  zu  untersagen  —  wie  es 
bisher  hiess:  „für  solche  Orte,  in  welchen"  öffentliche  Schlachthäuser 
in  genügendem  Umfange  vorhanden  sind  oder  errichtet  werden.  Diese 
Worte  sind  in  der  Rechtsprechung  vielfach  dahin  ausgelegt  worden, 
dass  die  Einführung  des  Schlachthauszwanges  nur  für  solche  Ge- 
meinden zulässig  sei,  die  innerhalb  deren  Grenzen  das  Schlachthaus 
errichtet  haben.  Durch  die  Novelle  von  1900  ist  dann  an  die  Stelle 
„für  solche  Orte,  in  welchen4'  getreten:  „in  solchen  Orten,  für  welche-. 
Durch  die  Änderung  soll  die  Möglichkeit  zur  Einführung  des  Schlacht- 
hauszwanges auch  in  solchen  Orten  gegeben  werden,  für  welche  zwar 
nicht  im  Orte  selbst,  wohl  aber  in  unmittelbarer  Nachbarschaft  aus- 
reichende Gelegenheit  zur  Benutzung  eines  öffentlichen  Schlachthauses 
sich  bietet  (Mot.  zur  Novelle  11)00,  S.  11).  Für  Orte,  in  denen  das 
Schlachthaus  sich  nicht  befindet,  kann  nur  das  Schlachthaus  eines 
unmittelbar  benachbarten,  nicht  etwa  das  eines  ferner  liegenden 
Ortes  in  Betracht  kommen  (Komm.-Ber.  zur  Novelle  1900,  S.  2). 
Ebenso  ist  der  Absatz  3  dieses  Paragraphen  geändert.  Er  lautet 
jetzt:  Soweit  durch  landesrechtliche  Vorschriften  Bestimmungen  ge- 
troffen werden,  wonach  gewisse  Anlagen  oder  gewisse  Arten  von 
Anlagen  in  einzelnen  Ortsteilen  gar  nicht  oder  nur  unter  besonderen 
Beschränkungen  zugelassen  sind,  finden  diese  Bestimmungen  auch 
auf  Anlagen  der  im  §  16  erwähnten  Art  Anwendung.  Nach  der 
bisherigen  Fassung  war  es  zweifelhaft,  ob  Baupolizeiverordnungen, 
durch  welche  für  bestimmte  Bezirke  oder  Ortsteile  die  Errichtung 
gewisser  Anlagen  untersagt  oder  von  erschwerenden  Bedingungen 
abhängig  gemacht  werden,  auch  auf  die  im  §  10  aufgeführten  An- 
lagen Anwendung  finden  und  dementsprechend  im  Genehmigungs- 
verfahren zu  berücksichtigen  waren;  ausserdem  sah  der  Absatz  3 
für  den  Erlass  der  beschränkenden  Bestimmungen  lediglich  den  AVeg 
des  Ortsstatuts  vor,  dem  ein  diese  Regelung  ermöglichendes  Landes- 
gesetz vorausgegangen  sein  musste  (Mot.  zur  Novelle  1900,  S.  11). 
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In  weiteren  Vorschriften  werden  die  Geschäfte  des  Pfand- 
leihers, Pfandvermittlers,  Gesindevermieters  und  Stellen- 
vermittlers einer  energischen  Staatsaufsicht  unterstellt  34 
Abs.  1,  35  Abs.  3).  Als  besonders  wichtig  seien  dann  aus  der 
Novelle  von  KHK)  nur  noch  zwei  Bestimmungen  erwähnt.  Nach 
S  38  Abs.  1  sind  die  Zentralbehörden  befugt,  über  den  Umfang  der 
Befugnisse  und  Verpflichtungen,  sowie  Uber  den  Geschäftsbetrieb 
der  Pfandleiher,  Pfandvermittler,  Gesindevermieter,  Stellenvermittler 
und  Auktionatoren,  soweit  darüber  nicht  die  Landesgesetz- 
gebungen Bestimmungen  treffen,  Vorschriften  zu  erlassen;  ins- 
besondere gehört  hierher  das  Verbot  der  Beherbergung  und  Be- 
köstigung der  Erwerbsnchenden  durch  die  Stellen  vermittler,  das 
Verbot  doppelter,  zugleich  vom  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ge- 
forderter Gebühren,  das  Verbot  der  Verdingung  von  Personen,  welche 
bereit«  im  Gesindedienst  gestanden  haben,  ohne  Vorlegung  eines 
rechtsgültigen  Kündigung»-  und  Entlassungsscheins,  die  Verpflichtung 
der  Stellen  vermittler  zur  Einziehung  sorgfältiger  Erkundigungen, 
ob  die  von  ihnen  anzuwerbenden  Personen  nicht  anderweitige  kon- 
traktliche oder  sonstige  Verpflichtungen  haben,  die  sie  an  dem  Ein- 
gehen eines  neuen  Vertragsverhältnisses  hindern.  Auch  die  Verleitung 
zum  Kontraktbruche  kann  unter  Strafe  gestellt  werden  (Mot.  zur 
Novelle  1900  S.  16).  Die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler 
sind  jetzt  auch  verpflichtet  (§  75  a),  das  Verzeichnis  der  von  ihnen 
für  ihre  gewerblichen  Leistungen  aufgestellten  Taxen  der  Ortspolizei- 
behörde einzureichen  und  in  ihren  Geschäftsräumen  an  einer  in  die 
Augen  fallenden  Stelle  anzuschlagen.  Diese  Taxen  dürfen  zwar 
jederzeit  abgeändert  werden,  weil  sie  Selbsttaxen  sind  und  nach 
eigenem  Ermessen  aufgestellt  werden,  aber  sie  bleiben  so  lange  in 
Kraft,  bis  die  Abänderung  der  Polizeibehörde  angezeigt  und  das 
abgeänderte  Verzeichnis  in  den  Geschäftsräumen  augeschlagen  ist. 

In  das  Kecht  des  Arbeiterschutzes  greift  dann  weiter  ein  der 
$  114a,  der  für  bestimmte  Gewerbe  Lohnbücher  oder  Arbeits- 
zettel auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Bundesrates  zulässt,  und  der 
§  120  Abs.  3,  wo  bestimmt  ist,  dass  durch  statutarische  Bestimmung 
einer  Gemeinde  oder  eines  weiteren  kommunalen  Verbandes  nicht 
nur  für  männliche  Arbeiter  unter  18  Jahren,  sondern  auch  für 
weibliche  Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge  unter  18  Jahren 
die  Verpflichtung  zum  Besuche  einer  Fortbildungsschule  be- 
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gründet  werden  kann.  In  dem  Abschnitte  Illb  des  VII.  Titels 
der  (iew.-O.  über  die  Verhältnisse  der  Betriebsbeamten, 
Werkmeister  und  Techniker  sind  drei  wichtige  Vorschriften 
eingefügt  worden.  Sie  entsprechen  den  i?§  G7 — 69  des  H.-G.-B. 
vom  10.  Mai  1897.  In  dem  Abschnitte  IV  desselben  Titels  über 
die  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter  ist  zunächst  im  §  1*34 
bestimmt,  dass  auf  diese  letzteren  Anwendnng  finden  die  Bestim- 
mungen, welche  die  Verhältnisse  der  Gesellen  und  Gehilfen  zum 
Gegenstande  haben,  oder,  wenn  die  Fabrikarbeiter  als  Lehrlinge 
anzusehen  sind,  die  Bestimmungen  über  die  Lehrliugsverhältnisse. 
Den  Unternehmern  von  Fabriken,  in  welchen  in  der  Regel  mindestens 
20  Arbeiter  beschäftigt  werden,  war  es  schon  bisher  untersagt,  für 
den  Fall  der  rechtswidrigen  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  durch 
den  Arbeiter  die  Verwirkung  des  rückständigen  Lohnes  über  den 
Betrag  des  durchschnittlichen  Wochenlohnes  hinaus  auszubedingen. 
Es  ist  nun  zu  diesen  Bestimmungen  durch  die  Novelle  folgende 
Vorschrift  hinzugekommen:  In  Fabriken,  für  welche  besondere  Be- 
stimmungen auf  Grund  des  §  114a  (Lohnbücher  und  Arbeitszettel) 
nicht  erlassen  worden  sind,  ist  auf  Kosten  des  Arbeitgebers  für  jeden 
minderjährigen  Arbeiter  ein  Lohnzahlungsbuch  einzurichten.  In 
dieses  ist  bei  jeder  Lohnzahlung  der  Betrag  des  verdienten  Lohnes 
einzutragen.  Es  ist  bei  der  Lohnzahlung  dem  Minderjährigen  oder 
seinem  gesetzlichen  Vertreter  auszuhändigen  und  von  dem  Empfänger 
vor  der  nächsten  Lohnzahlung  zurückzureichen.  Zu  der  sozialpoliti- 
schen Vorschrift  des  §  DU»  Gew.-O.,  der  sich  auf  die  Arbeitsstunden 
der  jugendlichen  Arbeiter  bezieht,  ist  folgender  Zusatz  zu  erwähnen: 
Eine  Vor-  und  Nachmittagspause  braucht  nicht  gewährt  zu  werden, 
wenn  die  jugendlichen  Arbeiter  täglich  nicht  länger  als  8  Stunden 
beschäftigt  werden  und  die  Dauer  ihrer  durch  eine  Pause  nicht 
unterbrochenen  Arbeitszeit  am  Vor-  und  Nachmittage  je  4  Stunden 
nicht  übersteigt.  Zu  dem  §  138a,  welcher  die  Ausnahmen  von  der 
gesetzlichen  Beschäftigungszeit  von  Arbeiterinnen  über  10  Jahre  be- 
trifft, ist  folgende  Fassung  beliebt  worden:  Die  untere  Verwaltungs- 
behörde kann  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  über  16  Jahre, 
welche  kein  Hauswesen  zu  besorgen  haben  und  eine  Fortbildungsschule 
nicht  besuchen,  (bei  gewissen  Arbeiten)  an  Sonnabenden  und  Vor- 
abenden von  Festtagen  nachmittags  von  M '.,  Uhr,  jedoch  nicht  über 
81  r2  Uhr  abends  hinaus  gestatten.    Die  Erlaubnis  ist  schriftlich  zu 
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erteilen,  eine  Abschrift  ist  in  den  Fabrikräumen  auszuhängen.  Endlich 
ist  eine  sozialpolitisch  nicht  warm  genug  zu  begrttssende  Reihe  von 
Vorschriften  erlassen  worden,  die  die  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter 
in  offenen  Verkaufsstellen  betreffen  (§§  139c— 13» i).  In  den 
letzteren,  sowie  in  den  dazu  gehörigen  »Schreibstuben  (Kontoren)  und 
Lagerräumen  ist  den  bezeichneten  Personen  nach  Beendigung  der 
täglichen  Arbeitszeit  eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von  mindestens 
10  Stunden  zu  gewähren.  In  Gemeinden,  die  nach  der  jeweilig 
letzten  Volkszählung  mehr  als  20000  Einwohner  haben,  muss  die 
Ruhezeit  in  offenen  Verkaufsstellen,  in  denen  2  oder  mehr  Gehilfen 
und  Lehrlinge  beschäftigt  werden,  für  diese  mindestens  11  Stunden 
betragen.  Für  kleinere  Ortschaften  kann  diese  Ruhezeit  durch 
Ortsstatut  vorgeschrieben  werden.  Innerhalb  der  Arbeitszeit  muss 
den  Gehilfen,  Lehrlingen  und  Arbeitern  eine  angemessene  Mittags- 
pause gewährt  werden.  Für  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter,  die 
ihre  Hauptmahlzeit  ausserhalb  des  die  Verkaufsstelle  enthaltenden 
Gebäudes  einnehmen,  muss  diese  Pause  mindestens  l1/*  Stunden  be- 
tragen. Von  »  Uhr  abends  bis  7  Uhr  morgens  müssen  offene  Ver- 
kaufsstellen für  den  geschäftlichen  Verkehr  geschlossen  sein;  die  beim 
Ladenschluss  im  Laden  anwesenden  Kunden  dürfen  noch  bedient 
werden.  Ausnahmen  sind  vorgesehen.  Die  Polizeibehörden  sind 
befugt,  im  Wege  der  Verfügung  für  einzelne  offene  Verkaufsstellen 
diejenigen  Massnahmen  anzuordnen,  die  zur  Durchführung  der  im 
H.-G.-B.  enthaltenen  Grundsätze  in  Ansehung  der  Einrichtung  und 
Unterhaltung  der  Geschäftsräume  und  der  für  den  Geschäftsbetrieb 
bestimmten  Vorrichtungen  und  Gerätschaften,  sowie  in  Ansehung  der 
Regelung  des  Geschäftsbetriebes  erforderlich  und  nach  der  Beschaffen- 
heit der  Anlage  ansführbar  erscheinen  (§§  13»e— 13»m). 

In  diesen  Rahmen  gehört  auch  die  kaiserliche  Ausführungs- 
verordnung vom  30.  Juli  l»0O  zur  Gewerbeordnungs-Novelle  vom 
30.  Juni  1900,  die  sich  über  die  Anträge  auf  Erteilung  der  Erlaubnis 
zum  Betriebe  des  Gewerbes  eines  Pfand  Vermittlers,  Gesinde  vermieters 
und  Stellenvermittlers,  sowie  die  zuständigen  Behörden  verhält. 
Schliesslich  ist  auch  der  Beschluss  des  Bundesrats  vom  28.  November 
1900  über  die  Einrichtung  von  Sitzgelegenheit  für  Angestellte 
in  offenen  Verkaufsstellen  als  ein  würdiger  Abschlnss  der  den 
Arbeiterschutz  betreffenden  Gesetzgebungsarbeit  im  Reiche  während 
der  zwei  Berichtsjahre  zu  erwähnen.    Die  wiederholt  aufgetauchte 
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Behauptung,  dass  der  sozialpolitische  Gesetzgebnngsapparat  ins  Stocken 
geraten  sei,  erscheint  nach  dem  hier  doch  nur  •andeutungsweise  ge- 
gebenen Gesetzesmaterial  als  mindestens  sehr  übertrieben. 

III.  Zum  Beamtenrecht  ist  lediglich  die  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  27.  Dezember  1899  (R.-G.-Bl.  S.  730)  zu  verzeichnen. 
Die  Zuständigkeit  der  Reichsbehörden  zur  Ausübung  derjenigen 
Funktionen,  die  im  Reichsbeamtengesetze  vom  31.  März  1873  den 
obersten  Reichsbehördeu,  den  höheren  Reichsbehörden,  den  vorge- 
setzten Dienstbehörden  und  den  unmittelbar  vorgesetzten  Behörden 
beigelegt  sind,  bestimmt  sich  danach  für  den  ganzen  Umfang  der 
Reichsverwaltung  mit  Ausnahme  des  auswärtigen  Amts  und  seines 
Dienstbereichs,  vorbehaltlich  der  verfassungsmässigen  Verantwortlich- 
keit des  Reichskanzlers  nach  dem  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
beigefügten  Verzeichnisse. 

IV.  Patentwesen.    Im  Patentamte  wurde  für  die  Patent- 
anmeldungen eine  weitere  Abteilung,  die  VI.,  gebildet,  gegen  deren 
Beschlüsse  die  Beschwerden  an  die  Beschwerdeabteilung  II  zu  gehen 
haben  (Kaiserliche  Verordnung  vom  6.  Mai  1899,  R.-G.-Bl.  S.  283). 
Bedeutsam  ist  und  zu  vielen  literarischen  Erörterungen  Anlass  ge- 
geben  hat  das  Reichsgesetz  über  die  Patentanwälte  vom 
21.  Mai  1900  (R.-G.-Bl.  S.  233).    Das  Verfahren  vor  dem  kaiser- 
lichen Patentamte  zur  Erwerbung  eines  Patents  setzt  je  länger  je 
mehr,  eine  grosse  Fülle  technischer  und  juristischer  Kenntnisse  voraus. 
Die  Vermittlung  zwischen  dem  Erfinder  und  dein  Patentamte  be- 
wirkt in  Deutschland  seit  etwa  20  Jahren  ein  besonderer  Stand,  der 
sich  den  der  Patentanwälte  nennt.   In  diesem  linden  sich  aber  viele 
unlautere  Elemente  ohne  die  geeignete  Vorbildung,  die  die  unwürdigste 
Reklame  mit  Ausbeutungslust  verbinden.    Besonders  3  Missstände 
werden  als  häufig  bezeichnet:  1.  die  vertragsmässige  Bindung  der 
Klienten,  die  Patentanmeldung  in  Gemeinschaft  mit  dem  Patentan- 
walt zu  machen;  2.  die  Klienten  zu  veranlassen,  aufs  Geradewohl 
den  nämlichen  Erfindungsgegenstand  gleichzeitig  in  allen  Patente 
verleihenden  Staaten  oder  doch  in  einem  bestimmten  Teile  derselben 
anzumelden;  3.  Klienten  durch  sogenannte  Acquisiteure  zu  suchen 
und  sie  wider  besseres  Wissen  oder  doch  gegen  bessere  Überlegung 
durch  Vorspiegelung  ungeahnter  Gewinne  zur  Patentanmeldung  zu 
reizen.   In  Deutschland  hatte  man  bis  ;etzt  nur  den  §  35  der  Reichs- 
gewerbeordnung zur  Hand,  um  gegen  die  Patentagenten  einzuschreiten: 
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denn  es  handelt  sich  doch  um  Personen,  die  sich  der  gewerbsmässigen 
Besorgung  fremder  Rechtsangelegenheiten  und  bei  Behörden  wahr- 
zunehmender Geschäfte  unterziehen.  Allein  die  hiernach  mögliche 
Untersagung  des  Gewerbebetriebes  im  Falle  der  Unzuverlfissigkeit 
bestimmt  sich  nach  den  Landesgesetzen.  Schon  darin  lag  ein  Mangel, 
weil  die  gleichmässige  Handhabung  in  allen  Staaten  Deutschlands 
nicht  gewährleistet  war  nnd  weil  die  Gewerbeordnung  in  der  Haupt- 
sache nnr  auf  Verhältnisse  von  mehr  oder  weniger  lokaler  Bedeutung 
Bezug  hat.  Die  Gesetzgebung  ist  deshalb  mit  Recht  anf  diesem  Ge- 
biete eingeschritten.  Nach  dem  neuen  Gesetze  wird  bei  dem 
kaiserlichen  Patentamte  eine  Liste  der  Patentanwälte  geführt,  in  die 
Personen  auf  ihren  Antrag  eingetragen  werden,  die  andere  in  An- 
gelegenheiten, die  zum  Geschäftskreise  des  Patentamts  gehören,  vor 
demselben  für  eigene  Rechnung  berufsmässig  vertreten  wollen.  Der 
Beruf  eines  Patentanwaltes  setzt  aber  in  Zukunft  eine  technische 
Befähigung  und  den  Besitz  der  erforderlichen  Rechtskennt- 
nisse voraus.  Was  jene  betrifft,  so  gilt  als  technisch  befähigt,  wer 
im  Inlande  als  ordentlicher  Hörer  einer  Universität,  einer  technischen 
Hochschule  oder  einer  Bergakademie  sich  dem  Studium  naturwissen- 
schaftlicher und  technischer  Fächer  gewidmet,  alsdann  eine  staatliche 
oder  akademische  Fachprüfung  bestanden,  ausserdem  mindestens 
1  Jahr  in  praktischer  gewerblicher  Tätigkeit  gearbeitet  und  hierauf 
mindestens  2  Jahre  hindurch  eine  praktische  Tätigkeit  auf  dem  Ge- 
biete des  gewerblichen  Rechtsschutzes  ausgeübt  hat.  Der  Besuch 
ausländischer  Universitäten  oder  Akademien  (man  denke  an  ameri- 
kanische „Universitäten*')  kann  mitunter  von  der  Prüfungskommission 
als  ausreichend  anerkannt  werden,  aber  die  gedachte  Fachprüfung 
muss  auch  in  diesem  Falle  im  Inlande  abgelegt  werden.  Auch  über 
den  Besitz  der  erforderlichen  Rechtskenntnisse  muss  sich 
die  Person  durch  Ablegung  einer  Prüfung  ausweisen.  Als  Voraus- 
setzung der  letzteren  ist  bestimmt,  dass  erst  die  technische  Be- 
fähigung dargetan  sein  muss.  In  der  Prüfungskommission  haben 
Mitglieder  des  Patentamts  und  Patentanwälte  zu  sitzen.  Die  nicht 
bestandene  Prüfung  kann  einmal  wiederholt  werden,  aber  frühestens 
nach  Ablauf  von  6  Monaten.  Die  Eintragung  in  die  Liste  der  Patent- 
anwälte ist  nur  zulässig,  wenn  der  Antragsteller  seine  technische 
Befähigung  und  den  Besitz  der  erforderlichen  Rechtskenntnisse  nach 
Massgabe  der  soeben  erörterten  Vorschriften  nachgewiesen  hat.  Nicht 
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eingetragen  werden  kann,  wer  im  Auslande  wohnt,  wer  das 
25.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat  oder  in  der  Verfügung  über 
sein  Vermögen  durch  gerichtliche  Anordnung  beschränkt  ist,  endlich 
wer  sich  eines  unwürdigen  Verhaltens  schuldig  gemacht  hat;  als  ein 
solches  sind  aber  politische,  wissenschaftliche  und  religiöse 
Ansichten  oder  Handlungen  als  solche  nicht  anzusehen.  Gegen  die 
Versagung  der  Eintragung  ist  Beschwerde  bei  dem  Patentamte  zu- 
lässig, über  die  das  Ehrengericht  entscheidet.  Unter  den  Fällen  der 
Löschung  der  Eintragung  des  Patentanwaltes  ist  besonders  wichtig, 
dass  jene  auch  stattfinden  kann,  wenn  nachträglich  Tatsachen  be- 
kannt werden,  die  sich  auf  ein  unwürdiges  Verhalten  des  Einge- 
tragenen beziehen  und  damit  die  Versagung  der  Eintragung  be- 
gründet hätten;  sodann  der  Fall,  dass  der  Eingetragene  die  Pflicht 
verletzt,  seine  Berufstätigkeit  gewissenhaft  auszuüben  oder  durch 
sein  Verhalten  in  Ausübung  des  Berufs,  sowie  ausserhalb  desselben 
sich  der  Achtung  nicht  würdig  zeigt,  die  der  Beruf  erfordert.  In 
den  letzteren  Fällen  der  Pflichtverletzung  kann  statt  der  Löschung 
in  der  Liste  als  Ordnungsstrafe  ein  Verweis  oder  eine  Geldstrafe 
bis  zu  2000  Mk.  verhängt  werden.  Geldstrafe  kann  mit  der  Ver- 
hängung eines  Verweises  verbunden  werden. 

Liegt  einer  der  zuletzt  gedachten  3  Fälle,  also  Löschung  wegen 
unwürdigen  Verhaltens,  wegen  Verletzung  der  Berufspflichten  oder 
Notwendigkeit  der  Verhängnng  einer  Ordnungsstrafe  vor,  so  erfolgt 
die  Entscheidung  in  einem  ehrengerichtlichen  Verfahren,  dessen 
Einleitung  von  dem  Reichskanzler  verfügt  wird  und  zu  dessen  Ver- 
handlung und  Entscheidung  das  Ehrengericht,  bestehend  aus  2  Mit- 
gliedern des  Patentamts  und  aus  3  Patentanwälten,  zuständig  ist. 
Die  mündliche  Verhandlung  ist  nicht  öffentlich.  Die  Öffentlichkeit 
kann  aber  vom  Ehrengericht  angeordnet  werden.  Als  Verteidiger 
können  auch  Patentanwälte  auftreten.  Gegen  die  Entscheidung 
des  Ehrengerichts  steht  die  innerhalb  1  Monats  nach  Zustellung  der 
Entscheidung  schriftlich  auf  dem  Patentamte  einzulegende  Berufung 
an  den  Ehrengerichtshof  zu,  der  aus  3  Mitgliedern  des  Patent- 
amts und  4  Patentanwälten  besteht.  Weitere  Bestimmungen  des 
neuen  Gesetzes  beziehen  sich  auf  die  Eintragung  von  Personen,  die 
die  Patentanwälte  ständig  vertreten,  dann  ferner  auf  die  Befugnis 
des  Präsidenten  des  Patentamts  Personen  —  aber  nicht  Rechts- 
anwälten    ,  die,  ohne  in  die  Liste  eingetragen  zu  sein,  die  Vertretung 
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vor  dem  Patentamte  berufsmässig-  betreiben,  von  dem  Vertretungs- 
geschäft  auszuschliessen.     Die  berufsmässige  Vertretung-  anderer 
Personen  vor  dem  Patentamte  darf  Patentanwälten  auf  Grund  der 
Vorschrift  im  §  35  Abs.  3  der  Gew.-O.  nicht  untersagt  werden. 
Die  Bezeichnung  als  Patentanwalt,  ohne  als  solcher  eingetragen 
zu  sein,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  Mk.,  event.  mit  Haft  belegt. 
Die  übrigen  Bestimmungen  treffen  hauptsächlich  Vorsorge  für  die 
bisherigen  Patentanwälte;  insbesondere  kann,  wer  seit  dem  1.  Ja- 
nuar 1899  das  Vertretungsgeschäft  berufsmässig  betreibt,  sofern  seine 
Geschäftsführung  und  sein  Verhalten  in  Ausübung  des  Berufs,  sowie 
ausserhalb  desselben  zu  erheblichen  Ausständen  keinen  Anbass  gegeben 
hat,  in  der  Liste  der  Patentanwälte  eingetragen  werden, 
auch  wenn  er  die  Voraussetzungen  hinsichtlich  der  technischen  Be- 
fähigung und  der  erforderlichen  Rechtskenntnisse  nicht  besitzt.  Es 
wäre  viel  zu  hart  und  auch  ungerecht  gewesen,  ältere  Patentanwälte 
von  ihrem  Beruf  vollständig  zu  verdrängen,  ohne  eine  gewisse  Über- 
gangszeit zu  statuieren.    Das  Gesetz  ist  am  1.  Oktober  1900  in 
Kraft  getreten.    Aus  der  Literatur  seien  erwähnt  2  ausgezeichnete 
Artikel  von  Damme:  Die  gesetzliche  Regelung  des  deutschen  Patent- 
anwaltswesens, Deutsche  .Turistenzeitung  IV,  S.  99 ff.,  und:  Das 
Reichsgesetz,  betreffend  die  Patentanwälte,  vom  21.  Mai  1900,  Deutsche 
Juristenzeitung  V,  S.  406:  desselben  Verfassers  Kommentar  zum 
Gesetze  (Berlin.  Liebmann);  ferner  Wikth:  Der  Entwurf  eines  Ge- 
setzes, betreffend  die  Patentanwälte,  Deutsche  .Turistenzeitung  IV, 
S.  169;  Selkjhohn:  Zum  Entwürfe  eines  Gesetzes,  betreffend  die 
Patentanwälte,  Deutsche  .Turistetizeitung  V,  S.  55  ff.;  A.  Müllkk: 
Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Regelung  des  Patentanwaltstandes  in 
Deutschland  1899;  ferner  die  Kommentare  von  Stephan  (Berlin, 
Guttentag),  und  Leander  (Berlin,  Vahlen),  sämtlich  1900. 

V.  Medizinal-  und  Veterinärwesen.  Hierher  gehören 
zwei  grosse  und  wichtige  Gesetze,  so  zuerst  das  Reichsgesetz  vom 
30.  Juni  1900,  betreffend  die  Bekämpfung  gemeingefähr- 
licher Krankheiten  (R.-G.-Bl.  S.  306).  Es  wird  hier  zunächst 
eine  Anzeigepflicht  für  bestimmte  Krankheiten,  wie  Aussatz, 
Cholera,  Fleckfieber,  gelbes  Fieber,  Pest,  Pocken,  konstruiert  und 
zwar  für  den  zugezogenen  Arzt,  den  Haushaltungsvorstand,  jede 
sonstige  mit  der  Behandlung  und  Pflege  des  Erkrankten  beschäftigte 
Person,  ferner  desjenigen,  in  dessen  Wohnung  oder  dessen  Behausung 
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der  Krankheit«-  oder  Todesfall  sich  ereiguet  hat,  und  für  den  Leichen- 
schauer. Sodann  sind  weitere  Vorschriften  für  die  öffentlichen 
Kranken-,  Entbindungs-  etc.  Anstalten,  hei  Krankheit«-  oder  Todes- 
fällen auf  Schiffen  oder  Flössen  vorgesehen.  Landesgesetzliche 
Bestimmungen  aber,  die  eine  weitergehende  Anzeigepflicht 
begründen,  werden  durch  das  Gesetz  nicht  berührt  (§§  1 — 5). 
Sodann  wird  über  die  Ermittelung"  der  Krankheit  das  Nötige 
verordnet  <§§  6 — 10),  wahrend  die  Schutzmassregeln  als  der 
wichtigste  Teil  des  Gesetzes  die  11—27  füllen.  Indes  die  all- 
gemeinen Vorschriften,  die  das  Gesetz  weiterhin  enthält,  mehr 
vom  sanitären  Standpunkte  aus  Aufmerksamkeit  verdienen  und  die 
nun  einmal  unvermeidlichen  Strafvorschriften  auch  hier  unserem 
sie  häutig  als  Superfluum  betrachtenden  Auge  begegnen  — .  sind 
juristisch  ganz  besonders  interessant  die  Bestimmungen  über  die 
Entschädigungen.  Sind  Personen  auf  Grund  des  Gesetzes  in  der 
Wahl  des  Aufenthaltsortes  oder  der  Arbeitsstätte  beschränkt  oder 
abgesondert  und  unterliegen  sie  der  Invalidenversicherung,  so  haben 
sie  einen  Anspruch  auf  eine  Entschädigung  wegen  des  dadurch  ihnen 
entgangenen  Arbeitsverdienstes,  bei  dessen  Berechnung  als  Tages- 
arbeitsverdienst der  :t(M).  Teil  des  für  die  Invalidenversicherung  mass- 
gebenden Jahresarbeitsverdienstes  zu  Grunde  zu  legen  ist.  Dieser 
Anspruch  fällt  weg.  insoweit  auf  Grund  einer  auf  gesetzlicher 
Verpflichtung  beruhenden  Versicherung  wegen  einer  mit  Erwerbs- 
unfähigkeit verbundenen  Krankheit  Unterstützung  gewährt  wird,  oder 
wenn  eine  Verpflegung  auf  öffentliche  Kosten  stattfindet.  Für  solche 
Gegenstände,  die  durch  die  Desinfektion  geschädigt  worden 
sind  oder  auf  polizeiliehe  Anordnung  haben  vernichtet  werden  müssen, 
ist  ebenfalls  Entschädigung  auf  Antrag  zu  gewähren,  wobei  der 
gemeine  Wert  des  Gegenstandes  einzustellen  ist,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Minderung  des  Wertes,  die  sich  ans  der  Annahme  ergibt, 
dass  der  Gegenstand  mit  Krankheitsstoffen  behaftet  sei.  Nicht  findet 
die  Entschädigung  statt  für  Gegenstände,  die  im  Eigentum  des  Reichs 
eines  Bundesstaats  oder  einer  kommunalen  Körperschaft  sich  befinden, 
oder  für  Gegenstände,  die  entgegen  einem  sanitätspolizeilichen  Ver- 
bote aus-  und  eingeführt  worden  sind.  Die  Kosten  der  Ent- 
schädigungen sind  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  bestreiten. 
Der  landesrechtlichen  Regelung  aber  bleibt  vorbehalten,  Bestimmungen 
darüber  zu  treffen:  1.  von  wem  die  Entschädigung  zu  gewähren  und 
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wie  sie  aufzubringen  ist;  2.  binnen  welcher  Frist  der  Entschädigungs- 
anspruch geltend  zu  machen  ist;  3.  wie  die  Entschädigung  zu  er- 
mitteln und  festzustellen  ist.  Hierüber  handelt  im  einzelnen  der 
brauchbare  Kommentar  zu  diesem  Gesetze  von  Bckkhakdt  (Berlin, 
Gi:ttkntau,  1900).  —  Das  zweite  grosse  hierher  gehörige  Gesetz  ist 
das  vom  8.  Juni  1900  (R.-G.-Bl.  S.  547),  betreffend  die  Schlacht- 
vieh- und  Fleischbeschau.  Unter  der  letzteren  versteht  man  die 
sachverständige  Untersuchung  des  Fleisches,  die  vor  dem  Übergange 
desselben  in  den  Verkehr  behufs  Prüfung  der  Verwendbarkeit  für 
den  menschlichen  Genuss  stattfindet,  Die  Fleischbeschau  ist  nach  der 
Begründung  zu  dem  Entwürfe  des  Gesetzes  nach  3  Richtungen  hin 
bedeutsam,  vor  allem  1.  in  gesundheitlicher,  denn  sie  ermöglicht, 
dass  dasjenige  Fleisch,  das  als  gesnndheitsgefährlich  erkannt  wird, 
überhaupt  nicht  in  den  Verkehr  gelangt.  Die  Gefahren  beim  Genuss 
des  untauglichen  Fleisches  können  in  der  Übertragung  von  Parasiten 
(Trichinen,  Bandwürmer)  oder  in  der  Hervorrufung  von  ansteckenden 
Krankheiten  und  Vergiftungen  bestehen.  Der  Konsument  ist  nicht 
in  der  Lage,  sich  selbst  ausreichend  gegen  diese  Gefahren  zu  schützen, 
vielmehr  bietet  diesen  Schutz  nur  eine  Fleischbeschau.  Letztere 
ist  dann  auch  2.  für  das  Veterinürwesen  von  grösster  Bedeutung. 
Durch  die  rasche  Feststellung  von  Tierkratikheiten  kann  die  Unter- 
drückung der  Krankheit  und  die  Verhütung  der  Weiterverbreitung 
ermöglicht  werden.  Endlich  ist  3.  die  Fleischbeschau  von  erheblichem 
Nutzen  auf  wirtschaftlichem  Gebiete.  Vielfach  wird  Fleisch  von 
kranken  Tieren  unter  Verschweigung  seiner  Herkunft  in  den  Handel 
gebracht  und  zu  gleichem  Preise  wie  gesunde,  vollwertige  Ware  ver- 
kauft. Wenn  aber  das  minderwertig  erkannte  fleisch  nur  unter 
entsprechender  Kennzeichnung  in  den  Verkehr  gelangt,  so  bietet  das 
einen  Schutz  für  das  vollwertige  Fleisch  und  auch  gegen  die  Gefahr 
der  Besitzer  von  Sehlachttieren,  genussuntaugliches  Fleisch  in  den 
Verkehr  zu  bringen  und  deshalb  belangt  zu  werden.  Reichsgesetz- 
liche Bestimmungen  zum  Schutze  der  menschlichen  Gesundheit  durch 
Schädigungen  von  genussuntauglichem  Fleisch  waren  bisher  nur  in 
dem  Reichsstrafgesetzbuch  §  3(37  Abs.  1  Ziff.  7  und  Abs.  2,  sowie 
in  dem  Nahrungsmittelgesetz  vom  14.  Mai  1879  (R.-G.-Bl.  S.  14"») 
enthalten.  Die  landesrechtlichen  Vorschriften  waren  gezwungen, 
hier  dem  Bedürfnisse,  das  durch  die  gedachten  Paragraphen  nicht 
gedeckt  war,  nachzuhelfen.    Das  neue  Gesetz  vom  3.  Juni  1900 
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wurde  vor  Feststellung  des  endgültigen  Entwurfs  im  kaiserlichen 
Gesundheitsamt«  unter  Zuziehung  von  Sachverstandigen  bearbeitet. 
Das  Fleischbeschaugesetz  bietet  nicht  eine  erschöpende  Regelung  der 
Schlachtvieh-  und  »Fleischbeschau,  es  stellt  nur  die  Mindestforde- 
rungen auf,  die  Uberall  im  Reiche  Beachtung  zu  rinden  haben.  Die 
Einzelregierungen  sind  in  der  Lage,  strengere  gesundheitliche  Vor- 
schriften zu  erlassen. 

Der  Inhalt  des  Gesetzes  gliedert  sich  in  folgender  Weise: 
Tn  den  ersten  3  Paragraphen  wird  die  objektive  Ausdehnung  der 
Untersnchungspflicht  auf  gewisse  Arten  von  Schlachttieren,  im  §  4 
der  Begriff  des  „Fleisches"  ausgesprochen.  §§  5,  21  No.  1  behandeln 
die  Bildung  der  Beschaubezirke  und  die  Bestellung  der  Beschauer; 
6—10,  19,  20,  22  No.  2  handeln  von  dem  Verfahren  je  nach  dem 
Ergebnis  der  Beschau.  Wahrend  man  früher  in  gewissen  Teilen 
Deutschlands  von  einer  Beschau  nur  sprach,  wenn  jemand  auf  Freiers 
Füssen  ging  und  sich  seine  Zukünftige  auserkor,  so  hat  hier  der  Be- 
griff einen  viel  prosaischeren  Anstrich.  Die  Beschau  bezieht  sich 
bloss  auf  Rindvieh,  Schweine,  Schafe,  Ziegen,  Pferde  und  Hunde.  — 
Weitere  Bestimmungen  betreffen  den  Vertrieb  und  die  Verwendung 
des  beanstandeten  und  zu  menschlichem  Genüsse  unbrauchbar  ge- 
machten Fleisches,  die  Behandlung  des  in  das  Zollinland  eingeführten 
Fleisches,  das  Verbot  der  Verwendung  gesundheitsschädlicher  Stoffe, 
das  Verfahren,  die  Kosten  und  die  landesrechtliche  Zuständigkeit 
(§§  12—24),  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  die  Zollausschüsse,  die 
Strafen  und  Nebenstrafen  und  endlich  das  Verhältnis  des  Gesetzes 
zum  Nahrungsmittclgesetz  (§§  25—29).  Der  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
tretens des  Gesetzes  war  vorbehalten.  In  Kraft  gesetzt  wurde  das 
Fleischbeschaugesetz  bezüglich  des  §  12  vom  1.  Oktober  1900  an, 
bezüglich  des  §  21  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  16.  Februar 
1902  (R.-G.-Bl.  S.  47)  vom  1.  Oktober  1902  an,  im  übrigen  durch 
kaiserliche  Verordnung  vom  7.  Juli  1902  (R.-G.-Bl.  S.  241)  vom 
1.  April  19013  ab.  Von  den  Kommentaren  zu  diesem  Gesetze  seien 
erwähnt:  der  ausgezeichnete  von  von  Hipfkl  und  der  weniger  aus- 
führliche von  Bkktthkich,  jener  Berlin,  Hkymanx,  dieser  München, 
Bf.«kh,  sodann  der  von  Bi ciika,  Ehumcii,  v.  Rohuhchkidt  2.  Aufl. 
und  Ostkkta»;,  sämtlich  1902. 

VI.  In  das  Finanz  recht  schlagen  ein  die  folgenden  gesetz- 
geberischen  Akte.     Zunächst   wurde   durch   Keichsgesetz  vom 
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20.  Jnni  1891*  eine  Festsetzung  der  Gebühren  für  die  Be- 
nutzung des  Kaiser  Wilhelm-Kanals  vorgenommen  (R.-G.-Bl. 
S.  31"»).  Die  Frist,  binnen  welcher  die  Festsetzung  des  Tarifs  für 
die  Kanalgebühren  dem  Kaiser  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundes- 
rat überlassen  blieb,  wurde  bis  zum  20.  September  1902  erstreckt. 
Befreit  von  den  Kanalgebühren  sind  nur  die  zur  Führung  der  Reichs- 
kriegsflagge berechtigten  Fahrzeuge,  die  dein  Reiche  oder  einem 
Bundesstaate  gehörigen  Dienstfahrzeuge  und  andere  Fahrzeuge,  welche 
während  der  Fahrt  durch  den  Kanal  im  ausschliesslichen  Dienste 
des  Reiches  oder  eines  Bundesstaates  stehen.  Die  Kanalgebühren, 
über  die  näheres  verordnet  wird,  sind  binnen  einer  Frist  von  6  Mo- 
naten bei  dem  kaiserlichen  Kanalamte  anfechtbar;  gegen  dessen  Be- 
scheid findet  innerhalb  einer  Frist  von  1  Monate  Beschwerde  an  den 
Reichskanzler  statt  und  binnen  weiteren  0  Monaten  gegen  die  Ent- 
scheidung des  Reichskanzlers  die  Berufung  auf  den  Rechtsweg,  aber 
nur  insoweit  die  Zahlung  oder  die  Verjährung  der  Gebühren  - 
forderung  geltend  gemacht  wird.  Natürlich  fehlen  auch  hier 
die  die  Hinterziehung  betreffenden  St rafvorsch  ritten  nicht.  Juristisch 
interessant  ist  auch  das  Beschlagnahmerecht  des  Vorstehers  des 
Kanalamtes  hinsichtlich  solcher  Gegenstände,  die  als  Beweismittel 
für  die  Untersuchung  von  Bedeutung  sein  können. 

Von  den  übrigen  die  Finanzverwaltung  betreffenden  Rechts- 
vorschriften erscheinen  als  die  wichtigsten  diejenigen,  die  mit  Ände- 
rungen im  Münzwesen  zu  tun  haben.  Hierher  gehört  vor  allem 
das  Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1900  (R.-G.-Bl.  S.  250).  Danach 
wird  der  Artikel  2  des  Münzgesetzes  vom  9.  Juli  1873  aufgehoben, 
wo  unter  anderem  bestimmt  ist.  dass  ausgeprägt  werden  sollen  Reichs- 
goldmünzen zu  5  Mk.,  und  zwar  aus  1  Pfunde  Feingoldes  279  Stück. 
Jetzt  sind  die  Reichsgoldmünzen  zu  5  Mk.  auf  Anordnung  des 
Bundesrats  mit  einer  Einlösungsfrist  von  1  Jahre  ausser  Kurs  zu 
setzen.  Ebenso  werden  die  Z wanzigpfennigstücke  aus  Silber 
ausser  Kurs  gesetzt,  aber  nicht  vor  dem  1.  Januar  1902.  Nicht 
minder  tritt  das  Gesetz  ausser  Kraft,  das  die  Ausprägung  einer 
Nickelmünze  zu  20  Pf.  betrifft,  und  auch  diese  Nickelstücke  sind 
ausser  Kurs  zu  setzen,  jedoch  nicht  vor  dem  1.  Januar  1903.  In 
Abänderung  des  Münzgesetzes  vom  9.  Juli  1873  wird  ferner  bestimmt, 
dass  der  Gesamtbetrag  der  Reichssilbermünzen  bis  auf  weiteres 
15  Mk.  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  des  Reiches  nicht  übersteigen 
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soll.  Zur  Neuprägung  dieser  Münzen  sind  Landessilberniünzen  in- 
soweit einzuziehen,  als  solche  für  die  Neuprägung  und  deren  Kosten 
erforderlich  sind.  Endlich  ist,  abgesehen  von  einer  Änderung  der 
Mass-  und  Gewichtsordnung  vom  17.  August  1808,  <"ie  Er- 
mächtigung des  Bundesrats  zu  erwähnen,  Fünfmarkstücke  und 
Zweimarkstücke  als  Denkmünzen  in  anderer  Prägung  her- 
stellen zu  lassen  —  ein  nicht  zu  unterschätzendes  charakteristisches 
Merkmal  für  unsere  jubiläumsfrohe  Zeit!  Auf  Grund  dieses  Gesetzes 
ist  dann  die  Bestimmung  des  Bundesrats  erfolgt,  wonach  vom  1.  Ok- 
tober 1900  ab  die  Reichsgoldmttnzen  zu  5  Mk.  nicht  mehr  als  ge- 
setzliches Zahlungsmittel  gelten.  Es  ist  von  diesem  Zeitpunkt  ab 
ausser  den  mit  der  Einlösung  beauftragten  Kassen  niemand  ver- 
pflichtet, diese  Münzen  in  Zahlung  zu  nehmen.  Bis  zum  30.  Sep- 
tember 1901  werden  Reichsgoldmünzen  zu  5  Mk.  bei  den  Reichs- 
und Landeskassen  zu  ihrem  gesetzlichen  Werte  sowohl  in  Zahlung 
genommen,  als  auch  gegen  Reichsmttnzen  umgetauscht  (Erlass  des 
Reichskanzlers  vom  13.  Juli  1900  [R.-G.-Bl.  S.  253]).  —  Auch  das 
Statut  der  Reichsbank  ist  im  einzelnen  abgeändert  worden  — 
Kaiserliche  Verordnung  vom  3.  September  1900  (R.-G.-BL  S.  793). 
Das  Grundkapital  der  Reichsbank  von  180  Millionen  Mark  ist  in 
Höhe  von  120  Millionen  Mark  durch  das  Einschusskapital  derjenigen 
Anteilseigner  der  Preussischen  Bank,  die  innerhalb  der  vom  Reichs- 
kanzler bestimmten  Frist  den  Umtausch  ihrer  Anteilsscheine  gegen 
solche  der  Reichsbank  verlangt  haben,  und  durch  die  auf  die  neuen 
Bankanteilsscheine  über  3000  Mk.  bis  zu  deren  Nennbetrage  geleisteten 
baren  Einzahlungen  gebildet  worden.  In  Höhe  der  nach  dem  oben 
erwähnten  Gesetze  vom  7.  Juni  1899  hinzutretenden  CO  Millionen  Mark 
wird  dasselbe  durch  die  baren  Einzahlungen  gebildet,  die  auf  die 
bis  zum  31.  Dezember  1900  und  die  bis  zum  31.  Dezember  1905  zu 
begebenden  30000  Bankanteilsscheine  über  1000  Mk.  bis  zu  deren 
Nennwerten  zu  leisten  sind.  Weitere  Bestimmungen  beziehen  sich 
auf  verlorene  oder  vernichtete  Anteilsscheine  und  das  Aufgebotsver- 
fahren zur  Kraftloserklärung,  auch  auf  die  Zahlung  der  Dividende, 
die  spätestens  vom  1.  April  des  folgenden  Jahres  ab  bei  der  Reichs- 
bankhauptkasse  und  sämtlichen  Reichsbankhanptstellen  und  Bank- 
stellen gegen  Einreichung  der  Dividendenscheine  gezahlt  wird,  und 
endlich  auf  die  Generalversammlung,  sowie  den  Abstimmungsmodus. 

Ganz  neu  ist  die  Reichsschuldenordnung  vom  19.  März 
1900  (R.-G.-Bl.  S.  129).    Ausserordentliche,  im  Wege  des  Kredits 
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zu  beschaffende  Geldmittel,  die  in  dem  Reichshaushaltsplane  zur 
Bestreitung  einmaliger  Ausgaben  für  Zwecke  der  Reichsverwaltnng 
vorgesehen  sind,  werden  bereitgestellt  auf  Grund  einer  gesetzlichen 
Ermächtigung  des  Reichskanzlers  durch  Aufnahme  einer  verzins- 
lichen Anleihe  oder  durch  Ausgabe  von  Schatzanweisungen. 
Die  Ermächtigung  des  Reichskanzlers,  zur  vorübergehenden  Ver- 
stärkung der  ordentlichen  Mittel  der  Reichshauptkasse  nach  Bedarf 
Schatzanweisungen  auszugeben,  hat  durch  Gesetz  zu  erfolgen.  Dem 
Reichskanzler  steht  die  Bestimmung  zu,  zu  welcher  Zeit,  durch  welche 
Stellen  und  in  welchen  Beträgen  Schuldverschreibungen  ausgegeben 
werden  sollen,  wie  hoch  sich  die  Zinssätze  belaufen,  wie  die  Kündi- 
gnngsbedingungen  und  der  Kurs  sein  sollen,  zu  welchen  die  Ausgabe 
zu  erfolgen  hat.  Die  Ausstellung  der  Schuldverschreibungen  ge- 
schieht durch  die  Reichsschulden Verwaltung.  Weiteres  bezieht 
sich  auf  die  Gültigkeit  der  Unterzeichnung  und  der  Ausfertigung. 
Die  Tilgung  der  Anleihen  geschieht  in  der  Weise,  dass  die  durch 
den  Haushaltsplan  dazu  bestimmten  Geldmittel  zum  Ankauf  einer 
entsprechenden  Anzahl  von  Schuldverschreibungen  verwendet 
werden.  Dem  Reiche  steht  eine  Kttndigunsfrist  zu,  nicht  aber  den 
Inhabern  der  Schuldverschreibungen.  Die  V  er  waltnngder  Reich  s- 
an leihen  steht  der  prenssischen  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
unter  der  Bezeichnung  „Reichsschuldenverwaltung"  zu,  die  oberste 
Leitung  jedoch  dem  Reichskanzler,  soweit  sie  mit  der  der  Reichs- 
schnldenverwaltung  beigelegten  Unabhängigkeit  vereinbar  ist.  Der 
Präsident  und  die  Mitglieder  der  zuletzt  genannten  Behörde  haben 
den  Amtseid  zu  leisten.  Die  übrigen  Bestimmungen  betreffen  die 
>  Znsammensetzung  der  Reichschuldenkommission,  die  die  Geschäfte  der 
im  §  1  des  prenssischen  Gesetzes  vom  24.  Februar  1850  bezeichneten 
Staatsschuldenkommission  wahrzunehmen  hat,  Nicht  minder  werden 
die  Formen  des  Verfahrens,  in  denen  die  Reichsschnldenverwaltung 
tätig  zu  sein  hat,  ferner  diejenigen  des  Aufgebots  Verfahrens  im 
einzelnen  geregelt.  , 

VII.  In  das  Recht  der  Militärverwaltung  schlägt  ein  das 
Gesetz,  betreffend  die  deutsche  Flotte,  vom  14.  Juli  1900  (R.-G.-Bl. 
S.  255).  Danach  soll  der  Schiffsbestand  bestehen  einmal  aus  der 
Schlachtflotte,  diese  wiederum  aus  2  Flottenflaggschiffen,  4  Ge- 
schwadern zu  je  8  Linienschiffen,  8  grossen  und  24  kleinen  Kreuzern, 
sodann  die  A  nslandsflotte  aus  3  grossen  und  10  kleinen  Kreuzern, 
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endlich  die  Materialreserve  aus  1  Linienschiffen,  3  grossen  und 
4  kleinen  Kreuzern.  Weitere  Bestimmungen  betreffen  die  Indienst- 
haltung,  den  Personenbestand  und  die  Kosten.  Bekanntlich  hat  die 
parlamentarische  Behandlung  dieses  Gesetzes  ungeheuere  Bewegung 
hervorgerufen.  Es  erscheint  heute  bereits  kaum  verständlich,  wie 
man  sicli  der  notwendigen  Vermehrung  der  Flotte  in  einem  Teile 
der  Bevölkerung  hat  widersetzen  können.  Der  Ausspruch,  dass  unsere 
Zukunft  auf  dem  Wasser  liege,  hat  seine  tiefe  Bedeutung  und  kam 
auch  in  der  Gesetzgebung  zum  Ausdruck.  —  Hierher  gehört  auch 
das  Gesetz  vom  25.  März  1899,  durch  das  die  Präsenzstärke 
des  deutschen  Heeres  derart  erhöht  wird,  dass  sie  im  Laufe 
des  Rechnungsjahres  1903  die  Zahl  von  495500  Gemeinen,  Gefreiten 
und  Obergefreiten  erreicht  und  in  dieser  Höhe  bis  zum  31.  März 
1904  bestehen  bleibt.  Die  Zahl  der  vorhandenen  Formationen  ist 
demnach  zu  vermehren  gewesen.  Wichtig  ist  auch  die  Bestimmung 
dieses  Gesetzes,  dass  Mannschaften  der  Fnsstrnppen,  der  fahrenden 
Feldartillerie  und  des  Trains,  die  freiwillig,  und  Mannschaften  der 
Kavallerie  und  reitenden  Artillerie,  die  gemäss  ihrer  Dienst  Ver- 
pflichtung im  stehenden  Heere  drei  Jahre  aktiv  gedient  haben,  in 
der  Landwehr  ersten  Aufgebots  nur  drei  Jahre  dienen  (R.-G.-Bl. 
S.  213).  Endlich  ist  auch  das  schon  mehrfach  abgeänderte  Reichs- 
militärgesetz vom  2.  Mai  1874  durch  ein  Reichsgesetz  vom 
25.  März  1899  (R.-G.-Bl.  S.  215)  weiter  abgeändert  worden.  Danach 
werden  zwei  oder  drei  Regimenter  zu  einer  Brigade,  zwei  oder  drei 
Brigaden  der  Infanterie  und  Kavallerie  unter  Zuteilung  der  nötigen 
Feldartillerieformationen  zu  einer  Division  vereinigt.  Aus  zwei  bis 
drei  Divisionen  mit  den  erforderlichen  Fnssartillerie-,  Pionier-  und 
Trainformationen  wird  ein  Armeekorps  gebildet,  so  dass  die  gesamte 
Heeresmacht  des  Deutschen  Reiches  im  Frieden  aus  dreiundzwanzig 
Armeekorps  besteht.  Drei  Armeekorps  werden  von  Bayern,  2  von 
Sachsen,  1  von  Württemberg  aufgestellt,  während  Preussen  gemein- 
schaftlich mit  den  übrigen  Staaten  17  Armeekorps  formiert.  Das 
Gebiet  des  Deutschen  Reiches  wird  in  militärischer  Beziehung  in 
22  Armeekorpsbezirke  eingeteilt. 

VIII.  Eine  grosse  Gruppe  von  Gesetzen  betrifft  die  Post-  und 
Telegraphen  Verwaltung.  An  erster  Stelle  sei  gedacht  des  Tele- 
graphenwegegesetzes  vom  18.  Dezember  1899.  Es  soll  der  Reichs- 
telegraphenverwaltung allgemein  die  rechtliche  Befugnis  verschaffen, 
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die  öffentlichen  Verkehrswege  und  Privatgrundstücke  zur  Anlegung 
von  Telegraphenlinien  zu  benutzen.  Auch  dieses  Gesetz  hat  einen 
mit  streitigen  Rechtsfragen  besäeten  Lebensweg  durchzumachen  ge- 
habt. Durch  Beschlüsse  des  Bundesrats  des  Norddeutschen  Bundes 
vom  21.  Dezember  1868  und  25.  Juni  18f>9  war  den  Eisenbahn- 
verwaltungen und  den  Strassenbauverwaitungen  die  Verpflichtung 
auferlegt  worden,  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Benutzung  des 
Eisenbahn-  und  des  Strassengeländes  zur  Anlage  von  oberirdischen  und 
unterirdischen  Bundestelegraphenlinien  zu  gestatten.  Der  Rechts- 
charakter dieser  Beschlüsse  wurde  vielfach  bestritten.  Sie  haben 
sich  auch  im  Laufe  der  Zeit  als  unzureichend  erwiesen. 

Durch  die  Entwicklung  des  Telegraphenwesens  war  eine  er- 
hebliche Vermehrung  der  Telegraphenanlagen  und  die  Ausdehnung 
des  Netzes  auf  kleinere  Ortschaften  notwendig.  Städtische  Strassen 
und  ländliche  Koinmunikationswege  mussten  neben  den  Eisenbahn- 
geländen  und  Hanptstrassen  in  Anspruch  genommen  werden.  Auf 
die  letzteren  und  auf  die  Strassen  innerhalb  der  Städte  sollten  sich 
jedoch  die  Vorschriften  der  bundesrätlichen  gedachten  Beschlüsse  nicht 
beziehen.  Hatten  aber  die  Wegeberechtigten  selbst  ein  Interesse 
an  der  Anlegung  von  Telegraphenlinien,  so  konnte  man  mit  dem 
bestehenden  Rechte  noch  auskommen.  Als  sich  aber  die  Fernlinien 
vermehrten  und  als  das  Fernsprechwesen  immer  grösseren  Umfang 
angenommen  hatte,  wurde  die  Telegraphie  dem  alltäglichen  kleinen 
Verkehre  zugänglich  und  drang  in  immer  weitere  Kreise  der  Be- 
völkerung. Je  mehr  dies  aber  der  Fall  war,  desto  erheblichere  In- 
anspruchnahme der  öffentlichen  Wege  und  des  Privatbesitzes  war 
die  Folge.  Die  elektrische  Starkstromtechnik  ermöglichte  und  erhöhte 
das  Bedürfnis,  die  öffentlichen  Wege  auch  für  elektrische  Strassen- 
bahnen,  Kraft-  und  Lichtleitungen  zu  benutzen,  so  dass  das  Ent- 
gegenkommen der  Wegeberechtigten  schrittweise  abnahm.  Alle  hier 
nicht  weiter  zu  erörternden  strafrechtlichen  und  staatsrechtlichen 
Bedenken  wurden  aber  erledigt  durch  das  Telegraphen  wege- 
gesetz  vom  18.  Dezember  181M»,  das  nicht  bloss  die  öffentlichen 
Wege  den  Zwecken  der  Telegraphenverwaltnng  dienstbar  machte, 
sondern  auch  Telegraphenwege,  also  Wege  für  Telegraphenleitnngen 
über  fremdes  Grundeigentum  überhaupt  erst  schaffte.  Der  Umfang 
der  Rechte  der  Telegraphenverwaltung  zur  Benutzung  des  öffent- 
lichen Grund  und  Bodens,  ihre  Verpflichtungen  gegenüber  den  Wege- 
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unterhaltspflichtigen,  das  Verhältnis  zu  den  Baumpflanzungen  und  zu 
den  auf  den  Verkehrswegen  vorhandenen  oder  zu  errichtenden  be- 
sonderen Anlagen,  sowie  das  bei  der  Inanspruchnahme  eines  Verkehre- 
weges seitens  der  Telegraphenverwaltung  zu  beobachtende  Verfahren 
sind  in  den  ersten  11  Paragraphen  geregelt,  im  §  12  die  Rechte 
der  Telegraphenverwaltung  zur  Benutzung  der  Privatgrundstücke 
und  in  den  §§  13 — 19  einzelne  gemeinsame  oder  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  notwendige  Bestimmungen.  Von  Kommentaren  zu  dem 
neuen  Gesetz  sei  erwähnt  derjenige  von  Schku  heh  als  Ergänzungs- 
heft  zu  Fischers  Zeitschrift  für  Praxis  und  Gesetzgebung  der  Ver- 
waltung, Band  XXI,  1000,  S.  1—04.  In  Ausführung  dieses  Gesetzes 
sind  dann  in  den  einzelnen  Staaten  Verordnungen  erlassen,  welche 
die  untere  und  höhere  Verwaltungsbehörde  bezeichnen.  Als  jene 
gilt  in  Preusßen  der  Landrat,  in  Stadtkreisen  der  Gemeinde  vorstand; 
als  höhere  Verwaltungsbehörde  der  Regierungspräsident,  in  Berlin 
der  Polizeipräsident  bezw.  Oberpräsident. 

Einen  breiten  Raum  nehmen  dann  in  den  Berichtsjahren  ein 
zunächst  die  Änderungen  von  Bestimmungen  über  das  Postwesen 
(Reichsgesetz  vom  20.  Dezember  1890,  R.-G.-Bl.  S.  715).  Hierdurch 
ist  das  Gesetz  über  das  Posttaxwesen  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  vom  28.  Oktober  1871  mehrfach  geändert.  Das  Porto  für 
den  frankierten  gewöhnlichen  Brief  bis  zum  Gewichte  von  20  g  ein- 
schliesslich wird  auf  10  Pf.,  bei  grösserem  Gewichte  auf  20  Pf.  nor- 
miert. Bei  unfrankierten  Briefen  tritt  ein  Znschlagporto  von  10  Pf. 
ohne  Unterschied  des  Gewichts  des  Briefes  hinzu;  dasselbe  Zuschlag- 
porto wird  bei  unzureichend  frankierten  Briefen  neben  dem  Er- 
gänzungsporto erhoben.  Portopflichtige  Dienstpriefe  werden  mit  Zu- 
schlagporto nicht  belegt,  wenn  ihre  Eigenschaft  als  Dienstsache  durch 
eine  von  der  Reichspostverwaltung  festzustellende  Bezeichnung  auf 
dem  Umschlage  vor  der  Postaufgabe  erkennbar  gemacht  worden  ist. 
Bezüglich  des  Nachbarortsverkehrs  wird  der  Reichskanzler  er- 
mächtigt, den  Geltungsbereich  der  Ortstaxe  auf  Nachbarorte  auszu- 
dehnen. Die  Zeitnngsgebühren  sind  anderweit  normiert,  auf  2  Pf. 
für  jeden  Monat  der  Bezugszeit,  auf  15  Pf.  für  das  wöchentlich  ein- 
malige oder  seltenere  Erscheinen,  sowie  15  Pf.  jährlich  mehr  für 
jede  weitere  Ausgabe  in  der  Woche;  10  Pf.  jährlich  für  jedes  kg 
des  Jahresgewichts  unter  Gewährung  eines  Freigewichts  von  je  1  kg 
jährlich  für  so  viel  Ausgaben,  wie  der  Gebühr  von  15  Pf.  unterliegen. 
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Das  Jahresge wicht  wird  für  jedes  Kalenderjahr  nach  dem  tatsäch- 
lichen Gewichte  der  Zeitungsnummern  des  voraufgegangenen  Rechnungs- 
jahres festgestellt.  Eine  erregte  Diskussion  in  der  Presse  und  auch 
in  der  juristischen  Literatur  hat  die  Aufhebung  der  Berliner 
Privatpostgesellschaft  hervorgerufen.  Der  hierauf  bezügliche 
Gesetzartikel  wird  mit  der  Bestimmung  eingeleitet,  das»  die  Be- 
förderung von  geschlossenen  Briefen  im  Ursprungsorte  gegen  Bezahlung 
durch  Boten,  welche  weder  die  Einsammlung  von  Briefen,  von 
Karten,  Drucksachen,  Zeitungen  und  Zeitschriften  oder  Warenproben 
gewerbsmässig  betreiben,  noch  im  Dienste  einer  Privatbe- 
förderungsanstalt  stehen,  mit  gewissen  Einschränkungen  (des 
§  2)  gestattet  ist.  Anstalten  zur  gewerbsmässigen  Einsamm- 
lung, Beförderung  oder  Verteilung  von  unverschlossenen 
Briefen,  Karten,  Drucksachen  und  Warenproben,  die  mit 
der  Aufschrift  bestimmter  Empfänger  versehen  sind, 
dürfen  vom  1.  April  1DOO  ab  nicht  betrieben  werden.  Ab- 
gesehen von  den  bezeichneten  Anstalten  ist  die  gewerbsmässige  oder 
nicht  gewerbsmässige  Beförderung  von  unverschlossenen  politischen 
Zeitungen  innerhalb  der  Gemeindegrenze  eines  Ortes,  insbesondere 
auch  wenn  sie  durch  Expressboten  oder  durch  die  Post  dorthin  be- 
fördert werden,  jedermann  gestattet,  auch  an  Sonn-  und  Feiertagen 
während  der  Stunden,  in  denen  die  kaiserliche  Post  bestellt.  Den. 
vor  dem  1.  April  1898  eingerichteten  und  seitdem  bis  zur  Ver- 
kündigung dieses  Gesetzes  ohne  Unterbrechung  betriebenen  Privat- 
briefbeförderungsanstalten  und  ihren  Bediensteten,  die  infolge  dieses 
Gesetzes  Schaden  erleiden,  sind  Entschädigungen  nach  Massgabe 
der  ausführlichen  Vorschriften  des  Gesetzes  zu  gewähren.  Sodann 
wurde  auf  Grund  des  §  50  des  Gesetzes  über  das  Postwesen  vom 
28.  Oktober  1871  eine  neue  Postordnung  für  das  Deutsche 
Reich  vom  20.  März  1900  (Zentralblatt  S.  f>8)  erlassen,  mit  dessen 
Einzelheiten  wir  uns  hier  natürlich  nicht  beschäftigen  können;  aber 
schon  am  4.  August  ist  eine  Änderung  dieser  neuen  Postordnung 
durch  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  notwendig  geworden,  die 
das  Zeitnngsbestellgeld  anderweitig  festsetzt.  Ebenso  beziehen  sich 
auf  Drucksachen  als  ausserordentliche  Zeitungsbeilagen  die  Ände- 
rungen der  Postordnung,  die,  nach  der  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  14.  November  11)00  (Zentralblatt  S.  500)  zu  schliessen. 
notwendig  geworden  waren. 
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Der  jüngste  Zweig  des  Post-  nnd  Telegraphcnwesens,  nämlich 
das  Fernsprech  wesen,  ist  in  den  Berichtsjahren  durch  die  Fern  - 
sprechgebtihrenordnung  vom  20.  Dezember  1899  (R.-G.-Bl. 
S.  711)  vertreten.  Danach  wird  eine  Bauschgebühr  berechnet,  die 
je  nach  der  Grösse  der  Orte  bezw.  nach  der  Zahl  der  Teilnehmer- 
anschlüsse wächst.  Sie  beträgt  «SO,  100,  120,  140,  150,  160,  170, 
180  Mk.,  je  nachdem  50  bezw.  100,  200,  500,  1000,  5000,  20000 
und  mehr  als  20000  Teilnehmer  vorhanden  sind.  Jeder  Teilnehmer 
ist  berechtigt,  an  Stelle  der  Bauschgebühr  eine  Grundgebühr  für 
die  Überlassung  und  Unterhaltung  der  Apparate  etc.,  mindestens 
jedoch  für  400  Gespräche  jährlieh  zu  bezahlen.  Die  Grundgebühr 
steigt  an,  ebenfalls  je  nach  der  Zahl  der  Teilnehmeranschlüsse,  von 
60—100  Mk.  Die  Gesprächsgebühr  beträgt  5  Pf.  für  jede  Ver- 
bindung. Weitere  Bestimmungen  betreffen  die  dringenden  Gespräche, 
eventuelle  Ermässigungen  der  Gebühren  und  Befugnisse,  die  dem 
Keichskanzler  hinsichtlich  der  zukünftigen  Regelung  einzelner  Pnnkte 
zugewiesen  sind.  Zu  dieser  Fernsprechgebührenordnung  sind  dann 
eingehende  Ausführnngsbestiuimungen  vom  20.  März  1900  erlassen 
worden  (Zentralblatt  S.  249);  es  werden  die  Bedingungen  für  die 
Benutzung  der  Anlagen  und  die  Fragen  der  Gebühren  eingehend 
besprochen.  Die  Bestimmungen  über  Fernsprechanschlüsse  sind  in 
der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  -U.  Januar  1900 
(Zentralblatt  S.  23)  getroffen. 

IX.  Neu  erlassen  worden  ist  auch  eine  Eisenbahn verkehrs- 
ordnung  für  das  Reich  vom  28.  Oktober  1899  (R.-G.-Bl.  S.  557*. 
Die  Rechtsgültigkeit  dieser  Eisenbahnverkehrsordnung  hat  Lakand 
in  der  Deutschen  Juristenzeitung  Band  V,  S.  509  bestritten.  Der 
Bundesrat  habe  eine  solche  Keehts  Vorschriften  enthaltende  Ver- 
ordnung nicht  auf  Grund  des  Artikels  7  Ziff.  2  der  Reichsverfassung 
erlassen  können,  vielmehr  wäre  hierzu  eine  besondere  reichsgesetz- 
liche Bestimmung  erforderlich  gewesen;  deshalb  und  weil  der  von 
der  Verkehrsordnung  angezogene  Artikel  45  der  Reichsverfassung 
keine  Ermächtigung  des  Bundesrates  zur  Erlassung  von  Vorschriften 
privatrechtlicher  Natur  enthalte,  sei  die  Eisenbahnverkehrsordnung 
rechtsungültig.  Diesem  Ergebnisse  widerspricht  aber  Harbi  Kükk  in 
dem  Artikel  der  Deutschen  Juristenzeitung  Band  VI  (1901),  S.  59. 
Er  ist  der  Ansicht,  dass  der  Artikel  45  der  Keichsverfassung  zur 
Anwendung  zu  kommen  hätte.    Angesichts  der  Geschichte  der  Eisen- 
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bahnverkehrsordnung  nieint  er,  dass  die  Organe  der  gesetzgebenden 
Gewalt  des  Reiches,  der  Bundesrat  und  der  Reichstag,  darin  über- 
eingestimmt hätten,  dass  hierfür  der  Weg  der  Verordnung  genügend 
und  der  Bundesrat  zur  Erlassung  einer  solchen  befugt  sein  sollte. 
Endlich  hat  die  nämliche  Frage  noch  Boknuak  im  preussischen  Ver- 
waltnngsblatt  Jahrgang  XXII,  S.  188  behandelt  und  die  Rechts- 
gültigkeit der  Eisenbahnverkehrsordnung  deshalb  bejaht,  weil  er  ihr 
die  Natur  einer  Rechtsnorm  nicht  vindiziert. 

5.  Recht  der  Schutzgebiete. 

Auf  die  Erweiterung  des  Kolonialbesitzes  weisen  hin  einmal 
die  kaiserliche  Verordnung,  welche  die  Ü bernahme  der  Landes- 
hoheit über  das  Schutzgebiet  von  Deutsch- Guinea  durch  das 
Reich  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  227 1  betreifen  —  eine  Ausführungs- 
verordnung hierzu  führt  das  Datum  vom  1.  April  181)0  (Deutsches 
Kolonialblatt  S.  228)  —  sowie  die  Verordnung  vom  18.  Juli  des- 
selben Jahres  (R.-G.-Bl.  S.  541),  durch  die  das  Inselgebiet  der 
Karolinen,  Palau-  und  Marianeninseln  unter  kaiserlichen 
Schutz  genommen  wird,  nachdem  durch  Vertrag  vom  30.  Juni 
1891»  zwischen  der  deutschen  und  der  spanischen  Regierung  die  ge- 
dachten Inselgruppen  abgetreten  worden  waren.  Endlich  ist  der  bis 
heute  jüngste  Kolonialerwerb  der  Samoainseln  hier  zu  erwähnen. 
Die  westlich  des  171.  Längengrades  w.  v.  Greenwich  gelegenen 
Inseln  der  Samoagruppe  sind  am  1.  März  1900  in  deutschen  Besitz 
übergegangen,  nachdem  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
und  Grossbritannien  auf  ihre  Rechte  verzichtet  hatten.  Die  Inseln 
sind  unter  kfiiserlichen  Schutz  genommen  worden  und  dies  auch  dort 
zur  Verkündung  gelangt  (kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Februar 
und  26.  März  1900,  R.-G.-Bl.  S.  135,  136,  138).  Dagegen  sind  die 
östlich  des  171.  Längengrades  w.  v.  Greenwich  gelegenen  Inseln 
der  Samoagruppe  am  17.  April  1900  in  den  Besitz  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  übergegangen.  Von  jenem  Tage  an  sind 
die  Vorschriften  des  Freundschafts  Vertrages  vom  24.  Januar  1879 
zwischen  dem  Reiche  und  Samern  in  Ansehung  der  bezeichneten  Inseln 
ausser  Anwendung  getreten,  die  dort  bis  dahin  ausgeübte  Konsular- 
gerichtsbarkeit ist  seit  demselben  Zeitpunkt  in  Wegfall  gekommen 
(R.-G.-Bl.  S.  849).  Durch  ein  besonderes  Reichsgesetz  vom  15.  Fe- 
bruar 1900  ist  bestimmt,  dass  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  durch 
kaiserliche  Verordnung  ausser  Anwendung  gesetzt  werden  können 


718 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Freundschaft« vertrage  mit  Tonga  und  Samoa  und  der  Freundschafts-, 
Handels-  und  Schifffahrtsvertrag  mit  Sansibar  (R.-G.-Bl.  S.  37).  Dieses 
Gesetz  ist  dann  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Februar  1900 
im  einzelnen  ausgeführt  worden. 

Auf  Grund  der  so  gewonnenen  Rechtslage  ist  dann  die  Not- 
wendigkeit hervorgetreten,  die  Rechtsverhältnisse  auf  Samoa 
zu  regeln.  Dies  geschah  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Fe- 
bruar 1900  (R.-G.-Bl.  S.  136).  Das  Gesetz  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit vom  10.  Juli  1H79  gelangt  auch  für  dieses  Schutzgebiet  zur 
Anwendung.  Hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit  ist  bestimmt,  dass  ihr 
alle  Personen  unterliegen,  die  in  dem  Schutzgebiet  wohnen  oder  sich 
aufhalten,  oder  bezüglich  deren  ein  Gerichtsstand  innerhalb  des 
Schutzgebietes  begründet  ist,  die  Eingeborenen  jedoch  nur,  soweit  sie 
dieser  Gerichtsbarkeit  besonders  unterstellt  werden.  Gewisse  Vor- 
schriften des  Schutzgebietsgesetzes  finden  keine  Anwendung.  In 
Strafsachen  findet  die  Hauptverhandlung  ohne  die  Zuziehung  von 
Beisitzern  in  gewissen  Fällen  statt,  die  zur  Zuständigkeit  der  Schöffen- 
gerichte gehören  oder  in  Deutschland  gehören  können.  Die  Gerichts- 
barkeit in  den  znr  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte  gehörenden 
Sachen  wird  der  Gerichtsbehörde  erster  Instanz  in  Apia  übertragen; 
als  Berufnngs-  und  Beschwerdegericht  wird  an  Stelle  des  Reichs- 
gerichts eine  Gerichtsbehörde  zweiter  Instanz  in  Apia  errichtet. 
Bemerkenswert  ist  dann  weiter  noch,  dass  für  die  Zustellungen,  die 
Zwangsvollstreckungen  und  das  Kostenwesen  einfachere  Bestimmungen 
als  im  Reiche  Anwendung  finden  können,  und  dass  die  Todesstrafe 
durch  Erschienen  oder  Erhängen  vollstreckt  wird. 

Eine  Abänderung  des  Gesetzes  Uber  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Schutzgebiete  ist  durch  Reichsgesetz  vom  2.  Juli  1899 
(R.-G.-Bl.  S.  tm)  erfolgt,  Gewissen  deutschen  Kolonialgesellschaften 
wird  juristische  Persönlichkeit  beigelegt,  Durch  Beschluss  des  Bundes- 
rats erhalten  sie  nämlich,  insbesondere  wenn  der  Erwerb  und  die 
Verwertung  von  Grundbesitz,  der  Betrieb  von  Land-  und  Plantagen- 
wirtschaft, von  Bergbau,  von  gewerblichen  Unternehmungen  und 
Handelsgeschäften  der  ausschliessliche  Gegenstand  ihres  Unternehmens 
ist,  die  Fähigkeit,  unter  ihrem  Namen  Rechte,  insbesondere  Eigentum 
und  andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken  zu  erwerben,  Ver- 
bindlichkeiten einzugehen,  vor  Gericht  zu  klagen  und  verklagt  zu 
werden.    In  solchem  Falle  haftet  den  Gläubigern  für  alle  Verbind- 
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lichkeiten  der  Kolonialgesellschaft  nur  deren  Vermögen.  Neu  ist, 
dass  das  gleiche  auch  für  deutsche  Gesellschaften  gilt,  die  den  Be- 
trieb eines  Unternehmens  der  bezeichneten  Art  nicht  im  Reichsgebiet 
oder  in  einem  Schutzgebiete,  sondern  in  dem  I  linterlande  eines  solchen 
oder  in  benachbarten  Bezirken  haben.  Die  so  zu  juristischen  Per- 
sonen erklärten  Gesellschaften  unterstehen  der  Aufsicht  des  Reichs- 
kanzlers. Weitere  Änderungen  sind  erfolgt  durch  das  Reichsgesetz 
vom  25.  Juli  1900,  die  so  erheblich  waren,  dass  eine  neue  Redaktion 
des  ganzen  Gesetzes  erforderlich  war.  Diese  ist  nunmehr  durch 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  10.  September  1900  er- 
folgt (R.-G.-Bl.  S.  812).  Das  Gesetz  heisst  nunmehr  Schntsgebiets- 
gesetz.  Die  Neuerungen  beziehen  sich  in  der  Hauptsache  darauf, 
dass  die  Vorschriften  des  neuen  Konsnlargerichtsbarkeitsgexetzes  vom 
7.  April  1900  in  Einklang  gebracht  werden  mit  den  Bestimmungen 
des  Schutzgebietsgesetzes,  bezw.  dass  sie  hier  entsprechende  An- 
wendung linden.  Es  ist  ferner  ausgesprochen,  dass  die  Militär- 
gerichtsbarkeit durch  das  Schutzgebietsgesetz  nicht  berührt  wird. 
Eine  Anzahl  von  Vorschriften  sind  gestrichen,  andere  sind  neu 
redigiert  worden.  Besonders  bemerkenswert  ist  die  Bestimmung  des 
jetzigen  §  14,  dass  den  Angehörigen  der  im  Deutschen  Reiche  an- 
erkannten Religionsgemeinschaften  in  den  Schutzgebieten  Gewissens- 
freiheit und  religiöse  Duldung  gewährleistet  wird.  Die  freie  und 
öffentliche  Ausübung  dieser  Kulte,  das  Recht  der  Erbauung  gottes- 
dienstlicher Gebäude  und  der  Einrichtung  von  Missionen  der  be- 
zeichneten Religionsgemeinschaften  unterliegen  keinerlei  gesetzlicher 
Beschränkung  noch  Hinderung.  Weiter  bezieht  sich  auf  die  Rechts- 
verhältnisse in  den  deutschen  Schutzgebieten  eine  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  9.  Novemaer  1900  (R.-G.-Bl.  S.  1005).  Zunächst  wird 
bestimmt,  dass  die  Novelle  vom  25.  Juni  1900  in  den  Schutzgebieten 
am  1.  Januar  1901  in  Kraft  tritt.  Den  Eingeborenen  werden  die 
Angehörigen  fremder  farbiger  Stämme  gleichgestellt,  soweit  nicht 
der  Gouverneur  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  Ausnahmen 
bestimmt.  Japaner  gelten  nicht  als  Angehörige  fremder  Stämme. 
Gewisse  Vorschriften  des  Konsnlargerichtsgesetzes  bleiben  ausser 
Anwendung,  soweit  sie  die  Rechte  an  Grundstücken,  das  Bergwerks- 
eigentum,  sowie  sonstige  Berechtigungen  an  Grundstücken  betreffen. 
Dagegen  sind  die  Gesetze  über  den  Schutz  von  Werken  der  Literatur 
und  Kunst,  von  Photographieen,  von  Erfindungen,  von  Mustern  und 
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Modellen,  von  Gebrauchsmustern  und  Warenbezeichnungen  anzu- 
wenden. Weitere  Vorschriften  betreffen  die  Gerichtsbarkeit  in  Straf- 
sachen, wobei  besonders  bemerkenswert  ist,  dass  die  Zuständigkeit 
des  Reichsgerichts  auf  andere  Gerichtsbehörden  übertragen  wird,  wo- 
durch eine  ebenso  erfreuliche  Entlastung  dieses  höchsten  Gerichtshofes 
eintritt,  wie  andererseits  die  Befassung  desselben  mit  Angelegenheiten, 
die  eine  nähere  Kenntnis  der  tatsächlichen  Verhältnisse  voraussetzen, 
unterbleibt.  Eine  grosse  Anzahl  von  Verordnungen  werden  ausser 
Kraft  gesetzt,  an  deren  Stelle  die  soeben  referierte  Verordnung  mit 
ihren  durchaus  zu  billigenden  Vorschriften  tritt.  —  Eine  andere 
kaiserliche  Verordnung  verhält  sich  sodann  Uber  das  strafgericht- 
liche Verfahren  für  Militärpersonen  der  kaiserlichen 
Schutztruppe  vom  18.  Juli  1000  <R.-G.-B1.  S.  831).  Es  ist  hier 
überall  ein  Ausbau  des  gerichtlichen  Verfahrens  vorgesehen,  der  sich 
unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse  der  Schutzgebiete 
anlehnt  an  die  Gesetzgebung  über  die  Militärstrafgerichtsordnung 
des  Jahres  1 8*.»S  im  Reiche.  Endlich  darf  nicht  unterlassen  werden, 
darauf  hinzuweisen,  dass  ein  Ansatz  zu  kommunalem  Zusammen- 
sehl nss  durch  Vereinigung  von  Wohnplätzen  in  den  Schutzgebieten 
durch  kaiserliche  Verordnung  vom  -i.  Juli  1899  (R.-G.-Bl.  S.  36ti» 
erfolgt  ist.  Es  ist  durchaus  zu  billigen,  dass  das  Bestreben,  die 
Ansiedelungen  in  einen  gewissen  Zusammenhang  zu  bringen,  schon 
bei  der  jetzigen  Lage  der  Kolonisation  erkennbar  wird.  Von  der 
Literatur  sei  nur  erwähnt  die  ausgezeichnete  systematische  Zusammen- 
stellung der  „ Deutschen  Kolonialgesetzgebungu  von  Philipp  Zokx 
(Berlin  1901)  und  die  Bearbeitung  des  Rechts  der  Schutzgebiete  in 
5.  Auflage  von  v<>x  Stknoll  1901  und  endlich  die  von  Gakkis  19<»2. 

6.  Verhältnis  zum  Aaslande. 

I.  Privatrecht.  Erst  durch  Reichsgesetzblatt  vom  Jahre  1899 
S.  28"»  ist  bekannt  gemacht  worden  das  Abkommen  zur  Regelung 
von  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom  14.  No- 
vember 1896.  Die  beteiligten  Staaten  sind  Deutschland.  Spanien, 
Frankreich.  Italien,  Luxemburg,  die  Niederlande,  Portugal  und  die 
Schweiz.  Es  handelt  sich  in  der  Hauptsache  um  Bestimmungen  über 
Mitteilung  gerichtlicher  oder  aussergerichtlicher  Tikunden.  um  Er- 
suchungsschreiben, um  die  fatale  Sicherheitsleistung  für  die  Prozess- 
kosten. Bestimmungen  über  Persnnalhaft  und  Armenrecht.  —  Den 
Rechtsschutz  der  Deutschen  in  Österreich  gewährleistet  in  erheb- 
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licherem  Mafse  als  früher  die  vom  österreichischen  Justizminister 
am  21.  Dezember  1891»  erlassene  Verordnung  über  die  Vollstreck- 
barkeit von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Osterreich,  die  sich 
über  da«  Mafs  der  Gegenseitigkeit  angesichts  der  vom  1.  Januar  1900 
an  geltenden  Vorschriften  der  deutschen  Z.-P.-O.  ausspricht.  Dem 
Rechtshilfeverkehr  zwischen  Deutschland  und  Dänemark  dient 
dann  das  Abkommen,  das  am  1.  Juni  1900  in  Kraft  getreten  ist, 
wonach  auch  bei  Erledigung  von  Ersuchungsschreiben  deutscher 
Staaten  und  umgekehrt  Gebühren  nicht  mehr  erhoben  werden  (Be- 
kanntmachung des  Reichskanzlers  vom  14.  August  1900,  Zentral- 
blatt S.  503). 

Über  die  Mitwirkung  von  konsularischen  Vertretern  bei  der 
Regelung  von  Nachlassen  ihrer  Staatsangehörigen  ist  eine  Verein- 
barung zwischen  dem  Reiche  und  den  vereinigten  Staaten  von 
Brasilien  getroffen  worden  am  30.  November  1897  bezw.  15.  Fe- 
bruar 1898,  über  deren  Inkrafttreten  die  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  24.  September  1899  (Zentralblatt  S.  550)  sich  verhält. 
Weiterhin  ist  der  Schutz  deutscher  Warenbezeichnungen  in  gleichem 
Umfange  wie  für  inländische  Warenbezeichnungen  zugelassen  worden 
in  Mexiko  und  in  Guatemala  (Bekanntmachungen  des  Reichs- 
kanzlers vom  16.  Mai  und  17.  August  1899,  Zentralblatt  S.  284 
und  543). 

II.  Handelspolitik.  Das  Abkommen  zwischen  dem  Nord- 
deutschen Bunde  und  der  Schweiz  wegen  gegenseitiger  Anerkennung 
der  Rechtsfähigkeit  der  Aktiengesellschaften  vom  13.  Mai  1869  ist 
unter  Festsetzung  einer  einjährigen  Kündigungsfrist  und  unter  Aus- 
dehnung des  Abkommens  auf  das  Deutsche  Reich  verlängert  worden 
(Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  24.  August  1899,  Zentral- 
blatt S.  306).  Der  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Republik 
Uruguay  1892  abgeschlossene  Schifffahrtsvertrag,  der  1897  ausser 
Kraft  getreten  war,  wird  mit  Ausnahme  eines  Artikels  wieder  in 
Kraft  gesetzt  (5.  Juni  1899,  R.-G.-Bl.  1900,  S.  5). 

III.  Ausliefernngswesen.  Uber  die  vorläufige  Festnahme 
von  Personen,  die  nach  den  Niederlanden  geflüchtet  sind,  verhält  sich 
ein  Auslieferungsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
den  Niederlanden  vom  21.  Dezember  1896.  Die  Festnahme  be- 
hufs Sicherung  der  Auslieferung  ist  jetzt  durch  einen  Erlass  vom 
17.  Juli  1899  näher  geregelt.    Hier  sei  auch  erwähnt  das  Reskript 
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des  preussischen  Ministers  des  Innern  vom  23.  September  1891»,  das 
Aufschlüsse  über  den  preussisch-französischen  Auslieferungs- 
vertrag gibt,  sowie  die  Verfügung  des  Jugtizministers  vom  3.  Juli 
1900,  die  über  einen  Punkt  des  Auslieferungsverkehrs  mit  Österreich 
wichtige  Mitteilungen  macht.  Es  war  zweifelhaft  geworden,  inwieweit 
die  strafrechtliche  Verfolgung  einer  Person  in  dem  Lande,  nach 
welchem  sie  ausgeliefert  war,  zulässig  sei.  Die  beteiligten  Regie- 
rungen haben  6ich  über  folgende  Punkte  geeinigt:  Ist  eine  Auslieferung 
wegen  mehrerer  Straftaten  nachgesucht,  so  muss  die  Verfolgung  des 
Ausgelieferten  jedenfalls  insoweit  ausgeschlossen  bleiben,  als  bei  der 
Auslieferung  ein  ausdrücklicher  Vorbehalt  auf  Nichtbestrafung  wegen 
einzelner  Straftaten  gemacht  ist.  Einem  derartigen  Vorbehalt  ist  es 
gleich  zu  achten,  wenn  die  Auslieferung  wegen  einzelner  Straftaten 
aus  dem  Grunde  ausdrücklich  abgelehnt  ist,  weil  insoweit  eine  Aus- 
lieferungspflicht nicht  begründet  sei.  Soll  einem  Auslieferungsvertrage 
nicht  im  vollen  Umfange  entsprochen  werden,  so  ist  die  Auslieferung 
nicht  früher  in  Vollzug  zu  setzen,  als  bis  durch  Rückfrage  sicher- 
gestellt ist,  der  Auslieferungsantrag  trotzdem  aufrecht  erhalten  wird. 

Schliesslich  ist  unter  Verweis  auf  die  gedachten  Bemerkungen 
über  das  neue  Konsulargerichtsbarkeitsgesetz  vom  7.  April  1900  die 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  auf  Grund  des  §  2  des  letzt- 
erwähnten Gesetzes  vom  27.  Oktober  1900  (Zentralblatt  S.  ö74)  zn 
erwähnen.  Es  handelt  sich  um  die  Konsulargerichtsbarkeit 
über  Schutzgenossen.  — 

Überblickt  man  die  Gesetzgebung  des  Reichs  während  der 
beiden  Berichtsjahre,  so  sieht  man  zunächst,  dass  das  bürgerliche 
Recht  von  den  legislatorischen  Faktoren  am  wenigsten,  im  verhältnis- 
mässig geringen  Mafse  auch  das  Strafrecht  in  den  Bereich  ihrer 
Arbeiten  gezogen  worden  ist,  Kann  man  letzteres  nicht  genug  loben, 
weil  jeder  Nichte rlass  einer  strafrechtlichen  Vorschrift  einen  Segen 
für  die  Rechtsordnung  bedeutet  und  der  Wunsch  von  Frank  Berück- 
sichtigung verdient:  es  mögen  viele  Jahre  kommen,  in  denen  keine 
Strafbestimmnngen  erlassen  werden,  so  ist  die  verhältnismässig  ge- 
ringe Ausbeute  auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts  sehr  begreiflich 
und  aus  dem  naheliegenden  Grunde  zu  erklären,  dass  nach  dem  Er- 
lasse der  umwälzenden,  das  gesamte  Zivilrecht  auf  mehr  oder  minder 
neue  Bahnen  lenkenden  Gesetze  es  nunmehr  Sache  der  Landes- 
gesetzgebnng  sein  musste.  durch  Ausführungsbestimmungen 
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das  zivilistische  Gesetzeswerk  zum  Abschlüsse  zu  bringen.  Um  so 
grösser  ist  dann  das  Verdienst  der  Reichsgesetzgebung  auf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltung  anzuschlagen.  Abgesehen  von  einer  geringen 
Änderung  des  Krankenversicherungsgesetzes,  dessen  Reform 
erst  jetzt  in  Fluss  kommen  wird,  während  die  Novelle  von  1903  nur 
eine  Abschlagszahlung  bedeutet,  sind  die  neuen  Unfall  Versiche- 
rungsgesetze und  die  umfassende  Novelle  zum  Invalidenver- 
sicherungsgesetz  Marksteine  auf  dem  Wege  sozialer  Gesetzgebung 
nnd  zweifellos  legislatorische  Werke  von  grosser  Bedeutung,  mit 
denen  Deutschland  an  der  Spitze  aller  zivilisierten  Nationen  einher- 
schreitet.  Nicht  minder  erheblich  sind  dann  diejenigen  Gesetze  und 
Verordnungen,  die  den  Ausbau  der  verkehrsrechtlichen  Vorschriften 
betreffen,  so  die  Einrichtungen  innerhalb  der  Post,  der  Tele- 
graphie  und  des  Fernsprechwesens,  ferner  die  bank-  nnd 
die  münzrechtlichen  Bestimmungen.  In  diesen  Zusammenhang 
gehört  auch  die  neue  Eisenbahn  Verkehrsordnung.  Dass  aber 
auch  die  Sicherheit  Deutschlands  zu  Land  und  zur  See  nicht 
gelitten  hat,  beweisen  die  einschlägigen  Gesetze,  insbesondere  das 
Flottengesetz  von  1900,  während  dem  Handel  auf  dem  Ozean  durch 
das  Gesetz  über  das  Flaggenrecht  der  Kauffahrteischiffe  Vor- 
schub geleistet  worden  ist.  Endlich  ist,  und  nicht  zuletzt,  der  weitere 
Ausbau  des  Rechts,  das  vom  Arbeiterschutz  handelt,  zu  betonen. 
Auch  auf  diesem  Gebiete  ist  Deutschland  mustergültig  für  die  Völker 
diesseits  und  jenseits  des  grossen  Meeres. 

b)  Die  Einzetataaten. 

I.  Preussen. 
1.  Bürgerliches  Recht. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sich,  wie  schon  ange- 
deutet, die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Bundesstaaten  in  der  Haupt- 
sache mit  der  Ausführung  der  grossen  reichsgesetzlichen  Kodifikationen 
beschäftigt.  Will  man  die  Berichtsjahre  mit  einem  Ausdrucke 
kennzeichnen,  so  kann  man  sagen,  dass  sie  die  Jahre  der  Aus- 
führungsbestimmungen sind.  Zunächst  sei  das  Ausführungsge- 
setz zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  20.  September  1899  (Gesetz- 
sammlung S.  177)  erwähnt.  Der  erste  allgemeine  Teil,  Art.  1—9, 
befasst  sich  mit  dem  Stiftuugsrecht,  und  zwar  bezieht  er  sich  auf 

Familienstiftungen,  sowie  auf  die  Änderung  der  Verfassung  und  die 
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Aufhebung  sonstiger  rechtsfähiger  Stiftungen.  Der  Anfall  des  Ver- 
mögens eines  Vereins  oder  einer  Stiftung,  die  Erwerbsbeschränkungen 
für  juristische  Personen  und  die  Verjährung  gewisser  Ansprüche 
werden  ebenfalls  in  diesen  Artikeln  znsammengefasst.  Die  Schuld- 
verhältnisse betreffen  die  Art.  10 — 18,  insbesondere  wird  hier  ge- 
handelt von  den  gesetzlichen  Zinsen,  den  Zahlungen  aus  offentliehen 
Kassen,  von  der  Beurkundung  von  Grnndstücksveräussernngen,  Er- 
mächtigung von  Handelsraäklera  zu  Kaufgeschäften,  vom  Gesinde- 
recht,  vom  Leibgedingnngsvertrag,  vom  Staatsschuldenbuch  und  von 
den  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber.  "Was  insbesondere  den 
letzten  Artikel  (18)  betrifft,  so  ist  wiederum  eine  Ausführung  der 
Ausführnngsvorschrift  zu  verzeichnen.  Die  Verordnung  vom  15.  De- 
zember 1890,  erlassen  von  6  zuständigen  Ministern,  betrifft  die  Um- 
schreibung von  Inhaberpapieren  (Schuldverschreibungen  auf  den  Namen 
der  Inhaber  oder  Dritter,  Ministerialblatt  der  inneren  Verwaltung 
S.  263).  Ebenso  sind  Einzelvorschriften  über  die  Anträge  auf  Uni- 
schreibung enthalten  in  der  Verfügung  des  Jnstizministers  vom 
30.  Dezember  1899  (Jnstizministerialblatt  1900,  S.  4). 

Die  Artikel  19 — 41  des  Ansführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  handeln  vom  Unschädlichkeitsattest,  von  Landeskultur- 
renten, von  den  der  Eintragung  nicht  bedürfenden  Rechten,  von  nach- 
barlichen Beschränkungen  des  Eigentums,  von  der  Form  der  Auf- 
lassung und  anderen  in  das  Hypotheken-  und  Grundschuldenrecht, 
das  Bergrecht  und  sogar  das  Recht  des  Pfandleihgewerbes  ein- 
schlägigen Fragen. 

Das  Familienrecht  ist  vertreten  durch  die  Art.  42 — 78.  Auch 
hier  sind  Ausführungsbestimmungen  der  Ausführungsbestimmungen 
bemerkenswert,  so  die  Verfügungen  des  Jnstizministers  und  des 
Ministers  des  Innern  vom  1«.  Oktober  1899  über  die  Eheschliessung 
von  Ausländern  in  Preussen  in  Anwendung  des  Art.  43  des 
preussischen  A.-G.,  ferner  über  dasselbe  Thema  die  Verfügung  des 
Justizministers  vom  3.  August  1900.  Der  Art.  (51  des  A.-G.  provo- 
zierte die  königliche  Verordnung  vom  20.  Dezember  1899  über  den 
Güterstand  bestehender  Ehen.  Ausser  einer  Einleitungsvorschrift 
sind  hier  in  extenso  behandelt  die  bayrischen,  hessischen,  olden- 
burgischen, sachsen-nieiningischen,  sachsen-koburgischen,  sehwarzbnrg- 
rudolstädtischen.  lübeckischen  und  bremischen,  sowie  hamburgischen 
Güterrechte.    Der  Art.  7r>.  der  die  Anlegung  von  Mündelgeld  bei 
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Sparkassen  zum  Gegenstande  hat,  führte  zu  der  Verordnung  vom 
27.  Juli  1900  (Ministerialblatt  der  inneren  Verwaltung  S.  225),  wo- 
nach an  der  bisherigen  Praxis,  unter  öffentlichen  Sparkassen  nur  die- 
jenigen zu  verstehen,  die  entweder  für  Rechnung  einer  Körperschaft 
des  öffentlichen  Rechts  betrieben  werden,  oder  für  deren  Verbindlich- 
keiten eine  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechts  die  Garantie  über- 
nommen hat,  auch  fernerhin  festzuhalten  ist.  Die  nächste  Gruppe 
des  A.-G.  z.  B.  G.-B.  betrifft  das  Erbrecht  (Art.  79-  83),  während 
die  Art.  84  und  85  verschiedene,  nicht  unter  einen  Begriff  zu  bringende 
Materien  im  Auge  haben.  Der  Art.  85  handelt  von  der  Hinter- 
legung.   Eine  Ausführung  dieser  Bestimmung  ist  die  vom  17.  und 

18.  Dezember  1809  (Just.-Min.-Bl.  S.  805),  die  eine  Reihe  von  An- 
stalten im  Sinne  des  Gesetzes  als  Hinterlegungsstelle  bestimmt.  Es 
sind  bis  jetzt  im  ganzen  10.  Bei  der  Mitteilung  dieser  2  letztge- 
nannten Erlasse  an  die  Justizbehörden  weist  der  Justizminister  am 

19.  Dezember  1899  (Just.-Min.-Bl.  S.  804)  darauf  hin,  dass  bei  den 
genannten  Anstalten  im  Falle  des  §  1808  B.Xt.-B.  (Hinterlegung  bei 
der  Reichsbank,  einer  Staatsbank  etc.)  nach  dieser  Vorschrift  und 
nach  Art.  76  des  A.-G.  z.  B.  G.-B.f  auch  die  Anlegung  von  Mündel- 
geldern erfolgen  kann. 

Ausserhalb  des  Ansführungsgesetzes  sind  zur  Durch- 
führung einzelner  Bestimmungen  des'B.  G.-B.  noch  ergangen  die 
königliche  Verordnung  vom  16.  November  1899  (Ges.-S.  S.  562). 
Hier  ist  die  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit  an  einen  Verein, 
dessen  Zweck  auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet 
ist,  sowie  die  Erteilung  der  zu  einer  Änderung  der  Satzung  erforder- 
lichen Genehmigung  (B.  G.-B.  §§  22,  33)  an  den  zuständigen  Minister 
delegiert.  Im  Falle  der  notwendig  werdenden  Entziehung  der  Rechts- 
fähigkeit entscheidet  über  diese  der  Bezirksausschuss  im  Verwaltungs- 
streitverfahren. Für  die  Erhebung  der  Klage  ist  der  Landrat,  in 
Stadtkreisen  die  Ortspolizeibehörde  zuständig.  Für  die  Erhebung 
des  Einspruchs  gegen  die  Eintragung  eines  Vereins  in  das  Vereins- 
register oder  gegen  die  Eintragung  einer  Änderung  der  Satzungen 
werden  ebendieselben  Behörden  als  kompetent  erachtet.  "Weiter  ist 
zur  Entstehung  einer  rechtsfähigen  Stiftung  die  Genehmigung  des 
Königs  erforderlich.  Das  Gesuch  ist  bei  dem  Regierungspräsidenten 
einzureichen.  Handelt  es  sich  um  Änderung  der  Verfassung  und 
Aufhebung  rechtsfähiger  Stiftungen,  die  keine  Familienstiftungen 
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sind,  so  ist  die  Genehmigung  des  Königs  erforderlich.  In  Fällen  des 
§  87  B.  G.-B.  entscheidet  über  die  Umwandlung  des  Zwecks,  die 
Änderung  der  Verfassung  und  die  Aufhebung  der  Stiftung  der  Konig, 
bei  Familienstiftungen  der  Jnstizminister.  Die  Genehmigung,  die 
zum  Erwerb  von  Grundstücken  durch  juristische  Personen  erforder- 
lich ist,  wird  von  den  zuständigen  Ministern  erteilt  für  Aktien- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  eingetragene 
Genossenschaften,  eingeschriebene  Hilfskassen,  rechtsfähige  gegen- 
seitige Versicherungsgesellschaften  und  Gewerkschaften,  die  ausser- 
halb Preussens  in  einem  deutschen  Bundesstaate  ihren  Sitz  haben. 
—  Andere  Ausführungsvorschriften  betreffen  den  §  25  Abs.  2.  2194 
Satz  2,  795  Abs.  1.  Für  die  Befreiung  von  der  Vorschrift  der  Ehe- 
mündigkeit  für  eine  Frau,  sowie  die  Befreiung  von  dem  Verbote  der 
Euesehliessung  des  wegen  Ehebruchs  geschiedenen  Ehegatten  mit 
demjenigen,  mit  welchem  der  Ehebruch  begangen  worden  ist,  und  die 
Befreiung  von  der  Vorschrift  (§§  1313,  1314),  10  Monate  bis  zur 
Eingehung  der  nächsten  Ehe  zu  warten,  auch  bezüglich  der  der 
Ehelichkeitserklärung  und  der  Annahme  an  Kindesstatt  sind  Vor- 
schriften getroffen. 

Uber  die  Eheerfordernisse  nach  Inkrafttreten  des  B.  G.-B. 
verhält  sich  ein  Erlass  des  Justizministers  und  des  Ministers  des 
Innern  vom  4.  Mai  1899.  Er  stellt  zunächst  fest,  dass  nach  Inkraft- 
treten des  B.  G.-B.  mangels  einer  Übergangsbestimmung  im  Ein- 
führungsgesetze eine  Ehe  nur  geschlossen  werden  darf,  wenn  die  von 
dem  B.  G.-B.  aufgestellten  sämtlichen  Eheerfordernisse  vorhanden  sind. 
Nach  Ablauf  des  Jahres  1899  kann  z.  B.  ein  Mann  zur  Eheschliessung 
nur  mit  erlangter  Volljährigkeit  zugelassen  werden.  Dem  Erforder- 
nisse des  Aufgebots  ist  aber  genügt,  wenn  es  nach  Vorschrift  des  in 
dieser  Beziehung  unverändert  bleibenden  Personenstandsgesetzes  er- 
gangen ist  und  bei  Prüfung  der  Eheerfordernisse  nur  das  bisherige 
Recht  zu  Grunde  gelegt  ist.  Aus  dieser  Rechtslage  folgt,  dass  der 
Standesbeamte,  der  nach  Inkrafttreten  des  B.  G.-B.  um  Schliessung 
einer  Ehe  angegangen  wird,  für  die  das  Aufgebot  schon  vorher  er- 
lassen war,  jedesmal  noch  besondere  Ermittelungen  darüber  anstellen 
niüsste,  ob  nach  dem  B.  G.-B.  Ehehindernisse  vorhanden  sind.  Um 
den  Verlobten  Weitläufigkeiten  zu  ersparen,  werden  die  Standes- 
beamten die  Verlobten,  und  zwar  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die 
Aufgebote  (>  Monate  Gültigkeit  behalten,  spätestens  von  Mitte  Juni 


Digitized  by  Googl 


Stiek-Somlo  :  Deutschland. 


727 


ab  jedesmal  zu  befragen  haben,  ob  die  Ehe  erst  im  Jahre  1900 
geschlossen  werden  soll,  und  bejahenden  Falles  die  Eheerfordernisse 
nicht  nur  nach  dem  bisherigen  Rechte,  sondern  auch  nach  dem 
II  G.-B.  zu  prüfen  haben,  ehe  sie  das  Aufgebot  erlassen.  Bei  Aus- 
stellung einer  Bescheinigung  oder  Ermächtigung  zur  Eheschliessung 
vor  einem  anderen  Standesbeamten  ist  ferner  ein  Vermerk  in  die 
Urkunde  darüber  aufzunehmen,  wenn  die  Prüfung  der  Eheerforder- 
nisse auch  nach  den  Vorschriften  des  B.  G.-B.  stattgefunden  hat. 
Dieser  Erlass  bildet  ein  gutes  Beispiel  für  zweckmässige  Vorschriften 
der  Landesbehürden  in  Ermangelung  von  Übergangsbestimmungen. 

Das  bayrische  Ausführungsgesetz  zum  B.  G.-B.  beseitigt  das 
bisher  für  das  rechtsrheinische  Bayern  vorgeschriebene,  die  Stelle  des 
standesamtlichen  Aufgebots  vertretende  Aufgebot  vor  der  Distrikts- 
verwaltungsbehörde. Preussische  Ministerialerlasse  vom  19.  Dezember 
1899  stellen  dies  mit  der  weiteren  Erklärung  fest,  dass  daher  betreffs 
des  Aufgebots  für  das  rechtsrheinische  Bayern  vom  1.  Januar  1900 
an  es  bei  den  Vorschriften  des  B.  G.-B.  und  des  Personenstands- 
gesetzes §§  44  ff.  sein  Bewenden  hat.  Dagegen  haben  auch  in  Zu- 
kunft die  im  rechtsrheinischen  Bayern  heimatsberechtigten  Männer 
vor  der  Eheschliessung  ein  Verehelich ungszeugnis  der  Distrikts- 
verwaltnngsbehörde  ihrer  Heimat  (Bezirksamt,  Magistrat  einer  un- 
mittelbaren Stadt)  beizubringen.  Dieses  Zeugnis  verliert  seine  Kraft, 
falls  innerhalb  6  Monaten  seit  der  Ausstellung  die  Ehe  nicht  ge- 
schlossen wird.  Das  gilt  auch  für  die  vor  dem  Inkrafttreten  des 
B.  G.-B.  ausgestellten  Zeugnisse  (Just.-Min.-Bl.  S.  288).  Zur  Aus- 
führung des  Personenstandsgesetzes  dient  dann  auch  ferner  die 
Ministerialverordnung  vom  18.  Oktober  1899  (Min.-Bl.  d.  i.  V.  S.  189) 
über  die  Anerkennung  unehelicher  Kinder,  natürlich  auch  im 
Hinblick  auf  Art.  70  des  A.-G.  z.  B.  G.-B.  vom  20.  September  1899. 
Nicht  minder  schlägt  hier  ein  der  Ministerialerlass  vom  14.  Mai  1900 
über  die  Befugnis  zur  Übertragung  oder  zur  Führung  adliger 
Prädikate.  Die  Grundsätze  über  den  Erwerb  und  Verlust  des 
Adels,  sowie  über  die  Befugnis  der  Führung  adliger  Prädikate  ge- 
hören dem  öffentlichen  Rechte  an.  Nach  dem  in  Prcussen  geltenden 
Rechte  kann  der  Adel  und  können  die  unterscheidenden  Momente 
des  adligen  Namens,  sofern  sie  nicht  durch  die  Geburt  erworben  sind, 
nur  durch  landesherrliche  Begnadigung  erlangt  werden.  Wenn  dem- 
nach der  adlige  Ehemann  der  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  diesem 
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auf  Grund  des  §  1706  B.  G.-B.  auch  seinen  Namen  erteilen  kann,  so 
ist  er  doch  nicht  befugt,  den  Adel  bezw.  das  Adelsprädikat  ohne 
landesherrliche  Genehmignng  auf  jenes  Kind  zu  übertragen.  Eine 
Ermächtigung  von  Standesbeamten  zur  Ablehnung  von  Anträgen  auf 
Eintragung  eines  Vermerks  in  das  Geburtsregister,  wonach  ein 
Adliger  der  Mutter  seines  unehelichen  Kindes  seinen  Namen  erteilt 
—  kann  in  der  Ministerialinstanz  nicht  erfolgen,  da  es  nach  §  11 
des  Personenstandsgesetzes  »Sache  des  Gerichts,  nicht  der  anfsichts- 
führenden  Verwaltungsbehörde  ist,  darüber  zu  befinden,  ob  ein  Standes- 
beamter verpflichtet  ist,  eine  von  den  Beteiligten  nachgesuchte  Amts- 
handlung vorzunehmen.  — 

Das  Fundrecht  des  B. G.-B.  betrifft  der  gemeinschaftliche 
Erlass  aller  preussischen  Minister  vom  18.  November  1899.  Er  ver- 
hält sich  über  den  Aushang  der  von  preussischen  Behörden  oder 
Verkehrsanstalten  zu  erlassenden  Bekanntmachungen.  Es  handelt 
sich  um  die  in  öffentlichen  Verkehrsanstalten  etc.  gefundenen  Sachen 
(§§  980—983  B.  G.-B.).  Über  die  polizeiliche  Behandlung  der 
Fundsachen  ist  bereits  im  Jahre  1899  eine  Dienstanweisung  des 
Ministers  des  Innern  ergangen,  die  durch  eine  weitere  Bestimmung 
desselben  Ministers  vom  7.  März  1900  ergänzt  bezw.  berichtigt  wird 
(Min.-Bl.  d.  i.  V.  S.  138). 

Die  Beilegung  der  juristischen  Persönlichkeit  an  die 
Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit,  die  in 
Prenssen  ihren  Sitz  haben,  bestimmt  die  königliche  Verordnung  vom 
27.  Dezember  1899  (Ges.-S.  S.  2). 

Die  Ausdehnung  des  Gesetzes  über  die  Bildung  von  Wasser- 
genossenschaften für  das  Gebiet  der  Wupper  und  ihrer  Neben- 
flüsse vom  19.  Mai  1891  auf  das  Gebiet  der  Ruhr  verkündet  das 
Gesetz  vom  18.  April  1900  (Ges.-S.  8.  119).  Auf  dem  Gebiete  des 
Jagdrechts  sind  in  Preussen  2  gesetzgeberische  Akte  zu  verzeichnen. 
Das  Landesgesetz  vom  24.  Mai  1899  (Ges.-S.  S.  106)  hebt  einige  in 
den  Oberlandesgerichtsbezirken  Cöln,  Hamm  und  Frankfurt  a.  M. 
bestehende  jagdpolizeiliche  Strafbestimmungen,  die  zum  Teil  ein 
ehrwürdiges  Alter  von  lf»0  Jahren  aufweisen,  auf.  Das  Landesgesetz 
vom  7.  August  1899  aber  betrifft  die  Ergänzung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  über  die  Ausübung  der  Jagd  auf  eigenem  Grundbesitz 
(Ges.-S.  S.  l.r>l).  Danach  ist  die  Bildung  des  eigenen  Jagdbezirks 
auch  dann  zulässig,  wenn  die  dabei  in  Betracht  kommenden  Grund- 
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stücke  in  mehreren  Landesteilen  liegen,  in  denen  die  gesetzlichen 
Vorschriften  über  die  Bildung  eines  eigenen  Jagdbezirks  voneinander 
abweichen.  In  diesem  Falle  kommen  die  für  den  grösseren  Teil  der 
Grundstücke  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Anwendung. 
Bei  gleicher  Grösse  ist  dasjenige  Gesetz  massgebend,  das  den  grösseren 
Flächeninhalt  für  die  Bildung  eines  eigenen  Jagdbezirks  erfordert. 
Vergleiche  hierzu  den  Artikel  von  Skhkrr-Thoks,  Bedeutung  und 
Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  vom  7.  August  1800  (Verwaltungs- 
archiv Bd.  VIII,  S.  80  ff.). 

In  das  Handelsrecht  schlägt  ein  das  Ansführungsgesetz  zum 
Handelsgesetzbuch  vom  24.  September  1800.  Es  ist  erfreulich  kurz 
und  bezieht  sich  einmal  auf  den  Eiiass  von  Bestimmungen  zur  Fest- 
stellung der  Grenzen  des  Kleingewerbes,  auf  verschiedene  Fragen 
des  Handelsregisters,  auf  die  Verpflichtung  der  Gerichte,  der  Beamten 
der  Staatsanwaltschaft,  der  Polizei,  der  Gemeindebehörden,  sowie  der 
Notare,  von  den  ihnen  bekannt  gewordenen  Fällen  einer  unrichtigen, 
unvollständigen  oder  unterlassenen  Anmeldung  zum  Handelsregister 
oder  Genossenschaftsregister  Mitteilung  zu  machen.  Auch  eine  Aus- 
kunftspflicht der  Steuerbehörde  ist  statuiert.  Ferner  wird  bestimmt, 
dass  eine  Aktiengesellschaft,  sowie  eine  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  aufgelöst  werden  kann,  wenn  sie  sich  rechtswidriger  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  schuldig  macht,  durch  die  das  Gemeinwohl 
gefährdet  wird.  Über  die  Auflösung  entscheidet  im  Verwaltungsstreit- 
verfahren  der  Bezirksausschuss  in  erster  Instanz.  Für  die  Erhebung 
der  Klage  ist  der  Regierungspräsident  zuständig.  Versicherungs- 
verträge und  Verlagsverträge  bedürfen,  wenn  sie  Handelsgeschäfte 
sind,  zu  ihrer  Gültigkeit  nicht  der  schriftlichen  Form.  Die  Bestimmung 
einer  ganzen  Anzahl  von  Vorschriften  ist  königlicher  Verordnung 
vorbehalten,  während  nicht  weniger  als  14  ältere  Gesetze  der  Auf- 
hebung unterliegen. 

Nach  $  3M  Abs.  4  des  Handelsgesetzbuchs  kann  durch  die 
Landesgesetzgebnng  bestimmt  werden,  dass  benachbarte  Orte  oder 
Gemeinden  als  ein  Ort  oder  als  eine  Gemeinde  im  Sinne  dieser 
Vorschrift  anzusehen  sind.  Von  dieser  Befugnis  ist  Gebrauch  ge- 
macht worden  durch  die  Ministerialerlasse  vom  2.  und  12.  Dezember 
1800  (Just.-Min.-Bl.  S.  .r)57  und  80;j).  Unter  den  Orteu  im  Sinne 
des  §  30  befinden  sich  insbesondere  die  Stadt  Berlin  und  dessen 
meiste  Vororte  aus  dem  Regierungsbezirke  Potsdam,  aus  der  Provinz 
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Brandenburg,  noch  weiter  die  Stadt  Fürstenwalde  nnd  die  Land- 
gemeinde Kolonie  Fürsten walde. 

2.  Strafrecht. 

Auf  diesem  Gebiete  ist  lediglich  ein  Gesetz  zu  erwähnen,  näm- 
lich das  vom  2.  Mai  1900  über  die  Hinterziehung  und  Erhebung 
von  Verkehrsabgaben  (Ges.-S.  S.  123).  Es  ist  unter  .Strafe  ge- 
stellt die  Unternehmung,  Abgaben,  die  für  die  Benutzung  von  Wasser- 
st rassen,  Häfen,  Ladeplätzen,  Brücken,  Fähren,  Wegen  und  sonstigen 
Verkehrsanlagen  nach  den  von  der  zuständigen  Behörde  erlassenen 
Tarifen  zu  entrichten  sind,  ganz  oder  teilweise  zu  hinterziehen. 
Ferner  werden  Zuwiderhandlungen  gegen  die  in  den  Tarifen  und 
Ausführungsbestimmungen  getroffenen  Anordnungen  über  die  Erhebung 
der  Verkehrsabgaben  und  die  Sicherung  ihres  Einganges  unter  Strafe 
gestellt  ;  endlich  ebenso  die  Tat  dessen,  der  wissentlich  bei  Erhebung 
der  Verkehrsabgaben  Beträge  einzieht,  die  der  Zahlende  überhaupt 
nicht  oder  nur  in  geringerer  Höhe  schuldet. 

3.  Gerichtsverfassung,  freiwillige  Gerichtsbarkeit,  Prozess. 

1.  Nur  erwähnt  sei  die  Bildung  der  Schwurgerichte  in  Meiningen 
und  in  Schwarzburg-Rudolstadt.  Die  Verfügung  des  preussischen 
Justizininisters  vom  7.  Januar  1809  setzt  die  auf  die  preussischen 
Gebietsteile  entfallende  Zahl  an  Geschworenen  für  die  Schwurgerichte 
in  Meiningen  und  in  Schwarzburg-Rudolstadt  nach  der  mit  den  be- 
teiligten Staatsregierungen  getroffenen  Übereinkunft  auf  50  Ge- 
schworene für  Meiningen  und  8  Geschworene  für  Schwarzburg-Rudol- 
stadt fest.  Die  Verteilung  dieser  Zahl  auf  die  einzelnen  Amtsgerichts- 
bezirke erfolgt  durch  die  Landgerichtspräsidenten  zu  Meiningen  und 
Rudolstadt.  Die  eigenartige  staatsrechtliche  Sonderstellung  dieser 
Gerichte  tritt  bei  Gelegenheit  solcher  Ministerialerlasse  auffällig  in 
den  Vordergrund. 

In  Ausführung  des  §  153  Abs.  2  des  Gerichtsverfassungsge- 
setzes sind  eine  grosse  Anzahl  von  Beamtenkategorien  wiederum, 
wie  alljährlich,  zu  Hilfsbeamten  der  Staatsanwaltschaft  be- 
stellt. Vergl.  Jnst.-Min.-Bl.  1899,  S.  0,  102,  144,  343  und  vom 
Jahre  1000,  S.  0. 

In  Abänderung  der  Verordnung  betreffend  die  Sitze  nnd  Be- 
zirke der  Rheinschifffahrtsgerichte  vom  1.  September  1870 
bestimmt  die  königliche  Verordnung  vom  20.  August  1000  als  Rhein- 
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schifffahrtsgericht  erster  Instanz  anch  das  Amtsgericht  zu  Rnhrort 
für  seinen  Bezirk  nnd  die  zum  Amtsgerichtsbezirke  Duisburg  ge- 
hörigen Teile  des  Ruhrorter  Hafens. 

Eine  tiefeinschneidende  gesetzgeberische  Handlung  war  das 
Landesgesetz  vom  13.  Juli  1899,  betreffend  die  Versetzung  richter- 
licher Beamten  in  den  Ruhestand  (Ges.-S.  S.  123).  Richterliche 
Beamte,  die  vor  dem  1.  Januar  1900  das  65.  Lebensjahr  vollendet 
haben  werden,  können  mit  ihrer  Zustimmung  durch  königliche  Ver- 
fügung mit  dem  Ablaufe  des  31.  Dezember  1899  in  den  einst- 
weiligen Ruhestand  versetzt  werden.  Sie  beziehen  in  diesem  Falle 
bis  zum  31.  Dezember  1902,  auch  wenn  sie  vorher  dienstunfähig 
werden,  das  Diensteinkommen,  das  ihnen  vom  1.  Januar  1900  ab  zu- 
stehen würde,  einschliesslich  des  bisherigen  Wohnungsgeldzuschusses 
unverkürzt  als  Wartegeld.  Nach  Ablauf  der  Zeit,  während  deren 
die  Richter  das  Wartegeld  beziehen,  treten  sie  in  den  endgültigen 
Ruhestand  und  erhalten  die  Pension  mit  der  Massgabe,  dass  sie,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Dauer  der  Dienstzeit,  auf  :Il  4  des  pensionsberechtigten 
Diensteinkommens  zu  bemessen  ist.  Von  diesem  Gesetze  wurde  sehr 
viel  Gebrauch  gemacht,  da  eine  Anzahl  von  Richtern  den  einst- 
weiligen und  dann  den  endgültigen  Ruhestand  einem  Einleben  in  das 
neue  bürgerliche  Recht  vorzog. 

Hinsichtlich  der  Dienstaufsicht  über  die  Geschäftsführung  der 
Gewerbegerichte  hat  der  Handelsminister  und  der  Minister  des 
Innern  eine  Verfügung  vom  30.  Mai  1899  erlassen.  Danach  sind 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Aufsicht  in  Gemeindean- 
gelegenheiten  an  sich  und,  soweit  besondere  Bestimmungen  nicht 
entgegenstehen,  auch  für  die  Geschäftsführung  der  Gewerbegerichte 
massgebend,  da  diese  im  allgemeinen  als  Glieder  des  Gemeinde- 
organismus erscheinen.  Demzufolge  ist  bei  Gewei'begerichten,  die 
nur  für  den  Umfang  von  Landgemeinden,  Ämtern  der  Provinz  West- 
falen und  Bürgermeistereien  der  Rheinprovinz  errichtet  sind,  gemäss 
§  24  des  Zuständigkeitsgesetzes  in  erster  Instanz  der  Landrat  als 
Vorsitzender  des  Kreisansschusses,  der  Regierungspräsident  in  höherer 
und  letzter  Instanz  als  zur  Dienstaufsicht  berufen  anzuseilen. 

Einige  weitere  Erlasse  hängen  mit  der  ominösen  Einrichtung 
der  juristischen  Examina  zusammen.  Da  wird  vorerst  durch 
den  Jnstizminister  am  6.  März  1899  bestimmt,  dass.  wer  die  erste 
juristische  Prüfung  nicht  bestanden  hat.  nach  Ablauf  eines  auf  6 
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bis  12  Monate  zu  bestimmenden  Zeitraums  auf  seinen  Antrag  zu 
einer  einmaligen  Wiederholung  der  Prüfung  zuzulassen  ist,  sofern 
er  nachweist,  dass  er  ein  Semester  dem  fortgesetzten  Rechtsstudium 
auf  einer  Universität  gewidmet  hat.  Durch  einstimmigen  Beschluss 
der  Prüfungskommission  kann  a)  das  weitere  Rechtsstudium  erlassen 
und  b)  die  Wiederholung  der  Prüfung  auf  den  schriftlichen  oder 
mündlichen  Teil  beschränkt  oder  auch  nur  eine  der  Vergünstigungen 
zu  a  und  b  bewilligt  werden.  Sodann  hat  der  Justizminister  am 
VA.  Mai  1899  die  dringende  Mahnung  und  Vorschrift  erlassen,  dass 
neben  den  Disziplinen  des  Privat  rechts  und  der  Rechtsgeschichte 
diejenigen  des  öffentlichen  Rechts,  insbesondere  Strafrecht.  Straf- 
prozess,  Kirchenrecht,  Staatsrecht  und  Völkerrecht,  sodann  die 
Grundlagen  des  Verwaltungsrechts,  der  Nationalökonomie  und 
der  Finanzwissenschaft  weder  im  Studium  noch  in  der  Prüfung  ver- 
nachlässigt werden  dürfen.  Für  das  Studium  des  öffentlichen  Rechts 
wird  noch  die  eine  oder  andere  Übung  neben  zivilprozessualischen 
Übungen  ausdrücklich  empfohlen.  Die  Entscheidung  des  Vorsitzenden 
<ler  Prüfungskommission  über  das  Vorliegen  eines  ordnungsmässigen 
Rechtsstudiums  hat  auch  die  Disziplinen  des  öffentlichen  Rechts  ent- 
sprechend zu  berücksichtigen. 

Endlich  gehört  in  diesen  Rahmen  der  Staatsvertrag  zwischen 
Preussen  und  Anhalt  vom  11.  Dezember  180'.»,  der  die  Vorbereitung 
und  Prüfung  anhaltischer  Referendare  für  den  höheren  Verwaltungs- 
dienst betrifft  (Ges.-S.  S.  AA). 

Eine  weitere  Gruppe  von  neuen  Rechtsvorschriften  betrifft 
Berlin  und  seine  Umgebung.  Die  viel  angefochtene  Gerichts- 
organisation vom  IG.  September  1899  ist  in  der  Gesetzsammlung 
S.  391  publiziert.  Danach  wird  in  Berlin-Charlottenburg  ein  Land- 
gericht III  errichtet.  Amtsgerichte  werden  errichtet  in  Berlin- 
Reinickendorf  mit  der  Bezeichnung  Berlin-Wedding,  in  Berlin-Schöne- 
berg, in  Grosslichterfelde,  in  Lichtenberg,  in  Neuweissensee  und  in 
Pankow.  Durch  Justizministerial  Verfügung  vom  4.  Dezember  1899 
wird  die  Übertragung  der  Registerführung  für  den  Bezirk  des  Amts- 
gerichts II  in  Berlin,  sowie  für  die  Bezirke  der  Amtsgerichte  in 
Charlottenburg  und  Rixdorf  auf  das  Amtsgericht  I  in  Berlin  aus- 
gesprochen. Endlich  werden  die  Befugnisse  des  Amtsgerichtspräsidenten 
bei  dem  Amtsgericht  I  in  Berlin  in  Angelegenheiten  der  Justizver- 
waltung besonders  fixiert  (Just.-Min.-Bl.  S.  r»:»9).    Abgesehen  von 
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allgemeinen  Verwaltungsangelegenheiten  werden  das  Rechnungs- 
revisionsgeschäft,  die  Kassenrevisionen  und  das  Kosten-  und  Gerichts- 
vollzieherwesen neu  geregelt,  die  Verfügung  über  die  Fonds,  die  Be- 
fugnis zu  Geschäftsrevisionen  und  die  Pflege  des  Rechtshilfeverkehrs 
in  detaillierten  Vorschriften  geordnet. 

Eine  Dolmetsche rordnung  vom  18.  Dezember  1899  hat  der 
Justizminister  an  Stelle  einer  solchen  vom  24.  April  1886  erlassen 
(Just.-Min.-Bl.  S.  856).  Danach  kann  als  Dolmetscher  ernannt  werden, 
wer  als  Gerichtsschreiber  oder  als  Gerichtsschreibergehilfe  auf  Lebens- 
zeit angestellt  ist  und  die  Dolmetscherprüfung  bestanden  hat,  über 
die,  sowie  über  die  Zulassung  zum  Vorbereitungsdienste  sich  die 
meisten  Vorschriften  verhalten.  Wer  die  Prüfung  bestanden  hat, 
erhält  hierüber  ein  von  dein  Oberlandesgerichtspräsidenten  auszu- 
stellendes Zeugnis,  der  auch  die  Dolmetscher  ernennt.  Auch  die 
Gehaltsverhältnisse  werden  zum  Teil  geregfeit,  die  Anwartschaft  auf 
das  Dolmetscheramt  und  die  Beschäftigung  näher  angegebener  Justiz- 
anwärter als  Hilfsdolmetscher.  (Iber  die  Frage,  ob  nach  dem  geltenden 
Rechte  der  bei  der  Errichtung  eines  Testaments  oder  Erbvertrags 
mitwirkende  Gerichtsschreiber  zugleich  den  Dienst  als  Dolmetscher 
übernehmen  kann,  sind  Zweifel  entstanden,  jene  Frage  aber  zu  verneinen 
gewesen.  Hierüber  verhält  sich  der  Erlass  des  Justizministers  vom 
14.  März  1900  (Just.-Min.-Bl.  S.  80).  In  den  Bereich  der  Gerichts- 
verfassung gehört  dann  auch  noch  eine  Verfügung  derselben  Zentral- 
behörde vom  5.  Februar  1900  (Just.-Min.-Bl.  S.  48).  Sie  betrifft  die 
Auswahl  der  als  Sachverständige  für  gerichtliche  Angelegenheiten 
zu  beeidigenden  Personen  und  die  Beeidigung  selbst. 

II.  Einen  breiten  Raum  nehmen  die  Vorschriften  ein,  die  die 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  betreffen,  selbst  wenn  man  von  ver- 
hältnismässig untergeordneten  Fragen  absieht,  wie  z.  B.  der  Her- 
stellung von  Siegeln  für  Urkunden  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
(Just.-Min.Bl.  S.  45,  Verfügung  vom  24.  Januar  1900).  An  erster 
Stelle  ist  zu  nennen  das  preussische  Gesetz  über  die  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  vom  21.  September  1899  (Ges.-S.  S.  249), 
das  sich  an  das  Reichsgesetz  über  denselben  Gegenstand  vom  17.  Mai 
1888  anlehnt,  bezw.  zu  seiner  Ausführung  und  Ergänzung  bestimmt 
ist.  Bearbeitet  ist  es  von  C.  Kuktz,  G.  Wkli.stkin  1899.  Von  all- 
gemeinen Vorschriften  abgesehen,  die  verschiedene  Rechtsmaterien 
ergreifen,  ist  die  Regelung  der  Nachlass-  und  Teilungssachen,  des 
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Vertrags-  und  Güterrechtsregisters,  des  Schiffsregisters  und  der 
Handelssachen  im  allgemeinen  geordnet,  während  über  gerichtliche 
und  notarielle  Urkunden,  über  andere  Urkunden,  über  Rechtsgeschäfte, 
über  die  äussere  Form  und  Vernichtung  der  Urkunden  sich  weitere 
Vorschriften  verhalten.  Auch  das  Verfahren  bei  der  freiwilligen 
gerichtlichen  Versteigerung  von  Grundstücken,  die  Amtsstellung  der 
Notare,  die  Aufgaben  von  besonderen  Gerichten,  die  Mitwirkung  der 
Gemeindebeamten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
sie  alle  werden  hier  zum  Gegenstande  sorgfältiger  Rechtsregeln  ge- 
macht, die  aber,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  zu  ihrer  endgültigen 
Handhabung  noch  weitere  Vorschriften  bedurften.  »So  hat  zur  Aus- 
führung der  die  Amtsstellung  der  Notare  betreffenden  Vorschriften 
des  preussischen  Gesetzes  über  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der 
Justizminister  die  Verordnung  vom  21.  Dezember  1809  erlassen 
müssen,  die  über  die  Ernennung  der  Notare,  über  Führung  der 
Register  und  des  Verwahrungsbuchs,  über  Dienstsiegel,  Beurlaubung 
und  Vertretung  Vorschriften  gibt.  Ebenso  ist  als  eine  Ergänzung 
jenes  Gesetzes  zu  betrachten  der  Erlass  des  Justizministers  vom 
20.  Dezember  1800  (Just.-Min.-Bl.  S.  800)  über  das  Verfahren  und 
die  Gebühren  der  Dorfgerichte  im  Geltungsbereiche  des  All- 
gemeinen Landrechts;  denn  wenn  diese  Vorschriften  auch  mit  ver- 
anlasst sind  durch  die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
(vergl.  §  1060),  so  gehört  doch  der  ganze  Erlass  in  die  Rechtsmaterie 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Jm  ersten  Abschnitte  wird  die  Be- 
setzung der  Dorfgerichte  geregelt,  im  zweiten  deren  Zuständigkeit 
zur  Vornahme  von  Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Der 
dritte  bis  fünfte  Abschnitt  hat  das  Verfahren  bei  Sicherung  des 
Nachlasses,  bei  Aufnahme  von  Vermögensverzeichnissen,  bei  frei- 
willigen öffentlichen  Versteigerungen  beweglicher  Sachen  zum  Gegen- 
stande, der  sechste  bis  achte  Abschnitt  handelt  von  der  öffentlichen 
Verpachtung  an  den  Meistbietenden,  von  der  Aufnahme  von  Taxen 
und  den  den  Dorfgerichten  zukommenden  Gebühren  und  Auslagen. 
Besonders  wichtig  ist  die  Tätigkeit  der  Gemeinde-  und  Gutsvorsteher, 
wenn  sie  bei  Errichtung  von  Testamenten  mitwirken;  hierüber  verhält 
sich  der  Erlass  des  Justizministers  und  des  Ministers  des  Innern  vom 
>:{.  Juni  1000  (Anl.  z.  Just.-Min.-Bl.  No.  32).  Besonders  dankens- 
wert erscheinen  die  für  die  Praxis  massgebenden  Muster  zu  einem 
Protokolle  über  die  Errichtung  eines  Testaments,  sei  es  durch  münd- 
liche Erklärung,  sei  es  durch  Übergabe  einer  Schrift. 
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Nach  §  48  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  17.  Mai  1898  haben  die  Standes- 
beamten dem  Vormundschaftsgerichte  Anzeige  zu  erstatten:  1.  wenn 
bei  ihnen  der  Tod  einer  Person  angezeigt  wird,  die  ein  minderjährige» 
Kind  hinterlassen  hat  ;  2.  wenn  bei  ihnen  die  Geburt  eines  ehelichen 
Kindes  nach  dem  Tode  des  Vaters  oder  eines  unehelichen  angezeigt 
wird;  3.  wenn  vor  ihnen  von  einer  Frau,  die  ein  minderjähriges 
Kind  hat,  eine  Ehe  geschlossen  wird;  4.  wenn  bei  ihnen  die  Auf- 
findung eines  Minderjährigen,  dessen  Familienstand  nicht  zu  ermitteln 
ist,  angezeigt  wird.  Zur  Ausführung  dieser  gesetzlichen  Vor- 
schriften haben  der  Minister  des  Innern  und  der  Justizminister  am 
20.  November  1899  (Min.-Bl.  d.  i.  V.  S.  2)  bestimmt,  dass  die 
Standesbeamten  sich  bei  der  Erstattung  der  Anzeige  hinsichtlich  der 
ersten  3  Fälle  eines  bestimmten,  beigefügten  Formulare  zu  bedienen 
haben,  während  für  die  selteneren  Fälle  des  4.  Falles  ihnen  die 
Fassung  der  Anzeige  überlassen  bleibt.  Die  Anzeigen  sind  von  den 
Standesbeamten  in  der  Regel  dem  für  ihren  Amtssitz  zuständigen 
Amtsgerichte  unmittelbar  einzureichen,  welches  sie  im  Falle  seiner 
Unzuständigkeit  an  das  zuständige  Gericht  weiterbetordert.  Die 
Verfügung  des  Justizministers  vom  25.  Mai  1900  (.Just.-Min.-Bl.  S.  428) 
über  Mitteilungen  der  Amtsgerichte  an  die  Steuerbehörden  über 
die  Verhandlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ändert  eine  bisher 
hierüber  massgebende  Bestimmung  der  Justizministerialverfügung 
vom  15.  November  1894  ab.  Den  Steuerbehörden  sind  nunmehr 
fortlaufende  Verzeichnisse  der  von  den  Amtsgerichten  aufgenommenen 
Verhandlungen,  in  denen  Rechtsgeschäfte  der  nicht  streitigen  Ge- 
richtsbarkeit beurkundet  sind,  mitzuteilen,  mögen  diese  Verhandlungen 
selbständig  oder  aus  Aulass  der  Bearbeitung  einer  anderen  Rechts- 
angelegenheit (Vormundschafts-,  Nachlasssache  etc.)  aufgenommen 
sein.  Von  der  Eintragung  in  die  Verzeichnisse  bleiben  jedoch  aus- 
geschlossen letztwillige  Verfügungen;  Rechtsgeschäfte,  die  ausschliess- 
lich nichtvermögensrechtliche  Angelegenheiten  betreffen;  Verträge, 
die  lediglich  die  Einführung  der  Ausschliessung  der  Gütergemein- 
schaft zum  Gegenstande  haben;  Vollmachten;  Wechselproteste;  Erb- 
auseinandersetznngen,  wenn  zum  Nachlasse  weder  Grundstücke,  noch 
ein  gewerbliches  Anlage-  oder  Betriebskapital,  noch  ausstehende 
Forderungen,  noch  Wertpapiere  gehören;  endlich  Verhandlungen, 
bei  denen  der  Wert  des  Gegenstandes  nach  den  für  den  Ansatz  der 
Gerichtskosten  massgebenden  Vorschriften  300  Mk.  nicht  übersteigt. 
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Gleichfalls  einen  Ausfluss  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  stellt 
dar  die  Ftthrnng  der  Genossenschaftsregister,  über  die  sieh  der 
Beschlnss  des  Bundesrats  vom  1.  Juli  1899  (K.-G.-Bl.  S.  847)  verhält 
und  in  Ergänzung  dessen  der  Erlass  des  preussischen  Justizministers 
vom  8.  November  1899  (Just.-Min.-Bl.  8.  884)  ergangen  ist;  die 
Führung  des  Vertrags-  und  Güterrechtsregisters,  über  die 
sich  die  Verfügung  des  Justizministers  vom  6.  November  1899 
(Just.-Min.-Bl.  S.  299),  sowie  des  Handelsregisters,  über  die  sich 
desselben  Ministers  Erlass  vom  7.  November  1899  (Just.-Min.-Bl.  S.  818) 
ausführlich  verhält.  Am  12.  Juni  1900  ist  dem  Wunsche  einesteils 
des  Handelstands,  dass  bei  Veröffentlichung  der  Eintragungen  von 
Einzelfirnien,  offenen  Handelsgesellschaften  und  Kommanditgesell- 
schaften in  das  Handelsregister  auch  der  von  ihnen  betriebene 
Geschäftszweig  bekannt  gemacht  werden  möge,  Rechnung  getragen 
(Just.-Min.-Bl.  S.  489).  Über  die  Führung  des  Schiffsregisters 
verhält  sich  die  Verfügung  vom  11.  Dezember  1899  (Just.-Min.-Bl. 
S.  758).  Die  Vorschriften  sind  notwendig  geworden  teilweise  infolge 
des  §  18  des  Flaggengesetzes  vom  22.  Juni  1899  und  teilweise  in- 
folge des  §  120  des  Gesetzes,  betreffend  die  privat  rechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Binnenschifffahrt,  vom  15.  Juni  1895.  Danach  gliedert 
sich  die  Verfügung  in  Vorschriften  über  Allgemeines,  über  Seeschiffs- 
register, Binnenschiffsregister  und  Schiffsurkunden. 

Bemerkenswert  sind  weiterhin  das  Ausführungsgesetz  zum 
Reichsgesetz  über  die  Zwangsversteigerung  und  Zwangs- 
verwaltung vom  28.  September  1899  (Ges.-S.  S.  291),  während  die 
Geschäftsführung  der  Verwalter,  die  bei  der  Zwangsverwaltung  be- 
stellt werden,  und  die  Vergütung  der  Verwalter  auf  Grund  des  Ein - 
führungsgesetzes  zum  Reichsgesetze  über  die  Zwangsversteigerung 
und  Zwangsverwaltung  vom  24.  März  1897  geregelt  wird  durch  die 
Verordnung  vom  8.  Dezember  1899  (Just.-Min.-Bl.  S.  791).  Auch 
über  den  Inhalt  der  Bestimmung  des  Versteigerungstermins  bei 
Zwangsversteigerungen  von  Grundstücken  ist  am  7.  Dezember  des- 
selben Jahres  (Just.-Min.-Bl.  S.  790)  Anordnung  getroffen  worden. 
Die  Mitteilungen  an  Behörden  bei  der  Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliche  Vermögen  sind  angegeben  in  der  Verfügung  vom  9.  De- 
zember 1899  f Just.-Min.-Bl.  S.  802). 

Ein  anderes  Gesetz  betrifft  die  Ausführung  der  Reichs- 
grundbn ch ordnniig   und  ist  datiert    vom  20.  September  1899 
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(Ges.-S.  S.  307).  Auf  Grund  des  Artikels  18(5  des  E.-G.  z.  B.  G.-B. 
und  einzelner  Paragraphen  der  Grundbuchordnung  (2,  8t»,  87,  90,  Ol) 
ist  die  königliche  Verordnung  vom  13.  November  1809,  betreffend 
das  Grundbuchwesen,  (Ges.-S.  8.  510)  ergangen,  die  zusammen  mit 
den  gedachten  Vorschriften,  sowie  den  zur  Ausführung  der  Artikel  4, 
14  und  30  der  letztgenannten  Verordnung  vom  18.  November  1800 
(Just.-Min.-Bl.  S.  347)  ein  Ganzes  bilden.  Alle  auf  das  Grundbuch  - 
recht  bezüglichen  Vorschriften  der  Berichtsjahre  sind  damit  noch 
nicht  erschöpft.  Auf  Grund  des  §  1  Abs.  2  und  der  §§  03—97  der 
Grundbuchordnnng,  sowie  des  Artikels  29  des  Ausführungsgesetzes 
vom  26.  September  1899  ist  vielmehr  noch  die  Grundbnchordnung 
ausgeführt  worden  durch  Vertilgung  vom  20.  November  1899  (Jnst.- 
Min.-Bl.  S.  349),  und  es  ist  auf  Grund  des  letztgenannten  Artikels  29 
auch  Anordnung  getroffen  über  die  Eintragung  der  Anerben- 
gntseigenschaft  bei  Anerbengütern  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
2.  Juli  1898.  So  bestimmt  die  Verfügung  vom  22.  Januar  1900 
(Just.-Min.-Bl.  S.  34). 

Es  gehören  noch  in  diese  Gruppe  der  Erlass  des  Finanzministers 
vom  15.  Dezember  1899  über  das  Hinterlegungswesen  (Min.-Bl. 
d.  i.  V.  S.  5)  und  die  Ausführung  eines  Teils  der  Hinterlegungsordnung 
vom  20.  Dezember  1899  (Just.-Min.-Bl.  S.  870).  Es  handelt  sich 
insbesondere  um  die  vorläufige  Verwahrung  bei  den  Amtsgerichten 
nach  Massgabe  des  i?  1  der  Hinterlegungsordnung  und  um  die  Hinter- 
legung von  Wertpapieren  und  sonstigen  Urkunden  bei  den  Amts- 
gerichten. 

Die  Gebühren  für  die  gerichtliche  oder  notarielle  Beglaubigung 
von  Anträgen,  die  sich  auf  das  Beichsschuldbueh  oder  das 
Staatsschuldbuch  beziehen,  sollen  bei  Beitragen  bis  2000  Mk. 
nicht  mehr  als  1,50  Mk.  und  bei  Beitrügen  über  2000  Mk.  nicht 
mehr  als  3  Mk.  betragen  (Verfügung  vom  31.  Juli  1899,  Just.-Min.-Bl. 
S.  245). 

Das  Militärrecht  berührt  in  Verbindung  mit  einer  Frage  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  die  Verfügung  vom  13.  Juli  1800  (Just.- 
Min.-Bl.  S.  103).  Es  handelt  sich  um  die  Löschung  der  hypo- 
thekarischen Eintragungen,  die  zur  Sicherstellung  des  von 
Offizieren  bei  der  Verheiratung  nachzuweisenden  Privat- 
einkommens bewirkt  sind.  Es  werden  die  zur  Erteilung  der 
Zustimmung  zur  Löschung  zuständigen  Behörden  aufgeführt  und  den 
Jahrbuch  der  iuteruat.  Vereini^uup.  c.  u.  7.  Bd.  17 
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Gerichtsbehörden  diese  Anordnung  zur  Kenntnisnahme  und  Beachtung 
mitgeteilt. 

Endlich  sei  hier  noch  die  Verfügung  vom  14.  Dezember  1K99 
erwähnt,  welche  die  geschäftliche  Behandlung  gewisser  Angelegen- 
heiten betrifft,  die  in  den  Artikeln  10,  13,  14  der  königlichen  Ver- 
ordnung zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  vom  16.  No- 
vember 1899  bezeichnet  sind  (.Tnst.-Min.-Bl.  S.  7K6).  Es  handelt  sich 
hier  um  Gesuche  zur  Befreiung  einer  Frau  vom  Ehehindernis 
der  mangelnden  Ehemündigkeit,  von  den  Ehehindernissen  des 
Ehebruchs,  um  Gesuche  zwecks  Ehelichkeitserklärung,  um  solche 
zwecks  Befreiung  von  dem  zur  Annahme  an  Kindes  Statt  erforder- 
lichen Alter  etc.  (§§  1303,  1312,  1723,  1745  B.  G.-B.). 

III.  Zu  §  157  Abs.  4  der  Zivilprozessordnung  ist  die  Verfügung 
vom  25.  September  18JI9  über  die  Gestattung  des  mündlichen 
Verhandeiiis  vor  Gericht  ergangen.    Bekanntlich  ist  die  Tätig- 
keit der  sogenannten  Winkelkonsulenten  zum  Gegenstande  ge- 
setzgeberischer Massnahmen  gemacht  worden.    Bedenklich  ist  dabei 
nur,  dass  die  zum  Verhandeln  vor  Gericht  zugelassenen  Winkel- 
konsulenten in  Amtsgerichtssachen  eine  dem  Anwalte  mitunter  gleich- 
geordnete Stellung  einzunehmen  in  der  Lage  sind.    Die  gedachte 
Verfügung  bestimmt  nun  folgendes:  Die  Erlaubnis  zum  mündlichen 
Verhandeln  vor  Gericht  ist  von  der  Justizverwaltung  nur  zu  erteilen, 
soweit  hierfür  ein  Bedürfnis  vorliegt.    Die  Erteilung  erfolgt  für 
1  Amtsgericht,  ausnahmsweise  auch  für  2  oder  mehrere  Amtsgerichte 
desselben  Landgerichtsbezirkes  durch  den  Landgerichtspräsidenteii. 
Die  Gesuche  sind  mit  einem  selbst verfassten  und  selbstgeschriebenen 
Lebenslaufe  bei  dem  anfsichtsführenden  Kichter  des  Amtsgerichts  ein- 
zureichen.   Dieser  übersendet  das  Gesuch  nach  Anhörung  der  Orts- 
polizeibehörde und  geeignetenfalls  nach  Anstellung  weiterer  Er- 
mittelungen mit  einer  gutachtlichen  Äusserung  Uber  die  Bedürfnisfrage 
und  über  die  Person  des  Gesuchstellers  dem  Landgerichtspräsidenten. 
Ist  der  aufsichtführende  Kichter  nicht  Prozessrichter,  so  ist  eine 
Äusserung  des  letzteren  beizufügen.   Durch  diese  strenge  Vorschrift 
ist  allerdings  die  Gefahr  verringert,  dass  ungeeignete  oder  unzuver- 
lässige Elemente  als  Prozessvertreter  anerkannt  werden.   Diese  Per- 
sonen, denen  das  mündliche  Verhandeln  vor  Gericht  gestattet  ist, 
sind  im  dienstlichen  Verkehre  als  Prozessagenten  zu  bezeichnen. 
Da  aber,  wie  alle  Menschen,  so  auch  ein  Landgerichtspräsident  irren 
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kann,  ist  Vorsorge  dafür  getroffen,  dass  nötigenfalls  eine  Remedur 
eintritt.  Macht  nämlich  ein  Richter  des  Amtsgerichts  Wahrnehmungen, 
die  geeignet  sind,  Zweifel  an  der  Befähigung  oder  Zuverlässigkeit 
eines  Prozessagenten  zu  begründen,  so  hat  er  hiervon  durch  Ver- 
mittlung des  aufsichtsführenden  Amtsrichters  dem  Landgerichts- 
präsidenten Anzeige  zu  machen.  Die  erteilte  Erlaubnis  kann  von 
diesem  letzteren  jederzeit  zurückgenommen  werden,  aber  nicht  aus 
dem  Grunde,  weil  das  bei  der  Erteilung  der  Erlaubnis  vorhandene 
Bedürfnis  später  weggefallen  ist. 

Das  Ausführungsgesetz  zum  Reichsgesetz  vom  17.  Mai 
1898,  betreffend  die  Änderungen  der  Zivilprozessordnung, 
ist  am  22.  September  1899  ergangen  (Ges.-S.  S.  284).  Im  Art.  7 
dieses  Gesetzes  ist  eine  Neuredaktion  des  Ausführungsgesetzes  zur 
Z.-P.-Ü.  vorgesehen.  Sie  ist  erfolgt  und  bekannt  gegeben  in  der  Ge- 
setzsammlung S.  388. 

Auf  Grund  der  Z.-P.-O.  645-679  und  des  B.  G.-B.  §  6 
No.  1  ist  die  Verfügung  vom  28.  November  1899  (Just.-Min.-Bl. 
S.  388)  über  das  Verfahren  bei  Entmündigungen  wegen  Geistes- 
krankheit oder  wegen  Geistesschwäche  ergangen.  Hier  ist  im  einzelnen 
die  Tätigkeit  der  Staatsanwaltschaft,  sowie  die  des  Gerichts  geordnet, 
während  allgemeine  Vorschriften  von  Bedeutung  beigefügt  werden, 
insbesondere  die  schleunige  Erledigung  der  Anträge  auf  Ent- 
mündigung besonders  eingeschärft  ist,  Auf  Grund  des  §  961  Z.- 
P.-O.  ist  ferner  bestimmt  worden,  dass  das  Amtsgericht  I  Berlin 
zuständig  ist  für  die  Todeserklärung  von  preussischen  Staats- 
angehörigen, die  einen  Wohnsitz  im  Deutschen  Reiche  nicht  gehabt 
haben  (Just.-Min.-Bl.  S.  387,  Verfügung  vom  27.  November  1899). 
In  Verfolg  der  §§  208—213  Z.-P.-O.,  der  Strafprozessordnung  §  37, 
des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit §  16  Abs.  2  und  3  und  des  über  denselben  Gegenstand 
handelnden  preussischen  Gesetzes  Art.  1  ist  die  Verfügung  vom 
10.  Dezember  1899  vom  Jnstizminister  erlassen  worden.  Es  handelt 
sich  um  die  von  Amts  wegen  zu  bewirkenden  Zustellungen  und 
Bekanntmachungen  gerichtlicher  Behörden.  Die  Tätigkeit  des  Ge- 
richtsschreibers und  des  Gerichtsdieners  bei  diesen  Akten  werden 
eingehend  geregelt,  indes  allgemeine  Vorschriften  die  grundsätzlichen 
Fragen  erörtern.    In  Strafsachen  hat  danach  bei  Zustellungen,  die 

von  der  Staatsanwaltschaft  veranlasst  werden,  der  Sekretär  der  Staats- 
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Anwaltschaft  die  den  Gerichtsschreibern  obliegenden  Verrichtungen 
wahrzunehmen.  In  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
wird  in  der  Regel  durch  Ubersenden  mittels  einfachen  Briefes  oder 
durch  Behändigung  ohne  Beurkundung  die  Bekanntmachung  gericht- 
licher Verfügungen  ausgeführt.  Wichtigere  Briefe  müssen  einge- 
schrieben sein.  In  gewissen  Fällen  sind  die  von  Amts  wegen  er- 
folgenden Zustellungen  durch  Gerichtsdiener  zu  bewirken.  Auch  sonst 
liat  das  Zustellungswesen  in  den  Berichtsjahren  mehrfache  Erlasse 
der  Justizbehörden  veranlasst,  die  jedoch  hier  nicht  erörtert  werden 
sollen.  Erwähnt  mag  aber  noch  werden,  dass  über  das  Verfahren 
bei  der  Zuziehung  von  Sachverständigen,  die  in  einem  anderen  Bundes- 
staate wohnhaft  sind,  die  Verfügung  vom  16.  Juli  1900  (Just.-Min.-Bl. 
S.  .V25)  sich  verhält. 

4.  Gerichtsschreiberei.    Kosten-,  Kassen-  und  Stempelwesen. 

Gerichtsvollzieher. 

Seitdem  es  in  Deutschland  im  Titelwesen  so  weit  gekommen 
ist,  dass  jüngst  in  Darmstadt  bereit«  ein  Hofmarmorist  ernannt 
wurde,  würde  man  sich  einer  Unterlassung  schuldig  machen,  wollte 
man  nicht  die  Verfügung  des  Justizministers  vom  1.  Januar  189'.* 
über  den  Amtstitel  der  Ersten  Gerichtsschreiber  und 
Sekretäre  (Just.-Min.-Bl.  S.  2)  erwähnen.  Die  Ersten  Gerichts- 
schreiber bei  den  Oberlandesgerichten,  den  Landgerichten  und  den 
mit  mehr  als  4  Richtern  besetzten  Amtsgerichten,  sowie  die  Ersten 
Sekretäre  bei  den  Oberstaatsanwaltschaften  und  Staatsanwaltschaften 
fuhren  von  nun  an  den  Amtstitel  „Obersekretär".  Die  bewährte 
Tätigkeit  dieser  Beamten kategorie  lässt  aber  erwarten,  dass  sie  sich 
ebenso  wie  mit  dieser  Titeländerung  auch  mit  der  neuen  Gerichts- 
schreiber Ordnung  vom  17.  Dezember  1899  (Just.-Min.-Bl.  S.  849) 
gefreut  haben.  Da  ist  im  1.  Abschnitte  vom  Gerichtsschreiber,  im 
2.  von  den  Gerichtsschreibergehilfen,  im  3.  von  der  einstweiligen 
Wahrnehmung  der  Gerichtsschreibergeschäfte  und  im  4.  von  sonstigen 
Bureaubeamten  und  Kassenbeamten  die  Rede.  Gewisse  Übergangs- 
bestimmungen haben  den  Zweck,  die  Härten  zu  vermeiden,  die  durch 
die  teilweise  Neuordnung  der  einschlägigen  Verhältnisse  sonst  ent- 
stehen würden.  —  Das  weite  Gebiet  der  Gerichtsgebü hren  ist  in 
den  Berichtsjahren  mehrfach  zu  betreten.  So  enthalten  die  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  über  die  Gebühren  der  Rechtsanwälte 
und  Gerichtsvollzieher   das  Gesetz   vom  27   September  1899 
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(Ges.-S.  S.  317),  während  die  Gebührenordnung  der  Notare  in  der 
Fassung  der  Texte  vom  6.  Oktober  1899  (Ges.-S.  S.  325  und  374) 
den  neuen  zivilrechtliehen  Vorschriften  angepasst  worden  ist.  Das 
preussische  Gerichtskostengesetz  ist  ebenfalls  durch  jene 
Ministerialverfügung  vom  6.  Oktober  1899  in  der  vom  1.  Januar  1900 
an  geltenden  Fassung  publiziert  worden  (Ges.-S.  S.  326)  und  ver- 
dient, nicht  mit  dem  Reichsgerichtskostengesetz  verwechselt 
zu  werden.  Es  ist  vielfach  kommentiert,  so  von  Simj:on,  3.  Aufl., 
1899;  Pibthi'h,  2.  Aufl.,  1899.  Das  Verhältnis  der  beiden  zu  ein- 
ander kann  liier  nicht  Gegenstand  der  Betrachtung  sein. 

Für  die  Gerichtsvollzieher  ist  eine  Geschäftsanweisung  vom 
1.  bezw.  12.  Dezember  1899  erlassen  worden  (Just.-Min.-Bl.  S.  627). 
Im  einzelnen  angefochten,  ist  sie  doch  ein  Werk  von  seltener  Sach- 
kunde, Gewissenhaftigkeit  und  Sorgfalt.  Endlich  sei  noch  ein  Erlass 
vom  24.  Dezember  1899  (Just.-Min.-Bl.  S.  869)  über  den  Kostenansatz 
im  Falle  der  Überleitung  von  Vormundschaften  in  die  elter- 
liche Gewalt  der  Mutter  erwähnt. 

Im  übrigen  sind  eine  Reihe  von  Verordnungen,  Dienstanwei- 
sungen, die  nnr  das  Verhältnis  der  Behörden  untereinander 
betreffen,  die  nur  innerhalb  des  Beamtenorganismus  ihre  Wirkung 
äussern,  ergangen.  Zwar  sind  sie  hier  nicht  im  einzelnen  aufzuführen, 
aber  es  muss  doch  festgestellt  werden,  dass  auch  in  diesem  Punkte 
die  preussische  Gesetzgebung  bezw.  Justizverwaltung  nicht  geruht 
hat,  und  dass  man  mit  einer  schrittweisen  Verbesserung  und 
Modernisierung  des  ganzen  inneren  Betriebs  des  Gerichts- 
wesens zu  rechnen  hat.  Man  muss  dies  um  so  mehr  betonen,  als 
diese  Kleinarbeit  der  Justizverwaltung  sich  der  Anerkennung  der 
grossen  Öffentlichkeit  und  Allgemeinheit  zu  entziehen  pflegt.  Je 
mehr  mau  erfüllt  ist  von  der  Überzeugung,  dass  den  bureaukratischen 
Allüren  und  Übertreibungen  das  Todesstündlein  geschlagen  hat,  desto 
mehr  muss  man  anerkennen,  wenn  eine  Tätigkeit  entfaltet  wird,  die 
in  eine  frischere  und  staubfreiere  Zukunft  auch  auf  diesem  Gebiete 
hinzuleiten  geeignet  ist. 

Auf  dem  Gebiete  des  Stempel wesens  ist  eine  ganze  Reihe 
von  Verordnungen  und  Erlassen  zu  verzeichnen,  die  sich  aber  meist 
nur  als  eine  Anwendung  oder  Auslegung  der  bestehenden  Steuer- 
gesetze bei  vorhandenen  Zweifeln  darstellen,  während  gesetzgeberische 
Akte  im  engeren  Sinn  nicht  vorliegen. 
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5.  Strafprozeaa,  Strafvollstreckung  und  Gefängniswesen. 

Von  Wichtigkeit  sind  einzelne  Vorschriften,  wie  in  der  Ver- 
fügung des  Justizministers  vom  20.  März  1899  über  Annahme - 
befehle  der  Strafvollstreckungsbehörden  (Just.-Min.-Bl.  S.  71). 
Solange  nicht  durch  Reichsgesetz  der  Strafvollzug  geregelt  und  so- 
lange er  demnach  Landessache  bleibt,  werden  die  einschlägigen 
Massnahmen,  insbesondere  der  prenssischen  Justizverwaltung,  stets 
auf  eingehendste  Beachtung  rechnen  können.  Die  gedachte  Verfügung 
ordnet  in  Gemässheit  des  §  8  der  vom  Bundesrate  vereinbarten  Grund- 
sätze, die  beim  Vollzüge  gerichtlich  erkannter  Freiheitsstrafen  bis 
zu  weiterer  gemeinsamer  Regelung  zur  Anwendung  kommen,  an, 
dass  die  schriftliche  Verfügung  der  Strafvollstreckungsbehörde,  auf 
Grund  deren  die  Aufnahme  in  die  Strafverbüssungsanstalt  erfolgt 
(Aufnahmeverfügung,  Annahmebefehl),  folgende  Angaben  zu  enthalten 
hat:  1.  das  Urteil  oder  den  Straf befehl;  2.  die  begangene  Straftat; 
3.  die  erkannte  Strafe;  4.  den  Zeitpunkt,  von  welchem  ab  die  Straf- 
zeit zu  berechnen  ist.  Ist  die  erkannte  Strafe  schon  zum  Teil  ver- 
büsst  oder  die  erlittene  Untersuchungshaft  zur  Anrechnung  zu 
bringen,  so  ist  ein  entsprechender  Vermerk  in  die  Verfügung  auf- 
zunehmen. Gleichzeitig  hat  die  Strafvollstreckungsbehörde  in  der 
Regel  dem  Vorsteher  der  Anstalt  mitzuteilen,  was  über  früher  von 
dein  Verurteilten  verbüsste  Zuchthausstrafe,  Gefängnisstrafe  und 
geschärfte  Haftstrafe  (§  361  No.  3—8  des  Strafgesetzbuchs)  bekannt 
geworden  ist,  Weiter  sei  nur  noch  erwähnt  die  Justizministerial- 
verordnung  vom  13.  April  1899  über  die  Auftanung  gefrorener 
Leichen  vor  den  Sektionsterminen  (M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  79). 

Von  grosser  Bedeutung  sind  dann  alle  in  das  Gefängnis- 
wesen einschlägigen  Justizverwaltungsakte,  die  sich  mit  dem  Ge- 
fangenentransportwesen, mit  den  Kosten  für  solche  Transporte,  mit 
dem  Arbeitsverdienst  der  Gefangenen,  mit  regelmässigen  Eisenbahn- 
verbindungen für  Gefangenentransporte,  mit  Reiseunterstütznngen 
der  entlassenen  Gefangenen  beschäftigen  und  auch  Massnahmen  treffen 
hinsichtlich  der  Aufnahme  erkrankter  Personen  in  die  Strafanstalten 
und  Gefangnisse  und  auch  für  den  Fall  des  Entweichens  geistes- 
kranker Untersuchungsgefangenen.  Die  Zahl  der  diese  Verhältnisse 
ordnenden  Verfügungen  ist  recht  beträchtlich.  Sie  zeigen  uns  die 
Justizverwaltung  dauernd  beschäftigt  mit  den  detaillierten  Auf- 
gaben des  Strafvollzugswesens,  das  ja  auch  schliesslich  Reichssache 
werden  wird. 
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6.  Verwaltangsrecht. 

In  das  Beamten  recht  gehört  das  Gesetz  vom  7.  Juni  1900, 
betreffend  die  Dienstvergehen  der  Beamten  der  Landesver- 
sicherungsanstalten. Auf  sie  linden  die  Vorschriften  des  Dis- 
ziplinargesetzes für  nichtrichterliche  Beamte  vom  21.  Juli  1852  mit 
folgenden  Massnahmen  Anwendung.  Die  den  Ministern  und  den 
Provinzialbehörden  beigelegte  Befugnis  zur  Verhängung  von  Ordnungs- 
strafen steht  dem  Vorsitzenden  des  Vorstandes  der  Versicherungs- 
anstalt zu.  Doch  dürfen  die  von  ihm  verhängten  Geldbussen  den 
Betrag  von  30  Mk.  nicht  tibersteigen.  Gegen  die  Disziplinarver- 
fügung findet  innerhalb  zwei  Wochen  die  Klage  bei  dem  Bezirks- 
ausschusse statt.  In  dem  auf  Entfernung  aus  dem  Amte  gerichteten 
Verfahren  tritt  an  die  Stelle  des  Regierungspräsidenten  der  Vor- 
sitzende des  Vorstandes  der  Versicherungsanstalt,  an  die  Stelle  der 
Bezirksregierung  und  des  Disziplinarhofes  der  Bezirksausschuss  und 
an  die  Stelle  des  Staatsniinisterinms  das  Oberverwaltungsgericht. 
Die  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  bei  dem  Bezirksausschusse  und 
dem  Oberverwaltungsgerichte  werden  vom  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe  ernannt.  Die  Verhandlung  vor  dem  Bezirksausschuss  und 
dem  Oberverwaltungsgerichte  findet  im  mündlichen  Verfahren  statt. 
Das  Gutachten  des  Disziplinarhofes  ist  nicht  einzuholen. 

In  das  Gewerbe  recht  schlägt  ein  die  sorgfältige  Anweisung 
zur  Ausführung  des  Titels  3  der  Gewerbeordnung  vom  23.  März  1899 
(M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  65).  Es  werden  die  Behörden  bestimmt,  ferner  das 
Verfahren  bei  Erteilung  der  Wandergewerbescheine  und  der  Er- 
laubnis zur  Mitführung  von  Personen,  es  wird  sodann  das  Feilbieten 
von  Drucksachen,  der  Gewerbebetrieb  der  Ausländer  einer  eingehenden 
Regelung  unterworfen,  die  Ausnahmen  von  dem  Verbote  des  ij  55a 
der  Gewerbeordnung,  die  Beaufsichtigung  des  Gewerbebetriebes  und 
desjenigen  in  den  Zollgrenzbezirken  werden  für  l'reussen  eingehend 
geregelt.  —  Für  diesen  Staat  erhielt  auch  der  Charfreitag  durch 
Gesetz  vom  2.  September  1H99  (Ges.-S.  S.  1(>1)  die  Geltung  eines 
bürgerlichen  allgemeinen  Feiertages.  In  Gemeinden  mit  überwiegend 
katholischer  Bevölkerung  soll  die  bestehende,  herkömmliche  Werk- 
tagstätigkeit (auch  die  gewerbliche  Tätigkeit  —  §ij  105a  ff.  derKeichs- 
gewerbeordnung  — )  am  Charfreitage  nicht  verboten  werden;  es  sei 
denn,  dass  es  sich  um  öffentlich  bemerkbare  oder  geräuschvolle  Arbeiten 
in  der  Nähe  von  dem  Gottesdienste  gewidmeten  Gebäuden  handelt. 
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Eine  tief  einschneidende,  im  praktischen  Verwaltungsrecht  täg- 
lich zur  Anwendung  kommende  königliche  Verordnung  vom  15.  No- 
vember 181)9  regelt  das  Verwaltungszwangsverfahren  wegen 
Beitreibung  von  Geldbeträgen.  Nach  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen folgen  die  Ausführungen  über  die  Zwangsvollstreckung 
in  das  bewegliche  Vermögen,  und  zwar  werden  hier  wiederum  von 
allgemeinen  Bestimmungen  unterschieden  solche  hinsichtlich  der 
Zwangsvollstreckung  in  körperliche  Sachen,  in  Forderungen  und  andere 
Vermögensrechte.  Weiterhin  ist  die  Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliche  Vermögen,  der  Arrest,  und  es  sind  schliesslich  die 
Kosten  der  Zwangsvollstreckung  ausführlich  geregelt,  Zu  dieser 
königlichen  Verordnung  ist  dann  auch  bald  eine  Ausführungsanweisuug 
ergangen.  —  In  den  Rahmen  dieser  Vorschriften  gehören  auch  die- 
jenigen tür  die  Zustellungen  im  Verwaltungsstrafverfahren 
nach  dem  Gesetze  vom  20.  Juli  1897,  die  durch  eine  Verfügung  des 
Finanzministers  vom  6.  März  1899  datiert  sind  (Zentralblatt  der  Ab- 
gabengesetzgebung etc.  S.  H8). 

Zum  Städterecht  sind  2  grundlegende  Gesetze  zu  verzeichnen. 
Das  erste  betrifft  die  Bildung  der  Wählerabteilungen  bei  den 
Gemeinde  wählen  vom  MO.  Juni  1900  (Ges.-S.  S.  185).  Es  lag  das 
Bestreben  vor,  der  durch  das  Dreiklassenwahlsystem  hervorgerufenen 
plutokratischen  Wirkung  des  Wahlsystems  durch  verschiedene  Ver- 
besserungen entgegen  zu  treten.  Das  erwähnte  Laudesgesetz  stellt 
sich  als  das  Resultat  mannigfacher  Bestrebungen  dar  und  gleichzeitig 
als  Ersatz  kleinerer  Novellen,  die  im  Jahre  1891  und  1893  in  dieser 
Materie  erlassen  worden  sind.  Überall  wo  das  Dreiklassenwahlsystem 
in  Preussen  stattfindet  (Ausnahmen  sind  z.  B.  in  Hannover,  in  Frank- 
furt a.  M.,  in  Sc  hleswig-Holstein  zu  verzeichnen),  werden  die  Wähler 
nach  den  von  ihnen  zu  entrichtenden  direkten  Staats-,  Gemeinde-, 
Kreis-,  Bezirks-  uud  Provinzialstenern  in  drei  Abteilungen  geteilt 
und  zwar  in  der  Art,  dass  auf  jede  Abteilung  ein  Dritteil  der  Ge- 
samtsumme der  Steuerbeträge  aller  Wähler  fällt.  Für  jede  nicht 
zur  Staatssteuer  veranlagte  Person  ist  an  deren  Stelle  ein  Betrag 
von  3  Mk.  in  Ansatz  zu  bringen.  Sodann  wird  das  vielfach  ange- 
fochtene Dnrchschnittsprinzip  eingeführt,  In  denjenigen  Ge- 
meinden nämlich,  die  mehr  als  10000  Einwohner  zählen,  wird  die 
Drittelung  derart  verändert,  dass  jeder  Wähler,  dessen  Steuerbetrag 
den  Durchschnitt  der  auf  den  einzelnen  Wähler  treffenden  Steuer- 
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betrage  übersteigt,  stets  der  2.  oder  1.  Abteilung  zugewiesen  wird. 
Es  kann  aber  durch  Ortsstatut  bestimmt  werden,  dass  bei  der  so 
erfolgenden  Bildung  der  Wählerabteilungen  an  Stelle  des  auf  einen 
Wähler  entfallenden  durchschnittlichen  Steuerbetrages  ein  den  Durch- 
schnitt bis  zur  Hälfte  desselben  übersteigender  Betrag  tritt.  Neu 
ist  endlich  auch  die  sogenannte  Zwöftelung,  die  in  das  Gemeinde- 
wahlrecht eingeführt  wurde.  Sie  findet  nur  fakultativ  statt  und  kann 
durch  Ortsstatut  bestimmt  werden.  Dann  entfallen  auf  die  erste 
Wählerabteilung  auf  die  zweite  auf  die  dritte  */w  der  Ge- 
samtsumme der  zusammengerechneten  Steuerbeträge  aller  Wähler. 
Die  Ortsstatute  müssen  mit  einer  qualifizierten  Mehrheit  von  */.,  der 
abstimmenden  Gemeindevertreter  beschlossen  sein.  Es  unterliegt  auch 
der  Beschluss  der  Bestätigung,  in  Landgemeinden  durch  den  Kreis- 
ausschuss,  in  Stadtgemeinden  durch  den  Bezirksausschuss.  Die 
Neuerungen  in  dem  Wahlrechte  sind  erörtert  worden  von  Jkbkns  im 
preußischen  Verwaltungsblatt  Band  XXII,  S.  lül  ff.  und  von  Evkht: 
Die  Dreiklassenwahl  in  den  preussischen  Stadt-  und  Landgemeinden, 
1901.  — 

Das  zweite,  das  Städterecht  betreffende  Gesetz  ist  das  vom  30.  .Tuli 
1899  über  die  Anstellung  und  Versorgung  der  Kommunal- 
beamten. Die  Absicht  war  hier  nicht  gerichtet  auf  eine  Kodi- 
fikation des  im  einzelnen  äusserst  streitigen  Kommunalbeamtenrechts; 
doch  sollten  mannigfache  Schwierigkeiten,  die  durch  widersprechende 
höchstrichterliche  Entscheidungen  auch  nicht  gerade  gefördert  wurden, 
zum  gesetzlichen  Austrag  gebracht  werden.  Es  werden  hier  zunächst 
allgemeine  Bestimmungen  vorausgeschickt.  Danach  gilt  als  Kommunal- 
beamter im  Sinne  dieses  Gesetzes,  wer  als  Beamter  für  den  Dienst 
eines  Kommunalverbandes  gegen  Besoldung  angestellt  ist.  —  Die 
Anstellung  erfolgt  —  und  das  ist  durchaus  neu  —  durch  Aushändigung 
einer  Anstellungsurkunde.  Die  Rechtsverhältnisse  der  auf  Probe, 
zur  vorübergehenden  Dienstleistung  oder  zur  Verbreitung  ange- 
stellten Kommnnalbeamten  unterliegen  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes nur  insoweit,  als  dies  ausdrücklich  vorgesehen  ist,  worin  sich 
der  Novellencharakter  des  Gesetzes  besonders  klar  ausprägt.  Bei 
Personen,  die  nur  im  Nebenamte  das  Kommunalamt  ausüben,  findet 
das  Gesetz  keine  Anwendung.  Weitere  Bestimmungen  regeln  Pension 
und  Hinterbliebenenfürsorge,  sowie  die  Zuständigkeit  des  Bezirks- 
ausschusses über  streitige  vermögensrechtliche  Ansprüche  der  Korn- 
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munalheamten  etc.  In  einem  weiteren  Abschnitt  werden  unter  dem 
Titel  „Beamte  der  Stadtgemeinden"  grundsätzliche  Regelungen  vor- 
genommen, wie  die  Bestimmung  der  Anstellung  der  Beamten  auf 
Lebenszeit.  Über  Beamte  der  Landgemeinden,  der  Landbürger- 
meistereien. Ämter,  Zweckverbande  und  Amtsbezirke,  über  solche 
der  Kreis-  und  Provinzialverbände,  sowie  Gemeindeforstbeamte  ver- 
halten sich  detaillierte  Vorschriften.  Das  Gesetz  ist  vielfach  kom- 
mentiert worden,  so  von  Jkhrks  im  preussischen  Verwaltungsblatt 
Bd.  XXI,  S.  53  ff.  und  65  ff.,  sodann  in  den  neueren  Ausgaben  von 
Kautz,  Aitklmk  (1900),  Lkukkmakx,  Lohknz,  Kotzk,  Kkkmski,  sämt- 
lich 1890,  und  auch  in  dem  Werke  von  Pkkcss,  Das  städtische  Amts- 
recht (1902),  finden  sich  eingehende  Erörterungen.  —  Auch  auf  das 
Landesgesetz  vom  4.  Dezember  1899  (Ges.-S.  S.  584)  sei  besonders 
aufmerksam  gemacht.  Es  betrifft  die  Fürsorge  für  die  Witwen 
und  Waisen  der  Lehrer  an  öffentlichen  Volksschulen.  Trotz 
der  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Verbesserung  der  Lage  der 
Lehrer  und  ihrer  Hinterbliebenen  scheint  die  Fürsorge  für  sie  eine 
noch  keineswegs  ausreichende.  Kärglich  ist  das  Los  dieser  Beamten- 
kategorie bemessen.  Man  kann  sich  nicht  wundern,  dass  sich  immer 
weniger  Personen  dem  Amte  des  Lehrers  an  Volksschulen  widmen, 
und  dass  die  Kalamität  als  eine  offensichtliche  zn  betrachten  ist,  wenn, 
wie  festgestellt,  ein  ausserordentlicher  Mangel  an  Lehrkräften  und 
an  Bewerbern  für  Lehrstellen  hervortritt.  In  Berlin  führte  dies  zu 
einer  übermässig  starken  Anstellung  von  Lehrerinnen,  deren  An- 
sprüche geringer  sind  als  die  der  Lehrer,  deren  körperliche  Kon- 
stitution aber  dem  Amte  erfahrnngsgemäss  mehr  gewachsen  ist,  so 
dass  die  bei  der  Anstellung  der  Lehrerinnen  gegebene  Ersparnis  auf- 
gewogen wird  durch  die  erheblicheren  Kosten  für  Pension  und  Ver- 
tretung im  Krankheitsfalle. 

Das  Finanzrecht  ist  mehrfach  vertreten.  Durch  Gesetz  vom 
18.  April  1900  (Ges.-S.  S.  259)  wird  die  Beseitigung  von  Doppel- 
besteuerung, die  sich  aus  der  Anwendung  der  für  das  Königreich 
Preussen,  bezw.  für  die  im  österreichischen  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  geltenden  Steuergesetze  ergeben  könnte, 
angestrebt.  Der  Finanzminister  ist  ermächtigt,  auf  Grund  des  in 
jenem  Gesetze  abgedruckten  Vertrages  und  Schlussprotokolles  in 
Bezug  auf  Personen  und  Stenerstellen,  die  der  Steuerhoheit  mehrerer 
Staaten  unterliegen.  Vereinbarungen  zu  treffen  und  Anordnungen  zu 
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erlassen,  dnrch  die  ihre  Heranziehung  zu  den  direkten  Staatssteuern 
unter  Wahrung  des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  auch  abweichend 
von  den  in  Preussen  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  geregelt 
wird.  Nicht  nnerheblich  ist  dann  das  Landesgesetz  vom  2.  Mai 
1 über  die  Hinterziehung  und  Überhehjing  von  Verkehrsabgaben 
(Ges.-S.  S.  123),  auf  das  (s.  oben  „Strafrecht")  hingewiesen  sein  mag. 
Im  Zusammenhange  hiermit  ist  noch  der  Ausfdhrungsverftignng  vom 
24.  März  1899  zu  dem  Gesetze  vom  26.  Juli  1897  zu  gedenken,  das 
sich  über  das  Verwaltungsstrafverfahren  bei  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Zollgesetze  etc.  verhält.  Sehr  viel  bekämpft 
und  in  ihrem  praktischen  Ergebnisse  wohl  auch  recht  unergiebig  ist 
die  Warenhausstener,  die  durch  Laudesgesetz  vom  18.  Juli  19(M» 
(Ges.-S.  S.  294)  eingeführt  wurde.  Danach  unterliegt  ihr  derjenige, 
der  das  stehende  Gewerbe  des  Detailhandels  mit  mehr  als  einer  der 
im  Gesetze  unterschiedenen  Warengruppen  betreibt,  wenn  der  Jahres- 
umsatz in  diesen  Gruppen  über  400000  Mk.  steigt.  Keinen  Unter- 
schied macht  es.  ob  der  Kleindetailhandel  im  offenen  Laden,  Waren- 
haus, Lager  und  dergl.  oder  als  Versandgeschäft  auf  oder  ohne 
vorgängige  Bestellung  betrieben  wird.  Die  Warenhaussteuer  beträgt 
bei  einem  Jahresumsätze  von  400000  Mk.  bis  zu  450000  Mk.  4000  Mk. 
und  steigt  bis  zu  einem  Jahresumsätze  von  1200000  Mk.  auf 
22000  Mk.;  von  da  ab  für  jede  100000  Mk.  mehr  2000  Mk.  Steuer 
mehr.  Wenn  aber  die  Warenhaussteuer  so  berechnet  nachweislich 
20°  n  des  nach  dem  Einkommensteuergesetze  für  das  betreffende 
Steuerjahr  gewerbesteuerpflichtigen  Ertrages  seines  der  Warenhaus- 
steuer unterliegenden  Unternehmens  übersteigt,  so  ist  sie  nach  Mass- 
gabe der  näheren  Bestimmungen  des  Gesetzes  herabzusetzen.  Die 
bisherigen  Erfahrungen  ermuntern  nicht  dazu,  das  Gesetz  weiterhin 
aufrecht  zu  erhalten.  Der  Leidtragende  ist  nicht  der  Unternehmer, 
nicht  der  Besitzer  des  Warenhauses,  sondern  entweder  der  Produzent , 
dessen  Waren  beim  Bestehen  der  ungeheuren  Konkurrenz  nur  dann 
abgenommen  zu  werden  pflegen,  wenn  er  sich  denjenigen  prozentualen 
Abzug  gefallen  lässt,  der  der  zu  entrichtenden  Warenhanssteuer 
entspricht;  oder  aber  es  wird  die  Warenhausstener  dem  Preise  der 
Ware  zugeschlagen,  so  dass  der  Konsument  zum  Tragen  der  Waren- 
haussteuer, ohne  dass  er  es  weiss,  angehalten  wird.  Da  die  Waren- 
hanssteuer die  sämtlichen  Warenhäuser  betrifft,  liegen  die  Verhält- 
nisse in  dieser  Beziehung  bei  allen  ungefähr  gleich.   Die  Abwälzung 


748 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


der  Steuer  auf  den  Produzenten  oder  auf  den  Konsumenten  kommt 
fast  überall  vor  und  ist  den  grösseren  Warenhäusern,  die  das  Gesetz 
gerade  treffen  wollte,  viel  leichter  als  den  kleineren,  weil  der  Um- 
satz die  Produzenten  in  erheblicherem  Mafse  zu  Konzessionen  zwingt, 
als  bei  den  kleineren  Warenhäusern. 

Medizinalwesen.  Zwei  wichtige  Gesetze  brachte  das  Jahr 
1899.  Das  eine  vom  10.  September  betrifft  die  Dienststellung  des 
Kreisarztes  und  die  Bildung  von  Gesundheitskommissionen 
(Ges.-S.  S.  172).  Der  erste  Abschnitt  handelt  vom  Kreisarzte,  der 
als  der  staatliche  Gesundheitsbeamte  des  Kreises  und  als  der  tech- 
nische Berater  des  Landrats,  in  Stadtkreisen  der  Polizeibehörde,  be- 
zeichnet wird.  Er  ist  unmittelbar  dem  Regierungspräsidenten  unter- 
stellt, der  auch  den  Stellvertreter  des  Kreisarztes  in  Behinderungs- 
fallen  oder  bei  Erledigung  der  Stelle  ernennt.  Die  Befugnisse,  die 
der  Landrat  und  die  Polizeibehörde  in  Angelegenheiten  des  Gesund- 
heitswesens nach  der  geltenden  Gesetzgebung  haben,  bleiben  unberührt. 
Die  Kosten  der  Weisen,  die  der  Kreisarzt  im  Auftrage  des  Regierungs- 
präsidenten oder  des  Landrats  ausführt,  fallen  der  Staatskasse  zur 
Last.  Zum  Zwecke  der  einheitlichen  Organisation  der  Anstellung  des 
Kreisarztes  wird  nunmehr  gefordert:  1.  der  Nachweis  der  ärztlichen 
Approbation,  2.  der  Erwerb  der  medizinischen  Doktorwürde  bei  einer 
preussischen  Universität;  über  die  eventuelle  Zulassung  einer  Doktor- 
würde, die  bei  einer  anderen  Universität  erworben  ist,  entscheidet  der 
Minister  der  Medizinalangelegenheiten,  8.  das  Bestehen  der  kreisärzt- 
lichen Prüfung,  4.  der  Ablauf  eines  angemessenen  Zeitraums  nach  der 
Approbation  als  Arzt.  Die  Anstellung  erfolgt  durch  den  Minister 
der  Medizinalangelegenheiten.  Die  Besoldung  des  Kreisarztes  ist 
pensionsiähig.  Wo  besondere  Verhältnisse  es  erfordern,  können  voll- 
besoldete Kreisärzte  angestellt  werden.  Sie  beziehen  ein  festes 
Dienst einkonnnen  unter  Ausschluss  von  Gebühren,  die  in  die  Staats- 
kasse fliessen.  Die  Ausübung  der  ärztlichen  Privatpraxis  ist  unter- 
sagt, mit  Ausnahme  von  dringenden  Fällen  und  von  Konsultationen 
mit  anderen  Ärzten.  Die  Annahme  von  Nebenämtern  kann  ihnen 
gestattet  werden.  Für  Stadtkreise  können  die  als  Kommunalbeamten 
angestellten  Kreisärzte  mit  der  Wahrnehmung  der  Obliegenheiten 
des  Kreisarztes  beauftragt  werden.  Der  Kreisarzt  kann  auch  Assi- 
stenten halten.  Der  Kreisarzt  hat  insbesondere  folgende  Aufgaben. 
Auf  Erfordern  der  zuständigen  Behörde  hat  er  sich  in  Angelegen- 
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heiten  des  Gesundheitswesens  gutachtlich  zu  äussern,  auch  an  den 
Sitzungen  des  Kreisansschusses  und  des  Kreistages,  event.  mit  be- 
ratender Stimme,  teilzunehmen.    Er  hat  ferner  die  gesundheitlichen 
Verhältnisse  des  Kreises  zu  beobachten  und  auf  die  Bevölkerung 
aufklärend  und  belehrend  einzuwirken.    Sodann  hat  er  die  Durch- 
führung der  Gesundheitsgesetzgebnng  und  die  hierauf  bezuglichen 
Anordnungen  zu  überwachen  und  nach  Massgabe  der  bestehenden 
Vorschriften  die  Heilanstalten  und  anderweitigen  Einrichtungen  im 
Interesse  des  Gesundheitswesens  zu  beaufsichtigen.    Auch  hat  er 
über  das  Apotheken-  und  Hebammenwesen,  über  die  Heilgehilfen 
und  anderes  Hilfspersonal  des  Gesundheitswesens  die  Aufsicht  zu 
fuhren.   Endlich  soll  er  den  zuständigen  Behörden  Vorschläge  machen 
zur  Abstellung  von  Mängeln,  auch  für  die  öffentliche  Gesundheit  ge- 
eignete Massnahmen  in  Anregung  bringen.   Er  ist  zu  hören  vor  dem 
Erlasse  von  Polizei  Verordnungen  gesundheitlicher  Art,  ja  er  hat  bei 
Gefahr  im  Verzuge  im  Falle  einer  gemeingefährlichen  Krankheit 
Anordnungen  zu  treffen,  denen  der  Gemeindevorstand  Folge  zu  leisten 
hat.   Endlich  ist  der  Kreisarzt  auch  Gerichtsarzt  seines  Amtsbezirkes. 
Der  2.  Abschnitt  handelt  von  der  Gesundheitskomin ission,  die 
für  jede  Gemeinde  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  zu  bilden  ist. 
Sie  wird  zusammengesetzt  nach  den  Grundsätzen,  die  für  städtische 
Deputationen  vorgesehen  sind.    Sie  hat  die  Aufgabe,  von  den-  ge- 
sundheitlichen Verhältnissen  des  Ortes  durch  gemeinsame  Besichtigung 
sich  Kenntnis  zu  verschaffen  und  die  Massnahmen  der  Polizeibehörde, 
insbesondere  bei  der  Verhütung  des  Ausbruchs  oder  der  Verbreitung 
gemeingefährlicher  Krankheiten,  in  geeigneter  Weise  zu  unterstützen, 
wie   durch   Untersuchung   von  AVohnungen,  Belehrung   der  Be- 
völkerung etc.   Ferner  hat  sie  sich  über  alle  ihr  von  dem  Landrate, 
von   der  Polizeibehörde   und  dem  Gemeindevorstande  vorgelegten 
Fragen  des  Gesundheitswesens  gutachtlich  zu  äussern  und  endlich 
diesen  Behörden  Vorschläge  auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens 
zu  machen.    Aus  den  Übergangs-  und  Schlussbestimmungen  sei  nur 
erwähnt,  dass  die  Kreisphysikats-  und  Kreiswundarztstelleu  aufge- 
hoben werden.    Ein  Kommentar  über  das  Kreisarztgesetz  rührt  her 
von  von  Hippel,  1901. 

Da»  andere  Medizinalgesetz,  vom  2">.  November  181*9,  betrifft 
die  ärztlichen  Ehrengerichte,  das  Umlagerecht  und  die 
Kassen  der  Ärztekammer  (Ges.-S.  S.  "»♦'>:,).   Die  staatsrechtlichen 
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Zweifel,  ob  angesichts  der  Gewerbeordnung  eine  Gesetzgebung  über 
ärztliche  Ehrengerichte  zulässig  ist,  sind  mehrfach  erörtert  worden, 
aber  fast  ausnahmslos  ist  der  Landesgesetzgebung  das  fragliche  Recht 
zugesprochen  worden,  insbesondere  von  dem  jüngst  verstorbenen 
Staatsrechtslehrer  von  Skydkl.  —  Es  werden  zunächst  in  dem  neuen 
Gesetze  allgemeine  Bestimmungen  getroffen,  die  den  Bezirk  des 
Ehrengerichts,  sein  Zuständigkeit  und  Zusammensetzung  regeln, 
während  ein  zweiter  Abschnitt  das  ehrengerichtliche  Verfahren  im 
einzelnen  zum  Gegenstände  hat.  Der  dritte  Abschnitt  betrifft  das 
Umlagerecht  und  die  Kassen  der  Ärztekammer. 

In  das  Verwaltungsrecht  der  inneren  Angelegenheiten  gehören 
ferner  2  gesetzgeberische  Massnahmen  von  weittragender  Bedeutung. 
Die  eine  betrifft  die  Regelung  der  Polizei  Verwaltung  in  den 
Stadtkreisen  Charlottenburg,  Schöneberg  und  Rixdorf  und 
ist  vom  13.  Juni  liMK)  (Ges.-S.  S.  247).  Sie  ist  wohl  von  rein  ört- 
licher Bedeutung,  aber  auch  von  allgemeiner  insofern,  als  sie  das 
mächtige  Anwachsen  der  Reichshauptstadt  und  die  Einbeziehung  der 
Stadtkreise  Charlottenburg,  Schöneberg  und  Rixdorf  in  den  Landes- 
polizeibezirk  Berlin  ausspricht  und  die  dadurch  notwendige  Organi- 
sation vornimmt. 

Berührungspunkte  mit  dem  Familienrecht,  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit, nicht  minder  mit  der  strafrechtlichen  Behandlung  der 
Minderjährigen  hat  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1900  über  die  Für- 
sorgeerziehung Minderjähriger  (Ges.-S.  S.  204),  das  eine  reich- 
haltige Literatur  gezeitigt  hat  —  der  beste  Kommentar  ist  von 
Nokllk,  2.  Aufl.  1901  —  und  auch  in  den  meisten  Einzelstaaten 
kopiert  worden  ist.  Danach  kann  ein  Minderjähriger,  der  das 
18.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat,  der  Fürsorgeerziehung  über- 
wiesen werden,  wenn  die  Gefährdung  des  geistigen  oder  leiblichen 
Wohles,  sowie  des  Unterhalts  des  Kindes  vorliegt  und  die  Fürsorge- 
erziehung erforderlich  ist,  um  die  Verwahrlosung  des  Minderjährigen 
zu  verhüten.  Neben  dieser  prophylaktischen  Massregel  ist  die  Für- 
sorgeerziehung auch  anzuwenden  bei  Minderjährigen,  die  eine  straf- 
bare Handlung  begangen  haben,  wegen  deren  in  Anbetracht  des 
jugendliehen  Alters  strafrechtlich  keine  Verfolgung  statttinden  kann 
und  die  Fürsorgeerziehung  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  der 
Handlung,  die  Persönlichkeit  der  Eltern  oder  sonstigen  Erzieher  und 
die  übrigen  Lebensverhältnisse  zur  Verhütung  weiterer  sittlicher 
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Verwahrlosung  erforderlich  ist.  Endlich  ist  noch  der  Fall  vorgesehen, 
dass  die  Fürsorgeerziehung  notwendig  wird  wegen  Unzulänglichkeit 
der  erziehlichen  Einwirkung  der  Eltern  oder  sonstigen  Erzieher  oder 
der  Schule  zur  Verhütung  des  völligen  sittlichen  Verderbens. 

Auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung 
sind  3  legislatorische  Akte  zu  erwähnen:  das  Landesgesetz  vom 
12.  Juli  1900,  das  bei  Rentengutsgründungen  einen  Z  wischen - 
kredit  aus  den  Beständen  des  Reservefonds  der  Rentenbanken  ge- 
währt (Ges.-S.  S.  300);  das  Landesgesetz  vom  16.  September  1899 
(Ges.-S.  S.  497),  das  verschiedene  Gesetze  über  die  Verteilung 
der  öffentlichen  Lasten  bei  Grnndstücksverteilungen  und 
über  die  Gründung  neuer  Ansiedelungen  ersetzen  soll.  End- 
lich ist  das  Gesetz  über  das  Verfahren  bei  Auseinandersetzungs- 
angelegenheiten in  der  vom  1.  Januar  1900  ab  geltenden  Fassung 
veröffentlicht  worden  (Ges.-S.  S.  403).  Notwendig  war  dies  mit  Rück- 
sicht auf  die  Veränderung  der  reichsrechtlichen  zivilprozessualischen 
Vorschriften,  abgesehen  von  anderen  die  Materie  betreffenden  mate- 
riellen Vorschriften. 

II.  Bayern. 

Es  mutet  archaistisch  und  poetisch  zugleich  an,  wenn  in 
mehreren  „Allerhöchsten  EntSchliessungen"  der  beiden  Berichtsjahre 
bei  der  Verlängerung  der  Dauer  des  bayrischen  Landtages  die  Formel 
gebraucht  wird:  „Unseren  Gruss  zuvor,  Liebe  und  Getreue!"  und 
wenn  als  Schluss  hinzugefügt  wird:  „Indem  "Wir  Euch  dies  eröffnen, 
bleiben  Wir  Euch  in  Huld  und  Gnade  gewogen".  Prüft  man  aber, 
was  der  bayrische  Landtag  bei  dieser  Huld  und  Gnade  geleistet  hat, 
so  ist  es  nicht  allzuviel,  und  das  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  (G. 
u.  V.-Bl.)  zeigt  mehr  ministerielle  Bekanntmachungen,  als  Gesetze, 
und  auch  die  Ausführungsverordnungen  weisen,  ebenso  wie  in  Preussen, 
auf  die.  überwiegend  produktive  Tätigkeit  der  Regierungsbehörden 
und  nicht  auf  die  des  Landtags  hin. 

Auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts  sind  in  erster  Reihe  zu 
erwähnen  die  Ausführungsverordnungen  zum  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch und  zu  der  Grundbuchordnung,  sowie  zu  dein  Gesetze  über 
die  Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung  (Beilage  zum  Land- 
tagsabschied  S.  1  und  125),  sodann  die  die  Ausführung  des  B.  G.-B. 
und  seiner  Nebengesetze  bewirkende  sogenannte  Zuständigkeitsver- 
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Ordnung  (G.  u.  V.-Bl.  v.  1899,  S.  229).  Nicht  minder  gehören  in 
diesen  Rahmen  die  Ausführungsvorschriften  zu  den  980.  981, 
983  B.  G.-B.  (G.  u.  V.-Bl.  1899,  8.  994).  Die  Ausführungsvorschriften 
zum  Handelsgesetzbuch  sind  in  die  gedachte  Zuständigkeitsverordnung 
a.  a.  0.  S.  1234  eingefügt.  Übergangsvorschriften  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  sind  dankenswerterweise  für  Bayern  ebenfalls 
ergangen  (Beilage  zum  Landtagsabschied  S.  83).  Über  Namens- 
änderungen erging  die  Bekanntmachung  vom  27.  Dezember  1899 
(G.  u.  V.-Bl.  8.  1241  ff.).  Die  Bestimmungen  wären  auch  in  Prenssen 
einer  näheren  Erwägung  wert.  —  Die  Form  der  Eheverträge 
der  Mitglieder  des  königlichen  Hauses  und  der  mit  solchen 
Eheverträgen  verbundenen  Erbverträge  ist  durch  die  königliche  Ver- 
ordnung vom  16.  Juni  1900  neu  geregelt  auf  Grund  des  Art.  r>7 
E.-G.  z.  B.  G.-B.  und  des  §  189  des  Keichsgesetzes  über  die  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Danach  bedürfen  die 
Eheverträge  der  Mitglieder  des  königlichen  Hauses  der  schriftlichen 
Form,  ebenso  ein  Erbvertrag,  der  mit  einem  Ehevertrag  in  derselben 
Urkunde  verbunden  wird.  Der  Erbvertrag  kann  durch  einen  Ver- 
treter auch  insoweit  geschlossen  werden,  als  es  sich  um  Erklärungen 
des  Erblassers  handelt.  Endlich  gehört  in  diesen  Zusammenhang 
noch  ein  Notariatsgesetz,  eine  Notariatsgebührenordnung 
und  eine  Notariatskammerordnung,  letztere  vom  14.  Mai  1900 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  234).  Wichtig  ist  auch  die  Hinterlegungsordnung 
vom  18.  Dezember  1899  auf  Grund  des  Art.  70  des  Ausführnngs- 
gesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetz.  Sie  ist  als  mustergültig  zu 
bezeichnen.  Die  Reichhaltigkeit  der  neuen  Gesetzgebung  hat  auch 
hier  Richter  zu  einem  vorzeitigen  Rücktritt  veranlasst,  so  dass  das 
Gesetz  betreffend  die  Versetzung  der  Richter  in  den  Ruhe- 
stand (Beilage  zum  Landtagsabschied  S.  223)  aktuelle  Bedeutung 
gewann. 

Die  übrigen  Vorschriften  betreffen  in  der  Hauptsache  das 
Verwaltungsrecht.  Es  ist  die  Postordnung  vom  27.  März  1900 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  228)  ergangen.  Sie  gilt  nur  für  Bayern.  Dagegen  ist 
auch  die  Postordnung  für  das  Deutsche  Reich  vom  20.  März 
1900  gültig  für  den  Post  verkehr  zwischen  Bayern  einerseits,  dem 
Reichspostgebiet  und  Württemberg  andererseits.  —  Das  Tele- 
graphen wegegesetz  vom  18.  Dezember  1899  ist  ausgeführt  worden 
durch  die  Bekanntmachung  vom  11.  April  1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  398). 
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Endlich  ist,  nra  nur  dies  zu  erwähnen,  ein  neuer  Telegraphen- 
gebührentarif  ergangen  vom  1.  April  1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  143). 

Auf  dem   Gebiete  der  Arbeiter  Versicherung  wäre  eine 
grosse  Anzahl  von  Vollzugsverordnungen  der  Unfall-  und  Invaliden- 
versicherungsgesetze zu  erwähnen.    Besonders  bemerkenswert  er- 
scheint mir  die  Bekanntmachung  über  die  In validen Versicherung 
der  Arbeiter  der  königlichen  Staatsbahnen  vom  26.  Februar 
1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  157).   Die  Arbeiter pensionskasse  der  königlich 
bayrischen  Staatsbahnen  ist  nämlich  durch  Beschluss  des  Bundesrats 
vom  1.  Februar  1900  als  besondere  Kasseneinrichtung  im  Sinne  der 
8  und  9  des  Invalidenversichernngsgesetzes  vom  18.  Juli  1899 
anerkannt  worden.  —  Andere  Bekanntmachungen  betreffen  die  Ein- 
fuhrung der  Verkehrsordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands, den  Erlass  einer  Eisenbahnbetriebsordnung  (G.  u.  V.- 
Bl.  1899,  S.  442),  während  das  Beamtenrecht  vertreten  ist  durch 
2  bemerkenswerte  Verordnungen.    Die  eine  vom  7.  Dezember  1899 
betrifft  Sicherungsmassregeln  beim  Tode  eines  Beamten. 
Die  Behörde,  welcher  der  Verstorbene  angehört  hat,  oder  die  Auf- 
sichtsbehörde hat  für  die  Sicherstellung  der  Gelder  und  sonstigen 
Sachen,  die  der  Verstorbene  in  Verwahrung  gehabt  hat,  Sorge  zu 
tragen,  soweit  ein  Bedürfnis  besteht.   Die  Behörde  kann  insbesondere 
die  Anlegung  von  Siegeln  anordnen.  Für  den  Fall  des  Todes  eines 
Ministers  steht  es  dem  Landesherm  zu,  das  Erforderliche  anzuordnen. 
Diese  Bestimmung  erinnert  an  die  Tatsache,  das«  nach  dem  Tode 
des  ersten  Reichskanzlers  die  Frage  auftauchte,  ob  sein  Nachlass 
amtlich  versiegelt  werden  sollte.    Man  hat  bekanntlich  hiervon  mit 
Rücksicht  auf  die  welthistorische  Persönlichkeit  Abstand  genommen, 
während  man  im  Auslande  nicht  so  glimpflich  umging,  wie  z.  B. 
die  Ereignisse  hinsichtlich  des  Nachlasses  von  Ckispi  beweisen.  — 
Die  weitere  Verordnung,  die  unserer  Aufmerksamkeit  wert  ist,  be- 
trifft besondere  Wohnungen   für  Beamte,  Bedienstete  und 
Arbeiter  der  Staatseisenbahnen  vom  31.  Mai  1900  (G.  u.  V.- 
Bl.  S.  463).    Zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  wird  der 
bayrischen  Staatsregierung  hierdurch  der  Betrag  von  6000000  Mk. 
zur  Verfügung  gestellt  —  gewiss  ein  nachahmenswertes  Beispiel.  — 
Auf  dem  Gebiete  des  Steuerrechts  war  Bayern  während  der  Be- 
richtsjahre besonders  tätig.     Es  sind  erlassen  worden  ein  Ein- 
kommensteuergesetz, ein  Gesetz  über  die  Kapitalrentensteuer 
Jahrbuch  der  iuternat.  Vereinigung  »i.  u.  7.  Bd.  48 
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(Beilage  zum  Landtagsabschied  S.  259)  und  ein  Gewerbesteuer- 
gesetz (daselbst  S.  275),  und  endlich  ist  das  Gesetz  über  die 
Erbschaftssteuer  neu  redigiert  worden  (G.  u.  V.-Bl.  1899,  S.  889». 
Zu  den  erstgenannten  drei  Gesetzen  sind  auch  sehr  bemerkenswerte 
Ausfuhrungsbestimmungen  ergangen.  Auch  das  Gesetz  betreffend 
die  Ablösung  der  Steuer-,  Umlage-  und  Zollfreiheit  der 
Standesherrn  (Beilage  zum  Landtagsabschied  S.  225)  gehört  iu 
diesen  Kähmen.  Die  königliche  Verordnung,  die  die  Bildung,  das 
Verfahren  und  den  Geschäftsgang  der  Oberberufskommission  für 
Steuersachen  behandelt  (G.  u.  V.-Bl.  1900,  S.  1414)  möge  in  dieser 
Beziehung  den  Beschluss  bilden. 

Weiterhin  ist  ein  Ausführungsgesetz  ergangen  zu  den 
Reichsmilitärjustizgesetzen  vom  1.  Dezember  1898  und  9.  März 
1899  (G.  u.  V.-Bl.  1900,  S.  705).  Ein  teilweise  neues  Berggesetz, 
das  mit  Bücksicht  auf  die  Bestrebungen  zur  Herstellung  eines  Reichs- 
berggesetzes kennzeichnend  ist,  ist  ebenfalls  für  Bayern  zu  ver- 
zeichnen. Es  gilt  nach  der  Bekanntmachung  vom  20.  Juli  1900 
und  ist  ebenso  eingehend  wie  klar  abgefasst  und  hat  auch  die  Ver- 
ordnung vom  HO.  Juli  1900  über  die  Organisation  und  den  Wirkungs- 
kreis der  Bergbehörden  nach  sich  gezogen  (G.  u.  V.-Bl.  1900, 
S.  775  ff.,  839  ff.). 

Sehr  viel  ist  die  Rede  jetzt  in  der  Literatur  von  dem  Ver- 
waltnngsstrafrecht.  Es  trifft  sich  gut,  darauf  hinweisen  zu 
können,  was  manchem  leider  unbekanut  ist,  dass  Bayern  ein  be- 
sonderes Polizeistrafgesetzbuch  vom  26.  Dezember  1871  be- 
sitzt. Es  ist  durch  ein  Gesetz  vom  22.  Juni  1900  (G.  u.  V.-Bl. 
S.  483)  in  wenigen  Punkten  abgeändert  worden.  —  Ebenso  hat  es 
weiterhin  den  Anschein,  als  wenn  sich  die  Versicherungswissen- 
schaft, sowohl  die  privatrechtliche,  als  die  öffentlich-rechtliche,  einer 
immer  grösseren  Ausdehnung  und  Berücksichtigung  zu  erfreuen  hätte, 
wie  aucli  die  Ende  1902  erfolgte  Begründung  eines  Vereins  für  Ver- 
sicherungswissenschaft bezeugt.  In  Bayern  ist  ein  sehr  interessantes 
Gesetz  betreffend  die  Pferdeversicherungsanstalt  vom  15.  April  1900 
erlassen  worden.  —  Es  sei  noch  erwähnt  die  königliche  Verordnung, 
welche  die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Bauordnungen  be- 
trifft (G.  u.  V.-Bl.  1900,  S.  217).  Abgeändert  sind  insbesondere  Be- 
stimmungen der  allgemeinen  Bauordnung  vom  31.  Juli  1890  für  die 
Landesteile  rechts  des  Rheines  und  die  Münchener  Bauordnung  vom 
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29.  Juli  1895.  —  Endlich  ist  die  Schulordnung  für  die  Industrie- 
schulen im  Königreich  Bayern  vom  29.  Juli  1900  (G.  u.  V.-Bl. 
S.  1023)  allen  Regierungsinstanzen,  insbesondere  in  Preussen,  zur 
Nachachtung  zu  empfehlen. 

III.  Sachsen. 

1.  Auch  in  diesem  Staate  nehmen  die  Ausführungsver- 
ordnungen zu  den  neuen  bürgerlichen  Gesetzen  den  grössten  Raum 
ein,  so  die  Verordnung  zur  Ausführung  des  B.  G.-B.  mit  dem  zu 
dessen  Ein-  und  Ausführung  ergangenen  Gesetze  vom  6.  Juli  1899 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  203).  In  nachahmenswerter  Weise  sind  hier  be- 
sonders an  den  Marginalien  der  einzelnen  Seiten  die  Inhaltsangaben 
der  einzelnen  Paragraphen  bezeichnet.  Sodann  ist  ergangen  die 
Verordnung  zur  Ausführung  einiger  mit  dem  B.  G.-B.  zusammen- 
hängender Reichsgesetze  vom  24.  Juli  1899  (J.-M.-Bl.  S.  217  ff.), 
die  im  1.  Abschnitt  allgemeine  Vorschriften  enthält  über  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  im  2.  über  Vormundschafts-, 
Nachlass-  und  Testamentssachen,  im  3.  über  Grundbuchsachen,  im  4. 
über  Handelssachen,  Schiffsregister,  Vereins-  und  Güterrechtsregister, 
im  5.  über  öffentliche  Urkunden,  im  6.  über  das  Notariat,  im  7.  über 
, Ortsgerichtspersonen",  im  8.  endlich  über  die  Hinterlegung.  Auch 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Angelegenheiten  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  und  das  Hinterlegungswesen  sind  ausgeführt 
durch  Verordnung  vom  25.  Juli  1899  (G.  u.  V.-Bl.  S.  246  ff.).  Weiter 
stellt  ein  selbständiges  und  originales  Gesetzeswerk  dar  die  Ver- 
ordnung zur  Ausführung  der  Grundbuchordnung  vom  26.  Juli 
1899  (G.  u.  V.-Bl.  S.  261  ff.).  Die  nach  Einführung  des  B.  G.-B. 
in  Kraft  tretenden  Vorschriften  über  uneheliche  Kinder  ent- 
hält die  Verordnung  vom  11.  Dezember  1899  (G.  u.  V.-Bl.  S.  66(5), 
während  die  Anlegung  von  Mündelgeld  Gegenstand  eines  besonderen 
Gesetzes  vom  22.  Dezember  1899  (G.  n.  V.-Bl.  S.  619)  geworden  ist. 
Die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  über  die  Beurkundung  des  Per- 
sonenstandes und  die  Eheschliessung  in  der  vom  1.  Januar  1900 
geltenden  Fassung  übernimmt  die  Verordnung  vom  12.  Juli  1899 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  159). 

Zur  Ausführung  des  Handelsgesetzbuchs  ist  die  Ver- 
ordnung vom  10.  November  1H99  ergangen,  die  verständigerweise 
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sich  auch  auf  Vorschriften  des  Binnenschifffahrtsgesetzes  und 
des  Flössereigesetzes  erstreckt  (G.  u.  V.-Bl.  S.  562  ff.). 

Die  Zivilprozessordnung  und  die  Konknrsordnuug  sind 
ausgeführt  durch  die  Verordnung  vom  20.  November  1890  (G.  u. 
V.-Bl.  8.  583),  nicht  minder  aber  durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni 
1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  322  ff.).  Die  Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliche  Vermögen  ist  in  der  Verordnung  vom  5.  Dezember 

1899  geregelt  (G.  u.  V.-Bl.  S.  589),  vor  allem  aber  in  dem  Gesetze 
vom  18.  Juni  1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  312),  während  zur  Ausführung 
dieser  gesetzlichen  Vorschriften  die  Verordnung  vom  19.  Juni  1900 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  319  ff.)  bestimmt  war.  Mit  den  vorgenannten  Staaten, 
Preussen  und  Bayern,  hat  auch  Sachsen  gemeinsam,  dass  in  den  Be- 
richtsjahren erlassen  worden  sind  Verordnungen  über  das  Register- 
wesen bei  den  Amtsgerichten  vom  8.  November  1899  (G.  u.  V.-Bl. 
S.  515  ff.),  ferner  das  Gesetz  über  die  Gerichtskosten  vom  21.  Juni 

1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  327  ff.)  und  endlich  die  Kostenordnung  für 
Rechtsanwälte  und  Notare  vom  22.  Juni  1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  364). 

2.  Gerichtsverfassung  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
betreffen  dann  das  Ausführungsgesetz  zum  §  126  des  Reichsgesetzes 
über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  11.  No- 
vember 1899  (G.  u.  V.-Bl.  S.  564),  sowie  die  Verordnung  zur  Aus- 
führung der  Gesetze  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit und  das  Hinterlegungswesen  vom  16.  Juni  1900  (G.  u. 
V.-Bl.  S.  299),  die  ein  in  jeder  Beziehung  wertvolles  und  sorgfältiges 
legislatorisches  Stück  darstellt.  Endlich  sei  in  diesem  Rahmen  noch 
erwähnt  die  Verordnung  zur  Ausführung  des  §  112  des  Gerich ts- 
verfassnngsgesetzes  vom  13.  November  1899  (G.  u.  V.-Bl.  S.  566). 

3.  An  das  Gefängniswesen  erinnert  die  Verordnung  vom 
14.  September  1899,  die  die  Vollstreckung  von  Gefängnisstrafen  an 
Personen  weiblichen  Geschlechtes  betrifft. 

4.  Am  reichsten  ist  auch  hier  das  Verwaltungsrecht  ver- 
treten. Gedenkt  man  vorerst  der  Verordnung  zur  Ausführung  des 
Invalidenversicherungsgesetzes  vom  30.  November  1899  (G.  u.  V.-Bl. 
S.  599),  so  ist  als  gleichwertig  anzuschliessen  die  Ausführungsver- 
ordnung zu  dem  Telegraphen wegegesetz  vom  15.  Februar  1900 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  22).  Besonders  bemerkenswert  ist  aber  dann  das 
allgemeine  Baugosetz  für  das  Königreich  Sachsen  vom  1.  Juli 
1900  «i.  u.  V.-Bl.  S.  3*1).    In  dieser  Beziehung  ist  Sachsen  auch 
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Preusseu  voran,  weil  es  in  Preussen  an  einem  allgemeinen  Baugesetze 
leider  noch  fehlt.  Dieses  Gesetz  kann  uns  auch  lehren,  wie  wir 
auch  bei  Beachtung  der  örtlichen  Besonderheiten  zu  allgemeinen 
Vorschriften  hinsichtlich  des  Baurechts  immerhin  gelangen  könnten. 

Das  Schulrecht  ist  durch  mehrere  gesetzgeberische  Akte 
vertreten,  so  durch  das  Gesetz  vom  26.  Februar  1900,  welches  die 
Gehaltsverhältnisse  der  Lehrer  an  den  Volksschulen  und 
die  Alterszu lagen  betrifft  (G.  u.  V.-Bl.  S.  42),  während  die 
Prüfungsordnung  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den 
Volksschulen  vom  8.  März  1900  datiert  (daselbst  S.  47).  Die 
Ausführung  jenes  Gebaltsgesetzes  ist  erfolgt  durch  Verordnung  vom 
26.  März  1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  90).  Die  Ordnung  der  Prüfung  für 
das  höhere  Schulamt  ist  auch  etwas  abgeändert  am  19.  Juli  1899 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  127).  Endlich  interessiert  aus  dem  Schulrechte  die 
Bekanntmachung,  welche  den  Erwerb  der  Titel  Doktoringenieur 
und  Diplomingenieur  vom  12.  Januar  1900  (G.  n.  V.-Bl.  S.  5) 
betrifft.  Die  technische  Hochschule  in  Dresden  erhält  damit  das 
Recht  eingeräumt,  1.  denjenigen,  die  die  vorgeschriebenen  Probe- 
leistungen erfüllen,  2.  Männern,  die  sich  um  die  Förderung  der 
technischen  Wissenschaften  hervorragende  Verdienste  erworben  haben, 
ehrenhalber  den  Titel  Doktoringenieur  zu  verleihen.  Die  Promotions- 
ordnung steht  aber  nach  dieser  Bekanntmachung  noch  aus.  Ferner 
wird  verordnet,  dass  diejenigen,  die  an  der  Dresdener  technischen 
Hochschule  die  vorgeschriebene  Diplomprüfung  vollständig  bestanden 
haben,  den  Titel  Diplomingenieur  zu  führen  berechtigt  sind,  und 
weiter,  dass  alle  die,  die  an  einer  technischen  Hochschule  im  Deutschen 
Reiche  den  Titel  Doktoringenieur  oder  Diplomingenieur  ordnungs- 
mässig  erworben  haben,  zur  Führung  dieser  Titel  auch  im  König- 
reich Sachsen  befugt  sind.  Dagegen  bedürfen  diejenigen,  die  die 
gedachten  oder  ähnliche  Titel  an  einer  technischen  Hochschule  ausser- 
halb des  Deutschen  Reiches  erworben  haben,  zur  Führung  dieser 
Titel  einer  besonderen  Genehmigung. 

Als  die  bedeutendste  gesetzgeberische  Handlung  aber  ist  zu 
betrachten  dasjenige  Gesetz,  durch  welches  auch  Sachsen  die  Ver- 
waltnngsrechtspflege  im  Sinne  des  modernen  Rechtsstaates  geordnet 
hat.  Es  ist  das  das  Gesetz  über  die  Verwaltnngsrechtspflege 
vom  19.  Juli  1900  (G.  u.  V.B1.  S.  486).  Wir  müssen  uns  mit 
diesem  wichtigen  Gesetze  etwas  naher  beschäftigen,  wobei  es  leider 
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im  Rahmen  dieses  Berichts  nicht  angängig  ist,  einen  Vergleich  mit 
den  anderen,  insbesondere  preussischen  Gesetzen  über  die  Verwaltungs- 
rechtspflege vorzunehmen.  Zuerst  wird  von  den  Verwaltungsgerichten 
gehandelt,  von  denen  die  Verwaltungsrechtspflege  ausgeübt  wird. 
Die  ihnen  gesetzlich  zugewiesenen  Verwaltungssachen,  die  sogenannten 
Verwaltungsstreitsachen,  gehören  vor  die  Verwaltungsgerichte.  Die 
Gerichte  fassen  ihre  Beschlüsse  mit  Stimmenmehrheit,  nur  bei  Plenar- 
beschlüssen müssen  wenigstens  zwei  Dritteile  aller  Mitglieder  an  der 
Beratung  und  Abstimmung  teilnehmen,  bei  Stimmengleichheit  ent- 
scheidet die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Bilden  sich  bei  der  Entscheidung 
über  die  Höhe  einer  Summe  oder  Haftstrafe  mehrere  Meinungen,  von 
denen  keine  die  Mehrheit  für  sich  hat,  so  werden  die  für  die  höchste 
Summe  oder  Haftstrafe  abgegebenen  Stimmen  den  für  die  nächst  ge- 
ringere abgegebenen  so  lange  zugerechnet,  bis  sich  eine  Mehrheit 
ergibt.  Das  Oberverwaltungsgericht  hat  seinen  Sitz  in  Dresden. 
Es  wird  mit  einem  Präsidenten  und  der  erforderlichen  Zahl  von 
Senatspräsidenten  und  Räten  besetzt.  Die  Mitglieder  des  Oberver- 
waltungsgerichts ernennt  der  König  auf  Lebenszeit  auf  Vorschlag 
des  Gesamtministeriums.  Sie  müssen  zum  Richteramt  oder  zum 
höheren  Vewaltungsdienste  befähigt  sein.  Interessant  ist  die  besondere 
Bestimmung,  dass  das  Oberverwaltungsgericht  bei  der  Besetzung 
einer  Ratsstelle  mit  seinem  Gutachten  zu  hören  ist.  Die  Stelle  eines 
Mitglieds  darf  nicht  als  Nebenamt  verliehen  werden,  nur  während 
der  ersten  2  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  kann  der  4.  Teil 
der  Räte  des  Oberverwaltungsgerichts  seine  Steile  als  Nebenamt  be- 
kleiden. Diese  Mitglieder  des  Oberverwaltungsgerichts  werden  nicht 
auf  Lebenszeit  ernannt.  Die  Mitglieder  des  Obel  verwaltungsgerichts 
unterliegon  keinem  Disziplinarverfahren,  nur  ist  das  Gesetz  über 
das  Dienstverhältnis  der  Richter  vom  20.  März  1880  anwendbar. 
Zu  entscheiden  hat  das  Plenum  des  Oberverwaltungsgerichts  auf 
Antrag  eines  Beauftragten  des  Gesamtministeriums.  Eigenartig  ist 
dann,  dass  für  das  Verfahren  zur  Vorbereitung  dieser  Entscheidung 
eingehende  Vorschriften  gegeben  sind.  Auch  der  Vertreter  des 
öffentlichen  Interesses  kommt  in  diesem  Gesetze  vor,  ohne  dass  der 
Begriff  des  öffentlichen  Interesses  hier  wie  anderwärts  festgelegt 
würde.  Wenn  ein  Senat  in  einer  Rechtsfrage  von  einer  früheren 
Entscheidung  eines  anderen  Senats  oder  des  Präsidiums  abweichen 
will,  so  ist  darüber  eine  Entscheidung  des  Präsidiums  einzuholen, 
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die  ohne  vorhergehende  mündliche  Verhandlung  getroffen  wird.  Eigen- 
artig ist,  dass  dem  beteiligten  Ministerium  vorher  Gelegenheit  ge- 
geben ißt,  seine  Meinung  schriftlich  zu  äussern  —  ein  nicht  unbedenk- 
liches Verfahren.  Weitere  Bestimmungen  betreifen  den  Ausschluss 
und  die  Ablehnung  der  Richter,  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
gerichte, in  denen  wohl  der  Einfluss  des  preussischen  Landesver- 
waltungsgesetzes zu  vermerken  ist.  Besonders  aufgeführt  -sind  im 
§  21  in  9  Nummern  und  Unternummern  diejenigen  Parteistreitigkeiten 
des  öffentlichen  Rechts,  in  denen  die  Kreishauptmannschaften  als 
Verwaltungsgerichte  erster  Instanz  zu  entscheiden  haben.  Das  Ober- 
verwaltungsgericht entscheidet  1.  in  2.  Instanz  über  die  Berufung 
und  Beschwerde,  2.  in  1.  und  letzter  Instanz  über  die  Anfechtungs- 
klage, sowie  über  die  Klage,  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens. 
Ein  weiterer  Abschnitt  enthält  das  Verfahren,  das,  so  hochbedeutsam 
und  interessant  es  im  einzelnen  ist,  hier  nicht  zum  Gegenstande  der 
Betrachtung  gemacht  werden  kann.  Der  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens ist  ein  besonderes  Kapitel  gewidmet,  ebenso  den  Kompetenz- 
streitigkeiten, ein  allzu  kurzes  der  Zwangsvollstreckung,  ein  aus 
giebigeres  den  Kosten.  Schon  am  21.  Juli  1900  ist  die  Zuständig- 
keit des  Oberverwaltungsgerichts  erweitert  worden  für  Streitigkeiten 
über  die  Besteuerung  der  Wanderlager  (G.  u.  V.-Bl.  S.  514).  Über 
dieses  neue  sächsische  Gesetz  über  die  Verwaltungsrechtspflege  ist 
bereits  ein  ausgezeichneter  Kommentar  erschienen  von  Apklt,  Leipzig 
1901,  während  über  die  Verwaltungsgerichtebarkeit  im  Königreich 
Sachsen  SrnuLTZENSTEiN  schon  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  IX,  S.  307  ff. 
gehandelt  hat. 

Die  folgenden  gesetzgeberischen  Akte  der  übrigen  einzelnen 
Staaten  haben  mehr  oder  minder  gemeinsam,  dass  sie  hauptsächlich 
in  den  Berichtsjahren  Ausführnngsgesetze  und  -Verordnungen 
bringen,  die  sich  beziehen  auf  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und  seine 
Nebengesetze,  auf  Zivilpro'zessordnnng  und  Konkursordnung,  auf  das 
Telegraphenwegegesetz,  auf  das  Invalidenversicherungsgesetz  und  die 
Unfallversicherungsgesetze.  Nicht  minder  häutig  begegnen  uns  Aus- 
führungsvorschriften zu  dem  Gesetze  über  die  gemeingefährlichen 
Krankheiten  vom  30.  Juni  1900  und  zu  der  Novelle  der  Gewerbe- 
ordnung von  demselben  Datum.  Auch  das  Gerichtsvollzieherwesen, 
die  Erhebung  der  Gerichtskosten,  die  Einrichtung  des  Vereins-  und 
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Güterrechtsregisters  ist  fast  in  allen  deutschen  Einzelstaaten  neu  ge- 
regelt. Im  folgenden  wird  deshalb  von  diesen  legislatorischen  Akten 
vollständig  abgesehen  und  nur  das  einzelnen  Staaten  besonders 
Charakteristische  angeführt. 

IV.  Württemberg. 

Die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  auf  dem  Gebiete  der 
Steuern  fliesst  noch  immer  recht  reichlich.  Bekanntlich  hat  das 
Deutsche  Reich  auch  die  Befugnis  zur  Erhebung  von  direkten  Steuern, 
nicht  bloss  von  indirekten;  es  macht  jedoch  hiervon  keinen  Gebrauch. 
Einer  der  Gründe  ist,  wenn  man  die  einzelstaatlichen  neuen  und  alten 
Steuergesetze  betrachtet,  besonders  augenfällig.  Es  wäre  nämlich, 
um  eine  direkte  ßeichsstener,  sei  es  auf  das  Vermögen,  sei  e6  auf 
das  Einkommen  zu  legen,  notwendig,  alle  die  Verschiedenheiten  zu 
beseitigen,  die  in  den  einzelstaatlichen  Gesetzen  in  Bezug  auf  dieselbe 
Steuerart  vorhanden  sind.  Die  Gesetzgebung  selbst  der  beiden  Be- 
richtsjahre lehrt,  dass  wir  von  einer  einheitlichen  oder  wenigstens 
von  einheitlichen  Gesichtspunkten  ausgehenden  Steuergesetzgebung, 
die  den  einzelnen  Staaten  mehr  oder  minder  gemeinsam  wäre,  nicht 
reden  können.  Es  liegt  also  nicht  ein  materiell  gemeines  Recht 
in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  vor.  Dies  wird  zu  bedenken 
sein,  wenn  man  an  die  in  neuerer  Zeit  wieder  vielfach  betoute  und 
bald  in  Angriff  zu  nehmende  Reichsfinanzreform  herantritt.  — 
In  Württemberg  ist  am  4.  Juli  1900  ergangen  das  Gesetz  über 
weitere  Änderungen  des  Wirtschaftsabgabengesetzes  vom  9.  Juli 
1897  (Reg.-Bl.  S.  503).  Die  Abänderungen  waren  derart  erheblich, 
dass  das  ganze  Wirtschaftsabgabengesetz  neu  redigiert  werden  musste, 
und  in  dieser  Gestalt  ist  es  a.  a.  0.  S.  514  ff.  verkündet,  Von  dem- 
selben Datum  (4.  Juli  1900)  ist  auch  das  Gesetz  über  die  Bier- 
steuer (Reg.-Bl.  S.  542).  Sehr  interessant  sind  dabei  die  Kontroll- 
bestimmungen, wie  auch  über  die  Stellvertreter  der  Kontrollpflichtigen 
Wichtiges  bestimmt  ist.  Das  Gesetz  bedeutet  gleichzeitig  einen  Aus- 
bau des  Zollstrafrechts. 

Das  Gesetz  betreffend  Abänderungen  des  Ausführungsgesetzes 
zu  dem  Reichsgesetz  über  die  Presse  vom  24.  Januar  1900  ist  zwar 
nicht  bedeutend,  erweckt  aber  doch  besonders  im  Zusammenhang  mit 
den  Bemühungen  wegen  des  sogenannten  fliegenden  Gerichtsstandes 
einiges  Interesse.   Bemerkenswert  ist  ferner  eine  Waldfeuerlösch- 
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Ordnung  vom  4.  Juli  1900.  Insbesondere  sind  danach  die  Ge- 
meinden verpflichtet,  bei  einem  Waldbrande  sowohl  innerhalb  ihres 
eigenen  Bezirks,  als  innerhalb  des  Bezirks  von  Nachbargemeinden, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Grenze  des  Oberamtsbezirks  mit  Mannschaft 
und  den  erforderlichen  Werkzeugen,  Äxten,  Sagen,  Schaufeln  und 
Rechen  Hilfe  zu  leisten.  Dagegen  sind  die  Mitglieder  der  Feuerwehr 
verpflichtet,  den  Löschdienst  bei  Waldbränden  zu  übernehmen.  Die 
Vorschriften  werden  dann  äusserst  detailliert. 

Am  30.  Juli  1899  (Reg.-Bl.  S.  579)  ist  ein  Gesetz,  betreffend 
die  Handelskammern,  ergangen;  die  königliche  Verordnung  vom 
22.  März  1«M>0  (Reg.-Bl.  S.  249)  betrifft  die  Errichtung  der  Handels- 
kammern auf  Grund  dieses  Gesetzes,  während  zu  seiner  Vollziehung 
eine  besondere  und  ausführliche  Verfügung  des  Ministers  des  Innern 
vom  28.  März  1900  zu  verzeichnen  ist  (Keg.-Bl.  S.  303). 

Endlich  ist  hier  das  Schul  recht,  das  ebenfalls  der  Ver- 
waltung der  einzelnen  Staaten  verblieben  ist,  zu  erwähnen.  Die 
erste  und  zweite  Dienstprüfung  der  Volksschullehrerinnen 
wird  am  4.  Januar  1900  geregelt  (Reg.-Bl.  S.  27).  Am  selben  Tage 
werden  Vorschriften  erlassen  für  die  dem  evangelisch-theo- 
logischen Seminar  in  Tübingen  angehörigen  Studierenden  der 
Philologie  und  der  realistischen  Fächer  (Reg.-Bl.  S.  34).  Es  kommt 
darin  eine  besonders  weit  ausschauende  Unterrichtspolitik  zum  Aus- 
druck, die  zu  der  weiteren  Blüte  des  durch  ganz  Deutschland  be- 
rühmten Instituts  beitragen  kann.  —  Wenn  die  Volksschullehrer 
den  Schulkonferenzen  beiwohnen,  so  wird  eine  Entschädigung  für  sie 
gewährt  nach  der  Verfügung  vom  10.  Januar  1900  (Reg.-Bl.  S.  47).  — 
Die  Dienstprüfung  der  Kandidaten  für  Präzeptors-  und  Reallehrer- 
stellen wird  am  9.  Juli  1900  (Reg.-Bl.  S.  488  ff.)  geregelt. 

Der  technischen  Hochschule  in  Stuttgart  wird  am  25.  Februar 
desselben  Jahres  das  Recht  verliehen,  nach  Massgabe  der  am  7.  August 
1900  erlassenen  Promotionsordnung:  1.  auf  Grund  der  Diplomprüfung 
den  Grad  eines  Diplomingenieurs  zu  erteilen,  2.  Diplomingenieure 
auf  Grund  einer  weiteren  Prüfung  zu  Doktoringenieuren  zu 
promovieren  und  endlich  die  Würde  eines  Doktoringenieurs  auch 
Ehren  halber  als  seltene  Auszeichnung  an  Männer,  die  sich  um  die 
Förderung  der  technischen  Wissenschaften  hervorragende  Verdienste 
erworben  haben,  zu  verleihen. 
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V.  Baden. 

Auch  hier  fesselt  uns  zunächst  das  Steuerrecht.  Das  Ge- 
setz über  die  Einkommen-,  Gewerbe-,  Wandergewerbe-  und 
Kapitalreutensteuer  wird  abgeändert  am  9.  August  li>00  (G.  u. 
V.-Bl.  S.  877).  Auch  hier  sind  die  Abänderungen  so  einschneidend, 
dass  der  Wortlaut  des  Einkommensteuergesetzes  in  neuer  Fassung 
am  20.  September  1900  bekannt  gemacht  wird  (G.  u.  V.-Bl.  S.  991). 

In  das  Agrarrecht  weist  uns  die  Verordnung  über  die  ge- 
schlossenen Hofgüter  vom  5.  Juni  1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  791).  - 
Die  Verordnung  vom  12.  Februar  1900  ordnet  in  eigenartiger  Weise 
die  Zustellungen  im  verwaltungsgerichtlichen  Verfahren  und  in  Ver- 
waltnngssachen  (Reg.-  u.  V.-Bl.  S.  423). 

VI.  Grossherzogtum  Hessen. 

Die  Gesetzgebungsarbeit  dieses  Landes  ist  in  den  Berichts- 
jahren auffallend  reichhaltig.  Es  ist  hier  in  neuer  Gestalt  ein  Ge- 
setz über  die  allgemeine  Einkommensteuer  erlasseu  am  12.  August 
1899  (Keg.-Bl.  S.  462  ff.),  ein  solches  vom  selben  Datum  über  die 
Vermögenssteuer  (Reg.-Bl.  S.  499),  über  die  Erbschafts-  und 
Schenknngssteuer  (Reg.-Bl.  S.  525),  über  die  Hundesteuer  (da- 
selbst S.  523). 

Ganz  besonders  modern  muten  uns  aber  folgende  Gesetze  an: 
Das  über  die  Feuerbestattung  ist  vom  19.  August  1899  (Reg.-Bl. 
S.  590).  Danach  ist  unter  Beobachtung  der  eingehenden  Vorschriften 
die  Feuerbestattung  in  solchen  Anstalten  zugelassen,  die  auf  Grund 
ortsstatutarischer  Bestimmungen  errichtet  und  geleitet  werden.  Die 
Feuerbestattung  darf  nur  erfolgen,  wenn  sie  von  dem  Verstorbenen 
angeordnet  und  von  der  Ortspolizeibehörde  des  Bestattungsortes 
schriftlich  genehmigt  worden  ist.  Ferner  die  Verordnung  über 
die  Fahrräder  und  Automobile  vom  10.  Oktober  1899  (Reg.-Bl. 
S.  625).  Besonders  schmerzlich  ist  hier  die  Abgabe,  die  bei  Fahr- 
rädern jährlich  5  Mk.,  bei  Automobilen  5—50  Mk.  beträgt.  Immer- 
hin sind  von  der  Abgabe  befreit  eine  ganze  Anzahl  von  Personen- 
kategorien, besonders  aber  Lohnarbeiter,  die  das  Fahrzeug  als 
Transportmittel  zur  Arbeitsstelle,  und  Gewerbetreibende,  welche 
das  Fahrrad  bei  Ausübung  ihres  Gewerbes  benutzen,  sofern  ihr  jähr- 
liches Einkommen  den  Betrag  von  1500  Mk.  nicht  erreicht.  —  Eine 
besondere  Bekanntmachung  des  Ministers  des  Innern  betrifft  die  Zu- 
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lassung  von  Frauen  an  der  Landesuniversität  Giessen  vom 
1.  März  1900.  Jene  können  nur  als  Hospitantinnen  aufgenommen 
werden.  Über  die  Aufnahme  entscheidet  der  Rektor  nach  Prüfung 
der  beizulegenden  Urkunden.  Sie  erhalten  einen  Aufnahmeschein 
für  ein  Semester,  der  aber  verlängert  werden  kann.  Für  bestimmte 
Vorlesungen  kann  der  Rektor  auf  Antrag  eines  Dozenten  diesem  die 
allgemeine  Ermächtigung  zur  Zulassung  von  Frauen  erteilen.  An 
der  Landesnniversität  sind  also  allgemein  Frauen  zum  Studium  nicht 
zugelassen. 

VII. — IX.  Aus  Mecklenburg  -  Schwerin,  Sachsen- 
Weimar  und  Mecklenburg-Strelilz  ist  nichts  bemerkenswertes 
ausser  jenen  gedachten  Ansführnngsvorschriften  zu  berichten. 

X.  In  Oldenburg  ist  das  Gesetz  betreffend  die  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  15.  März  1870  über  die  Gebühren  in  Ver- 
waltnngssachen  bemerkenswert  (vom  24.  März  1899,  Ges.-Bl. 
S.  309),  dann  das  Gesetz  über  das  Grund  erbenrecht  vom  19.  April 
1899  (Ges.-Bl.  S.  391).  Jede  behauste,  landwirtschaftliche  oder  forst- 
wirtschaftliche Besitzung,  die  einen  Flächeninhalt  von  mindestens 
einem  Hektar  oder  einen  Grundsteuerreinertrag  von  mindestens  jähr- 
lich 15.  Mk.  hat,  kann  durch  Verfügung  des  Eigentümers  die  Eigen- 
schaft einer  Grunderbstelle  erhalten.  Das  Grnnderbrecht  besteht 
darin,  dass  der  Grunderbe  das  Alleineigentum  der  Grunderbstelle 
in  seinem  Erbteil  erwirbt  gegen  die  Verpflichtung,  den  Wert  der- 
selben zur  Erbteilungsma88e  einznschiessen,  und  dass  er  aus  der  Erb- 
teilung als  Voraus  empfängt  in  gewissen  Teilen  Oldenburgs  15%, 
in  anderen  40%  des  schuldenfreien  Wertes  der  Grunderbstelle.  — 
Etwas  verspätet  erscheint  auch  das  Gesetz  über  das  nutzbare 
Eigentum  an  Grundstücken  vom  25.  April  1899  (Ges.-Bl.  S.  400). 
Erst  dadurch  wird  das  Eigentumsrecht  des  Obereigentümers  bei  dem 
sogenannten  nutzbaren  Eigentum  (des  Erbpächters,  Grund  verheuerers 
etc.)  ohne  Entschädigung  aufgehoben.  Der  Erbpächter,  Grundheuer- 
mann etc.  erlangen  lediglich  auf  Grund  dieses  Gesetzes  das  volle 
Eigentum,  ferner  können  Grundstücke  nicht  in  Erbpacht  gegeben 
werden.  —  Eine  Gesindeordnung  für  das  Grossherzogtnm  Olden- 
burg vom  15.  Mai  1899  scheint  in  dankenswerter  Weise  etwas 
moderneren  Auffassungen  über  das  Dienstverhältnis  Rechnung  zu 
tragen  (Ges.-S.  S.  4*5). 
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Zur  Förderung  der  Land-  und  Forstwirtschaft  auf  technischem 
und  wirtschaftlichem  Gebiete  wird  als  Zentralorgan  des  landwirt- 
schaftlichen Vereinswesens  und  als  Beirat  des  Staatsministeriums  in 
den  Angelegenheiten  der  landwirtschaftlichen  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung eine  Land wirtschaftskammer  gebildet,  und  zwar  nach 
dem  Gesetze  vom  25.  Januar  1900  (Ges.-S.  S.  81).  Auch  die  Wege- 
ordnung für  das  Herzogtum  wird  abgeändert  durch  Gesetz  vom 
7.  Februar  1900;  eine  Handelskammer  wird  errichtet  nach  Mass- 
gabe des  Gesetzes  vom  10.  Februar  desselben  Jahres  (Ges.-S.  S.  121). 
In  das  Steuerrecht,  Sc  hui  recht  fallen  andere  legislatorische 
Akte.  Auch  für  die  Gehaltsverhältnisse  der  Zivilbeamten  ist  eine 
Änderung  in  günstigem  Sinne  getroffen. 

XI.  Braunschweig. 

In  diesem  Lande  ist  eine  Ergänzung  der  Städteordnung 
durch  Gesetz  vom  6.  Januar  1890  (G.  u.  V.-Samml.  S.  1)  hinsichtlich 
der  Wahl  der  Stadtverordneten  getroffen.  Das  Gesetz  betreffend  die 
Bestrafung  der  Polizeiübertretungen  vom  23.  März  1890  stellt 
eine  ganze  Kodifikation  des  Polizeistrafreehts  in  diesem  Staate  dar 
(Ii.  u.  V.-Samml.  S.  219).  Auch  das  Gesetz  über  die  Bauordnung 
für  das  Herzogtum  Braunschweig  ist  ein  sorgfältiges  kodiflkatorisches 
Werk  (G.  u.  V.-Samml.  S.  5f>t>  ff.).  Auch  hier  sind  eine  Anzahl 
von  Steiiergesetzen.  bezw.  Abänderungen  von  solchen  ergangen. 

XII. — XIV.  Nichts  bemerkenswertes  ist  zu  berichten  von 
Sachsen -Meiningen,  Sachsen- AHenhurg  und  Sachsen- 
Koburg-Gotha. 

XV.  In  Anhalt  ist  unter  anderem  ergangen  ein  Gesetz  be- 
treffend das  Pfand  1  eilige  werbe  vom  2.  April  1899  (Ges.-S.  S.  15) 
und  eine  Gesindeordnung  vom  25.  Mai  1899  (Ges.-S.  S.  153). 

XVI.  — XXI.  In  den  übrigen  Staaten,  das  ist  in  Schwarz- 
hurg-Rudolstadt,  Schwarzburg-Sondershausen,  Waldeck, 
in  den  beiden  Reuss,  in  den  beiden  Lippe  und  den  3 
freien  Hansastaaten,  ist  kein  gesetzgeberischer  produktiver  Ge- 
danke, der  von  allgemeinem  Interesse  wäre,  festzustellen.  — 

Überblickt  man  hier  die  gesetzgeberische  Arbeit  der  Berichts- 
jahre, so  findet  man  bestätigt,  was  ich  in  meinem  vorjährigen  Be- 
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richte  beobachtet  zu  haben  glaubte,  dass  eine  steigende  Tendenz 
zur  Vereinheitlichung  des  Rechtes  sich  bemerkbar  macht. 
Allein  man  mnss  hier  doch  etwas  unterscheiden.  Wo  es  sich  um 
solche  Angelegenheiten  handelt,  die  nicht  nur  zur  Zuständigkeit 
der  Reichsgesetzgebung  gehören,  sondern  auch  von  dieser  geregelt 
worden  sind,  da  ist  auch  die  Ausführung  bei  den  einzelnen  Staaten 
eine  mehr  oder  minder  gleichmässige,  abgesehen  von  den  Besonder- 
heiten und  spezifischen  Eigentümlichkeiten  eines  Einzelstaates.  Die 
Berücksichtigung  der  letzteren  ist  auch  von  einem  unitaristischen 
Standpunkte  ans  jedenfalls  zu  billigen.  Wir  erhalten  deshalb  auf 
diesen  gedachten  Gebieten  über  kurz  oder  lang  ein  materiell  über- 
einstimmendes Recht.  Anders  verhält  es  sich  aber  mit  denjenigen 
Materien,  die  den  Einzelstaaten  zur  selbständigen  Kompetenz 
überlassen  blieben  und  die  in  ihrem  Souveränitätsrechte  wurzeln. 
Besonders  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  findet  eine,  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  natürliche,  begreifliche  Verschiedenheit  Platz, 
die  die  Einheitlichkeit  der  Verwaltnngsgesetzgebung  in 
Deutschland  ausserordentlich  gefährdet.  Von  dem  Steuer- 
rechte  war  schon  die  Rede,  aber  auch  auf  anderen  Gebieten,  wie  auf 
dem  des  Bearotenrechts,  der  Besoldungsverhältnisse  der  Staatsbeamten, 
auf  dem  des  Städterechts,  des  Schulrechts,  ja  des  Verwaltungsstreit- 
verfahrens, sind  von  einander  grundsätzlich  abweichende  und  der  Sub- 
snmmierung  unter  einheitliche  Grundsätze  spottende,  legislatorische 
Akte  zu  verzeichnen.  Nicht  minder  bedauerlich,  als  dies,  ist  die 
Verschiedenheit  in  der  Gesetzgebung  hinsichtlich  der  im  Einführungs- 
gesetze des  B.  G.-B.  vorbehaltenen  Materien.  Hier  hat  der  Parti- 
knlarismus  freie  Bahn,  und  man  kann  nicht  sagen,  dass  er  sich  in 
löblicher  Weise  beschränkt.  Wie  die  Erfahrung  lehrt,  hat  die 
politische  Selbständigkeit  der  einzelnen  Staaten  durch  die  Verein- 
heitlichung des  Rechts  für  das  ganze  Reich  auf  dem  Gebiete  des 
bürgerlichen  Rechts  und  des  Strafrechts,  der  Polizeiverordnungen  etc. 
in  keiner  Weise  gelitten.  Es  wird  die  Aufgabe  der  nächsten 
Jahre  und  Jahrzehnte  sein,  die  partikularistischen  Strö- 
mungen zu  überwinden,  die  sich  geltend  machen  gegen  die  Verein- 
heitlichung auch  der  übrigen  Kechtsmaterien.  Steuer-  und  Schnlreeht, 
Gesinderecht  und  Verwaltungsgerichtsbarkeit  -  warum  sollten  sie 
nicht  unter  Berücksichtigung  gewisser  Eigenheiten  deutscher  Landes- 
teile einheitlich  und  materiell  gemeinsam  sein?   Ist  doch,  von  allem 
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anderen  abgesehen,  der  Vorteil  nicht  zu  verkennen,  der  in  einer 
solchen  erweiterten  Unifizierung  liegt,  dass  nicht  nur  die  Staats- 
männer, Juristen  und  Volksvertreter  einer  einzelnen  deutschen  Land- 
schaft, sondern  alle  im  ganzen  Deutschland  mitarbeiten  können 
an  der  Schaffung  und  dem  Ausbau  gemeinsamen  Rechts.  Die  Arbeit 
vermindert  sich,  wenn  sie  nur  einmal  geleistet  zu  werden  braucht 
und  für  alle  Staaten  Bedeutung  hat;  sie  vertieft  sich,  indem  sie, 
statt  im  begrenzten  Kreise  Wirkungen  auszuüben,  die  geistige  Arbeit 
aller  Beteiligten  im  Reiche  herausfordert. 


B.  Literatur. 

Unter  Mitwirkung  des  Privatdozenten  Dr.  Stier-Somlo,  berichtet 
durch  Referendar  K.  v.  Mandt  in  Bonn. 


Einleitung. 

Der  diesmalige  Bericht  weicht  von  dem  letzten  (Band  V. 
S.  588  ff.)  dieses  Jahrbuches  darin  ab,  dass  er  sich  auf  zwei  Jahre 
erstreckt,  1899  und  1900.  Für  den  nächsten,  1904  erscheinenden 
Band,  ist  geplant,  dass  er  die  folgenden  Jahre  bis  einschliesslich 
1903  umfasse  und  dadurch  vollständig  auf  dem  laufenden  sei,  wenn 
es  nicht  gelingen  sollte,  schon  in  dem  Nachtrag  dieses  Bandes 
die  Jahre  1901—1902  zu  behandeln.  Von  den  Aufgaben,  die  in 
der  Richtung  der  Literaturberichterstattung  zu  erfüllen  sind,  sei 
die  eine  wiederholt  besonders  betont:  sie  besteht  in  der  Not- 
wendigkeit, den  Ländern  des  ganzen  Kulturkreises  ausserhalb 
Deutschlands,  soweit  die  Wirkung  des  Jahrbuches  reicht,  einen 
möglichst  ausgiebigen  Überblick  über  die  gewaltigen  Leistungen 
unserer  Rechtswissenschaft  zu  geben,  der,  mag  er  auch  nur  in  den 
Umrissen  möglich  sein,  zur  Bildung  einer  allgemeinen  Beurteilung 
und  ferner  dazu  befähigen  dürfte,  das  zum  Studium  und  etwaiger 
gesetzgeberischer  Nachahmung  geeignete  herauszufinden.  Die  Ab- 
sicht ist  dabei  vorerst  die  durchaus  uneigennützige,  den  geistigen 
Austausch  unter  den  Völkern  zu  einem  sehr  bescheidenen  Teile  zu 
unterstützen  und  den  Vorteil,  den  geistige  Arbeit  und  geistige 
Schöpfungen  haben,  über  den  Bereich  des  eigenen  Landes  hinaus 
auch  für  andere  Staaten  und  Weltteile  fruchtbar  zu  machen.  Sodann 
jedoch  wird  es  ein  nationales  Interesse  haben,  der  steigenden  Fülle 
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geistiger  Produktion  auch  der  deutschen  jede  nur  denkbare  Geltung 
wenn  auch  nur  mit  geringen  Kräften,  verschaffen  zu  helfen.  Wie 
sehr  man  Deutschlands  Wirken  auf  wissenschaftlichem  Gebiete  achtet, 
beweist  dem  Kundigen  jeder  Tag.  Die  Franzosen  sind  besonders 
in  der  Wissenschaft  des  deutschen  öffentlichen  Rechte  neuerdings 
ganz  ausserordentlich  beschlagen,  nicht  minder  die  Gelehrten  in 
Nordamerika,  während  freilich  England  aus  dem  Kreise  der 
geistig  etwas  bedeutenden  Nationen  zur  Zeit  jedenfalls  auf  dem 
Gebiete  der  Rechtswissenschaft  ganz  ausgeschaltet  ist.  Nennens- 
werte juristische  Arbeiten  werden  dort  nicht  zu  Tage  gefördert. 
Auch  das  Interesse  anderer  Staaten  für  Deutschland  ist  ausser- 
ordentlich rege.  Der  erstgenannte  Referent  erwähnt  nur  beiläufig 
eine  Tatsache,  die  ihn  selbst  jüngst  betraf.  Ein  russischer  Ge- 
lehrter und  hoher  Staatsbeamter  bat  um  die  besten  Schriften  über 
die  preussi8che  Selbstverwaltung,  damit  er  prüfen  könne,  wie  die 
Einführung  entsprechender  Institutionen  in  gewissen  Teilen  Russlands 
vorgeschlagen  werden  könnte.  Die  Beispiele  wären  leicht  zu  vermehren. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  es  sehr  zu  bedauern,  dass  eine  andere 
Aufgabe,  die  in  dem  letzten  Bericht  als  notwendig  bezeichnet  wurde, 
nämlich  die  wissenschaftliche  Zusammenfassung  und  kritische 
Bewertnng  der  juristischen  Produktion  längerer  Epochen  bisher  ihrer 
Erfüllung  nicht  nahe  geführt  worden  ist.  Dr.  Stikk-Somlu  erhoffte 
eine  grössere  Intensität  und  Ausführlichkeit,  mit  der  das  einzelne 
Werk  behandelt  werden  sollte,  zu  erreichen  und  wünschte  die  lite- 
rarische Strömung  innerhalb  der  Jurisprudenz  wie  ihr  Verhältnis 
zu  anderen  wissenschaftlichen  Strömungen  aufzeigen  zu  können.  Da 
dies  unmöglich  die  Arbeit  eines  einzelnen  Menschen  sein  kann,  war 
die  Erwartung  anf  Mitarbeit  gerichtet.  Allein  eine  solche  Hilfe  hat 
sich  nicht  gefunden.  Die  einzige,  Erfolg  verheissende  Art  einer  ge- 
planten Bearbeitung,  nämlich  die,  dass  jede  einzelne  juristische 
Disziplin  durch  erfahrene  Fachmänner  und  Spezialisten 
besorgt  werde,  Hess  sich  bis  jetzt  nicht  erreichen.  Auch  die  Mit- 
heranziehung der  Zeitschriftenliteratur  erwies  sich  aus  demselben 
Grande  diesmal  als  unausführbar.  Doch  wird  das  Ziel  dauernd  im 
Auge  behalten  werden  müssen.  Es  ergab  sich  aber  die  leidige  Not- 
wendigkeit, die  Mehrzahl  der  angeführten  Bücher  ohne  kritische 
Bemerkung  zu  lassen;  natürlich  ist  nur  dann  etwas,  wenn  auch  nur 
ganz  kurz,  sei  es  orientierend,  sei  es  kritisierend  beigefügt,  wenn 
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das  betreffende  Buch  der  Referent  durchstudiert  hatte.  ,Eine  ge- 
wisse Vollständigkeit  ist  auch  diesmal  erstrebt.  Freilich  wird,  je 
mehr  die  Entstehungszeit  der  Werke  gegenüber  der  Abfassnngszeit 
des  Berichtes  zurückliegt,  das  Unbedeutende  und  minder  Wichtige 
aus  dem  Gesichtskreise  verschwinden,  so  dass  eine  angemessene  Aus- 
wahl durchaus  berechtigt  erscheint.  Ausserdem  besitzen  wir  in  der 
fortgesetzten  Bibliographie  von  Maas  für  das  Gebiet  des  bürgerlichen 
Rechts  eine  sehr  zuverlässige  und  dankenswerte  Zusammenstellung, 
so  dass  auch  das  Übersehen  von  einzelnen  Werken  des  Zivilrechts 
von  keiner  grossen  Bedeutung  ist.  Anders  liegt  es  freilich  auf  dem 
Gebiete  aller  anderen  Disziplinen;  besonders  das  öffentliche  Recht 
besitzt  noch  keine  bibliographische,  geschweige  denn  kritische  Zu- 
sammenstellung. Hier  musste  daher  die  Stütze  einer  solchen  Vor- 
arbeit entbehrt  werden.  Bei  der  bibliographischen  Natur  des  Berichts 
eignete  sie  sich  gut  für  einen  jüngeren  Juristen,  dem  Dr.  Stier-Soul«» 
hinsichtlich  des  Aufbaues  und  der  Einzelbehandlung  zur  Seite  stand. 
Auch  hatte  er  die  Gesamtdurchsicht  vor  der  Drucklegung  besorgt. 

1.  Allgemeines.    Enzyklopädie.  Rechtsphilosophie. 
Vergleichende  Rechtswissenschaft. 

Von  Enzyklopädien  sind  in  den  Berichtsjahren  erschienen  die 
von  Gauels,  Kakl,  in  2.  Auflage  (XVI,  207  S.)  1900,  Giessen,  E. 
Roth  und  von  Merkel,  2.  Auflage  (XII,  339  S.),  1900,  Berlin,  Gutten- 
tag.  Letztere  zweifellos  tiefer  gehend  als  jene,  infolge  des  allzu 
frühen  Hinscheidens  des  Verfassers  aber  nicht  mehr  ganz  auf  der 
Höhe.  Anderer  Natur  ist  die  Enzyklopädie  von  Birkmkykk,  1900, 
Berlin,  0.  Häring  (1344  S  ),  die  die  gesamte  Rechtswissenschaft  um- 
fasst  und  Beiträge  enthält  von  Arndt,  Beknhöket  n.  a.  Besonders 
hervorgehoben  seien  das  Handels-,  See-  und  Wechselrecht  von 
H.  0.  Lehmann  und  das  Völkerrecht  von  Franz  von  Liszt,  womit 
aber  keineswegs  ein  absprechendes  Urteil  über  die  anderen  in  ihrem 
Werte  freilich  sehr  verschiedenen  Beiträge  ausgesprochen  sein  soll. 

Eine  allgemeine  Betrachtung  widmet  der  „Sittlichen  Pflicht 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuch"  Jacobi  in  der  Berliner  Festgabe  für 
Heinrich  Dehn  im;  kg,  S.  151  ff.,  1900.  Leist  hat  ..Die  Schiedssprüche 
gegen  zwingendes  Recht"  in  der  Giessener  Festgabe  für  Dkkxbi'ku, 
S.  49  ff.  erörtert,  während  an  derselben  Stelle  .Tin«;  „Von  der 
logischen  Geschlossenheit  des  Rechts",  S.  131  ff.  handelt  und  zwar 
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besonders  mit  Rücksicht  auf  die  wichtigen  Ausführungen  von  Berg- 
bohm  in  seiner  Jurisprudenz  und  Rechtsphilosophie,  1892.  Auch 
Jklmxkk  hat  sich  in  dem  noch  zu  erwähnenden  Werke:  „Das  Recht 
des  modernen  Staates",  1900,  eingehend  zu  diesem  Punkte  geäussert, 
nicht  minder  Zitelhanx  in  den  „Lücken  im  Recht",  1903.  Eine 
mehr  populär  gehaltene  Arbeit  ist  die  von  Schwrring:  „Das  römische 
Recht,  das  deutsche  Recht  und  das  bürgerliche  Gesetzbuch",  1900. 
Es  werden  die  rechtlichen,  ethischen  und  wirtschaftlichen  Grundge- 
danken dieser  drei  Rechtagebiete  mit  einander  im  einzelnen  freilich 
nicht  ganz  einwandsfrei  verglichen  (VII,  181  S.,  Köln,  J.  P.  Bachem). 
Das  moderne  Problem,  das  in  dem  Satze:  „Elektrizität  und  Recht 
im  Deutschen  Reiche"  formuliert  ist,  hat  A.  Wekuler  behandelt. 
Leipzig,  Dnncker  &  Humblot,  1900.  ,.Über  Rechtsbegriffe  hat  Eltz- 
baciikk  grundlegende  Untersuchungen  veröffentlicht  (1900,  Berlin, 
Guttentag),  wälirend  Kri  ckmaxn  mit  zwei  Schriften  rechtspädagogischer 
Natur  auf  dem  Büchermarkt  erscheint,  Er  bietet  einmal  „An- 
schauungsmittel für  den  Rechtsunterricht",  1900  (Leipzig,  Dieterich), 
die  mannigfachen  Nutzen  gestiftet  haben  sollen,  aber,  ihrer  etwas 
willkürlichen  Art  wegen,  viel  Widerspruch  fanden.  Sodann  hat  er 
„Die  Entfremdung  zwischen  Recht  und  Volk"  untersucht  (1900, 
Leipzig,  Dieterich).  Es  handelt  sich  um  einen  kurzen  Vortrag,  der 
sich  in  zwei  Hälften  teilt.  Die  eine  behandelt  die  subjektive  Ent- 
fremdung zwischen  Recht  und  Volk  infolge  der  Unkenntnis  des 
Rechts,  die  andere  die  objektive  Entfremdung,  die  Verschiedenheit 
des  Rechtes  und  der  Rechtsprechung,  ihren  Gegensatz  zum  Rechts- 
bewusstsein  des  Volkes.  Er  verlangt  von  der  Schule  aller  Stufen, 
dass  sie  die  Kenntnis  des  Rechtes  verbreiten,  sodann  auch  für  die 
Erziehung  während  der  Militärzeit,  dass  Rechtskunde  neben  die  Ge- 
schichte zu  stellen  sei;  die  Erwachsenen  sollen  sich  von  den  Juristen 
mehr  als  bisher  volkstümliche  Vorträge  über  juristische  Sachen 
halten  lassen. 

Günther  veröffentlicht  die  kurze  Schrift:  „Wissenschaft,  Glaube  ' 
und  Sozialpolitik"  als  psychologische  und  rechtsphilosophische  Studie. 
Berlin  1900,  G.  Wattenbach  (3(5  S.). 

Hegler  hat  „Die  praktische  Tätigkeit  der  Juristenfakultäten 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  in  ihrem  Einfluss  auf  die  Entwickelung 
des  deutschen  Strafrechts"  von  Cakzuw  ab  untersucht  und  unerwartete 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  49 
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Ergebnisse  gezeitigt.  1899,  Tübingen,  .T.  C.  B.  Mohr  (V,  124  S.). 
Von  den  hinterlassenen  Fragmenten  und  gesammelten  Abhandlungen 
von  Adolf  Mekkkl  brachte  da8  Jahr  1K99  zwei  Bünde.  Beide  be- 
treffen: „Gesammelte  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  der  allgemeinen 
Reehtslehre  und  des  .Strafrechte*  (Strassburg,  Trttbner).  Die  Viel- 
seitigkeit, und  ausserordentliche,  noch  nicht  genügend  gewürdigte 
Bedeutung  des  Verfassers  treten  klar  aus  diesen  Werken  hervor. 
Endlich  ist  noch  in  diesem  Zusammenhange  zu  erwähnen,  dass  von 
InKKrKos  „Zweck  im  Recht-  eine,  dritte  Auflage  im  Jahre  1899 
notwendig  wurde  (Leipzig,  Breitkopf  &  Härtel). 

In  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  fuhren  zwei 
Werke  von  Mkili.  Das  eine  handelt:  „Über  das  historische  Debüt 
der  Doktrin  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  (XVII,  60  S.), 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  während  einen  höchst  aktuellen  Stoff 
das  1900  erschienene  Werk:  „Das  internationale  Privatrecht  und 
die  Staatenkonferenzen  im  Haag",  Zürich,  Schulthess  &  Cie  behandelt.1) 
Gkamshoff  hat  unter  dem  Titel:  „Das  Wechselrecht  der  Araber1-, 
1899,  eine  rechtsvergleichende  Studie  über  die  Herkunft  des  Wechsels 
(Berlin,  Liebmann)  veröffentlicht  und  Mommskn:  „Das  ägyptische 
Gesetzbuch  in  der  Berliner  Festgabe  für  Dkrnburo,  1900,  S.  183  ff., 
behandelt. 

2.  Rechtageschichte  (äussere  und  innere). 

a)  Römische. 

Pkknk  k  hat  sein  gross  angelegtes  Werk  ..Labeo",  das  sich 
mit  dem  römischen  Privat  recht  im  1.  Jahrhundert  der  Kaiserzeit 
beschäftigt,  leider  nicht  vollenden  können.  Vor  seinem  Tode  erschien 
zuletzt  noch  der  zweite  Band,  Abteilung  1  in  2.  Auflage  (VII,  260  S.). 
Halle,  Nicmeyer.  Auch  hat  er  noch  einen  kleinen  Beitrag  für  die 
Festschrift  Dcrnburgs  beigesteuert  über  „Die  sogenannten  res  com- 
ninnes  omniunr,  Berlin,  H.  W.  Müller.  Von  Mayk,  Rohkrt  hat  „Die 
condictio  nach  römischem  Rechte"  behandelt  (Leipzig,  Duncker  und 

J)  Neuerdings  hat  Mki'kkk  eine  „Übersieht  über  die  Arbeiteu  der 
Haager  Konferenz,  insbesondere  das  Abkommen  zur  friedlichen  Erledigung 
internationaler  Streitfälle"  veröffentlicht,  München.  1W)3.  Hierzu  hat 
Zorn  eine  lieihe  von  Artikeln  iin  „Tag-'  vom  1.,  4..  h.  und  U.Juli  ÜXM 
unter  dem  Titel:  ..Zur  Wflrdigung  der  Hanger  Konferenz"  beigetragen. 
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Humblot)  und  ihr  übrigens  jetzt  (1903)  auch  eine  Darstellung  folgen 
lassen  über  „Pen  Bereichern  ngsanspruch  des  deutschen  bürgerlichen 
Rechts**,  Leipzig,  daselbst,  ein  die  Frage  nach  allen  Richtungen  sorg- 
faltig prüfendes  und  auch  wohl  erschöpfendes  Werk.  Gradknwitz 
hat  einen  kurzen  Beitrag  in  einer  Festschrift  über  „Natur  und  Sklave 
bei  der  naturalis  obligatio"  veröffentlicht  (43  S.),  Königsberg,  Härtung, 
wo  auch  die  Ausführungen  Gctkrikm'ks  „Römisch  Armenien  und  die 
römischen  Satrapien  im  4.  bis  6.  Jahrhundert*4  (58  S.)  zu  finden 
sind.  Czyhlakz  „Institutionen  des  römischen  Rechts"  sind  bereits 
in  4.  Auflage  erschienen  (XI.  442  S.),  1899  (Leipzig,  G.  Freytag). 
Ans  der  beliebten  Rechtsquellensammlung  Oollectio  librorum  iuris- 
prudentiae  ist  diesmal  die  4.  Auflage  von  Gau  s  Institutionen  heraus- 
gekommen, revidiert  von  Km  gkk.  Ekmann  schreibt  über  „Conceptio 
formularum,  actio  in  factum  und  ipso  iure  consumtio  (108  S.),  1899 
(Weimar,  Böhlaus  Nachfolger).  Dkutsch,  Hkkmann  hat  „Die  Vor- 
läufer der  heutigen  Testamentsvollstrecker  im  römischen  Rechte" 
nachzuweisen  versucht  (VII,  40  S.),  1899  (Berlin.  Prager).  Von 
Sohms  Institutionen  ist  die  8.  und  9.  Auflage  erschienen  (XVI,  566  S.), 
1899  (Leipzig,  Dnncker  &  Humblot).  Das  Werk  ist  jetzt  ein  Lehr- 
buch der  Geschichte  und  des  Systems  des  römischen  Privatrechte, 
trägt  also  der  neuen  Studienordnung  Rechnung.  Das  hochbedeutende 
Werk  von  Vogt,  „Römische  Rechtsgeschichte",  schliesst  ab  mit  dem 
2.  Bande  (VII,  1030  S.),  1899  (Stuttgart,  Cotta).  Von  Einzelarbeiten 
sind  noch  zu  erwähnen:  Lkinwkhkk,  „Die  hereditatis  petitio"  (IV, 
216  S.),  1899  (Berlin,  Heymann);  Lko,  „Die  capitatio  plebeia  und 
die  capitatio  humana  im  römisch-byzantinischen  Steuerreeht",  Berlin, 
H.  W.  Müller,  1899  (168  S.).  Auf  eine  besondere  sichtbare  Stelle 
müs8te  gehoben  werden  das  herrliche  Werk  von  Mommskn  über 
„Römisches  Strafrecht"  (Leipzig,  Duncker  dt  Humblot,  XXIII,  '078  S.), 
das  von  der  unversiegbaren  Arbeitskraft  des  alten  Meisters  glänzendes 
Zeugnis  ablegt.  Beiträge  zur  Geschichte  der  Injurie  im  griechischen 
nnd  römischen  Rechte  liefert  Hitzi«;,  Hkkmann  Fkkjunanj)  in  dem 
Buche  „Iniuria",  München,  Ackermann  (VII,  89  S.),  während  Riktsco 
„Das  Eskatokoll  und  die  Zukunft .»form  der  Notariatsakte"  (X,  66  S.), 
1899  (Wien,  Manz)  den  meist  etwas  ungläubigen  Lesern  darbietet. 
Nicht  unerwähnt  sei  schliesslich  noch  gelassen  das  dankenswerte 
„Vocabulariura  iurisprndentiae  romanae,  das  auf  Veranlassung  der 
Savigny-Stiftung  von  Gkaukxwitz,  Ki ublkk  und  S<  hi  lze  begonnen 
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worden  ist,  und  auch  in  den  Berichtsjahren  Fortsetzung  gefunden 
hat.    Immerhin  hält  man  noch  in  dem  ersten  Bande. 

b)  Deutsche  Rechtsgeschichte. 
Luschin  von  Ebbnukkuth  hat  eine  Bearbeitung  seines  Lehr- 
buchs der  österreichischen  Reichsgeschichte  vorgenommen  und  sie  als 
„Grundriss  der  österreichischen  Reichsgeschichte w  erscheinen  lassen 
(Bamberg,  Buchner),  1899  (XIII,  361  S.).  Ein  anderer  österreichischer 
Rechtsgelehrter  Werunsky  hat  eine  „Österreichische  Reichs-  und 
Rechtsgeschichte"  als  Lehr-  und  Handbuch,  19O0,  Wien,  Hanz,  ver- 
öffentlicht, 

Jakob  Grimms  „Deutsche  Rechtsaltertümer"  sind  in  4.  ver- 
mehrter Ausgabe  besorgt  worden  durch  Eduard  Heusler  und  Rudolf 
Hübnkr  in  2  Bänden  (XXXIII,  675  und  723  S.),  Leipzig,  Dieterich,  1899. 

Von  Halban  hat  als  Beitrag  zur  deutschen  Rechtsgeschichte 
den  ersten  Teil  des  Werkes  veröffentlicht:  „Das  römische  Recht  in 
den  germanischen  Volksstaaten",  XXIII,  312  S.  (Breslau,  Marcus). 
1899.  Likbkrmann,  Fkux  hat  „Die  Gesetze  der  Angelsachsen"  im 
Auftrage  der  Savigny-Stiftung  herausgegeben.  Es  lag  ein  Band  Text 
und  Übersetzung  (wenn  auch  nicht  vollständig  abgeschlossen)  1899 
vor.  Bkllkrodk  gibt  „Beiträge  zn  Schlesiens  Rechtsgeschichte". 
Tn  einem  3.  Hefte,  dem  bereits  zwei  vorangegangen  sind,  bietet  er 
den  ersten  Teil  von  „Bergbauvorrechten  in  der  Herrschaft  Pless  in 
Oberschlesien",  1899  (Breslau,  Trewendt).  J.  Fkker  setzt  seine 
„Untersuchungen  zur  Rechtsgeschichte"  fort  und  veröffentlicht  im 
Jahre  1899  die  2.  Abteilung  des  4.  Bandes,  enthaltend  Untersuchungen 
zur  Erbfolge  des  ostgermanischen  Rechts,  Innsbruck,  Wagner. 
Sieokl  bietet  eine  kurze  Mitteilung  aus  dem  Sitzungsberichte  der 
Wiener  Akademie  der  Wissenschaften  über  „Die  deutschen  Rechts- 
bücher und  die  Kaiser-Karls-Sage",  1899  (Wien,  Gerold  &  Sohn)- 
Daran  sei  angeschlossen  die  Arbeit  von  Gundlai  h,  „Karl  der  Grosse 
im  Sachsenspiegel-',  die  sich  bescheiden  als  „Interpretation"  gibt 
(VI,  35  S.),  1899  (Breslau,  Marens).  Cramer,  Jiiur*  stellt  uns  „Die 
Geschichte  der  Alainannen  als  Gangeschichte"  dar  (XVII,  579  S.), 
Breslau  1899  (Marcus).  Zycha  durchforscht  „Das  Recht  des  ältesten 
deutschen  Bergbaues  bis  ins  13.  .Jahrhundert".  Er  bietet  uns  da- 
durch eine  interessante  Studie  aus  der  deutschen  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte (172  S.i,  Berlin  1899  (Vahlen).    Minder  wichtig  ist 
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Litngelmayr,  „Das  erste  Schwurgericht  in  Augsburg".  Es  ist  dies 
eine  Erinnerung  an  die  Einführung  der  Schwurgerichte  im  rechts- 
rheinischen Bayern  in  den  Jahren  1848/49,  Augshnrg  1899  (Reichel). 

Geffckex,  Heinrich  hielt  einen  Vortrag  über  „Fehde  und  Duell" 
<32  S.),  Leipzig  1899  (Veit  &  Cie.).  Dkbkay  schreibt  eine  gute 
Dissertation  über  „Vormundschaftsrecht  der  Reichspolizeiordnungen 
von  1548  und  1577"  (54  S.),  Güttingen,  Vandenhoeck  &  Rupprecht. 

Heck  bietet  uns  vielversprechende  „Beiträge  zur  Geschichte 
der  Stände  im  Mittelalter".  Der  erste  umfangreiche  Teil  (XVI, 
449  S.)  beschäftigt  sich  mit  den  „Gemeinfreien  der  karolingischen 
Volksrechte"  (Halle  1900,  Niemeyer).  Beyekle  untersucht  „Die 
Grundeigentumsverhältnisse  und  das  Bürgerrecht  im  mittelalterlichen 
Konstanz".  Auch  hier  bietet  sich  uns  erst  der  1.  Band  und  von 
diesem  der  1.  Teil  dar,  der  (auf  169  S.)  das  Salmannenrecht  be- 
handelt (Heidelberg,  Winter).  Ebebstaht  verfolgt  den  „Ursprung 
des  Zunftwesens  und  die  älteren  Handwerkerverbände  des  Mittelalters" 
und  bietet  uns  einen  für  das  Gewerberecht  wichtigen  Beitrag,  Leipzig 
1900  (Duncker  &  Humblot).  Naexdrup  äussert  sich  „Zur  Geschichte 
deutscher  Grunddienstbarkeiten"  (85  S.),  Paderborn  1900,  Junfermann. 
Brunnbr  gibt  Beiträge  zur  Geschichte  des  germanischen  Wartrechts, 
Köhler  eine  Skizze  über  das  germanische  Noterbrecht  und  seine  Ge- 
schichte in  den  Contnmes,  beide  in  der  Berliner  Festgabe  für  Dernburo. 
Reuu  lässt  sich  ebenfalls  in  einer  akademischen  Festschrift  aus  über 
die  „Geschichte  des  Münchener  Liegenschaftsrechts"  (37  S.);  Heck 
begegnet  uns  hier  nochmals  mit  seiner  kleinen  Arbeit  (72  S.)  über 
«Die  Biergelden"  (Halle  1900,  Niemeyer).  Endlich  hat  Samwer  „Den 
Streit  um  die  gothaischen  Domänen  bis  zum  Jahre  1855"  auf  Grund 
der  Landtagsakten  dargestellt  (III,  47  S.),  Gotha  1900,  F.  A.  Perthes. 

c)  Ausländische  Rechtsgeschichte. 
Salzer  gibt  uns  interessante  Studien  über  „Die  Anfänge  der 
Signorie  in  Oberitalien".  Es  ist  ein  Beitrag  zur  italienischen  Ver- 
fassuugsgeschichte  (XVI,  304  S.),  Berlin  1899  (Ebering).  Suchier 
bat  fünf  neue  Hefte  des  provinzialischen  Rechtsbuches  Lo  Codi  ver- 
öffentlicht (Halle  1899,  Niemeycr),  und  endlich  hat  Ginolach  „Die 
Entstehung  des  Kirchenstaates  und  des  kurialeu  Begriffs:  res  publicae 
romanorum"  untersucht  und  bietet  uns  so  einen  Beitrag  zum  fränkischen 
Kirchen-  und  Staatsrecht  (VII,  120  S.),  Breslau  1899  (Marcus). 
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3.  Bürgerliches  Recht. 

al  Lehrbücher.  Systematische  Darstellungen. 
Kommentare,  Grundrisse. 
Diejenigen  Werke,  die  zur  Zeit  der  Abfassung  dieses  Berichtes 
in  neuer  Auflage  vorlagen,  werden  in  dieser  angeführt.  In  erster 
Reihe  sei  das  bedeutende  Werk  von  Wixj»s<  hkii>,  Lehrbuch  des 
Pandektenrechts,  3  Bünde,  erwähnt,  das  von  Kipp  mustergültig  neu 
bearbeitet  worden  ist,  stets  unter  Hinblick  auf  das  neue  bürgerliche 
Recht.  Dem  Herausgeber  gebührt  grosser,  nicht  immer  zum  Aus- 
druck gekommener  Dank.  Erschienen  ist  das  Werk  in  Frankfurt, 
1900  (Literarische  Anstalt).  Ferner  sind  von  Deknburu*  Pandekten 
erschienen:  der  1.  Band  in  7.  Auflage,  Berlin  1902,  der  den  all- 
gemeinen Teil  und  das  Sachenrecht  behandelt  und  sich  der  Mitarbeit 
von  Biekmaxx  zu  erfreuen  hatte,  ßowiejder'2.  Band,  1903,  ebenfalls 
in  7.  Auflage.  Enhkmanxs  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechts  be- 
gegnet uns  als  alter  Bekannter  bei  jedem  Berichte.  Es  liegen  vor 
der  1.  Band,  1903.  schon  in  8.,  die  übrigen  Bände  in  7.  Auflage. 
Cüsacks  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechts  hat  die  4.  Auflage  erlebt, 
soweit  es  sich  um  den  1.  Band  handelt,  während  der  2.  in  3.  Auf- 
lage 1901  bei  Fischer,  Jena,  neu  aufgelegt  wurde.  Ckomk  hat  ein 
System  des  deutschen  bürgerlichen  Rechts  1900  begonnen.  Dem 
ersten  Bande,  der  die  Einleitung  und  den  allgemeinen  Teil  enthält, 
ist  der  zweite,  der  das  Recht  der  Schuldverhältnisse  darstellt,  1902 
in  dem  imponierenden  Umfange  von  1164  Seiten  gefolgt.  Man  sieht 
der  Fortsetzung  dieses  gewaltigen  Systems  mit  Interesse  entgegen. 
I)kknbuk«j  hat  auch  das  neue  bürgerliche  Recht  des  deutschen  Reiches 
in  alter  Meisterschaft  zu  bearbeiten  begonnen.  Vorliegen  jetzt  der 
1.  Band,  der  die  allgemeinen  Lehren  enthalt,  Halle  1902,  Buchhand- 
lung des  Waisenhauses.  Band  2  in  1.  und  2.  Auflage  das  Obligationen- 
recht  enthaltend,  Band  3  das  Sachenrecht  bereits  in  2.  Auflage, 
ebenda  erschienen.  Matthias,  Bkkxhako  hat  mit  seinem  Lehrbuch 
des  bürgerlichen  Hechts,  das  sehr  bald  vollendet  vorlag,  Erfolg  ge- 
habt (Berlin,  0.  Häring).  während  Ha(  hknbi  itus  Vorträge,  die  in 
1.  Auflage  noch  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.-B.  erschienen,  eine 
neue  und  umgearbeitete  Auflage  erheischten  (VII,  747  S.)  (Mannheim 
1900,  Bensheimen.  Das  für  Studienzwecke  ausgezeichnete  Werk 
von  Hkilkk<»x  hat  eine  seinem  praktischem  Werte  entsprechende 
grosse  Verbreitung  gefunden.    Ks  liegen  .jetzt  vor  der  allgemeine 
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Teil  in  2.  Auflage,  1900,  das  Recht  der  Sohuldverhältnisse,  sowie 
das  Sachenrecht,  ebenfalls  in  2.  Auflage,  1902  und  1903,  während 
das  Familien-  und  Erbrecht  1901  den  Beschluss  machten.  Während 
diese  Zeilen  geschrieben  wurden,  erschien  auch  Heilfkons  römische 
Hechtsgeschichte  in  5.  Auflage,  aber  in  einer  durchaus  originellen 
und  erweiterten  Form.  Es  ist  dem  neuen  Unterrichtsplan  entsprechend 
auch  das  System  des  römischen  Privatrechts  eingehend  behandelt. 
Der  stattliche  Band  von  1160  Seiten  ist  überall  leicht  fasslich  ge- 
schrieben mit  einer  erfreulichen  Kunst  knapper  Systematik  und  zu- 
verlässiger Darstellung.  Eine  Reihe  von  Arbeiten,  die  einer  Ver- 
gleichung  des  neuen  B.  G.-B.  mit  anderen  deutschen  Rechten  gewidmet 
waren,  sind  ebenfalls  hier  zu  erwähnen.  Im  Jahre  1900  begann 
Lkske  seine  Darstellnng  des  B.  G.-B.  im  Verhältnis  zu  dem  preussischen 
Allgemeinen  Landrecht  und  ist  mit  diesem  zweibändigen  Werke  im 
Sommer  1903  zu  Ende  gelangt.  Es  ist  eine  äusserst  sorgfältige 
und  dankenswerte  Darstellung,  die  besonders  denen,  die  mit  dem 
preussischen  Privatrechte  aufgewachsen  sind,  gute  Dienste  leistet. 
Foktsch  hat  die  vergleichende  Darstellung  des  Code  civil  und  des 
B.  G.-B.  durchgeführt.  Erfreulich  ist  es,  dass  auch  vom  Standpunkte 
eines  Eisenhüttendirektors  die  Fragen  erörtert  worden  sind,  nämlich 
durch  Bitta,  ..Die  praktisch  wichtigsten  Änderungen  und  Bestimmungen 
im  neuen  B.  G.-B.  gegenüber  dem  preussischen  A.  L.-R."  (Tarnowitz 
1899,  Kothe),  freilich  ohne  wissenschaftlichen  Wert.  Erwähnenswert 
ist  auch  der  Leitfaden  des  B.  G.-B.  und  des  H.-G.-B.  von  Fit>lek, 
2.  Auflage  (XLIII,  100G  S.)  (Berlin,  J.  Guttentag),  während  das 
Buch  von  Enuklmann,  „Das  alte  und  neue  bürgerliche  Recht  Deutsch- 
lands", seinen  Weg  besonders  unter  den  Studenten  und  Rechts- 
kandidaten  gemacht  hat.  Es  ist  unter  dem  Titel  „Das  bürgerliche 
Recht  Deutschlands"  1903  in  3.  Auflage  erschienen.  Im  Auftrage 
des  herzoglichen  Staatsministeriums  in  Braunschweig  hat  auch  Udk 
einen  „Leitfaden  zur  Einführung  in  das  neue  Recht"  verfasst  (VI, 
2«8  S.i  (Braunschweig  1899,  Meyer).  Ein  kurz  gefaxtes  Lehrbuch 
hat  auch  Altsmann  geschrieben,  „Das  Recht  des  B.  G.-B.4'.  Es  er- 
schien 1903  schon  in  10.  Auflage  (Berlin,  Heymann).  „Recht  und 
Rechtsgang  im  Deutschen  Reiche*  hat  Simeon  bearbeitet.  Der  erste 
Band,  der  das  B.  G.-B.  enthält,  ist  schon  in  3.  Auflage  erschienen, 
während  von  dem  2.  Bande  bisher  0  Lieferungen  vorliegen.  Es  ist 
ein  Handbuch  zur  Einführung  in  das  neue  Gesetzbuch  und  seine 
Nebengesetze. 
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Von  grösster  Wichtigkeit  wurden  dann  die  Werke  von  Habicht: 
„Die  Einwirkung  des  B.  G.-B.  auf  zuvor  entstandene  Rechtsverhältnisse, 
das  bereits  1902  in  3.  Auflage  vorliegt  und  die  Handausgabe  des 
B.  G.-B.  von  Hugo  Neumann,  die  heute  unter  den  praktischen  Juristen 
als  die  beste  gilt  und  1903  bereits  in  3.  Auflage  in  3  Bänden  er- 
schienen ist  (Berlin,  F.  Vahlen).  Aus  der  Kommentar-Literatur  sei 
ausserdem  nur  das  wichtigste  erwähnt.  Goldmanx-Lilienthal  haben 
ihren  ursprünglich  nach  dem  vSystein  des  Allgemeinen  Landrechts  ge- 
arbeiteten Kommentar  später  nach  dem  System  des  B.  G.-B.  umgeändert. 
In  dieser  neuen  Gestalt  ist  er  1903  bis  über  zwei  Drittel  seines 
Gesamtumfanges  (bis  einschliesslich  zur  Auslobung  im  Schuldrecht) 
vorgeschritten  und  wird  von  Sachkennern  als  tief  gehend  bezeichnet. 

Kihlenbece  hat  den  grossen  Zeitraum  „Von  den  Pandekten 
zum  BGB."  zu  einer  dogmatischen  Einführung  in  das  Studium  des 
bürgerlichen  Rechts  gestaltet  (Berlin  1899,  Heymann)  und  auch  im 
Auftrage  des  deutschen  Anwaltvereins  einen  gut  geschriebenen 
Handkommentar  zum  B.  G.-B.  verfasst,  von  dem  der  1.  Band  bereits 
in  2.  Auflage  vorliegt.  Berlin  1903,  Heymann.  Von  den  Rechts- 
anwälten Wilcke,  Rkatz,  Koffka  und  Neumann  rührt  ein  eigener 
Kommentar  des  B.  G.-B.  her,  von  dem  1900  der  5.  Band  das  Erbrecht 
erschienen  ist  (VIII,  337  S.),  Berlin  Vahlen.  Gakeih  hat  einen 
Kommentar  zum  allgemeinen  Teil  des  B.  G.-B.  verfasst,  Berlin  1900, 
Heymann,  Schollmeyek  zum  Recht  der  Sehuldverhältnisse,  München 
1900,  Beck.  Schmidt  und  Habicht  zum  Familienrecht  des  B.  G.-B. 
(München  1900,  Beck).  Der  bekannte  Kommentar  von  Planck  und 
Genossen  ist  auch  im  Berichtsjahre  gefördert  und  1903  zum  Ab- 
schluss  gekommen. 

Vorträge  über  das  B.  G.-B.  hat  Staudingek  veröffentlicht,  der 
auch  zusammen  mit  Lowkxfeld,  Riktzlkk,  Meiling  ebenfalls  einen 
Kommentar  zum  B.  G.-B.  begonnen  hat,  der  1903  schon  in  2.  Auflage 
zu  erscheinen  beginnt,    Vollständig  ist  das  Sachenrecht  von  Kobkr. 

Von  Grundrissen  sei  erwähnt  der  tief  grabende  von  Zitelmakx, 
der  bis  jetzt  über  den  allgemeinen  Teil  nicht  hinausgediehen  ist, 
Leipzig  1900,  Dnncker  &  Humblot.  Kaufmann,  F.  A.,  hat  einen 
„Kommentar  und  Institutionen  des  B.  G.-B.  für  Studium  und  Praxis- 
geschrieben: 1.  Band,  Allgemeiner  Teil  (XI,  233  S.)  und  2.  Band, 
Sehuldverhältnisse.  H.  von  Lang  hat  ..Die  Veränderungen  unseres 
Privatrechts  durch  das  B.  G.-B^  (X,  23(5  S.)  untersucht  (Stuttgart 


Digitized  by  Google 


Stier-Somlo  und  R.  Mandt:  Deutschland. 


777 


1900,  Lindemann)  und  Dickel  ein  „Deutsches  bürgerliches  Recht  für 
Forstmänner"  hergestellt  (Berlin  1900,  Vahlcn). 

Rechtsfälle  nach  dem  B.  G.-B.  hat  Lanuskkru,  Gerichts- Assessor 
Dr.  Johann  veröffentlicht  (III,  150  S.),  Bonn,  Marcus.  Die  Haupt- 
ziele des  neuen  B.  G.-B.  hat  Leonhard  kurz  skizziert,  Löhe  hat 
allerliebste  „Plaudereien  über  das  neue  Recht"  herausgegeben 
(Leipzig  1900,  Grnnow).  Nicht  zu  vergessen  sind  die  Sprüche  von 
Cohn.  Er  hat  das  neue  deutsche  bürgerliche  Recht  in  Sprüchen 
populär  zu  machen  versucht.  Im  ganzen  sind  4  Bände  erschienen, 
die  wie  eine  Wiederbelebung  der  Spruchweisheit  des  Mittelalters 
anmuten.  Vom  Standpunkte  eines  Jesuiten  behandelt  das  B.  G.-B. 
Lehmkuhl  unter  Bezugnahme  auf  das  naturliche  und  göttliche  Recht, 
erläutert  insbesondere  für  den  Gebrauch  des  Seelsorgers  und  Beicht- 
vaters.   Freiburg,  Herder  (XXIV,  618  S.),  1899. 

b)  Zum  allgemeinen  Teil  des  B.  G.-B. 

Hier  ist  zu  den  Lehren  von  den  Rechtsquellen  das  Buch 
von  Sturm,  „Revision  der  gemeinrechtlichen  Lehre  vom  Gewohn- 
heitsrecht" (Leipzig  1900,  Duncker  «5t  Humblot),  sowie  Stikb-Somlo 
„Die  Volksüberzeugung  als  Rechtsquelle"  (Berlin  1900,  Karl  Hoffmann) 
zu  erwähnen.  „Über  dispositives  Recht  insbesondere  des  B.  G.-B." 
verbreitet  sich  Auerbach  in  einer  Dissertation  (Frankfurt  a.  M.  1900, 
Mahlau  &  Waldschmidt).  „Treu  und  Glauben  im  Verkehr"  hat  der 
berühmte  österreichiKche  Jurist  Emil  Stkinbach  in  einer  kleinen 
meisterhaften  Studie  erörtert  (Wien  1900,  Manz).  „Die  Verwendung 
der  Kausalbegriffe  im  Straf-  und  Zivilrecht"  hat  Rümeljn  erörtert 
(Tübingen  1900,  J.  C.  B.  Mohr).  In  demselben  Jahre  begann  auch 
zu  erscheinen:  „Das  intertemporale  Recht  von  Affoltkh.  Er  ver- 
steht darunter  das  Recht  der  zeitlich  verschiedenen  Rechtsordnungen 
desselben  Gebietes  (Leipzig  1900,  Veit  &  Cie).  In  einer  von  der 
Göttinger  Juristenfakultät  gekrönten  Preisschrift  (III,  143  S.)  hat 
Walter  Buckrius  in  tiefgehender  Weise  vorgenommen  eine  „Er- 
örterung der  Begriffe  exceptio,  Einrede  und  Einwendung  nach 
römischem  und  nach  gemeinem  Recht,  nach  der  deutschen  Zivil- 
prozessordnnng  und  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das 
Deutsche  Reich".  Göttingen  1899,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  Bras<  h 
hat  „Die  Stellung  der  Geisteskranken  im  B.  G.-B.  geprüft.  Berlin 
1899  (S.  Karger).    „Die  Trinkerversorgnng  unter  dem  B.  G.-B." 
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hat  Colla  zum  Gegenstände  einer  preisgekrönten  und  vom  deutschen 
Verein  gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  herausgegebenen 
Arbeit  gemacht  (Hildesheim  1899,  Massigkeitsverlag)  (IV,  97  S.l. 
Eblenmeyer  hat  rDie  Entmündigung  wegen  Trunksucht"  vom  Stand- 
punkte eines  Arztes  (Coblenz  1899,  Groos),  Flade  hat  „Die  Heilung 
Trunksüchtiger  und  ihre  Versorgung  nach  dem  B.  G.-B"  (VIII.  65  S.), 
(Dresden  1899,  Böhmert)  behandelt,  während  Moeli  den  famosen 
Einfall  hat,  „Die  Geistesstörungen  im  B.  G.-B  und  in  der  Z.-P.-O." 
nachzuweisen.  Die  Verfasser  dieser  beiden  Gesetzbücher  werden  sich 
nicht  sehr  geschmeichelt  fühlen.  Erschienen  ist  das  Werk  Berlin 
1899,  bei  Hirschwald.  Scholz  schreibt  „Über  die  Verfügungsfähig- 
keit  eiues  Epileptikers  (10  S.),  München  1899,  Seitz  &  Schauer. 
Goehinu,  Das  Recht  der  Minderjährigen  und  Entmündigten  (VI,  218  S.), 
Leipzig,  Hirschfeld.  Ins  Namensrecht  gehört  die  Arbeit  von  S(  bple 
(55  S.),  (Karlsruhe  1900,  Jahraus). 

In  das  Gebiet  des  Vereinsrechts  gehören  die  Arbeiten  von 
Behrens,  der  in  einem  Handbuch  (Berlin  1899,  Heine),  lediglich 
der  Praxis  dienen  will  und  die  wissenschaftlichen  Werke  von 
Rhomberg,  „Über  körperschaftliches  Verschulden  (IV,  119  S.), 
München  1900  (Schweitzers  Verlag);  das  bereits  in  2.  Auflage  vor- 
liegende Werk  von  Gierke,  „ Vereine  ohne  Rechtsfähigkeit  nach  dem 
neuen  Rechte,  1902";  Schwabe,  Max,  „Die  juristische  Person  und 
das  Mitgliedschaftsrecht"  (48  S.),  Basel  (1900,  Schwabe);  Mammklok, 
..Die  juristische  Person  im  internationalen  Privatrecht  (VII,  351  S.), 
Zürich  1900  (E.  Rascher);  Klingmilleh,  „Die  Haftung  für  die  Ver- 
einsorgane nach  §  31  B.  G.-B.  (V,  5C>  S  );  Blattner,  „Rechtsver- 
hältnisse der  Mitglieder  in  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaft nach  schweizerischem  Obligationenrecht  und  ausländischen 
Gesetzgebungen".  Dissertation  VIII,  187  S.  (Aarau  1899,  Sauer- 
länder &  Co).  Hierher  gehört  auch  die  Arbeit  von  Geser.  „Die 
zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Beamten  aus  rechtswidrigen 
Amtshandlungen  gegenüber  Privaten  und  gegenüber  dem  Staate" 
(lsfi  S.),  Freiburg  (Schweiz).  1899,  Universitäts-Buchhandlung. 

Friedmans  hat  „Die  nnkörperliche  Sache"  zum  Gegenstande 
einer  Untersuchung  gemacht  (Basel  1900,  Reich). 

Die  Lehre  der  Willenserklärung  und  des  Rechtsge- 
schäfts hat  M»"»mmicü  gefördert.  Berlin  1900,  A.  Nauck  &  Cie, 
besonders  aber  Isay  mit  dem  Buche,    „Die  Willenserklärung  im 
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Tat  bestände  des  Rechtsgeschäftes  nach  dem  B.  G.-B.",  Jena  1899, 
Fischer  (IX,  110  S.).  Über  „Die  Form  der  Rechtsgeschäfte  im 
B.  G.-B.-  verbreitet  sich  Loewe,  Berlin  1899  (Fischer). 

Zur  Lehre  von  der  Vertretung  und  Vollmacht  haben 
Bi  eh  mann  nnd  Hltka,  letzterer  in  einem  grösseren  Werke  (XI,  440  S.) 
(Leipzig,  Duncker  &  Humblot)  das  Wort  genommen.  Schlossmann 
hat  „Die  Lehre  von  der  Stellvertretung,  insbesondere  bei  obliga- 
torischen Verträgen-,  Leipzig,  Deiehert,  behandelt. 

„Fristen  und  Verjährungen -  hat  G.  Thoost  bearbeitet  und 
hierzu  bereits  einen  Nachtrag  veröffentlicht.  Berlin  1900  ( A.  W.  Haj'n). 
i'ber  „Zivilrechtliche  Fristen  und  Verjährungen  der  deutschen  Reichs- 
gesetze lässt  sich  Hermann  in  einem  grösseren  Werke  (III,  485  S.) 
(München,  Schweitzers  Verlag)  aus.  Weniger  bedeutend  ist  die 
Dissertation  (51  S.)  von  Horn,  „Die  bona  ftdes  bei  der  Klagenver- 
jährung nach  kanonischem  und  gemeinem  Recht-.  Berlin  1899 
(Struppe  &  Winekler).  Dem  Chikancverbot  widmete  Blümmkr  „Die 
Lehre  vom  böswilligen  Rechtsmissbrauch  nach  gemeinem  Recht  und 
dem  Rechte  des  B.  G.-B."  eine  ziemlich  umfangreiche  Abhandlung 
(206  S.),  Berlin  1899,  Ebering. 

c)  Zum  Recht  der  Schuld  Verhältnisse  im  B.  G.-B. 

„Das  österreichische  Obligationen  recht-  ist  bearbeitet  in  Form 
eines  Grundrisses  von  Schuster  v.  Bonnott  (VI,  115  S.),  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.  „Die  Gattnngsschuld-  behandelt  W.  Bernhorff. 
Berlin  1900,  Struppe  &  Winekler.  „Zur  Lehre  von  den  unteilbaren 
Obligationen  nach  dem  neuen  bürgerlichen  Recht-  nimmt  in  einer 
Dissertation  (VIII,  63  S.)  das  Wort  Stolze,  Rich.  Göttingen  1900, 
Vandenhoeck  &  Ruprecht,  Den  „Schadenersatzanspruch  des  obliga- 
torisch Berechtigten-  prüft  Okrtmann  in  einer  kleinen  Schrift  (29  S.). 
„Vis  maior  und  Betriebsgefahr"  macht  Volkmar.  Erich  zum  Gegen- 
stande einer  kurzen  (94  S.)  Untersuchung.  Berlin  1900,  Ebering. 
Die  überaus  verwickelte  und  wichtige  Frage  der  „Beweislast  nach 
dem  B.  G.-B.-  hat  Beckh  in  einer  gekrönten  Preisschrift  eingehend 
untersucht  (VII,  277  S.).  München  1899,  II.  Beck.  Von  den 
Schriften  über  ..Die  Unmöglichkeit,  der  Leistung  nach  deutschem 
bürgerlichem  Recht-  sind  besonders  hervorzuheben  diejenige  von 
Titze  (XI,  337  S.).  Leipzig  1900.  Titze.  sowie  von  Kleineimam, 
XII.  272  S.    Jena  1900,  Fischer,  und  endlich  noch  die  von  Kisch, 
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„Die  Wirkungen  der  nachträglich  eintretenden  Unmöglichkeit  der 
Erfüllnug  (XII,  272  S.).  Jena  1900,  Fischer.  Poukwil»  behandelt 
(auf  134  S.)  „Den  Anspruch  des  Gläubigers  auf  die  Vorteile,  die 
der  Schuldner  aus  der  geschuldeten  Sache  gezogen  hat  oder  hätte 
ziehen  können".    Berlin  1899.  Ebering. 

„Der  Gläubigerverzug  im  B.  G.-B."  ist  von  Wkntkit  behandelt 
worden  (V,  58  S.i.    Lingen  1900,  R.  v.  Acken. 

Hkli.wkj  hat  in  einem  umfangreichen  Werke  «XVIII.  G82  S.) 
nDie  Vertrüge  auf  Leistung  an  Dritte.  Nach  deutschem  Reichsrecht 
unter  Berücksichtigung  des  Handelsgesetzbuchs"  zum  Gegenstande 
einer  verdienstvollen  Untersuchung  gemacht.   Leipzig  1899,  Deichen. 

Zur  Lehre  vom  Erlöschen  der  Schuldverhältnisse  hat  Bkkh 
einen  Beitrag  geliefert  unter  dem  Titel,  „Die  Hinterlegung  zum 
Zwecke  der  Befreiung  von  Schuldverbindlichkeiteir  (IV,  186  S.). 
Leipzig  1900,  Hirschfeld.  ..Die  gerichtliche  Hinterlegung"  behandelt 
Mühsam  (134  S.).    Berlin,  Ebering. 

Sikkk,  „Kompensation  und  Aufrechnung"  (VI,  148  S.).  Leipzig, 
Hirschfeld;  Hahsloii,  „Aufrechnung  mit  Forderungen  Dritter*4,  Disser- 
tation 40  S.,  Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht,  sowie  GoM>s(iiMii)T, 
„Der  Widerspruch  gegen  die  Aufrechnungserklärung"  (V.  106  S.). 
Berlin,  Heymann,  sind  sämtlich  1899  erschienen. 

Von  den  einzelnen  Schuld  Verhältnissen  haben  unbe- 
stritten Kauf  und  Miete  die  meiste  Literatur  erzeugt.  Bei,  ersterem 
Vertrage  ist  es  wieder  die  Gewährleistungsfrage,  die  mannigfache 
Bearbeitung  gefunden  hat.  Über  „Die  Gewährleistung  bei  Viehver- 
äusserungen"  haben  sich  Reutkk  und  Saukk  geäussert  (Berlin  1900. 
Parey);  ferner  Meissner  (München  1900,  Schweitzer),  Rhin  (III,  51  S.) 
(daselbst  1899.1,  Babl  (VIII,  56  S.)  (Erlangen  1899,  Palm  <Sl  Enkel. 
„Über  Viehhandel  und  Viehprozess"  erschien  1900  in  3.  Auflage 
(VIII,  134  S.)  das  Buch  von  Schumacher  (Berlin,  Parey).  Leistneb 
hat  „Die  Haftung  des  Verkäufers  für  Mängel  der  Kaufsache  nach 
dem  Rechte  des  B.  G.-B.il  (VIII,  120  S.)  untersucht  (Fürth  1900, 
Rosenberg),  wahrend  Mensis»;  „Beiträge  zur  Lehre  vom  Wandelungs- 
und  Minderungsansprnche  des  B.  G.-B.u  gibt  (IV,  63  S.)  (Bonn,  F. 
Cohen).  „Das  Wiederkaufsrecht"  behandelt  in  einer  Dissertation 
(87  S.)  Wamjkxhkim  (Göttingen  1900,  Vandenhoeck  &  Ruprecht). 
Einen  Vergleich  zwischen  „Kauf-  und  Werklieferungsvertrag  nach 
dem  B.  G.-B. "  zieht  Emmkkh  n  (VI.  106  S.)  (Jena  1899,  Fischer). 
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„Den  Werkvertrag  nach  dem  B.  G.-B."  hat  Kikzlkk  mustergültig 
dargestellt  (V,  168  S.)  (Jena  1900,  Fischer).  „Dienstvertrag  und 
Werkvertrag  im  B.  G.-B."  hat  Hachenburg  (85  S.)  (Mannheim,  Bens- 
heimer)  und  den  „  Dienst  vertrag  nach  schweizerischem  Obligationen- 
recht44 hat  M.  Thalbkrg  (181  S.)  (Zürich  1899,  Art.  Inst.  Orell 
Füssli)  bearbeitet. 

Dem  neuen  Mietrecht  sind  eine  ganze  Reihe  guter  Schriften 
gewidmet.  Erwähnt  seien  hier  besonders  das  1900  bereits  in '5.  Auf- 
lage erschienene  „Mietrecht  nach  dein  B.  G.-B.u,  von  Oskar  Niendorff 
(XI,  322  S  )  (Berlin,  C.  Dnncker),  sowie  „Die  Miete  nach  dem  Rechte 
des  Deutschen  Reiches44  (VIII,  352  S.),  von  Mittelstein  (Berlin  1900, 
Vahlen)  —  ganz  ausgezeichnet!  und  Borcherdt,  „Das  Mietsrecht  nach 
dem  B.  G.-B. 44  (VIII,  143  S.).  Über  „Das  Wohnungsmietrecht44  er- 
schienen 1900  die  Schriften  von  Loomann  (VI,  134  S.)  (Berlin,  Heine), 
von  Bruckner  (Leipzig,  Veit  &  Cie.),  sowie  1899  das  von  Arnold 
(VIII.  160  S.)  (München,  Rieger).  „Das  neue  Mietrecht  *  für  Vermieter 
und  Mieter  behandeln  die  im  selben  Jahre  erschienenen  Bücher  von 
Frh>erici  (Leipzig,  Hirschfeld)  und  Gerhon  (Mülheim,  Bagel).  „Rechte 
und  Pflichten  des  Mieters4*  setzt  auseinander  LiriNSKi  (32  S.)  (Leipzig 
1899,  Lipinski),  während  „Die  Rechte  der  Mieter  und  Vermieter44  dar- 
gestellt sind  von  Wilke  (36  S.)  (Neubrandenburg,  Brünslow),  Pilz 
(64  S.)  (Leipzig,  Müschke),  Braun  (77  S.)  (Berlin,  Steinitz)  und  schliess- 
lich von  Wester  (32  S.)  (Essen,  Fredebeul  &  Koenen).  Während  Wei- 
nest 1899  in  44  S.  das  gesamte  „Mietrecht44  (Dresden,  Weiske)  be- 
handelt, erschien  im  selben  Jahre  in  fast  gleichem  Umfange  (33  S.) 
„Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Vermieters*4  von  Groag  (Wien,  Manz). 
Siber,  Hkinr.  stellt  in  seinem  1900  erschienenen  Buche  dar  „Das  ge- 
setzliche Pfandrecht  des  Vermieters,  des  Verpächters  und  des  Gastwirts 
nach  dem  B.  G.-B.  für  das  Deutsche  Reich"  (VI,  92  S.).  Über  den 
Dienstvertrag  sind  1899  einige  kleinere  Werkchen  erschienen  von 
Mühlenbein,  der  „Das  anhaltiensche  Gesinderecht44  darstellt  und  er- 
läutert (VIII,  83  S.)  (Cüthen,  Schettlers  Erben),  Oeliiafen,  der  „Das 
Dienstboten  wesen  in  Bayern  nach  dem  B.  G.-B. 44  unter  Berücksichtigung 
des  bayerischen  Ausführungsgesetzes  und  der  übrigen  einschlägigen 
Gesetze  bearbeitet  hat  (XI,  131  8.)  (München,  Schweitzer)  und  Stuüum- 
feld,  dem  „Das  neue  Gesinderecht  in  Württemberg"  für  den  prak- 
tischen Gebrauch  des  Publikums  und  der  Behörden  als  Vorwurf  für 
eine  kleine  Arbeit  (VIII,  48  S.)  gedient  hat  (Stuttgart,  Kohlhammer). 
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Fischer  erörtert  „Die  Auslobung  nach  dem  B.  G.-B."  (VII 
64  S.)  (Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht);  Isay,  „Die  Geschäfts- 
führung nach  dem  B.  G.-B.  für  das  Deutsche  Reich"  (XII,  412  S.) 
(Jena  1900,  Fischer);  Sturm,  „Die  Einbringung  von  Sachen  bei  Gast- 
wirten" (Leipzig,  Blüher). 

Uber  Spiel  und  Wette  sind  zu  erwähnen  die  1899  erschienenen 
Bücher  von  Endemann,  „Beiträge  zur  Geschichte  der  Lotterie  und 
zum  heutigen  Lotterierechte".  Unveränderter  Abdruck  der  In.-Diss. 
von  1882  (IV.  148  S.)  (Berlin,  Heymann);  Geck,  „Die  Wettgeschäfte 
im  Rennsport"  (27  S.)  (Magdeburg,  Schallehn  &  Wollbrttck);  Sieuhart, 
„Die  öffentlichen  Glücksspiele"  (VII,  411  S.)  (Wien,  Manz). 

Was  „Gegenstand  des  Bereicherungsanspruches  nach  dem 
bürgerlichen  Gesetzbuches  ist,  setzt  Stikvk  auseinander  (118  S.). 
Stras8burg  1899  (Trübner),  während  Collatz  mit  seinem  Buche 
„Ungerechtfertigte  Vermögensverschiebung  (40  S.).  Berlin  1899 
(Stnippe  &  Winckler)  einen  wichtigen  Beitrag  zum  Rechte  des 
B.  G.-B.  liefert. 

„Der  Begriff  der  unerlaubten  Handlung  nach  dem  B.  G.-B." 
ist  entwickelt  von  W.  Müller.  Halle  1900  (Kämmerer  &  Cie> 
(55  S.).  Über  ein  höchst  zeitgemässes  Thema  hat  schliesslich  Hilhk 
einen  Vortrag  gehalten,  nämlich  über  „Die  Haftpflicht  der  Kraft- 
fahrzeuge".   Erschienen  ist  das  Werk  in  Berlin,  M.  Krayn. 

d)  Sachenrecht. 

Ostermeykr  hat  ein  „Handbuch  des  Sachenrechts"  mit  Er- 
läuterungen in  der  Titelfolge  des  B.  G.-B.  herausgegeben  (427,  XII  S.), 
1899.  —  „Der  Besitz  des  B.  G.-B.  gegenübergestellt  dem  römischen 
und  gemeinen  Recht"  ist  in  einem  umfangreichen,  fleissigen  Werke 
untersucht  worden  von  F.  Kniep  (Jena  1900,  Fischer).  Bendix  be- 
handelt „Die  Besitzlehre  nach  dem  B.  G.-B.  unter  Berücksichtigung 
der  bisherigen  Rechtsprechung  (29  S.),  Hannover  1900,  Helwing. 
Im  selben  Jahre  erschien  auch  die  Dissertation  (58  S.)  von  Heinrichs, 
„Besitzerwerb  und  Besitzerhaltung  durch  Stellvertreter  nach  ge- 
meinem Recht  und  dem  Recht  des  B.  G.-B.,  (Saarbrücken,  Schmidtke). 
Leonhard,  Hui.,  hat  1899  veröffentlicht  den  „Erbschaftsbesitz"  (VIII. 
127  S.),  Jena,  Fischer. 

Brandls  hat  „Das  Recht  des  Grundbesitzes  und  der  Landwirt- 
schaft im  B.  G.-B."  zum  Gegenstände  einer  Untersuchung  gemacht 
(159  S.).  Berlin  1900,  Gesetzesverlag  Schnitze  &  Cie. 
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Über  das  neue  Grundbnchrecht  erschienen  im  Berichtsjahre 
1899  folgende  Werke:  Maennkr,  „Das  Recht  der  Grundstücke  nach 
dem  B.  G.-B.  und  der  Grundbuchordnung  für  das  Deutsche  Reich" 
(VIII,  408  S.),  München,  Schweitzer;  „Das  deutsche  Grundbuch- 
recht"  von  Klumpi»  (VIII,  444  S.),  Stuttgart,  Kohlhammer,  und 
von  Fuchs,  Berlin,  J.  J.  Heine,  während  Nkmethy  „Das  öster- 
reichische Grundbuchs-  und  Exekutionsrecht"  behandelt  hat  (117  S.), 
Wien,  Perles.  Im  Berichtsjahre  1900  sind  erschienen  die  grossen 
Werke  von  Ohekneck,  „Das  Reichsgrundbuchrecht  und  die  preussischcn 
Ausführungs-  und  Ergänzungsbestimmungen"  (XLVI,  1131  S.),  Berlin, 
Heymann;  Turnau-Füeiwter,  „Das  Liegenschaftsrecht  nach  den 
deutschen  Reichsgesetzen  und  preussischen  Ausführungsbestimmnngen, 

1.  Bd.:  Das  Sachenrecht  des  B.G.-B."  (XLVI,  854  S.),  Paderborn, 
Schöningh.  Foerster,  „Handbuch  des  formellen  Grundbuch  rechts'*, 
gibt  eine  Anleitung  zur  Bearbeitung  von  Grundbuchsachen.  Das 
Werk  ist  1900  in  2.  Auflage  (XX,  353  S.)  (Berlin,  Müller)  erschienen. 
Tuknal'  -  Foerster  haben  im  selben  Jahre  eine  Textausgabe  der 
„Grundbuchordnung"  für  Preussen  herausgegeben  (X,  173  S.), 
Paderborn,  Schüningh.  In  zweiter  Auflage  erschienen  ebenfalls  1900 
„Die  Grundbuchordnnng"  von  Fischer  (254  S.),  Berlin,  Guttentag, 
die  von  Krech  (VI,  195  S.),  München,  Beck,  und  von  Wii.len- 
bCchkk  (VIII,  234  S.),  Berlin,  Müller.  Für  den  praktischen  Ge- 
brauch bearbeitet  hat  Gänssle  „Das  Grundbuch-  und  Hypotheken- 
recht des  B.  G.-B.  und  den  Liegenschaftsvertrag  des  neuen  Rechts'*, 

2.  Aufl.  1900  (VIII,  160  S.),  Stuttgart,  Metzler.  „Das  Publizitäts- 
prinzip im  österreichischen  Tabnlarrechte"  hat  behandelt  Auler 
(IV,  161  S.),  Wien  1899,  Mauz,  während  Schilde  das  Wort  nimmt 
zur  „Unrichtigkeit  des  Grundbuchs  nach  neuem  deutschen  Reichs- 
recht" (94  S.).  Leipzig  1899,  Veit  &  Cie.  Eine  Zusammenstellung 
der  für  die  Arbeiten  der  Grundbuchämter  wichtigsten  Vorschriften 
ffibt  Koellnek  in  dem  1900  in  2.  Auflage  vorliegenden  Werke  „Der 
Übergang  des  preussischen  Praktikers  in  das  deutsche  Grundbuch- 
recht", Berlin,  Pnttkammer  &  Mühlbrecht. 

„Das  deutsche  Nachbarrecht'*  hat  Oktloff  in  einem  Handbuch 
für  Grundbesitzer  dargestellt  (VII,  339  S.)f  Jena  1900,  Costenoble, 
während  „Der  Bau  auf  fremdem  Boden,  insbesondere  der  Grenz- 
überbau" auf  geschichtlicher  Grundlage  für  das  B.  G.-B.  bearbeitet, 
ist  von  Wulff  (XII,  106  S.),  Jena  1900,  Fischer.    „Das  württeiu- 
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bergische  Nachbarrecht*  hat  Haidlen  (VIII,  115  S.),  Stuttgart  1899, 
Kohlhammer,  behandelt. 

Bi ermann  hat  „Über  die  Notwendigkeit  der  Auflassung  beim 
Eigen turaserwerb  an  Grundstücken,  insbesondere  im  Falle  der  Fusion 
zweier  Handelsgesellschaften"  eine  Dissertation  (48  S.)  geschrieben. 
Göttingen  1900,  Vandenhoeck  &  Ruprecht. 

Die  „Eigentümlichkeiten  des  Grundstücksverkaufs"  zählt  auf 
Sonntag  (59  S.),  Göttingen  1899,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  Ob  „Die 
Vertretung  beim  Fahrniserwerb"  zulässig  ist.  untersucht  F.  Lkonhari> 
(VI,  116  S.),  Leipzig  1899,  Dieterich.  Über  „Die  materiellen  Vor- 
schriften des  neuen  Reichsrechts  über  die  Zwangsversteigerung  von 
Grundstücken"  hat  Schwalb  einen  Vortrag  gehalten  (III,  58  S.), 
Strassburg  1899,  Heitz,  während  Koppen  „Über  die  rechtliche  Natur 
der  Enteignung  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  preussischen 
Rechts"  eine  Dissertation  publiziert  hat  (II,  49  S.),  Göttingen,  Vanden- 
hoeck &  Ruprecht. 

v.  Seeler  schrieb  1899  über  „Das  Miteigentum  nach  dem  B.  G.-B." 
(V,  108  S.),  Halle,  Niemeyer. 

„Die  Regulierung  und  Ablösung  der  Wald-  und  Weideservitnten" 
hat  Schiff  zum  Gegenstande  einer  Untersuchung  gemacht  (201  S.), 
Wien  1899,  Perles.  „Niessbrauch  und  Pfandrecht  an  einem  Patent- 
rechte" ist  bearbeitet  von  Herrmann,  Berlin  1900,  Ebering. 

Während  W.  Romatzkck  „Die  Zwangshypothek"  nach  der  No- 
velle zur  Subhastationsordnung  für  Bayern  dargestellt  hat  (33  S.)r 
Fürth  1899,  Rosenberg,  ist  1900  eine  kritische  Studie  (VII,  121  S.) 
von  Pünthchart,  „Der  Grundschuldbegriff  des  deutschen  Reichsrechts 
in  Gesetz  und  Literatur",  erschienen. 

Über  „Wesen  und  Inhalt  des  Pfandrechts"  hat  Schwind  eine 
rechtsgeschichtliche  und  dogmatische  Studie  herausgegeben  (IX, 
110  S.),  Jena  1899,  Fischer. 

e)  Familienrecht. 
Erschienen  sind  1899:  Anders  „Grundriss  des  Familienrechts" 
(VIII,  82  S.),  Leipzig,  Dnncker  &  Humblot;  König,  „Familien-  und 
Eherecht  nach  dem  B.  G.-B."  (96  S.).  Braunschweig,  Euler.  1900 
wurden  veröffentlicht:  Pilz,  „Das  Ehe-  und  Familienrecht"  (VI, 
75  S.);  Scherer,  „Das  Faniilienreeht  des  B.  G.-B."  (IV,  512  S.),  Er- 
langen, Palm  &  Encke;  Markee,  „Die  Nachlassbehandlung,  das  Erb- 
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recht,  Familienrecht  und  das  Vormundschaftsrecht",  16.  Auflage,  be- 
arbeitet von  Köhne  und  Feist  (IV,  224  S.),  Berlin,  Decker;  Mayer, 
„Lehrbuch  des  Familien-  und  Erbrechts*4,  1.  Bd.:  „Das  Familien- 
nnd  Vormundschaftsrechtu  (VIII.  301  S.),  Stuttgart,  Kohlhammer; 
Rocholl,  „Das  Eherecht  des  B.  G.-B."  (VIU,  469  S.),  Berlin  1900, 
Heymann. 

Strutz  hat  „Die  Rechtsnatur  des  Verlöbnisses"  nach  deutschem 
bürgerlichen  Recht  untersucht,  Tübingen  1900,  Mohr. 

Der  vierte  Abschnitt  des  Personenstandsgesetzes  vom  6.  Februar 
1875:  Form  und  Beurkundung  der  Eheschliessung,  ist  durch  den 
Artikel  46  des  E.-G.  z.  B.  G.-B.  vielfach  abgeändert  worden.  Von 
den  zahlreichen  das  abgeänderte  Personenstandsgesetz  behandelnden 
Werken  seien  nur  die  folgenden  hervorgehoben,  welche  alle  1900 
erschienen  sind:  Schollen  (155  S.),  Berlin,  F.  Dümmlers  Verlag; 
Spickernagel,  Düsseldorf,  L.  Schwann;  Phillek,  2.  Auflage  (VIII, 
152  S.),  Berlin,  Vahlen;  Rüul  (IV,  192  S.),  Brieg,  Kroschel,  und 
endlich  die  1900  in  3.  Auflage  (VII,  131  S.)  erschienene  Handaus- 
gabe von  A.  Reuer,  Ansbach,  Brügel  &  Sohn. 

Gaugusch  behandelt  „Den  Irrtum  als  Ehehindernis1'  in  seiner 
kanonistischen  Studie  (77  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Das  persönliche  Eherecht  des  B.  G.-B.  von  Jakobi  ist  1899  in 
2.  verb.  u.  verm.  Auflage  (122  S.)  bei  Guttentag,  Berlin,  erschienen. 
Brandis  gibt  eine  Darstellung  rDes  Rechts  der  Ehegatten  nach  dem 
B.  G.-B.  und  den  Landesrechten u,  Berlin,  Gesetzes verlag  Schnitze  & 
Cie.    Wiebuhzowsky  hat  ein  „Handbuch  des  Eherechts  mit  Aus- 
schluss des  Eheschliessungs-  und  Ehescheidungsrechts"  in  drei  Teilen 
herausgegeben,  Düsseldorf  1900,  L.  Schwann.  Zur  „Überleitung  der 
bestehenden  Ehen  unter  das  neue  Recht"  hat  Kubier  einen  Beitrag 
geliefert,  Breslau,  Kerns  Verlag.  Hollweck  hat  ..Das  Zivileherecht 
des  B.  G.-B."  im  Lichte  des  kanonischen  Eherechts  dargestellt,  Mainz, 
Kirchheim.    „Die  rechtliche  Stellung  der  Frau  nach  dem  B.  G.-B." 
ist  von  G.  Planck  in  einem  Vortrage  (30  S.)  behandelt  worden. 
Göttingen  1899,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.   Weiterhin  sind  noch  zu 
erwähnen:  Kähsberg,  „Eingehung,  Nichtigkeitserklärung  und  Auf- 
lösung der  Ehe  nach  dem  B.  G.-B."  (36  S.),  Leipzig  1899,  Richter; 
As worth  „Das  Wittum  (Do wer)  im  englischen  Recht  (55  S.),  Frank- 
furt a.  M.  1899,  Knauer,  sowie  „Recht  und  PHicht  der  Witwe  von 
Bekums  (VIII,  111  S.),  Berlin,  Vahlen. 
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Über  „Das  Güterrecht  der  bei  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.-B. 
bestehenden  Ehen"  handelt  die  Schrift  von  Frkkk  (VII,  79  S.), 
Stettin  1900,  Saunier.  „Die  Schlüsselgewalt  der  Ehefrau"  ist  ver- 
gleichend dargestellt  nach  dem  B.  G.-B.  und  bisherigen  Recht  von 
Rosenfkld  (108  S.).  Besonders  hervorzuheben  ist  hier  Sciirodkk,  R., 
„Das  eheliche  Güterrecht  nach  dem  B.G.-B.*',  2.  Auflage  (78  S.), 
Berlin  1899,  Guttentag.  Durst,  F.,  hat  bearbeitet  „Das  deutsche 
eheliche  Güterrecht"  unter  Berücksichtigung  der  Abweichungen  vom 
französischen  Recht  (70  S.),  Köln  1899,  P.  Neubner.  Hierher  gehören 
auch  noch  der  Vortrag  von  Khatz,  „Das  eheliche  Güterrecht  des 
B.  G.-B.44  (48  S.),  Heidenheim  1899,  Rees,  und  Willmann,  Der  eheliche 
(illterstand  nach  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.-B.  (21  S.),  Quaken- 
brück 1899,  Eckhart. 

Zu  den  einzelnen  Guterständen  seien  erwähnt:  Schkfold,  „Die 
allgemeine  Gütergemeinschaft  des  B.  G.-B.''  (VI,  88  S.),  Ulm  1899. 
Ebner,  und  derselbe,  „Die  Errungenschaftsgemeinschaft  des  B.  G.-B." 
(VI,  109  S.),  Stuttgart.  1899,  Kohlhammer. 

Gkkuaki»  hat  über  ..Die  Ehescheidungsgründe  des  B.  G.-B.*'  im 
Berliner  Anwalt- Verein  einen  Vortrag  gehalten  (40  S.),  Berlin  1899. 
Siemenroth  &  Troschel.  ..Ehescheidungsrecht  und  Ehescheidungs- 
prozess1*  von  Eklkk  ist  1899  in  2.,  völlig  umgearbeiteter  Auflage  er- 
schienen (249  S.),  Berlin,  H.  W.  Füller.  Des  weiteren  hat  „Das 
Recht  der  Ehescheidung  nach  dem  B.  G.-B."  von  Davidson  (VIII, 
257  S.),  Berlin.  Heymann,  Anerkennung  gefunden.  Schmidt  behandelt 
„Ehescheidung  und  richterliclies  Ermessen"  (47  S.),  1900. 

Oi'KT  hat  „Das  Verwandtschaftsrecht  des  B.  G.-B."  in  einem 
umfangreichen  und  wissenschaftlich  durchaus  auf  der  Höhe  stehenden 
Werke  bearbeitet  (VIII,  440  S.),  Berlin  1899,  Vahlen.  Demselben 
Gebiet  gehört  an  die  gemeinverständliche  Darlegung  von  Hallbaukr, 
..Das  neue  Verwandtenrecht  des  deutschen  B.  G.-B.''  (X,  188  S.). 
Leipzig  1S99,  Berger.  „Die  Verwandtschaft  und  Vormundschaft 
nach  dem  B.  G.-B.*'  hat  Spahn  behandelt.  Berlin  1900,  Guttentag. 

Whi.s.-nvmLKK  erörtert  „Die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt 
und  die  Stellung  des  Beistandes".  Hannover  1900,  Meyer;  Knitschky 
„Das  Rechtsverhältnis  zwischen  Eltern  und  Kindern  nach  dem  B.  G.-B.'" 
(VI,  274  S.i,  Berlin  18<»9,  0.  Haering.  ..Die  rechtliche  Stellung  der  un- 
ehelichen Kinder*'  behandelt  Hhki.k  in  einem  kleinen  Aufsatz  (IV,  51  S.). 
Glessen  1899,  E.  Roth.   Auch  Jastrow  hat  sich  mit  „Dem  Recht  der 
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unehelichen  Kinder"  beschäftigt,  Berlin  1900,  Guttentag,  ferner  hat 
Markus  über  „Das  Recht  des  unehelichen  Kindes"  einen  Vortrag  ge- 
halten, der  aus  dem  Ungarischen  von  einem  unbekannten  Verfasser 
ubersetzt  worden  ist  (59  S.),  Budapest  1899,  Grill.  Schliesslich  hat 
Puschmann-  „Die  Stellung  und  Ansprüche  des  unehelichen  Kindes  und 
seiner  Mutter,  sowie  die  Legitimation  unehelicher  Kinder  nach  dem 
B.G.-B."  bearbeitet  (VIII,  68  S.),  Cöthen  1899,  Schettler. 

Mkykr  behandelt  in  einer  grösseren  Dissertation  (XIII,  112  S.) 
„Die  Einkindschaft",  Breslau  1900,  Marcus. 

Phillers  „Vormundschafterecht  des  B.  G.-B.  nebst  den  ver- 
wandten Rechtestoffen"  ist  1900  in  3.  Auflage  erschienen  und  stellt 
sich  dar  als  eine  Umarbeitung  des  preussisch-rechtlichen  Werkes 
des  Verfassers  (IX,  384  8.),  Berlin,  Vahlen.  In  demselben  Jahre 
veröffentlichten  Hesse  ein  „Deutsches  Vormundschaftsrecht"  (VIII, 
363  S.),  Leipzig,  Wöpke,  sowie  Schröder  und  Muuhan  „Das  deutsche 
Vormundschaftsrecht"  (XVI,  690  S.),  Berlin,  Decker.  Für  den  prak- 
tischen Gebrauch  dargestellt  hat  „Das  Vormundschaftsrecht  des 
B.  G.-B."  Böhm,  2.  Auflage,  1899  (VI,  275  S.),  Hannover,  Helwing. 
Ferner  hat  Schiloen  ein  „Deutsches  Vormundschaftsrecht"  in  Kom- 
mentarform herausgegeben  (VI II,  240  8.),  Köln  1899,  Bachem, 
Schultetcs  ein  „Handbuch  des  Vormundschafterechts"  (X,  257  S.), 
Berlin  1899,  Heine.  Ein  „Grundriss  zum  Vormundschafterecht"  von 
Maahsen  ist  1899  in  Köln,  Stauff  (32  S.)  erschienen.  Speziell  „Die 
Vormundschaft  über  uneheliche  Kinder"  hat  P.  Schmidt  S3'stematisch 
dargestellt.  Auch  Hallrauer  hat  im  Verein  mit  Garmann  „Das  neue 
Vormundschaftsrecht  des  B.  G.-B."  (X,  152  S.)  behandelt,  Leipzig 
1899,  Berger.  Zur  „Tätigkeit  des  Vormundschaftegerichte  in  Preussen" 
nimmt  das  Wort  Elsner  von  Gronow  (72  S.),  Breslau  1899,  Kern. 
Baum  hat  sich  verbreitet  über  „Vormund,  Gegenvormund,  Pfleger 
und  Familienrat"  (VI,  58  S.),  Berlin  1899,  Heine.  Weiterhin  ist  noch 
besonders  erwähnenswert  das  Werk  von  Schultheis,  „Der  deutsche 
Vormundschaftsrichter"  (XI,  356  8.),  Berlin  1900,  Vahlen,  ferner 
Singer,  „Die  Verrichtungen  des  Vormundschaftsgerichts  und  des  Nach- 
lassgerichte", München  1900,  Schweitzer,  und  schliesslich  hat  Trost 
im  selben  Jahre  einen  Nachtrag  zu  seinem  „Amt  des  Vormundes" 
herausgegeben  (8.  131 — 162),  Berlin,  Hayns  Erben. 

„Die  Pflichten  des  Waisenrats  nach  dem  B.  G.-B."  von  F.  Baum 

ist  1899  in  5.  verb.  und  venu.  Auflage  (VI,  34  S.)  bei  J.  J.  Heine, 
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Berlin  erschienen.  Fuhkmann  erklUrt  „Die  Geschäftsführung  des 
Gemeindewaisenrats"  (IV,  64  S.),  Berlin  1899,  Liebmann. 

f)  Erbrecht. 

Anders  gab  1899  auch  einen  „Grundriss  des  Erbrechts*4  heraus 
(VII,  103  S.),  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  es  publizierte  Pelargus 
als  Hand-  und  Nachschlagebuch  „Das  Erbrecht  des  B.  G.-B.  (X, 
J355  S.),  Stuttgart  1899,  Steinkopf.  Von  ebenfalls  1899  erschienenen 
bedeutenderen  Werken  seien  hier  nur  die  folgenden  erwähnt:  Bor- 
cherdt,  „Das  Erbrecht  und  die  Nachlassbehandlung"  nach  den  neuen 
Reichs-  und  Landesgesetzen,  allgemeiner  Teil  (XIV,  288  S.),  Breslau, 
Kern;  das  in  2.  Auflage  erschienene  „Erbrecht  des  B.  G.-B.u  von 
F.  Böhm  (XI,  568  S.),  Hannover,  Helwing,  und  schliesslich  Hallbaueb, 
„Das  neue  Erbschaftsrecht "  (X,  266  S.),  Leipzig,  Berger.  „Erbrecht 
und  Testament  nach  dem  B.  G.-B."  behandelt  Kökio  (92  S.),  Braun- 
schweig 1899,  Euler.  Im  zweiten  Berichtsjahre  begann  dann  zu  er- 
scheinen das  „Lehrbuch  des  Erbrechts"  von  Mkykr  (S.  1—98),  Marburg, 
El  wert.  Hierher  gehört  auch  die  Arbeit  von  Löber,  „Erbrecht  bei 
zweiter  Ehe  nach  Inländischem  Stadtrecht"  (VII,  115  S.),  Riga  1899, 
Kymmels  Sort. 

Escher  erörtert  „Den  Einfluss  des  Geschlechtsunterschiedes  der 
Deszendenten  im  schweizerischen  Erbrecht",  Zürich,  Schultheis, 
Erdmann  „Das  Miterbenverhältnis  im  B.  G.-B."  verglichen  mit  dem 
des  gemeinen  Rechts  (80  S.),  Hannover  1899,  Hahn,  Münchmeyer 
„Die  Haftung  der  Erben  und  Miterben  für  die  Nachlassverbindlich- 
keiten nach  dem  B.G.-B."  (81  S.).  Hannover  1899,  C.  Meyer.  „Das 
Verfahren  des  Nachlassgerichtes  bei  Erbauseinandersetzungen-  hat 
Marcus  bearbeitet  (46  S.),  Berlin  1900,  Marcus.  „Das  neue  Testamenten- 
recht" ist  von  Hallbaukk  (VIII,  167  8.),  Leipzig  1899,  Berger,  und 
Dikfkk  (80  S.),  Berlin  1900,  Steinitz,  bearbeitet,  Mugdan  gibt  eine 
Anleitung  zur  „Errichtung  von  Testamenten  und  Erbverträgen**  mit 
Formularen  (VIII,  118  S  ),  Breslau  1900,  Kern.  Mkischeikkr  be- 
handelt „Die  letztwilligen  Verfügungen  nach  dem  B.  G.-B.u,  Leipzig 
1900.  Veit  &  Cie.  Löwknwali».  ,.l>ie  gemeinschaftlichen  Testamente 
im  B.  G.-B."  (92  S.),  Berlin  1899,  Struppe  Ä  Winckler,  1900:  Brock, 
„Das  eigenhändige  Testament"  (VI,  121  S  ),  Berlin,  Gnttentag;  Marcus. 
„Privattestament  und  Nottestament  nach  dem  B.  G.-B."  in  2.  Auflage 
(XVI,  196  S.'),  Berlin,  Marcus;  Eichhorn.  „Das  Testament",  ein  Hand- 
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und  Musterbuch  für  letztwillige  Verfügungen,  in  4.  Aufl.  (IX,  339  S.), 
Berlin,  Vahlen.  Hullmkck  hat  dem  „Testament  der  Geistlichen  nach 
kirchlichem  und  bürgerlichem  Recht"  eine  grössere  Darstellung  ge- 
widmet (VIII,  123  S.)t  Mainz  1900,  Kirchheim.  »Seckt  lieferte  in  dem- 
selben Jahre  einen  „Beitrag  zur  Lehre  von  der  Testamentsvoll- 
streckung14 unter  Berücksichtigung  der  neuen  Reichsgesetze  (VI, 
100  S.),  Leipzig,  Wöpke. 

Dem  „Erb vertrag  nach  dem  B.  G.-B."  hat  Schifknkr  eine  grössere 
Abhandlung  gewidmet  (VIII,  212  S.),  Jena  1899,  Fischer. 

„Das  Pflichtteilsrecht  der  entfernteren  Abkömmlinge  und  der 
Eltern  des  Erblassers  nach  dem  deutschen  B.  G.-B.u  hat  Stkohal 
eingehend  behandelt  (51  S.)f  Leipzig  1899,  Edelmann. 

Einführungsgesetz,  Ausführungsgesetze,  Partikularrecht 

Einen  Kommentar  des  Einführungsgesetzes  zum  B.  G.-B.  hat 
Schkrrb  gegeben  (XXXVI,  269  S.),  Erlangen  1900,  Palm  &  Enke. 

Die  im  ersten  Berichtsjahre  in  den  deutschen  Einzelstaaten 
erlassenen  Ausführungsgesetze  zum  B.  G.-B.  haben  im  zweiten  Be- 
richtsjahre mannigfache  Bearbeitung  gefunden. 

„Die  preussischen  Ausführungsgesetze  zum  B.  G.-B.  für  das 
Deutsche  Reich  und  seine  Nebengesetze  nebst  den  Verordnungen 
vom  13.  und  16.  November  1899u  hat  Stkükmaxn  bearbeitet.  Tm 
Jahre  1900  erschien  Teil  I,  Berlin,  Deckers  Verlag.  Die  kleine, 
einen  Oktavband  von  207  Seiten  umfassende  Gesetzsammlung  be- 
ansprucht nicht  den  Wert  eines  Kommentars.  Mit  Hilfe  eines  sehr 
umfangreichen  und  sorgtältigen  Sachregisters  lassen  sich  die  sehr 
verschiedenartigen  Materien  der  einzelnen  Gesetze  gut  auffinden. 
Ein  zweiter  Teil  wird  die  1879  in  Kraft  getretenen  Reichsjustiz- 
gesetze in  ihrer  neuen  Fassung  bringen.  Dagegen  stellt  sich  das 
Werk  von  Hodlkr,  „Preussisches  Ausführungsgesetz  zum  B.  G.-B.", 
Berlin  1900,  H.  W.  Müller  (440  S.),  als  ein  Kommentar  von  wissen- 
schaftlicher Bedeutung  dar.  Motive  und  Materialien  des  Gesetzes 
sind  gründlich  bearbeitet.  Als  Anlagen  sind  abgedruckt  eine  Reihe 
von  Verordnungen  und  kleineren  Gesetzen.  Die  sehr  gediegene 
Arbeit  kann  nur  empfohlen  werden.  Kleineren  Umfanges  ist  die 
Handausgabe  des  „preussischen  Austührnngsgesetzes"  von  Waldow, 
Berlin,  Gesetzesverlag  Schultze  &  Co.  Diese  Überleitungsvorschriften 
sind  durch  klare  und  erschöpfende  Anmerkungen  erläutert.  Ferner 
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erschien  noch  Ende  1899  bei  Guttentag,  Berlin,  das  „Ansführnngs- 
gesetz  zum  B.  G.-B.  vom  20.  September  1899"  von  Simkon.  Auch 
hier  sind  die  kurzen  und  prägnanten  Anmerkungen  zu  loben.  In 
weit  bedeutenderem  Umfange  (X,  529  S.)  erschien  1900.  Berlin, 
0.  Liebmann,  das  Werk  von  Stkanz  uud  Gkkhakd  unter  dem  Titel 
„Das  Prenssische  Ausführnngsgesetz  zum  B.  G.-B.".  Es  ist  unter 
Berücksichtigung  des  allgemeinen  Landrechts,  des  gemeinen  Rechts 
und  des  rheinischen  Rechts  in  tiefgehender  Weise  unter  Hinzuziehung 
der  Motive  und  Materialien  kommentiert.  In  einem  Anhang  sind 
die  noch  geltenden  Bestimmungen  des  allgemeinen  Landrechts,  des 
Code  civil  und  der  wichtigsten  Ergünznngsgesetze  dargestellt. 
Ebenfalls  1900  erschien  der  erste  Teil  des  gross  angelegten  Kommentars 
von  Ckuhkn  und  MOllkk,  welche  in  Verbindung  mit  Hobrkcht  „Das 
Prenssische  Ausführungsgesetz  zum  B.  G.-B."  vom  20.  September  1899 
erläutert  haben  (XVIII,  352  8.),  Berlin,  Heymann.  Beide  Verfasser 
haben  dasselbe  Gesetz  in  der  HKYMANNschen  Taschengesetzsammlung 
in  Form  einer  kleinen  Handausgabe  herausgegeben,  die  trotz  ge- 
ringen Umfange8  doch  eine  Menge  wissenschaftlichen  Materials  bietet. 
Altsmaxk  hat  eine  Textausgabe  der  ?, Nebengesetze  des  B.  G.-B.  und 
die  Preussischen  Ausführungsgesetze  nebst  den  allerhöchsten  Ver- 
ordnungen und  Ministerialerla86en  mit  kurzen  Erläuterungen"  veran- 
staltet (708  S.),  Berlin  1900,  Heymann. 

Über  das  „Gesetz,  betreffend  die  Ausführung  des  B.  G.-B.  in 
Elsass-Lothringen,  vom  17.  April  1899"  sind  zwei  bemerkenswerte 
Bearbeitungen  erschienen.  Die  eine  ist  verfasst  von  Molitor  und 
erschienen  im  Jahre  1900,  Strassbnrg,  Trübner.  Von  grosser  Sorg- 
falt und  Gewissenhaftigkeit  zeugt  das  andere  Werk,  von  Arox, 
Strassbnrg  1899,  Heinrich. 

„Das  württembergische  Austühmngsgesetz"  hat  1900  mehr- 
fache Bearbeitung  gefunden.  Zu  erwähnen  sind  die  Ausgaben  von  Adam 
(VI,  122  S.),  Berlin,  Gesetzesverlag  Schultze  &  Co.,  und  die  von 
Pmzkk  (V,  202  S.),  Ravensburg,  Maier.  Ein  grosser  Kommentar 
desselben  Gesetzes  begann  1899  zu  erscheinen,  verfasst  von  Land- 
gerichtsdirektor Nikdkr,  und  wurde  1900  vollendet.  Ellwangen,  Hess 
(XC,  19M3  S.). 

„Das  braunsch weigische  Ausführungsgesetz  zum  B.  G.-B. 
vom  12.  Juni  1899"  hat  F.  Brandis  kurz  und  gemeinverständlich  er- 
läutert (IV,  48  S.>,  Berlin  1900,  Gesetzesverlag  Schultze  &  Co. 
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Die  Einführung  des  B.  G.-B.  hat  bezüglich  der  Landesprivat- 
rechte  teils  Neubearbeitungen  alter  Werke  nötig  gemacht,  teils  auch 
neue  Werke  hervorgerufen.  Eine  „Systematische  Darstellung  des 
in  Elsass-Lothringen  geltenden  bürgerlichen  Rechts"  erschien  von 
Xükck  (XVI,  XII,  1122  S.),  Metz  1900,  Scriba.  Linckelmann  und 
Flkck  haben  1900  „Das  hannoversche  Privatrecht  nach  dem  In- 
krafttreten des  B.  G.-B."  zu  bearbeiten  begonnen  und  1901  vollendet, 
Hannover,  Helwing.  Von  dem  Werke  von  A.  Weisslee,  „Preussisches 
Landesprivatrecht",  begann  1900  die  zweite  Auflage  zu  erscheinen. 
Vollständig  lag  es  1901  vor.  Das  Werk  bezeichnet  sich  selbst  als 
eine  Sammlung  der  neben  dem  B.  G.-B.  in  Kraft  bleibenden  Quellen 
des  Preussischen  Privatrechts,  Leipzig,  Pfeifer.  Gluck  hat  „Das  in 
Baden  geltende  Reichs-  und  Landesprivatrecht"  für  den  Gebrauch 
der  amtlichen  Gesetzblätter  bearbeitet.  Die  Arbeit  ist  erschienen 
Karlsruhe  1900,  Braunsche  Hofbuchdruckerei.  Demselben  Gebiete 
gehört  an  Hklblingh  Werk  „Das  deutsche  und  badische  bürgerliche 
Recht"  (XVIII,  890  S.),  Karlsruhe  1900,  Braunsche  Hofbuchdruckerei. 
Das  Buch  bildet  ein  gutes  Vorbereitungsmittel  für  Gerichtsschreiber. 
In  das  „Rheinische  Privatrecht"  führt  uns  das  gross  angelegte  Werk 
von  Dbunke,  Leipzig  1900,  Pfeffer.  1900  erschien  der  I.  Teil  (VIII, 
244  S.),  enthaltend  den  Text  der  zur  Ausführung  des  B.  G.-B.  er- 
gangenen Gesetze,  Verordnungen,  Erlasse  und  Verfügungen,  nebst  den 
von  ihnen  betroffenen  oder  in  Bezug  genommenen  Gesetze.  Lakg  be- 
spricht in  einer  kurzen  Schrift  (X,  206  S.)  „Die  Veränderungen  unseres 
Privatrechts  durch  das  B.G.-B.",  Stuttgart  1900,  Lindemann.  Hierher 
gehört  schliesslich  noch  die  sorgfältige  Arbeit  (165  S.)  von  Posknkk, 
„Das  deutsche  Reichsrecht  im  Verhältnisse  zum  Landesrechte",  Breslau 
1900,  Marcus.  Durch  Berücksichtigung  aller  28  Ausführungsgesetze 
ist  dem  Buche  praktische  Brauchbarkeit  auch  für  weitere  Kreise 
gesichert.  Von  Krainz'  „System  des  österreichischen  allgemeinen 
Privatrechts"  ist  1900  der  2.  (Schlnss-)  Band  erschienen,  welcher  Ob- 
ligationen-, Familien-  und  Erbrecht  enthält  (VIII,  779  S.),  Wien,  Manz. 

Einzeldarstellungen  aus  dem  deutschen  Partiknlarrecht  sind 
in  den  beiden  Berichtsjahren  eine  grosse  Anzahl  erschienen.  Bezüglich 
der  Reihenfolge  ihrer  Aufführung  habe  ich  mich  soweit  angängig  an  die 
Artikelfolge  des  Einfuhrungsgesetzes  gehalten. 

Friesen  hat  „Die  Familienanwartschaften  in  ihrer  geschicht- 
lichen Entwicklung  und  volkswirtschaflichen  Bedeutung"  beleuchtet 
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(93  S.),  Dresden  1900,  von  Zahn  &  Jaentsch.  Dem  Fischereirechte 
gehört  an  die  Arbeit  von  Kotzk,  „Die  Fischereigesetzgebung  im 
preussischen  Staate-  (VII,  175  S.l,  Leipzig,  Rossberg.  Baikbs  Werk 
.Die  Jagdgesetze  Preussens-  ist  im  Berichtsjahre  1900  in  2.  Auf- 
lage erschienen  (VII,  378  S  ),  Nendamm,  Neumann.  Dasselbe  Thema 
behandelt  Kohli,  -Die  preussischen  Jagdgesetze1"  (VIII.  224  S.l. 
Berlin  1900,  H.  W.  Müller.  Kixzf.  hat  im  selben  Jahre  eine 
2.  Auflage  (157  S.)  seines  Buches  -Das  Jagdscheingesetz  vom  31.  Juli 
1895-  veranstaltet,  Berlin,  Gnttentag. 

Bokuht  und  Kraft  haben  den  -Entwurf  eines  Privat-Ver- 
sichernngsgesetzes-  veröffentlicht  (III,  129  S.)t  Berlin  1899,  Siemenroth 
&  Troschel.  Medizinisch  und  statistisch  hat  „Die  Todeställe  der 
Basler  Lebensversicherungsgesellschaft  A.  Hksse  bearbeitet  (VIII. 
60  S.l.  Leipzig  1899,  Barth.  Kaiskk  untersucht  -Die  Bedeutung 
des  Versicherungswesens  und  die  Notwendigkeit  der  Neuordnung" 
(19  S.),  Cilli  1899.  Adler.  Dohkx  hat  in  einer  Dissertation  -Die 
Unwirksamkeit  und  mangelhafte  Wirksamkeit  des  Versicherungs- 
vertrages- untersucht  (71  S.i,  Göttingen  1900,  Vandenhoeck  und 
Knprecht.  1900  erschien  Laxuhaxs,  -Die  Privat- Feuerasseknranz 
und  das  Reichsvereicherungsgesetz"  (47  S.),  Leipzig,  Hirschfeld, 
sowie  Ha«jek.  -Die  öffentlich-rechtliche  Regelung  des  Privat  Versiche- 
rungswesens in  Deutschland"  (III,  138  S.l,  Berlin,  Reimer.  Nf.imaxx 
behandelt  rDie  kleine  Lebensversicherung-  (88  S.),  Berlin  1899. 
Mittler  &  Sohn;  Hi  lsf.maxn  -Die  Vieh- Versicherung,  ihr  Wesen,  ihre 
Aufgabe,  ihre  Organisation"  (VIII.  140  S.l,  Berlin  1899,  Schötz:  Makes 
„Die  Diebstahlversicherung"  (VII,  46  S.l,  Berlin  1899.  Siemenroth 
&  Troschel.  Marck  hat  verfasst  eine  -Denkschrift  des  Verbandes 
deutscher  Fenerversicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  zu 
dem  Entwürfe  eines  Reichsgesetzes  über  die  privaten  Versicherungs- 
Unternehmungen"  (45  S.),  Greifswald  1899,  Abel.  Über  -Die  laufende 
Versicherung-  hat  Mou>kxhu  kk  eine  Dissertation  (III,  79  S.l  ge- 
schrieben. 

Dem  Gesinderecht  gehören  die  folgenden  Arbeiten  an:  Niss- 
B.im,  -Die  preussische  Gesindeordnnng-  (130  S.i,  Berlin  1900,  Lieb- 
mann.  Der  polizeilichen  Tätigkeit  in  Gesindesachen  ist  ein  besonderer 
znsammfassender  Anhang  gewidmet.  Die  Gesindeordnung  selbst  ist 
gut  kommentiert:  Skyffakth.  -Die  preussische  Gesindeordnung  vom 
8.  November  1810  unter  der  Herrschaft  des  deutschen  B.  G.-B.- 
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(VIII,  89  S.)  1900.  Kotze  hat  anf  Grundlage  des  vom  1.  Januar  1900 
an  geltenden  Rechts  neu  bearbeitet  das  Werk  von  Höikuiiauh,  „Die 
Gesindeordnung  für  die  königlich  preussischen  Staaten4,  3.  Auflage 
<112  S.),  Berlin  1900,  F.  Dümmlers  Verlag.  Ebenfalls  in  neuer 
(5.)  Auflage  ist  19(K)  erschienen  das  Buch  von  Lindenberg,  rDas 
prenssische  Gesinderecht  im  Geltungsbereiche  der  Gesindeordnung 
vom  8.  November  1810"  (VIII,  184  8.),  Berlin,  H.  W.  Müller. 
Schliesslich  gehört  noch  dem  preussischen  Rechtsgebiete  an:  Cuno, 
>Das  Gesinderecht  nach  der  preussischen  Gesindeordnung  und  dem 
B.  G.-B.",  Berlin  1900.  Gesetz verlag  Schnitze  &  Co.  Mit  dem  Rechte 
der  „Gesindeordnung  für  die  Rhein  pro  vi  nz"  macht  uns  Kollmann 
bekannt,  Düsseldorf  1900,  Schrobsdorff,  Auföess  mit  dem  „Gesinde- 
recht  nach  dem  B.  G.-B.  und  dem  bayerischen  Ansführungsgesetze 
zu  letzterem"  (IV,  63  S.),  München  1900,  Beck.  Schmu»  hat  be- 
arbeitet .Die  Gesindeordnung  für  das  Grossherzogtum  Sachse n- 
Weimar-Ei8enach  vom  11.  Oktober  1899  nebst  Ausführungsver- 
ordnung vom  13.  Oktober  1899"  (X,  103  S.),  Weimar  1900,  H.  Böhlaus 
Nachfolger,  v.  Frankenberü  rDas  braunschweigische  Gesinderecht 
nach  der  Gesindeordnung  vom  16.  August  1899**  (112  S.),  Braun- 
schweig 1900,  Göritz. 

Illasiewicz  hat  geschrieben  über  „Das  Religionsbekenntnis 
nach  österreichischem  Recht"  (53  S.),  Czernowitz  1900,  H.  Pardini. 

Kien  behandelt  „Die  Zwangserziehung  Minderjähriger",  Stutt- 
gart  1900,  Roth.  Dasselbe  Thema  ist  auch  bearbeitet  von  Aschhott, 
Berlin  1900,  Guttentag.  Die  Abhandlung  ist  mit  Rücksicht  auf  den 
damaligen  preussischen  Gesetzentwurf  verfasst  und  bei  dem  geringen 
Umfange  (61  S.)  recht  eingehend. 

Schmitz  hat  bearbeitet  „Das  Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge- 
erziehung Minderjähriger"  (155  S.),  Düsseldorf  1900,  Schwann. 
1900  erschien  das  Buch  von  Akon,  „Die  Hintcrlegungsordnung  vom 
14.  März  1879  mit  den  Abänderungen  durch  das  Ausführungsgesetz 
zum  B.  G.-B."  (VIII,  165  S.),  Hannover,  Hellwing.  Bartels  gab 
im  selben  Jahre  heraus  „Die  Hinterlegungsordnung  vom  14.  März  1879 
in  der  Fassnng  des  preussischen  Ausführungsgesetzes  zum  B.  G.-B. 
nebst  Ansführungsbestinimungen"  (VIII,  137  S.).  Berlin,  Guttentag. 

Proebht  hat  geprüft,  inwieweit  „Das  bayerische  Gesetz  über 
Heimat,  Verehelichung  und  Aufenthalt  vom  16.  April  1868a  durch 
das  B.  G.-B.  aufgehoben  bezw.  abgeändert  worden  ist.    1900  erschien 
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Reger,  „Handausgabe  des  bayerischen  Gesetzes  über  Heimat,  Ver- 
ehelichung und  Aufenthalt  vom  16.  April  1868"  in  5.  Auflage  in 
der  Fassung  vom  30.  Juli  1899  (VII,  232  S.),  Ansbach,  Briigel  &  Sohn. 

Erfinderrecht  und  Patentwesen. 

Goldberger  hat  „Das  neue  österreichische  Patentrecht*4 
systematisch  und  gemeinfasslich  dargestellt  (IV,  296  S.),  Wien  1899, 
Hartleben.  Pieper  nimmt  das  Wort  zu  der  „Unsicherheit  im  Patent- 
schutz" (36  S.),  Berlin  1899,  Walther.  Glaser  vergleicht  den 
..Patentschutz  im  In-  und  Auslände4*  (189  S.),  Berlin  1899.  Siemens. 
Ephraim  betrachtet  ..Die  Azetylen-  und  Kalziumkarbidindustrie  vom 
patentrechtlichen  Standpunkt44  (64  S.)f  Halle  1899,  Marhold.  Schanze 
untersucht  „Das  Recht  der  Erfindungen  und  der  Muster"  (VI,  518  S.), 
Wittenberg  1899,  Herrose.  Der  Verfasser  vereinigt  in  dem  Werke 
mehrere  Abhandlungen,  welche  bereits  in  verschiedenen  Zeitschriften 
veröff entlicht  waren,  welche  zum  Teil  neu  bearbeitet  sind.  Das  Buch 
kann  nur  empfohlen  werden.  Schmelik  hat  1900  eine  Neu-  (2.)  Auf- 
lage seines  Werkes  „Das  Erfinderrecht  der  wichtigsten  Staaten4 
veröffentlicht  (VIII,  296  S.),  Stuttgart,  Deutsche  Verlagsanstalt. 
„Das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Patentanwälte,  vom  21.  Mai  1900~ 
hat  eine  systematische  Darstellung  erfahren  von  Dammk  (IX,  196  S.), 
Berlin  1900,  Liebmann.  Dasselbe  Gesetz  nebst  der  Prüfungsordnung 
vom  23.  Juli  1900  hat  bearbeitet  Lkakdkk  (78  S.),  Berlin  1900. 
Vahlen.  Im  gleichen  Jahre  erschienen  ferner  die  auch  auf  dieses 
Gesetz  bezüglichen  Arbeiten  von  Schmip  (IV,  146  S.),  Leipzig, 
Hirschfeld,  sowie  von  Stephan  (72  S.),  Berlin.  Guttentag.  H.  und 
W.  Pataky  haben  „Die  wichtigsten  Bestimmungen  aller  Patentgesetze 
des  In-  und  Auslandes44  zusammengestellt.  1899  erschien  das  Buch 
bereits  in  4.  Auflage  (IV,  158  S.),  Dresden,  Küthmann.  Ein  „Hand- 
buch des  Patentrechts  in  rechtsvergleichender  Darstellung"  hat  Kohler 
herausgegeben,  Mannheim  1900,  Bcnsheimer,  wovon  1900  2  Lieferungen 
erschienen  (X,  384  S.). 

Handels-  und  Wechselrecht.    Bank-  und  Börsenwesen. 

Von  den  Lehrbüchern  des  Handelsrechts  ist  das  bekannte  von 
Cosack  1900  in  5.  Auflage  (XVI,  792  S.)  erschienen,  Stuttgart, 
F.  Euke.  Zur  Zeit  der  Abfassung  dieses  Berichts  liegt  schon  die 
6.  Auflage,  1903  (X,  780  S.)  dieses  hervorragenden  Werkes  vor. 
Ritter  behandelt  „Die  allgemeinen  Lehren  des  Handelsrechts"  und  in 
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einem  Anhang  das  Recht  der  Inhaberschuldverschreibungen.  Vorträge 
(VIII,  208  S.),  Berlin  1900,  F.  Vahlen.  Das  Werkchen  von  Engelmann 
schliesslich,  „Das  deutsche  Handels-,  Wechsel-  und  Seerecht*,  stellt 
sich  dar  als  ein  erweiterter  Abdruck  aus  des  Verfassers  „Das  alte  und 
neue  bürgerliche  Recht  Deutschlands"  (VIII,  137  S.),  Berlin  1899, 
Heine.  Königk  hat  „Das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897"  zum 
praktischen  Gebrauch  dargestellt  und  verglichen  mit  dem  alten  Handels- 
gesetzbuch, dem  B.  G.-B.  und  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
und  Reichsoberhandelsgerichts  (410  S.)}  Berlin  1899,  Guttentag. 

Weit  zahlreicher  sind  die  in  den  beiden  Berichtsjahren  er- 
schienenen bedeutenderen  Textansgaben  und  Kommentare  des  Handels- 
gesetzbuches. An  erster  Stelle  ist  hier  zu  nennen  der  allbekannte 
und  bewährte  „Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch"  von  Staub.  1900 
erschien  der  1.  Band,  enthaltend  Buch  I  und  Buch  II  des  H.-G.-B. 
in  6.  und  7.  Auflage  (VIII,  1036  S.),  Berlin,  J.  Heine.  Jedes  weitere 
Wort  zum  Lobe  dieses  unentbehrlichen  Werkes  erscheint  entbehrlich. 
1901  wurde  es  vollständig.  Von  H.  Makowers  „Handelsgesetzbuch 
mit  Kommentar"  erschien  1899  1900  die  12.  Auflage,  bearbeitet  von 
F.  Makowkr,  und  zwar  enthält  der  I.  Band  Buch  I  bis  III  des  H.-G.-B. 
(1899);  im  folgenden  Jahre  wurden  herausgegeben  Band  II,  enthaltend 
das  IV.  Buch  (Seerecht)  des  H.-G.-B.,  sowie  der  III.  Band:  Handels- 
rechtliche Nebengesetze,  Berlin,  Guttentag.  An  dritter  Stelle  sei  dann 
erwähnt  der  Kommentar  von  Düringer  und  Hachenburg,  „Das 
Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897",  dessen  1.  Band  1899,  dessen 
II.  Band  1900  erschienen  ist,  Mannheim,  Bensheimer.  Von  den  be- 
deutenderen Werken  der  Kommentarliteratur  sei  endlich  erwähnt  das 
gross  angelegte  Werk  von  Uoluvanx,  Berlin,  Vahlen,  und  von  Leh- 
mann-Ring, H.-G.-B.-Komm.  Der  erste  Teil  (II,  370  S.)  ist  bearbeitet 
von  Lehmann.    Berlin,  Heymanns  Verlag. 

Auch  die  Anzahl  der  guten  Handausgaben  und  Textausgaben 
ist  in  den  Berichtsjahren  eine  grosse  gewesen.  Von  letzteren  sei  an 
erster  Stelle  „Das  Handelsgesetzbuch"  von  Gareis,  welches  1900  in 
2.  Auflage  erschienen  ist,  erwähnt.  Dakzigkr  I  hat  „Das  H.-G.-B. 
für  das  Deutsche  Reich"  mit  Ausschluss  des  Seerechts  mit  An- 
merkungen versehen  und  1900  in  2.  Auflage  veröffentlicht  (278  S.), 
Berlin,  F.  Dümmler.  Unter  dem  Titel  „Corpus  iuris  civilis  für  das 
Deutsche  Reich  in  Preussen"  ist  ein  durchaus  originelles,  drei  Bände 
umfassendes  Werk  von  Meyekuoff  erschienen.    Der  zweite  1900 
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herausgegebene  Band  (XI,  667  S.)  umfasst  „Das  Handelsrecht".  Das 
Buch  enthält  das  H.-G.-B.  und  seine  zahlreichen  Nebengesetze.  Ge- 
ringeren Unifanges  ist  die  Ausgabe  des  „Handelsgesetzbuches  vom 
10.  Mai  1897  und  der  allgemeinen  Wechselordnung"  von  Bäsch, 
5.  Auflage  (VIII,  390  S.),  Berlin  1899,  Vahlen.  Ritlknü  und  Grubrr 
haben  das  „Handelsgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  einschliesslich 
des  Seerechts"  als  deutsche  AuBgabe  mit  französischer  Übersetzung 
herausgegeben,  Strassburg  1899,  Strassburger  Druckerei  und  Verlags- 
anstalt. Weiter  seien  schliesslich  noch  erwähnt  die  Handausgabe  des 
„Handelsgesetzbuchs  nebst  der  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung" 
von  Fuchs  (IV,  362  u.  192  S.),  Leipzig  1899,  Rossberg,  sowie  Dove, 
„Das  Handelsgesetzbuch ",  Berlin  1900,  Heymann.  Zum  Schlüsse  sei 
noch  genannt  Scherer,  „Das  deutsche  Seerecht".  Textausgabe  des 
neuen  H.-G.-B.  vom  10.  Mai  1897  nebst  Anmerkungen,  Leipzig 
1900,  Wigand. 

Kaufmann  setzt  auseinander  rDie  wesentlichen  Unterschiede 
des  alten  und  des  neuen  H.-G.-B."  (204  8.),  Berlin  1900,  Moeser. 
Das  Buch  ist  eine  Erweiterung  einiger  in  der  Juristischen  Wochen- 
schrift erschienenen  Aufsätze.  Als  Anhang  hat  Verfasser  die  Artikel 
des  alten  H.-G.-B.,  des  Entwurfs  und  des  neuen  H.-G.-B.  einander 
gegenübergestellt.  Desgleichen  hat  Mkthner  „Das  neue  und  das 
alte  Handelsgesetzbuch  in  ihren  Abweichungen"  geprüft  (III,  196  S.), 
Breslau  1899,  Marcus.  Die  Darstellung  ist  klar  und  verständlich. 
Strauss  hat  in  einem  Aufsatze  (VII,  113  S.)  „Die  Reform  des  deutschen 
Handelsrechts  und  ihre  Bedeutung  für  Österreich"  untersucht,  Wien 
1899,  Manz. 

Monographien  sind  in  beiden  Berichten  verhältnismässig  wenige 
erschienen.  Von  diesen  hebe  ich  die  folgenden  als  der  Beachtung 
wert  hervor. 

Referendar  Olshaü*en  hat  „Das  Verhältnis  des  Namenrechts 
zum  Firmenrecht"  geprüft  (108  S.),  Berlin  1900,  Vahlen.  Die  Arbeit, 
welche  in  einen  kürzeren  geschichtlichen  und  einen  grösseren  dog- 
matischen Teil  zerfällt,  zeugt  vom  gründlichen  Studium  der  ein- 
schlägigen Literatur  und  von  völliger  Beherrschung  der  Quellen. 
1*99  erschien,  ohne  Anspruch  auf  wissenschaftlichen  Wert,  das 
Schriftchen  (51  S.)  von  Kaff,  „Der  Handlungsgehilfe  und  sein  Recht", 
Wien,  Wiener  Volksbuchhandlung.  Immkrwahr  hat  „Das  Recht  der 
Handlungsagenten  dargestellt.  Breslau  1900,  Marcus.    Das  Werk, 
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kann  besonders  dem  Praktiker  empfohlen  werden.  Mayer  hat 
die  Rechtsverhältnisse  der  „Mäkler  und  Agenten  nach  österreichischem 
Recht*4  kurz  dargestellt  (39  S.),  Leipzig  1899,  Deichert.  Jacusiel  be- 
handelte „Das  Recht  der  Mäkler",  Berlin  1900,  A.  W.  Hayns  Erben. 

Zahlreicher  sind  Einzeldarstellungen  aus  dem  Gesellschaftsrecht, 
besonders  aus  dem  Aktienrecht. 

Kahl    untersucht    1900    „Die   Errichtung  von  Handelsge- 
sellschaften durch  Religiöse"  (37  S.),  Berlin,  II.  W.  Müller.  Lastig 
bespricht  «Die  Auflösung  der  kaufmännischen  Gesellschaften1*,  Halle 
1900,  Niemeyer.    Bauer  hat  „Das  Aktiengesetz  in  der  Fassung  des 
neuen  Handelsgesetzbuches  vom  10.  Mai  1897u  unter  Berücksichti- 
gung der  besonderen  Bedürfnisse  des  Vorstandes  und  des  Aufsichts- 
rats auf  Grund  der  Rechtsprechung  der  Motive  und  der  sonstigen 
Materialien  eingehend  bearbeitet  (VI,  332  S.),  Leipzig  1899,  Verlag 
des   „  Handelsgesellschafter  •*.     1899  erschien  ferner  Meyer,  „Das 
Aktienrecht*'  mit  Einleitung,  kurzen  Erläuterungen  und  Sachregister, 
3.  Auflage  der  Ausgabe  des  Reichsgesetzes  vom  18.  Juli  1884 
(III,  124  S.).  Berlin,  Vahlen.    Kleinwächtkk  hat  „Zur  Frage  der 
Reform  des  österreichischen  Aktienrechts**   das  Wort  genommen 
(48  S.),  Czernowitz  1899,  Pardini,  während  Riesser  „Die  Neuerungen 
im  deutschen  Aktienrechte  nebst  Entwürfen  für  neue  Statuten  und 
für  Statutenänderungen**  für  den  praktischen  Gebranch,  insbesondere 
des  Handelsstandes  dargestellt  und  erläutert  hat  (XIV,  217  S.), 
Berlin  1899,  0.  Liebmann.    Der  reiche  und  gediegene  Inhalt  sichert 
dem  Buche  ein  bleibendes  Ansehen  in  der  aktienrechtlichen  Literatur. 
1899  erschien  das  Bueh  von  R.  und  F.  Esser,  behandelnd  „Die  Aktien- 
gesellschaft nach  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  vom 
10.   Mai  1897",  Berlin  1899,   Springer,   und  zwar  in   1.  (XIV, 
256  S.)  und  2.  Auflage  (XVI,  279  S.).   Angefügt  ist  dem  Werkchen 
ein  Normalstatnt.  Desgleichen  ist  der  „Aktiengesellschaft"  gewidmet 
die    gemeinverständliche   Darstellung    von    Alexander   Katz  und 
Dyhrenfürtii  (VI,  241  S.),  Berlin  1899,  II.  S.  Hermann.    In  Form 
eines  Kommentars  stellt  sich  uns  dar  das  Werk  von  Pinner.  „Das 
deutsche  Aktienrecht"  (VIII,  382  S),  Berlin  1899,  H.  W.  Müller. 
Es  hält  die  Mittellinie  zwischen  einer  Handausgabe  und  einem  grossen 
systematischen  Kommentar  inne.    Trotz  mancherlei  Ausstellungen, 
welche  zu  machen  sind,  ist  der  Wert  des  Buches  zweifellos.  Riksen- 
feld  hat  geprüft,  inwieweit  vorhanden  ist  ein  „Einfluss  des  neuen 
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Aktienrechts  auf  die  Statuten  der  bestehenden  Gesellschaften  *  (VII, 
127  S.),  Berlin  1899,  Gärtner.  Die  Arbeit  ist  als  eine  höchst  gründ- 
liche zu  bezeichnen;  die  Ausführungen  des  Verfassers  sind  im  wesent- 
lichen überzeugend.  —  Aus  dem  Gebiete  des  Aktienrechts  selbst: 
Averbeck,  r Wesen  der  Aktienzeichnung,  Rechte  und  Pflichten  aus 
der  Zeichnung"  (44  S.),  Jena  1900,  Fischer.  Kusenbkrg,  „Die  Rechts- 
eigenart der  Aktienurkunde«  (70  S.),  Strassburg  1900,  Schlesier  & 
Schweikhardt.  Die  Arbeit  von  Kostanecki,  „Das  Aktienindossament« 
(IV,  188  S.),  Berlin  1900,  C.  Heymann,  deren  Schwerpunkt  auf  his- 
torischem Gebiete  liegt,  bietet  zwar  der  Praxis  keinen  unmittelbaren 
Vorteil,  ist  aber  als  eine  wertvolle  Bereicherung  der  rechtshistorischen 
Literatur  zu  begrüssen.  Auch  das  Institut  des  Aufsichtsrats  ist  Gegen- 
stand mannigfacher  Erörterungen  gewesen.  Baukk  gab  1900  heraus 
eine  2.  Auflage  (VIII.  220  S.)  seines  Werkes  „Der  Aufsichtsrat, 
Auf  Grund  des  neuen  H.-G.-B.  unter  Benutzung  der  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichts  und  anderer  Obergerichte1',  Leipzig,  Verlag  des 
„Handelsgesellschafter«.  Von  demselben  Verfasser  erschien  ebenfalls 
1900  und  auch  in  2.  Auflage  „Geschäftsführung  und  Aufsichtsrat  bei 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung"  <X,  398  S.)7  ebenda.  Müller, 
Herh.,  behandelt  ganz  kurz  Die  Gewinnanteile  der  Mitglieder  des 
Vorstandes  und  des  Aufsichtsrats  von  Aktiengesellschaften"  (30  S.), 
Hannover  1899,  Hahn.  In  demselben  Jahre  erschien  auch  Mankiewicz, 
„Die  Rechte  und  Pflichten  des  Anfsichtsrats  der  Aktiengesellschaft" 
(34  S.),  Berlin,  Struppe  &  Winckler. 

Dem  dritten  Buche  des  Handelsgesetzbuches  gehören  nur 
wenige  Schriften  an.  Es  seien  hier  folgende  genannt:  Meilhais, 
„Der  Eigentumserwerb  nach  dem  allgemeinen  deutschen  H.-G.-B. 
Art.  306,  307  und  B.  G.-B.  §§  «32—930«  (158  S.),  Dissertation,  Würz- 
burg 1899,  Gnad  &  Cie.  Riesskk,  „Die  handelsrechtlichen  Lieferungs- 
geschäfte. Eine  Kritik  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts14 
(84  S.),  Berlin  1900,  Liebmann.  Nothnagel,  „Beschränkte  Haftung. 
Eine  handelsrechtliche  Studie«  (VIII,  100  S.i,  Wien  1900,  Holder. 
Wehen,  ..Die  Geldqualität  der  Banknote.  Eine  juristisch  sozial- 
ökonomische Untersuchung«  (VII,  84  S.>,  Duncker  &  Humblot. 
Fischek,  Rrj).,  schrieb  1899  „Über  die  Bedeutung  der  einfachen 
Rechnung  und  des  Kontokorrents  im  heutigen  Recht«  (IV,  43  S.>, 
Leipzig,  Dieterich.  Lanuen  hat  sich  mit  einer  Schrift  über  den 
..Eigentums- Erwerb  und  Verlust  bei  Kommissionsgeschäften  nach 
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dem  Rechte  des  alten  und  neuen  Handelsgesetzbuches"  habilitiert 
(VIII,  125  S.),  Marburg  1900,  El  wert«  Verlag.  Breit  hat  seine 
1898  von  der  Leipziger  Jnristenfakultät  preisgekrönte  Schrift  „Das 
Selbsteintrittsrecht  des  Kommissionärs  nach  dem  neuen  deutschen 
Handelsgesetzbuche"  nunmehr  in  Buchform  einem  grösseren  Publikum 
übergeben  (IV,  208  S.)f  Leipzig  1899,  Rossberg.  Die  wertvolle  und 
verdienstliche  Arbeit  hat  dieses  bisher  dunkle  Rechtsgebiet  beleuchtet 
und  einer  Reihe  von  Streitfragen  die  Spitze  abgebrochen.  Wkbkk 
hat  1899  veröffentlicht:  „Vergleich  der  Haftung  des  deutschen  Spedi- 
teurs und  des  französischen  commissionaire  de  transport"  (44  S.), 
Leipzig.  Fock.  Likskr  schrieb  „Pas  Lagergeschäft  und  der  Lager- 
schein (Warrant)  nach  dem  Handelsgesetzbuche  vom  10.  Mai  1897" 
(58  S.l,  Fürth  1899,  Rosen berg. 

Über  das  4.  Buch,  „Seehandel",  ist  eine  bemerkenswerte  Schrift 
spezitisch  juristischen  Charakters  nicht  erschienen.  Es  sei  jedoch 
der  Vollständigkeit  halber  hier  erwähnt  eine  nautisch-juristische 
Studie  von  Priun,  „Der  Zusammenstoss  von  Schiffen,  aus  den  Ge- 
sichtspunkten der  Schiffsbewegung,  des  Strassenrechts  und  der  Haft- 
pflicht aus  Schiffskollisionen  nach  den  Gesetzgebungen  des  Erdballs", 
2.  Ausgabe  (XVI,  1282  S/),  Berlin  1899,  0.  Haering. 

Von  Bearbeitungen  handelsrechtlicher  Nebengesetze  in 
den  beiden  Berichtsjahren  seien  kurz  folgende  aufgeführt  :  Landgraf, 
„Das  Reichsgesetz,  betr.  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
Binnenschifffahrt  und  der  Flösserei.  Vom  15.  Juni  1895  in  der 
Fassung  vom  20.  Mai  1H98",  2.  Auflage  (X,  423  u.  160  S.), 
Berlin  1900,  Siemenroth  &  Troschel.  Von  demselben  Gesetze  hat 
auch  Mittklstkix  eine  Ausgabe  veranstaltet  (VI,  93  S.),  Leipzig 
1900.  Rossberg  &  Berger.  Von  demselben  Verfasser  erschien 
ferner  „Deutsches  Binnenschifffahrtsrecht",  2.  Band:  „Nicht- reichs- 
rechtliche Bestimmungen",  2.  Auflage  (VIII,  650  S.),  Leipzig  1900, 
Rossberg  &  Berger.  Mkrzbachkr  hat  herausgegeben  „Das  Reichs- 
gesetz,  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  in  der 
Fassung  der  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  1898,  m.  Anh.,  enth.  die 
Ausführungsverordnungen,  Musterstatuten  etc."  (VIII,  424  S.), 
München  1900,  Beck.  Dasselbe  Gesetz  haben  erläutert  Ronsciiab 
(VIII,  134  S.),  München  1900,  Schweitzer,  und  ferner  Pakisuh  und 
Crüukr  (193  S.),  Berlin  1900.  Guttentag.  Des  weiteren  hat 
Mkrzbachkr  bearbeitet  ,.Das  Reichsgesetz,  betr.  die  Gesellschaften 
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mit  beschränkter  Haftung,  in  der  Fassung  vom  20.  Mai  1898% 
München  1900,  Beck.  Cahn  hat  „Die  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung  im  Gesellschaftsrecht,  insbesondere  ihre  Stellung  zum 
schweizerischen  Obligationenrecht14  behandelt  (VII,  188  S.),  Schaff- 
hausen 1899  (Zürich,  E.  Rascher).  Schmid,  P.,  hat  „Das  Waren- 
zeichenrecht nebst  einem  Überblick  über  die  Bestimmungen  wider 
den  unlauteren  Wettbewerb  nach  den  Gesetzgebungen  aller  Länder* 
dargestellt  (VIII,  388  S.),  Leipzig  1899,  Hirschfeld,  Bachem  und  Robben, 
„Das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  vom  27.  April 
1896",  3.  Auflage  (V,  130  S.),  Leipzig  1900,  Duncker  &  Hnmblot. 
Büsemann  hat  eine  Dissertation  geschrieben  über  „Das  kaufmännische 
Depositum  von  Geld  und  Wertpapieren  nach  der  neuesten  Gesetz- 
gebung" (III,  49  S.),  Göttingen  1899,  Vandenhoeck  &  Ruprecht. 
Schwkykb  hat  „Die  Bankdepotgesetze"  in  geschichtlicher,  wirt- 
schaftlicher und  rechtlicher  Beziehung  dargestellt  (VI,  171  S.)T 
München  1899,  Schweitzer. 

Was  insbesondere  das  Bank-  undBürsenwesen  angeht,  so 
ist  es  insbesondere  das  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899 
gewesen,  welches  viele  Bearbeiter  gefunden  hat.  Von  den  im 
Berichtsjahre  1899  erschienenen  Werken  seien  folgende  erwähnt: 
Bonschab,  „Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899"  (VII,  69  S.), 
München  1900,  Schweitzer.  Mkkzbaciikr,  „Hypothekenbankgesetz 
vom  13.  Juli  1899"  (XIV,  145  S.),  München,  Beck.  Aus  der  Zeit 
vor  der  Publikation  dieses  Gesetzes  seien  noch  erwähnt  :  ein  Vortrag 
von  DovK,  „Der  Hypothekenbank-Gesetzentwurf"  (32  S.),  Berlin, 
Simion,  und  Wittenbergs  „Beiträge  zu  einem  Reichshypotheken- 
bankgesetz"  (59  S.),  Berlin,  Simion.  Von  demselben  erschienen 
dann  weiter  noch  1899:  „Entwurf  eines  Normalstatntes  für  Hypotheken  - 
Aktienbanken"  (40  S.),  Berlin,  Guttentag,  und  „Mündelgelder  und 
Hypothekenbanken"  (87  S.),  Berlin  1899,  Puttkammer  &  Mühlbrecht. 
Im  zweiten  Berichtsjahre  erschien  alsdann  das  „Hypothekenbankgesetz" 
von  Goppkkt  (XX,  137  S.),  Berlin,  Guttentag.  sowie  die  Bearbeitung 
von  Hillig  (XX,  155  S.),  Leipzig,  Rossberg  &  Berger.  Staub  hat 
1899  ein  Rechtsgutachten  erstattet  über  den  „Begriff  der  Börsen- 
termingesehäfte  im  §  66  dos  Börsengesetzes"  (78  S.),  Berlin  1899, 
Liebmaun.  Heinkmann  behandelt  „Die  erlaubten  und  die  verbotenen 
Termingeschäfte  und  die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts"  (70  S.)? 
Berlin  1899,  Haude  <S  Spener.    Derselbe  hat  1900  herausgegeben 
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eine  kleine  Schrift  (von  48  S.),  betitelt:  „Der  Börsenterminhandel 
und  das  Reichsgericht,  nebst  einer  kurzen  Darlegung  der  kammer- 
gerichtlichen Rechtsprechung",  Berlin,  Heine. 

Die  literarischen  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  des  Wechsel- 
rechts  in  den  beiden  Berichtsjahren  sind  durchweg  gute.  Grüxhut 
hat  ein  „Lehrbuch  des  Wechselrechts"  herausgegeben  (X,  459  S.), 
Leipzig  1900,  Duncker  &  Humblot.    Verfasser  hat  sein  Handbuch 
des  Wechselrechts  in  die  kürzere  Gestalt  eines  Lehrbuches  für 
Studierende  und  für  Praktiker  umgegossen.    Es  ist  eine  prächtige 
Leistung  und  wird  einen  hervorragenden  Platz  behaupten.  Als 
eine  rechtshistorische  Arbeit  stellt  sich  dar  das  1899  erschienene 
Buch  von  Fbkundt,  „Das  Wechselrecht  der  Postglossatoren"  (XI, 
144  S.),  Leipzig,  Duncker  &  Humblot.    Von  Kommentaren  nenne 
ich  Stauh,  Kommentar  zur  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung. 
3.  Auflage  (VIII,  276  S.),  Berlin  1899,  Heine.  Inzwischen  ist  1901 
die  4.  Auflage  erschienen.   Rehbeinh  „Allgemeine  deutsche  Wechsel- 
ordnung m.  Kommentar  und  der  Wechselprozess  nach  den  Reichs- 
Justizgesetzen"  erschien  1900  in  6.  verbesserter  Auflage  (VIII,  224  S.), 
Berlin  1900,  H.  W.  Müller.    Das  bekannte  Buch  bedarf  keiner 
weiteren  Hervorhebung.    In  2.  Auflage  erschien  1899  die  Textaus- 
gabe der  Wechselordnung  von  Gakkis  (IX,  159  S.),  München,  Beck. 
Schliesslich  sei  uoch  erwähnt  die  kleine  (IV,  82  S.)  Ausgabe  von 
Bäsch,  „Allgemeine  deutsche  Wechselordnung  und  Wechselsterapel- 
steuergesetz",  4.  Auflage,  Berlin  1899,  H.  W.  Müller.    Eine  ge- 
setzgeberische Studie,  behandelnd  „Die  Revision  der  Wechselordnung", 
hat  Bernstein  1900  im  Verlage  von  Liebmann,  Berlin,  erscheinen 
lassen  (IV,  79  S.).    Von  besonderen  Darstellungen  hebe  ich  dann 
noch  hervor:  Fuhs,  „Die  Rechtsnatur  des  Vollgiros  zu  Inkassozwecken" 
(VII,  140  S.),  Kiel  1900,  Lipsius  &  Fischer.  Lehmann,  Walt.,  hat  „Die 
Haftung  des  Akzeptanten  aus  dem  durch  einen  Stellvertreter  voll- 
zogenen Akzept"  untersucht  (89  S.),  Berlin  1900,  Ebering.  Naendrup 
hat  bearbeitet  „Die  Protesterhebung  mangels  Zahlung  trotz  An- 
gebotes an  den  Protestbeamten"  (42  S.),  Paderborn  1899,  Junfermann. 
Roskndokff  hat  sich  geäussert  über  „Das  Wechselblankett".  Wechsel- 
rechtliche  Studie  (III,  52  S.),  Berlin  1899,  Struppe  &  Winckler. 
Ein  Beitrag  zur  Reform  des  Wechselrechts  ist  geliefert  in  dem 
Werke  von  Leist,  „Der  Wechselprotest  und  seine  Reform"  (174  S.), 

Berlin  1899,  Siemenroth  &  Troschel. 
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Zivilprozessrecht  und  Gerichtsverfassung. 

Genannt  sei  die  in  der  Guttentag'schen  Sammlung  deutscher 
Reichsgesetze  erschienene  Textausgabe  von  Sydow  und  Buhch, 
„Gerichts  Verfassungsgesetz  mit  Einführungsgesetz,  Nebengesetzen  und 
Ergänzungen.  In  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1898- . 
8.  Auflage  (VII,  204  S.),  Berlin  1899.  In  demselben  Jahre  erschien 
das  Schriftchen  von  Paxnier.  „ Gerichts verfassungsgesetz  für  das 
Deutsche  Reich  etc.".  Textausgabe  mit  kurzen  Anmerknngen  (126  S.), 
Leipzig  1899,  Reclam.  Dem  österreichischen  Rechte  gehört  an  das 
grosse  Werk  von  Schauer,  „Die  Gerichtsorganisationsgesetze" 
(1120  S.),  Wien  1899,  Manz.  Die  vergleichenden  Darstellungen  des 
alten  und  neuen  Rechts  haben  offenbar  einem  wirklichen  Bedürfnisse 
abgeholfen.  Die  Arbeiten  von  Bithka,  Fört*ch  und  Lehke  haben 
rasch  Eingang  und  neue  Auflagen  gefunden.  Das  Unternehmen  ist 
dann  auch  auf  die  Reichs-Justizgesetze  ausgedehnt  worden.  Buchka, 
Oktkkk  und  Lkhmakx  haben  in  einem  Bande  „Zivil  prozessordnnng, 
Konkursrecht,  Handelsgesetzbuch  in  alter  und  neuer  Gestalt"  ver- 
gleichend dargestellt  (XVI,  351  S.),  Berlin  1899,  0.  Liebmann.  Die 
Vergleichung  ist  jedoch  meist  zu  einer  skizzenhaften  Darstellung  des 
neuen  Rechts  erweitert.  Fittinos  berühmtes  Lehrbuch  „Der  Reichs- 
zivilprozess"  ist  1900  in  10.  Auflage  erschienen  (744  S.),  Berlin, 
Guttentag.  Als  eine  viel  angefochtene,  aber  doch  dankenswerte 
Vermehrung  der  zivilprozessrechtlichen  Literatur  stellt  sich  dar 
das  „Lehrbuch  des  deutschen  ZivilprozessrechtsM  von  Bunsen  (XXI, 
663  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Im  selben  Jahre  erschien  die  2.  Auf- 
lage der  Darstellung  von  Hirhchfeld,  „Der  Reichszivilprozess" 
(VILT,  309  S.),  Berlin,  Nitschmann.  Von  dem  Corpus  iuris  civilis  von 
Meyekhoff  erschien  1900  die  1.  Hälfte  des  III.  Bandes,  enthaltend 
das  „Zivilprozessrecht"  (XVI,  608  S),  Berlin,  Heymann.  Beide 
dienen  Lehrzwecken  ohne  eigene  Forschung.  Willknbüchkr  hat 
seinen  „Grundriss  des  Prozess-  und  Zwangsvollstreckungsverfahrens 
nach  der  deutschen  Z.-P.-O."  in  4.  Auflage  herausgegeben  (XII, 
432  S.),  Berlin  1900,  H.  W.  Müller.  Besonders  die  Judikatur  ist 
sorgfältig  berücksichtigt.  Ein  Anhang  von  mehr  als  50  Beispielen 
dient  zur  weiteren  Erleichterung  des  Studiums.  Monk  h  hat  „Das 
gesamte  gerichtliche  Verfahren  streitiger  und  freiwilliger  Gerichts- 
barkeit nach  der  neuesten  Reichsgesetzgebung'*  dargestellt  (VIII, 
264  S.),  Berlin  1900,  A.  Nauck       Co.:  Raff  „Die  Zivilprozess* 
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Ordnung  als  Leitfaden  im  Studium  und  zum  praktischen  Gebrauch 
für  den  Gerichtsschreiber"  in  12.  Auflage  neu  veröffentlicht  (VIII, 
136  S.),  Leipzig  1900,  0.  Leiner.  Dem  österreichischen  Prozessrecht 
gehören  an:  das  Werk  von  Skedl,  „Das  österreichische  Zivilprozess- 
recht*, 1.  Band  (VIII,  446  S.),  Leipzig  1900,  Tauchnitz;  Ullmann, 
„Grundriss  des  österreichischen  Zivilprozessrechts"  (X,  182  S.), 
Leipzig  1900,  Duncker  &  Humblot;  Klein,  der  seine  an  der 
Universität  Wien  mit  grossem  Erfolg  gehaltenen,  sehr  bedeutenden 
„Vorlesungen  über  die  Praxis  des  Zivilprozesses"  (VI,  297  S.), 
Wien  1900,  Manz,  und  v.  Cokrniu,  der  „Vorlesungen  über  die 
Exekutionsordnung-4  publiziert  hat  (372  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Von  Kommentaren  ist  der  von  Gaufp  in  4.  Auflage  bearbeitet 
worden  von  F.  Stkin,  Tübingen  1900,  J.  C.  B.  Mohr.  Das  aus- 
gezeichnete und  bekannte  Werk  bedarf  keines  weiteren  Lobes, 
1903  beginnt  schon  die  6.  Auflage.  In  7.  (XLII,  1367  S.)  erschien 
1900  der  berühmte  Zivilprozesskommentar  von  Struckmann  und  Koch, 
unter  Mitwirkung  von  Rahcu  und  Koll  herausgegeben,  in  4.  voll- 
ständig umgearbeiteter  Auflage  der  Kommentar  von  Pktkrskn, 
„Die  Zivilprozessordnung  für  das  Deutsche  Reich  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1898",  Lahr  1900,  Schauenburg.  Nkukamps 
„Handkommentar  zur  Zivilprozessordnung"  (XV,  981  S.),  Göttingen 
1900,  Vandenhoeck  &  Ruprecht,  hält  die  Mitte  zwischen  einem 
Kommentar  und  einer  Textausgabe.  Dem  Verfasser  ist  zu  wünschen, 
dass  sein  Werk  sich  einbürgert,  die  darauf  verwandte  Mühe  und 
Sorgfalt  verdiente  es.  Freudkntual  hat  „Die  Zivilprozess- 
ordnung nebst  dem  Einftthrungsgesetz  in  neuer  Fassung"  ein- 
gehend erläutert  (XI,  801  S.),  München  11*00,  Beck.  In  demselben 
Jahre  erschien  in  4.  Auflage  die  Handausgabe  der  Z.-P.-O.  von 
Reincke,  und  zwar  die  erste  Hälfte  (560  S.),  Berlin,  Müller.  Von 
Handausgaben  seien  noch  erwähnt  die  von  Brog.hittkr  (XII,  568  S.), 
Düsseldorf  1900,  Schwann;  Dklius,  7.  Auflage  (XLVIII,  402  S.), 
Leipzig  1899,  Wigand;  Peters,  „Die  Zivilprozessordnung  für  das 
Deutsche  Reich14,  neu  bearbeitet  von  Elhnkk  von  Groxow  (XII, 
657  S.),  Berlin  1899,  Müller.  (1903  neue  Auflage.)  Dem  öster- 
reichischen Rechte  gehören  an:  Fürhtl,  „Die  österreichischen  Zivil- 
prozessgesetze, II.  Exekutionsordnnng"  (672  S.),  Wien  1900,  Perles; 
Schauer,  „Die  österreichische  Z.-P.-O/',  Wien  1899,  Manz,  3.  Auf- 
lage (966  S.);  von  demselben,  „Die  Exekutionsordnnng",  2.  Auf- 
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läge,  Wien  1899,  Manz;  Dkmkliuh,  „Der  neue  Zivilprozess",  Wien 
1899,  Breitenstein. 

Monographische  Darstellungen.  Bülow,  „Das  Geständ- 
nisrecht" (XII,  311  S.),  Freiburg  i.  B.  1899,  Tübingen,  J.  C.  B. 
Mohr.  Das  Buch  darf  als  eine  bedeutende  Erscheinung  auf  dem 
Gebiete  der  Prozessrechtswissenschaft  bezeichnet  werden.  Rosen- 
bebo  untersucht  „Die  Beweislast  nach  der  Z.-P.-O.  und  dem  B.  G.-B.M 
(149  S.),  Berlin  1900,  0.  Liebmann.  Das  bekannte  Buch  von  Erert, 
„Das  amtsgerichtliche  Dezernat"  erschien  1900  in  4.,  1903  in  5.  Aufl. 
(XXII,  530  S.),  Breslau,  Marcus.  Die  Beispiele  sind  sorgfältig  ge- 
wählt; alles  ist  dem  neuen  Rechte  angepasst  Hübrich  hat  das 
Thema  „Konfessioneller  Eid  oder  religionslose  Beteuerung"  rechts- 
historisch  und  dogmatisch  beleuchtet  (196  S.),  Leipzig  1900,  Dietrich. 
Von  Sammlungen  zivilprozessualer  Rechtsfälle  sind  in  den  Berichts- 
jahren veröffentlicht  worden:  Kohler,  „Zivilprozessualische  Rechts- 
aufgaben" (mit  Einschluss  des  Konkursrechts),  3.  Aull.  (VII,  128  S.), 
Jena  1900,  Fischer.  Eine  ansprechende  und  wertvolle  Arbeit  ist 
die  von  Schneider,  „Rechtsfälle  zum  Studium  der  Zivilprozessordnung 
in  ihrer  neuen  Fassung"  (VIII,  119  S.),  München  1899,  Beck.  Mit 
Rücksicht  auf  das  neue  Prozessrecht  umgearbeitet,  erschien  1900 
in  2.  Auflage  (VIII,  236  S.)  das  Buch  von  Hellwig,  „Zivilprozess- 
praktikum". Es  enthält  eine  reichhaltige  Auswahl  von  Rechtsfällen 
aller  Art,  Tübingen  und  Leipzig,  J.  C.  B.  Mohr.  Stein  hat  einen 
Vortrag  gehalten  über  „Die  Kunst  der  Rechtssprechung"  (37  S.), 
Dresden  1900,  von  Zahn  und  .Tänsch.  Der  praktischen  Einführung 
sollen  dienen  die  „Aktenstücke  zur  Einführung  in  das  Prozessrecht" 
von  Stein,  2.  Auflage  (172  S.i,  Leipzig  1899,  Hirschfeld;  dem 
gleichen  Zwecke  Schkelhas,  „Die  gerichtliche  Aktenkunde"  (66  S.>, 
Herlin  1900,  Liebmann.  Mkykr  hat  eine  „Anleitung  zur  Prozess- 
praxis in  Beispielen  an  Rechtfällen"  in  5.,  auf  Grund  des  B.  G.-B. 
und  der  Z.-P.-O.  vom  20.  Mai  1898  umgearbeiteter  Auflage  heraus- 
gegeben (XII,  384  S.),  Berlin  1899,  Vahlen.  Von  grossem  Werte, 
besonders  für  die  Praxi*,  ist  das  kleine  Buch  von  Droop,  „Der 
Rechtsweg  in  Prensseir  (138  S.i,  Berlin  1899,  F.  Vahlen.  Simeon* 
„Recht  und  Rechtsgang  im  Deutschen  Reiche-4,  Berlin,  C.  Heymanns 
Verlag,  schreitet  rüstig  fort.  Sk.lzkl  hielt  einen  Vortrag  über 
„Rechtslehre  und  Rechtssprechung"  <:»8  S.),  Berlin  1899,  F.  Vahlen. 
Tolkmitt  gab  eine  „Kleine  Prozesskunde  mit  Formularen"  (32  S.), 
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Berlin  1899,  Simon,  heraus.  Von  Thomsknh  „Führer  durch  die  Ge- 
richtssäle" erschien  1899  das  1.  Heft  „Zivilprozess*'  (X,  96  S.),  Berlin, 
Strnppe  &  Winckler.  Schliesslich  seien  hier  noch  erwähnt  :  Hilskh 
„Formularbuch  für  freiwillige  und  streitige  Gerichtsbarkeit",  dessen 
10.  Auflage  bearbeitet  ist  von  Weiswlek  (XVT,  332  S.),  Berlin  1900, 
C.  Heymanns  Verlag,  sowie  Waas,  „Wie  treibe  ich  meine  Forde- 
rungen ein?  Praktischer  und  unentbehrlicher  Ratgeber  für  jedermann" 
(V,  104  S.),  Stuttgart  1900,  Hammer. 

Kihch  behandelt  „Begriff  und  Wirkungen  der  besonderen 
Streitgenossenschaft"  (IV,  124  S.),  Strassburg  1899,  Trttbner.  Fittino 
prüft  die  Frage  „Liegt  in  der  Prozessvollmacht  die  Ermächtigung 
zur  Abgabe  und  zum  Empfang  einer  Anfrechnungserklärung?" 
(16  S.),  Halle  1900,  Niemeyer,  während  Höpfnkb  über  die  „Ver- 
tretung ohne  Vollmacht  im  Zivilprozess"  eine  Dissertation  (X,  147  S.) 
geschrieben  hat,  Göttingen  1900,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  Schott 
bearbeitet  „Das  Armenrecht  der  deutschen  Zivilprozessordnung.  Mit 
einem  Beitrag  zur  Lehre  vom  Parteibegriff"  (VIII,  186  S.),  Jena 
1900,  Fischer. 

Wach  und  Laband  haben  „Zur  Lehre  von  der  Rechtskraft" 
drei  Rechtsgutachten  abgegeben  (V,  125  S.),  Leipzig  1899,  Duncker 
&  Humblot.  Die  Erörterungen  bilden  einen  wichtigen  Beitrag  zur 
Feststellung  der  Grenzen  der  materiellen  Rechtskraft  der  Urteile. 
In  7.  Auflage  erschien  1899  das  bekannte  und  für  die  Referendare 
so  wichtige  Werk  von  Daubknspeck,  „Referat,  Votum  und  Urteil" 
(XII,  286  S.),  Berlin,  Vahlen.  Einer  besonderen  Empfehlung  bedarf 
dies  Buch  nicht,  das  sich  durch  7  Auflagen  in  15  Jahren  stets 
vervollkommnet  hat.  Langheineken  will  mit  seinem  „Urteils- 
anspruch" einen  Beitrag  zur  Lehre  vom  Klagrecht  mit  Berück- 
sichtigung des  neuen  Reichsrechtes  liefern  (IX,  275  S.),  Leipzig 
1899,  Engelmann.  Der  Verfasser  hat  mit  seiner  Abhandlung  einen 
für  Theorie  und  Praxis  gleich  interessanten  Beitrag  geliefert.  Thob- 
mann  schrieb  eine  Dissertation  über  „Urteil  und  prozessleitende  Ver- 
fügung mit  besonderer  Berücksichtigung  des  bernischen  Zivil  prozess- 
rechtes" (IV,  126  S.),  Bern  1899,  Körber;  Wesselsky  über  „Die 
formelle  Wahrheit"  (V,  40  S.),  Wien  1900,  C.  Konegen;  Beihser 
über  „Die  Nova  ein  Berufungsverfahren  der  Zivilprozessordnung". 
Ein  Anhang  enthält  Beispiele  von  Berufiingsschriftsiitzen  mit  An- 
merkungen (58  S.),  Wien  1899,  Manz. 
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Daude  bearbeitet  „Das  Entmündigungsverfahren  gegen  Geistes- 
kranke und  Geistesschwache,  Verschwender  und  Trunksüchtige  nach 
der  Reichszivilproze8sordnung  und  dem  B.  G.-B.  für  das  Deutsche 
Reich"  in  2.  Auflage  (VI,  151  S.),  Berlin  1899,  H.  \V.  Müller. 
Für  Juristen  und  Ärzte  bestimmt,  gibt  das  Buch  ein  übersichtliches 
und  vollständiges  Bild  des  vom  1.  Januar  1900  an  im  deutschen 
Reiche  geltenden  Entmündigungsverfahrens. 

„Die  Zwangsvollstreckung  mit  Ausschluss  der  Zwangsvoll- 
streckung in  das  unbewegliche  Vermögen"  hat  nach  Prozess-  und 
bürgerlichem  Recht  dargestellt  Falkmann,  2.  Auflage,  1.  Lfg.  (172  S.), 
Berlin  1899,  Siemenroth  &  Troschel.  Der  erste  Teil  behandelt  die 
allgemeinen  Grundsätze  des  Zwangsvollstreckungsrechts.  Das  Werk 
mo88  ah  eine  hervorragende  Leistung  bezeichnet  werden.  Seiner 
Fertigstellung  sieht  man  mit  Interesse  entgegen.  Weigelin  behandelt 
„Das  Pfandnngspfandrecht  an  Forderungen  nach  heutigem  deutschen 
Rechtu  (VI,  100  S.),  Stuttgart  1900,  Kohlhammer.  In  demselben  Jahr 
erschien  das  Werkchen  von  Meyer,  „Das  Recht  der  Beschlagnahme  von 
Lohn-  und  Gehaltsforderungen.  Auf  Grundlage  der  Reichsgesetze  vom 
21.  Juni  1869  und  29.  Mörz  1897  und  der  Z.-P.-O."  (152  S.),  Berlin 
1900,  Guttentag.  Schmiut  stellt  „Die  Zwangsvollstreckung  in  Grund- 
stücke in  Preussen  nach  dem  1.  Januar  1900",  Leipzig  1900,  Hirsch- 
feld, dar,  während  in  2.  Auflage  (XXIV,  283  S.)  das  Werk  von  Krech 
und  Fi.sc'her,  „Die  Gesetzgebung,  betr.  die  Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliche  Vermögen  im  Reiche  und  in  Preussen",  erscheint, 
Berlin,  Guttentag.  Müller,  H.,  gibt  eine  kurze  Antwort  auf  die 
Frage.  „Wie  erwirkt  man  zur  Sicherung  gefährdeter  Forderungen 
einen  dinglichen  Arrest?"  (IV,  39  S.),  Köln  1899,  H.  Müller. 

Das  Aufgebots  verfahren  behandeln  zwei  Schriften.  Die 
eine  von  Richter  betitelt  sich  „Das  Aufgebotsverfahren  nach  Reichs- 
und preussischem  Landrecht"  (115  S.),  Breslau  1900,  Kern.  Die 
andere  ist  die  in  3.  Auflage  erschienene  bekannte  und  gute  Dar- 
stellung von  Daude,  „Das  Aufgebotsverfahren  nach  Reichsrecht  und 
preussischem  Landesrecht"  (VIT,  334  S.),  Berlin  1900,  H.  W.  Müller. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  Notariat. 

Das  Reichsgesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  vom  17.  Mai  1898  ist  in  den  beiden  Berichtsjahren 
Gegenstand  zahlreicher  Bearbeitungen  geworden.    An  erster  Stelle 
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sei  genannt  der  grosse  Kommentar  von  Birkknbihl,  der  das 
Reichsgesetz  unter  Berücksichtigung  des  preussischen  Gesetzes  vom 
21.  September  1890  eingehend  behandelt  hat  (XVI,  813  S.),  Berlin 
1900,  Siemenroth  &  Troschel.  Die  Literatur  ist  vollständig  berück- 
sichtigt, auf  die  neuesten,  in  Zeitschriften  behandelten  Streitfragen 
ist  überall  eingegangen.  Zu  voller  Anerkennung  gelangte  auch  der 
Kommentar  von  Fuchs  (XXX,  724  S.),  Leipzig  1900,  Hirschfeld. 
Geringer  an  Umfang,  jedoch  wohl  brauchbar  ist  der  Kommentar  von 
Weisslee  (VII,  339  S.),  Berlin  1900,  Liebmann.  Bedeutend,  insbe- 
sondere für  die  Praxis,  sind  ferner  die  Kommentare  von  Raissnitz 
(VII,  834  S.),  Berlin  1900,  Vahlen,  und  von  Schultze-Görlitz  und 
Oberneck.  Der  erste  Teil  (XXIV,  413  S.)  behandelt  das  Reichs- 
gesetz, der  zweite  (XXV,  443  S.)  das  prensische  Gesetz  über  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  Berlin  1900,  C. 
Heymanns  Verlag. 

Dieselben  Verfasser  haben  ferner  inzwischen  in  der  Hey- 
mann'schen  Taschen-Gesetzsammlung  auch  eine  Handausgabe  des 
Reichsgesetzes  und  des  preussischen  Gesetzes  herausgegeben  (VI, 
352  S.),  Berlin  1901.  Gleichfalls  eine  Textausgabe  dieser  beiden 
Gesetze  ist  schon  in  2.  Auflage  erschienen  von  Jastrow  (XXI,  406  S.), 
Berlin  1900,  Guttentag.  Eine  grössere  Ausgabe  nur  des  Reichs- 
gesetzes hat  dann  noch  veranstaltet  Dornkr  (XVI,  XIV  und  681  S.), 
Karlsruhe  1899,  J.  Lang.  Andererseits  bebandelt  Kurtz  nur  „Das 
preussische  Gesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit" (151  S.),  Hannover  1900,  Meyer.  Ebenso  hat  auch 
Wellhtkin  nur  das  „Preussische  Gesetz  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit vom  21.  September  1899"  erläutert  (VIII,  236  S.),  Berlin 
1900,  H.  W.  Müller.  Schliesslich  sei  noch  erwähnt  die  Handaus- 
gabe von  Dornkr,  rDas  badische  Gesetz,  die  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit und  das  Notariat  betreifend  (Rechtspolizeigesetz),  vom  17.  Juli 
1899"  (XXII,  395  S.).  Karlsrahe  1900,  J.  Lang. 

In  Form  eines  Leitfadens  hat  dann  Nushbaim  „Die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  im  Reiche  und  in  Preussenu  dargestellt  (X,  264  S.), 
Berlin  1900,  Guttentag. 

Ein  empfehlenswertes  Handbuch  des  deutschen  Nachlassver- 
fahrens ist  dasjenige  von  Wrisslkr,  „Das  deutsche  Nachlassver- 
fahren" (Till,  493  S.),  Berlin  1900,  C.  Heymanns  Verlag.  Klktz 
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hat  erläutert  „Das  Verfahren  der  Vormundschaftsgerichte  und  ihrer 
Organe"  (20  S),  Hannover  1899,  C.  Meyer. 

Hier  seien  nur  vier  Werke  erwähnt,  die  alle  1900  erschienen 
sind.  Von  dem  grossen  Werke  von  Jahtrow,  „Forraularbuch  und 
Notariatsrecht  auf  Grundlage  des  B.  G.-B.,  znm  Gebrauch  für  Richter, 
Notare,  Rechtsanwälte  und  Notare",  welches  aus  drei  Teilen  besteht, 
lag  1899  der  I.  Teil,  „Notariatsrecht"  (251  S.),  in  11.  Auflage  vor. 
Dieser  enthält  das  Allgemeine  und  die  Gesetze  selbst  mit  reichhaltigen 
Anmerkungen.  Den  Grundstock  des  JASTROw'schen  Werkes  bildet 
dessen  zweiter  Teil,  „Formularbuch"  (XII,  598  S.),  1900  in  12.  Auf- 
lage. Der  dritte  (Schluss)  Teil  enthält  Stempel-  und  Kosten- 
vorschriften (XXII,  195  S.),  11.  u.  12.  Auflage  1900,  Gnttentag, 
Berlin.  Wkknkr  und  Kroschkl  haben  „Das  deutsch- preussische 
Notariat"  bearbeitet,  Leipzig  1900,  Pfeffer;  während  Khüll  „Die 
Bestimmungen  über  das  preussische  Notariat"  zusammengestellt  und 
herausgegeben  hat  (VII,  205  S.),  Köln  1900,  Neubner.  Kaisenbero 
hat  schliesslich  einen  „Kommentar  zum  bayrischen  Notariatsgesetze 
vom  9.  Juni  1899"   zu  bearbeiten  begonnen,  von  dem  1900  die 

1.  Lieferung  (S.  1 — 80)  vorlag,  München,  J.  Schweitzer. 

Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung. 

(Vergl.  auch  oben  S.  806.) 
Trost  hat  1899  eine  Textausgabe  des  Reichsgesetzes  vom 
24.  März  1897  über  die  „Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung" 
mit  Anmerkungen  veranstaltet  (VIII,  134  S.)  und  hierzu  1900  einen 
Nachtrag  (S.  135 — 166)  erscheinen  lassen,  Berlin,  A.  W.  Hayns 
Erben.    Von  weiteren  Textausgaben  nenne  ich  diejenigen  von  Jäckkl. 

2.  Auflage  (IV,  161  S.).  Berlin  1900,  F.  Vahlen;  Schüller  (Xlll, 
117  S.),  Düsseldorf  1899,  Schwann;  Heklk  (XVII,  222  S.),  München, 
Beek;  Krkch  und  Fischkh,  2.  Auflage  (XXIV,  283  8.),  Berlin  1900, 
Gnttentag  und  Pannier  (103  S.),  Leipzig,  Reclam,  sowie  die  Aus- 
gabe von  Masciii  und  Balla  (118  S.),  Berlin  1899,  F.  Dttmmlers 
Verlag. 

Die  Form  eines  Kommentars  hat  das  Werk  von  Günther  für 
die  Praxis  erläutert,  Der  I.  Teil  enthält  die  Zwangsversteigerung 
zum  Zwecke  der  Befriedigung  des  Gläubigers  aus  dem  Grundstücke 
(VI,  187  S.),  der  II.  Teil  die  Zwangsverwaltung,  die  Zwangs- 
versteigerung von  Schiffen,  die  Zwangsversteigerung  und  Zwangs- 
verwaltung in  besonderen  Fällen  (Vit,  122  S.),  Berlin,  Liebmann. 
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Ein  grosser  und  bedeutender  Kommentar  ist  sodann  derjenige  von 
Jäcekl  (VI,  726  S.),  Berlin  1900,  Vahlen.  Das  Werk  bietet  eine 
reiche  Fülle  von  Stoff  aus  den  Vorarbeiten  und  eingehende,  sorg- 
faltige Erörterungen.  Ihm  ebenbürtig  an  die  Seite,  wenn  nicht  noch 
höher  zu  stellen  ist  der  Kommentar  von  Wolff.  Der  erste  Teil 
(XVI,  366  S.),  1899,  enthält  das  Zwangsversteigerungsgesetz,  der 
zweite  (90  S.),  1900,  das  preussische  Ausfuhrungsgesetz,  Berlin, 
Heymanns  Verlag.  Besondere  Erwähnung  verdient  noch  das  Werk 
von  Pkiskk,  „Die  Zwangsverwaltung  von  Grundstücken".  Nach 
deutschem  Reichsrecht  und  den  Ausfuhrungsgesetzen.  2.  Auflage 
des  preussisch-rechtlichen  Werkes  (XII,  285  S.),  Berlin  1900, 
Siemenroth  &  Troschel. 

Von  kurzen  Darstellungen  sind  noch  folgende  zu  nennen: 
Wknz,  „Die  Zwangsversteigerung  in  Grundstücke"  (92  S.),  Köln  1899. 
Neubner.  Fischeb,  „Das  Verfahren  der  Zwangsversteigerung  an 
einem  Rechtsfalle  dargestellt"  (72  S.),  2.  Auflage,  Berlin  1900, 
Vahlen.  Pollak,  „Die  Zwangsverwaltung  wirtschaftlicher  Unter- 
nehmungen" (III,  58  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Gkohhann  hat  nur  eine  „Einführung  in  das  Reichsgesetz  über 
die  Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung  vom  24.  März  1897- 
geschrieben  (VII,  127  S.),  Leipzig  1899,  Rossberg. 

Konkursrecht. 

An  erster  Stelle  sei  erwähnt  das  Werk  von  Lothak 
Seuffkrt,  „Deutsches  Konkursprozessrecht"  (XX,  483  S.),  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot;  die  Frucht  mehrjähriger  Arbeit,  die  nicht  mit 
der  Literatur  zusammengeworfen  werden  darf,  die  „seit  dem  Er- 
scheinen der  neuen  Reichsgesetze  mit  pilzartiger  Schnelligkeit 
emporwächst".  Dem  Studium  wie  der  Praxis  bietet  der  Verfasser 
in  vorliegendem  Werke  reiche  Gelegenheit  zur  Belehrung  und 
Förderung.  Eine  nur  gedrängte  Darstellung  des  neuen  Konkurs- 
rechts gibt  Aufseas.  „Konknrsrecht  und  Konkursverfahren  auf  der 
Grundlage  des  vom  1.  Januar  1900  ab  geltenden  Rechts"  (VIII, 
186  S.),  Leipzig  1899,  Hirschfeld.  Die  Darstellungsweise  ist  fliessend 
und  leicht  fasslich.  Senat  hat  ein  „Handbuch  für  Konknrsrichter" 
für  den  praktischen  Gebrauch  in  2.  Auflage  bearbeitet  (VII,  274  8.), 
Berlin  1900,  Siemenroth  iV  Troschel.  Vou  demselben  Verfasser 
erschien  in  4.,  umgearbeiteter  und  verbesserter  Auflage  „Die  Ver- 
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waltung  von  Konkursen  nach  der  Reichskoukursordnung".  Auf 
Grundlage  der  einschlägigen  Gesetze  und  Reichsgerichtsentscheidungen 
für  die  Praxis  bearbeitet  (XII,  383  S.),  Berlin  1900,  Siemen- 
roth &  Troschel. 

Die  Zahl  der  nach  der  Publikation  der  Novelle  zur  Konkurs- 
ordnung neu  oder  in  neuer  Auflage  erschienenen  Kommentare 
und  Textausgaben  ist  eine  ausserordentlich  grosse  gewesen.  An 
erster  Stelle  sei  hier  genannt  der  grosse  Kommentar  von  Pktkkskn 
und  Kllixfkllkk,  1.  u.  2.  Halbbd.  1900/1901  (XX,  846  S.)  (Lahr, 
Schauenburg).  Die  4.  Auflage  hat  Klkinfkllkk  allein  besorgt,  da 
Pktkrskn  durch  die  Neubearbeitung  seines  Kommentars  zur  Z.-P.-Ö.  ver- 
hindert war.  Das  Werk  kann  als  ein  zuverlässiger  Ratgeber  für  die 
Praxis  und  als  eine  durchaus  auf  der  Höhe  stehende  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung der  schwierigen  Materie  bezeichnet  werden.  Ebenfalls  in 
4.  Auflage  erschien  der  Kommentar  von  Sakwky,  „Die  Konkursordnung 
für  das  Deutsche  Reich-,  bearbeitet  von  Bosskrt,  1.  Teil  (II,  305  S.) 
1900,  2.  Teil  (S.  309—582)  1901,  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag.  Ebenso 
wie  bei  der  3.,  so  ist  auch  bei  der  vorliegenden  4.  Auflage  von  Sakwky 
nicht  mehr  tätig  gewesen;  das  Werk  ist  aber  in  seinem  Sinne 
weitergeführt,  Inhalt  und  äussere  Gestaltung  des  Werkes  sind  erheblich 
verbessert  worden.  Geringeren  Umfange»,  aber  nicht  minder  gut  ist 
Wulffs  B  Konkursordnung  mit  Einführangsgesetz,  Nebengesetzen  und 
Ergänzungen  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1898"  (XV, 
450  S.),  Berlin  1900,  Gnttentag.  Die  durchaus  wissenschaftliche 
Darstellung  und  Behandlung  des  Stoffes  ist  klar  und  tibersichtlich. 
Ein  Nachtrag  gibt  die  konkursrechtlichen  Bestimmungen  des 
Hypothekenbankgesetzes  wieder.  Ein  gleichfalls  neues  Werk  ist  das 
von  jÄciKK,  „Die  Konkursordnung  auf  der  Grundlage  des  neuen 
Reichsrechts  erläutert",  Heft  1—6  (528  S.),  Berlin  1899,  1900, 
Heine  —  wohl  mit  das  beste,  was  wir  haben.  Die  überaus  gründ- 
lichen Erläuterungen  zeigen  den  hervorragenden  Fleiss  und  die 
juristische  Schärfe  des  Verfassers.  Von  Handausgaben  dürfte 
wohl  die  bekannteste  sein  die  von  Sydow  und  Busch,  „Konkurs- 
ordnung und  Anfechtungsgesetz  mit  Einführung»-  und  Nebengesetzen", 
8.  Auflage  (XXXI,  367  S.),  Berlin  1899,  Guttentag.  Grösseren 
Umfanges  (VII,  459  S.),  aber  nicht  so  geschickt  ist  die  Ausgabe 
von  K.  Mkykk,  „Die  Konkursordnung  für  das  Deutsche  Reich", 
München  1899,  Schweitzer.    Erläutert  sind  die  Konkursordnung  und 
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das  Anfechtungsgesetz.  Ein  Anhang  enthält  die  konkursrechtlichen 
Bestimmungen  des  Genossenschaftsgesetze«,  des  Gesetzes,  betr.  die 
Gesellschaften  m.  b.  H.,  eine  vergleichende  Zusammenstellung  der 
Paragraphen  der  alten  und  neuen  K.-O.  und  Forraulare.  Kurze 
Textausgaben  von  Harbikükk  (VII,  222  S.),  München  1900,  Beck, 
von  Ai'FSEsa  (IV.  188  S.),  Leipzig  1900,  Hirschfeld,  Df.lius  und 
Francke;  erstere  in  6.  Auflage  (XVIII,  113  S.)  erschienen  1899  bei 
Wigand,  Leipzig,  letztere  (VI,  90  S.)  in  demselben  Jahre  bei 
L.  Schwann  in  Düsseldorf. 

Zum  Schlüsse  zwei  kleinere  Abhandlungen.  Einmal  die  von 
Pilz,  rWas  muss  der  Kaufmann  bei  Konkursen  tun?  Eine  gemein- 
verstandliche  Darstellung  des  Konkursrechts  und  Konkursverfahrens. 
Auf  Grund  der  neuen  Gesetzgebung  und  unter  Berücksichtigung  der 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  bearbeitet"  (VIII,  103  S.),  Leipzig 
1899,  Verlag  der  Handelsakademie  Leipzig.  Sodann  die  Schrift  von 
Burihardt  „Über  die  Feststellung  im  Konkurse  der  offenen  Handels- 
gesellschaft" (VI,  95  S.)?  Leipzig  1900,  Dieterich. 

Kostenwesen. 

Zaschka  hat  „Das  Reichsgerichtskostengesetz  vom  18.  Juni 
1878  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom 
20.  Mai  1898"  mit  Erläuterungen  und  Anmerkungen  bearbeitet  und 
herausgegeben  (VII,  204  S.),  Würzburg  1899,  Staudingers  Verlag. 
Auch  Sydow  und  Büsch  haben  es  nebst  den  Gebührenordnungen 
für  Gerichtsvollzieher  und  für  Zeugen  und  Sachverständige  in 
6.  Auflage  (VIII,  204  S.),  Berlin  1900,  Guttentag,  bearbeitet.  Rittmann, 
0.,  hat  eine  2.  verbesserte  und  dem  veränderten  Stande  der  Gesetz- 
gebung angepasste  Auflage  seines  grossen  Kommentars  „Das  deutsche 
Gerichtskosengesetz"  veranstaltet  (VI II,  534  S.),  Mannheim  1900, 
Bensheimer.  Wochinoer  veröffentlicht  „Die  Prozessgebühren-Gesetze 
für  das  Deutsche  Reich  in  der  Neutextierang  vom  20.  Mai  1898, 
umfassend :  das  Gerichtskostengesetz,  die  Gebührenordnung  für  Zeugen 
und  Sachverständige,  die  Gebührenordnung  für  Gerichtsvollzieher, 
die  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte"  (VIII,  295  S.),  München 
1899,  Schweitzer.  In  7.  neubearbeiteter  Auflage  erscheint  1899 
die  Bearbeitung  von  Pfafferoth,  „Die  Gerichtskostengesetze  des 
Reichs  und  Preussens",  1.  Teil  (XXV,  434  und  4  S.),  Berlin  1899, 
Heymanns  Verlag.    Derselbe  gab  auch  „Die  Gebührenordnung  für 
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Rechtsanwälte  in  der  Fassung  vom  20.  Mai  1898  nebst  Landes- 
gebührengesetzen" heraus,  1900  die  2.  (XIX,  291  S.)  und  3.  Auf- 
lage (XXI,  295  S.),  Berlin,  W.  Moser.  In  6.  Auflage  haben  Sydow 
und  Busch  „Die  deutsche  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte  und 
das  preussische  Gebtthrengesetz  vom  27.  September/ 16.  Oktober  1899** 
neu  barbeitet  (VIII,  183  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Dasselbe 
Gesetz  ist  weiterhin  noch  erläutert  von  Mkkzbachkb  (VI,  249  S.), 
München  1900,  Beck,  sowie  von  F.  Meyer,  „Die  Gebührenordnung 
für  Rechtsanwälte  vom  7.  Juli  1879",  3.  Auflage,  vollständig  neu  be- 
arbeitet von  Ikmlkk  (XV,  160  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Ver- 
lag. —  Dem  österreichischen  Rechte  gehört  an  die  Ausgabe  von 
Odkolek  und  Lempruch,  „Die  Gebührennovelle  vom  16.  August  1899. 
Im  Auftrage  des  k.  k.  Finanzministeriums  für  den  praktischen  Ge- 
brauch herausgegeben  und  erläutert"  (VI,  162  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Simeon  hat  sein  „Preussisches  Gerichtskostengesetz  vom 
25.  Juni  1895  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  6.  Oktober 
1899"  in  3.  Auflage  erscheinen  lassen  (XXIV,  242  S.),  Berlin  1900, 
Guttentag.  „Die  preussische  Gebührenordnung  für  Notare"  von 
Sydow  ist  in  2.  Auflage  bearbeitet  von  Gerichts-Assessor  Mosslrr 
(VIII,  183  S.),  Berlin  1900,  -Guttentag.  Eine  Handausgabe  desselben 
Gesetzes  für  die  Bureau- Vorsteher  der  Rechtsanwälte  und  Notare  ist 
von  Nathan  (III,  109  S.),  Leipzig  1899,  Berger. 

Pfaff  und  Reihkneggkr  haben  „Das  bayerische  Gesetz  über 
das  Gebühren wesen  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  11. 
November  1899"  in  5.  Auflage  (V,  371  S.),  München  1900,  Beck, 
herausgegeben;  Dorkkk  „Das  badische  Gesetz,  die  Gerichts-  und 
Notarskosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
betreffend,  vom  15.  Juni  1899".  Textausgabe  mit  Einleitung,  An- 
merkungeu,  Kostentabellen  und  Sachregister  (XVI,  140  S.),  Karls- 
ruhe 1900,  J.  Lang. 

Strafrecht  und  Kriminalpolitik. 

Das  Werk  von  Hehler  ist  schon  oben  S.  769  a.  E.  erwähnt. 
Zur  Geschichte  des  Strafrechts  gehört  noch:  Hakhter,  „Das  Straf- 
recht der  freien  Reichsstadt  Speier  in  Theorie  und  Praxis"  (X,  287  S.), 
Breslau  1900,  M.  &  H.  Marcus. 

Von  Lehrbüchern  ist  Lhzts  „Lehrbuch  des  deutschen  Straf- 
rechts" 1899  in  9.  (XXVII,  719),  1900  in  10.  Auflage  (XXVI, 
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678  S.)  erschienen;  Berlin,  Guttentag.  Zur  Zeit  der  Abfassung 
dieses  Berichtes  liegt  das  Buch  in  12.  und  13.  Auflage  (XXVI, 
689  S.)  vor.  Wahrhaft  glänzend  in  allen,  auch  den  umstrittensten 
Teilen.  Von  Bindinüs  „Grundriss  des  gemeinen  deutschen  Straf- 
rechts, II.  Lehrbuch  besonderer  Teil"  erschien  1900  die  1.  Ab- 
teilung der  2.  Hälfte  (VIII,  315  S.),  Leipzig,  Engelmann.  v.  Lilien- 
thalh  „Grundriss  zur  Vorlesung  über  deutsches  Strafrecht"  erlebte 
1900  die  2.  Auflage  (X,  93  S.),  Marburg  1900,  Elwerts  Verlag. 
Liegmann  schrieb  eine  tiefgehende  „Einleitung  in  das  Strafrecht  als 
Kritik  der  kriminalistischen  Grundbegriffe"  (XII,  212  S.),  Berlin  1900, 
0.  HUring.  Birkmkykr  hat  in  4.  Auflage  seinen  „Grundriss  zur 
Vorlesung  über  das  deutsche  Strafrecht"  erscheinen  lassen  (65  S.), 
München  1899,  Ackermann.  Belinü  hat  „Grundzüge  des  Strafrechts 
zum  Gebrauch  bei  Vorlesungen"  publiziert  (  VIII,  103  S.),  Jena  1899, 
Fischer;  1902  in  2.  Auflage  erschienen.  Schliesslich  sei  noch  er- 
wähnt der  „Grundriss  des  Strafrechts"  von  Lammasch  (IV,  91  S.), 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot. 

Von  Stkngleins  „Lexikon  des  deutschen  Strafrechts"  sind  er- 
schienen im  Berichtsjahre  1900  die  1. — 3.  Lieferung  (S.  1 — 1440) 
und  die  4.  Lieferung  (XX,  IV  u.  S.  1441—1926).  Das  Werk  lag 
Ende  1900  in  2  Bänden  komplett  vor;  Berlin,  0.  Liebmaun.  Ein 
treffliches  Werk  des  inzwischen  heimgegangenen  Meisters;  es  soll 
ein  für  den  täglichen  Gebrauch  bestimmtes  Hand-  uud  Nachschlage- 
buch sein  und  erfüllt  diesen  Zweck  vollkommen.  Verfasser  hat 
darin  alle  Urteile  des  Reichsgerichts,  soweit  sie  das  deutsche  Straf- 
gesetzbuch betreffen,  zusammegestellt.  Berücksichtigt  sind  die  ersten 
30  Bände  der  r Entscheidungen  des  Reichsgerichts",  die  10  Bände 
der  „Rechtssprechung  des  Reichsgerichts"  und  19  Bände  des  „Archivs 
für  Strafrecht".  Es  ist  ein  Leichtes,  ein  irgendwo  zitiertes  Urteil 
des  Reichsgerichts  in  dem  Lexikon  aufzufinden.  Es  kann  das  Werk 
nur  bestens  empfohlen  werden. 

Von  Kommentaren  ist  1900  erschienen:  Olshauskss  1.  und 
2.  Band,  „Kommentar  zum  Strafgesetzbuch  für  das  deutsche  Reich", 
6.  Auflage  (XVI,  1032  S.),  Berlin  1900,  F.  Vahlen.  Die  neue  Auf- 
lage zeigt  nach  zwei  Richtungen  wichtige  Änderungen.  Einmal 
war  der  Einfluss  der  neuen  Zivilgesetzgebung  durchgängig  zu  be- 
rücksichtigen und  ferner  hat  der  Verfasser  eine  Revision  des  Textes 
durch  Beseitigung  aller  solcher  älteren  Ausführungen  und  Literatur- 
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nachweise  vorgenommen,  welche  ein  unmittelbares  Interesse  nicht 
haben.  Auf  die  früheren  Auflagen  ist  deshalb  des  öfteren  verwiesen. 

Von  den  Textausgaben  des  Reichs-Strafgesetzbuchs  sind  in 
den  beiden  Berichtsjahren  erschienen  die  von  RCdorff-Appelius, 

19.  Auflage  (XXXII,  372  S.),  1899;  jetzt  20.  Auflage  (XXXII, 
392  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Die  fast  alljährlich  notwendig 
werdenden  Auflagen  zeugen  von  der  Beliebtheit  dieser  Ausgabe. 
Pannier  in  9.  Auflage  (138  S.),  Leipzig  1899,  Reclam.  Coermann 
hat  „Das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  nebst  sämtlichen 
Strafbestimmungen  der  anderen  Reichsgesetze"  erläutert  (XIY, 
478  S.),  Leipzig  1900,  Rossberg. 

„Das  Militär-Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  vom 

20.  Juni  1872  nebst  den  Kriegsartikeln  und  der  Disziplinar-Straf- 
ordnung  vom  31.  Oktober  1872*  ist  erläutert  worden  von  Walds 
(VIII,  96  S.),  Leipzig  1899,  Berger.  Blonski  hat  das  österreichische 
..Strafgesetz  über  Gefällsnbertretungen  vom  11.  Juli  1835  samt 
Amtsunterricht  und  den  Vorschriften  über  die  Anwendung  dieses 
Gesetzes"  in  4.  Auflage  umgearbeitet  und  ergänzt  (VII,  714  S.), 
Wien  1899,  Manz.  Staudinukk  hat  „Das  Polizeistrafgesetzbuch  für 
das  Königreich  Bayern  nach  dem  Stande  der  Gesetzgebung  vom 
1.  Januar  1900  ab*  mit  Anmerkungen  versehen,  4.  Auflage 
(VII,  155  S.),  München  1900,  Beck.  Feilitzsch  hat  „Das  königlich 
sächsische  Landesstrafrecht*  zusammengestellt  und  erläutert,  l.Band 
(X,  416  S.),  Leipzig  1899,  Rossberg.  Schicker  hat  „Das  Polizei- 
strafrecht und  das  Polizeistrafverfahren  im  Königreich  Württem- 
berg" in  3.  Auflage  herausgegeben  (XII,  852  S.),  Stuttgart  1899, 
W.  Kohlhammer.  Daudks  „Feld-  und  Forstpolizeigesetz  vom  1.  April 
1880"  erschien  in  4.  Auflage  (VIII,  212  S.)?  Berlin  1900,  H.  W.  Müller. 
Daniel  liefert  eine  „Darstellung  des  Verbrechens  des  unlauteren 
Wettbewerbes  unter  Erörterung  seiner  Stellung  im  Systeme  des 
Strafrechts"  (VII I,  167  S.),  München  1900,  Ackermann.  Born  hat 
„Das  Reichspressgesetz  vom  7.  Mai  1874  nebst  den  einschlägigen 
Bestimmungen  des  Reichsstrafgesetzbuches,  der  Gewerbeordnung  etc." 
kommentiert  (144  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Hollweck  hat  „Die 
kirchlichen  Strafgesetze"  zusammengestellt  (XLI,  386  S.),  Mainz  1899, 
F.  Kirchheim. 

Einzelschriften  sind  u.  a.  erschienen:  van  Calker,  „Vergeltungs- 
idee und  Zweckgexlanke  im  System  der  Freiheitsstrafen",  1899.  Ein 
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Vortrag,  Heidelberg",  Weiss.  Cuny  lässt  sich  einander  aus  über  das 
Thema:  „Der  Schutz  der  Arbeitswilligen"  (III,  31  S.),  Berlin  1899, 
C.  Heymanns  Verlag.  Ferriani  liefert  einen  Beitrag  zur  gerichtlichen 
und  gesellschaftlichen  Psychologie  in  seinem  grossen,  von  Ruhemann  über- 
setzten Werke  „Schlaue  und  glückliche  Verbrecher"  (XXXI,  492  S.), 
Berlin  1899,  Cronbach.  Verfasser  will  dahin  wirken,  fass  durch  bessere 
Strafgesetze,  durch  ein  verbessertes  Strafverfahren  und  strengeren 
Strafvollzug  dem  „Ungestraftbleiben"  gewisser  Verbrechen  vorgebeugt 
wird.  Im  allgemeinen  Teile  setzt  der  Verfasser  auseinander,  wie  es  ge- 
kommen ist,  dass  vieles,  was  dem  allgemeinen  Empfinden  strafbar  er- 
scheint, straflos  gelassen  ist,  Im  besonderen  Teile  behandelt  er  die  ver- 
schiedenen „Mitechuldsformen",  infolge  deren  so  manches  Verbrechen 
und  so  mancher  Verbrecher  nnentdeckt  bleibt.  Das  Buch  ist,  ab- 
gesehen von  mancher  unnötigen  Breite,  recht  gut.  —  Interessant  ist 
die  kleine  Arbeit  von  Landau,  „Arzt  und  Kurpfuscher  im  Spiegel 
des  Strafrechts.  Ein  Beitrag  zur  ärztlichen  Frage"  (VIII,  120  S.), 
München  1899,  J.  Schweitzer.  Einen  Beitrag  zur  gerichtlichen 
Psychologie  liefert  Ferriani,  „Schreibende  Verbrecher".  Deutsch 
von  Ruhemann  (III,  292  S.),  Berlin  1900,  Cronbach.  „Der  Fanatismus 
als  Quelle  der  Verbrechen"  ist  behandelt  von  Löwenhtimm  (88  S.), 
Berlin  1899,  Räde.  Guthmann  äussert  sich  über  „Die  negativen  Be- 
dingungen in  ihren  Beziehungen  zu  den  unechten  Unterlassungs- 
delikten" (34  S.),  Breslau  1899,  Schleuer.  Jorü  untersucht  das 
„Wesen  der  pressrechtlichen  Fahrlässigkeit  nach  §  21  des  Reichs- 
pressgesetzes" (116  S.),  Fulda  1899,  Fuldaer  Aktiendruckerei.  — 
Thomsen  hat  ein  „Wörterbuch  der  terminologisch  schwierigen  Be- 
griffe des  Strafrechts"  herausgegeben  (VIII,  86  S.),  Berlin  1899, 
Strnppe  &  Winckler.  Hartmann  überprüft  „Das  Kansalproblem  im 
Strafrecht  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Verursachungsbe- 
griffes des  Str.-G.-B."  (VI,  114  S.),  Breslau  1900,  Schleuer.  Pkterh 
handelt  vom  „Missbrauch  der  Amtsgewalt"  (40  S.),  Berlin  1899, 
Walther;  Perels  vom  „Strandungsdelikte  im  deutschen  Recht"  (IV, 
86  S.),  Breslau  1899,  Schleuer.  Reuss  stellt  „Die  Haftung  Dritter 
nach  bayerischen,  preussischen  und  Reichs- Strafgesetzen"  (IX,  225  S.), 
Würzburg  1900,  Gnad  &  Co.,  dar.  Glehrs  behandelt  „Den  Rechts- 
frieden  als  besonderes  Rechtsgut  im  modernen  Strafrechtssystem  und 
seine  Stellung  im  geltenden  Reichsstrafrecht"  (X,  297  S.),  Strass- 
burg  1900,  Trübner.    Mkdkm  nimmt  das  Wort  zur  „Revision  des 
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Strafrechts"  (25  S.),  Hannover  1900,  Helwing.  Bernkr  untersucht 
die  Frage  „Wie  kommt  es,  dass  Adolf  Merkel  im  Strafreckt  den 
Determinismus  vertritt?"  (10  S.),  Berlin  1900,  H.  W.  Müller.  Mar- 
chand widmet  dem  „Strafregister  in  Deutschland  unter  besonderer 
Berücksichtigung  Preussens"  eine  Abhandlung  (X,  123  S.),  Berlin 
1900,  Guttentag.,  Leggemakn  prüft  „Lombrosos  Theorie  vom  ge- 
borenen Verbrecher" ,  die  „positive  Strafrechtsschule"  und  den  Ein- 
fluss  beider  auf  die  Strafrechtspflege  (72  S.),  Düsseldorf  1899,  L. 
Voss  &  Co.  Liszt  behandelt  „Das  Verbrechen  als  sozial -pa- 
thologische Erscheinung"  in  einem  Vortrag  (27  S.),  Dresden  1899, 
v.  Zahn  &  Jansen.  Tiling  betrachtet  „Das  Verbrechertum  vom 
anthropologischen  Standpunkte",  Riga  1899,  Hoerschelmann.  Eine 
rechtsphilosophische  Untersuchung  über  den  „Kausalzusammenhang 
zwischen  Handlung  und  Erfolg  im  Strafrecht"  stellt  von  M.  E. 
Maykr  (IV,  148  S.),  Freiburg  i.  B.  1899,  J.  C.  B.  Mohr.  Seuffebt 
prüft  den  Znsammenhang  zwischen  „Anarchismus  und  Strafrecht" 
(IV,  219  S.),  Berlin  1899,  0.  Liebmann.  Den  Anlass  zu  dieser 
Schrift  gab  die  Ermordung  der  Kaiserin  Elisabeth  von  Österreich 
in  Genf.  Den  Kern  des  Werkes  bildet  eine  sorgfältige  kritische 
Darstellung  der  europäischen  Gesetzgebung  zur  Bekämpfung  des 
Anarchismus;  es  werden  insbesondere  in  einem  Gesetzentwürfe 
Reformvorschläge  zusammengestellt.  Lkzar  nimmt  das  Wort  zur 
Frage  der  internationalen  Bekämpfung  des  Mädchenhandels  (25  S.), 
Mainz  1899.  Kirchheim.  Bkrndt  gibt  in  seinem  grossen  Werke 
„Krankheit  oder  Verbrechen"  eine  gemeinverständliche  Darstellung 
des  Geschlechtslebens,  des  Mordes,  der  Körperverletzungen,  der  Un- 
fallserkrankungen,  Geisteskrankheiten,  des  Hypnotismus  etc.  in  ihren 
Beziehungen  zum  Gesetz  und  zur  öffentlichen  Moral  unter  Anführung 
von  über  200  gerichtlichen  Entscheidungen,  Band  I  (IV,  640  S.) 
1899,  Band  II  (640  S.)  1900,  Leipzig,  E.  Wiest  Nachf.  Halpert 
hat  eine  kritische  „Studie"  über  „Die  Harmlosen  und  ihre  Ver- 
haftung" (48  S.),  Berlin  1899,  Stankiewicz,  veröffentlicht.  Heim- 
berg er  schrieb  seine  treffliche  Schrift  über  „Strafrecht  und  Medizin" 
(111,  65  S.),  Leipzig  1899,  Beck.  Von  Kohlers  „Strafrechtsanf- 
gaben  zum  Gebrauche  bei  dem  akademischen  Strafrechtspraktikum" 
erschien  1899  die  2.  Abteilung  (III,  48  S.),  Berlin  1899,  H.  W.  Müller. 

Mariuse  gibt  eine  rechts  vergleichende  Darstellung  über  „Die 
Ehrenstrafe"    unter    besonderer    Berücksichtigung    des  geltenden 
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deutschen  Reichsrechts  (V,  48  S.),  Breslau  1899,  Schletter.  Kbalssk 
behandelt    „Die    Prügelstrafe4    (VIII,    136    S.),    Berlin  1899, 
Struppe  &  Winckler.    Kru<»  äussert  sich  über  „Die  besonderen 
Umstände  der  Teilnehmer"  (V,  77  S.),  Breslau  1900,  Schletter; 
Zuckkk   „Über  Schuld  und  Strafe  der  jugendlichen  Verbrecher" 
(128  S.),  Stuttgart  1899,  F.  Enke;  Zkitlkb  über  „Strafe  ohne  Schuld 
im  Reichsstrafgesetzbuch"  (97  S.),  Fürth  1899,  Rosenberg;  wahrend 
Gbkteneb  „Die  Zurechnungsfähigkeit  als  Frage  der  Gesetzgebung 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  schweizerischen  Strafgesetzeutwurf" 
behandelt  hat  (72  S.),  Stuttgart  1899,  F.  Enke.    Basedow  schrieb 
eine  Dissertation  über  das  Thema:  „Die  strafrechtliche  Verschuldung, 
ein  Willensvorgang  mit  dem  Bewusstsein  einer  Normwidrigkeit  des 
Handlungserfolges«  (VI,  112  S.),  Hamburg  1899,  Basedow;  Höpkkb 
über  „Die  Anwendung  des  §  51  R.-Str.-G.-B.  auf  die  in  sinnloser 
Trunkenheit  begangenen  dolosen  Verbrechen"  (32  S.),  Berlin  1899, 
C.  Heymanns  Verlag;  Schmidt  über  „Die  strafrechtliche  Verantwortlich- 
keit des  Arztes  für  verletzende  Eingriffe.   Ein  Beitrag  zur  Lehre  der 
►Straf-  und  Schuldansschliessungsgründe"  (V,  00  S.),  Jena  1900, 
Fischer;  Köhlkb  über  „Die  Lehre  vom  Strafantrag"  (V,  173  S.), 
Breslau  1899,  Schletter,  und  über  „Die  Grenzlinien  zwischen  Ideal- 
konkurrenz und  Gesetzeskonkurrenz"  (185  S.),  München  1900,  Beck. 
Kallina    behandelt    die    „Notwehr    gegenüber  Amtshandlungen" 
(III,  87  S.),  Prag  1899,  Calve.    Unter  der  Frage:  „Laster  oder 
Unglück?  Oder  besteht  der  §  175  des  deutschen  Reichsstrafgesetz- 
buches zu  Recht V"  wird  „eine  Gewissensfrage  an  das  deutsche  Volk 
von  einem  Freunde  der  Wahrheit"  gestellt  (117  S.),  I^ipzig  1899, 
M.  Spohr.    Müllkr  betrachtet  „Beleidigung  und  Ehrverletznng"  in 
rechtsphilosophischer  Art  (32  S.),  Düsseldorf  1899,  L.  Schwann.  Als 
ein    Hilfsbuch    für   Ärzte    und  Juristen    bezeichnen   Lkwin  und 
Brbnning  ihre  Schrift,  „Die  Fruchtabtreibung  durch  Gifte  und  andere 
Mittel"  (VIII,  291  S.),  Berlin  1899,  Hirschwald.    Guuebian  behandelt 
„Die  Beihilfe  zum  Selbstmord  und  die  Tötung  des  Einwilligenden" 
(83  S.),  Berlin  1899.  Ebering.    Ewald  nimmt  wieder  einmal  in  einer 
Dissertation  (34  S.)  eine  „ Abgrenzung  der  beiden  Delikte  Diebstahl 
und    Unterschlagung"    voneinander    vor,    Berlin   1S99,  Skopnik. 
Rkitkk   behandelt  das  Thema:    „Der  Raufhandel   im  deutschen 
R.-Str.-G.-B."  (IX,  126  S.),  Breslau  1900,  Schletter.    „Der  subjektive 
Tatbestand  des  Delikts  der  Sachhehlerei  nach  §  259  Str.-G.-B."  ist 
Jahrbuch  der  Internat  Vereinijrun^.  ß.  u.  7.  Bd.  •  52 
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dargestellt  von  Frank  (VII,  57  S.),  daselbst.  Sieghakt  lässt  sich 
aus  über  „Die  öffentlichen  Glücksspiele"  (VII,  411  S.),  Wien  1899, 
Manz.  Schlllkrn  zu  Schrattknhofkn  verbreitet  sich  über  „Die 
Beseitigung  des  Bestiftungszwanges  und  der  Wuchergesetze"  (75  S.), 
Wien  1899,  Perles. 

Strafprozess. 

Bei  dem  grossen  Mangel  an  Lehrbüchern  des  deutschen  Straf- 
prozessrechts ist  jede  neu  erscheinende  Darstellung  dieser  Art  mit 
Freuden  zu  begrttssen.  So  gab  Bindin«  seinen  „Grundriss  des 
deutschen  Strafprozessrechts"  1900  in  4.  verbesserter  Auflage  (XI, 
284  S.)  heraus.  Die  Grundrisse  des  Verfassers  gehören  schon  lange 
zu  dem  unentbehrlichen  Rüstzeug  bei  wissenschaftlichen  Arbeiten. 
Das  einzige  Werk  auf  diesem  Gebiete  in  den  beiden  Berichtsjahren!  — 
Von  Thomskns  Führer  durch  die  Gerichtssäle  erschien  das  II.  Heft, 
enthaltend  „Strafprozess"  (VIII,  92  S.),  Berlin  1900,  Struppe  & 
Winckler.  Das  Büchlein  erfüllt  nur  zum  Teil  den  vom  Verfasser 
gewollten  Zweck. 

Die  Sammlung  der  wichtigsten  das  Strafrecht  und  das  Straf- 
verfahren betreffenden  Gesetze  von  D  „Strafrecht  und  Straf- 
prozesse bekanntlich  zum  Handgebrauch  für  den  deutschen  Praktiker 
erläutert,  ist  jetzt  schon  in  7.  Auflage  (VIII,  922  S.),  Berlin  1900, 
H.  WT.  Müller,  herausgegeben.  An  die  Stelle  des  verdienstvollen 
Vefassers  ist  nach  seinem  Tode  sein  Sohn,  Amtsrichter  Dalckk  ge- 
treten ;  doch  hat  ersterer  den  Druck  der  neuen  Auflage  noch  grössten- 
teils überwacht.  Von  grossen  K  o  m  m e n  t  a r  e n  der  Strafprozessordnung 
erschien  der  von  Lowk  in  10.  Auflage,  bearbeitet  von  A.  Hkllweö 
(XXXI,  1080  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Es  war  besonders  die  neue 
Zivilgesetzgebung  zu  berücksichtigen  und  der  neue  Stoff  in  den  alten 
Rahmen  einzuarbeiten.  Das  Werk  hat  seit  1878  seine  zehn  Auflagen 
erlebt  und  ist  von  der  Kommentarliteratur  zur  Strafprozessordnung, 
welche  beim  Inkrafttreten  der  Reichsjnstizgesetze  veröffentlicht  wurde, 
allein  in  Lebenskraft  übrig  geblieben.  Auch  dieser  äussere  Er- 
folg spricht  für  die  grosse  Wertschätzung  dieses  Werkes.  Neu  ist 
das  Buch  des  Verteidigers  Maukoth,  „Die  Strafprozessordnung  nebst 
»lein  Gerichtsverfassungsgesetz  und  den  Einführungsgesetzen  zu  beiden 
Gesetzen  in  der  Fassung  vom  20.  Mai  1898*  (VIII,  510  S.),  Berlin 
1900,  Vahlen.  Die  Änderungen  sind  durch  lateinischen  Druck 
kenntlich  gemacht.    Die  Anmerkungen  sind  knapp  gehalten.  Sehr 
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zweckmassig  ist  die  Zugabe,  die  der  Anhang  enthält,  nämlich  1.  Ge- 
setz, betreffend  die  Entschädigung  der  im  Wiederaufnahmeverfahren 
freigesprochenen  Personen;  2.  Gerichtskostengesetz  (Auszug);  3.  Ge- 
bührenordnung für  Rechtsanwälte  (Auszug);  4.  Gebührenordnung  für 
Zeugen  und  Sachverständige;  5.  Preußische  Sehiedsmannsordnung. 
Hkllwkoh  „Strafprozessordnung  und  Gerichtsverfassungsgesetz  in 
der  vom  1.  Januar  1900  ab  geltenden  Fassung  nebst  dem  Gesetz, 
betreffend  die  Entschädigung  der  im  Wiederaufnahmeverfahren  frei- 
gesprochenen Personen"  erschien  1899  in  10.  Auflage  (450  S.),  Berlin, 
Guttentag.  Schliesslich  sei  noch  erwähnt  die  Textausgabe  der  Str.- 
P.-O.  von  Delium,  3.  Auflage  von  Scherer  (186  S.)f  Leipzig  1899, 
Wigand.  Auch  hier  sind  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  17.  Mai 
1898  erfolgten  Änderungen  in  den  Gesetzestext  eingefügt  und  durch 
Druck  hervorgehoben. 

Weit  zahlreicher  sind  die  Ausgaben  der  Militärs  traf  ge- 
richtsordnnng.  In  2.  Auflage  erschien  1900  die  Textausgabe 
von  Herz  (XXIV,  438  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Ebenfalls  in 
2.  Auflage  die  von  Seidenspinner  (VIII,  413  S.),  Berlin  1900,  C. 
Ileymanns  Verlag.  Neu  ist  die  Ausgabe  von  Broghitter  (VI,  196  S.), 
Düsseldorf  1899,  L.  Schwann.  Grösseren  Umfanges  die  von  Sturm 
und  Walde  (XVI,  294  S.),  Leipzig  1899,  Berger;  Wkiokl  (XXII, 
285  S.),  München  1899,  Beck;  Lüning  (32  S.i,  Metz  1900,  Scriba. 
Mehr  die  Form  eines  Kommentars  hat  das  Werk  von  Pechwell 
(VII,  682  S.),  Leipzig  1899,  Rossberg;  systematisch  dargestellt  ist  die 
Militärstrafgerichtsordnung  von  Mittkkmaikr  (VI,  95  S.),  Berlin  1899, 
Guttentag.  Eine  „Einführung"  zu  jener  gibt  Welkenbach  (IX, 
211  S.),  Berlin  1900,  Mittler  &  Sohn,  unter  Berücksichtigung  der  Aus- 
führungsbestimmungen. Eine  militärstrafprozessuale  Reformfrage  wirft 
für  Österreich  auf  Miricka,  „Ist  die  militärische  Strafgerichtsbarkeit 
auf  Militiirdelikte  einzuschränken"?  (VIII,  117  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Moeller  verbreitet  sieh  über  „Die  Rechtssitte  des  Stabbrechens" 
(91  S.),  Weimar  1900,  Böhlaus  Nachf.  An  die  Einführung  der 
Schwurgerichte  im  rechtsrheinischen  Bayern  werden  wir  erinnert 
durch  die  Schrift  von  Lunulmayr,  „Das  erste  Schwurgericht  in 
Augsburg"  (38  S.),  Augsburg  1899.  Reichel.  Mahkovic  schrieb  eine 
Dissertation  „Über  das  serbische  Schwurgericht  im  Vergleiche  mit 
dem  deutschen,  französischen  und  englischen  Schwurgericht-  (94  S.), 
Freiburg  i.  B.  1899,  Troemer. 
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Volkar  lässt  sich  aus  „Über  die  konkurrierende  Strafkonipe- 
tenz  der  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden,  dann  die  Verjährung 
der  administrativ  zu  behandelnden  Straffälle"  (46  S.),  Prag  1899, 
Rivnäc.  Amschl  gibt  „Beiträge  zur  Anwendung  des  Strafverfahrens" 
(VII,  166  S.),  Wien  1899,  Nanz.  Ghosh  hat  ein  „Handbuch  für 
Untersuchungsrichter",  3.  Auflage  (XIV,  813  S.),  Graz  1899, 
Leuschner  &  Lubensky,  veröffentlicht;  das  Werk  ist  in  sieben 
Sprachen  übersetzt  worden.  Otto  hat  aus  Anlass  des  50jährigen 
Bestehens  der  Staatsanwaltschaft  eine  historisch -kritische  Studie 
unter  dem  Titel  „Die  preussische  Staatsanwaltschaft"  veröffent- 
licht (VI,  210  S.),  Berlin  1899,  Guttentag.  Da  dem  Verfasser 
die  Einsicht  der  Akten  des  Justizministeriums  gestattet  war,  so 
konnte  er  eine  eingehende,  auf  amtlichen  Quellen  beruhende  Dar- 
stellung des  Instituts  geben.  Die  letzte  Periode  (1860—1898)  wird 
alsdann  in  einem  besonderen  Abschnitt  zum  Gegenstand  einer 
kritischen  Studie  gemacht.  In  4.  Auflage  erschien  die  Schrift  von 
Chl'chi'l,  „Die  gerichtliche  Polizei  der  Amtsvorsteher,  Bürgermeister, 
Distriktskommissarien,  Gutspolizei  Verwalter,  Gendarmen,  Polizei- 
sergeanten, Förster  etc.  Gemeinverständlich  gearbeitete  Instruktion 
mit  Beispielen  und  erprobten  Formularen  für  Polizeibeamte  jeder 
Art  über  ihre  der  Strafrechtspflege  zu  leistenden  Dienste"  (VII,  104  S.), 
Cassel  1899,  Gebr.  Gotthelft.  Dklius  behandelt  „Das  Ausliefern  ngs- 
recht.  Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Stellung  des  Aus- 
gelieferten vor  dem  erkennenden  Gericht"  (VIII,  106  S.),  Hannover 
1899,  Helwing.  Pkikstkk  bespricht  die  viel  erörterte  „Deportation, 
ein  modernes  Strafmittel*  (V,  102  S.).  Berlin  1899,  F.  Vahlen. 
Oetkkk  nimmt  das  Wort  zur  ..Strafprozessbegründung  und  Straf- 
klageerhebung bei  Erlass  und  bei  Wegfall  eines  Eröftnungsbe- 
schlnsses"  (70  S.),  Leipzig  1900,  A.  Deichert.  Hktzkl  vergleicht 
„Die  Untersuchungshaft  nach  deutschem,  österreichischem,  franzö- 
sischem und  englischem  Recht"  (III,  54  S.),  Breslau  1900,  Schleuer. 
Kauf,  kritisiert  „Die  Privatklage  in  den  Strafprozessordnungen  der 
Jetztzeit,  insbesondere  in  der  deutschen  R.  Str.-P.-O."  (XI,  116  S.), 
Berlin  1900,  Steinitz.  Verfasser  ist  ein  entschiedener  Gegner  der 
Privatklage  in  allen  ihren  Erscheinungsformen;  das  Privatklage- 
verfahren müsse  abgeschafft,  oder,  wenn  dies  nicht  erreichbar  sei, 
wenigstens  verbessert  weiden.  Eine  gut  orientierende  Skizze  über 
den  zur  Zeit  geltenden  Hechtszustand  in  den  Kulturstaaten  leitet 
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die  gewissenhafte  gute  Arbeit  ein.  Eine  ausführliche  und  gründ- 
liche Bearbeitung  der  Nebenklage  enthält  die  Abhandlung  von 
Rosenfeld  „Die  Nebenklage  des  Reichsstrafprozesses.  Ein  Beitrag 
zur  Lehre  von  den  Rechten  des  Verletzten  im  Strafverfahren" 
(VI,  212  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Das  Werk  wird  nicht  nur 
in  der  Theorie  berücksichtigt,  sondern  auch  von  der  Rechtsprechung 
mit  Nutzen  zu  Rate  gezogen  werden.  Herschel  verbreitet  sich 
über  „Die  Rechtskraft  der  strafprozessualen  Entscheidungen  über 
Einziehung  und  Unbrauchbarmachung"  (III,  40  S.),  Breslau  1900, 
Schletter.  Münzen  äussert  sich  „Zur  Berufungsfrage  in  Strafsachen" 
(36  S.),  Hannover  1899,  Helwing.  Eine  praktische  Anleitung  zur 
Anfertigung  strafrechtlicher  Revisionsschriften  gibt  Löwenstkin  in 
seiner  Schrift  „Einlegung  und  Begründung  der  Revision  in  Straf- 
sachen" (VI,  102  S.),  Berlin  1900,  0.  Liebmann.  Das  Werk  dürfte 
seinen  Zweck  erfüllen  und  eine  gute  Handhabe  bei  Abfassung  von 
Revisionsschriften  bieten.  Zahlreiche  Beispiele  erhöhen  seinen  Wert. 
Weber  behandelt  „Die  Vollstreckung  von  Vermögensstrafen  in  den 
Nachlass"  (VI,  62  S.),  Breslau  1900,  Schleuer.  Klein  erörtert 
„Das  Erfordernis  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  bei  Vollstreckung 
ausländischer  Urteile  in  Deutchland"  (39  S.),  Leipzig  1899,  Duncker 
&  Humblot. 

Kübtz  hat  „Die  Gefängnisordnung  für  die  Justizverwaltung 
in  Preusse'n  vom  21.  Dezember  1898"  mit  Anmerkungen  versehen 
und  herausgegeben  (155  S.),  Berlin  1899,  F.  Dümmlers  Verlag. 
Dasselbe  Gesetz  hat  unter  gleichem  Titel  herausgegeben  Dalokk 
(VI1T,  137  S.),  Berlin  1899,  H.  W.  Müller,  v.  Liszt  hat  über  „Die 
Gefängnisarbeit"  einen  Vortrag  (20  S.)  gehalten,  Berlin  1900,  Guttentag. 
Wackek  verbreitet  sich  über  „Das  GeTängniswesen,  die  staatliche 
Zwangserziehung  der  Minderjährigen  und  die  Arbeitshausstrafe  in 
Baden"  (VIII,  62  S.),  Breslau  1900,  Schletter,  während  Marcovich 
„Das  Gefängniswesen  in  Österreich  unter  Berücksichtigung  der 
Gesetze,  Verordnungen  und  Vorschriften"  prüft  (VII.  109  S.), 
Wien  1899,  Manz. 

Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

1.  Lehrbücher. 
Während  die  Zahl  der  guten  Lehrbücher  des  deutschen  (nicht 
des  preussischen)  Staatsrechts  auch  in  den  beiden  Berichtsjahren 
eine  relativ  grosse  gewesen  ist.  hat  das  Verwaltungsrecht  noch 
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immer  eine  selbständige  gute  Bearbeitung  seit  Otto  Mayek  nicht 
gefunden.  An  erster  Stelle  sei  genannt  das  Werk  des  leider  ver- 
storbenen (tkoku  Mkykr,  „Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts", 
5.  Auflage  (XII,  813  S.),  Leipzig  1899,  Duncker  &  Humblot.  Das 
Werk  ist  allgemein  bekannt  und  verbreitet.  Die  neue  Auflage 
schliesst  sich  eng  an  die  4.  (1895)  an;  prinzipielle  Änderungen  sind 
nicht  vorhanden.  Aufsehen  erregte  das  Lehrbuch  von  Arndt,  ,.Das 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches11  (VI,  792  S),  Berlin  1900, 
0.  Häring.  Gkffckf.n  hat  über  „Die  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches"  6  Hochschulvorträge  gehalten  und  sie  veröffentlicht  (VII, 
124  S.),  Leipzig  1900,  A.  Deichert  Nachf.  Das  kleine  Buch  kann 
natürlich  mit  den  beiden  vorstehenden  nicht  verglichen  werden. 
Die  Darstellung  ist  eine  populär- wissenschaftliche.  Neue  originelle 
Gedanken  finden  sicli  kaum.  Verfasser  folgt  durchweg  der  herrschenden 
Ansicht,  besonders  der  von  Laband.  Graf  Huk  du  Gkais  hat  sein 
„Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltung  in  Preussen  und  dem 
Deutschen  Reiche"  in  13.  Auflage  (XIII,  624  S.)  erscheinen  lassen, 
Berlin  1900,  Springer  (15.  Auflage  1902).  Das  Werk  ist  ein  wertvolles 
Orientierungsmittel,  tibersichtlich,  vollständig  und  genau.  Auch  der 
kurze,  „Grnndriss"  betitelte  Auszug  aus  diesem  Werke  gelangt  stetig  zu 
neuen  Auflagen.  1900  erschien  die  6.  (118  S.),  Berlin  1900,  Springer. 
Ebenfalls  nur  ein  Grundriss  ist  das  Büchlein  von  Hoffmann.  „Das 
Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  des  Deutschen  Reiches  und  des 
Königreichs  Preussen,  in  seinen  Grundzügen  gemeinverständlich 
dargestellt"  (119  S.),  Leipzig  1899,  Dürr'sche  Buchhandlung.  In 
7.  Auflage  erschien  die  Preisschrift  von  Bkauclair,  „Das  Ver- 
fassungs- und  Verwaltungsrecht  des  Deutschen  Reiches  und  des 
Grossherzogtunis  Hessen"  (III,  08  S.),  Darmstadt  1899,  Bergstraesser. 
Besonders  von  Studierenden  zur  Vorbereitung  sehr  viel  benutzt  wird 
das  Buch  von  Sciiübart,  „Die  Verfassung  und  Verwaltung  des 
Deutschen  Reiches  und  des  preussischen  Staates",  14.  Auflage  1899 
(IV,  214  u.  42  S.).  Der  Anhang  enthält  einen  Abdruck  der 
preussischen  und  der  Reichs- Verfassungs-Urkunde.  1900  erschien 
die  15.  Auflage  (IV.  210  u.  42  8.),  Breslau,  Korn.  Bornuak  hat 
unter  dem  Titel:  „Das  Verwaltungsrecht  in  Preussen  unter  der 
Herrschaft  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs"  einzelne  durch  letzteres 
bewirkte  Veränderungen  dargestellt  (IV,  94  S.),  Berlin  1899, 
C.  Heymanns  Verlag.    Stkphani  veröffentlichte  einen  „Katechismus 
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der  Verwaltungslehre.  Praktisches  Handbuch  für  Reichs-,  Staats- 
und Geineindebeamte  zum  Zwecke  der  Vorbildung  für  den  Ver- 
waltungsdienst und  Orientierung  auf  den  einzelnen  Gebieten". 
I.  Band  (VII,  115  S.)  1899,  IL  Band  (VIII,  176  S.),  Berlin,  Gerstmann. 
Von  Schollknbkrgkrs  „Grundriss  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts 
der  schweizerischen  Kantone"  erschien  1899  der  III.  Band,  enthaltend 
„Das  Verwaltungsrecht,  Äussere  Verwaltung  (Finanzen,  Polizei, 
Militär)  und  Verwaltungsprozess"  (X,  247  S.),  Zürich,  A.  Müllers 
Verlag.  Oettinokn  gibt  einen  „Abriss  des  russischen  Staatsrechts" 
(VIII,  167  S.),  Berlin  1899,  G.  Reimer. 

2.  Allgemeines  Staatsrecht  und  allgemeine  Staatslehre. 
Triepel  untersucht  „Die  Entstehung  der  modernen  Monarchie" 
(24  S.),  Leipzig  1899,  Dr.  Seele  &  Co.  Von  Jkllinkkk  grossem 
Werke  rDas  Recht  des  modernen  Staates"  erschien  1900  der  I.  Band: 
Allgemeine  Staatslehre  (XXIX,  726  S.),  Berlin,  Häring.  E.  Winkel- 
manns  „Allgemeine  Verfassungsgeschichte  als  Handbuch  für  Studierende 
und  Lehrer"  ist  herausgegeben  worden  von  A.  Winkklmann  (XV, 
404  S.),  Leipzig  1900,  Dyk.  Grassmann  hat  von  seinem  1890  zu- 
erst erschienenen  Werke  „Die  Staatslehre  oder  die  Politik"  eine 
neue  (Titel-)  Ausgabe  veranstaltet.  Teil  I  (XI,  193  S.):  Die  Rechts- 
lehre oder  die  Staatswissenschaft,  die  Finanzwissenschaft,  die  Polizei- 
wissenschaft und  die  Rechtswissenschaft.  Teil  II  (VTI,  646  S.):  Die 
Reichslehre  oder  Schul-  und  Bildnngspflege,  Nationalökonomie,  Militär- 
wissenschaft, Marine  und  Auswärtiges,  Stettin  1900,  R.  Grassmann. 
LiKoa  gibt  in  seiner  Schrift,  „Baurecht  und  Staatsrecht",  Beiträge 
zur  Lehre  von  der  Staatenauflösung  (38  S.).  Prag  1899,  F.  Haerpfer. 
Von  Schmidts  Werk,  „Allgemeine  Staatslehre",  erschien  1900  der 
1.  Band:  Die  gemeinsamen  Grundlagen  des  politischen  Lebens  (XII, 
292  S.),  1903  Band  2,  erste  und  zweite  Hälfte,  Leipzig,  Hirschfeld. 
Zum  Schlüsse  nenne  ich  noch  das  vortreffliche  Buch  von  Rkhm,  „All- 
gemeine Staatslehre"  (IV,  360  S.),  Tübingen  1899,  .T.  C.  B.  Mohr. 

3.  Kommentare  und  Textausgaben. 
Von  den  Textansgaben  der  deutschen  Reichsverfassung  erschien 
Rönnks  „Verfassung  des  Deutschen  Reiches"  in  8.  Auflage  (350  S.), 
Berlin  1899,  Guttentag.  —  Das  grosse  Werk  von  Bkaih'iiitoch,  „Die 
neuen  preussischen  Verwaltungsgesetze",  ist  nach  dem  Tode  des  Ver- 
fassers umgearbeitet,  fortgeführt  und  herausgegeben  worden  von 
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Stuj>t  und  Braunbehrens.  In  dem  Berichtsjahre  1900  erschienen 
*  folgende  Bände:  2.  Band,  15.  bis  auf  die  Gegenwart  fortgeführte 
Gesamtauflage,  6.  Bearbeitung  (XI,  589  S.);  5.  Band,  5.  bis  auf  die 
Gegenwart  fortgeführte  Gesamtauflage,  2.  Bearbeitung  (XI,  908  S.) 
und  6.  bis  auf  die  Gegenwart  fortgeführte  Gesamtauflage,  2.  Be- 
arbeitung (XII,  938  S.);  6.  Band  (IX,  880  S.),  alle  Berlin,  C.  Hey- 
manns Verlag.  Arndt  gab  „Die  Verfassungsurkunde  für  den  Preussischen 
Staat*  in  4.  Auflage  (X.  321  S.)  heraus,  Berlin  1900,  Guttentag.  — 
BiNiUNG  veröffentlichte  von  seinen  „Deutschen  Staatsgrnndgesetzen" 
1899  das  VIII.  Heft:  „Die  Verfassung  des  Grossherzogtums  Baden. 
Vom  22.  August  1818.  Mit  allen  Abänderungen  bis  zum  Gesetz  vom 
24.  Juli  1888"  (X.  148  S.),  Leipzig,  Engelmann.  —  „Die  Verfassungs- 
gesetze des  Herzogtums  Brannschweig"  hat  Khamm  erläutert  (VIII, 
336  8.),  Braunschweig  1900,  Vieweg  &  Sohn. 

Schweinbach  hat  „Die  Landesgesetze  für  das  Herzogtum  Salz- 
burg" herausgegeben  (XVIII,  650  S.),  Salzburg  1899,  Oberer.  Ferner 
seien  noch  erwähnt  Buchkht,  „Praktische  Sammlung  in  der  Praxis 
oft  angewandter  Verwaltnngsgesetze  für  Bayern  nebst  einer  Anzahl 
derartiger  Verordnungen  etc.  für  das  Königreich  Bayern.  In  einem 
Bande  unter  Berücksichtigung  aller  bisherigen  Änderungen  nach  dem 
nunmehr  gültigen  Texte  mit  Beifügung  eines  Sachregisters  zusammen- 
gestellt und  herausgegeben"  (VIII,  1180  S.),  München  1900,  Schweitzers 
Verlag.  Kotze,  „Taschenbuch  für  Verwaltungsbeamte  der  östlichen 
Provinzen.  Zusammenstellung  der  wichtigsten  allgemeinen  und  der 
für  die  östlichen  Provinzen  der  preussischen  Monarchie  ergangenen 
besonderen  Verwaltungsgesetze  nebst  Ausführungsanweisungen,  Re- 
gulativen etc."  (VIII,  435  S.),  Glogan  1899,  C.  Flemming.  Steinbaih, 
„Die  ungarischen  Verfassungsgesetze".  3.  Auflage  (VIII,  131  S.), 
Wien  1900,  Manz. 

Einzeldarstellungen. 

1.  Allgemeines. 
Bruns  hat  dargestellt  die  „Verfassungsgeschichte  des  Lübeckischen 
Freistaates  1848— 1898li  (VIII,  185  S.),  Lübeck  1899,  Lübcke  &  Hart- 
mann. Eiikbkko  behandelt  die  „Verfassungs-,  Verwaltung«-  und 
Wirtschaftsgeschichte  von  Strassburg  bis  1681".  1.  Band:  Urkunden 
und  Akten  (XVI,  771  S  ),  Strassburg  1899,  Heitz.  Meikr,  E.,  hat 
die  „Hannoverische  Verfassungs-  und  Verwaltungsgeschichte  1680  bis 


Stikr-vSomlo  und  R.  Mandt:  Deutschland. 


825 


1860"  bearbeitet  nnd  1899  den  2.  Band:  Verwaltungsgeschichte, 
herausgegeben  (VIII,  647  S.),  Leipzig,  Dnncker  &  Humblot. 

„Der  österreichische  Kaisertitel,  das  ungarische  Staatsrecht 
und  die  ungarische  Publizistik"  haben  in  Tkznkr  (284  8.),  Wien 
1899,  Holder,  einen  streitlustigen  Kritiker  gefunden. 

Schcltzk  schrieb  eine  „Geschichte  der  Stiftungen  stadtischen 
Patronats  zu  Greifswald.  Aus  den  Akten  und  Urkunden  des  Rats- 
archivs dargelegt"  (XVII,  248  S.),  Greifswald  1899,  Abel.  Sartobiis 
hat  ein  Rechtsgutachten  abgegeben  über  „Die  öffentlichen  milden 
Stiftungen  zu  Frankfurt  a.  M.  und  ihr  rechtliches  Verhältnis  zur 
Stadtgemeinde"  (VII,  98  S.),  Marburg  1899,  Elwert. 

Adam  schrieb  eine  Dissertation  über  „Das  Thronfolgerecht  der 
Kognaten  nach  heutigem  deutschen  Landesstaatsrecht"  (IV,  41  S.), 
Sondershansen,  F.  A.  Eupel.  Binding  hat  bearbeitet  „Das  Thronfolgerecht 
der  Kognaten  im  Grossherzogtum  Luxemburg"  (42  S.),  Leipzig  1900, 
A.  Edelmann.  Arndt  untersucht  die  Frage:  „Können  Rechte  der 
Agnaten  auf  die  Thronfolge  nur  durch  Staatsgesetz  abgeändert 
werden?"  1.  u.  2.  Auflage  (48  S.),  Berlin  1900,  0.  Häring. 

Von  SciiücKiNciS  rechtsgeschichtlicher  und  staatsrechtlicher 
Untersuchung  „Der  Regierungsantritt"  erschien  1899  das  1.  Buch: 
Die  Urzeit  und  die  Zeit  der  ost-  und  westgermanischen  Stammes- 
reiche (XVI,  202  S.),  Leipzig,  Veit  &  Co.  Bakrensprung  schrieb 
eine  Dissertation  über  „Die  Un Verantwortlichkeit  des  Regenten" 
(VIII,  80  S.),  Göttingen  1900,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  „Der 
Lippische  Schiedsspruch  und  die  Pinsker'sche  Kritik"  ist  erörtert  von 
Schorn  (VIII,  102  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag.  1900 
erschien  die  Arbeit  von  Holdkr,  „Die  Familien  des  hohen  Adels 
sind  Korporationen"  (XVI,  49  S.),  Breslau  1900,  Schletter. 

Axschütz  hat  die  „Gegenwärtigen  Theorieen  Uber  den  Begriff 
der  gesetzgebenden  Gewalt  und  den  Umfang  des  königlichen  Ver- 
ordnungsrechts nach  preussischem  Staatsrecht",  insbesondere  im 
Gegensatz  zu  Arndt  erörtert  (95  S.),  Tübingen  1900,  G.  Schnürten. 
1902  zweit«  Auflage.  Hanfft  schrieb  eine  historisch-dogmatische 
Skizze  über  „Das  Verordnungsrecht  des  hamburgischen  Senates"  (08  S.), 
Hamburg  1900,  0.  Meissner.  Hatschkk  liefert  einen  Beitrag  zur  Re- 
zeptionsgeschichte des  englischen  Staatsrechts  in  seiner  kurzen  Schrift 
„Der  Ursprung  der  Notverordnung"  (34  S.)?  Wien  1899,  Hölder.  In 
klarer  nnd  übersichtlicher  Weise  setzt  Glatzkh  „Das  Recht  der  pro- 
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visorischen  Gesetzgebung  in  Sonderheit  nach  preussischein  Staatsrecht" 
auseinander  (X,  112  S  ),  Breslau  1899,  M.  &  H.  Marcus. 

Pkkels  schrieb  eine  gute  Dissertation  über  das  Thema:  „Die 
Streitigkeiten  deutscher  Bundesstaaten  auf  Grund  des  Artikels  76 
der  Reichsverfassung"  (59  S.),  Berlin  1900,  Mittler  &  Sohn. 

Mo dk  bietet  in  der  „Doppelsonveränität  im  Deutschen  Reiche" 
zugleich  einen  zivilistischen  Beitrag  zur  Lehre  von  den  Solidar- 
rechten (85  S.),  Berlin  1900,  Friedberg  &  Mode. 

Tbampk  stellt  kritische  Betrachtungen  an  über  ..Das  Deutschtum 
und  sein  öffentliches  Recht"  (VIII,  432  S.),  Berlin  1900,  Putt- 
kammer &  Mühlbrecht.  Lehmann,  Bodo,  macht  zum  Gegenstand 
einer  Untersuchung  „Die  deutsche  Reichsangehörigkeit  vom  nationalen 
und  internationalen  Standpunkt"  (IV,  81  S.),  München  1899,  Beck. 
Saktorius  hat  über  den  „Einfluss  des  Familienstandes  auf  die  Staats- 
angehörigkeit nach  dem  Reichsgesetze  vom  1.  Juni  1870  in  der  Fassung 
des  Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche"  (III,  105  S.). 
Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag,  sorgfältige.  Untersuchungen  geboten. 
Stokkk  erläutert  „Das  Reichsgesetz  über  das  Auswanderungswesen 
vom  9.  Juni  1897  nebst  Ausführungsverordnungen  und  Anlagen"  (XI, 
292  S.),  Berlin  1899,  Guttentag.  Mandl  bearbeitet  „Das  deutsche 
Auswandernngsrecht  nach  dem  Reichsgesetze  vom  9.  Juni  1897" 
(XI,  55  S.),  München  1899,  Th.  Ackermann. 

Hermanson  liefert  einen  „Beitrag  zur  Beurteilung  der  staats- 
rechtlichen Stellung  des  Grossfürstentums  Finnland"  (VIII,  76  S.), 
Leipzig  1900,  Duncker  &  Humblot.  Bornuak  gibt  in  seiner  Schrift 
„Russland  und  Finnland"  einen  Beitrag  zur  Lehre  von  den  Staaten- 
verbindungen (57  S.),  ebenda.  Hierher  gehört  auch  die  Schrift  von 
Getz,  „Das  staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen  Finnland  und  Russ- 
land" (51  S  ),  Leipzig  1900,  Duncker  &  Humblot. 

Loening  hielt  beim  Antritt  seines  Rektorats  eine  Rede  über 
„Die  Repräsentativverfassung  im  19.  Jahrhundert"  (32  S.),  Halle 
1899,  Niemeyer.  AksciiCtz  behandelte  in  einem  Vortrage  „Bismarck 
und  die  Reichsverfassung"  (IV,  40  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns 
Verlag.  1900  erschien  die  Schrift  von  Dock,  „Revolution  und 
Restauration  über  die  Souveränität.  Eine  weitere  Qnellensammlnng 
über  den  Begriff  der  höchsten  Gewalt  und  zugleich  ein  Beitrag  zur 
Geschichte,  der  Staatstheorieir  (XV,  271  S.),  Strassburg  1900, 
Schlesier  &  Schweikhardt,     Vkba  hat  eine  neue  (Titel-)  Ausgabe 
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seiner  Schrift  rDie  Palacky-Feier-4  unter  dem  Titel  „Der  Nationali- 
tüten- und  Verfassnngskonflikt  in  Österreich1*  veranstaltet  (293  S.), 
Prag  1900,  Cyrillo-Method'sche  Buchhandlung.  Offekmann  ver- 
breitet sich  über  „Die  verfassungsrechtliche  Vervollkouinmng  Öster- 
reichs-' (159  S.),  Wien  1899,  Braumüller.  Sall  nimmt  das  Wort 
zur  „Verfassungsrevision  in  Württemberg-  (37  S.),  Frankfurt  a.  M. 

1899,  Sauerländer.  Bkunstein  behandelt  „Das  administrative  Ver- 
fahren und  seine  Reform u  (32  S.),  Wien  1900.  Manz.  —  Kollrack 
erörtert  „Die  Namen  und  Namensänderungen  in  Prenssena  (VI,  157  S.), 
Berlin  1900,  Schoenfeldt  &  Cie.  Das  Schriftchen  orientiert  recht 
gut  über  die  derzeitige  Verwaltungspraxis.  Kulisch  liefert  „Bei- 
träge zum  österreichischen  Parlamentsrecht*-  (XI,  246  S.),  Leipzig 

1900,  Duncker  &  Humblot.  Bluale  behandelt  „Das  Recht  der  An- 
lieger an  öffentlichen  Strassen*4  (32  S.),  Königsberg  1900,  Härtung. 
Maykitoferh  „Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungsdienst  in 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  etc.  ist 
in  5.  Auflage  bearbeitet  und  herausgegeben  von  Graf  Ant.  Pack, 
Wien  1898/99.  1899  erschien  das  gehaltvolle  Werk  von  Jebens,  „Ver- 
waltungsrechtliche Aufsätze  in  Anlehnung  an  die  Rechtsprechung 
des  preussischen  Oberverwaltungsgerichts-'  (III,  469  S.),  Berlin 
1899.  C.  Heymanns  Verlag.  Der  hervorragenden  Bedeutung  des 
Verfassers  entspricht  seine  Arbeit  in  jeder  Beziehung.  Die  in  dem 
Werke  zusammengestellten  einundzwanzig  Abhandlungen  sind  zu- 
nächst im  Preussischen  Verwaltungsblatte  veröffentlicht  worden ;  doch 
ist  das  Werk  auch  für  die  Leser  dieser  Zeitschrift  nicht  ohne  WTert, 
da  die  Aufsätze  durch  Berücksichtigung  der  später  ergangenen 
Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgerichts  ergänzt  und  erweitert 
worden  sind. 

2.  Beamtenrecht. 
„Das  Gesetz,  betreffend  die  Anstellung  und  Versorgung  der 
Kommunalbeamten,  vom  30.  Juli  1899u  ist  unter  diesem  Titel  viel- 
fach Gegenstand  guter  Kommentierung  oder  kurzer  Erläuterung  ge- 
wesen. So  ist  es  erläutert  von  Fkeytag  (VIII,  212  S.),  Berlin  1900, 
C.  Heymanns  Verlag.  Kürzer  ist  die  Ausgabe  von  Kotze  (IV,  102  S.), 
Leipzig  1900,  Rossberg.  Bei  Guttentag,  Berlin,  ist  erschienen  die 
Textausgabe  von  Ledermann  (135  S.),  1899.  Unbedeutend  ist  die- 
jenige von  Lorenz  (61  S.),  Berlin  1899,  Nahmmacher.  Schliesslich 
sei  noch  erwähnt  die  Textausgabe  von  Lövenich  (V,  152  S.),  Hamm 
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1900,  E.  Griebsch,  und  die  von  Kremski  (VI,  81  S.),  Leipzig  1899, 
Berger. 

Eine  systematische  Darstellung  des  Beamtenrechts  geben  uns 
Kautz  und  Appklius  in  ihrem  Werke,  „Preussisches  Kommunal- 
beamtenrecht" (XVI,  364  S.),  Berlin  1900,  Heine.  Die  voraus- 
geschickte Literaturübersicht  lässt  Werke  wie  die  von  Brauchitsch, 
Preussische  Verwaltungsgesetze,  von  Kamptz  Annalen  u.  a.  m.  völlig 
unerwähnt.  Das  Buch  wird  im  übrigen  besonders  den  Praktikern 
gute  Dienste  leisten. 

Jens  hat  die  „Gesetze  des  Deutschen  Reiches  und  des  Ham- 
burgischen Staates  zur  Vorbereitung  auf  die  Prüfung  für  den  unteren 
Verwaltungsdienst  und  zum  Gebrauche  für  Beamte"  zusammengestellt 
(IV,  176  8.),  Hamburg  1899,  0.  Meissners  Verlag.  Ehlkrt  hat 
herausgegeben  ein  „Handbuch  für  hambnrgische  Staatsbeamte.  Reper- 
torium  der  Reichsgesetze,  hambnrgischen  Gesetze,  Verordnungen,  sowie 
publizierten  Reglements  und  Bekanntmachungen,  alphabetisch-chrono- 
logisch zusammengestellt",  Hamburg  1899,  0.  Meissners  Verlag. 
Hagen  hat  in  seinem  Büchlein,  „Alphabetariuni  für  die  preussischen 
Jnstizbeamten",  einen  alphabetischen  Nachweis  der  für  die  preussischen 
Justizbehörden  wichtigen  Reichs-  und  Landesgesetze,  Verordnungen, 
Erlasse,  Verfügungen  etc.  geführt  (V  S.  u.  60  Bl.),  Berlin  1899, 
Nauck  &  Cie.  Es  seien  ferner  noch  folgende  Schriften  aufgeführt: 
Müllkb,  A.,  „Die  Gendarmerie-  und  Polizei-  (Schutzmann-)  Karriere. 
Ein  Hilfsbuch  zur  Vorbereitung  auf  die  Anstellung  und  Probedienst- 
zeit" (32  S.),  Braunschweig  1899,  Euler.  Derselbe,  „Die  Unter- 
offizier- oder  Militäranwärter-Karriere.  Mit  Anhang:  Ausführliche 
Darstellung  der  Post-,  Eisenbahn-  und  Gendarmerie-  (Polizei-)  Karriere 
und  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  Deutschen  Reiches  und  der 
Bundesstaaten"  (IV,  80,  80,  96,  32  n.  128  S.),  Berlin  1899,  Schnitzes 
Verlag.  Gkerling,  „Militäranwärter  im  Polizei-  und  Gendarmerie- 
dienste". Ein  Hand-  und  Hilfsbnch  für  Militäranwärter,  Polizei- 
hilfsbeamte, Schutzmänner,  Polizeidiener  etc.,  8.  Auflage  (134  S.), 
Leipzig  1899,  Berger.  Gronau,  „Die  Anstellung  der  Militäranwärter 
im  Reichs-,  Staats-  und  Kommunaldienste",  3.  Auflage  (313  S.), 
Berlin  1900,  Schnitzes  Verlag.  Rk<>kk#  „Dienstbuch  für  bayerische 
Staatsverwaltungs-  und  Gemeindebeamte",  bearbeitet  von  Windstosskr, 
19.  Jahrgang,  1900  (IV,  320  S  ),  Ansbach,  Brägel  &  Sohn,  tut  weiter 
gute  Dienste.  Gai.l  hat  „Gehaltstafeln  für  die  Beamten  der  preussischen 
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Staatsverwaltung"  aufgestellt  (67  S.),  Berlin  1899,  Moeser.  Hahn 
und  Nienaber  behandeln  „Die  An8tellungsgriindsätzeu.  1.  Teil:  Grund- 
sätze für  die  Besetzung  der  Subaltern-  und  Unterbeamtenstellen  bei 
den  Reichs-  und  Staatsbehörden  (X,  309  8.),  1899;  2.  Teil:  Die  Lauf- 
bahn der  Militäranwärter  und  der  versorgungsberechtigten  Offiziere  im 
Reichs-  und  Staatsdienste  (XIV,  498  S.),  1900,  Berlin,  Mittler  &  Sohn. 
Lorenz  veröffentlicht  einen  „Ratgeber  für  Reichs-,  Staats-  und 
Komraunalbeamte-,  12.  Auflage  (578  S.),  Berlin  1899,  Nahmmacher, 
sowie  einen  „Ratgeber  für  hamburgische  Staatsbeamte1'.  Letzteres 
Werk  behandelt  in  einem  I.  Teil:  Die  Beamtenverhältnisse  und  Ge- 
setze, zugleich  Wegweiser  für  die  Berufswahl  im  hamburgischen 
Staatsdienst;  in  einem  II.  Teil:  Die  Reichs-  und  Staats- Verfassung 
und  -Verwaltung,  sowie  Rechts-  und  Verwaltungsgesetze  von  all- 
gemeinem Interesse  (72  u.  IV,  529  S.).  Ein  Leitfaden  für  deutsche 
Grenz-  und  Steueraufsichtsbeamte  ist  das  Schriftchen  von  Schneider, 
„Der  praktische  Aufsichtsbeamte  u,  5.  Auflage  (VI,  169  S.),  Berlin 
1899,  Schneider.  Das  Staatsdienerelend  in  Wort  und  Schrift  be- 
handelt die  Arbeit  von  Rksel,  rDer  Staat  und  seine  Diener u  (32  S.), 
Wien  1899,  Wiener  Volksbuchhandlung. 

3.  Wahlrecht. 

Rauciialle.s  hat  „Das  Gemeindewahlrecht  im  rechtsrheinischen 
Bayern4*  bearbeitet.  Es  ist  eine  für  den  Handgebrauch  bemessene 
Erläuterung  der  VI.  Abteilung  der  Gemeindeordnung  für  die  bay- 
rischen Landesteile  rechts  des  Rheins  (V,  97  S.),  Ansbach  1900, 
Brügel  &  Sohn.    Müller,  L.  A.  v..  „Das  bayrische  Gesetz  über  die 

Wahl  der  Landtagsabgeordneten  vom  -  ^Hinwi  *  ist  in  Anfla«e 
neu  bearbeitet  worden  von  Krazeisen  (VIII,  158  S.),  München  1899, 
Beck.  Dasselbe  Gesetz  hat  unter  gleichem  Titel  Henle  herausge- 
geben (VII,  162  S.),  Ansbach  1899,  Brügel  &  Sohn.  In  3  Anhängen 
ist  ein  Überblick  über  das  Wahlrecht  für  den  Deutschen  Reichstag, 
die  Zusammensetzung  der  Volksvertretungen  in  den  übrigen  deutschen 
Bundesstaaten  und  im  europäischen  Auslande  gegeben.  Triki'ki,  hat 
über  „Wahlrecht  und  Wahlpflicht"  einen  Vortrag  gehalten  (59  S.), 
Dresden  1900.  v.  Zahn  &  Jaensch.  Nieder  gab  heraus  „Das  württem- 
bergische Landtagswahlgesetz  in  der  Fassung  vom  2.  Februar  1899 
nebst  den  Vollzugsverfügungen  vom  6.  November  1882  und  28.  Fe- 
bruar 1900  und  den  in  diesen  vorgeschriebenen  Formularen-4  (VIII, 
63.  S.),  Ell wangen  1900,  J.  Hess. 


Digitized  by  Google 


830 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


4.  Angelegenheiten  der  Land-  und  Stadtgemeinden. 
Jastkow  bespricht  rDie  Einrichtung  von  Arbeitenachweisen 
und  Arbeitenachweis -Verbänden.  Verhandlungen  der  1.  deutschen 
Arbeitsnachweis-Konferenz u  (Karlsruhe  13.  September  1897),  2.  Auf- 
lage (VIII,  165  S.),  Berlin  1900,  Reimer.  Habtmann  stellt  dar  rDie 
gemeindliche  Arbeitsvermittlung  in  Bayern.  Mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Verhältnisse  bei  dem  städtischen  Arbeiteamte, 
München44  (V,  115  S.),  München  1900,  J.  Schweitzers  Verlag. 

Gknzmkr  hat  ,.Die  Landgeraeindeordnung  für  die  sieben  öst- 
lichen Provinzen  der  Monarchie  vom  3.  Juli  1891 u  erläutert,  2.  Auf- 
lage (  VII,  207  S.),  Berlin  1900,  H.  W.  Müller.  Eckarüt  gab  die 
2.  Auflage  seines  Buches,  „Die  Gemeindeordnung  für  das  Gross- 
herzogtum Sachsen- Weimar-Eisenach  vom  17.  April  1895  nebst 
Ausführungsverordnung  vom  18.  April  1895-  heraus  (XII,  191  S.), 
Ilmenau  1899,  Schröter.  Flkischhaukr  veröffentlicht  „Das  Ver- 
waltungsedikt für  die  Gemeinden,  Oberämter  und  Stiftungen  vom 

1.  März  1822,  nebst  den  dasselbe  abändernden  und  ergänzenden 
Gesetzen.    Im  Auftrag  des  k.  Ministeriums  des  Innern  bearbeitet44 

2.  Auflage  (VIII,  224  S.),  Stuttgart  1899,  W.  Kohlhammer.  Wik- 
landt  hat  zu  der  3.  Auflage  des  1.  Bandes  seines  „Handbuches 
des  badischen  Gemeinderechts"  einen  Nachtrag  (13  Bl.)  herausgegeben, 
Heidelberg  1899,  A.  Emmerling  &  Sohn. 

Okktel  hat  „Die  Städteordnung  für  die  sechs  östlichen  Pro- 
vinzen vom  30.  Mai  1853 ",  mit  Ergänzungen  und  Erläuterungen 
versehen,  1900  in  3.  Auflage  (XVI,  020  S.)  erscheinen  lassen, 
Liegnitz,  H.  Krumbhaar.  Durch  Heranziehung  eines  überaus  reich- 
haltigen Materials,  Verwertung  der  Gesetzgebungsmaterialien,  sowie 
der  Rechtsprechung  der  höchsten  Gerichtshöfe  hat  das  Buch  überall 
rühmende  Anerkennung  gefunden.  Die  Bearbeitung  nimmt  unter 
den  Komentaren  zur  Städteordnung  zweifellos  den  ersten  Hang  ein. 

Kotzk  hat  die  „Städteordnnng  für  die  Proviuz  Westfalen  vom 
19.  März  1H56  in  ihrer  durch  die  neuere  und  neueste  Gesetzgebung 
bedingten  Fassung"  bearbeitet  (VI,  152  S.),  Breslau  1900,  Preuss  & 
Jünger.  Derselbe  Verfasser  hat  auch  erläutert  die  „Revidierte 
Städteordnung  für  die  Provinz  Hannover  vom  24.  Juni  1858  in  der 
durch  die  neuere  und  neueste  Gesetzgebung  bedingten  Fassung"  (III, 
127  S.),  Ebenda.  ..Die  Städteordnung  für  die  Rheinprovinz  vom 
15.  Mai  1856  in  ihrer  heutigen  Gestalt"  hat  Harnisch  mit  kurzen 
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Anmerkungen  versehen  (VI,  170  S.),  Düsseldorf  1900,  L.  Schwann. 
Gerstmeyer  hat  kommentiert  die  „Städteordnung  für  die  Provinz 
Schleswig-Holstein  vom  14.  April  1869  und  Nebengesetze*  (VIII, 
218  S.),  Kiel  1900,  Lipsius  &  Tischer.  Wklti  gab  heraus  das 
„Stadtrecht  von  Baden-4  (XXIV,  449  S.),  Aarau  1900,  Sauer- 
länder &  Co.;  Köhnk:  „Die  Stadtrechte  von  Heidelberg,  Mosbach, 
Neckargemünd  und  Adelsheimu,  Heidelberg  1900,  C.  Winter  —  ein 
gutes  geschichtliches  Werk. 

5.  Armeuangelegenheiten.  Unterstützungswohnsitz. 

Ausweisung. 

Henlk  hat  kurz  kommentiert  „Das  bayerische  Gesetz,  die 
öffentliche  Armen-  und  Krankenpflege  betreifend,  vom  29.  April  1869 
in  der  vom  1.  Januar  1900  an  geltenden  Fassung"  (VIII,  154  S.), 
München  1900,  Beck.  Egkk  erläutert  rDas  Reichsgesetz  über  den 
Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1870,  in  der  Fassung  vom 
12.  März  1894  und  unter  Berücksichtigung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs", 4.  Auflage  (XX,  448  S.),  Breslau  1900,  Kerns  Verlag.  Rlhl 
veröffentlicht  „Entwürfe  zu  Klagen,  Klagebeantwortungen  und 
Berufungsschriften  in  Unterstützungswohnsitzangelegenheiten  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom 
6.  Juni  1870  etc.u  (IV,  212  S.),  Güstrow  1899  (Leipzig,  A.  Berger). 
Unruh  erörtert  den  „Denkfehler  in  der  deutschen  Gesetzgebung  über 
den  Unterstützungswohnsitz  und  in  den  Vorschriften  über  die  Aus- 
bildung unserer  Juristen  und  Verwaltungsbeamteir  (III,  42  S.), 
Leipzig  1900,  Hirschfeld. 

Bürnhak  äussert  sich  über  „Die  Ausweisung  fremder  Staats- 
angehöriger" (19  S.),  Berlin  1900,  H.  \V.  Müller. 

6.  Schulwesen. 
Zwick  gab  „Das  Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge  für  die 
Witwen  und  Waisen  der  Lehrer  an  den  öffentlichen  Volksschulen, 
vom  4.  Dezember  1899-  heraus  (VII,  39  S.),  Leipzig  1900,  Ross- 
berg &  Berger.  Ferner  hat  es  Rohrscheidt  erläutert  (VI,  94  S.l, 
Leipzig  1900,  Hirschfeld.  In  der  Guttentag'schen  Sammlung  er 
schien  1900  die  Ausgabe  von  Ckkmkk,  „Die  preußischen  Gesetze 
über  das  Diensteinkommen,  das  Ruhegehalt  und  die  Hinterbliebenen- 
fürsorge  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  öffentlichen  Volks- 
schulen und  an  den  öffentlichen  nicht  staatlichen  mittleren  Schulen 
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liebst  den  zugehörigen  Ausführungsbestimniungen,  sonstigen  Ministerial- 
erlassen  und  den  wichtigsten  einschlägigen  Gesetzen"  (804  S.). 
Füger  hat  veröffentlicht  „Die  Schulordnungen  für  die  humanistischen 
Gymnasien;  Progymnasien  und  Lateinschulen  im  Königreich  Bayern 
vom  23.  Juli  1891  bezw.  vom  25.  Juni  1894,  dann  die  Prüfungs- 
ordnung für  das  Lehramt  an  humanistischen  und  technischen  Unterrichts- 
anstaltcn  etc."  (VI,  154  S.),  Wttrzburg  1900,  Stahels  Verlag. 

7.  Synagogengemeindeangelegenheiten. 
Hirsch,  „Gesetz  vom  21.  März  1899,  betreffend  die  Synagogen- 
gemeindeverhältnisse  in  Frankfurt  a.  M.,  mit  Einleitung  und  Er- 
lauterungen herausgegeben".    Frankfurt  a.  M.  1899,  J.  Kauffmann. 

8.  Polizeiwesen, 
a)  Allgemeines  Polizeirecht.  Polizeistrafrecht. 

Staack  behandelt  „Das  Polizeiwesen,  unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Provinz  Schleswig-Holstein"  (XX,  593  S.), 
Schleswig  1899,  Johannsen.  Wittwkr  äussert  sich  über  „Die 
politische  Polizei  und  das  französische  Polizeikommissariat"  (86  S.), 
Strassburg  1900,  Strassburger  Druckerei.  Doknkr  gab  heraus  einen 
„Kommentar  zur  badischen  Rechtspolizeigesetzgebung",  Karlsruhe 
1900,  Lang.  In  3.  Auflage  erschien  das  grosse  Werk  von  Schicker, 
„Das  Polizeistrafrecht  und  Polizeistrafverfahren  im  Königreich 
Württemberg"  (XII,  852  S.),  Stuttgart  1899,  W.  Kohlhammer. 
Kkidkl  veröffentlichte  „Die  Handhabung  der  Vagantenpolizei. 
Sammlung  von  Gesetzen,  Verordnungen  und  Erlassen  über  die 
Handhabung  der  Sicherheitspolizei  gegenüber  Bettlern,  Landstreichern 
und  Zigeunern.  Für  den  Gebrauch  der  bayerischen  Polizeibehörden 
und  Amtsanwulte"  (VII,  142  S.),  Ansbach  1900,  Brügel  &  Sohn. 

b)  Politische  Polizei. 

Steffen  verbreitet  sich  über  „Die  Teilnahme  Minderjähriger 
an  patriotischen  Versammlungen  in  Sachsen"  (16  S.),  Leipzig  1899, 
Hirschfeld.  Peitz  erläutert  das  „Gesetz,  das  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrecht für  das  Königreich  Sachsen  vom  22.  November  1850 
betreffend,  mit  Berücksichtigung  der  Abänderungen  des  Gesetzes 
vom  12.  Juni  1898.  sowie  Ausführungsverordnung  vom  23.  November 
1850"  (81  S.),  Flöha  1899,  A.  Peitz  &  Sohn. 

c)  Baupolizei.  Fluchtliniengesetz.  Auseinandersetzungsangelegenheiten. 

Baltz  behandelt  das  ..Preussische  Baupolizeirecht  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Baupolizeiordnung  für  den  Stadtkreis 
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Berlin  vom  15.  August  1897u,  2.  Auflage  (XIV,  393  &),  Berlin  1900, 
Heine.  Eilhbergkr  stellt  dar  „Das  Baupolizeirecht  des  Regierungs- 
bezirkes und  der  Stadt  Königsberg*4.  Gesetze,  Polizeiverordnungen, 
Ortsstatute,  Regulative  etc.  Nebst  Anhang:  Polizei- Bauordnung  für 
die  Vororte  Königsbergs  (VII,  274  u.  8  S.),  Königsberg  1899,  Teichert. 
Kickiiefkl  hat  zwei  kleine  Schriften  herausgegeben:  „Baupolizei- 
ordnung  für  das  platte  Land  der  Provinz  Pommern  vom  25.  April 
1899-4  (24  S.),  Cammin  1899,  Formazin  &  Knanff,  und  die  „Bau- 
polizeiordnung  für  die  Städte  der  Provinz  Pommern  vom  25.  April 
1899**  (41  S.),  ebenda  1899. 

Bering  nimmt  das  Wort  „Zum  Fluchtliniengesetz  vom  2.  Juli 
1875  und  seine  Beziehung  zum  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli 
1893u  (42  S.),  Düsseldorf  1899,  L.  Schwann. 

Glatzkl  und  Stkrnebergs  Werk,  „Das  Verfahren  in  Aus- 
einandersetzungsangelegenheiten'', ist  in  2.  Auflage  neu  bearbeitet 
worden  von  Stkrneberg  und  Peltzer  (XVI,  839  S.),  Berlin  1900, 
Parey.    Brettreioh  hat  erläutert  „Das  bayrische  Gesetz,  betreffend 

die  Flurbereinigung  vom  y  Junns^a,  2.  Auflage  (X.  256  S.),  München 
1900,  Beck.  Hartmann  hat  im  Auftrage  der  Baupolizei  „Die  ge- 
setzlichen Bestimmungen,  betreffend  die  Genehmigung  und  Unter- 
suchung der  Schiffsdampfkessel**  mit  erläuternden  Anmerkungen  heraus- 
gegeben (71  S.),  Hamburg  1899,  Eckardt  &  Messtorff.  Borngen 
hat  nochmals  „Das  Statut  der  Stadt  Jena  vom  21.  Juni  1881,  die 
Einführung  des  Stadtbauplanes  etc.  betreffend"  besprochen  (24  S.), 
Jena  1899,  H.  Pohle.  Petersen  hat  erläutert  „Die  preussischen 
Auseinandersetzungs-  und  Rentengutsgesetze**  (VII,  435  S.),  Berlin 
1899,  C.  Heymanns  Verlag. 

d)  Wege-  und  Eisenbahnpolizei. 

Walz  hat  „Das  badische  Ortsstrassenrecht,  dargestellt  in 
Ausführungen  zum  Ortsstrassengesetze  vom  6.  Juli  1896",  bearbeitet 
(XII,  414  S.),  Heidelberg  1900,  A.  Emmerling  &  Sohn.  1899  er- 
schienen zwei  Schriften  von  Euer.  Die  eine  enthält  „Das  Gesetz  über 
Kleinbahnen  und  Privatanschlussbahnen  vom  28.  Jnli  1892.  Mit  der 
Austührungsanweisung  und  den  Betriebsvorschriften  vom  13.  August 
1898.  Textausgabe  und  zugleich  I.  Nachtrag  zu  dem  Kommentar 
des  Gesetzes.  Nebst  einem  Anhang,  enthaltend  alle  wichtigeren 
bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen  und  Erlasse"   (XV,   159  S.), 
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Hannover  1899,  Hehving.  Derselbe  Verfasser  hat  dann  noch  be- 
sonders herausgegeben  ,J>ie  Ausführungsanweisung  vom  13.  August 
1898  zum  Gesetz  über  Kleinbalinen  und  Privatanschlnssbahnen  vom 
28.  Juli  1892.  Nebst  einem  Anhang  enthaltend  das  Gesetz  vom 
28.  Juli  1892  und  die  Ausführungsanweisnng  mit  den  Betriebsvor- 
schriften vom  13.  August  1898u  (73  S.),  Breslau  1899,  Kern.  Glkim 
hat  eingehend  erläutert  „Das  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privat- 
anschlussbahnen vom  28.  Juli  1892*1  und  in  3.  Auflage  erscheinen 
lassen  (VII,  264  S.),  Berlin  1899,  Vahlen.  Schklciikk  untersucht 
„Die  rechtliche  Natur  und  die  Wirkungen  der  Eisenbahnkonzession 
in  Sachsen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  elektrischen 
Strassenbahnen"  (III,  110  S.),  Freiberg  1899,  Craz  &  Gerlach.  Rohr 
legt  dar  die  „Beschluss Widrigkeit  des  Absatz  1  des  §  11  des  Klein- 
bahngesetzes vom  28.  Juli  1892  und  die  Wegeunterhaltungskantion- 
(59  S.)t  Berlin  1899,  Sienienroth  &  Troschel. 

e)  Sitten-,  Gesundheits-  und  Veterinärpolizei. 

Schrank  veröffentlicht  rDie  amtlichen  Vorschriften,  betreffend 
die  Prostitution  in  Wien,  in  ihrer  administrativen,  sanitären  und 
strafgerichtlichen  Anwendung-4  (VIII,  126  S.),  Wien  1899,  Safar. 

Lkbbin  behandelt  den  „Verkehr  mit  Heilmitteln  und  Giften 
im  Deutschen  Reiche".  Er  gibt  einen  Kommentar  zu  den  kaiserlichen 
Verordnungen  über  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  und  dem  Bnndes- 
ratsabschluss,  betreffend  den  Verkehr  mit  Giften  (VI,  334  S.),  Berlin 
1900,  Hirschwald.  Im  ersten  Berichtsjahre  erschien  Bhoh,  „Gesetze 
und  Verordnungen,  betreffend  den  Drogen-,  Gift-  und  Farbenhandel 
ausserhalb  der  Apotheken  unter  besonderer  Berücksichtigung  des 
Königreichs  Prenssen"  (136  S.),  Berlin  1898,  Guttentag.  Springfeld 
verbreitet  sich  über  „Die  Rechte  und  Pflichten  der  Drogisten  und 
Geheimmittelhändler,  für  Drogisten,  Fabrikanten,  Medizinal-  und 
Verwaltungsbeamte  bearbeitet  (XV,  890  8.),  Berlin  1900,  Schoetz. 
Bkikkr  verfaßte  ein  „Handbuch  der  Medizinalgesetzgebnng  im 
Königreich  Bayern".  1899  erschien  Heft  III:  Apotheken,  Arznei- 
mittel und  Gifte  (VII,  454  S.),  1900;  Heft  IV:  Das  niederärztliche 
Personal  (Bader  und  Hebammen)  (TV,  130  S.).  Es  ist  eine  voll- 
ständige Sammlung  der  hierauf  bezüglichen  und  gegenwärtig  gel- 
tenden Reichs-  und  Landesgesetze,  Verordnungen,  Ministerialent- 
schliessungen  und  oberpolizeilichen  Vorschriften;  München,  J.  F. 
Lehmanns  Verlag.    Flinzi:k  hat  ..Die  Medizinal-Gesetze  und  Verord- 
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nungen  des  Königreichs  Sachsen"  unter  Berücksichtigung  der  Reichs- 
gesetzgebung systematisch  geordnet  und  mit  Erläuterungen  versehen, 
II.  Nachtrag  (XV,  360  S.),  Leipzig  1899,  Rossberg.  Heinzb  hat  in 
seiner  geschichtlichen  Entwickelung  dargestellt  „Das  Gesetz,  die 
ärztlichen  Bezirksvereine  im  Königreich  Sachsen  betreffend,  nebst 
Ausführungsverordnung  vom  23.  Marz  1896,  sowie  die  Standes- 
ordnung und  Ehrengerichtsordnung  nach  der  Ministerial- Verordnung 
vom  12.  August  1896*,  2.  Ausgabe  (140  S.),  Leipzig  1899,  Alb. 
Berger.  —  Lanosdobff  veröffentlichte  einen  Nachtrag  bis  zum 
1.  Januar  1899  zu  seiner  Sammlung  rGesetze,  Verordnungen  und 
Erlasse  über  das  Medizinal wesen  im  Grossherzogtnm  Badena  (IIJ, 
133  S.),  Emmendingen  1899,  Druck-  und  Verlagsgesellschaft  vorm. 
Dolter.  Kkaüsser  gibt  eine  r Zusammenstellung  der  Gesetze,  Ver- 
ordnungen und  Bekanntmachungen,  welche  das  Apotheker  wesen  im 
Grossherzogtum  Hessen  betreffen"  (VIII,  182  S.),  Darmstadt  (Glessen, 
J.  Ricker). 

Burkhardt  erläutert  das  „Gesetz,  betreffend  die  Bekämpfung 
gemeingefährlicher  Krankheiten,  vom  30.  Juni  1900"  (121  S.),  Berlin 
1900,  Guttentag,  ebenso  Kotzk  (120  S.),  Berlin  1900,  F.  Dümmlers 
Verlag. 

Haa«  hat  ,,Die  Bestimmungen  über  die  bayrische  Pferdezucht" 
mit  erläuternden  Anmerkungen  herausgegeben,  3.  Auflage  bearbeitet 
von  Brkttreich  (VIII,  145  S.),  München  1899,  Beck. 

9.  Fleischbeschan. 
Rohrscheidt  hat  „Das  Fleischbeschaugesetz  vom  3.  Juni  1900" 
kommentiert  (IV,  96  S.),  Leipzig  1900,  Hirschfeld.  Desgleichen 
Kotze,  Berlin  1900,  F.  Dümmlers  Verlag.  Sjedamgrotzky  hat  „Die 
Fleischbeschau-Gesetze  und  Verordnungen  für  das  Königreich  Sachsen" 
zum  Gebrauche  für  Verwaltungsbeamte,  Gemeindevorstände,  Tier- 
ärzte und  Fleischbeschaucr  zusammengestellt  (VIII,  122  S.),  Leipzig 
1900,  Rossberg,  während  Tempel  „Die  gesetzlichen  Grundlagen  für 
die  Fleischbeschau  und  staatliche  Schlachtviehversicherung  im 
Königreich  Sachsen'  untersucht  (XII,  214  S.),  Dresden  1900, 
G.  Schönfeld. 

f)  Verschiedene  Verwaltungszweige. 

10.  Post-  und  Telegraphen  wesen. 
Dambachs  Werk  „Der  Kommentar  zum  Gesetz  über  das  Post- 
wesen des  Deutschen  Reiches  vom  28.  Oktober  1871"  ist  in  G.  Auf- 
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läge  herausgegeben  von  Grimm  (XXIV,  364  S.),  Berlin  1900, 
R.  Schoetz.  Rohr  hat  „Das  Telegraphenwege-Gesetz  vom  18.  Dezember 
1899"  mit  Anmerkungen  versehen  (VII,  165  S.),  Berlin  1900, 
Siemenroth  &  Troschel.  Dasselbe  Gesetz  hat  unter  gleichem  Titel 
Schelchkr  (V,  94  S.),  Leipzig  1900,  Rossberg  &  Berger,  besprochen. 

11.  Militärrecht. 
II  offmann  schrieb  eine  Dissertation  über  „Die  Militärhoheit 
und  das  deutsche  Landheer  in  geschichtlicher  Entwickelung-  (40  S.), 
Göttingen  1900,  Vandenhoeck  &  Ruprecht. 

12.  Kolonialrecht. 
Zimmermann  hat  in  seiner  Ausgabe  „Die  deutsche  Kolonial- 
gesetzgebung'' eine  Sammlung  der  auf  die  deutschen  Schutzgebiete 
bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen,  Erlasse  und  internationalen  Ver- 
einbarungen veranstaltet.  3.  Teil,  1897  bis  1898  (VI,  171  S.), 
4.  Teil,  1898  bis  1899  (XIII,  238  S.),  Berlin  1899, 1900,  Mittler  &  Sohn. 

13.  Standesamt. 

« 

Eine  praktische  Anleitung  für  Standesbeamte  gibt  Ekichskn 
in  seinem  1900  in  8.  Auflage  erschienenen  grossen  Kommentar 
„Die  Führung  der  Standesregister  u.  Bearbeitet  hat  das  Werk 
von  Weisse.  Erläutert  ist  das  Personenstandsgesetz  in  der  vom 
1.  Januar  1900  an  geltenden  Fassung  und  zwar  an  der  Hand  der 
einschlägigen  Gesetze,  Verordnungen  und  Entscheidungen  etc.  (XIV, 
480  S.),  Berlin  1900,  E.  Grosser.  Wuiilkkj»  hat  in  5.  Auflage  be- 
arbeitet das  Handbuch  von  Kruse  (XIV,  284  S.),  Berlin  1900, 
F.  Vahlen.  Schmitz,  L.,  gab  heraus:  „Fragebogen  zur  Vorprüfung 
der  Eheerfordernisse  der  Ausländer  in  Preussena  (III,  68  S.), 
Meiderich  1899,  A.  Heiland.  1899  erschien  schliesslich  noch  das 
Buch  von  Wickede,  rDer  preussische  Standesbeamte  und  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch.  Anhang:  Das  Eheschliessnngsrecht  ausserdeutscher 
Staaten-4  (VIII,  171  S.),  Wiesbaden  1899,  G.  Plaum. 

14.  Gewerberecht. 
Die  Reichs-Gewerbeordnung  ist  in  den  beiden  Berichtsjahren 
verschiedentlich  erläutert  und  kommentiert  worden.  An  erster  Stelle 
sei  hier  genannt  der  Kommentar  von  Neukamp,  «Die  Reichs- 
Gewerbeordnung  in  ihrer  neuesten  Gestalt  nebst  Ansführungs- 
vorschriften   unter  besonderer  Berücksichtigung  des  Bürgerlichen 
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Gesetzbuchs14,  4.  Auflage  (XIV,  669  S.),  Berlin  1900,  Siemenroth 
&  Troschel.    Von  dem  Kommentar  von  Koliscii  erschien  1900  der 

2.  Band:  §§  105  bis  Schluss  (IV,  773  S.),  Hannover,  Helwing. 
Verfasser  ist  inzwischen  gestorben,  und  wäre  es  sehr  zu  begrüssen, 
wenn  eine  kompetente  Persönlichkeit  die  Umarbeitung  baldigst  vor- 
nähme. Ebenfalls  1900  gab  Rabk  in  4.  Auflage  heraus  „Gewerbe- 
ordnung für  das  Deutsche  Reich.  Mit  den  für  Elsass-Lotliringen 
erlassenen  Austührungsbestiramungen  und  Vollzugsvorschriften u 
(XVIII,  648  S.),  Gebweiler  1900,  J.  Boitze.  In  12.  und  13.  Auflage 
ist  die  Ausgabe  von  Hüixohau*  ergänzt  und  erläutert  worden  von 
Kotze  (220  S.),  Berlin  1900,  F.  Dümmlers  Verlag. 

Dem  österreichischen  Rechte  gehört  an  der  grosse  Kommentar 
von  MCllkk,  F.,  „Die  Gewerbeordnung.  Mit  den  einschlägigen 
Gesetzen  und  Verordnungen,  mit  Erkenntnissen  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes *,  7.  Auflage  (XII,  859  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Stahmann  hat  „Das  neue  Handwerkergesetz u  im  Auftrage  des 
braunschweigischen  Staatsministeriums  gemeinverständlich  dargestellt, 

3.  Auflage  (64  S.),  Braunschweig  1899,  Braunschweiger  Verlag  für 
kaufmännisches  Unterrichtswesen  und  Wirtschafteknnde. 

Wkioelsbero  veröffentlichte  zu  seinem  „Kompendium  der  auf 
das  Gewerbewesen  bezugnehmenden  Gesetze,  Verordnungen  und 
sonstigen  Vorschriften14  ein  II.  Nachtragsheft  (IV,  97  S.)f  Wien  1899, 
Manz.  Mataja  hat  einen  „Grundriss  des  (österreichischen)  Gewerbe- 
rechts und  der  Arbeiterversicheruug-*  (VI,  137  S.),  Leipzig  1899, 
Duncker  &  Humblot,  veröffentlicht. 

Ingwer  behandelt  „Die  Rechtsstreitigkeiten  vor  dem  Gewerbe- 
gerichte" (IV,  360  S.),  Wien  1899,  C.  Konegen.  —  Heilinger  nimmt 
das  Wort  zur  „Pensionsversorgung  des  Gewerbestandesa  (15.  S.), 
Wien  1899,  Manz.  —  Roth  erörtert  die  „Sonntagsfeier  und  Sonntags- 
ruhe in  Bayern  unter  Berücksichtigung  der  einschlägigen  Gesetze 
und  Verordnungen-1  (VIII,  176  S.),  München  1899,  Schweitzers  Ver- 
lag. —  Thaa  hat  von  seiner  Sammlung  der  auf  „Das  Mafs-  und 
Gewichtswesen  und  den  Eichdienst  in  Österreich-4  bezüglichen  Ge- 
setze, Verordnungen,  Normalerlasse  das  2.  Supplementheft  erscheinen 
lassen  (III  u.  S.  581—763),  Wien  1899,  Manz. 

15.  Arbeiterschntz. 
„Der  Schutz  der  Arbeitswilligen-*  ist  von  Cuky  zum  Vorwurf 
einer  kleinen  Abhandlung  gemacht  worden  (III,  31  S.),  Berlin  1899, 
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C.  Heyraanns  Verlag.  Will  stellt  dar  ..Das  Koalitionsrecht  der 
Arbeiter  in  Elsass-Lothringen  im  Vergleich  zu  dem  in  Frankreich 
und  im  Deutschen  Reiche  geltenden  Rechte-  (XII,  143  S.),  Frei- 
burg i.  B.  1899,  Herder.  Borgiit  macht  in  seiner  Schrift  rDie 
Weiterbildung  des  Koalitionsrechtes  der  gewerblichen  Arbeiter  in 
Deutschland"  Vorschläge  zum  Gesetzentwurf  betreffend  den  Schutz 
des  gewerblichen  Arbeitsverhältnisses  (65  S.),  Berlin  1899.  Guttentag. 
Humann  hat  in  seinem  Werckchen  „Katechismus  des  Arbeiterrechts* 
die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über  Arbeitszeit,  Sonntagsruhe, 
Koalition,  Arbeiterschutz  etc.  gesammelt  und  erläutert  (47  S.),  Flöha 

1899,  Peitz  &  Sohn.  Kakpeles  hat  rDie  englischen  Fabrikgesetze" 
in  deutscher  Übersetzung  herausgegeben  (XL,  481  S.),  Berlin  1900, 
E.  Felber.  In  2.  Ausgabe  erschien  1900  das  „Handbuch  des  ge- 
werblichen Arbeiterschutzes u  von  Evkkt  (VII,  883  S.),  Berlin,  C. 
Heymanns  Verlag.  Im  selben  Jahre  veröffentlichte  Stadthagen  sein 
quantitativ  bedeutendes  Werk  „Das  Arbeiterrecht.  Rechte  und 
Pflichten  des  Arbeiters  in  Deutschland  aus  dem  gewerblichen  Arbeits- 
vertrag etc."  (XX,  448  u.  XVI,  240  S.),  Stuttgart  1900,  J.  H.  W. 
Dietz  Nachfolger.  Boknhak  hat  „Die  deutsche  Sozialgesetzgebung-, 
systematisch  dargestellt,  in  4.  Auflage  (IV,  85  S.)  erscheinen  lassen, 
Tübingen  1900,  J.  C.  B.  Mohr.  Zur  ersten  Orientierung  sehr  geeignet! 

16.  Arbeiterversicherung  und  verwandte  Materien. 

a)  Allgemeines. 

Eyck  behandelt  „Die  Arbeitslosigkeit  und  die  Grundfragen  der 
Arbeitslosen- Versicherung-  (34  S.),  Frankfurt  a.  M.  1899,  ,T.  D.  Sauer- 
länder. Kaiser  untersucht  ^Die  Bedeutung  des  Versicherungswesens 
und  die  Notwendigkeit  der  Neuordnung  desselben*4  (19  S.),  Cilli  1899, 
G.  Adler.  Seelmann  hat  „Das  Streit  verfahren  bei  den  Reichs  Ver- 
sicherungsgesetzen'' systematisch  dargestellt  (IV,  54  S.),  Berlin  1899, 
A.  Troschel.  Funk  hat  bearbeitet  ..Die  Arbeiterversicherungsgesetze 
des  Deutschen  Reiches-  (VI,  114  S.),  Heidelberg  1900,  G.  Weiss. 
Molt  nimmt  das  Wort  „Zur  Haftpflichtversicherung"  (40  S.),  Stuttgart 

1900,  H.  Lindemann.  Euer«  grosser  Kommentar  „Das  Reichshaft- 
pflichtgesetz-' erschien  in  5.  Auflage  (XXI,  624  S.),  Hannover  1900, 
Helbing.  Die  neue  Ausgabe  hat  den  durch  Art.  42  E.-G.  B.  G.-B. 
festgesetzten  formellen  und  materiellen  Änderungen  Rechnung  ge- 
tragen und  ist  in  einzelnen  Teilen  völlig  umgearbeitet.  Biklepeldt 
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»teilt  dar  „Die  Heilbehandlung  der  gegen  Unfall  und  Invalidität  ver- 
sicherten Arbeiter  in  Deutschland-4  (50  S.),  Berlin  1900,  Ascher  &  Cie. 
Klkik  gibt  einen  kurzen  Überblick  über  „Die  Leistungen  der  Arbeiter- 
versicherung des  Deutschen  Reiches44  (20  S.),  ebenda.  Lass  und 
Zahn  haben  im  Auftrage  des  Reichs- Versicherungsamtes  die  „Ein- 
richtung und  Wirkung  der  deutschen  Arbeiterversicherung**  als 
Denkschrift  für  die  Weltausstellung  zu  Paris  1900  bearbeitet  (IX, 
244  S.),  ebenda.    1902  in  2.  Auflage. 

(Kaufmann  hat  r  Die  Gr nndzüge  der  s  c  h  w  e  i  z  e  r  i  s  c  h  e  n  Kranken- 
und  Unfallversicherung  mit  Einschluss  der  Militärversichernng  nach 
dem  Bundesgesetz  vom  5.  Oktober  1899*4  zusammengestellt  (40  S.), 
Bern  1900,  Polytechnische  Anstalt  für  Verlag.)  Von  Zachers  grossem 
Werke  „Die  Arbeiterversicherung  im  Auslände*4,  Berlin,  A.  Troschel, 
erschienen  1899:  Heft  5:  Die  Arbeiterversicherung  in  England 
(99  S.);  Heft  6:  Die  Arbeiterversicherung  in  Italien  (132  S.); 
Heft  7,  8:  Die  Arbeiterversicherung  in  Österreich  und  Ungarn 
(133  S.);  Heft  9:  Die  Arbeiterversicherung  in  Russland,  Beitrag  von 
R.  A.  v.  Srklkk  (41  S.);  Heft  10:  Die  Arbeiterversicherung  in 
Finnland,  Beitrag  von  Dr.  Au«.  Hjelt  (59  S.).  Im  Jahre  1900 
erschienen  Heft  11:  Die  Arbeiterversicherung  in  der  Schweiz 
(146  8.)  und  als  letztes  Heft  12:  Die  Arbeiterversicherung  in 
Belgien  (77  S.). 

b)  Die  Versicherungsgesetxe. 

a)  Das  Krankenversicherungsgesetz. 
Hoffmann  hat  „Das  Kranken  Versicherungsgesetz  und  Gesetz 
über  die  eingeschriebenen  Hilfskassen  nebst  Ausführungsbestimmungen u 
erläutert  (VII,  313  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag.  Born 
macht  in  seinem  Schriftchen  „Abschaffung  von  20000  Kranken- 
kassen **  Reformvorschläge  (24  S.),  Berlin  1899,  H.  Zitelmann. 
Landmann  betrachtet  „Die  Geschäftspraxis  der  Apotheker  und  die 
Krankenkassen*4  (56  S.),  Elberfeld  1899  (Leipzig,  F.  E.  Fischer). 

ß)  Unfallversicherungsgesetze. 
Bahr  untersucht  die  „Rentensätze  für  glatte  Schäden  in 
privater  und  obligatorischer  Unfallversicherung*4  (94  S.),  Karlsruhe 
1899,  J.  J.  Reiff.  Las*  hat  unter  Benutzung  amtlicher  Quellen  dar- 
gestellt „Das  Prozessrecht  in  Unfallversicherungssachen ,4  (XI,  048  S.), 
Berlin   1899,  C.   Heymanns   Verlag.     Makschner  untersucht  die 
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Stellung  des  Unfallversicherungsgesetzes  zum  privaten  Schadens- 
ersatzrechte a  (32  S.),  Wien  1899,  Prag-Carolinenthal,  Selbstverlag. 
Kaufmann  hat  ein  Gutachten  abgegeben  über  rDie  Entschädigung 
der  Unterlei bsbrtiche  in  der  staatlichen  Unfallversicherung''  (47  S.), 
Wien  1900,  F.  Deuticke.  Hikhtani»  gab  heraus:  „Grundzüge  der 
privaten  Unfallversicherung  mit  Berücksichtigung  der  Haftpflicht- 
versicherung- (VIII,  162  S.),  Stuttgart  1900,  F.  Enke. 

Grakf  hat  bearbeitet  „Die  Unfall  Versicherungsgesetze  des 
Deutschen  Reiches.  Gesetz  vom  30.  Juni  1900  in  der  Fassung  der 
Bekanntmachung  vom  5.  Juli  nebst  den  Materialien*  (  VIII,  523  S.). 
Berlin  1900,  A.  Asher  &  Cie. 

„Das  Gewerbe-Unfall versichemngsgesetz  und  Gesetz,  betreffend 
die  Abänderung  der  Unfallversichernngsgesetze  (Mantelgesetz),  vom 
30.  Juni  1900"  ist  mehr  oder  minder  eingehend  kommentiert  worden 
von  Wokdtkk  (LVI,  391  S.),  Berlin  1900,  J.  Guttentag;  Hoffmann, 
1.  Auflage  1900  (XXIV,  324  S.),  2.  Auflage  1901  (XXIV,  368  S  ), 
Berlin,  C.  Heymanns  Verlag  und  von  Illing  (VI,  137  S.),  Leipzig, 
Rossberg  &  Berger. 

„Das  Bau-Unfall  Versicherungsgesetz  vom  30.  Juni  1900*'  ist 
erläutert  worden  von  Illing  (VI,  107  S.),  Leipzig  1900,  Ross- 
berg &  Berger,  und  von  CHHZE.stiN.sKi,  3.  Auflage  (XXIV,  309  S.), 
Berlin  1900,  Guttentag. 

„Das  Unfall  Versicherungsgesetz  für  Land-  und  Forstwirtschaft" 
ist  herausgegeben  von  Illing  (VIII,  150  S.),  Leipzig  1900, 
Rossberg  &  Berger. 

y)  Invalidenversicherungsgesetz. 

Petersens  grosses  Werk  rDie  Invalidenversichenmg  im 
hamburgischen  Staatsgebiete,  Handausgabe  des  Reichsgesetzes  vom 
13.  Juli  1899-  erschien  1900  in  2.  Auflage  (VIII,  718  S  ),  Hamburg, 
Grefe  &  Tiedemann.  Muser  gibt  eine  ..Anleitung  über  das  Ver- 
fahren bei  der  Einziehung  der  Invaliden  Versicherungsbeiträge  mit 
Erläuterungen4*,  Karlsruhe  1900,  Braun'sche  Hofbuchdruckerei. 
Wexgleh  veröffentlichte  von  seinem  „Katechismus  der  Arbeiter- 
versicherung" den  3.  Teil:  r Invalidenversicherung  nach  dem  Invaliden- 
versichernngsgesetze  vom  13.  Juli  1899-  (VIII,  166  S.),  Leipzig 
1900,  J.  J.  Weber.  Vaillant  hat  „Das  Invaliden  versicherungs- 
gesetz  in  populärer  Darstellung"4  herausgegeben  (60  S.),  Metz  1900, 
Deutsche   Buchhandlung.     In   3.   Auflage   erschien   1900  Mkveks 
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rFührer  durch  das  Invalidenversicherungsgesetz-  (80  S.),  Berlin, 
Deutscher  Verlag.  Sust  hat  zusammengestellt  rDas  Wissenswerteste 
ans  dem  Gesetz  über  die  Invalidenversicherung^  (40  S.),  Chemnitz 
1899,  A.  Langer.  Appelius  prüft  die  Frage:  »Wie  erlangt  man 
auf  Grund  des  neuen  I.-V.-G.  Rente,  Heilverfahren,  Beitrags- 
erstattung?* (31  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag.  In  12. 
und  13.  Auflage  erschien  der  r Wegweiser  durch  das  I.-V.-G."  von 
Freund  (32  S.),  Berlin  1899,  J.  J.  Heine.  In  Fragen  und  Antworten 
behandelt  Hitze  das  Thema:  rWas  Jedermann  bezüglich  der 
Invalidenversicherung  wissen  muss-1  (110—120.  Tausend)  (120  u.  X  S.), 
Berlin  1899,  Germania. 

Das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretene  Invalidenver- 
sicherungsgesetz vom  13.  Juli  1899  enthält  so  vielfache  Abände- 
rungen des  alten  Gesetzes,  dass  die  vorhandenen  Ausgaben  und 
Kommentare  für  den  praktischen  Gebrauch  wertlos  und  Neuauflagen 
erforderlich  wurden.  Dazu  ist  dann  noch  eine  Reihe  neuer  Autoren  ge- 
kommen, so  dass  die  Literatur  über  das  neue  Gesetz  eine  recht  statt- 
liche geworden  ist.  An  erster  Stelle  nenne  ich  den  Kommentar  zum 
Invaliden  versichernngsgesetz1'  von  Landmann  und  Rasp,  in  2.  Auflage 
vollständig  neu  bearbeitet  von  Grashmann  (1048  S.),  München  1900, 
Beck.  Es  ist  eine  ganz  vortreffliche  Arbeit  und  ein  vorzügliches 
Hilfsmittel  für  die  Durchführung  des  Gesetzes.  Als  neue  Arbeit 
erschien  der  Kommentar  von  Isenbart  und  Spielhauen  (856  S.), 
Berlin  1900,  C.  Heymanns  Verlag.  Eine  fleissige  und  tüchtige 
Arbeit,  welche  den  einen  Mangel  hat,  dass  sie  nur  die  Materialien 
des  Gesetzes  und  die  Entscheidungen  des  Reichsversicherungsarates 
gibt,  dagegen  die  sonstige  in  Kommentaren,  systematischen  Dar- 
stellungen, Abhandlungen  und  Aufsätzen  aufgespeicherte  Literatur 
unberücksichtigt  lässt.  Hoffentlich  bringt  eine  neue  Auflage  in 
dieser  Beziehung  Abhilfe.  Von  Pilotys  Werk  r Arbeiterversiche- 
rungsgesetze erschien  der  1.  Band,  „Das  I.-V.-G.  enthaltend  (XIX, 
509  S.),  München  1900,  C.  H.  Beck.  Der  Biksbkbkkokk'scIic  Kom- 
mentar (520  S.),  Stuttgart  1900,  W.  Kohlhammer,  stellt  eine  Neu- 
bearbeitung der  Sc h ic k e k ' sehe n  Ausgabe  des  alten  Gesetzes  dar. 
Den  Hauptbestandteil  bilden  (auf  384  S.)  die  Ausführungsverord- 
nungen des  Reiches  und  die  zahlreichen  württembergischen  Voll- 
zugsvorschriften, während  der  eigentliche  Kommentar  (auf  13t>  S.)  nur 
dürftige  Erläuterungen  aufweist.    Von  Weymanns  Kommentar  er- 
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schien  1900  die  erste  Lieferung  (160  S.),  «erlin,  F.  Vahlen.  Der- 
selbe Verfasser  hat  auch  veröffentlicht  eine  Textausgabe  des  I.-V.-G. 
(XVI,  440  S.),  ebd.   Die  Handausgabe  von  Freund  erschien  1891)  in 

1.  Auflage  (IV,  165  8.),  1900  in  2.  vermehrter  und  verbesserter 
Auflage  (302  S.),  Berlin  1900,  J.  .T.  Heine.  Der  schnelle  Absatz 
der  1.  Auflage  kann  als  Beweis  für  die  Brauchbarkeit  des  Buches 
gelten.    Zu  empfehlen  ist  besonders  die  Ausgabe  von  F.  Hoffmann, 

2.  Auflage,  1900,  C.  Heymanns  Verlag.  Die  Handausgabe  von 
Duttmann-Gebhard  bildet,  wie  Verfasser  selbst  hervorheben,  eine 
gedrängte  Wiedergabe  der  Ergebnisse  der  Arbeiten  für  den  im 
Erscheinen  begriffenen  Kommentar  (IV,  276  8.),  Altenburg  1900, 
St.  Geibel.  Weiter  erwähne  ich  noch  die  Bearbeitungen  von  Rot- 
holz (VIII,  161  S.),  Berlin  1900,  Klette;  Sala  (XXIV,  329  S.), 
Berlin  1900,  II.  W.  Müller;  Redenbach  (XXII,  258  S.),  München 
1900,  Beck.  Hallbaukr,  2.  Auflage  (VII,  95  8.),  und  endlich  das 
von  Gebhard  und  Lutz  (84  8.),  Berlin  1900,  W.  Herlet. 

Für  das  Grossherzogtum  Baden  hat  das  I.-V.-G.  bearbeitet 
MusKR  (X,  529  S.),  Karlsruhe  1900,  G.  Braun'sche  Hofbuchdruckerei. 
Insbesondere  zum  Gebrauche  im  Grossherzogtnm  Hessen  hat  schliess- 
lich Di etz  das  I.-V.-G.  bearbeitet  (V,  480  8.),  Mainz  1900,  Diemer. 

17.  Finanzwesen. 
Tschierschky  veröffentlichte  3  kleine  Bändchen  über  „Finanz- 
wissenschaft''  (48,  48  u.  35  8.).  Leipzig  1899,  Verlag  für  Kunst 
und  Wissenschaft.  Herrfürth  hat  „Das  gesamte  preussische  Etats-, 
Kassen-  und  Rechnungswesen  einschliesslich  der  Rechtsverhältnisse 
der  Staatsbeamten"  zusammengestellt  und  erläutert,  3.  Auflage. 
Ergänznngheft:  ..Das  Gesetz,  betreffend  den  Staatshaushalt  vom 
11.  Mai  1H98"  (XII,  167  8.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag. 
Wi leu ren  lässt  sich  aus  über  ..Das  Staatsbudget,  dessen  Aufbau  und 
Verhältnis  zur  Staatsrechnung"  (X,  137  8.),  Berlin  1899,  Puttkammer 
&  Muhlbrecht.  Seikler  veröffentlichte  von  seinem  „Leitfaden  der 
Staatsverechnung*'  in  4.  Aufl.  den  2.  T.,  enthaltend  ..Grundsätze  des 
Staatsrechnungs-  und  Kontrollwesens-  (VII 1,  97  8.),  Wieu  1899,  A. 
Hölder.  Cohn  hat  „Die  Finanzen  des  Deutschen  Reiches  seit  seiner 
Begründung-"  in  den  Grundzügen  dargestellt  (VI,  209  S.),  Berlin 
1900,  ,T.  Guttentag.  Kühner  gab  heraus  einen  ,.Grundriss  des  öster- 
reichischen Staatsschuldenwesens**  (152  S.).  Wien  1899,  Manz.  Raud- 
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nitz  hat  rDie  österreichischen  Währungsgesetze  samt  den  darauf 
bezüglichen  ergänzenden  und  erläuternden  Verordnungen''  zusammen- 
gestellt und  mit  Anmerkungen  versehen.  Steiger  stellt  „Betrach- 
tnngen  über  den  Finanzhaushalt  der  Kantone  und  ihre  Beziehungen 
zum  Bund-*  an  (VII,  106  S.),  Bern  1899,  Schmid  &  Francke.  Wulff 
verbreitet  sich  über  ,.Die  Geschichte  der  grossstaatlichen  Renten- 
schulden und  das  Problem  ihrer  Tilgung"  (48  S.),  Leipzig  1899, 
Verlag  für  Kunst  und  Wissenschaft.  Pfleghaar  erörtert  rDie  Ge- 
iährdung  der  eidgenössischen  Finanzen  durch  den  Bundesrat.  Die 
Subventionierung  des  Simplonunternehmens  vom  Standpunkt  der  In- 
teressen des  Bundes  aus  betrachtet.14  (39  S.)  Lausanne  1899,  B. 
Benda.  Hollweck  gibt  einen  Beitrag  zur  Lösung  der  „Schulgeld- 
frageu  (IV,  52  S.),  Regensburg  1899,  Nationale  Verlagsanstalt:  Lis- 
hart  „Eine  Anleitung  zur  Vornahme  von  Skontrierungen  der 
Steuerämter,  der  Finanz-  und  gerichtlichen  Depositenkassen  in  Wien, 
der  Verzehrungssteuer  -  Linienämter,  der  Taxamtskasse  und  der 
Patentamtskasse  in  Wien"  (V,  519  S.),  Wien  1899,  Manz.  Lorenz 
lässt  sich  aus  über  rDie  Besoldungstitel  des  Deutschen  Reichs-  und 
preussischen  Staats-Hanshalts-Etats  für  das  Rechnungjahr  1899, 
9.  Jahrgang  (152  S.),  Berlin  1899,  0.  Nahramacher.  Petri  hat 
die  „Bestimmungen  über  die  Berechnung  der  Tagegelder  und  Reise- 
kosten der  Pro vinzial- Beamten  in  den  preussischen  Provinzen4  zu-  ' 
samraengestellt  (94  S.),  Osterwieck  1899,  A.  W.  Zickfeldt. 

18.  Zollwesen. 
Fort  behandelt  „Das  Zollwesen  im  Getreide  verkehr"  (16  S.), 
Wien  1899,  M.  Perles.  Lippkkt  macht  eine  „Studie  über  die  vom 
Triester  Handel  und  Verkehr  getragenen  Zölle  (1880—1898)",  2.  Auf- 
lage (22  S.),  Triest  1899,  F.  H.  Schimpff.  Bonnenbek«  veranstaltet 
in  seinem  Werke  „Das  Strafverfahren  in  Zoll-  und  Steuersachen" 
eine  Sammlung  der  in  Preussen  bestehenden  Vorschriften  für  das 
Strafverfahren  im  Verwaltungswege  und  vor  Gericht,  2.  Auflage 
(XII,  576  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag.  Den  Hauptinhalt 
des  Buches  bildet  die  Erläuterung  des  Gesetzes  vom  26.  Juli  1897. 
Das  gründliche  und  vortrefflich  geschriebene  Werk  behandelt  den 
reichen  Stoff  mit  grosser  Ausführlichkeit  und  Sachkenntnis.  1900 
erschien  in  4.  Auflage  ein  Handbuch  für  den  praktischen  Gebranch 
des  Steuerbeamten  von  Röhr,  „Strafgesetzgebung  und  Strafverfahren 
in  Zoll-  und  Steuersachen".    Die  neue  Auflage  ist  bearbeitet  von 
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G.  Lehmann  (XI,  404  S.),  Breslau,  Kerns  Verlag.  Löfflkk  ver- 
öffentlichte die  r  Instruktion  Uber  die  Zollbehandlung  von  Maschinen  und 
Apparaten*1.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Handels  vom  21.  Mai  1887  nach  dem  Stande  vom  Ende  Januar 
1890  etc.*4  (71  S.),  Wien  1899,  Manz.  Ohel  weist  nach  rMüngel  und 
Überlebtes  im  Zolltarif  und  in  den  Zollgesetzen14  (VIII,  55  S.),  Berlin 
1899,  Siemenroth  &  Troschel.  Aufhehs*  Werk  „Die  Zolle  und  Steuern, 
sowie  die  vertragsniässigen  Handelsbeziehungen  des  Deutschen  Reiches'* 
ist  in  5.  Auflage  neu  bearbeitet  worden  von  Wiesinükr  (VII,  430  S.), 
München  1900,  6.  Hirth.  Rkihmann-Gkone  erstattet  einen  Bericht 
über  ..Die  deutschen  Reichshäfen  und  das  Zollbfindnis  mit  den  Nieder- 
landenu  (20  S.),  München  1899,  J.  F.  Lehmanns  Verlag.  Salix  i»k 
Felbekthal  hat  einen  .  Auszug  ans  den  neuesten  Vorschriften  be- 
treffend das  Zollverfahren  bei  der  Einfuhr  von  Zucker,  Bier,  Brannt- 
wein und  Mineralöl"  zusammengestellt  (29  S.),  Triest  1900,  F.  H. 
Schimpff. 

19.  Steuerwesen. 

a)  Im  allgemeinen. 

Bach  erörtert  .Die  Kommunalsteuerfreiheit  der  preussischen 
Volksschullehrer**  (21  S.),  Bielefeld  1899,  A.  Helmich.  Bikrbkauek  stellt 
rDie  Ortsgesetze  von  Wiesbaden  über  die  direkten  und  indirekten  Ge- 
meindeabgaben **  zusammen  (122  S.),  Wiesbaden  1899,  G.  Quiel.  Cühm 
äussert  sich  über  rI)ie  Steuererklärung  der  Kaufleute",  Berlin,  C. 
Heymanns  Verlag.  In  2.  Auflage  erschien  1899  das  „Handbuch  für 
den  Steueramtsdienst'*  von  Eishert  (272  S.),  Wien  1899,  Manz. 
Gkotkkknd  erläutert  ..Das  Kommunalabgabengesetz  und  das  Gesetz 
wegen  Aufhebung  direkter  Staatssteuern  vom  14.  Juli  1893*'  (VI. 
230  S.),  Düsseldorf  1899,  L.  Schwann.  Halluaktkn  lässt  sich  aus 
über  ..Die  kommunale  Besteuerung  des  unverdienten  Wertzuwachses 
in  England**  (X,  206  S.),  Stuttgart  1899,  Cotta.  Einen  Beitrag  zur 
Mittelstandspolitik  liefert  die  Schrift  von  Jäger,  „Die  bayerische 
Steuerreform  von  1809*'  (VII,  309  S.),  Speyer  1900,  Jäger.  Zu 
Schvtzks  Handbuch  rüer  preussische  Steuerbeamte u,  8.  Auflage, 
hat  Keilwagen  einen  Nachtrag  herausgegeben  (V,  146  S.),  Leipzig 
1899,  Bredow.  Schlllkkn  zu  Schritten Hofen  gibt  eine  rGeschicht- 
liche  Darstellung  der  Besteuerung  der  Land-  und  Forstwirtschaft" 
(94  S.).  Wien  1899.  M.  Perle». 
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b)  Direkte  Steuern  insbesondere. 

Bauer  hat  „Die  österreichischen  direkten  Steuern"4  in  Fragen 
und  Antworten  dargestellt.  Heft  1:  Die  österreichische  Steuerver- 
waltung. —  Die  Grundsteuer  (47  S.);  Heft  2:  Die  Gebäudesteuern 
(37  S.);  Heft  3:  Fälligkeiten,  Verzugszinsen,  Exekution  (20  S.), 
Krems  1899,  F.  Oesterreicher.  In  2.  Auflage  erschien  das  „  Hand- 
buch der  österreichischen  direkten  Steuern1*  von  Frbiberger  (XVIII, 
664  S.),  Wien  1899,  Manz.  Grushmann  hat  für  die  Praxis  ein 
„Handbuch  der  direkten  Steuern  in  Preussenu  bearbeitet  (VII,  964  S.), 
Berlin  1899,  K.  Hoflfmann. 

Leiter  behandelt  „Die  (österreichische)  Steuer  von  Häusern u 
(32  S.),  Wien  1899,  M.  Perles.  Wimm  er  hat  bearbeitet  den  „Reinertrag 
des  Grundbesitzes  nach  den  Klassifikations-Tarifen  und  den  Beschlüssen 
der  Zentral- Kommission  für  die  Revision  des  Grundsteuer-Katasters** 
(VIII,  128  S.),  Wels  1899,  Haas. 

Fernow  hat  das  „Gewerbesteuergesetz  vom  24.  Juni  1891a 
mit  Anmerkungen  versehen,  3.  Auflage  (224  S.),  Berlin  1899, 
Guttentag.  Fuchs  erläutert  „Das  bayerische  Gesetz  über  die 
Gewerbesteuer  mit  Vollzugsvorschriften u  (XVII,  366  S.),  Ansbach 
1900,  Brügel  &  Sohn.  Von  Fuihtings  Kommentar  über  „Die 
preussischen  direkten  Steuern u  erschien  1900  der  3.  Band: 
„Kommentar  zu  den  Gewerbestenergesetzena,  2.  Auflage  (XI,  571  S.), 
Berlin,  C.  Heymanns  Verlag.  Rehm  hat  ein  Rechtsgutachten  ab- 
gegeben „Gegen  den  Entwurf  einer  neuen  Gewerbestenerordnnng 
für  Dresden14  (39  S.),  Dresden  1900,  A.  Müller.  Bayerl  hat  be- 
arbeitet die  „Gewerbesteuer-*  (463  S.),  3.  Auflage,  München  1900,  Pohl. 

Roth  hat  „Das  Gesetz  über  die  WTandergewerbesteuer  und 
die  Gemeinde- Wanderlagerabgabe  für  Elsass-Lothringen  vom  8.  Juni 
1896,  nebst  Ausführungsbestimmungen  und  Erläuterungen  über  Ent- 
stehung und  Ausführung*  im  amtlichen  Auftrage  herausgegeben 
(95  S.),  Strassburg  1899,  C.  F.  Schmidt.  Wulfrah  und  Prenner 
Hessen  von  ihrem  Kommentar  „Die  Gesetze  über  direkte  Steuern 
im  Königreich  Bayern  vom  9.  Juni  1899-  den  2.  Band:  „Gewerbe- 
stenergesetzu  erscheinen  (IX,  449  S.),  München  1899,  J.  Lindauer. 

Eine  Besprechung  der  Regierungsvorlage  und  der  Denkschrift 
des  Bundes  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  zu  Berlin  über 
„Die  Warenhausumsatzsteuer1*  nimmt  vor  Ekhardt  (42  S.),  Berlin 
1900,  Guttentag.  Guuknhkim  nimmt  das  Wort  zur  „Warenhaussteuer4- 
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(22  S.),  Berlin  1899,  H.  Spamer.  Rkhm  äussert  sich  über  das 
Thema:  r Warenhausumsatzsteuer  und  Gewerbefreiheit-,  Fürth  1900, 
G.  Rosenberg.  Schliesslich  sei  noch  erwähnt  die  Ausgabe  von  Strutz, 
„ Gesetz,  betreffend  die  Warenhaussteuer  vom  18.  Juli  1900*4  (74  S.), 
Berlin  1900,  Guttentag. 

Von  Bayels  r  Anleitung  zum  Vollzuge  der  sogenannten  Personal- 
steuergesetze vom  9.  Juni  1899u  erschien  1900  der  II.  Band: 
Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer  (451  S.),  München,  Pohl.  In 
5.  Auflage  gab  heraus  Fitihtikg  den  1.  Band  seines  Kommentars  über 
„Die  preussischen  direkten  Steuern4*,  enthaltend  rDas  Einkommen- 
steuergesetz-4 (XV,  736  S.),  Berlin  1900,  C.  Heymanns  Verlag. 
Klkmm  veröffentlichte  von  seinem  Werke  ,.Die  Gesetze  über  die 
direkten  Steuern  im  Königreich  Bayern*4  den  I.  Band,  enthaltend 
rDas  Einkommensteuergesetz  und  das  Kapitalrentensteuer- 
gesetz"  (XXX,  321  S.),  München  1900,  Beck.  Dasselbe  Gesetz  ist 
auch  kommentiert  von  Wolfram  und  Prenner  (IX,  266  S.),  München 
1899,  Lindauer.  Ferxow  hat  die  Textausgabe  von  Meitzen,  „Ein- 
kommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891 u  in  4.  Auflage  bearbeitet 
(224  S.),  Berlin  1899,  Guttentag.  Köhler  behandelt  rDas  steuer- 
pflichtige Einkommen*.  Ein  Anhang  regelt  das  bei  Ergreifung  eines 
Rechtsmittels  zu  beobachtende  Verfahren  (IV,  82  u.  10  S.),  Giessen 

1899,  E.  Roth.  Voül  hat  das  „Gesetz,  die  Einkommensteuer  be- 
treffend, vom  9.  Juni  1899a  und  das  -Gesetz,  die  Kapitalrentensteuer 
betreffend,  vom  9.  Juni  1899-4  mit  erläuternden  Anmerkungen  ver- 
sehen (153  S.  und  114  S.),  Ansbach  1900,  Brügel  &  Sohn. 

Einen  „Kommentar  zum  Ergänzungsstenergesetz44  hat 
Fuistisö  herausgegeben  (XII,  556  S.),  Berlin  1899,  G.  Heymanns  Verlag. 

c)  Indirekte  Steuern  insbesondere. 

Becker  hat  erläutert  „Das  badische  Gesetz  vom  14.  Juni  1896, 
die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  betreffend**,  Karlsruhe 

1900,  J.  Lang.  In  2.  Auflage  erschien  1900  der  „Kommentar  zum 
preussischen  Stempelsteuergesetz  nebst  Tarif  vom  31.  Juli  1895" 
von  Heikitz  (576  S  ),  Berlin.  O.  Liebmann.  Das  Werk  nimmt  unter 
den  Kommentaren  zu  diesem  Gesetz  die  führende  Stelle  ein. 
Bkkxatzky  hat  unter  Mitwirkung  von  Carmine  und  Joas  die  „Gesetze 
und  Verordnungen  über*  die  Zuck  erb  est  euer  ung*4  und  die  „Gesetze 
und  Verordnungen  über  die  Bierbesteuerung-4  zusammengestellt. 
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Beide  erschienen  1899  in  2.  Auflage  (XX,  517  S.  und  XXIV,  232  S.), 
Wien,  Manz.  Von  dem  ..Kommentar  zum  preussischen  Stempel- 
steuergesetz" von  Hummkl  und  Specht  ist  nun  endlich  nach  mehr- 
jähriger Pause  die  2.  Lieferung  erschienen,  die  den  Kommentar  zum 
Gesetze  selbst  zu  Ende  führt  (S.  225—421),  Berlin  1899,  J.  Guttentag. 
Schmidt  erläutert  „Das  bayerische  Gesetz  über  die  Erbschaftssteuer 
in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  11.  November  1899u? 
2.  Auflage  (VI,  124  S.),  München  1900,  C.  Beck.  Bartoszewicz 
behandelt  rDie  Erbschaftssteuer  im  internationalen  Rechte u  (73  S.), 
Lemberg  1899,  Seyfarth  &  Czajkowski. 

Kirchenrecht. 

Von  Lehrbüchern  erschienen  in  den  beiden  Berichtsjahren 
folgende:  Frantz,  „Lehrbuch  des  Kirchenrechts-'  (XJI,  346  S.), 
Göttingen  1899,  Vandenhoeck  <&  Ruprecht;  Geigel,  »Reichs-  und 
reichsländisches  Kirchen-  und  Stiftungsrecht-4  (448  S.),  Strassburg 
1900,  F.  X.  le  Roux  &  Cie;  Gosknkr,  rI)as  preussische  evangelische 
Kirchenrecht u  (VIII,  588  S.),  Berlin  1899,  J.  J.  Heine;  Gross, 
„Lehrbuch  des  katholischen  Kirchenrechts",  3.  Auflage  (XIV,  434  S.), 
Wien  1899,  Manz  und  schliesslich  noch  Kirchkxhkim,  ,.  Kirchenrecht  * 
(XVI,  407  S.),  Bonn  1900,  Markus  &  Weber. 

Eine  Denkschrift  -Zur  Kodifikation  des  kanonischen  Rechts*' 
gab  heraus  Lakmmk  (VII,  223  S.),  Freiburg  i.  B.  1899,  Herder. 
Hollweck  hat  die  kirchlichen  Strafgesetze-4  zusammengestellt  (LI, 
386  S.),  Mainz  1899,  F.  Kirchheim.  Eck  schrieb  über  ,.Die  Begrün- 
dung der  kirchlichen  Mitgliedschaft  nach  kanonischem  und  bayrischen 
Recht--  (IV,  144  S.),  Wttrzburg  1900,  Gnad  &  Co.  Geiger  liefert 
einen  Beitrag  zum  fränkischen  Kirchen-  und  Staatsrecht  in  seiner 
Schrift  „Die  Entstehung  des  Kirchenstaates  und  der  kuriale  Begriff 
Res  publica  Romanorum-  (VII,  121  S.),  Breslau  1899,  M.  &  H. 
Marcus.  Jung  behandelt  vom  historischen  und  rechtlichen  Stand- 
punkte aus  ,.Das  Gymnasium  zu  Zweibrücken  und  die  Zweibrücker 
Kirchenschaffner  (19  S.),  Zweibrücken  1899,  F.  Lehmann.  Kühling 
lässt  sich  aus  über  „Die  Aufstellung  der  Kirchen  -  Etats  und 
Rechnungen  nach  dem  für  die  Erzdiözese  Köln  geltenden  kirchlichen 
und  staatlichen  Rechte-'  (VIII,  218  S.),  Köln  1899,  Bachem.  Klky- 
boldt  veranstaltete  eine  „Sammlung  kirchlicher  Erlasse,  Verordnungen 
und  Bekanntmachungen  für  die  Diözese  Münster"  (XV,  690  S.), 
Münster  1899,  Westfälische  Vereinsdruckerei.     Mkikkr  stellt  dar 
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..Das  bayrische  Kirchen  Vermögensrecht-  (VIII,  376  S.),  Stuttgart 
1899,  F.  Enke.  Derselbe  bearbeitete  „Das  bayrische  Amortisations- 
recht and  seine  Reform"  (106  S.),  München  1899,  C.  H.  Beck.  Als 
Vorläuferin  des  ersteren  Werkes  erschien  von  demselben  rDas 
Zehnt-  und  Bodenzinsrecht  in  Bayern*'  (136  S.),  Stuttgart  1899,  F. 
Enke.  Derselbe  nimmt  das  Wort  zum  „Aufbesserungsrecht  und 
Aufbesserungspolitik  auf  dem  Gebiete  des  bayrischen  Pfründewesens" 
(IV,  84  S.),  1900,  ebenda,  Michel  untersucht  „Die  rechtliche  Stellung 
der  Geistlichen  in  Württemberg  nach  reichs-  und  landesgesetzlichen 
Bestimmungen".  Nitzk  verbreitet  sich  über  ,.Das  Diensteinkommen 
der  Geistlichen  in  der  evangelischen  Landeskirche  der  älteren  Pro- 
vinzen, nach  dem  Gesetz  vom  2.  Juli  1898  und  dem  Ausführungs- 
material erläutert-',  2.  Auflage  (VII,  136  S.),  Berlin  1900,  C.  Hey- 
manns Verlag.  Pktki  behandelt  „Die  Geschichte  des  Placet  nach 
Zweck  und  rechtlicher  Ausgestaltung".  Es  ist  ein  Beitrag  zur 
Entwickelung  des  Kirchenstaatsrechts  (VII,  68  S.),  Sorau  1899 
(Leipzig,  Buchhandlung  des  Vereinshauses).  Riecker  erörtert  ..Die 
Grundsätze  reformierter  Kirchenverfassung"  (VII,  208  S.),  Leipzig- 
1899,  Hirschfeld.  Roiikhchkiut  hat  für  den  praktischen  Gehrauch 
erläutert  ..Die  prenssischen  Pfarrbesoldnngsgesetze  vom  2.  Juli  1898 
mit  sämtlichen  Ausführnngsbestimmnngen  der  kirchlichen  Zentral- 
behörden", 2.  Auflage  (XII,  322  S.),  ebenda,  Stutz  nimmt  Stellung 
zu  der  Frage,  ..Was  bedeutet  der  Übergang  zum  Eherecht  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  für  die  evangelische  Kirche,  insbesondere  Badens? a 
(36  S.),  Freiburg  i.  B.  1899  (Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr).  Thaker 
behandelt  in  zwei  Festreden  die  Themata  ,,Abälard  und  das  kano- 
nische Recht''  und  „Die  Persönlichkeit  in  der  Ehescbliessung"  (55  S.), 
Gratz  1900,  Leuschner  &  Lubensky.  Wolf  von  Glanwell  ver- 
breitet sich  über  rDie  letztwilligen  Verfügungen  nach  gemeinem 
kirchlichen  Rechte-'  (VI,  300  S.),  Paderborn  1900,  F.  Schöningh. 

Völkerrecht. 

Es  gehört  nachgerade  zu  den  Seltenheiten,  wenn  ein  deutsches 
Buch  über  Völkerrecht  erscheint  oder  gar  ein  Lehrbuch  des  Völker- 
rechts eine  neue  Auflage  erlebt.  Diesen  Erfolg  errang  das  feine  Buch 
von  Rivier,  2.  Auflage  (XVI,  469  S.),  Stuttgart  1899,  F.  Enke. 
Tkiepel  stellt  »Völkerrecht  und  Landesrecht"  gegenüber  (XII, 
452  S.).  Leipzig  1899,  C.  H.  Hirschfeld.  Kurz  bespricht  Lammasch 
..Die  Fortbildung  des  Völkerrechts  durch  die  Haager  Konferenz"4 
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(19  S.)>  Stuttgart  1900,  J.  Roth.  Eine  wertvolle  Bereicherung  der 
völkerrechtlichen  Literatur  bildet  die  Abhandlung  von  Kaufmann, 
„Die  Rechtskraft  des  internationalen  Rechts  und  das  Verhältnis  der 
Staatsgesetzgebung  und  der  Staatsorgane  dazu"  (VIII,  126  S.), 
Stuttgart  1899,  F.  Enke.  Das  1900  erschienene  Werk  von  Frei- 
herr von  Stengel,  „Die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutz- 
gebiete" (IX,  239  S.),  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  ist  eine  sehr  ver- 
änderte und  verbesserte  Auflage  der  1895  erschienenen  Abhandlung 
des  Verfassers,  „Die  deutschen  Schutzgebiete,  ihre  rechtliche  Stellung, 
Verfassung  und  Verwaltung".  Prof.  Stoeäk  hielt  einen  Vortrag 
über  das  Thema:  „Der  Schutz  des  deutschen  Handels  im  Seekriege" 
(20  S.),  Greifs wald  1900,  J.  Abel.  Zur  Frage  der  Seerechtsreform 
nimmt  das  Wort  W.  Heinze  In  dem  Schriftchen:  „Die  Beschlagnahme 
der  deutschen  Postdampfer  durch  die  Engländer"  (VII,  95  S.),  Heidel- 
berg 1900,  C.  Winter. 
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Referent:  Dr.  Roberto  Kfick, 

Legationssekretär  der  Dominikanischen  Republik.  Hamborg. 


Gesetzgebung  1899. 

Der  Nationalkongress  hat  im  Jahre  1899  seine  Sitzungen  vom 
27.  Februar  bis  zum  26.  Juni  ausgedehnt  und  ist  von  der  Exekutive 
zu  einer  ausserordentlichen  Sitzung  vom  12.  Juli  bis  zum  25.  August 
zusaromenberufen  worden.  Wenn  auch  wieder  eine  ganze  Anzahl 
Gesetze,  Dekrete  und  Resolutionen  verabschiedet  worden  sind,  ent- 
behren doch  die  einzelnen  des  allgemeinen  Interesses.  Es  wird 
deshalb  eine  Anführung  und  kurze  Inhaltsangabe  der  betreffenden 
Gesetze  und  Dekrete  genügen. 

Das  Verfahren  in  Ehesachen  ist  in  einigen  Punkten  abgeändert 
worden.  Die  Ley  sobre  divorcio  y  separacion  de  cuerpo  y  bienes 
vom  2.  Juni  1897,  die  in  dem  Jahrbuch  IV  S.  422  bis  430  aus- 
führlich besprochen  ist,  ist  mit  Modifikationen  am  1.  Juli  1899 
(Gaz.  Of.  No.  1300)  neu  erlassen  worden. 

Das  erste  Pressgesetz,  la  Ley  sobre  la  libertad  de  imprensa, 
datierte  vom  10.  Mai  1846,  Coleccion  I.  No.  81,  und  ist  mit  Ab- 
änderungen am  2.  Oktober  1875,  Col.  VI.  No.  1462,  neu  publiziert 
worden.  Die  Bestimmungen  desselben,  einschliesslich  der  des  Straf- 
gesetzbuches in  den  Artikeln  283  bis  290  genügten  jedoch  schon 
seit  langer  Zeit  nicht  mehr.  Die  Versuche  aber,  ein  neues  Gesetz 
zu  geben,  sind  stets  gescheitert.  Am  4.  Mai  1898  (Gaz.  Of.  1310) 
ist  über  die  Rechtsgültigkeit  des  Gesetzes  von  1875  und  über  die 
gesetzliche  Zulässigkeit  eines  Pressgesetzes  mit  Rücksicht  auf  die  im 
Artikel  11  der  Verfassung  gewährleistete  Pressfreiheit  eifrig  im 
Kongress  debattiert  worden.  Schliesslich  hat  die  Legislative  am 
10.  März  1899  ein  Decreto  relative  ti  la  Prensa  verabschiedet,  das 
am  3.  Juni  1899  publiziert  worden  ist  (Gaz.  Of.  1296).  Es  richtet 
»ich  hauptsächlich  gegen  politische  Zeitungen  und  Publikationen,  deren 
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Eigentümer  oder  Leiter  nach  Artikel  1  nur  Dominikaner  sein  dürfen. 
Artikel  2  definiert,  was  unter  politischen  Publikationen  verstanden 
werden  soll.  Zur  Gründung  einer  solchen  Zeitung  bedarf  es  der  Er- 
laubnis der  Regierung.  Die  Eigentümer,  Redakteure  oder  Verfassen 
ohne  deren  Namennennung  keine  Zeitung  erscheinen  darf,  werden  nach 
den  Artikeln  283  bis  290  des  Codico  Penal  zur  Verantwortung  gezogen. 

Das  Unterrichtswesen  ist  neu  geordnet  worden.  Das  bisherige 
Schulgesetz  vom  25.  Juni  1895  (Gaz.  Of.  1190)  ist  modifiziert  und  die 
neue  Ley  General  de  Estudios  am  26.  Juni  1899  publiziert  worden. 
Sie  tritt  am  1.  September  desselben  Jahres  in  Kraft 

Das  Gesetz  mit  seinen  114  Artikeln  zerfällt  in  15  Kapitel. 
In  den  ersten  vier  wird  die  Schulverwaltung  geregelt  Die  oberste 
Schulbehörde  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Minister  der  Justiz  und 
des  öffentlichen  Unterrichts,  dem  Prälaten,  dem  Präsidenten  des 
höchsten  Gerichtshofes  und  zwei  Regierungsbeamten.  Die  Provinzial- 
schulbehörden  werden  von  dem  Gouverneur  der  Provinz,  von  dem 
Präsidenten  des  Provinzgerichtes,  dem  Vorsitzenden  und  dem  Syndikus 
des  Gemeinderates  und  einem  Priester  gebildet.  In  jeder  Kommune  liegt 
die  Aufsicht  bei  einer  Lokalkommission,  die  aus  dem  Gemeindechef,  dem 
Friedensrichter,  dem  Munizipalsyndikus  und  dem  Priester  besteht 

In  der  Hauptstadt  ist  ein  Institute  Profesional,  an  dem  Rechts- 
wissenschaft in  dreijährigem  Kursus  gelehrt  wird.  Das  medizinische 
Studium  umfasst  mit  der  praktischen  Ausbildung  fünf  Jahre.  Ferner 
wird  in  den  mathematischen  Wissenschaften,  in  der  Pharmazie  und 
in  der  Zahnheilkunde  unterrichtet. 

Neben  diesem  Institute  Profesional  existiert  seit  dem  Jahre 
1848  das  Priesterseminar  für  die  theologischen  und  philosophischen 
Wissenschaften  und  für  kanonisches  Recht. 

In  der  Hauptstadt  und  in  Santiago  sind  Colegios  Centrales 
mit  fünfjährigen  Kursen.  Die  Lehrgegenstände  entsprechen  etwa 
denen  der  deutschen  Realschulen;  neben  dem  Französischen  und 
Englischen  wird  auch  im  Lateinischen  unterrichtet.  Die  Kosten 
werden  von  den  Stadtverwaltungen  getragen  und  zur  Hälfte  aus 
den  Einkünften  an  Gewerbesteuern  gedeckt. 

In  den  Provinzialhauptstädten  bestehen  höhere  Schulen  und 
in  den  Kommunen  Elementarschulen. 

Kapitel  VII  und  die  folgenden  handeln  über  die  Voraus- 
setzungen zu  den  verschiedenen  Lehrämtern,  über  die  Aufnahme  der 
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Schüler,  über  die  Prüfungen  in  den  verschiedenen  Schulen  und  über 
die  Schulinspektoren.    Kap.  XV  enthält  allgemeine  Beetimmungen. 

Das  Gewerbesteuergesetz,  Ley  de  Patentes  para  el  ano  1900, 
mit  dem  Tarif,  die  alljährlich  nach  Vorschrift  der  Verfassung  vom 
Kongress  zu  verabschieden  sind,  ist  am  2.  Juli  1899  mit  geringen 
Abänderungen  publiziert  worden  (Gaz.  Of.  1298). 

Durch  Dekret  vom  27.  Juni  1899  ist  das  Dorf  Bajabonito  im 
Distrikt  Puerto  Plata  zum  Puesto  Cantonal  erhoben  worden,  da  es 
in  den  letzten  Jahren  sehr  zugenommen  hat,  besonders  seitdem  die 
Zentraleisenbahn  dort  eine  Haltestelle  hat  und  im  Jahre  1898  an 
Kakaobäumen  43000  und  an  Kaffeebäumen  91500  gezählt  worden 
sind.    Es  hat  zwei  Schulen  und  eine  Kirche  (Gaz.  Of.  1297). 

Ein  Dekret  vom  4.  Juli  1899  bestimmt,  dass  Reis  und  ge- 
wöhnliche Seife  von  Einfuhrzöllen,  jeder  Staats-  oder  Gemeindeab- 
gabe befreit  sind  (Gaz.  Of.  1298). 

Ein  Resuelve  vom  26.  April  1899  betrifft  das  Briefporto  im 
lnlande  (Gaz.  Of.  1288)  und  ein  solches  vom  6.  November  (Gaz. 
Of.  1316)  modifiziert  das  Dekret  vom  22.  Juni  1896,  indem  es  das 
Porto  für  Zeitungen  und  Drucksachen  im  lnlande  herabsetzt. 

Die  Ausfuhrzölle  sind  durch  Dekret  vom  13.  April  (Gaz.  Of. 
1286)  auf  einige  Artikel  erhöht  worden. 

Ein  Dekret  vom  16.  Juni  bestimmt,  dass  die  Importzölle  in 
amerikanischem  Golde  oder  in  Wechseln  gemäss  der  Vorschrift  vom 
15.  November  1898  und  die  Gemeindeabgaben,  wenn  nicht  in  Gold, 
in  Silber-,  Nickel-  oder  Kupfermünzen  des  Landes,  6  Pesos  für 
1  Peso  Gold  gerechnet,  zu  zahlen  sind  (Gaz.  Of.  1295). 

Durch  Dekret  vom  16.  September  gestattete  die  provisorische 
Regierung  die  freie  Einführung  von  mexikanischen  Silberpesos 
(Gaz.  Of.  1308). 

Ein  Resuelve  vom  4.  Mai  genehmigt  den  Verkauf  von  städti- 
schem Grundeigentum  der  Stadtgemeinde  Puerto  Plata  (Gaz.  Of.  1289). 

Ein  Resuelve  vom  14.  Juni  betrifft  den  Preis  von  Stempel papier. 

Mit  Genehmigung  des  Kongresses  hat  auch  im  Berichtsjahre 
die  Regierung  eine  Anzahl  Konzessionen  erteilt:  so  im  April  zur 
Anlage  und  zum  Betriebe  einer  Ölfabrik  auf  25  Jahre  (Gaz.  Of.  1286); 
im  März  für  eine  Petroleumraffinerie  (Gaz.  Of.  1286)  ;  und  auf  40  Jahre 
zur  Anlegung  einer  Landstrasse  und  zum  Betriebe  von  Verkehrsmitteln 
für  Personen  und  Güter  von  Molenillos  nach  Matanzas  (Gaz.  Of.  1286). 
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Im  Juni  ist  eine  Konzession  zur  Erbauung  der  Kanalisation 
der  Stadt  Azua  an  Otkro  Nolasco  auf  99  Jahre  erteilt  werden.  Der 
Unternehmer  verpflichtet  sich,  datür  den  Staatsgebäuden  die  iKanali- 
sationsanlagen  und  deren  Unterhaltung  unentgeltlich  zu  liefern,  sowie 
mehrere  öffentliche  Brunnen  anzulegen.  Alle  erforderlichen  Mate- 
rialien sind  vom  Einfuhrzoll  befreit  (Gaz.  Of.  1298). 

Aus  demselben  Monat  datiert  die  Konzession  des  Genaro  Pbkez 
für  30  Jahre  auf  fiskalischem  Gebiet  in  Matanzas  Plantagen  anzu- 
legen und  zum  Versand  der  Früchte  eine  Schifffahrtslinie  nach  den 
Vereinigten  Staaten  einzurichten.  Alle  Früchte,  mit  Ausnahme  der 
im  Artikel  9  aufgezählten,  wie  Kakao,  Kaffee  und  andere,  sind  vom 
Ausfuhrzoll  befreit.  In  Jahresfrist  muss  der  Anbau  erfolgen  und 
innerhalb  4  Jahren  eine  halbe  Million  Fruchtbäume  und  ebensoviel 
Kakaobäume  gepflanzt  sein.  Alle  nötigen  Maschinen  und  Bau- 
materialien sind  frei  vom  Importzoll. 

Eerner  ist  einer  Firma  die  Anlage  der  Hafenbauten  in  Romana 
übertragen  worden. 

Auf  Grund  des  Minengesetzes  vom  26.  Juni  1876,  wieder  ab- 
gedruckt in  der  Gaz.  Of.  1899,  No.  1311,  und  des  Ministerialerlasses 
vom  21.  Oktober  1881,  besprochen  im  Jahrbuch  V,  S.  637  f.,  sind  im 
Berichtsjahre  folgende  Minenrechte  erteilt  worden:  an  einer  Goldmine 
(Gaz.  Of.  1294)  und  an  einer  Gold-  und  Kupfermine  (Gaz.  Of.  1299), 
beide  an  einen  Franzosen  und  gelegen  bei  San  Cristobal;  ferner  an 
einer  Eisenmine  bei  la  Victoria  auch  an  einen  Franzosen  (Gaz.  Of.  1299). 

Zu  den  ausserordentlichen  Einkünften  der  Gemeinden  gehören 
die  Abgaben  auf  geistige  Getränke  und  Genussmittel.  Der  Gemeinde- 
vorstand der  Stadt  Santo  Domingo  hat  mit  Genehmigung  der  Re- 
gierung eine  diesbezügliche  Verordnung  am  17.  Februar  über  Be- 
steuerung geistiger  Getränke  erlassen  (Gaz.  Of.  1281).  In  gleicher 
Weise  ist  die  Gemeinde  San  Carlos  durch  Verordnung  vom  18.  März 
(Gaz.  Of.  1295)  vorgegangen.  Ebenso  hat  die  Stadtgemeinde  Santo 
Domingo  unter  dem  21.  Februar  mit  Genehmigung  der  Regierung 
Zigarren  und  Zigarretten  mit  einer  Kommunalabgabe  belegt  (Gaz. 
Of.  1287). 

Zu  erwähnen  ist  schliesslich  noch  eine  Banpolizeiverordnnng, 
die  der  Gemeindevorstand  von  Santo  Domingo  am  31.  Januar  gemäss 
Art.  73  der  Verfassung  beschlossen  hat  und  die  von  der  Regierung 
am  4.  März  genehmigt  worden  ist  (Gaz.  Of.  1281). 
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Das  Strafgesetzbuch  bedroht  in  seinem  Art.  471  Abs.  5  des 
vierten  Buches,  das  die  Übertretungen  behandelt,  allerdings  schon 
mit  (Geldstrafe  die,  welche  den  Verkehr  auf  öffentlichen  Strassen 
stören  oder  seine  Sicherheit  mindern.  Die  neue  Verordnung,  die  zum 
Teil  eine  Erweiterung  dieser  strafgesetzlichen  Bestimmungen  ist, 
schreibt  vor,  dass  alle  Neubauten,  Umbauten,  Gartenanlagen  und 
dergl.  der  Genehmigung  des  Syndikus  (vergl.  Jahrb.  V,  S.  G34)  und 
des  Inspektors  der  öffentlichen  Bauten  bedürfen.  Sie  enthält  Vor- 
schriften über  die  einzuhaltende  Breite  und  Grösse  der  Strassen, 
Häuser,  Freitreppen  etc.  Diese  noch  unvollkommene  Verordnung  soll, 
wie  geplant  wird,  in  absehbarer  Zeit  durch  ein  Landesgesetz  ab- 
gelöst werden. 

In  der  Regierung  ist  ein  Wechsel  eingetreten.  Am  26.  Juni 
1899  ist  Ulisks  Heukeaux,  der  vierzehn  Jahre  lang  die  Republik 
als  Präsident  regiert  hat,  gestorben.  Verfassungsgemäss  übernahm 
der  Vizepräsident  der  Republik  Wknteslao  Fiuuereo  die  Präsident- 
schaft, der  aber  am  30.  August  mit  Rücksicht  auf  sein  hohes  Alter 
abdankte  (Gaz.  Of.  1806).  Von  demselben  Tage  an  übte  gemäss 
Artikel  47  der  Verfassung  das  Gesamtministerium  die  Exekutive 
aus;  legte  sie  aber  nieder,  da,  bevor  der  neue  Präsident  gewählt 
war,  sich  eine  provisorische  Regierung  unter  Horacio  Vasquez,  der 
ein  neues  Ministerium  ernannte,  bildete.  Vasquez  berief  die  Urwähler 
für  die  Wahl  des  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  der  Republik  auf 
den  6.  Oktober  1899.  Am  10.  November  wählten  die  Wahlkollegien 
Juan  Ihidro  Jjmenes  zum  Präsidenten  und  Vasquez  zum  Vize- 
präsidenten der  Republik.  An  demselben  Tage  trat  der  National- 
kongress  infolge  des  gemäss  Artikel  47  der  Verfassung  ergangenen 
Dekretes  vom  19.  September  zur  Prüfung  der  Wahlurkunden  und 
zur  Proklamation  der  Gewählten  nach  Vorschrift  des  Artikels  25 
der  Verfassung  zusammen.  Vor  diesem  Kongress  legten  der  neu- 
gewählte Präsident  und  Vizepräsident  am  15.  November  ihre  Eide 
ab  (Gaz.  Of.  1317).  So  hat  sich  der  Regierungswechsel  ruhig  voll- 
zogen und  kann  von  Unruhen  und  Revolution  in  dem  Mafse,  wie 
besonders  nordamerikanische  Zeitungen  mit  Vorliebe  berichteten, 
nicht  die  Rede  sein. 


Frankreich. 


Referenten :  Dr.  Brissaud,  Professor  der  Rechte,  Dr.  Magnol,  Advokat 

und  Dr.  Vic,  Toulouse. 

Übersetzung  von  0.  Hellmuthhttaser,  Syndikus  a.  D.,  Berlin. 


A.  Gesetzgebung, 

a)  1900. 

I.  Zivilrecht,  Handelsrecht  und  Prozessrecht. 

1.  Das  Gesetz  vom  14.  Februar  1900  .ändert  den  Artikel 
1094  des  Code  civil  (J.  off.  17.  Februar).  Der  Artikel  1094  des 
Code  civil  regelt  den  frei  verfügbaren  Vermögensteil  der  Ehegatten 
und  bestimmt  die  Höhe  des  Erbteils,  den  ein  Ehegatte  dem  anderen 
zuwenden  kann  beim  Vorhandensein  von  Noterben:  Deszendenten  oder 
Aszendenten.  Das  Gesetz  vom  14.  Februar  1900  ändert  die  Höhe 
dieses  Erbteils  nur  gegenüber  Aszendenten,  nicht  gegenüber  Des- 
zendenten. — 

Unter  der  Herrschaft  des  Code  civil  war  die  Höhe  dieses  Erb- 
teils gegenüber  Aszendenten  grösser  zwischen  Ehegatten,  als  zwischen 
Fremden.  Der  Ehegatte,  welcher  einen  oder  mehrere  Aszendenten 
hinterliess,  konnte  dem  anderen  Ehegatten  ausser  dem  üblichen  durch 
Art.  915  festgesetzten  Erbteil  auch  noch  den  Niessbrauch  an  dem 
Erbteil  des  Aszendenten  hinterlassen.  Diese  Bestimmung  führte  zu 
dem  befremdenden,  von  allen  Rechtslehrern  beanstandeten  Resultate, 
dass  die  Aszendenten,  meist  bejahrte  Personen,  ein  rein  „platonisches" 
Erbteil  erhielten,  da  ein  Niessbrauch  festgesetzt  war,  der  dem 
Schwiegersohn  oder  der  Schwiegertochter  zu  Gute  kam,  welche  um 
eine  Generation  jünger  waren.  Durch  diese  Bestimmung  konnte  der 
Erbteil  des  Aszendenten  tatsächlich  gleich  Null  werden. 

Das  Gesetz  vom  14.  Februar  beseitigt  diesen  Übelstand  und 
stellt  gegenüber  Aszendenten  den  frei  verfügbaren  Vermögensteil 
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unter  Ehegatten  und  unter  Fremden  vollständig  gleich:  jetzt  wird 
der  Erbteil  der  Aszendenten  wirklich  realisiert  werden. 

2.  Das  Gesetz  vom  12.  März  1900  gegen  den  Missbrauch 
des  Kaufs  von  Börsenpapieren  auf  Kredit  (J.  off.  vom  18.  März)  be- 
zweckt den  Schutz  des  kleinen  Sparers  gegen  die  Verlockung  zu 
gewissen  Finanzoperationen  unter  dem  Namen  „  Ventes  a  tempe>ament", 
Abzahlungskäufe.  Der  Titel  des  Gesetzes  bezeichnet  schon  seinen 
Zweck:  es  handelt  sich  keineswegs  um  das,  was  man  in  der  Börse 
Termingeschäfte  nennt,  die  durchaus  erlaubt  und  normal  sind  (Art.  7). 
Das  Gesetz  trifft  nur  die  ventes  a  temperament,  die  sich  auf  Wert- 
papiere beziehen  und  voraussetzen,  dass  der  Kaufpreis  in  kleinsten 
Katen  während  einer  längeren  Frist  gezahlt  wird.  Trotz  ihrer  Ge- 
fährlichkeit für  den  kleinen  Sparer  erkennt  das  Gesetz  die  Gültigkeit 
derartiger  Geschäfte  an,  macht  sie  aber  bei  Strafe  der  Nichtigkeit 
von  folgenden  strengen  Bestimmungen  abhängig:  1.  Über  das  Ge- 
schäft wird  eine  doppelte  Urkunde  aufgenommen,  und  jede  dieser 
Urkunden  muss  sich  auf  die  andere  beziehen.  2.  Jede  Urkunde  muss 
deutlich  in  vollen  Buchstaben  und  hervortretender  Schrift  enthalten: 
a)  den  Kurs  des  fraglichen  Papiers  an  der  Pariser  Börse;  b)  die 
Nummer  des  verkauften  Stückes;  c)  den  Gesamtkaufpreis  jedes  ver- 
kauften Papiers;  d)  den  Zinsfuss,  die  Frist  und  die  Bedingungen 
der  Zahlung.  3.  Die  Teilzahlung  darf  sich  nicht  über  mehr  als  zwei 
Jahre  erstrecken.  4.  Der  Verkäufer  darf  das  verkaufte  Stück  nicht 
aus  den  Händen  geben. 

Diese  verschiedenen  Bestimmungen  sollen  den  Käufer  genau 
aufklären,  die  Verpflichtungen,  die  er  übernimmt,  begrenzen  und  ihm 
den  demnächstigen  Besitz  des  gekauften  Papieres  sichern. 

Der  Art.  <5  enthält  eine  letzte  Schutzbestimmung:  die  Geschäfte, 
welche  derartige  Verkäufe  von  Börsenpapieren  auf  Kredit  betreiben, 
dürfen  in  ihrer  Firma  das  Wort  „Sparkasse"  nicht  führen,  um  jeden 
Irrtum  auf  Seiten  des  Käufers  auszuschliessen. 

3.  Das  Gesetz  vom  7.  April  1900  über  die  Höhe  der  ge- 
setzlichen Zinsen  (J.  off.  10.  April)  mindert  den  früheren  Zinsfuss 
der  gesetzlichen  Zinsen  um  ein  Prozent,  während  Vertragszinsen 
nicht  berührt  werden.  Der  gesetzliche  Zinsfnss  beträgt  heute  4°0 
im  Zivilrecht,  5°/0  im  Handelsrecht  (Art.  2).  Das  ist  auf  dem  Ge- 
biete der  Gesetzgebung  die  Folge  einer  wirtschaftlichen  Erscheinung: 
des  Fallens  des  Zinsfusses. 
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Die  Gerichtspraxis  gewährte  früher  dem  Gläubiger  höhere 
Zinsen,  wenn  der  Verzug  auf  einem  Verschulden  des  Schuldners  be- 
ruhte: in  diesem  Falle  lag  ein  doppelter  Grund  für  Schadensersatz 
vor,  der  eine  stützte  sich  auf  Art.  1153,  der  andere  auf  Art.  1382. 

Das  Gesetz  vom  7.  April  1900  bestätigt  diese  Gerichtspraxis 
und  erklärt  mit  Abänderung  des  Art.  1153,  das»  der  Gläubiger, 
dessen  Schuldner  böswillig  einen  Schaden  durch  seinen  Verzug  ver- 
ursacht, Schadensersatz  erhält  in  einem  Zinsfusse,  der  verschieden 
ist  von  den  Verzugszinsen  der  Forderung. 

Schliesslich  erfordert  der  Art.  1153  für  den  Beginn  der  Ver- 
zugszinsen die  Klagerhebung.  Darin  lag  bei  Geldsummen  eine  strenge, 
wenig  gerechtfertigte  Bestimmung:  das  neue  Gesetz  bestimmt,  dass 
die  Verzugszinsen  mit  dem  Tage  der  Mahnung  oder  der  Klagerhebung 
zu  laufen  beginnen.  — 

4.  Ein  Gesetz  vom  11.  Mai  1900  (J.  off.  13.  Mai)  ändert 
den  Art.  69  des  Code  de  Procedura  civile.  Nach  den  Bestimmungen 
des  Art.  69  §  9  mussten  die  Zustellungen  an  Personen,  die  nicht  in 
Frankreich  oder  Algerien  wohnten,  bei  der  Staatsanwaltschaft  an  dem 
zuständigen  Gerichte  zugestellt  werden.  In  dem  Falle,  wo  die  be- 
treffenden in  einer  französischen  Kolonie  wohnten,  übergab  der  Pro- 
cureur  die  Zustellung  dem  Kolonialminister,  der  es  an  die  Gerichte 
der  Kolonie  weiter  gab;  falls  sie  auswärts  wohnten,  wurde  die  Zu- 
stellung durch  den  Procureur  dem  Minister  des  Auswärtigen  über- 
mittelt, der  sie  auf  diplomatischem  Wege  weitergab.  — 

Das  neue  Gesetz  ändert  den  ersten  Fall  und  erlaubt  dem 
Procureur  der  Republik,  die  Kopie  der  Zustellung  direkt  an  die 
Kolonialgerichte  zu  senden.  Die  Reform  bezweckt  hauptsächlich  eine 
Entlastung  der  Bureaus  des  Kolonialministers. 

5.  Das  Gesetz  vom  17.  Mai  1900  ergänzt  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1893  über  gewisse  Akte  des  Standesamts 
und  über  Soldatentestamente. 

Der  Art.  1  setzt  eine  Frist  von  10  Tagen  statt  der  dreitägigen 
fest  für  die  Anmeldung  von  Geburten  während  eines  Krieges.  — 
Der  Art.  2  ändert  die  Art.  981  und  982  des  Code  civile  und  ge- 
stattet den  Militärärzten  —  und  nicht  mehr  allein  den  höheren 
Offizieren  und  Intendanturbeamten  —  ein  Soldatentestament  entgegen- 
zunehmen, und  erlaubt  den  Kriegsgefangenen,  militärisch  zu  testieren, 
d.  h.,  die  Schwierigkeiten  für  einen  Kriegsgefangenen,  sich  an  einen 
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fremden  öffentlichen  Beamten  wenden,  sich  verständlich  machen  und 
die  Kosten  zahlen  zu  müssen,  fallen  fort. 

Schliesslich  regeln  die  Art.  3  und  4  die  Bedingungen  der 
Adoption  im  Kriege,  welche  die  ältere  Gesetzgebung  nicht  vorge- 
sehen hatte,  obgleich  gerade  im  Felde  die  Bedingung  des  Art.  345 
des  Code  civil  sich  verwirklichen  kann,  dass  der  zu  Adoptierende  dem 
Adoptierenden  das  Leben  gerettet  hat. 

6.  Ein  Gesetz  vom  1.  Dezember  1900  (J.  off.  4.  Dezember) 
erlaubt  den  Frauen,  die  Licentiatinnen  des  Rechts  sind,  den  Ad- 
vokateneid zu  leisten  und  dies  Gewerbe  auszuüben. 

Dnrch  Urteil  vom  30.  November  1897,  welches  lebhafte  Kon- 
troversen hervorrief,  hatte  der  Appellhof  von  Paris  einer  Licentiatin  ver- 
weigert, sie  zum  Advokateneide  zuzulassen.  Das  neue  Gesetz  erlaubt 
dagegen,  den  vorgeschriebenen  Eid  zu  leisten  und  die  Advokatur 
auszuüben  unter  den  gewöhnlichen  Bedingungen,  allerdings  ohne  dass 
die  Advokatin  das  Richteramt  als  Suppleant  (in  Stellvertretung  des 
Richters)  ausüben  kann,  wie  dies  das  Gesetz  vom  22.  Ventose  dem 
Advokaten  gestattet, 

II.  Strafrecht. 

1.  Ein  Gesetz  vom  19.  April  1900  ändert  die  Art.  423, 
424,  439  und  532  des  Code  d'Instrnction  criminelle.  —  Früher  mussten 
alle  Berufungen  gegen  Urteile  und  Beschlüsse  im  Strafprozess  dem 
Justizministerium  vorgelegt  werden,  als  einem  Mittelgliede  zwischen 
den  Staatsanwaltschaften  und  dem  Kassationshofe.  Es  war  dies  eine 
blosse  Formalität,  denn  bei  der  Kürze  der  Frist  konnte  die  Kanzlei 
das  Verfahren  nicht  prüfen.  Das  neue  Gesetz  hebt  dies  auf  und  ge- 
stattet den  Staatsanwaltschaften  im  Falle  der  Berufung  direkt  die 
Sache  beim  Generalprocureur  am  Kassationshofe  anzubringen. 

2.  Ein  Gesetz  vom  11.  Juli  1900  modifiziert  das  Gesetz 
vom  5.  August  1899  über  die  Strafregister  und  die  Rehabilitation 
von  Rechts  wegen. 

Das  Gesetz  vom  5.  August  1899  regelte  die  Einrichtung  des 
Strafregisters;  das  neue  Gesetz  fügt  gewisse  Modifikationen  hinzu 
über  die  Löschung  der  Eintragungen  in  das  Strafregister  und  die 
Benachrichtigungen  an  die  Parteien. 

Das  Gesetz  von  1899  (Art.  8  No.  1)  Hess  aus  der  Liste  No.  3 
ein  Jahr  nach  Verbüssung  der  Strafe  die  einmalige  Verurteilung  zu 
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weniger  als  6  Tagen  Gefängnis  oder  25  Frs.  oder  zu  diesen  beiden 
Strafen  zusammen  verschwinden,  mit  Ausnahme  der  Strafen,  die  eine 
politische  oder  zivilrechtliche  Inkapazität  nach  sich  ziehen.  Tat- 
sächlich zieht  aber  jede  Verurteilung  zu  Gefängnis  die  Unfähigkeit, 
Geschworener  zu  sein,  nach  sich :  die  milde  Bestimmung  des  Gesetzes 
von  1899  war  also  ein  leeres  Wort.  Das  neue  Gesetz  beseitigt  die 
Ausnahme  betreffs  der  Strafen,  die  bürgerliche  oder  politische  In- 
kapazität  nach  sich  ziehen;  alle  Verurteilungen  zu  den  fraglichen 
Strafen  werden  von  Rechts  wegen  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist 
in  dem  Strafregister  gelöscht;  dagegen  ist  diese  Löschungsfrist  ver- 
längert, sie  ist  zweijährig,  anstatt  früher  einjährig. 

Gleichzeitig  ändert  das  Gesetz  von  1900  im  günstigen  Sinne 
für  den  Bestraften  den  Anfangspunkt  für  die  Frist  der  Löschung 
und  folglich  der  gesetzlichen  Rehabilitation  bei  Geldstrafen. 

Hl.  Verwaltungs-  und  Finanzgesetzgebung. 

1.  Im  Gesetze  vom  13.  April  1900,  welches  das  Budget  des 
Rechnungsjahres  von  1900  feststellt,  sind  besonders  die  Artikel  19 
bis  22  zu  beachten,  welche  der  Verwaltung  die  Revision  des  Katasters 
erleichtern;  sie  begünstigen  einerseits  die  Ausführung  der  Arbeiten, 
der  Vermessung  und  des  Nivellements  bei  nötigen  Katasteraufnahmen, 
und  sichern  andererseits  die  Erhaltung  der  Markzeichen  und  Signale, 
die  bei  diesen  Arbeiten  aufgestellt  werden.  Wir  heben  noch  den 
Art.  24  hervor,  welcher  die  Frist  für  die  Berufung  an  den  Conseil 
dEtat  von  3  Monaten  auf  2  Monate  verkürzt,  und  den  Art.  25^ 
welcher  einer  bestimmten  Anzahl  von  noch  nicht  besoldeten  stell- 
vertretenden Richtern  Gehalt  zubilligt. 

2.  Das  Gesetz  vom  7.  Juli  1900  (J.  off.  8.  Juli)  über  die 
Kolonialarmee  beruht  auf  zwei  Hauptprinzipien: 

a)  Unterstellung  der  Kolonialtruppen  unter  das  Kriegsministerium 
Früher  standen  dieselben  auf  Grund  alter  Tradition  unter  dem 
Marinerainisterium.  Als  1889  das  Unterstaatssekretariat  für 
Kolonieen  gegründet  wurde  und  1894  das  Kolonialministerium, 
wagte  man  nicht,  die  Kolonialarmee  dem  Marineministerinm  voll- 
ständig zu  nehmen,  und  begnügte  sich  damit,  dem  Kolonial- 
ministerium die  Organisation  des  Verwaltungsdienstes  bei  diesen 
Truppen  zu  übertragen.  Nach  lebhaften  Kontroversen  teilte 
das  Gesetz  von  1900  die  Kolonialarmee  dem  Kriegsministerinm 
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zu,  Hess  aber  dem  Kolonialministerium  einen  Teil  der  Militär- 
verwaltung; hier  liegt  ein  unangenehmes  Überbleibsel  vor  aus 
dem  alten  Zwiespalt,  dessen  Schädlichkeit  wir  schon  berührten, 
b)  Autonomie  der  Kolonialtruppen,  die  getrennt  sind  von  der 
Hauptarmee.  Zwei  Mittel  dienen  dazu,  diese  Autonomie  zu 
sichern.  Im  Kriegsministerium  ist  eine  besondere  Abteilung  für 
die  Kolonialarmee  errichtet;  ferner  sind  die  Kosten,  die  sie  ver- 
ursacht, Gegenstand  zweier  Sektionen,  die  getrennt  sind  vom 
Budget  des  Krieges  und  der  Kolonieen. 

An  der  Spitze  der  Kolonialtruppen  steht  ein  grosser  General- 
stab („6tat  major  general"),  zusammengesetzt  aus  Brigade-  und 
Divisionsgenerälen.  Französische  und  eingeborene  Elemente  sind 
vertreten,  von  europäischen  Avanzierten  unterstützt,  deren  Er- 
gänzung durch  ein  älteres  Gesetz  vom  30.  Juli  1893  geregelt  ist. 
Eine  gewisse  Zahl  von  Erlassen  und  Verwaltungsvorschriften 
sind  vorgesehen,  um  die  Ausübung  dieses  Gesetzes  zu  sichern  und 
seine  Anwendung  durchzusetzen  in  den  sehr  verschiedenen  Gegenden, 
wo  es  wirken  soll. 

3.  Das  Gesetz  vom  17.  Juli  1900  (J.  off.  19.  Juli)  regelt 
die  Bildung  einer  section  temporaire  für  Verwaltungsstreitsachen 
beim  Conseil  d'Etat,  deren  Einrichtung  jetzt  bestimmt  ist. 

Andererseits  dehnt  das  Gesetz  prinzipiell  die  den  Privatleuten 
günstige  Vorschrift  im  Art.  7  des  Dekrets  vom  2.  November  1864 
auf  alle  Fälle  aus,  wo  die  Verwaltungsbehörde  schweigt.  Das  Still- 
schweigen einer  Verwaltungsbehörde  während  4  Monate  steht  künftig 
einer  abweisenden  Entscheidung  gleich,  gegen  welche  die  Berufung 
an  dem  Conseil  d'Etat  zulässig  ist,  während  früher  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  der  Privatmann,  der  durch  das  Stillschweigen  der  Behörde 
litt,  in  Ermangelung  einer  positiven  Vorschrift  sein  Recht  nicht 
ausserhalb  der  Verwaltungsgerichte  geltend  machen  konnte. 

4.  Das  Gesetz  vom  27.  Juli  1900  (J.  off.  7.  August)  über 
die  tarifs  hypothecairs  umfasst  eine  ganze  Reihe  von  Bestimmungen, 
besonders  im  Gebiete  des  Hypothekenrechts,  auf  deren  Einzelheiten 
wir  nicht  eingehen  können.  Dieses  Gesetz  enthält  eine  wirkliche 
Entlastung  des  Grundeigentums,  indem  es  die  fiskalischen  Abgaben 
aufhebt,  welche  eigentlich  progressive  Steuern  sind. 

5.  Ein  Gesetz  vom  29.  Dezember  1900  (J.  off.  20.  Dezember) 
betrifft  die  Besteuerung  der  Getränke.    Dieses  Gesetz,  seit  langen 
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Jahren  beraten,  führte  schliesslich  zu  einem  Vergleich  zwischen  den 
Weinbauern  einerseits,  und  den  „Weinbrennerntt,  d.  h.  den  Bauern, 
welche  die  Weine  und  Obstweine,  die  sie  ausschliesslich  selber  ernten, 
auch  selbst  zu  Alkohol  verarbeiten. 

Es  führt  zu  beträchtlichen  Abänderungen  a)  für  das  fiskalische 
Regime  der  Weine  und  hygienischen  Getränke;  b)  für  das  fiskalische 
Regime  des  Alkohols;  c)  für  die  Lage  der  Weinbauern. 

a)  Die  Weine  und  hygienischen  Getränke  sind  entlastet.  Die  alte 
Schankstener  und  die  Eingangszeile,  die  taxe  unique  und  die 
taxe  rempla<;ante,  die  an  ihre  Stelle  treten  konnten,  sind  auf- 
gehoben; es  bleibt  nur  eine  Umsatzsteuer  (1  Frs.  pro  Hektoliter 

.  Wein). 

b)  Zum  Ersatz,  um  die  Lücke  zu  füllen,  die  durch  die  Entlastung 
der  hygienischen  Getränke  entstand,  wurde  die  Verbrauchssteuer 
bei  dem  Branntwein  etc.  auf  220  Frs.  pro  Hektoliter  (an  Stelle 
von  156  Frs.)  erhöht;  ausserdem  trifft  den  Alkohol  bei  seiner 
Einführung  in  die  Städte  eine  Einfuhrsteuer,  die  bis  zu  30  Frs. 
pro  Hektoliter  gehen  kann  in  Städten  mit  mehr  als  4000  Ein- 
wohner. Durch  diese  Massregeln  will  man  die  Trunksucht  be- 
kämpfen. 

c)  Gewisse  Sorten  Alkohol  sind  frei  von  der  Verbrauchssteuer: 
diejenigen,  welche  von  den  „Weinbrennern"  hergestellt  werden. 
Es  existiert  für  diese  ein  Privileg,  andere  nennen  es  ein  Recht, 
welches  das  neue  Gesetz  nicht  beseitigt  hat,  sondern  welches 
es  nur  regelt.  Die  Freiheit  von  der  Verbrauchssteuer  nutzt 
nur  gewissen  Weinbauern,  welche  ganz  kleine  Destillierapparate 
haben;  sie  setzt  den  Verbrauch  des  gewonnenen  Alkohols  an 
Ort  und  Stelle  voraus;  durch  die  Tatsache  des  Transports  der 
Flüssigkeit  unterwirft  sich  der  Weinbauer  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen: die  Ausnahme  existiert  tatsächlich  nur  für  den 
Alkohol,  der"  zum  Eigengebrauch  bestimmt  ist. 

6.  Das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1900  (J.  off.  1.  Januar  1901) 
ermächtigt  die  Stadt  Paris,  direkte  und  indirekte  Steuern  auf  die 
hygienischen  Getränke  zu  legen,  zum  Ersatz  für  die  Accise. 

Das  Gesetz  vom  29.  Dezember  1897  beschränkte  die  Verbrauchs- 
steuern welche  die  Gemeinden  früher  bei  Weinen  und  hygienischen  Ge- 
tränken hatten;  diese  Einnahmequellen  konnten  ersetzt  werden  durch 
Nachsteuern  auf  Alkohol  und  durch  verschiedene  direkte  Steuern.  Ge- 
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setze  von  1898  und  1899  hatten  die  Frist  verlängert,  die  den  Gemeinden 
für  diese  Umwandlung  gesetzt  war.  Das  Verschleudern  der  Weine 
im  Jahre  1900  beschleunigte  die  Reform  und  die  Steuern,  welche 
der  Magistrat  (Conseil  municipal)  von  Paris  vorschlug,  wurden  durch 
das  gegenwärtige  Gesetz  angenommen.  Die  meisten  der  fraglichen 
Steuern  betreifen  das  bebaute  Grundeigentum. 

IV.  Industrielle  und  landwirtschaftliche  Gesetzgebung. 

1.  Das  Gesetz  vom  30.  März  1900  (J.  off.  81.  März)  ändert 
das  Gesetz  vom  2.  November  1892  über  die  Arbeit  der  Kinder,  der 
minderjährigen  Mädchen  und  der  Frauen  in  den  Fabriken. 

Bei  den  früheren  Bestimmungen  tadelte  man  ihre  ausserordent- 
liche Kompliziertheit:  sie  setzten  10  Stunden  täglich  fest  für  Kinder 
unter  13  Jahren;  11  Stunden  für  Frauen  und  Knaben  von  13  bis 
18  Jahren;  12  Standen  für  Erwachsene.  Oft  fordert  aber  ein  und 
dieselbe  Arbeit  das  gleichzeitige  Zusammenwirken  dieser  verschiedenen 
Arbeiterklassen;  das  Gesetz  war  unanwendbar  und  die  Überwachung 
seitens  der  Fabrikinspektoren  tatsächlich  unausführbar.  —  Das  Gesetz 
von  1900  setzt  eine  einheitliche  Dauer  für  die  Arbeit  aller  fest: 
die  höchste  Arbeitszeit  für  alle,  auf  11  Stunden  bestimmt,  fällt 
mit  zwei  zu  zwei  Jahren  auf  lO1/.,  und  10  Stunden.  Das  Gesetz 
findet  auf  alle  Etablissements  Anwendung,  die  ein  gemischtes  Personal 
beschäftigen;  es  befasst  sich  nur  nicht  mit  denjenigen,  welche  allein 
Erwachsene  beschäftigen;  diese  bleiben  den  früheren  gesetzlichen 
Bestimmungen  unterworfen. 

2.  Das  Gesetz  vom  4.  Juli  1900  (J.  off.  9.  Juli),  betreffend 
die  Gründung  von  landwirtschaftlichen  Gesellschaften  oder  Ver- 
sichernngskassen  auf  Gegenseitigkeit  will  das  Prinzip  der  Gegen- 
seitigkeit in  der  Landwirtschaft  fordern  und  dieselbe  schützen  gegen 
die  verschiedenen  Unfälle,  deren  sie  ausgesetzt  ist:  Hagelschlag, 
Viehseuchen,  Baumkrankheiten  etc.  Das  Gesetz  erlaubt  —  was 
früher  verboten  war  —  die  Gründung  von  landwirtschaftlichen 
Gesellschaften  oder  Kassen  auf  Gegenseitigkeit,  ohne  dass  dieselben 
an  die  gewöhhnlichen  Verpflichtungen  gebunden  sind,  welche  Ver- 
sicherungsgesellschaften sonst  haben:  sie  können  sich  konstituieren 
einfach  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1884  über 
die  Berufsgenossenschaften  und  geniessen  gewisse  fiskalische  Ver- 
günstigungen. 
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3.  Das  Dekret  vom  17.  September  1900  (J.  off.  18.  Sep- 
tember) ordnet  die  Arbeitsräte  („conseils  du  travail").  Diese  sind 
wesentlich  beratende  Körperschaften,  deren  Rolle  sich  beschränkt  auf 
Erteilen  von  Ratschlägen,  Mitarbeiten  an  Untersuchungen,  Erstatten  von 
Berichten  an  die  Verwaltungsbehörden  über  die  Leitung  der  Arbeit. 
Der  interessanteste  Punkt  in  dieser  Organisation,  der  zu  lebhaften 
Diskussionen  und  sogar  zu  einem  Gesetz  Vorschlag  Berengebs  an  den 
Senat  Veranlassung  gab,  ist  das  Wahlsystem  für  diese  conseils. 

Sie  werden  bei  der  Abstimmung  zugleich  korporativ  und 
„plural"  gewählt:  korporativ,  insofern  als  Wähler  nur  die  Arbeiter 
oder  Arbeitgeber  der  Genossenschaft  sind,  mit  Ausschluss  aller 
nicht  zur  Genossenschaft  gehörigen  Arbeitern;  „plural",  insofern  als 
die  Zahl  der  Stimmen  einer  jeden  Genossenschaft  mit  der  Zahl 
ihrer  Mitglieder  sich  ändert  (1  Stimme  auf  25  Mitglieder  für  die 
Arbeiter-Genossenschaften;  1  Stimme  auf  10  Mitglieder  für  die 
Genossenschaften  der  Arbeitgeber). 

4.  Das  Gesetz  vom  29.  Dezember  1900  (J.  off.  31.  Dezember) 
trifft  Bestimmungen  über  die  Arbeit  der  Frauen  in  Magazinen, 
Läden  und  anderen  ähnlichen  Lokalen.  Es  schreibt  vor,  dass  in 
derartigen  Lokalen,  in  denen  die  Waren  dem  Publikum  durch 
weibliches  Personal  verkauft  oder  angeboten  werden,  in  jedem  Räume 
eine  Anzahl  Sitze  vorhanden  sein  müssen  entsprechend  der  Anzahl 
der  beschäftigten  Frauen,  bei  einer  Geldstrafe  für  die  zuwider- 
handelnden Eigentümer  etc.  Geschäfte. 

b)  1901. 
I.  Zivilprozess. 

Das  Gesetz  vom  10.  Juli  1901  (J.  off.  vom  12.  Juli)  ändert 
das  Gesetz  vom  21.  Januar  1891  über  die  Armenrechtsbewilligung. 
Es  dehnt  dies  Vorrecht  selbst  auf  juristische  Personen  aus,  wie  Ein- 
richtungen von  öffentlichem  Nutzen  oder  Privatgesellschaften  für 
Wohltätigkeit,  deren  Mittel  nicht  ausreichen  und  lässt  es  zu  vor  allen 
Zivil-  oder  Verwaltungsgerichten,  selbst  für  Akte  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (Art.  1). 

Ferner  findet  das  Armenrecht  von  Rechts  wegen  Ausdehnung 
anf  Akte  der  Zwangsvollstreckung  in  Sachen,  für  welche  es  gewährt 
war  (Art.  2). 
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II  Zivilrecht. 

Das  Gesetz  vom  29.  November  1901  (J.  off.  vom  30.  No- 
vember) verleiht  den  französischen  diplomatischen  nnd  Konsular- 
beamten im  Auslande  das  Recht,  die  Eheschliessung  zwischen  einem 
Franzosen  und  einer  Ausländerin  vorzunehmen. 

Indessen  nur  in  den  durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik 
(Art.  170  Code  civil  geändert)  bestimmten  Ländern. 

Durch  Dekret  vom  29.  Dezember  1901  (J.  off.  vom  4.  Januar 
1902)  sind  folgende  Länder  bestimmt:  Türkei,  Persien,  Egypten, 
Marokko,  Maskat,  Siam,  China  und  Korea. 

III.  Strafrecht. 

1.  Das  Gesetz  vom  2.  April  1901  (J.  off.  vom  4.  April) 
ändert  den  Art.  200  des  Code  de  justice  militaire. 

Dieses  Gesetz,  wie  einige  andere  noch  anzuführende,  bezweckt, 
das  Militärstrafgesetz  von  1857  an  den  Fortschritten  der  modernen 
Gesetzgebung  Teil  nehmen  zu  lassen. 

Unter  diesen  Fortschritten  ist  die  Anrechnung  der  Unter- 
suchungshaft auf  die  Daner  der  Strafe  zu  nennen,  wie  dies  durch 
Gesetz  von  1892  für  das  gewöhnliche  Strafrecht  ermöglicht  wurde. 
Schon  das  Gesetz  vom  9.  April  1898  hatte  diese  Reform  für  das 
Marinestrafrecht  übernommen.  Sie  ist  auf  das  Strafgesetz  für  die 
Landarmee  durch  das  Gesetz  vom  2.  April  1901  ausgedehnt. 

Das  Gesetz  bestimmt,  dass  die  Untersuchungshaft,  auf  welche 
eine  Verurteilung  zu  einer  Freiheitsstrafe  folgt,  voll  angerechnet 
werden  soll  auf  die  Strafe,  wenn  nicht  das  Gericht  durch  spezielle, 
motivierte  Anordnung  diese  Vergünstigung  ganz  oder  teilweise  aus- 
schliesst.  Was  die  Untersuchungshaft  zwischen  dem  Tage  des  Urteils 
und  dem  Moment,  wo  die  Strafe  zu  laufen  beginnt,  betrifft,  so  ist 
diese  in  folgenden  Fällen  immer  anzurechnen: 

a)  wenn  der  Verurteilte  kein  liechtsniittel  gegen  das  Urteil  einlegt, 

b)  weun  trotz  des  Rechtsmittels  die  Strafe  in  Kraft  bleibt. 

2.  Gesetz  vom  19.  Juli  1901  (J.  off.  vom  21.  Juli  1901). 
Wie  das  vorige,  hat  auch  dieses  Gesetz  den  Zweck,  den  Militär- 

und  Marinegerichten  zu  gestatten,  mildernde  Umstände  bei  den  rein 
militärischen  Delikten  anzunehmen,  für  welche  die  Militärstrafgesetze 
diese  nicht  vorsehen. 

Wenn  die  erkannte  Strafe  zu  den  im  Code  penal  des  gewöhn- 
lichen Kechts  aufgezählten  Strafen  gehört,  wird  der  Art.  463  des 
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Code  penal  angewandt.  Eine  reine  einfache  Anwendung  detf  ge- 
wöhnlichen Recht«. 

Im  Falle  der  Anwendung  rein  militärischer  Strafen  ist  die 
Milderung  der  Strafe  folgendermassen  bewirkt: 

Bei  der  Todesstrafe  ohne  Degradation  wendet  das  Kriegsgericht 
die  Strafe  der  travanx  publics  auf  5  bis  10  Jahre  an. 

Wenn  der  Verurteilte  Offizier  ist,  so  ist  die  Strafe  Absetzung 
und  5  Jahre  Geiängnis. 

Wenn  die  Strafe  in  Degradation  besteht,  wendet  das  Gericht 
Gefängnis  von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren  an  und  Absetzung,  wenn 
der  Verurteilte  Offizier  ist. 

Wenn  die  Strafe  in  Verurteilung  zu  travaux  publics  besteht, 
wendet  das  Gericht  Gefängnis  von  2  Monaten  bis  zu  5  Jahren  an. 
Im  Falle  einer  Gefängnisstrafe  kann  das  Gericht  auf  eine  Strafe  von 
1  Tage  herabgehen,  ohne  aber  Geldstrafe  substituieren  zu  dürfen. 

3.  Gesetz  vom  31.  Juli  1901  (J.  off.  vom  6.  September  1901). 
Aus  demselben  Prinzip  dehnt  dieses  Gesetz  die  mildernden 

Umstände  nach  Art.  463  der  Code  penal  auf  Delikte  in  der  Marine  aus. 

Auch  die  Möglichkeit  des  Strafaufschubs  unter  den  Bedingungen 
des  Gesetzes  vom  20.  März  1891  findet  hier  statt. 

4.  Dekret  vom  9.  Oktober  1901  (J.  off.  vom  24.  Oktober) 
über  die  den  zu  Zuchthausstrafe  Verurteilten  und  den  entlassenen 
Sträflingen  zu  gewährenden  Landanweisungen. 

Dieses  Dekret  ändert  das  Dekret  vom  18.  Januar  1898. 

Den  Deportierten  (zu  Zuchthausstrafe  Verurteilten  während 
des  Laufes  der  Strafe),  wenn  sie  der  1.  Klasse  angehören  und  eine 
genügende  Barschaft  haben,  und  den  entlassenen  Sträflingen  (die  zu 
mehr  als  8  Jahr  Zuchthaus  verurteilt  waren  und  nach  Verbüssung 
der  Strafe  in  der  Kolonie  bleiben  müssen)  kann  Land  angewiesen 
werden,  wenn  sie  bei  der  Depotkasse  oder  Sparkasse  der  Verwaltung 
ein  Garantiedepot  nicht  unter  hundert  Franks  hinterlegen  (Art.  1). 

Die  Anweisung  erfolgt  nach  persönlicher  Entscheidung  des 
Gouverneurs  der  Kolonie,  gegen  Zahlung  einer  jährlichen  dauernden 
Pacht  von  10  bis  20  Frs.  pro  Hektar  (Art,  2  bis  3). 

Die  Fläche  jeder  Anweisung  variiert  zwischen  3  bis  20  ha.  — 
AVenn  aber  eine  mit  dem  Deportierten  oder  Entlassenen  zusainnien- 
wohnende  Person  das  Alter  von  16  Jahren  erreicht,  wird  eine  er- 
gänzende Anweisung  gewährt  von  3  bis  10  ha  (Art.  8). 
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Will  der  Deportierte  oder  Entlassene  ein  Handwerk  betreiben, 
so  darf  die  Fläche  nur  10  bis  20  a  betragen  (Art.  9). 

Jedem  Konzessionierten  wird  eine  erste  Lieferung  von  zurück- 
zugebendem Ackergerät,  Bettzeug  und  Kleidungsstücken  gewährt, 
ebenso  wie  eine  Ration  von  Lebensmitteln  auf  6  Monate  (Art.  10  u.  11). 

Verwaltung  des  Bodens.  —  Die  Zuweisung  ist  zunächst  provi- 
sorisch, kann  aber  definitiv  werden. 

a)  Provisorische  Zuweisung.  Der  Konzessionierte  rauss  auf  dem 
angewiesenen  Lande  bleiben.  Er  darf  es  nicht  veräussern  und 
belasten,  auch  nicht  verpachten.  Er  muss  es  selbst  bearbeiten 
und  in  2  Jahren  ertragsfähig  machen  (Art.  14  und  15). 

Die  Verleihung  wird  von  Rechts  wegen  widerrufen  bei 
jedem  Delikt,  welches  Kriminalstrafen  nach  sich  zieht,  bei  Ent- 
weichung und  bei  Unterlassung  der  Zahlung  der  jährlichen  Pacht, 
6  Monate  nach  Fälligkeit, 

Sie  kann  zurückgenommen  werden  bei  Delikten,  welche 
Ordnungsstrafen  nach  sich  ziehen,  schlechter  Führung,  Ungehorsam, 
Unterlassung  der  Kultivierung  des  Landes  (Art.  16). 

Diese  Zurücknahme  erfolgt  durch  den  Gouverneur  der  Kolonie, 
ist  unwiderruflich  für  den  unmittelbar  in  die  Strafanstalt  zurück- 
kommenden Konzessionierten  während  der  Dauer  der  Strafe. 
Bei  Freigelassenen  wird  sie  erst  nach  3  Monaten  definitiv, 
während  welcher  sie  beim  Gouverneur  eine  Bittschrift  einreichen 
können,  damit  die  Massregel  zurückgenommen  wird  (Art.  18). 

Im  Falle  der  Entsetzung  oder  des  Todes  fällt  das  Land 
an  die  Strafanstalt  zurück.  Indessen  können  die  Frau  und  die 
Kinder  die  Verlängerung  der  Konzession  erhalten  (Art.  20). 

b)  Definitive  Konzessionen.  Das  Eigentum  wird  erst  nach  Ablauf 
einer  Frist  von  i)  Jahren  nach  dem  Tage  der  Konzessionsver- 
leihung definitiv.  Indessen  zählt  für  die  Verurteilten  während 
des  Laufes  der  Strafe  die  bis  zum  Ablauf  der  Frist  verflossene 
Zeit  nur  2  Jahre  (Art.  22). 

Der  definitiv  Konzessionierte  kann  die  Rente  durch  Zahlung 
des  Kapitals  ablösen;  er  hat  Anspruch  auf  Wiedererstattung  des 
Garantiedepots  (Art.  24  und  25). 

Es  wird  ein  Eigentumstitel  geschaffen,  der  eingetragen 
werden  muss  (Art.  20). 
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Wird  der  Zins  oder  das  Kapital  an  Stelle  des  Zinses  nicht 
gezahlt,  so  wird  der  Konzessionierte  entsetzt.  Die  Entsetzung 
wird  durch  den  Gouverneur  erkannt;  sie  ist  definitiv  im  Falle 
der  Nichtzahlung  seitens  des  Konzessionierten  oder  des  Dritten, 
der  ein  Recht  über  das  verliehene  Land  erworben  hat,  in  einer 
Frist  von  3  Monaten.  In  diesem  Falle  fällt  das  Land  an  die 
Strafanstalt  zurück,  frei  von  allen  Lasten,  mit  dem  Vorbehalte 
etwaiger  Verpachtung  auf  3  Jahre  (Art.  34  und  35). 

Das  Dekret  vom  9.  Oktober  regelt  endlich  die  Nachfolge 
in  das  konzessionierte  Land.  Wenn  der  Konzessionierte  gar 
keinen  Verwandten  in  der  Kolonie  zurücklässt,  so  fällt  das  Land 
an  die  Strafanstalt  zartick. 

Berufen  sind :  «)  Kinder  und  Deszendenten  mit  dem  Rechte 
des  Nießbrauchs  an  der  Hälfte  für  die  überlebenden  Ehegatten ; 
ß)  der  überlebende  Ehegatte  zu  vollem  Eigentum;  y)  Brüder 
und  Schwestern  und  deren  Deszendenten  (Art.  40  und  43),  falls 
diese  Personen  in  der  Kolonie  bleiben. 

5.  Das  Gesetz  vom  21.  November  1901  ändert  die  Strafen 
des  Kindesmordes  (J.  off.  vom  22.  November). 

Nach  der  älteren  Gesetzgebung  wurde  der  Kindesmord  mit 
dem  Tode  bestraft,  was  bei  Annahme  mildernder  Umstände  dem 
Schwurgericht  nicht  gestattete,  unter  9  Jahre  Zuchthaus  herunter- 
zngehen.    Daher  die  oft  skandalösen  Freisprechungen. 

Der  Gesetzgeber  hat  also  die  Art.  300  und  302  des  Code 
penal  geändert.  Der  Kindesmord  wird  bald  als  Todschlag,  bald  als 
Mord  aufgefasst  (Art.  300). 

Im  ersten  Falle  wird  die  Mutter  zu  Zuchthaus  auf  Zeit  verurteilt 
(bei  mildernden  Umständen  kann  man  bis  auf  2  Jahre  Gefängnis  herab- 
gehen), im  2.  Falle  zu  lebenslänglichem  Zuchthaus  (das  gestattet  auf 
5  Jahre  Zuchthaus  herabzugehen).  Diese  Strafmilderung  findet 
keine  Anwendung  auf  Mittäter  oder  Gehilfen  (Art.  302). 

6.  Gesetz  vom  5.  Dezember  1901  (J.  off.  vom  6.  Dezember). 
Dieses  Gesetz  verleiht  dem  Aufsichtsrecht  über  Kinder,  die 

nicht  bei  ihrem  Vater  oder  ihrer  Mutter  sind,  strafrechtlichen  Schutz. 

Im  Falle  der  Trennung  oder  Scheidung  kann  die  Obhut  über 
die  Kinder  einem  der  Eltern  oder  einem  dritten  übertragen  werden; 
auch  kann  dem  Vater  die  väterliche  Gewalt  aberkannt  werden  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1889. 
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Es  kommt  häutig  vor,  dass  derjenige  Teil  der  Eltern,  dem  das 
Kind  nicht  zugesprochen  ist,  es  denen  wegzunehmen  oder  zu  ent- 
führen sucht,  die  es  in  Obhut  haben.    Dieses  hat  das  Gesetz  vom 

5.  Dezember  1901  unter  Strafe  gestellt:  Gefängnis  von  1  Monat 
bis  zu  1  Jahr  und  Geldstrafe  von  16  bis  5000  Frs.  Wenn  dem 
Schuldigen  die  väterliche  Gewalt  aberkannt  war,  kann  die  Gefängnis- 
strafe auf  3  Jahre  erhöht  werden. 

So  ist  der  Art.  357  des  Code  penal  ergänzt  worden. 

IV.  Verwaltungsrecht. 

1.  Gesetz  vom  4.  Februar  11H)1  betreifend  die  Aufsicht 
der  Verwaltungsbehörden   über  Schenkungen  und  Legate  (J.  off. 

6.  Februar  1901). 

Dieses  Gesetz  ändert  den  §  5  des  Art,  46  des  Gesetzes  vom 
10.  August  1871  und  die  Art.  6K,  111  und  112  des  Gesetzes  vom 
5.  April  1884.  Es  bezweckt  Dezentralisation  besonders  auf  dem 
Gebiete  des  Kommunahvesens:  es  behalt  allerdings  die  Aufsicht  der 
Verwaltungsbehörden  bei,  aber  jedes  Institut  darf  provisorisch  oder 
dauernd  die  ihm  gemachten  Schenkungen  und  Legate  annehmen 
(Art.  7). 

2.  Das  Gesetz  vom  19.  April  1901  ändert  den  Art.  105 
des  Code  forestier  Uber  die  Holzberechtigung  und  hebt  die  alten 
Gebräuche  der  Holzteilung  auf,  soweit  sie  dem  neuen  Gesetze  wider- 
sprechen (J.  off.  21.  April  1901). 

3.  Das  Gesetz  vom  8.  Juli  (J.  off.  19.  Juli  1901)  garantiert 
ihre  Arbeit  und  ihre  Stellung  den  zu  einer  militärischen  Übung 
Einberufenen.  Dieses  Gesetz  bestimmt,  dass  der  Arbeitsvertrag  wegen 
einer  Einberufung  zu  einer  militärischen  Übung  in  der  Reserve  oder 
Landwehr  seitens  des  Arbeitgebers,  des  Angestellten  oder  des  Arbeiters 
nicht  aufgehoben  werden  darf  (Art.  1).  Wird  der  Kontrakt  aus 
einem  anderen  gesetzlich  zulässigen  Grunde  gekündigt,  so  bleibt  die 
Dauer  der  militärischen  Übung  ausgeschlossen  bei  der  Berechnung 
der  üblichen  Kündigungsfrist,  ausser  in  einem  seltenen  Ausnahmefall 
(Art.  2).  Der  Gesetzgeber  lässt  das  Prinzip  des  Schadensersatzes 
(Art.  17*0  1.  c.)  im  Falle  der  Verletzung  des  Gesetzes  zu  und  be- 
stimmt, dass  jede  widersprechende  Vereinbarung  von  Rechts  wegen 
nichtig  ist  (Art.  3  und  4). 

4.  Das  Gesetz  vom  1.  Juli  über  die  Vereine  charakterisiert 
ganz  besonders  die  gesetzgeberische  Tätigkeit  des  Jahres  1901  auf 
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dem  Gebiete  des  öffentlichen  and  des  Verwaltungsrechts.  Dieses 
Gesetz  über  den  „contrat  d'association"  setzt  gewisse  ältere  Be- 
stimmungen ausser  Kraft,  besonders  die  Art.  291,  292  und  293  des 
Code  penal  und  beschäftigt  sich  in  drei  Abteilungen  a)  mit  gewöhn- 
lichen Gesellschaften,  b)  mit  anerkannten  Gesellschaften  von  öffent- 
lichem Nutzen  und  mit  denjenigen,  welche  grösstenteils  aus  Fremden 
zusammengesetzt  sind,  ausländische  Verwaltungen  oder  ihren  Sitz 
im  Auslande  haben  und  welche  die  innere  oder  äussere  Sicherheit 
des  Staates  bedrohen  oder  die  normalen  Bedingungen  im  Handel 
mit  Wertpapieren  oder  Waren  stören  können;  c)  mit  religiösen 
Gesellschaften. 

a)  Die  Gesellschaft  unterliegt  den  allgemeinen  Bestimmungen  über 
Eontrakte  und  Obligationen  (Art.  1);  prinzipiell  kann  sich  jeder 
Personenverein  frei  bilden  (Art.  2),  aber  der  Gesetzgeber  (Art. 
3 — 9)  hat,  mit  Rücksicht  auf  die  Nichtigkeit  einer  zu  uner- 
laubtem Zwecke  gegründeten  Gesellschaft  geeignete  Massregeln 
getroffen,  um  jedem  Mitgliede  die  Möglichkeit  jederzeitigen  Aus- 
trittes zu  sichern,  um  den  Gesellschaften  zu  gestatten,  rechtliche 
Anerkennung  zu  erwerben,  und  um  schliesslich  festzustellen, 
in  welchen  Fällen  auf  Aufhebung  oder  Bestrafung  gegen  sie 
erkannt  werden  darf. 

b)  Die  Gesellschaften  können  als  öffentlich  nützliche  anerkannt 
werden  durch  Dekrete  in  Form  von  Erlassen  der  Verwaltungs- 
behörden (Art.  10).  Sie  dürfen  dann  alle  Akte  des  bürger- 
lichen Lebens,  die  in  ihren  Statuten  nicht  verboten  sind,  vor- 
nehmen, Schenkungen  oder  Legate  annehmen,  aber  nur  die- 
jenigen Immobilien  besitzen  oder  erwerben,  die  ihrem  Zwecke 
entsprechen  (Art.  11).  —  Ein  Dekret  des  Ministerrates  (Conseil 
des  Ministres)  kann  die  Aufhebung  von  Gesellschaften  aussprechen, 
die  zum  grösseren  Teile  aus  Fremden  bestehen,  die  ihre  Ver- 
waltung oder  ihren  Sitz  im  Auslande  haben,  in  den  obenerwähnten 
Fällen  und  nach  Artikel  12. 

c)  Die  religiösen  Gesellschaften  dürfen  sich  nicht  ohne  Genehmigung 
der  gesetzgebenden  Körperschaft  bilden;  die  bereits  erlaubten 
dürfen  eine  neue  Niederlassung  nur  auf  Grund  eines  Dekrets 
des  Conseil  d'  Etat  begründen.  Ein  Dekret  des  Conseil  des 
Ministres  spricht  die  Auflösung  einer  Gesellschaft  oder  die 
Schliessung  einer  Niederlassung  aus  (Art.  13).    Es  ist  nicht 
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erlaubt,  direkt  oder  durch  vorgeschobene  Personen  ein  Unter- 
richteinstitut irgend  welcher  Art  zu  gründen  oder  dort  Unter- 
richt zu  erteilen,  wenn  es  einer  nicht  erlaubten  religiösen  Ver- 
einigung gehört  (Art.  14).    Jede  Vereinigung  muss  einen  Etat 
ihrer  Einnahmen  und  Ausgaben  und  ein  jährliches  Inventar 
ihres  Vermögens  sowie  ein  Mitgliederverzeichnis  führen  und 
dies  alles  dem  Präsidenten  oder  seinem  Vertreter  einreichen, 
regelmässig  oder  auf  jeweiliges  Ersuchen  (Art.  15).  Alle  Ver- 
fugungen unter  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall,  entgeltlich 
oder  unentgeltlich,  sind  nichtig,  wenn  sie  bezwecken,  dass  die 
Gesellschaften   sich  den  Vorschriften  des  Gesetzes  entziehen 
(Art.  17).    Die  Liquidation  des  Vermögens  der  aufgelösten 
Gesellschaften  geschieht  vor  Gericht,  nach  den  in  Artikel  18 
festgesetzten  Bedingungen,  der  die  Rechte  der  einzelnen  Kongre- 
gationsmitglieder, der  Schenker  und  der  Verwaltung  wahrnimmt. 
—  Dieser  Artikel  ordnet  auch  das  Verfahren  bei  der  Liquidation. 
5.  Ein  Urteil  vom  1.  Juli  1901  (J.  off.  vom  2.  Juli)  und 
zwei  Dekrete,  das  eine  ein  Erlass  der  Verwaltung  über  die  Aus- 
führung des  Gesetzes,  das  zweite  in  derselben  Form,  eine  Bestätigung 
des  Artikels  18  (Liquidation  des  Vermögens  nicht  erlaubter  Gesell- 
schaften) vom  16.  August  (J.  off.  vom  16.  und  17.  August  1901), 
wenden  das  Gesetz  an  entsprechend  den  Bestimmungen  des  Art.  20. 
Schliesslich  ist  zu  bemerken,  dass  in  der  Spezialgesetzgebung  über 
die  Syndikate,  Handelsgesellschaften  und  Gesellschaften  zur  gegen- 
seitigen Unterstützung  nichts  geändert  ist. 

V.  Industrie. 

Das  Gesetz  vom  13.  März  1901  bestätigt  die  Konvention 
vom  17.  März  1900  zwischen  Frankreich  und  Ecuador  über  den 
gegenseitigen  Schutz  der  Fabrikationsmarken  und  des  Handels  (J. 
off.  14.  März  1901).  Das  Gesetz  vom  15.  März  (J.  off.  vom 
29.  März)  ändert  und  ergänzt  die  Art.  7  und  9  des  Gesetzes  vom 
8.  Juli  1890  über  die  Vertretung  und  Sicherheit  minderjähriger  Arbeiter. 

VI.  Steuergesetzgebung. 

1.  Das  Gesetz  vom  19.  Dezember  1900  (J.  off.  vom  20.  De- 
zember 1900)  schafft  ein  Spezialbudget  für  Algerien.  Algerien  hat 
zivilrechtliche  Persönlichkeit  (Art.  1),  wird  durch  einen  General- 
gouverneur  repräsentiert,  der  allerdings  keine  Anleihen  aufnehmen 
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nnd  Eisenbahnen  oder  andere  grosse  öffentliche  Arbeiten  konzessionieren 
darf,  ohne  Zustimmung  der  Finanzkommissionen  und  des  Conseil 
supe>ieur  durch  Gesetz  oder  bei  weniger  wichtigen  Arbeiten  durch 
Dekret.  Seit  1901  hat  Algerien  ein  Spezialbudget,  ausgearbeitet  von 
dem  Generalgouverneur,  beraten  von  der  Plenarversaromlnng  der 
Finanzkommissionen  und  dem  Conseil  superienr,  festgesetzt  durch 
Dekret  auf  Antrag  des  Ministers  des  Innern.  Die  Erhebung  der 
Steuern,  die  Erträge  und  Einnahmen  im  Budget  von  Algerien  werden 
jährlich  durch  die  Finanzgesetze  festgesetzt.  Der  Departements- 
Rentmeister  von  Algier  fuhrt  Rechnung  für  die  Kolonie  (Art.  2 — 15). 

2.  Das  Gesetz  vom  25.  Februar  1901  (J.  off.  vom  26.  Februar 
1901)  setzt  das  Generalbudget  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
für  1901  fest;  es  enthält  in  seinen  Artikeln  2  bis  22  eine  sehr 
wichtige  Neuerung  in  betreff  des  r6gime  fiscal  beim  unentgeltlichen 
Besitzwechsel,  besonders  bei  der  Erbfolge.  Die  Erbschaftssteuer  wird 
progressiv  (Art.  2);  für  Schenkungen  unter  Lebenden  sind  die  Ein- 
schreibegebühren geblieben;  sie  bleiben  proportional  (Art,  18).  Prin- 
zipiell lässt  man  bei  der  Liquidation  und  der  Zahlung  der  Erbschafts- 
steuer den  Abzug  der  Schulden  des  Erblassers  zu  (Art.  3),  mit 
Ausnahme  derjenigen  Schulden,  die  zweifelhafter  Art  sind,  z.  B.  die 
von  dem  Erblasser  zu  Gunsten  seiner  Erben  oder  vorgeschobener 
Personen  aufgenommen  wurden  (Art.  7),  oder  für  die  es  keinen  ge- 
nügenden Nachweis  gibt  (Art.  5).  Im  Falle  des  Niessbrauchs  bei 
Besitzwechsel  unter  liebenden  oder  von  Todes  wegen  wird  die  Steuer 
nur  einmal  bezahlt;  jede  Partei  bezahlt  einen  Teil,  der  nach  dem 
Alter  berechnet  wird.  Ist  der  Niessbraucher  noch  nicht  20  Jahre 
alt,  wird  der  Niessbrauch  mit  7  Zehntel  und  das  Eigentum  mit 
3  Zehntel  des  Gesamteigentums  berechnet  (Art.  13)  etc.  Das  sind 
die  wesentlichen  Bestimmungen  dieser  Reform,  die  seit  mehreren 
Jahren  auf  der  Tagesordnung  und  schon  Gegenstand  des  Gesetzes 
vom  22.  priraaire  an  VII  war. 

VH.  Volkswirtschaft. 

1.  Ein  Gesetz  vom  25.  Dezember  1900  (J.  off.  29.  De- 
zember 1900)  modifiziert  das  Gesetz  vom  31.  März  1899  über  die 
landwirtschaftlichen  Bezirks-Kreditkassen  auf  Gegenseitigkeit  (Art.  3 
§  1).  Der  Betrag  der  Vorschüsse  an  die  Bezirkskassen  darf  das 
Vierfache  des  Betrages  des  baren  Kapitals  nicht  übersteigen. 
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2.  Ein  Gesetz  vom  20.  Juli  1901  (J.  off.  27.  Juli  1901), 
welches  den  Art.  6  des  Gesetzes  vom  5.  November  1894  ändert,  be- 
zieht sich  auf  die  Gründung  von  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen- 
schaften. Dieses  Gesetz  bestimmt,  dass  die  mit  der  Verwaltung  der 
Genossenschaft  betrauten  Mitglieder  im  Falle  der  Verletzung  der 
Statuten  oder  der  Gesetzesbestimmungen  für  den  Schaden,  der  aus 
dieser  Verletzung  folgt,  persönlich  haften.  Falsche  Deklarationen 
werden  mit  ziemlich  harter  Geldstrafe  belegt  (16  bis  500  Frs.). 

c)  1902. 
I.  Zivilrecht. 

1.  Das  Gesetz  vom  11.  März  1902  (J.  0.  vom  14.  März 
p.  1902)  ergänzt  das  Gesetz  vom  19./24.  Juli  1793  über  das  künst- 
lerische und  literarische  Eigentum.  Es  dehnt  den  Schutz  dieses 
Gesetzes  auf  Werke  der  Skulptur  aus,  die  von  Architekten,  Bild- 
hauern und  Musterzeichnern  angefertigt  werden;  das  Gesetz  fügt 
vorsichtigerweise  hinzu,  dass  es  Anwendung  findet,  wie  auch  der 
künstlerische  Wert  und  die  Bestimmung  des  Werkes  beschaffen 
sein  mag. 

2.  Das  Gesetz  vom  25.  Juni  1902  (J.  0.  vom  4.  Juli  p.  47, 
33)  über  die  Erbpacht  behandelt  den  Titel  V  des  ersten  Buches  des 
code  rural.  Der  code  civil  kannte  die  Erbpacht  nicht  einmal  dem 
Namen  nach;  dieser  Vertrag  war  nur  in  der  Revolutionszeit  ge- 
regelt durch  Gesetze,  welche  die  dauernde  Erbpacht  verboten  hatten, 
ohne  sie  tatsächlich  zu  ändern.  Das  Recht  des  Erbpächters  bestand 
bekanntlich  als  Realrecht;  man  konnte  Hypotheken  aufnehmen. 
Unter  der  Herrschaft  des  code  civil  schloss  sich  die  Rechtsprechung 
—  bekämpft  von  einem  grossen  Teil  der  Doktrin  —  diesem  Stand- 
punkt an.  Das  neue  Gesetz  hat  den  Zweck,  diese  Unklarheiten  zu 
beseitigen  und  die  Wirkungen  des  Erbpachtvertrages  zu  regeln. 

Die  Erbpacht  gibt  dem  Pächter  das  Recht,  Hypotheken  auf- 
zunehmen; sie  kann  zediert  und  vererbt  werden.  Sie  hat  eine  Dauer 
von  mindestens  78  und  höchstens  99  Jahren  (Art.  1).  Man  muss 
prinzipiell  Vcräusserungstähigkeit  haben,  um  einen  derartigen 
Erbpacht -Vertrag  abschließen  zu  können  (Art.  2).  Der  Pächter 
zahlt  einen  Zins,  dessen  Ermässigung  er  nicht  verlangen  kann 
wegen  teilweisen  Unterganges  oder  wegen  Unfruchtbarkeit  des 
Bodens,  und  von  dem  er  sich  nicht  befreien  kann  durch  Verlassen 
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des  Grundstücks  (Art.  4  u.  6).  Bei  Nichtzahlung  des  Zinses  während 
zweier  aufeinanderfolgender  Jahre  kann  der  Verpächter  nach  ver- 
geblicher Mahnung  gerichtlich  die  Aufhebung  der  Erbpacht  ver- 
langen (Art.  5).  Der  Pächter  darf  keine  Veränderung  des  Bodens 
vornehmen,  die  ihn  entwertet,  und  kann  keine  Entschädigung  ver- 
langen für  Verbesserungen,  die  er  während  der  Pachtzeit  macht 
(Art.  7).  Er  zahlt  alle  Steuern  und  Abgaben  (Art  8).  Er  darf 
Servituten  zu  Gunsten  des  Grundstücks  erwerben  und  dasselbe  mit 
Servituten  belasten  für  die  Daner  der  Pacht,  mit  der  Verpflichtung, 
dem  Eigentümer  Anzeige  hiervon  zu  erstatten  (Art.  9).  Er  geniesst 
das  Recht  des  Zuwachses  (Art,  10).  Er  hat  allein  das  Recht,  zu 
fischen  und  zu  jagen,  und  übt  in  Bezug  auf  Bergwerke  und  Stein- 
brüche alle  Rechte  des  Usufruktuars  aus. 

II.  Prozess-  und  Gerichtsorganisation. 

1.  Gesetz  vom  2.  Januar  1902  (J.  0.  vom  5.  Januar  p.  18) 
über  die  Zuständigkeit  bei  Versicherungsgesellschaften.  Wenn  bis- 
her ein  Versicherter  eine  Versicherungsgesellschaft  belangen  wollte, 
mus8te  er  prinzipiell  an  das  Gericht  des  Wohnsitzes  der  Gesellschaft 
gehen.  Das  Gesetz  vom  2.  Januar  1902  erweitert  die  Zahl  der  zu- 
ständigen Gerichte:  zuständig  sind  1.  das  Gericht  des  Wohnsitzes 
des  Versicherten,  2.  das  Gericht,  wo  die  versicherten  Immobilien 
oder  Mobilien  sich  befinden,  wenn  es  sich  um  einen  Schadensersatz 
für  diese  handelt,  und  3.  das  Gericht,  wo  der  Unfall  sich  ereignete, 
wenn  eine  Versicherung  gegen  Unfälle  vorliegt.  Die  Bestimmungen 
über  Schiffsversicherungen  werden  nicht  berührt, 

2.  Gesetz  vom  12.  August  1902  (J.  0.  vom  16.  August 
p.  5581)  über  die  Organisation  des  Notariats.  Dieses  Gesetz  ändert 
verschiedene  Bestimmungen  des  grundlegenden  Gesetzes  über  das 
Notariat  von  25.  ventose  an  XI  und  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1843. 

a)  Die  Veränderungen  beziehen  sich  auf  die  Zuständigkeit  der 
Notare,  die  Zahl  der  Stellen  und  das  Verfahren,  das  einzu- 
schlagen ist,  um  deren  Verminderung  durchzuführen.  Aus 
diesen  Gesichtspunkten  bestimmt  das  neue  Gesetz,  dass  in 
jedem  Bezirk,  wo  nur  ein  Notar  vorhanden  ist,  die  Notare  der 
Nachbarbezirke  desselben  Berufungsgerichts  das  Recht  haben,  Testa- 
mente aufzunehmen,  sowie  Schenkungen  unter  Ehegatten  und 
Erbvergleiche  vorzunehmen.   Dasselbe  Recht  wird  dem  einzigen 
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Notar  eines  Bezirks  für  dieselben  Akte  in  den  Nachbarbezirken 
eingeräumt  (Art.  !♦).  Die  Mindestzahl  der  Notare  für  einen 
Bezirk  wird  auf  einen  herabgesetzt,  statt  zweier  nach  dem 
Gesetz  vom  ventöse  (Art.  3).  Die  Aufhebung  eines  Notariats 
kann  nur  bei  Tod,  Absetzung,  freiwilliger  Aufgabe  oder  infolge 
einer  Vereinbarung  zwischen  den  Interessenten  und  nach  Be- 
nachrichtigung der  Disziplinarkammer  und  des  Gerichts  erfolgen. 
Der  Inhaber  des  Notariats  oder  seine  Nachfolger  werden  dann 
entschädigt  von  seiten  der  Notare,  welche  durch  die  Aufhebung 
der  Stelle  gewinnen;  nach  den  Vorschlägen  der  chambre  des 
notaires  des  Bezirks,  wo  die  erledigte  Stelle  sich  befand,  erfolgt 
die  Reparation  seitens  des  Justizministers  (Art.  32). 

b)  An  zweiter  Stelle  betreffen  die  Veränderungen  die  Bedingungen 
für  die  Ernennung  zum  Notar:  man  muss  strengeren  An- 
forderungen in  Bezug  auf  die  Probezeit  genügen  und  ein  besonderes 
Examen  bestehen  (Art.  35).  Die  Probezeit  dauert  prinzipiell 
6  Jahre  und  4  Jahre  für  die  Lizentiaten  oder  diejenigen,  welche 
ein  Diplom  seitens  einer  staatlich  anerkannten  Ausbildungsanstalt 
für  Notare  aufweisen  können  (Art.  36).  Sie  ist  auf  ein  Jahr 
herabgesetzt  für  die  Gerichtsbeamten,  die  seit  2  Jahren  im  Dienste 
stehen,  die  Anwälte  und  Advokaten,  die  mindestens  2  Jahre 
lang  in  die  Listen  eingetragen  sind,  die  Registratoren,  Aktuare, 
Lizentiaten,  die  5  Jahre  praktisch  tätig  gewesen  sind  (Art.  37). 
Was  die  besonderen  Prüfungen  betrifft,  so  gibt  es  deren  zwei; 
die  eine,  um  in  die  Liste  des  „Iten  Clerk"  eingetragen  werden 
zu  können,  die  andere,  um  zum  Notar  ernannt  zu  werden 
(Art.  41—44). 

c)  Schliesslich  ändert  das  Gesetz  die  Formalitäten  bei  der  Vor- 
nahme der  Akte.  Nach  dem  Gesetz  vom  ventöse  mussten  diese 
Akte  in  Gegenwart  zweier  Notare  oder  eines  Notars  und  zweier 
Zeugen  vorgenommen  werden;  das  Gesetz  von  1902  beseitigt 
die  Zeugen  oder  den  2.  Notar  ausser  bei  Testamenten  und  den 
„actes  respectuenx",  sowie  bei  den  im  Artikel  2  des  Gesetzes 
vom  21.  Juni  1843  aufgeführten  Akten:  Schenkungen  unter 
Lebenden  oder  zwischen  Eheleuten,  die  nicht  in  einem  Ehe- 
kontrakt enthalten  sind,  Annahme  von  Schenkungen,  Zurücknahme 
eines  Testamentes  oder  einer  Schenkung,  Anerkennung  eines 
unehelichen  Kindes    oder  Vollmachtserteilung  zu  derartigen 
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Geschäften,  schliesslich  bei  Akten,  wo  Personen  in  Frage  kommen, 
die  nicht  unterzeichnen  können  (Art.  9). 

HI.  Handelsrecht. 

1.  Gesetz  vom  8.  Februar  1902  (J.  0.  vom  9.  Februar 
p.  877)  und  Dekrete'  vom  8.  Mai  1902  (J.  0.  vom  9.  Mai 
p.  3310—3312)  über  den  Verlust  von  Inhaberpapieren.  Dieses  Gesetz 
ändert  gewisse  Artikel  des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1872  und  lügt 
ihm  3  Artikel  hinzu,  Art.  17 — 19.  —  Im  Falle  des  Verlustes  oder 
Diebstahls  eines  Inhaberpapieres  erlaubte  das  Gesetz  von  1872  dem 
Eigentümer,  seine  Rechte  zu  wahren  und  den  Weiterverkauf  des 
Papiers  zu  verhüten  durch  einen  Einspruch  bei  dem  Syndikus  der 
Börsenmakler  in  Paris,  der  offiziell  die  Nummer  der  verlornen 
Papiere  bekannt  machte.  Um  die  Auszahlung  des  Kapitals  oder  der 
falligen  Coupons  zu  verhüten,  musste  der  Eigentümer  einen  zweiten 
Einspruch  erheben  bei  dem  Schuldner  des  Papiere  (Gesellschaft  oder 
Einzelperson).  Dieses  Prinzip  ist  beibehalten,  aber  während  nach 
dem  Gesetze  von  1872  diese  beiden  Einsprüche  voneinander  un- 
abhängig waren,  sind  sie  heute  verbunden  in  dem  Sinne,  dass  der 
Einspruch  bei  dem  Schuldner  erst  erhoben  werden  kann  nach  dem 
Einspruch  beim  Syndikus  der  Börsenmakler  (Art.  2). 

Man  vermeidet  so  an  der  Börse  den  Weiterverkauf  von 
Papieren,  die  nur  bei  dem  Schuldner  als  verloren  angezeigt  waren,  was 
Unzuträglichkeiten  herbeiführte,  da  ihr  Weiterverkauf  zu  Recht  be- 
stand und  der  Erwerber  des  Papiers  doch  weder  Kapital  noch  Zinsen 
und  Dividende  verwerten  konnte.  Beim  alleinigen  Verlust  von 
Coupons  verlangt  allerdings  der  neue  Artikel  2  nur  einen  Einspruch 
beim  Schuldner. 

Unter  den  alten  Bestimmungen  kann  der  Verlierende  Zinsen 
und  Kapital  verwerten,  wenn  seinem  Einspruch  nicht  widersprochen 
wird.  Das  neue  Gesetz  bestätigt  die  alte  Rechtsprechung  und 
betrachtet  als  genügenden  Widerspruch  nur  die  Behauptung  des 
Eigenturasrechtes  an  dem  Papier  (Art.  3). 

Um  die  Auszahlung  des  Kapitals  zu  erlangen,  mussten  die 
Zinsen  oder  die  Dividende  zweimal  gezahlt  sein.  Daraus  ergab  sich 
die  Unmöglichkeit,  das  Kapital  zu  erhalten,  wenn  das  Papier  keine 
Zinsen  gab  oder  wenn  sie  nicht  regelmässig  gezahlt  waren.  Das 
Gesetz  von  1902  (Art.  3)  gestattet  die  Auszahlung,  aber  erst  nach 
3  Jahren. 
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Das  Gesetz  von  1872  hatte  das  Verfahren  bei  der  eidlichen 
Bekräftigung  des  Einspruchs  nicht  festgestellt;  das  neue  Gesetz  füllt 
diese  empfindliche  Lücke  aus,  indem  es  dies  Verfahren  in  den 
Artikeln  17 — 19  regelt,  die  dem  Gesetze  von  1872  hinzugefügt  sind. 
Der  Inhaber  eines  Papieres,  das  fiir  verloren  erklärt  wird,  muss  den 
Verlierer  innerhalb  eines  Monats  zur  Verhandlung  über  die 
Revindikation  vorladen  vor  dem  Zivilgericht  des  derzeitigen  Inhabers 
des  Papiers.  Diese  Vorladung  soll  möglichst  genaue  Angaben  über 
den  Erwerb  des  Papiers  und  ferner  die  Aufforderung  an  den  Ver- 
lierer enthalten,  innerhalb  einer  Frist  von  mindestens  einem  Monat 
zur  Verhandlung  vor  dem  genannten  Gerichte  zu  erscheinen,  um  hier 
den  Eid  normieren  zu  lassen.  Der  Eid  wird  normiert,  wenn  der 
Verlierer  nicht  nachweist,  dass  er  eine  Klage  auf  Revindikation 
angestellt  hat,  wenn  —  selbst  in  dem  Falle,  wo  er  sie  angestellt 
hat  —  der  Besitzer  nicht  nachweist,  dass  er  Eigentümer  des  zurück- 
geforderten Papiers  ist  seit  längerer  Zeit  als  der  Veröffentlichung 
des  Einspruchs,  und  wenn  der  Verlierer  nicht  die  etwaige  Differenz 
nach  Art.  2280  des  code  civil  zu  zahlen  sich  erbietet.  Der  Richter 
kann  den  Eid  normieren,  selbst  abgesehen  von  jedem  Nachweis  des 
Eigentums  auf  Seiten  des  Besitzers,  wenn  der  Verlierer  zum  Beweise 
seiner  Forderung  keine  Tatsachen  anführen  kann,  um  seinen  Anspruch 
glaubhaft  zu  begründen. 

Dank  dieser  Massregeln:  Zusammenhang  zwischen  den  beiden 
Einsprüchen  und  Regelung  des  Verfahrens  bei  der  eidlichen  Be- 
kräftigung, sorgt  der  Gesetzgeber  besser  als  das  Gesetz  von  1872 
für  die  Interessen  des  Inhabers  des  Papiers,  ohne  die  Interessen  des 
Eigentümers  zu  verletzen. 

Das  neue  Gesetz  ändert  noch  in  anderer  Hinsicht  das  Gesetz 
von  1872:  Der  Eigentümer  eines  gestohlenen  oder  verlorenen  Papieres 
will  nicht  nur  Zinsen  und  Kapital  erhalten,  sondern  er  will  auch 
sein  Papier  verkaufen  können.  Um  dies  zu  können,  erhält  er  ein 
Duplikat.  Das  alte  Gesetz  gewährte  ihm  dieses  nach  Ablauf  von 
10  Jahren  ohne  Widerspruch  und  unter  der  Bedingung,  dass  während 
10  Jahren  die  Nummer  des  Papiers  im  „Bulletin  official  des  oppo- 
sitions"  veröffentlicht  wurde.  Das  neue  Gesetz  dehnt  die  Veröffent- 
lichung auf  alle  Jahre  aus,  wo  es  Coupons  einzulösen  gibt  (Art.  15). 

2.  Gesetz  vom  9.  Juli  1902  (J.  O.  vom  11.  Juli  p.  4846) 
über  die  Prioritäts-  und  Einlageaktien.    Dieses  Gesetz  erkennt  aus- 
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drucklich  die  Möglichkeit  für  Aktiengesellschaften  an,  Vorzugsaktien 
auszugeben  trotz  der  entgegengesetzten  Bestimmungen  der  Statuten. 
Wenn  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  eine  Änderung  der 
Rechte  der  Aktionäre  beschliesst,  muss  eine  besondere  Versammlung 
der  betroffenen  Aktionäre  berufen  werden,  um  über  die  Änderung 
zu  entscheiden  (Art.  1,  der  den  Art.  34  des  Code  de  commerce  ab- 
ändert). Der  Art.  2  des  neuen  Gesetzes  bestimmt  in  Abänderung 
des  Art.  3.  des  Gesetzes  vom  26.  Juli  1867,  dass  die  Unmöglichkeit, 
die  Einlageaktien  vor  2  Jahren  seit  der  definitiven  Gründung  der 
Gesellschaft  zu  verkaufen,  nicht  besteht  im  Falle  der  Fusion  zweier 
Aktiengesellschaften,  die  länger  als  2  Jahre  existieren,  sei  es.  dass 
beide  Gesellschaften  in  eine  von  ihnen  aufgehen,  sei  es  bei  Gründung 
einer  neuen  Aktiengesellschaft,  welche  beide  vereint. 

IV.  Strafrecht. 

1.  Gesetz  vom  23.  Dezember  1001  (J.  0.  vom  25.  De- 
zember p.  8033)  über  die  Verhütung  von  Betrug  bei  Prüfungen  und 
Preisbewerbungen.  Dieser  Betrug  wird  mit  Gefängnis  von  1  Monat 
bis  zu  3  Jahren  und  mit  Geldstrafe  von  100  bis  10000  Frs.  oder 
mit  einer  von  diesen  beiden  Strafen  bestraft;  der  Art.  463  des  code 
penal  über  die  Anwendung  mildernder  Umstände  findet  Anwendung. 

2.  Dekret  vom  22.  März  1902  (J.  0.  vom  31.  März  p.  2373), 
ergänzt  durch  Dekret  vom  28.  Mai  1902  (J.  O.  vom  30.  Mai  p.  3709), 
über  die  Organisation  von  Eingeborenen -Gerichtshöfen  in  Algier. 
Diese  Dekrete  führen  Gerichtshöfe  von  Eingeborenen  ein,  um  über 
alle  Delikte  der  Eingeborenen  zu  erkennen.  Die  Gerichte  werden 
in  den  Hauptorten  errichtet  (Art.  1). 

Jedes  Gericht  ist  zusammengesetzt  aus  dem  Friedensrichter 
oder  seinem  Vertreter  als  Vorsitzenden  und  zwei  Richtern,  von  denen 
der  eine  aus  den  französischen,  der  andere  aus  den  einheimischen 
Beamten  oder  „Notabein"  gewählt  wird;  sie  werden  am  Beginn  jedes 
Jahres  durch  den  General-Gouverneur  ernannt  (Art,  2  u.  3). 

Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  kann  ein  französischer  Ver- 
waltungs-  oder  sonstiger  Beamter  oder  „Notabler"  sein.  Dieser 
Staatsanwaltschaftsvertreter  soll  die  Beweise  des  Delikts  sammeln 
mit  der  Befugnis  eines  Untersuchungsrichters  (Art.  4  u.  5). 

Die  Zeugen  können  mündlich  durch  jeden  Polizeibeamten  oder 
Angestellten  geladen  werden,  ebenso  der  Beschuldigte  (Art.  6  u.  7). 
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Das  Verfahren  ist  dasselbe,  wie  das  im  Gesetz  vom  20.  Mai  1863 
für  die  Vergehen  auf  frischer  Tat  vorgesehene  (Art.  8).  Der  Ge- 
richtshof kann  dem  Angeklagten  gestatten,  sich  dnrch  einen  Ver- 
wandten oder  ein  Mitglied  seines  Stammes  Beistand  gewähren  zu  lassen 
(Art.  10).  Der  Verurteilte  hat  das  Recht  der  Berufung  bei  einer 
Verurteilung  zu  mehr  als  6  Monaten  Gefängnis  oder  mehr  als  500  Frs. 
Geldstrafe  (Art.  11).  Die  Berufung  muss  bei  dem  Tribunal  correctionel 
des  Bezirkes  eingelegt  werden  (Art,  12).  Die  Berufung  gegen  ein 
Kontumazialurteil  ist  nur  zulässig,  wenn  der  Verurteilte  keine 
Kenntnis  von  der  Vorladung  hatte  oder  am  Erscheinen  durch  höhere 
Gewalt  verhindert  war  (Art.  3  Dekret  vom  28.  Mai  1902).  Diese 
Dekrete  sollen  die  Sicherheit  der  Einwohner  Algeriens  wahren. 
Man  bestritt  ihre  Gesetzlichkeit,  aber  der  Kassationshof  erkannte 
sie  an  (Urteile  vom  28.  August  und  4.  September  1902). 

3.  Gesetz  vom  30.  März  1902  (J.  0.  vom  31.  März  p.  2369) 
zur  Verhütung  von  Betrug  bei  Wahlen.  Nach  diesem  Gesetz  wird 
jeder,  der  bei  einer  Verwaltungs-  oder  Kommunalbehörde,  oder  in 
einem  Bureau  für  Zählung  oder  Abstimmung,  oder  auf  dem  Bürger- 
meisteramt, einer  Präfektur  oder  Unterpräfektur  vor,  während 
oder  nach  einer  Wahl  unter  absichtlicher  Nichtbeachtung  des  Ge- 
setzes oder  gesetzlicher  Anordnungen  oder  sonst  das  Resultat  der 
Wahl  ändert  oder  zu  ändern  versucht,  mit  Gefängnis  von  6  Tagen 
bis  2  Monaten  und  mit  Geldstrafe  von  50  bis  500  Frs.  bestraft.  Es 
kann  gerichtsseitig  auf  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
auf  die  Dauer  von  2  Jahren  erkannt  werden.  Ist  der  Schuldige 
öffentlicher  Beamter,  so  wird  die  Strafe  verdoppelt.  Der  Art.  463 
Code  penal  über  die  Anwendung  mildernder  Umstände  findet  An- 
wendung. 

V.  Verwaltungsrecht. 

1.  Dekret  vom  16.  Januar  1902  (J.  0.  vom  17.  Januar 
p.  276)  über  das  Finanzwesen  von  Algier.  Ausser  vielen  Einzel- 
bestimmnngen  interessiert  uns  besonders  das  Budget  der  Kolonie:  Fest- 
setzung der  Einnahmen  und  Ausgaben,  der  Höhe  des  Kredits,  Mass- 
regeln für  Rechnungslegung,  Beitreibung  der  Steuern,  Organisation 
einer  Kontrolle  in  der  Verwaltung  und  Justiz,  sowie  im  Finanz 
wesen  etc.  — 

Das  Dekret  lässt  dann  eine  Reihe  von  Verfügungen  folgen, 
die  seit  1898  eine  Politik  der  Dezentralisation  in  Bezug  auf  Algier 
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erkennen  lassen:  Vermehrung  der  Machtbefugnisse  des  General- 
gouvernenrs  (Dekrete  vom  22.  Februar  1898,  vom  23.  August  1898 
und  vom  27.  Juni  1901),  Zusicherung  einer  wirklichen  Vertretung 
(Dekrete  vom  23.  August  1898  und  vom  4.  Januar  1900),  Bildung 
von  Eingeborenen-Gerichten  (Gesetz  vom  29.  März  1902),  Verleihung 
finanzieller  Selbständigkeit  und  eines  eigenen  Budgets  (Gesetz  vom 
19.  Dezember  1900). 

2.  Gesetz  vom  20.  Januar  1902  (J.  0.  vom  22.  Januar 
p.  381).  Dieses  Gesetz  ändert  den  Art.  10  des  Gesetzes  vom  25.  April 
1829  über  die  Flussfischerei.  Nach  den  Bestimmungen  dieses  Artikels 
wurde  die  Fischerei  in  den  Flüssen  in  Submission  gegeben.  Um  die 
Fischereigesellschaften  zu  begünstigen,  die  so  zahlreich  und  so  nützlich 
für  die  Erhaltung  der  Fische  in  den  Flüssen  sind,  gestattet  das  Ge- 
setz vom  20.  Januar  1902,  von  diesem  Prinzipe  zu  GunBten  dieser 
Gesellschaften  abzugehen,  und  weist  auf  ein  demnächstiges  Reglement 
über  die  näheren  Bedingungen  hin.  Dieses  Reglement  erschien  am 
17.  Februar  1903  (J.  0.  vom  3.  März  1903  p.  1332). 

3.  Das  Gesetz  vom  27.  Januar  1902  (J.  0.  vom  29.  Januar 
p.  597)  ändert  den  Art.  16  des  Gesetzes  vom  29.  Juli  1881  über 
die  Presse  in  Bezug  auf  die  öffentlichen  Plakate.  Es  gestattet  den 
Bürgermeistern,  resp.  Präfekten,  selbst  zur  Wahlzeit  Anschläge  an 
Gebäuden  und  Monumenten  von  künstlerischem  Charakter  zu  ver- 
bieten; Zuwiderhandlungen  werden  mit  5 — 15  Frs.  Geldstrafe  belegt. 
Dieses  Gesetz  ist  nur  ein  einzelner  Teil  eines  wahren  Kreuzzuges 

.  gegen  den  Missbrauch  des  modernen  Plakat-Unwesens,  das  nichts 
respektiert.  Ein  noch  weitergehender  Entwurf  wurde  vom  Senat 
als  gefährlich  für  die  Freiheit  der  Presse  verworfen.  Im  Finanz- 
gesetz vom  30.  März  1902  werden  wir  noch  einer  anderen  Be- 
schränkung der  Wahlanschläge  begegnen. 

4.  Gesetz  vom  3.  Februar  1902  (J.  0.  vom  5.  Februar 
p.  799)  über  die  „soctetes  de  prevoyanceu  auf  Teilung  und  mit 
unbegrenzter  Dauer.  Dieses  Gesetz  bestimmt  die  Voraussetzungen, 
unter  denen  diese  Gesellschaften  die  Rechtsfähigkeit  haben,  welche 
das  Gesetz  vom  1.  Juli  1901  den  staatlich  anerkannten  Gesell- 
schaften gewährt.  Sie  können  vor  Gericht  auftreten,  gegen  Entgelt 
erwerben  und  besitzen  in  den  durch  Artikel  6  des  genannten  Ge- 
setzes bestimmten  Grenzen  unter  der  Bedingung,  dass  sie  die  durch 
den  Artikel  5  des  Vereinsgesetzes  festgesetzten  Erklärungen  inner- 
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halb  eines  Monats  nach  Verkündung  des  jetzigen  Gesetzes  ab- 
geben (Art.  1). 

Der  Artikel  2  bestimmt,  dass  während  der  10  ^ersten  Jahre 
kein  Gesellschafter  anf  seinen  jährlichen  Anteil  eine  grössere  Summe 
erhalten  kann,  als  das  ein-  und  einhalbfache  des  von  ihm  gezahlten 
ersten  Einlagekapitals. 

Der  Artikel  3  erklärt  die  lebenslänglichen  Renten  für  unpfändbar 
und  unabtretbar;  er  stellt  also  diese  Gesellschaften  auf  denselben 
Fuss,  wie  die  rSocietes  de  seconrs  mutuels",  die  durch  Gesetz  vom 
1.  April  1898  geregelt  sind. 

Schliesslich  setzt  der  Artikel  3  die  Bestimmungen  über  die 
Revision  der  Statuten  fest,  die  immer  möglich  ist,  wenn  sie  zu 
mindestens  zwei  Dritteln  der  gegenwärtigen  Mitglieder  und  einem 
Viertel  der  eingetragenen  Gesellschafter  beschlossen  wird. 

5.  Gesetz  vom  15.  Februar  1902  (J.  0.  vom  19.  Februar 
p.  1174)  über  die  öffentliche  Gesundheitspflege.  Dieses  wichtige 
Gesetz,  welches  die  bisherigen  verschiedenartigen  Bestimmungen 
ersetzt  und  ergänzt  (besonders  das  Gesetz  vom  13.  April  1850), 
berührt  nicht  die  Sanitätspolizei  an  den  Grenzen  (Gesetz  vom  3.  März 
1822  mit  späteren  Ergänzungen),  die  Bestimmungen  über  die  Werk- 
stätten und  Fabriken  (Dekrete  vom  15.  Oktober  1810  und  31.  Oktober 
1866)  und  auch  nicht  das  Sanitätswesen  auf  dem  Lande  (Gesetz  vom 
21.  Juni  1898).  Dieses  Gesetz  tritt  erst  ein  Jahr  nach  seiner  Ver- 
öffentlichung in  Kraft  (19.  Februar  1903)  nach  Art.  34. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  15.  Februar  1902  lassen 
sich  unter  4  Gesichtspunkte  gruppieren:  1.  Aufgaben  der  Regierung 
inbetreff  der  öffentlichen  Gesundheitspflege;   2.  Rechte  und  Ver- 
pflichtungen infolge  dieses  Gesetzes;  3.  Organisation  und  Verwaltung: 
4.  Kosten  und  Vollziehung  der  Bestimmungen. 
1.  Aufgaben  der  Regierung.    Das  neue  Gesetz  schafft  zwei  Arten 
von  Verordnungen:  kommunale  Erlasse  und  Erlasse  des  Chef 
de  l'Etat. 

a)  Kommunale  Erlasse.  Jeder  Bürgermeister  muss  für  seine 
Gemeinde  ein  Reglement  entwerfen  über  a)  Vorsichtsmass- 
regeln gegen  ansteckende  Krankheiten,  die  verzeichnet  sind 
in  einem  Dekrete,  welches  vom  Ministerium  des  Innern  nach 
einem  Gutachten  der  Akademie  de  Medeeine  und  des  Comite 
consultatif  d'Hygiene  de  France  erlassen  ist  (Massregeln  über 
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Desinfektion,  Vernichtang  verseuchter  Gegenstände  etc.);  #)die 
erforderlichen  Vorschriften  zur  Sicherung  der  Sauberkeit  in 
den  Höfen,  auf  den  Privatwegen,  in  Mietswohnungen  etc.  (be- 
sonders die  Versorgung  mit  Trinkwasser  und  die  Abfuhr 
der  Exkremente).    Art.  1. 

Wenn  der  Bürgermeister  in  dem  auf  die  Veröffent- 
lichung des  Gesetzes  folgenden  Jahre  diese  Verfügungen 
nicht  getroffen  hat,  muss  der  Präfekt  an  seiner  Stelle  für 
die  Gemeinde  ein  Reglement  erlassen  nach  Anhörung  des 
conseil  departeniental.  Der  Erlass  des  Bürgermeisters  wird 
im  conseil  municipal  beraten,  eine  ziemlich  seltene  Formalität 
in  unserem  Verwaltungsrecht,  und  vom  Präfekten  bestätigt 
nach  Begutachtung  des  conseil  departemental  d'hygiene. 
(Art.  2.) 

Wenn  diese  einmal  gegebenen  Verordnungen  ruhen,  so 
kann  sie  nur  im  Falle  dringender  Gefahr,  die  durch  Ver- 
fügung des  Bürgermeisters  resp.  Präfekten  zu  konstatieren 
ist,  ein  Erlass  des  Präfekten  für  die  nötige  Zeit  wieder 
ins  Leben  rufen  (Art.  3),  eine  sehr  gute  Bestimmung,  da 
bei  gewöhnlichen  Verhältnissen  die  Ausführung  der  Des- 
infektiousmassregeln  etc.  nur  lästig  für  die  Einwohner 
sein  würde. 

b)  Erlasse  des  Chef  de  l'Etat.  Wenn  eine  Epidemie  einen 
ganzen  Teil  des  Gebietes  bedroht  und  die  lokalen  Vor- 
kehrungen sich  als  ungenügend  erweisen,  erlässt  der  Chef 
de  l'Etat  nach  gutachtlicher  Äusserung  des  Comite  consultatif 
d'IIygiene  publique  de  France  ein  Dekret  über  die  not- 
wendigen Massregeln  gegen  die  Ausbreitung  der  Krank- 
heit. Die  Kosten  fallen  dem  Staate  zur  Last.  Diese  Dekrete 
treten  24  Stunden  nach  ihrer  Veröffentlichung  in  Kraft 
(Art,  8). 

2.  Rechte  und  Verpflichtungen  aus  dem  neuen  Gesetze. 

a)  Für  das  Publikum:  Die  Impfung  gegen  Pocken  ist  obliga- 
torisch für  3  Lebensjahre:  das  erste,  elfte  und  21.  Jahr 
(Art.  6).  Die  Desinfektion  ist  vorgeschrieben  bei  allen 
Krankheiten,  die  der  Artikel  4  vorsieht  (d.  h.  die  durch 
Dekret  bekannt  gemacht  sind).  Diese  Massregeln  werden 
in  Städten  von  200(10  Einwohnern  und  darunter  von  den 
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Kommunalbeamten,  in  den  anderen  von  den  Beamten  der 
Sanitätsbehörden  durchgeführt  (Art.  7).  Schliesslich  sind  in 
allen  Fällen  der  im  Artikel  4  vorgesehenen  Krankheiten 
die  Ärzte,  Medizinalbeamten  und  Hebammen  verpflichtet, 
Anzeige  bei  der  Behörde  zu  erstatten  (Art.  5). 

b)  Für  die  Hauseigentümer:  In  den  Städten  von  20000  Ein- 
wohnern und  darunter  darf  kein  Hans  gebaut  werden  ohne 
Banerlaubnis  des  Bürgermeisters,  der  bescheinigt,  dass  der 
vorgelegte  Bauplan  den  sanitären  Vorschriften  entspricht 
(Art.  11).  Ist  ein  Haus  ungesund,  so  fordert  der  Bürger- 
meister resp.  Präfekt  ein  Gutachten  der  Gesundheitskommission 
ein  über  die  nötigen  Massregeln  nach  Anhörung  der  Par- 
teien. Dieses  Gutachten  wird  exekutorisch  durch  Verfügung 
des  Bürgermeisters,  die  vom  Präfekt  bestätigt  ist  (Art.  17). 
Der  Artikel  13  gestattet  dem  Eigentümer  die  Berufung  bei 
dem  conseil  de  prefecture,  und  der  Artikel  14  trifft  Be- 
stimmungen über  die  Verfügung  des  Bürgermeisters  (Geld- 
strafe und  zwangsweise  Ausführung  der  nötigen  Massregeln). 

c)  Für  die  Gemeinden:  Wenn  während  drei  aufeinanderfolgender 
Jahre  in  einer  Gemeinde  die  Zahl  der  Todesfälle  die  Zahl 
der  durchschnittlichen  Todesfälle  in  Frankreich  übersteigt, 
so  veranlasst  der  Präfekt  eine  Untersuchung  seitens  des 
conseil  departemental  d'H}Fgiene.  Beschliesst  dieser  Mass- 
regeln zur  Hebung  der  Gesundheit,  so  wird  der  Bürger- 
meister angehalten,  seinen  Bericht  einzureichen;  dann  erfolgt 
ein  Verfahren  mit  schliesslichem  Dekret  des  Conseil  d'Etat, 
wodurch  die  nötigen  Arbeiten  angeordnet  werden;  die  Kosten 
können  der  Gemeinde  aber  nur  durch  ein  Gesetz  auferlegt 
werden  (Art.  9).  Der  Artikel  10  erleichtert  den  Städten 
die  Möglichkeit,  die  für  die  Wasserleitung  nötigen  Quellen 
zu  erhalten:  sie  dürfen  expropriieren  und  haben  Schutzvor- 
richtungen gegen  Verunreinigung.  Schliesslich  gestattet 
der  Art.  18  den  Gemeinden,  einen  Stadtteil  zu  expropriieren, 
mit  der  Erlaubnis  des  Wiederverkaufs  nach  Ausführung  der 
nötigen  Arbeiten. 

3.  Verwaltung.  Der  sanitäre  Verwaltungsdienst,  seit  1889  dem 
Minister  des  Inneren  unterstellt,  wird  ausgeübt  von  einem  Comite 
consultatif  d'Hygiene  de  France,  das  aus  45  Mitgliedern  besteht 
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(Art.  25).  In  jedem  Departement  besteht  ein  conseil  departemental 
d'Hygiene  von  10  bis  15  Mitgliedern  unter  dem  Vorsitz  des 
Präfekten,  der  nötigenfalls  einen  Aufsichtsdienst  einrichten  kann. 
Ihm  untersteht  eine  Commission  sanitaire  von  5  bis  7  Mit- 
gliedern, die  ihre  Tätigkeit  in  mehreren  Gemeinden  ausübt 
unter  dem  Vorsitz  des  Präfekten.  Schliesslich  führt  der 
Artikel  19  in  den  Städten  von  20000  Einwohnern  und  darunter, 
sowie  in  den  Gemeinden  von  wenigstens  2000  Einwohnern,  die 
eine  Badeanstalt  besitzen,  einen  kommunalen  Aufsichtsdienst 
unter  Leitung  des  Bürgermeisters  ein  zur  Durchführung  der 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes;  dieser  Verwaltungs- 
zweig führt  den  Namen  „bureau  d'Hygiene". 
4.  Kosten  und  Vollziehung  der  Bestimmungen.  Die  Durchführung 
des  Gesetzes  vom  15.  Februar  1902  wird  zur  Quelle  ver- 
schiedener Umkosten  —  besouders  die  An  wendung der  Desinfektions- 
massregeln und  die  Vernichtung  verseuchter  Gegenstände  — , 
die  dem  Publikum  und  den  Gemeinden  nicht  allein  zur  Last 
fallen  können.  Der  Artikel  26  bestimmt  eine  Beitragspflicht 
des  Staates,  des  Departements  und  der  Gemeinden  nach  den 
Grundsätzen,  welche  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1898  über  die 
unentgeltliche  Hilfeleistung  der  Ärzte  aufstellt,  nach  dem  Mass- 
stabe eines  Zuschusses  im  entgegengesetzten  Verhältnis  zur 
Steuer,  d.  h.  je  höhere  Kommunalsteuern  in  einer  Gemeinde 
bezahlt  werden,  desto  geringeren  Zuschuss  erhält  die  Gemeinde 
und  desto  mehr  muss  sie  selbst  beitragen.  —  Der  Artikel  27 
und  folgende  enthalten  eine  Reihe  von  Strafbestimmungen  gegen 
die,  welche  die  Wasserleitungswerke  zerstören  oder  beschädigen, 
welche  Quellen  nnd  Brunnen  durch  Kadaver,  verfaulte  Ab- 
fälle etc.  •  verunreinigen,  und  gegen  die,  welche  den  An- 
ordnungen des  Bürgermeisters,  der  Mitglieder  der  Gesundheits- 
kommissionen etc.  Widerstand  entgegensetzen. 

Der  Artikel  33  stellt  in  Aussicht,  dass  Verwaltungserlasse 
die  näheren  Bedingungen  für  die  Organisation  und  die  Anwendung 
des  Gesetzes  regeln  sollen.  Diese  Erlasse  sind  unter  folgenden 
Daten  erschienen:  Dekret  vom  18.  Dezember  1902  (J.  0.  vom 
20.  Februar  1903  p.  1062)  über  die  Tätigkeit  des  Comite 
consultatif  d'Hygiene  de  France;  Dekret  vom  10.  Februar  1903 

(J.  0.  vom  2.  Februar  1903  p.  1001)  über  das  Verzeichnis  der 
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ansteckenden  Krankheiten;  Dekret  vodi  7.  März  1903  (J.  0.  vom 
12.  März  1903  p.  1462)  über  die  Desinfektionsanstalten. 

6.  Das  Gesetz  vom  7.  April  1902  (J.  0.  vom  9.  April 
p.  2605)  ändert  das  Gesetz  vom  5.  April  1884  über  die  kommunale 
Organisation.  Dieses  Gesetz  gibt  den  Gemeinden  grössere  Freiheit 
im  Finanzwesen,  besonders  in  Bezug  auf  Steuern  bei  ungenügender 
Einnahme  und  für  aussergewühnliche  Ausgaben  sowie  auf  Anleihen. 

Was  die  Steuern  bei  ungenügender  Einnahme  und  für  ausser- 
ordentliche Ausgaben  betrifft,  so  sah  das  Gesetz  von  1884  in  den 
Artikeln  133,  141,  142  und  143  eine  Reihe  von  Fällen  vor:  1.  Die 
Steuern  bei  ungenügender  Einnahme  bedurften  der  Genehmigung  des 
Präfekten,  wenn  sie  nötige  Aufwendungen  betrafen,  in  anderen 
Fällen  der  Genehmigung  des  Chef  de  TEtat.  2.  Steuern  für  ausser- 
gewühnliche Ausgaben  a)  konnte  der  Gemeinderat  selbst  besehliessen, 
wenn  sie  5  Prozent  auf  5  Jahre  nicht  überstiegen;  b)  bedurften 
über  diese  Höhe  hinaus  der  Genehmigung  des  Präfekten;  c)  über 
das  vom  Conseil  General  festgesetzte  Maximum  hinaus  bedurfte  es 
eines  Dekretes;  d)  wenn  die  Steuer  für  länger  als  30  Jahre  in 
Aussicht  genommen  war,  musste  das  zu  bestätigende  Dekret  auch 
noch  dem  Conseil  d'Etat  vorgelegt  werden. 

Das  Gesetz  von  1901  vereinfacht  diese  Vorschriften:  In  den 
vom  Conseil  General  vorgeschriebenen  Grenzen  beschliesst  die  Ge- 
meinde frei  über  die  genannten  Steuern.  Über  dieses  Maximum 
hinaus  bedarf  es  der  Bestätigung  des  Präfekten,  und  wenn  die  Steuer 
auf  länger  als  30  Jahre  in  Aussicht  genommen  ist,  eines  Dekrets 
des  Conseil  d'Etat  (Art.  141—143). 

Das  Gesetz  von  1884  enthielt  gleichfalls  viele  Weitläufigkeiten 
in  Bezug  auf  die  kommunalen  Anleihen.  Wenn  die  Anleihe  getilgt 
wurde  durch  die  gewöhnlichen  Steuern  in  höchstens  30  Jahren  oder 
durch  ausserordentliche  Steuern,  welche  die  Gemeinde  selbst  be- 
schliessen durfte,  so  hatte  der  Gemeinderat  volle  Freiheit,  Darüber 
hinaus  forderte  das  Gesetz  von  18*4  die  Genehmigung  des  Präfekten 
oder  ein  Dekret  im  Conseil  d'Etat;  überstieg  die  Anleihe  eine  Million, 
so  war  ein  Gesetz  nötig. 

Das  Gesetz  von  1902  vereinfacht  diese  komplizierten  Fälle. 
Die  Gemeinde  beschliesst  frei  über  Anleihen,  die  durch  ordentliche 
Steuern  während  30  Jahren  oder  durch  ausserordentliche  Steuern 
getilgt  weiden,  die  sie  selbst  beschliessen  kann.    Darüber  hinaus 
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bedarf  es  der  Genehmigung  des  Präfekten.  Wenn  die  Anleihe  eine 
Million  übersteigt  oder  ihre  Amortisation  länger  als  30  Jahre  dauert, 
erfolgt  die  Genehmigung  durch  den  Conseil  d'Etat  (Art.  141 — 143). 

7.  Das  Gesetz  vom  7.  April  1902  (J.  0.  vom  10.  April 
p.  4626)  findert  die  geltenden  Bestimmungen  über  die  Handelsmarine. 
Die  Gesetze  vom  29.  Januar  1881  und  vom  30.  Januar  1893  hatten 
ein  System  von  Prämien  zur  Hebung  der  Industrie  bei  der  Handels- 
marine. Aber  wenn  das  Gesetz  von  1881  gute  Anregung  gegeben 
hatte,  so  war  das  Gesetz  von  1893  in  jeder  Beziehung  sowohl  für 
die  Reeder  als  für  den  Schiffsbau  unheilvoll.  Unter  seinem  Einflüsse 
fand  ein  Rückgang  der  Dampfschiffe  statt,  die  das  Feld  den  mehr 
begünstigten  Segelschiffen  überliessen.  Eine  Reform  war  nötig. 
Nach  einem  Beschluss  der  Deputiertenkammer  vom  1.  Dezember  1896 
setzte  ein  Dekret  vom  9.  Februar  1897  eine  besondere  Kommission 
ein  zur  Untersuchung  der  Angelegenheit.  Am  14.  November  1899 
reichte  die  Regierung  eine  Vorlage  ein,  welche  dann  zum  Gesetze 
vom  7.  April  1902  wurde.  Dieses  Gesetz  begünstigt  zugleich  die 
Reeder  und  den  Schiffsbau,  indem  es  Prämien  für  die  Schifffahrt 
und  den  Schiffsbau  festsetzt  und  den  Schiffsbaumeistern  bestimmte 
Privilegien  gewährt. 

A.  Schifffahrtsprämien.  —  Der  Gesetzgeber  gewährt  den 
Reedern  zwei  Arten  von  Remunerationen:  die  eigentliche  Schifffahrts- 
prämie und  die  Befrachtungsprämie  (Art,  1).  a)  Diese  Befrachtuugs- 
prämie  wird  jedem  Fahrzeug  von  fremdem  Ursprang  in  Eisen 
oder  Stahl  gewährt,  das  unter  französischer  Flagge  fährt  und  mehr 
als  100  Tonnen  (Brutto)  fasst.  Das  ist  eine  vermittelnde  Bestimmung, 
die  den  Reedern  zu  gnte  kommt,  ohne  die  französischen  Schiffsbauer 
zu  schädigen.  Das  Gesetz  bemisst  diese  Befrachtungsprämie  nicht 
nach  der  zurückgelegten  Distanz,  sondern  nach  der  Anzahl  der  Tage, 
welche  die  Befrachtung  an  Bord  gewesen  ist,  und  zwar  5  Cts. 
für  die  Tonne  mit  einer  Herabsetzung  von  2000  Tonnen  an  (denn 
die  Kosten  der  Befrachtung  wachsen  nicht  im  Verhältnis  zum 
Tonnengehalt),  um  schliesslich  bei  2  Cts.  für  4000—7000  Tonnen 
zu  enden.  Diese  letzte  Zahl  ist  das  Maximum,  das  bei  der  Be- 
rechnung der  Remuneration  angewandt  werden  kann;  weitere  Tonnen 
kommen  nicht  in  Anrechnung.  Ebenso  darf  die  Anzahl  der  Tage 
der  Befrachtung  300  nicht  überschreiten  (Art.  2). 

b)  Die  eigentliche  Schifffahrtsprämie  dagegen  wird  jedem 
Meeresfahrzeug,  das  in  Frankreich  gebaut  ist,  mehr  als  100  Tonnen 
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(Brutto)  fasst  und  unter  französischer  Flagge  fährt,  gewährt.  Das 
Gesetz  von  1902  führt  zwei  interessante  Neuerungen  ein  bei  der 
Berechnung  dieser  Prämie.  Sie  ist  für  die  Dampfer  auf  1  Frs. 
70  Cts.  für  die  Tonne  (Brutto)  bei  1000  Meilen  Fahrt  festgesetzt 
mit  einer  jährlichen  Minderung,  deren  Höhe  jedesmal  bei  einer  Periode 
von  4  Jahren  wechselt.  So  beträgt  die  Minderung  bei  Dampfern 
während  der  ersten  Periode  4  Cts.,  während  der  zweiten  8,  während 
der  dritten  IG;  für  die  Segelschilfe  2,  4  und  8  Cts.  Da  ferner  die 
Kosten  nicht  im  Verhältnis  zur  Befrachtung  wachsen,  stellt  das 
Gesetz  eine  Minderung  fest  im  Verhältnis,  wie  die  Befrachtung 
grösser  wird.  Diese  Minderung  beträgt  bei  Dampfern  1  Cts.  für 
100  Tonnen  bei  einer  Befrachtung  von  3000—7000  Tonnen  und  bei 
Segelschiffen  10  Cts.  für  100  Tonnen  bei  600—1000  Tonnen.  Diese 
beiden  Ziffern  7000  und  1000  Tonnen  sind  das  Maximum,  bei  denen 
das  Gesetz  stehen  bleibt,  wie  bei  der  Befrachtungsprämie.  Die  Be- 
frachtung über  diese  Ziffern  hinaus  kommt  nicht  in  Ansatz.  —  Die 
erwähnten  Zahlen  zeigen,  dass  die  Höhe  der  Prämien,  welche  das 
Gesetz  vom  30.  Januar  1893  für  die  Segelschiffe  festgesetzt  hatte, 
bedeutend  herabgesetzt  ist.  — ■  Schliesslich  ist  zu  erwähnen,  dass  die 
Schifffahrtsprämie  während  12  Jahren  von  der  Französierung  an 
gezahlt  wird  (Art.  3). 

Inbetreff  dieser  beiden  Prämien  stellt  aber  der  Gesetzgeber 
bestimmte  Bedingungen:  Das  Schiff  muss  einem  Franzosen  gehören, 
und  ist  eine  Gesellschaft  die  Eigentümerin,  so  muss  der  Verwaltuugs- 
rat  eine  Majorität  von  Franzosen  haben ;  schliesslich  müssen  der  Vor- 
sitzende, der  Administrator  oder  Geschäftsführer  dieselbe  Nationalität 
besitzen  (Art.  1).  Ferner  müssen  nach  dem  Gesetze  vom  21.  Sep- 
tember 1793,  das  durch  Art.  17  unseres  Gesetzes  ergänzt  wird,  die 
Offiziere  und  drei  Viertel  der  Bemannung  Franzosen  sein,  ausser 
bei  der  internationalen  Küstenschiffahrt  ohne  Verbindung  mit  der 
Hauptstadt,  für  welche  der  Art.  17  ein  Minimum  an  Offizieren  und 
Matrosen  französischer  Nationalität  festsetzt.  Ferner  zählt  das  Ge- 
setz eine  Anzahl  von  Fällen  auf,  in  denen  ein  Fahrzeug  keine  Ver- 
gütung erhält;  diese  Vorschriften  sollen  Betrug  verhüten  und  auch 
die  Reeder  zwingen,  Fahrzeuge  von  gewisser  Schnelligkeit  zu  haben 
(Art.  ♦>). 

Schliesslich  muss  der  Schiffskapitän  sich  verpflichten,  als  Gegen- 
leistung für  die  gewährten  Vorteile  den  Transport  von  Depeschen 
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und  sonstigen  Schriftstücken,  sowie  Postpaketen  umsonst  zu  über- 
nehmen (Art.  8). 

Der  Art.  5  setzt  die  erwähnten  Prämien  auf  2  Drittel  herab, 
wenn  das  Schiff  dem  internationalen  Küstenhandel  dient.  Aber  in 
gewissen  bestimmten  Fällen  sichert  dieser  Artikel  den  Reedern  ihr 
Recht:  er  bestimmt  besonders,  dass  die  Tatsache,  auf  dem  Hin-  oder 
Rückwege  einer  Seereise  in  Port-Said,  Ismailia  oder  Suez  Geschäfte 
gehabt  zu  haben,  der  Fahrt  nicht  den  Charakter  der  Seereise  und 
folglich  den  Anspruch  auf  die  volle  Prämie  benimmt.  Ebenso  haben 
Anspruch  auf  Vergütung  die  Schiffe,  welche  auf  ein  und  derselben 
Fahrt  sich  am  internationalen  Küstenhandel  und  dem  Handel  zwischen 
einem  französischen  Hafen  des  Mittelmeeres  und  einem  Hafen  des 
Ozeans  beteiligen,  vorausgesetzt,  dass  sie  gewisse  Anforderungen  an 
die  Verladung  bei  der  Durchfahrt  bei  Gibraltar  oder  Calais  erfüllen. 
Früher  mussten  die  Fahrzeuge,  die  die  Prämie  erlangen  wollten, 
sich  jedes  Handels  mit  französischen  Häfen  enthalten. 

Das  Gesetz  von  1902  gewährt  den  Schiffen  französischen  Ur- 
sprungs das  Wahlrecht  zwischen  der  Schifffahrtsprämie  und  der  Be- 
frachtungsprämie unter  durch  Dekret  geregelten  Bedingungen  (Art.  6). 

Um  eine  zu  weitgehende  Belastung  der  Staatskasse  zu  ver- 
meiden, bestimmt  das  Gesetz  Grenzen  für  die  Höhe  der  Prämien- 
zahlung. Die  Befrachtung,  die  von  dem  gegenwärtigen  Gesetz 
Nutzen  ziehen  kann,  nebst  der  Befrachtung  der  vor  der  Verkündung 
des  Gesetzes  französierten  Schiffe,  darf  im  Maximum  nur  500000 
Tonnen  betragen  (Brutto)  bei  Dampfern  und  100000  bei  Segelschiffen. 
Bei  dieser  Befrachtung  von  500000  Tonnen  können  Schiffe  fremder 
Herkunft  nur  zu  zwei  Fünfteln  berücksichtigt  werden.  Ein  Dekret 
soll  die  näheren  Bedingungen  festsetzen,  nach  denen  die  Schiffe  Be- 
rücksichtigung finden  für  ihre  Ansprüche  aus  diesem  Gesetzo 
(Art.  7).  Das  Gesetz  von  1902  setzt  noch  eine  neue  Grenze  fest 
für  die  Zahlung  der  Remunerationen:  der  Artikel  23  bestimmt  als 
Maximum  die  Summe  von  50  Millioneu,  von  denen  15  Millionen  für 
Segelschiffe  bestimmt  sind. 

Die  Dauer  all  dieser  Bestimmungen  ist  auf  12  Jahre  fest- 
gesetzt (Art.  10).  Das  Gesetz  stellt  noch  verschiedene  Massnahmen 
für  die  Schifffahrt  in  Aussicht.  Besonders  sollen  die  Reeder,  welche 
sich  verpflichten,  mindestens  5  Jahre  auf  Linien,  auf  denen  die 
subventionierten  Schiffe  nicht  gehen,  einen  regelmässigen  Verkehr 
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unter  bestimmten  Bedingungen  zu  unterhalten,,  an  Stelle  der  Remune- 
ration eine  feste  jährliche  Subvention  erhalten  (Art.  9). 

Ferner  können  Dekrete  des  Conseil  d'Etat  den  Marineminister 
ermächtigen,  den  Schiffen,  die  infolge  ihrer  Bauart,  Schnelligkeit  etc. 
Dienste  bei  der  Kriegsmarine  tun  können,  eine  Extraprämie  von 
höchstens  25  Prozent  zu  gewähren. 

B.  Betrachten  wir  nun  die  Veränderungen  in  der  Lage  der 
Schiffsbauer  infolge  des  Gesetzes  vom  7.  April  1902.  Der  Gesetz- 
geber berührt  meist  die  Artikel  14  des  Gesetzes  vom  30.  Januar  1893, 
welche  Prämien  für  den  Schiffsbau  einführten.  Die  Wirkung  dieser 
Bestimmungen  war  für  die  gleiche  Dauer  wie  bei  dem  neuen  Gesetze 
vorausgesehen,  nämlich  für  12  Jahre  (Art.  10).  Der  Schiffsbauer 
geniesst  diese  Vergünstigung,  aber  nur  unter  gewissen  Bedingungen. 
Er  darf  auf  seinen  Werften  nur  höchstens  20  Prozent  ausländischer 
Arbeiter  beschäftigen. 

Ferner  setzt  der  Artikel  24  eine  Grenze  zu  Gunsten  der 
Staatskasse  fest:  er  bestimmt,  die  Gesamtsumme  der  Prämien  für 
den  Schiffsbau  für  die  500000  Tonnen  bei  Dampfern  und  100000 
Tonnen  bei  Segelschiffen  darf  50  Millionen  Frs.  nicht  übersteigen, 
so  dass  die  jährliche  Ausgabe  für  Schiffsbauprämien  nur  50000  Tonnen 
bei  Dampfern  und  nur  10000  Tonnen  bei  Segelschiffen  zu  gute 
kommen  kann. 

Das  Gesetz  von  1902  gewährt  aber  den  Schiffsbauern  nicht 
nur  Prämien,  sondern  auch  noch  Privilegien.  Der  Artikel  19  be- 
stimmt, das«,  abgesehen  von  den  Kriegsschiffen,  die  Meeresfahrzeuge, 
welche  seitens  des  Staates  in  seinen  direkten  Dienst  gestellt  werden, 
in  Frankreich  gebaut  sein  müssen.  Ferner  darf  ausser  im  Falle 
dringender  Gefahr  ein  französisches  Schiff  bei  Strafe,  als  fremdes 
angesehen  zu  werden,  nicht  in  einem  fremden  Hafen  wieder  auf- 
getakelt oder  ausgebessert  werden,  wenn  die  Kosten  der  Reparatur 
15  Frs.  für  die  Tonne  (Brutto)  übersteigen.  Das  Gesetz  vom 
27.  vendemiaire  an  11  (Art.  8)  setzte  dies  Maximum  auf  6  Frs.  fest; 
durch  Erhöhung  der  Taxe  begünstigt  dies  neue  Gesetz  den  Schiffs- 
bau, ohne  das  Interesse  der  Reeder  unnötig  zu  verletzen  (Art.  15). 
Diese  Vorteile  bietet  das  neue  Gesetz  den  Reedern  und  Schiffsbauern. 
Schliesslich  sei  erwähnt,  dass  bei  jeder  Prämie  und  jeder  Remuneration 
ein  Abzug  von  0  Prozent  stattfindet,  von  dem  2  Drittel  an  die 
Marine-Sparkasse  fallen,  während  1  Drittel  der  Marine-Invaliden- 
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kasse  zufliesst  (anch  zur  Unterstützung  der  Handelskammern  bei  der 
Einrichtung  von  Gasthöfen  für  Matrosen  und  Fachschulen  in  den 
französischen  Häfen)  (Art.  21).  Das  Gesetz  vom  7.  April  ist  auf 
die  Dauer  von  10  Jahren  erlassen  (Art.  10).  Ein  Dekret  vom 
9.  September  1902  (J.  O.  vom  10.  September  p.  6080)  ordnet  alle 
Details  der  Organisation  und  der  Anwendung  des  neuen  Gesetzes. 
Es  bestimmt  den  Ursprung,  das  Alter,  das  Gewicht,  die  Befrachtung 
der  Fahrzeuge,  ihre  Ordnung,  die  Schnelligkeit,  die  Schätzung  der 
Entfernung  von  Hafen  zu  HafeiL;  es  ordnet  die  Verpflichtungen  für 
den  Postdienst,  die  Festsetzung,  Liquidation  und  Zahlung  der 
Remunerationen  etc. 

8.  Das  Gesetz  vom  4.  Dezember  1902  (J.  0.  vom  5.  Dezember 
p.  7901)  betrifft  die  unerlaubte  Eröffnung  oder  den  Verbleib  in 
einer  verbotenen  Ordensgesellschaft.  Das  Gesetz  vom  1.  Juli  1901 
zeigte  bei  seiner  Anwendung  Lücken:  es  hatte  keine  Strafe  fest- 
gesetzt für  die  Eröffnung  der  Niederlassung  einer  Ordensgesellschaft 
ohne  besondere  Erlaubnis  —  seitens  des  Oonseil  d'Etat  nach  Art.  13 
§  2  • — ,  wenn  diese  Niederlassung  zu  einem  Orden  gehörte,  der  selbst 
erlaubt  war.  Ebenso  sprach  es  nicht  über  den  Verbleib  in  einer 
Niederlassung,  deren  Schliessung  angeordnet  war. 

Das  Gesetz  von  1902  setzt  gegen  jeden,  der  eine  Ordens- 
niederlassung ohne  die  nach  Art.  13  §  2  erforderliche  Genehmigung 
eröffnet  oder  leitet,  der  in  einer  Niederlassung  verbleibt,  deren 
Schliessung  angeordnet  ist,  .oder  der  diese  Gesetzesverletzungen 
begünstigt,  die  Strafen  des  Art.  8  §  2  fest:  16—1000  Frs.  Geldstrafe 
und  6  Tage  bis  1  Jahr  Gefängnis. 

Die  Militärverhältnisse  haben  im  Jahr  1902  nur  einige 
Detail  Vorschriften  über  die  Rekrutierung  der  Armee,  die  Organisation 
bestimmter  Korps  oder  die  Stellung  gewisser  Beamten  veranlasst. 
Die  hauptsächlichsten  sind  folgende: 

9.  Das  Gesetz  vom  26.  Februar  1902  (J.  0.  vom  2.  März 
p.  1597)  regelt  die  Bedingungen  für  den  Dispens  wegen  10jährigen 
Dienstes  im  Unterrichtswesen;  es  ändert  die  Artikel  7—11  des 
Dekretes  vom  25.  November  1889,  setzt  die  Behörden  fest,  bei  denen 
dieser  Dienst  stattfindet  (Art.  7),  regelt  die  Form  der  Erklärung 
(Art.  8),  die  Befähigung,  in  diesen  Dienst  einzutreten  etc.  (Art.  9). 

10.  Das  Gesetz  vom  7.  März  1902  (J.  0.  vom  9.  März  1769) 
regelt  die  Stellung  der  contröleurs  d'armes. 
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11.  Das  Gesetz  vom  11.  März  1902  (J.  0.  vom  15.  März 
p.  2021)  ändert  den  §  2  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1889 
über  die  Rekrutierung  in  der  Armee  und  dehnt  die  Vergünstigung 
dieses  Artikels  —  Dispens  für  die  Dienstzeit  —  auf  die  Schüler 
aller  Kunst-  und  Gewerbeschulen  aus,  während  das  Gesetz  von  1889 
nur  die  Schüler  von  Aix,  Angers  und  Chälons  begünstigte. 

12.  Das  Gesetz  vom  7.  April  1902  (J.  0.  vom  11.  April 
p.  8671)  befreit  die  Feuerwehrmänner  von  den  militärischen  Übungen 
der  Landarmee. 

13.  Das  Gesetz  vom  3.  Mai  1902  (J.  0.  vom  7.  Mai  p.  3237) 
betrifft  die  Freiheit  von  Zöllen  bei  Geschenken  und  Unterstützungen 
an  Kriegsgefangene.  Diese  Geschenke,  die  in  Waren  jeder  Art  — 
einschliesslich  Tabak,  Zündhölzchen,  Spielkarten  —  bestehen  und 
den  Kriegsgefangenen  in  Frankreich,  Algier  oder  in  den  Kolonieen 
geschickt  werden,  sind  frei  von  jedem  Eingangszoll,  sowie  von  jeder 
inneren  Konsumptionssteuer,  Einfuhrsteuer  oder  Accise. 

Dieses  Gesetz  bestätigt  nur  die  Bestimmungen  der  Konferenz 
von  Haag  im  Jahre  1899  (Art.  16  des  Reglement  concemant  les  lois 
et  coutumes  de  la  guerre). 

14.  Ein  Dekret  vom  2.  November  1902  (J.  0.  vom  5.  No- 
vember p.  7130)  reorganisiert  die  Strafkompagnieen  und  ändert  ver- 
schiedene Dekrete  über  die  Rekrutierung  der  Bataillone  der  Infanterie 
in  Afrika,  über  den  inneren  Truppendienst  und  die  Militärstraf- 
gefangenen. 

Was  insbesondere  die  Marine  betrifft,  so  bringt  das  Jahr  1902 
eine  Neuorganisation  des  Aufsichtsdienstes  in  der  Verwaltung. 

15.  Ein  Gesetz  vom  2.  März  1902  (J.  0.  vom  4.  März 
p.  1677)  bestimmt  folgendes:  Der  Anfsichtsdienst  hat  Kontrolleure 
verschiedener  Klassen,  unmittelbare  Repräsentanten  des  Ministeriums, 
die  durch  unerwartete  Revisionen,  Erkundigungen  an  Ort  und  Stelle, 
Prüfung  ihres  Ressorts  etc.  sich  von  dem  guten  Betrieb  im  Marine- 
dienste überzeugen  müssen. 

16.  Ein  Dekret  vom  17.  März  1902  (J.  0.  vom  3.  April 
p.  2417)  ordnet  diesen  ganzen  Aufsichtsdienst:  Die  Kontrolleure 
sollen  wirkliche  Prüfungen  vornehmen,  bei  Übungen  zugegen  sein, 
die  Buchführung  prüfen,  die  Geschäftsräume,  Magazine,  Werfte, 
Werkstätten  etc.  inspizieren.  Ihre  Aufgabe  ist  lediglich  die  Be- 
aufsichtigung der  Verwaltung.    Sie  greifen  nicht  unmittelbar  in  die 
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Leitung  oder  Ausübung  des  Dienstes  ein;  indessen  gibt  ihnen  für 
dringende  Fälle  das  Dekret  das  Recht,  Siegel  an  die  Register, 
Akten,  Kassen,  Bureaus  etc.  anlegen  zu  lassen. 

VI.  Finanzgesetzgetmng. 

1.  Gesetz  vom  2.  Februar  1902  (J.  0.  vom  f>.  Februar 
p.  793).  Dieses  Gesetz  ändert  die  Bedingungen  für  die  „admissions 
temporaires"  beim  Weizen.  Es  bestimmt,  dass  der  Betrag  des 
Eingangszolles  bei  fremdem  Getreide  im  Augenblick  der  Einfuhr 
hinterlegt  werden  muss.  Der  Müller  erhält  bei  sofortiger  Über- 
führung des  Getreides  in  seine  Mühle  einen  un übertragbaren  „titre 
de  perception'4,  dessen  Betrag  ihm  von  der  Steuerbehörde  zurück- 
erstattet wird  im  Verhältnis  zu  den  Quantitäten  des  Mebles,  Griesses, 
der  Kleie  und  der  sonstigen  Nahrungserzeugnisse  aus  dem  Getreide, 
die  er  nach  der  Ausfertigung  des  „titre  de  perception*'  ausführt 
(Art.  1). 

Die  Frist  für  die  Ausfuhr  beträgt  2  Monate,  vom  Empfange 
des  titre  de  perception  ab  gerechnet;  sie  beträgt  4  Monate,  wenn 
der  Müller  nach  Verlauf  der  ersten  zwei  Monate  den  Transport  des 
Griesses  oder  Mehles  zu  einem  Fabrikanten  von  Teigwaren,  Schiflfs- 
zwieback  oder  Biskuits  nachweist  (Art.  2). 

Das  Gesetz  bestimmt  ferner,  dass  die  Niederlage  in  einem 
Speicher  nicht  als  Wiederausfuhr  gilt  (Art.  4),  dass  der  Müller  bei 
allen  seinen  Massnahmen  der  Kontrolle  der  Steuerbehörde  untersteht, 
(Art,  5)  und  dass  falsche  Deklarationen  den  in  den  bereits  geltenden 
Gesetzen  festgesetzten  Strafen  unterliegen  (Art.  6). 

2.  Dekret  vom  9.  März  1902  f.T.  0.  vom  5.  April  p.  2509). 
Dieses  Dekret  betrifft  die  Bedingungen  für  die  Anwendung  der 
„admission  temporaire"  beim  Mais,  der  für  die.  Fabrikation  von 
Kraftmehl  zur  Ausfuhr  bestimmt  ist.  Es  ändert  die  ältere  Gesetz- 
gebung (Dekret  vom  18.  Februar  1893)  und  erlaubt  die  Wieder- 
ausfuhr durch  ein  Stenerbureau,  welches  in  einem  dem  Einfuhr- 
bureau benachbarten  Departement  liegt,  während  das  Dekret  von 
1893  die  Ausfuhr  nur  bei  dem  Bureau  der  Einfuhr  gestattete. 

3.  Finanzgesetz  vom  30.  März  1902  (.1  0.  vom  30.  März 
p.  2273).  Das  Budget  für  1902  stellt  für  die  Ausgaben 
3602333244  Frs.,  für  die  Einnahmen  3G02465468  Frs.  fest. 

Dieses  Gesetz  enthält  eine  Reihe  von  interessanten  Be- 
stimmungen,  die   seinem  Zwecke   eigentlich  fern  liegen,   aber  in 
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seinen  Rahmen  aufgenommen  sind.  Der  Artikel  2  soll  die  Lage 
der  Gemeinden  verbessern,  in  welche  sie  durch  das  Gesetz  vom 
10.  Juli  1901  Artikel  3  geraten  sind.  Dieses  Gesetz  wollte  eine 
gerechte  Verteilung  der  contribution  personelle  mobiliere  ein- 
führen und  hatte  bestimmt,  dass  diese  auf  die  Departements  im 
Verhältnis  zu  der  Höhe  der  Mietswerte  verteilt  werden  solle,  wie 
sie  durch  die  Beamten  für  direkte  Steuern  in  den  Jahren  1891»  und 
1900  festgestellt  waren.  Das  Resultat  dieser  Vorschrift  war  nur 
eine  schwere  Belastung  gewisser  Gemeinden.  Der  Artikel  2  unseres 
Gesetzes  bestimmt  daher,  dass  in  den  Gemeinden,  deren  Beitrag 
durch  Art.  3  des  Gesetzes  vom  10.  Juli  1901  erhöht  war,  jeder 
Steuerpflichtige,  der  inbetreff  der  fraglichen  Steuer  eine  Steuer- 
erhöhung von  über  5  Prozent  erlitten  hatte,  offiziell  einen  Erlass  von 
dieser  Erhöhung  erhalten  soll  (mit  Ausnahme  derjenigen,  deren 
contribution  personelle  mobiliere  an  den  Staat  höher  ist  als  125  Fr*., 
was  nach  den  Motiven  des  Gesetzes  einer  städtischen  Wohnung  von 
3000  Frs.  entspricht). 

Da  die  Departements-  und  Kommunalsteuern  nach  den  Staats- 
steuern bemessen  werden,  folgten  sie  den  Schwankungen  der  letzteren. 
Es  war  daher  gerecht,  den  Steuerpflichtigen  auch  in  dieser  Be- 
ziehung die  Erleichterungen  zu  gewähren,  welche  für  die  Staats- 
steuern inbetreff  der  contribution  personelle  mobiliere  als  nötig  be- 
funden waren;  der  Artikel  3  und  folgende  geben  daher  den  Ge- 
meinden gewisse  Befugnisse,  diese  Erleichterungen  durchzuführen. 

Der  Artikel  10  des  Gesetzes  vom  30.  März  1902  ändert  den 
Artikel  2  des  Finanzgesetzes  vom  25.  Februar  1901  über  die  pro- 
gressive Erbschaftssteuer.  Dieser  Artikel  hörte  mit  der  Progression 
bei  einer  Million  auf.  Diese  sehr  angreifbare  und  hart  angegriffene 
Beschränkung  ist  durch  Artikel  10  unseres  Gesetzes  aufgehoben. 
Dieser  Artikel  schafft  5  Klassen  für  die  Erbschaften  über  eine 
Million:  von  1  —  2,  von  2—5,  von  5—10,  von  10—50,  über 
50  Millionen.  Diese  5  Klassen  zahlen  bei  direkter  Abstammung 
3  —  3,50  —  4  — ■  4,50  -  5  Prozent,  und  die  Steuer  steigt  mit  der  Ent- 
fernung der  Verwandtschaft,  um  an  siebenter  Stelle  (über  den 
ß.  Verwandtschaftsgrad  hinaus  und  bei  Nichtverwandten)  mit  den 
Zahlen  18,50     19  —  19,50  —  20  —  20.50  zu  schliessen. 

Die  Artikel  12 — 21  regeln  verschiedene  Detail-Vorschriften 
über  Tabak,  Rum,  Weine,  Konzessionen  für  Kaufleute,  Bierbrauer  etc.; 
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der  Artikel  22  bringt  einen  Tarif  für  den  Versand  von  Wahlauf- 
rufen und  Wahlbekanntmachungeu  durch  die  Post. 

Der  Artikel  44  bestimmt,  dass  Anschläge,  die  einen  Wahl- 
charakter tragen,  nicht  in  den  französichen  Farben  (blau-weiss-rot) 
gedruckt  sein  dürfen  bei  einer  Geldstrafe  von  50  Frs.  für  den 
Drucker.  Man  will  verhindern,  dass  gewisse  Parteien  sich  die 
Miene  geben,  allein  Anspruch  auf  Patriotismus  erheben  zu  dürfen. 

Die  Artikel  49  -55  enthalten  verschiedene  Vorschriften  über 
Saccharin  und  andere  süssende  Substanzen,  die  zu  rein  thera- 
peutischen und  pharmazeutischen  Produkten  verwendet  werden  und  einer 
strengen  Kontrolle  in  Bezug  auf  ihre  Fabrikation,  ihren  Vertrieb 
und  ihrer  Anwendung  unterliegen  unter  den  Strafbestimmungen  der 
Artikel  54—55.  Diese  Vorschriften  werden  ergänzt  durch  ein 
Dekret  vom  17.  April  1902  (J.  0.  vom  20.  April  p.  284G)  über 
die  Verpflichtungen  der  Fabrikanten. 

Der  Artikel  57  fügt  den  Artikeln  1  und  2  des  Gesetzes  vom 
11.  Juli  1885  einen  neuen  Absatz  hinzu,  der  die  Fabrikation,  den 
Vertrieb  und  Verkauf  von  Nachahmungen  französischer  und  fremder 
Münzen  verbietet.  Das  Gesetz  von  1885  untersagt  nur  die  Nach- 
ahmung von  Bankbilletts  und  sonstigem  Papiergeld.  Es  handelt 
sich  hier  nicht  um  falsches  Geld,  sondern  um  Nachahmungen, 
welche  von  Kaufleuten  zu  Reklamezwecken  verteilt  werden. 

Der  Artikel  58  gewährt  den  Gemeinden  ein  Privileg  für 
ihre  taxes  speciales,  das  ihnen  deren  Zahlung  garantiert,  wie  bei 
der  Staatskasse. 

Der  Artikel  59  bestimmt,  dass,  wenn  eine  Behörde  eine  Klasse 
tiefer  heruntergesetzt  wird  infolge  einer  Zählung,  welche  eine  Ab- 
nahme der  Bevölkerung  feststellt,  die  derzeitigen  Mitglieder  der 
Behörde  für  ihre  Person  die  Klasse  beibehalten,  der  sie  früher 
angehörten. 

Der  Artikel  61  erhöht  die  Beitragspflicht  des  Staates  für  die 
Pensionen,  welche  die  Departements  und  Gemeinden  den  Invaliden, 
Schwachen  und  unheilbar  Kranken  zahlen.  Der  Beitrag  beginnt 
bei  Pensionen  von  50  Frs.  (statt  90  Frs.)  und  kann  bis  zu  60  Frs. 
steigen  (statt  50  Frs.). 

Der  Artikel  70  bestimmt,  dass  alle  Töchterschulen  läizisiert 
werden  innerhalb  3  Jahren  vom  1.  Januar  190Ü  ab  oder  innerhalb 
10  Jahren,  wenn  diese  Massregel  den  Umbau  einer  Schule  bedingt. 
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Der  Artikel  74  verbietet  den  Mitgliedern  des  staatlichen 
Unterrichts wesens,  in  Privatanstalten  zn  unterrichten.  Die  Lehrer, 
die  sich  in  dieser  Stellung  befinden,  müssen  ihre  Wiedereinstellung 
im  Staatsdienste  vor  dem  81.  Dezember  1903  beantragen,  um 
ihren  Charakter  als  Staatsbeamte  und  ihr  Recht  auf  Wieder- 
anstellung zu  wahren. 

Dies  sind  die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  des  Finanz- 
gesetzes von  1902.  Die  anderen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
betreffen  nur  Detailvorschriften  über  militärische  oder  Verwaltungs- 
gebiete ohne  allgemeines  Interesse. 

4.  Das  Dekret  vom  24.  April  1902  (J.  0.  vom  21.  August 
p.  5719)  regelt  die  Postzustellungen  von  Zahlungsbefehlen  und  von 
Zahlungsaufforderungen  bei  direkten  Steuern,  ähnlichen  Abgaben 
und  Geldstrafen.  Dieses  Dekret  ergänzt  den  Artikel  49  des  Finanz- 
gesetzes vom  25.  Februar  1901  und  stellt  eine  Anzahl  Vorschriften 
auf  über  die  Form  der  Aufforderung,  die  Verpflichtungen  des  Be- 
amten, der  die  Zustellung  besorgt  bei  Gegenwart  oder  Abwesenheit 
des  Schuldners,  die  Kosten  der  Zustellung  etc. 

5.  Gesetz  vom  9.  Juli  1902  (J.  0.  vom  10.  Juli  p.  4833). 
Dieses  Gesetz  ermächtigt  den  Finanzminister,  die  im  Schuldbuch  (.grand 
livre-')  eingetragenen  31  „prozentigen  Renten  auszuzahlen  (100  Frs. 
für  3,50  Frs.  Rente)  oder  sie  in  dreiprozentige  Renten  nach  der 
älteren  Form  (3  Frs.  Rente  statt  3,50  Frs.  Rente)  zu  konvertieren 
(Art,  1).  Die  Rente  muss  mindestens  2  Frs.  betragen,  um  einge- 
tragen werden  zu  können.  Die  neuen  Renten  sind  den  alten  ganz 
ähnlich:  sie  sind  dreimal  jährlich  fallig  und  gemessen  die  Privilegien 
und  Vorrechte  wie  die  rrentes  sur  l'Etat".  Die  ganze  Masse  der 
alten  und  neuen  Renten  kann  in  Serien  eingeteilt  werden  (Art.  3). 

Jeder  Eigentümer  hat  einen  Zeitraum  von  6  Tagen,  um  zwischen 
Auszahlung  und  Konvertierung  zu  wählen;  der  Beginn  dieser  Frist 
wird  durch  Dekret  festgesetzt  (Art.  4). 

Der  Artikel  7  bestimmt,  dass  die  Wahl  der  Konvertierung 
gesetzlich  als  ein  Akt  einfacher  Verwaltung  aufgefasst  wird,  die 
in  den  Befugnissen  der  Vormünder  und  Verwalter  mit  inbegriffen 
ist.  Die  mit  einem  Niessbraueh  belasteten  Renten  können  nur  bei 
gemeinschaftlicher  Einwilligungs-Erklärung  des  Eigentümers  und  des 
Nutzniesseis  ausgezahlt  werden.  Erfolgt  nur  eine  einseitige  Er- 
klärung, so  betrachtet  sich  die  Staatskasse  als  frei  und  hinterlegt 


Digitized  by  Google 


Brissaud.  Maukol  und  Vifc:  Frankreich. 


895 


das  Kapital  bei  der  Depositenkasse  (..caisse  des  Depots  et  Consignations* I. 
Hat  die  Erklärung  des  Nutzniessers  das  Depot  veranlasst,  so  hat  dieser 
bis  znr  Entscheidung  nur  Anspruch  auf  die  Zinsen,  welche  die  Kasse 
gewöhnlich  zahlt.  Hat  der  Eigentümer  die  Veranlassung  gegeben, 
so  mus8  dieser  dem  Nutzniesser  die  Differenz  zwischen  den  bezahlten 
Zinsen  und  Zinsen  von  3  Prozent  ersetzen  (Art.  8). 

Der  Artikel  11  stellt  ein  Dekret  in  Aussicht,  um  alle  Be- 
dingungen für  Auszahlung  und  Konvertierung,  Emission  neuer 
Renten,  Teilung  in  Serien  nach  Artikel  3  etc.  zu  regeln.  Dieses 
Dekret  erschien  am  9.  Juli  1902  (J.  0.  vom  16.  Juli  p.  4834). 
Es  setzt  als  Zeit  für  die  Wahl  die  Tage  vom  15.— 20.  Juli  1902 
fest,  bestimmt  die  Auszahlungsstellen  und  die  Formalitäten  für  die 
Erklärung  etc. 

VII.  Industrie. 

1.  Dekret  vom  11.  März  1902  (J.  0.  vom  16.  März  p.  1954). 
Dieses  Dekret  betrifft  die  Überwachung  der  Ausführung  von  Vor- 
schriften über  die  Tätigkeit  der  Eisenbahubeamten.  Nach  Art.  7 
des  Dekretes  vom  30.  Mai  1895  gehörte  diese  Überwachung  zu  dem 
Dienste  der  „exploitation  technique".  Das  Dekret  vom  11.  März  1902 
schafft  einen  besonderen  neuen  Überwachungsdienst  für  alle  Zweige 
von  allgemeinem  Interesse,  der  dem  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten  untersteht.  An  der  Spitze  dieses  Dienstes  steht  ein  Ober- 
ingenienr,  der  Ingenieure  unter  sich  hat,  welche  die  Kontrolle  der 
Arbeiten  ausführen  (Art.  1  u.  2).  Art.  3  bestimmt  die  Bedingungen 
für  die  Ergänzung  dieser  Kontrolleure,  welche  aus  den  Beamten  oder 
früheren  Beamten  grosser  Eisenbahngesellschaften  von  mindestens 
fünfjähriger  Dienstzeit  genommen  werden.  Das  Dekret  stellt  auch 
die  Bedingungen  für  Alter,  Besoldung  und  Beförderung  dieser  Kon- 
trolleure fest  (Art.  4—8). 

2.  Gesetz  vom  22.  März  1902  fj.  0.  vom  27.  März  p.  2202). 
Dieses  Gesetz  ändert  mehrere  Artikel  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898 
über  die  Haftung  bei  Unfällen  der  Arbeiter  während  der  Arbeit. 
Die  erste  Änderung  betrifft  den  Art.  2  dieses  Gesetzes,  nacli  welchem 
Arbeiter,  die  mehr  als  2400  Frs.  jährlichen  Gehalt  beziehen,  an  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  nur  bis  zu  dieser  Höhe  teilnehmen.  Für 
den  Überschuss  hatten  sie  nur  auf  ein  Viertel  der  im  Art.  3  fest- 
gesetzten Renten  Anspruch  „in  Ermangelung  anderweitiger  Verein- 
barungen in  Bezug  auf  diese  Höhe  der  Entschädigung''.  Dies  schien 
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sogar  zu  gestatten,  durch  Übereinkunft  die  Entschädigungssummen 
noch  herabzusetzen.  Das  neue  Gesetz  verbietet  dies  ausdrücklich 
mit  den  Worten  „in  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarungen, 
welche  die  Entschädigungssummen  erhöhen". 

Das  Gesetz  schafft  also  eine  gesetzliche  Minimalgrenze,  unter 
die  man  nicht  herabgehen  kann. 

Das  neue  Gesetz  fügt  ferner  dem  Art.  7  (der  die  Klage  des 
Verletzten  gegen  den  Urheber  des  Unfalls  betrifft)  folgende  Be- 
stimmung hinzu:  Hat  der  Unfall  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  oder 
den  Tod  zur  Folge,  so  wird  der  Schadensersatz  in  Gestalt  einer 
Rente  von  der  nationalen  Pensionskasse  (caisse  nationale  des  retraite) 
gezahlt.  Ausser  diesem  Schadenersatz  kann  der  schuldige  Teil 
gegenüber  dem  Verletzten  oder  dem  Fabrikanten,  der  im  Prozesse 
interveniert,  zur  Zahlung  anderweiter  Entschädigungen  und  Kosten, 
wie  sie  die  Art.  3 — 4  vorsehen,  verurteilt  werden. 

Die  Formalitäten  bei  der  Unfallsanzeige,  die  durch  Art.  11 
und  12  des  Gesetzes  von  1808  festgestellt  waren,  werden  geändert. 
Bei  der  Frist  von  48  Stunden  für  Eiureichung  der  Unfallsanzeige 
seitens  des  Fabrikanten  rechnet  man  die  Sonn-  und  Feiertage  nicht 
mit  ein.  Auch  setzt  das  neue  Gesetz  die  Angaben  fest,  welche  die 
Anzeige  enthalten  muss,  und  bestimmt,  dass  ein  ärztliches  Attest 
nur  gefordert  wird,  wenn  der  Verletzte  innerhalb  4  Tagen  nach 
dem  Unfall  seine  Arbeit  nicht  wieder  aufnimmt. 

Die  Untersuchung  des  Friedensrichters  bei  einem  Unfall  soll 
sich  auf  einen  neuen  Punkt  erstrecken,  nämlich  auf  die  Versicherungs- 
gesellschaft, bei  welcher  der  Fabrikant  versichert  ist,  oder  das  „syn- 
dicat  de  garantie",  dem  er  angehört. 

Der  neue  Art.  17  dehnt  die  Frist  für  Berufungen  gegen  Urteile 
aus  dem  vorliegenden  Gesetze  von  15  auf  MO  Tage  aus. 

Der  neue  Art,  18  entbindet  die  Verletzten  bei  ihren  Prozessen 
gegen  die  Departements  oder  Gemeinden  von  der  Verpflichtung,  bei 
dem  Präfekten  oder  dem  Unterpräfekten  eine  Eingabe  über  das  Ob- 
jekt und  <len  Grund  der  Entschädigung  einzureichen.  Diese  Ver- 
pflichtung war  absolute  Vorschrift  im  französischen  Verwaltungsdienst, 
und  der  Reklamierende  konnte  die  Klage  erst  2  Monate  nach  Ein- 
reichung der  Eingabe  erheben.  Das  Gesetz  von  1002  hebt  diese  Be- 
stimmungen auf,  die  viel  zu  hart  für  den  verletzten  Arbeiter  waren. 
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Der  Artikel  20  bestimmt,  dass  in  Fällen  strafrechtlicher  Ver- 
folgung gegen  den  Arbeiter  oder  den  Fabrikanten  dem  Verletzten 
oder  seinen  Rechtsnachfolgern,  sowie,  wenn  der  Fabrikant  der  Be- 
schuldigte ist,  diesem  oder  seinen  Rechtsnachfolgern  der  Inhalt  der 
Prozess-Akten  mitgeteilt  werden  rauss. 

Schliesslich  dehnt  der  neue  Artikel  22  von  Rechts  wegen  die 
Hilfe  eines  Rechtsbeistandes  auf  die  Instanzen  vor  dem  Präsidenten 
des  Gerichts  wie  auch  auf  die  Berufungsinstanz  ans.  Der  alte 
Artikel  22  kannte  diese  Hilfe  von  Rechte  wegen  nur  vor  dem 
Friedensrichter  oder  dem  Gerichte.  Die  Details  der  Ausführung  des 
vorstehenden  Gesetzes  enthält  ein  Dekret  vom  23.  März  1902  (J. 
0.  vom  27.  März  p.  2214),  welches  die  Formen  für  die  Unfallsanzeige, 
die  Empfangsbescheinigungen  der  Anzeige,  das  Verfahren  vor  dem 
Bürgermeister,  die  Einreichung  des  ärztlichen  Attestes  etc.  fest- 
setzt, welche  die  Artikel  11  und  12  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1898,  ergänzt  durch  das  Gesetz  vom  22.  März  1902,  vorsahen. 
Diesem  Dekrete  folgte  wieder  ein  Zirkular  des  Handelsministers  vom 
11.  Juli  1902  über  die  Artikel  11  und  12. 

3.  Ein  Dekret  vom  28.  März  1902  (.T.  0.  vom  27.  März  p.  3469) 
bringt  die  Regelung  der  Daner  der  täglichen  Arbeit  der  erwachsenen 
Arbeiter.  Der  Artikel  1  setzt  in  einer  Tabelle  die  Arbeiten  fest, 
für  welche  die  Dauer  der  täglichen  Arbeit  über  die  Grenzen,  wie 
sie  durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  9.  September  1848  (für  die 
Fabriken,  die  nur  erwachsene  Arbeiter  beschäftigen)  und  durch 
Artikel  2  des  Gesetzes  vom  30.  März  1900  (für  die  Fabriken,  die 
in  denselben  Räumen  Erwachsene,  Kinder  und  minderjährige  Mädchen 
beschäftigen)  vorgesehen  sind,  ausgedehnt  werden  darf.  Die  Tabelle 
bestimmt  gleichzeitig  für  jede  Art  Arbeit  die  Grenze  der  höchsten 
Dauer  der  täglichen  Arbeit. 

Der  Artikel  3  bestimmt,  dass  jeder  Fabrikant,  der  von  dieser 
Vergünstigung  Gebrauch  machen  will,  vorher  dem  Gewerbeinspektor 
über  die  Art  der  Abweichung,  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  länger 
arbeiten  sollen,  die  Stunden  der  Arbeitszeit  und  der  Ruhe  für  die 
Arbeiter  Anzeige  machen  muss.  In  dringenden  Fällen  kann  die 
Anzeige  durch  Telegramm  erfolgen.  Erscheint  die  nachgesuchte 
Vergünstigung  dem  Inspektor  nicht  angemessen,  so  teilt  er  dies 
dem  Fabrikanten  mit.    Ein  Zirkular  des  Ministers  vom  21.  September 
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1902  (J.  0.  vom  29.  September  p.  6453)  über  die  Anwendung  dieses 
Dekretes  bestimmt,  dass,  wenn  in  diesem  Falle  der  Fabrikant  auf 
die  Vergünstigung  bestellen  will,  die  Sache  im  Prozesswege  von  den 
Gerichten  entschieden  werden  muss. 

4.  Das  Gesetz  vom  7.  April  1902  (J.  0.  vom  9.  April 
p.  2607)  ändert  in  einigen  Punkten  die  Gesetze  vom  5.  Juli  1844 
und  vom  31.  März  1856  über  die  Erfinder-Patente.  Das  Gesetz 
vom  7.  April  1902  fügt  dem  Artikel  11  des  Gesetzes  von  1844 
einen  neuen  Absatz  hinzu  mit  der  Bestimmung,  dass  die  Ver- 
öffentlichung des  Patentes  erst  ein  Jahr  nach  seiner  Einreichnng 
erfolgt,  wenn  der  Erfinder  es  besonders  verlangt.  Der  Artikel  fügt 
hinzu,  dass  die  Vergünstigung  dieser  Bestimmung  denen  nicht  zuteil 
wird,  die  schon  von  der  Frist  Vorteil  gehabt  nahen,  welche  durch 
die  Reziprozitätsbestimmungen,  besonders  durch  Artikel  4  der 
Internationalen  Konvention  vom  20.  März  1883  gewährt  ist.  — 
Der  neue  Paragraph  verbürgt  so  das  zeitweilige  Geheimnis  der 
Anmeldungen,  wenn  der  Erfinder  es  wünscht,  und  gewährt  ein 
Wahlrecht  zwischen  der  ebenfalls  einjährigen  Frist  der  Additionalakte 
von  Brüssel  (14.  Dezember  1900),  welche  den  Artikel  4  der  Konvention 
von  1883  abändert.  Diese  Additionalakte  wurde  von  den  französischen 
Kammern  im  Gesetze  vom  15.  April  1902  (J.  0.  vom  19.  April 
p.  2829)  gebilligt  und  von  der  Regierung  den  25.  Mai  1902  be- 
stätigt; diese  Bestätigung  fand  ihren  Ausdruck  in  einem  Dekret 
vom  26.  August  1902  (J.  0.  vom  4.  September  p.  6014). 

Die  zweite  Änderung  des  Gesetzes  vom  7.  April  1902  betrifft 
den  Artikel  24  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1844.  Der  neue  Artikel 
fasst  reichhaltiger  und  praktischer  die  Bedingungen  für  die  ver- 
schiedenen Bekanntmachungen  bei  der  Veröffentlichung  der  Patente 
zusammen.  Diese  Reform  ist  wie  die  frühere  auf  den  Wunsch  eines 
Kongresses  von  Grossindustriellen  bei  Gelegenheit  der  Weltausstellung 
von  1900  in  Paris  zurückzuführen.  Der  neue  Artikel  24  sieht 
2  Arten  der  Bekanntmachung  vor:  die  der  Beschreibungen  und 
Zeichmingen  der  Patente  und  die  im  Kataloge.  Die  erstere  geschieht 
im  Auszuge,  in  getrennten  Lieferungen,  nach  der  Reihenfolge  der 
Anmeldung,  während  die  ältere  Gesetzgebung  der  Behörde  die  Aus- 
wahl der  Patente  Überläset,  die  ganz  veröffentlicht  werden  sollten. 
—  Um  ferner  schleunige  Ermittelungen  zu  ermöglichen,  war  es 
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nötig,  einen  systematischen  Katalog  zusammenzustellen.  Der  neue 
Artikel  24  stellt  dies  Prinzip  fest  und  weist  wegen  der  Details 
auf  einen  Ministerialerlass  hin  über  1.  die  näheren  Bedingungen  für 
die  Form,  Grösse  und  Ausführung  der  Beschreibungen  und  Zeichnungen, 
den  Preis  für  die  Lieferungen  und  die  Bedingungen  der  Ver- 
öffentlichung des  Katalogs,  2.  die  Bedingungen  für  die,  welche  eine 
offizielle  Kopie  der  Dokumente  ihrer  Anmeldung  in  Frankreich  haben 
wollen,  um  vor  der  Veröffentlichung  ihres  französischen  Patentes 
eine  ähnliche  Anmeldung  im  Auslande  zu  machen.  Dieser  Ministerial- 
erlass erfolgte  am  31.  Mai  1902  (J.  0.  vom  3.  Juni  p.  3709).  Er 
gestattet  besonders  die  Zurücknahme  aller  Dokumente  unter  der 
Bedingung  einer  schriftlichen  Eingabe  während  zweier  Monate  nach 
der  Anmeldung.  Er  gewährt  eine  Frist  von  3  Monaten  nach 
Empfang  der  Entscheidung  über  die  Eintragung  des  Patentes,  um 
Irrtümer  und  Ungenauigkeiten  zu  berichtigen  (Art.  10).  Der  Preis 
für  die  Lieferung  wird  auf  1  Frs.  festgesetzt  (Art.  13).  Schliesslich 
darf  der  Erfinder  das  Fach  oder  die  Fächer  des  Kataloges 
(höchstens  3)  bezeichnen,  in  denen  seine  Erfindung  erscheinen  soll 
(Art.  6). 

Die  dritte  Änderung  des  vorliegenden  Gesetzes  betrifft  den 
Art.  32  des  Gesetzes  von  1844.  Sie  mildert  die  frühere  Gesetz- 
gebung und  gewährt  eine  Frist  für  die  Zahlung  der  jährlichen 
Abgabe  für  die  Patente.  Der  alte  Artikel  32  des  Gesetzes  von  1844 
(schon  geändert  durch  Gesetz  vom  31.  Mai  1856)  sprach  den  Verlust 
des  Patentrechts  in  3  Fällen  aus.  Die  beiden  letzteren  sind  durch 
das  Gesetz  von  1902  nicht  berührt  (sie  betreffen  den  Patentinhaber, 
der  während  zweier  Jahre  seine  Erfindung  nicht  in  Frankreich 
verwertet  hat,  sowie  denjenigen,  der  im  Auslande  fabrizierte 
Gegenstände,  welche  den  durch  sein  Patent  geschützten  ähnlich  sind, 
in  Frankreich  einführt).  Der  dritte  Fall  betraf  den  Patentinhaber, 
der  seine  jährliche  Zahlung  nicht  vor  Beginn  jedes  Jahres  während 
der  Dauer  seines  Patentes  geleistet  hatte.  Das  Gesetz  von  1902 
mildert  diese  sehr  harte  Bestimmung.  Im  Anschluss  an  den  Wunsch 
des  Kongresses  von  1900  bestimmt  es,  dass  der  Betreffende  eine 
Frist  von  längstens  3  Monaten  hat,  nm  diese  Zahlung  nachträglich 
zu  leisten,  wenn  er  ausserdem  im  ersten  Monat  5  Frs.,  im  zweiten 
Monat  10  Frs.,  im  dritten  Monat  15  Frs.  gleiclizeitig  mit  dem 
jährlichen  Beitrag  nachzahlt. 
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B.  Literatur. 

a)  1899 l)  (Nachtrag). 

In  den  folgenden  Zusammenstellungen  finden  sich  keine  An- 
gaben über  die  kleineren  Schriften,  die  besonders  veröffentlichten 
Zeitschriftenartikel  und  verschiedene  Werke,  deren  Erwähnung  uns 
hier  nicht  notwendig  erschien. 

Journal  g6neral  de  l'irapriraerie  et  de  la  librairie. 
Bibliographie  de  la  France.    1899.    Paris,  Cercle  de  la  librairie. 

Bibliographie  generale  des  livres  de  droit  et  de  juris- 
prudence.  Paris,  1899  (in  den  bedeutenderen  Buchhandlungen  für 
juristische  Literatur,  Marchal  et  Billard,  Pichon,  Lakose,  Fonte- 
moinu,  Pkdonk  Lairiel,  Chevalier-Marescq  etc). 

Der  Annuaire  de  legislation  fran^aise,  veröffentlicht  von 
der  SociSte  de  legislation  comparee,  enthält  den  Text  der  haupt- 
sächlichsten, im  Jahre  1898  angenommenen  französischen  Gesetze. 
(Pichon,  1899). 

Unter  den  Ausgaben  oder  Neu-Ansgaben  der  französischen 
Gesetze  seien  besonders  die  Codes  fran^ais  von  Eripier  und 
Monnier,  diejenigen  von  Rivierk,  von  Roger  und  Sorel,  von  Roy, 
von  Wilhem  und  endlich  die  Codes  et  lois  ponr  la  France, 
1' Alger  ie  et  les  Colonies  von  Carpentier  erwähnt. 

Gesetze  nnd  Rechtsprechung  sind  immer  noch  in  denselben 
Sammlungen  zu  finden:  Dalloz,  Ree u eil  periodique,  Sirey,  Recueil 
des  Lois  et  arrets,  Journal  du  Palais  (welches  vollkommen  mit 
der  SiHEY'schen  Sammlung  übereinstimmt);  Bulletin  des  arrets  de 
la  Cour  de  Cassation;  Recueil  des  arrets  du  Conseil  d'Etat.  Der 
in  diesen  umfassenden  Zusammenstellungen  enthaltene  Stoff  ist  in 
Verzeichnissen  zusammengefaßt,  von  denen  einige,  wie  dasjenige 
von  Dalloz,  bereits  beendet,  andere  noch  in  der  Veröffentlichung 
begriffen  sind,  Pandectes  franyaises,  Repertoire  gene'ral 
du  droit  francais  von  Carpentier  und  Frerejonau  du  Saint. 

Abgesehen  von  den  zahlreichen  Sonder -Übersichten  ist  nur 
die  Revue  generale  du  droit,  de  la  legislation  et  de  la 
jurisprudence  (Fonteinoing)  und  die  Revue  critique  de  legis- 
lation et  de  jurisprudence  (Pichon)  zu  erwähnen. 

')  Bei  den  in  Paris  herausgegebenen  Werken  beschränken  wir  uns 
darauf,  den  Namen  «les  Herausgebers  zu  nenneu. 
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Rechtsphilosophie. 

Zu  einer  Rubrik  dieser  Art,  in  welcher  selten  etwas  anzuführen 
ist,  werden  wir  durch  zwei  Veröffentlichungen  genötigt: 

Boistkl,  Principes  de  inetaphysique  n^cessaires  ä 
l'etude  de  la  philosophie  du  droit,  Fonteraoing,  1899. 

E.  Picard,  Le  droit  pur.  Cours  d'encyclopädie  du 
droit,  Alcan,  1899. 

Rechtsgeschichte. 

Unter  den  Veröffentlichungen  von  Texten  wollen  wir  besonders 
diejenige  von  Salmon,  Beaumanoir,  Coutumes  de  Beauvaises, 
texte  critiquc,  1899  (ein  Teil  der  Textsammlungen  zum  geschichtlichen 
Studium  und  Unterricht)  anrühren,  welche  uns  zusammen  mit  den 
von  J.  Tardil  (+  II,  1897)  herausgegebenen  Contumiers  de 
Normandie  die  beiden  kostbarsten  Urkunden  über  das  Recht  des 
13.  Jahrhunderts  mitteilt. 

Die  Nouvelle  Revue  historique  de  droit  fran^ais  et 
Oranger  behauptet  noch  immer  den  ersten  Platz  unter  den  Zeit- 
schriften, in  welchen  Rechtsgeschichte  und  römisches  Recht  be- 
handelt wird. 

Verschiedene  bereits  angekündigte  allgemeine  Werke  sind  noch 
in  der  Veröffentlichung  begriffen: 

Viollet,  Histoire  des  institutions  politiques  (Larose). 

Glasson,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de  la 
France  (Pichon). 

Brissaud,  Manuel  d'histoire  du  droit  fran^ais,  (Fonte- 
moing). 

Der  bemerkenswerte  Cours  ßlementaire  d'histoire  du 
droit  frans  ais  von  Esmein  (Larose)  ist  bei  seiner  dritten  Auflage 
angelangt.  Wir  dürfen  nicht  verabsäumen,  auch  auf  den  ausge- 
zeichneten Manuel  de  droit  romain  von  P.  F.  Girard  (2.  Auflage 
Rousseau)  und  dessen  Textes  choisis  de  droit  romain  hinzu- 
weisen. 

Unter  den  Monographieen  und  Spezialabhandlungen  wollen  wir 
folgende  anführen: 

Misfoulet,  La  vie  parlementaire  a  Rome  sous  la  R6- 
publique.    Fontemoing,  1899. 

Revillont.  Precis  du  droit  egyptien,  1899,  Giard. 


902 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


La  Couu-Gaykt,  L'education  politique  de  Louis  XIV, 
Hachette,  1899. 

Petit,  Essai  de  restitution  des  plus  anciens  memo- 
riaux  de  la  Chambre  des  comptes  de  Paris,  Alcan,  1899. 

Nys,  R6cherches  sur  Thistoire  du  droit.  Les  theories 
politiques  et  le  droit  international  en  France  jusqu'  au 
XVLTIe  siecle.    Fontemoing,  1899. 

Bkaunk,  Nouveaux  fragments  de  droit  et  d'histoire, 
Larose,  1899. 

Lkfkbvkk,  Lecons  d'introduction  a  Thistoire  du  droit 
matrimonial  frangais.    Larose,  1899. 

Karkiew,  Les  paysans  et  la  question  paysanne  en  France 
dans  le  demier  qnart  du  XVIII«  siecle,  aus  dem  Russischen 
übersetzt  von  MUe.  Woynarowska.    Giard  et  Briere,  1899. 

Gilbon,  L'Gtude  du  droit  romain  compare  anx  autres 
droits  de  Tantiquite. 

P.  Fournier,  Une  groupe  de  recueils  canoniques inedits 
du  Xe  siecle  (Picard);  Yves  de  Chartres. 

Bassibay,  Le  mariage  devant  les  tribunaux  eccle- 
siastiques.  Proc&lure  matrimoniale  generale  (XII.  Band  des  unter 
der  Leitung  des  Abbe  D'lballet  veröffentlichten  Grand  Cours 
de  droit  canonique),  Audin,  1899. 

Auffroy,  Evolution  du  testament  en  France  des  origines 
au  XIIIe  siecle  (Rousseau). 

Citampeaux,  Essai  sur  la  Vestitura  ou  Saisine  et  l'intro- 
duction  des  actions  possessoires  dans  l'ancien  droit 
franc^ais,  Fontemoing,  1899. 

Declarenil,  Les  preuves  jndiciaires  dans  le  droit 
franc.  du  Ve  au  VUIe  siecle  (Larose). 

Glasson,  Pariemen t  (extrait  de  la  Grande  Encyclopedie). 

J.  de  Jaukoaik,  La  Vasconie  (le  p).    Pan,  Garet. 

Hertrich,  Les  theories  monetaires  au  XIVe  siecle.  Lyon 
Legendre. 

Moussikot,  Theories  politiques  des  räformes  au  XVI« 
siecle.  Cahors. 

Picard,  L'Evolution  historique  du  droit  frangais. 
Bruxelles. 
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Riüüfül,  Origine  et  histoire  des  banalites.  St.  Etienne, 
Thomas. 

Rogier,  Essai  sur  les  justices  foncieres,  Pedone. 

Sorin,  Conditions  des  bätards,  Poitiers,  Blais. 

G.  de  Toürtoulon,  Les  oeuvres  de  Jacques  de  Revigny 
(Chevalier- Marescq). 

Drape,  Recherche«  sur  l'histoire  des  Corps  d'arts  et 
metiers  en  Ronssillon  (Housseau). 

D'Arbois  de  Jubainville,  La  civilisation  des  Celtes  et 
celle  de  l'6pop6e  home>ique  (Fontemoing). 

Lamouzele,  Les  peines  de  l'exil  en  droit  romain. 
(Toulouse,  1899.) 

Gavkt,  Sources  de  l'histoire  des  institntions  et  du  droit 
frangais.    Manuel  de  Bibliographie  historique  (Larose). 

Valran,  Misere  et  charite  en  Provence  au  XVIII«  siecle 
(Rousseau). 

Vergleichende  Rechtswissenschaft. 

Neben  dem  Bulletin  de  la  Societe  de  legislation  com- 
par6e  gebührt  dem  von  der  Societe  de  legislation  comparee  herausge- 
gebenen Annuaire  de  legislation  etrangere,  welches  den  Text 
der  hauptsächlichsten  im  Jahre  1898  in  fremden  Staaten  angenommenen 
Gesetze  enthält  (Paris,  Pichon,  1899)  noch  immer  ein  Ehrenplatz. 
—  Im  Anschlüsse  hieran  ist  der  Annuaire  de  VAssociation  inter- 
nationale pour  la  protection  de  la  propriet£  industrielle,  2e  annee 
(Le  Soudin)  zu  nennen.  Die  Sammlungen  von  tibersetzten  Gesetz- 
büchern vermehren  sich  jedes  Jahr.  So  befindet  sich  darunter 
z.  B.  Code  de  commerce  de  l'empire  du  Japon,  discute  et  vote" 
par  la  Chambre  de  Pairs.  Übersetzt  von  B.  Lönholm.  Larose,  1899. 

Unter  den  Monographieen  wollen  wir  erwähnen: 

Clos,  Worms  etc.,  Serie  d'etndes  sur  le  droit  d'asso- 
ciation  dans  les  legislation«  etrangeres.  Imprimerie  nationale. 

Lohr,  Le  mariage,  le  divorce  et  la  Separation  de  corps 
dans  les  principaux  pays  civilis6s.   Larose,  1899. 

Barre,  Le  Code  civil  allemand  et  le  Code  frangais 
com  par  es  (Berlin,  Heymann). 

D'Essesco,  Les  origines  du  droit  roumain,  übersetzt  von 
Last,  Chamerat. 
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Bürgerliches  Recht. 

Die  allgemeinen  Werke  über  das  bürgerliche  Recht  sind  immer 
noch  ziemlich  zahlreich. 

Der  cours  de  droit  civil  fran^ais  von  Aubry  und 
Rau,  5.  Aufl.,  durchgesehen  und  durch  Nachträge  ergänzt  von 
G.  Rau,  Falcimaiune,  Gault,  ist  bis  zum  dritten,  der  commentaire 
du  Code  civil  von  Huc  bis  zum  elften  Bande  vorgeschritten. 

Der  unter  der  Leitung  von  Baudry-Lacantwskrik  veröffentlichte 
grosse  traite  theorique  et  pratique  de  droit  civil  soll  dem- 
nächst vollendet  werden;  dieses  Jahr  sind  erschienen:  Baudry-Lacan- 
tisskrie  und  Wahl,  Des  contrats  aleatoires,  du  mandat.  du 
cautionnement,  de  la  transaction,  Larose,  1899;  Baudry-Lacan- 
tisserik  und  P.  dk  Loynes,  Du  nautissement,  des  Privileges 
et  hypotheques.    2e  ed.  (Larose.) 

Planiol  gibt  den  ersten  Band  eines  Traite*  de  droit  civil 
(Pichon)  heraus,  der  ebenso  wie  der  Precis  de  droit  civil  von 
Baudry-Laiantisserie  (Larose)  für  Studierende  bestimmt  ist. 

Der  Cours  analytique  du  Code  civil  von  D'Emante  und 
Colinet  dk  Santkrre  ist  neu  herausgegeben. 

Der  „Propriäte  et  Contrat"  betitelte  Band  von  Bufnoir 
(Rousseau)  ist  zur  Erhaltung  des  Andenkens  an  den  Unterricht  jenes 
berühmten  Professors  bestimmt  ;  er  ist  mit  Hilfe  der  Notizen  seiner 
früheren  Schüler  von  Saleilles  (Larose)  zusammengestellt  worden. 

Zwei  Werke  von  sehr  allgemeinem  Charakter  seien  zusammen 
erwähnt:  Oapitaut,  Introduction  a  l'6tude  du  droit  civil  (Larose) 
und  Geny,  Methode  d'interpretation  et  sources  en  droit 
prive  positif,  Chevalier-Marescq. 

Unter  anderen  auf  das  bürgerliche  Recht  bezüglichen  Mono- 
graphien sind  besonders  folgende  hervorzuheben: 

Cükkil,  Du  contrat  de  mariage  (Fontemoing);  ferner  die 
zahlreichen  Kommentare  zu  dem  Gesetze  vom  9.  April  1898,  be- 
treffend die  Arbeitsunfälle,  von  Sachet  (Larose),  Leconturikr  (Fon- 
temoing, Bd.  X  der  Bibliotheque  juridiqne  contemporaine),  Vassakt 
und  Nouvion-Jacqukt  (Larose),  Serre  (Berger-Levrault,  mit  ver- 
gleichender Studie  über  die  Gesetzgebung  des  Auslandes),  Bellons 
(Rousseau),  JAcguiM  und  d'Estaintot  (Plön),  Fkrrette  (Giard  und 
Briere),  Valens  (Marchai  und  Billard,  Gesetzgebungen  des  Auslandes); 
Rist,  Legislation  anglaise  sur  la  responsabilite  en  matiere 
d'aecidents,  Larose,  1899. 
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Lefort  hat  den  vierten  und  letzten  Band  seines  bedeutenden 
Trait6  du  contrat  d'assurance  sur  la  vie  (Fontemoing)  ver- 
öffentlicht. Ein  anderer  TraUe"  de  l'assurance  sur  la  vie  ist 
von  D'Epuu'ii  (Larose).  Neben  diesen  Werken  ist  zu  nennen:  Rosny, 
Assurances  contre  l'incendie.  Des  cessions  de  portefeuille  et 
des  räassurances  generales.  Rousseau. 

Deroulede,  Etüde  comparee  des  systemes  d'assnrances 
publiques  et  privees  en  matiere  d'assnrances  contre  l'in- 
cendie, Giard  und  Briere,  1899. 

Es  seien  noch  erwähnt: 

Carpentier,  Le  divorce  et  la  Separation  de  corps  (Larose); 

Aftalion,  La  femme  mariee,  Les  droits  et  ses  int6rets 
pecuniaires,  Pedone,  1899. 

Hubert,  Essai  d'une  th6orie  juridique  de  la  de"legation 
en  droit  fr.    Larose,  1899. 

Hamonic,  Guide  juridique  pratiqne  des  entrepreneurs 
de  travanx  prives,  Chevalier-Marescq,  1899. 

De  la  Grawserie,  De  l'indisponibilite  et  de  l'indivisi- 
bilite  totales  et  partielles  du  patrimoine. 

Zivilprozess. 

Neue  Abhandlungen  sind  diejenigen  von  Garsonnet  (Marescq) 
und  Bonfils  (Rousseau);  neben  diesen  Handbüchern  ist  das  Diction- 
naire  de  procednre  von  Rousseau  und  Laisney  (Rousseau)  anzu- 
führen. Ausserdem  sind  aber  nur  noch  wenige  Arbeiten  zu  erwähnen: 

Cesar-^ru,  Traite  de  la  procednre  des  voies  d'execution 
(Rousseau). 

Pacaud,  Lenteurs  et  frais  de  la  justice  civile  (Larose). 
Speyer,  Les  vices  de  notre  procednre  en  cour  d'Assises, 
Etüde  de  legislation  comparee  (Chevalier-Marescq). 

Compayre  (G.),  Des  juridictions  universitäres  (Rousseau). 

Handelsrecht. 

Abgesehen  von  den  allgemeinen  Abhandlungen  über  Handels- 
recht wie  der  von  Lyon-Caen  und  Renault,  3.  Auflage  (Pichon) 
und  Abrissen  wie  denen  derselben  Verfasser,  von  Thallkb  (Rousseau), 
Valabrrquk,  Vkrmond:  Manuel  de  droit  maritime  (Larose),  sind 
nur  noch  folgende  Bücher  erwähnenswert: 
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Guillery,  Manuel  pratiqne  des  societes  coramerciales 
en  Belgique  contenant  le  commentaire  de  la  loi  du 
18.  Mai  1873,  modifiee  par  celle  du  22.  Mai  1896.  (Chevalier- 
Marescq). 

Dkcugis,  De  la  responsabilite  civile  envers  les  tiers 
dans  la  gestion  des  sociötös  par  actions.  Droit  franyais 
et  anglais  (Giard  et  Briere). 

P.  de  Catheü,  De  la  responsabilite  civile  des  fonda- 
teurs  de  societös  anonymes,  Fontemoing,  1899. 

Poüillet,  Traite"  theoriqne  et  pratique  des  brevets 
d'invention,  4e  ed.  Marchai  et  Billard. 

Pouillet,  Traite  theorique  et  pratique  des  dessins  et 
modeles  de  fabrique,  3«  ed.  Marchai  et  Billard. 

Strafrecht. 

Es  kommen  dieselben  allgemeinen  Werke  in  Betracht,  auf 
welche  im  vergangenen  Jahre  aufmerksam  gemacht  wurde :  Garraüd 
(Larose),  Labordk  (Rousseau),  Normand  (Pichon).  Der  Cours  resume 
de  droit  penal  von  G.  Vidal  (Rousseau)  ist  durch  Nachträge  ver- 
mehrt worden,  welche  ihn  bis  auf  die  neueste  Zeit  fortführen. 

Weiterhin  beschränken  wir  uns  auf  eine  blosse  Erwähnung  bei 
Arbeiten,  deren  Titel  allein  schon  eine  gewisse  Vorstellung  ihres 
Inhalts  gibt. 

Prins,  Science  pönale  et  droit  positif,  Chevalier- 
Marescq,  1899. 

Sauvard,  Le  delit  d'imprudence,  Essai  de  thöorie  pönale, 
1899,  Rousseau. 

Gallet,  La  notion  de  la  tentative  punissable, 
Rousseau,  1899. 

Brouilhet,  De  la  transportation,  1899,  Rousseau. 

Marcy,  Manuel-formulaire  du  magistrat  en  transport 
criminel,  Pedone,  1899. 

Hayes,  Traite*  des  infractions  postales,  Commentaire  des 
lois  speciales  et  des  textes  du  Code  penal  se  rattachant  aux  crimes, 
delits  et  contraventions  en  matiere  de  poste.   Bcrger-Levrault,  1899. 

Obgleich  die  Besprechungen  der  berühmten  „affaire",  welche 
Frankreich  in  Aufruhr  versetzt  hat,  von  juristischem  Standpunkte 
nur  von  untergeordnetem  Interesse  sind,  wäre  man  zweifellos  er- 
staunt, nicht  wenigstens  einen  Hinweis  in  dieser  Beziehung  zu  finden: 
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La  revision  du  proces  Dreyfus.  Enquete  de  la  Cour  de 
Cassation.    Debats,  Rapports,  Conclusions,  plaidoirie.    Stock,  1899. 

L'affaire  Picquart  devant  la  Cour  de  Cassation.  Compte 
rendu  stenographique  des  Debats.    Stock,  1899. 

Öffentliches  Recht. 

Was  allgemeine  Abhandlungen  über  öffentliches  Recht  anbetrifft, 
so  sind  nur  die  Handbücher  über  Verfassungsrecht,  unter  welchen 
dasjenige  von  Esmkin  einen  hervorragenden  Platz  einnimmt,  und  die 
Handbücher  über  Verwaltungsrecht,  wie  dasjenige  von  Haurion  an- 
zuführen, aus  welchen  eine  gedrängte  Darstellung  über  öffentliches 
Recht  ausgesondert  werden  könnte. 

Die  von  Larnaude  geleitete  Revue  de  droit  public  und  die 
von  Foürnier  geleitete  Revue  polique  et  parlementaire,  erstere 
von  mehr  wissenschaftlichem,  letztere  von  mehr  aktuellem  Charakter, 
sind  die  einzigen  Zeitschriften,  die  zu  nennen  wären.  Die  Sonder- 
werke und  Monographieen  sind  ziemlich  zahlreich.  Wir  wollen 
zunächst  diejenigen  aufzählen,  welche  das  weiteste  Stoffgebiet 
umfassen : 

Coäbes  de  Lestrade,  Droit  politique  contemporain, 
Guillaumin,  1899. 

Carde,  Les  transformations  du  pouvoir,  Alcan,  1899. 
(Bibliotheque  generale  des  sciences  sociales.) 

Cohrothecra,  La  conception  juridique  de  l'Etat, 
Larose,  1899. 

Zaleskj,  Le  pouvoir  et  le  droit.  Philosophie  du  droit 
objectif,  Schleicher,  1899. 

Die  bemerkenswerte  Schrift  von  Sarifolos  berührt  eine  Menge 
Streitfragen : 

Saripolos,  La  democratie  et  l'Slection  proportionnelle, 
2  vol.  Rousseau,  1899. 

Dauzat,  Role  des  Chanibres  en  matiere  de  traitös 
internationaux,  Alcan,  1899. 

Ferstel,  Histoire  de  la  responsabilitö  politique  des 
ministres  en  France  depuis  1789,  May,  1899. 

Müel,  Les  crises  ministerielles  en  France,  de  1895 
ä  1898.    Larose.  1899. 

Simonnet,  Le  gouvernement  parlementaire  et  l'Assem- 
blee  Constituante  de  1789,  Larose,  1899. 
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Paulens  Saumon,  Haiti  et  le  regime  parlementaire 
(Fontemoing). 

Verwaltungsrecht. 

Die  allgemeinen  Abhandinngen  oder  Handbücher  haben  bereits 
in  den  vorhergehenden  Literaturttbersichten  ihren  Platz  gefunden; 
wir  wollen  indessen  kurz  darauf  zurückkommen: 

Ducrocq,  Cours  de  droit  administrativ  7.  Autlage 
(Fontemoing), 

Haubion,  Prdcis  de  droit  administratif,  3.  Aufl.  (Larose). 

Simonnkt,  TraUe"  de  droit  administratif  (Pichon). 

Marie,  Elements  de  droit  administratif  (Pichon). 

Der  Abriss  von  Haurion  zeichnet  sich  durch  seinen  theo- 
retischen Charakter  und  seine  neuen  Gesichtspunkte  aus,  die  Ab- 
handlung von  Simonnet  durch  einen  grossen  Reichtum  an  praktischen 
Unterweisungen;  der  Kursus  von  Ducrocq  ist  ein  bedeutendes  Werk 
mit  einer  äusserst  sorgfältigen  Textanalyse.  Die  Revue  generale 
d'administration  nebst  dem  Repertoire  administratif  von 
Beqüet  vervollständigen  diese  Abhandlungen  in  vorteilhafter  Weise. 
Ebenso  bedeutend  ist  auch  die  2.  Auflage  des  Buches  von  Dareste, 
La  Justice  administrative  en  France  (Larose). 

Hierauf  folgen  zahlreiche  Abhandlungen  von  —  im  allge- 
meinen —  mehr  praktischem  Charakter.  Eine  Ausnahme  macht  die 
theoretische  Stndje  von  Haurion,  La  gestion  administrative 
(Larose)  und  die  Kritik  dieser  Studie  von  Jacquelin  Auch  wollen 
wir  die  Schrift  von  Mestre,  Les  personnes  inorales  et  le 
Probleme  de  leur  responsabilite  penale  (Rousseau)  nicht  ver- 
gessen, noch  diejenige  von  Baethelemy,  Des  droits  subjectifs 
des  ad  minist  res  (Rousseau). 

J.  de  Crisenoy,  Annales  des  assemblees  departemen- 
tales.  Travaux  des  Conseils  generaux  en  1898.  t.  XII.  Berger- 
Levrault,  1898. 

Annuaire  de  Tadministration  prefectorale.  Admini- 
stration centrale  etc.    Berger-Levrault,  1899.    5e  ed. 

Grafin,  Les  biens  communaux  en  France,  Guillaumin,  1899. 

Jouarke,  Des  pouvoirs  de  l'autorite  inunicipale  en 
matiere  d'hygiene,  Giard  et  Briere,  1899. 

Baugey,  De  la  condition  legale  du  Cnlte  israelite  en 
France  et  ä  l'etranger,    Rousseau,  1899. 
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Dkrouin,  Trait6  du  domicile  de  secours,  Larose,  1899. 

Gaure,  Le  droit  de  circulation  des  cycles  et  auto- 
mobiles, Chevalier- Mareacq,  1899. 

Picharj),  Nouveau  Code  de  l'instruction  primaire, 
10«  ed.    Hachette,  1899. 

Gerard,  La  legislation  de  Tinstruction  primaire  en 
France.  Delalaine. 

H.  Monod,  Lea  enfants  assistes  de  France,  llasson,  1899. 

Bonzon,  Cent  ans  de  lutte  sociale.  La  legislation  de 
l'enfance,  1789-1894.  2«  ed.  (appendice,  1894—98).  Guillau- 
min,  1899. 

A.deLassence,  L'assistance  dans  la  commune,  Larose,  1899 
Cülrcklle,    Repertoire    de  police  administrative  et 
judi ciaire,  Berger-Levrault,  1899. 

Embart  de  Lit,  Des  bien  eommunaux.  Pedone. 

Finanzrecht. 

Der  TraUe"  de  la  Science  des  Finances  von  P.  Lkroy- 
Beauliku  ist  immer  noch  das  grundlegende  Werk  auf  dem  Gebiete. 
Es  existieren  jedoch  bedeutende  Arbeiten  über  viele  Sonderfragen. 

Annuaire  general  des  Finances.  10«  ann6e.  1899 — 1900. 
Berger-  Levrault,  1899. 

Annuaire  des  douanes,  1899,  Berger-Levrault. 

Meliot,  Dictionnaire  financier  international,  Berger- 
Levrault,  1899. 

Besson,  Le  contröle  des  bndgets  en  France  et  ä 
Tetranger,  Chevalier-Marescq,  1899. 

L.  Say,  Les  finances  de  la  France  sous  la  3e  Republique, 
t.  IL    Levy,  1899. 

Calmon,  Histoire  parlementaire  des  finances  de  la 
monarchie  de  juillet,  1899,  L6vy,  t,  IV. 

Raffalovicu,  Le  marche  financier  en  1898 — 99,  Guillau- 
min,  1899. 

Naquet,  TraUe"  des  droits  d'enregistrement,  2e  ed.  3  v. 
Larose,  1899. 

Pinelli  et  Skxe,  Notions  generales  sur  le  service  de 
la  perception  des  contributions  directes,  Lavanzelle,  1899. 

Lesaspirants  percepteurs.  Manuel  du  candidat  aux  emplois 
de  percepteur  etc.,  par  Ch.  M.  9e  cd.    Berger-Levrault,  1899. 
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Cavernier,  Traite  des  Operations  de  Banque  et  de  Bourse, 
Bandry,  1899. 

Denizet,  Lea  banqnes  coloniales,  Pedone,  1899. 

M  aguero,  D  i  c  t  i  o  n  n  a  i  r  e  d  e  s  d  o  m  a  i  n  e  s ,  Berger-Le  vrault,  1 899. 

Seülesco,  Le  regime  fiscal  des  snccessions,  Giard  et 
Briere,  1899. 

Vliebkrgii,  Le  credit  foncier.  Allemagne,  France, 
Italic    Louvain,  Peeters. 

b)  1900. 

Um  die  Literaturübersicht  zu  vervollständigen,  verweisen  wir 
auf  den  Catalogue  general  de  Jurisprudence  und  auf  verschiedene 
Sammlungen,  die  in  der  Literaturtibersicht  des  Jahres  1899  auf- 
geführt sind. 

Der  annuaire  de  Legislation  francaise  pnblie  par  la  Societe  de 
legislation  comparee  enthält  die  Gesetze,  die  im  Jahre  1900  erschienen 
sind.  —  Die  gerichtlichen  Entscheidungen  findet  man  in  den  grossen 
Sammelwerken  von  Dalloz  oder  Sirky,  oder  in  ähnlichen  Spezial- 
werken  über  Zivilprozess,  Strafrecht,  Verwaltungsrecht,  oder  noch 
spezielleren  Gebieten,  wie  Versicherung  oder  literarisches  Eigentum  etc. 

Die  Sammelwerke,  in  denen  die  Gerichtspraxis  und  die  Gesetz- 
gebung gleichzeitig  vertreten  sind,  erscheinen  weiter:  Cartentier  et 
Frkrejouan  hv  Saint,  Repertoire  general  du  droit  franyais 
(Larose,  t.  20  a  23).  —  Pandectes  francaises  t.  33.  —  Der  Merk- 
würdigkeit halber  führen  wir  noch  an  die  Jugements  du  Presi- 
dent Magnand,  recueillis  par  Leyret  (Stock). 

Zivilrecht. 

Dieser  wichtige  Teil  der  Gesetzgebung  wird  immer  durch  die- 
selben umfangreichen  Werke  vertreten,  deren  Veröffentlichung  ziem- 
lich regelmassig  erfolgt. 

Guillouakd,  der  Nachfolger  Dkmolombk's,  gibt  seinen  traite 
de  laPrescription  t.  I  heraus  und  die  zweite  Ausgabe  seines 
traite  des  Privileges  et  Hypotheques  t.  I  (Pedone).  Hue  ist 
beim  VIII.  Bande  seines  commentaire  theoretique  et  pratiqne 
du  code  civil  (Privileges  et  Hypotheques)  (Pichon).  —  Beudant, 
Cours  de  droit  civil  franyais,  les  suretes  reelles  et  per- 
sonelles, t.  1  (Kousscau). 
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Der  traite  theorßtique  et  pratique  de  droit  civil  von 
Baudry-Lacantiniere,  unter  Mitarbeit  verschiedener  Autoren,  nimmt 
immer  beträchtlicheren  Umfang  an;  dieses  Jahr  erschien  der  zweite 
Band  über  les  Personnes  von  Hougues-Focrcade,  der  erste  Band 
über  des  obligations  von  L.  Barde,  der  Contrat  de  mariage 
von  Le  Courtols  und  Survillk,  la  Vente  von  Saignat,  le  louage, 
les  societäs,  les  Contrats  alSatoires  von  Wahl,  la  Prescription 
von  Vissier. 

Ein  neuer  traitG  elementaire  de  droit  civil  für  Studierende 
ist  von  dem  Pariser  Professer  Plakiol  herausgegeben  (Pichon).  — 
Von  anderen  Spezialwerken  sind  zu  nennen: 

Boule,  co de  rural,  3e  ed.  (Pedone). 

Rivet,  Prelis  de  legislation  rurale  (Larose). 

Watrin,  code  rural  (Fontemoing). 

Couhin,  la  propriete"  industrielle,  artistique  et  liti- 
raire  (Larose). 

Drei  Kommentare  zum  Code  civil,  mehr  praktischen  als  theo- 
retischen Charakters,  aber  bequem  zum  Gebrauch,  wurden  heraus- 
gegeben, erneuert  oder  ergänzt:  von  Siret  (4e  ed.,  Marchai),  von 
Tüzler,  Hermann  und  Darras  (Larose)  und  von  Dalloz. 

Zivilpro  zess. 

Die  ausgezeichneten  Abhandlungen  oder  Übersichten  von  Gar- 
sonnet sind  die  einzigen  allgemeineren  Werke,  die  erschienen  sind: 

Garsonnet,  traite  theorötique  et  pratique  de  procädure 
civile,  2°  ed.,  Precis  von  Cesar-Brue,  4*  ed.  —  Les  conseils  de 
Prudhommes,  Veröffentlichungen  des  Handelsministeriums.  —  Zu 
erwähnen  ist  noch  ein  manuel  du  service  des  consignations 
von  Hüet  und  Varrier  (Larose). 

Handelsrecht. 

Wir  können  hier  nur  Neuauflagen  erwähnen,  aber  diese  sind 
von  Wichtigkeit.  Von  dem  traite"  de  droit  commercial  von 
Lyon-Caen  und  Renault  erschien  die  3.  Auflage  (t.  2.  Societes, 
Pichon);  von  dem  bemerkenswerten  traite  elementaire  von  Tualler 
die  2.  Auflage. 

Strafrecht  und  Strafprozess. 

Garroüd's  le  Precis  de  droit  criminel  ist  bis  zur  7.  Auf- 
lage gelangt  (Larose).  —  Vidal  veröffentlicht  nützliche  Supplemente 


912 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


zu  seinem  Conrs  resnm6  de  droit  penal  (Rousseau),  der  grossen 
Erfolg  gehabt  hat. 

Auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  verdienen  ausser  Spezial- 
arbeiter wie  la  These  von  Lasay  (Rousseau),  zwei  offizielle  Publi- 
kationen Beachtung:  Demogny,  Rapport  sur  l'application  de  la 
loi  de  la  relegation  und  die  Statistique  p6nitentiaire  pour 
l'annee,  1897.  —  Das  Gesetz  vom  14.  Juli  1900  über  das  Straf- 
register und  die  Rehabilitation  von  Rechts  wegen  hat  zwei  Kommen- 
tare gefunden,  einen  von  Beslet  (Chevalier-Marescq)  den  anderen 
von  Torerand  (Marechal). 

Verwaltnngsrecht. 

Der  Precis  de  droit  administratif  et  de  droit  public 
g£ne>al  von  Haurion  hat  seine  4.  Auflage  erreicht  (Larose);  das 
Werk  hat  einen  beträchtlichen  Umfang  genommen  und  berührt  die 
wichtigsten  Fragen.  —  Der  trait6  el6mentaire  de  droit  ad- 
ministratif von  Bekttelemy  (Rousseau),  von  dem  zunächst  der 
erste  Band  erschien,  verspricht  ein  sehr  interessantes  Werk  zu 
werden.  —  In  den  Codes  annotes  von  Dalloz  findet  man  eine 
nützliche  Sammlung  politischer  und  die  Verwaltung  betreffender 
Gesetze.  —  Insbesondere  findet  man  über  die  Kolonialgesetzgebung 
das  grosse  Werk,  das  bei  Gelegenheit  der  Weltausstellung  unter 
dem  Titel  „Les  Colonies  francaises"  erschien  (Challamel).  Da- 
neben: Cahuzac,  Essai  sur  les  institutions  et  le  droit  mal- 
gaches  (Chevalier-Marescq);  Durrwell,  Droit  annamite  (Saigon 
bei  Claude). 

Öffentliches  Recht. 

Ausser  dem  bereits  zitierten  Werke  von  Haurion  und  einer 
neuen  Auflage  von  Esmeins,  Cours  de  droit  constitutionnel 
(Larose)  erwähnen  wir:  Duguit,  Etndes  de  droit  public,  I.  L? Etat 
(Fonteraoing);  Duthoid,  Le  suf  frage  de  demain  (Perrin). 

Comüe.s  l>e  Lkstrade.  Droit  politique  contemporain  (Guil- 
laumin);  Maukanües  Le  vote  plural  (these,  bei  Larose).  —  Unter 
der  Leitung  von  Jeze  und  Bonnet  veröffentlicht  der  Verlag  von  Giard 
eine  Reihenfolge  von  Übersetzungen  wichtiger  Werke  aus  dem 
öffentlichen  Rechte:  Bodkl,  Le  gou vernement  parlemeutaire 
en  Angleterre. 
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Graf  L.  Ostorog  veröffentlicht  bei  Leroux  einen  traite  de 
droit  musulman  von  Aboul-Hassak  Ali  Ibu  Mohammed  Ibu  Habib 

KL  MAWKRDI. 

Völkerrecht 

Die  Konferenz  im  Haag  gab  Veranlassnng  zu  wichtigen  Publi- 
kationen. Das  Werk  „La  Guerre"  von  J.  de  Bloch  ist  ins 
Französische  übersetzt  (Guillaumin).  —  Unter  dem  Titel:  „La  Con- 
ference internationale  de  la  Paix"  gab  A.  Merighnao  eine 
historische,  exegetische  und  kritische  Studie  über  die  Arbeiten 
und  Beschlüsse  der  Konferenz  im  Haag  im  Jahre  1899  (Vor- 
rede von  dem  französischen  Delegierten  L.  Bourgeois)  bei  Rousseau 
heraus. 

Nationalökonomie  und  Arbeitergesetzgebung. 

Die  Principes  d'Economie  politique  von  Ch.  Side  ge- 
winnen immer  mehr  Erfolg  bei  den  Studierenden  (7.  Auflage  bei 
Larose).  Zahlreiche  Monographien  verdienen  neben  den  allgemeinen 
Werken  genannt  zu  werden.  Wir  zitieren  hier,  was  uns  am  be- 
merkenswertesten dünkte,  ohne  auf  eine  strenge  Ordnung  unter 
den  Veröffentlichungen,  die  ohne  Zusammenhang  erschienen,  Anspruch 
zu  machen:  Die  Übersetzung  des  „Kapital"  von  Karl  Marx  erscheint 
bei  Giard,  ebenso  wie  die  von  Mengkrs  „Le  Droit  au  produit 
integral  du  travail.  —  Le  Marcisme  et  son  critique  Bern- 
stein von  Kuitzky  (bei  Stock).  —  Auf  dem  gleichen  Gebiete  zitie- 
ren wir  Majsonable,  La  doctrine  socialiste  (bei  Poussielgue) ; 
G.  de  Molinari,  Esquisse  de  Torganisation  politique  et 
Sconomique  de  la  societe  future,  (bei  Guillaumin).  — Auf  mehr 
praktischem  Gebiete  kann  man  folgende  Werke  benutzen:  D'Hausson- 
ville,  Salaires  et  miseres  des  femmes  (Levy);  Pklloutier,  La 
vi6  ouvriere  en  France  (Schleicher).  Sarrante,  Limitation 
legale  ä  la  dur6e  du  travail  en  Allemagne,  these  (Larose); 
Rae,  La  journe'e  de  8  henres;  tr.  fr.  (Giard). 

Verschiedene  Kommentare  zu  dem  Gesetze  vom  9.  April  1898 
über  die  ArbeiterunfHlle:  Jerrette  et  Florentin  (Giard);  Sachet 
(2.  Auflage  bei  Larose);  Sassart  et  Nouvion-Jacquet.  —  Das  office 
du  travail  veröffentlicht  einen  Band:  Les  Bases  statistiques  de 
l'assurance  contre  l'accident,  (Imprimerie  nationale). 

Die  Anwendung  des  neuen  Gesetzes  über  die  Arbeiterunfälle 
veranlasste  so  viele  Prozesse,  dass  man  ein  Journal  mit  den  Ent- 
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Scheidungen  der  Gerichtshöfe  (Ministere  du  commerce)  herausgeben 
musste  unter  dem  Titel:  AccidentB  du  travail,  Jurisprudence. 

Finanzen. 

Lobend  zu  erwähnen  ist  das  klassische  Buch  von  R.  Stourm, 
Le  budget  (4e  ed.  Guillaumin)  und  das  beachtenswerte  Werk  von 
L.  Say  über  les  Finances  de  la  France  sous  la  3e  R6publique 
(A.  3,  1883—1896,  L6vy):  Wir  erwähnen  noch  eine  nützliche  Ver- 
öffentlichung: Les  Finances  de  la  Russie  (Chaix);  Die  Abhand- 
lung Rebouds,  Essai  sur  les  changes  6trangeres  (Rousseau) 
ist  interessant. 

Soziologie. 

Die  Soziologie  hat  immer  eine  ziemlich  reiche,  aber  sehr  ge- 
mischte Literatur  von  oft  sehr  zweifelhaftem  Werte.  Wir  beschränken 
uns  darauf,  folgendes  zu  erwähnen: 

An  nee  sociologique  unter  der  Leitung  von  Dukckheim  mit 
sachlichen  und  bibliographischen  Artikeln. 

Büugle,  Les  id6es  6galitoires  (these,  chez  Alcan). 

Ammon,  L'ordre  social  tr.  fr.  (Fontemoing). 

Duüast,  Les  lois  sociales  (Giard). 

Dupkat,  Science  sociale  et  D6mocratie,  id.  Abbe"  Naüdet, 
La  democratie  et  les  democrates  chretiens  (Briquet). 

Lagkkville,  Vues  contemporaines  de  sociologie  (Giard). 

Naquet,  Temps  futurs  (Stock). 

Jaukes,  Le  socialisme  et  lenseignement  (Bellois). 

Rechtsgeschichte. 

Ausser  den  allgemeinen,  bekannten  Werken  von  Glasson,  Viollet 
Brissalii),  findet  man  eine  grosse  Zahl  von  Monographien  und  Ab- 
handlungen über  die  Sozialfragen;  wir  können  sie  hier  nicht  auf- 
zählen und  verweisen  den  Leser  auf  die  bibliographischen  Artikel 
der  Nouvelle  Revue  historique  de  droit  und  der  Bibliothcque 
de  l'Ecole  des  ('hartes.  Wir  erwähnen  nur:  Baxox,  L?evolution 
de  droit  (Alcan);  Doxioi.,  Serfs  et  vilains  au  Moyen-Age 
(Picard). 

c)  1901. 

t  AKi'i  ntikk  et  FitkiMvioi  AN  uv  Saixt:  Repertoire  göneral 
du  droit  francais  (Larose,  t.  21). 
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Zivilrecht. 

Ausser  den  in  den  Literaturübersichten  der  früheren  Jahre 
genannten  Sammelwerken,  die  weiter  erscheinen,  den  Revuen,  wie 
la  Revue  critique  de  Legislation  oder  la  Revue  generale 
de  droit,  und  den  Kommentaren  zu  den  Urteilssammlungen,  die  oft 
wichtig  sind,  sind  die  Arbeiten  über  das  Zivilrecht  immer  noch  zahl- 
reich. Wir  heben  als  besonders  bemerkenswert  die  beiden  Schriften 
von  Saleilles  hervor;  die  eine  ist  eine  Neuauflage  unter  dem  Titel: 
ßtude  sur  la  thöorie  generale  de  l'obligation  d'apres  le 
Ie  projet  de  code  civil  allemand  (Pichon);  die  andere  ist  betitelt: 
De  la  declaration  de  volonte1,  contribution  ä  l'etude  de 
l'acte  juridique  dans  le  code  civil  allemand  (Pichon).  —  Lkhr, 
der  schon  über  das  deutsche,  englische,  spanische  und  russische  Recht 
geschrieben  hat,  fügt  dieser  nützlichen  Sammlung  noch  die  Elements 
de  droit  civil  scandinave  hinzu  (Larose).  Andere  Beiträge  zum 
Studium  des  vergleichenden  Zivilrechts  sind :  Polzol,  La  recherche 
de  la  paternitö  (Giard);  Lemaikk,  Le  mariage  civil  (Larose).  — 
Unter  den  Spezialarbeiten  heben  wir  hervor:  Fauchille,  Ledomaine 
aerien  et  le  regime  des  aerostats  (Pedone);  Auherg,  Commen- 
taire  de  la  loi  du  7.  Avril  1900  (Chevalier-Marescq). 

Zivüprozess. 

Garsonnet's  „traite"  erscheint  weiter  und  neben  ihm  einige 
Handbücher,  wie  das  von  Foignet  (Rousseau),  oder  praktische  Werke, 
wie  le  Dictionnaire  general  de  la  comp£tence  des  jnges  de 
paix  von  Million  und  Beaume  (Hennuges). 

Strafrecht  and  Strafprozeß«. 

Auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  linden  wir  einige  Werke  von 
allgemeinem,  theoretischem  Charakter: 

R.  de  la  Gkasskrie,  les  Principes  sociologiques  de  la 
criminologie  (Giard);  Siuhkle,  La  foule  criminelle  (AlcanV,  Noür- 
risson,  L'associations  contre  le  crime  (Larose).  —  Der  traite 
des  delits  politiques  et  des  infractions  parlaparole,  l'ecri- 
ture  et  la  presse  von  Fahkkgkkttes  ( Chevalier-Maresc.q)  berührt 
Fragen  von  grosser  praktischer  Wichtigkeit.  — 

Für  Praktiker  erwähnen  wir  noch  le  Manuel  des  juges 
d'instruction  von  Mareg  (Pedone)  und  la  Police  judiciaire  von 
Lolche  (Coulommiers,  Brodard).  — 
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Die  Frage  der  Conseils  de  gnerre  ist  erörtert  in  den  Werken 
von  CLfeMKNCKAU,  Justice  militaire  (Stock)  und  von  Pkknot,  Des 
conseils  de  guerre  (Chevalier-Marescq). 

Verwaltungsrecht. 

Der  Cour8  de  droit  administratif  von  Ducroy  (Fonte- 
moing  7.  ed.)  ist  das  wichtigste  Werk,  das  auf  diesem  Gebiete  er- 
schien. Daneben  sind  zu  erwähnen:  le  trait&  gen£ral  de  droit 
administratif  applique  von  Dufour  (Marechal);  le  Manuel  de 
legislation,  administration  et  comptabilite  militaire  von 
Bkauge  (Chapelot)  und  le  Manuel  von  La  van»  (Lavanzelle) ;  le 
Manuel  de  la  legislation,  administration  speciale  ä  la  ville 
de  Paris  von  Mabsat  (Rousseau);  le  Regime  administratif  de  la 
Seine  von  Levallee  (Berger-Levrault);  le  Code  de  l'enregistre- 
ment,  du  timbre  et  des  hypotheques  von  Magnero  und  Bassain 
(Larose).  —  Die  Spezialarbeiten  sind  immer  zahlreich;  wir  erwähnen 
nur:  Poiree  et  Ceenot,  Entreprises  de  travaux  publics  (Mare- 
chal); Reeller  et  Rioel,  Comptabilite  des  fabriques  (Berger- 
Levrault).  Rixens.  Legislation  du  Cyclisiue  et  de  l'auto- 
mobilisme  (Rousseau);  Hopitaux  et  Hospices,  regleraent  inte- 
rieur  (Berger-Levrault). 

Öffentliches  Recht. 

Doktorarbeiten  über  Fragen  des  öffentlichen  Rechts  mehren 
sich  und  gewinnen  Bedeutung.  Übersetzungen  der  Werke  von  Laban», 
W.  Wei^on,  Dicey,  Bryce  erscheinen  in  den  Sammlungen  von  Jeze 
et  Bonnet  (Giard)  —  La  Declaration  des  droits  de  Thomme 
von  Jelllneck  ist  übersetzt  von  Fakims  (Fontemoing). 

Völkerrecht  und  internationales  Privatrecht. 

In  erster  Linie  ist  le  traite  thöorique  et  pratiqne  de 
droit  international  prive  von  Weiss  (Larose)  zu  erwähnen; 
daneben  erwähnen  wir:  le  traite  pratiqne  des  brevets  d'inven- 
tion  en  France  et  a  letranger  von  Armekgaud  (libraire  tech- 
nologique):  Pelletier  et  Vipal-Xa^itet,  La  Convention  d'union 
pour  la  protection  de  la  propriet£  industrielle  du  20  mars 
1883  und  les  Conferences  de  revision  posterienres  (Larose). 

Das  Völkerrecht  ist  vertreten  in  dem  wichtigen  Werke  von 
Pklissik  du  Rausa«.  Le  regime  des  capitulations  dans  l'Em- 
pire  ottonian  i Rousseau).  —  Die  tinnlämlische  Frage  hat  eine 
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sehr  reiche  Literatur  veranlasst:  eines  der  ersten  Werke,  worin  sie 
behandelt  wurde,  ist  das  von  Despagnet  (Larose);  eine  detaillierte 
Literatur-Übersicht  findet  man  bei  Michoud  und  Geouffbe  de  Lap- 

BADKLLE. 

Nationalökonomie  und  Arbeitergesetzgebung. 

Auf  dem  Gebiete  der  theoretischen  Nationalökonomie  begegnen 
wir  Schriften  wie: 

Molinari,  Les  problemes  6conomiques  du  XXe  siecle 
(Guillaumin). 

AupKTiT,E8sai  sur  la  theorie  generale  de  la  monnaie,  (id.). 
Croce,  Materialisme  historique  et  economie  marxiste 
(Giard). 

Landry,  L'utilite  sociale  de  la  propidte  individuelle 
(Bellais). 

Das  Gebiet  der  Praxis  berührt  eine  grosse  Zahl  anderer 
Schriften: 

Kautkky,  La  question  agraire  (tr.  fr.  Giard). 
Astresse,  Trait6  des  assurances  mutuelles.  (Fontemoing). 
Bienayme,  Le  coüt  de  la  vie  a  Paris  ä  diverses  epoques. 
Darbot,  L'agriculture  et  les  questions  sociales  (Berger- 
Levrault). 

Dop,  Le  credit  agricole  (Giard). 

Halevy,  Essai  sur  le  mouvement  ouvrier  en  France 
(soci6t6  de  libraires). 

Mayen,  Soci6t6s  de  secours  mutuels  (Rousseau). 

Raisin,  La  depopulation  de  la  France  (Pedone). 

Soullier,  Retraite  des  Compagnies  de  chemins  de  fer 
(Guillaumin). 

Zu  einer  schon  genannten  Sammlung  gehört  die  französische 
Übersetzung  des  Werkes  von  Wright:  L'evolution  industrielle 
des  Etats  Unis  (Giard).  —  Der  Dictionnaire  du  commerce, 
de  l'industrie  et  de  la  banque  von  Yves  Guyot  und  Raffe- 
lovich  (Guillaumin)  ist  zweckmässig  wie  der  Dictionnaire  der  National- 
ökonomie und  Werke  ähnlicher  Art. 

Wir  erwähnen  noch: 

Alglave,  Assurances  contre  Tincendie  par  Tßtat,  les 
provinces  ou  les  villes  en  Allemagne  (Chevalier  Marescq). 

Rouqukt,  Traite  de  Tinspection  du  travail  (Rousseau). 
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Finanzen. 

Ausser  den  Fortsetzungen,  wie  der  von  Les  Finances  de  la 
France  von  L.  Say  (t.  IV  Levy),  erwähnen  wir  Gelegenheits- 
schriften : 

J.  Roche,  Les  bndgets  du  XIX«  siecle  (Flammarion). 
Chardon,  La  r£forme  fiscale  (Guillanmin). 
Desjardins,  L'etat  actuel  de  la  legislation  financiere 
(Gnillaumin). 

Gahciiakd,  Les  depenses  des  ministeres  (Berger-Levrault). 

Schaffhauser,  Commentaire  sur  la  loi  du  27.  Dec.  1000 
sur  le  regime  des  boissons  (Larose). 

Jaquet,  Une  fraude  de  100  raillions;  les  bouilleurs  de 
crüe  (Gnillaumin). 

Vergessen  wir  nicht,  obwohl  der  Verfasser  mehr  Historiker 
ist  als  Finanzmann,  L  impöt  sur  le  revenu  au  XVIII<>  s.  von 
Marion  (Picard). 

Unter  dieser  Rubrik  fassen  wir  die  Werke  zusammen,  welche 
die  Politik  oder  die  Nationalökonomie  berühren,  aber  keinen  so  be- 
stimmten Charakter  haben,  um  zu  der  einen  oder  der  anderen  dieser 
Gattungen  zu  gehören.  Die  einfache  Anführung  des  Titels  charak- 
terisiert jedes  Werk: 

E.  ivEichthal,  Socialisme,  communisme  et  collectivisme 
(2e  ed.,  Gnillaumin). 

Colojakki,  Le  socialisme  (tr.  fr.  Giard). 

G.  de  Greef,  Le  transformisme  social  (Alcan). 

Kautsky,  La  lutte  des  classes  en  France  (Jaques);  Parle- 
mentarisme  et  socialisme  (Jaques). 

Co rn eli ss en,  En  marche  vers  la  societe"  nouvelle  (Stock). 

Divier,  Au  pays  des  systemes  (Retaux). 

Thikiun,  Nenstria,  Utopie  individualiste  (Fischbacher). 

Jaquet,  Problemes  politiques  (Lecene). 

Palakte,  Precis  de  Sociologie  (Alcan). 

Rechtsgeschichte. 

Das  römische  Recht  ist  nicht  vernachlässigt;  dies  zeigen  meister- 
hafte Werke  wie:  l'Histoire  de  l'organisation  judiciaire  des 
Romains  von  G.  J.  Girard  (Rousseau)  und  die  Übersetzungen 
fremder  Werke  wie  L'Essai  de  reconstitution  de  l'Edit  von 
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Lenel,  übersetzt  von  Peltier,  mit  Textrevision  vom  Verfasser 
(Larose),  und  die  Übersetzung  von  Iherings:  Zweck  im  Recht  von 
0.  von  Meulenaere  (Pedone). 

Auf  dem  Gebiete  des  französischen  Rechts  erwähnen  wir: 

Jee,  Les  classes  rurales  (Giard). 

Bloch,  Stüdes  sur  Thistoire  6conomique  de  la  France 
(Picard). 

Hussön,  Artisans  et  Compagnons  (Marchai). 

Martin  St.  Leon,  Le  compagnonnage  (Colin). 

Pariset,  Histoire  de  la  fabrique  lyonnaise  (Lyon,  Rey). 

Levasseür,  Histoire  des  classes  ouvrieres  (Rousseau;  be- 
deutend vermehrte  Auflage,  so  dass  fast  ein  neues  Werk  vorliegt, 
erste  Auflage  von  1859). 

Wir  erwähnen  noch:  Pard,  Le  droit  public  canadien  sous 
la  domination  frane.aise  (Charrney). 
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Griechenland. 

Referent:  Dr.  Const.  Basiliu,  Advokat,  Athen. 

A.  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

Einleitung. 

In  Staaten  wie  Griechenland,  wo  leider  die  konstitutionelle 
Verfassung  so  verstanden  wird,  dass  die  Kammennajorität  und  das 
Staatsoberhaupt  die  Gesetze  votieren  und  sanktionieren  nach  Belieben 
der  Regierung  ohne  jegliche  Mitwirkung  bei  der  Vorlagenvorbereitung 
seitens  eines  ständigen  staatlichen  Rates,  hängt  die  gesamte  gesetz- 
geberische Produktion  ganz  von  den  politischen  Verhältnissen  ab. 
So  erklärt  es  sich,  dass  wir,  gleich  unserem  Vorgänger  in  der  Ab- 
fassung der  Berichte,  eine  kurze  Einleitung  über  die  inneren 
politischen  Ereignisse  im  Lande  vorausschicken. 

Wie  im  vorigen  Jahre  ist  auch  während  1900  und  1901  die 
Gesetzgebung  das  Werk  der  1899  im  Anschluss  an  das  Wahlresultat 
gebildeten  Regierung  unter  dem  Vorsitz  des  Abgeordneten  von  Korfu 
G.  Thkotokis.  Diese  Regierung  hat  ausser  der  Ende  1899  erfolgten 
Änderung  in  dem  Kriegsministerium  1900  den  Unterrichtsminister 
A.  Eitaxias  durch  den  Abgeordneten  Stais  ersetzt,  so  dass  das  ganze 
Ministerium  nur  aus  alten  Trikupisten  gebildet  wurde. 

Die  Kammer  hielt  in  den  Berichtsjahren  eine  ausserordentliche 
Session  (29.  November  1899  bis  3.  April  1900)  und  die  zweite 
ordentliche  Session  ihrer  Periode  (30.  Oktober  1900  bis  27.  Januar 
1901).  Jede  dieser  Sessionen  umfasste  58  Sitzungen,  in  welchen  die 
Gesetze  erörtert  und  votiert  sind,  über  deren  bedeutendste  wir  unten 
berichten. 

Die  ordentliche  Session  von  1901  (dritte  der  Kammerperiode) 
begann  am  31.  Oktober  1901.  Die  Wahl  des  Vorsitzenden,  nach 
welcher  die  Kammermajoritiit  zu  bestimmen  üblich  ist,  zeigte  die 
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Stellung  der  Regierung  gesichert.  Jedoch  schon  am  folgenden  Tage 
brachen  die  Strassenunruhen  in  Athen  wegen  der  Frage  der  Über- 
setzung des  heiligen  Evangeliums  aus,  welche  mit  Recht  vom  Volke 
als  eine  Gefährdung  von  bedeutenden  religiösen  und  nationalen 
Interessen  angesehen  wurde.  Während  dieser  Unruhen  wurden  am 
8.  November  unter  den  Fenstern  des  Finanzministeriums  in  der  Mitte 
der  Stadt  sieben  Bürger  getötet  und  mehrere  verwundet.  Die  durch 
diese  Ereignisse  hervorgerufene  allgemeine  Entrüstung  führte  zur 
Demission  nicht  nur  des  Metropoliten  von  Athen,  sondern  auch  der 
Regierung  selbst.  Letztere  erhielt  zwar  ein  Vertrauensvotum  von 
der  Kammer,  musste  jedoch  auf  Wunsch  des  Königs,  wie  ver- 
lautet, vom  Amte  zurücktreten.  Der  demissionierte  Ministerpräsident 
empfahl  dem  Könige  als  Nachfolger  Th.  Delyannis.  Jedoch  die 
Übernahme  der  Regierung  seitens  dieses  in  der  Kammer  in  der 
Minorität  befindlichen  Oppositionsführers  hätte  die  Vertagung  der 
Kammer  und  neue  Wahlen  zur  unentbehrlichen  Folge  gehabt.  Eine 
solche  Lösung  wollte  der  König  vermeiden.  So  veranlasste  der 
letztere  Tueotokis  und  seine  Freunde,  welche  die  Majorität  in  der 
Kammer  bildeten,  eine  neue  Regierung  unter  dem  Vorsitze  des 
früheren  Premierministers  Zaimis,  der  nur  einige  Anhänger  in  den 
Reihen  der  Abgeordneten  besass,  zu  unterstützen.  Theotokis  ver- 
sprach die  nachgesuchte  Unterstützung,  und  so  wurde  am  12.  November 
1901  ein  Ministerium  unter  Zaimih  gebildet,1)  Durch  königliche 
Verordnung  wurde  sofort  die  Kammersession  während  40  Tage 
unterbrochen  und  so  konnte  die  neue  Regierung  vor  Ende  1001 
nicht  vor  der  Kammer  erscheinen. 

a)  Finanzangelegenheiten. 

I.  Budget.     Die  Budgets  der  Jahre  1900  und  1901,  be- 
willigt dnrch  Gesetze  vom  22.  März  1900  bezw.  27.  Januar  1901, 
weisen  folgende  Zahlen  auf: 
o)  Einnahmen.    1900:  112206849,  1901:  114  734159,20  Dr. 
ß)  Ausgaben.   1900:112049279,35,  1901:  113646301,79  Dr. 
Die  wichtigsten  Einnahmen  entstehen  aus: 

1.  Direkten  Steuern.    1900:  22856000,  1901:  23683300  Dr. 

2.  Konsumtionssteuern.   1900:40482000,  1901:  41 497 000 Dr. 

')  Die  Zusammensetzung  war  folgende:  A.  Zaimis,  Präsidium  und 
Äusseres;  N.  Triantaphylakos,  Inneres;  Ph.  Neoris,  Finanzen;  G.  Koküas, 
Krieg  und  Marine;  A.  Momfebratos,  Geistliche  Angelegenheiten  und 
Unterricht;  R.  Togalis,  Justiz. 
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Die  übrigen  zerfallen  in  verschiedene  Gattungen.  In  dem 
Budget  von  1901  werden  in  einem  besonderen  Kapitel  •  die  Ein- 
nahmen aus  der  Stempelsteuer  im  Betrage  von  13497000  Dr.,  sowie 
Einkünfte  aus  der  Post-,  Telegraphen-  und  Telephon- Verwaltung 
auf  4064000  Dr.  berechnet. 

Die  Ausgaben  werden  folgendermassen  eingeteilt: 

1900  1901 

Dr.  Dr. 

1.  Staatsverpflichtungen   ....     8419933,00  8758763,00 

2.  Staatsschulden                       32609650,20  32344624,30 

3.  Allgemeiner  Staatsdienst  .  .    57  928614,65  56194050,91 

4.  Ausgaben  der  Finanzverwal- 
tung  und  Staatseinnahmen- 
erhebung                                9617251,50  9438235,58 

5.  Verschiedenartige  Zahlungen     3473830,00  6910628,00 

112049279,35  113646301,79 
II.  Steuergesetzgebung.  Die  Vermehrung  der  Ver- 
waltungsausgaben, welche  aus  den  neuen  besonders  im  Jahre  1899 
bewilligten  Gesetzen  entstanden  ist,  nötigten  die  Regierung  im  Jahre 
1899,  wie  schon  aus  dem  Bericht  des  Jahrbuches  von  1899  zu  er- 
sehen ist,  nene  Steuerlasten  teils  offen,  teils  unter  dem  Scheine  einer 
Regulierung  der  Steuererhebung  dem  Volke  aufzuerlegen.  Deswegen 
hörte  man  von  vielen  Seiten  Missstimmung,  um  so  mehr  als  weder 
die  Verwaltung  noch  die  Justiz  durch  die  neuen  Gesetze  verbessert 
sind.  Dazu  kommt  noch,  dass  die  Regierung  aus  Finanzgründen 
das  im  Jahre  1899  erlassene  Gesetz  über  die  Verwaltnngspolizei 
nicht  in  Kraft  setzen  konnte,  so  dass  das  mangelhafte  und  unbe- 
liebte Militarpolizei-Systein  fortdauerte,  ein  Umstand,  der  auch  die 
Reorganisation  des  Heeres  verhindert  wegen  der  Beschäftigung  von 
hunderten  von  Offizieren  und  Unteroffizieren  im  Polizeidienst.  Um 
diesen  Verstimmungen  Rechnung  zu  tragen,  entschloss  sicli  die 
Regierung,  zwei  ihrer  wichtigsten  Steuergesetze  vom  Jahre  1899 
zu  verändern,  um  einige  Entlastungen  tatsächlich  sehr  unbedeutender 
Art  herbeizuführen. 

Diese  Veränderung  ist  für  das  Gesetz  über  die  Gewerbe- 
besteuerung durch  die  Gesetze  vom  24.  März  1900  und 
11.  Februar  1901  eingetreten.  Die  Reformen  betreffen  besonders 
die  Zeit  der  Deklarationsznstellung  und  der  Ratenzahlung.  Durch 
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das  Gesetz  von  1900  sind  auch  von  der  Entrichtung  einer  Gewerbe- 
steuer einige  Klassen  von  kleineren  Gewerbetreibenden  befreit,  be- 
sonders diejenigen,  welche  für  täglichen  Lohn  arbeiten. 

Das  Viehsteuergesetz  von  1899  wurde  ebenso  reformiert 
durch  das  Gesetz  vom  5.  Februar  1900,  welches  einige  Haustiere 
von  der  Besteuerung  befreit,  wie  die  Hunde,  mit  Ausnahme  der  in 
Departementshanptstädten  befindlichen.  Die  Steuer  des  geschlach- 
teten Viehs  ist  dagegen  um  erhöht,  und  diese  Vermehrung  der 
Einnahmen  ist  den  Bezirkskassen  gewidmet. 

Durch  das  Gesetz  vom  30.  März  1900  ist  die  Tabak- 
und  Tombakisteuer  erhöht,  so  dass  sie  im  ganzen  8  Dr.  pro  Ock 
(1282  Gramm)  beträgt.  Nach  vorherigem  Einverständnis  mit  dem 
internationalen  Finanzausschusse  wird  der  aus  jener  Erhöhung  ent- 
stehende Überschuss  dieser  Steuer  bei  der  Nationalbank  deponiert, 
um  den  Anleihen  zu  dienen,  welche  für  die  Erbauung  der  Eisenbahnen 
nach  den  türkischen  Grenzen  und  von  Pyrgos  nach  Meligala  abzu- 
schliessen  sind. 

III.  Finanzverwaltung.  Ein  Gesetz  vom  24.  März  1900 
betrifft  die  Tilgung  und  die  Erneuerung  von  Schuldver- 
schreibungen des  Fiskus  aus  Vorschüssen  und  Steuern  der 
verflossenen  Jahre.  Diese  Erneuerung  wird  bis  1.  Dezember  1901 
gestattet  und  kann  alte  Schulden  bis  inklusive  1895  betreffen.  Die 
Erneuerung  befreite  die  Schuldner  von  Verzugszinsen  und  Zahlungs- 
steuern. Die  erneuerten  Schulden  werden  in  Baten  entrichtet  durch 
die  Abfassung  von  neuen  Schuldscheinen.  Die  bis  1851  geschuldeten 
werden  im  allgemeinen  gestrichen;  von  1851  bis  1881  werden 
verschiedene  Abstreichungen  und  Abrechnungen  vorgenommen.  Durch 
dieses  Gesetz  ist  hauptsächlich  die  Regelung  der  Schuldbücher  des 
Fiskus  bezweckt,  und  es  sind  wirklich  günstige  Resultate  erzielt, 
indem  viele  Schuldner  die  Gelegenheit  ergriffen  haben,  alte  Schulden 
zu  erneuern;  auch  ist  so  ihre  Erhebung  leichter  geworden. 

Das  Gesetz  vom  10.  April  1900  schreibt  die  Reorgani- 
sation eines  Korps  von  70  Beamten  vor,  welche  für  die  Land- 
messung der  Staats-  und  geistlichen  Domänen  bestimmt  sind. 

Ein  Gesetz  vom  27.  März  1900  machte  die  Salinen  der 
Insel  Korfu  zum  Staatsmonopol,  wie  das  auch  für  Zante  1899  ge- 
schehen ist. 
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b)  Innere  Angelegenheiten. 

I.  Verwaltungsgesetzgebung.  Das  Gesetz  vom  8. 
April  1900  hebt  alle  Bestimmungen  über  Provinzialaus- 
schüsse  auf  und  überträgt  ihre  Pflichten  auf  die  Departements- 
ausschttsse.  Dieses  Gesetz  ist  eine  Folge  der  1899  erfolgten  Auf- 
hebung der  Staatseinteilung  in  Provinzen  durch  die  Vermehrung 
der  Departements  auf  26. 

Das  Gesetz  vom  1.  April  1900  gestattet  den  Staatsbe- 
beamten,  dass  sie  während  eines  Urlaubs,  welcher  höchstens  bis 
auf  drei  Jahre  sich  belaufen  kann,  im  Staatsdienste  auf  der  Insel 
Kreta  eingestellt  werden  können.  Man  bezweckt,  dem  neu  be- 
gründeten Staat  Kreta  die  Erwerbung  von  tüchtigen  und  er- 
fahrenen Beamten  zu  erleichtern,  ohne  dass  diese  ihrer  Rechte  in 
dem  inländischen  Dienste  verlustig  gehen. 

II.  Landwirtschaft.  Die  Bildung  von  Landwirten 
nnd  ihre  Einstellung  und  Beförderung  im  Staatsdienste 
betreffen  die  Gesetze:  1.  vom  23.  April  1900,  durch  welches  ge- 
nehmigt wird,  dass  auf  Grund  einer  Konkurrenzprüfung  jährlich 
zwei  Stipendiaten  in  das  Ausland  abgesendet  werden,  um  sich 
dort  höheren  landwirtschaftlichen  Studien  zu  widmen.  Nach  ihrer 
Kückkehr  sollen  sie  in  den  Staatsdienst  eintreten;  2.  vom  11. 
Februar  1900,  durch  welches  die  Dauer  des  Stipendiums  der 
auf  Grund  des  Gesetzes  von  1897  nach  Deutschland  abgesandten 
sechs  Forstwissenschaftsstudenten  um  l1/.,  Jahr  verlängert  wird; 
3.  vom  18.  Februar  1901,  welches  eine  landwirtschaftliche 
Schule  in  Larissa  (Thessalien)  gründet  aus  dem  dazu  bestimmten 
Vermächtnisse  von  Gkokg  Akkkof;  4.  vom  18.  Februar  1901,  be- 
treffend die  Gründung  eines  landwirtschaftlichen  Labora- 
toriums bei  der  landwirtschaftlichen  Station  von  Athen. 
Es  ist  das  erste  Mal,  dass  eine  so  nützliche  Einrichtung  in  Griechen- 
land eingeführt  ist.  Es  wäre  wünschenswert,  dieses  Laboratorium 
lieber  der  Universität  anzuschliessen,  wie  das  meistens  in  Deutschland 
der  Fall  ist. 

Eine  Beförderung  des  Ackerbaues  bezwecken  die  Ge- 
setze: 1.  vom  15.  April  1900  über  die  Bildung  eines  Komitees 
zum  Studium  der  Wasserwerke,  welche  in  Thessalien  zu 
übernehmen  sind.  Dieses  Komitee  besteht  aus  den  Ministern  der 
Finanzen  und  des  Innern,  dem  Direktor  der  Nationalbank  und  dem 
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Vorsitzenden  des  Adniinistrationsrates  der  thessalischen  Eisenbahnen. 
Es  hat  die  Aufgabe,  durch  Fachmänner,  die  anch  ans  dem  Auslände 
einberufen  werden  können,  die  Wasserwerke  zu  studieren  und  zu 
entwerfen.  Zu  diesem  Zwecke  werden  die  Ein-  und  Ausfohrsteuern 
in  Thessalien  etwas  erhöht,  und  diese  Steuerzunahme  wird  zur  Ver- 
fügung des  Komitees  gestellt.  Die  Steuersteigerung  beginnt  am 
1.  August  1900;  2.  vom  15.  April  1900  über  Ausgaben  zur 
Erbauung  von  Schutzwerken  in  den  Ablagerungen  des 
eingetrockneten  Sees  von  Phunos  (Korinth)  und  Verteilung 
des  trockengelegten  Landes  an  die  benachbarten  Dorf  ein  wohner; 
3.  vom  15.  Februar  1901  über  Ausgaben  der  Trockenlegung 
des  Teiches  Mustu  (Kynurien). 

Das  Gesetz  vom  23.  Dezember  1900  gestattet  der  durch 
fdas  Gesetz  von  1899  begründeten  Korinthenbank,  den  für  den 
Weinbau  zum  Zwecke  der  Korinthen-Gewinnung  nötigen  Vorrat 
von  Kupfervitriol  zu  übernehmen  und  dieses  den  Korinthen- 
Gutsbesitzern  zu  liefern. 

Die  Wälder  betritft  das  Gesetz  vom  8.  April  1900  über 
die  Beförderung  von  Waldanpflanzungen  in  der  Umgebung 
oder  innerhalb  bewohnter  Gegenden  und  die  Wieder- 
bepflanzung mit  Holz  im  allgemeinen.  Das  im  Altertum 
waldige  Griechenland  wurde  ganz  von  Wald  entblösst  durch 
die  Wälderzerstörung,  welche  dem  Mangel  an  staatlicher  Aufsicht 
nnd  der  Rücksichtslosigkeit  der  Viehzüchter  entsprang.  Die 
allerseits  für  die  Wiederbepflanzung  des  Landes  ausgedrückten 
Wünsche  haben  unsere  inmitten  der  deutschen  Wälder  aufgewachsene 
Kronprinzessin  Sophie  interessiert  und  sie  zur  Übernahme  der 
Führung  auch  dieses  edlen  Werkes  veranlasst.  Dieselbe  hat  einen 
dazu  bestimmten  Verein  begründet,  „Vereinigung  der  Wälderfreunde" 
genannt,  dessen  Vorsitz  sie  selbst  übernahm.  Zur  Beförderung  der 
Ziele  dieser  Vereinigung  wurde  das  obengenannte  Gesetz  erlassen, 
welches  besonders  die  Bildung  von  Ortsausschüssen  in  jedem 
Departement  vorschreibt.  Die  Ausschüsse  haben  die  zur  Wieder- 
bepflanzung geeigneten  Gegenden  zu  bestimmen.  Die  unter  Staats-, 
Bezirks-  oder  Klostereigentum  stehenden  Gebiete  werden  der  Ver- 
einigung ohne  weiteres  zur  Verfügung  gestellt.  Die  den  Geineinden 
oder  Privatpersonen  gehörenden  Landstriche  werden  gegen  Vergütung 
zwangsweise  enteignet,  wenn  der  Eigentümer  sich  nicht  bereit  erklärt, 
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selbst  die  Bepflanzung  mit  Holz  zu  übernehmen,  und  diese  innerhalb 
bestimmter  Zeit  fordert.  Durch  dasselbe  Gesetz  wurde  auch  die 
Gründung  eines  Zoologischen  Gartens,  der  bis  jetzt  ganz  bei 
uns  fehlte,  erleichtert,  da  Art.  3  gestattet,  dass  innerhalb  eines  zur 
Wiederbepflanzung  bestimmten  Gebietes  der  unter  Vorsitz  des 
Prinzen  Nikolas  stehende  „Zootechnische  und  Zoologische  Aus- 
schuss"  einen  Zoologischen  Garten  gründet.  In  der  Tat  erfolgte  im 
alten  Platerum  die  Gründung  des  Gartens,  der  rasch  durch  Gaben 
der  in  Afrika  und  in  anderen  Orten  des  fernen  Auslandes  wohnenden 
Griechen  bereichert  wurde;  er  konnte  schon  im  Juli  1902  seihe 
Pforten  öffnen. 

III.  Eisenbahnen.  —  Überaus  reich  war  in  den  Berichtsjahren 
die  Eisenbahngesetzgebung.  Hier  nimmt  die  erste  Stelle  das 
Gesetz  vom  8.  April  1900  ein  über  die  Genehmigung  einer 
Konvention  betreffend  die  Erbauung  und  den  Betrieb  einer 
Bahn  von  1,44  m  Breite  von  Piräeus  ab  nach  Demerli  (Thessa- 
lien) und  an  die  türkische  Staatsgrenze.  Griechenland  und  Monte- 
negro sind  heute  die  einzigen  Staaten  des  europäischen  Festlandes,  welche 
nicht  in  Eisenbahnverbindung  mit  den  übrigen  Staaten  stehen.  Jetzt, 
nach  der  Erbauung  der  Bahn  bis  an  die  Staatsgrenze  und  deren  Ver- 
bindung mit  den  Eisenbahnen  des  Nachbarlandes,  werden  wir  auch  in 
direkten  Verkehr  durch  eiserne  Schienen  mit  dem  übrigen  Europa  treten. 
Die  Optimisten  erblicken  in  dieser  Verkehrsverbindung  die  grössten 
Vorteile.  Sie  denken,  dass  wegen  der  kürzeren  Entfernung  der 
Piräeus  bald  der  Hafen  von  ganz  Europa  für  die  Handelsschifffahrt 
nach  Suez  und  folglich  Südasien,  Australien  und  die  Östliche 
Küste  Afrikas  weiden  wird.  In  Rücksicht  auf  die  Erbauung  der 
kleinasiatischen  Bahnen  nach  dem  Persischen  Golf,  welche  die 
Deutschen  eifrig  betreiben,  müssen  diese  optimistischen  Hoffnungen 
grösstenteils  als  übertrieben  angesehen  werden ;  jedenfalls  aber  bleiben 
für  Griechenland  sehr  grosse  Handelsvorteile.  Sicherlich  wird  der 
Zuzug  der  Ausländer,  welche  in  den  Dampfschiffen  ein  unbequemes 
und  öfters  langsames  Verkehrsmittel  sehen,  grösser  werden. 

Die  Erbauung  der  neuen  Eisenbahn  wird  durch  obiges  Gesetz 
dem  Syndikat  für  Erbauung  von  Eisenbahnen  im  Orient  (Limited) 
anvertraut.  Dieses  Syndikat  verpflichtet  sich,  eine  griechische  Aktien- 
gesellschaft unter  dem  Titel  „Gesellschaft  der  griechischen  Eisen- 
bahnen-' zu  gründen  mit  einem  Kapital  von  10000000  Drachmen.  Ausser 
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diesem  Kapital  will  die  Gesellschaft  auch  eine  Anleihe  abschliessen  von 
35000000  Drachmen  in  87500  Obligationen,  deren  Ankauf  zu  80°/0  des 
nominalen  Wertes  die  Gesellschaft  übernimmt.  Der  Anleihe  kommen 
die  Überschüsse  des  unter  internationaler  Kontrolle  stehenden  Ein- 
kommens, vermehrt  durch  die  obenerwähnte  Tabakssteuerzulage,  zu 
gute.  Das  Gesetz  vom  18.  April  1900  genehmigt  eine  Kon- 
vention der  Regierung  mit  der  Gesellschaft  der  Pelo- 
ponnesischen  Eisenbahnen  für  die  Erbauung  einer  Bahn- 
strecke von  Pyrgos  nach  Kyparissia  und  von  Kalonero  ab 
nach  Meligala.  Hierdurch  wird  die  Bahn  von  Korinth-Tripolis- 
Kalamata  mit  der  Bahn  Korinth-Patras-Pyrgos  in  Verbindung  ge- 
setzt, was  sehr  vorteilhaft  für  den  peloponnesischen  Verkehr  und 
insbesondere  den  Korinthenhandel  ist.  —  Dieselbe  Gesellschaft 
der  peloponnesischen  Eisenbahnen  wurde  staatlich  durch  das  Gesetz 
vom  15.  Februar  1901  unterstützt,  indem  sie  eine  Subvention 
von  3000000  Drachmen  unter  dem  Titel  einer  Anleihe  erhielt, 
gegen  Übernahme  gewisser  Verpflichtungen,  die  hauptsächlich  in  der 
Zahlung  alter  schwebender  Schulden  und  der  Erneuerung  des  alten 
Materials  bestehen. 

Dieselbe  Gesellschaft  übernahm  durch  Gesetz  vom 
10.  April  1900  die  Verpflichtung,  auf  eigene  Kosten  gewisse 
Werke  im  Hafen  von  Nauplia  auszuführen. 

In  Thessalien  wurden  die  Bahnstrecken  vermehrt  durch  die 
Ausdehnung  der  schon  bestehenden  Linie  Wolo-Bahonia  (Pelion)  bis 
nach  Milene. 

Das  Gesetz  vom  11.  April  1900  bewilligt  eine  Konvention, 
durch  welche  die  zwei  Gesellschaften  der  Athen- Piräens- Bahn 
zu  einer  verbunden  werden  und  der  elektrische  Betrieb  für  diese 
dem  Verkehr  der  Hauptstadt  und  deren  Hafen  dienenden  Bahn  ein- 
geführt wird.  Neben  der  Vermehrung  der  Zügezahl  werden  auch 
die  Billettpreise  der  ersten  und  dritten  Klasse  herabgesetzt;  die  zweite 
wird  abgeschafft. 

Die  Gesellschaft  der  Eisenbahnen  Attikas  übernahm 
durch  Gesetz  vom  15.  Februar  1901  die  Verpflichtung,  einen 
Park  bei  der  Bahnstation  in  Kefissia  (Bezirk  Athen)  zu  bauen 
und  in  diesem  Flecken  die  elektrische  Beleuchtung  einzuführen.  So 
wird  der  reizende  Sommeraufenthalt  der  Athener  verschönert  und 
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bald  mit  den  bekanntesten  Sommerfrischen  der  europäischen  Haupt- 
städte in  Vergleich  gestellt  werden  können. 

Bis  jetzt  war  der  Verkehr  durch  Automobile  in  Griechen- 
land nicht  eingeführt.  Nach  einer  heftigen  Diskussion  in  der  Kammer, 
ob  ein  solcher  Betrieb  monopolisiert  werden  solle,  wurde  endlich 
durch  Gesetz  vom  1.  Mai  1900  eine  Konvention  genehmigt,  kraft 
deren  ein  Privilegium  des  Unternehmers  dieses  Betriebes  auf 
den  Verkehr  der  Landstrassen  anerkannt  wird.  In  Rücksicht  auf 
den  Wegezustand  bei  uns  fürchten  wir,  dass  ein  solcher  Verkehr 
nicht  gelingen  wird.  — 

IV.  Wasserversorgung  für  Athen.  Die  griechische  Haupt- 
stadt leidet  sehr  an  Wassermangel.  Sie  wird  noch  von  der  Wasser- 
leitung versorgt,  welche  Kaiser  Hadrian  vor  vielen  Jahrhunderten 
hat  bauen  lassen.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Zunahme  der 
Einwohnerzahl  der  neuen  Stadt  die  Beschaffung  neuen  Wassers  unver- 
meidlich macht.  Eine  langjährige  Diskussion  herrschte  über  die  Frage, 
ob  das  neue  Wasser  in  Attika  selbst  oder  in  Korinth  aus  dem  Stym- 
phalis-See  zu  suchen  sei;  es  gab  noch  andere,  die  in  Böotien  Zu- 
flucht suchten.  Endlich  gab  der  dazu  berufene  Fachingenieur  aus 
Paris,  Bachmann,  sein  Gutachten  zu  Gunsten  Attikas  ab.  Er  meinte, 
dass  sich  hier  genug  Wasser  finden  würde,  und  er  hielt  als  ge- 
eignetes Gebiet  das  unterhalb  Eleusis  gelegene  Threasische  Feld.  — 
Zur  Erleichterung  dieser  Untersuchungs- Arbeiten  wurde 
das  Gesetz  vom  10.  April  1900  erlassen.  Unglücklicherweise 
kann  man  aus  den  bis  heute  gemachten  Forschungen  nicht  mit 
Sicherheit  schliessen,  ob  auf  diesem  Wege  die  Losung  der  Wasser- 
frage zu  hoffen  sei. 

V.  Arbeiterschutz.  Die  Gesetzgebung  für  Arbeiterschutz 
in  Griechenland  ist  im  allgemeinen  eine  sehr  arme.  Es  fehlt  un- 
gefähr jede  gesetzgeberische  Vorsorge  auf  diesem  Gebiete.  Es  ist 
deswegen  mit  Freude  zu  begrüssen  ein  Gesetz  vom  23.  März 
1901  über  Unfall- Unterstützung  der  Arbeiter  in  Berg- 
werken und  Fabriken,  wo  man  das  Mineral  bearbeitet. 
Die  auf  Grund  einer  königlichen  Verordnung  seit  1882  bestehende 
Unterst  ützungkasse  wird  in  eine  „Kasse  für  Bergleute"  umge- 
wandelt und  durch  verschiedene  Einkommen,  hauptsächlich  aus  Be- 
steuerung der  Bergunternehmungen,  bereichert.  Diese  Kasse  solj 
Pensionen  entrichten  an  durch  Unfall  verunglückte  Arbeiter  und 
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deren  Familien,  jedoch  höchstens  im  Betrage  von  100  Drach.  Ans- 
länder  sind  nur,  solange  sie  ihren  Aufenthalt  in  Griechenland  haben, 
zur  Pension  berechtigt. 

VI.  Postgesetzgebung.  Das  Jahr  1900  ist  besonders  ein 
Jahr  der  Postgesetzgebung  gewesen.  Dank  dem  Eifer  des 
während  einiger  Jahre  als  General-Direktor  der  Post  und  Telegraphen 
tätigen,  jetzt  gestorbenen  Roükih,  der  den  Ruhm  eines  griechischen 
Dr.  Stephan  anstrebte,  wurde  der  Post-  und  Telegraphenbetrieb 
ganz  reorganisiert.  Die  hauptsächlichen  dazu  bestimmten  Gesetze, 
sämtlich  erlassen  am  30.  Mai  1900,  betreffen:  a)  im  allgemeinen 
den  Post-,  Telegraphen-  und  Telephondienst,  b)  die  Post- 
anweisungen, c)  die  Postpakete,  d)  die  Poststempel  und 
das  staatliche  Postmonopol.  Diese  Gesetze,  vervollständigt 
durch  eine  Reihe  von  königlichen  Verordnungen,  bilden  eine  voll- 
kommene Organisation  des  Post-,  Telegraphen-  und  Telephonwesens, 
deren  Entwicklung  auch  nnr  in  den  Hauptgrundzügen  mehrere 
Bogen  in  Anspruch  nehmen  würde,  die  uns  nicht  zur  Verfügung 
stehen.  Im  grossen  und  ganzen  bemerkt  derjenige,  welcher  diese 
neue  Organisation  studiert,  dass  sie  den  deutschen  Charakter  in 
sich  trägt.  Es  wäre  zu  wünschen,  dass  auch  der  Betrieb  selbst  sich 
der  Vollkommenheit  des  deutschen  Post-  und  Telegraphenwesens 
nähert. 

Durch  Gesetz  vom  27.  März  1900  wurde  eine  Konvention 
bewilligt,  betreffend  die  fünfzigjährige  Miete  eines  Gebäudes,  das  am 
Ludwigsplatz  in  der  Mitte  der  Stadt  herzustellen  ist,  um  als  Post-, 
Telegraphen-  und  Telephon-Zentralbnreau  zu  dienen.  So 
hat  Athen  eine  Zentralpost  erworben,  welche  mit  den  schönsten 
Gebäuden  gleichen  Zweckes  der  europäischen  Hauptstädte  sich  ver- 
gleichen kann. 

Die  Washingtoner  Weltpostkon vention  vom  15.  Juni 
1897  wurde  durch  Gesetz  vom  8.  April  1900  genehmigt. 

Das  Gesetz  vom  14.  Februar  1901  betrifft  die  Be- 
willigung einer  Konvention  zwischen  der  Regierung  und 
The  Eastern  Telegraph  Company  (Limited)  von  London.  — 

c)  Äussere  Angelegenheiten. 

I.  Konsulargeset  zgebnng.  Die  unglücklichsten  unserer 
Gesetze  sind  sicherlich  diejenigen,  welche  das  Konsularwesen  betreffen. 

Jahrbuch  der  internut.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  59 
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Kein  Minister  des  Äusseren,  der  auf  eine  Unterstützung  von  der 
Kanimermajorität  rechnen  kann,  entschliesst  sich,  vom  Amte  abzugehen, 
ohne  vorher  Veränderungen  in  der  Konsulargesetzgebung  vorzunehmen. 
Wir  haben  jetzt  wieder  ein  Gesetz  vom  31.  März  1900  zu  er- 
wähnen über  die  Reform  der  Konsulargesetze.  Durch  dieses 
Gesetz  werden  zwölf  von  1878  bis  1896  erlassene  Gesetze,  welche 
Veränderungen  des  Hauptkonsulargesetzes  vom  22.  Dezember  1877 
betreffen,  ausser  Kraft  gesetzt.  An  die  Stelle  letzterer  treten 
jetzt  neue  Veränderungen,  welche  alle  Punkte  des  Konsularwesens 
berühren. 

II.  Internationale  Verträge.  In  den  Berichtsjahren  wurden 
folgende  Staatsvertröge  bewilligt: 

a)  Durch  Gesetz  vom  13.  Januar  1901  ein  Handelsvertrag 
mit  Rumänien.  Dieser  Vertrag,  abgeschlossen  in  Bukarest 
am  19.  Dezember  1900,  ist  begründet  auf  gegenseitiger  An- 
erkennung der  Rechte  des  meistbegünstigten  Staates.  Das  dem 
Vertrage  beigefügte  Protokoll  enthält  die  Anerkennung  der 
juristischen  Persönlichkeit  der  in  Rumänien  bestehenden 
griechischen  Kirchen,  welche  die  schon  erworbenen  Grundstücke 
und  die  bestehende  Schule  behalten  können. 

b)  Die  Königliche  Verordnung  vom  21.  Dezember  1900 
(veröffentlicht  erst  am  19.  Oktober  1901)  genehmigt  die  in  der 
HaagerKonferenz  abgeschlossenen  Verträge  und  Deklarationen. 

c)  Eine  gleiche  Verordnung  vom  10.  Mai  1900  genehmigt  einen 
Vertrag  mit  der  Schweiz,  welcher  die  Anerkennung  der  in 
der  Schweiz  bestehenden  Aktiengesellschaften  betrifft. 

d)  Die  Präliminar-Bestimmungen  des  Friedensvertrags 
mit  der  Türkei,  das  Schiedsurteil,  welches  die  Botschafter 
der  Grossinächte  in  Konstantinopel  am  20.  März  1901  erlassen 
haben,  wurde  im  Regierungsblatt  veröffentlicht,  so  dass  es 
Gesetzeskraft  hat.  Durch  dieses  Urteil  wurden  meistens  zu 
Gunsten  Griechenlands  diejenigen  Fragen  geregelt,  welche 
betreffs  der  Abschliessung  eines  Konsularvertrages  mit  der  Türkei 
entstanden  sind  und  infolge  deren  die  griechischen  Bevoll- 
mächtigten den  Schiedsspruch  der  Grossmächte  angerufen  haben. 

e)  Das  Gesetz  vom  8.  April  1900  verlängerte  die  Frist 
für  das  Bestehen  der  gemischten  Gerichte  in  Ägypten 
bis  zum  19.  Januar  1905. 
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d)  Justiz. 

Das  bedeutendste  der  in  den  Berichtsjahren  erlassenen  Justiz- 
gesetze ist  daß  Gesetz  vom  9.  März  1900  über  die  Reform  der 
Bestimmungen  der  Zivilprozessordnnng,  betreffend  den 
Personalarrest.  Letzterer  bleibt  als  Exekutionsmittel  in  Handels- 
sachen nur  dann  bestehen,  wenn  der  unterlegene  Schuldner  ein 
Handelsmann  ist.  So  ist  nicht  mehr  die  Eigenschaft  der  Sache, 
sondern  die  Person  des  Schuldners  massgebend. 

Das  Gesetz  vom  12.  Februar  1900  vermehrte  durch 
Reform  des  Absatzes  7  von  Art.  885  der  geltenden  Zivilprozess- 
ordnung die  Zahl  der  unpfändbaren  Vermögensgegenstände 
der  Landwirte,  besonders  in  Bezug  auf  die  der  Landwirtschaft 
dienenden  Tiere  und  die  Aussaat. 

Ein  anderes  Gesetz,  auch  vom  12.  Februar  1900,  ver- 
fugt die  Wiedereintragung  der  bestehenden  Pfandrechte 
an  Immobilien  in  die  Grundbücher  der  thessalischen 
Departements,  welche  während  des  letzten  Krieges  zerstört 
worden  sind. 

Wichtig  ist  noch  das  Gesetz  vom  11.  Februar  1901, 
durch  welches  die  Fälle  der  Untersuchungshaft  bei  Vergehen 
beträchtlich  vermindert  werden,  durch  Umgestaltung  der  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  der  Strafprozessordnung,  welche  zu  vielen 
Missbräuchen  führten.  Zu  gleicher  Zeit  wurde  auch  Abs.  1  von 
Art.  432  Str.-Pr.-O.  in  dem  Sinne  reformiert,  dass  das  Schwur- 
gericht nicht  mehr  den  Termin  aussetzen  kann  nach  Abgabe  der 
Fragen  an  die  Geschworenen.  Diese  Reform  wurde  dadurch  hervor- 
gerufen, dass  während  der  letzteren  Jahre  öfters  im  Schwurgericht 
selbst  nach  Verlesung  des  Geschworenenverdikts  ein  neuer  Termin 
angesetzt  ward. 

Das  Gesetz  vom  12.  Dezember  1900  betrifft  die 
Gründung  von  Frauenzentralgefängnissen  in  Athen,  in  einem 
Gebäude,  welches  zu  diesem  Zwecke  die  Königin  Olga  gestiftet  hat 

Das  Gesetz  vom  14.  Februar  1900  bestimmt  die  Er- 
bauung vonJnstizpalästeninder  Hauptstadt  jedes  Departements 
mit  Ausnahme  von  Athen,  aus  der  Stiftung  des  Nationalwohltäters 
Andre  Sykoros.  Solche  Gebäude  sind  eine  allgemein  anerkannte 
Notwendigkeit,  da  unsere  Gerichte  häutig  in  verschiedenen  jämmer- 
lichen Privathäusern  untergebracht  waren,  ein  Umstand,  der  nicht 
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nur  die  Würde  der  Justiz  beeinträchtigte,  sondern  auch  den  An- 
wälten grosse  Schwierigkeit  und  Zeitverlust  verursachte. 

Das  Gesetz  vom  8.  April  1900  verfügt  über  die  Be- 
schleunigung der  Aburteilung  bei  den  Delikten  des  Tier- 
diebstahls und  der  Tiertötung,  welche  in  mehreren  Gebieten 
des  Königreichs  noch  überaus  häufig  sind.  Die  Verurteilten  werden 
auch  unter  Polizeiaufsicht  gestellt  in  einem  Orte,  der  ausserhalb  der 
Provinz,  wo  sie  wohnen  oder  das  Delikt  begangen  haben,  zu  be- 
stimmen ist. 

Das  Gesetz  vom  13.  Januar  1901  hat  die  Bestimmung 
eingeführt,  dass  gegen  die  wegen  Schleichhandels  Verur- 
teilten auch  eine  polizeiliche  Aufsicht  auszusprechen  ist. 

Was  das  unter  Vorbereitung  stehende  Zivilgesetzbuch 
betrifft,  so  haben  wir  keinen  wichtigen  Schritt  zu  verzeichnen. 
Es  scheint,  dass  wir  auf  lange  Zeit  noch  vom  römischen  und  byzan- 
tinischen Rechte  beherrscht  werden  sollen.1)  Die  zur  Ausarbeitung 
des  Gesetzbuches  bestimmte  Kommission  hat  durch  königliche  Ver- 
ordnungen in  den  Berichtsjahren  zwei  Prolongationen  für  ihre 
Tätigkeit  erhalten,  eine  bis  zum  Juni  1901  und  eine  zweite  bis  Sep- 
tember 1902.  Es  ist  zu  fürchten,  dass  wir  auch  in  der  Zukunft 
mehrere  solche  Prolongationen  zu  verzeichnen  haben  werden. 

e)  Unterricht 

Wegen  des  1900  erfolgten  Wechsels  des  Unterrichtsministers 
ist  keine  bemerkenswerte  Tätigkeit  in  der  Unterrichtsgesetzgebung 
zu  verzeichnen.  Der  abgetretene  Unterrichtsminister  Eutaxus  hatte 
bedeutende  Entwürfe  vorbereitet,  durch  welche  nach  dem  Vor- 
bilde des  deutschen  Unterrichtswesens,  dessen  gründlicher  Kenner 
der  genannte  Minister  war,  das  ganze  Unterrichtwesen  von  der 
untersten  bis  zur  obersten  Stufe  reorganisiert  werden  sollte.  Diese 
Entwürfe  wurden  zwar  der  Kammer  vorgelegt,  jedoch  wegen 
ganz  persönlicher  Gründe,  die  zwischen  dem  Minister  und  einigen 
Mitgliedern  der  Kammermajorität  entstanden,  musste  der  fleissige 
Minister  vom  Amte  zurücktreten.    Sein  Nachfolger  hat  den  vor- 

')  Über  das  in  Griechenland  geltende  Zivilrecht  verirl.  ausser  den 
im  vorigen  Jahrlmche  (V.  Jahrg..  S.  (>74  f.)  enthaltenen  Ausführungen 
auch  meinen  Aufsatz  in  GkCnhuts  Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffent- 
liche Recht  der  Gegenwart.  B.  XXV,  S.  KM)  f. 
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bereiteten  Entwürfen  keine  Beachtung  geschenkt,  und  so  ist  nichts 
für  den  Unterricht  getan. 

Das  Gesetz  vom  10.  April  1900  betrifft  Reformen  der 
bestehenden  Bestimmungen  des  archäologischen  Dienstes. 
Durch  Gesetze  vom  6.  März  1900  und  15.  Februar  1901 
wurden  in  Athen  dem  österreithichen  archäologischen  Institute 
und  der  französischen  archäologischen  Schule  Baustellen  geschenkt. 

f)  Heer  —  Marine. 

Verfassungsmässig  ist  jährlich  die  Heeres-  und  Kriegs- 
marinestärke gesetzgeberisch  zu  bestimmen.  So  wurden  dnrch 
zwei  Gesetze  vom  2f>.  März  1900  für  das  Jahr  1900  die  Land- 
truppen auf  25180  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Soldaten  bestimmt, 
die  Kriegsmarine  auf  4042  Küpfe.  Für  1901  wurden  dieselben  Zahlen 
auf  21079  bezw.  3782  berechnet. 

Dem  Kronprinzen  ist  es  endlich  gelungen  durchzusetzen,  dass 
der  neue,  Ende  1899  ernannte  Kriegsminister  Tsamadoh  die  Pläne  des 
Kronprinzen,  betreffend  die  Übernahme  des  Generalkommandos, 
bewilligte.  Durch  Gesetz  vom  25.  März  1900  über  das 
Generalkommando  des  Heeres  wurde  das  ganze  Militär  zu  einem 
einheitlichen  Ressort  vereint  und  das  Heer  unter  einheitliches,  be- 
ständiges Kommando  gestellt,  dessen  Führung  einem  Divisionsgeneral 
anvertraut  ist,  d.  h.  dem  Kronprinzen,  da  nur  er  diese  Militär- 
würde in  Griechenland  besitzt.  Ausgeschlossen  von  diesem  General- 
kommando bleiben  nur  die  Gendarmerie,  die  Direktion  des  Kriegs- 
vorrats, die  Militärjustiz,  die  Materialmagazine  (Waffendepots  etc.) 
und  das  kartographische  Korps.  Der  Generalkommandenr  (Komman- 
dierende General),  der  zu  gleicher  Zeit  auch  Generalinspektor  des 
Heeres  ist,  hat  unter  seinem  absoluten  Befehl  das  ganze  Heer  in  drei 
Divisionen  eingeteilt,  jede  bestehend  aus  zwei  Brigaden  und  anderen 
durch  königliche  Verordnungen  zu  bestimmenden  Hilfstrnppen.  Von 
den  Jägerbataillonen  (Euzonen)  gehören  zwei  zu  den  Divisionen,  die 
übrigen  fünf  können  zwei  Regimenter  bilden.  Das  Gesetz  lässt  die 
Pflichten  des  Geperalkommandeurs  im  einzelnen  durch  königliche  Ver- 
ordnungen bestimmen.  Diese  Verordnungen  haben  dem  Kriegs- 
minister jede  Initiative  entzogen;  der  ganze  Dienst  des  Kriegs- 
ministeriums hängt,  von  Vorschlägen  des  Generalkommandeurs  ab. 

Das  Gesetz  vom  5.  Januar  1900  prorogiert  bis  Ende 
November  1904  die  durch  frühere  Gesetze  geschaffene  Aufschiebung 
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der  Rekrutierung  bei  den  Ottomanen  aus  den  thessalischen 
und  epirotischen  Departements. 

Das  Gesetz  vom  29.  März  1900  reformiert  den  Rech- 
nungsdienst  von  Heer  und  Kriegsmarine. 

Ein  bedeutendes  Gesetz  für  die  künftige  Entwicklung  der 
Kriegsmarine  ist  das  Gesetz  vom  16.  Dezember  1901  über  die 
Gründung  einer  Kasse  der  nationalen  Marine.  Dieses  Ge- 
setz, welches  der  Initiative  des  eifrig  für  das  Gedeihen  der  Kriegs- 
marine arbeitenden  Ministers  Boudoukis  zu  verdanken  ist,  bestimmt 
die  Begründung  einer  Kasse  der  nationalen  Marine.  Zu  Gunsten 
dieser  Kasse  sind  besondere  Staatseinnahmen  bestimmt,  hauptsächlich 
aus  zu  diesem  Zwecke  auferlegten  Steuern  und  aus  dem  Ertrage  des 
Verkaufs  von  altem  Marinematerial.  —  Der  verstorbene  grosse  Wohl- 
täter der  Nation  Gkorg  Avkkoff  hat  ein  bedeutendes  Kapital  zu 
Gunsten  der  Marine  vermacht,  ausserdem  hört  man  täglich  von  Ver- 
mächtnissen und  Gaben  für  diesen  Zweck.  Alles  dieses  Geld  soll 
in  die  Marinekasse  fliessen,  welche,  unter  das  Marineministerium  ge- 
stellt, vom  ganzen  Ministerrat  verwaltet  wird  und  ein  eigenes  Budget 
besitzt,  welches  jährlich  als  Annex  des  Budgets  des  Marineministeriums 
mit  dem  ganzen  Staatsetat  unter  Genehmigung  der  Kammer  zu 
stellen  ist. 

Das  Gesetz  vom  26.  März  1900  gewährt  ein  Grundstück 
am  Ufer  der  Halbinsel  vom  Piräeus  zur  Gründung  einer 
Mar  ine -Kadetten  schule  aus  den  Vermächtnissen  des  in  Ägypten 
verstorbenen  Vassanis. 

Das  Gesetz  vom  10.  April  1900  betrifft  die  Handels- 
marine. Es  hat  Bestimmungen  über  die  Maschinisten  der 
Handelsschiffe  eingeführt.  Ausser  den  Lehrlingen  werden  diese 
Maschinisten  in  drei  Klassen  eingeteilt.  Das  Gesetz  schreibt  vor, 
wie  das  Personal  der  Dampfmaschinen  je  nach  der  Kraft  der- 
selben zusammenzusetzen  ist,  sowie  auch  die  Art  der  Erwerbung 
der  Maschinistendiplome  und  deren  Verlust. 

Endlich  regelt  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1901  die 
Erbauung  und  den  Betrieb  eines  steinernen  Docks  in  dem 
alten  Quarantäne  haus  von  Syra.  Die  Gründung  wird  einem 
Unternehmer  belassen,  welchem  die  Bezirke  von  Hermupolis  und 
Syra  und  das  Hafenkomitee  von  Syra  eine  Garantie  für  die  Zinsen 
(5%)  eines  Kapitals  von  2500000  versprechen  sollen.    Zur  Be- 
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tiitigung  dieser  Bürgschaft  werden  die  Hafen-  nnd  Bezirksstenern  in 
Syra  vermehrt. 

B.  Literatur. 

Die  von  Jahr  zn  Jahr  zunehmenden  literarischen  Erscheinungen 
auf  dem  Gebiete  der  Rechtswissenschaft  nötigen  uns,  der  besseren 
Übersichtlichkeit  wegen  den  Literatlirbericht  nicht  uach  alphabetischer 
Reihe  der  Autoren,  wie  es  bis  jetzt  in  den  erschienenen  Übersichten 
für  Griechenland  geschehen  ist.  sondern  systematisch  darzustellen. 
So  haben  wir  zu  verzeichnen: 

I.  Sammlungen.  —  Allgemeine  Werke.  —  a)DYowuNioTi,G., 
Dr.,  Advokat,  Privatdozent,  „Griechische  Koden".  Eine  Samm- 
lung der  griechischen  Gesetzgebung  in  kleineren  Bänden  mit 
Judikatur  versehen  nach  Muster  der  deutschen  Gi;rTKNTA<i'sclien  Aus- 
gaben. In  den  Berichtsjahren  erschienen:  1.  Zivilprozessordnuug, 
2.  Handelsgesetzbuch,  3.  Gerichtsverfassung,  4.  Strafgesetzbuch, 
5.  Strafprozessordnung,  6.  Zivilgesetze,  7.  Staatsverfassungen, 
8.  Stempelgesetze,  9.  Jonisches  Zivilgesetzbuch,  10.  Verwaltungs- 
zwangsvollstreckung, 11.  Diplomatische  und  Konsulargesetzgebung, 
12.  Internationale  Kontrolle  —  Staatsschuld  —  Staatsmonopol, 
IX.  Tabakssteuergesetzgebung,  14.  Gewerbesteuern,  15.  Griechische 
Kirche,  16.  Militärstrafgesetzgebnng. 

b)  Manolu»**,  S.,  Dr.,  Schriftführer  der  Staatsanwaltschaft 
beim  Areopag  (Kassationshof).  „Gutachten  der  Staatsanwalt- 
schaft beim  Areopag".  Eine  Fortsetzung  von  früheren  gleichen 
Sammlungen,  enthaltend  die  von  1886  ab  erschienenen  Gutachten. 

II.  Zivilrecht,  a)  Hier  beansprucht  die  erste  Stelle  die 
schon  im  vorigen  Jahrbuche  angekündigte,  für  die  griechische 
juristische  Literatur  bedeutungsvolle  Erscheinung  der  Übersetzung 
der  WiNJ>scHKiD'8chen  Pandekten  vom  Professor  des  römischen 
Rechts  an  der  Universtät  Dr.  K.  Polyukkih.  In  den  Berichtsjahren 
erschienen  ist  der  III.  Band,  Erbrecht.  Die  Übersetzung  gibt  in 
unserer  Sprache  die  öfter  schwer  verständlichen  knappen  Ausdrücke 
von  WiNDHciiKiD  klargefasst  wieder.  Sie  ist  mit  vielen  Anmerkungen 
des  Übersetzers,  eines  der  hervorragendsten  Zivilisten  Griechenlands, 
bereichert.  Das  unsterbliche  Werk  des  deutschen  Rechtslehrers 
wird  so  in  glücklichster  W7eise  zur  Verfügung  der  griechischen 
Juristen  gestellt,  für  welche  es  ganz  unentbehrlich  war  wegen  der 
noch  unmittelbaren  Geltung  des  römischen  Rechts  in  Griechenland. 
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b)  Eine  andere  minder  bedeutende  Übersetzung  der 
Pandekten  von  Wixdschkid  wurde  verfasst  von  Dr.  A.  Aruyros, 
Advokat,  Bd.  I :  Allgemeine  Lehren.  Sachenrecht. 

c)  Momferratom,  A.,  Dr.,  Advokat,  z.  Z.  Kultus-  und  Unter- 
richtsminister, „Obligationenrecht  der  Römer  und  Byzantiner 
nach  seiner  Geltung  in  Griechenland".  Der  Plan  des  Werkes  ist 
ein  gross  angelegter.  Das  Werk  erscheint  in  Heften.  In  den  Be- 
richtsjahren erschienen  Heft  I — IV,  S.  1 — 768,  in  welchen  der  all- 
gemeine Teil  des  Obligationenrechts  noch  nicht  vollendet  ist.  Über 
das  Werk  wird  vielleicht  Referent  nach  Vollendung  Gelegenheit 
finden,  seine  Meinung  auszusprechen. 

d)  Zkpos,  J.,  Dr.,  Advokat,  „Die  Basiliken",  Text  mit 
Judikatur  und  Bemerkungen  versehen.  Bd.  IV— V,  Buch  39—50. 
Die  Herausgabe  der  Basiliken,  welche  die  Hauptquelle  des  geltenden 
Zivilrechts  in  Griechenland  bilden,  war  langst  unentbehrlich,  nach- 
dem die  HKiMBACH'sche  Ausgabe  selten  geworden  und  vergriffen  ist. 
Zepos  hat  durch  Beisetzung  der  Judikatur  und  vieler  Anmerkungen 
aus  der  Doktrin  seine  Ausgabe  sehr  nützlich  für  die  in  der  Praxis 
beschäftigten  Juristen  zu  machen  gewusst. 

e)  Domkhtzis,  K.,  Dr.,  Privatdozerit,  Advokat,  „Das  Noterben- 
recht bei  den  Römern  und  in  den  neuen  Gesetzgebu ngen"- 
I.  Teil:  „Das  vor  der  Novelle  115  geltende  Recht". 

f)  Simandiras,  J.,  Dr.,  Advokat,  „Auslegung  der  Kapitel 
XXVII  und  XXVIII  der  XXII.  Novelle  von  Justinian".  —  Diese 
beiden  letztgenannten  Abhandlungen  sind  die  ersten  Werke  von  zwei 
unserer  jüngsten  Juristen,  die  durch  ihr  klares  Verständnis  und 
ihre  reichen  Kenntnisse  auf  dem  Gebiete  des  römischen  Rechts  viel 
für  die  Zukunft  verheissen. 

III.  Handelsrecht.  Barbarkssos,  Advokat,  „Kommentar 
des  griechischen  Handelsgesetzbuches".  Bd.  III:  „Über 
Konkurs  und  Bankerott",  Art.  437—610  (bis  jetzt  das  erste  Heft  er- 
schienen). 

IV.  Kirchenrecht,  a)  Nikolaidbs,  E.,  Dr.,  Privatdozent,  Ad- 
vokat, „Über  die  Vermögenslosigkeit  der  Mönche  nach  ge- 
meinem undgriechischem  Rechte".  Diese  gründliche  historische 
und  dogmatische  Untersuchung,  welche  grösstenteils  ganz  original 
ist  und  unmittelbar  auf  die  Quellen  sich  stützt,  zeigt  dem  jungen 
Verfasser  nicht  nur  als  bedeutenden  Rechtsgelehrten,  sondern  auch 
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als  unermüdlichen  Forscher,  von  welchem  die  leider  bei  uns  sehr 
arme  Kirchenrechtswissenschaft  sehr  viel  zu  hoffen  hat.  Das 
schwierige  Thema  wird  mit  grösster  Selbständigkeit  behandelt  und 
alle  diesbezüglichen  Fragen  sind  mit  klarem  Verständnis  erörtert,  so 
dass  diese  Abhandlung  von  mehreren  kompetenten  Seiten  allgemeinen 
Beifall  gefunden  hat. 

b)  Kakavokykos,  M.,  Dr.,  Advokat  in  Konstantinopel,  „Kodex 
des  Familienrechtsu.  Dieses  Werk  enhält  die  Judikatur  der  Patri- 
archalgerichte, sowie  alle  diesbezüglichen  Texte  der  römischen  und 
byzantinischen  Rechte. 

c)  Leviiies,  N.,  Advokat,  Abgeordneter  von  Attika,  „Eine 
Studie  über  die  Übersetzung  des  Heiligen  Evangeliums1-. 

V.  Zivilprozess.  a)  Oekonomides,  J.,  Friedensrichter,  „Die 
Friedensgerichte  in  Griechenland".  Eine  Studie  zur  Ver- 
besserung der  geltenden  Gesetzgebung. 

b)  Zakas,  G.,  Advokat,  „Kommentar  der  Zivilprozess- 
ordnung".   Erster  Teil. 

c)  Piulaketos,  G.,  Dr.,  Advokat,  „Die  Frauen  als  Ad- 
vokaten". 

d)  „Juristische  Abteilung  des  Vereins  Parnassos". 
Ein  Entwurf  über  die  Zwangsvollstreckung. 

VI.  Strafrecht,  a)  Maniakis,  K.,  Dr.,  Staatsanwalt  beim 
Kassationshof,  „Strafrechte".    Heft  I  und  II,  S.  1—130. 

b)  Kypriapes,  K.,  Dr.,  Staatsanwalt  beim  Landgericht,  „Über- 
setzung der  Studien  von  Professor  Franz  v.  Liszt  über 
das  Delikt  als  pathologische  Erscheinung". 

c)  Manarakis,  A.,  Departementsingenieur,  „Eine  Studie  über 
die  Erbauung  von  Gefängnissen  des  Isolierungs-  und  des 
gemischten  Systems". 

VII.  Verwaltungsrecht,  a)  Papaeustratiu,  I).,  Divisions- 
direktor beim  Finanzministerium,  „Staatsrechnungswesen". 

b)  Kofinas,  G.,  Sekretär  beim  Finanzministerium,  „Die 
Rechtsverhältnisse  der  Wälder  in  Griechenland". 

c)  Kassimis,  P.,  Advokat,  „Bemerkungen  aus  den  Gesetzen 
über  die  Disposition  der  nationalen  Ländereien  und 
P  flanzungen". 

VIII.  Völkerrecht.  Kkbeihjy,  M.,  Professor  für  inter- 
nationales Recht  in  Bern  (Schweiz),  „Ein  Auslieferungsgesetz 
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in  Griechenland".  Iu  französischer  Sprache  verfasster  Abdruck 
einer  Studie,  welche  der  Verfasser  in  der  Revue  de  droit 
international  public  veröffentlicht  hat  aus  Anlass  der  durch  die 
Präliminarbestimmungen  des  Friedensvertrags  dem  griechischen 
Staate  auferlegten  Verpflichtung  zur  Auslieferung  gegenüber  der 
Türkei. 

IX.  Staatsfinanzen.  Volkswirtschaft,  Sehr  nützlich  für 
die  Kenntnis  der  griechischen  Staatsfinanzen  sind  die  gemäss  dem 
Art.  4  des  Gesetzes  über  die  internationale  Kontrolle  der  Finanzen 
jährlich  von  der  internationalen  Kommission  in  fran- 
zösischer Sprache  publizierten  Berichte  unter  dem  Titel: 
„Conipte  rendu  des  Operations  de  lacommission  financiere 
internationale".  Ausser  dem  1899  erschienenen  Hefte  für  1898 
sind  in  den  Berichtsjahren  noch  zwei  andere  Hefte,  betreffend  die 
Finanzrechnungsjahre  1899  und  1900,  veröffentlicht.1) 

Die  Volkswirtschaftsgeschichte  in  Griechenland  berührt 
eine  Abhandlung  von  Philahktos,  G.,  Advokat,  „Eine  Gesellschaft 
für  Mitarbeit  in  Ampelakia  (Thessalien)",  seit  1795—1810. 

X.  Zeitschriften.  Von  den  noch  im  vorigen  Jahre  be- 
standenen juristischen  Zeitschriften  hat  leider  im  Juni  1900  Nomiki 
nach  Abschluss  ihres  sechsten  Bandes  ihr  Erscheinen  eingestellt.  Es 
wurde  unter  der  Redaktion  des  Advokaten  und  Herausgebers  der 
Basiliken  J.  Zkpo*  eine  neue  wöchentliche  Zeitschrift  unter  dem 
Titel  „Juristische  Rundschau"  mit  einer  Beilage,  betitelt  „Ge- 
richtszeitung", veröffentlicht. 

Von  den  übrigen  Zeitschriften  haben  in  dem  Berichtsjahre 
die  „Zeitung  für  griechische  und  französische  Gerichts- 
praxis" ihren  XIX.  und  XX.  Band,  „Themis"  ihren  X.  und  XI. 
Band  abgeschlossen.  Von  der  Beilage  der  Themis,  unter  dem  Titel 
„Kodex",  sind  noch  zwei  Bände  erschienen,  die  Gesetzgebung  der 
Jahre  1899  und  1900  enthaltend. 

Die  in  Nauplia  herausgegebene  n Gerich tszeitnng"  hat  seit  1900 
ihr  früher  eingestelltes  Erscheinen  wieder  aufgenommen. 

')  Hauptsächlich  auf  Grund  dieser  Berichte  ist  eine  Arbeit  in  der 
Pariser  „Revue  generale  de  droit  international  public"  (9«  annee  No.  1) 
von  Politis  uuter  dem  Titel  „Le  controle  international  *ur  les  nuances 
helleniques  et  see  premiers  resultats  (1898—1901)  veröffentlicht  worden. 
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Gesetzgebung  1900. 

1.  Einleitung. 

Die  Gesetzgebung  des  Jahres  1900  war  unter  dem  Einflnss 
des  südafrikanischen  Krieges  ziemlich  unfruchtbar.  Das  wichtigste 
Gesetz  des  Jahres  ist  das  über  die  Errichtung  des  australischen 
Bundesstaates.  Die  Verfassung,  welche  diesem  Gesetze  als  Anlage 
beigeingt  ist,  ist  nicht  nur  wegen  ihres  Inhalts  interessant,  sondern 
auch,  weil  in  ihr  die  eigentlichen  verfassungsrechtlichen  Grund- 
sätze fast  gar  nicht  zum  Ausdrucke  kommen.  Während  in  den 
amerikanischen  Verfassungen  diese  Grundsätze,  wie  namentlich  die 
über  die  Trennung  der  Gewalten,  die  Verantwortlichkeit  der  voll- 
ziehenden Organe,  die  Gleichheit  aller  vor  dem  Gesetze,  die  Freiheit 
des  religiösen  Bekenntnisses  und  die  Sicherung  der  persönlichen 
Freiheit  ausführlich  ausgesprochen  werden,  wird  in  der  australischen 
Verfassung  nur  die  Unabsetzbarkeit  der  Richter  und  die  Unabhängigkeit 
der  Befähigung  zu  öffentlichen  Ämtern  von  der  Konfession  des 
Kandidaten  besonders  erwähnt.  Die  anderen  Grundsätze  gelten 
deshalb  nicht  minder;  sie  sind  ein  Teil  des  Gewohnheitsrechts,  das 
die  Ansiedler  von  England  mitgebracht  haben.  Die  Verfassung 
kann  daher  nicht  als  Kodifikation  des  australischen  Verfassungsrechts 
angesehen  werden. 

Von  sozialpolitischer  Bedeutung  sind  die  Gesetze  über  die 
Beschäftigung  von  Kindern  in  Bergwerken,  die  Novelle  zum  Haft- 
pflichtgesetz und  das  Wuchergesetz. 

Wichtige  Gesetze  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  sind  die 
Novelle  zum  Aktiengesetz  und  die  Novelle  zum  Gesetz  über  die 
Entschädigung  von  Landwirten  nach  Ablauf  der  Pachtzeit.1) 

')  Der  Berichterstatter  benutzt  wiederum  die  Gelegenheit,  seinen 
aufrichtigen  Dank  für  die  Hilfe  und  Belehrung  auszusprechen,  welche  ihm 
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2.  Oesamtfibersicht.1) 

Cap.  1.  An  Act  lo  apply  a  suni  out  of  the  Consolidated  Fund 
to  the  Service  of  the  year  ending  on  the  31  st  day  of  March  One 
thousand  nine  hundred.  (Consolidated  Fund,  Xo.  1.)  Betrifft  den 
Staatshaushalt. 

Cap.  2.  An  Act  to  provide  for  raising  Money  for  the  present 
War  in  South  Africa.    (War  Loan.)    Betrifft  den  Staatshaushalt. 

Cap.  3.  An  Act  to  apply  certain  sums  out  of  the  Consolidated 
Fund  to  the  Service  of  the  years  ending  on  the  31  st  day  of  March 
One  thousand  eight  hundred  and  ninety  nine,  one  thousand  nine 
hnndred,  and  one  thousand  nine  hundred  and  one.  (Consolidated 
Fund,  No.  2.)    Betrifft  den  Staatshaushalt. 

Cap.  4.  An  Act  for  taking  the  Census  for  Great  Britain  in 
the  year  One  thousand  nine  hundred  and  one.  (Census,  Great  Britain.) 
Enthält  Vorschriften  über  die  Volkszählung  des  Jahres  1901  in 
Grossbritannien. 

Cap.  5.  An  Act  to  provide  dnring  Twelve  Months  for  the  Dis- 
cipline  and  Regulation  of  the  Ariny.  (Army,  Annual.)  Jährlich  er- 
neutes Militärgesetzbuch  (vgl.  Jahrbuch  Bd.  V,  S.  078). 

Cap.  6.  An  Act  for  taking  the  Census  for  Ireland  in  the 
year  One  thousand  nine  hundred  and  one.  (Census,  Ireland.)  Ent- 
hält Vorschriften  über  die  Volkszählung  des  Jahres  1901  in  Irland. 

Cap.  7.  An  Act  to  graut  certain  duties  of  Customs  and  In- 
land Revenue,  to  alter  other  duties,  and  to  ainend  the  Law  relating 
to  Customs  and  Inland  Revenue  and  the  National  Debt,  and  to  make 
other  provision  for  the  financial  arrangements  of  the  year.  (Finance.) 
Betrifft  den  Staatshaushalt. 

Cap.  8.  An  Act  to  remove  Electoral  Disabilities  which  may 
arise  in  the  case  of  Members  of  the  Reserve,  Militia,  and  Yeomanry 
Forces,  and  in  the  case  of  Volunteers,  by  reason  of  absence  on  the 

die  von  T.  M.  Lei.t  jährlich  herausgegebenen  „Statutes  of  Practical 
Utitily"  gewährt  haben.  Diese  in  jeder  Beziehung  vortreffliche  Ausgabe  der 
wichtigsten  Gesetze  sei  allen  Leeern,  die  sich  für  englisches  Recht 
interessieren,  besonders  empfohlen. 

')  Die  Gesetze  werden  entweder  mit  der  Angabe  de«  Regierungs- 
jahres des  betr.  Souveräns  und  der  Kapitelnummer  des  Gesetzes  (z.  B. 
f>3  u.  64  Vict.  Cap.  1)  oder  mit  der  in  Klammern  beigefügten  Bezeichnung 
(Consolidated  Fund,  Xo.  1,  Act)  zitiert.  Das  Wort  „Act",  das  jedesmal 
in  der  Bezeichnung  einbegriffen  ist.  wird  im  obigen  Text  stets  weggelassen. 
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Military  Service  of  the  Crown.  (Electoral  Disabilities.  Military 
Service,  Removal.)  Betrifft  das  Wahlrecht  der  zu  Kriegsdiensten 
einberufenen. 

Cap.  9.  An  Act  to  anthorise  the  grant  out  of  Police  Funds  of 
certain  Allowances  and  Gratuities  in  respect  of  Police  Reservists 
who  are  called  out  on  Permanent  Service.  (Police  Reservists,  Allo- 
wances.) Betrifft  die  Entschädigung  der  zu  Kriegsdiensten  herange- 
zogenen Polizeimannschaften. 

Cap.  10.  An  Act  to  remove  doubts  respecting  the  powers  of 
the  Local  Government  Board  for  Ireland  for  determining  the  Area 
on  which  certain  Expenses  are  to  be  chargeable.  (Public  Health, 
Ireland.)    Betrifft  die  Kommunal  Verwaltung  in  Trland. 

Cap.  11.  An  Act  to  provide  fnrther  Money  for  the  Uganda 
Railway.  (Uganda  Railway.)  Genehmigt  einen  Zuschuss  an  die 
Eisenbahn  in  Uganda. 

Cap.  12.  An  Act  to  constitnte  the  Commonwealth  of  Australia. 
(Commonwealth  of  Australia  Constitution.)  Betrifft  die  Errichtung 
des  australischen  Bundesstaats.  —  Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  13.  An  act  to  amend  the  County  Councils  (Elections) 
Act,  1891.  (County  Councils,  |  Elections],  Act  Amendment.)  Betrifft 
die  Wahlen  für  die  Grafschaftsräte  in  England. 

Cap.  14.  An  Act  to  provide  for  the  admission  of  Solicitors  of 
Courts  of  British  Possessions  to  the  Supreme  Courts  in  the  United 
Kingdom.  (Colonial  Solicitors.)  Betrifft  die  Zulassung  von  Rechts- 
anwälten, die  mindestens  3  Jahre  in  einer  englischen  Kolonie  ihren 
Beruf  ausgeübt  haben,  zur  Praxis  in  Grossbritanien  nnd  Irland. 

Cap.  15.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Burial  Grounds. 
(Bnrial.)  Kodifiziert  die  bisher  in  7  Gesetzen  enthaltenen  Vor- 
schriften über  die  Beschaffung  und  Verwaltung  von  Begräbnisstätten 
in  England. 

Cap.  1(3.  An  Act  to  make  fnrther  Provision  for  the  Term  of 
Oflice  of  District  Councillors  and  Gnardians.  (Distriet  Councillors 
and  Guardian»,  Term  of  Offke.)  Betrifft  die  Amtsdauer  gewisser 
Kommunalbeamten  in  England. 

Cap.  17.  An  Act  to  am«md  the  Royal  Naval  Reserve  (Volun- 
teer)  Act,  1850  in  relation  to  Galling  out  the  Volnnteers  for  Actual 
Service.  (Naval  Reserve,  Mobilisation.)  Betrifft  die  Einberufung 
von  freiwillig  bei  der  Flotten-Reserve  dienenden  Mannschaften. 
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Cap.  18.  An  Act  to  amend  the  County  Surveyors  (Ireland) 
Act,  1862.  (County  Surveyors,  Ireland.)  Betrifft  die  öffentlichen 
Landvermesser  in  Irland. 

Cap.  19.  An  Act  for  the  acquisitum  of  Prope"rty  for  building 
a  new  Land  Registrj'  Oftice  and  other  Public  Offices  in  London,  and 
for  purposes  connected  therewith.  (Land  Registry,  New  Buildings.) 
Genehmigt  die  Mittel  für  das  Amtsgebaude  der  Zentral-Grundbuch- 
Behörde. 

Cap.  20.  An  Act  to  amend  the  Law  regarding  Ecclesiastical 
AsBessments  in  Scotland.  (Ecclesiastical  Assessments,  Scotland.)  Be- 
trifft die  Veranlagung  von  Kirchensteuern  in  Schottland. 

Cap.  21.  Au  Act  to  prohibit  Child  Labour  Underground  in  Mines. 
(Mines,  Prohibition  of  Child  Labour  Underground.)  Betrifft  die  Be- 
schäftigung von  Kindern  in  Bergwerken.  —  Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  22.  An  Act  to  extend  the  benefits  of  the  Workmens 
Conipensation  Act,  1897,  to  Workmen  in  Agriculture.  (Workmens 
Compensation.)  Betrifft  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  für  Unfälle.  — 
Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  23.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  Removal 
of  Paupers  from  England  to  Ireland.  (Poor  Removal.)  Betrifft  die 
Versendung  von  in  England  befindlichen,  der  Armenpflege  unter- 
stehenden Personen,  deren  Unterstützungswohnsitz  in  Irland  ist,  nach 
ihrem  Heimatsorte. 

Cap.  24.  An  Act  to  further  amend  the  Law  relating  to  Ve- 
terinary  Surgeons.  (Veterinary  Surgeons  Amendment.)  Enthält  Vor- 
schriften über  den  Beruf  der  Tierärzte. 

Cap.  25.  An  Act  to  amend  the  Charitable  Loan  Societies  (Ire- 
land) Act  1843.  (Charitable  Loan  Societies,  Ireland.)  Novelle  zum 
Gesetz  über  Darlehnskassen  in  Irland. 

Cap.  26.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Charges  on 
Land  and  to  matters  connected  therewith.  (Land  Charges.)  Über- 
trügt die  Eintragung  von  Urteilen  als  Belastung  von  Grundeigentum, 
die  früher  bei  der  Hauptgerichtsschreiberei  zu  erfolgen  hatte,  auf 
das  Grundbuchamt. 

Cap.  27.  An  Act  for  the  better  Prevention  of  Accidents  on 
Railways.  (Railway  Employment,  Prevention  of  Accidents.)  Gibt 
dem  Handelsamt  die  Befugnis,  Verordnungen  zur  Verhinderung  von 
Eisenbahnunfällen  zu  erlassen. 
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Cap.  28.  An  Act  to  ainend  the  Inebriates  Acts,  1879  to  1899, 
for  Scotland.  (Inebriates  Amendment,  Scotland.)  Novelle  zum 
schottischen  Gesetze  über  die  Behandlung  von  Trunksüchtigen. 

Cap.  29.  An  Act  to  assimilate  the  County  Council  and  Borough 
Council  Franchise  in  London.  (London  County  Council  Electors  Qualifi- 
cation.)  Betrifft  die  aktive  Wahlfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Londoner 
Kommunalwahlen. 

Cap.  30.  An  act  to  amend  the  Laws  relating  to  Beer  Retai- 
lers'  and  Spirit  Grocers'  Licences  in  Ireland.  (Beer  Retailers'  and 
Spirit  Grocers'  Retail  Licences,  Ireland.)  Betrifft  die  Erteilung  von 
Gewerbescheinen  für  den  Verkauf  von  Spirituosen  in  Irland. 

Cap.  31.  An  Act  to  amend  the  Law  with  respect  to  Customs 
Dnties  in  the  Isle  of  Man.  (Isle  of  Man,  Customs.)  Betrifft  die 
Erhebung  von  Zöllen  auf  der  Insel  Man. 

Cap.  32.  An  Act  to  amend  the  Merchant  Shipping  Act  1894, 
with  respect  to  the  Liability  of  Shipowners  and  others.  (Merchant 
Shipping,  Liability  of  Shipowners  and  others).  Gesetz  über  die 
Beschränkung  der  Haftung  von  Reedern  etc.  —  Vergl.  Spezial- 
darstellnng. 

Cap.  33.  An  Act  for  the  Prevention  of  Cruelty  to  Wild 
Animals  in  Captivity.  (Wild  Animals  in  Captivity  Protection.)  Ge- 
setz gegen  die  Quälerei  gefangener  wilder  Tiere.  —  V ergl.  Spezial- 
darstellnng. 

Cap.  34.  An  Act  to  amend  the  Ancient  Monuments  Protection 
Act,  1882.  (Ancient  Monuments  Protection.)  Gesetz  zum  Schutze 
historischer  Denkmäler.  Ermächtigt  gewisse  öffentliche  Behörden, 
historische  Denkmäler  unter  ihren  Schutz  zu  bringen. 

Cap.  35.  An  Act  to  restrict  the  amount  of  Oil  in  Manu- 
factured  Tobacco.  (Oil  in  Tobacco.)  Beschränkt  die  Verwendung 
von  Öl  bei  der  Herstellung  von  Rauchtabak. 

Cap.  36.  An  Act  to  grant  Money  for  the  purpose  of  certain 
Local  Loans  out  of  the  Local  I^oans  Fund,  and  for  other  purposes 
relating  to  Local  Loans.  (Public  Works  Loans.)  Betrifft  Darlehen 
des  Staates  an  Kommunalbehörden  und  Unternehmer  gemeinnütziger 
Bauten. 

Cap.  37.  An  Act  to  continue  various  Expiring  Laws. 
(Expiring  Laws  Continuance.)  Dehnt  die  Dauer  der  Geltung  ge- 
wisser Gesetze  aus  (vgl.  Jahrbuch  Bd.  III,  S.  452). 
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Cap.  38.  An  Act  to  extend  the  Elementary  School  Teachers 
(Snperannuation)  Act,  1898,  to  Teachers  serving  in  the  Isle  of  Man, 
and  to  service  as  a  Teacher  in  that  Island.  (Elementary  School 
Teachers  Snperannuation,  Isle  of  Man.)  Betrifft  die  Pensionierung 
von  Elementarlehrern  ciuf  der  Insel  Man. 

Cap.  39.  An  Act  to  amend  the  Volunteer  Act,  1863.  (Volun- 
teer.)  Bestimmt,  dass  die  Freiwilligen-Korps,  die  früher  nur  zur 
Landesverteidigung  aufgerufen  werden  konnten,  in  der  Folge  über- 
haupt, wenn  es  sich  um  „drohende  nationale  Gefahr"  handelt,  auf- 
gerufen werden  können. 

Cap.  40.  An  Act  to  extend  the  Elementary  School  Teachers 
Snperannuation  Act,  1898,  to  Teachers  serving  in  the  Island  of 
Jersey,  and  to  service  as  a  Teacher  in  that  Island.  (Elementary 
School  Teachers  Snperannuation  Jersey.)  Betrifft  die  Pensionierung 
von  Elementarlehrern  auf  der  Insel  Jersey. 

Cap.  41.  An  Act  to  provide  for  the  alteration  of  the  Local 
Government  (Procedure  of  Councils)  Order,  1899.  (Local  Government, 
Ireland,  Xo.  2.)    Betrifft  die  Kommunalverwaltung  in  Irland. 

Cap.  42.  An  Act  to  amend  the  Reserve  Forces  Act,  1882. 
(Reserve  Forces.)    Betrifft  die  Dienstpflicht  der  Reserve. 

Cap.  43.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Intennediate 
Education  in  Ireland.  (Intennediate  Education,  Ireland.)  Betrifft 
die  Mittelschulen  in  Irland. 

Cap.  44.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  Expor- 
tation  of  Arms,  Ammunition.  and  Military  and  Naval  Stores.  (Ex- 
portation  of  Arms.)    Betrifft  die  Ausfuhr  von  Waffen. 

Cap.  45.  An  Act  to  amend  the  Poor  Relief  (Ireland)  Acts. 
1838  to  1892,  with  respect  to  relief  given  by  the  maintenance  of 
Lunatics  and  Children,  and  with  respect  to  the  quantity  of  Land 
which  may  be  acquired  under  those  Acts.  (Poor  Relief,  Ireland.) 
Betrifft  die  Armenpflege  in  Irland. 

Cap.  46.  An  Act  to  relieve  Members  of  County  Councils  and 
other  Local  Authorities  f'rom  disqualification  by  reason  of  absence 
in  certain  cases.  (Members  of  Local  Authorities  Relief.)  Betrifft 
die  Beurlaubung  von  Mitgliedern  von  Körperschaften  der  Komraunal- 
verwaltung. 

Cap.  47.  An  Act  to  amend  the  Law  with  regard  to  the  In- 
vestment of  Money  paid  into  a  County  Court.    (County  Courts,  In- 
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vestinent.)  Betrifft  die  Anlage  von  hinterlegten  Geldern  bei  den 
Grafschaftsgerichten. 

Cap.  48.  An  Act  to  amend  the  Companies  Acts.  (Companies.) 
Novelle  zum  Aktiengesetz.  —  Vergl.  Spezialdarstellung. 

Cap.  49.  An  Act  to  consolidate.  and  amend  the  Law  relating 
to  the  Election  and  Proceedings  of  Town  Councils  in  Scotland. 
(Town  Councils,  Scotland.)    Betrifft  die  Stadträte  in  Schottland. 

Cap.  50.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Agricultural 
Holdings.  (Agricultural  Holdings.)  Betrifft  die  Entschädigung  von 
Pächtern  nach  Ablauf  der  Pachtzeit.  —  Vergl.  Spezialdarstellung. 

Cap.  51.  An  Act  to  amend  the  Law  with  respcct  to  Persona 
carrj'ing  on  business  as  Money-lenders.  (Money-lenders.)  Wucher- 
gesetz. —  Vergl.  Spezialdarstellung. 

Cap.  52.  An  Act  to  make  fnrther  provision  for  a  Naval  Re- 
serve.   (Naval  Reserve.).    Betrifft  die  Flotten- Reserve. 

Cap.  53.  An  Act  to  amend  the  Elementary  Education  Acts, 
1880  to  1893.  (Elementary  Education.)  Betrifft  die  Zuschüsse  an 
Volksschulen  aus  Staatsmitteln  und  von  Seiten  der  Behörden  für 
Annenpflege. 

Cap.  54.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  number 
and  salaries  of  the  Statt"  of  the  General  Board  of  Commissioners  in 
Lunacy  for  Scotland,  and  to  provide  for  the  remnneration  of  certain 
of  the  Commissioners.  (Lunacy  Board  Scotland,  Salaries  and  Clerks.) 
Betrifft  die  ( »rganisation  der  Hauptbehörde  für  Irrenwesen  in  Schottland. 

Cap.  55.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Executors  in 
Scotland.  (  Executors,  Scotland.)  Betrifft  die  Befugnisse  der  Testaments- 
vollstrecker in  Schottland. 

Cap.  56.  An  Act  t<>  amend  the  Military  Lands  Act,  1892. 
(Military  Lands.)  Betrifft  die  Expropriation  von  Grundeigentum  für 
militärische  Zwecke. 

Cap.  57.  An  Act  to  apply  a  sum  out  of  the  Consolidated  Fund 
to  the  service  of  the  year  ending  on  the  thirty-nrst  day  of  March 
one  thousand  nine  hnndred  and  one.  and  to  appropriate  the  Supplies 
granted  in  this  Session  of  Parlament.  (Appropriation).  Betrifft 
den  Staatshaushalt. 

Cap.  58.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Tithe  Kenn  bärge 
in  Ireland.  (Tithe  Renteharge.  Ireland.)  Betrifft  die  Kirchen/.ehnten 
in  Irland. 

Jahrbiu  Ii  iler  int.iruut.  V»'ivjulKUiiK.  »'..  u.  7.  Bd. 
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Cap.  r»*>.  An  Act  to  amend  Part  III  of  the  Münsing  of  the 
Working  Classes  Act  1890.  (Housing  of  the  Working  Classes.) 
Betrifft  die  Befugnisse  von  Kommnnalbehörden  in  Bezug  auf  die 
Beschaffung  von  Arbeiterwohnnngen. 

Cap.  61).  An  Act  to  amend  the  Tramways  (Treland)  Acts, 
1860  to  1896.  (Tramways.  lreland.)  Betrifft  die  Strassenbahnen  in 
Irland. 

Cap.  61.  An  Act  to  provide  for  raising  a  Supplemental  Loan 
for  the  service  of  the  year  ending  the  thirty-first  day  of  March 
nineteen  hundred  and  one.  (Supplemental  War  Loan.)  Betrifft  den 
Staatehaushalt, 

Cap.  62.  An  Act  to  amend  the  Colonial  Stock  Acts,  1877  aml 
1892,  and  the  Trustee  Act.  1893.  (Colonial  Stock.)  Betrifft  die 
Anlage  von  Mündelgeldern  in  Schuldverschreibungen  britischer 
Kolonieen. 

Cap.  63.  An  Act  to  amend  seetions  forty- 1 wo,  fifty-one, 
fifty-fonr,  sixty-nine.  one  hundred  and  three,  one  hundred  and  tifteen, 
and  one  hundred  and  twenty-one  of  the  Local  Government  (lreland > 
Act  1898.  and  Articles  nineteen,  twenty-four  and  thirty-six  of  the 
Schedule  to  the  Local  Government  (Application  of  Enactments) 
Order  1898.  (Lo<al  Government,  lreland.)  Betrifft  die  Kommunal- 
verwaltung in  Irland. 

3.  Spezialabteilung. 

Gesetz  über  die  Begründung  des  australischen  Bundesstaats 
(„Commonwealth  of  Australia"». 

Nachdem  im  .lahre  18<57  durch  die  British  North  America  Act 
die  Kolonie  Kanada  in  einen  Bundesstaat  umgewandelt  wurde,  in 
welchem  die  einzelnen  Staaten  (dort  Provinzen  genannt)  selbständige 
Begierungen  und  Gesetzgebungen  haben,  aber  unter  einer  Bundes- 
regierung und  einer  Bundesgesetzgebung  stehen,  der  eine  Anzahl 
von  Gegenständen  vorbehalten  wurde,  ist  nunmehr  als  zweiter  Bundes- 
staat im  britischen  Kolonialreich  die  ,,Australian  Commonwealth" 
errichtet  worden,  welche  die  Staaten:  New  South  Wales.  Victoria, 
South  Anstralia,  Queensland,  Tasmania  und  Western  Anstralia  umfasst. 

Das  oben  erwähnte  Gesetz  ermächtigt,  die  englische  Krone 
durch  Verordnung,  den  erwähnten  Bundesstaat  zu  errichten,  und  ent- 
hält die  Verfassung  desselben,    16c  königliche  Verordnung,  weldie 
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von  dieser  Befugnis  Gebrauch  macht,  wurde  am  17.  September  1900 
erlassen  und  die  Verfassung  trat  am  17.  Januar  1901  in  Kraft. 

Die  Verfassung  ist  in  acht  Kapitel  eingeteilt,  welche  die  fol- 
genden Titel  tragen:  1.  Parlament.  2.  Vollziehende  Gewalt,  3.  Richter- 
liche Gewalt,  4.  Finanzen  und  Handel,  5.  Die  Einzelstaaten,  6.  Zu- 
tritt und  Bildung  neuer  Staaten,  7.  Sonstige  Angelegenheiten, 
8.  Änderungen  der  Verfassung. 

Die  Vorschriften  bezüglich  der  Abgrenzung  der  Zuständigkeit 
zwischen  dem  Bund  und  den  Einzelstaaten  sind  teilweise  im  ersten, 
teilweise  im  fünften  Kapitel  enthalten.  Alle  nicht  dem  Bundesstaate 
besonders  zugesprochenen  Befugnisse  verbleiben  den  Einzelstaaten. 
Dem  Parlament  des  Bundesstaats  sind  ausschliesslich  vorbehalten: 
die  Vorschriften  über  den  Sitz  der  Bundesregierung  und  die  Organi- 
sation der  Bundesämter;  ferner  sind  demselben  folgende  Gegenstände 
zugewiesen:  die  Handelsbeziehungen  mit  anderen  Ländern  und 
zwischen  den  Einzelstaaten  untereinander;  die  Bundesfinanzen;  das 
Post-  und  Telegraphen wesen  etc.;  die  Landesverteidigung;  gewisse 
Einrichtungen  zum  Schutze  der  Schiffahrt,  der  öffentlichen  Gesund- 
heit und  zur  Förderung  wissenschaftlicher  Forschungen  (Leucht- 
türme etc.,  meteorologische  und  astronomische  Beobachtungen,  Quaran- 
täne, Fischerei,  Statistik  und  Volkszählung);  die  Beaufsichtigung 
der  Banken  mit  Ausnahme  der  Staatsbanken,  deren  Geschäftsbetrieb 
sich  über  das  Staatsgebiet  hinaus  erstreckt;  das  Münzwesen,  die  Aus- 
gabe von  Papiergeld  und  die  Vorschriften  über  die  gesetzliche 
Währung  der  Malse  und  Gewichte;  das  Versicherungswesen;  Wechsel  - 
recht,  Konkursrecht  und  Urheberrecht,  Eheschliessung  und  Ehe- 
scheidung; Staatsangehörigkeit,  und  Zulassung  von  Fremden  und 
ausländischen  Gesellschaften ;  Spezialgesetzgebung  für  besondere  Volks- 
stämme, jedoch  mit  Ausschluss  der  eingeborenen  Volksstämme,  aus- 
wärtige Angelegenheiten  etc.  Ausserdem  kann  die  Gesetzgebung 
eines  jeden  Einzelstaats  besondere  Gegenstände  der  Bundesgesetz- 
gebung zuweisen,  jedoch  nur  mit  Wirkung  für  den  betreffenden 
Einzelstaat.  Die  Einzelstaaten  dürfen  über  die  der  Bundesgesetz- 
gebung zugewiesenen,  aber  nicht  ausschliesslich  vorbehaltenen  Gegen- 
stände insoweit  tiesetze  erlassen,  als  dieselben  nicht  in  Widerspruch 
mit  Bundesgesetzen  stehen.  Untersagt  ist  es  den  Einzelstaaten,  ohne 
Genehmigung  des  Buudesparlaments  eine  bewaffnete  Land-  oder  See- 
macht zu  halien  oder  Gegenstände,  die  zum  Hnmles  vermögen  ge- 
lin* 
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hören,  zu  besteuern;  ferner  darf  ein  Einzelstaat  keine  Münzen 
prägen  oder  Zahlungsmittel  mit  Ausnahme  von  Gold-  und  Silber- 
münzen als  gesetzliche  Währung  erklären  oder  Vorschriften  erlassen, 
durch  welche  seine  Angehörigen  vor  anderen  britischen  Untertanen 
bevorzugt  werden.  Die  Bundesgesetzgebung  darf  keine  Gegenstände 
besteuern,  die  zum  Vermögen  der  Einzelstaaten  gehören,  und  eine 
andere  wichtige  Einschränkung  der  Gewalt  der  Bundesgesetzgebung 
besteht  darin,  das«  sie  keine  Staatskirche  errichten,  noch  die  Religions- 
übung in  irgendwelcher  Weise  einschränken  darf;  auch  darf  die 
Befähigung  für  ein  öffentliches  Amt  nicht  vom  religiösen  Bekenntnis 
abhängig  gemacht  werden. 

Als  Bestandteile  des  Parlaments  werden  aufgezählt:  1.  die 
Krone.  2.  der  Senat,  3.  das  Haus  der  Bundesabgeordneten. 

Vertreter  der  Krone  ist  ein  von  dieser  ernannter  General- 
statthalter (neben  welchem  die  bereits  früher  vorhandenen  königlichen 
Statthalter  in  den  Einzelstaaten  weiterbestehen).  Alle  von  den  beiden 
anderen  Bestandteilen  des  Parlamente  genehmigten  Gesetze  müssen 
dem  Generalstatthalter  unterbreitet  werden,  und  er  hat  in  Be- 
zug auf  dieselben  ein  vierfaches  Wahlrecht:  er  kann  das  be- 
treffende Gesetz  im  Namen  der  Krone  als  genehmigt  erklären;  er 
kann  die  Genehmigung  verweigern;  er  kann  das  Gesetz  mit  Ab- 
änderungsvorschlägen dem  Hause,  in  welchem  es  zuerst  beraten  wurde, 
zu  neuer  Beratung  unterbreiten:  endlich  kann  er  das  Gesetz  an  die 
Krone  zur  Besehlussfassung  verweisen.  Selbst  nachdem  ein  Gesetz 
vom  Generalstatthalter  im  Namen  der  Krone  genehmigt  wurde,  darf 
es  von  dieser  innerhalb  eines  Jahres  vom  Tage  der  Genehmigung 
wieder  aufgehoben  werden.  Die  obigen  Vorschriften  sind  ähnlich 
wie  die  der  anderen  mit  Selbstverwaltung  ausgestatteten  britischen 
Kolonieen  und  geben  ein  gutes  Beispiel  für  die  englische  Gewohnheit, 
alten  Formen  neuen  Inhalt  zu  geben.  Während  die  königliche  Ge- 
nehmigung der  Gesetze  im  Mutterlande  seit  200  Jahren  nur  noch 
zeremonielle  Bedeutung  hat,  indem  dieselbe  seit  Anfang  des  1H.  Jahr- 
hunderts keinem  Gesetze  verweigert  worden  ist.  wird  in  den  Kolonieen 
tatsächlich  das  Erfordernis  der  Zustimmung  der  Krone  als  verfassungs- 
rechtlicher Faktor  zur  Anwendung  gebracht,  nicht  um  der  ursprüng- 
lichen Bedeutung  gemiiss  dem  jeweiligen  Träger  der  Krone  die  Macht 
der  Einwirkung  auf  die  Gesetzgebung  zu  sichern,  sondern  vielmehr 
um  der  Volksvertretung  des  Mutterlandes  Einfluss  auf  die  Gesetz- 
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gebung  der  Kolouieen  zu  erhalten,  denn  das  sogenannte  Recht  der 
Krone  wird  tatsachlich  von  dem  britischen  Ministerium  ausgeübt, 
das  seinerseits  nur  so  lange  am  Ruder  bleiben  kann,  als  es  das  Ver- 
trauen des  Hauses  der  Gemeinen  geniesst. 

Der  Senat  besteht  aus  30  Mitgliedern,  von  welchen  je  (J  in 
;>dem  Staat  auf  0  Jahre  gewählt  werden. 

Das  Haus  der  Bundesabgeordneten  besteht  aus  75  Mitgliedern, 
die  in  verschiedenen  Staaten  nach  dem  Verhältnis  der  Einwohner- 
zahl auf  3  Jahre  gewählt  werden.  Jeder  Senator  und  jeder  Ab- 
geordnete erhält  ein  Jahresgehalt  von  400  X. 

Gesetze  über  den  Staatshaushalt  müssen,  ebenso  wie  in  England, 
zuerst  im  Unterhause  beraten  werden  und  dürfen,  wie  dies  auch 
dort  der  Fall  ist,  im  Oberhause  nicht  abgeändert  werden.  Im  Falle 
eines  Konflikts  zwischen  beiden  Häusern  Uber  ein  vom  Unterhanse 
genehmigtes  Gesetz  darf,  wenn  innerhalb  von  drei  Monaten  kerne 
Einigung  erzielt  werden  kann,  der  Generalstatthalter  die  beiden 
Häuser  auflösen  und  neue  Wahlen  anordnen,  und  wenn  das  be- 
treffende Gesetz  von  dem  neugewählten  Unterhaus  wieder  genehmigt 
und  vom  neugewählten  Oberhaus  wieder  abgelehnt  wird,  so  darf  der 
Generalstatt lialter  eine  gemeinschaftliche  Tagung  der  beiden  Häuser 
anordnen,  welche  Uber  das  Schicksal  des  Gesetzes  zu  entscheiden  hat. 

An  der  Spitze  der  ausübenden  Gewalt  steht,  dem  Buchstaben 
des  Gesetzes  nach,  der  Generalstatthalter,  welchem  ein  von  ihm  er- 
nannter vollziehender  Bundesrat  zur  Seite  steht,  aus  dem  er  wiederum 
7  Mitglieder,  welche  Senatoren  oder  Abgeordnete  sein  mttssen,  zu 
Ministern  ernennt.  Tatsächlich  wird,  ebenso  wie  im  Mntterlande, 
die  Regierungsgewalt  von  den  Ministem  ausgeübt,  und  ein  Minister 
kann  nur  so  lange  im  Amt  bleiben,  als  er  das  Vertrauen  der  Majorität 
des  Unterhauses  geniesst,  aber  die  geschriebene  Verfassung  enthält 
nichts  über  diesen  Brauch. 

An  der  Spitze  der  Gerichtsbarkeit  steht  der  „High  Court  of 
Australia",  dessen  Richter  vom  Generalstatthalter  nach  Anhörung 
des  vollziehenden  Bundesrats  ernannt  werden  und  nicht  abgesetzt 
werden  dürfen,  wenn  nicht  beide  Parlamentshäuser  ein  dahingehendes 
Gesuch,  das  mit  der  Pflichtwidrigkeit  oder  Unfähigkeit  des  be- 
treffenden Richters  begründet  werden  mnss,  an  den  Generalstatthalter 
richten.  Auch  darf  der  Gehalt  eines  Richters  nicht  während  seiner 
Amtstätigkeit  vermindert  werden. 
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Das  Obergericht  ist  zuständig  in  erster  Instanz  in  Streitig- 
keiten in  Bezug  auf:  1.  Staatsverträge,  2.  die  Konsuln  oder  Vertreter 
fremder  Staaten,  3.  wenn  der  Bundesstaat  selbst  Partei  ist,  4.  bei 
Streitigkeiten  zwischen  Einzelstaaten  oder  Einwohnern  verschiedener 
Einzelstaaten,  5.  wenn  es  sich  um  ein  Verfahren  gegen  einen  Bnndes- 
beatuten  in  Bezug  auf  die  Ausübung  seiner  Amtspflicht  handelt. 
Ausserdem  kann  die  Bundesgesetzgebung  dem  Obergericht  Gerichts- 
barkeit in  erster  Instanz  in  Bezug  auf  folgende  Angelegenheiten  zu- 
weisen: 1.  die  Auslegung  der  Bundesverfassung,  2.  die  Auslegung 
der  in  dem  betreffenden  Gesetze  genannten  Bundesgesetze.  'S.  gewisse 
seerechtliche  Angelegenheiten,  4.  die  Entscheidung  von  Statuten- 
Kollisionen  zwischen  den  Gesetzen  der  Einzelstaaten. 

Das  Obergericht  ist  Oberinstanz  für  alle  Bundesgerichte  und 
für  die  höchsten  Gerichte  der  Einzelstaaten;  ferner  auch  in  Bezug 
auf  Rechtsfragen  für  die  untenerwähnte  „interstate  commission". 
Nach  dem  in  Australien  festgestellten  ersten  Entwurf  der  Verfassung 
sollte  der  richterliche  Ansschuss  des  britischen  Geheimen  Staatsrats, 
der  sonst  Revisionsinstanz  für  alle  Obergerichtshöfe  der  Kolonieen 
ist,  in  Bezug  auf  den  nenerrichteten  Bundesstaat  diese  Zuständigkeit 
teilweise  verlieren.  Diese  beantragte  Neuerung  wurde  in  England 
mit  grossem  Widerwillen  aufgenommen,  während  andererseits  man 
in  Australien  sieh  nicht  entschliessen  konnte,  in  dieser  Frage  nach- 
zugeben. Schliesslich  wurde  die  Frage  durch  Komproiniss  in  folgender 
Weise  erledigt. 

In  Bezug  auf  Kompetenzkonflikte  zwischen  dein  Bundesstaat 
und  den  Einzelstaaten  und  zwischen  den  Einzelstaaten  untereinander 
ist  die  Einlegung  der  Revision  nur  mit  Genehmigung  des  australischen 
Obergerichtshofs  zulässig.  In  Bezug  auf  alle  anderen  Fragen  bleibt 
die  Revision  wie  früher  bestehen,  insoweit  sie  nicht  durch  die  Bundes- 
gesetzgebung beschränkt  wird.  Ein  Gesetz,  das  eine  derartige  Be- 
schränkung anordnet,  muss  aber  stets  der  besonderen  Beschlussfassung 
der  Krone  unterbreitet  weiden. 

In  Bezug  auf  die  Finanzen  des  Bundesstaats  bestimmt  die 
Verfassung  folgendes:  Die  Verwaltung  der  Zölle  und  der  Accise 
gehen  auf  den  Bundesstaat  über,  und  derselbe  ist  befugt,  einen  Teil 
der  hieraus  sich  ergebenden  Einnahmen,  jedoch  nicht  mehr  als  ein 
viertel  des  Gesamtbetrags,  für  die  Bestreitung  der  Bundesausgaben 
zu  verwenden.    Im  internen  Verkehr  zwischen  den  Einzelstaaten 
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dürfen  Zölle  nicht  erhoben  werden.  Mit  Genehmigung  des  Bundes- 
parlaments dürfen  die  Einzelstaaten  Produktions-  und  Exportprämien 
gewähren. 

Das  Buudesparlament  kann  besehliessen,  dass  die  Staatsschulden 
aller  oder  einzelner  Bundesstaaten  ganz  oder  teilweise  vom  Bundes- 
staat übernommen  werden,  und  kann  auch  den  Einzelstaaten  Darlehen 
gewähren. 

Der  Überschuss  der  Einnahmen  aus  Zöllen  und  Aecise  wird 
unter  die  Einzelstaaten  verteilt,  insoweit  als  er  nicht  für  die  Be- 
streitung der  Zinsen  der  vom  Bundesstaat  übernommenen  .Staats- 
schulden der  Einzelstaaten  verwandt  wird. 

Für  die  Handelsbeziehungen  zwischen  den  Staaten  und  für 
Schift'fahrt  und  Eisenbahnverkehr  wird  eine  sogenannte  „Inter-State 
Commission"  eingesetzt,  deren  Mitglieder  Gehalt  beziehen  und  in 
Bezug  auf  Unabsetzbarkeit  dieselben  Vorrechte  gemessen  wie  die 
Mitglieder  des  Obergerichts.  Sie  werden  vom  Generalstatthalter 
nach  Anhörung  des  vollziehenden  Bundesrats  ernannt. 

Veränderungen  in  der  Verfassung  bedürfen  der  Bestätigung 
durch  Volksabstimmung,  bei  welcher  sämtliche  wahlberechtigte 
Personen  Stimmrecht  haben. 

Gesetz  über  die  Beschäftigung  von  Kindern  in  Bergwerken. 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  der  „Coalmines  Regulation 
Act  18S7"'  und  der  rMetalliferons  Mines  Regulator  Act  1872" 
dürfen  Knaben,  welche  das  Alter  von  12  Jahren  nicht  erreicht 
haben,  und  weibliche  Personen  ohne  Altersunterschied  nicht  in 
Bergwerken  beschäftigt  werden,  und  in  Kohlenbergwerken  dürfen 
Knaben  im  Alter  von  12  bis  16  Jahren  nicht  mehr  als  54  Stunden 
in  der  Woche  und  10  Stunden  an  einem  einzelnen  Tage  beschäftigt 
werden.  Durch  das  obige  Gesetz  wird  das  Minimalalter  der  Knaben, 
die  in  Bergwerken  beschäftigt  werden  dürfen,  anf  13  Jahre  herauf- 
gesetzt. 

Novelle  zum  Haftpflichtgesetz  von  1897. 
Die  Haftpflicht  für  Unfälle,  welche  das  Gesetz  für  ls;»7  für 
einzelne  Gewerbe  vorschreibt  (vergl.  Jahrbuch  Band  IV,  S.  487),  wird 
durch  obiges  Gesetz  auf  die  bei  der  Landwirtschaft  beschäftigten 
Arbeiter  ausgedehnt. 
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(»esetz  über  die  Beschränkung  der  Haftung  von  Reedern  und 
Eigentümern  von  Werften,  Häfen  und  Kanalbehörden. 

Nach  den  durch  die  rMerchant  Stripping  Act  1894 ik  kodifizierten 
Hechtsregeln  ist  die  Haftung  eines  Reeders  für  Unfälle  von  Passagieren 
oder  Beschädigung  oder  Verlust  von  Waren  auf  15  X  bezw.  8  L 
per  Sehiftstonne  beschränkt,  insoweit  dem  Reeder  keine  persönliche 
Verschuldung  nachgewiesen  werden  kann,  doch  trat  bisher  diese 
Beschränkung  der  Haftung  nur  ein,  insoweit  der  Unfall  auf  offener 
See  entstand.  Nach  dem  obigen  Gesetz  ist  die  Beschränkung  der 
Haftung,  falls  dem  Reeder  oder  anderweitig  verantwortlichen  Unter- 
nehmer keine  persönliche  Verschuldung  nachgewiesen  werden  kann, 
auch  auf  Unfälle  ausgedehnt,  die  infolge  mangelhafter  Führung  des 
Schiffs  entstehen,  auch  wenn  der  Unfall  im  Hafen  oder  selbst  auf 
dem  Lande  eintritt,  und  auch,  insoweit  der  Verlust  bewegliches  oder 
unbewegliches  Vermögen  betrifft,  das  nicht  als  Ware  im  Sinne  des 
Hanptgesetzes  gilt. 

Ferner  wird  jetzt  auch  die  Haftung  der  Eigentümer  von  Docks 
und  Werften  und  Kanälen  und  von  Hafenbehörden  und  Fluss- 
schiffahrtsbehörden  für  Verluste  und  Beschädigung  von  Waren,  die 
nicht  durch  ihre  persönliche  Verschuldung  entstehen,  auf  8  t  per 
Schiffstoune  beschränkt;  die  Zahl  der  Schiffstonnen  richtet  sich  in 
solchen  Fällen  nach  dem  grüssteii  Schiff,  das  innerhalb  des  Zeitraums 
von  5  Jahren  sich  in  dem  Raumgebiete  befand,  in  welchem  die  An- 
ordnungen des  betreffenden  Eigentümers  wirksam  sind. 

Gesetz  gegen  die  Quälerei  gefangener  wilder  Tiere. 
Die  Gesetze  von  1841»  und  1854  gegen  Tierquälerei  waren  in 
der  üblichen  kasuistischen  Weise  dadurch  beschränkt,  dass  durch 
ersteres  Gesetz  das  Wort  Tier  als  «Pferd,  Stute,  Wallach,  Stier. 
Ochs,  Kuh,  junge  Kuh,  junger  Stier,  Kalb,  Maultier,  Esel,  Schaf. 
Lamm,  Eber,  Schwein,  Sau,  Ziege,  Hund,  Katze  oder  jedes  andere 
Haustier"  definiert  war  und  durch  das  letztere  nur  hinzugefügt 
wurde,  dass  auch  nicht  vierfüssige  Haustiere  in  diese  Definition 
einzubegreifen  sind.  Das  obige  Gesetz  betrifft  die  Quälerei  der  nicht 
in  der  erwähnten  Definition  einbegriffenen  Vögel,  vierfüssigen  Tiere, 
Fische  und  Reptilien  und  bedroht  dieselbe  mit  Strafe,  insoweit  die 
Tiere  sich  in  Käfigen  oder  sonstigen  Behältern  befinden  oder  durch 
irgend  eine  Vorrichtung  ihrer  Bewegungsfreiheit  beraubt  sind.  Die 
Maximalstrafe  ist  :i  Monate  Gefängnis  mit  Zwangsarbeit. 
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Novelle  zum  Aktiengesetz.1) 

Dieses  Gesetz  ist  die  Folge  langer  Beratungen,  welche  den 
Zweck  hatten,  Abhilfe  gegen  einige  der  schlimmsten  Missstände  des 
englischen  Aktienrechts  zu  schaffen.  Eine  Schwierigkeit  bei  der- 
artiger Gesetzgebung  besteht  darin,  dass  in  England  keine  Form 
besteht,  welche  die  Beschränkung  der  Haftung  bei  kleineren  Gesell- 
schaften ermöglicht,  wie  dies  z.  B.  in  Deutschland  seit  Inkrafttreten 
des  Reichsgesetzes  über  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
der  Fall  ist.  Es  ist  vielmehr  in  England  gebräuchlich,  dass  auch 
kleinere  Geschäfte  bei  Erbteiltingen,  bei  dem  Ausscheiden  älterer 
Gesellschafter,  bei  der  Übernahme  durch  Gläubiger  und  bei  anderen 
derartigen  Vorkommnissen  in  Aktiengesellschaften  verwandelt  werden. 
Um  derartige  Unternehmungen  nicht  zu  sehr  zu  hindern,  scheut  man 
sich  vor  den  strengeren  Vorschriften,  wie  sie  z.  B.  in  Deutschland 
seit  f*S4  bestehen.  Das  obige  Gesetz  umgeht  die  Schwierigkeit 
dadurch,  dass  die  meisten  seiner  Bestimmungen  sich  nicht  auf  Aktien- 
gesellschaften beziehen,  deren  Aktien  dem  Publikum  nicht  angeboten 
werden.  Bei  dem  nachfolgenden  Bericht  wird  diese  Einschränkung 
nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  hinzugefügt  und  ist  als  vorhanden  zu 
hi»h--chten.  insoweit  das  Gegenteil  nicht  ausdrücklich  bemerkt  wird. 

Ein  Hauptunterschied  zwischen  englischem  und  deutschem 
Aktienrecht  besteht  darin,  dass,  während  in  Deutschland  eine  Aktien- 
gesellschaft nicht  ins  Leben  tritt,  bis  ihr  Gesamtkapital  gezeichnet 
ist,  eine  englische  Aktiengesellschaft  Rechtsfähigkeit  durch  die  Ein- 
tragung erwirbt,  sobald  sieben  Aktien,  deren  Minimal  betrag  nicht 
bestimmt  ist,  gezeichnet  worden  sind.  Während  in  Deutschland 
vor  der  Eintragung  der  Gesellschaft  25°/0  des  Aktienkapitals  ein- 
bezahlt sein  müssen,  ist  in  England  über  die  Einzahlung  gar  nichts 
vorgeschrieben.  Es  ist  leicht  ersichtlich,  zu  welchen  Missständen  der 
englische  Rechtszustand  führen  kann,  und  das  obige  Gesetz  sucht 
diesen  Missbräuchen  durch  Einführung  der  sogenannten  Miniraal- 
subskription  entgegen  zu  wirken.  Als  Minimalsubskription  wird  der 
im  Gesellschaftsvertrag  genannte  Betrag  bezeichnet,  der  gezeichnet 
sein  muss,  ehe  die  Gesellschaft  ihren  Geschäftsbetrieb  eröffnen  kann. 
Insoweit  der  Gesellschaftsvertrag  keine  Bestimmung  über  die  Minimal- 
subskription enthält,  gilt  der  Betrag  des  Gesamtkapitals  als  Betrag 

*)  Vergl.  Schirkmeister,  Der  Aufsichtsrat  und  seine  Reform  nach 
englischem  Aktienrecht  im  Vergleich  zum  deutschen  Aktienrecht.  Jahr- 
buch VI  u.  VII.  S.  211  ff. 
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der  Mininialsubskription.  Ein  Prospektiv,  durch  welchen  die  Aktien 
dem  Publikum  angeboten  werden,  nuvs  ebenfalls  den  Betrag  der 
Minimalsubskription  angeben,  und  Anmeldungen  auf  Aktien  sind  nur 
insoweit  bindend,  als  die  Zeichnungen  den  Betrag  der  Minimal- 
subskription erreichen. 

Während  früher  eine  Gesellschaft  ihren  Geschäftsbetrieb  er- 
öffnen konnte,  sobald  sie  durch  Eintragung  im  Register  der  Aktien- 
gesellschaften Rechtsfähigkeit  erlangt,  hatte,  ist  jetzt,  eine  Be- 
scheinigung der  Registerbehörde  nötig,  welche  die  Eröffnung  des  Ge- 
schäftsbetriebes gestattet.  Diese  Bescheinigung  darf  nicht  erteilt 
werden,  bis  ein  zuständiger  Beamter  der  Gesellschaft  eine  eides- 
stattliche Erklärung  eingereicht  hat,  in  welcher  gesagt  wird,  dass 
die  Unterzeichnungen  den  Betrag  der  Minimalsubskription  erreicht 
haben,  und  dass  die  Verwaltungsratsmitglieder  auf  die  von  ihnen 
gezeichneten  Aktien  dieselbe  Quote  eingezahlt  haben,  wie  die  anderen 
Aktionäre.  Verträge,  welche  vor  der  Erteilung  der  erwähnten  Be- 
scheinigung von  der  Gesellschaft  abgeschlossen  werden,  sind  nur 
unter  der  Bedingung  bindend,  dass  die  Bescheinigung  erteilt  wird. 

An  der  Spitze  einer  englischen  Aktiengesellschaft  steht  regel- 
mässig ein  sogenannter  „Board  of  Directors",  der  eine  Mittelstellung 
zwischen  dem  deutschen  Aufsichtsrat  und  Vorstand  einnimmt,  und 
der  in  dieser  Darstellung  als  Verwaltungsrat  bezeichnet  wird.  Miss- 
bränehe  entstanden  früher  häufig  dadurch,  dass  im  Prospektiv  be- 
kannte Persönlichkeiten  als  Verwaltungsratsmitglieder  genannt  wurden, 
che  sie  sich  in  bindender  Weise  zur  Annahme  des  Amts  bereit  er- 
klärt hatten,  und  ferner  auch  dadurch,  dass  man  derartigen  Persönlich- 
keiten, deren  Namen  zur  Anlockung  des  Publikums  bestimmt  waren, 
entweder  den  zu  ihrer  Befähigung  nötigen  Aktienbesitz  schenkte 
oder  die  Vorschrift,  welche  sie  zur  Anschaffung  eines  gewissen  Aktien- 
betrags nötigte,  unberücksichtigt  Hess.  Gegen  derartige  Missbräuche 
richtet  sich  die  Bestimmung  des  Gesetzes,  nach  welcher  niemand  als 
Verwaltungsratsmitglied  im  Prospektiv  bezeichnet  werden  darf,  der 
nicht  vorher  bei  der  Registerbehörde  eine  schriftliche  Erklärung  ein- 
gereicht hat,  durch  welche  er  sich  zur  Annahme  des  Amts  bereit 
erklärt  hat,  und  der  sich  nicht  verpflichtet  hat,  den  zu  seiner  Be- 
fähigung nach  Vorschrift  der  Statuten  notwendigen  Aktienbetrag  zu 
erwerben  und  bare  Zahlung  für  denselben  zu  leisten.  Ferner  ist 
vorgeschrieben,  dass  jedes  Verwaltungsratsmitglied,  gleichviel  ob 
dasselbe  im  Prospektiv  genannt  ist  oder  nicht,  spätestens  zwei  Monate 
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nach  seiner  Ernennung  den  zn  seiner  Befähigung  in  den  Statuten 
vorgeschriebenen  Aktienbetrag  erworben  haben  muss,  widrigenfalls 
es  sein  Amt  verliert  und  für  jeden  Tag,  an  welchem  es  trotzdem 
als  Verwaltungsratsmitglied  tätig  ist,  der  Gesellschaft  eine  Kon- 
ventionalstrafe von  500  l  zu  zahlen  hat, 

Bereits  früher  war  es  vorgeschrieben,  dass  ein  Prospektus, 
durch  welchen  Aktien  oder  Obligationen  einer  Aktiengesellschaft 
dem  Publikum  angeboten  werden,  gewisse  Angaben  enthalten  musste. 
durch  welche  es  ermöglicht  werden  sollte,  Einsicht  über  die  Grün- 
dungsvorgänge  zu  erlangen;  doch  waren  die  Vorschriften  so  unbe- 
stimmt, dass  die  Angaben  meistens  den  gewünschten  Zweck  nicht 
erreichten,  und  es  war  auch  keine  Bestimmung  vorhanden,  welche 
die  Identifikation  des  Prospektus  für  alle  Falle  ermöglichte;  ferner 
wurde  die  Verfolgung  von  Rechtsansprüchen  wegens  der  Vorschrifts- 
widrigkeit eines  Prospektus  häufig  dadurch  erschwert,  dass  die 
Datierung  dessselben  nicht  vorgeschrieben  war.  Die  Vorschriften, 
welche  das  obige  Gesetz  über  den  Inhalt  eines  Prospektus  gibt, 
sind  so  ausführlich,  dass  es  in  der  Folge  unmöglich  sein  wird,  ohne 
willkürliche  Verletzung  derselben  die  Erwähnung  irgend  eines 
Rechtsgeschäfts  zu  unterlassen,  welches  die  Gründung  der  Gesell- 
schaft betrifft  oder  mit  derselben  in  Zusammenhang  steht,  Jeder 
Prospektus  muss  mit  dem  Datum  seiner  Ausgabe  versehen  sein  und. 
ehe  dieselbe  erfolgt,  bei  der  Registerbehörde  eingereicht  werden. 

Während  es  früher  häufig  geschah,  dass  die  Anmeldungs- 
formulare einen  Verzicht  auf  die  Geltendmachung  von  Ansprüchen 
wegen  Mängeln  des  Prospektus  enthielten,  ist  es  jetzt  ausdrücklich 
vorgeschrieben,  dass  ein  derartiger  Verzicht  keine  rechtliche  Wirk- 
samkeit hat. 

Nach  einer  durch  das  obige  Gesetz  aufgehobenen  Bestimmung 
musste  der  Betrag  jeder  Aktie  baar  geleistet  werden,  insoweit  nicht 
der  Vertrag,  durch  welchen  die  Hingabe  der  betreffenden  Aktie 
gegen  andere  Einlagen  vereinbart  wurde,  bei  der  Registerbehörde 
eingereicht  wurde.  Diese  Bestimmung  traf  häufig  gutgläubige  Per- 
sonen, die  wertvolle  Gegenstände  an  eine  Aktiengesellschaft  gegen 
Aktien  veräusserten  und  dann  bei  Eintreten  der  Liquidation  den 
Nominalbetrag  der  Aktien  zu  zahlen  hatten,  sehr  hart,  und  es  wurde 
deshalb  im  Jahre  1K!>8  ein  Gesetz  erlassen,  welches  die  Gerichtshöfe 
ermächtigte,  in  geeigneten  Fällen  eine  nachträgliche  Einreichnng  der 
betreffenden  Verträge  zu  gestatten  (vergl.  Jahrbuch,  Band  5,  S.  titW). 
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Die  Nichteinreichung  des  Vertrags  hat  seit  dem  Inkrafttreten 
obigen  Gesetzes  für  den  Verkäufer  von  Gegenständen  gegen  Aktien 
keine  nachteilige  Wirkung  mehr,  indem  in  der  Folge  die  Ein- 
reichung durch  Androhung  sehr  hoher  Geldstrafen  gegen  die  ver- 
antwortlichen Beamten  der  Gesellschaft  gesichert  wird. 

Ein  schwerer  Missstand  des  englischen  Aktienrechts  bestand 
früher  darin,  dass  ohne  Kenntnis  der  Gläubiger  Obligationen  aus- 
gegeben wurden,  welche  das  ganze  bewegliche  und  unbewegliche 
Vermögen  der  Gesellschaft  an  ihre  Inhaber  verpfändeten.  Es  war 
allerdings  vorgeschrieben,  dass  die  Gesellschaft  ein  Register  über 
alle  von  derselben  gewährten  Pfandrechte  führen  musste.  aber  die 
Einsicht  in  das  Register  war  nur  unter  erschwerenden  Bedingungen 
gestattet,  und  die  Nicht-Eintragung  eines  Pfandrechts  beeinträchtigte 
seine  Wirksamkeit  in  keiner  Weise.  Jetzt  ist  vorgeschrieben,  dass 
die  Gewährung  von  Pfandrechten  nichtig  ist,  wenn  nicht  eine  An- 
gabe über  dieselben  innerhalb  einer  vorgeschriebenen  Frist  bei  der 
öffentlichen  Registerbehörde  eingereicht  und  daselbst  in  ein  Register 
eingetragen  wird,  dessen  Einsicht  Jedermann  gegen  eine  kleine 
Gebühr  gestattet  ist. 

Das  obige  Gesetz  enthält  ferner  Vorschriften  über  die  einer 
spätestens  3  Monate  nach  Eröffnung  des  Geschäftsbetriebs  abzu- 
haltenden Generalversammlung  vorzulegenden  Angaben;  über  den 
Gründnngsaufwand;  über  die  jährliche  Prüfung  der  Geschäftsbücher 
durch  Revision:  und  andere  Gegenstände  von  geringerer  Wichtigkeit. 

Gesetz  über  die  Entschädigung  von  Landwirten  nach 
Ablauf  des  Pachtvertrags. 

Eine  Reihe  früherer  Gesetze,  insbesondere  die  -Agricultural 
Holdings  (England)  Act.  1883"  dienen  dem  Zwecke,  den  Pächtern 
Entschädigung  in  Bezug  auf  dauernde  Verbesserungen  zu  gewähren, 
welche  während  der  Pachtzeit  auf  ihre  Kosten  hergestellt  worden  waren. 
Das  Gesetz  von  1883  ist  von  besonderer  Wichtigkeit,  weil  es  zum 
ersten  Male  den  Grundsatz  aufstellt,  dass  seine  Vorschriften  trotz  gegen- 
teiliger Vereinbarung  der  Parteien  wirksam  bleiben.  Das  obige  Gesetz 
erweitert  das  Entschädigungsrecht  der  Pächter  und  erleichtert  das  vor- 
geschriebene schiedsrichterliche  Verfahren  im  Falle  von  Streitigkeiten. 

Wuchergesetz. 
Das  obige  Gesetz  ist  das  erste,  welches  nach  Aufhebung  des 
gesetzlichen  Zinsmaximums  sich  gegen  den  Wucher  richtet.  Dasselbe 
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schreibt  vor,  dass  Personen,  welche  gewerbsmässig  Darlehen  ge- 
währen (wobei  jedoch  Inhaber  von  Bankgeschäften,  Pfandleiher,  Vor- 
schussvereine und  besonders  privilegierte  Korporationen  ausgenommen 
sind),  sich  in  ein  Register  als  Geldverleiher  (.. Monfey lenders •*)  ein- 
tragen lassen  müssen,  und  Darlehensgeschäfte  nur  unter  der  ein- 
getragenen Firma  eingehen  dürfen.  Die  letztere  Vorschrift  ist  nötig, 
da  in  England  regelmässig  jedermann  Geschäfte  unter  einer  beliebigen 
Firma  betreiben  kann  (insoweit  nicht  das  Firmenrecht  eines  anderen 
beeinträchtigt  wird)  und  es  statthaft  ist,  Gewerbe  derselben  Art, 
gleichzeitig  unter  verschiedenen  Firmen  zu  betreiben.  Ks  kam  früher 
nicht  selten  vor,  dass  bekannte  Wucherer  in  verschiedenen  Stadt- 
teilen Zweiganstalten  unter  verschiedenen  Namen  hatten,  nnd  dadurch 
Kunden  heranzogen,  welche  bei  Kenntnis  des  wahren  Namens  es 
unterlassen  haben  würden,  sich  an  dieselben  zu  wenden.  Das  obige 
Gesetz  schreibt  ferner  vor,  dass  im  Falle  einer  von  einem  einge- 
tragenen Geldverleiher  auf  Rückzahlung  eines  Darlehns  erhobenen 
Klage  das  Gericht  ermächtigt  ist,  den  Vertrag  zwischen  den  Parteien 
abzuändern,  insoweit  nachgewiesen  wird,  dass  die  vereinbarten  Zinsen 
oder  Provisionen  oder  andere  Kosten  übermässig  hoch  sind,  und  dass 
der  betreffende  Vertrag  hart  und  gewissenlos  ist.  Ein  Gerichtshof, 
der  im  Falle  einer  derartigen  Klage  zuständig  wäre,  ist  befugt,  einen 
solchen  Vertrag,  auch  wenn  der  Geldverleiher  nicht  Klage  erhebt, 
auf  Antrag  des  Darlehensnehmers  abzuändern. 

Ein  Geld  Verleiher,  der  durch  falsche  Darstellungen  oder  Ver- 
sprechungen oder  durch  Verheimlichung  wesentlicher  Tatsachen  je- 
manden vorsätzlich  zur  Aufnahme  eines  Darlehens  veranlasst,  wird 
mit  Strafe  bedroht;  die  Maximalstrafe  sowohl  für  das  vollendete  Ver- 
gehen als  für  den  Versuch  ist  zwei  Jahre  Gefängnis  mit  Zwangsarbeit. 

Gesetzgebung  1901. 

1.  Einleitung. 

Auch  das  Jahr  \9\)\  stand  noch  unter  dem  Zeichen  des  süd- 
afrikanischen Krieges  und  die  mit  dem  Thronwechsel  verknüpften 
Ereignisse  hemmten  ebenfalls  den  Gang  der  Gesetzgebung. 

Staatsrechtliches  Interesse  bieten  die  Gesetze  über  die  Zivil- 
liste und  über  die  Veränderung  des  königlichen  Titels.  Von  sozial- 
politischer Bedeutung  i*t  die  Kodifikation  und  Erweiterung  der 
Fabrikgesetze.     Vom   Standpunkte    «ler   internationalen  Kechtsbe- 
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Ziehungen  verdient  die  Novelle  zum  Patentgesetz  Erwähnung;  die 
übrigen  Gesetze  sind  von  geringerer  Bedeutung. 

2.  Gesamt  Übersicht. l) 

Cap.  1.  An  Act  to  apply  certain  sums  out  of  the  Consolidated 
Fund  to  the  service  of  the  years  ending  on  the  thirty-tirst  day  of 
March  one  thousand  nine  hundred,  one  thousand  nine  hnndred  and 
one,  and  one  thousand  nine  hundred  and  two.  (Consolidated  Fund. 
No.  1.)    Betrifft  den  Staatshaushalt. 

Cap.  2.  An  Act  to  provide  during  Twelve  Months  for  the 
Discipline  and  Regulation  of  the  Army.  (Army,  Annual.)  Jährlich 
erneuertes  Militärstrafgesetzbuch.  -    Vergl.  Jahrbuch  Bd.  V,  S.  678. 

Cap.  3.  An  Act  to  amend  subsection  (1)  of  section  nine  of 
the  Purchaae  of  Land  (Ireland)  Act  18**1.  and  subsection  (2)  of 
section  forty-three  of  the  Land  Law  (Ireland)  Act  18%.  (Purchase 
of  Land,  Treland.)  Novelle  zum  Gesetz  über  den  Erwerb  von 
Grundeigentum  in  Irland  durch  die  Pächter  und  die  Gewährung  von 
Darlehen  aus  Staatsmitteln  zur  Erleichterung  desselben. 

Cap.  4.  An  Act  to  make  Provision  for  the  honour  and  dignity 
of  the  Crown  and  the  Royal  Family,  and  for  the  paj'ment  of  certain 
allowances  and  pensions.  (Civil  List.)  Gesetz  über  die  Zivil-Liste. 
—  Vergl.  Spezialdarst eilung. 

Cap.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  Holding 
of  Offices  in  case  of  the  Deinise  of  the  Crown.  iDemise  of  the 
Crown.)  Gesetz  über  die  Fortführung  von  Ämtern  bei  Gelegenheit 
eines  Thronwechsels. 

Cap.  (i.  An  Act  to  apply  a  sum  out  of  the  Consolidated  Fund 
to  the  service  of  the  year  ending  on  the  thirty-tirst  day  of  March 
one  thousand  nine  hundred  and  two.  (Consolidated  Fund,  No.  2.) 
Betrifft  den  Staatshaushalt. 

Cap.  7.  An  Act  to  grant  certain  duties  of  Customs  and  Inland 
Revenue  to  alter  other  duties  and  to  amend  the  Law  relating  to 
Customs  and  Inland  Revenue  and  the  National  Debt  and  to  make 
other  Provision  for  the  tinancial  arrangements  of  the  year.  (Finance.) 
Betrifft  den  Staatshaushalt. 

Cap.  8.  An  Act  to  amend  the  Isolation  Hospitals  Act.  18«»o. 
(Isolation  Hospitals.)  Betrifft  die  Errichtung  von  Hospitälern  für 
ansteckende  Krankheiten  durch  die  Konimunalbehörden. 

l)  Si.'li^  Aiiuierkunir  zur  Gexanitüliersicht  für  liKKJ. 
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Cap.  9.  An  Act  to  regulate  the  Employment  and  Attendance 
of  Children  at  School  in  Scotland.  (Education,  Scotland.»  Betrifft 
die  Erfüllung  der  Schulpflicht  in  Schottland. 

Cap.  10.  An  Act  to  aniend  the  Larceny  Act  1861.  (Larceny.) 
Erweitert  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Veruntreuung.  — 
Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  11.  An  Act  for  enabling  local  authorities  to  empower 
School  Boards  temporarily  to  carry  on  certain  schools;  and  for 
sanetioning  certain  School  Board  expenses.  (Education.)  Gewährt 
den  Komninnalbehörden  die  Befugnis,  gewisse  Elementarschulen 
wahrend  eines  beschränkten  Zeitraums  weiterzuführen. 

Cap.  12.  An  Act  to  provide  for  raisiug  Money  for  the  service 
of  the  year  ending  the  thirty -rirst  day  of  March  nineteen  hundred 
and  two.    (Loan.)    Betrifft  den  Staatslmushalt. 

Cap.  13.  An  Act  to  continue  the  Agricultnral  Rates  Act  1890, 
the  Tithe  Reutcharge  (Rates)  Act  1800.  the  Agricultural  Rates, 
Congested  Pistricts  and  Burgh  Land  Tax  Relief  (Scotland)  Act  \*M 
and  the  Local  Taxation  Account  (Scotland)  Act  1898.  (Agricultural 
Rates  Act  1800  etc.  Continuance.)  Dehnt  die  Geltungsdauer  der  er- 
wähnten Gesetze  —  welche  die  Veranlagung  landwirtschaftlicher 
Grundstücke  für  die  Kommunalsteuern  betreffen  —  bis  zum  Jahre 
1000  aus. 

Cap.  14.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  Militia 
and  Yeomanry.  (Militia  and  Yeomanry.)  Stellt  die  berittenen  Frei- 
willigen-Korps unter  die  Gesetze,  welche  die  Miliz  betreffen. 

Cap.  15.  An  Act  to  enable  Bis  most  gracions  Majesty  to  make 
an  Addition  to  the  Royal  Style  and  Titles  in  recognition  of  Iiis 
Majesty's  dominions  beyond  the  seas.  (Royal  Titles.)  Betrifft  den 
königlichen  Titel.  —  Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  IG.  An  Act  for  the  acquisitum  of  certain  land  near  the 
National  Gallery  in  London  and  for  purposes  connected  therewith. 
(National  Gallery,  Purchase  of  Adjacent  Land.)  Betrifft  die  Expro- 
priation von  Grundeigentum  für  die  Erweiterung  der  National-Gallerie. 

Cap.  17.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Lunatics  in 
Treland.    (Lunacy,  Ireland.)    Betrifft  das  Irrenwesen  in  Irland. 

Cap.  18.  An  Act  to  amend  the  Law  with  reference  to  Inter- 
national Arrangements  for  Patents.  (Patents.)  Novelle  zum  Patent- 
gesetz. —  Vergl.  Spezialabteilung. 
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Cap.  Ii».  An  Act  to  amend  the  Acts  relating  to  Public 
Libraries,  Museums  and  Gymnasiums,  and  to  regulate  the  Liability 
of  Managers  of  Libraries  to  Proceedings  for  Libel.1)  (Public  Libraries.) 
Ergänzt  die  Gesetze  über  die  Beschaffung  und  Verwaltung  öffent- 
licher Bibliotheken. 

Cap.  20.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Yonthful 
Offenders  and  for  other  purposes  connected  therewith.  (Youthful 
Offenders.)  Ändert  die  Bestimmungen  über  die  Bestrafung  von 
Kindern,  welche  das  Alter  von  16  Jahren  nicht  erreicht  haben. 

Cap.  21.  An  Act  to  apply  a  sum  out  of  the  Consolidated 
Fund  to  the  Service  of  the  year  ending  on  the  thirty-first  day  of 
March  one  thousand  nine  hundred  and  two  and  to  appropriate  the 
Supplies  granted  in  this  Session  of  Parliament.  (Appropriation.) 
Betrifft  den  Staatshanshalt. 

Cap.  22.  An  Act  to  consolidate  with  Amendments  the  Factorv 
an  Workshop  Acts.  (Factory  and  Workshop.)  Kodifikation  der 
Fabrikgesetze.  —  Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  23.  An  Act  for  Legalizing  Marriages  heretufore  solein- 
nized  in  certain  Churches  and  Places.  (Marriages  Legalization.) 
Erklärt  gewisse  Eheschliessnngen,  bei  welchen  die  Förmlichkeiten 
nicht  genau  erfüllt  wurden,  für  gültig. 

Cap.  24.  An  Act  to  amend  the  Law  in  regard  to  the  Sewerage 
and  Drainage  and  Water  Supply  in  Bnrghs  in  Scotland.  (Burgk 
Sewerage,  Drainage  and  Water  Supply,  Scotland.)  Betrifft  die  Ge- 
sundheitspflege in  Schottland. 

Cap.  25.  An  Act  to  enable  the  Secretary  of  State  in  Council 
of  India  to  raise  Money  in  the  United  Kingdom  for  the  purpose  ot* 
paying  off  or  redeeming  Debentnres  of  the  Great  Indian  Peninsnla 
Railway  Company.  (East  India  Loan,  Great  Indian  Feninsnla  Railway 
Debentnres.)    Betrifft  den  indischen  Staatshaushalt. 

Cap.  2t».  An  Act  to  amend  the  Law  with  respect  to  Districts 
for  registration  purposes  and  the  appointment  of  Superintendent 

M  Das  Gesetz  sollt«'  die  Direktoren  öffentlicher  Bibliotheken 
•regen  Klagen  wegen  Verbreitung  beleidigender  Äusserungen  in  den  aus- 
•reliehencn  Büchern  schützen:  die  betreffende  Klausel  wurde  indessen  im 
Oberhause  gestrieben,  wobei  es  jedoch  übersehen  wurde.  d«n  Titel  in 
entsprechender  WVisr  abzuändern.  Das  Gesetz  hat  demnach  einen  Titel, 
der  mit  seinem  Inhalt  in  Widerspruch  st.  bt. 
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Registrars  of  Births  and  Deaths  in  certain  Unions.  (Births  and 
Deaths  Registration.)    Betrifft  die  Einrichtung-  der  Standesämter. 

Cap.  27.  An  Act  to  prevent  the  sale  of  Intoxicating  Liquors 
to  Children.  (Intoxicating  Liquors,  Sale  to  Childreu.)  Betrifft  den 
Verkauf  von  Spirituosen  an  Kinder.  —  Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  28.  An  Act  to  amend  sections  fifty-four,  tifty-six,  fifty- 
seven  and  seventy-one  of  the  Local  Government  (Ireland)  Act  1898, 
and  to  make  Provision  with  respect  to  the  making  of  rates  in  certain 
urban  districts  in  Ireland.  (Local  Government,  Ireland.)  Betrifft 
die  Kommunalverwaltung  in  Irland. 

Cap.  29.  An  Act  to  confirm  certain  Acts  of  Colonial  Legis- 
latures.  (Colonial  Acts  Confirmation.)  Bestätigt  gewisse  in  britischen 
Kolonien  erlassene  Gesetze,  deren  Rechtsgültigkeit  zweifelhaft  war. 

Cap.  30.  An  Act  to  extend  the  Purchase  of  Land  (Ireland) 
Amendment  Act  1889.  (Purchase  of  Land  [Ireland],  No.  2.)  Be- 
trifft denselben  Gegenstand  wie  das  oben  (unter  Kap.  3)  erwähnte 
Gesetz. 

Cap.  31.  An  Act  to  provide  for  the  Construction  and  Working 
of  a  Submarine  Cable  from  the  Island  of  Vancouver  to  New  Zealand 
and  to  Queensland.  (Pacific  Cable.)  Betrifft  die  Legung  eines 
Kabels  von  Vancouver  nach  Neuseeland  und  Queensland. 

Cap.  32.  An  Act  to  amend  the  Law  with  respect  to  Custonis 
Duties  in  the  lsle  of  Man.  (Isle  of  Man,  Cnstoms.)  Betrifft  die 
Erhebung  von  Zöllen  auf  der  Insel  Man. 

Cap.  33.  An  Act  to  continue  various  Expiring  Laws.  (Ex- 
piring  Laws  Continnance.)  Dehnt  die  Geltungsdauer  gewisser  Ge- 
setze aus  (vergl.  Jahrbuch  Bd.  III,  S.  452). 

Cap.  34.  An  Act  to  amend  the  Congested  Districts  Board 
(Ireland)  Acts.  (Congested  Districts  Board,  Ireland.)  Betrifft  die 
Behörde  für  erteilende  Bezirke  in  Irland. 

Cap.  35.  An  Act  to  grant  Money  for  the  purpose  of  certain 
Local  Loans  out  of  the  Local  Loans  Fund  and  for  other  purposes 
relating  to  Local  Loans.  (Public  Works  Loans.»  Betrifft  Dar- 
lehen von  Kommunalbehörden  und  Private  für  gemeinnützige  Zwecke. 

Cap.  36.  An  Act  to  provide  for  the  Payment  of  another  of 
the  Light  Railway  Commissioners.  (Light  Railway  Commissioners, 
Salaries.)  Betrifft  die  Besoldung  eines  Mitglieds  der  Behörde  für 
Kleinbahnen. 
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Cap.  37.  An  Act  to  make  provision  with  respect  to  Valu- 
ation  Lists  and  Rates  in  cases  of  a  re-valuation  under  section  sixty- 
five  of  the  Local  Government  (Ireland)  Act  1898.  Valuation. 
Ireland.)    Betrifft  die  Veranlagung  für  Kommunalsteuern  in  Irland. 

Cap.  3*.  An  Act  to  ameud  the  Steaui  Trawling  (Ireland) 
A<  t  18*9.  (Fisheries.  Ireland.)  Betrifft  die  Regelung  der  Fischerei 
in  Irland. 

Cap.  39.  An  Act  to  make  further  provision  for  the  Con- 
struction  of  Works  in  the  United  Kingdoni  and  elsewhere  for  the 
purpo8es  of  the  Royal  Navy.  (Xaval  Works.)  Bewilligt  Mittel 
für  Bauten  zu  Zwecken  der  Kriegsflotte. 

Cap.  40.  An  Act  to  make  further  provision  for  Defraying 
the  Expenses  of  eertain  Military  Works  and  other  Military  Ser- 
vices (Military  Works. >  Bewilligt  Mittel  für  Bauten  zu  Zwecken 
des  He»-rs. 

3.  Spezialabteilung. 

Gesetz  über  die  Zivilliste  des  Königs. 
Bei  jedem  Tronwechsel  in  England  wird  die  Zivilliste  festge- 
setzt, und  zwar  geschieht  dies  seit  Georg  III.  in  der  Weise,  dass  an 
die  Stelle  der  Kinnahmen  aus  den  Kronländern,  zu  welcher  der  je- 
malige  Inhaber  des  Trones  berechtigt  ist,  eine  jährliche  Pauschal- 
summe gewährt  wird.  Zu  den  Kronländern  werden  die  Ländereien 
des  Herzogtums  Lancaster  nicht  mitgerechnet,  da  dieselben  dem 
Könige  nicht  als  solchem,  sondern  als  Herzog  von  Lancaster  ge- 
hören; ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Ländereien  des  Herzogtums 
Cornwall,  die  stets  auf  den  Tronerhen  als  Herzog  von  Cornwall 
übergehen. 

Die  dem  Könige  Edward  VII.  gewährte  Zivilliste  betragt 
jährlich  470001)  £;  ausserdem  erhalten  der  Tronerbe  und  seine 
Gattin  zusammen  eine  jährliche  Rente  von  30 (»00  t  und  jede  der 
Töchter  des  Königs  eine  jährliche  Rente  von  tiOOO  4.  Im  Falle 
des  Ablebens  des  Königs  erhält  die  Königin  eine  jährliche  Rente 
von  TOooo  1. 

I  ber  die  Verwendung  der  Zivilliste  von  470000  l  schreibt 
das  Gesetz  vor,  dass  lloooo  i  dem  König  und  seiner  Gattin  zur 
freien  Verwendung  zu  überlassen  sind;  der  Rest  ist  für  folgende 
Zwecke  zu  verausgaben:  12">soo  l  für  Gehälter  und  Pensionen  an 
die  Beamten  und  Diener  des  königlichen  Hauses;  193000  i  für  die 
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Ausgaben  des  königlichen  Haushalts;  20000  £  für  Keparatureu  und 
Bauten:  13200  i  für  Almosen,  und  8000  l  für  unvorhergesehene 
Zwecke. 

Gesetz  über  den  königlichen  Titel. 
Dieses  Gesetz  dient  dem  Zwecke  der  Annäherung  der  Kolonien 
an  das  Mutterland,  welche  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  erheb- 
liehe Fortschritte  gemacht  hat,  bei  Gelegenheit  des  Tronwechsels 
durch  Veränderung  des  Titels  des  Souveräns  Ausdruck  zu  geben. 
Es  ermächtigt  den  König,  durch  Proklamation  seinem  Titel  einen 
Zusatz  zu  geben,  in  welchem  die  überseeischen  Besitzungen  der  Krone 
besonders  erwähnt  werden.  Es  erging  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
am  4.  November  1901  eine  Proklamation,  in  Folge  derer  der 
lateinische  Titel  des  Königs  jetzt  wie  folgt  lautet:  „Eduardus  VII. 
Dei  Gratia  Britanniarnm  et  terrarnm  transmarinarnm  quae  in  ditione 
sunt  Britannica  Rex,  Fidei  Defensor,  Jndiae  Imperator."  Der  eng- 
lische Titel  ist  in  entsprechender  Weise  abgeändert. 

Gesetz  Uber  die  Abänderung  der  strafrechtlichen 
Bestimmungen  über  Veruntreuungen. 

Die  Bestimmungen  der  ..Larceny  Act"  von  1861  über  Verun- 
treuung haben  sich  als  ungenügend  erwiesen.  Jemand  der  als 
Bankier,  Kaufmann,  Mäkler,  Anwalt  oder  Kommissionär.  Vermögens- 
gegenstände  mit  der  schriftlichen  Weisung  erhält,  dieselben  oder 
ihren  Erlös,  in  der  in  der  Weisung  vorgeschriebenen  Art  zu  ver- 
wenden, und  ebenso  jemand,  welchem  in  einer  der  erwähnten 
Eigenschaften  Vermögensgegenstände  zur  Aufbewahrung  erhält, 
ist  nach  den  früheren  Bestimmungen  strafbar,  wenn  er  die  ihm 
übergebenen  Vermögensgegenstände  oder  deren  Erlös  in  vorschrifts- 
widriger Art  und  Benachteiligung  des  Auftragsgebers,  zu  seinem 
eignen  Vorteil  oder  zum  Vorteil  Dritter  verwertet. 

Das  obige  Gesetz  erweitert  diese  Bestimmungen  in  der  Weise, 
dass  die  .Strafbarkeit  auch  eintritt,  wenn  der  Empfänger  der  Ver- 
mögensgegenstände nicht  eines  der  erwähnten  Gewerbe  betreibt,  und 
auch  dann,  wenn  der  Auftrag  mündlich  erteilt  wird.  Die  Maximal- 
strafe ist  7  Jahre  Zuchthaus. 

Novelle  zum  Patentgesetz. 

Diese   Novelle    wurde   infolge   eines   Versprechens  erlassen, 

welches  die  englischen  Delegierten  auf  dem  internationalen  Kongresse 
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über  Patentschutz  in  Brüssel  abgaben.  Nach  der  früheren  Vorschrift 
des  Patentgesetzes  waren  Personen,  die  in  einem  Lande,  welches 
mit  England  eine  Vereinbarung  über  den  Patentschutz  getroffen 
hatte,  eine  Erfindung  zur  Patentierung  angemeldet  hatten,  auch  in 
England  geschützt,  insoweit  sie  spätestens  7  Monate  nach  dem  Datum 
der  Anmeldung  in  dem  betreffenden  ausländischen  Staate  ihre  An- 
meldung in  England  einreichten.  Durch  das  obige  Gesetz  wird  die 
erwähnte  Frist  von  7  auf  12  Monate  ausgedehnt. 

Fabrikgesetz. 

Durch  obiges  Gesetz  werden  die  in  9  früheren  Gesetzen  ent- 
haltenen Vorschriften  über  die  Arbeit  in  Fabriken  und  Werkstätten 
und  über  häusliche  Arbeit  kodifiziert  und  durch  Neuerungen  ergänzt. 
Dasselbe  zerfällt  in  zehn  Abschnitte  unter  den  folgenden  Bezeichnungen : 
1.  Gesundheit  und  Sicherheit.  2.  Beschäftigung  weiblicher  und  jugend- 
licher Personen,  3.  Kindererziehung,  4.  Gefährliche  und  gesundheits- 
schädliche Gewerbe,  5.  Sonderbestimmungen,  6.  Bäusliche  Arbeit. 
7.  Einzelangaben  über  Arbeit  und  Lohn,  8.  Bandhabnng  der  Vor- 
schriften, 9.  Gerichtliches  Verfahren,  10.  Ergänzende  Vorschriften. 

Die  Bestimmungen  über  Gesundheit  beziehen  sich  auf  Rein- 
lichkeit, Vermeidung  gesundheitsschädlicher  Gerüche,  Vermeidung  von 
Überfüllung,  Vermeidung  anormaler  Temperatur,  Ventilation,  L>rainage 
und  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Anzahl  von  Aborten. 

Die  Vorschriften  über  die  Sicherheit  beziehen  sich  auf  die 
Umfriedigung  von  Maschinen,  die  Beschaffung  von  Sicherheitsventilen, 
die  Erleichterung  der  Rettung  bei  Feuersgefahr  etc.  Auch  wird 
die  Beschäftigung  weiblicher  und  jugendlicher  Personen  bei  der 
Reinigung  tätiger  Maschinen  geregelt  und  teilweise  verboten. 

Betriebsunfälle,  welche  den  Tod  oder  eine  mindestens  dreitägige 
Arbeitsunfähigkeit  eines  Arbeiters  zur  Folge  haben,  müssen  sofort 
bei  dem  zuständigen  Inspektor  und  in  gewissen  Fällen  auch  bei  dem 
zuständigen  Medizinalbeamten  angemeldet  werden.  Insoweit  sich 
ans  der  Anmeldung  die  Voraussetzungen  des  Einschreitens  des 
Staatssekretärs  ergeben,  hat  dieser  die  Befugnis,  eine  amtliche 
Untersuchung  anzuordnen;  auch  muss  derselbe  in  jedem  Falle,  wo 
Tod  eintritt,  bei  der  gerichtlichen  Untersuchung  über  die  Todes- 
ursache vertreten  sein. 

Im  Bezug  auf  die  Vorschriften  über  die  Beschäftigung 
weiblicher  und  jugendlicher  Personen  muss  vorausgeschickt  werden. 
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dass  das  Gesetz  zwischen  jugendlichen  Personen  und  Kindern 
unterscheidet.  Kinder  im  Alter  von  unter  12  Jahren  dürfen  in  der 
Folge  überhaupt  nicht  beschäftigt  werden.  Personen  im  Alter  von 
14  bis  18  Jahren  werden  als  jugendliche  Personen  bezeichnet. 
Diese  Bezeichnung  wird  aber  auch  auf  solche  Kinder  angewandt, 
die  zwar  erst  das  Alter  von  13  Jahren  erreicht  haben,  aber  ein 
Zeugnis  über  die  Vollendung  ihrer  Erziehung  besitzen.  Die  Bezeichnung 
„Kinder"  bezieht  sich  demnach  nur  auf  Kinder  von  12  bis  13  Jahren 
und  auf  solche  Kinder  von  13  bis  14  Jahren,  welche  das  vor- 
geschriebene Zeugnis  nicht  besitzen. 

Weibliche  und  jugendliche  Personen  dürfen  in  der  Textil- 
industrie, in  Druckereien,  Bleichereien  und  Färbereien  nie  länger 
als  von  t>  Uhr  morgens  bis  f>  Uhr  abends,  oder  von  7  Uhr  morgens 
bis  7  Uhr  abends  beschäftigt  werden,  und  müssen  mindestens 
2  Stunden  für  Mahlzeiten  frei  haben.  Nach  jeder  Beschäftigung, 
die  4,/o  Stunden  dauert,  muss  in  der  Textil-Industrie  eine  Pause 
von  mindestens  einer  halben  Stunde  für  eine  Mahlzeit  gemacht 
werden;  bei  den  anderen  erwähnten  Gewerben  ist  die  Maximalzeit 
für  ununterbrochene  Arbeit  5  Stunden.  Für  den  Samstag  ist  sowohl 
für  die  Textil-Industrie  wie  für  die  anderen  erwähnten  Gewerbe 
eine  kürzere  Arbeitszeit  vorgeschrieben,  deren  Beendigung  von  der 
Zeit  des  Arbeitsanfangs  und  der  für  Mahlzeiten  freigelassenen  Zeit 
und  auch  von  der  Art  der  Beschäftigung  abhängt,  aber  in  keinem 
Falle  sich  über  1  Uhr  nachmittags  hinansdehnen  darf;  andererseits 
braucht  am  Samstag  die  für  Mahlzeiten  freigelassene  Zeit  eine  halbe 
Stunde  nicht  zu  überschreiten. 

In  Bezug  auf  weibliche  und  jugendliche  Personen,  die 
anderweitig  als  in  der  Textil-Industrie  und  in  den  anderen  er- 
wähnten Gewerben,  in  Fabriken  oder  Werkstätten  beschäftigt  sind, 
lauten  die  Vorschriften  etwas  weniger  streng;  die  Arbeit  darf  auch 
von  8  Uhr  morgens  bis  8  Uhr  abends  dauern  und  braucht  Samstags 
unter  gewissen  Voraussetzungen  erst  um  4  Uhr  aufzuhören,  und  die 
Minimalzeit  für  Mahlzeiten  an  den  5  ersten  Wochentagen  ist  nur 
P/s  Stunde,  die  Maximalzeit  für  ununterbrochene  Arbeit  5  Stunden. 

Kinder  dürfen  nur  in  der  Weise  beschäftigt  werden,  dass  sie 
entweder  eine  Woche  nachmittags  und  die  darauf  folgende  Woche 
vormittags,  oder  nur  an  alternierenden  Tagen  zur  Arbeit  heran- 
gezogen werden  können.    Für  beide  Fälle  ist  der  Anfang  und  das 
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Ende  der  Arbeitszeit,  die  Gesamtzeit  der  Arbeit  und  die  Maximalzeit 
der  ununterbrochenen  Arbeit  vorgeschrieben.  Ein  Kind,  das  an 
alternierenden  Tagen  arbeitet,  muss  dieselbe  Zeit  für  Mahlzeiten 
haben  wie  eine  weibliche  «der  jugendliche  Person. 

Unter  gewissen  Voraussetzungen  dürfen  Ausnahmen  von  den 
erwähnten  Regeln  gemacht  werden,  insoweit  dies  vorschriftsmäßig 
angemeldet  wird. 

Weder  weibliche  noch  jugendliche  Personen  noch  Kinder 
dürfen  an  Tagen,  an  welchen  sie  in  einer  Fabrik  oder  einer  Werk- 
statte beschäftigt  sind,  anders  als  während  der  gesetzlichen  Arbeits- 
zeit ausserhalb  der  Fabrik  oder  der  Werkstätte  beschäftigt  werden. 

In  der  Regel  hat  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  einer 
Werkstätte  daselbst  eine  Benachrichtigung  anzuschlagen,  welche 
Angaben  über  folgende  Gegenstände  enthält :  a)  die  Zeit  der 
Beschäftigung;  b)  die  für  Mahlzeiten  freigelasseneu  Zeiten;  c)  die 
Regelung  der  Kinderarbeit  (ob  Vor-  und  Nachmittags-System,  oder 
das  System  der  alteruierenden  Tage). 

Die  Beschäftigung  von  weiblichen  und  jugendlichen  Personen 
und  Kindern  am  Sonntag  ist  regelmässig  verboten,  jedoch  dürfen 
Juden,  die  ihre  Fabriken  oder  Werkstätten  am  Samstag  schliessen, 
jüdische  Arbeiter  am  Sonntag  in  der  Weise  beschäftigen,  dass  die 
in  anderen  Fällen  für  den  Samstag  vorgeschriebenen  Einschränkungen 
am  Sonntag  eingehalten  werden.  Jüdische  Arbeitgeber,  die  am 
Samstag  bis  Sonnenuntergang  schliessen.  dürfen  weibliche  und 
jugendliche  Personen  an  diesem  Tage  bis  neun  Uhr  abends  be- 
schäftigen, und  diejenigen,  welche  den  ganzen  Samstag  schliessen, 
dürfen  weibliche  und  jugendliche  Personen  an  den  5  ersten  Wochen- 
tagen eine  Stunde  über  die  gewöhnliche  Arbeitszeit  hinaus,  jedoch 
nicht  vor  6  Uhr  morgens  und  nicht  nach  !♦  Uhr  abends,  beschäftigen. 

Ein  Arbeitgeber  darf  eine  weibliche  Person  nicht  beschäftigen, 
insoweit  sie  innerhalb  der  vorhergehenden  4  Wochen  ein  Kind 
geboren  hat,  und  ihm  dieser  Umstand  bekannt  ist.  Kinder  und 
jugendliche  Personen  im  Alter  von  unter  18  Jahren  dürfen  in 
Fabriken  nicht  beschäftigt  werden,  wenn  sie  nicht  das  vor- 
geschriebene ärztliche  Zeugnis  besitzen.  Der  Staatssekretär  darf 
diese  Vorschrift  auch  auf  Werkstätten  ausdehnen,  insoweit  der 
Gewerbebetrieb  in  denselben  nach  seiner  Meinung  eine  entsprechende 
Schutzmassregel  erheischt.    Im  Bezug  auf  die  Erziehung  von  Kindern, 
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die  in  Fabriken  und  Werkstätten  beschäftigt  sind,  ist  vorgeschrieben, 
dass  der  Vater  bezw.  die  Mutter,  bezw.  der  Vormund  für  Erfüllung 
der  Schulpflicht  sorgen  inuss,  die  je  nach  der  Art,  ob  das  Vor-  und 
Nachmittags-System  oder  das  System  der  alternierenden  Tage 
angewandt  wird,  sich  besonders  gestaltet,  und  dass  der  Arbeitgeber 
jeden  Montag  sich  für  jedes  von  ihm  beschäftigte  Kind  durch  Ein- 
sichtnahme eines  ihm  vorzulegenden  Zeugnisses  von  der  Erfüllung 
der  Schulpflicht  überzeugen  muss. 

Die  Ausführung  der  Vorschriften  über  häusliche  Arbeit  wird 
dadurch  gesichert,  dass  die  Unternehmer,  welche  Arbeiter  ausserhalb 
einer  Fabrik  oder  einer  Werkstätte  verwenden,  insoweit  es  sich  um 
Gewerbe  handelt,  welche  der  Staatssekretär  durch  Verordnung  zu 
diesem  Zwecke  benennt,  Listen  über  die  in  dieser  Art  beschäftigten 
Personen  zu  führen  und  dem  zuständigen  Fabrikinspektor  zu  über- 
mitteln haben.  Diese  Vorschriften  betreffen  die  Vermeidung  ungesunder 
Arbeitsräume,  die  Verhinderung  von  Arbeit  in  Häusern,  in  welchen 
jemand  eine  ansteckende  Krankheit  hat,  und  die  Aufrechthaltung 
der  Einschränkungen  in  Bezug  auf  die  Arbeitszeit  für  jugendliche 
Personen  und  Kinder,  welche  für  die  häusliche  Arbeit  weniger  weit 
gehen,  als  für  Fabriken  und  Werkstätten. 

Das  Gesetz  enthält  ferner  ausführliche  Vorschriften  über  die 
Angabe  der  Methode,  nach  welcher  der  Lohn  bei  Stückarbeit  be- 
rechnet wird;  der  Zweck  dieser  Vorschriften  ist,  den  Arbeitern  ein 
möglichst  klares  Bild  über  den  Umfang  der  Lohnsätze  zu  geben. 

Organe  für  die  Ausführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
sind  die  Fabrikinspektoren,  die  für  die  Ausführung  der  Fabrikgesetze 
besonders  ernannten  Medizinalbeamten  und  die  Bezirksräte  (District 
Councils). 

Gesetz  über  den  Verkauf  von  geistigen  Getränken 

an  Kinder. 

Das  obige  tiesetz  bedroht  den  Verkauf  von  geistigen  Getränken 
an  Kinder  im  Alter  von  unter  14  Jahren  mit  Geldstrafe,  insoweit 
sich  die  Getränke  nicht  in  verkorkten  oder  versiegelten  Gefässen 
befinden. 
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Referent:  Antonio  G.  Sarayia,  Staatsrat,  Lizentiat,  Guatemala. 

a)  Gesetzgebung  1901—1902. 

Das  konstitutionelle  Regierungssystein  ist  ohne  Unterbrechung 
innegehalten. 

Eine  Kommission,  welche  damit  beauftragt  ist,  die  Gesetze  zu 
reformieren,  arbeitet  dauernd  daran  und  hat  bereits  ein  neues  bürger- 
liches Gesetzbuch  entworfen,  welches  im  allgemeinen  auf  die  Gesetz- 
gebungen anderer  Länder  gegründet  ist,  und  bei  welchem  haupt- 
sächlich die  Gesetzbücher  von  Deutschland,  Costarica  und  Brasilien 
zu  Rate  gezogen  sind,  unter  Rücksichtnahme  auf  die  Organisation 
der  Familienverhältnisse,  sowie  die  Eintragung  von  unbeweglichem 
Privateigentum,  wie  es  die  Neuzeit  und  deren  Fortschritte  verlangen. 

Die  Regierungen  von  Guatemala,  Honduras,  Nicaragua,  Costarica 
und  Salvador  haben  im  Februar  1901  durch  ihre  respektiven  Ver- 
treter einen  gegenseitigen  Vertrag  unterzeichnet  über  die  Gesetze, 
des  Handels,  den  Schutz  des  Eigentums  auf  dem  Gebiet  der  Literatur, 
Kunst,  Wissenschaft,  Industrie,  ferner  über  Strafgesetzgebung,  Aus- 
lieferungen, internationales  Zivilrecht  und  gegenseitige  Politik. 

Dieser  Kongress  hat  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen  und  Ver- 
besserungen die  Vereinbarungen  des  im  Jahre  1897  zusammengetretenen 
Kongresses  angenommen. 

Die  Form  der  Kontrakte  bleibt  im  Belieben  der  Interessenten 
und  wird  den  Gesetzen  desjenigen  Landes  unterworfen,  wo  der 
respektive  Kontrakt  oder  Akt  in  Wirksamkeit  tritt,  oder  wo  die 
Unterzeichnung  stattgefunden  hat. 

Privateigentum  eines  in  Konkurs  befindlichen  Gemeinschnldners 
in  irgend  einer  der  fünf  Republiken  kann  nur  von  denjenigen  Gläubigern 
im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  in  Angriff  genommen  werden, 
welche  in  demselben  Lande  ansässig  sind,  wo  das  Gut  sich  befindet, 
und   nur  im  Falle  eines  Überschusses.    Nachdem  die  genannten 
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Kreditoren  befriedigt  sind,  soll  der  Überschuss  der  Masse  einem 
anderen  Lande  überwiesen  werden.  , 

Das  Vermögen  der  Ehegatten  kann  ganz  oder  teilweise  ge- 
trennt werden.  Die  Ehescheidung  nach  gegenseitiger  Übereinkunft 
ist  gesetzlich  angenommen.  Dokumente,  Zahlungsorders,  Wechsel 
und  andere  Wertpapiere  in  demselben  Sinne  sind  den  kaufmännischen 
Gesetzen  (Leyes  de  Comercio)  unterworfen,  ohne  Unterschied  der 
Herkunft  oder  der  intervenierenden  Persönlichkeiten. 

Der  Im-  und  Export  unter  den  kontrahierenden  Staaten  ist 
für  frei  erklärt,  ohne  jegliche  Zollerhebung  und  sonstige  Abgaben, 
jedoch  mit  Ausnahme  derjenigen  Artikel,  welche  ausschliesslich  den 
Staat  angehen  (articulos  estancados),  sowie  von  solchen,  deren  Ein- 
und  Ausfulir  überhaupt  verboten  ist.  Die  Ausübung  jedes  Ge- 
werbes und  Handwerks  ist  frei  unter  vorheriger  Einholung  der 
obrigkeitlichen  Erlaubnis  und  deren  schriftlichen  Konzession. 

Alle  Zentral-Amerikaner  haben  das  Recht,  sich  als  Bürger 
irgend  eines  der  unterzeichneten  Staaten  zu  betrachten. 

Es  ist  vereinbart,  sowohl  die  diplomatische  als  auch  die  Kon- 
snlarvertretung  zu  vereinheitlichen,  und  jede  etwaige  Meinungsver- 
schiedenheit soll  durch  schiedsrichterlichen  Spruch  beigelegt  werden. 
Es  ist  die  Scheidung  der  Kirche  vom  Staat  beschlossen,  ebenso  voll- 
ständige Fressfreiheit  ohne  jegliche  vorherige  Zensur  oder  Garantie- 
leistung, sowie  die  vollständige  Unabhängigkeit  der  drei  Gewalten, 
der  gesetzgebenden  (poder  lejislativo),  der  ausführenden  (poder  eje- 
cutivo)  und  der  richterlichen  Gewalt  (poder  judicial).  Die  Einheit 
der  Münzen,  Gewichte  und  Mafse,  sowie  ebenfalls  die  der  Zölle  soll 
in  Hälde  hergestellt  werden.  Irgendwelche  internationalen  Differenzen, 
welche  eine  der  zeichnenden  amerikanischen  Republiken  angehen, 
sollen  als  alle  betreffend  erachtet  werden,  sofern  es  sich  dabei  um 
die  Unabhängigkeit  eines  der  Staaten  handelt. 

Der  nächste  Kongress  soll  in  Costarica  am  15.  Januar  19(>:> 
zusammentreten. 

Auch  in  der  Hauptstadt  von  Mexiko  ist  vor  kurzem  die  zweite 
amerikanische  Konferenz  abgehalten  worden,  in  welcher  Guatemala 
sich  speziell  auszeichnete.  Die  verschiedenen  Abmachungen  (tratados), 
EntSchliessungen  (resolnciones)  und  sonstigen  Eingaben  wurden  von 
der  hiesigen  Volksvertretung  (Asamblea)  ohne  Anstand  und  ohne  Ab- 
änderungen acceptiert. 
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Im  allgemeinen  sind  in  dieser  Konferenz  der  zentral-ameri- 
kanischen Staaten  in  Mexiko  die  im  Haag  am  29.  Juli  1899  stipu- 
lierten  und  unterzeichneten  Bedingungen  als  Basis  genommen,  und  auf 
dieser  Grundlage  sollen  politische  Differenzen,  weiche  eventuell  entstehen 
könnten,  durch  schiedsrichterliche  Entscheidung  heseitigt  werden. 

Diese  schiedsrichterliche  Entscheidung  ist  bindend  mit  Aus- 
nahme derjenigen  Fälle,  wo  sie  die  Unabhängigkeit  oder  die  nationale 
Ehre  eines  der  Staaten  berührt. 

In  diesem  Sinne  ist  das  Übereinkommen  von  Argentinien, 
Bolivien,  San  Domingo,  Guatemala.  Salvador,  Mexiko,  Paraguay, 
Peru  und  Uruguay  unterzeichnet.  Besonders  bemerkenswert  sind 
die  Vereinbarungen  über  Auslieferungen  und  gegenseitigen  Schutz 
gegen  Anarchismus,  Schutz  der  Patente,  eingetragenen  Marken, 
der  Literatur  und  Kunstwerke,  Gestaltung  des  Gesetzbuchs  und  Aus- 
übung aller  Gewerbe,  die  Rechte  der  Ausländer,  Handel,  Gesund- 
heits-Polizei, Kaffee- Industrie,  Banken,  Museen,  Panamerikanische 
Eisenbahnen,  Internationale  Gerichtshöfe  für  Reklamationen,  sowie  die 
Reorganisation  eines  internationalen  amerikanischen  Bureaus  (Oticina). 

Der  Delegation  von  Guatemala  gebührt  die  Ehre,  in  hohem 
Grade  Mitarbeiter  an  diesem  imposanten  Werk  durch  eigenen 
Impuls  gewesen  zu  sein,  ganz  besonders  bei  den  Bestimmungen  über 
die  schiedsrichterlichen  Entscheidungen. 

Zwischen  den  Regierungen  von  Salvador,  Honduras.  Nicaragua 
und  Costarica  ist  ausserdem  am  28.  Februar  1901  ein  Abkommen 
getroffen,  nach  welchem  alle  eventuellen  Differenzen,  die  unter  ihnen 
entstehen  könnten,  einem  schiedsrichterlichen  Spruch  unterworfen 
werden,  und  sind  diese  Bestimmungen  auch  seitens  Guatemalas  an- 
genommen mit  Rücksicht  auf  die  getroffene  Übereinkunft  im  zweiten 
Panamerikanischen  Kongresse  und  die  Haager  Konvention. 

Die  letzten  Erdbeben  haben  das  Land  in  eine  schwere  finanzielle 
Situation  gebracht ;  viele  bedeutende  Städte  und  Dörfer  der  Republik 
sind  zerstört  worden,  wie  (Jnezaltenango,  die  nach  der  Hauptstadt 
bedeutendste  Stadt  der  Republik,  und  viele  andere  grössere  Plätze. 

Um  diese  Not  zu  lindern,  hat  die  Volksvertretung  sehr 
wichtige  Dispositionen  getroffen  zum  Nutzen  und  zur  Unterstützung 
der  Geschädigten;  auch  in  allen  Privatkreisen  sind  zu  demselben 
Zwecke  grosse  Summen  durch  Sammlungen  aufgebracht.  Unsere 
Nachbar- Republik  Mexiko  hat  durch  Beschluss  ihrer  Depntierten- 
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Versammlung  30000  £  in  mexikanischem  Silber  für  die  Geschädigten 
votiert  und  zur  Verfügung  gestellt.  Unser  Dekret  No.  525  hat 
infolge  dieser  traurigen  Ereignisse  uns  einen  Zollaufschlag  diktieren 
müssen,  welcher  hauptsächlich  die  Fabrikation  des  hiesigen  Landes- 
Branntweins  (Aguardiente)  und  die  Einfuhr  von  Wein,  Bier  und 
Likören,  sowie  die  Erlaubnis  zu  deren  Verkauf  erschwert,  ferner  die 
Produktion  des  Zuckerrohrs  (cana  de  azncar).  Dahingegen  sind  für  die 
durch  die  Erdbeben  Geschädigten  Erleichterungen  geschaffen  durch  Be- 
seitigung der  Zölle  auf  eiserne  Dachfannen,  Fortland-Zement,  Häuser 
aus  Holz  oder  Eisen,  mit  einem  Wort,  auf  alle  Artikel,  welche  zur 
Wiederherstellung  der  Wohnungen  der  Geschädigten  verwandt  werden. 

Der  Kaffee-Exportzoll  soll  weiter  sechs  (0)  Dollar  Gold  betragen 
und  die  dreissig  Prozent  (30  °  '0)  Aufschlag  in  Goldwährung  auf  den  Im- 
port-Zoll sollen  zur  Tilgung  der  „Auswärtigen  Schuld"  benutzt  werden. 

In  der  öffentlichen  Verwaltung  i  Administracion  publica»  sind 
viele  bedeutende  Verbesserungen  geschanVn,  ein  neues  Reglement  für 
die  Apotheken  ist  erlassen,  die  Volkszählung  wird  berichtigt,  und 
das  von  den  Munizipalitäten  ausgegebene  Papiergeld  wird  unter- 
drückt. Statt  dessen  hat  die  Kegierung  kleine  Münzen  aus  Nickel 
geprägt  und  in  1  \  und  1  >  Realstücken  ausgegeben. 

Im  öffentlichen  Unterricht  sind  neue  Reglements  und  viele 
Verbesserungen  eingeführt,  auch  die  Barbierläden  und  andere  offene 
Geschäfte  sind  in  jeder  Beziehung  reglementiert  worden.  Über 
unsern  schönen  See  von  Atitlan  kreuzen  Dampfboote  zwischen  den 
an  seinen  Ufern  gelegenen  Ortschaften,  welche  sowohl  Personen  als 
auch  Erachtgut  befördern. 

Die  Dienstpflicht  ist  mit  Ausnahme  für  Kranke,  Krüppel  und 
Waisen  allgemein,  kann  jedoch  in  Fliedenszeiten  durch  die  Blutsteuer 
abgelöst  werden,  mit  welcher  dann  Ersatzmänner  unterhalten  werden. 

Viel  Zedern  und  sonstige  Nutzhölzer  sind  aus  den  reichen 
Wäldern  der  Republik  exportiert  worden,  ebenso  wie  Zarzaparilla. 
Gummi  etc.  Hier  in  der  Hauptstadt  haben  wir  in  den  Haupt- 
strassen Pferdebahnen  und  Fahrverbindnngen  nach  allen  Haupt- 
plätzen der  Republik. 

Auch  die  Kommissionäre  sind  einer  obrigkeitlichen  Aufsicht 
unterworfen,  wodurch  dieser  Stand  im  kaufmännischen  Verkehr 
natürlich  viel  mehr  Garantie  bietet. 

Zum  grossen  Vorteil  des  Handels  und  des  Ackerbaues  arbeitet 
unsere  energische  Regierung  daran,  die  Nordbahn  (von  der  Haupt- 


Digitized  by  Google 


972 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Stadt  nach  Puerto  Barrios  am  Atlantischen  Ozean)  fertig  zu  stellen, 
sowie  ebenfalls  die  Bahn  zwischen  den  Platzen  Cocales  und 
Mazatenango  au  der  Pacific-Ktiste.  Auf  diese  Weise  werden  die 
entlegensten  Gegenden  der  Republik  über  die  Hauptstadt  hinweg 
miteinander  in  Verbindung  gesetzt,  und  wo  noch  keine  Bahnen  be- 
stehen, sind  die  Ortschaften  durch  ausgezeichnete  und  gut  gepflegte 
Fahrwege  verbunden.  Alle  Orte,  sowie  die  Haupt-Pflanzungen  haben 
billige  Telegraphen  und  Telephone,  von  deren  Einnahme  die  Regierung 
nur  sehr  wenig  erübrigt. 

In  jedem  Distrikt,  sowie  in  den  einzelneu  Ortschaften  sind 
Versammlungen  resp.  Klubs  für  die  Landwirtschaft  gebildet  (Junta* 
de  Agricultura).  Die  Hauptprodukte  bestehen  aus  Reis,  Mais. 
Bohnen  (hauptsächlich  schwarze),  Zuckerrohr  und  Kaffee. 

Unser  Kaffee  ist  von  vorzüglicher  Qualität  und  erzielt  deshalb 
auch  die  höchsten  Preise  an  den  ausländischen  Börsen;  es  sind  an- 
nähernd 1200000  (eine  Million  zweihunterttauseud)  ([uiutales 
(spanische  Zentner)  exportiert.  Die  Regierung  erhält  sechs  (6)  Pesos 
Zoll  für  jeden  Zentner  (quintal).  was  nach  dem  heutigen  Kurs  un- 
gefähr einen  Dollar  Gold  (l00  '£)  ausmacht. 

Eine  jeweilige  Statistik  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
im  Laufe  Juli  1002  durchgeführt  sein. 

Das  Land  zählt  heute  ungefähr  zwei  Millionen  Einwohner, 
wovon  hunderttausend  auf  die  Hauptstadt  entfallen. 

Die  Polizei-Einrichtung  ist  in  jeder  Beziehung  im  modernen 
Stil  und  von  ausgezeichnetem  Erfolge. 

Unter  den  Fremden,  welche  in  Guatemala  ansässig  sind,  bilden 
die  Deutschen  die  Mehrzahl.  In  Guatemala  gibt  es  „eintauseud- 
unddreissig  Schulen u  mit  24428  Schülern.  Ausserdem  bestehen  ver- 
schiedene Institute  und  Schulen,  in  denen  die  militärischen  Wissen- 
schaften gelehrt  werden;  ferner  ist  ein  Polytechnikum  (Politecnica) 
vorhanden,  ein  Institut  für  Eingeborene,  eine  Kormal-Schule  (Escuela 
Normal),  sowie  eine  Menge  von  Privatschulen,  in  denen  über  fünf- 
tausend (5000)  junge  Leute  unterrichtet  werden. 

Die  allgemeine  Schulpflicht  ist  obligatorisch,  ebenso  die  Mili- 
tärpflicht, wie  bereits  vorhin  erwähnt. 

Der  Ertrag  der  Ernten  im  Jahre  1901  beläuft  sich  auf 
600000  fanegas1)  Mais,  300000  fanegas  Weizen,  Bohnen  81000  fane- 

Spanischer  Scheffel. 
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gas,  Keis  3200  gg.  (Zentner)  nnd  Kaffee  im  Durchschnitt  der  letzt- 
jährigen Produkte  kalkuliert  auf  1200000  Zentner. 

Die  voraussichtlichen  jährlichen  Ausgaben  im  Budget  (Presu- 
puesto)  sind  auf  14000000  £  (vierzehn  Millionen  Pesos)  festgesetzt. 

Die  Zollhäuser  haben  im  Vorjahre  8500000  £  (acht  und  eine 
halbe  Millionen  Pesos)  hergegeben;  Liköre  und  andere  die  Re- 
gierung direkt  angehende  Artikel  ergaben  3600000  £  (drei 
Millionen  sechshunderttausend  Pesos),  sowie  andere  diverse  Abgaben 
1500000  £  (eine  Million  fUnfhunderttausend  Pesos).  Die  „Aktiva" 
der  Nation  mit  Einschluss  des  unbeweglichen  Inventars  betragen  „vier- 
unddreissig  Millionen  Pesos"  und  die  „Passiva"  in  Gold  reduziert 
.,neun  Millionen  zweihunderteinnnddreissigtausend  Pesos",  sowie  in 
hiesiger  Landesmünze  „siebenundzwanzig  Millionen  siebenhundert- 
undneuntausend Pesos  (27  709000  £). 

Zur  Deckung  der  auswärtigen  Schuld  sind  spezielle  Ein- 
nahmen in  Aussicht  genommen  und  dafür  konsigniert. 

b)  Literatur. 

Verschiedene  Tagesblätter,  welche  hauptsächlich  sich  mit  der 
Kultur  des  Landes  beschäftigen,  sind  hier  im  Umlauf.  Unter  ihnen 
sind  die  bemerkenswertesten:  „El  Diario  de  Centro-America  und  La 
Republica".  Über  Bücherknnde  ist  nicht  besonders  viel  zu  berichten, 
was  die  letztjährigen  Produktionen  anbetrifft,  wenngleich  einige 
Werke  über  Gesetzgebung  und  Verträge  nicht  gefehlt  haben;  jedoch 
ist  es  sehr  erschwert,  die  Werke  heute  in  Druck  zu  geben,  da  die 
hohe  Wechselprämie  die  Kosten  der  Materialien  etc.  so  überaus  ver- 
teuert hat. 

Trotz  aller  Schwierigkeiten,  Naturereignisse  etc.  fühlt  man 
in  Guatemala  heute  einen  allgemeinen  Fortschritt,  und  wenn,  wie 
es  ohne  Zweifel  geschehen  wird,  seine  jetzige  energische  und  wohl- 
wollende Regierung  mit  einem  so  tüchtigen  nnd  redlich  gesinnten 
Präsidenten  an  der  Spitze  fortfährt,  den  Verkehr  zu  bessern,  so 
werden  wir  demnächst  einen  grossen  Aufschwung  in  der  Einwanderung 
von  Fremden  erleben,  welche  die  grossen  nnd  reichen  Ländereien 
zu  ihrem  eigenen  Nutzen  sowohl,  wie  zum  Vorteil  und  Fortschritt 
der  Republik  ausbeuten  und  bebauen  werden. 
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Referent:  Alexander  Poujol, 

Richter  aui  Zivilgericlit,  ehemaliger  GeselmfurtraK^r.    Port  au  Printe  (Haiti). 
Übersetzung  von  Edgar  Albrecht,  Li/.entiat  der  Recht«,  Advokat.  Gent. 

1900. 

Die  wichtigste  Frage,  welche  bei  den  Verhandlungen  der 
gesetzgebenden  Kammer  in  dem  Berichtsjahre  den  Hauptplatz  einge- 
nommen hat,  war  die  Umwandlung  der  nicht  rechtzeitig  bezahlten 
schwebenden  Staatsschuld  und  die  Vereinigung  der  örtlichen  An- 
leihen. Arbeitsam  ist  die  ganze  Sitzungszeit  gewesen.  Zahlreiche 
Gesetzesentwürfe  und  Vorschläge  wurden  überreicht  und  es  wurde 
darüber  verhandelt. 

Unter  den  wichtigsten,  die  liegen  geblieben  sind,  kann  man 
nennen : 

Einen  Gesetzentwurf  über  die  Pension  der  Lehrer  und  Lehre- 
rinnen, die  auf  die  Hälfte  des  letzten  Gehalts  festgesetzt  war,  und  über 
die  Befugnis,  welche  man  dem  Präsidenten  der  Republik  geben  wollte, 
Leibrenten  anweisen  zu  können  an  jedes  Mitglied  der  Lehrkörper- 
schaft, das  die  bestimmte  Zeit  zur  Erlangung  der  Pension  nicht 
erreicht,  aber  Dienste  geleistet  hatte,  die  einer  besonderen  Belohnung 
würdig  waren.  —  Die  Gerichte  von  Haiti  erklären  sich,  indem  sie 
die  1">,  16  und  17  des  bürgerl.  Gesetzbuches  falsch  auslegen,  meistens 
für  unzuständig  in  den  bürgerlichen  Streitigkeiten  zwischen  Fremden. 
Der  Gesetzentwurf  über  diese  Frage  bringt  eine  Änderung  in  diese 
Entscheidungsweise  und  in  die  Dilationsvorschriften  des  Prozess- 
ordnungsgesetzes.  Bisher  war  die  Schuldhaft  in  aller  Strenge  sowohl 
auf  den  Fremden  als  auf  den  Inländer  anwendbar.  Der  Entwurf  schlägt 
vor,  dass  man  sie  zum  besten  des  Fremden  auf  mindestens  ein  Jahr 
und  höchstens  drei  .lahre  in  Zivil-  und  Handelssachen  beschränke. 
Ein  Entwurf  bringt  vollständige  Befreiung  vom  Exportzölle  für  die 
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tropischen  Fl  üchte.  Ein  Entwurf  bestimmt  den  Tarif  der  Recherchen- 
kosten: 2  Jl  für  jeden  Vertrag  mit  bestimmtem  Datnm,  4  Jl  für 
jeden  Vertag  ohne  bestimmtes  Datum. 

Unter  den  Entwürfen,  welche  die  Sanktion  der  Kammer  er- 
halten hat,  sind  die  wichtigsten:  Ein  Handelsvertrag  zwischen 
den  Regierungen  von  Haiti  und  Frankreich,  welcher  den  Zoll- 
tarif Frankreichs  für  die  von  Haiti,  wie  Kaffee.  Kakao  etc.,  und  den 
Zolltarif  Haitis  für  gewisse  französische  Produkte  vermindert. 

Die  Felle  und  der  Guajakgummi,  Sachen,  welche  früher 
zollfrei  bei  der  Ausfuhr  waren,  sind  jetzt  gleichfalls  von  einer  Be- 
steuerung betroffen. 

Das  Gesetz  vom  11.  Oktober  1881,  betreffend  die  Einführung 
der  abnehmbaren  Marken,  ting  an  ausser  Gebrauch  zu  kommen.  Es 
wurde  im  Moniteur  von  neuem  bekannt  gemacht.  Ferner  wurden 
Vorschriften  über  die  Anwendung  des  Gesetzes  gegeben.  Dasselbe 
geschah  mit  dem  Gesetze  vom  20.  September  1890,  betreffend  die 
Wechselmakler. 

Veröffentlicht  wurde  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1900,  welches 
einen  Zusatz  bildet  zu  dem  vom  13.  September  1894,  betreffend  die 
Verabschiedung  der  Richter.  Man  hat  eine  Verbesserung  gebracht 
in  das  Gesetz  von  1890  über  die  gerichtliche  Liquidation.  Der  neue 
Text  beschränkt  das  Anwendungsgebiet  der  zukünftigen  Liquidationen. 

Ein  neues  Gesetz  hat  die  Medizinische  Schule  verbessert.  Man 
hat  die  Anforderung  für  das  Studium  erhöht  und  das  Personal 
vermehrt. 

Das  Gesetz  vom  27.  September  1899,  welches  die  Präsenz- 
stärke des  Heeres  auf  ein  Drittel  jedes  Regiments,  jedes  Bataillons, 
jeder  Kompagnie  in  allen  Waffen  herabsetzte,  ist  um  ein  Jahr  verlängert. 

Zwei  Eisenbahnverträge  sind  in  diesem  Jahre  bestätigt 
worden.  Ein  nationales  Konsortium,  dessen  Sitz  in  Cap-Haitienne  ist. 
unternimmt  die  Erbauung  einer  sogenannten  schmalspurigen  Eisen- 
bahn zwischen  dieser  Stadt  und  den  im  Innern  des  Departements 
du  Nord  gelegenen  Städten.  Man  hat  mit  der  Arbeit  bereits  be- 
gonnen, und  18  Kilometer  sind  schon  im  Betrieb.  Eine  Gesellschaft, 
die  in  Port  au  Prince  unter  dem  Namen:  „Societe  des  Chemins  de 
fer  de  la  plaine  du  Cul  de  Sac."  gegründet  ist,  erhielt  die  Konzession, 
die  Eisenbahnen  in  dieser  Gegend  zu  erbauen.  20  Kilometer  sind 
schon  im  Betrieb. 
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Im  Laufe  dieses  Jahres  hat  man  wichtige  Finanzmassnahmen 
ergriffen.  Ein  Vertrag  ist  am  26.  Januar  1900  zwischen  den 
Gläubigern  des  Staates  und  dem  Finanzminister  unterzeichnet  worden, 
welcher  die  Grundsätze  über  die  Umwandlung  gewisser  Schulden  und 
die  Vereinigung  der  örtlichen  Anleihen  feststellt.  Zu  gleicher  Zeit 
fuhrt  man  die  Umwandlung  der  schwebenden  Staatsschuld  fort.  In 
dieser  Beziehung  hat  man  am  1.  August  1900  über  ein  Gesetz  ab- 
gestimmt. 

Die  um  25°/0  erhöhte  Einfnhrstener,  welche  dazu  diente,  das 
Papiergeld  zu  amortisieren,  ist  wieder  ihrer  Bestimmung  entzogen 
und  den  Staatseinnahmen  hinzugefügt  worden. 

Die  provisorische  Verminderung  um  20°/0  der  Gehälter  der 
Zivilbeamten  hat  man  aufs  neue  Jahr  verlängert. 

Eine  Keform  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  war  seit 
lange  notwendig:  man  hat  sie  durch  das  Gesetz  vom  3.  August  1900 
vollzogen. 

Die  Finanzgesetze  für  das  Jahr  1900 — 1901  haben  die  Ein- 
nahmen auf  4198336  //  61  g  und  auf  2536099  76  g  Gold,  und 
die  Ausgaben  auf  42002(54  //  und  auf  2536099  f/  76  g  Gold  ab- 
geschätzt. 
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Italien. 

A.  Gesetzgebung  1899—1901. 

Referent:  Rechtsanwalt  Dr.  Eugenio  Fossa-Mancini,  Macerata. 

Übersetzung  von  Dr.  Frederik  tob  Rosenberg,  Assessor,  beschäftigt  beim 
Auswärtigeü  Amt, Berlin  u.Pr  TereniloSaechl  Lodlspoto,  Advokat,  Neapel. 

Der  mir  erteilten  Weisung  entsprechend,  habe  ich  mich  bei 
der  Zusammenstellung  der  Gesetze  Italiens  ans  den  Jahren  1899 
bis  1901  möglichster  Kürze  befleissigt.  Ich  habe  mich  darauf  be- 
schränkt, die  gesetzlichen  Vorschriften  aufzuzählen,  und  habe  nur 
da  Bemerkungen  hinzugefügt,  wo  sie  zum  Verständnis  unentbehrlich 
schienen. 

I.  Zivilprozess. 

1.  Das  Gesetz  vom  31.  März  1901,  betreffend  die  Reform  des 
summarischen  Verfahrens,  hat  die  Abkürzung  des  Verfahrens  vor 
dem  Tribunale  Civile  und  vor  dem  Corte  di  Appello  im  Auge  und 
bedeutet  eine  Reform  von  Buch  I  Titel  IV  der  Zivilprozessordnung. 

Ich  lasse  mich  auf  Einzelheiten,  die  nns  zu  weit  führen 
würden,  nicht  ein,  sondern  erwähne  nur,  dass  nach  den  bisherigen 
Bestimmungen  der  Zivilprozessordnung  vor  den  Corti  di  Appello 
und  den  —  jetzt  nicht  mehr  bestehenden  —  Tribunali  di  Commercio 
das  Formalverfahren,  bei  welchem  der  Beklagte  mit  gesetzlich  be- 
stimmter Frist  vor  Gericht  zu  erscheinen  hat,  regelmässig  zur  An- 
wendung kam,  während  das  vor  den  Conciliatori  und  Pretori  übliche 
summarische  Verfahren,  bei  welchem  der  Beklagte  an  einem  vom 
Kläger  bezeichneten  Termine  zu  erscheinen  verpflichtet  ist,  hier  nur 
ausnahmsweise  zugelassen  wurde.  Nach  dem  neuen  Gesetze  ist  für 
alle  Prozesse  das  summarische  Verfahren  vorgeschrieben,  nur  in 
Ausnahmefällen  darf  der  Vorsitzende  des  Tribunale  oder  des  Corte 
auf  übereinstimmenden  Antrag  beider  Parteien,  auf  einseitigen  An- 
trag einer  Partei  oder  von  Amts  wegen  ein  Formal  verfahren  an- 
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ordnen:  das  Formalverfahren  ist  nicht  mehr  Kegel,  es  ist  Ausnahme 
geworden.  Die  königliche  Verordnung  vom  III.  August  1901  gibt 
Einführungsvorschriften  zum  obengenannten  Gesetz,  regelt  das  Ver- 
fahren bei  Ladungen  und  Zustellungen,  die  Überleitung  schwebender 
Prozesse,  die  Niederlegung  und  Mitteilung  von  Urkunden,  enthält 
Bestimmungen  über  das  Versäumnisverfahren,  sowie  allgemeine  und 
Übergangs  Vorschriften. 

2.  Das  Gesetz  vom  7.  Juli  1901,  betrettend  Gebühren  der  Anwalt** 
und  Vertretung  vor  den  Kinzelrichteru  (Preture),  besteht,  wie  der  Titel 
besagt,  aus  zwei  Teilen.  Der  erste  beschäftigt  sich  mit  den  Anwalts- 
gebühren und  macht  eine  nähere  Erörterung  nicht  erforderlich;  er 
enthält  eine  Tabelle,  welche  die  Gebühren  für  die  verschiedenen  Tätig- 
keiten der  Anwälte  vor  den  verschiedenen  Gerichten  festsetzt.  Was  den 
zweiten  Teil  anlangt,  so  war  zur  Vertretung  vor  den  Preture  bisher 
jeder  Grossjährige  berechtigt.  Nach  dem  neuen  Gesetze  darf  vor 
solchen  Preture,  in  deren  Bezirk  ein  Tribunale  sich  befindet,  in 
Zivil-  wie  in  Strafsachen  als  Beistand  oder  als  Vertreter  einer 
Partei  nur  zugelassen  werden,  wer  Advokat,  ausübender  Anwalt. 
Notar  oder  Doktor  der  Rechte  ist  oder  wer  das  l'niversitätsexamen 
im  bürgerlichen.  Straf-  und  Handelsrecht,  im  Zivil-  und  Strafprozess 
bestanden  hat.  In  solchen  Bezirken,  in  welchen  ein  Tribunale  nicht 
besteht,  kann  Beistandschaft  und  Vertretung  auch  von  frühereu  ge- 
richtlichen Kanzlei-  und  Sekretariatsbeamten,  sowie  von  Personen 
ausgeübt  werden,  welchen  die  Befugnis  hierzu  von  der  zuständigen 
Behörde  verliehen  ist  und  welche  ausser  einem  Unbescholtenheits- 
attest  das  Reifezeugnis  eines  Lyzeums,  einer  technischen  oder  höheren 
Nornialschulc  oder  das  Diplom  als  Gemeindesekretär  vorweisen  können. 

Das  Ausführnngsreglement  zu  diesem  Gesetz  wurde  durch 
königliche  Verordnung  vom  Ii».  November  1901  genehmigt. 

II.  Internationale  Übereinkommen  und  Verträge. 

Nur  die  wichtigsten  Abmachungen  zwischen  Italien  und  anderen 
Staaten  sollen  genannt  werden. 

1.  Öffentliches  Recht. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  9.  Dezember  1900  bringt 
die  in  der  Friedenskonferenz  im  Haag  vollzogenen  internationalen  Akte 
zur  Ausführung.  An  der  Konferenz  hatten  Deutschland,  Österreich- 
Ungarn,  Belgien,  China,  Dänemark.  Spanien,  Nordamerika.  Mexiko, 
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Frankreich,  England,  Griechenland,  Italien,  Japan,  Luxemburg, 
Montenegro,  die  Niederlande,  Portugal,  Rumänien,  Russland,  Serbien, 
Siam,  Schweden  und  Norwegen,  die  Schweiz,  Türkei  und  Bulgarien 
teilgenommen. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  31.  Oktober  1890  bringt 
einen  Analieferungsvertrag  zwischen  Italien  und  Mexiko  zur  Aus- 
führung. 

O  Die  königliche  Verordnung  vom  25.  November  1900  bringt 
einen  Auslieferungsvertrag  zwischen  Italien  und  der  Republik 
Argentinien  zur  Ausführung. 

d)  Das  Gesetz  vom  17.  März  1901  bringt  einen  Freundschafts- 
und Auslieferungsvertrag  zwischen  Italien  und  Bolivien  zur  Aus- 
führung. 

2.  Privatrecht. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  14.  Mai  1899  bringt  ein 
Abkommen  über  internationales  Privatrecht  zur  Ausführung,  welches 
Italien  im  Haag  mit  Frankreich,  Belgien,  Luxembnrg,  den  Nieder- 
landen, Portugal,  Spanien  und  der  Schweiz  getroffen  hat. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  23.  Oktober  1899  bringt 
ein  zwischen  Italien  und  der  Schweiz  getroffenes  Übereinkommen, 
betreffend  die  bei  Eheschliessungen  beiderseitiger  Staatsangehöriger 
zu  beobachtenden  Förmlichkeiten,  zur  Ausführung. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  18.  April  1901  bringt  ein 
zwischen  Italien  und  dem  Fürstentum  Monaco  getroffenes  Über- 
einkommen, betreffend  den  Anstausrh  von  Personenstandsakten,  zur 
Ausführung. 

3.  Öffentliche  Gesundheitepflege. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  11.  .Januar  1900  bringt 
eine  internationale  Sanitätskonvention  zur  Ausführung,  welche 
Italien,  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
England,  Griechenland,  Luxemburg,  Montenegro,  Türkei,  Niederlande, 
Persien,  Portugal,  Rumänien,  Russland,  Serbien  und  die  Schweiz  am 
19.  März  1*97  in  Venedig  geschlossen  haben. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  23.  August  1900  bringt 
einen  von  den  beteiligten  Staaten  abgeschlossenen  Ergänzungsvertrag 
zu  vorgenannter  Konvention  zur  Ausführung. 
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4.  Münzabkommen. 

Das  Gesetz  vom  8.  Jannar  1899  bringt  Ergänzungsprotokolle 
zum  Münzabkommen  vom  15.  November  1893  zur  Ausführung, 
welche  von  der  italienischen,  belgischen,  französischen,  griechischen 
und  schweizerischen  Regierung  am  15.  März  1898  in  Paris  unter- 
zeichnet sind. 

5.  Eigentum  an  künstlerischen,  literarischen  und  industriellen 

Erzeugnissen. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  10.  Juni  1900  bringt  ein 
zwischen  Italien  und  Argentinien  getroffenes  Abkommen  zur  Aus- 
führung, durch  welches  den  Beziehungen  der  beiden  Staaten  ein  im 
Jahre  1889  zu  Montevideo  geschlossener  südamerikanischer  Vertrag, 
betreffend  den  Schutz  literarischen  und  künstlerischen  Eigentums, 
zu  Grunde  gelegt  wird. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  28.  Februar  1901  bringt 
ein  zwischen  Italien  und  Montenegro  getroffenes  Abkommen  zum 
Schutze  des  Urheberrechts  zur  Ausführung. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  12.  Dezember  1901  ge- 
nehmigt die  Ergänzungsakte,  betreffend  den  Schutz  industriellen 
Eigentums,  welche  Italien,  Belgien,  Brasilien,  Dänemark,  Sant  Domingo, 
Spanien,  Nordamerika,  Frankreich,  England,  Japan,  die  Niederlande, 
Portugal,  Serbien,  Schweden-Norwegen  und  die  Schweiz  zu  Brüssel 
am  24.  Dezember  1900  unterzeichnet  haben. 

6.  HandeU-  und  Zollverträge. 

a)  Das  Gesetz  vom  11.  Februar  1899  enthält  Abänderungen 
des  Zolltraktats,  betreffend  Erzeugnisse  französischen  Ursprungs. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  21.  Mai  1899  bestätigt 
einen  von  Italien  und  Griechenland  am  27.  April  1899  zu  Athen  ge- 
schlossenen Vertrag,  welcher  die  Geltungsdauer  des  Handels-  und  Navi- 
gationstraktats beider  Staaten  bis  zum  31.  Dezember  1899  verlängert. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  30.  Dezember  1899,  mit 
( iesetzeskraft  vom  15.  Juli  1900,  bringt  das  Protokoll  zur  Aus- 
führung, welches  Italien  und  Griechenland,  um  einen  modus  vivendi 
zu  schaffen,  am  30.  Dezember  1899  in  Athen  unterzeichnet  haben. 

d)  Dhs  Gesetz  vom  11.  März  1900  bringt  einen  Vertrag 
/.wischen  Italien  und  der  Schweiz  zur  Ausführung,  welcher  die 
Ausübung  der  Fischerei  in  gemeinsamen  Gewässern  regelt. 
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e)  Das  Gesetz  vom  12.  Juli  1900  hat  den  Handelsvertrag 
Italiens  nnd  Nordamerikas  vom  8.  Februar  1900  zum  Gegenstände. 

f)  Die  königliche  Verordnung  vom  8.  September  1900  bringt 
die  Brüsseler  Konvention,  betreffend  Regelung  der  Einfuhr  von 
Spirituosen  in  einigen  Gebieten  Afrikas,  zur  Ausführung.  Die 
Konvention  wurde  von  Italien,  Deutschland,  Belgien,  Spanien,  Kongo, 
Frankreich,  England,  den  Niederlanden,  Portugal,  Russland,  Schweden- 
Norwegen  nnd  der  Türkei  abgeschlossen. 

g)  Die  königliche  Verordnung  vom  3.  Februar  1901  bringt  das 
italienisch-schweizerische  Übereinkommen,  betreffend  Regelung  des 
Zolldienstes  auf  den  Dampfern  des  Lago  Maggiore  und  Lago  di  Lugano, 
zur  Ausführung. 

h)  Die  königliche  Verordnung  vom  26.  Dezember  1901  bringt 
ein  zu  Cetinje  am  29.  November  1901  zwischen  Italien  und  Montenegro 
geschlossenes  Abkommen  zur  Ausführung,  welches  die  Geltungsdauer 
des  Handels-  und  Navigationstraktats  beider  Staaten  bis  zum 
1.  Januar  1903  verlängert. 

7.  Post-,  Telegraphen-  and  Eisenbahnabkommen. 

a)  Das  Gesetz  vom  2.  März  1899  bringt  das  internationale 
Postabkomnien  zur  Ausführung,  welches  Deutschland,  die  bedeutendsten 
Republiken  von  Zentral-Amerika,  Nordamerika,  Argentinien,  Öster- 
reich-Ungarn, Bosnien  und  Herzegowina,  Belgien,  Bolivien,  Brasilien, 
Bulgarien,  Chile,  China,  Columbia,  Dänemark,  Kongo,  Korea,  Cos- 
tarica, Sant  Domingo,  Ägypten,  Ecuador,  Spanien,  Frankreich,  Eng- 
land, Britisch-Indien,  Kanada,  Britisch-Australien  und  Britisch-Süd- 
afrika,  Griechenland,  Guatemala,  Haiti,  Hawai,  Italien,  Japan,  Liberia, 
Luxemburg,  Mexiko,  Montenegro,  Norwegen,  Orangerepulik,  Para- 
guay, die  Niederlande  nebst  Kolonieen,  Pern,  Persien,  Portugal, 
Rumänien,  Rossland,  Serbien,  Siam,  die  Südafrikanische  Republik, 
Schweden,  Schweiz,  Tunis,  Türkei,  Uruguay  und  Venezuela  am 
15.  Juni  1897  in  Washington  abgeschlossen  haben. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  3.  April  1899  enthält 
Ausführungs Vorschriften  zum  vorgenanntein  Gesetz. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  12.  November  1899  bringt 
Ergänzungsartikel  zu  einem  italieuisch- englischen  Postabkommen 
vom  11.  Juli  1896  zur  Ausführung. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  16.  Mai  1900  bringt  ein 
italienisch-französisches  Telephonabkomraen  zur  Ausführung. 
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e)  Die  königliche  Verordnung  vom  21.  Juni  1000  bringt  ein 
italienisch-österreichisch-ungarisches  Abkommen,  betreffend  Anschluss 
des  italienischen  und  des  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnnetzes 
zwischen  San  Giorgio  di  Nogaro  und  Cervignano  zur  Ausführung. 

f)  Das  Gesetz  vom  15.  Jnli  11)00  bringt  ein  italienisch- 
schweizerisches Abkommen  zur  Ausführung,  welches  den  Anschluss 
des  italienischen  und  des  schweizerischen  Eisenbahnnetzes  durch  den 
Simplon,  die  Bestimmung  einer  internationalen  Station  und  den 
Betrieb  der  Linie  1  seile— Doinodossola  zum  Gegenstand  hat. 

g)  Das  Gesetz  vom  23.  Dezember  1900  bringt  das  Pariser 
Abkommen  vom  16.  Juni  1808  zur  Ausführung,  welches  den  am 
14.  Oktober  1800  zwischen  Italien,  Deutschland,  Österreich-Ungarn, 
Dänemark,  Frankreich,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Russland  und 
der  Schweiz  abgeschlossenen  Vertrag  über  Eisenbahn-Gütertransport 
ergänzt. 

III.  Sozialgesetzgebung. 

Wir  werden  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  ..Heran- 
ziehung von  Kindern  zu  gewerblicher  Arbeit*',  über  Hilfskassen  und 
Arbeiterfürsorgeanstalten,  sowie  über  das  Answandernngswesen  in 
Kürze  behandeln. 

1.  Heranziehung  von  Kindern  zu  gewerblicher  Arbeit. 

Die  Heranziehung  von  Kindern  zu  gewerblicher  Arbeit  wurde 
durch  Gesetz  vom  11.  Februar  und  das  Reglement  vom  17.  Sep- 
tember 1886  geregelt. 

Unter  Abänderung  dieses  Reglements  verbietet  die  königliche 
Verordnung  vom  5.  Juni  1800  aus  gesundheitlichen  Rücksichten 
jegliche  Nachtarbeit  für  Kinder  unter  12  Jahren  und  eine  sechs 
Stunden  übersteigende  Nachtarbeit  für  Kinder  zwischen  12  und  15 
Jahren.  Nur  in  Ausnahmefällen  darf  der  Minister  mit  Zustimmung 
des  Consiglio  superiore  di  Sanitä  und  des  Consiglio  dell'  indnstria 
e  del  coramercio  Kindern  unter  12  Jahren  Nachtarbeit  gestatten, 
doch  darf  dieselbe  in  keinem  Falle  6  Stunden  übersteigen.  Kinder, 
welche  Nachtarbeit  leisten,  dürfen  weder  am  vorhergehenden  noch 
am  darauffolgenden  Tage  zur  Arbeit  herangezogen  werden. 

2.  Hilfskassen  und  andere  Einrichtungen  der  Arbeiterfürsorge. 

a)  Invalidität»-  und  Alterskassen. 
Das  Gesetz  vom  17.  Juli  180.S  rief  eine  nationale  Invaliditäts- 
und Alterskasse  für  Arbeiter  ins  Leben.     Das  Gesetz  vom  7.  Jnli 
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1001  führte  gewisse  Änderungen  ein  und  die  königliche  Verordnung 
vom  28.  Juli  1001  brachte  eine  Zusammenfassung  beider  Gesetze. 

Das  Grundkapital  der  Kasse  besteht  aus  einer  vom  Staat  zur 
Verfügung  gestellten  Summe  von  10000000  Lire,  welche  zur  Hälfte 
bei  Ausserknrssetzung  der  biglietti  consorziali  auf  Grand  des  Ge- 
setzes betreffend  Abschaffung  des  Zwangskurses  gewonnen  und  zur 
Hälfte  aus  den  am  äl.  Dezember  1800  verfügbaren  Reinerträgen 
der  Postsparkassen  genommen  wurden.  Zu  diesem  Grundkapital 
kommen  in  Zukunft  hinzu  Anweisungen,  welche  auf  Postkassen  und 
andere  öffentliche  Institute  gezogen  werden  dürfen,  sowie  Zu- 
wendungen, Vermächtnisse  und  Schenkungen,  sowohl  juristischer 
wie  physischer  Personen,  welche  für  einen  besonderen  Individual- 
zweck  oder  einen  näher  bezeichneten  Zweck  allgemeiner  Natur  nicht 
bestimmt  sind.  Die  Jahreserträge  setzen  sich  zusammen  aus  den 
Reinerträgen  der  Postsparkassen,  ans  den  Erträgnissen  der  Ver- 
waltung gerichtlicher  Depositen,  aus  den  Erträgen  herrenloser,  dem 
Staate  gebührender  Erbschaften,  aus  den  Zinsen  des  Vermögens- 
fonds und  aus  den  sonstigen  der  Kasse  zufallenden  Einnahmen. 

Jeder  eingeschriebene  Arbeiter  hat  der  Ka*se  persönlich  oder 
durch  Vermittelung  anderer  einen  jährlichen  Beitrag  zu  leisten, 
welcher  100  Lire  nicht  übersteigen  darf,  nur  in  kleinen,  mindestens 
jedoch  50  centesimi  betragenden  Raten  bezahlt  werden  kann.  Der 
Jahresbeitrag  muss  mindestens  0  Lire  betragen,  wenn  der  Einge- 
schriebene an  den  Erträgen  partizipieren  will. 

Die  Abrechnung  wird  frühestens  2'»  Jahre  nach  Beginn  der 
Einzahlung  vorgenommen,  doch  ist  Voraussetzung,  dass  der  Ein- 
geschriebene das  60.  Lebensjahr  vollendet  hat.  Bei  der  Abrechnung 
werden  alle  dem  betreffenden  Mitglied  zugeschriebenen  Beträge, 
sowohl  die  Beiträge  wie  die  Gewinnanteile,  zusammengerechnet: 
hiernach  wird  dem  eingeschriebenen  Mitgliede  eine  höchstpersönliche, 
lebenslängliche  Rente  festgesetzt. 

Die  Statuten  der  nationalen  Hilfskasse  wurden  durch  könig- 
liche Verordnung  vom  18.  Juni  lNOO.  das  Reglement  für  ihre  tech- 
nische Organisation  wurde  durch  königliche  Verordnung  vom  10.  Juni 
1800,  das  Reglement  für  die  Filialen  durch  königliche  Verordnung 
vom  20.  Juli  1000  genehmigt. 

b)  Fürsorgeinstitut  für  Eisenbahnbeamte. 

Endgültige  Vorschriften  enthält  das  Gesetz  vom  20.  März  1000. 
Dieses  Gesetz  gibt  Bestimmungen  über  die  Gestaltung  des  neuen 
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Fürsorgeinstituts  im  Hiublick  auf  die  am  1.  Januar  1897  neu  ein- 
tretenden Beamten,  es  bringt  eine  Neuorganisation  der  Statuten  der 
Pensions-  und  wechselseitigen  Unterstützung  assen  und  regelt  das 
in  der  Kasse  vorhandene  Defizit.  Durch  königliche  Verordnung  vom 
31.  Januar  1901  wurde  die  Verfassung  des  Instituts,  durch  Ver- 
ordnung vom  17.  März  1901  wurde  ein  Reglement  über  die  Er- 
nennung der  Mitglieder  des  Verwaltungsausschusses  genehmigt. 

3.  Auswanderungswesen. 

Das  Gesetz  vom  31.  Januar  1901  stellt  als  allgemeines  Prinzip 
auf,  dass  in  den  Grenzen  des  geltenden  Rechts,  d.  h.  mit  Be- 
schränkungen für  Militärpersonen  und  eingeschriebene  Militärdienst- 
pflichtige, die  Auswanderung  frei  sei.  Dem  Minister  des  Auswärtigen 
wird  die  Befugnis  eingeräumt,  in  Übereinstimmung  mit  dem  Minister 
des  Innern  die  Auswanderung  nach  bestimmten  Gebieten  aus  Rück- 
sicht auf  die  öffentliche  Ordnung  oder  zum  Schutze  von  Leben,  Frei- 
heit und  Vermögen  der  Auswandernden  zeitweilig  zu  untersagen. 
Ferner  bespricht  das  Gesetz  die  Auswanderung  in  transozeanische 
Gebiete,  gibt  Strafvorschriften  und  enthält  besondere  Bestimmungen 
über  Staatsangehörigkeit  und  Militärdienst. 

Die  königliche  Verordnung  vom  10.  Juli  1901  lässt  das  oben- 
genannte Gesetz  am  3.  September  1901  in  Kraft  treten  und  ge- 
nehmigt ein  darauf  bezügliches  Reglement. 

IT.  Sanitätswesen. 

Es  sollen  die  Gesetze  über  den  Verkauf  von  Serum,  über  die 
Einrichtung  von  Apothekerschränken,  über  den  Verkauf  von  Chinin 
(nebst  Reglement),  über  die  Malaria,  sowie  das  allgemeine  Sanitäts- 
reglement und  das  Reglement  über  Pensionskassen  der  Gemeinde- 
ärzte erwähnt  werden. 

1.  Herstellung  und  Verkauf  von  Serum. 

Das  diese  Materie  regelnde  Gesetz  vom  21.  Dezember  1899 
erfuhr  am  13.  Juni  1901  eine  Abänderung. 

Niemand  darf  ohne  ministerielle  Genehmigung  zu  Verkaufs- 
zwecken Vaccina,  Virus,  Heilserum,  Toxin,  Antitoxin  und  ähnliche 
Mittel  hersteilen;  sämtliche  Erzeugnisse  müssen,  bevor  sie  in  den 
Verkehr  gebracht  werden,  staatlich  auf  ihre  Reinheit,  Echtheit  und 
Unschädlichkeit  hin  untersucht  werden. 
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2.  Einrichtung  von  Apothekerachränken. 

Das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1899  bestimmt,  dass  in  Ge- 
meinden, wo  sich  eine  Apotheke  nicht  befindet  und  die  Apotheken 
anderer  Gemeinden  zu  weit  entfernt  oder  schwer  erreichbar  sind, 
der  Prefetto  nach  Anhörung  des  Provinzial-Gesundheitsrats  die  Ein- 
führung eines  mit  den  unentbehrlichsten  Heilmitteln  versehenen 
Apothekerschrankes  anordnen  kann,  welcher  vom  Gemeindearzt  ver- 
wahrt und  verwaltet  wird. 

Das  hierzu  erlassene  Reglement  wurde  durch  die  königliche 
Verordnung  vom  14.  Mörz  1901  genehmigt. 

3.  Handel  mit  Chinin. 

Das  Gesetz  vom  23.  Dezember  1900  spricht  dem  Finanz- 
ministerium die  Befugnis  zu,  Hydrochlorat,  Sulfat  und  Bisulfat  von 
Chinin  durch  Apotheker  und  privilegierte  Personen  verkaufen  zu 
lassen.  Das  Ministerium  kann  Chinin  von  den  Produzenten  un- 
mittelbar erwerben,  es  kann  aber  auch  zum  Amsterdamer  Marktpreise 
die  Rohstoffe  kaufen  und  Chinin  selbst  herstellen;  es  ist  berechtigt, 
zu  diesem  Zwecke  mit  einer  oder  mit  mehreren  Firmen  Privat  Ver- 
träge von  höchstens  fünfjähriger  Daner  abzuschließen. 

Das  Reglement  zu  diesem  Gesetz  wurde  durch  königliche  Ver- 
ordnung vom  3.  März  1901  genehmigt,  Dasselbe  enthält  Vorschriften 
über  die  Art  und  Weise,  wie  das  Chinin  vom  Finanzministerium 
an  die  Apotheker  und  privilegierten  Verkäufer  und  von  diesen  an 
das  Publikum  abgegeben  werden  soll. 

4.  Malaria. 

Das  Gesetz  vom  2.  November  1901  bestimmt,  dass  in  Gebieten, 
welche  durch  königliche  Verordnung  für  malariagefährlich  erklärt 
werden,  Chinin  und  ärztlicher  Beistand  malariakranken  Arbeitern 
unentgeltlich  zu  gewähren  ist,  ferner  dass  Räume,  welche  Zollbeamten, 
Chaussee-  und  Eisenbahnbeamten  sowie  Beamten  anderer  öffentlichen 
Behörden  als  Aufenthalt  dienen,  in  den  Monaten  Juni  bis  Dezember 
durch  geeignete  Vorrichtungen  gegen  Malaria  übertragende  Insekten 
zu  schützen  sind.  Das  Gesetz  stellt  Prämien  für  solche  Landwirte 
und  Industrielle  in  Aussicht,  welche  dieselben  Schutzmassregeln  im 
Interesse  ihrer  Bauern  und  Arbeiter  treffen. 

5.  Allgemeines  Sanitätsreglement. 

Der  Ausführung  des  Gesetzes  über  den  Schutz  der  Hygiene 
und  über  die  öffentliche  Gesundheitspflege  vom  22.  Dezember  1888 
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dienen  mehrere  durch  königliche  Verordnung  genehmigte  Reglement«, 
darunter  ein  allgemeines  vom  9.  Oktober  1880  und  einige  besondere. 
Die  königliche  Verordnung  vom  3.  Februar  1901  genehmigt  ein 
neues  Reglement,  welches  das  allgemeine  beseitigt  und  mehrere  von 
den  besonderen  Reglements  ergänzt  und  verändert.  Das  neue 
Reglement  gibt  Bestimmungen  über  Gesundheitsämter,  über  den 
obersten  Gesundheitsrat  und  die  provinzialen  Gesnndheitsräte,  über 
die  Provinzial-,  Bezirks-  und  Genieindeärzte,  über  das  öffentliche 
Gesundheitslaboratorium,  über  die  munizipalen  und  konsortialen 
hygienischen  Laboratorien,  über  ärztliche  und  chirurgische  Hilfe- 
leistungen, sowie  über  Geburtshilfe  in  den  Kommunen,  über  tier- 
ärztliche Hilfe  und  Kontrolle,  über  die  Ausübung  des  ärztlichen  Be- 
rufs, über  die  Hygiene  des  Erdbodens  und  der  Wohnungen,  der 
Getränke  und  Nahrungsmittel,  über  Massregeln  gegen  die  Verbreitung 
ansteckender  Krankheiten  und  sonstige  örtliche  hygienische  Mass- 
nahmen. 

6.  Pensionskasse  für  Gemeindeärzte. 

Das  Gesetz  vom  1-1.  Juli  1898  begründet  eine  besondere,  auf 
Gegenseitigkeitssystem  beruhende  Pensionskasse  für  Ärzte,  welche 
im  Dienste  des  Staates,  der  Provinzen,  Kommunen  und  Wohltätigkeits- 
anstalten stehen  und  sonst  nicht  pensionsberechtigt  sind. 

Das  Ausführungsreglement  wurde  durch  königliche  Verordnung 
vom  9.  März  1899  genehmigt. 

V.  Öffentliche  Schntzmassregeln  gegen  Unfälle. 

1.  Betriebsunfälle. 

Königliche  Verordnungen  vom  18.  Juni  1809  und  27.  Mai  1900 
genehmigten  ein  allgemeines  Reglement  über  die  Verhütung  von 
Unglücksfällen  in  industriellen  und  den  sonstigen  im  Gesetz  vom 
17.  März  1808  behandelten  Betrieben  und  ein  Reglement  über 
die  Verhütung  von  Unglücksfällen  in  den  ebenda  erwähnten  Bau- 
unternehmungen (vergl.  Jahrgang  1899,  Seite  801).  Die  königliche 
Verordnung  vom  18.  .Juni  1899  genehmigte  ein  Reglement,  betreffend 
Verhütung  von  Unfällen  in  Bergwerken  und  Gruben,  eine  andere 
Verordnung  vom  selben  Tage  genehmigte  ein  Reglement,  betreffend 
Verhütung  von  Unfällen  in  solchen  industriellen  oder  sonstigen  Unter- 
nehmungen, wo  explodierende  Stoffe  bearbeitet  oder  angewendet 
werden.    Die  königliche  Verordnung  vom  14.  März  1901  genehmigte 
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ein  Reglement,  betreffend  Verhütung  von  Arbeitsunfällen  im  Eisen- 
bahnbetriebe. 

2.  Automobilverkehr. 

Ein  Reglement  über  den  Antomobilverkehr  wurde  durch  könig- 
liche Verordnung  vom  10.  Januar  1901  bestätigt  und  durch  könig- 
liche Verordnung  vom  24.  März  11)01  wieder  aufgehoben.  Ein  neuer 
Text  wurde  durch  königliche  Verordnung  vom  28.  Juli  1901  ge- 
nehmigt. Das  Reglement  neuer  Fassung  ist  vollständiger  und  ge- 
währt dem  Automobilverkehr  grössere  Freiheiten.  Es  setzt  z.  R 
als  Höchstgeschwindigkeit  für  Fahrten  im  offenen  Gelände  2-r>  km, 
für  bewohnte  Gegenden  15  km  pro  Stunde  fest,  während  das  alte 
Reglement  für  letzteren  Fall  nur  10  km  pro  Stunde  erlaubte. 

VI.  Öffentliche  Sicherheit. 

1.  Ausnahmevorschriften. 

Die  königliche  Verordnung  vom  22.  Juni  1809  enthielt  Er- 
gänzungen und  Abänderungen  des  Gesetzes  über  öffentliche  Sicher- 
heit und  Pressfreiheit.  Die  Verordnung  beschränkte  «las  Versamm- 
lungsrecht und  die  Freiheiten  der  Presse  und  musste.  um  Gesetzeskraft 
zu  erlangen,  vom  Parlament  genehmigt  weiden.  Der  Widerspruch 
der  Obstruktionspartei  hatte  zur  Folge,  dass  die  Verordnung  durch 
königliche  Verordnung  vom  r».  April  1900  von  demselben  Ministerium 
wieder  aufgehoben  wurde. 

2.  Polizeioffiziere,  Sicherheitsbeamte  und  städtische  Polizisten. 

Die  königliche  Verordnung  vom  21.  August  1901  genehmigt 
einen  zusammenfassenden  Text  der  Gesetze  über  Polizeioftiziere  und 
öffentliche  Sicherheitsbeamten. 

Die  königliche  Verordnung  vom  12.  Dezember  1901  ge- 
nehmigt da*  dazugehörige  Reglement.  Eine  Verordnung  von  dem  selben 
Tage  genehmigt  ein  Reglement,  welches  die  städtischen  Polizisten 
betrifft. 

3.  Pässe. 

Die  königliche  Verordnung  vom  7.  Oktober  1900  gibt  Vor- 
schriften über  die  Ausstellung  in-  und  ausländischer  Pässe. 

VII.  Anniestie. 

1.  Gewöhnliche  Vergehen. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  4.  Juni  1899  erliess  die 
Freiheit»-  und  Geldstrafen  für  die  bis  zum  Erlass  der  Verordnung 
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begangenen  Vergehen  folgender  Kategorieen:  für  Vergehen  gegen 
die  Arbeitsfreiheit,  Beleidigung,  Bedrohung,  Widerstand  gegen  die 
Staategewalt,  Sachbeschädigung  bei  öffentlichen  Demonstrationen  und 
Tumulten,  für  unerlaubte  Kritik  an  Regierungshandlungen  des 
Königs  und  Einrichtungen  des  Staats,  Anstiftung,  Verherrlichung 
von  Verbrechen,  Teilnahme  an  verbrecherischen  Gesellschaften,  ferner 
für  die  Vergehen  im  zweiten  Buch  Titel  V  Kapitel  III  des  Straf- 
gesetzbuchs, nämlich  für  Aufreizung  zum  Bürgerkrieg,  für  bewaffnete 
Zusammenrottung,  für  Terrorisierung,  endlich  für  Duellvergehen. 
Von  der  Amnestie  wurde  ausgeschlossen,  wer  schon  wegen  Müssig- 
gangs  und  Landstreicherei  auf  Grund  des  Gesetzes  über  die  öffent- 
liche Sicherheit  mit  einem  polizeilichen  Verweise  bestraft  war,  ferner 
wer  sich  einer  Straftat  schuldig  gemacht  hatte,  die  mit  von  Amts 
wegen  verfolgbaren  Vergehen  gegen  Person  und  Eigentum  verbunden 
war.  —  das  Duell  wurde  als  solche  Straftat  nicht  behandelt  — ,  ferner 
wer  sich  der  Festnahme  entzogen,  endlich  wer  wegen  Rückfalls  eine 
Freiheitsstrafe  von  mehr  als  zwei  Jahren  zu  verbüssen  hatte. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  31.  Dezember  1899  erteilte 
eine  neue  Amnestie  für  samtliche  obengenannt«  Delikte  —  nur  das 
Duell  wurde  ausgenommen  — ,  ferner  Amnestie  für  die  Hinderung 
der  Verhandlungen  im  Senato  und  in  der  Camera  dei  Deputati  und 
für  Übertretungen  gegen  Titel  1  Kapitel  I  des  Gesetzes,  betreffend 
die  öffentliche  Sicherheit,  d.  h.  für  Teilnahme  an  öffentlichen  Ver- 
sammlungen und  Aufläufen.  Auch  diese  Amnestie  erstreckte  sich 
nicht  auf  die  im  vorgenannten  Fall  ausgenommenen  Personen;  nur 
die  Rückfälligen  wurden  diesmal  nicht  ausgeschlossen. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  11.  Juni  1900  erteilte 
Amnestie  wegen  Übertretungen  gegen  das  Strafgesetzbuch,  gegen 
das  Gesetz  über  die  öffentliche  Sicherheit,  das  Handelsgesetzbuch, 
das  Forstgesetz  und  andere  Sondergesetze.  Ausgeschlossen  wurde, 
wer  mit  Verweis  wegen  Müssiggangs  und  Landstreicherei  vorbe- 
straft war. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  11.  November  1900  erteilte 
Amnestie  für  Pressdelikte,  Vergehen  gegen  Arbeitsfreiheit,  Duell- 
vergehen und  für  Fahrlässigkeitsdelikte,  für  Forstdiebstahl,  wenn  es 
sich  um  ein  Objekt  von  nicht  höherem  Werte  als  20  Lire  handelte, 
für  Übertretungen  gegen  das  Strafgesetzbuch,  das  Gesetz  über 
die  öffentliche  Sicherheit  und  andere  Sondergesetze.  Ausgeschlossen 
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wurde  wiederum,  wer  wegen  Mussiggangs  oder  Landstreicherei  mit 
einem  Verweise  vorbestraft  war. 

e)  Die  königliche  Verordnung  vom  1.  Juni  1901  erteilte  für 
alle  zu  d  genannten  Delikte  und  für  Desertion  von  Kauffahrtei- 
schiffen Amnestie.  Dieselbe  Verordnung  erliess  alle  Strafen,  welche 
durch  die  Bewegungen  von  1898  veranlasst  waren  oder  mit  ihnen 
in  Beziehung  standen,  nachdem  die  Strafen  von  militärischen  oder 
ordentlichen  Gerichtshöfen  in  Gegenwart  oder  in  Abwesenheit  der 
Verurteilten  verhängt  worden  waren.  Die  Verordnung  schloss  wiederum 
solche  Personen  ans,  die  einen  Verweis  erhalten  hatten,  ausserdem  die- 
jenigen, bei  welchen  die  Urteilsformel  ausdrücklich  aussprach,  dass 
die  Verurteilung  wegen  Mord  oder  Mordversuch,  wegen  Körperver- 
letzung mit  tödlichem  oder  besonders  verhängnisvollem  Ausgange 
erfolgt  sei. 

2.  Fiskalische  Kontraventionen. 

Amnestie  für  solche  Vergehen  erteilten  die  königlichen  Ver- 
ordnungen vom  11.  Juni  1899,  11.  November  1900  und  1.  Juni  1901. 

Till.  Statistik. 

Es  seien  nur  folgende  Bestimmungen  erwähnt:  Das  Gesetz 
vom  15.  Juli  1900  ordnet  für  den  Monat  Februar  1901  die  vierte 
Volkszählung  im  Königreich  Italien  an,  die  königliche  Verordnung 
vom  17.  Oktober  1900  genehmigt  ein  Ausfdhrungsreglement  zu  diesem 
Gesetze;  die  königliche  Verordnung  vom  21.  September  1901  ge- 
nehmigt ein  Reglement,  nach  welchem  in  allen  Gemeinden  des 
Königreiches  Register  über  die  Bewegungen  der  Bevölkerung  ein- 
gerichtet und  geführt  werden  sollen;  die  königliche  Verordnung  vom 
29.  Dezember  1901  gibt  offiziell  die  Bevölkerungszahl  der  8262  Ge- 
meinden des  Königreichs  auf  32966307  Köpfe  an;  die  königliche 
Verordnung  vom  7.  Oktober  1900  endlich  vereinigt  die  geltenden 
Vorschriften  über  gerichtliche  und  notarielle  Statistik  aus  der  Zeit 
vom  17.  Dezember  1896  bis  zum  2.  März  1899  in  einem  zusammen- 
fassenden Text. 

IX.  Kirchliche  Angelegenheiten. 

1.  Reglement  für  die  allgemeine  Verwaltung  vakanter  Benefizien. 

(2.  März  1*99.) 

Das  königliche  Besitz-  und  Verwaltungsrecht  an  vakanten  oder 
an  solchen  Benefizien,  welche  zwecks  Erhaltung  ihres  Bestandes  oder 
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zwecks  Ausübung  eines  Druckes  einem  Sequester  unterworfen  sind, 
sowie  die  Aufsiebt  über  ausgeliehene  Benetizien  aller  Art  wird  im 
ganzen  Königreich  unter  der  Oberleitung  des  Justiz-  und  Kultus- 
ministeriums ausgeübt.  Die  Wahrnehmung  der  königliehen  Hechte 
ist  den  Economi  Generali  anvertraut,  welche  ihren  Sitz  in  Bologna, 
Florenz,  Mailand,  Neapel,  Palermo,  Turin  und  Venedig  haben  und 
ihre  Amtsobliegenheiten  entweder  unmittelbar  oder  durch  Vermitteluug 
von  Subeconomi  verrichten.  Der  Economo  hat  ausser  den  ausge- 
liehenen Benetizien  die  Verwaltung  der  zu  seinem  Bezirk  gehörigen 
Kirchen  und  Anstalten  zu  beaufsichtigen:  er  übt  auch,  wenn  ihm 
ältere,  noch  Geltung  besitzende  Vorschriften  nach  dieser  Richtung 
Rechte  einräumen,  auf  die  Verwaltung  der  Güter  und  Erträge  von 
Vermächtnissen  und  sonstigen  in  seinem  Bezirke  bestehenden  be- 
sonderen Vermögensmassen  einen  Einfluss  aus. 

Der  Reinertrag  vakanter  Benetizien  steht  dem  Justiz-  und 
Kultusminister  zur  Verfügung  und  wird  von  diesem  als  Zuschnss 
für  Neuberufene,  zur  Unterstützung  von  Pfarrern  und  bedürftigen 
Priestern,  als  Beitrag  zur  Restaurierung  von  Kirchen,  Bischofssitzen 
und  Domherrnsitzen,  endlich  zu  Wohltätigkeitszwecken  verwandt. 

Die  Aufsicht,  welche  die  Economi  über  ausgeliehene  Benetizien 
und  kirchliche  Institute  ausüben,  bezweckt  die  Erhaltung  des  Kirchen- 
vermögens  und  soll  die  Erfüllung  der  Staatügesetze  und  der  in  Frage 
kommenden  Sondervorschriften  gewährleisten.  Die  Pflicht  der  Eco- 
nomi Generali  ist  es,  darüber  zu  wachen  und  nötigenfalls  durch 
geeignete  Massnahmen  darauf  hinzuwirken,  dass  Missbräuche. 
Schädigungen  und  Unregelmässigkeiten  nicht  vorkommen. 

Wenn  der  Economo  Generale  Kenntnis  von  der  Vakanz  eines 
Benetiziums  erhält,  muss  er  sofort  Schritte  tun,  um  die  mit  dem 
Benefiz  verknüpften  Einnahmen  in  Besitz  und  Verwaltung  zu  nehmen. 
Wenn  er  auf  Widerspruch  oder  Widerstand  stösst,  kann  er  die  Hilfe 
des  Staatsanwalts  (Procuratore  del  Re)  oder  des  Einzelrichters  <  Pretore) 
anrufen.  Er  sorgt  dafür,  dass  der  Berufene  die  Benetizialerträge  nicht 
früher  in  Besitz  nimmt,  als  die  ordnungsmässige  Übergabe  auf  Grund 
eines  königlichen  exequatur  oder  placet  bewirkt  ist. 

Der  Economo  Generale  hat  die  seiner  Verwaltung  unterworfenen 
juristischen  Personen  zu  vertreten.  Er  allein  hat  die  gerichtliche 
Vertretung  vakanter  Benetizien.  mögen  sie  klagen  oder  verklagt 
werden.    Diese  Vertretungsbefugiiis  ist  den  Subeconomi  übertragen, 
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soweit  Besitzstreitigkeiten,  Mietszins-,  Rentenstreitigkeiten  und  der- 
gleichen in  Frage  kommen,  jedoch  können  die  Subeeonomi  Rechts- 
streitigkeiten ohne  Ermächtigung  des  Economo  Generale  nicht  weiter- 
verfolgen. Gelangen  andere  Sachen  oder  andere  Klagen  als  die 
obenbezeichneten  vor  die  Subeeonomi,  so  haben  sie  nur  diejenigen 
Massregeln  zu  treffen,  welche  unaufschiebbar  sind  und  der  Erhaltung 
der  Dinge  dienen. 

Die  Subeeonomi  sind  vom  Economo  Generale  abhängig  und 
üben  ihre  Verwaltung«-  und  Aufsichtspflichten  unter  seiner  Ober- 
leitung ans.  vSie  müssen  Kaution  stellen  und  werden  mit  einer  Prämie 
entlohnt,  welche  nach  der  Gesamtsumme  aller  für  die  Rechnung 
des  Economo  Genende  von  ihnen  vereinnahmten  Erträge  berechnet 
wird.    Die  Prämie  beträgt: 

10°  o  bis    5000  Lire, 
8     von    5000  bis  10 000  Lire, 

5 r   loooo  .  20000 

2  ..    r    20  000        50000  r 
-  1  „    ,.    50000  Lire  und  mehr. 

Die  .Subeeonomi  erhalten  Ersatz  für  die  verauslagten  Post- 
spesen  und  besondere  Gebühren  und  Entschädigungen  für  gewisse 
tarifmassig  festgelegte  Tätigkeiten. 

Die  Economi  Generali  teilen  sich  in  zwei  Klassen  mit  Tool» 
bis  8000  Lire  Gehalt.  Sie  haben  Bureaus  mit  mehreren  Ver- 
waltung!*-, Rechnung»-  und  Aufsichtsbeamten,  deren  l'nterhaltung 
einschliesslich  Lohn  des  Dienstpersonals  und  Gehalt  der  Economi 
Generali  das  Staatsbudget  mit  578000  Lire  jährlich  belastet. 

2.  Gesetz  und  Reglement,  betreffend  Erhöhung  der  den  Pfarrern 

zu  gewährenden  Zuschüsse. 

Die  mit  Gesetzeskraft  versehene  Verordnung,  welche  Prinz 
Eugen  von  Savoyen-Carignano  als  Generalvertreter  des  Königs 
Victor  Emanuel  II.  am  7.  Juli  1806  ergehen  Hess,  nahm  den  religiösen 
Orden,  den  religiösen  Korporationen  und  Kongregationen  regulärer 
und  sekularer  Natur,  den  Bewahranstalten  und  Zufluchtsstätten,  welche 
Gemeinschaft  des  Lebens  fordern  und  kirchlichen  Charakter  tragen,  die 
staatliche  Anerkennung  und  zog  ihre  Wohn-  und  Anstaltsgebäude  ein. 

Nicht  eingezogen  und  zu  Gunsten  des  Staats,  der  Provinzen 
oder  Kommunen  verwertet  wurden  die  Immobilien  der  Pfarrgemeinde- 
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benefizien  und  der  Chiese  recettizie.  Eine  Ergänzungszulage,  welche 
der  Kultusfonds  nach  Massgabe  der  verfügbaren  Mittel  aufbringen 
sollte,  wurde  denjenigen  Pfarrern  bewilligt,  deren  Pfarreinkünfte, 
einschliesslich  der  nach  einem  dreijährigen  Durchschnitt  zu  be- 
rechnenden ausserordentlichen  Einnahmen,  die  Summe  von  800  Lire 
jährlich  nicht  erreichten.  Die  Ergänzungszulage  konnte,  wo  be- 
sonders schwierige  Orts-  und  Verkehrsverhältnisse  nicht  gegeben 
waren,  ganz  oder  teilweise  denjenigen  Pfarrern  versagt  werden,  deren 
Gemeinde  weniger  als  200  Kopfe  zählte. 

Das  Gesetz  vom  80.  Juni  1892  gewährte  die  Ergänzungs- 
zulage  ohne  Unterschied  allen  Pfarrern  des  Königreichs,  welche 
jährlich  nach  Abzug  der  Patrimoniallasten  weniger  als  800  Lire 
Nettoeinnahmen  hatten.  Gleichzeitig  stellte  das  Gesetz  in  Aussicht, 
sobald  verfügbare  Mittel  genügend  vorhanden  seien,  sollte  der 
Mindestbetrag  der  jährlichen  Nettoeinahmen  auf  900,  ja  bis  auf 
1000  Lire  gesteigert  werden. 

Das  Gesetz  vom  4.  Juni  1899  endlich  bestimmt,  dass  die  den 
Pfarrern  zu  gewährende  Ergänzungszulage  vom  1.  Juli  1899  ab 
derart  erhöht  werden  solle,  dass  die  Jahreseinkünfte  einschliesslich 
der  ausserordentlichen  Einnahmen  nach  Abzug  aller  Lasten,  Steuern 
und  Gebühren,  der  Patrimoniallasten  und  der  anderen  die  Einkünfte 
schmälernden  rechtlichen  Lasten  900  Lire  betragen. 

Das  AusfUhrungsreglement  zu  diesem  Gesetze  gibt  Bestimmungen 
über  die  Berechnung  der  Aktiva  und  Passiva  der  Parochialbeneflzien. 
über  die  Festsetzung  der  Ergänzungszulage  und  über  Reklamationen. 

X.  Öffentliches  Unterrichtswesen. 

Auf  diesem  Gebiete  sind  in  dem  von  uns  betrachteten  Zeitraum, 
besonders  in  den  Jahren  1900  und  1901,  sehr  zahlreiche  Vorschriften 
ergangen.    Wir  erwähnen  die  folgenden: 

a)  Das  Gesetz  vom  15.  Juli  1900  ermächtigt  die  Depositen- 
und  Darlehnskassen  der  Gemeinden  des  Königreichs,  Darlehn  zur  Er- 
bauung, Erweiterung  und  Ausbesserung  von  Schulgebäuden  zu  ge- 
währen. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  25.  November  1900  be- 
stätigt das  Ausführungsreglement  zu  vorstehendem  Gesetz. 

c)  Die  königlichen  Verordnungen  vom  28.  August  und  9.  Ok- 
tober 1900  enthalten  Vorschriften,  welche  auf  eine  bessere  Regelung- 
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des  Maturitätsexamens  in  Mittelschulen  abzielen.  In  Gymnasien  und 
Lyzeen,  in  technischen  Schulen  und  Anstalten,  in  nautischen  In- 
stituten wird  das  Matnritätsexamen  obligatorisch  gemacht. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  3.  Februar  1901  genehmigt 
ein  neues  Reglement  für  Gymnasien  und  Lyzeen. 

e)  Die  königliche  Verordnung  vom  25.  April  1*>01  bringt  Ab- 
änderungen der  Prüfungsordnung  für  das  Matnritätsexamen  in  Lyzeen. 

0  Die  königliche  Verordnung  vom  19.  Mai  1901  rnft  zwei 
beratende  Kommissionen  ins  Leben;  die  eine  ist  dem  Ministerium  für 
öffentlichen  Unterricht  beigeordnet,  die  andere  ist  ihm  untergeordnet. 
Die  letztere  ist  mit  der  Beratung  in  folgenden  Angelegenheiten  be- 
traut: in  Beschwerden  betreffend  Zulassungen,  Versetzungen  und 
Bestrafungen  aller  Art,  soweit  die  höhere  Beratnngskommission  nicht 
zuständig  ist;  in  Beschwerden  betreffend  Personalveränderungen  in 
unteren  Schulen,  Normalschulen  und  in  Schulen,  welche  der  Ver- 
waltung einer  Zentral-  oder  Provinzialbehörde  unterstehen;  in  Streitig- 
keiten zwischen  Lehrern,  Kommunen  und  Provinzialschulräten  be- 
treffend Rangordnung  der  Schulen,  Ernennung,  Verabschiedung  und 
Bestrafung  von  Elementarlehrern;  endlich  in  Streitigkeiten,  welche 
nicht  vor  die  höhere  Beratnngskommission  gehören  und  vom  Minister 
der  niederen  Kommission  vorgelegt  werden. 

g)  Die  königliche  Verordnung  vom  14.  Oktober  1901  genehmigt 
ein  Reglement  über  Unterstützungen,  Belohnungen  und  Gratifikationen 
für  untere  und  Volksschulaustalten. 

h)  Die  königliche  Verordnung  vom  8.  Januar  1899  genehmigt 
die  Statuten  des  königlich  italienischen  internationalen  Instituts. 

Das  Institut  bezweckt,  die  Beziehungen  zwischen  Italienern  und 
Ausländern,  insbesondere  zwischen  Mutterland  und  Kolonieen  zu 
stärken  und  zu  entwickeln,  es  will  vornehmlich  die  Söhne  von  im 
Auslande  lebenden  Italienern  und  junge  Ausländer  im  Geiste  der 
italienischen  Ideen-  und  Kult  ur  weit  ausbilden  und  erziehen.  Zu 
diesem  Zwecke  unterhält  das  Institut  in  Turin  eine  königliche 
Handelsschule,  ferner  ein  Pensionat,  welches  junge  Leute,  die  in 
der  Handelsschule  oder  in  anderen  Turiner  Anstalten  eintreten 
wollen,  aufnimmt  und  erzieht. 

i)  Die  königliche  Verordnung  vom  •">.  Dezember  1901  gründet 
eine  diplomatische  Kolonialschule,  welche  mit  der  juristischen 
Fakultät  der  Universität  Rom  verbunden  ist.    Diese  Schule  will  die 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung,  fi.  u.  7.  Bd.  tiil 
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höhere  diplomatische  Bildung  geben,  will  Leuten,  die  eine  vom 
Minister  des  Auswärtigen  abhängige  Laufbahn  ergreifen,  geeignete 
Vorbereitung  gewähren,  will  die  Verbreitung  wissenschaftlicher 
Kenntnisse  fördern,  welche  dem  Answanderungswesen,  Handel  und 
Verkehr,  friedlichen  Eroberungen  Italiens  im  Auslande  zu  gute 
kommen.    Die  einzelnen  Disziplinen  sind: 

1.  diplomatisches  Konsnlar-  und  Seerecht,  Geschichte  der  diplo- 
matischen Verträge; 

2.  Auswanderung»-  und  Kolonialpolitik; 

3.  Handelspolitik  und  vergleichende  Wissenschaft  der  Zolltarif- 
gesetzgebiing : 

4.  politische  Kolonialgeographie. 

Diesen  Disziplinen  können  noch  andere  hinzugefügt  werden. 

j)  Das  Gesetz  vom  26.  Dezember  1901  handelt  von  dem  Erwerbe 
der  Gallerien  und  Museen  des  Principe  Borghese  und  bewilligt  hier- 
für 3600000  Lire;  die  Summe  soll  in  10  Jahresraten  von  je 
360000  Lire,  beginnend  mit  dem  Budget  1901/1902,  zur  Auszahlung 
gelangen. 

XI.  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  und  Verkehr. 

1.  Weinfälschung. 

Am  25.  März  1900  erging  ein  Gesetz,  welches  zur  Ver- 
hütung von  Fälschungen  bei  der  Weinbereitung  und  beim  Handel 
mit  Wein  Massregeln  trifft.  Das  Reglement  zu  diesem  Gesetz  wurde 
am  25.  Oktober  1900  genehmigt  und  am  3.  März  1901  durch  eine 
neue  königliehe  Verordnung  in  einigen  Tunkten  abgeändert. 

Königliehe  Verordnungen  vom  16.  Mai  und  4.  Oktober  1901 
hoben  die  Vorschriften  des  Reglements  über  Alkoholzusatz  in  den 
zum  Export  bestimmten  Weinen  für  die  Zeit  bis  zum  31.  Dezember 
1901  auf  und  änderten  das  Reglement  auch  in  sonstiger  Beziehung 
ab.    In  neuer  Form  wurde  es  am  15.  Dezember  1901  bestätigt. 

2.  Reblaus. 

Das  Gesetz  vom  6.  Juni  1901  rief  ein  Konsortium  der  Wein- 
bergbesitzer in  den  Provinzen  Bari,  Foggia  und  Lecce  zur  Abwehr 
der  Reblaus  ins  Leben. 

3.  Schutz  gegen  Hagelschaden. 

Das  Gesetz  vom  9.  .luni  1901  bestätigt  die  Statuten  der 
zwischen  Grundbesitzern  und  Pächtern  geschlossenen  Vereinigungen 
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zum  Schutze  gegen  Hagel.  Die  königliche  Verordnung  vom 
11.  November  1901  genehmigt  das  betreffende  Reglement. 

4.  Urbarmachung. 

Die  königliche  Verordnung  vom  22.  März  1900  genehmigt  einen 
zusammenfassenden  Text  der  Gesetze  über  Anstroeknnng  von  Sümpfen 
und  Sumpfgebieten. 

Diese  Gesetze  enthalten: 

a)  Vorschriften  über  Urbarmachung  im  allgemeinen  und  die  Sonder- 
bestimmungen für  die  Gruppen  la  und  2  a. 

b)  Die  Reihenfolge  der  Urbarmachungsarbeiten  und  Vorschriften 
über  die  Verwaltung  der  ihrer  Ausführung  dienenden  Fonds. 

Die  königliche  Verordnung  vom  21.  Oktober  1900  genehmigt 
das  betreffende  Reglement. 

5.  Ritterorden. 

Die  königliche  Verordnung  vom  9.  Mai  1901  stiftete  einen 
Ritterorden  für  Verdienste  in  Landwirtschaft.  Industrie,  Handel  und 
Verkehr.  Der  Orden  kann  auch  Arbeitern  verliehen  werden,  wenn 
sie  sich  durch  ihre  Mitarbeit  bei  irgend  einer  Aufgabe,  bei  der 
Produktion  oder  in  einer  Verwaltung  Verdienste  um  die  Landwirt- 
schaft, Industrie,  Handel  und  Verkehr  erworben  haben.  Die 
Dekoration  besteht  in  einem  goldenen,  grün  emaillierten  Kreuz  an 
rotgrünrotem  liande. 

XII.  Handelsmarine. 

Das  Gesetz  vom  23.  Juli  189*;  stiftet  auf  die  Dauer  von 
10  Jahren  Prämien  für  Schiffbau  und  Navigation. 

Die  königliche  Verordnung  vom  10.  November  1900  beschränkt 
die  Schiffbauprämien  auf  diejenigen  Schiffe,  deren  Bau  schon  am 
28.  November  1899  zur  Anmeldung  gelangt  war,  und  setzt  im  übrigen 
sowohl  Schiffbau-  wie  Navigationsprämien  herab. 

Das  Gesetz  vom  10.  Mai  1901  versieht  die  obengenannte  Ver- 
ordnung mit  Gesetzeskraft  und  ändert  sie  in  einigen  Punkten  ab; 
der  Anmeldungstermin  für  Schiffbauprämien  wird  z.  B.  vom  28.  No- 
vember auf  den  30.  September  1899  verlegt,  die  Navigationsprämien, 
welche  durch  die  Verordnung  von  1900  bis  beinahe  auf  die  Hälfte 
ihres  ursprünglichen  Betrages  herabgesetzt  worden  waren,  werden 
wieder  erhöht. 

m* 
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XIII.  Budget. 

1.  Voranschlag  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Finanzjahres  1898/1899.    (Gesetz  vom  26.  Januar  1899.) 

Wirkliche  Gesamteinnahmen  .    .    1628459024,89  Lire. 
Wirkliche  Gesamtausgaben    .    .    1635242303,68  r 


Defizit         6783278,88  Lire. 

Die  Ausgaben  verteilen  sich  folgendermassen  auf  die  einzelnen 
Ministerien: 

Staatstresor   747402041,32  Lire. 

Finanzministerium   184980507,49  „ 

Justiz-  und  Kultusministerium  40535121,94 

Ministerium  des  Auswärtigen  .    .  16016800,00  v 

Unterrichtsministerium    ....  44755545,33  „ 

Ministerium  des  Innern  ....  69722660,79  „ 

Öffentliche  Arbeiten   75035357,00  r 

Post  und  Telegraph   62308177,69  r 

Kriegsministerium   273874000,00  „ 

Marine   10K  31 9 124,(M)  r 

Landwirtschaft,  Industrie,  Handel 

und  Verkehr   12292968.12 

2.  Voranschlag  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Finanzjahres  1899/1900.    (Gesetz  vom  27.  Februar  1900.) 
Wirkliche  Gesamteinnahmen  .    .    1650263049,02  Lire, 
Wirkliche  Gesamtausgaben    .    .    1646638319,47  - 


Überschuss  3624  729,55  Lire. 

Die  Ausgaben  verteilen  sich,  wie  folgt,  auf  die  einzelnen 
Ministerien : 

Staatstresor   751195  745,83  Lire. 

Finanzministerium   191599284,22 


Justiz-  und  Kultusministerium 
Ministerium  des  Auswärtigen 
Unterrichtsministerium 
Ministerium  des  Innern  . 
Öffentliche  Arbeiten    .  . 
Post  und  Telegraph    .  . 
Kriegsministerium  .    .  . 


40640199.00  r 
16025951,50  „ 
45682604,73  .. 
6991KK60.33  .. 
78088825.97 
64192  453,00 
2595*7000,00 
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Marine   117002826,00  Lire 

Landwirtschaft,  Industrie,  Handel 

und  Verkehr   12702568,83  „ 

3.  Voranschlag  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Finanzjahre»  1900/1901.    (Gesetz  vom  30.  Dezember  1900.) 
Wirkliche  Gesamteinnahmen  .    .    1673889676,81  Lire. 
Wirkliche  Gesamtansgaben  1662235797,51  „ 

Überschuss:       11654879,10  Lire. 
Die  Ausgaben  verteilen  sich  folgendermassen  auf  die  einzelnen 
Ministerien: 


748538577,24  Lire. 

Finanzministerium  

195866973,35 

Justiz-  und  Kultusministerium 

40986685,56 

Ministerium  des  Auswärtigen  .  . 

16239298,96 

n 

Unterichtsministeriuni  .... 

47  334  298,96 

V 

Ministerium  des  Innern  .... 

69957910,76 

Öffentliche  Arbeiten  

79259523,00 

- 

Post  und  Telegraph  

66404191,00 

- 

254522000,00 

119917841.29 

•• 

Landwirtschaft,  Industrie,  Handel 

13  207270,43 

4.  Voranschlag  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Finanzjahres  1901 1902.    (Gesetz  vom  7.  Juli  1901.) 
Wirkliche  Gesamteinnahmen  .    .    1748974534,25  Lire. 
Wirkliche  Gesamtausgaben    .    .    1728009804,92  ,. 


Überschuss:  20964729,33  Lire. 
Die  Ausgaben  verteilen  sich  folgendermassen  auf  die  einzelnen 
Ministerien: 

Staatstresor   809749273,40  Lire. 

Finanzministerium   198226933,39  „ 

Justiz-  und  Kultusministerium     .  41188394,41  r 

Ministerium  des  Auswärtigen  .    .  16248409,30  r 

Unterrichtsministerium    ....  47718704,48 

Ministen  um  des  Innern  ....  70076838,48 

Öffentliche  Arbeiten   81470632,00 

Post  und  Telegraph   68  331891,00 
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Kriegsministerinm   262104600,00  Lire 

Marine   120152430,00  , 

Landwirtschaft,  Industrie,  Handel 

und  Verkehr   13011695,46  „ 

XIII.  Finanzgesetze. 

Wir  erwähnen  nur: 
1.  Rückerstattung  and  Verkauf  der  wegen  Grund  Steuerschulden 
dem  Staate  verfallenen  Güter,    (tiesetz  vom  26.  Januar  1899.) 

Die  im  Zwangsverfahren  wegen  Steuerschulden  dem  Fiskus 
in  den  Jahren  1896,  1897  oder  früher  verfallenen  Immobilien,  welche 
eich  am  26.  Januar  1899  noch  im  Besitze  des  Fiskus  befinden,  dürfen 
ohne  Stempel-  und  Umschreibungsgebühr  dem  früheren  Eigentümer, 
seinem  Erben  oder  einem  darum  sich  bewerbenden  Dritten  abgetreten 
werden,  wenn  der  betreffende  bis  zum  31.  Dezember  1902  eine  dem 
Jahresbetrage  der  Staatssteuer  entsprechende  Summe  bezahlt.  Der 
früliere  Eigentümer  hat  das  Vorrecht. 

2.  Kataster  und  Katasterumachreibung. 

Das  Gesetz  vom  7.  Juli  1901  führt  ein  neues  Kataster  ein 
und  regelt  dementsprechend  das  Umschreibungsverfahren. 

3.  Zolltarife. 

Die  königliche  Verordnung  vom  9.  Dezember  1900  bringt  eine 
Znsammenstellung  der  geltenden  Zolltarife. 

Die  Zusammenstellung  erklärt  den  Umfang  der  Tarifpositionen, 
zählt  die  Waren  nach  ihren  im  Sprachgebrauch  und  im  Verkehr 
üblichen  Bezeichnungen  auf  und  nennt  die  Positionen,  in  welchen 
die  Produkte  je  nach  ihrer  Bearbeitnngsform  aufgeführt  oder  ent- 
halten sind. 

4.  Zuckereteuer. 

Das  Gesetz  vom  1.  März  1900  änderte  das  Gesetz  über  Be- 
steuerung des  im  Inlande  bereiteten  Zuckers  und  das  dazugehörige 
Keglement  ab.  Das  letztere  wurde  in  seiner  Form  durch  die  könig- 
liche Verordnung  vom  6.  Juni  1901  genehmigt. 

5.  Finanzielle  Kontrolle  der  Seeen. 

Die  königliche  Verordnung  vom  28.  Januar  1900  genehmigt 
ein  Keglement  über  tinanzielle  Kontrolle  der  Grenzseeen  und  der 
Lagunen  von  Venedig. 
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6.  Salz  und  Tabak. 

Die  königliche  Verordnung  vom  8.  November  1900  genehmigt 
ein  Reglement  för  inländische  Tabakskultur. 

Die  königliche  Verordnung  vom  1.  August  1901  genehmigt 
ein  Ansführungsreglement  zum  Gesetz  betreffend  das  ausschliessliche 
Tabaks-  und  Salzmonopol  und  beseitigt  das  bis  dahin  gültige  Reglement 
vom  6.  Januar  1895. 

7.  Gebühren  für  Pfanddarlehn. 

Die  königliche  Verordnung  vom  27.  April  1899  genehmigt  ein 
Ausführungsreglement  zum  Gesetz  vom  7.  April  1K98  über  die  Ge- 
bühr für  Darlehn  und  Unterstützungen  gegen  Hinterlegung  und 
Verpfändung. 

XIV.  Emissionen. 

Wir  erwähnen  nur  folgende  Bestimmungen: 
a»  Die  königliche.  Verordnung  vom  9.  Oktober  1900  bringt 
einen  zusammenfassenden  Text  der  gesetzlichen  Vorschriften  über 
Emissionen  und  Umlauf  von  Banknoten;  sie  berücksichtigt  alle  in 
der  Zeit  vom  30.  April  1874  bis  21.  Dezember  1899  erlassenen  Be- 
stimmungen. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  18.  Juni  1899  genehmigt 
neue  Statuten  der  Bank  von  Italien. 

Die  früheren  Statuten  waren  durch  königliche  Verordnung  vom 
16.  April  1896  genehmigt  worden. 

c)  Die  königlichen  Verordnungen  vom  26.  August  1899  und 
20.  Januar  1901  genehmigen  neue  Statuten  der  Banken  von  Neapel 
und  Sizilien. 

XT.  Das  köngliche  Heer. 

Folgende  Vorschriften  verdienen  Beachtung: 

a)  Das  Gesetz  vom  5.  Mai  1901  bewilligt  ausserordentliche 
militärische  Ausgaben  für  den  sechsjährigen  Zeitraum  von  1900  1901 
bis  1905  1906. 

In  jedem  Finanzjahr  sollen  16  Millionen  ausgegeben  werden, 
ausserdem  die  Gelder,  welche  aus  Verkäufen  von  Befestignngswerken. 
Grundstücken,  Gelände,  Waffen  und  sonstigen  Materialien,  welche 
sich  im  Besitze  der  Kriegsverwaltung  befinden  und  zur  nationalen 
Verteidigung,  für  den  Bedarf  der  Armee  nicht  mehr  nötig  sind,  ge- 
wonnen werden. 
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b)  Die  königliche  Verordnung  vom  12.  Dezember  1901  genehmigt 
ein  Reglement  betreffend  Veräusserung  von  der  Kriegsverwaltung  ge- 
hörigen, zur  Landesverteidigung  nicht  mehr  erforderlichen  Immobilien. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  16.  Mai  1900  genehmigt 
einen  zusammenfassenden  Text  des  Gesetzes  über  mlitärische  Grund- 
gerechtigkeiten,  nämlich  des  Gesetzes  vom  19.  Oktober  1859,  dessen 
Geltung  durch  Gesetz  vom  22.  April  1806  auf  das  ganze  Königreich 
ausgedehnt  war,  und  des  Gesetzes  vom  10.  Dezember  1899. 

Das  Au8fühmngsreglement  hierzu  wurde  durch  königliche 
Verordnung  vom  11.  Januar  1901  genehmigt. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  8.  November  1900  stiftete 
ein  Dienstalterskreuz  für  Militärpersonen  aller  Rangstufen  in  Armee 
und  Marine. 

Das  Kreuz  wird  in  Gold  und  in  Silber  geprägt  ;  das  silberne  er- 
halten alle  aktiven  Mililtärpersonen,  welche  16  und  mehr  Jahre  gedient 
haben,  das  goldene  empfangen  Offiziere,  welche  25  und  mehr  Jahre 
gedient  haben;  das  goldene  Kreuz  mit  Königskrone  wird  Offizieren 
verliehn.  welche  auf  40  Jahre  tatsächlicher  Dienstzeit  zurückblicken. 

Das  Kreuz  wird  an  einem  grünen,  mit  weissem  Längsstreifeu 
durchwirkten  Band  auf  der  Brust  getragen. 

e)  Die  königliche  Verordnung  vom  25.  August  1899  genehmigt 
ein  Reglement  über  den  Dienst  der  Intendanten  in  Kriegszeiten; 
sie  enthält  allgemeine  Vorschriften  über  die  den  Intendanten  ob- 
liegenden Dienstverrichtungen  und  besondere  Bestimmungen  über 
die  Beurkundung  von  Geburts-  und  Todesfällen  und  über  die  Auf- 
nahme von  Testamenten. 

f>  Eine  andere  königliche  Verordnung  vom  25.  August  1899 
genehmigt  ein  Reglement  für  den  Dienst  der  königlichen  Carabinieri 
in  Kriegszeiten. 

gl  Eine  weitere  königliche  Verordnung  vom  25.  August  1899 
genehmigt  ein  Reglement  über  den  Sanitätsdienst  in  Kriegszeiten. 

In  Eine  vierte  königliche  Verordnung  vom  2IJ.  August  1899  ge- 
nehmigt ein  Reglement  über  den  Dienst  der  Tierärzte  in  Kriegszeiten. 

XVI.  Eisenbahnen  und  öffentliche  Arbeiten. 

I.  Eisenbahnen. 

Abgesehen  von  einigen  Konzessionen,  betreffend  Bau  und  Be- 
trieb von  Sokundärbahnen,  sind  folgende  Vorschriften  zu  erwähnen: 
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a)  Zwei  Nachträge  zum  Reglement  vom  31.  Oktober  1873 
über  Eisenbahnpolizei,  Verkehrssicherheit  und  Regelmassigkeit  des 
Betriebs. 

Der  erste  Nachtrag,  durcli  königliche  Verordnung  vom 
8.  Jannar  1899  genehmigt,  enthält  Vorschriften  für  elektrisch  be- 
triebene Mahnen,  der  zweite  Nachtrag,  datiert  vom  22.  März  1900, 
handelt  vom  Betriebe  und  der  wirtschaftlichen  Verwaltung  der 
Eisenbahnen. 

b)  Das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1899  gibt  Bestimmungen 
über  Eisenbahnpolizei. 

Die  Verspätungen  der  Eisenbahnzüge  werden  als  Über- 
tretungen im  Sinne  des  Strafgesetzbuchs  aufgefasst,  für  welche  die 
gesetzlichen  Vertreter  der  Eisenbahngesellschaft,  General-  und  Be- 
triebsdirektoren, verantwortlich  sind  und  mit  Geldstrafen  bestraft 
werden.  Das  Strafverfahren  wird  eingestellt,  wenn  der  Betreffende 
die  gesetzlich  festgesetzte  Strafe  und  die  Kosten  des  Verfahrens  zahlt. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  17.  Juni  1900  genehmigt 
ein  zur  Ausführung  des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1896  erlassenes 
Reglement  über  Straßenbahnen,  Kleinbahnen  und  mechanische  Be- 
förderungsmittel. 

2.  Häfen,  Strandweeen  und  Leuchttürme. 

Die  königliche  Verordnung  vom  9.  Mai  1901  genehmigt  ein 
Ansführungsreglement  zu  dem  diese  Materie  regelnden  Gesetz  vom 
2.  April  1885. 

Das  Reglement  hat  174  Artikel  und  besteht  aus  zwei  Teilen: 

1.  Klassifikation  der  Häfen.  Strandgebiete  und  Leuchttürme,  Auf- 
zählung der  Werke  und  der  erforderlichen  Aufwendungen. 

2.  Zuständigkeit   und   wechselseitige  Beziehungen   der  See-  und 
Kommunalbehörden  und  der  Bureaus  des  Zivilingenienrkorps. 

XVII.  Post  und  Telegraph. 
1.  Zusammengefasste  Postgesetze. 

Durch  Gesetz  vom  2.  März  1899  wurde  das  zu  Washington 
unterzeichnete  internationale  Postabkommen  vom  15.  Juni  1897  zur 
Ausführung  gebracht,  durch  königliche  Verordnung  vom  3.  April 
1899  das  darauf  bezügliche  Reglement  genehmigt.  Das  Gesetz  er- 
mächtigt die  Regierung,  innerhalb  einer  sechsmonatigen  Frist  die 
früheren  Postgesetze  in  einem  zusammenfassenden  Texte  zu  vereinigen. 
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Dieser  Text  wurde  durch  königliche  Verordnung  vom  24.  Dezember 
1899  genehmigt  ;  er  enthält  das  zusammenfassende  Gesetz  vom  20.  Juni 
1889,  die  abändernden  Gesetze  vom  12.  Juni  1890  und  28.  Juni 
1892,  sowie  das  am  Anfang  genannte  Gesetz  vom  2.  März  1899.  In 
89  Artikeln  und  31  Paragraphen  wird  alles  behandelt,  was  mit 
der  Postverwaltung  zu  tun  hat. 

2.  Allgemeines  Reglement  über  Postdienst.     (Königliche  Ver- 

ordnung vom  10.  Februar  1901.) 
Das  Reglement  besteht  aus  28  Kapiteln  und  258  Artikeln; 
es  ist  lediglich  eine  Ausführungs-  und  Ergänzungsvorschrift  zu  dem 
unter   1  besprochenen  Gesetz;    dieses    hatte   verschiedentlich  die 
Regelung  einzelner  Punkte  einem  besonderen  Reglement  vorbehalten. 

3.  Organisatorisches   Reglement  über  Neuordnung  von  Post- 
und  Telegraphenverwaltung.  (Königliche  Verordnung  vom  14.  Ok- 
tober 1900). 

In  379  Artikeln  und  zwei  Teilen  ist  a)  von  der  Regelung  des 
Dienstes,  b)  vom  Personal  die  Rede. 

4.  Reglement  betreffend  den  Telegraphendienst  in  Kriegszeiten. 

(Königliche  Verordnung  vom  5.  März  1899.) 

Der  Telegraphendienst  in  Kriegszeiten  hat  die  Aufgabe,  einen 
möglichst  sicheren  Verhehr  zwischen  den  einzelnen  Armeekorps  unter 
sich  und  zwischen  dem  Heer  und  der  Heimat  zu  vermitteln.  Dieseui 
Zwecke  dient  das  gewöhnliche  Telegraphennetz,  welches  in  der  Regel 
vom  Personal  und  mit  Material  der  staatlichen  Telegraphenver- 
waltung bedient  wird:  ferner  dienen  ihm  die  militärischen  Telegraphen- 
linien und  -Stationen,  welche  ausschliesslich  mit  Personal  und  Material 
der  Militäringenieure  bedient  werden.  Der  gewöhnliche  Telegraphen- 
dienst wird,  besonders  in  der  Nähe  des  Heeres,  in  geeigneter  Weise 
abgeändert  und  unterhält  mit  ihm  ununterbrochene  Verbindung;  er  ver- 
mittelt einen  schnellen  Verkehr  mit  der  Heimat  und  ermöglicht  eine 
enge,  unmittelbare  Fühlung  zwischen  den  einzelnen  Armeekorps 
sowie  zwischen  der  Armee  und  isolierten  Abteilungen.  —  Der  tele- 
graphische Felddienst  sorgt  ausschliesslich  für  Organisation  von 
Telegraphen  Verbindungen  zwischen  den  grossen  Armeen;  die  letzteren 
sind  zu  diesem  Zweck  mit  telegraphischem  Material  ausgerüstet. 

Dieses  Reglement  beseitigt  das  frühere,  bereits  durch  könig- 
liche Verordnung  vom  Juli  1897  abgeänderte  Reglement  vom 
12.  Juli  189«;. 
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5.  Reglement  für  Postdienst  in  Kriegszeiten.   (Königliche  Ver- 
ordnung vom  13.  Juni  1901.) 

Dasselbe  tritt  an  die  Stelle  des  durch  königliehe  Verordnung 
vom  27.  Juni  1897  genehmigten  früheren  Reglements. 

In  Kriegszeiten  besteht  bei  der  Armee  ein  Feldpostdienst, 
welcher  den  Verkehr  zwischen  der  Heimat  und  der  Armee,  sowie 
zwischen  den  einzelnen  Armeeabteiinngen  unter  sich  vermittelt.  Das 
Bedienungspersonal  wird  dem  Person  »1  des  Ministeriums  für  Post- 
und  Telegraphen wesen  entnommen.  Die  Beförderung  der  Post- 
sendungen geschieht,  soweit  angängig,  durch  Eisenbahnen,  sonst 
durch  Wagen,  mit  welchen  die  Postämter  und  -Direktionen  stets 
versehen  sind.  Postsendungen  an  mobile  Militärpersonen  und  zur 
Armee  kommandierte  Zivilpersonen  tragen  keine  Ortsbestimmung, 
sondern  nur  Vor-  und  Zunamen  des  Empfängers  unter  Angabe  seines 
Dienstgrades,  Kommandos,  Korps,  seiner  Korpsabteilung  oder  der 
Dienststellung,  in  welcher  er  sich  befindet. 

XVIII.  Kolonie  ErythrUa.1) 
1.  Regierung  und  Verwaltung  der  Kolonie. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  11.  Februar  1900  bestätigt 
die  Verfassung  von  Erythräa.  Sie  handelt  von  der  Regierung  und 
der  Verteidigung  des  Landes,  vom  Zivil-  und  Militärpersonal  und  von 
den  für  die  Kolonie  auszuwerfenden  Mitteln.  Das  Oberkommando 
und  die  Kolonialtruppen  zählen  im  ganzen  196  Offiziere  und  Zivil- 
beamte, 11:16  italienische,  5457  eingeborene  Soldaten  und  37  Ein- 
geborene, welche  nicht  Soldaten  sind;  dazu  kommen  1362  Reit-, 
Last-  und  Zugtiere. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  2.  April  1899  beseitigt 
die  Schiedsgerichte  von  Asmara  und  Keren. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  16.  Juli  1901  gründete 
einen  Handelsrat  für  die  Kolonie  Erythräa  und  schaffte  das  Komitee 
für  Landwirtschaft.  Industrie,  Handel  und  Verkehr  ab,  welches  die 
königliche  Verordnung  vom  1.  Februar  1900  an  Stelle  der  Handels- 
kammer von  Massana  ins  Leben  gerufen  hatte. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  27.  .luni  1901  handelt 
von  dem  Dienst  der  Standesämter  in  Erythräa. 

')  Vergleiche  den  Aufsatz  von  (iiANTi'Keo:  Die  italienische  Kolonial- 
gesetzgebuug  in  Erythräa.    S.  528  ff.,  Abt.  I  dieses  Jahrbuches. 
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2.  Spezialgesetze. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  29.  Juni  1899  führt  das 
Fischereigesetz  in  Erythräa  ein. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  31.  Mai  1900  föhrt  die  in 
einigen  Punkten  abgeänderten  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs 
über  Handelsgesellschaften  und  ihren  Konkurs  in  Erythäa  ein. 

3.  Abgaben  und  Gebühren. 

a)  Königliche  Verordnungen  vom  25.  Juni  1899,  17.  Juni  1900 
und  28.  Juli  1901  setzten  die  Höhe  der  Steuern  fest,  welche  die 
Bevölkerung  der  Kolonie  in  den  Finanzjahren  1899, 1900,  1900/1901, 
1901/1902  zu  zahlen  hatte.  Die  Kommissariate  Massaua,  Asmara, 
Assab  und  Keren  und  die  Residenzen  von  Barca  Mogareb,  Mareh 
und  Acchele  Guzai  hatten  im  ersten  Jahr  587650,  im  zweiten 
607450,  im  dritten  632100  Lire  zu  zahlen. 

b)  Der  Zolltarif  für  Erythräa  wurde  durch  königliche  Ver- 
ordnung vom  2.  Februar  1899  genehmigt  ;  durch  königliche  Ver- 
ordnung vom  18.  Oktober  1899  wurde  die  Kolonialverwaltung  er- 
mächtigt, von  sudanesischen,  nach  Erythräa  eingeführten  Waren 
einen  5  Prozent  nicht  übersteigenden,  besonderen  Zoll  zu  erheben. 

c)  Die  für  Erythräa  festgesetzten  Gebühren  und  Steuern  wurden 
durch  königliche  Verordnung  vom  16.  Mai  1900  auch  in  Assab 
eingeführt. 

B.  Juristische  Literatur  (1899). 

Referent:  Giovanni  Persico,  Advokat.  Kom. 

Übersetzung  vou  Paul  Fischer,  Rechtsanwalt,  Friedenau  uud 

Dr.  F.  Meyer,  Berlin. 

Charakteristisch  für  die  juristische  Literatur  Italiens  —  wie 
übrigens  für  die  vieler  anderer  Länder  —  ist  es,  dass  ein  guter 
Teil  der  wissenschaftlichen  Produktion  in  mehr  oder  weniger  langen 
Artikeln,  oft  bilden  sie  zusammen  wahre  Bände,  in  verschiedenen 
Revuen,  Zeitschriften  und  Tagesblättern  veröffentlicht  ist.  Wir 
haben  es  deshalb  für  angezeigt  gehalten,  die  hauptsächlichsten  Revuen 
und  bedeutensten  Schriften  durchzugehen,  um  unserer  Übersicht 
dio  grossmöglichste  Vollständigkeit  zu  geben,  und  werden  für  jeden 
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Rechtszweig  das  Resultat  dieser  Nachforschnngen  in  der  Weise 
bringen,  dass  wir  nach  dem  Namen  des  Verfassers  und  dem  Titel  der 
Arbeit,  jenen  der  periodischen  Veröffentlichung  in  deren  Spalten 
die  Arbeit  znm  erstenmale  erschienen  ist,  in  Parenthese  stellen. 
Was  alsdann  die  wirklich  selbständigen  Rücher  und  Abhand- 
lungen betrifft,  so  haben  wir  den  beiden  Systemen:  entweder  eine 
weitläufige  Kritik  zu  geben,  ein  Verfahren,  welches  sich  absolut 
durch  die  Grenzen  des  für  die  Arbeit  bestimmten  Raumes  verbietet, 
oder  aber  einen  knrzen,  summarischen  Grnndriss  zu  bieten,  was 
in  den  meisten  Fällen  nichts  sagt  und  oft  den  Gedanken  des  Ver- 
fassers entstellt,  ein  drittes,  gewiss  einfacherem  und  nach  unserer 
Ansicht  auch  logischeres  vorgezogen,  nämlich  dasjenige  einer  ein- 
fachen Anzeige,  welche  als  Führer  für  eingehende  Untersuchungen 
dienen  kann,  indem  es  die  Titel  und  den  Erscheinungsort  angibt. 

Wir  haben  es  endlich  für  zweckmässig  gehalten,  zunächst  die 
Prüfung  der  einheitlichen  Rechtswerke  vorzunehmen  und  dann  auf  jene 
umfassenden  Arbeiten  (wie  Wörterbücher,  Encyklopädien)  hinzuweisen, 
welche  jetzt  in  Italien  veröffentlicht  werden. 

Allgemeine  Werke. 

1.  Italienische  Rechtswissenschaft,  methodische  und 
alphabetische  Enzyklopädie  der  Gesetzgebung.  Doktrin 
und  Jurisprudenz  (Digesto  italiano,  enciclopedia  metodica  e 
alfabetica  di  legislazione,  dottrina  e  ginrisprudenza),  Torino.  Unione 
tipografica  editrice. 

Es  handelt  sich  um  ein  aussergewöhnlich  umfangreiches  Werk 
in  der  Art  eines  Wörterbuches,  in  welchem  die  verschiedensten 
Autoren  zur  Sprache  kommen.  Viele  Artikel  bilden  durch  die  Be- 
deutung des  Verfassers  und  durch  die  Art  und  Weise,  in  der  sie 
geschrieben  sind,  wertvolle  Monographien,  besonders  wichtig  durch 
den  Umfang,  der  in  ihnen  der  vergleichenden  Gesetzgebung  ge- 
widmet ist. 

Das  Werk  wird  in  Lieferungen  veröffentlicht,  und  im  Laufe 
des  Jahres  1899  sind  verschiedene  erschienen.  Die  letzte  trug  die 
Nummer  414. 

2.  Juristische  Enzyklopädie  (Enciclopedia  ginridica). 
Vollständige  Darstellung  des  Zustandes  und  der  letzten  Fortschritte 
des  italienischen  Hechts  in  Beziehung  zur  Geschichte  des  römischen 
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Rechts  und  der  vergleichenden  Gesetzgebung,  Mailand,  Societa  editrice 
libraria.  Ks  ist  auch  ein  sehr  umfangreiches  und  noch  älteres  Werk 
als  das  vorige,  weil  es  von  dem  berühmten  Professor  P.  .T.  Mancini 
begründet  wurde.  Ans  dem  Titel  ergibt  sich  klar  der  Zweck;  es 
erscheint  in  Heften,  von  denen  1899  verschiedene  veröffentlicht 
wurden. 

Bürgerliches  Recht  und  Yerfahren. 

A.  Bürgerliches  Recht. 

1.  Ai.hkllo,  L.,  ausdrücklicher  Widerruf  von  Testa- 
menten ohne  Gttterdi8positiouen  (Rivocazione  espressa  di  testa- 
mento  senza  disposizione  di  beni.  II  Koro  Italiano).  Mit  Gründen 
aus  dem  Wesen  des  Testaments  stellt  der  Verfasser  die  Giltigkeit 
des  einfachen  ausdrücklichen  Widerrufs  im  eigenhändigen  vom 
Widerrufenden  datirten  und  unterschriebenen  Zettel  fest. 

2.  Moineo,  J.,  die  Rechtsfähigkeit  und  der  Art.  68h 
des  italienischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  (La  faeoltä 
giuridica  e  l'art.  088.  del  Codice  civile  italiano.  II  circolo  giu- 
ridico).  Der  Verfasser  erörtert  zunächst  die  Einteilung  der  rechtlichen 
Fähigkeiten,  die  res  mere  facultatis  im  römischen  Recht,  nicht 
allein  die  Lehre  von  den  res  mere  facultatis  bei  den  alten  ita- 
lienischen Juristen.  Dann  kritisiert  er  die  verschiedenen  Lehr- 
meinungen über  die  Rechtsfähigkeit  in  Deutschland  und  Frank- 
reich und  geht  endlich  zur  Betrachtung  der  Beschaffenheit  der 
vertragsmässigen  Rechtsfähigkeit  über. 

8.  Bvuassi,  L..  über  die  Verantwortlichkeit  für  die  Nicht- 
erfüllung der  Obligationen  (.Sulla  responsabilita  per  inadempi- 
mento  delle  obligazioni.  Archi  vio  ginridico).  Der  Verfasser  beginnt 
damit,  die  Frage  auf  Grund  des  römischen  Rechts  zu  prüfen  und  be- 
handelt besonders  die  absolute  Unerfüllbarkeit  der  Obligationen  und 
den  Verzug  des  Schuldners  und  des  Gläubigers.  Bezüglich  der  absoluten 
Ulierfüllbarkeit  und  der  einfachen  Verzögerung  in  der  Erfüllung  der 
Obligationen  zeigt  der  Verfasser,  dass  aus  den  Quellen  genügend  klar 
das  Prinzip  hervorgeht,  inhaltlich  dessen  die  Verantwortlichkeit  mit 
der  Schuld  verschmilzt,  während  er  betreff  des  Verzuges  des 
Gläubigers  eine  durchaus  objektive  Verantwortlichkeit  feststellt. 
Kr  beschäftigt  sich  dann  mit  den  Artikeln  1225— 12M  des  ita- 
lienischen bürgerlichen  Gesetzbuches.     Er  unterscheidet  zwischen 


Digitized  by  Google 


Giovanni  Pkrsico:  Italien. 


1007 


der  nachfolgenden  Unmöglichkeit  der  Leistung  (welche  er  einteilt 
in  eine  zuzurechnende  und  eine  nicht  zuzurechnende)  und  der 
Schwierigkeit  der  Leistung.  Hinsichtlich  der  letzteren  prüft  er  die 
Obligationen  über  in  genere  bestimmte  Sachen.  Entgegen  der 
herrschenden  Theorie  behauptet  er,  das»  es  sich  um  eine  objektive 
Verantwortlichkeit  handelt.  Er  untersucht  die  Begriffe  der  Schwierig- 
keit und  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  an  den  Obligationen  der 
Reihe  nach  und  versucht  eine  theoretische  Rekonstruktion.  Er 
spricht  alsdann  von  »lern  Verzug  des  Schuldners,  seinem  rechtlichen 
Grund,  vom  Zufall  und  vom  Irrtum. 

Indem  er  ferner  auf  die  Mora  des  Gläubigers  übergeht,  hält 
er  die  Ansicht  von  der  objektiven  Verantwortlichkeit  des  Gläubigers 
aufrecht.  Infolge  des  Gläubigerverzuges  entspringt  für  den  Gläubiger 
allein  die  Pflicht  zur  Vergütung  des  direkten  Schadens,  es  besteht 
aber  für  ihn  kein  Retentionsrecht. 

4.  Siotto  Pintok,  M.,  Über  die  Gültigkeit  der  nach  Um- 
schreibung des  Immobiliargebots  begründeten  Hypothek 
(Intorno  alla  validita  dell'  ipoteca  costituita  dopo  la  traserizione  del 
precetto  immobiliare.  La  Legge).  Der  Verfasser  bekämpft  die  Ten- 
denz, auf  Materien  des  Zivilrechts  die  eigentümlichen  Kriterien  des 
Handelsrechts  auszudehnen,  was  oft  zur  Nichtigkeit  der  Hypothek 
führt,  welche  gegen  den  Art.  208:»  13.  G.-B.  nach  der  Umschreibung 
des  Immobiliargebots  begründet  wird.1) 

5.  De  Pikro,  V.,  Der  Heimfall  des  emphyteutischen 
Hodens  mit  Rücksicht  auf  die  mit  dem  Emphyteuta  ge- 
schlossenen Pachtverträge  (La  devoluzione  del  fondo  enfitentico 
in  rapporto  alle  locazioni  stipulate  con  l'enfiteuta.  Foro  romano). 
Der  Verfasser  setzt  voraus,  dass  die  den  Heimfall  bestimmenden  Ur- 
sachen wirkliche  und  eigentlich  auflösende  Bedingungen  sind  und 
dass  die  Auflösung  des  Kontraktes  ipso  iure  geschieht.  Er  ist  der 
Ansicht,  dass  der  Gesetzgeber  nicht  die  Verpflichtung  auferlegt,  die 
persönlichen  Rechte  und  also  die  vom  Emphyteuta  gutgläubigen  Dritten 
gewährten  Pacht-  und  Mietsrechte  zu  respektieren. 

')  Die  Zwangsversteigerung  eines  Immobile  beginnt  mit  dem 
Zahlungsgebot  (precetto  di  pagamento),  welches  dem  Schuldner  bekannt 
gemacht  und  auf  jedem  Hypothekenamt,  wo  sich  Güter  des  Schuldners  be- 
finden, umgeschrieben  werden  muss.    (('fr.  Art.  2217.  Code  Napoleon). 
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Ii.  Barsanti,  E.,  Die  Auflöslichkeit  der  Kontrakte  auf 
langen  Termin  bei  allmählicher  Veränderung  der  Um- 
stände (Risolnbilita  dei  cuntratti  a  lungo  termine  pel  successivo 
mntamento  dello  stato  di  fatto)  Archivio  giuridico.  Der  Verfasser 
vertritt  die  Ansicht,  dass  in  den  Kontrakten,  welche  von  der  Zukunft 
abhängen,  die  Klausel  rebus  sie  stantibus  immer  enthalten  ist 
und  als  stillschweigende  Resolutivbedingung  wirkt. 

7.  Abello,  L.,  Von  dem  einschränkenden  Vermächtnis 
und  von  der  Wohltat  des  Inventars  (Del  legato  limitativo  e 
del  beneftcio  d'  inventario)  Foro  italiano.  Der  Verfasser  vertritt  die 
Meinung,  dass  der  vom  Erblasser  im  Testament  mit  einer  aus  dem 
Erlös  der  vorhandenen  Aktiva  feststellbaren  und  festzusetzenden 
Rente  bedachte  Erbe  nicht  von  den  in  analogen  Fällen  vom  Gesetz 
geforderten  Formalitäten  befreit  sein  kann  durch  Verkauf  der  ange- 
fallenen und  unter  der  Wohltat  des  Inventars  angenommenen  Güter. 

8.  Gabba,  F.,  Beitrag  zur  Theorie  des  Schadens  und 
Schadenersatzes  (Contributo  alla  teoria  del  dannoedel  riparimento) 
11  Foro  Italiano.  Bezüglich  des  Unterschiedes  zwischen  kontrakt- 
licher und  ausserkontraktlicher  Schadenersatzklage  behauptet  der 
Verfasser,  dass  man  in  dem  heutigen  Recht  weder  von  Kumulierung 
noch  von  einem  sukzessiven  Versuch  der  verschiedenen  Klagen 
auf  denselben  Gegenstand  sprechen  kann,  gleichviel  ob  die  Klagen 
ans  denselben  oder  aus  verschiedenen  Titeln  stammen. 

9.  Ai'icklla,  G.,  Der  Wiederheimfall  geschenkter 
Effekten1)  (La  riversibilita  degli  effetti  donati)  II  Filangieri.  Stellt 
allgemeine  Ideen  über  die  Natur  des  Instituts  auf.  Der  Verfasser 
handelt  von  der  Auslegung  der  Abrede,  dem  Rechte  des  Beschenkten, 
des  Schenkers  und  Dritter,  bei  schwebender  Bedingung,  von  den 
Wirkungen  des  Heimfalls,  von  den  Einreden  gegen  die  Wirkung  des 
Rückfalls  und  vom  Erlöschen  des  Heimfallsrechtes. 

10.  Biaxchi,  F.,  S.,  Lehrgang  des  italienischen  bürger- 
lichen Gesetzbuches  (Corso  del  Codice  civile  italiano),  vollständig 
umgearbeitete  Ausgabe  Tnrin,  Unione  tipografica  editrice.  Ein 
äusserst  bemerkenswertes  und  sehr  umfangreiches  Werk,  welches 
in  Lieferungen  erscheint. 

l)  Es  handelt  sich  um  die  als  Resolutivbedingung  getroffene  Abrede 
des  Wiederheimfalls  der  geschenkten  Gegenstände  an  den  Schenker.  im 
Fall  d«-3  früheren  Todes  des  Donatars  oder  seiner  Deszendenten. 
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11.  Zachahiae,  S.,  Lehrgang  des  italienischen  bürger- 
lichen Rechtes,  ergänzt  und  erweitert  durch  die  Advokaten 
Adbky  n.  C.  Rau,  Italienische  Übersetzung  bereichert  durch  historisch- 
theoretische Anmerkungen,  durch  Mitteilungen  der  französischen 
Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung  der  letzten  20  Jahre  und  eine 
Paralleldarstellung  des  italienischen  Zivilrechts  des  Advokaten  Pro- 
fessor Lanih»  Lakducci  (Turin,  Unione  tipogratica  editricej.  Ein  Werk 
von  grosser  Wichtigkeit,  das  in  Lieferungen  erscheint. 

12.  Das  italienische  Zivilrecht  gemäss  der  Doktrin 
und  Rechtsprechung  unter  Redaktion  des  Professors  Fioke, 
Neapel.  Eugenio  Marghieri.  Die  Professoren,  welche  Arbeiten  zu 
diesem  kolossalen  Werke  liefern,  sind  anser  dem  Herausgeber  Fiore 
folgende:  E.  Biakchi,  D.  Capokali,  N.  Coviello,  C.  Contusi,  0.  F. 
Gabba,  E.  Giantukco,  L.  Landucci,  (}.  Lomonaco,  G.  Mikabelli, 
V.  Polacco.  V.  Shaloja,  E.  Vknkzian  und  V.  Vitai.i. 

Das  Werk  zerfällt  in  viele  Teile  und  jeder  Teil  in  verschiedene 
Bände.  Bemerkenswert  sind  die  1899  erschienenen  5  Bände  von 
Professor  Vittore  Vitali  (Über  testamentarische  und  gesetz- 
liche Erbfolge). 

13.  Li'iui  Abello,  Die  testamentarische  Hypothek  im 
italienischen  Zivilrecht  (L'ipoteca  testamentaria  nel  diritto  civile 
italiano).  Unmittelbar  vom  Testator  bestellte  Hypothek.  Ihre  Rechts- 
verbindlichkeit und  ihre  Wirksamkeit.  Turin,  Fratelli  Bocca,  Editori 
pag.  207. 

14.  Pipia.  U.,  Die  Elektrizität  im  Recht  (L'elettricita  nel 
diritto).    Udine,  Cosolino,  pag.  107. 

15.  De  GitLi,  E.,  Die  Akte  des  bürgerlichen  Status  (Gli 
atti  dello  stato  civile).    Mailand,  Sonsogno,  pag.  453. 

16.  Bexsa,  P.  E.,  Von  den  Prädialservituten  (Delle  servitü 
prediali).    Bezioni-Siena,  C.  Nero,  pag.  XV,  413. 

17.  Mkssino,  G.,  Das  Versprechen  einer  Belohnung  an 
das  Publikum  (La  promessa  di  rioompensa  al  pubblico).  Girgenti, 
pag.  10X 

18.  Rita,  G.,  Der  gute  Glaube  und  sein»*  Anwendung 
im  italienischen  Zivilrecht  (La  buona  fede  e  le  sue  applicazioni 
nel  diritto  civile  italiano).    Catania,  pag.  1 4 i>. 

Jahrbuch  «1er  iuternat.  Vereinigung.  G.  u.  7.  Bd.  (54 


Digitized  by  Google 


1010 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


B.  Zivilprozess. 

1.  Faoua,  C,  Uber  die  Verpflichtung  zur  Notifikation 
eines  aufhebenden  und  zurückverweisenden  Urteils  (Süll" 
obbligo  di  notitica  della  sentenza  che  eassa  e  rinvia.  La  Legge i. 
Der  Verfasser  hJUt  eine  solche  Notifikation  bei  Strafe  der  Nichtigkeit 
für  notwendig.  Die  Notifikation  hat  jedoch  nicht  von  Amts  wegen 
zu  erfolgen.  Wenn  der  Richter,  an  den  zurückverwiesen  ist,  die 
Einrede  verwirft  und  in  der  Sache  selbst  entscheidet,  so  kann  seine 
Entscheidung  wieder  durch  Kassationsrekurs  aufgehoben  werden. 
Der  Verfasser  prüft  sodann  die  diesbezügliche  Theorie  und  Recht- 
sprechung. 

2.  Coktk  Enno,  G.,  Die  .Solennita t  der  Form  beim  Ver- 
kauf von  Immobilien  gemäss  dem  italienischen  bürger- 
lichen Gesetzbuch  (La  solennita  della  forma  nella  vendita 
d'inimobili  secondo  il  codice  civile  italiano  e  i  suoi  effetti  rispetto 
all'esecuzione  volontaria  ed  alla  costituzinne  della  Ute).  Cagliari. 
pag.  08. 

:3.  Rhnklli,  G.,  Der  Verfall  des  Termins  bei  einem  in- 
solventen Schuldner  (La  deeadenza  del  termine  del  debitore  in- 
solvente).   Torino,  Unione  typogratica  editrice.  pag.  121. 

4.  Poli.  G.,  Von  der  Berufung  gegen  Schiedsinänner- 
urteile  und  von  den  I  nkom  petenzfiillen  bei  Rechtsstreitig- 
keiten, deren  Wert  fünfzig  Franks  übersteigt  (Dell'  appello 
dalle  seiitenze  dei  conciliatori  e  degl'  incidenti  d'incompetenza  nelle 
cause  di  valore  eccedente  le  lire  cinquanta).    Chieti,  pag.  37. 

.V  Moktaka,  L.,  Kommentar  des  Kodex  und  der  Gesetze 
des  Zivil prozesses  (Commentario  del  codice  e  delle  leggi  di  pro- 
cedura civile).  Ein  grosses  Werk,  das  in  Lieferungen  herauskommt 
Mailand,  Vallardi,  Verleger. 

Ü.  Patkki,  G.,  Die  richterliche  Zivilpraxis  (La  pratica 
giudiziaria  civile).    Turin,  Unione  typogratica  editrice.  pag.  SM. 

Handelsrecht. 

1.  Kun  o,  A.,  Noch  ein  Beitrag  zur  Theorie  der  Kredit- 
titel (Ancota  im  eontributo  alla  teoria  dei  titoli  di  credito).  Der 
Verfasser  untersucht  das  juristische  Fundament  der  im  Titel  ent- 
haltenen Obligation  und  die  Rechts-Antonomie  des  Besitzers.  Kr 
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kommt  zu  folgenden  .Schlüssen:  1.  die  Obligation,  die  mit  der  Aus- 
stellung eines  Kredittitels  von  den  Emittenten  übernommen  wird, 
ist  wesentlich  einseitig  und  wird  mit  der  Emission  des  Titels  be- 
gründet; 2.  diese  Obligation  ist  in  dem  Titel  verkörpert  und  wird 
übernommen  gegenüber  einer  unbestimmten  Reihe  von  Titel-Besitzern, 
deren  ein  jeder  Gläubiger  ist;  3.  die  Obligation  ist  formell  und 
literal,  also :  a)  sie  richtet  sich  streng  nach  dem  Wortlaut  der  Schrift, 
b)  mit  der  Kundgebung  des  Verpflichtungswillens  wird  dieser  Wille 
iuris  et  de  iure  zu  Gunsten  des  gutgläubigen  Besitzers  vermutet. 

2.  Vivantk,  C,  Der  Blankowechsel  (La  cambiale  in  bianco). 
Foro  Italiano.  Der  Verfasser  versucht  eine  juristisch-systematische 
Konstruktion  dieses  Instituts. 

3.  Baksanti,  E.,  Die  öffentliche  Anzeige  im  Handel 
(Reklame)  (La  pubblicitä  commerciale).  La  Legge.  Der  Verfasser 
entwickelt  theoretisch  den  Gegenstand,  er  behandelt  nach  der  Reihe 
Charakter,  Zweck,  Eigenschaft  der  öffentlichen  Anzeige  im  Handel, 
ihre  juristische  Bedeutung,  die  kontraktlichen  Verpflichtungen,  die 
aus  der  öffentlichen  Anzeige  hervorgehen,  und  ihre  Grundlage. 

4.  Manaka,  U.,  Verantwortlichkeit  des  neu  eintretenden 
Sozius  einer  schon  bestehenden  Handelsgesellschaft  gegen 
Dritte  (Responsabilitä  di  fronte  ai  terzi  del  nnovo  socio  di  una  societa 
commerciale  gia  costituita.  Art.  78  cod.  di  comm.  II  diritto  commer- 
ciale.) Der  Verfasser  behandelt  drei  Punkte:  a)  WTann  ist  Art.  78 
anwendbar?  b)  Was  ist  seine  genaue  Tragweite?  c)  Weshalb  ist 
der  neue  Sozius  auch  für  Verpflichtungen  verantwortlich,  die  die 
Sozietät  schon  vor  seinem  Eintritt  kontrahiert  hat?  Der  Verfasser 
verteidigt  die  Vorschrift  des  Gesetzes  als  Anwendung  eines  allge- 
meinen Prinzips,  wonach  derjenige,  der  die  Geschäfte  einer  Gesell- 
schaft übernimmt,  auch  in  deren  Verpflichtungen  eintritt. 

5.  Pauaki,  C,  Die  Wahl  des  Domizils  im  Blanko- 
wechsel (L'elezione  di  domicilio  nelle  cambiali  rilasciate  in  bianco. 
II  diritto  commerciale.)  Wer  einen  Blankowechsel  ausfüllt,  soll  nicht 
ein  beliebiges  Domizil  wählen  dürfen,  welches  für  die  Einforderung 
der  Zahlung  und  die  Notiiikation  der  gerichtlichen  Akte  gelten  kann, 
es  sei  denn,  dass  eine  ausdrückliche  Einwilligung  des  Schuldners  nach- 
gewiesen werden  kann. 

<i.   Vivantk,   C,   Die   Vorverlosung  der  Obligationen 

1.1 1  sorteggio  anticipato  delle  obligazioni.    II  Foro  Italiano.)  Der 
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Verfasser  behauptet,  dass  die  Ausgabe  von  Obligationen,  welche 
durch  Verlosung  einzulösen  sind,  ein  Darlehen  ist,  dass  die  Vermutung 
des  Art.  1175  bürgerl.  Gesetzbuchs  auch  für  die  verzinslichen  Anleihen 
gilt,  wie  man  aus  Art.  1832  folgern  kann,  dass  der  Satz  der  Zinsen 
dem  Ausgabepreis,  ja  sogar  dem  Einlösnngspreis  der  Titel  gleich- 
kommen kann,  dass  Art.  1833  bürgerlichen  Gesetzbuchs  einen 
Ausnahmecharakter  trögt,  und  die  durch  Verlosung  zu  tilgenden 
Obligationen  nicht  den  in  jährlichen  Abzahlungen  zu  entrichtenden 
Darlehen  an  die  Seite  gestellt  werden  können. 

7.  Tauani,  C,  Die  Zurückbeziehung  des  Datums  der 
Zahlungseinstellung  und  die  Gläubiger  aus  Zivilobli- 
gationen (La  retrotrazione  della  data  di  cessazione  di  pagamenti 
e  i  Creditori  per  obbligazioni  civili.  II  diritto  commerciale).  Nach 
dem  Verfasser  hat  der  Zivilglänbiger  die  Befugnis,  die  Kückbeziehung 
des  Konkurses  zu  verlangen,  aber  er  darf  nicht  fordern,  dass  diese 
Retrotraktion  auf  den  Tag  geschieht,  an  dem  seine  vor  den  unein- 
gelöst  gebliebenen  Handelsschulden  verfallene  Zivilforderung  nicht 
bezahlt  ist. 

8.  Ottolknuhi,  G.,  Standpunkt  des  internationalen  Hechts 
über  die  Kaufmanns-  und  Wechselfähigkeit  (Appnnti  di 
diritto  iuteraazionale  sulla  capaeita  commerciale  e  cambiaria,  Arehivio 
giuridico).  Nach  einer  Erörterung  der  verschiedenen  Richtungen 
der  Gesetzgebung  und  der  bezüglichen  Doktrinen,  stellt  der  Verfasser 
als  allgemeines  Prinzip  auf,  dass  in  einem  internationalen  Konflikt 
über  die  Kaufmannsfähigkeit,  besonders  die  Wechselfähigkeit  das 
Personalstatut  anzuwenden  ist.  Er  verweilt  bei  der  Interpretation 
des  Art,  58  cod.  com.  und  neigt  der  Ansicht  zu,  dass  dieser  Artikel 
bezüglich  der  Vertragsfähigkeit  nicht  an  Stelle  des  Personalstatuts 
treten  kann. 

9.  Rom»,  A.,  Die  Kaufmannseigenschaft  bei  den  Gesell- 
schaftern mit  unbeschränkter  Haftung  (La  qnalitä  di  commer- 
ciante  nei  soci  a  responsabilita  illimitata).  II  diritto  commerciale. 
Gemäss  dem  Verfasser  haben  die  Gesellschafter  mit  unbeschränkter 
Haftung  als  solche  nicht  Kanfmaunseigenschaft. 

10.  Foa.  F..  Die  Hechte  Dritter  auf  die  von  der  Frau 
des  Kridars  erworbenen  (tüter  (1  diritti  dei  terzi  sui  beni 
anjuistati  dalla  moglie  del  fallito.  II  diritto  commerciale.)  Na»li 
dem  Verfasser  können  die  von  der  Frau  des  Kridars  erworbenen 
Güter  nicht  mit  der  Konknrsmasso  vereinigt  werden. 
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11.  Remklla,  A.,  Abhandlung  über  die  Titel  der  Reihe 
nach  (Trattato  dei  titoli  all'  ordine).  Vol.  I,  Parte  generale. 
Florenz,  Cammelli,  pag.  531. 

12.  Manaka,  U.,  Die  kooperativen  Gesellschaften  im 
geltenden  italienischen  Handelsgesetzbuch  (Le  societa  coope- 
rative  nel  vigente  codice  di  commercio  italiano).  Turin,  Unione  tipo- 
grafica  editrice,  pag.  80. 

13.  Sackkdoti,  A.,  Die  Verbindungen  („Colleganze4*)  in 
der  Geschäftspraxis  und  in  der  venezianischen  Gesetz- 
gebung (Le  colleganze  nella  pratica  degli  affari  e  nelle  legislazione 
veneta).    Venezia,  pag.  45. 

14.  SriALoJA,  V..  Betrachtungen  über  Artikel  36  des 
Handelsgesetzbuchs  (Osservazoni  nel  Art.  36  del  Codice  di 
Commercio).    Neapel,  Trani.  pag.  16. 

15.  Foa.  F..  Über  die  Begründung  von  Renten  (Deila 
eostituzione  di  rendito).    Mailand,  Societa  editrice  libraria,  pag.  19. 

16.  VhiHi,  A.,  Studien  über  das  Handelsrecht  (Studi  di 
diritto  eominerciale).    Camerini,  pag.  122. 

17.  Oowa-Zunaki,  1'.,  Die  Gewinnchance  (Alea)  im  Ver- 
sicherungskontrakt (Ii'  alea  nel  contratto  di  assicurazione).  Rom, 
pag.  112. 

18.  Bmx  UKiTiNi,  A.,  Die  Sparkassen  und  das  Handels- 
gesetzbuch (Le  casse  di  risparmio  e  il  codice  de  commercio). 
Modeua,  pag.  114. 

19.  Copi'A-Zi-KAKi,  1\,  Ersatz  des  Schadens,  der  durch 
Verzögerung  von  Eisenbahntransporten  entstanden  ist 
(Risarciniento  del  danno  prodotto  del  ritardo  nei  trasporti  per  ferrovia). 
Roma,  pag.  78. 

20.  HoKsANTi,  G.,  Die  Handelsanzeige  (Reklame).  La 
pubblicita  eommerciale.    Roma,  societa  soziale,  pag.  30. 

Strafrecht  und  Strafverfahren. 
1.  Strafrecht. 

1.  Skvkkino,  X.,  C,  Die  Delikte  der  Unterschlagung 
und  der  Fälschung  im  Dienst  der  Privatbahnen  (I  delitti  di 
peculato  e  di  falso  in  relazione  all1  esercito  delle  ferrovie  concesse 
ai  private).  Supplement  der  strafrechtlichen  Revue.  Der  Verfasser 
prüft  die  Frage,  ob  ein  Angestellter  der  Eisenbahn,  welcher  ihm 
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anvertraute  Werte  weggenommen  hat,  eine  Unterschlagung  oder 
einen  Diebstahl  begeht  und  entschliesst  sich  für  Anwendung  des 
Artikels  168  cod.  pen. 

2.  Roer«),  A.,  Betrug,  Wechselfälschung  und  Miss- 
b rauch  eines  Blankets  (Truffa.  falso  in  cambiale  e  abuso  di  foglio 
in  bianco.  11  Foro  Italiano.)  Der  Verfasser  behauptet,  dass  die 
fälschliche  Ausfüllung  eines  Blankets,  welche  um  das  Opfer  zu  be- 
trugen, vermittels  Betrügerei  und  Kunstgriff  erlangt  ist,  je  nachdem 
Wechselfalschnng  oder  Betrug  darstellt,  aber  nicht  Missbrauch  des 
Blankets  gemäss  Artikel  418  cod.  pen. 

3.  Stoppato,  A.,  Über  die  Grenzen  der  Öffentlichkeit 
in  VerleumdungsprozeRsen  und  über  die  Druckfreiheit 
(Sui  limiti  della  publicitä  nei  processi  per  diffamazione  e  nella 
liberta  della  stainpa).  Rivista  penale.  Der  Verfasser  kritisiert  Art.  -r» 
des  Gesetzentwurfes  vom  4.  Februar  1899,  welcher  bei  Verleumdung*- 
urteilen  die  Veröffentlichung  von  Berichten  über  die  gerichtlichen 
Verhandlungen  durch  Druck  verbietet  und  schlägt  statt  dessen  Prozess- 
reformen vor. 

4.  Campolknuo,  F.,  Vergehen  gegen  die  Freiheit  des 
Gottesdienstes  (Delitti  contro  la  liberta  dei  culti).  Supplement  zur 
Rivista  penale.  Der  Verfasser  spricht  besonders  von  der  Störung 
religiöser  Amtshandlungen,  von  Verstümmelung  von  Kunstwerken 
an  Orten  des  Kultus,  von  Schändung  der  Leichen  und  Gräber. 

5.  Tcosszi,  P.,  Das  Strafurteil  und  Art.  1351,  cod.  civ. 
(11  giudicato  penale  e  1*  Art.  13M,  cod.  civ.).  Archivio  ginridico. 
Der  Verfasser  behandelt  die  Frage,  ob  im  Strafverfahren  das  Vor- 
bringen der  exceptio  rei  iudicatae  dieselbe  Wirkung  hat,  wie  im 
Zivilverfahren  und  kommt  zur  Bejahung  der  Frage. 

6.  Pottin«!,  G.,  Die  Amnestie  in  Bezug  auf  das  Recht 
der  Verteidigung  des  Beschuldigten  (17  amnistia  in  relazione 
al  diritto  di  difesa  del  impugnato.  11  circolo  ginridico.)  Der  Ver- 
fasser lässt  den  Verzicht  auf  Amnestie  für  die  wegen  gemeiner  Straf- 
taten Verurteilten  zu. 

7.  Bianchkm,  A.,  Einige  Bemerkungen  über  das  Delikt 
der  schnldhaften  Untätigkeit  (Alcune  note  sul  delitto  d'  indo- 
lenza  colpevole).  Supplement  zur  Rivista  penale.  Der  Verfasser 
hält  den  Artikel  389  Strafgesetzbuchs  für  unnötig,  welcher  die  Ver- 
ladung von  Kindern  oder  anderer  Personen  behandelt,  die  sich  nicht 
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selber  versorgen  können  oder  sich  in  Gefahr  befinden,  da  es  nicht 
nötig1  sei,  durch  Gesetz  zu  schützen,  was  in  der  Natur  des  Menschen  ruht. 

8.  Rksiwnani,  A.,  Die  Bedeutung  der  Mitnrsachen  für 
die  Verletzung  einer  Person  (Deila  valutazione  delle  concause 
nella  lesione  personale).  Supplement  zur  Rivista  penale.  Der  Ver- 
fasser führt  ans,  dass  die  Darlegnng  der  Mitnrsachen  dem  Richter 
ein  Kriterium  zur  Feststellung  einer  neben  der  Absicht  entstehenden 
Verletzung  (lesione  preterintenzionale)  bieten  soll. 

9.  Makzini,  V.,  Die  Präjudizialfragen  aus  Zivil-, 
Handels-  und  Verwaltungsrecht  im  Strafprozess  (Le 
questioni  pregindiziali  di  diritto  civile,  commerciale  e  amministrativo 
nel  processo  penale).    Florenz.  Cannelli,  pag.  XVIII,  482. 

10.  Manzini,  V.,  Der  Rückfall  in  der  Soziologie  und  in 
der  Strafrecht  Wissenschaft  (La  recidiva  nella  sociologia  e  nella 
scienza  del  diritto  penale).    Florenz,  Cannelli,  pag.  641. 

11.  Ou.AXbiNi,  E.,  Die  Übertretung  der  Störung  der 
öffentlichen  und  der  privaten  Ruhe  (La  contravenzione  del 
disturbo  alla  qnieta  publica  e  privata).    Genua,  pag.  154. 

12.  ImpaIjomkni,  G..  Die  Tötung  im  Strafrecht  (L'omicidio 
nel  diritto  penale).    Tnrin,  Unione  tipografica  editrice,  pag.  501. 

18.  Alimkna,  B.,  Das  Delikt  in  der  Kunst  (II  delitto  nell* 
arte).    Turin,  Fratelli  Bocca,  pag.  91. 

14.  Majno,  L.,  Erläuterungen  zum  italienischen  Straf- 
gesetzbuch (Commento  al  codice  penale  italiano).  Verona,  Tedeschi, 
kommt  in  Heften  heraus. 

15.  Civoi.1,  C.f  Straftaten  gegen  den  öffentlichen  Frieden 
(Reati  contra  la  pnbblica  fede).  Mailand,  Societa  editrice  libraria, 
pag.  240. 

16.  Alimkna,  B.?  Die  Grenzen  und  die  Beschränkung 
der  Zurechnungsfähigkeit  (I  limiti  e  i  moditicatori  deir  im- 
putabilita).    Werk  in  3  Bänden.    Turin,  Bocca,  Herausgeber. 

17.  BoN«io,  M.,  Die  Überlegung  (La  premeditazione).  2  Bücher, 
Neapel,  E.  Marghieri,  pag.  251. 

18.  Lanza,  P.,  Eigentumsvergehen  (Reati  contra  la  pro- 
prieta).    Mailand,  Societa  editrice,  pag.  VIII,  128. 

19.  Zkrboclio,  A.,  Die  Theorie  und  Praxis  der  Über- 
tretungen (La  teoria  e  la  pratica  delle  contravenzionii.  Mailand, 
Sonzogno,  pag.  26<>. 
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B.  Strafprozess. 

1.  Lucchini,  L.,  »Strafklage  (Azione  penale).  Rivista  penale. 
Es  ist  ein  Bericht  an  die  vom  Just izmi nister  zur  Reform  der  Straf- 
prozessordnung ernannte  Konimission.  Der  Verfasser  hält  eine 
Musterung  über  die  hauptsächlichsten  im  Strafprozess  einzuführenden 
Reformen. 

2.  Lustig.  Ct.,  Der  Eid  des  Verletzten  im  Strafurteil 
(11  giuramento  della  parte  lesa  nel  gindizio  penale.  II  circolo  giu- 
ridico.)  Der  Verfasser  behauptet  im  Gegensatze  zur  Rechtsprechung, 
dass  die  verletzte  Partei,  welche  nicht  die  Klage  erhoben  oder  nicht 
als  Zivilpartei  aufgetreten  ist,  auch  nicht  die  Anzeige  erstattet  hat. 
niemals  im  öffentlichen  Verfahren  zum  Schwur  zugelassen  werden  dürfe. 

X.  Plgua,  T.,  Grundprinzipien  des  gerichtlichen  Straf- 
rechts (Principi  fondamentali  di  diritto  giudiziario  penale).  Mailand, 
Societa  editrice  libraria,  pag.  368. 

4.  Bhuha,  G.,  Vorlesungen  über  Strafprozess  (lezioni  di 
procedura  penale).    Turin,  M.  Orezza,  pag.  74. 

5.  Baksanti,  P.,  Von  der  Notwendigkeit  des  Studiums 
des  Strafverfahrens  im  allgemeinen  und  dem  Institut  des 
Untersuchungsrichters  im  besonderen  (Deila  necessita  degli 
stndi  intorno  alla  procedura  penale  in  genere  e  dell'ordinamento  del 
giudice  d'istruzione  in  specie).    Neapel,  A.  Trani,  pag.  11*. 

6.  LrcniiKi,  L.,  Elemente  des  Strafverfahrens  (Elementi 
di  procedura  penale).    Florenz,  Barbera,  pag.  X,  462. 

Öffentliche»  Recht. 

A.  Internationales  Recht. 

1.  Fkhozzi,  P.,  Eine  Skizze  über  die  Intervention  (Saggio 
Hell'  intervento).  Archivio  giuridico.  Im  ersten  Teil  seines  Werkes 
untersucht  der  Verfasser  die  psychologischen  und  philosophische» 
Grundlagen  der  Intervention.  Er  zeigt,  wie  in  der  neuen  Zeit  die 
Intervention  ein  spontanes  Produkt  der  Psychologie  der  Völker  ist. 
welche  zu  derselben  ihre  Zuflucht  nehmen  als  Mittel,  um  den  grossen 
Ideen  der  Gerechtigkeit  und  Humanität  praktische  Anwendung  zu 
verschaffen.  Er  vertritt  die  Ansicht  von  Nuwikow,  nach  welcher 
die  Intervention  ein  Mittel  ist,  kraft  dessen  die  gesunden  und  kräftigen 
Staaten  die  Mission  ausüben,  die  Organismen  der  Humanität  zu  ver- 
breiten.   Die  Intervention  ist  nach  seiner  Ansicht  nicht  ein  aus- 
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schliesslich  juristisches  und  internationalrechtliches  Institut,  sondern 
findet  sich  noch  heute  mit  Elementen  anderer  Natur,  vor  allen 
politischen,  vermischt.  Im  zweiten  Teil  prüft  der  Verfasser  das 
rechtliche  Fundament  der  Intervention.  Dies  sei  ein  juristisches, 
wenn  die  Intervention  auf  Garantie  Verträgen  oder  einem  Protektorat 
oder  auf  Gewohnheit  beruhe.  Er  weist  auf  den  Charakter  der 
Kollektivität  hin,  welchen  eine  solche  Intervention  annehmen  muss. 
Er  stellt  fest,  welche  Verletzungen  des  internationalen  Rechts  ihrer 
Natur  nach  die  Intervention  zulassen,  und  wann  diese  als  ein  Recht 
anzusehen  ist,  oder  allein  als  eine  facultas  iuris. 

2.  Gemma,  L.,  Die  orientalische  Frage  nach  den  Ver- 
t  l  ägen  und  diplomatischen  Akten  (La  questione  d'Orieutestudiata 
nei  trattati  e  negli  atti  diplomatici).  Programms.  Florenz,  A.  Meazzi, 
pag.  12. 

A.  Fkuoa/a,  l\,  Die  öffentliche  Meinung  in  den  inter- 
nationalen Beziehungen  (La  pubblica  opinione  nei  rapporti 
internazionali).    Perugia,  pag.  25. 

4.  Catkllani,  H,  Wirklichkeiten  und  Utopieen  des 
Friedens  (Realta  ed  Utopie  della  pace).  Turin,  Ronse  Frassati  &  Co. 
pag.  131. 

5.  Buk,  G.  B.T  IT  her  das  internationale  Protektorat 
(Del  protettorato  internazionale).  Mailand,  Societa  editrice  libraria, 
pag.  16.r». 

B.  Verwaltungsrecht. 

1.  Sarkiw,  G.,  Funktionen  und  Rechte  der  Kommunal- 
verwaltung in  Hachen  der  Begräbnispolizei  und  der  Kirch- 
höfe (Attribuzioni  e  diritti  delF  autorita  communale  in  materia 
di  polizia  mortnaria  e  di  cimiteri).  La  Legge.  Der  Verfasser  be- 
hauptet, dass  das  Recht  der  Kommune  auf  den  ganzen  Kirchhof 
allgemein  und  unbeschränkt  ist,  auch  bezüglich  des  abgetretenen  und 
des  okkupierten  Grund  und  Bodens  keine  Beschränkung  erleidet. 

2.  Romano,  S.,  Die  Akte  eines  Teiles  des  Parlaments 
und  ihre  behauptete  Anfechtbarkeit  vor  der  vierten  Sektion 
des  Staatsrats  (Gli  atti  di  un  ramo  del  parlaraeuto  e  la  sua  pre- 
tesa  inpugnabilitä  dinanzi  la  IV  sezione  del  consiglio  de  stato).  II 
circolo  ginridico.  Der  Verfasser  behandelt  die  Frage,  ob  ein  einzelner 
Teil  des  Parlaments  Akte  administrativen  Charakters  und  also  von 
der  Kompetenz  der  4.  Sektion  des  Staatsrats  ausführen  kann. 
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3.  Armakki,  S.,  Der  Staatsrat  und  seine  beratenden 
Funktionen  (II  consiglio  di  stato  e.  le  sne  attribuzioni  consultvi). 
Mailand,  Societä  editrice  libraria,  pag.  280. 

4.  Maiorano.  D.,  Der  Bruchteil  der  Gemeinde  im  admini- 
strativen Recht  Italiens  (La  frazione  del  comune  nel  diritto 
amministrativo  Italiano).    Rom,  Löscher,  pag.  83. 

5.  Sahhatini,  1\,  Die  Frage  der  organischen  Bestim- 
m n  ngen  (La  qnestione  degli  organici).    Modena,  pag.  14. 

6.  Gu  ffkioa,  0.,  Die  endgültigen  Verordnungen,  welche 
dem  Rekurs  an  den  Staatsrat  unterliegen  (I  provedimenti 
detinitivi  snscettibili  di  ricorso  al  consiglio  di  stato).    pag.  281. 

7.  Romano,  S.,  Die  besondere  Verwaltungs  -  Recht- 
sprechung (Le  giurisdizioni  speciali  amministrative).  Mailand, 
pag.  126. 

8.  Tommasi,  D.  A.,  Die  administrative  und  richterliche 
Funktion  des  königlichen  Verteilungskommissars  der  Ge- 
meindeia ndereien  (La  funzione  amministrativa  e  giudiziaria  del 
r.  commissario  ripartatore  di  domani  comunali).    Potenza.  pag.  H>4. 

C.  Verfassungsrecht. 

1.  Mokklli,  A.,  Was  sind  die  bürgerlichen  Freiheiten 
(Che  cosa  sono  le  libertä  civiliV).  Archivio  giuridico.  Der  Ver- 
fasser zeigt  gegen  Labani»,  Gekbkk  und  andere,  dass  die  Rechte  der 
bürgerlichen  Freiheit,  die  persönliche  Freiheit  des  Wohnsitzes,  des 
Kultus,  des  Druckes,  der  Vereinigung  subjektive  Rechte  sind.  Er 
unterscheidet  sie  von  den  politischen  und  öffentlichen  Rechten,  indem 

« 

er  sie  zu  den  Rechten  privater  Natur  zieht. 

2.  Fkrkaccin,  A-,  Die  parlamentarischen  Garantien 
während  des  Belagerungszustandes  (Le  guarentigie  parlamen- 
tarie  durante  lo  stato  dassedio).  II  Filangieri.  Der  Verfasser 
behauptet,  dass  man  als  Tendenzprinzip  die  Ungesetzlichkeit  der 
Suspension  der  parlamentarischen  Garantien  betonen  muss  und  dass 
dieselbe  nur  durch  das  verhängnisvolle  Gesetz  der  Notwendigkeit 
zur  Gesetzlichkeit  umgestaltet  werden  kann.  Jedenfalls  aber  darf  man 
solche  Suspension  nur  als  Ausnahme  in  einer  Ausnahme  betrachten. 

3.  Pkksitti,  E.,  Der  parlamentarische  Staat  und  seine 
angestellten  Beamten  (Lo  stato  Parlamentäre  ed  i  suoi  impiegati). 
Neapel,  A.  Chiurazzi,  pag.  XVI.  M4. 
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4.  Gambkrini,  A.,  Die  allgemeinen  Beziehungen  zwischen 
Gesetz  und  Dekret  im  konstitutionellen  Staat  (I  rapporti 
generali  tra  legge  e  decreto  nello  stato  costitnzionale).  Bologna, 
Zanichelli,  pag.  4«). 

5.  Milesi,  G.,  B.,  Die  positive  Reform  der  parla- 
mentarischen Regierung  (La  riforma  positiva  del  governo  Parla- 
mentäre).   Korn,  E.  Löscher,  pag.  MO. 

6.  Zannhhklli,  D.,  Stadien  über  die  konstitutionelle 
und  politische  Geschichte  der  Wiederherstellung  Italiens 
(Stndi  di  storia  costitnzionale  e  politica  del  risorgimento  italiano). 
Bologna,  Zanichelli,  pag.  503. 

7.  Bkinklli,  S.,  Die  Theorie  der  Sou veriiiietät  (Teoria 
della  sovranita).    Verona,  Taddei,  pag.  301. 

H.  Mokixi,  C,  Die  königliche  Gewalt  in  Italien  dl  potere 
regio  in  Italia).  Theoretisch-praktische  Stndie.  Casalmonferrato, 
pag.  259. 

C.  Volkswirtschaftliche  Literatur  1898—1901. 

Referent:  Dr.  Giacomo  Luzzatti, 

Prnfe*i>nr  der  StHHtswi»*eu!><liHrteii  [Venedig). 

Übersetzung  von  Dr.  Terenzio  Sacchi  Lodispoto,  Advokat  (Neapel). 


Die  italienische  ökonomische  Wissenschaft  leidet  jetzt  an  einer 
kritischen  Phase  ihres  Lebens.  In  kurzer  Zeit  verlor  sie  berühmte 
Lehrer  und  andere,  die  sie  noch  mehr  mit  bedeutenderen  Werken 
bereichern  konnten.  Darum  ist  die  literarische  Rundschau  dieses 
Faches  vom  Jahre  1S98  bis  1901  grösstenteils  leider  eine  Nekrologie. 
Von  den  Jungen  ist  vor  allem  zu  erwähnen  l'uo  Mazzoi.a,  welcher 
im  35.  Jahre  seines  Alters  starb.  Er  las  politische  Ökonomie  an 
der  Universität  Pavia,  und  der  Zauber  seiner  Sprache  nnd  seiner 
Person  sammelte  um  ihn  Freunde  und  Schüler.  Ein  Mathematiker 
und  Künstler  von  Natur,  versöhnte  er  die  weise  Strenge  der 
deutschen  Wissenschaft  (da  er  Schüler  von  Waunkk  war)  mit  dem 
Reichtum  und  Schmuck  eines  südlichen  Geistes.  In  der  Politik 
verteidigte  er  mit  offenem  Auge  gegen  alle  die  ökonomische  Freiheit 
in  allen  ihren  Formen  und  griff  die  Platz-  wie  die  Lehrstuhl- 
Protektionisten  in  allen  ihrqp  Positionen  an. 
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In  besonderer  Neigung  für  den  italienischen  Arbeiter,  welcher 
so  massig,  unermüdlich  und  unerschrocken  über  Meer  und  Berge 
geht,  um  diejenige  Wohlhabenheit  zu  suchen,  die  ihm  das  Vaterland 
versagt,  gab  Ugo  Mazzola  seine  vorzüglichen  Abhandlungen  über 
die  Arbeiter- Versicherung  und  innere  Kolonisierung  in  Deutschland 
heraus,  als  sein  Namen  schon  im  Finanzwesen  aus  Anlass  der  Ver- 
öffentlichung seiner  klassischen  Werke  über  die  wissenschaftlichen 
Ergebnisse  der  öffentlichen  Finanzen  und  über  die  progressive  Be- 
steuerung berühmt  war. 

Weiter  im  Jahre  1901  noch  einen  traurigen  Verlust;  es  starb 
Caklo  A.  Comüliani.  Leider  ist  seine  „Geschichte  der  Theorie  der 
Münze  in  Italien"  unvollständig  geblieben;  aber  für  das,  was  der 
junge  Ökonom  zu  erreichen  fähig  war.  geben  uns  bedeutende  Be- 
weise seine  jugendlichen  Versuche  rüber  die  Theorie  der  wirt- 
schaftlichen Folgen  der  Steuer"  und  die  gelehrten  Werke  über  rdie 
Reform  der  Gesetze  der  Lokalabgaben",  so  dass  er  einer  der  tüchtigsten 
Mitarbeiter  des  Ministers  Wollknboku  und  dessen  Entwürfe  der 
finanziellen  Reformen  war. 

Von  den  Lehrern  der  Volkswirtschaft  verschied:  An«;ku> 
Mkmski»a<;ma,  der  Techniker  der  politischen  Ökonomie,  welcher  die 
schon  gewonnenen  wissenschaftlichen  Wahrheiten  bearbeitete,  indem 
er  sie  auf  feste  Ausdrücke  oder  auf  die  realen  Verhaltnisse  der  be- 
obachteten Tatsachen  zurückführte.  Wenn  er  auch  im  Wesen  die 
Bevölkerungstheorie  von  Malthis  annimmt,  milderte  er  doch  den 
Gegensatz  zwischen  den  zwei  berühmten  Progressionen  und  brachte 
sie  in  eine  nicht  nur  menschlichere  Form,  sondern,  was  noch  mehr 
interessiert,  in  eine  wahrhaftigere  Gestaltung.  Nicht  anders  be- 
handelte er  das  schwierige  Thema  der  Münze  und  der  Münzsysteuie: 
Nachdem  er  hier  zahlreiche  Tatsachen  und  Beobachtungen  gesammelt 
hatte,  lehnte  er  zum  grossen  Teil,  und  mit  vollem  Recht,  die  Mit- 
wirkung der  Produktionskosten  des  FMelinetalls  zur  Bestimmung 
des  Wertes  der  Münze  ab.  »So  prüfte  er  sehr  genau  die  bekannte 
RicAKi>o'sche  Theorie  über  die  Territorialverteiluug  der  Edelmetalle, 
teilte  viele  der  natürlichen  Ursachen  der  Ungleichheit  der  Preise  in 
verschiedenen  Ländern  mit;  zuvor  hatte  er  schon  mit  musterhafter 
'Kenntnis  das  Thema  der  öffentlichen  Anleihen  behandelt. 

Als  Statistiker  ist  er  der  hervorragendste  von  allen;  sein 
Studium  über  die  Mittelwerte  ist  bedeutend  wegen  der  Schärfe  und 
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Genialität  der  Untersuchungen  und,  soviel  ich  weiss,  bis  jetzt  noch 
unübertroffen  geblieben.  Hier  und  in  seinen  wirksamen  Studien  über 
die  Kriminalität  und  die  Bevölkerung  lehrt  er  nnd  warnt,  dass  man 
sich  nicht  zur  Verallgemeinerung,  zur  Formulierung  von  festen 
Zustands-  und  Bewegungsgesetzen  verleiten  lassen  darf,  wenn  die 
Beobachtungen  gering  an  der  Zahl  sind,  und  wenn  entweder  die 
Unterlassung  einer  von  diesen  oder  die  einfache  Umsetzung  irgend 
einer  anderen  das  Gesaratresnltat,  d.  h.  das  Gesetz  umstürzen  kann. 
Selbstverständlich  mnsste  er  die  raschen  Konklusionen  Bucklks  be- 
streiten, welche  von  der  Gleichförmigkeit  der  Ergebnisse  der  Moral- 
Statistik  abgeleitet  sind.  Es  wird  gesagt,  dass  Mksski»a«lia  keine 
Schule  gebildet  hat.  Das  ist  in  einem  Sinne  wahr.  Er  besass  keine 
Anziehung  für  diejenigen,  die  ihn  umgaben,  nnd  auch  seine  Wissen- 
schaft, welche  zum  grossen  Teil  auf  mittleren  Axiomen  beruht,  hatte 
gar  keine  absoluten  Grundsätze,  welche  man  glauben  und  auf  die 
man  den  Treueid  leisten  konnte  und  mnsste.  Als  ein  unabhängiger 
Geist  widerstrebte  es  ihm,  sich  einer  Schule  oder  anderer  Genossen- 
schaft anzuschliessen.  Sein  Kuhm  und  seine  wissenschaftliche  Wirk- 
samkeit dehnten  sich  über  den  beschränkten  aber  ehrwürdigen  Kaum 
der  Universität  aus:  Er  hatte  keine  Schüler,  allein  er  war  der  Lehrer 
und  der  Führer  von  allen.  Im  Gegenteil,  Schüler  im  engeren  Sinne 
des  Wortes  nnd  bedeutende  Schüler  hatte  ein  anderer  hervorragender 
Professor,  welcher  uns  leider  in  voller  Schaffenskraft  entrissen  wurde: 
Salvatokk  Coünktti  i>k  Maktiis,  Professor  an  der  Universität  Turin, 
berühmter  Verfasser  ausgezeichneter  Abhandlungen,  wie  über  den 
Umlauf  des  Reichtums  in  den  Vereinigten  Staaten  Nord- 
Amerikas,  über  die  ursprünglichen  Formen  der  ökono- 
mischen Entwicklung  und  über  den  alten  Sozialismus,  ohne 
zu  erwähnen  seine  Vorrede  zu  Anfang  der  vierten  Serie  der 
Biblioteca  delUEconomista,  über  die  zwei  Systeme  der  Handels- 
Politik,  über  den  Bau  und  das  Leben  des  Handels,  über  die  Hand- 
arbeit im  sozialwirtschaftlichen  System,  welche  leider  unvollständig 
geblieben  ist.  Weniger  dogmatisch  als  MKssKi»A«rMA,  liebte  er  gar 
sehr  die  entweder  ans  der  fleissigen  Beobachtung  der  Tatsachen  ge- 
zogenen, oder  die  durch  die  geschichtliche  Kntwicklnng  der  Er- 
scheinungen und  der  nationalökonomischen  Institute  mit  aller 
Sorgfalt  erforschten  mittleren  Axiome.  Allein  Co«jnktti  ist  nicht 
mir  ein  Gelehrter  ersten  Hanges,  ein  beliebter  Lehrer  seiner  Schüler, 
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von  denen  schon  einige,  wie  Einaum  und  Jannauosk,  vorzügliche 
Dozenten  in  unserem  Fach  sind,  sondern  er  ist  auch  ein  Mann  der 
Tat,  welcher  von  einer  ganz  besonderen  Idee  begeistert,  sie  in  jeder 
Weise  zur  Ausführung  bringen  will  und  deshalb  alle  Schwierig- 
keiten Uberwindet.  Der  Widerspruch  schärft  seinen  Verstand  nud 
desto  schneller  und  sicherer  erreicht  er  das  erwünschte  Ziel.  Er  wollte, 
dass  in  Turin  ein  Universitäts-Laboratorium  für  politische  Ökonomie 
errichtet  werde.  Wie  alle  neuen  und  genialen  Ideen  wurde  auch 
die  CouxKTTis  anfangs  bekämpft  in  oberen  wie  in  unteren  Schichten, 
und  auch  von  Personen,  die  nicht  verstehen  konnten,  was  das  be- 
deuten sollte,  und  welche  Aufgabe  ein  national-ökonomisches  Labora- 
torium hätte  Wie  denn!  Ist  vielleicht  die  politische  Ökonomie 

eine  ex  perimentale  Wissenschaft  geworden?!  Hat  sie  vielleicht 
Destilliergefässe  und  Retorten  nötig,  um  die  tiefen  Begriffe  der  Do- 
zenten zu  destillieren  und,  sie  in  den  Köpfen  der  Schüler  zu 
kristallisieren?!  Will  die  Ökonomie  nicht  verachtet  werden  als  leere 
Ideologie,  so  muss  sie  sich  wieder  aufrichten  an  der  frischen  Quelle 
der  Tatsachen,  welche  sie  ganz  genau  beobachten  muss;  sie  muss  die 
Erfahrungen  kennen  und  gebrauchen;  muss  in  den  Universitäten  zur 
Verfügung  haben  ein  Überlegungs-  und  Studienkabinett,  versehen 
mit  allen  wissenschaftlichen  Materialien,  betreffend  die  Ökonomie  der 
Völker  und  der  Staaten.  So  war  das  Laboratorium,  welches  Cognktti 
in  der  Universität  Turin  einrichtete,  und  wir  wünschen,  ein  solches 
wäre  in  allen  anderen  nachgegründet  worden,  auch  im  kleineren 
Massstabe  an  den  Anstalten  des  niedrigeren  Unterrichts.  Und  aus 
diesem  Universitätslaboratorium  in  Turin,  aus  dieser  Werkstätte  sind 
schon  vortreffliche  Arbeiten  würdiger  junger  Lente  hervorgegangen, 
welche  der  italienischen  politischen  Ökonomie  zur  Ehre  gereichen. 
Es  genügt  uns,  die  zwei  bedeutenderen  zu  erwähnen:  Luioi  Eikauui, 
der  meisterhaft  die  Theorie  der  Bergwerksrente  durchstudierte, 
und  Jannacconk,  der  in  einer  sehr  geschätzten  Monographie  die  Pro- 
duktionskosten untersuchte.  Noch  einen  herben  Verlust  musste 
die  italienische  Wissenschaft  ertragen.  Mit  Francisco  Fkkkaka,  einem 
sehr  begabten  und  schon  seit  mehreren  Jahren  für  die  Wissenschaft 
verstorbenen  Mann,  verlieren  wir  einen  Gelehrten,  welcher  ein  un- 
auslöschliches Merkmal  den  italienischen  staatswirtschaftlichen  Studien 
aufprägte.  Seine  geniale  Tätigkeit  mit  dem  Mut  des  Glaubens, 
ohne  persönlichen  Ehrgeiz  und  jeuer  noch  schlimmeren  Sorge,  zu  ge- 
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fallen,  oder  der  augenblicklich  bestehenden  Regierung  angenehm  zu 
sein,  hatte  ihn  zu  dem  ersten  Nationalökonomen,  zu  Ehre  und  Ruhm 
unseres  Vaterlandes  gemacht.  Als  Geistlicher,  Direktor  des  statis- 
tischen Amts  in  Palermo,  ein  Mann  der  Tat,  Professor  der  National- 
ökonomie, Direktor  der  indirekten  Steuern  in  Palermo,  Rat  des 
Rechnungsamtes,  Minister,  Direktor  der  Handelshochschule  in  Venedig 
.  .  .  .  Uberall  wo  er  erscheint,  vorübergeht  oder  bleibt,  glänzt  seine 
Persönlichkeit. 

Fkkkara  begründet  sich  selbst  ein  ewiges  Denkmal  seiner 
wissenschaftlichen  Grösse  in  der  klassischen  Vorrede,  womit  er  das 
sehr  grosse  Laboratorium  für  pol.  Ök.  bereichern  wollte,  welches  er 
nicht  dieser  oder  jener  Universität,  sondern  allen  Italienern  znr  Ver- 
fügung stellte,  indem  er  in  einer  vorzüglichen  Bibliothek  die  hervor- 
ragendsten Werke  der  italienischen  und  ausländischen  Schriftsteller 
der  Nationalökonomie  sammelte.  Er  blickte  so  genau  in  die  Er- 
eignisse des  Güterumlaufs,  wie  es  vor  ihm  niemandem  gelungen 
war,  und  entdeckte  zu  Gunsten  der  grossen  Masse  eine  wunderbare 
Harmonie.  Die  einst  herrschende  Klasse,  d.  h.  die  Grundbesitzer,  wie 
die  heute  herrschende  Klasse,  d.  h.  die  Kapitalisten,  sind  ohnmächtig, 
die  kleinen  Leute  zu  überwältigen,  besonders  diejenigen,  welche  im 
Schweisse  ihres  Angesichts  von  ihrer  Handarbeit  leben.  Im 
Kampf  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  d.  i.  zwischen  vergangener 
und  gegenwärtiger  Arbeit,  wird  letztere  siegen,  weil  sie  produktiver 
als  die  zukünftige  Arbeit  ist.  Deshalb  ist  für  Fkkkaka  Freiheit 
Eigentum,  und  wie  alle  Monopole,  dem  Wertgesetz  unterworfen.  Der 
Wert  würde  dann  nicht  bestimmt  von  den  mehr  oder  weniger  zu- 
künftigen Produktionskosten  dieses  oder  jenes  nützlichen  Gegen- 
standes, sondern  von  den  aktuellen  Produktionskosten,  oder  besser 
gesagt,  von  den  Reproduktionskosten  unter  den  möglichst  günstigsten 
Umständen  für  die  Personen,  welche  den  Bedarf  haben  und  bereit  sind, 
um  ihn  zu  befriedigen,  einen  bestimmten  Preis  zu  bezahlen. 

Nun  zu  den  Lebenden!  Die  italienische  und  ökonomische 
Literatur  ist  im  Zeitraum  von  4  Jahren,  1898  —  1**01,  um  viele 
Veröffentlichungen  bereichert  worden.  Es  wäre  zu  lang,  wenn  wir 
auch  kurz  den  Wert  jedes  einzelnen  Werkes  insbesondere  beleuchten 
wollten.  Es  ist  uns  genug,  die  Aufmerksamkeit  derer  darauf  zu 
lenken,  die  sich  für  unser  Fach  interessieren.  A  tout  seigneur 
tont  honneur.   In  der  Finanz- Wissenschaft  und  noch  mehr  in  der 
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politischen  Ökonomie  nimmt  eine  sehr  hohe  Stelle  ein,  und  gehört 
zu  den  ersten:  Ai:«i;sto  Graziani,  der  noch  sehr  jung,  schon  als 
ordentlicher  Professor  an  der  Universität  Neapel  seine  Vorlesungen 
hält.   Seine  Grundrisse  über  Finanz- Wissenschaft  sind  ausgezeichnet. 
Auf  jeder  Seite  dieses  Buches  scheint  die  lange  Überlegung  und  die 
gi*08se  Neigung  durch,  die  der  Schriftsteller  für  die  behandelte  Dis- 
ziplin hat.    Besonders  zu  bemerken  ist  die  vollkommene  Kenntnis 
der  auswärtigen  Literatur  und  Gesetzgebungen.    Man  weiss  nicht, 
was  mehr  hervorzuheben  sei,  seine  tiefe  Doktrin  oder  die  sinnreiche 
und  scharfe  Kritik.    Yintknzo  Tanuorka,  ein  lebhafter,  gelehrter, 
beständiger  Geist,  ist  der  Verfasser  eines  Buches  über  den  Druck 
der  Abgaben,  vielleicht  das  beste  und  sicher  das  originellste  seiner 
Werke,  im  Vergleich  mit  den  anderen,  wie  die  über  fiskalische  Kon- 
trolle, über  Finanzrecht  und  seine  gegenwärtigen  Fragen.  Sinnreich 
und  sehr  lebhaft  geschrieben  ist  der  Versuch  von  Giulio  Fiorktti: 
Brod,  Regierung  und  Steuer,  wo  sehr  gut  der  kritische  und 
diagnostische,  nicht  so  der  therapeutische  Teil  behandelt  ist.  Nennens- 
wert sind  der  Versuch  von  P.  F.  Casarkto  über  Finanzen  und  ihre 
Zukunft,  das  Werk  von  Mkssandru  Garklli  über  die  Gestaltung  der 
lokalen  Abgaben,  und  dasjenige  von  Fkukrico  Flora  über  die  Finanzen 
der  verbündeten  Staaten.    In  der  theoretischen  Nat.-Ök.  tritt  Gr- 
skppk  Kicca  Salkrno,  Professor  an  der  Universität  von  Palermo,  auf. 
Die  Bedeutung  eines  solchen  Gelehrten  erklärt  sich  am  deutlichsten 
in  dem  kürzlich  erschienenen  Werke  der  Theorie  der  Löhne. 
Hier  behandelt  er,  sehr  oft  in  ganz  eigentümlicher  Weise,  gründlich 
diesen  wichtigen  und  komplizierten  Stoff.    Die  kapitalistische 
Produktion  ist  der  Titel  einer  hier  und  da  bedeutenden,  aber  sehr 
verwickelten  Untersuchung  von  Antonio  Graziadki.   Seine  Thesis  ist 
diese:  Man  kann  die  Mehrarbeitstheorie  ganz  unabhängig  von  der 
marxistischen  Werttheorie  begreifen  .  .  .  Vielleicht  sucht  er  die  erste 
zu  halten,  wenn  der  zweiten  Einsturz  von  mehreren  Seiten  droht. 
Im  Gegenteil  ist  für  Akti  ko  Labhiola  die  Gewinntheorie  ganz  und 
gar  verbunden  mit  der  Wertlehre  von  Marx,  die  er  erläutert,  und 
erklärt  in  einem  vortrefflichen  Versuch,  wo  er  in  scharfe  Bemerkungen 
und  Beweisführungen  eingeht,  besonders  da,  wo  er  von  dem  Unter- 
schied zwischen  produktivem  und  unproduktivem  Kapital  spricht. 
Viel  leichter  zu  lesen,  aber  nicht  s<>  inhaltreich  ist  die  Arbeit  von 
ViN«  i  N/j.  ( »in tkima  über  den  dritten  Band  von  Karl  Marx,  und 
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dennoch  gibt  der  Schriftsteller  die  Gedanken  des  berühmten  Sozialisten 
nicht  immer  treu  wieder,  speziell  nicht  in  der  Bearbeitung  der  ab- 
soluten Rente  vom  Grund  und  Boden.  Über  die  marxistischen  Theorieen 
und  deren  neuerliche  Erläuterungen  in  Beziehung  auf  die  Wertlehre 
urteilt  sehr  gut  Ckuck  Bknki>ktto  in  einem  Band  von  kritischen 
Studien  mit  dem  Titel:  Geschichtlicher  Materialismus  und  die 
marxistische  Ökonomie.  In  diesen  Versuchen  ist  vielleicht  der 
beste  derjenige  mit  dem  Titel:  Erklärung'  und  Kritik  einiger  Be- 
griffe von  Makx. 

Auch  in  der  Wirtschaftsgeschichte  hat  sich  mit  Auszeichnung 
der  italienische  Geist  betätigt.  Loncao  hat  lobenswerte  Studien 
über  die  Genesis  des  Bürgertums  in  Sizilien  und  über  die 
Arbeit  und  die  ländlichen  Klassen  in  Sizilien  während 
und  nach  der  Fendalität  geliefert.  Überhaupt  bedeutend  ist 
das  meisterhafte  Werk  von  Ettokk  Crtotti  über  den  Unter- 
gang der  Sklaverei  im  Altertum,  welches  sehr  gern  gelesen 
wird.  Das  Buch  ist  höchst  lehrreich,  was  ihm  aber  zum  Schaden 
gereicht,  ist  die  marxistische  Befangenheit,  mit  welcher  der  Schriftsteller 
das  Kommen  einer  auf  die  Beseitigung  des  Lohnsystems  begründeten 
wirtschaftlichen  Verfassung  voraussieht  und  vorausemptindet.  Über  die 
Sozialgesetzgebung,  von  der  heute  soviel  die  Rede  ist,  veröffentlicht 
eine  wertvolle  Arbeit  Au>o  Contknto:  Ursprung,  Entwicklung 
und  Zustand  der  Arbeitergesetzgebung.  Kaya  behandelt  mit 
scharfer,  gründlicher  Kritik  das  Thema:  Die  Nationalkasse  für 
Invalidität  und  Altersfürsorge.  Gegen  den  Staatssozialismns 
entsteht  die  Korporation:  auch  auf  diesem  Gebiete  sammeln  unsere 
National-Ökonomen  Lorbeeren.  Bemerkenswert  ist  der  Versuch 
Francisco  Collkttis  über  die  bäuerlichen  Genossenschaften 
Italiens  von  der  Mitte  des  XVI II.  bis  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts. 
Sehr  praktisch  ist  die  Abhandlung  von  Vikgilii  über  die  Kooperation 
in  der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung,  und  besonders  zu  loben  ist 
Dr.  Giovanni  Lokknzom  für  seine  wissenschaftliche  Behandlung  über 
die  Agrakooperation  Deutschlands  in  der  Gegen  wart.  Der 
Verfasser  hat  drei  Jahre  lang  in  Seminarien  unter  der  Leitung 
Prof.  v.  Phiuh'ovkhs  in  Wien  und  Prof.  Skkinus  in  Berlin  studiert, 
er  hat  eine  grosse  Menge  Beobachtungen  benutzt,  und  sein  Werk 
ist  das  vollkommenste,  welches  bis  jetzt  erschienen  ist.  Im  Münz- 
und  Bankwesen  ist  die  Ernte  weniger  reich,  al*er  immer  von  guter 
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Qualität.  Es  ist  zu  erwähnen  die  Arbeit  von  F.  S.  Nitti  über 
Diskontsatz  und  die  Umlaufsstener.  das  Werk  von  A.  Pi.kbano 
über  Wechselwesen  und  Bankeinrichtungen,  die  vortreftlichen 
Münz-Monographieen  von  Etkoclk  Lokini,  welche  in  der  Tat  zu 
positiv  sind.  Man  hat  auch  vorzüglich  den  Handel  und  die  Industrie 
beobachtet.  So  sind  empfehlenswerte  .Schriften:  Gaktano  Sangioums 
Arbeit  über  Welthandel,  Lriui  Eikaum.«  Aufsatz  über  die  italienische 
Kolonialausdehnung,  Sarbatinis  Abhandlung  über  unsere  Ausfuhr, 
Tombksi  schreibt  inhaltreiche  Monographieen  über  die  italienische 
Seiden-  und  Baurawollindustrie.  Die  aktuellen  Fragen  sind  auch 
Gegenstand  wichtiger  Veröffentlichungen  gewesen.  So  diejenige  von 
Rava  über  Fernsprecher,  von  Morklli  über  die  Mnnizipali- 
sierung  der  öffentlichen  Dienste,  von  Vikuilii  über  Agrar- 
fragen und  soziale  Zukunft,  von  Tivakoni  über  Vermögen  und 
Ertrag,  von  (Jossa  Emilio  über  die  Trusts. 

Aber  vor  dem  Schluss  dieser  Rundschau  ist  es  unsere  Pflicht, 
noch  kurz  einen  hervorragenden  italienischen  Xat.- Ökonomen  zu  er- 
wähnen, der  in  der  Eigentümlichkeit  seiner  Begriffe  und  wissen- 
schaftlichen Produktionen  durchaus  selbständig  ist.  Achill«  Loria 
hat  in  seinen  Ideen  die  Lehre  der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung erneuert. 

In  der  Tat  besteht  im  marxistischen  System  das  Geheimnis 
der  menschlichen  Entwicklung,  in  der  Entwicklung  der  Produk- 
tionsmittel, welche  in  den  verschiedenen  Momenten  ihres  Fortschritts 
die  mannigfaltigsten  Wirtschaftsformen  bestimmen,  deren  Moral. 
Recht,  Religion,  Idealogie  nichts  anderes  als  Oberst  ruktnren  sind. 
So  besteht  nach  Loria  dieses  Geheimnis  ausserhalb  des  menschlichen 
Geistes,  dessen  notwendiges  Erzeugnis  die  Entwicklung  der  Pro- 
duktionsmittel ist.  d.  h.  es  bestellt  im  Grund  und  Boden:  in  den 
verschiedenen  Arten  des  Eigentums  im  Laufe  der  Zeit,  je  nachdem 
die  anwachsende  Bevölkerung  stösst  und  drückt  gegen  die  quantita- 
tiven und  produktiven  Grenzen  des  Landes. 

Auf  diesem  festen  Grund  untersuchte  früher  Loria  in  glän- 
zender Weise  das  kapitalistische  Eigentum,  und  unter  Leitung  der- 
selben Grundgedanken,  vertieft  er  sich  in  die  heutige  Wirtschafis- 
verfassung.  Meisterhaft  behandelt  er  dasselbe  Thema,  indem  er  in 
letzter  Zeit  eine  neubearbeitete  und  ergänzte  Auflage  seines  schätzens- 
werten Buches  älter  die  wirtschaftlichen  Gründe  der  Sozial- 
verfassung  herausgegeben  hat. 
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Die  Wirtsehaftsverfassung  ist  nacli  Loriak  Lehre  in  jedem 
Teil  das  natürliche  und  notwendige  Resultat  der  Ansiedelungszu- 
stande und  der  Produktivität  des  freien  Bodens,  oder  mit  anderen 
Worten:  das  Resultat  des  Vorhandenseins  oder  Mangels  des  freien, 
durch  reine  Arbeit  bebaubaren  Bodens. 

Wo  freies,  mit  reiner  Arbeit  bebanbares  Land  vorhanden  ist, 
da  herrscht  Zusammen  Wirkung  des  Kapitals  und  der  Arbeit;  wo 
das  freie  Land  aufhört,  da  fängt  die  kapitalistische  Ökonomie  an. 
Und  diese  entwickelt  sich  ihrerseits  in  folgenden  beiden  Momenten: 
a)  mit  dem  ausschliesslichen  Eigentum  des  Menschen,  wo  das  mit 
reiner  Arbeit  bebaubare  Land  teilweise  besiedelt  wird  (Sklaverei, 
Knechtschaft);  und  als  der  Mensch  frei  wurde,  b)  mit  der  Entziehung 
des  Grundeigentums  der  Arbeiter.  —  Dies  geschah  mit  der  Herab- 
setzung des  Lohnes  bis  an  die  Minimalgrenze,  als  kein  Land  mit 
der  reinen  Arbeit  zu  bebauen  mehr  existierte,  und  ferner  mit  der 
Überschätzung  des  Bodens,  als  die  Löhne  über  den  Minimalsatz  ge- 
stiegen waren,  und  das  ganze  Land  jeder  Qualität  besiedelt  war. 
Das  kapitalistische  Eigentum  in  seinen  fortschreitenden  Gestaltungen 
vertritt  die  noch  unvollkommenen  Stufen  der  Entwickelung,  den 
langen  und  peinlichen  Zeitraum  dieser  Verarbeitung,  wo  auch  eines 
Tages  dies  endlich  die  entscheidende  Gestaltung  der  menschlichen 
Ökonomie  bilden  wird. 

So  lautet  in  ihren  Grundzügen  die  Konstruktion  des  be- 
rühmten Nationalökonomen  von  Mantua.  Obwohl  man  diese  Theorieen 
in  ihren  Vordersätzen  und  Schlüssen  nicht  ganz  annehmen  kann, 
ist  zweifellos  die  heutige  italienische  Sozialökonomie  ganz  erfüllt 
von  dieser  genialen  Vorstellung  Lokias,  welche  bis  ins  Innerste  der 
Sozialverfassnng  eindringt,  und  eine  Welt  von  Wahrheiten  entdeckt, 
welche  früher  unbekannt  oder  verborgen  geblieben  waren;  oder  welche 
das  gemeine  Volk  der  Unerfahrenen  und  die  Empiriker  mit  ihrem 
kurzsichtigen  Blick,  der  nicht  weiter  als  die  Oberfläche  der  Dinge 
und  der  groben  Phänomene  sieht,  missverstandeu  hatten. 
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Referenten:  M.  KatO,  Professor  der  Rechte.    Tokio,  und 
E.  Eisenmann,  Rechtsanwalt.  Paris. 

Gesetzgebung  1899  und  1900. 

In  diesen  Jahren  hat  die  Gesetzgebung  in  Japan  einige  wesent- 
liche Reformen  früherer  Gesetze  auf  den  wichtigsten  Gebieten  des 
Rechts  vorgenommen. 

I.  Handelsgesetzbuch  und  Nebengesetze. 

1.  Handelsgesetzbuch  (1899).  Die  japanische  Kodifikation 
des  Handelsgesetzbuchs  begann  im  Jahre  1881  mit  der  Einsetzung 
einer  Kommission,  welche  den  damaligen  japanischen  Regierungsrat 
Rokhlkk,  einen  Deutschen,  mit  dem  Entwürfe  beauftragte.  Der 
RoKHLKK'sche  Entwurf,  der  mit  ausfuhrlichen  Motiven  in  deutscher 
Sprache  in  drei  Bänden  in  Tokio  im  Druck  erschien,  ist  von  der 
zumeist  aus  Reichsgerichtsräten  bestehenden  Kommission  nur  unbe- 
deutend modifiziert  worden  und  wurde  dann  im  Jahre  1890  als  Gesetz 
publiziert.  Dieses  jetzt  als  das  alte  Handelsgesetzbuch  bezeichnete 
Gesetz  war  eigentlich  bestimmt,  vom  1.  Januar  1891  an  in  Kraft 
zu  treten.  Es  hatte  aber  in  der  Volksvertretung  grossen  Wider- 
spruch gefunden;  insbesondere  hatte  die  Vereinigung  der  juristischen 
Doktoren  eine  starke  Opposition  in  die  Wege  geleitet,  es  wurde 
daher  eine  neue  Bearbeitung  angeordnet.  Da  aber  die  Notwendig- 
keit einer  sofortigen  Regelung  gewisser  handelsrechtlicher  Materien 
unaufschiebbar  erschien,  so  wurde  zunächst  nur  die  Neubearbeitung 
einiger  der  wichtigsten  Teile,  nämlich  im  1.  Buch  die  des  6.  Ab- 
schnittes (Gesellschaftsrecht.)  und  im  12.  Abschnitt  (Wechselrecht), 
sowie  die  des  ;i  Buches  (Konknrsrccht)  fertig  gestellt  und  diese 
Teile  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1S!»:{  promulgiert. 

Der  inzwischen  vorbereitete  neue  Entwurf  wurde  erst  im  Jahre 
1*1«7  fertig  gestellt.    Die  Verfasser,  die  Professoren  K.  Fmk  und 
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K.  Okano  und  der  Justizniinisterialrat  H.  Tanake,  sind  von  Grund 
aus  von  dem  RoESLER'schen  Entwurf  abgewichen.  Die  Volksver- 
tretung hat  dieses  neue  Projekt  im  Jahre  1899  zum  Gesetz  erhoben; 
in  Kraft  getreten  ist  dies  neue  Handelsgesetzbuch  vom  16.  Juni  1899 
ab.  Die  Grundidee  der  japanischen  Gesetzgeber  ist  die  Herstellung 
möglichster  Übereinstimmung  -der  japanischen  Handelsgesetzgebung 
mit  derjenigen  der  übrigen  Weltmächte  gewesen,  wie  dies  für  alle 
vermögensrechtlichen  Gebiete  überhaupt  als  leitender  Grundsatz  des 
neueren  japanischen  Rechts  angesehen  werden  kann.  Es  sind  daher 
bei  der  Abfassung  des  Gesetzes  nicht  nur  die  ausländischen  Gesetze, 
sondern  ganz  speziell  auch  die  Beschlüsse  der  internationalen  Kon- 
gresse auf  dem  Gebiete  des  Handels-  und  Seerechts  auf  das  sorg- 
faltigste in  Betracht  gezogen.  Immerhin  lässt  sich  aber  erkennen, 
dass  man  sich  hauptsächlich  dem  deutschen  Handelsgesetzbuch  an- 
geschlossen hat, 

Das  Gesetzbuch  enthält  folgende  Abschnitte: 

I.  Buch.  Allgemeine  Bestimmungen.  1.  Anwendung  des 
Gesetzes.  2.  Der  Kaufmann.  3.  Handelsregister.  4.  Firma.  5.  Handels- 
bücher.   6.  Handelsangestellte.    7.  Handelsagenten. 

II.  Buch.  Handelsgesellschaft.  1.  Allgemeines.  2.  Offene 
Handelsgesellschaft  (1.  Errichtung,  2.  Beziehungen  nach  innen  und 
dann  3.  nach  aussen,  4.  Ausscheiden  eines  Gesellschafters,  5.  Auf- 
lösung, 0.  Anfteilnng).  3.  Kommanditgesellschaft.  4.  Aktiengesell- 
schaft (1.  Errichtung,  2.  Aktien,  3.  Organe  [Generalversammlung, 
Vorstand .  Anfsichtsrat],  4.  Rechnungsverhältnisse,  5.  .Schuldver- 
schreibungen, 6.  Änderungen  des  Gesellschaftsvertrages.  7.  Auflösung, 
8.  Aufteilung).  5.  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien.  0.  Ausländische 
Handelsgesellschaften.    7.  Strafen. 

III.  Buch.  Das  Handelsgeschäft.  1.  Allgemeines.  2.  Kauf. 
3.  Laufende  Rechnung.  4.  Stille  Gesellschaft.  5.  Mfiklergewerbe. 
6.  Kommissionsgeschäft,  7.  Speditionsgeschäft.  8.  Frachtgeschäft 
(1.  Beförderung  von  Gütern.  2.  von  Reisenden).  9.  Verwahrung  (1.  All- 
gemeines, 2.  Lagergeschäft).  10.  Versicherung  (1.  Schadensversicherung 
[1.  Allgemeines,  2.  Feuerversicherung,  3.  Frachtgut  Versicherung]; 
2.  Lebensversicherung). 

IV.  Buch.  Der  Wechsel brief.  1.  Allgemeines.  2.  Gezogene 
Wechsel  (1.  Ausstellung,  2.  Indossament,  3.  Annahme,  4.  Zahlung, 
5.  Ersatzanspruch,  <>.  Bürgschaft,  7.  Hilfseintritt  [1.  Hilfsannahme, 
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2.  Hilfszahlung],  8.  Ablöschungsnrkunde,  9.  Ausfertigungen  und  Ab- 
schriften).   3.  Eigene  Wechsel.    4.  Scheck. 

V.Buch.  Seehandel.  1 .  Das  Schiff  und  die  Reeder.  2.  Be- 
satzung (1.  Schiffer,  2.  Seemann).  3.  Beförderung  zur  See  (1.  von 
Waren  [1.  Allgemeines,  2.  Schiffsladeschein];  2.  Beförderung  von 
Reisenden  zur  See).  4.  Seeschaden,  f».  Seeversicherung.  6.  Schiffs- 
gläubiger. 

Das  Gesetzbuch  hat  68t*  Paragraphen.  Wie  ersichtlich,  kennt 
es  nur  4  Arten  der  Handelsgesellschaft,  deuen  es  aber  sämtlich 
juristische  Persönlichkeit  beilegt.  Das  Wechselrecht  ist  als  Teil  dem 
Gesetzbuch  eingeordnet.  Eine  Bestimmung  über  Bodmerei  erschien 
überflüssig,  da  das  Versicherungswesen  dem  Bedürfnis  genügt, 

Das  Konkursrecht,  welches  im  früheren  Handelsgesetze  mit  in- 
begriffen war,  ist  im  neuen  ausgeschlossen,  weil  die  Absicht  besteht, 
eine  Konkursordnung  zu  schaffen,  welche  anch  für  Nichtkaufleute 
gelten  soll;  einstweilen  ist  das  dritte  Buch  des  alten  Handelsgesetz- 
buchs daher  in  Kraft  geblieben. 

Wegen  aller  Einzelheiten  wird  auf  die  Abhandlung  des 
Professor  Rkhmk  über  das  japanische  Handelsgesetzbuch  in  Gold- 
sohmidts  Zeitschrift  11H>1  verwiesen;  eine  deutsche  Übersetzung  ist 
von  Professor  Loknholm  in  Tokio  herausgegeben. 

2.  Einführungsgesetz  zum  Handelsgesetzbuche  (1890). 
Dasselbe  enthält  vor  allem  die  Übergangsbestimmungen. 

II.  öffentliches  Seerecht. 

3.  Schiffsordnung  (1K99).  Enthält  die  Bestimmungen  über 
die  Nationalität  des  Schiffes.  .Schiffshafen,  Register,  Zertitikate  u.  dergl. 

4.  Schiffsbesatzungsordnung  (1899).  Enthält  besonders 
die  Bestimmungen  über  die  Behörden  für  die  Schiffsbesatzung  und 
die  Befugnisse  des  Schiffers  gegenüber  der  Seemannschaft.  Die 
privatrechtlichen  Bestimmungen  sind  bereits  im  Handelsgesetzbuche 
enthalten. 

5.  Lotsenorduu  ngen  (1*99). 

III.  Volkswirtschaftliche  Gesetze. 

(>.  Privatbahngesetz  (1900).  Enthält  besondere  Be- 
stimmungen über  die  Eisenbahn-Aktiengesellschaften. 

7.  Gesetz  über  Eisenbahn-Transport-Gewerbe  (19nm. 
Enthält  auch  vom  Handelsgesetz  abweichende  privatrechtliche  Be- 
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Stimmungen  über  die  Haftung  der  Eisenbahn  als  Transportunter- 
nehmer. 

8.  Gesetz  über  das  Versieherungsgewerbe  (1900).  Um- 
fasst  besonders  die  Bestimmungen  über  die  staatliche  Beaufsichtigung 
der  gewöhnlichen  Gesellschaften  und  der  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhenden. 

9.  Gesetz  über  die  wirtschaftlichen  Vereine  (1900). 
Organisiert  4  Arten  von  Vereinen:  Kredit  verein,  Verkanfsverein, 
Kaufverein,  Produktionsverein,  welche  sämtlich  als  juristische  Per- 
sonen behandelt  werden. 

10.  Gesetz  über  die  Vereine  zur  Förderung  der  haupt- 
sächlichsten Landes-Industrieen  (1900). 

IV.  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums. 

Die  folgenden  Gesetze  sind  gleichzeitig  mit  dem  Anschlug» 
Japans  an  die  internationalen  Konventionen  erlassen,  denen  sie  sich 
eng  anpassen.  Die  deutsche  Übersetzung  dieser  Gesetze  von  Dr. 
Paul  Rkunx  und  Kisak-Tamai  ist  1900  im  Verlage  von  „Ost-Asien4' 
in  Berlin  erschienen. 

11.  Patentgesetz  (1899).  Dies  Gesetz  ist  wesentlich  dem 
deutschen  Patentgesetz  nachgebildet;  das  Patentregister,  die  Prüfung 
—  freilich  durch  einen  einzigen  Prüfer  -.  das  Patentanwalts- 
register ---  allerdings  durch  Übertragung  der  Disziplinargewalt  an 
den  Präsidenten  des  Patentamts  — ,  das  Beschwerdeverfahren  u.  dergl. 
sind  wesentlich  analog  ausgebildet.  Hervorzuheben  ist  vielleicht  die 
in  das  Gesetz  selbst  aufgenommene  siebenmonatliche  Priorität  im 
Auslände,  in  einem  mit  Japan  durch  Vertrag  verbundenen  Staate, 
patentierter  Erfindungen,  sowie  ähnliche  Vorrechte  für  die  auf  Aus- 
stellungen zuerst  bekannt  gegebenen  Neuerungen.  Die  Enteignung 
der  Erfindung,  wenn  deren  allgemeine  Benutzung  im  öffentlichen 
Interesse  liegt,  gegen  eine  durch  den  Präsidenten  festzusetzende 
Entschädigung,  eine  ähnliche,  gegen  Entschädigung  des  Inhabers 
der  Staminerfindung,  zugewährte  Patentierung  abhängiger  Er- 
findungen sind  dem  japanischen  Rechte  eigentümlich;  die  Ent- 
schädigung wird  durch  den  Rechtsweg  korrigiert.  Dem  Patentamt 
sind  ferner  die  Befugnisse  eines  Patentgerichtshofs  beigelegt  ;  ausser 
über  Nichtigkeitsklage  u.  dergl.  kann  es  auch  von  Besitzern  kolli- 
dierender Patente  zu   einem  Prüflingsverfahren  angerufen  werden 
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behufs  Festsetzung  der  beiderseitigen  Rechte;  gegen  die  Ent- 
scheidungen ist  Revision  an  das  Reichsgericht  wegen  Rechtsverletzungen 
zulässig.  Die  Ausübung  zur  Vermeidung  der  Patententziehung 
muss  in  3  Jahren  stattfinden.  Die  Gebühren  sind  10  Yen  (20  Mark) 
jährlich,  alle  drei  Jahre  um  5  Yen  steigend;  für  Zusatzpatente  ist 
eine  einmalige  Gebühr  von  20  Yen  festgesetzt.  Die  erste  Gebühr 
wird  erst  nach  der  Patenterteilung  fällig.  Die  Strafen  sind  Ge- 
fängnis von  15  Tagen  bis  zu  3  Jahren  oder  Geldstrafen  von  15  bis 
50  Yen. 

12.  Das  Musterschutzgesetz  (1899).  Auch  hier  ist  eine 
Priorität  für  denjenigen,  der  im  Auslande,  in  einem  Vertragsstaate, 
binnen  4  Monaten  zuvor  eine  Eintragung  bewirkt  hat,  gegeben. 

13.  Das  Markenschntzgesetz  (1899).  Enthält  ebenfalls 
eine  solche  Prioritätsfrist  von  4  Monaten. 

V.  Oesetz  über  Verkehrsmittel. 

14.  Postgesetz  (1900).  Durch  dieses  Gesetz  sind  aus  fis- 
kalischen Gründen  die  ungewöhnlich  niedrigen  Portosätze  etwas  erhöht 
worden,  nämlich  3  Sen  (3  Pfennig)  statt  2  Sen  für  einen  Brief 
und  l1  2  Sen  statt  1  Sen  für  eine  Karte.  Das  ausländische  Porto 
ist  durch  die  internationale  Postkonvention  geregelt.  (10  Sen 
20  Pfennig  für  einen  Brief.)  Das  lnlandporto  ist  einheitlich,  das 
heisst  Entfernungszonen  und  Ortsbriefe  sind  unbekannt. 

15.  Postanweisungsgesetz  (1900). 

1(>.  Gesetz  über  Eisenbahn-  und  Schiffsposten  (1900).  • 

17.  Telegraphengesetz  (1900). 

VI.  Innere  Verwaltung. 

18.  Gesetz  über  das  Enteignungsverfahren  (1900». 

19.  Gesetz  über  die  Schweminkanalisation  (1900). 

20.  Gesetz  über  das  Rauchverbot  für  Minderjährige 
(1900).  Dieses  enthält  nur  folgende  4  Paragraphen:  §  1.  Minder- 
jährige (unter  20  Jahren)  dürfen  nicht  rauchen.  Sie  werden  bei 
Zuwiderhandlung  zwar  nicht  bestraft,  jedoch  (§  2)  der  Tabak  und 
die  Werkzeuge  werden  konfisziert.  Nach  §  3  werden  die  Personen, 
denen  die  Aufsicht  über  deu  Minderjährigen  obliegt  nnd  welche 
wissentlich  die  Übertretung  dulden,  mit  Geldstrafe  bis  zu  einem 
Yen  (2   Mark)  bestraft;    nach   §  4  erhalten   Kaufleute,  welche 
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wissentlich  flir  Minderjährige  Tabak  und  Rauchutensilien  verkaufen, 
bis  zu  10  Yen  Geldstrafe. 

VIX  Politische  Gesetzgebung. 

21.  Abgeordnetenwahlgesetz  (1900).  Die  wichtigsten 
Neuerungen  dieses  Gesetzes  sind  folgende:  Der  Steuersatz,  von 
weichein  das  Wahlrecht  abhängt,  ist  von  15  Yen  (30  Mark)  auf 
10  Yen  direkter  Steuern  herabgesetzt;  für  das  Passivwahlrecht  fällt 
der  frühere  Steuersatz  von  15  Yen  gänzlich  fort.  Ebenso  ist  die 
Bedingung,  dass  der  Gewählte  im  Wahlbezirk  ansässig  sein  musste, 
aufgehoben;  er  niuss  nur  30  Jahre  alt  und  Japaner  sein.  Die  Wahl 
ist  nicht  mehr  öffentlich,  sondern  geheime  Zettelwahl;  jeder  Wahl- 
mann hat  nur  eine  Stimme  statt  der  früher  in  Bezirken,  die  mehrere 
Abgeordnete  zu  wählen  hatten,  bestehenden  Listenwahl.  Die  Wahl- 
bezirke sind  erheblich  vergrössert. 

22.  Gesetz  über  die  politische  Polizei  (1900).  Enthält 
Bestimmungen  über  politische  Partei- Vereine  und  Versammlungen. 
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Referent:  Dr.  J.  Silovic,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Agram. 


a)  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

1.  Das  Gesetz  vom  12.  Mai  1900.  mit  welchem  ange- 
ordnet wird,  dass  grundbücherliche  Eintragungen,  deren 
Grundlagen  während  des  Laufes  einer  Verlassenschafts- 
Verhandlung  festgestellt  wurden,  von  Amts  wegen  zu  be- 
wirken sind. 

Nach  §§  177,  178  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  August 
1854  über  das  Verfahren  von  nicht  streitigen  Sachen  geschah  die 
Eintragung  der  Einantwortnngsverordnung  in  die  Öffentlichen  Bücher 
zur  Übertragung  des  Eigentumes  der  in  denselben  vorkommenden, 
zur  Verlassenschaft  gehörigen  unbeweglichen  Güter  oder  der  auf 
unbeweglichen  Gütern  haftenden  Forderungen  bloss  auf  das  ausdrück- 
liche Ansuchen  der  Erben.  Dadurch  entstand  im  Laufe  der  Zeit 
eine  bedeutende  Nichtübereinstimmung  zwischen  dem  Grundbuchstande 
und  der  tatsächlichen  Ausübung  der  dinglichen  Rechte  an  Immobilien. 
So  wurde  beispielsweise  in  einem  einzigen  Gerichtsbezirke  konstatiert, 
dass  von  ;{902  Grundbuchseinlagen  1778  —  also  45,5  °/0  —  auf  die 
Verlassensehaften  eingetragen  waren,  obwohl  die  betreffenden  N'aeh- 
lassverhandlnngen  bereits  längst  durchgeführt  worden  sind. 

Wennschon  infolge  des  Publizitätsprinzipes  des  Grundbuches 
die  ernsten  Gefahren  nicht  in  Betracht  gezogen  werden,  welchen 
sich  der  einzelne  aussetzt,  der  mit  der  Einwirkung  einer  grnnd- 
bücherlichen  Eintragung  zögert,  so  fallen  jedenfalls  die  schweren 
Nachteile  in  die  Wagschale,  welche  durch  die  Divergenz  zwischen 
Grnndbuchstand  und  faktischem  Besitzstand  für  die  Glaubwürdigkeit 
der  öffentlichen  Bücher,  somit  für  den  Verkehr  mit  Realitäten  und 
dadurch  für  den  Realkredit  entstehen. 
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Es  war  daher  ganz  unbestritten  ein  eminent  öffentliches  Interesse, 
dass  diesen  Übelständen,  welche  in  hohem  Mafse  die  Glaubwürdigkeit 
der  öffentlichen  Bücher  und  dadurch  den  Realkredit  äusserst  em- 
pfindlich beeinträchtigten,  durch  gesetzliche  Massregel  entgegen  ge- 
treten wurde.  Das  geschah  durch  das  obige  Gesetz,  welches  folgende 
Bestimmungen  enthält:  „Das  Verlassenschaftsgericht  hat  binnen 
14  Tagen  nach  Eintritt  der  Hechtskraft  der  Einantwortung  (§  174 
des  kaiserl.  Patentes  vom  0.  August  1854,  No.  708  K.-G.-Bl.)  die 
grnndbücherliehen  Eintragungen,  deren  Grundlagen  während  des 
Laufes  einer  Verlassenschaftsbehandlnng  in  einer  den  Erfordernissen 
der  Einverleibung  entsprechenden  Form  festgestellt  wurden,  von 
Amts  wegen  anzuordnen,  wenn  die  Beteiligten  nicht  selbst  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  die  Eintragung  nachgesucht  haben. 

Zu  diesem  Zwecke  hat  das  Gericht  die  erforderlichen  Urkunden 
und  protokollarischen  Erklärungen,  aber  nicht  die  Ausfertigungen 
der  Entscheidungen  des  Verlassenschaftsgerichtes,  welche  bei  den 
Gerichtsakten  vorliegen,  zu  beschaffen.  Mit  der  Anordnung  hinsichtlich 
der  Eintragungen  von  Amts  wegen  ist  jedoch  auf  Ansuchen  der  Be- 
teiligten weitere  <M)  Tage  nach  Eintritt  der  Rechtskraft  der  Ein- 
antwortung inne  zu  halten,  sofern  dadurch  nicht  die  Geltendmachung 
von  Hechten  seitens  dritter  Personen  erschwert  wird. 

Die  Partei  hat  die  zum  Zwecke  der  Ausführung  der  vor- 
stehenden Bestimmungen  erforderlichen  Urkunden  oder  Abschriften 
nicht  mit  einer  besonderen  Eingabe  vorzulegen:  auf  deren  Begehren 
ist  ihr  jedoch  vom  Gerichte  eine  Bestätigung  des  Empfanges  aus- 
zustellen 1). 

Insofern  die  zuständige  Finanzbehörde  keine  Einwendung  er- 
hebt, kann  das  Gericht  als  Verlassenschattsbehörde  auch  mit  Um- 
gehung der  Bestimmung  des  §  141»  lit.  a  des  kaiserl.  Patentes  vom 
1».  August  1S">4  (No.  2(»8  K.-G.-Bl.)  die  Einantwortung  des  Nachlasses 
mit  dem  Zusätze  anordnen,  dass  bei  der  grundbncherlichen  Eintragung 
alle  Verlassenschaftsgebühren  mit  der  denselben  gesetzlich  zu- 
kommenden Priorität  grundbücherlich  sichergestellt  werden,  wenn 
bis  dahin  nicht  die  erfolgte  Auszahlung  derselben  von  den  Parteien 
nachgewiesen  worden  ist"  2). 

Das  Verlassenschaftsgericht  hat,  wenu  es  das  Grundbuch  für 
ilie  Verlassenschaftsrealitäten  nicht  selbst  führt,  die  grnndbüeherlichen 
Eintragungen  bei  den  kompetenten  Grnndbuchsbehörden  unter  Zn- 
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sendung  der  erforderlichen  Urkunden  zu  erwirken.  Die  Grundbuchs- 
behörden haben  die  Abschriften  für  die  Urkundensammlung  von 
Amts  wegen  kostenfrei  zu  besorgen  (§  3). 

Erlangt  die  Grundbuchbehörde  amtliche  Kenntnis  davon,  dass 
der  Grundbuchstand  einer  Verlassenschaft  aus  Aulass  der  Verlassen- 
schaftsverhandlung  nicht  geordnet  ist,  so  ist  sie  verpflichtet,  hiervon 
von  Amts  wegen  die  zuständige  Verlassenschaftsbehörde  zu  ver- 
ständigen, damit  dieselbe  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  vor- 
gehe (§  4). 

Das  Verlassenschaftsgericht  kann  die  Parteien  zur  Vorlegung 
der  die  Veränderungen  in  den  Rechten  auf  die  Verlassenschafts- 
realitäten betreffenden  Urkunden  auffordern"  (§  5). 

2.  Das  Gesetz  vom  14.  März  11)01  über  den  Schutz  von 
öffentlichen  Zeichen. 

Durch  dieses  Gesetz  ist  der  strafrechtliche  Schutz  von  aus- 
ländischen Postwertzeichen,  zu  dessen  Beschaffung  sich  bei  dem  im 
Jahre  1891  in  Wien  abgehaltenen  internationalen  Post-Kongresse  die 
dort  vertretenen  Staaten  verpflichtet  haben,  auch  in  Kroatien  durch- 
geführt worden. 

Das  Gesetz  enthält  folgende  Bestimmungen: 

„Unter  den  Schutz  dieses  Gesetzes  fallen  folgende,  vom  Staate 
ausgegebenen,  im  Verkehr  befindlichen  öffentlichen  Zeichen:  Stempel, 
Postwertzeichen  und  jedes  andere  Zeichen,  welches  zur  Sicherung 
der  Steuer  bestimmt  ist,  die  Siegel  und  alle  staatlichen  und  behörd- 
lichen Zeichen,  welche  den  Inhalt  eines  Gefässes  oder  die  Qualität 
und  den  inneren  Wert  eines  Metalles  beweisen  (§  1). 

Wegen  des  Vergehens  der  Fälschung  öffentlicher  Zeichen  wird 
mit  strengem  Arrest  bis  zu  zwei  Jahren  und  Geldstrafe  bis  zn 
zweitausend  Kronen  bestraft,  wer  1.  öffentliche  Zeichen  (§  1)  nach- 
ahmt oder  verfälscht,  damit  er  selbst  oder  ein  anderer  dieselben  als 
echte  und  unverfälschte  gebrauche  oder  in  Verkehr  setze;  2.  wer 
nachgemachte  oder  verfälschte  öffentliche  Zeichen  (§  1)  wissentlich 
als  echte  und  nicht  verfälschte  selbst  verwendet,  einem  anderen 
hierzu  verschafft  oder  in  Verkehr  setzt  (§  2). 

Wegen  des  im  $  2  bezeichneten  Vergehens  wird  mit  strengem 
Arrest  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  tausend  Kronen 
bestraft : 


Digitized  by  Google 


J.  Silovic:  Kroatien. 


1037 


a)  wer  von  echten,  bereits  gebrauchten  öffentlichen  Zeichen  (§  1) 
die  Kennzeichen  ihrer  Entwertung  entfernt,  damit  er  dieselben 
entweder  selbst  oder  ein  anderer  als  nicht  entwertete  öffentliche 
Zeichen  verwendet,  zu  diesem  Zwecke  einem  anderen  verschafft 
oder  in  Verkehr  setzt; 

b)  wer  echte,  schon  gebrauchte  öffentliche  Zeichen  (§  1),  von  denen 
er  die  Kennzeichen  der  Entwertung  entfernt  hat,  wissentlich 
neuerdings  als  unentwertete  öffentliche  Zeichen  selbst  gebraucht, 
zu  diesem  Zwecke  einem  anderen  verschafft  oder  in  Verkehr 
setzt  (§  3).  Die  in  den  §§  2  und  3  erwähnten  Handlungen 
werden  zu  Verbrechen,  wenn  der  verursachte  oder  beabsichtigte 
Schade  den  Betrag  von  tausend  Kronen  übersteigt,  und  werden 
nach  Vorschrift  des  §  202  beziehungsweise  §  203  Str.-G.  be- 
straft (S  4). 

Die  Vorschriften  der  §§  2,  3  und  4  dieses  Gesetzes  gelten 
auch  für  ausländische  öffentliche  Zeichen  jener  Staaten,  in  welchen 
durch  ein  Gesetz  oder  einen  Gesetzeskraft  besitzenden  Vertrag  die 
vom  Staate  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  herausgegebenen, 
unter  den  Schutz  dieses  Gesetzes  fallenden  öffentlichen  Zeichen  im 
entsprechenden  Falle  rechtlich  geschützt  werden  (§  5). 

Wegen  Übertretung  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  400  Kronen  be- 
straft, wer  ohne  den  in  §§  2  und  3  bezeichneten  Vorsatz  und  Zweck : 

a)  eine  Münze,  Denkmünze,  Spielmarke,  Vignette,  Annonce,  Waren- 
marke oder  ähnliche  Gegenstände  derart  anfertigt,  dass  solche 
bei  oberflächlicher  Besichtigung  leicht  für  öffentliche  Zeichen 
(§  1)  angesehen  werden  könnten; 

b)  öffentliche  Zeichen  (§1)  nachmacht  oder  verfälscht,  die  Kenn- 
zeichen ihrer  Entwertung  von  gebrauchten  öffentlichen  Zeichen 
entfernt  oder  nachgemachte,  verfälschte  oder  solche  öffentliche 
Zeichen  in  Verkehr  setzt,  von  denen  die  Kennzeichen  ihrer 
Entwertung  beseitigt  sind  (§  6). 

Die  Vorschriften  des  §  t>  gelten  auch  für  Postwertzeichen 
jener  Staaten,  in  denen  auf  Grund  des  Strafgesetzes  oder  auf  Grund 
eines  Gesetzeskraft  besitzenden  Vertrages  die  Postwertzeichen  der 
Länder  der  ungarischen  Krone  strafrechtlichen  Schutz  gemessen  (i?  7). 

Die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  18">2 
sind  auch  auf  die  nach  diesem  Gesetze  strafbaren  Handlungen  an- 
zuwenden. 
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Die  Vorschriften  für  die  in  Art.  1  und  III  des  Gesetzes  vom 
10.  Juni  18i»0  über  die  Rechtsfolgen  der  .Strafurteile  und  der  Strafen 
erwiihnten  Strafurteile  gelten  auch  für  Strafurteile,  welche  nach  den 
§S  2,  3  und  4  dieses  Gesetzes  gefüllt  werden  (§  8). 

b)  Literatur. 

1.  Milan  Smkkkah,  Prirucnik  za  politickn  upravnu 
slnzbu  n  kraljevinah  Hrvatskoj  i  Slavoniji  (Handbuch  für 
den  politischen  Verwaltungsdienst  in  den  Königreichen  Kroatien  und 
Slavonien).  Agram,  8°,  I.  Bd.,  IV.  975;  II.  Bd.,  VIII,  991;  III.  Bd.. 
VI,  1082;  IV.  Bd.  ist  noch  nicht  vollständig  erschienen. 

Dieses  Werk  hat  in  der  Tat  eine  Lücke  in  der  kroatischen 
juristischen  Literatur  ausgefüllt  und  einem  wirklich  oft  und  tiefge- 
fühlten Bedürfnisse  entsprochen.  Ks  hat  bisher  an  einem  Werke 
in  kroatischer  Sprache  gemangelt,  welches,  wie  Mkykhhofkrs»  Hand- 
buch für  den  österreichischen  Verwaltungsdienst,  unserem  Beamten 
als  ein  verlässlicher  Führer  in  seinem  Berufe  dienen,  und  allen,  die 
sich  mit  öffentlichen  Angelegenheiten  befassen,  wie  Abgeordneten. 
Advokaten,  Universitätsprofessoren,  Journalisten,  ein  treuer  Berater 
sein  kann.  Es  war  deshalb  sehr  dankenswert,  dass  sich  der  Auf- 
gabe, ein  solches  Werk  herauszugeben,  der  auf  dem  Gebiete  der 
verwaltungsrechtliehen  Literatur  bekannte  und  erprobte  Sektions- 
rat der  k.  Landesregierung  M.  Smkkkak  unterzogen  hat.  Er  war  seit 
Jahren  damit  beschäftigt,  die  verschiedenen  Verwaltungsgesetze  und 
Verordnungen  zu  sammeln,  zu  ordnen  und  zu  kommentieren.  Nachdem 
die  Organisation  unserer  Verwaltung  im  ganzen  und  grossen  abge- 
schlossen war,  ist  er  an  die  Heransgabe  dieses  Werkes  herangetreten. 
Es  enthält  eine  kritische  Znsammenstellung  aller  bezüglich  des  Ver- 
waltungsdienstes in  Geltung  stehenden  Gesetze  und  Verordnungen 
mit  historischen  Einleitungen  in  die  einzelnen  Gebiete  des  Ver- 
waltungsrechts und  zugleich  auch  ein  praktisch  angelegtes  Kompendium 
für  den  politischen  Verwaltnngsbeamten,  dem  es  bisher  sehr  schwer 
war,  sich  in  der  Menge  der  betreffenden  Gesetze  und  Vorschriften, 
die  in  Kraft  bestehen  oder  zum  Teile  bereits  ausser  Geltung  gesetzt 
wurden,  zurecht  zu  finden. 

In  der  Einleitung  definiert  der  Verfasser  den  Begriff  der 
Verwaltung  und  des  Verwaltungsrechtes  und  determiniert  die  ein- 
zelnen Erscheinungsarten  dieses  Hechtes  nach  aussen.    Der  Verfasser 
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erörtert  die  Geschichte  der  kroatischen  Verwaltung  seit  dem  Jahre  1848, 
in  welchem  Jahre  mit  dem  bis  dorthin  in  Geltung  gestandenen 
Verwaltungsapparat  gebrochen  und  zum  erstenmale  Justiz  und 
Administration  getrennt  wurden.  Mit  detaillierter  Benützung  aller 
zu  Gebote  stehenden  Quellen  führt  der  Verfasser  dann  die  Geschichte 
bis  auf  unsere  Tage  herab,  wobei  er  die  sechs  Phasen,  welche  die 
Verwaltung  mitmachte,  sehr  glücklich  und  treffend  charakterisiert. 
In  den  Quellen  gibt  er  ein  genaues  Verzeichnis  aller  einschlägigen 
Gesetzsammlungen  an,  welche  als  Grundlage  des  herrschenden 
Kechtes  in  Betracht  kommen.  Dann  folgt  der  erste  Teil,  welchen 
die  Organisation  der  Exekutivgewalt  mit  Berücksichtigung  der  ge- 
meinsamen Verhältnisse  zu  Ungarn  nnd  Österreich  enthält.  Dieser 
Teil  zerfällt  naturgemäss  in  die  Organisation  der  autonomen  und 
gemeinsamen  Behörden. 

Der  zweite  Teil,  welcher  das  materielle  Verwaltungsrecht 
enthält,  zerfällt  wieder  in  zwei  Teile,  von  denen  der  erste  die 
Verfassungsgesetzkunde,  der  zweite  die  Verwaltungsgesetzknnde 
umfasst.  Die  Sprache  des  Werkes  ist  eine  leicht  verständliche,  die 
Diktion  kräftig,  die  Darstellung  eine  leicht  fassliche  und  klare. 

2.  Dr.  Fkan  Vrbaxic:  Jedno  stolece  u  razvoju  ziteljstva 
Hrvatske  i  Slavonije  (Ein  Jahrhundert  in  der  Entwickelung  der 
Bevölkerung  von  Kroatien  und  Slavonien).  Publikationen  der  süd- 
slavischen  Akademie.    (  XL.  Buch.    8°.  244. 

Der  verdienstvolle  Akademiker,  über  dessen  Arbeiten  ich  schon 
im  Jahrbnche  wiederholt  berichtet  habe  (Jahrgang  II,  S.  428  und 
IV,  S.  792),  skizziert  zuerst  die  Geschichte  der  Volkszählung  von 
der  Zeit  der  Maria  Theresia  bis  zum  Jahre  1890;  dann  untersucht 
er  kritisch  die  Daten  über  die  Bevölkerungszahl,  die  ihm  zugänglich 
waren,  und  kommt  zu  dem  Ergebnisse,  dass  auf  dem  heutigen  Terri- 
torium von  Kroatien  und  Slavonien  folgende  Bevölkerungszahl  be- 
stand: im  Jahre  1785:  1196038,  1805:  1236739,  1850:  16630G8, 
1857:  1678890,  1869:  1892499,  1890:  2186410. 

In  der  Zeit  von  105  Jahren  hat  sich  die  Bevölkerung  um 
990372  Einwohner  vermehrt,  d.  i.  um  82,81  %, 

Nach  dieser  Berechnung  beläuft  sich  in  dem  Zeitabschnitte  von 
105  Jahren  die  jährliche  durchschnittliche  Zunahme  der  Bevölkerung 
auf  0,57%.  Diese  Zunahme  kann  man  demnach  als  die  normale  be- 
trachten.   Der  Autor  vergleicht  jetzt  die  Zunahme  der  Bevölkerung 
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in  Kroatien  und  Slavonien  mit  derjenigen  anderer  Staaten  nnd  kommt 
zu  dem  Schlüsse,  dass  in  Kroatien  die  Bevölkerungszunahme  zwar  nicht 
gross,  aber  konstant  ist,  und  dass  die  Bevölkerung  Kroatiens  genug  Kraft 
in  sich  hat,  um  stufenweise  zu  bedeutender  Vermehrung  zu  gelangen. 

In  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  war  die  jährliche  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  geringer  als  in  der  zweiten:  in  der  ersten 
betrug  sie  0,483 °/0,  in  der  zweiten  0,728  °/0. 

In  dem  heutigen  Territorium  Kroatiens  lebten  im  Jahre  1785 
auf  einem  Qudrat-Kilometer  28  Einwohner,  im  Jahre  1890  auf  dem- 
selben Räume  51  Einwohner. 

3.  Dr.  Fr.  Spkvkc:  Obci  anstrijanski  gradjanski  zakonik 
(Das  allgemeine  (österr.)  bürgerliche  Gesetzbuch).  II.  Auflage.  Agram. 
8°.    XVI,  536. 

Privatdozent  des  Zivilrechtes  Dr.  M.  Zobkow  sagt  über  dieses 
Buch  in  der  Allg.  österr.  Gerichtszeitung: 

Das  mit  kais.  Patente  vom  29.  November  1852,  R.-G.-Bl. 
No.  246,  rfür  die  Königreiche  Ungarn,  Kroatien  und  Slavonien,  die 
Woiwodschaft  Serbien  nnd  das  Temesen-Banat"  bestimmte  und  dort 
angeführte  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  von  1811  behauptet 
sich  bekanntlich  nur  in  den  Königreichen  Kroatien  und  Slavonien 
bis  zum  heutigen  Tage.  Hier  entwickeln  sich  die  bürgerlichen 
Rechtsangelegenheiten  von  dem  1.  Mai  1853  ununterbrochen  unter 
der  Herrschaft  des  österr.  bürgerl.  Gesetzbuches. 

Gleich  1853  erschien  in  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei 
in  Wien  eine  Ausgabe  des  allg.  bürgerl.  Gesetzbuches  in  offizieller 
kroatischer  Übersetzung.  Sie  wurde  jedoch  seit  1885  verdrängt  durch 
eine  Privatausgabe  des  sehr  rührigen  und  kroatischen  Juristen  Aihu.f 
Rusnuv,  Skptkhvik  in  Agram  in  der  Sammlung  der  rkroatischen 
Gesetze",  welche  die  Buchhandlung  S.  Hautmann  (Hugli  &  Deutsch) 
seit  diesem  Jahre  besorgt, 

Da  die  erste  Auflage  des  allg.  bürgerl.  Gesetzbuches  (1885) 
längst  vergriffen  war  und  eine  grosse  Nachfrage,  insbesondere  bei 
der  Agramer  l'niversitätsjngend,  nach  einer  handlichen  Ausgabt* 
des  Gesetzbuches  sich  fühlbar  machte,  so  schritt  die  Buchhandlung 
zu  einer  II.  Auflage  des  allg.  bürgerl.  Gesetzbuches.  Diesmal  über- 
nahm die  Arbeit  der  rühmlich  bekannte  Professor  des  Privatrechtes 
an  der  königl.  Universität  in  Agram  Dr.  Fk.  J.  Si-kvkc,  während 
der  frühere  Herausgeber  An.  Rtsnov  die  Sammlung  von  gericht- 
lichen Entscheidungen  besorgt  hat.    Aus  der  fachmännischen  Hand 
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des  Herausgebers  erschien  auch  das  Gesetzbuch  in  sachlicher  und 
sprachlicher  Beziehung  wohl  anders,  als  es  früher  war.  Der  Heraus- 
geber verweist  im  Vorworte  auf  die  wichtigeren  Mängel  und  Härten 
seiner  Vorgänger. 

4.  Dr.  Jukaj  Vrdanic:  Trgovatko  zakonoslovlje  (Trgo- 

V  v 

vacko  pravo,  ste  ajno  pravo  i  pravo  pobijanja)  (Handeis- 
Gesetzkunde  [Handelsrecht,  Konkursrecht  und  Anfechtungsrecht]). 
Agram.    8«.  233. 

Der  Verfasser  ist  Privatdozent  an  der  Universität  und  trägt 
au  der  höheren  Handelsschule  in  Agrara  die  Handels-Gesetzkunde 
vor.  Schon  im  Jahre  1893  hat  er  für  die  Handelsschüler  das 
Wechselrecht  und  im  Jahre  1895  den  Leitfaden  über  die  Gewerbe- 
vorschriften (worüber  ich  im  Jahrbuche  III,  S.  643  berichtet  habe) 
herausgegeben.  Auch  dieses  Buch  ist  in  erster  Linie  für  seine 
Handelsschüler  geschrieben.  Da  es  aber  so  klar  und  verständlich 
gefasst  ist,  dass  es  auch  die  Nichtjuristen  benutzen  können,  ist  es 
ausserdem  den  Handelsleuten  und  den  Gewerbetreibenden  zugute  ge- 
kommen, weil  sie  in  ihm  die  notwendigen  Informationen  aus  dem 
Handels-,  Wechsel-  und  Anfechtungsrechte  finden. 

5.  Dr.  Nikola  OiiuHKi.HA,  Kazneno  procesualno  pravo 
(.Strafprozessrecht).    Agram.    8°.    XXVI,  867. 

Dieses  Lehrbuch  ist  in  der  wissenschaftlichen  Bibliothek  der 
kroatischen  Landesregierung,  Abteilung  für  Kultus  und  Unterricht, 
erschienen. 

Der  Verfasser,  ein  guter  Kenner  des  Strafprozessrechtes,  hat 
in  seinem  Lehrbuche  die  Resultate  der  Wissenschaft  klar  und  fasslich 
dargelegt  und  die  Praxis  des  kroatischen  und  des  österreichischen 
Kassationshofes  mit  Erfolg  benützt. 

Es  ist  durch  dieses  Lehrbuch  einem  lange  bestehenden  Be- 
dürfnisse nicht  nur  bei  der  studierenden  Jugend,  sondern  auch  bei 
den  Praktikern  entsprochen  worden.  Da  aber  unsere  Strafprozess- 
ordnung vom  17.  Mai  1875  im  ganzen  und  grossen  die  österreichische 
Strafprozessordnung  23.  Mai  1873  rezipiert  hat,  so  ist  dieses  Lehr- 
buch den  kroatischen  Juristen  auch  in  Dalmatien  und  Istrien  von 
Vorteil  gewesen,  weil  der  Verfasser  die  Unterschiede  zwischen  der 
kroatischen  und  der  österreichischen  Strafprozessordnung  an  den  be- 
treffenden Stellen  besonders  hervorhebt. 

Jahrbuch  der  interuat.  Vereinigung,  ti.  u.  7.  Bd.  6(> 
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Referent  :  Dr.  Lisandro  Segovia, 

Honorarprofessor  an  der  Universität  Kordova,  Fiskal  am  Kriminal-  und 
Handelsbericht  in  Buenos  Aires. 

Übersetzt  von  Dr.  Boberto  Kttck, 

Legat iousaekretär  der  Dominikanischen  Republik,  Hamburg. 


Übersicht  über  die  Kodifikationen  und  die 
juristische  Literatur. 

Die  nachstehenden  Angaben  können  keinen  Anspruch  auf  Voll- 
ständigkeit erheben,  weil  die  Republiken  von  Lateinisch-Amerika 
viel  mehr  Verbindungen  mit  den  europäischen  Ländern  haben,  als 
unter  sich.  Ich  beginne  mit  dem  Norden  und  widme  Mexiko  einige  Worte. 

Mexiko.  Von  diesem  Lande,  das  von  dem  General  Porfiri»» 
Diaz  patriarchalisch  regiert  wird,  kennen  wir  nur  die  folgenden 
Werke:  Band  1  des  mexikanischen  bürgerlichen  Rechts,  kommentiert 
von  Lk  kn«  iat  Antonio  A.  dk  Mkihna  y  Ormaeckka.  Institutionen 
des  bürgerlichen  Rechts  an  der  Hand  des  Gesetzbuches  des  Bundes- 
staates und  Territoriums  Baja  California  von  Estkran  Calyo  und 
Francisco  i»k  P.  Skwcka,  4  Bände. 

Wörterbuch  der  Jurisprudenz  von  Licknciat  Ish»ko  A.  Montikl 
y  Dt-AKTK  und  Abhandlungen  über  Gesetze  von  demselben  Verfasser. 

Grnndbnchrecht  von  Josk  Maria  Lozana,  1  Band  von  656  Seiten, 
und  Vergleichendes  Strafrecht  von  demselben  Verfasser,  1  Band  von 
s:,6  Seiten. 

Guatemala.  Institutionen  des  bürgerlichen  Rechts  von  Dr.  Cur/-. 

Costarica.  Institutionen  des  bürgerlichen  Rechts  von  Salvador 
Gimknkz  und  Abhandlungen  über  Strafrecht  von  Rafaf.l  Orozco. 

Von  Nicaragua,  San  Salvador  und  Honduras  ist  uns 
nichts  bekannt. 

Kolumbien  (ehemals  Neu-Granada).  Das  bürgerliche  Gesetz- 
buch und  die  Gesetze  des  Landes,  kommentiert  von  Josk  M  vniki. 
Anzasita.    Gerichtspraxis  von  Dkmktrio  Pokkas,  3  Bände. 
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Venezuela.  Institutionen  des  venezuelanischen  bürgerlichen 
Rechts  von  Lkknciat  Luis  Sanojo,  4  Bände.  Das  Handelsgesetzbuch 
mit  Text,  2  Bände,  und  das  Zivil  prozessrecht  von  demselben  Verfasser. 

Kommentare  zum  Handelsgesetzbuche  von  Anibal  Dumjnici, 
Caracas  1891. 

Handelsgesetzgebung,  erläutert  von  Ricardo  Ovum»  Limardo. 
Erläuterung  des  venezuelanischen  Strafgesetzbuches  von  Francis«  o 
Ochoa,  1888.  Dieses  letzte  Buch  ist  sehr  geeignet  für  den  Unter- 
richt, während  das  Werk  von  Dominki  überhaupt  das  beste  ist. 
Domink'i  starb  vor  drei  Jahren  und  hat  seine  umfangreiche  Arbeit, 
die  er  über  das  bürgerliche  Recht  begonnen  hatte,  nicht  mehr  ver- 
öffentlichen können. 

Von  Peru,  Bolivien  und  Ecuador  ist  kein  juristisches  Werk 
von  besonderem  Werte  mir  zu  Gesicht  gekommen,  obwohl  Peru  einige 
tüchtige  Advokaten  hat. 

Paraguay  hat  nichts  Selbständiges  aufzuweisen-,  seine  Gesetz- 
bücher sind  die  argentinischen;  gleichwohl  hat  es  für  Strafsachen 
das  Geschwornengericht,  das  in  Argentinien  nicht  mehr  existiert. 

Ein  besonderes  Kapitel  verdienen  die  übrigen  vier  Republiken, 
die,  obschon  sie  das  äussere  Ende  von  Südamerika  bedecken,  wegen 
ihrer  Wichtigkeit  und  hohen  Kultur  an  der  Spitze  von  Lateinisch- 
Amerika  stehen.  Diese  sind  ihrer  Bedeutung  nach:  Argentinien, 
Brasilien,  Uruguay  und  Chile. 

Chile  hat  gute  Gesetzbücher  und  einige  juristische  Werke, 
aber  nur  von  geringem  literarischen  Wert. 

Uruguay  ist  etwas  weiter  fortgeschritten,  verdankt  aber  seinen 
Fortschritt  zum  grössten  Teil  der  argentinischen  Rechtswissenschaft, 
obgleich  es  mehrere  talentvolle  und  kenntnisreiche  Advokaten  hat. 

Brasilien  übertrifft  Uruguay  und  wetteifert  mit  Chile  um 
den  Vorzug;  es  hat  viele  gelehrte  und  fast  bedeutende  Juristen,  sie 
sind  redegewandt,  lassen  sich  aber  durch  ihre  übertriebene  Einbildungs- 
kraft zu  sehr  hinreissen. 

Über  die  Werke  Chiles  und  Uruguays  will  ich  nur  eine  kurze 
Übersicht  geben  und  zum  Schluss  eine  Parallele  zwischen  Argentinien 
und  Brasilien  ziehen. 

Uruguay.  Es  besitzt  ein  gutes  bürgerliches  Gesetzbuch,  ein 
Werk  des  Dr.  Tkistan  Nakv.ua.  Dasselbe  ist  in  Kraft  seit  dem 
Jahre  18t»<»  und  besteht  aus  2;J44  Artikeln.   Der  Verfasser  hat  sich 
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hauptsächlich  an  die  bürgerlichen  Gesetzbücher  Argentiniens  und 
Chiles  angelehnt.  Seit  dem  Jahre  1896  wird  dazu  ein  Kommentar 
herausgegeben  von  Dr.  Alvaro  Guilloh  (Montevideo,  I.  Bd.  512  Seiten, 
II.  Bd.  284  Seiten).  Das  Handelsgesetzbuch  ist  dasselbe  wie  das 
argentinische;  jedoch  ist  ihm  ein  Abschnitt  über  Schiffsgläubiger  und 
Bodmerei  hinzugefügt.  Bedeutende  Werke  über  internationales  Privat- 
recht  existieren  von  Dr.  Gonzalo  Kamihkz.  Dieser  Jurist  war  die 
Seele  des  südamerikanischen  Kongresses  zu  Montevideo  im  Jahre  1889, 
auf  dem  verschiedene  Verträge  zu  stände  gekommen  sind:  über  inter- 
nationales Privatrecht  und  Rechtsprechung.  71  Artikel;  über  inter- 
nationales Handelsrecht.  52  Artikel;  über  geistiges  und  künstlerisches 
Eigentum;  über  internationales  Strafrecht,  51  Artikel;  über  Prozess- 
recht in  16  Artikeln;  über  Handels-  und  Fabrikmarken,  8  Artikel; 
über  Patentrecht  in  10  Artikeln;  eine  Konvention  über  die  Ausübung 
wissenschaftlicher  Berufe,  6  Artikel,  und  ein  Schlussprotokoll  in 
7  Artikeln.  Diese  wissenswerten  Verträge,  die  ich  in  meinem  Inter- 
nationalen Privatrecht  (Buenos  Ayres  1889,  277  Seiten)  kritisch  be- 
leuchtet habe,  sind  trotz  ihres  Widerstandes,  auf  den  sie  in  Brasilien 
und  Chile  gestossen  sind,  in  Argentinien,  Uruguay,  Paraguay.  Bolivien 
und  Peru  Gesetz  geworden  und  bewähren  sich  vortrefflich.  Auch 
noch  einige  andere  juristische  Werke  sind  in  Uruguay  publiziert 
worden:  eine  Schrift  über  Verfassungsrecht  von  Dr.  Akechaua,  wenn 
ich  mich  nicht  irre,  und  eine  Abhandlung  über  Verwaltungsrecht 
von  Dr.  Carlo*  M.  i>k  Pkna. 

Chile.  Sein  bürgerliches  Gesetzbuch  vom  Jahre  1855  besteht 
aus  2524  Artikeln  und  ist  ein  Werk  des  venezolanischen  Gelehrten 
Akdrks  Bkllo.  Das  Handelsgesetzbuch,  das  von  dem  Argentiner 
Dr.  Ocami'o  entworfen  und  im  Jahre  1865  sanktioniert  worden  ist. 
enthält  1533  Artikel  und  ist  dem  argentinischen  Handelsgesetzbuche 
vollständig  nachgebildet.  Das  Strafgesetzbuch  ist  dem  spanischen 
und  besonders  dem  belgischen  als  Vorbildern  gefolgt  und  ist  von  ge- 
ringem wissenschaftlichen  Werte.  Das  Bergbaugesetz  hat  einige 
Kapitel  dem  argentinischen  Gesetze  entlehnt.  Nach  chilenischem  Recht 
wird  das  Eigentum  an  der  Mine  durch  die  Zahlung  der  Staatsabgabe, 
nach  dem  argentinischen  Gesetz  bei  Beginn  des  Abbaus  erworben. 
Rechtswissenschaftliche  Werke  gibt  es  nur  wenige  in  Chile.  Chacox 
hat  kurze  Abhandlungen  über  das  bürgerliche  Gesetzbuch  verfasst 
und  Vai.mks  Riks.o  eine  Schrift  über  den  Konkurs.    Gikku  hahv 
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Lktkllikk  hat  über  das  Bergrecht  und  Lira  Uber  Verwaltungsrecht, 
gesehrieben.  Roberstiano  Vera  hat  über  verschiedene  Rechtsgebiete 
mehrere  Bücher  herausgegeben,  von  denen  einige  wertvoll  sind. 

Brasilien.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien,  die  ihrem 
Flächeninhalt  und  ihrer  Bevölkerungszahl  nach  die  Hälfte  von  ganz 
Südamerika  ausmachen,  verdienen  bezüglich  ihrer  neuen  Verfassung 
vom  24.  Februar  1891  eine  besondere  Besprechung.  Nach  dieser 
Konstitution,  die  der  argentinischen  sehr  ähnlich,  aber  ausführlicher 
und  freier  ist,  ist  Brasilien  ein  republikanischer  Bundesstaat  (repüblica 
federativa).  Zwar  bedroht  auch  die  brasilianische  Verfassung  (Art.  88) 
jedweden  Bürgerkrieg  und  lässt  keine  Kriegserklärung  zu  (Art.  34 
No.  1 1),  bevor  ein  Schiedsgericht  angerufen  ist.  Die  Institution  der 
Jury  ist  eingeführt.  Jeder  Einwohner  findet  seinen  Richter  und  hat 
das  Recht  der  Berufung  an  den  höchsten  Gerichtshof  des  Staates 
(Art.  72  §§  31  u.  60).  Für  die  Verteidigung  des  Beschuldigten 
sind  vorzügliche  Bestimmungen  getroffen.  Die  Todesstrafe,  Zwangs- 
arbeit und  Verbannung  sind  abgeschafft  (Art.  72  §§  16,  22,  21  u.  20). 
Eine  Staatskirche  gibt  es  nicht;  der  Unterricht  ist  der  Kirche  ent- 
zogen: die  Begräbnisplätze  sind  verstaatlicht  ;  es  gibt  nur  eine  bürger- 
liche Eheschliessung,  die  kostenlos  ist  (Art.  72  4  bis  7).  Unter 
bestimmten  Bedingungen  ist  die  Naturalisation  der  Ausländer  obliga- 
torisch; Adelsprädikate  nnd  Standesunterschiede  sind  abgeschafft 
(Art.  69  No.  4  u.  5.  Art.  72  $  2).  Der  höchste  Bundesgerichtshof 
setzt  sich  ans  fünfzehn  Mitgliedern  zusammen,  die  auf  Lebenszeit 
gewählt  werden  (Art.  56  und  57).  Der  Präsident  der  Republik 
bleibt  vier  Jahre  im  Amte;  die  Minister  haben  nicht  das  Recht,  an 
den  Sitzungen  des  Nationalkongresses  teilzunehmen  (Art.  43  u.  51). 
Das  Recht  der  Minoritäten  ist  in  der  Depntiertenkammer  eingeführt. 
Dieser  Kammer  werden  zunächst  die  Gesetzentwürfe  von  der  aus- 
führenden Gewalt  vorgelegt.  Ein  Staatsbeamter  hat  beim  Antritt 
seines  Amtes  keinen  Eid,  sondern  nur  ein  feierliches  Gelöbnis  abzu- 
legen, seine  Pflichten  zu  erfüllen.  Kein  Bürger  kann  mehr  als  das 
eine  Amt,  das  ihm  übertragen  ist,  inne  haben,  auch  nicht  zwei  Ämter, 
die  zwei  verschiedenen  Gewalten  angehören  (Art.  73,  79,  21  u.  44). 
Schliesslich  ist  es  nicht  gestattet,  dass  ein  öffentliches  Amt  von  einem 
Ausländer  bekleidet  wird.  Die  Küstensehifffahrt  ist  der  brasilianischen 
Flagge  vorbehalten  (Art.  73  n.  13).  Jeder  Bundesstaat  hat  das  Recht, 
auf  fremde  Waren  Einfuhrzölle  zu  legen;  allerdings  müssen  die  Ein- 
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gänge  an  diesen  Zöllen  an  den  Bundesschatz  abgeführt  werden  (Art.  9 
§  3).  Alle  diese  Bestimmungen  sind  weniger  frei  als  die  ent- 
sprechenden argentinischen. 

Die  Abfassung  dieser  Konstitution  zeigt  schon  zur  Genüge, 
dass  Brasilien  sehr  verdienstvolle  Gelehrte  und  Juristen  hat.  Wir 
haben  weder  die  Trennung  der  Kirche  vom  Staate,  noch  die  genauen 
Vorschriften,  die  die  brasilianische  Verfassung  zum  Schutze  des  Be- 
schuldigten enthält,  und  die  einem  Beamten  verbieten,  mehr  als  ein 
besoldetes  Amt  inne  zu  haben;  Zustände,  durch  die  die  Günstlings- 
wirtschaft gefördert  und  die  Unabhängigkeit  des  Kongresses  ge- 
schmälert wird  (Art.  23,  24  der  Verfassung). 

Brasilien  hat  immer  noch  seine  alte  bürgerliche  Gesetzgebung, 
wie  es  sie  zur  Zeit,  als  es  portugiesische  Kolonie  war.  gehabt  liat. 
Aber  seit  länger  denn  vierzig  Jahren  arbeitet  es  an  einer  Reform 
und  Koditizierung;  vier  Entwürfe  sind  bereits  ausgearbeitet  worden. 
In  den  Jahren  1860  bis*  1  stjr»  hat  der  bedeutende  Jurist  Dr.  Tkixkika 
dk  Fkkitas  einen  umfangreichen  Entwurf  von  4008  Artikeln  fertig 
gestellt,  ein  Werk,  das  durch  die  geistige  Erkrankung  und  den  Tod 
des  unglücklichen  Verfassers  unvollendet  geblieben  ist.  Denn  es  be- 
handelt nicht  Grundbuchrecht,  Pfandrecht,  Nießbrauch,  Zurück- 
behaltungsrecht, Verjährung.  Ersitzung,  noch  Erbrecht,  Vermächt- 
nisse, Testamente  und  Testamentsvollstrecker.  Unser  bürgerliches 
Gesetzbuch  hat  sich  noch  mehr  als  zum  vierten  Teil  an  das  Werk 
des  dk  Fkkitas  angelehnt.  Diesem  Entwurf  folgte  im  Jahre  1882 
der  des  Dr.  Fkldio  dos  Santos,  der  in  2(>90  Artikeln  das  ge- 
samte bürgerliche  Recht  behandelt.  Der  dritte  Entwurf  ist  eine 
Arbeit  des  Dr.  Ci.ovis  BKVii.AgiA  aus  dem  Jahre  1900  und  besteht 
aus  1973  Artikeln.  Der  vierte  ist  von  Dr.  Coklho  Rodkdükz  im 
Jahre  1803  zusammengestellt;  er  enthält  Motive  und  besteht  aus 
2794  Artikeln.  Wie  es  scheint,  beschäftigt  sich  der  brasilianische 
Kongress  zur  Zeit  mit  der  Ausarbeitung  und  Sanktionierung  des  • 
bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Das  Handelsgesetzbuch  datiert  von  1850.  Wenn  es  für  die 
damalige  Zeit  auch  sehr  gut  gewesen  ist,  bedarf  es  doch  jetzt  einer 
gründlichen  Kevision. 

Das  neue  Strafgesetzbuch,  das  wahrend  der  Diktatur  des  Generals 
Dkudoko  da  Fonsi  ca  sanktioniert  wenden  ist,  besteht  aus  411  Artikeln 
und  ist  von  Je  an  B.  Pkhkika  nach  guten  Vorbildern  ausgearbeitet 
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worden,  gleichwohl  zeichnet  es  sich  nicht  durch  Wissenschaftlichkeit 
oiid  Gründlichkeit  ans. 

Über  rech  tswissenschaft  liehe  Literatur  gebe  ich  die  folgende 
Übersicht:  Einige  Arbeiten  des  bereits  erwähnten  Freitas:  Consoli- 
dacao  das  leis  civis  (vor  1860);  Anhang  zu  demselben  Werke  (1879); 
Ergänzungen  zum  Handelsgesetzbuche  (1878)  und  Juristisches  Wörter- 
buch. Kommentar  zum  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  von 
Fklicio  dos  Santo«  (4  Bände,  1884  bis  1887);  Handelsrecht  nnd 
Seegesetze  (6.  Ausgabe  1874,  2  Bände).  Familienrecht  (1889)  und 
Sachenrecht  (1877,  2  Bände)  von  Laeayette.  Abhandlung  über 
brasilianisches  Zivilrecht  (1880,  2  Bände)  von  Kibas. 

Handelsgesetzbuch  für  Brasilien  mit  Anmerkungen  (5.  Aus- 
gabe 1896). 

Konkursrecht  (Sao  Paulo,  1899.  2  Bände,  600  Seiten),  ein  theo- 
retisch und  praktisch  bedeutendes  Werk,  von  Dr.  Cakvalho  de  Mendon»,'a. 

Titulos  ao  portador  im  brasilianischen  Recht  (1K9H)  von  Ixulkz 
de  Souza. 

Strafgesetzbuch,  kommentiert  von  Vieira  de  Akanjo  (1896, 
2  Bände),  der  auch  noch  andere  Arbeiten  über  diese  Materie  verfasst 
hat  und  der  positiven  italienischen  Schule  angehört. 

Auch  über  Prozessrecht  gibt  es  einige  Werke,  wie  die  von 
Paila  Baptista  (1872),  Ribah  (1879)  und  das  von  Juan  Monteiko 
(1898),  das  als  das  hervorragendste  gilt. 

Argentinische  Republik.  Der  argentinischen  Verfassung 
hat  hauptsächlich  die  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zum 
Vorbild  gedient,  zum  Teil  auch  die  Verfassungen  von  Frankreich, 
der  Schweiz.  Chile  und  der  Entwurf  des  Dr.  Albekoi;  andererseits 
ist  sie  ein  Muster  für  die  brasilianische  Konstitution  gewesen.  Über 
Verfassungsrecht  besitzen  wir,  abgesehen  von  Übersetzungen  ver- 
schiedener nordamerikanischer  Werke,  sehr  anerkennenswerte  Arbeiten 
von  Sabmiento,  unserem  grossen  Gelehrten,  von  Santiaoo  Esteada,  von 
Dr.  JoAijriN  V.  Gonzalez,  dem  jetzigen  Minister  des  Innern,  und  von 
Dr.  J.  Coktes. 

Über  internationales  öffentliches  Recht  existieren  einige  gute 
Abhandlungen  von  Dr.  0.  Leünizamok  und  von  anderen  Professoren 
dieses  Zweiges  der  Rechtswissenschaft,  aber  kein  gründliches  ab- 
geschlossenes Werk. 
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Über  Internationales  Privatrecht  hat  Dr.  Auokta  in  4  Banden 
eine  ausführliche  Darstellung;  der  empirischen  Lehren  der  französischen 
und  italienischen  Schriftsteller  gegeben. 

In  dem  von  mir  bereits  erwähnten  Werke  über  diese  Materie 
habe  ich  als  den  Schlüssel  zur  Lösung  der  Konflikte  der  Gesetze  in  den 
verschiedenen  Staaten  den  Willen  der  vertragschliessendeu  Parteien 
oder  den  Willen  desjenigen,  der  Recht  schafft,  des  Schenkel*«  oder 
Erblassers,  hingestellt. 

Das  berühmte  Buch  des  Richters  Stoky,  On  Conflict  of  laws. 
das  bis  jetzt  noch  in  keiner  romanischen  Sprache  erschienen  war, 
ist  übersetzt  worden. 

I  ber  Verwaltungsrecht  gibt  es  zwei  kleine  Abhandlungen:  eine 
ältere  von  Dr.  Fkkkkika  und  eine  neuere  von  Dr.  L.  V.  Lopkz. 

Das  argentinische  bürgerliche  Gesetzbuch,  das  aus  4051  Artikeln 
besteht,  ist  die  Arbeit  des  grossen  Gelehrten  Dr.  Vki.kz  Sakskikli» 
und  trotz  seiner  vielen  Mängel  eine  ganz  hervorragende  Kodifikation; 
gleichwohl  müsste  es  einer  gründlichen  Revision  unterworfen  werden. 

Im  Jahre  lKKl  habe  ich  eine  Erläuterung  und  Kritik  zu  diesem 
Gesetzbuche  in  zwei  umfangreichen  Bänden  herausgegeben,  ein  Werk, 
das  beim  Unterricht  und  in  der  Praxis  allgemeine  Anerkennung  ge- 
funden hat.  Sehr  viel  später,  im  Jahre  1894,  habe  ich  es  an  der 
Hand  anderer  Schriftsteller  vervollständigt. 

Dr.  Saknz  hat  sich  an  einem  kritischen  Kommentar  zu  einigen 
Artikeln  mit  geringem  Erfolg  versucht. 

Ebenso  hat  Dr.  L.  V.  Vakkla  in  mehreren  Bänden  die  Kon- 
kordanzen des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zusammengestellt  ;  doch  die 
Arbeit  ist  o!>erflächlich  und  ohne  Beachtung  geblieben. 

In  den  Jahren  1887  bis  1*1*1  hat  Dr.  Slkkena  seine  Konkor- 
danzen und  Kommentare  (welch  ungereimter  und  ungebräuchlicher 
Titel!)  in  7  Bänden  herausgegeben,  ein  Werk,  das,  abgesehen  von 
einigen  guten  Abschnitten,  zahlreiche  Fehler  enthält,  von  denen  aller- 
dings viele  in  der  zweiten  Ausgabe,  die  jetzt  erscheint,  ausgemerzt  sind. 

Seit  1898  ediert  Dr.  Machaoo  eine  Einführung  und  einen 
Kommentar  (ein  anderer  befremdlicher  Titel!)  in  zehn  Bänden,  von 
denen  bereits  acht  erschienen  sind.  Obwohl  dieses  Werk  auch  viele 
Irrtümer  enthält,  ist  es  doch  bei  weitem  besser  als  das  vorige. 

Schliesslich  ist  soeben  von  Dr.  Rivakola  eine  systematische 
Erläuterung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  unter  dem  Titel:  In- 
stitutionen, in  zwei  Bänden  erschienen. 
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Dr.  Guastavimo  hat  556  Artikel  desselben  Gesetzbuches  in  vier 
kleinen  Bänden  (1898  bis  1900)  kommentiert,  und  Dr.  Pktbkt  hat 
im  Jahre  1889  ein  Buch  über  das  Zivilstandsregister  geschrieben. 

Das  Handelsgesetzbuch  ist  gleichfalls  von  Dr.  Vklkz  Saksfiei.i» 
im  Jahre  1854  redigiert  worden;  in  verschiedenen  Abschnitten  war 
es  sehr  anerkennenswert  und  wurde  von  den  Republiken  Uruguay 
und  Paraguay  als  Gesetz  angenommen.  Zum  grossen  Teil  hat  es 
dem  chilenischen  Gesetzbuche  als  Vorbild  gedient.  Die  Regierung 
hatte  mich  im  Jahre  1887  mit  dem  Entwurf  einer  Reform  des  Handels- 
gesetzbuches beauftragt.  Die  drei  Deputierten  jedoch,  denen  meine 
Arbeit  zur  Prüfung  überwiesen  war,  behandelten  sie  mit  Vorurteil 
und  geringer  Vorkenntnis  und  Hessen  den  Entwurf  als  unbrauchbar 
liegen.  Über  den  ersten  Text  des  Handelsgesetzbuches  hat  vor 
vierzig  Jahren  Dr.  Tkjkim»k  zwei  Bände  verfasst;  das  Werk  ist  je- 
doch unvollendet  geblieben.  Über  das  abgeänderte  Gesetzbuch  habe 
ich  im  Jahre  1892  eine  Erläuterung  und  Kritik  in  drei  Bänden 
herausgegeben,  die  vom  Publikum  mit  Wohlwollen  aufgenommen  und 
in  verschiedenen  deutschen  Werken  zitiert  ist.  Der  Rechtslehrer 
dieser  Materie  hat  eine  Abhandlung  verfasst,  die  für  Studierende 
sehr  brauchbar  ist.  und  eine  Arbeit  über  den  Konkurs  in  zwei  Bänden. 
Auch  Dr.  Bekacoi  hka,  ein  anderer  Professor,  hat  einen  noch  nicht 
herausgegebenen  Gesetzentwurf  über  den  Konkurs  ausgearbeitet,  der 
meiner  Ansicht  nach  beachtenswert  ist.  Bei  den  Vorarbeiten  bin  ich 
dem  Verfasser  etwas  behilflich  gewesen.  Ferner  hat  der  junge  Doktor 
Cohn«»  eine  Doktor-Dissertation  von  tiOO  Seiten  eingereicht,  die  eine 
sehr  gründliche  Bearbeitung  der  handelsrechtlichen  Verjährung  dar- 
stellt. Dr.  Alcokta  hat  eine  Schrift  über  seereehtliche  Fragen  ver- 
öffentlicht. 

Das  Strafgesetzbuch  von  1887,  dem  der  amtliche  Entwurf  des 
Dr.  Tejedok  zu  Grunde  gelegen  hat,  ist  aus  verschiedenen  Bruch- 
stücken anderer  Werke  zusammengesetzt  und  enthält  viel  Gutes 
und  Schlechtes.  Zwei  Reformentwürfe  existieren  zu  diesem  Gesetz- 
buche, ein  amtlicher  von  1891,  der  aus  352  Artikeln  besteht,  und 
dem  die  Motive  beigefügt  sind.  Er  bringt  eine  vorzügliche  Einteilung 
der  Delikte  und  sehr  gelehrte  Auseinandersetzungen;  andererseits 
enthält  er  aber  auch  verschiedene  grobe  Fehler.  Zu  diesem  Entwurf 
habe  ich  im  Jahre  1892  eine  Kritik  verfasst  und  im  Jahre  1895 
einen  anderen  Entwurf  von  378  Artikeln  ausgearbeitet,  eine  Arbeit, 
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die  im  Bulletin  de  la  societe  de  Legislation  comparee  (Februar  1808) 
besprochen  worden  ist.  Dr.  Tkjkdok  hat  im  Jahre  1860  eine  theo- 
retische und  praktische  Abhandlung  von  600  Seiten  über  Strafrecht 
verfasst.  Dr.  Rivakola  hat  eine  gute  Arbeit  über  das  Strafgesetz- 
buch in  'i  Bänden  (1800)  nnd  Dr.  Moyano  Gazitna  über  dieselbe 
Materie  eine  Abhandlung  veröffentlicht,  die  einige  interessante  Mit- 
teilungen bringt. 

Das  Bergbaugesetz,  das  aus  875  Artikeln  besteht,  ist  eine  be- 
merkenswerte Arbeit  des  Dr.  Rodki^ukz  und  ist  im  Jahre  IHM 
sanktioniert  worden.  Bezüglich  dieses  Gegenstandes  ist  allerdings 
bei  uns  so  gut  wie  nichts  geschrieben  worden. 

Ferner  haben  noch  die  Doktoren  Estkvks  Saüm  (1850),  Malavkk 
und  Casakino  (1895)  über  die  Gesetzgebung  geschrieben:  niemand 
jedoch  über  den  Strafprozess. 

In  dieser  Aufzählung,  in  der  ich  vielleicht  irgend  ein  Werk 
von  Bedeutung  ausgelassen  habe,  durfte  ich  nicht  die  Übersetzungen 
fremder  Werke  und  auch  nicht  die  Bücher  erwähnen,  die  nur  einen 
geringen  wissenschaftlichen  Wert  haben,  ebensowenig  die  Sammlungen 
der  Entscheidungen  der  Gerichte  und  der  Staatsanwaltschaften,  die 
Verfügungen  der  Polizeibehörden,  die  Publikationen  der  Gerichte, 
noch  die  Doktor-Dissertationen. 

Argentinien  hat  zur  Zeit  die  besten  Gesetzbücher  im  lateinischen 
Amerika,  es  besitzt  einige  gute  Juristen  und  tüchtige  Advokaten, 
unter  ihnen  befinden  sich  einige  Ausländer.  Obwohl  die  Neben- 
beschäftigungen in  diesem  Berufe  und  die  politische  Laufbahn  Männer 
von  grossen  Talenten  hindert,  die  Jurisprudenz  zu  pflegen,  steht 
meines  Erachtens  hier  wie  überall  unser  Land  in  den  Wissenschaften 
an  der  Spitze  des  lateinischen  Amerikas.   Möge  es  immer  so  bleiben! 
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Referent:  I>r.  jnr.  Bernhard  Clasen,  Advokat.  Luxemburg. 

Gesetzgebung  1901. 

Das  Gesetz  vom  22.  Juni  1W1  betrifft  die  Herabsetzung 
des  Wahlzensus  für  die  Abgeordnetenkammer  auf  10  Franken. 
Um  Wähler  zu  sein,  muss  man  jetzt  folgende  Bedingungen  erfüllen: 

1.  Luxemburger  sein; 

2.  das  fünfundzwanzigste  Lebensjahr  zurückgelegt  haben; 

tf.  im  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  stehen; 
4.  seinen  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  haben  und 

0.  an  den  Staatsschatz  10  Franken  direkte  Steuern  bezahlen. 

Durch  Gesetz  vom  0.  Juli  1901  wird  das  Medizinal- 
kollegium neu  eingerichtet.  Für  das  ganze  (irossherzogtum  wird 
ein  Medizinalkollegium  eingesetzt,  welches  betraut  ist: 

1.  mit  der  Aufsicht  des  Gesundheitswesens; 

2.  mit  dem  Studium  und  der  Prüfung  sämtlicher  die  Heilkunde 
und  die  öffentliche  Gesundheit  betreffenden  Fragen,  die  ihm  von 
der  Regierung  vorgelegt  werden: 

:l.  mit  der  Disziplinargewalt  über  sämtliche  zur  Ausübung  der 
Heilkunde  befugten  Personen. 
Die  Mitglieder  sind  entweder  wirkliche  oder  beigeordnete.  Die 
wirklichen  Mitglieder  sind  acht  an  der  Zahl,  nämlich:  fünf  Ärzte, 
zwei  Apotheker  und  ein  Tierarzt.  Die  beigeordneten  Mitglieder 
sind:  der  Präsident  des  Bezirksgerichts  zu  Luxemburg,  ein  Ingenieur, 
ein  Architekt  und  ein  Chemiker.  Alle  Mitglieder  werden  durch 
grossherzoglichen  Beschluss  ernannt:  die  Ernennung  der  wirklichen 
Mitglieder  erfolgt  aus  einer  die  doppelte  Zahl  von  Kandidaten  ent- 
haltenden Liste,  welche  von  den  Ärzten,  Zahnärzten,  Tierärzten  und 
Apothekern  des  Landes  mit  wenigstens  dreijähriger  Berufstätigkeit 
im  Vorschlag'  gebracht  werden.  Die  Dauer  der  Ernennung  beträgt 
C  Jahre. 
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Die  Einberufung  der  beigeordneten  Mitglieder  nnd  ihre  Be- 
teiligung an  deu  Beratungen  und  Abstimmungen  findet  nur  statt  in 
folgenden  Fällen: 

1.  fiir  den  Ingenieur  und  Architekten  zur  Besprechung  von  auf  die 
gewerbliche  Hygiene  und  die  Baupolizei  bezüglichen  Fragen: 

2.  für  den  Chemiker  zur  Besprechung  von  auf  die  medizinische 
oder  Xahrnngschemie  und  eventuell  von  auf  die  Gewerbehygiene 
bezüglichen  Fragen ; 

3.  für  die  beigeordnete  Magistratsperson  im  Falle  des  Disziplinar- 
verfahrens. 

Das  Medizinalkollegium  erstattet  alljährlich  an  die  Regierung 
einen  allgemeinen  Bericht  über  seine  Arbeiten  und  Beobachtungen 
im  verflossenen  Jahre,  über  die  wichtigsten,  medizinal-polizeilichen 
Ereignisse  und  die  Disziplin  des  Heilpersonals,  über  Auttreten  und 
Verlauf  der  ansteckenden  Krankheiten,  die  Sterblichkeit  und  ihre 
Ursachen,  sowie  über  die  Verwendung  der  ihm  vom  Staat  zur  Ver- 
fügung gestellten  Gelder. 

Das  Gesetz  vom  <>.  .Tnli  1901  betrifft  ebenfalls  die  Neuein- 
richtung der  Ackerbau  Verwaltung.  Diese  Verwaltung  ist  nnter 
der  Autorität  des  mit  dem  bet rettenden  Dienstzweige  betrauten 
Regiernngsmitgliedes  mit  den  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten 
befasst.  Dieselbe  kann  überdies  mit  der  Räumung,  Instandhaltung 
nnd  Verbesserung  der  Wasserläufe  beauftragt  werden.  Ausser  dem 
Landbau-Ingenienr  als  Dienstchef  begreift  dieselbe  für  die  technischen 
Arbeiten  drei  Ackerbankondukteure  und  zwei  Hilfs- Ackerbau- 
kondukteure, für  Bureau-  und  sonstige  Arbeiten  einen  Bureauvorsteher 
und  drei  K.uniiiis.  Soweit  die  Dienstbedürfnisse  es  erfordern,  kann 
dieses  normale  Personal  zeitweilig  vermehrt  werden. 

Von  grosser  Bedeutung  für  die  Arbeitergesetzebung  ist  das 
Gesetz  vom  -M.  Juli  1901,  die  Arbeiterkrankenversichernng 
betreffend.  Dieses  Gesetz  verpflichtet  alle  Arbeiter  und  Personen, 
sich  gegen  Krankheit  zu  versichern,  welche  gegen  Lohn  oder  tiehalt 
beschäftigt  sind: 

1.  beim  Kisen-  und  Strassenbahnbetriebe,  bei  gewerbsmässigen 
Fuhrwerks-,  Sehitffahrts-  und  ähnlichen  Betrieben; 

2.  in  gewerbsmässig  ausgebeuteten  Bergwerken,  Erzgruben,  Stein-. 
Schiefer-,  Gipsbrüehen,  sowie  Sandgruben ; 

•\.  im  Betriebe  der  Post-,  Telegraphen-  und  Telephon  Verwaltung: 
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4.  in  Fabriken  nnd  Hüttenwerken; 

5.  in  der  Bauindustrie; 

i>.  im  Handelsgewerbe  und  Handwerk; 

7.  in  allen  Werken,  in  denen  durch  elementare  Kräfte  bewegliche 
Triebwerke  zur  Verwendung  kamen. 

Die  Versicherung  der  Arbeiter  beruht  auf  gegenseitigein  Bei- 
stand der  Beteiligten.  Sie  erfolgt  durch  Zugehörigkeit  an  eine  der 
nachstehenden  Hilfskassen:  a)  Zu  einer  anerkannten,  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Hilfskasse,  welche  im  Grossherzogtum  ihren 
Sitz  hat  b)  Zu  einer  Hilfskrankenkasse,  welche  von  Unternehmern 
gewerblicher  Betriebe  für  die  von  ihnen  beschäftigten  Personen 
errichtet  ist.  c)  Zu  einer  gemäss  den  Bestimmungen  gegenwärtigen 
Gesetzes  zu  errichtenden  Bezirkskrankenkasse.  Dieselbe  ist  eine 
Anstalt  öffentlichen  Nutzens  und  geniesst  dementsprechende  Rechte. 

Im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  erhalten  die  Mitglieder 
während  13  Wochen  freie  ärztliche  Behandlung,  freie  Arznei  und 
eine  Unterstützung  in  Geld.  Die  Ausgaben  der  Bezirkskrankenkasse 
werden  durch  Beiträge  gedeckt,  und  zwar  gehen  dieselben  für  2/8  zu 
Lasten  der  Arbeitnehmer  und  für      zu  Lasten  der  Arbeitgeber. 

Die  Versicherten,  gemeinsam  mit  den  Arbeitgebern,  haben  die 
Verwaltung  der  Fabrik-  resp.  Bezirkskrankenkassen;  erstere  ver- 
fügen über  */s  der  .Stimmzahl,  letztere  über  1 Die  Überwachung 
steht  dem  Staate  zu  und  die  Vorstände  der  Kraukenkassen  sind 
verpflichtet,  den  damit  beauftragten  Staatsbeamten  auf  Verlangen 
jegliche  Auskunft  zu  erteilen.  Diese  Überwachung  des  Staates  wird 
ausgeübt  namentlich  durch  die  Fabrikinspektoren,  deren  Befugnisse 
durch  ein  späteres  Gesetz  vom  22.  Mai  1902  geregelt  sind. 
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Referent:  Baron  Hector  de  Rolland, 

Vizepräsident  des  Staatsrate  und  Präsident  des  Obergerichta  des  Fürstentums  Monaco 
Übersetzung  von  Dr.  Ernst  Rosenfeld,  Gerichtsassessor.  Berliu. 

a)  Gesetzgebung  1901. 

Die  im  Laufe  des  Jahres  1901  erlassenen  Gesetze  betreffen 
nur  Gegenstande  untergeordneten  Interesses.  Wir  beschränken  uns 
darauf,  die  folgenden  zu  nennen: 

1.  Erlass  vom  28.  März  1901,  der  die  über  den  Diensteid  der 
Staatsbeamten  aufgenommenen  Protokolle  für  Stempel-  und  ge- 
bührenfrei erklärt. 

2.  Erlass  vom  30.  Juni  1901;  er  verpflichtet  die  Grundstücks- 
eigentümer, den  Bttrgersteig  vor  ihrem  Besitztum  auf  ihre  Kosten 
zementieren  zu  lassen. 

3.  Ein  Erlass  vom  selben  Tage  ändert  ein  wenig,  und  zwar  zu 
Gunsten  ausländischer  Wohlfahrtsvereinigungen,  das  Gesetz  vom 
16.  Februar  1897,  betr.  die  ausländischen  Vereine. 

4.  Der  Erlass  vom  30.  Juni  1901  setzt  einen  Zoll  bezw.  eine 
Steuer  von  220  Frs.  pro  Hektoliter  auf  Spirituosen  jeder  Art, 
Alkohol,  Absinth,  Weingeist,  Liköre  und  andere  nicht  benannte 
Alcoholica,  welche  in  das  Fürstentum  eingeführt  oder  in  ihm 
hergestellt  werden. 

.5.  Erlass  vom  11.  Dezember  1901.  betr.  Kraftfahrzeuge  (Automobile). 
Er  umfasst  26  Artikel,  welche  den  Verkehr  von  Kraftwagen 
regeln  und  erhebliche  Strafe  bei  Übertretung  festsetzen. 
Es  ist  vielleicht  zweckmässig,  seine  wichtigsten  Bestimmungen 
hier  anzuführen: 

Nach  Art.  2  darf  ein  Motorgefährt,  das  vom  Auslande  kommt, 
im  Fürstentum  nur  dann  verkehren,  wenn  sein  Besitzer  das  Zeugnis 
und  das  Protokoll  vorweist,  das  die  französische  Gesetzgebung  als 
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Beweis  dafür  verlangt,  das»  das  betreffende  Gefährt  vorschriftsmassig 
ist.  Ferner  darf  niemand  ohne  einen  von  der  Polizeibehörde  des 
Fürstentums  bezw.  des  Heimatsortes  ausgestellten  Befähigungsnach- 
weis einen  Kraftwagen  lenken  (Art.  (it. 

Im  Fürstentum  darf  die  Schnelligkeit  10  Kilometer  in  der 
Stunde  nicht  übersteigen.  Sie  muss  sogar  auf  der  öffentlichen  Strasse, 
wenn  diese  steil  abfällt  oder  sich  auf  ihr  ein  Verkehrshindernis  be- 
findet, auf  die  eines  Fnssgängers  im  Schritt  beschränkt  werden 
(Art.  8).  Der  Fahrer  ist  verpflichtet,  sein  Gefährt  auf  die  erste 
Aufforderung  eines  Sicherheitsbeamten  und,  selbst  ohne  Aufforderung, 
auch  dann  sofort  anzuhalten,  wenn  er  einen  Unfall  verursacht  hat, 
damit  den  erwähnten  Beamten  Gelegenheit  gegeben  wird,  die  er- 
forderlichen Feststellungen  zu  treffen  (Art.  14).  Die  Übertretung 
der  Vorschriften  der  Art.  2  und  6  wird  mit  einer  Geldstrafe  von 
l(j  bis  300  Franken,  die  der  Art.  8  und  14  mit  100  bis  1000  Franken 
und  6  Tagen  bis  1  Monat  Gefängnis  allein  oder  die  Strafen  neben- 
einander bestraft  (Art.  15,  16).  Nach  Art.  18  besteht  die  Strafe 
für  Übertretung  des  Art.  14  selbständig  neben  denen  für  eventuelle 
Übertretung  der  anderen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes.  Bemerkens- 
wert vom  Standpunkt  des  strafrechtlichen  Prinzips  ist  die  Vorschrift 
des  Art.  17.  Hiernach  wird  der  Eigentümer  des  Gefährts,  der  den 
Fahrer  zu  einer  der  erwähnten  Übertretungen  veranlasst  oder  ihr 
Begehen  geduldet  hat,  als  Mittäter  bestraft.  Endlich  wird  nach 
Art.  20  in  jedem  Übertretnngsfalle  das  Gefährt  beschlagnahmt  und 
auf  Kosten  des  Eigentümers  in  Verwahrung  genommen,  bis  das  Ge- 
richt gesprochen  hat,  es  sei  denn,  dass  eine  Kantion  in  Höhe  des 
Maximalbetrages  der  verwirkten  Strafe  hinterlegt  wird. 

Abgesehen  von  diesen  die  innere  Verwaltung  betreffenden 
Gesetzen  setzt  ein  Erlass  vom  21.  April  1901  die  Deklaration  vom 
31.  März  1901  in  Kraft,  welche  den  Austausch  der  standesamtlichen 
Nachrichten  betreffs  der  gegenseitigen  Untertanen  zwischen  den 
Regierungen  Monacos  und  Italiens  herbeizuführen  bestimmt  ist. 
Dieses  Übereinkommen  ist  von  dem  ausserordentlichen  Gesandten 
und  bevollmächtigten  Minister  des  Fürsten  von  Monaco  Duot  f. 
i>e  Mac  Carthy  einerseits  und  dem  italienischen  Minister  des 
Auswärtigen  Prinktti  anderseits  unterzeichnet  worden.  Die  beiden 
Regierungen  verpflichten  sich,  einander  alle  drei  Monate  die  den 
Personenstand  betreffenden  Aufnahmen  im  Auszuge  kostenlos  mit- 
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zuteilen,  und  zwar  Geburten  und  Ehelichkeitserklärungen ,  wenn 
sie  von  einem  Standesbeamten  aufgenommen  worden  sind,  ferner 
Heiraten  und  Todesfälle,  die  auf  dem  eigenen  Gebiete  notiert  sind 
und  Angehörige  des  anderen  Staates  betreffen.  Der  Austausch  der 
Nachrichten  erstreckt  sich  auch  auf  Todesfälle  von  Personen,  die 
nach  Mitteilung  der  Ortsbehörde  des  Sterbeorts  ihren  Wohnsitz  in 
dem  Gebiete  des  Yertragsgegners  hatten  (Art.  1,  4  und  2).  Die 
beiderseitigen  Standesbeamten  fuhren  den  Austausch  auch  der 
Legitimationen  und  Naturalisationen  auf  diplomatischem  Wege  herbei 
(Art.  3).  Übrigens  schliesst,  wie  in  Artikel  5  ausdrücklich  erklärt 
wird,  der  Austausch  der  genannten  Aktenstücke  nicht  Fragen,  die 
Nationalität,  betreffend  aus;  desgleichen  unterliegen  Urkunden,  die 
auf  Verlangen  von  nicht  mit  Armutsattest  versehenen  Privatper- 
sonen ausgefertigt  werden,  der  Gebühr,  welche  in  jedem  Lande  für 
solche  Urkunden  erhoben  wird. 

Diese  Deklaration  ist  gemäss  Artikel  6  mit  dem  1.  Juli  1901 
in  Kraft  getreten. 

b)  Literatur. 

Im  Monat  September  erschien  der  zweite  Teil  des  Entwurfs 
einer  Strafprozessordnung  des  Fürstentums  nebst  Motiven  von 
dem  Referenten  verfasst  bei  Chevalier-Marescq  &  Cie  in  Paris,  nie 
Soufflot  20  (ein  Band,  273  Seiten).  Der  erste  Teil  erschien  im 
April  1899,  der  dritte  und  letzte  wird  voraussichtlich  vor  Beginn 
des  Jahres  1903  im  Druck  sein. 

Ein  im  Oktober  von  dem  Oberstaatsanwalt  de  Moxicai'i.t 
bei  dem  Wiederzusammentritt  des  fürstlichen  Obergerichts  gehaltener 
Vortrag  über  die  Hilfe  zur  See  (Assistance  maritime)  ist  in  der 
Druckerei  von  Monaco  (broschiert,  34  Seiten)  erschienen. 
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Referent:  Mr.  Dr.  Josephus  Jitta, 

ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Amsterdam. 

Gesetzgebung  1899-  1901. 

Die  gesetzgebende  Arbeit  in  den  Jahren  1899 — 1901  war  sehr 
fruchtbar,  und  nur  die  Andeutung  des  kurzen  Inhalts  der  wichtigsten 
Gesetze  und  Verordnungen  wird  einen  ziemlich  grossen  Raum  in 
dem  Jahrbuch  unserer  Vereinigung  einnehmen.  Die  Leitung  der 
Regierung  war  zum  grossten  Teil  während  der  genannten  Jahre  in 
den  Händen  des  Ministeriums  Pierson,  und  die  ganze  Gesetzgebung 
steht  im  Zeichen  der  sozialen  Entwicklung,  nicht  nur  weil  zwei 
hervorragende  Minister,  der  erste  Minister  Pierson  und  der  Justiz- 
minister Cort  van  der  Linden,  frühere  Professoren  der  Volkswirt- 
schaftslehre an  der  Universität  Amsterdam  waren,  sondern  auch 
weil  alle  politischen  Parteien  des  Landes  die  soziale  Gesetzgebung 
für  dringend  nötig  hielten  und  zur  Mitwirkung  bei  der  sozialen 
Arbeit  bereit  waren.  So  ist,  nicht  ohne  Mühen  und  Sorgen,  das  Un- 
fallversicherungsgesetz zustande  gekommen,  das  erste  Gesetz  des 
neuen  Jahrhunderts  in  den  Niederlanden,  wenn  man  den  1.  Januar 
1901  als  den  ersten  Tag  dieses  Jahrhunderts  betrachten  will.  Auch 
auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens,  der  Staatsfürsorge  für  die 
Jugend,  der  Laudesverteidigung  und  der  kolonialen  Verwaltung  sind 
eingreifende  Massregeln  getroffen.  Das  Ministerium  hatte  auch  noch 
ein  Gesetz  über  die  Altersversicherung  und  die  Trockenlegung  des 
Zuider  Sees  in  Aussicht  gestellt,  aber  die  vorbereitenden  Arbeiten 
waren  nur  noch  im  ersten  Stadium,  als  zufolge  der  Wahlen  von  1901 
das  Ministerium  Pierson  seinen  Abschied  nahm  und  die  Krone  dein 
Dr.  A.  Kei:yper,  dem  Haupt  der  sogenannten  „antirevolutionären" 
oder  strenggläubig  christlichen  Partei,  die  Bildung  eines  Kabinetts 
auftrug. 

Jahrbuch  der  iuternat.  Vereinigung.  »5.  u.  7.  IUI.  frw 
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Aus  den  sehr  zahlreichen  gesetzgeberischen  Arbeiten  der  letzten 
Jahre  werden  im  folgenden  die  bedeutendsten  erwähnt  werden,  mit 
einer  kurzen  Notiz  über  den  Inhalt,  insoweit  nicht  schon  die  Be- 
nennung der  Gesetze  und  Verordnungen  den  Inhalt  angibt. 

1899. 

2.  Januar.  Gesetz.  Genehmigung  des  Vertrags  mit  Deutsch- 
land, Belgien  und  Frankreich  über  die  Messung  von  Binnenschiffen. 

9.  Januar.  Königliche  Verordnung.  Eine  neue  Einrichtung 
des  statistischen  Amts  und  der  Reichskommission  für  die  Statistik. 

9.  Februar.  Königliche  Verordnung.  Revision  der  allgemeinen 
Dienstordnung  für  Eisenbahnen.    Arbeits-  und  Ruhezeit  der  Beamten. 

8.  April.  Gesetz.  Genehmigung  eines  Vertrags  mit  Baden. 
Bayern,  Elsass-Lothringen,  Hessen  und  Preussen.  Rheinschifferpatente. 

17.  April.  Königliche  Verordnung.  Revision  der  Verkehrs- 
und Dienstordnung  für  Lokalbahnen.  Arbeits-  und  Ruhezeit  der 
Beamten. 

17.  April.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  Vertrags 
mit  England  über  die  Nordseetelegraphenkabelverbindungen. 

2.  Mai.  Königliche  Verordnung.  Einrichtung  der  8.  zehn- 
jährigen Volkszählung. 

9.  Mai.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  19.  Ver- 
trags über  das  internationale  Prozessrecht. 

23.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  124).  Minen-  und  Grnben- 
gesetz  für  Ost- Indien.  Vorschriften  für  Exploitationen  und  Kon- 
zessionen. Verhältnis  zwischen  dem  Konzessionär  und  dem  Eigen- 
tümer des  Bodens  etc.  Jährliche  Summen,  welche  dem  Staate  zu 
bezahlen  sind.  Welchen  Personen  und  Gesellschaften  Konzessionen 
gegeben  werden  können.  Förmlichkeiten.  Einziehung  der  Kon- 
zessionen.   Als  Einführungszeit  des  Gesetzes  ist  bestimmt  1.  Mai  1901. 

23.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  126).  über  das  Münzwesen 
in  der  Kolonie  Cnraeao. 

23.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  127).  Massregeln  zur  Abwehr 
der  San  Jose-Laus  (Aspidiotus  perniciosus). 

23.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  128).  Gesetz  über  das  Ver- 
hältnis zwischen  Militär-  und  Zivilbehörden  in  Kriegszeiten  und  bei 
Belagerungen.  Bis  jetzt  war  diese  Materie  durch  die  sehr  alten 
Vorschriften  aus  den  Jahren  1791  und  1811  geregelt. 
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23.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  121*).  Verhältnis  zwischen 
höheren  und  niederen  Behörden  bei  der  Ausführung  öffentlicher 
Arbeiten  allgemeinen  Nutzens. 

19.  Mai.  Gesetz.  Änderung  der  Vorschriften  über  die  Regierung 
in  Ost-Indien.  Rechtsstellung  der  japanischen  Untertanen  in  Ost- 
Indien. 

14.  Juli.  Gesetz.  Änderung  der  Strafprozessordnung.  Aus- 
dehnung der  Revision  bei  später  entdeckten  Umständen. 

20.  Juli.  Königliche  Verordnung.  Neue  Bestimmungen  über 
die  Messung  von  Binnenschiffen. 

21.  Juli.  Gesetz.  Neue  Bestimmungen  über  ansteckende 
Krankheiten,  im  besonderen  zur  Verhütung  der  Pest. 

22.  Juli.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  171).  Nähere  Bestimmungen 
über  die  Weinsteuer. 

22.  Juli.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  173).  Aufhebung  der  Ab- 
gaben für  Wege,  Kanäle.  Häfen,  Schleusen  und  Brücken  unter 
Reichsverwaltung. 

22.  Juli.  Gesetz.  Vorschriften  über  die  Ansserverkehrsetzung 
von  fremden  und  minderwertigen  Kupfermünzen  in  Ost-Indien. 

24.  Juli.  Gesetz  (No.  194).  Über  den  Bau  (von  Staats  wegen) 
eines  Eingangs  für  den  Fischereihafen  in  Scheveningen  (Stadt- 
gemeinde Haag). 

24.  Juli.  Gesetz  (No.  195).  Verbesserung  des  Amsterdamer 
Nordseekanals. 

18.  September.  Königliche  Verordnung.  Nähere  Bestimmungen 
über  die  Messung  der  Seeschiffe. 

5.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Ausführungsbe- 
stimmungen über  Rheinschiffahrtspatente  und  Sachverständigen- 
Kommissionen. 

8.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  Ver- 
trages mit  Deutschland  über  die  Lokalbahn  Ensched6-Ahaus. 

11.  Dezember.  Gesetz.  Genehmigung  des  Pariser  Überein- 
kommens vom  16.  Juni  1898  über  den  internationalen  Eisenbahn- 
frachtverkehr. 

1900. 

21.  Februar.  Königliche  Verordnung.  Publikation  der  inter- 
nationalen Sanitätskonvention  von  Venedig.  Schutz  gegen  Pest- 
gefahr. 

67* 


Digitized  by  Google 


10t  H) 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


20.  März.  Königliche  Verordnung.  Polizeiverordnung  für 
die  Fahrt  von  Rotterdam  nach  der  Nordsee. 

9.  April.  Gesetz.  Genehmigung  des  internationalen  Haager 
Schiedsgerichtsvertrags. 

18.  Mai.  Königliche  Verordnung.  Arbeits-  und  Unfallver- 
hütungsinspektion. 

2.  Juni.  Gesetz.  Abänderung  der  Bestimmungen  über  die 
Personalsteuer. 

6.  Juni.  Gesetz.  Neue  Bestimmung  über  die  Pensionen  der 
Beamten,  welche  dem  Reich  zeitweise  Dienste  leisten. 

29.  Juni.  Beschluss  des  Kriegsmiuisters,  betr.  die  Mitwirkung 
des  Reichs  bei  Vereinen  für  freiwillige  Waffenübung. 

7.  Juli.  Königliche  Verordnung.  Publikation  der  inter- 
nationalen Brüsseler  Übereinkunft,  betreffend  die  Besteuerung 
alkoholischer  Getränke  in  dem  afrikanischen  Konventionalgebiet. 

7.  Juli.  Gesetz,  betreffend  die  Einführung  des  obligatorischen 
Unterrichts.  Eine  mit  grösster  Vorsicht  eingeführte  Neuerung. 
Nicht  Schulzwang,  sondern  nur  Unterrichtszwang  auferlegt.  Hans- 
unterricht  bleibt  gestattet.  Derselbe  ist  den  Eltern.  Vormündern  und 
weiteren  Versorgern  freigestellt,  wenn  sie  erklären,  dass  sie  gegen 
alle  Schulen,  welche  innerhalb  4  Kilometer  der  Wohnung  liegen, 
ans  religiöser  oder  anderer  Überzeugung  Beschwerde  haben.  Auch 
der  von  Binnenschifffahrt  lebenden  Bevölkerung  ist  diese  Ausnahme  ge- 
währt. Den  Gemeinden  wird  erlaubt,  den  unvermögenden  Kindern 
Nahrung  und  Kleider  zu  schaffen,  zur  Förderung  des  Schulbesuches. 

9.  Juli.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  112).  Verhütung  des  Be- 
trugs im  Butterhandel. 

9.  Juli.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  IIB).  Änderung  des  Gesetzes 
über  die  höheren  Schulen.  Den  Gemeinden  wird  erlaubt,  ein  dem 
Einkommen  der  Eltern  entsprechendes  Schulgeld  zu  erheben.  Der 
Besuch  der  Universitäten  wird  den  Schülern  von  Privatanstalten 
und  von  ausländischen  Vorbereitungseinrichtungen  erleichtert. 

9.  Juli.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  118).  Neue  Bestimmungen 
über  Lokaleisenbahnen  und  andere  Eisenbahnen,  die  mit  einer  Ge- 
schwindigkeit unter  '»0  km  pro  Stunde  fahren. 

9.  Juli.  Gesetze  (Staatsblatt  No.  125  und  126).  Genehmigung 
der  internationalen  Verträge  über  den  Seekrieg  und  den  Krieg- 
zu  Lande. 
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4.  August.  Beschluss  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten. 
Änderung  der  Erkennungszeichen  für  die  Seefischerei-Fahrzeuge. 

17.  August.  Königliche  Verordnung.  Neue  Bestimmungen 
über  die  Fischerei  auf  der  Scheide  und  den  weiteren  Strömen  der 
Provinz  Seeland. 

24.  August,  Königliche  Verordnung.  Genehmigung  einer  Rhein- 
fahrt-Verordnung über  den  Transport  ätzender  und  giftiger  Stoffe. 

3.  September.  Königliche  Verordnung.  Genehmigung  einer 
Änderung  der  Polizeibestimmnngen  für  die  Schifferei  und  Flösserei 
auf  dem  Rhein. 

7.  September.  Königliche  Verordnung.  Publikation  einer 
Änderung  der  Venediger  SaniUUskonvention. 

8.  und  15.  September.  Königliche  Verordnungen.  Ausser- 
ordentliche Massregeln  zur  Verhütung  der  Pest. 

19.  September.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des 
internationalen  Sehiedsgerichtsvertrags  und  der  Nebenvertrage  mit 
weiteren  Erklärungen. 

6.  Oktober.  Königliche  Verordnung.  Deutsche  Seeschiffe 
sind  von  der  Messung  befreit. 

10.  Oktober.  Königliche  Proklamation.  Ihre  Majestät  die 
Königin  kündigt  dem  Volke  höchstderselben  Verlobung  mit  Seiner 
Hoheit  dem  Herzog  Heinrich  von  Mecklenburg-Schwerin  an. 

10.  November.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  176).  Allgemeine 
Bestimmungen  für  öffentliche  Wasserarbeiten  (Waterstaatsbestnm). 

10.  Nov.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  177).  Genehmigung  einer 
Übereinkunft  mit  Preussen,  betreffend  die  Verbesserung  der  Bocholter 
Aa  oder  Aastrang. 

10.  November.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  184),  betreffend  die 
Ausgaben  für  das  zufolge  des  internationalen  Schiedsgerichtsvertrags 
eingerichtete  Amt. 

10.  November.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  185).  Abänderung  des 
Gesetzes  (1885  No.  142)  über  die  Staatslotterie.    Verlust  von  Losen. 

13.,  IC,  19.,  20.,  23.,  29.  November  und  1.  Dezember.  König- 
liche Verordnung.  Ausführungsbestiininung  zum  Unterrichtszwangs- 
gesetz; die  Einführungzeit  wird  auf  den  1.  Januar  1901  festgesetzt, 

8.  Dezember.    Gesetz.    Abänderung  des  Wahlgesetzes. 

18.  Dezember.  Königliche  Verordnung,  betreffend  die  Schul- 
inspektion. 
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20.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Nene  Bestimmungen 
zur  Verhütung  der  Pest. 

29.  Dezember.  Königliche  Verordnung,  betreffend  die  inter- 
korainunalen  Telephon  Verbindungen. 

1901. 

2.  Januar.  Gesetz.  Unfallversicherungsgesetz.  Andeutung 
der  versicherungspflichtigen  Betriebe.  Bestimmung  einer  Reiehs- 
Versicherungsbank.  Unter  gewissen  Bedingungen  ist  es  den  Unter- 
nehmern erlaubt,  die  Gefahr  selbst  zu  tragen  oder  an  Privatanstalten 
zu  übertragen.  Feststellung  der  Versicherungsprämien  und  des 
Schadenersatzes.  Rechtsprechung. 

Das  Gesetz  ist  noch  nicht  ganz  eingefühlt.  Die  Reichsver- 
sicherungsbank wird  eingerichtet. 

4.  Januar.  Königliche  Verordnung.  Abänderung  und  neue 
Publikation  der  Verkehrsordnung  für  die  Eisenbahnen. 

7.  Januar.  Königliche  Verordnung.  Italienische  Dampf-  und 
Segelschiffe  sind  von  der  Messung  befreit. 

9.  Januar.  Königliche  Verordnung.  Instruktion  für  die 
Kommandantur  der  Verteidigungslinien  und  Festungen  in  Kriegs- 
zeit und  bei  Kriegsgefahr. 

11.  Januar.  Königliche  Verordnung.  Belgische  Seeschiffe  sind 
von  der  Messung  befreit. 

11.  Januar.  Gesetz,  betreffend  den  hohen  Gerichtshof  in 
Ost- Indien. 

14.  Januar.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  35).  Verfassungsmässige 
Zustimmung  der  Generalstaaten  zu  der  Ehe  Ihrer  Majestät  der  Königin. 
Bestimmungen  über  die  Eheschliessungs-Förmlichkeiten. 

14.  Januar.  Gesetz  (Staateblatt  No.  36),  betreffend  die  Zivil- 
liste des  Gemahls  der  Königin. 

26.  Januar.    Gesetz.    Naturalisation  des  Prinz-Gemahls. 

2.  Februar.  Gesetze  (Staatsblatt  No.  55,  56).  Änderung  der 
Regierungsordnung  für  die  Kolonieen  Suriname  und  Curayao. 

4.  Februar.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des  Wahl- 
gesetzes. Anordnung  gewisser  Prüfungen  für  Verleihung  des 
Wahlrechts. 

6.  Februar.  Allerhöchster  Beschluss.  Ihre  Majestät  die  Königin 
verleiht  Seiner  Hoheit  dem  Herzog  Heinrich  Wlademir  Albrecht 
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Ernst  von  Mecklenburg  den  Titel  eines  Prinzen  der  Niederlande 
mit  dem  Prädikat:  Königliche  Hoheit. 

6.  Februar.  Gesetz.  Änderung  der  Bestimmungen  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  elterliche  Gewalt  und  die  Vor- 
mundschaft. Eine  tiefgehende  Änderung,  welche  einen  Teil  einer 
Reihe  sozialer  Gesetze  über  jugendliche  Personen  bildet.  Die  Ein- 
führung des  Gesetzes  hat  noch  nicht  stattgefunden. 

12.  Februar.  Gesetz  (Staatsblatt  Xo.  63).  Änderung  des 
Straf-  und  des  Straf  prozessgesetzbuches,  ebenfalls  jugendliche  Personen 
betreffend. 

12.  Februar.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  64).  Prinzipien  und  Vor- 
schriften über  Behandlung  jugendlicher  Personen,  betreffend  Reichs- 
Zwangsschulen  und  Erziehungsanstalten.  Die  Ausführung  ist  in  Vor- 
bereitung. 

22.  Februar.  Königliche  Verordnung.  Ausführungsbestimmungen 
zu  dem  Wahlgesetz. 

18.  März.  Königliche  Verordnung.  Änderung  der  Verkehrs- 
und Betriebsordnung  für  Lokalbahnen. 

22.  April.  Königliche  Verordnung,  betreffend  die  religiösen 
Interessen  in  Ost-Indien. 

25.  April.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  Vertrags 
mit  Belgien  betreffend  die  Telegraphen. 

29.  April.  Gesetz  betreffend  den  Hohen  Gerichtshof  für  Ost-Indien. 

4.  Mai.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  Vertrags  mit 
Belgien  über  eine  gemeinschaftliche  Lotsenordnung  für  die  Scheide. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  130)  betreffend  die  Reichsmünze. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  131).  Nähere  Bestimmungen 
über  die  Gold-  und  Silberwaren*teuer.  Rechtsprechung  bei  Streitigkeiten. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  132).  Nene  Bestimmungen 
über  das  niederländische  Münzwesen. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  133)  betreffend  die  An- 
fertigung, den  Transport,  die  Einfuhr  und  das  Vorrätighalten  von 
Phosphorstreiehhölzern  zum  Verkauf. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  139).  Bestimmungen  über 
die  Zulassung  alsKauffahrtei-Schiffskapitän  und  über  die  Verpflichtung, 
eine  gewisse  Zahl  Schiffsofliziere  und  Maschinisten  an  Bord  zu  haben. 

1.  Juni.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des  Unfall ver- 
sicherungsgesetzes.  Übergangsbestimmung  für  die  Versicherungen, 
welche  am  26.  Oktober  1900  schon  geschlossen  waren. 
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7.  Juni.  Königliche  Verordnung  (.Staatsblatt  No.  142)  be- 
treffend die  Strafanstalten. 

7.  Juni.  Königliche  Verordnung  (Staatsblatt  No.  143)  be- 
treffend die  privaten  Unterrichtsanstalten,  welche  Znlassungsdiplome 
für  die  Universitäten  geben  können. 

14.  Juni.  Beschluss  des  Kriegsministers.  Nähere  Vorschriften 
Uber  Freiwilligenvereine. 

18.  Juni.  Königliche  Verordnungen  (Staatsblatt  No.  153  und 
154).    Über  den  Gebrauch  der  Eisenbahnen  in  Kriegszeiten. 

18.  Juni.  Königliche  Verordnung  (Staatsblatt  No.  155).  Aus- 
führiujg  de*  Gesetzes  vom  29.  April  1901  über  den  Hohen  Gerichts- 
hof in  Ost-Indien. 

21.  Juni  1901.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  156).  Staatliche  Unter- 
stützung der  Pferdezucht. 

21.  Juni.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  157).  Gesnndheitsgesetz.  An- 
weisung .der  Staatsbehörden,  welche  sich  mit  den  Angelegenheiten  der 
Volksgesundheit  zu  beschäftigen  haben.  Einstellung  eines  zentralen 
Gesnndheitsrates.    Inspektionen.    Lokale  Gesundheitskommissionen. 

22.  Juni.  Gesetz.  Wohnungsgesetz.  Eine  sehr  eingreifende 
Ausbreitung  der  Staats- Wohnungsfürsorgeordnungen  der  Gemeinden. 
Expropriation.  Subventionierung. 

24.  Juni.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  159).  Abänderung  und  Er- 
gänzung des  Wehrpflichtgesetzes. 

24.  Juni.    Gesetz  (Staatsblatt  No.  160).  Landwehrgesetz. 

24.  Juni.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  161).  Änderung  des  Ge- 
setzes über  schädliche  Betriebe  (1875  No.  95,  revidiert  und  ergänzt 
1896  No.  152). 

24.  Juni.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  150),  betreffend  den  Staats- 
betrieb bei  Steinkohlen-Bergwerken  in  der  Provinz  Limburg. 

24.  Juni.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  187).  Abänderung  und  Er- 
gänzung des  Prima  rschulgesetzes.  Staatssubventionen  für  Unter- 
richtszwecke.   Minimalgehalt  der  Lehrer. 

25.  Juni.  Königliche  Verordnung.  Ausführungsbestimmungen 
für  das  Unfall  Versicherungsgesetz.    Versicherungspflichtige  Betriebe. 

9.  Juli.  Königliche  Verordnung.  Ausführnngsbestimmungen 
für  das  Arbeitskammergesetz. 

24.  Juli.  Königliche  Verordnung.  Änderung  der  Ausführnngs- 
bestinimungen  zum   Hoclischulgesetz.     Einstellung  eines  Doktorats 
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des  römisch-holländischen  Rechts.  Dies  römisch-holländische  Recht 
ist  das  heutzutage  noch  in  Süd-Afrika,  in  Ceylon  etc.  geltende  alt- 
holländische  Recht. 

8.  August.  Königliche  Verordnung.  Abänderung  der  Ver- 
kehrsordnung für  Eisenbahnen.  Sprengstoffe. 

9.  August.  Königliche  Verordnung.  Dänische  Seeschiffe  von 
der  Messung  befreit. 

11.  August.  Königliche  Verordnung.  Ausführungsbestiinmungen 
für  das  Gesetz  über  die  Pferdezucht. 

21.  September.  Königliche  Verordnung.  Nähere  Massregeln 
zur  Abwehr  der  Pest. 

30.  September.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des 
Pariser  Zusatzvertrags  Uber  den  internationalen  Eisenbahnverkehr. 

23.  Oktober.  Königliche  Verordnung.  Geschäftsordnung  für 
den  Ministerrat. 

26.  November.  Königliche  Verordnung.  Ausftthrungsbe- 
stimmnngen  zum  Gold-  und  Silberwarengesetz  (1852  No.  178,  1901 
No.  131). 

29.  November.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des 
Priinärschnlengesetzes. 

2.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des  Wehr- 
pflichtgesetzes. 

12.  Dezember.  Königliche  Verordnung  (Staatsblatt  No.  266). 
Ausführung  des  Unfallversicherungsgesetzes. 

12.  Dezember.  Königliche  Verordnung  (Staatsblatt  No.  267). 
Ausserordentliche  Massregeln  znr  Abwehr  der  Pest. 

21.  Dezember.  Königliche  Verordnungen  (Staatsblatt  No.  272, 
273).    Nähere  Ausführungsbestiinmungen  zum  Priraärschulengesetz. 

24.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des  Ge- 
setzes betreffend  das  Münzwesen.  Geldverkehr  mit  deutschen  und 
belgischen  Münzen  in  Grenzorten. 

30.  Dezember.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  282).  Aufhebung  der 
Ausfuhrzölle  für  Indigo  und  Kaffee  in  Ost-Indien. 

30.  Dezember.  Gesetz  (Staateblatt  No.  289).  Änderung  der 
Regierungsverordnung  für  die  Kolonie  Cura^ao. 

30.  Dezember.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  295).  Genehmigung 
einer  Übereinkunft  mit  Belgien  über  die  Militärpflichtigen  der  beider- 
seitigen Untertanen. 
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Niederländisch-Ost-Indien. 

Referent:  Dr.  F.  D.  E.  van  Ossenbruggen, 

Mitglied  der  Waitseii-  und  Erbgutskauimer.  Saiuarang. 


a)  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

1900. 

Wenn  man  sieht,  wie  jedes  Jahr  das  Jahrbuch  beträchtlich 
voluminöser  wird,  und  man  bedenkt,  dass  dieser  Jahrgang  die  Referate 
mehrerer  Jahre  zu  umfassen  hat,  so  ist  es  nur  selbstverständlich, 
dass  der  Referent  sich  ernstlicher  wie  andere  Jahre  die  Frage  stellt, 
was  für  die  Erwähnung  im  Jahrbuche  in  Betracht  kommt,  was  nicht. 
Mehr  wie  früher  mnss  ich  mich  daher  beschränken,  und  dies  fällt 
mir  nicht  sehr  schwer,  da  die  meisten  Verordnungen  von  1900  und 
1901  nicht  das  mindeste  Interesse  bei  den  Lesern  des  Jahrbuches 
zu  erwecken  geeignet  sind. 

Wen  ausser  den  Einwohnern  des  Archipels  würde  es  z.  B. 
interessieren,  dass  in  Atjeh  die  Opiumpacht  eingeführt  worden  ist 
(Stbl.  1900  No.  2),  während  der  Wirkungsbezirk  der  Opium-Regie 
auf  Java,  schon  in  sechs  Residenzschaften  eingeführt,  jetzt  auf  vier 
weitere  Residenzschaften  ausgedehnt  wird  (Stbl.  1900  No.  204  a, 
1901  No.  229).  Und  wem  ist  etwa  daran  gelegen,  zu  wissen, 
dass  die  Sachlage  der  Verwaltungsbeamten  finanziell  erheblich  ver- 
bessert worden  ist  (Stbl.  1900  No.  3),  oder  dass  die  Deuten- Verordnung 
(vergl.  Stbl.  1899  No.  191)  in  verschiedenen  anderen  als  den  im 
vorigen  Jahrbuche  erwähnten  Teilen  des  Archipels  Anwendung  ge- 
funden hat  etc. 

Erwähnt  seien  nur  folgende  Verordnungen: 
Vom  Jahre  1900: 

Stbl.  No.  107  enthält  eine  Ergänzung  der  Eisen-  und  Strassen- 
bahnverordnungen  mit  Bestimmungen  über  die  Befugnis  der  Regierung 
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zur  Einziehung  der  Eisen-  und  Strassenbahnmaterialien  in  Kriegs- 
zeiten  oder  unter  anderen  aussergewöhnlichen  Umständen. 

Stbl.  No.  127  und  201  bestimmen,  dass  die  Hinterlassenschaften 
fremder  Verstorbener,  welche  von  den  Waisenkammern  liquidiert 
werden,  den  dazu  von  ihrer  Regierung  autorisierten  Konsuln  zur 
Herausgabe  an  die  im  Auslande  wohnenden  Berechtigten  abgegeben 
werden  können. 

Stbl.  No.  240  gibt  uns  eine  neue  Regelung  über  die  Art,  Weise 
und  die  Bedingungen,  wie  die  Mietsverträge  von  Grundstücken 
zwischen  Inländern  und  Ausländern  geschlossen  werden  müssen.  Eine 
spezielle  Regelung  dieser  Angelegenheit  ist  eine  von  den  besonders 

- 

hier  herrschenden  Umständen  und  Bodenbesitzverhältnissen  gebotene 
Notwendigkeit.  Für  den  Plantagenbau  sind  verhältnismässig  grössere 
Bodenflächen  erforderlich,  an  welchen  die  Inländer  nach  verschiedenen 
durch  die  Adat  geregelten  Besitzarten  ihr  Recht  ausüben.  Ohne 
besondere  Regelung  würde  einerseits  die  Rechtssicherheit  des  Miets- 
vertrags gefährdet  werden,  andererseits  inuss  auch  für  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  Inländer  Sorge  getragen  werden. 

Diese  Verordnung  fängt  an  festzustellen,  welche  Arten  von 
Grund  und  Boden  vermietet  werden  dürfen;  nicht  mietfähig  ist  mit 
Kaffee  bebautes  Terrain,  ebenso  nicht  die  Gemeindeweide.  Die  Ver- 
träge sind  vor  Verwaltungsbeamten  urkundlich  abzufassen  und  ausser- 
dem von  der  Genehmigung  des  höchsten  örtlichen  Verwaltungsbe- 
amten abhängig.  Durch  diese  Genehmigung  tritt  der  Mieter  ohne 
weitere  Handlung  des  Vermieters  in  den  Besitz  des  gemieteten  Grund 
und  Bodens.  Vorauszahlungen  des  Mietzinses  sind  nur  unter  ge- 
wissen Bedingungen  gültig;  Gebrauch  von  Grund  und  Boden  ohne 
gültigen  Mietsvertrag  wird  mit  Strafe  geahndet.  Die  besondere 
Regelung  zur  Ausführung  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  ist 
dem  Generalgouverneur  vorbehalten. 

Stbl.  No.  259  regelt  die  Gewährung  von  Konzessionen  zur 
Anlage  und  Exploitierung  von  Eisen-  und  Strassenbahnen. 

Stbl.  No.  317  enthält  Bestimmungen  gegen  die  Einfuhr  und 
den  Umlauf  gefährlicher  ausländischer  Druckschriften. 

In  verschiedenen  Verordnungen  wurden  die  Herrendienste  in 
sechs  Landesbezirken  mehr  oder  weniger  nengeordnet.  Ferner  fanden 
die  folgenden,  mit  fremdländischen  Staaten  geschlossenen  Ver- 
träge im  Staatsblatte  von  1900  Veröffentlichung:  Freundschafts-  und 


1068 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Handelstraktate  mit  dem  vormaligen  Staate  ,.Oranje-Vrystaat",  mit 
den  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko,  mit  Rumänien  und  die  zwischen 
mehreren  Staaten  zu  Venedig  geschlossene  sanitäre  Konvention. 

1901. 

Über  die  Gesetzgebung  des  Jahres  li>01  ist  nicht  viel 
mehr  zu  sagen,  als  über  die  des  vorhergehenden  Jahres.  Eine  dieses 
Jahr  eingeführte  Neuordnung  der  richterlichen  Gewalt  nimmt  in 
dem  Staatsblatte  einen  beträchtlichen  Kaum  ein.  Diese  Neuordnung 
fremden  Lesern  mitzuteilen,  würde  nicht  möglich  sein,  ohne  die 
ganze  Organisation  der  richterlichen  Gewalt  zu  behandeln, 
und  dies  würde  zuviel  Raum  beanspruchen.  Es  mag  genügen, 
hervorzuheben,  dass  kraft  dieser  Neuordnung  der  höchste  Gerichts- 
hof sowohl  in  Bezug  auf  seine  Mitgliederzahl  als  auch  besonders 
auf  seinen  Wirkungskreis  eine  erhebliche  Einschränkung  erlitten 
hat;  ein  Teil  seines  Wirkungskreises  ist  den  drei  Jnstizkollegien 
zu  Batavia,  Samarang  und  Surabaya  übertragen  worden,  während 
die  Jurisdiktion  letztgenannter  Rechtskollegien  in  kleineren  Ange- 
legenheiten auf  die  europäischen  Vorsitzenden  der  inländischen  Landes- 
gerichte übergegangen  ist.  Über  die  Frage,  ob  diese  Neuordnung 
als  eine  Verbesserung  zu  betrachten  sei,  ist  man  nicht  einig;  sie 
enthält  viel  gutes,  sofern  sie  für  viele  Sachen  geringeren  Interesses 
eine  Vereinfachung  bringt;  andererseits  jedoch  wären  viele  Änderungen 
vielleicht  besser  unterlassen  worden. 

Bei  Stbl.  No.  131  wird  durch  die  Eröffnung  eines  Reichs- 
Pfandhauses  in  Sukabumi  (Preanger-Regentschaften)  eine  Probe 
gemacht  mit  der  Exploitation  dieser  Staats-Einnahmequelle  in  eigener 
Verwaltung.  Das  Recht,  Geldsummen,  welche  100  fl.  nicht  über- 
steigen, gegen  Pfand  auszuleihen,  steht  nur  demjenigen  frei,  der  es 
vom  Lande  gepachtet  hat.  Obwohl  nun  strenge  Bestimmungen  über 
die  Höhe  des  zu  bedingenden  Interesses,  die  Einlösung  und  den 
Verkauf  der  Pfänder,  die  Abrechnung  des  Ertrages  etc.  bestehen, 
welche  zur  Verhütung  von  Missbräuchen  bestimmt  sind,  so  können 
doch  die  Pächter  (immer  chinesischer  Abstammung)  nicht  genug 
kontrolliert  werden,  tun  Betrug  und  Erpressung  gänzlich  auszu- 
schliessen.  Daher  das  jetzige  Streben  der  Regierung,  diese  Ange- 
legenheit in  Selbstverwaltung  zu  nehmen.  Die  Probe  hat  sich  bis 
jetzt  günstig  bewährt  und  so  wird  bald  die  Selbstverwaltung  der 
Pfandhäuser  allmählich  überall  eingeführt  werden. 
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Stbl.  No.  194  setzt  das  Volljährigkeitsalter  vom  23.  auf  das 
21.  Jahr  herab,  jedoch  ist  bis  jetzt  diese  Bestimmung  noch  nicht 
in  Kraft  getreten,  da  sie  in  Beziehung  steht  mit  einer  Neuregelung 
der  elterlichen  Gewalt  in  Holland,  welche  ebenfalls,  schon  Anfang 
vorigen  Jahres  zum  Gesetze  erhoben,  noch  nicht  in  Wirkung  ge- 
treten ist. 

Stbl.  No.  286  enthält  die  Freierklärung  der  auf  Lombok  jetzt 
noch  anwesenden  Sklaven  nicht  einheimischer  Herkunft.  Nach  dem 
September  1901  besteht  auf  Lombok  keine  Sklaverei  mehr. 

In  demselben  Jahr  wurde  die  Herrendienstregelung  in  der 
Residenzschaft  Kedu  revidiert. 

Die  folgenden  Verträge  wurden  im  Staatsblatte  publiziert: 
Traktat  vom  29.  Juli  1899  über  die  Anwendung  der  Prinzipien  der 
Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg;  ferner  desselben  Datums  über 
die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkrieges  und  des  weiteren  die 
Erklärungen  über  das  Verbot  des  Schleuderns  von  Projektilen  aus 
Ballons,  die  Anwendung  von  Projektilen  zur  Verbreitung  erstickender 
Gase  und  die  Benutzung  von  sogen.  Dum -Dum -Kugeln;  alles  dies, 
wie  bekannt,  das  Resultat  der  Haager  Friedenskonferenz. 

b)  Literatur. 

Auf  literarischem  Gebiet  ist,  wie  gewöhnlich,  so  auch 
während  der  zwei  Berichtsjahre  nichts  besonderes  geleistet  worden; 

* 

die  literarische  Tätigkeit  hat  sich  auch  jetzt  auf  kleinere,  nur  die 
engeren  Kreise  der  indischen  Juristen  interessierende  Aufsätze  be- 
schränkt, Die  folgenden  Arbeiten,  erschienen  im  Jahrgange  1900  der 
Zeitschrift:  „Het  Recht  in  Nederlandsch-Indieu,  mögen  hier  Er- 
wähnung finden: 

1.  Ein  interessanter  Aufsatz  von  Dr.  A.  van  Gknnep  über 
„Gegenbeweis  in  civilibusu,  welcher  eine  Kritik  von  Dr.  A.  A. 
van  Oven  hervorgerufen  hat. 

2.  H.  N.  Stuart,  „Über  die  Verteilung  des  Familiengutes  und 
die  Stammfortsetzung  bei  den  Chinesen",  eine  eingehende  Kritik, 
enthaltend  eine  malaiische  Übersetzung  eines  Teiles  der  Tai  Tshing 
Lut  Le  von  dem  Chinesen  Tjoa  Sien  Hie  zu  Snrabaya. 

Dieser  schöne  und  lehrreiche  Aufsatz  behandelt  in  der  Haupt- 
sache die  in  unserem  Archipel  noch  immer  kontroverse  Frage,  ob 
Chinesen  kraft  chinesischen  Rechts  willkürlich  über  ihr  Vermögen 
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letztwillig  verfügen  dürfen.  Dass  in  die  bekannte  eigentümliche 
Familienorganisation  der  Chinesen  keine  letztwilligen  Verfügungen 
iin  modernen  Sinne  passen  und  ein  Testament  im  chinesischen  Rechts- 
system ein  Unding  ist,  scheinen  die  meisten  noch  immer  nicht  be- 
greifen zu  können  oder  zu  wollen. 

3.  Dr.  J.  M.  Cn.  E.  lk  Ruttk,  „Das  Abschneiden  des  Haupt- 
haars eines  Weibes;  ein  kriminal-anthropologischer  Versuch". 
Verfasser  sucht  das  psychopathologische  Moment  dieser  Unsitte  her- 
vorzuheben und  betrachtet  es  im  Zusammenhang  mit  der  n.  a.  in 
Sukadana  herrschenden  Adat,  nach  der  ein  Mädchen  durch  Ab- 
schneiden des  Haupthaars  unrein  wird  und  nur  mittels  Blut  eines 
zu  diesem  Zweck  geopferten  Büffels  gereinigt  werden  kann. 
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Referent:  Ulrik  A.  Motzfeldt, 

Richter  am  Stadtgericht  zu  Christlanla. 

a)  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

Die  Vorarbeiten  der  Gesetze  (siehe  Jahrbuch  1898,  S.  692) 
werden  wie  bisher  herausgegeben.  Die  Gesetze  und  Resolutionen 
werden  in  Norsk  Lovbitende  gesammelt. 

Von  den  Gesetzen  der  Jahre  1900  und  1901  sind  folgende  zu 
erwähnen : 

Gesetz  vom  29.  Mörz  1900  mit  der  neuen  Militärstraf- 
prozessordnung in  255  Paragraphen,  welche  sich  eng  an  die 
bürgerliche  Strafprozessordnung  von  1887  anlehnt,  durch  welche  das 
Verfahren  vor  dem  Schöffen-  und  Schwurgerichte  eingeführt  wurde; 
doch  kennt  das  neue  Gesetz  keine  Schwurgerichte.  Das  Kriegsgericht 
besteht  aus  einem  Kriegsrichter  als  Vorsitzenden  und  fünf  Militär- 
personen als  Schöffen.  Die  Hauptverhandlung  ist  öffentlich  und 
mündlich.  Die  Berufung  geht  an  das  Reichsgericht  (Höjesteret),  welches 
unter  Zuziehung  von  zwei  höheren  Land-  bezw.  Marine-Offizieren 
entscheidet. 

Zwei  wichtige,  zueinander  in  Beziehung  stehende  Gesetze  sind 
das  Gesetz  vom  31.  Mai  1900  über  Landstreicherei,  Bettelei 
und  Trunkenheit  (30  Paragraphen)  und  das  Gesetz  von  demselben 
Datum  über  das  Gefängniswesen  und  die  Zwangsarbeit,  beide 
von  A.  Tkichmann  im  Gerichtssaal  LX  (S.  363 — 382)  übersetzt. 

Gesetz  vom  8.  Mai  1900  zur  Verhütung  der  Schwind- 
sucht etc.,  dessen  wichtigste  Bestimmung  diejenige  ist,  dass,  wenn 
es  sich  sonst  als  unmöglich  erweist,  einem  Kranken  die  zur  Be- 
kämpfung der  Ausbreitung  der  Krankheit  notwendige  Pflege  zu 
verschaffen,  die  „Gesundheitskommission4'  seine  Internierung  in  einem 
Krankenhaus  beschließen  kann.  Doch  darf  Trennung  von  Ehe- 
gatten nicht  gegen  deren  Willen  geschehen. 
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Der  Arzt  bat  die  Anmeldeptticbt. 

Das  Gesetz  vom  19.  Mai  1900  Uber  das  Armenwesen  gibt 
statt  der  älteren  besonderen  Gesetze  für  die  Städte  und  für  das 
Land  gemeinsame  Regeln  für  alle  Gemeinden.  Zu  bemerken  ist,  dass 
Streitigkeiten  bezüglich  der  Unterstützungspflicht  zwischen  Kommunen 
oder  zwischen  solchen  und  dem  Staate  den  Gerichten  entzogen  sind. 

Das  Gesetz  vom  31.  Mai  1900  trifft  eine  kleine,  aber  —  be- 
sonders für  Inländer  wichtige  Neuerung,  indem  es  (im  Gegensatz 
zum  Gesetz  von  1884  zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen)  Phantasie- 
wörter als  Warenzeichen  zulässt. 

Das  Gesetz  vom  19.  März  1901  ändert  die  Verfassung  dahin 
ab,  dass  es  der  allgemeinen  Gesetzgebung  tiberlassen  wird,  zu  be- 
stimmen, inwieweit  Frauen  unter  denselben  verfassungsmässigen 
Bedingungen,  wie  die  Männer,  Beamte  werden  können. 

Zwei  Gesetze  vom  29.  Mai  1901  über  Abänderungen  in 
der  Kommunalgesetzgebung  schaffen  ein  allgemeines  Wahl- 
recht gleich  dem  politischen  Wahlrecht  seit  der  Konstitutionsänderung 
von  1897;  doch  wird  für  Frauen  ein  Zensus  (Steuerzahlung  nach  einer 
Einnahme  von  300  bezw.  400  Kronen)  verlangt.  Die  Gesetze  geben 
Regeln  für  „Forholdstalsvalg"  (Verteilung  der  Vertreter  nach  dem 
Stärkeverhältnis  der  Parteien)  und  Kumulation. 

Das  Gesetz  vom  4.  Mai  1901  verlangt  Anmeldung  von 
Reisenden  und  Fremden  seitens  der  Wirte  bei  der  Polizei  und  be- 
stimmt, dass  der  Fremde,  welcher  in  Norwegen  festen  Aufenthalt 
nehmen  oder  dort  Erwerb  suchen  will,  sein  Vorhaben  der  Polizei 
anzumelden  hat,  widrigenfalls  er  ausgewiesen  werden  kann. 

Ein  Gesetz  von  demselben  Datum  ergänzt  das  neue  Seegesetz 
von  1893,  indem  es  Schiffsregister  —  und  zwar  sowohl  lokale  als 
ein  generelles  —  einführt.  Für  den  Rechtserwerb  gelten  ähnliche 
Regeln  wie  nach  dem  Grundbuchsystem.  Das  Gesetz  tritt  mit 
1.  Januar  1903  in  Kraft. 

Für  die  norwegischen  Konsuln  ist  eine  Sammlung  der  Ge- 
setze etc.  1887— 1  «99  über  Norwegens  Handel  und  Schiffahrt.  (Mit 
norwegischem  und  englischem  Texte  herausgegeben,  vorläufig  aber 
nicht  im  Buchhandel.) 

Das  gewerbliche  Urheberrecht  Norwegens  befindet  sich  in 
Revision.  Das  geltende  Patentgesetz  von  1885  ist  von  Stephan  und 
StHMiD:  Der  Schutz  der  gewerblichen  Urheberrechte  des  In-  und 
Auslandes  S.  210—213  dargestellt. 
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Schon  jetzt  kann  erwähnt  werden,  dass  am  22.  Mai  1902  das 
lange  vorbereitete  neue  Strafgesetz  endlich  angenommen  worden  ist, 
im  wesentlichen  wie  in  den  Vorarbeiten  (siehe  Jahrbuch  1898,  S.  095) 
vorgeschlagen  war.    Es  wird  mit  dem  1.  Januar  1904  in  Kraft  treten. 

b)  Juristische  Literatur. 

Eine  gute  Gelegenheit,  sich  auf  verschiedenen  Gebieten  der 
norwegischen  Rechtsverfassung  zu  orientieren,  geben  die  zwei 
folgenden  Werke. 

„La  Nor w fege,  ouvrage  ofhciel  publie  a  l'occasion  de  Tex- 
position  universelle  de  Paris  1900."    (6  Kronen  geb.) 

Dieses  Sammelwerk,  welches  auch  in  englischer  Sprache  er- 
schienen ist,  enthält  u.  a.  Abhandlungen  über  folgende  Themata: 

Internationale  Stellung  Norwegens  (Ebbe-Hertzberg);  politische 
Verfassung  und  Administration  (A.  Fakrden);  Kommunalverfassung 
(ü.  Kkohn);  Gerichtsverfassung  (A.  Faerden);  soziale  Verhältnisse 
(H.  E.  Bkrnkr);  Geschichte  (0.  A.  Skvkri.axd). 

tllements  de  droit  scandinave  (Danemark,  Norvege, 
Suede)  par  Ernest  Lkhh,  avec  la  collaboration  de  M.  H.  Muxch- 
Petersf.n,  Kkistkn  Johannskn,  Elsa  Ehi-kklmok  (Paris  1901,  Larose. 
10,00  Frs.). 

Die  Arbeit  ist  sehr  nützlich;  sie  behandelt  übrigens  nur  das 
Zivilrecht. 

Verschiedene  Bemerkungen  über  die  Darstellung  des  nor- 
wegischen und  des  dänischen  Rechts  hat  Haukrup  (in  der  scandi- 
na vischen  Tidsskrift  for  Retsvidenskab)  gemacht. 

Einen  schmerzlichen  Verlust  hat  die  norwegische  Rechts- 
wissenschaft und  unsere  Vereinigung  durch  den  am  1.  November 
1901  erfolgten  Tod  des  hochverdienten  Reichsanwalts  Rigsadvokat 
Bernhard  Gktz  erlitten.  Seine  gesammelten  Abhandlungen  mit 
Auszügen  der  wichtigsten  Teile  seiner  Motive  zum  Strafgesetzentwurf 
werden  von  Hagerup  herausgegeben.  Derselbe  hat  auch  in  der 
Tidsskrift  for  Retsvidenskab  eine  Gedächtnisrede  über  Getz  ver- 
öffentlicht. 


Auf  dem  Felde  der  Rechtsgeschichte  kann  erwähnt  werden, 
dass  von  Diplomatarinm  Nor  vegic um  (Sammlung  altnorwegischer 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  68 
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Briefe  bis  um  1550)  die  Bände  XV  und  XVI  zur  Ausgabe  ge 
langt  sind. 

Taranger  bat  —  ausser  Besprechungen  rechtegeschichtlicher 
Arbeiten  in  der  Tidsskrift  for  Retsvidenskab  —  die  Geschichte  unserer 
Rechtesprache  1388—1604  behandelt. 

Das  im  vorigen  Bericht  genannte  Werk  von  Brkdu  Morgen- 
stierne  über  das  norwegische  Staatsverfassungsrecht  liegt  jetzt 
vollständig  vor. 

Jngvar  Nielsen  hat  in  Grünhute  Zeitschrift  für  das  private 
und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart  die  Konvention  zu  Mosa 
1814  behandelt. 

Die  Frage  nach  dem  Verhältnis  eines  besonderen  nor- 
wegischen Konsulatwesens  zur  gemeinschaftlichen  Diplo- 
matie etc.  wurde  von  Sigurd  Imsen  erörtert. 

B.  Getz:  Über  das  staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen 
Finnland  und  Russland  (in  der  Tidsskrift  for  Retsvidenskab). 

Von  Hagerup:  Von  den  Vorlesungen  über  den  nor- 
wegischen Zivilprozess  sind  die  abschliessenden  Bände  veröffent- 
licht: Der  3.  Band  über  Teilung  von  Erbschaften,  der  4.  Band  über 
Konkurs-  undVergleichverfahren. 

Auf  dem  Gebiet  des  Straf  rechts  sind  zu  erwähnen:  Ver- 
handlungen des  6.  norwegischen  Kriminalistentags,  von  Hagerup 
herausgegeben.  Getz:  Auslieferung  eigener  Staatsangehöriger. 
Verfolgung  der  Verbrechen,  welche  im  Ausland  begangen 
worden  sind.  (Für  den  Gefängniskougress  zu  Brüssel  1900.) 
Woxen:  Le  systemepenitentiaire  de  la  Xorvege.  (Daselbst.)  Hagerup: 
Anarchismus  und  Strafrecht  (in  der  Tidsskrift  for  Retsvidenskab). 

Aus  dem  Kreise  der  Hilfswissenschaften  des  Strafrechte  sind 
zwei  Arbeiten  des  norwegischen  Polizeiarztes  Paul  Winge  zu  er- 
wähnen. Kin  Abschnitt  der  Geschichte  der  Bestimmungen  über  die 
Unzurechnungsfähigkeit  und  die  norwegische  Gesetzgebung  bezüglich 
der  Geisteskranken. 

Aus  dem  Privat  recht  ist  in  neuer  Ausgabe  erschienen: 
Aubert:  Das  norwegische  Obligationenrecht,  spezieller  Teil  I 
(nach  dem  Tode  des  Verfassers  von  Per  Rygh  besorgt);  die  erste 
Ausgabe  dieses  wichtigen  Werkes  wurde  in  diesem  Jahrbuch  1890. 
S.  345  behandelt.  Dann:  Dasselbe  Werk  Band  II  (von  V.  Aubert 
besorgt). 
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Johannnks  Bkruh:  Das  Recht  auf  den  Familiennamen  (in 
der  Tid88krift  for  Retsvidenskab).  Dieses  Recht,  welches  durch  zwei 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  (Höjesteret)  1896  festgestellt 
wurde  (siehe  Jahrbuch  1897,  S.  587),  ist  seitdem  durch  die  Judikatur 
weiter  entwickelt  worden.  Der  jetzige  Standpunkt  erhellt  aus  der  er- 
wähnten Abhandlung.  Ein  Naraengesetz  befindet  sich  in  Vorbereitung. 

Francis  Haokkup:  Gesammelte  kleinere  Abhandlungen 
-(meistens  privatrechtlichen  Inhalts). 

Oskar  Platou:  Vorlesungen  über  norwegisches  Seerecht 
Dieses  grundlegende  Werk  behandelt  das  Seerecht  nach  dem  Gesetze 
von  1893  (von  Max  Pappknhkim  und  Kristkn  Johaknskn  in  das 
Deutsche  übertragen). 

Freürik  Stan«:  Vorlesungen  über  das  norwegische  Obli- 
gationenrecht.   Allgemeiner  Teil. 

In  Norsk  Retstidende  wurden  wie  bisher  die  wichtigeren 
Entscheidungen  des  norwegischen  Reichsgerichts  (Höjesteret)  mitgeteilt 

Sowohl  für  Theoretiker  als  für  Praktiker  sehr  nützlich  ist  die 
von  E.  Hambro  herausgegebene  „ Sammlung  der  unappellablen  Ent- 
scheidungen des  Stadtgerichts  zu  Christiania  in  Zivilsachen".  1867 
bis  1891.    3  Bände. 

Skandinavische  Urteile  in  Seerechtssachen  werden  seit  1900 
jährlich  von  J.  Jantzkn  herausgegeben. 

Die  Verhandlungen  des  9.  nordischen  Juristentages  sind  jetzt 
mit  den  vorgelegten  Thematas  (siehe  Jahrbuch  1899,  S.  874)  gedruckt 

e)  Volkswirtschaftliche  Literatur  1899—1901. 

Referent:  Dr.  Oskar  Jäger, 

Professor  der  Nationalökonomie  und  Statistik.  Christiania. 

Auch  in  den  letztverstrichenen  3  Jahren  1899,  1900  und 
1901  ist  die  „Nationalökonomische  Zeitschrift"  (Staatsökonomisk 
Tidsskrift)  die  bedentendenste  von  den  bei  uns  erschienenen  ökono- 
mischen Publikationen.  Diese  Zeitschrift  scheint  mit  den  Jahren 
immer  besser  zu  werden  und  enthält  in  dem  oben  genannten  Zeitraum 
eine  schöne  Reihe  von  grösseren  Abhandlungen  sowohl  über  theoretische 
wie  über  praktische  Fragen  der  Nationalökonomie.  Von  den  theo- 
retischen Abhandlungen  ist  vor  allem  zu  nennen  die  umfangreiche 

„Geschichte  der  Wert-  und  Preislehreu  von  Professor  Dr.  T.  H.  Aschk- 

68* 
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hüuu,  eine  vorzügliche  kritische  Arbeit,  in  der  es  dem  Verfasser  ge- 
lungen ist,  so  zu  sagen  der  ganzen  Literatur  über  Wert  und  Preis 
von  Adam  Smith  bis  auf  den  heutigen  Tag  den  Rahm  abzuschöpfen. 
Theoretischer  Natur  sind  auch  die  zwei  Abhandlungen:  „Über  das 
Zeitmoment  bei  den  menschlichen  Schätzungen"  von  Professor 
Dr.  B.  Morg ensti krn k  und  „Eugen  von  Böhm-Bawerk  und  seine 
wissenschaftliche  Bedeutung"4  von  Schreiber  dieser  Zeilen, 
welche  beide  die  epochemachende  BöHM'sche  Kapitalzinstheorie  kritisch 
darstellen.  Von  den  praktischen  Abhandlungen  erwähnen  wir  zuerst 
zwei  Vorträge  von  E.  Hagkrup  Bull,  Mitglied  des  höchsten  Gerichtes, 
über  einen  Vorschlag  zur  Ausdehnung  der  Wirkungsmittel 
unserer  Zentralbank,  der  zu  dein  Gesetz  vom  19.  Mai  1900  führte, 
durch  welches  die  erlaubte  ungedeckte  Zettelmenge  von  24  auf  35  Millionen 
Kronen  erhöht  und  eine  Verdoppelung  der  Grundfonds  ermöglicht 
wurde.  Weiter  finden  wir  Abhandlungen  über  den  Bergbau 
Norwegens  von  Professor  J.  H.  L.  Vogt,  über  die  Landwirtschaft 
Norwegens  vom  Direktor  des  Landwirtschaftsdepartements  Smitt, 
über  die  Schiffahrt  Norwegens  von  dem  Direktor  des  statistischen 
Zentralbnreaus  A.  N.  Kjar.  Vom  letztgenannten  Verfasser  schreiben 
sich  auch  3  Abhandlungen  her  über  Volkszählungen  und  Be- 
völkerungsverhältnisse, während  N.  Rygg  die  Vergleiche  und 
Schiedsgerichte  in  Arbeitsstreitsachen  zum  Gegenstand  einer 
sehr  interessanten  Behandlung  macht.  Auch  einige  Hauptfragen  der 
Finanz  Wissenschaft  bilden  den  Gegenstand  grösserer  Abhandlungen, 
wie  diejenigen  über  die  Progressiva  teuer  von  N.  Rygg  und  über 
die  Prinzipien  einer  gerechten  Steuerverteilung  und  über 
die  Krbsteuer  von  Professor  Dr.  Mokgknhtikkne. 

Im  Jahre  189!»  wurden  die  Verhandlungen  einer  im  Jahre  1894 
niedergesetzten  parlamentarischen  Arbeiterkommission  veröffentlicht. 
Die  Majorität  brachte  einen  Gesetzvorschlag  zur  Einführung  einer  das 
ganze  norwegische  Volk  umfassenden  Invaliditätsversichernng,  die 
Minorität  dagegen  einen  Vorschlag  zur  Einführung  einer  mit  der 
schon  existierenden  Unfallversicherung  kombinierten  Kranken-,  Alters- 
uud  Invaliditätsversicherung  ein.  In  Verbindung  mit  den  Kommissions- 
verhandlungen wurden  herausgegeben:  1.  eine  umfangreiche  Übersicht 
über  die  Arbeiterversicherungsfrage  der  fremden  Länder,  2.  vier 
Bände  Sozialstatistik.  3.  eine  norwegische  Morbiditätsstatistik,  4.  eine 
Statistik  über  verschiedene  Landwirtschaftsverhältnisse  in  Norwegen 
• 
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und  endlich  5.  eine  Übersicht  über  die  norwegischen  Versicherung»* 
nnd  Versorgungsanstalten. 

Als  selbständiges  Buch  ist  im  Jahre  1900  erschienen:  „Die 
europaische  Land wirtschaf tskorporation".  Dieses  umfang- 
reiche Werk  ist  von  .T.  Bull-Tokkök,  Mitglied  der  Nationalversammlung, 
und  vom  Professor  Ebbk-Hkrtzbkhü  heransgegeben  als  Resultat  einer 
von  ihnen  in  den  Jahren  1897—99  vorgenommenen  öffentlichen  Unter- 
suchungsreise durch  die  Hanptländer  Mitteleuropas,  um  Erkundi- 
gungen über  die  Entwickelung  der  landwirtschaftlichen  Korporation 
einzuziehen.  Damit  man  sich  eine  Vorstellung  von  dem  Inhalt  dieses 
hochinteressanten  Buches  macht,  führen  wir  hier  die  Überschriften  der 
einzelnen  Kapitel  an:  T.  Real-  und  Personalkredit;  IT.  Kreditgenossen- 
schaften; III.  Einkaufsgenossenschaften;  IV.  Produktion  und  Verkaufs- 
genossenschaften ;  V.  Genossenschaftsverbände;  VI.  Uber  die  landwirt- 
schaftlichen Korporationen  im  allgemeinen;  VII.  Über  die  Arbeit  zur 
Förderung  der  landwirtschaftlichen  Korporation  in  Norwegen. 

Für  die  Weltausstellung  in  Paris  1900  wurde  ein  offizielles 
Werk  über  unser  Land  in  französisch  (La  Norvege)  und  englisch 
(Norway)  veröffentlicht.  In  diesem  Werke  findet  man  u.  a.  auch  sehr 
instruktive  Abhandlungen  über  unsere  verschiedenen  Gewerbe,  wie 
auch  über  unser  Bank-  Assekuranz-  und  Finanzwesen. 

Hinsichtlich  der  statistischen  Literatur  ist  wesentlich  auf  das 
anerkannte  offizielle  Tabellen  werk  des  statistischen  Zentral- 
bureaus zu  verweisen.  Am  1.  Juli  1901  hat  das  Bureau  sein  fünfund- 
zwanzigjähriges Jubiläum  gefeiert  und  bei  dieser  Gelegenheit  eine  „histo- 
rische Übersicht"  veröffentlicht.  —  Zur  Zeit  ist  das  Bureau  in  3  Ab- 
teilungen gesondert,  von  denen  die  erste  die  Handels-,  Schiffahrts-,  Berg- 
bau- und  Sparkassenstatistik  nebst  Redaktion  des  Statistischen  Jahr- 
buches und  der  Monatsschrift  „Mitteilungen  von  dem  statistischen 
Zentralbureau"  besorgt.  Die  zweite  Abteilung  umfasst  die  Statistik 
der  Volkszählungen  und  der  Änderung  der  Einwohnerzahl,  die 
Kommunalstatistik,  Armenstatistik  und  Wahlstatistik  nebst  der 
Herausgabe  und  Versendung  der  statistischen  Werke.  Der  dritten 
Abteilung  endlich  ist  die  Landwirtschafts-.  Industrie-,  Sozial-  und 
Rechtsstatistik  vorbehalten.  Beim  Ausgange  des  Jahres  1900  hatte 
das  statistische  Zentrabureau  statistische  Werke  in  einer  Anzahl  von 
285  herausgegeben,  von  denen  235  innerhalb  der  offiziellen  Nunuuern- 
folge  veröffentlicht  worden  sind. 
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Referent:  Dr.  Anton  Riehl,  Advokat  in  Wiener  Neustadt 

A.  Gesetzgebung  1899—1901. 

Einleitung. 

Allem  Anscheine  nach  hat  eine  aknte  Krisis  endlich  ihren  Ab- 
8chlns8  gefunden.1)  Für  die  Völker  Österreichs  bedeutet  diese  lang- 
jährige Staats-  und  Parlamentskrise  nicht  nur  eine  beklagenswerte 
Erschütterung  der  verfassungsrechtlichen  Grundlagen  des  Staats- 
gebietes und  der  Gesamtmonarchie,  sondern  auch  eine  Verschärfung 
der  Rückständigkeit  auf  so  vielen  kulturellen  und  wirtschaftlichen 
Gebieten.  Verhängnisvoller  noch  als  diese  Übel  und  die  dadurch 
uns  zugefügten  gewaltigen  materiellen  Verluste  (hauptsächlich  zu 
Schaden  der  Deutschen  und  Tschechen)  wirkt  die  eben  damit  gezeitigte 
Entmutigung  aller  jener,  welche  bisher  der  modernen  Theorie  des 
Konstitutionalismus,  der  Repräsentativverfassung,  aufgebaut  auf  dem 
Grundsatze  des  Beschliessens  durch  Stimmenmehrheit,  vertraut,  ja 
wohl  gar  die  Republik  als  ein  Ideal  der  Staatsform  betrachtet  haben. 

Die  Erfahrung  zeigt  uns  zwar,  dass  das  Prinzip  der  Erblich- 
keit der  höchsten  Würde  und  Macht  im  Staate  vor  dem  der  periodischen 
Besetzung  durch  Wahl  viele  und  überwiegende  Vorteile  bietet,  dass 
sichere  stätige  Entwicklung,  solider  Fortschritt,  Verhütung  extremer 
Ausbrüche  namentlich  durch  die  altehrwürdigen  Erbdynastieen  ver- 
bürgt wird,  deren  jeweilig  herrschende  Persönlichkeiten  weder  nötig 
haben,  sich  persönlich  auszuzeichnen,  um  etwa  erst  einen  Anspruch 
auf  die  höchste  Macht  zu  begründen,  noch  auch  jenen  Gefahren  aus- 
gesetzt sind,  deren  exzessivstes  Hervortreten  wir  als  Cäsarenwahn- 
sinn  kennen,  und  dass,  wo  eine  längst  saturierte  Familie  regiert, 


')  Zwischen  Niederschrift  und  Korrektur  dieses  Berichtes  ist  ein 
Tolles  Jahr  verflossen. 
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auch  der  Kampf  um  die  materiellen  Güter  von  der  Spitze  ab  bis  in 
die  untersten  Schichten  die  verderblichsten  Grade  von  Intensität  und 
Extensität  nicht  erreicht. 

Aber  dass  die  republikanische  Theorie  selber  so  ganz  und 
gar  versagen,  dass  unter  Umständen  die  Majorität  ohnmächtig  der 
Minorität  sich  ausgeliefert  sehen  könne,  das  hat  die  Welt  doch  erst 
jetzt  wirklich  erkannt.  Wo  diese  Erkenntnis  noch  nicht  so  in  Fleisch 
und  Blut  übergegangen  ist,  wie  bei  uns,  wird  sie  gleichwohl  nicht 
ohne  bedeutende  Folgen  bleiben!  Wenn  nicht  eine  alte  Dynastie  in 
Österreich-Ungarn  herrschte,  Hessen  sich  die  letzten  Jahre  wohl  kaum 
ohne  die  Gröuel  des  Bürgerkrieges  denken!  Dank  der  in  den  Grund- 
festen wurzelnden  Organisation  des  Staatsoberhauptes,  welches  viel- 
mehr das  Herz  als  nur  die  Spitze  des  Ganzen  bedeutet,  ist  nun  um- 
gekehrt die  Steigerung  der  nationalen  Kämpfe  zum  inneren  Kriege 
heute  mehr  als  je  ausgeschlossen,  ja  es  ist  ganz  zweifellos,  dass  auch 
die  tormliche  Proklamation  eines  unverhüllt  absolutistischen  Systems 
in  den  „Erblanden"  mit  aller  Ruhe  hingenommen,  vielseitig  sogar 
als  erlösende  Tat  begrtisst  worden  wäre!  Ohne  Schwierigkeiten 
wurden  denn  auch  fast  sämtliche  nach  §  XIV  Stgrdg.  v.  21.  Dez. 
1867,  R.-G.-Bl.  141,  erlassenen  Verordnungen  ratihabiert,  obwohl 
man  sich  in  beiden  Häusern  des  Reichsrates  darüber  klar  war,  dass 
wohl  die  materiellen  Voraussetzungen  zumeist  gegeben  waren,  nur 
selten  aber  die  formalen  Erfordernisse  unbez weifelbar  zutrafen,  welche 
das  im  letzten  Bericht  seinem  Wortlaute  nach  abgedruckte  oft  zitierte 
Staatsgrundgesetz  aufzählt. 

Die  drei  Berichtsjahre  1899,  1900  und  1901  fallen  fast  voll- 
ständig noch  in  diese  kritische  Periode.  In  dem  vorstehend  erör- 
terten Sinne  ist  eigentlich  überhaupt  eine  Wiederkehr  der  der  Krisis 
unmittelbar  vorhergegangenen  verfassungsmässigen  Zustände  nicht 
zu  denken;  theoretisch  nicht,  weil  ja  das  System  als  untüchtig 
nun  erwiesen  worden  ist  und,  wenn  überhaupt,  wohl  erst  im  Laufe  von 
Jahrzehnten,  vielleicht  Jahrhunderten,  eine  neue  bessere  Organisation 
der  obersten  Gewalten  für  unsere  Grosstaaten  ins  Wirkliche  übersetzt 
sein  wird;  praktisch  nicht,  weil  gerade  bei  uns  in  Österreich 
Schwierigkeiten  "sich  auftürmen,  wie  kaum  irgendwo  und  irgend- 
wann in  der  historischen  Welt.  Verschiedene  Rassen  und  Yolks- 
stämme,  verschiedene  Glaubensbekenntnisse,  äusserst  verschiedene 
Kulturzustände,  die  Zugehörigkeit  oder  doch  Gleichartigkeit  fast 
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aller  der  in  jeder  dieser  Kategorieen  erscheinenden  Bevölkerungs- 
typeu  zu  und  mit  ansserhalb  der  Grenzen  der  Monarchie  bestehenden 
grösseren  nationalen  und  religiösen  Verbänden  —  das  sind  Tatbe- 
stande, deren  Komplikation  wohl  keine  Regierung,  kein  staats- 
männisches Genie  vorweg  gewachsen  ist.  Wenn  auch  einerseits  das 
mächtige  dynastische  Band,  andererseits  die  aus  der  Erhaltnng  des 
europäischen  Gleichgewichtes  wie  ein  von  aussen  nach  innen  ring- 
förmig wirkender  Druck  die  Monarchie  zusammenhalten,  so  werden 
es  von  nun  ab  doch  leider  nur  kürzere  oder  längere  Waffenstill- 
standsperioden  sein,  die  unsere  inneren  Kämpfe  unterbrechen,  und  wir 
müssen  froh  sein,  wenn  uns  Männer  beschieden  werden,  wie  Dr.  von 
Kükkkb,  fähig,  solche  Waffenstillstände  herbeizuführen,  einige  Zeit 
fortzusetzen  und  sogar  noch  ab  und  zu  Erspriessliches  heranszuge- 
stalten. 

Aus  eben  diesen  Gründen  aber  wäre  es  entschieden  ungerecht, 
über  die  Männer  den  Stab  zu  brechen,  welchen  es  innerhalb  der 
Berichtsperiode  nicht  bestimmt  war,  der  Krisis  Herr  zu  werden. 
Vielleicht  wäre  das  auch  einem  zweiten  Bismarck  nicht  gelungen. 

Da  es  sich  diesmal  um  viele  grössere  und  manche  nament- 
lich volkswirtschaftlich  bedeutsame,  vom  sog.  Ausgleich  abgesehen, 
aber  nicht  eigentlich  um  besonders  umfangreiche,  für  ein  grösseres 
Bechtsgebiet  grundlegende  legislatorische  Arbeiten,  daneben  auch  um 
sehr  zahlreiche,  auf  viele  Hessorts  verteilte  Einzelheiten  handelt, 
kehren  wir  wohl  zweckmässig  zu  der  systematischen  Anordnung 
nach  Gruppen  zurück:  I.  Verfassnngrecht  und  internationales  Kecht: 
Tl.  Verwaltungsrecht  (1.  Ministerium  des  Innern,  2.  Kultus  und  Unter- 
richt, 8.  Handel  und  Eisenbahnen,  4.  Finanzen,  5.  Ackerbau- 
ministeriuni, 6.  Landesverteidigung,  7.  autonome  Verwaltung); 
III.  Justiz  (Allgemeines  Privatrecht,  Handelsrecht,  Verfahren  in  und 
ausser  Streitsachen,  Strafrecht,  Strafprozess).  Innerhalb  dieser 
Gruppen  und  Untergruppen1)  soll  je  nach  Gestalt  des  darzustellenden 
Stoffes,  mangels  günstigerer  Gesichtspunkte  aber  chronologisch  vor- 
gegangen werden.  Der  Landesgesetzgebung  wird  hierbei  vor- 
kommendenfalls    rücksichtlich   wichtigerer  Materien  anhangsweise, 


')  Der  Anordnung  des  Stoffes  in  des  Berichterstatters  Zeitschritt 
,.Die  Spruchpraxis",  Revue  Uber  die  Rechtsprechung,  M.  Perles.  Wien  1. 
Seilergasse  4.  folgend. 
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im  Zusammen  hange  jedoch  auch  unter  II.  7  gedacht  werden,  um  zu- 
gleich ein  Übersichtliches  Bild  nach  Ländern  geordnet  zu  bieten. 

Die  bisher  weder  im  österreichischen  noch  im  ungarischen  Be- 
richte behandelten  Rechtszustände  in  den  gemeinsam  okkupierten 
Ländern  Bosnien  und  Herzegowina  behalten  wir  uns  vor,  nächstens 
in  unseren  Bericht  mit  einznbeziehen. 

I.  Verfassungsrecht  (und  internationales  Recht). 

Während  die  Notverordnungen  (nach  §  14  Staatsgrdg.  v. 
21.  Dez.  1867,  H.-G.-B1.  141)  bisher  doch  noch  in  ursprünglichem 
Sinne  des  oft  zitierten  Gesetzes  diskutiert  wurden,  lässt  sich  für  die 
gegenwärtige  Berichtsperiode  eine  Weiterbildung  dieser  Institution 
unmöglich  mehr  verkennen.  Budget-,  Rekruten-Bewilligung,  Aus- 
gleich mit  Ungarn,  Normen  für  die  Staatsrechnnngs-  und  Staats- 
schuldenkontroll-Organe,  neue  Steuern  und  Steuererhöhungen  lassen 
sich  kaum  als  Anordnungen  betrachten,  deren  dringende  Notwendig- 
keit sich  rzu  einer  Zeit  herausstellt,  da  der  Reichsrat  nicht  ver- 
sammelt ist"1.  Gleichwohl  kann  man  nicht  ernstlich  läugnen.  dass 
es  zumindest  in  der  Mehrheit  der  hier  in  Frage  gekommenen  Fälle 
absolut  notwendig  war,  Anordnungen  zu  treffen,  und  es  kann  bei 
Würdigung  dieser  legislatorischen  Akte  auch  für  den  mit  der 
politischen  Geschichte  als  solcher  nicht  befassten  Berichterstatter  die 
Feststellung  der  Tatsachen  nicht  umgangen  werden,  dass  von  dem 
Parlamente  die  entsprechenden  Beratungen  und  Schlussfassungen 
verlangt,  dazu  die  erforderlichen  Möglichkeiten  geboten  worden  sind, 
dass  aber  solche  parlamentarische  Tätigkeit  teils  durch  die  Tschechen 
unter  bald  direkter,  bald  indirekter  Mithilfe  anderer  Fraktionen, 
teils  durch  die  Deutschen  planmässig  vereitelt  wurde  in  der  klar 
ausgesprochenen  Absicht,  die  Gewährung  nationaler  Zugeständnisse 
auf  Kosten  der  Gegner  beziehungsweise  deren  Widerruf  zu  erzwingen. 

Dass  es  drei  aufeinander  folgenden  Ministerien  nicht  gelingen 
wollte,  das  Staatsschiff  zwischen  solcher  Skylla  und  Charybdis  weiter 
zu  lavieren,  ohne  Notsegel  zu  hissen  und  verschiedenes  über  Bord 
zu  werfen,  ist  allerdings  offenkundig;  noch  weniger  aber  kann  be- 
stritten werden,  dass  die  Fortexistenz  der  staatlichen  Einrichtungen 
den  Regierungen  eine  noch  höher  stehende  Pflicht  sein  muss,  als 
dem  Einzel-Individuum  seine  eigene  Selbsterhaltung! 

Staatsrechtliche  Probleme  von  vitalster  Bedeutung  gestalten 
sich  also  hier  zuletzt  zu  Tatfragen,  und  wir  können  dem  Versuch 
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nicht  ausweichen,  in  tunlichster  Kürze  und  Unbefangenheit  bei  An- 
führung der  hierher  gehörigen  Publikationen  den  Gang  der  Ent- 
wicklung mit  zu  skizzieren,  um  dem  geneigten  Leser  ein  Verständnis 
der  einschlägigen  Gesetzgebungsakte  und  ein  Urteil  zu  ermöglichen, 
inwiefern  hier  Rechte- Verletzungen  oder  nicht  vielmehr  eine  Rechts- 
fortbildung, eine  Berichtigung  so  mancher  bisher  für  unanfechtbar 
gehaltener  staaterechtlicher  Lehren  gegeben  sei. 

Mit  allerhöchstem  Handschreiben  vom  24.  Juli  1898  war  die 
XIV.  Session  des  Reichsrates  geschlossen  und  dem  Ministerium 
Gf.  Thun  der  Ausweg  mit  §  14  Stgrdg.  zu  regieren  eröffnet  worden. 
Ungarn  jedoch  perhorreszierte  offiziell  damals  noch  diesen  Modus  für 
die  Ordnung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  es  musste  daher 
wenigstens  ein  Versuch  gemacht  werden,  den  sogen.  Ausgleich,  d.  h. 
die  Gesamtheit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Neuordnung 
der  gemeinsamen  und  der  gemeinschaftlich  zu  regelnden  Angelegen- 
heiten (Handels-  und  Zollbündnis,  Gesetzgebung  über  die  indirekten 
Abgaben)  im  verfassungsmässigen  Wege  durchzubringen.  Dass  dieser 
Versuch  auch  gelingen  werde,  hoffte  das  Ministerium  Thcn  augen- 
scheinlich nicht.  Zu  der  am  3.  Oktober  1898  begonnenen  ersten 
Lesung  der  Ausgleichsvorlagen  hatten  sich  55  Kontra-Redner,  aber 
nicht  ein  einziger  Pro-Redner  gemeldet!  Auf  Kosten  des  deutschen 
und  tschechischen  Volkes  dachten  die  Ungarn,  den  Zwist  im  öster- 
reichischen Parlamente  ausnützend,  einen  Ausgleich  durchzusetzen, 
und  die  österreichische  Regierung  wollte  sich  dazu  verstehen, 
schliesslich  im  Wege  von  Notverordnungen  diesen  Ausgleich  durch- 
zubringen, um  über  die  gegenwärtigen  Schwierigkeiten  hinwegzn- 
kommen.  Die  aus  Feudalen  und  Klerikalen,  aber  auch  Vertretern 
slawischer  Volksstämme  bestehende  Parlamentemehrheit  hätte  gleich- 
falls eine  Obstruktion  der  deutschen  Parteien  lieber  gesehen,  als  die 
Eventualität,  offen  für  einen  solchen  Ausgleich  zu  stimmen,  für 
welchen  auch  in  ihren  Reihen  nicht  ein  einziger  Fürsprecher  zu 
linden  war.  Die  deutsche  Opposition  jedoch  sah  sich  eben  deshalb 
veranlasst,  die  Ausgleichsberatung  aus  der  Obstruktion  auszuschalten. 

Aber  bald  kam  es  leider  infolge  des  Vordrängens  des  radi- 
kalen Flügels  der  deutschen  Parteien  wieder  zu  Sturmszenen,  an- 
lässlich welcher  die  Vertagung  des  Reichsrates  ausgesprochen  wurde. 

So  gelangte  man  dann  zu  den  kaiserlichen  Verordnungen 
vom  30.  Dezember  1898,  R.-G.-B.  239,  die  weitere  Verlängerung 
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des  Zoll-  and  Handelsbttndnisses  mit  Ungarn  anf  ein  Jahr,  und  vom 
28.  Dezember  1898,  R.-G.-B.  238,  die  Fortführung  des  Staatshaus- 
haltes für  das  I.  Semester  1899  betreffend,  welche  wir  noch  im 
letzten  Berichte  besprochen  haben. 

Im  Zusammenhang  mit  und  auf  Grund  ersterer  Notverordnung 
wurde  unter  No.  2  des  R.-G.-B.  für  1899  das  Übereinkommen  vom 
31.  Dezember  1898  kundgemacht,  wodurch  der  österr.-ung.  Bank 
das  Noten-Privilegium  auf  ein  weiteres  Jahr,  bis  31.  Dezember  1899, 
verlängert  wird. 

Das  36.  Stück  des  R.-G.-B.  1899  brachte  das  internationale 
Übereinkommen  zur  Regelung  einiger  Fragen  des  internationalen 
Privatrechtes  (Aktenmitteilung,  Ersuchschreiben,  Sicherheitsleistung 
für  Prozesskosten,  Armenrecht,  Personalhaft),  worüber  unsere  p.  t. 
Leser  schon  andern  Orts  unterrichtet  worden  sind. 

1899. 

Als  Mitte  Januar  1899  der  Reichsrat  wieder  zusammentreten 
sollte,  war  inzwischen  auch  eine  Sprachenverordnung  für  Schlesien 
bekannt  gegeben  worden,  welche  ganz  im  Sinne  der  von  den 
Deutschen  lebhaft  bekämpften  Sprachenverordnungen  für  Böhmen 
und  Mähren  erflossen  war.  Die  Obstruktion  der  Deutschen  setzte 
also  wieder  mit  aller  Entschiedenheit  ein.  Schon  in  der  Sitzung 
vom  27.  Januar  kam  es  nach  einer  Rede  des  Tschechenführers  Kramarz 
neuerlich  zu  äusserst  bewegten  Szenen,  welche  mit  einem  förmlichen 
Handgemenge  endeten. 

Es  folgte  die  neuerliche  Vertagung  des  Parlaments  am 
1.  Februar  1899,  welche  seitens  der  Deutschen  mit  einer  Kund- 
gebung beantwortet  wurde,  der  wir  folgenden  Wortlaut  entnehmen: 
„Die  Deutschen  in  Österreich  sehen  den  künftigen  Ereignissen  mit 
fester  Entschlossenheit  entgegen.  Ihr  letztes  Ziel  ist  nicht  der 
Kampf,  ihr  Ziel  ist  nicht  die  Entzweiung  der  Völker  Österreichs, 
ihr  Kampf  gilt  dem  Systeme,  das  deutsche  Element  durch  grosse 
und  kleine  Massregeln  zurückzudrängen  und  zu  reizen,  dem  Systeme, 
welches  dadurch  die  unerschütterlichen  Grundlagen  des  Reiches  preis- 
gibt. Je  grösser  die  Gefahren  sind,  die  uns  umgeben,  desto  mächtiger 
wird  auch  unser  deutsches  Pflichtgefühl  angespornt  werden  zur 
Wahrung  der  Rechte  unserer  Muttersprache  und  unserer  nationalen 
Erziehung,  unseres  Besitzstandes  und  unserer  Stellung  im  Staate. 
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Wir  sind  erfüllt  von  dem  Gedanken,  der  uns  zusammenführen  muss, 
dem  Gedanken  der  Besonnenheit,  Unbeugsamkeit,  Einigkeit." 

Am  21.  Mai  veröffentlichten  die  in  Wien  zusammengetretenen 
Vertrauensmänner  der  deutschen  oppositionellen  Parteien  ein  Send- 
schreiben „an  das  deutsche  Volk  in  Österreich",  womit  die  allge- 
mein nationalpolitischen  Forderungen  der  Deutschen :  „die  allgemeinen 
Grundsätze  für  die  Regelung  der  Sprachenfrage"  und  rbesondere 
Grundsätze  für  die  einzelnen  Länder"  aufgestellt  werden,  das  sog. 
„Pfingstprogranmi".  Dass  die  Deutschen  mit  diesen  Forderungen 
den  Standpunkt  einer  Staatspartei  noch  immer  festhielten  und  über 
den  Rahmen  der  Gleichberechtigung  nicht  hinausgeschritten  waren, 
dürfte  einerseits  aus  der  Erklärung  des  Ministerpräsidenten  Grafen 
Thun  gegenüber  dem  Exekutivkomitee  der  Rechten  dahingehend, 
dass  die  Regierung  in  diesem  Programm  „ein  geeignetes  Substrat 
zur  Verhandlung  der  Parteien  untereinander"  erblicke,  andererseits 
ans  der  Zustimmung  der  Mehrheitsparteien  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Tschechen  zu  folgern  sein. 

Nachdem  inzwischen  in  Ungarn  dem  Ministerium  Banffy  das 
Ministerium  Szkll  gefolgt  war,  führten  die  Unterhandlungen  der 
beiderseitigen  Regierungen  endlich  zu  einer  definitiven  Regelung  des 
Verhältnisses  der  beiden  Staaten  zueinander.  In  Ungarn  erfolgte 
dieselbe  verfassungsmässig  unter  Zustimmung  des  Reichstages  (Juni 
1899if  so  dass  die  Änderungen  im  gemeinsamen  Zolltarif,  der  Bier-, 
Branntwein-  und  Zuckersteuer  und  die  Erhöhung  des  Petroleum- 
zolles schon  am  20.  Juli  1899  als  Gesetz  publiziert  werden  konnten. 
Am  selben  Tage  wurden  die  korrelaten  Verfügungen  österreicbischer- 
seits  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Juli  1899,  R.-G.-B. 
120,  publiziert.1)  Zucker  und  Petroleum  wurden  dadurch  wesentlich 
verteuert,  Zum  ersten  Male  war  damit  im  Wege  der  Notverordnung 
eine  sehr  ausgiebige  Steuererhöhung,  noch  dazu  zu  Lasten  der 
ärmsten  Schichten  der  Bevölkerung  dekretiert  worden,  weshalb  denn 
auch  die  Gärung  im  ganzen  Staatsgebiet  merklich  stieg  und  vielen- 
orts  zu  Demonstrationen  und  Tumulten  führte.  Vorher  schon  war 
mittels  §  14  (Verordnung  vom  24.  Juli  1899,  R.-G.-B.  110)  das  Budget 
für  das  2.  Semester  1899  dekretiert  worden  (ohne  jedoch  irgend- 
welche nicht  schon  im  bisherigen  Gesetze  begründete  Neubelastung 

•)  Mit  dem  Inhalte  dieser  Verordnung  werden  wir  uns  ex  profesao 
im  Finanzressort  noch  zu  befassen  haben. 
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einzuführen)  und  (zum  erstenmal  mittels  kaiserlicher  Verordnung  vom 
22.  Mai  1890,  R.-G.-B.  102,  nach  §  14  Stgrdg.  vom  21.  Dezember  18(57, 
R.-G.-B.  141)  da«  mit  Italien  getroffene  Übereinkommen,  die  wechsel- 
seitige, unentgeltliche  Unterstützung  mittelloser  Kranker  betreffend, 
kundgemacht  worden. 

Nun  aber  musste  daran  gedacht  werden,  die  Wahl  fttr  die  zur 
Votierung  der  gemeinsamen  Reichserfordernissc  berufenen  Delegationen 
zu  ermöglichen,  die  ja  doch  ganz  unmöglich  durch  eine  Notver- 
ordnung sich  umgehen  Hess.  Ein  Ministerium,  welches  nicht  einmal 
diese  Funktionen  zu  sichern  vermochte,  hatte  in  allerdings  schweren 
Zeiten  doch  eben  politisch  gar  nichts  geleistet,  Ein  in  letzter 
Stunde  vom  Präsidenten  des  Abgeordnetenhauses  zur  Rettung  des 
Ministeriums  Thix-Kaizl  unternommener  Verständigungsvernch 
scheiterte  jedoch  an  dem  Widerstande  der  deutschen  Obmänner- 
konferenz, welche  gerade  diesen  Mittelsmann,  den  Führer  der  einzigen 
mit  den  Tschechen  verbündeten  deutschen  Partei,  der  katholischen 
Volkspartei,  mindest  geeignet  fand,  die  so  oft  vergeblich  und  nur 
zum  Schaden  der  Deutschen  gemachten  Annäherungsversuche  zu 
wiederholen. 

So  erfolgte  denn  am  23.  September  die  Demission  des 
Ministeriums  Thcn-Kaizl  und  am  2.  Oktober  die  Berufung  eines 
neuen  Beamtenministerinms  unter  dem  provisorischen  Vorsitze  des 
steirischen  Statthalters  Grafen  Ci.akt-Aldkixhkx. 

Der  neue  Ausgleich. 
Noch  mit  der  Signatur  seiner  Vorgänger  erschienen  die  kaiser- 
lichen Verordnungen  vom  21.  und  22.  September  1899,  R.-G.-B.  170 
und  177,  deren  letztere  die  Aufhebung  des  sogen.  Mahl  Verkehrs, 
d.  h.  gewisser  Begünstigungen  in  der  Zollbehandlung  für  Getreide 
resp.  Zollrestitutionen  für  ausgeführtes  Mehl  betraf,  wenn  das  Ge- 
treide zur  Vermahlung  im  Inlande  von  auswärts  eingeführt  worden 
war.  Der  sogen.  Mahlverkehr  hatte  zu  einer  Begünstigung  der 
Pester  Mühlen  sich  ausgebildet,  unter  der  die  österreichische  Mühlen- 
iudustrie  schwer  zu  leiden  hatte.  Infolge  geänderter  Handelskon- 
stellationen verlor  übrigens  in  letzter  Zeit  diese  Begünstigung  viel 
an  ihrem  Wert  für  die  ungarischen  Interessenten.  Die  Aufhebung 
des  Mahlverkehrs  ist  in  Wahrheit  die  einzige  Konzession  von  Be- 
deutung, welche  dieser  §  11  Ausgleich  dem  ungarischen  Staate 
auferlegte.     Alle  sonstigen  nicht  schon  in  der  obzitierten  kaiser- 


10N6 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


liehen  Verordnung  vom  17.  Juli  1899,  R.-G.-B.  120,  geregelten  An- 
gelegenheiten, betreffend  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  zu  Ungarn, 
wurden  durch  die  kaiserliche  Verordnung  No.  176  derart  geregelt, 
dass  aus  den  Änderungen  nicht  wenige  und  nicht  geringe  Vorteile 
für  Ungarn,  aber  kein  irgend  erhebliches  Zugeständnis  für  die  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  resultiert. 

Zufolge  Art.  I  hat  das  nach  den  bisherigen  AusgleicbgeseUen 
bestandene  und  zweimal  provisorisch  auf  1  Jahr  verlängerte  wirt- 
schaftliche Verhältnis  zu  Ungarn,  „sofern  bis  zum  Jahre  1903  ein 
Zoll-  und  Handelsbündnis  im  Wege  der  Vereinbarung  nicht  zustande 
kommt",  bis  Ende  des  Jahres  1907  fortzubestehen,  und  sind  die  Zoll- 
einuahmen  wie  bisher  zu  verwenden,  unter  der  Voraussetzung,  dass 
Ungarn  den  bisherigen  Zustand  der  bezüglichen  Gesetzgebung  auf- 
recht erhält.  Andernfalls  (Art.  III)  bleiben  der  diesseitigen  Legis- 
lative erforderliche  (?>  Verfügungen  „vorbehalten". 

Es  ist  hiernach  das  Belieben  Ungarns  vorgesehen,  wann  immer 
von  diesem  ('hereinkommen  abzugehen,  in  was  immer  für  Punkten, 
während  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
in  einem  solchen  Falle  nur  „ vorbehalten-  bleibt,  angesichts  in  Ungarn 
genehm  befundener  Änderungen  zu  ihrem  Schutze  „erforderliche" 
(nicht  die  ihnen  hinwieder  „beliebigen"!)  Verfügungen  zu  treffen. 

Die  folgenden  Bestimmungen  über  die  Steuerrestitutionen  etc. 
(Art.  IV),  gegenseitigen  Patentschutz  (Art.  V),  Marken-  und  Muster- 
schutz (Art.  VI),  Viehverkehr  (Art.  VII)  und  die  gegenseitige  Zu- 
lassung von  Versicherungsgesellschaften  (Art.  VIII),  sowie  das  nun 
folgende,  die  Statistik  des  Warenverkehrs  regelnde  zweite  Kapitel 
dieses  ersten  Teils  bringen  nichts  Auffallendes.  Den  beiderseitigen 
Regierungen  wird  vorbehalten,  die  vereinbarten  Massregeln  zwecks 
einer  Statistik  des  Warenverkehrs  im  gemeinsamen  Zollgebiet  im 
Verordnungswege  auch  auf  das  Okkupationsgebiet  auszudehnen. 
Dieselben  treten  (§  17)  am  1.  Januar  1900  in  Kraft. 

Die  gänzliche  Einlösung  der  Staatsnoten  (zweiter  Teil),  die 
Einführung  der  Kronen  Währung  als  Landeswährung  (dritter  Teil), 
die  Verlängerung  des  Bankprivilegiums  und  damit  im  Zusammen- 
hange die  Ordnung  der  schwebenden  Schuld  (vierter  Teil),  sowie 
die  hierbei  eintretenden  Änderungen  des  Bankstatuts  etc.  werden 
sub  II.  4  mitgeteilt.  Es  darf  aber  hier  nicht  übergangen  werden, 
dass  Ungarn  an  der  Barzahlung  von  30  Millionen  Gulden  an  die 
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Österreich-ungarische  Bank  (behufs  Deckung  der  schwebenden  Schuld 
von  80  Millionen  Gnlden)  nur  mit  9  Millionen  Gulden  partizipiert; 
wogegen  eben  dieser  Kontrahentin  im  selben  Staatsakte  gegenüber 
dem  gemeinsamen  Zettelinstitute  die  minutiöseste  Parität  des  Ein- 
flusses gesichert,  ja  sogar  vorgesehen  wird,  dass  die  Zettelbank  in 
Ungarn  ebensoviele  neue  Filialen  zu  errichten  habe,  als  in  der  mit 
bisher  lO1^0  0,  von  nun  an  aber  mit  ca.  66°/0  an  den  gemeinsamen 
Erfordernissen  beteiligten  westlichen  Reichshälfte.  Die  bezüglich 
aller  denkbaren  Rechte  und  Befugnisse  strengstens  gewahrte  Parität  — 
an  sich  eine  Unbilligkeit  für  Kontrahenten  von  so  verschiedener 
Leistungsfähigkeit  und  Leistungspflicht  —  wird  aber  zu  einer  un- 
verkennbaren Begünstigung  Ungarns  in  der  Anwendung  auf  den 
Organismus  der  gemeinsamen  Notenbank,  vermöge  welcher  die  fast  aus- 
schliesslich aus  Österreich  stammenden  Bank-Kapitalien  und  -Kredite 
dem  Bedarfe  Ungarns  in  weitaus  grösserem  Mafse  zugeführt  werden, 
als  Ungarn  seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung  und  seinen  Leistungen 
zufolge  beanspruchen  könnte. 

Weitere  Notverordnung. 

Auch  auf  anderen  Gebieten  brachten  die  letzten  Monate  des 
Ministeriums  Thtn-Kaizl  zum  Teil  sehr  einschneidende  Reformen 
mittels  kaiserlicher  Notverordnungen.  Vom  staatsrechtlichen  Ge- 
sichtspunkte wurde  namentlich  die  kaiserliche  Verordnung  vom 
16.  August  1899,  R.-G.-B.  158,  betreffend  eine  radikale  Änderung 
der  Jmmobiliar-Übertragungsgebühren  und  die  Sicherung  von  Nach- 
lassgebühren, lebhaft  angefochten,  womit  das  bisher  in  zweifellos 
gesetzlicher  Geltung  bestandene  System  völlig  umgestossen  und  der 
Gesichtspunkt,  dass  die  Gebühr  mit  der  Zeitdauer  des  letzten  Be- 
sitzes in  ein  gewisses  Verhältnis  gebracht  werde,  gänzlich  verlassen 
worden  ist.  Wenn  auch  bei  jahrelanger  Dauer  der  Krise  so  manche 
Reformen  zur  rdringenden  Notwendigkeit"4  geworden  sind,  so  war 
diese  Notwendigkeit  doch  nicht  wohl  erst  seit  der  letzten  Parlaments- 
vertagung hervorgetreten. 

Das  neue  Ministerium,  welchem  der  Name  seines  Vorsitzenden 
schon  das  Vertrauen  aller  Freunde  einer  verfassungsmässigen  Weiter- 
regierung sicherte,  war  durch  all  diese  Verfügungen,  welche  vielen 
den  Eindruck  der  Etablierung  einer  verschämt  -  absolutistischen 
Richtung  machten,  immerhin  für  die  erste  Zeit  der  fatalen  Nötigung 
überhoben,  gleichfalls  von  dem  viel  zitierten  §  14  Gebrauch  zu  machen. 
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Ministerium  Gary. 

Das  Ministerium  Claey  begann  mit  der  Schliessung  der 
15.  Session  des  Reichsrates  am  8.  Oktober  nnd  Einberufung  des- 
selben zu  einer  neuen  Session  für  den  18.  Oktober  1899.  Dem  mit 
Zähigkeit  festgehaltenen  Postulate  der  deutschen  Opposition  ent- 
sprechend wurden  mit  der  Ministerial Verordnung  vom  14.  Oktober  1899 
(im  böhmischen  bezw.  mährischen  Landesgesetzblatt  veröffentlicht) 
die  bisherigen  sogen.  Sprachen  Verordnungen  ausser  Kraft  gesetzt  und 
verfügt,  dass  bis  zur  in  Aussicht  genommenen  gesetzlichen 
Regelung  hierin  in  Ansehung  des  Gebrauches  der  Landessprachen 
jene  Bestimmungen  und  Grundsätze  provisorisch  in  Anwendung  zu 
kommen  haben,  welche  hierfür  bis  zum  Zeitpunkte  des  Beginnes 
der  Wirksamkeit  der  am  15.  März  1898  ausser  Kraft  getretenen 
Ministerial  Verordnungen  vom  5.  April  1897,  L.-G.-Bl.  No.  12,  resp. 
22.  April  1897,  L.-G.-Bl.  Xo.  29,  massgebend  gewesen  sind.  An  Stelle 
der  deutschen  Obstruktion  trat  nun  die  der  Tschechen  unter  passiver 
Assistenz  der  übrigen  slawischen  Parteien  und  der  (aus  Deutschen 
bestehenden!)  katholischen  Volkspartei.  Das  Problem,  zwischen  diesen 
Alternativen  durchzukommen,  versuchte  Clary  dadurch  zu  lösen, 
dass  er  die  feindlichen  Volksstämme  abermals  auf  eine  friedliche 
Verständigung  verwies.  Diese  neue  Aktion  wurde  durch  den  Poleu- 
führer  Jawohski  eingeleitet. 

Es  hatte  schon  der  persönlichen  Intervention  des  Monarchen 
bedurft,  um  die  so  lange  gehätschelten  Polen  zum  Verlassen  der  dem 
Ministerium  Clary  gegenüber  beobachteten  hinterhältigen  Politik  zu 
vermögen  und  wenigstens  für  die  Dauer  der  Tagung  dieses  Ver- 
ständigungs-Komitees eine  Art  Gottesfrieden  zu  erreichen.  Derart 
gelang  es  dem  Ministerium  Clary,  eine  Einigung  über  die 
(^uote,  nach  welcher  beide  Staaten  zu  den  Reichsbedürfnissen  bei- 
tragen sollten,  auf  die  Ziffern  65,  6  und  34,  4  und  die  Wahl  der 
beiderseitigen  Delegationen  zu  erreichen,  sowie  einige  politisch 
belanglose  Gesetzesvorschläge  aus  der  Obstruktion  auszuschalten, 
darunter  insbesondere  die  eine  captatio  benevolentiae,  sowohl  der 
öffentlichen  Meinung  als  eben  dadurch  auch  der  Parlamentsfraktionen 
bedeutende  Vorlage  über  die  Aufhebung  des  Zeitungs-  und  Kalender- 
stempels, welche  denn  auch  als  Gesetz  vom  31.  Dezember  1899  noch 
am  1.  Januar  1900  in  Wirksamkeit  trat  und  gleich  dem  Gesetz  vom 
26.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  255,  betreffend  die  Bezüge  der  Staats- 
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Dienerschaft,  ein  bleibendes  Denkmal  dieses  Ministeriums  bilden  wird. 
Den  in  solchen  allseits  begehrten  Reformen  schon  keimenden  Rettungs- 
gedanken wirklich  auszudenken  und  auszuführen,  sollte  indessen  dem 
Ministerium  Clary  nicht  mehr  beschieden  sein:  Die  Ausgleichs- 
konferenz, an  welcher  teilzunehmen  die  radikale  Gruppe  der  Deutschen 
von  vornherein  abgelehnt  hatte,  verlief  im  Sande.  Es  zeigte  sich, 
dass  die  Tschechen  und  ihr  geheimer  wie  offener  Anhang  nicht  gewillt 
seien,  die  restlichen  Ausgleichsvorlagen  und  das  Budget  vor  dem 
1.  Januar  1900  zu  votieren.  Da  Graf  Clary  die  abermalige  An- 
wendung des  Notverordnungsweges  perhorresziert  hatte,  erübrigte 
ihm  nichts  mehr  als  die  Demission. 

Mit  kaiserlichem  Handschreiben  vom  21.  Dezember  1899  er- 
folgte die  Berufung  des  Ministeriums  Witter,  welches  von  vornherein 
nur  provisorischen  Charakter  und  die  einzige  Aufgabe  hatte,  für  die 
,.  Staatsnotwendigkeiten  "  so  gut  es  eben  gehen  wollte,  Vorsorge  zu 
treffen.  So  kam  denn  zu  Ende  des  Jahres  zugleich  mit  der  Publi- 
kation normaler  legislativer  Arbeit  eine  Reihe  von  Notverordnungen, 
als:  Kaiserliche  Verordnung  vom  27.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  264, 
über  die  Forterhebung  der  Steuern  und  Abgaben  im  1.  Semester  1900, 
vom  gleichem  Datum  R.-G.-B.  265  über  die  Staatsrechnung  pro  1899. 
Auch  die  noch  ausständigen  Verfügungen  im  Sinne  des  neuen  Aus- 
gleiches mit  Ungarn  mussten  in  dieser  Weise  erlassen  werden 
(kaiserliche  Verordnungen  vom  29.  Dezember,  267  und  268).  Die 
Quote  war  zwar  in  der  Quotendeputation  vereinbart,  aber  von  den 
beiderseitigen  Parlamenten  noch  nicht  genehmigt,  weshalb  selbe 
effektiv  in  der  vereinbarten  Höhe,  formell  mit  Rücksicht  auf  das 
noch  bestehende  Gesetz  vom  8.  Juni  1871,  R.-G.-B.  49,  nach  Vorweg- 
abzug von  2%  zu  Lasten  des  ungarischen  Staatsschatzes  (infolge 
der  Einverleibung  der  Militärgrenze)  auf  664ft/4t,  Perzent  und 
333/4ft  Perzent  mit  allerhöchstem  Handschreiben  vom  30.  Dezember 
1899,  R.-G.-B.  266,  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  vom  21.  De- 
zember 1867,  R.-G.-B.  146,  für  die  Zeit  bis  Ende  Juni  1900  festge- 
stellt wurde. 

1900. 

Schon  mit  allerhöchstem  Handschreiben  vom  18.  Januar  1900 
wurde  die  Demission  des  provisorischen  Kabinettes  Witter  ange- 
nommen und  mit  kaiserlichem  Handschreiben  vom  19.  Januar  1900 
das  Ministerium  v.  Kökbkr  berufen,  welches  im  Gegensatz  zu  dem 
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unmittelbar  vorhergegangenen  Kronrate  aus  lanter  wirklichen 
Ministern,  aber  doch  wesentlich  auch  aus  deutschen  Beamten  besteht, 
indem  ausser  den  beiden  Landsmannministern  (für  die  Tschechen  und 
Polen)  nur  noch  der  der  katholischen  (deutschen)  Volkspartei  ange- 
hörige  Ackerbauminister  Baron  Giovanklm  den  parlamentarischen 
Kreisen  zuzurechnen  ist. 

Auch  dieses  Ministerium  versuchte  es  anscheinend  zunächst 
mit  einer  Verständigungskonferenz  der  Vertrauensmänner  der  Deutschen 
und  Tschechen,  aber  ohne  gleichzeitige  Tagung  der  Reichsvertretung, 
welche  vielmehr  erst  nach  dem  Scheitern  des  Versöhnungsversuches 
zusammenberufen  wurde.  Es  gelang  wenigstens  bei  der  Wahl  des 
Präsidiums  den  Deutschen  und  Tschechen,  je  einen  Vertreter  durchzu- 
setzen. Auch  die  Ausschaltung  einiger  dringender  Gegenstände  (als 
insbesondere  die  Regelung  der  Bezüge  der  Beamten)  aus  der  Ob- 
struktion der  Tschechen  glückte  und  die  vom  Ministerium  eingebrachten 
Vorschläge  zur  gesetzlichen  Regelung  des  Sprachenzwistes  (Kreis- 
regierungen in  Böhmen)  kamen  zur  Beratung.  So  annehmbar  für 
beide  Teile  auch  diese  Vorschläge  erscheinen  mochten,  die  Tschechen 
zeigten  doch  immer  weniger  Lust,  zu  einer  friedlichen  Regelung  des 
Streites  überhaupt  die  Hand  zu  bieten.  Nach  immer  tristerem  Ver- 
lauf der  Verhandlungen  brach  in  der  Nacht  vom  8.  auf  den  9.  .Toni  1900 
abermals  eine  parlamentarische  Sturmszene  herein,  welche  noch  in 
derselben  Nacht  zur  Schliessung  der  Session  führte. 

Nur  wenige  ernste  Arbeit  war  geleistet  worden.  Auf  dem 
internationalen  Gebiete  ist  es  nur  das  Übereinkommen  mit  Spanien, 
betreffend  gegenseitigen  Patent-.  Marken-  und  Musterschutz,  vom 
21.  Januar  1897,  R.-G.-B.  117,  welches  mit  Zustimmung  des  Reichs- 
rates kund  gemacht  wurde;  die  Einschränkung  der  Konsularämter 
in  Ägypten,  zunächst  auf  5  Jahre  zugunsten  der  dortigen  gemischten 
Tribunale,  erfolgte  in  Konsequenz  vorausgegangener  Staatsverträge 
durch  Verordnung  des  Ministers  des  Äussern  vom  31.  Januar  1900. 
R.-G.-B.  21,  und  die  Kundmachung  des  Staatsvertrages  mit  Preussen 
zur  Vermeidung  von  Doppelbesteuerungen  dto.  21.  Juni  1899,  R.-G.-B. 
15:3,  konnte  gleichfalls  ohne  Zutun  des  Reichsrates  auf  Grund  §  285 
Personaleinkoniniensteuergesetzes  geschehen. 

Allenfalls  mag  man  in  der  verfassungsmässigen  Bewilligung 
des  Rekrutenkontingentes  (Gesetz  vom  15.  März  1900,  R.-G.-B.  95) 
einen  Erfolg  der  neuen  Politik  linden,  wogegen  das  Gesetz  vom 
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28.  März  1900,  R.-G.-B.  65,  betreffend  Erleichterungen  für  Rück- 
zahlungen von  Darlehen  aus  früheren  Notetandsgeldern,  naturgeniäas 
diesfalls  nicht  in  Betracht  kommt.  Ausser  diesen  Gesetzen  bleiben 
nur  noch  einige  rein  tinanz-technische,  deren  unter  II.  4  Erwähnung 
geschehen  wird. 

Nicht  unerwähnt  aber  können  wir  die  Tatsache  lassen,  dass 
den  mit  kaiserlichem  Patent  vom  19.  März  1900  einberufenen  Land- 
tagen sämtlicher  Kronländer  nebst  anderen  Vorlagen  auch  ein  Gesetz- 
entwurf, betreffend  die  Einführung  eines  Landeszuschlages  zur 
Branntweinsteuer,  unterbreitet  wurde,  zugleich  mit  der  Erklärung 
der  Regierung,  die  Sanktion  nur  dann  erwirken  zu  können,  wenn 
sämtliche  Landtage  dieselben  würden  angenommen  haben. 

Mit  anscheinender  Berechtigung  wurde  hierin  ein  Versuch  er- 
blickt, mangels  Funktion  des  Zentralapparates  etwa  die  Landtage 
zu  einer  administrativ  brauchbaren  Steuergesetzgebung  heranzuziehen. 
Drei  Landtage  hatten  den  Entwurf  angenommen,  als  derselbe  in 
Dalmatien  in  toto  abgelehnt  wurde.  Auch  wenn  es  sich  hier  nicht 
um  einen  Vorstoss  im  föderalistischen  Sinn  gehandelt  hat;  immerhin 
glaubte  man  das  ziemlich  allgemein,  und  es  hätte  den  einzelnen 
Ländern  insgesamt  diese  meritorisch  unanfechtbare  Alkoholkonsuin- 
verteuerung  zum  Besten  der  Landesfinanzen  erwünscht  sein  müssen. 
"Wahrscheinlicher  dünkt  es  uns,  dass  die  Regierung,  ehe  sie  zu  kost- 
spieligeren Sanierungsmitteln  griff,  unter  anderem  auch  eine  General- 
probe mit  den  vielseits  gepriesenen  17  Zwerglegislativen  veranstalten 
wollte.  Das  Experiment  hätte  nicht  leicht  unter  einwandfreieren 
Bedingungen  und  Kautelen  unternommen  werden  können.  Der  Er- 
folg machte  denn  auch  auf  die  Herren  Antonomisten  selbst  den  Ein- 
druck, dass  es  auf  diesem  Wege  entschieden  noch  weniger  gelingen 
könne,  aus  der  Krise  heransznkommen. 

So  waren  denn  so  ziemlich  alle  bis  jetzt  irgend  jemand  ein- 
gefallenen Auswege  gründlichst  rekognosziert  worden,  und  blieb  nur 
die  Rückkehr  zu  dem  seit  Taakfk  eingeschlagenen  Systeme  des  rdo 
ut  desu.  Das  Ministerium  Körber  hat  jedoch  den  längst  als  ver- 
werflich erkannten  Detailhandel  zu  vermeiden  gewusst;  es  kaufte 
sich  nicht  die  Geneigtheit  jeder  namhaften  Fraktion  durch  Zuge- 
ständnisse aus  dem  Staatssäckel  oder  aus  dem  nationalen  Besitz  der 
Deutschen;  es  brachte  mit  einem  kolumbischen  Griff  fast  sämtlichen 
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kaum  abträgliches  Heilmittel:  ein  grosses  wirtschaftliches  Programm, 
Arbeit  für  viele  fleissige  Hönde  im  ganzen  Staatsgebiete,  wieder  er- 
wachendes Vertrauen  zum  Wohlfahrtsberuf  des  Staates,  und  zwar 
in  einem  Zeitpunkte,  da  die  kämpfenden  Parteien  immerhin  schon 
ermüdet,  vielleicht  die  Mehrheit  der  Wählerschaften  überhaupt  des 
Zankes  überdrüssig  und  zudem  die  Dringlichkeit  der  Einigung  be- 
hufs Erwirkung  eines  besseren  Ausgleiches  mit  Ungarn  und  nament- 
lich zur  Wahrung  der  Volksinteressen  bei  der  bevorstehenden  Neu- 
regelung der  internationalen  Handelsbeziehungen  allgemein  empfunden 
wurde.  Zunächst  diese  sogen,  grossen  Investitutions-,  Eisenbahn- 
nnd  Kanalbau-Projekte,  weiter  aber  die  drohenden  Gefahren  und  Ver- 
antwortungen einer  wirtschaftlichen  Neugestaltung  der  auswärtigen 
Beziehungen  ohne  Mitbeteilignng  der  Volksvertretung  müssen  endlich 
eine  Kaltstellung  des  nationalen  Haders  erzwingen  und  diesen  Feuer- 
herd allmählich,  wenn  nicht  ganz  ersticken,  so  doch  seine  Gefährlich- 
keit bedeutend  herabsetzen,  um  dann  in  ruhigen  Zeiten  an  die  legis- 
lative Bändigung  der  freilich  stets  schwierig  zu  lösenden  Sprachen- 
frage sehreiten  zu  können.  Dieser  kombinierte  und  doch  auch  wieder 
so  einfache  Plan  verliert  nichts  an  seiner  Genialität,  wenn  er  nicht 
an  einem  Tage  und  nicht  in  einem  Kopfe  allein  gereift  sein  sollte 
oder  vielleicht  auch  erst  jetzt  zur  vollen  Keife  gelangt  ist. 

Vorerst  waren  die  Hoffnungen  noch  recht  bescheiden.  Zunächst 
musste  neuerlich  zum  §  14  Stgrdg.  vom  21.  Dezember  18(>7, 
R.-G.-B.  141,  Zuflucht  genommen  werden  durch  die  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  24.  Juni  1900,  R.-G.-B.  99,  womit  die  Fortführung  des 
Staatshaushaltes  für  das  II.  Semester  1900  dekretiert  worden  ist. 
Mittels  allerhöchsten  Handschreibens  vom  27.  Juni  1900,  R.-G.-B.  98, 
erfolgte  die  Feststellung  der  Beitragsqnote  beider  Reichshälften  im 
Sinne  der  letzten  Quotendeputationsvereinbarungen  mangels  überein- 
stimmender Beschlüsse  der  beiderseitigen  Parlamente. 

Das  kaiserliche  Patent  vom  7.  September  1900,  R.-G.-B.  144, 
erklärte  das  Haus  der  Abgeordneten  des  Reichsrates  für  aufgelöst 
und  befahl  die  alsbaldige  Einleitung  von  Neuwahlen.  Durch  kaiser- 
liches Patent  vom  24.  November  1900,  R.-G.-B.  196,  wurden  sämt- 
liche Landtage  zu  einer  II.  Session  einberufen.  Den  hier  gescheiterten 
Versuch  einer  einheitlichen  Finanzgesetzgebung  durch  die  Länder 
haben  wir  schon  oben  gewürdigt.  Die  Wahlen  Mir  das  neue  Ab- 
geordnetenhaus begannen  am  12.  Dezember  1900.    Da  auch  in  den 
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mit  21  Reichsratsmandaten  beteiligten  Handelskammern  zumeist  mit 
Ende  1900  die  Funktionsdauer  der  Handelskammerräte  enden  sollte, 
musste  durch  eine  eigene  kaiserliche  Verordnung  vom  24.  Oktober 
1900,  R.-G.-B.  180,  die  (schon  durch  Gesetz  vom  27.  Dezember  1899, 
R.-G.-B.  272,  erstreckte)  Mandatsdauer  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammerräte neuerlich  verlängert  werden.  Zum  Schluss  des  Jahres 
erschienen  wieder  auf  Grund  de«  §  14  kaiserliche  Verordnungen  vom 
27.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  226  und  227,  betreffend  die  Fortführung 
des  Staatshaushaltes  im  I.  Semester  1901  und  den  Zentralrechnuugs- 
abschluss  pro  1900. 

1901. 

Die  Reichsratswalileu  hatten  inzwischen  ohne  besondere  Uber- 
raschungen  ihren  Fortgang  genommen.  Sie  brachten  nur  den  Deutsch- 
radikalen  eine  starke  Vermehrung  (von  8  auf  21  Mandate);  zugleich 
aber  zeigte  sich  ein  Anwachsen  der  die  wirtschaftlichen  Fragen  in  den 
Vordergrund  stellenden  Fraktionen  gerade  in  Böhmen,  wo  übrigens 
die  sozialistischen  Kandidaten  diesmal  durchfielen.  Trotz  der  in  der 
Hauptsache  wenig  veränderten  Majoritätskonstellation  war  doch  von 
dem  neuen  Hause  offenbar  eine  weniger  pessimistische  Stimmung  zu 
erwarten.  Der  Reichsrat  wurde  mit  kaiserlichem  Patent  vom 
20.  Januar  1901  auf  den  31.  Januar  einberufen.  Gleich  in  der  Er- 
öffnungssitzung gab  es  wieder  Spektakel;  die  tschechischen  Agrarier 
und  Sozialisten  wollten  den  Alterspräsidenten  zwingen,  die  Eröffnungs- 
rede auch  in  tschechischer  Sprache  zu  kalten;  die  Deutschradikalen 
benutzten  den  Nachruf  an  die  Königin  Viktoria  von  England,  um 
bei  ihren  Wählern  als  besonders  wuchtige  Recken  sich  zu  bewähren, 
und  die  Wahl  des  definitiven  Präsidiums  gab  auch  den  andern 
Parteien  genügend  Anlass,  um  je  ihren  Standpunkt  hervorzukehren. 
Aber  schon  überwog  in  der  öffentlichen  Meinung  das  Gefühl  des 
Ekels  angesichts  so  absurden  Gebarens.  Die  am  12.  Februar  von 
der  Regierung  eingebrachten  Investitionsvorlagen  beschäftigten  die 
Bevölkerung  denn  doch  näher  und  eingehender,  als  die  oft  genug 
wiederholten  Sturmszenen  im  Abgeordnetenhans.  Dieses  hatte  in  dem 
Grafen  Vetter  von  der  Lilie,  einem  Mitgliede  der  nur  aus  drei 
Männern  bestehenden  mährischen  Mittelpartei,  einen  tüchtigen 
Präsidenten  nach  langen  Verhandlungen  im  Wege  des  Kompromisses 
gewonnen.  Ein  neuerlicher  Obstrnktionsversnch  der  extremen 
Tschechen  scheiterte  an  der  Entschlossenheit  der  übrigen  Parteien 
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and  am  5.  März  1901  ging  endlich  das  Abgeordnetenhaus  in  die 
Beratung  einer  Reihe  wichtiger  Regierungsvorlagen  ein.  Zum  ersten 
Male  seit  Jahren  kam  es  zur  friedlichen  Arbeit,  zu  einmütigen  Be- 
ratungen deutscher  und  tschechischer  Abgeordneter,  ja  zu  ein- 
stimmiger Annahme  von  Vorlagen  nach  einstimmigen  Amendierungen. 

Eine  ganze  Reihe  von  Gesetzen  war  zustande  gekommen. 

Zum  eigentlichen  Gegenstände  der  Berichterstattung  an  dieser 
Stelle  zurückkehrend,  registrieren  wir:  das  internationale  Recht 
betreffend  das  internationale  Sanitatstibereinkommen  vom  19.  Marz  1897 
für  Österreich,  kundgemacht  im  R.-G.-B.  1901  No.  13;  die  Weltpost- 
vereinsverträge vom  15.  Juni  1897,  kundgemacht  unter  Zustimmung 
beider  Häuser  des  Reichsrates  im  R.-G.-B.  1901  No.  137;  das  inter- 
nationale Zusatzübereinkommen,  betreffend  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr vom  16.  Juni  1898  unter  Zustimmung  des  Reichsrates  kund- 
gemacht im  R.-G.-B.  1901  No.  142,  und  den  Staatsvertrag  mit 
Deutschland  vom  30.  Dezember  1899,  betreffend  gegenseitigen  Urheber- 
rechtsschutz, kundgemacht  unter  Zustimmung  des  Reichsrates  im 
R.-G.-B.  1901  No.  50.  Die  meritorische  Besprechung  dieser  Ver- 
einbarungen können  wir  uns  ersparen,  da  selbe  ja  im  reichsdeutschen 
Bericht  eingehende  Würdigung  gefunden  haben. 

Das  Rekruten kontingent  wurde  pro  1901  durch  Gesetz  vom 
14.  März  1901,  R.-G.-B.  22,  bewilligt,  die  Forterhebung  der  Steuern 
und  Fortführung  des  Staatshaushaltes  im  II.  Semester  1901  durch 
Gesetz  vom  23.  Juni  1901,  R.-G.-B.  78. 

Ohne  der  Besprechung  weiterer  legislativer  Arbeiten  am  ge- 
hörigen Orte  vorzugreifen ,  dürfen  wir  füglich  die  grossen  sogen. 
Investitionsgesetze  ihrer  wahren  Bestimmung  nach  als  Politica  schon 
hier  auch  meritorisch  in  Betracht  ziehen. 

Das  Eisenbahn-Investitionsgesetz  vom  6.  Juni  1901,  R.-G.-B.  63. 
(samt  Lokalbahngesetz)  und  das  Wasserstrassen- Investitionsgesetz 
vom  11.  Juni  1901,  R.-G.-B.  66,  gehören  auch  insofern  zusammen, 
«als  erst  mit  der  Gesamtheit  aller  dieser  Investitionen  sich  eine  gleich- 
mässige  Verteilung  auf  bisher  nicht  oder  im  Verhältnis  zu  ihrer 
Grösse,  Bevölkerungszahl  und  Steuerleistung  nicht  entsprechend  be- 
dachte Kronländer  und  Staatsgebiete  ergibt.  Die  neuen  Eisenbahn- 
Tracen  liegen  überwiegend  in  den  Alpenländern,  die  neuen  Kanäle 
werden  die  Donau  bei  Wien  mit  Oder,  Elbe,  Weichsel  und  Dniester 
verbinden.    Dazu  kommen  bedeutende  Summen  für  Erweiterungs- 
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bauten  an  den  schon  bestehenden  Staatsbahnen,  Vermehrung  des 
Fahrparkes  und  für  Lokalbahnsubventionen,  endlich  für  Fluss- 
regulierungen. Wahrend  die  geographische  Austeilung  im  ganzen 
keinem  nennenswerten  Widerspruch  begegnete  und  so  ziemlich  alle 
Erwerbszweige  überhaupt  einen  gleichmassig  befruchtenden  Gold- 
regen von  dem  Investitionsprogramm  sieh  erhofften,  gaben  nur  die 
eigentlichen  Kanalbauten  zu  Bedenken  Anlass,  indem  die  Land- 
wirtschaft im  Eindringen  fremder  Massen produkte  auf  den  künftigen 
billigen  Wasserstrassen  in  weite  Kulturgebiete  eine  Gefahr  erblickte. 

Diesen  Bedenken  wurde  Rechnung  getragen  einerseits  durch 
entsprechende  Widmungen  für  Flussregnlierungen  und  gesetzliche 
Bedachtnahme  auf  spezielle  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft  (Ent- 
und  Bewässerung),  andrerseits  durch  Schaffung  eines  Beirates,  welchem 
auf  die  Leitung  der  gesamten  Arbeiten  und  Wahrung  der  ver- 
schiedenen Interessen  massgebender  Einfluss  eingeräumt  wird  (§  3 
des  letztzitierten  Gesetzes). 

Die  Inangriffnahme  der  neuen  grossen  Eisenbahnbauten  hat 
nach  dem  Gesetze  vom  6.  Juni  1901,  R.-G.-B.  63,  ehestens  zu  ge- 
schehen. Dieselben  sind  bis  1905  fertig  zu  stellen.  Durch  Gesetz 
vom  1.  Juli  1901,  R.-G.-B.  85,  wurden  in  Ergänzung  dieses  Eisen- 
bahnbauprogrammes  noch  18  grösstenteils  normalspurige  Lokalbahnen 
mit  einem  Anlehenskapitalsaufwande  von  über  30  Millionen  Kronen 
sichergestellt.  Unter  Gruppe  II,  Abschnitt  3  (Verwaltungsbereich 
des  Handels-  und  Eisenbahn- Ministeriums)  werden  wir  diese  Gesetze 
in  ihrer  streng  sachlichen  Bedeutung  für  das  Verkehrswesen  des 
Staates  zu  würdigen  haben. 

Dass  es  der  Regierung  mit  diesen  Vorlagen  Ernst  war  und 
ist,  zeigte  die  rasche  Publizierung  wie  die  alsbaldige  Ausschreibung 
eines  Teilbetrages  der  Investitionsanleihe  per  125  Millionen  Kronen. 
Die  dreifache  Überzeichnung  dieser  Anleihe  darf  als  Beweis  gelten 
sowohl  für  die  voraussichtliche  Rentabilität  des  Gesamtunternehmens 
wie  auch  für  die  Aufnahmekraft  unseres  Kapitalienmarktes. 

Durch  die  Kaiserreise  nach  Böhmen  (Juni  1901)  wurde  die 
neue,  hoffentlich  nicht  sobald  wieder  unterbrochene  Periode  ernsten 
Schaffens  in  feierlicher  Weise  inauguriert. 

Dank  dem  in  entscheidenden  Momenten  erfolgten  massvollen, 
aber   sicheren  Einschreiten   des  Monarchen   ist  schon  wiederholt 
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grösseres  Unheil  abgewendet  nnd  auch  diesmal  die  Indikation  zur 
Sanierung  der  Krise  geboten  worden.  Die  allgemeine  Sympathie 
für  den  greisen,  durch  so  herbe,  persönliche  Schicksalsschläge  hart 
getroffenen,  aber  nicht  gebeugten  Herrscher  berechtigt  in  hervor- 
ragendem Mafse  zu  der  Hoffnung  auf  eine  bessere  Zukunft. 

Nach  einer  ziemlich  friedlichen  Session  der  Landtage  begann 
die  Wiederaufnahme  der  Tätigkeit  des  Reichsrates  mit  der  lange 
entbehrten  Budgetberatung,  welche  allerdings  stark  in  die  Breite 
zu  wachsen  drohte,  so  dass  mit  Gesetz  vom  22.  Dezember  1901. 
R.-G.-B.  210,  eine  provisorische  Budgetbewilligung  für  das  I.  Semester 
1902  erfolgen  musste. 

Fürchtet  man  auch  noch  immer  den  Rückfall:  normale  Zu- 
stände sind  doch  nun  zusehends  wieder  eingekehrt  in  den  schönen 
Palast  am  Franzensring,  dessen  antike  Formen  so  viele  Jahre  hin- 
durch mit  den  Vorgängen  in  seinem  Innern  so  bitterbös  kontrastierten. 

Ehe  wir  in  unserem  „Die  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder"  allein  betreffenden  Berichte  fortfahren,  haben 
wir  im  Anhang  zum  Verfassungsrecht  eines  Ereignisses  zu  gedenken, 
welches  in  unserem  Reichsgesetzblatte  keinen  Ausdruck  findet,  wohl 
aber  den  ungarischen  Reichstag  beschäftigte  und  infolge  der  dort 
gefassten  Beschlüsse  auch  für  unsere  Reichshälfte  als  solche  von 
höchster  Bedeutung  ist.  Am  1.  Juli  1900  vermählte  sich  der  zur 
Thronfolge  berufene  Erzherzog  Franz  Fkkmnand  von  Österreich-Este 
mit  der  nacli  den  Habsburg-Lothringen'schen  Hausgesetzen  (wie  auch 
im  Sinne  der  Wiener  Kongressakte)  ihm  nicht  ebenbürtigen  Komtesse 
SopniK  von  Chotkk  (böhmischer  Adel),  welche  am  selben  Tage  vom 
Kaiser  in  den  erbländischen  Fürsteustand  mit  dem  Namen  „Hohex- 
iu:i{.r  und  dem  Prädikate  r Fürstliche  Gnaden"  erhoben  wurde.  Am 
25.  Juni  1900  hatte  der  Erzherzog  durch  feierlichen  Staatsakt  (ohne 
seinen  persönlichen  Rechten  zu  entsagen)  anerkannt,  dass  seiner  Ge- 
mahlin und  seinen  der  letzteren  zu  erwartenden  Kindern  Rechte  als 
Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  nicht  zustehen,  und  bekräftigte 
eidlich  den  Verzicht  auf  solche  Ansprüche,  insbesondere  auf  die 
Thronerbfolge.  Dieser  Staatsakt  wurde  in  Ungarn  durch  ein  be- 
sonderes Gesetz  inartiknliert  (nicht  ohne  Widerspruch  der  Unab- 
hängigkeitspartei), in  Österreich  dem  Reichsrat  lediglich  bekannt 
gegeben  und  von  beiden  Häusern  zur  Kenntnis  genommen. 
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Für  die  im  Reichsrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
konnte  ein  Zweifel  darüber  nicht  aufkommen,  dass  die  Kinder  der 
Fürstin  von  Hohenburg  und  des  Thronfolgers  nicht  thronberechtigt 
sind.  Die  pragmatische  Sanktion  Kaiser  Karls  VI.  vom  6.  Dezember  1721* 
enthält  diesbezügliche  Bestimmungen  nicht,  bezieht  sich  aber  aus- 
drücklich auf  die  rpacta  familiae-  und  ,.im  durchl.  Hause  errichtete 
Erstgeburtsrechte-.  Diese  aber  galten  inhaltlich  der  Verfassung  des 
alten  Reiches  (auch  abgesehen  von  den  dem  Erzhause  erteilten 
Privilegien  und  ihrer  für  die  Vorzeit  zum  Teil  bestrittenen  Legalität) 
gewiss  im  Jahre  1729  und  bis  zur  Auflösung  des  römisch-deutschen 
Reichsverbandes,  sie  sind  seither  nicht  abgeändert,  vielmehr  durch 
alle  wichtigen  Staatsakten  ausdrücklich  bekräftigt  worden.  Da  der 
volle  Inhalt  der  Hausgesetze  und  Familienstatuten  niemals  publiziert 
und  tatsächlich  nicht  bekannt  ist,  entzieht  sich  deren  Geltung  aller- 
dings einer  streng  dogmatischen  Würdigung  und  Kritik. 

IL  Verwaltungsrecht. 
1.  Verwaltungsbereich  des  Ministeriums  des  Innern. 

a)  Allgeraeines. 

Allgemeine,  das  Verfahren  vor  den  politischen  Behörden  regelnde 
Normen  wurden  in  der  Berichtsperiode  wiederholt  und  insbesondere 
seitens  des  Advokatenstandes  gefordert  und  nrgiert.  Es  fehlt  an  den 
grundlegenden  Bestimmungen  über  Grnndzüge  des  Verfahrens,  Ge- 
staltung der  Akteneinsicht,  Parteienvertretung,  Stellung  und  Be- 
handlung von  Parteienanträgen,  Begründung  von  Verfügungen  und 
Enderledigungen. 

Wenn  auch  dank  der  Judikatur  des  Verwaltungsgerichtshofes 
sich  gewissermassen  ein  jus  prätorium  auf  diesem  Gebiete  bilden 
möchte,  so  sind  andrerseits  veraltete  Detailbestimmungen,  nicht  selten 
für  die  Gebiete  der  alten  Hofkanzleien  verschieden  lautend,  dem 
Durchdringen  gleichartiger  prozessualer  Prinzipien  im  W:ege  und 
sehr  vieles  in  unserem  Administrativverfahren  steht  im  klaffenden 
Widerspruche  mit  den  modernen  Anschauungen  über  die  in  einem 
Rechtsstaate  notwendigen  Einrichtungen.  Soweit  gesetzliche  An- 
ordnungen getroffen  werden  massten,  muss  allerdings  die  lange 
Stagnation  und  die  grössere  Dringlichkeit  noch  anderer  Aufgaben 
der  Legislative  zugegeben  werden,  manches  aber  Hesse  im  Verordnungs- 
wege sich  machen!  Vorarbeiten  sollen  diesfalls  im  Zuge  sein.  — 
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Die  Stellung  der  Staatsbeamten  anlangend,  enthält  das  Reichsgesetz- 
blatt für  1901  unterm  17.  Dezember  eine  Verordnung  Nr.  209,  wo- 
durch eine  Änderung  der  Einreibung  einiger  Orte  in  das  für  das 
Ausmafs  der  Aktivitätszulagen  massgebende  Verzeichnis  vorgenommen 
wurde.  Die  sonstigen,  hier  eventuell  in  Frage  kommenden  Ver- 
ordnungen betreffen  nur  den  Justizdienst  und  stehen  in  so  engem 
Zusammenhange  mit  dessen  Organisation,  dass  wir  besser  bei  Haupt- 
gruppe III  uns  damit  befassen  werden. 

Staatsdienergesetz. 

Es  erübrigt  sonach  bloss  die  Besprechung  des  Gesetzes  vom 
26.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  255,  über  die  Bezüge  der  Staatsdiener- 
schaft und  der  Durchführungsverordnung  des  Gesamtmitiisteriums 
vom  5.  Februar  1900,  R.-G.-B.  23,  betreffend  die  Versicherung  der 
aus  Staatsmitteln  entlohnten  provisorischen  und  Anshilfsdiener  für 
den  Krankheitsfall  (ad  §  16  des  Gesetzes).  Das  zitierte  Gesetz 
—  fast  gleichlautend  der  auf  Grund  des  §  14  Stgrdg.  erlassenen 
kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  August  1899,  R.-G.-B.  149.  welche 
jedoch  nur  für  den  Rest  des  Jahres  1899  zu  gelten  bestimmt  war  — 
unterscheidet  an  Bezügen  der  aktiven  Dienerschaft  1.  Gehalt,  2.  (in 
die  Pension  einrechenbare)  Dienstaltersznlage,  3.  Aktivitätsznlage, 
4.  Dienstkleid.  Die  Gehälter  sind  für  die  Dienerkategorieen  bei  den 
Post-  und  Telegraphenämtern  in  3  Klassen  mit  je  3  Stufen,  sonst 
in  4  Klassen  eingeteilt,  betragen  höchstens  700  fl.  =  1400  Kronen 
und  können  auch  zuzüglich  der  Dienstalterszulagen  nicht  über 
1600  Kronen  steigen.  Für  die  Sicherheitswache  sind  die  Anfangs- 
stufen  und  die  Dienstalterszulagen  etwas  günstiger  bemessen.  Die 
Aktivitätszulagen  wechseln  nach  4  Ortsklassen  und  betragen  50,  30, 
25  oder  20°/0  vom  Gehalte.  Diener  mit  Naturalwohnung  erhalten 
nur  die  halbe  Aktivitätsznlage.  —  Gemäss  §  14  findet  das  Beamten- 
pensionsgesetz vom  14.  Mai  1896,  B.-G.-B.  74,  auch  auf  die  Diener 
Anwendung,  laut  §  15  können  einzelnen  Dienern  auch  höhere  Be- 
züge zuerkannt  werden,  gemäss  §  16  ist  für  die  Krankenversicherung 
der  Staatsdienerschaft  mindestens  im  Ausmafse  der  allgemeinen 
Arbeitel  krankenversicherung  vorzusorgen.  Zufolge  der  oben  zitierten 
Durchführungsverordnung  werden  die  Staatsdiener  bei  der  Bezirks- 
krankenkasse versichert,  soweit  nicht  für  einzelne  Gruppen  eine 
staatliche  Betriebskrankenkasse  bestellt  ist;  die  Amtsvorstände  be- 
sorgen die  Anmeldungen,  die  Beiträge  zahlt  der  Staat. 
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b)  Staatsaufsicht  etc. 

Aktienregulativ. 

Mit  dem  sogen.  rAktienregulativa  (dem  Namen  zufolge,  aber 
doch  nur  ganz  äusserlich  genommen  ein  Gegenstück  zu  dem  wohl- 
bewährten alten  österreichischen  rSparkassenregulativu),  d.  i.  der 
Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels, 
der  Justiz  und  des  Ackerbaues  vom  20.  September  1899,  R.-G.-B. 
175,  wurde  eine  längst  empfundene  Lücke  unserer  öffentlich-recht- 
lichen und  zum  grossen  Teile  auch  unserer  handelsrechtlichen  Gesetz- 
gebung ausgefüllt.1) 

Das  neue  Aktien  regulativ  gilt  für  alle  Aktiengesellschaften, 
welche  Handelsgesellschaften  sind,  mit  Ausnahme  a)  der  Bank-, 
Kredit-  und  Versicherungsgesellschaften,  b)  der  Koniniunikations- 
(Schiffahrtskanal-  und  Eisenbahn-)  Anstalten. 

Es  verfolgt  vor  allem  den  Zweck,  die  Bildung  von  Aktien- 
gesellschaften zu  erleichtern,  und  hat  hierzu  an  Stelle  des  rErmessens% 
ob  die  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  im  Interesse  des  Verkehrs 
liege,  dem  Staat  die  Aufgabe  gestellt,  nur  zu  prüfen,  ob  der  Plan 
des  Unternehmens  den  bestehenden  Gesetzen  entspreche,  so  dass  zu- 
treffendenfalls die  Staatsverwaltung  die  Bewilligung  erteilen  muss 
(§  12);  freilich  besteht  keine  Rechtspflicht,  aber  das  Ermessen  ist 
an  die  Regeln  des  Regulativs  gebunden. 

Dies  konnte  unbedenklich  geschehen,  da  insbesondere  aus  dem 
deutschen  Aktienregulativ  zahlreiche  Bestimmungen  hertibergenommen 
sind  (freilich  ohne  Strafsanktion)  und  praktische  Erfahrungssätze 
derart  kodifiziert  wurden,  dass  manchen  Missbränchen  gesteuert  sein 
wird.  Jedenfalls  wird  neben  der  allzu  starken  staatlichen  Be- 
vormundung die  Gefahr  beseitigt,  dass  sich  die  Verwaltungsbehörde 
nicht  immer  vom  rein  objektiven  Ermessen,  sondern  von  individuellen 
Rücksichten  leiten  lässt. 

«)  Die  Errichtung  der  Aktiengesellschaften. 

Die  Gründer  oder  Konzessionserwerber,  dem  Vorstand 
der  konstituierten  Gesellschaft  entsprechend,  tragen  die  Verantwortung 
für  alle  Akte  vor  Errichtung;  Garantie  hierfür  bieten  ihre  Nennung 
im  Statut  —  unter  Erwähnung  ihnen  etwa  eingeräumter  besonderer 

l)  Die  nachfolgende  Besprechung  wurde  von  meinem  Sohne  Dr.  Anton 
Siegfried  Riehl  verfasst,  ansch Messend  an  einen  Aufsatz  Prof.  Dr.  Gkünhüts. 
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Vorteile  —  (§  11*),  ihre  Unterschrift  auf  Zahlnngsbestätigungen 
(§  18)  und  Berichte  über  Apports-  und  Gründungserwerbungen  (§  9). 

Besonders  vorsichtig  ist  das  Regulativ  bezüglich  der  Sicherung 
des  Grundkapitals,  sei  es,  dass  es  durch  Bareinzahl ang  oder 
durch  Apports  gebildet  wird.  Dem  Gesuch  um  Genehmigung  müssen 
eine  Subskribentenliste  und  die  Originale  der  Subskriptionserklärungen 
beigeschlossen  sein  (§  6).  Die  Aktien  dürfen  nie  unter  Pari  aus- 
gegeben werden  und  sind  in  der  Regel  (immer  bei  Apportsaktien) 
bar  einzuzahlen.  Der  Nominalbetrag  ist  normal  mit  200  Kronen 
(=  170  Mk.)  Minimum  angesetzt,  wodurch  wohl  der  Unternehmungs- 
geist angespornt,  aber  auch  vielleicht  minder  bemittelte  Schichten  zur 
Aktienspekulation  verleitet  werden  können;  die  erste  Einzahlung  soll 
normal  mindestens  40°:o  und  200  Kronen  betragen. 

Bei  lokalen  kleinen  Unternehmungen  dürfen  auch  Namens- 
aktien bis  zu  100  Kronen  herab  ausgegeben  werden  und  darf  die 
erste  Einzahlung  25°  0  und  25  Kronen  betragen. 

Äusserst  eingehend  beschäftigt  sich  unser  Gesetz  mit  den 
Apports-  und  Grtindungserwerbungen,  jenem  Punkt,  wo  so 
leicht  eine  Übervorteilung  des  Publikums  stattfindet.  Der  Schwer- 
punkt liegt  hierbei  im  Gründerbericht,  der,  mit  allen  Belegen  aus- 
gestattet, genaue  Aufschlüsse  über  die  betreffenden  Vermögenswerte 
und  deren  Schätzung  geben  muss  und  von  sämtlichen  Beteiligten 
unterschrieben  wird;  sowohl  die  Behörde  als  auch  die  Konzessions- 
werber können  den  Gründerbericht  durch  2  Revisoren  überprüfen 
lassen  (aus  einer  ad  hoc  am  Site  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
aufgestellten  Sachverständigenliste)  (§  10),  eine  gefahrvolle  Be- 
stimmung, weil  das  Publikum  oft  zu  leicht  auf  eine  solche  Revision 
sich  verlässt.  Schliesslich  soll  vollste  Publizität  aller  Akten  über 
die  Apports-  und  Gründungserwerbungen  durch  deren  Hinterlegung 
bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer  und  durch  Vorlegung  bei  der 
konstituierenden  Generalversammlung  erzielt  werden. 

Die  Bestimmungen  über  die  konstituierende  General- 
versammlung sollen  dem  Publikum  Einblick  in  die  wahre  Sach- 
lage geben,  so  dass  es  bei  späterer  Enttäuschung  nur  sich  selbst  die 
Schuld  zu  geringer  Sorgfalt  beimessen  kann.  Schon  bei  der  Sub- 
skription muss  es  das  vorläufige  Statut  (§  13)  erfahren  (§  6). 

Die  konstituierende  Generalversammlung  muss  von  den  Gründern 
derart  einberufen  werden,  dass  die  Registrierung  im  Handelsregister 
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spätestens  ein  Jahr  nach  der  Genehmigung  erfolgen  kann  (§  12). 
Die  Bestimmungen  über  die  Art  der  Einberufung,  Beschlussfähigkeit 
und  Beschlussfassung  müssen  schon  im  Statut  enthalten  sein,  und 
zwar  muss  der  Beschlnss  über  die  Errichtung,  endgültige  Fest- 
stellung der  Statuten  und  die  Wahl  des-  ersten  Vorstandes  und  Anf- 
sichtsrates  der  konstituierenden  Generalversammlung  vorbehalten  sein. 
Allgemeines  Prinzip  bezüglich  der  Majorität  ist,  dass  die  Mehrheit 
für  die  Errichtung  mindestens  1  4  aller  Subskribenten  und  aller  aus- 
zugebenden Aktien  umfasst;  hierbei  kommen  Stimmen  der  Apport- 
aktien  nicht  in  Betracht,  so  dass  die  Zeichner  des  halben  Bar- 
kapitals die  Errichtung  der  Aktiengesellschaft  verhindern  können. 
Einstimmigkeit  aller  anwesenden  Subskribenten  ist  nötig,  wenn 
das  zu  beschliessende  Statut  Abweichungen  von  den  in  dem  Sub- 
skriptionsschein aufgenommenen  Regeln  enthält,  oder  falls  Be- 
stimmungen zugunsten  einzelner  zu  Lasten  der  Gesellschaft  be- 
schlossen werden  sollen.  Zustimmung  auch  der  nicht  erschienenen 
Subskribenten  in  ihrer  Gesamtheit  endlich  wird  gefordert,  wenn  es 
sich  um  Leistungen  der  Aktionäre,  die  nicht  in  Geld  bestehen  sollen, 
handelt  —  eine  Bestimmung,  die  insbesondere  für  landwirtschaftliche 
Industrieunternehmungen  (Zuckerrübenlieferungen:)  aktuell  ist.  All 
dies  sind  freilich  Kautelen,  die  in  gewissen  Fällen  ganz  im  Stich 
lassen  können;  so  z.  B.  bei  Simultangründungen,  wo  von  vornherein 
jeder  Widerspruch  bei  der  Generalversammlung  wegfallt.  Sehr  ver- 
misst  wird  ferner  eine  dem  §  19«  des  deutschen  Handelsgesetz- 
buches analoge  Bestimmung,  wonach  etwa  ein  Verwaltungsbeamter 
den  Vorsitz  bei  der  konstituierenden  Versammlung  zu  führen  hätte. 
Der  Gefahr,  dass  die  Apportenre  etc.  die  ihnen  viel  zu  reichlich 
zugemessenen  Aktien  sofort,  wieder  abstossen  und  dadurch  auf  dem 
Markt  noch  ein  falsches  Urteil  über  die  Lage  des  Unternehmens 
erzeugen  können,  hätte  man  ebenfalls  dadurch  begegnen  können, 
dass  die  Apportsaktien  auf  Namen  gelautet  hätten  und  eine  gewisse 
Zeit  unübertragbar  wären. 

ß)  Organisation. 

Der  Vorstand  ist  periodisch  (normal  nicht  für  mehr  als 
5  Jahre)  von  der  Generalversammlung  oder  doch  von  einem  durch 
sie  gewählten  Organ  zu  bestellen.  Bestimmungen  über  seine  Be- 
schlnssfassung  und  Ergänzung  muss  das  Statut  enthalten.  Das 
Konkurrenzverbot   (§  35)   bezieht    sich    auf   gleichartige  Unter- 
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nehmungen  (geht  also  uicht  so  weit  wie  §  236  Deutsches  Handels- 
gesetzbuch, der  überhaupt  jeden  eigenen  Handelsbetrieb  schlechtweg 
verbietet)  und  gestattet  sogar,  dass  der  Vorstand  selbst  die  Ein- 
willigung zur  Konkurrenzunternehiuung  gibt! 

Bezüglich  des  Stimmrechtes  in  der  Generalversammlung 
bleibt  unser  Regulativ  allerdings  auf  halbem  Wege  stehen;  es  be- 
stimmt, dass  (§  43)  bei  einem  Aktienkapital  von  1OO0O00  Kronen 
und  darüber  wenigstens  für  eine  Nominale  von  10000  Kronen,  bei 
einem  Aktienkapital  von  weniger  als  1000000  Kronen  mindestens 
einem  Hundertstel  desselben  eine  Stimme  zukomme,  im  Gegensatz 
zu  §  252  Deutsches  H.-G.-B.,  der  das  allgemeine  Stimmrecht 
obligatorisch  einführte.  Die  Vorschrift,  dass  nach  dem  Statut  ein 
gewisses  Maximum  von  Stimmen  auch  bei  noch  so  grossem  Aktien- 
besitz normiert  werden  kann,  ist  auch  im  Regulativ  rezipiert;  immer 
aber  muss  dem  gleichen  Betrag  das  gleiche  Stimmrecht  zuerkannt 
sein,  wenn  es  sich  auch  um  verschiedene  Gattungen  oder  Nominalen 
von  Aktien  handelt.  Nach  §  42  muss  zur  Deponierung  der  Aktien 
behufs  Feststellung  der  Stimmberechtigung  bei  der  Generalversammlung 
den  Aktionären  eine  Frist  von  8  Tagen  offen  gehalten  werden;  nach 
Ablauf  dieser  Frist  ist  eine  Liste  der  Stimmberechtigten  anzulegen, 
in  die  jeder  Stimmberechtigte  Einsieht  nehmen  darf. 

Ein  Strohmannerparagraph,  der  eine  gewisse  Aktienbesitzdauer 
als  Voraussetzung  des  Stimmrechtes  festsetzte,  wird  vermisst. 

1  I0  des  Aktienkapitals  kann  die  Einberufung  einer  General- 
versammlung binnen  30  Tagen  unter  allen  Umständen  fordern  (§  40) ; 
ebenso  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  1J0  des  Kapitals  nötig, 
um  die  Generalversammlung  beschlussfähig  zu  machen,  bei  sonstiger 
Wiederholung  derselben  ohne  diese  Kautelen  (§  45). 

Qualifizierte  Majoritäten  sind  nötig: 

1.  bei  Nachgründungen  für  mehr  als  1  ^  des  Kapitals  binnen 
3  Jahren  von  der  Registrierung  an:  ;t  4  der  Stimmen,  die  1,1 
des  Gesamtkapitals  repräsentieren  müssen; 

2.  beim  Beschluss  auf  Auflösung  oder  Abänderung  des  Statuts: 
:,;4  der  Stimmen  einer  Generalversammlung,  die  1/3  des  Kapitals 
inbegreift; 

3.  Zustimmung  auch  der  Niehterschienenen  bei  Neukreditierung 
von  nicht  in  Geld  bestehenden  wiederkehrenden  Leistungen. 
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Anfsichtsrat  oder  Rechnungsrevisoren  sind  durch  das 
Regulativ  leider  nicht  obligatorisch  gemacht,  müssen  aber,  wenn  sie 
bestehen,  in  der  ersten  Generalversammlung  mit  Funktion  bis  zur 
Generalversammlung  über  die  erste  Jahresbilanz  gewählt  werden. 
Neu  ist  das  Minoritätsrecht  des  §  27:  wenn  es1,^  der  Stimmen  ver- 
langt, so  muss  die  Wahl  für  jeden  der  Aufsichtsräte  separat  vorge- 
nommen werden  und  hat,  wenn  sich  bei  jedem  der  Wahlgänge  eine 
Minorität  von  */«  anf  eine  Person  vereinigt,  der  letzte  Wahlgang 
zu  unterbleiben,  indem  die  betreffende  Person  als  für  die  letzte  Stelle 
gewählt  erklärt  werden  muss. 

y)  Einzelnes. 

Auch  einige  wichtige  Akte  der  Geschäftsführung  der  be- 
stehenden Aktiengesellschaft  regelt  das  Regulativ.  Bei  nicht  voll 
eingezahlten  Inhaberaktien  dürfen  nur  (im  Gegensatz  zum  öster- 
reichischen H.-G.-B..  Art.  222)  zunächst  Interimsscheine  auf  Namen 
ausgestellt  werden;  bei  Namensaktien  wird  auf  die  sogleich  ausge- 
stellten Aktien  der  Betrag  der  Teilzahlung  ersichtlich  gemacht. 
Von  den  Gründnngskosten  dürfen  die  Baranslagen  und  die  öffentlichen 
Abgaben  aus  Anlas»  der  Gründung  auf  die  ersten  5  Geschäftsjahre 
verteilt  werden  (§  51). 

§  53  regelt  den  Reservefonds;  er  ist  obligatorisch  und  muss 
dotiert  werden: 

1.  mit  des  jährlichen  Reingewinns,  bis  er  1/10  des  Grundkapitals 
erreicht  hat  (darüber  hinaus  darf  der  Reservefonds  zur  Ergänzung 
der  Dividende  bis  auf  5%  verwendet  werden): 

2.  mit  Agiogewinnen  bei  Aktienemissionen; 

3.  mit  Zahlungen  von  Aktionären  für  die  Gewährung  von  Vorzugs- 
rechten für  ihre  Aktien. 

Der  Erwerb  eigener  Aktien  ist  (auch  im  Wege  einer  Einkaufs- 
kommission [anders  §  226  Deutsches  H.-G.-B.])  verboten;  Inpfand- 
nahme  derselben  möglieh  (nicht  nach  deutschem  H.-G.-B.);  Ausnahmen 
gestattet  §  23  bei  Reduktion  des  Aktienkapitals,  bei  Einlösung  ans 
dem  Reingewinn  und  bei  Erwerb  im  Exekutionsweg  behufs  Herein- 
bringung eigener  Forderungen  der  Gesellschaft;  im  letzten  Fall,  so- 
wie bei  unentgeltlichem  Erwerb  müssen  die  Aktien  sofort  weiter 
veräussert  werden. 

§  33  ff.  beschäftigen  sich  mit  der  sukzessiven  Einlösung  der 
Aktien;  die  Ausgabe  von  Genussscheinen  ist  jedoch  nur  fakultativ. 
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Die  Emission  neuer  Aktien  ist  nur  nach  Volleinzahlung  der  erst- 
emitierten  gestattet  und  nur  dann,  wenn  das  Nominale  der  ersten 
Emission  nicht  durch  Rückzahlung  oder  Abstempelung  unter  das  gesetz- 
liche Minimum  (200  resp.  100  Kronen)  gesunken  ist.  Ein  Vorbezugs- 
recht steht  ausschliesslich  den  Aktionären  zu. 

Prioritütsaktien  dürfen  nicht  mehr  als  2,3  des  gesamten  Kapitals 
bilden  und  darf  ihnen  eine  Vorzugsdividende  von  höchstens  5  0  0  ge- 
sichert werden  (ein  Nachbezugsrecht  für  eine  solche  darf  nicht  über 
5  Jahre  ausgedehnt  werden). 

Viel  zu  wünschen  übrig  lassen  noch  die  Bestimmungen,  be- 
zweckend den  Schutz  der  Minorität;  ausser  den  schon  bisher  erwähnten 
kommt  hier  noch  §  50  in  Frage,  der  bestimmt,  dass  die  Beschluss- 
fassung über  die  Genehmigung  der  Bilanz  zu  vertagen  ist,  wenn 
dies  von  wenigstens  1/10  des  Grundkapitals  verlangt  wird,  unter  Be- 
mängelung bestimmter  Umsätze  der  Bilanz  (dies  im  Anschluss  an 
§  264  Deutsches  H.-G.-B.).  Eine  Erweiterung  der  Einzelrechte  des 
Aktionärs  bleibt  noch  immer  dem  Aktiengesetz  vorbehalten,  dessen 
Zustandekommen  durch  vorstehend  besprochenes  Regulativ  noch  nicht 
überflüssig  geworden  ist. 

Die  Gründung  der  Zentralbank  der  deutschen  Sparkassen  in 
Prag,  welcher  eine  Zentralbank  der  böhmischen  Sparkassen  nachfolgt, 
ist  eine  volkswirtschaftliche  Reform,  welche  bis  jetzt  die  Gesetz- 
gebung nicht  ex  professo  beschäftigte.1) 

c)  Armenwesen,  Gesundheitspolizei,  öffentliche 

Versicherung. 

Die  wichtigste  der  zahlreichen  hierher  gehörigen  Publikationen 
in  der  Berichtsperiode  dürfte  sein  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1901, 
R.-G.-B.  62.  betreffend  die  Verwendung  von  Teilen  der  Gebarungs- 
überschüsse der  gemeinschaftlichen  Waisenkassen. 

Kumulative  Waisenkasse. 
Wir  haben  schon  in  dem  Berichte  pro  1896  (III.  Bd.  d.  Jahrb.) 
die  spezilisch  österreichische  Institution  der  „kumulativen  Waisen- 
ämter", wodurch  kleinere  Vermögen  gesammelt  und  durch  Hypotheken 
auf  kleineren  Grundbesitz  fruchtbringend  für  Gläubiger  und  Schuldner 

')  Die  auch  diese  Neugrfindungen  mit  berücksichtigende  Personal- 
steuernovclle  vom  2ß.  Juni  1901,  R.-G.-H.  30.  (nur  l/a0/0ige  Rentensteuer 
vou  den  Obligationen)  siehe  unter  II.  9. 
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angelegt  werden,  eingehender  gewürdigt  und  die  Wichtigkeit  der 
Forterhaltnng  dieser  im  österreichischen  Obergerichtssprengel,  wie 
in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  nnd  Galizien  eingelebten  Anstalten 
hervorgehoben,  aber  auch  zugleich  der  Gegenströmung  Erwähnung 
getan,  welche  zugunsten  importierter  Kreditinstitutsformen  unsere 
einheimischen  kumulativen  WTaiseLämter  preiszugeben  bereit  schien, 
ungeachtet  das  Nene  und  das  Alte,  soweit  beides  wirklich  gut  ist, 
ganz  wohl  in  diesem  Falle  nebeneinander  fortbestehen  könnte.  Leider 
hatten  sich  auch  die  politischen  Parteien  in  diesen  Kampf  eingemengt. 
Die  kumulativen  Waisenämter  haben  nach  vielen  Millionen  zählende 
Reservefonds  angesammelt?  es  ergab  sich  eine  lebhafte  juristische 
Kontroverse,  wer  denn  das  Subjekt  dieses  Vermögens  sei,  und,  da- 
hinter schlecht  versteckt,  das  Bestreben,  diese  Millionen  zu  neuen 
Zwecken  zu  verwenden.  Mit  anscheinendem  Erfolge  bemühte  sich 
im  nieder-österreichischen  Landtage  die  herrschende  Partei,  das  viele 
Geld  den  vom  Landesausschuss  mehr  oder  weniger  abhängigen  Landes- 
Kreditinstituten  überweisen  zu  lassen  und  so  das  Gros  der  länd- 
lichen Wähler  in  ihre  Hand  zu  bekommen.  Es  ist  nicht  zum  ge- 
ringen Teil  das  Verdienst  der  „Wiener  Landwirtschaft  liehen  Zeitung'1, 
in  einer  hauptsächlich  in  ihren  Spalten  entwickelten  Polemik  zur 
Demaskiemng  und  sohin  Vereitlung  dieser  Pläne  den  Anstoss  ge- 
geben zu  haben.  So  verlief  denn  die  ganze  Bewegung  in  obigem 
Gesetze,  inhaltlich  dessen  lediglich  die  Zinsen  der  Keservefonds- 
Gebarungsüberschfis8e  während  der  nächsten  zehn  Jahre  zur  Pflege 
und  Erziehung  armer  Waisen  und  verwahrloster  oder  verlassener 
Kinder1)  unter  Bevorzugung  von  Militärwaisen  nach  Massgabe  der 
darüber  den  Ländern  anheim  gegebenen  Detailbestimmnngen  über- 
antwortet werden. 

Die  Landtage  der  beteiligten  Länder  haben  natürlich  nicht 
verabsäumt,  die  ihnen  überlassenen  Ausführungsgesetze  zu  votieren, 

l)  Mehrere  sensationelle  Srraffälle  haben  in  der  Berichtsperiode  die 
öffentliche  Meinung  und  schliesslich  auch  die  Justizbehörden  beschäftigt. 
Das  Wiener  Bezirksgericht  r  Landstrasses"  hat  eine  sehr  zweckmässige  Er- 
gänzung der  obervormundschaftlichen  Tätigkeit  durch  eigens  organisierte 
Vereine  ins  Leben  gerufen,  welche  auch  anderwärts  empfohlen,  aber  wohl 
nur  für  grosse  Städte  wünschenswerter  ist,  als  das  alt-deutschslawische 
dermalen  noch  im  Code  Napoleon  erhaltene  Institut  des  Familienrats.  (Ufr. 
ferner  ij  1858  ff.  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesotzbuches.)  Auch  sonst 
findet  sich  in  puncto  KinderfürHorge  das  öffentliche  Gewissen  aufgerüttelt. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  70 
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und  so  kommen  die  Zinsen  der  vielnmworbenen  Überschüsse  immer- 
hin wieder  armen  Waisen  zu  gute,  ohne  auf  diesem  Wege  Partei  - 
zwecken  tributär  zu  werden;  der  Grundstock  aber  und  was  weiterhin 
noch  an  Reserven  sich  ansammeln  mag,  bleibt  dem  ursprünglichen 
Zwecke:  Förderung  des  Kredits  der  kleinen  Grundbesitzer  erhalten. 
Man  erwartet  lange  schon  eine  .\istizministerialverordnung,  welche 
die  allseitige  Beachtung  dieser  Widmung  verbürgte! 

Unfallverhütung. 
Auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Versicherungswesens  haben 
wir  die  mit  allerhöchster  EntSchliessung  vom  6.  Januar  1900  verfügte, 
mit  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  13.  Mai  190u. 
R.-G.-B.  86,  erfolgte  Neuerrichtung  einer  Unfallverhütungs-Kommission 
zu  begrüsseii.  Dieselbe  ist  ein  beratendes  und  begutachtendes  Organ 
der  Regierung,  untersteht  dem  Handelsminister,  welcher  auch  die 
IG — 20  mit  dem  Zentral-Gewerbeinspektor  als  Vorsitzenden  tagenden 
Mitglieder  ernennt,  und  zwar  aus  den  Kreisen  der  industriellen 
Technik,  der  Hygiene,  der  Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten  und 
der  Unternehmer  versicherungspflichtiger  Betriebe.  Die  Funktion 
ist  unbesoldetes  Ehrenamt.  In  dieser  engen  Begrenzung,  ohne  Ver- 
kehr nach  aussen,  ohne  auch  nur  einen  honorierten  Referenten,  wird 
diese  Kommission  freilich  nicht  allzuviel  leisten  können. 

Diverses. 

Alle  übrigen  hierher  resortierenden  Neuerungen  sind  gering- 
fügige Modifikationen  an  bestehenden  Einrichtungen. 

Wir  erwähnen  ausser  dem  schon  sub  I  zitierten  internationalen 
Übereinkommen  vom  19.  März  1897  und  dem  Übereinkommen  mit 
Italien  über  wechselseitige  Unterstützung  mittelloser  Kranker, 
kaiserliche  Verordnung  vom  22.  Mai  1899,  R.-G.-B.  102,  hier:  das 
Gesetz  vom  29.  Juni  1901,  R.-G.-B.  84,  womit  die  chirurgischen 
Gremien  aufgehoben  und  deren  Vermögen  den  Ärztekammern  über- 
wiesen worden  ist.  Weiter  gehören  hierher:  die  Verordnungen  vom 
23.  August  1899,  R.-G.-B.  163,  und  vom  21.  Dezember  1900,  R.-G.-B. 
219,  womit  die  Einfuhr  oder  Erzeugung  der  angeblich  zu  Heil- 
zwecken bestimmten  sogen,  galvanischen  kurzen  Ringe,  Ketten, 
Gürtel  etc.  verboten  worden  ist;  die  mit  Verordnung  vom  5.  Dezember 
1899,  R.-G.-B.  241,  kundgemachte  Arzneitaxe  pro  1900  und  vom 
0.  Juni  1900,  R.-G.-B.  95,  Nachtrag  hierzu;  die  Verordnung  vom 
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16.  März  1900,  R.-G.-B.  61,  Ergänzung  der  Pharmakopoe  vom 
Jahre  1889;  die  Verordnung  vom  16.  April  1901,  R.-G.-B.  40,  womit 
die  Ministerialverordnung  vom  17.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  239, 
dahin  abgeändert  wurde,  dass  künftighin  neue  pharmazeutische 
Spezialitäten  erst  dann  in  Apotheken  vertrieben  werden  dürfen,  wenn 
selbe  mit  Beschreibung  und  Proben  angemeldet  und  binnen  3  Monaten 
seit  der  Anmeldung  nicht  untersagt  worden  sind;  das  Verbot  der 
Verwendung  ungenießbarer  Gegenstände  (Holz,  Metall)  für  Ksswaren 
vom  2.  April  1901,  R.-G.-B.  36.  Die  vorübergehenden  prophy- 
laktischen Massregeln  gegen  Epidemieen  und  Epizootien  glauben  wir 
übergehen  zu  sollen.  Es  muss  indes  konstatiert  werden,  dass,  wie 
auch  die  praktischen  Erfahrungen  bestätigen,  die  Strenge  der  öster- 
reichischen veterinärpolizeilichen  Verfügungen  und  ihrer  Hand- 
habung hinter  der  keines  Nachbarlandes  zurückbleibt! 

Für  die  Borstenviehbesitzer  (zumal  Händler)  sehr  einschneidender 
Natur  ist  die  zur  Abwehr  und  Tilgung  der  Schweinepest  auf  Grund 
des  §  14  Stgrdg.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-B.  141,  erlassene 
kaiserliche  Verordnung  vom  2.  Mai  1899,  R.-G.-B.  81.  Dieselbe 
wurde  durch  eine  in  gleicher  Form  erfolgte  kaiserliche  Verordnung 
vom  15.  September  1900,  R.-G.-B.  154,  noch  dahin  verschärft,  dass 
auch  eine  vorläufige  Kontumazbehandlung  bloss  pest  verdächtiger, 
wertvoller  Zuchtschweine  ausgeschlossen  und  jedes  pestverdächtige, 
d.  h.  mit  einem  pestkranken  Schweine  auch  nur  irgendwie  (auf  der 
Weide,  auf  dem  Transport,  Markt  etc.)  in  Berührung  gelangte 
Schwein  sofort  geschlachtet  werden  muss. 

d)  Baurecht. 

Das  Baurecht  anbelangend,  brachten  die  Jahre  1899 — 1901 
seitens  der  staatlichen  Kompetenzen  nur  die  Verordnung  vom  24.  Juni 
1901,  R.-G.-B.  111,  womit  der  Fachschule  für  Holz-  und  Stein- 
bearbeitung in  Hallein  die  im  §  12  Absatz  3  des  Gesetzes  vom 
26.  Dezember  1893,  R.-G.-B.  193,  vorgesehene  Begünstigung  ein- 
geräumt wird,  das  ist  die  Abkürzung  der  für  die  Erwerbung  der 
Zimmermeister-  und  Steinmetzmeister -Konzession  vorgeschriebenen 
praktischen  Verwendungsdauer  um  2  bezw.  1  Jahr. 

e)  Strassengesetzgebnng. 
Auf  dem  Gebiete  der  Strassengesetzgebnng  kommen  lediglich 
landesgesetzliche  Publikationen  in  Betracht. 

70* 
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2.  Verwaltungabereich  des  Ministeriums  für  Kultus 

und  Unterricht. 

a)  Kultus. 

Mit  Erlass  vom  14.  März  1899,  R.-G.-H.  55,  wurde  auf  Grund 
allerhöchsten  Entschlusses  vom  19.  Februar  ein  neues  Statut  für 
die  kaiserlich  königliche  Zentralkommission  zur  Erforschung  und 
Erhaltung  der  kunst-  und  historischen  Denkmäler  verlantbart.  Die 
schon  im  Titel  dieser  Zentralstelle  ausgedrückten,  in  den  §§  1  und  2 
genau  normierten  Aufgaben  dieser  Kommission  erstrecken  sich  auf 
den  ganzen  Staatsumfang  und  umfassen  ebensowohl  Initative  für  die 
Gesetzgebung,  Überwachung  und  Anregung  gelehrter  Institute,  als 
endlich  mittelbare  Verwaltungsakte  zur  Erhaltung  von  Denkmälern. 
Zeitlich  begrenzt  sind  die  Objekte  der  Tätigkeit  nur  gegenüber  der 
Gegenwart  „Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts *.  Die  Kommission  be- 
steht aus  einem  vom  Kaiser  ernannten  Präsidenten  und  20  Mitgliedern, 
welche  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  vom  Kultusminister  auf 
5  Jahre  ernannt  werden  und  keinerlei  Entgelt  beziehen  (§i<  4—0). 
Die  Kommission  gliedert  sich  in  3  .Sektionen:  I.  Prähistorische 
Sektion,  11.  Sektion  für  Knnstdenkmäler,  III.  Sektion  für  historische 
Denkmäler.  Die  Zentralkommission  verkehrt  regelmässig  durch  ihre 
Konservatoren  und  Korrespondenten.  Diese  werden  so  wie  die  Ehren- 
mitglieder von  der  Kommission  ernannt  und  vom  Minister  bestätigt. 
Die  Kommission  erstattet  alljährlich  einen  Bericht  an  den  Minister 
(§  15).  Alle  kaiserlichen  königlichen  Behörden  sind  berufen,  die 
Kommissionen  in  ihrem  Wirken  zu  unterstützen  16). 

Mit  Erlass  vom  29.  Juni  1900,  K.-G.-B.  108,  wurde  auf  Grund 
allerhöchster  Entschliessung  vom  24.  Februar  1900  die  Kunstschule 
iu  Krakau  in  eine  kaiserlich  königliche  Kunstakademie  umge- 
wandelt und  ein  Statut  für  dieselbe  genehmigt,  inhaltlich  dessen  diese 
Akademie  wesentlich  eine  höhere  Ausbildung  im  Zeichnen.  Malen 
und  in  der  Bildhauerei  vermittelt.  Mit  Kundmachung  vom  28.  Fe- 
bruar 1900,  K.-G.-B.  40,  wurde  eine  in  der  evangelischen  General- 
synode beschlossene  Zusatzbestimmung  zum  §  22  der  evangelischen 
Kirchenverfassung  vom  9.  Dezember  1891,  K.-G.-B.  4.  ex  1892  aller- 
höchstenorts  genehmigt,  wonach  die  ausserhalb  der  lJfarrsprengel 
wohnenden  Glanbensgenossen  zur  Leistung  von  Beiträgen  nach  Mafs 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer  herangezogen  werden  dürfen. 
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b)  Unterricht  (Hochschulen). 
Philosophische  Rigorosenordnung. 
Mit  Verordnung  vom  16.  März  1891»,  R.-G.-B.  56,  wurde  auf 
Grund  allerhöchster  EntSchliessung  vom  11.  März  eine  neue  Rigorosen- 
ordnung für  die  philosophische  Fakultät  erlassen.  Hiernach  sind 
fernerhin  zur  Erlangung  des  Doktorats  der  Philosophie  nur  zwei 
mündliche  Prüfungen  zu  bestehen.  Zu  diesen  mündlichen  Prüfungen 
wird  man  jedoch  nur  zugelassen,  nachdem  man  4  Jahre  als  ordent- 
licher Hörer  eine  (in-  oder  ausländische)  Universität  besucht  hat, 
auf  Grund  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  über  ein  frei  gewähltes 
Thema  aus  einem  der  der  Fakultät  angehörigen,  mindestens  durch 
eine  Lehrkanzel  vertretenen  Fächer.  Eine  solche  Abhandlung  wird 
zwei  Professoren  der  betreffenden,  eventuell  nächstverwandten  Fächer 
zur  Prüfung  überantwortet.  Im  Falle  deren  Urteile  divergieren, 
entscheidet  das  Professorenkollegium  über  die  Zulassung  des  Kandi- 
daten zu  den  mündlichen  Prüfungen.  Gegenstand  eines  der  beiden 
Rigorosen  ist  stets  die  Philosophie,  Gegenstand  des  zweiten  Rigo- 
rosnins  sind  zwei  Fächer,  entweder  der  philosophisch-historischen 
oder  der  mathematisch-natnrwissenschaftlichen  Gruppe.  Wurde  die 
Dissertation  aus  dem  eigentlichen  engeren  Gebiete  der  Philosophie 
gewählt,  so  ist  das  philosophische  Rigorosum  zweistündig  und  das 
zweite  Rigorosum  wird  einstündig  und  auf  ein  Spezialfach  beschränkt. 
Anderenfalls  ist  das  philosophische  Rigorosum  einstündig.  Mit 
andern  Worten:  der  Kandidat  kann  sich  beliebig  das  Hauptfach 
wählen,  er  muss  aber  jedenfalls  in  noch  einem  zweiten  Spezialfach 
zu  Hause  sein  und  unter  allen  Umständen  Philosophie  im  engeren 
Sinne  betrieben  haben.  Nur  wenn  er  letztere  als  Hauptfach  erwäldt, 
genügt  die  höhere  Ausbildung  in  nur  einem  einzigen  sonstigen  Fach- 
wissenszweige. Die  Rigorosen  können  in  beliebiger  Reihenfolge  und 
in  beliebigen  Intervallen  abgelegt,  aber  je  nur  zweimal  wiederholt 
und  die  Wiederholung  darf  nicht  vor  Ablauf  von  3  Monaten  bezw. 
nicht  vor  1  Jahre  gestattet  werden.  Die  den  funktionierenden 
Professoren  zufliessenden  Taxen  sind  40  Kronen  für  die  Prüfung  der 
Abhandlung,  80  Kronen  für  eine  zweistündige,  40  Kronen  für  eine 
einsttindige  Prüfung  und  60  Kronen  für  die  Promotion.  Die  übrigen 
Bestimmungen  sind  teils  minder  wesentlich,  teils  mehr  oder  weniger 
selbstverständlich  und  mit  den  früheren  übereinstimmend.  Die 
neue  philosophische  Rigorosenordnung  wird  in  Fachkreisen  als  ein 
Fortschritt  erachtet. 
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Medizinische  Rigorosenordnung. 
Mit  Verordnung  vom  21.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  271,  wurde 
eine  neue  medizinische  Rigorosenordnung  eingeführt.  Dieselbe 
involviert  ziemlich  einschneidende  Änderungen  gegenüber  dem  früheren 
Zustande.  Die  sogen.  Vorprüfungen  (aus  den  naturwissenschaftlichen 
Fächern)  wurden  fallen  gelassen,  bezw.  in  den  Stoff  des  I.  Pigorosums 
einbezogen;  der  Doppelcharakter  der  medizinischen  Rigorosen,  als 
zugleich  Staatsprüfungen,  durch  welche  sich  der  Staat  eines  gewissen 
Minimalwissens  jener  Personen  versichert,  die  er  zur  Ausübung  der 
Heilkunde  zulässt,  tritt  hier  mit  aller  Prägnanz  hervor.1)  Dies 
kommt  schon  in  den  abgestuften  Erfordernissen  der  Zulassung  zu 
jedem  der  drei  Rigorosen  klar  zum  Ausdrucke  und  vor  allem  in 
dem  Grundsatze,  dass  nur  ausnahmsweise  nach  Einvernahme  des 
Professoren  -  Kollegiums  durch  den  Minister  die  Einrechnung  oder 
Beachtung  von  Studienjahren  stattfindet,  welche  an  einer  ausländischen 
Universität  oder  in  einer  inländischen  philosophischen  Fakultät  zu- 
rückgelegt wurden.  Beim  Ansuchen  um  Zulassung  zum  I.  Rigorosuni 
ist  ein  inländisches  Gyranasial-Maturitätszeugnis  und  der  Nachweis 
zurückgelegter,  wenigstens  vier  gehörig  belegter  Semester,  sowie  die 
Frequentation  von  Sezierübungen  wenigstens  durch  zwei  Winter- 
semester Vorbedingung  (§  3).  Prüfungsgegenstände  sind  bei  diesem 
Rigorosum:  Allgemeine  Biologie,  Physik  und  Chemie  für  Mediziner, 
Anatomie,  Physiologie  und  Histologie,  doch  werden  die  beiden  erst- 
genannten Fächer  bloss  theoretisch  geprüft  (§  7).  —  Um  zum 
II.  Rigorosum  zugelassen  zu  werden,  hat  man  vorzulegen:  das 
Zeugnis  über  das  mit  Erfolg  abgelegte  I.  Rigorosum,  den  Nachweis 
seitheriger  weiterer  Frequentation  von  mindestens  6  Semestern,  je  mit 
mindesten  20  wöchentlichen  Vorlesungsstunden  (ohne  Kurse  gerechnet), 
davon  je  3  Semester  interner  und  3  Semester  chirurgischer  Klinik, 
2  Semester  Geburtshilfe  und  1  Semester  Augenheilkunde,  den  Nach- 
weis einer  genau  vorgezeichneten  praktischen  Verwendung  in  den 
Hauptfächern  und  ausserdem  der  Frequenz  von  Kursen  in  den  Spezial- 
fächern (§  4).  Prüfungsgegenstände  des  II.  Rigorosums  sind :  a)  Alter- 

*)  Der  Grundsatz  unserer  Gesetzgebung,  dass  jene  sogen,  freien 
Berufe  (sowie  auch  einige  Gewerbe),  deren  korrekte  Ausübung  sich  der 
Kontrolle  der  Bevölkerung  entzieht,  zugleich  aber  vitale  Interessen  der- 
selben berührt,  nicht  schrankenloser  Konkurrenz  preisgegeben  sein  dürfen, 
scheint  uns  mit  Recht  festgehalten  zu  werden! 
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liierende  Übersicht  der  Anatomie  oder  Physiologie,  h)  pathologische 
Anatomie  und  Histologie,  c)  allgemeine  und  experimentelle  Patho-  . 
logie,  d)  Pharmakologie  und  Rezept ierknnde,  e)  Hygiene;  wobei  patho- 
logische Anatomie  auch  praktisch,  die  andern  Fächer  bloss  theoretisch 
geprüft  werden  (§  8).  Gegen  Nachweis  der  erfolgreichen  Ablegung 
des  II.  Rigorosnms  wird  zum  III.  zugelassen.  Prüfnngsgegenstände 
bei  diesem  Rigorosnra  sind:  a)  Interne  Medizin,  b)  Chirurgie,  c)  Ge- 
burtshilfe und  Gynäkologie,  d)  Augenheilkunde,  e)  die  Spezialfacher 
Psychiatrie.  Kinderheilkunde,  Dermathologie  und  Syphilis,  f)  gericht- 
liche Medizin.  Letztere  Fächer  werden  theoretisch,  die  andern  aber 
auch  praktisch  und  zwar  a  und  b  in  getrennter  Prüfung  durch- 
genommen (§  9). 

Sämtliche  Rigorosen  müssen  in  der  Regel  an  derselben  Uni- 
versität abgelegt  werden,  sind  öffentlich  und  denselben  wohnt  (beim 
II.  und  III.  Rigorosum  obligatorisch)  ein  Regiernngskommissär  bei. 
Pen  Vorsitz  führt  der  medizinische  Dekan,  welcher  auch  Ort  und 
Zeit  der  einzelnen  Prüfungsakte  bestimmt,  Für  jeden  Kandidaten 
und  jedes  Fach  muss  wenigstens  1'4  Stunde  Zeit  verwendet  werden; 
besondere  Vorschriften  sichern  die  sorgfältige  Vornahme  der  praktischen 
Prüfungen  aus  interner  Medizin  und  ans  Chirurgie  (§  18).  Alle 
Teilprüfnngen  eines  Rigorosnms  müssen  in  einem  Zuge  innerhalb 
3  Wochen  abgelegt  werden,  und  nur  aus  triftigen  Gründen  kann 
der  Dekan  eine  angemessene  Fristerstreckung  bewilligen.  Die  erste 
Teilprüfung  des  III.  Rigorosnms  muss  spätestens  6,  im  Ausnahmsfalle 
10  Wochen  nach  der  letzten  Teilprüfung  des  II.  Rigorosums  abgelegt 
werden,  widrigenfalls  das  11.  Rigorosum  die  Gültigkeit  verliert  <§  20). 
Zwischenliegende  Ferialzeit  wird  hierbei  jedoch  nicht  mitgerechnet 
(§  21).  Das  II.  Rigorosum  muss  mindestens  5  Jahre  nach  Ablegung 
des  I.  begonnen  werden  (§  22).  Für  jedes  Rigorosum  wird  ein  Ge- 
samtkalkul  gezogen,  und  das  Rigorosum  ist  nur  dann  mit  Erfolg 
abgelegt,  wenn  dem  Kandidaten  kein  Fach  vollkommen  fremd  blieb; 
doch  ist,  wenn  der  Kandidat  nur  bei  einer  Teilprüfung  nicht  ent- 
sprochen hat,  eine  Wiederholung  dieser  Teilprüfung  nach  2  bezw. 
1  Monat  zulässig.  Misslingt  diese  Wiederholung,  so  muss  das  ganze 
Rigorosum  abermals  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  von  6  Monaten  ab- 
gelegt werden  (§  26).  Die  dritte  Wiederholung  eines  Rigorosnms 
ist  nur  ausnahmsweise  zu  gestatten.  Reprobierung  bei  der  dritten 
Wiederholung  hat  den  definitiven  Ausschluss  von  der  Praxis  im 
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Jnlande  zur  Folge.  Die  Prüfungstaxen  betragen  120,  110  und 
ICO  Kronen,  sie  fliessen  den  Prüfern  zu. 

Die  Verordnung  vom  3.  September  1900,  R.-G.-B.  149, 
verfugt  auf  Grund  allerhöchsten  Entschlusses  vom  31.  August  1900 
die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen  Studien,  zum  Doktorat 
der  gesamten  Heilkunde  und  sohin  zur  ärztlichen  Praxis  unter  den 
für  Männer  geltenden  Bestimmungen,  nur  wird  nebst  dem  Gyinnasial- 
Maturitätszeugnisse  auch  noch  die  österreichische  Staatsbürgerschaft 
gefordert,  und  können  also  Ausländerinnen  nicht  in  Österreich  Medizin 
studieren.  Die  Bestimmungen  der  Ministeria)- Verordnung  vom  19.  März 
18D6,  K.-G.-B.  45.  über  die  Modalitäten  der  Nostrifikation  der  von 
Frauen  im  Ausland  erworbenen  medizinischen  Doktor-Diplome  werden 
indes  laut  §  H  durch  diese  neue  Verordnung  nicht  berührt. 

Doktorat  der  technischen  Wissenschaften. 
Die  Verordnung  vom  30.  März  1900,  R.-G.-B.  73,  regelt  die 
Staatsprüfung  an  technischen  Hochschulen.  Die  Verordnung 
vom  13.  April  1901,  R.-G.-B.  37  und  38,  verleiht  den  technischen 
Hochschulen  das  Promotionsrecht  und  statuiert  eine  Rigorosen  - 
Ordnung  hierfür.  Es  sind  eine  wissenschaftliche  Abhandlung  und 
eine  strenge  mündliche  Prüfung  angeordnet.  Bei  dieser  zweistündigen 
Prüfung  ist  das  Thema  der  Abhandlung  Gegenstand  und  wird  das 
Wissen  in  verwandten  Fächern  festgestellt.  Soweit  sich  aus  diesen 
formellen  Erfordernissen  ein  Schlnss  ziehen  lässt,  wäre  die  Erwerbung 
des  Doktorats  der  „technischen  Wissenschaften"  leichter,  als  die 
sonst  eines  Doktorats,  und  jedenfalls  in  weit  ausgedehnterem  Mafse 
dem  Ermessen  der  (5)  Prüfer  anheimgestellt,  als  in  sonst  einer 
Fakultät,  zumal  ein  Stock  an  theoretischen  Kenntnissen  (wie  z.  B. 
für  die  Philosophie)  nicht  ausdrücklich  gefordert  erscheint.  Die 
Erfahrung  bis  dato  soll  allerdings  zu  entgegengesetzten  Resultaten 
geführt  haben. 

Die  Ermöglichung  des  akademischen  Doktorgrades  für  Techniker 
begegnete  vielseitigem  Widerspruche.  Naturgemäss  fordern  nun 
auch  die  anderen  Fach-Hochschulen  ähnliche  Begünstigungen.  Bisher 
war  den  Angehörigen  derselben  immerhin  die  Erwerbung  des 
Doktorats  der  Philosophie,  wenn  auch  nur  durch  ausnahmsweise  Be- 
willigung, möglich. 

Soll  der  Doktorgrad  nicht  zu  einer  bedeutungslosen  Titulatur 
herabsinken,  so  wird  man  doch  wohl  an  dem  Grundsatze  festhalten 
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müssen,  dass  ein  gewisses  Minimum  an  allgemeiner  Bildung  zu  fordern 
sei,  und  dürfte  sich  die  Eingliederung  der  technischen  und  Agrikultur- 
Wissenschaften  als  dritte  Gruppe  neben  den  philosophisch-historischen 
und  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Gruppen,  sohin  eine  Ver- 
allgemeinerung der  Bedingungen  der  Zulassung  zu  den  philosophischen 
Rigorosen  mehr  empfehlen,  als  das  Fortschreiten  auf  den  mit  der 
Verordnung  vom  13.  April  1901  eingeschlagenen  Bahnen! 

Ks  erübrigt  im  Unterrichtsreferat  noch,  der  durch  die  Ver- 
ordnungen vom  30.  Juli  1899,  R.-G.-B.  149,  und  vom  5.  August  1899, 
R.-G.-B.  157,  publizierten  Vorschriften  zu  gedenken,  über  die  Lehr- 
befähigung und  Lehramtsprüfungen  an  nautischen  und  an  höheren 
Handelsschulen,  deren  Detail  wohl  hier  Übergangen  werden  darf; 
endlich  der  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  und  für  Kultus 
und  Unterricht  vom  1.  August  1900,  R.-G.-B.  133.  wodurch  einige 
Erleichterungen  in  den  Studien  und  Prüfungen  zur  Erlangung  des 
Diploms  eines  Lebensmittelexperten  (in  Abänderung  der  Ministerial- 
verordnung  vom  13.  Oktober  1897,  R.-G.-B.  241),  insbesondere  die 
Zulassung  von  .Studien  an  der  Technik,  statt  wie  bisher  nur  an  der 
Universität,  eintreten. 

Mittelschulen. 

In  der  Organisation  der  Mittelschulen  ist  in  der  Berichts- 
periode keine  Änderung  eingetreten;  auch  bei  uns  wird  noch  ziemlich 
heftig  der  Kampf  gegen  das  Übermafs  der  Pflege  der  beiden  klassischen 
Sprachen  geführt.  Noch  bewegt  man  sich  vorherrschend  in  Extremen. 
Überwiegend  wird  die  Wichtigkeit  des  philologischen  Studiums  an- 
erkannt, Es  wird  wohl  noch  Jahre  brauchen,  bis  in  dieser  Frage 
objektivere  Anschauungen  auch  nur  zum  Durchbruch  kommen. 
Vielleicht  wird  man  zu  einer  energischeren  Betonung  der  Lektüre  der 
alten  Klassiker  um  ihrer  selbst  willen  gelangen,  während  sie  der- 
malen vorwiegend  als  Belegstellen  für  grammatikalische  und  syn- 
taktische Feinheiten  in  unsern  Gymnasien  mitunter  mehr  zerfasert 
als  gelesen  werden,  vielleicht  dürfte  auch  der  Standpunkt  souveräner 
Verachtung  des  sogen.  Küchenlatein,  das  aber  als  Latein  der  Pandekten, 
der  Kirchenschriftsteller,  der  staatsrechtlichen  Urkunden  bis  in  die 
neueste  Zeit  und  der  modernen  Terminologie  aller  Wissenschaften 
von  eminent  praktischem  Werte  bleibt,  endlich  verlassen  werden, 
und  mit  der  Pflege  der  römischen  Sprache  in  jener  Vollendung, 
in  welcher  sie  als  Weltsprache  in  Gebrauch  war,  die  Grundlage  der 
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modernen  Wissenschaft  geworden  ist  nnd  zugleich  das  Verständnis 
der  modernen  romanischen  Sprachen  vermittelt,  eine  Ausgleichung 
zwischen  „Humanisten  und  Realisten"  erzielbar  werden!? 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Volks-  und  Bürgerschulgesetz- 
gebung  fanden  wir  im  Reichsgesetzblatte  von  1899—1901  nichts 
Neues. 

Das  Fachschulwesen  Betreffendes  erwähnen  wir  bei  den 
Ressorts  des  Handes  (II,  8)  und  des  Ackerbaues  (II,  5). 

3.  Verwaltungsbereich  des  Handelsministeriums  nnd 
des  Eisenbahnministe riuma. 

Allgemeines. 

Infolge  der  eigentümlichen  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der 
Österreich-ungarischen  Monarchie  sind  nicht  nur  Heerwesen-  und 
Marineverwaltung  rechtlich  nnd  faktisch  gemeinsam;  es  kommt  der 
Dualismus  auch  in  andern  Ressorts  sehr  fühlbar  zum  Ausdruck, 
hauptsächlich  in  dem  des  Handels  und  hier  wieder  in  bezug  auf 
alles,  was  mit  dem  Worte  Handelspolitik  umfasst  wird.  Wir  haben 
formell  eine  gemeinsame  Handelspolitik,  gegründet  auf  das  Zoll-  und 
Handelsbündnis  mit  Ungarn,  dessen  letzte  Erneuerung  noch  unter 
I,  und  II  4  gewürdigt  wird;  tatsächlich  aber  ist  es  eine  ungarische 
Handelspolitik,  auf  welche  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  in  der  Berichtsperiode  nur  sehr  geringen  Einflnss  üben 
konnten,  da  ja  über  die  Frage,  welcher  Sprache  die  Gerichte  eines 
Teiles  eines  Kronlandes  pro  foro  interno  sich  bedienen  sollen,  andere 
Fragen  jahrelang  nur  ausnahmsweise  in  unserem  Parlamente  zur 
Sprache  kamen.  Wir  sind  endlich  dazu  gelangt,  mit  einem  Auf- 
wände von  vielen  Millionen  neue  Schienenwege  zu  unserm  einzigen 
Handelshafen  Triest  zu  bahnen,  sehen  aber  ruhig  zu,  wie  die  auf 
gemeinsame  Kosten  entstehenden  Bahnen  im  Okkupationsgebiet  dem 
ungarischen  Netze  angepasst  und  mit  den  Mitteln  unseres  Handels 
Fiume  gefördert  wird,  wie  die  Tarifpolitik  dahin  ausgestaltet  wird, 
dass  man  z.  B.,  um  von  Wien  nach  Cattaro  zu  gelangen,  billiger 
durch  ungarisches  Gebiet  über  Budapest  und  über  Fiume  als  den 
geographisch  kürzesten  Weg  über  Triest  fährt, 

So  können  wir  denn  auch  hier,  im  Begriffe,  über  die  Tätigkeit 
des  österreichischen  Handelsministeriums  während  dreier  Jahre  zu 
berichten,  was  das  wichtigste,  die  handelspolitischen  Aktionen,  betrifft, 
uns  sehr  kurz  fassen,  wir  haben  eben  nichts  zu  sagen! 
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Freilich  geschieht  in  manchen  Beziehungen  viel  Anerkennens- 
wertes: Unser  orientalisches  Museum  ist  eine  tüchtig  geleitete  An- 
stalt, nicht  minder  die  ihm  neuestens  koordinierte  Exportakadenüe. 
Unsere  Kriegsmarine,  zu  deren  Vermehrung  die  Ungarn  nur  schwer 
ihre  33  %  beizutragen  sich  bequemen,  macht  wohldurchdachte  Studien- 
reisen.  Für  die  Hafenerweiterungen  in  Triest  sind  viele  Millionen 
verwendet  worden  etc.  — ;  aber  auch  hier  wieder  spielt  der  leidige 
Sprachenzwist  hinein;  es  fehlen  die  unternehmenden  Kaufherren  und 
weitausschanenden  Reder  und  es  fehlen  Begeisterung  und  Vertrauen. 
Die  Unruhen  in  Triest  haben  in  wenig  erfreuliche  Zustande  Einblick 
verschafft. 

Gewiss  werden  die  vielgeplagten  Leiter  dieses  Ressorts  neben 
der  Fürsorge,  dass  bei  Besetzung  der  Beamtenstellen  keine  der 
interessanten  Völkerschaften  zu  kurz  komme,  auch  so  manchen 
schweren  Traum  über  die  Entwicklung  unseres  Handels,  über  die 
unter  Kaiser  Karl  VI.  erblühte  Handelsverbindung  mit  Ostasien 
u.  a.  m.  ausgestanden  und  wohl  auch  bei  den  Verhandlungen  mit 
Ungarn  dies  und  jenes  zu  retten  versucht  haben;  aber  zu  wahr- 
nehmbarem Ausdrucke  gelangt  solches  Alpdrücken  nicht.1) 

Im  Publikum  beginnt  sich  das  Bedürfnis  nach  kräftigerer 
Geltungmachnng  der  materiellen  Interessen  vorerst  nur  bei  den  un- 
mittelbar betroffenen  Faktoren  zu  regen.  Industrielle  Verbände, 
die  österreichische  Zentralstelle  „zur  Wahrung  land-  und  forstwirt- 
schaftlicher Interessen  beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen"  regen 
sich.  Demgegenüber  brachte  das  R.-G.-B.  am  27.  März  1901,  Xo.  32, 
eine  neue  Spezies  der  jetzt  so  zahlreichen  Beiräte  in  Gestalt  der 
„Permanenzkommission  für  die  Handelswerte  der  Zwischenverskehrs- 
statistik'4  zur  Feststellung  des  Warenverkehrs  mit  Ungarn.  Das  Statut 
ist  ungefähr  dasselbe  wie  das  der  anderen  Beiräte,  aus  Zentralstelle 
und  Fachkreisen  vom  Minister  ernannte  Mitglieder  mit  Titel,  aber 
ohne  Mittel. 

l)  Während  diese  Zeilen  zum  Drucke  wandern,  verlautet,  dass  die 
Verstaatlichung  der  Linien  der  Staataeisenbahngesellschaft  so  gut  wie 
perfekt  sei.  Mit  der  Verstaatlichung  dieser  und  der  gleichfalls  durch 
beide  Reichshälften  führenden  Südbahn  wären  unerlässliche  Schritte  getan, 
um  eine  österreichische  Eisenbahntarifpolitik  überhaupt  mit  Erfolg  treiben 
zu  können;  die  Gesundung  unserer  innerpolitischen  Zustände  bliebe  freilich 
auch  dann  noch  eine  weitere  wesentliche  Voraussetauug. 
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In  den  einzelnen  Abteilungen  der  hier  uns  beschäftigenden 
Ministerien  ist  immerhin  manches  geschehen,  und  wenn  auch  (abge- 
sehen von  den  schon  besprochenen  und  hier  ausführlich  mitzuteilenden 
Investitionsgesetzen,  die  eigentlich  als  Werke  der  Gesamt regierung 
imponieren)  keine  augenfällig  wichtige  Neugestaltung  in  die  Berichts- 
periode fällt,  so  gab  es  dafür  um  so  fleissiger  auszugestalten  und 
zu  bessern. 

a)  Patentwesen. 

Im  eigentlichen  Handelsressort  war  es  zunächst  das  neu- 
geordnete Patentwesen,  welchem  dankenswerte  Sorgfalt  gewidmet 
wurde.  Die  Aktivierung  der  neuen  Behörden  noch  vor  dem  gesetz- 
lichen Termin  ging  glatt  von  statten.  Mit  Verordnung  vom  2.  No- 
vember 1800,  R.-G.-B.  210,  wurde  eine  6.  Anmeldeabteilung  (eine 
zweite  für  chemische  Industrie)  errichtet  und  demgemäss  die  Organi- 
sation des  Patentamtes  (Ministerialverordnnng  vom  15.  September  1898, 
R.-G.-B.  157)  modifiziert.  Die  Beschwerdeabteilung  A  ist  zuständig 
für  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  I,  II 
und  VI,  die  Beschwerdeabteilung  B  für  solche  aus  den  Anmelde- 
abteilungen III,  IV  und  V.  Die  fachtechnischen  Mitglieder  der  Be- 
schwerdeabteilnngen  sind  je  aus  den  Mitgliedern  der  unbeteiligten 
Anmeldeabteilungen  zu  entnehmen.  Die  dieser  Verordnung  beige- 
gebenen Vorschriften  über  die  Einteilnng  der  Erfindungen  in  Patent- 
klassen und  Verteilung  dieser  in  die  Anmeldeabteilnngen  wurden 
durch  die  Verordnung  vom  17.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  217.  ge- 
ändert. Es  bestehen  demnach  nunmehr  89  Patentklassen  mit  je 
2  12  Unterabteilungen  und  dieselben  sind  in  die  Anmeldeabteilungen 
derart  eingereiht,  dass  die  chemische  Industrie  auf  2  Abteilungen 
(V  und  VI)  verteilt,  die  anderen  Industriezweige  möglichst  nach 
praktischen  Gesichtspunkten  in  4  Hauptgruppen  verwandter  Art 
gruppiert  erscheinen.  Mit  der  gleichzeitig  publizierten  Verordnung 
vom  20.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  218,  wurde  verfügt,  dass  ab 
1.  Januar  1901  die  Veröffentlichung  der  Liste  der  angemeldeten 
Patente  im  Patentblatte  zu  entfallen  hat.  Mit  Verordnung  vom 
21.  September  1901,  R.-G.-B.  158,  wurde  ab  1.  Januar  1902  die 
Anmeldegebühr  für  Patente  von  20  Kronen  auf  30  Kronen  erhöht. 

Mit  Kundmachung  der  Ministerien  des  Handels  und  der  Justiz 
vom  8.  November  1900,  R.-G.-B.  187,  wurde  die  Geschäftsordnung 
für  den   kaiserlich  königlichen  Pateutgerichtshof  verlautbart. 
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Dieselbe  ist  am  Patentgerichtshof  auf  Grund  des  §  90  Gesetz  vom 
11.  Januar  1897.  R.-G.-B.  30,  beschlossen  worden.  Es  sind  vier 
ordentliche  Sessionen  vorgesehen  (§  1).  Zur  Beschlussfähigkeit  eines 
Senates  ist  die  Anwesenheit  von  6  Stimmführern  ausser  dem  Vor- 
sitzenden notwendig  (§  3).  Die  Beratung  und  Abstimmung  ist  in 
den  5—11  nach  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  geregelt. 
Die  Abfassung  der  Beschlüsse  obliegt  dem  Referenten,  falls  dessen 
Antrag  angenommen  wurde,  andernfalls  auf  Verlangen  des  Referenten 
jenem  Stininiführer,  dessen  Antrag  zur  Annahme  gelangte  (§  12). 
Berufungen  sind  beim  Patentamte  anzubringen,  haben  die  Berufungs- 
grttnde  anzugeben  und  ein  bestimmtes  Begehren  zu  enthalten.  Dem 
Referenten  obliegt  die  formale  Vorprüfung  (§§  13 — 15).  Die  Be- 
rufung kann  iu  nichtöffentlicher  Sitzung  erledigt  werden,  wenn  sie 
selber  an  einem  Formmangel  leidet,  oder  wenn  sie  gegen  eine  Formai- 
Entscheidung  des  Patentamtes  gerichtet  ist,  oder  wenn  seitens  des 
Patentamtes  wesentliche  Formen  des  Verfahrens  verletzt  worden  sind 
lti).  Andernfalls  wird  die  Berufung  um  die  vom  Gegner  zu 
erstattende  Berufnngsbeantwortung  und  die  vom  Patentamte  zu  er- 
stattende Gegenschrift  vorbeschieden  17 — 19).  Nach  Erstattung 
dieser  Schriften,  oder  Ablauf  der  hierzu  gewährten  Fristen,  schreibt 
der  Präsident  die  öffentliche  mündliche  Verhandlung  aus  allenfalls 
nach  vorheriger  Ergänzung  der  Informationen  durch  den  Referenten 
(§§  20—23).  Ausbleibenserkenntnis.se  und  überhaupt  Kontumazfolgen 
sind  nicht  vorgesehen.  Die  Verhandlung  beginnt  nach  Aufruf  der 
Sache  mit  dem  Vortrage  des  Referenten,  welcher  noch  keinen  Ent- 
scheidungsantrag  enthält.  Sohin  werden  Berufungswerber  und  Gegner 
gehört  (§  29).  Die  §i$  25—27  enthalten  Vorschriften  über  das 
Protokoll.  Über  Wiederaufnahmegesuche  wird  nach  gehöriger  Vor- 
bereitung der  Sache  seitens  des  Referenten  in  nichtöffentlicher  Sitzung 
entschieden  (§  28).  Die  29—  32  betreffen  Manipulation,  Zustellung 
und  Kanzlei. 

Gewerbe. 

Von  den  zahlreichen  das  Gewerbe  betreffenden  Normen  können 
wir  nur  die  wichtigsten  hier  vornehmen.  Mit  Verordnungen  vom 
21.  Januar  1899,  R.-G.-B.  14,  vom  8.  Juli  1900,  No.  122.  und  vom 
11.  Juli  1901,  R.-G.-B.  101,  wurden  die  Autsichtsbezirke  der  Ge- 
werbeinspektoren neuerlich  auf  20.  bezw.  21-  24  vermehrt,  womit 
indes  den  stetig  wachsenden  Anforderungen  an  dieses  hochwichtige 
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Institut  auch  noch  kaum  für  längere  Zeit  genügt  sein  wird.  Einem 
lange  empfundenen  Bedürfnis  entsprach  die  mit  Verordnung  vom 
31.  Mai  1899,  R.-G.-B.  98,  erfolgte  Systemisierung  von  Genossen  - 
schafts- Instruktoren.  Zu  solchen,  wohl  nicht  in  allen  Bezirken 
gleich  notwendigen  Abrichtungsorganen  sollen  nach  Bedarf  Beamte 
des  politischen  Dienstes,  eventuell  in  anderen  Berufen  tätige  und 
verbleibende  geeignete  Personen  ernannt  werden.  Die  Einreihung 
dieser  Organe  in  bestimmte  Rangklassen  ist  nicht  vorgesehen;  die- 
selben sollen  also  wohl,  wo  es  nicht  politische  Beamte  sind,  aus  den 
Mitteln  der  Genossenschaften  honoriert  werden,  wie  dies  übrigens 
auch  bisher  schon  vielenorts  geschehen  ist.  Entsprechend  dem  er- 
freulichen Gedeihen  unserer  gewerblichen  Fach-  und  Fortbildungs- 
schulen konnten  mit  Verordnungen  vom  26.  Juli  1899,  R.-G.-B.  134, 
und  19.  April  1901,  R.-G.-B.  44,  wieder  eine  Reihe  von  Fachschulen 
in  die  Liste  jener  Anstalten  aufgenommen  werden,  deren  Zeugnisse 
zum  sofortigen  Antritt  und  Betrieb  der  betreffenden  handwerks- 
mässigen  Gewerbe  (Drechsler,  Feinschmiede,  Grobschmiede,  Messer- 
schmiede, Schlosser,  Tischler,  Hafner,  Korbflechter  etc.)  berechtigen. 
Die  Verordnung  vom  18.  Oktober  1899,  R.-G.-B.  203,  stellt  in 
Rücksicht  auf  Erbringung  des  Befähigungsnachweises  die  Gas-  und 
Wasserleitungs-Installateure  jenen  Gewerben  gleich,  für  welche  nebst 
der  Erlernung  eine  vierjährige  Praxis  gefordert  wird. 
Der  transitorischen  Verfügungen  bezüglich  der  Mandatsverlängerung 
in  einigen  Handelskammern  wurde  schon  sub  I  gedacht. 

Post  und  Telegraph. 

Der  kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  August  1899,  R.-G.-B. 
l.r»9,  entsprechend  (und  dem  Staatsdienergesetze,  wenn  nicht  vor- 
greifend, so  doch  dessen  Zustandekommen  voraussetzend)  wurde  von 
dem  Ministerium  Thux-Kaizl  mit  Handels-Ministerialverordnung  vom 
30.  August  1899  ein  einheitliches  Dienerschaftstatut  für  das 
gesamte  Post-  und  Telegraphen wesen  geschaffen:  3  Klassen  (Post- 
unterbeamte,  Postexpedienten,  Postamtsdiener),  in  welchen  die  bis- 
herigen Expedienten,  Packmeister.  Postkondukteure,  Wagenmeister, 
Briefträger,  Aufseher,  Monteure,  Portiere  etc.  eingereiht  werden. 
Jede  Klasse  besteht  aus  drei  Gehaltsstufen.  Das  Vorrücken  ans  der 
III.  Klasse  in  die  IL  Klasse  ist  an  die  mit  gutem  Erfolg  nach  vor- 
geschriebener Probepraxis  abgelegte  Prüfung  gebunden,  durch  welche 
die  Befähigung  entweder  für  den  i'berwachungsdienst,  oder  für  den 
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Bestelldienst,  oder  für  den  Telegraphen-  nnd  Telephonbaudienst  nach- 
gewiesen wird.  Die  Probepraxis  dauert  4—6  Monate.  Die  sukzessive 
Ablegung  dieser  Praxis  und  die  Prüfung  für  mehrere,  eventuell  für 
alle  drei  Befähignngsgruppen  ist  zulässig.  Die  Probepraxis  ist  in 
der  dienstfreien  Zeit  abzuleisten.  Praxis  und  Prüfung  können  einmal 
wiederholt  werden.  Im  übrigen  erfolgt  die  Vorrückung  in  Gehalts- 
stufen nach  Dienstrang,  jene  in  die  Klassen  durch  Ernennung  mit 
entsprechenden  Ausnahmen  (§  11).  Auch  für  die  Ernennung  sind 
jedoch  bestimmte,  die  blosse  Willkür  ausschliessende  „Momente" 
(Konduite,  mehrfache  Eignung,  Probepraxis,  Prüfungserfolg,  voraus- 
gegangener höherer  militärischer  Rang,  höhere  Schulbildung)  mass- 
gebend (§  13).  Eine  noch  nicht  gelöschte  Disziplinarstrafe  schliesst 
die  Yorrtickung  unbedingt  aus.  §  14  regelt  die  Vorrechte  der  aus- 
gedienten Unteroffiziere  für  Erlangung  der  Dienerposten  II.  Klasse. 
Das  Verfahren  bei  der  Besetzung  dieser  Dienerposten  ist  in  den 
§§  15 — 21  geregelt.  Alle  Diener  erhalten  ein  Dienstkleid  in  natura 
(§  22).  Die  Dienstkaution  wird  für  die  drei  Klassen  auf  400,  500  ' 
und  600  Kronen  bestimmt  (§  28). 

Mit  Verordnung  vom  25.  November  1899,  R.-G.-B.  231,  wurden 
die  auf  dem  Land  eingezogenen  Bestellgelder  für  Zeitungen  etc. 
aufgehoben  und  eine  neue  Posttaxordnung  eingeführt  (Er- 
höhung des  Korrespondenzkartenportos  auf  5  Heller,  Erhöhung  der 
Rekommandationsgebühren  etc.  und  gleichzeitig  (R.-G.-B.  No.  232) 
neue  Postwertzeichen  in  Kronenwährnng  ausgegeben.  Mit  Kund- 
machung vom  19.  Mai  1900,  R.-G.-B.  87,  erfolgte  eine  Neuregelung 
der  Personal  Verhältnisse  der  Postmeister  bei  nicht  ärarischen 
Postämtern  I.  und  II.  Klasse.  Das  ziemlich  umfangreiche  Normale 
(48  Paragraphen,  2  Beilagen)  unterscheidet  8  Arten  von  Bezügen: 
1.  Gehalt  (8  Stufen  von  1400—2400  Kronen),  2.  Amtspauschale, 
3.  Manipulationsbeihilfe,  4.  Dienerpauschale,  5.  Dienstalterszulagen 
(höchstens  400  Kronen),  6.  Botenlöhne,  7.  Nachtdienstgebühren, 
8.  Fahrtbegleitungspanschalien.  Die  Postmeister  sind  die  selb- 
ständigen und  verantwortlichen  Leiter  der  Postämter  I.  und  II.  Klasse, 
sie  werden  über  vorausgegangene  Bewerbung  nach  bestimmt  ge- 
regeltem Konkursverfahren  ernannt,  haben  eine  Kaution  von  800 
bezw.  1200  Kronen  zu  leisten,  sind  für  korrekte  Leistungen  der 
ihnen  unterstehenden  Ämter  verantwortlich,  dürfen  keine  Neben- 
beschäftigung betreiben,  welche  ihre  Unbefangenheit,  gesellschaftliche 
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Stellung  oder  ihre  Dienstzeit  beeinträchtigen  könnte,  dürfen  den 
Dienst  nur  nach  vorheriger  Vorsorge  für  klaglose  Weiterfunktion 
und  bei  mehr  als  8tägiger  Abwesenheit  auch  nur  gegen  vorherige 
Anmeldung  verlassen.  Postmeisterinnen  können  nur  eine  Uniform- 
bluse tragen,  bedürfen  im  ehelichen  Stande  eines  Reverses  ihres 
Gatten,  um  fortfungieren  zu  können,  sind  im  übrigen  den  Post- 
meistern gleichgestellt.  Postmeister  haben  im  Falle  der  Ärarialisierung 
des  Postamtes  Anspruch  auf  Ernennung  zu  Postofflzialen.  Die 
§  33  ff.  regeln  die  „Administration"  eines  nicht  ärarischen  Postamtes 
(in  Erkrankungsfällen),  den  Austritt  aus  dem  Amte,  die  Disziplinar- 
behandlung (§  39),  die  materielle  Haftung  für  das  Hifspersonal 
(§  40  ff.)  und  die  Realisierung  dieser  Haftung  ohne  Zwischenkunft 
der  Gerichte.  §  48  behält  Abänderungen  unbeschadet  der  erworbenen 
Vorteile  bevor. 

Eine  Verorduung  vom  4.  Oktober  1900,  R.-G.-B.  171.  be- 
treffend eventuelle  Erhöhung  der  Telephonanschlussgebühren  bei 
schwieriger  Leitung,  diverse  ähnliche  und  alle  bloss  örtlich  bedeutenden 
Verfügungen,  z.  B.  über  neue  Zollämter,  Vorrückung  solcher  zu 
Hauptzollämtern  etc.,  übergehen  wir. 

b)  Die  Investitionen. 
Das  Eisenbahn-Investitionsgesetz  vom  6.  Juni  1901,  R.-G.-B.  03, 
das  Wasserstrassen-lnvestitionsgesetz  vom  11.  Juni  1901,  R.-G.-B.  66, 
und  das  Lokalbahn-  (Investitions-)  Gesetz  vom  1.  Juli  1901,  R.-G.-B. 
85,  bilden  nicht  nur  insofern  ein  einheitliches  Programm,  als,  wie 
schon  sub  1  bemerkt,  damit  eine  möglichst  gerechte  Verteilung  der 
gewidmeten  Millionen  auf  alle  Teile  des  Staates  erzielt  wird,  sie 
imponieren  auch  als  ein  wohldurchdachter  Plan  der  gleichmässigen 
Förderung  der  Handelsinteressen  in  Nord  und  Süd,  Ost  und  West. 

Die  neuen  Wasserstrassen. 
Die  beschlossenen  Kanäle  verbinden  Wien  und  das  ganze  Donautal 
mit  dem  norddeutschen  Kanalnetze,  sie  ermöglichen  aber  auch  einen 
neuen  Handels  weg  von  Ost  nach  West  für  die  Länder  zwischen  der 
Donaustrasse  einerseits  und  den  Nordküsten  des  europäischen  Kon- 
tinents anderseits.  Die  endgültige  Feststellung  der  Traceen  der 
neuen  Kanäle  ist  einer  gemischten  Kommission  (Beirat)  vorbehalten 
und  vorerst  nur  bestimmt,  dass  folgende  Kanalverbindnngen  herge- 
stellt werden  sollen:  a)  Donau— Oder,  b)  Donau— Moldan  (Bndweis). 
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c)  Donan-Oderkanal — Elbe  (Melnik),  d)  Donau-Oderkanal — Weichsel 
bis  Dniester,  je  nebst  Schiffbarmachung  der  bezüglichen  Flussstrecken 
von  den  Kanalanfangspunkten  bis  zu  den  Flussteilen,  welche  der- 
malen schon  der  .Schiffahrt  offen  stehen.  Ein  Anteil  der  zur  Ver- 
zinsung und  Amortisation  des  Betriebskapitals  nötigen  Summen  ist 
alljährlich  von  den  beteiligten  Ländern  insolange  aufznbringen,  als 
nicht  2  Jahre  nacheinander  die  Einnahmen  ans  den  Betrieben  nebst 
den  Erhaltungs-  und  Betriebskosten  auch  dieses  Erfordernis  decken. 
Die  Vorsorge  für  die  Landesbeiträge,  eventuell  unter  Heranziehung 
einzelner  Interessenten,  ist  der  Landesgesetzgebnng  anheimgestellt, 
und  wird  in  Aussicht  genommen,  dass  die  einzelnen  Länder  auch 
durch  Landabtretung  oder  sonstige  Naturalleistung  ihren  Anteil 
prästieren  (§  2). 

Der  Aufwand  des  Staates  für  die  Wasserstrassen  und  Fluss- 
regulierungen, welche  von  1904— 1924  fertiggestellt  (§  (>)  und  wobei 
möglichst  inländische  Kräfte  verwendet  werden  sollen  (§  7),  ist  durch 
eine  4°  0ige  Anleihe  aufzubringen,  von  welcher  zur  Bestreitung  der  bis 
1912  auflaufenden  Kosten  250  Millionen  Kronen  begeben  und  wovon 
höchstens  75  Millionen  auf  Flussregulierungen  verwendet  werden 
dürfen  (§  8).  Bau  und  Betrieb  der  Kanäle  besorgt  der  Staat,  welchem 
hierfür  das  Enteignungsrecht  etc.  eingeräumt  wird.  Alle  bezüglichen 
Angelegenheiten  ressortieren  ins  Handelsministerium  (§  18),  vor- 
behaltlich der  Ingerenz  der  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  17.  Juni 
188:3,  R.-G.-B  117,  auch  für  diese  Arbeiten  vom  Ministerium  des 
Innern  zu  bestellenden  Gewerbeinspektoren  (§  14)  und  der  auch  in 
Rücksicht  auf  die  Normen  des  VI.  Hptst.  der  Gewerbeordnung 
sich  ergebenden  Kompetenzen  (§  15).  Die  im  Gesetz  dem  Ver- 
ordnungswege vorbehaltenen  Verfügungen  wurden  mit  der  Handels- 
Ministerialverordnung  vom  11.  Oktober  1901,  R.-G.-B.  163,  getroffen. 
Demzufolge  wurde  eine  besondere  Geschäftsabteilung  im  Handels- 
ministerium als  „kaiserlich  königliche  Direktion  für  den  Bau  von 
Wasserstrassen u,  bestehend  aus  einer  technischen  und  einer  admini- 
strativen Abteilung,  errichtet,  welche  ihrerseits  Banleitnngcn  nach 
Bedarf  einsetzt. 

Der  Wasserstrassenbeirat  besteht  aus:  a)  20  Mitgliedern,  welche 
aus  den  Landesausschüssen  der  beteiligten  Länder  entsendet  werden; 
b)  20  Mitgliedern,  welche  vom  Handelsministerium  im  Einvernehmen 
mit  den  übrigen  beteiligten  Ministerien  ernannt  werden;  c)  den  nach 

Jahrbuou  der  Internat.  Vereintem!«.  6.  «•  7.  Bd.  71 


Digitized  by  Google 


1122 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


§14  des  Gesetzes  ad  hoc  bestellten  Gewerbeinspektoren.  —  Die 
Landesausschüsse  können  auch  ihnen  nicht  angehörende  Persönlich- 
keiten entsenden  (§  7).  Die  Ersatzmänner  werden  vom  Handels- 
ministerium ernannt  (§  8).  Die  Beratungen  des  Wasserstrassen- 
beirates  sind  öffentlich  (§  9).  Die  beteiligten  Ministerien  können 
sich  dabei  vertreten  lassen.  Die  Vertreter  haben  jederzeit  das  Wort, 
sind  aber  nicht  stimmberechtigt  (§  11).  Die  Mitgliedschaft  dieses 
Beirates  ist  ein  Ehrenamt  (§  12).  —  Inhaltlich  dieser  Verordnung 
ist  immerhin  eine  gewisse  moralische  Garantie  gerechter  Abwägung 
der  Interessen  geschaffen;  doch  wird  es,  da  die  von  der  Regierung 
ernannten  Mitglieder,  wie  die  von  den  Landesauschüssen  (Böhmen. 
Mähren,  Galizien  und  Niederösterreich  je  4,  Oberösterreich  und 
Schlesien  je  2)  entsendeten  Mitglieder  in  bezug  auf  ihre  Berufs- 
stellung nicht  weiter  durch  Gesetz  oder  Verordnung  qualifiziert 
erscheinen,  einzig  von  dem  Ermessen  dieser  hochgestellten  Wähler 
abhängen,  inwieweit  Industrie,  Handel  und  Landwirtschaft  aus- 
reichende und  tüchtige  Vertreter  finden.  Die  Unterhandlungen  mit 
den  Ländern  sind  ehestens  einzuleiten;  wir  werden  deren  Resultate 
hoffentlich  im  nächsten  Berichte  mitzuteilen  haben. 

Die  neuen  Eisenbahnhauptlinien. 
Während  die  Wasserbauten  alle  demgemäss  wohl  erst  im 
Jahre  1904  wirklich  beginnen  mögen,  sind  die  Eisenbahnen,  welche 
in  dem  Gesetze  vom  ti.  Juni  1901,  R.-G.-B.  63,  normiert  wurden,  im 
wesentlichen  auch  sofort  in  Angriff  genommen  worden  und  müssen, 
bis  auf  die  Tauernbahn,  auch  schon  Ende  1905  vollendet  werden. 
Die  Tauern-,  sowie  die  Karawanken-  und  Wocheinerbahn,  die  Pj'hrn- 
bahn,  eventuell  auch  die  Wechselbahn  haben  den  Hauptzweck,  den 
Handelsweg  aus  den  Alpenländern  zur  Küste  abzukürzen  und  den 
einzigen  österreichischen  Handelsseehafen  Triest  mehrfach  mit  dem 
Hinterlande  zu  verbinden.  Wie  schon  an  anderen  Stellen  betont, 
sind  diese  Zwecke  durch  Bahnbauten  allein  leider  nicht  zu  erreichen, 
es  gehört  dazu  hauptsächlich  eine  von  Ungarn  unabhängige  Eisen - 
bahntarifpolitik,  und  diese  wieder  werden  wir  ermöglicht  sehen, 
wenn  die  beiden  grossen  Privatbahnen,  die  derzeit  hauptsächlich  die 
beiderseitigen  Staatsgebiete  verbinden  (Eisenbahn-  und  Südbahn- 
gesellschaft), verstaatlicht  sind.  Die  beiden  Hauptbahnen  1.  Ranges 
(Artikel  I  und  II)  sind:  a)  die  Tauernbahn  (Schwarzach  -  Gastein 
Böckstein—Mullnitz—  < >ber- Villach— Müllbrücken  eventuell  Spital 
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a.  d.  Drau);  b)  die  Karawanken-  und  Wocheinerbahn  (Klagen- 
furt [Villach] — Assling — Veldes — Wochheiner  Feistritz— St.  Lnzia — 
Kanäle— Görz —Reifenberg—  St,  Daniel— Üpzina— Triest— St.  Andrae). 
Beide  und  ebenso  c)  die  Pyhrnbahn  (Klaus— Windisch -Garsten— 
Spital  a.  Py hm- Selztal)  werden  zugleich  viele  der  landwirtschaftlich 
schönsten  Gegenden  der  Alpen  dem  grossen  Fremdenverkehr  zu- 
gänglich machen.  Den  Gebirgsmassen  der  Schweiz  und  Tirols  mit 
ihren  himmelanragenden  Hörnern  und  wandernden  Gletschern  stellen 
sich  die  nördlichen  und  südlichen  Kalkalpen  dank  ihrer  pittoresken 
Felsenformationen,  ihrer  imposanten  relativen  Höhen  mit  ihren  von 
üppigster  Vegetation  und  reizend  gelegenen  Ortschaften  eingerahmten 
Seen  mindestens  ebenbürtig  zur  Seite.  Diese  Schienenwege  mögen 
daher  auch  als  Touristenbahnen  I.  Ranges  gewürdigt  werden,  d)  Die 
Eisenbahn  von  Lemberg  an  die  ungarische  Grenze,  die  schon  oben 
erwähnte  Pyhrnbahn  und  e)  die  Bahn  von  Rakonitz  nach  Laun  sind 
nicht  unwichtige  Ergänzungen  unseres  Eisenbahnnetzes.  Was  f)  die 
Wechsel  bahn  anlangt,  von  welcher  r  zunächst  die  Teilstrecke  von 
Hartberg  bis  Friedberg"  gebaut  wird,  so  ist  diese  Teilstrecke  zwar  von 
untergeordneter  Bedeutung,  das  Ganze  aber,  wozu  sie  gehört,  um  so 
wichtiger.  Offenbar  sind  es  wieder  ungarische  Einflüsse,  welche  erst 
überwunden  werden  müssen,  um  das  alte  Projekt  einer  öster- 
reichischen Orientbahn  (Wien — Novi  —  Serajewo—  Salonichi) 
endlich  zu  verwirklichen.  Diese  Linie  würde  nicht  nur  den  kürzesten 
Weg  von  Berlin  ans  Ägäische  Meer  vollenden,  sondern  auch  auf 
österreichischem  Gebiete  bisher  dem  Weltverkehr  verschlossene,  ja 
manchenorts  überhaupt  der  modernen  Verkehrsstrassen  entbehrende 
Gegenden  einer  rationellen  Kultur  zugänglich  machen.  Dass  es 
kerndeutsche  Bevölkerungen  sind,  die  diese  wichtige  Weltverkehrs- 
linie zugleich  als  für  sie  notwendige  Bahn  sich  wünschen,  wird 
hoffentlich  ihrer  Verwirklichung  nicht  allzulange  hinderlich  sein. 

Die  18  Lokalbahnen  einzeln  zu  besprechen,  welche  zufolge 
Gesetz  vom  1.  Juli  1901,  R.-G.-B.  85,  teils  durch  direkte  Kapitals- 
zuwendungeu,  teils  durch  Abnahme  von  Stammaktien,  teils  durch 
Zinsengarantie  seitens  des  Staates  ermöglicht  werden  sollen,  möchte 
unsere  werten  Leser  wohl  wenig  interessieren. 

Bezüglich  aller  dieser  Lokalbahnen  ist  zugleich  (Art.  XIII) 

auch  die  Betriebsfuhrung  durch  den  Staat  in  Aussicht  genommen. 

Zu  den  18  neuen  Linien  kommen  noch  4  weitere  schon  bestehende 
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Balinbauten,  welche  staatlich  unterstützt  werden  (Art.  XVII),  und 
einige  Subventionserhöhungen  für  noch  andere  Linien  (Art.  XVIII 
und  XIX),  wodurch  die  regionale  Interessenausgleichung  hergestellt 
wird,  sowie  durch  die  Anschaffung  der  nötigen  Betriebsmittel,  bezw. 
Ergänzung  solcher  bei  schon  bestehenden  Linien,  auch  die  Industrie 
ihren  Anteil  an  der  Bescherung  erhalten  soll.  Leider  ist  dieser 
letztere  Anteil  überhaupt  nicht  irgendwie  ausgeteilt,  weder  zeitlich 
noch  räumlich,  so  dass  die  manchenorts  eben  jetzt  sehr  ersehnte 
Beteiligung  ganz  vom  Ermessen  des  Handelsininisters  abhängt. 

c)  Eisenbahnwesen. 
An  sonstigen  Neuerungen  im  Eisenbahnwesen  seien  in  chrono- 
logischer Folge  hervorgehoben: 

Mit  Kundmachung  vom  4.  Juli  1899.  R.-G.-B.  121,  wurde  der 
Staatsvertrag  vom  5.  November  1898,  R.-G.-B.  121,  mit  Prenssen 
über  die  Eisenbahnverbindung  von  Tannwald  nach  Petersdorf,  mit 
Kundmachung  vom  9.  Februar  1899,  R.-G.-B.  31,  der  Staats  vertrag 
mit  dem  Königreiche  Sachsen  über  die  Eisenbahnanschlüsse:  1.  von 
Rossbach  nach  Adorf,  2.  von  Friedland  über  Hernisdorf  nach  Markers- 
dorf, 3.  von  Nixdorf  über  Karolinsthal  nach  Sebnitz,  4.  von  Schluckenan 
nach  Sohlend  und  5.  von  Rumburg  nach  Warnsdorf  in  Kraft  ge- 
setzt. Beide  Staats  vertrüge  bieten  nichts  Ungewohntes.  Gleiches 
gilt  von  der  Kundmachung  vom  10.  Februar  1899,  R.-G.-B.  47, 
womit  die  Liste  jener  Eisenbahnstrecken  veröffentlicht  wird,  auf 
welche  das  internationale  Übereinkommen  vom  14.  Oktober  1890. 
R.-G.-B.  186,  Anwendung  findet.  Eben  diese  Ergänzung  erfolgte 
pro  1900  durch  die  Kundmachung  vom  3.  Februar  1900,  R.-G.-B. 
27,  und  pro  1901  durch  die  Kundmachung  vom  12.  März  1901. 
R.-G.-B.  29.  Im  Zusammenhange  mit  den  unter  II,  4  zu  besprechenden 
Vereinbarungen  mit  Ungarn  steht  die  Verordnung  vom  22.  September 
1899,  R.-G.-B.  178.  Inhaltlich  derselben  hat  es  im  Eisenbahnwesen 
auf  die  Geltungsdauer  des  neuen  Ausgleichs  bei  den  bisherigen  Be- 
stimmungen zu  verbleiben  (§  1);  doch  ist  den  beiderseitigen  Staats- 
bahnen  die  Verpflichtung  auferlegt,  für  den  Transitverkehr  über 
direkte  Tarife  sich  zu  einigen,  bezw.  solchen  zuzustimmen.  Geheime 
Tarife  sollen  auch  weiterhin  ausgeschlossen  bleiben  (§  2).  Die  Grund- 
sätze gleicher  gegenseitiger  Behandlung  sind  einerseits  zugunsten  des 
Transitverkehrs  ans  Russland  nach  Norddeutschland,  andrerseits  zu- 
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gunsten  des  ungarischen  Exportes  nach  Norddentschland  limitiert. 
Unmittelbar  praktische  Normen  enthält  diese  Verordnung  nicht,  sie 
sichert  indes  immerhin  Ungarn  eine  Reihe  von  Vorteilen,  welchen 
gegenüber  das  Prinzip  der  Begünstigung  des  Transitverkehrs  von 
Russland  nach  Nord-  (nicht  auch  Süd-)  Deutschland  eine  sehr  massige 
Gegenkonzession  darstellt. 

Das  Jahr  1899  brachte  25  Eisenbahnkonzessionen,  1900  nur 
10,  1901  deren  13,  meist  kleine  Lokalbahnen  (ohne  die  durch  die 
Investitionsgesetze  vorgesehenen  Linien). 

Laut  Kundmachung  vom  6.  Oktober  1901,  R.-G.-B.  157,  wurde 
die  „kaiserlich  königliche  Eisenbahnbaudirektionik  mit  einem  „kaiser- 
lich königlichen  Sektionschef  und  Eisenbahnbaudirektor"  an  der 
Spitze  aktiviert. 

Unterm  29.  Marz  1900,  R.-G.-B.  G6,  wurde  eine  Abänderung 
des  §  23  des  Statuts  des  Staatseisenbahnrates  publiziert,  welche  dahin 
lautet,  dass  von  den  82  Mitgliedern  dieses  Beirates  die  19  der  Land- 
wirtschaft eingeräumten  Stimmen  die  grösseren  kaiserlich  königlichen 
Landwirtschaftsgesellschaften  und  Landeskulturräte  je  eine,  die 
kleineren  je  zu  zweit  oder  zu  dritt  ein  Mitglied  und  einen  Ersatz- 
mann vorschlagen.  Die  Vorgeschlagenen  müssen  Mitglieder  der  vor- 
schlagenden Korporationen  sein. 

d)  Betriebsreglement -Novellen. 
Von  Wichtigkeit  (auch  für  NichtÖsterreicher)  sind  die  Verord- 
nungen des  Eisenbahnministeriums  vom  3.  Juli  1900,  R.-G.-B.  104, 
und  vom  4.  September  1901,  R.-G.-B.  143.  womit  ab  10.  Oktober  1901 
das  Betriebsreglement  vom  10.  Dezember  1892,  R.-G.-B.  207,  für 
die  österreichischen  Eisenbahnen  abgeändert  bezw.  ergänzt  wird. 
Das  Betriebsreglement  gilt  nunmehr  für  „die  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre dienenden  Eisenbahnen  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder";  auf  den  internationalen  Verkehr  findet  es 
jedoch  rnur  insoweit  Anwendung,  als  derselbe  nicht  durch  besondere 
Bestimmungen  geregelt  ist".1) 

l)  Die  Veränderungen  des  internationalen  Rechtes  sind  nicht  Gegen- 
stand dieses  Berichtes;  wir  übergehen  deshalb,  so  wie  den  neuen  Welt- 
postvertrag, so  auch  das  unter  I,  1  schon  zitierte,  am  10.  September  1901, 
R.-G.-B.  142,  kundgemachte  Zusatztibereinkonnnen  zu  dem  internationalen 
Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr,  datiert  14.  Oktober  1890. 
R.-G.-B.  186  ex  92.  Diesem  Zusatztibereinkommen,  welches  zum  Teil  ein- 
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Ergänzungen  durch  Privatnormen  sind  mit  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  zulässig,  Abweichungen  dürfen  nur  ausnahmsweise 
entweder  für  Bahnen  niederer  Ordnung  oder  zu  Versuchsz wecken 
oder  im  Notfalle  bewilligt  werden.  Solche  Ausnahmen  müssen  in 
den  Tarifen  ersichtlich  und  ebendaselbst  auch  die  erfolgte  Genehmigung 
zu  ersehen  sein.  Aus  den  Einzelbestimmungen  glauben  wir  folgende 
hervorheben  zu  sollen:  Der  Personenverkehr  muss  fahrplanmässig 
erfolgen,  die  Fahrpläne  sind  rechtzeitig  vor  ihrem  Inkrafttreten  zu 
affigieren  und  müssen  ebenso  die  Wagenklassen  als  die  Zugsgattung 
jedes  Zuges  enthalten  (§  10).  Der  Umtausch  gelöster  Fahrkarten 
gegen  solche  höherer  oder  niedrigerer  Klasse  ist  bis  5  Minuten  vor 
Abgang  des  Zuges  gestattet,  sofern  die  Karte  noch  nicht  durchlocht 
und  nachweisbar  zum  Fahren  noch  nicht  benutzt  worden  ist  (§  14). 
Personen,  die  an  Blattern,  Diphtherie,  Lepra,  Masern,  Ruhr,  Scharlach 
oder  Typhus  leiden,  sind  in  besondere  Wageu,  solche,  die  an  Keuch- 
husten, Milzbrand,  Rotlauf,  Rotz  oder  Trachoma  leiden,  in  abge- 
schlossenen Wagenabteilungen  zu  befördern.  Die  Beförderung  von 
Cholera-,  Pest-  und  Tollwutkranken  ist  gänzlich  ausgeschlossen.  Im 
Zweifel  können  ärztliche  Zeugnisse  verlangt  werden.  Für  die  Be- 
förderung in  besonderen  Wagen  oder  Wagenabteiinngen  sind  die 
tariftnässigen  Gebühren  zu  bezahlen  (§  20).  Ausser  der  bisherigen 
Vorweisungspflicht  etc.  wird  dem  Fahrgast  in  §  21  nun  auch  noch 
ausdrücklich  die  Pflicht  auferlegt,  die  Fahrkarte  je  nach  den  lokalen 
Einrichtungen  kurz  vor  oder  nach  Beendigung  der  Fahrt  auf  Er- 
fordern abzugeben.  Ohne  Besitz  einer  gültigen  Fahrkarte  Betroffene 
haben  das  Doppelte  der  Gebühr  für  die  von  ihnen  eventuell  für  die 
vom  Zuge  zurückgelegte  Strecke  zu  bezahlen.  Durch  neue  Absätze 
1  nnd  5  zu  eben  diesem  §  21  werden  mildere  Bestimmungen  in 
Hinsicht  auf  die  mangels  Besitz  einer  Karte  zu  zahlenden  Gebühren 
zugelassen  und  (Abs.  5)  die  Einrichtung  der  sogen.  Perronkarten 
rezipiert.  Bei  Ankunft  in  einer  Station  ist  deren  Name,  Dauer  des 
Aufenthaltes,  Anschlüsse,  Wagenwechsel  auszurufen.  Sobald  der  Zug 
stille  steht,  haben  Bahnbedienstete  die  verschlossenen  Türen  zu 
öffnen,  aus  welchen  Reisende  ,. auszusteigen  verlangen u  (§  24).  Die 

(schneidende  handelsrechtliche  Normen  euthält.    wird  mit  obigen  Ver- 
ordnungen das  österreichische  Eisenbabnreglcment  angepasat.  Unser  Bericht 
kann  folgerichtig  dies  lediglich  konstatieren,  ohne  diesbezügliche  materiell 
rechtliche  Änderungen  hier  mit  aufzunehmen. 
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Reise  kann  (auf  der  Hin-  und  Rückfahrt  je)  einmal  unterbrochen 
werden,  unbeschadet  weitergehender  Begünstigungen  seitens  einzelner 
Bahnverwaltungen.  Die  Fahrtunterbrechung  rnuss  sofort  dem  Stations- 
vorstande angezeigt  und  auf  der  Karte  bemerkt  werden  (§  25).  Ver- 
spätete Abfahrt  oder  Ankunft  oder  Ausfall  eines  Zuges  begründen 
keinen  Schadenersatzanspruch  (§  26).  Dem  Reisenden  steht  nur  der 
nach  Verhältnis  auf  ihn  entfallende  Handgepäcksranm  zu  Verfügung; 
Sitzplätze  hierfür  zu  verwenden  ist  unstatthaft  ($  28).  Nicht  ge- 
hörig Verpacktes  kann  die  Bahn  zurückweisen  oder  gegen  auf  dem 
Gepäckschein  vermerkten  Protest  tibernehmen.  Die  Annahme  eines 
solchen  Gepäckscheines  gilt  als  Anerkenntnis  des  von  der  Bahn  be- 
anstandeten Zustandes  seitens  des  Reisenden.  Ältere  Transportzeichen 
dürfen  auf  Gepäckstücken  nicht  belassen  werden,  widrigenfalls  die 
Bahn  für  hieraus  möglicherweise  entstandene  Verschleppungen  nicht 
ersatzpflichtig  ist  (§  31).  Für  Fahrräder  können  durch  die  Tarife  be- 
sondere Vorschriften  erlassen  werden  (§  32).  Eine  ganz  neue  Fassung 
erhielt  der  §  34:  „Haftung  der  Eisenbahnen  für  Reisegepäck". 
Deklaration  des  Interesses  muss  im  Frachtscheine  bemerkt  sein.  Für 
Verlust  haftet  die  Bahn  nur,  wenn  binnen  8  Tagen  reklamiert  wird ; 
sie  kann  die  Höchstziffer  des  Ersatzes  mit  behördlicher  Genehmigung 
beschränken.  Für  nicht  aufgegebenes  Reisegepäck  oder  Sachen,  die 
in  aufgegebenen  Fahrzeugen  verwahrt  sind  (und  nicht  besonders  auf- 
gegeben wurden),  haftet  die  Bahn  nur,  wenn  ein  positives  Ver- 
schulden ihrerseits  nachgewiesen  wird  (§  34).  Für  verspätete  An- 
kunft des  Reisegepäckes  haftet  die  Bahn,  falls  sie  nicht  vis  major 
nachweist  :  a)  im  Falle  der  Deklaration  des  Interesses  bis  zur  Höhe 
des  deklarierten  Betrages,  b)  ausserdem  mit  höchstens  20  Heller  pro 
Tag  und  Kilogramm ;  bei  Fahrzeugen  mit  höchstens  30  Kronen  (§  36). 

Die  weiteren  Abänderungen  tangieren  ausschliesslich  den  Fracht- 
verkehr und  enthalten  überwiegend  Rezipierung  des  internationalen 
Rechtes.  Wir  müssen  trotz  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  uns 
beschränken,  die  Paragraphen  aufzuzählen,  welche  wesentlich  ver- 
ändert erscheinen.  Es  sind  dies:  §§  52,  53,  56,  58,  61,  64,  68,  69, 
70,  77  (Beschränkung  der  Haftpflicht  bei  besonderen  Gefahren),  81 
(Beschränkung  der  Höhe  des  Schadenersatzes  durch  die  Tarife),  84, 
91  (Verjährung  des  Anspruches  gegen  die  Eisenbahnen);  ferner  in 
der  Anlage  B,  Art.  XL1V;  nach  Aulage  E  folgt  eine  neue  Anlage  F 
(Cbernahnieerklärung  der  Bahnverwaltung).  Die  Anlage  G  erhält 
eine  ganz  neue  Fassung. 
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Mit  diesen  Änderungen  übereinstimmend  erfolgte  gleichzeitig 
eine  Verordnung  für  Ungarn. 

e)  Diverses. 

Die  auf  das  Aichwesen  bezüglichen  zahlreichen  (zumeist  Zu- 
lassung neuer  Wagen  und  Messapparate)  Verordnungen  glauben  wir 
ganzlich  übergehen  zu  sollen.  Mit  Verordnung  vom  27.  September 
1001,  R.-G.-B.  162,  wurde  die  zur  Teilnahme  am  Scheckverkehr  er- 
forderliche Höhe  der  Postsparkassestammeinlagen  von  200  auf  100  K. 
herabgesetzt. 

Den  materiell  hierher  gehörigen  Staatsvertrag  mit  Deutschland 
zum  gegenseitigen  Schutz  von  Literatur,  Kunst  und  Photographie, 
kundgemacht  am  20.  Juli  1901,  R.-G.-B.  113,  haben  wir  sub  I  1  er- 
wähnt und  nehmen  an,  dass  dessen  Inhalt  schon  im  reichsdeutschen 
Berichte  gewürdigt  wird. 

Eine  Novelle  vom  30.  Juni  1901,  R.-G.-B.  103,  womit  das 
Organisationsstatut  der  Handels-  und  Gewerbekammern  abgeändert 
und  dem  Handelsministerium  die  Regulierung  des  Wahlzensus  im 
Einvernehmen  mit  der  betr.  Kammer  unter  gewissen  Kautelen  über- 
lassen wird,  berührt  eigentlich  mehr  das  Verfassnngsrecht,  ohne  in- 
des auf  eine  politische  Tragweite  Anspruch  zu  machen. 

Das  Verhalten  der  Seehandelsschiffe  gegenüber  Kriegsschiffen 
ist  durch  die  Verordnung  vom  1.  März  1901,  R.-G.-B.  18.  geändert 
worden. 

Mit  Details  dieser  und  anderer  Handelsministerialverordnungen 
in  gewerblichen,  Post-  und  Binnensehiffahrts-  und  sonstigen  An- 
gelegenheiten vorwiegend  technischer  oder  polizeilicher  Natur  lassen 
wir  den  Leser  wohl  besser  unbehelligt. 

4.  Verwaltungsbereich  des  Finanzministerium«.1) 

Der  hier  folgenden  Übersicht  liegt  der  Zweck  zugrunde,  den 
Leser  über  die  in  den  Jahren  1899—1901  im  Bereiche  der  öster- 
reichischen Finanzverwaltung  erschienenen  neuen  Vorschriften  zu 
orientieren.  Diesem  Zwecke  entsprechend,  sowie  mit  Rücksicht  auf 
die  ausserordentlich  grosse  Zahl  der  heterogene  Zweige  des  Finanz- 
ressorts behandelnden  neuen  Normen,  den  bedeutenden  Umfang  mancher 
derselben  und  den  organischen  Zusammenhang  mit  älteren  Vorschriften 

»1  Hearlieitet  von  Dr.  Fkikdkich  Vkkin<4.  k.  k.  Ministerialkonzipist 
im  k.  k.  Finanzministerium. 
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musste  in  der  Regel  von  einer  eigentlichen  Darstellung  der  einzelnen 
Bestimmungen  von  vornherein  abgesehen  werden.  Die  vorliegende 
Übersicht  beschrankt  sich  somit  im  allgemeinen  auf  die  Verzeichnung 
beziehungsweise  kurze  Skizzierung  der  neuen  Normen.  Speziell  die 
im  Zusammenhange  mit  der  im  Jahre  1899  erfolgten  Erneuerung 
des  österreichisch-ungarischen  Ausgleiches  getroffenen  Verfügungen 
zur  Durchführung  und  allmählichen  Abschliessung  der  Münz-  und 
Währungsreform  und  hieran  anschliessend  die  Bestimmungen  des 
abgeänderten  Statutes  der  österreichisch- ungarischen  Bank  werden 
jedoch  im  Hinblick  auf  ihre  hervorragende  Bedeutung  ausführlicher 
besprochen. 

In  formeller  Beziehung  ist  zu  bemerken,  dass  im  nachstehenden 
bloss  die  gesetzlichen  Bestimmungen  —  mit  Ausnahme  jener,  welche 
lediglich  die  ordnnngsmässige  Weiterftthrung  des  Staatshaushaltes 
betreffen1)  —  und  die  in  unmittelbarer  Beziehung  zu  gesetzlichen 
Vorschriften  stehenden  oder  an  sicli  belangreicheren  administrativen 
Erlasse2)  berücksichtigt  werden. 

Den  hinsichtlich  einzelner  Vorschriften  nach  Ablauf  der  für 
das  vorliegende  Referat  in  Betracht  stehenden  Zeitperiode  eingetretenen 
Abänderungen  wurde,  insoweit  dieselben  vor  dem  1.  August  1902 
erschienen  sind,  durch  entsprechende  Hinweisungen  Rechnung  getragen. 

a)  Direkte  Steuern. 
Auf  dem  Gebiete  der  direkten  Stenern  seien  zunächst  die  zu 
den  Vollzugsvorschriften  zum  Personalsteuergesetze  erschienenen 
weiteren  Nachträge  hervorgehoben,  nämlich  ein  zweiter,  dritter  und 
vierter  Nachtrag  (R.-G.-B.  108  ex  1899,  72  ex  1900  und  168  ex  1901) 
zur  Vollzugsvorsehrift  zum  II.  Hauptstück,  betreffend  die  Behandlung 
der  im  Sinne  des  §  85  des  Personalsteuergesetzes  begünstigten  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  das  Zusammentreffen 
mehrerer,  verschiedenen  Steuersätzen  unterliegender  Unternehmungen 

')  Iii  dem  iu  Rede  stehenden  Zeiträume  wurden  infolge  der  dermaligen 
parlamentarischen  Verhältnisse  bloss  Budirctprovisorien  erlassen.  Eb  kann 
also  diesmal  die  Besprechung  der  Budgets  gänzlich  ausfallen. 

2)  Übergangen  werden  in  diesem  Sinne  z.  B.  die  Miuisterialverord- 
nungen  betreffend  die  Zollbehandluiiir  einzelner  Waren,  betreffend  Er- 
gänzungen des  alphabetischen  Warenverzeichnisses  zum  Zolltarife,  betreffend 
die  Errichtung  oder  Abänderung  der  Bezeichnung  untergeordneter  Behörden 
und  Ämter  und  derirl. 
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bei  einem  Rechtssubjekt,  betreffend  Abänderungen  der  Vorschriften 
über  die  Steuerteilung  bei  Eisenbahnunternehmnngen,  sowie  über  die 
Steuerbekenntnisse  der  Schiffahrts-  und  Eisenbahnunternehmungen  und 
deren  Beamtshandlnng,  und  betreffend  die  bei  Feststellung  der  Be- 
steuerungsgrnndlage  für  die  Erwerbssteuer  der  der  öffentlichen 
Rechnungslegung  unterworfenen  Unternehmungen  nicht  anrechenbaren 
Einnahme-  und  Ausgabeposten;  ein  sechster  und  siebenter  Nachtrag 
(R.-G.-B.  74  und  243  ex  1890)  zur  Vollzugsvorschrift  zum  IV.  Haupt- 
stück, betreffend  die  Behandlung  fester  Dienstbezüge,  welche  in  dem 
dem  Stenerjahre  vorangehenden  Jahre  eine  Änderung  erfahren  haben,1) 
und  betreffend  die  Abrundung  der  ins  Einschätzungsregister  einzu- 
setzenden Geldbeträge;  endlich  ein  zweiter  Nachtrag  (R.-G.-B.  21 
ex  1899)  zur  Vollzugsvorschrift  zum  V.  Hauptstück,  betreffend  das 
Strafverfahren. 

Der  Finanz-Ministerialerlass  vom  10.  April  1899,  R.-G.-B.  76, 
traf  neue  Bestimmungen  über  die  Anlegung  des  Erwerbsteuerkatasters 
für  die  zweite  und  die  folgenden  Veranlagnngsperioden  der  allgemeinen 
Erwerbsteuer. 

Die  kaiserliche  Verordnung  vom  15.  Juli  1899,  R.-G.-B.  147, 
verfügte  die  fortdauernde  Geltung  des  §  1  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  19.  Juli  1897,  R.-G.-B.  181,  betreffend  die  Er- 
mächtigung des  Finanzministers  zur  Vereinigung  der  Handelskammer- 
bezirke Görz  und  Rovigno  mit  jenem  von  Triest  zu  einem  Erwerb- 
steuer-Veranlagungsbezirke  I.  Klasse,  dann  hinsichtlich  der  gemein- 
samen Sitzungen  der  Erwerbsteuer-Landeskommissionen  von  Triest. 
Görz-Gradiska  sowie  Istrien. 

Durch  die  Finanz-Ministerialverordnung  vom  11.  Juli  1901, 
R.-G.-B.  106,  wurde  der  Steuerfnss  der  zur  öffentlichen  Rechnungs- 
legung verpflichteten  Unternehmungen  pro  1901  mit  10,05 0  0  des 
steuerpflichtigen  Reinertrages  bestimmt.-) 

In  teilweiser  Abänderung  des  §  131  (lit.  d)  des  Personal- 
steuergesetzes bestimmte  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1901,  R.-G.-B.  80. 
dass  die  Zinsen  von  Pfandbriefen  und  von  den  auf  Grund  von  ge- 

')  Die  Bestimmungen  des  sechsten  Nachtrages  wurden  seither  durch 
einen  unter  R.-G.-B.  157  ex  1902  kundgemachten  achten  Nachtrag  teil- 
weise abgeändert. 

-)  Nachdem  Personalstenergesctze  früher  10'/a°,or  Pro  190^-  l°°o 
«Finanz-Ministerialverordnung  Vom  11.  Jnni  1902,  R.-G.-B.  122). 
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währten  Darlehen  emittierten  Obligationen1)  der  Landeskreditinstitnte 
einschliesslich  des  galizischen  Bodenkreditvereins,  sowie  der  Pfand- 
briefanstalten der  Sparkassen  einschliesslich  der  Zentralbank  der 
deutschen  Sparkassen  in  Prag  und  der  zu  errichtenden  Zentralbank 
der  böhmischen  Sparkassen  in  Prag,  endlich  von  den  Obligationen 
des  k.  k.  priv.  österreichischen  Kreditinstituts  für  Verkehrsunter- 
nehmungen und  öffentliche  Arbeiten  in  Wien  ab  1.  Januar  1902 
bloss  einer  Rentensteuer  von  1'4°:,0  (früher  2°  0)  unterliegen. 

Unter  No.  209  ex  1899  wurde  im  Reichsgesetzblatt  eine  neu 
redigierte  Manipulationsvorschrift  für  den  Kassendienst  hinsichtlich 
der  Personaleinkommensteuer  und  Besoldungssteuer  von  Dienstbe- 
zügen  kundgemacht,  zu  welcher  seither  (unter  R.-G.-B.  158  ex  1902) 
ein  erster  Nachtrag  erschienen  ist. 

Durch  die  Finanz-Ministerial Verordnungen  vom  28.  Juni  1899, 
R.-G.-B.  117,  vom  18.  Juni  1900,  R.-G.-B.  97,  und  vom  11.  Juli  1901, 
R.-G.-B.  106,  wurde  in  Vollziehung  des  Personalsteuergesetzes  (nach 
dessen  System  ein  gewisses  Mafs  des  Erträgnisses  der  durch  dasselbe 
nengeregelten  direkten  Personalsteuern  zu  Nachlässen  an  den  Real- 
steuern und  an  der  Erwerbsteuer  geändert  wird)  die  Höhe  des 
Nachlasses  an  der  Grundsteuer  pro  1899  mit  121  2w;o,  pro  1900  und 
pro  1901  mit  15  %,  an  der  Gebäudesteuer  mit  Ausnahme  der 
5°0igen  Steuer  vom  Reinerträge  steuerfreier  Gebäude  pro  1899  mit 
ll2/100/o>  pro  1900  und  pro  1901  mit  121 .2 °  0  festgesetzt2)  und  die 
Erwerbsteuer- Hauptsumme  pro  1899  von  35464000  Kronen  auf 
34914880  Kronen,  pro  1900  und  pro  1901  von  85518882  Kronen 
auf  34923952  Kronen  ermässigt, ») 

Durch  die  Finanz-Ministerialverordnung  vom  25.  Oktober  1899, 
R.-G.-B.  207,  wurden  die  Bestimmungen  der  Finanz-Ministerialver- 
ordnung vom  15.  Dezember  1897,  R.-G.-B.  297.  betreffend  die  Durch- 
führung der  Realsteuernachlässe,  abgeändert. 

M  Hierunter  fallen  insbesondere  die  Emissionen  des  sogen.  Koramunal- 
kredites. 

2)  Pro  1902  betraf  ebenso  wie  pro  1901  der  Xachlass  an  der 
Grundsteuer  15°/0,  an  der  Gebäudesteuer  ^'/a^o  (Finanz-Ministerial- 
verordnung vom  11.  Juni  1902,  R.-G.-B.  122). 

31 )  Obige  Nachlässe  an  der  allgemeinen  Erwerbsteuer  beziffern  sich 
mit  23,7  bezw.  25%  jenes  Betrages,  welchen  die  dieser  Steuer  unter- 
worfeneu Erwerbsgattungen  nach  den  früheren  Steuergesetzen  für  das 
Jahr  1898  voraussichtlich  zu  entrichten  gehabt  hätten. 
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Zufolge  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  27.  Dezember  1900. 
R.-G.-B.  229,  sind  Seehandelsschilfe,  mit  Ausnahme  der  Schiffe  staatlich 
subventionierter  Unternehmungen,  der  auf  Grund  besonderer  Ver- 
träge mit  der  Postverwaltung  zu  bestimmten  regelmässigen  Fahrten 
verwendeten  Schiffe  und  der  Materialschiffe  industrieller  Etablissements, 
für  die  Jahre  1899  bis  inkl.  1903  (d.  i.  bis  zum  Ende  der  Geltungs- 
dauer des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  1893,  K.-G.-B.  189,  betreffend 
die  Unterstützung  der  Handelsmarine)  von  der  Erwerbsteuer  gemäss 
Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  R.-G.-B.  220,  betreffend  die  direkten 
Personalsteuern,  befreit. 

Durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  27.  Dezember  1900. 
R.-G.-B.  228,  wurde  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  10.  August  1895. 
R.-G.-B.  131,  betreffend  die  zeitliche  Steuer-  (und  Gebühren-)  Be- 
freiung für  die  im  Gebiete  von  Triest  und  der  Katastralgemeinde 
Muggia  neu  zu  errichtenden  Indnstrieunternehmungen,  bis  Ende  1901 
verlängert. 

Die  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  August  1899,  R.-G.-B.  167, 
und  drei  Gesetze  vom  2.  Juni  1901,  R.-G.-B.  55-57,  trafen  Be- 
stimmungen betreffend  die  Verlängerung  der  Dauer  der  zeitlichen 
Befreiung  von  der  Hauszinssteuer  für  gewisse  Bauten  (aus  öffent- 
lichen, insbesondere  Assanierungs-  und  Verkehrsrücksichten)  in  Wien 
bezw.  Jägerndorf,  Neutitschin  und  Klagenfurt. 

Das  Gesetz  vom  9.  April  1900,  R.-G.-B.  74,  verfugte  die 
weitere  Sistierung  der  progressiven  Erhöhung  der  Hauszins-  und 
der  5°/0igen  Reinertragssteuer  von  den  Gebäuden  in  der  Stadt  und 
im  Territorium  von  Triest  bis  Ende  1902. 

Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  24.  Juni  1900,  R.-G.-B. 
100,  wurden  die  durch  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1895,  R.-G.-B.  NN. 
für  die  im  Jahre  1895  durch  Erdbeben  beschädigten  Gebäude  in 
Laibach  und  in  den  vom  Erdbeben  betroffenen  Bezirken  von  Krain 
und  Steiermark  gewährten  Steuerbegünstigungen  bis  inklusive  2.  Juli 
1905  verlängert. 

Mit  der  Finanz-Ministerialverordnung  vom  18.  Mai  1901,  R.-G.-B. 
68,  wurde  ein  zwischen  der  kaiserlich  königlichen  österreichischen 
und  der  fürstlich  Lichtensteinschen  Regierung  zum  Zwecke  der 
Vermeidung  von  Doppelbesteuerungen  abgeschlossenes  Übereinkommen 
kundgemacht. 
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b)  Indirekte  Steuern. 
Besonders    umfassende  neue  Vorschriften    betreffen   die  in- 
direkten Steuern. 

«)  Biersteuer. 

Die  Bierbestenernng  wurde  durch  den  I.  Teil  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  17.  Juli  1899,  R.-G.-B.  120,1)  vollkommen  neu 
normiert.  Das  System  der  Prodnktionsstener  wurde  beibehalten;  es 
wurden  jedoch  im  Vergleiche  zu  den  aufgehobenen  Siteren  gesetzlichen 
Bestimmungen  mehrfache  Neuerungen  eingeführt,  von  welchen 
folgende  hervorzuheben  sind.  Kleinen  Bierbrauereien  mit  einer 
jährlichen  Erzeugung  von  nicht  mehr  als  15000,  5000  und  2000  hl 
wird  ein  Steuernachlass  von  5  bezw.  10  und  15%  gewährt.  Die 
amtliche  Erhebung  der  erzeugten  Bierwürzemenge  findet  nicht  mehr 
wie  früher  abgesondert  nach  Menge  und  Gradkaltigkeit ,  sondern 
nach  Hektolitergralen-Extrakt  statt.  Dabei  ist  eine  Überschreitung 
der  angemeldeten  Hektolitergrade  um  nicht  mehr  als  5°  0  steuerfrei 
und  erst  jene  um  mehr  als  10°/o  strafbar.  Die  Biersteuer- Borgung 
wurde  analog  den  Vorschriften  über  die  Branntweinsteuer-  und 
Zuckersteuer-Borgung  geregelt."2)  Ferner  wurden  Erleichterungen 
hinsichtlich  der  Bierausfuhr  geschaffen. 

Eine  Erhöhung  des  Biersteuersatzes  wurde  nur  in  geringfügigem 
Ausmafse  (von  16,7  K  auf  17  K  -  34  h  per  Hektoliter  Extrakt) 
vorgenommen. 

Die  neuen  Biersteuerbestimmnngen,  zu  welchen  mit  dem  Finanz- 
Ministerialerlasse  vom  21.  Juli  1899,  R.-G.-B.  129,  eine  Vollzngs- 
vorschrift  erlassen  wurde/')  traten  am  1.  September  1899  in  Kraft. 

ß)  Branntweinsteuer. 
Durch  den  II.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli 
1899,  R.-G.-B.  120,  wurden  an  den  Bestimmungen  des  Branntwein- 
steuergesetzes  vom  20.  Juni  1888,  R.-G.-B.  95,  ohne  grundsätzliche 

')  Betreffend  die  Abänderung  der  Gesetze  über  die  mit  der  in- 
dustriellen Produktion  in  enger  Verbindung  stehenden  indirekten  Abgaben 
de»  österreichisch-ungarischen  Zolltarife«. 

a)  Die  Borgungsfristen  sind  jedoch  verschieden.  Sie  betragen  für 
die  Biersteuer  3  und  6  Monate,  für  die  Branntwein-Produkt  ionsabgabe 
6  Monate,  für  die  Branntwein-Konsumabgabe  4  Monate  und  für  Likör- 
fabrikanten 12  Monate,  für  die  Zuokersteuer  4  Monate. 

8)  Teilweise  abgeändert  durch  die  Finanz-Ministerialverordnung  vom 
28.  Juni  1902.  R.-G.-B.  135. 
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Änderung  des  Besteuerungsmodns  mehrfache,  den  im  Laufe  der  Jahre 
konstatierten  tatsächlichen  Verhältnissen  Rechnung  tragende  Modi- 
fikationen und  Ergänzungen  vorgenommen,  auf  welche  speziell  ein- 
zugehen hier  zu  weit  führen  würde.  Hervorgehoben  sei,  dass  der 
österreichischen  Reichshälfte  zu  Lasten  Ungarns  für  die  Zeit  vom 
1.  September  189t)  bis  Ende  August  1908  ein  um  19542  hl  (ca.  1°  Cl) 
grösserer  Anteil  an  den  für  das  ganze  Zollgebiet  mit  1878000  hl 
per  Betriebsperiode1)  festgesetzten  Branntweinkontingent  gewährt 
worden  ist.  Der  Kontingentanteil  beträgt  nunmehr  für  Österreich 
1017000  hl,  für  Ungarn  853000  hl  und  für  das  Okkupationsgebiet 
(unverändert)  8000  hl. 

Die  Yollzugsvorschrift  zu  dem  gedachten  (mit  1.  September 
1899  in  Kraft  getretenen)  II.  Teile  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  17.  Juli  1899  enthält  der  Finanz-Ministerialerlass  vom  21.  Juli 
189!»,  R.-G.-B.  130,  welcher  durch  die  Finanz-Ministerial Verordnung 
vom  30.  November  1899,  R.-G.-B  238,  den  Finanz-Ministerialerlass 
vom  30.  August  1900,  R.-G.-B.  143,  und  die  Finanz  -  Ministerial- 
verordnungen  vom  13.  Juni  1901,  R.-G.-B.  67,  und  vom  25.  November 
1901,  R.-G.-B.  193.  mehrfache  Abänderungen  erfahren  hat. 

Zufolge  des  VII.  Teiles  der  zitierten  kaiserlichen  Verordnung 
(in  Wirksamkeit  seit  1.  August  1899)  kann  die  Regierung  ge- 
werblichen Unternehmungen  zur  Herstellung  alkoholhaltiger  Aus- 
fuhrwaren den  abgabefreien  Bezug  von  Branntwein  bewilligen. 

Die  diesbezüglichen  Vollzugsbestimmungen  enthält  der  Finanz- 
Ministerialerlass  vom  20.  Juli  1899,  R.-G.-B.  126,  teilweise  ab- 
geändert durch  die  Finanz -Ministerialverordnungen  vom  13.  Juni 
1901,  R.-G.-B.  67.  und  vom  19.  März  1902,  R.-G.-B.  65,  sowie  durch 
den  Finanz-Ministerialerlass  vom  5.  Mai  1902,  R.-G.-B.  102. 

Durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  19.  Juli  1900,  R.-G.-B. 
127,  wurde  die  individuelle  Verteilung  jener  Alkoholmenge,  welche 
von  den  unter  die  Konsnmabgabe  fallenden  Branntweinbrennereien 
in  je  einer  Betriebsperiode  zum  niedrigeren  Satze  der  Konsnmabgabe 
erzeugt  werden  darf  (Kontingentverteilung),  für  je  einen  Zeitraum  von 
vier  aufeinander  folgenden  Betriebsperioden,  und  zwar  von  der  Betriebs- 
periode 1900  01  angefangen,  neu  geregelt.2)  Es  handelte  sich  dabei 

V)  Das  ist  für  die.  Zeit  vom  1.  September  des  einen  bis  Ende  August 
des  näehstfolirendeu  Jahres. 

-)  Für  die  Betriebsperiode  1899/1900  war  durch  den  III.  Teil  dar 
kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli  1899.  R.-G.-B.  120,  die  Wirksamkeit 
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insbesondere  darum,  für  die  Kontingentierung  der  zahlreichen  im 
Laufe  der  letzt  vorhergegangenen  Kontingent-  Verteilungsperiodg  neu 
entstandenen  landwirtschaftlichen  Brennereien  vorznsorgen, 
für  welche  die  gemäss  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli 
1899,  R.-G.-B.  12t),  seit  1.  September  1899  eingetretene  Erhöhung 
des  Gesamtkontingentes  um  rund  20000  hl  bei  weitem  nicht  aus- 
reichte. Zu  diesem  Behufe  wurde  eine  Kürzung  der  Kontingente 
aller  bestehenden  Brennereien  vorgenommen,  welche  bei  den  land- 
wirtschaftlichen ea.  2%,  bei  den  gewerblichen  ca.  12%  des  Be- 
teilungsmafsstabes  betrug. 

Das  Gesetz  vom  «.  Juli  1901,  R.-G.-B.  86, *)  erhöhte  ab 
1.  September  1901  das  Ausmafs  der  Branntweinausgabe,  und  zwar 
jenes  der  Produktionsabgabe  und  des  niedrigen  Satzes  der  Konsum- 
abgäbe  von  70  h  auf  90  h,  jenes  des  höheren  Satzes  der  Konsnm- 
abgabe  von  90  h  auf  1  K  10  h  für  jeden  Hektolitergrad  (Liter) 
Alkohol.  Diese  (zu  den  die  Sanierung  der  Landesfinanzen  be- 
zweckenden Massnahmen  zählende)  Abgabenerhöhung  kommt  in  der 
Zeit  vom  1.  September  1901  bis  31.  Dezember  1909  den  Landes- 
fonds jener  Länder,  in  welchen  während  des  erwähnten  Zeitraumes 
keinerlei  Landesauflagen  auf  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  er- 
hoben werden,  nach  einem  zugleich  festgesetzten  Prozentual- 
Schlüssel  in  der  Weise  zugute,  dass  denselben  aus  dem  Bruttoertrage 
der  Branntweinabgabe  (Produktions-  und  Konsumabgabe)  abzüglich 
der  Gefäll  srnekgaben  und  Restitutionen  jene  Summe  überwiesen  wird, 
welche  auf  den  Teilbetrag  von  je  20  h  der  erhöhten  Abgabesätze 
entfallt.  Im  Laufe  des  Jahres  1909  ist  eine  neuerliche  gesetzliche 
Regelung  der  obigen  Zuweisungen  an  die  Länder  vorzunehmen. 

Zur  Durchführung  der  für  die  vor  dem  Termine  der  Abgabe- 
erhöhung bereits  in  den  freien  Verkehr  übergegangenen  Branntwein- 
mengen angeordneten  Nachverstenerung  wurde  mit  dem  Finanz- 
Ministerialerlasse  vom  13.  Juli  1901,  R.-G.-B.  105,  ein  Regulativ 
erlassen,  zu  welchem  unter  dem  17.  August  1901,  R.-G.-B.  127,  ein 
Nachtrag  erschien. 

der  letztvorherircirangenen  (die  Betriebspcriodeu  1894/1895  bis  e insehliesslieli 
1898/99  betreffenden)  Brauntwein-Kontinjjreutverteilung  aufrecht  erhalten 
worden. 

>)  Der  Entwurf  dieses  Gesetzes  war  ursprünglich  den  Landtagen 
vorgelegt  worden  (siehe  die  Darstellung  unter  1.  1900). 
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y)  Zuckersteuer. 

.  Das  Gesetz  vom  20.  Juni  1888,  K.-G.-B.  97,  betr.  die  Zucker- 
besteuerung, wurde  durch  den  IV.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung: 
vom  17.  Juli  1899.  R.-G.-B.  120,  abgeändert.  Der  Steuersatz  wurde 
für  Rübenzucker  und  allen  Zucker  gleicher  Art  (Rohrzucker)  in  jedem 
Znstande  der  Reinheit,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  zum  mensch- 
lichen Genüsse  nicht  geeignetem  Sirup,  von  13  fl.  auf  19  fl.  =  38  K 
per  100  kg  netto  erhöht,1)  Hinsichtlich  des  Zuckers  andrer  Art 
(Krümelzucker)  wurde  ohne  die  frühere  Unterscheidung  nach  dem 
Aggregatzustande  (1  fl.  für  flüssigen,  3  fl.  für  festen  Krtimelzucker) 
ein  einheitlicher  Steuersatz  von  3  fl.  =  6  K  per  100  kg  netto  statuiert. 
Die  Ausfuhrbonitikation  wurde  für  Zucker  von  mindestens  99,3°  0 
Polarisation  mit  4  K  60  h,  für  Zucker  von  mindestens  90  °/0  Polari- 
sation mit  3  K  20  Ii  per  100  kg  netto  festgesetzt.  Nach  dem  schon 
früher  in  Geltung  gewesenen  Systeme  sind  die  Ausfuhrbonifikationen 
mit  einem  Gesamtmaximnm  begrenzt,  und  zwar  derart,  dass  im  Falle 
dieselben  für  sämtlichen  während  einer  Betriebsperiode  (das  ist 
während  der  Zeit  vom  1.  August  des  einen  bis  Ende  Juli  des  nächst- 
folgenden Jahres)  aus  dem  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  aus- 
geführten Zucker  den  Betrag  von  18  Millionen  Kronen  übersteigen, 
der  Mehrbetrag  von  den  Unternehmern  aller  Zuckererzeugnngsstiitten 
rückzuersetzen  ist.  Den  auf  Abschaffung  der  Zuckerexportprämien 
gerichteten  internationalen  Bestrebungen  wurde  durch  eine  Be- 
stimmung Rechnung  getragen,  welche  den  Finanzminister  ermächtigt, 
im  Einvernehmen  mit  dem  ungarischen  Finanzminister  die  Ausfuhr- 
bonifikationen  vorübergehend  oder  dauernd  zu  ermässigen  oder  voll- 
ständig zu  beseitigen,  sobald  in  anderen  Rübenzucker  erzeugenden 
Ländern,  welche  gegenwärtig  für  die  Znckererzeugung  oder  Zucker- 
ausfuhr eine  Prämie  gewähren,  diese  ermässigt  oder  beseitigt  wird. 
Die  eventuelle  diesbezügliche  Verfügung  ist  ehestens  den  beiden 
Häusern  des  Reichsrates  vorzulegen.  (Diese  Bestimmung  ist  seither 
durch  die  Beschlüsse  der  internationalen  Zuckerprämienkonferenz 
vom  Jahre  1902,  deren  Resultate  nicht  in  die  Berichtsperiode  fallen, 
überholt  worden.) 

Die  Bestimmungen  des  vorstehend  besprochenen  IV.  Teiles  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli  1899.  zu  welchen  mit  dem 
Finanz-Ministcrialerlass  vom  20.  Juli  1899,  R.-G.-B.  124,  eine  Voll- 

')  Siehe  darüber  die  Ausführungen  unter  1.  1899. 
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zugsvorschrift  herausgegeben  wurde,  traten  mit  1.  August  1899  in 
Wirksamkeit. 

Durch  den  —  an  demselben  Tage  in  Kraft  getretenen  —  V.  Teil 
der  zitierten  kaiserlichen  Verordnung  wurde  die  individuelle  Auf- 
teilung des  von  den  Unternehmern  der  Zuckererzeugungsstätten  in 
der  österreichischen  Reichshälfte  nach  Vorschrift  des  IV.  Teiles  zu 
leistenden  Rückersatzes  der  Ausfuhrboniflkation  neu  geregelt. 

Gemäss  dem  VII.  Teile  der  zitierten  kaiserlichen  Verordnung 
(in  Wirksamkeit  seit  1.  August  1899)  kann  die  Regierung  gewerb- 
lichen Unternehmungen  zur  Herstellung  zuckerhaltiger  Ausfuhrwaren 
den  abgabefreien  Bezug  von  Hübenzucker  bewilligen. 

Die  diesbezüglichen  Vollzugabestimmungen  enthält  der  Finanz- 
Ministerialerlass  vom  20.  Jnli  1899,  R.-G.-B.  126,  teilweise  ab- 
geändert durch  die  Finanz-Ministerial Verordnungen  vom  18.  Juni 
1901,  R.-G.-B.  07,  und  vom  19.  März  1902,  R.-G.-B.  65,  und  durch 
den  Finanz-Ministerialerlass  vom  5.  Mai  1902,  R.-G.-B.  102. 

Mit  dem  Finanz- Ministerialerlasse  vom  5.  April  1899,  R.-G.-B. 
70,  wurden  in  Abänderung  der  Anlage  A  zur  Zuckersteuer- Vollzugs- 
vorschrift vom  Jahre  1888  Kollis  mit  ungleichem  Nettogewichte  bei 
der  unter  Raumverschluss  erfolgenden  Ausfuhr  von  Konsumzucker 
ans  den  Zuckererzeugungsstätten  über  die  Zolllinie  zugelassen. 

Die  Finanz-Ministerial  Verordnung  vom  25.  Oktober  1901, 
R.-G.-B.  169,  erklärte  die  Bestimmungen  des  Zuckersteuergesetzes 
als  auf  einige  im  Handel  unter  der  irrigen  Bezeichnung  ..Dextrin" 
vorkommende  Waren  anwendbar. 

Mit  dem  Finanz-Ministerialerlass  vom  31.  Oktober  1901, 
R.-G.-B.  180,  wurden  einige  Abänderungen  an  den  Zuckerbeateuerungs- 
vorschriften  (betreftend  Erleichterungen  hinsichtlich  der  Überreichung 
der  im  §  14  des  Zuckersteuergesetzes  vorgeschriebenen  Schriftstücke, 
Zulassung  des  Kopierverfahrens,  Führung  mehrerer  Verschleiss- 
register,  Vereinfachung  der  Kontrolle  bei  Einlagerung  unversteuerter 
Znckererzeugnisse  und  Erhöhung  des  Maximalgewichtes  der  Zucker- 
mnster)  vorgenommen. 

6)  Mineralölsteuer. 

Mit  den  Finanz  -  Ministerialcrlässen  vom  23.  Januar  1900, 
R.-G.-B.  20,  und  vom  10.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  213,  wurden 
Bestimmungen  über  den  steuerfreien  Bezug  von  raffiniertem  Mineralöl 
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unter  der  Dichte  von  770  Grad  (Benzin)  zum  Motorenbetriebe  bezw. 
zur  Wärmeerzeugung  für  industrielle  Zwecke  getroffen. 

Zur  Erzeugung  von  elektrischem  Licht  dürfen  die  mit  steuer- 
freiem Benzin  gespeisten  Motoren  nur  insoweit  benutzt  werden,  als 
die  zu  beleuchtenden  Lokalitäten  zu  eben  jener  Betriebsstätte  ge- 
hören, in  welcher  diese  Motoren  aufgestellt  sind.  Ausser  den  in 
beiden  Erlassen  für  das  Ansuchen  und  die  Betriebsverwendung  vor- 
gezeichneten Bedingungen  werden  weitere  zur  Wahrung  der  Gefalls- 
interessen  nötig  erscheinende  Kontrollmassregeln  vorbehalten. 

t)  Abgabe  für  Salz  (Staatsmonopol). 

Die  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels 
und  des  Ackerbaues  vom  30.  Mai  1899,  R.-G.-B.  105,  änderte  die 
Bestimmungen  über  die  Einfuhr  von  Dungsalzen. 

Mit  der  Finanz- Ministerial Verordnung  vom  0.  Dezember  190<». 
R.-G.-B.  212,  wurde  für  die  Jahre  1901—1903  ein  neuer  Verschleiss- 
tarif  für  sogen.  Fabriksalz  kundgemacht. 

Im  Vergleich  mit  den  nationalökonomischen  und  finanzwirt- 
schaftlichen Grundsätzen,  welche  bei  anderen  staatlichen  Betrieben, 
aber  auch  bei  anderen  Monopolen  beobachtet  scheinen,1)  sind  die 
Inlandsalzpreise  um  so  mehr  zu  hoch  gegriffen,  als  das  Salz  ein  für 
jedermann  gleich  unentbehrlicher  Artikel  ist.  Analoges  gilt  auch 
vom  Viehsalz.  Rücksichtlich  des  letzteren  erscheint  die  Vermehrung 
der  Verschleissstellen  dringend.  Diesfältige  Reformen  sollen  in 
Vorbereitung  sein. 

Die  Änderung  der  Verschleisspreise  einiger  Tabaksorten 
übergehen  wir,  sowie  überhaupt  alle  rein  verwaltungstechnischen 
Details.  Die  Monopole,  namentlich  das  Tabakmonopol,  liefern 
wachsende  Reinerträge. 

Die  Finanz-Ministerialverordnnng  vom  9.  Mai  1899,  R.-G.-B.  84. 
traf  Bestimmungen  über  die  Entziehung  der  einem  unter  Staats- 
aufsicht stehenden  Kreditinstitute  erteilten  Ermächtigung  zur  Bürg- 
schaftsleistung für  geborgte  Verzehrungssteuern. 

c)  Zoll. 

Durch  den  VI.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli 
1899.   R.-G.-B.  120,  erfuhr  der  österreichisch -ungarische  Einfuhr- 

v)  Bemerkung  dos  Hanptreferenten. 
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Zolltarif  hinsichtlich  der  Artikel  Zucker,  Hier,  gebrannte  geistige 
Flüssigkeiten  und  Mineralöl  eine  Abänderung.  Die  Modifikationen 
der  Zollsätze  für  Zucker,  Bier,  Branntwein  und  Leuchtpetroleum 
involvierten,  von  kleinen  Abrundungen  abgesehen,  keine  Änderung 
des  früheren  Zollausmafses;  dieselben  bestehen  vielmehr  nur  darin, 
dass  die  innere  Verbranchsabgabe  (Verzehrungssteuer)  für  diese 
Artikel,  welche  früher  in  den  Zollsätzen  mit  inbegriffen  war,  nunmehr 
aus  den  Zollsätzen  ausgeschieden  und  separat  erhoben  und  ver- 
rechnet wird.  Eine  Zollerhebung  fand  dagegen  hinsichtlich  des 
Rohpetroleums  statt,  indem  der  Zollsatz  (früher  2  fl.  für  schweres 
und  2  fl.  40  kr.  für  leichtes  Rohpetroleum)  einheitlich  auf  3  fl.  50  kr. 
per  100  kg  netto  festgesetzt  wurde. 

Die  bezüglichen  Vollzngsbestimmungen  enthält  der  Finanz- 
Ministerialerlass  vom  20.  Juli  1899,  R.-G.-B.  125,  teilweise  abge- 
ändert durch  den  Finanz-Ministerialerlass  vom  16.  August  1901, 
R.-G.-B.  125. 

Der  VII.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli  1899 
ermächtigte  die  Regierung,  Artikel,  welche  Zucker  oder  Alkohol  zu- 
gesetzt enthalten,  oder  zu  deren  Herstellung  Zucker  oder  Alkohol 
verwendet  wird  und  für  deren  Similäre  im  Inlande  kein  abgabe- 
freier Zucker  oder  Alkohol  zur  Verfügung  steht,  bei  deren  Hinfuhr 
in  das  österreichisch-ungarische  Zollgebiet  mit  einem  der  Höhe  der 
inländischen  Zucker-  bezw.  Branntweinsteuer  entsprechenden  Zoll- 
zuschlage zu  belegen.  Die  bezüglichen  Vollzugsbestimmungen  enthält 
der  Finanz-Ministerialerlass  vom  20.  Juli  1899,  R.-G.-B.  127,  teil- 
weise abgeändert  durch  die  Ministerialverordnung  vom  16.  August  1901, 
R.-G.-B.  126. 

Die  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels 
und  des  Ackerbaues  vom  28.  März  1901,  R.-G.-B.  33,  ordnete  an, 
dass  in  Zukunft  serbisches  Getreide  zu  den  begünstigten  Zollsätzen 
des  österreichisch-serbischen  Handelsvertrages  vom  9.  August  1892, 
R.-G.-B.  104.  nur  dann  abzufertigen  ist,  wenn  der  betreffende  Eisen- 
bahnwagen, bezw.  das  Schiff  (Schleppschiff)  oder  die  Sehiffsabteilung 
mit  der  amtlichen  Plombe  jenes  kaiserlichen  und  königlichen  Kon- 
sularorganes  verschlossen  ist,  welches  das  auf  die  Sendung  bezügliche 
Ursprungszeugnis  ausgestellt  hat. 

Mit  der  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Handels  vom  30.  November  1900,  R.-G.-B.  198,  wurden  zu  Zoll- 
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Zahlungen  Anweisungen  der  österreichisch-ungarischen  Bank,  welche 
auf  nach  den  bestehenden  Vorschriften  bei  Zollzahlungen  verwendbare 
Goldmünzen  lauten,1)  (sogen.  Zollgoldanweisungen)  zugelassen. 

d)  Gebühren,  Taxen  und  sonstige  Abgaben. 

Immobiliarübertragungsgebühren. 

Die  kaiserliche  Verordnung  vom  16.  August  1899,  R.-G.-B.  158, 
betreffend  Gebühren  von  Vermögensübertragungen,-)  schuf  wesentliche 
Erleichterungen  in  den  Gebühren  für  die  Übertragung  von  Gebäuden 
und  landwirtschaftlichen  Besitzungen  geringeren  Wertes,  welche  vom 
Eigentümer  oder  dessen  Familie  selbst  benutzt  oder  bewirtschaftet 
werden,  führte  ferner  auf  dem  Gebiete  des  Immobiliarverkehrs  im 
allgemeinen  eine  gerechtere  Verteilung  der  Gebührenlast  herbei  und 
traf  eine  Anzahl  von  Massregeln  zur  Sicherung  der  Verlassenschafts- 
gebtthren.  Behufs  teilweisen  Ersatzes  des  beträchtlichen  Ausfalles, 
welcher  aus  der  Reform  der  Immobiliargebühren  resultiert,  wurde 
der  durch  die  Finanz-Ministerial Verordnung  vom  'S.  Mai  1850,  R.- 
G.-B.  181,  nach  Massgabe  der  Vorbesitzdauer  eingeführte  Gebühren- 
nach lass  aufgehoben. :t) 

An  die  Stelle  der  eben  besprochenen  kaiserlichen  Verordnung 
vom  lf>.  August  1899  ist  inzwischen  das  Gesetz  vom  18.  Juni  1901, 
R.-G.-B.  74,  betreffend  Gebühren  von  Vermügensübertragungen.  ge- 
treten, dessen  Bestimmungen  sieh  im  wesentlichen  mit  jenen  der 
zitierten  kaiserlichen  Verordnung  decken. 

Von  den  Abweichungen  gegenüber  der  kaiserlichen  Verordnung 
ist  hervorzuheben,  dass  der  durch  letztere  aufgehobene  Gebühren- 
naehlass  nach  Massgabe  der  Vorbesitzdauer  im  Hinblick  auf  gewisse 
Besonderheiten  des  Baugeschäftes  für  Übertragungen  von  Neu-  und 
Umbauten,  allerdings  in  erheblich- geänderter  und  beschränkter  Form, 
restituiert  wurde. ') 

•>  Über  die  bei  Zollzahluiigen  verwendbaren  Zahlungsmittel  siehe 
unter  Münz-  und  Währungsreform. 

a)  Eine  DurchführungsvorBchrift  zu  derselben  erschien  unter  dem 
2.  September  1899,  R.-G.-B.  171. 

3.i  Auch  diese  §  14-Verordnung  wurde  vom  politischen  resp.  ver- 
fassungsrechtlichen Standpunkte  bereits  unter  1  gewürdigt  (1899). 

*)  Das  Bedenkliche  an  dem  Gesetze,  wie  an  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung sind  die  vexatorischen  Bestimmungen  im  Verfahren  zur  Ermittelung 
der  Nachlas.-.-.   Insbesondere  trifft  dieser  Vorwurf  die  neu  eingeführte  Ver- 
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Zu  diesem  Gesetze  wurden  von  den  Ministerien  der  Finanzen 
und  der  Justiz  vom  21.  Juni  1901,  R.-G.-B.  75,  Durchführungs- 
bestimmungen erlassen. 

Die  Änderungen  des  bisher  geltenden  Rechtes  sind  sehr  ein- 
schneidende; jene  des  ersten  Teils  dürfen,  wenn  auch  der  grossstädtische 
Realitätenverkehr  dadurch  zu  unvermittelt  getroffen  würde,  immer- 
hin als  ein  Fortschritt  angesehen  werden,  jene  des  zweiten  Teils  (in 
der  Fassung  des  Gesetzes  gegenüber  jener  der  Verordnung  wesentlich 
gemildert)  mögen  allerdings  als  dem  Fiskus  schwer  entbehrliche 
Kautelen  erkannt  werden,  und  inhaltlich  der  Durchführungsbe- 
stimmungen wird  man  noch  abzuwarten  haben,  ob  die  Praxis  wirk- 
lich nur  in  seltenen  Ausnahmefällen  die  Härten  des  Gesetzes  fühlen 
lässt. 

Den  Inhalt  des  ersten  Teiles  des  Gesetzes  glauben  wir  durch 
nachstehende  tabellarische  Zusammenstellung  anschaulicher  erscheinen 
zu  lassen 

(Siehe  Tabelle  Seite  1142.) 

In  den  Fällen  1.  sind  Vorbehalte  der  Übergeber  für  sich  oder 
Geschwister  der  Übernehmer  nur  mit  dem  fünffachen  der  jährlichen 
Leistung  zu  veranschlagen,  ausser  wenn  nach  §  16  lit.  a  Gesetz  vom 
9.  Februar  1850,  R.-G.-B.  50,  ohnehin  nur  die  Bewertung  nach  der 
dreifachen  Jahresleistung  einzutreten  hat  (§  2). 

Der  §  3  enthält  Bestimmungen,  welche  in  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  16.  August  1899,  R.-G.-B.  158,  fehlten  und  wodurch 
die  Aufhebung  der  früheren  Gebührennachlässe  (nach  der  Vorbesitz- 
dauer  abgestuft)  als  eine  unvermittelte  und  unvorhergesehene  Mass- 
regel  in  ihrer  auch  den   soliden  Realitätenverkehr  schädigenden 


pflichtung  des  Erben  zur  Ablcgiing  eines  Manifestationseides.  Es  ist  dies 
auch  nach  der  Fassung  des  Gesetzes  eine  ganz  neue  Gattung  von  Mani- 
festationseid, die  sciteiiB  jemandes  geleistet  werden  inusa,  welcher  durch 
keinerlei  Verschulden  Anlass  geboten  hat.  ihm  eine  Unredlichkeit  zuzu- 
muten. Die  Erben  müssen  Venuögensbckenntnis  und  Nachlassuach- 
weisungen  überreichen,  um  das  Abhandlungsgeschäft  vorwärts  zu  bringen. 

Gleichfalls  der  Steuermoral  im  allgemeinen  kaum  förderlich  wirkt 
es,  wenn  der  Staat,  a  priori  den  Angaben  seiner  Bürger  misstrauend,  den 
gutgläubigen  Empfänger  relativ  vielleicht  sehr  geringfügiger  Geschenke 
der  Eventualität  überliefert  mangels  Erfüllung  einer  ihm  unmöglich  ohne 
spezielle  Gesetzkenntnis  erkennbaren  Anzeigepilicht  (§  18)  peinlichem  Ver- 
dachte anheimzufallen  (Bemerkungen  des  Hauptreferenten). 
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Härte  wesentlich  gemildert  wird,  indem  für  erstmalige  Übertragungen 
an  steuerfreien  Neu-  und  Umbauten  niedrigere  Prozentsätze  (21;.2 
und  3%)  unter  gewissen,  die  blossen  Spekulationsgeschäfte  aus- 
schaltenden Voraussetzungen  zugestanden  werden.  4j  4  (—3  der 
kaiserlichen  Verordnung)  verfügt  die  Freilassung  der  neuen  Gebühren 
von  sonstigen  staatlichen  Zuschlägen.  §  5  nimmt  Rücksicht,  auf  die 
besonderen  Verhältnisse  in  Tirol.  Übertragungen  ebendort  unter- 
liegen jedoch  nach  5;  10  bis  Oktober  100Ö  nur  den  Gebühren  von 
l1  bezw.  31  o,  statt  2  bezw.  4°/0.  §  *>  befreit  das  übliche  Aus- 
gedinge von  jeder  rbertragungsgebühr  und  unterstellt  die  bücher- 
liche Eintragung  von  Servituten  der  Tarifpost  45  lit.  Ii  (früher  A). 
In  ij  7  wird  verfügt,  dass  Erbteilungen  im  Zuge  der  Nachlass- 
abhandlung nicht  als  selbständige  Rechtsgeschäfte  einer  Übertrsigungs- 
gebühr  neben  der  mortis  causa  entfallenden  unterliegen.  Nach  §  8 
unterliegen  reale  Teilungen  sonst  eines  gemeinsamen  Vermögens 
nur  insofern  der  Übertragungsgebühr,  als  ein  Teilhaber  mehr  erhält, 
als  sein  ideeller  Anteil  beträgt. 

Alle  vorstehenden  Gebührenbeniessungen  wurden  in  §  0  aus- 
schliesslich den  Finanzbehörden  zugewiesen  und  durch  §  10  entgegen- 
stellende Normen  aufgehoben. 

Der  zweite  Teil  des  Gesetzes.  „Sicherung  der  Gebühren  von 
Nachlässen",  verfügt  in  S  11  eine  4°0ige  Verzinsungspflicht  der 
entfallenden  Gebühren,  wenn  die  Nachlassnachweisung  nicht  binnen 
1  Jahre  vom  Todestag,  bezw.  vom  Zeitpunkte,  da  der  Sterbefall  den 
Gebührenpflichtigen  bekannt  wurde,  vorgelegt  wird. 

§  12  gibt  der  Finanzbehörde  das  Recht,  den  Gebührenpflichtigen 
durch  das  Abhandlungsgericht  zum  Manifestationseide  über  die  von 
ihm  erstatteten  Nachlassnachweisungen  zu  verhalten.  Das  Gericht 
hat  nach  Einvernehmen  die  Eidesform  zu  formulieren.  Der  rechts- 
kräftig aufgetragene  Oftenbarungseid  kann  durch  Geldstrafe  bis 
1000  K  erzwungen  werden. 

Nach  §  13  sind  in  den  letzten  zwei  Monaten  vom  Erblasser 
gemachte  Schenkungen  in  den  Nachlas»  einzurechnen.  In  letztwilligen 
Erklärungen  erwähnte  Zuwendungen  (§  14).  ebenso  oder  besonders 
als  Eigentum  Dritter  bezeichnete  Sachen  IT»)  unterliegen  der  Nach- 
la^sgebühr,  sofern  es  sich  erstenfalls  nicht  um  Zuwendungen  handelt, 
die  einem  Deszendenten  nach  788  bis  700  B.  G.-H.  in  den  Erb- 
teil eingerechnet  werden,  und  letzterenfalls,  sofern  nicht  der  Erb- 
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lasser  Advokat,  Notar  oder  notorisch  bekannter  Treuhänder  war  oder 
die  bezeichneten  Personen  Dienstleute,  Untergebene,  Mandanten  etc. 
des  Erblassers  waren. 

Auch  in  den  Fällen  der  §§  13—15  kann  die  Beeidigung  der 
Parteien  und  von  Zeugen  bei  Gericht  veranlasst  werden. 

]>ie  Gebühren  haben  in  allen  diesen  Fällen  jene  Personen  zu 
tragen,  welchen  die  Vermögensstücke  zufallen  (§  17).  Ein  Ver- 
zeichnis dieser  Stücke  ist  in  oder  mit  den  Nachlassnachweisungen 
der  Finanzbehörde  vorzulegen  18). 

Nach  §  20  trat  dieses  Gesetz  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
(also  ohne  die  sonst  übliche  Vakanz),  d.  i.  am  25.  Juni  1901,  in 
Kraft,  wodurch  die  in  dem  Gesetze  gegenüber  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  18.  August  erfolgten  Milderungen  wenigstens  möglichst 
rasch  zur  Geltung  kamen. 

Die  Durchführungsverordnung  bietet  nichts  Abnormes:  aus  ihr 
ist  aber,  wie  aus  den  Motiven,  die  Intention  des  Gesetzes  mitunter 
erst  deutlich  zu  entnehmen;  z.  B.  enthält  das  Gesetz  nicht  den  Be- 
griff des  „bäuerlichen-  Betriehes,  auch  nicht  das  Wort  „Bauer";  aus 
§  3  Durchführungsverordnung  aber,  welcher  den  nur  vorübergehend 
persönlich  benutzten  Besitz  einer  Villa  den  im  Gesetze  getroffenen 
Fällen  gegenüberstellt,  lässt  der  wahre  Sinn  des  Gesetzes  sich  um  so 
sicherer  entnehmen.  Das  Gesetz  ergänzende  Bestimmungen  enthalten 
hauptsächlich  die  §§  9  (Gesnchserfordernisse  ad  §  3  des  Gesetzes), 
25  (Erlag  einer  Summe  zur  Ersparnng  der  Verzugszinsen)  und  31 
der  Durchführungsverordnung.  Ein  Bedenken  ergibt  sich,  aber  nur 
prima  facie,  wider  den  §  29,  wonach  die  kaiserliche  Verordnung 
auf  die  vor  dem  18.  Juni  1901  vorgefallenen  Vermögensübertragungen 
auch  nach  diesem  Tage  noch  Anwendung  findet,  während  der  §  20 
des  Gesetzes  die  kaiserliche  Verordnung  vom  18.  August  1899  ran 
eben  diesem  Tage  ausser  Kraft*  treten  lässt.  Es  ist  jedoch  nicht 
zu  bezweifeln,  dass  in  Übereinstimmung  mit  den  allgemeinen  Rechts- 
grnndsätzen  die  Erläuterung  durch  die  Durchführungsverordnung 
allein  richtig  ist,  und  die  zitierte  Gesetzesanordnung  nur  die  materiell- 
rechtlichen Änderungen  des  Gesetzes  im  Auge  hatte,  welche  vom 
18.  Juni  ab  uneingeschränkt  gelten  sollen. 

Die  Finanz -Ministerialveronlnung  vom  30.  Dezember  1899. 
K.-G.-B.  3  ex  1900,  regelt  die  Gebührenbemessung  für  Vermögens- 
übertragungen von  Todes  wegen  bei  Hestand  einer  allgemeinen  für 
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den  Todesfall  geltenden  ehelichen  Gütergemeinschaft  im  wesentlichen 
dahin,  dass  die  Gebühr  vom  ganzen  Mobiliarvermögen,  vom  Jmmo- 
biliar  aber  nur  insoweit  zu  entrichten  ist,  als  nicht  der  überlebende 
Ehegatte  ohnehin  schon  im  bücherlichen  Besitze  des  bezüglichen 
Objektes  oder  einer  Hälfte  sich  befand. 

Sonstige  Stempel-  und  Gebührenvorschriften. 

Pas  Gesetz  vom  27.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  201,  entsprach 
einem  langgehegten  Wunsche  der  Presse  durch  Aufhebung  des 
Zeitnngs-  und  Kalenderstempels4)  mit  1.  Januar  1900. 

Mit  den  Gesetzen  vom  27.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  262  und 
26^5,  wurde  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1893, 
R.-G.-B.  292,  über  Gebührenerleichternngen  bei  Konvertierung  von 
Geldschuldforderungen  und  des  Gesetzes  vom  3.  März  1868,  R.-G.- 
B.  17,  über  die  Stempel-  und  Gebührenbefreiung  bei  Arrondierung 
von  Grundstücken  ohne  zeitliche  Beschränkung  Verlängert. 

Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  29.  Dezember  1899, 
R.-G.-B.  268,  wurde  das  im  Jahre  1896  abgeschlossene  neue  Über- 
einkommen mit  Ungarn,  betrettend  die  Regelung  des  gegenseitigen 
Verhältnisses  in  Ansehung  der  Stempel-  und  unmittelbaren  Gebühren, 
des  Verbrauchsstempels  von  Spielkarten  und  der  Taxen,  mit  der  durch 
einen  Nachtrag  vom  Jahre  1898  getroffenen  Abänderung  genehmigt. 

Dieses  (  hereinkommen,  welches  mit  1.  Januar  1900  an  die 
Stelle  des  mit  dem  Gesetz  vom  26.  März  1869,  R.-G.-B.  36,  genehmigten 
Übereinkommens  vom  Jahre  1868  trat,  bezweckt  die  Förderung  und 
Erleichterung  des  wechselseitigen  Geschäftsverkehrs  durch  tunlichste 
Hintanhaltung  von  Doppelbesteuerungen.  Rechtsurkunden,  Rechts- 
geschäfte und  Behelfe  sind  danach  in  der  Regel  dort  zu  vergebühren, 
wo  der  Umstand  zuerst  eingetreten  ist,  welcher  die  Gebührenpflicht  oder 
die  Verbindlichkeit  zur  Entrichtung  einer  höheren  Gebühr  begründet. 
Die  Gesetzgebung  über  die  Besteuerung  von  Spielkarten  hat  in  beiden 
Staatsgebieten  auf  denselben  Grundlagen  hinsichtlich  der  Höhe  der 
Besteuerung  und  der  Art  der  Steuerentrichtnng  zu  beruhen.  Die 
Besteuerung  von  Spielkarten  erfolgt  grundsätzlich  für  Rechnung 
jenes  Staatsgebietes,  in  welchem  die  Erzeugung  oder  die  Einfuhr 

')  Gemäss  der  Durchführungsverordnung  vom  2.  Januar  1900. 
R.-G.-B.  4.  konnte  der  für  die  nicht  verkauften  Kalender  des  Jahres  1900 
entrichtete  Stempclbetrag  bis  Ende  September  1900  zurückerhobeu  werden. 
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ans  dem  Auslande  stattfindet.  Bei  einer  Überführung  in  das  andere 
Staatsgebiet  tindet  keine  weitere  Versteuerung  statt. 

Die  beiden  Staatsgebiete  sind  rücksichtlich  des  Gegenstandes 
des  Übereinkommens  im  Verhältnisse  zueinander  nicht  als  Ausland 
zu  betrachten. 

Gemäss  dem  §  47  des  Übereinkommens  und  dem  £  2  der  Durch- 
führungsverordnung des  Finanzministers  vom  25*.  Dezember  1899. 
R.-G.-B.  2t>9,  finden  die  Bestimmungen  des  Übereinkommens  sinn- 
gemäss auch  auf  das  wechselseitige  Verhältnis  Österreichs,  sowie 
l'ngarns  zu  den  Ländern  Bosnien  und  Herzegowina  Anwendung. 

Mit  der  Finanz-Ministerial  Verordnung  vom  14.  September  1900, 
R.-G.-B.  150,  wurden  mit  Rücksicht  auf  das  eben  besprochene  Ge- 
bührenttbereinkommen  Bestimmungen  iubetreff  der  unmittelbar  zu 
entrichtenden  Gebühren  der  Filialen  und  Agentien  von  Versicherungs- 
und Versorgungsanstalten  erlassen.  Die  Gebühren  von  den  durch 
diese  Filialen  und  Agentien  vermittelten  oder  abgeschlossenen  Ge- 
schäften sind  an  jenes  Staatsgebiet  nachzuweisen  und  zu  entrichten, 
in  welchem  die  betreffenden  Filialen  bezw.  Agentien  bestehen,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  vollständig  zur  endgültigen 
Abschliessnng  von  Geschäften  berechtigt  sind  oder  nicht.  Die  Be- 
stimmungen dieser  Ministerialverordnnng  linden  auch  auf  das  wechsel- 
seitige Verhältnis  der  beiden  Reichshälften  zu  den  Ländern  Bosnien 
und  Herzegowina  sinngemäss  Anwendung. 

Die  Finanz -Ministerialverordnnng  vom  23.  Februar  1900. 
R.-G.-B.  -M),  regelte  den  amtlichen  Aufdruck  von  Stempelwertzeichen. 

Die  Finanz-Miuisterial Verordnung  vom  14.  Juli  1900,  R.-G.-B. 
120,  traf  Bestimmungen  über  die  Kinbekennung  des  dem  Gebühren - 
äquivalent1)  unterliegenden  Vermögens,  sowie  über  die  Bemessung 
und  Entrichtung  dieser  Abgabe  für  das  Dominium  1901  —  1910. 

Zufolge  Finanz-Ministerialverordnung  vom  DJ.  Dezember  1900. 
R.-G.-B.  1  ex  1901,  finden  jene  Vorschriften  der  Stempel-  und  Gc- 

')  Das  Gebührenäquivaletit  ist  eine  durch  das  Gebühreugesetz 
(kaiserliches  Patent  vom  9.  Februar  1850,  K.-G.-B.  50)  eingeführte,  vou 
dein  Vermögen  bestimmter  juristischer  Personen  für  jede  Besitzdauer  von 
zehn  Jahren  zu  entrichtende  Ahirabe.  welche  dem  Staate  eineu  Ersatz  für 
die  \fenn«'ii;en8übertrairnnLrsLrebllhreii  bieten  soll,  die  ihm  dadurch  entgehen, 
duss  dieses  Venuöiren  (der  „toten  Hand")  nicht  im  Besitze  physischer 
Personen  f'ich  befindet,  somit  der  Gebühr  von  öfteren  Besitzveranderungen 
entzogen  ist. 
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bührengesetze,  welche  für  Verhandlungen  ausserhalb  des  gerichtlichen 
Verfahrens  in  und  ausser  Streitsachen  in  Geltung  stehen,  auch  auf 
die  Verhandlungen  des  Patentgeriehtshofes  Anwendung. 

Mit  der  Finanz-Ministerialverordnung  vom  4.  Januar  1901, 
R.-G.-B.  0,  wurde  einvernehmlich  mit  dem  Justizministerium  der 
Ministerialerlass  vom  17.  August  1851,  R.-G.-B.  214,  betr.  die  Ge- 
bührenbehandlung von  Ehepakten,  ausser  Wirksamkeit  gesetzt. 

Gebührenbefreiungen.  Diverses. 
Gebührenbefreiungen  wurden  statuiert:  durch  das  Gesetz  vom 
8.  April  1900.  R.-G.-B.  71,  für  das  Elektrizitätsanlehen  der  Stadt 
Wien  (per  30  Millionen  Kronen);  durch  die  kaiserliche  Verordnung 
vom  2*».  Juni  11*00,  R.-G.-B.  101,  für  die  durch  Bergabrutsehungen 
betroffene  Gemeinde  Klappai;  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom 
21.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  221.  für  die  Erneuerung  der  beim 
Brande  in  Mielek  zugrunde  gegangenen  Gerichtsakten;  endlich  durch 
die  bereits  oben  (in  dem  die  direkten  Steuern  betreffenden  Abschnitte) 
erwähnte  kaiserliche  Verordnung  vom  27.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  228. 

Die  Finanz-Ministerialverordnungen,  R.-G.-B.  214  und  259  ex 
1S99,  No.  28  und  107  ex  1901,  betr.  die  Bemessung  der  Effekten- 
umsatzsteuer, sind  gegenwärtig  überholt  durch  die  Finanz-Ministerial- 
verordnung vom  11.  Februar  1902,  R.-G.-B.  40,  mit  welcher  neu 
verfasste  Tabellen  (Anlagen  A  bis  Ci,  enthaltend  die  Geschäfts- 
bedingungen über  den  die  Grundlage  der  Effektenumsatzsteuer- 
bemessung  bildenden  einfachen  Sehlnss  der  an  den  Börsen  in  Wien, 
Prag  und  Triest  notierten  Effekten,  publiziert  wurden. 

Mit  der  Verordnung  des  Finanz-Ministeriums  im  Einvernehmen 
mit  dem  Justizministerium  vom  10.  Dezember  1901,  R.-G.-B.  208, 
wurden  Bestimmungen  über  die  Umrechnung  der  ausländischen  Geld- 
sorten und  der  inländischen  Handelsmünzen  in  Kronenwährung  bei 
Bemessung  und  Entrichtung  der  Stempel-  und  unmittelbaren  Gebühren, 
sowie  der  Effektenumsatzsteuer  erlassen. 

a)  Dienergehaltsregulierung. 

Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  August  1899,  R.-G.-B. 
159,  wurden  die  Bezüge  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  ge- 
hörigen aktiven  Staatsdiener  vorläufig  für  die  Zeit  vom  1.  September 
bis  31.  Dezember  1899  geregelt.    Die  definitive  Neuregelung  der 
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Dienergehalte  erfolgte  mit  Gesetz  vom  2(>.  Dezember  1899,  R.-G.-B. 
255,  mit  Wirksamkeit  ab  1.  Januar  1900. ») 

,+}  Staatliche  NotstandsunterstUtxungen. 

Das  Gesetz  vom  17.  November  1899,  R.-G.-B.  218,  die  kaiser- 
liche Verordnung  vom  15.  September  1900,  R.-G.-B.  153,  und  das 
Gesetz  vom  4.  Dezember  1901,  R.-G.-B.  202,  ermächtigten  die  Re- 
gierung zur  Gewährung  von  Notstands-Unterstützungen  und  -Vor- 
schüssen aus  Staatsmitteln  (anlässlich  der  Hochwasserkatast rophen 
vom  September  1899  und  vom  Juli  1900,  sowie  anlässlich  sonstiger 
fberschweniniungen  und  anderer  Elementarereignisse). 

Das  Gesetz  vom  28.  März  1900,  R.-G.-B.  05,  ermächtigte  die 
Regierung  zur  Zngestehung  von  Erleichterungen  hinsichtlich  der 
Rückzahlung  von  staatlichen  Notetands  Vorschüssen,  sowie  zur  Be- 
willigung von  Abschreibungen  solcher  Vorschüsse. 

y)  Veräusserung  staatlicher  Immobilien. 

Fünfzehn  Gesetze  vom  3.  Juli  1901,  R.-G.-B.  87 — 101,  er- 
mächtigten den  Finanzminister  zur  Veräusserung  einer  Reihe  von 
Objekten  des  unbeweglichen  Staatseigentums. 

<})  Kassendienst. 

(Die  die  Einführung  der  Kronen  Währung  als  Landeswährung 
betreffende  allgemeine  Kassen  Vorschrift  und  die  neue  Manipulations- 
vorschrift für  den  Kassendienst  hinsichtlich  der  Personaleinkommen- 
steuer und  Besoldungssteuer  von  Dienstbezügen  werden  an  anderer 
Stelle  besonders  erwähnt.) 

Mit  der  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  der 
Justiz  im  Einvernehmen  mit  dem  obersten  Rechnungshofe  vom  14.  Fe- 
bruar 1901,  R.-G.-B.  15,  wurden  die  Vorschriften  über  die  Erfolg- 
lassung  gerichtlicher  Depositen  abgeändert. 

Laut  Kundmachung  des  Finanzministeriums  vom  26.  Dezember 
1901,  R.-G.-B.  221,  wurde  auf  Grund  allerhöchster  Entschliessnng  vom 
23.  Dezember  1901  das  Ministerialzahlamt  aufgelöst  und  wurden  dessen 
Geschäfte  mit  1.  Januar  1902  an  die  Staatszentralkasse  übertragen. 

Das  Gesetz  vom  22.  Dezember  1901,  R.-G.-B.  2  ex  1902,  be- 
rechtigt die  Börsenleitungen  der  Prager  Waren-  und  Effektenbörse, 
sowie  der  Triester  Börse  zur  Erhebung  von  Kotegebühren  von 
Privattitres  für  die  Dauer  von  25  Jahren.    Die  Kotegebühr  darf 

M  Siehe  ausführlich  bei  11.  la. 
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von  Aktien  höchstens  1  10  von  anderen  Effekten  höchstens  1/20  °;00 
jährlich  betragen. 

e)  Der  Ausgleich. 
Den  wirtschaftlichen  Ausgleich  mit  Ungarn,  welchen  wir 
vom  politischen  bezw.  staatsrechtlichen  Standpunkte  schon  nnter  I. 
betrachtet  haben,  behandeln  die  umfangreichen  kaiserlichen  Verord- 
nungen vom  17.  Juli  1899,  R.-G.-B.  120,  betreffend  die  Abänderung 
der  Gesetze  über  die  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger  Ver- 
bindung stehenden  indirekten  Abgaben,  sowie  des  österreichisch- 
ungarischen  Zolltarifs,  und  vom  21.  September  1899,  R.-G.-B.  176, 
betreffend  das  wirtschaftliche  Verhältnis  zu  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone,  die  gänzliche  Einlösung  der  Staatsnoten,  die  Einführung  der 
Kronenwährnng  als  (obligatorische)  Landeswährung,  die  Verlängerung 
des  Privilegiums  der  österreichisch- ungarischen  Bank  und  die  Ordnung 
der  Schuld  des  Staates  an  die  österreichisch-ungarische  Bank  von 
ursprünglich  HO  Millionen  Gulden. 

Die  meisten  Bestimmungen  der  zuerst  erwähnten  kaiserlichen 
Verordnung  vom  17.  Juli  1899  wurden  bereits  oben  unter  dem 
Titel  „Indirekte  Steuern"  besprochen.1)  Zu  erwähnen  ist  hier  noch 
der  VIII.  Teil  dieser  kaiserlichen  Verordnung.  Derselbe  enthält  Be- 
stimmungen über  die  von  den  drei  Ländergebieten  Österreich,  Ungarn, 
sowie  Bosnien  und  Herzegowina  mit  Rücksicht  auf  den  zwischen 
denselben  stattfindenden  Verkehr  mit  versteuertem  Zucker  und  Brannt- 
wein einander  zu  leistende  Abgabenvergütung.  Diese  Bestimmungen, 
zu  welchen  mit  dem  Finanz-Ministerialerlasse  vom  20.  Juli  1899, 
R.-G.-B.  128,'-)  eine  Vollzugsvorschrift  herausgegeben  wurde,  traten 
hinsichtlich  des  Zuckers  mit  1.  August,  hinsichtlich  des  Branntweins 
mit  1.  September  1899  in  Wirksamkeit.  Eine  Abänderung  derselben 
erfolgte  mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  29.  Dezember  1899, 
R.-G.-B.  267,  welche  zugleich  die  Abgabenvergütung  für  die  zwischen 
den  obengenannten  Ländergebieten  vorkommenden  Sendungeu  von 
versteuertem  Bier  und  Mineralöl  in  analoger  Weise  regelte.  Voll- 
zugsbestimmungen zu  letzterer  kaiserlichen  Verordnung  wurden  mit 


')  Desgleichen  wurde  auch  das  im  Jahre  1896  abgeschlossene,  durch 
die  kaiserliche  Verordnung  vom  29.  Dezember  1899.  R.-G.-B.  268,  ge- 
nehmigte Gebühren-Übereinkommen  mit  Ungarn  im  vorigen  Abschnitte 
bereits  besprochen. 
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dem  Finanz-Ministerialerlasse  vom  30.  Dezember  1891»,  R.-G.-B.  270.  M 
getroffen. 

«)  Kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899,  R.-G.-B.  176. 

Der  (bis  auf  wenige  Bestimmungen  des  I.  Teiles)  das  Ressort 
des  Finanzministeriums  tangierende  Inhalt  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  21.  September  1899,  R.-G.-B.  176,  wird  im  nach- 
stehenden dargestellt. 

Durch  den  I.  Teil  wurden  die  Stipulationen  des  österreichisch- 
ungarischen Zoll-  und  Handelsbündnisses,  sowie  des  §  1  des  Gesetzes 
vom  1.  Mai  1887,  R.-G.-B.  47,  hinsichtlich  der  Verwendung  der 
Einnahmen  des  Zollgefälles  für  den  Fall,  dass  bis  zum  Jahre  1903 
nicht  ein  neues  Zoll-  und  Handelsbündnis  im  Wege  eines  unter  ver- 
fassungsmässiger Mitwirkung  der  beiderseitigen  Parlamente  ge- 
schlossenen Vertrages  zustande  kommen  sollte,  bis  Ende  1907  als 
tatsächlicher  Zustand  unter  der  Voraussetzung  der  Reziprozität  im 
anderen  Staatsgebiete  (Reziprozitätsklausel)  aufrecht  erhalten. 

Ferner  wurde  bestimmt,  dass  die  österreichische  Reichshälfte 
zur  Bestreitung  der  gesetzlich  zugestandenen  Steuerrestitutionen  und 
Ausfuhrbonitikationen  für  Steuergegenstände,  welche  über  die  Zoll- 
linie ausgeführt  werden,  vom  1.  Januar  1900  an  nur  mit  dem  auf 
ihre  Ausfuhr  dieser  Art  entfallenden  Anteil  beizutragen  habe.  (Vor 
dem  obigen  Termin  erfolgte  die  bezügliche  Beitragsleistung  nach 
dem  Bruttoerträgnisse  der  betreffenden  Konsumabgaben  und  noch 
früher  bis  zum  Jahre  1877  nach  dem  für  die  Beitragsleistung  zum 
gemeinsamen  Staatsaufwande  geltenden  Quotenschlüssel.) 

Valutaregulierung. 
Der  II.  Teil  ermächtigte  die  Regierung  zum  Abschlüsse 
mehrerer  die  Finalisierung  der  Münz-  und  Währungsreform  ein- 
leitender Übereinkommen  mit  Ungarn,  sowie  eines  Additional Vertrages 
zu  dein  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  bestehenden  Münz-  und 
Währungsvertrage.-)  Der  Wortlaut  dieser  Übereinkommen  (betr. 
die  gänzliche  Einziehung  der  Staatsnoten,  die  Ausprägung  von  Fünf- 

')  Teilweise  abgeändert  durch  deu  Finanz -Ministerialerlass  vom 

1.  Februar  1902,  R.-G.-B.  52. 

2)  Abgeschlossen    auf  Grund  des  österreichischen  Gesetzes  vom 

2.  August  1892,  R.-G.-B.  127.  und  des  diesem  korrespondierenden  ungarischen 
Gesetzartikels  XVIII  vom  Jahre  1892  am  11.  August  1892  (Kundmachung 
im  R.-G.-B.  unter  No.  132  ex  1892). 
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kronenstücken,  die  Ausgabe  von  Banknoten  zu  10  K  durch  die  öster- 
reichisch-ungarische Bank  und  den  Erlag  von  Landesgoldmünzen  bei 
der  österreichisch-ungarischen  Bank),  sowie  des  erwähnten,  die  Aus- 
prägung von  Fünfkronenstücken  betreffenden  Additionalvertrages 
Elim  Münz-  und  Währnngsvertrag  ist  in  der  kaiserlichen  Verordnung 
(erstes,  drittes,  viertes  und  fünftes  Kapitel  des  II.  Teiles)  festgesetzt. 
Diese  Übereinkommen  und  der  erwähnte  Additionalvertrag  sind  laut 
R.-G.-B.  208  ex  1899  mit  Wirksamkeit  ab  1.  November  1899  tat- 
sächlich abgeschlossen  worden. 

Hierdurch  wurde  vor  allem  (in  Gemässheit  des  ersten  Kapitels 
des  hier  in  Rede  stehenden  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung) 
vereinbart,  dass  der  damals  von  der  gemeinsamen  schwebenden 
Schuld  in  Staatsnoten  im  ursprünglichen  Betrage  von  312  Millionen 
Gulden  österreichischer  Währung  noch  verbliebene  Rest  per 
112  Millionen  Gulden  österreichischer  Währung  (in  Staatsnoten 
ä  5  fl.  und  50  fl.)  einzulösen  sei.1)  Zufolge  des  bezüglichen  Über- 
einkommens wurde  zunächst  die  weitere  Ausgabe  von  Staatsnoten 
durch  die  Reichszentralkasse  mit  1.  November  1899  eingestellt,  Mit 
demselben  Tage  erlosch  die  bisherige  eigenartige  Verbindung  der 
Partial-Hypothekaranweisungen2)  mit  dem  Umlaufe  der  Staatsnoten. 

»)  Auf  Grund  des  Gesetzen  vom  9.  Juli  1894.  R.-G.-B.  154,  wurde 
von  der  österreichischen  Regierung  ein  Übereinkommen  mit  der  ungarischen 
Regierung  wegen  Tilgung  von  200  Millionen  Gulden  Staatsnoten  abge- 
schlossen. Diesem  Übereinkommen  gemäss  wurde  mit  dem  Tage  des  Ab- 
schlusses desselben  (24.  Juli  1894)  die  weitere  Ausgabe  von  Staatsnoten 
zu  1  fl.  eingestellt  und  wurdeu  diese  Staatsnoten  zur  Einlösung  einberufeu 
(Finanz-Ministerialverordnung  vom  24.  Juli  1894,  R.-G.-B.  158).  Ferner 
wurde  ein  entsprechender  Betrag  von  Staatsnoten  der  anderen  Kategorien 
(zu  5  fl.  und  zu  50  fl.)  ohue  Einberufung  durch  Zurückhaltung  bei  den 
Staatskassen  eingezogen  und  auf  diese  Weise  der  Stand  der  auf  gemein- 
same Kosten  der  beiden  Reichshälften  einzulösenden  Staatsnoten  auf 
112  Millionen  Gulden  —  224  Millionen  Kronen  reduziert.  Der  eingelöste 
Staatsnotenbetrag  von  200  Millionen  Gulden  war  in  Gemässheit  des  er- 
wähnten Übereinkommens  in  der  Zirkulation  durch  Kinkroncnstücke  im 
Gesamtbetrage  von  40  Millionen  Gulden,  sowie  Einguldenstücke  oder  Bank- 
noten österreichischer  Währung  im  Gesamtbetrage  von  160  Millionen 
Gulden  zu  ersetzen.  (Von  letzteren  Beträgen  wurden  70  °/0r  d.  i.  28  Millionen 
Gulden  bezw.  112  Millionen  Gulden,  von  der  österreichischen  Reichshälfte 
beigestellt.) 

a)  Die  seit  dem  Jahre  1848  bestehende  Schuld  in  Partial-Hypothekar- 
anweisungeu  ist  eine  auf  den  Salinen  Gmunden.   Aussee  und  Hallein 
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Jeuer  Betrag  an  Staatsnoten,  welcher  sich  vermöge  der  gedachten 
bisherigen  Verbindung  an  Stelle  von  Partial-Hypothekaranweisnngeu, 
somit  über  den  erwähnten  Restbetrag  des  eigentlichen  Staatsnoten- 
umlaufes von  112000000  fl.  im  Umlaufe  befand,  wurde  durch  das 
österreichische  Finanzministerium  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ab- 
schlus8  des  Übereinkommens  ohne  besondere  Einberufung  eingezogen. 

Zum  Ersätze  des  Staatsnoten restbetrages  von  112000000  fl.  = 
224000000  K  in  der  Zirkulation  wurde  (in  Gemässheit  der  Art.  V 

hypothekarisch  einverleibte  Schuld  des  Staates.  Die  Partial-Hypothekar- 
an Weisungen  (gewöhnlich  Salineuscheine  genannt)sind  antizipativ  verzinslich 
und  auf  3  oder  b"  Monate  fällig  gestellt.  Die  Verfallfrist  kann  auf  Ver- 
langen des  Inhabers  zweimal  auf  den  gleichen  Zeitraum  prolongiert  werden, 
so  dass  die  Maximal-Umlaufszeit  eines  Salincnscheines  9  bezw.  18  Monate 
beträgt.  Zwischen  dem  Umlaufe  der  (als  eine  schwebende  Schuld  lediglich 
der  österreichischen  Reicbshälfte  anerkannten)  Partial-Hypothekarau- 
weisungen.  deren.  Gesamtmaxiinalbetrag  gesetzlich  auf  100001)000  fl.  fest- 
gesetzt war.  und  jenem  der  (eine  gemeinsame  schwebende  Schuld  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  bildenden)  Staatsnoten,  deren  gesetz- 
liches Kontingent  31 2 ( MUMM)  fl.  und  nach  Tilgung  des  früher  erwähnten 
Teilbetrages  per  200(100000  fl.  noch  1 12000000  ti.  betrug,  hatte  sich  eine 
Verbindung  in  der  Weise  entwickelt,  dass  in  dem  Mafse,  als  Partial- 
Hypothekaranweisnngeu  nicht  iu  dem  ursprünglichen  Maximalbetrage  von 
100O00000  tl.  im  L'mlaufe  waren,  in  der  Zirkulation  durch  Staatsnoten 
zu  ersetzen  war.  so  dass  hiernach  der  Staatsnotcnumlauf  mit  dem  Maximal- 
betrage von  412000000  fl.  begrenzt  war.  Infolge  der  Aufhebung  der 
Verbindung  zwischen  den  Staatsnoten  und  den  Salinenscheinen  bildet  der 
Bestand  der  seh  webenden  Staatsschuld  in  Salinenscheineii  für  die  Durch- 
führung der  Valutaregulierung  kein  Hindernis  mehr.  Die  österreichische 
Finanzverwaltung  intendiert  jedoch  nichtsdestoweniger  aus  finanzpolitischen 
Rücksichten  die  baldige  gänzliche  Beseitigung  dieses  vermöge  der  hypo- 
thekarischen Sieherstellung  eigenartigen  Typus  verzinslicher  staatlicher 
Schatzscheine.  Nach  dem  von  der  Staatsschulden-Kontrollkommission  des 
Reichsrates  über  den  Stand  der  schwebenden  Staatsschuld  zu  Ende  Juli  1902 
veröffentlichten  Ausweise  betrug  der  Salinenscheinumlauf  an  jenem  Tage 
nur  mehr  M  1*41 300  K.  wovon  öUMh  K  aus  dem  Titel  der  Verjährung  als 
getilgt  abgeschrieben  sind. 

Ks  ist  also  gelungen,  nebst  der  mit  Ungarn  vereinbarten  Herab- 
minderung  der  gemeinsamen  schwebenden  Schuld  zugleich  einen  ziemlich 
erheblichen  Teil  der  speziellen  Schuld  der  österreichischen  Reicbshälfte  in 
sogen.  „Salinenscheinen"  zu  tilgen  und  zwar  teils  durch  Verwendung  von 
Kassenständen,  welche  dank  der  Verbesserung  der  Zahlungsmodalitäten 
(Scheckverkehr  etc.)  in  dieser  Höhe  nicht  mehr  benötigt  wurden,  teils  aber 
auch  durch  eigentliche  staatliche  Mehreinnahmen;  inmitten  einer  weit  um 
-ich  greifenden  politischen  Krise  gewiss  eine  bemerkenswerte  Tatsache: 
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und  VI  des  ersten  Kapitels,  sowie  des  dritten  und  vierten  Kapitels 
des  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung)  die  Ausgabe  von 
O4O0O00O  K  Silberscheidemünzen  zu  5  K  und  von  1  CO  000 000  K 
Banknoten  der  österreichisch-ungarischen  Bank  zu  10  K  vereinbart. 
Den  bezüglichen  Übereinkommen  gemäss  wurden  zum  Zwecke  der 
Ausprägung  der  Fünfkronenstücke1)  vom  österreichischen  Finanz- 
ministerium 22400000  fl.,  vom  ungarischen  Finanzministerium 
9600000  fl.  in  Einguldenstücken  gegen  Erlag  des  gesetzlichen  Gegen- 
wertes in  Zwanzigkronenstücken  bei  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  übernommen.  Behufs  spezieller  Bedeckung  der  Zehnkronenbank- 
noten2) wurden  vom  österreichischen  Finanzministerium  112000000  K, 
vom  ungarischen  Finanzministerium  48000000  K,  zusammen 
160000000  K  in  Landesgoldmtinzen  der  Kronenwährung  bei  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  erlegt. :J) 

Die  österreichisch -ungarische  Bank  wurde  bis  auf  weiteres 
angewiesen,  je  nach  Bedarf  Banknoten  zu  je  10  K  auch  über  den 
obigen  Betrag  ihrer  metallischen  Bedeckung  gegen  Zurückhaltung 
einer  gleichen  Summe  in  Silbermünzen  zu  5  K  behufs  Einlösung 
von  Staatsnoten  auszugeben.  Diese  Ausgabe  von  Banknoten  zu 
10  K  ist  jedoch  auf  den  Betrag  von  20000000  K  beschränkt,4) 
so  dass  die  gesamte  Ausgabe  von  Zehnkronennoten  keinesfalls  die  Summe 
von  180000000  K  übersteigen  darf.  Die  gänzliche  oder  teilweise 
Einziehung  der  Banknoten  zu  10  K  muss  von  der  österreichisch- 
ungarischen Bank  auf  Verlangen  der  beiden  Regierungen  jederzeit 
verfügt  werden.  Die  beiden  Kegierungen  haben  der  Bank  jedoch 
die  zn  dieser  Einlösung  erforderlichen  Mittel  zuzuweisen. 

')  Die  Ausprägung  der  Fünfkronenstücke  ist  im  2.  Kapitel  des 
II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  normiert;  den  Wortlaut  des  bez. 
Additional Vertrages  zum  Münz-  und  Währungsvertrage  enthält  das  3.  Kapitel 
dieses  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung. 

h  Der  Wortlaut  des  Übereinkommens,  betr.  die  Ausgabe  der  Zehn- 
kroneubanknoten,  ist  im  4.  Kapitel  des  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung festgesetzt. 

3)  Gemäss  weiter  unten  zitierter  Verordnungen  begann  die  Ausgabe 
der  Fünfkronenstücke  am  15.  März  1900,  die  Ausgabe  der  Zehnkronen- 
banknoten am  2.  September  1901. 

*)  Tatsächlich  hat  eine  solche  Mehrausgabe  an  Banknoten  zu  10  K 
nicht  stattgefunden. 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  78 
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Die  oben  erwähnten  Erläge  von  Landesgoldmünzen  bei  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  wurden  vom  österreichischen  Finanz- 
ministerium in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  6.  Kapitels  des 
II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899 
teils  aus  dem  ihm  durch  diese  Bestimmungen  zugleich  angewiesenen 
Restbetrage  per  118318940  K  der  seinerzeit  in  Gemässheit  des  Gesetze« 
vom  2.  August  1892,  R.-G.-B.  130,  in  gesonderter  Verwahrung 
(Gegensperre  der  Staatsschulden-Kontrollkommission)  erlegten  Landes- 
goldmünzen der  Kronenwährung, l)  teils  ans  dem  kassamässigen  Gold- 
münzenvorrate  der  Staatskontrollkasse  bestritten. 

Die  von  den  beiden  Regierungen  in  Gemässheit  des  Überein- 
kommens vom  24.  Juli  1894  (auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  Juli 

l)  Das  Gesetz  vom  2.  August  1892.  R.-G.-B.  130.  ermächtigte  den 
Finauzmiuister,  zur  Beschaffung  von  effektivem  Gold  behufs  Ausprägung 
von  Landesgoldmünzeu  der  Kronenwährung  im  Wege  der  Begebung  von 
durch  das  Gesetz  vom  18.  März  1878,  R.-G.-B.  35,  geschaffenen,  mit  4", 
in  Gold  verzinslichen  Renteobligationen  (österreichische  Goldrente)  in 
effektivem  Golde  einen  Betrag  von  183456000  österreichischer  Goldgulden 
zu  erwerben,  und  bestimmte  weiter,  dass  die  aus  diesem  Goldbetrage 
sogleich  auszuprägenden  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  bis  zu 
einer  weiteren  gesetzlichen  Verfügung  in  gesonderte  Verwahrung  unter 
Gegensperre  der  Staatsschulden-Kontrollkommission  des  Reichsrates  zu 
erlegen  seien. 

Von  obiger  Ermächtigung  wurde  im  Hinblick  auf  den  erreichten 
kassamässigen  Goldvorrat  der  StaatekontrollkaBse  nur  in  einem  geminderten 
Umfange  Gebrauch  gemacht.  Es  wurden  im  ganzen  nur  150000000  ti. 
Goldrente  begeben  und  hierdurch  342318940  K  in  Zwanzigkronenstücken 
beschafft.  Von  diesen  in  die  vorgeschriebene  Verwahrung  erlegten  Landes- 
goldmünzen wurde  dem  Finanzministerium  bereits  durch  das  Gesetz  vom 
9.  Juli  1894.  R.-G.-B.  155,  ein  Betrag  bis  zur  Höhe  von  224000000  K  mit 
der  Massgabe  angewiesen,  denselben  ausschliesslich  für  die  Beschaffung 
des  von  der  österreichischen  Reichshälfte  beizustellenden  Teiles  (per 
112000000  fl.)  der  zur  Einlösung  von  Staatsnoten  im  Gesamtbetrage  von 
200000000  fl.  österreichischer  Währung  erforderlichen  Zahlungsmittel  in 
Silbergulden  oder  Hanknoten  österreichischer  Währung  durch  Erlag  von 
Zwanzigkronenstücken  bei  der  österreichisch-ungarischen  Bank  zu  ver- 
wenden. Hinsichtlich  des  zum  Zwecke  der  Einlösung  von  Einttoriu- 
staatsnoten  infolge  Nichtpräseutation  solcher  Noten  mit  Ablauf  der  staat- 
lichen Einlösungsvcrptlichtung  (31.  Dezember  1899)  nicht  verwendeten 
Restbetrages  der  anirewiesenen  224000000  K  wurde  durch  die  kaiserliche 
Verordnung  vom  21.  September  1899  (11.  Teil,  6.  Kapitel,  Art.  11)  bestimmt, 
dass  derselbe  mit  1.  Januar  15 WO  den  Kassabeständeu  der  Staatskontroll- 
kasse zuzurechnen  sei. 
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1894,  R.-G.-B.  154),  Bowie  auf  Grund  des  4.  und  5.  Kapitels  des 
II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899  bei 
der  österreichisch-ungarischen  Bank  erlegten  Zwanzigkronenstücke 
werden  in  den  Metallschatz  der  Bank  eingerechnet.  Die  zur  speziellen 
Bedeckung  der  Zehnkronenbanknoten  erlegten  Zwanzigkronenstücke 
dürfen  von  der  Bank  nur  zur  Bedeckung  der  eben  genannten  Bank- 
noten verwendet  werden,  ohne  dass  die  Bank  berechtigt  ist,  durch 
die  Einrechnung  dieser  Erläge  in  den  Barvorrat  den  Gesamtbetrag 
des  zulässigen  Banknotenumlaufes,  entsprechend  dem  Art.  84  des  ab- 
geänderten Bankstatutes,  zu  erhöhen.  In  gleicher  Weise  dürfen  auch 
jene  nach  dem  Ubereinkommen  vom  24.  Juli  1894  erlegten  Zwanzig- 
kronenstücke, deren  Gegenwert  seitens  der  Bank  nicht  in  Silberkurant, 
sondern  in  Banknoten  geleistet  wurde,  insolange  sie  nicht  ins  Eigentum 
der  Bank  übergegangen  sind,  nur  zur  Bedeckung  dieser  Banknoten 
verwendet  werden.  Die  Bank  ist  jedoch  berechtigt,  die  in  ihren 
Kassen  befindlichen  Zehnkronenbanknoten,  unter  Ausscheidung  des 
noch  nicht  gegen  Einziehung  von  Staatsnoten  ausgegebenen  Betrages 
des  Kontingents  derselben  per  160000000  K,  bei  der  Feststellung 
der  metallischen  und  bankmässigen  Bedeckung  des  Banknotenumlaufes 
(Art.  84  des  abgeänderten  Bankstatutes),  sowie  bei  der  Berechnung 
der  von  der  Bank  nach  Art.  84  des  Statutes  eintretendenfalls  zu  ent- 
richtenden Steuer  vom  Gesamtbetrage  der  im  Umlaufe  befindlichen 
Banknoten  in  Abzug  zu  bringen.1)  (Kaiserliche  Verordnung  vom 
21.  September  1899,  II.  Teil,  4.  Kap.,.  Art.  III,  Z.  4,  und  5.  Kap., 
Art.  II,  Z.  2.) 

Im  künftigen  Zeitpunkte  der  obligatorischen  Aufnahme  der 
Barzahlungen  durch  die  österreichisch-ungarische  Bank  werden  a)  die 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1894,  R.-G.-B.  154,  sowie  des 
5.  Kapitels  des  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Sep- 
tember 1899  behufs  Beschaffung  der  zur  Staatsnoteneinlösung  be- 
nötigten Silbergulden  und  Banknoten  österreichischer  Währung  und 
die  behufs  Beschaffung  der  Silbergulden  für  die  Ausprägung  der 
Fünfkronenstücke  erlegten  Zwanzigkronenstücke,  b)  die  zur  Fundierung 
von  Banknoten  ä  10  K  erlegten  Zwanzigkronenstücke  —  letztere 
in  dem  Betrage,  welcher  der  in  dem  betreffenden  Zeitpunkte  ge- 
statteten Maximalhöhe  des  Umlaufes  von  Zehnkronennoten  entspricht  — 

')  Die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Art.  84  des  neuen  Bankstatutes 
werden  weiter  unten  angeführt. 

73* 
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in  das  Eigentum  der  österreichisch-ungarischen  Bank  übergehen. 
Falls  vor  Aktivierung  der  Barzahlungen  das  (verlängerte)  Bank- 
privilegium  erlöschen  oder  die  Bank  in  Liquidation  treten  sollte, 
sind  die  Zehnkronennoten  von  der  Bank  mit  den  ihr  hierfür  seitens 
der  beiden  Regierungen  zur  Verfügung  zu  stellenden  Zahlungsmitteln 
einzuziehen  und  die  oben  ad  a  erwähnten  Landesgoldmünzen  dem 
erlegenden  Finanzministerium  auf  dessen  Verlangen  gegen  Silber- 
kurantgeld  oder  Banknoten  wieder  zurückzustellen.  Letzteres  gilt 
hinsichtlich  der  ad  a  und  ad  b  bezeichneten  Landesgoldmünzen  auch 
für  den  Fall,  dass  die  beiden  Regierungen  von  dem  ihnen  zustehenden 
Rechte  der  Übernahme  des  gesamten  Bankgeschäftes  (ausschliesslich 
der  Hypothekenkreditabteilung)2)  vor  Aktivierung  der  Barzahlungen 
Gebrauch  machen.  Ausserdem  können  die  ad  a  erwähnten  Erläge 
von  Zwanzigkronenstücken,  insolange  die  Bestimmungen  des  Bank- 
statutes, betreffend  die  Einlösung  der  Banknoten  gegen  gesetzliches 
Metallgeld  (Barzahlungen  der  Bank),  von  den  beiderseitigen  Gesetz- 
gebungen noch  nicht  in  Wirksamkeit  gesetzt  worden  sind,  von  den 
beiden  Regierungen  auch  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Er- 
mächtigung gegen  Zurückstellung  des  gleichen  Betrages  in  Silber- 
kurantgeld  oder  Banknoten  zurückverlangt  werden.  (II.  Teil  der 
kaiserlichen  Verordnung,  4.  Kapitel,  Art.  III,  Z.  10  u.  11,  und 
Art.  V;  5.  Kapitel,  Art.  II,  Z.  3  u.  4,  und  Art.  III.) 

Um  des  sachlichen  Zusammenhanges  willen  sei  gleich  hier  im 
Anschlüsse  an  das  Gesagte  die  Finanz-Ministerialverordnung  vom 
10.  August  1901,  R.-G.-B.  123,  betr.  die  gänzliche  Einlösung  der 
gemeinsamen  schwebenden  Schuld  in  Staatsnoten  und  die  Ausgabe 
von  Banknoten  zu  je  10  K  durch  die  österreichisch-ungarische  Bank, 
angeführt.  Mit  dieser  Verordnung  wurde  die  Einberufung  und  Ein- 
lösung der  Staatsnoten  zu  5  fl.  und  zu  50  fl.  österreichischer  Währung 
angeordnet.  In  Gemässheit  der  bezüglichen  Bestimmungen  wurde 
die  Ausgabe  und  Verwechslung  der  Staatsnoten  zu  5  fl.  und  zu  50  fl. 
seitens  der  Staatskassen  und  -Ämter  am  1.  September  15)01  gänzlich 
eingestellt.  Die  allgemeine  Verpflichtung  zur  Annahme  der  be- 
zeichneten Staatsnoten  an  Zahlungsstatt  erlischt  mit  Ablauf  des 
28.  Februar  1903.  Mit  diesem  Tage  wird  somit  die  durch  das  Gesetz 
vom  5.  Mai  1 SGGT  R.-G.-B.  öl,  eingeleitete  Periode  des  Zwangs- 

-)  (Im  Falle  des  Ablaufes  des  Privilegiums  oder  der  vorzeitigen 
Auflösung  der  Bank.) 
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kurses  nicht  einlöslichen  Staatspapiergeldes  gänzlich  ihren  Abschluss 
linden.  Bei  den  Staatskassen  und  -Ämtern  werden  die  Fünfflorin- 
«nd  Fttnfzigflorinstaatsnoten  noch  bis  Ende  Anglist  1903  als  Zahlnng 
angenommen.  Die  Einlösung  der  einberufenen  Staatsnoten  in  Ver- 
wechslung gegen  andere  gesetzliche  Zahlungsmittel,  jedoch  unter 
Ausschluss  von  Staatsnoten,  erfolgt  seit  2.  September  1901  aus- 
schliesslich bei  den  Kassen  der  österreichisch -ungarischen  Bank, 
sowie  beim  kaiserlich  königlichen  Landeszahlamt  in  Zara.  Mit  Ende 
August  1907  erlischt  die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Einlösung 
der  Fünfflorin-  und  Fünfzigflorinnoten  gänzlich.  Als  Anfangstermin 
der  Ausgabe  von  Zehnkronenbanknoten  wurde  der  2.  September  1901 
bestimmt,1) 

Zufolge  des  III.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  September  1899  (Abschnitt  A)  trat  die  durch  das  Gesetz  vom 
2.  August  1892,  R.-G.-B.  126, 2)  festgestellte  Kronenwährung  (Gold- 
währung) mit  1.  Januar  1900  als  ausschliessliche  gesetzliche  Landes- 
währung an  die  Stelle  der  österreichischen  Währung  und  ist  seit 
diesem  Tage  die  Rechnung  in  der  Kronenwährung  allgemein  (für 
das  gesetzlich  umschriebene  Gebiet  des  öffentlichen  Wirtschaftslebens) 
obligatorisch. 

In  Durchführung  dieser  Bestimmung  wurden  mit  der  Finanz- 
Ministerialverordnung  vom  27.  Februar  1900,  R.-G.-B.  63,  nähere 
Anordnungen,  betr.  die  Anwendung  der  Kronen  Währung  als  aus- 
schliesslicher Landeswährung  bei  den  entweder  unter  besonderer 
öffentlicher  Aufsicht  stehenden,  oder  zur  öffentlichen  Rechnungs- 
legung verpflichteten,  oder  öffentlichen  Zwecken  dienenden  Körper- 
schaften, Fonds,  Vereinen  und  Anstalten  (namentlich  Sparkassen, 
Banken,  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsnnternehmnngen  und  dergl.), 
getroffen. 

J)  Laut  Kuudmachung  in  der  „Wiener  Zeitung"  No.  179  vomö.  August 
1902  waren  Ende  Juli  1902  Fünfguldennotcn  noch  im  Gesamtbeträge  von 
3279815  fl.  und  Ftmfzigguldennoten  im  Gesamtbetrage  vou  588850  fl.  im 
Umlaufe.  Der  noch  auf  gemeinsame  Kosten  der  beiden  Staatsgebiete  ein- 
zulösende Rest  der  Staatsnoten  belief  sich  am  genannten  Tage  somit  nur 
mehr  auf  3868665  fl.  =  7737333  K. 

2)  Dieses  Gesetz  und  der  demselben  korrespondierende  ungarische 
Gesetzartikol  XVII  vom  Jahre  1892  werden  im  folgenden  kurz  als  Münz- 
und  Währungsgesetze  bezeichnet. 
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Zur  Durchführung  der  Kronenwährung  in  verschiedenen  Ver- 
waltungszweigen ergingen  ferner  die  Mi nisterial Verordnungen  R.-G.-B. 
232,  239,  240  und  275  ex  1899  und  34  ex  1900. 

Die  Anwendung  der  Kronenwährung  im  staatlichen  Kassen- 
dienste regelte  eine  mit  dem  Finanz-Ministerialerlasse  vom  26.  No- 
vember 1899,  Finanz-Ministerialverordnungsblatt  220,  herausgegebene 
neue  allgemeine  Kassenvorschrift. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Einführung  der  Kronenwährung  als  aus- 
schliesslicher gesetzlicher  Landeswährung  dürfte  es  von  Interesse 
sein,  an  dieser  Stelle  —  über  den  eigentlichen,  auf  eine  Gesetzes- 
chronik  der  Periode  1899—1901  beschränkten  Rahmen  der  gegen- 
wärtigen Übersicht  hinaus  —  die  wichtigsten  Daten  über  das  neue 
Währungssystem  rekapituliert  zu  finden. 

Münzverkehr. 

Rechnungseinheit  der  Kronenwährung  ist  die  Krone  (K),  ein- 
geteilt in  100  Heller  (h).  Münzgrundgewicht  ist  das  Kilogramm 
mit  seiner  dezimalen  Abstufung. 

Die  Landesgoldmünzen  werden  im  Mischungsverhältnisse 

900  10O 

von  1(ioo  Gold  und  ^  Kupfer  ausgeprägt.  Auf  1  kg  Münzgold  gehen 
2952  K,  demnach  auf  1  kg  feinen  Goldes  3280  K. 

Landesgoldmünzen  sind:  Zwanzigkronenstücke  (Gewicht  6,775  g 
roh,  6,098  g  fein,  Durchmesser  21  mm)  und  Zehnkronenstücke  (Ge- 
wicht 3,388  g  roh,  3,049  g  fein,  Durchmesser  19  mm.1) 

Das  Passiergewicht  der  Zwanzigkronenstücke  wurde  auf  6.74  g, 
jenes  der  Zehnkronenstücke  auf  3,37  g  festgesetzt. 

Die  Ausprägung  der  Landesgoldmünzen  erfolgt  auf  Rechnung 
des  Staates.  Zwanzigkronenstücke  werden  auch  für  private  Rechnung 
gegen  Entrichtung  einer  Prägegebühr,  welche  gemäss  Artikel  VIII 
des  Münz-  und  Währungsgesetzes  0,3  °0  des  Wertes  nicht  über- 
steigen darf,  ausgeprägt.  Die  Finanz-Ministerialverordnung  vom 
11.  August  1892,  R.-G.-R  133,  bestimmte  diese  Prägegebühr  im  all- 

!)  Mittels  Kundmachung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  de* 
Handels  vom  20.  Juli  1900,  R.-G.-B.  132,  wurden  in  Durchführung  de* 
Münz-  und  Währungsvertrages  mit  Ungarn  Norniativbestimmuugen  über  die 
Erzeugung  und  den  Vertrieb  der  zur  Kontrolle  des  Gewichts  der  Landes- 
goldmünzcn  der  Kronemvährung  im  öffentlichen  Verkehre  zu  benutzenden 
Gewichte  und  Wagen  veröffentlicht.  Über  den  Verschleiss  dieser  Gewichte 
und  Wagen,  mit  welchen  am  1.  Juli  1902  begonnen  wurde,  siehe  die  Kund- 
machung K.-G.-B.  99  ex  1902. 
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geineinen  mit  6  K,  für  die  österreichisch-ungarische  Bank  mit  4  K 
per  Kilogramm  Feingold.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Aus- 
prägung von  Zwanzigkronenstücken  für  Privatrechnung  enthält  die 
Finanz-Ministerialverordnung  vom  13.  Dezember  1892,  R.-G.-B.  216. 
Teilungen  (.Scheidemünzen)  der  Kronenwährnng  sind: 

1.  Silbermünzen:  Einkronenstücke  (Mischungsverhältnis:  Silber 
und  *J*  Kupfer,  Rohgewicht  5  g,  Durchmesser  23  mm),1)  Fünf- 
kronenstücke  (Mischungsverhältnis:  —  Silber  und  —  Kupfer, 
Rohgewicht  24  g,  Durchmesser  36  mm);2) 

2.  Nickelmünzen  (aus  reinem  Nickel):*)  Zwanzighellerstücke  (Ge- 
wicht 4  g,  Durchmesser  21  mm)  und  Zehnhellerstücke  (Gewicht 
3,003  g,  Durchmesser  19  mm); 

3.  Bronzemttnzen  (95  Teile  Kupfer,  4  Teile  Zinn,  1  Teil  Zink, 
Durchmesser  19  mm):4)  Zweihellerstücke  (Gewicht  3,333  g)  und 
Einhellerstücke  (Gewicht  1,666  g,  Durchmesser  17  mm). 

Die  Scheidemünzen  werden  nur  für  Rechnung  des  Staates  aus- 
geprägt. Die  Ausprägung  ist  (auf  die  beiden  Reichshälften  nach  dem 
Verhältnisse  von  70  :  30  aufgeteilt) ft)  folgendermassen  kontingentiert: 

1.  Fünf  kronenstücke:  Österreich  44800000  K,  Ungarn  19200000  K 
(II.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
2.  Kapitel,  Art.  IV  und  3.  Kapitel,  Art.  TI). 

2.  Einkronenstücke:  Österreich  140000000  K,  Ungarn  60000000  K 
(  Art.  XIV  des  Münz-  und  Währungsgesetzes,  Art.  IX  des  Münz- 
nnd  Währungsvertrages). 

3.  Nickelmünzen:  Österreich  42000000  K,  Ungarn  18000000  K 
(Art.  XVI  des  Münz-  und  Währungsgesetzes,  Art.  IX  des  Münz- 
und  Währungsvertrages). 

4.  Bronzemünzen:  Österreich  18200000  K,  Ungarn  7800000  K 
(Art.  XVIII  des  Münz-  und  Währungsgesetzes,  Art.  IX  des 
Münz-  und  Währnngs vertrage«). 

')  Ausgegeben  seit  16.  Mai  1893  (Finanz-Ministerialverorduung 
R.-G.-B.  80  ex  1893). 

a)  Ausgegeben  seit.  15.  März  1900  (Finanz-Miuisterial  Verordnung 
R.-G.-B.  42  ex  1900). 

3)  Ausgegeben  seit  1.  Mai  1893  (Tinanz-Ministerialverordnuntf 
R.-G.-B.  72  ex  1893). 

4)  Ausgegeben  «eit  1.  April  1893  (Finanz-Ministerialverordnung 
R.-G.-B.  48  ex  1893). 

ft>  Artikel  X  des  Münz-  und  Wahrungsvertrages. 
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Hinsichtlich  der  Annahme  der  Scheidemünzen  gilt  folgendes: 
Bei  den  Öffentlichen  Kassen  werden  die  Einkronenstücke  und  Fünf- 
kronenstücke  ohne  Beschränkung,  die  Nickel-  und  Bronzemünzen  bis  zum 
Betrage  von  10  K  in  Zahlung  genommen.  Ausserdem  sind  die  Teilmünzen 
bei  den  als  Verwechslungskassen  fungierenden  Kassen  im  Wege  der  Ver- 
wechslung gegen  gesetzliche  Landesmünzen  anzunehmen  (die  näheren 
Bestimmungen  darüber  enthält  der  §  66  der  allgemeinen  Kassenvor- 
schrift vom  26.November  1899,Finanz-Ministerialverordnungsblatt  22o». 

Im  Privat  verkehre  ist  die  Annahme  Verpflichtung  beschränkt 
hinsichtlich  der  Einkronenstücke  auf  50  K,  hinsichtlich  der  Fünf- 
kronenstücke auf  250  K,  hinsichtlich  der  Nickelmünzen  auf  10  K 
und  hinsichtlich  der  Bronzemünzen  auf  1  K. 

ß)  Silberkurant. 

Das  Eingnldenstück  der  österreichischen  Währung  ist  auch  in 
der  neuen  Münzordnung  als  Kurantgeld  (also  mit  unbeschränkter 
Zahlkraft)  mit  dem  gesetzlichen  Zahlwerte  von  2  K  beibehalten  (§  i» 
des  III.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
Abschnitt  B,  betr.  die  Ordnung  des  allgemeinen  Münz  Verkehrs). 

Die  Ausprägung  der  Einguldenstticke  sowie  der  anderen  Silber- 
kurantmünzen  der  österreichischen  Währung  (zu  2  fl.  und  1  4  fl.>, 
die  nach  der  im  Jahre  1879  erfolgten  Einstellung  der  Silberprägung 
für  Privatrechnung  nur  mehr  für  Rechnung  beider  Staatsverwaltungen 
vor  sich  gegangen  war,  ist  zufolge  Artikel  X  des  Gesetzes  vom 
2.  August  1892,  R.-G.-B.  126,  mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
(11.  August  1892)  gänzlich  eingestellt  worden.  Das  Maximum  des 
Umlaufes  an  Einguldenstttcken  Österreichischer  Währung,  die  im 
Systeme  der  Kronenwährung  die  Funktion  eines  in  Zweikronenstücken 
bestehenden  Silberkurantes  haben,  wird  daher  durch  den  Betrag  der 
am  11.  August  1892  bereits  ausgeprägten  Silberguldenstücke  be- 
stimmt. Hiervon  ist  lediglich  der  zufolge  der  früher  erwähnten 
Bestimmungen  des  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  September  1899,  R.-G.-B.  170,  von  beiden  Staatsverwaltungen 
zur  Umprägung  in  Fünfkronenstücke  zu  verwendende  Betrag  von 
32000000  fl.,  sowie  der  nicht  genau  bestimmbare  Betrag  der  durch 
Abnützung  oder  Dilatierung  aus  dein  Umlaufe  gebrachten  Silber- 
gnldenstücke  in  Abschlag  zu  bringen.1) 

V)  Die  Landessilbernittnzen  zu  2  fl.  und  zu  Vt  fl.  österreichischer 
Währuuir   wurden   durch  das  Gesetz  vom  24.  März  1893.  R.-G.-B.  42, 
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Ferner  bestehen  als  Handelsm Unzen  ohne  gesetzliche  Zahl- 
kraft (§11  des  III.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Sep- 
tember 1899,  Abschnitt  B,  betreffend  die  Ordnung  des  allgemeinen 
Münzverkehrs):  die  österreichischen  Dukaten,  von  welchen  wie  bisher 
81^  Stücke  aus  einer  Wiener  Mark  (=0,280668  kg)  feinen  Goldes 

iooo")  ausgeprägt  werden;1» 
die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  März  1870,  R.-G.-B.  22,  in  beiden 
Staatsgebieten  der  Monarchie  geprägten  Goldmünzen  zu  8  Goldgulden 
=  20  Frs.  in  Gold  (mit  einem  Feingehalt  von  w/10  und  einem  Roh- 
gewicht von  H/226  g),  deren  weitere  Ausprägung  durch  die  neuen 
Münz-  und  Währungsgesetze  eingestellt  wurde;  endlich  die  sogen. 
Levantinertaler  mit  dem  Bildnisse  der  Kaiserin  Maria  Theresia  und 
mit  der  Jahreszahl  1780,  welche  auch  weiterhin,  doch  lediglich  im 
Wiener  Hauptmünzamte,  im  damaligen  Schrot  und  Korn,  12  Taler 
aus  einer  Wiener  Mark  feinen  Silbers  im  Feingehalte  von  13  Lot 

/8.331  \ 

6  Gran  ausgeprägt  werden. 

Der  §  13  des  III.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  September  1899  (Abschnitt  B,  betreffend  die  Ordnung  des  all- 
schon mit  1.  Juni  1898  ausser  Umlauf  gesetzt.  Die  Einlüsungsverpflichtung 
des  Staates  erlosch  hinsichtlich  derselben  mit  31.  Juli  1893. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  März  1893.  R.-G.-B.  39.  siud  mit 
Finanz-Ministerialverordnung  vom  12.  April  1894,  R.-G.-B.  53,  die  auf 
Grund  des  Mtinzvertrages  vom  24.  Januar  1857,  R.-G.-B.  101,  geprägten 
Vereinstaler  österreichischen  Gepräges,  welche  Zahlkraft  in  österreichischer 
Währung  (einfache  Stücke  zu  ll  a  fl.,  Doppeltalerstücke  zu  3  fl.)  behalten 
hatten,  ausser  Umlauf  gesetzt  worden.  Die  Einlösungsvcrpflichtuug  des 
Staates  erlosch  bezüglich  dieser  Silberkurantmünzen  am  30.  Juni  1893. 

Was  die  Scheidemünzen  österreichischer  Währung  anbelangt,  so 
erlosch  die  Einlüsungsverpflichtung  des  Staates  rücksichtlich  der  Zwanzig- 
krcuzersilbermünzen  und  der  Vierkreuzerkupfermünzeu  mit  31.  Dezember 
1895  (Finanz-Ministerialverordnung  vom  23.  Juni  1894.  R.-G.-B.  125). 
rücksichtlich  der  Zehnkreuzer-  und  Ftinfkreuzersilbenuünzen  mit  31.  De- 
zember 1898  (Finanz -Ministcrialverordnung  vom  18.  Dezember  1895, 
R.-G.-B.  192).  rücksichtlich  der  Einkreuzer-  und  Einhalbkreuzerkupfer- 
münzen  mit  31.  Dezember  1899  (Finanz-Ministerialverordnuug  vom  9.  Juni 
18!)7,  R.-G.-B.  135).  Zufolge  der  Finanz- Ministcrialverordmuigen  vom  5.  Fe- 
bruar 1900.  R.-G.-B.  24  und  25,  vom  18.  Juni  1901,  R.-G.-B.  72,  und  vom 
18.  Jauuar  1902,  R.-G.-B.  23.  werden  jedoch  die  Seheidemünzen  zu  20  kr.. 
10  kr.,  5  kr.,  1  kr.  und  »/s  kr.  noch  bis  auf  weiteres  bei  der  Staatszentral- 
kasse und  den  Landeskassen  zum  halben  Nennwerte  eingelöst. 

')  In  Ungarn  werden  ebenfalls  Dukaten  nach  den  gleichen  Aus- 
prägungsverhälUusseii  geprägt. 
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gemeinen  Mttnzverkehres)  ermächtigt  den  Finanzminister,  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Handelsminister  und  dem  Eisenbahnminister,  an 
Stelle  der  Münzen  der  Kronenwährung  auch  andere  Münzen  inländischen 
Gepräges  oder  Münzen  ausländischen  Gepräges,  sowie  andere  Zahlungs- 
mittel bei  allen  oder  bei  besonders  zu  benennenden  Staats-  und 
öffentlichen  Kassen  zur  Zahlung  zuzulassen.  Eine  solche  Zulassung; 
muss  im  Reichsgesetzblatte  unter  Angabe  des  Zahlwertes  kund- 
gemacht werden. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  wurde  mit  Kundmachung  vom 
30.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  1  ex  1900,  angeordnet,  dass  bei  den 
Kassen  der  Staatsbahnen  auch  weiterhin  die  Achtgoldgulden-  und 
Viergoldguldenstucke,  die  Dukaten  österreichischer  und  ungarischer 
Prägung,  ferner  die  in  der  Geldtabelle  der  österreichischen  Staate- 
bahnen angeführten  Münz-  und  Geldsorten  der  Franks-,  der  deutschen 
Reichs-,  der  russischen  und  der  englischen  Währung  nach  Massgabe 
der  in  jener  Geldtabelle  bestimmten  Zahlkraft  anzunehmen  sind. 

Den  Noten  der  österreichisch-ungarischen  Bank  kommt  nach 
Art.  86  des  Statutes  die  ausschliessliche  Begünstigung  zu,  dass  sie 
bei  allen  in  der  Kronenwährung  zu  leistenden  Zahlungen,  welche 
nicht  infolge  gesetzlicher  Bestimmung,  vertragsmässiger  Verpflichtung' 
oder  sonstiger  Privatwillenserklärnng  in  klingender  Münze  zu  leisten 
sind,  in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  von  jedermann,  sowie 
von  allen  öffentlichen  Kassen  nach  ihrem  vollen  Nennwerte  an- 
genommen werden  müssen. 

Zölle  werden  seit  1.  Januar  1879  auf  Grund  des  in  Gold- 
gulden aufgestellten  Zolltarifes  in  Goldgulden  bemessen  und  sind 
gemäss  ausdrücklicher  gesetzlicher  Vorschrift  in  (im  Verordnungs- 
wege bestimmten)  Goldmünzen  oder  in  Silbermünzen  (gleichfalls  im 
Verordnungswege  bestimmt)  mit  einem  Aufgelde  zu  entrichten,  welches 
nach  dem  Monats-Durchschnittskurse  der  Zwanzigfranksstücke  (Acht- 
goldguldenstücke) an  der  Wiener  Börse  im  vorausgegangenen  Monate 
festgesetzt  und  verlautbart  wird.1)    Nach  dem  dermaligen  Stande 

J)  Als  „Aufgeld"  —  vollkommen  verschieden  vom  Begriffe  des  Gold- 
airioa  im  Verhältnisse  zur  Kronenwährung  —  wird  hier  jene  Zahl  von 
Silbergulden  verstunden,  um  welche  der  —  nach  dem  erwähnten  Durch- 
schnittskurse ermittelte  —  Wert  von  100  Goldgulden  die  Ziffer  von  100 
Silherguldon  übersteigt.  —  Auch  das  Goldagio  gegenüber  der  Krouen- 
währunir,  welche  eine  wirkliche  Goldwährung  ist,  darf  mit  dem  früheren 
Agio  nicht  verwechselt  werden.  Wir  behalten  uns  vor,  in  einem  späteren 
Berichte  auf  die  hier  massgebenden  Faktoren  näher  einzugehen. 
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der  bezüglichen  Verordnungen  sind  zu  Zollzahlnngen  ausschliesslich 
folgende  Münzen  verwendbar: 

1.  Goldmünzen  nach  den  im  Sinne  des  Zollgesetzes  vom 
25.  Mai  1882,  R.-G.-B.  47,  in  Geltung  verbliebenen  Bestimmungen 
der  Ministerialverordnnng  vom  27.  Dezember  1878,  R.-G.-B.  142 
(zur  Durchführung  des  Art.  XIII  des  allgemeinen  Zolltarifes  vom 
27.  Juni  1878.  R.-G.-B.  67),  und  der  dieselben  abändernden  Ministerial- 
verordnnng vom  1.  Oktober  1900,  R.-G.-B.  166. 


Benennung  der  Münzt; : 

Bewertung 
uei 

Zollzahlungen 
Goldgulden 

Bei 

Zollzahlungen 

gefordertes 
Minimalgewicht 

Österreichische  und  ungarische  Dukaten 

4,74 

3,487 

österreichische  und  ungarische  Achtgold- 

truldcnstücke  

8,00 

6,440 

Österreichische  und  ungarische  Viergold- 

4,00 

3,220 

Zwanzigfranksstücke  französischen,  bel- 

gischen, italienischen,  schweizerischen, 

rumänischen  und  fürstlich  Monacoschen 

Gepräges  

8,00 

6,440 

Zehnfranksstücke    französischen,  belgi- 

schen,   italienischen,  schweizerischen 

und  rumänischen  Gepräges  .... 

4,U0 

3,220 

Fünffranks- (Gold-)  Stücke  desgl.    .    .  . 

2,00 

1,600 

Zwanziginarkstücke  

9,88 

7,950 

Zehnmarkstücke  

3,975 

3,975 

Nach  dem  Gesetze  vom  2.  August  1892,  R.-G.-B.  126,  können 
in  österreichischen  oder  ungarischen  Goldgulden  effektiv  zu  leistende 
Zahlungen,  insbesondere  Zollzahlungen,  auch  in  Landesgoldmünzen  der 
Kronenwährung  beiderlei  Gepräges,  und  zwar  nach  dem  dem  inneren 
Werte  entsprechenden  Verhältnisse  von  42  Goldgulden  =  100  K  in 
Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  (ein  Zwanzigkronenstück  — 
8  fl.  40  kr.,  ein  Zehnkronenstück  =  4  fl.  20  kr.  in  österreichischen 
oder  ungarischen  Goldgulden)  geleistet  werden. 

2.  Silber  münzen.  Gemäss  der  Ministerialverordnnng  vom 
14.  Mai  1893,  R.-G.-B.  82,  dürfen  seit  1.  August  1893  bei  Zoll- 
zahlungen in  Silber  nur  mehr  Silbermünzen  ä  1  fl.  österreichischer 
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Währung,  und  wenn  es  sich  um  Restbeträge  unter  einem  Gulden 
österreichischer  Währung  handelt,  gangbare  Scheidemünzen  (also 
Einkronenstücke,  sowie  Nickel-  und  Bronze-Scheidemünzen)  öster- 
reiclüschen  oder  ungarischen  Gepräges  verwendet  werden. 

Die  obigen  Vorschriften  über  Zollbemessung  und  Zollzahlung 
blieben  nach  der  ausdrücklichen  Anordnung  des  §  3  des  III.  Teiles 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899  von  der  Ein- 
führung der  Kronenwährung  als  Landeswährung  unberührt.  (Lediglich 
die  Verrechnung  im  Zollgefälle  ist  jetzt  in  Kronenwähmng  vor- 
zunehmen.) 

Im  VII.  Abschnitte  der  zur  Durchführung  des  III.  Teiles  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899,  betr.  die  Ein- 
führung der  Kronenwährung  als  Landeswährung,  mit  dem  Finanz- 
Ministerialerlasse  vom  16.  November  1899,  Finanz  -  Ministerial- 
verordnungsblatt  220,  erlassenen  allgemeinen  Kassenvorschrift  ist 
der  Kassenwert  verschiedener  Goldmünzen  der  Relationsparität  ent- 
sprechend festgesetzt: 

für  Dukaten  österr.  oder  ungar.  Prägung  mit  11  K  29  h 
Achtgoldguldenstücke  r    19      Ol  r 


r    Viergoldguldenstttcke   9  r  52 

Zwanzigfranksstücke  r  19  ..  04  „ 

..    Zwanzigmarkstticke  r  23  >  52  r 

,.    Sovereigns  r  24  r  02  „ 

r    zehn  Rubel  Gold  ,.  25  ,.  39  r 


zehn  holländische  Gulden  .  .  .  .  „  19  r  84  r 
„  zehn  skandinavische  Kronen  .  .  .  r  13  r  23  r 
Die  Anwendung  der  Kronenwährung  auf  die  Rechts- 
verhältnisse regelt  der  Abschnitt  C  des  III.  Teiles  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  21.  September  1899.  Nach  Ablauf  des  Jahres 
1899  abgeschlossene  Rechtsgeschäfte  sind  danach,  wenn  keine  be- 
stimmte Währung  benannt  ist,  in  der  Kronenwährung  zu  verstehen, 
sofern  nicht  die  Absicht,  sich  einer  anderen  Währung  zu  bedienen, 
nachgewiesen  wird.  Verbindlichkeiten,  welche  infolge  gesetzlicher 
Bestimmung,  vertragsmässiger  Verpflichtung  oder  sonstiger  Privat- 
willenserklärung in  klingender  Münze  oder  in  einer  bestimmten  Sorte 
der  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  in  österreichischer  Währung  in 
Geltung  gestandenen  Silbermünzen  zu  leisten  waren,  sind  fortan  in 
klingender  Münze  der  neuen  Währung  zahlbar.  Hiervon  abgesehen, 
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sind  vom  1.  Januar  1900  an  begründete,  in  einer  bestimmten  Münz- 
sorte oder  in  einer  ausländischen  Währung  und  zwar  effektiv  zu 
leistende  Verbindlichkeiten  in  der  bestimmten  Münzsorte  bezw.  aus- 
ländischen Währung  zu  erfüllen. 

Notenbankprivilegium. 
Durch  den  IV.  Teil  der  in  Rede  stehenden  kaiserlichen  Ver- 
ordnung wurde  das  Privilegium  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  unter  Abänderung  der  Statuten  der  Bank  und  der  Hypotheken- 
kreditabteilung  derselben1)  für  die  ganze  unmittelbare  Dauer  des 
zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  abgeschlossenen  Münz-  und 
Währungsvertrages,  d.  i.  bis  Ende  1910,  verlängert.  Für  den  gleichen 
Zeitraum  wurde  auch  die  Befugnis  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  zum  Eskompte  von  Lagerpfandscheinen  (Warrants)  öffentlicher 
Lagerhäuser  verlängert.  Ferner  wurde  der  Finanzminister  zum  Ab- 
schlüsse dreier  der  kaiserlichen  Verordnung  als  integrierender  Be- 
standteil angehängter  Übereinkommen,  betreffend  die  Errichtung  neuer 
Bankttlialen  (je  zehn  in  jeder  der  beiden  Reichshälften),  die  bilanz- 
mäßige Bewertung  der  Immobilien  und  des  fundns  instructus  der 
Bank,  und  das  allfällige  Erlöschen  des  Bankprivilegiums  mit  Ende 
1907  (im  Falle  der  Nichterneuerung  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses), 
sowie  zur  Verlängerung  der  Wirksamkeit  des  Übereinkommens,  be- 
treffend die  Ausdehnung  des  Privilegiums  und  der  Tätigkeit  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  auf  Bosnien  und  die  Herzegowina 
bis  Ende  1910,  ermächtigt. 

Das  neue  Bankstatut. 
Von  den  am  Bankstatute  vorgenommenen  Änderungen  haben 
einige  die  dem  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  beiden  das  Noten- 
privilegium  verleihenden  Staatsgebiete  entsprechende  paritätische 
Ausgestaltung  der  Bankorganisation  innerhalb  der  durch  die  Ein- 
heitlichkeit der  Geschäftsführung  gebotenen  Begrenzung  zum  Gegen- 
stande.9) Durch  eine  Reihe  anderer  Abänderungen  wurde  unter 
Wahrung  des  Charakters  der  Bank  als  einer  Privat-Aktiengesellschaft 

')  Das  neue  Bankstatut  wird  weiter  unten  des  Näheren  besprochen. 
Hinsichtlich  der  Abänderung  des  Statutes  der  Hypothekenkreditabteilung 
sei  bloss  bemerkt,  dass  mit  derselben  hauptsächlich  den  inzwischen  in  den 
allgemeinen  Rechtsnonnen,  insbesondere  betr.  das  Prozess-  und  Exekutions- 
recht, eingetretenen  Änderungen  Rechnung  getragen  wurde. 

-)  Siehe  hierüber  auch  die  Bemerkungen  unter  1. 
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und  des  diesem  Charakter  entsprechenden  Selbstbestiuiinungsrechtes, 
mit  Rücksicht  auf  die  Funktion  der  Kank  als  wichtigsten  Mittelgliedes 
bei  Durchfuhrung  der  Währungsreform,  dem  Staate  der  gebührende 
Einflnss  auf  dieselbe  gesichert. 

Der  Wirkungskreis  der  beiden  Bankdirektionen  in  Wien  und 
Budapest  (Art.  40  des  Statutes)  hat  eine  Erweiterung  von  dem  Gesichts- 
punkte aus  erfahren,  dass  die  Direktionen  gemäss  Artikel  41  des 
neuen  Statutes  nunmehr  aus  Mitgliedern  des  Generalrates  bestehen. 

Hinsichtlich  der  Ausübung  der  statuteninässigen  Tätigkeit  wurde 
die  Bank  ausdrücklich  verpflichtet,  in  beiden  Staatsgebieten  der 
Monarchie  gleicherweise  für  die  Regelung  des  Geldumlaufes,  die  Er- 
leichterung der  Zahlungsausgleichungen  und  die  Befriedigung  der 
kommerziellen,  industriellen,  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen 
Kreditbedürfnisse  zu  sorgen,  vor  allem  jedoch  die  Anfrechterhaltung 
der  Barzahlungen  nach  erfolgter  gesetzlicher  Verfügung  der  Auf- 
nahme derselben  zu  sichern. 

Das  Aktienkapital  der  Bank  wurde  aus  den  Mitteln  des  Reserve- 
fonds um  30000000  K  (von  90000000  fl.  österreichischer  Währung  = 
180000000  K,  zerlegt  in  150000  Aktien  ä  600  fl.)  auf  210000000  K, 
zerlegt  in  150000  Aktien  ä  1400  K,  erhöht.  Gleichzeitig  damit  wurden 
Devisen  im  Betrage  von  15000000  fl.  (30000000  K),  einschliesslich 
der  unter  den  Effekten  des  Reservefonds  geführten  Devisen  im  Be- 
trage von  13525160  fl.  55  kr.,  bezüglich  welcher  die  Bank  mit 
Erklärung  vom  3.  Mai  1892  auf  das  Recht  zur  Einrechnuug  der- 
selben in  den  Metallvorrat  bis  zur  endgültigen  Entscheidung  über 
die  Erneuerung  ihres  Privilegiums  verzichtet  hatte,  aus  dem  Reserve- 
fonds in  den  Metallschatz  übertragen  (Art.  4  und  114  des  Statutes). 
Es  bedeutet  dies  eine  Erhöhung  der  Fakultät  der  Bank  zur  (ge- 
schäftlichen) Notenausgabe. 

Im  neuen  Bankstatut  wird  ausdrücklich  angeordnet,  dass  die 
vom  Generalrat  erlassenen  Bestimmungen  über  die  Geschäftsführung 
für  sämtliche  Geschäftszweige  (nicht  bloss,  wie  bisher,  für  das 
Eskompte-  und  Darlehensgeschäft)  gleichlautend  für  sämtliche  Bank- 
plätze zu  gelten  haben.  Insbesondere  ist  der  Zinsfuss  im  Eskompte- 
und  im  Darlehensgeschäfte  vom  Generalrate  nach  freiem  Ermessen 
einheitlich  festzusetzen.  Durch  die  beiden  Regierungskommissare 
wird  nur  überwacht,  dass  die  diesfälligen  Beschlüsse  des  General- 
rates den  formellen  Bestimmungen   des  Bankstatutes  entsprechen 


Digitized  by  Google 


Anton  Riehl.  (Merreicb. 


1167 


(Art.  25  des  Statutes).  Eskotnptierungen  zu  einem  anderen  als  dem 
einheitlich  festgesetzten  Zinsfusse  sind  nur  auf  Grund  eines  Be- 
schlusses des  Generalrates  oder  eines  von  diesem  hierzu  beauftragten 
Komitees  zulässig  (Art.  60  des  Statutes).  Diesflillige  Beschlüsse 
unterliegen  dem  Einspruchsrechte  der  Regiernngskommissare  (Art.  52 
des  Statutes). 

Nach  dem  geänderten  Art.  55  des  Statuts  ist  die  Bank  verpflichtet, 
im  finanziellen  Dienste  des  Staates  unentgeltlich,  aber  ohne  jede  Kredit- 
gewährung an  den  Staat,  staatliche  Kassa-  und  Verwechslungs- 
geschäfte zu  besorgen. 

Eine  Reihe  von  Statutenabänderungen  hängt  mit  dem  Übergänge 
von  der  österreichischen  Währung  zur  Kronenwährung  als  Landes- 
währung zusammen.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  bloss  um  formale 
Änderungen,  sondern  insbesondere  um  die  Ausstattung  der  Bank  mit 
jenen  Berechtigungen,  welche  es  ihr  ermöglichen,  in  ausgedehnterer 
und  kräftigerer  Weise  zur  Stabilisierung  des  gesetzlich  festgestellten 
Wertes  der  neuen  Währung  mitzuwirken.  Hierher  gehören  ins- 
besondere folgende  Änderungen: 

Eine  in  dem  Art.  56  des  Statutes  eingefügte  neue  Bestimmung 
(lit.  k)  berechtigt  die  Bank,  nicht  nur  Wechsel,  sondern  auch  Schecks 
auf  auswärtige  Plätze,  ausländische  Noten,  ferner  in  Österreich  oder 
Ungarn  zahlbare,  nicht  auf  die  Kronenwährung  lautende  Wechsel 
im  Inland  und  Ausland  anzuschaffen  und  zu  verkaufen,  sowie  Schecks 
und  Anweisungen  auf  auswärtige  Plätze  abzugeben,  im  Auslande 
Inkassi  zu  besorgen  und  Zahlungen  für  fremde  Rechnung  zu  leisten 
und  die  zur  Führung  dieser  Geschäftszweige  erforderlichen  Gut- 
haben im  Auslande  zu  halten. 

Zufolge  des  geänderten  Artikels  65  des  Bankstatutes  sind  zur 
Lombardierung  auch  nicht  auf  die  Kronenwährung  lautende,  im 
Inlande  zahlbare  Wechsel,  sowie  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze 
(mit  einer  Verfallzeit  von  höchtens  6  Monaten)  geeignet.  Die  Be- 
lehnnng  von  gemünztem  oder  nngemünztem  Silber,  sowie  dessen  An- 
schaffung durch  die  Bank  darf  nur  mit  Zustimmung  des  österreichischen 
und  des  ungarischen  Finanzministers  stattfinden. 

Nach  dem  neuen  Artikel  75  des  Bankstatutes  ist  die  Bank 
nunmehr  berechtigt,  bares  Geld  in  Noten  oder  Münze  auch  verzinslich 
(früher  nur  unverzinslich)  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit 
gegen  Verbriefnng  zu  übernehmen. 
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Berechtigten  Wünschen  der  landwirtschaftlichen  Kreise,  ihre 
Interessen  an  der  Nutzbarmachung  der  aus  dem  Zettelbankkredite 
entspringenden  Vorteile  für  die  Landwirtschaft  geltend  zu  machen, 
wurde  durch  die  der  Bank  auferlegte  Verpflichtung  Rechnung  ge- 
tragen, zu  Zensoren  auch  mit  landwirtschaftlichen  Verhältnissen 
vertraute  Personen  zu  berufen  (Art.  64  des  Statutes). 

Aus  den  Statntenbestimmungen  über  die  Banknoten  seien  die 
leitenden  Grundsätze  im  folgenden  hervorgehoben: 

Der  Gesamtbetrag  der  umlaufenden  Banknoten  muss  mindestens 
zu  zwei  Fünfteln  durch  gesetzliches  Metallgeld  österreichischer  oder 
ungarischer  Prägung  n*ch  seinem  Nennwerte  oder  durch  inländische 
Handelsgoldmünzen  oder  ausländische  Goldmünzen  oder  Gold  in 
Barren,  nach  dem  Gewichte  zum  gesetzlichen  Münzfusse  der  Kronen- 
währung unter  Abzug  der  Prägegebühr  berechnet,  der  Rest  des 
Notenumlaufes,  zuzüglich  aller  sofort  falligen  Verbindlichkeiten,  bank- 
mässig  bedeckt  sein.  Wenn  der  Betrag  der  umlaufenden  Banknoten 
den  Barvorrat  um  mehr  als  400000000  K  übersteigt,  so  hat  die 
Bank  von  dem  Überschüsse  eine  Steuer  von  5°/0  jährlich  an  die 
beiden  Staatsverwaltungen  und  zwar  in  demselben  Verhältnisse  und 
in  demselben  Zeitpunkte  zu  entrichten,  in  welchem  jeder  der  beiden 
Staatsverwaltungen  der  Anteil  am  Gewinne  der  Bank  auszubezahlen 
ist  (Art.  84  des  Statutes). 

In  betreff  der  Widmung  der  von  den  beiden  Regierungen  auf 
Grund  des  Übereinkommens  vom  24.  Juli  1894  erlegten  Zwanzig- 
kronenstücke  zur  speziellen  Bedeckung  der  seinerzeit  als  Gegenwert 
ausgefolgten  Banknoten  und  der  von  beiden  Regierungen  auf  Grund 
des  4.  Kapitels  des  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  September  1899  erlegten  Zwanzigkronenstücke  zur  speziellen 
Bedeckung  der  Zehnkronenbanknoten  siehe  oben  die  Besprechung  der 
Bestimmungen  des  II.  Teiles  der  eben  zitierten  kaiserlichen  Ver- 
ordnung. Betreffs  der  der  Bank  bis  zur  gesetzlichen  Anordnung  der 
obligatwischen  Barzahlungen  eingeräumten  Fakultät  zur  Einrechnnng 
ihrer  in  Goldwährung  zahlbaren  3  monatlichen  Wechsel  auf  aus- 
wärtige Plätze  und  ausländischen  Noten  in  den  Barvorrat  bis  zum 
Hüchstbetrage  von  (»0000000  K  siehe  die  weiter  unten  erwähnten 
Bestimmungen  des  Artikels  111  des  abgeänderten  Bankstatutes. 

Der  niedrigste  Appointsbetrag  der  Banknoten  wurde  (Art.  82 
des  Statutes)  im  Interesse  der  Hartgeldzirkulation  von  10  fl.  öster- 
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reichischer  Währung  (—20  K)  auf  50  K  erhöht,1)  Für  die  bis  zur 
gesetzlichen  Aufnahme  der  Barzahlungen  reichende  Übergangszeit 
wurden  hinsichtlich  der  Appoints  der  Banknoten  transitorische  Be- 
stimmungen getroffen.  Es  wurde  nämlich  die  Bank  berechtigt 
(Art.  III),  während  dieser  Übergangszeit  bis  zu  einem  von  den 
Finanzministern  der  beiden  Reichshälfteu  zu  bestimmenden  Betrage 
auch  Noten  zu  20  K  (10  fl.  österreichischer  Währung)  auszugeben.2) 

Neben  den  Zwanzigkronennoten  haben  die  in  Geinässheit  des 
II.  Teiles  (Kap.  I,  Art.  V  und  Kap.  IV)  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  21.  September  1899  ausgegebenen  Banknoten  zu  10  K3)  die  Be- 
stimmung, die  Bedürfnisse  nach  Zahlungsmitteln  mittlerer  Grösse  (an 
Stelle  der  eingezogenen  Staatsnoten  a  5  fl.)  interimistisch  zu  befriedigen. 

Der  Artikel  87  des  Bankstatutes,  betr.  die  Edelmetalleinlösung, 
bestimmt  in  seiner  neuen  Fassung,  dass  die  Bank  verpflichtet  ist,  Gold- 
barren gemäss  dem  gesetzlichen  Münzfnsse  der  Kronenwährung  (mit 
8280  K  per  Kilogramm  Feingold)  gegen  Banknoten  bei  ihren  Haupt- 
anstalten in  Wien  und  Budapest  auf  Verlangen  jederzeit  einzulösen, 
wobei  sie  die  Goldbarren  auf  Kosten  des  Abgebers  prüfen  und 
scheiden  lassen  und  die  von  den  beiden  Regierungen  festgesetzten 
Prägegebühren  (für  die  österreichisch-ungarische  Bank  dermalen, 
wie  bereits  bemerkt,  4  K  per  Kilogramm  Feingold)  in  Abzug 
bringen  darf. 

Die  Berechtigung  der  Bank  zur  Einlösung  von  gemünztem 
und  ungemünztem  Edelmetall  ist  im  Art.  56  des  Statutes  (auch  schon 

')  Zufolire  Ministerialerlass  vom  16.  Mai  1902.  R.-G.-B.  103,  wurde 
mit  der  Ausgabe  der  Banknuten  zu  50  K  am  26.  Mai  1902  begonnen. 

*)  Mit  der  Ausgabe  der  Banknoten  zu  20  K  wurde  laut  Finanz- 
Ministerialerlass,  R.-G.-B.  148  ex  1900.  am  20.  September  1900  begonnen. 
Die  Banknoten  zu  10  fl.  österreichischer  Währung  wurden  zufolge  Finanz- 
Miuisterialerlass  vom  2.  September  15)01,  R.-G.-B.  136,  von  der  Bank  mit 
Kundmachung  vom  selben  Tage  zur  Einlösung  einberufen.  Dieselben 
werden  bin  28.  Februar  1903  noch  bei  den  Haupt-  und  Zweiganstalteu  der 
Bank,  sodann  bis  31.  August  15)03  nur  mehr  bei  den  Hauptanstalton  in 
Wien  und  Budapest  in  Zahlung  genommen.  Die  Umwechslung  findet  noch 
bis  31.  August  1905),  dem  Tage  der  gänzlichen  Erlöschung  der  Einlösuugs- 
verpflichtung,  statt,  Vom  1.  September  15K)3  an  ist  jedoch  zur  Umwechslung 
bei  den  Zweiganstalten  eine  besondere  Bewilligung  des  Generalrates  der 
Bank  erforderlich. 

*)  Die  Emission  der  Zebnkrouenbanknoten  wurde  bereits  an  früherer 
Stelle  besprochen. 
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in  dessen  früherer  Gestalt)  vorgesehen.  (Znr  Einlösung  von  Silber 
ist  jedoch  nach  der  bereits  erwähnten  neuen  Bestimmung  des  Art.  6"> 
des  Statutes  die  Zustimmung  der  Finanzminister  der  beiden  Reicbs- 
hälften  erforderlich.)  Für  die  Einlösung  ausländischer  Goldmünzen 
hat  die  Bank  einen  Tarif  aufgestellt,  in  welchem  die  einzulösenden 
Goldmünzen  und  der  auf  Grund  der  Münzparität  der  Kronenwährung 
kalkulierte  Einlösungspreis  derselben  bestimmt  sind.    Auf  Grund 

« 

dieses  Tarifen  hat  die  Bank  bisher  tatsächlich,  wie  bekannt,  sehr  be- 
deutende Mengen  ausländischer  Goldmünzen  erworben. 

Gemäss  des  geänderten  Art.  111  des  Statutes  kann  die  Bank 
bei  Führung  ihrer  statntenmässigen  Geschäfte  auch  bestimmte  Münz- 
sorten oder  bares  Geld  in  Noten  oder  Münze  einer  ausländischen 
Währung  mit  der  Verbindlichkeit  der  Rückstellung  in  der  betreffenden 
effektiven  Münz-  oder  Geldsorte  übernehmen. 

Die  Aktivierung  der  Statutenbestimmungen  betreffend  die  Ver- 
pflichtung der  Bank  zur  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  gesetzliches 
Metallgeld  (Art.  83  des  Statutes.  Aufnahme  der  Barzahlungen),  welche 
—  unbeschadet  des  Rechtes  der  Bank,  auch  in  der  Zwischenzeit 
Zahlungen  in  gesetzlichem  Metallgelde  zu  leisten  oder  nach  ihrem 
Ermessen  Banknoten  mit  gesetzlichem  Metallgelde  einzulösen  —  der- 
malen noch  bis  zur  Erlöschung  des  Zwangsknrses  der  Staatsnoten 
in  beiden  Reichshälften  suspendiert  sind,  wurde  im  Sinne  des  Münz- 
und  Währungsvertrages  einer  besonderen  Anordnung  der  Gesetz- 
gebungen beider  Staatsgebiete  vorbehalten.1)  Bis  zur  Erlassnng  dieser 
Anordnung  ist  der  Bank  gestattet,  ihren  Besitz  an  binnen  3  Monaten 
zahlbaren  Wechseln  auf  auswärtige  Plätze  und  an  ausländischen 
Noten,  soweit  dieselben  in  Gold  oder  in  mit  Gold  gleichwertiger 
effektiver  Metallwährung  zahlbar  sind,  bis  zum  Höchstbetrage  von 
G0000000  K  in  den  Bestand  ihres  Barvorrates  einzurechnen.  Welche 
effektiven  Metallwährungen  in  diesem  Sinne  als  mit  Gold  gleichwertig 
anzusehen  sind,  wird  vom  Generalrat  der  Bank  einvernehmlich  mit 
den  Finanzministerien  der  beiden  Reichshälften  bestimmt-)  (Art.  111 
des  Statutes). 

In  Ausfüllung  einer  bisher  im  Bankstatnte  enthaltenen  Lücke 
wurde  in  den  Artikeln  54  und  10K  des  Statutes  als  Gerichtsinstanz 

l)  So  auch  der  II.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Sep- 
tember 18W  (1.  Kapitel.  Art.  XII). 

-)  Dermalen  die  deutsche,  französische  und  enirlische  Wahrung. 
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für  die  Austragung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staatsverwaltungen 
uud  der  österreichisch-ungarischen  Bank,  insoweit  deren  Entscheidung 
nicht  dem  im  Art.  53  des  Statutes  normierten  Schiedsgerichte  zu- 
steht, sowie  für  die  Exekution  von  Schiedssprüchen  das  Landesgericht 
in  Wien  bezw.  der  Budapester  königliche  Gerichtshof  bestimmt. 

Auf  den  Geschäftsbetrieb  der  Bank  bezügliche  Klagen  gegen 
die  Bank  sind  —  wie  schon  nach  dem  früheren  Bankstatute  —  beim 
Wiener  Handelsgericht  bezw.  beim  Handels-  und  Wechselgericht  in 
Budapest  einzubringen.  Bezüglich  der  auf  das  Hypothekenkredit- 
geschäft Bezug  habenden  Klagen  wurde  neu  bestimmt,  dass  dieselben, 
je  nachdem  die  verpfändete  Realität  in  Österreich  oder  in  Ungarn 
gelegen  ist,  beim  Wiener  Landesgericht  oder  beim  Budapester  könig- 
lichen Gerichtshof  einzubringen  sind,  sofern  nicht  nach  den  Vor- 
schriften der  Exekutionsordnung  die  Klage  beim  Exekntionsgericht 
eingebracht  werden  muss  (Art,  95  des  Statutes). 

Die  früher  durch  ein  besonderes  Übereinkommen  zwischen  der 
Bank  und  den  beiden  Staatsverwaltungen  getroffene  Bestimmung 
über  die  Frist  für  die  Einbringung  des  eventuellen  Ansuchens  der 
Bank  um  Verlängerung  ihres  Privilegiums  ist  nunmehr  im  Art.  105 
des  Statutes  (auf  zwei  Jahre  vor  Ablauf  des  Privilegiums)  festgesetzt. 

Art.  107  des  neuen  Bankstatutes  behält  den  beiden  Regierungen 
vor,  ein  vernehmlich  mit  Genehmigung  der  beiderseitigen  Gesetz- 
gebungen, im  Falle  des  Ablaufes  des  Bankprivilegiums  oder  der  vor- 
zeitigen Auflösung  der  Bank  das  gesamte  Bankgeschäft  unter  Ab- 
trennung des  Hypothekenkreditgeschäftes,  welches  der  Bankgesellschaft 
verbleibt,  bilanzgemäss  zu  übernehmen. 

In  dem  neuen  Bankstatute  wurde  auch  die  Gewinnpartizipation 
der  beiden  Staatsverwaltungen  erhöht.  Dabei  wurde,  unter  Auf- 
lassung des  alten  Anfteilungsverhältnisses  von  70  : 30,  bestimmt,  dass 
der  Gewinnanteil  an  die  beiden  Staatsverwaltungen  nach  dem  Ver- 
hältnisse auszubezahlen  ist,  in  welchem  das  Einkommen  der  Bank 
im  betreffenden  Geschäftsjahre  in  dem  einen  oder  dem  anderen  Staats- 
gebiete steuerpflichtig  war  (Art.  102  des  Statutes). 

Der  Gewinnanteil  wird  den  beiden  Staatsverwaltungen  jetzt  in 
Barem  ausbezahlt,  während  derselbe  nach  dem  alten  Bankstatute 
von  der  sogen.  Achtzigmillionenschuld  abgeschrieben  wurde.  Diese 

Änderung  steht  mit  der  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  IV.  Teiles 
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(2.  Kapitel)  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899 
erfolgten  Neuordnung  jener  Schuld  im  Zusammenhange. 

Den  diesbezüglich  zwischen  den  beiden  Regierungen  und  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  abgeschlossenen  Vereinbarungen1) 
gemäss  zahlte  die  österreichische  Regierung  der  Bank  zum  Behufe 
der  Reduktion  des  laut  Übereinkommens  vom  3.  Januar  1863  von  der 
damaligen  privilegierten  österreichischen  Nationalbank  dem  Staate 
überlassenen  Darlehens  von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden  öster- 
reichischer Währung  und  behufs  Stärkung  des  Metallschatzes  der 
Bank  am  31.  Dezember  1899  einen  Betrag  von  30  Millionen  Gulden 
österreichischer  Währung  «=  60  Millionen  Kronen  in  Landesgoldmünzen 
zurück  (wovon  ihr  ein  Teilbetrag  von  9  Millionen  Gulden  in  50 
gleichen  unverzinslichen  Jahresraten  ab  1.  Januar  1900  durch  die 
ungarische  Regierung  ersetzt  wird).  Der  nach  dieser  Rückzahlung- 
noch  ungetilgt  verbliebene  Darlehensbetrag  wurde  von  der  öster- 
reichisch-ungarischen Bank  durch  Abschreibung  aus  den  Mitteln  des 
Reservefonds  auf  30  Millionen  Gulden  österreichischer  Währung 
herabgemindert.  Letzterer  Darlehensrest  wurde  der  österreichischen 
Staatsverwaltung  auf  die  Dauer  des  verlängerten  Bankprivileginms 
zinsenfrei  prolongiert. 

Falls  vor  Aktivierung  der  gesetzlichen  Barzahlungen  das  Bank- 
privilegium  erlöschen,  oder  die  Bank  in  Liquidation  treten,  oder  die 
beiden  Staatsverwaltungen  von  ihrem  Hechte  der  Einlösung  des  Bank- 
geschäftes bei  Ablauf  des  Privilegiums  oder  vorzeitiger  Auflösung 
der  Bank  Gebrauch  machen  sollten,  so  sind  dem  österreichischen 
Kinanzminister  auf  dessen  Verlangen  und  nach  Massgabe  des  vor- 
handenen bilanzniässigen  Goldvorrates  der  Bank  die  zur  Reduktion  der 
Achtzigmillionenschuld  gezahlten  Landesgoldmünzen  per  60000000  K 
gegen  Erlag  des  gleichen  Betrages  in  Silberknrantgeld  oder  Bank- 
noten zurückzustellen  (Art.  II,  Z.  5  und  Art.  III  des  5.  Kapitels  des 
II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899). 

y)  Quote. 

Mit  dem  allerhöchsten  Handschreiben  vom  30.  Dezember  1899, 
H.-G.-B.  266,  wurde  auf  Grund  des  $  3  Gesetz  vom  21.  Dezember 
1867,  R.-G.-B.  146,  und  des  §  21  des  ungarischen  Gesetzartikels  XII 

')  Der  unter  dem  1  November  1899  erfolgte  Abschluss  dieser  Ver- 
einbarungen wurde  ira  R.-G.-B.  unter  Xo.208  und  256  ex  1899  kundgemacht. 
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vom  Jahre  1867  für  die  ersten  sechs  Monate  des  Jahres  1900  die 
Beitragsleistung  zur  Bestreitung  des  nach  Abschlag  des  Reinertrages 
des  als  gemeinsame  Einnahme  behandelten  Zollgefälles  und  nach 
Vorabzug  von  20;ü  zu  Lasten  des  ungarischen  Staatsschatzes1)  ver- 
bleibenden Aufwandes  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  (die  Quote) 
für  die  österreichische  Reichshalte  mit  6(5 40  4„°  0  und  für  Ungarn 
mit  33'5  iv°!it  bestimmt.2)  Dieses  Quoten  Verhältnis  ist  mit  den  aller- 
höchsten Handschreiben  vom  27.  Juni  1900,  R.-G.-B.  98,  vom  22.  Juni 
1901,  R.-G.-B.  79,  und  vom  26.  Juni  1902,  R.-G.-B.  126,  für  die 
Zeit  bis  Ende  Juni  1903  aufrecht  erhalten  worden. 

Wir  gehen  diesmal  in  eine  nähere  Betrachtung  des  Budgets 
nicht  ein.  Dasselbe  ist  für  keines  der  drei  Jahre  1899 — 1901  unserer 
gegenwärtigen  Berichtsperiode  auf  dem  normalen  verfassungsmässigen 
Wege  zustande  gebracht  worden;  eben  deshalb  aber  wurden  auch 
weder  im  Erfordernis,  noch  in  der  Bedeckung  irgend  belangreiche 
Änderungen  in  den  einzelnen  Posten  vorgenommen.  Dass  unter 
solchen  Umständen  die  Sehlussziffern  ohne  augenfälligen  Abgang 
bilanzieren,  ist  —  auch  für  Mindereingeweihte  —  gleichfalls  nicht 
bemerkenswert,  wenngleich  die,  sei  es  auch  nur  formelle  Vermeidung 
eines  Defizits  und  die  Erhaltung  des  Staatskredits,  welche  ja  zunächst 
der  tägliche  Kurszettel  beweist,  unter  so  schwierigen  innerpolitischen 
Verhältnissen  immerhin  als  hocherfreuliche  Tatsache,  als  Beweis  für 
Österreichs  wirtschaftliche  Kraft  und  Entwickelungsfähigkeit  gelten 
darf.  Die  intakte  Erhaltung  des  Staatskredits  in  Zeiten  so  schwerer 
Krise  ist  zugleich  ein  bündiger  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  im 
ersten  Teile  dieses  Berichtes  dargelegten  Anschauungen  über  die 
Bedeutung  des  dynastischen  Bandes  für  den  Staat,  welcher  dermalen 
noch  immer  keine  andere  offizielle  Bezeichnung  fand  als  die  der  Ge- 
samtheit der  rim  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder41. 

Wir  werden  im  nächsten  Berichte  um  so  eingehender  das  Budget 
zu  würdigen  haben! 

»)  Eingeführt  zufolge  Gesetzes  vom  8.  Juli  1871,  R.-G.-B.  49,  an- 
lässlich der  Inkorporierun^r  der  ehemaligen  Militärgrenze  in  das  ungarische 
Staatsgebiet. 

*)  Für  das  Jahr  1899  war  mit  allerhöchstem  Handschreiben  vom 
30.  Dezember  1898,  R.-G.-B.  240,  noch  das  alte  Quotenverhältnis  von  70:30 
(nach  Abzug  von  2%  zu  Lasten  Ungarns)  aufrecht  erhalten  worden. 
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5.  Verwaltungsbereich  des  Ackerbauministeriums. 

Dieses  Ressort  war  seit  Anbeginn  bestimmt,  gelegentlich 
politischer  Systemwechsel  solche  in  der  Kombination  eines  neuen 
Kabinetts  schwer  entbehrliche  Persönlichkeiten  unterzubringen,  deren 
Entbehrlichkeit  für  sonstige  Verwaltungszweige  minder  fraglich  er- 
scheinen mochte.  Dergestalt  leiden  nicht  nur  die  unmittelbar  unter- 
stellten Interessen,  es  bilden  sich  auch  in  solchen  Zentralstellen  leicht 
mit  der  Zeit  sogen,  „allmächtige"  Sektionschefposten,  deren  un- 
verantwortliche Allmacht  der  Ohnmacht  des  verantwortlichen  Ministers 
in  „seinem"  Fache  bald  genug  sich  zu  orientieren,  ziemlich  korrelat 
angenommen  werden  darf.  Das  Ackerbauministerium  ist  ein  relativ 
noch  junges  Kessort.  In  den  ersten  Jahren  seines  Bestandes,  da 
weder  die  amerikanische  Konkurrenz,  noch  sonst  ernstere  Fragen 
den  österreichischen  Landwirt  sorgten,  mochte  man  wohl  nicht  allzu 
ängstlich  untersuchen,  ob  nicht  bukolische  Träumereien  oder  hervor- 
ragende sportliche  Qualifikation  auch  ausreichen,  um  sich  bei  unserer 
Landwirtschaft  „procul  negotiis"  fühlen  zu  können!  —  Der  Um- 
schwung ist  zu  rasch  gekommen  und  die  mitunter  recht  herbe  Kritik, 
die  auch  erst  ex  post  laut  wird,  schon  deshalb  unbillig. 

Liesse  sich  wirklich  pro  präterito  mit  Anschein  von  Berechtigung 
sagen,  dass  sich  in  unserem  Ackerbauministerium  ein  „feudaler  Hauch" 
von  einem  Kabinett  ins  andere  vererbt  oder,  wie  nach  altägyptischer 
Glaubensvorstellung,  trotz  Tod  und  Wiedergeburt  fortwandere,  so 
mttsste  nun  auch  um  so  gewisser  festgestellt  werden,  dass  diese 
Wanderung  in  den  alten  Bäumen  nicht  mehr  wahrgenommen  werden 
kann,  ja  der  feudale  Hauch  selbst  bei  den  Erben  der  alten  feudalen 
Jagdherrn  nicht  mehr  das  Verständnis  des  modernen  Wirtschafts- 
lebens trübt,  dafür  aber  in  ganz  andere  Kreise  recht  eigentlich  ein- 
gewandert ist. 

In  unserer  gegenwärtigen  Berichtsperiode  waren  es  namentlich 
zwei  legislatorische  Fragen,  welche  die  hier  angedeuteten  Cfesellschafts- 
schichten  aufrüttelten:  Reform  des  Jagdrechtes  und  Reform  der 
Produktenbörse. 

Jagdrecht. 

Die  dermalen  vollständig  in  die  Kompetenz  der  Länder  fallende 
Jagdgesetzgebung  stockt  seit  Jahren.  In  den  meisten  Ländern  gilt 
noch  das  Jagdpatent  vom  7.  März  184t*,  R.-B.-G.  154,  welches  zwar 
den  Grundsatz   anerkennt,  dass   das  Jagdrecht   ein  Ausfluss  des 
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Eigentumsrechtes  an  Grund  und  Boden  ist,  jedoch  die  „Ausübung 
des  Jagdrechtes4  und  insbesondere  der  Gemeindejagden  vielfach  be- 
schränkt und  in  Rücksicht  auf  Umfang  und  Ermittelung  des  durch 
Jagd-  und  Wildhege  den  Landwirten  erwachsenden  Schadens  ganz 
unzulängliche  Vorschriften  enthält.  Dem  gegenüber  erscheint  das 
höhmische  Jagdgesetz  vom  1.  Juni  1866,  R.-G.-B.  49,  alsein  wesentlich 
neues,  den  modernen  Anschauungen  über  die  Jagd  ziemlich  ent- 
sprechendes Gesetz.  Xatnrgemäss  strebten  die  einzelnen  Landtage 
ein  dem  böhmischen  Jagdgesetze  ähnliches  zu  schaffen,  stiessen  jedoch 
hierbei  auf  beharrlichen  Widerstand  in  „massgebenden  Kreisen*4. 
Derzeit  bildet  Böhmen  jagdrechtlich  ein  isoliertes  Gebiet;  Galizien, 
über  dessen  neues  Jagdgesetz  vom  5.  März  1897,  R.-G.-B.  71,  wir 
seinerzeit  berichteten,  steht  in  der  Mitte:  in  allen  übrigen  Ländern 
gilt  entweder  direkt  das  oben  zitierte  Jagdpatent  mit  diversen  Zu- 
sätzen und  Modifikationen  oder  ein  neues  Jagdgesetz,  das  aber  mü- 
der Form,  nicht  dem  Inhalt  nach  wirklich  neu  ist.  Wenn  auch  die 
Alpenländer  im  ganzen  genommen  gegenüber  Böhmen  oder  gar 
Galizien  nach  Bodenbeschaffenheit,  Bodenkultur  etc.  wirklich  sehr 
verschiedenen  Charakter  aufweisen,  so  deckt  sich  doch  die  politische 
Abgrenzung  weitaus  nicht  mit  den  allenfalls  nach  agriknlturellen 
Gesichtspunkten  plausiblen  Einteilungen.  Böhmen  hat  im  Norden, 
Westen  und  Süden  zusammenhängende  Hochwaldungen  so  ausgedehnt 
wie  Vorarlberg  oder  Salzburg,  und  die  Mehrzahl  der  Alpenländer 
enthalten  teils  dem  Weinbau  gewidmete  Landstriche,  teis  ausgedehnte 
Ebenen  mit  intensiv  landwirtschaftlichem  Betriebe.  So  wichtig  in 
den  eigentlichen  Hochwaldgebieten  die  Jagd  auch  vom  national- 
ökonomischen  Standpunkt  erscheinen  mag,  so  unleidlich  erweisen  sich 
die  Normen  des  1849  er  Jagd  patentes  für  die  Wahrung  der  Interessen 
der  Landwirtschaft,  ja  selbst  einer  rationellen  Forstwirtschaft  in 
kulturell  vorgeschrittenen  Gebieten. 

Im  niederösterreichischen  Landtage  kamen  nun  diese  Über- 
zeugungen zum  Durchbruch;  sogar  die  Vertreter  des  Grossgrund- 
besitzes stimmten  einem  auf  den  Prinzipien  des  böhmischen  Jagd- 
gesetzes aufgebauten  Entwürfe  zu.  Seitens  der  Liebhaber  des  Jagd- 
sportes (die  ja  mit  den  Berufsjägern  oder  Forstwirten  nicht  zusammen 
geworfen  werden  dürfen!)  wurde  angesichts  des  fast  einmütigen 
Votums  des  niederösterreichischen  Landtages,  während  die  Regierung 
noch  zögerte,  den  beschlossenen  Entwurf  zur  allerhöchsten  Sanktion 
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zu  empfehlen,  ein  r  österreichischer  Jagd  tag"  einberufen,  dessen  Be- 
schlüsse die  veralteten  Anschauungen  des  Jagdpatentes  noch  fiber- 
boten. Aber  die  einmal  in  Fluss  geratene  Bewegung  trug  nun  doch 
Früchte;  die  Notwendigkeit  der  Voranstellung  volkswirtschaftlicher 
Rücksichten  brach  sich  Bahn,  obwohl  oder  vielleicht  gerade  weil 
die  Jagdliebhaber  nachwiesen,  dass  ihnen  ein  Hase  10—15,  ein  Hirsch 
20— 30  mal  soviel  kostet,  als  deren  wahre  Werte  betragen.  Während 
wir  diese  Zeilen  schreiben,  ist  das  neue  niederösterreichische  Jagd- 
gesetz bereits  publiziert!  Die  eingehende  Besprechung  desselben 
müssen  wir  selbstverständlich  dem  Berichte  pro  1902  vorbehalten. 

Getreideterminhandel. 
Nicht  unähnlich  verlief  die  Bewegung,  welche  die  Abschaffung 
des  Terminhandels  auf  unseren  Frucht-  und  Mehlbörsen  bezweckte,  nur 
wurden  die  entscheidenden  Gefechte  diesfalls  im  Reichsrate  selbst 
geliefert. 

Schon  die  mit  unleugbarem  Geschick  durchgeführte  Enquete 
über  den  Getreidehandel  führte  eine  Klärung  der  Ansichten  herbei 
und  gab  Mittel  und  Wege  an,  um  dem  die  legitimen  Funktionen 
des  Güteraustausches,  die  Landwirte  wie  die  Konsumenten  schädigenden 
„  Papierweizengeschäft u  eine  Ende  zu  machen.1) 

Gleichwohl  stiessen  die  bezüglichen  Formulierungen  der  parla- 
mentarischen Referenten  auf  immer  neue  Bedenken  der  Regierungs- 
fachmänner. Erst  als  sich  herausstellte,  dass  angesichts  der  ein- 
mütigen Wünsche  aller  Parteien  ein  längeres  Widerstreben  geradewegs 
zu  einer  argen  Verschärfung  der  politischen  Lage  führen  wurde, 
traten  die  Referenten  des  Ackerbauministeriums  den  Rückzug  an. 

Angesichts  dieser  grundsätzlichen  Wandlungen  der  bisherigen 
Standpunkte  in  Kardinalfragen  des  Ressorts,  wodurch  dieses  Mini- 
sterium erst  unbedingt  als  ein  Ministerium  für  den  Ackerbau  sich 
zu  betätigen  beginnt,  sind  die  in  der  Berichtsperiode  gereiften  legis- 
latorischen Leistungen  von  geringem  Belange. 

Einzelnes. 

Der  veterinärpolizeilichen  Verfügungen  (darunter  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  2.  Mai  1899,  R.-G.-B.  81,  zur  Abwehr  der 

')  Auch  handelsrechtliche  Fragen  kamen  dabei  zur  Erörterung  und 
wurde  insbesondere  die  längst  angefochtene  Berechtigung  des  Kommissionärs, 
selbst  als  Kontrahent  einzutreten,  lebhaft  bekämpft. 
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Schweinepest,  der  §  14- Verordnung  vom  15.  September  1900,  R.-G.-B. 

154,  und  der  Ministerialverordnnng  vom  18.  September  1900,  R.-G.-B. 

155.  über  den  gleichen  Gegenstand)  wurde  schon  sub  II,  1  gedacht. 
Ähnliches,  die  Regelung  des  Viehverkehrs  mit  Ungarn,  haben  die 
im  Konnex  des  Ausgleiches  mit  Ungarn  erwähnten  Verordnungen  vom 
22.  September  1899,  R.-G.-B.  179,  und  vom  1.  Dezember  1900, 
R.-G.-B.  202,  zum  Gegenstande. 

Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  9.  Juli  1899,  R.-G.-B. 
ltK),  wurde  die  Dotation  des  Meliorationsfonds  pro  1899  fixiert. 
Durch  Ministerialverordnung  vom  26.  Juli  1899,  R.-G.-B.  143,  erlitt 
die  Pruttings  Vorschrift  für  den  forsttechnisehen  Staatsdienst  eine 
Änderung.  Mit  der  Ministerialverordnung  vom  9.  Oktober  1899, 
R.-G.-B.  198.  erhielten  die  Bergakademien  in  Leoben  und  Pribram 
ein  neues  Statut. 

No.  17  des  R.-G.-B.  von  1900  brachte  unterm  24.  Januar  ein 
neues  Statut  für  die  Verwaltung  der  griechisch  -  orientalischen 
Religionsfondsgüter  in  der  Bukowina,  wodurch  einer  Wiederholung 
von  Malversationen  im  grossen  Stile,  wie  solche  durch  einen  Monstre- 
prozess  vor  den  Wiener  Geschworenen  zur  Kenntnis  der  grossen 
Öffentlichkeit  gelangten,  vorgebeugt  werden  soll. 

Die  Verwendung  von  Hopfen -Surrogaten  beschäftigte  die 
Ministerien  des  Innern,  der  Justiz,  des  Handels  und  des  Ackerbaues 
in  der  von  selben  gemeinsam  erlassenen  Verordnung  vom  5.  April 
1900,  R.-G.-B.  78. 

Der  neuen  Regelung  der  Vermögensübertragungsgebühren  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  Sukzession  im  bäuerlichen  Besitz  haben 
wir  im  Verwaltungsbereich  des  Finanzministeriums  gedacht.  Eben- 
dort  hatten  wir  die  Verordnung  vom  25.  November  1901,  R.-G.-B.  19:3, 
über  Denaturierung  des  Branntweins  zu  erwähnen. 

Laut  Kundmachung  vom  31.  Oktober  1901,  R.-G.-B.  181,  wurde 
eine  landwirtschaftlich  -  bakteriologische  Pflanzenschutz -Station  in 
Wien  errichtet  und  deren  öffentliche  Benutzung  vorgesehen. 

Das  Gesetz  vom  27.  Juni  1901,  R.-G.-B.  81,  ändert  bezüglich 
der  beim  Kohlenbergbaue  in  der  Grube  beschäftigten  Arbeiter  den 
§  3  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1884,  R.-G.-B.  115,  über  die  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter  und  Frauenspersonen,  dann  über 
die  tägliche  Arbeitsdauer  und  die  Sonntagsruhe  im  Bergbaue;  die 
Schicht  wird  auf  höchstens  9  Stunden  limitiert.   Ausnahmen  für  schon 
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bestehende  Bergbauten  und  hochgelegene  Kohlenbergbauten  in  den 
Alpenländern  dahin,  dass  die  Schicht  äusserstens  12,  die  wirkliche 
Grubenarbeitszeit  nicht  über  10  Stunden  täglich  währe,  können  aus 
wichtigen  individuellen  Gründen  von  der  Berghauptmannschaft  im 
Einvernehmen  mit  der  politischen  Landesstelle  in  2.  Instanz  ein- 
verständlich von  den  Ministerien  des  Innern  und  des  Ackerbaues 
bewilligt  werden.  Diese  Novelle  tritt  ein  Jahr  nach  der  Kund- 
machung, also  erst  am  1.  Juli  li>02  in  Kraft. 

6.  Verwaltungsbereich  des  Landesverteidigungsministeriums. 

Da  das  Heer  und  die  Marine  gemeinsame  Angelegenheiten  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  sind  und  dem  gemeinsamen  Yer- 
tretungskörper  gegenüber  durch  den  gemeinsamen  Kriegsminister 
repräsentiert  werden,  der  gegenwärtige  Bericht  aber  formell  nur 
mit  der  österreichischen  Gesetzgebung  sich  zu  befassen  hat,  ohne 
dass  ein  Referat  über  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  bestünde,  so  wiederholt  sich  hier 
dieselbe  Anomalie  wie  im  Eingang  des  Gesamtberichtes,  im  Teil- 
bericht über  die  Finanzen  etc.  —  Wir  müssen  notgedrungen,  wenn 
anders  die  relativ  wichtigeren  Dinge  nicht  gänzlich  übergangen  werden 
sollen,  bei  der  Landesverteidigung  zunächst  der  Keichsverteidigung 
gedenken ! 

Nach  genug  langem  Schwanken  ist  glücklicherweise  in  unserem 
Heereswesen  eine  gewisse  Stabilität  bemerkbar,  welche  freilich  nicht 
hindert,  dass  die  neuen  Erfindungen  in  der  Zerstörungskunst  uns 
oft  genug  ausserordentliche  Erfordernisse  für  Neubewaffnung.  Etats- 
vergrösserung  etc.  eintragen.  Dank  der  Schwerfälligkeit  und  Ge- 
fährlichkeit jedes  Rütteins  an  der  so  mühsam  gewonnenen  und  er- 
haltenen dualistischen  Konstitution  der  Monarchie  wird  an  den  ge- 
setzlichen Grundlagen  der  Wehrverfassung  nicht  ohne  Not  geändert. 
Die  Berichtsperiode  brachte  keine  derartige  Änderung.  Leider  ist 
auch  die  so  lange  schon  immer  wieder  begelirte  und  seit  Jahren 
versprochene  neue  Militär-Strafprozessordnung  noch  immer  nicht  vor- 
gelegt worden. 

Nur  soweit  die  Verordnungsgewalt  reicht,  ist  einiger  Neuerungen 
zu  gedenken,  die  indes  für  Nichtmilitärs  weniger  belangreich  und 
zumindest  für  den  Juristen  nicht  von  Interesse  sind. 
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Wir  können  uns  also  hier  mit  einer  blossen  chronologischen 
Aufzählung  begnügen,  welche  ausnahmslos  blosse  Verordnungen 
registriert,  als: 

vom  1.  Februar  1899,  R.-G.-B.  27:  Abänderungen  der  Wehr- 
vorschriften, I.  und  III.  Teil; 

vom  2.  September  1899,  R.-G.-B.  195:  Abänderungen  der 
Wehrvorschriften,  II.  und  III.  Teil; 

vom  26.  Juni  1900,  R.-G.-B.  10Ü:  Berichtigung  der  Land- 
sturm-Meldevorschriften ; 

vom  18.  Oktober  1900,  R.-G.-B.  179:  Einstellung  der  Kontroll- 
versaminlungen  an  Sonn-  und  Feiertagen; 

vom  14.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  214:  Einreibung"  der  Ge- 
meinden in  10  Klassen  für  die  Zinstarife  im  Sinne  des  Ein- 
quartierungsgesetzes vom  11.  Juni  1879,  R.-G.-B.  93,  bis 
Ende  1910. 

7.  Autonome  Verwaltung  der  Länder  (Bezirke  und  Gemeinden). ') 

Aus  schon  eingangs  angeführten  Gründen  in  dieser  Teilgruppe 
von  der  bisher  eingehaltenen  Systematik  abweichend  ordnen  wir 
unseren  Bericht  hier  nach  Kronläudern,  beginnend  mit  den  Sudeten- 
und  Karpathenländern,  reihen  daran  die  Alpenlander  und  schliessen 
mit  den  Küstenländern. 

Nicht  nur  bietet  sich  damit  Gelegenheit,  ein  anschaulicheres 
Bild  zu  gestalten,  wir  können  auch  sehr  viele  Details  ersparen. 

Gewisse  Materien,  die  in  jedem  Kronlaude  sich  wiederholen, 
wie  z.  B.  die  auf  das  Landesbudget  beznghabenden  Publikationen, 
lassen  wir  ganz  weg,  die  anderenorts  schon  erwähnten  Landesgesetze 
und  -Verordnungen  werden  ein-  oder  zweimal  erwähnt,  zahlreiche 
überall  wiederkehrende  Beschlüsse,  Bewilligung  von  Kommunal- 
abgaben,  höheren  Gemeindeumlagen,  Wildbachverbannngen  u.  a.  m. 
werden  nur  exempli  gratia  notiert,  wo  nicht  wichtigere  Gegenstände 
uns  beschäftigen,  so  dass  wir  mit  den  letztfolgenden  Berichten  uns 

')  Das  Material  für  nachfolgende  Teilberichte  wurde  mit  wenig 
Ausnahmen  von  den  hohen  Landesausschüssen  der  einzelnen  Königreiche 
und  Länder,  bezw.  gemäß  Auftrag  der  Herren  Landmarschälle  und  Laudes- 
hauptmänner oder  der  löblichen  Sekretariate  auf  unser  Ersuchen  einge- 
sendet, zum  Teil  samt  Verzeichnis  der  wichtigeren  Publikationen  oder 
unter  Hervorhebung  solcher  durch  Rotstift  etc.  —  Es  sei  dem  Hauptreferenten 
gestattet,  hierfür  an  dieser  Stelle  den  wärmsten  Dank  auszusprechen! 
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schon  auf  ganz  wenige  bemerkenswerte  oder  in  den  früher  an- 
gereihten Berichten  fehlende  Gegenstände  beschränken  können. 

Die  geneigten  Leser  wollen  daher  die  Masse  gleichartigen 
Stoffes  besonders  in  den  später  folgenden  Teilberichten  hinzudenken, 
was  immerhin  weniger  ermüdend  wirken  dürfte  als  die  Zumutung, 
sich  über  ein  dntzendmal  durch  eine  Unmasse  von  Zitationen  ganz 
gleichartiger  Gesetze  und  Verordnungen  durchzuarbeiten. 

Böhmen. 

1899. 

Der  Aufhebung  der  Sprachen  Verordnung  und  der  Verfügungen 
in  Hinsicht  auf  die  Wahlordnungen  einzelner  Handelskammern  haben 
wir  schon  unter  I.  gedacht.  Wir  lieben  in  fast  freier  Folge 
hervor  aus  den  102  Nummern  des  böhmischen  Landesgesetzblattes 
pro  1899:  die  Verordnung  No.  44,  Abänderung  der  Namen  für  Be- 
förderung gefährlicher  Stoffe  auf  der  Elbe  ausser  den  Sprengstoffen, 
die  neue  Eichordnung  für  die  Binnenschiffahrt  auf  der  Elbe  No.  57, 
eine  Abänderung  der  böhmischen  Gemeindeordnung  No.  48,  desgl. 
des  Träger  Gemeindestatuts  No.  48,  Regelung  der  Sonntagsruhe  für 
die  Gemeinden  der  Präger  Polizeirayons  No.  10. 

Das  Volksschnlwesen  betreffende  Gesetze  vom  3.  September 
1899:  No.  59  (Änderung  des  Landesgesetzes,  betr.  Errichtung.  Er- 
haltung und  Besuch  der  öffentlichen  Volksschulen),  desgl.  No.  60, 
betr.  die  Stellvertretung  von  definitiven  und  provisorischen  Lehr- 
kräften, desgl.  No.  61,  über  den  Schulbeitrag  von  Immobilien  in 
Böhmen,  welche  zu  einer  ausserhalb  Böhmen  abgehandelten  Ver- 
lassenschaft gehören,  desgl.  No.  67,  Ergänzung  der  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  des  Lehrerstandes,  und  vom  2.  November  1899: 
No.  87,  ähnliche  Materien  betreffend. 

1900. 

Von  den  83  im  Jahrgang  1900  des  böhmischen  Landesgesetzblattes 
publizierten  Nummern  registrieren  wir  nur  das  Landesgesetz  vom 
30.  Dezember  1900,  No.  83,  womit  die  Erhebung  von  Verzugszinsen 
von  den  im  vorgeschriebenen  Termine  nicht  eingezahlten  Landes- 
nmlagen  angeordnet  wird. 

1901. 

Unter  den  106  Publikationen  des  böhmischen  Landesgesetz- 
blattes vom  Jahre  1901  seien  bemerkt  :  die  Gesetze  vom  22.  Februar 
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1901,  No.  11,  vom  Ii*,  und  vom  20.  August  1901,  Xo.  62  und  63, 
betr.  territoriale  Korrektur  der  Landtagswahlordnung,  Bestimmung 
der  Gruppenwahlorte  für  die  unmittelbaren  Wahlen  in  den  Reichs- 
rat aus  der  Kurie  der  Landgemeinden  und  der  allgemeinen  Wähler- 
klassen (wie  in  Niederösterreich);  das  Gesetz  vom  4.  März  1901, 
No.  12,  womit  der  §  37  der  böhmischen  Gemeindeordnung  abgeändert 
wird;  das  Gesetz  vom  10.  März  1901,  No.  16,  womit  der  Stadt 
Reichenberg  die  Bewilligung  zur  Aufnahme  eines  Anlehens  von 
9752000  K  erteilt  wird. 

In  Ergänzung  dieser  Liste  von  wichtigeren  Resultaten  legis- 
lativer Landesarbeit,  welche,  auch  abgesehen  davon,  dass  Verfügungen 
zunächst  örtlichen  Charakters  a  priori  ausgeschieden  wurden,  leicht 
auf  einen  weit  grösseren  Umfang  zu  bringen  wäre,  sei  auf  die 
politischen  Kämpfe  hingewiesen,  deren  Schilderung  an  sich  nicht 
Gegenstand  unserer  Berichterstattung  ist,  welche  aber  im  böhmischen 
Landtage  fast  ebenso  sehr  wie  im  Wiener  Reichsrate  in  den  Vorder- 
grund traten.  Zu  Änderungen  der  Landes-  oder  Landtagswahl- 
ordnung,  welche  das  dynamische  Verhältnis  zwischen  den  beiden  in 
Böhmen  hausenden  Völkern  wesentlich  beeinflussen  könnten,  ist  es 
nicht  gekommen;  bezügliche  Verhandlungen  und  Kompromisspläne 
namentlich  in  bezng  auf  die  Vertretung  des  Grossgrundbesitzes  haben 
aber  wiederholt  den  böhmischen  Landtag  lebhaft  beschäftigt.  — 
Böhmen  wird  in  seiner  Bedeutung  für  den  Staat  kaum  durch  Nieder- 
österreich, das  Stammland  der  Monarchie,  überragt. 

Mähren. 

(Nach  einer  durch  gütige  Vermittlung  dos  hohen  Landesausschusses  der 
Markgrafschaft  Mähren  uns  zugekommenen  Zusammenstellung.) 

1899. 

Gesetz  vom  2.  April  1899,  L.-G.-B.  35,  womit  in  Ergänzung 
des  §  46  des  mährischen  Jagdgesetzes  die  Wildschonzeiten  in  den 
mährischen  Enklavgemeinden  in  Schlesien  geregelt  werden. 

Gesetz  vom  27.  Juni  1899,  L.-G.-B.  68,  betreffend  die  Ein- 
führung eines  Schulbeitrages  vom  äquivalentpflichtigen  Vermögen. 

Gesetz  vom  5.  Juli  1899,  L.-G.-B.  55,  womit  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes,  betreffend  das  Diensteinkommen  des  Lehrpersonales  an 
Volks-  und  Bürgerschulen,  teilweise  abgeändert  werden,  und  womit 
das  Gesetz,  betreffend  die  Gewährung  von  Aktivitätszulagen,  auf- 
gehoben wird. 
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Gesetz  vom  5.  Juli  1899,  L.-G.-B.  56,  womit  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  über  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrer- 
standes an  den  öffentlichen  Volksschulen  der  Markgrafschaft  Mahren 
teilweise  abgeändert  werden. 

Gesetz  vom  1.  August  1899,  L.-G.-B.  62,  womit  das  Gesetz, 
betreffend  die  Regelung  der  Personal-  und  Dienstverhältnisse  der 
der  bewaffneten  Macht  angehörigen  Lehrpersonen  an  einer  öffentlichen 
allgemeinen  Volks-  oder  an  einer  öffentlichen  Bürgerschule,  mit  bezug 
auf  deren  Verpflichtung  zur  aktiven  Militär-  oder  Landsturm-Dienst- 
leistung, abgeändert  bezw.  ergänzt  wird. 

Gesetz  vom  4.  September  1899,  L.-G.-B.  78,  womit  die  25, 
26,  38,  47,  49,  53,  57,  79  und  95  des  Gemeindestatntes  für  die 
königliche  Stadt  Ung.  Hradisch  abgeändert  werden. 

Gesetz  vom  4.  September  1899,  L.-G.-B.  76,  betreffend  die 
Erhebung  von  Radfahrgebühren  für  Gemeindezwecke  — 
eine  nachahmenswerte  Massregel!  — 

Gesetz  vom  5.  Juli  1899,  L.-G.-B.  54,  betreffend  die  Er- 
hebung von  Gemeindeabgaben  von  Bier,  Wein  und  gebrannten  geistigen 
Flüssigkeiten  für  die  Landeshauptstadt  Brünn. 

Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  vom  26.  August  1899. 
L.-G.-B.  67,  betreffend  die  allerhöchst  genehmigte  Erhebung  von 
besonderen  Gebühren  und  Abgaben  in  mehreren  Gemeinden  Mährens. 

Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  vom  18.  April  1899,  L.-G.-B. 

31,  mit  welcher  der  §  60  Absatz  2  des  mährischen  Jagdgesetzes 
ergänzt  wird. 

Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  vom  18.  April  1899,  L.-G.-B. 

32,  womit  der  Art.  VII  der  Statthalterei Verordnung  betreffend  die 
ergänzenden  Bestimmungen  zum  Fischereigesetze  ergänzt  wird. 

Kundmachung  des  k.  k.  Statthalters  vom  21.  Dezember  1899, 
L.-G.-B.  89,  betreffend  die  Regelung  der  Sonntagsruhe  im  Bäcker- 
gewerbe und  in  den  Handelsgewerben  am  24.  und  31.  Dezember  1899. 

1900. 

Verordnung  des  Landesausschusses  vom  19.  Dezember  1899. 
L.-G.-B.  1  ex  1900,  betreffend  die  Einführung  der  Kronen  Währung 
als  ausschliessliche  Landeswährung. 

Gesetz  vom  24.  Juli  1900,  L.-G.-B.  60,  womit  die  §§  16,  17  und 
23  des  Landesgesetzes  betreffend  die  Realschulen  abgeändert  werden. 
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Gesetz  vom  8.  August  1900,  L.-G.-B.  62,  betreffend  die  Beitrags- 
leistung des  Landes  Mähren  und  des  staatlichen  Meliorationsfonds 
zu  den  Mehrkosten  der  Hannaregulierung. 

Gesetz  vom  12.  August  1900,  L.-G.-B.  63,  betreffend  die  Re- 
guliernng  des  Mostenkaflusses. 

Kundmachungen  des  k.  k.  Statthalters: 

a)  vom  19.  Mai  1900.  L.-G.-B.  40,  betreffend  die  Regelung  der 
Sonntagsruhe  beim  Handelsgewerbe  im  Bereiche  der  Landes- 
hauptstadt Brünn; 

b)  vom  29.  Juni  1900.  L.-G.-B.  48,  betreffend  die  Regelung  der 
Sonntagsruhe  bei  dem  Gewerbe  der  Friseure,  Raseure  und 
Perückenmacher  im  Bereiche  der  Landeshauptstadt  Brünn; 

c)  vom  3.  Juli  1900,  L.-G.-B.  50,  betreffend  die  Regelung  der 
Sonntagsruhe  beim  Handelsgewerbe  im  Gebiete  der  königlichen 
Hauptstadt  Olmütz: 

d)  vom  12.  Dezember  1900,  L.-G.-B.  93,  betreffend  die  Regelung 
der  Sonntagsruhe  im  Handels-  und  Bäckergewerbe  am  23.  und 
30.  Dezember  1900: 

e)  vom  27.  Oktober  1900,  L.-G.-B.  85,  betreffend  die  Regelung 
der  Sonntagsruhe  bei  dem  Gewerbe  der  Friseure  und  Raseure 
im  Bereiche  der  königlichen  Hauptstadt  Olmütz. 

Gesetz  vom  30.  August  1900,  L.-G.-B.  66,  zur  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  der  Lehrerinnen  der  weiblichen  Handarbeiten  an 
den  öffentlichen  Volksschulen. 

Gesetz  vom  15.  September  1899,  L.-G.-B.  51  ex  1900,  womit 
der  Stadtgemeinde  M.  Ostrau  die  Bewilligung  zur  Erhebung  einer 
städtischen  Besoldungssteuer  erteilt  wird. 

1901. 

Gesetz  vom  30.  April  1901,  L.-G.-B.  59,  womit  einige  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  betreffend  das  Diensteinkommen  des  Lehr- 
personales an  Volks-  und  Bürgerschulen  abgeändert  werden. 

Gesetze  betreffend  die  Entwässerung  von  Grundstücken  in 
mehreren  Gemeinden. 

Kundmachung  des  k.  k.  Statthalters  vom  5.  November  1901, 
L.-G.-B.  61,  mit  welcher  Anordnungen  gegen  Tierquälerei  verlaut- 
bart  werden. 
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Kundmachung  des  k.  k.  Statthalters  vom  7.  Dezember  1901, 
L.-G.-B.  G6,  betreffend  die  allerhöchst  genehmigte  Erhebung  von 
besonderen  Gebühren  und  Abgaben  in  mehreren  Gemeinden  Mährens. 

Schlesien. 

•  Ein  vom  hochlöblichen  Landessekretariat  des  Herzogtums  uns  irütigst 
übermitteltes  chronologisches  Verzeichnis  der  in  den  Jahren  1899 
bis  1901  erlassenen  wichtigeren  schlesischen  Landesgesetze.) 

1899. 

Gesetz  vom  22.  September  1899,  L.-G.-  u.  V.-B.  59,  betreffend 
die  Ergäuzung  und  teilweise  Abänderung  der  Dienst- 
botenordnung  vom  25.  März  1867,  L.-G.-  u.  V.-B.  12. 

1900. 

Gesetz  vom  24.  Juli  1900,  L.-G.-  u.  V.-B.  30,  womit  die  §§  16 
und  17  des  Landesgesetzes  vom  15.  Februar  1870,  L.-G.-  u.  V.-B.  12, 
betreffend  die  Realschulen,  abgeändert  werden. 

Gesetz  vom  8.  September  1900,  L.-G.-  u.  V.-B.  41,  mit  welchem 
der  £  2  des  Gesetzes  vom  5.  April  1885,  L.-G.-  u.  V.-B.  18,  ab- 
geändert, die  6,  7,  10  und  11  desselben  Gesetzes,  dann  das  Gesetz 
vom  15.  Juni  1889,  L.-G.-  u.  V.-B.  38,  aufgehoben  werden. 

Gesetz  vom  23.  September  1900,  L.-G.-  u.  V.-B.  44,  betreffend 
die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  3.  September  1895,  L.-G.-  u.  V.-B. 
58,  über  die  Regulierung  des  Weichselflnsses. 

Gesetz  vom  22.  September  1900  u.  a.  m.  über  Flnss-  und 
Bachregulierungen. 

1901. 

Gesetz  vom  0.  November  1901,  L.-G.-  u.  V.-B.  41,  betreffend 
die  Errichtung,  den  Besuch  und  die  Erhaltung  der  öffent- 
lichen Volksschulen. 

Gesetz  vom  0.  November  1901,  L.-G.-  n.  V.-B.  42,  zur 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrerstandes  an 
den  öffentlichen  Volksschulen  des  Herzogtums  Ober-  und 
Nieder-Schlesien. 

Gesetz  vom  15.  November  1901,  L.-G.-  u.  V.-B.  47,  betreffend 
die  Regelung  der  Zuchtstierhaltung. 

Gesetz  vom  2.  November  1901,  L.-G.-  u.  V.-B.  51,  betreffend 
die  Ausübung  der  Jagd  in  Schlesien  auf  Grund  von  für  Mähren  aus- 
gestellten Jagdkarten. 
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Galizien. 

(LandesgeBetzgebung  in  den  Jahren  1899—1901.   Referent:  Dr.  Sigmund 

Gargas,  Lemberg.) 

Gesetz  vom  7.  Juni  1899,  betreifend  die  Einführung  und  Ein- 
hebung von  Mautgebühren  an  den  in  die  Verwaltung  des  Landes- 
ansschusses  übernommenen  Bezirksstrassen  und  Gemeindestrassen 
I.  Klasse. 

Das  Gesetz  verringert  Naturalabgaben,  die  vorher  in  ziemlich 
grossem  Mafse  bestanden. 

Gesetz  vom  22.  Juni  1899,  betreffend  die  Entlohnung  des 
Religionsunterrichtes  an  den  öffentlichen  Volksschulen. 

Gesetz  vom  26.  Juni  1899,  betreffend  die  Bezirksschulbehörden 
in  Galizien  und  Krakau. 

Gesetz  vom  4.  Juli  1899  über  die  Erhebung  der  Landes- 
verbandsauflagen. 

Gesetz  vom  6.  Juli  1899,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  des 
Lehrerstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen.  * 

Abänderung  einiger  Bestimmungen. 

Gesetz  vom  5.  Dezember  1899,  betreffend  die  Zusammenlegung 
landwirtschaftlicher  Grundstücke. 

Nach  dem  Muster  des  niederösterreichischen  Landesgesetzes, 
fcisher  nicht  durchgeführt;  auch  ist  überhaupt  das  praktische  Ins- 
lebentreten  des  Gesetzes  in  grösserem  Mafsstabe  schwerlich  zu  er- 
warten, da  die  Zerstückelung  des  Kleingrundbesitzes,  im  Gegensatze 
zu  dem  Zustande  vor  50  Jahren  etwa,  gegenwärtig  sehr  vor- 
geschritten ist. 

Damit  im  Znsammenhange  steht: 

Gesetz  vom  9.  Dezember  1899,  betreffend  die  Zusammensetzung 
der  Landeskommission  für  die  Angelegenheiten  der  Bereinigung  des 
Waldlandes  von  fremden  Enklaven  und  der  Arrondiemng  der  Wald- 
grenzen, und 

Gesetz  vom  9.  Dezember  1899,  betreffend  die  Teilung  gemein- 
schaftlicher Grundstücke  und  die  Regulierung  der  hierauf  bezüglichen 
gemeinschaftlichen  Benutznngs-  und  Verwaltungsrechte. 

Das  Gesetz  war  unumgänglich,  weil  auf  den  gemeinschaftlichen 
Grundstücken  Misswirtschaft  getrieben  wird  und  die  Grundstücke 
im  Resultate  überhaupt  den  Gemeindemitgliedern  keinen  Nutzen 
gewähren. 
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Gesetz  vom  5.  März  1900,  mit  welchem  §  3  der  Landesordnnng 
vom  26.  Februar  1861  abgeändert  wird. 

Einführung  der  Virilstimmen  für  den  Präses  der  Akademie 
der  Wissenschaften  in  Krakau  und  den  Rektor  der  polytechnischen 
Hochschule  in  Lemberg. 

Gesetz  vom  18.  März  1000,  mit  welchem  die  §§  2,  3,  4\ 
47  und  49  der  Landtagswahlordnnng  vom  26.  Februar  1861  ab- 
geändert werden. 

Vermehrung  der  Landtagsabgeordneten  der  Städte. 

Gesetz  vom  18.  Juli  1901,  mit  welchem  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  4.  Juli  1899,  L.-G.-B.  93,  über  die  Erhebung  der 
Landesverbrauchsauflagen,  insoweit  sich  dieselben  auf  die  Erhebung 
von  Gebrauchsauflagen  auf  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  beziehen, 
ausser  Kraft  gesetzt  werden. 

Gesetz  vom  18.  September  1901,  betreffend  die  im  Sinne  des 
§  5  Absatz  1  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1901,  R.-G.-B.  66,  aus- 
zuführenden  Flnssregulierungsbauten. 

Bukowina. 

Durch  besondere  Gesetze  erfolgt  im  Herzogtum  Bukowina  die 
Einreihung  von  Strassen  in  die  Kategorie  der  Bezirksstrassen  und  die 
Bemautung.   Das  L.-G.-B.  ex  1899  enthält  mehrere  solcher  Gesetze. 

Mit  Gesetz  vom  30.  Juli  1900,  L.-G.-B.  28,  wird  die  Errichtung 
von  Bezirksgenossenschaften  der  Landwirte  und  eiues  Landeskultur- 
rates mit  dem  Sitze  in  Czernowitz  verfügt,  dessen  Statut  dem  der 
übrigen  Landeskulturräte  und  den  besonderen  Verhältnissen  in  der 
Bukowina  angepasst  erscheint. 

Mit  Gesetz  vom  21.  November  1900,  L.-G.-B.  1  ex  1901,  wird 
die  Befreiung  von  allen  öffentlichen  Abgaben,  mit  Ausnahme  der 
staatlichen,  für  die  bis  Ende  1901  zur  Errichtung  gelangenden  nach- 
stehenden Gewerbeanlagen  für  die  Dauer  von  15  Jahren  zugesichert. 

1.  Gewerbeanlagen  für  bisher  in  der  Bukowina  nicht  betriebene 
Industriezweige,  als:  Kalisalzerzeugung,  Erzeugung  von  Alaun, 
englischer  Schwefelsäure,  Salpetersäure,  Blechartikel,  glasierten 
Steingntröhrcn  und  Geschirren,  Betörten,  Spiegelglas.  Fayence  und 
Majolika,  Teerprodukten,  chemischen  Holzprodukten,  künstlichem 
Dünger,  Kupferblech,  emailliertem  Eisenge.schirr,  diversen  Eisen- 
waren. Zellulose.  Flachs-,  Hanf-  und  Juteindustrie,  Riemen,  Rüben- 
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zucker,  Wachsleinwand,  Zerealienprodukte,  Stearinprodukte,  Kaffee- 
surrogate, Konserven. 

2.  Gewerbeanlagen,  welche  zwar  bereits  im  Lande  betriebenen 
Indnstrieprodukten  angehören,  wenn  sie  den  Anforderungen  neuerer 
Technik  entsprechend  eingerichtet,  auf  Verarbeitung  von  Rohprodukten 
in  grösseren  Mengen  berechnet  sind  und  eine  bedeutende  Anzahl 
Arbeiter  beschäftigen. 

Durch  Gesetz  vom  27.  April  1901,  L.-G.-B.  15,  wird  eine 
öffentliche  allgemeine  Landesirrenanstalt  in  Czernowitz  errichtet. 

Mit  Gesetz  vom  14.  Oktober  1901,  L.-G.-B.  32,  wird  der 
Landesausschuss  ermächtigt,  den  darum  einschreitenden  Gemeinden 
Totenbeschaugebühren  auf  dem  Lande  mit  höchstens  1,  in  den  Städten 
mit  höchstens  4  K  zu  bewilligen. 

Niederösterreich. 

Absehend  von  den  die  Landesbudgets  betreffenden  und  von 
den  nur  die  Interessen  einzelner  Orte  berührenden  Normen,  haben 
wir  aus  dem  Stammlande  der  Monarchie  zunächst  zu  erwähnen  die 
Statthalterei- Verordnung  vom  14.  September  1900,  L.-G.-B.  56,  womit 
die  Gruppen  wahlorte  für  die  direkten  Wahlen  in  den  Wähler- 
klassen für  Landgemeinden  und  des  allgemeinen  Wahlrechtes  deklariert 
werden.  Mit  Staatsgrundgesetznovelle  vom  14.  Juni  1896,  R.-G.-B.  168, 
wurde  eine  5.  Klasse  (Kurie)  der  Wähler  für  das  Abgeordnetenhaus 
des  Reichsrates  eingeführt,  in  welcher  alle  grossjährigen  öster- 
reichischen Staatsbürger  ohne  Unterschied  zusammen  72  Reichsrats- 
abgeordnete wählen.    Gemäss  Art.  II  eben  dieses  Reichs  Verfassungs- 
gesetzes sind  in  jenen  Ländern,  in  welchen  inhaltlich  der  Landes- 
verfassungen die  Landtagsabgeordneten  in  den  Wählerklassen  der 
Landgemeinden  unmittelbar  (ohne  Zwischenstufe  der  Wahlmänner) 
zu  wählen  sind,  auch  die  Reichsratsabgeordneten  unmittelbar  zu 
wählen,  Und  bildet  in  dieser  Wählerklasse  jeder  Ort  einen  Wahlort, 
welcher  durch  die  Landesverfassung  für  die  Landtagswahlen  überhaupt 
als  Wahlort  gilt.    Zufolge  der  diesbezüglichen  Bestimmungen  der 
niederösterreichischen  (sowie  auch  der  böhmischen,  der  krainischen  etc.) 
Landtagswahlordnung  ist  hiernach  für  die  diesländischen  Reichsrats- 
wahlen sowohl  in  den  Wählerklassen  der  Landgemeinden  wie  in  den 
ausschliesslich  aus  Gerichtsbezirken  gebildeten  Wahlbezirken  der 

allgemeinen  Wählerklasse  jede  dieser   Wählerklasse  angehörende 
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Ortsgemeinde  mit  mehr  als  250  Einwohnern  selbständiger  Wahlert . 
Kleinere  Ortsgenieinden  hingegen  werden  zusammengelegt  mit  den 
nächstgelegenen  Gemeinden  in  den  durch  Statthalterei- Verordnung 
vom  1.  Oktober  189<i,  L.-G.-B.  70,  festgesetzten  Gruppen wahlorteu. 
Mit  Rücksicht  auf  die  inzwischen  eingetretenen  Änderungen  (neue 
politische  Bezirke,  geänderte  Gerichtsbezirke)  wird  diese  Ortseinteilung 
mit  entsprechenden  Änderungen  repnbliziert. 

Unterm  9.  Januar  1899  wurden  Abänderungen  in  der  Sonntags- 
ruhe für  einige  Gewerbebetriebe  publiziert. 

Das  Gesetz  vom  7.  November  1901  regelt  die  Versorgnngs- 
genüsse  der  Lehrer  und  ihrer  Hinterbliebenen.  Die  Lehrer  sind 
indes  in  Niederösterreich  noch  immer  nicht  so  günstig  situiert  wie 
z.  B.  in  Mähren,  oder  doch  in  manchen  Beziehungen  minder  gut 
bedacht  als  in  anderen  Kronländern. 

Eifrig  sorgt  Niederösterreich  für  die  Ausgestaltung  des  Landes- 
versicherungswesens. Ausser  der  Lebens-  und  Rentenversicherung 
wird  die  Feuer-  und  Hagelversicherung  (neu  errichtet  zufolge  Land- 
tagsbeschluss  vom  4.  Juni  1899,  L.-G.-B.  21)  von  Landes  wegen  be- 
trieben. Die  Viehversicherung  wurde  durch  Landtagsbeschluss  vom 
28.  April  1908  auf  die  Versicherung  von  Pferden  ausgedehnt  (L.- 
G.-B.  57)  und  eine  Niederösterreichische  Landes-Unfall-  und  Haft- 
pflichtversicherung mit  Beschluss  vom  2.  Mai  1900,  L.-G.-B.  50,  neu 
geschaffen.  So  ziemlich  das  ganze  Versicherungswesen  umfassen 
die  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  gegründeten  vier  Landes- 
Versicherungsanstalten. 

Eine  erspriessliche  Tätigkeit  entwickelt  auch  die  niederöster- 
reichische Landes-Hypothekenbank.  Nachdem  das  schon  anderen  Orts 
besprochene  Projekt,  die"  kumulativen  Waisenkassen  zu  annektieren, 
endgültig  misslungen  ist,  dürfte  eine  volkswirtschaftlich  richtige 
Eingliederung  dieser  ursprünglich  bloss  als  Konkurrenzinstitut  ge- 
dachten Anstalt  im  Sinne  eines  gedeihlichen  Zusammenwirkens  mil- 
den Kaiffeisenkassen  einerseits  und  den  kumulativen  Waisenämtern 
und  Sparkassen  andrerseits  und  die  Beschränkung  des  Konkurrenz- 
kampfes auf  den  Kampf  mit  den  gewinnanstrebenden  Hypothekar- 
kreditgeschäften  der  Banken  sich  herausgestalten. 

Hoffentlich  wird  das  Justizministerium  endlich  auch  seinerseits 
die  längst  erwartete  weitere  Ausgestaltung  der  kumulativen  Waisen- 
ämter durch  Vereinfachung  des  Verfahrens,  Sicherung  eines  Vor- 
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zugsrechtes  für  kleine  Darlehen  und  Herstellung:  eines  organischen 
Verbandes  nach  Obergerichtssprengeln  mit  Zuhilfenahme  der  Post- 
sparkasse etc.  nicht  länger  verzögern. 

Auch  die  I^andeseisenbahn  macht  Fortsehritte.  Alle  diese  der 
jüngsten  Zeit  angehörigen  wirtschaftspolitischen  Unternehmungen  des 
Landes  Niederösterreich  erscheinen  um  so  wichtiger,  als  sie  grossen- 
teils  für  die  übrigen  Alpenländer  vorbildlich  wirken. 

Des  Zustandekommens  eines  neuen  Jagdgesetzes  haben  wir 
unter  II.  5  schon  ausführlich  gedacht. 

Mit  Kundmachung  v  om  17.  Oktober  1899  wurde  ein  Statut 
für  die  Arbeiterunfallversicherungsanstalt  in  Wien  publiziert, 

Unterm  14.  September  1899  erfolgte  die  Einteilung  des  Landes 
in  Forstaufsichtsbezirkc.  Über  die  Betätigung  dieser  Organe  und 
die  teuren  Bewirtschaftungspläne  sprechen  wir  vielleicht  im  nächsten 
Berichte  ausführlicher. 

Ein  besonderes  Gesetz  vom  14.  Oktober  1901  befasst  sich  mit 
dem  Schutze  des  auf  unseren  viel  begangenen  Bergen  schon  sehr 
selten  gewordenen  Edelweiss  (Gnaphalium  leontopodium). 

Eine  im  Jahre  1899  erlassene  Novelle  zum  Tierseuchengesetz 
wurde  mit  Gesetz  vom  7.  November  1900  wieder  aufgehoben. 

Durch  Gesetz  vom  29.  August  1901  wurde  (wie  auch  in 
anderen  Kronländern)  die  Verwendung  der  durch  Reichsgesetz  über- 
wiesenen Anteile  an  den  Reservefondszinseu  der  kumulativen  Waisen- 
ämter innerhalb  des  Rahmens  dieses  schon  besprochenen  Reichs- 
gesetzes genauer  bestimmt. 

Mit  Gesetz  vom  22.  September  1899  wurde  der  Stadt  Wien 
die  Aufnahme  einer  neuen  Anleihe  im  Betrage  von  30  Millionen 
Gulden  bewilligt, 

Neue  Wiener  Gemeinde-Ordnung. 
Mit  Gesetz  vom  24.  März  1900,  L.-G.-B.  17,  wurden  ein  neues 
Gemeindestatut  und  eine  neue  Gemeindewahlordnnng  für  die 
k.  k.  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  erlassen.  Inhaltlich  des 
neuen  Statuts  bleiben  die  mit  Gesetz  vom  19.  Dezember  1890,  L.- 
G.-B.  45,  festgestellten  neuen  Grenzen  unverändert,  doch  wächst 
durch  Teilung  des  2.  Bezirkes,  Leopoldstadt,  ein  neuer  20.  Bezirk 
„Brigittenau"  zu  (§  2).  Die  Gemeinde  untersteht  unmittelbar  dem 
niederösterreiehisehen  Landtage  resp.  dem  Statthalter.  Das  Institut 
des  „Bürgert umsu  wird  (in  §  8  ff.)  beibehalten.    Der  eigentliche 
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Inhalt  der  bezügl.  Berechtigung  beschränkt  sich  aber  anf  den  An- 
spruch auf  Versorgung  aus  Stiftnngsgenüssen ,  den  Bürgern  vor- 
behaltene  Fonds  und  Anstalten  (§  16  fin.). 

Die  Organisation  bleibt  wesentlich  dieselbe  wie  bisher:  Der 
Gemeinderat  ist  die  eigentliche  Vertretung  der  Stadt.  In  die  Ver- 
waltung teilen  sich  der  aus  dem  Geineinderate  gewählte,  aus  25  Mit- 
gliedern bestehende  Stadtrat  und  der  Magistrat  (Vollzugsbehürde). 
Zur  Wahrnehmung  rein  lokaler  Angelegenheiten  des  selbständigen 
Wirkungskreises  bestehen  in  den  Bezirken  zur  Unterstützung  des 
Gemeinderates  und  des  Bürgermeisters  Bezirksvertretungen  mit  von 
ihnen  gewählten  Bezirksvorstehern  (§  20).  Der  Bürgermeister  ist 
Vorsitzender  des  Gemeinderates;  Urkunden,  durch  welche  eine  Ver- 
pflichtung der  Gemeinde  Dritten  gegenüber  begründet  werden  soll, 
müssen  von  ihm  (und  zwei  Stadträten)  unterfertigt  werden  (§  21); 
er  „steht  an  der  Spitze  aller  Gemeindeorgane"  (§  19  Abs.  3).  Zu 
seiner  Unterstützung  und  Stellvertretung  sind  die  Vizebürgermeister 
berufen  (§  19  fin.). 

Die  Gemeinderäte  werden  auf  6  Jahre  (§  23)  gewählt,  je  46 
vom  ersten,  zweiten  und  dritten  (bisherigen)  Wahlkörper,  20  aus 
dem  neugebildeten,  alle  seit  wenigstens  3  Jahren  ansässigen,  gross- 
jährigen,  österreichischen  Staatsbürger  umfassenden  (§  5  Gem.-Wahl-O.) 
vierten  Wahlkörper.  Auf  jeden  der  20  Bezirke  entfällt  1  Gemeinderat 
des  vierten  Wahlkürpers,  wogegen  die  Mandate  der  anderen  Wahl- 
körper nach  Verhältnis  der  Wahlerzahl  verteilt  werden  (§  22  St.). 

Die  Wahl  des  Bürgermeisters  ist  in  §  25  Gem.-Wahl-O.  sehr 
genau  normiert;  sie  unterliegt  der  kaiserl.  Bestätigung.  Der  Bürger- 
meister wird  feierlich  beeidet;  er  fungiert  6  Jahre,  auch  wenn  in- 
zwischen seine  Mandatsdauer  erlischt  (§  26). 

Die  weiteren  Bestimmungen  des  zweiten  Abschnittes  des  neuen 
Statuts  weisen  auch  in  der  äusseren  Anordnung  keine  besonderen 
Abweichungen  gegen  das  Statut  von  1890/93  auf. 

Die  Abgrenzung  der  Wirkungskreise  aller  dieser  Gemeinde- 
organe (§§  99—105)  ist  in  dem  neuen  Gesetze  wie  früher  im  dritten 
Abschnitte  und  zwar  zum  Teil  schärfer,  in  richtigerer  systematischer 
Anordnung,  aber  ohne  wesentliche  Änderungen  behandelt. 

Ganz  neu  hingegen  ist  der  vierte  Abschnitt.  Während  bisher 
im  bezügl.  einzigen  §  121  lediglich  bestimmt  war,  dass  die  Stadt- 
gememde Wien  dem  Statthalter  unmittelbar  untersteht,  präzisiert 
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nunmehr  aber  die  Überschrift  „Von  der  Überwachung  der  Gemeinde", 
.,  Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung"  das  Verhältnis  genauer  und 
lässt  es  nicht  mehr  als  ein  solches  der  allgemeinen  Unterordnung 
erscheinen.  Die  dem  Statthalter  eingeräumten  Rechte  der  Kontrolle 
10«),  der  Sistierung  von  Beschlüssen  (§  107),  der  Auflösung  des 
Genieinderates  und  Stadtrates  (§  108)  und  in  Rücksicht  der  Ge- 
schäfte des  übertragenen  Wirkungskreises  auf  Selbstbesorgung  auf 
Kosten  der  Gemeinde  im  Falle  der  Verweigerung  ordnungsgemässer 
Leistung  (§  109)  sind  teils  vom  Gesichtspunkte  der  Staatshoheit 
unentbehrliche  Attribute  des  Aufsichtsrechtes,  teils  äusserste  Mass- 
regeln, welche  nur  im  Notfalle  Anwendung  linden  können. 

Im  ganzen  genommen  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  das 
neue  Gemeindestatut  eine  Fortentwicklung  im  Sinne  der  möglichsten 
Selbstbestimmungsfreiheit  der  Gemeinde  bedeutet  und  dass  bei  Ab- 
wägung der  Wahlrechte  sowohl  den  Forderungen  der  Demokraten, 
als  den  für  den  Organismus  einer  Grossstadt  und  Reichshauptstadt 
unmöglich  ganz  abzuweisenden  Rücksichten  auf  die  höchst  ver- 
schiedene Leistung  der  einzelnen  Gemeindeangehörigen  —  wenn 
auch  letzteres  in  noch  immer  zu  reichlichem  Mafse!  —  Rechnung 
getragen  worden  ist. 

Wir  übergehen  hier  in  Niederösterreich  mehrere  nicht  un- 
wichtige Publikationen  des  L.-G.-B.,  deren  Analoga  in  anderen 
Kronländern  im  Vordergrund  des  Interesses  stehen  und  deren  Auf- 
zählung also  auch  vom  Standpunkte  der  Vervollständigung  des 
Bildes  unserer  Landesautonomie  hier  wegbleiben  kann. 

Oberösterreich. 

Im  Sinne  des  eingangs  dieser  Gruppe  und  einleitend  die  bis- 
herigen Teilberichte  schon  Gesagten  erübrigt  uns,  aus  Oberösterreich 
verhältnismässig  wenig  zu  berichten. 

Unterm  5.  April  1899,  R.-G.-B.  9,  wurde  eine  Novelle  zur  ober- 
österreichischen Gemeindewahlordnung  erlassen.  Die  Landesgesetze 
vom  2.  November  1899  und  vom  1.  Dezember  1901  betreffen  die  Bezüge 
der  Lehrer.  Laut  Kundmachung  vom  22.  August  1901  entschloss  sich 
Oberösterreich  zu  einer  Landes-Rindviehversicherung  und  laut  weiteren 
Kundmachungen  werden  Zweigniederlassungen  der  niederöster- 
reichischen Landesversicherungsanstalten  zugelassen.  Eine  Kommunal- 
kreditabteilnng  sorgt  für  den  Kreditbedarf  der  ländlichen  Gemeinden. 
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Der  Stadt  Linz  wurde  die  Aufnahme  einer  Anleihe  bis  zu  2  Millionen 
Kronen  bewilligt.  Das  Gesetz  vom  29.  November  1900  regelt  die 
Beiträge  der  Fenerversicherungsanstalten  für  die  Feuerwehren.  Ein 
besonderes  Gesetz  vom  11.  August  1901,  L.-G.-B.  97  gibt  Vorschriften, 
in  welcher  Art  die  in  Oberösterreich,  besonders  häutig  auch 
kleineren  Gemeinden  bewilligten  Umlagen  auf  Bier  und  gebrannte 
Getränke  erhoben  werden  dürfen. 

Oberösterreich  gleicht  in  seinem  Laudeshaushalt  der  tüchtigen 
Hausfrau;  es  lässt  sich  von  ihr  nichts  auffälliges  erzählen. 

Salzburg. 

Auch  aus  dem  kleinen  und  dünnbevölkerten,  in  Hinsicht  auf 
den  Bildungsgrad  der  Bewohner  seiner  Landeshauptstadt  und  die 
Leistungen  der  einzelnen  ,.Gaue"  auf  landwirtschaftlichem  Gebiete 
(insbesondere  Viehzucht)  aber  hervorragenden  Herzogtum  Salzburg 
werden  wir.  von  seiner  Schönheit  schweigend,  nicht  viel  zu  er- 
zählen haben. 

Eine  Novelle  zur  Landeswahlordnung  vom  21.  Mai  1901,  eine 
Bauordnungsnovelle  vom  24.  Juli  1901,  ein  Lehrergesetz  vom  8.  De- 
zember 1899,  eine  Vogelschutznovelle  vom  26.  August  1899,  das 
Gesetz  vom  11.  Dezember  1900  zum  Schutz  der  Wälder  und  die 
Bewilligung  einer  neuen  Anleihe  von  470000  K  für  die  Stadt  Salz- 
burg sind  in  den  drei  Berichtsjahren  —  von  den  normalen  Ver- 
waltungsgeschäften abgesehen  —  die  wichtigsten  Marksteine  der 
Salzburger  Gesetzgebung. 

In  Salzburg  ist  seit  1.  Januar  1900  zufolge  Verordnung  des 
Justizministers  vom  26.  Juli  1899,  R.-G.-B.  141,  das  Gesetz  vom 
2'».  Juli  1871,  R.-G.-B.  76,  in  Wirksamkeit  getreten,  wonach  gewisse 
Rechtsgeschäfte  (Heiratsverträge,  Schenkungen  ohne  physische  Über- 
gabe, Geschäfte  mit  Blinden,  Tauben,  Stummen)  nur  in  Form  eines 
Notariatsaktes  gültig  abgeschlossen  werden  können. 

Steiermark. 

(Auf  Grund  eines  durch  das  hochlöbliclie  Sekretariat  de«  hohen  steierischen 
Lniidesuuitschusscs  nna  eingesendeten  Verzeichnisses.) 

1899. 

Gesetz  vom  Vi.  Dezember  1898,  L.-G.-  u.  V.-B.  4  de  1899. 
betreffend  die  Schonzeit  des  Wildes  und  die  Abänderung  einzelner,  da* 
Jagdwesen  regelnder  gesetzlicher  Bestimmungen  und  Verordnungen. 
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Gesetz  vom  28.  Juli  1898,  L.-G.-  u.  V.-B.  14  de  1H99,  betreffend 
die  Walderhaltung  bezweckende  Massnahmen. 

Gesetz  vom  19.  September  1899,  L.-G.-  u.  V.-B.  73,  betreffend 
die  Regelung  der  Lehrergehalte  an  den  öffentlichen  Volksschulen. 

Gesetz  vom  4.  September  1899,  L.-G.-  u.  V.-B.  70,  betreffend 
die  Hereinbringung  von  Forderungen  gegen  Gemeinden  und  Bezirke, 
sowie  die  Ausschreibung  von  Gemeinde-  bezw.  Bezirkszuschlägen 
durch  den  Landesausschuss. 

Verschiedene  Gesetze  über  Wasserleitungen,  Regulierungs- 
bauten an  Seeen  und  Flüssen  in  einzelnen  Orten  und  andere  lokale 
Einrichtungen  etc.  Befreiung  von  Neubauten  von  der  Landesumlage- 
pflicht  in  verschiedener  Dauer  u.  dergl.  m.  übergehen  wir  auch  pro 
1900  und  1901,  konstatieren  aber  deren  besonders  häufiges  Vor- 
kommen in  Steiermark. 

1900. 

Gesetz  vom  16.  Oktober  1900,  L.-G.-  u.  V.-B.  63,  betreffend 
die  Regulierung  des  Murflnsses  von  der  Bollerdorfer  Überfuhr  bis 
zur  steierisch-ungarischen  Grenze  in  Mauthdorf. 

1901. 

Gesetz  vom  26.  September  1901,  L.-G.-  u.  V.-B.  47,  womit 
die  §§  18,  19  und  25  des  Landesgesetzes  vom  8.  Januar  1870,  L.-G.- 
u.  V.-B.  19,  betreffend  die  Realschule,  abgeändert  werden. 

Gesetz  vom  1.  November  1901,  L.-G.-  u.  V.-B.  69,  mit  welchem 
der  §  6  des  Gesetzes  vom  12.  Februar  1872,  L.-G.-  u.  V.-B.  19, 
betreffend  die  Grundsätze  für  die  Errichtung  und  Verwaltung  der 
öffentlichen  Krankenhäuser  in  Steiermark,  abgeändert  wird. 

Kärnten. 

Im  Herzogtum  Kärnten  wurde  eine  Novelle  zur  Gemeinde- 
wahlordnnng  durch  Gesetz  vom  5.  Juli  1900,  L.-G.-B.  24,  verlautbart. 

Am  3.  Dezember  1902  erfolgte  eine  Kundmachung,  L.-G.-B.  27, 
über  Sonntagsarbeit  bei  Produktions-  und  Handelsgewerben.  Das 
Gesetz  vom  19.  September  1899  verbessert  die  Bezüge  der  Volks- 
und  Bürgerschullehrer. 

Eine  Verordnung  des  Landesausschnsses  vom  1.  Mai  1899, 
L.-G.-B.  13,  beschäftigt  sich  mit  der  Vereinfachung  des  schriftlichen 
Verkehrs  mit  staatlichen  und  autonomen  Behörden.  Vom  gleichen 
Tage  datiert  eine  Ergänzung  der  Schiffahrt s-  und  Seepolizei-Ordnung 
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für  die  kärntnerischen  Seeen  (Handels-Ministerial- Verordnung-  vom 
12.  Mai  1897,  R.-G.-B.  122). 

Das  Gesetz  vom  21.  Februar  1900,  L.-G.-B.  14,  regreit  in  Ab- 
änderung der  Normen  des  Gesetzes  vom  r».  Juli  1885.  L.-G.-B.  23, 
die  Modalitäten'  der  Teilung  gemeinschaftlicher  Grundstücke  und 
hierauf  bezüglicher  Rechte. 

Kärnten,  das  Land  der  schönsten  Seen  und  der  zahlreichsten 
außerehelichen  Geburten,  zeigt  in  seinen  abgeschiedenen  Gebirgs- 
tälern noch  vielfach  Reste  sozialer  Zustände  aus  längst  vergangenen 
Perioden  wirtschaftlicher  Entwicklung,  Eigentümlichkeiten,  die  im 
milden  Glänze  der  Kärntner  Volks-Lyrik  zwar  poetische  Berechtigung 
haben,  aber  mit  den  modernen  Lebensbedingungen  auf  die  Dauer 
nicht  vereinbar  bleiben. 

Es  ist  für  dieses  schöne  Land  von  den  dasselbe  hauptsächlich 
durchquerenden  neuen  Eisenbahnen  doppelter  Gewinn  zu  gewärtigen. 

Krain. 

(Vom  landschaftlichen  Sekretariat  den  Herzogtums  gilt  igst  eingesendeter 

Üriginalbcricht.) 

Gesetz  vom  4.  September  1900,  L.-G.-B.  20,  betreffend  die 
Bildung  eines  Fonds  für  öffentliche  Arbeiten  und  Hebung  der  Landes- 
kultur in  Krain. 

Dieses  Gesetz  hat  den  Zweck,  Mittel  zu  beschaffen,  mit  denen 
die  öffentlichen  Arbeiten  in  Krain  gefördert  und  die  Landeskultur 
in  Krain  gehoben  werde.  Die  Mittel  des  Fonds  dürfen  verwendet 
werden : 

1.  für  solche  Beiträge  oder  Darlehen,  welche  im  Sinne  des  §  4  des 
Gesetzes  vom  JJO.  Juni  1884,  R.-G.-B.  116,  aus  Landesmitteln 
bewilligt  werden; 

2.  für  Darlehen  an  Gemeinden  und  Genossenschaften  behufs  Deckung 
der  Kosten,  welche  dieselben  für  die  Ausführung  der  unter  1 
bezeichneten  Arbeiten  zu  übernehmen  haben; 

•i.  für  die  Bewilligung  von  Beiträgen,  sowie  unverzinslichen  und 
verzinslichen  Darlehen  an  Strassenbezirke,  Sanitätsdistrikte, 
Gemeinden,  Genossenschaften  und  Private  im  Interesse  der 
Hebung  der  Landeskultur  oder  zum  Zwecke  der  Ausführung 
solcher  Arbeiten,  die  aus  Verkehrs-,  Sanitäts-  oder  sonstigen 
öffentlichen  Rücksichten  für  wichtig  anerkannt  werden. 
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Der  Fonds  beträgt  400  000  K  und  wird  vom  krainischen 
Landesansschusse  verwaltet. 

Gesetz  vom  27.  Oktober  1900,  L.-G.-B.  27,  betreffend  die 
Regelung  des  Sanitätsdienstes  in  den  Gemeinden  Krains  mit  Aus- 
schluss der  Landeshauptstadt  Laibach. 

Dieses  Gesetz  ist  nur  ein  Amendement  des  zuvor  in  Geltung 
gestandenen  Gesetzes  vom  24.  April  1880,  L.-G.-B.  12. 

Gesetz  vom  7.  November  1000.  L.-G.-B.  28,  betreffend  die 
Zusammenlegung  landwirtschaftlicher  Grundstücke. 

Nachgebildet  den  Kommassationsgesetzen ,  welche  in  einigen 
anderen  Kronlandern  in  Wirksamkeit  stehen. 

Gesetz  vom  10.  Dezember  1809,  L.-G.-B.  2  de  1900,  mit 
welchem  einige  neue  Bestimmungen  rücksichtlich  der  Jagdkarten 
normiert  werden. 

Gesetz  vom  30.  Juli  1900,  L.-G.-B.  17,  betreffend  die  Ver- 
setzung des  Lehrpersonals  in  den  Ruhestand  und  die  Versorgung 
seiner  Hinterbliebenen. 

Die  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  sind  zumeist  angepasst 
den  Bestimmungen  Uber  die  Versorgungsgenüsse  der  Staatsbeamten, 
sowie  deren  Witwen  und  Waisen. 

Tirol. 

(Wortlaut  des  vom  höh«*»  Landesausschuss  der  geforsteten  Grafschaft  Tirol 
irütiirst  eingesendeten  Verzeichnisses.) 

Gesetz  vom  18.  Juni  1899,  L.-G.-B.  34,  betreffend  den  Schutz 
der  für  die  Bodenkultur  nützlichen  Vögel. 

Gesetz  vom  15.  September  1899,  L.-G.-B.  50,  betreffend  die 
Einführung  einer  Gemeindebesoldungssteuer  von  Dienstbezügen. 

Gesetz  vom  24.  Oktober  1899,  L.-G.-B.  61,  betreffend  die  Her- 
stellung, Anlegung  und  Erhaltung  von  Zufahrtsstrassen  zu  Bahnhöfen 
und  Aufnahmestationen  bei  Eisenbahnen. 

Gesetz  vom  12.  Juni  1900,  L.-G.-B.  47,  betreffend  die  be- 
sonderen Rechtsverhältnisse  geschlossener  Höfe. 

Gesetz  vom  12.  Juni  1900,  durch  welches  in  Gemässheit  des 
Gesetzes  vom  6.  Februar  1869,  R.-G.-B.  18,  die  Organe  bestimmt 
werden,  die  zur  Entscheidung  darüber  berufen  sind,  ob  durch  einen 
Grundtausch  eine  bessere  Bewirtschaftung  bewirkt  wird. 
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Gesetz  vom  15.  Oktober  1000.  L.-G.-B.  1  ex  1901,  womit  eine 
Bauordnung  für  Tirol  mit  Ausnahme  jener  Orte,  die  Bauordnungen 
auf  Grund  von  Landesgesetzen  besitzen,  erlassen  wird. 

Auch  hier  war  es  eine  Angelegenheit,  die  für  das  Landes- 
gesetzblatt zu  keinem  Ausdruck  gelangte,  welche  eigentlich  zumeist 
die  Legislative  für  Tirol  beschäftigte:  die  Frage  der  administrativen 
Teilung  des  Landes  in  den  vorwiegend  italienischen  Süden  und  den 
deutschen  Norden. 

Wiederholt  schien  hierüber  ein  Vergleich  dem  Abschlüsse  nahe. 
Zentrifugale  Tendenzen  unter  den  Italienern  sind  es  wohl  doch,  woran 
zumeist  die  Verständigung  der  Deutschen  mit  der  ältesten  Kultur- 
nation scheitert,  wiewohl  zugegeben  werden  muss,  dass  auch  seitens 
der  Regiernngsorgane  Fehler  begangen  wurden. 

Vorarlberg 

beabsichtigt,  sich  —  dem  Beispiele  Tirols  folgend  —  den  Ländern 
mit  geordnetem  Tabularverkehr  anzureihen. 

Demgemäss  wurden  durch  ein  eigens  für  Vorarlberg  er- 
lassenes Reichsgesetz  vom  1.  März  11*00,  R.-G.-B.  44,  den  Wünschen 
der  Landesvertretung  willfahrend,  grundbnehreehtliehe  Sonderbe- 
stiminnngen  und  erleichternde  Gebtthrenvorschriften  erlassen,  sowie 
Beschränkungen  der  Teilbarkeit  von  Immobilien,  teilweise  auch  in 
Abänderung  materiellen  Rechtes,  normiert.  So  z.  B.  wird  zu  Gunsten 
des  Fortbestandes  von  Alpweiden  das  nach  830  und  843  B.  G.-B. 
jedem  Teilhaber  zustehende  Recht,  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft 
zu  verlangen,  für  Vorarlberg  eingeschränkt  Wir  werden  die>es 
Gesetz  im  Abs.  III  demgemäss  eingehender  zu  würdigen  haben. 

Triest. 

Die  reiehsunmittelbare  Stadt  Triest  samt  Gebiet  betreffend, 
wurden  uns  von  dem  Capitano  provinciale  nur  zwei  Gesetze  im  Wort- 
laut übermittelt,  als  im  Sinne  unserer  Berichterstattung  erwähnens- 
wert.   Es  sind  dies: 

Das  Gesetz  vom  1(5.  September  1900,  Küstenländer  V.-B.  No.  2\ 
womit  die  Art.  2  und  7  des  Landesgesetzes  vom  23.  August  1898. 
No.  22,  über  den  Beitrag  aus  Veilassensehaften  für  Spitalsausgaben 
der  Stadt  Triest  abgeändert  werden.  Der  neue  Art.  II  verfügt,  das* 
letztwillige  Zuwendungen  gleicher  Zweckbestimmung  von  der  Al>- 
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gäbe  in  Abzug  zu  bringen  sind.  Der  nene  Art.  VJI  Uberweist  die 
Einholung  der  Gebühr  den  Naehlassbehörden  oder  staatlichen  Organen. 

Das  Gesetz  vom  18.  August  1901,  Küstenländer  V.-1J.  No.  25, 
betrifft  eine  Änderung  der  kommunalen  Abgaben  von  gebrannten 
geistigen  Getränken,  welche  in  Triest  zum  Konsum  gelangen:  a)  mit 
20  h  pro  Hektoliter  und  Alkoholgrad  für  eigentlichen  Branntwein, 
b)  mit  12  K  pro  Hektoliter  für  sonstige  geistige  Getränke. 

Istrien. 

Der  Landtag  der  Markgnifschaft  Istrien  laboriert  seit  Jahren 
auch  an  einem  nationalen  Konflikte.  Doch  sind  es  Italiener  und 
Kroaten  (wie  auch  in  Dalmatien,  wo  jedoch  die  Italiener  in  ent- 
schiedener Minorität  sich  befinden),  welche  sich  feindseligst  gegen- 
überstehen. Schon  der  Ort,  nach  welchem  der  Landtag  einberufen 
wird,  genügt,  um  eine  oder  die  andere  Partei  zur  Obstruktion  zu 
vermögen. 

Aus  Dalmatien  und  aus  Görz-Gradisca  liegt  uns  nichts 
vor.  Die  Jubelfeier  der  500jährigen  Zugehörigkeit  der  Grafschaft 
Görz  zum  österreichischen  Erzhause,  zu  welcher  auch  Se.  Majestät 
nach  Görz  kam,  verlief  ungestört,  Die  Person  des  gütigen  Monarchen 
brachte  wenigstens  für  die  Dauer  der  Festtage  den  nationalen  Hader, 
der  auch  dort  nicht  fehlt,  zum  Schweigen. 

Mit  kaiserlichem  Patent  vom  1.  Oktober  1901,  R.-G.-B.  155, 
wurden  die  Landtage  von  Dalmatien,  Tirol,  Görz-Gradisca  und  Istrien 
unter  Einem  aufgelöst  ! 

III.  Justizgesetzgebung. 
Allgemeines. 

Das  Justizministerium  war  auch  in  den  Jahren  1899—1901 
hauptsächlich  mit  dem  Ausbau  der  Zivilprozessgesetze  und  der  neuen 
Gerichtsorganisation  beschäftigt.  Eine  Reihe  diesbezüglicher  Ver- 
ordnungen werden  uns  hier  zu  beschäftigen  haben.  Ausserdem 
steigerten  sich  in  dem  Verwaltnngsbereich  dieses  Ressorts  die  immer 
mehr  auch  das  Interesse  der  grossen  Öffentlichkeit  in  Mitleidenschaft 
ziehenden  Kämpfe  zu  einem  erbitterten  Gegensatz  der  Advokaten 
gegen  die  im  Justizministerium  herrschenden  Tendenzen.  Unseres 
Erachtens  haben  die  Advokaten  nicht  ganz  zweckentsprechender- 
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weise  die  Bedrohung  ihrer  materiellen  Existenz  vorangestellt.  Ganz 
unleugbar  freilich  ist  der  materielle  Niedergang  der  Advokaten;  die 
Kostenbestimmungen  der  Gerichte  gestalteten  sich  unter  dem  Hoch- 
druck geheimer  Ordres,  namentlich  aber  der  Kontrolle  der  Gerichts- 
inspektoren zu  einem  Zusammenstreichen  der  Ansätze  auf  ein  Niveau, 
welches  einer  erst  nach  durchschnittlich  30jährigen  Vorbereitung 
erreichbaren  Berufsstellung  ganz  und  gar  nicht  entspricht.  Dazu 
kommt  die  Willkür  in  der  oft  gänzlichen  Streichung  zahlreicher 
Agenden  als  nach  Ansicht  des  Gerichtes  „  unnot  wendig" !  u.  a.  m. 

Gleichwohl  ist  es  nicht  der  Advokatenstand  als  solcher,  der 
allein  durch  die  Antipathie  der  im  Justizministerium  massgebenden 
Grössen  beehrt  wird,  sondern  es  ist  die  gesetzliche  Unabhängigkeit 
und  seit  undenklicher  Zeit  bewährte  Freiheits-  und  Fortschritts- 
freundlichkeit des  österreichischen  Advokatenstandes,  welche  gekürzt 
oder  gebrochen  werden  muss,  wenn  das  System  der  schrankenlosen 
Alleinherrschaft  der  Parole  vom  Schillerplatz  sich  dauernd  etablieren 
soll,  es  ist  meist  eigentlich  die  staatsgrundgesetzlich  gewährleistete 
Unabhängigkeit  des  noch  immer  unter  dem  Titel  der  Einlebung 
des  neuen  Zivilprozesses  durch  die  Gerichtsinspektoren  überwachten 
und  bevormundeten  Richterstandes,  welche  mit  der  Unabhängigkeit 
der  Rechtsanwaltschaft  steht  oder  fällt,  zu  deren  geradewegigen  Auf- 
hebung jedoch  die  Zustimmung  der  Krone  niemals  zu  erlangen  wäre.1) 

Ob  solche  Tendenzen  aus  der  Ära  Badkki  sich  vererbt  haben 
oder  auch  derzeit  noch  angesichts  der  allerdings  höchst  schwierigen 
Verhältnisse  in  Böhmen,  Galizien,  Südtirol,  Südsteiermark,  Krain  etc. 
nicht  völlig  von  der  Hand  zu  weisen  sind,  will  hier  nicht  untersucht 
werden.    Im  Stammlande  der  Monarchie  besteht  gewiss  zu  aller- 

*)  Referent  selbst  hatte  als  Exoffizio-Verteidiger  eines  Jägers,  der 
anyeklajrt  war.  in  der  Verfolgung  eines  verdächtigen  Individuums  von  der 
Waffe  einen  nicht  notwendigen  Gebrauch  gemacht  und  dadurch  eine  Körper- 
verletzung verschuldet  zu  haben,  in  Erfahrung  gebracht,  dass  sein  Klient. 
ho  oft  So.  Majestät  in  das  betreffende  Revier  kam,  die  Auszeichnung  genö>!-. 
dein  Kaiser  persönliche  Dienste  zu  leisten:  gleichwohl  war  von  der  Au>- 
ühimg  des  dein  Kaiser  verfassungsmässig  zustehenden  Niedersehlagung*- 
rechtes  nicht  die  Rede,  der  Verteidiger  durfte  dieser  Auszeichuug  sein<*> 
Klienten  auf  Wunsch  des  Oberst jügermeisteranites  nicht  einmal  gedenken; 
das  Verfahren  wurde  ordnungsmässig  durchgeführt  uud  der  Angeklagte 
nur  deshalb  freigesprochen,  weil  auch  nach  Überzeugung  des  Gerichts- 
hofes sein  Gebaren  als  korrekt  sich  herausstellte. 
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mindest  irgend  eine  auch  nur  scheinbare  Rechtfertigung,  die  ministe- 
rielle Macht  auf  Gefahr  und  Kosten  der  Autorität  der  Urteilsfindung 
zu  kräftigen. 

Im  Jahre  1901  ist,  angesichts  der  Stellungnahme  der  Öffentlich- 
keit, eine  Verständigung  zwischen  dem  Justizministerium  und  den 
Delegierten  der  Advokatenkammern  augebahnt,  und  sind  Erlasse 
zustande  gekommen,  deren  Worte  an  Wohlwollen  für  die  Advokaten 
wenig  zu  wünschen  übrig  lassen,  die  Praxis  aber  ist  dieselbe  geblieben 
wie  früher,  und  der  unveränderte  Fortbestand  der  Gerichtsinspektoren 
spricht  nicht  dafür,  dass  der  Geist  des  Ministeriums  Kökbkb  ins 
Justizministerium1)  tiefer  eingedrungen  sei. 

1.  Privatrecht,  Handelsrecht,  ausserstreitiges  Verfahren. 

Ex  professo  privat-  oder  handelsrechtliche  Novellen  haben 
wir  nicht  zu  verzeichnen.  Des  solche  Materien  berührenden  neuen 
Aktienregulativs  wurde  schon  unter  II.  1  ausführlich  gedacht. 
Gleichfalls  verwandte  Materien  betrifft  der  Staatsvertrag  mit  dem 
Deutschen  Reiche  vom  30.  Dezember  1899,  kundgemacht  mit  Ver- 
ordnung vom  20.  Mai  1901,  R.-G.-B.  50,  zum  gegenseitigen  Schutz 
der  Werke  der  Litteratur,  der  Kunst  und  der  Photographie,  welchen 
wir  bereits  unter  I.  mit  aufgezählt  haben.  Der  Inhalt  dieses  Ver- 
trages ist  den  Lesern  indes  wohl  schon  aus  den  Gesetzgebungs- 
berichten des  Deutschen  Reiches  bekannt.  Das  Gesetz  wegen  Ver- 
wendung eines  Teiles  der  Zinserträge  der  Reservefonds  unserer 
kumulativen  Waisenämter  vom  3.  Juni  1901,  R.-G.-B.  62,  haben 
wir  unter  II.  1  c  behandelt. 

Tabularrechtsnovelle  für  Vorarlberg. 
Relativ  einschneidende,  wenn  auch  nur  für  Vorarlberg  (siehe 
unter  II.  7)  geltende  Änderungen  bestehenden  materiellen  Privat- 
rechtes und  zumeist  des  Tabu lar rechtes  bedingt  das  Gesetz  vom 
1.  März  1900,  R.-G.-B.  44.  Vorarlberg  wird  damit,  wie  früher 
Tirol,-)  ein  tabnlarrechtlich  alleinstehendes  Sondergebiet.  Nach  Art.  I 

l)  Inzwischen  ist  eine  Wandlung  zum  Besseren  unverkennbar;  dem 
Ministerpräsidenten  Dr.  Körbkk  bringt  auch  der  Advokatenstnml  volles 
Verständnis  entgegen. 

*)  .Siehe  unseren  Bericht  im  3.  Bande  diese»  Jahrbuches,  S.  751  bis 
753.  Die  Abweichungen  des  Immobilicnrcchts  in  Tirol  sind,  was  das 
Verfahren   betrifft,  deu   für  Vorarlberg  konzedierten  ziemlich  ähnlich. 
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treten  die  Rechtssätze,  welche  §  6  Grundbuchsanlegungsgesetz  vom 
25.  Juli  1871,  R.-G.-B.  96,  an  die  Versäumnis  der  ersten  Ediktal- 
frist knüpft,  hinsichtlich  der  Grunddienstbarkeiten  in  Vorarlberg  erst 
10  Jahre  nach  Ablauf  des  zweiten  Ediktalterniins  (§19  zitierten 
Gesetzes)  ein,  sofern  die  Ersitzung  der  bez.  Grunddienstbarkeit  schon 
vor  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Grundbuches  vollendet  war.  Von 
bücherlichen  Eintragungen  im  Zuge  des  Richtigstellungsverfahrens 
sind  die  Parteien  nach  §§  123  und  129  allgemeinen  Grundbuch  - 
gesetzes  zu  verständigen  (Art.  II)  und  mangels  solcher  Verständigung 
beginnt  die  dreijährige  KlageverjUhrungsfrist  des  §  t>4  allgemeinen 
Grundbuchgesetzes  erst  mit  dem  Ablauf  des  zweiten  Ediktaltermins 
(§  14  zit.  Grundbuchanlegungs-  und  Richtigstellungsgesetzes).  Alle 
bez.  Korrespondenzen  sind  portofrei  (Art.  III).  Zufolge  Art.  IV 
werden  zur  Unterschrift-Beglaubigung  ausser  den  allgemein  hierfür 
bestimmten  Organen  in  Vorarlberg  besondere  Legalisatoren  (von  der 
Gemeindevertretung  nominierte  Vertrauensmänner)  eingeführt,  deren 
Bestallung,  Befugnisse  etc.  die  §§  1 — 13  dieses  Artikels  wesentlich 
übereinstimmend  mit  dem  schon  angezogenen  Tiroler  Gesetze  regeln. 
Art.  V  verpflichtet  die  Gerichte  zur  Aufnahme  nicht  nur  der  Tabular- 
gesuche,  sondern  auch  von  Tabularurknnden  aller  Art,  nach  Um- 
ständen zur  Abhaltung  von  Gerichtstagen  hierwegen.  Die  Urkunden- 
anfnahme  kann  das  Gericht  nur  wegen  gegründeten  Verdachtes  einer 
Ungesetzlichkeit  ablehnen  (Art,  VI),  andernfalls  muss  darüber  ein 
dem  §  105  allgemeinen  Grundbuchgesetzes  entsprechendes  Protokoll 
aufgenommen  werden  (Art,  VII). 

Im  Mandatsverfahren  haben  beglaubigte  Abschriften  solcher 
Protokolle  die  Wirkung  der  Originalbeilage  (Art.  VIII).  Teilhaber 
von  Gemeinschafts-Alpen  und  -Weiden  können  nur  dann  im  Sinne 
des  §  830  B.  G.-B.  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft  begehren,  wenn 
diese  Befugnis  statutarisch  vereinbart  worden  ist  (Art.  IX).  Pfand- 
rechtsübertragungen sind  10  Jahre  hindurch  gebührenfrei  (Art.  X). 
Das  Gesetz  vom  30.  März  1879,  R.-G.-B.  50,  über  Teilung  von  Gebäuden 
nach  materiellen  Anteilen  gilt  nun  auch  für  Vorarlberg  (Art.  XI). 

Materiell  rechtlich  erscheinen  die  Tiroler  Abnormitäten  teilweise  geradezu 
bedenklich,  während  die  oben  dargelegten  Sonderbestimmungen  für  Vor- 
arlberg, welche  mittlerweile  zufolge  korrelater  landesgesetzlicher  Be- 
stimmungen in  Geltung  traten,  dem  Tabularverkehr  kaum  abträglich 
werden  können. 
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Zur  Beseitigung  unrichtiger  Eintragungen  ist  —  eventuell  auch 
von  Amts  wegen  —  ein  besonderes,  in  1—5  des  Art.  XII  geregeltes 
.Stempel-  und  gebührenfreies  Verfahren  einzuleiten.  Die  Bestimmungen 
des  vorstehenden  Gesetzes  treten  (mit  Ausnahme  der  sofort  allgemein 
wirksamen  Art,  III  und  IX  )  zufolge  Art.  XIII  in  den  einzelnen  Gemeinden 
in  Wirksamkeit,  sobald  dort  die  Führung  des  Grundbuches  beginnt. 

Diverses. 

Unterm  26.  Juli  1800,  R.-G.-B.  141,  verordnete  das  Justiz- 
ministerium auf  Grund  g  2  des  Notariatszwangsgesetzes  vom  25.  Juli 
1871,  R.-G.-B.  70,  dass  dieses  Gesetz  seinem  vollen  Inhalte  nach  am 
1.  Januar  11M.K)  im  Herzogtum  Salzburg  in  Wirksamkeit  trete. 

Dieses  Kronland  schliesst  sich  hiermit  vollkommen  dem  Hanpt- 
gebiete  des  geltenden  österreichischen  Tabularrechtes  an. 

Zufolge  Verordnung  der  Minister  der  Finanzen  und  der  Justiz 
vom  10.  Februar  1001,  R.-G.-B.  15,  brauchen  bei  Erfolglassungen  von 
Depositen  die  bez.  gerichtlichen  Bescheide  nicht  eingezogen  zu  werden, 
sondern  ist  darauf  die  Erfolglassung  nur  anzumerken. 

Die  Justiz-  und  Finanz-Ministerialverordnnng  vom  12.  November 
1000,  R.-G.-B.  104,  gestattet  die  periodische  depositenamtliche  Er- 
folglassung von  Coupons,  wo  nach  Umständen  eine  solche  unbedenklich 
und  zweckmässig  erscheint.  Die  auch  eine  schärfere  Kontrolle  der 
Angaben  der  Erben  in  den  Nachlassnachweisungen  vorsehende  Über- 
tragnngsgebührennovelle  (Notverordnung  und  nachfolgendes  Gesetz 
vom  18.  Juni  1001.  R.-G.-B.  74)  ist  sowohl  unter  1  wie  in  Gruppe  II.  4 
schon  erörtert  worden. 

Eine  gewichtige  Änderung  ergibt  sich  daraus  für  die  Kompetenz 
des  Abhandlnngsrichters,  da  zufolge  dieses  Gesetzes  die  Richter  nun 
der  Prüfung  der  Nachlassnachweisnngen.  wie  überhaupt  jedes  Ob- 
liegens in  Rücksicht  auf  die  Bemessung  der  Vermögensübertragungs- 
gebühren vollständig  enthoben  sind.  Im  Interesse  des  Justizdienstes 
ist  diese  Reform  gewiss  freudig  zu  begrüssen.1) 

2.  Gerichtsorganisation  und  Zivilprozess. 

Richteramtsprüfung. 
Auf  dem  hauptsächlichen  Tätigkeitsgebiete  der  Justizverwaltung 
in  den  letzten  Jahren  verzeichnen  wir,  unserer  Systematik  folgend, 

')  Siehe  auch  sonstige  für  den  Kassemlienst,  das  Dopoaitcnwesen, 
die  Gcbührenentriclitung  etc.  erhebliche  Neuerungen  bei  II,  4  d. 
Jahrbuch  der  Internat.  Verelnijruujr.  6.  u.  7.  Bd.  76 
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in  erster  Reihe  die  Verordnung  des  Justizministers  vom  1.  November 
1900,  No.  182,  betreffend  die  Richteramtsprttfungen  samt  Nach- 
tragsverordnung hierzu  vom  28.  Oktober  1901,  R.-G.-B.  177,  erlassen 
auf  Grund  der  §§  12  und  13  des  Gerichtsorganisatiousgesetzes  vom 
27.  November  1896,  R.-G.-B.  217.  Die  Bildung  der  Prüfungs- 
kommissionen erfolgt  bei  jedem  Oberlandesgerichte  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  durch  den  Justizminister.  Die  Obergerichtspräsidien 
haben  spätestens  im  November  die  Vorschläge  zu  erstatten  sowohl 
über  die  Zahl  als  über  die  Persönlichkeiten  der  zu  bestellenden 
Prüfungskommissäre  (§  1).  Befindet  sich  am  Sitz  des  Obergerichts- 
präsidiums  eine  Universität,  so  sind  die  sämtlichen  Professoren  der 
Hauptfächer  des  geltenden  Rechts,  sofern  sie  sich  dazu  bereit  finden, 
als  Prüfungskommissäre  zu  bestellen  (§  2).  Das  Obergerichts- 
präsidium hat  alljährlich  von  der  Advokatenkammer  seines  Sitzes 
den  Vorschlag  der  erforderlichen  Anzahl  von  Advokaten  einzuholen 
(§  3).  Die  Richteramtsprüfung  ist  taxfrei,  den  Prüfern  gebührt 
kein  Honorar  (§  9).  Die  Prüfungskommissäre  für  jede  einzelne 
Prüfung  bestimmt  der  Obergerichtspräsident  und  muss  mindestens 
ein  Advokat  und  womöglich  ein  Universitätsprofessor  zugezogen 
werden;  einen  Prüfungskommissär  kann  der  Jnstizminister  entsenden 
(§  5).  Die  hierzu  bestimmten  Kommissäre  sind  verpflichtet,  die 
schriftlichen  Arbeiten  zu  prüfen,  den  übrigen  steht  dies  frei  (§  <>). 

Die  Richteramtsprüfnng  ist  in  der  Regel  bei  dem  Obergerichte 
abzulegen,  in  dessen  Sprengel  der  Kandidat  den  Vorbereitungsdienst 
beendet  hat  7).  Das  Zulassungsgesnch  ist  an  den  vorgesetzten 
Gerichtshofspräsidenten  frühestens  drei  Monate  vor  Beendigung  des 
Vorbereitungsdienstes  zu  richten  und  darin  anzugeben,  ob  der  Be- 
werber die  Prüfung  etwa  noch  in  einer  zweiten  landesüblichen 
Sprache  ablegen  wolle  (§  8).  Über  die  Zulassung  entscheidet  der 
Obergerichtspräsident,  über  Berufung  der  Justizmiuister  (§  9).  Die 
Prüfung  ist  teils  schriftlich,  teils  mündlich  abzulegen.  Die  schrift- 
liche Prüfung  besteht  aus  zwei  Teilen:  a)  einer  rechtswissenschaft- 
lichen Hausarbeit,  deren  Thema  vom  Obergerichtspräsidenten  mit 
Berücksichtigung  der  in  den  Übungen  behandelten  Fragen  (§  12 
Abs.  9  Ger.-Org.-Ges.)  bezeichnet  wird  11).  Die  Arbeit  ist  binnen 
2  Monaten  zu  vollenden,  muss  die  Angaben  der  benutzten  Literatur 
und  die  Versicherung  enthalten,  dass  der  Kandidat  sie  ohne  fremde 
Beihilfe  oder  nicht  angegebene  Schriften  verfasst  habe  (§  12).  Eine 
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den  übrigen  Erfordernissen  entsprechende,  schon  während  der  Übungs- 
zeit angefertigte  Abhandlung  kann  auf  Ansuchen  statt  der  Haus- 
arbeit angenommen  werden  (§  14).  Diesenfails  hat  der  Gerichtshofs- 
präsident oder  der  ttbungsleitende  Richter  das  Gutachten  dem  Zu- 
lassungsgesuche anznschliessen  und  vor  der  Entscheidung  über  die 
Annahme  einen  Prttfungskommissär  anzuhören.  Gegen  die  Ent- 
scheidung des  Obergerichtsprösidenten  hierüber  ist  der  weitere  Rechts- 
zug ausgeschlossen  (§  15).  b)  Die  Klausurarbeiten.  Für  diese  wird 
nach  erfolgter  Vorlage  der  Hausarbeit  oder  Annahme  der  dieselbe 
vertretenden  Arbeit  der  Termin  zugleich  mit  dem  für  die  mündliche 
Prüfung  angesetzt  (§  17).  Für  die  beiden  Klausurarbeiten  ist  je 
die  Zeit  von  9  Uhr  vormittags  bis  7  Uhr  abends  offen;  sie  müssen 
im  Amtsgebäude  unter  Aufsicht  eines  obergerichtlichen  Beamten, 
können  aber  von  mehreren  Bewerbern  zugleich  abgelegt  werden. 
Die  Bibliothek  des  Obergerichtes  steht  hierzu  frei,  mit  Ausnahme 
von  Entscheidungs- Sammlungen,  Formularien  und  Musterbüchern. 
Sonstige  Beihilfe  oder  Besprechung  ist  untersagt  (§  17). 

Als  strafrechtliche  Klausurarbeit  ist  eine  Anklageschrift,  oder 
ein  Urteil,  oder  eine  Nichtigkeitsbeschwerde,  oder  ein  Wiederauf- 
nahmebeschluss  je  auf  Grund  der  Akten  zu  liefern.  Als  zivilrecht- 
liche Arbeit  wird  ein  Urteil  oder  Endbescliluss,  Meistbotverteilungs- 
beschlnss  oder  Beschluss  über  Verteilung  der  Ertragsüberschüsse 
gegeben  (§  19).  Statt  solcher  Akte  kann  auch  ein  Rechtsgutachten 
über  einen  komplizierten  Sachverhalt  gefordert  werden  (§  20).  Nach 
Ablauf  der  Zeit  wird  die  Arbeit  ohne  Rücksicht  auf  den  Grad  der 
Fertigstellung  abgenommen.  Die  mündlichen  Prüfungen  sind  in 
Wien,  Prag  und  Lemberg  viermal  jährlich,  an  den  übrigen  Ober- 
gerichtssitzen dreimal  jährlich  aufeinanderfolgend  anzuberaumen  und 
diese  Termine  sind  entsprechend  zu  verlautbaren.  Die  hiernach  an- 
gesetzten Prüfungen  sind  dem  Justizminister  mitzuteilen  (§  23).  Die 
Prüfung  dauert  für  jeden  der  zwei  gleichzeitig  zu  Prüfenden  mindestens 
V  o  Stunde  (§  24). 

Die  Richteramtsprüfung  erstreckt  sich  auf  alle  Zweige  des 
Zivil-  und  Strafrechts  und  weiter  auf  die  im  Verzeichnisse  B  an- 
geführten Normen  (I.  Verfassnngsgesetze,  II.  Grundzüge  des  Ge- 
bührenrechts, III.  das  Wichtigste  aus  dem  Verwaltnngsrecht,  Wasser- 
recht,  Fischereirecht,  soziale  Gesetzgebung,  Urheberrecht,  Marken- 
schutz, Patentgesetz,  Lebensmittelgesetz)  (§  25).    Beherrschung  des 
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Stoffes,  gewandte  rechtliche  Beurteilung  ist  zunächst  zu  fordern, 
„auf  blosses  Gedächtniswerk*-  dagegen  „kein  Gewicht  zu  legen4*,  je- 
doch zu  verlangen,  dass  die  Bewerber  in  der  Praxis  wichtige  Be- 
stimmungen alsbald  zu  finden  vermögen  (§  26).  Die  Fragestellung 
bestimmt  im  Einvernehmen  mit  dem  einzelnen  Prüfer  der  Vorsitzende. 
Professoren  haben  in  der  Regel  nur  ihr  Nominalfach  zu  prüfen  (§  27). 
Das  Prüfungsergebnis  ist:  ausgezeichnet,  sehr  gut,  gut  oder  un- 
genügend (§  28).  l'ber  die  Frage,  ob  die  Prüfung  bestanden  wurde, 
ist  zuerst,  sohin  über  den  Kalkül  nach  absoluter  Mehrheit  abzu- 
stimmen, der  Vorsitzende  stimmt  zuletzt  (§  29).  Im  Falle  der  Re- 
probierung  ist  zugleich  eine  Wiederholungsfrist  von  3  Monaten  bis 
1  Jahr  (§  30)  und  ferner  zu  bestimmen,  ob  auch  eine  weitere 
Hausarbeit  gefordert  wird.  Reprobation  bei  einer  wiederholten  Prüfung 
ist  dem  Justizminister  anzuzeigen  (§  31).  Prüfungszeugnis  und 
Protokoll  etc.  regeln  die  4$  32—34. 

Prozessuale  Normen. 

Mit  Justiz-Ministerialverordnung  vom  9.  März  1899,  R.-G.-B.  51. 
wurde  verfügt,  dass  die  Ausschüsse  der  Advokatenkammer  bei  Be- 
stellung eines  Armen  Vertreters  für  das  Berufungsverfahren  auf  einem 
der  Beschlussausfertigung  beizugebenden  Formulare  das  Berufungs- 
gericht unmittelbar  davon  zu  verständigen  haben,  wer  zum  Vertreter 
bestellt  worden  ist. 

Mit  der  Errichtung  von  Auktionshallen  wurde  fortgeschritten, 
und  hat  sich  namentlich  das  Wiener  Versteigerungsamt  bisher  gut 
bewährt.  Durch  Justiz-Ministerialverordnung  vom  21.  Dezember  1899. 
R.-G.-B.  253,  wurden  die  722,  723  und  323  der  ab  1.  Januar 
in  Deutschland  geltenden  Zivilprozeßordnung  im  Wortlaut  samt 
einer  Erklärung  der  deutschen  Regierung  mitgeteilt,  wonach  bei  An- 
wendung dieser  Bestimmungen  Jm  Deutschen  Reiche,  soweit  die  bis- 
herige Praxis  den  dortigen  Gerichten  einen  Schluss  gestattet,  ..alle 
jene  Beschlüsse  und  Bescheide  österreichischer  Gerichte  die  Zwangs- 
vollstreckung begründen  können,  welche  einen  Rechtsstreit  zwischen 
Parteien  auf  Grund  eines  beiden  Parteien  Gehör  gewährenden  ordent- 
lichen oder  summarischen  prozessualen  Verfahrens  erledigen,  wobei 
es  nicht  darauf  ankomme,  ob  die  Beschlüsse  und  Bescheide  auch  in 
den  äusseren  Formen  eines  Urteils  ergangen  sind  und  ob  auch  tat- 
sächlich beide  Parteien  verhandelt  haben*1.  Die  Verordnung  kon- 
kludiert  weiter  (Wortlaut): 
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r Betreffs  der  Sprüche  von  Schiedsrichtern  und  Schiedsgerichten 
erklärte  die  deutsche  Regierung,  dass  auf  sie  zwar  nicht  die  §§  722, 
723,  wohl  aber  die  Vorschriften  des  zehnten  Buches  der  deutschen 
Zivilprozessordnung  Anwendung  finden.  Nach  der  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichtes  könne  als  Grundsatz  gelten,  dass  aus  einem  aus- 
ländischen Schiedssprüche  bei  den  deutschen  Gerichten  ein  Voll- 
streckungsurteil beantragt  werden  kann,  sofern  der  Schiedsspruch 
gemäss  den  bezeichneten  Vorschriften  der  deutschen  Zivilprozess- 
ordnung ergangen  und  nicht  etwa  nach  dem  für  das  fragliche  Rechts- 
verhältnis massgebenden  ausländischen  Rechte  als  unwirksam  anzu- 
sehen ist." 

„Für  die  Zwangsvollstreckung  im  Deutschen  Reiche  kommen 
sonach  die  im  §  1  der  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1886» 
R.-G.-B.  70,  unter  Zahl  1,  2  und  3  angeführten  Exekutionstitel, 
einschliesslich  der  Entscheidungen  über  die  Kosten  des  Verfahrens, 
dann  die  mit  der  Wirkung  der  Vollstreckbarkeit  ausgestatteten  amtlichen 
Auszüge  aus  dem  während  des  Konkursverfahrens  aufgenommenen 
Liquidierungsprotokolle  (§  1  Z.  7  der  Exekutionsordnung)  und  die 
Urteile  der  Gewerbegerichte  (§  1  Z.  11  der  Exekutionsordnung), 
endlich  unter  den  im  zehnten  Buche  der  deutschen  Zivilprozess- 
ordnung, insbesondere  in  den  §5}  1025,  1026,  1039,  1041,  1042,  1045 
bis  1048  erwähnten  Voraussetzungen,  auch  die  einer  Anfechtung  von 
einer  höheren  schiedsgerichtlichen  Instanz  nicht  mehr  unterliegenden 
Sprüche  von  Schiedsrichtern  (§  1  Z.  IG  der  Exekutionsordnung) 
in  Betracht." 

„In  diesem  Mafse  ist  auch  die  Gegenseitigkeit  als  verbürgt 
anzusehen,  wenn  es  sich  gemäss  §  70  der  Exekutionsordnung  um 
Exekutionen  auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden  handelt,  die  im 
Deutschen  Reiche  errichtet  wurden.44 

„Die  Bewilligung  der  Exekution  oder  der  angesuchten  Exe- 
kutionshandlung ist,  gleichwie  in  den  Fällen  des  §  81  Zeile  2 — 4  der 
Exekutionsordnung,  dann  zu  versagen,  wenn  die  Anerkennung  des 
deutschen  Urteiles  gegen  den  Zweck  eines  hierzulande  geltenden 
Gesetzes  Verstössen  würde." 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Januar  1000  an  Stelle  der  bisher 
geltenden  vom  10.  Dezember  1807,  R.-G.-B.  287,  in  Wirksamkeit. 

In  gleicher  Weise,  wie  vorstehendenfalls,  macht  das  Justiz- 
ministerium mit  Verordnung  vom  20.  September  1900  den  Art.  374 
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der  ab  1.  September  1900  geltenden  rumänischen  Zivilprozess- 
ordnung bekannt  und  knüpft  daran  die  hier  wörtlich  folgende 
Verfügung : 

„Gemäss  §  79  der  Exekutionsordnung  und  zufolge  der  laut 
Verordnung  des  Justizministeriums  vom  27.  Oktober  1871,  R.-G.-B. 
131,  ausgetauschten  Ministerialerklärungen  ist  die  Gegenseitigkeit 
hinsichtlich  der  Exekution  auf  Grund  von  vollstreckbaren  Erkennt- 
nissen der  kompetenten  Gerichte  in  Zivil-.  Handels-,  See-  und  Wechsel- 
Bachen  als  verbürgt  anzusehen.44 

Diverses. 

Die  Verordnung  der  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen 
vom  9.  März  1900,  R.-G.-B.  98,  bestimmt,  dass  im  Exekutions-  oder 
Konkursverfahren  gerichtlich  hinterlegte  Pretiosen  im  Werte  von 
offenbar  nicht  über  1000  K  seitens  des  Vollstreckungsorgahs  mit 
gehöriger  Beschreibung  im  Depositenamt  niedergelegt  werden  und 
hiernach,  falls  nicht  das  Depositenamt  Bedenken  hegt,  auf  die  Ver- 
wahrungsgebfihr  bemessen  wird.  Dagegen  sind  wertvollere  Pretiosen 
oder  solche,  bez.  deren  höheren  Wertes  Meinungsverschiedenheiten  sich 
ergeben:  a)  bei  den  besonderen  Zivilgerichts  -  Depositenämtern  in 
Wien,  Prag,  Graz  und  Triest  durch  einen  gerichtlich  beeideten 
Pretiosenschätzmann  bewerten  zu  lassen,  b)  in  anderen  Fällen  vor- 
läufig ungeschätzt  zu  übernehmen  und  einzusiegeln,  und  hat  das 
zuständige  Gericht  deren  ordnungsmässige  Schätzung  zu  veranlassen. 

Die  Verordnung  der  Minister  der  Justiz,  des  Ackerbaues  und 
des  Innern  vom  25.  April  1900,  R.-G.-B.  80.  trifft  Änderungen  der 
Ministerial- Verordnung  vom  25.  Juli  1897,  R.-G.-B.  175,  über  die 
Schätzung  der  Liegenschaften  (Kealschätzungsaint  —  an  Stelle  des 
letzten  Absatzes  des  §  20  für  Gebäude,  welche  zeitliche  Befreiung 
von  der  Hauszinssteuer  geniessen).  Hiernach  sind  für  die  Fest- 
stellung der  Werterhöhnng  zufolge  der  steuerfreien  Jahre  ziemlieh 
komplizierte  mathematische  Formeln  anzuwenden,  es  sind  die  Zu- 
schläge mit  in  Betracht  zu  ziehen  u.  s.  w.  Die  ganze,  gewiss  sehr 
zeitraubende  Operation  mag  in  Wien  und  noch  einigen  grösseren 
Städten  nicht  a  priori  nnzweckmässig  sein,  auf  dem  Lande  führt  sie 
bestenfalls  zu  Konfusionen  und  zur  Vernachlässigung  des  eigentlich 
wichtigen  Hauptgeschäftes  zu  Gunsten  einer  theoretisch  genauen  Er- 
mittelung einer  Abgangszahl,  die  aber  in  der  Praxis  alljährlich 
wechselt  (schon  vermöge  der  direkten  Umlagen,  ganz  abgesehen  von 
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den  wechselnden  Steuernachlässen  je  uach  Ertrag  der  Personalstener). 
Beigegeben   ist  dieser  Verordnung  auch  noch  eine   ^Tabelle  der 

Faktoren  .  ,   mit  welcher  die  terminliche  Stenererspamis 

multipliziert  werden  muss,  um  den  Barwert  der  Steuerfreiheit  zu 
erhalten4  —  ein  Paradestück  der  Arbeit  am  grünen  Tisch! 

Advokaten-Kurrentientarif. 

Mit  Verordnung  des  Justizministers  vom  8.  Juni  1899,  R.-G.- 
B.  8.  wurde  die  (für  die  in  den  Gerichtshofsprengeln  Trient  und 
Roveredo  ausser  den  genannten  Gerichtshofsitzen  selbst  liegenden 
Orte  in  Geltung  gewesene)  vierte  Klasse  des  Kurrentieutarifes  für 
Advokaten  aufgelassen.  Mit  Justiz -Ministerial- Verordnung  vom 
27.  November  1000,  R.-G.-B.  201,  wurde  die  Stadt  Klagenfurt  in 
die  zweite  Ortsklasse  eingereiht.  Beide  Verordnungen  involvieren 
nur  Nebensächliches.  Die  Praxis,  welche  dahin  neigt,  die  Tarifsätze 
nahezu  ausnahmslos  als  Pauschalien  für  Bewertung  der  Advokaten- 
arbeit anzusehen,  lässt  auch  in  den  seltenen  Fällen,  wo  es  sich  um 
ein  höheres  Streitpunktum  handelt  und  schon  die  materielle  Ver- 
antwortung allein  ausser  Verhältnis  zur  Tarifzifter  steht,  eine  Er- 
höhung derselben  infolge  schwierigerer  Natur  des  Falles  nicht  zu. 
Wir  beziehen  uns,  diese  und  verwandte  Fragen  anlangend,  auf  das 
an  der  Spitze  dieser  Teilgruppe  III  Ausgeführte. 

3.  Strafrecht  und  Strafprozeas. 

Im  Gebiete  des  Strafrechtes  weisen  die  Reichsgesetzblätter  pro 
1*99  bis  1901  nur  eine  einzige  Publikation  auf:  die  Justiz-Ministerial- 
Verordnnng  vom  21.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  222,  womit  der  Betrag 
des  von  den  Sträflingen  in  den  Strafanstalten  zu  leistenden  täglichen 
Ersatzes  an  Strafvollstreckungskosten  für  die  Jahre  1001  bis  1903 
bestimmt  wird  (zwischen  1  K  60  h  in  Krakau  und  59  h  in  Marburg). 

An  der  Reform  des  Gefängniswesens  wird  gearbeitet,  doch 
können  aus  finanziellen  Gründen  die  erforderlichen  neuen  Ubikationen 
nur  successive  beigestellt  werden. 

Mit  der  seit  Dezennien  versuchten  Umgestaltung  des  Straf- 
gesetzbuches wird  auch  vieles  andere  erst  gründlich  gebessert  werden 
können.  Hoffentlich  findet  der  Reichsrat  endlich  Zeit,  den  so  und 
so  vielten  Entwurf  eines  neuen  Strafgesetzes  zu  erledigen.  Ein 
neues  Pressgesetz  wenigstens  dürfte  demnächst  zustande  kommen. 
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Schlusswort. 

Auf  die  Gesamtarbeit  der  drei  Jahre  UMJO  und  1W1 

zurückblickend,  lässt  sich  —  zumal  wenn  dabei  auch  noch  die  bereits 
eingebrachten  Gesetzentwürfe,  insbesondere  die  Pressnovelle,  in 
Betracht  gezogen  werden  —  ein  moderner  Zug  in  unserer  jetzigen 
Regierung  nicht  verkennen.  Beharrlich  wird  allerhöchsten  Orts  die 
Aufrechterhaltung  der  konstitutionellen  Staatsform  vollen  Ernstes 
gefordert,  und  man  schreitet  in  Befolgung  dieses  Leitgedankens  an 
den  Ausbau  so  mancher  obskurer  Nebentrakte  des  weitläufigen  kom- 
plizierten Gebäudes  unseres  Rechtsstaates.  Auch  die  Verwaltung 
lässt  zumindest  seit  dem  Amtsantritte  des  Ministeriums  Körkkr  eine 
konziliantere  Auffassung  der  Aufgaben  der  staatlichen  Behörden 
gegenüber  der  Bevölkerung  durchschimmern.  Man  sieht  vielen  Orts 
schon  ein,  dass  die  Behörden  für  die  Steuerträger  und  nicht  um- 
gekehrt die  misera  contribuens  plebs  für  die  Magistratur  geschaffen 
sind,  und  das  ist  in  der  Tat  schon  viel,  viel  mehr  als  die  allenthalben 
üblichen  schönen  Programmreden  amtsantretender  Kabinetts-Chefs! 
Unter  den  in  vielen  Staatsgebieten  besonders  schwierigen  lokalen 
Verhältnissen  und  den  schon  wiederholt  betonten  erschwerenden 
Umständen  der  Krisenzeit  ist  solch  wahrhafter  Fortschritt  speziell 
in  Osterreich  und  anno  1902  wahrlich  nichts  Geringes. 

Leider  muss  gerade  für  das  uns  wichtigste  Gebiet  der  Justiz- 
verwaltung diese  Anerkennung  wesentlich  eingeschränkt  werden. 

Mag  sein,  dass  die  Sondertendenzen  in  der  Justizverwaltung 
auch  im  Autokratisnius  noch  nicht  ihre  letzte  raison  d'ctre  haben. 
Viele  Anzeichen  sprechen  dafür,  dass  der  freilich  genial,  aber  ohne 
offiziellen  Pomp  zuerst  durch  Stkiniucu  im  Justizministerium  ver- 
tretene soziale  Gedanke  auch  jetzt  zu  innerst  die  richtunggebenden 
Köpfe  beseelt.    Die  Resultate  sind  gleichwohl  unbefriedigend. 

Die  erbarmenswert  unpraktische  Novelle  vom  2.r>.  April  li'H'M*. 
R.-G.-B.  <S0,  zur  Realsehätzungsordnung  leuchtet  wohl  auch  hier  dem 
mit  unseren  Zuständen  nicht  vertrauten  Beurteiler  in  diesen  Mikro- 
kosmos aufklärend  und  mildernd  hinein:  Man  macht  eine  vom  Stand- 
punkt der  höheren  Mathematik  ganz  unanfechtbare  Formel  für  Er- 
mittelung einer  Abzugs-  bezw.  Zuschlagszahl  bei  Schätzungen  und 
übersieht  ganz,  dass  bisher  die  Schätzungen  in  den  weitaus  über- 
wiegenden Fällen  um  ein  Multiplum  der  Differenz  zu  divergieren 
pflegten,  die  in  den  speziellen  Fällen  überhaupt  in  Frage  kommt. 
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übersieht  ferner,  dass  nur  wenige  Richter  ans  ihren  Gymnasial- 
erinnernngen  so  viel  Kenntnisse  erübrigten,  um  nach  längerem  Kopf- 
zerbrechen zu  erraten,  was  für  eine  mühevolle  Plackerei  man 
ihnen  zumutet,  dass  aber  die  Schätzungen  durch  viel  weniger 
vorgebildete  Kanzlisten  geleitet  und  in  999  unter  1000  Fällen  von 
Schätzleuten  vorgenommen  werden  sollen,  deren  wohl  kaum  viel 
mehr  als  ein  Dutzend  ausserhalb  Wien  sich  mit  der  schönen  Vor- 
schrift zurecht  linden  mögen,  ohne  deren  Pflichteifer  und  genaue 
Lokalkenntnisse  aber  trotz  aller  Reglementierung  eine  brauchbare 
Schätzung  überhaupt  nicht  erzielbar  bleibt. 

Ähnlich  ergeht  es  der  Justizverwaltung  mit  dem  Problem  der 
„Verbilligung  der  Rechtspflege":  Soweit  nach  dem  alten  Prozess- 
gesetze zwecklose  Arbeiten  gehäuft  und  durch  den  neuen  Prozess 
all  dieser  Ballast  erspart  wird,1)  so  dass  mit  einein  möglichst  geringen 
Kräfteanfwand  voller  Effekt  erzielt  wird,  bringt  die  Verbilligung 
des  Prozesses  gewiss  auch  direkten  volkswirtschaftlichen  Gewinn 
neben  den  noch  grösseren  mittelbaren  Vorteilen  einer  billigen  und 
sicheren  Rechtsdurchsetzung.  Sowie  jedoch  über  diese  Grenzen 
hinausgegangen  wird,  überwiegen  auch  schon  die  Nachteile!  Ein 
Prozess  unter  den  wahren  Gestehungskosten  bietet  dem  säumigen 
Schuldner,  ja  bei  uns  auch  schon  dem  schikanösen  und  dem  lediglich 
den  Kapitalsertrag  in  seinem  Geschäfte  gegenüber  der  Summe  der 
gesetzlichen  Verzugszinsen  und  der  Prozesskosten  abwägenden  Kauf- 
manne eine  Prämie  für  Nichteinhaltung  übernommener  Verpflichtungen. 
Dazu  kommen  noch  die  Chancen  des  Vergleiches!  Von  dem  künstlich 
erzwungenen  Bestreben  möglichster  Raschheit  getrieben,  bei  der 
herrschenden  Überhäufung  mit  Arbeit  jede  Protokollierung,  Urteils- 
fällung und  sonstige  (oft  kleinlichster  formalistischer  Kontrolle  an- 
heimfallende) schriftliche  Arbeit  scheuend,  übt  der  Richter  hewusst 
oder  unbewusst  mitunter  gewaltigen  Druck  auf  den  sein  gutes 
Recht  verfechtenden  Kläger.   Selten  wird  sich  —  besonders  auf  dem 

l)  Die  Praxis  des  neuen  Verfahrens  hat  in  dieser  Richtung  noch 
manchen  Fortschritt  als  wünschenswert  ergehen.  Z.  B.  ist  die  Tagsatzung 
nach  i;  :J98  Z.-P.-ü.  regelmässig  total  überflüssig.  Wenn  prozesshindernde 
Einreden  bei  der  ersten  Tagsetzung  überhaupt  nicht  angemeldet  worden 
sind,  könnte  nach  fruchtlosem  Ablauf  der  Khiircbcantwortungsfrist  über 
schriftliches  Anbringen  des  Klägers  sofort  das  Vereäuninisurteil  ausgefertigt 
werden,  zumindest  ohne  Kollegium! 


Digitized  by  Google 


1210 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Land  in  den  weitaus  überwiegenden  kleineren  und  mittleren  Kreisen  — 
der  Kläger  nicht  lieber  zu  einem  rechtlich  unbegründeten  Nachlass 
entschliessen ,  als  die  Plackereien  wiederholter  gerichtlicher  Ver- 
nehmungen und  dazu  noch  die  im  Aufschub  der  Enderledigung 
liegenden  Gefahren  auf  sich  nehmen!  Nicht  selten  macht  der  Herr 
Sekretär  oder  Adjunkt  beim  Vergleichsversuch  auch  noch  auf  eigene 
Faust  in  Humanität  und  Sozialpolitik. 

So  tritt  denn  an  Stelle  der  altrömischen  Prozessstrafen  fnr 
den  Unterliegenden  gar  häufig  eine  Prämie  für  den  Ungerechten, 
und  die  Hüter  des  Rechtes  schützen  das  Unrecht! 

Tn  Wien  freilich,  wo  das  erlesenste  Personal  und  das  grüne 
Tuch,  von  dem  aus  das  Ganze  gedacht  wurde,  heimisch  sind,  sieht 
man  diese  Schattenseiten  kaum ;  um  so  dräuender  wachsen  sie  empor, 
je  weiter  man  von  den  Kulturzentren  sich  entfernt.  Die  grosse 
Mehrheit  der  Richter  sind  eben  auch  Durchschnittsmenschen,  die 
avancieren  wollen,  und  nicht  lauter  erstklassige  Köpfe,  die  zwischen 
der  Wahrscheinlichkeit  früher  Abnutzung  und  den  Gefahren  des 
Strebertums  hindurch  auf  eine  glänzendere  Karriere  hoffen  dürfeu, 
wie  in  der  Hauptstadt! 

Trotzdem  hat  sich  die  verdoppelte  richterliche  Arbeit  ansehn- 
lich verteuert.  Die  Rechtspflege  kostet  kaum  weniger  als  früher, 
nur  sind  die  Kosten  auf  andere  Schultern  gewälzt.  —  Zunächst 
sollen  die  Mehrkosten  von  der  Anwaltschaft  getragen  werden.  — 
Der  Ruin  des  Advokatenstandes  ist  auf  diesem  Wege  sicher,  aber 
doch  nicht  ausgiebig  genug  und  nur  eine  kurze  Verzögerung  des 
Endergebnisses.  Es  muss  die  Zeit  kommen,  da  die  dermaligen  un- 
besoldeten und  pensionsnnfähigen  Mitarbeiter  der  Rechtspflege,  welche 
das  Anlagekapital  20 jähriger  Vorbereitung  nicht  amortisieren  und 
kaum  den  standesniässigen  Unterhalt  verdienen  können,  entweder 
aussterben  oder  an  ihre  Stelle  unlautere  Elemente  treten,  welche  den 
Namen  von  „Freunden'1  des  Rechtes  nicht  mehr  verdienen.  Dann 
aber  wird  die  Last  der  denn  doch  unvermeidlichen  juristischen  Arbeit 
um  so  wuchtiger  den  Richterstand  treffen.  Schon  jetzt  ist  das  richter- 
liche Personal  allüberall  zu  wenig  zahlreich,  und  trotz  der  enormen 
Erhöhung  des  Etats  der  Justizverwaltung  (sowohl  unmittelbar  im 
.lustizbudget,  als  noch  ausgiebiger  vermöge  der  Erhöhung  der  Stempel 
und  Gebühren)  sind  neue  Erhöhungen  unvermeidlich.  Die  Richter- 
hesoldungen  musston  und  müssen  zum  Teil  (z.  B.  für  den  Obersten 
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Gerichtshof)  noch  weiter  erhöht  werden,  ebenso  die  Bezüge  des 
untergeordneten  Personals. 

Wer  aber  zahlt  nun  in  letzter  Linie  den  Aufwand  für  die 
^billigen*4  Prozesse?  —  statt  dass  wie  bisher  der  Untüchtige,  der 
Mutwillige,  der  Schikanöse,  die  unvorsichtigen  Spekulanten,  die 
Querulanten,  die  Hyänen  der  Justiz  und  in  grösserem  Mafse  alle 
jene,  welche  die  Leistungen  der  Justizverwaltung  mala  oder  bona 
tide  vorwiegend  in  Anspruch  nehmen,  auch  das  Gros  der  Gestehungs- 
kosten zahlen,  sind  es  dermalen  schon  die  ruhigen  Steuerträger,  auf 
welche  man  die  Hauptlast  überwalzt!  Den  Advokaten  zahlt  die 
Partei,  den  staatlich  angestellten  Jnstizarbeiter  zahlt  der  Steuer- 
träger. Unter  100  Steuerträgern  sind  aber  im  Durchschnitt  ihrer 
yo,  die  ihr  ganzes  Leben  lang  den  Fuss  nicht  über  die  Schwellen 
des  Gerichtssaales  setzen!  Der  ungesunde  Rekord  an  Prozess- 
verbilligung  entpuppt  sich  demnach  als  eine  ungerechte  Verteilung 
der  Lasten,  qualifiziert  durch  Benachteiligung  des  Advokatenstandes ! 

Dass  übrigens  der  Niedergang  des  Anwaltstandes  auch  für  den 
Politiker  nicht  gleichgültig  ist  (gesetzt  auch,  man  wolle  seine  Be- 
deutung für  die  Rechtsförderung  so  gering  als  möglich  veranschlagen), 
das  lässt  sich  aus  den  jüngsten  Krisen  unschwer  entnehmen.  Gerade 
in  Österreich  waren  es  die  Advokaten,  welche  den  Rechtsstaat  und 
den  Fortschritt  auf  allen  Gebieten  förderten  (wie  ja  auch  im  neuen 
Prozess),  und  welche  im  Parlamente  als  Repräsentanten  der  staats- 
erhaltenden Parteien  figurierten.  In  dem  Mai'se,  als  der  Stand  der 
unabhängigen  Juristen  aus  dem  öffentlichen  Leben  mehr  und  mehr 
verschwindet,  entschwinden  die  Ideale  und  Ideen  in  Landes-  und 
Reichsvertretnng ! 

Noch  wichtiger  vielleicht  als  die  vorstehend  gedachten 
Funktionen  des  Anwaltstandes  ist  dessen  Leistung  im  Staatsorganismus 
als  kostenloser  Kontrollapparat  der  gesamten  Verwaltung!  Wenn 
man  neben  jeden  Richter  einen  Gerichtsinspektor  und  neben  jeden 
Bezirkshauptmann  einen  Behördeninspektor  u.  s.  f.  hinstellen  könnte 
und  für  diese  Kontrollorgane  wieder  übergeordnete  Oberkontrolleure: 
es  würde  damit  doch  nicht  entfernt  die  wirksame  Überwachung  er- 
zielt, welche  ein  freier,  unabhängiger  Anwaltstand  ohne  Kntgelt  den 
modernen  Staaten  leisten  kann  und  auch  tatsächlich  leistet.  Der 
Niedergang  des  Anwaltstandes  ist  auch  schon  der  Niedergang  des 
Rechtsstaates! 
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Horten  wir,  dass  Osterreich  die  äussersten  Konsequenzen  eines 
fortschreitenden  Krankheitsprozesses  der  Justizpflege  erspart  bleiben: 
unser  Staat  hat  in  den  letzten  Jahren  gerade  genug  Erschütterungen 
überstehen  müssen,  um  ein  derartiges  Experiment  mit  aller  Ent- 
schiedenheit ablehnen  zu  dürfen! 

b)  Juristische  Literatur. 

Einleitung. 

Es  ist  natürlich,  dass  die  verhängnisvolle  politische  Krise  auch 
an  der  Literatur  nicht  spurlos  vorübergehen  konnte.  Wir  sehen 
selbstverständlich  ganz  ab  von  den  massenhaft  die  Tagesblätter 
füllenden  Streitschriften  und  möchten  es  auch  gerne  vermeiden,  über- 
haupt Aufsätze  zu  berücksichtigen,  die  anders  als  in  Buchform  er- 
scheinen, weil  ja  bei  der  erdrückenden  Massenhaftigkeit  dieser 
Produktion  (ganz  abgesehen  von  dem.  was  in  fremden  Sprachen 
geschrieben  und  gedruckt  wird!)  eine  gerechte  Würdigung  unmöglich 
bliebe  und  das  Herausgreifen  einer  oder  mehrerer  solcher  Arbeiten 
(auch  auf  anderen  Gebieten)  uns  den  Vorwurf,  so  viel  anderes  und 
wohl  auch  besseres  ignoriert  zu  haben,  zuziehen  inüsste.  ohne  doch 
unseren  geneigten  Lesern  dankenswertes  zu  bringen.  Ohne  also 
auf  diesem  Terrain,  wie  sonst,  Namen  und  Quellen  zu  nennen,  sei 
hier  aber  doch  festgestellt,  dass  besonders  in  juristischen  und  volks- 
wirtschaftlichen Fachzeitschriften  Österreichs  sehr  wertvolle  Stndieu 
über  die  fernere  Ausgestaltung  des  Staatsrechtes  und  speziell  der 
österreichischen  Verfassung  zutage  gefordert  worden  sind.  Man 
befasst  sich  vielfach  mit  den  Problemen  der  Einschränkung  des  passiven 
Wahlrechtes,  der  Einführung  des  Listenskrutiniums,  der  Sicherung 
von  Minoritätsvertretung  —  Fragen,  welche  wohl  auch  anderwärts 
schon  durchgesprochen  worden  sind,  weiter  mit  Projekten  einer 
Verbesserung  der  staatsrechtlichen  Gliederung  durch  Auflösung  der 
Landesverbände,  durch  Einführung  der  Kreiseinteilung  u.  ä.  und 
immer  wieder  zugleich  mit  der  Reform  der  Interessenvertretung. 
Während  wir  uns  begnügen,  diese  Vorschläge,  die  zumeist  ohne 
genauere  Kenntnis  der  lokalen  Prämissen  unverständlich  bleiben 
miissten,  hier  lediglich  zu  konstatieren,  glauben  wir  auf  ein  stets 
häutiger  wiederkehrendes  Verlangen  die  Aufmerksamkeit  lenken  zu 
sollen,  welches  darin  gipfelt,  dass  überhaupt  die  Angelegenheiten, 
über  welche  durch  Stimmenmehrheit  entschieden  werden  darf,  derart 
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prinzipiell  abgegrenzt  werden  sollen,  dass,  wie  in  Glaubenssachen, 
so  auch  in  nationalen  Machtfragen,  eine  t'berstiminung  ausgeschlossen 
bleibt.  Was  alles  als  „  Sonderrechte  "  gelten  soll,  wie  überhaupt  der 
Gegensatz  logisch  korrekt  zu  formulieren  wäre  und  ob  es  für  Sonder- 
rechte bei  der  „itio  in  partes"  im  Sinne  des  westfälischen  Friedens 
sein  Bewenden  habe,  oder  eine  Entscheidung  mangels  gütlicher  Ver- 
einigung durch  Schiedsspruch  oder  ständige  richterliche  Instanzen 
Platz  greifen  möge,  das  sind  noch  kaum  ausreichend  durchdachte 
Eventualitäten;  die  Erkenntnis  aber,  dass  im  Widerstreit  nationaler 
Interessen  ebensowenig  wie  bei  religiösen  Zwistigkeiten  die  Mehrheit 
einer  noch  so  illustren  Versammlung  entscheiden  dürfe,  scheint  sich 
bereits  durchgerungen  zu  haben. 

Im  nachfolgenden  wieder  auf  selbständig  erschienenes  uns  be- 
schränkend, wollen  wir  doch,  schon  der  Abwechslung  halber,  für  die 
diesmalige  Berichtsperiode  1899  bis  1901  einmal  von  der  Reich- 
haltigkeit des  österreichischen  juristisch- politischen  Büchermarktes 
eine  Vorstellung  vermitteln.  Dabei  bleiben  noch  immer  die  zahl- 
reichen wertvollen  Monographien  in  GkCnuuth  Zeitschrift  (Wien, 
Hölder).  „Osterreichische  Gerichtszeitung"  (Wien,  Manz), 
„Gerichtshalle"  (Wien.  Perles),  „Juristische  Blätter"  etc.. 
Jahrbücher:  „Vierteljahrsschrift"  (Prag,  Tempsky),  „Öster- 
reichische Zeitschrift  für  Verwaltung-  (Wien,  Manz),  „Nota- 
riatszeitung" u.  s.  f.  ganz  ausser  Betracht,  sowie  selbstverständlich 
alles,  was  in  anderen  Fachzeitschriften,  in  Tagesblättern,  in  Revuen 
(deren  besonders  „Die  Wage",  „Die  Zeit",  „Die  Fackel",  die  „Wiener 
landwirtschaftliche  Zeitung",  „Deutsche  Warte"  viel  beachtenswertes 
enthalten)  verstreut  ist. 

Sehr  viel  österreichische  Geistesprodukte  werden  in  reichs- 
deutschen  Buchhandlungen  verlegt,  namentlich  auch  seitens  unserer 
Rechtsgelehrten  und  insbesondere  der  Professoren.  Von  diesen 
Werken  kann  nur  das  hier  eingehende  Erwähnung  finden,  was  wir 
rechtzeitig  zu  Gesicht  bekamen,  und  dürfte  vieles  ganz  übersehen 
bleiben.  Soweit  es  sich  um  volkswirtschaftliche  Publikation  und 
polnische  Literatur  handelt,  sind  Spezialberichte  in  Aussicht  gestellt. 
Da  die  Grenze  zwischen  Volkswirtschaft  und  Verwaltungsrecht  im 
Sinne  der  von  uns  adoptierten,  auch  hier  festgehaltenen  Systematik 
sich  schwer  ziehen  lässt,  werden  nachfolgend  auch  wohl  Titel  einiger 
nur  vorwiegend  oder  nicht  ex  professo  und  ausschliesslich  volks- 
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wirtschaftlicher  Werke  mit  angeführt  erscheinen,  ohne  dass  unser 
Verzeichnis  hierin  Anspruch  erhebt,  aucli  nur  das  Wichtigste  mit 
auf  genommen  zu  haben. 

Auch  sollen  die  umfangreicheren  Besprechungen  so  ausgewählt 
und  redigiert  werden,  dass  daraus  nicht  gerade  nur  das  besprochene 
Buch  beurteilt,  sondern  auch  —  ja  womöglich  in  erster  Linie  — 
ein  Eindruck  über  die  geistige  Arbeit  der  österreichischen  Juristen 
wie  Politiker  und  ihre  Eigenart  selbst  sich  gewinnen  lässt.  Es  be- 
steht also  auch  nicht  einmal  subjektiv  ein  mathematisches  Ver- 
hältnis zwischen  der  Länge  einer  Besprechung  und  dem  Werte  des 
besprochenen  Werkes! 

Sammelwerke  werden  im  Anhang  zu  der  speziellen  Gruppe, 
auf  die  sie  Bezug  haben,  bezw.  am  Schlüsse  dieses  Berichtes  be- 
sprochen, die  Entscheidungen-Sammlungen  und  Gesetzansgaben  im 
Schlussanhang. 

I.  Yerfassungsrecht. 

(Internationales  Recht,  Völkerrecht,  Rechtsenzyklopädie,  Staatsrecht, 
Reichs-Rechtsgeschichte;  Verfassungskunde.  Staatsbürgerrecht,  Heimatsrecht. 
Sprachenrecht,  Vereins-  und  Versammlungsrecht.) 

Stkinbach,  Dr.  Emil,  Zur  Friedensbewegung.  Wien,  Manz. 
181*0.  (80  S.)  Eine  geistvolle  Broschüre,  zugleich  belehrender  als 
gar  viele  Bücher  in  dieser  jetzt  so  aktuellen  Frage. 

Gumplowicz,  Dr.  Ludwig,  Soziologische  Essays.  Innsbruck. 
Wagner,  1899.   (174  S.  8°.)    2  K. 

Nothnagel,  Dr.  Walter,  Exekution  durch  soziale  Interessen- 
Grnppen.  Wien,  Holder,  1899.  (VI,  221  S.)  Ein  Buch  im  Sinne  der 
grossen  Gesichtspunkte  Iherings  nnd  Steinbachs,  welcher  letzter 
dem  Verfasser,  laut  Vorrede,  die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  gegeben 
hat.  Der  Verfasser  nennt  die  Bewegung  im  Publikum,  welche  da- 
durch hervorgerufen  wurde,  dass  der  Staat  in  sozialpolitischer 
Rücksichtnahme  auf  den  Schuldner  jetzt  fast  mehr  einen  Schutz  des 
Schuldners  als  des  Gläubigers  durch  seine  Schnldgesetzgebung  er- 
reicht, die  exekutive  Selbsthilfe  oder  psychologische  Exekution. 
Diese  sieht  Verfasser  sich  mehr  oder  minder  verkörpern  in:  1.  den 
Kreditorenassoziationen,  2.  Schutzgemeinschaften  für  Handel  nnd 
Industrie  („schwarze  Liste"),  3.  Auskunfteien,  4.  Hausbesitzervereinen. 
Neue  und  viel  erhellende  Schlaglichter  fallen  auf  das  ganze  Wirtschafts- 
getriebe. Verfasser  sieht  die  Zukunft  der  Rechtsentwickelung  in  der 
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Organisation.  Das  Buch  des  noch  jugendlichen  Verfassers  ist  des 
Titels  ungeachtet  nicht  sowohl  eine  Exegese  irgend  welcher  positiver 
Rechtsnormen,  als  vielmehr  eine  sozialpolitische  Abhandlung  de 
lege  ferenda,  welche  wohl  für  alle  Knlturstaaten  interessante  fach- 
wichtige Fragen  zur  Diskussion  stellt. 

Dillinger,  Josef,  kaiserlicher  Rat.  Die  Ministerien  des  Kaiser- 
tums Österreich  resp.  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  vom 
Beginne  des  Jahres  1848  bis  in  die  Gegenwart.  Eine  Chronologie, 
gr.  8«.  Wien,  Braumüller,  1901.  (53  S.)    1  K  20  h  -  1  M. 

Helfkrt,  Frhr.  v.,  Kaiser  Franz  I.  von  Österreich  und 
die  Stiftung  des  Lombardo-venetianischen  Königreiches.  Innsbruck, 
Wagner,  1901.  Frhr.  v.  Helfkrt  ist  nicht  nur  der  vielleicht  be- 
deutendste österreichische  Historiker  der  Jetztzeit,  er  nimmt  auch  als 
leitende  Kapazität  der  altkonservativ-klerikalen  Parteien  einen  Rang 
ein,  der  seinen  historisch  -  staatsrechtlichen  Arbeiten  weiteste  Be- 
achtung sichert. 

Schupp,  Antun,  Rechtslehre  (siehe  bei  II.  (>).  Wien, 
Braumüller. 

Offkrmann,  Alfred,  Frhr.  v.,  Die  verfassungsrechtliche  Ver- 
vollkommnung Österreichs,  gr.  8°.  Wien,  Braumüller,  1899. 
(157  S.)    4  K  80  h  —  4  M. 

Derselbe,  Die  Bedingungen  des  konstitutionellen  Österreich, 
gr.  8«.  Wien.  Braumüller,  1900.  (110  S.)    3  K  =  2  M.  50  Pf. 

Df'KRkfL,  Dr.  Bruno,  Elemente  des  österreichischen  Privat-  und 
öffentlichen  Rechtes  mit  Berücksichtigung  der  Gesetzgebung  in 
Kroatien  -  Slawonien  für  Laien  und  Studierende  systematisch  und 
populär  dargestellt.    Wien,  Manz,  1899. 

Werunsky,  Dr.  Emil,  Österreichische  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte (im  Erscheinen).    Wien,  Manz. 

(»umplowicz,  Dr.  Lt  DWiif,  Das  österreichische  Staatsrecht  (Ver- 
fa8sungs-  und  Verwaltungsrecht).  Ein  Lehr-  und  Handbuch.  Wien, 
Manz,  1902.    2.  Aufl.    (XIV,  671  S.) 

Derselbe,  Katechismus  der  österreichischen  Staatsverfassung. 
1900.  7.  Aufl.  (VI,  133  S.)  Gumplowicz'  Lehrbüber  heben,  sich 
durch  eine  freiere  Behandlung  der  Stoffe  von  der  gewöhnlichen 
Schablone  vorteilhaft  ab,  wobei  freilich  auch  die  strenge  Objektivität 
mitunter  in  Gefahr  kommt.  —  Diezweite  Auflage  des  ,. österreichischen 
Staatsrechts"  ist  gegenüber  der  ersten  wesentlich  erweitert. 
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Neisseu,  Dr.  C,  Zur  Geschichte  des  §  14  des  Grundgesetzes 
über  die  Reiehsvcrtretnng  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-B.  141, 
Verhandlungen  im  Reichsrate  und  andere  Materialien.  Wien,  Manz, 
1899.  (V,  216  S.)  In  seiner  Besprechung  dieses  „verdienstvollen  - 
Bnches  sagt  Mathias  in  No.  13  der  österreichischen  Gerichts-Zeitung: 
„Gerade  weil  das  Notverordnungsrecht  im  heissesten  politischen 
Kampfe  steht,  ist  die  von  kundiger  Hand  mit  historischer  Objektivität 
vorgeführte  Entwickelung  ein  wichtiges  Orientierungsmittel  für  den 
Juristen,  der  der  Frage  selbständig  und  wissenschaftlich  nähertreten 
will,  und  des  Verfassers  Bienenfleiss  ist  um  so  höher  zu  schätzen, 
weil  er  jede  Parteinahme  vermeidet  .  . 

Wittmayer.  Dr.  Leo,  Unser  Reichsratswahlrecht  und  die 
TAAKFE'sche  Wahlvorlage.    Wien,  Manz.  1901.    (VIII,  188  S.) 

Math,  Dr.  Au«.,  Die  Heimatgesetz-Novelle  vom  5.  Dezember  1896, 
R.-G.-B.  222.   Systematische  Darstellung.  Wien,  Manz,  1901.  (56  S.t 

Derselbe,  Die  Wirkungen  der  Heimatgesetz-Novelle.  Eine 
sozialpolitische  Studie.    Wien,  Manz,  1901.    (32  S.) 

Postelbero,  Dr.  Emil,  und  Mosern,  Dr.  Max,  Das  reformierte 
österreichische  Heimatsrecht.  Eine  theoretische  und  praktische  Dar- 
stellung unter  Berücksichtigung  der  strittigen  Fragen  nebst  einer 
Formulariensammlung.  Ein  populär  gehaltenes  Buch.  Wien,  Perles, 
1901. 

Fkind,  Dr.  Wenzel,  Das  sprachliche  und  sprachlich-nationale 
Recht  in  polyglotten  Staaten  mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf 
Österreich  und  Böhmen  vom  sittlichen  Standpunkte  aus  beleuchtet. 
Wien,  Manz,  1899.    (XV,  392  S.) 

II.  Verwaltungsrecht. 

1.  Ministerium  des  Innern. 

(Allgemeines  Verwaltungsrecht,  Staatsdienst,  Staatsaufsicht,  insbesondere 
über  Aktiengesellschaften,  Versicherungswesen,  Kreditinstitute.  Polizei. 
Annenwesen,  Sanitätswesen,  staatliche  Versicherung,  Gesindewesen.  Bau- 
recht,  Strassen-  und  Wegerecht.) 

Gkabmayk,  Dr.  Karl  v.,  Bodenentschuldung  und  Verschuldungs- 
grenze. Innsbruck  1900.  Verlag  des  Tiroler  Landesausschusses. 
(Siehe  die  ausführliche  Besprechung  bei  III.  2.) 

Goikand,  Leopold,  Die  deutschen,  österreichischen  und  unga- 
rischen Aktiengesellschaften  im  französischen  Recht.  Wien,  Manz, 
1902.    (VI,  115  S.)    1  K  80  h. 
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Krkibk;,  Dr.  .Toskf  Klkmkns  (Professor  an  der  Wiener  Handels- 
Akadt^nie),  Staatliche  Institutionen  für  Lebens-  und  Kenten  Versicherung. 
Wien,  Hülder,  1901.    (35  S.) 

Mully  von  Oppknkikd,  Robkkt  (Beamter  der  Ersten  österr. 
Sparkasse  und  Professor  an  der  Greniial- Handels -Fachschule  der 
Wiener  Kaufmannschaft),  Alters-  und  Invaliditätssparkasse  als  Über- 
gang zur  allgemeinen  Volksversorgung.  Separat-Abdrnck  aus  der 
Nummer  vom  Juni  1901  der  „Mitteilungen  des  Verbandes  der  öster- 
reichischen und  ungarischen  Versicherungs-Techniker  in  Wienu  nebst 
einigen  Einschaltungen.    Wien,  Holder,  1901.    (32  S.) 

Ehrlich,  Dr.  Sigmund,  Arbeiter -Pensionen  mit  Staatshilfe. 
Wien,  Manz,  1901.    (IV,  327  S.) 

Bukovsky,  Wilhelm,  k.  k.  Ingenieur,  Auskunftsbneh  für  Bau- 
wesen. Alphabetischer  Index  zu  den  wichtigsten  Vorschriften,  Normen 
und  Institutionen  auf  dem  Gebiete  des  Bauwesens,  mit,  besonderer 
Berücksichtigung  der  Verhältnisse  im  Königreiche  Böhmen.  Zum 
Gebrauche  der  ausübenden  Techniker,  der  politischen  und  autonomen 
Baubehörden,  der  Eisenbahnen,  der  Industriellen,  der  Studierenden 
an  technischen  Lehranstalten  etc.    Wien,  Manz,  1901.    (VII,  315  S.) 

Gesetz  vom  15.  Oktober  1900,  womit  eine  Bauordnung  für  die 
gefürstete  Grafschaft  Tirol  mit  Ausnahme  jener  Orte,  die  Bau- 
ordnungen auf  Grund  von  Landesgesetzen  besitzen,  erlassen  wird. 
Innsbruck,  Wagner,  1901.    60  h. 

2.  Koitus-  und  Unterrichts-Ressort. 

(Kunst.  Konfessionelles  Recht,  Kircheurecht,  Hochschulen,  Fachschulen, 
Mittelschulen,  Bürgerschulen,  Volksschulen,  Stiftungen,  Fonds,  Patrouate  etc.) 

Hlhnakek,  Dr.  M.  R.  v.,  Ministerialrat,  Wien,  „Staats-Kirchen- 
recht*4,  3.  Abschnitt  des  III.  Bandes  rGrundriss  des  österreichischen 
Rechtes".  (35  S.)  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1899.  Eine  dankens- 
werte Znsammenfassung  des  Wichtigsten  zur  Einführung  in  unser 
geltendes  Recht  in  Kultussachen. 

SniuELLKK,  Dr.  IL,  Die  Inkorporation  von  Kirchenämtern  mit 
besonderer  Berücksichtigung  von  Österreich.  Wien,  Manz,  1900. 
(X,  107  S.) 

GAnjrsrH,  Dr.  Ludwig,  Der  Irrtum  als  Ehehindernis.  Eine 
kanonistische  Studie.    Wien,  Manz,  1899. 

FRiT.MfH,  Dr.  Bkxku,  und  Dr.  Lkopoi.d  Graf  Hahtiu  (k.  k. 
Ministerialkonzipisten  im  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht), 

Jahrbuch  der  internat.  Vereinigung.  «.  u.  7.  Bd.  77 
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Iudikate  des  Reichsgerichtes,  des  Verwaltungsgerichtshofes  und  des 
obersten  Gerichtshofes  in  Sachen  des  Kultus,  des  Unterrichts  und 
der  Stiftungen.   I.Teil:  Kultus.   Wien,  Holder,  1901.   (VIII,  377  S.i 

Lanustkinkh,  Franz,  Sammlung  der  das  Volksschulwesen  be- 
treifenden Gesetze,  Verordnungen  und  Erlässe  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Wien.  Nach  dem  neuesten  Stande  auf  Veranlassung  des 
Wiener  Bezirksschulrates  zusammengestellt.  I.  Band:  Keichs-  und 
Landesgesetze  und  Durchführimgs- Verordnungen  zu  denselben.  8°. 
Wien,  Braumttller,  1899.  (XI,  236  S.,  XIV.)  1  K  40  h  =  1  M.  40  Pf. 
II.  Band,  1.  Abteilung:  Oberbehördliche  Verordnungen  und  Erlässe. 
8n.    1900.    (XXXVIII,  810  S.,  I.III.)    5  K  =  5  M. 

SciiMii».  Anton,  Die  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  kommerziellen 
Unterrichtswesens  in  Osterreich  und  die  Lehrerbildung.  Wien.  Manz. 
1900.    (174  S.) 

Derselbe,  Das  Übungs- (Muster-)  Kontor  an  kaufmännischen 
Lehranstalten.    Wien,  Manz,  1901. 

Die  Export-Akademie  des  k.  k.  österreichischen  Handels-Museums 
betätigt  sich  insbesondere  auch  durch  sehr  dankenswerte  eigene 
Publikationen,  welche  natnrgemäss  zumeist  überhaupt  nicht  in  den 
Rahmen  unseres  Berichtes  fallen,  deren  einige  in  die  Gruppe  IL  3 
rangieren,  auch  die  vorstehend  bezeichneten  Werke  sind  lediglich 
der  Initiative  der  Akademie  zu  danken. 

Elwookn,  Dr.  Fk.,  Die  neue  Schule.  Eine  Gerichtssaalstudie. 
12°.    Wien,  Manz,  1899. 

3.  Verwaltungsbereich  des  Handels-  und  des  Eisenbahn- 


Stkinuach,  Dr.  Emil,  Genossenschaftliche  und  herrschaftliche 
Verbände  in  der  Organisation  der  Volkswirtschaft,  Wien,  Manz,  1901. 
—  Wenn  auch  das  Thema  und  dessen  Behandlung  zunächst  dem 
volkswirtschaftlichen  Literaturberichte  anheimfällt,1)  können  wir  uns 
doch  nicht  versagen,  den  Wert  dieser  neuesten  Arbeit  des  genialen 

')  Einiges  findet  hier  Erwähnung,  das.  streng  genommen,  nicht  in 
den  Bericht  über  die  juristische  Literatur  gehören  mag.  Andererseits  ist 
einleuchtend,  dass  das  Kessort  des  Handels  und  der  Eisenbahnen  und  die 
Literatur  des  diesbezüglich  «reitenden  Rechtes  in  fast  alle  national- 
ökonomischen  Fragen,  sofern  sie  mit  Bezug  auf  ein  Staatsgebiet  erörtert 
werden,  mit  hineinspielt.  Wir  bitten  uns  also  eine  reziproke  Verweisung 
auf  den  volkswirtschaftlichen  Literaturbericht  zu  verzeiheu! 
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trüheren  Finanz  min  isters  und  jetzigen  zweiten  Präsidenten  des  k.  k. 
obersten  Gerichtshofes  ob  seiner  Importanz  für  die  Gesetzgebung 
über  Handel  und  Indusrie  hier  gebührend  hervorzuheben. 

Wachtkl,  Akolk,  Bank-  und  Börsenverkehr.  Wien,  Manz, 
1899.    (382  S.) 

Zucker,  Ju.,  Lose  Blätter  über  die  österreichische  Zoll-  und 
Handelspolitik  nebst  einem  Blicke  auf  die  inneren  Verhältnisse. 
Wien,  Manz.  1901.    (43  S.) 

Ettingkr,  Dr.  Marcvs,  Zollpolitik,  Interessengegensätze  zwischen 
•Schuhwaren-  und  Leder-Industrie.    Wien,  Hölder,  1901. 

Schwiedlano,  Dr.  Eugen,  Ziele  und  »Wege  einer  Heimarbeits- 
gesetzgebung. Gutachten.  Dem  k.  k.  Handelsministerium  erstattet. 
Wien,  Manz.  1899. 

Wilhelm,  Dr.  Julius,  Frachtporto.  Ein  Vorschlag,  die  bei  dem 
Postverkehr  üblichen  Grundsätze  der  Gebührenbemessung  auf  alle 
Transportleistungen  auszudehnen.  Wien,  Manz,  1900.  (XIV,  138  S.)  3K. 

Bettklhkim,  Dr.  Kunst,  Das  Recht  des  Erfinders  in  Österreich, 
mit  vergleichender  Berücksichtigung  des  deutschen  und  anderer 
Patentrechte  des  Auslandes.    Wien,  Manz,  1901.    (VI,  360  S.) 

Mank,  Dr.  Leo,  Adv.,  WTicn,  Die  patentrechtliche  Lizenz.  Eine 
zivilrechtliche  Monographie.    Berlin,  Hey  mann,  1899. 

Feistmantel,  Dr.  H.  Ritter  von,  Der  Prozess  der  Bau-  und 
Betriebsgesellschaft  für  städtische  Strassenbahnen  in  Wien  wegen 
Gewährung  der  finanziellen  Begünstigungen  gemäss  dem  Gesetze 
über  Bahnen  niederer  Ordnung  vom  31.  Dezember  1894,  R.-G.-B.  2 
ex  1895,  vor  dem  k.  k.  österreichischen  Verwaltungsgerichtshofe. 
Herausgegeben  im  Auftrage  der  Bau-  und  Betriebsgesellschaft  für 
städtische  Strassenbahnen  in  Wien.    Manz,  1900.    (VI,  114  S.) 

4.  Verwaltungsbereich  des  Finanzministeriums. 

{Finanzwissenschaft,  Steuerrecht.  Gebührenrecht,  Rechnungswesen,  Budget- 
recht,  Staatehaushaltungskosten,  Zoll-  und  Monopols-Ordnung,  Gehalts-  und 
Pensions-Normalien.  Kameralien,  Grundentlastung,  Staats-  und  Landes- 

schulden,  Kontrolle  etc.) 

Theoretisches. 

Kaizl,  Dr.  Josef,  Finanzwissenschaft.  Erster  Teil.  Mit  Ge- 
nehmignng  des  Autors  und  der  Verlagshandlnng  aus  dem  Bömisohen 
übersetzt  von  Dr.  Al.  Kornkk.  Wien,  Manz.  1900.  (XVI,  213  S.) 
3  K  20  h,  gebunden  4  K  40  h. 
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Derselbe,  Finanzwissenschaft.  Zweiter  Teil.  Seit  langem  das 
hervorragendste  Werk  auf  diesem  Gebiete!  Dessen  eingehende  Be- 
sprechung müssen  wir  dem  volkswirtschaftlichen  Literaturberichte 
überlassen.  Da  der  zu  früh  dahingeschiedene  Verfasser  zugleich 
Finanzminister  war  und  unter  seinem  Regime  sehr  wichtige  Reformen 
teils  durchgebracht,  teils  angebahnt  worden  sind,  ist  seine  rFinanz- 
wissensehaft"  auch  als  wichtige  Quelle  des  Verständnisses  unserer 
jüngsten  legislatorischen  Arbeiten  im  Finanzressort  von  Bedeutung. 
Wien.  Manz,  1901.    (274  S.)    4  K.  gebunden  5  K  20  h. 

Saukop,  Raimuni»,  Kompendium  der  Staatsrechnungswissen- 
schaften in  Fragen  und  Anworten.  Ein  für  die  Praxis  verdienstliches 
Werk.    Wien.  Konegen.  1900.    5  K. 

Lktsiü,  C,  und  IL  Kessler,  k.  k.  Ministerial-Rechnungsbeamte. 
Praktische  Beispiele  (Frage  und  ausführliche  Ausarbeitung)  aus  der 
Staatsrechnungswissenschaft.  Kameralistik,  Doppik  und  kommis- 
sioneile Gebarungen,  gr.  8°.  Wien,  Branmüller,  1900.  (34  S.> 
1  K-l  M. 

Steuerrecht. 

Fkkiukkukk,  Gustav.  Handbuch  der  österreichischen  direkten 
Stenern  in  systematischer  Darstellung.  Wien,  Manz.  1899.  («64  S.> 
M.  Schuster  schreibt  hierüber  in  der  Osterreichischen  Gerichts-Zeitung 
1899  No.  7.: 

Es  darf  als  ein  Ergebnis  ersten  Ranges  —  nicht  nur  für  die  Ver- 
waltung der  direklen  Steuern,  nicht  nur  für  die  breiten  Interessen  kreise, 
welche  mit  den  direkten  Steuern  zu  tun  haben,  sondern  für  das  ganze 
praktische  Rechts-  und  Wirtschaftsleben,  in  welches  die  direkten  Steuern 
im  aligemeinen,  die  reformierten  Personal  steuern  im  besonderen  tief  ein- 
greifen —  bezeichnet  werden,  dass  eine  so  eminent  kundige  Hand  wie 
Gustav  Fkkibkkukr  eine  systematische  Darstellung  dieses  wichtigen  Zweiges 
des  österreichischen  Finanzrechtes  zutage  gefördert  hat.  Das  vorliegende 
Handbuch  ist  zwar  formell  die  zweite  Auflage  des  ähnlich  betitelten  Werkes 
desselben  Verfassers  vom  Jahre  1887;  allein,  so  grosses  Verdienst  sieh 
schon  damals  der  Verfasser  erworben  hatte  durch  eine  lichtvolle  Darstellung 
des  Steuersystems,  welches  zu  jener  Zeit  in  Geltung  stand,  seine  jetzige 
Arbeit  ist  weit  höher  zu  würdigen,  nicht  nur  was  die  zu  bewältigenden 
Schwierigkeiten  anbelangt,  sondern  auch  wegen  der  grossen  Bedeutung, 
welche  dieselbe  für  die  weitere  Durchführung  der  Steuerreform  für  sich 
vindizieren  kauu  und  darf.  Der  besondere  Wert  dieser  Arbeit  liegt  darin, 
dass  dieselbe  sich  nicht  —  wie  zahlreiche  andere,  die  direkten  Steuern 
behandelnde  Schriften  der  neuesten  Zeit  —  darauf  beschränkt,  den  Inhalt 
der  Steuerreform  Vorschriften  (die  Personalsteuern  betreifend)  darzustellen. 
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sondern  dass  sie  eiu  voll  stand  iget»  Gesamtbild  des  ganzen  direkten  Steuer- 
systems in  Osterreich  entwirft,  dass  sie  ferner  nicht  nur  die  gesetzlichen, 
sondern  auch  die  instruktioneilen  Normen  mit  der  grössten  Vollständigkeit 
und  Genauigkeit  wiedergibt,  dabei  aber  durch  klare,  prägnante,  kurz  zu- 
sammenfassende Diktion  das  überaus  umfangreiche  Normenmaterial  unserem 
Verständnisse  nicht  nur  näher  bringt,  sondern  zum  Teile  erst  zugänglich  macht. 

Das  Werk  gliedert  sich  in  vier  Teile.  Der  erste  (allgemeine)  Teil 
behandelt  in  vier  Abschnitten  Theorie  und  Zwecke  der  direkten  Steuern, 
den  Organismus  der  Steuerverwaltung,  das  administrative  Steuerverfahren 
und  die  Steueri^erichtsbarkeit.  speziell  das  Verfahren  vor  dem  Verwaltungs- 
gerichtshofe. 

Gegenstand  des  zweiten  Teiles  bilden  die  Rentensteuern,  welche 
in  drei  Hauptstücken :  „Grundsteuer,  Gebäudesteuer,  gemeinsame  Be- 
stimmungen für  die  Realsteuern"  dargestellt  sind. 

Der  dritte  Teil  des  Werkes  behandelt  im  ersten  Hauptstücke  die 
allgemeine  Erwerbssteuer,  im  zweiten  Hauptstücke  die  Erwerbssteuer  der 
öffentlich  Rechnung  legenden  Unternehmungen,  im  dritten  Hauptstücke 
die  Rentensteuer  und  im  vierten  Hauptstücke  die  Personaleinkommensteuer; 
in  zwei  weiteren  Hauptstücken  werden  sodann  die  materiellen  und  for- 
mellen Strafbestimmungen,  sowie  die  Hilfsmittel  der  Veranlagung  der 
Personalsteuern  (Zeugniszwang,  Rechtshilfeverfahren,  Bucheinsicht,  Lokal- 
augenschein) erörtert.  Speziell  in  diesem  Teile  fällt  die  Vollständigkeit, 
aber  auch  die  meisterhafte  Kürze  des  Ausdruckes  besondere  auf ;  und  gerade 
in  diesem  Kapitel  sind  diese  Eigenschaften  um  so  dankenswerter,  als  die 
Fülle  der  neben  dem  Personalsteuergesetze  vom  25.  Oktober  18%  in  Geltung 
stehenden  Vollzugsvorechriften,  internen  Belehrungen  und  Anweisungen, 
Deklaratorien  und  Novellen  eine  wirklieh  erdrückende,  ohne  Leitfaden 
kaum  zu  bewältigende  ist,  und  als  viele  dieser  Vorschriften  nach  der  Natur 
der  Sache  vermöge  ihrer  Weitwendigkeit  nur  mühsam  aufzufassen  und 
zu  verstehen  sind 

Der  vierte  Teil  des  Werkes  über  die  Steuerexekution,  die  Kassen- 
kontrolle und  über  Steuerverrechnung  ist  für  weitere  Kreise  namentlich 
deshalb  wichtig,  weil  darin  die  Änderungen,  welche  an  die  Vorschriften 
über  die  Steuerexekution  durch  die  neue  Exekutionsordnung  eingetreten 
sind,  mit  grosser  Vollständigkeit  und  Übersichtlichkeit  erörtert  werden. 

Kisskht,  Joskf,  Handbuch  für  den  Steueramtsdienst.  Zweiter 
Band.    Wien.  Manz,  1901.    (X1TI,  1321  S.) 

Zischkin,  Johann.  Leitfaden  für  Mitglieder  der  Erwerbssteuer- 
und  Personaleinkommensteuer  -  Schätzungskonimissionen  und  deren 
Stellvertreter,  mit  einem  Schlüssel  zur  Berechnung  der  Personal- 
einkommensteuer  und  der  Besoldungssteuer  von  höheren  Dienst- 
bezügen nach  amtlichen  Quellen  zusammengestellt.  12°.  Wien,  Manz, 
1900.    (VI,  600  S.)    Kart.  2  K  40  h. 
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Rkich,  Dr.  Rif  h.,  und  Kkeibkj,  Dr.  Jos.  Klemens,  Bilanzen  und 
Steuern,  Grundriss  der  kaufmännischen  Buchführung  unter  besonderer 
Würdigung  von  wirtschaftlicher  und  juristischer  Bedeutung.  Wien, 
Manz,  1900.  Besprochen  von  M.  Schuster  in  der  österreichischen 
Gerichts-Zeitung  1901,  No.  1. 

Rauühbkkm,  Dr.  Heinrich,  Steuererklärung  und  Steuerauflage 
auf  dem  Gebiete  der  direkten  Personalsteuern  in  Österreich.  Wien, 
Manz,  1901.    (86  S.) 

Gebührenrecht. 

Roschnik,  Dr.  Rudolf,  Leitfaden  des  österreichischen  Gebühren- 
rechtes.   Wien,  Manz.  1901.    (Vllt  147  S.) 

Odkolkk,  Dr.  Artii.sT  Frhr.  v.,  und  Lemprcch.  Dr.  Karl  Frhr.  v.. 
Die  Gebührennovelle  vom  16.  August  1899.  Im  Auftrage  des  Finanz- 
ministeriums für  den  praktischen  Gebrauch  herausgegeben  und  er- 
läutert.   Wien.  1. 

Man  kann  von  einem  im  Auftrage  der  Regierung  heraus- 
gegebenen Kommentar  nicht  verlangen,  dass  er  objektive  Kritik 
übe;  ein  Kommentar  ist  an  sich  dieser  Aufgabe  überhoben,  wenn 
aber  und  insoweit  die  Verfasser  angesichts  der  Härte  des  ersten, 
besonders  aber  des  zweiten  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  zu 
einer  lahmen  Verteidigung  sich  veranlasst  sehen,  müssen  sie  sich 
den  Tadel  gefallen  lassen,  der  in  der  Kritik  auch  ihnen  selbst  nicht 
erspart  wird.  Gleichwohl  ist  die  Arbeit  als  eine  für  die  Praxis 
wertvolle  gewiss  anzuerkennen.  Dankenswerter  noch  erscheint  sie. 
weil  sie  die  Kritik  auch  ruhiger  Fachleute  herausforderte  und  dieser 
offensichtlich  einige  Verbesserungen  in  dem  Gesetze  vom  18.  Juni 
1901,  R.-G.-B.  74,  entstammen.  (Siehe  die  Besprechung  des  Gesetzes 
im  Gesetzgebungsberichte  unter  II.  4.) 

Dieselben,  Die  Gebührennovelle  vom  18.  Juni  1901.  (15 Bogen.) 
Dritte  Auflage.  Ausgabe  in  italienischer  Sprache.  Wien,  Manz.  1901. 
(IV,  161  S.)    Siehe  die  Besprechung  oben! 

Schimon,  Adalr.,  Das  österreichische  Gebührenäquivalent.  Wien, 
Manz,  1900.  Alle  10  Jahre,  das  nächste  Mal  wieder  im  Jahre  1911. 
werden  die  Normen  über  das  Gebührenäqnivalent  (periodische  Ab- 
gaben von  solchem  Vermögen,  das  nicht  im  Besitz  physischer  Personen 
sich  befindet)  aktuell  werden,  so  wie  sie  es  bei  Erscheinen  dieses 
Werkes  waren.  Wir  begnügen  uns  daher  mit  der  Feststellung,  dass 
das  Bucli  geeignet  ist,  für  die  schwiel  igen  Bekenntnis-  und  Bemessungs- 
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arbeiten,  welche  nicht  selten  bei  Gebührenäqnivalent  sich  ergeben, 
eine  instruktive  Anleitung  zu  bieten. 

Diverses. 

Si'hillkkwkix,  Ionaz,  Die  österreichisch-ungarischen  Zollgesetze. 
Dargestellt  auf  Grundlage  der  Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung 
und  der  gegenwärtig  in  Kraft  stehenden  Zoll-,  Manipulation»-  und 
Verrechnung»  -  Vorschriften.  Dritte  Auflage.  Wien,  Manz,  1900. 
(912  S.) 

LöKPLKK,  Lkofoli»,  Instruktion  über  die  Zollbehandlung  von 
Maschinen  und  Apparaten.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen 
und  des  Handels  vom  21.  Mai  1887.  Z.  2447  F.  M.  (V.-B.  18  ex 
1**7).    8°.    Wien.  Manz.  1899.    (71  S.)    1  K. 

Po.ssannkr,  Dr.  Kknno  Frhr.  \\,  Das  Tabakverschleisswesen  in 
Österreich.  Nach  amtlichen  Quellen  zusammengestellt  und  heraus- 
gegeben.   Wien,  Manz.  1901.    (VIII,  244  S.) 

Sikuhart,  Dr.  Rvholf,  Die  öffentlichen  Glücksspiele,  gr.  8°. 
Wien,  Manz,  1899.  (VII,  411  S.)  Siehe  ausführliche  Besprechung  bei  III. 
7  K  20  h. 

Kühner,  Dr.  Alois,  Grundriss  des  österreichischen  Staats- 
schuldenwesens.   Wien.  Manz,  1899.    (152  S.)    2  K  60  h. 

5.  Verwaltungsbereich  des  Ackerbauministeriums. 

(Agrarrecht,  Wasserrecht.  Forst-  und  Jaurdrocht.  Montanweseu,  Vct«?rinär- 

nnd  Gestüts weseo.) 

Ertl,  Dr.  M.,  und  Dr.  H.  Licht,  Das  landwirtschaftliche  Ge- 
nossenschaftswesen in  Deutschland.  Systematisch  dargestellt  als 
Handbuch  für  die  genossenschaftliche  Praxis.  Wien,  Manz,  1899. 
(XXXVI,  Gf>7  S.)    18  K. 

Randa,  Dr.  Anton,  Ritter  von.  Die  Wassergenossenschaften 
nach  österreichischem  Rechte  mit  Bezug  auf  die  ungarische  und  aus- 
ländische WTassergesetzgebung.  Prag,  Rivnac.  Diese  ,.dem  Meister 
der  österreichischen  Jurisprudenz"  Joskf  Ungkr  zum  70.  Geburts- 
tage gewidmete  Schrift  bezeichnet  der  berühmte  Autor  als  einen 
Nachtrag  zu  seinem  ,. österreichischen  Wasserrechte",  dem  es  auch 
an  Klarheit  und  Schärfe  der  Konzeption  und  Behandlung  gleichkommt. 
Randa  befindet  sich  mitunter  in  Widerspruch  mit  unserem  Wasser- 
rechtsspezialisten Pf.yrkr,  dessen  r österreichisches  Wasserrecht"  1898 
in  3.  Auflage  erschienen  ist.   Diese  beiden  Autoren,  welche  zusammen 
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unsere  Wasscrreehtsliteratur  beherrschen,  hier  gegeneinander  ab- 
wägen zu  wollen,  kann  uns  nicht  beifallen.  Pkyrer  ist  überwiegend 
Praktiker  und  moderner  Administrativ- Jurist;  in  Randa  steckt  der 
Geist  des  römischen  Rechtes  und  verrät  sich  stets  das  Bedürfnis 
auch  das  eben  erkeimende  Rechtsleben  in  die  hohe  Schule  römisch- 
rechtlicher Systematik  oder  Dialektik  einzugliedern.  Sein  rBesitz-  ist 
ein  Meisterwerk,  sein  Wasserrecht  das  Werk  eines  Meisters. 

Die  Jagd-,  Fischerei-  und  Vogelschutzgesetze  für  Tirol  samt 
den  einschlägigen  Verordnungen,  Erlässen  und  oberstbehördlicheu 
Entscheidungen,  zusammengestellt  von  Joskf  Kikchlkchnkr.  Ins 
Deutsche  übersetzt  und  herausgegeben  vom  Tiroler  Jagd-  und  Vogel- 
schutz-Vereine.   Innsbruck,  Wagner,  1900.    gr.  8°.    (72  S.)    1  K. 

Unfall  verhütnngsvorschriften  beim  österreichischen  Bergban. 
Herausgegeben  vom  k.  k.  Ackerbauministerium.  Wien,  Manz.  1900. 
(IX,  442  S.,  3  lithographische  Tafeln.»  —  I.  Nachtrag.  1901.  (IV. 
219  S.) 

6.  Verwaltungsbereich,  des  Landesverteidigtmgsminiflterroms 

Schipp,  Anton,  k.  und  k.  Major-Auditor,  Lehrer  an  der  tech- 
nischen Militär-Akademie,  Rechtslehre,  enthaltend  die  Grnndzüge  des 
Militär-Strafrechtes,  des  Militär-Strafverfahrens,  des  Privat-,  Staats- 
und Völkerrechtes.  Verfasst  im  Auftrage  des  k.  und  k.  Reiehs- 
Kriegsministeriums  zum  Gebrauche  in  den  Militär-Akademien.  Wien. 
Braumüller.  I.  Militär -Strafrecht,  Militär- Strafverfahren,  Privat- 
um! Völkerrecht,  gr.  8«.  1S99.  (XV,  152  S.)  3  K  —  2  M.  50  Pf. 
II.  (>sterreichisch-uiigarisches  Staatsrecht,  gr.  8°.  1902.  (IV,  90  S  : 
1  K  80  h  =  1  M.  50  Pf.    (Ausgabe  für  Akademien.) 

Derselbe,  Rechtslehre,  enthaltend  die  Grundzüge  des  Militär- 
Strafrechtes,  ferner  einzelne  Abschnitte  aus  dem  Militär-Strafverfahren, 
aus  dem  Privat-  und  Völkerrechte.  Bearbeitet  im  Auftrage  des 
k.  und  k.  Reichs -Kriegsministeriums.  Ausgabe  für  die  k.  und  k. 
Kadettenschulen.  Wien,  Braumüller,  1899.  I.  Teil.  (VIII,  72  S.> 
Gebunden  1  K  60  h  -  1  M.  40  Pf.  II.  Teil.  Enthaltend  die  Grnnd- 
züge des  österreichisch  -  ungarischen  Staatsrechtes.  1902.  (90  S.) 
Gebunden  2  K  -  1  M.  80  Pf. 

Schiessstands-Ordnung.  Gesetz  vom  14.  Mai  1874,  wirksam 
für  die  gefürstete  Grafschaft  Tirol  und  das  Land  Vorarlberg.  Die 
Scliiessordnung  vom  0.  April  1882  für  die  k.  k.  Schiessstände  in 
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Tirol  und  Vorarlberg.  Anhang,  enthaltend  bezügliche  Gesetzesstellen 
und  Verordnungen,  Formnlarien  und  technische  Beilagen.  Innsbruck, 
Wagner,  1000.    gr.  8°.    (224  S.)    1  K. 

7.  Autonome  Verwaltung. 

Gemeindeverwaltung  der  k.  k.  Reichshaupt-  und  Residenzstadt. 
Wien  in  den  Jahren  1807  und  1898.  Bericht  des  Bürgermeisters 
I)r.  Karl  Lueukk.  Wien,  Braumüller,  1900  Ol.  Gebunden  ä  6  K 
=  6  M. 

Anhang: 

Sammelwerke,  Normalien-  und  Entscheidungen-Sammlungen. 

Matkhofek-Pace,  Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungs- 
dienst in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  diesen  Ländern  gemeinsamen 
Gesetze  und  Verordnungen.  Fünfte,  vermehrte  und  verbesserte  Auf- 
lage. Redigiert  und  herausgegeben  von  Anton  Grafen  Pack.  Wien, 
Manz,  1895-1901. 

I.  Band.    Die  Organisation  und  die  Geschäftsbehandlung.  gr.  8°. 

1895.    77  Bogen.    22  K  50  h.  gebunden  25  K. 
II.  Band.    Übersichtliche  Darstellung  der  Verfassungs-  und  Ver- 
waltungsgesetzkunde, gr.  8°.  1890.  78  Bogen.  24  K.  gebunden 
20  K  50  h. 

III.  Band.  Das  Sanitäfcswesen.  —  Das  Polizeiwesen,  gr.  8°.  1897. 
(57  Bogen.    19  K  50  hf  gebunden  22  K. 

IV.  Band.   Das  Kultuswesen.  —  Das  Bildungswesen.  —  Das  Sitten- 
wesen, gr.  8°.   1898.  88  Bogen.   27  K,  gebunden  29  K  50  h. 

V.  Band.    Materieller  Teil.    Fortsetzung  der  Verwaltnngsgesetz- 
kunde.  —  Das  Familienwesen.  —  Das  Ständewesen.  —  Das 
Stiftungswesen.        Das  Armen-  und  Unterstützungswesen.  — 
Das  Vereinswesen.  —  Die  Arbeiterversicherung.  —  Das  Kom- 
munikationswesen, Schiffahrtswesen.  —  Das  Bergwesen.  —  Das 
Wasserrecht,  gr.  8°.   1901.  102  Bogen.  31  K,  gebunden  34  K. 
VI.  Band.    Das  Landeskulturwesen.  —  Das  Handels-  und  Gewerbe- 
wesen, gr.  8°.   1900.  80  Bogen.  25  K  50  h.  gebunden  28  K. 
VII.  Band  (Schlussband).  Das  Militärwesen.  —  Die  direkten  Steuern, 
gr.  8°.    1901.    64  Bogen.    19  K  50  h.  gebunden  22  K. 
Wir  haben  dieses  ausgezeichnete  Sammelwerk  schon  im  letzten 
Berichte  als  eine  Art  Koran  der  österreichischen  Verwaltung  ge- 
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priesen  nnd  können  —  da  nun  die  ganze  Riesenarbeit  vollendet  vor- 
liegt —  nur  bedauern,  darüber  nicht  nach  Verdienst  ausführlich 
schreiben  zu  dürfen.  Eine  ganze  Bibliothek  von  Büchern  wird  durch 
dieses  monumentale  Kompendium  ersetzt  und  nicht  nur  in  so  manchen 
bisher  unkodifizierten  Spezialfächern  der  Verwaltung  den  Praktikern 
zeitraubendste  Nachschlagsarbeit  und  Forschung  erspart :  sehr  wichtige 
Quellen  geltenden  Rechtes  sind  hier  geradezu  erst  erschlossen  oder 
der  Vergessenheit  entrückt  worden.  Auch  für  die  Gesetzgebung 
selbst  ist  damit  eine  höchst  schwierige  Vorarbeit  für  die  fernere 
Ausgestaltung  unseres  öffentlichen  Rechtes  geliefert  worden,  auf  welche 
zumal  mit  Hilfe  der  reichhaltig  verarbeiteten  Judikatur  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes vertrauensvoll  weiter  gebaut  werden  mag.  Eine 
branchbare,  erschöpfende  Systematik  unseres  öffentlichen  Rechtes  ist 
damit  überhaupt  erst  ermöglicht,  und  in  vielen  Zweigen  die  Basis 
auch  für  den  Theoretiker  erst  geschaffen  worden. 

Es  gibt  wohl  keinen  mit  Verwaltungsrecht  emstlich  befassten 
Juristen  in  Österreich,  der  den  ,.Mayrhofera  entbehren  kann! 

Hye-Glunek,  Dr.  Anton  Ritter  v.,  Sammlung  der  nach  gepflogener 
öffentlicher  Verhandlung  geschöpften  Erkenntnisse  des  k.  k.  öster- 
reichischen Reichsgerichtes.  Fortsetzung  von  Dr.  Kakl  Hugklmann. 
k.  k.  Hofrat.  Elfter  Teil.  Erstes  Heft.  Jahrg.  1898.  Wien,  Manz. 
1901.  (272  S.)  Zweites  Heft.  Jahrg.  1899.   1901.  (191  S.) 

Diese  rühmlichst  bekannte  Sammlung  bewahrt  sich  unter  dem 
neuen  Herausgeber  in  alter  Treue  und  Verlässlichkeit. 

Budwinski,  Dr.  A.  Frhr.  v.,  Erkenntnisse  des  k.  k.  Verwaltungs- 
Gerichtshofes.    Wien,  Manz. 

XXIII.  Band.    Administrativrechtlicher  Teil.    1899.    (1438  S.) 

XXIII.  „      Finanzrechtlicher  Teil.    1899.    (764  S.» 

XXIV.  „      Administrativrechtlicher  Teil.    1900.    (1295  S.i 
XXIV.      ..       Finanzrechtlicher  Teil.    1900.    (1019  S.) 

Durch  die  Teilung  in  einen  finanzrechtlichen  und  administrativ- 
rechtlichen Teil  —  wenn  auch  die  Namen  keinem  logischen  Ein- 
teilnngsgrund  entsprechen  hat  die  Brauchbarkeit  der  Sammlung 
zweifellos  gewonnen. 

Normalien -Sammlung  für  den  politischen  Verwaltungsdienst. 
Mit  Benutzung  amtlicher  Materialien  zusammengestellt.  Erster  Band. 
A-G.  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1901.  (IV.  1020  S.)  13  K,  gebunden 
15  K  50  h.  Fortsetzung  erscheint  in  Lieferungen.  Preis  jeder 
Lieferung  1  K. 
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III.  Allgemeines  Privatrecht. 

»Systeme.  Kommentare,  Allgemeine  Lebren,  Einzelnes  in  der  Legalordnuug.) 

Kraixz,  Dr.  Joskf,  System  des  österreichischen  allgemeinen 
Privatrechtes.  Aus  dessen  Nachlass  herausgegeben  und  redigiert  von 
Professor  L.  Pfaff;  dritte  Auflage,  besorgt  von  Dr.  Armin  Ehkkn- 
zwkui,  Privatdozent  in  Wien.  Erster  Band:  Der  allgemeine  Teil 
und  das  Sachenrecht.  Wien,  Manz,  1899.  8°.  (XX  und  870  S.) 
M.  StHUsTKK-BoNNoTT  schreibt  darüber  in  der  allg.  österreichischen 
Gerichts-Zeitung  S.  9f>: 

„Die  dritte  Auflage  des  ersten  Bandes  des  KRAINZ'schen  Systems 
des  Österreichischen  Privatrechtes  unterscheidet  sich  von  der  zweiten  durch 
gewissenhafte  Ergänzung  der  Nachweisungen  aus  der  Literatur  und  Iu- 
dikatur,  namentlich  aber  durch  die  eingehendste  Berücksichtigung  der 
neuen  Zivilprozessgesetze  in  dein  Einflüsse  derselben  auf  das  Zivilrecht. 
So  hat  der  Herausgeber  der  vorliegenden  dritten  Auflage  in  hervorragender 
Weise  zur  aktuellen  Brauchbarkeit  des  KRAINZ'schen  Werkes  beigetragen. 

An  dem  grossen  bleibenden  Werte  des  KKAiNz'schen  Systems  zweifelt 
heute  niemand  mehr.  Das  Werk  von  Krainz  ist  gegenwärtig  noch  immer 
die  einzige  auf  dem  Standpunkte  moderner  Jurisprudenz  stehende  syste- 
matische Gesamtdarstellung  des  österreichischen  Zivilrechtes.  Es  ist  das 
Werk  eines  der  methodischen  Köpfe  unter  den  neueren  Juristen,  eine 
durchaus  originelle  und  dabei  doch  die  Resultate  der  Forschungen  anderer, 
wie  die  Erfahrungen  des  praktischen  Rechtslebens  zusammenfassende  Kon- 
zeption. Das  System  von  Kkainz  darf  in  dieser  Beziehung  den  ersten 
Werken  der  Partikularjuriaprudenz  überhaupt  an  die  Seite  gestellt  werden 
und  geniesst  als  solches  nicht  nur  in  Österreich,  sondern  auch  weit  über 
die  Grenzen  unseres  Landes  hinan«  grosses  Ansehen.  Als  Leitfaden  für 
das  Studium  des  österreichischen  Privatrechtes  steht  dasselbe  geradezu 
einzig  da.  Aus  allen  diesen  Gründen  muss  es  als  unvergängliches  wissen- 
schaftliches Verdienst  Pfaffs  bezeichnet  werden,  dass  durch  ihn  dieser 
Schatz  von  fruchtbarer  Gelehrsamkeit  nach  dem  Tode  des  Autors  der  Juristen- 
weit  erschlossen  worden  ist.  Und  wenn  man  erwägt,  das»  Pfaff  diese 
grosse  Arbeit  der  Herausgabe  des  KRAINZ'schen  Systems  mit  uneudlicheu 
Schwierigkeiten  in  völlig  uneigennütziger  Weise  zur  Ehrung  des  An- 
denkens seines  unvergeßlichen  Kollegen  durchgeführt  hat.  so  kann  dem 
Verdienste  Pfaffs  wohl  kaum  Dank  und  Anerkennung  genug  gezollt  werden. 

Nicht  umsonst  erscheint  dieses  Werk  an  der  Wende  des  Jahrhunderts 
in  neuer  Gestalt,  denn  so,  wie  es  heute  vorliegt,  fasst  es  die  wertvollsten 
Ergebnisse  der  Wissenschaft,  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtsprechung 
im  19.  Jahrhundert  auf  dem  Gebiete  des  österreichischen  Zivilrechtes  kurz 
zusammen,  gleichsam,  um  dieselben  dem  kommenden  Jahrhundert  zu  über- 
liefern. Doppelt  und  dreifach  bedeutsam  wird  dieses  Werk  aber  dann 
werden,  wenn  endlich  einmal  der  Zeitpunkt  einer  neuen  Kodifikation  des 
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österreichischen  Zivilrechtes  herankommen  wird.  Die  Entwicklung  der 
legislativen  Tätiirkeit  in  Deutschland,  in  Ungarn,  in  Italien,  in  der  Schweiz 
drängt  uns  förmlich  dahin,  gleichen  Schritt  zu  halten  in  der  Anpassung 
unseres  vielfach  veralteten,  vielfach  nicht  mehr  verständlichen,  vielfach 
unzureichenden  bürgerlichen  Gesetzbuches  an  die  Bedürfnisse  des  nioderufu 
Rechtslebeus.  In  den  ersten  Jahren  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  wird 
diese  grosse  Reform  zur  Wirklichkeit  werden  müssen,  und  dann  wird 
ähnlich  wie  schon  in  der  Zivilprozess-  und  Exekutiousordnung  an  zahl- 
reichen Stellen  ganz  unverkennbar  dt>r  Einfluss  des  Kkainz  sehen  Systems 
hervortritt  —  dieses  bedeutende  Werk  in  seiner  jetzigen  Gestalt  eine  neue 
wichtige  Funktion  zu  erfüllen  haben." 

Stubknbauch,  Dr.  Mor.  v.t  Kommentar  zum  österreichischen 
allgemeinen  bürgerliehen  Gesetzbuchs.  Herausgegeben  von  Dr.  Mai 
Schuster  v.  Bonnott ,  Hofrat,  Mitglied  der  theoretisch-juristischen 
Staatsprüfung»- Kommissionen  in  Wien,  und  Dr.  Karl  Schreiber, 
Sektionsrat,  Mitglied  der  judiziellen  Staatsprütüngs-Koromission  in 
Wien.  Achte,  umgearbeitete  Auflage.  Erster  Band.  gr.  8°.  Wien, 
Manz,  1902.  (67  Bogen.)  Broschiert  16  K  10  h,  gebunden  IS  K  9<>  h. 
(Fortsetzung  erscheint  in  Lieferungen  a  1  K  20  h.) 

Ein  Buch  „vom  Ahn  vermacht";  die  neuen  Auflagen  sind 
allerdings  unter  der  Hand  des  Hofrates  M.  Schuster  v.  Bonnutt 
zu  einem  neuen  modernen  Werke  geworden.  —  Da  wir  mit  dem 
Autor  in  den  nachfolgenden  Besprechungen  seines  neuen  „Grundriss 
des  Obligationenrechtcs,i  uns  sehr  eingehend  zu  beschäftigen  haben, 
glauben  wir  an  dieser  Stelle  um  so  mehr  auf  das  Spatere  verweisen 
zu  dürfen,  als  die  neueste  Auflage  des  Kommentars  uns  noch  nicht 
abgeschlossen  vorliegt,  die  letzte  aber  ohnehin  schon  in  diesem  Jahr- 
bnche  besprochen  worden  sein  dürfte. 

Si'Kvkc,  Dr.  F.  J.,  Das  allgemeine  (österreichische)  bürgerliche 
Gesetzbuch  für  die  Königreiche  Kroatien  und  Slavonien  in  kroatischer 
i'bersetzung.    II.  Auflage.    Agram.  L.  Hartmann,  1S99. 

Das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch  gilt  in  den  zur 
ungarischen  Krone  gehörigen  Königreichen  Kroatien  und  Slavonien 
mit  geringen  Modifikationen  heute  noch.  Die  gegenüber  der  alten 
offiziellen  Übersetzung  bedeutend  verbesserte  des  Autors  ist  nicht 
allein  das  Verdienst  des  Buches.  Auch  die  österreichische  Judikatur 
ist  auspiebig  verwertet. 

Dkmklils,  Dr.  G.,  Prof.  in  Innsbruck,  Sachenrecht.  2.  Abt. 
des  1.  Buches  „Grundriss  des  österreichischen  Rechtes".  Ein  vor- 
zügliches Lehrbuch.    Leipzig.  Duncker  cv  Humblot,  1900.    (7:1  S.i 
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Weissler,  Adolf,  Reform  der  vorbeugenden  bürgerlichen  Rechts- 
pflege in  Österreich,  gr.  8°.   Wien,  Manz,  1900.  (VIII,  166  S.)  2  K. 

Steinbach,  Dr.  Exil,  Treu  und  Glauben  im  Verkehr.  Nach 

einem  Vortrag.  Steinbach's  ideenreiche  Arbeiten  sind  Bücher-Essenzen, 

richtiger  Essenz-Bücher:  man  gewinnt  aber  ans  einem  solchen  Buche 

denn  noch  mehr  als  aus  einem  gewöhnlichen  Dutzend  Bücher.  Wien, 

Manz,  1900.    (68  8.) 

♦ 

W e l ls p a c Ii k ic .  Dr.  Mokiz,  Versio  in  rem.  Eine  Studie  zu  den 
Problemen  der  Rechtsentwickelung  und  Gesetzesinterpretation  auf 
Grundlage  des  österreichischen  Rechtes,  gr.  8°.  W?ien.  Manz.  1900. 
(XV,  177  S.»    3  K  60  h. 

Diese  dem  Referenten  leider  unbekannt  gebliebene  Arbeit 
wurde  in  hervorragenden  Blättern  sehr  günstig  beurteilt. 

Tilsch.  Dr.  Emanukl,  Der  Einfluss  der  Zivilprozessgesetze  auf 
das  materielle  Recht  und  die  in  vorwiegend  materiellrechtlichen 
Gesetzen  enthaltenen  prozessualen  Bestimmungen.  Zweite  um- 
gearbeitete und  vermehrte  Auflage,  gr.  s°.  1901.  iXV,  300  S.) 
7  K,  gebunden  8  K. 

Gaugusch,  Dr.  Ludwig,  Der  Irrtum  als  Ehehindernis.  Eine 
kanonistische  Studie,   gr.  »°.   Wien,  Manz,  1899.   (77  S.l   1  K  60  h. 

Pininski,  Dr.  Leo  Graf,  Begriff'  und  Grenzen  des  Eigentums- 
rechts nach  römischem  Recht,  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1902.  (IV,  118  S.) 
2  K  80  h. 

Hasenohrl,  Dr.  Vier.,  Das  österreichische  Obligationenrecht, 
in  systematischer  Darstellung  mit  Einschlnss  der  Handels-  und 
wechselrechtlichen  Lehren.  2  Bände.  1.  Band,  2.  Auflage.  1892. 
II.  Band,  2.  Auflage,  gr.  8°.  1899.  (IV,  678  S.)  Wien,  Manz. 
12  K,  in  Halbfranz  gebunden  14  K. 

Hasknohrl's  Werk  ist  eine  erstklassige  Arbeit  und  die  Ver- 
bindung des  allgemeinen  Zivilrechtes  mit  dem  Handels-  und  Wechsel- 
rechte hat  theoretisch  zweifellos  viel  für  sich.  Wir  dürfen  dieses 
für  den  praktischen  Gebrauch  fast  zu  umfangreich  gediehene  Werk 
als  den  Theoretikern  bekannt  voraussetzen.  Die  eigentlich  allein 
zufolge  der  Jahreszahl  ihres  Erscheinens  hier  uns  beschäftigende 
zweite  Auflage  des  zweiten  Bandes  ist  in  der  Hauptsache  von  der 
ersten  Auflage  nicht  verschieden.  Die  Nova  der  Zwischenzeit  sind 
selbstverständlich  gewissenhaft  verwertet. 
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Schuster  von  Bonnot,  Dr.  Max,  Grundriss  des  Obligationen- 
rechtes.   Leipzig,  Dunker  &  Humblot,  1899.    (115  S.) 

Dieses  Werk  bildet  die  9.  Abteilung  des  1.  Bandes  des  von 
den  Prager  Professoren  Dr.  A.  Finger,  Dr.  Frankl  und  Dr.  D.  Ull- 
mann  herausgegebenen  enzyklopädischen  Werkes:  „Grundriss  des 
österreichischen  Rechtes  in  systematischer  Bearbeitung". 

Das  Bedürfnis  nach  einer  systematischen  Darstellung  jener 
Materien  des  österreichischen  Privat  rechtes,  welche  in  dem  leider 
unvollendet  gebliebenen  „System  u  des  Altmeisters  Unoer  offen  ge- 
blieben sind,  macht  sich  immer  dringender  fühlbar,  und  wenn  gleich 
viele  dieser  Lücken  durch  glänzende  Einzeldarstellungen  allmählich 
ausgefüllt  wurden,  mangelte  bisher  eine  einheitliche  systematische 
Gesamtdarstellung  des  Obligationenrechtes,  und  zwar  umsomehr,  da 
das  ausgezeichnete  Pfaff-KrainzscIic  Werk  gerade  in  dieser  so 
wichtigen  Materie  noch  der  -Ausführungen"  teilweise  entbehrt. 

Die  neuere  Gesetzgebung  ist  durchwegs  sorgfaltig  berücksichtigt, 
insbesondere  die  neue  Zivilprozess-  und  Exekutionsordnung. 

Das  Ganze  ist  die  Quintessenz  des  Wissenswerten  der  einzelnen 
Materien.  Aus  diesem  Grunde  ist  das  Buch  für  Nichtjuristen  eine 
Fundgrube  gemeinverständlicher  Belehrung.  Der  Studierende  rindet 
darin  „Institutionen"  für  das  österreichische  Obligationenrecht  und 
wird  das  Buch  als  Repetitorium  mit  grossem  Nutzen  verwenden  können. 

Der  Verfasser  beweist  mit  diesem  Buche  neuerlich  seine  vor- 
zügliche Begabung  zur  systematischen  Darstellung  des  geltenden 
österreichischen  Rechtes. 

Fürth,  Dr.  J.,  Das  österreichische  Mietrecht  und  Mietverfahren. 
Handbuch  für  Juristen,  Hausbesitzer  und  Mieter,  gr.  8°.  Wien. 
Manz,  1899.    (VIII,  441  S.)    5  K. 

Groao,  Dr.  Oskar,  Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Vermieters, 
gr.  8°.    Wien,  Manz,  1899.    (33  S.)    60  h. 

Anders,  Dr.  .T.  Frhr.  \\,  Professor,  Graz,  Farailienrecht. 
5.  Abschnitt  des  I.  Bandes  „Grundriss  des  österreichischen  Rechts". 
Leipzig,  Dnncker  &  Humblot,  1899.    (82  S.) 

Derselbe,  Erbrecht.  6.  Abschnitt  des  I.  Bandes  „Grundriß 
des  österreichischen  Rechts".  Leipzig,  Dnncker  &  Humblot,  1891«. 
(103  S.) 

Andere  gilt  dermalen  als  Autorität.  Sein  Grundriss  des 
Familienrechtes  ist  nicht  nur  gleich  dem  des  Erbrechtes,  worüber 
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wir  Unukk's  vorbildliche  Darstellung:  besitzen,  ein  vorzüglicher  Behelf 
für  Studenten,  unter  welchen  überhaupt  die  „Grundrisse"  einer 
grossen  Beliebtheit  sich  erfreuen,  er  bringt  auch  dem  Praktiker 
nicht  wenige  neue  Gesichtspunkte  und  dankenswerte  Anregung. 

Mi:nk,  Dr.  Lko,  Advokat  in  Wien,  Die  patentrechtliche  Lizenz. 
Eine  interessante  Monographie  zivilrechtlichen  Charakters.  Berlin, 
Heyniann,  1899. 

Aul,  Dr.  Emanukl,  Prag,  Zivilrechtliche  Erörterungen  zum 
Patentregister  nach  dem  Gesetze  vom  11.  Juni  1897,  R.-G.-B.  MO. 
Wien,  Holder,  1900.  (184  S.)  (Siehe  andere  Arbeiten  über  Patent- 
•  recht  bei  II.  :*.) 

Schkutka  v.  Rklhtknstamm,  Dr.  Emil,  Die  Richtigkeit  der 
Forderungen  als  Voraussetzung  der  Kompensation,  gr.  8°.  Wien. 
Manz,  1900.    (;30  S.)    80  h. 

Wenn  auch  nur  eine  dem  äusseren  Umfang  nach  kleine 
Broschüre,  verdient  diese  Monographie  doch  unter  den  hervorragenden 
Arbeiten  der  Berichtsperiode  besonders  bemerkt  zu  werden. 

Schustkk,  Dr.  K.  M.,  Prof.  in  Prag,  Urheberrecht.  9.  Abteilung 
des  I.  Bandes  „Grnndriss  des  österreichischen  Rechts".  —  Ein  vor- 
trefflicher Auszug  aus  des  Verfassers  für  Österreich  bahnbrechenden 
grösseren  Büchern.    Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1899.    (55  S.) 

Sikohart,  Dr.  Rudolf,  Die  öffentlichen  Glücksspiele.  Wien, 
Manz,  1899.    (411  S.) 

Si  kg  ha  kt  hat  sich  durch  seine  erschöpfende  Darstellung  des 
Werdeprozesses  der  Glücksspiele,  sowie  durch  die  Aufdeckung  ihres 
Zusammenhanges  mit  wichtigen  wirtschaftlichen  Erscheinungen  ein 
unleugbares  Verdienst  um  die  Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Er- 
scheinungen überhaupt  erworben. 

Nachdem  Dr.  Sieghart  ein  anschauliches  Bild  der  künstlichen 
Züchtung  und  Ausbeutung  des  Spieltriebes  durch  Fiskus  und  bevor- 
zugte Privatpersonen  gegeben  hat,  wendet  er  sich  den  Klassen- 
lotterien zu,  um  zu  zeigen,  dass  dieselben  durchaus  nicht  berufen 
sind,  das  Lotto  und  andere  Glücksspiele  abzulösen.  Da  die  Höhe 
der  Treffer  von  Klasse  zu  Klasse  angemessen  steigt,  besteht  ein 
psychologischer  Zwang  zum  Weitersetzen. 

Nicht  nur  die  erschöpfende  und  dabei  doch  klare,  alles  Uber- 
flüssige vermeidende  Darstellung  des  Werdeganges  der  Glücksspiele, 
sondern  auch  der  Versuch,  ihr  Wesen  theoretisch-wirtschaftlich  zu 
erfassen,  den  Dr.  Sie«hakt  unternimmt,  verdient  Anerkennung. 
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Von  partikular- privatreehtliehen  Gestaltungen  linden  wir  in 
der  Berichtsperiode  nur  die  lmmobiliareigentumsverhältnisse  in  Tirol 
eingehend  und  —  wenn  auch  zunächst  in  Verbindung  mit  politisch- 
reforniatorischen  Tendenzen  —  wissenschaftlich  behandelt.  Diese 
eine  Erscheinung  aber  ist: 

Grabmayer,  Dr.  Karl  v.,  Bodenentschuldung  und  Verschuldungs- 
grenze.   Innsbruck  1900.    Verlag  des  tiroler  Landesauschusses. 
Professor  Dr.  v.  Randa  schreibt1)  hierüber  (allg.  österr.  Gerichts- 
Zeitung  1900.  No.  :37,  an  leitender  Stelle): 

„Es  ist  eine  höchst  interessante  und  zeitgemässe  Arbeit,  welche  der 
als  scharfsinniger  Jurist  und  als  einsichtsvoller  Agrarpolitiker  bekannte 
Verfasser  in  der  vorliegenden  Monographie  veröffentlicht  hat.  Derselbe 
beschränkt  sich  nicht  bloss  darauf,  daB  mit  bieueuhaftem  Fleiss  gesammelte 
Material  über  die  unendlich  schwierige  Frage  der  Bodencntachuldung  und 
Verechulduugsgreiizo  in  Grundzügen  vorzuführen  und  kritisch  zu  beleuchten, 
sondern  er  tritt  aueb  mit  wohldurchdachten  positiven  Reformanträgen  zur 
Lösung  derselben  hervor.  Allerdings  beschränkt  der  Verfasser  seine  An- 
trage auf  Tirol ;  aber  eben  in  dieser  Beschränkung  zeigt  sich  die  richtige 
Erkenntnis  der  Schwierigkeit  und  unabsehbaren  Tragweite  des  gestellten 
Problems,  welches  generell  überhaupt  nicht  zu  lösen  ist. 

In  dieser  Beschränkung  liegt  auch  die  Gewähr  für  die  praktische 
Realisierbarkeit  der  konkret  gefassten  Refonnanträge. 

In  allen  Ländern  Österreichs  erschallt  der  Hilferuf  des  argbedrängten 
mittleren  Grundbesitzers  —  der  ehemaligen  Bauernschaft  —  über  den  un- 
erträglichen Druck  der  stets  wachsenden  hypothekarischen  Belastung.  Der 
ungeahnte  Preisrückgang  der  landwirtschaftlichen  Produkte,  die  steigende 
Konkurrenz  der  grossen  Agrarstaaten,  insbesondere  der  überseeischen 
Länder,  die  Verteuerung  der  Arbeitskräfte,  die  stet  ig  zunehmenden  öffentlichen 
Lasten,  oft  übermässiger  Aufwand  der  Grundbesitzer  und  die  mit  alledem 
zusammenhängende,  stets  wachsende  Verschuldung  von  Grund  und  Boden 
haben  den  Niedergaug  und  die  Notlage  des  Bauernstandes  herbeigeführt. 
Au  Rettuugsvorschlägen  aller  Art  —  von  der  sozialistischen  zwangsweisen 
staatlichen  Grundentschulduug  angefangen  bis  zur  allgemeinen  Renten- 
uinwandluugs-  und  Schuldentilgungstheorie  —  ist  allerdings  kein  Mangel. 
Aber  desto  grösserer  Maugel  herrscht,  soweit  es  sich  um  präzisierte, 
praktikable  und  wirksame  Reformanträge  handelt.  Der  Verfasser  hat  das 
grosse  Verdienst,  dass  er  mit  wohlgegrüudeten,  konkreten  und  durch- 
führbaren Vorschlägen  für  Tirol  herantritt. 

')  Wir  bringen  diese  ausgezeichnete  Rezension  fast  vollständig  zum 
Abdruck,  weil  damit  zugleich  ein  für  Tirol  gewiss  in  vielen  Beziehungen, 
aber  auch  für  die  übrigen  österreichischen  Alpenländer  zutreffendes  Kultur- 
bild entrollt  erscheint,  und  weil  die  geneigten  Leser  damit  in  die  geistigen 
Werkstätten  zweier  hervorragendster  Männer  Einblick  gewinnen. 
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Deutschtirol  leidet  zwar  unter  der  hj'pothekarishen  Schuldenuot 
mehr,  als  manch'  anderes  Kronland;  alleiu  es  besitzt  hinwieder  den  un- 
schätzbaren Vorteil,  dass  es  sein  althergebrachtes  Höferecht  mit  ge- 
schlossenen Bauernhöfen  bewahrt  hat.  Die  Unteilbarkeit  der  Bauerngüter 
und  das  besondere  Bauernerbrecht  wurden  nämlich,  wie  bekannt,  in  Tirol 
wohlweislich  nicht  kurzweg  aufgehoben.  Zudem  fehlt  es  in  Tirol  an  einem 
Groasgrundbesitz.  Nunmehr  ist  auch  durch  Einführung  der  allgemeinen 
österreichischen  Grundbuchsverfassung  die  Basis  für  eine  verlässliche  Kredit- 
gewährung geschaffen  worden.  Es  ist  also  der  Weg  geebnet  für  die 
Lösung  der  grossen  Aufgabe:  Die  Besitzer  der  geschlossenen  Höfe,  welche 
den  Kern  des  tirolischen  Bauernstandes  bilden,  gegen  die  offensichtlichen 
Gefahren  der  Verschuldung  zu  schützen. 

Der  Zweck  des  Höferechtes  ist,  wie  der  Verfasser  richtig  ausführt, 
die  Erhaltung  bäuerlicher  Wirtschaften  in  solcher  Grösse,  dass  sie  zur 
standesgemässen  Ernährung  einer  Durchschnittsfamilie  (von  5 —20  Köpfen) 
hinreichen.  Durch  die  Erhaltung  eines  leistungsfähigen  Bauernstandes 
wird  zugleich  die  festeste  Stütze  eines  geordneten  Staatswesens  vor  dem 
Verfalle  bewahrt.  Wenn  nun  die  Agrarbehürde  unwirtschaftliche  Guts- 
teilungen hint&nzuhalten  hat,  so  fordert,  wie  Grabmaykr  richtig  sagt,  die 
Konsequenz,  dass  man  auch  die  andere,  nicht  ra indergefährliche  Teilung 
der  Gutswerte  und  der  Bodenreute,  die  sich  in  Form  der  hypothekarischen 
Belastung  vollzieht,  einer  ähnlichen  beschränkenden  Kontrolle  unterwerfe. 
Die  Konsequenz  führt  also  dahin,  auch  der  Belastungsfreiheit  des  Eigen- 
tümers im  öffentlichen  Interesse  Schranken  zu  setzen.  Als  Schranke  gegen 
übermässige  Hofverschuldung  dient  und  ist  nur  als  solche  zu  rechtfertigen 
—  das  bäuerliche  Anerbeurecht;  im  öffentlichen  und  natioualökonomischen 
Interesse  wird  hier  das  Prinzip  der  gleichen  Erbteilung  aller  Kinder  geopfert. 
Das  Opfer  der  Miterben  ist  aber,  wie  der  Verfasser  richtig  bemerkt,  um- 
sonst gebracht,  wenn  der  Hofbesitzer  den  Mehrwert  des  Hofes  durch  volle 
Einschuldung  derselben  bis  zum  Verkehrswert  für  sich  allein  zu  realisieren 
vermag.  „Im  Anerbrecht  steckt  schon  die  Verschuldungsgrenze-  (S.  117). 
Diese  dem  älteren  österreichischen  Bauernsonderrecht  wohlbekannten  Grund- 
sätze sucht  nun  der  Verfasser  in  zeitgemässer  Weise  auszugestalten. 

Zutreffend  bemerkt  der  Verfasser,  dass  sich  der  Streit  um  die  Deckung 
des  hypothekarischen  Kreditbedarfs  im  Grunde  nur  um  den  Besitzkredit 
drehe.  Der  Besitzkredit  wird  aber  hauptsächlich  bei  Gelegenheit  des  Guts- 
erwerbes (Kreditkauf)  und  der  Erbübernahme  in  Anspruch  genommen  und 
erscheint  als  der  Hauptgrund  der  Überlastung  des  Bodens.  Der  Besitz- 
kredit muss  also  gemeinwirtschaftlich  neu  organisiert  werden  —  hierbei 
müssen  ihm  aber  auch  die  gebührenden  Schranken  gezogen  werden!  In 
Übereinstimmung  mit  den  besten  Agrarpolitikern  (Schäfflk,  Goltz.  Pmu- 
J'ovic,  Gkaf  u.  a.)  findet  Gkabmayek  mit  Recht  die  einzig  zuträgliche 
Form  desselben  in  der  unkündbaren  hypothekarischen  Amortisationsrente. 

Der  Tilgungszwang  rechtfertigt  sich  durch  die  Rücksicht  auf  die 
kommende  Generation! 

Jahrbuch  der  internut.  Vereinigung,  ü.  u.  7.  Bd.  78 
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Um  die  bisherige  Überschuldung,  soweit  sie  in  Tirol  besteht,  auf 
das  obige  Mafs  zurückzuführen,  andererseits  künftiger  Überschuldung  vor- 
zubeugeu,  .schlägt  Grabmayer  S.  128  vor,  gesetzlich  festzustellen,  dass 
Pfandrechte  an  geschlossenen  Hofen  nur  von  der  Landeshypothekenanstalt 
erworben,  das  ist.  dass  Darlehen  nur  von  dieser  Anstalt  und  statutengemüss 
nur  gegen  Pupillarsicherheit  gewährt  werden  dürfen. 

Selbstverständlich  wäre  auch  die  Laudeshypothekenbank  gesetzlich 
verpflichtet,  geschlossene  Höfe  bis  zur  statutenmäßigen  Sicherheit  zu  belehnen. 

Auf  diese  Weise  würden  allerdings  kostspielige  Schätzungen  ver- 
mieden und  die  Versehuldungsgrenze  würde  ohne  irgend  welche  Wert- 
erhebung gleichsam  automatisch  in  Kraft  treten.  Begreiflicherweise  köunte 
das  ausschliessliche  Belehnungsrecht  der  Landeshypothekenanstalt  au  sich 
nicht  sofort  zur  allgemeinen  Schuldenkonvertierung  führen.  Grabmaykr 
wünscht  und  hofft  jedoch,  dass  dieselbe  im  Laufe  einer  Generation  bewerk- 
stelligt werden  möge  und  zwar  in  nachstehender  Weise. 

Die  Hofbesitzer  sind  nicht  direkt  zur  Konvertierung  gezwungen, 
nur  neue  private  Hypothekenverschuldung  ist  sofort  ausgeschlossen.  Bei 
neuer  Verschuldung  wird  jedoch  das  Darlehen  von  der  Landesanstalt  nur 
gegen  gleichzeitige  Löschung,  beziehungsweise  Konvertierung  aller  anderen 
Hypotheken  gewährt.  Die  Konversion  erfolgt  kostenfrei.  Ausser  diesem 
Falle  hat  die  Konversion  einzutreten: 

1.  Bei  der  exekutiven  Veräusserung  des  Gutes.  Die  Landesanstalt  er- 
hebt den  Beleknuugswert  und  teilt  dem  Gerichte  den  Höchstkredit 
mit.  In  das  Edikt  ist  die  Bedingung  aufzunehmen,  dass  der  Ersteber 
das  Meistgebot  bar  zu  erlegen  hat,  wobei  es  ihm  aber  freisteht,  den 
von  der  Laudeshypothekenanstalt  gewährten  Kredit  innerhalb  der  be- 
kanntgegebenen Belehuungsgrenze  zu  beuutzen.  Alle  Privat Hypotheken 
werden  sohin  gelöscht ;  als  neue  Hypothek  wird  die  Forderung  der 
Landesanstalt  eingetragen,  falls  und  insoweit  der  Ereteher  vom  Kredit 
Gebrauch  gemacht  bat, 

2.  Bei  Veräusserung  unter  Lebenden.  Die  Eintragung  des  Eigentums 
au  geschlossenen  Höfen  kann  nur  erfolgen,  weuu  auf  dem  Hofe  bloss 
Forderungen  der  Landesanstalt  haften  oder  wenn  sich  der  Gesuch- 
steller über  die  unter  Einem  zu  bewirkende  Löschung  ^Konvertierung 
aller  anderen  Hypothekarschulden)  buchmässig  ausweist.  Darin  liegt 
ein  Konversions-  und  Entsehuldungszwang.  welcher  auf  den  Verkaufs- 
wert der  Höfe  eine  erhebliche  Rückwirkung  üben  wird:  Pupillar- 
hypothekeu  müssen  konvertiert  werden ;  die  weitere  Schuldenlast  mu>s 
bar  getilgt  werden;  stark  verschuldete  Höfe  werden  daher  nur  von 
kapitalskräftiger  Hand  gekauft  werden  können.  Das  bedeutet  aller- 
dings einen  harten  Eingriff  in  die  Verkehrsfreiheit:  Allein  ohne 
Zwang  ist  überhaupt  jede  wirksame  Reform  unmöglich  und  das  Sinken 
der  Verkaufswerte  kann  nicht  als  eine  gemeinwirtschaftliche  Schädigung 
betrachtet  werden.  Verhindert  wird  aber  dadurch  der  gemeinschädliche 
Höfekauf  auf  massloseu  Kredit. 
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3.  Beim  Erbgaug  im  Wege  der  Verlassabhandlung.  Die  Anstalt  erhebt 
den  Belehnungswert  und  gibt  die  Ziffer  des  statutenmäßig  zulässigen 
Maximalkredits  dem  Gerichte  bekannt.  Gleichzeitig  erhebt  das  Gericht 
gemäss  den  Vorschriften  des  Höferechtes  den  voraussichtlich  stete 
niedrigen  Übemahuiswert  des  Hofes,  bei  dem  der  Besitzer  wohl  be- 
stehen kann.  Beiderlei  Schätzungen  lassen  sich  sehr  wohl  verbinden. 
Übersteigt  die  Schuldenlast  den  Übernahmswert,  so  ist  der  Hof  (nach 
Aualogie  des  Zwangsverkaufs)  zu  veräussern  (vergl.  No.  1).  Ausser 
diesem  Falle  hat  die  Landesanstalt  die  Konvertierung  der  Schulden 
durchzuführen  und  die  auf  die  weichenden  Miterben  entfallenden  Ab- 
findungen anzuzahlen.  Ob  bierbei  die  Landesanstalt  in  einzelnen 
Fällen  nicht  ein  Risiko  übernimmt,  lasse  ich  dahingestellt.  Übersteigt 
jedoch  die  Hofschuld  den  Übernahmswert,  dann  wird  auf  die  Miterben 
überhaupt  kein  Erbteil  entfallen:  aber  auch  der  Grundgedanke  des 
Anerbenrechtes  ist  hier  kaum  realisierbar,  da  der  Anerbe,  wenn  er 
nicht  anderweitiges  Vermögen  besitzt,  mit  einer  solchen  Bürde  den 
Hof  nicht  ordentlich  bewirtschaften  kann.  Daher  empfiehlt  sich  hier 
der  Zwaugsverkauf  und  sohin  gleiche  Berücksichtigung  der  Erben. 
Dies  Ergebnis  scheint  hart  zu  sein;  allein  bei  richtiger  Feststellung 
des  Überuahmswertes  dürfte  nur  selten  der  Fall  eintreten,  dass  die 
Familie  vom  Hofe  entsetzt  wird.  Übrigens  könnte  der  Zwangsverkauf 
nur  auf  Antrag  der  Miterben  verordnet  werden. 

Soweit  schliesslich  mein  Urteil  reicht,  bilden  die  konkret  gefasateu, 
auf  gründlicher  Sachkenntnis  beruhenden  Anträge  Grabkaykr»  die  ge- 
eignete Grundlage  einer  heilsamen  Kreditreform  für  Tirol.  Hoffentlich 
wird  auch  die  glänzende  Darstellung  und  Begründung  derselben  nicht 
wenig  dazu  beitragen,  der  geplanten  Kredit  reform  Freunde  zu  schaffen 
und  dieselbe  schliesslich  ins  praktische  Lehen  einzuführen. 

IV.  Sonder-Privatreeht  (Handels-  und  Wechselrecht, 

Börsenrecht  etc.) 

Ha8KNöhkl,  Dr.  VicToK,  Das  österreichische  Obligationenrecht 
in  systematischer  Darstellung  mit  Einschluss  der  handels-  und 
•wechselrechtlichen  Lehren.   Wien,  Manz.   (Siehe  die  Notiz  bei  III.  2.) 

Bkuklk,  Dr.  C,  Leitfaden  des  österreichischen  Handels-  und 
Gewerberechtes  für  den  Gebrauch  an  Handelsmittelschulen  und  zum 
Selbstunterrichte.    Wien,  Manz,  1900.    (VIII,  162  S.) 

Publikationen  der  Exportakademie  des  k.  k.  österreichischen 
Handel8inuseums.  Hand  IL  Die  Reform  des  deutschen  Handelsrechtes 
und  ihre  Bedeutung  für  Österreich.  Von  Dr.  Ludwig  Sthauss. 
Wien,  Manz,  1801». 
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Wir  haben  auf  die  Publikationen  der  Exportakademie  schon 
unter  II.  3  aufmerksam  gemacht. 

Solche  überwiegend  handelspolitischen  oder  verwaltnngs- 
rechtlichen  Inhalts  sind  im  Kessort  der  Handels-  und  Eisenbahn- 
ministerien  verzeichnet. 

Grünhut,  Dr.  C.  S.,  Professor  in  Wien,  Wechselrecht.  3.  Ab- 
teilung des  I.  Bandes  „Grundriss  des  österreichischen  Rechts".  — 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1899.  (24  S.)  Der  illustre  Name 
bürgt  für  die  Vortreffliehkeit  auch  dieser  uns  nicht  vorgelegenen 
Arbeit. 

Nothnagel,  Dr.  Waltkk,  Beschränkte  Haftung.  Eine  handels- 
rechtliche Studie.  (Nachgelassenes  Werk.)  Wien,  Holder,  1900. 
(VIII,  160  S.) 

Reisch,  Dr.  Richard,  Ministerialsekretär  im  k.  k.  Finanz- 
ministerium, und  Dr.  Jon.  Kl.  Kkeibi«,  Professor  an  der  Wiener 
Handelsakademie  etc.,  Bilanz  und  Steuer.  Grundriss  der  kauf- 
männischen Buchführung  unter  besonderer  Würdigung  ihrer  wirt- 
schaftlichen und  juristischen  Bedeutung.  Erster  Band:  Einfache  und 
doppelte  Buchführung  bei  Privatunternehmungen.  Lex.  8.  1899. 
(VIII,  316  S.)  Brosen.  7  K  60  h,  geb.  9  K.  Zweiter  Band:  Die 
Buchführung  der  öffentlich  Rechnung  legenden  Unternehmungen. 
Lex.  8.  Wien,  Manz,  1899.  (VII,  365  S.)  Brosen.  9  K,  geb. 
10  K  40  h. 

Mayek,  Dr.  jur.  Bhuno,  Die  Effektenbörsen  und  ihre  Geschäfte. 
Wien,  Holder,  1899.    (XII,  210  S.) 

Derselbe,  Die  Emission  von  Wertpapieren.    Wien,  Hölder, 

1900.  (IV,  136  S.) 

Derselbe,  Über  die  Rückforderbarkeit  der  Deckung  bei 
Differenzgeschäften.  Mit  einer  Zusammenstellung  der  einschlägigen 
Entscheidungen  des  Obersten  Gerichtshofes,    gr.  8°.    Wien.  Manz. 

1901.  ,79  S.)    1  K  50  h. 

Weishut,  Dr.  Aliseht.  Advokat  in  Wien,  Der  Effektennmsatz 
und  die  Börsengeschäfte,  sowie  deren  Besteuerung  nach  dem  Gesetze 
vom  9.  März  1N97,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  bezüglichen 
deutschen  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  systematisch  dargestellt. 
Zweite,  umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage.  Leipzig  und  Wien, 
M.  Breitenstein.    (\V1  und  404  S.) 
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Eine  reichhaltige,  vortreffliche  Schrift,  finanziell  und  juristisch 
hochinteressant;  finanziell  in  heiden  Bedeutungen  dieses  Wortes, 
nämlich  sowohl  für  die  Finanzverwaltung,  als  für  die  Finanzinstitnte, 
juristisch  wegen  der  umfassenden  Erörterung  aller  Geschäfte  des 
Umsatzes  in  Wertpapieren.  Das  Werk  legt  den  Geschäftsgang  an 
der  Börse  und  die  ganze  Technik  des  Effektenhandels  dar.  Licht 
verbreitend  über  ein  Gebiet,  das  bisher  dem  eigentlichen  Juristen 
meist  verschlossen  blieb. 

Apler,  Dr.  Leop.,  und  Dr.  Robert  Klemens,  Sammlung  von 
Entscheidungen  zum  Handelsgesetzbuche.  Band  XI.  1901.  Von 
Dr.  Leopold  Adler  und  Dr.  Jos.  Friedländer.  (723  S.)  Wien,  Manz. 

V.  Ausserstreitiges  Verfahren. 

(Verlassabhandluug.  Tabularrecht,  Waisen-  und  Depositenanitsvorschriften, 
Notariatsordnung  und  verwandte  Normen.) 

Nemethy,  Dr.  Fkikdk.  v.,  Das  österreichische  Grundbuchs-  und 
Exekutionsrecht  von  1848—1898.  Separatabdrnck  aus  dem  zum 
Regierungsjubilänm  des  Kaisers  herausgegebenen  Werke:  Geschichte 
der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  und  ihrer  Industrien. 
1848-1898.    Wien  189«). 

Ausser  dem  historischen  Interesse  ist  das  Buch  für  Juristen  wert- 
voll durch  die  Darlegung  des  Realexekntionsrechtes  und  die  Er- 
örterung der  unserer  geltenden  Exekutionsordnung  zugrunde  liegenden 
Maximen  und  Tendenzen. 

Bartsch,  Dr.  Heinrich,  Das  österreichische  allgemeine  Grund- 
bnchsgesetz  in  seiner  praktischen  Anwendung.  8.  Auflage.  Wien, 
Konegen,  1900. 

Das  bewährte  Hilfsbuch  der  österreichischen  Tabular-Richter 
und  -Beamten  präsentiert  sich  in  neuem  äusseren  Gewände.  Den  durch 
die  Zivilprozessreform  herbeigeführten  Neuerungen,  auch  in  der  Form 
der  Eingaben  gemäss  und  entsprechend  sonstigen  Neueinrichtungen, 
z.  B.  in  der  Urkundensammlung,  waren,  insbesondere  die  vortrefflich  ge- 
wählten und  gearbeiteten  Beispiele,  meistenteils  umzuarbeiten.  Gewiss 
wird  die  neue  Auflage  dem  Verfasser  auch  wieder  neue  Freunde 
gewinnen,  wenn  auch  das  Zusammentreffen  mit  der  offiziellen 
Sammlung  von  Formalarien,  zum  Verfahren  ausser  Streitsachen,  dem 
Absätze  des  Buches  nicht  günstig  sein  kann. 

Benesch,  Karl  A.,  Handbuch  zur  Vorbereitung  für  die  Grund- 
buchsführerprüfung  in  Fragen  und  Antworten  (auch  praktisches  Nach- 
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schlagebuch).  Nach  den  neuesten  Gesetzen  und  Verordnungen  zu- 
sammengestellt, erläutert  und  mit  zahlreichen  Formularien  und 
praktischen  Beispielen  versehen.    Wien,  Manz,  1899.    (X.  408  S.) 

Neuhold,  Dr.  Eduard,  Formularienbuch  für  Grundbuchssachen. 
I.  Beschlüsse,  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1900.  (XX,  96  S.)  3  K, 
gebunden  4  K. 

Derselbe,  Formularienbuch  für  Grundbuchssachen.  II.  Lustra, 
Bestätigungen  und  Eintragungen,  gr.  8°.  1900.  (VIII,  132  S.) 
3  K  60  h,  gebunden  4  K  60  h. 

Beide  Werke  wurden  vom  Oberlandesgerichtsrate  Dr.  K.  Lahr 
in  der  Gerichts-Zeitung  1901,  No.  36,  eingehend  besprochen  und  den 
Praktikern  empfohlen. 

Fisch kk-Colbkie,  Dr.  Eduard,  Die  Anfechtung  von  Hypotheken 
durch  Nachhypotheken  nach  österreichischem  Hechte.  WTien,  Manz, 
1901.    (V,  118  S.) 

Kendler,  Rudolf  von,  k.  k.  Landesgerichtsrat,  Die  gerichtliche 
Geldbnehführung.  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1900.  (IV,  101  S.)  Brosch. 
1  K  80  h. 

Paitafava,  Dr.  Wladimir,  Über  die  räumliche  Umgrenzung  des 
notariellen  Wirkungskreises  und  zwar  auf  dem  festen  Lande,  dem 
Wasser  und  im  Luftraum.  Das  Notariat  und  internationales  Recht 
betreffende  Fragen.  (Übersetzung.)  Innsbruck,  Wagner,  1901. 
(114  S.)  8°. 

Der  Verfasser  befasst  sich  in  diesem  WTerke  hauptsächlich  mit 
Fragen,  welche,  so  ferne  sie  bis  jetzt  auch  der  Rechtspflege  zu  liegen 
scheinen,  ganz  wohl  in  kürzester  Zeit  aktuell  werden  können.  Es 
ist  ein  Vergnügen,  die  an  Ideen  reiche  Schrift  zu  lesen  und  mit  un- 
numeriertem  Luftballon  hoch  über  den  grünen  Tisch  sich  zu  erheben. 

Rietsch,  Dr.  Karl  Friedrich.  Das  Eschatokoll  und  die  Znknnfts- 
forra  der  Notariatsakte.  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1899.  (66  S.)  1  K  20  h. 

Weisslek,  Adolf,  Reform  der  vorbeugenden  bürgerlichen  Rechts- 
pflege in  Österreich.  Wien,  Manz.  1900.  —  Diese  Schrift  konkurrierte 
um  den  vom  österreichischen  Notarenverein  ausgeschriebenen  Preis, 
ohne  ihn  zu  erhalten.  Dafür  wurde  sie  durch  eine  8  enge  Spalten 
füllende  Besprechung  seitens  des  Sektionsrates  Dr.  Hugo  Schauer  in 
der  österreichischen  Geriehts-Zeitung  1900  No.  41  ausgezeichnet. 

Die  relativ  geringe  Bebauung  dieses  Feldes  ist  wenigstens, 
was  das  ganz  unvertreten  gebliebene  sogen.  Abhandlungspatent  an- 
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langt,  darauf  zurückzuführen,  dass  Reformen  auf  diesem  Gebiete  be- 
stimmt erwartet  wurden.  In  der  Tat  ist  schon  mit  Beginn  des 
Jahres  1902  ein  sohin  nicht  mehr  in  den  Kähmen  unseres  heutigen 
Berichtes  fallendes  Forinularienbuch  aus  der  Feder  des  als  tüchtiger 
Arbeiter  bewährten,  zugleich  aber  als  Gerichtsinspektor  tätigen  Dr. 
Fkikdr.  v.  Nkmkthy  erschienen,  welches  als  Emanation  des  Justiz- 
ministeriums gilt  und  praktiziert  wird.  Wir  werden  uns  im  nächsten 
Berichte  damit  zu  befassen  haben. 

VI.  Das  Verfahren  in  Streitsachen. 

(Gcrichtsorganisution.  Juriadiktioiisnorm,  Zivilprozess,  Exekutionsordnung, 
Konkursrecht  und  verwandte  Normen.  AdvokatenordnuDg.) 

Gerichtsorganisation,  Jurisdiktionsnorm,  Zivilprozess. 
Schauer,  Dr.  Hugo,  Die  Gerichtsorganisations-Gesetze  und  die 
neue  Geschäftsordnung  samt  allen  Durchführungsverordnungen  und 
den  bezüglichen  älteren  Gesetzen  und  Verordnungen.  Mit  Er- 
läuterungen aus  den  Materialien  etc.  2.  Auflage.  Bearbeitet  in 
Gemeinschaft  mit  Dr.  Richard  Hokdl.  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1901. 
.XVIII,  1158  S.) 

Eines  der  hohenorts  empfohlenen  Bücher.  Auch  wenn  es  nicht 
so  gut  wäre  als  es  ist,  könnte  man  ohne  dasselbe  nach  Ansicht 
zahlreicher  Kreise  nicht  auskommen.  So  viel  die  geheimen  Erlässe 
diesen  mehr  gelten  als  die  Gesetze,  so  viel  mehr  wieder  gilt  die 
•ScHAUERsche  Ansicht  von  heute  als  der  Erlass  von  gestern. 

Uelmann,  Dr.  I).,  Prof.  in  Prag.  Zivilprozess.  1.  Abteilung 
des  II.  Bandes  „Grundriss  des  österreichischen  Rechts".  —  Das  ver- 
breitetste  Lehrbuch  des  Zivil prozesses.  Leipzig,  Duncker  &  Hnmblot, 
1900.    (182  S.) 

Gkünbkku,  Dr.  Kakl,  Der  sozialpolitische  Gehalt  der  öster- 
reichischen Zivilprozessgesetzgebung,  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1900. 
iö:I  S.)    1  K. 

Ott,  Dr.  Emil,  Systematische  Einleitung  in  das  Studium  der 
österreichischen  Zivilprozesse  in  tschechischer  Sprache.  Prag,  heraus- 
gegeben von  der  böhmischen  Akademie  der  Wissenschaften. 

Xevecerel,  Dr.  Richard,  Advokat  in  M.  Ostrau,  Die  öster- 
reichische Zivil -Prozess- Ordnung  in  monographischer  Darstellung. 
Selbstverlag,  1S99. 


1240 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Klein,  Dr.  Franz,  Sektionschef,  Vorlesungen  über  die  Praxis 
des  Zivilprozesses.  Wien,  Manz,  1899.  —  So  wenig  wir  mit  dem 
autokratisehen  Gebaren  der  rSeele  des  Justizministeriums-  und  dem 
suaviter  in  modo  aber  fortiter  in  re  advokateufeindlichen  Wirken 
derselben  uns  befreunden  können,  des  Verfassers  glänzende  Begabung 
als  akademische  Lehrkraft,  seine  auch  dem  sprödesten  Stoff  form- 
gebende  und  Teilnahme  sichernde  Vortragsweise  werden  allerseits 
gerühmt  und  leuchten  auch  aus  dem  gedruckt  Vorliegenden  hervor. 

Nkumaxn.  Dr.  Gkokcs,  Das  Verfahren  nach  der  Zivilprozess- 
ordnung vom  1.  August  1895  an  Reehtsfällen  dargestellt.  Zweite, 
verbesserte  Auflage.    10  Bogen,   gr.  8°.   Wien,  Manz,  1900.    3  K. 

Auch  eins  von  den  geeichten  Büchern;  siehe  die  Bemerkungen 
zu  desselben  Verfassers  „Kxekutionsverfahren44. 

Nkumann-Ettknkkicii,  Dr.  Rokkkt  R.  v.,  und  Bloch.  Dr.  Alfkkk 
Beispiele  von  Schriftsätzen  im  Zivilprozess-  und  Exekutionsverfahren. 
..Ein  Hilfsbuch  für  Advokaten.44  I.  Teil :  Zivilprozess.  Wien,  Manz,  im.). 

Die  Formularienbücher  sind  zweifellos  wichtige  Behelfe  der 
Praxis  nicht  nur  der  Advokaten,  auch  der  Richter,  und  die  Bedenken, 
welche  gegen  deren  Anwendung  seitens  junger  Kandidaten  der  Thenns 
sprechen,  können  die  Vorteile  nicht  überwiegen,  namentlich  dann 
nicht,  wenn  es  sieh  um  so  gute  „Schimmel"  handelt,  wie  die  der 
obgenannten  Firma,  in  jeder  Richtung  sorgfaltig  und  mustergültig 
gearbeitet,  vorbildlich  insbesondere  in  ihrer  präzisen  Knappheit  und 
unbedingten  Anpassung  an  den  „Geist"  der  neuen  Prozessgesetze, 
auch  was  die  Vermeidung  der  bisher  für  nnerlässlich  erachteten 
Höflichkeitsfloskeln  des  Kurialstiles  betrifft. 

Wir  können  diesem  Buche  gegenüber  nicht  dem  Apercu  bei- 
pflichten, „ein  Hilfsbuch  für  gefügige  Advokaten  (bezw.  Richter)  und 
gegen  den  Advokaten-  (bezw.  Richter-)  Stand'';  denn  unsere  An- 
wälte unterliegen  vorläufig  noch  nicht  der  Gefahr,  gleich  Sonntags- 
reitern vom  Gelüste  des  Schimmels  sich  bestimmen  zu  lassen  statt 
vom  eigenen  Geschmaeke,  und  sie  werden  sich  durch  gute  Beispiele 
auch  nicht  zu  schlechten  Sitten  verleiten  lassen. 

Ganz  anders  liegt  der  Fall  mit  derlei  Formularienbüchern. 
welche,  wie  das  gegenständliche,  sichtlich  von  ..oben44  empfohlen 
weiden  in  richterlichen  Kreisen  und  mit  Rücksicht  auf  die  von 
den  Gerichten  aus  unter  solchen  l'mständen  zu  gewärtigenden 
Wechselwirkungen.    Fast  wie  eine  Anleitung  zur  Winkelschreiberei. 
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gewiss  aber  nicht  advokatenfreundlich,  las  sich  denn  anch  eine  ge- 
rade über  dieses  Buch  mit  blosser  Chiffre  signierte  Rezension. 

Wir  ziehen  die  offene  Verordnung  der  geheimen,  mittelbaren, 
offiziösen  Kabinettsordre  und  den  möglichst  freien  Wettbewerb,  zumal 
auf  dem  Gebiete  der  juristischen  Fachliteratur,  den  amtlich  geaichten 
und  verzeichneten  Erzeugnissen  vor,  anch  wenn,  wie  gerade  hier, 
es  sich  wirklich  um  eine  ganz  vortreffliche  Arbeit  handelt,  die  auch 
ohne  künstliche  Unterdrückung  der  Konkurrenz  ihren  Weg  macht. 

Pollak,  Dr.  RriMiLF.  Zur  Lehre  von  der  Stoffsammlung  im 
Erkenntnisverfahren  des  Zivilprozesses,  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1901. 
(25  S.)    00  h. 

Pappafava,  Dr.  Vladimir,  Der  Streit  um  das  Jus  novorum  im 
Berufnngsverfahren  nach  der  österreichischen  Zivilprozessordnung. 
Studie.    (Übersetzung.)    Innsbruck,  Wagner,  1901.    (53  S.) 

Rintelen,  Dr.  Anton,  jun.,  Berufnngsgrund  und  Bernfungs- 
antrag  nach  dem  neuen  österreichischen  Zivilprozessrecht,  gr.  8°. 
Wien,  Manz,  1901.  (VIII,  132  S.)  —  Rühmend  besprochen  von 
Schauer  in  der  österreichischen  Gerichts-Zeitung  1901  No.  45. 

Spitzer,  Dr.  Al..  Richterliche  Stundung,  gr.  8°.  Wien,  Manz, 
1901.    (51  S.)    1  K  20  h. 

Söalitzkr,  Dr.  .Ti  L.,  und  Dr.  Max  Pollak.  Umgearbeiteter  Gesetz- 
entwurf einer  ungarischen  Zivilprozessordnung.  Veröffentlicht  durch 
den  königl.  ungarischen  Justizminister.  Wien,  Manz,  1901.  (287  S.) 

Ranzi,  Dr.  K.,  Das  Verfahren  vor  den  Zivilgerichten  des 
türkischen  Reiches.  Wien,  Manz,  1900.  (IV,  220  S.)  —  Sehr  ehrend 
besprochen  von  Dr.  M.  Z.  in  No.  19  der  allg.  österr.  Gerichts- 
Zeitung  1901. 

Exekutionsordnung. 

Nothnagel,  Dr.  Walter,  Exekution  durch  soziale  Interessen- 
Gruppen.    Wien.  Hölder,  1899.  —  -  Siehe  die  Besprechung  unter  1. 

Schauer,  Dr.  Hmo,  Die  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1890 
samt  dem  Einführungsgesetze  und  den  in  Geltung  verbliebenen  be- 
züglichen Gesetzen  und  Verordnungen.  Mit  Erläuterungen  aus  den 
Materialien  etc.  gr.  8°.  Dritte,  durchgesehene  und  ergiinzte  Auf- 
lage. Wien,  Manz,  1900.  (XII,  803  S.)  Broseh.  6  K,  gebunden  7  K. 

Sektionsrat  Schauer  ist  gewissermassen  die  Amme  der  neuen 
Prozessgesetze.    Seine  Kommentare  dazu,   wovon  uns  wieder  eine 
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neue  Auflage  vorliegt,  haben  wir  schon  in  früheren  Berichten,  sowie 
im  vorigen  Absatz  als  die  weitestverbreiteten  gekennzeichnet. 

Xkuuakn,  Dr.  Georg,  Die  Exekutionsordnung  systematisch  dar- 
gestellt.   Wien,  Manz,  1900. 

Da  der  Verfasser  auch  einer  der  geladenen  Taufzeugen  der 
grossen  prozessualen  Zwillingskinder  ist.  wie  wir  im  letzten  Berichte 
bei  Besprechung  seines  Kommentars  zur  Zivilprozessordnnng  be- 
merkten, so  ist  es  auch  selbstverständlich,  dass  seine  neue  Arbeit 
höchstes  Lob  findet.  I  ber  den  ersten  Kommentar  sang  ein  Be- 
urteiler seine  Bewunderung  der  gründlichen  Arbeit,  die  in  so  kurzer 
Zeit  geleistet  wurde.  Logischerweise  wundert  er  sich  nun  über  die 
apokalyptische  Weisheit,  die  in  dem  Werke  eines  so  gründlichen 
Verfassers  stecken  müsse,  der  damit  so  lange  Zeit  gebraucht  hat, 
trotzdem  er  ja  doch  schon  Obergerichtsrat  ist.  Da  es  nun  bei  uns 
ohne  ministerielle  Kommentare  schon  einmal  nicht  abgeht,  so 
wollen  wir  dem  Verfasser  deshalb  die  Anerkennung  nicht  versagen,  dass 
seine  Werke  ganz  so  gut  sind,  wie  man  sie  wollte,  ja  gewiss  auch 
aus  sich  selbst  heraus  Lebenskraft  besitzen. 

Menehtrina,  Dr.  Francesco,  Taccessione  nell'  esecuzione.  gr.  8°. 
Wien,  Manz,  1901. 

Heller,  Dr.  Michael,  und  Tkknkwaldkk,  Dr.  Franz,  Die  öster- 
reichische Exekutionsordnung  in  ihrer  praktischen  Anwendung,  dar- 
gestellt an  Beispielen  von  Protokollen  und  Beschlüssen.  Wien. 
Konegen,  1900. 

Auch  eine  Schimmel- Sammlung,  aber  ohne  den  fatalen  koer- 
zitiven  Beigeschmack.  Die  Verfasser  wollen  durch  ihre  sorgfaltige 
kasuistische  Arbeit  dem  Kichter  in  Ergänzung  der  offiziellen  Formn- 
lariensammlung  zu  Hilfe  kommen,  wo  die  letztere  nicht  ausreicht. 
Mit  unleugbarem  Geschick  sind  hier  schwierige  Fälle  behandelt  und 
meist  einwandfrei  gelöst,  Dass  «las  Werk  in  dem  gebrauchten 
Terminis  sich  der  Einführung  vorwiegend  deutscher  Ausdrücke  nicht 
überall  anschliesst.  fällt  wohl  nicht  schwer  ins  Gewicht,  könnte  aber 
in  einer  zweiten  Auflage  leicht  behoben  werden. 

Vittohelli,  Dr.  Paul  v.,  Block,  Dr.  Alfred  v.,  Fischbock,  Dr. 
Hans,  Schriftsätze  im  Exekutions-  und  Sicherungsverfahren.  Wien. 
Manz,  1900.    (19  und  9r».r>  S.)    9  K. 

Dieses  Buch  bildet  den  2.  Teil  der  „Beispiele  und  Schriftsätze 
im  Zivilprozess-  und  Exekutionsverfahren-*.    Den  ersten  Teil,  von 


Digitized  by  Google 


Anton  Rikhl:  Österreich. 


1243 


Nkumann-Ettknrkich  bearbeitet,  haben  wir  weiter  oben  gewürdigt, 
Der  hier  uns  beschäftigende  zweite  Teil  stellt  an  innerem  Werte 
dem  ersten  Teile  gewiss  nicht  nach.  Forniularien  für  das  Exekutions- 
verfahren sind  zudem  weit  weniger  bedenklich;  ja  es  ist  ernstlich 
zu  wünschen,  dass  auf  diesem  Gebiete  der  Rechtspflege  sich  eine 
möglichst  uniforme  Prozedur  herausbilde.  Der  Vorstand  des  Wiener 
Exekutionsgerichtes  ist  dafür  auch  vermöge  seiner  Stellung  und 
amtlichen  Erfahrungen  der  richtige  Mann. 

Pktsl'Hkk,  Dr.  Gkoku,  Die  Zwangsvollstreckung  in  Forderungen 
nach  österreichischem  Recht.  Erster  Teil:  Einleitung,  Voraussetzungen 
der  Zwangsvollstreckung,  Pfandungsverfahren.    Wien,  Mang,  1901. 

Diese  Monographie  ist  eigentlich  die  erste  und  bis  dato  einzige 
streng  wissenschaftliche  Arbeit  über  unsere  neue  Exekutionsordnung. 
Nur  exempli  gratia  greifen  wir  hier  den  Inhalt  des  1.  Kapitels  heraus. 
Es  handelt  von  den  Voraussetzungen  der  Zwangsvollstreckung  in 
Forderungen,  welche  der  Verfasser  in  zwei  Gruppen  teilt  :  1  Prozess-, 
2.  Rechtsschutz -Voraussetzungen.  Zu  den  Prozess -Voraussetzungen 
gehören  die  Zuständigkeit  sowohl  des  die  Exekution  bewilligenden, 
als  des  Exekutionsgerichtes,  die  Partei-  und  Prozessfähigkeit  der  in 
Frage  kommenden  Prozesssubjekte,  die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen 
Vollstreckung  und  die  „Exekntionsunterworfenheit"  des  Objektes,  auf 
welches  der  Gläubiger  greifen  will. 

In  eigentlichen  Interpretationsfragen  folgt  der  Verfasser  nicht 
immer  der  bisher  geteilten  Meinung.  Viele  hier  erörterten  Fragen 
sind  bisher  überhaupt  gar  nicht  aufgeworfen  oder  doch  nicht  zu 
lösen  versucht  worden.  Nebst  der  Fülle  des  Inhalts  des  Haupt- 
textes ist  auch  in  Fussnoten  ein  reiches  Material  mit  vollständigen 
Literaturangaben  aufgespeichert.  Jede  fernere  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung, jeder  Versuch  einer  Neugestaltung  oder  Ausgestaltung 
der  Exekutionsordnung  wird  diese  grundlegende  Arbeit  beachten 
müssen. 

Mick,  Dr.  Heinrich,  Die  einstweiligen  Verfügungen  nach  der 
österreichischen  Exekutionsordnnng  vom  27.  Mai  1890,  R.-G.-B.  79, 
unter  besonderer  Berücksichtigung  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes 
systematisch  dargestellt  und  mit  einem  Anhange,  enthaltend  zahlreiche 
Beispiele  von  Sicherungsanträgen  und  Rechtsmitteln,  versehen.  2., 
vermehrte  und  ergänzte  Auflage,    gr.  S°.    Wien,  Manz,  1901. 
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Pick,  Dr.  Bkrthoi.j»,  Die  Lohnbeschlagnahme  nach  öster- 
reichischem und  deutschem  Kecht.  Zugleich  ein  Beitrag  zur  juristischen 
Begriffsbildung.    Wien,  Holder,  1891». 

Vittorklm,  Dr.  Paul  v.,  Dr.  Hans  Fischbo«  k  und  Dr.  Jos. 
Bkrkovits,  Znsammenstellung  der  anweisenden  Behörden  und  aus- 
zahlenden Kassen  im  Sinne  des  §  295  der  Exekutionsordnung.  Be- 
arbeitet mit  Zustimmung  des  Präsidiums  des  k.  k.  Oberlandesgerichts 
Wien.    Lex.-8°.    Wien,  Manz.  1901.    (VII,  145  S.)    Kart,  3  K. 

Konkurs,  Advokatur. 

Fi  x,  Dr.  Hioo,  Über  die  Behandlung  der  Steuern  und  Ge- 
bühren im  Konkurs-  und  Exekntionsvertahren.  8°.  Wien,  Manz, 
1900.    (VI,  78  S.)    1  K  50  h. 

Ettingkk,  Dr.  M..  Die  Advokatur  im  modernen  Verkehre.  Eine 
Studie  über  Standesrechte,  Standespflichten,  Palmar-  und  inter- 
nationales Bechtsschntzwesen.    Wien,  Manz,  1900.    (VIII,  200  S. 

Si'KRL.  Dr.  Hans,  Systematische  Übersicht  über  Literatur  und 
Praxis  des  österreichischen  Zivilprozess-  und  Exekutionsrechtes,  gr.  ?>0. 
Wien,  Manz,  1899.  (74  S.)  Dasselbe.  II.  (Erstes  Halbjahr  1899, 
Januar—Juli.)  gr.  8°.  (34  S.)  —  Dasselbe.  III.  (Zweites  Halb- 
jahr 1899,  Juli -Dezember.)    (30  S.) 

VII.  und  VIII.  Strafrecht  uud  Strafyrozess. 

Gross,  Dr.  Hans,  Die  Kriminalistik.  Handbuch  für  Unter- 
suchungsrichter als  System  der  Kriminalistik.  3.  Auflage.  Graz  1899. 
(S13  S.)  Wir  glauben  dem  Verdienste  des  jungen  Grazer  Professors, 
der  bald  einen  über  Osterreich  weit  hinaus  glänzenden  Namen  sich 
errungen  haben  wird,  aber  auch  unsern  Lesern  bestens  zn  entsprechen, 
indem  wir  aus  einer  instruktiven  Besprechung  von  Prof.  Dr.  Vam- 
ukky  in  der  allg.  österr.  Gerichts -Zeitung  1899  No.  51  nach- 
folgendes zum  Abdruck  bringen: 

Wie  die  Kriininalanthropologie  mit  dem  Namen  Lomukosos,  die 
Kriminalsoziologie  mit  deren  Schöpfer  Qt'KTKLKT  verbunden  ist.  so  hängt 
die  jüngste  Abzweigung  der  Strafreehtswissmschaften,  die  Kriminalistik, 
auf's  engste  mit  dem  Namen  Hans  (Jross  zusammen.  Die  Kriminalistik 
ist  die  Lehre  von  den  Realien  des  Strafrechts.  Die  Tendenz  der  modernen 
Leinen  —  mögen  sie  uun  welchen  Namen  immer  fuhren  —  ist.  statt  Zer- 
gliederung d.\s  legal-abstrakten  Ycrbrechenshegrifl's.  das  Verbrechen  und  den 
Verbrecher  als  Erscheinungen  des  wirklichen  Lehens  kennen  zu  lernen.  Die 
verläßlichen  Ergehnisse  dieser  Forschungen  sind  noch  nicht  so  weit  gediehen. 
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um  im  materiellen  Strafrecht  selbst  praktische  Verwertung  finden  zu  können. 
Die  Versuche  Foinitzky.s  und  allerneuestens  des  geistvollen  Professors  PrinsI 
in  seinem  vor  kurzem  erschienenen  Werke:  Science  penale  et  droit  positif. 
die  einen  billigen  Ausgleich  zwischen  modernen  Lehren  und  klassischem 
Strafrecht  bezwecken,  sind  eben  nur  Versuche  geblieben.  Professor  Gross 
hingegen  erfasst  mit  äusserst  glücklicher  Hand  das  praktisclie  Ende  und 
sucht  das  durch  Studium  des  berufsmässigen  Verbrechertums  zutage  ge- 
förderte Material  im  Kampfe  gegen  die  classe  dangereuse  unabhängig  von 
der  Umgestaltung  des  Strafrechts  auf  kriminologischer  Grundlage  zu  ver- 
werten. 

In  einer  Kriminalpsychologie  (181*8)  hat  uns  Professor  Gross  be- 
wiesen, dass  der  Wert  der  Zeugenaussage  im  Strafprozess  bislang  ent- 
schieden überschätzt  wurde:  in  dem  vorliegenden  Werke  wird  uns  wiederum 
dargelegt,  dass  die  Tatsachen  des  Verbrechens  weniger  Beachtung  gefunden 
haben,  als  man  es  in  einem  auf  dem  Anklageprinzip  ruhenden  Strafver- 
fahren wünschen  könnte.  „Eine  aufgefundene  und  verwertete  Spur  — 
sagt  der  Verfasser  -  eine  korrekte  und  weun  noch  so  einfache  Skizze, 
eiu  mikroskopisches  Präparat,  eine  dechiffrierte  Korrespondenz,  eine  Photo- 
graphie von  Personen  oder  Sachen,  eine  Tätowieruni;,  ein  restauriertes, 
verkohltes  Papier,  eine  sorgfältige  Vermessung  und  tausend  andere  Realien 
sind  ebenso  viele  unbestechliche,  einwandfreie  und  ausdauernde  Zeugnisse/' 
Die  richtige  Verwertung  der  Realien  des  Strafrechtes  erfordert  jedoch  — 
wenn  der  Erfolg  der  Untersuchung  nicht  vollkommen  dem  Sachverständigen 
preisgegeben  werden  soll  -  eine  Reihe  von  Fachkenntnissen,  über  welche 
bei  dem  heutigen  Stande  der  juristischen  Ausbildung  der  Strafrichter 
keineswegs  verfügt.  Auf  dem  Linzer  Kongresse  der  Int.  Krim.-Vereiuigung 
wurde  mehrfach,  besonders  in  den  Ausführungen  von  Gross  und  Born  s 
Lkpak,  mit  Recht  hervorgehoben,  es  möge  dem  Richter  Gelegenheit  ge- 
boten werden,  mehr  praktische  Lebenakenntnisse  zu  erlangen.  Diese  Ge- 
legenheit wird  nun  im  vorliegenden  Werke  des  Professors  Gross  im  vollen 
Marse  geboten.  Wer  diese  dem  Verbrecher  glücklich  abgelauschte  Natur- 
geschichte des  Verbrechens  durchgelesen  hat,  weiss  wirklich  nicht,  ob  er 
den  umfassenden  gründlichen  Kenntnissen  des  Autors  in  so  manigfachen 
Wissenszweigen  oder  jener  Fülle  der  treffenden  Beispiele  mehr  Verwunderung 
zollen  soll,  welche  der  Verfasser  zur  Begründung  seiner  Thesen  angeführt  hat. 

Der  allgemeine  Teil  behandelt  vor  allem  den  Untersuchungsrichter 
und  dessen  notwendige  Eigenschaften,  ferner  die  wichtigsten  Tätigkeiten 
desselben,  die  Vernehmung  der  /engen  und  des  Beschuldigten,  die  Auf- 
nahme des  Lokalaugenseheins  und  die  Vorbereitung  für  auswärtige  Amts- 
handlungen. Es  ist  wohl  nicht  nötig,  zu  bemerken,  dass  der  Verfasser, 
der  laut  eigenem  Ausspruche  während  einer  langen  Reihe  von  Jahren  „mit 
Leib  und  Seele  Untersuchungsrichter  war",  nicht  nur  jungen  Anfängern, 
sondern  auch  alten  Praktikern  viel  neues  Uber  jenen  Teil  des  Strafprozesses 
zu  erzählen  vermag,  wo  die  (iesetzes-Kommentare  und  Lehrbücher  mit  ihrer 
Schulweisheit  bald  zu  Ende  kommen. 
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Das  eigentliche  System  der  Kriminalistik  beginnt  jedoch  mit  dem 
besonderen  Teil.   Der  Abschnitt  über  die  Hilfen  des  Untersuchungsrichters 
belehrt  uns,  über  was,  wie  und  wann  der  Sachverständige  befragt  werden 
soll.    Der  Verfasser  gibt  uns  genaue  Auskunft,  Über  was  und  wie  der  Ge- 
richtsarzt,  Mikroskopiker,  Chemiker,  Mineraloge  etc.  zu  befragen  sei,  über 
die  Verwendung  des  Photographen  und  der  Photographie,  der  Anthro- 
pometrie  (Bertillonage)  und  endlich  der  Tagespresse,  welche  der  Straf- 
untersuchung ebensoviel  gute,  als  auch  schlechte  Dienste  leisten  kann. 
Unter  dem  Titel  „Gaunerpraktiken fasst  der  Autor  die  unter  Verbrechern 
und  Gaunern  üblichen  Kunstgriffe  zusammen.    Neben  der  Lehre  von  der 
Krankcnstinulation  möchte  ich  insbesondere  auf  den  Abschnitt  über  Jucken 
(Verständigungszeichen  der  Verbrecher)  hinweisen,  welcher  in  der  letzthin 
erschienenen  verdienstvollen  Arbeit  des  Verfassers  (Archiv  für  Kriminal- 
anthropologie und  Kriminalistik,  11.  Band.  1.  bis  3.  Heft)  ergänzt  wurde, 
sowie  denn  Professor  Gross  in  der  von  ihm  geleiteten  Zeitschrift  überhaupt 
bestrebt  ist,  zum  vorliegenden  Werke  Erweiterungen  zu  liefern.  Besondere 
Abschnitte  behandeln  die  Gaunersprache,  die  Zigeuner.    Für  die  Aus- 
führungen über  letztere  als  „geborene  Verbrecher"  inuss  Schreiber  diese* 
als  Uiurar  seine  besondere  Anerkennung  aussprechen,  da  Professor  Gross. 
wie  aus  seinem  Buche  ersichtlich,  die  einschlägige  reiche  ungarische  Lit**- 
ratur  vollkommen  zu  verwerten  wusste.    In  dem,  was  der  Verfasser  über 
den  Aberglauben  sagt,  wird  er  jenem  Vorwurfe  gerecht,  den  Professor 
Köhler  in  seiner  Vorrede  zu  Löwknstimhs  interessantem  Werke  (Aber- 
glauben und  Strafrecht.  Berlin  1897)  der  Kriminalistik  macht,  dass  sie  bis 
jetzt  zu  wenig  Interesse  dem  Konflikte  der  Volksanschauung  mit  dem 
offiziellen  Rechte  entgegen  gebracht  hat.   Der  XI.  Abschnitt  bandelt  über 
die  Waffen,  ihre  Kenntnis  und  Verwendung.    Ich  glaube,  es  liegt  dem  Ver- 
fasser so  ferne  als  möglich,  jeden  Strafrichter  zum  Waffentechniker  aus- 
bilden zu  lassen,  da  man  doch  ein  ganz  ausgezeichneter  Jurist  sein  und 
keine  Kenntnis  davon  haben  kann,  wie  ein  Gewehr  geladen  wird.   Es  liegt 
hingegen  sehr  nahe,  dass  der  Untersuchungsrichter  die  Wirkung  eines 
Kngelsehusses  auf  eine  Glastafel  kennen  muss,  dass  es  ihm  sehr  gute 
Dienste  leisten  kann,  wenn  er  mit  der  Form  der  einzelnen  Hieb-  und  Stich- 
waffen vertraut  ist  und  aus  der  Form  der  Verwundung  auf  das  gebrauchte 
Werkzeug  zu  schliessen  vermag.  Eine  weit  schwierigere  Aufgabe  als  das 
Erlernen  des  Vorhergehenden  stellt  der  Verfasser  dein  Untersuchungsrichter 
durch  die  verschiedenen  Fertigkeiten,  eh  ren  Aneignung  er  mit  dem  be- 
treffenden Teile  (XII.—  XV.  Abschnitt)  seines  Buches  bezweckt.  Das  Zeichnen. 
Modellieren.  Abformen  und  Abklatschen,  das  Zusammensetzen  des  zerrisseueu 
und  verbraunten  Papiers,  die  Wahrnehmung  der  Spuren,  insbesondere  der 
Blutspuren,  und  die  Dechiffrierkunde  erfordern  nicht  nur  Geduld  und  ein- 
gehende Kenntnis,  sondern  auch  Geschicklichkeit,  ja  teilweise  sogar  Talent. 
Der  Verfasser  gibt  daher  keine  Anleitung,  wie  man  ein  geschickter  Zeichner 
wird,  sondern  erteilt  nur  Katschläge,  die  von  ihm  als  alten  Praktiker  immer 
willkommen  sind. 
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Der  lehrreichste  Teil  des  GROS.s'schen  Werkes  für  den  Untersuchungs- 
richter sowohl  als  deu  Kriminologen  ist  jener,  welcher  über  die  einzelnen 
Deliktsgruppen  als  Erscheinungen  des  wirklichen  Lebens  handelt.  Dieser 
Teil  füllt  sozusagen  die  Skelette  der  gesetzlichen  Tatbestandsbegriffe  mit 
Fleisch  und  Blut  aus  und  bietet  nicht  nur  dem  Fachmanue  Lehrstoff  in 
Hülle  und  Fülle,  sondern  auch  jedem  eine  spannende  Lektüre,  der  sich 
für  die  Krebsschäden  des  sozialen  Körpers  interessiert.  Verschiedene 
Arten  der  Körperverletzungen,  des  Diebstahls,  Betrügereien,  Brandlegungs- 
fälle. Falschinünzcn  etc.  werden  hier  systematisch  an  einer  Anzahl  von 
treffenden  Beispielen  behandelt.  All  dies  wird  in  einem  Stile  dargestellt, 
dessen  einfache  Klarheit  vielen  mystisch  geschuörkelten  Lehrbüchern  als 
Muster  dienen  könnte. 

Lammasch,  Prof.  Dr.  Heinrich,  Grundriss  des  Strafrechtes. 
(Zweiter  Band,  vierte  Abteilung  des  „Grundriß  des  österreichischen 
Rechtes",  herausgegeben  von  den  Professoren  Dr.  A.  Finger,  Dr.  (). 
Frankl,  Dr.  D.  Ullmann.)  gr.  8°.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot.  (91  S.) 

Wir  reproduzieren  hierüber  nahezu  vollständig  die  Besprechung 
Schreiners  (Allg.  üsterr.  Gerichts-Zeitung  1899  No.  97): 

„Bekanntlich  nimmt  die  Schwierigkeit  der  Darstellung  eines  Gegen- 
standes zu.  je  kleiner  der  zur  Verfügung  stehende  Raum  ist,  und  man 
wird  mit  der  Behauptung  kaum  fehlgehen,  daas  diese  Zunahme  der 
Schwierigkeit  im  verkehrt-quadratischen  Verhältnisse  stattfindet.  Wer  sich 
dies  gegenwärtig  hält,  wird  schon  darüber  staunen,  dass  der  Verfasser  den 
gesamten  Stoff  des  Österreichischen  Strafrechtes  in  91  Seiten  zusammen- 
zudrängen vermochte.  Geradezu  Bewunderung  verdient  aber  diese  Leistung 
aus  dem  Gruude,  weii  das  Buch  nicht  nach  Art  der  Katechismen  und 
Abrisse  sich  etwa  bloss  darauf  beschränkt,  die  wichtigsten  Grundbegriffe 
in  knappet  Form  darzustellen,  vielmehr  bis  in  alle  feinen  Details  eingeht, 
und  zwar  mit  einer  Sorgfalt  und  Genauigkeit,  die  selbst  in  einem  gross 
augelegten  Werke  kaum  etwas  zu  wünschen  übrig  Hesse. 

Die  historischen  und  rechtsphilosophischen  Grundlagen,  sowie  die 
kriminalpolitischen  Gesichtspunkte  linden  eingehende  Berücksichtigung. 

Der  Verfasser  nimmt  zu  allen  einigermassen  wichtigeren  Kontro- 
versen Stellung  und  findet  hierbei  sogar  Raum  für  Zitierung  und  kritische 
Würdigung  der  einschlägigen  Literatur,  und  zwar  sowohl  der  Monographien, 
als  auch  der  in  den  Fachzeitschriften  erschienenen  Aufsätze.  Von  ausser- 
ordentlichem Werte  ist  die  sorgfältige  Berücksichtigung  und  Zitierung  der 
Entscheidungen  des  obersten  Gerichts-  als  Kassationshofes  und  interessanter 
Ausführungen  der  Generalprokuratur. 

Die  Systematik  ist  sehr  übersichtlich,  und  der  Verfasser  nimmt 
bei  der  Anordnung  des  Stoffes,  sowie  bei  der  Wahl  der  Kinteiluugsgründe 
und  der  Marginalien  wiederholt  Gelegenheit,  rechtsvergleichende  An- 
deutungen zu  machen. 
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Bei  der  dogmatischen  Darstellung  hält  Lammascu  durch  die  ein- 
geflochteue  Besprechung  zahlreicher  Rechtsfälle  und  Beispiele  den  Kontakt 
mit  dem  wirklichen  Leben  fortwährend  aufrecht  und  bringt  dem  Leaer  die 
praktische  Bedeutung  und  Tragweite  der  einzelnen  Lehreätze,  gesetzlichen 
Bestimmungen  und  Kontroversen  plastisch  zur  Anschauung. 

Auch  die  neuere  Rechtsent Wickelung  findet  eingehende  Behandlung. 

Die  Formierung  der  Definitionen  und  entscheidenden  BegrifFs- 
merkmale  ist  ungemein  scharf  und  prägnant,  die  Darstellung  streng  wissen- 
schaftlich und  elegant. 

Die  Überfülle  des  Inhaltes  bringt  es  mit  sich,  dass  man  das  Buch 
laugsam  lesen  tnuss,  um  einen  nachhaltigen  Genuss  davon  zu  haben. 

Der  Praktiker  wird  dasselbe  mit  grossem  Vorteile  zum  Nachschlagen 
benutzen  können,  um  sich  über  eine  konkrete  strafrechtliche  Materie  rasch 
und  eingehend  zu  orieutieren.  Dem  Studiereuden  wird  das  Buch  als 
Kepetitorium  zur  Kontrolle  der  Vollständigkeit  seines  Wissens  uud  zur 
Ergänzung  desselben  grosse  Dienste  leisten.  Dagegen  wird  es  wegen  der 
ausserordentlichen  Kürze  der  Diktion  dem  Anfänger  für  das  erste  Studium 
vielleicht  zu  schwierig  erscheinen  und  ihm  deshalb  den  Besuch  der  Vor- 
lesungen nicht  ersetzen.  Auch  dem  Laien,  welcher  nicht  Gelegenheit  hat, 
Vorträge  über  Strafrecht  zu  hören,  und  der  sich  über  einschlägige  Fragen 
informieren  will,  wird  das  Buch  als  vorzüglicher  Wegweiser  dienen/ 

Amschl,  Alfred,  Staatsanwalt  in  Graz,  Beiträge  zur  Anwendung 
des  Strafverfahrens.    Wien,  Manz,  1899. 

Ein  Buch,  das  mehr  hält,  als  es  verspricht,  und  gewiss  nicht 
nur  jüngeren  Untersuchungsrichtern  und  staatsanwaltschaftlichen 
Beamten  von  Nutzen,  sondern  allen  mit  der  Strafrechtspflege  be- 
fassten  Praktikern  bestens  zu  empfehlen  ist,  Auch  die  etwas  freiere 
Systematik  dürfte  der  Brauchbarkeit  des  Buches  kaum  schaden. 

Dienst,  Der  staatsanwaltsehaftliche,  bei  den  Bezirksgerichten, 
herausgegeben  vom  k.  k.  Justizministerium,  gr.  8°.  Wien,  Manz. 
1900.    (107  S.) 

Mikicka,  Dr.  Aug.,  Ist  die  militärische  Strafgerichtsbarkeit 
auf  Militärdelikte  einzuschränken?  Eine  militärstrafprozessuale 
Reformfrage,    gr.  8<>.    Wien,  Manz,  1899.    (VIII,  117  S.) 

Markovich,  Anton,  Strafanstaltsdirektor.  Berlin,  Das  Gefängnis- 
wesen  in  Österreich.    Wien,  Manz,  1899.    (109  S.) 

Der  Autor  beschränkt  sich  nicht  auf  die  Darstellung  geltenden 
Hechtes  und  tatsächlicher  Zustände;  er  tritt  mit  wissenschaftlichem 
Ernst  an  die  sich  aufdrängenden  Fragen  heran  und  gelangt  auf 
Grund  reicher  Erfahrungen  und  vorurteilsfreier  Prüfung  zu  höchst 
beachtenswerten  Folgerungen,  welche  nicht  nur  in  Österreich  zn 
gründlicher  Reformarbeit  mahnen. 
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Schluss -Anhang. 
Sammlungen,  Gesetzausgaben. 

Enzyklopädisches  ist  grossenteils  in  den  Fachzeitschriften  ver- 
streut; einige  derselben  bringen  in  stehenden  Rubriken  literarische 
Übersichten  und  Übersichten  über  die  Judikatur.  Von  Fachblättern 
ohne  spezielle  Widmung  nennen  wir:  (trCkhüt's  ..Zeitschrift 
für  Privat-  und  öffentliches  Recht"*,  durch  grössere  Fach- 
arbeiten  hervorragend,  aber  in  ( )sterreich  selbst  wenig  verbreitet ; 
..Allgemeine  österreichische  Gerichts-Zeitnng" .  durch  vor- 
zügliche Besprechungen,  deren  wir  hier  einige  wiedergaben,  aus- 
gezeichnet; Juristische  Blätter",  vermöge  ihrer  monographischen 
Originalaufsätze  und  als  vollkommen  unabhängiges  Organ  hoch  an- 
gesehen: die  „Gerichtshalle",  eines  der  ältesten  österreichischen 
Blätter,  mitunter  auch  das  volkswirtschaftliche  Gebiet  streifend; 
das  „Österreichische  Zentralblatt  für  juristische  Praxis 
und  Verwaltungspraxis'4;  der  böhmische  „Pravnik"  (Jurist);  der 
slovenische  „Pravnik";  der  polnische  „Prawnik";  Vi  er  tel  jähr  fi- 
sch rift  des  Prager  Juristen  Vereins  u.  a.  m.  Von  vornherein  be- 
schränkte Aufgaben  stellen  sich,  wie  zumeist  aus  den  Titeln  ent- 
nehmbar: die  Zeitschrift  für  Verwaltung";  die  „Zeitschrift 
für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit". 

Ausschliesslich  der  Judikatur  widmet  sich  die  vom  Verfasser 
des  gegenwärtigen  Berichtes  begründete  Revue  „Die  Spruchpraxis", 
welche,  jeden  2.  Monat  erscheinend,  das  gesamte  Rechtsgebiet  umfasst. 
Nur  zivilrechtliche  Entscheidungen  sammelt  die  „Rechtsprechung". 
Diese  Blätter  bilden  eine  Übergangsstufe  zu  den  alljährlich  in  je 
einem  oder  in  zwei  Bänden  erscheinenden  Entscheidungen - 
.Sammlungen. 

Die  Sammlungen  der  Entscheidungen  des  Reichsgerichts, 
sowie  jene  des  Verwaltungsgerichtshofes  haben  wir  schon  am 
Schlüsse  der  II.  Gruppe  genannt.  Die  älteste  und  vornehmste 
Sammlung  von  Zivilentscheidungen  ist  die  von  Glaser  und  Unoer 
begründete.  Eine  Zwischenstellung  nehmen  ein  die  von  der  öster- 
reichischen Gerichts-Zeitung  begründeten  beiden  Sammlungen,  deren 
eine  als  halboffizielle  Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten 
Gerichtshofes  in  Zivilsachen  fort  erscheint  (XI.  Bd.  1901), 
deren  andere,  Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichts- 
und Kassationshofes,  der  sogen.  NowAK'schen  Sammlung  von 
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„Plenarbeschlüssen  und  Entscheidungen^  sich  anschliesst,  aber  jetzt 
direkt  von  der  Generalprokuratur  veranstaltet  wird. 

An  Gesetzansgaben  sind  zunächst  zu  nennen  die  offiziellen 
Texte,  welche  rücksichtlich  der  seitens  der  gesamtstaatlichen  Kompe- 
tenzen ergehenden  Normen  gesetzlich  durch  das  Reichsgesetzblatt, 
und  zwar  je  in  allen  irgendwo  landesüblichen  Sprachen  für  den 
Normal-Selbstkostenpreis  von  der  k.  k.  Staatsdrnckerei  in  Wien  heraus- 
gegeben werden.  Leider  entspricht  die  Manipulation  nicht  den  buch- 
händlerischen Manieren;  man  erhält  keine  Prospekte  oder  Kataloge, 
man  sieht  den  Verlag  der  Staatsdruckerei  nirgends  angekündigt, 
man  muss  gleichwohl  den  entfallenden  Betrag  voraus  entrichten,  die 
Nummer  des  Reichsgesetzblattes  angeben  u.  s.  w.  Auch  in  Buch- 
form i  Oktavformat)  broschiert,  sind  die  meisten  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen direkt  in  den  k.  k.  Staatsdruckereien  erhältlich.  Diese 
Ausgaben  haben  den  unbestreitbaren  Vorzug,  authentische  Texte  zu 
sein,  und  entsprechen  auch  in  Rücksicht  auf  technische  Ausstattung 
den  praktischen  Anforderungen;  sie  enthalten  aber  selbstverständlich 
nur  den  betreffenden  Text  ohne  orientierende  Zitate  etc.  Ähnliches 
gilt  rücksichtlich  der  einzelnen  Kronländer.  Die  Landesgesetz-  und 
Verordnungsblätter  erscheinen  in  den  Kronlandshauptstädten.  Ausser- 
dem gibt  es  Verordnungen  der  Bezirkshauptmanuschaften,  welche 
durch  deren  Amtsblätter  veröffentlicht  werden. 

Meistverbreitet  sind  die  MAN/zschen  Gesetzausgaben  und  zwar 
die  Ausgaben  in  (durchschnittlich  30)  Bänden.  Die  einzelnen  Bände 
sind  alle  von  hervorragenden  Fachgelehrten  derart  redigiert,  dass 
ausser  dem  Gesetzestexte  auch  je  alle  ergänzenden  oder  erläuternden 
oder  sonst  nächstverwandten  Gesetze  und  Verordnungen  zu  einem 
grösseren  Gesetze  mit  aufgenommen  und  aus  der  bezüglichen  Judikatur 
alle  grundsätzlichen  Aussprachen  in  der  Legalordnung  mit  verarbeitet 
sind.  Viele  dieser  Bände  sind  geradezu  musterhaft  gearbeitet  und 
ersetzen  in  der  Regel  jeden  weiteren  Behelf.  Ursprünglich  war  für 
diese  Gesetzausgabe  auch  der  Name  ,.Taschenu  ausgäbe  zutreffend, 
dermalen  sind  es  überwiegend  dicke  Oktavbände,  welche  sich  mehr 
für  den  Gebrauch  am  Schreibtisch  empfehlen,  als  zum  Mittragen. 
Diese  Bandausgabe  wird  ziemlich  oft  erneuert,  so  dass  man  mit  einer 
neuesten  Auflage  zumeist  wirklich  den  gegenwärtig  gültigen  Komplex 
gesetzlicher  Vorschriften  über  die  betreffende  Materie  vor  sich  hat. 
Natürlich   sind   die   neuen   Auflagen   von   allgemein  gebrauchten 
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Texten  häufiger.  So  z.  B.  ist  die  jüngste  1902  erschienene  Anflage 
des  Bürgerlichen  Gesetzbaches  schon  die  17.,  die  jüngste  1902  er- 
schienene Auflage  des  Strafgesetzes  schon  die  19.! 

Eigentlich  dieselbe  Ausgabe  (gleiches  Format,  gleicher  Text) 
erscheint  in  Heften  bezw.  einzelne  Bändchen  geteilt.  —  Analog  mit 
Inhalt  nnd  Ausstattung  präsentiert  sich  die  MANz'schen  Ausgabe  der 
niederösterreichischen  Landesgesetze. 

Gleichfalls  vorzügliche  Gesetzesausgaben  wurden  bei  M.  Perlks 
herausgegeben.  Die  Hauptausgabe  in  der  Ausstattung,  welche  in 
Frankreich  und  vielfach  in  Deutschland  üblich  ist,  wird  redigiert 
von  Dr.  Gelleb  und  Dr.  Jolly. 

Sehr  zweckmässig  als  Taschenausgabe  im  wahren  Sinne  des 
Wortes  ist  die  kleine  Gelleb'scIic  Ausgabe  auf  Indiapapier.  In  dieser 
Ausgabe  nimmt  z.  B.  der  die  Jurisdiktionsnorm  und  Zivilprozessordnung 
samt  Erläuterungen  aus  der  Judikatur  etc.  enthaltende  Duodezband 
mit  530  Seiten  gut  lesbaren  Druckes  in  Leinen  gebunden  sich  aus, 
wie  eine  daumendicke  Brieftasche,  und  kostet  5  K. 

Unvollständige  Ausgaben  tibergehend,  gedenken  wir  noch  der 
LandesgesetzauBgabe  für  Böhmen  bei  Tempsky  in  Prag  und  der  Aus- 
gabe tirolischer  Gesetze  von  Wagner  in  Innsbruck.  Für  die  kleinen 
Kronländer  und  in  anderen  als  der  deutschen  Sprache  erübrigt 
wohl  zumeist  nur  die  Anschaffung  der  offiziellen  Texte  ans  dem 
Landesgesetz-  und  Verordnungsblatte  eben  dieses  Kronlandes.  Indes 
sei  bemerkt,  dass  für  die  wichtigeren  Landesgesetze  in  der  MANz'schen 
Gesetzausgabe  sogen.  „Normaltexte"  hergestellt  erscheinen,  welche 
den  den  meisten  Landesgesetzen  gemeinsamen  Text  enthalten  und 
darunter  in  kleinem  Druck  die  allfälligen  Abweichungen  der  einzelnen 
Kronländer.  Dem  praktischen  Bedürfnis  wird  z.  B.  behufs  Orientierung 
über  einen  Wasserrechtsfall  in  Krain  in  der  Regel  durch  Anschaffung 
des  23.  Bandes  der  MANz'schen  Sammlung,  enthaltend  die  Gesetze 
und  Verordnungen  über  das  Wasserrecht  mit  einschlägiger  Literatur  etc. 
besser  gedient  sein,  als  durch  Bestellung  der  betreffenden  Nummern 
des  Krainer  Landesgesetzblattes,  vorausgesetzt,  dass  man  die  Nummern 
und  Daten  zu  der  neuesten  Novelle  u.  s  w.  überhaupt  sich  zu  ver- 
schaffen weiss! 

Diese  „  Normaltexte u  lassen  am  besten  erkennen,  wie  selten 
wirkliche  Divergenzen  vorkommen,  wie  unnötig  zumeist  die  Zer- 
splitterung der  Legislation  in  17  Ländern  und  Ländchen  sich  er- 
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weist.  Gerade  diese  autonomen  Leistungen  benehmen  jeden  Zweifel 
darüber,  dass  mit  ganz  winzigen  Ausnahmen  die  „historisch-politischen*4 
Individualitäten,  auch  wo  solche  vorhanden  waren,  dem  nivellierenden 
Einfluss  des  modernen  Verkehres  und  der  europäischen  Kultur  der 
Jetztzeit  gewichen  sind.  Der  formelle  Fortbestand  solcher  häutigst 
nur  stilistischen  oder  sprachlichen  Unterschiede  wird  immer  mehr 
als  ein  grosser  volkswirtschaftlicher  Nachteil  empfunden.  Nicht  zu 
geringst  leidet  darunter  natürlich  unsere  juristische  und  volkswirt- 
schaftliche Literatur.  Unsere  Bücher  sind  wegen  des  beschränkten 
Absatzes  viel  teurer,  als  die  reichsdeutschen,  und  die  in  slavischen 
Sprachen  geschriebenen  müssen  im  Verhältnis  noch  viel  teurer  sein: 
sie  können  aber  auch  im  Durchschnitt  nicht  qualitativ  gleiches  leisten, 
wie  die  Bücher  für  mehrfachen  Absatz,  so  sehr  auch  einzelne  opfer- 
mütige  Köpfe  gegen  dieses  nationalökonomische  Gesetz  ankämpfen. 
Das  muss  nach  unerbittlicher  Logik  in  dem  Mafse  ärger  werden, 
als  die  jetzt  noch  die  Ritter  vom  Geiste  oder  doch  die  akademisch 
Gebildeten  verbindende  deutsche  Sprache  wirklich  ganz  aufhören 
würde,  den  Ideenaustausch  zu  vermitteln.  Dass  nicht  die  Deutschen 
dadurch  meist  beschädigt  würden,  lässt  sich  gerade  an  unserem 
Literaturbericht,1)  wie  an  einem  Musterbeispiele  förmlich  nach- 
rechnen! 

e)  Volkswirtschaftliche  Literatur  1900  und  1901. 

Referent:  Dr.  Karl  Hoffmeister  (Wien). 

Wenn  im  Vergleiche  zu  der  jährlich  im  grossen  Deutschen 
Reiche  erscheinenden  Menge  wissenschaftlicher  Arbeiten  auf  dem  Ge- 
biete der  sozialen  Wissenschaften  Österreichs  Produktivität  fast  ver- 
schwindend erscheinen  mag.  so  darf  wohl  zum  Teile  die  Ursache 

')  Wir  liabeu  nicht  ein  einziges  Mal  blosse  Zeitungsartikel  als 
r  Werke-  aufgetischt,  vielmehr  eine  grosse  Zahl  mehr  oder  minder  dicker  Bücher 
ganz  unerwähnt  gelassen,  darunter  auch  vortreffliche,  wie  z.  B.  die  17  in 
den  Jahren  18**1»  —  liHH  neu  erschienenen  Bände  der  MANZ'schen  Gesetz- 
ausgabe, nur  kollektiv  erwähnt.  Dass  wir  auf  eine  so  bedeutende  Fach- 
literatur doch  noch  hinweisen  können,  verdanken  wir  gewiss  nur  dem 
genetischen  Zusammenhang  mit  dem  deutschen  Rechte  und  der  Gleichheit 
des  Ausdrucksinittels.  Eine  österreichische  juristische  Literatur  z.  B.  in 
slovenisclier  Sprache  könnte,  auch  wenn  das  Slovenische  Staatssprache  war«-, 
es  wohl  kaum  auf  einen  ansehnlicheren  Bruchteil  bringen! 
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hiervon  in  dem  grossartig:  ausgebildeten  Buchhandel  und  Verlags- 
geschäfte des  Deutschen  Reiches  gefunden  werden,  weshalb  gar 
mancher  österreichische  Autor  es  vorzieht,  sein  Werk  einem  deutschen 
Verlage  zu  übergeben.  Derartige  Werke  fallen  natürlich  in  der 
folgenden  ZuHammenstellnng  nicht  auf;  immerhin  regt  sich  auch  in 
Österreich  trotz  aller  nationalen  Fragen  —  eine  stets  zunehmende 
Teilnahme  für  die  soziale  Frage,  eine  Tatsache,  die  sich  insbesondere 
ans  der  grossen  Fülle  von  grossenteils  praktische  Zwecke  verfolgenden 
Detailarbeiten  ergibt,  seien  dieselben  der  Volksaufklärung  im  all- 
gemeinen oder  gewissen  Organisationsbestrebungen  gewidmet.  So 
spiegelt  sich  Österreichs  wirtschaftlicher  Entwicklungsgang  in  den 
letzten  Jahren  recht  deutlich  in  der  folgenden  Zusammenstellung 
seiner  sozialwissenschaftlichen  Literatur.  Der  grosse  Aufschwung 
der  sozialistischen  und  agrarischen  Bewegung  steht  obenan;  die  rein 
theoretische  Behandlung  der  wissenschaftlichen  Probleme,  die  einst- 
mals fast  allein  herrschte,  tritt  heute  weit  in  den  Hintergrund. 
Diesem  —  ich  möchte  sagen  —  vorwiegend  praktischen  Zug  der 
Literatur  auf  diesem  Gebiete  folgt  natürlich  wieder  zum  Teil,  vielleicht, 
halb  unbewnsst,  die  theoretische  Behandlung,  welche  gezwungen  ist, 
ihre  Betrachtung  den  im  Brennpunkte  stehenden  Fragen  zuzuwenden. 
So  hat  die  Statistik  in  vielen  Punkten  diesem  praktischen  Zuge 
folgen  müssen  und  hat  ihre  Betrachtung  erweitert  und  vertieft. 
Hier  mag  nur  eine  aus  der  Zusammenstellung  nicht  ersichtliche  Tat- 
sache angeführt  werden:  die  Erweiterung  der  Volkszählung  auf  eine 
Betriebszählung,  deren  Resultate  allerdings  noch  ausstehen. 

Mit  Hinweglassung  bloss  der  allernnbedentendsten  Publikationen 
wären  zu  erwähnen: 

Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen  im  Gewerbebetriebe 
in  Osterreich  während  des  Jahres  1897.  Herausgegeben  vom  k.  k. 
arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium.  (125  und  2*57  S.) 
Wien  1809,  Holder.  Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen 
in  Österreich  während  des  Jahres  1898.   (165  und  322  S.)  Ebenda. 

Diese  amtliche  Statistik  verfolgt  mit  grosser  Genauigkeit  die 
Arbeiterbewegungen  und  deren  Resultate. 

Bkckmann,  Jos..  Was  ist  uns  Geld?  Eine  Studie  über  die 
kapitalistische  Wirtschaft  der  Gegenwart.  (SO  Seiten.)  Wien,  1899, 
VII,  Lerchenfelderstrasse  15,  Selbstverlag. 
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Das  Buch  erörtert  das  Geldproblem  und  die  aus  der  Herrschaft 
des  mobilen  Kapitals  hervorgegangenen  Schäden  der  Volkswirtschaft 
in  populärer  Weise. 

Bkbner,  Ernst,  Das  rote  Einmaleins  oder:  So  leben  wir!  Ein 
soziales  Bilderbuch.  3.  Auflage.  (64  Seiten.)  Wien,  1899,  Wiener 
Volksbuchhandlung. 

Die  Broschüre  bezweckt  die  Gewinnung  von  Anhängern  für 
die  sozialdemokratische  Lehre  und  eine  populäre  Darlegung  derselben. 

Braf,  Prof.  Dr.  Albin,  Der  landwirtschaftliche  Hypothekar- 
kredit in  Österreich  während  der  letzten  50  Jahre.  (Ans  Geschichte 
der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  nnd  ihrer  Industrien, 
1848  bis  1898.)  Wien  1899,  Perles  in  Kommission.  (101  Seiten.) 

Die  Abhandlung  —  mit  ausserordentlicher  Fachkenntnis  ge- 
schrieben —  bietet  ein  höchst  wertvolles  Stück  österreichischer 
Agrargeschichte. 

Grünberg,  Privatdozent  Dr.  Karl,  Die  Grundentlastung.  (Aus 
Geschichte  der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  und  ihrer 
Industrien,  1848—1898.  80  Seiten.  Wien,  Perles  in  Kommission.) 

Gumplowlcz,  Ludw.,  Soziologische  Essays.  (V,  174  S.)  Innsbruck 
1899,  Wagner. 

Hainisch,  Dr.  Michael,  Der  Kampf  ums  Dasein  und  die  Sozial- 
politik. (75  S.)  Wien  1899,  Deutike.  Sucht  den  Nachweis  zu 
erbringen,  dass  man  aus  der  Lehre  Darwins  Waffen  gegen  die  Sozial- 
politik nicht  schmieden  könne. 

Heilduper,  Dr.  Aloi9,  Die  Pensionsversorgung  des  Gewerbe- 
standes, eine  Forderung  der  Gewerbepolitik.  (15  S.)  Wien  1899,  Manz. 

Erhebt  die  Forderung,  durch  eine  Art  Zwangsversicherung  unter 
Zuhilfenahme  staatlicher  Mittel  den  arbeitsunfähig  gewordenen  Ge- 
werbetreibenden durch  eine  Alters-  oder  Invaliditätsrente  von  300  fl. 
zu  versorgen. 

Die  Schrift  von  Hoffmeister,  Dr.  Karl,  Die  wirtschaftliche 
Entwickelung  des  alten  Rom  (96  S.),  Wien  1899,  Manz,  entfaltet  vor 
dem  Auge  des  Lesers  ein  überraschendes  Bild  des  nun  längst  ab- 
geschlossenen Entwicklungsganges  eines  Volkes  von  seinen  haus- 
wirtschaftlichen Anfängen  an  bis  zu  seinem  Zerfall,  der  begann,  als 
es.  auf  der  Stufe  der  Weltwirtschaft  angelangt,  die  sichere  Grund- 
lage der  eigenen  Kohproduktion  gänzlich  verloren  und  dem  Kapita- 
lismus anheimgefallen  war.     Die   unter  Benutzung  eines  reichen 
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historischen  Materials  ins  einzelne  durchgearbeitete  Schrift  ist  seither 
in  ihren  Ergebnissen  in  Ruhlakixh:  System  der  politischen 
Ökonomie  übergegangen. 

Marchet,  Prof.  Dr.  Gustav,  1848  bis  1898.  Ein  Rückblick 
auf  die  Entwicklung  der  österreichischen  Agrarverhältnisse.  (Aus 
öaterr.  landw.  Wochenblatt    132  S.    Wien  1899,  Frick.) 

Bietet  eine  kurze  Darstellung  im  wesentlichen  der  agrar- 
pol  irischen  Gesetzgebung  Österreichs  in  den  ersten  50  Regierungs- 
jahren des  Kaisers  Franz  Joseph  I. 

Masaryk,  Prof.  Dr.  Th.  G.,  Die  philosophischen  und  soziologischen 
Grundlagen  des  Marxismus.  Studien  zur  sozialen  Frage.  (XV,  600  S.) 
Wien  1899,  Konegen. 

Bietet  eine  wissenschaftlich  -  objektive  Kritik  des  Marxismus 
selbst  und  seiner  Entstehung. 

Nkukath,  Prof.  Dr.  Wilhklji,  Das  Hauptproblem  der  modernen 
Volkswirtschaft.  Vortrag,  gehalten  im  österreichischen  Ingenieur- 
nnd  Architekten- Verein.    Wien  1899,  Manz. 

Dem  Verfasser  erscheint  als  Hauptproblem  die  Tatsache,  dass 
die  Zahl  der  Darbenden  immer  grösser  wird,  und  es  dennoch  ein 
Trugschlus8  wäre,  die  Produktion  vergrössern  zu  wollen,  was  eigent- 
lich auf  den  ersten  Blick  notwendig  schien,  während  in  Wirklichkeit 
eine  Überproduktionskrise  die  andere  ablöst.  Der  Verfasser  findet 
als  Ursache  dieses  sonderbaren  Widerspruches  das  Geld  und  sein 
Streben  nach  zinsbringenden  Anlagen. 

Nothnagel,  Dr.  Walter,  Exekution  durch  soziale  Interessen- 
gruppen.   Wien  1899,  Hölder.    (221  S.) 

Österreichs  Wohlfahrtseinrichtungen  1848  bis  1898.  Fest- 
schrift zu  Ehren  des  50jährigen  Regierungsjubiläums  Sr.  Maj.  des 
Kaisers  Franz  Josef  I.  Herausgegeben  von  der  Kommission  der 
österreichischen  Wohlfahrtsausstellung.  Wien  1898,  Perles. 
I.  Band:  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  in  Österreich.  Von  Prof. 
Dr.  Ernst  Mischler.    (479  S.) 

Die  Abhandlung  gibt  ein  gutes  Bild  der  Armenpflege  und  ihrer 
Geschichte  während  der  letzten  50  Jahre. 

Rupprecht,  Cunr,  Die  Errichtung  einer  allgemeinen  freiwilligen 
Beschäftigungsanstalt  in  Graz  auf  Grnnd  der  Hoffer-Stiftung.  Referat, 
dem  Landesverbände  für  Wohltätigkeit  in  Steiermark  erstattet.  Graz 
1S99,  Leuschner  und  Lnbensky.    (40  S.) 
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Derselbe,  Die  Wohnungsfrage.  Referat,  dem  Landesverbände 
für  Wohltätigkeit  in  Steiermark  erstattet.   (60  S.)  Ebendaselbst. 

VolkBaufklärnng.  Kleine  Handbibliothek  zur  Lehr  und  Wehr 
für  Freunde  der  Wahrheit.  Warnsdorf  1899,  A.  Opitz.  (15:  Aus 
der  Blütezeit  des  Innungs-  und  Zunftwesens,  34  S.;  16:  Rettung 
und  Hebung  des  Bauernstandes,  soweit  diese  durch  Raifleiseukassen 
erreicht  werden  kann,  34  S.;  18:  Die  Judenfrage  in  Österreich.  52  8.: 
3.  Sozialdemokraten  unter  sich;  Die  Sklaverei  und  das  Christentum. 
2.  Aufl.,  1899,  37  S.) 

Walch kr,  Konr.,  Wie  können  und  sollen  sich  die  Bauern  ge- 
meinsam helfen?  Für  Bauern  und  Bauernfreunde  beantwortet.  1.  und 
2.  Heft.    (186  S.)    Klagenfnrt,  Raunecker. 

Das  Buch  enthält  in  seinem  ersten  Teile  (S.  1 — 65)  das  land- 
wirtschaftliche Vereinswesen,  in  seinem  2.  Teile  das  bäuerliche  Ver- 
sicherungswesen. 

Derselbe,  Der  Sozialdemokrat  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts, 
oder:  Die  Sozialdemokratie  aus  ihren  eigenen  Worten  und  Taten 
gerichtet.    (95  S.)    Prag  1899,  Styria. 

Bezweckt  vorwiegend  die  Abhaltung  sozialistischer  Propaganda 
vom  Bauernstande. 

Ertl,  Dr.  Moriz,  Versuche  einer  Agrarreform  in  Österreich. 
Aus:  Geschichte  der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  und 
ihrer  Industrien  1848  —  1898.  (71  S.)  Wien  1899,  Perles  in 
Kommission. 

Ertl  ist  der  Schöpfer  des  Gedankens  einer  berufsgenossen- 
schaftlichen Organisation  des  Bauernstandes  in  Österreich,  welche 
nunmehr  zum  Gesetze  geworden  ist.  Ausserdem  berührt  Ertl  die 
Frage  der  Entschuldung,  der  Wirtschaftsgenossenschaften  und  des 
Höferechtes  mit  ausgezeichneter  Sachkenntnis. 

Hkrtz,  Frdr.  Otto,  Die  agrarischen  Fragen  im  Verhältnis 
zum  Sozialismus.  Mit  einer  Vorrede  von  W.  Bkrnstkin  (143  S.) 
Wien  1899,  Rosner. 

Ladknh.m  kk,  Dr.  P.  Willib.  <0.  Cisti,  Das  soziale  Wirken 
der  katholischen  Kirche  in  der  Diözese  Budweis.  (335  S.)  Das 
Buch  bildet  den  9.  Band  des  Gesamt  Werkes:  Das  soziale  Wirken  der 
katholischen  Kirche  in  Österreich,  im  Auftrage  der  Leo-Gesellschaft 
und  mit  rnterstützung  von  Mitarbeitern  herausgegeben  vom  General- 
sekretär Prof.  Dr.  Frz.  M.  S<  hinoukk.    Wien.  Mayer  &  Komp.  in 
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Kommission.  —  Das  Buch  enthält  reichen  und  vorwiegend  historisch 
interessanten  Stoff. 

Das  Markt wesen:  I.  Allgemeiner  Teil  von  Prof.  Dr.  Anton  v. 
Gmkhki;  II.  Die  Approvisionierungsverhältnisse  von  1848—1808  von 
Johann  Lichtenstadt.  Aus:  Geschichte  der  österreichischen  Land- 
und  Forstwirtschaft  und  ihrer  Industrien.  (50  S.)  Wien  1899,  Perles 
in  Kommission.  —  Wertvoller  Beitrag  zur  Wirtschaftsgeschichte 
Österreichs. 

Österreichs  künftige  Handelspolitik  vom  Standpunkte  der 
Industrie;  Vorbericht,  erstattet  für  den  11.  Verbandstag  des  Zentral- 
verbandes der  Industriellen  Österreichs.   (56  S.)   Wien  1899,  Weiss. 

Schullern  zu  Schattenhofen,  Dr.  Hermann  Ritter  v\.  Ge- 
schichtliche Darstellung  der  Besteuerung  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft und  ihrer  Industrien  1848—1898.  (94  S.)  Wien,  Perles 
in  Kommission. 

Bei  dem  bisherigen  Mangel  einer  zusammenhangenden  Dar- 
stellung der  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  erweist  sich  diese 
Arbeit  als  ein  wichtiger  Beitrag  zur  Agrargeschichte. 

Verhandlungen  des  Gesamt  Parteit  ages  der  Sozialdemokratie  in 
Österreich,  abgehalten  in  Brünn  1899  im  „ Arbeiterheim".  .Nach  dem 
stenographischen  Protokolle.  (144  S.)  Wien  1899,  Wiener  Volks- 
buchhandlung. 

Böhm-Bawerk,  Eugen  v.,  Einige  strittige  Fragen  der  Kapitals- 
theorie. 3  Abhandlungen.  Aus:  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozial- 
politik und  Verwaltung.    (127  S.)    Wien  1900.  Braumüller. 

In  diesen  Abhandlungen  erörtert  der  Verfasser  eine  Reihe  von 
Einwendungen,  welche  gegen  seine  Kapitalstheorie  vorgebracht 
worden  sind,  und  eine  Reihe  von  neuen  Fragen,  welche  die  Kritik 
der  ersten  Auflage  seines  Werkes  hat  auftauchen  lassen.  Obwohl 
nun  seither  eine  zweite  Auflage  von  Bohm-Bawerks  grossem  Werke 
erschienen  ist,  haben  diese  Studien  nicht  an  selbständiger  Bedeutung 
verloren,  da  der  zweite  Band  der  zweiten  Auflage  nur  ein  un- 
veränderter Abdruck  des  im  Buchhandel  vergriffenen  zweiten  Bandes 
der  ersten  Auflage  ist.    Der  erste  Band  dagegen: 

Böhm-Bawerk,  Finanzminister.  Professor  Eugen  v.,  Kapital  und 
Kapitalzins.  2.,  vielfach  vermehrte  und  verbesserte  Auflage.  1.  Ab- 
teilung: Geschichte  und  Kritik  der  Kapitalzins-Theorien.  (702  Seiten.) 
Innsbruck  1900,  Wagner  —  enthält  eine  Reihe  von  Zusätzen  und 
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Verbesserungen  gegenüber  seiner  ersten  Auflage.  Insbesondere  kamen 
nun  auch  John  Rae  und  einige  Gelehrte,  die  in  der  allerneuesten 
Zeit  erst  zum  Thema  gesprochen  haben,  zu  Worte  und  wird  gegen 
Fit.  Walker  und  Alfred  Marshall  Stellung  genommen. 

Christoph,  M.,  Handelsschnllehrer,  Das  Bankwesen  (143  S.), 
Klagenfurt  1900,  bei  J.  Heyn,  bezweckt,  ein  populäres  Lehrbuch 
abzugeben. 

Fohringer,  Carl,  Relig.-Prof.,  Das  soziale  Wirken  der  katho- 
lischen Kirche  in  der  Diözese  St.  Pölten.  (422  S.)  Aus:  Das  soziale 
Wirken  der  katholischen  Kirche  in  Osterreich.  Im  Auftrage  der 
Leo-Gesellschaft  und  mit  Unterstützung  von  Mitarbeitern  heraus- 
gegeben vom  Generalsekretär  Prof.  Dr.  Frz.  M.  Schindler.  VII.  Bd. 
Wien,  Mayer  &  Komp.  in  Kommission.  —  Bietet  vorwiegend  histo- 
risch interessantes  Material. 

Das  Problem  der  Reform  des  agrarischen  Kreditwesens  hat  in 
Grabmayr,  Dr.  Karl  v.,  Bodenentschuldung  und  Verschuldnngsgrenze. 
Ein  Gutachten  für  den  Tiroler  Landtag.  (215  S.)  Innsbruck  1900, 
Vereins-Buchhandlung  und  Buchdruckerei  —  eine  weitere,  überaus  wert- 
volle, freilich  zunächst  nur  auf  Tirol  exemplifizierende  Bearbeitung 
erfahren,  die  eine  Flut  von  polemischen  Schriften  verursachte,  unter 
deren  Verfassern  sich  eine  Reihe  der  hervorragendsten  Agrarpolitiker 
(z.  B.  Buchknberoer)  befindet.  In  Erwiderung  darauf  erschienen 
von  mehreren  anderen  kleineren  Schriften  des  Verfassers: 

Grabmayr,  Dr.  Karl  v.,  Agrarstatistische  Stichproben.  Aus: 
Neue  Tiroler  Stimmen.  (59  S.)  Innsbruck  1901,  Vereins  -  Buch- 
handlung und  Buchdruckerei. 

Unter  den  kritischen  Arbeiten  über  Grabmayrs  Schriften  sei  vor 
allen  genannt  Falskk,  St.  R.  v.,  Bodenverschuldung  und  Verechnldungs- 
grenze.  Zugleich  eine  Besprechung  des  unter  diesem  Titel  erschienenen 
Gutachtens  des  Abgeordneten  Dr.  Karl  v.  Grabmayr.  Aus:  Neue 
Tiroler  Stimmen.    (51  S.)    Innsbruck  1900,  Vereins- Bachhandlang. 

Ergänzend  hierzu  sei  es  gestattet,  hier  noch  besonders  hervor- 
zuheben: Schmu»,  Doz.  Dr.  Ferd.,  Der  landwirtschaftliche  Personal- 
kredit in  Österreich  während  der  letzten  50  Jahre.  Aus:  Geschichte 
der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  und  ihrer  Industrien 
1S4S  bis  189S.  (9(>  S.)  Wien,  l'erles.  —  Eine  Schrift,  deren 
Wert  nicht  nur  in  dem  reichen  statistischen  Materiale,  sondern  auch 
darin  liegt,  dass  die  Bedeutung  der  bestehenden  Personalkredit- 
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Organisationen  hierin  anf  das  richtige  Mafs  herabgesetzt  und  der 
Umfang  ihrer  Reformbedtirftigkeit  festgestellt  wird. 

Grunberö,  Prof.  Dr.  Kahl,  Der  sozialpolitische  Gehalt  der 
österreichischen  Zivilprozessgesetzgebung.  Aus:  Allgemeine  Öster- 
reichische Gerichts-Zeitung.    (53  S.)    Wien  1900,  Manz. 

Melsel,  Finanzrat  Dr.  Frz.,  Die  Entwicklung  der  öster- 
reichischen Sparkassen  seit  1848.  Aus:  Österreichische  Wohlfahrts- 
Einrichtungen  1848  biß  1898.    (43  S.)    Wien  19Q0,  Perles. 

Misera,  Landesrat  Dr.  Heinr.,  Die  historische  und  wirtschaft- 
liche Bedeutung  der  Gemeinde.  (32  S.)  13.  Band  der  Vortrüge 
und  Abhandlungen,  herausgegeben  von  der  Leo-Gesellschaft.  Wien 
1900,  Mayer  &  Komp. 

Stenographisches  Protokoll  der  vom  Subkomitee  des  sozial- 
politischen Ausschusses  (des  Abgeordnetenhauses)  veranstalteten  En- 
quete, betreffend  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  im  Bergbau.  (189  S.) 
Wien  1899,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Schlesinger.  Prof.  Abg.  Josef,  1250  Millionen  Kronen  Volks- 
geschenk zur  Erbauung  von  „k.  k.  Volksbahnen".  Allen  Reichsrats- 
Abgeordneten  behufs  Stellungnahme  bei  den  Indemnitätsverhandlungen 
über  die  nach  §  14  der  Staatsgrundgesetze  zustande  gekommene 
Bank-  und  Ausgleichsvorlage  gewidmet.  (37  S.)  Wien  1900,  Kirsch 
in  Kommission. 

Der  Vorschlag  basiert  auf  Schlesingers  Lieblingsidee  von  einem 
rVolksgemV',  d.  h.  von  einem  nicht  auf  Edelmetallschatz  fundierten 
Papiergelde  mit  Zwangskurs,  das  auf  Grund  und  Boden  fundiert 
werden  soll  und  also  eigentlich  mobilisierte  Hypotheken  in  Form 
von  Geld  mit  Zwangskurs  bedeutet.  Dadurch  wäre  nach  Meinung 
des  Verfassers  Geld  im  Überflüsse  vorhanden  und  könnte  zur  Hebung 
des  Volkswohlstandes  verwendet  werden. 

To Mic,  Jasa,  Das  Bauernproletariat  Ungarns.  Eine  Studie. 
(34  S.)    Neusatz  1897,  Popovits. 

Ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  mit  Deutschland.  Verhandlungen 
der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  in  der  Plenarversammlung 
vom  23.  und  30.  Januar  und  (3.  und  13.  Februar  1900.  (178  S.) 
(Ans:  Volkswirtschaftliche  Wochenschrift.)    Wien  1900,  Dorn. 

Von  agrarstatistischen  Arbeiten  nennen  wir: 

Hohenbruch,  Arthur  Frh.  von,  Die  Verteilung  der  Gesamt- 
fläche Österreichs  zwischen  Gross-  und  Kleingrnndbesitz.  (3  S.  mit 
2  Taf.)   Wien  1900,  Holder.  (Aus:  Statist.  Monatsschrift.) 
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Eine  Znsammenstellung,  die  angesichts  des  Mangels  einer 
agrarischen  Besitzstatistik  einen  erheblichen  Wert  besitzt  und  neben 
der  desselben  Autors  österreichische  land-  und  forstwirtschaftliche 
Bibliographie,  Wien  1899,  erwähnt  werden  soll. 

In  den  Mitteilungen,  statistische,  über  Steiermark,  heraus- 
gegeben vom  statistischen  Landesamte  des  Herzogtums  Steiermark. 
7.  Heft,  Graz  1901,  Leuschner  und  Lubensky  in  Kommission  —  finden 
wir  ein  Heft:  Dje  Sparkassen  und  die  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften in  Steiermark  im  Jahre  1899  (56  S.),  das  wohl  die 
instruktivste  Darstellung  über  den  Gegenstand  enthält,  welche  bisher 
von  der  Literatur  geboten  worden  ist. 

Eine  Studie  von  allerdings  im  wesentlichen  lokalem  Interesse  bietet: 

Jnama-Stkknkgo,  Karl  Thür,  von,  Die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Wiener  Armen.  Statistisch  dargestellt  nach  den  Materialien  des 
Vereins  gegen  Verarmung  und  Bettelei.  2.  Bearbeitung.  (22  S.) 
Wien  1899,  Perles  in  Kommission. 

Aichinukr,  Carl,  Ist  Eigentum  Diebstahl?  Brauchen  wir  Güter- 
gemeinschaft? Ein  Beitrag  zur  Bekämpfung  wirtschaftlicher  Irr- 
lehren. 1.  Bändchen  von  Moskhh  Sammlung  zeitgemässer  Broschüren. 
(47  S.)    Graz  1900,  Moser. 

Der  Arbeiterschutz  bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  und 
Lieferungen.  Bericht  des  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amtes  über  die 
auf  diesem  Gebiete  in  den  europäischen  und  überseeischen  Industrie- 
staaten unternommenen  Versuche  und  bestehenden  Vorschriften.  (163  S.) 
Wien  1900,  k  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Verwaltung,  soziale,  in  Österreich  am  Ende  des  XIX.  Jahr- 
hunderts. Aus  Anlass  der  Weltausstellung  in  Paris  1900  mit  Unter- 
stützung durch  die  hohen  k.  k.  Ministerien  des  Innern,  des  Handels 
und  Ackerbaues,  sowie  durch  das  k.  k.  General-Kommissariat  für 
die  Weltausstellung  in  Paris  herausgegeben  vom  Spezialkomitee 
für  Sozialökonomie.  Hygiene  und  öffentliches  Hilfswesen.  2  Bände 
ä  7  Hefte.  Wien  1900.  Deutike.  Für  die  vorliegende  Zusammen- 
stellung kommt  nur  der  1.  Band  in  Betracht.  Er  enthält:  Dr.  Jil. 
Kaan.  Die  Arbeiter- Unfallversicherung;  Jos.  Maykk,  Die  obliga- 
torische Arbeiter- Krankenversicherung  und  die  Bergwerksbruderladen 
(94  S.).  Dr.  Franz  Mi'llkr,  Der  gewerbliche  Arbeiterschutz  und 
Arbeitsvertrag  in  Osterreich;  Dr.  Vier.  Mataja.  Das  k.  k.  arbeits- 
statistische Amt ;  Frikkk.  Zkchnkk,  Der  Bergarbeiterschutz  in  Österreich 
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(135  S.).  —  Dr.  Arth.  Breycha,  Die  Gewerbeförderungsaktion  des 
k.  k.  Handelsministeriums;  Karl  Wrabetz,  Die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften in  Österreich;  Fri>r.  Knarck,  Die  Entwickelang 
der  Konsumvereine  in  Österreich  (82  S.).  —  Dr.  Ron.  Mayer,  Arbeits- 
verhältnisse und  Arbeiterfürsorge  bei  den  öffentlichen  Betrieben 
Österreichs  (138  S.).  —  Dr.  Hkrm.  Kitter  v.  Schullern  zu  Schratten- 
hofkn,  Die  österreichische  Landwirtschaft  in  ihren  sozialen  Beziehungen ; 
J.  v.  Hallingberu,  Die  landwirtschaftlichen  Kredite  Österreichs  in 
ihrer  gemeinnützigen  Ausgestaltung;  Wilh.  Becker,  Die  agrarischen 
Operationen;  Stef.  Richter,  Die  Organisation  des  gemeinsamen  Bezuges 
und  Absatzes  in  Osterreich  (13(>  S.).  —  F.  v.  Wacek,  Dr.  A.  v.  Nava 
und  J.  v.  H ALLING uer«.  Das  Sparkassen wesen  in  Osterreich  (74  S.).  — 
Euu.  v.  Philippovrh  und  Pah,  Schwarz,  Wohnungsverhältnisse  in 
österreichischen  Städten,  insbesondere  in  Wien  (GÜ  8.). 

Aus  Band  II  Heft  4  ist  zu  nennen:  Dr.  Mischler,  Die  öffent- 
liche Armenpflege  in  Österreich. 

Bericht  der  k.  k.  Gewerbe-Inspektoren  über  ihre  Amtstätigkeit 
im  Jahre  1899.    (461  S.)    Wien  1900,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Bericht  derselben  über  die  Heimarbeit  in  Osterreich.  1.  Band : 
Böhmen.    (471  S.)    Wien  1900,  Holder. 

Die  Errichtung  von  Lehrlingshorten.  Ein  Hilfsmittel  bei  der 
Heranbildung  des  gewerblichen  Nachwuchses.  (48  S.)  Wien  1900, 
Hof-  und  Staatsdruckerei. 

1.  Geschäftsbericht  des  Arbeits vermittelungsamtes  der  k.  k. 
Reichshanptstadt  Wien  vom  12.  November  1898  bis  31.  Dezember 
1899.    (85  S.)    Wien  1900,  Braumüller  in  Kommission. 

Grcher,  Prof.  Dir.  Max,  Die  Prostitution  vom  Standpunkte  der 
Sozialhygiene  aus  betrachtet.  Vortrag,  gehalten  im  sozialwissenschaft- 
lichen Bildungsverein  an  der  Wiener  Universität  am  9.  Mai  1900. 
Aus:  Deutsche  Worte.    (38  S.)   Wien  1900,  Deutike  in  Kommission. 

Mitteilungen  des  arbeitsstatistischen  Amtes  im  k.  k.  Handels- 
ministerium.   1.  Heft.    Wien  1900,  Hölder. 

Das  1.  Heft  enthält:  Kksslitz,  Dr.  Rainer.  Die  Lohnarbeiter 
der  k.  k.  Kriegsmarine,  im  Auftrage  der  Marinesektion  des  k.  k. 
Kriegsministeriums  bearbeitet.    (77  S.) 

Stenographisches  Protokoll  der  vom  k.  k.  Handelsministerium 
durchgeführten  Enquete  über  das  kleingcsverbliche  Kreditwesen. 
(204  Sj    Wien  1900,  Hölder. 
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Schlkpkr,  Hof-  und  Gerichts-Advokat  Dr.  Adf.,  Das  Volks- 
eigentum an  den  Bergwerken.  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Verstaat- 
lichung der  Kohlenbergwerke.    (58  S.)    Wien  1900,  Perles. 

Schneider,  Sikgm.,  Die  deutsche  Baghdäd-Bahn  und  die  pro- 
jektierte Überbrückung  des  Bosporus  in  ihrer  Bedeutung  für  Welt- 
wirtschaft und  Weltverkehr.    (146  S.)    Wien  1900,  Weiss. 

Stimmen  aus  dem  agrarischen  Lager.  Herausgegeben  von 
Stefan  Richter.    Prag  1900,  Calve  in  Kommission. 

Das  1.  Heft  enthielt:  Unsere  Agrarbewegung  und  der  Bund 
der  deutschen  Landwirte  Böhmens.    (267  S.) 

Das  2.  Heft  enthält:  Simitsch,  Reichsritter  v.  Hohenblura,  Alfr., 
Das  zoll-  und  handelspolitische  Agrarprogramm  der  österreichischen 
Zentralstelle  zur  Wahrung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Inter- 
essen beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen.    (68  S.) 

Sitzungs-Protokolle  des  ständigen  Arbeitsbeirates  1898  1899 
(1.— 5.  Sitzung),  herausgegeben  vom  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amt. 
(416  S.)    Wien  1900,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen  in  Osterreich 
während  des  Jahres  1899.  Herausgegeben  vom  k.  k.  arbeits- 
statistischen Amte  im  Handelsministerium.  (125  und  264  S.)  Wien 
1900,  Hülder. 

Bericht  über  die  Tätigkeit  des  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amtes 
im  k.  k.  Handelsministerium  seit  seiner  Errichtung  bis  Ende  1900. 
(53  S.)    Wien  1901,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  über  ihre  Amtstätigkeit 
im  Jahre  1900.    (417  S.)   Wien  1901,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Bericht  des  k.  k.  Handelsministeriums  über  die  Förderung  des 
Kleingewerbes  im  Jahre  1899.  Erstattet  im  Auftrage  des  k.  k. 
Handelsministers  Gun»o  Frhr.  v.  Call.  (210  S.)  Wien  1900,  Hof- 
und  Staatsdruckerei. 

Der  Bericht  bildet  eine  gute  Illustration  der  Verhältnisse  des 
Kleingewerbes  in  Osterreich. 

VIII.  Internationaler  Kongress  gegen  den  Alkoholismus.  Inhalts- 
angaben der  angekündigten  Vorträge.  (143  S.)  Wien  1901,  Dentike. 

Cterstl,  SiEitFR.,  Unsere  Zoll-  und  Handelspolitik  bez.  des  land- 
wirtschaftlichen Maschinenwesens.  Mitteilungen  der  österreichischen 
Zentralstelle  zur  Wahrung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Inter- 
essen beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen.  (167  S.)  Wien  1901, 
Eisenstein. 
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Licht,  Verbandsanwalt,  Reichsratsabgeordneter  Dr.  Stefan, 
Mittel  und  Wege  zur  genossenschaftlichen  Organisation  des  klein- 
gewerblichen  Kredites  in  Österreich;  zugleich  eine  Anleitung  zur 
Gründung  mit  praktischen  Behelfen.  (100  S.)  Brünn  1901,  Winiker 
in  Kommission. 

Der  Verfasser  ist  ein  hervorragender  Fachmann  auf  dem  Ge- 
biete des  Genossenschaftswesens.  Auch  das  landwirtschaftliche  Ge- 
nossenschaftswesen wurde  von  ihm  gemeinsam  mit  Dr.  Ektl  in  ein- 
gehender Weise  dargestellt. 

ITayk,  Dr.  Aug.,  Die  Wirknngen  der  Heimatsgesetznovelle  vom 
5.  Dezember  1896,  R.-G.-B.  222.  Eine  sozialpolitische  Studie.  (29  S.) 
Wien  1901,  Manz.  —  Hebt  die  bedeutende  Belastung  der  grossen  Städte 
durch  die  Armenpflege  hervor,  welche  infolge  des  neuen  Heimat- 
gesetzes entstehen  muss,  da  dieses  eine  Ersitzung  des  Heimatrechtes 
durch  ununterbrochene  10jährige  Ortsanwesenheit  festsetzt. 

Sitzungsprotokolle  des  ständigen  Arbeitebeirates  1900.  (6.  und 
7.  Sitzung.)  Herausgegeben  vom  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amte. 
(218  S.)    Wien  1901,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Das  k.  k.  Versatzamt  in  Wien  von  1707—1900.  Heraus- 
gegeben von  der  Direktion  des  k.  k.  Versatzamtes.  (104  und  39  S.) 
Wien  1901,  Manz.  —  Sehr  interessanter  Beitrag  zur  Wirtschafts- 
geschichte Österreichs. 

Wahrmunt»,  Professor  Dr.  Ludwig,  Akademische  Plaudereien 
zur  Frauenfrage.  Vier  rechts-  und  kulturgeschichtliche  Vorträge 
in  populärer  Form.    (162  S.)    Innsbruck  1901,  Wagner. 

Die  Wohnungs-  und  Gesundheitsverhältnisse  der  Heimarbeiter 
in  der  Kleider-  und  Wäschekonfektion.  Herausgegeben  vom  k.  k. 
arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium.    (121  S.)  Wien 

1901,  Holder.  —  Rollt  ein  interessantes  Bild  sozialen  Elends  auf, 
das  mittlererweile  auch  zu  einer  bedeutenden  Strikebewegung  ge- 
führt hat. 

Bazant,  Min.-Konzip.  Dr.  Otto  R.  v.,  Das  Ablaufen  der  Handels- 
verträge der  österreichisch-ungarischen  Monarchie.    (28  S.)  Wien 

1902,  Manz.  —  Bietet  lediglich  eine  Übersicht  (Iber  die  betreffenden 
Daten. 

Bericht  der  k.  k.  Permanenzkommission  für  die  Handelswerte 
der  Zwischenverkehrsstatistik  im  k.  k.  Handelsministerium  über  die 
Bewertung  und  Bewegung  des  Zwischenverkehres  zwischen  den  im 
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Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  im  Jahre  1900.  (207  S.)  Wien  1901,  Hof- 
n nd  Staatsdruckerei. 

Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  über  die  Heimarbeit  in 
Osterreich.  Herausgegeben  vom  k.  k.  Handelsministerium.  2.  Band: 
Mähren,  Schlesien,  Galizien  und  Bukowina.  (380  S.)  Wien  1901, 
Hölder. 

Ehrlich,  Dr.  SiK«>i.,  Arbeiterpensionen  mit  Staatshilfe.  (327  S.) 
Wien  1901,  Manz  in  Kommission. 

Gumplowkz,  Prof.  Lumv.,  Die  soziologische  Staatsidee.  2.  ver- 
mehrte Aufl.    (224  S.)    Innsbruck  1902.  Wajrner. 

Hickmann,  Prof.  A.  L.,  Das  Verhältnis  Österreichs  zu  Ungarn. 
Ein  Beitrag  zur  möglichst  richtigen  Beurteilung  der  beiderseitigen 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse,  insbesondere  der  Ausgleichs-  und 
t^uotenfrage.  In  populär-graphischer  Darstellung.  (6  färb.  Blätter 
mit  1  Bl.  Text.)    Wien  1901,  Freytag  &  Berndt. 

Protokoll  über  die  am  27.  und  28.  Juni  abgehaltene  Konferenz, 
betreifend  die  Ausgestaltung  der  Arbeitsvermittelungsstatistik  und 
das  Projekt  der  Angliederung  einer  Wohnungs-  und  Werkstätten- 
vermittelung  an  den  allgemeinen  Arbeitsnachweisanstalten.  Heraus- 
gegeben vom  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amte  im  k.  k.  Handelsministerium. 
(135  S.)    Wien  1901,  Hölder. 

Protokolle  über  die  Verhandlungen  des  Gesamt- Parteitages  der 
sozialdemokratischen  Arbeiterpartei  in  Österreich.  Abgehalten  in 
Wien  vom  2.  bis  6.  November  1901.  (204  S.)  Wien  1901,  Wiener 
Volksbuchhandlung. 

SchOppkl,  Dr.  Fkitz,  Zinstheorie.  (06  S.)  Wien  1901,  Hölder. 

Stkinbach,  Dr.  Emil,  Genossenschaftliche  und  herrschaftliche 
Verbände  in  der  Organisation  der  Volkswirtschaft.  («2  S.)  Wien 
1901,  Manz.  —  Sieht  im  Zusammenschluss  der  Unternehmerverbände 
einerseits  und  der  Arbeiterverbände  andererseits  die  Möglichkeit,  in 
Zukunft  den  sozialen  Frieden  zu  schaffen  und  eine  erträgliche  Wirt- 
schaftsordnung anzubahnen. 

Verhandlungen  des  Parteitages  der  deutschen  Sozialdemokratie 
( »sterreichs.  Abgehalten  zu  Graz  vom  2.  November  bis  einschliesslich 
0.  November  1900.  Nach  dem  stenographischen  Protokolle.  (173  S.) 
Wien  1900.  Wiener  Volksbuchhandlung. 
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Wkrfel, Handschuhfabrikant  Ruu.,  Die  österreichische  Handschuh- 
industrie  und  die  neuen  Handelsverträge.    Denkschrift  an  das  k.  k. 

v  v 

österreichische   Handelsministerium.    (Ol  S.)    Prag  1901,  Rivna  . 

Verweist  auf  die  der  österreichischen  Lederindustrie,  die  mit 
minimalen  Gewinnen  einen  bestehenden  Export  aufrecht  zu  erhalten 
sucht,  durch  Einführung  von  Rohstoffzöllen  drohende  Gefahr. 

Galizien. 

(Polnische  Staats-  uud  rechtawisseuschaftliche  Literatur  1899—1901.) 
Referent:  Dr.  Siümuxd  Gargas,  Lemberg. 

Wiewohl  die  Provinzen  des  alten  polnischen  Reiches  nunmehr 
einigen  Staaten  zngehören,  so  ist  es  doch  fast  unmöglich,  die  polnische 
Literatur  in  drei  Teile  zu  trennen.  Es  besteht  eben  zwischen  den 
einzelnen  territorialen  Literaturen  ein  sehr  reger  Gedankenaustausch, 
und  der  Gegenstand  der  Forschung  ist  im  Gebiete  der  Staats- 
wissenschaften besonders  unabhängig  von  dem  Erscheinungsorte  des 
Haches.  So  werden  oft  Probleme,  die  das  Königreich  Polen  betreffen, 
in  Galizien  verhandelt,  und  umgekehrt.  Im  geringeren  Grade  trifft 
das  übrigens  auch  für  die  Rechtswissenschaft  zu. 

Die  Intensivität  der  Behandlung  der  einzelnen  sozialen  Dis- 
ziplinen ist  natürlich  sehr  verschieden.  Doch  ist  die  Anzahl  der 
behandelten  Disziplinen  jedenfalls  nicht  unbedeutend.  Wenn  auch 
die  die  Fragen  des  modernen  Lebens  behandelnde  staatswissenschaft- 
liche Literatur  verhältnismassig  gross  ist,  so  wird  sie  doch  bei  weitem 
an  Intensität  und  Vertiefung  der  Forschung  überwogen  durch  die 
rechtshistorische  Literatur,  besonders  durch  Forschungen  auf  dem 
Gebiete  des  alten  polnischen  Rechtes. 

Auch  ist  ein  etwas  beschränktes,  rechtsvergleichendes  Moment 
offenbar,  nämlich  die  im  Gebiete  des  Privatrechtes  nicht  seltene  Ver- 
gleichung  des  Code  Napoleon,  des  russischen,  des  deutschen  und  des 
österreichischen  Rechtes.  Es  sind  das  nämlich  Gesetzbücher,  die  in 
den  Provinzen  des  ehemaligen  polnischen  Reiches  gelten. 

Die  Unmöglichkeit  irgendwelcher  Einwirkung  von  seiteu  der 
Gesellschaft  auf  das  staatliche  Getriebe  im  Königreich  Polen  hat 
daselbst  und  auch  in  Galizien  (hier  vielleicht  unter  teilweisem  Ein- 
flüsse historischer  Reminiszenzen)  eine  gegenwärtig  in  Europa  ziemlich 
seltsame  Erscheinung  zur  Folge  gehabt.  Ich  meine  den  Grundsatz 
der  staatlichen  Nichtintervention.    Während  sonst  in  der  modernen 

Jalirbuch  der  Internat.  Vereinigung.  «.  u.  7.  Bd.  80 
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Staats  wissenschaftlichen  Literatur  mehr  oder  weniger  weit  der  Grund- 
satz der  allmählichen  Sozialisierung  des  staatlichen  Lebens  gilt 
und  die  Erweiterung  des  staatlichen  Wirkungskreises  oft  auch 
von  gemässigten  Politikern  als  ein  erstrebenswertes  Ziel  hingestellt 
wird,  ist  hier,  unter  fast  ausschliesslichem  Einflüsse  rein  politischer 
Erwägungen,  gerade  das  Entgegengesetzte  der  Ausdruck  des 
modernsten  staatswissenschaftlichen  Gedankens.  Im  Zusammenhang 
damit  steht  auch  die  ziemlich  verbreitete  Tendenz  nach  rein  ethischer 
Vervollkommnung. 

Was  die  einzelnen  Disziplinen  anbetrifft,  so  macht  sich  in  der 
Soziologie  neben  dem  rühmlichst  bekannten  Namen  des  Grazer 
Professors  Ludwig  Gtmplowicz,  der  gegenwärtig  in  polnischer 
Sprache  die  soziologische  Auffassung  der  Geschichte  (Socyologiczne 
pojmowanie  historyi),  Warschau  1900,  behandelt,  ein  neuer  Name 
noch  besonders  geltend.  Es  ist  dies  Ludwig  Kilczycki.  Sein  Lehr- 
buch der  Soziologie  (Zarys  podstaw  socyologji  ogölnej).  Lemberg 
1900.  steht  hauptsächlich  auf  psychologischem  Standpunkte  und  fasst 
die  Soziologie  als  die  Lehre  von  den  typischen  sozialen  Gruppen 
und  Verbänden  und  von  den  Verhältnissen,  die  unter  ihnen  ent- 
stehen, auf.  Auf  Grund  genauer  Quellenstudien  der  gesamten 
anarchistischen  Literatur  untersucht  derselbe  Verfasser  historisch  und 
dogmatisch  auch  den  modernen  Anarchismus  (Anarchizm  wspölczesny), 
Lemberg  1901. 

Im  Gebiete  der  theoretischen  Nationalökomie  ist  zu  verzeichnen 
ein  kurzgefasstes  Lehrbuch  von  St.  A.  Kkmpnkk  (Zarysy  eknnomji 
spolecznej),  Warschau  1901.  Der  Verfasser  gehört  der  historisch- 
ethischen Schule  an  und  steht  auf  dem  Standpunkte  der  engen  Ver- 
flechtung der  sozialen  und  ethischen  Erscheinungen  mit  volks- 
wirtschaftlichen. Eine  interessante  Untersuchung  gibt  St.  Glabinski 
in  seiner  Arbeit  über  die  soziale  Frage  im  Lichte  des  Einkommens 
(Kwestya  spoleezna  w  swietle  dochodu  spolecznego),  Lemberg  1900. 
Zorn  Daszynska  Golinska  stellt  in  einer  grösseren  Studie  die  Krise 
im  Sozialismus  (Przelom  w  socyalizmie).  Lemberg  1900.  dar.  Sie  ist 
eine  Anhängern)  Hkknstkins.  doch  pocht  sie  überhaupt  mehr  auf  die 
innere  soziale  Entwicklung,  wie  auf  die  staatliche  Intervention. 
E.  Jakoszynski  stellt  sehr  eingehend,  aber  rein  dogmatisch  die 
Stellung  der  katholischen  Kirche  der  sozialen  Frage  gegenüber  in 
dem  Werke  Katolicyzm  soeyalny.   Krakau  1900  und  1901.  3  Bände. 
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Viel  emsigerer  Pflege  erfreuen  sich  die  praktischen  volks- 
wirtschaftlichen Fragen.  Zofia  Daszynska  Golinska  plädiert  in  einer 
statistisch-volkswirtschaftlichen  Studie  über  landwirtschaftliches  Eigen- 
tum in  Galizien  (Wlasnosc  rolna  w  Galicyi),  Warschau  1900,  an- 
gesichts der  grossen  Bodenzersplitterung  in  Galizien  für  Ausbreitung 
der  Gartenkultur  und  äussert  sich  gegen  gesetzgeberische  Agrar- 
reformen. Adam  Krzyzanowskis  agrarpolitische  Studien  (Studya 
agrarne),  Krakau  1900,  sind  eine  Sammlung  von  mehreren  interessanten 
Untersuchungen,  die  bereits  früher  erschienen  sind.  Das  Buch  um- 
fasst  eine  Untersuchung  über  landwirtschaftliche  Genossenschaften  in 
Galizien,  über  Reform  des  Erbrechtes  und  endlich  über  die  Stellung 
des  galizischen  Landtages  zur  Landwirtschaft.  Der  Verfasser  spricht 
sich  sehr  energisch  aus  für  weitgehende  Beschränkungen  des  Eigentums- 
rechtes der  Bauerngüter  im  öffentlichen  Interesse.  T.  Kudklka  be- 
handelt die  Frage  der  Sachsengänger  (ObiezysasI),  Krakau  1900. 
R.  Dmowhki,  Auswanderung  und  Kolonisation  (Wychodztwo  i  osad- 
nietwo),  I,  Lemberg  1900.  will  beweisen,  ein  schnelleres  und  natür- 
liches Wachstum  der  Bevölkerung  und  ein  schnelleres  Wachstum 
ihrer  Bedürfnisse  sei  meistenteils  Ursache  der  Auswanderung  eher 
wie  das  Anwachsen  der  Produktivität  der  Länder.  Gegen  weit- 
gehenden gesetzgeberischen  Schutz  der  galizischen  Spiritusindustrie 
wendet  sich  die  Broschüre  J.  Tulkjas  Spiritnsindustrie  in  Galizien 
(O  przemysle  •gorzelnianyni  w  Galicyi),  Lemberg  1900.  S.  Kosutski 
untersucht  die  Entwicklung  der  Grossindustrie  im  Königreich  Polen 
(Rozwöj  przemyslu  wielkiego  w  krolestwie  Polskiem),  Warschau 
1901.  Das  Buch  ist  eine  genaue  historische  und  statistische  Unter- 
suchung, die  zu  dem  Schlüsse  gelangt,  Polen  sei  ein  durchaus 
industrielles  Land. 

Gokski  untersucht  die  wirtschaftlichen  Konjunkturen  der  eng- 
lischen Pachtungen  (Warunki  gospodareze  azierzaw  angielskich), 
Krakau  1899.  Er  plaidiert  für  kleine  Pachtungen.  S.  Gargas  be- 
spricht kritisch  die  Ergebnisse  des  I.  industriellen  Tages  in  Krakau 
(Znaczenie  i  wyniki  I  Zjazdu  przeuiyslowego  w  Krakowie),  Krakau  1901. 

Im  Anschluss  an  diesen  Tag  reiht  sich  eine  reiche  Broschüren- 
literatur an,  so  Litynmki,  Olszewwki,  Bogucki,  Wklss.  Bh.  Mayzki, 
gibt  eine  ziemlich  oberflächliche  Skizze  des  Versicherungswesens  im 
Königreich  Polen  (Przeglad  historyczny  rozwoju  instytncyi  ubezpieczeii 
w  Krolestwie  Polskiem),  Warschau  1900. 

HO* 
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Auf  dem  Gebiete  der  deskriptiven  monographischen  volks- 
wirtschaftlichen Literatur  tat  sich  hervor  Fr.  Bujak  durch  seine 
Studien  „Maszkienice",  Krakau  1901,  und  „Linianowau,  Krakau  1901. 
Es  sind  dies  sehr  gründliche,  vorwiegend  volkswirtschaftliche  Be- 
schreibungen zweier  polnischer  Ortschaften,  im  ersten  Falle  eines 
Dorfes,  im  zweiten  einer  Bezirksstadt.  Hier  ist  auch  das  preis- 
gekrönte Werk  von  B.  Sokalski  über  den  Bezirk  Sokal  (Lemberg 
1899)  zu  verzeichnen. 

Der  Wirtschaftsgeschichte  gehört  eine  Untersuchung  von  W. 
Ochkxkuwhki.  Dwa  systemy  ekonoiniczne,  Lemberg  1900,  das  ein 
Kapitel  der  englischen  Wirtschaftsgeschichte  behandelt,  und  das  her- 
vorragende Werk  von  A.  Szklauow.ski,  Geld  und  Preisrevolution  im 
XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  in  Polen  (Pieniadz  przewrot  cen  w 
Polsce  XVI,  XVII  w),  Lemberg  1901,  das  sich  nicht  allein  mit  der 
im  Titel  angedeuteten  Frage  beschäftigt,  sondern  überhaupt  ein  Bild 
des  wirtschaftlichen  Lebens  und  Treibens  bietet.  Verfasser  sucht 
auch  die  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  von  den  politischen 
völlig  zu  isolieren  und  führt  den  Beweis,  der  polnische  Adel  habe 
nicht  absichtlich  den  Kuin  der  Städte  herbeigeführt, 

Im  Gebiete  der  Statistik  ist  eine  Schrift  von  S.  Gargas  zu 
verzeichnen,  die  die  statistische  Deklarationspflicht  (Obowiazek 
deklaracyi  statystycznej),  Krakau  1900,  behandelt,  in  der  der  Ver- 
fasser die  quantitative,  die  individuelle  nnd  die  individualisierte 
quantitative  Deklarationspflicht  als  prinzipielle  Organisationsbe- 
dingungen der  administrativen  Statistik  darstellt.  Desselben  Ver- 
fassers Studien  zur  theoretischen  Statistik  (Studya  z  zakresu  teoryi 
statystyki),  Krakau  1901,  behandeln  sehr  eingehend  und  systematisch 
die  Frage  der  Schätzung  in  der  Statistik  der  Naturvölker,  in  der 
historischen  und  zeitgenössischen  Statistik,  in  der  Bevölkerung*-. 
Wirtschafts-  und  Moralstatistik,  untersuchen  dann  den  Begriff  und 
die  Arten  der  statistischen  Einheiten,  die  Stellung  und  Bedeutung 
der  Literatnrstatistik,  endlich  auch  das  Verhältnis  der  historischen 
Statistik  zur  modernen  Verwaltung.  Desselben  Verfassers  Staszyc 
als  Statistiker  (Staszyc  jako  statystyk).  Lemberg,  bespricht  kritisch 
die  Begriftsanffassung  der  Statistik  und  die  statistische  Methode  des 
ersten  polnischen  Statistikers  in  historischer  Beleuchtung.  W.  Zalkski. 
Das  Königreich  Polen  in  statistischer  Beziehung  (Krolestwo  polskie 
pod   wzurledem   statystycznym),  Warschau   19<M)— 1901  (2  Bände), 
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gibt  eine  vergleichende  Statistik  der  Bevölkerung,  des  Ackerbaues, 
des  Bergbaues,  der  Industrie,  der  Berufe  und  der  Finanzen.  S.  Ra- 
ml*lt,  Statistik  der  Kaschubenbevölkerung  (Statystyka  ludnosci  kas- 
znbskiej),  Krakau  1899,  gibt  eine  sorgfältig  bearbeitete  und  auf 
langjährigen  Beobachtungen  beruhende  Statistik  eines  mit  den  Polen 
verwandten  Volksstammes  in  Pommern. 

Auf  dem  Gebiete  der  Staatslehre  wäre  zu  nennen  eine  zwei- 
bändige Studie  über  den  Parlamentarismus  von  Z.  Balkki  (Lem- 
berg 1900),  sowie  die  Schriften  von  A.  Rkmbowhki  (Pisma),  'Warschau 
1901,  die  mehrere  staatswissenschaftliche,  daneben  aber  auch  ad- 
ministrative und  volkswirtschaftliche  Fragen  behandeln,  so  die  Ober- 
kammern und  die  moderne  Aristokratie,  die  politischen  Anschauungen 
in  Polen  im  Jahre  1898,  die  Selbstverwaltung  auf  dem  Lande  im 
Königreich  Polen,  Roman  und  Satire  in  den  Staatswissenschaften, 
endlich  Episoden  aus  der  politischen  und  volkswirtschaftlichen  Literatur 
in  Polen. 

Im  Gebiete  der  Verwaltungslehre  und  des  Verwaltungsrechtes 
ist  zu  verzeichnen:  M.  Allkrhand,  Das  Namensrecht  (Prawo  imion), 
Lemberg  1899,  eine  Studie  aus  dem  Grenzgebiete  de6  österreichischen 
Privat-  und  Verwaltungsrechtes.  B.  Koskowski  stellt  die  Organisation 
der  Landgemeinde  im  Königreich  Polen  (Gmina  wiejska  w  Krolestwie 
Polskiem),  Lemberg  1899,  dar.  S.  Gakuas,  Der  Hausierhandel  und 
der  Staat  (Handel  obnosny  a  panstwo),  Krakau  1900,  ist  eine  ge- 
naue Untersuchung  der  Stellung  des  modernen  Verwaltungsorganismus 
dieser  Frage  gegenüber.  Eine  Schrift  desselben  Verfassers  über  die 
Berufsverbände  als  Subjekte  der  öffentlichen  Verwaltung  (Zwiazki 
zawodowe  jako  podmioty  administracyi  publicznej),  Krakau  1901, 
behandelt  die  stete  Ausbreitung  des  Berufsorganisationsgedankens  in 
der  modernen  Verwaltung.  T.  Bkksikwkz  gibt  eine  sehr  gründliche 
rechtsvergleichende  Untersuchung  der  administrativen  Kontrakte 
(0  kontraktach  administracyjuyeh),  Krakau  1901.  A.  Mooii.nicki 
untersucht  die  alte  Frage  der  Verwaltungsgerichte  (O  sadach  ad- 
ministracyjuyeh), Warschau  1900. 

Die  Finanz  Wissenschaft  repräsentiert  S.  Glamxbki  durch  sein 
gegenwärtig  bereits  in  zweiter  Auflage  erschienenes  Lehrbuch 
(Wyklad  nanki  skarbowej),  Lemberg  1901,  und  seine  Studie  über 
die  Österreichische  Personaleinkommenstener  in  der  Praxis  (Anstryacki 
podatek  osobisto  dochodowy  w  praktyee),  Lemberg  1900. 
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Im  Gebiete  des  Privatrechtes  ist  zuvörderst  zu  nennen  E.  Tills 
Österreichisches  Privatrecht  (Prawo  prywatue  anstryackie),  dessen 
fünfter  Band,  das  Eherecht  behandelnd,  gegenwärtig  erschienen  ist. 
Es  ist  ein  eingehendes  Lehrbuch  mit  grosser  Berücksichtigung  der 
Literatur  und  der  Gerichtspraxis.  \Y.  L.  Jaworski  gibt  einen  Kommentar 
zum  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuche  (Komentarz  do  austr. 
kodeksu  eywiluego),  Krakau  1900;  Fe.  Zoll  jun.  ein  Handbuch 
nach  exegetischer  Methode  (Podrecnik  prawa  prywatngo  austr.). 
Krakau  1899 — 1901.  Fk.  Podlkwski,  Über  Erbschaften  und  Testa- 
mente (0  spadkaeh  i  testauientach),  Warschau  1900,  ist  ein  populäres 
Handbuch  des  im  Königreich  Polen  geltenden  Erbrechtes  des  Code 
Napoleon  mit  Berücksichtigung  des  russischen,  österreichischen  und 
deutschen  Rechtes.  L.  Pininski  untersucht  in  einer  scharfsinnigen 
Studie  den  Begriff  und  die  Grenzen  des  Eigentumsrechtes  nach 
römischem  Recht  (Pojecie  i  granice  prawa  wlasnosci),  Lemberg  1900 
(auch  deutsch,  Wien  1901,  Manz).  Er  erbringt  den  Beweis,  dass 
das  römische  Recht  keineswegs  das  Eigentum  als  eine  grenzenlose  Ge- 
walt über  das  Eigentumsobjekt  auffaeste.  S.  Szachowhki.  Hebräisches 
und  indisches  Erbrecht  (Prawo  spadkowe  Hebrejczykow  i  Indöw), 
Ilmberg  1900,  behandelt  vorwiegend  indisches  Recht  und  lehnt  sich 
da  vielfach  an  Mayrs  „Indisches  Erbrecht"  an.  S.  Rundstein  unter- 
sucht dogmatisch  die  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechtes 
in  Deutschland  (Kodytikacya  prawa  miedzynarodowego  prywatnego 
w  Niemczech),  Warschau  1901.  T.  Dydynski  bespricht  die  Gesetz- 
gebungstätigkeit des  Kaisers  Hadrian  (Cesarz  Hadryan),  Warschau 
1899.  J.  Kucharzewski  stellt  die  Anfänge  des  Eherechtes  (Poczatki 
prawa  malzenskiego)  auf  Grund  der  bisherigen  Untersuchungen  auf 
diesem  Gebiete  dar. 

Im  Gebiete  des  Handelsrechtes  spricht  sich  S.  Gargas,  0  spol- 
kach  z  ograniczona  poreka,  Krakau  1901,  für  die  Einführung  der 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  in  Österreich  aus. 

Die  neuen  österreichischen  Zivilprozessgesetze  riefen  einige 
Gesetzestextausgaben,  ausserdem  einige  theoretische  Werke  hervor. 
Ein  systematisches  Lehrbuch  geben  heraus  Balasits  und  Fieruh 
unter  dem  Titel:  Die  Lehre  von  den  Zivilgerichten  und  der  Zivil- 
prozessordnnng  (Nanka  o  sadach  cywilnych  i  procedura  cywilna), 
Krakau  1898  -1901.  Von  diesem  Lehrbuch  ist  jedoch  bis  jetzt  bloss 
der  erste  Band,  bearbeitet  von  Fierich,  erschienen.    Er  nmfasst  die 
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Einleitung  und  die  Lehre  von  den  Zivilgerichten.  Vollständig  ist 
dagegen  W.  Godlkwskis  Zivilprozessrecht  (Austryackie  prawo  pro- 
cesowe  cywilne),  Lemberg  1900.  Von  demselben  Verfasser  sind 
ferner  zwei  gründliche  Studien  erschienen  (über  die  erste  Audienz 
und  über  das  Verhältnis  der  Exekution  zur  Revision).  Zu  ver- 
zeichnen ist  noch  an  dieser  Stelle  A.  Balasits  Restitutio  in  integrum, 
Lemberg  1900. 

Das  Strafrecht  repräsentiert  bloss  A.  Lisikwicz  mit  einer  ein- 
gehenden Untersuchung  über  die  minderjährigen  Verbrecher  (Maloletni 
przestepcy),  Lemberg  1901. 

Das  alte  polnische  Recht  erfreut  sich  lebhafter  Pflege  in  den 
Abhandlungen  der  Krakauer  Akademie  der  Wissenschaften,  in  der 
historischen  Vierteljahrsschrift  (Kwartalnik  historyczny)  und  in 
den  von  0.  Balzer  herausgegebenen  Studien  zur  Geschichte  des 
polnischen  Rechtes  (Studya  do  historyi  prawa  polskiego).  Zu  ver- 
zeichnen ist  besonders  0.  Balzkk,  Vergleichende  Geschichte  der 
slavischen  Rechte  (Historya  porownawcza  praw  slowanskich),  Lem- 
berg 1900,  wo  der  Verfasser  einen  Überblick  über  die  bisherigen 
Forschungen  auf  diesem  Gebiete  gibt  und  wo  er  das  Postulat  der 
grösseren  Berücksichtigung  der  Vergleichung  des  polnischen  Rechtes 
mit  anderen  slawischen  Rechten  für  die  polnische  Rechtswissen- 
schaft aufstellt.  Fr.  Pikkosinski  bespricht  die  Errungenschaften  des 
polnischen  Adels  im  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  im  XV.  Jahr- 
hundert (Zdbycze  szlachty  polskiej  w  w  XV  w  dziedzinie  prawa 
publicznego),  Krakau  1900.  Er  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  diese 
Errungenschaften  zwar  ziemlich  gross  waren,  dass  sie  jedoch  damals 
noch  nicht  so  weit  gingen,  um  die  Integrität  des  polnischen  Reiches 
zu  gefährden.  Derselbe  Verfasser  untersucht  die  Entstehung  des 
Parlamentarismus  in  der  Studie  über  die  Senatsversammlungen, 
Bezirkstage,  Landtage  und  Landesprivilegien  im  mittelalterlichen 
Polen  (Wiece,  sejmiki  sejmy  i  przywileje  ziemskie  w  Polsce 
wiekow  s'rednich),  Krakau  1900.  S.  Krzyzanowski  schildert  in  einer 
kleinen,  aber  sehr  interessanten  Schrift  den  Parlamentarismus  der 
Krakauer  Bürgerschaft  (0  sejmikowaniu  mieszczanstwa  krakowskiego), 
Krakau  1899.  Ein  junger  Gelehrter,  S.  Kutrzuba,  der  durch  seine 
Forschungen  auf  dein  Gebiete  der  Wirtschaftsgeschichte  Polens 
rühmlichst  bekannt  ist,  stellt  die  Organisation  der  Land-  und  Burg- 
gerichte im  mittelalterlichen  Polen  in  einer  grösseren  Arbeit  unter 
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dem  Titel:  Sady  grodzkie  i  ziemskie  w  wiekacli  srednich,  Krakau 
1901,  dar.  K.  Potkansei  untersucht  die  Frage  der  Restitution 
(Sprawa  restytucyi),  Krakau  1900,  di  die  sg.  restitutio  hereditatnni, 
eine  Institution  des  alten  polnischen  Rechtes,  in  der  es  sich  um  die 
Rückstellung  widerrechtlich  erworbener  Güter  handelte. 

Im  Gebiete  der  periodischen  Literatur  sind  zwei  Neuerungen 
zu  verzeichnen:  Seit  dem  Jahre  1900  wird  in  Krakau  von  der  dortigen 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  eine  vierteljährliche 
„Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre-  (Czaso- 
pisnio  prawnicze  i  ekononiiczne)  herausgegeben.  In  "Warschau  er- 
scheint seit  1901  ebenfalls  vierteljährlich  rKkonomista". 
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Referent:  H.  Mangels,  kaiserlich  deutscher  Konsul  (Assnncionj. 

1898-1901. 

In  den  Jahren  18**8  bis  1901  sind  folgende  Gesetze  von  mehr 
allgemeinem  Interesse  erschienen: 

1898. 

1.  Gesetz  vom  22.  August  1898,  betreffend  die  Organisation 
und  militärische  Ausbildung  der  Nationalgarde.  Einteilung  in  Aktive 
und  Reserve.  Der  ersteren  gehören  alle  ledigen  Männer  vom  18. 
bis  zum  35.  Jahre  an,  die  nicht  in  der  Linie  gedient  haben,  der 
Reserve  alle  verheirateten  Bürger  vom  18.  bis  zum  45.  Jahre  und 
alle  ledigen  vom  86.  bis  zum  45.  Jahre.  Das  Recht  der  Er- 
nennung von  Offizieren  bis  zum  Oberst  hat  der  Präsident  der  Re- 
publik. Staatsbeamte,  Lehrer,  Eisenbahnbeamte,  Ärzte  und  Priester 
sind  vom  Dienste  befreit,  ebenso  der  einzige  Sohn  einer  Witwe  oder 
derjenige  Sohn,  der  ihren  Unterhalt  oder  den  eines  mindestens  70jährigen 
Vaters  bestreitet. 

2.  Gesetz  vom  12.  September  1898,  betreffend  Schenkung  von 
10  [Jleguas  Land  am  Parana  an  Rkvkrchon  <&  Clohs  zur  Anlage 
einer  Kolonie.  Diese  ist  von  der  Grundsteuer  für  15  Jahre  befreit, 
Die  für  die  Kolonisten  bestimmten  Maschinen,  Möbel,  Ackergeräte 
und  Sämereien,  sowie  Lebensmittel  für  ein  Jahr  sind  zollfrei.  Für 
je  30  Familien,  die  in  zwei  Jahren  wenigstens  den  4.  Teil  des  ihnen 
zugewiesenen  Landes  in  Knltnr  genommen  haben,  wird  die  Regierung 
den  Unternehmen!  die  Titel  über  eine  legua  Land  ausfertigen. 

3.  Gesetz  vom  4.  Oktober  1898,  betreffend  Einführung  der 
Verzollung  der  Erzeugnisse  Matto  Grossos  bis  zum  Abschlüsse  eines 
nenen  Handelsvertrags  behufs  freien  Austausches  der  Erzeugnisse 
von  Matto  Grosso  und  Paraguay  (der  frühere  Vertrag  ist  von  Paraguay 
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gekündigt  worden),  eines  Durchfuhrzolles  auf  brasilische  Yerba  und 
Einfuhrzolles  auf  fremdes  Rindvieh. 

4.  Gesetz  vom  15.  Oktober  1898.  betreffend  Einführung  einer 
Gerichtsordnung  (Ley  organica  de  los  Tribunale*»). 

5.  Gesetz,  betreffend  die  Bestätigung  Ackvals  zum  Präsidenten 
der  Republik. 

6.  Gesetz  vom  19.  Oktober  1898,  betreffend  die  Errichtung 
von  drei  Tabakrevisionsämtern  in  Asuncion,  Villa  del  Pilar  und 
Encarnacion.  Zweck:  Kontrolle  der  gleichniässigen  Klassifikation 
und  guten  Verpackung  des  auszuführenden  Tabaks. 

7.  Dekret  vom  3.  November  1898,  betreffend  Erhöhung  des 
Wertsatzes  für  die  Verzollung  von  Bier  in  Flaschen,  Maschinen-  und 
Rizinusöl  zum  Schutze  der  einheimischen  Industrie. 

8.  Gesetz  vom  8.  November  1898,  betreffend  Gewerbesteuer 
der  fremden  Handlungsreisenden  (vergl.  Handels- Archiv,  Dezember 
1900,  S.  108). 

9.  Gesetz  vom  16.  November  1898,  betreffend  Abänderung 
des  Gesetzes  über  die  Grundsteuer  vom  12.  Oktober  1896. 

10.  Gesetz  vom  19.  November  1898,  betreffend  Veröffentlichung 
der  geschichtlichen  Manuskripte  und  Drucksachen  des  Archivs  in 
einer  14tägigen  Zeitschrift. 

11.  Gesetz  vom  2.  Dezember  1898,  betreffend  Einführung  der 
obligatorischen  bürgerlichen  Eheschliessung,  welches  Gesetz  am  1.  No- 
vember 1899  in  Kraft  getreten  ist. 

1899. 

1.  Gesetz  vom  15.  Juni  1899,  betreffend  die  Einsetzung  einer 
„Schuldentilgungskommission"  für  die  innere  und  äussere  (englische! 
Schuld. 

2.  Gesetz  vom  15.  Juni  1899,  das  die  Regierung  ermächtigt. 
Nickelmünzen  von  5,  10  und  20  Ctvs.  für  den  Gesamtbetrag  von 
200000  //  prägen  zu  lassen.  Die  Münzen  sollen  75°/0  Kupfer  und 
25%,  Nickel  enthalten. 

Gesetz  des  metrisch-dezimalen  Systems,  dessen  Anwendung 
vom  1.  Januar  1901  an  obligatorisch  ist, 

4.  Gesetz  vom  15.  Juli  1899.  betreffend  Annahme  des  zwischen 
Paraguay  und  Deutschland  getroffenen  Abkommens  über  den  Ver- 
kehr von  Postpaketen  ohne  Wertangabe. 
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5.  Dekret  vom  18.  Jnli  1899,  betreffend  Erhöhung  des  Portos 
für  Postsendungen.  Die  Gegenwerte  von  25,  10  und  5  Centimes 
werden  auf  20,  8  und  4  Centavos  festgesetzt. 

6.  Gesetz  vom  IG.  August  1899,  betreffend  Einsetzung  eines 
r Nationalen  Gesundheitsrates"  an  Stelle  des  früheren  Medizinalrates, 
dem  das  Sanitätswesen  zu  Wasser  und  zu  Lande  untersteht  und  der 
die  höchste  Behörde  für  öffentliche  Hygiene  ist. 

7.  Gesetz  vom  18.  September  1899,  betreffend  Einrichtung 
von  Standesamtern  in  allen  Departements  des  Landes  mit  einem 
Zentral-Standesamt  in  Asuncion.  dem  die  Leitung  und  Aufsicht  über 
die  übrigen  übertragen  wird.  Ausserhalb  der  Hauptstadt  werden  die 
Friedensrichter  mit  standesamtlichen  Befugnissen  versehen. 

8.  Gesetz  vom  21.  September  1899,  betreffend  Einfuhr-  und 
Ausfuhrzölle  (vergl.  Deutsches  Handelsarchiv,  Februar  1900,  S.  113). 
Der  Einfuhrzoll  auf  Schlachtochsen  (Art.  3,  Abs.  1)  ist  durch  Gesetz 
vom  5.  Juli  1900  aufgehoben. 

9.  Gesetz  vom  24.  September  1899,  betreffend  Einführung 
einer  inneren  Verbranchsabgabe  (irapuesto  intemo)  vom  1.  Januar  1900 
an  auf  Verbrauchsgegenstände  ausländischer  Herkunft  und  solche 
inländischer  Fabrikation  (vergl.  Deutsches  Handelsarchiv,  Aprilheft 
1900,  S.  236). 

10.  Gesetz  vom  18.  November  1899,  ermächtigt  die  Regierung, 
die  Papiergeldemission  bis  auf  15000000  pesos  fuertes  zu  erhöhen 
und  die  hierzu  fehlenden  5000000  //  für  die  von  diesem  Gesetz 
vorgesehenen  Zwecke  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  zu  verwenden. 

1000. 

1.  Gesetz  vom  11.  Februar  1900  über  die  Ausübung  der 
Heilkunde,  Geburtshilfe,  Tierarzneikunde  und  zahnärztlichen  Praxis, 
welches  u.  a.  bestimmt,  dass  nur  solche  Personen  einen  beliebigen 
Zweig  der  Heilkunde  ausüben  dürfen,  die  ein  von  der  nationalen 
Universität  ausgefertigtes  oder  bestätigtes  (ausländisches)  Diplom 
besitzen. 

2.  Dekret  vom  25.  März  1900,  betreffend  Einrichtung  einer 
Militär-Strafkolonie  in  Puerto  Max  am  oberen  Paraguay. 

3.  Dekret  vom  7.  April  1900,  betreffend  Anerkennung  des 
Beitritts  Frankreichs  zu  den  Bestimmungen  des  auf  dem  inter- 
nationalen Kongress  in  Montevideo  abgeschlossenen  Vertrages  über 
das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst. 
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4.  Gesetz  vom  10.  April  1900,  betreffend  die  Aufhebung  des 
Verkaufs  von  Staatsländereien,  nebst  Bestimmungen  über  die  Ver- 
pachtung derselben  und  Einführung  einer  Abgabe  auf  Bäume  und 
Palmen,  die  auf  Staatsland  gefällt  werden. 

5.  Gesetz  vom  16.  Mai  1900,  betreffend  die  Einrichtung  von 
Zollämtern  für  den  Einfuhrhandel  in  Villa  de  San  Pedro,  Villa  del 
Rosarie,  Villeta  und  Paso  de  la  Patria. 

6.  Dekret  vom  HJ.  Mai  1900,  betreffend  Anerkennung  des 
Beitritts  Italiens  zu  den  Bestimmungen  des  auf  dem  internationalen 
Kongress  in  Montevideo  abgeschlossenen  Vertrages  über  das  Urheber- 
recht an  Werken  der  Literatur  und  Kunst. 

7.  Gesetz  vom  5.  September  1900,  betreffend  die  Gewährung 
verschiedener  Vergünstigungen  an  Exportschlächtereien  (saladeros). 

1901. 

1.  Dekret  vom  8.  April  1901,  betreffend  Genehmigung  des 
zwischen  dem  nationalen  Gesundheitsrat  und  den  gleichen  Behörden 
in  Argentinien  und  Uruguay  getroffenen  sanitären  Abkommens, 
welches  die  bei  dem  Auftreten  von  Epidemien  in  einem  dieser  drei 
Länder  zu  ergreifenden  Abwehr-  und  Schutzmassregeln  festlegt. 

2.  Gesetz  vom  5.  August  1901,  betreffend  den  Bau  einer 
Telegraphenlinie  von  Concepcion  nach  Bahia  Negra  (alto  Paraguay). 

3.  Gesetz  vom  31.  Dezember  1901,  betreffend  Annahme  des 
zwischen  den  Regierungen  von  Paraguay  und  Argentinien  am 
(5.  November  1899  abgeschlossenen  allgemeinen  Schiedsgerichts- 
vertrages. 

4.  Dekret  vom  28.  Dezember  1901  (verkündigt  am  31.  De- 
zember 1901),  betreffend  Annahme  des  Znsatzprotokolls  zu  dem  obigen 
Schiedsgerichtsvertrage. 
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L  Zivilrecht  1899—1902. 

« 

a)  Gesetzgebung. 

Referent:  Dr.  Alfons  Worms,  Rechtsanwalt,  Moskau. 

Folgende  Zeilen  sollen  nur  einen  fluchtigen  Überblick  geben 
über  die  russische  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Privat-  und 
Handelsrechts,  sowie  des  Zivilprozesses  im  Laufe  der  Jahre  1899—1902. 
Rei  der  Mannigfaltigkeit  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den 
verschiedenen  Teilen  des  weiten  Reiches  und  der  Unvollkommenheit 
der  Zivilgesetzgebung  ist  die  Zahl  der  einschlägigen  Neuerungen 
eine  grosse;  ich  muss  mich  daher  mit  einer  kurzen  Übersicht  be- 
gnügen und  kann  nur  einigen  wenigen,  für  Westeuropa  besonders 
interessanten  Gesetzen  grössere  Aufmerksamkeit  schenken. 

I.  Privatrecht. 

Vor  allem  muss  ich  das  eigentümlichste,  reichste  und  gerade 
in  diesen  Jahren  eifrig  gepflegte  Rechtsgebiet  ausscheiden  —  ich 
meine  die  Neuordnung  des  Landbesitzes  in  den  östlichen  und  süd- 
lichen Teilen  des  Reiches.  Und  zwar  aus  zwei  Gründen:  erstens, 
weil  diese  Neuordnung,  wenn  sie  auch  privatrechtliche  Verhältnisse 
schaftt,  durchweg  von  öft'entlich-rechtlichen,  auf  zweckmässige  Ver- 
wertung des  Landes  gerichteten  Gesichtspunkten  bestimmt  wird  und 
nicht  ohne  die  dem  Westeuropäer  fremde  und  schwer  verständliche 
administrative  Tätigkeit  der  Landaufteilung  (assignatio)  und 
Grenzregulierung  klarzulegen  ist.  Zweitens,  weil  man  zur  Erläuterung 
desselben  vielfach  auf  mohammedanisches  Recht  (nicht  nur  die 
Schariat,  sondern  auch  die  Adate)  und  das  Gewohnheitsrecht  der 
Eingeborenen  Sibiriens  eingehen  müsste.1)   Doch  soll  hier,  wenigstens 

l)  Das  würde  recht  langatmige  Erläuterungen  voraussetzen. 
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in  aller  Kürze,  auf  die  grosse  Bedeutung  der  letzten  Reformen  auf 
diesem  Gebiete  hingewiesen  werden. 

In  Transkaukasien  war  bis  1900  die  Lage  der  auf  Staatsland 
angesiedelten  Bauern  nicht  gesetzlich  geregelt  und  ihr  Landbesitz 
ein  nach  manchen  Seiten  precaristischer.  Laut  Gesetz  vom  1.  Mai 
1900  (No.  1157)1)  wird  einer  jeden  Bauerngemeinde,  nach  Feststellung 
der  Grenzen  des  tatsächlich  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Landes, 
dieses  Land  ohne  Reduktion,  aber  nur  als  Zinsgut  zugeteilt.  Sie 
können  über  das  Land  verfügen,  soweit  die  Zinsberechnungen  des 
Staates  (der  Eigentümer  bleibt)  nicht  darunter  leiden.  Den  auf 
l'rivatland  in  Transkaukasien  ansässigen  Bauern,  welche  noch  zu- 
meist Erbzinsleute  sind,  die  auch  in  einer  gewissen  persönlichen  Ab- 
hänpigkeit  vom  Gutsbesitzer  stehen  (laut  sogen.  Chlsänrecht  i.  ist 
der  Ankauf  ihrer  Landparzellen  erleichtert  durch  Gesetz  vom  5.  Juni 
19C0  (No.  1853),  wobei  auch  einige  Bestimmungen  des  Gewohnheits- 
rechtes zu  Gunsten  der  Bauern  abgeändert  sind. 

Infolge  der  schnell  sich  entwickelnden  Kultur  der  Baumwolle 
und  anderer  Nutzpflanzen  in  Mittelasien  und  der  Wiederaufnahme 
der  Bewässerungsarbeiten  erforderte  auch  der  Landbesitz  in  Tur- 
kestan  eine  Neuregelung,  welche  durch  Gesetz  vom  10.  Juni  1900 
(No.  1660)  gegeben  worden  ist.  Hierbei  ist  das  örtliche  Gewohnheits- 
recht zugrunde  gelegt,  soweit  es  sich  um  Land  handelt,  das  den 
Eingeborenen  gehört.  Das  Land  aber,  welches  zugezogene  Kolonisten 
erwerben,  scheidet  ans  und  untersteht  im  allgemeinen  dem  Reichs- 
recht (in  bezug  auf  Erwerb,  Weiterveränsserung  etc.).  Jedoch  erwirbt 
der  Kolonist  nicht  besseres  Recht-)  am  Grundstücke,  als  es  der  Ein- 
geborene gehabt,  der  es  veräussert.  Mithin  behalten  die  Grundstücke 
gewisseruiassen  ihre  „Nationalität"  bei. 

Von  noch  grösserer  Bedeutung  ist  jedoch  die  in  den  letzten 
Jahren  durchgeführte  Reform  des  Landbesitzes  in  Sibirien.  Seit 
dem  Bau  der  transsibirischen  Bahn  hat  dort  eine  rapide  Eut- 
Aviekelung  der  ökonomischen  Verhältnisse  stattgefunden,  die  genauere 
Bestimmungen  über  das  Recht  am  Boden  notwendig  machte,  vor 

')  Ich  zitiere  die  Nummer  des  Gesetzes  in  der  Gesetzessammlung 
eines  jeden  Jahres. 

Nach  Nartisch- turkmenischem  Gewohnheitsrecht  werden  1.  be- 
wässerte* Land,  2.  unbewüssertes  fruchtbares  und  3.  unfruchtbares  Land 
verschieden  behandelt. 
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allem  infolge  des  ungeheueren  Zudranges  von  Kolonisten  aus  dem 
europäischen  Kussland.  Bis  zu  den  50er  Jahren  des  XIX.  Jahr- 
hunderts war  die  Landnutzung  nur  durch  unsicheres  und  sehr  ver- 
schiedenartiges Gewohnheitsrecht  geregelt.  Doch  erkannten  die  Ein- 
geborenen zweifellos  ein  Eigentumsrecht  am  Lande  an  und  hatten  es 
sich  auf  bestimmte  von  ihnen  besetzte  Territorien  durch  Urkunden,  die 
sie  von  der  Regierung  erbaten,  zu  sichern  gesucht.  Aber  es  gab  noch 
so  viel  freies  Land,  dass  es  praktisch  fast  nie  zu  Auseinandersetzungen 
kam;  ein  jeder  weidete  seine  Herden  und  pflügte,  wo  es  ihm  gut 
dünkte.  Seit  der  sogen.  X  Revision  (Zahlung  der  kopfsteuerpflichtigen 
Bevölkerung)  begann  die  Regierung  den  Landbesitz  der  Kolonisten 
aus  fiskalischen  Rücksichten  zu  kontrollieren,  aber  nur  in  grossen 
Zügen,  indem  gewöhnlich  der  Besitz  einer  ganzen  Wolost,  einer 
Gemeinde  von  4  — 15  Tausend  Seelen,  en  bloc  festgestellt  wurde. 
Erst  1896  (Gesetz  vom  23.  Mai  189(5)  wurden  die  Prinzipien  auf- 
gestellt, nach  denen  die  Neuordnung  des  sibirischen  Landbesitzes 
stattfinden  sollte.  Zum  Verständnis  derselben  sei  vorausgeschickt, 
dass  alles  Land  in  Sibirien  Millionen  Quadratkilometer,  davon 

ca.  8  Millionen  anbaufähiges),  mit  geringen  Ausnahmen  (siehe  unten), 
gewissermassen  solum  provinciale,  Staatseigentum  ist.  So  soll  es  auch 
fernerhin  bleiben.  Den  Ansiedlern  wird  das  Land  zugeteilt1)  im  Ver- 
hältnis von  15  Dessjatinen  (=  16,4  ha)  pro  Kopf  der  männlichen  Be- 
völkerungeiner jeden  Gemeinde.  Besitzen  die  Ansiedler  faktisch  weniger, 
so  wird  ihnen,  soweit  in  der  Nähe  freies  Land  liegt,  ein  entsprechendes 
Grundstück  zugeschlagen.  Besitzen  sie  aber  mehr,  und  dies  ist  die 
Regel,  so  müssen  sie  so  lange  neu  zuziehende  Kolonisten  aufnehmen, 
bis  die  sogen.  ..Proportion"  von  15  Dessjatinen  erreicht  ist.  Alles 
übrige  Land  wird  systematisch  an  Kolonisten  neu  assigniert.  Das 
Land  kommt  in  Gemeindebesitz,  bleibt  aber  im  Staatseigentum,  und 
für  die  Benutzung  des  Landes  wird  ein  fester  Zins  entrichtet.  Im 
übrigen  ist  die  Verfügungsmacht  der  Gemeinden  als  Besitzer  eine 
weitgehende,  so  dass  die  geltenden  Beschränkungen  derselben  in  Sibirien 
noch  nicht  als  Fessel  empfunden  werden.  Diese  Grundsätze  wurden 
zunächst  in  Westsibirien  augewandt,  wo  die  Eingeborenen  von  den 
russischen  Kolonisten  fast  völlig  verdrängt  sind.  1899  wurden  sie 
weiter  ausgedehnt  auf  das  Gebiet  des  Altai  (welches  als  Privatgut 

')  Und  zwar  in  natura,  unter  Ziehuni;  und  Markierung  der  Grenzen 
und  Ausfertigung  entsprechender  Dokumente. 
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des"  Kaisers  angesehen  wird),  1900—1902  auf  Mittel-  und  Ostsibirien 
(Transbaikalien),  endlich  auf  das  Amurgebiet  (mit  erheblichen  Ab- 
iinderungen: es  ist  z.  B.  dem  Generalgouverneur  des  Gebietes  anheim- 
gestellt, an  den  Orten,  wo  er  Ansiedelung  russischer  Kolonisten  für 
wünschenswert  erachtet,  die  Eingeborenen  zu  expropriieren  und  ihnen 
in  einer  anderen  Gegend  entsprechende  Grundstücke  anzuweisen).  — 
Je  weiter  man  nach  Osten  mit  der  Regulierung  des  Landbesitzes 
fortschritt,  wo  die  Eingeborenen  noch  zahlreich  sind,  desto  schwieriger 
wurde  es,  die  Regulierung  durchzuführen.  Die  Eingeborenen  haben 
mehr  Land  in  ihrem  Besitz  als  die  r Proportion"  ergibt,  brauchen  aber 
auch  mehr,  da  sie  vielfach  noch  Nomaden  sind.  Es  ist  schwer  für 
sie,  plötzlich  auf  eine  andere  Kulturstufe  überzuspringen.  Sie  werden 
nunmehr  wohl  noch  rascher  ihrem  Untergange  entgegengehen,  als 
es  bisher  geschah,  da  sie  trotz  des  bisherigen  Überflusses  an  Land 
äusserst  arm  sind.  Überdies  haben  die  neuen  Massregeln  unter  ihnen 
die  grö8ste  Bestürzung  hervorgerufen,  weil  sie,  wie  schon  erwähnt, 
nicht  ohne  Grund  die  jetzt  von  ihrem  Besitz  „abgeschnittenen-  Terri- 
torien als  ihr  Eigentum  ansahen.1) 

Während  die  angeführten  Massregeln  sich  nur  auf  die  bäuer- 
liche Bevölkerung  beziehen,  denn  in  Sibirien  gab  es  bisher  so  gut 
wie  keine  „Gutsbesitzer"  (im  Privateigentume  stehen  fast  nur 
städtische  Grundstücke,  einige  Fabriken,  Bergwerke  und  Goldfelder), 
hat  die  Regierung  es  versucht,  mittels  Gesetzes  vom  8.  Juni  1901 
(No.  1408)  daselbst  einen  neuen  Typus  von  Landbesitz  einzuführen, 
den  man  füglich  „adelige  Rentengttter"  nennen  könnte.  Diese  Güter 
sollen  nur  an  Adelige  assigniert  werden  und  stellen  eine  gebundene 
Form  von  Grundeigentun  dar.  Das  Gesetz  verdient  aber,  trotz  der 
originellen  Konstruktion  des  Instituts,  keine  besondere  Beachtung,  da 
es  praktisch  von  geringer  Bedeutung  bleiben  wird.  In  Sibirien  fehlen 
die  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  für  den  Grossgrundbesitz. 

Ich  übergehe  ferner  mehrere  Gesetze,  durch  welche  der  Land- 
besitz der  früher  den  Bergwerken  und  Fabriken  auf  dem  Ural 
zugeschriebenen  Bauern  geregelt  ist,  und  das  für  den  Osten  des 
europäischen  Russland  sehr  wichtige  Gesetz  über  Vermessung  und 

')  Siehe  genaueres  namentlich  über  die  Rechte  am  Lande  der  Ein- 
geborenen im  Altai:  „Pravo"  l4.J02.  S.  1715  ff.  Hier  hatten  sie  grossenteils 
seinerzeit  Urkunden  erhalten,  in  welchen  ihre  Rechte  am  Lande  aner- 
kannt waren. 
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Regulierung  des  Landbesitzes  der  Baschkiren  in  den  Gouvernements 
Orenbnrg,  Ufa  und  Samara.  Ihr  Land,  das  Eigentum  des  sogen. 
Baschkirenheeres  war,  ist  zum  Teil  expropriiert  zugunsten  von  Kolo- 
nisten aus  Innerrussland  (Gesetze  1900  Xo.  915  und  1508). 

Von  den  vielen  übrigen  Agrargesetzen  soll  nur  noch  eins  er- 
wähnt werden,  weil  dasselbe  ungemein  charakteristisch  ist  für  die 
Unbestimmtheit  und  Unsicherheit  des  bäuerlichen  Landbesitzes  sogar 
im  europäischen  Rnssland,  wo  die  Bauern  als  Eigentümer  ihres  Landes 
angesehen  werden.  Es  handelt  sich  um  den  Landbesitz  im  Gouvernement 
Charkow,  einem  der  Schauplätze  der  letzten  Banernunrnhen.  Als  im 
XVII.  Jahrhundert  die  Kosaken  unter  Boodan  Cumelnitzki  sich 
Kussland  unterwarfen,  wurden  ihnen  ihre  „altherkömmlichen"  Rechte 
und  Privilegien  gewährleistet  und  verbrieft,  darunter  auch,  nach 
ihrer  Auffassung,  das  Eigentum  am  Grund  und  Boden,  den  die 
einzelnen  -Regimenter"1)  einnahmen.  Im  Laufe  des  XIX.  Jahr- 
hunderts jedoch  wurde  das  Land,  welches  die  früheren  Kosaken, 
soweit  sie  jetzt  Bauern  geworden  —  sog.  „Starosaimotschniki"  — , 
besasscn,  für  Staatsland  erklärt,  das  nnr  zu  Zins  ausgegeben  sei. 
Eine  Verjährung  des  bäuerlichen  Zinses  ist  nach  russischem  Rechte 
ausgeschlossen,  und  so  wurde  er  auch  viele  Jahre  erhoben.  Doch 
in  den  siebziger  Jahren,  nachdem  es  einzelnen  Gemeinden  gelungen 
war,  ihre  alten  Urkunden  wiederzufinden,  strengten  einige  von  ihnen 
Prozesse  gegen  den  Fiskus  an  auf  Rückzahlung  des  erhobenen  Zinses; 
das  Land  selbst  war  unterdessen  bei  der  Agrarreform  der  60er  Jahre 
den  Bauern  zu  Eigentum  assigniert  worden.  In  allen  Instanzen 
wurden  die  von  den  Bauern  vorgestellten  Urkunden  für  einen 
genügenden  Beweis  des  althergebrachten  Eigentums  am  Lande  er- 
klärt und  die  Entscheidungen  fielen  zu  Ungunsten  des  Fiskus  aus. 
Es  handelte  sich  aber  um  den  Zins  von  hnnderttausenden  von  Hektaren, 
und  weitere  Prozesse  drohten  dem  Fiskus  mit  grossem  Schaden. 
Daher  wurden  alle  noch  nicht  rechtskräftig  entschiedenen  Prozesse 
über  das  Eigentumsrecht  der  „starosaimotschniki"  durch  Spezial- 
gesetz vom  25.  September  188:3  eingestellt  „bis  auf  genauere  Fest- 
stellung der  Rechter  an  jenen  Ländern.  Diese  Feststellung  ist  nun- 
mehr durch  Gesetz  vom  17.  Mai  1899  erfolgt  und  zwar  in  dem  Sinne, 
dass  die  den  Kosaken  seinerzeit  ausgestellten  Urkunden  nahezu  in 


')  Unterabteilungen  des  Kosakenbeeres  und  Staates. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Hd.  81 
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allen  Fällen  für  nicht  genügend  erklärt  worden  sind,  um  Privat- 
eigentum am  Lande  zu  begründen.  Zugleich  wurde  die  Wieder- 
aufnahme der  Prozesse  gestattet.  Seitdem  fielen  die  Entscheidungen 
zugunsten  des  Fiskus  ans;  daher  werden  jetzt  die  meisten  Klagen  der 
Bauern  als  hoffnungslos  zurückgezogen.  Die  Urteile  gegen  den  Fiskus, 
die  bis  1883  Kechtskraft  erhalten  hatten,  sind  aber  durch  das  neue 
Gesetz  nicht  umgestossen  worden. 

Neben  dieser  bunten  Menge  von  Massregeln  zur  Regulierung 
des  Landbesitzes  der  Bauern  verschiedener  Kategorien  sind  in  der 
uns  interessierenden  Periode  eine  Reihe  von  Gesetzen  ergangen, 
die  einige  Fragen  des  Sachenrechts  an  unbeweglichem  Gute  znm 
Teil  ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  des  Besitzers  neu  regeln.  Die 
Frage,  in  wessen  Eigentum  der  Boden  stehe,  den  die  öffentlichen 
Wege  einnehmen,  wurde  zu  Gunsten  der  Anlieger  entschieden  (1899 
No.  1616)  u.  a.  m.  Von  besonders  grosser  Bedeutung  kann  aber 
das  Gesetz  vom  20.  Mai  1902  (No.  693)  werden,  durch  welches  das 
schon  seit  langem  auf  der  Tagesordnung  stehende  Problem  der 
Bewässerungs-  und  Entwässerungsanlagen  wesentlich  gefordert  wird. 
Erstere  namentlich  sind  für  manche  Gegenden  des  südlichen  Russland 
eine  Lebensfrage.  Nunmehr  wird,  wenn  derartige  Anlagen  von  einer 
besonders  dazu  eingesetzten  Kommission  aus  Sachverständigen  und 
Vertretern  der  Verwaltung  und  des  Grundbesitzes  für  zweckmässig  und 
den  Interessen  der  Wirtschaft  förderlich  erklärt  werden,  eine  Art 
Expropriation  fremden  Bodens  zu  Gunsten  dessen  zugelassen,  der 
eine  solche  Anlage  errichtet.  Er  kann  unter  möglichster  Schonung 
der  Interessen  seiner  Nachbarn  (in  weitem  Sinne)  Gräben  und  dergl. 
auf  ihrem  Lande  ziehen,  bauliche  Anlagen  daselbst  aufführen  etc., 
so  weit  solches  zur  Bewässerung  oder  Entwässerung  seines  Grund- 
stückes notwendig  ist.  Für  die  Benutzung  des  fremden  Landes  ent- 
richtet der  Berechtigte  eine  Geldrente,  deren  Hohe  von  der  Kommission 
festgesetzt  wird  und  die  so  lange  zu  zahlen  ist,  als  die  Anlagen 
fortbestellen  (also  ähnlich  wie  beim  Überbau  nach  deutschem  B.  G.-B.). 
Ausserdem  mnss  aller  sonstige  Schaden  ersetzt  werden.  Mit  Aus- 
nahme der  zwangsweisen  Bestellung  dieses  Baurechtes  sind  die  Be- 
ziehungen der  Parteien  im  übrigen  nach  Analogie  der  Beziehungen 
zwischen  den  Parteien  bei  einer  servitusaqnaeductus  geregelt.  Gleichfalls 
um  landwirtschaftliche  Meliorationen  zu  fördern,  führt  das  Gesetz 
1900  Xo.  1634  das  bisher  dem  russischen  Rechte  fremde  Institut  der 
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Meliorationshypothek  ein.  Als  eine  weitere  Massregel  zum  Schutze 
und  zur  Stärkung  des  adeligen  Grundbesitzes  führt  endlich  das 
Oesetz  1899  No.  974  eine  neue  Art  von  Fideikommiss  ein  unter  der 
Bezeichnung  „Interimsfideikomraiss".  Diese  Form  soll  namentlich 
dem  kleinen  Adel1)  zugute  kommen,  da  fUr  ihn  die  bisherige  Form 
des  Instituts  schwer  zugänglich  war  infolge  der  hohen  Anforderungen 
an  Grösse,  Schuldenfreiheit  etc.  Die  Eigentümlichkeit  der  neuen  Form 
besteht  daher  hauptsächlich  in  bedeutenden  Erleichterungen  der  Er- 
richtung eines  solchen  Fideikommisses.  Sein  Minimal  wert  ist 
geringer:  das  Gut  kann  in  der  Adelsagrarbank  versetzt  sein. 
Die  ErrichtungBform  ist  nicht  ein  rescriptum  principis,  wie  bei  den 
ewigen  Fideikommissen,  sondern  notarielle  Urkunde  auf  Grund  von 
Dispositionen  des  Eigentümers,  insbesondere  eines  Testamentes.  Die 
Aufhebung  eines  solchen  Fideikommisses  kann,  nachdem  es  zweimal 
vererbt  ist,  unter  gewissen  Voraussetzungen,  von  dem  Eigentümer 
ohne  Zuziehung  der  Anwärter  durch  öffentliches  Testament  erfolgen. 
Im  allgemeinen  stimmen  die  sonstigen  Regeln,  insbesondere  die 
Privilegien  des  Fideikommissgutes  (als  Exekutionsobjekt  etc.),  mit 
den  üblichen  überein. 

Neben  einer  so  reichhaltigen  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
Sachenrechts  nimmt  die  Gesetzgebung  auf  den  anderen  Gebieten  des 
Privatrechts  einen  bescheideneren  Platz  ein,  was  ja  bei  der  über- 
wiegenden Bedeutung  des  Landbesitzes  in  Russland  erklärlich  ist 
Doch  sind  in  den  uns  interessierenden  4  Jahren  auch  sonst  eine  sehr 
.grosse  Zahl  von  privatrechtlichen  Gesetzen  erlassen,  die  wir  zum 
Teil  nur  kurz  erwähnen  können.  Ganz  besonders  zahlreich  sind  die 
Normen  (nur  zum  Teil  privatrechtlichen  Inhalts),  welche  die  Be- 
dingungen und  Modalitäten  bestimmen,  unter  welchen  Fabrik- 
arbeiter den  Dienstvertrag  schliessen:  die  Form  des  Vertrages  — 
es  sind  besondere  Arbeitsbücher  vorgeschrieben  — ,  die  Auflösung 
desselben  etc.  Vornehmlich  zum  Erbrecht,  zum  Teil  auch  zum 
Prozess  bringt  Novellen  das  Gesetz  vom  30.  Januar  1901  (No.  710): 
„Über  die  Regulierung  der  Erbschaften,  welche  von  Militärchargen 
hinterlassen  werden",  das  eine  Reihe  von  Funktionen,  die  sonst  dem 
Gerichte  zustehen,  dem  Regimentskommandeur  oder  dem  Kapitän  des 
betreffenden  Kriegsschiffes  auferlegt,  unter  denen  der  Verstorbene 
zuletzt  diente. 

')  Alle  Fideikouimisse  in  Russin nd  sind  adeli*r. 

81* 
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Theoretisch  interessanter  und  von  grösserer  Tragweite  ist  das 
neue  „Gesetz  betreffend  die  Verbesserung  der  Lage  der  unehelichen 
Kinder"  vom  3./ 16.  Juni  1902.  Dasselbe  ist  abgefasst  in  der  Form 
eines  Amendements  zum  bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Svod  B.  X,  T.  1) 
nebst  entsprechenden  Veränderungen  einiger  Paragraphen  in  anderen 
Teilen  des  Svod.    Dementsprechend  wird  es  auch  zitiert. 

Die  Bedeutung  dieses  Gesetzes  ist  von  der  nissischen  und  auch 
der  ausländischen  Presse  überschätzt  worden.  Man  liest  z.  B.  die 
Behauptung,  dass  nunmehr  nach  russischem  Rechte  die  unehelichen 
Kinder  den  ehelichen  gleichgestellt  seien,  und  dergl.  mehr.  Der 
Eindruck,  den  das  neue  Gesetz  gemacht,  erklärt  sich  dadurch,  dass  es 
die  Lage  der  unehelichen  Kinder  allerdings  ganz  bedeutend  verbessert 
gegenüber  dem  früheren  Zustande  ihrer  fast  völligen  Rechtlosigkeit. 
Die  Geschichte  der  russischen  Gesetzgebung  in  dieser  Materie  ist 
typisch.  Sowohl  das  byzantinische  griechisch-katholische  Kirchen- 
recht, welches  die  Stellung  der  unehelichen  Kindel  im  Moskowischen 
Russland  regelte,1)  wie  auch  das  Gewohnheitsrecht  der  I^andbe- 
völkerung,  waren  bestrebt,  den  unehelichen  Kindern  eine  möglichst 
günstige  Stellung  zu  gewähren,  soweit  dies  ohne  Preisgabe  des 
Prinzips  einer  kirchlich  geweihten  Khe  möglich  ist.  Das  kanonische 
Recht  entsprach  den  Grundsätzen  des  spätrömischen  Rechts4)  und 
ging  sogar,  wie  es  scheint,  in  Russland  zugunsten  der  Kinder  darüber 
hinaus.8)  Nach  Gewohnheitsrecht,  welches  vom  obersten  Gerichts- 
hof anerkannt  ist  (Entsch.  des  2.  Dep.  des  Senats  vom  11.  Juli  1885. 
No.  2908),  sind  die  unehelichen  Kinder  einer  Bäuerin  vollberechtigte 
Gemeindegenossen,  insbesondere  haben  sie  gleichen  Anteil  am  Ge- 
meindelande. Aber  schon  im  Gesetzbuche  von  1649  setzt  eine  den 
unehelichen  Kindern  feindliche  Strömung  ein  im  Zusammenhange  mit 
der  Militärpflicht  des  Dienstadels.  Nämlich  Landgüter,  deren  Besitz 
zum  Militärdienste  verpflichtete,  konnten  nicht  an  uneheliche  Kinder 
vererbt  werden.  Sogar  eine  legitimatio  per  snbsequens  niatrimoninm 
war  in  diesem  Falle  ausgeschlossen.4)  Diese  zwei  Strömungen  er- 
hielten nun  abwechselnd  die  Oberhand  im  Laufe  des  ganzen  XVI IL 
und  im  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts.    Unter  anderem  nahm  Peter 

')  Siehe  Gesetzbuch  von  1041).  XX,  80. 

•)  Siehe  Zhismann.  Dus  Eherecht  der  orientalischen  Kirchen. 

3)  Siehe  Erzb.  Makaky,  Geschichte  der  russischen  Kirche,  II  (russ.K 

*)  Gesetzbuch  von  1<U«>.  X,  280. 
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der  Grosse  in  sein  1716  herausgegebenes  „Kriegsreglement"  (Kriegs- 
artikel 176)  folgenden  Satz,1)  wohl  ans  dem  derzeitigen  sächsischen 
Rechte,  aaf:  „ßeschläfe  ein  lediger  Mann  eine  ledige  Dirne  nnd 
zeuget  ein  Kind  mit  ihr,  soll  er  zu  der  Mutter  und  des  Kindes 
Unterhalt  nach  Beschaffenheit  seines  Standes  und  Lohns  ein  Gewisses 
abgeben  und  überdem  mit  Gefängnis  und  öffentlicher  Kirchenbusse 
gestraft  werden,  es  sei  denn,  dass  er  sie  hernach  eheliche  und  zu 
seinem  echten  Weibe  nehme,  auf  welchen  Fall  sie  mit  der  Strafe 
verschont  werden". 

Mit  dem  Regierungsantritt  Kaiser  Nikolaus  I.  (1825)  nahm 
eine  höfisch  moralisierende  Richtung  die  Oberhand.3)  1829  wurde 
es  sogar  verboten,  sich  mit  Suppliken  um  legitimatio  per  rescriptum 
principis  an  den  Kaiser  zu  wenden.  Bei  der  gleichzeitig  erfolgten 
Kodifikation  des  Rechts  wurde  die  Stellung  der  unehelichen  Kinder 
im  denkbar  ungünstigsten  Sinne  festgelegt:  es  wurden  ihnen  weder 
öffentliche  noch  Privatrechte  zuerkannt.  Welchen  Standes  die  Mutter 
auch  war,  sie  mussten  unbedingt  einer  Bauern-  oder  Kleinbürger- 
gemeinde zugeschrieben  werden;  sie  sollten  nicht  das  Recht  haben, 
in  den  Staatsdienst  einzutreten,  und  konnten  einige  Zeit  lang  sogar 
nicht  in  öffentliche  Schulen  aufgenommen  werden  (nach  Gesetz  von 
1837).  Weder  mit  dem  Vater,  noch  mit  Mutter  wurde  irgend  welche 
Verwandtschaft  anerkannt.  War  die  Mutter  adelig,  so  durfte  das 
Kind  nicht  ihren  Namen  erhalten.  Die  unehelichen  Kinder  hatten 
keinerlei  Alimentationsrecht,:{)  natürlich  auch  kein  Erbrecht  Sie 
konnten  nicht  anerkannt  und  nicht  legitimiert  werden.4)  —  Mit 
geringen  Veränderungen  blieb  dies  die  juristische  Lage  der  un- 
ehelichen Kinder  bis  zum  verflossenen  Jahre,  also  im  Laufe  des 
ganzen  XIX.  Jahrhunderts.    Der  erste  Schritt  zu  der  Verbesserung 

')  Ich  zitiere  denselben  in  der  gleichzeitigen  Übersetzung  ins  Deutsche, 
die  Peter  selbst  publiziert  bat. 

*)  Allerdings  hatte  schon  seit  Mitte  des  XVlil.  Jahrhunderts  auf 
einem  ganz  anderen  Gebiete  eine  entgegengesetzte  Strömung  eingesetzt - 
Seit  Katharina  II.  hatten  sich  die  Findelkinder  bedeutender  Privilegien 
zu  erfreuen,  und  im  XIX.  Jahrhundert  waren  diese  Kinder,  deren  Mütter 
sie  preisgegeben,  ungleich  besser  gestellt  als  solche,  deren  Mütter  den 
Mut  gehabt,  sie  bei  sich  aufzuziehen. 

8)  Ausnahmen  waren  für  deu  Fall  eines  Deliktes  des  Vaters  an- 
erkannt (Notzucht  etc.). 

*\  Sie  waren  alao  noch  schlechter  gestellt,  als  nach  englischem  Recht. 
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ihrer  Lage  geschah  1891  durch  das  Gesetz  vom  12.  März  des  Jahres, 
welches  die  legitimatio  per  snbseqnens  matrimonium  wieder  einführte, 
aber  nur  durch  christliche  Ehen,  und  die  Adoption  von  unehelichen 
Kindern  regelte.  Bereits  bei  Beratung  dieses  Gesetzes  wurde  im 
Reichsrate  darauf  hingewiesen,  dass  dasselbe  ergänzt  werden  müsse 
durch  eine  humanere  und  genauere  Regelung  der  Lage  von  nicht 
legitimierten  und  nicht  adoptierten  unehelichen  Kindern.  Von  der 
Gesetzgebnngskommission  wurde  denn  auch  bis  1898  ein  Projekt 
ausgearbeitet,  welches  die  Stellung  der  unehelichen  Kinder  in  kon- 
sequenter Fortbildung  des  römisch  -  kanonischen  Rechts  und  im 
Anschluss  an  die  moderne  Gesetzgebung  Frankreichs  und  Deutschlands 
regelte.  Bei  der  Beratung  des  Projekts  jedoch  machte  sich  die  in 
den  hohen  bureaukratischen  Sphären  noch  immer  vorherrschende 
moralisierende  Richtung  Nikolaus  I.  geltend,  so  dass  im  endgültigen 
Entwürfe  sehr  viele  der  geplanten  Vergünstigungen  wieder  fortfielen. 
Daher  ist  im  ganzen  die  Stellung  der  unehelichen  Kinder  und  ihrer 
Mütter  auch  nach  dem  neuen  Gesetz  durchweg  ungünstiger,  als  nach 
dem  deutschen  B.  G.-B.,1)  und  in  vielen  Stücken  weniger  günstig,  als 
nach  französischem  Rechte  (seit  dem  Gesetz  vom  25.  März  1896),  ja 
sogar  ungünstiger  als  nach  kanonischem  Rechte,  wie  es  bis  ins 
XVII.  Jahrhundert  in  Rnssland  galt! 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  etwa  nach  dem  System  des 
CosACKschen  Lehrbuches  des  B.  G.-B.  (um  den  Vergleich  mit  letzterem 
zu  erleichtern),  sind  folgende: 

1.  Die  uneheliche  Geschlechteverbindung. 

Die  Verpflichtungen  aus  einer  unehelichen  Geschlechtsverbindung 
wurden  bisher  geregelt  durch  §  994  des  Strafgesetzbuches,  welcher 
den  oben  angeführten  Kriegs- Artikel  Peters  des  Grossen  mit  kleiner 
Änderung  wiedergab.  Diese  Bestimmung  ist  abrogiert*)  und  durch 
die  §§  132 6  und  132'  des  Zivilgesetzbuches  ersetzt  worden.  Nun- 
mehr hat  die  Mutter 


*)  Mit  alleiniger  Ausnahme  der  Kinder  aus  ungültigen  Ehen,  die 
den  ehelichen  immer  gleichgestellt  werden. 

a)  Und  zwar  aus  Unachtsamkeit  (sie)  auch  für  die  Gegenden,  auf 
welche  »ich  das  neue  Gesetz  nicht  erstreckt,  so  dass  dort  (zum  Beispiel 
im  Gebiete  des  C.  Zivil-Polen)  die  Lage  der  unehelichen  Kinder  ver- 
schlechtert worden  ist.    Siehe  „Pravou  1902,  No.  52. 
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1.  einen  Anspruch 

a)  auf  Erstattung  der  notwendigen  Entbindnngskosten, 

b)  auf  Gewährung  des  notdürftigen  Unterhaltes  bis  zu  ihrer 
Genesung  (falls  sie  infolge  der  Geburt  erkrankt), 

c)  auf  Gewährung  von  Unterhalt  als  Teil  der  dem  Kinde  zu- 
kommenden Alimente,  also  nur  wenn  das  Kind  lebt  und  solange 
die  Pflege  des  Kindes  sie  daran  hindert,  ihrem  Verdienste 
nachzugehen. 

2.  Der  Anspruch  der  Mutter  ist  nur  dann  begründet,  wenn  sie 
selbst  keine  Mittel  besitzt  und  die  Kosten  wirklich  aufge- 
wendet sind. 

3.  Der  Anspruch  der  Mutter  verjährt  in  einem  Jahre,  vom  Tage 
der  Entbindung  an  gerechnet. 

4.  Die  Möglichkeit,  den  Antrag  schon  vor  der  Geburt  zu  stellen, 
(wie  nach  B.  G.-B.),  ist  nicht  vorgesehen. 

5.  Die  Verpflichtung  des  Vaters  geht  nicht  auf  seine  Erben  über.1) 

2.  Die  unehelichen  Kinder. 

A.  Das  Verhältnis  zum  Vater,  die  uneheliche  Vaterschaft, 
wird  im  Falle  des  Ableugnens  vom  Gerichte  auf  Grund  freier 
Beweiswürdigung  festgestellt.  Das  Gesetz  erwähnt  keine  Präsumptionen 
und  die  Praxis  erkennt  keine  exceptio  plurium  und  dergl.  an. 
Die  uneheliche  Kindschaft  gibt 
1.  dem  Kinde  das  Recht,  von  seinem  Vater  Unterhalt  zu  ver- 
langen. 

a)  Diese  Pflicht  des  Vaters  ist  bedingt  durch  die  Bedürftigkeit 
sowohl  des  Kindes  wie  der  Mutter  und  besteht  nur  für  die 
Dauer  der  Bedürftigkeit,  in  keinem  Falle  aber  über  die  Gross- 
jährigkeit  des  Kindes  hinaus. 

b)  Der  Unterhalt  muss  der  Lebensstellung  der  Mutter  und  auch 
den  Mitteln  des  Vaters  entsprechen. 

c)  Der  Unterhalt  wird  jedenfalls  in  Form  einer  Geldrente  zu- 
erkannt; doch  kann  diese,  mit  Genehmigung  der  Vor- 
mundschaftsbehörde, durch  eine  feste  Summe  ersetzt  werden. 

')  Das  Gesetz  schweigt  darüber,  die  Praxis  ist  aber  der  angeführten 
Auffassung.  Sie  ist  meines  Erachtens  nicht  begründet,  denn  jetzt  ist  die 
Haftung  des  Vaters  nicht  mehr  höchstpersönliche  Deliktscbuld.  wie  nach 
§  994  des  Strafgesetzbuches. 
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Die  Möglichkeit  einer  Vorausforderung  des  Unterhaltes  ist 
nicht  vorgesehen, 
d)  Eine  nachtragliche  Entrichtung  des  Unterhaltes  kann  nur  für 
ein  Jahr  verlangt  werden. 
2.  Der  Vater  hat  seinerseits,  wenn  er  auch  nur  auf  Grund  gericht- 
lichen Zwanges  Unterhalt  gewährt,  das  Aufsichtsrecht  über  die 
Erziehung  des  Kindes  und  das  vorzügliche  Recht,  zum  Vormunde 
desselben  bestellt  zu  werden. 
B.  Der  Mutter  gegenüber  wird  die  uneheliche  Kindschaft 
festgestellt:  a)  durch  das  Taufzeugnis,  wenn  die  Mutter  darin  als 
solche  benannt  ist;  b)  wenn  dies  nicht  geschehen,  so  kann  die 
Mutterschaftsklage    nur   auf  ein  eigenhändiges  schriftliches  An- 
erkenntnis der  Mutter  gestützt  werden  (§  182 16).    Diese  letzte  Be- 
stimmung nimmt  sich  eigentümlich  aus,  wenn  man  in  Betracht  zieht, 
das»  die  grosse  Mehrheit   der  unehelichen   Mütter  in  Russland 
Analphabeten  sind!    Den  Familiennamen  der  Mutter  kann  das  un- 
eheliche Kind  nur  erhalten,  wenn  der  Vater  derselben  seine  Ein- 
willigung dazu  gibt  (§  132»). 

Die  Folgen  der  unehelichen  Mutterschaft  sind: 

1.  §  1321  bestimmt,  dass  die  Mutter  des  unehelichen  Kindes 
demselben  gegenüber  die  gleichen  Pflichten  und  Rechte  haben 
soll,  wie  die  mit  der  elterlichen  Gewalt  verknüpften.  Es  handelt 
sich  also  nur  um  eine  Analogie  der  Verwandtschaft.  Doch 
praktisch,  z.  B.  bezüglich  der  Vertretung  des  Kindes,  der  Sorge 
für  seine  Person,  seine  Erziehung  etc.,  sichert  diese  Bestimmung 
der  Mutter  die  Stellung  der  ehelichen  Mutter,  genauer  die 
Stellung  des  ehelichen  Vaters. 

2.  Die  Mutter  ist  vorzüglich  dazu  verpflichtet,  dem  Kinde  Unter- 
halt zu  gewahren  (der  Vater  ist  es  nur  subsidiär);  doch  auch 
sie  nur.  soweit  das  Kind  bedürftig  ist  (also  noch  nichts  verdienen 
kann),  und  jedenfalls  nicht  über  dessen  Grossjährigkeit  hinaus. 
Der  Unterhalt  wird  bemessen  nach  den  Mitteln  der  Mutter,  d.  h. 
entsprechend  ihrem  Vermögen  und  Verdienst  (Lohn). 

3.  Das  uneheliche  Kind  beerbt  die  Mutter,  aber  nur  im  Errungen- 
schaftsgut, Erbgut  erstirbt  den  ehelichen  Verwandten.  Kon- 
kurrieren eheliche  und  uneheliche  Kinder,  so  ist  durch  komplizierte 
Bestimmungen  dafür  Sorge  getragen,  dass  die  unehelichen  Kinder 
niemals  günstiger  als  die  ehelichen  stehen,  vor  allem,  dass  die 
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eheliche  Tochter  nicht  weniger  erbt,  als  der  uneheliche  Sohn, 
während  sonst  die  Schwester  neben  einem  ehelichen  Bruder  einen 
geringeren  Anteil  (als  Deszendentin)  oder  gar  keinen  (als  Kolla- 
terale) erhält. 

4.  Die  Mutter  beerbt  das  uneheliche  Kind  unter  den  gleichen  Vor- 
aussetzungen wie  das  eheliche.1) 

3.  Kinder  aus  ungültigen  Ehen. 

Die  Kinder  aus  ungültigen  Ehen  „behalten,  sagt  §  131  \  alle 
Rechte  ehelicher  Kinder"  und  zwar  immer  unabhängig  vom  guten 
oder  bösen  Glauben  der  Eltern  (wie  im  Preuss.  Landrecht  II,  2, 
§  50).  Von  den  entsprechenden  Pflichten  schweigt  das  Gesetz, 
und  die  Frage,  ob  diese  Kinder  nötigenfalls  Alimente  den  Eltern  zu 
leisten  haben  etc.,  ist  schon  jetzt  streitig.  Grösstenteils  neigt  man 
dazu,  die  Pflichten  zu  leugnen,  da  ja  das  Gesetz  ausdrücklich  den 
Zweck  verfolgt,  die  Lage  der  Kinder  zu  verbessern  und  nicht  ihnen 
neue  Lasten  aufzuerlegen.  Andererseits  widerspricht  eine  solche 
Lösung  der  ausgesprochenen  Tendenz  des  Gesetzes,  unter  keinen  Um- 
ständen den  unehelichen  Kindern  eine  vorteilhaftere  Stellung  einzu- 
räumen, als  den  ehelichen.  Es  liegt  hier  eine  Lücke  im  Gesetze  vor; 
doch  ist  wohl  der  ersten  Meinung  zuzustimmen.  Nach  Trennung 
der  Eltern  verbleiben  die  Kinder  bei  dem  Elternteil,  dem  sie  zuge- 
sprochen sind  oder  laut  Übereinkunft  der  Eltern  anvertraut  werden 
sollen.  Dieser  Elternteil  übt  auch  die  elterliche  Gewalt  aus,  der 
andere  hat  nur  das  Recht  der  Zusammenkunft  mit  den  Kindern. 
Ist  jener  aber  gestorben  oder  dauernd  verhindert,  die  elterliche  Ge- 
walt auszuüben,  so  lebt  die  Gewalt  des  anderen  Elternteiles  wieder 
auf,  es  sei  denn,  dass  die  Vormnndschaftsbehörde  es  im  Interesse  der 
Kinder  für  geboten  hält,  ihnen  einen  besonderen  Vormund  zu  be- 
stellen <§  131 2-131 

4.  Legitimation  unehelicher  Kinder. 

Das  neue  Gesetz  erleichtert  endlich  die  Legitimation  unehe- 
licher Kinder,  indem  es  das  Verbot  aufhebt,  Kinder  zu  legitimieren, 
die  im  Ehebruch  gezeugt  wurden  (bis  ein  Elternteil  noch  in  der 
Ehe  lebte);  es  hat  aber  die  frühere  Beschränkung  beibehalten,  dass 
nur  die  christliche  Ehe  eine  legitimatio  per  subsequens  inatrimonium 

')  Man  beachte,  dass  uach  russischem  Reclito  der  Güterstand  aller 
Kinder,  auch  der  ehelichen,  immer  die  volle  Gütertrennung  ist. 
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herbeizuführen  imstande  sei,  nicht  aber  die  der  Juden,  Mohammedaner 
und  Heiden.  Ferner  gestattet  das  Gesetz,  und  zwar  unter  gewissen 
Erleichterungen,  seine  eigenen  unehelichen  Kinder  zu  adoptieren, 
was  nach  der  bisherigen  Praxis  vielfach  für  unzulässig  angesehen  wurde. 

II.  Handelsrecht. 

Nicht  unergiebig  waren  die  Jahre  1899—1902  auch  für  die 
Weiterentwickelung  des  Handelsrechts.  Hier  tiberragt  an  Bedeutung 
alles  andere  die  neue  russische  Wechselordnung  vom  27.  Mai  1902. 
Das  Interesse  für  dieselbe  ist  naturgemäss  in  Westeuropa  ein  besonders 
grosses,  da  ja  der  Wechsel  ein  eminent  internationales  Gebilde  ist 
und  die  neue  russische  Wechselordnung  auch  beachtenswerte 
Neuerungen  bringt,  wenn  sie  im  allgemeinen  sich  auch  recht  eng 
an  die  deutsche  Wechselordnung  schliesst.  Daher  erscheint  eine 
Übersetzung  derselben  in  extenso  als  Anlage1)  zu  diesem  Bericht,  und 
der  Leser  wird  sich  ein  selbständiges  Urte.il  über  dieselbe  bilden 
können.  Nur  eine  flüchtige  Bemerkung  sei  mir  erlaubt  über  eine 
Eigentümlichkeit  des  Gesetzes,  welche  dem  mit  russischen  Ver- 
hältnissen nicht  vertrauten  Leser  unverständlich  bleiben  und  dämm 
unverständig  erscheinen  kann.  Ich  meine  das  System  des  Gesetzes, 
nach  welchem  der  trassierte  Wechsel  dem  Eigenwechsel  gegenüber 
zurücktritt.  Dieser  Umstand  beruht  darauf,  dass  in  Russland  die 
Tratte  sich  nicht  eingebürgert  hat.  Im  Inlandverkehr  kommt  sie  so 
gut  wie  gar  nicht  vor  und  taucht  nur  auf  zur  Abwickelung  von 
Geschäften  mit  dem  Auslande.  Auch  scheint  kein  Bedürfnis  nach 
ihr  für  die  Zukunft  vorzuliegen. 

Die  sonstigen  handelsrechtlichen  Gesetze  haben  eine  geringere 
Tragweite,  hauptsächlich  weil  sie  meist  kasuistisch  auf  einzelne  Fälle 
zugeschnitten  sind.  So  ist  z.  B.  in  diesen  Jahren  eine  Reihe  neuer 
Bestimmungen  über  die  Börsen  erlassen  worden,  namentlich  sind 
neue  Getreidebörsen  (Elisavetgrad ,  Borisoglebsk)  oder  Produkten- 
börsen (z.  B.  Zarizyn,  Perm  u.  s  w.)  eröffnet  worden,  endlich  schon 
bestehende  reformiert.  Für  eine  jede  Börse  (in  St.  Petersburg  für 
beide  —  die  alte,  allgemeine,  und  die  neue  Getreidebörse)  sind  aber 
Spezialgesetze  erlassen,  die  nicht  einzeln  erörtert  werden  können. 
Es  soll  nur  auf  einige,  wohl  für  ein  zukünftiges  allgemeines  Börsen- 
gesetz vorbildliche  Neuerungen  hingewiesen  werden,  die  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Eröffnung  einer  selbständigen  Fondsabteilung 

')  8.  1299  ff. 
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an  der  St.  Petersburger  Börse  stehen.  Diese,  durch  das  Interiins- 
gesetz  1901  No.  78  ins  Leben  gerufene  und  durch  ein  auf  Grund 
desselben  vom  Finanzminister  erlassenes  Reglement  genauer  geregelte 
Abteilung  ist  auf  neue  Grundlagen  gestellt  im  Vergleich  mit  dem 
bisherigen  Rechtszustande.  Mitglieder  der  Fondsabteilung  können 
nur  Bankiers  und  Vertreter  von  Bankinstituten  sein,  wobei  ein  jedes 
Mitglied  einen  Bevollmächtigten  und  dieser  wieder  zwei  Gehilfen 
haben  kann.  Die  Mitglieder  bilden  eine  geschlossene  Korporation. 
Um  aufgenommen  zu  werden,  muss  man  1.  die  Empfehlung  zweier 
Mitglieder  beibringen  und  2.  darauf  mit  Stimmenmehrheit  vom  Vor- 
stande in  geheimer  Abstimmung  gewählt  werden.  Der  Vorstand 
hat  vor  der  Wahl  genaue  Erkundigungen  einzuziehen  über  die  Person 
und  das  Geschäft  des  Kandidaten.  Die  Leitung  der  Börse  liegt  — 
neben  der  Mitgliederversammlung,  deren  Hauptfunktion  jedoch  in  der 
Wahl  des  Vorstandes  besteht,  —  in  der  Hand  des  Vorstandes,  dem 
eine  weitgehende  Disziplinargewalt  über  die  Mitglieder  zusteht.  Der 
Vorstand  ist  zugleich  Zulassungsstelle  und  Schiedsgericht  (nach 
deutscher  Terminologie).  Für  diese  Bestimmungen  war  vorbildlich 
die  Organisation  des  Londoner  Stock  Exchange,  insbesondere  dessen 
Committee  for  general  purposes.  Das  für  den  Verkehr  mit  den 
Outsiders  (der  wunde  Punkt  auch  der  russischen  Börse!)  entscheidende 
Element,  —  die  Makler  sind  hingegen  mehr  im  Anschluss  an  das 
Institut  der  pariser  agents  de  change  (mit  erheblichen  Abweichungen) 
organisiert.  Die  Makler  werden  aus  der  Zahl  der  Mitglieder  der 
Börsenkorporation  vom  Finanzminister  ernannt,  werden  beeidigt  und 
müssen  15000  Rubel  Kaution  stellen.  Sie  schliessen  Geschäfte  ab  nur 
für  fremde  Rechnung,  aber  auf  eigenen  Namen,  also  als  Kommissionäre, 
die  dem  dritten  Kontrahenten  selbst  haften.  Das  Börsenpublikum 
(die  Nichtmitglieder)  ist  sehr  beschränkt  und  kann  nur  durch  die 
Makler  abschliessen.  Die  Kontrolle  der  Regierung  ist  eine  weit- 
gehende; bei  der  Feststellung  der  Börsenpreise  (Bulletins)  nimmt 
ein  Vertreter  des  Finanzministeriums  teil  an  der  sogen.  Kotierungs- 
kommission. Im  Anschluss  an  diese  Neuordnung  sind  durch  Erlass 
des  Finanzministers  vom  5.  September  1902  die  Zulassungsbedingungen 
der  Wertpapiere  (z.  B.  darf  der  Nennwert  aller  Stücke  nicht  weniger 
als  500000  Rubel  betragen)  und  der  Prospektzwang  geregelt.  Form 
und  Inhalt  des  Prospekts  entsprechen  im  allgemeinen  den  Forderungen, 
die  der  Bundesratsbeschluss  vom  11.  Dezember  1896  für  Deutschland 


Digitized  by  Google 


1292 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


stellt.  —  Schon  vorher  war  durch  Gesetz  vom  12.  Juni  1902  (No.  941)  die 
Haftung  der  Personen,  welche  Wertpapiere  an  der  St.  Petersburger 
Fondsbörse  einführen,  geregelt.  Sie  haften  für  den  Schaden,  der 
entstanden  ist  infolge  von  Unrichtigkeit  der  Tatsachen,  die  bei  der 
Emission  des  Wertpapieres  angegeben  wurden  (jetzt  also  —  im 
Prospekt)  und  die  wesentlich  sind  für  die  richtige  Beurteilung  des 
Wertes  des  Papieres  und  der  finanziellen  Lage  des  Unternehmens, 
welches  das  Wertpapier  emittiert.  Es  wird  nicht  zwischen  positiven 
und  negativen  Unrichtigkeiten  unterschieden,  auch  nicht  zwischen 
dolus  und  culpa.  Der  Umfang  der  Schadensersatzpflicht  wird  durch 
die  Kursdifferenzen  bestimmt;  der  Anspruch  auf  Ersatz  verjährt  in 
drei  Jahren,  vom  Tage  der  Publikation  des  Prospektes  im  Anzeiger 
des  Finanzministeriums  an  gerechnet. 

Gleichfalls  durch  eine  Reihe  von  Spezialgesetzen,  die  häufig 
sogar  den  Charakter  von  Gelegenheitsgesetzen  haben,  ist  das  Finanz- 
ministerium gegen  die  Ubelstände  vorgegangen,  welche  in  den  Aktien- 
nnternehmungen  in  den  letzten  Jahren  besonders  stark  zutage  getreten 
sind,  namentlich  während  des  Prozesses  gegen  die  Leiter  der  Char- 
kower Handelsbank  und  der  Charkower  Agrarbank.  Durch  Gesetz 
vom  29.  April  1902  (So.  594)  „über  Konsolidierung  der  Tätigkeit 
der  Privatbanken"  ist  a)  in  bezng  auf  die  Handelsbanken  auf  Aktien 
bestimmt,  dass  dem  Leiter  (Verwalter)  der  Bank  und  den  Angestellten 
in  keiner  Form  Kredit  darin  gewährt  werden  soll,  und  dass  der 
Finanzminister  eine  Revision  der  Bank  anordnen  kann,  sobald  eine 
Minderheit,  die  1/90  des  Grundkapitals  repräsentiert,  einen  dahin- 
gehenden Antrag  stellt,  b)  Ähnliche  Regeln  sind  getroffen  für  die 
Agrarbanken  auf  Aktien,  die  städtischen  Kreditanstalten  und  einige 
andere,  soweit  es  sieh  um  eine  Revision  seitens  der  Regierung  handelt- 
Zugleich  sind  Bestimmungen  getroffen,  dass  etwaige  freie  Gelder  bei 
Privatbanken  angelegt  werden  können,  doch  nur  so,  dass  bei  jeder 
einzelnen  Bank  nicht  mehr  als  1  10  des  Kapitals  der  Agrarbank  etc. 
angelegt  sein  kann  und  diese  Summe  auch  nicht  mehr  als  1  lt>  des 
Kapitals  der  Privatbank,  bei  der  angelegt  wird,  betragen  darf.  Diese 
Bestimmung  soll  dem  vorbeugen,  dass  eine  Handelsbank  sich  mit 
einer  Agrarbank  liiert,  alle  freien  Mittel  der  letzteren  an  sich  zieht 
und  eventuell  sie  in  Spekulation  aufgehen  lässt  —  wie  dies  eben 
von  der  Charkower  Handelsbank  der  Agrarbank  gegenüber  geschehen 
ist.   Ein  Gesetz  vom  11.  April  1900  bestimmt,  dass  neu  zu  gründende 
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Aktiengesellschaften  zum  Betriebe  von  Zuckerfabriken  nur  auf  den 
Namen  lautende  Aktien  im  Werte  nicht  unter  1000  Rub.  emittieren 
sollen.  Durch  zwei  Erlasse  von  1900  und  1901  sind  Form  und  In- 
halt der  Jahresberichte  von  Versicherungsgesellschaften  auf  Aktien 
abgeändert  und  so  weiter.  Diese  Zersplitterung  der  Gesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  des  Aktienrechtes  erklärt  sich  daraus,  dass  wir  ein 
solches  in  Russland  überhaupt  nicht  haben;  das  wenige,  was  der  Zivil- 
kodex davon  enthält,  stammt  fast  alles  aus  dem  Jahre  1836,  das 
Handelsgesetzbuch  schweigt!  Da  aber  das  Konzessionssystem  herrscht, 
erhält  jede  Satzung  die  Form  eines  Spezialgesetzes  oder  eines  dem 
ministeriellen  Rechtsverordnung,  die  alle  in  der  Gesetzessammlung 
publiziert  werden.  Es  ist  nicht  leicht,  sich  eine  Vorstellung  da- 
von zu  bilden,  was  für  eine  bunte  Reihe  von  Vorschriften  es  ab- 
gibt; alle  Richtungen,  alle  wechselnden  Tendenzen  der  Regierung 
den  Aktiengesellschaften  gegenüber  spiegeln  sich  darin  wieder!  Doch 
wird  es,  scheinbar,  schon  zu  bunt.  1900  hat  die  Regierung  einen 
allerdings  äusserst  schüchternen  Versuch  gemacht,  das  Problem  des 
Aktienrechtes  als  ganzes  ins  Auge  zu  fassen.  Das  Gesetz  vom 
21.  Dezember  1900  ist  nur  eine  „Interimsmassregclu,  wie  es  selbst 
sagt,  und  betrifft  bloss  die  Organisation  und  die  Einberufung  der 
Generalversammlungen  und  der  Revisionskommissionen,1)  und  auch 
nur  solcher  Gesellschaften,  deren  Aktien  auf  der  Börse  kotiert  werden, 
sowie  aller  Kredit-  und  Versicherungsgesellschaften.  In  dieser  engen 
Umgrenzung  aber  werden  alle  entgegenstehenden  Bestimmungen  der 
einzelnen  Satzungen  abgeändert.  Die  Bestimmungen  über  die  Ein- 
berufung der  Generalversammlung  sollen  den  Mitgliedern  besser  als 
jetzt  die  Möglichkeit  garantieren,  wirklich  informiert  zu  sein.  Ab- 
gesehen von  der  Publikation  kann  ein  jedes  Mitglied  verlangen,  dass  es 
brieflich  benachrichtigt  werde,  und  zwar  ohne  eine  Aktie  zu  deponieren, 
wie  das  deutsehe  H.-G.-B.  §  257  verlangt.  Die  Tagesordnung  muss 
„genau-'  angegeben  sein.  Die  Vorschläge  des  Vorstandes  über  die 
auf  der  Tagesordnung  stehenden  Fragen  müssen  in  genügender  An- 
zahl gedruckt  werden  und  mindestens  7  Tage  vor  der  Versammlung 
den  Aktionären  zur  Einsicht  aufliegen.  Die  sonstigen  Bestimmungen 
über  die  Prüfung  der  Rechte  der  Aktionäre,  welche  an  der  General- 

')  Diese  Beschränkung  beweist,  dass  es  ein  Gelegcnheitsgesetz  ist. 
Über  die  wichtigeren  Fragen  der  Gründung  etc.  sebweiirt  es,  weil  sieb  in 
der  letzten  Zeit  Mißsbrauche  hauptsächlich  auf  jeuen  Gebieten  zeigten. 
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Versammlung  teilnehmen  wollen,  weichen  von  den  üblichen  nur 
wenig  ab.  Über  die  Geschäftsordnung  in  der  Generalversammlung 
wird  bestimmt,  dass  ein  genaues  Protokoll  der  Verhandlungen  zu 
führen  ist  durch  eine  von  dem  Vorsitzenden  zugezogene  Person  (es 
braucht  nicht  ein  Notar  zu  sein),  wobei  der  Vorsitzende  selbst,  sowie 
mindestens  drei  Aktionäre  die  Richtigkeit  des  Protokolls  bescheinigen 
müssen.  Jeder  Aktionär  kann  eine  beglaubigte  Abschrift  davon  ver- 
langen. Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  1  5  des 
Grundkapitals,  und  zur  Entscheidung  über  Änderung  des  Grund- 
kapitals, Emission  von  Obligationen,  Änderung  der  Satzung  und 
Liquidation  —  wenn  */a  des  Grundkapitals  darin  vertreten  ist,  Da- 
durch soll  der  häutigen  Beschlussunfähigkeit  vorgebeugt  werden. 
Aktionäre,  welche  in  ihrer  Gesellschaft  irgend  welches  Amt  bekleiden, 
können  in  bestimmten  Fällen  nicht  an  der  Abstimmung  teilnehmen, 
und  in  einigen  Kategorien  von  Gesellschaften  überhaupt  nie  auf  Grund 
einer  Vollmacht.  Die  Abstimmung  ist  eine  geheime,  wenn  auch 
nur  ein  Mitglied  der  Versammlung  es  verlangt.  Aktionäre,  deren 
Aktien  zusammen  V20  des  Grundkapitals  betragen,  können  unter 
genauer  Angabe  der  Tagesordnung  von  dem  Vorstande  die  Einberufung 
der  Generalversammlung  verlangen.  Ein  Mittel,  den  Widerstand  da- 
gegen von  Seiten  des  Vorstandes  zu  brechen,  ist  nicht  gegeben;  es 
bleibt  also  der  Minderheit  nur  der  langwierige  Weg  des  ordentlichen 
Prozesses  offen. 

*  Die  übrigen  Bestimmungen  betreifen  die  Kommission  aus 
5  Revisoren,  welche  jährlich  im  voraus  gewählt  werden  soll,  um  den 
Jahresbericht  und  die  Bilanz  zu  überprüfen,  und  zwar  im  Zusammen- 
hange mit  einer  rechnerischen  und  sachlichen  Revision  der  Kasse, 
des  sonstigen  Vermögens  der  Gesellschaft,  der  Anlagen  etc.  Sie  soll 
alle  Bücher  und  auch  den  Plan  der  weiteren  Operationen  einsehen  et«. 
Sie  kann  nötigenfalls  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen.  Bei  der  Besetzung  dieses  neuen 
Organs  ist  gleichfalls  ein  bisher  unbekanntes  Minderheitsrecht  ge- 
währt: Aktionäre,  deren  Aktien  zusammen  1/5  der  in  der  General- 
versammlung vertretenen  Aktien  ausmachen,  können  als  besondere 
Fraktion  einen  von  den  5  Revisoren  wählen,  nehmen  aber  dann  an 
der  Wahl  der  übrigen  nicht  mehr  teil.  Die  allgemeine  Tendenz  des 
neuen  Gesetzes  ist  also,  Minderheitsrechte  zu  Schäften  und  die  be- 
stellenden zu  stärken. 
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Eine  andere  einfachere  Gesellschaftsform,  die  sog.  Artel,  hat 
im  Gegensatz  znr  Aktiengesellschaft  eine  prinzipielle  Neuordnung 
erhalten  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1902  (No.  705).  Unter 
„  Artel u  versteht  das  Gesetz  eine  Genossenschaft,  welche  sich  bildet, 
um  unter  persönlicher  Beteiligung  der  Mitglieder  irgend  welche 
Arbeiten  auszuführen  oder  ein  Gewerbe  zu  betreiben,  und  zwar  auf 
gemeinsame  Rechnung  der  Genossen  und  unter  ihrer  solidarischen 
Haftung.  Es  ist  also  eine  Assoziation  von  Arbeitern  oder  Hand- 
werkern, die  gemeinsam  Arbeiten  ausführen,  welche  grösstenteils 
wenig  oder  gar  kein  Kapital  voraussetzen.  Wenn  die  Artel  somit 
in  ihrer  sozialen  Bedeutung  der  Genossenschaft  des  deutschen  oder 
der  socie^te"  a  capital  variable  des  französischen  Rechts  einigermassen 
entspricht,  so  hat  doch  bei  der  Artel  die  noch  geringere  Rolle  des 
Kapitals  Einfluss  auf  ihre  Struktur.  Die  Geschichte  und  gewohnheits- 
rechtliche  Gestaltung  dieser  Form  von  Assoziation  kann  hier  über- 
gangen werden,  da  es  in  der  deutscher  Literatur  ein  Buch  gibt, 
welches  Aufschluss  darüber  gibt:  Stakhr,  Über  Ursprung,  Geschichte, 
Wesen  und  Bedeutung  der  russischen  Arteis,  1891.  Das  neue  Gesetz 
rechnet  damit,  dass  es  mit  einem  äusserst  volkstümlichen,  sehr  ver- 
breiteten und  die  mannigfaltigsten  Gestaltungen  annehmenden  Institut 
zu  tun  hat,  das  sich  noch  fortbildet;  es  gibt  daher  nur  summarische 
Bestimmungen  über  die  Hauptpunkte.  Sie  sind  aber  von  grosser 
Bedeutung,  weil  sie  einige  von  den  Hindernissen  forträumen,  die 
einer  freieren  Entwickelung  der  Arteli  im  Wege  standen.  Früher 
wurde  nämlich  für  diese  kleinen,  5 — £0  Mitglieder  umfassenden,  Ge- 
nossenschaften nicht  nur  die  Konzession  gefordert,  sondern  diese 
konnte  nur  von  den  Ministern  erteilt  werden.  Nun  hat  man  auf 
Grund  einiger  Dutzend  Fälle  ausgerechnet,  dass  im  Durchschnitt  von 
der  Einreichung  des  Gesuches  um  Konzession  bis  zur  Gewährung 
310  Tage  vergingen  —  also  etwa  ein  Jahr.  In  dieser  Zeit  waren 
die  Gründer  häufig  nicht  mehr  da!  Natürlich  blieben  die  meisten 
Genossenschaften  ohne  Konzession,  waren  also  „rechtlose"  Vereine. 
Jetzt  kann  die  Konzession  vom  Gouverneur  erteilt  werden.  Es 
können  aber  auch  Arteli  ohne  Konzession  entstehen,  auf  Grund  eines 
Vertrages;  dann  unterstehen  sie  den  Regeln  des  Gesellschaftsvcrtrages. 

Die  Konzession  wird  erteilt,  wenn  mindestens  fünf  Mitglieder 
darum  nachsuchen  und  eine  Satzung  der  kompetenten  Behörde  vor- 
legen, welche  über  die  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Punkte  Bo- 
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Stimmungen  enthält,  d.  h.  Firma,  Zweck,  Mitgliedschaft,  Beiträge. 
Haftung,  Verteilung  des  Erlöses,  Verwaltung,  Rechnungslegung. 
Liquidation  und  noch  einige  Fragen  von  minderer  Bedeutung  regelt. 
Das  Finanzministerium  wird  Mustersatzungen  veröffentlichen,  an  die 
sich  die  Gründer  im  allgemeinen  werden  halten  müssen,  um  auf 
schnelle  Konzession  rechnen  zu  können.   Ist  die  Konzession  erteilt  (ein 
Register  der  Genossenschaften  gibt  es  nicht),  so  konstituiert  sich  die 
Genossenschaft  in  ihrer  ersten  Generalversammlung.    Von  diesem 
Moment  an  gilt  sie  als  juristische  Person,  die  in  eigenem  Namen 
erwerben  kann,  prozessfahig  ist  etc.    Mitglieder  können  sein  Männer 
uud  Frauen  (die  Artel  ist  nicht  selten  gemischt),  auch  Minderjährige. 
Letztere  haben  aber  kein  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung, 
welche  die  Genossenschaft  leitet  und  die  Disziplinargewalt  über  die 
Mitglieder   ausübt.     Ein   Vorstand   ist  nicht  obligatorisch.  Die 
Pflichten  der  Mitglieder  sind  vor  allem:  persönliche  Beteiligung  an 
der  gemeinsamen  Arbeit,  die  die  Grundlage  des  Instituts  bildet; 
ferner,  falls  dies  vorgesehen  ist,  Beiträge  in  Geld  oder  Arbeitsgerät 
etc.  zu  leisten,  wobei  diese  Beiträge  gleiche  sein  müssen.  Der 
Gewinnanteil  bestimmt  sich  nach  der  persönlich  geleisteten  Arbeit 
und  wird  von  der  Generalversammlung  festgesetzt.    Die  Haftung 
der  Mitglieder  charakterisiert  sich  als  „unbegrenzte  Nachschußpflicht", 
da  prima  facie  das  Genossenschafts  vermögen  den  Gläubigem  haftet. 
Dies  entspricht  auch  dem  Sinne  des  gewohnheitsrechtlichen  Begriffs 
der  „krngovaja  poruka",  Haftung  eiues  jeden  für  alle  und  aller  für 
jeden.    Doch  kann  durch  ausdrückliche  Bestimmung  der  Satzung  die 
Nachschusspflicht  zu  einer  beschränkten  gemacht  werden  ;  in  keinem 
Falle  ist  aber  die  Artel  eine  Genossenschaft  in.  b.  H.  im  Sinne  des 
deutschen  Rechtes.    Austritt  und  Auflösung  sind  wie  beim  Ge- 
sellschaft «vertrage  geregelt,  insbesondere  haftet  das  ausgetretene  oder 
ausgeschlossene  Mitglied  weiter  im  Laufe  eines  Jahres.    Über  den 
Konkurs  ist  nichts  besonderes  vorgesehen,  da  das  Vermögen  der  Arteli 
gewöhnlich  sehr  geriug  ist. 

Auf  dem  Gebiete  des  Handelsrechtes  wäre  noch  eine  Reihe 
von  Spezialvorschriften  zu  erwähnen  über  einzelne  Lagerhäuser  (ein 
jedes  erhält  seine  besondere  Satzung)  und  Lagerscheine  und  über  die 
Kreditoperationen  der  Eisenbahnen  gegen  Verpfändung  rollender 
«»der  lagernder  Ware  (zum  Teil  nach  amerikanischem  Muster).  Doch 
muss  ich  mich  beschränken,  um  noch  eine  kurze  Übersicht  über  die 
Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Schiffahrtsrechtes  geben  zu  können. 
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Die  Binnenschiffahrt  betreffen  mehrere  ministerielle  Rechts- 
verordnungen: 1899  (No.  1281).  1900  (No.  603)  über  die  allgemeinen 
Regeln  der  Binnenschiffahrt,  darunter  namentlich  über  Reorganisation 
der  Registrierung  der  Schiffe,  und  1901  (No.  727)  über  die  sanitäre 
Lage  der  Schifte  und  der  Mannschaft.  Besondere  Aufmerksamkeit  soll 
aber  von  nun  an  der  Handelsseeschiffahrt  gewidmet  werden,  und  um 
die  Entwicklung  der  Handelsflotte  zu  fordern,  ist,  wie  üblich,  durch 
Gesetz  vom  7.  November  1902  eine  „Generalverwaltung  der  Handels- 
schiffahrt und  der  Häfen"  mit  den  Rechten  eines  selbständigen 
Ministeriums  geschaffen  worden.  Dieselbe  hat  sich  aber  noch  nicht 
betätigen  können.  Mittlerweile  waren  schon  einige  Reformen  auf 
diesem  Gebiete  durchgeführt.  Durch  Gesetz  von  1901  (No.  1360)  ist  die 
Verwaltung  der  Seehäfen  (Schiftregister  etc.)  reformiert.  1902  (No.  590) 
sind  die  Qualifikation,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Schiffer  neu  ge- 
regelt; (No.  433)  einige  Erleichterungen  beim  Abschlüsse  des  Dienst- 
vertrages mit  der  Schiffsmannschaft  zugelassen;  (No.  713)  die  Führung 
des  Tagebuches  (Journals)  genauer  geregelt. 

III.  Zivilprozess. 

Auf  dem  Gebiete  des  Zivilprozesses  ist  endlich  die  Reform  des 
alten  Verfahrens,  welche  1804  begonnen  hat,  zum  Abschluss  ge- 
kommen, da  bis  1900  die  neue  Prozessordnung  von  1864  auf  das 
ganze  Gebiet  des  Reiches1)  erstreckt  worden  ist.  Damit  wäre  jeden- 
falls ein  gewaltiger  Fortschritt  in  der  Rechtspflege  zu  konstatieren, 
wenn  die  Prozessordnung  bei  ihrer  Ausdehnung  auf  Sibiren  und  die 
Grenzprovinzen  nicht  durch  manche  unglückliche  Novelle  an  Folge- 
richtigkeit und  praktischem  Werte  eingebüsst  hätte.  Wenn  aber 
Sibirien,  Mittelasien  und  der  Kaukasus  trotzdem  ohne  Zweifel  eine 
bedeutende  Verbesserung  ihrer  Rechtslage  zu  verzeichnen  haben,  ist 
im  europäischen  Russland  die  verhältnismässig  so  vollkommene  Prozess- 
ordnung von  1804  immer  mehr,  auch  in  diesen  Jahren,  durch  das 
Institut  der  Landhauptleute  zurückgedrängt  worden,  soweit  es  sich 
um  die  geringeren,  aber  bei  der  Armut  der  Landbevölkerung  jeden- 
falls sehr  wesentlichen  Interessen  handelt,  die  zu  den  niederen  Ge- 
richten ressortieren.  DerLandhauptmannn  ist  vor  allem  Administrativ- 
beamter  mit  der  Aufgabe,  ..Vormund*1  der  Bauern  zu  sein,  sie  nach  allen 

l)  Mit  alleiniger  Ausnahme  eines  Kirgisenstammes  im  Gouvernement 
Astrachan,  den  man  vergessen  zu  haben  seheint, 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  82 
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Seiten  hin  zu  überwachen  (z.  B.  für  ihre  Verpflegung  zu  sorgen, 
ihre  Vorräte  und  Gemeindegelder  zu  kontrollieren  und  unendlich 
vieles  mehr);  nebenher  ist  er  auch  Richter  mit  der  Kompetenz  etwa 
eines  deutschen  Amtsrichters.  Für  ihn,  der  möglichst  viel  auf  In- 
spektionsreisen sich  belinden  soll,  ist  dieses  eine  sehr  lästige  Pflicht,  um 
so  mehr  als  er  fast  nie  Jurist  ist,  sondern  grösstenteils  ein  Offizier, 
der  den  Dienst  früh  quittiert  hat;  so  vernachlässigt  er  die  Rechts- 
pflege, und  auch  da,  wo  er  ihr  genügt,  namentlich  aber  im  Zivil- 
prozess,  stiftet  er  ein  kaum  glaubliches  Chaos  an.  da  er  beinahe  an 
keine  prozessualen  Formen  gebunden  ist.  Die  Regierung  besteht 
jedoch  auf  dem  Institut,  weil  sie  hofft  durch  „Konzentration  der 
Gewalten**  einen  energischen  Einfluss  auf  die  Landbevölkerung  aus- 
üben zu  können.  Es  liegt  aber  die  Gefahr  auf  der  Hand,  dass  gerade 
diese  Rückkehr  zur  patriarchalischen,  ganz  mittelalterlichen  Justiz  die 
Ansätze  von  modernem  Rechtsbewusstsein  in  der  Bauernbevölkemng 
im  Keime  ersticken  wird. 

Neben  den  zwei  jetzt  prinzipiell  getrennten  Arten  der  Justiz,  der 
höheren,  nach  der  Prozessordnung  von  1864  organisierten,  die  dem 
Justizministerium  untersteht,  und  der  niederen,  nach  dem  Gesetz  über 
die  Landhauptleute  von  1889,  welche  dein  Ministerium  des  Inneren 
untersteht  und  die  fast  keine  Berührungspunkte  untereinander  auf- 
weisen, läuft  noch  eine  dritte,  die  einen  gewissen  Zusammenhang  mit 
der  zweiten  wahrt:  die  Justiz  der  Volksgerichte.  Im  europäischen 
Russland  ist  dieselbe  der  Kontrolle  der  Landhanptleute  unterworfen, 
in  den  östlichen  Grenzprovinzen  war  dieselbe  aber  bei  deu  Ein- 
geborenen bis  jetzt  faktisch  autonom. 

In  diesen  Jahren  sind  nun  eine  Reihe  interessanter  Gesetze  er- 
lassen, durch  welche  die  Organisation  und  das  Verfahren  dieser  Volks- 
gerichte, deren  Kompetenz  im  asiatischen  Rnssland  eine  sehr  grosse 
st  (sie  umfasst  beinahe  alle  Sachen  unter  den  Eingeborenen),  geregelt 
wurde.  Die  wichtigsten  Gesetze  sind:  18{U)  (No.  8!M)  und  1900 
(No.  N>r>)  über  die  Yolksgerichte  in  Transkaukasien  und  1901  (No.  9"h\ 
„Über  Verwaltung  und  Gericht  bei  den  Nomaden  des  transbaikalische  n 
Gebietes-,  Das  letzte  Gesetz  organisiert  das  Volksgericht  in  zwei 
Instanzen.  Die  erste  bestellt  aus  eingeborenen  gewählten  Volks- 
richtern, die  zweite,  für  einen  grösseren  Bezirk  funktionierende,  aus 
den  Vorsitzenden  der  ihm  unterstellten  Volksgerichte  erster  Instanz, 
nährend  in  di.-s.-r  zweiten  Instanz  ein  Beamter  den  Vorsitz  führt.  Als 
Kassa tiiuishof  fungiert  eine  periodische  Versammlung  der  in  zweiter 
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Instanz  Vorsitzenden  Beamten.  Das  Verfahren  ist  zweckmässig  ge- 
ordnet, ohne  dass  es  den  gewohnheitsrechtlichen  Normen,  welche 
diese  Gerichte  anwenden,  Zwang  antut;  es  ist  mündlich  und  öffentlich. 
Ein  wesentlicher  Mangel  ist  aber  die  rein  administrative  Stellung 
der  Beamten,  die  den  Vorsitz  haben. 

Endlich  sei  erwähnt,  dass  Russland  in  den  Jahren  1899  bis 
1902  einige  das  internationale  Privatrecht  betreffende  Konventionen1) 
abgeschlossen  hat.  1.  Juni  1899  ist  in  Russland  publiziert  worden  die 
am  2./14.  November  1896  und  10./22.  Mai  1897  im  Haag  abgeschlossene 
Konvention  über  einige  Fragen  des  internationalen  Privatrechts. 
28.  April  1899  ist  ein  Abkommen  mit  Österreich  publiziert  über 
den  unmittelbaren  Verkehr  der  Gerichte  untereinander  in  den  Grenz- 
provinzen. 2.  Juni  1901  ist  publiziert  die  Ergänzung  vom  4./16.  Juni 
1898  zu  der  Konvention  über  die  Beförderung  von  Eisenbahnfrachten 
vom  14.  Oktober  1890.  —  Zwei  Übereinkommen  sind  getroffen  zum 
gegenseitigen  Schutz  von  Warenzeichen  —  mit  der  Schweiz  (publiziert 
8.  September  1899)  und  mit  Schweden  (publiziert  9.  November  1901), 
und  zwei  Übereinkommen  über  gegenseitige  Anerkennung  von  Mess- 
briefen der  Handelsschiffe  —  mit  Deutschland  (publiziert  9.  April 
1902)  und  mit  Dänemark  (publiziert  2.  April  1902). 

Anlage. 

Die  neue  russische  Wechselordnung.2) 

Übersetzt  und  mit  kurzen  Anmerkungen  versehen  von 
Friedrich  Schendorf,  Odessa. 

Einleitung. 

Art.  1.  Die  Wechsel  köunen  entweder  einfache  oder  gezogene  sein. 
Die  Bestimmungen  über  einfache  Wechsel  werden  auch  auf  die  gezogenen 
angewendet,  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Bestimmungen,  die 
in  betreff  derselben  in  der  II.  Abteilung  enthalten  sind. 

Zur  Erleichterung  der  Herstellung  von  Wechseln  entsprechend  den 
Bestimmungen  dieser  W.-O.  können  die  beiliegenden  Muster-Formen  von 
Wechseln  und  Indossamenten  dienen. 

»)  Vergl.  S.  1358. 

2)  Am  27.  Mai  1<H)2  wurde  iu  Russland  die  neue  W.-O.  bestätigt, 
die  mit  dem  1.  Januar  1008  (alten  Stils)  für  das  gesamte  Reich,  mit  Aus- 
nahme Finnlands  und  Polens,  in  Kraft  tritt.  Sie  ist  also  bestimmt,  die 
geltende,  gänzlich  veraltete  W.-O.  vom  Jahre  18H2  zu  ersetzen.  Vergl.  die 
Übersetzung  und  Erläuterung  der  russischen  Wechselordnung  von  Keyssner 
und  Neudecker  in  Bd.  f>:i  von  Goli>schmii»ts  Zeitschrift  für  das  gesamte 
Handelsrecht.  82* 
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In  Russland  spielt  die  Hauptrolle  im  inuem  Verkehr  der  ein- 
fache („eigene")  Wechsel,  während  der  gezogene  fast  ausschliesslich 
im  internationalen  Handelsverkehr  auftritt.  Daraus  erklärt  es  sich, 
warum  die  W.-O.  zuerst  vom  einfachen  Wechsel  spricht  und  dem 
gezogenen  (anders  als  im  deutschen  Recht)  erst  die  zweite  Stelle 
einräumt. 

Art.  2.  Es  können  sich  durch  Wechsel,  sowohl  durch  einfache  als 
auch  durch  gezogene,  sämtliche  Personen  verpflichten,  denen  es  gesetzlich 
erlaubt  ist.  in  Schuldobligationen  einzutreten.  Von  dieser  allgemeinen 
Bestimmung  werden  ausgenommen:  1.  Personen  geistlichen  Standes  sämt- 
licher Religionsgemeinschaften  und  2.  Bauern,  die  keinen  Grundbesitz 
haben,  falls  dieselben  keinen  Gewerbeschein  gelöst  haben.  Verheiratete 
Frauen  und  Mädchen,  die  von  den  Eltern  nicht  abgesondert,  wenn  auch 
volljährig  sind,  dürfen,  die  ersteren  ohne  Einwilligung  ihrer  Ehemänner, 
die  zweiten  ohne  Einwilligung  der  Eltern,  keine  Wechsel  auf  sich  aus- 
stellen, ebenso  auch  keiue  Haftung  aus  denselben  übernehmen,  wenn  *ie 
keinen  Handel  auf  eigenen  Namen  betreiben. 

Dieser  Artikel  wiederholt  leider  bloss  die  Bestimmung  der  alten 
W.-O.  Die  Beschränkung  der  allgemeinen  Wechselfähigkeit  hat  um 
so  weniger  Sinn  in  Russland,  als  z.  B.  die  Frauen  im  russischen  Recht 
im  allgemeinen  von  ihren  Ehemännern  gänzlich  unabhängig  gestellt 
sind.  Die  Beschränkung  ihrer  Wechselfähigkeit,  die  aus  dem 
französischen  Recht  zu  uns  herübergeweht  wurde,  steht  also  im 
Widerspruch  zu  der  allgemeinen  Rechtslage  der  verheirateten  Frau  in 
Russland.  —  Dem  ausländischen  Leser  ist  wohl  der  Ausdruck:  „Bauern, 
die  keinen  Grundbesitz  haben",  unverständlich.  In  Russland  ist  eben 
ein  besonderer  Bauernstand  vorhanden,  zu  dem  man  der  Geburt  nach 
gehören  kann,  selbst  ohne  Landbesitz  zu  haben.  —  Unter  „nicht  ab- 
gesonderten Kindern  '  versteht  das  russische  Recht  solche,  die  kein 
Vermögen  von  ihren  Eltern  erhalten  haben. 

Abteilung  I. 
Von  einfach en  Wechseln. 

Kapitel  I. 

Von  der  Ausstellung  und  Zirkulation  einfacher  Wechsel. 

Abschnitt  I. 
Von  der  Ausstellung  einfacher  Wechsel. 
Art.  3.  Der  Wechsel  wird  auf  dem  festgesetzten  Stempelpapier  ge- 
schrieben  uud  muss  enthalten:  1.  die  Bezeichnung  des  Ortes  und  der  Zeit 
(des  .Jahres,  Monats  und  Datums)  der  Wcehselausstellnng;  2.  die  Benennung 
der  Urkunde  im  Text  derselben  durch  das  Wort  „Wechsel-1,  falls  sie  aber 
nicht  in  russischer  Sprache  gesehrieben  ist,  durch  den  entsprechenden 
Ausdruck  der  Sprache,  in  der  sie  geschrieben  ist:  3.  die  Erklärung  des 
Wechsel gebers  im  Text  des  Wechsels,  dass  er  sich  zur  Zahlung  ai^  dem 
Wechsel  verpflichtet;  4.  die  Bezeichnung  des  Familiennamens  oder  der 
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Firma  der  Person,  an  die  der  Wechsel  gegeben  wird  und  die  „der  erste 
Erwerber"  genannt  wird;  ö.  die  Bezeichnung  der  der  Zahlung  unter- 
liegenden Geldsumme;  f>.  die  Bezeichnung  des  Zahlungstermins  und  7.  die 
Unterschrift  des  Wechselgebers. 

Art.  4.  Die  Wechselsumme  muss  durch  Buchstaben  bezeichnet  sein, 
wobei  sie  ausserdem  auch  durch  Ziffern  bezeichnet  »ein  kann.  Wenn  die 
Wechselsumme  durch  Buchstaben  mehreremal,  aber  nicht  in  gleicher  Höhe 
bezeichnet  igt,  so  gilt  als  verpflichtend  die  niedrigste  Summe. 

In  der  alten  W.  O.  wurde  die  Bezeichnung  der  Summe  durch 

Buchstaben  und  durch  Ziffern  verlangt.    Abs.  2  dieses  Artikels  .ist 

neu  und  entspricht  dem  deutschen  Wechselrecht. 
Art.  5.  Der  Zahlungstermin  des  Wechsels  kann  bloss  einer  für  die 
ganze  Wechselsumme  sein  und  wird  auf  eine  der  folgenden  Arten  fest- 
gesetzt: 1.  auf  einen  bestimmten  Tag,  unter  Bezeichnung  des  Jahres. 
Monate  und  Datums;  2.  auf  eine  gewisse  Zeit  von  der  Wechselausstellung 
an;  3.  auf  Sicht;  4.  auf  eine  gewisse  Zeit  nach  Sicht;  5.  auf  einen  be- 
stimmten Jahrmarkt;  6.  auf  Sicht  auf  einen  bestimmten  Jahrmarkt.  In 
den  letzten  zwei  Fallen  heisst  der  Wechsel  „Jahnnarktewechsel".  Es  gilt 
aber  nicht  als  „Jahrmarktswechsel u  derjenige,  in  dem  ein  Jahrmarkt  zu- 
gleich mit  der  Bestimmung  eines  Zahlungstermins  bezeichnet  ist;  in 
diesem  Falle  hat  die  Bezeichnung  des  Jahrmarkts  bloss  die  Bedeutung  der 
Anweisung  eines  Zahlungsortes.  Wenn  der  Wechseltermin  auf  den  Be- 
ginn, die  Mitte  oder  das  Ende  des  Monat«  festgesetzt  ist,  so  gilt  der 
Wechsel  als  auf  den  ersten,  fünfzehnten  oder  letzten  Tag  des  Monats 
geschrieben. 

Die  alte  W.-O.  kannte  noch  ausserdem  einen  „Gewohnheite- 
termin1' (a  uso).  Die  Jahrmärkte  (Messen)  haben  noch  in  Kussland 
eine  grosse  Bedeutung.  Die  alte  W.-O.  Hess  aber  bloss  solche  Jahr- 
marktewechsel zu,  deren  Termin  nicht  vor  Schluss  des  Jahrmarkte 
eintreten  sollte. 

Art,  (>.  Für  Wechsel,  die  „auf  Sicht  "  oder  „auf  eine  gewisse  Zeit" 
nach  Sicht  ausgestellt  sind,  wird  im  Text  des  Wechsels  die  Festsetzung 
einer  besonderen  Frist  erlaubt,  bis  zu  deren  Ablauf  der  Wechsel  präsentiert 
werden  muss,  im  ersten  Falle  zur  Zahlung,  im  zweiten  zum  Vermerk  des 
Präsentationstatfes.  Diese  Frist  darf  nicht  12  Monate  tiberschreiten,  vom 
Tage  der  Wechselausstellung  an  gerechnet  (Art,  38  u.  42). 

Die  alte  W.-O.  überliess  es  dem  Wechselgeber,  auch  eiue  längere 
Frist  im  Wechsel  anzugeben. 
Art.  7.  Als  Zahlungsort  des  Wechsels  wird  der  Ort  seiner  Aus- 
stellung angesehen,  wenn  der  Wechselgeber  vor  seiner  Unterschrift  keinen 
anderen  Zahlungsort  im  Wechsel  angegeben  hat.  Ausser  dem  Zahlungsort 
kann  im  Wechsel  auch  das  Lokal  selbst  bezeichnet  werden,  wo  die 
Wechselzahlung  geleistet  werden  soll. 

Abs.  II  ist  eine  sehr  nützliche  Neuerung,  die  dem  beiirischen 
und  dem  italienischen  Recht  entnommen  ist.  Es  wird  dadurch  sowohl 
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die  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung,  als  auch  die  Protester- 
hebung mangels  Zahlung  erleichtert. 
Art,  8.  Der  Wechselgeber  kann  eine  besondere  Zahlungsperson  zur 
Leistung  der  Wechselzahlung  ernennen. 

Art,  9.  Wenn  der  Wechselgeber  als  Analphabet  oder  aus  einem 
andern  Grunde  den  Wechsel  nicht  selber  unterschreiben  kann,  so  darf  auf 
sein  Ersuchen  die  Unterschrift  durch  eine  andere  Person  vollzogen  werden, 
aber  nicht  anders  als  durch  eine  in  der  festgesetzten  Ordnung  zu  erfolgende 
Notariatsbescbeinigung,  dass  der  Wechsel  auf  Ersuchen  des  Wechselgebers 
unterschrieben  wurde. 

Art.  10.  Der  Wechsel  kann  auch  von  mehreren  Wechselgebern 
unterschrieben  werden.  Ebenso  können  dariu  mehrere  erste  Erwerber 
(Art.  3,  Z.  4)  bestimmt  werden.  Eine  Teilung  der  Wechselsumme  wird 
aber  weder  zwischen  mehreren  Wechsclgebern,  noch  zwischen  mehreren 
ersten  Erwerbern  zugelassen. 

Die  alte  W.-O.  Hess  eiue  Wechselausstellung  durch  mehrere 
Personen  ebenfalls  zu,  es  war  aber  auch  die  Teilung  der  Wechsel- 
summe zwischen  mehreren  Personen  erlaubt. 
Art.  11.   Es  werden  im  Wechsel  keine  Vorbehalte  des  Inhalts  zu- 
gelassen, dass  die  Zahlungsverpflichtung  bloss  bedingt  gegeben  sei. 

Es  ist  dies  die  zum  Gesetz  erhobene  Anschauung  der  Theorie,  dass 
der  Wechsel  als  streng  formaler  Akt  immer  nur  bedingungslos  sein  kann. 
Art.  12.    Es  haben  keine  Kraft  in  den  Wechsel  eingefügte  Be- 
stimmungen über  Zahlung  der  Zinsen  oder  über  Konventionalstrafe  oder 
über  Befreiung  des  Wechselgebers  von  der  Befolgung  irgend  eines  der  in 
dieeer  W.-O.  dargelegten  Sätze. 

Selbstverständlich  können  zwischen  den  Parteien  besondere  Ver- 
einbarungen getroffen  werden,  nur  dürfen  sie  nicht  im  Wechsel  aus- 
gedrückt werden,  sondern  in  einem  besonderen  Dokument. 

Art.  18.  Sämtliche  Korrekturen  im  Wechsel,  die  wesentliche 
(Art.  3)  Änderungen  seines  Inhalts  bilden,  müssen  vor  der  Unterschrift 
des  Wechselgebers  erwähnt  werden.  In  Anbetracht  der  Wechselsumme 
werden  Änderungen  selbst  unter  solcher  Erwähnung  nicht  zugelassen. 
Abs.  11  entspricht  dem  alten  Recht. 
Art.  14.  Eine  Urkunde,  die  auch  nur  einer  der  in  Art.  3—5.  9 — 11 
und  13  gestellten  Anforderuntreu  nicht  genügt,  gilt  nicht  als  Wechsel,  und 
die  auf  solcher  Urkunde  vollzogenen  Unterschriften  und  Indossamente  haben 
keine  Wechselkraft.  Ebensowenig  besitzt  diese  Kraft  ein  unterschriebenes 
Blankett  eines  Wechselpapiers,  solange  dieses  Blankett  nicht  mit  dem  in 
Art,  3  festgesetzten  Inhalt  des  Wechsels  ausgefüllt  ist. 

Abschnitt  II. 

Von  der  Übereignung1)  und  Übergabe8)  der  einfachen  Wechsel. 
Art.  1T>.    Der  Wechsel  muss,  um  in  bezug  auf  den  ersten  Erwerber 
in  Kraft  zu  treten,  ihm  vom  Wechselgeber  übereignet  werden. 

')  Aushändigung. 
-)  Weitergabe. 
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Der  Artikel  wiederholt  das  alte  Recht  und  entspricht  auch  dem 
deutschen  Wechsel  recht. 

Art.  16.  Der  Wechsel  gilt  als  vom  Wechselgeber  dem  ersteu  Er- 
worber übereignet,  wenn  er  sich  im  Besitz  de«  letztern  befindet,  ausser 
wenn  es  sich  herausstellen  sollte,  das«  eine  Übereignung  in  Wirklichkeit 
nicht  stattfand  und  dass  er  davon  wusste. 

Diese  Bestimmung,  die  eine  Neuerung  bildet  und  auch  dem 
deutschen  Wechselrecht  unbekannt  ist,  verlangt  also  Gutgläubigkeit 
des  Erwerbers.  Das  onus  probandi  wird  wohl  dem  Wechselgeber  auf- 
zuerlegen Bein. 

Art.  17.  Der  erste  Erwerber  des  Wechsels  ist  befugt,  denselben 
einer  anderen  Person  zu  Eigentum  zu  übergeben.  Eben  so  ein  Recht  hat 
auch  jeder  folgende  Erwerber  des  Wechsels.  Der  Wechsel  kann  sowohl 
eiuem,  als  auch  mehreren  Erwerbern  übergeben  werden,  aber  ohne  Teilung 
der  Wechselsumnie.  Er  kann  auch  einer  Person  übergeben  werden,  die 
schon  am  Wechsel  beteiligt  ist,  und  von  derselben  weiter  übergeben  werden, 
ausser  an  den  Wcehselgeber')  selbst,  dem  der  Wechsel  bloss  zur  Tilgung 
zurückgegeben  werden  kann. 

Vergl.  Art.  10  der  deutschen  W.-O.  Nach  dem  früheren  Rechte, 
das  als  wesentlichen  Bestandteil  des  Wechsels  hinter  der  Bezeichnung 
des  ersten  Erwerbers  die  Hinzufflguug  der  Worte:  „oder  an  seine 
Orderc  verlangte,  war  die  Zirkulationsfähigkeit  des  Wechsels  nicht 
so  selbstverständlich,  denn  sie  hing  eben  von  diesen  Worten  ab. 
Wurden  sie  z.  B.  versehentlich  in  den  Text  des  Wechsels  nicht  auf- 
genommen, so  konnte  der  Wechsel  nicht  indossiert  werden. 

Art.  18.  Die  Übergabe  des  Wechsels  wird  durch  eine  Aufschrift 
gekennzeichnet,  die  „Indossament-4  2 1  genannt  wird.  Das  Indossament  muss 
die  Unterschrift  der  Person  enthalten,  die  den  Wechsel  übergibt,  und  kann 
entweder  Namens-Indossameut  seiu.  wenn  darin  der  neue  Erwerber  be- 
zeichnet ist,  oder  Blankoindossament,  wenn  eine  solche  Bezeichnung  darin 
nicht  gemacht  worden  ist.  Im  letzteren  Falle  ist  jeder  Erwerber  des 
Wechsels  befugt,  denselben  einer  anderen  Person  zu  übergeben,  auch  ohne 
neues  Indossament. 

Die  alte  W.-O.  verlangt  beim  Namens-Indossament  auch  die  Be- 
zeichnung des  Ortes  und  der  Zeit  der  Indossierung. 

Art.  19.  Die  Blanko-  und  Namens-Indossamente  werden  auf  die 
Rückseite  des  Wechsels  geschrieben,  wobei  das  erste  Indossament,  wenn 
es  ein  Namens-Indossament  ist.  auch  auf  die  Vorderseite  geschrieben  oder 
dort  nur  begonnen  werden  darf.  Wenn  die  Rückseite  des  Wechsels  voll  be- 
schrieben ist.  so  werden  die  neuen  Indossamente  auf  einem  Anhänirebogen 
fortgesetzt,  derart,  dass  das  ersto  dieser  neuen  Indossamente  am  Ende  der 

l)  Wechselaussteller. 

*)  Die  Bezeichnung  „Indossament"'  kennt  eigentlich  das  russische 
Gesetz  nicht.  Die  wörtliche  I  bersetzung  der  Bezeichnung  ist:  „Übergabe- 
Aufschrift'4.  Doch  hat  der  Übersetzer  die  technische  Benennung  „In- 
dossament" als  die  allgemein  übliche  vorgezogen. 
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Rückseite  des  Wechsels  beginnen  »oll.  Die  Nicbtbefolgung  dieser  Be- 
stimmungen zieht  die  Ungültigkeit  der  Wecbßelübergabe  nach  »ich. 
Korrekturen  in  den  Indossamenten  werden  unter  einer  mit  entsprechender 
Unterschrift  versehenen  Erwähnung  derselben  zugelassen .  Ein  gänzlich 
durchstrichenes  Indossament  gilt  als  getilgt. 

Art.  20.  Jeder  Erwerber  eines  Wechsels  ist  befugt,  das  Blanko- 
indossament darauf  in  ein  Namens- Indossament  zu  verwandeln  durch  die 
Bezeichnung  des  folgenden  Erwerbers  des  Wechsels. 

Art.  21.  Der  Wechselbesitzer  ist  bei  der  Übergabe  des  Wechsels 
befugt,  in  das  Indossament  den  Vorbehalt  aufzunehmen:  „ohne  Obligo"1! 
(Art.  51).  Ist  dieser  Vorbehalt  durchgestrichen,  so  gilt  er  bloss  dann  als 
getilgt,  wenn  seine  Tilgung  unter  Unterschrift  der  Person,  die  das  In- 
dossament ohne  Obligo  gemacht  hat.  vermerkt  ist. 

Art.  22.  Die  Übergabe  des  Wechsels  kann  in  einem  besonderen 
Vorbehalt  von  dem  Wechselgeber  oder  von  einem  der  Indossanten  verboten 
werden,  und  ein  entgegen  diesem  Verbote  vollzogenes  Indossament  hat 
keine  Kraft  in  bezug  auf  den,  der  die  Übergabe  des  Wechsels  verboten  hat. 

Der  Artikel  enthält  nichts  neues,  interessant  ist  aber  die  Be- 
schränkung der  Wirkungslosigkeit  des  unter  solchen  Umständen  er- 
folgten Indossaments  bloss  auf  die  Person  des  Verbiete™. 

Abschnitt  III. 

Von  den  Wechselbesitzern  und  deren  Bevollmächtigten  bei 

einfachen  Wechseln. 

Art.  28.  Als  Wechselbesitzer  gilt  der  Inhaber  des  Wechsels,  wenn 
er  darauf  als  erster  Erwerber  üguriert  oder  wenn  der  Wechsel  an  ihn  durch 
Indossament  gelangt  ist,  aber  unter  der  Bedingung,  dass  bei  Vorhanden- 
sein mehrerer  Indossamente  sie  all**  eine  ununterbrochene  Reihe  bilden, 
die  mit  dem  Indossament  des  ersten  Erwerbers  beginnt  und  mit  einein 
Namens-  oder  Blanko-Indossainent  endet  Diese  Reihe  wird  als  un- 
unterbrochen betrachtet,  wenn  das  Indossament  eines  jeden  Indossanten 
unmittelbar  hinter  dem  Namens-Indossament  folgt,  in  dein  er  als  der 
Erwerber  bezeichnet  wird,  oder  hinter  einem  Blankoindossament,  wobei 
durchstrichen»'  Indossamente  nicht  in  Betracht  gezogen  werden,  ebenso  wie 
auch  die  Zeit  der  Indossaments-Vollziehung  keine  Bedeutung  hat.  Der 
Wechselbesitzer  ist  nicht  verpflichtet,  sich  von  der  Echtheit  der  vorher- 
gehenden Indossamente  zu  überzeugen. 

Art.  24.  Dem  Wechselbesitzer  gehören  alle  Rechte,  die  dem  Wechsel 
entspringen,  unabhängig  von  den  Rechten  des  Vormanne«  an  demselben, 
ausser  wenn  es  sich  herausstellen  sollte,  dass  der  Wechsel  aus  dem  Besitz 
des  letzteren  wider  seinen  Willen  gelangt  ist  uud  dass  der  Wechselbesitzer 
davon  wusste. 

Es  wird  hier,  wie  es  richtig  in  der  Begründung  des  Gesetzes 
in  den  .Motiven  heisst,  der  vollständige  Mangel  einer  zivilrechtlichen 

M  hie  wörtliche  Übersetzung  lautet:  „ohne  Regress  gegen  mich". 
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Zession  im  Wecbselrecht,  wie  auch  die  Selbständigkeit  der  Rechte 
jedes  Wechselbesitzers  treffend  ausgedrückt.  Der  Artikel  bildet  eine 
Ergänzung  zu  Art.  16.  Im  ursprünglichen  Entwurf  war  eiue  der 
deutschen  W.-O.  entlehnte  Ungenauigkeit  des  Ausdrucks  vorhanden, 
es  war  nämlich  gesagt,  dass  die  Rechte  aus  dem  Wechsel  kraft  der 
Übergabe  an  den  Erwerber  „übergohen". 

Art.  25.  Der  Wechselbesitzer  kann  einer  anderen  Person  eine 
Wechsclvolliuacht  geben.  Diese  Vollmacht  wird  durch  eine  besondere 
Aufschrift  auf  dem  Wechsel  hergestellt,  die  Prokura-Indossament1)  heisst 
und  ausser  der  Vollmacht  die  Bezeichnung  der  Person,  der  die  Vollmacht 
gegeben  wird,  und  die  Unterschrift  des  Vollmachtgebers  enthalten  muss. 
Auf  die  Verifikation  dieser  Indossamente  werden  die  in  Art.  23  Uber 
Indossamente  dargelegten  Beetimmungen  angewendet.  Die  Wechsel- 
vollmacht erlischt  weder  durch  den  Tod  des  Vollmachtgebers,  noch  durch 
Beschränkung  seiner  Rechtsfähigkeit. 

Art.  26.  Die  durch  ein  Prokura-Indossament  bevollmächtigte  Person 
wird  als  berechtigt  angesehen,  sowohl  zur  Präsentation  des  Wechsels  zur 
Zahlung  oder  zur  Beitreibung  und  zum  Empfang  des  aus  dem  Wechsel 
geschuldeten  Geldes,  als  auch  überhaupt  zu  allen  Handlungen,  die  zur 
Wahrung  der  Rechte  des  Vollmachtgebers  nötig  sind.  Eine  so  bevoll- 
mächtigte Person  kann  ihre  Vollmacht  einer  anderen  Person  mittelst 
eines  neuen  Prokura-Indossaments  übergeben,  falls  im  ursprünglichen 
Prokura-Indossament  das  Verbot  einer  solchen  weiteren  Übergabe  nicht 
erwähnt  ist. 

Kapitel  N. 

Von  der  Haftung  und  Befriedigung  bei  einfachen  Wechseln. 

Abschnitt  I. 

Von  der  Haftung  bei  einfachen  Wechseln  im  allgemeinen. 
Art.  27.    Durch  die  Ausstellung  des  Wechsels  tibernimmt  dei 
Wechselgeber  die  Haftung  für  die  Zahlung  aus  demselben. 

Art.  28.  Ausser  dem  Wecliselgober  liegt  die  Haftung  aus  dem 
Wechsel  auch  allen  denjenigen  ob,  die  den  Wechsel  unterschrieben  oder 
darauf  Indossamente  gesetzt  haben,  wie  wenn  jeder  von  ihnen  sich  selb- 
ständig verpflichtet  hätte,  die  Fälle  ausgenommen,  die  in  der  W.-O.  direkt 
bezeichnet  sind.  Die  aus  dem  Wechsel  haftende  Person  ist  nicht  befugt, 
die  Echtheit  der  Indossamente  zu  prüfen. 

Die  in  diesem  Artikel  hervorgehobene  Selbständigkeit  der 
einzelnen  Verpflichtungen  bildet  einen  der  leitenden  Grundsätze  der 
W.-O.  und  findet  iu  mehreren  Artikeln  ihre  Anwendung  auf  einzelne 
Fälle,  so  in  Art.  32  betreffs  der  Wirkung  einer  Unterschrift  auf  die 
andere,  iu  Art.  76  in  betreff  der  Frage  von  der  Unterbrechung  des 
Fristenlaufes  zur  Klageerhebung  aus  einem  Wechsel  etc. 

Art.  29.  Die  Haftung  einer  jeden  aus  dem  Wechsel  verpflichteten 
Person,  darunter  eines  jeden,  der  den  Wechsel  mitunterschrieben  oder 

l>  Die  genauere  Übersetzung  ist:  „Bevollmäcbtigungs- Aufschrift u. 
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initindossiert  hat,  erstreckt  sich  sowohl  auf  die  Wechselsurame.  als  auch 
auf  alles,  was  der  Wechselbesitzer  kraft  dieser  W.-Ü.  von  ihnen  zu 
fordern  befugt  ist. 

Es  handelt  sich  hier  um  den  auch  von  der  deutschen  W.-O. 
ähnlich  festgesetzten  Umfang  der  Haftung;  die  letztere  umfasst  also 
nicht  bloss  die  Wechselsumme,  sondern  auch  die  Verzugs-Zinseu,  die 
Kosten  des  Protestes  etc. 

Art.  80.  Falls  der  Wechsel  nicht  bezahlt  wird  und  dies  ordnungs- 
mässig  (Art.  49)  bescheinigt  ist,  ist  der  Wechselbesitzer  befugt,  die 
Forderung  auf  Zahlung  der  ganzen  aus  dem  Wechsel  gebührenden  Summe 
(Art.  29)  nach  seinem  Gutdünken  entweder  an  alle  daraus  haftenden 
Personen  insgesamt  zu  richten  (Art.  28)  oder  bloss  an  einige  derselben 
ebenfalls  insgesamt  oder  an  eioe  von  ihnen,  ohne  in  den  zwei  letzten  Fällen 
sein  Recht  gegen  diejenigen  von  ihnen  zu  verlioren.  an  die  besagte 
Forderung  noch  nicht  gerichtet  worden  ist. 

Das  Gesetz  gebraucht  nicht  den  Ausdruck  „solidarisch"4  (wie 
z.  B.  das  französische  Recht).  Die  Motive  erklären  dies  dadurch,  dass 
man  hier  nicht  von  einer  gegenwärt  igen  Haftung  „aller  für  jeden 
und  eines  jeden  für  alle"  sprechen  kann,  denn  jede  Person  haftet 
bloss  für  sich  und  ohne  irgendwelche  Beziehungen  zwischen  den 
haftenden  Personen  (wie  solcher  Zusammenhang  bei  der  solidarischen 
Verpflichtung  des  Zivilrechts  üblich  ist).  Deshalb  habe  man  nicht 
den  Ausdruck  „solidarisch"  gebraucht,  um  etwaige  Schlüsse  zu  ver- 
meiden, die  dem  Wechselrecht  gänzlich  fremd  wären. 

Art.  31.  Wer  auf  dem  Wechsel  seine  Unterschrift  oder  ein  Dj- 
dossament  als  Bevollmächtigter  des  Wechselgebers  oder  einer  anderen 
aus  dem  Wechsel  verpflichteten  Person  gesetzt  hat  ohne  eine  recht- 
mässige Vollmacht  dazu  zu  besitzen,  haftet  persönlich  ebenso,  wie  bei 
Vorhandensein  einer  Vollmacht  die  Person  gehaftet  hätte,  als  deren  Bevoll- 
mächtigter er  sich  unterschrieb.  Derselben  Haftung  unterliegen  Vor- 
münder und  andere  gesetzliche  Vertreter,  die  in  dieser  Eigenschaft  ihre 
Unterschriften  auf  den  Wechsel  gesetzt  haben,  ohne  dazu  ein  Recht 
zu  besitzen. 

Diese  wichtige  Bestimmung  ist  ebenfalls  neu. 
Art.  32.  Wenn  eiue  Unterschrift  auf  dem  Wechsel  (Art.  3  Z.  7. 
Art.  18  u.  25)  sich  als  gefälscht  oder  als  nicht  verpflichtend  für  die  Person, 
von  der  oder  in  deren  Namen  sie  gefertigt  ist,  oder  als  von  einer  Person 
herrührend  sich  erweist,  die  kein  Recht,  sich  durch  Wechsel  zu  verpflichten, 
besitzt,  so  wird  dadurch  die  Haftung  aus  den  übrigen  sich  auf  dem 
Wechsel  befindlichen  Unterschriften  nicht  berührt  (Art.  27  u.  28). 

Eine  ähnliche  Bestimmung  existierte  schon  in  der  alten  W.-O. 
Vergl.  die  Anui.  zu  Art.  28. 
Art.  33.    Die  aus  einem  Wechsel  haftende  Person,  an  die  eine 
Wechselfnrderung  gerichtet  ist,  darf  sich  bloss  durch  solche  Einreden  ver- 
teidigen, die  aus  den  Bestimmungen  dieser  W.-O.  oder  aus  den  unmittel- 
baren Beziehungen  dieser  Person  zum  Wechselbesitzer  hervorgehen. 
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Dieser  Artikel,  der  einen  der  Fundauientalsätze  des  Wcchselrechts 
ausspricht,  ist.  wie  die  Motive  es  direkt  sagen,  auf  Art.  82  der  deutschen 
Wechselordnung  aufgebaut. 

Art.  84.  Wenn  der  Wechsel  von  einer  Person  erworben  wird,  die 
bereits  vor  der  Übergabe  des  Wechsels  an  ihm  beteiligt  war  (Art.  17), ')  so 
ist  dieselbe  nicht  befugt,  Forderungen  an  diejenigen  aus  dem  Wechsel 
haftenden  Personen  zu  richten,  denen  gegenüber  sie  selbst  vor  Erwerbung 
desselben  haftbar  war. 

Art.  3ö.  Wenn  der  Wechselbesitzer  irgend  eiue  der  Handlungen 
unterlässt,  durch  die  kraft  dieser  W.-O.  die  Haftung  der  durch  feinen  Wechsel 
verpflichteten  Personen  bedingt  ist,  so  wird  diese  Haftung  aufgehoben, 
selbst  wenn  solche  Unterlassung  unter  dem  Einfluss  der  höheren  Gewalt 
oder  überhaupt  ohne  Schuld  des  Wechselbesitzers  erfolgt  ist. 

Die  in  diesem  Artikel  behandelte  Frage  wird  von  den  meisten 
Gesetzgebungen  mit  Schweigen  übergangen.  Die  deutsche  Praxis  lässt. 
entgegen  der  französischen,  ein  Vorschützen  der  höhern  Gewalt  nicht 
zu.  Auf  diesem  Standpunkt  steht  auch  das  Schweizer  Recht,  während 
das  Wechselrecht  der  skandinavischen  Länder  sich  der  französischen 
Anschauung  anschliesst.  Interessant  ist  die  Tatsache,  dass  bei  Be- 
ratung des  Gesetzes  die  Moskauer  Kaufmannschaft  die  Beibehaltung 
der  Bestimmung  der  alten  W.-O.  befürwortete,  laut  deren  die  Ver- 
spätung der  Post  dem  Wechselbesitzer  nicht  zur  Schuld  angerechnet 
werden  soll,  wenn  er  infolgedessen  den  Wechsel  nicht  rechtzeitig  zur 
Zahlung  präsentieren  konnte. 

Abschnitt  IL 
Von  der  Zahlung  bei  einfachen  Wechseln. 
1.  Von  der  Zahlung  bei  einfachen  Wechseln  vor  dem  Termin. 

Art.  36.  Vor  Eintritt  des  Termins  ist  der  Wechselbeeitzer  weder 
befugt,  Zahlung  aus  dem  Wechsel  zu  fordern,  noch  verpflichtet,  solche 
Zahlung  anzunehmen.  Bei  Vorhandensein  eiuer  Vereinbarung  über  Zahlung 
aus  dem  Wechsel  vor  dem  Termin  ist  deren  Erfüllung  sowohl  durch  Ent- 
richtung der  ganzen  Summe,  wie  auch  durch  Teilzahlungen  zugelassen 
unter  einem  entsprechenden  Vermerk  in  dem  einen,  wie  in  dem  anderen 
Falle  auf  dem  Wechsel  selbst.  Wer  aber  vor  dem  Termin  einen  unrecht- 
mässigen Weehselbesitzer  bezahlt  hat,  wird  nicht  von  der  Verpflichtung 
befreit,  den  Wechsel  mit  Eintritt  des  Termins  zu  bezahlen. 

Ähnliches  besagte  schon  die  alte  W.-O.  Der  Wechselbesitzer  ist 
auf  diese  Weise  vor  Schaden  geschützt  im  Falle  des  Verlustes  des 
mit  Blanko-lndossament  versehenen  Wechsels  vor  Eintritt  des  Termins. 

II.  Von  dem  Eintritt  des  Zahlungstermins  bei  eiufacheu 

Wechseln. 

Art.  37.  Der  Eintritt  des  Zahlungstermins  eines  Wechsels  wird  je 
nach  dem  Unterschiede  der  Termine  (Art,  f>)  folirendermassen  bestimmt: 

l)  D.  h.  im  Wechselvurband  stand. 
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1.  Der  Zahlungstermin,  der  im  Wechsel  auf  einen  bestimmten  Tag 
festgesetzt  ist,  tritt  an  diesem  Tage  ein. 

2.  Der  Zahlungstermin,  der  auf  eine  gewisse  Zeit  von  der  Wechsel- 
ausstellung  an  festgesetzt  ist.  *rilt  als  eingetreten:  a)  bei  Bestimmung  der 
Zeit  durch  Tage  —  am  letzten  dieser  Tage,  wobei  der  Ausstellungstag 
des  Wechsels  nicht  mitgerechnet  wird:  b)  bei  Bestiminunir  der  Zeit  durch 
Wochen  —  an  dem  Taj^e.  der  seiner  Benennung  nach  dem  Tage  der  Wechsel- 
ausstcllung  entspricht;  c)  bei  Bestimmung  der  Zeit  durch  Monate  —  an 
dem  Tage  des  Endmonats,  der  seinem  Datum  nach  dem  Tage  der  Wechsel- 
ausstellung entspricht,  bei  Nichtvorhandensein  dieses  Datums  im  Endmouat 
—  am  letzten  Tage  dieses  Monat«,  und  d)  bei  Bestimmung  der  Zeit  durch 
einen  Monat  und  einen  oder  mehrere  Tage  —  am  letzten  dieser  Tage. 

3.  Der  Zahlungstermin,  der  auf  Sicht  festgesetzt  ist,  tritt  am  Tage 
der  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  ein.  Wenn  der  Wechsel  binnen 
12  Monaten  vom  Tage  der  Wechselausstellung  an  nicht  zur  Zahlung  prä- 
sentiert wird,  so  tritt  der  Zahlungstermin  an  dem  Datum  des  zwölften 
Monats  ein,  da$  dem  Tage  der  Wechselausstellung  entspricht,  und  bei 
Nichtvorhandensein  dieses  Datums  —  am  letztcu  Tage  dieses  Monats. 

4.  Der  Zahlungstermin,  der  auf  eine  gewisse  Zeit  nach  Sicht  fest- 
gesetzt ist,  tritt  an  dem  wie  oben  Z.  2  festzustellenden  Tage  ein.  wobei 
zur  Grundlage  der  Berechnung  statt  des  Tages  der  Wechselausstellung  der 
Tag  seiner  Präsentation  angenommen  wird. 

5.  Der  Zahlungstermin  auf  einem  Jahrmarkt  tritt  eiuen  Tag  vor 
dem  für  den  Sellins»  des  Jahrmarkts  bestimmten  Tag  ein  oder  am  Tage 
des  Jahrmarkts  selbst,  falls  letzterer  bloss  einen  Tag  dauert. 

6.  Der  Zahlungstermin  auf  Sicht  auf  dem  Jahrmarkt  tritt  am  Tage 
der  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  auf  dem  Jahrmarkt  ein. 

Art.  38.  Der  Kintritt  des  Zahlunirstermins  bei  Wechseln,  für  die 
kraft  Art.  H  eine  besondere  Frist  festgesetzt  ist.  wird  folgendennassen 
bestimmt: 

1.  Für  Wechsel  auf  Sicht  gilt  der  Zahlungstermin  als  eingetreten 
mit  dem  Tage  der  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  binnen  der  er- 
wähnten besondern  Frist,  mangels  solcher  Präsentation  —  am  letzten  Tage 
dieser  besondern  Frist. 

2.  Für  Wechsel  auf  eine  gewisse  Zeit  nach  Sicht  gilt  der  Zahlungs- 
termin als  eingetreten,  wenn  vom  Tage  der  binuen  der  festgesetzten  be- 
sondern Frist  statt gefundenen  Präsentation  des  Wechsels  an  auch  der  im 
Wechsel  angegebene  Zahlungstermin  nach  Sicht  verstrichen  ist.  wobei  der 
Präseutationstag  des  Wechsels  durch  eineu  besondern  Vermerk  auf  dem 
Wechsel  unter  Unterschrift  des  Wechsel gebers  oder  der  besonderu  Zablungs- 
person  bescheinigt  wird.  Wenn  ein  solcher  Vermerk  nicht  zu  erlangen  war. 
so  iiiuss  bis  zum  Ablauf  der  Frist,  binnen  deren  der  Wechsel  präsentiert 
werden  durfte,  der  Protest  erhoben  werden,  und  es  wird  in  diesem  Falle 
(kr  Tag  des  Protestes  als  der  Präsentationstag  des  Wechsels  angesehen. 
Auf  Präsentation  des  Wechsels  zwecks  des  erwähnten  Vermerks  und  auf 
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Erhebung  des  Protestes  wegen  Nichterlaujyruuy:  des  Vermerkes  hat  jeder 
das  Recht,  in  dessen  Häudcn  der  Wechsel  selbst  sich  befindet.  Wenn  der 
Wechsel  zum  Vermerk  oder  zum  Protest  nicht  präsentiert  wurde,  so  wird 
der  Berechnung  des  Zahlungstermins  der  letzte  Tai?  der  zur  Wechsel- 
Präsentation  festgesetzten  besondern  Frist  zugrunde  gelegt. 

Nach  der  alten  W.-O.  trat  der  Zahlungstermin  des  Wechsels  auf 

•Sicht  nicht  mit  dem  Präsentationstage,  sondern  erst  24  Stunden  später  ein. 
Art.  3t).  Wenn  der  Wechsel  an  einem  Orte  ausgestellt  ist.  wo  eine 
andere  Zeitrechnung  (Stil)  herrscht  als  am  Zahlungsort,  so  wird  zur  Be- 
stimmung des  Zahlungstermins  die  Zeitrechnung  am  Ausstellungsort  in 
Betracht  gezogen  unter  Umrechnung  auf  die  Zeitrechnung  am  Zahlungs- 
ort, ausser  wenn  im  Wechsel  sich  eine  andere  Bestimmung  über  diesen 
Gegenstand  vorfinden  sollte. 

Der  Artikel  beruht  auf  skandinavischem  Recht,  während  bekannt 

lieh  das  deutsche  R«>cht  die  Frage  nach  dem  Stil  des  Zahlungsortes 

entscheidet. 

III.  Von  der  Forderung  und  Leistung  der  Zahlung  bei  einfachen 

Wechseln. 

Art.  40.  Mit  Eintritt  des  Termins  (Art.  37-39)  wird  der  Wechsel 
zur  Zahlung  dem  Wechselgeber  präsentiert  oder,  falls  letzterer  eine  be- 
sondere Zahlungsperson  (Art,  8)  ernannt  hat.  der  letztern,  unter  Be- 
rücksichtigung folgender  Bestimmungen  über  die  Termine  für  solche 
Präsentation  (Art.  41-43). 

Art.  41.  Der  Wechsel  auf  einen  bestimmten  Tag  oder  auf  eine 
gewisse  Zeit  von  der  Ausstellung  des  Wechsels  an  oder  auf  eine  gewisse 
Zeit  nach  Sicht  wird  zur  Zahlung  am  Tage  des  Eintritts  des  Termins 
oder  an  einem  der  zwei  nächsten  Wochentage  präsentiert. 

Die  alte  W.-O.  kennt  noch  zugunsten  des  Schuldners  10  Warte- 
tage, sogen.  „Grationstageu  (Respekttage,  Art  33  der  deutschen  W.-O.), 
die  aber  eine  reine  Formalität  waren  und  bloss  zur  Verlängerung  der 
Frist  dienten,  so  dass  man  schliesslich,  wenn  man  z.  B.  einen  Wechsel 
auf  3  Monate  ausstellen  wollte,  ihn  auf  2  Monate  20  Tage  schreiben 
musste.  Die  neue  W.-O.  hat  mit  den  „Grationstagen"  gänzlich  auf- 
geräumt. 

Art.  42.  Der  Wechsel  auf  Sicht  wird,  wenn  in  ihm  eine  besondere 
Frist  (Art.  38,  Z.  1)  festgesetzt  ist,  vor  dem  Ablauf  dieser  Frist  zur  Zahlung 
präsentiert:  wenn  aber  so  eine  Frist  nicht  festgesetzt  ist,  so  wird  er 
spätestens  bis  zum  Ablauf  von  12  Monaten,  vom  Tage  seiner  Ausstellung 
an  gerechnet,  präsentiert. 

Art.  43.  Der  Wechsel,  dessen  Termin  auf  einen  Jahrmarkt  fest- 
gesetzt ist.  wird  mit  Eintritt  des  Zahlungstermins  präsentiert  (Art..  37, 
Z.  5),  der  Wechsel  auf  Sicht  auf  einem  Jahrmarkt  —  spätestens  am  Vor- 
tage des  für  den  Sehluss  des  Jahrmarkts  bestimmten  Ta.«;es  oder  am  TaLre 
des  Jahrmarkt«  selbst,  falls  letzterer  bloss  einen  Tag  dauert.  Wenn  die 
Frist,  binnen  deren  der  Wechsel  der  Präsentation  zur  Zahlung  unterliegt. 
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an  einem  Feiertage  zu  Ende  geht,  bo  wird  der  Wechsel  auch  an  diesem 
Tage  präsentiert. 

Es  ist  hier  also  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel 

konstituiert,  nach  der  der  Wechsel  nur  an  einem  Wochentage  präsentiert 

werden  darf. 

Art.  44.  Die  Zahlungsforderung  aus  einem  Wechsel  wird  am 
Zahlungsorte  (Art.  7)  der  betreffenden  Person  in  deren  Kontor  oder  einem 
andern  Handelslokal  präsentiert,  falls  die  betreffende  Person  aber  dergleichen 
nicht  besitzt  —  in  ihrer  Wohnung,  wenn  nur  im  Wechsel  kein  besonderes 
Lokal  für  die  Zahlung  bezeichnet  ist, 

Art,  45.  Bei  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  ist  der  Wechsel- 
besitzer bloss  die  Wechselsumme  zu  fordern  befugt.  Wenn  aber  ein  Wechsel 
auf  eine  gewisse  Zeit  nach  Sicht  wegen  nicht  erlangten  Vermerks  des 
Präsentationstages  bereits  protestiert  war  (Art.  38,  Z.  2),  so  werden  bei 
der  Zahlung  auch  die  mit  diesem  Protest  verbundenen  Kosten  ersetzt. 

Art.  4t>.  Der  Wechselbesitzer  ist  Zahlung  aus  dem  Wechsel  bloss 
in  solchem  Gelde  zu  fordern  befugt,  das  Zwangsumlauf  besitzt.  Bei  einem 
Wechsel,  der  im  Auslände  in  fremder  Valuta  mit  Zahlung  im  Reiche  aus- 
gestellt ist,  wie  auch  bei  einem  Wechsel,  der  im  Reiche  mit  Zahlung  im 
Auslände  ausgestellt  ist,  wird  bei  Präsentation  dieser  Wechsel  zur  Zahlung 
im  Reiche  die  Wechselsumme  nach  russischem  Gelde  berechnet,  laut  dem 
im  Wechsel  bezeichneten  Kurse,  mangels  solcher  Bezeichnung  —  nach  dem 
Kurse  des  Zahlungsortes,  entsprechend  der  bei  Berechnung  des  Wechsel- 
kurses au  diesem  Ort  oder  auf  der  nächsten  Börse  üblichen  Ordnung.  Bei 
Berechnung  des  Kurses  wird  der  Kurs  des  nächsten  vorhergehenden  Wochen- 
tages in  Betracht  gezogen. 

Art.  47.  Der  Wechselbesitzer  ist  nicht  befugt,  die  Annahme  einer 
Teilzahlung  zu  verweigern,  die  ihm  bei  Präsentation  des  Wechsels  zur 
Zahlung  augeboten  wird:  in  diesem  Falle  bleibt  aber  der  Wechsel  beim 
Wechselbesitzer  mit  einem  Vermerk  des  Bezahlenden  darauf  über  die  von 
ihm  geleistete  Teilzahlung.  Bei  stattgefundener  voller  Bezahlung  des 
Wechsels  muss  der  Wechselbesitzer  denselben  dem  Bezahlenden  aushändigen 
mit  entsprechender  Quittung  auf  dem  Wechsel,  dass  die  Bezahlung  erhalten 
worden  ist, 

Im  ursprünglichen  Entwurf  wurde  verlangt,  dass  bei  Teilzahlung 
die  Quittung  auf  dem  Wechsel  vom  Empfänger  der  Zahlung  gesetzt 
werden  soll. 

Art.  48.  Wenu  der  Wechsel  zur  Zahlung  nicht  präsentiert  wurde 
oder  wenn  er  zwar  präsentiert,  aber  die  angebotene  Summe  vom  Wechsel- 
besitzer nicht  angenommen  würde,  so  hat  der  Wechselgeber  oder  die  ihn 
vertretende  Zahlungspcrsou  das  Recht,  nach  Ablauf  der  Frist,  die  zur 
Erhebung  des  Protestes  mangels  Zahlung  festgesetzt  ist,  die  von  ihm  aus 
dem  Wechsel  geschuldete  oder  von  ihm  angebotene  Summe  bei  dem 
zuständigen  Gerichte  des  Zahlungsortes  zu  deponieren,  auf  Gefahr  des 
Wechselbesitzers  und  unter  Anrechnung  der  Kosten  an  denselben. 
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Es  liegt  hier  bloss  ein  Einzelfall  der  Anwendung1  des  Art.  2055 
dos  Zivilgesetzbuches  Tor,  der  dasselbe  in  allgemeiner  Fassung  aus- 
spricht. Neu,  auch  für  den  ausländischen  Juristen,  ist  die  Erstreckung  der 
hier  enthaltenen  Bestimmung  auf  den  Fall,  dass  der  Wechselbesitzer 
infolge  eines  Streites  wegen  der  Höhe  der  ihm  angebotenen  Summe 
deren  Annahme  verweigert. 

Abschnitt  III. 

Von  den  Folgen  der  Nichtzahlung  bei  einfachen  Wechseln. 
Art.  49.    Der  Wechsel,  der  bei  seiner  Präsentation  zur  Zahlung 
(Art.  40)  nicht  bezahlt  wird,  inuss  zur  Wahrung  des  Rechts  auf  Regress- 
forderungen mangels  Zahlung  protestiert  werden,  entsprechend  den  in 
Art.  07—72  enthaltenen  Bestimmungen. 

Art.  50.  Per  Wechselbesitzer,  der  Protest  mangels  Zahlung  erhoben 
hat,  darf  ebensowohl  vom  Wechselgeber,  als  auch  auf  Grund  des  Regress- 
rechts von  den  Indossanten  folgendes  fordern:  1.  die  unbezahlte  Wechsel- 
summe mit  6  %  jährlicher  Zinsen  vom  Tage  des  Zahlungstermins  an  bis 
zum  Erfülluugstage;  2.  die  mit  den  Protesten  verbundenen  Kosten  und 
3.  eine  Entschädigung  von  1/4°0  der  gesamten  (Z.  1  u.  2)  unbezahlten 
Summe. 

Art.  51.  Der  Wechselbesitzer  eines  unbezahlten  und  mangels 
Zahlung  protestierten  Wechsels  ist  auf  Grund  des  Art.  .30  befugt,  von 
jedem  Indossanten,  unabhängig  von  der  Reihenfolge  der  Indossamente, 
Regresserfüllung  zu  fordern  bis  zu  seiner  vollständigen  Befriedigung. 
Dergleichen  Forderung  darf  aber  nicht  an  denjenigen  Indossanten  gerichtet 
werden,  der  die  Regresshaftung  durch  die  vor  seiner  Unterschrift  gestellten 
Worte:  „ohne  Obligo"  von  sich  abgewendet  hat. 

Der  Artikel  bietet  eine  grosso  Neuerung  im  Vergleich  zum 
alten  Recht,  da  letzteres  die  Regressansprttche  bloss  per  ordinem  zu- 
lässt,  nicht,  wie  hier,  auch  per  saltum  (sprungweise).  Ausserdem 
verlangt  die  alte  W.-ü.  zur  Erhaltung  des  Rechts  auf  Regressforderungen 
die  Protesterhebung  nicht  bloss  gegen  den  Wechselgeber,  sondern 
auch  gegen  die  Indossanten.  Art.  51  bildet  also  einen  grossen  Schritt 
vorwärts  zur  Erleichterung  der  Befriedigung  des  Wechselbesitzers. 

Art.  52.  Der  Indossant,  an  den  die  Zahlungsforderung  gerichtet 
ist,  ist  nicht  ander«  zur  Leistung  der  Zahlung  verpflichtet,  als  gegen 
Umtausch  mit  dem  Wechsel  und  der  Protesturkunde,  und  ist  dann  befugt, 
sowohl  das  eigene  Indossament  auf  dem  Wechsel,  als  auch  die  Indossamente 
der  Nachmänner  durchzustreichen. 

Art,  53.  Der  Indossant,  von  dem  der  Wechsel  bezahlt  worden  ist. 
darf  je  nach  seiner  Wahl  vom  Wechselgeber  oder  von  den  Vormännern 
folgendes  verlangen:  1.  die  Summe  der  Regressfordenmg,  die  er  dem 
Wechselbesitzer  zahlen  musste,  mit  (>%  jährlicher  Zinsen  für  diese  Summe 
vom  Tage  der  Weehselbezahlung  an  und  2.  eine  Entschädigung  von  W'.u 
der  gesamten  Summe. 
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Art.  54.  Die  aus  dem  Wechsel  haftende  Person  ist  befugt,  den 
protestierten  Wechsel  vom  Wechselbesitzer  für  die  demselben  gebührende 
Summe  samt  Zinsen  und  Kosten  einzulösen  und  zu  verlangen,  dass  er  den 
Empfang  der  Einlösesumnie  auf  dem  Wechsel  selbst  quittiert.  Wenn  der 
Vorschlag  zur  Einlösung  von  mehreren  Personen  ausgeht,  so  wird  der- 
jenigen von  ihnen  der  Vorzug  gegeben,  deren  Bezahlung  die  grösste  An- 
zahl der  aus  dem  Wechsel  verpflichteten  Personen  von  der  Haftung 
befreien  würde. 

Der  Artikel  enthält  eine  für  Russland  neue  Bestimmung,  die 
sich  aber  bekanntlich  in  allen  fremden  W.-O.  vorfindet. 

Art.  55.  Wenn  ein  unbezahlter  Wechsel  nicht  protestiert  worden 
ist,  so  werden  durch  die  Unterlassung  des  Protestes  die  Indossanten  von 
der  Wechselhaftung  befreit,  der  Wechselgeber  aber  bleibt  aus  dem  Wechsel 
haftbar  und  der  Wechselbesitzer  ist  befugt,  von  ihm  die  nicht  bezahlte 
Summe  mit  6%  jährlicher  Zinsen  vom  Tage  der  Klageerhebunir  an 
zu  fordern. 

Der  Artikel  ist  ebenfalls  neu  und  hat  für  die  russische  Praxis 
eine  grosse  Bedeutung,  da  nun  aus  der  alten  Gesetzesbest immuner, 
dass  der  Wechsel,  der  rechtzeitig  nicht  protestiert  worden  ist,  die 
Wechselkraft  verliert,  die  Gerichte  bald  den  Satz  herleiteten,  dass  der 
Wechsel  in  diesem  Falle  dennoch  gegen  den  Wechselgeber  seine  Kraft 
behalte,  bald  aber  ihm  vollständig  jede  Wechselkraft  absprachen  und 
in   ihm  bloss  eine  gewöhnliche  (privatrechtliche)  Schuldobligation 
sahen.  Die  Streitfrage  ist  also  jetzt  im  ersten  Sinne  entschieden  worden. 
Art.  56.    Ein  bereits  fälliger  Wechsel,  ein  protestierter  wie  auch 
ein  unprote-stierter,  darf  nach  allgemeinen  Grundsätzen  durch  Indossament 
übergeben  werden,  wobei  aber  die  Indossanten,  die  so  eine  Übergabe 
bewerkstelligt  haben,  der  Regresshaftung  nicht  unterliegeu.  wenn  die 
Übergabe  selbst  nach  der  Protesterhebung  oder  nach  Ablauf  der  für  den 
Protest  festgesetzten  Zeit  geschah. 

Der  Inhalt  dieses  Artikels  folgt  aus  den  Bestimmungen  des 
Art.  55,  da.  wie  gesagt,  dem  Wechsel  nicht  vollständig  seine  Wechsel- 
kraft verloren  geht. 

Abschnitt  IV. 

Von  den  Bürgen  bei  einfachen  Wechseln. 
Art.  57.  Die  Zahlung  aus  dem  Wechsel  kann  durch  eine  Bürg- 
schaft sowohl  für  den  Wechselgeber,  als  auch  für  jeden  haftenden 
Indossanten  sichergestellt  werden.  Die  Bürgschaft  wird  in  einer  besondeni, 
vom  Bürgen  unterschriebenen  Aufschrift  geleistet,  die  „Bürgschafts-Auf- 
schrift"  heisst,  und  wenn  in  derselben  nicht  bezeichnet  ist.  für  wen  die 
Bürgschaft  geleistet  ist.  so  gilt  sie  als  für  den  Wechselgeber  geleistet. 

Die  alte  W.-O.  erwähnte  die  Bürgschaft  bloss  in  einein  Artikel, 
wobei  dieselbe,  wie  im  Privatrechte,  als  hinzutretende,  akzessorische 
Obligation  gekennzeichnet  wurde,  die  nur  bei  Insolvenz  der  Haupt- 
personen des  Wechsel»  in  Kraft  treten  sollte.    Dem  gegenüber  steht 
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die  neue  W.-O.  auf  dem  Standpunkt,  dass  die  Wechselbürgschaft  eine 
selbständige  Obligation  bildet,  und  es  werden  auf  sie  die  allgemeinen 
Grundsätze  der  selbständigen  Haftung  angewendet.    Vergl.  Art.  59 
Abs.  1.    Der  Zusammenhang  mit  der  Hauptschuld  drückt  sich  nur 
im  Umfange  und  der  Art  der  Haftung  aus. 
Art.  58.    Die  Wechselbürgschaft  darf  bloss  für  die  gesamte,  aus 
dem  Wechsel  gebührende  Summe  geleistet  werden,  nicht  aber  für  einen 
Teil  derselben.    Sie  kann  auch  von  mehreren  Bürgen  geleistet  werden, 
aber  ebenfalls  ohne  Teilung  der  Wechselsumme. 

Art.  59.  Der  Wechselbttrge  haftet  ebenso  wie  die  Person,  für  die 
er  sich  verbürgt  hat.  Nach  Bezahlung  des  Wechsels  tritt  der  Bürge  in 
die  Rechte  des  Wechselbesitzers  ein,  sowohl  gegen  die  Person,  für  die  er 
sich  verbürgt  hat,  als  auch  gegen  diejenigen,  die  dieser  Person  gegenüber 
gehaftet  hätton,  wenn  dieselbe  selbst  den  Wechsel  bezahlt  hätte. 

Abschnitt  V. 

Von  den  Intervenienten  bei  einfachen  Wechseln. 

Art.  60.  Bei  Nichtzahlung  zum  Termin  kann  die  Zahlung  durch 
einen  Intervenienten  geleistet  werden,  der  von  einem  der  Indossanten  im 
Wechsel  selbst  ernannt  ist,  und  der  Wechselbesitzer  muss  die  Zahlung  an- 
nehmen, wenn  die  ganze  aus  dem  Wechsel  gebührende  Summe  mit  6% 
jährlichen  Zinsen  von  dem  Zahlungstage  an  und  den  mit  den  Protesten 
verbundenen  Kosten  angeboten  ist. 

Art.  61.  Als  Intervenient  (Art.  60)  darf  bloss  eine  Person  ernannt 
werden,  die  die  Zahlung  aus  dem  Wechsel  zum  Termin  am  Zahlungsorte 
zu  leisten  hat. 

Art.  62.  Ein  zur  Zahlung  nicht  zugelassener  Intervenient  ist 
befugt,  zu  verlangen,  dass  in  der  Protesturkunde  oder  in  einem  Anhang 
dazu  von  seinem  Angebot  Erwähnung  geschieht,  während  der  Wcchsel- 
besitzer.  der  die  Zahlung  abgelehnt  hat,  das  Recht  auf  Regressforderung  gegen 
diejenigen  aus  dem  Wechsel  haftenden  Personen  verliert,  die  durch  solche 
Zahlung  von  der  Wechselhaftung  befreit  worden  wären. 

Art.  63.  Der  Wechselbesitzer  muss  spätestens  bis  zum  Ablauf  des 
der  Protesterhebung  (Art.  69)  folgenden  Wochentages  den  Wechsel  mit 
der  Protesturkunde  am  Zahlungsorte  jedem  der  ernannten  Intervenienten 
präseutieren  und  die  Folgen  dieser  Präsentation  müssen  zu  derselben  Zeit 
in  der  Protesturkunde  oder  im  Anhang  dazu  bescheinigt  werden.  Bei 
Unterlassung  dieser  Handlungen  verliert  der  Wechselbesitzer  das  im 
vorhergehenden  Artikel  (62)  bezeichnete  Recht. 

Art.  64.  Der  Intervenient  ist  befugt,  nachdem  er  den  Wechsel  be- 
zahlt hat,  die  Einhändigung  des  Wechsels  und  der  Protesturkunde  an  sich 
zu  verlangen,  mit  einem  Vermerk  auf  der  Protesturkunde  über  die  von 
ihm  geleistete  Zahlung,  und  tritt  in  die  Rechte  des  Wechselbesitzers  gegen 
die  Person  ein,  für  deren  Rechnung  er  die  Zahlung  vorgenommen  hat. 
wie  auch  gegen  die  der  letzteren  haftenden  Personen  und  gegen  den 
Wechselgeber. 
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Art.  65.  Wenu  «He  Zahlung  von  mehreren  Iutervenienten  angeboten 
wird,  so  wird  der  Vorzug  demjenigen  von  ihnen  gegeben,  dessen  Zahlung 
die  grösste  Anzahl  verpflichteter  Personen  von  der  Haftung  befreit 
Wenn  es  sich  erweisen  sollte,  dass  der  Interveniert,  der  zur  Zahlung  nicht 
zugelassen  wurde  und  dies  beim  Protest  (Art.  62)  bezeugt  hat.  den  oben 
erwähnten  Vorzug  vor  einem  andern  zur  Zahlung  zugelassenen  Inter- 
venieren besass,  so  verliert  letzterer,  selbst  wenn  er  die  Zahlung  geleistet 
hat,  das  Recht  auf  Regressforderung  gegen  diejenigen  verpflichteten  Personen, 
die  durch  die  Zahlung  des  zurückgewiesenen  lntervenienten  von  der  Haftung 
befreit  worden  wären  (Art.  64). 

Abs.  1  entspricht  dem  alten  Recht. 

Art.  66.  Ausser  den  im  Wechsel  selbst  ernannten  lntervenienten 
kann  es  auch  lntervenienten  geben,  die  dem  Wechselbesitzcr  Zahlung  zu 
Ehren  irgend  eines  der  Indossanten  anbieten.  Auf  sie  werden  die  Be- 
stimmungen angewendet,  die  in  den  Art.  60,  62,  64  und  65  dargelegt 
sind,  wobei:  1.  die  Ehren-Intervention  vor  oder  während  der  Zeit  der 
Protesterhebung  angeboten  werden  kann,  aber  jedenfalls  vor  der  Abfassung 
der  Protesturkunde  (Art.  69),  und  2.  der  Intervenient,  der  die  Ebrenzahlung 
vornimmt,  befugt  ist,  in  der  Protesturkunde  oder  im  Anhang  dazu  die  Be- 
zeichnung desjenigen  zu  verlangen,  zu  deaBen  Ehre  eben  die  Zahlung  ge- 
leistet  wird. 

Kapitel  III. 
Von  der  Protesterhebung  bei  einfachen  Wechseln. 

Art.  67.  Der  Protest  eines  Wechsels  wird  durch  einen  Notar  oder 
durch  die  ihn  nach  dem  Gesetz  vertretende  Person  infolge  einer  gegebenen- 
falls erfolgten  Aufforderung  erhoben. 

Art.  68.  Für  die  Protesterhebung  eines  Wechsels  mangels  Zahlung 
gelten  folgende  Bestimmungen: 

1.  Der  Wechselbesitzer  iuuss  dem  Notar  den  Wechsel  an  dem  in 
den  Art.  41—43  für  die  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  festge- 
setzten Tage  zum  Protest  übermitteln. 

2.  An  demselben  Tage  präsentiert  der  Notar  persönlich  oder  schriftlieh 
die  Zahlungsforderung  dem  Wechselgeber  oder  den  Wechselgebern,  fall* 
der  Wechsel  von  mehreren  Personen  ausgestellt  ist  (Art.  10),  oder  den 
von  ihnen  ernannten  besonderen  Zablungspersonen  (Art.  8). 

3.  Wenn  bis  3  Uhr  des  folgenden  Tages  die  Zahlung  des  Wechsels 
nicht  erfolgt,  protestiert  der  Notar  an  demselben  Tage  den  Wechsel  durch 
eine  Eintragung  in  das  Register  und  einen  Vermerk  auf  dem  Wechsel. 
Von  dein  Zeitpunkt  des  Vollzugs  dieses  Vermerks  an  gilt  der  Protest  ais 
erhoben.  trilt  aber  in  Kraft  nach  Ausfertigung  einer  besonderen  Vr- 
kunde  darüber. 

Nach  der  alten  W.-O.  inusste  der  Protest  zur  Beibehaltung  d<  r 
Regiv»Vfugnis  aueli  gegen  die  Indossanten  erhoben  werden.  Vergl. 
Anmerkung  zu  Art.  öl.  In  der  Abschaffung  dieser  alten  Bestimmung 
sHirn       M-.tiv.'  eimn  der  gn">ssten  Vorzüge  der  neuen  W.-O  vor  d  r 


i 

*•  Digitized  by  Google 


Alfons  Worms:  Kussland. 


1315 


alten.  —  Der  letzte  Absatz  dieses  Artikels  ist  dem  englischen  Recht 
entnommen  worden,  zwecks  Erleichterung  der  Arbeit  der  Notare,  da 
letztere  mitunter  hunderte  von  Wechseln  an  einem  Tage  zu  protestieren 
haben. 

Art.  61».  Die  Urkunde  über  den  Wechselprotest  muss  spätestens  an 
dem  der  Protesterhebung  folgenden  Tage  ausgefertigt  werden  und  muss 
enthalten:  1.  eine  Abschrift  des  Wechsels  und  sämtlicher  darauf  be- 
findlicher Indossamente  und  Vermerke;  2.  die  Bezeichnung  der  Person, 
für  die,  wie  auch  der  Person,  gegen  die  der  Protest  erhoben  ist  (Art.  68 
Z.  2);  3.  die  Erklärung,  dass  der  Person,  gegen  die  der  Protest  erhoben 
ist  (Art.  *>8  Z.  2),  vom  Notar  die  und  die  Forderung  präsentiert  wurde 
oder  dass  diese  Forderung  der  erwähnten  Person  nicht  präsentiert  werden 
konnte  und  zwar  aus  welchem  Grunde:  4.  die  Bezeichnung  der  auf  die 
präsentierte  Forderung  gegebenen  Antwort  oder  dass  keine  Antwort  er- 
folgte; 5.  die  Bezeichnung,  an  welchem  Orte  und  zu  welcher  Zeit  (nach 
Jahr,  Monat  und  Datum)  die  Forderung  präsentiert  wurde  oder  es  sich 
herausstellte,  dass  dieselbe  nicht  präsentiert  werden  konnte;  6.  die  Be- 
zeichnung der  Zeit  (des  Jahres,  Monats  und  Datums)  der  Protesterhebung 
des  Wechsels  (Art.  t>8  Z.  3)  und  7.  die  Unterschrift  des  Notars  oder  der 
ihn  vertretenden  Person  unter  Beifügung  des  Siegels. 

Art.  70.  Die  Protesturkunde  wird  Wort  für  Wort  nach  der  Reihe 
der  Daten  der  Protesterhebungen  in  ein  besonderes  Buch  eingetragen  und 
wird  nach  Eintragung  eines  Vermerks  darauf  über  die  bezahlten  Kosten 
zusammen  mit  dem  Wechsel  der  Person  übergeben,  auf  deren  Verlangen 
der  Protest  erhoben  worden  ist.  Auf  dem  Wechsel  selbst  wird  vom  Notar 
ein  Vermerk  über  die  Zeit  der  Ausfertigung  der  Protesturkunde  gesetzt, 
mit  Angabe  der  Nummer,  unter  welcher  die  Urkunde  in  das  erwähnte 
Buch  eingetragen  ist. 

Art.  71.  Wenn  die  Forderung  aus  einem  Wechsel  mehreren 
Wechsel gebern  oder  besonderen  von  ihnen  ernannten  Zahlungspersonen 
präsentiert  werden  muss,  so  kann  der  Protest  gegen  sie  alle  in  einer 
Urkunde  aufgenommen  werden. 

Art.  72.  Gleichzeitig  mit  der  Protesterhebung  mangels  Zahlung 
ist  der  Notar  verpflichtet,  eine  schriftliche  Benachrichtigung  darüber  an 
diejenigen  aus  dem  Wechsel  haltenden  Personen  zu  senden,  deren 
Adressen  auf  dem  Wechsel  bezeichnet  oder  dem  Notar  bekannt  sind  oder 
ihm  von  der  Person  angegeben  worden  sind,  die  die  Protesterhebung 
verlangt  hat.  Die  Ausgaben  wegen  dieser  Benachrichtigung  werden  den 
Protestkosten  hinzugerechnet. 

Kapitel  IV. 

Von  den  Fristen  für  die  Klageerhebung  aus  einfachen  Wechseln. 

Art.  73.  Die  Klage  aus  einem  Weehsel  kann  vom  Wechselbesitzer 
gegen  den  Wechselgeber  während  5  Jahren  seit  dem  Tage  des  Eintritts 
des  Zahlungstermins  des  Wechsels  erholten  werden,  gfiren  die  Indossanten 

S3* 


Digitized  by  Google 


1316  Gesetzgebung  und  Literatur. 

und  Bürgen  —  während  eines  Jahres  seit  dem  Tage  der  Protesterhebung 
mangels  Zahlung  aus  dem  Wechsel. 

Diese  Bestimmung  ist  eine  radikale  Neuerung.  Nach  dem  bisher 
geltenden  Rechte  war  die  Klage  aus  dem  Wechsel  auf  2  Jahre  be- 
schränkt, nachher  aber  blieb  doch  der  Schuldner  bis  zum  Ablauf  der 
allgemeinen  Verjährungsfrist,  die  10  Jahre  dauert,  haftbar,  also  noch 
weitere  8  Jahre,  es  war  aber  dann  schon  bloss  eine  privatrechtliche 
Haftung  aus  einer  gewöhnlichen  Schuldobligation.  Die  neue  Be- 
stimmung hat  also  einerseits  die  Haftung  der  Wechselgeber  verstärkt, 
indem  sie  sie  auf  5  statt  auf  2  Jahre  festsetzte,  andererseits  aber 
auch  vermindert,  da  mit  Ablauf  der  ö  Jahre  jegliche  weitere  Haftung 
wegfällt,  —  Es  ist  noch  zu  bemerken,  das»  die  Motive  ausdrücklich 
hervorheben,  dass  es  sich  bei  diesen  Fristen  um  keine  Verjährung 
handelt,  sondern  um  Präklusivfristen. 

Art.  74.  Der  Indossant,  der  den  Wechsel  bezahlt  hat,  kann  die 
Klage  gegen  seine  Vormänner  während  6  Monaten  vom  Tage  seiner  Be- 
zahlung des  Wechsels  gerechnet  erheben.  Der  Indossant,  gegen  den  eine 
solche  Klage  erhoben  ist,  hat  das  Recht,  zur  Wahrung  seiner  eigenen 
Forderungen  seine  Vormänner  —  alle,  einige  oder  einen  von  ihnen  — 
als  dritte  Personen  zum  Beitritt  zum  Rechtsstreite  zu  laden. 

Art.  75.  Nach  Ablauf  von  3  Jahren  seit  dem  Tage  des  Eintritt» 
des  Zahlungstermins  aus  dem  Wechsel  werden  Klageerhebungen  zwischen 
den  Indossanten  und  gegen  die  Bürgen  nicht  zugelassen. 

Nach  der  alten  W.-O.  wurden  die  Indossanten  von  der  Wechsel- 
haftung  befreit,  falls  binnen  2  Jahren  seit  dem  Tage  der  Prote#terhebung 
mangels  Zahlung  keine  Klage  gegen  sie  erhoben  wurde.  Dabei 
konnte  es  vorkommen,  dass  ein  Indossant,  der  kurz  vor  Ablauf  dieser 
Frist  verklagt  wurde,  keine  Möglichkeit  mebr  hatte,  seinerseits  sieh 
gegen  den  Wechselgeber  zu  wenden,  da  die  Haftung  des  letzteren 
sieh  ebenfalls  auf  dieselbe  Zeit  beschränkte.  Die  neue  Bestimmung 
macht  solche  Zustände  unmöglich,  indem  sie  die  Klage  «regen  den 
Indossanten  auf  3  Jahre  beschränkt,  während  der  Wechselgeber  dem 
Indossanten,  der  den  Wecbselbesitzer  befriedigt  hat,  5  Jahre  lang 
haftbar  bleibt. 

Art.  7K.  Der  Lauf  der  in  Art.  73  —  75  festgesetzten  Fristen  ruht 
in  keinem  Falle;  er  wird  bloss  durch  die  Erhebung  der  Wechselklage  oder 
die  Anmeldung  einer  Wechselforderung  im  Konkurswege  unterbrochen  und 
dabei  bloss  in  Anbetracht  der  Person,  gegen  die  die  Klage  oder  die  er- 
wähnte Forderung  gerichtet  ist.  Der  Klageerhebung  oder  der  Anmeldung 
der  Forderung  steht  die  Ladung  seitens  des  Beklagten  an  eine  dritte  Person 
zum  Beitritt  zum  Rechtsstreit  (Art.  74 1  gleich,  wobei  der  Lauf  der  Frist  für 
die  Erhebung  der  Regressforderung  seitens  des  Beklagten  mit  der  Zeit  beginnt, 
wo  die  gegen  ihn  erfolgte  Gerichtsentscheidung* in  Kraft  getreten  ist. 

Dh'se  Bestimmung  ist  der  deutschen  W.-O.  (Art.  SO)  entlehnt  und 
schliesst  al>o  alle  Zweifel  wegen  der  Anwendung  der  privat  rechtliehen 
lü'-timinnmeri  über  die  Verjährung  aus.  Vergl.  Anmerkung  zu  Art.  73. 
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Art.  77.  Die  Versäumung  der  Frist  für  Erhebung  der  Klage  gegen 
die  aus  dem  Wechsel  haftenden  Personen  befreit  von  selbst  von  jeder 
Haftung  aus  dem  Wechsel  diejenigen  von  diesen  Personen,  in  Ansehung 
deren  die  Frist  versäumt  worden  ist. 

Damit  wird  die  in  Anmerkung  zu  Art.  73  bereits  erwähnte 
Theorie  von  der  Verwandlung  des  Wechsels  in  eine  einfache  Schuld- 
obligation endgültig  beseitigt. 

Kapitel  V. 
Besondere  Bestimmungen  über  einfache  Wechsel. 

Abschnitt  I. 

Von  verlorenen  einfachen  Wechseln. 
Art.  78.  Im  Falle  des  Verlustes  eines  Wechsels  darf  derjenige,  der 
ihn  verloren  hat,  das  zuständige  Gericht  des  Zahlungsortes  ersuchen,  dass 
dem  Wechselgeber  oder  der  besondern  Zahlungsperson  die  Leistung  der 
Zahlung  gegen  solchen  Wechsel  untersagt  werde.  Das  Gericht  erläast,  nach- 
dem es  die  das  Gesuch  einreichende  Person  wegen  ihrer  strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit  im  Falle  der  Unwahrheit  ihrer  Aussagen  verwarnt 
und  sich  von  der  Glaubwürdigkeit  der  von  ihr  über  den  Wechsel  Verlust 
abgegebenen  Erklärungen  Uberzeugt  hat.  einen  Beschluss  über  die  Aus- 
setzung der  Zahlung  des  Wechsels  während  eines  Jahres  vom  Tage  des 
Eintritts  des  Zahlungstermins  desselben  an.  In  unaufschiebbaren  Fällen 
erlässt  der  Gerichtspräsident  aus  eigener  Macht  die  Verfügung  über  Aus- 
setzung der  Zahlung  des  verlorenen  Wechsels  unter  Befolgung  der  Be- 
stimmungen, die  in  den  Art.  698  und  600  der  Zivilprozessordnung  enthalten 
sind.  Der  Gerichtsbesch luss  oder  die  Verfügung  des  Präsidenten  wird 
dem  Wechselgebcr  oder  der  besondern  Zahlungsperson  mitgeteilt. 

Die  alte  W.-O.  über  lies«  es  dem  Verlierenden,  selbst  den  Verlust 
dem  Wechselgeber  mitzuteilen,  der  nach  Erhalt  der  Mitteilung  die 
Zahlung  dem  Präsentanten  des  Wechsels  nicht  mehr  leisten  durfte.  Die 
neue  W.-O.  lässt  die  üntersagung  der  Zahlung  nur  durch  das  Gericht 
(nach  Muster  der  Schweizer  W.-O.)  zu.    Eine  Amortisation  bleibt  also 
nach  wie  vor  dem  nissischen  Recht  unbekannt,  was  die  Motive  da- 
durch erklären,  dass  dieses  System  durch  Publikationen  bedingt-  ist, 
die  aber  bei  der  geringen  Verbreitung  der  Presse  in  Russland  schwerlich 
ihr  Ziel  erreichen  würden. 
Art.  79.    Nach  gerichtlicher  Aussetzung  der  Zahlungsleistung  aus 
dem  verlorenen  Wechsel  darf  der  Wechselgeber  oder  die  besondere  Zahlungs- 
person nach  Eintritt  des  Zahlungstermins  die  aus  dem  Wechsel  gebührende 
Summe  an  demselben  Gerichte  deponieren,  auf  Gefahr  der  Person,  die  das 
Gesuch  um  Zahlungsverbot  eingereicht  hat,  und  unter  Anrechnung  der 
Kosten  an  dieselbe. 

Nach  der  alten  W.-O.  waren  die  hier  bezeichneten  Personen  ver- 
pflichtet, die  Wechselsumme  zu  deponieren. 

Art.  80.  Wenn  nach  gerichtlicher  Aussetzung  der  Zahlung  des  ver- 
lorenen Wechsels  der  Besitzer  dieses  Wechsels  erscheint,  so  bestimmt  auf 
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sein  Ersuchen  das  Gericht,  auf  dessen  Verfügung  hin  die  Zahlung  aus- 
gesetzt wurde,  demjenigen,  der  den  Verlust  angezeigt  hat,  eine  Frist  zur 
Erhebung  der  Klage  auf  Herausgabe  des  Wechsels,  und  ist  zur  festgesetzten 
Frist  eine  solche  Klage  nicht  erhohen,  so  annulliert  das  Gericht  die  Verfügung 
über  die  Zahlungsaussetzung  noch  vor  Ablauf  der  einjährigen  Frist  (Art.  78). 
Der  Besitzer  des  als  verloren  erklärten  Wechsels  ist  befugt,  ohne  das  er- 
wähnte Gesuch  einzureichen,  eine  Klage  gegen  denjenigen  zu  erheben,  der 
den  Verlust  deH  Wechsels  angezeigt  hat. 

Art..  81.  Unabhängig  von  dem  Gesuch,  die  Zahlung  gegen  einen 
verlorenen  Wechsel  zu  verbieten,  darf  der  Verlierer  desselben  das  zu- 
ständige (Art.  78)  Gericht  um  die  Erlaubnis  angehen,  die  Zahlung  aus 
einem  derartigen  Wechsel  zu  empfangen.  Das  Gericht  kann  dem  Verlierer  des 
Wechsels  erlauben,  die  Zahlung  anzunehmen  unter  genügender  von  dem- 
selben gegebener  Kaution  in  barem  Gelde,  Noten  der  staatlichen  Kredit- 
anstalten, staatlichen  zinstragenden  Papieren  oder  von  der  Regierung 
garantierten  Obligationen,  und  zwar  im  Falle  der  Deponierung  (Art.  79) 
seitens  des  Wechselgebers  oder  der  besondern  Zahlungsperson  der  aus  dem 
Wechsel  gebührenden  Summe,  nachdem  das  Gericht  das  Gesuch  des  Ver- 
lierers des  Wechsels  um  Empfang  der  Summe  als  erfüllbar  befunden  hat. 
und  im  Falle  der  Nicht-Deponierung  seitens  des  Wechselgebers  oder  der 
besondern  Zahlungsperson  der  erwähnten  Summe,  wenn  es  sich  nach  Vor- 
ladung dieser  Personen  und  Vernehmung  ihrer  Aussagen  von  der  wirk- 
lichen Ausstellung  des  verlorenen  Wechsels  überzeugt  und  der  Wechsel- 
geber oder  die  besondere  Zahlungsperson  die  aus  dem  Wechsel  gebührende 
Summe  deponiert  hat.  Diese  Kaution  unterliegt  der  Aufhebung,  wenn 
binnen  5  Jahren  vom  Zeitpunkt  des  Zahlungstermins  des  Wechsels  an 
keine  Forderung  auf  Bezahlung  desselben  erhoben  wird. 

Abschnitt  II. 

Von  der  Anwendung  der  ausländischen  und  der  lokalen  Gesetze. 
Art.  82.  Das  Recht  des  Ausländers,  sich  durch  Wechsel  zu  ver- 
pflichten, wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  dessen  Untertan 
er  ist.  Der  Ausländer,  der  nach  den  Gesetzen  seines  Staates  dieses  Recht 
nicht  besitzt,  haftet  aber  für  die  von  ihm  im  Gebiete  des  Reiches  über- 
nommenen Wechselverpflichtungen,  wenn  es  ihm  nach  den  Gestzen  des 
letzteren  nicht  verboten  ist,  sich  durch  Wechsel  zu  verpflichten. 

Das  alte  Recht  kannte  die  ganze  im  vorliegenden  Abschnitt  be- 
handelte Frage  nicht.    Als  Muster  wurde  auch  hier  die  deutsche 
W.-O.  (Art.  84  ffA  angenommen.    Der  2.  Abschnitt  des  Art.  82  ist 
übrigens  dem  Schweizer  Recht  entlehnt. 
Art.  83.    Die  formalen  Erfordernisse  der  Ausstellung  des  Wechsels, 
wie  auch  der  auf  demselben  gesetzten  Indossamente  werden  nach  den 
Gesetzen  ihres  Ausstellungsortes  beurteilt.    Wenn  aber  der  im  Auslande 
von  einem  russischen  Untertan  oder  einem  Ausländer  ausgestellte  Wechsel, 
wie  auch  die  auf  den  Wechsel  im  Auslände  gesetzten  Indossamente  als 
«len  Bestimmungen  dieser  W.-O.  entsprechend  befunden  werden,  so  kann 
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der  Umstand  bloss,  das»  sie  den  Anforderungen  der  ausländischen  Gesetze 
nicht  genügen,  kein  Grund  zur  Anfechtung  der  Kraft  des  Wechsels  oder 
der  auf  dem  Wechsel  gesetzten  Indossamente  im  Innern  des  Reiches  sein. 

Art.  84.  Die  Art  der  Vollziehung  von  Handlungen,  die  zur  Ver- 
wirklichung oder  Wahrung  der  Rechte  aus  dem  Wechsel  nötig  sind,  an 
einem  Ort  im  Ausland,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Landes  beurteilt,  dem 
dieser  Ort  angehört. 

Art.  85.  Die  in  Art.  82—84  festgesetzten  Bestimmungen  finden 
entsprechende  Anwendung  in  Ansehung  des  Grossfttrstentums  Finnland  und 
der  Gouvernements  des  Königreichs  Polen,  wobei  in  betreff  des  Gross- 
fürstentums  Finnland  die  in  Art.  46  dargelegten  Bestimmungen  an- 
gewendet werden. 

Abteilung  II. 
Von  gezogenen  Wechseln. 

Kapitel  I. 

Von  der  Ausstellung  und  Zirkulation  gezogener  Wechsel. 

Abschnitt  I. 

Von  der  Ausstellung  gezogener  Wechsel. 
Art.  86.  Der  gezogene  Wechsel  wird  auf  dem  festgesetzten  Stempel- 
papier geschrieben  und  muss  enthalten:  1.  die  Bezeichnung  des  Ortes  und 
der  Zeit  (des  Jahres,  Monats  und  Datums)  der  Wechselausstellung;  2.  die 
Benennung  der  Urkunde  im  Text  derselben  durch  das  Wort  „Wechsel" 
(Tratte),  falls  sie  aber  nicht  in  russischer  Sprache  geschrieben  ist  —  durch 
den  entsprechenden  Ausdruck  der  Sprache,  in  der  sie  geschrieben  ist; 
3.  die  Benennung  der  Zahlungsperson  des  Wechsels  (des  Trassaten);  4.  die 
Order  an  den  Trassaten  des  Wechsels,  die  Zahlung  zu  leisten;  5.  die  Be- 
zeichnung des  ersten  Erwerbers  des  Wechsels  (Art.  3  Z.  4>;  6.  die  Be- 
zeichnung der  zu  zahlenden  Geldsumme ;  7.  die  Bezeichnung  des  Zahlungs- 
termins; 8.  die  Bezeichnung  des  Zahlungsortes  oder  des  Wohnortes  des 
Trassaten  und  0.  die  Unterschrift  des  Wechselgebers  (des  Trassanten). 

Durch  das  Erfordernis  der  Benennung  des  ersten  Erwerbers 
wird,  wie  im  alten  Recht,  die  Möglichkeit  des  Inhaber- Wechsels  aus- 
geschlossen. 

Art.  87.  Die  Bestimmungen  über  Ausstellung  der  einfachen  Wechsel, 
die  in  den  Art.  4  —  13  dargelegt  sind,  werden  auch  auf  gezogene  Wechsel 
mit  folgenden  Zusätzen  und  Abänderungen  angewendet:  1.  Der  Wechsel- 
geber darf  sich  selbst  als  ersten  Erwerber  benennen  (Wechsel  an  eigene 
Order),  wenn  für  die  Zahlung  ein  anderer  Ort  bezeichnet  ist;  er  kann 
sich  selbst  auch  als  Trassaten  bezeichnen.  2.  Im  Wechsel  können  mehrere 
Trassaten  bestimmt  werden.  3.  Der  Wechselgeber  ist  nicht  befugt,  dem 
Trassaten  eine  bedingte  Order  zu  geben,  wobei  es  aber  unbenommen  ist, 
in  den  Wechsel  den  Vorbehalt  aufzunehmen,  dass  die  Zahlung  laut 
Benachrichtigung  des  Wechselgebers  geleistet  werden  soll.  4.  Der  im 
Wechsel  bezeichnete  Wohnungsort  des  Trassaten  gilt  als  der  Zahlungsort 
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des  Wechsels,  falls  vom  Wechselgeber  im  Wechsel  selbst  vor  seiner  Unter- 
schrift kein  anderer  Ort  für  die  Zahlung  angewiesen  ist. 

Der  hier  zugelassene  sogen,  trassiert-eigene  Wechsel  war  der 
alten  W.-O.  unbekaunt. 
Art.  88.  Eine  Urkunde,  die  auch  nur  einer  der  in  den  Art.  4.  5. 
9 — 11,  13  und  8t>  und  auch  in  Zeile  3  Art.  87  bezeichneten  Anforderungen 
nicht  genügt,  gilt  nicht  als  Wechsel  und  die  auf  solcher  Urkunde  voll- 
zogenen Unterschriften  und  Indossamente  haben  keine  Wechselkraft.  Der- 
selben Kraft  ermangelt  auch  ein  unterschriebenes  Blankett  eines  Wechsel- 
papiers, solange  solch  ein  Blankett  nicht  mit  dem  in  Art.  86  bezeichneten 
Wechselinhalt  ausgefüllt  ist. 

Abschnitt  II. 

Von  der  Übereignung  und  Übergabe  der  gezogenen  Wechsel. 
Art.  89.    Die  in  den  Art.  lö— 22  dargelegten  Bestimmungen  über 
die  Übereignung  und  Übergabe  der  Wechsel  werden  auch  auf  gezogene 
Wechsel  angewendet,  wobei  das  in  Art.  17  von  dem  Wechselgeber  Gesasie 
»«ich  auch  auf  den  Akzeptanten  bezieht. 

Abschnitt  III. 

Von  den  Weohselbesitzern  und  deren  Bevollmächtigten 
bei  gezogenen  Wechseln. 

Art.  VKJ.  Die  in  den  Art  23  26  dargelegten  Bestimmungen  über 
Wcchselbesitzer  und  deren  Bevollmächtigte  werden  auch  auf  gezogene 
Wechsel  angewendet. 

Abschnitt  IV. 
Von  der  Annahme  gezogener  Wechsel. 
Art.  91.    Jeder,  in  dessen  Händen  sich  ein  Wechsel  befindet,  ist 
befugt,  denselben  dem  Trassaten  zur  Annahme  (Akzept)  zu  präsentieren. 

Die  alte  W.-O.  verpflichtet  den  Wechselbesitzer,  den  gezogenen 
Wechsel  zum  Akzept  zu  präsentieren.  Die  neue  Bestimmung  weicht 
also  auch  hier  von  dem  bisher  gelteuden  Recht  weit  ab  und  schliesst 
sich  den  neuesten  Gesetzgebungen  an. 

Art.  92.  Bei  Präsentation  des  Wechsels  zur  Annahme  gelten 
folgende  Bestimmungen  bezüglich  des  Ortes  und  der  Zeit:  1.  Der  Wechsel 
wird  zur  Annahme  an  dem  Orte  präsentiert,  der  bei  Bezeichnung  des 
Trassaten  auf  «lein  Wechsel  festgesetzt  ist,  mangels  solcher  Festsetzung 
an  dem  im  Wechsel  bezeichneten  Zahlungsorte.  Der  Jahrmarktswechsel 
wird  auf  dein  Jahrmarkt  präsentiert.  2.  Der  Wechsel  darf  zur  Annahm«' 
zu  jeder  Zeit  Iiis  zum  Eintritt  des  Zahlungstermins  präsentiert  werden, 
der  Jahnnarktswechsel  nicht  vor  Kröft'uung  des  Jahrmarkt«. 

Die  Bestimmung  betreffs  des  Ortes  der  Präsentation  ist  neu  und 
auch  den  ausländischen  W.  O.  unbekannt. 

Art.  93.  Der  Trassat  darf  den  Wechsel  entweder  in  Höhe  dn 
ganzen  Summe  oder  zu  rinem  Teilbetrage  annehmen.  Er  kann  selbst  ein.1 
If-ond.'iv  Xahlunirsperson  ernennen,  auch  im  Wechsel  da*  Lokal  bezeichnen. 
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in  dem  die  Zahlung  geleistet  werden  soll,  falls  nicht  bereits  das  eine 
oder  das  andere  vom  Wechselgcber  geschehen  ist. 

Art.  94.  Die  Annahme  des  Wechsels  wird  durch  eine  besondere, 
mit  der  Unterschrift  des  Trassaten  versehene  Aufschrift  gekennzeichnet 
oder  allein  durch  seine  Unterschrift  auf  der  Vorderseite  des  Wechsels. 

Der  Artikel  weicht  von  der  alten  W.-O.  insofern  ab,  als  nicht 
ausschliesslich  das  Wort  „angenommen*  oder  „akzeptiert"  verlangt 
wird,  sondern  völlige  Freiheit   in  der  Wahl  der  Ausdrücke  dem 
Akzeptanten  gelassen  ist;  es  wird  femer,  ebenfalls  in  Abweichung 
vom  alten  Gesetz,  auch  die  Unterschrift  des  Akzeptanten  allein  für 
hinreichend  erklärt. 
Art.  95.    Ausser  der  in  Art.  93  erwähnten  Beschränkung  bezüglich 
der  Summe  stehen  andere  in  der  Akzept-Aufschrift  enthaltene  Abweichungen 
vom  Inhalt  des  Wechsels  einer  Ablehnung  des  Akzepts  gleich.  Ebenso 
gilt  auch  der  Wechsel,  auf  dem  die  Akzept-Aufschrift  durchstrichen  ist, 
als  nicht  angenommen.    Etwaige  Korrekturen  in  der  Akzept- Aufschrift 
müssen  mit  Unterschrift  des  Akzeptanten  erwähnt  werden. 
Ähnliches  besagte  schon  die  alte  W.-O. 
Art.  9G.   Nach  Annahme  des  Wechsels  wird  der  Trassat  60  ange- 
sehen, wie  wenn  er  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Summe,  in  deren 
Höhe  der  Wechsel  von  ihm  akzeptiert  ist  (Art.  93),  übernommen  hat.  Er 
unterliegt  aus  seinem  Akzept  der  Wechselhaftung  auch  gegenüber  dem 
Wechselgcber,  hat  aber  selbst  keine  Wechselrechte  gegen  denselben. 
Eine  ähnliche  Bestimmung  fehlte  in  der  alten  W.  O. 
Art.  97.  Wenn  nach  Präsentation  des  Wechsels  die  Annahme  nicht 
binneu  24  Stunden  erfolgt  oder  der  Wechsel  nicht  in  der  ganzen  Summe 
akzeptiert  wird,  so  ist  der  Wechselbesitzer  befugt,  Protest  maugels  An- 
nahme zu  erheben,  und  erwirbt  infolgedessen  das  Recht  auf  Befriedigung 
vor  dem  Termin,  unter  Befolgung  der  im  Art.  100  dargelegten  Bestimmungen. 

Die  Folgen  der  Nichtannahme  der  gezogenen  Wechsel  werden 
hier,  anders  als  in  der  deutschen  W.-O.  und  der  ihr  hierin  ähnlichen 
alten  W.-O.,  auf  Grund  des  englisch-amerikanischen  Recht«  neu  geregelt. 
Art.  98.    Wenn  der  Wechsel  nach  Eintritt  des  Zahlungstermins 
akzeptiert  wird,  so  haftet  der  Akzeptant  ebenso,  wie  wenn  er  den  Wechsel 
vor  Eintritt  dieses  Termins  akzeptiert  hätte. 

Auch  hier  war  das  englische  Recht  vorbildlich. 

Kapitel  II. 

Von  der  Haftung  und  Befriedigung  bei  gezogenen  Wechseln. 

Abschnitt  I. 

Von  der  Haftung  bei  gezogenen  Wechseln  im  allgemeinen. 
Art.  9».  Die  in  den  Art.  27- -35  dargelegten  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  folgenden  Ausnahmen:  1.  Der 
Wechselgeber  eines  gezogenen  Wechsels  haftet  nicht  bloss  für  die  Zahlung 
(Art.  27).  sondern  auch  für  die  Annahme  des  Wechsels.  2.  Im  Falle  der 
Nichtannahme  des  Wechsels  und  der  Unterlassung  des  Protestes  bleibt  der 
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Wechselgeber  während  Jahresfrist  vom  Tage  des  Eintritts  der  Zahlungszeit 
aus  solchem  Wechsel  dem  Wechselbesitzer  in  Höhe  der  Wechselsumme  haft- 
bar, die  dem  letztern  am  Zahlungstermin  gebührte,  ausser  wenn  er  be- 
weist, dass  der  Trassat  am  Zahlungstermin  ihm  gehörende  Werte  in  der 
Höhe  der  Wechselsumme  zn  seiner  Verfügung  besass  oder  ihm  nicht  weniger 
als  diese  Summe  schuldete.  3.  Die  in  Art.  35  dargelegte  Bestimmung 
findet  keine  Anwendung  auf  den  in  der  vorhergehenden  (2)  Ziffer  be- 
zeichneten Fall. 

Z.  2  schlie8st  sich  der  hierin  auf  französischem  Recht  beruhenden 
alten  WT.-0.  an. 

Abschnitt  II. 
Von  der  Zahlung  bei  gezogenen  Wechseln. 
I.  Von  der  Zahlung  bei  gezogenen  Wechseln  vor  dem  Termin. 

Art.  100.  Die  in  Art.  36  dargelegten  Bestimmungen  werden  auch 
auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  folgenden  Zusätzen:  1.  Kraft  de* 
Protestes  mangels  Annahme  (Art.  97)  ist  der  Weehselbesitzer  befugt,  ohne 
den  Eintritt  des  Zahlungstermins  des  Wechsels  abzuwarten,  von  den  daraus 
haftenden  Personen  auf  dieselbe  Weise  Erfüllung  zu  fordern,  wie  im  Falle 
der  Nichtzahlung  zum  Termin,  und  mit  Entschädigung  für  die  mit  den 
Protesten  verbundenen  Kosten.  2.  Die  die  Zahlung  vor  dem  Termin  leistende 
Person  ist  befugt,  von  der  von  ihr  gezahlten  Summe  6%  jährl.  Zinsen 
für  die  Zeit  abzuziehen,  die  bis  zum  Eintritt  des  Zahlungstermins  noch 
nicht  abgelaufen  ist.  3.  Wenn  nach  Erhebung  des  Protestes  mangels  An- 
nahme des  Wechsels  der  Wechselbesitzer  den  Trassaten  zur  Annahme  des- 
selben zulässt,  so  verliert  er  das  Hecht  auf  Befriedigung  vor  dem  Tennin. 
Z.  2  ist  dem  skandinavischen  Recht  entlehnt. 

II.  Von  dem  Eintritt  des  Zahlungstermins  bei  gezogenen 

Wechseln. 

Art.  101.  Die  in  den  Art.  37 — 39  dargelegten  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  folgenden  Abänderungen  be- 
treffs der  gezogenen  Wechsel  auf  Sicht  oder  auf  eine  gewisse  Zeit  nach 
Sicht:  1.  Der  Wechsel  wird  dem  Trassaten  oder  Akzeptanten  an  dem  Orte 
präsentiert,  wo  er  der  Präsentation  zur  Annahme  unterliegt.  2.  Der  Prä- 
sentationstag kanu  sowohl  durch  einen  besondern  Vermerk  darüber  auf 
dem  Wechsel,  als  auch  durch  das  Akzept  bescheinigt  werden,  in  dem  der 
Tag  seines  Vollzugs  bezeichnet  ist. 

Die  Auseiuanderhultuug  der  Präsentation  des  gezogenen  Wechsels 
zum  Vermerk  und  zur  Annahme  ist  dem  belgischen  Recht  entlehut. 

III.  Über  die  Forderung  und  Leistung  der  Zahlung  bei 

gezogenen  Wechseln. 

Art.  102.  Die  in  den  Art.  40—48  dargelegten  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  folgenden  Abänderungen: 
1.  Der  Wechsel  wird  dem  Trassaten  zur  Zahlung  präventiert,  wenn  aber 
im  Wechsel  eine  besondere  Zahlungsperson  bezeichnet  ist  —  der  letzteren. 
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2.  Das  in  Art.  48  bezeichnete  Kecht  des  Wechselgebers  oder  der  ihn  ver- 
tretenden Zahlungspenion,  die  Wechselsummc  bei  Gericht  zu  deponieren, 
irebührt  dem  Akzeptanten  oder  der  besondern  Zahlungspcrson. 

Abschnitt  III. 

Von  den  Folgen  der  Nichtzahlung"  bei  gezogenen  Wechseln. 
Art.  103.  Die  in  den  Art.  49 — 5ß  dargelegten  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  augewendet,  mit  folgenden  Abänderungen: 
1.  Der  Wechselbesitzer  darf  nach  der  Protesterhebung  mangels  Zahlung 
aus  dem  Wechsel  die  Bezahlung  der  in  Art.  50  bezeichneten  Summen  vom 
Akzeptanten  und  auf  Grund  des  Regressrechts  von  dem  Indossanten  und 
dem  Wechselgeber  verlangen.  2.  Der  in  Art.  51  erwähnte  Vorbehalt  „ohne 
Obligo"  besitzt  keine  Kraft,  wenn  derselbe  im  Indossament  des  Wechsel- 
gebers  (Trassanten)  auf  einem  Wechsel  gemacht  worden  ist,  der  an  „eigene 
Order"  (Art.  87  Z.  1)  ausgestellt  ist.  3.  Die  in  Art.  52  dem  Indossanten 
eingeräumten  Rechte  gebühren  auch  dem  Wechselgeber,  der  den  Wechsel 
bezahlt  hat.  4.  Der  Indossant,  der  die  Wechselzahlung  geleistet  hat,  darf 
die  Bezahlung  der  in  Art.  53  bezeichneten  Summen  vom  Akzeptanten 
fordern,  und  auf  Grund  des  Regressrechts  —  von  den  Vormännern  und  dem 
Wechselgeber.  Die  Bezahluug  derselben  Summen  vom  Akzeptanten  zu 
fordern,  ist  auch  der  Wechselgeber  befugt,  der  den  Wechsel  bezahlt  hat. 
6.  Im  Falle  der  Annahme  des  Wechsels  bezieht  sich  das  in  Art.  55  von 
dem  Indossanten  Gesagte  auch  auf  den  Wechselgeber  und  das  vom  letztem 
Gesagte  —  auf  den  Akzeptanten;  im  Falle  aber  der  Nichtannahme  des 
Wechsels  und  der  Unterlassung  des  Protestes  bleibt  der  Wechselgeber  dem 
Wechselbesitzer  gegenüber  nach  den  in  Art.  99  Z.  2  dargelegten  Be- 
stimmungen haftbar. 

Abschnitt  IV. 

Von  den  Bürgen  bei  gezogenen  Wechseln. 
Art.  104.  Die  in  den  Art.  57 — 59  enthaltenen  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  wobei  die  Bürgschaft  auch  für 
den  Akzeptanten  geleistet  werden  kann,  und  falls  in  der  Bürgschafts-Auf- 
schrift nicht  bezeichnet  ist,  für  wen  sie  geleistet  ist,  so  gilt  sie  als  für 
den  Akzeptanten  geleistet. 

Abschnitt  V. 

Von  den  Intervenienten  bei  gezogenen  Wechseln. 
I.  Von  der  Annahme-Intervention  bei  gezogenen  Wechseln. 

Art.  105.  Der  vom  Trassaten  nicht  angenommene  oder  nur  zu  einem 
Teile  angenommene  Wechsel  kann  in  Höhe  der  iranzeu  Summe  oder  in  Höhe 
des  nicht  akzeptierten  Teiles  von  einer  andern  Person  in  der  Eigenschaft  eines 
Intervenienten  zu  Ehren  irgend  eines  der  Indossanten  oder  des  Wechsel- 
gebers  akzeptiert  werden,  wobei  es  gleich  ist,  ob  diese  Persou  von  einem  der- 
selben im  Wechsel  selbst  beuannt  ist  oder  ob  sie  selbst  ihre  Bereitwilligkeit, 
den  Wechsel  zu  akzeptieren,  erklärt. 

Art.  106.  Der  Wechselbesitzer  ist  befugt,  jede  Aunahme-Inter- 
ventiou  abzulehnen.  Wenn  aber  der  Trassat  selbst  die  Ehrenanuahme  des 
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Wechsels  in  Höbe  der  vollen  Summe  anbietet,  so  ist  der  Wechselbesitzer  nicht 
befugt,  bei  Verlust  des  Rechts  auf  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung 
vor  dem  Termin  (Art.  97)  dieses  Anerbieten  abzulehnen.  Der  zur  Ehren- 
annahme des  Wechsels  nicht  zugelassene  Trassat  ist  zu  fordern  befugt, 
das»  von  seinem  Anerbieten  in  der  Protesturkunde  mangels  Annahme  oder 
im  Anhang  dazu  Erwähnung  geschieht. 

Der  Grundsatz,  dass  es  dem  Wechselbesitzer  freisteht,  die  An- 
nahme-Intervention abzulehnen,  ist  dem  englischen  Recht  entlehnt. 
Das  deutsche  Recht  steht  bekanntlich  auf  dem  entgegengesetzten  Stand- 
punkt und  derselben  Ansicht  war  auch  die  alte  W.  O.,  es  hat  sich 
aber  die  Petersburger  Kaufmannschaft  dagegen  ausgesprochen. 

Art.  107.  Die  Ehrenannahme  wird,  in  einer  besondern  diesbezüg- 
lichen Aufschrift  auf  dem  Wechsel  gekennzeichnet,  mit  Unterschrift  des 
Intervenieren  und  mit  Bezeichnung  der  Person,  zu  deren  Ehren  der  Wechsel 
akzeptiert  ist.  Mangels  solcher  Bezeichnung  gilt  der  Wechsel  als  zu  Ehren 
des  Wechselgebers  angenommen. 

Art.  108.  Wenn  die  Ehrenannahme  des  Wechsels  stattgefunden  hat, 
so  verliert  der  Wechselbesitzer,  der  mit  solcher  Annahme  einverstanden 
war,  das  iu  Art.  97  bezeichnete  Recht  auf  Befriedigung  vor  dem  Tennin. 

Art.  109.  Der  Intervenier  übernimmt  mit  der  Ehrenannahme  des 
Wechsels  die  Haftung  allen  Nachfolgern  der  Person  gegenüber,  zu  dereu 
Ehren  er  den  Wechsel  angenommen  hat.  Er  ist  verpflichtet,  bei  Prä- 
sentation des  Wechsels  an  ihn  zur  festgesetzten  (Art.  110  Z.  3)  Zeit  die 
Summe  desselben  zu  zahlen  mit  6%  jührl.  Zinsen  vom  Tage  des  Zahlungs- 
termins an  und  mit  den  mit  den  Protesten  verbundenen  Kosten,  und  falls 
er  dies  nicht  erfüllt,  so  haftet  er  in  demselben  Umfang,  in  dem  der  Akzeptant 
aus  dem  Wechsel  haftet,  der  bei  Präsentation  zur  Zahlung  nicht  bezahlt 
worden  ist  (Art.  103  Z.  1). 

II.  Von  der  Zahlungsintervention  bei  gezogeneu  Wechseln. 

Art.  110.  Die  in  den  Art.  60— 66  dargelegten  Bestimmungen 
werden  auf  gezogene  Wechsel  mit  folgeuden  Zusätzen  angewendet: 
1.  Der  Zahlungsintervenient  kann  nicht  bloss  von  einem  Indossanten 
(Art.  60),  sondern  auch  vom  Wechselgeber  benannt  werden.  2.  Der  Wechsel 
kann  vom  Intervenieren  auch  zu  Ehren  des  Wechselgebers  bezahlt  werden. 
3.  Wenn  auf  dem  Wechsel  das  Akzept  eines  Ehreniutervenienten  sich 
befindet,  so  iuuss  der  Wechsel  mit  der  Protesturkunde  ihm  vor  Ablauf 
des  der  Protestcrhcbung  folgenden  Wochentages  zur  Zahlung  präsentiert 
werden,  wobei  im  Falle  der  Zahlungsverweigerung  dieser  Umstand  zur 
gleichen  Zeit  in  der  Protesturkunde  oder  im  Anhang  dazu  bescheinigt  werden 
muss.  Bei  Unterlassung  dieser  Handlungen  erlischt  die  Haftung  des  Ehren- 
akzeptanten (Art.  109),  und  der  Wechselbesitzer  verliert  das  Recht  auf 
Regresslbrderung  gegen  diejenigen  haftenden  Personen,  die  durch  die  Ehren- 
zahlung von  der  Wechselhaft  befreit  worden  wären.  4.  Wenn  die  Ehren- 
Zahlung  von  dem  Khrenakzeptanten  und  von  auderen  Intervenieren  an- 
geboten wird,  so  hat  der  erstere  den  Vorzug  von  den  letztern.    f>.  Der 
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Intervenient.  der  die  Ehrenzahlung  geleistet  hat,  tritt  in  die  Rechte  de« 
Wechselbesitzers  gegen  die  Person  ein,  zu  deren  Ehren  die  Zahlung  von 
ihm  geleistet  wurde,  wie  auch  gegen  die  Vonnänner  dieser  Person  und 
gegen  den  Akzeptanten.  B.  Wenn  der  Intervenient  den  Wechsel  akzeptiert 
hat  unter  Bezeichnung  der  Person,  zu  deren  Ehren  die  Annahme  erfolgte, 
so  wird  nach  Bezahlung  des  Wechsels  nicht  mehr  die  Bezeichnung  in  der 
Protesturkunde  der  Person  verlangt,  ftlr  die  die  Zahlung  geleistet  worden  ist. 

Z.  3  entspricht  dem  alten  Recht.  Die  Folgen  der  Nicht- 
präsentation  des  Wechsels  der  Intervenienten  sind  hier  entsprechend 
der  ausländischen  W.-O.,  namentlich  der  skandinavischen,  geregelt. 

Kapitel  III. 
Von  der  Protesterhebung  bei  gezogenen  Wechseln. 

Art.  111.  Die  in  den  Art.  (>7-  72  dargelegten  Bestimmungen  Uber 
die  Protesterhebung  werden  auch  auf  gezogene  Wechsel  augewendet  mit 
folgenden  Zusätzen:  1.  Die  Zahlungsforderung  wird  vom  Notar  an  den 
im  Wechsel  bezeichneten  Trassaten  oder  die  Trassaten  gerichtet,  wenn 
deren  mehrere  da  sind,  oder  an  die  von  ihnen  ernannten  besonderen 
Zahlungspersonen.  2.  Die  Protesturkunde  muss,  im  Falle  der  Präsentation 
einer  Wechselkopie,  eine  Abschrift  derselben  enthalten  einschliesslich  der 
darauf  befindlichen  Indossamente  und  Vermerke.  3.  Der  Protest  mangels 
Annahme  des  Wechsels  und  der  Protest  mangels  Zahlung  vor  dem  Termin, 
wie  auch  der  Protest  mangels  Herausgabe  des  Wechselduplikat«,  das  zur 
Annahme  abgesendet  war,  sowohl  wie  der  Protest  mangels  Annahme  eines 
andern  Exemplars  oder  mangels  Zahlung  gegen  dasselbe  können  in  einer 
Urkunde  dargelegt  werden,  falls  sie  au  ein  und  demselben  Tage  erhoben 
worden  sind. 

Kapitel  IV. 

Von  den  Fristen  für  die  Klageerhebung  aus  gezogenen  Wechseln. 

Art.  112.  Die  Klage  aus  einein  Wechsel  gegen  den  Akzeptanten 
kann  während  5  Jahren  vom  Tage  des  Eintritts  des  Zahlungstermins  an 
erhoben  werden  und  gegen  die  Indossanten,  Bürgen  und  den  Wechsel- 
geber —  während  eines  Jahres  vom  Tage  des  Protestes  mangels  Zahlung. 

Art,  113.  Die  iu  Art.  74  festgesetzte  Frist  findet  auch  bei  der  Klage 
des  Indossanten,  der  den  Wechsel  bezahlt  hat,  trugen  den  Wechselgeber 
Anwendung. 

Art.  114.  Die  in  Art.  75 — 77  dargelegten  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  dem  Zusatz,  dass  die  in 
Art.  75  ausgedrückte  Bestimmung  sieh  auch  auf  den  Wechselgeber  bezieht. 

Kapitel  V. 

Besondere  Bestimmungen  über  gezogene  Wechsel. 

Abschnitt  I. 

Von  den  Duplikaten  und  Kopien  der  gezogenen  Wechsel. 
I.  Von  den  Duplikaten  der  gezogenen  Wechsel. 

Art,  115.    Der  gezogene  Wechsel  kann  auf  Verlangen  des  ersten 
Erwerbers  in  mehreren  Exemplaren  gleichen  Inhalts  ausgestellt  werden, 
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die  „Duplikate1*  genannt  werden.  Im  Texte  eines  jeden  derselben  mus9 
bezeichnet  sein,  das  wievielte  es  der  Reihe  nach  ist  (das  erste,  zweite, 
dritte  usw.):  anderenfalls  gilt  jedes  Duplikat  als  selbständiger  Wechsel. 

Die  Wochselduplikate  waren  auch  dem  alten  Recht  bekannt. 

Art.  116.  Wenn  die  Zahlung  gegen  eins  von  mehreren  Wechsel- 
duplikaten geleistet  ist,  so  verlieren  die  übrigen  ihre  Kraft,  Der  Akzeptant 
aber,  der  das  Akzept  auf  einigen  Duplikaten  desselben  Wechsels  vollzogen 
hat,  haftet  auch  aus  seinen  Akzepten  auf  den  Duplikaten,  die;  bei  der 
Zahlung  nicht  zurückgegeben  wurden,  ausser  wenn  er  beweist,  da»? 
der  Besitzer  des  akzeptierten  Duplikats  das  Akzept  auch  auf  einem  andern 
Duplikat  erhielt  oder  dass  er  beim  Erwerb  des  akzeptierten  Duplikats  von 
der  irrtümlichen  Annahme  mehrerer  Duplikate  wusste.  Ebenso  bleiben 
der  Indossant,  der  einige  Duplikate  desselben  Wechsels  an  mehrere  Personen 
gegeben  hat,  wie  auch  alle  späteren  Indossanten  dieser  Duplikate  aus  ihren 
Indossamenten  auf  den  Duplikaten,  die  bei  der  Zahlung  nicht  zurück- 
gegeben wurden,  haftbar. 

Ähnlich  schon  die  alte  W.-O. 

Art.  117.  Der  Absender  eines  Wechselduplikats  zur  Annahme- 
Präsentation  inuss  auf  deu  übrigen  Duplikaten  vermerken,  bei  wem  sich 
das  abgesendete  Duplikat  in  Verwahrung  befindet.  Die  Unterlassung 
eines  solchen  Vermerks  benimmt  deu  in  den  Händen  des  Absenders  ge- 
bliebenen Duplikaten  die  Wechselkraft  nicht. 

Art.  118.  Der  Besitzer  eines  Duplikate,  in  dem  der  Verwahrer 
eines  andern  zur  Annahme  abgesandten  Duplikats  bezeichnet  ist.  ist  befuirt. 
von  dem  Verwahrer  das  bei  ihm  befindliche  Duplikat  zu  fordern  und 
im  Falle  der  Nichterlangung  desselben  dagegen  Protest  zu  erheben. 

Auch  dieser  Artikel  ist,  wie  der  vorhergehende,  auf  dem  alten  Recht 
aufgebaut. 

Art.  115).  Der  Besitzer  eines  Duplikats,  auf  dem  sich  bereits  In- 
dossamente befinden,  hat  das  Hecht  auf  Regressforderung,  wenn  er  durch 
einen  Protest  bescheinigt  :  1.  dasB  das  zur  Annahme  abgesendete  Duplikat 
ihm  vom  Verwahrer  nicht  herausgegeben  wurde,  und  2.  dass  gegen  das 
bei  ihm  befindliche  Duplikat  weder  Annahme  noch  Zahlung  erfolgte. 

Die  alte  W.-O.  sprach  nicht  von  den  Rechten  des  Duplikat- 
besitzers, dem  das  zur  Annahme  geschickte  Duplikat  nicht  heraus- 
gegeben wurde. 

11.  Von  den  Kopien  gezogener  Wechsel. 

Art.  120.  Vom  gezogenen  Wechsel  kann  eine  Kopie  gemacht  werden, 
die  die  Abschrift  des  Wechsels  und  sämtlicher  sich  darauf  befindlichen 
Unterschriften.  Indossamente  und  Vermerke  enthalten  muss,  unter  HLn- 
zufügung  der  Worte  am  Ende  der  Abschrift:  „bis  hierher  Kopie**  oder 
eines  andern  entsprechenden  Ausdrucks. 

Art.  121.  Auf  der  Kopie  muss  auch  vermerkt  werden,  bei  wem  sich 
das  Original  des  Wechsels  in  Verwahrung1  befindet.  Die  Unterlassung 
solche.-  Vermerks  beraubt  die  Kopie  der  Wechselkraft  nicht. 
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Die  Wechselkopien  waren  auch  dem  alten  Recht  bekannt.  Der 
in  diesem  Artikel  aber  geforderte  Vermerk  ist  der  holländischen  W.-O. 
entnommen  worden. 
Art.  122.    Auf  der  Wechsel kopie  dürfen  sowohl  neue  Indossamente, 
als  auch  neue  Prokura-Indossamente  und  Bürgschafts-Aufschriften  voll- 
zogen werden.    Auf  der  Kopie  kann  auch  ein  Vermerk  über  Annabme 
des  Wechsels  zu  Ehren  der  in  der  Kopie  figurierenden  Indossanten  voll- 
zogen werden,  und  falls  im  Vermerk  nicht  bezeichnet  ist,  für  wen  der 
Wechsel  akzeptiert  ist,  so  i^-i lt  er  als  zu  Ehren  des  ersten  Indossanten 
akzeptiert. 

Art.  123.  Der  Besitzer  einer  Wechselkopie,  auf  der  ein  oder  mehrere 
Original-Indossamente  vorbanden  sind,  ist  befugt,  vom  Verwahrer  den  sich 
bei  demselben  befindlichen  Originalwechsel  zu  fordern  und,  falls  er  den- 
selben nicht  erhält,  dagegen  Protest  zu  erheben. 

Art.  124.  Der  Besitzer  einer  Wechselkopie,  der  durch  Protest 
bescheinigt  bat,  dass  der  Original  Wechsel  ihm  vom  Verwahrer  nicht  heraus- 
gegeben wurde,  hat  da*  Recht  auf  Regressforderuugcn  gegen  die  Personen, 
die  ihre  Unterschriften  auf  die  Kopie  gesetzt  haben. 

Eine  ähnliche  Bestimmung  fehlte  gänzlich  in  der  alten  W.-O. 

Abschnitt  II. 
Von  den  verlorenen  gezogenen  Wechseln. 
Art.  125.  Die  in  den  Art.  78—81  dargelegten  Bestimmungen 
finden  auch  auf  gezogene  Wechsel  Anwendung,  wobei  die  Gesuche  des 
Verlierers  des  Wechsels  sich  auf  den  Trassaten  oder  den  Akzeptanten  be- 
ziehen können  und  bei  einem  Wechsel  mit  einer  besonderen  Zahlungs- 
person  auf  die  letztere. 

Abschnitt  III. 

Von  der  Anwendung  der  ausländischen  und  der  lokalen  Gesetze. 

Art.  126.  Die  Bestimmungen  über  Anwendung  der  ausländischen 
und  der  lokalen  Gesetze,  die  in  den  Art,  82 — 85  dargelegt  sind,  beziehen 
sich  auch  auf  gezogene  Wechsel. 

b)  Die  zivilistische  Literatur  1899—1902. 

Referent:  Friedrich  Schöndorf,  Odessa. 

Das  Stiefkind  der  russischen  Rechtswissenschaft,  die  Zivilistik. 
hat  sich  auch  in  dem  oben  bezeichneten  Zeiträume  geringer  Auf- 
merksamkeit seitens  der  Juristen  erfreut.  Wenn  es  richtig  ist,  dass 
man  die  Blüte  einer  Wissenschaft  nach  der  Zahl  der  .Monographien 
beurteilen  muss,  die  sie  hervorbringt,  so  muss  man  zu  dem  (richtigen!) 
Schlüsse  kommen,  dass  die  russische  Zivilistik  ein  gar  kümmerliches 
Dasein  fristet.    Denn  abgesehen  von  den  wenigen  Dissertationen, 
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die  unten  erwähnt  werden,  und  von  neuen  Auflagen  einiger  alter 
Abhandlungen  ist  im  Laufe  dieser  4  Jahre  so  gut  wie  gar  nichts 
erschienen.  Es  erklärt  sich  dies  dadnrch,  dass  die  wenigen  Professoren 
und  Dozenten  des  Privatrechts,  die  es  bei  uns  gibt,  meistens 
ihre  2  obligaten  Dissertationen  liefern  (die  allerdings  in  wissen- 
schaftlicher Hinsicht  hoher  stehen,  als  die  deutschen  oder  fran- 
zösischen Dissertationen)  und  dann  noch  höchstens  Lehrbücher  oder 
Artikel  in  den  Fachzeitschriften  schreiben.  Die  Autoren  haben 
auch  recht,  denn  die  grosse  Masse  der  Juristen  in  Russland  gibt 
auf  Theorie  sehr  wenig:  mit  dem  X.  Hände  (den  Zivilgesetzen)  und 
den  Kassationsentscheidungen  in  der  Hand  betrachten  sich  die 
russischen  praktischen  Juristen  als  genügend  gewaffhet,  um  Recht 
zu  sprechen.  Ja  sogar  der  Senat,  als  höchster  Gerichtshof,  hat  sich 
vor  mehreren  Jahren  direkt  gegen  die  Anführung  irgend  welcher 
Ansichten  „der  sogen.  Theorie"  in  den  Gerichtsentscheidungen  aus- 
gesprochen. Was  Wunder,  dass  die  Kluft  zwischen  Theorie  und 
Praxis  in  Russland  schier  unüberbrückbar  ist.  Einige  Professoren 
schreiben  Bücher  (leider  allzuoft  über  rein  theoretische  Fragen 
ohne  jeden  praktischen  Wert),  die  anderen  Professoren  lesen  dieselben 
und  schreiben  auch  manchmal  darüber  Kritiken.  Sonst  aber  interessiert 
sich  kein  Mensch  weiter  darum.  Die  Praxis,  ganz  zum  Handwerk 
gesunken,  sieht  in  der  .Theorie"  bloss  einen  angenehmen,  eigentlich 
überflüssigen  Luxus.  Was  der  junge  Jurist  vielleicht  etwa  auf  der 
Schulbank  gelernt  hat,  das  vergisst  er  auch  leicht;  meistens  kommt 
er  aber  in  die  Praxis  von  vornherein  mit  äusserst  dürftigen  Kenntnissen, 
wie  dies  erst  neulich  der  Justizminister  konstatierte.  —  Der  Grund 
dieser  traurigen  Erscheinung  ist  in  dem  allgemeinen  Niedergang  der 
Universitäten  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  zu  suchen.  Es  werden 
übrigens  jetzt  Reformen  geplant,  die  vielleicht  den  wissenschaftlichen 
Wert  des  Universitätsstudiums  heben  werden;  vielleicht  werden  dann 
die  jungen  Juristen  der  Wissenschaft  mehr  Interesse  entgegenbringen, 
vielleicht  wird  auch  die  Zahl  und  die  Qualität  der  Universitätslehrer 
dann  höher  sein,  vielleicht  erwacht  dann  auch  unsere  Zivilistik  aus 
ihrem  Schlafe  und  treibt  neue  Blüten  ....  vielleicht!  Einstweilen 
werden  aber  die  soliden  Monographien  der  russischen  Professoren 
nur  von  den  wenigen  Kollegen  an  den  anderen  Universitäten  ge- 
lesen, wirken  nicht  befruchtend  auf  die  Praxis  und  machen  den 
Eindruck  von  Treibhauspflanzen.    Die  Lehrbücher  aber  tragen  (ein 
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paar  Ausnahmen  zugegeben)  keinen  wissenschaftlichen  Charakter, 
nur  die  kleinen  Übersetzungen  von  Broschüren  oder  abgekürzte 
Übersetzungen  grosser  ausländischer  Werke  können  noch  auf  einen 
gewissen  Absatz  rechnen  —  und  so  erscheint  auch  jährlich  eine 
grössere  Anzahl  derselben. 

Im  folgenden  werden  natürlich  nur  die  besseren  Arbeiten  er- 
wähnt werden,  wobei  ich  mit  den  Monographien,  die  alle  Dissertationen 
sind,  beginnen  will. 

Der  Privatdozent  Wasskovski  in  Odessa  hat  eine  „Lehre  von 
der  Auslegung  und  Anwendung  der  Zivilgesetze"  (1900)  erscheinen 
lassen,  die  als  erster  Teil  der  vom  Verfasser  unternommenen 
„Zivilistischen  Methodologie"  dienen  soll.  Wahskovski  hat  da  eine 
sehr  undankbare  Arbeit  unternommen,  die  er  aber  mit  grosser  Ge- 
wissenhaftigkeit und  vielem  Fleisse  bewältigt  hat.  Der  praktische 
Nutzen  dieser  ganzen  Arbeit  ist  freilich  minimal,  aber  als  erste 
in  russischer  Sprache  erschienene  Untersuchung  über  die  Inter- 
pretationsfrage verdient  die  Arbeit  ehrenvolle  Erwähnung,  um  so 
mehr,  als  der  Verfasser,  wie  gesagt,  viel  Mühe  auf  die  Lösung  dieses 
eigentlich  unlösbaren  Problems  verwandt  hat.  Was  Wasskuvskis 
Buch  darüber  enthält,  ist  grösstenteils  eine  Systematisierung  der  ver- 
schiedenen in  der  Literatur  bereits  vorgetragenen  Ansichten;  aber 
auch  selbständige  Gedanken  finden  sich  in  dem  Werke,  wobei  leider 
nicht  alles,  was  der  Verfasser  in  dem  speziell  der  Interpretation 
russischer  Gesetze  gewidmeten  Abschnitt  vorträgt,  auch  genügend 
bewiesen  ist. 

Die  Schrift  des  Odessaer  Privatdozenten  Pekuamext:  „Kon- 
ventionalstrafe und  Interesse  im  römischen  und  heutigen  Zivilrecht" 
(1899)  ist  eigentlich  eine  russische  Umarbeitung  der  im  Jahre  1896 
in  deutscher  Sprache  erschienenen  Preisschrift:  „Konventionalstrafe 
und  Interesse  in  ihrem  Verhältnis  zueinander".  Die  russische  Be- 
arbeitung ist  aber  viel  umfangreicher  und  reichhaltiger  an  Inhalt, 
als  die  deutsche  Ausgabe  --  den  modernen  Gesetzgebungen  ist  viel 
mehr  Platz  eingeräumt  worden,  die  inzwischen  erschienene  Literatur, 
Kritik  etc.  ist  berücksichtigt  und  schliesslich  ist  aus  dem  alten  Kern 
ein  neues  Produkt  entstanden,  in  dem  man  viel  mehr  findet,  als  der 
Titel  verspricht:  beinahe  die  ganze  Lehre  von  der  Konventional- 
strafe ist  hier  dargestellt,  und  noch  etwas  mehr  versucht  der  Ver- 
fasser mit  seiner  Arbeit  zu  erreichen.    Er  verfolgt  einen  methodo- 

Jahrbuch  der  iuternat.  Vereinigung,  ö.  u.  7.  Bd.  84 
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logischen  Zweck,  er  will,  wie  er  sich  im  Vorwort  ausdrückt,  an 
einem  konkreten  Beispiel  die  Methode  klarlegen,  die  seiner  Meinung 
nach  überhaupt  beim  Studium  der  Normen  des  römischen  Rechts  an- 
zuwenden ist,  sowohl  zum  Zwecke  des  bessern  Verständnisses  des 
römischen  Rechts,  als  auch  zur  Feststellung  seiner  Bedeutung  für 
das  gegenwärtige  Recht  und  für  die  zivilrechtliche  Politik.  Die 
Arbeit  zerfällt  in  3  Teile.  Der  erste  Teil  ist  dein  römischen 
Recht  gewidmet,  nimmt  mehr  als  die  Hälfte  der  ganzen  Arbeit  ein 
und  kommt  zu  den  bereits  aus  der  oben  erwähnten  deutschen  Ab- 
handlung bekannten  Schlüssen.  Der  zweite  Teil  behandelt  die 
modernen  Gesetzgebungen.  Der  Verfasser  teilt  sie  in  4  Gruppen 
ein:  a)  die  preussisch-französiche,  die  vom  römischen  Recht  bedeutend 
abweicht ;  b)  die  dem  römischen  Recht  verwandte  sächsisch-züreherische; 

c)  die  römische  (zu  ihr  gehören:  das  deutsche  B.  G.-B,  das  Schweizer 
Obligationenrecht,  die  Gesetze  der  russischen  Ostseeprovinzen)  und 

d)  die  kumulative  (das  russische  Recht).  Dieser  Teil  trägt  schon 
mehr  kompilativen  Charakter  an  sich.  Neu  ist  aber  das  Resultat, 
zu  dem  Pergament  auf  dem  Gebiete  des  russischen  Rechts  kommt; 
hier  galt  in  der  Praxis  von  jeher  das  Prinzip  der  kumulativen 
Konventionalstrafe.  Pergament  beweist  nun,  dass  diese  Ansicht  nur 
auf  der  Buchstaben  -  Interpretation  eines  Artikels  der  Gesetzes- 
sammlung beruht,  dass  •  dieser  Artikel  dem  österreichischen  Rechte 
entlehnt  ist  und  dass  er,  seinem  Sinne  nach,  ebenso  wie  der  ihm  zur 
Grundlage  dienende  §  1336  des  österreichischen  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs keinesfalls  die  Kumulation  aussprechen  will.  Die  Beweis- 
führung Pergaments  ist  überzeugend  uud  klar.  Der  dritte  Teil 
der  Arbeit  ist  der  Frage  vom  Rechte  des  Richters  auf  Minderung 
der  Konventionalstrafe  gewidmet.  Diese  vom  sozialen  Standpunkt 
so  wichtige  Frage  ist  aber  leider  von  Pergament  nicht  erschöpfend 
bearbeitet  worden. 

Die  .Schrift  von  Nikonow  über  „Sequestration  im  Zivilrecht" 
(li'OO)  ist  eine  tüchtige  Arbeit,  zeigt  gründliche  Kenntnisse  der 
einschlägigen  Literatur,  die  römischen  Quellen  (namentlich  über 
Besitz  des  Sequesters)  erfahren  eine  geistreiche  Interpretation,  auch 
die  fremden  Gesetzgebungen  weiden  berücksichtigt;  vom  zivil- 
politischen  Standpunkt  rät  der  Verfasser  den  modernen  Gesetz- 
gebungen, sich  kräftiger  der  Sequestration  anzunehmen,  in  der  er 
ein  überaus  nützliches  und  zukunftsreiches  privat-  und  zivilprozess- 
reehtlielies  Institut  sieht. 
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Zu  den  talentvollsten  und  arbeitsamsten  russischen  Juristen 
gehört  zweifellos  Pilknko,  der  sich  bereits  auf  dem  Gebiete  des 
Patent-  und  Autorrechts  einen  Namen  erworben  hat.  Im  Jahre  1902 
ist  von  ihm  die  „historisch-dogmatische  Untersuchung":  rDas  Recht 
des  Erfinders  (die  Patente  und  deren  Schutz  im  russischen  und 
internationalen  Rechte)*4  erschienen.  Das  Werk  ist  auf  2  Bände 
angelegt,  von  denen  einstweilen  nur  der  erste  (etwa  500  Seiten 
starke)  erschienen  ist.  Der  vorliegende  I.  Band  zerfallt  in  eine 
Einleitung  (mit  einer  Skizze  der  Bedeutung  der  Erfindungen,  der 
Erfinder  und  der  Patente)  und  2  „Bücher".  Das  I.  „Buch"  enthält 
in  3  Kapiteln  die  Geschichte  des  Patentwesens  und  der  Doktrin  in 
a)  Russland,  b)  West-Europa  und  Amerika,  c)  im  internationalen 
Verkehr.  Das  II.  „Buch",  betitelt:  „Das  Recht  auf  das  Patent", 
besitzt  ebenfalls  3  Kapitel:  a)  vom  Objekt  des  Patentrechts,  b)  vom 
Subjekt  und  c)  vom  Inhalt  des  Patentrechts.  Die  Arbeit  Pilenkoh 
ist  geradezu  als  bahnbrechend  für  Russland  zu  bezeichnen,  es  ist 
das  erste  Werk  über  Patentrecht  bei  uns;1)  es  bezeugt  beim  Ver- 
fasser eine  grosse  Literaturkenntnis,  vollständige  Beherrschung 
des  Stoffes  und  zeichnet  sich  dabei  auch  durch  schöne  Sprache  aus. 
Als  Hauptaufgabe  hat  sich  der  Verfasser,  wie  er  selbst  sagt,  den 
Nachweis  gestellt,  dass  die  Patente  in  Russland  nicht  (nach  Zweck- 
mässigkeitsgründen) gegeben  werden  können,  sondern  gegeben 
werden  müssen,  sobald  alle  gesetzlichen  Bestimmungen  befolgt  sind. 

Von  demselben  Verfasser  ist  (1901)  ein  praktischer  Kom- 
mentar zu  dem  russischen  Patentgesetze  vom  Jahre  1896  erschienen. 
Auch  diese  kleine  Arbeit  ist  tadellos;  sie  enthält  alles  Wünschens- 
werte über  die  Prozedur  der  Patenterteilung  in  Rnssland. 

Die  Monographie  Enüelmanns  (aus  dem  Jahre  1868):  „Die 
Verjährung  nach  russischem  Zivilrecht-*  ist  (1901)  in  3.  Auflage 
neu  erschienen  —  eine  seltene  Ehre  für  eine  russische  Monographie, 
der  sie  aber  auch  vollständig  würdig  ist.  In  dieser  ergänzten  und 
umgearbeiteten  neuen  Auflage  bleibt  der  Verfasser  seinem  alten 
Standpunkte  treu,  indem  er  mit  Sayigny  einen  allgemeinen  Verjährungs- 
begrirf  ablehnt.  Der  beste  Teil  der  Arbeit  ist  die  Darstellung  der 
geschichtlichen  Kntwickelung  der  Verjährung  nach  russischem  Rechte. 

l)  Es  ist  1002  noch  eine  andere  Arbeit  aus  dem  Gebiete  des  Patent- 
rechts erschienen  —  die  Schrift  Katkows:  ..Über  die  Patente  '.  Sie  ver- 
dient aber  gar  keine  Erwähnung,  so  viel  ungereimtes  Zeug  enthält  sie. 

84* 
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Was  das  geltende  Recht  betrifft,  so  beharrt  Engelmann  bei  seiner 
früheren  Auffassung,  wonach  das  russische  Recht  trotz  Art.  533  der 
Zivilgesetze  eine  eigentliche  Ersitzung  gar  nicht  kennt.  Mit  dieser 
Auffassung  steht  aber  der  Verfasser  unter  den  russischen  Juristen  so 
gut  wie  vereinzelt  da. 

In  2.  Auflage  ist  das  seinem  Inhalte  nach  auch  den  deutschen 
Juristen  bekannte  talentvolle  Werk  Petrazyckis  erschienen:  »Die 
bona  tides  im  Zivilrecht.  Die  Rechte  des  gutgläubigen  Besitzers  auf 
Einkünfte  vom  Standpunkte  des  Dogmas  und  der  Politik  des  Rechts-. 

Wir  kommen  jetzt  zu  den  Lehr-  und  Handbüchern. 

Annenkow  hat  mit  seinem  „System  des  russischen  Zivilrechts-, 
von  dem  bereits  4  Bände  erschienen  sind,  ein  seiner  Sprache  nach 
gar  schwer  verdauliches,  aber  als  Naehschlagebnch  sehr  nützliches 
Werk  veröffentlicht.  Die  gesamte  russische  zivilistische  Literatur  ist 
darin  gründlich  verarbeitet  worden,  so  dassder  Leser  ihren  ganzen  augen- 
blicklichen Stand,  die  Kontroversen,  verschiedenen  Auffassungen  etc. 
bei  jeder  beliebigen  Frage  vorfinden  kann.  Fremdes  Recht  wird  in 
sehr  unglücklicher  Art  benutzt  —  italienisches  und  sächsisches 
Privatrecht  wird  bei  jeder  Frage  erwähnt,  während  der  französische 
Code  und  das  deutsche  B.  G.-B.  dem  Verfasser  augenscheinlich  als 
minderwertig  erscheinen  und  er  sie  mit  Schweigen  übergeht:  — 
logischer  wäre  es  jedenfalls,  das  jetzt  geltende  B.  G.-B.  dem  alten 
sächsischen  Gesetzbuch  vorzuziehen;  auch  ist  unverständlich,  warum 
der  Verfasser  bei  der  Darstellung  des  römischen  Rechts  sich  an  die 
Pandekten  Barons  hält,  während  es  viel  nützlicher  für  ihn  und  seine 
Leser  wäre,  wenn  er  sich  Dernburgs  Leitung  angeschlossen  hätte. 
Irgendwelche  theoretischen  Exkurse  findet  man  in  dem  „System^ 
nicht,  auch  ist  nirgends  an  die  Verwertung  der  ausländischen  Literatur 
gedacht  worden.  Dies  alles  sind  Mängel,  die  dem  Werke  jeden 
wissenschaftlichen  Wert  nehmen  und  es  auf  das  Niveau  ähnlicher 
französischer  dogmatischer  Arbeiten  herabdrücken. 

Wie  ganz  anders  sehen  dagegen  die  „Vorlesungen  aus  dem 
Zivilrecht''  des  Petersburger  Professors  Dijvkrnois  aus!  Es  sind 
davon  die  Einleitung  und  der  allgemeine  Teil  (zusammen  3  Lieferungen'» 
erschienen.  Wer  sie  durchstudiert,  erhält  tatsächlich  einen  tiefen 
Einblick  in  die  Wissenschaft  des  Privatrechts;  manche  Fragen, 
wie  die  über  juristische  Personen,  sind  geradezu  monographisch 
bearbeitet;  der  Verfasser  erweist  sich   überall  als  Anhänger  der 
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historischen  Schule,  die  deutsche  und  französische  Literatur  wird  von 
ihm  überall  herangezogen,  und  die  Art,  wie  er  sie  verwertet,  wie  er 
die  Entwicklung  der  neuern  Privatrechtswissenschaft  schildert  und 
Winke  für  die  Zukunft  gibt,  macht  die  Lektüre  seines  Buches  zum 
Genuss.  Wir  hoffen,  dass  es  dem  Verfasser  gelingt,  sein  Werk  bis 
zu  Ende  zu  führen.  —  Die  Jünger  der  Zivilistik  in  Russland  empfangen 
dann  ein  Handbuch,  das  ihnen  das  Wissenschaftliche  in  der  Rechts- 
kunde, das  Ringen  grosser  Geister  um  die  Erkenntnis  der  Wahrheit 
offenbaren  und  den  allmählichen  Rechtsfortschritt  klarlegen  wird;  sie 
werden  daraus  ersehen,  dass  die  Rechtswissenschaft  keine  bloss 
handwerksmässige,  trockene  Gesetzesknnde  ist,  und  diese  Tatsache 
allein  wird  schon  genügen,  ihren  Eifer  anzuspornen. 

Eine  interessante,  ja  sogar  gewaltige  Aufgabe  hat  sich  der 
bekannte  Kazaner  Zivilist  Professor  Scherschknkwitsch  in  seinem 
„Kursus  des  Zivilrechts"  gestellt,  von  dem  einstweilen  bloss  zwei 
Lieferungen  als  Einleitung  erschienen  sind.  Scherschenewitsch  will 
in  diesem  Werke  nicht  das  russische  Zivilrecht  darstellen,  sondern 
eine  Theorie  des  Zivilrechts  überhaupt.  Ob  ihm  dies  gelingen 
wird,  ist  eine  Frage,  aber  jedenfalls  wird  der  „Kursus",  einmal  zu 
Ende  geführt,  ein  monumentales  Werk  sein,  das  einzig  in  seiner 
Art  (und  nicht  allein  in  Russland)  werden  dürfte.  Es  wird  schliesslich 
eine  rechtsvergleichende  Enzyklopädie  des  Zivilrechts  werden.  Von 
dem,  was  bis  jetzt  vorliegt.,  ist  das  Interessanteste  die  Geschichte 
der  Kodifikationen,  die  sehr  detailliert  in  einer  schönen,  von  der  so 
oft  beliebten  trocknen  Darstellungsart  weit  entfernten  W'eise  ent- 
wickelt wird.  Schon  abgesehen  von  dem  Rnssland  gewidmeten  Ab- 
schnitt ist  hier  die  Geschichte  der  französischen  Kodifikation  und 
des  deutschen  B.  G.-B.  gründlich  und  mit  viel  Talent  vorgetragen.  — 
Der  Verfasser  berührt  dabei  auch  die  soziale,  politische  und  wirt- 
schaftliche Lage  Frankreichs,  sofern  dieselbe  von  Einfluss  auf  die 
Bildung  des  Code  war,  unterwirft  das  B.  G.-B.  einer  treffenden  Be- 
leuchtung usw.  Aber  auch  die  Kodifikationen  in  den  kleinen  Staaten 
Europas  zieht  Schkrhchkn-kwithch  in  den  Kreis  seiner  Darstellung, 
selbst  die  amerikanischen  Kleinstaaten  werden  erwähnt.  Mitunter 
hat  man  sogar  den  Eindruck,  dass  der  Verfasser  etwas  zu  viel  des 
Guten  geben  will. 

Von  demselben  Schriftsteller  ist  das  kleine,  für  Antänger 
ganz  gute  „Lehrbuch  des  Zivilrechts*'  bereits  in  5.  Auflage  erschienen. 


Digitized  by  Google 


1334 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


In  neuer  (8.)  Auflage  ist  auch  das  bekannte,  von  den  Rechts- 
studierenden viel  benutzte  Lehrbuch  des  Zivilrechts  des  im  Jahre  1856 
verstorbenen  Professors  Meyek  erschienen;  es  ist  dies  ein  für  An- 
fanger sehr  nützliches  Werk,  das  aber  keine  Hinweise  auf  die 
Literatur  enthält  und  leider  auch  fremdes  Recht  mit  Schweigen 
übergeht. 

Praktische  Zwecke  verfolgen  die  jetzt  in  neuen  Auflagen  er- 
schienenen Ausgaben  der  Zivilgesetze  von  H  AÜGEB  und  von  Borm- 
V1K0V8KI.  Sie  enthalten  den  Text  der  Zivilgesetze  (also  den  I.  Teil 
des  X.  Bandes  des  „Sswod  Sakonow")  mit  Erläuterungen  des  Zivil- 
Kassationsdepartements  des  Senats  —  unter  jedem  Gesetzesartikel 
sind  Thesen  aus  entsprechenden  Entscheidungen  des  höchsten  Ge- 
richtshofes angeführt.  Eine  Kritik  oder  Bearbeitung  des  reichen 
Materials  beabsichtigen  die  Verfasser  dergleichen  Werke  nicht;  bei 
Bobovikuvski  sind  zudem  nicht  einmal  alle  Thesen  glücklich  ge- 
wählt, nicht  selten  finden  sich  bei  ihm  auch  Fehler  vor.  Trotzdem 
sind  solche  Ausgaben  der  Zivilgesetze  bei  den  russischen  praktischen 
Juristen  sehr  beliebt  und  erscheinen  in  immer  neuen  Auflagen  — 
sie  sind  meist  die  einzige  Quelle  juristischen  „Wissens*4  unserer 
Advokaten. 

Eine  ganze  Reihe  von  Arbeiten  deutscher  Zivilisten  ist  während 
der  letzten  vier  Jahre  ins  Russische  übersetzt  worden:  ich  nenne 
da  nur:  Enuels,  Entstehung  der  Familie,  des  Privateigentums  und 
des  Staates;  Okrtmann,  Gewohnheit  und  Gesetz;  Goldknrinu.  Geist 
des  neuen  B.  G.-B.  n.  a.  m. 

Schliesslich  will  ich  noch  hinzufügen,  dass  in  den  juristischen 
Zeitschriften  während  des  Zeitraumes  1899— 1902  mehrere  Artikel 
über  interessante  zivilistische  Fragen  erschienen.  Ich  nenne  nur 
einige:  Ohsezki  hat  in  der  Wochenschrift  „Prawo"  (das  Recht)  eine 
interessante  Abhandlung  über  das  Automatenrecht  gebracht;  Zwisü- 
mann  widmet  im  „Journal  des  Justizministeriums4*  seine  Auf- 
merksamkeit dem  Prinzip:  „Kauf  bricht  nicht  Miete",  und  in  einem 
andern  Artikel  —  der  Darstellung  des  „Einflusses  der  Technik  anf 
die  Entwickelung  des  Verlagsrechts" ;  Tkepizix  beschäftigt  sich  im 
„Journal  des  Justizministeriums"  mit  der  Frage  vom  Momente  des 
Kigentnmsnbergangs  beim  Verkauf  beweglicher  Sachen  (die  Frage 
ist  für  das  russische  Recht  bestritten,  Tkepizik  entscheidet  sie  zu- 
gunsten des  französischen  Systems  und  kritisiert  die  Bestimmung 
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des  neuen  Entwurfs  eines  Obligationenrechts,  welche  die  Grundsätze  des 
deutschen  Ii.  G.-B.  bei  uns  einführen  will).  Über  das  Patentrecht 
hat  der  schon  oben  erwähnte  Pilenko  eine  ganze  Reihe  höchst 
beachtenswerter  Abhandlungen  in  der  Zeitschrift  „Prawo*  ver- 
öffentlicht, so  über  den  Kauf  der  Patente,  über  das  Verhältnis  zwischen 
mehreren  Besitzern  desselben  Patents,  über  die  Übergabe  des  Rechts 
der  Ausbeutung  eines  Patents,  über  die  Verpflichtung  zur  Aus- 
beutung der  Erfindungen  u.  a.  Das  in  der  russischen  Zivilistik 
beliebte  Thema  des  Eisenbahnrechts  hat  auch  einige  Artikel  hervor- 
gerufen. So  hat  Rabinowitsch  (Verfasser  eines  tüchtigen  Buches: 
„Theorie  und  Praxis  des  Eisenbahnrechts4,  1898)  im  „Prawo"  eine 
interessante  Kritik  der  Kassationspraxis  in  eisenbahnrechtlichen 
Fragen  geliefert,  einen  Artikel  über  die  Verantwortlichkeit  der  Eisen- 
bahnen für  rechtzeitige  Lieferung  der  Frachten  n.  a.  Interessant 
war  auch  die  Artikelserie  Petrazyckis  im  „Prawo":  „Recht  und 
Gericht".  Der  Verfasser  polemisiert  dort  heftig  mit  Iherinü,  wirft 
der  modernen  Zivilistik  Verknöcherung  in  der  römisch  -  rechtlichen 
Routine  und  beständige  Verwechslung  des  materiell-rechtlichen  Stand- 
punkts mit  dem  prozessualen  vor,  verwirft  die  heutige,  auf  pro- 
zessualer Basis  aufgebaute  Lehre  vom  Besitze  usw.  In  seiner  Kritik 
schiesst  aber  Petrazycki  oft  weit  über  das  Ziel  hinaus,  und  das, 
was  er  an  positiven  Vorschlägen  selbst  bringt,  ist  mitunter  sehr 
gewichtigen  Bedenken  unterworfen.  Auch  dem  ausländischen  Rechte 
waren  mehrere  Artikel  gewidmet,  so  von  Likoschin  (im  „Wjestnik 
L'rawa")  über  die  deutsche  Grundbuchordnung  vom  Jahre  1897,  von 
Wollmak  über  den  Entwurf  eines  schweizerischen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs (im  „Journal  des  Justizministeriums")  u.  a.  Interessant 
waren  auch  die  Artikel  des  Erlanger  Professors  Oertmann  im  „Prawo" 
über  die  deutsche  privatrechtliche  Literatur  seit  dem  Jahre  189G. 
Der  geistvolle  Artikel  von  Professor  Pokrovski:  „Der  Zwangs- 
altruismus" (im  „Wjestnik  Prawau)  ist  durch  §  826  des  deutschen 
B.  G.-B.  veranlasst  worden.  —  Pokkoyski  verhält  sich  gegenüber 
dem  in  diesem  Paragraphen  aufgestellten  neuen  Prinzip  ablehnend 
und  regt  de  lege  ferenda  eine  Verallgemeinerung  des  Prinzips 
des  Finderlohns  an:  der  freiwillige  „Retter  in  der  Not44  soll  also 
auf  eine  Belohnung  rechnen  dürfen.  Von  demselben  Verfasser  ist 
auch  eine  glänzende  Kritik  der  Bestimmungen  des  russischen  Ent- 
wurfs eines  Obligationenrechts  über  „Obligationen  aus  Delikten'4  (als 
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Anhang  zu  den  Protokollen  der  Kiewer  juristischen  Gesellschaft) 
erschienen.  Überhaupt  hat  dieser  misslungene  „ Entwurf a  eine 
herbe  Kritik  von  mehreren  Seiten  erfahren.  So  hat  auch  der  un- 
ermüdliche Pktrazycki  mehrere  Artikel  darüber  im  „Prawo"  unter 
dem  Titel:  rDas  künftige  bürgerliche  Gesetzbuch  und  das  Prinzip 
der  Gesetzlichkeit"  erscheinen  lassen.  Den  russischen  Gesetzes- 
entwttrfen  glückt  es  überhaupt  wenig.  So  hat  auch  der  Entwurf 
des  Familienrechts  seinen  Verfassern  nicht  viel  Lob  eingetragen. 
Hokovikovski  unterwirft  im  „Journal  des  Justizministeriums"  den- 
selben einer  bittern  Kritik,  zeigt  seine  ganze  Härte  und  Rtiek- 
stfindigkeit  und  weist  treffend  nach,  dass  derselbe  in  mehreren 
Hinsichten  einen  Rückschritt  sogar  gegen  das  jetzige  veraltete  Recht 
Russlands  darstellt. 

IL  Kirchenrecht. 

Literatur  1902. x) 

Referent:  W.  Benesche  witsch,  St.  Petersburg. 

I.  Lehrbücher  und  Allgemeines. 

1.  SiTwöRow,  N.,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts.  Zweite  ver- 
besserte und  vermehrte  Auflage.  Moskau  1902.  —  Vergl.  den  vorigen 
Bericht,  S.  1005—1006. 

2.  Bekdnikow,  J.,  Die  Grundprinzipien  des  Kirchenrechts  der 
orthodoxen  Kirche.  Kazan  1902.  (Besprochen  in  Byzant.  Chronika  IX. 
1902,  S.  220—223;  Strannik  1902,  Aprilheft,  S.  810—812.) 

Das  Buch  ist  aus  der  zu  verschiedenen  Zeiten  im  „Prawoslawnyi 
Sobessednik"  erschienenen  Artikelserie  entstanden  als  Antwort  am' 

')  In  meinem  vorigen  Literaturbericht  („Jahrbuch"  Bd.  V,  Abt.  2. 
8.  997—1024)  hüben  sich  einige  unliebsame  Versehen  eingeschlichen: 
auf  S.  1001  statt  1735  ist  zu  lesen  18H5,  statt  1748  —  1848,  statt  1751  —  1851: 
auf  S.  1004.  letzte  Zeile  statt  „nur'  —  „nun";  auf  S.  1008,  letzte  Zeile 
stall  H77  --  Ml;  auf  S.  1011.  Zeile  10  von  oben  statt  ,.Lobes'*  —  „Sobes". 
Die  Nachtiiiire  literargeschichtlichen  Inhalts  sind  hier  nicht  am  Platze,  weil 
verspätet.  Daire^reu  werde  ich  die  Literaturangaben  zu  vervollständigen 
suchen,  damit  man  in  den  Berichten  eine  uach  Mafs  der  Möglichkeit  er- 
schöpfende Aui'zahlunir  sämtlicher  sich  auf  die  kirchenrechtlichen  Materien 
beziehenden  russischen  Werke  seit  dem  Jahre  1898  fiude. 
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die  von  Professor  Suwobow  an  dein  „Grundriss  des  Kirchenrechts"  im 
Berdnikow  geübte  Kritik.  Die  Aufgabe  des  Buches  ist,  die  Grund- 
prinzipien der  Kirchenrechtswissenschaft  als  einer  theologischen 
Disziplin  klar-  und  festzustellen. 

3.  Päwlow,  A.,  Kursus  des  Kirchenrechts.  Aus  dem  Nachlass 
des  Verfassers  herausgegeben  von  der  Redaktion  des  „Theologischen 
Boten*4  unter  der  Aufsicht  des  Dozenten  der  Moskauer  Geistlichen 
Akademie  J.  M.  Gbomoolahsow.  Moskau  1902.  (Besprochen  von 
N.  Suwobow  im  Journal  des  Ministeriums  für  Volksaufklftrung  1903, 
Januarheft,  S.  195—179;  derselbe  auch  bei  der  Übersicht  der  kirchen- 
rechtlichen Literatur  in  seinem  Lehrbuch,  2.  Ausg.,  S.  11  Anm.  1. 
Vergl.  auch  Byzant.  Chron.  IX,  545—595.) 

Der  Herausgeber  dieses  nachgelassenen  Werkes  des  berühmten 
Moskauer  Professors  halt  es  für  ein  mustergültiges  in  seiner  Art.  Dem 
ist  aber  leider  nicht  ganz  so,  und  man  muss  dem  strengen  Urteil  des 
Professors  Suwobow  bis  zu  einem  gewissen  Grade  beipflichten:  es  ist 
wahr,  dass  die  Herausgeber  dem  Verstorbenen  einen  schlechten  Dienst 
erwiesen  haben  sowohl  durch  die  Wahl  des  Werkes,  als  auch  durch  die 
Ausführung  ihres  Unternehmens.  In  Pawlows  Nachlass  sollen  sich  aber 
doch  einige  ganz  interessante  Aufzeichnungen  über  die  Geschichte  der 
Quellen  des  byzantinischen,  südslawischen  und  altrussischen  Rechts 
resp.  Kirchenrechts  befinden.  Warum  hat  man  nicht  lieber  bloss  die 
von  ihm  mit  grosser  Mühe  und  Sachkenntnis  gesammelten  Texte  der  un- 
bekannten Rechtsquellen  veröffentlicht?  Trotz  mancher  interessanten 
Ausführungen  wird  der  „Kursus"  in  seiner  jetzigen  Gestalt  Niemand 
von  den  sachkundigen  Verehrern  des  Professors  befriedigen  und  viel- 
leicht nur  in  den  geistlichen  Akademien  Eingang  finden. 

4.  Krahnozkn,  M.,  Kurzer  Gmndriss  des  Kirchenrechts.  Juriew 
1901.  — 

Es  beansprucht  und  hat  keine  wissenschaftliche  Bedeutung, 
ist  nur  als  Leitfaden  für  die  Zuhörer  bestimmt. 

5.  Michael,  Priestermönch,  Uber  die  Aufgaben  der  Kirchen- 
rechtswissenschaft.   (Christi.  Lekt.  1902,  Dezember,  S.  753 — 773.) 

Es  ist  die  Antrittsvorlesung  des  neuen  Vertreters  unserer 
Disziplin  auf  der  Geistlichen  Akademie  zu  St.  Petersburg.  Die  Auf- 
fassung des  Gegenstandes  ist  in  hohem  Mal'se  verwunderlich.  Der 
Verfasser  verspricht  seinen  Zuhörern,  erst  im  zweiten  Semester  das 
Kirchenrecht  als  eine  Rechtswissenschaft  vorzutragen;  das  Winter- 
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Semester  will  er  „dem  echten  Kirchenrecht  widmen,  so,  wie  er  es 
versteht",  und  daher  beantwortet  er  die  Frage,  ob  das  Kirchenrecht 
eine  rein  juristische  Disziplin  ist,  mit:  „Nein".  „Sie  wird  sein  und 
ist  eben  die  dograatica  externa,  wie  sie  zuweilen  im  Westen  genannt 
wird,  die  Charakteristik  der  Kirche  als  einer  überrechtlichen 
Substanz."  „Ich  behaupte",  fährt  er  fort:  „dass  man  für  die  Dar- 
stellung der  Kirchenrechtswissenschaft  einer  anderen  Sprache  bedarf, 
die  mit  der  des  Rechts  nicht  identisch  ist.  Ich  bin  der  Meinung, 
dass  die  Anpassung  von  kirchlichen  Kanones  an  die  Rechtsnormen 
eine  Verunstaltung  der  ersteren  bildet"  Weder  mit  dem  Protestanten 
Rudolf  Sohm  noch  mit  dem  „protestantenfreundlichen"  A.  Chomjakow 
ist  der  Verfasser  einverstanden,  aber  nur  aus  dem  Grunde,  weil  „der 
Gedanke  noch  stärker  zu  betonen  sei",  dass  das  Kirchenrecht  im 
Widerspruch  mit  dem  Wesen  der  Kirche  stehe.  An  dem  Beispiel 
der  katholischen  Kirche  sucht  der  Verfasser  zu  zeigen,  dass  „die 
Rechtsidee,  als  Grundlage  der  kirchenkanonischen  Konstruktion,  den 
Kirchenorganismus  zertrümmert*'.  Zum  Schluss  ein  Aufruf:  „£ein, 
nie  sei  die  Kirche  eine  Anstalt".  Man  kann  sich  von  dem  Eindruck 
nicht  befreien,  dass  diese  Gedankenreihe,  wenn  nicht  auf  Unkenntnis, 
so  doch  entschieden  auf  Missverstandnis  beruht 

6.  Gromoglassow,  J.,  Prof.  A.  S.  Päwlow,  Eine  Skizze  seiner 
wissenschaftlichen  und  literarischen  Tätigkeit.  („  Archäolog.  Nachrichten 
und  Notizen",  herausgegeben  von  der  kaiserl.  Moskauer  Archäolog. 
Gesellschaft  1899,  VII,  No.  1,  2,  S.  8—21.) 

II.  Quellenkunde. 

1.  Suwörow,  N.,  Der  mutmassliche  Bestand  des  ältesten 
Poenitentialbuches  der  orientalischen  Kirche.  Byzant.  Chron.  VIII. 
1901,  357—484;  IX,  1902,  378-417. 

Hier  sind  einige  wichtige  Stücke  gedruckt  aus  Monac. 
graee.  498,  X  saee.  f.  209  sqq.  JidaaxaXia  nattQwr  negi  rwr 
oiftiköiTUiv  igayyslAat  ra  Vöux  afiagti^nara  xal  ntQi  Iiact- 
Itiov  tov  t£xvov  vnaxoijg,  f.  212.  A\  61  iTiiiiurfieic  xal  al 
SiayoQal  io)i'  Intiifiiun'  tla\r  aiVat,  f.  217b — 219b.  Kaibrtc 
itov  ay.  Traiigm'  (S.  398-  -4 14)  und  zum  erstenmal  die  alt-slawische 
f'bersetzung  des  Poenitentialbuches  aus  Mosquens.  Rumjanzow  230 
(S.  415-  434). 

2.  Omtkolmow,  M.,  Uber  das  griechische  Original  zu  dem  Text 
der  Kanones  des  slawischen  Kormczajabnches  oder  über  die  sog. 
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Synopsis  canonum  und  ihre  ursprüngliche  Bedentung.  (Die  Arbeiten 
des  XII.  Archäologischen  Kongresses  in  Charkow;  der  Inhalt  im 
Journal  des  Ministeriums  für  Volksaufkl.  1903,  Januar,  20;  Byzant. 
Chron.  IX,  624—625.) 

3.  Almäzow,  A.,  Der  Nomokanon  beim  russischen  Missale. 
(„Christi.  Lektüre",  1902,  Juli,  126—144,  August,  259—304,  Sep- 
tember, 425—464,  Oktober,  581—602,  November,  694—735,  De- 
zember, 774—819.) 

Aus  Anlass  der  im  Jahre  1897  erschienenen  neuen  Bearbeitung 
des  berühmten  Werkes  von  Pawlow  „Nomokanon  beim  grossen 
Missale"  gibt  der  namhafte  Vertreter  unserer  Disziplin  auf  der 
Odessaer  Universität  eine  eingehende,  gründliche  Untersuchung  über 
die  Geschichte  des  Nomokanons  bei  den  Griechen  und  bei  den  Slawen. 

4.  Beneschewitsch,  W.#  Zwei  Handschriften  der  slawischen 
Übersetzung  des  Syntagma  von  Matthaeus  Blastakis,  die  in  der 
St.  Petersburger  Synodalbibliothek  aufbewahrt  werden.  (Nachrichten 
der  Abteilung  für  russische  Literatur  und  Sprache  der  Kaiser!. 
Akademie  der  Wissensch,  zu  St.  Petersburg  VI,  1901,  IV,  150—227.) 

Ein  Versuch,  die  Ansichten  über  die  Geschichte  der  slawischen 
Übersetzung  des  Syntagma  zusammenzustellen  und  durch  neues 
Material  zu  beleuchten.  In  zwei  Beilagen  sind  die  Kanone«  des 
Patriarchen  Nikiphokos  und  die  Antworten  des  Johannes,  Bischof 
von  Kitros,  nebst  slawischer  Übersetzung  mitgeteilt. 

5.  Zaozerski,  N.,  Die  Belehrung  für  die  Nonnen  und  die  Bussen 
für  jede  Sünde,  verfasst  vom  Patriarchen  von  Kpel  Johannes 
Nesteutes.  (Seelenmütige  Lektüre  —  Duschepolesnoje  Cztenije  1901, 
März,  431 — 445.)  Hier  ist  die  russische  Übersetzung  der  Jtdcc- 
GxaXia  tutv  pova^ovGuiV  xal  Initiiuct  twv  txäötov  ufiagrimai oc 
'iwctvvov  TtatQictQxov  KwvatavTivovnöXtwg  tov  NijffTeivov  (Pitra, 
historia  et  monnm.  II,  226—235;  Spicil.  Solesm.  IV,  416—435)  ge- 
geben. 

6.  Derselbe  und  Chachanow,  A,  Nomokanon  des  Johannes 
Nestkutks  in  seinen  drei  Redaktionen:  georgianisch,  griechisch  und 
slawisch.  Moskau  1902.  (Cztenija  der  Moskauer  Gesellschaft  für 
russische  Gesch.  und  Altert.  1903,  II.) 

7.  Sfassky,  A.,  Die  Frage  von  der  Echtheit  der  Kauones  von 
Sardika(343)  in  der  modernen  westeuropäischen  Literatur.  (^Theolog. 
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Bote"  1902,  Juni,  345—383;  besprochen  in  Byzant.  Chron.  IX,  555 
bis  556.) 

Der  Verfasser  hält  im  Gegensatz  zu  Friedrich,  J.,  Die  Un- 
echtheit  der  Kanones  von  Sardika  (Sitzungsber.  der  Münchener  Akad. 
1901,  III),  nicht  alle  Kanones  für  falsch,  sondern  nur  can.  3,  4,  5 
(gegen  Turner,  „The  genuiness  of  the  Sardican  canon"  in  The  Journal 
of  the  theolog.  Studies  1902,  April). 

8.  Sokoluw,  J.  J.,  Theodor  Balsamon,  Johannes  Bfkkos,  Patri- 
arch von  Kpel.  (Zwei  Aufsätze  in  der  „Orthodoxen  theolog.  Enzy- 
klopädie", A.  III,  1902.) 

9.  Papadimitrin,  S.,  Johannks  II.,  Metropolit  von  Kiew,  und 
Theodor  Prodrorn,  XQiaxog  xal  0io6wqog  llQÖSQoyiiog.  Odessa  1902. 

10.  L.  J.,  Ein  neu  entdecktes  Mannskript  des  XVI.  Jahrb., 
enthaltend  die  „Hundert  Kapitel"  der  Moskauer  Synode  von  1551  (das 
sog.  Stogläw).  Sergiew-Possäd  1899.  (Separatabdruck  aus  dem 
„Theolog.  Boten",  1899). 

11.  Bibliographische  Materialien,  gesammelt  von  A.  Popow. 
XXI.  Eine  kurze  Abhandlung  zur  Verteidigung  des  Klostervermögens. 
Mit  dem  Vorwort  von  A.  Grigorjew.  (Vorträge  in  der  Moskauer 
Gesellschaft  für  Geschichte  und  Altertümer  Russlands  1902,  IL. 
XXX  u.  68.) 

Zu  Grunde  gelegt  ist  die  Hs.  der  Mosk.  Synodalbibliothek  759 
(bei  Gorsky  und  Xewohtr.,  Opisanye  II/3  No.  320).  Das  Schriftchen 
ist  zur  Zeit  der  Säkularisationsbestrebungen  entstanden  (am  6.  Februar 
1505,  wie  der  Verfasser  selbst  angibt)  und  soll  von  dem  Domini- 
kanermönch Beniamin,  einem  Slawen  römisch-kathol.  Bekenntnisses,  her- 
rühren, von  demselben,  der  für  den  Erzbischof  von  Nowgorod  Gennadijs 
einige  Bücher  der  Heiligen  Schrift  aus  der  Vulgata  übersetzt  hat. 

12.  Michael,  Priestermönch,  Sammlung  von  Kirchenstatuten 
des  Patriarchats  von  Kpel  1858—1899,  ins  Russische  übersetzt,  nebst 
Geschichte  ihrer  Entstehung.    Kazan  1902. 

13.  Materialien  für  die  Geschichte  der  orthodoxen  Kirche  unter 
dem  Kaiser  Nikolaus  I.  Buch  II,  St.  Petersburg  1902  (in  Sbornik 
der  Russ.  Histor.  Gesellsch.,  Bd.  CXI11). 

III.  Kircheiiverfassung  und  -Verwaltung. 

1.  Berdnikow,  J.,  Zur  Frage  von  der  Kirchendisziplin. 
(Christi.  Lekt.  1902,  April,  553—579,  Juni,  853—885.)  Prawosl. 
Sobjes.  1902,  März,  356—392,  .Juli-August,  66—112. 
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Zwei  Rezensionen  über  das  Werk  von  Prof.  Kiparihsow  „Über 
die  Kirchendisziplin.    Moskau  1897u. 

2.  Zaozrrsky,  N.,  Zur  Frage  von  der  geheimen  Beichte. 
(Christi.  Lekt.  1902,  Februar,  293-306,  3Iärz,  387—420.) 

Eine  Rezension  über  das  Werk  von  Prof.  Almazow  „Die  ge- 
heime Beichte  in  der  orthodoxen  Kirche,  3  Bände,  Odessa  1894*'. 
Als  Beilage  ist  dieselbe  JtdaaxaXia  najeQ(or  nach  dem  von  Prof. 
A.  Pawlow  mitgeteilten  Text  aus  Monac.  gr.  498,  f.  209—217  ge- 
druckt, die  sich  auch  bei  Prof.  Suwokow  in  den  oben  angezeigten 
Artikeln  („Quellenkunde",  unter  No.  1)  findet;  parallel  folgt  die 
slawische  Übersetzung  in  zwei  Redaktionen  aus  den  codd.  der  Mos- 
kauer Geistl.  Akademie  No.  54  (identisch  mit  dem  Rumjanzow.  Mus. 
230)  und  No.  191. 

3.  Priklonsky,  N.,  Zur  Frage  von  der  Teilnahme  der  Laien 
am  Kirchenregiment.  (Strannik  1902,  Januar,  71—89,  Februar, 
250-274.) 

4.  Papkow,  A.,  Die  Brüderschaften.  Eine  Skizze  der  Ge- 
schichte der  west-russischen  orthodoxen  Brüderschaften.  Sergiew- 
Possad  1900. 

5.  S — ky,  W.,  Die  Beteiligung  der  russischen  Geistlichkeit 
und  des  Mönchtunis  an  der  Entwicklung  der  Allein-  und  Selbst- 
herrschaft im  Moskauer  Reiche  am  Ende  des  XV.  und  in  der  ersten 
Hälfte  des  XVI.  Jahrb.    (Wjera  i  Rasum  1902,  No.  10,  10,  18.) 

6.  Pokröwsky,  J.,  Die  Kazaner  mensa  episcopalis,  ihre  Mittel 
und  ihr  Personalbestand,  hauptsächlich  vor  17G4.  Kazan  1902 
(ursprünglich  als  Beilage  zu  den  Heften  des  „Prawosl.  Sobjes.*  1901.) 

7.  Goktschakow,  M.,  Die  Besprechung  des  Werkes  von  S. 
Rt'NKJE witsch.  Die  Errichtung  und  ursprüngliche  Verfassung  der 
Heiligen  Synode.  (Bericht  über  die  XLIII.  Verteilung  der  Uvarov- 
schen  Prämien,  St.  Petersburg  1902.) 

Der  Verfasser  hält  die  Monographie  Runkjkwitschs,  falls  die 
Serie  der  versprochenen  Arbeiten  fortgesetzt  wird,  für  epochemachend. 
Bei  weitem  nicht  so  günstig  lauten  die  Urteile  der  Spezialisten  in 
der  St.  Petersburger  Geistlichen  Akademie,  welche  die  Arbeit  Runk- 
jkwitschs  als  den  wissenschaftlichen  Forderungen  nicht  entsprechend 
abgewiesen  und  den  Autor  selbst  zur  Doktorpromotion  nicht  zu- 
gelassen habeu,  so  dass  er  nur  von  der  Heiligen  Synode  Gnaden 
Doktor  geworden  ist.    Es  haben  in  den  „Journalen  der  Sitzungen 
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des  Akadeinierats  von  1901u  (als  Beilage  zu  den  Heften  der  „Christi 
Lektüre"  von  1902)  folgende  Professoren  ihre  Meinungen  geäussert 
und  zu  begründen  versucht:  Seroius,  Bischof  von  Jambnrg  (S.  199 
bis  225),  T.  Bärsow  (S.  225—280),  N.  Nikölsky  (S.  230—253),  A. 
Kaktaschow  (S.  253—277),  A.  LopüchIn  nnd  T.  Bärsow  (S.  277—280). 
Es  steht  ja  fest,  dass  das  Werk  einen  genügenden  wissenschaftlichen 
Wert  besitzt,  um  prämiiert  zu  werden,  aber  es  steht  auf  zu  schwachen 
Füssen,  um  die  schwere  Last  der  Gelehrsamkeit  eines  Doktors  der 
Theologie  bezw.  der  Kirchengeschichte  würdig  vertreten  zu  können. 

8.  BjELuoRünsKY,  A.,  Hiekotheos  Malitzky,  Metropolit  von  Kiew 
(1790—1799). 

9.  Lebkdew,  A.  S.,  Die  Bischöfe  von  Bjelgorod  und  das  Gebiet 
ihrer  Hirtentätigkeit.    Charkow  1902. 

10.  Titüw,  Th.,  Die  Diakonats-  und  Priesterweihe  und  die 
Bischofswahl  in  der  alten  westrussischen  Kirche  bezw.  Metropolie 
von  Kiew  im  XIV.— XVI.  Jahrh.  („Arbeiten  der  Kiewer  Geistl. 
Akad."  1902,  Mai.) 

11.  Winogradsky,  N.,  Die  Synode  von  1682  zu  Moskau. 
Smolensk  1899. 

12.  Anuthchin,  D.,  Die  Reform  des  Klosterwesens  im  J.König- 
tum Polen".    („Busskaja  Starina4*  1902,  Dezember;  1903,  Januar.) 

13.  Gribowsky,  W.,  Die  Kirchenverwaltung  unter  Xikolans  I. 
(„Istor.  Wjestnik"  1902.) 

14.  Papköw,  A.,  Die  kirchlichsozialen  Fragen  zur  Zeit  des  Czar- 
Befreiers  (1855—1870).  St.  Petersburg  1902.  (Besprochen  in  „Theol. 
Bote"  1901,  Juni,  393—399;  1902,  Februar,  903—910.)  Die  Kapitel 
I—  V  sind  auch  in  „Russkij  Wjestnik  —  Russischer  Bote"  1901. 
das  ganze  Werk  in  „Strannik"  1901  erschienen. 

15.  Bahssow,  T.,  Über  die  geistliche  Zensur  in  Rnssland. 
(„Christi.  Lektüre"  1901,  Mai — September;  besprochen  in  „Theol.  Bote- 
1902,  Februar,  396—397.) 

16.  Übersicht  der  Tätigkeit  des  Amtes  für  orthodoxe  Bekenntnis 
während  der  Kegierungszeit  Alexanders  III.  St.  Petersburg  1901.  — 
Herausgegeben  im  Auftrage  des  Oberprokurators  der  Heiligen  Synode. 

17.  Tnv.w,  Theoi..,  Priester,  Kaiser  Alexander  III.  und  die 
russische  orthodoxe  Kirche  zu  seiner  Zeit.  („Arbeiten  der  Kiewer 
Geistl.  Akad."  19« »2,  April.  587—608.) 
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Ein  Vortrag  auf  Grund  des  eben  genannten  offiziellen  Werkes. 
(Vergl.  ZAWiTN.iKwiT.srn,  Die  Bedeutung1  der  Regierung  Alexanders  III. 
im  allgemeinen  Gange  unseres  geschichtlichen  Lebens.  „Arbeiten  der 
Kiewer  Akad."  1895.  I.) 

18.  BoLiHtwsKY,  A.,  Das  Wiederaufleben  der  Parochie.  (Über- 
sicht von  Pressstimmen.) 

19.  Llbjedjrw,  A.,  Der  Vorleser  in  den  alten  Zeiten  der 
Kirche.    Moskau  1901. 

20.  Derselbe,  Die  Mittel  zur  Ausbildung  der  Geistlichkeit  und 
ihr  geistiger  Zustand  im  II. — III.  Jahrhundert.  („Theol.  Bote"  1902. 
Juni,  238—270;  vergl.  Byzant,  Chron.  IX  556.) 

21.  Vashiljkw,  M.,  Die  Macht  und  die  Stellung  der  römischen 
Bischöfe  in  der  Kirche  nach  der  Lehre  Basilius  des  Grossen  (Prawosl. 
Sobjes  1901,  September,  343—350). 

Aus  den  Aussprüchen  des  grossen  Kirchenvaters  werden  zwei 
Folgerungen  gezogen:  1.  er  habe  den  römischen  Bischof  dem 
Alexandriner  und  dem  Antiochier  gleichgestellt  und  2.  den  römischen 
für  das  rHanpt  des  Westens"  gehalten. 

22.  Uspknsky,  Theod.,  Die  kirchenpolitische  Tätigkeit  des  Papstes 
Gregorius  I.  Dialog.  Kazan  1901.  (Besprochen  von  L.  PIssarkw 
in  „Praw.  Sobjesu  1902,  Dezember,  Beilage,  S.  I— XL.) 

23.  Lepörsky,  P.,  Die  Geschichte  des  Exarchats  von  Thessalonich 
bis  zur  Zeit  seiner  Union  mit  dem  Patriarchat  von  Konstantinopel. 
St.  Petersburg  1901.  (Besprochen  in  „Istoritschesky  Vjestnik"  1902, 
Januar,  355-357;  Byzant.  Chronika  VIII,  1901,  611—622;  Christi. 
Lekt,  1901,  Beilage  S.  240—261;  1902,  April,  Beilage  S.  113—118.) 

24.  Michael,  Priestermönch,  Die  Gesetzgebung  der  römisch- 
byzantinischen Kaiser  betreifend  die  äusseren  Rechte  und  Privilegien 
der  Kirche  (von  313—565).    Kazan  1901. 

25.  Lkbjkd.ikw,  A.,  Skizzen  der  inneren  Geschichte  der 
byzantinisch-anatolischen  Kirche  im  IX. — XI.  Jahrhundert.  2.  Ausg. 
Moskau  1901.  (Vergl.  „Istor.  Wjestnik*  1901,  Dezember,  1230—1233: 
„Glaube  und  Kirche-4  1901,  X,  901—907;  „Kirchl.  Nachrichten1*  1901, 
48;  Byzant.  Chron.  VIII,  608—611.) 

26.  Derselbe,  Historische  Skizzen  des  Zustandesder  byzantinisch- 
anatolischen  Kirche  vom  Ende  des  XI.  bis  zur  Mitte  des  XV.  Jahr- 
hunderte. 2.  Ausg.  Moskau  1902.  (Vergl.  „Istor.  Wjestnik*  1902. 
Juli,  257—261:  ..Kircheilbote-1  1902.  30;  Byzant.  Chron.  IX,  216—220.) 
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27.  Derselbe.  Kurze  Nachrichten  über  die  Patriarchate  von 
Alexandrien,  Antiochien  und  Jerusalem.  Aus  der  Geschichte  der 
griechisch-anatolischen  Kirche  vom  Fall  Konstantinopels  im  Jahre 
1453  bis  zur  Gegenwart.  („Bogoslowsky  Vjestnik"  1901,  Februar, 
223—251,  März,  412—450,  April,  617—639.)  Dasselbe  auch  unter 
dem  Titel: 

28.  Derselbe,  Geschichte  der  griechisch-anatolischen  Kirche 
unter  der  Herrschaft  der  Türken.  Von  1453  bis  zur  Gegenwart. 
Sergiew-Possad,  Bd.  I,  1896;  Bd.  II,  1901.  (Besprochen  von 
A.  Palmieri  in  „Stamboul"  vom  30.  September  1901.) 

29.  Derselbe,  Die  „Grosse  Kirche*  und  die  Heiligen  Berge. 
(„Glaube  und  Kirche",  1902,  Januar.) 

30.  Michael,  Priestermönch,  Eine  Skizze  der  Reformen  in 
dem  Kirchenregiraent  des  Patriarchats  von  Kpel  in  den  Jahren  1858 
bis  1900.  (..Prawosl.  Sobjes'  1902,  Beilagen  zu  Mai-  und  Juniheften.) 

31.  Derselbe,  Sammlung  von  Kirchenordnungen  des  Patri- 
archats von  Kpel  aus  den  Jahren  1858—1899  in  russischer  Über- 
setzung nebst  Geschichte  ihrer  Entstehung.    Kazan  1902. 

32.  Woskkisssen.sky.  G.,  Aus  dem  Kirchenleben  der  orthodoxeu 
Slawen.  Das  Königtum  Serbien.  Alt -Serbien  und  Mazedonien. 
Montenegro.  Die  Metropolitankirche  von  Karlowatz.  (Theol.  Bote, 
1902,  Juli-August,  535—566.) 

33.  Kyhion,  Bischof,  Eine  kurze  Skizze  der  Geschichte  der 
Kirche  und  des  Exarchats  von  (Grasten)  Georgien  im  XIX.  Jahr- 
hundert. Tiflis  1901.  (Inhaltsangabe  in  rStrannik"  1902,  Januar, 
192—193.  Vergl.  „Kirchennachrichten"  1901,  No.  47;  Byzant.  Chron. 

VIII,  622.) 

34.  Anninsky,  A.,  Geschichte  der  armenischen  Kirche  bis  zum 

IX.  Jahrhundert.  Kischinew  1900  (vergl.  „Kirchennachrichten"  1901, 
No.  47;  Byzant,  Chron.  VIII,  205—209). 

35.  Pkkubkazensky,  A.,  Rechenschaftsbericht  über  die  Studien 
(Prawosl.  Sobjes  1901,  November,  Beilage  No.  13  zu  den  Protokollen 
der  Sitzungen  des  Rates  der  Kazaner  Geistl.  Akad.  im  Jahre  1899. 
S.  1—64.)  —  Hier  ist  die  administrative  Tätigkeit  des  Patriarchen 
Gregorius  V.  (gestorb.  1821)  skizziert. 

36.  Kumganow,  Thkoi».,  Skizzen  und  Abrisse  aus  der  neuesten 
Geschichte  der  rumänischen  Kirche.   (Gelehrte  Memoir.  der  Kazaner 
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Universität  1902.)  Fortsetzung  des  schon  früher  (Bd.  Vl2,  1014) 
angezeigten  Werkes. 

37.  Ruijnjrw,  M.,  Das  kirchliche  Gerichtsverfahren  bei  der 
Ehescheidung  wegen  Ehebruchs.  (Christi.  Lekt.  1901,  November, 
1902,  Januar,  Februar.) 

38.  Gomolitzky,  B..  Die  Ehe  der  Schismatiker  (Raskolniki)  nach 
dem  Gesetz  vom  19.  April  1874,  ist  dadurch  die  Zivilehe  eingeführt? 
(Rechtsbote  1901,  IV— V,  139—180.)    Die  Antwort  lautet:  nein. 

89.  Shachakuw,  W.,  Über  das  Ehehindernis  der  Verwandt- 
schaft. Eine  Untersuchung  aus  dem  Gebiet  des  Eherechts  der 
orthodoxen  Kirche.  Heft  I.  Über  die  Verwandtschaft  und  ihre 
Arten.    Ekaterinoslaw  1899. 

40.  Gkomoulahsow,  J.?  Uber  die  zweiten  und  dritten  Ehen  in 
der  orthodoxen  Kirche.    (Theol.  Bote  1902,  September,  Oktober.) 

41.  Zaozkksky,  N.,  Worauf  gründet  sich  die  kirchliche  Ge- 
richtsbarkeit in  Ehesachen?  (Gegen  die  modernen  pessimistischen 
Anschauungen  über  das  Familienleben  und  die  dadurch  bedingten 
Äusserungen  der  Presse  über  Ehe  und  Ehescheidung.)  (Theol. 
Bote  1902,  Februar— Mai.) 

42.  Papkow,  A.,  Die  Notwendigkeit  der  Reformen  in  der  Wahl 
und  Stellung  des  Kirchenältesten  (zerköwnyj  stärosta).  (Strannik 
1902,  November.) 

43.  Zaozkrsry,  N.,  Bemerkungen  zum  Entwurf  der  orthodoxen 
Parochialverwaltung.    (Theol.  Bote  1902,  Oktober.) 

44.  Pkuoäwin,  Das  Klostergefängnis  („Prawo-  1902,  No.  48). 

45.  BöBRiscHTscHKW-PfsciiKiN,  A.,  Was  ist  die  Verleitung  zum 
Übertritt  in  ein  nicht  orthodoxes  Bekenntnis?  („Rechtsbote-  1902, 
September,  Oktober). 

46.  W.  B.,  Über  das  Recht  des  Kirchenbannes  oder  des 
Anathems.    („Glaube  und  Kirche-  1902,  April.) 

47.  Griooröwsky,  S.,  Über  die  Führung  von  Geburts-  und 
Taufbüchern  im  allgemeinen  und  über  die  Eintragung  in  die  Kirchen- 
bücher der  Verzeichnung  über  die  Geburt  und  Taufe  der  ausser- 
ehelichen  Kinder  („Kirchenbote-  1902,  No.  42). 

48.  Zaozkksky,  N.,  Notiz  über  die  Führung  einer  genauen  Ver- 
zeichnung von  Geburtsfällen  in  den  Kirchenbüchern  („Theolog.  Bote- 
1902,  Dezember,  506—508). 

Aus  Anlass  des  oben  angeführten  Artikels  von  Grihoröwsky. 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  85 
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IT.  Staat  und  Kirche.   Interkonfessionelle  Beziehungen. 

1.  Bkkiinikow,  E..  Rezension  über  das  Werk  V.  Sokolows, 
Die  staatliche  Stellung  der  Religion  in  Deutsehland.  (Gel.  Mem. 
der  Kazaner  Universität  1902,  I,  Kritik  S.  1—10). 

2.  Bkbkut,  L.,  Der  Kampf  um  die  Investitur  zur  Zeit  Hein- 
richs V.    {Kiewer  Universitäts-Nachrichten  1902,  März,  1—83.) 

8.  Suwokuw,  N.,  Ein  byzantinischer  Papst.  Moskau  1902. 
(Gelehrte  Memoir.  der  Mosk.  Universität.)  Inhaltsangabe  in  Strannik 
1902,  August,  299—300;  Byz.  Chron.  1902,  IX,  226—228;  .Tonrnal 
des  Ministeriums  ftir  Volksauf klärung  1902,  September,  226 — 528. 

Auf  Grund  oder  vielmehr  ans  Anlass  der  Abhandlung  von  L. 
Brkhikr,  Le  schisme  Orientale  au  XI  siecle  (Paris  1899)  wird  die 
kirchenpolitische  Tätigkeit  des  Patriarchen  Michael  Kkrcllarios 
dargestellt. 

4.  BoBRiscHTscHKw-PuscHKiN,  A.,  Die  Justiz  und  die  Schisma- 
tiker-Sektierer.   St.  Petersburg  1902.    (Bespr.  in  „Prawo"  No.  10.» 

Die  wertvolle  Abhandlung  stellt  sich  die  Aufgabe,  einerseits 
die  immer  zunehmende  Zersplitterung  Russlands  in  politischer  und 
religiöser  Beziehung  festzustellen  und  andererseits  den  Organen  der 
Justiz  in  ihrer  schweren  Lage  bei  dem  Verfahren  gegen  die  Sektierer 
nützlich  zu  sein.  Besonders  klar  wird  die  Anwendung  des  die  Rechte 
der  sog.  Stundisten  bezüglich  ihrer  gottesdienstlichen  Versammlungen 
beschränkenden  Gesetzes  von  1894  beleuchtet  Das  Buch  ist  nicht 
mit  genügend  gelehrtem  Apparat  gearbeitet  und  enthält  hier  und  da 
Widersprüche;  manchmal  ist  ein  Widerspruch  mit  der  sonstigen 
Objektivität  des  Verfassers  fremden  Einflüssen  zuzuschreiben,  wie 
z.  B.  die  Behauptung,  das  Prinzip  der  Trennung  von  staatlichen  und 
kirchlichen  Aufgaben  sei  nicht  nur  theoretisch  richtig,  sondern  auch 
mehr  oder  weniger  konsequent  in  der  administrativen  und  gesetz- 
geberischen Tätigkeit  der  russischen  Regierung  während  der  zwei 
letzten  Jahrhunderte  durchgeführt  worden. 

5.  Michakl,  Priestermöuch,  Zwei  Systeme  der  Verhältnisse  von 
Staat  und  Kirche.  (Praw.  Sohjes  1902,  Juli— Augnst.  26-  46. 
Vergl.  Byzant.  Chron.  1902,  IX,  559—562.)  Das  eine  System  ist 
römisch  —  die  Unterordnung  der  Kirche  unter  den  Staat,  das 
andere       hellenisch-slawisch  —  die  Verkirchlichnng  des  Staates. 

6.  Gii!<;..iUK\v.  K.,  Das  Verhältnis  von  Staat  und  Christentum 
nach  L.  Tolstoi.  (Missionsmndschan  —  Missionjerskoje  Obozrenye 
1902,  März,  Mai,  Juni.) 
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7.  Tk'hojiikow,  L.,  Die  konfessionelle  Zusammensetzung  Rnss- 
lands  und  die  Notwendigkeit  einer  konfessionellen  Politik  für  den 
russischen  Staat.    (Missionsrundschau  1902,  März.) 

8.  Fi  KST,  T.  G.,  Russland  und  das  ökumenische  Patriarchat  nach 
dem  Krimkrieg.  („Wjestnik  Ewropy-Bote  Europas"  1902,  April,  Juni.) 


III.  Strafrecht  1901-1902. 

Referent:  Gregor  Feldstein,  Professor  der  Rechte,  Jaroslaw. 

  * 

Auf  dem  Gebiete  der  Strafgesetzgebung  steht  in  Russland  eine 
Grundreform  bevor.  Vor  kurzer  Zeit  ist  ein  neues  Strafgesetzbuch 
veröffentlicht  worden,  dessen  Einführung,  wie  man  glaubt,  im  Jahre 
1905  geschehen  wird.  Auf  dem  Gebiete  des  Strafprozesses  ist  auch 
ein  Entwurf  ausgearbeitet,  welcher  noch  dem  Staatsrate  zur  Be- 
ratung vorliegt.  Dieser  Stand  der  Strafgesetzgebung  in  Russland 
bedingt  natürlich  eine  ganz  besondere  Armut  an  Novellen.  Wir 
begegnen  zumeist  auf  dem  Gebiete  der  Strafgesetzgebnng  soge- 
nannten strafrechtlichen  Nebengesetzen,  Satzungen,  welche  durch 
die  Steuerverwaltung,  Porst-  und  Jagdgesetzgebung  usw.  hervor- 
gerufen sind.  Novellen  anderer  Natur  erscheinen  selten.  Wenn  es 
aber  der  Fall  ist,  so  tragen  sie  den  Charakter  der  Vorläufer  jener 
Entwürfe,  welche  in  den  nächsten  Jahren  in  Kraft  treten  sollen. 

1901. 

Eine  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  bedroht 
mit  Vermögensstrafe  nicht  über  hundert  Rubel  die  Handelsleute, 
welche  an  Orten,  wo  die  Annahme  bestimmter  gekaufter  Waren,  wie 
Getreide,  Mehl,  Grütze,  Malz,  Hafermehl,  Kleie,  verschiedene  Öl- 
saaten usw.,  nur  dem  Gewicht  nach  gestattet  ist,  diese  Produkte  in 
anderer  Art  ankaufen  (No.  31,  Art.  627). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  23.  Mai 
bedroht  mit  einer  Vermögensstrafe  nicht  über  hundert  Rubel  oder 
mit  Haft  nicht  über  einen  Monat  die  unerlaubte  Beimischung  he- 
terogener Stoffe  zum  russischen  Tee  in  gewerblichen  Lokalen.  Die 
getälschten  Produkte  werden  konfisziert  (No.  07,  Art.  1343). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  IG.  April 

schafft   neue  Bedingungen   für   die  Fabrikation   der  Sprengstoffe. 

80* 
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Diejenigen,  welche  die  speziellen  Forderungen  für  diese  Industrie 
nicht  erfüllen,  werden  verfolgt  auf  Grund  des  §  1181  des  Straf- 
gesetzbuches für  Friedensrichter  und  der  §§  989 1  und  13501  des 
Strafgesetzbuches  für  die  kapitalen  und  bessernden  Strafen  (So.  52, 
Art.  1013). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  23.  April 
bringt  Änderungen  nud  Zusätze  zum  Forstschutzgesetze  v.  4.  April  1888 
(No.  57,  Art.  1077).  Die  No.  57  *  bedroht  mit  Strafe  nicht  über 
10  Rubel  die  unerlaubte  Hütung  des  Viehs  auf  dem  Forstschutz- 
gebiete, sowie  auch  das  Sammeln  von  Spreu  und  andere  Arten  von  un- 
erlaubter Nutzniessang.  Derselben  Strafe  wie  bei  Wiederholung, 
das  heisst  Haft  nicht  über  drei  Monate  und  Gefängnis  nicht  über 
sechs  Monate  (Art.  155d  St.-G.-B.  für  Friedensrichter),  unterliegen 
auch  jene  Personen,  welche  das  erste  Mal  Forstdiebstahl  begehen 
unter  folgenden  Bedingungen :  wenn  die  Forste  ein  Forstschutzgebiet 
bilden,  wenn  sie  umzäunt  sind,  wenn  das  Delikt  nachts  geschieht, 
wenn  der  Dieb  besondere  Massregeln  ergriffen  hat,  um  nicht  erkannt 
zu  werden,  wenn  gepflanzte  Bäume  beschädigt  und  wenn  die  Bäume 
abgesägt  werden,  wenn  besondere  Massregeln  unternommen  werden, 
um  den  Diebstahl  zu  verheimlichen,  wenn  de*  Diebstahl  von  mehreren 
Personen  ausgeführt  worden  ist,  wenn  der  Diebstahl  endlich  der 
Gewinnsucht  wegen  unternommen  worden  war.  No.  57 7  bestimmt, 
eine  Vermögensstrafe  von  50  Kopeken  bis  zu  1  Rubel  für  jede 
100  Qnadratfaden  des  länger  als  erlaubt  genutzten  Forstlandes. 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  23.  Mai 
verbietet  die  Anfertigung  und  die  Einführung  von  Gegenständen  mit. 
Abbildung  von  Staatswertpapieren.  Bei  den  Schuldigen  werden  diese 
Gegenstände  konfisziert  und  die  betreffenden  Personen  werden  mit 
einer  Haft  von  nicht  über  drei  Monaten  oder  mit  Strafe  von  nicht 
über  300  Rubel  belegt.  Unter  Staatswertpapieren  werden  ver- 
standen nicht  nur  Papiergeldscheine,  sondern  auch  Scheine,  welche 
die  Auszahlung  von  Post-,  Akzisenabgaben  usw.  bescheinigen  (No.  62. 
Art.  123S). 

Um  die  Ubersicht  der  Strafgesetze  des  Jahres  1901  zu  voll- 
enden, bleibt  uns  noch,  der  Allerhöchst  bestätigten  Meinung  des  Staats- 
rates vom  10.  April  Erwähnung  zu  tun,  kraft  welcher  ein  be- 
sonderes Kapital  geschaffen  werden  mnss  aus  den  Strafgeldern, 
welche  die  Besitzer  oder  Verwalter  von  Hüttenwerken  bezahlen. 
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Es  werden  nur  solche  Strafen  zu  diesem  Kapital  im  Hessort  des 
Agrikultur-  und  Domänen-Ministeriums  verwendet,  welche  auf  Grund 
bestimmter  Artikel  der  Straf-  und  Indnstriegesetze  erkannt  sind. 
Das  Gesetz  erwähnt  unter  anderem  Art.  1404*  und  1404 8  des  Straf- 
gesetzbuchs. Diese  zwei  Artikel  bedrohen  mit  einer  Strafe  von 
nicht  über  100  Rubel  diejenigen  Hüttenbesitzer,  welche  den  auf  der 
Hütte  beschäftigten  Minderjährigen,  soweit  solche  die  Schule  noch 
nicht  absolviert  haben,  nicht  den  Schulbesuch  ermöglichen  (No.  52, 
Art.  1016). 

Endlich  berührt  das  Gesetz  vom  28.  Februar  eine  wichtige 
Frage.  Es  unterstellt  dem  Jnstizminister  die  Bestätigung  der 
Statuten  von  Gesellschaften  für  agrarische  und  gewerbliche  Kolonien 
minderjähriger  Sträflinge,  sowie  auch  der  Gesellschaften  der  Fürsorge 
für  die  aus  diesen  Anstalten  Entlassenen.  Eine  solche  Konzentration 
im  Justizministerium  wird  hoffentlich  von  grossem  Nutzen  für  diese 
Anstalten  sein,  welche  schon  jetzt  tiefe  Wurzeln  in  Kussland  ge- 
schlagen haben.  Die  Zahl  dieser  Anstalten  belänft  sich  etwa  auf  50 
(No.  12,  Art.  115). 

1902. 

Auch  in  dieser  Periode  bildete  die  Hauptzahl  der  Gesetze 
solche  Akte,  welche  in  erster  Linie  in  die  Reihe  der  strafrechtlichen 
Nebengesetze  gezählt  werden  müssen. 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  8.  April 
enthält  einige  Massregeln  zur  Regulierung  des  Hanfhandels.  Es 
wird  bedroht  mit  einer  Strafe  von  nicht  über  100  Rubel  oder  Haft 
nicht  über  einen  Monat  der  Verkauf,  die  Ausfertigung  oder  das 
Halten  zum  Verkauf  von  Hanf,  welcher  heterogene  Stoffe  enthält 
oder  nass  gemacht  wird,  um  das  Gewicht  zu  vergrössern  (No.  42, 
Art.  4G8). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  'S.  Juni 
bringt  neue  Regeln  bezüglich  der  Kaspisch- Wolgaischen  Fischereien 
und  des  Seehundtanges.  Es  wird  unter  Strafe  von  5 — 20  Rubel 
für  jeden  laufenden  Faden  (ssaschen)  der  Versperrung  bezahlt,  wenn 
diese  letztere  in  der  WTolga  und  ihren  Nebenflüssen  oberhalb  der 
Stadt  Ssaratov  eingerichtet  wird,  um  den  Fischen  den  freien 
Durchgang  zu  hindern.  Strafe  von  5—20  Rubel  wird  auch  bezahlt 
für  den  Fang  von  je  hundert  Fischen  in  derselben  Gegend,  wenn 
diese  Fische  die  richtige  Grösse  noch  nicht  erreicht  haben.  Dieselbe 
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Strafe  ahndet  auch  andere  Übertretungen  dieser  Art  bezüglich  des 
Fischfanges  in  jener  Gegend  (No.  67.  Art.  650). 

Ähnliche  Übertretungen  bedroht  mit  Haft  von  nicht  über  drei 
Monaten  die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom 
12.  Juni,  welche  Massregeln  vorschreibt  bezüglich  des  Schutzes  der 
Fischereien  in  der  Amurgegend  (No.  71,  Art  739),  sowie  auch  die 
Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  10.  Juni  bezüglich 
des  Austernfauges  im  Schwarzen  Meere  und  des  Sechundfanges  in 
Ustjin  (No.  80,  Art.  894).  Ein  Gesetz  vom  3.  Juni  verordnet  ausser- 
dem, dass  bei  Übertretung  der  Vorschriften  zum  Schutz  der  Kaspisch- 
Wolgaischen  Fischereien,  wenn  nur  Vermögensstrafen  vorliegen,  und 
falls  die  betreffende  Person  sich  mit  dem  Erkenntnis  der  Verwaltung 
der  Fischereien  einverstanden  erklärt  hat,  trotzdem  aber  die  Strafe 
nicht  bezahlt,  die  Verwaltung  zu  bestimmen  hat,  ob  die  Strafe  im 
gerichtlichen  oder  administrativen  Wege  beizutreiben  ist  (No.  67. 
Art.  560). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  20.  Mai 
bringt  neue  Regeln  bezüglich  der  Einrichtung  von  Kanälen  und 
anderen  Wasserleitungen  auf  fremdem  Grund  und  Boden  der  Drainage 
und  Bewässerung  wegen.  Die  willkürliche  und  regelwidrige  Er- 
richtung auf  fremdem  Grund  und  Boden  wird  belegt  mit  Strafe  von 
nicht  über  50  Rubel.  Die  vorsätzliche  Zerstörung  von  fremden 
Kanälen  wird  unter  Strafe  von  nicht  über  100  Rubel  oder  von  Haft 
nicht  über  einen  Monat  gestellt  (No.  69,  Art.  693). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  10.  Juni 
schreibt  strenge  Strafen  vor  für  verschiedene  Fälschungen  in  den 
Büchern,  welche  von  der  Regierung  ausgegeben  sind  und  in  welchen 
die  Quantität  der  Elzausbeute  zum  Zwecke  der  Bestimmung  des 
Mafscs  der  Bergwerksabgabe  eingetragen  werden  muss.  Als  Strafe 
der  vorsätzlichen  Fälschung  in  den  Büchern  wird  Zuchthans  von 
nicht  über  5  Jahren  nebst  Ehrverlust  bestimmt.  Ausserdem  bezahlt 
der  Hüttenbesitzer,  welcher  dieses  Buch  erhalten  hat,  doppelt 
das  Mals  der  Bergwerksabgaben  für  jene  Jahre,  in  welchen  die 
Fälschung  stattgefunden  hat.  Mit  Gefängnisstrafe  von  nicht  über 
6  Monaten  werden  bestraft:  Personen,  welche  Gold  angekauft  oder 
ins  Ausland  ausgeführt  haben,  welches  wider  besseres  Wissen  der 
Käufer  oder  Exporteure  noch  nicht  verzollt  war.  Das  widerrechtlich 
angekaufte  oder  ins  Ausland  ausgeführte  Gold  wird  konfisziert.  l>er 
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Gefängnisstrafe  in  gleichem  Malse  unterliegen  auch  Personen,  welche  ' 
in  abstinenten  Gegenden  im  Altai,  Nertschinsk  usw.  Goldsachen  aus 
dem  nicht  abgestempelten  Metall  herstellen  (No.  87,  Art.  980). 

Das  Gesetz  vom  10.  Juni  bringt  neue  Strafnormen  bezüglich 
der  Gewerbeabgaben.  Mit  Strafe  von  nicht  über  :J00  Kübel  oder 
Haft  nicht  über  %  Monate  werden  diejenigen  belegt,  welche  vor- 
sätzlich die  Handelsaufsichtsbeamten  nicht  zulassen  und  so  den 
letzteren  die  Möglichkeit  nehmen,  ihre  Pflichten  bezüglich  der  Handel- 
nder Gewerbeordnung  zu  erfüllen.  Personen,  welche  als  Mitglieder 
der  Gewerbebesteuernugs-Knmmissionen  angestellt  sind,  sowie  auch 
Sachverständige,  welche  nicht  als  Staatsbeamte  erscheinen,  werden, 
wenn  sie  das  Schweigen  über  Tatsachen,  betreffend  die  Vermögens- 
lage, die  Schulden,  Einkünfte  usw.  der  Steuerzahlendeu,  brechen,  mit 
einer  Strafe  von  nicht  über  800  Rubel  belegt.  Wenn  dieser  Ver- 
trauensbruch aber  geschieht,  um  die  Ehre  oder  den  Kredit  zu  be- 
einträchtigen, so  werden  solche  Personen  mit  Gefängnisstrafe  von 
nicht  über  8  Monaten  bestraft  und  verlieren  für  'A  Jahre  das  Recht, 
als  Sachverständige  erwählt  zu  werden.  Mit  Strafe  von  nicht  über 
000  Rubel  oder  Haft  nicht  über  3  Monate  werden  diejenigen  bestraft, 
welche  falsch  die  Einkünfte  angeben,  um  das  Mals  der  Steuer  zu 
vermindern.  Diese  Strafe  wird  bis  auf  1000  Rubel  oder  auf  Ge- 
fängnis von  nicht  über  4  Monate  erhöht,  wenn  falsche  Angaben  in 
solchen  Geschäften  gemacht  werden,  welche  ihre  Bilanzen  usw. 
zu  publizieren  verpflichtet  sind  (No.  87,  Art.  988). 

Das  Gesetz  vom  7.  Januar  bedroht  mit  einer  Strafe  von  nicht 
über  50  Rubel  die  Druckereibesitzer,  welche  es  unterlassen,  die  Be- 
hörden bezüglich  jeder  Änderung  in  der  Zahl  und  Grösse  der  Schnell- 
druckraaschinen  zu  benachrichtigen  (No.  16,  Art.  157). 

In  dieser  Kategorie  von  strafrechtlichen  Gesetzen  ist  noch  das 
Gesetz  vom  6.  Mai  zu  erwähnen,  welches  neue  Regeln  bezüglich  der 
Forsttibertretungen  bringt,  wenn  die  letzteren  ohne  Zustimmung  des 
Forsteigentümers  begangen  sind  (No.  55,  Art  580). 

Wir  gehen  jetzt  zn  solchen  Gesetzen  über,  welche  ein  grösseres 
Interesse  wegen  der  Prinzipien,  welche  sie  in  die  russische  Straf- 
rechtspraxis einführen  oder,  falls  solche  schon  im  geltenden  Rechte 
vorhanden  waren,  besonders  betonen. 

Das  Gesetz  vom  18.  März  stellt  fest,  das«  Kleinbürger  und 
Bauern,  welche  in  einer  Lehrwerkstatt  ein  Gewerbe  erlernt  haben, 
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nicht  körperlicher  Züchtigung  unterliegen.  Von  der  letzteren  sind 
auch  alle  Bauern  und  Kleinbürger  befreit,  welche  als  Ehrenaufseher 
dieser  Werkstätten  funktionieren  (No.  45,  Art.  509). 

Körperliche  Züchtigung  haben  auch  kraft  Gesetzes  vom  10.  Juni 
Personen  nicht  zu  erleiden,  die  irgendwelche  Kunstgewerbeschulen 
absolviert  haben,  sowie  auch  Lehrer  und  Aufseher  der  orthodoxen 
Kirchenschulen  und  Schüler  der  Lehranstalten  für  orthodoxe  Kirchen- 
schnlen  (No.  62,  Art.  622).  Der  Allerhöchste  Befehl  des  Kaisers 
vom  6.  Juni  hat  auch  die  sog.  altgläubigen  Bauern  des  Kirchendorfes 
Schukovez  im  Gouvernement  Podolsk  der  körperlichen  Züchtigung 
entzogen.  —  Alle  diese  Novellen  erscheinen  als  sichere  Vorläufer 
der  endgültigen  Aufhebung  der  körperlichen  Züchtigung  für  alle 
Arten  der  Bevölkerung  einschliesslich  derjenigen  Personen,  die  auf 
Grund  von  Gerichtsentscheidungen  der  Ehre  für  verlustig  erklärt 
worden  sind. 

Wir  sehliessen  die  Übersicht  der  Strafgesetzgebung  im  Jahre 
1902  mit  dem  Gesetze  vom  10.  Juni,  welches  die  archaistischen  zwei 
Artikel  des  geltenden  Strafgesetzbuches,  die  Art.  1430  und  1431. 
derogiert.  Diese  beiden  Artikel  sprachen  von  einer  Bestrafung  der- 
jenigen Adeligen,  welche  ohne  genügende  Gründe  die  Versammlungen 
des  Adels  nicht  besuchen  (No.  71,  Art.  738).  Ausserdem  berührt 
noch  ein  Gesetz  vom  15.  Juni  die  Fragen  des  Strafvollzuges,  indem 
es  die  wegen  schwerer  Verbrechen  inhaftierten  Sträflinge  zu  Arbeiten 
behufs  der  Herstellung  von  Fahrwegen  in  der  Nähe  von  Blagowescht- 
schensk  und  zu  Arbeiten  an  der  Baikal-Eisenbahn  heranzieht  (No.  87, 
Art.  993;  No.  87,  Art.  994). 

IV.  Staatsrecht. 

Referent:  Friedrich  Schöndorf,  Odessa. 

a)  Gesetzgebung. 

Die  russische  Gesetzgebung,  die  überhaupt  sehr  langsam  und 
schwerfällig  arbeitet,  bietet  auf  dem  staatsrechtlichen  Gebiete  ge- 
wöhnlich noch  weniger  Material  dem  Beobachter,  als  auf  den  andern 
Kecht.sgebieteii.  So  ist  auch  das  Berichtsjahr  sehr  armselig  an  legis- 
lativen Erzeugnissen  des  Staatsrechts  gewesen.    Zu  den  verhSltnis- 
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mässig  interessanteste!!  Handlangen  des  Gesetzgebers  auf  diesem 
Gebiete  ist  die  ans  Anlass  seines  hundertjährigen  Bestehens  neu  er- 
folgte Organisation  des  Reichsrates  zu  rechnen.  Der  russische  Reichs- 
rat ist  bekanntlich  die  höchste  offizielle  Stelle  des  Reiches,  deren 
hauptsächlichste  Aufgabe  darin  besteht,  die  Gesetze  zu  beraten*4. 
Der  Kaiser  hat  aber  das  Recht,  sich  mit  der  Majorität  des  Reichsrats 
nicht  einverstanden  zu  erklären  und  die  Meinung  der  Minderheit  zum 
Gesetz  zu  erheben  oder  sogar  einer  dritten  Ansicht  den  Vorzug  zu 
geben,  selbst  wenn  sie  keinen  einzigen  Anhänger  im  Reichsrate  ge- 
funden hat  oder  überhaupt  nicht  Gegenstand  seiner  Erörterungen 
wurde.  Mitglieder  des  Reichsrats  sind  die  meisten  ehemaligen  Minister, 
Botschafter,  General-Gouverneure  und  andere  hohe  Würdenträger. 
Zu  den  wichtigsten  Neuerungen  der  neuen  Organisation  des  Reichs- 
rats (die  im  grossen  nnd  ganzen  übrigens  die  bisherige  Organisation 
aufrecht  erhält)  gehört  es  nun,  dass  es  demselben  gestattet  wird,  aus 
seiner  Mitte  zur  Beratung  besonders  wichtiger  nnd  komplizierter 
Gesetzesentwürfe  besondere  Kommissionen  zu  ernennen,  zu  denen 
sogar  —  ein  grosser  Fortschritt  für  das  bureaukratische  Russland!  — 
private  Sachverständige  zur  Abgabe  ihrer  Meinung  zugezogen  werden 
können,  ausserdem  auch  Beamte,  die  nicht  Mitglieder  des  Reichsrats 
sind.  Diese  Kommissionen  werden  es  vielleicht  dem  Reichsrat  er- 
möglichen, auch  die  Gesetzesinitiative,  mehr  als  es  bisher  geschah, 
in  die  Hand  zu  nehmen.  Die  übrigen  neuen  Bestimmungen  über  die 
Organisation  des  Reichsrats  sind  für  den  Ausländer  nicht  interessant 
nnd  können  hier  übergangen  werden. 

Eine  bedeutsame  Regierungshandlung  ist  auch  die  Allerhöchst 
bestätigte  „  Meinung"  des  Reichsrats  über  Einführung  von  Verjährungs- 
fristen für  die  Gültigkeit  der  den  Zeitungen  erteilten  Verwarnungen. 
Während  die  Provinzialpresse  in  Russland  sich  unter  dem  Drucke 
der  Präventivzensur  befindet,  hat  die  Residenzpresse  den  grossen 
Vorzug,  frei  von  derselben  zu  sein.  Sie  unterliegt  bloss  einer  Straf- 
zensur, die  sich  namentlich  in  den  „Verwarnungen"  ausdrückt,  die 
vom  Minister  des  Innern  erteilt  werden.  Bekommt  ein  Blatt  3  Ver- 
warnungen, so  wird  es  unterdrückt.  Diese  Verwarnungen  sind  also 
jetzt  einer  Verjährung  unterworfen,  und  zwar  bewahrt  die  erste 
Verwarnung  ihre  Kraft  bloss  ein  Jahr  lang;  bekommt  aber  ein  Blatt 
binnen  eines  Jahres  2  Verwarnungen,  so  verjähren  sie  erst  in  zwei 
Jahren  von  der  Erteilung  der  zweiten  Verwarnung  an  gerechnet. 
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Nach  Ablauf  dieser  Fristen  ist  also  die  Zeitung  von  den  von  ihr  er- 
haltenen Verwarnungen  befreit  und  die  nächste  Verwarnung  gilt 
wieder  als  die  „erste".  Es  ist  dies  allerujngs  ein  Schritt  vorwärts, 
der  aber  seine  volle  "Wirkung  nicht  entfalten  kann,  solange  das  Ge- 
setz vom  Jahre  1882  gilt,  wonach  durch  Beschluss  der  Minister  des 
Innern,  der  Justiz  und  der  Volksaufklärung  und  des  Ober-Proknrators 
der  Heiligen  Synode  ein  Blatt  unterdrückt  werden  kann,  selbst  wenn 
es  keine  einzige  Verwarnung  erhalten  hat. 

Sonst  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  in  einer  ganzen  Reihe  von 
Gouvernements  und  einzelnen  Orten  der  „Zustand  der  verschärften 
Bewachung"  proklamiert  worden  ist.  wodurch  die  Polizei  und  au 
ihrer  Spitze  der  Gouverneur  noch  mehr  Vollmachten  erhalten,  als 
sie  sonst  besitzen. 

Durch  einen  publizierten  Senatsbeschluss  ist  deklariert  worden, 
dass  von  der  allgemeinen  Ausschliessung  der  Juden  vom  Staats- 
dienste einzelne  Ausnahmen  gesetzlich  zugelassen  sind,  die  sich  fast 
ausschliesslich  auf  Personen  mit  Universitätsbildung  beziehen. 

b)  Literatur. 

Auf  dem  Gebiete  der  staatsrechtlichen  Literatur  sind  wenige 
Erscheinungen  zu  verzeichnen,  die  dem  Ausländer  Interesse  bieten 
könnten.  Kantobowitsch  hat  in  seiner  mit  Erläuterungen  durch  die 
Motive,  Senatsentscheidungen.  Verwaltungs-Zirkulare  etc.  versehenen 
Ausgabe  der  Gesetze  über  die  Standesrechte  (die  im  IX.  Bande  des 
„Sswod  Sakönow"  enthalten  sind)  ein  sehr  nützliches  Nachschlage- 
buch  geliefert.  Diese  Gesetze  spielen  eine  grosse  Rolle  in  Russland, 
das  die  Menschen  nur  nach  ihrer  Angehörigkeit  zu  dem  einen  oder 
anderen  Stande  kennt. 

Charakteristisch  für  Russland  ist  das  Erscheinen  eines  dicken 
Sammelbandes  der  Entscheidungen  des  Senats  in  Sachen  des  jüdischen 
Wohnrechts,  systematisch  bearbeitet  von  Losika-Lohinski.  Die  Juden 
dürfen  in  Russland  nur  in  gewissen  Gouvernements  leben  und  auch 
nur  in  Städten,  nicht  auf  dem  flachen  Lande.  Das  ist  das  allgemeine 
Gesetz,  von  dem  es  übrigens  gewisse  Ausnahmen  zn  Gunsten  ein- 
zelner Kategorien  von  Juden  gibt.  Dieses  Gesetz  ist  aber  durch 
eine  Reihe  anderer  Massnahmen  noch  erschwert  worden,  hat  von 
der  Willkür  untergeordneter  Polizeiorgane  oft  eine  unerwartete 
.Interpretation"  erfahren  und  schliesslich  durch  Beschwerden  der 
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dadurch  betroffenen  Personen  an  den  Senat,  als  den  höchsten  Ge- 
richtshof, dem  letzteren  eine  riesige  Arbeit  aufgebürdet,  in  der  der 
Senat  sich  die  Mühe  gab,  objektiv  und  rein  juristisch  zu  denken 
und  auf  dein  festen  Boden  des  Rechts  zu  bleiben,  ohne  zur  „er- 
weiternden" Auslegung  der  Sondergesetze  zu  greifen. 

Der  Geschichte  des  Senats,  als  des  höchsten  Gerichtshofs  unter 
der  Regierung  Katharinas  der  Ii  rossen,  ist  die  Arbeit  (Dissertation) 
von  Gribowski  gewidmet,  wobei  der  Verfasser  aber  bloss  die  erste 
Hälfte  dieser  Regierung  berücksichtigt  und  zu  sehr  wenig  schmeichel- 
haften Schlüssen  für  den  damaligen  Senat  gelangt. 

Schliesslich  sei  noch  der  Übersetzung'  der  soziologischen  Outlines 
Wakus  erwähnt,  die  den  russischen  Juristen  mit  einem  gediegenen 
Werke  des  amerikanischen  Denkers  bekannt  macht,  der  einer  der 
Hauptvertreter  des  soziologischen  Subjektivismus  ist.  Letzterer  hat 
von  jeher  reges  Interesse  in  Russland  hervorgerufen;  das  Buch  ist 
also  in  russischer  Übersetzung  sehr  willkommen,  trotz  der  abstrakten, 
schwer  verständlichen  Darstellung  des  Verfassers.  Die  Grund- 
gedanken Warhs  finden  sich  übrigens  schon  bei  dem  russischen 
Soziologen  Mk  hailovski  vor. 

V.  Völkerrecht  1898—1902. 

Referent  :  Dr.  Peter  Kazanski, 

ordentlicher  Professor  der  Rechte  an  der  NeurusHimheu  Universität  Odessa. 

a)  Völkerrechtliche  Literatur. 

In  r»einem  jetzigen  Berichte  muss  ich  sehr  unerwartet  für  mich 
selbst  einen  merklichen  Aufschwung  der  russischen  Literatur  über  das 
Völkerrecht  feststellen.  vEine  Reihe  neuer  Arbeiter  tritt  plötzlich  in 
den  Vordergrund  und  eine  Menge  von  interessanten  Büchern  und 
Artikeln  bereichert  unsere  Wissenschaft. 

Wollen  wir  mit  den  neuen  wissenschaftlichen  Erzeugnissen  der 
älteren  russischen  Rechtsgelehrten  beginnen. 

Der  bekannte  Professor  zu  Petersburg  F.  von  Mahtkxs  hat 
eine  neue  Ausgabe  seines  berühmten  Handbuches:  „Das  heutige  inter- 
nationale Recht  der  zivilisierten  Staaten*4  veröffentlicht  (1.  Bd.  1898. 


Digitized  by  Google 


1350 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


II.  Bd.  1900.  Petersburg).  Ausserdem  hat  er  ein  Buch  in  französischer 
Sprache  „La  paix  et  la  guerreu,  Paris  1901,  herausgegeben.  Dieses 
Werk  ist  zum  grüssten  Teil  nur  eine  französische  Übersetzung  des 
russischen  Buches  vom  Verfasser:  „Der  Orientkrieg  und  die  Brnssler 
Konferenz",  Petersburg  1879.  Martens  hat  jedoch  einige  neue  Ab- 
schnitte für  diese  Ausgabe  geschrieben,  namentlich  über  die  Haager 
Konferenz  von  1899. 

Graf  L.  Kamarowsey  hat  seinen  sympathischen  Kampf  für  den 
ewigen  Völkerfrieden  auch  in  diesen  letzten  Jahren  fortgesetzt. 
Ausser  den  verschiedenen  Artikeln  in  den  Zeitschriften,  meistens  in 
Russischer  Gedanke",  hat  er  uns  noch  zwei  Broschüren  gegeben: 
„Fortschritte  der  Idee  des  ewigen  Friedens",  Moskau  1898,  und 
r Haager  Konferenz  von  1899",  Moskau  1902.  Ihm  gehört  auch  eine 
populäre  Sammlung:  „Das  Recht  und  der  Frieden  im  internationalen 
Leben",  Moskau  1900.  Im  allgemeinen  haben  diese  Broschüren  sehr 
geringen  wissenschaftlichen  Wert 

Professor  W.  Ulianitzky  in  Tomsk  (Sibirien)  hat  ein  grosses 
Werk  unter  dem  Titel:  „Russische  Konsuln  im  achtzehnten  (18.)  Jahr- 
hundert", Moskau  1899,  verfasst.  Das  Buch  ist  theoretisch  nicht 
interessant,  gibt  aber  ein  reiches  Material  aus  den  Archiven  des 
russischen  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Professor  J.  Iwakowsey  hat  einen  grossen  Artikel:  „Über  den 
Wert  der  Urteile  der  ausländischen  Kriminalgerichte  in  Rnssland"  in 
der  Zeitschrift  „Das  Recht"  (1898)  erscheinen  lassen. 

Die  Reihe  der  neuen  Rechtsforscher  können  wir  mit  dem 
Buche  von  Manuklstamm  anfangen:  „Die  Konferenzen  von  Haa# 
über  die  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts",  Peters- 
burg 1900.  Es  ist  fast  die  erste  russische  Arbeit  über  das  inter- 
nationale Privatrecht.  Der  erste  Band  ist  den  allgemeinen  Lehren 
von  dem  internationalen  Privatrechte  gewidmet,  der  zweite  der 
Kritik  des  ersten  Protokolls  der  Konferenz  von  1894  über  das  Recht 
der  Ehe.  Der  Schwerpunkt  dieses  Buches  liegt  eben  in  diesem  zweiten 
Bande.  Hier  hat  der  Verfasser  ein  reiches  positives  Material  aus 
den  Gesetzgebungen  verschiedener  Lander  gesammelt;  ganz  besondere 
Aufmerksamkeit  widmet  er  den  russischen  Gesetzen. 

Ein  Privatdozent  in  Jnrjew,  der  jetzt  eine  ausserordentliche 
Professur  erhalten  hat,  W.  Hkakak,  hat  uns  ein  interessantes 
Buch:   Römisches  Recht  in  der  Geschichte  der  völkerrechtlichen 
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Lehren",  Jurjew  1901,  gegeben.  Das  Buch  teilt  sich  in  eine  Ein- 
leitung, wo  die  Rede  von  der  juristischen  Erbschaft  ist,  welche 
die  neuen  Völker  von  den  Römern  überkommen  haben,  und  in  zwei 
Abteilungen:  A.  Periode  der  Glossatoren  und  B.  Periode  der  Post- 
glossatoren. Das  Buch  wurde  in  den  grossen  Bibliotheken  von  Deutsch- 
land, Frankreich  und  England  geschrieben  und  bietet  ein  wissenschaft- 
liches Interesse  selbst  nach  den  Forschungen  von  Nys  und  Rivikk. 

Simeon,  von  welchem  ich  schon  in  meinem  vorigen  Be- 
richte sprach,  hat  ein  „System  des  Völkerrechts*4  1900  veröffent- 
licht. Er  will  in  dieser  Arbeit  das  Völkerrecht  nationalisieren;  für 
Völkerrecht  hält  er  das  Recht,  welches  der  Staat  für  seine  inter- 
nationalen Beziehungen  in  den  Gesetzen  und  Verordnungen  selbst 
schafft.  Das  Buch  wurde  von  verschiedenen  Seiten  (Professor  Graf 
Kamarowsky  u.  a.)  sehr  streng  beurteilt. 

Baron  Taube,  Privatdozent  (jetzt  schon  ausserordentlicher  Pro- 
fessor) in  Petersburg,  hat  uns  in  Veranlassung  der  Haager  Konferenz 
an  einige  interessante  Erscheinungen  aus  der  Geschichte  des  Völker- 
rechtes im  Mittelalter  erinnert.  Ich  meine  sein  Buch  „Prinzipien 
des  Friedens  und  des  Rechts  in  den  mittelalterlichen  Staatenkon- 
flikten", Petersburg  1899.  Taube  hat  schon  früher  ein  Buch 
über  „Die  Geschichte  der  Genesis  des  heutigen  Völkerrechts  (Mittel- 
alter)" geschrieben,  Petersburg  1894.  Er  hat  offenbar  eine  Neigung 
zu  geschichtlichen  Forschungen. 

Professor  Dookl  in  Kasan,  welcher  früher  über  die  Kombat- 
tanten geschrieben  hat,  hat  eine  neue  Forschung  aus  dem  Gebiete  des 
Kriegsrechts  veröffentlicht:  „Die  militärische  Okkupation",  Kasan  1899, 
und  Dozent  Owtschinkikokp  eine  Broschüre:  „Das  rote  Kreuz  am 
Meere",  Petersburg  1901.  Neben  diesen  zwei  Spezialisten  haben  in 
den  letzten  Jahren  sehr  viele  Russen  über  die  Fragen  des  Krieges 
und  des  Friedens,  ebenso  vom  juristischen  wie  vom  politischen  Ge- 
sichtspunkte geschrieben.  Wir  wollen  folgende  Schriften  nennen: 
J.  Buoch,  „Der  künftige  Krieg",  6  Bände  und  Beilage,  Petersburg 
1898.  —  J.  Lapscuin,  „Über  die  Möglichkeit  eines  ewigen  Friedens 
in  der  Philosophie",  Petersburg  1898.  —  W.  Hessen,  „Über  die 
Bedeutung  der  Haager  Konferenz"  (Zeitschrift  des  Justizministeriums 
1900).  —  M.  Nkmirowsky,  ..Über  das  internationale  Schiedsgericht-4 
(Zeitschrift  der  St.  Petersburger  Juristischen  Gesellschaft  1898).  — 
A.  Gulewitsch,  „Der  Krieg  und  die.  Volkswirtschaft",  Petersburg 
1898.  —  Sykow,  rDer  Krieg  und  das  Eigentum",  1902.  —  Mokd- 
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winow,  „Friedenskonferenz  und  Militärisches*,  Petersburg  1898.  — 
P.  Güismank,  -Der  Krieg.  Seine  Bedeutung  im  Leben  des  Staates 
und  des  Volkes*4,  Petersburg  1898.  —  M.  Engelhard,  „Der  ewige 
Frieden  und  die  Abrüstung",  Petersburg  1899.  —  A.  Gürowtzeff, 
„Der  Krieg  und  das  Recht,  Petersburg  1902  u.  a. 

Viele  interessante.  Artikel  über  das  internationale  Privatrecht 
erschienen  in  verschiedenen  russischen  speziellen  Zeitschriften.  Sie 
sind  verfasst  von  L.  Schalland,  A.  Pilknko,  A.  Lykosl-mn,  M.  Lm- 
sino-Lusikskt  u.  a.  Diese  Fragen  treten  jetzt  auf  den  ersten  Plan 
in  der  russischen,  wie  in  allen  andern  völkerrechtlichen  Literaturen. 

Endlich  hat  der  Verfasser  dieser  Zeilen  im  Jahr  1901  eine  -Ein- 
leitung in  das  Völkerrecht"  und  im  Jahr  1902  eine  Broschüre  rZur 
Lehre  über  die  internationale  Verwaltung"  (Eine  Rede  an  der  jähr- 
lichen Festsitzung  der  Neurnssischen  Universität),  sowie  ein  r  Lehr- 
buch des  Völkerrechts"  veröffentlicht.  Von  ihm  stammen  auch  einige 
Artikel  in  den  Zeitungen  und  Zeitschriften  (über  die  metrische 
Union,  über  die  Friedenskonferenz  zu  Haag,  über  den  Chinakrieg  etc.) 

b)  Staats  vertrag  e. 

Was  die  Staatsverträge  Russlands  anbetrifft,  so  hat  die  russische 
Regierung  alle  wichtigsten  allgemeinen  Verträge  der  letzten  Zeit 
unterzeichnet.  So  den  Haager  Friedensvertrag  (1899),  die  Haager 
Konvention  über  das  Privatrecht  (1896),  die  Berner  Konvention  über 
das  Eisenbahnfrachtrecht  (1896),  die  Sanitätskonventionen  von  Venedig, 
Dresden  und  Paris,  den  Washingtoner  Postvertrag  (1897)  und  die 
Brüsseler  Konvention  über  den  Verkauf  des  Spiritus  in  Afrika  (1900). 
Ausserdem  [hat  das  Russische  Reich  während  der  3  letzten  Jahre 
Konventionen  mit  Schweden  und  Dänemark  über  den  Schutz  von 
Fabrik-  und  Handelsmarken,  mit  Rumänien  und  Norwegen  über 
Postbeziehungen,  mit  Siam  über  die  Rechte  der  respektiven  Staats- 
angehörigen, mit  Frankreich,  England  und  Griechenland  über  die 
griechische  Staatsschuld  usw.  geschlossen. 

VI.  Volkswirtschaftliche  Literatur  1901. 

Referent:  Dr.  Gustav  Sodoffcky,  St.  Petersburg. 

Unter  den  russischen  Publikationen,  die  hier  in  Betracht  kommen, 
dürfte  an  erster  Stelle  wohl  das  unter  der  Redaktion  von  A.  Th. 
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Wolkow  und  J.  D.  Fii.mpi'ow  seit  1901  erscheinende  „Wörterbuch 
der  Rechts-  und  Staatswissenschaften"  zu  nennen  sein.  Das- 
selbe wird  seinem  Umfange  nach  etwa  zwischen  dem  deutschen  „Wörter- 
buche der  Volkswirtschaft"  und  dem  „HandwörterbuchederStaatswissen- 
schaften"  stehen  und  insbesondere  die  auf  Russland  bezüglichen  Teile 
der  betreffenden  Themata  sehr  eingehend  behandeln.  Als  Mitarbeiter 
sind  an  dem  Werke  ausser  einer  Reihe  von  namhaften  Professoren 
auch  Privatdozenten,  Magistranten  und  dergl.  beteiligt.  Die  dort 
gebotenen  Arbeiten  orientieren  über  die  einzelnen  Fragen  im  all- 
gemeinen vielfach  recht  gut  und  bisweilen  in  recht  ausführlicher 
Weise,  stehen  meist  auf  der  Höhe  der  modernen  Wissenschaft  und 
verdienen  wenigstens  z.  T.  zweifellos  Beachtung. 

In  einem  andern  umfangreichen  Werke:  „Staat  und  Grund- 
besitz, Bäuerlicher  Grundbesitz"  gibt  Th.  Tkknkr  uns  die  Resultate 
seiner  vieljährigen  Studien  auf  dem  Gebiete  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes und  der  auf  dieselben  bezüglichen  Agrarpolitik. 

Nach  einer  Einleitung  nach  Hansens:  „Die  drei  Bevölkerungs- 
stufen" entwirft  Trrneb  eine  Charakteristik  des  Gemeindebesitzes  in 
Russland,  bespricht  die  wahrscheinliche  und  wünschenswerte  Zukunft 
dieser  Form  des  Grundbesitzes,  legt  dann  die  Gesetze  von  1886  und 
1893  über  Teilungen  von  Ländereien  dar,  kritisiert  dieselben  u.  s.  w. 
Ferner  bespricht  er  die  bäuerlichen  Zahlungen  und  das  Beitreibungs- 
verfahren, behandelt  sehr  eingehend  die  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart der  bäuerlichen  Übersiedlungen,  den  wirtschaftlichen  Verfall 
des  russischen  Bauernstandes,  die  bäuerlichen  Pächter,  die  Wander- 
gewerbe, den  bäuerlichen  Kredit  n.  s.  w. 

Als  grundlegende  und  allerwichtigste  Massnahmen  für  die 
staatliche  Agrarpolitik  bezeichnet  Tkknek  die  Einführung  einer  Art 
von  Fideikommis-Institution  und  den  Erlass  eines  Gesetzes  über  einen 
Minimalumfang  bäuerlichen  Grundbesitzes,  der  einer  weiteren  Zer- 
stückelung nicht  unterworfen  werden  sollte. 

Ein  von  P.  Luchtin  in  einem  umfassenden  Werke  „Der  Zu- 
stand der  Landwirtschaft  in  Russland  im  Vergleich  mit 
demjenigen  anderer  Staaten"  gemachter  Versuch,  diese  sehr 
vielseitige,  schwierige  aber  höchst  wichtige  Frage  aufzuklären,  scheint 
leider  nicht  ganz  gut  geglückt  zu  sein,  und  besonders  soll  auch  die 
sehr  schwierige  Frage  ungelöst  geblieben  sein,  von  welchen  Be- 
dingungen die  Lage  der  Landwirtschaft  in  Russland  abhängt.  Der 
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Versuch  der  Aufklärung  unserer  landwirtschaftlichen  Zustände  ist  aber 
bei  der  Bedeutung,  welche  die  Landwirtschaft  als  die  Hauptexistenz- 
quelle Russlands  bildet,  jedenfalls  dankbar  aufzunehmen,  da  mit 
Hilfe  des  dort  gebotenen  Materials  eine  weitere  Erforschung  der 
Frage  immerhin  erleichtert  wird. 

Eine  bedeutende  Bereicherung  der  forstwirtschaftlichen  Literatur 
bietet  das  umfassende  Werk  von  Ponomarkw:  „Der  gegenwärtige 
Zustand  der  staatlichen,  gesellschaftlichen  und  privaten 
Forstwirtschaft  Russlandsu.  Ein  derartiges  Werk  gab  es  bisher 
in  Russland  noch  nicht.  Dasselbe  ist  nicht  allein  von  allgemein 
theoretischem,  sondern  auch  historischem  Interesse  und  bildet  ein 
Nachschlagewerk  für  alle  diejenigen,  welche  sich  für  die  Forst- 
wirtschaft interessieren.  Das  in  diesem  Werke  enthaltene  tatsächliche 
Material  ist  ein  sehr  reiches,  die  Darlegung  einfach  und  klar,  das 
ganze  Werk  allerdings  vorzugsweise  bloss  beschreibenden  Charakters. 

Von  grosser  Bedeutung  für  die  wissenschaftliche  Kenntnis  des 
russischen  Handels  und  besonders  des  Handelsrechts  ist  die  von  Nfw- 
sokow  in  Jnrjew  (Dorpat)  herausgegebene  grundlegende  grosse  Arbeit 
über  „Russische  Börsen.  Lief.  IV.  Sammlung  der  Handels- 
gebräuche und  Bestimmungen  der  russischen  Börsen**. 

Die  von  der  Übersiedeln ngs- Verwaltung  des  Ministeriums  des 
Innern  herausgegebenen  „Nachrichten  über  die  Ackerbauzone 
Sibiriens-*,  Lief.  VII  nebst  Beilagen,  betr.  amtliche  Personen,  die 
zum  Ministerium  des  Innern  gehören,  Karten  Sibiriens  etc., 
dürften  den  jährlich  nach  Sibirien  in  bedeutender  Zahl  übersiedelnden 
Bauernfamilien,  die  oft  vollständig  unbekannt  mit  den  dortigen,  den 
bekannten  heimatlichen  Zuständen  vielfach  diametral  entgegengesetzten 
neuen  Verhältnissen  sind  und  leider  äusserst  häutig  vollständig  der 
Verarmung  anheimfallen  oder  zugrunde  gehen,  gewiss  recht  er- 
wünscht sein. 

Von  Bedeutung  für  die  Frage  der  Kolonisation  des  Amur- 
gebietes ist  der  Bericht  des  Mitgliedes  des  Gelehrten-Komitees  des 
Ministeriums  des  Ackerbans  und  der  Domänen  A.  Kaufmann: 
„Materialien  über  die  Frage,  ob  das  Amurgebiet  zur 
Kolonisation  geeignet  ist".  Nach  A.  Kaufmann  ist  die  Menge 
der  landwirtschaftlich  benutzbaren  Ländereien  des  Amurgebietes  eine 
sehr  bedeutende.  Kaufmann  hat  nach  Norden  hin  keine  Grenzen 
für  die  landwirtschaftliche  Benutzbarkeit  des  Amurgebietes  heraos- 
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gefanden  und  konstatiert  n.  a.  noch  die  landwirtschaftliche  Be- 
nutzbarkeit  mancher  für  unbenutzbar  erklärter  Distrikte. 

Von  interessanteren  Arbeiten  aus  dem  Jahre  1901  sind  anch 
zn  erwähnen:  Kauzig:  „Produktion  und  Konsumtion  von 
Koggen  auf  der  ganzen  Welt".  Die  Arbeit  erweckt  gerade  in 
Kussland  ganz  besonderes  Interesse,  da  dort  die  Koggenproduktion 
und  der  Roggenhandel  doch  von  sehr  grosser  Bedeutung  für  die 
Bevölkerung  sind. 

Nach  Ansicht  des  Autors  sind  es  nicht  die  deutschen  Zoll- 
gebühren, unter  welchen  die  russischen  Landwirte  zu  leiden  haben, 
sondern  die  zu  hohen  Eisenbahntarife  im  Inlande  und  die  inländischen 
Schutzzölle.  Die  russischen  Landwirte  trügen  keine  Schuld  daran, 
so  ungefähr  führt  der  Autor  aus,  dass  bei  uns  die  Herstellung  und 
Benutzung  der  Eisenbahnen  infolge  der  künstlichen  Erhöhung  der 
Eisen«  und  Kohlenpreise  so  teuer  sei  u.  s.  w.  Die  hohen  Eisenpreise 
seien  der  Landwirtschaft  auch  deshalb  schädlich,  weil  infolge  ersterer 
der  Zustand  unseres  landwirtschaftlichen  Inventars  nicht  genügeud 
verbessert  werden  könne;  —  Totomianz',  „Konsumvereine  im 
Westen",  wo  auch  u.  a.  der  Verhältnisse  in  Österreich-Ungarn,  Däne- 
mark, Holland,  Schweden,  Norwegen,  Spanien  und  Portugal  Er- 
wähnung geschieht;  —  Kukmakow'h  „Handels-  und  Gewerbe- 
interessen Russlands  in  unserem  nächsten  Osten  und  der 
Bau  von  persischen  Eisenbahnen",  wo  u.  a.  für  den  Bau  von 
Eisenbahnen  in  Persien  durch  Russland  eingetreten  wird;  —  Pru- 
kopowithch's,  ,.Zur  Kritik  von  Marx",  wo  u.  a.  die  Haupteinwände 
gegen  den  Marxismus  zusammengefasst  werden. 

Bei  den  bisher  spärlichen  Veröffentlichungen  über  die  städtische 
Selbstverwaltung  in  Russland  ist  das  umfassende  Buch  Skmenew's: 
„Die  städtische  Selbstverwaltung,  Grundrisse  und  Essays" 
als  eine  dankenswerte  Bereicherung  der  russischen  Literatur  an- 
zusehen. Der  Verfasser  bespricht  in  demselben  die  Aufgaben  der 
heutigen  städtischen  Wirtschaft,  das  Wahlrecht,  die  Benutzung  des 
Wohnungsaufwandes  als  bestes  Mittel  zur  Ausgleichung  der  Rechte 
aller  Mitglieder  der  städtischen  Gesellschaft  u.  dergl. 

Der  Autor  stellt  u.  a.  melancholische  Betrachtungen  darüber 
an,  was  für  geistig  niedrig  stehende  Elemente  durch  das  Gesetz 
zu  „Vätern"  unserer  bedeutendsten  Städte  gemacht  worden  sind. 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  8(» 
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In  manchen  Dingen  kann  man  aber  mit  dem  Verfasser  nicht 
übereinstiniiunien,  so  z.  B.  besonders  mit  seinem  Verlangen  des  Wahl- 
rechts für  Frauen. 

In  den  „Materialien  über  die  Frage  der  Lebensmittel- 
fälschung nebst  einem  Gesetzesprojekt",  herausgegeben  vom 
Journal  „Berichterstatter  über  Weinbau"  in  Odessa,  wird  dies 
für  Kussland  sehr  wichtige  Thema  eingehend  und  genau  behandelt. 
Die  Arbeit  informiert  nicht  allein  über  die  Lebensmittelfalschnng, 
sondern  gibt  auch  die  Mittel  an,  welche  im  Kampfe  gegen  diese  un- 
sittliche und  gesundheitlich  gefahrvolle  Erscheinung  zur  Anwendung 
zu  bringen  sind,  und  dürfte  sowohl  für  das  private  Publikum  als 
insbesondere  auch  für  Personen,  welche  amtlich  mit  diesen  Fragen 
zu  tun  haben,  in  Betracht  kommen. 

Das  gebotene  Gesetzesprojekt,  sowie  besonders  die  durch  das 
Studium  der  ausländischen  Verhältnisse  und  Bestimmungen  ge- 
wonnenen Resultate  erleichtern  der  Gesetzgebung  ihre  Stellung- 
nahme zu  der  betreffenden  Frage  in  ganz  bedeutendem  Mafse. 

Bereits  in  dritter  Auflage  erschien  im  Jahre  1901  das  bekannte 
Lehrbuch  P.  J.  Gkobuiewsky's:  Politische  Ökonomie. 

Freunde  der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre  finden  über 
die  komplizierte  Wertfrage  eine  zusammenfassende,  z.  T.  gut  in- 
formierende Arbeit  Mannilow's:  „Begriff  des  Wertes  nach  der 
Lehre  der  Ökonomisten  der  klassischen  Schule". 

In  zweiter  Auflage  ist  das  bekannte  und  beliebte  finanz- 
wissenschaftliche Lehrbuch  von  L.  Chodsky:  „Grundlagen  der 
staatlichen  Wirtschaft"  erschienen.  Neu  sind  in  demselben  der 
Artikel  über  die  städtischen  Finanzen  und  über  die  staatliche  Ge- 
werbesteuer, während  einige  Fragen,  wie  die  der  Eisenbahntarife 
und  Leihkassen,  fortgefallen  sind,  da  dieselben  mehr  zur  Volks- 
wirtschaftspolitik gehören. 

Von  den  von  mir  im  Jahre  1901  in  Buchform  veröffentlichten 
vier  Arbeiten  scheint  meine  Einleitung  in  das  Studium  der  Immobilien- 
und  Gehändebestenernng:  „Zur  Frage  der  Immobiliensteuer  vom  Stand- 
punkte der  Volkswirtschaftslehre  und  Finanzwissenschafl"  (russisch  », 
in  welcher  u.  a.  ausser  der  Lehre  vom  Werte,  Preise,  Ertrage,  von 
der  Grundrente,  vom  Konjunkturengewinn,  Kapital,  Kapitalzins  nnd 
l'nternehmergewinn  auch  die  allgemeinen  Prinzipien  der  Besteuerung 
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und  der  Besteuerung  der  Gebäude  im  besonderen  berührt  werden, 
am  meisten  Interesse  erregt  zu  haben.1) 

Eine  grössere  Reihe  mehr  oder  weniger  bedeutender  umfang- 
reicher Werke,  die  ich  bei  dieser  Gelegenheit  aber  leider  nicht  an- 
führen kann,  interessante  Artikel  in  Zeitschriften  —  bisweilen  recht 
umfangreiche,  wie  Sagorsky's  „Theorie  der  Eisenbahntarife"  — 
schliesslich  eine  Reihe  von  Übersetzungen,  besonders  aus  dem  Deutschen, 
weit  seltener  z.  B.  aus  dem  Englischen  ins  Russische,  sind  im  Jahre  1901 
ebenfalls  erschienen.2) 


Finnland. 

1899—1901. 

Referent:  August  Nybergh,  Senator  a.  D.,  Helsingfors. 

a)  Gesetzgebung. 

Mit  dem  Jahre  1899  beginnt  die  Epoche  der  grossen  politischen 
Umwälzungen  in  Finnland.  Wie  schon  in  dem  Bericht  Uber  das 
Jahr  1895  erwähnt  wurde,  hatte  der  Kaiser  Alexander  I.  im  Jahre 
1809,  ehe  noch  der  Friedensschluss  mit  Schweden  stattfand,  aber 
nachdem  das  Land  von  schwedischen  Truppen  vollständig  geräumt 
war,  die  Grundgesetze  des  Landes  und  alle  diejenigen  Rechte,  welche 
seine  Bewohner  und  die  verschiedenen  Stände  nach  der  Konstitntion 
genossen  hatten,  bestätigt.  Dies  geschah  durch  eine  vom  Kaiser 
unterschriebene  und  den  versammelten  Ständen  Finnlands  in  der 

*)  Anerkennende  Besprechungen  finden  sich  im  Journal  „Die  Volks- 
wirtschaft", St.  Petersburg,  H.  IV,  1902,  S.  190/191,  sowie  in  der 
„St,  Petersburger  Zeitung"  1902,  No.  80. 

Anerkennend  sind  auch  meine  „Bibliographie  der  Immobilien-  und 
Gebäudebestcucrung,  sowie  Beiträge  zur  Bibliographie  verwandter  Fragen", 
St.  Petersburg  1901,  sowie  mein  „Grundriss  der  Immobilien-  und  Gebäude- 
besteuerung verschiedener  Länder"  beurteilt  worden  und  zwar  in  der 
„Russischen  ökonomischen  Rundschau",  St.  Petersburg,  Juni  1902,  S.  235 
und  in  der  „St.  Petersburger  Zeitung  '  1902,  No.  Hl  uud  94. 

2)  Vergl.  auch  P.  J.  Gkoicüiewsky:  „Führer  durch  die  russische 
volkswirtschaftliche  Literatur  nebst  Beifügung  des  Verzeichnisses  der 
Artikel  einiger  ausländischer  Zeitschriften14,  8t.  Petersburg  1903  (russisch), 
103  S.    Diese  Arbeit  bezieht  sich  auf  den  Zeitraum  1898—1902  (Mai). 
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Kathedrale  zn  Borgo  tiberreichte  Urkunde.  Während  der  schwedischen 
Zeit  besass  Finnland  natürlich  als  Teil  des  schwedischen  Reiches 
keine  eigene  Verfassung,  folglich  wurde  die  schwedische  Verfassung, 
hauptsächlich  bestehend  aus  der  Regierungsform  von  1772  und  der 
Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte  von  1789,  als  Konstitution  für 
Finnland  bestätigt,  mit  der  eo  ipso  stattgefundenen  Begrenzung, 
dass  die  Bestimmungen  über  die  Thronfolge  und  die  Religion  des 
Herrschers  zufolge  der  Vereinigung  Finnlands  mit  Russland  weg- 
fielen. Nach  den  Bestimmungen  dieser  Konstitution  wurde  auch  der 
Landtag  1809  einberufen,  und  der  Kaiser  hatte  durch  verschiedene 
Memoranda  sich  über  die  Prinzipien  desselben  informieren  lassen. 

Bald  nach  dem  Jahre  1809  wurde  auch  gemäss  den  dem  Landtag 
vorgelegten  und  von  den  »Ständen  gebilligten  Normen  eine  Zentral- 
behörde für  die  Verwaltung  und  die  Justiz  Finnlands  eingerichtet, 
weil,  wie  der  Kaiser  sagte,  „il  importoit  an  bien-etre  de  l'Etat 
que  les  administrations  provinciales  eussent  un  point  central,  un 
tribunal  supreine  qui  püt  les  diriger".  Diese  Zentralbehörde,  später 
„Kaiserlicher  Senat  für  Finnland44  genannt,  sollte  seine  Geschäfte 
erledigen  „unabhängig  von  jeder  anderen  Macht  als  der  der  Gesetze 
und  derjenigen,  die  wir  selbst  zufolge  jener  Gesetze  ausüben".  Zu- 
gleich wurde  ein  Minister-Staatssekretär  für  Finnland  bei  dem  Kaiser 
bestellt,  um  finnländische  Angelegenheiten  vorzutragen. 

Von  den  Kaisern  Alexander  II.  und  III.  wurde  die  Verfassung 
Finnlands  noch  weiter  entwickelt  durch  die  Landtagsordnung  von  1869, 
worin  u.  a.  bestimmt  wurde,  dass  der  Landtag  jedes  fünfte  Jahr 
zusammenberufen  werden  sollte  —  früher  war  keine  Zeit  fixiert 
worden  — ,  und  durch  ein  Gesetz  von  1886,  welches  dem  Landtag 
das  sogen.  Motionsrecht  verlieh,  d.  h.  das  Recht,  Gesetze  aus  eigener 
Initiative  anzunehmen,  die  dann  von  dem  Kaiser  bestätigt  wurden, 
falls  er  sie  nützlich  fand. 

In  dem  achtziger  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  fingen 
Stimmen  in  der  russischen  periodischen  Presse  an,  gegen  die  sogen, 
„finnischen  Privilegien"  zu  predigen.  Aber  erst  Okdin  in  seinem 
1889  herausgegebenen  Buch  „Die  Eroberung  Finnlands"  (russisch) 
schritt  zu  einem  planmässigen  Angriff'  gegen  die  Rechte  Finnlands. 
Auf  seine  Argumente  wurde  von  finnischer  Seite  erwidert  durch  den 
Professor  Daniklsun  1890  in  „Finlands  fürening  med  Ryska 
rikcf   (auch    deutsch  erschienen)   und  1892   in    „Finlands  iure. 
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sjelfständighet",  sowie  seitens  des  Professors  Hkkmanson  1892  in 
„Finlands  statsrättsliga  ställning".1) 

Die  Angriffe  Ordins  und  anderer  haben  zum  Ausgangspunkte 
die  oben  erwähnte  Tatsache,  dass  eine  spezielle  Konstitution  für 
Finnland  auf  dem  Landtag  zu  Borgo  nicht  ausgearbeitet  wurde. 
Die  schwedische  Konstitution  konnte  —  sagen  sie  —  nicht  gemeint 
sein,  folglich  habe  der  Kaiser  Alexander  keine  politischen  Rechte 
dem  Lande  verliehen.  Ein  Grundgesetz  habe  Finnland  erst  durch 
die  vom  Kaiser  und  den  Standen  unterschriebene  Landtagsordnung 
von  1869  erhalten;  aber  wenn  auch  dieses  übrigens  nur  formelle 
Bestimmungen  über  die  Znsammensetzung  des  Landtags  enthaltende 
Gesetz  in  §  71  sagt:  „Grundgesetze  können  erlassen  und  geändert 
werden  nur  auf  Initiative  des  Kaisers  und  mit  der  Einwilligung 
aller  vier  Kammern;  zu  anderen  Gesetzen  ist  die  Einwilligung  dreier 
Kammern  genügend"4,  so  könne  dies  nicht  Anwendung  finden,  wenn 
Bedürfnisse  za  Gesetzen  entständen,  die  das  Interesse  des  gesamten 
Reiches  berühren,  denn  das  Interesse  des  Reiches  stehe  höher  als 
das  Interesse  eines  Teile«  desselben. 

Finnischerseits  wurde  dagegen  auf  den  Wortlaut  der 
Urkunde  von  1809  sowie  auf  die  oben  erwähnten  Tatsachen  hin- 
gewiesen, aus  denen  die  Absicht  des  Kaisers  Alexander  I.  klar 
hervorgehe.  Ausserdem  wurde  daran  erinnert,  wie  der  Kaiser 
in  zahlreichen  von  ihm  unterschriebenen  Gesetzen  und  Erlassen 
wiederholt  gesagt  hätte,  er  habe  „votre  Constitution"  „vos  lois 
fondammentales"  bestätigt,  er  habe  das  finnische  Volk  „au  rang 
des  nations"  erhoben,  er  habe  die  ,.existence  politique"  des 
Volks  garantiert,  es  solle  dieses  Volk  „libre  dans  Tinterieur" 
sein  usw.  Der  Kaiser  Alexander  II.  hatte  auch  die  fortdauernde 
Gültigkeit  der  schwedischen  Grundgesetze  anerkannt,  indem  er,  als 
er  die  Landtagsordnung  von  1809  bestätigte,  dies  getan  hatte  mit 
Vorbehalt  aller  derjenigen  Rechte,  die  dem  Monarchen  „nach  der 
Regierungsform  von  1772  und  der  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte 
von  1789  zustehen,  insofern  sie  nicht  durch  diese  Landtagsordnung 
geändert  sind".  Und  weil  die  schwedische  Volksrepräsentation  keine 
Provinzialrepräsentation  war,  sondern  die  Gesetzgebungsgewalt  mit 
dem  Monarchen,  ohne  Begrenzung  durch  irgend  eine  über  jener 

')  Ein  Auszug  hiervon  ist  auch  iu  der  deutschen  Sprache  erschienen. 
Verirl.  unten  Rubrik  „Literatur". 
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Repräsentation  stehende  Instanz  teilte,  folgte  daraus,  dass  irgend 
einige  Gesetzgebungsfragen  nicht  deshalb,  weil  sie  zugleich  das 
Interesse  des  gesamten  russischen  Reichs  berührten,  von  der  Legis- 
lativgewalt der  Stände  ausgenommen  werden  konnten. 

Während  der  Regierung  Alexanders  III.  wurde  eine  Kommission 
ernannt,  um  die  Grundgesetze  Finnlands  zu  kodifizieren;  diese 
Kommission  sollte  auch  die  Frage  betr.  die  Ordnung  des  Zustande- 
kommens von  sogen.  Reichsgesetzen  erwägen.  Zu  ferneren  Massregeln 
kam  aber  die  Sache  nicht,  solange  dieser  Kaiser  leote;  jedoch  ist  als 
Niederschlag  der  oben  erwähnten,  gegen  Finnland  gemachten  Angriffe 
zu  betrachten,  dass  das  Postwesen  durch  ein  Manifest  von  1890 
unter  die  Oberaufsicht  des  russischen  Ministeriums  des  Innern  ge- 
stellt wurde. 

Das  finnische  Wehrpflichtgesetz  von  1878  war  in  der  gewöhn- 
lichen, von  den  finnischen  Grundgesetzen  normierten  Ordnung  zu- 
stande gekommen.  Im  Jahre  1898  erging  aber  an  den  finnischen  Senat 
der  Befehl,  eine  Proposition  für  den  finnischen  Landtag,  betreffend 
ein  neues  Wehrpflichtgesetz  für  Finnland,  auszuarbeiten,  wobei  ein 
in  St.  Petersburg  gemachter  Kommissions-Entwurf  als  Richtschnur 
dienen  sollte;  und  es  wurde  in  diesem  Befehl  zugleich  kundgetan, 
dass  der  Landtag  nur  ein  Gutachten  in  dieser  Angelegenheit  ab- 
zugeben habe.  Man  erblickte  in  jener  Kundgebung  mit  Recht  einen 
Vorläufer  des  nahenden  Gewitters.  Und  in  der  Tat  erschien  auch 
am  15.  Februar  1899  ein  Manifest,  worin  gesagt  wird,  es  sei 
eine  Lücke  in  den  finnischen  Gesetzen,  dass  dieselben  keine  Be- 
stimmungen über  das  Zustandebringen  sogen.  Reichsgesetze  enthielten, 
d.  h.  solcher  Gesetze,  die  entweder  gemeinsam  für  Finnland  und 
Russland  Geltung  hätten,  oder,  wenn  sie  auch  Finnland  allein  be- 
träfen, jedoch  auch  russische  Interessen  berührten.  Es  wurde  deshalb 
dekretiert,  1.  dass  die  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  ein  solcher 
Fall  vorliege,  von  dem  Kaiser  abhänge,  2.  dass  die  vorbereitenden 
Arbeiten  von  dem  bez.  Minister  des  Kaiserreichs  in  Verbindung  mit 
dem  Generalgouverneur  und  dem  Staatssekretär  Finnlands  zu  be- 
treiben seien,  3.  dass,  wenn  die  Sache  nach  der  finnischen 
Verwaltungsordnung  von  dem  Landtag  zu  behandeln  s**i, 
das  Gutachten  des  Landtages  nötig  wäre  auch  für  das  Zn- 
standebringen sogen.  Reichsgesetze,  4.  dass  die  Sache  danach 
von  dem  russischen  Reichsrat  zusammen  mit  dem  Generalgouvemeur 
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und  dem  Staatssekretär  Finnlands,  sowie  einigen  finnländischen 
Senatoren  zu  behandeln  wäre,  und  5.  dass  der  von  dem  Kaiser  fest- 
gestellte Beschluss  des  Reichsrats  in  beiden  Ländern  publiziert 
werden  sollte. 

Es  wurde  sowohl  von  dem  Landtag,  als  von  dem  Senate  Finn- 
lands dem  Kaiser  vorgestellt,  dass  die  oben  mit  3  bezeichnete  Be- 
stimmung tief  in  die  Grundsätze  Finnlands  einschneidet  und  zufolge 
der  fehlenden  Grenzen  des  Gebiets  der  sogen.  „Reichsinteressen" 
jene  Gesetze  sogar  ganz  illusorisch  macht.1)2)  Aber  vergebens,  die 
Wehrpflichtsache  wurde  nach  der  neuen  Ordnung  behandelt,  dem 
„Beschluss"  des  Landtags  also  nur  die  Bedeutung  eines  „Gutachtens" 
zuerkannt;  aber  auch  der  Beschluss  des  russischen  Reichsrats  wurde 
nicht  unverändert,  sondern  mit  bedeutenden  Änderungen  publiziert 
am  12.  Juli  1901. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  wird  jeder  Unterschied  zwischen 
russischen  und  finnischen  Truppen  aufgehoben,  „bis  auf  weiteres" 
gilt  jedoch,  dass  die  Einwohner  Finnlands  ihre  Wehrpflicht  in  Truppen, 
„die  vorzugsweise  aus  Finnländern  bestehen",  erfüllen  dürfen.  Die 
besondere  Verwaltung  der  finnischen  Truppen  wird  ebenfalls  auf- 
gehoben, ebenso  jede  Maximalgrenze  der  Friedensstärke  der  Aktiv- 
truppen (früher  5000  Mann);  „bis  auf  weiteres"  sollen  jedoch  — 
offenbar,  um  die  Bevölkerung  mehr  zum  Aufgebote  herbeizulocken  — 
nur  500  Mann  jährlich  unter  die  Fahnen  gerufen  werden,  was  später 
noch  bis  auf  190  Mann  herabgesetzt  ist.  Die  früheren  Bestimmungen, 
dass  die  Offiziere  finnische  Staatsbürger  sein  sollen,  und  dass  die 
Truppen  zur  Verteidigung  des  Thrones  und  des  finnländischen  Vater- 
landes dienen,  sind  weggefallen. 

Der  neue  Kurs  brachte  in  der  jetzt  zu  referierenden  Periode 
noch  eine  andere  Umwälzung  hervor.  Nach  der  Losreissung  Finn- 
lands von  Schweden  blieb  die  schwedische  Sprache  zufolge  der  Macht 
der  Verhältnisse  noch  lange  die  einzige  offizielle  Sprache,  obgleich 

*)  Hier  sei  auch  bemerkt,  daaa  die  Antwort  auf  die  Frage,  welche 
Sachen  „nach  der  finnländischen  Verwaltungsordnung"  der  Volksrepräsen- 
tation  vorzulegen  sind,  hauptsächlich  in  der  Regierungsforni  von  1772  zu 
suchen  ist,  und  dass  also  da«  Manifest  vom  Februar  1899  selbst  die 
Gültigkeit  der  Regierungsfonu  anerkennt. 

")  Dieses  sogen.  Februar-Manifest  hat  eine  ziemlich  grosse  Literatur 
hervorgerufen.    Vergl.  unten  „Literaturu. 
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die  Mehrzahl  der  Bevölkerung  von  finnischer  Nationalität  war.  All- 
mählich hob  sich  aber  die  finnische  Sprache  zur  Kultursprache  empor, 
und  sie  erhielt  laut  den  Verordnungen  von  1863,  1888  und  1887 
die  vollständige  Gleichberechtigung  mit  der  schwedischen  Sprache. 
Jedermann  konnte  bei  Gericht  und  anderen  Behörden  die  schwedische 
oder  finnische  Sprache  nach  Belieben  benutzen,  aber  die  Urteile  und 
andere  Ausfertigungen  der  Gerichte  erster  Instanz  waren,  falls  der 
Kläger  nicht  einen  gegenteiligen  Wunsch  ausdrücklich  kundgegeben 
hatte,  in  derjenigen  Sprache  abzufassen,  in  welcher  die  Protokolle 
der  Gemeindeversammlung  geschrieben  wurden;  die  von  dem  Gericht 
erster  Instanz  benutzte  Sprache  musste  auch  von  den  Obergerichten 
gebraucht  werden.  Der  Briefwechsel  der  unteren  Behörden  war 
ebenfalls  nach  der  Protokollsprache  der  Gemeindeversammlung  zu 
führen;  die  oberen  Behörden  konnten  die  Sprache  ihres  Schriftwechsels 
selbst  bestimmen,  was  natürlich  zufolge  des  Dranges  der  Entwicklung 
mehr  und  mehr  zur  Benutzung  der  finnischen  Sprache  führen  musste. 
—  In  russischer  Sprache  abgefasste  Schriften  sollten  nach  speziellen 
Verordnungen  von  Gerichten  und  anderen  Behörden  angenommen 
und  übersetzt  werden.  —  Die  jetzt  beschriebene  dominierende  Stellung 
der  beiden  einheimischen  Sprachen  entsprach  sowohl  dem  vom  Kaiser 
Alexander  I.  dem  finnischen  Volk  garantierten  Recht  zur  nationalen 
und  politischen  Existenz,  als  auch  den  Sprachverhältnissen  des  Landes, 
denn  die  russische  Sprache  wird  nur  von  einer  verschwindenden 
Minorität  gesprochen.  —  In  vollständigem  Gegensatz  zu  der  jetzt 
geschilderten  Entwicklung  erging  nun  am  20.  Juni  1900  ein 
Manifest,  wodurch  u.  a.  bestimmt  wurde:  1.  Das  Staatssekretariat 
und  die  Kanzlei  des  Generalgouverneurs  für  Finnland,  sowie  die 
finnländische  Passexpedition  in  St.  Petersburg  sollen  vom  1.  Oktober 
1900  an  ausschliesslich  die  russische  Sprache  benutzen  (dies  war 
auch  früher  meist  geschehen).  2.  Der  Senat  Finnlands  soll  vom 
1.  Oktober  1900  an  seine  Schreiben  an  den  Kaiser  und  an  den 
Generalgouverneur  russisch  abfassen.  Von  dem  1.  Oktober  1903  an 
soll  die  schriftliche  und  mündliche  Behandlung  der  Geschäfte  in  dein 
Ökonomie- (Regierungs-)  Departement  des  Senats  in  russischer  Sprache 
geschehen.  3.  Von  dem  1.  Oktober  1905  an  sollen  die  dem  Senat 
unterstehenden  Oberbehörden  und  Provinzialverwaltungen  in  ihrem 
Schriftwechsel  mit  dem  Senat  und  dem  Generalgouvernenr  aus- 
schliesslich die  russische  Sprache  anwenden. 
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Wenn  man  weiss,  dass  die  meisten  Mitglieder  des  Ökonomie- 
departements des  Senats  teils  gar  nicht,  teils  sehr  ungenügend  die 
russische  Sprache  beherrschen,  nnd  dass  dies  noch  mehr  der  Fall 
ist  mit  den  Schriftführern  des  Senats  nnd  den  übrigen  Beamten  des 
Landes  (die  Gouverneure  ausgenommen),  so  ist  es  olfenbar,  dass  die 
neue  Ordnung  nur  mit  einem  furchtbaren  Dolmetscherwesen  und  mit 
erheblichen  Nachteilen  für  die  Geschäftserledigung  möglich  ist. 

Die  von  dem  Senat  infolge  des  Sprachmanifestes  an  den  Kaiser 
gerichteten  Bemerkungen  über  dessen  Unvereinbarkeit  mit  den  Grund- 
prinzipien der  Autonomie  Finnlands  und  über  dessen  Schädlichkeit 
für  das  Land  blieben  ohne  Ergebnis.  Dies  hatte  zur  Folge,  dass 
von  den  18  Mitgliedern  des  Senats  12  ihr  Amt  niederlegten. 

Das  Gerichtswesen  wird  durch  die  erwähnten  neuen  Be- 
stimmungen nicht  berührt.  Aber  weil  das  Ökonomiedepartement  des 
Senats  zugleich  als  die  letzte  Instanz  in  Sachen  der  Verwaltungs- 
rechtspflege fungiert,  liegt  die  Gefahr  nahe,  dass  auch  dessen  Urteile 
in  diesen  Sachen  russisch  ausgefertigt  werden  müssen. 

Als  eine  fernere  Frucht  der  neuen  Politik  ist  während  der 
jetzt  zu  referierenden  Periode  noch  zu  erwähnen  die  ohne  Mit- 
wirkung des  Landtags  zustande  gekommene  Verordnung  vom 
2.  Juli  1900,  betr.  öffentliche  Versammlungen.  Das  freie 
Versammlungsrecht  hat  in  dem  schwedisch -finnischen  Recht  von 
alters  her  als  etwas  Selbstverständliches  gegolten  und  ist  auch 
implizite  in  dem  neuen  Strafgesetzbuch  anerkannt  durch  die  Be- 
stimmung, dass  die  Versammlung  aufgelöst  werden  kann,  wenn  darin 
etwas  vorgenommen  wird,  was  gesetzwidrig  ist  oder  die  öffentliche 
Ordnung  stört.  Durch  die  oben  erwähnte  Verordnung  wurde  aber  — 
um  die  Bevölkerung  an  gemeinsamen  Erörterungen  der  neuen  Politik 
zu  hindern  —  bestimmt,  dass  keine  öffentliche  Versammlung  statt- 
finden darf  ohne  Erlaubnis  des  Generalgouverneurs  oder  —  falls 
er  sein  Recht  delegiert  —  des  Gouverneurs  oder  der  Ortspolizei. 
Ausgenommen  werden  jedoch  Versammlungen  der  gesetzlich  zu- 
gelassenen Vereine,  ferner  Versammlungen,  die  zum  wissenschaft- 
lichen oder  pädagogischen  Zweck  in  den  Gebäuden  der  Lehranstalten 
mit  Erlaubnis  des  Vorstehers  der  Anstalt  abgehalten  werden,  sowie 
Versammlungen  der  bestehenden  Kirchengemeinschaften. 

Von  dem  übrigen  Gesetzgebungsmaterial  sei  erwähnt: 

1.  Kundgebung  vom  27.  April  1899,  betr.  die  An- 
stellung eines  Seefahrt-Inspektors,  um  die  nautischen  Unter- 
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richt&anstalten  zu  beaufsichtigen  und  der  Regierung  bei  der  Wahr- 
nehmung der  Interessen  der  Seefahrt  Hilfe  zu  leisten. 

2.  Kundgebung  vom  3.  Mai  1899,  betr.  die  Gründe  dfs 
staatlichen  Rechnungswesens,  sowie  Reglement  desselben 
Tages  für  das  Staatskontor  Finnlands.  Diese  Verordnungen 
haben  zum  Zweck,  das  Rechnungswesen  der  Staatsbehörden  nach 
den  Prinzipien  der  doppelten  italienischen  Buchführung  zu  reorgani- 
sieren, sowie  zu  bestimmen,  welche  Behörden  baren  Kassenbestand 
haben  dürfen. 

3.  Gesetz  vom  11.  April  1891,  betr.  elektrische  Licht- 
oder Kraftleitnngen,  sowie  Kundgebung  desselben  Tages 
über  den  gleichen  Gegenstand.  Das  Gesetz  macht  die  An- 
legung der  genannten  Leitungen,  falls  dadurch  Gefahr  für  Leben 
oder  Eigentum  entstehen  kann,  von  der  Erlaubnis  der  Regierung 
abhängig,  und  die  Kundgebung  bestimmt,  wie  diese  Erlaubnis  nach- 
zusuchen ist. 

4.  Gesetz  vom  23.  April  1901,  betr.  die  Todeserklärung. 
Das  Gesetz  umfasst  sowohl  den  regelmässigen  Fall  der  Verschollenheit, 
als  anch  die  aussergewöhnlichen  Fälle  —  Kriegs-,  See-  und  Unfall- 
verschollenheit  —  und  normiert  die  Bedingungen,  das  Verfahren  und 
die  Wirkungen  der  Todeserklärung. 

5.  Gesetz  vom  10.  Juli  1901,  betr.  Genossenschaften. 
Schon  vor  dem  Erscheinen  dieses  Gesetzes  existierten  in  Finnland 
verschiedene  Genossenschaften,  hauptsächlich  Konsum-  und  Molkerei- 
vereine. Aber  mangels  eines  Gesetzes  war  die  Rechtslage  der  Mit- 
glieder nach  aussen  sehr  unklar,  obgleich  die  Reehtssubjektivität 
einer  Personenvereinigung  nach  finnischem  Recht  nicht  von  irgend 
einer  Staatsgenehmigung  abhängt.  Das  neue  Gesetz  hat  ein  brauch- 
bares Fundament  für  das  Genossenschaftswesen  geschaffen;  anch 
haben  besonders  die  Molkereigenossenschaften  schon  einen  erfreulichen 
Aufschwung  gezeigt.  Um  die  Entwickelung  des  Genossenschafts- 
wesens hat  der  „Pellerwo"  genannte  Verein  in  Helsingfors  sich 
besonders  verdient  gemacht;  durch  dessen  Bemühungen  ist  auch  eine 
landwirtschaftliche  Zentralkasse  mit  Staatssnbsidien  schon  (1903) 
eröffnet. 

Das  neue  Gesetz  kennt  keine  Genossenschaftsform  mit  un- 
beschränkter Haftpflicht  unmittelbar  den  Vereiusgläubigern  gegen- 
über, sondern  nur  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  oder  zur 
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Einlagepflicht  beschränkter  Haftpflicht.  Die  Zahl  der  Mitglieder  muss 
mindestens  5  betragen.  Für  das  Statut  ist  die  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  nachzusuchen;  die  Genehmigung  darf  jedoch  — 
falls  nicht  ein  Darlehensgeschäft  in  Frage  steht  —  nur  dann  ver- 
weigert werden,  wenn  das  Statut  gesetzwidrig  ist  oder  die  be- 
absichtigte Wirksamkeit  den  Gesetzen  des  Landes  widerstreitet. 
Ehe  die  Genossenschaft  ins  Handelsregister  eingetragen  ist,  kann  sie 
keine  Kechte  erwerben.  —  Etwa  nötige  Nachschüsse,  falls  solche  im 
Statut  vorgesehen  sind,  werden  nach  eingetretenem  Konkurs  von  der 
Konkursverwaltung  eingezogen. 

6.  Gesetz  vom  10.  Juli  1901,  betr.  die  hypothekarische 
Eintragung  der  Holzabtreibungsverträge.  Nach  der  früheren 
Praxis  konnten  Verträge  über  die  Benutzung  des  Waldes  zur  Holz- 
abtreibung durch  Eintragung  einen  realrechtlichen  Bestand  gewinnen 
nur,  falls  die  Benutzung  nach  einem  forstwirtschaftlichen  Plan  ge- 
schehen sollte;  sonst  lag,  sagte  man,  keine  Miete  (Pacht),  sondern 
Kauf  vor,  weil  die  Waldung  nicht  salva  rei  substantia  dem 
Eigentümer  wiederhergestellt  werden  konnte.  Diese  Praxis  nötigte 
die  Waldspekulanten  vielfach,  sich  zu  Eigentümern  des  Grund  und 
Bodens  zu  machen,  und  erschwerte  folglich  den  Betrieb  des  Holz- 
handels, der  für  die  Wirtschaft  des  Landes  von  hervorragender  Be- 
deutung ist.  —  Das  neue  Gesetz  erlaubt  die  hypothekarische  Ein- 
tragung des  Holzabtreibungsvertrags,  falls  die  Abtreibungszeit  nicht 
langer  als  zehn  Jahre  dauert  und  der  Vertrag  nicht  Bestimmungen 
enthält,  welche  dem  Verbot  der  Devastierung  der  Waldungen  wider- . 
streiten. 

7.  Verordnung  vom  8.  August  1901,  betr.  den  Verkauf 
von  künstlichem  Dünger,  von  zubereiteten  Futtermitteln 
und  von  Anssaatsamen,  sowie  Kundgebung  desselben  Tages 
über  den  gleichen  Gegenstand.  Dieser  Gesetzesakt  —  ähnliche 
existieren  schon  in  einigen  anderen  Ländern,  wie  Frankreich,  Eng- 
land und  Dänemark,  —  ist  auf  Initiative  der  landwirtschaftlichen 
Kreise  zustande  gekommen,  um  den  Landwirten  tauglichen  Dünger 
und  Futtermittel,  sowie  Aussaatsamen  zu  sichern.  Jedermann,  der 
den  Verkauf  vou  Waren  fraglicher  Art  gewerbsmässig  betreibt  oder 
vermittelt,  soll  —  so  bestimmt  die  Verordnung  —  dem  Käufer  ein 
Attest  übergeben,  worin  angegeben  wird:  bei  Verkauf  des  Düngers 
dessen  Ursprung  und  die  Menge  der  wirksamen  Bestandteile,  bei 
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Verkauf  von  Futtermitteln  deren  Rohmaterialien,  und  bei  Verkauf 
von  Aussaatsanien  dessen  Ursprung,  Reinheitsgrad  und  die  Prozent- 
zahl von  keimfähigen  Körnern  und  von  Unkrautsamen.  Und  es  soll 
so  angesehen  werden,  als  hätte  der  Verkäufer  die  Richtigkeit  dieser 
Angaben  dem  Käufer  garantiert;  jedoch  wird  ein  Analysen-Spielraum 
nach  den  Bestimmungen  der  Kundgebung  gewährt.  In  der  Kund- 
gebung wird  übrigens  auch  bestimmt,  wie  Proben  der  verkauften 
Ware  zu  nehmen  und  zu  untersuchen  sind. 

Die  Verordnung  findet  keine  Anwendung,  wenn  die  verkaufte 
Ware  weniger  beträgt  als  25  Kilo  Dünger  oder  Futtermittel  oder 
10  Kilo  Aussaatsamen.  Auch  sonst  können  die  Parteien  im  kon- 
kreten Fall  durch  schriftlichen  Vertrag  die  Wirksamkeit  der  Ver- 
ordnung ausschliessen ;  und  weil  die  Verkäufer  den  neuen  Vorschriften 
abgeneigt  sind,  ist  es  möglich,  dass  von  dieser  Befugnis  sehr  oft 
Gebrauch  gemacht  werden  wird. 

8.  Gesetz  vom  14.  August  1901,  betr.  die  Kraftlos- 
erklärung von  Urkunden.  Das  Gesetz  umfasst  sowohl  Inhaber- 
und  Orderpapiere,  als  auch  andere  Urkunden,  an  die  ein  Recht  ge- 
bunden ist.  Die  Kraftloserklärung  geschieht  nach  einem  Anfgebote- 
verfahren. 

9.  Am  14.  August  und  7.  September  1901  sind  verschiedene 
Verordnungen  erlassen,  welche  partielle  Verbesserungen  des 
Prozessverfahrens  erster  und  zweiter  Instanz  bezwecken.  — 
Wie  schon  in  dem  Bericht  über  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1895 
erwähnt  wurde,  ist  auch  eine  totale  Umbildung  der  Gerichtsorganisation 
und  des  Prozessverfahrens  in  Vorbereitung,  und  hat  die  zu  diesem 
Zwecke  ernannte  Kommission  im  Jahre  1901  ihren  Entwurf  publiziert.1) 

b)  Literatur. 

Von  hauptsächlicher  Bedeutung  ist  die  in  vielen  europäischen 
Ländern  erschienene  Literatur  über  das  staatsrechtliche  Verhältnis 
zwischen  Finnland  und  Rnssland  und  über  die  finnische  Konstitution, 
welche  Literatur  zufolge  der  oben  geschilderten  politischen  Umwälzung 
erschienen  ist.  In  erster  Linie  stehen  die  Antwortschreiben  der 
Stände  auf  die  kaiserlichen  Vorlagen  über  die  Umgestaltung  des 
Heerwesens,  in  deutscher  Sprache  herausgegeben  1900  von  Dr.  F. 

*)  Ausführliche*  Referat  darüber  nebst  kritischen  Betrachtungen  von 
Ivak  Afzklius  in  Tidskrift  tbr  Retsvideuskab,  Jahrg.  15.  S.  312  ff. 
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Arnheim  unter  dem  Titel:  Der  ausserordentliche  finnländiscbe 
Landtag  1899.  Diese  Antwortschreiben  erörtern  auch  die  staats- 
rechtliche Frage  gründlich. 

Die  finnländischen  Grundgesetze  sind  mit  Kommentar  und  einem 
geschichtlichen  Überblick  über  das  öffentliche  Recht  Finnlands  fran- 
zösisch herausgegeben  sub  Tit.:  La  Constitution  du  Grand  duche* 
de  Finlande.   Paris  1900. 

Von  der  übrigen  Literatur  in  jener  Materie  seien  einige  wichtige 
Werke  erwähnt: 

Ein  Beitrag  zur  Beurteilung  der  staatsrechtlichen 
Stellung  des  Grossfürstentums  Finnland.  Die  wichtigsten 
Ergebnisse  der  Schrift  von  Professor  Dr.  R.  Hermanson,  „Finlands 
staatsrättsliga  stiillning4.    Leipzig  1900. 

Das  Recht  Finnlands  und  seine  Wehrpflichtfrage. 
Eine  kurze  aktenmässige  Betrachtung  von  einem  finnländischen  Juristen. 
Leipzig  1900. 

B.  Getz,  Das  staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen  Finnland 
und  Russland.    Leipzig  1900  (ursprünglich  norwegisch). 

Conrad  Bornhak,  Russland  und  Finnland.  Ein  Beitrag  zu  der 
Lehre  von  den  Staaten  Verbindungen.    Leipzig  1900. 

J.  Oppenheim,  J.  de  Louter,  W.  A.  Reiher  und  L.  du  Harton 
(Professoren),  Die  finnische  Frage.  Ein  Gutachten.  Im  Archiv  für 
öffentliches  Recht,  Jahrgang  1900. 

J.  Delpech  und  A.  Pillet,  La  qnestion  ünlandaise.  In  Revue 
generale  de  droit  int.  public  1899  und  1900  (auch  im  Separatdruck). 

F.  Mokkau,  La  question  ünlandaise.  In  Revue  de  droit  public 
1900  (auch  im  Separatdruck). 

L.  Mk'hond  und  A.  de  Lapradelle,  La  question  ünlandaise. 
Paris  1901. 

Franz  Despawnet  (mit  Anschlags  von  13  anderen  Rechts- 
gelehrten),  La  question  ünlandaise  au  point  de  vne  juridiqne. 
Paris  1901. 

W.  van  der  Vluut,  Finland  de  Rechtsvraag.   Amsterdam  1900. 
Josef  R.  Fischer,  Finland  and  the  tsars  1809—1899.  London, 
Edvard  Arnold. 

J.  Wkstlake,  The  Case  of  Finland.  The  National- Hewiew  1900. 

C.  V.  Xyiioi.v,  Finlands  stilling  i  det  russiske  Kejserrige. 
Köbenhavn  1900. 
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Alle  diese  Verfasser  haben  sich  dem  vom  ausserordentlichen 
Landtag  vertretenen  Standpunkt,  nach  welchem  das  Februar-Manifest 
die  Rechte  des  finnischen  Volkes  verletzt,  angeschlossen. 

Auf  dem  rechtsgeschichtlichen  Gebiet  hat  E.  Estlandek  ein 
grösseres  Werk  über  die  Vindikation  des  Mobiliareigentums  nach  filterein 
schwedischen  Recht  publiziert  (Bidrag  tili  en  undersökning  af  klander 
ä  lösöre  enligt  äldre  svensk  rätt).  .  Helsingfors  1900. 

Auf  dem  privat-  und  strafrechtlichen  sowie  prozessrechtlichen 
Gebiete  seien  bemerkt: 

J.  Seklachius,  Lehrbuch  des  Sachenrechts  (Läroboki  sakrfitten). 
Helsingfors  1899,  1900. 

Derselbe,  Über  die  Unmöglichkeit  der  Prästation,  in  „Tidskrift 
utgifven  af  jnridiska  föreningen  i  Finland",  1901. 

V.  Chtdenius,  Über  das  vermögensrechtliche  Verhältnis  der 
Frau  zu  dem  Manne  und  dessen  Erben  (Om  hustrus  förmögen- 
hetsrättsliga  förhällando  tili  mannen  och  haus  arfvigar).  Helsing- 
fors 1901. 

A.  Skrlachius,  Über  die  Ehre  als  Gegenstand  einer  strafbaren 
Kränkung  in  der  oben  genannten  „Tidskrift"  1901. 

K.  Ignatius,  Das  offizielle  Klagerecht  (Viralliseu  syyttäjistön 
kehittyminen  etc.).    Helsingfors  1900. 

Über  die  Gemeindebesteuemng  schreibt  K.  Willgken  in  r Tid- 
skrift* 1901. 
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Generalreferent:  Dr.  Hugo  Osert  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 

Freibnrg  i.  Ü.  (Schweiz). 


I.  Der  Bund. 

A.  Gesetzgebung. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Freiburg  i.  C. 

Trotzdem  diesmal  der  Bericht  drei  Jahre  umfasst,  so  wird  er 
nicht  sehr  ausführlich  ausfallen.  Nachdem  durch  die  im  letzten  Be- 
richt erwähnte,  1898  beschlossene  Vereinheitlichung  des  Zivil-  und 
Strafrechts,  sowie  den  konzessionsmässigen  Rückkauf  der  Hauptbahnen 
zwei  die  gesetzgebenden  Räte  sowohl,  wie  eine  weitere  Öffentlichkeit 
lange  beschäftigende  Gegenstände  vorderhand  ihren  Abschluss  ge- 
funden, blieb  noch  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  als  drittes 
grosses  Traktandum  zu  erledigen.  Nach  langer  Vorgeschichte  ging 
es  aus  den  Räten  hervor  als  fast  einstimmig  angenommenes  Bundes- 
gesetz,  betreffend  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  mit 
Einschluss  der  Militärversicherung  vom  5.  Oktober  1899. 
Da  dasselbe  aber  in  so  verschiedenartige  Verhältnisse  der  einzelnen 
Bürger  eingreift,  so  ward,  wie  zu  erwarten  stand,  dagegen  das  Re- 
ferendum ergriffen,  und  schliesslich  scheiterte  die  Frucht  so  vieler 
Mühen,  trotzdem  alle  politischen  Parteien  und  auch  sozusagen  sämt- 
liche öffentliche  Blätter  dafür  einstanden,  an  der  Klippe  des  Volks- 
willens, indem  die  Vorlage  an  der  Abstimmung  vom  20.  Mai  1900 
mit  341914  gegen  148035  Stimmen  verworfen  ward.  Damit  ist  die 
Angelegenheit  nicht  erledigt,  sondern  es  wird  in  absehbarer  Zeit 
der  dem  Gesetzcsent würfe  zugrunde  liegende  Gedanke  in  anderer 
Gestalt  den  Gesetzgeber  neuerdings  beschäftigen. 

In  der  öffentlichen  Diskussion  wurde  ein  Teil  der  Vorlage, 
nämlich  derjenige,  der  die  Militärversicherung  behandelt,  von  nie- 
mandem beanstandet.   Deshalb  ward  derselbe  ausgeschieden  und  ging 
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sozusagen  unverändert  über  in  das  Gesetz,  betreifend  Versicherung 
der  Militärpersonen  gegen  Krankheit  und  Unfall,  vom 
28.  Juni  1901,  das,  ohne  dass  das  Referendum  dagegen  ergriffen 
worden  wäre,  den  1.  Januar  1902  in  Kraft  erwuchs. 

Versichert  sind  danach  nicht  nur  die  im  Dienste  stehenden 
Wehrmänner  aller  Grade  und  Waffengattungen,  sondern  auch  Be- 
amte und  Angestellte  und  Bedienstete  während  der  Zeit  ihrer  — 
auch  nur  vorübergehenden  —  dienstlichen  Verrichtungen,  sowie  die 
der  Armee  angehörigen  Mitglieder  von  freiwilligen  Schiessvereinen. 
die  Teilnehmer  am  militärischen  Vorunterricht  und  die  bei  Schiess- 
vereinen und  Vornnterricht  funktionierenden  Zeiger  während  der 
Übungen. 

Die  Versicherung  besteht  für  Krankheiten  und  Unfälle  während 
der  Dauer  des  Dienstes,  mit  Inbegriff  der  Zeit  des  Einrtickens  und 
der  Rückkehr,  sowie  für  solche  Krankheiten,  welche  eine  Folge  ge- 
sundheitsschädlicher Einwirkungen  während  des  Dienstes  sind  und 
innerhalb  drei  Wochen  nach  Ablauf  derselben  durch  einen  patentierten 
Arzt  konstatiert  werden,  und  für  spätere  Erkrankungen,  wenn  ihr 
ursächlicher  Zusammenhang  mit  dem  Dienste  sicher  oder  sehr  wahr- 
scheinlich ist, 

Die  Leistungen  bestehen  bei  vorübergehendem  Nachteil  vorerst 
in  kostenfreier  Spitalbehandlung  (bei  Entlassung  nach  Hause  ersetzbar 
durch  fixe  Entschädigung  pro  Tag).  Daneben  beziehen  die  Ver- 
sicherten während  des  Dienstes  ihre  Besoldung,  30  Tage  nach  Ab- 
lauf desselben  ein  bestimmtes  Krankengeld  (z.  B.  Offiziere  5  Frs.. 
Unteroffiziere  und  Soldaten  3  Frs.)  und  später  70°/0,  bei  gänzlicher 
Hilflosigkeit  und  gleichzeitigem  Notbedarf  bis  100  °/0  des  Tages- 
verdienstes. Für  letztem  werden  jedoch  fünf  Klassen  aufgestellt, 
und  als  Grundlage  der  Vergütung  wird  ein  Minimum  von  3  Frs., 
ein  Maximum  von  7,50  Frs.  angenommen.  —  Bei  dauerndem  Nachteil 
wird  eine  lebenslängliche  Pension  ausgezahlt,  deren  Jahresbetrag 
nach  obigen  Grundsätzen  berechnet  wird,  wobei  300  Jahresarbeitetage 
angenommen  weiden.  Hatte  der  Versicherte  zur  Zeit  der  Erkrankung 
oder  des  Unfalls  noch  nicht  den  normalen  Erwerb  eines  Erwachsenen, 
so  ist  für  die  Höhe  der  Pension  dieser  letztere  massgebend.  Der 
anzurechnende  normale  Erwerb  darf  jedoch  den  normalen  Erwerb 
eines  Fünfundzwaiizigjährigen  nicht  übersteigen.  —  Stirbt  der  Ver- 
sicherte an  einer  Krankheit  oder  an  einem  Unfall,  für  deren  Folgen 
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die  Militärversicherung  aufzukommen  hat,  so  hat  sie  ein  Sterbe- 
geld von  40  Frs.,  sowie  eine  Hinterlassenenpension  zu  bezahlen.  Auf 
letztere  haben  Anspruch  die  Witwe  und  die  Kinder  bis  zum  zurück- 
gelegten 18.  Altersjahr,  ausnahmsweise  (falls  sie  für  ihren  Lebens- 
unterhalt im  wesentlichen  auf  den  Verstorbenen  angewiesen  waren) 
auch  Eltern,  Geschwister  und  Grosseltern.  Die  Hinterlassenenpension 
beträgt  für  die  Witwe  40°/0,  für  jedes  Kind  25%,  für  drei  und 
mehr  Kinder,  sowie  für  Witwe  und  Kinder  zusammen  65°/0,  für 
Vater  oder  Mutter  20°/0,  für  beide  Elternteile  35°/0,  für  einzelne 
elternlose  Geschwister  15%,  mehrere  25°/0  (für  Geschwister  aber 
nur  bis  zum  zurückgelegten  18.  Altersjahr,  resp.  bei  Erwerbsun- 
fähigkeit derselben  bis  70  Jahre  nach  dem  Geburtsjahr  des  Ver- 
storbenen), für  Grossvater  oder  Grossmutter  15%,  für  mehrere  Gross- 
elternteile 25%. 

Für  die  Kosten  der  Versicherung  hat  der  Bund  aufzukommen 
(mit  RückgrifFsrecht  auf  die  Kantone,  wenn  der  Dienst  ausschliesslich 
im  kantonalen  oder  lokalen  Interesse  angeordnet  wurde).  Zu  diesem 
Zwecke  wird  durch  Zuschüsse  auf  dem  Wege  des  ordentlichen  Kosten- 
voranschlages ein  Fonds  gebildet  und  Fehlbeträge  werden  durch 
Nachtragskredite  gedeckt. 

Ein  anderes  langjähriges,  dringendes  Postulat,  die  Errichtung 
einer  zentralen  Notenbank,  ist  dahingefallen,  ohne  dass  es  den 
Weg  bis  zur  Volksabstimmung  zurücklegen  konnte.  Schon  durch 
die  Volksabstimmung  vom  8.  Oktober  1891  ward  im  Prinzip  die 
Errichtung  einer  Bundesbank  an  Stelle  der  bestehenden  36  Noten- 
banken beschlossen.  Der  Gesetzesentwurf,  der  die  reine  Staatsbank 
vorsah,  ward  jedoch  am  28.  Februar  1897  vom  Volk  verworfen. 
1899  legte  darauf  der  Bundesrat  einen  neuen  Entwurf  vor,  der  einen 
Kompromi8S  zwischen  den  Anhängern  der  Staatsbank  und  den  Be- 
fürwortern eines  privaten  Instituts  darstellte.  Nachdem  die  beiden 
Kammern  sich  wiederholt  mit  der  Angelegenheit  beschäftigt,  einigte 
man  sich  schliesslich  im  Juni  1901  auf  ein  Projekt,  das  aber  daran 
scheiterte,  dass  als  Sitz  der  Bank  vom  Nationalrat  hartnäckig  an 
Bern,  vom  Ständerat  an  Zürich  festgehalten  wurde.  Dieser  un- 
entschiedene Kampf  zwischen  dem  Bären  (Wappentier  Berns,  der 
Bundesstadt)  und  dem  Löwen  (Wappentier  Zürichs,  der  kommerziellen 
und  industriellen  Hauptstadt)  führte  dazu,  dass  man  sich  jetzt  wieder 
mit  einem  Palliativmittel,  der  Revision  des   bestehenden  Bank- 
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notengesetzes  vom  8.  März  1881  mit  seinen  drei  verschiedenen  Arten 
von  Notenbanken,  wird  begnügen  müssen.  Bereits  ist  im  St&nderat 
(den  17.  Dezember  1901)  eine  bezügliche  Motion  eingebracht  worden. 

Einen  negativen  Erfolg  hatte  auch  eine  Anregung,  die  ans 
den  Kreisen  des  Volkes  selbst  hervorging,  nämlich  die  Doppelinitiative, 
betreffend  die  Proportionalwahl  des  Nationalrates  und  die 
Wahl  des  Bundesrats  durch  das  Volk  (statt  durch  die  Bundes- 
versammlung). Im  Juni  1891  wurden  für  ersteres  Begehren  64685, 
für  letzteres  56350  Unterschriften  eingereicht.  Die  Räte  beantragten 
im  Juni  1900  Verwerfung  beider  Begehren,  die  auch  den  4.  November 
1900  vom  Volk  verworfen  wurden. 

In  weiterer  Verfolgung  der  1898  beschlossenen  Eisenbahn  - 
Verstaatlichung  ward  durch  Bundesbeschlüsse  vom  28.  Juni  1899, 
vom  29.  März  und  vom  20.  Dezember  1901  der  Bundesrat  ermächtigt, 
behufs  Erleichterung  der  Finanzierung  des  Rückkaufsgeschäfts  Ob- 
ligationen der  zum  Rückkauf  gekündigten  Eisenbahngesellschaften  zu 
kaufen  oder  gegen  auszugebende  eigene  Obligationen  bis  zum  Be- 
trage von  200  Millionen  Franken  einzutauschen.  Ferner  wurden 
durch  freihändigen  Vertrag  die  Zentralbahn  (Bundesbeschluss  vom 
14.  Dezember  1900),  die  Nordostbahn  (Bundesbeschluss  vom  10.  De- 
zember 1901)  und  die  Vereinigten  Schweizer  Bahnen  (Bundesbeschluss 
vom  21.  April  1902)  erworben.  Bezüglich  der  Jura-Simplon-Bahn 
schweben  die  Kaufverhandlungen  und  werden  wohl  demnächst  zum 
Abschlüsse  kommen,  so  dass  bereits  vor  dem  konzessionsmässigen 
Rückkaufstermin  (1.  Mai  1903;  die  Gotthardbahn  dagegen  kann  erst 
auf  1909  gekündigt  werden)  der  Bund  im  Besitze  der  Bahnen 
sein  wird. 

Mit  dem  Eisenbahnrückkauf  hängt  ferner  zusammen  das  Gesetz, 
betr.  das  Tarifwesen  der  schweizerischen  Bundesbahnen, 
vom  27.  Juni  1901.  Danach  werden  die  jetzt  für  jede  Bahnverwaltung 
verschiedenen  Transportgebühren  für  das  gesamte  Gebiet  der  Bundes- 
bahnen vereinheitlicht  und  es  wird  bei  jeder  Verkehrsart  der  Tarif 
derjenigen  Bahngesellschaft  zugrunde  gelegt,  der  der  niedrigste  ist, 
wie  schon  in  der  Botschaft  zur  Eisenbahnverstaatlichung  in  Aussicht 
gestellt  war.  Die  Tarife  sind  im  Gesetze  nur  als  Maxima  auf- 
gestellt und  können  durch  den  Verwaltungsrat  der  Bundesbahnen 
ermässigt  werden. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  ferner  zu  erwähnen  die  bundes- 
rätliche Vollziehungsverordnung  zu  dem  im  letzten  Bericht 
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erwähnten  Bundesgesetz,  betr.  den  Erwerb  und  Betrieb  der 
Bundesbahnen,  vom  7.  November  1899. 

Endlich  ist  noch  anzuführen  das  Gesetz,  betr.  Bau  und 
Betrieb  der  schweizerischen  Nebenbahnen,  vom  21.  Dezember 

1899.  Schon  das  Bundesgesetz  Uber  Bau  und  Betrieb  der  Bundes- 
bahnen sieht  vor,  dass  die  Betriebsüberschüsse  unter  anderem  auch 
„zur  Erweiterung  des  schweizerischen  Eisenbahnnetzes,  vorzugsweise 
desjenigen  der  Nebenbahnen"  zu  verwenden  seien  (Art.  8,  Abs.  4). 
Auch  das  vorliegende  Gesetz  will  deren  Bau  und  Betrieb  erleichtern 
durch  Exemtion  derselben  von  manchen  die  Hauptbahnen  belastenden 
Bestimmungen.  Als  Nebenbahnen  werden  diejenigen  angesehen,  „welche 
vorzugsweise  dem  Lokalverkehr  oder  speziellen  Verkehrszwecken 
dienen  und  nicht  den  grossen  Durchgangsverkehr  für  Personen  und 
Güter  vermitteln"  (Art.  1).  Namentlich  sind  dieselben  befreit  von 
der  Pflicht,  Einfriedigungen  der  Bahn  und  Barrieren  anzubringen, 
wo  die  Fahrgeschwindigkeit  der  Bahnzüge  und  die  Sicherheit  des 
Verkehre  solche  nicht  durchaus  erfordern.  Der  Bundesrat  kann 
ihnen  unter  Anordnung  der  zur  Wahrung  der  Betriebssicherheit  er- 
forderlichen Vorkehrungen  gestatten,  bestehende  Haupt-  und  Neben- 
bahnen in  Schienenhühe  zu  kreuzen.  Sie  werden  ferner  bevorzugt 
beim  Anschluss  an  eine  Station  einer  bereits  bestehenden  Bahn  be- 
züglich der  Einlagen  in  den  Erneuerungsfonds  und  bezüglich  der 
Fristen  für  die  Tilgung  zu  amortisierender  Verwendungen  und  all- 
fälliger Defizite  des  Erneuerungsfonds.  Sodann  werden  ihnen,  wenn 
sie  einen  Reinertrag  von  weniger  als  4°/0  abwerfen,  von  der  Post 
höhere  Transporttaxen  vergütet,  als  den  Hauptbahnen.  Besondere 
Erleichterungen  bestehen  sodann  für  eigentliche  Bergbahnen  und 
Tramways  innerhalb  einer  Ortschaft  oder  deren  Umgebung.  Diese 
sind  nicht  verpflichtet,  wenn  der  Betrieb  durch  Naturereignisse  zeit- 
weilig unterbrochen  wird,  auf  andere  Weise  für  Herstellung  des 
periodischen  Personentransports  zu  sorgen,  und  auf  ihnen  finden  auch 
keine  Begünstigungen  für  die  Militärtransporte  statt. 

Ferner  sind  folgende  Gesetze  zu  erwähnen: 
Gesetz,  betr.  Erleichterung  der  Ausübung  des  Stimm- 
rechtes und  Vereinfachung  des  Wahl  Verfahrens,  vom  30.  März 

1900.  Wie  der  Titel  sagt,  werden  hier  zwei  Zwecke  verfolgt.  Die 

Erleichterung  der  Ausübung  des  Stimmrechts  will  man  erreichen 

durch  die  Bestimmung,  dass  die  Kantone  befugt  —  und  wenn  sie 
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dies  in  kantonalen  Abstimmungen  zulassen,  auch  verpflichtet  —  sind, 
bei  eidgenössischen  Wahlen  nnd  Abstimmungen  die  Stimmabgabe 
schon  am  Vorabend  des  vom  Bundesrat  festgesetzten  (regelmässig 
auf  einen  Sonntag  fallenden)  Abstimmungstages,  sei  es  für  das  ganze 
Kantonsgebiet  oder  für  einzelne  Teile  desselben,  zuzulassen.  Das 
Wahlverfahren  will  man  dadurch  vereinfachen,  das6  schon  im  zweiten 
Wahlgang,  wenn  im  ersten  kein  Wahlkandidat  die  absolute  Mehrheit 
der  Stimmen  enthält,  das  relative  Mehr  entscheidet. 

Gesetz,  betr.  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  über 
den  Militärpflichtersatz  vom  28.  Juni  1878,  vom  29.  März 
1901.  Das  Gesetz  von  1878  schreibt  vor,  dass  die  vom  persönlichen 
Militärdienst  befreiten  Dienstpflichtigen  eine  Personaltaxe  von  sechs 
Franken,  sowie  einen  nach  dem  Vermögen  und  Einkommen  be- 
rechneten Zuschlag  zu  entrichten  haben.  Bisher  war  man  bei  Nicht- 
zahlung durch  den  Pflichtigen  auf  den  Weg  der  Betreibung  an- 
gewiesen und  hatte  bei  Nichterhältlichkeit  kein  weiteres  Rechtsmittel. 
Jetzt  schreibt  das  Gesetz  vor,  dass,  wer  schuldhafterweise  ungeachtet 
zweimaliger  Mahnung  durch  die  Militärbehörden  den  Militärpflicht- 
ersatz nicht  entrichte,  vom  Strafrichter  mit  Haft  von  ein  bis  zehn 
Tagen  bestraft  werde.  Mit  der  Haft  kann  Entzug  des  Stimmrechtes 
oder  Wirtschafts  verbot,  beides  bis  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  r 
verbunden  werden.  Durch  die  Bestrafung  wird  die  Verbindlichkeit 
zur  Bezahlung  des  Pflichtersatzes  nicht  aufgehoben.  Wegen  Nicht- 
bezahlung des  nämlichen  Steuerbetrages  darf  nur  einmal  Strafe  ver- 
hängt werden.  —  Das  Gesetz  ward  als  Wiederauflebenlassen  der  durch 
die  Bundesverfassung  (Art.  59,  Abs.  3)  abgeschafften  Schuldhaft  hart 
angefochten. 

Gesetz  über  gebrannte  Wasser  vom  29.  Juni  1900. 
Dasselbe  tritt  an  Stelle  desjenigen  vom  23.  Dezember  1886,  welches 
in  der  Anwendung  zu  verschiedenen  Zweifeln  Veranlassung  gegeben 
hatte.  Nicht  unter  das  Gesetz  fallt  das  Brennen  von  einheimischen 
Trauben,  Weinen,  Weintrestern,  Weinhefen.  Kern-,  Stein-  oder  Beeren- 
fruehten,  Obstabfällen,  Enzianwurzeln  und  ähnlichen  Stoffen  inländischer 
Herkunft,  während  bisher  von  der  Provenienz  nicht  gesprochen  wurde. 
Annähernd  ein  Viertel  des  Landesbedarfes  an  Sprit  und  Spiritus  — 
und  zwar  an  Trinksprit  und  denaturierter  Ware,  was  bisher  zweifel- 
haft war  —  soll  im  Inland  hergestellt  werden.  Jedoch  soll  der  der 
inländischen  Produktion  vorbehaltene  Teil  (da  er  bedeutend  teurer 
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zu  stehen  kommt)  30000  hl  absoluten  Alkohols  im  Jahre  nicht  Uber- 
steigen. Zu  der  Monopolgebühr  für  eingeführte  gebrannte  Wasser 
im  Betrage  von  80  Frs.  per  Quintal  kann  im  Gegensatz  zum  bisherigen 
Gesetz  noch  ein  Zuschlag  verlangt  werden  bei  mehr  als  75°  Alkohl- 
gehalt. Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  nicht  nur  wie  bisher  denatu- 
rierten, sondern  auch  reinen  Sprit  zu  wissenschaftlichen  oder  Heil- 
zwecken zum  Selbstkostenpreis  abzugeben.  Endlich  wird  bei  den 
Bussen  das  Minimum  gestrichen,  dagegen  werden  neue  Bestimmungen 
aufgestellt,  um  die  Erhältlichmachung  zu  sichern. 

Gesetz,  betr.  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle, 
vom  30.  März  1900.  Das  bisherige,  denselben  Gegenstand  behandelnde 
Gesetz  datiert  vom  21.  Dezember  1888.  Die  Revision  wurde  hervor- 
gerufen durch  entgegengesetzte  Bestrebungen.  Nach  dem  früheren 
Gesetze  kounte  die  Hinterlage  für  die  erste  Hinterlegungsperiode 
von  zwei  Jahren  offen  oder  versiegelt  erfolgen.  Demgegenüber  ver- 
langte man  seitens  der  Stickereiindustrie  zeitlich  unbeschränkte  Ge- 
heimhaltung der  Muster,  während  die  Vertreter  der  Uhrenindustrie 
für  die  sogen.  Uhrenkaliber  Ausschluss  der  versiegelten  Hinterlegung 
verlangten  (letzteres,  damit  nicht  ein  Uhrenfabrikant  auf  ein  gesetzlich 
schon  geschütztes  Kaliber  verfalle,  dessen  Schutz  ihm  erst  nach  der 
kostspieligen  fabrikmässigen  Herstellung  bekannt  werde).  Das  vor- 
liegende Gesetz  9etzt  nun  die  erste  Periode  des  Schatzes,  während 
welcher  die  Muster  und  Modelle  offen  oder  unter  versiegeltem  Um- 
schlag hinterlegt  werden  können,  auf  5  statt  2  Jahre  fest.  Beiden 
obengenannten  Bestrebungen  sucht  folgende  Bestimmung  gerecht 
zu  werden: 

„Der  Bundesrat  kann  durch  Verordnung  bestimmen,  dass  Muster 
und  Modelle  gewisser  Industrien  oder  Arten  von  Erzeugnissen  auch 
während  der  zweiten  und  dritten  (je  fünfjährigen)  Schutzperiode  unter 
versiegeltem  Umschlage  bleiben  dürfen,  ferner  dass  Muster  und  Modelle 
gewisser  Industrien  oder  Arten  von  Erzeugnissen  von  der  Hinter- 
legung unter  versiegeltem  Umschlage  überhaupt  ausgeschlossen  bleiben 
und  bildlich  zu  veröffentlichen  sind." 

Während  bisher  in  einem  hinterlegten  Paket  nicht  über 
50  Muster  oder  Modelle  enthalten  sein  durften,  wird  —  wiederum 
auf  Verlangen  der  Stickereiindustrie  —  diese  Beschränkung  fallen 
gelassen  und  die  Anzahl  nur  durch  Grösse  und  Gewicht  des  Paketes 
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(das  die  Vollziehungsverordnung  auf  10  kg  bezw.  40  cm  nach  jeder 
der  drei  Hauptrichtungen  festgesetzt  hat)  begrenzt. 

Bezüglich  der  auf  Übertretung  des  Gesetzes  gesetzten  Bussen 
hat  man  das  bisherige  Strafrainimum  gestrichen. 

Sodann  sind  verschiedene  kleinere  Änderungen  angebracht 
worden,  die  unter  dem  bisherigen  Gesetzeszustand  entstandene  Zweifel 
beseitigen  sollen.  Statt  der  bisherigen  unvollständigen  negativen 
enthält  das  Gesetz  jetzt  eine  —  allerdings  nicht  sehr  glückliche  — 
positive  Definition  des  Musters  oder  Modells  („eine  äussere  Form- 
gebung, auch  in  Verbindung  mit  Farben,  die  bei  der  gewerblichen 
Herstellung  eines  Gegenstandes  als  Vorbild  dienen  soll").  Was  bisher 
nur  aus  dem  Zusammenhang  der  Gesetzesbestimmungen  herausinter- 
pretiert wurde,  nämlich,  dass  der  Musterschutz  sich  nicht  auf  die 
Herstellung  weise,  Nützlichkeitszwecke  und  technische  Wirkungen 
des  nach  dem  Muster  oder  Modell  hergestellten  Gegenstandes  erstrecke, 
ist  nun  ausdrücklich  gesagt  (Art  3).  Als  neu  gilt  ein  Muster  oder 
Modell,  „solange  es  weder  im  Publikum  noch  in  den  beteiligten 
Verkehrskreisen  bekannt  ist"  (Art.  12,  Z.  1).  Als  widerrechtlich 
nachgeahmt  gilt  ein  solches,  bei  dem  „eine  Verschiedenheit  nur  bei 
sorgfältiger  Vergleichung  wahrgenommen  werden  kann"  (Art.  24,  Z.  1). 

Wie  bisher  findet  das  Gesetz  keine  Anwendung  auf  die  Baum- 
wolldruckerei; das  neue  Gesetz  gilt  auch  nicht  für  rdie  seidenen 
und  halbseidenen  Gewebe,  soweit  sie  nicht  Jacquardgewebe  sind". 
Diese  Bestimmung,  sowie  diejenige,  wonach  die  Herstellnngsweise  nicht 
geschützt  wird  (wodurch  die  chemische  Industrie  von  den  Wirkungen 
des  Gesetzes  ausgeschlossen  wird),  sind  vielfach  —  und  nicht  nur 
in  der  Schweiz  —  angefochten  worden. 

Dass  in  die  Berichtsperiode  verhältnismässig  viele  inter- 
nationale Verträge  und  vielfacher  Austausch  von  verbind- 
lichen Erklärungen  fallen,  entspricht  der  stetigen  Zunahme  des 
internationalen  Verkehrs.  Von  sehr  grosser  Bedeutung  sind  die  zu 
erwähnenden  Abmachungen  allerdings  nicht.  Von  der  folgenden 
Übersicht  sind  diejenigen  Übereinkommen,  welche  eine  grössere  An- 
zahl von  Staaten  berühren,  ausgeschlossen. 

1.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Italien,  betr. 
die  von  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zu  er- 
füllenden Förmlichkeiten  bei  Eheschliessungen,  vom  23.  Sep- 
tember 1801».  Danach  sollen  inskünftig  auch  die  italienischen  Zivil- 


Digitized  by  Google 


Hdoo  Ober:  Schweiz. 


1383 


standsbeaniten  das  Zeugnis  über  Nichtbestehen  eines  Ehehindernisses 
ausstellen  können.  Im  übrigen  entspricht  die  Erklärung  der  bis- 
herigen vom  15./29.  November  1890. 

2.  Übereinkommen  mit  Russland,  betr.  den  gegen- 
seitigen Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  abge- 
schlossen am  1.  Mai/19.  April  1899,  in  Kraft  seit  17.  Juli  1899. 
Enthält  im  wesentlichen  das  Zugeständnis  der  Gleichberechtigung 
der  gegenseitigen  Staatsangehörigen  in  den  Vertragsländern  mit  den 
eigenen  Staatsbürgern.  Darüber  hinaus  müssen  in  einem  Vertrags- 
staat  Marken  geschützt  werden,  die  nach  dessen  Gesetzgebung  nicht 
geschützt  sind,  wenn  sie  nur  nach  der  Gesetzgebung  des  Ursprungs- 
landes Schutz  gemessen,  vorausgesetzt  immerhin,  dass  sie  nicht  den 
guten  Sitten  und  der  öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufen.  Die  Ein- 
tragung einer  Marke  kann  verweigert  werden,  wenn  sie  sich  von 
einer  früheren  nicht  genügend  unterscheidet.  Danach  sind  also 
schweizerische  Wortzeichen  in  Russland  geschützt.  Dagegen  kann 
aus  dem  Gesichtspunkt  nicht  genügender  Unterscheidung  eine  Ab- 
weisung erfolgen,  auch  wenn  die  Einsprache  eines  Berechtigten  nicht 
vorliegt. 

3.  a)  Kündigung  der  Übereinkunft  mit  dem  Nord- 
deutschen Bunde  zum  gegenseitigen  Schutze  der  Rechte 
an  literarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst. 

b)  Kündigung  der  Übereinkünfte  mit  Italien  zum 
gegenseitigen  Schutze  des  literarischen  und  künstlerischen 
Eigentums. 

c)  Kündigung  der  Übereinkünfte  mit  Frankreich  und 
Belgien,  betr.  Schutz  des  literarischen  und  künstlerischen 
Eigentums,  sowie  der  Übereinkunft  mit  Frankreich,  betr. 
Marken-  und  Modellschutz. 

Alle  drei  konstatiert  in  Beschlüssen  des  Bundesrates  vom 
17.  November  1899. 

Die  Kündigung  erfolgte,  weil  neben  den  in  diesen  Materien 
bestehenden  Übereinkünften  mit  grösserem  Geltungsgebiet  für  die 
Schweiz  ohne  Interesse. 

Von  der  unter  a)  genannten  Ubereinkunft  bleibt  in  Kraft  die 
Verabredung  betr.  die  gegenseitige  Anerkennung  von  Aktien- 
gesellschaften und  anonymen  Gesellschaften. 
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4.  Erklärungsaustausck  mit  Griechenland  betreffend 
die  gegenseitige  Anerkennung  der  Aktiengesellschaften 
vor  Gericht,  vom  24.  April/7.  Mai  1901.  Danach  werden  die 
in  einem  Vertragsstaat  rechtegültig  errichteten  Aktiengesellschaften, 
sowie  die  —  im  Titel  des  Gesetzes  nicht  erwähnten  —  andern 
Handels-,  Industrie-  und  Handelsgesellschaften  als  solche  anerkannt 
und  können  demgemäss  vor  Gericht  auftreten,  wodurch  allerdings 
der  Frage,  ob  sie  auch  ihren  Handel  oder  ihr  Gewerbe  im  andern 
Land  ausüben  dürfen,  nicht  präjudiziert  wird. 

5.  a)  Erklärungsaustausch  mit  Österreich,  betr.  den 
direkten  Verkehr  der  beiderseitigen  Gerichtsbehörden, 
vom  30.  Dezember  1899. 

Statt  wie  bisher  auf  diplomatischem  Weg  sollen  in  Zuknnft 
die  in  langen  Verzeichnissen  namentlich  aufgeführten  Zivil-  und 
Strafgerichtsbehörden  der  Schweiz  und  der  im  österreichischen  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Lander  direkt  miteinander  ver- 
kehren können. 

b)  Erklärungsanstausch  mit  dem  Deutschen  Reiche, 
betr.  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  zwischen  den 
beiderseitigen  Gerichtsbehörden  und  den  Administrativ- 
behörden für  gewerbliches  Eigentum,  vom  8./2S.  No- 
vember 1899. 

Es  betrifft  dies  den  Verkehr  zwischen  dem  kaiserlichen  Patent- 
amt und  deui  schweizerischen,  und  zwischen  dem  eidgenössischen 
Amt  für  geistiges  Eigentum  (für  den  Fall,  dass  ihm  in  der  Folge 
richterliche  Befugnisse  zuerteilt  werden  sollten)  und  den  deutschen 
Gerichten.  Die  Gerichte  selbst  verkehrten  schon  nach  bisherigem 
Recht  direkt  miteinander. 

c)  Erklärungsaustausch  mit  Belgien,  betreffend  den 
direkten  gerichtlichen  Verkehr,  vom  29.  November  1900. 

Die  beiderseitigen  Gerichtebehörden  (Gerichte  und  Staats- 
anwälte) sind  ermächtigt,  für  die  Übermittlung  der  gerichtlichen 
oder  anssergeriehtlichen  Urkunden  und  der  Rogatorien  in  Zivil- 
und  Handelsstreitigkeiten  direkt  miteinander  zu  verkehren,  sofern 
nicht  besondere  Umstände  die  diplomatische  Übermittlung  erfordern. 

6.  a)  Handelsvertrag  mit  Chile,  abgeschlossen  den  31.  Ok- 
tober 1897,  in  Kraft  seit  31.  Januar  1899. 
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• 

Enthält  die  Zusicherung  der  gegenseitigen  Behandlung  auf  dem 
FusBe  der  meistbegünstigten  Nation,  wobei  immerhin  Chile  den  Er- 
zeugnissen anderer  lateinischer  Staaten  des  amerikanischen  Kontinents 
besondere  Begünstigungen,  Befreiungen  oder  Vorrechte  einräumen  darf. 

b)  Kündigung  von  Art.  VIII — XII  des  Niederlassungs- 
und Handelsvertrages  vom  25.  November  1850  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  vom  31.  Mai  1899. 

Es  handelt  sich  um  die  Artikel,  durch  welche  beide  Staaten 
sich  die  Rechte  der  meistbegünstigten  Nation  in  Handels-  und 
Zollsachen  zusichern.  Die  Kündigung  ging  von  den  Vereinigten 
Staaten  aus. 

c)  Bundesbeschluss,  betr.  Verzicht  auf  eine  Position 
des  schweizerisch-spanischen  Vertragstarifs,  v.  24.  Juni  1899. 

Es  wird  auf  die  in  der  Handelsübereinkunft  vom  13.  Juli  1892 
vereinbarte  Bindung  des  Schokoladenzolles  auf  Ansuchen  der  spanischen 
Regierung  schweizerischerseits  ohne  Gegenleistung  verzichtet. 

7.  a)  Übereinkommen  mit  Bayern,  Württemberg,  sowie 
mit  dem  Deutschen  Reich  für  die  übrigen  deutschen  Staaten 
für  den  unmittelbaren  Postverkehr  mit  Deutschland. 

b)  Übereinkommen,  betr.  die  Regelung  der  besonderen 
Beziehungen  zwischen  der  schweizerischen  und  der  öster- 
reichischen Postverwaltung. 

c)  Übereinkommen,  betr.  die  Regelung  der  besonderen 
Beziehungen  zwischen  der  Postverwaltung  der  Schweiz 
und  der  Post  Verwaltung  von  Ungarn. 

Diese  drei  Vereinbarungen  kamen  auf  einer  gemeinsamen  Kon- 
ferenz in  Bregenz  den  12.  August  1900  zustande  und  wurden  von 
den  beteiligten  Regierungen  unter  verschiedenen  Daten,  aber  in 
demselben  Monat  genehmigt.  Sie  treten  an  die  Stelle  der  Verträge 
vom  11.  April  1868  mit  dem  weiland  Norddeutschen  Bunde,  Bayern, 
Württemberg  und  Baden  vom  11.  April  1868  und  mit  Österreich- 
Ungarn  vom  15.  Juli  1868.  Die  Taxe  für  einfache  Briefe  beträgt 
danach  25  Cts.  für  je  20  statt  wie  bisher  je  15  g.  Es  wird  eine  Haft- 
pflicht für  Fahrpoststücke  auch  über  5  kg  Gewicht  hinaus  anerkannt 
für  den  Fall  des  Verlustes,  der  Beraubung  oder  der  Beschädigung, 
allerdings  bis  höchstens  3,75  Frs.  per  Kilogramm  im  Verkehr  mit 
Deutschland  und  3  Frs.  im  Verkehr  mit  Österreich- Ungarn.  Die 
Verteilung  der  Gebühren  für  Poststücke  unter  5  kg  wird  für  die 
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Schweiz  etwas  günstiger  gestellt.  Andere  Bestimmungen  enthalten 
eine  Anpassung  an  den  Weltpostvertrag. 

8.  Telephonvertrag  mit  Frankreich  vom  3.  Februar  1900. 
Enthält  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  des  Verbindnngsdrahtes, 
die  Kosten  der  .  Leitungen,  die  Art  der  Anschlüsse  und  die  Taxe. 
Letztere  beträgt  für  ein  Gespräch  von  drei  Minuten  im  Grenzverkehr 
60  Cts.,  zwischen  der  Schweiz  und  der  ersten  französischen  Zone 
1,50  Frs.,  der  zweiten  3  Frs.,  der  dritten  4  Frs. 

9.  Vereinbarung  erleichternder  Vorschriften  für  den 
wechselseitigen  Verkehr  zwischen  den  Eisenbahnen  der 
Schweiz  und  Deutschlands  rücksichtlich  der  nach  dem 
internationalen  Übereinkommen  Uber  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr vom  14.  Oktober  1890  von  der  Beförderung  aus- 
geschlossenen oder  bedingungsweise  zugelassenen  Gegen- 
stände vom  12.  Dezember  1901. 

10.  Auslieferungsvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  vom  16.  Mai  1900. 

Derselbe  tritt  an  Stelle  der  Art.  XIII— XVII  des  Vertrages 
von  1850.  Dadurch  wird  die  Zahl  der  Auslieferungsdelikte  wesentlich 
vermehrt.  Sodann  wird  ein  Verfahren  für  die  Erwirkung  der  pro- 
visorischen Verhaftung  flüchtiger  Verbrecher  geschaffen.  Die  Ver- 
einigten Staaten  behalten  sich,  wie  in  allen  ähnlichen  mit  fremden 
Staaten  abgeschlossenen  Verträgen  vor,  die  Schuld  der  requirierten 
Person  zu  prüfen.  Es  sind  also  der  Behörde,  die  über  die  Auslieferung 
entscheidet,  mit  dem  Begehren  die  Beweisstücke  über  die  Schuld 
mitzuteilen.  Die  Schweiz  dagegen  begnügt  sich  mit  der  Bescheinigung 
der  zuständigen  amerikanischen  Behörde.  Endlich  werden  die  Ver- 
tragsstaaten von  der  Auslieferung  ihrer  Angehörigen  entbunden,  da 
gemäss  Art.  2  Abs.  1  des  Auslieferungsgesetzes  von  1892  diq  Rezi- 
prozität, die  die  Vereinigten  Staaten  verlangten,  von  der  Schweiz 
nicht  versprochen  werden  konnte.  Die  Folge  davon  wird  sein,  das» 
ein  nach  seiner  Heimat  geflohener  Amerikaner,  der  in  der  Schweiz 
ein  Delikt  begangen  hat,  straflos  ausgeht,  da  die  Gesetzgebung  der 
Vereinigten  Staaten  die  Verfolgung  einer  Person  für  ein  ausserhalb 
ihres  Gebietes  begangenes  Delikt  nicht  gestattet, 

11.  Den  nachbarlichen  Verkehr  betreffen  folgende  Ab- 
machungen: 

a)  Kevision  der  internationalen  Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnung für  den  Bodensee;  Protokoll,  aufgenommen  zu  Kon- 
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stanz  den  8.  April  1899  zwichen  den  Regierungen  von  Bayern, 
Württemberg,  Baden,  Österreich  und  der  Schweiz. 

b)  Revision  der  internationalen  Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnung für  den  Untersee  und  deu  Rhein,  erlassen  von 
der  Schweiz  und  Baden,  von  der  Bundesversammlung  genehmigt 
den  22.  Dezember  1899. 

c)  Erklärungsaustausch  mit  dem  Grossherzogtum  Baden, 
betr.  Militärtransporte  auf  Eisenbahnen,  vom  29.  August, 
4.  September  1899. 

d)  Erklärungsaustausch  mit  Italien,  betr.  den  Zolldienst 
auf  dem  Langen-  und  dem  Luganersee,  v.  8./18.  Januar  1901. 

Internationale  Verbände  oder  eine  grössere  Anzahl 
von  Staaten  betr.  Abkommen  1899 — 1901. 
I.  Neu  sind: 

1.  Internationale  Übereinkunft,  betr.  Zivilprozess- 
recht, abgeschlossen  am  14.  November  1896,  in  Kraft  getreten  den 
25.  Mai  1899,  zwischen  Belgien,  Spanien,  Frankreich.  Italien,  Luxem- 
burg, den  Niederlanden,  Portugal  und  der  Schweiz,  mit  nachherigem 
Beitritt  von  Schweden  und  Norwegen,  Deutschland,  Österreich,  Däne- 
mark, Rumänien  und  Russland. 

2.  Internationale  Friedenskonferenz  im  Haag  (Kon- 
vention und  Verträge,  abgeschlossen  den  29.  Juli  1899). 

a)  Konvention  zur  friedlichen  Schlichtung  internationaler 
Streitigkeiten  zwischen  Deutschland,  Österreich- Ungarn,  Belgien, 
China  (15.  August  1901  noch  nicht  ratifiziert),  Dänemark,  Spanien, 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (unter  Vorbehalt),  Mexiko, 
Frankreich,  Grossbritannien,  Griechenland,  Italien. 

3.  Übereinkunft,  betr.  gemeinsame  Schutzmassregeln 
gegen  die  Pest,  abgeschlossen  in  Venedig  den  19.  März  1897,  in 
Kraft  seit  31.  Oktober  1899,  zwischen  Deutschland,  Österreich- 
Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Grossbritannien  und  Britisch- 
indien, Griechenland,  Italien,  Liechtenstein,  Luxemburg,  Montenegro, 
dem  Ottomanischen  Reich,  den  Niederlanden,  Persien,  Portugal, 
Rumänien,  Russland,  Serbien  und  der  Schweiz,  mit  Zusatzerklärung, 
vereinbart  in  Rom  den  24.  Jannar  1900,  in  Kraft  seit  10.  August 
1900,  zwischen  denselben  Staaten  mit  nachherigem  Hinzutritt  von 
Schweden  und  Norwegen  (vom  26.  Dezember  1900). 
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4.  Zusatz  Übereinkommen  zu  dem  internationalen  Über- 
einkommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Ok- 
tober 1890,  abgeschlossen  den  16.  Juni  1898,  in  Kraft  seit  dem 
10.  Oktober  1901,  zwischen  den  früher  beteiligten  Staaten  (Deutsch- 
land, Österreich  -  Ungarn,  Belgien,  Dänemark.  Frankreich,  Italien, 
Luxemburg,  der  Niederlande,  Russland  und  der  Schweiz). 

II.  Änderungen  an  bisherigen  Abkommen  etc.: 

1.  Zum  Washingtoner  Weltpostvertrag  vom  15.  Juni 
1897  sind  hinzugetreten:  Honduras  (den  3.  Juli  1899),  Salvador 
(den  12.  September  1899),  Korea  (den  1.  Dezember  1899),  die  Inseln 
Hawaii,  Kuba,  Portoriko,  die  Philippinen  und  die  Insel  Guam  (den 
20.  Februar  1900),  das  deutsche  Schutzgebiet  von  Samoa  (den  8.  Mai 
1900),  Nikaragua  (den  19.  Juni  1900),  die  britische  Kolonie  Süd- 
Rhodesia  und  das  britische  Schutzgebiet  von  Betechuanaland  (den 
12.  März  1901). 

2.  Zum  Washingtoner  Übereinkommen,  betr.  den  Aus- 
tausch von  Wertbriefen  und  Wertschachteln,  vom  15.  Juni 
1897  sind  hinzugetreten:  die  britische  Kolonie  Ceylon  (den  5.  Mai 
1899),  die  britische  Kolonie  Jamaika  (den  25.  September  1899,  mit 
Vorbehalt  der  Nichtzulassung  von  Schachteln  und  von  Wertbriefen 
nur  bis  zu  120  X),  die  britische  Kolonie  Neufundland  (den  29.  Sep- 
tember 1899,  mit  demselben  Vorbehalt),  die  britische  Kolonie  der 
Straits-Settlements  (den  7.  November  1899,  mit  blosser  Zulassung 
von  Wertbriefen  und  nur  bis  zum  Betrag  von  500  Dollars),  die 
britische  Kolonie  der  Leewards-Inseln  (den  18.  Dezember  1899,  mit 
demselben  Vorbehalt  wie  Jamaika). 

3.  Zum  Washingtoner  Übereinkommen,  betr.  Geldan- 
weisungen, vom  15.  Juni  1897  sind  hinzugetreten:  Honduras  (den 
3.  Juli  1899),  Salvador  (den  12.  September  1899),  Peru  (den  13.  Fe- 
bruar 1900),  Montenegro  (den  19.  Juni  1900). 

Ende  1901  gehörten  diesem  Übereinkommen  an:  Deutschland 
und  die  deutschen  Schutzgebiete,  die  argentinische  Republik,  Österreich- 
Ungarn,  Belgien,  Bosnien-Herzegowina,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile, 
Dänemark  und  die  dänischen  Kolonien,  Ägypten,  Frankreich,  Griechen- 
land, die  Republik  Honduras,  Italien,  Japan,  die  Republik  Liberia, 
Luxemburg,  Montenegro,  Norwegen,  Niederlande,  die  niederländischen 
Kolonien,  Peru,  Portugal  und  die  portugiesischen  Kolonien,  Rumänien, 
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Salvador,  Serbien,  das  Königreich  Siani,  Schweden,  Schweiz,  die 
Regentschaft  Tunis  und  Uruguay. 

4.  Zum  Washingtoner  Übereinkommen,  betr.  Ein- 
führung von  Identitätsbüchern  im  internationalen  Post- 
verkehr, vom  15.  Juni  1897  ist  hinzugetreten:  Honduras  (den 
3.  Juli  1899). 

Vertragsstaaten  Ende  1901 :  Ägypten,  Argentinische  Republik, 
Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  Dominikanische  Republik,  Frankreich, 
Griechenland,  Grössere  Republik  von  Zentralamerika,  Honduras,  Italien, 
Luxemburg,  Mexiko,  Portugal  und  portugiesische  Kolonien,  Regent- 
schaft Tunis,  Republik  Kolumbia,  Rumänien,  Schweiz,  Türkei,  Ver- 
einigte Staaten  von  Venezuela. 

5.  Zur  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums 
vom  20.  März  1883  ist  hinzugetreten:  Japan  (den  28.  April  1899). 

Derselben  gehörten  Ende  1901  an:  Belgien,  Brasilien,  Däne- 
mark, Dominikanische  Republik,  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien, 
Japan,  Niederlande,  Portugal,  Schweden  und  Norwegen,  Schweiz, 
Serbien,  Spanien,  Tunis  und  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

6.  Zur  Union  zum  Schutze  des  literarischen  und  künst- 
lerischen Eigentums  vom  9.  September  1886,  nebst  dem  Znsatz- 
artikel und  der  interpretierenden  Erklärung  vom  4.  Mai 
1896  ist  hinzugetreten:  Japan  (den  28.  April  1899);  dagegen  ist 
zurückgetreten:  Montenegro  (den  15.  Mai  auf  1.  April  1900). 

Derselben  gehörten  Ende  1901  an:  Belgien,  Deutschland,  Frank- 
reich, Grossbritannien,  Haiti,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Monako, 
Norwegen,  Schweiz,  Spanien  und  Tunis. 

7.  Zur  Genfer  Konvention  für  die  Verbesserung  des 
Loses  des  im  Kriege  verwundeten  Militärs  vom  22.  August 
1864  ist  hinzugetreten:  Uruguay  (den  9.  Juni  1900). 

Die  Genfer  Konvention  (Rotes  Kreuz)  besteht  nunmehr  zwischen 
der  Argentinischen  Republik,  Belgien,  Bolivia,  Bulgarien,  Chile, 
Dänemark,  Deutschland,  Frankreich,  Griechenland,  Grossbritannien, 
Honduras,  Italien,  Japan,  dem  Kongostaat,  Luxemburg,  Montenegro, 
Nikaragua,  den  Niederlanden,  dem  Oranjefreistaat,  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  Österreich-Ungarn,  Persien,  Peru,  Portugal, 
Rumänien,  Russland,  Salvador,  Schweden  und  Norwegen,  der  Schweiz, 
Serbien,  Siam,  Spanien,  der  Südafrikanischen  Republik,  der  Türkei, 
Uruguay  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela. 


Digitized  by  Google 


1390 


Volkswirtschaft  und  Literatur. 


B.  Juristische  Literatur. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  Professor  dor  Rechte,  Freiburg  i.  C. 

Ich  verweise  auf  die  vollständige  Zusammenstellung  von  Heusler 
in  der  Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht  Bd.  XIX,  N.  F.  S.  482 
bis  494,  Bd.  XX,  N.  F.  S.  478—489,  Bd.  XXI,  N.  F.  S.  488—502 
(443  Nummern). 

Hier  wären  etwa  folgende  grössere  Werke  zu  erwähnen: 

Weber  und  Brüstlkin,  Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs  erläutert.    2.  Auflage  von  A.  Reichel.  1900. 

Jäger,  C,  Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Eonkurs 
erläutert.  1900. 

Soldan,  Ch.,  Le  Code  federal  des  obligations,  2,n«  edit.  1900. 

Es  würde  schwer  halten,  von  den  einzelnen  Abhandlungen 
einige  herauszugreifen,  ohne  den  Vorwurf  der  Willkür  auf  sich  zu 
laden.  Manche  von  den  bedeutendsten  Erörterungen  von  schweizerischen 
Verfassern  beschäftigen  sich  übrigens  nicht  mit  schweizerischem 
Recht  und  sind  daher  Bestandteil  der  deutschen,  französischen  und 
italienischen  Literatur.  Reichhaltig  ist  bereits  die  Literatur,  die  sich 
mit  dem  Entwurf  zum  Schweizerischen  Zivilgesetzbuch  beschäftigt, 
worüber  später  ein  zusammenfassender  Bericht  folgen  soll. 

C.  Volkswirtschaft  und  volkswirtschaftliche  Literatur 

der  Schweiz. 

Referent:  Dr.  Güster  H.  Schmidt,  achweiz.  Abt.-Sekret.,  Univ.-Prof.  Bern. 

Bei  den  Verkehrsbeziehnngen  unserer  Tage  kann  von  Volks- 
wirtschaft nur  noch  in  ständigem  Hinblick  auf  die  internationalen 
wirtschaftlichen  Znsaromenhange  gesprochen  werden.  Wohl  kein 
anderes  Land  gleicher  Grösse  ist  durch  die  geographische  Lage  und 
die  Nationalität  seiner  Bevölkerung,  wie  durch  Produktion  und  Konsum 
mit  der  Nachbarschaft  und  mit  den  fernsten  Teilen  der  Erde  in  so 
engen  Wechselbeziehungen  als  die  Schweiz. 

Mögen  vereinzelte  festbegeisterte  Reden  glanzgeblendeter  Hirten 
oder  überschwängliche  Adorationen  von  Tand  und  klingendem  Golde 
in  der  Ferne  einmal  einen  anderen  Eindruck  erwecken,  so  ist  doch  zu 
betonen,  dass  eine  einige  selbständige  nationale  Individualität  lebendig 
ist.  Eine  Zollunion  mit  diesem  oder  jenem  Nachbar  ist  undenkbar; 
eine  Vorliebe  nach  dieser  oder  jener  Seite  existiert  nicht.  Wir 
wissen,  dass  eine  Republik  durch  Nationalismus  und  Klerikalismus 
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an  den  Rand  des  Verderbens  gebracht  werden  und  eine  junkerliche 
Militärmonarchie  in  Weißheit  des  Masshaltens  ihr  Komplement  finden 
kann,  und  klassische  Kultur  und  Kunst  bei  einem  dritten  Nachbar 
lassen  über  staatliche  und  menschliche  Schwächen  milder  urteilen. 

Wollen  wir  die  Volkswirtschaft  unseres  Landes  erforschen, 
so  müssen  wir  vor  allem  hinabsteigen  in  die  Schächte  der  eid- 
genössischen, kantonalen  und  kommunalen  Gesetzgebungs-  und  Ver- 
waltungsstellen, wie  in  die  Bildungen  beruflicher,  gemeinnütziger  und 
sonstiger  Art.  Hier  steckt  ein  Schatz  volkswirtschaftlicher  Literatur, 
demgegenüber  die  grössten  Leistungen  einzelner  weit  zurücktreten. 

An  erster  Stelle  ist  zu  nennen  das  schweizerische 
Bundesblatt  (in  französischer  Ausgabe:  Feuille  federale  suisse), 
das  in  4—5  Bänden  jährlich  ausgegeben  wird,  dazu  die  amtliche 
Sammlung  der  schweizerischen  Gesetze  nnd  Verordnungen. 
Dem  schliessen  sich  an  das  schweizerische  Handelsamtsblatt 
(Fenille  offlcielle  Suisse  du  commerce),  die  schweizerische  Handel s- 
statistik  des  Zolldepartements  mit  ihrem  Jahresbericht,  die 
Publikationen  des  eidgenössischen  Statistischen  Bureaus, 
der  Fabrikinspektoren  (alle  2  Jahre),  des  Versicherungs- 
amtes etc.;  ferner  das  leider  nur  für  Beratung  von  Gesetzes- 
vorlagen obligatorische  ^amtliche  stenographische  Bulletin 
der  schweizerischen  Bundesversammlung",  Bern. 

Es  folgen  die  Publikationen  unserer  25  kantonalen  Behörden, 
die  natürlich  ein  sehr  buntes  Bild  aller  Möglichkeiten  darstellen. 
Zur  Orientierung  dient  in  vorzüglicher  Weise  J.  Schollenbebükr* 
Grundriss  des  Staats-  und  Vor  waltnngsrechts  der  schweize- 
rischen Kantone,  3  Bände,  Zürich  1898—1900.  Das  Werk  ist 
weniger  ein  Lehr-  und  Handbuch  als  eine  Sammlung  der  in  den 
einzelnen  Kantonen  für  das  gesamte  Gebiet  der  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  geltenden,  unendlich  mannigfaltigen  Staats-  und  ver- 
waltnngsrechtlichen  Bestimmungen.  Das  Werk  unterscheidet:  die 
Kantone  als  Glied-  und  Einzelstaaten,  die  Volksrechte,  die  Behörden, 
die  Gemeinden  (Bd.  1);  Die  rechtliche,  physische,  geistige  mensch- 
liche Existenz,  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  in  Urproduktion,  ge- 
werblicher nnd  industrieller  Tätigkeit,  Verkehr,  Handel  und  persön- 
lichen Dienstleistungen  (Bd.  2);  Finanzwesen,  Polizei,  Militär,  Ver- 
waltungsverfahren nnd  -Prozess  (Bd.  3). 
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Sodann  sind  wichtig  die  Publikationen  der  grossen  Inter- 
essenverbände und  auch  noch  unsere  Presse,  die  ausserordentlich 
zahlreich  vertreten  ist.  Während  vor  wenig  mehr  als  100  Jahren 
der  Zürcherische  Statistiker  Pfarrer  Heinr.  Waser  wegen  literarischer 
Publikationen  geköpft  und  in  Basel  im  Jahre  1808  der  „Schweizer- 
bote" wegen  einer  Kritik  der  ungenügenden  Massnahmen  gegen 
Feuersgefahr  noch  verboten  wurde,  haben  wir  es  im  Jahre  1896  in 
voller  Pressfreiheit,  welche  vom  Volke  gegen  äussere  und  innere 
Bevogtuug  kräftig  verteidigt  wird,  auf  1003  im  Lande  erscheinende 
Zeitungen  und  Zeitschriften  gebracht,  davon  erscheinen  58,4  %  in 
deutscher,  82,6 °/0  in  französischer,  4,3 °/0  in  mehreren  Sprachen, 
3,6  °/0  in  italienischer,  0,6  °/0  in  englischer,  0,3  °/0  in  romanischer 
und  0,2  °/0  in  anderer  Sprache. 

„Die  Schweiz  im  19.  Jahrhundert",  herausgegeben  von 
Paul  Seippel  und  anderen  schweizerischen  Schriftstellern,  3  Bände, 
gr.  8°,  Bern  und  Lausanne  1899 — 1900  (deutsch  und  französisch), 
betitelt  sich  ein  Werk,  das  ein  Bild  des  schweizerischen  Lebens  in 
allen  Zweigen  der  Wissenschaft,  der  Kunst,  des  Handels  und  der 
Gewerbe  entrollt  und  durch  zahlreiche  Illustrationen  veranschaulicht. 
Auf  eine  einleitende  kulturhistorische  Schilderung  der  Schweiz  am 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  aus  der  Feder  Liebenaus  folgt  in  Band  1 
auf  350  Seiten  eine  politische  Geschichte  der  Schweiz  im 
19.  Jahrhundert  von  a.  Bundesrat  Numa  Droz,  woran  sich  kürzere 
Darstellungen  des  heutigen  Staatsrechts,  der  Wehrverfassung  und 
der  internationalen  Unionen  und  Vereine  anschliessen.  Band  2  enthält 
eine  Darstellung  des  Schulwesens  aller  Stufen  in  der  deutschen 
und  französischen  Schweiz  (von  0.  Hünziker  und  F.  Güex),  sodann 
der  Kirchen  (römisch-  und  christlich-katholisch,  deutsch-  und  fran- 
zösisch-protestantisch von  Decurtins,  Herzog,  Blosch  und  Frommed. 
der  Natur-  und  Geschichtswissenschaft  (von  Studer  und  G. 
Meyer-Knonaü),  der  deutschen,  welschen,  italienischen  und  rhätoro- 
manischen  Literatur  (0.  Fässlkr,  Pii.  Godet,  A.  Pioda  und  K. 
Decurtins),  der  Presse  (G.  Vallette),  der  bildenden  Kunst  (Rahn, 
Godet,  Chiesa,  Brün)  und  der  Musik  (Niggli,  Held).  Und  der  dritte 
Band  behandelt  Landwirtschaft  (E.  Chuard),  Handel  und  In- 
dustrie auf  105  Seiten  (H.  Wartmann),  Arbeiterbewegung  und 
Sozialismus  (Th.Cukti),  Genossenschaftsbewegung  (H.Müller), 
Verkehrswege  (A.  Georg),  denen  sich  kleinere  Aufsätze  über  Hygiene. 
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Werke  der  Menschenliebe,  Nationalfeste,  Alpinismus,  Sitte  der 
deutschen  und  welschen  Schweiz  und  Finanzen  anschliessen.  Wie 
mehrfach,  so  begegnen  wir  auch  in  diesem  Werke  einer  Über- 
schätzung der  Sanatorien  mit  ihrem  ganz  geringen  Prozentsatz  der 
Aufgenommenen  im  Verhältnis  zu  den  Aufnahmebedürftigen. 

Hieran  reiht  sich  würdig  unseres  staatsmännischen  Thkodok 
Cübti,  Geschichte  der  Schweiz  im  19.  Jahrhundert,  Neuenburg, 
Verlag  von  F.  Zahn,  1902,  in  Lex.-8°,  704  Seiten,  die  durch  ihre 
eingehende  und  anschauliche  Schilderung  der  sozial-  und  wirtschafts- 
geschichtlichen Erscheinungen  der  ans  nächstliegenden  und  damit  die 
Gegenwart  am  meisten  erklärenden  Zeit  einen  hervorragenden  Platz 
verdient. 

In  mehr  als  500  alphabetisch  geordneten  Aufsätzen  will  ein 
„Handwörterbuch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltung",  herausgegeben  von  N.  Reichrs- 
bbrg,  Bern-Berlin,  akadem.  Verlag  für  soziale  Wissenschaften  Dr. 
J.  Edelheim  &  Co.,  1902  sqq.,  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Schweiz  zur  Darstellung  bringen.  Der  Umfang  des  Werkes 
ist  auf  3  starke  Bände  in  Gesamtstärke  von  ca.  2600  Druckseiten 
berechnet.  Eine  grosse  Schar  von  Mitarbeitern  sind  um  Heraus- 
geber und  Verleger  versammelt.  Das  ebenfalls  2500  Seiten  starke 
„Volkswirtschaftslexikon  der  Schweiz"  von  A.  Führer,  4  Bände, 
Bern  1887—1892,  bietet  zwar  eine  vortreffliche  Grundlage  und  ist 
namentlich  in  den  historischen  und  geographischen  Partieen,  aber  auch 
in  den  statistischen  Aufstellungen,  weil  erst  so  bitter  wenige  Resultate 
der  neuesten  Volkszählung  publiziert  sind,  nicht  weit  zu  über- 
treffen. Es  hat  die  Anlage  des  7  bändigen  r Handwörterbuchs  der 
Staatswissenschaften",  Jena,  G.  Fischers  Verlag,  mehrfach  zum  Muster 
gedient,  und  namentlich  bedeutungsvoll  ist,  dass  die  sozialen  Fragen 
in  die  vorderste  Linie  der  Betrachtung  gebracht  sind. 

Wir  erwähnen  aus  den  ersten  Heften  die  Aufsätze:  Absterbe- 
ordnnng  von  G.  Schärtlin  und  Ärztewesen  von  F.  Schmid.  Dagegen 
vermag  der  Artikel  Alpwirtschaft  die  Ausführungen  in  Fürrkrs  Volks- 
wirtschaftslexikon nicht  zu  ersetzen.  Ganz  neu  sind  die  Artikel: 
Altersversorgung  von  0.  A.  Schmiü  und  Anarchismus  von  H.  Greu- 
lich, Apotheken  von  A.  Kaiser,  Arbeiterbewegung  von  H.  Müller, 
Arbeiterbildungsvereine  von  0.  Lang,  Arbeiterbund  von  H.  Greulich, 
Arbeiterinnenvereine  von  V.  Coxzett,  Arbeiterkolonien  von  H.  Kessbl- 
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ring,  Arbeiterschutzgesetzgebung  von  F.  Schuler,  0.  Laug,  N.  Reicres- 
bebg  und  Arbeiterversicherung  von  L.  Forker.  Letzterer  gibt  hier 
eine  sehr  instruktive  Zusammenfassung  der  grösstenteils  von  ihm 
selber  herrührenden  schweizerischen  gesetzgeberischen  Vorarbeiten. 

Die  ersten  Hefte  berechtigen  zu  dem  Urteil,  dass  Herausgeber 
und  Verleger,  ausgehend  von  sozialpolitischen  Gesichtspunkten,  sich 
mit  Erfolg  bemüht  haben,  ein  höchst  beachtenswertes,  bald  vou  gründ- 
lichen wissenschaftlichen  Studien,  bald  auch  von  reiflichen  praktischen 
Erfahrungen  zeugendes  Werk  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
in  der  Schweiz  zu  liefern. 

Nicht  mindere  Anerkennung  verdient  das  grosse,  in  deutscher 
und  französischer  Ausgabe  im  Erscheinen  begriffene  „Geographische 
Lexikon  der  Schweiz",  herausgegeben  von  Cii.  Kkapp,  M.  Borel. 
und  V.  Attinger,  in  Verbindung  mit  mehr  als  70  Fachmännern, 
Neuenburg  1900 — 1905.  Von  den  zu  erwartenden  etwa  150  Liefe- 
rungen sind  bis  jetzt  86  erschienen,  die  bis  zn  dem  Buchstaben  J 
(Jura)  reichen.  Das  Werk  ist  mit  zahlreichen  Karten,  Plänen  und 
Ansichten  in  und  ausser  dem  Text  reich  ausgestattet  und  stellt  sich, 
trotz  kleiner  Mängel  im  einzelnen,  als  ein  glänzendes  Werk  des 
Neuenburger  Verlags  der  Gebr.  Attinger  dar. 

Die  Vorwürfe,  welche  der  Geograph  Ei>.  Brückner  am 
24.  September  1901  in  der  geographischen  Gesellschaft  zu  Zürich, 
in  seinem  Vortrage  rüber  Karten  der  Volksdichte"  (Zeitschr. 
f.  Schweiz.  Statist.  1904,  S.  118  sqq.),  der  statistischen  Methode 
gegenüber  erhoben  hat,  müssen  als  unbegründet  zurückgewiesen 
werden.  Die  Darstellung  der  Bevölkerungsdichtigkeit  nach  politischen 
Einheiten  ist  und  bleibt  durchaus  wünschenswert  ;  dass  daneben  noch 
andere  Verhältnisse  zu  berücksichtigen  sind,  zeigt  die  schon  vor- 
handene und  weiter  auszubauende  Statistik  der  Bodenbenutzunjr 
(von  Anbau  und  Ernte),  wie  des  Viehstandes  und  der  gewerblichen 
Betriebsverhältnisse.  Wie  weit  politisch-  und  physisch-geographisch 
in  der  Festsetzung  kleinster  Einheiten  für  die  statistische  Aus- 
zählung jeweilen  gegangen  werden  soll,  das  ist  nach  Abwägung  von 
Aufwand  und  zu  erwartendem  Nutzen  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit 
in  administrativer  und  wissenschaftlicher  Hinsicht.  Diese  Grenzfrage 
hat  durch  Britknkr  keine  Förderung  erfahren.  Referent  kann  auf 
seine  eigenen  statistischen  Erhebungen  und  den  von  ihm  im 
Jahre  1890  bearbeiteten  Grundplan  mit  Angabe  der  Fläche,  Häuser, 
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Haushaltungen  und  Bewohner  eines  jeden  Baublocks  (in  Wohnungs- 
verhältnisse, Gewerbebetriebe  und  Arbeitslosigkeit  Mannheims,  Statist. 
Mitt.  und  Beiträge,  Mannheim  1897)  verweisen. 

Die  Ausserachtlassung  von  Wald  und  Gewässern  ist  nicht 
gerechtfertigt.  Kein  Mensch  wird  behaupten  können,  dass  die 
Besiedelung  der  Ufer,  z.  B.  des  Thuner-  oder  Zürcher-Sees  eine  gleich 
dichte  sein  würde,  wenn  der  See  verschwunden  wäre  und  die  Ufer 
sich  berührten. 

See  und  Wald  bieten  durch  Fischerei  oder  Holzgewinnung, 
Jagd  und  Vogelfang,  Beerensamnieln,  Eisgewinnung,  als  Plätze  für 
Land-  oder  Wassersport,  als  Land-  oder  Wasserstrassen,  gar  durch 
Eisenbahn-  oder  Dampfschiffahrtsbetrieb,  gewissermassen  erstklassigen 
Kunststrassen  gleich,  grossen  und  mannigfachen  ökonomischen  Nutzen, 
oft  in  höherem  Grade  als  Ackerland  selbst  mittlerer  Güte.  Der 
grosse  zürcherische  Sihlwald  z.  B.  gibt  einen  jährlichen  Reinertrag 
von  mehr  als  100  Frs.  per  ha.  Bei  der  Abgrenzung  der  Ansiedelungen 
gibt  es  so  viele  Erwägungen  und  Bedenken  im  einzelnen,  dass  die 
Aufstellung  allgemeiner  Regeln  uud  bestimmter  Formeln  unmöglich 
erscheint.  Wie  will  Brückner  die  Ausscheidung  der  via  mala  als 
wertlos  rechtfertigen,  da  ihre  Anlage  doch  so  grosse  wirtschaftliche 
Aufwendungen  erheischt  hat,  und  ohne  sie  die  Ansiedelungen,  besonders 
oberhalb,  aber  auch  unterhalb,  nicht  so  gross  sein  könnten,  wie  sie 
heute  sind. 

Referent  muss  ferner  bekennen,  dass  die  Rätsel  der  ZiviBR'schen 
Karte  ihn  geradezu  entsetzt  haben;  erstens  muss  man  erraten,  was 
die  „Dichtenskala  0 — 20,  20—40  etc.u  eigentlich  bedeuten  soll,  und 
sodann  geben  die  10  wenig  voneinander  verschiedenen  zusammen- 
gedrängten Schraffierungen  doch  wirklich  kein  klares  Bild.  Demnach 
ist,  was  im  Gegensatz  zu  Zahl  und  Wort  allein  eine  Karte  soll 
und  vermag,  die  Veranschaulichung  im  Räume  und  die  rasche 
Orientierung  hier  nicht  erreicht,  Und  an  bunten  Bilderbogen  liefert 
die  Gegenwart  eher  zu  viel  als  zu  wenig. 

Zur  raschen  Orientierung  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Schweiz  dient  die  als  Lehrmittel  für  kaufmännische  Schüler  be- 
arbeitete „Wirtschaftskunde  der  Schweiz"  von  Tr.  Gkerko 
und  R.  Hotz,  Zürich  1902.  Das  kleine,  auf  Grund  vollster  Stoff- 
beherrschnng  geschriebene,  165  Seiten  starke  Buch  stellt  eine  erst- 
malige, umfassende,  systematische  Behandlung  der  Faktoren  und 
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Zweige  des  schweizerischen  Wirtschaftslebens  dar  und  verdient  auch 
durchaus  die  Beachtung  wissenschaftlicher  Kreise,  zumal  wenn  solche 
nicht  Zeit  finden,  das  amtliche  und  sonstige  Urmaterial  zu  studieren. 

Eine  Schilderung  der  „Schweiz  als  Industriestaat"  liefert 
Nationalrat  E.  Hofmann,  Zürich  1902.  Derselbe  verfolgt  auf  den 
138  Seiten  seines  Buches  die  Aufgabe,  die  Umgestaltung  der  Erwerbs- 
bedingungen in  der  Schweiz  im  letzten  Jahrhundert  darzustellen  und 
in  dem  Streite  der  agrarischen,  gewerblich  industriellen  und  Arbeiter- 
Interessen  zur  Beantwortung  der  wichtigen  Frage  beizutragen,  waram. 
wie  und  wann  die  Schweiz  zum  Industriestaat  wurde. 

Zur  Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  wie  sozialen  Zustände 
und  Bewegungen  eines  Landes  ist  die  Statistik  das  vorzüglichste 
Mittel.  Wenn  auch  die  statistischen  Erhebungen  und  Bearbeitungen 
vor  einer  strengen  kritischen  Betrachtung  noch  vieles  zu  wünschen 
übrig  lassen  und  der  Zukunft  viel  zur  Erforschung  und  Beleuchtung 
des  Tatsächlichen  zu  tun  übrig  bleibt,  so  dürfen  wir  das  Vorhandene 
darum  doch  nicht  unterschätzen. 

Zur  Orientierung  dient  hier  an  erster  Stelle  das  Statistische 
Jahrbuch  der  Schweiz,  das  im  10.  Jahrgange,  Bern  1901,  von 
dem  eidgenössischen  statistischen  Bureau  herausgegeben  ist.  Der 
Inhalt  ist  grösstenteils  eine  Zusammenfassung  aus  speziellen 
statistischen  eidgenössischen  und  kantonalen  oder  privaten  Publi- 
kationen oder  aus  den  Verwaltungsberichten  des  Bundes  und  der 
25  ganzen  resp.  halben  Kantone  und  kleinerenteils  sind  es  be- 
sondere Aufstellungen  der  verschiedensten  Art  So  sind  in  dem 
neuesten  Jahrgange  zum  erstenmal  dargestellt:  Mehrgeburten 
1871—1890;  Legitimation  unehelicher  Kinder  durch  nachfolgende 
Eheschliessung  der  Eltern,  die  sich  auf  ein  volles  Fünftel  sämtlicher 
unehelichen  Kinder  erstreckt;  Fremdenverkehr;  Muster-  und  Marken- 
schutz; Schulkinderuntersuchungen;  Politisches;  Lohnbewegungen  und 
Streiks;  Auslieferung  und  Feuerwehrhilfskassen. 

Die  Publikation  der  ersten  Ermittelungen  der  eidgenössischen 
Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900  ergibt  eine  Bevölkerung  von 
3,3  Millionen  gegenüber  2,9  Millionen  am  1.  Dezember  1888;  sonach 
beträgt  die  Bevölkerungszunahme  in  den  dazwischenliegenden  12 
Jahren  13,5  %,  d.  i.  jährlich  1.1  °/0.  In  der  Stadt  Basel  wurde  mit 
der  Volkszählung  eine  Arbeitslosenzählung  vorgenommen,  die  1162 
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Arbeitslose  ergab;  wenn  angegeben  wird,  dass  am  folgenden 
5.  Januar  299  von  diesen  wieder  in  Arbeit  waren,  so  ist  diese  Er- 
mittelung wertlos,  weil  wir  nicht  erfahren,  wie  viele  andere  unter- 
dessen arbeitslos  geworden  waren.  Wir  sind  gespannt,  inwiefern  die 
Baseler  Erhebung  theoretisch  und  praktisch  einen  Fortschritt  be- 
zeichnen wird. 

Die  Volkszählungen  haben  als  Folge  der  inneren  Wanderungen 
und  noch  mehr  als  Folge  der  starken  Einwanderung  aus  dem 
Ausland  einige  konfessionelle,  sprachliche  und  nationale  Er- 
scheinungen in  ein  helleres  Licht  gerückt.  Es  haben  nämlich 
von  1888  bis  1900  die  Protestanten  sich  um  145  Personen 
weniger  vermehrt,  als  die  Katholiken,  und  zwar  ist  die  Vermehrung 
der  ersteren  (193328  Personen)  11,3  °/0  und  der  letzteren  (193473 
Personen)  16,3°/0;  es  bilden  die  Protestanten  1900  resp.  1888 
(1918197  resp.  1724869  Personen)  57,8  °/0  resp.  58,8  °/0  und  die 
Katholiken  (1383135  resp.  1189662  Personen)  41,6 °/0  resp.  40,5  °/0 
der  Gesamtbevölkerung.  Israeliten  gibt  es  12551  gegen  8384  und 
Anhänger  anderer  Konfessionen  13453  gegen  10697.  Es  ist  dies 
nicht  die  Folge  eines  konfessionellen  Sieges  der  einen  Kirche  über 
die  andere,  sondern  lediglich  der  starken  Einwanderung  ans  den 
fast  ganz  katholischen  Grenzländern  Italien,  Frankreich,  Österreich 
und  dem  vorwiegend  katholischen  Süddeutschland.  Ebenfalls  haupt- 
sächlich von  der  Einwanderung  beeinflusst  zeigt  sich  die  sprach- 
liche Zusammensetzung  der  schweizerischen  Bevölkerung.  Der 
Muttersprache  nach  waren  in  1900  resp.  1888  Deutsche  2319105  resp. 
2083097,  d.  i.  69,7  resp.  71,4°/0;  Franzosen  733220  resp.  634613, 
d.  i.  22  resp.  21,8 °/0;  Italiener  222247  resp.  155130,  d.  i.  6,7  resp. 
5,3  °/0;  Romanen  38677  resp.  38357,  d.  i.  1,2  resp.  1,3 °/0,  und 
sonstige  14087  resp.  6557,  d.  i.  0,4  resp.  0,20/o.  Beeinflusst  von 
der  anstossenden  und  der  kantonalen  hauptstädtischen  dominierenden 
französischen  Kultur  ist  ferner  in  dem  oberen  Wallis  und  namentlich 
in  Neuenburg  ein  Rückgang  der  deutschen  Sprache  bemerkbar.  Es 
wurden  in  Neuenbürg  in  1900  resp.  1880  deutsch  Sprechende  17638 
resp.  24  489  neben  104864  resp.  77525  französisch  Sprechenden 
gezählt.  Hier  dokumentiert  sich  zugleich  die  Überlegenheit  der 
französischen  Schriftsprache  über  den  noch  zäh  festgehaltenen 
deutsch-schweizerischen  Dialekt. 

Mit  der  Sprachenfrage  in  der  Schweiz  beschäftigt  sich  Hkinr. 
Morp,  Deutsche  und  Romanen  in  der  Schweiz.    Zürich,  bei 
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Fäsi  &  Beer,  1901.  Derselbe  betont  sehr  richtig,  dass  der  Nähr- 
boden eines  Sprachenstreites  uns  fehlt.  Wir  wollen  keinen  Kampf 
ums  Deutschtum  und  von  einer  Gefährdung  des  Deutschtums  kann 
nicht  geredet  werden.  Das  freie  Spiel  der  nationalen  Kräfte,  und 
nicht  Regierungsmassregeln,  entscheiden  bei  uns,  und  das  ist  ein 
grosses  Glück  für  das  Vaterland. 

Ganz  im  Einklänge  damit  betont  Aug.  Sabtorius,  Die  Ger- 
manisierung der  Rätoromanen  in  der  Schweiz,  volkswirt- 
schaftliche und  nationalpolitische  Studien  (in  den  Forschungen  zur 
deutschen  Landes-  und  Volkskunde  Bd.  12,  Heft  5),  Stuttgart  1900: 
Der  Nationalitätenstreit  ist  bisher  der  Schweiz  ferngeblieben.  Der 
Gegensatz,  welcher  Sprache,  Sitte,  Lebensanschauung  der  Nationalitäten 
mit  sich  bringt,  ist  nicht  mit  einem  wirtschaftlich-sozialen  oder  kon- 
fessionellen Gegensatz  gepaart.  Wenn  gelegentlich,  hervorgerufen 
durch  politische  Vorgänge,  nationale  Differenzen  entstehen,  so  fehlt 
ihnen  doch  jede  Grundlage  für  die  Ausartung  zu  einer  Verbitterung. 
Man  hat  keinen  Grund,  sich  zu  erregen,  weil  die  wichtigsten  Inter- 
essen des  Lebens  nicht  berührt  werden.  Die  Staatsverwaltung  hat 
es  daher  nicht  zu  schwer,  einen  objektiven  Standpunkt  einzunehmen, 
und  wird  allen  chauvinistischen  Treibereien  fern  bleiben,  weil  sie 
begreift,  dass  das  Volk  wichtigere  Interessen  zu  vertreten  hat. 
Endlich  aber  wollen  wir  nicht  vergessen,  dass  das  Gesamtbewusstsein 
des  Schweizerbürgertums,  welches  in  allen  4  Nationalitäten  in  so 
schöner  Weise  vorhanden  ist  und  dessen  Weiterentwickelung  allen 
einsichtsvollen  Politikern  in  der  Schweiz  so  sehr  am  Herzen  liegt, 
die  nationalen  Gegensätze  fortwährend  abschwächt. 

Sodann  tritt  ein  Anwachsen  der  Ausländer  in  der  Schweiz 
zutage.  Von  3327336  Einwohnern  waren  in  dem  Jahre  1900 
392622  Ausländer,  d.  i.  11,8%  der  Bevölkerung,  gegenüber  7,9  % 
in  1888,  7,4%  in  1880,  5,7%  in  1870,  4,6  °/0  in  1860  und  3% 
in  1850.  In  den  uns  umgebenden  Grossstaaten  beträgt  die  Zahl  der 
Ausländer  nur  1 — 2°/0  der  Gesamtbevölkerung.  Jeder  neunte  Mann 
ist  Ausländer  und  in  den  Grenzstädten  und  -Kantonen  bilden  Aus- 
länder bald  die  Mehrzahl.  Es  hat  Genf  in  der  Bevölkerung  40,3 0  0 
Ausländer,  Baselstadt  38,2  %,  Zürichstadt  ca.  30  °/0,  -Kanton  16,4 
Tessin  22,7  °/0,  Schaff  hausen  18,6%.  Die  Ursachen  der  starken 
Niederlassung  Fremder  liegen  nur  zum  geringsten  Teil  in  der 
geographischen  Lage  des  Landes,  in  höherem  Mafse  in  den  poli- 
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tischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen.  Je 
mehr  wir  soziale  Reformen  und  sonstige  Verbesserungen  schaffen, 
an  denen  alle  Niedergelassenen  teilhaben,  desto  stärker  wird  der 
Zudrang  sein.  Wir  bewegen  uns  in  einem  circulus  vitiosus.  Zudem 
sind  die  Fremden  frei  von  Bürgersteuern  und  Militärlasten  und 
meistens  auch  von  den  Armensteuern.  Eine  altburgergemeindliche1) 
Abschluss-  und  Verknöcherungspolitik  ist  angesichts  des  Weltverkehrs 
und  der  Staatsvertrfige  unmöglich,  also  bleibt  nur  der  Weg  der 
Assimilierung  der  brauchbaren  Elemente  unter  den  Einwanderern. 
Der  allgemeinen  Verleihung  des  Schweizerbürgerrechte  aber  stehen 
Kantone  und  Gemeinden  und  ebenso  die  Mehrheit  des  in  dem  wirt- 
schaftlichen Konkurrenzkampf  bedrängten  Volkes  nicht  sehr  sympathisch 
gegenüber.  Erst  ein  eidgenössisches  Armengesetz  vermag  den  Weg 
zu  einem  direkten  Schweizerbürgerrecht  zu  ebnen,  allerdings  würde 
damit  an  Stelle  des  uralten  demokratischen  Aufbaues  von  unten  eine 
bureaukratische  Regierung  von  oben  ins  Leben  gerufen.  Ausserdem 
schafft  die  Zentralisation  dem  Auslande  für  uns  keineswegs  erwünschte 
Bertthrungs-  und  Angriffspunkte.  Deshalb  bleibt  als  nächstliegende 
Aufgabe  wohl  nur  die  möglichst  gute  Ausbildung  unseres  Volkes 
übrig,  um  es  zu  befähigen,  in  seinem  Erwerbsleben  sich  zu  behaupten 
und,  wo  es  auch  sei,  in  der  Heimat  wie  in  der  Fremde,  steigernden 
Anteil  an  den  Gütern  der  Kultur  zu  gewinnen. 

Besonders  sei  hingewiesen  auf  Dr.  C.  A.  Scuhid,  alt  Armen- 
sekretär in  Zürich,  Unsere  Fremdenfrage,  Zürich  1900,  Boesch- 
Spalinger. 

(Hierher  die  Tabelle  von  Seite  1400.) 

Die  Sterblichkeit  in  der  Schweiz  1871—1890.  Von  der 
sehr  bemerkenswerten  und  in  der  Schweiz  erstmaligen  derartigen 
Publikation  des  eidgenössischen  statistischen  Bureaus:  Ehe,  Geburt 
und  Tod  in  der  schweizerischen  Bevölkerung  ist  als  Lieferung 
128  der  schweizerischen  Statistik,  Bern  1901,  des  letzten  Teiles  erste 
Abteilung  erschienen.  Die  Wichtigkeit  der  Bevölkerungsverhältnisse 
für  das  ganze  wirtschaftliche  Leben  eines  Lande«  rechtfertigt  einige 
nähere  Angaben. 

Die  Sterblichkeit  in  der  Schweiz  von  1871—1890  ist  auf  198 
Seiten  Tabellen,  auf  45  Seiten  textlicher  Darstellung  und  in  6  eine 
rasche  Übersicht  über  die  geographische  Verteilung  der  haupt- 

*)  Ce  petit  groupe  d'allure  plus  ou  moins  aristocratique,  sans  im- 
portance  ni  influence,  qui  a  inerite  le  surnom  de  Ja  chic  clique". 
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sachlichsten  Erscheinungen  gewährenden  Kartogrammen,  sowie  in 
einem  Diagramm  zu  einer  ausführlichen  Darstellung  gebracht. 


Die  Bevölkerungsbewegung  der  Schweiz  gestaltete  sich  also: 
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1902  .  .  . 
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4707 

4198 
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!  4422 

57  7« 

1901  .  .  . 

3  328  842 

3921 

3520 

25  378 

18  403 

1027 

100  635 

97  028 

3607 

4465 

6001> 

1900  .  .  . 

3  301  635 

3816 

3388 

25  537 

19  496 

1028 

97  695 

94  316 

3379 

4463 

63  6t>v 

1899  .  .  . 

3  268  494 

2493 

2159 

25  412 

18  131 

1095 

97  894 

94  472 

3422 

4518 

57  591 

1898  .  .  . 

3  235  353 

2288 

1988 

25114 

17  692 

1022 

95  184 

91  793 

3391 

4363 

58  91, 

1897  .  .  . 

3  202  213 

2508 

2149 

24  954 

17  244 

1012 

93  369 

90078 

3291 

4424 

56  Ä*' 

1896  .  .  . 

3169  072 

3330 

2789 

23  784 

17  780 

1058 

91  674 

88  428 

3246 

4318 

56^ 

Die  Betrachtung  des  zeitlichen  Verlaufes  der  Sterblichkeit 
zeigt  eine  nicht  unbedeutende  Abnahme  derselben,  indem  die  jährliche 
Zahl  der  Sterbefälle  von  23.8  auf  1000  Einwohner  in  1871—1875 
auf  23,1  (1876—1880),  21,3  (1881—1885),  20,4  (1886—1890),  19,6 
(1891—1895)  und  auf  17,8  in  den  Jahren  1896—1899  zurückgegangen 
ist  Und  zwar  ist  dieser  Rückgang  der  Sterblichkeit,  mit  un- 
bedeutenden Ausnahmen  von  Wallis  uod  Graubünden,  in  allen 
Kantonen  nachgewiesen. 

In  bezug  auf  die  Häufigkeit  der  Sterbefälle  finden  sich 
gewaltige  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Kantonen.  Während 
die  durchschnittliche  jährliche  Zahl  der  Sterbefälle  auf  je  1000  Personen 
der  ortsanwesenden  Bevölkerung  für  die  Schweiz  in  1871 — 1890 
sich  auf  22,1  beziffert  (in  1881 — 1890  auf  20,8),  hat  Obwalden  nur 
19,2  (1881  —  1890  18,3),  Wallis,  Glarus,  Schaffhausen,  Zürich,  Basel- 
stadt, Graubilnden,  Thurgau,  Bern,  Aargau,  Waadt,  Neuenbürg  21 — 22, 
dagegen  Solothurn,  Nidwaiden,  Zug,  Baselland,  Luzern,  Uri,  Genf, 
St.  Gallen,  Schwyz  22,4—22,9,  Tessin  23,7,  Freiburg  23,8,  Ausser- 
rhoden 24,7  und  Innerrhoden  29,3  (1881—1890  28,3). 
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Von  je  100  Lebendgeborenen  in  der  Schweiz  starben  1871 — 1890 
im  ersten  Lebensjahr  durchschnittlich  17,9.  Obenan  unter  den 
Kantonen  steht  Obwalden  mit  12,9  ^  es  folgen  Graubünden,  Nidwaiden, 
Bern,  Wallis,  Genf,  Luzern,  Waadt,  Glarus,  Aargau  über  dem  Mittel 
und  sodann  unter  dem  Mittel  Tessin  (18,1),  Zürich  (18,3),  Uri, 
Solothurn,  Thurgau,  Neuenburg,  Schaffhausen,  Baselstadt,  Schwyz, 
Zug,  Freiburg,  Baselland,  St.  Gallen.  Ausserrhoden  (23,6)  und  am 
Schluss  Innerrhoden  mit  28°/0.  In  Obwalden  stirbt  kaum  */8  der 
Neugebornen  vor  Vollendung  des  ersten  Lebensjahres  und  in 
Innerrhoden  mehr  als  1/4.  Diese  grosse  Differenz  deutet  darauf  hin, 
dass  in  einzelnen  Kantonen  ungünstige  Verhältnisse,  als  mangelhafte 
Ernährung,  ungesunde  Wohnungen,  schlechte  Pflege  etc.,  in  erheb- 
lichem Mafse  vorhanden  sind.  Das  Sinken  der  Kindersterblichkeit 
im  Kanton  Zürich  von  21,4%  (1871—1875)  auf  14,9  (1886—1890), 
in  Glarus  von  20,7  auf  14,5,  in  St.  Gallen  von  25,2  auf  18,2  darf 
wohl  zum  Teil  als  segensreiche  Wirkung  des  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetzes gelten. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  die  gewerblichen  und  die  katholischen 
Bezirke  eine  höhere  Sterblichkeit  aufweisen. 

Der  Üb  ersehn  ss  der  Zahl  der  Geborenen  über  diejenige  der 
Gestorbenen  beträgt  für  die  ganze  Schweiz  in  den  20  Jahren:  7,3 
auf  je  1000  Personen  der  Bevölkerung  (29,4  °!m  Geborene  und  22,1 
Gestorbene),  mit  Schwankungen  in  den  Kantonen  von  nur  0,1  °l00  in 
Genf  mit  ganz  welschen  Sitten  (3,9  in  Graubünden)  bis  auf  10.7  °/oo 
in  Baselland  (10,6  in  Bern). 

Wie  die  Sterblichkeit  nach  dem  Geschlechte  eine  verschiedene 
ist,  zeigen  die  Angaben,  dass  auf  je  1000  Lebende  (1871 — 1880)  24,9 
männliche  und  nur  22  weibliche,  resp.  (1881 — 1890)  21,8  männliche 
und  nur  19,9  weibliche  gestorben  sind.  Zugleich  sehen  wir,  wie  die 
Sterblichkeit  in  dem  zweiten  Dezennium  gegenüber  dem  ersten  bei 
dem  männlichen  Geschlecht  um  3,1  und  bei  dem  weiblichen  Geschlecht 
um  nur  2,1  auf  1000  der  Lebenden  abgenommen  hat.  Ganz  be- 
deutend ist  die  Abnahme  der  Sterblichkeit  im  ersten  Lebensjahre, 
indem  von  je  1000  Lebenden  dieser  Altersklasse  in  1871—1880  durch- 
schnittlich jährlich  193  (männlich  208,9,  weiblich  176,2),  dagegen  in 
1881—1890  nur  165,3  (männlich  180,  weiblich  150)  starben.  Die 
Sterbegefahr  ist  bei  dem  männlichen  Geschlechte  namentlich  in  dem 
ersten  Lebensjahre  und  in  den  Altersjahren  40—66  eine  erheblich  höhere. 
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Ferner  ist  die  Kindersterblichkeit  bei  den  unehelichen  Kindern 
wesentlich  grösser  als  bei  den  ehelichen.  Es  starben  nämlich  (1881 
bis  1888)  im  ersten  Lebensjahre  von  je  1000  lebendgeborenen  ehe- 
lichen Mädchen  147,27,  unehelichen  232,31,  ehelichen  Knaben  177,57, 
unehelichen  267,93.  Und  in  Wirklichkeit  ist  die  Verschiedenheit 
noch  grösser,  da  die  vorkommenden  Legitimationen  die  Sterblichkeit 
der  ehelichen  Kinder  zu  hoch  und  diejenige  der  unehelichen  zu  niedrig 
erscheinen  lassen. 

Nach  dem  Zivilstande  erscheint  die  Sterblichkeit  der  ver- 
heirateten Männer  günstiger  als  die  der  ledigen,  mit  der  bemerkens- 
werten Ausnahme  jedoch,  dass  die  verheirateten  Männer  im  Alter 
von  unter  20  Jahren  eine  beträchtlich  ungünstigere  Sterblichkeit 
(7,7  ^oo)  als  die  gleichaltrigen  ledigen  (4,5°/^)  aufweisen.  Dagegen 
haben  alle  verheirateten  Frauen  unter  40  Jahren  eine  grössere  und 
nur  die  älteren  eine  geringere  Sterblichkeit  als  die  ledigen.  Die 
Verwitweten  zeigen  bis  zu  den  mittleren  Altersklassen  hinauf  die 
höchsten  und  nachher  mittlere  Sterbeziffern. 

In  bezug  auf  das  Heimatsverhältnis  findet  sich,  entsprechend 
der  Alters-  und  Geschlechtszusammensetzung  dieser  Gruppen,  die 
grösste  Sterblichkeit  bei  der  einheimischen  Bevölkerung,  die  geringste 
bei  den  sonstigen  Schweizerbürgem,  während  die  Ausländer  in  der 
Mitte  stehen. 

Die  Ermittelung  der  Sterblichkeit  durch  die  Angabe  der  Sterbe- 
ziffer —  das  Zahlenverhältnis  der  Gestorbenen  zu  der  Bevölkerungs- 
zahl —  ist  aber  zu  summarisch,  um  den  Anforderungen  von  Wissen- 
schaft und  Praxis  zu  genügen.  Die  Zu-  oder  Abnahme  der  Be- 
völkerung, die  Znsammensetzung  derselben  nach  Alter  und  Geschlecht, 
wie  die  Wanderungen  finden  hierbei  keine  Berücksichtigung.  Ge- 
nauere Aufschlüsse  geben  erst  die  Sterbetafeln. 

Die  erste  schweizerische  Sterbetafel  wurde  für  die  Jahre 
1876/77—1880/81  ausgeführt.  Dieser  ist  nun  die  zweite  für  die 
Jahre  1881—1888,  den  Zeitraum  zwischen  zwei  Volkszählungen,  nach- 
gefolgt. Diese  Tafel  lässt  die  Absterbeordnung,  die  Sterbenswahr- 
scheinlichkeit und  die  Lebenserwartung  für  jede  Altersstufe  der 
schweizerischen  Gesamtbevölkerung  erkennen.  Sie  zeigt  :  von  je  1000 
Lebendgeborenen  erlebten  die  einzelnen  Altersjahre  (Lebenstafel), 
starben  in  den  einzelnen  Altersjahren  (Sterbetafel);  von  je  10O0  die 
einzelnen  Altersjahre  Überlebenden  starben  im  Laufe  des  nächsten 
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Jahres  (Sterbenswahrscheinlichkeit),  lebt  jeder  durchschnittlich  noch 
x  Jahre  (mittlere  Lebensdauer),  stirbt  die  Hälfte  in  y  Jahren  (wahr- 
scheinliche Lebensdauer). 

Der  Inhalt  der  Schlussabteilung  dieses  statistischen  Werkes 
wird  die  Heranziehung  der  beruflichen  und  sozialen  Gliederung  der 
schweizerischen  Bevölkerung  sein.  Diese  ist  soeben  erschienen,  ver- 
mag aber  bei  der  Mangelhaftigkeit  des  Urmaterials  selbst  bescheidenen 
Ansprüchen  nicht  zu  genügen. 

Folgende  zwei  kleine  Tabellen  vermögen  einige  Ergebnisse  der 
beiden  schweizerischen  Sterbetafeln  vor  Augen  zu  führen: 


Zahl  der  von  je  10000  Lebendgeborenen  das  nebenstehende 

Alter  Überlebenden. 


Alterejahr 
1 

Männliches  Geschlecht 
1876/77-1880/81  1881—1888 
7958  8180 

Weibliches  Geschlecht 
1876/77-1880/81  1881-1888 
8281  8484 

5 

7309 

7605 

7602 

7891 

10 

7069 

7411 

7354 

7687 

20 

6763 

7131 

7011 

7350 

30 

6221 

6624 

6469 

6818 

40 

5568 

5979 

5831 

6183 

50 

4751 

5127 

5145 

5490 

60 

3616 

3942 

4131 

4442 

70 

2075 

2314 

2450 

2693 

75 

1263 

1416 

1495 

1658 

80 

601 

663 

727 

793 

90 

39 

47 

49 

58 

Mittlere  fernere  Lebensdauer  in  Jahren. 


Alterejahr 

Männliches  Geschlecht 

Weibliches  Geschlecht 

1876/77-1880/81  1881-1888 

1876/77—1880/81  1881— U 

0 

40,53 

43,29 

43,19 

45,70 

1 

49,87 

51,81 

51,11 

52,78 

5 

50,17 

51,62 

51,55 

52,64 

10 

46,80 

47,92 

48,21 

48,98 

20 

38,67 

39,58 

40,30 

40,97 

30 

31,67 

32,21 

33,24 

33,76 

40 

24,78 

25,12 

26,32 

26,70 

50 

18,14 

18,43 

19,15 

19,42 

60 

12,19 

12,37 

12,54 

12,72 
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Altersjahr 

Männliches  Geschlecht 

Weibliche«  Geschlecht 

1876/77-1880/81  1881-1888 

1876/77-1880/81  1881—1888 

70 

7,40 

7,43 

7,48  7,52 

75 

5,58 

5,56 

5,69  5,66 

80 

4,11 

4,20 

4,20  4,24 

90 

2,11 

2,22 

2,20  2,40 

Statistik  der  Todesursachen  in  der  Schweiz.  Die  seit 
dem  Jahre  1891  in  15  städtischen  Gemeinden  und  später  in  43 
grösseren  Zivilstandskreisen  eingeführte  erweiterte  Sterbekarte  findet 
nun  mit  Beginn  des  Jahres  1900  in  der  ganzen  Schweiz  ausnahmslos 
Anwendung.  Die  neue  Karte  hat  bei  den  meisten  Ärzten,  aber  leider 
nicht  bei  allen  Anklang  gefunden.  Sie  soll  auch  die  Erforschung 
der  Ursachen  der  Volkskrankheiten  ermöglichen.  Die  Statistik  ist 
das  einzige  Mittel,  das  dies  gestattet :  eine  Forschungsmethode,  welche 
die  Mitwirkung  jedes  einzelnen  Arztes  erfordert.  Die  Todesursachen 
sind  von  dem  behandelnden  oder  die  Leichenschau  ausübenden  Arzte 
auf  der  Sterbekarte  einzutragen.  Dies  gentigt  aber  nicht,  es  sollen 
auch  die  Ursachen  der  Erkrankung,  die  hereditäre  Veranlagung, 
die  Emährungsverhältni8se  etc.  nach  Möglichkeit  festgestellt  werden. 
Es  ist  auf  den  Karten  eine  Unterscheidung  durchgeführt  von  primären 
Ursachen  (Grundkrankheit,  Art  und  Veranlassung),  seknndären  Ur- 
sachen ( Folgekrankheit,  unmittelbare  Ursache)  und  konkomitierenden 
Krankheiten  oder  Zuständen.  Die  Erforschung  der  Grundkrankheiten, 
wie  der  Motive  von  Selbstmorden  und  der  Art  und  Veranlassung 
gewaltsamer  Todesfälle  ist  besonders  wichtig  für  die  Hygiene.  Bei 
der  Frage  nach  der  unmittelbaren  Ursache  handelt  es  sich  um  Folge- 
erscheinungen bei  Diphtherie,  Scharlach,  Tuberkulose,  Influenza  etc.. 
wie  bei  Unfällen  um  die  Natur  und  den  Sitz  der  Verletzungen. 
Frakturen,  Luxationen,  sekundären  Entzündungen  etc.  Und  die  Frage 
nach  den  konkomitierenden  Krankheiten  und  Zuständen  soll  dann 
noch  solche  pathologische  Tatsachen  klarlegen,  die  nebenhergehend 
auf  den  Verlauf  und  Ausgang  der  tödlichen  Krankheit  von  Einfluss 
waren,  z.  B.  Verkrümmungen  der  Wirbelsäule  bei  Lungen-  und 
Herzleiden;  Alkoholismus,  Syphilis,  Diabetes  bei  akuten  Krankheiten. 
Geisteskrankheiten  etc.  Ferner  werden  noch  Aufzeichnungen  ver- 
langt, welche  für  die  Beurteilung  des  Falles  von  Wert  sind,  so 
namentlich  über  die  sozialen  und  die  Wohnungsverhältnisse.  Über 
die  Wohnungen  sollen  besonders  genau  in  allen  den  Fällen  Be- 
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merkungen  gemacht  werden,  in  denen  der  Tod  die  Folge  einer 
epidemisch-kontagiösen  oder  tuberkulösen  Erkrankung  gewesen  ist. 
Die  zu  berücksichtigenden  Punkte  sind  je  bezüglich  der  Wohn-  und 
Schlafräume:  Grösse, »Lage  in  bezug  auf  die  Sonnenbestrahlung, 
Ventilation,  Heizung,  Feuchtigkeit  infolge  schlechter  Bauart  und 
schlechter  Benutzung  (Kochen  und  Waschen  im  Zimmer  etc.);  weiter 
ist  nach  der  Beseitigung  der  Abfallstoffe  und  Beschaffenheit  der  Aborte, 
wie  nach  der  Trinkwasserversorgung  gefragt.  Diese  Ausbildung 
der  Mortalitätsstatistik  in  der  Schweiz  gab  uns  schon  im  Jahre  1896 
Veranlassung,  die  Kollegen  von  der  deutschen  Städtestatiatik  auf  die 
Notwendigkeit  einer  entsprechenden  Erweiterung  ihrer  Statistik  hin- 
zuweisen, und  die  Fortbildung  wird  trotz  aller  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  unumgänglich,  denn  die  blosse  Bevölkerungsstatistik 
alten  Stils  genügt  nicht  mehr.  Die  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  sind  mit  in  die  Statistik  hineinzuziehen  sowohl  für  rein 
wissenschaftliche,  wie  hygienische  und  praktisch-medizinische  und  Ver- 
sicherungszwecke. Die  Unzulänglichkeit  unserer  bisherigen  Statistik 
ist  neuerdings  ersichtlich  geworden,  als  es  sich  in  den  Vorarbeiten 
für  die  Versicherungsgesetzgebung  um  die  Festeilung  der  Gefährdung 
der  Angehörigen  der  einzelnen  Berufe  handelte. 

Allerdings  ist  unsere  Sterbekarte  noch  keine  Mortalitäts- 
statistik. Diese  ist  grösstenteils  erst  zu  schaffen.  Eine  Herabsetzung 
der  Leistungen  anderer  Länder  aber,  in  denen  ebenfalls  im  Laufe 
der  Zeit  eine  immer  grössere  Vollkommenheit  erreicht  ist,  lässt  sich 
nicht  rechtfertigen.  So  beruht  die  Berücksichtigung  der  sekundären 
Todesursachen  schon  auf  einem  Beschlüsse  des  internationalen 
statistischen  Kongresses  von  1855,  ist  ein  Verdienst  hauptsächlich 
William  Fabbs  und  ist  in  der  Berliner  Statistik  durch  Richard 
Boecke  seit  1899  durchgeführt. 

Die  Eruierung  der  Sterblichkeitsverhältnisse  wird 
befriedigend  erst  dann  möglich  sein,  wenn  in  feineren  Kombinationen 
neben  Alter  und  Geschlecht,  Zivilstand  und  Beruf  die  Bedingungen 
der  Berufsausübung  (in  Staub,  giftigen  Gasen,  Hitze  etc.)  und  die 
soziale  Lage  (Einkommen,  W'ohnung)  genau  ermittelt  sind  und  die 
Beziehung  der  Gestorbenen  zu  den  gleichartig  differenziert  ermittelten 
lebenden  Personen  in  bestimmten  ethnologisch  und  geographisch 
homogenen  Massen  hergestellt  ist.  Für  Versicherungszwecke  handelt 
es  sich  allerdings  nicht  darum,  was  war,  sondern  was  sein  wird,  aber 
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dennoch  können  auch  hier  mathematische  Abstraktionen  die  Be- 
obachtung der  Erscheinungen  nicht  ersetzen. 

Auch  der  Beruf  ist  keineswegs  bedeutungslos,  das  scheint 
nur  so  bei  rein  summarischer,  oberflächlicher  Behandlung  und 
Betrachtung.  Es  muss  eben  notwendig  in  die  bedeutungsvollen 
detaillierten  Verhältnisse,  unter  Berücksichtigung  ihrer  Daner,  hinein- 
geschaut werden,  tiefer  als  alle  Berufszählungen  bisher  gedrungen  sind. 

Die  unbedingt  exakte  Feststellung  jeder  einzelnen  Tatsache, 
ihr  Entstehen  und  ihre  Wandlung,  der  Zusammenhang  derselben  mit 
anderen  und  ihr  Verhältnis  zum  ganzen,  wie  z.  B.  der  Erkrankten 
und  der  Gestorbenen  zu  den  Gesamtheiten,  aus  denen  sie  stammen, 
das  alles  ist  von  allerhöchster  Wichtigkeit.  Nur  keine  subjektiven 
Meinungen  und  Urteile,  sondern  Mafs  und  Zahl  für  objektiv  und 
einwandfrei  ermittelte  Tatsachen! 

Diese  Erkenntnis  scheint  nicht  genug  in  dem  Vordergrund  ärzt- 
licher Darlegung  zu  stellen.  Daher  wird  auch  die  Enquete  überschätzt, 
bei  der  von  einer  gleichmässigen  Aufnahme  keine  Rede  sein  kann,  am 
wenigsten  bei  ganz  dem  subjektiven  Ermessen  unterliegenden  Fragen, 
wie :  r  gut,  mittel  oder  schlecht" ,  die  nur  in  der  Monographie  am  Platze  sind. 

Darum  ist  weder  Enquete  noch  Monographie,  sondern  die 
immer  mehr  zu  vervollkommnende  Mortalitätsstatistik  und  daneben 
die  gewissenhaft  zu  führende  Morbiditätsstatistik,  namentlich 
der  Krankenanstalten,  die  wichtigste  Quelle  unserer  bezüglichen 
Erkenntnis.  Indessen  ist  einer  Überschätzung  der  Leistungsfähigkeit 
der  statistischen  Methode,  ebenso  wie  einer  Unterschätzung  des  natur- 
wissenschaftlichen Experimentes  entgegenzutreten. 

Wenn  wir  aus  den  Untersuchungen  von  Gebbhabdt,  Neefe. 
Sörensen  u.  a.  wissen,  dass  die  Tuberkulose  vor  allem  eine  Prole- 
tarierkrankheit ist,  ja  dass  die  ärmeren  Bevölkerungsklassen 
wenigstens  in  fünffacher  Stärke  heimgesucht  werden,  als  die  (Gut- 
situierten, was  wollen  wir  da  zuerst  um  den  kleinen  Rest  streiten, 
da  wir  durch  Verbesserung  der  Lebenslage  (Ernährung, 
Wohnung,  Arbeitsbedingungen)  und  Erhöhung  des  Einkommens 
des  arbeitenden  Volkes  die  Tuberkulose  zum  grössten  Teil  aus 
der  Welt  schaffen  können! 

Das  Thema  der  „dicken  Muni  und  der  dünnen  Rekruten-, 
d.  i.  der  schlechten  Volksernähmng,  ist  allerdings  den  falschen 
Propheten  verhasst.  Dieselben  schwärmen  mehr  für  profitabwerfende 
unnötige  Bauten  von  kostspieligen  Wegen  und  Eisenbahnen,  Brücken, 
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Wasserleitungen,  Theatern  und  anderem  Luxus  und  scheuen  sich  nicht, 
den  gewissenhaftesten,  objektiven,  methodisch-statistisch  unanfecht- 
baren Ermittelungen  das  wertlose  Resultat  einer  zufällig  auf  gut 
Glück  vorgenommenen  „Untersuchung  verschiedener  Personen",  die 
den  Absichten  entsprechend  auszuwählen  noch  Möglichkeit  und 
Interesse  vorhanden  war,  gegenüberzustellen.  Diese  finden  auch 
ihre  Rechnung  bei  dem  gesetzlich  eingeführten  Proportional- 
wahlsystem, das  die  individuelle  Tüchtigkeit  beiseite  schiebt  ,  die 
Allmacht  der  Parteikomitees  aufrichtet  und  zur  Korruption  führt. 

Wie  sich  die  Schweiz  in  bezug  auf  Simplon-  und  Juratunnel 
auf  Kosten  der  Landesverteidigung  zugunsten  des  Geschäftes, 
speziell  unserer  welschen  Eidgenossen,  entschieden  hat,  so  wird  zu- 
gunsten einer  energischen  Sozialpolitik  und  einer  bedeutenden 
Hebung  der  Lage  unserer  arbeitenden  Klassen  in  Stadt  und  Land  — 
wohl  auch  auf  Kosten  der  Landesverteidigung  und  daneben  des  Ge- 
schäfts —  noch  vieles  zu  leisten  sein.  Die  Statistiker -Versammlung 
von  1902  in  Luzern  gab  uns  Gelegenheit,  hierauf  aufmerksam  zu 
machen.    (Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik,  Bern  1903.) 

Indem  die  Sphäre  des  öffentlichen  Rechtes  sich  weiter 
ausdehnt,  wird  z.  B.  bei  Beschluss  einer  Mehrheit  von  Berufsgenossen 
das  Strikerecht  zur  S tri kep flicht  werden,  deren  Erfüllung  von 
Staatswegen  ex  officio  den  Strikebrechern  gegenüber  zu  erzwingen  ist. 
Das  Staatswohl  erfordert,  eventuell  noch  weiter  zu  gehen,  um  aus  der 
bloss  formalen  eine  reale  Gleichheit  der  beiden  in  ihren  Interessen  di- 
vergierenden Gruppen  der  A  rbei  tgeber  und  der  Arbeitnehmer  zu  gestalten. 

Schon  auf  der  schweizerischen  Statistiker-Konferenz  von  1897 
in  Basel  wiesen  wir  darauf  hin,  dass,  nachdem  unsere  Mortalitäts- 
statistik in  ausgezeichneter  Weise  gefordert  worden,  auch  eine  Ver- 
vollkommnung der  Morbiditätsstatistik  notwendig  sei.  (Zeitschrift 
für  schweizerische  Statistik,  Bern  1898.)  Lediglich  eine  tief  ins 
Detail  gehende  individuelle  Morbiditätsstatistik  kann  zu  einer  ob- 
jektiven Erkenntnis  der  therapeutischen  Mittel  und  des  Wertes  oder 
Unwertes  der  verschiedenen  Heilmethoden,  über  deren  mangelhafte 
akademische  Berücksichtigung,  z.  B.  Kussmaul  lebhaft  klagte,  führen. 
Die  klinisch- therapeutischen  Studien  und  die  bisherige  methodisch- 
statistische Prüfung  der  Heilmethoden  reichen  nicht  ans.  Die  doch 
nur  höchst  elementaren  naturwissenschaftlichen  Vorstudien  der  Botanik, 
Mineralogie,  Zoologie,  Chemie  und  Physik  erschienen  als  Angriffs- 
punkt.   Wenn  auch  die  Wichtigkeit  jedes  einzelnen  Zweiges  der 
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Naturwissenschaft  für  die  Förderung  der  medizinischen  Wissenschaft 
und  für  die  Bearbeitung  der  Grenzgebiete  ausser  Frage  steht,  so 
bedarf  es  doch  eines  jahrelangen  eingehenden  Studiums  eines  jeden 
Faches,  zu  dem  nur  ausnahmsweise  einzelne  Gelehrte  in  der  Lage 
sind.  Wie  früher  jeder  Student,  auch  der  Mediziner  und  Jurist, 
zuerst  Philosophie  und  klassische  Philologie  trieb,  so  treibt  jetzt  der 
angehende  Arzt  noch  Naturwissenschaften,  obwohl  gute  Gymnasien 
und  Realgymnasien  heute  bereits  fast  dasselbe  Quantum  hiervon 
bieten,  wie  die  ersten  medizinischen  Semester.  Machen  wir  unsere 
Ärzte  wenigstens  zu  tüchtigen  Helfern  in  Krankheitsfallen,  wenn 
wir  immerhin  darauf  verzichten  müssen,  in  ihnen  allseitig  durch- 
gebildete Naturforscher  zu  sehen.  Was  in  bezug  auf  die  thera- 
peutische Ausbildung  der  deutschen  und  sonstigen  Ärzte  nicht 
weniger  als  der  schweizerischen  bemerkt  wurde,  ist  in  bezug  auf  die 
Diagnostik  zu  wiederholen  und  die  mangelhafte  ärztliche  Aus- 
bildung in  Dermatologie,  Otiatrie,  Psychiatrie,  Ophthalmologie,  Gynä- 
kologie etc.  hervorzuheben. 

Noch  sei  bezüglich  der  ärztlichen  Bildung  auf  die  in 
unserem  mindestens  3  sprachigen  Lande,  überall  mit  viel  italienischen 
Arbeitern  in  stark  gefährdeter  Berufsarbeit  (Erd-,  Steinbruch-  und 
Bauarbeit),  bestehende  Notwendigkeit  der  Kenntnis  auch  der 
italienischen  Sprache,  soll  nicht  eine  schlechtere  oder  gar 
falsche  Behandlung  der  Italiener  Platz  greifen,  aufmerksam  gemacht. 
Damit  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  des  italienischen  Unterrichts  für 
die  angehenden  Mediziner.  Zudem  ist  bei  dem  wachsenden  Fremden- 
verkehr von  Engländern  und  Nordamerikanern  die  englische  Sprache 
für  Ärzte  nicht  unwichtig.  Da  kürzlich  eine  Umfrage  bei  den  Ärzten 
stattfand,  wie  sie  Uber  ihre  klassische  Vorbildung  dächten,  und  dieselben 
meistens  die  ihnen  applizierte  Bildung  für  die  beste  erklärten,  hat 
niemand  daran  gedacht  —  nachdem  das  wertvollere  Griechisch  als 
fakultativ  schon  längst  halb  über  Bord  geworfen  —  das  wertlosere 
Latein  durch  Italienisch  zu  ersetzen,  das  auch  für  die  Bedürfnisse 
der  Rezeptierkunst  und  des  Verständnisses  der  Pharmakopoe  genügen 
dürfte.  Damit  aber  soll  der  klassischen  Bildung,  die  wir  in  Kenntnis 
der  alten  Literatur  und  Kunst  erblicken,  keineswegs  Abbruch  ge- 
schehen; im  Gegenteil,  durch  Studium  der  besten  Übersetzungen  in 
weitestem  Umfange,  die  natürlich  von  kundigen  Lehrern  ausgiebig 
zu  erläutern  sind,  könnte  —  lediglich  unter  Verzichtleistung  auf  die 
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sprach! ich- philologische  Seite  sogar  eine  vertiefte  klassische  Bildung 
erzielt  werden.  Freilich  stellt  unser  Programm  grosse  Anforderungen 
an  die  Lehrer,  so  dass  eine  Lehrerreform  wohl  der  Schulreform 
vorhergehen  muss.  Beginnen  wir,  solche  Fragen  nicht  mehr  als 
Standesfragen  der  Lehrer  und  Ärzte  oder  Advokaten,  sondern  von 
dem  Gesichtspunkte  unserer  Volksinteressen  aus  anzusehen,  und  wir 
werden  nicht  lange  über  unsere  staatsmannischen  Aufgaben  im 
Zweifel  sein  und  ganze  Arbeit  machen.  Übrigens  schickt  sich  eines 
nicht  für  alle,  nnd  deshalb  wären  weitgehende  Eventualitäten  und 
Kompensationen  zu  gestatten. 

Die  mangelhafte  Einsicht  in  das  Wesen  der  statistischen 
Methode  von  seiten  der  berühmtesten  Mediziner,  selbst  noch  unserer 
Tage,  ich  erwähne  nur  Hob.  Koch,  Leyden,  Ki.kbs,  Schenk,  sowie  die 
Unzahl  Doktoranden  mit  ihren  klinischen  Resultaten,  die  auf  Grund 
weniger  und  zweifelhafter  Fälle  fertig  mit  dem  Rezept  sind,  kann 
nicht  genug  betont  werden.  Vor  mir  liegt  ein  Verzeichnis  neuerer 
Heilmittel,  das  von  einer  grossen  pharmazeutischen  Firma  zusammen- 
gestellt ist.  dasselbe  enthält  über  1200  neue  Heilmittel;  ich  frage, 
welcher  Arzt  hat  ein  Urteil  über  die  Wirksamkeit  dieser  Unsumme 
von  Mitteln  in  einer  einigermassen  nennenswerten  Anzahl  von  Fällen? 
oder  genügt  es,  dass  die  Chemiker  neues  erfinden,  die  Apotheker  und 
sonstigen  Kaufleute  neues  empfehlen,  damit  die  Ärzte  neue  Mittel 
in  Anwendung  bringen?  WTie  ist  es  möglich,  dass  dem  sani tarisch- 
demographischen  Wochenbulletin  der  Schweiz,  das  von  dem  eid- 
genössischen Gesundheitsamt  und  dem  statistischen  Bureau  heraus- 
gegeben wird,  wenn  auch  nur  vom  Verleger,  beigegeben  ist  (zu  No.  12 
vom  3.  April  1902):  Angiers  Petroleum-Emulsion,  Ursprung  und 
Geschichte,  Bericht  über  die  angestellten  Versuche ;  von  dieser  Medizin 
sind  gemäss  wiederholten  Anzeigen  in  demselben  Bulletin  in  den 
Apotheken  Flaschen  von  8  Unzen  zu  2,50  Frs.  und  von  16  Unzen 
zu  5  Frs.  zu  haben,  auch  stehen  Muster  den  Ärzten  bei  dem  Genfer 
Generalvertreter  zur  Verfügung.  Die  in  der  12  Seiten  langen 
Broschüre  angeführten  Tatsachen  und  klinischen  Resultate  sind  so 
kläglich,  dass  sich  schwerlich  irgend  ein  von  der  Gesundheitsbehörde 
verpöntes  Mittel  der  Quacksalberei  auftreiben  lässt,  das  nicht 
mindestens  gleich  günstige  Resultate  aufzuweisen  vermöchte.  Ähn- 
liches trifft  zu  auf  das  in  Beilage  zu  No.  13  desselben  Orgaus 
empfohlene  „Isarol". 

Jahrbuch  der  Internat.  VereJnlsunp.  6.  u.  7.  Bd.  80 
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Auf  den  wachsenden  Zuckerkonsum  und  seine  Gefahren  weist 
G.  Buxou-Basel  hin;  es  sei  durch  Zuckergenuss  vielfach  ein  Mangel 
an  Kalk  und  Eisenverbindungen  in  unserer  Nahrung  bedingt,  dem 
durch  Genii8s  von  Früchten  vorgebeugt  werden  sollte. 

Bezüglich  des  Gesundheitswesens  ist  hinzuweisen  auf  die 
Publikationen  des  schweizerischen  Gesundheitsamtes,  anf  das 
demographisch-sanitarische  Bulletin,  die  Jahrbücher  der 
schweizerischen  Gesellschaft  für  Schulgesundheitspflege 
1900  und  1901  (in  Band  2  für  1901  findet  sich  im  Anhang  eine  um- 
fangreiche Zusammenstellung  von  Fr.  Schmid,  Die  schulhygienischen 
Vorschriften  in  der  Schweiz),  ferner  auf  die  betr.  Abteilung  der 
Bibliographie  der  schweizerischen  Landeskunde,  wie  das 
seit  1901  erscheinende  monatliche  Bulletin  der  schweizerischen 
Landesbibliothek.  Weiter  sind  zu  nennen  dieFeuilles  d'hygiene 
in  Neuchätel,  die  Schweizer.  Blätter  für  Gesundheitspflege, 
Red.  Dr.  G.  COhtrr  in  Zürich,  das  Korrespondenzblatt  für 
Schweizer.  Ärzte  und  die  Zeitschrift  für  schweizerische 
Statistik.  Ferner  sind  zu  beachten  die  kantonalen  und  lokalen 
Verwaltungsberichte,  speziell  die  Abschnitte  betr.  Gesundheitswesen 
und  Schnlgesnndheitspflege  in  dem  jahrlich  erscheinenden  Ver- 
waltungsbericht der  Stadt  Zürich. 

Bezüglich  der  von  ärztlicher  und  philanthropischer  Seite  eifrig 
betriebenen  Agitation  gegen  den  Alkoholismus  (A.  Forkl,  Bleuler. 
0.  Lano,  Bunge,  blaue  Kreuz  etc.)  sei  auf  die  Zeitschriften  verwiesen, 
deren  eine  grössere  Anzahl  im  Lande  erscheint,  namentlich  auf  das 
Hauptorgan:  „Die  internationale  Monatsschrift  zur  Be- 
kämpfung der  Trinksitten",  Basel  1901,  11.  Jahrgang.  Darin 
erschien  Dezember  1900  eine  statistische  Untersuchung  von  J.  Joss, 
Konrektor  des  evangl.  Seminars  in  Bern:  Steigert  oder  hemmt 
der  Genuss  von  Alkohol  die  geistige  Leistungsfähigkeit? 
Der  Verfasser  berichtet  über  seine  Untersuchung  folgendes:  Er  ver- 
anstaltete mit  zuerst  20  und  später  18  Schülern  einer  unteren  Seminar- 
klasse im  Alter  von  etwa  17  Jahren  16  Kopf  rechen  versuche,  bei 
denen  jeder  Teilnehmer  16  x  40  =  640  Aufgaben  zu  lösen  hatte, 
d.  i.  zusammen  12240  Aufgaben.  Es  wurden  2  gleich  grosse  Gruppen 
gleiehmässig  Befähigter  gebildet,  in  denen  die  Hälfte  keinen  Alkohol 
genoss  (Nüchterne),  während  die  andere  Hälfte  (Trinker)  10,2%  Vol. 
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alkoholischen  alten  französischen  Rotwein  und  4,5  °/0  Bier  trank 
(a  Kopf  1/a  resp.  1  Liter). 

Der  Erfolg  war,  dass,  während  normaliter  beiderseits  66,6  °/0 
richtige  Lösungen  gefunden  wurden,  direkt  nach  Alkoholgenuss  bei 
den  „Trinkern"  70,3  °/0  richtige  Lösungen  geliefert  wurden  (bei  den 
Abstinenten  68,0  °/0),  der  Alkoholgenuss  demnach  eine  momentane 
Steigerung  der  geistigen  Leistungsfähigkeit  gebracht  hatte,  dagegen 
nach  Verlauf  einer  Stunde  von  den  Trinkern  nur  noch  51,9  °/0  (den 
Abstinenten  56,8  °/0),  nach  2  Stunden  von  den  Trinkern  48,1  °/0 
(Abstinenten  59,0  °/0)  und  3  Stunden  nach  Beginn  der  Versuche  von 
den  Trinkern  nur  noch  45,4  °/0,  dagegen  von  den  Abstinenten  noch 
57,9  °/0  richtige  Lösungen  erreicht  wurden.  Der  Genuss  geistiger 
Getränke  wirkte  nach  anfänglicher  Anregung  hemmend  auf  die 
geistige  Leistungsfähigkeit,  indem  die  Minderleistung  der  Trinker 
von  4,9%  nach  Verlauf  einer  Stunde,  auf  10,9  °/0  nach  2  Stunden 
und  12,5  °/0  nach  3  Stunden  sich  steigerte.  Ebenso  nahm  die 
Leistungsfähigkeit  mit  der  Zunahme  der  Menge  des  genossenen 
Alkohols  ab. 

Aus  den  Publikationen  des  eidgenössischen  Gesundheits-  und 
statistischen  Amts  in  dem  sanitarisch-demographischen  Wochenbulletin 
teilen  wir  folgendes  mit  betreffend  die  Trunksucht  als  Todes- 
ursache in  den  38  grösseren  städtischen  Gemeinden  der  Schweiz. 
Allerdings  ist  zu  beachten,  dass  der  Arzt  bei  Erwähnung  des 
Alkohols  als  mitwirkende  Ursache  bei  Todesfällen  sich  in  durchaus 
individueller  und  subjektiver  Weise  ausspricht.  Von  4337  männlichen 
und  4442  weiblichen  im  Alter  von  20  und  mehr  Jahren  Verstorbenen 
wurde  in  459  resp.  94  Fällen  Trunksucht  (bei  31  Personen  Delirium 
tremens)  angegeben,  d.  i.  bei  10,6  der  Männer  Trunksucht  und  bei 
0,5  °/0  derselben  Säuferwahnsinn.  Dem  Berufe  nach  waren  die  meisten 
männlichen  Alkoholisten  (209)  Handwerker,  es  folgten  49  Handels- 
leute und  47  Landwirte,  37  VerkehrBpersonal,  33  Wirtshanspersonal, 
32  Gelehrte  und  Angestellte,  20  Tagelöhner,  14  Polizeidiener, 
12  Rentner,  6  sonstige.  Eine  wesentliche  Änderung  ist  (seit  1894) 
nicht  zu  konstatieren.  Über  den  Zusammenhang  von  rAlkohol- 
genuss  und  Verbrechen14  handelt  0.  Lang,  Basel  3901. 

Ärztliche  Untersuchung  von  ins  schulpflichtige  Alter 
gelangten  Kindern.  Die  vorliegenden  Ergebnisse  stützen  sich 
auf  die   Erhebungen,  die   von   sechzehn   Kantonen   im  Schuljahr 
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1899/1900  und  von  fünfzehn  im  Schuljahr  1900/1901  durchgeführt 
wurden. 

Von  den  103409  untersuchten  Kindern  erwiesen  sich  15115, 
somit  14,6  °/0,  als  nicht  völlig  normal.  Die  weitaus  grösste  Zahl  der 
nicht  ganz  normalen  Schüler  (12514  oder  82,8°/0  derselben)  sind  mit 
leichteren  oder  schwereren  körperlichen  Gebrechen  behaftet,  mitLeidenr 
die  in  vielen  Fällen  mit  zunehmendem  Alter  von  selbst  verschwinden 
oder  die  durch  richtige  Behandlung  gehoben  werden  können.  Dies 
wird  besonders  bei  Fehlern  des  Gehörorgans,  des  .Sprachorgans,  bei 
Augenleiden  und  bei  den  „andern  Krankheiten"  zutreffen. 

Gesaratzahl  der  in  die  Schule  eingetretenen  Kinder:  27108 
männlich,  26907  weiblich,  total  54015;  davon  mit  Gebrechen  be- 
haftet: 4161  männlich,  4070  weiblich,  total  8231;  mit  geistigen  Ge- 
brechen behaftet,  Blödsinnige:  23  männlich,  22  weiblich  (0,55°/o)r 
in  geringerem  Grade  schwachsinnig:  647  männlich,  565  weiblich 
( 14,73 °/0),  in  höherem  Gnade  schwachsinnig:  216  männlich,  166 
weiblich  (4,64  °/0);  mit  körperlichen  Gebrechen  behaftet,  Gehörorgan- 
fehler: 564  männlich,  530  weiblich  (13,29°/0),  Sprachorganfehler: 
618  männlich,  397  weiblich  (12,33°/0),  Sehorganfehler:  1528  männlich, 
1866  weiblich  (41,23%),  Nervenkrankheiten:  39  männlich,  30  weiblich 
(0,84 °/0),  andere  Krankheiten:  487  männlich,  475  weiblich  (11,68%); 
sittlich  verwahrlost:  39  männlich,  19  weiblich  (0,71  °/0). 

Die  sanitarische  Untersuchung  der  alljährlich  neu  eintretenden 
Schüler  fördert  nicht  nur  die  Erkenntnis  des  Zustandes  unserer 
Jugend  im  allgemeinen,  sondern  bringt  jeder  Schule  direkten  Nutzen, 
weil  die  Schulbehörden  der  Schulgesundheitspflege  erhöhte  Auf- 
merksamkeit schenken  müssen  und  die  Lehrerschaft  veranlasst  wird, 
die  Schüler  genau  zu  beobachten  und  bei  kleinern  Gebrechen  selbst- 
tätig Abhilfe  zu  schaffen.  Es  ist  deshalb  zu  hoffen,  dass  auch 
diejenigen  Kantone,  die  diese  Untersuchung  bisher  nicht  durchführen 
liessen,  in  den  nächsten  Jahren  mitwirken  werden,  zumal  die  meisten 
derselben  ihre  Zustimmung  bereits  gegeben  haben. 

Nachdem  es  einer  masslosen  Agitation  gelungen  ist,  in  den 
meisten  Kantonen  den  Impfzwang  zu  beseitigen,  wird  das  Land  von 
Zeit  zu  Zeit  durch  eine  grossere  Anzahl  von  Pockenerkrankungen 
heimgesucht,  so  1894  von  940  Erkrankungen,  in  den  Jahren  1895 
bis  1899  von  je  17,  56,  51,  35,  21  Fällen  und  1900  von  206  Er- 
krankungen, wovon  29  mit  Tod  endigten,  d.  i.  von  den  ungeimpften 
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Erkrankten  starben  über  35°/0  und  von  den  geimpften  Erkrankten 
kaum  6°/0.  Das  Jahr  1901  ergab  353  Erkrankungen  mit  38  Todes- 
fällen, es  starben  26  Geimpfte  und  10  üngeimpfte.  Von  den  122 
Erkrankten  eines  einzigen  Dorfes  waren  78  ungeimpft  mit  13  Todes- 
fallen und  44  geimpft  mit  2  Todesfällen. 

Über  die  schweizerische  Konkursstatistik  entnehmen  wir 
dem  Geschäftsbericht  des  Bundesgerichts,  dass  die  Bereinigung  und 
Znsammenstellung  des  eingegangenen  Materials  pro  1897  schon  im 
Sommer  1900  durch  die  Kanzlei  der  III.  Abteilung  zu  Ende  geführt 
worden  ist;  dagegen  steht  die  Ausmittlung  der  prozentualen  Er- 
gebnisse, welche  den  Wert  der  statistischen  Angaben  wesentlich  er- 
höhen wird,  noch  ans.  Herr  Dr.  Guillaumk,  Direktor  des  eidge- 
nössischen statistischen  Bureaus  in  Bern,  habe  es  übernommen,  diesen 
Teil  der  Arbeit  besorgen  zu  lassen  und  sodann  die  Drucklegung  des 
gesamten  Materials  anzuordnen.  Leider  habe  sich  aber  „die  Durch- 
führung der  Prozentrechnungen  infolge  von  Missverständnissen, 
welche  bei  der  Neuheit  der  Aufgabe  sehr  begreiflich  seien",  und  wohl 
auch  wegen  der  Inanspruchnahme  des  statistischen  Bureaus  durch 
die  Arbeiten  für  die  schweizerische  Volkszählung  erheblich  verzögert. 

Die  nnn  vom  Bundesgericht  in  der  Zeitschrift  für  schweizerische 
Statistik  ohne  ein  Verständnis  für  die  Aufgaben  dieser  Statistik 
publizierten  Tabellen,  betr.  Konkurse  können  nicht  befriedigen,  sie 
enthalten  so  wenig  Kombinationen,  dass  ein  Einblick  in  die  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Verhältnisse  dadurch  nicht  gewonnen 
werden  kann. 

Internationaler  Ansliefernngsverkehr  der  Schweiz  in 
den  Jahren  1890  bis  1899.  Nach  den  Geschäftsberichten  des  eid- 
genössischen Justiz-  und  Polizeidepartements  wurden  in  den  10  Jahren 
1890—1899  von  der  Schweiz  folgende  Auslieferungsbegehren  an  aus- 
wärtige Staaten  gestellt:  an  Frankreich  549,  an  Deutschland  340, 
an  Österreich-Ungarn  69,  an  Belgien  38,  an  Italien  37,  an  Gross- 
britannien 25,  an  die  Verein.  Staaten  von  Amerika  7,  an  die  Nieder- 
lande 5,  an  Luxemburg  4,  an  Rumänien  3,  an  andere  Staaten  7 
(nämlich  an  Russland  2,  an  Mexiko  2,  an  Portugal  1,  an  Transvaal 
1899  1,  an  Brasilien  1),  an  verschiedene  Staaten  gleichzeitig  34. 
Total  der  Gesuche  1118. 

Ein  Blick  auf  die  Eisenbahnkarte  der  Schweiz  genügt,  bemerkt 
E.  Zürcher  in  der  ,.Schweiz.  Zeitschrift  für  Strafrecht",  um  Auf- 
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schluss  darüber  zu  erhalten,  warum  die  übergrosse  Mehrzahl  der 
Flüchtigen  die  französische  oder  deutsche  Grenze  zu  erreichen  trachtet 
Erfahrungsgemäss  hat  auch  Havre  für  diejenigen,  die  über  Meer  zu 
kommen  suchen,  Stetsfort  eine  grössere  Anziehungskraft,  als  die 
deutschen  Auswanderungshäfen,  es  entscheidet  eben  die  kürzeste  Linie 
für  Havre.  Nach  den  Nachbarstaaten,  zum  Teil  noch  vor  Italien, 
kommen  die  beiden,  gleichfalls  an  der  Linie  nach  Nordamerika  ge- 
legenen Staaten  Belgien  (Antwerpen)  und  Grossbritannien  (Southampton 
und  andere  Plätze). 

Die  Auslieferung  wurde  bewerkstelligt  in  695  Fällen.  Sie  er- 
folgte nicht:  wegen  Nichtentdeckung  des  Täters  in  176  Fällen,  wegen 
Rückzug  des  Begehrens  in  153  Fällen  und  wegen  Verweigerung  der 
Auslieferung  in  13  Fällen.    Unerledigt  waren  81  Fälle. 

An  die  Schweiz  wurden  von  auswärtigen  Staaten  Anslieferungs- 
begehren  in  folgenden  Zahlen  gestellt:  von  Deutschland  1467,  von 
Frankreich  512,  von  Italien  461,  von  Österreich- Ungarn  128,  von 
Belgien  16,  von  Russland  10,  von  Luxemburg  5,  von  Bulgarien  3, 
von  anderen  Staaten  11  (nämlich  von  Liechtenstein  2,  von  Gross- 
britannien 2,  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  2,  von 
Dänemark  1,  von  den  Niederlanden  1,  von  Spanien  1,  von  Mexiko  1, 
von  Brasilien  1).    Total  der  Gesuche  2611. 

Die  Auslieferung  wurde  bewilligt  in  2099  Fällen.  Die  Aus- 
lieferung erfolgte  nicht:  wegen  Nichtentdeckung  des  Täters  in  349 
Fällen,  wegen  Rückzug  des  Begehrens  in  105  Fällen,  wegen  Ablauf 
der  Haftfrist  in  2  Fällen  und  wegen  Verweigerung  der  Auslieferung 
in  20  Fällen.    Unerledigt  waren  36  Fälle. 

Demnach  haben  wir  mehr  als  die  doppelte  Anzahl  von  In- 
dividuen auszuliefern,  als  wir  ausgeliefert  erhalten.  Es  taucht  dabei 
die  Frage  auf,  ob  die  Schweiz  nicht  Veranlassung  hätte,  für  die 
Auslieferung  den  Grundsatz  zur  Geltung  zu  bringen,  duss  der 
requirierende  Staat  die  Kosten  zu  tragen  habe,  was  z.  B.  im  Ver- 
trage mit  den  Vereinigten  Staaten  eingeräumt  werden  niusste. 

Zürcher  nimmt  an,  dass  die  Schweiz  dem  Auslande  eine  weitaus 
promptere  Rechtshilfe  leistet,  als  ihr  von  demselben  zuteil  wird. 
Die  relative  Zahl  der  dem  Auslande  bewilligten  Auslieferungen  ist 
weit  höher  (80,4  °/0)  als  die  vom  Ausland  bewilligte  (62,2  %);  um- 
gekehrt ist  die  Zahl  erfolgloser  Nachforschungen  etwas  kleiner, 
ebenso  die  Zahl  der  verweigerten  Begehren,  und  insbesondere  sah 
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sich  die  Schweiz  in  viel  mehr  Fällen  veranlasst,  des  langen  Haders 
nnd  der  Schwierigkeiten  müde,  ein  Ausliefernngsgesnch  fallen  zu 
lassen  (13,7  °/0),  als  die  Auslandstaaten  uns  gegenüber  (4,0  °/0). 

Eine  schweizerische  Eigentümlichkeit  stellen  die  päda- 
gogischen Rekrutenprüfungen  dar.  Dieselben  stellen  keines- 
wegs nur  die  Analphabeten  fest,  die  kaum  noch  existieren,  sondern 
ermitteln  für  die  4  Fächer:  Lesen,  Aufsatz,  Rechnen  und  Vaterlands- 
kunde die  Leistungen  in  je  5  Prädikaten.  Diese  einheitlich  ge- 
stalteten und  sehr  ernst  durchgeführten  Prüfungen  werfen  ein  helle« 
Licht  auf  unsere  Schulzustände  und  sind  das  einzige  Mittel,  das  dem 
Bunde  einen  Einblick  in  den  Stand  der  kantonalen  Schulverhältnisse 
gestattet.  Diese  Prüfungen  fanden  1875  zum  erstenmal  statt.  Eine 
Reihe  von  Kantonen  verdankt  ihnen  gebesserte  Schul  Verhältnisse, 
da  jeder  Rekrut  durch  sein  vielfach  als  Legitimation  dienendes 
Dienstbüchlein  jeden  Augenblick  an  seine  Rekrutenprüfung  eventuell 
unangenehm  erinnert  wird,  und  da  andererseits  die  Kantone  und 
Bezirke  infolge  der  jährlich  erscheinenden  Statistik  zu  einem  edlen 
Wetteifer  angestachelt  werden. 

Die  statistische  Bearbeitung  der  sanitarischen  Rekruten  - 
Untersuchungen,  die  leider  etwas  arg  ins  Stocken  geraten  ist, 
wird  demnächst  hoffentlich  wieder  erscheinen.  Wir  haben  derselben 
stets  grossen  Wert  beigelegt,  weil  sie  ebenfalls  recht  ausführlich  ge- 
halten ist  und  manche  Nachweise  über  die  gesundheitlichen  Ver- 
hältnisse unserer  Bevölkerung  nach  Berufsgruppen  und  sozialen 
Klassen  bringt  und  damit  zu  grossen  Verbesserungen  Anregung  zu 
geben  vermag. 

Auch  hoffen  wir,  dass  es  trotz  dem  Widerstande  der  Direktion 
des  eidgenössischen  statistischen  Bureaus  gelingen  wird,  in  dem 
Jahre  1905  erstmalig  eine  allgemeine:  Landwirtschaft,  Industrie, 
Handel  und  Gastwirtschaft  umfassende  gewerbliche  Betriebs- 
zählnng  in  der  Schweiz  zur  Durchführung  zu  bringen. 

Über  die  Kriminalität  in  der  Schweiz  in  dem  letzten 
Dezennium  gibt  die  eidgenössische  Gefängnisstatistik  einigen  Auf- 
schluss,  wenn  dieselbe  auch  infolge  der  kantonalen  strafgesetzlichen 
und  sonstigen  Verschiedenheiten  nur  bedingt  vergleichbare  Resultate 
liefert.  Nachdem  Referent  diese  Erhebung  im  Jahre  1894  in  der 
Wiener  Monatsschrift  „Deutsche  WTorteH  mit  hauptsächlicher  Be- 
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tonung  der  volkswirtschaftlichen  Seite  kritisiert  hat,  ist  nunmehr  in 
der  „Schweizerischen  Zeitschrift  für  Strafrecht",  Bern  1901,  eine 
ebenfalls  eingehende,  vorzugsweise  juristische  Kritik  von  Ad.  Lekz- 
Freiburg  i.  Ü.  publiziert  worden. 

In  derselben  Zeitschrift  veröffentlichte  E.  ZCbchkr  eine  Stndie 
Uber  Jugendliche  Verurteilte  im  Kanton  Zürich  1895 — 1897. 

Die  Gesamtzahl  der  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  Ver- 
urteilten betrug  in  den  drei  Jahren  1895/97  7655;  die  Jugendlichen 
der  Altersjahre  13 — 15  machten  mit  160  2,1  °/0,  die  der  Altersjahre 
16—18  mit  493  6,4%,  die  Gesamtzahl  der  Jugendlichen  8,5%  aller 
Verurteilten  aus. 

Diese  Zahlen  lassen  zunächst  einen  Vergleich  mit  denjenigen 
früherer  Perioden  der  zürcherischen  Rechtsstatistik  zu;  allerdings 
nur  in  einem  gewissen  Umfange,  da  die  Aufnahmen  nicht  ganz  gleich- 
massig  erfolgt  sind.  Es  betrug  nämlich  in  Prozent  aller  wegen 
Verbrechen  und  Vergehen  Verurteilten:  1853/70  die  Zahl  der  Ver- 
urteilten im  Alter  von  12—20  Jahren  8,1,  1871/84  dieselbe  Zahl 
13,2,  1885  91  die  Zahl  der  Verurteilten  im  Alter  von  12—16  Jahren 
3,7,  im  Alter  von  16—19  Jahren  7,3,  im  Alter  von  12  bis 
19  Jahren  11.0. 

Wenn  wir  berücksichtigen,  dass  in  der  neuesten  Periode  das 
19.  Altersjahr,  das  selbstverständlich  eine  höhere  Ziffer  als  die  vor- 
ausgehenden Jahre  aufweist,  nicht  mitgezählt  ist,  so  werden  wir 
annehmen  müssen,  dass  gegenüber  der  Vorperiode  tatsächlich  keine 
Verminderung  eingetreten  ist.  Übrigens  wäre,  um  genau  zu  sein, 
»  noch  das  Verhältnis  der  Individuen  im  Alter  von  12 — 20  Jahren 
zur  Gesamtbevölkerung  überhaupt  zu  berücksichtigen.  Hier  ist 
eine  wesentliche  Verschiebung  nicht  vorgekommen.  1880  betrug  die 
Bevölkerung  im  Alter  von  0—20  Jahren  19,2 °/0  der  Gesamt- 
bevölkerung und  1888  19.3°/0. 

Eine  relative  Vermehrung  der  jugendlichen  Verbrecher  ist  im 
letzten  Jahrzehnt  kaum  bemerkbar. 

Noch  schwieriger  ist  der  Vergleich  mit  ausländischen  Er- 
gebnissen. Nach  der  Kriminalstatistik  des  Deutschen  Reiches  kamen 
auf  100  Verurteilte  an  jugendlichen  Verurteilten  im  Alter  von  12  bis 
18  Jahren:  1882  9,3,  1883  9,1,  1884  9,1,  1885  8,9,  1886  8,9, 
1*87  9.3,  1888  9.4,  1889  10,0,  1890  10,7. 
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Nach  der  österreichischen  Statistik  waren  in  Prozent  der  Ge- 
samtzahl der  Verurteilten  1895  unter  16  Jahren  2,8,  von  16  bis 
20  Jahren  18,0,  Jugendliche  Total  20,8. 

Da  nach  dem  österreichischen  Strafgesetzbuch  die  unmündigen 
Personen  vom  11.— 14.  Lebensjahr  für  Handlungen,  welche  ihrer 
Natur  nach  Verbrechen  wären,  nur  wegen  Übertretungen  bestraft 
werden,  so  ist  dem  obigen  Total  der  jugendlichen  Verbrecher  noch 
ein  gewisser  Prozentsatz  zuzufügen.  Das  Gesamttotal  der  jugend- 
lichen Verbrecher  betrug  1881  17,5°/^  188(j  19,6%,  1891  22,2% 
1895  23,5%. 

Die  zweite  Frage  ist,  welche  Verbrechen  werden  in  diesem 
jugendlichen  Alter  begangen? 

Was  hier  am  meisten  und  zuerst  in  die  Augen  fällt,  ist  weniger 
das  Hervortreten  der  Verbrechen  gegen  Leben  und  Gesundheit 
(10%  gegen  18%  bei  Verurteilten  überhaupt),  als  insbesondere  der- 
jenigen gegen  das  Vermögen  (mit  Einschluss  der  Betrugsverbrechen) : 
80%  aller  Verbrechen  Jugendlicher  gegen  51%  überhaupt. 

Die  frühzeitige  Verselbständigung  der  jungen  Leute  muss  sich 
ganz  besonders  in  den  Zahlen  der  Vermögeusverbrechen  geltend 
machen,  und  in  der  Tat  sehen  wir  eine  stetige  relative  Vermehrung 
der  Vermögensverbrechen  bei  gleichzeitigem  Rückgang  der  Ver- 
brechen gegen  Leib  und  Leben  bei  den  Jugendlichen,  im  direkten 
Gegensatz  zum  En t wickelungsgange  bei  der  Gesamtkrimiualität. 

Es  scheint  auch  in  der  Stadt  Zürich  wie  in  Berlin  der  Anteil 
des  jugendlichen  Verbrechertums  an  der  Gesamtkrimiualität  eher 
kleiner  als  im  Durchschnitt.  Es  ist  das  ein  Anzeichen,  dass  in  der 
Stadt  die  Massnahmen  zum  Schutze  der  verwahrlosten  Jugend,  wie 
auch  zum  Schutze  vor  derselben  kräftig  gehandhabt  werden.  Dennoch 
mahnt  die  stets  steigende  absolute  Zahl  solcher  jugendlicher  Ver- 
brecher, die  Bekämpfung  in  immer  intensiverer  Weise  fortzusetzen. 

Betreffs  des  Schutzes  des  gewerblichen  Eigentums  in 
der  Schweiz  mag  angeführt  werden,  dass  in  dem  Jahre  1900  in 
der  Schweiz  an  Fabrik-  und  Handelsmarken  eingetragen  wurden: 
1119  und  von  1865—1900  12827.  Die  grösste  Anzahl  entfällt  auf 
die  Uhren  mit  301  resp.  3637,  diesen  zunächst  stehen  die  Nahrungs- 
mittel, Farben,  Seifen,  Heilmittel  etc.  An  gewerblichen  Mustern 
und  Modellen  wurden  eingetragen  im  Jahre  1900  in  1010  Hinter- 
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legnngen  66380  Gegenstände  und  von  1889 — 1900  in  7711  Hinter- 
legungen 298187  Gegenstände.  Hierbei  wollen  wir  nicht  unterlassen 
zu  bemerken,  dass  uns  der  grösste  Teil  dieser  Eintragungen  als  wirt- 
schaftlich völlig  wertlos  erscheint. 

An  Haupt-Erfindungspatenten  wurden  erteilt  im  Jabre 

1900  1854  Stück  und  von  1888-1900  20599  Stück. 

Erwähnt  sei  noch  das  Organ  des  internationalen  Bureaus  für 
geistiges  Eigentum:  „La  propriete  industrielle",  Bern. 

Sparkassenstatistik.  Die  internationale  Sparkassenstatistik, 
die  FATio-Genf  in  der  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik  publiziert 
hat,  zeigt  wieder  einmal,  dass  die  gesetzlichen  und  sonstigen  Ver- 
schiedenheiten so  gross  und  die  Ermittelungen  bezüglich  der  Einlagen 
gleichzeitig  so  mangelhaft  sind,  dass  hier  auf  irgend  brauchbare 
Resultate  so  bald  nicht  zu  hoffen  ist.  In  der  Versammlung  des 
internationalen  statistischen  Vereins,  genannt  Institut,  zu  Budapest 

1901  wurde  übrigens  oben  zitierte  literarische  Leistung  bezeichnet 
als  „une  importation  d'Ameriqne  „chimeriqnea  et  absoluraent  inexacte". 

Unter  den  jetzigen  Verhältnissen,  heisst  es  in  dem  Bericht 
über  Handel  und  Industrie  der  Schweiz  im  Jahre  1901,  da  die  eine 
Sparkasse  ihr  Gnthabenmaximum  bei  1000  Frs.,  die  andere  bei 
2000  Frs.  hat,  eine  dritte  aber  Spargelder  ohne  Beschränkung  annimmt, 
ist  eine  Statistik  der  Sparbeträge  ein  hoffnungsloses  Unternehmen,  das 
zu  grossen  Täuschungen  über  den  Umfang  der  eigentlichen  Spar- 
tätigkeit  führen  muss.  Und  es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  dass 
durch  eine  Ermittelung  des  Standes  der  Sparer  die  Legende  von 
der  grossartigen  Spartätigkeit  der  ärmeren  Klassen  in 
der  Schweiz,  wie  auch  anderswo  einen  bedenklichen  Stoss  erlitte. 
Wenigstens  90%  der  „  Spargelder u  dürften  sich  als  Bankguthaben, 
Betriebskapital  oder  Rücklage  für  konsumtive  Zwecke  der  Besitzenden 
entpuppen. 

Eine  Statistik  der  Postsparkassen  Europas  und  Kanadas 
findet  sich  in  dem  Organ  des  Weltpostvereinsbureaus  „L'union  postale**, 
Bern  1900. 

In  einem  im  bernischen  Verein  für  Handel  und  Industrie  ge- 
haltenen Referate  über  Reformen  im  Sparkassenwesen,  Bern 
1899,  kritisiert  W.  Milliet  zunächst  das  Institut  der  Postsparkassen. 
Dieselben  seien  für  die  Sparer  unnötig,  für  die  Kreditsuchenden 
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nachteilig  und  für  die  Verwaltung  unzweckmässig.  Es  sei  an  eine 
Kontrolle  der  Sparkassen  seitens  des  Bnndes  einstweilen  nicht  zn 
denken,  höchstens  an  regelmässige  jährliche  eidgenössische  Statistiken 
des  Sparkassenwesens.  Auch  von  einer  kantonalen  Aufsicht  sei  nicht 
viel  zu  erhoffen.  Es  bliebe  daher  nur  die  Selbsthilfe  mit  genossen- 
schaftlicher Organisation  und  Kontrolle  übrig,  vorerst  vielleicht  für 
den  Kanton  Bern,  sodann  mit  Erweiterung  auf  die  Mittelschweiz, 
der  ein  ost-  und  ein  westschweizerischer  Verband  sich  anschliessen 
könnten. 

Die  zürcherischen  Brotpreise  in  den  Jahren  1651  bis 
1900.  Ein  Tableau  der  Herren  Maogi  &  Co.  zur  Stadtmühle  in 
Zürich  gibt  in  kleinen  Tabellen  und  in  graphischer  Darstellung  für 
jedes  der  250  Jahre  die  höchsten,  die  niedrigsten  und  die  Durch- 
schnittspreise pro  1  kg  weisses  Brot  in  Centimes.  Der  Gesamt- 
durchschnitt der  Jahre  1651 — 1900  stellt  sich  auf  37  Cts.  pro  kg. 
In  25jährigen  Perioden  ergeben  sich  folgende  Preise: 


Jahre 

Cts. 

Jahre 

Cts. 

1651—1675  . 

.  36 

1776—1800  . 

.  42 

1676—1700    .  . 

.  36 

1801—1825  . 

.  41 

1701-1725  . 

.  32 

1826-1850  . 

.    .  36 

1726—1750  . 

.  28 

1851—1875  . 

.    .  45 

1751-1775  . 

.  34 

1876-1900  . 

.    .  45,5 

Die  10  teuersten  Jahrgänge  waren:  1817  mit  90  Cts.,  1795 
mit  76  Cts.,  1771  mit  70  Cts.,  1693  mit  67  Cts.,  1796  mit  65  Cts., 
1692  mit  64  Cts.,  1800  mit  63  Cts.  und  1799,  1816  und  1847  mit 
61  Cts.  per  kg  Weissbrot.  Die  billigsten  Jahrgänge  waren:  1655 
mit  15  Cts.,  1671  mit  16  Cts.,  1671  mit  18  Cts.,  1656,  1670  und 
1673  mit  20  Cts.  und  1657,  1683—1686,  1706  und  1728  mit  21  Cts. 
per  kg  Weissbrot.  Der  höchste  Preis  in  dem  Hungerjahr  1817  ist 
mit  140  Cts.  gleich  dem  Zehnfachen  des  niedrigsten  aus  dem  Jahr 
1655  mit  14  Cts.  per  kg  Weissbrot. 

Eisenbahnwesen.  Lohnstatistik  des  Personals  der 
schweizerischen  Eisenbahnen,  von  Tu.  Soukkkck.  Bern  1900. 
—  Dem  1892  erschienenen,  das  vertraglich  angestellte  Personal 
der  fünf  Hauptbahnen  behandelnden  ersten  Teile  folgte  ein  zweiter 
Teil  über  das  im  Taglohn  arbeitende  Personal  der  fünf  Haupt- 
bahnen und  über  das  Personal  von  Nebenbahnen.  Der  Verfasser, 
der    der    „grossen  Lohnbewegung  des  Personals   der  schweize- 
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rischen  Hauptbahnen,  einer  bis  dahin  im  schweizerischen  Eisen- 
bahnwesen unbekannten  Erscheinung",  als  Strikeführer  nicht  un- 
parteiisch gegenüberstand,  führt  in  erster  Linie  —  das  zeigt  die 
anders  nicht  gerechtfertigte  Wahl  der  Ermittlungstermine  —  das 
Resultat  dieses  „eigenartigen  Kampfes"  des  Jahres  1896  vor  Augen. 
Wie  für  die  Ermittlung  der  durchschnittlichen  Jahresgehalte  des 
1898  beschäftigten  Personals  in  Tab.  5  etc.  (T.  I  und  T.  II)  alle 
erst  im  Jahre  1896  und  1897  eingestellten,  also  die  jüngeren  und 
durchschnittlich  geringer  besoldeten  Personen  haben  ausser  Betracht 
bleiben  können,  ist  statistisch-methodisch  unerfindlich.  Die  von  der 
Sozialen  Praxis"  (Jahrg.  1899,  pag.  1170)  gemäss  T.  I,  Tab.  5 
für  das  Jahr  1898  auf  1853  Frs.  angegebene  Durchschnittsbesoldung 
beträgt,  gemäss  Tab.  25,  nur  1761  Frs.  Gerne  glauben  wir  der 
Versicherung  des  Verfassers,  dass  sein  Werk  „einzig  in  seiner  Art* 
ist.  Die  Bearbeitung  ist  eigentümlicherweise  als  im  Auftrage  des 
eidgenössischen  Eisenbahndepartements  (aber  nicht  des  Bundesrates) 
durchgeführt  bezeichnet. 

Schweizerische  Eisenbahnstatistik  für  das  Jahr  1900. 
Die  bauliche  Länge  der  schweizerischen  Eisenbahnen  betrug  Ende 
1898  3890  km.  Hierzu  kamen  im  Laufe  des  Jahres  1899  68,7  km 
und  1900  50,7  km,  so  dass  Ende  1899  3959,4  km  und  Ende  1900 
4010,1  km  vorhanden  waren,  mit  einer  Betriebslänge  von  4015,7  km 
resp.  4090,5  km  und  4140,8  km.  Die  Zunahme  erstreckte  sich  im 
Jahr  1900  auf  die  Lokomotivbahnen  mit  8,2  km  Bau-  und  9,0  km 
Betriebslänge,  auf  die  Drahtseilbahnen  mit  1,5  km  Bau-  und  Be- 
triebslänge und  auf  Tramways  mit  41,0  km  Bau-  und  39,8  km 
Betriebslänge. 

Im  Ausland  gelegen  sind  30,1  km  Bau-  und  33,4  km  Be- 
triebslänge; wegen  Mitbenützung  sind  doppelt  gerechnet  62,8  km 
Betriebslänge.  Demnach  dienen  in  der  Schweiz  dem  öffentlichen 
Verkehr  3980,0  km  Bau-  und  4044,7  km  Betriebslänge.  Durch 
schweizerische  Unternehmungen  wurden  ferner  im  Auslande, 
an  den  Grenzen,  betrieben  63,4  km  Bahnen. 

Mit  Unterbau  für  2  Geleise  sind  baulich,  offene  Bahnen 
und  Stationen  zusammen,  versehen  1324,4  km,  davon  2.4  km  im  Aus- 
land; mit  zweispurigem  Oberbau  822,6  km,  davon  2,4  km  im  Aus- 
land. Die  zweispurige  Betriebslänge  umfasst  555,9  km,  wovon 
33,4  km  mitbenützt  und  0,4  km  im  Ausland  gelegene  Strecken  sind. 
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Für  die  schweizerischen  Eisenbahnen  mit  Lokomotiv- 
betrieb stellte  sich  bei  einem  Überschnss  der  Betriebseinnahmen 
über  die  Betriebsausgaben  in  Hohe  von  58,5  Mill.  Frs.,  gegenüber 
58,8  Mill.  Frs.  in  1899,  der  Reinertrag  von  49,4  Mill.  Frs.  (im 
Vorjahr  48,3  Mill.  Frs.)  im  Verhältnis  zum  Anlagekapital  von 
1313,5  Mill.  Frs.  auf  durchschnittlich  3,76  °/0,  bei  der  Zentralbahn 
auf  4,8  °/0  (im  Vorjahr  5,6%),  der  Gotthardbahn  wie  im  Vorjahr 
auf  2,63%  der  Jura-Simplon  auf  4,6%  (3,8%),  der  Nord-Ostbalm 
auf  4,3  %  (4  %)  und  der  Vereinigten  Schweizerbahnen  auf  4,4  % 
(4,7%).  Der  Personaletat  weist  28674  (27722)  Personen  auf, 
nämlich  in  der  allgemeinen  Verwaltung  1163,  für  Unterhalt  und 
Aufsicht  der  Bahnen  7856,  im  Expeditions-  und  Zugsdienst  11508, 
in  Fahrdienst  und  Werkstatten  8000  und  in  Nebengeschäften  147 
Personen.  Auf  die  Zentralbahn  entfallen  5734  (5532)  Personen,  auf 
die  Gotthardbahn  3435  (3358),  auf  die  Jura-Simplon  7703  (7614), 
auf  die  Nord-Ost  6196  (5984)  und  auf  die  Vereinigten  Schweizer- 
bahnen 2407  (2317). 

Die  Pensionskassen  hatten  5.2  (4,4)  Mill.  Frs.  Einnahmen  und 
2,1  Mill.  Frs.  Ausgaben;  sie  unterstützten  3282  (2988)  Personen, 
ihr  Vermögensbestand  betrug  am  Ende  des  Jahres  35.2  (31,9)  Mill.  Frs. 

Angefügt  sei  eine  kleine  Übersicht  über  die  Kursgestaltung 
der  4  schweizerischen  Hauptbahnen,  die  schon  freihändig  ver- 
staatlicht sind  oder  nahe  davor  stehen.  Daraus  ist  ersichtlich,  indem 
die  Kurse  unmittelbar  vor  den  Abschlussverhandlungeu  ziemlich 
genau  den  Wert  der  definitiven  Abfindung  darstellen,  dass  die 
Aktionäre  keine  Ursache  haben,  sich  über  den  Preis  zu  beklagen, 
dass  aber  die  Berechnungen  in  der  Bundesbotschaft  vom  März  1897, 
auf  welche  sich  die  Volksabstimmung  betr.  Eisenbahnverstaatlichung 
stützte,  leider  nicht  bloss  infolge  Wertzuwachses  beträchtlich  über- 
schritten worden  sind. 

(Hierher  die  Tabelle  von  Seite  1422.) 

Nachdem  die  Verstaatlichung  der  schweizerischen  Hauptbahnen 
im  Jahre  1898  beschlossen  worden  ist,  sind  in  den  verschiedensten 
Landesteilen  Schriften  entstanden,  die  als  Ausdruck  lokaler  Begehr- 
lichkeit bezeichnet  werden  müssen.  Die  eben  gegebenen  Tatsachen 
der  Rentabilität  der  schweizerischen  Bahnen  mit  Lokomotivbetrieb,  die 
sich  für  1900  auf  nur  3,76%  des  Anlagekapitals  belaufen  und  bei 
der  Gotthardbahn  nach  18  Betriebsjahren,  bei  fast  ganz  zweigeleisigem 
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Ausbau  und  einem  bald  an  der  Grenze  der  Leistungsfähigkeit  an- 
gelangten Verkehr,  gar  nur  eine  2,63  °/0 ige  Verzinsung  erreichen, 
werden  dabei  vollständig  aus  den  Augen  gelassen.  Man  ruft  aus 
West  und  Ost  und  nicht  am  wenigsten  aus  dem  Zentrum  einesteils 
nach  neuen  Bahnen,  deren  Rentabilität  auf  lange  Jahre  gar  nicht 
in  Frage  kommen  kann,  und  verlangt  andernteils,  dass  diesen  neuen 
und  den  gegenwärtigen  privaten  Bahnen  auf  Kosten  der  Bundes- 
bahnen der  Verkehr  zufallen  soll.  Namentlich  bemerkenswert  macht 
sich  nach  dieser  Richtung  die  sogen,  kantonale  bernische  Politik 
mit  ihrem  Projekt  der  Lötschbergbahn,  als  ob  nicht  die  Geschichte 
der  schweizerischen  Bahnen  genug  Warnungsblätter  aufwiese. 
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Wir  haben  in  unserem  Eisenbahnrückkaufsgesetze  die  Be- 
stimmung der  Verwendung  aller  Überschüsse  für  Verkehrszwecke 
(Verbilligung,  Verbesserung  und  Vermehrung  der  Verkehrsmittel), 
und  das  ist  gut,  denn  damit  ist  jeder  fiskalische  Gedanke  ausge- 
schlossen, aber  berücksichtigen  wir  doch,  wie  anderen  Staaten, 
besonders  Preussen,  ein  erheblicher  Teil  der  Staatseinnahmen,  in 
Höhe  von  hunderten  von  Millionen  Mark  jährlich,  aus  den  Staats- 
eisenbalmen  zufliesst,  —  woran  wir,  zum  grossen  Teil  auf  Zufuhr 
oder  Durchfuhr  ans  Deutschland  angewiesen,  mitzuzahlen  haben  -- 
und  hüten  wir  uns  vor  dem  Gegenteil:  die  Steuerkraft  und  Leistungs- 
fähigkeit unseres  Volkes  aufzuopfern  und  zu  vergeuden  für  unrentable 
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Verkehrszwecke,  nützen  wir  mit  unseren  Verkehrsanstalten  doch  nicht 
unserem  Lande  und  Volke  allein,  sondern  ebensogut  den  sie  benutzenden 
fremden  Individuen  und  Nachbarstaaten.  Darum  ist  strikte  fest- 
zuhalten an  dem  gesunden  Prinzip  der  Kostendeckung,  und  keine 
Begeisterung  darf  uns  abhalten,  nach  der  Rentabilität  und  dem 
Interesse  des  ganzen  Landes  zu  fragen.  Rentiert  doch  bei 
Berücksichtigung  sämtlicher  Baukosten  —  und  dazu  sind  auch  die 
Subventionen  verwandt  —  selbst  die  Gotthardbahn  nur  mässig.  Aus 
diesen  Gründen  ist  auch  die  Freiheit  der  Instradierung  für 
unsere  Staatsbahnen  eine  absolute  Notwendigkeit.  Versuche,  die 
Bundesbahnen  zum  Aschenbrödel  der  Privatbahninteressenten  zu 
.  degradieren,  sind  bisher  noch  glücklich  abgewehrt  worden.  Aber  doch 
hat  Referent  es  für  nötig  gehalten,  die  Forderung  zu  stellen,  dass 
wenigstens  die  Direktoren  und  Aufsichtsräte,  am  besten  auch  noch 
die  Aktionäre  konkurrierender  Privatunternehmungen  bei  parla- 
mentarischen Beschlussfassungen  in  den  Ausstand  treten  müssen. 
Dass  die  Bundesbahnverwaltung  freiwillig  den  bestehenden  Privat- 
bahnen so  weit  entgegenkommt,  als  es  ihre  Verhältnisse  und  volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben  gestatten,  bedarf  Keiner  Auseinandersetzung. 

Auch  ist  an  dem  Tilgungszwang  der  Bundesbahnen  in  vollem 
Umfang  unverbrüchlich  festzuhalten,  eventuell  ist  ein  Fehlbetrag  un- 
verkürzt von  der  eidgenössischen  Finanzverwaltung  zu  decken. 

Das  Festhalten  an  dieser  Forderung  wird  am  besten  geeignet 
sein,  der  Begehrlichkeit  gegenüber  den  Bundesbahnen  vorzubeugen, 
da  sich  an  anderen  Stellen  unseres  Staatshaushaltes  die  Fehlbeträge 
sofort  unangenehm,  aber  erzieherisch  wirksam,  geltend  machen  werden! 

Niemand  kann  die  Inferiorität  unserer  Staatsbahnen  wollen  und 
den  höchst  bedenklichen  ersten  Schritt  auf  die  schiefe  Ebene  einer 
unsoliden  Finanz  Wirtschaft  verantworten.  Denn  die  Unmöglichkeit 
der  Verzinsung  unserer  staatlichen  Eisenbahnanleihen  würde  den 
Staatsbankerott  darstellen,  der  bei  unserer  geographischen  und  ethno- 
graphischen Lage  und  republikanisch-demokratischen  Staatsverfassung 
noch  schlimmere  Folgen  haben  dürfte,  als  eine  militärische  Niederlage. 

Wenn  wir  auf  die  in  Gemeinden  und  Kantonen  schon  erlebten 
Eisenbahnkalamitäten  blicken,  so  haben  wir  allen  Grund,  vor  den 
ausschweifenden  lokalen  und  kantonalen  Plänen  auf  der  Hut  zu  sein. 
Über  den  zahlungsunfähigen  Gemeinden  halten  die  Kantone  ihre 
schützende  Hand,  und  die  Kantone  können  Rückhalt  finden  an  dem 
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starken  Bunde;  aber  der  Bund,  der  seine  internationalen  Zahlungs- 
verpflichtungen nicht  erfüllen  würde,  hat  seine  Selbständigkeit  verloren. 

Wenn  uns  die  Erfüllung  unserer  mit  dem  Rücklauf  verbundenen 
Pflichten  unbequem  sein  sollte,  ond  es  uns  au  der  nötigen  Selbst- 
zucht fehlt,  so  sollten  wir  auch  heute  noch  lieber  auf  Staatseisen- 
bahnen verzichten! 

Die  mit  dem  Staatsbetriebe  erwachsenen  neuen  schweizerisch- 
volkswirtschaftlichen Aufgaben  verlangen  allerdings  eineu  st arken 
gemeineidgenössischen  Geist.  Es  geht  nicht  an,  dass  in  der 
Eidgenossenschaft  ein  Teil  dem  andern  nur  darum  bewilligt,  dass 
dieser  ihm  ein  gleiches  tue,  obwohl  beide  davon  überzeugt  sind,  dass 
ihre  Begehren  keineswegs  volkswirtschaftlich  gerechtfertigt  sind. 
Mag  infolge  dieser  privaten  „Interessenkoalition"  ein  Kanton  Dutzende 
von  Eisenbahnbauten  auf  einmal  beschliessen,  der  Bund  darf  es  nie 
und  nimmermehr!  Dazu  können  ihm  auch  keine  Interpretations- 
künste über  das  Recht  von  Privaten  und  Kantonen  verhelfen.  Gestatten 
unsere  gesetzlichen  Bestimmungeu  nicht  die  Konzessionsverweigernng, 
wo  sie  staatlich  notwendig  ist,  so  sind  solche  eben  zu  schaffen! 

Wollen  Kantone  und  Private  wirklich  nur  Nebenbahnen  er- 
stellen, so  mögen  sie  solches  ganz  auf  ihr  eigenes  Risiko  tun,  aber 
unter  keinen  Umständen  sollen  sie  verlangen,  dass  die  Bundesbahnen 
ihnen  zu  Liebe  sich  binden  und  auf  Frachten  verzichten.  Will  man 
nur  scheinbar  und  rein  nominell  Nebenbahnen,  meint  aber  Haupt- 
und  Konkurrenzbahnen,  so  gilt  das  eidgenössische  Veto  als  Ergebnis 
der  eidgenössischen  Staatsraison:  zur  Verhinderung  einer  volks- 
wirtschaftlichen Verschwendung  und  einer  Schädigung  der  staatlichen 
Leistungsfähigkeit.  Sobald  wirklich  das  Bedürfnis  nach  neuen  Haupt- 
bahnen sich  einstellt,  wird  der  Bund  die  erforderlichen  Geldmittel 
am  leichtesten  aufbringen;  aber  selbstverständlich  mnss  mit  aller 
Vor-  und  Umsicht  und  mit  weiser  Beschränkung  auf  das  Notwendige 
und  Nützliche  vorgegangen  werden. 

Nur  das  nackte  Privatinteresse  und  der  Mangel  des  Einlebens 
in  den  eidgenössischen  Staatsgedanken  auch  bezüglich  des 
Eisenbahnwesens  kann  zur  Begründung  von  Theorien  führen, 
die  für  jede  gesunde  Staatsverwaltung  unannehmbar  sind. 

Hier  mag  noch  hingewiesen  sein  auf  die  „Zeitschrift  für  den 
internationalen  Eisenbahntransport",  das  Organ  des  internationalen 
Eisenbahntransportamts  in  Bern. 
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Nach  der  schweizerischen  Post-  nnd  Telegraphen- 
Statistik  ist  die  Anzahl  der  Poststellen  von  3550  im  Vorjahr 
in  1901  auf  3578  und  des  Personals  von  10157  auf  10368 
angewachsen.  Auf  einen  Einwohner  kamen  in  1901  88,62  Kor- 
respondenzen, 38,95  Zeitungen,  6,79  Fahrpoststttcke ,  2,72  Nach- 
nahmen mit  dem  Betrage  von  20,26  Franken  und  2,37  Geldanweisungen 
im  Betrage  von  210  Franken.  Die  in  der  amtlichen  Statistik  nach 
wie  vor  auf  Grund  der  Annahme  einer  Stabilität  der  Bevölkerung  — 
statt  der  Annahme  eines  gleichmäßigen  Fortschreitens  für  die 
zwischen  den  Volkszählungen  oder  nach  der  letzten  Zählung  ge- 
legenen Jahre  —  gegebenen  Daten  lassen  übrigens  keine  Vergleiche 
zu  und  sind  offensichtlich  unrichtig.  Die  Einnahmen  beliefen  sich 
auf  37778625  Frs.  (in  1900:  36130814  Frs.)  und  die  Ausgaben 
auf  34715097  Frs.  (33430462  Frs.),  also  die  Überschüsse  auf 
3.7  Mill.  Frs.  (2,7  Mill.  Frs.).  An  internationalen  Geldanweisungen 
wurden  aufgegeben  38,3  Mill.  Frs.  (34,8  Mill.  Frs.)  und  ausbezahlt 
28,1  Mill.  Frs.  (25  Mill.  Frs.),  während  im  internen  Verkehr 
628,95  Mill.  Frs.  (622,6  Mill.  Frs.)  Geldanweisungen  aufgegeben 
wurden.  Der  Fahrpostverkehr  beförderte  im  internen  Verkehr 
in  Stücken  mit  Wertangabe  1943,6  Mill.  Frs.  (1750,8  Mill.  Frs.)  und 
im  Verkehr  mit  dem  Ausland  im  Versand  108,7  Mill.  Frs.  (105,9  Mill. 
Frs.)  und  im  Empfang  40,1  Mill.  Frs.  (40,2  Mill.  Frs.);  hierzu  kam 
ein  Transit  von  20,96  Mill.  Frs.  (19,8  Mill.  Frs.).  Von  130,5  Mill. 
(124,3 Mill.)  abonnierten  Zeitungen  gehören  119,9 Mill.  (114,1  Mill.) 
taxpflichtige  und  3,3  Mill.  (3,1  Mill.)  portofreie  Blätter  dem  internen 
Verkehr  an. 

Das  schweizerische  Telegraphennetz  hatte  1901  (resp. 
1900)  eine  Länge  der  Linien  von  6595,9  km  (6902,2  km)  und  der  Drähte 
von  22085,4  km  (21716,6  km),  2120  (2108)  Bureaus  und  ein  Personal 
von  2988  (2981)  Personen.  Das  Total  der  Depeschen  betrug  4078353 
(4 110409),  hiervon  waren  2  399928  (2  372 188)  internationale.  Die  Tel  e- 
grapheneinnahmen  beliefen  sich  auf  2759371  Frs.  (2797840  Frs.) 
ans  den  Telegrammen,  und  Telegraphen-  und  Telephon - 
einnahmen  zusammen  auf  9585073  Frs.  (9261440  Frs.).  Dem- 
gegenüber stehen  die  Ausgaben  mit  10629505  Frs.  (10159158  Frs.). 
Demnach  weist  1901  ein  Defizit  auf  von  1044472Frs.  (897718  Frs.). 
Von  den  internen  Depeschen  waren  1,48  °/0  (1,63%)  Staatsdepeschen, 
2,160/0  (2,53%)  Börsennachrichten,  31,23%  (31,15%)  Handels- 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung  6.  u.  7.  Bd.  90 
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depeschen,  64,54%  (63,92  °/0)  betrafen  Privatangelegenheiten  und 
0,59%  (0,77%)  Zeitungsnachrichten;  im  internationalen  Verkehr 
0,25 °/0  (0,22 °/0)  Staats-,  7,33%  (8%)  Börsen-,  48,17°/0  (46,71%) 
Handels-,  43,54%  (44,51  %)  Privat-  und  0,71%  (0,56%)  Zeitungs- 
depeschen. Auf  1564  Einwohner  kam  1  Telegraphenbureau  und 
auf  den  Kopf  0,46%  interne  und  0,52  %  internationale  Telegramme. 
Ein  Telephonnetz  kam  auf  10232  Einwohner,  ein  Telephonabonnement 
auf  83  und  eine  Telephonstation  auf  75  Einwohner;  auf  den  einzelnen 
Abonnenten  entfielen  durchschnittlich  550  Lokal-  und  120  interurbane 
Gespräche. 

Um  die  Einführung  des  Post scheck Verkehrs  in  der  Schweiz 
.  bemühte  sich  C.  Koechlin,  Nationalrat,  Postcheque  und  Postgiro, 
Basel  1900.  Der  Verfasser  gibt  hier  die  Motivierung  einer  Motion 
und  einlässliches  Material,  das  in  verschiedenen  Ländern  gesammelt 
wurde,  zu  einer  allgemeinen  Orientierung.  Namentlich  der  Technik 
des  Scheck-  und  Giroverkehrs  wird  eine  ausführliche  Schilderung  zu- 
teil. Die  zahlreichen  Faksimilia  geben  die  in  Österreich,  England, 
Belgien  und  Frankreich  gebräuchlichen  Formulare.  Die  Belastung 
der  Postverwaltnng  wird  aber  unterschätzt,  und  dass  wir  für  weitere 
Geldsurrogate  im  Lande  sorgen  müssten,  davon  erscheint  uns  genau 
das  Gegenteil  richtig. 

Der  Direktor  des  5.  eidgenössischen  Postkreises,  J.  Maureb, 
publizierte  Lebenserinnerungen  unter  dem  Titel  60  Jahre  schweize- 
rischen Postdienstes.    Basel,  B.  Schwabe,  1902. 

Eine  internationale  Telephonstatistik  enthält  das  „Journal 
telegraphique",  das  Organ  des  internationalen  Bureaus  der  Tele- 
graphenverwaltungen in  Bern,  1901. 

Fremdenhotels  und  Fremdenverkehr  in  der  Schweiz. 
Nach  den  Mitteilungen  des  Zentralbureaus  des  Schweiz.  Hotelier- 
vereins dienten  dem  Fremdenverkehr  im  Jahre  1880:  1002,  1894: 
1693  und  1899:  1890  Hotels  und  Pensionen;  in  1899  waren  951 
Jahres-  und  945  Saisongeschäfte;  es  hatten  490  bis  zu  20  Betten, 
808:  21—50,  396:  51—100,  151:  101—200,  28:  201—300  und  23 
über  300  Betten.  An  Fremdenbetten  waren  vorhanden  1880:  58137, 
1894:  88634,  1899:  104876,  davon  1899  in  Jahresgeschäften  42 190 
und  in  Saisongeschäften  62686  Betten;  das  Maximum  per  Hotel  war 
500,  das  Minimum  5  und  das  Mittel  56. 
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Von  dem  Hotelpersonal,  mit  27700  Personen,  15425  männ- 
lichen und  12275  weiblichen,  war  die  Hälfte  in  Saison-  und  die 
Hälfte  in  Jahresgeschäften  tätig.    Ausländer  waren  3699  darunter. 


Kapital  werte. 


1880 
Total 

Frs. 

1894 
Total 

Frs. 

1899 
Total 

Frs. 

18'.«) 
.Talircs- 
ifcsehiiftc 

Frs. 

1899 
Saison- 
yeschiifte 

Fr«. 

Per  Fmad^ett 

18«)'.) 

D 

1  4-1 

vr 

i  «— » 

11 

n, 

Immobilien  . 
Mobilien   .  . 
Vorräte  .  .  . 

2 10  <MX)  000 
73  500  ooo 

t>  000  <  K  )0 

393  (181  <MM.» 
105  513  IM>0 

Ii)  733000 

420  808  000 
1 15  012  000 
14  OOO(HK) 

2 lß  508  00(1 

51  *5oooo 

9  000  000 

204  300  000 
00  75»;  000 

5  oooooo 

401» 
1102 
1315 

325«) 
909 
80 

Total: 

:ut)  500000 

-)1S«)27(H)0|.V,0  4S0(H.)0 

280  424  000 

270  05(i  000 

5248  1  4308 

Abgestiegene  Reisende. 


Angekommene  Reisende ') 
1899    1    1898  1897 

Logiertagc 
1899    |  1898 

1897 

Logiernächte 
per  Reisenden 

1899, 1898  1897 

In  Jsiresgfsehiftfn  . 
In  SaUoDefKhafUn  . 

1556  000  1  356  0(X) 
1003000    904  000 

1380000 
920  000 

5  978  000  5  795  000 
3  785  000  3  705  000 

5  978  000 
3  922  000 

3.8 
3,8 

4,20 
4,10 

4,30 
4,20 

Total: 

2  559  000  2  260  000  2  300  000 

9  763  000  9  500  000 

9800  000|  3,8 

4,15 

4,25 

(Hierher  die  Tabellen  von  Seite  1428.) 

Auswanderung.  Nachdem  die  Auswanderung  aus  der 
Schweiz  vom  Jahre  1893  bis  zum  Jahr  1898  infolge  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  in  den  Vereinigten  Staaten  bedeutend 
zurückgegangen  war  und  im  letztgenannten  Jahre  die  niedrigste 
Ziffer  seit  1880  gezeigt  hat,  ist  sie  seit  dem  Jahre  1899  wieder  in 
Zunahme  begriffen.  Im  Jahre  1901  sind  3921  Personen  aus- 
gewandert, 105  mehr  als  im  Vorjahre,  gegenüber  dem  Jahr  1898 
aber  erweist  sich  die  Auswanderungsziffer  als  eine  Vermehrung  um 
1633.  Betrachtet  man  indessen  die  Ergebnisse  der  Auswanderungs- 
statistik  früherer  Perioden,  so  nmss  das  Jahr  1901  immerhin  zu 
den  Jahren  gerechnet  werden,  die  eine  nicht  starke  Auswanderung 

*)  In  obenstellenden  Angaben  wurde  jede  Persou  so  oft  gezählt,  als 
sie  in  einem  Hotel  abstieg.  Die  effektive  Zahl  der  Reisenden  ist  nicht 
zu  ermitteln,  sie  schwankt  zwischen  3—  400000. 

90* 
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aufweisen.  In  dem  Jahre  1902  ist  die  Auswanderung  weiter  gestiegen 
auf  4707  Personen  und  in  1903  sogar  auf  5817  Personen. 

(iäste  nach  Nationen: 


Nationen 

1  Orui 

/p 

1898 

°/o 

01 

0 

Deutschland 

33  6 

28  4 

«IM 

33  8 

20,0 

24,6 

* 

18,3 

(iriHsbrihinnien 

17  3 

16.5 

16.5 

1?  r  n  n  Ir  r A  i  r»li 

1 1  2 

1 1  4 

1 1,4 

11  K 

A  iti  i>  r  i  L'  a 

3,4 

2.2 

1,5 

Holland  / 

Kussland  

2,9 

2,4 

1,8 

Österreich  -  Ungarn 

1,7 

2.0 

1,6 

Italien  

2,2 

2,2 

2,0 

0,7 

0,4 

0,5 

8chwcd.u.Norweg./ 

0,2 

0,2 

0,2 

Portugal  / 

Asien,  Afrika  .  .  . 

0,2 

1,0 

0,6 

0,1 

0.2 

0,4 

Verschied.  Länder 

1,3 

5.1 

2,9 

100 

100 

100 

Von  je  100  Betten  waren  durch- 
schnittlich nächtlich  besetzt: 


Monate 

1899 

1898 

1897 

Januar   

17 

15 

1« 

Februar   

18 

15 

15 

März  

21 

17 

14 

April  

24 

18 

15 

Mai  

33 

22 

20 

Juni  

34 

31 

30 

Juli  

65 

52 

59 

August  

81 

76 

81 

September.  .  .  . 

50 

50 

53 

Oktober  

32 

23 

30 

November  .... 

19 

18 

14 

Dezember  .... 

16 

14 

14 

Von  den  Auswanderern  des  Jahres  1901  waren  2423  oder 
61,79°  0  Bürger  ihres  Wohn-Kantons,  545  oder  13,89°0  Schweizer- 
bürger anderer  Kantone  und  953  oder  24,30 °/0  in  der  Schweiz 
wohnhaft  gewesene  Ausländer. 

Eingeschifft  wurden  die  meisten  Auswanderer  in  Havre  (2192); 
es  folgten  Antwerpen  (550),  Southampton  (515),  Marseille  (158), 
Genua  (116),  Boulogne  s.  m.  (110),  Bremen  (79). 

Im  grossen  und  ganzen  ist  in  der  Wahl  der  Answanderungs- 
ziele  seit  längerer  Zeit  eine  wesentliche  Veränderung  nicht  ein- 
getreten. Noch  immer  üben  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
die  stärkste  Anziehung  auf  die  auswanderungslustigen  Kreise  nicht 
allein  der  Schweiz,  sondern  der  meisten  europäischen  Staaten  aus. 
Nachdem  die  Einwanderung  in  die  Union  vom  Jahr  1893  an  infolge 
einer  daselbst  ausgebrochenen  Krisis  zurückgegangen,  hat  sie  in  letzter 
Zeit  wieder  eine  bedeutende  Zunahme  aufzuweisen.  Die  Zahl  der 
Einwanderer  betrug  im  Fiskaljahre  1900/1901  562868  oder  ca.  47000 
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mehr  als  im  Jahre  vorher.  Im  Kalenderjahr  1901  wurden  in  New 
York  allein  438868  Zwischendeck-  und  128143  Kajütenpassagiere 
gelandet.  Von  den  im  Jahre  1901  aus  der  Schweiz  ausgewanderten 
Personen  haben  sich  3520  oder  89,7%  (gegen  3341  oder  87,5%  im 
Jahre  1900)  nach  den  Vereinigten  Staaten  begeben.  Die  schweize- 
rischen Auswanderer  siedeln  sich  hauptsächlich  in  den  Staaten 
New  York  (1815),  Kalifornien  (453,  zumeist  Tessiner),  Wiskonsin  (199), 
Pennsylvania  (151),  Illinois  (107),  Ohio  (104)  und  Jowa  (90)  an. 

Die  allgemeine  Zunahme  der  Einwanderung  in  die  Vereinigten 
Staaten  ist  einerseits  deshalb  bemerkenswert,  weil  die  Einwanderungs- 
politik der  Union  seit  etwa  zwei  Jahrzehnten  sich  in  dem  Sinne 
geändert  hat,  dass  die  seither  erlassenen  Gesetze  eher  der  Ausdruck 
der  starken  Abneigung  sind,  die  in  gewissen  einflussreichen  Kreisen 
der  Union  gegen  eine  Zunahme  der  Einwanderung  herrscht.  Diese 
wird  hauptsächlich  deshalb  nicht  gerne  gesehen,  weil  die  Furcht 
besteht,  die  weniger  kostspielige  Lebenshaltung  der  meisten  Ein- 
wanderer könnte  ein  Zurückgehen  der  Arbeitslöhne  zur  Folge  haben. 
Bei  dem  bedeutenden  Aufschwung,  den  Handel,  Industrie  und  Ver- 
kehr in  der  Union  genommen,  haben  die  getroffenen  Massnahmen 
nicht  vermocht,  den  Strom  der  europäischen  Auswanderung  nach 
anderen  Gebieten  zu  lenken. 

Die  Auswanderung  nach  Mittelamerika  ist  nie  von  Bedeutung 
gewesen;  die  vielfachen  Unruhen,  die  in  letzter  Zeit  dort  geherrscht 
haben,  sind,  wie  das  Klima,  nicht  dazu  angetan,  Auswandernngslnstige 
anzuziehen.    Es  gingen  nach  Mexiko  1,  nach  Columbia  3  Personen. 

Bedeutender  war  die  Auswanderung  nach  Südamerika,  wo 
sich  seit  vielen  Jahren  eine  grössere  Anzahl  schweizerischer  An- 
siedinngen befindet.  Immerhin  ist  die  Zahl  der  Auswanderer  nach 
den  einzelnen  Staaten  Südamerikas,  seitdem  die  von  einigen  derselben 
getroffenen  Massnahmen  zur  Begünstigung  der  Einwanderung,  wie 
in  der  Schweiz,  so  auch  in  mehreren  anderen  Staaten  Europas  auf 
Widerstand  gestossen  sind,  zurückgegangen.  Nach  Argentinien 
wanderten  236  (gegen  266  im  Vorjahre),  nach  Brasilien  42  (gegen  16), 
nach  Venezuela  2,  nach  Chile  12  (gegen  35),  nach  Uruguay  1 
(gegen  21)  und  nach  Peru  1  Person  aus. 

Es  wanderten  ferner  aus:  nach  Afrika  18  Personen,  davon  7 
nach  dem  Süden,  nach  Asien  29,  davon  15  nach  Singapore,  und  40 
nach  Australien,  davon  10  nach  Melbourne  und  17  nach  Sydney. 
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Die  eminente  Entwickelung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  gegenüber  dem  altkultivierten  Europa  hat  in 
politischer  wie  wirtschaftlicher  Beziehung  in  dem  Jahre  1901  weitere 
Fortschritte  gemacht,  Die  Ersetzung  des  Clayton-Bulwer- Vertrages 
durch  den  Hay-Pauncefote- Vertrag  und  die  Anerkennung  der  Monroe- 
doktrin selbst  für  Südamerika  (in  der  Venezuelafrage),  ebenso  wie 
das  planmä8sige  Beginnen  zur  Schaffung  einer  amerikanischen  Handels- 
und Kriegsflotte,  Aufkaufen  europäischer  Reedereien  und  Förderung 
des  Schiffbaues,  sind  Ereignisse  von  den  bedeutsamsten  weltwirtschaft- 
lichen Folgen. 

Die  europäischen,  unter  hohem  Steuerdruck  und  schweren 
Militärlasten  stehenden  Volkswirtschaften,  angewiesen  auf  den  Import 
grosser  Mengen  unentbehrlichster  Nahrungsmittel  und  wichtigster 
Rohstoffe  und  dadurch  ungünstig  ausgestattet  für  den  scharfen  Eon- 
kurrenzkampf, werden  schwerlich  eine  ebenso  glorreiche  Weiter- 
entwickelung gewinnen  können,  wie  die  letzten  Dezennien  ihnen 
gebracht  und  wie  andere  Länder,  namentlich  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  noch  zu  erwarten  haben.    Auch  die  pfiffigsten  Zoll- 
massnahmen  vermögen  den  natürlichen  Lauf  der  Dinge  nicht  zu 
hemmen.    Beachtenswert  ist  ferner,  dass,  während  Europa  in  dem 
Jahre    1901    von    einer    schweren    Krisis   heimgesucht  wurde, 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gerade  die  notleidendste 
der  europäischen  Industrien,  die  Eisen-  und  Stahlindustrie,  eiue 
glänzende  Entwickelung  zeigte,  das  grosse  Netz  der  Eisenbahnen 
den  gewaltigen  Verkehr  nicht  zu  bewältigen  vermochte  und  das 
Weihnachtsgeschäft  in  dem  ganzen  Lande  als  so  gut  wie  noch 
niemals  zuvor  bezeichnet  wurde.    Dagegen  klagten  die  europäischen 
Ozeanfahrer  über  Mangel  an  Frachten  und  niedere  Raten  zugleich, 
die  europäischen  Eisenbahnen  haben  fallende  Einnahmen  zu  verzeichnen 
und  wachsende  Defizite  und  Schulden  charakterisieren  die  europäischen 
Staatsrechnungen.    Die  glänzende  Handels-  wie  Zahlungsbilanz  der 
Vereinigten  Staaten  ermöglichte  grossartige  Investierungen  aller  Art 
neben  einer  fortgesetzten  Tilgung  alter  Verpflichtungen  dergestalt, 
dass  in  wenigen  Jahren  die  amerikanische  Schuld  getilgt  ist.  Als- 
dann wird  die  Finanzkraft  und  das  wirtschaftliche  Übergewicht  der 
Vereinigten  Staaten  in  verstärktem  Mafse  wirksam. 

Eine  Verzehnfachung  der  77  Mill.  Einwohner  der  Vereinigten 
Staaten  wird  erst  diejenige  Bevölkernngsdichtigkeit  ergeben,  wie  sie 
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heute  in  Mitteleuropa  existiert!  Die  natürlichen  Faktoren  zu  einem 
derartigen  Aufschwung  sind  vorhanden:  einerseits  in  dem  innern 
Bevölkerungszuwachs  und  der  zumal  in  Zeiten  wirtschaftlicher 
Depression  in  Europa  starken,  augenblicklich  durch  Einwanderungs- 
gesetze der  Vereinigten  Staaten  beschränkten  Einwanderung  und 
andererseits  durch  die  Möglichkeit  einer  ausgiebigen  Gewinnung 
von  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  aller  Art,  namentlich  von  Baum- 
wolle, Steinkohlen,  Eisen  und  andern,  auch  edlen  Metallen,  sowie  in  dem 
Vorhandensein  gewaltiger  Wasserkräfte  zur  Erzeugung  der  Elektrizität  . 

Der  Panamakanal  zieht  Ostasien  und  Australien  in  die  wirt- 
schaftliche Interessensphäre  der  Vereinigten  Staaten  und  sichert 
diesen  die  Hegemonie  auf  dem  ganzen  amerikanischen  Kontinente. 

Der  wirtschaftlichen  Macht  Amerikas  wird  die  politische  folgen 
und  damit  der  europäische  Feudalismus,  Militarismus  und  Monarchismus 
zugrunde  gehen. 

Die  Vereinigten  Staaten  liefern  für  den  Export  nicht  mehr 
hauptsächlich  nur  Weizen  und  Mais  —  Bohr-  und  Rübenzucker 
wird  in  steigenden  Mengen  erzeugt  und  machen  der  europäisch- 
kontinentalen Einfuhr  Konkurrenz  —  sondern  auch  in  zunehmender 
Menge  und  Mannigfaltigkeit  Industrieprodukte  aller  Art.  Die 
Steigerung  der  Produktion  schliesst  eine  zunehmende  Vervollkomm- 
nung in  sich.  In  Maschinen  und  Werkzeugen  ist  eine  hohe  Stufe 
bereits  erreicht  und  die  Fortschritte  in  der  Textilindustrie  entziehen 
der  gewöhnlichen  Auslandware  immer  mehr  den  Boden,  was  um  so 
leichter  geschieht,  da  die  Inlandsproduktion  durch  hohe  Zölle  ge- 
schützt ist. 

Nur  für  die  besten  Erzeugnisse  des  Auslandes,  wie  für  Speziali- 
täten auch  in  Massenartikeln,  die  durch  intelligente  Arbeiter  und 
auf  vollkommensten  Maschinen  hergestellt  sind  und  deren  Produktion 
wie  Handel  sich  auf  genügende  Kapitalkraft  stützen,  ist  bei  der 
grossen  Konsumkraft  der  ländlichen  wie  der  städtischen  Bevölkerung 
der  Vereinigten  Staaten  immer  noch  ein  guter  Absatz  gesichert. 

Unsere  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
im  Jahre  1901  zeigt  zu  Anfang  des  Jahres  eine  Depression,  die  aber 
allmählich  nachliess.  Namentlich  schwer  lag  der  Stickereimarkt, 
sowohl  in  Schiffli-  als  in  Handmaschinenprodukten,  danieder;  gegen 
Jahresschluss  aber  bot  die  Situation  gerade  in  Stickereien  die  besten 
Hoffnungen. 
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Unsere  Gesamtausfnhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  betragt 
nach  unseren  auf  Grund  von  Mitteilungen  der  amerikanischen  Kon- 
sulate gemachten  Aufstellungen  in  11K>1  86,7  Millionen  Franken 
gegenüber  93,2  Millionen  Franken  im  Vorjahre.  Die  Abnahme  von 
ö1^  Millionen  Franken  ist  durch  den  Ausfall  in  der  Position 
Stickereien  in  Höhe  von  7  Millionen  schon  mehr  als  gedeckt.  Die 
Ausfuhr  an  Stickereien  betrug  nämlich  38,3  Millionen  Franken  gegen- 
über 45,3  Millionen  Franken  im  Vorjahre.  Der  Dezembermonat  aber 
zeigt  mit  4,35  Millionen  Franken  gegenüber  3,39  Millionen  Franken 
im  Vorjahre  wieder  Besserung.  Auf  eine  steigende  Inlandsproduktion 
stossen  seidene  und  halbseidene  Stückware  mit  11,7  Millionen 
Franken  gegenüber  15  Millionen  Franken  im  Vorjahre;  ebensowenig 
befriedigt  die  St  roh  flechterei  mit  0,8  Millionen  gegenüber  1.2 
Millionen  Franken.  Dagegen  weisen  eine  Steigerung  auf:  Strick- 
waren von  1,1  auf  1,9  Millionen  Franken,  Käse  von  4,3  auf  die 
nie  zuvor  erreichte  Höhe  von  4,9  Millionen  Franken  und  Uhren 
und  Uhrenbestandteile  von  6,8, auf  8,8  Millionen  Franken. 

Die  Ausfuhr  der  Schweiz  nach  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  ist  sodann  in  1902  auf  107,0  Millionen  und  in  1903  auf 
111,5  Millionen  Frs.  gestiegen. 

Da  die  Bodenverhältnisse  der  Schweiz  der  Landwirtschaft  enge 
Grenzen  setzen,  hat  die  Industrie  subsidiär,  namentlich  als  Haus- 
industrie, und  auch  als  Fabrikindustrie  schon  seit  lange  zur  Ernährung 
der  Bevölkerung  wesentlicli  beitragen  müssen.  Unsere  Export- 
Industrieen  umfassen  hauptsächlich  einige  wenige  grosse  Positionen, 
als  Spinnerei,  Weberei,  Stickerei  und  Maschinenindustrie  vorwiegend 
in  der  Ostschweiz,  Taschenuhren  im  Jura,  chemische  Industrie  und 
Seidenbandweberei  in  Basel,  Strohindustrie  im  Aargau,  Bijouterie 
in  Genf,  hierzu  kommt  noch  etwa  die  elektrische  und  Aluminium- 
Industrie,  die  Schokolade  und  als  Exportprodukte  der  Milchwirtschaft 
kondensierte  Milch  und  Hartkäse.  Es  sind  meist  hochwertige  Spezial- 
produkte  von  relativ  geringem  Gewicht  und  Umfang,  die  sich  damit 
zur  Versendung  in  die  entlegensten  Länder  eignen.  Die  Gesamt  - 
ausfuhr  der  Schweiz  hatte  iin  Jahre  1901  nur  ein  Gewicht  von 
5,2  Millionen  q  netto  gegenüber  einer  Einfuhr  von  45,4  Millionen  q 
nett«».  Hierzu  kommt,  dass,  während  die  Ausfuhr  meist  abwärts 
geht,  die  Einfuhr  aufwärts  zu  transportieren  ist.  Wie  wichtig 
unter  diesen  Umständen  die  Verkehrswege  für  die  Schweiz  sind, 
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und  namentlich  die  möglichst  weitreichende  Benützung  von  Wasser- 
strassen,  leuchtet  ein.  Deshalb  musste  auch  das  mangelnde  nach- 
barliche Entgegenkommen  bezüglich  des  Anschlusses  von  Basel  an 
einen  leistungsfähigen  Rheinkanal  wiederholt  Übel  vermerkt  werden. 
Zum  Glück  liegt  der  Seehafen  von  Genua  unserer  südlichen  Landes- 
grenze nicht  allzu  ferne  und  sodann  hat  die  Tarifpolitik  der 
französischen  und  ebenso  der  österreichischen  Bahnen  manches 
dankenswerte  Entgegenkommen  gezeigt.  Auch  sind  die  Bestrebungen 
zur  besseren  Schiffbarmachung  der  Rhone  und  der  französischen 
Kanäle,  wie  der  Bau  eines  Kanales  Venedig— Lago  Maggiore,  zu 
begrüssen. 

Die  Schiffahrt  auf  dem,  gemäss  den  völkerrechtlichen  Verträgen 
zwischen  deutschen  Staaten,  Frankreich,  den  Niederlanden,  Österreich 
und  England  (Wiener  Kongressakte  von  1814,  Rheinschiffahrtsakte 
vom  17.  Oktober  1868,  schweizerisch-badischer  Vertrag  vom  10.  Mai 
1879),  freien  Rhein  bietet  der  Schweiz  die  Möglichkeit  eines  von 
dem  guten  Willen  der  Nachbarstaaten  völlig  unabhängigen  Welt- 
verkehrs. Dies  Moment  wird  um  so  bedeutungsvoller,  je  mehr  in 
den  Nachbarstaaten  die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  und  die 
Vereinheitlichung  ihrer  Verwaltung  Platz  greift  und  an  die  Stelle 
des  blossen  Geschäftsprinzips  in  dem  Tarifwesen  die  nationale  Eisen- 
bahnpolitik tritt. 

Übrigens  ist  auch  schon  von  Bayern  die  Bedeutung  der 
Regulierung  des  Oberrheins  und  der  Rheinschiffahrt  bis  in  den 
Bodensee  klar  erkannt  worden,  indem  dies  Projekt  alle  anderen 
bayrischen  Schiffahrtsprojekte  weit  überragt.  So  hat  der  Prinz 
Ludwig  in  der  bayrischen  Reichsrats-Kammer  im  Laufe  der  Debatte 
über  die  pfälzischen  Eisenbahnen  im  Dezember  1003  verlangt,  bei 
dem  Werke  der  Rheinregulierung  sollte  nicht  Strassburg  den  End- 
punkt bilden,  sondern  der  Bodensee,  so  dass  badisch  Konstanz, 
württembergisch  Friedrichshafen,  bayrisch  Lindau,  österreichisch 
Bregenz  und  schweizerisch  Romanshorn  und  Rorschach  die  Endhäfen 
des  Rheinverkehrs  sein  würden. 

Die  Bedeutung  des  schweizerischen  Handels  erhellt  sodann 
aus  den  Wertangaben,  indem  im  Jahre  1901  für  1050  Millionen  Frs. 
Waren  ein-  und  für  836,0  Millionen  Frs.  ausgeführt  wurden.  An 
der  Einfuhr  sind  beteiligt  :  Deutschland  mit  30,2  °/0,  Frankreich  mit 
19,6  °/o,  Italien  mit  15  »J0,  Amerika  mit  8,9  %  Österreich-Ungarn 
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mit  6,1  °/0,  England  mit  4,5  °/0  etc. ,  und  an  der  Ausfuhr  aus  der 
Schweiz:  Deutschland  mit  23°/0,  England  mit  22,6  °/0,  Amerika  mit 
13,6  °/0,  Frankreich  mit  13,1  °/0,  Italien  mit  5,5  °!0,  Österreich  mit 
5,4%  etc. 

Bei  dieser  starken  Einfuhr  ist  es  nicht  verwunderlich,  dass, 
trotz  niedriger  Zollansätze  im  einzelnen,  die  Zollerträge  recht  be- 
trächtlich sind.  Die  Einfuhrzölle  und  dazu  die  Beträge  der 
Verbrauchsabgaben  und  Monopolgewinne  stellen  nach  unserer 
Berechnung  flir  die  Schweiz  und  zum  Vergleiche  damit  auch  für  ihre 
Nachbarländer  folgende  Summen  per  Kopf  der  Bevölkerung  dar: 
Schweiz  1899:  Zoilertrag  15,33  Frs.,  eidgenössisches  Alkohol- 
monopol 2  Frs.,  kantonales  Salzmonopol  1,08  Frs.,  zusammen  18,41  Frs. 
Deutschland  1899:  Zollertrag  9,26  Mk.,  Branntwein-,  Bier-,  Tabak-, 
Salz-  und  Zuckereinnahme  9,06  Mk.,  zusammen  18,32  Mk.  =  22,62  Frs. 
Frankreich  1899:  Zollertrag  11,44  Frs.,  Bier-,  Getränke-  und 
Zuckersteuer,  Tabak-  und  Zündhölzchenmonopol,  Salzsteuer  etc. 
28,12  Frs.,  zusammen  39,56  Frs.  Italien  1899:  Zollertrag  7,61  Frs., 
Konsumsteuern  8,01  Frs.,  Tabak-  und  Salzmonopol  7,03  Frs.,  zusammen 
22,65  Frs.  Österreich  1899:  Zollertrag  2,52  Kronen,  Konsum- 
stenern und  Tabak-  und  Salzmonopol  (1898)  16,88  Kronen,  zusammen 
19,40  Kronen  =  20,37  Frs.  Ungarn  1899:  Zollertrag  2,52  Kronen, 
Konsumsteuern  und  Tabak-  und  Salzmonopol  13,12  Kronen  =  16,42  Frs. 

Sodann  mögen  die  Eintragungen  in  das  eidgenössische 
Handelsregister  Erwähnung  finden.  Es  waren  verzeichnet  Ende 
1901  resp.  1900  und  1883  an  Einzelfirmen  32810  resp.  32735 
(24023);  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaften  6162  resp.  6049 
(3666);  Aktiengesellschaften,  Kommanditaktiengesellschaften  und 
Genossenschaften  6173  resp.  5843  (1417);  Vereine  1707  resp.  1566 
(134);  Filialen  881  resp.  864  (368);  sonstige  693  resp.  700  (2052); 
total  48426  resp.  47757  (31740). 

Eine  Zusammenstellung  auf  Grund  der  Publikationen  in  dem 
schweizerischen  Handelsamtsblatte,  ergibt  an  Neugründnngen  von 
Aktiengesellschaften  in  1900  resp.  1899:  129  resp.  139  Gesell- 
schaften mit  79,9  resp.  74  Millionen  Frs.  Kapital  und  mit  Kapital- 
erhöhungen je  68  Aktiengesellschaften  mit  37  resp.  59  Millionen 
Frs.  Kapital ;  davon  stellen  eine  blosse  Umwandlung  bisheriger  Betriebe 
dar:  49  resp.  52  Gesellschaften  mit  34  resp.  36,2  Millionen  Frs.  Kapital. 
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Schweizerisches  Jahrbuch  für  Finanz-,  Bank-,  Trans- 
port- und  Versicherungswesen,  2.  Jahrg.,  Bern  1900.  —  Das 
Buch  enthält  eine  Betrachtung  von  Dr.  T.  Grering  über  das  Wirt- 
schaftsjahr 1899,  sodann  Abhandlungen  über  Handels-  und  Zollstatistik 
und  Währungswesen  von  Dr.  T.  Gkering  und  Dr.  Albebt  Mkykr.  und 
über  die  Finanzen  des  Bundes  und  der  Kantone  von  Dr.  J.  Steiger. 
Hieran  schliesst  sich  eine  Aufzählung  der  Anleihen  und  Emissionen 
des  Jahres  1899.  Es  folgt  eine  Aufstellung  der  216  grösseren  Banken 
und  Sparkassen  (von  ca.  400)  und  ihrer  Bilanzen  von  A  Akllig 
und  ferner  von  28  der  bedeutenderen  industriellen  Unternehmungen 
mit  wenigstens  je  zwei  Millionen  Franken  Aktienkapital,  für  welche 
Geschäftsberichte  vorlagen.  Ein  Publikationszwang  in  bezug  auf 
die  Jahresberichte  der  Aktiengesellschaften  existiert  in  der  Schweiz 
nicht.  Das  Eisenbahnwesen  behandelt  Dr.  Fr.  Volmar,  das  Ver- 
sicherungswesen Dr.  E.  Ceresole.  Die  Rechnungsergebnisse  und 
Bilanzen  von  23  konzessionierten  schweizerischen  Versicherungs- 
gesellschaften fUr  1899  sind  angeführt.  Ein  Anhang  verzeichnet  die 
Banken,  Bank-  und  Börsenagenten,  Sparkassen-  und  Inkassogeschäfte 
mit  Angabe  der  Unterschrift  führenden  Personen.  Die  Abhandlungen 
verdienen  eingehende  Beachtung  und  die  Zusammenstellungen  werden 
demjenigen  willkommen  sein,  dem  das  meistens  zugrunde  liegende 
amtliche  Material  nicht  zur  Hand  ist.  Die  3.  Ausgabe  erschien 
unter  dem  kürzeren  Titel  „Schweizerisches  Finanzjahrbuchw, 
Bern  1901.  Die  Stoffanordnung  ist  im  allgemeinen  die  gleiche  ge- 
blieben, nur  dass  der  Umfang  auf  fast  die  Hälfte  reduziert  ist.  Das 
Buch  enthält  noch  eine  Übersicht  der  Bundes-Snbventionen  an  die 
Kantone  und  eine  erweiterte  Behandlung  der  industriellen  Gesell- 
schaften und  des  Versicherungswesens. 

Eine  ausführliche  Statistik  und  Darstellung  des  Finanz- 
wesens der  Kantone  von  Dr.  J.  Steiger  findet  sich  in  der  Zeit- 
schrift für  schweizerische  Statistik,  Bern  1899.  Es  ist  eine  sehr 
verdienstvolle  und  grundlegende  Arbeit,  wenn  es  bei  der  Kom- 
pliziertheit und  Unübersichtlichkeit  der  kantonalen  Verhältnisse  auch 
nicht  möglich  war,  in  allen  Einzelheiten  ein  richtiges  Urteil  zu  finden. 

Über  die  Finanzverhältnisse  der  Kantone  sagt  das  genannte 
Finanzjahrbnch:  Die  finanzielle  Lage  der  Kantone  hat  sich  in  den 
letzten  Jahren  erheblich  verschlechtert.  Während  das  Jahr  1896 
für  die  Kantone  noch  einen  Totalvorschlag  von  ca.  einer  Million 
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Franken  ergab  und  1897  von  l1/»  Millionen  Franken,  wies  der  Ab- 
schluss  von  1898  schon  ein  Defizit  von  ca.  7400  Frs.  auf  und  der 
von  1899  von  2300315  Frs. 

1885  betrugen  die  Verwaltungsausgaben  der  Kantone  66  Millionen 
Franken,  1891  84  Millionen,  1898  113,3  Millionen,  1899  118,7  Millionen 
und  pro  1901  werden  sie  die  doppelte  Summe  von  1885  bereits  er- 
reicht haben,  während  die  Bevölkerung  seit  1885  höchstens  15°  0  zu- 
genommen hat.  Zunächst  ist  allerdings  zu  bemerken,  dass  der 
NationalwohlBtand  und  damit  die  Steuerkraft  gestiegen  sind;  um 
wieviel,  lässt  sich  nicht  bestimmen.  Die  vermehrten  Sparkassen- 
einlagen bilden  wohl  ein  Symptom,  aber  noch  keinen  Mafsstab  dafür. 
Die  vermehrten  Einlagen  beruhen  nicht  nur  auf  der  Zunahme  des 
Nationalwohlstandes,  sondern  auch  auf  der  vermehrten  Popularität 
der  Sparkasseninstitute.  Ein  Teil  der  Deckung  der  Mehrausgaben 
fällt  auf  die  Zunahme  der  indirekten  Steuern  und  Gebühren,  die 
aber  nicht  beträchtlich  ins  Gewicht  fallen,  obwohl  eine  Reihe  von 
Gesetzen  über  Wirtschaftspatente,  Handels-  und  Hansierpatente, 
Stempel  etc.  seit  1885  eingeführt  worden  sind. 

Weitaus  das  Hanptkontingent  der  Einnahmenvermehrung  fallt 
auf  neue  direkte  Stenern  mit  Einschlnss  von  verschärften  Erbschafts- 
steuern und  das  immer  straffere  Anziehen  der  Steuerschraube.  Neue 
oder  revidierte  Steuergesetze  sind  seit  1885  eingeführt  worden  in 
Luzern  1892,  Uri  1*86,  Glarus  1891,  Zug  1896,  Solothum  1895, 
Baselstadt  1897,  Basellaud  Verfassung  1892,  Appenzell  A.-Rh.  1897, 
Thurgau  1897,  Tessin  1894,  Neuenburg  1892,  Genf  1900.  In  der 
Revision  begriffen  sind  gegenwärtig  die  Steuergesetze  von  Zürich, 
Bern,  Luzern,  St.  Gallen  und  Aargau.  Ernstlich  geplant  sind  Steuer- 
revisionen oder  neue  Gesetze  in  Nidwaiden,  Glarus,  Appenzell  I.-Rh. 
Es  hat  somit  auf  dem  Gebiete  der  Steuergesetzgebung  in  den  letzten 
15  bis  16  Jahren  eine  völlige  Umwälzung  stattgefunden,  einesteils 
um  die  Steuerlasten  wirklich  oder  angeblich  besser  zu  verteilen, 
andernteils  aber,  und  das  ist  die  Hauptsache,  um  dem  Fiskus  ver- 
mehrte Einnahmen  zuzuführen. 

In  vielen  Kantonen  ist  die  Steuerschraube  auf  dem  Maximum 
ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt.  Man  denke  nur  an  die  Kantone 
Zürich,  Bern,  Baselstadt,  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Thurgau, 
Tessin,  Waadt. 
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Aach  in  den  Kantonen,  wo  keine  allzn  hohen  Staats-Steuer- 
quoten  existieren,  ist  man  stenermüde.  Im  Kanton  Thurgau  hat  die 
sukzessive  Erhöhung  der  Staatssteuer  eine  deutlich  spürbare  Ver- 
stimmung hervorgerufen,  der  nicht  nur  das  Eisenbahnsubventions- 
gesetz, sondern  teilweise  auch  das  jüngst  verworfene  Seminargesetz 
zum  Opfer  gefallen  sein  sollen.  Eine  kleine  Erhöhung  der  geringen 
Staatssteuer  in  Solothurn  hat  sofort  eine  Initiative  dagegen  provoziert. 
Die  Steuererhöhung  wurde  wieder  abdekretiert.  Der  Steuergesetz- 
entwurf von  Bern  besitzt  einstweilen  nicht  die  mindeste  Aussicht 
auf  Annahme.  Ob  die  geplante  geringe  Erhöhung  der  Staatssteuer 
in  Luzern  und  Aargau  vom  Volke  unangefochten  bleiben  wird,  er- 
scheint heute  noch  als  zweifelhaft.  Glarus,  Nidwaiden  und  Appen- 
zell I.-Rh.  besitzen  sehr  einseitige  und  laxe  Steuergesetze  und  doch 
wollte  das  Volk  bis  jetzt  nichts  von  Reformen  wissen. 

Mit  neuen  Steuergesetzen  und  grösseren  Bundessubventionen 
ist  den  Kantonen  nicht  geholfen,  jedenfalls  so  lange  nicht,  bis  die 
kantonalen  Behörden  verschiedener  Kantone  wieder  gelernt  haben, 
mit  den  vorhandenen  Einnahmen  sorgfaltiger  zu  hanshalten  und  un- 
nütze oder  nicht  dringende  Ausgaben  zu  beschneiden. 

Für  die  zürcherischen  Steuerverhältnisse  ist  zu  verweisen  auf 
die  Ausführungen  des  Handelskammersekretärs  E.  Richard,  Vor- 
schläge zur  Revision  des  Staatssteuergesetzes  des  Kantons 
Zürich,  Zürich  1901.  —  Diese  von  der  Zürcher  Handelskammer 
beratenen  und  genehmigten  Vorschläge  enthalten  neben  dem  Zürcher 
Material  eine  eingehende  tabellarische  Übersicht  der  Steuer- 
grundsätze und  Steuerqnoten  sämtlicher  schweizerischen 
und  einiger  ausländischen  Gesetzgebungen.  Seit  dem  Er- 
scheinen von  G.  Schanz'  fünfbändigem  Werke  über  die  Steuern  der 
Schweiz,  Stuttgart  1890,  ist  viel  über  den  Charakter  unseres  Steuer- 
wesens geschrieben  und  fast  überall  die  Notwendigkeit  von  Reformen 
als  dringend  erkannt  worden;  aber  dennoch  ist  über  den  zu  be- 
schreitenden Weg  keine  Einigung  erzielt  und  der  Wille  zur  Tat 
noch  immer  nicht  in  genügendem  Halse  erstarkt.  Darum  verdienen 
die  Darlegungen  auch  über  die  Grenzen  des  Kantons  Zürich  hinaus 
sorgsame  Beachtung. 

Das  wesentlichste  hieraus  ist  zusammengefasst  und  nenes, 
insbesondere  durch  Berücksichtigung  des  inzwischen  erschienenen 
Berichts  des  Regierungsrates  an  den  Kantonsrat  über  die  Finanzlage 
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des  Kantons  Zürich  vom  26.  November  1901.  hinzugefügt  worden 
in  K.  Richard'9  Vortrag  zur  Zürcher  Steuerreform,  der  dem 
Jahresbericht  der  Zürcher  Handelskammer  für  1901,  Zürich  1902. 
einverleibt  ist.  Wenn  nicht  in  absehbarer  Zeit  die  gründlichsten 
Steuerreformen  zur  Durchführung  gelangen,  so  dürfte  für  unsere 
Finanzpolitiker  nicht«  übrig  bleiben,  als  ihr  Augenmerk  in  erster 
Linie  auf  eine  Einschränkung  der  Staatsausgaben  zu  richten. 

Nach  der  Zürcher  Gemeindefinanzstatistik  des  kan- 
tonalen Statistischen  Bureaus  belauft  sich  der  Betrag  aller  Ge- 
meindesteuern im  Jahre  1899  auf  12116178  Franken  gegen 
12275130  Frs.  im  Vorjahre.  Das  Steuerbetreffnis  auf  den  Kopf 
der  Wohnbevölkerung  beträgt  im  kantonalen  Durchschnitt  für 
das  Berichtsjahr  28,17  Frs.  gegen  28,68  Frs.  für  1898.  Die  höchsten 
Betreffnisse  (von  25 — 39,70  Frs.  pro  Kopf)  weisen  die  Bezirke  Zürich, 
Meilen  und  Winterthur  auf  mit  39,70,  27,28  und  26,84  Frs.,  die 
niedrigsten  (unter  15  Frs.)  die  drei  nördlichen  landbautreibenden 
Bezirke  Andelfingen,  Dielsdorf  und  Bülach  mit  11,26,  12,18  und 
13,01  Frs. 

Das  Steuerkapital  ist  von  1315078000  Frs.  für  1898  auf 
1271669000  Frs.  für  1899  zurückgegangen;  die  Gemeindesteuer- 
kapitalquote pro  Kopf  reduzierte  sich  von  3569  Frs.  im  Vorjahre 
auf  2954  Frs.  im  Berichtsjahre,  also  um  615  Frs.  oder  17,2°/0.  Unter 
den  bezirksweisen  Durchschnitten  erreichte  derjenige  Zürichs,  welcher 
allein  über  dem  kantonalen  Mittel  steht,  den  Betrag  von  4291  Frs. 

Da  die  direkte  Besteuerung  namentlich  des  Renteneinkommens 
sehr  hoch  ist  und  oft  ein  Viertel  des  Kenteneinkommens  verschlingt, 
so  ist  eine  stark  verbreitete  Steuerdefraudation  in  erschreckender 
Höhe  —  nur  die  Hälfte  oder  ein  Dritteil  versteuert  —  zu  kon- 
statieren, aber  keineswegs  allein  im  Kanton  Zürich. 

Sehr  instruktiv  sind  die  Darlegungen  des  verdienten  alten 
Pädagogen,  ehemaligen  1848  er  Revolutionärs,  F.  Beust,  betr.  die 
Notwendigkeit,  das  Zürcher  Steuergesetz  auf  einer  anderen  Grund- 
lage  aufzubauen.  (Schweiz.  Blätter  f.  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik, 
Bern  1898,  S.  537—547.) 

Für  den  Kanton  Bern  stellt  die  Steuerstatistik  des 
kantonalen  bernischen  Statistischen  Bureaus  für  1899  fest:  Ein  auf 
Grund  der  Steuerregister  konstruiertes  Bild  der  Reichtumsverteilung 
leidet  unter  der  stets  unzureichenden   und  ungleichmässigen  Be- 
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Steuerungspraxis ;  denn  zu  niedrige  Selbstschätzungen  einerseits  und 
oft  wohl  auch  zu  weitgehende  Nachsicht  seitens  der  Steuerbehörden 
der  Gemeinden  andererseits  bringen  es  mit  sich,  dass  die  Steuer- 
kapitalien im  allgemeinen  stets  als  erheblich  unter  der  Wirklichkeit 
stehend  zu  betrachten  sind ;  ebenso  ist  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass 
z.  B.  beim  Einkommen  aller  Verdienst  aus  Arbeit,  welcher  600  Frs. 
nicht  übersteigt,  steuerfrei  ist,  dass  ferner  beim  beweglichen  Vermögen 
viel  Stenerkapital  verheimlicht  wird  und  endlich,  dass  aucb  die 
Grundstenerschätzungen,  deren  Objekte  der  Besteuerung  zwar  nicht 
entgehen  können,  meistens  unUr  dem  wirklichen  Verkehrswert  oder 
Kaufpreis  stehen,  obschon  manchenorts  über  zu  hohe  Grundsteuer- 
Schätzungen  geklagt  wird. 

Auf  1000  Einwohner  kommen  im  Kanton  überhaupt  178,3 
Vermögenssteuerpflichtige;  davon  entfallen  68,7  auf  die  unterste 
Kategorie  mit  einem  Vermögenssteuerkapital  bis  2000  Frs.,  37,5  °/00 
auf  die  zweitunterste  mit  2001—5000  Frs.,  26,1  °i00  auf  die  dritte 
mit  5001—10000  Frs.,  12,6  ^  auf  die  nächstfolgende  mit  10001  bis 
15000  Frs.,  7,5  "/oo  auf  die  folgende  mit  15001—20000  Frs., 
5,1  auf  die  weitere  mit  20001—25  000  Frs.  u.  s.  f.  Die  Millionären- 
kategorie erscheint  mit  0,2  °/00  oder  es  kommt  demnach  auf  je  5000 
Einwohner  im  Kanton  Bern  ein  Millionär,  wobei  freilich  wiederum 
die  Banken  und  Korporationen  inbegriffen  sind;  ohne  diese  käme 
ungefähr  auf  je  10000  Einwohner  ein  privater  Millionär. 

Die  noch  bedeutend  weitergehende,  lediglich  administrative 
Befreiung  unständiger  Arbeiter  von  der  Einkommensteuer  (bis  zu 
1500  und  2000  Frs.  Einkommen)  in  der  Stadt  Bern  hat  den  grossen 
Übelstand  gezeitigt,  dass  eine  sehr  ins  Gewicht  fallende  Anzahl  von 
stimmberechtigten  Bürgern  stets  allzu  bereit  ist,  durch  weitgehende 
Ausgaben-Dekretierung  den  Mitbürgern  steigende  Steuerlasten  auf- 
zuladen. 

Die  Ermittelung  der  Gemeindesteueransätze  fördert  grosse 
Verschiedenheiten  zutage.  Eine  bernische  Gemeinde  erhob  vor 
einigen  Jahren  eine  Vermögenssteuer  von  21  °j0(i  des  Vermögens. 
Dabei  traten  wiederholt  Ungesetzlichkeiten  zutage. 

Ein  näherer  Einblick  in  die  Steuerpraxis  der  Gemeinden  be- 
lehrt uns,  dass  es  nicht  sowohl  auf  die  Form  und  den  Inhalt  der 
Gesetze,  als  namentlich  auf  den  richtigen  Vollzug  derselben  ankommt 
und  dass  in  dieser  Hinsicht  in  der  Tat  noch  viel  zu  wünschen  übrig 
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bleibt.  Indessen  kann  die  Schuld  nicht  allein  den  vollziehenden 
Organen,  den  Gemeindebehörden,  zugeschrieben  werden,  sondern  es 
fällt  ein  gut  Teil  derselben  den  Staats-  und  Bezirksbehörden,  welche 
Aufsicht  üben  sollten  und  es  nicht  tun,  sowie  auch  dem  Gesetzgeber 
zur  Last,  der  seinerzeit  für  ein  möglichst  kompliziertes  Steuergesetz 
gesorgt  hat.  Aber  nicht  allein  in  der  Steuerpraxis  bleibt  zu 
wünschen  übrig,  sondern  auch  in  der  Verwaltung  der  Gemeinden. 
Dass  die  Hilfsmittel  der  Einwohnergemeinden  vielfach  zu  gering, 
die  Lasten  derselben  dagegen  zu  gross  und  höchst  ungleich  verteilt 
sind,  ist  längst  nachgewiesen,  so  das«  eine  gründliche  Verwaltungs- 
reform als  eine  zeitgemässe  und  dringende  Aufgabe  des  Staates  be- 
zeichnet werden  mnss.  Mit  neuen  Gesetzen  ist  liier  nicht  zu  helfen, 
sondern  lediglich  mit  einer  Reform  der  Verwaltung. 

Zur  historischen  Bevölkerungsstatistik  sind  in  der 
Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik,  Bern  1900,  2  Abhandlungen 
erschienen  über  Bern  und  Freiburg  i.  Ü.  im  15.  Jahrhundert, 
erstere  eine  Berner,  letztere  eine  Freiburger  Dissertation.  Die  Ab- 
handlung F.  Buombkkükk's  über  Freiburg  i.  Ü.  ist  sehr  beachtenswert, 
sie  ruht  auf  gründlichstem  Studium  der  alten  Register:  dagegen 
kann  die  Abhandlung  K.  Schindler1«  über  Bern  nicht  als  eine  um- 
sichtige Durcharbeitung  und  Ausnutzung  des  Materials  bezeichnet 
werden.  Da  wir  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats- 
wissenschaft, Januar  1902,  über  beide  nähere  Mitteilungen  machten, 
so  sei  darauf  wie  auf  die  Arbeiten  selbst  verwiesen.  In  demselben 
Hefte  der  Tübinger  Zeitschrift  erschien  ferner  von  dem  Referenten 
ein  kleiner  erster  Beitrag  zur  Begründung  einer  historischen 
Wohnungs8tatistik. 

Die  Wohnungsfrage  hat  allmählich  in  allen  grösseren 
Städten  zu  mehr  oder  minder  eingehenden  Untersuchungen  und  zum 
Eingreifen  von  Gemeinden  und  Baugesellschaften  Veranlassung  ge- 
geben. Behandelt  ist  „die  Wohnungsfrage  in  der  deutschen  Schweiz" 
von  F.  Mangold  und  „la  question  du  logement  dans  la  Snisse 
occidentale"  par  A.  Schkktzlkb  in  Bd.  97  der  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik.  Leipzig  1901.  A.  Schnetzlek  hat  ausserdem 
eine  Zusammenfassung  der  einschlägigen  Materialien  gegeben  in 
„Les  habitations  onvrieres  en  Snisse",  Extrait  de  Hnventaire 
des  Institntions  economiqnes  et  sociales  de  la  Suisse  ä  la  fin  du 
19*  sincle,    Geneve  1900.    Desselben  Autors  „Enquete  sur  les 
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conditions  du  logement  ä  Lausanne",  Lausanne  1901,  enthält 
methodisch  wertvolle  Kombinationen  der  nach  Wohnungsbeschaffenheit 
verschiedenen  Stadtquartiere  und  der  einzelnen  Wohnungskategorien 
nach  Kubikinhalt  der  Wohnungen  per  Kopf  der  Bewohner  mit  Ge- 
burten- und  Sterbefrequenz,  ansteckenden  Krankheiten,  Kinder- 
sterblichkeit, Ehescheidungen,  Verbrechen.  Die  Beobachtungszeit  und 
beobachtete  Menge  sind  zu  klein,  um  weitergehende  Schlüsse  zu 
gestatten,  indes,  sagt  der  Verfasser,  il  existe  une  solidarite  sanitaire, 
contre-partie  de  la  solidarite  humaine. 

Über  „die  Ergebnisse  der  schweizerischen  Wohnungs- 
enqueten*4 berichtete  E.  Hofmann  in  dem  Archiv  für  soziale  Gesetz- 
gebung und  Statistik,  Berlin  1900. 

Besonders  erwähnt  sei  noch  das  711  Seiten  starke  Buch  von 
0.  Landolt,  Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  Bern  vom 
17.  Februar  bis  11.  März  1896,  Bern  1899,  enthaltend  280  grössere 
Tabellen  mit  eingehender  textlicher  Darstellung,  eine  Weiterführung 
des  trefflichen  Basler  Musters  von  K.  Bücher.  Leider  stellen  sich 
die  rechnungsmässigen  Kosten  dieser  Untersuchung  für  eine  Stadt 
von  nur  60000  Einwohnern  schon  auf  46000  Frs.,  so  dass  der  Appetit 
auf  Statistik  der  Bevölkerung  für  lange  Zeit  verdorben  ist.  In  den- 
selben Fehler  zu  grosser  Kostbarkeit  ist  das  Statistische  Amt  der 
Stadt  Zürich  verfallen,  nur  dass  dieses,  bei  Verzicht  auch  auf  die 
notwendigste  textliche  Darstellung,  sich  darauf  beschränkt,  von  Zeit 
zu  Zeit  Tabellen  allergrössten  Formats  mit  genauestem  Detail  und 
vielen  leeren  Rubriken  zu  publizieren. 

Über  rNenere  Schnlhäuser  in  Zürich"  schrieb  A.  Gkiskb, 
Stadtbaumeister.    Zürich,  Zürcher  &  Furrer,  1901. 

Ein  Bericht  über  den  Bau  von  kleinen  Familienhäusern  und 
Projekte  dazu  ist  enthalten  in  K.  Schindler-Esch kr,  Klein  aber  mein. 
6.  Aufl.  Zürich,  Alb.  Raustein,  1901. 

Über  das  schweizerische  Schulwesen  gibt  zusammen- 
fassend Auskunft  die  „Schweizerische  Schulstatistik",  8  Bände, 
Zürich  1894—1896,  namentlich  der  achte  Band;  ferner  das  „Jahr- 
buch des  Unterrichtswesens  in  der  Schweiz",  Zürich,  Orell 
Füssli,  1902  (für  1900),  14.  Jahrgang,  begründet  von  C.  Grob,  in 
den  spätem  Jahrgängen  von  Dr.  Alb.  Hubkr  herausgegeben.  Es 
basiert  auf  den  25  kantonalen  Staatsrechnungen  und  Geschäfts- 
berichten, die  samt  den  eidgenössischen  Darstellungen  nach  Anlage, 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  91 
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Umfang;  und  Durchführung  die  allerbunteste  Musterkart«  dar- 
stellen. Der  Herausgeber  betont  „die  grossen  Schwierigkeiten  des 
statistischen  Teiles,  wo  die  verschiedenen  Völker  unter  einen  Hut 
gebracht  werden  müssen4*.  Als  einleitende  Arbeiten  sind  mono- 
graphische Darstellungen  geboten  über  Militärpflicht  der  Lehrer, 
Lehrerbildunganstalten,  Unentgeltlichkeit  der  individuellen  Lehr- 
mittel und  Schulmaterialien,  Ruhegehalts-,  Pensions-,  Alters-,  Witwen- 
und  Waisenkasse  der  Lehrer,  Stellvertretung  der  Lehrer,  Fürsorge 
für  Nahrung  und  Kleidung  armer  Schulkinder;  schwachsinnige,  ge- 
brechliche und  verwahrloste  Schulkinder,  Organisation  des  gesamten 
Schulwesens  in  den  einzelnen  Kantonen,  Fortbildungsschulen  für  die 
weibliche  Jugend,  die  ökonomische  Stellung  der  Primarlehrer  in  den 
einzelnen  Kantonen;  J.  C.  Grob,  1841—1901,  eine  biographische  Skizze. 

Th.  Kozaks  Bericht  überdie  Erhebungen  betr.  Liegen- 
schaftsverkehr im  Kanton  Baselstadt,  Basel  1899,  171  grosse 
Tabellen  und  25  Tafeln  graphischer  Darstellungen,  ist  das  Ergebnis 
einer  6jährigen,  im  amtlichen  Auftrage  mit  einer  grösseren  Anzahl 
von  Hilfskräften  durchgeführten  Untersuchung.  Die  erste  Frage, 
die  sich  dem  gegenüber  aufdrängt,  ist  wiederum,  ob  sich  der  grosse 
Aufwand  an  Kraft  und  Geld  durch  die  wissenschaftlichen  und 
praktischen  Resultate  verlohnt,  zumal  es  sieh  um  ein  nur  kleines 
Untersnchung8objekt  und  eine  meist  nur  9jährige  Beobachtungsdaner 
(1885—1893)  handelt.  Infolge  der  Kleinheit  der  Zahlen  ist  sowohl 
die  Gewinnung  als  die  Verallgemeinerung  von  Schlussfolgernngen 
eine  sehr  beschränkte. 

Gerne  aber  gestehen  wir,  dass  die  minutiösesten  Fragen  mit 
peinlichster  Gründlichkeit  behandelt  worden  sind.  Es  beginnt  die 
Untersuchung  mit  einer  Feststellung  der  Anzahl  der  Grundstücke 
in  den  Jahren  1885  und  1893.  Dass  in  einer  sich  stark  ver- 
grös8ernden  Stadt  eine  fortschreitende  Parzellierung  stattfindet,  ist 
indessen  ohne  weiteres  klar.  Nach  einem  Vergleich  mit  der  Be- 
völkerungszunahme in  den  einzelnen  Quartieren  aber  forschen  wir 
vergeblich.  Die  Wertbewegnng  wird  nach  den  2  Richtungen  der 
Feuer- Versicherungsschätzung  (1871  — 1897)  und  der  Handänderungen 
(1808—1893)  erfasst  und  das  Ansteigen  der  Bodenpreise  in  sämt- 
lichen Zonen  durcli  Krisen  unterbrochen  gefunden.  Bemerkens- 
werterweise zeigte  sich  in  Basel  die  Löschung  getilgter  Schulden 
bis  auf  2,84  %  durchgeführt,  während  in  Nidwaiden  lt>°  0,  im  Gross- 
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herzogtum  Baden  31%  und  im  Kreise  Matzingen  (Thurgau)  47,6  °/0 
der  Buchschulden  abgezahlt,  aber  nicht  gelöscht  waren.  Bei  0,47  °/0 
der  Hypotheken  waren  Zinsreduktionen  nicht  im  Grundbuch  ein- 
getragen. Die  Belastung  der  verschiedenen  Quartiere  mit  Hypotheken 
mehrerer  Hänge  und  verschiedener  Zinsfüsse  zu  Gunsten  verschiedener 
Kategorien  von  Kreditoren  ist  ausführlich  zur  Darstellung  gebracht. 
Wenn  unter  die  wichtigsten  und  interessantesten  Ergebnisse  der  Er- 
hebung die  Tatsache  gerechnet  wird,  dass  die  Schuld -Belastung 
nach  der  Handänderung  in  der  Regel  grösser  ist  als  vorher,  so  ist 
damit  nur  etwas  ganz  Selbstverständliches  äusserst  umständlich  be- 
wiesen. Noch  ist  zu  betonen,  dass  die  in  die  Untersuchung  ein- 
bezogene baselstädtische  Landgemeinde  Bettingen  von  der  nahen  Stadt 
zu  stark  beeinflusst  erscheint,  um  einen  typischen  Gegensatz  von 
Stadt  und  Land  darzustellen.  Überhaupt  zwingt  uns  der  Tenor  der 
Arbeit,  vor  einer  Überschätzung  ebensowohl  der  Hypotheken- 
verschuldungsstatistik wie  der  Vereinheitlichung  des  Grundpfandrechts 
zu  warnen,  trägt  doch  die  Zunahme  der  Geld-  und  Kreditwirtschaft 
und  damit  die  Mobilisierung  des  Grund  und  Bodens  notwendig  bei 
zur  grösseren  Verschuldung  und  Expatriierung  unserer  bäuerlichen 
Bevölkerung. 

Dr.  F.  Büombergers  kleine  Broschüre  über  die  schweize- 
rische Ehegesetzgebung  im  Lichte  der  Statistik,  mit  10 
graphischen  Darstellungen,  Freiburg  i.  Ü.  1901,  richtet  sich  in 
Kapitel  1  gegen  den  Versuch  des  Zivilgesetzentwurfes,  die  Ehe- 
mündigkeit von  18  resp.  16  auf  20  resp.  18  Jahre  hinaufzusetzen, 
mit  den  Einwänden:  die  Schweiz  weise  schon  jetzt  eine  sehr  geringe 
Ehefrequenz  und  ebenso  eine  aussergewöhnlich  kleine  Zahl  frühzeitiger 
Ehen  auf;  die  letzteren  gehören  zndem  meistens  solchen  Berufen  an, 
deren  Betrieb  kein  Hindernis  zur  ökonomischen  Sicherstellung  der 
Ehegatten  und  Kinder,  auch  im  Falle  früher  Verheiratung  der  Berufe- 
angehörigen  bilde.  Ferner  würde  die  Erhöhung  des  Ehemündigkeits- 
alters die  Anzahl  der  unehelichen  Geburten  steigern.  Die  sanitären 
Bedenken  und  ebenso  die  Gefährdung  der  Ehen  allzu  jugendlicher 
Personen  durch  Ehescheidung  scheint  uns  aber  unterschätzt  zu  sein. 
Kapitel  2  will  eine  Einschränkung  der  Ehescheidung,  die  allerdings 
in  der  Schweiz  erschreckend  hohe  Zahlen  aufweist,  herbeiführen, 
indem  die  Ehescheidung  nur  auf  bestimmt  formulierte  Gründe  hin 

ausgesprochen  werden  dürfe  und  auch  bei  Vorhandensein  solcher  noch 
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auf  blosse  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  werden  könne. 
Hierbei  wird  auf  die  Gefahr  ehelicher  Entzweiung  bei  konfessionell 
gemischten  Ehen  hingewiesen.  Die  Ausführungen  dieses  2.  Kapitels 
verdienen  sowohl  in  kritischer  als  positiver  Richtung  alle  Beachtung. 

Ganz  besonders  ist  der  schweizerischen  gemeinnützigen 
Gesellschaft  Erwähnung  zu  tun,  ebensowohl  wegen  ihrer  Werke, 
als  ihrer  Worte.  Angegliedert  sind  ihr  21  kantonale  und  31  Bezirks- 
gesellschaften, die  alle,  in  Worten  (vielfach  auch  gedruckt  in  be- 
sonderen Jahresberichten  oder  anderweitig)  und  Werken  unendlich 
tätig,  „unzählige  Fragen  von  allgemeinem  oder  von  lokalem  Interesse 
geprüft,  besprochen  und  oft  genug  glücklich  in  den  Jahres-  oder 
Halbjahressitzungen  der  Sektionen  und  der  Untersektionen  gelöst 
haben.  Es  sind  gewiss  nur  sehr  wenige,  das  allgemeine  Wohl  be- 
treffende Probleme,  welche  in  dem  vergangenen  Jahrhundert  die 
öffentliche  Meinung  beschäftigten,  deren  Lösung  sie  nicht  versucht,, 
und  nur  gering  ist  das  Mafs  des  Fortschrittes  zu  nennen,  an  dem 
sie  nicht  direkt  oder  indirekt  beteiligt  war.  In  den  meisten  Fällen 
gab  sie  die  Richtung  für  die  »Solidaritätsströmungen".  So  charakterisiert 
Th.  Skokktax  sehr  fein  und  durchaus  ohne  Übertreibungen  das  Wesen 
dieser  gemeinnützigen  und  mit  ihnen  in  Fühlung  befindlichen  ähnlichen 
Gesellschaften.  Es  sind  Verbände,  in  denen  sich  die  allgemeine,  echt 
demokratische  Betätigung  solidarischer  Bestrebungen  offenbart  und 
die  ungezwungen  auch  gesellschaftlich  die  grössten  Extreme  zu  einigen 
vermögen.  Man  mag  sich  eine  Idee  von  der  werktätigen  Menschen- 
liebe der  schweizerischen  gemeinnützigen  Gesellschaft  machen,  wenn 
man  hört,  dass  1898  einzig  die  Sektion  Basel  mehr  als  20  ver- 
schiedene, meist  von  ihr  selbst  begründete  Stiftungen  verwaltete, 
beaufsichtigte  und  unterhielt.  Da  sind  zu  erwähnen:  Unterstützung 
der  Familien  von  Verurteilten,  Aufsicht  über  entlassene  Sträflinge, 
11  Volksbibliotheken.  Krankenmobilienmagazin,  Altersrente-  und 
Sterbekasse,  Schreibstube  für  Arbeitslose,  Volksküchen  in  allen 
Stadtteilen,  Kurse  für  Handfertigkeitsunterricht,  Jugendhort  zur  Be- 
wahrung von  Schulkindern  vor  den  Gefahren  des  Gassenlebens,  Ver- 
leihung von  Näh-  und  Strickmaschinen,  Waisenhans,  Lehrlingsstiftong. 
Asyl  für  obdachlose  Mädchen,  unentgeltliche  Hatishaltnngskurse  etc. 
und  solche  Listen  könnten  auch  für  andere  kantonale  Sektionen  auf- 
gestellt werden.  Pfarrer  Nikukrwann,  Die  Anstalten  und  Vereine  der 
Schweiz  für  Annenerziehung  und  Armenversorgung,  bearbeitet  im 
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Auftrage  der  Arinenkommission  der  schweizerischen  gemeinnützigen 
Gesellschaft,  Zürich  1896,  zählte  allein  788  derartige  Einrichtungen 
auf,  ohne  die  rein  örtlichen  Stiftungen  mitzurechnen. 

Eine  Aufzählung  der  wichtigsten  Abhandlungen,  die  während 
der  8  letzten  Jahre  in  dem  Organ  der  schweizerischen  gemeinnützigen 
Oesellschaft,  der  „Schweizerischen  Zeitschrift  für  Gemein- 
nützigkeit", die  in  Zürich  erscheint,  enthalten  sind,  wird  am  besten 
deren  Bedeutung  ans  Licht  setzen.  Es  wurden  behandelt  in  1899: 
Die  Fürsorge  für  jugendliche  Verbrecher  und  Verwahrloste  in  Be- 
ziehung auf  die  schweizerische  Strafgesetzgebung  von  R.  Kocher, 
a.  Oberrichter,  und  G.  Schaffroth,  Gefängnisinspektor  in  Bern;  die 
Beschaffung  der  Hilfsmittel  zur  Durchführung  der  Unfall-  und 
Krankenversicherung,  insbesondere  durch  Besteuerung  des  Tabaks, 
von  E.  W.  Milliet,  Direktor  des  eidgenössischen  Alkoholamts; 
Vorkehren  gegen  Naturschäden,  gegen  die  es  keine  Versicherung 
gibt,  von  Dr.  G.  Glaser  in  Münsingen;  die  Wirkungen  der  bisherigen 
Alkoholgesetzgebung  und  der  privaten  Bestrebungen  gegen  den 
Alkoholismus  von  Pfarrer  H.  Marthalkr  in  Bern;  die  Arbeit  in  den 
Gefängnissen  von  Dr.  F.  Curti;  Arbeiterkolonie  und  Lungenheilstätte 
von  H.  Baitkr  ;  sodann  noch  Kinderahutzbestimmungen,  Kindergärten, 
Haushaltungsschule,  Beihilfe  der  Gemeinden  zur  Lösung  der  Arbeiter- 
wohnungsfrage. 

Der  Jahrgang  1900  enthält  Aufsätze  über:  Die  jugendlichen 
Arbeitskräfte  gegen  Überanstrengung  in  Handwerk,  Hausindustrie 
und  Fabriken  schützenden  Massnahmen  von  E.  Sciiwyzkr,  Oberrichter 
in  Zug;  Fürsorge  für  arme  chronisch  erkrankte  Kinder,  speziell  für 
Rhachitische  und  Skrophulöse,  von  J.  Hürlimann,  Arzt  in  Unt.-Ägeri; 
Die  Bedeutung  der  schweizerischen  Kranken-  und  Unfallversicherung 
von  Dr.  C.  Kaufmann,  Arzt;  Die  öffentliche  Schreibstube  für  Arbeits- 
lose von  Dr.  C.  A.  Schmid;  Zur  schweizerischen  Armenpolizei  von  Pfarrer 
J.  Winkler;  Wald,  Wasser  und  Weide  von  G.  Eblin;  Private  Irren- 
verpflegung von  Dr.  Ris,  Irrenhausdirektor  in  Rheinau;  Bildungs- 
kurse für  Lehrer  und  Lehrerinnen  von  Spezialklassen  für  Schwach- 
begabte von  A.  Fisler;  ferner  über  Schnlsparkassen,  Enseignement 
des  sciences  sociales,  schweizerische  Anstalten  für  schwachsinnige 
Kinder,  Heilstätten  für  Lungenkranke.  Und  aus  dem  Jahrgang  1901 
seien  erwähnt:  Les  conditions  de  l'habitation  et  la  sante  publique 
par  le  Dr.  G.  Sandoz;  L'assurance  vieillesse  par  G.  Rknaui»,  Avocat; 
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Introduction  a  une  etude  sur  la  nationalisation  ou  commnnalisation 
de  sites  et  pointe  de  vue  par  Albih  Pekrkt;  Über  Armenpfleg« 
von  J.  Chbibtinger;  Gewerbeforderung  von  Ed.  Boos-Jeghbb;  Les 
petits-chevaux  et  les  jeux  de  hasard  en  Suisse  par  Frank-Lombard; 
Gewerbeinspektorinnen  von  Dr.  H.  Müllek;  Gesundheitszustand  unserer 
Kinder  und  Mittel  zu  dessen  Hebung  von  Dr.  Frey;  Massigkeit  und 
Abstinenz  von  Dr.  0.  Hunziker,  Dr.  Hedwig  Bleuler- Waser  und 
Prof.  Dr.  Bleuler;  Die  gemeinnützigen  Baugesellschaften  in  der  Stadt 
Zürich  von  Dr.  H.  C.  Müller;  Die  Arbeiten  jugendlicher  Ver- 
brecher und  Verwahrloster  von  F.  Grossen,  Anstaltsvorsteher  in 
Trachselwald;  Bellelay  s.  Geneve,  Anstalt  für  unheilbare  Geistes- 
kranke, von  K.  Schweizer;  Die  bernische  Trinkerheilstätte  „Nüchtern" 
von  Pfarrer  H.  Marthaler;  ferner  über  Anstalten  für  schwachsinnige 
Kinder  und  Schwachbegabte  Taubstumme,  Frauenvereine,  Idiotenwesen. 

Nicht  übergangen  werden  dürfen  sodann  die  verschiedenen 
sogenannten  „N  e  u  j  a  h  r  s  b  1  ä  1 1  e  ru ,  die  in  Zürich,  Basel,  Bern  etc.  jährlich 
einmal  mit  Abhandlungen  über  die  verschiedensten  Wissens-  und 
Kunstgebiete  erscheinen.  Hier  ist  namentlich  aufmerksam  zu  machen 
auf  das  im  Dezember  1901  ausgegebene  ,.Neujahrsblatt  der 
Hilfsgesellschaft  in  Zürich",  das  102.  dieser  Serie,  verfasst 
von  dem  leider  kürzlich  verstorbenen  früheren  Sekretär  der  frei- 
willigen Armenpflege  Pfarrer  Dr.  Max  Staub,  Aus  den  Er- 
fahrungen eines  städtischen  Armensekretärs  (70  Seiten). 
Die  Schilderung  der  Erfahrungen  des  Verfassers  in  bezng  auf  die 
zu  untersuchenden  Unterstützungsgesuche,  wie  auf  die  Hilfstätigkeit 
bei  Krankheit,  Alter,  grosser  Kinderzahl,  Arbeitslosigkeit,  häuslicher 
Misswirtechaft  und  Alkoholismus  und  die  Beschaffung  der  Mittel 
geben  dem  Aufsatz  eine  allgemeine  Bedeutung,  so  dass  er  besonders 
von  allen  denjenigen  beachtet  werden  sollte,  die  sich  mit  den  Fragen 
beschäftigen,  die  in  Deutschland  als  solche  der  inneren  Mission  be- 
zeichnet zu  werden  pflegen. 

Weiter  seien  erwähnt  die  sogen.  „Taschenbücher",  und  zwar 
speziell  das  „Zürcher  Taschenbuch"  auf  das  Jahr  1902,  Neue 
Folge,  25.  Jahrgang,  Zürich,  Fäsi  &  Beer,  1902,  das  eine  archivalische 
Abhandlung  von  Paul  Schweizer  über  Hexen wesen  und  Hexeu- 
prozesse  in  Zürich  enthält,  die  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  über 
die  Grenzen  des  Landes  hinaus  Beachtung  verdient.  Der  Verfasser 
sieht  die  Gründe  des  Hexenglaubens  in  der  Mythologie  und  der  mangel- 
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hatten  Entwickelung  der  Naturwissenschaften  nnd  Medizin;  insofern 
die  Kirchen  eine  Mitschuld  treffe,  habe  keine  derselben  Ursache,  der 
andern  Vorwürfe  zu  machen.  Ein  eigentliches  inquisitorisches  Ver- 
fahren und  Massenverfolgungen  kannte  man  in  Zürich  nicht.  Be- 
merkenswert ist  die  Statistik  über  die  Anklagefälle  wegen  Hexerei 
in  ihrer  Verteilung  auf  die  verschiedenen  Gegenden  des  Kantons, 
wie  über  die  Art  der  Prozesse  und  Prozeduren.  Aus  dem  „Neuen 
Berner  Taschenbuch"  auf  das  Jahr  1902,  Bern,  K.  J.  Wyss,  1902, 
sei  angeführt  Dr.  H.  Türler's  Schilderung  der  Feuersbrünste 
in  der  Stadt  Bern  von  1535  und  1575,  die  über  die  bauliche 
Beschaffung  einer  damaligen  Stadt  Auskunft  gibt,  und  von  demselben 
Autor  die  Publikation  des  berühmten  Adelsdekrets  des  grossen 
Rates  von  Bern  von  1783,  das  der  Abschluss  der  Eifersüchteleien 
gegen  die  vornehmen  Geschlechter  war  und  dahin  zielte,  alle  regierungs- 
fähigen Geschlechter  gleichzustellen.  Die  schweizerische  Bundesver- 
fassung kennt  nur  noch  Bürger  und  keine  Adligen  mehr.  Das  „von" 
ist  völlig  wertlos. 

Die  „Schweizerischen  Blätter  für  Wirtschafts-  und 
Sozialpolitik",  halbmonatlich  mit  der  dürftigen  Beilage  „Sozial- 
politisches Archiv"  herausgegeben  von  N.  Rkilhbsbebg  ,  erschienen 
Bern  1901  im  9.  Jahrgang  mit  sehr  gemischtem  Inhalt.  Zur  Be- 
lehrung über  die  Volkswirtschaft  der  Schweiz  vermögen  sie  ebensowenig 
auszureichen  als  die  katholisch-sozialpolitische  „Monatsschrift  für 
christliche  Sozialreform"  von  Fräulein  Vogklsanu,  22.  Jahr- 
gang, Freiburg  i.  Ü.  1901.  In  dem  von  C.  Hilty  herausgegebenen 
„Politischen  Jahrbuch  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft*4,  15.  Jahrgang,  Bern  1901,  weht  fast  ausschliesslich  des 
Heransgebers  Geist.  An  den  letzten  beiden  Jahrgängen  war  nur  je 
ein  einziger  Mitarbeiter  tätig  und  1899  ihrer  zwei. 

Internationaler  Arbeiterschutz.  In  Heft  1  der  Publi- 
kationen der  schweizerischen  Vereinigung  zur  Förderung  des  inter- 
nationalen Arbeiterschutzes,  Bern  1900,  referiert  a.  Bundesrat 
Emil  Frky  über  die  Idee  des  internationalen  Arbeiterschutzes.  Der- 
selbe betont,  dass  der  Gedanke  einer  internationalen  Fabrikgesetz- 
gebung offiziell  zum  erstenmal  in  der  Schweiz  zutage  getreten 
ist,  und  zwar  zunächst  in  der  Präsidialrede,  mit  welcher  der  Ge- 
nannte den  Nationalrat  im  Juni  1876  eröffnete,  und  sodann  auf  dem 
Wege  einer  Motion  im  Nationalrat,  worauf  diese  Behörde  am  30.  April 
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1881  den  Beschluss  fasste,  den  Bandesrat  einznladen,  zur  Anbahnung 
einer  internationalen  Fabrikgesetzgebung'  mit  den  hauptsächlichsten 
Industriestaaten  Verhandlungen  anzuknüpfen.  Der  Bundesrat  fand 
wenig  Entgegenkommen,  und  die  Verhandlungen  verliefen  im  Sande. 
Am  27.  Juni  1888  beauftragte  der  Nationalrat  neuerdings  infolge 
der  Motion  von  Decuktius  und  Favon  den  Bundesrat,  sein  Glück  zu 
versuchen,  und  richtete  unter  dem  15.  März  1889  ein  Schreiben  an 
die  Regierungen  sämtlicher  europäischer  Industriestaaten  zwecks  Ver- 
anstaltung einer  Konferenz.  Diesmal  lauteten  die  Antworten  über- 
raschend günstiger  und  mehrere  Regierungen  bezeichneten  bereits 
ihre  Delegierten.  Schliesslich  kreuzte  sich  die  Einladung  mit  einer 
solchen  des  deutschen  Kaisers,  worauf  die  Berliner  Konferenz  im 
März  1890  stattfand.  Hier  vermochten  jedoch  unsere  Delegierten 
in  mehreren  wichtigen  Punkten  nicht  durchzudringen,  trotz  vor- 
züglicher und  energischer  Begründung,  und  aus  einer  internationalen 
Vereinbarung  wurden  blosse  Wünsche.  Die  eidgenössischen  Räte 
luden  sodann  im  Juni  1895  den  Bundesrat  ein,  die  internationalen 
Verhandlungen  wieder  aufzunehmen,  und  dieser  richtete  am  1.  Juni 
1896  an  die  schweizerischen  Vertretungen  bei  den  europäischen 
Staaten  ein  Rundschreiben,  worin  dieselben  beauftragt  wurden,  ver- 
traulich anzufragen,  ob  Geneigtheit  zur  Gründung  eines  inter- 
nationalen Bureaus  für  Arbeiterschutz  vorhanden  sei.  Obgleich  die 
Antworten  zum  Teil  nicht  ungünstig  lauteten,  war  der  Eindruck 
doch  der,  dass  die  Schweiz  weitere  Verhandlungen  nicht  anknüpfen 
könne,  wenn  sie  sich  nicht  einem  eklatanten  Misserfolge  aussetzen 
wolle.  Und  dabei  ist  es  trotz  wiederholter  Anregungen  bis  heute 
offiziell  geblieben. 

Nun  griff  die  private  Initiative  auf  den  nichtamtlichen  Kon- 
gressen für  Arbeiterschntz  von  Zürich,  Brüssel  und  Paris  ein  und 
es  gelang  den  Bemühungen  einer  Anzahl  von  Sozialpolitikern,  mittelst 
Subventionen  der  Schweiz  und  einiger  anderen  Staaten  am  1.  Mai 
1901  in  Basel  ein  internationales  Arbeitsamt  zu  eröffnen.  Welchen 
Platz  die  Publikationen  dieses  Bureaus  neben  dem  belgischen 
..Annuaire  de  la  lcgislation  du  travail"  und  der  österreichischen 
„Sozialen  Rundschau"  einnehmen  werden,  bleibt  abzuwarten.  Dass 
die  beschränkten  Kräfte  und  Mittel  des  privaten  Bureaus  mit  den 
Aufgaben,  die  sich  dasselbe  gestellt  hat,  in  einem  Btarken  Miss- 
verhältnisse stehen,  springt  bei  nüchterner  Überlegung  in  die  Augen. 
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Ebenso  wird  derjenige,  der  die  Schwierigkeiten  einzelstaatlicher  und 
selbst  lokaler  Erhebungen  kennt,  zweifelnd  den  kühnen  Plänen  inter- 
nationaler vergleichbarer  Ermittelungen  gegenüberstehen.  Dass  An- 
regungen von  dieser  privaten  Stelle  auf  irgendwelche  Regierungen 
schwerlich  in  Frage  kommen,  können  die  Politiker  unter  den  Gründern 
sich  nicht  verhehlen.  Es  bleibt  noch  die  Hoffnung,  dass  eine  Be- 
schränkung auf  Bearbeitung  vorliegender  Materialien  und  namentlich 
eine  baldige  Umbildung  in  ein  internationales  amtliches  Bureau  der 
Idee  des  Arbeiterschutzes  forderlich  werden  möge.  Man  vergleiche: 
Stephan  Baukr,  Die  Aufgabe  des  internationalen  Arbeitsamts,  Zürich 
1901.  Von  1902  an  beginnt  sodann  in  Jena  bei  G.  Fischer  zu 
erscheinen:  ein  monatliches  rBulletin  des  internationalen 
Arbeitsamts"  in  Basel,  das  die  Gesetze,  Verordnungen,  parlamen- 
tarischen Arbeiten  und  Kongressverhandlnngen  betr.  Arbeiterschutz 
registrieren  soll  (auch  französisch). 

Von  den  Mitteilungen  des  schweizerischen  Bauern- 
sekretariats, Bern,  Verlag  von  K.  J.  Wyss,  1898—1901,  Bind 
13  Hefte  Gutachten  und  Jahresberichte  erschienen.  Darin  über 
landwirtschaftliche  Enqueten  und  über  die  Resultat«  schweizerischer 
Erhebungen,  die  in  dem  vom  schweizerischen  Landwirtschafts- 
departement herausgegebenen  „Schweizerischen  landwirtschaft- 
lichen Jahrbuch"  (deutsch  und  französisch),  Bern  1901,  publiziert 
worden  sind.  Die  Erhebungen  wollen  über  die  landwirtschaftliehen 
Betriebs  Verhältnisse  Aufschluss  geben,  und  zwar  werden  die  Eigentums- 
verhältnisse, Bodenbenutznng,  Kapitals-  und  Arbeits  Verwendung, 
Gebändekapital,  sonstiges  totes  Kapital,  Schuldverhältnisse,  Bar- 
einnahmen aus  der  Landwirtschaft,  Bruttoertrag,  Einkommen,  Rein- 
ertrag, Grundrente,  Ertrags-  und  Verkehrswert,  Kapitalverzinsung  etc. 
zu  ermitteln  gesucht.  Die  Zahl  der  untersuchten  Wirtschaften  ist 
zu  klein,  die  Beobachtungszeit  zu  kurz  und  manche  Objekte  sind  zu 
wenig  typisch,  um  Schlussfolgerungen  zu  gestatten.  Die  Methode 
erscheint  ferner  nicht  einwandsfrei  und  vor  allem  ist  ein  privates 
Agitationsbureau,  das  ganz  in  dem  Ideenkreise  der  Melinisten  in 
Frankreich  und  des  deutschen  Bauernbundes  lebt,  absolut  kein 
geeignetes  Organ  zur  objektiven  Klarstellung  der  agrarischen  Ver- 
hältnisse. Die  Subventionierung  der  Sekretariate  der  Interessen- 
verbände hat  u.  E.  einer  einseitigen  Interessenvertretung  Vorschub 
geleistet,  bei  welcher  das  Allgemeinwohl  zu  kurz  kommt.  Die  Sub- 
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ventionierung  des  Arbeitersekretariates  war  noch  begreiflich,  erreichte 
aber  auch  ihren  Zweck  nicht,  nnd  sodann  folgte  die  Subventionierung 
der  Sekretariate  des  schweizerischen  Gewerbevereins,  des  Bauern- 
verbandes, des  schweizerischen  kaufmännischen  Vereins  und  des 
schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins.  Der  agrarischen 
Agitation  dient  die  „Schweizerische  Bauernzeitung",  das  offi- 
zielle Organ  des  schweizerischen  Bauernverbandes,  das  in  einer 
Auflage  von  50000  deutschen  und  12000  französischen  Exemplaren 
verbreitet  wird. 

Interessant  ist  es,  zu  sehen,  wie  „ein  ungemein  schneidiger, 
in  Wort  und  Schrift  gewandter  Verfechter  agrarischer  Interessen" 
in  dieser  schweizerischen  Bauernzeitung  gefeiert  wurde;  die  betreffende 
Persönlichkeit,  G.  Ruhland,  weilte  eine  Zeit  lang  auf  schweizerischem 
Boden  und  gab  hier,  unterstützt  von  dem  früheren  Kreuzzeitungs- 
redakteur und  berlinischen  Politiker  Frhr."  von  Hammkrstkin,  die 
„Monatlichen  Nachrichten  aus  dem  internationalen  Bureau  zur 
Regulierung  der  Getreidepreise"  heraus.  Die  erste  Nummer  erschien 
zu  Freiburg  i.  Ü.  am  26.  Juni  1900.  Das  Organ,  das  hier  ein 
kümmerliches  Dasein  fristete,  wurde  im  Jahre  1901  nach  Berlin 
verlegt,  woselbst  der  Herausgeber  in  das  Sekretariat  des  Bundes  der 
Landwirte  eintrat.  Wir  charakterisierten  Organ  und  Bureau  in  No.  258 
des  Schweizerischen  Handelsamtsblattes  vom  14.  Juli  1900  also:  Der 
Charakter  des  Bureaus  ist  ein  rein  privater,  auch  wenn  der  Direktor 
erklärt,  dass  er  „materielle  Unterstützungen  aus  Deutschland,  der 
Schweiz,  Frankreich  und  Nordamerika  bereits  erhalten  habe"  und  dass 
eine  „Organisation  der  Landwirte  in  allen  wichtigeren  Getreide- 
prodnktionsläudern  der  Erde  durchgeführt  werden  müsse,  um  damit  den 
Einfluss  auf  den  Weltmarkt  zu  erobern".  Der  Prospekt,  wie  das  Pro- 
gramm, geht  aus  von  einer  angeblichen  „internationalen  Notlage  der 
Landwirtschaft,  des  Getreidehandels  und  der  Mühlenindustrie  infolge  zu 
niedriger  Getreidepreise"  und  meint,  es  „müsse  deshalb  (!)  gelingen, 
die  Getreidepreise  zu  bessern".  Der  „Direktor"  scheint  sich  über  das 
„wie"  selber  noch  nicht  klar  zu  sein,  behauptet  aber,  „die  Beantwortung 
setze  die  genaue  Kenntnis  der  Marktverhältnisse  der  Nationen  (!) 
wie  der  Welt  voraus"  und  „alle  auf  diesem  Gebiete  irgendwo  ge- 
sammelten Erfahrungen  seien  von  allgemeinem  praktischen  Werte 
und  deshalb  ein  Spezialorgan  in  französischer,  deutscher  und  englischer 
Sprache  dringend  nötig".   Gleichzeitig  verfolge  die  Monatsschrift  „ein 
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ganz  bestimmtes  Programm  in  der  Richtung  einer  Organisation  der 
Marktzufuhr",  worüber  zunächst  „Organisationsbeispiele  (!)  inter- 
national aus  der  Praxis  gesammelt  werden  sollen"  und  sodann 
„folge  die  Veröffentlichung  von  Organisationsplänen  für  die  ver- 
schiedenen Länder",  in  bezug  auf  welche  auf  „eine  recht  rege  Kritik" 
gehofft  wird,  die  also  selbst  für  den  Direktor  noch  zweifelhafter  Art 
sind.  Wenn  auch  „all  das  zunächst  für  die  Landwirte  und  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  geschrieben"  sei,  so  „sollten  nicht 
zuletzt  die  Politiker,  Verwaltungsbeamte  und  Männer  der  politischen 
Wissenschaften  einer  solchen  Zeitschrift  ihre  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden". „Das  Ziel  der  Zeitschrift  sei  rein  praktisch  (!)  auf 
eine  bessere  Regulierung  der  Getreidepreise  gerichtet,  nur  die 
Form  (!)  der  Darstellung  und  die  Verarbeitung  des  erlangten 
Materials  soll  eine  wissenschaftliche  sein."  Ein  beigelegtes  Diagramm 
soll  wohl  eine  der  „wissenschaftlichen  Formen"  darstellen! 

Vom  Standpunkte  der  schweizerischen  Wirtschaftspolitik 
aus  ist  ferner  zu  bemerken,  dass  die  Schweiz  etwa  b1^  Millionen  Doppel- 
zentner jährlich  an  Getreide  aller  Art  mehr  ein-  als  ausführt  und 
dass  sie  Unbestrittenermassen  nicht  in  den  Stand  zu  setzen  ist,  ihren 
Getreidebedarf  je  selber  hervorzubringen,  dass  demnach  eine  Ver- 
teuerung des  Imports,  dem  auf  keinem  Wege  ein  Ausgleich  parallel 
ginge,  dem  Lande  jährlich  viele  Millionen  —  eine  Verteuerung  um 
7  Frs.  beinahe  40  Millionen  Frs.  kosten  würde.  Fiat  usura 
agricolae.  pereat  civitas. 

Übrigens  ist  schon  vor  längerer  Zeit  von  einem  Getreideexport- 
lande auf  diplomatischem  Wege  versucht  worden,  eine  Einigung  der 
wichtigsten  Getreideexportländer  zwecks  Beeinflussung  des  Marktes 
und  Steigerung  des  Preises  herbeizuführen,  aber  das  Vorhaben  ist 
gescheitert,  und  die  Versuche  des  genannten  Agrarier-Organs,  zu 
Haussespekulationen  in  Getreide  zu  animieren,  hatten  ebenfalls  keinen 
guten  Erfolg. 

Noch  müssen  wir  aus  diesem  Organ  erwähnen  die  als  Separat- 
ausgabe erschienene  Arbeit  von  Aug.Onckkn,  Was  sagt  die  National- 
ökonomie als  Wissenschaft  über  die  Bedeutung  höherer  und 
niedrigerer  Getreidepreise,  eine  dogmengeschichtliche  Übersicht, 
Bern  1901.  Es  ist  nicht  möglich,  dogmengeschichtlich  unter  Zuhilfe- 
nahme eines  lückenhaften  Tatsachenmaterials  zur  Entdeckung  volks- 
wirtschaftlicher Gesetze  zu  gelangen.  Oncken  steht  zu  Likbiuh  Gesetz 
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des  mit  steigendem  Kapitalaufwand  mitsteigenden  Bodenertrages,  ohne, 
wie  es  scheint,  die  Relativität  dieses  Satzes  und  die  Gründe  zu  beachten, 
die  von  massgebendsten  Stellen  gegen  unrentable  Intensität  (Dünger- 
nnd  Maschinenanwendung  etc.)  geäussert  worden  sind.  Auch  dieser 
schweizerische  Theoretiker  will  durch  Getreidezölle  steigende  Ge- 
treidepreise erzielen  und  würdigt  die  Bedenken  nicht,  die  einer 
Steigerung  der  Grundrente  entgegenstehen;  er  glaubt  ferner  —  ohne 
eine  Einschränkung  auf  bestimmte  Fälle  zu  machen  und  ohne  zu 
erwähnen,  dass  auch  bei  fallenden  Getreidepreisen  eine  Steigerung 
der  Getreideproduktion  nachweisbar  ist  — ,  dass  eine  Erhöhung  der 
Getreidepreise  zur  Ausdehnung  des  Getreidebaues  und,  durch  Mehr- 
produktion, zur  Verbilligung  der  Getreidepreise,  selbst  unter  die 
FreihandelspreiBe,  führen  werde:  eine  für  die  agrarischen  Bestrebungen 
zur  Erhöhung  der  Getreidepreise  in  den  Augen  derjenigen,  die  daran 
glauben,  geradezu  vernichtende  Schlnssfolgerung.  Billiges  Getreide 
hätte  sich  mit  Pkttt  auch  noch  darum  als  ein  Unglück  bezeichnen 
lassen,  weil  dann  der  Arbeiter  nicht  bei  der  Arbeit  bleibe,  und  eine 
Verteuerung  der  Lebensmittel  mit  Franklin,  Youno  n.  a.  recht- 
fertigen lassen,  weil  sie  Fleiss  erzeuge  und  weil,  wie  J.  B.  Say  meint, 
die  gedrückte  Lage  der  arbeitenden  Klasse  sich  der  wirtschaftlichen 
Entwickelung  des  Landes  günstig  erweise.  Eine  Vervollständigung 
der  Übersicht  über  die  Theorien  hätte  auch  Empfindungen  von 
Mitleid  und  Unrecht  bei  Turoot,  Nkckkb,  Ad.  Smith  u.  a.  gezeigt. 
Eine  Verurteilung  des  einseitigen  Agrariertums  liegt  auch  in 
Ad.  Smiths  Auffassung  des  Bodeneigenturas  als  einer  Rentenquelle, 
wie  in  Thünens  arbeiterfreundlichen  Forderungen.  Ein  agrarischer 
Hauptirrtum  entspringt  aus  der  Anwendung  eines  falschen  Massstabes, 
aus  der  Vergleichung  mit  den  teuersten  je  dagewesenen  Preisen  und 
der  daraus  abgeleiteten  Täuschung  in  bezug  auf  die  gegenwärtige 
Rentabilität  der  Landwirtschaft  und  die  gegenwärtigen  Preise. 

Aus  diesem  Gedankenkreise  heraus  hat  sich  ein  Sozialismus 
der  Besitzenden  gebildet,  dessen  Lösung  im  Nehmen  besteht,  und  der, 
weil  er  sich  eine,  ganz  besondere  Wichtigkeit  im  Staate  beilegt,  von 
der  Staatsgewalt  eine  vorzugsweise  Berücksichtigung  verlangt. 

Dass  ein  allgemeiner  landwirtschaftlicher  Notstand  nicht 
existiert,  davon  zeugen  die  Zunahme  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion und  namentlich  auch  des  landwirtschaftlichen  Vielistandes. 
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Auch  ist  das  Übel  des  Wildschadens,  unter  dem  in  feudalen  öst- 
lichen Ländern  die  Landwirtschaft  leidet,  infolge  des  kantonalen 
Jagdregals,  das  durch  ausgiebige  Erteilung  von  Jagdpatenten  den 
Menschen  vor  dem  Vieh  sicherstellt,  in  der  Schweiz  unbekannt.  Es 
werden  sogar  lebende  Hasen,  Rehe  und  Rebhühner  eingeführt  und 
Jagdliebhaber  gehen  zur  Befriedigung  ihrer  Gelüste  in  die  rück- 
ständigen Gefilde  Vorarlbergs  und  des  Schwarzwaldes. 

Die  eidgenössische  Viehzählung  vom  19.  April  1901 
ergibt  124  758  Pferde  (1896:  108969),  3077  Maultiere  (3125),  1793 
Esel  (1740),  1339910  Stück  Kindvieh  (1306696),  davon  739562 
Kühe  (688052),  554873  Schweine  (566974),  219231  Schafe  (271901) 
und  354380  Ziegen  (415817). 

Diese  Ergebnisse  lassen  konstatieren,  dass  im  gegenwärtigen 
schweizerischen  Viehstand  eine  bedeutend  grössere  Leistungsfähigkeit 
liegt,  als  in  demjenigen  vom  20.  April  1896.  Betrachten  wir  die 
Stärke  der  einzelnen  Viehgattungen,  so  sehen  wir,  dass  das  Klein- 
vieh, besonders  die  Ziegen  und  Schafe,  an  Zahl  abgenommen,  Rind- 
vieh und  Pferde  aber  nicht  nnr  dieser  Abnahme  entsprechend,  sondern 
relativ  bedeutend  mehr  zugenommen  haben.  Um  dies  zu  veran- 
schaulichen, muss  die  Verminderung  bezw.  Vermehrung  der  einzelnen 
Tiergattungen  nicht  nnr  in  Stückzahl,  vielmehr  auch  in  Einheiten 
bezüglich  der  Leistungsfähigkeit  bei  gleichem  Futterbedürfnis  ange- 
geben werden.  Für  die  Berechnung  der  Einheiten  ist  die  der  zweiten 
schweizerischen  Alpstatistik  zugrunde  gelegte  Bestossungsskala  an- 
genommen, nach  welcher  gleichzustellen  sind:  1  Rind  Uber  2  Jahren 
=  B/6  Kuh,  1  Stück  Jungvieh  =  1  2  Kuh,  1  Kalb  =  1/4  Kuh,  1  Stute 
mit  1  Füllen  =  3  Kühen,  1  zweijähriges  Pferd  =  2  Kühen,  1  einjähriges 
Pferd  =  1  Kuh,  1  Schaf  =  A/B  Kuh,  1  Ziege  =  ^  Kuh,  1  älteres 
Schwein  —  1/8  Kuh,  1  junges  Schwein  =  1/4  Kuh,  1  Esel  =  1  Kuh, 
1  Maultier  =  1  Kuh. 

An  der  Hand  dieser  Skala  lässt  sich  ein  Bild  von  der  Zunahme 
der  tierischen  Produktion  der  Schweiz  erhalten. 

Hiernach  ist  eine  Zunahme  der  Einheiten  um  48732  zu  kon- 
statieren; die  tierische  Produktion  befindet  sich  somit  nicht  im  Rück- 
gang, sondern  in  einer  erfreulichen  Fortentwicklung. 

Das  Verhältnis  der  verschiedenen  Tiergattungen  zu  der  Be- 
völkerungszahl (wobei  bemerkt  werden  muss,  dass  für  die  Jahre  1866, 
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1876,  1886  und  1806  die  vom  eidgenössischen  statistischen  Bnrean 
berechneten  Bevölkerungsziffern  und  für  das  Jahr  1901  das  „vorläufige 
Ergebnis"  der  eidgenössischen  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900 
zugrunde  gelegt  wurde)  zeigt  folgende  Tabelle: 


Auf  UM  mm»  Hin  wohn  er  kommen 

1901 

189<> 

188« 

1876 

1866 

V.  ZühliuiLf 

I V.  Zähl  un  lt 

III.  Zühltinir 

11.  Zählung 

1  Zählung 

1.  1'fcr.le  .  . 

37.  r, 

34.4 

34.2 

36.7 

38.7 

2.  Rindvieh . 

404.3 

412.:» 

420.0 

376.8 

383.4 

davon  Kühr 

223.1 

217.2 

229,7 

215.5 

213.5 

3.  Schwein.»    .  . 

Hw.a 

179.0 

136.8 

121.7 

117.5 

i  Schale  .  ,  .  . 

M,i 

85.8 

11S,4 

133.7 

172.5 

5.  Zicken  ... 

131,3 

144.2 

144.0 

144.9 

»i.  llit'imitHtückt- 

73.1 

8(1,2 

71.S 

64.4 

» 

Die  Frage  der  Vieh  Versicherung  wurde  auf  der  schwei- 
zerischen Statistikerver8ammlnng  in  Lausanne  1899  behandelt;  der 
veterinär-medizinische  Professor  Hüt<s  unterstützte  dieselbe  lebhaft, 
wenn  auch  seine  Ausführungen  sich  methodisch  keineswegs  als  un- 
anfechtbar erwiesen  (Protokoll  in  der  Zeitechr.  f.  Schweiz.  Statistik). 

Über  die  Viehversicherung  im  Kanton  Zürich  im  Jahre 
1899  bringen  die  Mitteilungen  des  zürcherischen  kantonalen  statistischen 
Bureaus  folgende  Angaben.  Es  waren  an  (Trossvieh  obligatorisch 
versichert: 


Anzahl 

Wort 

1899 

1898 

1899 
Frs. 

1898 
Frs. 

Kälber  (von  3  Monaten  an),  Jung- 
Kühe  

28  207 
55  711 
10  820 

28  774 
55  269 
11  318 

7  051  140 
25  238  542 
5  299  011 

7  088  473 
24  842  058 
5  556  053 

Total: 

94  738 

95  361 

37  588  693  ;  37  486  584 

Die  Schadenfälle  waren  1899:  3167  im  Schadenbetrag  von 
554  449  Frs.,  1898:  2991  im  Schadenbetrag  von  532510  Frs.  Von 
den  sämtlichen  Schadenfällen  entfielen  auf  definitiv  konstatierte  Tuber- 
kulosis  als  Ursache  1899:  1128.  1898:  1105.  Diese  macht  von  der 
Gesamtzahl  aller  Schadenfälle  aus  1899:  35.6 "/0,  1898:  37%,. 
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An  Kleinvieh  waren  versichert:  5559  Schweine,  5660  Ziegen, 
27  Schafe,  im  Jahre  1898:  5269  Schweine,  5479  Ziegen,  33  Schafe. 

Der  Schätzungswert  dieser  Tiere  betrug 

Schweine  Ziegen  Schafe 

im  Jahre  1899  .  .  .  .  563045  Frs.  221175  Frs.  890  Frs. 
im  Jahre  1898.    .    .    .    518111    r       208739    „       1440  r 

Die  Viehschäden  an  versichertem  Kleinvieh  betrugen:  a)  der 
Anzahl  nach  4,8 °/0,  im  Jahre  1898:  4,4 °/0  der  versicherten  Tiere; 
b)  dem  Werte  nach  2,4%,  im  Jahre  1898:  2,3  °/0  der  Versicherungs- 
summe. 

Die  gesamten  Einnahmen  der  Gross-  und  Kleinviehversicherung 
betrugen  im  Jahre  1899  545123  Frs.  gegen  558469  Frs.  im  Vor- 
jahre. Davon  entfallen  auf  Prämien  der  Versicherten  55,7  °/0  gegen 
57,5  für  1898,  auf  staatliche  Beitrage  (vom  Bund  und  Kanton  je  20°/o, 
dazu  kantonale  Spezialbeiträge  aus  dem  Versicherungsfonds  und  Ein- 
nahmen vom  Viehverkehr)  43,4  %  gegen  41,7  für  1898.  Im  Berichts- 
jahr ist  also  der  Prozentsatz  der  Prämien  (der  von  den  Versicherten 
erhobene  Kostenanteil)  geringer,  die  Quote  der  staatlichen  Beiträge 
höher  als  in  jedem  der  drei  früheren  Versicherungsjahre.  Im  vier- 
jährigen Durchschnitt  stellt  sich  der  Prozentanteil  der  Prämien  auf 
56,5  und  derjenige  der  Staatsbeiträge  auf  42,3. 

Der  kantonale  Prämiendurchschnitt  aus  dem  Verhältnis  der 
Versicherungssummen  zu  den  Prämieneinnahmen  beträgt  pro  1896 
bis  1899  hierfür  0,82  %.  Die  Viehbesitzer  des  Kantons  Zürich  haben 
also  dank  der  bedeutenden  Staatsbeiträge  im  Mittel  von  vier 
Jahren  mit  bloss  0,82°  /„  Versicherungsprämie  sich  die  Wohltat  der 
Versicherung  gegen  Viehschaden  verschaffen  können.  Bei  der  bay- 
rischen Landesversicherungsanstalt  betrug  die  Versicherungsprämie 
dagegen  im  Landesdurchschnitt  1,23%.  Und  selbst  dieser  Betrag 
wird  bei  dem  grossen  Risiko,  welches  die  Viehversicherung  bietet, 
noch  für  massig  erklärt,  da  bei  16  Privatversicherungsgesellschaften 
mit  144  Millionen  Mark  Versicherungssumme  die  Durchschnittsprämie 
im  Jahre  1899  3.8%  betrug. 

Nachdem  das  Geschäftsinteresse  von  Fabrikanten,  die  um  den 
Absatz  ihrer  Maschinenprodukte  bemüht  sein  müssen,  und  der  Schul- 
glaube von  Landwirtschaftsprofessoreu  und  sonstigen  Landwirten  a.  D. 
an  Norfolker  Fruchtwechsel,  intensivste  Wirtschaftssysteme  und 
Zuckerrübenkultnr    vielerorts    niohtlebensfähige    Gründungen  von 
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Rübenzuckerfabriken  verschuldet  hat  und  nachdem  ein  schweize- 
rischer Versuch  vor  etwa  10  Jahren  im  Wallis  kläglich  gescheitert 
ist,  hatten  strebsame  Leute  im  Kanton  Bern  das  Bedürfnis,  den  Ver- 
such mit  Staatssubvention  von  10  Cts.  per  Zentner  Rüben  zu  erneuern. 
Aber  trotz  der  kantonalen  RübenprSmienpolitik  ist  in  der  Lebens- 
fähigkeit der  hochverschuldeten  Gründung  in  einer  Zeit,  die  an  einer 
Überproduktion  von  Zucker  leidet,  im  höchsten  Mafse  zu  zweifeln, 
zumal  die  „Schulgelder*4  doch  einmal  ihr  Ende  erreichen  müssen.  Das 
Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln,  wie  am  Grund  und  Boden, 
erfordert  als  Korrelat  des  Geschäftsgewinnes  auch  das  Tragen  des 
geschäftlichen  Risikos  und  die  Anpassung  an  die  jeweilige  Konjunktur. 

Wie  in  bezug  auf  den  eben  erwähnten  Punkt,  so  wird 
auch  für  eine  Entschuldung  des  Grundbesitzes  und  für  gewisse 
Kredit-  und  Versicherungsanstalten  weniger  von  landwirtschaftlicher 
als  von  anderweitig  interessierter  Seite  eine  ausserordentlich  lebhafte 
Agitation  entfaltet.  Nachdem  Fki.ix  Hecht  den  Problemen  der 
Annuitätendarlehen  und  der  Lebens  Versicherungsabschlüsse  zwecks 
Entschuldung  des  Bodens  in  ausgedehntem  Mafse  seine  Aufmerksam- 
keit in  Theorie  und  Praxis  zugewendet  hatte,  beschäftigte  sich  die 
schweizerische  Statistiker- Versammlung  von  Solothurn  1899  (Protokoll 
in  der  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik,  Bern  1900)  mit 
diesen  Fragen,  denen  der  Referent  in  der  Folge  iu  einem  akademischen 
Rathausvortrag  vom  8.  Februar  1900  und  sodann  in  dem  Aufsatze: 
Der  Bodenkredit  in  seinem  Zusammenhang  mit  anderen 
volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  in  dem  „Politischen 
Jahrbuch  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft1*,  Bern,  K.  J.  Wyss' 
Verlag,  1901,  seine  Aufmerksamkeit  widmete.  Danach  ist  das  Er- 
gebnis bezüglich  der  Annuitäten,  dass  es  einer  sicheren,  regel- 
mässigen Einnahme  bedarf,  um  nicht  nur  den  Zins,  sondern  auch 
noch  die  Tilgungsquoten  regelmässig  abführen  zu  können,  dass 
aber  infolge  der  Abhängigkeit  von  der  Witterung,  den  Produkten- 
preisen, den  Absatzverhältnissen  oder  der  Wirkung  von  Trockenheit. 
Nässe,  Frost,  Hagel  und  Schnee,  Mäuse-  und  Engerlingfrass,  Vieh- 
krankheiten und  Viehsterben  niemand  weniger  als  der  Landwirt 
regelmässig  zahlen  kann.  Zudem  ist  eine  geringe  Amortisation  be- 
deutungslos und  eine  starke  macht  die  Schwierigkeiten  nur  grösser, 
nötigt  zur  Kontrahierung  neuer  Schulden  und  führt  wohl  gar  zum 
Wucherer. 
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Bei  der  Betrachtung  einer  volkswirtschaftlichen  Frage  wie 
der  des  Bodenkredits  darf  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass 
auch  die  Landwirtschaft  kapitalistische  Unternehmung  geworden 
ist.  Darum  braucht  der  Landwirt  wie  jeder  Unternehmer  neben 
einer  guten  Schulbildung  und  Sach-  und  Fachkunde  —  wirklicher 
tüchtiger,  praktischer  und  theoretischer  Ausbildung,  wie  sie  in 
industrieller  und  gewerblich-technischer  Tätigkeit  längst  die  Regel 
ist  —  Intelligenz  und  ein  entsprechendes  Unternehmerkapital. 
In  jede  Unternehmung  muss,  schon  bevor  sie  einen  Ertrag  abwirft, 
Kapital  gesteckt  werden  und  mit  jeder  Unternehmung  ist  ein  mehr 
oder  weniger  grosses  Risiko  verbunden.  Solange  nur  der  Unter- 
nehmer den  Gewinn  in  guten  Jahren  einstreicht,  muss  er  auch  den 
Verlust  in  schlechten  Jahren  tragen  können.  Das  Risiko  der  land- 
wirtschaftlichen Unternehmungen  ist  unseres  Erachtens  so  gross, 
dass  wir  eine  allzu  hohe  Verschuldung  nicht  als  etwas  normales, 
noch  als  etwas  volkswirtschaftlich  notwendiges,  noch  auch  als  etwas 
zu  begünstigendes  ansehen.  Der  leistungsunfähige  Unternehmer  hat 
seine  Existenzberechtigung  als  Unternehmer  verloren.  Wir  können 
daher  nicht  beistimmen,  ein  Risiko  irgend  einer  Untemehmerklasse 
auf  alle  Steuerzahler  zu  wälzen. 

Die  Landwirtschaft  ist  mehr  und  mehr  in  den  erweiterten 
Markt-  und  Weltverkehr  hineingezogen  und  von  dessen  Bewegungen 
abhängig,  sie  hat  deshalb  aber  auch  aufzugeben,  Vorrechte  und 
Privilegien  für  ihren  Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen  und  sich 
dieserhalb  als  ein  isoliertes  Gebiet  der  Volkswirtschaft  und  ihre 
gewerblichen  und  industriellen  Verhältnisse  aus  ganz  gesonderten 
Gesichtspunkten  zu  betrachten. 

Der  vornehmlich  nach  Jahren  hoher  Getreidepreise  oft  vor- 
kommenden Erwerbung  von  Grundbesitzungen  ohne  hinlängliches  eigenes 
Kapital,  ohne  Rücksicht  auf  Missjahre  und  Unglücksfälle,  dabei  ohne  Be- 
triebskapital versagt  jedes  Mittel  zur  Hebung  des  Realkredits  und  hilft 
keinerlei  Kreditinstitut,  so  scharfsinnig  ein  solches  auch  ausgedacht  und 
geplant  sein  mag.  Ebensowenig  wie  einem  städtischen  Grundbesitzer 
für  mit  Schulden  angefangene  und  bis  zu  Ende  geführte  Häuserbauteu, 
zumal  in  einer  Periode  allgemeiner  Niedergeschlagenheit  und  Stockung 
von  Verkehr,  Gewerbe  und  Geldumlauf,  plötzlich  zu  helfen  ist. 

Sind  die  Bodenpreise  übertrieben  hoch  gewesen  und  gefallen, 
so  sind  Abschreibungen  eine  unerlässliche,  wenn  auch  schmerzliche 
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Prozedur,  wie  in  Handel  und  Industrie.  Und  wie  man  sie  hier  von 
jedem  ehrlichen  Geschäftsmann  verlangt,  so  muss  man  sie  auch  von 
jedem  ehrlichen  Landwirt  erwarten.  Recht  und  billig  ist  es,  wenn 
man  den  Landwirten  bei  dieser  schmerzlichen  Operation  zu  Hilfe 
kommt,  aber  jede  dauernde  Unterstützung  auf  Kosten  anderer 
Erwerbskreise  steigert  nur  den  Wert  von  Grund  und  Boden,  steigert 
die  Pachtpreise,  steigert  die  Verschuldung  und  stellt  eine  ungerecht- 
fertigte Schenkung  an  die  gegenwärtigen  Besitzer  dar. 

Zwecks  Entschuldung  des  Grundbesitzes  durch  die  Lebens- 
versicherung sodann  hat  Hecht  an  die,  wie  er  sagt,  räusserst 
ingeniöse  Erfindung"  des  Annnitätensystems  eine  Lebens- 
versicherung angehängt  oder  vielmehr  „die  organische  Verbindung 
der  ländlichen  Hypothekarverschuldung  mit  der  Institution  einer 
Hypothekentilgnngs- Versicherung  zum  Zweck  der  Entschuldung  des 
ländlichen  Grundbesitzes"  hergestellt.  Hecht  spricht  von  seiner 
Leistung  als  der  Lösung  eines  der  grössten  sozialen  Probleme  unserer 
Zeit.  Er  verkennt  den  Unterschied  von  Ereignissen,  die  nur  möglicher- 
weise eintreten  können,  wie  Feuer-  und  Hagelschaden  etc.,  und  des 
Ereignisses,  das  als  Tod  oder  Erlöschen  der  Arbeitskraft  im  Alter 
notwendig  eintreten  muss.  Von  eiuem  Kapitalwert  der  physischen 
Existenz  im  Moment  des  Sterbens  oder  über  den  Tod  hinaus  kann 
nicht  gesprochen  werden.  Untergang  eines  Kapitals  liegt  höchstens 
bei  anormal  früh  eintretendem  Tode  vor. 

Der  Beweggrund  der  Abneigung  gegen  das  Zahlen  von  Ver- 
sicherungsbeiträgen liegt  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  wie 
sie  sind,  nicht  wie  sie  sein  sollten.  Ist  die  stete  Möglichkeit  zur 
Prämienzahlung  nicht  vorhanden,  so  sind  verkürzte,  prämienfreie 
Policen,  Rückkauf  und  dergl.  für  die  Versicherten  sehr  nachteilige 
Notbehelfe.  Zudem  steckt  das  Lebensversicherungsgeschäft  noch  so 
in  den  Anfangen,  dass  hier  Bedenken  bezüglich  Sterbetafeln,  die  ohne 
genügende  Genauigkeit  und  Differenzierung  aufgestellt  sind,  wie  be- 
züglich Zinsfnss,  Verwaltungskosten,  ärztliche  Diagnostik  nicht  unter- 
drückt werden  können.  Und  das  Prinzip  der  Versicherung,  die 
Sehadondeeknng  entsprechend  der  Wahrscheinlichkeit  des  Eintretens 
eines  Schadens,  stellt  in  seiner  vollen  Durchführung  die  Unnötigkeit, 
die  Negiernng  der  Versicherung  überhaupt  dar. 

Bezüglich  der  Gestaltung  des  Bodenkredits  in  der  Schweiz 
sind  Vorschläge  gemacht  worden,  deren  Durchführung  nicht  allein 
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volkswirtschaftlichen,  sondern  auch  politischen  Schwierigkeiten  be- 
gegnet. Gegenüber  den  formalistischen  Aufstellungen  E.  Hubbks, 
betreffs  Belehnungsgrenze,  Verkehrs-  und  Ertragswert,  Zinsbe- 
schränkung, sind  Bedenken  wirtschaftlich  begründet,  und  ebenso  be- 
treffend die,  wie  von  E.  Hübke,  so  auch  in  parlamentarischer  Debatte 
gewünschte  Beschränkung  auf  Inlandskredit,  die  nicht  nur  als  un- 
zweckmfiBBig,  sondern  auch  als  undurchführbar  nachgewiesen  wird. 
Diesem  trägt  anch  die  Praxis  in  der  neuesten  Zeit  Rechnung. 

Die  im  Jahre  1900  in  Zürich  nach  längerem  grossen  Auf- 
schwünge erfolgte  Stockung  in  Handel  und  Spekulation  hat  eine 
Behandlung  gefunden  in  einer  dortigen  Dissertation  von  Ad.  Stekuli, 
Die  Zürcher  Liegenschaftenkrise,  Zürich,  Verlag  von  Fäsi 
und  Beer,  1902.  Der  Verfasser,  kantonaler  Handelsregisterfuhrer, 
notariatskundig  und  ehemals  Bankangestellter,  schöpft  zum  Teil  aus 
eigener  Beobachtung  in  der  lebhaften  Schilderung  von  Kredit  und 
Schwindel,  der  sich  eine  Anzahl  Postulate  anreihen. 

Bei  der  Bedeutung  des  Schweizer  Käses  für  die  heimische 
Landwirtschaft  sowohl  als  für  die  Konsumenten  in  der  ganzen  Welt 
mag  hier  hingewiesen  werden  auf  die  Untersuchungen  betreffend 
Tuberkel-Bazillen  im  Käse,  die  in  der  eidgenössischen  Milch- 
untersuchungsanstalt in  Bern  in  den  Jahren  1899  und  1900  aus- 
geführt wurden,  worüber  das  von  dem  schweizerischen  Land- 
wirtschaftsdepartement herausgegebene  „Landwirtschaftliche  Jahrbuch  " 
berichtete.  Es  ist  ein  junger  amerikanischer  Gelehrter,  J.  C.  Hareisok, 
jetzt  Vorsteher  des  bakteriologischen  Laboratoriums  der  landwirt- 
schaftlichen Schule  Gnelph,  Ontario,  Kanada,  der  die  Serumversuche 
an  Meerschweinchen  anstellte.  Das  Resultat  ergab,  dass  die  Tuberkel- 
bazillen in  Käsen,  die  nach  Emmenthaler  (Schweizer)  Art  hergestellt 
werden,  zwischen  dem  33.  und  40.  Tage  absterben.  Demnach  ist 
Hartkäse,  besonders  Emmenthaler,  der  nicht  früher  als  4  oder  mehr 
Monate  alt  zum  Essen  reif  ist,  absolut  unschädlich  für  den  mensch- 
lichen Kon8nra.  Dagegen  ergeben  die  Experimente  mit  den  Molken, 
dass  für  diese  eine  Erhitzung  auf  8r»ü  C,  wie  in  Dänemark  für 
alle  Nebenprodukte  der  Milch  (abgerahmte  Milch,  Buttermilch,  Molken) 
obligatorisch,  sich  empfiehlt.  Mit  Cheddarkäse  in  Amerika  fortgesetzte 
Versuche  führten  zu  dem  Schluss,  dass  auch  dieser  keine  lebenden 
Tuberkelbazillen  mehr  enthalten  wird,  wenn  er  10  Wochen  alt  ist. 
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Die  238  Seiten  starke  Schrift  von  Franz  Hauck,  Beitrag" 
zur  Entwicklungsgeschichte  des  schweizerischen  Alkohol- 
monopols, Basler  phil.  Dissertation,  Bern  1899,  gibt  eine  ausfuhr- 
liche Darstellung  der  Vorgeschichte  des  1887  ins  Leben  gerufenen 
schweizerischen  Alkoholmonopols,  sowie  der  Tätigkeit  desselben 
während  seines  ersten  Dezenniums.  Es  wird  untersucht,  wie  die 
Ziele  des  Monopols:  das  fiskalische,  das  antialkoholische  und  das 
agrarische  Ziel  miteinander  im  Widerstreite  stehen.  Das  fiskalische 
Ergebnis  ist,  verglichen  mit  der  Besteuerung  des  Alkohols  in  anderen 
Ländern,  kein  übermässiges.  Die  Einschränkung  des  Alkoholkonsums 
hält  sich  —  zumal  die  Hausbrennerei  ausser  Betracht  bleibt  —  in 
engen  Grenzen  und  der  agrarische  Nutzen  ist  derart,  dass  etwa 
„70  Brennern  ein  jährliches  Geschenk  von  ca.  l8/4  Millionen  Franken 
zutällt".  Gemäss  dem  Alkoholgesetze  ist  nämlich  etwa  ein  Viertel 
der  Rohprodukte  im  Inland  einzukaufen,  und  zwar  ist  hier  das 
Doppelte  des  Weltmarktpreises  und  mehr  zu  bezahlen,  und  der  im 
Lande  aus  Wein,  Drusen,  Obst  und  Obstabfällen  oder  zuckerhaltigen 
Beeren  und  Wurzeln  inländischer  Herkunft  produzierte  Alkohol  ist 
dem  Monopol  nicht  unterworfen.  Diese  monopolfreie  Alkoholprodnktion 
hat  jedenfalls  bedeutend  zugenommen;  wie  gross  dabei  die  Abnahme 
des  Alkohol  Verbrauchs  verbleibt,  lässt  sich  nicht  feststellen.  Da 
ferner  zwischen  Monopolverwaltung  und  Konsumenten  der  private 
Zwischenhandel  eingeschaltet  ist,  so  haben  sich  auch  hier  in  fiskalischer 
und  hygienischer  Beziehung  Übelstände  gezeigt.  Wenn  man  ge- 
glaubt hat,  dadurch  das  hohe  Konto  der  Bedarfbeschaflung  von  in- 
ländischem Rohmaterial  zu  entlasten,  dass  der  Zuckerrübenbau  sub- 
ventioniert wird,  so  dürfte  hiermit  sowohl  der  Fiskus  als  die  Bauern 
vom  Regen  in  die  Traufe  kommen,  da  billigste  Arbeitskräfte  und 
niedrigste  Steuern  bei  uns  nicht  vorhanden  sind  und  die  Zucker- 
industrie infolge  von  Überproduktion  sich  heute  in  solcher  Lage 
befindet,  dass  nur  diejenigen  Unternehmungen  florieren,  die  all 
ihre  teuren  Anlagen  grösstenteils  amortisiert  und  grosse  Reserven 
gesammelt  haben. 

Die  Abhandlungen  von  Kraukk-Widmek  in  dem  „Schweize- 
rischen landwirtschaftlichen  Zentralblatt"  (dem  Organ  der 
Gesellschaft  schweizerischer  Landwirte,  die  sich  um  die  Land- 
wirtschaftslehrer  des  eidgenössischen  Polytechnikums  gruppieren, 
unter  Redaktion  von  Lehrern  der  landwirtschaftlichen  Abteilung, 
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Frauenfeld  bei  Huber,  1901,  20.  Jahrgang)  und  von  Dr.  Jean 
Dufoür,  Direktor  der  Weinbauversuchsanstalt  in  Lausanne,  in  dem 
„Landwirtschaftlichen  Jahrbuch  der  Schweiz"  1900,  über  die  ameri- 
kanischen Reben,  als  widerstandsfähig  gegen  die  Reblaus  und 
Ursache  der  Überproduktion  an  Wein  sowie  der  niedrigen  Wein- 
preise, verdienen  eine  besondere  Erwähnung.  Nachdem  der  echte 
Meltau  (Oidium),  die  Reblaus  (Phyloxera),  der  falsche  Meltau 
(Peronospera)  und  die  Schwarzfäule  (Blookrot)  aus  Amerika  ein- 
geschleppt worden  sind,  ist  es  gelungen,  dort  gewisse  Rebsorten 
(Jacquez  etc.)  zu  entdecken,  die  gegen  die  Reblaus  immun  sind  und 
teils  ohne  Veredelung  reichlich,  aber  nur  Kupierweine  liefern,  teils 
durch  Aufpfropfung  europäischer  Schösslinge  auf  die  wilden  ameri- 
kanischen Wurzelstöcke  ein  veredeltes  Produkt  geben.  In  Frankreich 
war  mit  Ausnahme  der  Champagne  schon  im  Jahre  1898  die  Re- 
konstruktion der  Rebberge  und  Neuanlage  solcher,  die  auch  in 
trocknen  sandigen  Terrains  einen  grossen  Ertrag  liefern,  durch- 
geführt. Aus  eigener  Anschauung  kann  ich  berichten,  dass  auf  3  ha 
1000  hl  und  daneben  auf  1  ha  400  hl  Wein  geerntet  wurden.  Hierbei 
ist  zu  bedenken,  dass  die  Bearbeitung  der  Reben  mit  Pflug  und 
Maultier  erfolgte,  dass  sehr  selten  Rebstickel  verwandt  waren  und 
dass  der  Abstand  der  Reben  voneinander  viel  grösser  ist  als  in  der 
Schweiz,  nämlich  im  Durchschnitt  2  m  auf  1,25  m  oder  1,75  m  in 
beiden  Richtungen.  In  Spanien,  Ungarn,  Italien  hat  man  gleichfalls 
die  amerikanischen  Reben  angepflanzt.  Dagegen  haben  in  der  Schweiz 
erst  Genf  und  Neuenburg  und  neuerdings  Tessin  und  Waadt  die 
Rekonstruktion  ihrer  Rebberge  begonnen,  während  man  in  den  anderen 
Kantonen  noch  mit  der  Reblaus  einen  aussichtslosen  Kampf  fährt. 
Es  kommt  hinzu  die  teure  Handarbeit  statt  des  Rebpfluges,  das 
ungünstigere  Klima  der  Schweiz  und  eine  in  Entwöhnung  von  sauren 
Weinen  sich  zeigende  Geschmacksänderung.  Beachten  wir,  dass 
nach  dem  „Moniteur  vinicole"  zu  Anfang  1902  die  gewöhnlichen 
Weine  in  Frankreich  3 — 5  Frs.  pro  Hektoliter,  Weine  des  südlichen 
Frankreichs  von  8—9°  15—18  Frs.,  von  10°  20  und  22  Frs.,  Algier- 
weine von  11— 121/»0  je  nach  Grad  15—20  Frs.,  spanische  WTeine 
von  12—13°  je  nach  Grad  und  Farbe  26—32  Frs.  pro  Hektoliter 
kosten,  so  sieht  man,  dass  keine  Zölle  in  dem  Kampfe  des  Zwerges 
mit  dem  Riesen  helfen  können  und  dass  eine  Weltwirtschaft  sich 
gebieterisch  zur  Geltung  bringt. 
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Noch  seien  hervorgehoben  ans  demselben  „Schweizerischen  land- 
wirtschaftlichen Jahrbuch"  die  an  der  bernischen  kantonalen  land- 
wirtschaftlichen Schule  Rütti  veranstalteten  Versuche  mit  dem  im 
Sommer  1901  von  der  Firma  Baumann  &  Co.  in  Bern  in  den  Handel 
gebrachten  Milchersatzmittel  „Cremaval",  das  angeblich  in 
Holland  und  England  in  umfangreichem  Mafse  und  mit  gutem  Erfolge 
Verwendung  findet  Nach  dem  Prospekt  ist  „Cremaval  das  vorteil- 
hafteste Aufzuchts-  und  Mastmittel  für  Kälber,  das  sich  mit  Mager- 
milch oder  abgerahmter  Milch  als  das  ausgezeichnetste  Mittel  für 
Entwöhnung  und  Aufzucht  der  Ferkel  bestens  bewährt"*.  Die  Steigerung 
der  Viehzucht  und  die  vordringende  Geldwirtschaft  hat  die  Land- 
bevölkerung bereits  zu  einem  grossen  Teil,  wie  der  Hülsenfrüchte, 
so  auch  der  Milch  entwöhnt,  ohne  genügend  anderweitigen  Ersatz 
zu  bieten,  so  dass  als  Resultat  das  geflügelte  Wort  durch  die  Presse 
ging:  „dicke  Munis  und  dünne  Rekruten".  Da  wäre  das  Cremaval 
nun  sehr  erwünscht  gewesen,  um  den  Profit  der  Landwirte  und  die 
Preise  der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  in  die  Höhe  zu  treiben. 
Leider  fielen  die  Experimente  an  6  lebenden  Kälbern  so  verzweifelt 
trostlos  aus,  dass  wir  uns  nicht  versagen  können,  zu  Nutz  und 
Frommen  das  fachmännische  Urteil  von  3  bernischen  Metzgermeistern 
mitzuteilen,  das  lautet:  Schon  lebend  zeigten  die  Cremaval-Kälber 
in  der  Behaarung,  in  den  Griffen  und  in  den  Augen  ihre  ganz  in- 
feriore Qualität.  Das  Schlachtresultat  hat  dies  Urteil  mehr  als  be- 
stätigt, es  zeigte  ein  sehr  geringes,  rotschwarzes,  wässeriges  und  fett- 
armes Fleisch.  Ein  beigefügtes  photographisches  Bild  lässt  ein  mehr 
als  halb  verhungertes  und  verkommenes  Kalb  erkennen.  Und  eine 
Kostprobe  von  Seiten  der  Landwirtschaftslehrer  ergab  einen  dunklen, 
trockenen,  zähen  Braten  von  fadem  Geschmack. 

An  landwirtschaftlichen  Journalen  seien  noch  erwähnt: 
Schweizerische  landwirtschaftliche  Zeitschrift,  herausgegeben  von  dem 
schweizerischen  landwirtschaftlichen  Verein  mit  über  31000  Mit- 
gliedern, Aarau,  bei  E.  Wirz,  30.  Jahrg.,  1901;  Journal  de  la 
societe  d'agriculture  de  la  Suisse  romande;  Journal  d'agriculture 
suisse;  L'agricoltore  Ticinese;  Bulletin  agricole  neuchätelois ;  L:ami 
des  animaux;  Schweizerische  Bauernzeitung;  Der  schweizer  Bauer; 
Der  Zürcher  Bauer;  Der  Landwirt;  Le  paysan  suisse;  Alpwirtschaft- 
liche Monatsblätter;  Schweiz.  Bienenzeitung;  Schweiz.  Fischerei- 
zeitung; Der  praktische  Forstwirt  für  die  Schweiz;  Journal  forestier 
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Baisse;  Schweiz.  Milchzeitung;  Pollicoltore;  Revue  horticole  et  orti- 
cole;  Schweiz.  Weinzeitung;  Schweiz.  Zeitschrift  für  Forstwesen; 
Schweiz.  Zeitschrift  für  Obst-  und  Weinbau. 

Als  Publikationen  des  schweizerischen  Arbeiter- 
sekretariates sind  ausser  den  „Jahresberichten4*  in  den  Jahren 
1900  und  1901  bis  zum  Juni:  „Monatsblätter  des  schweize- 
rischen Arbeitersekretariats"  in  Zürich  erschienen.  Die 
Nummern  23—25  bilden  das  letzte  Stück;  wann  wieder  eine  Nummer 
kommt,  ist  nach  Mitteilung  der  Administration  der  Monatsblätter 
nicht  zu  ermessen.  Die  Nummern  brachten  u.  a.  recht  akademische 
Artikel  zur  Versicherungsfrage.  Besonders  zu  erwähnen  ist  der 
Bericht  des  schweizerischen  Arbeitersekretariats  an  das 
schweizerische  Industriedepartement  über  Arbeitslosenunter- 
stützung und  Arbeitsnachweis,  Zürich,  Buchhandlung  des 
schweizerischen  Grütli  Vereins,  1901  (28.5  Seiten  in  8°).  Der  Bericht 
des  Arbeitersekretärs  H.  Greulich  schildert  die  Arbeitslosigkeit  und 
die  Schwankungen  in  der  Industrie  von  1879 — 1899,  gibt  sodann 
statistische  Mitteilungen  über  die  Arbeitslosigkeit  nach  Beruf  oder 
Erwerb,  erörtert  danach  die  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  und  die 
Mittel  zur  Verhütung  oder  Milderung  derselben,  als  Arbeitsnachweis 
und  Arbeitsbeschaffung,  Unterstützung  und  Versicherung.  Die  ein- 
lässliche  Untersuchung  gipfelt  in  einer  Reihe  von  Postnlaten,  als: 
allgemeine  Reduktion  der  Arbeitszeit  und  Einschränkung  der  Lehr- 
lingszüchterei  durch  Berufsgenossenschaften,  Bundessubvention  au 
Arbeitergewerkschaften  und  Gemeinden  zwecks  Arbeitslosenver- 
sicherung, Verbot  der  privaten  gewerbsmässigen  Arbeitsnachweis- 
bureaus, Errichtung  solcher  öffentlicher  Stellen  durch  die  Gemeinden 
mit  eidgenössischer  Zentralstelle. 

Eine  Statistik  der  Lohnbewegungen  und  Streiks  nach 
Berufsarten  hat  H.  Greulich  für  das  statistische  Jahrbuch  aufgestellt. 
Über  die  Sozialdemokratie  in  der  Schweiz  schrieben  Otto  Lang 
und  Georg  Sulzer  und  über  „die  Ent Wickelung  des  kantonalen 
Arbeiterschutzes  in  der  Schweiz"  Emil  Hofmann. 

Die  Arbeitslosigkeit  in  der  Stadt  Zürich  ist  vom 
Jahre  1892  an  Gegenstand  statistischer  Aufnahmen  gewesen.  Einer 
Darstellung  und  Würdigung  dieser  Erfahrungen  durch  Nationalrat 
Dr.  E.  Hofmann  entnehmen  wir  folgende  Ausführungen: 
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Es  meldeten  sich  als  arbeitslos:  1892/1893  1652,  1893/1894 
885,  1894/1895  650,  1896  179,  1897/1898  399,  1898/1899  — , 
1899/1900,  630,  1900/1901  1158.  Darunter  waren  nur  insgesamt 
105  Frauen. 

Neben  diesen  muss  es  jeweilig  noch  eine  grosse  Zahl  Arbeits- 
loser gegeben  haben.  Wurden  ja  bei  der  Volkszählung  der  Stadt 
Zürich  am  1.  Juni  1894  rund  1200  Arbeitslose  ermittelt  und  die 
mit  der  eidgenössischen  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900  ver- 
bundene Arbeitslosenzählung  ergab  dort  das  Vorhandensein  von  rund 
2700  Arbeitslosen. 

Diese  grosse  Differenz  hat  eine  doppelte  Ursache.  Sie  beruht 
einerseits  auf  der  Abneigung  vieler,  ihre  Notlage  mehr  oder  weniger 
öffentlich  zu  bekennen  oder  gar  Unterstützung  von  almosengenössigem 
Beigeschmack  anzunehmen,  und  andererseits  in  den  bei  der  Ver- 
abreichung von  Unterstützung  befolgten  Grundsätzen,  welche  von 
vornherein  den  Kreis  der  Unterstützungsberechtigten  wesentlich  be- 
schränkten. Zwar  wurde  die  Beschränkung,  nur  Verheiratete  mit 
Beiträgen  zu  unterstützen,  schon  im  zweiten  Jahre  etwas  ab- 
geschwächt, dafür  aber  die  Unterstützungsberechtigung  an  eine 
bestimmte  Daner  der  Niederlassung  in  Zürich  geknüpft.  Später 
kam  als  weiteres  Motiv  der  Abweisung  das  Selbstverschulden  der 
Arbeitslosigkeit,  sowie  die  Unwürdigkeit  des  Gesuchstellers  hinzu. 
Dass  von  diesen  Abweisungsgründen  häufig  Gebrauch  gemacht  wurde, 
zeigt  die  folgende  Zusammenstellung.  Es  wurden  mit  ihrem  Unter- 
stützungsgesuch abgewiesen:  1896  71,5  °/0,  1897/1898  71,3,  1898/1899 
43,9,  1900/1901  26,9  °/0  der  Angemeldeten. 

Zur  Erklärung  dieser  grossen  Zahl  von  Abweisungen  darf 
nicht  vergessen  werden,  dass  sich  darunter  jeweils  eine  Anzahl 
dreister  Elemente  befand,  welche  durch  falsche  Angaben  einen 
möglichst  hohen  Untersttitzungsbetrag  zu  erlangen  suchten.  Trotz- 
dem über  jeden  Angemeldeten  ein  einlässlicher  Fragebogen  ausgefüllt 
wurde,  dessen  Angaben  an  Ort  und  Stelle  durch  persönliche  In- 
formationen zu  prüfen  waren,  wiederholten  sich  die  genannten 
Versuche  in  allen  Jahren,  so  dass  der  Berichterstatter  angesichts 
desselben  resigniert  gesteht,  dass  die  beste  und  sicherste  Kontrolle 
die  Anweisung  von  Arbeit  wäre. 

Wir  haben  es  hier  zum  grössten  Teil  mit  Menschen  zu  tun, 
die  sozusagen  immer  auf  der  Grenze  der  Almosengenössigkeit  wandern. 
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Während  der  besser  situierte  Arbeiter  in  der  Regel  einen  ziemlich 
grossen  Kredit  geniesst,  den  er  in  der  Periode  der  Arbeitslosigkeit 
aufs  äusserste  ausnützt,  sieht  sich  die  Mehrzahl  der  zur  Unterstützung 
sich  Anmeldenden  sozusagen  sofort  auf  fremde  Hilfe  angewiesen. 
Tritt  bei  diesen  Krankheit  ein,  vergrössert  sich  die  Familie,  erhöht 
sich  der  Mietzins  oder  vermindert  sich  sonst  die  Kaufkraft  des 
Lohnes,  so  sinken  sie  auf  die  Stufe,  wo  die  private  und  amtliche 
Hilfstätigkeit  in  Anspruch  genommen  werden  muss.  Es  wird  er- 
wähnt, dass  sich  eine  überraschend  grosse  Zahl  von  Geschiedenen 
und  von  ihren  Familien  getrennt  Lebenden  unter  den  Arbeitelosen 
befindet. 

Die  Arbeitslosen  sind  selten  Stadtbürger  (1900/1901  3,8  °/0), 
sie  kommen  aus  den  Dörfern  des  Kantons  (19,4  °/0),  aus  andern 
Kantonen  (33,1  °/0)  oder  aus  dem  Ausland  (43,7  °/0).  Es  kann  sich 
der  Berichterstatter  des  Eindrucks  nicht  erwehren,  dass  die  ledigen 
Italiener  extra  den  Winter  in  Zürich  zubringen  wollten,  um  die 
Arbeitslosenunterstützung  mitgeniessen  zu  können. 

Neben  der  Steigerung  des  durchschnittlichen  Unterstützungs- 
betrags von  14,8  auf  20,24  Frs.,  der,  um  Missbrauch  möglichst  zu 
vermeiden,  in  natura  mittelst  sog.  Gutecheine  ausgerichtet  wurde, 
zeigt  sich  eine  weitere  Erhöhung  im  Jahr  1900/1901.  Im  vorher- 
gehenden Jahr  belief  sich  die  täglich  auf  einen  Unterstützten  ent- 
fallende Summe  auf  rund  98  cts.,  im  laufenden  Jahr  auf  1,51  Frs. 
Dies  rührt  von  einem  Beschluss  des  Stadtrates  her,  welcher  in  Be- 
rücksichtigung eines  Gesuchs  einer  Arbeitelosenversammlung  die 
Tagesrate  wesentlich  erhöhte,  indem  er  dieselbe  für  jede  unter- 
stützungsberechtigte erwachsene  Person  auf  60  cte.  und  für  jedes 
Kind  auf  30  cts.  festsetzte. 

Die  wichtigste  und  zugleich  schwierigste  Aufgabe  zur  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit,  die  Beschaffung  von  Arbeit,  hat  die 
Stadt  Zürich  bis  jetzt  noch  nicht  energisch  in  die  Hand  genommen. 
Wie  bei  der  Unterstützung  der  Arbeitslosen  die  Tendenz  herrschend 
war,  einen  Teil  der  Lasten  auf  die  Armenpflege,  die  organisierte 
und  private  Wohltätigkeit  abzuwälzen,  so  versuchte  man  auch  nach 
dieser  Seite  hin  dasselbe.  Es  wandte  sich  im  vergangenen  Winter 
der  Stadtrat  an  die  kantonalen  und  eidgenössischen  Behörden  mit 
dem  Gesuch  um  Beschaffung  von  Arbeit  für  die  Arbeitelosen.  Ferner 
erliess  er  einen  Aufruf  an  die  Einwohnerschaft,  damit  diese  die 
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Beschaffung  von  Arbeitsgelegenheit  ins  Auge  fasse  und  durch  recht- 
zeitige Vornahme  von  Reparaturen  aller  Art,  Bauarbeiten  im  Innern 
der  Häuser,  Ausbessern  von  Geräten,  Möbeln  etc.,  mit  dazu  bei- 
trage, dass  den  Arbeitslosen  Beschäftigung  geboten  werden  könne. 
Damit  wurde  wenig  oder  nichts  erreicht. 

Über  öffentlichen  Arbeitsnachweis  in  der  Schweiz  schrieb 
E.  Hofmaiw  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  der 
Zeitschrift  für  Sozial  Wissenschaft  1901. 

Zur  Aufklärung  über  die  Arbeiterverhältnisse  wie  die  Fort- 
schritte in  bezug  auf  Arbeiterschutz  und  -Fürsorge  dienen  in  erster 
Reihe  die  2jährlichen  „eidgenössischen  Fabrikinspektorats- 
berichte",  deren  letzter  die  Jahre  1900  und  1901  umfasst.  Die 
dem  eidgenössischen  Fabrikgesetz  unterstehenden  Etablissemente 
wurden  nicht  nur  alle  fast  ausnahmslos  einmal  im  Jahre  besucht, 
sondern  auch  eine  erhebliche  Anzahl  2— 4  mal.  Daneben  nahm  die 
Zahl  der  mündlichen  und  schriftlichen  Konsultationen  und  anderer 
Verhandlungen  mit  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  überwiegend  mit 
ersteren,  beständig  zu.  Ebenso  mehrte  sich  die  Zahl  der  ander- 
weitigen Beanspruchungen,  vor  allem  in  strittigen  Haftpflichtfällen; 
ausserdem  war  eine  neue  Fabrikstatistik  aufzustellen,  die  hoffentlich 
eine  mehr  befriedigende  Aufarbeitung  in  wichtigen  Kombinationen 
und  entsprechende  Durcharbeitung  finden  wird,  als  sie  der  letzteren 
Erhebung  aus  1895.  die  nur  eine  einzige  Tabelle  aufweist,  zuteil 
wurde.  Auch  waren  noch  Erhebungen  über  Wohlfahrtseinrichtungen 
zu  bewerkstelligen. 

Konstatiert  wird  eine  Zunahme  der  fremden  Arbeiter,  die  bei 
Bierbrauern  61°/0,  bei  Kalk-  und  Zementarbeitern  55°/0,  bei 
Schreinern  47°/0,  bei  Müllern  43°/0  ausmachte.  Die  Depression  in 
der  Industrie  hat  einerseits  eine  Zusammenlegung  kleiner  Betriebe  und 
daneben,  um  den  Beschränkungen  des  Fabrikgesetzes  zu  entgehen, 
andererseits  auch  eine  Verkleinerung  einzelner  Betriebe  verursacht. 
Überhaupt  ist  namentlich  in  der  Textilindustrie  das  Bestreben  hervor- 
getreten, möglichst  viel  in  die  unbeaufsichtigte  Hausindustrie  über- 
gehen zu  lassen.  Die  Mitglieder  des  Vereins  zürcherischer  Seiden- 
industrieller beschäftigten  neben  rund  15000  Personen  in  Fabriken 
2(>000  Personen  zu  Hause.  Ebenso  bilden  die  Haussticker  etwa 
60°/0  der  Sticker.    Die  Hausindustriellen  haben  noch  Nebenerwerb, 
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und  wenn  sie  feiern,  stehen  keine  teueren  Fabriken  still,  bleiben 
keine  Triebkräfte  und  Maschinen  unbenutzt.  Und  in  guten  Zeiten 
beginnt  die  Hetzjagd  der  Fergger  um  die  Arbeiter.  „Deshalb  wird 
auch  niemand  die  Versicherung  eines  grossen  Industriellen  glauben, 
dass  Wohlwollen  fiir  die  Arbeiter  das  Hauptmotiv  für  den  Betrieb 
der  Hausindustrie  sei."  Dass  Frauen  überall  Vollbäder,  Männer 
Duschen  zu  bevorzugen  acheinen,  sei  zur  Beachtung  bei  Neu- 
einrichtungen hier  angemerkt.  Nach  11  jähriger  Tätigkeit  im 
kantonalen  und  24  im  eidgenössischem  Dienst  als  Fabrikinspektor 
des  ersten  der  8  eidgenössischen  Inspektionskreise  tritt  der  70jährige 
hochverdiente  Dr.  F.  Schüler  von  seinem  Amte  zurück,  in  der 
Absicht,  uns  noch  zusammenfassende  literarische  Arbeiten  aus  Praxis 
und  Theorie  des  Fabrik wesens  und  des  Arbeiterschutzes  zu  bescheren. 

Zu  erwähnen  sind  hier  noch  F.  Schulkk's  Untersuchungen 
„Über  die  sozialen  Zustände  in  der  Seidenindustrie  der 
Ostschweiz"  in  dem  ».Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik"  Bd.  13,  Berlin  1890. 

Nachdem  der  FoRRKK'sche  Gesetzentwurf,  betreifend  die  eid- 
genössische Kranken-  und  Unfallversicherung,  am  20.  Mai 
1900  mit  342114  Stimmen  gegen  148022  in  der  Volksabstimmung 
verworfen  worden  war,  indem  Bauern  und  Industrielle  eifrig  dagegen 
agitierten,  die  Arbeiter  dem  Gesetze  ziemlich  kühl  gegenüberstanden 
und  die  augenblickliche  finanzielle  Lage  der  Eidgenossenschaft  eine 
dauernde  hohe  Belastung  des  Budgets  durch  die  Versicherung  als 
nicht  unbedenklich  erscheinen  Hess,  trat  notwendigerweise  eine  Ruhe- 
pause ein,  da  erst  wieder  eine  Orientierung  gewonnen  werden  muss, 
welche  Ziele  nunmehr  zu  verfolgen  sind,  um  dem  Versicherungs- 
artikel  34  bis  der  Bundesverfassnng  Genüge  zu  leisten.  Es  darf  wohl 
schon  die  Behauptung  aufgestellt  werden,  dass  diese  Ziele  in  einer 
zentralen  Unfallversicherung  und  in  Subventionen  an  die  privaten 
auszubauenden  Hilfskassen  gesucht  werden  dürften,  nachdem  die  dem 
Gesetzentwurf  von  1900  einverleibte  Versicherung  der  im  Militär- 
dienst befindlichen  Personen  gegen  Krankheit  und  Unfall  am  1.  Januar 
1902  in  Kraft  getreten  ist. 

Die  mit  der  Zeit  strenger  und  den  Arbeitern  günstiger  gewordene 
Haftpflichtgesetzgebung  und  ihre  Ausführung  in  der  Gerichts- 
praxis erweist  sich  als  wichtiger  Förderer  der  Unfallversicherung. 
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Hier  sind  namentlich  zn  nennen  das  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  vom 
1.  Juli  1875  und  Ergänzungen  vom  28.  Juni  1889  und  15.  Oktober 
1897,  Art,  50  ff.  des  schweizerischen  Obligationenrechts  vom  14.  Juni 
1881  und  die  Fabrikhaftpflichtgesetze  vom  25.  Juni  1881  und  26.  April 
1887.  Ziffernmässig  geht  die  Zunahme  der  Unfallversicherung  und 
ihre  höchst  bedeutende  Leistung  aus  den  Aufstellungen  von  Che.  Moser 
hervor,  wonach  im  Jahre  1890  hauptsächlich  für  die  kollektive 
Unfallversicherung  über  38/4  Millionen  Franken  oder  1,29  Frs.  auf 
den  Kopf  der  schweizerischen  Bevölkerung  an  Prämien  gezahlt 
wurden,  und  für-  das  Jahr  1900  ergibt  sich  sogar  eine  Summe  von 
11  Millionen  Franken  (davon  8  Millionen  Franken  für  die  kollektive 
Arbeiterversicherung)  oder  von  3,35  Frs.  auf  den  Kopf  der  Wohn- 
bevölkerung der  Schweiz.  Das  stellt  in  den  10  Jahren  von  1890 
bis  1900  eine  Verdreifachung  der  Aufwendungen  für  die  Unfall- 
versicherung in  der  Schweiz  dar! 

Sodann  sind  zu  erwähnen  die  Leistungen  der  schweizerischen 
Bahngesellschaften  für  ihre  Pensions-  und  Hilfskassen,  die 
keinen  Ersatz,  sondern  eine  Ergänzung  der  Haftpflicht  bieten.  Auf  ihre 
Wohltaten  haben  gegenwärtig  etwa  15000  Mitglieder  Anspruch. 
Die  Mitgliederbeiträge  stellen  sich  als  4— 5°/0  der  Löhne  dar  und 
etwas  mehr  noch  zalüen  die  Bahngesellschaften.  Dadurch  wird  es 
möglich,  im  Invaliditätsfalle  eine  mit  dem  Dienstjahre  steigende 
Pension  zu  zahlen,  im  Todesfalle  Witwen  und  Waisen  und  zum  Teil 
auch  Aszendenten  zu  unterstützen.  Noch  ist  eine  Entschädigung 
für  Lohnausfall  in  Krankheitsfällen  und  zum  Teil  ein  Beitrag  an 
Begräbnis-  und  Kurkosten  etc.  damit  verbunden,  wie  R.  Leübin  dies 
für  den  Düsseldorfer  Versicherungskongress  dargelegt  hat. 

Wie  notwendig  ein  Ausbau  des  Unfall  Versicherungswesens 
ist,  erhellt  schon  daraus,  dass  gemäss  Beschluss  des  deutschen  Bundes- 
rates vom  29.  Juni  1901  für  in  Deutschland  verunglückte  italienische 
und  österreichische  Arbeiter,  wie  für  die  deutschen,  die  Renten  an 
die  Verunglückten  auch  dann  bezahlt  werden,  wenn  diese  das  Gebiet 
des  Deutschen  Reiches  verlassen.  Desgleichen  erhalten  die  in  Öster- 
reich und  Italien  wohnenden  österreichischen  und  italienischen  An- 
gehörigen in  Deutschland  verunglückter  Arbeiter  in  ihrer  Heimat 
die  Renten  für  Hinterbliebene  ebenso  zugebilligt  und  ausbezahlt, 
wie  die  deutschen  Staatsangehörigen  in  ihrer  Heimat.  Die  schweize- 
rischen, in  Deutschland  arbeitenden  Staatsangehörigen  und  ihre  Hinter- 
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bliebenen  dagegen  sind  bei  Betriebsunfällen  dieser  Vorteile  nicht 
teilhaftig,  weil  die  Schweiz  keine  staatliche  Versicherung  hat,  also 
keine  Reziprozität  zu  bieten  imstande  ist. 

Mit  der  Frage  der  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  in  der 
Schweiz  haben  sich  neuerdings  verschiedene  Gesellschaften  und 
Organisationen  beschäftigt;  so  der  schweizerische  Jnristen- 
verein  in  seiner  Jahresversammlung  in  Zug  1901. 

Nach  Berichterstattung  von  R.  Lang  und  Ch.  Berdez  wurde 
eine  Resolution  gefasst  zugunsten  einer  Revision  und  einer  Er- 
weiterung der  Haft pflichtgesetzgebung.  Ferner  wünschte  die  Föde- 
ration des  societes  de  secours  mutuels  de  la  Suisse  ro- 
mande,  Genf  1901,  durch  Eingabe  an  den  Nationalrat  ein  Bundesgesetz 
zugunsten  der  gegenseitigen  Hilfsgesellschaften.  Die  Delegierten- 
versammlung des  schweizerischen  Arbeiterbundes  sprach  sich 
im  März  1902  in  Bern  nach  Referaten  von  H.  Scuerrer  und  0.  Rapin 
für  Erweiterung  und  Vereinheitlichung  der  Haftpttichtgesetzgebung 
und  Einführung  des  Versicherungszwanges  ans. 

Mit  dem  Gegenstande  beschäftigten  sich  auch  die  katholischen 
Männer-  und  Arbeitervereine  in  Lnzern  und  Snrsee  1900  und 
Zürich  1901  und  eine  Delegiertenversammlnng  von  Krankenkassen 
verlangte  am  9.  September  1900  in  Zürich  die  Schaffung  eines  eid- 
genössischen Kranken versichernngsgesetzes.  Und  die  schweize- 
rische statistische  Gesellschaft  beschloss  in  ihrer  Jahres- 
versammlung vom  21./22.  Oktober  1901  in  Freiburg  nach  Referaten 
von  J.  Beck  und  G.  Correyon,  einem  Wunsche  des  schweizerischen 
Industriedepartements  Folge  gebend,  die  Inangriffnahme  einer  Statistik 
der  gegenseitigen  Hilfskassen  in  der  Schweiz. 

Um  die  tiberall  auftretenden  grossen  Erwartungen,  die  sich  an 
den  Aufbau  der  Versicherung  auf  den  freien  Hilfskassen  knüpfen, 
auf  ihr  richtiges  Mafs  zurückzuführen,  ergriff  der  Referent  dieses  in 
der  Freiburger  Statistikerversammlung  die  Gelegenheit,  erstens  be- 
züglich Statistik  und  Enqueten  anzudeuten,  dass  sie  keine  Lticken- 
büsser  in  der  Verlegenheit  und  nicht  imstande  sind,  uns  ein  Ver- 
sicherungsgesetz zu  geben.  Die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  Äusserungen, 
Wünsche  und  Bestrebungen,  welche  eine  Enquete  zutage  fördere,  er- 
mögliche keine  allgemein  als  richtig  zu  bezeichnende  Abwägung 
der  einzelnen  Wünsche,  gestatte  keinerlei  spezielle  Schlussfolgerungen. 
Hierzu  komme,  dass  manches  Postulat  in  der  Ausführung,  in  der 
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Zusammenfassung  der  Teile  zu  der  Einheit  des  Versicherungswerkes 
ein  ganz  anderes  Gesicht  erhalte,  so  dass  die  Stellungnahme  hier 
pro  und  dort  contra  vollauf  gerechtfertigt  sei.  Sodann  wurde  auf 
die  Bedenken  des  Subventionswesens,  das  in  jeder  Form  immer 
mehr  Platz  greift,  hingewiesen.  Es  handle  sich  in  eidgenössischer, 
kantonaler,  kommunaler  und  privater  (Vereins-)  Tätigkeit  um  ganz 
verschiedene  Sphären  mit  besonderen  Lebensbedingungen  und 
Funktionen,  um  Schranken,  die  respektiert  werden  wollen.  Es  fehlen 
dem  Bunde  die  nötigen  Organe,  um  sich  auf  den  Gebieten  der  kan- 
tonalen, kommunalen  oder  privaten  Bestrebungen  mit  staatlich  ge- 
wünschtem Erfolge  betätigen  zu  können.  Wie  der  Bund  seine  be- 
sonderen Aufgaben  hat  und  die  Kantone  je  ihre  sehr  verschieden 
gesteckten  Ziele  (landwirtschaftliche,  industrielle,  kommerzielle  etc.) 
verfolgen,  so  haben  auch  die  Vereine  stets  ihre  besonderen  Zwecke 
und  Tendenzen,  seien  diese  konfessioneller,  politischer,  sozialer,  be- 
ruflicher oder  sonstiger  Art.  Diese  sind  ihnen  Hauptsache,  sie  können 
dieselben  nicht  vernachlässigen  oder  aufgeben,  ohne  sich  selbst  da- 
durch, dass  sie  eben  ihren  speziellen  Bedürfnissen  nicht  mehr  Ge- 
nüge leisten,  zugrunde  zu  richten.  Überträgt  man  den  Vereinen 
nun  staatliche  Aufgaben,  will  man  ihre  Aufmerksamkeit  und 
Tätigkeit  auf  eine  für  sie  nebensächliche  Funktion  richten,  so  stört 
man  ihre  Kreise,  und  die  Vereine  müssen  dann  ihrer  Natur  nach 
trotzdem  suchen,  ihre  eigenen  Hauptziele  zu  erreichen,  d.  h.  sie 
sind  geradezu  gezwungen,  die  ihnen  zur  Verfügung  gestellten  öffent- 
lichen Mittel  ihren  privaten  Interessen  dienstbar  zu  machen.  In 
dem  Kampf  der  Interessen  müssen  die  staatlichen  Interessen,  da  sie 
die  aufgedrungenen  und  schwächeren  sind,  notwendig  zu  kurz  kommen. 
Eine  staatliche  Kontrolle  der  Vereinstätigkeit  bleibt  ungenügend 
und  machtlos  zugleich,  der  Effekt  der  staatlichen  Subvention  wird 
geradezu  ein  antistaatlicher.    Sua  mole  ruit. 

Die  Zentralisierung  um  jeden  Preis  wird  ganz  gegen  Wissen 
und  Wollen  die  zentrifugalen  Kräfte  stärken;  allerdings  ist  das,  in- 
sofern diese  Kräfte  lebensfähig  sind,  nicht  bedauernswert.  Das  Prinzip 
der  Nivellierung  kann  der  Schweiz  nicht  zum  Segen  gereichen,  sondern 
mnsK  das  Staatswesen  am  Ende  unbedingt  vernichten.  Die  Aufgabe 
der  Schweiz  ist  vielmehr,  ein  Vorbild  freiheitlicher  und  gerechter, 
die  verschiedenen  Volksstämme,  Klassen  und  Konfessionen  brüderlich 
umfassender  staatlicher  Organisation  zu  sein.  In  necessariis  unitas, 
in  dubiis  libertas.  in  onmibus  Caritas. 
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Wenn  Carl  Hilty  in  seiner  Berner  Rektoratsrede  vom  No- 
vember 1901,  über  „Die  Zukunft  der  Schweiz"  als  grösste  und  un- 
vergängliche Leistungen  der  Eidgenossenschaft  erstens  den  Nachweis 
der  Ausführbarkeit  der  republikanischen  Staatsform  in  Europa  be- 
trachtet, so  scheint  er  San  Marino  und  die  anderen  europäischen 
Republiken  alter  und  neuester  Zeit,  wie  auch  die  monarchenreinen, 
von  Europäern  besiedelten  Erdteile  Amerika  und  Australien  zu  unter- 
schätzen, und  wenn  er  der  Ansicht  ist,  dass  die  Eidgenossenschaft 
rdie  gelungenste  und  verstündigste  Ausgestaltung  des  beseligenden 
christlichen  Glaubens  in  eine  äusserliche  kirchliche  Gemeinschaft  er- 
zeugt" habe,  so  dürfen  wir  wohl  fragen,  da  er  doch  unmöglich  an 
den  Katholizismus  alter  oder  neuer  Observanz  (zusammen  41,6  °/0 
der  schweizerischen  Bevölkerung!)  denken  kann,  ob  er  Zwingli  oder 
Calvin  meint,  Chrischona-  oder  Logenbrüder,  eine  Kantonskirche  oder 
die  eglise  libre,  die  Heilsarmee  oder  andere  Sekten,  oder  gar  alle 
zusammen,  einen  jeden  nach  seiner  Fasson?  Wenn  ferner  erklärt 
wird:  „bei  uns  legt  jeder  zurück,  bei  uns  gilt  es  noch  als  ein  fest- 
stehender Ehrenpnnkt,  keine  Schulden  zu  haben  und  niemand  seine 
ökonomische  Selbständigkeit  danken  zu  müssen",  so  richten  sich  der- 
gleichen Übertreibungen  selbst,  auch  wenn  sie  als  höchste  Weisheit 
ex  cathedra  gesprochen  sind. 

Die  Prämieneinnahmen  der  konzessionierten  privaten 
Versicherungsunternehmungen  in  der  Schweiz  betrugen 
nach  der  Zusammenstellung  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes 
im  Jahre  1900: 

(Siehe  Tabelle  Seite  1472.) 

Hierzu  kommt  die  kantonale  Feuerversicherung,  abzüglich 
Rückversicherung  bei  konzessionierten  privaten  Versicherungsanstalten, 
mit  6529867  Franken,  so  dass  das  Total  der  Prämieneinnahme 
57262753  Frs.,  d.  i.  17,27  Frs.  per  Kopf  der  Wohnbevölkerung 
der  Schweiz  betragt. 

Auf  die  „Jahresberichte  des  eidgenössischen  Ver- 
sicherungsamtes" als  auf  eine  wissenschaftliche  Quelle  ersten  Ranges 
ist  hinzuweisen,  wenn  auch  in  seiner  textlichen  Darstellung  eine 
besondere  Vorliebe  für  die  grossen  privaten  Versicherungsanstalten 
unverkennbar  ist. 

Die  251  Seiten  starke  Doktorarbeit  von  Arth.  Bovkt,  Les 
assurances   onvrieres   obligatoires   et  leur  röle  social, 
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Berne  1901,  gibt  in  der  ersten  Hälfte  eine  Darstellung  der  Geschichte 
und  des  geltenden  Rechtes  der  obligatorischen  Arbeiterversicherung 
in  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Frankreich,  Grossbritannien, 
Italien,  Belgien,  Niederlanden,  Skandinavien,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  und  der  Schweiz.  In  der  2.  Hälfte  finden  theoretische 
Erörterungen  über  Staat  und  Zwangsversichernng,  wie  die  einzelnen 
Zweige  der  Versicherung  (Unfall,  Krankheit,  Alter  und  Invalidität, 
Betriebsstörung)  Behandlung.  Der  Verfasser  ist  ein  warmer  Befür- 
worter des  bisher  mehr  deutschen  als  französischen  Versicherungs- 
zwanges: Arguments  en  faveur  de  l'obligation:  1.  eile  est  l'unique 
moyen  d'etendre  a  tous  les  bienfaits  de  l  assurance;  2.  eile  senle 
permet  de  ne  pas  tenir  compte  de  la  difference  des  risques  et  de 
prevoir  une  egalisation  complete  ou  relative  des  primes;  3.  eile  pro- 
cnre  a  Institution  une  surface  plus  grande  et  une  continuite  assuree; 

4.  eile  conserve  tous  les  droits  de  Tassurö  qui  change  de  domicile; 

5.  eile  allege  la  Charge  de  Touvrier. 
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Über  eine  Reform  im  Sterbekassenwesen  handelt  J. 
Eggenberger  in  der  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Versicherungs- 
wissenschaft4', Berlin  1901.  Da  der  Verfasser  als  Mathematiker  im 
eidgenössischen  Versichernngsamt  spezielle  Erfahrungen  sammelte, 
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so  wird  hier  auf  diese  Kritik  und  Vorschläge  hingewiesen.  Der 
Verfasser  kommt  zu  dem  Ergebnis  zwecks  Sanierung  der  Kassen: 
Sämtliche  kleinen  Versicherungsvereine  (Sterbevereine,  event. 
auch  Kranken-  und  Pensions-  etc.  Kassen)  haben  sich  ins  Handels- 
register eintragen  zu  lassen,  und  zwar  neu  erstehende  Vereine  bei 
ihrer  Gründung,  schon  bestehende  Vereine  innerhalb  einer  gewissen 
Frist.  Als  wesentlichstes  Requisit  der  Eintragung  ist  ein  von 
bestellten  Aufsichtsorganen  genehmigtes  Statut  vorzulegen.  Behufs 
Erwirkung  der  Genehmigung  sind  den  Aufsichtsbehörden  ausser  den 
Statuten  besondere  Nachweise  über  die  finanzielle  Situation  und  den 
Mitgliederbestand  zu  unterbreiten.  Ergibt  sich  aus  der  von  der 
Aufsichtsbehörde  vorgenommenen  Prüfung,  dass  die  Grundlagen  und 
die  Situation  eines  Vereins  den  versicherungstechnischen  Anforde- 
rungen nicht  genüge»,  so  ist  vom  betreffenden  Vereine  unverzüglich 
eine  Reorganisation  nach  den  Vorschlägen  der  Aufsichtsbehörde  in 
Angriff  zu  nehmen.  Wird  diese  Reform  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  nicht  durchgeführt,  so  hat  sich  der  Verein  aufzulösen.  Für 
neu  zu  errichtende  Vereine  werden  von  der  Aufsichtsbehörde  Normal- 
statuten —  wenn  auch  unverbindliche  —  aufgestellt.  Jede  Statuten- 
änderung unterliegt  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde.  Von 
drei  zu  drei  Jahren  —  vom  Zeitpunkt  seiner  Genehmigung  an 
gerechnet  —  hat  sodann  jeder  Verein  der  Aufsichtestelle  Nachweise 
über  den  finanziellen  Stand  und  die  Mitgliederbewegung  einzubringen. 
Bezüglich  der  Verwaltung  der  Kasse,  der  Form  der  Rechnungs- 
legung, der  Berichterstattung  an  die  Behörde  werden  von  der 
Anfsiehtestelle  möglichst  einfache,  leicht  verständliche  Formulare 
und  Vorschriften  aufgestellt. 

Vom  Sekretariate  des  schweizerischen  Gewerbe  Vereins 
werden  herausgegeben:  Gewerbliche  Zeitfragen,  Bern,  im  Ver- 
lage von  Büchler  &  Co.  resp.  des  schweizerischen  Ge  werbe  Vereins. 
Bis  zur  Gegenwart  sind  19  Hefte  erschienen  über:  Lehrwerkstätten 
und  Fachschulen,  gewerbliche  Schiedsgerichte,  Lehrlingsprtifungen, 
Kranken-  und  Unfallversicherung,  Schutz  des  Kleingewerbes  gegen 
Auswüchse  und  Übelstände  im  Handel  und  Kreditverkehr  und  gegen 
die  Konsumvereine,  über  Kreditreform  und  Zahlungsfristen,  Be- 
fähigungsnachweis im  Handwerk,  Berufslehre  beim  Meister,  Berufs- 
genossenschaften, Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsnachweis,  Kleinmotoren, 

Jahrbuch *der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  93 
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gewerbliches  und  industrielles  Bildungswesen,  Submissionswesen, 
Produktion  und  wirtschaftliche  Bedeutung  der  schweizerischen  Ge- 
werbe, Schutz  der  Bauhandwerker.  Weiter  erschienen  von  dieser 
Stelle:  Fachberichte  über  die  Pariser  Weltausstellung  im 
Jahre  1900,  Bern  1901  (415  S.  in  8°),  die  von  230  gewerblichen 
Fachmännern  dem  Vereine  eingeliefert  worden  sind,  von  geringem  Werte. 

Von  dem  Verleger  Büchler  &  Co.  in  Bern  wurde  ferner  eine 
„Gewerbe-Bibliothek"  herausgegeben,  d.  i.  bis  jetzt  10  kleine 
populär  gehaltene  Darstellungen  über  Berufswahl,  gewerbliche 
Organisation,  Elektrotechnik,  Haftpflicht,  Ausstattung  der  Schau- 
fenster, Warenspedition,  Mafs  und  Gewicht  etc. 

Die  erwähnten  Berichte  sind  nicht  zu  verwechseln  mit  dem 
„Administrativen-  und  technischen  Bericht  des  schweize- 
rischen Generalkommissariats,  dem  hohen  Bundesrate  erstattet 
durch  Gustav  Aüor,  mit  38  Ansichten  und  17  Plänen,  Genf  1901, 
(381  S.  in  4°,  auch  in  französischer  Sprache). 

Ferner  sind  erschienen  eine  grössere  Anzahl  von  Berichten 
der  schweizerischen  Mitglieder  der  internationalen  Jury 
der  Pariser  Weltausstellung  von  1900,  erstattet  an  das  schweize- 
rische Handelsdepartement  und  gedruckt,  falls  nicht  anders 
angegeben,  in  Bern  bei  K.  J.  Wyss  1900  resp.  1901;  wir  erwähnen 
in  erster  Linie  aus  dem  Jahre  1900:  R.  Schwarzenbach-Zküner  und 
H.  E.  Streuli-Huni,  Seide  und  seidene  Gewebe  (133  S.);  ferner 
A.  Gugelmann,  Material  und  Verfahren  der  Weberei,  Geneve, 
Imprimerie  W.  Kündig  et  Fils;  sodann  daselbst:  M.  Viquerat. 
Materiel  et  procedes  des  industries  agricoles;  M.  J.  J.  Kohlkr, 
Sucres  et  produits  de  la  confiserie,  chocolats,  condiments  et  stimnlants : 
Docteur  A.  Reverdin,  Medicine  et  Chirurgie;  Ch.  Giron  et  H.  Sandreutkr. 
Peinture,  Kartons  und  Handzeichnnngen ;  A.  E.  Pricam,  Photographie: 
J.  Ferrero.  Joaillerie  et  bijouterie;  Pn.  Mermod,  Instruments  de 
musique;  C.  BfrncAZ,  Appareils  diverses  de  la  mecanique  generale; 
Des  Gouttes,  Appareils  d'eclairage  et  les  procedes  d'eclairage. 

In  1901  erschienen:  C.  Moser.  Material  und  Verfahren  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes;  Dr.  MfLLER-Thnrgau,  Der  Wein- 
bau, seine  Materialien  und  Verfahren;  A.  Denkler,  Liqueurs,  Spiri- 
tuosen und  gewerbliche  Alkohole  (Interlaken,  Schlaf  Ii);  Dr.  0.  Roth 
und  Dr.  L.  Spengler,  Hygiene:  Rrn.  Escher,  Maschinen  und  Ver- 
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fahren  der  Spinnerei  und  Seilerei;  W.  Wyssling,  Elektrische  Anlagen 
(deutsch  und  französisch);  A.  Stodola,  Dampfmaschinen;  F.  Prasil, 
Turbinen,  Gas-  und  Petroleummotoren ;  R. Mkyer,  Werkzeugmaschinen; 
L.  Jkle  und  G.  WKTTER-Rüsch,  Spitzen  und  Stickereien  und  Posamen- 
terien  (Neuchatel,  Delachaux  et  Niestie);  E.  Steiger,  Holzschnitzerei; 
E.  Jung,  Feste  Dekoration  an  öffentlichen  Gebäuden  und  Wohnräumen 
(Neuchatel);  L.  Martin  et  E.  L.  Roussy,  Laits,  beurres,  fromages 
(Neuchatel);  J.  Maggi,  Conserves  de  viande,  poissons,  fruits  et  legumes; 
E.  Richard,  L'enseignement  special  artistique,  Geneve,  Kündig. 

Gewerbevereinsbestrebungen  leiht  seine  stets  bereite  Advokaten- 
feder F.  Mkili  in  seinem  „Gesetzgeberischen  Kampf  gegen 
Schädigungen  im  Bauhand  werk,  in  der  illoyalen  Konkurrenz 
und  im  Kreditwesen"  (Schweizerische  Zeitfragen,  Heft  32),  Zürich 
1901.  Die  Ausführungen  sind  ausserordentlich  anfechtbar  vom  ersten 
Satz  bis  zum  letzten;  als  ob  das  Handwerk  sich  früher  in  einer  besseren 
Lage  befunden  hätte  und  als  ob  die  Elektromotoren  demselben  aufhelfen 
könnten  etc.!  Das  Eintreten  für  die  ethisch  und  volkswirtschaftlich 
anstössige  Publikation  der  ausgepfändeten  Schuldner  schlägt  der 
ganzen  neueren  Gesetzgebung  ins  Gesicht  und  hat  schon  schärfste 
Zurückweisung  erfahren.  Dagegen  teilen  wir  Mkili's  Bedenken 
gegen  die  projektierte,  überaus  bequeme  Überlieferung  an  Ermessen 
und  Willkür  der  Richter  vollkommen. 

Über  „Die  Gewerbefreiheit  in  ihren  Licht-  und  Schattenseiten- 
schrieb  J.  Goldstein  in  dem  Anhang  zum  Rechenschaftsbericht  des 
schweizerischen  Kreditoren  Verbandes,  Zürich  1901. 

In  scharfem  Kampf  mit  den  Handwerkern  und  —  was  diese 
oft  hauptsächlich  auch  sind  —  den  Kleinhändlern  befindet  sich  die 
Geno8sen8chaftsbewegnng  und  speziell  die  Konsumvereins- 
organisation, der  literarisch  Hans  Müller  und  Julius  Platter  ihre 
Unterstützung  gewähren.  Es  sei  verwiesen  auf  die  r Berichte  des 
schweizerischen  Genossenschaftsbnndes",  die  „Rekursschrift  in  Sachen 
der  Besteuerung  der  Konsumvereine  u,  H.  Müller:  „Der  Staat  und 
das  Steuerrecht  der  Konsumgenossenschaften14,  rWeseu,  Grundsätze 
und  Nutzen  der  Konsumvereine*',  „Stärkung  der  Gewerkschafts- 
bewegung durch  Konsumgenossenschaften"  und  „Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  im  Licht  des  allgemeinen  Interesses44,  sowie 
J.  Platter:  „Erwerb  und  Konsum  oder  wo  steckt  der  Profit*  und 
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„Genossenschaftliche  Selbsthilfe*-,  sämtlich  Basel  1900/1901.  Der 
„ Schweizerische  Konsumverein*4,  Basel  2.  Jahrgang  1902,  ist  das 
wöchentliche  Organ  des  Verbandes  schweizerischer  Konsumvereine; 
daneben  dient  der  Agitation  das  halbmonatlich  erscheinende  „Genossen- 
schaftliche Volksblatta,  das  in  einer  Auflage  von  40000  Exemplaren 
verbreitet  wird. 

Charakteristisch  für  den  historischen  Museumscharakter  Berns 
ist  die  Tatsache,  dass  das  alte  Vorkaufsverbot  hier  noch  existiert  und 
dass  der  Bundesrat  neuerdings  das  Verbot  des  Vorkaufes  von 
Lebensmitteln  in  Marktordnungen  gutgeheissen  hat,  indem  er  die 
Beschwerde  zweier  Gemüsehändler  gegen  ein  Urteil  des  Polizei- 
richters von  Bern  wegen  Widerhandlung  gegen  die  Marktordnung 
der  Stadt  Bern  abwies.  Er  hat  damit,  in  Bestätigung  früherer 
Entscheide,  bekundet,  dass  er  die  verfassungsmassig  garantierte 
Handels-  und  Gewerbefreiheit  nicht  als  eine  absolute  gelten  lässt. 
Das  Vorkaufsrecht  Verstösse  keineswegs  gegen  das  Bundesrecht, 
sondern  stelle  sich  als  eine  polizeiliche  Verfügung  dar,  welche  dem 
Lebensmittelmarkte  im  Stadtgebiete  den  Charakter  eines  Marktes 
für  die  Konsumenten  wahren  will,  gerade  dadurch  die  wahre  Markt  - 
freiheit  sichert  und  weder  den  Interessen  der  Verkäufer,  noch 
denjenigen  der  Käufer  zu  nahe  tritt,  Der  Bundesrat  hat  vor  dem 
Jahre  1890  eine  andere  Stellung  eingenommen. 

Das  Sekretariat  des  schweizerischen  Handels-  und 
Industrievereins  (oder  der  sogen.  „Vorort-*  desselben)  erstattet 
jährlich  einen  ausführlichen  Bericht  über  Handel  und  Industrie 
der  Schweiz,  der  je  weilen  im  Herbst  betreffs  des  vergangenen 
Jahres,  z.  Z.  in  Zürich,  publiziert  wird.  Der  letzte  Bericht  erschien 
im  September  1901  in  der  Druckerei  Berichthaus,  Zürich,  243  Seiten 
in  4  °.  Vorangeschickt  sind  statistische  Angaben  über  wirtschaftliche 
Verhältnisse  der  Schweiz :  Bevölkerung,  Beruf,  Fabrikbetriebe,  Vieh- 
stand, Geld-  und  Noten wesen,  Sparkassen,  Versicherung,  Verkehr, 
Spezialhandel,  Bundesbudget.  Es  folgt  die  Behandlung  verschiedener 
wirtschaftlicher  Spezialf  ragen,  als:  Ausdehnung  des  Erfindungsschutzes, 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung  für  kaufmännische  Angestellte, 
Handelsverträge  und  Zollwesen.  Und  in  ausführlichen  Betrachtungen 
werden  zum  Schlüsse  die  einzelnen  Branchen  von  Handel  und  In- 
d  strie  in  ihrem  Gange  während  des  Berichtsjahres  gewürdigt,  als: 
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Seiden-,  Baumwoll-,  Wollen-,  Leinenindustrien,  Konfektion,  Stroh- 
Rosshaar-  und  Papierindustrie,  Buchhandel  und  Druckerei,  Leder-, 
Kautschuk-,  chemische,  Metall-  und  Maschinenindustrie,  Horlogerie, 
Bijouterie,  Holzhandel-  und  -Waren-,  Ton-  und  Glaswarenindustrie, 
Zement  und  Steine,  Vieh-,  Käse-,  Getreidehandel  Müllerei,  Wein- 
handel, Bierbrauerei,  Schokolade.  Tabak,  Kolonialwaren,  Kohlen- 
handel, Hotelindustrie,  Geld-  und  Kreditwesen,  Banknoten-  und  Ver- 
sicherungswesen. 

Diese  höchst  beachtenswerten  Zentralberichte  finden  ihre  Er- 
gänzung einerseits  in  den  ihnen  mit  zur  Unterlage  dienenden  Spezial- 
berichten für  einzelne  Industriezweige,  wie  die  Jahresberichte  der 
Zürcherischen  Seidenindustriegesellschaft,  des  schweize- 
rischen Wirkereivereins  in  Basel,  des  schweizerischen 
Spinner-,  Zwirner-  und  Webervereins,  des  Vereins  schweize- 
rischer Maschinenindustrieller,  les  rapports  de  la  chambre 
suisse  de  l'horlogerie,  de  la  Föderation  des  syndicats  d'616- 
vage  de  la  race  tachetee  noire,  die  Berichte  des  Verbandes 
schweizerischer  Braunviehzuchtgenossenschaften  etc.,  und 
andererseits  in  den  kantonalen  oder  lokalen  Handelskammer-  und 
Industrie  Vereinsberichten,  als:  Jahresberichte  über  Handel  und 
Industrie  im  Kanton  Zürich,  herausgegeben  von  der  Zürcher 
Handelskammer,  der  Handelskammer  in  Basel  an  den  Basler 
Handels-  und  Industrieverein,  des  kaufmännischen  Di- 
rektoriums in  St.  Gallen  über  Handel,  Industrie  und  Geld- 
verhältnisse des  Kantons  St.  Gallen  (besonders  wichtig  betr. 
Stickerei),  des  kaufmännischen  Direktoriums  in  Luzern,  les 
rapports  annuels  de  la  chambre  de  commerce  de  Geneve  ä 
l'asseniblee  generale  de  l'association  commerciale  et  in- 
dustrielle Genevoise  et  le  bulletin  commerciale  suisse, 
Torgane  bimensuel  de  ladite  chambre  de  commerce  de  Geneve ;  ferner 
die  Berichte  der  1899  gegründeten  kantonalen  bernischen 
und  solothurnischen  Handels-  und  Gewerbekammern.  Diese 
Berichte  sachkundiger  Sekretariate,  auf  Grund  von  Spezialberichten 
aus  allen  einzelnen  Erwerbszweigen  heraus,  wie  unter  Benutzung 
amtlichen  und  privaten,  namentlich  statistischen  Materials  verfasst, 
enthalten  eine  Fülle  von  Details,  deren  Kenntnis  zur  Gewinnung 
eines  Urteils  in  volkswirtschaftlichen  Angelegenheiten  notwendig  ist. 
Es  mnss  hier  genügen,  darauf  zu  verweisen. 


Digitized  by  Google 


1478 


Volkswirtschaft  und  Literatur. 


In  dem  Jahresbericht  des  kaufmännischen  Direktoriums  St.  Gallen 
für  das  Jahr  1899,  St.  Gallen  1900,  finden  sich  „Untersuchungen 
über  das  Geldwesen  der  Schweiz  und  die  Ursachen  des 
hohen  Standes  der  auswärtigen  Wechselkurse"  von  Ph. 
Kalkmann.  Es  ist  eine  mit  zahlreichen  Tabellen  und  graphischen 
Darstellungen  ausgestattete  Schrift  von  187  Seiten  in  4°,  die  das 
bedeutendste  darstellt,  was  zur  Kritik  unseres  Noten-  und  Geldwesens 
geschrieben  ist.  Die  Forderungen  des  Austritts  aus  der  lateinischen 
Münzunion  und  Schaffung  einer  zentralen  Notenbank,  die  von  allen  Ein- 
sichtigen erhoben  werden,  stossen  auf  den  Widerstand  der  am  Gewinn 
aus  der  Notenemission  interessierten  und  Konkurrenz  fürchtenden 
jetzigen  Emissionsbanken,  namentlich  der  kantonalen,  und  anderer« 
seits  fallen  politische  Erwägungen  in  die  Wage  zugunsten  des  Be- 
harrungszustandes. Gegenwärtig  beschäftigt  man  sich  mit  dem  Plan, 
einen  grösseren  Betrag  von  Silber- Scheidemünzen  zu  prägen,  die 
allerdings,  wenn  sie  nicht  für  das  Ausland  verrufen  werden,  auch 
zum  Lande  hinausspazieren  werden.  Referent  hat  in  dem  „Politischen 
Jahrbuch  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft",  Bern  1901,  auf  die  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Gefahren  unserer  Notenüberfüllung  und 
Silberwährung  mit  Nachdruck  hingewiesen  und  kann  auch  auf  die 
Darlegungen  des  Präsidenten  des  CrMit  Lyonnais,  M.  Henri  Gkrmad*, 
hinweisen,  aber  die  schweizerische  Bundesversammlung  will  sich 
noch  immer  nicht  aufraffen,  eine  Reduktion  unserer  Notenemission 
bis  zu  dem  Punkte,  dass  das  Disagio  aufhört,  gemäss  Art.  9  und  38 
Absatz  2  des  schweizerischen  Banknotengesetzes  vom  8.  März  1881 
zu  beschliessen,  so  dass  bald  kein  anderes  Mittel  bleibt,  als  die  von 
uns  vorgeschlagene  Bildung  eines  Schutzvereins  gegen  Valuta  Ver- 
schlechterung und  prinzipielle  Verweigerung  der  Notenannahme. 
Können  doch  bei  1%  Disagio  und  Präsentation  je  den  5.  Tag  mit 
100  Millionen  Franken  in  Noten  dem  Lande  in  einem  Jahre  über 
70  Millionen  Franken  abgezapft  werden. 

Gestattet  sei  noch  ein  Hinweis  auf  die  Bedeutung  der  elek- 
trischen Kraft  für  die  Schweiz.  Nach  einer  Zusammenstellung  Wias- 
ling's  in  der  „Schweizerischen  Bauzeitung"  bestanden  Ende  1901  un- 
gefähr 300  Unternehmungen  für  elektrische  Stromabgabe,  die  der 
Öffentlichkeit  dienen,  beziehungsweise  öffentlichen  Grund  und  Boden  in 
Anspruch  nehmen.  Davon  sind  194  primäre  eigentliche  Elektrizitäts- 
werke. Die  Gesamtleistung  der  primären  Kraftanlagen  in  der  Schweiz 
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wird  auf  110900  Kilowatt  berechnet.  Der  dieser  Primärleistung 
entnommene  Verbrauch  der  Sekundärwerke  beträgt  20 100  Kilowatt, 
so  dass  etwa  18°/0  der  von  den  Primärwerken  erzeugten  Energie 
durch  Wiederverkäufer  an  den  Konsumenten  gelangen.  Zu  beachten 
ist  ferner,  dass  die  Gewinnung  der  elektrischen  Kraft  aus  unseren 
gewaltigen  Wasserkräften  —  im  Gegensatz  zu  Dampfzentralen  — 
gleich  von  Anfang  an  relativ  hohe  Anlagekosten  erfordert,  für  die 
erst  allmählich  entsprechende  Verwendung  sich  findet,  so  dass  die 
Überlegenheit  der  Wasserwerke  erst  später  sich  geltend  macht.  Noch 
sei  die  Bemerkung  gemacht,  dass  es  bei  öffentlichen  Anlagen  aller 
Art  ausserordentlich  schwer  hält,  sachkundige  und  nicht  selbst  direkt 
oder  indirekt  beteiligte  Experten  zu  gewinnen. 

Bei  der  Wichtigkeit  der  auf  elektrischem  WTege  vor  sich  gehenden 
Aluminiumgewinnung  in  der  Schweiz  (Neuhausen)  seien  noch  L. 
Tetmajkb's  Versuche  in  Heft  9  der  „Mitteilungen  der  Material- 
prüfungsanstalt am  schweizerischen  Polytechnikum"  in  Zürich  er- 
wähnt. Namentlich  der  Preisrückgang  des  Reinaluminiums  von 
27,60  Mk.  in  1890  auf  2  Mk.  per  kg  in  1900  veranlasste,  eine  grössere  An- 
wendung der  Aluminiumlegiernngen  in  der  Technik  anzustreben,  um 
das  Absatzgebiet  des  Aluminiums  zu  erweitern. 

Handel  und  Industrie  des  Kantons  Glarus  wird  von 
Ad.  Jenny  -  Trümpy  geschichtlich  dargestellt  in  dem  Jahrbuch  des 
historischen  Vereins  des  Kantons  Glaruä,  Heft  38,  Glarus  1899. 

Die  126  Seiten  starke  Schrift  behandelt  den  glarnerischen 
Handel  bis  zum  18.  Jahrhundert  und  von  der  Geschichte  der  Textil- 
industrien des  Kantons  Glarus  vorerst  das  Wollen-,  Leinen-  und 
Hanfgewerbe,  die  Baumwoll-Handspinnerei  und  -Handweberei,  sowie 
die  Bleicherei  der  Gespinstfasern. 

Das  Seidengewerbe,  Wirkerei  und  Spitzen,  Buntweberei  und 
Garnfärberei,  Stickerei,  Zeugdruckerei,  die  neuere  Baumwollspinnerei 
und  -Weberei,  wie  die  industriellen  Umwälzungen  und  Krisen  sind 
späterer  Veröffentlichung  vorbehalten.  Ebenso  soll  die  kommerzielle 
und  industrielle  Entwickelung  der  einzelnen  Ortschaften  und 
wichtigsten  Geschäftsfirmen  noch  Behandlung  finden. 

Es  wird  sehr  anschaulich  geschildert,  wie  die  Glarner  für  die 
zunehmende  Bevölkerung  ihr  Heil  nicht  nur  im  Reislaufen  suchten, 
sondern  eifrig  bestrebt  waren,  das  Nötige  durch  Handel  und 
Industrie  sich  zu  erwerben.    Anfanglich  beschränkte  sich  der  glarne- 
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rische  Ausfuhrhandel  auf  die  Produkte  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 
auf  Vieh,  Schabzieger,  Käse,  Butter,  Holz  und  Schiefer.  Das  Rind- 
vieh fand  seinen  Hauptabsatz  in  Oberitalien,  das  des  Zuchtviehs  aus 
den  Alpen  zur  Auffrischung  der  Rasse  bedurfte;  in  gewisser  Be- 
ziehung zum  Viehhandel  standen  der  Fellhandel  und  die  Gerberei. 
Die  Bereitung  des  Kräuterkäses  hatten  die  Glarner  wohl  aus  dem 
„Doktorgartenu  eines  Klosters.  Schon  im  frühen  Mittelalter  führte 
ein  reger  Transitverkehr  von  Oberitalien  über  granbündnerische 
Pässe,  den  Walensee,  Linth  und  ZUrichsee.  Der  Septimer  war  schon 
1387  für  Wagen  passierbar. 

Das  erste  gewerbliche  Produkt,  das  die  Glarner  für  den  Export 
in  alle  Weltgegenden  erzeugten,  waren  in  Hartholz  eingefasste 
Schiefertische.  Später  kamen  hinzu :  Schreibtafeln,  Griffel  und  Hart- 
hölzer. 

Seit  ca.  1720  kam  die  Wattenmacherei  auf  und  gleichzeitig 
die  Baumwoll-Handspinnerei,  die  sich  schnell  bis  in  die  hintersten 
Gemeinden  des  Landes  verbreitete  und  2  Menschenalter  hindurch 
reichlich  Arbeit  und  Verdienst  gewährte.  1740  öffnete  sich  die 
erste  Zeugdruckerei,  17G0  eine  zweite.  Wichtig  wurde  auch  die 
Baumwoll- Weberei,  die  durch  Hugenottenflüchtlinge  aus  Frankreich 
eingeführt  ward.  Mit  der  Industrie  entwickelte  sich  der  lukrativere 
und  weniger  beschwerliche  Handel  mit  Manufakturen.  Die  Handels- 
beziehungen erstreckten  sich  nach  Frankreich,  Deutschland,  Italien, 
Österreich-Ungarn,  Russland,  England,  Spanien-Portugal,  Holland, 
Dänemark,  Norwegen. 

Wir  sehen  sodann  dargelegt,  wie  sich  die  Übelstände  der  Haus- 
industrie zeigten  und  wie  Zollschranken  von  Seiten  Österreichs  und 
Frankreichs  wirkten  oder  auch  durch  Schleichhandel  und  auf  Um- 
wegen wirkungslos  gemacht  wurden. 

Zum  Schlüsse  sei  die  ,.Correspondance  bimensuelle"  des 
permanenten  internationalen  Friedensbureans  in  Bern  erwähnt, 
um  deswillen,  weil  die  Frage  des  Friedens  oder  Krieges  in 
erster  Linie  eine  volkswirtschaftliche  Grundfrage  ist,  die  sogar 
über  Sein  oder  Nichtsein  der  Individuen  und  der  einzelnen  Staats- 
wirtschaften und  schon  in  Friedenszeiten  über  die  Arbeitskraft  so 
vieler  Tausender,  ja  Millionen  Hände  und  über  die  volkswirtschaftlich 
unnütze  oder  gar  schädliche  Ausgabe  so  vieler  Milliarden  Franken 
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jährlich  entscheidet.  Wie  das  zum  Ärger  aller  Kriegspfaffen  und 
Hofökonomisten  so  deutlich  der  Friedensukas  des  Zaren  vom 
12./24.  August  1898  dargelegt  hat,  dass  die  genannten  Herren 
hoffentlich  recht  eifrig  dabei  beschäftigt  sind,  „umzulernen". 
Namentlich  sollte  der  alttestamentliche  Mordpatriotismus,  aus 
dem  der  Militarismus  seine  geistige  Nahrung  saugt,  der  aber  in  un- 
vereinbarlichem  Gegensatz  zu  dem  die  ganze  Menschheit  mit  gleicher 
Liebe  umfassenden  Christentum  steht,  von  den  christlichen  Kirchen 
endlich  abgestossen  werden.  Übrigens  ist  kein  Zweifel,  dass  die  welt- 
wirtschaftliche Entwicklung  über  das  Gekläff  europäischer  Natio- 
nalisten hinwegzuschreiten  sich  anschickt. 

Noch  müssen  wir  bemerken,  dass  sich  in  der  speziell  für  neuere 
schweizerische  Literatur  gegründeten  und  reich  dotierten  schweize- 
rischen Landesbibliothek  unbegreiflicherweise  so  bedauerliche  Lücken 
linden,  dass  eine  Vollständigkeit  des  Materials  nicht  zu  erreichen  ist. 

(Geschrieben  im  Frühjahr  1902  und  mit  einigen  Zusätzen  versehen 
im  Januar  1904.) 


II.  Die  Kantone. 

1.  Zürich. 

Referent:  Dr.  J.  v.  Muralt,  Zürich. 

1899. 
a)  Gesetzgebung. 

Verfassungsgesetz,  betr.  Abänderung  von  Art.  42, 
Abs.  3  der  Verfassung,  vom  26.  Februar. 

Durch  diese  Verfassungsänderung  wurde  der  Erlass  des 
folgenden  Gesetzes  ermöglicht: 

Gesetz,  betr.  die  Organisation  und  Geschäftsordnung 
des  Regierungsrates  und  seiner  Direktionen,  vom 26. Februar. 

Gesetz,  betr.  die  Volksschule,  vom  11.  Juni. 

An  Stelle  der  frühern  Ergänzungsschule  wird  eine  siebente 
und  achte  Primarschulklasse  als  obligatorisch  eingeführt.  Der  Staat 
vermehrt  seine  Leistungen  an  die  Kosten  der  Schule. 

Gesetz,  betr.  die  Organisation  des  Obergerichts,  vom 
29.  Oktober. 
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Der  Kantonsrat  kann  die  Zahl  der  Oberrichter  erhöhen,  nnd 
das  Obergericht  ist  befugt,  aus  seiner  Mitte  koordinierte  Kammern 
zu  bilden. 

b)  Literatur. 

Schneider,  A.,  Rede  zur  Feier  des  hundertsten  Geburtstags 
des  Prof.  Dr.  Fe.  L.  v.  Kelleb,  Druckerei  der  N.  Zürcher-Zeitung. 

1900. 
a)  Gesetze 

wurden  in  diesem  Jahr  keine  erlassen. 

b)  Literatur. 

Dkmüth,  E.,  Die  wechselseitigen  Verfugungen  von  Todes  wegen 
nach  zürcherischem  Rechte,  sowie  de  lege  ferenda  für  das  schweize- 
rische Erbrecht. 

Urkundenbuch  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich. 
Herausgegeben  von  einer  Kommission  der  antiquarischen  Gesellschaft 
in  Zürich.  Bd.  V,  Heft  I.  Bearbeitet  von  Dr.  J.  Escheb  und  Dr. 
P.  Schweizkb. 

1901. 
a)  Gesetzgebung. 

Gesetz,  betr.  die  Organisation  der  Bezirksbehörden, 
vom  24.  Marz. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  25.  Ok- 
tober 1885,  betr.  die  Brandversicherungsanstalt  für  die 
Gebäude  im  Kanton  Zürich,  vom  24.  März. 

Die  wichtigste  Neuerung,  welche  das  Gesetz  bringt,  ist  die 
Einführung  einer  Feuerwehrersatzsteuer. 

Gesetz,  betr.  die  Vereinigung  der  Tierarzneischule 
mit  der  Hochschule,  vom  2.  Juni. 

Gesetz,  betr.  die  Wahl  des  Grossen  Stadtrates  Zürich, 
sowie  die  Erneuerungswahlen  dieser  Behörde,  der  Zentral- 
schulpflege und  der  Kreisschulpflegen  von  Zürich  im 
Jahre  1901,  vom  2.  Juni. 

Während  früher  auf  je  800  Einwohner  ein  Mitglied  in  den 
Grossen  Stadtrat  gewählt  wurde,  so  geschieht  dies  nach  diesem 
Gesetz  nur  auf  je  1200  Einwohner. 

b)  Literatur 

Sciineidkr,  A.,  Privatrechtliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton 
Zürich.    Erbrecht,  2.  Auflage. 


Dgle 


J.  v.  Muralt  und  L.  Meyeb:  Schweiz. 


1483 


Der  bekannte  Kommentar  erscheint  hier  in  neuer,  auch  die 
Praxis  der  neuesten  Zeit  berücksichtigender  Auflage. 

Lbbmann,  H.,  Das  Notariats-  und  Katasterwesen  des  Kantons 
Zürich.  Eine  Sammlung  der  bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen, 
Konkordate  etc.  mit  Entscheidungen  der  Gerichts-  und  Verwaltungs- 
behörden und  Erläuterungen  auf  Grundlage  der  Praxis. 

Bader,  R.,  Der  Klerus  und  sein  Recht  nach  dem  Zürcher 
Richtebrief. 

2.  Bern. 

Referent:  Lic.  L.  Meyer,  Betreibungsbeamter,  Altdorf. 

Es  wurden  folgende  Gesetze  und  Verordnungen  erlassen: 

1899. 

Verordnung  über  die  Lotterien  vom  26.  April.  Lotterien, 
deren  Höhe  3000  Frs.  nicht  übersteigt,  werden  von  der  Polizei- 
direktion bewilligt.  Darüber  hinaus  braucht  es  Erlaubnis  des 
Regierungsrates.  Grundsätzlich  werden  Bewilligungen  nur  erteilt 
für  wohltätige  und  künstlerische  Zwecke.  Die  Ziehung  geschieht  in 
amtlich  festgesetzter  Frist  unter  Aufsicht  der  Behörden 

Gesetz,  betr.  Beteiligung  des  Staates  an  der  öffent- 
lichen Krankenpflege,  vom  29.  Oktober.  Um  der  ungenügenden 
öffentlichen  Krankenpflege  abzuhelfen,  wird  die  Zahl  der  sogen.  Staats- 
betten in  den  Spitälern  erweitert.  Der  Regierungsrat  setzt  eine  be- 
stimmte Zahl  für  den  ganzen  Kanton  fest  und  verteilt  sie  jährlich 
unter  die  Spitäler.  Die  Zuteilung  geschieht  in  Berücksichtigung 
der  ökonomischen  Lage  des  Spitals  und  der  lokalen  Verhältnisse,  je- 
doch sollen  die  Verpflegungstage  in  den  Staatsbetten  a/8  der  Gesamt- 
verpflegungstage  des  Spitals  nicht  übersteigen.  Für  jedes  Staatsbett 
wird  ein  Beitrag  von  2  Frs.  pro  Staatsbett  und  Verpflegungstag 
entrichtet. 

1900. 

Gesetz,  betr.  Verschmelzung  der  Tierarzneischule 
mit  der  Hochschule,  vom  21.  Januar,  in  Kraft  getreten  am 
1.  Mai. 

Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Motorwagen  jeder 
Art  auf  Strassen  vom  10.  Februar.    Danach  ist  der  Verkehr  mit 
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Automobilen  und  Motorvelos  den  gewöhnlichen  strassenpolizeilichen 
Vorschriften  unterworfen.  Die  Bewilligung  zu  deren  Führung  er- 
folgt durch  das  zuständige  Statthalteramt  auf  Befähigungsnachweis  hin 
für  ein  Jahr  gegen  Entrichtung  einer  Taxe.  Die  Maximalgeschwindigkeit 
beträgt  30  km  pro  Stunde,  durch  Städte  und  Dörfer  nur  15  km. 
Die  Veranstaltung  von  Wettfahrten  unterliegt  ebenfalls  der  Erlaubnis 
des  betreffenden  Regierungsstatthalters.  Im  Falle  der  Genehmigung 
tragen  die  Fahrer  alle  Kosten  der  Massregeln  zur  Aufrechterhaltung 
der  öffentlichen  Sicherheit.  Obige  Bestimmungen  finden  auch  An- 
wendung auf  fremde  Durchreisende. 

Dekret,  betr.  das  Verfahren  zur  Erlangung  von  Bau- 
bewilligungen und  zur  Beurteilung  von  Einsprachen,  vom 
13.  März. 

1901. 

Beschluss  des  Regierungsrates,  betr.  Verbot  des  Ge- 
schäftsbetriebes der  sogen.  Rabattmarkengesellschaften, 
vom  16.  November.  Der  Regierungsrat  verbietet,  gestützt  auf  Art.  11 
des  Gewerbegesetzes  vom  7.  November  1849,  der  ihm  die  Kompetenz 
zum  Verbot  eines  Geschäftsbetriebes,  dessen  Einrichtung  und  Betrieb 
dem  Publikum  schädlich  ist,  gibt,  den  Geschäftsbetrieb  der  Rabatt- 
marken für  das  bernische  Staatsgebiet.  Wer  sich  gewerbsmässig 
mit  dem  Verkaufe  der  Marken  weiter  beschäftigt,  wird  nach  Art  95 
des  Gewerbegesetzes  wegen  Gewerbebetrieb  ohne  Bewilligung  bestraft. 

Dekret,  betr.  Ausrichtung  von  ausserordentlichen 
Staatsbeiträgen  an  die  Armenausgaben  besonders  be- 
lasteter Gemeinden,  vom  20.  November. 


3.  Luzern. 

Referent:  J.  Segesser,  Staatsschreiber,  Luzern. 

1899. 

Organisationsgesetz  des  Kantons  Luzern  vom  8.  März. 

Der  Erlass  dieses  Gesetzes  bedeutet  eine  Revision  des 
Organisationsgesetzes  vom  7.  Juni  1866.  Im  Laufe  der  Zeit  wurde 
im  Organismus  der  kantonalen  Behörden  manches  geändert,  ohne 
dass  jemals  eine  Revision  des  Organisationsgesetzes  stattgefunden 
hätte,  um  die  formelle  Übereinstimmung  des  letzteren  mit  dem  tat- 
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sächlich  bestehenden  Zustande  herzustellen.  Dies  bezweckte  nun  der 
neue  Erlass.  Wesentlich  neues  Recht  ist  in  demselben  daher  nicht 
enthalten. 

Das  Organisationsgesetz  sieht  vor,  dass  ein  Initiativbegehren 
sowohl  in  der  Form  der  allgemeinen  Anregung  als  in  derjenigen  des 
ausgearbeiteten  Entwurfs  gestellt  werden  kann.  In  beiden  Fällen, 
sowie  zur  Geltendmachung  des  Referendums  ist  die  Beibringung 
von  fünftausend  Unterschriften  stimmberechtigter  Bürger  erforderlich. 

1900. 

Gesetz,  betr.  die  Kantonalbank,  vom  30.  Mai. 

Das  staatliche  Geldinstitut,  das  früher  lediglich  den  Charakter 
einer  Spar-  und  Leihkass«  hatte,  war  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer 
Spar-,  Hypotheken-  und  Handelsbank  geworden.  Das  Bedürfnis  des 
Verkehrs  hatte  den  ursprünglichen  Geschäftskreis  erheblich  erweitert. 
Für  den  letzteren  waren  indessen  formell  immer  noch  wegleitend  die 
engen  Bestimmungen  des  bezüglichen  Gesetzes  vom  Jahre  1885.  Es 
galt  daher,  dasselbe  mit  den  Anforderungen  des  Verkehrslebens  in 
Einklang  zu  bringen.  Das  alte  Gesetz  hatte  insbesondere  betreifs  der 
RückZahlungsbedingungen  der  Sparkassengeldcr  sehr  large  Be- 
stimmungen enthalten.  In  dem  enormen  Betrage  kurzfälliger  resp. 
unter  allen  Umständen  und  auch  in  kritischen  Zeiten  sofort  auf 
erstes  Verlangen  rückzahlbarer  Gelder  lag  für  das  Institut  eine 
grosse  Gefahr.  Das  neue  Gesetz  hat  den  Organen  der  Bank  das 
Recht  eingeräumt,  notwendigen  Falles  die  Rückzahlungen  beschränken 
zu  können. 

Gesetz,  betr.  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbes, vom  26.  November. 

Das  Gesetz  lehnt  sich  an  das  bezügliche  Deutsche  Reichsgesetz 
und  das  dem  letzteren  zum  Teile  nachgebildete  Gesetz  von  Basel- 
Stadt.  Der  Erlass  ermöglicht  eine  wirksame  strafrechtliche  Ver- 
folgung des  unlauteren  Wettbewerbes. 

Hervorgehoben  mag  werden,  dass  sich  auch  derjenige  strafbar 
macht,  der  sich  weigert,  eine  öffentlich  angekündigte  oder  aus- 
gestellte Ware  zu  dem  angegebenen  Preise  abzugeben. 

Im  weiteren  verbietet  das  Gesetz  den  Warenverkauf  nach  den 
sogenannten  Couponsystemen  (Hydra-,  Gella-,  Schneeballensystem  etc.) 
und  stellt  die  Bestimmung  auf,  dass  die  Warenpreise  in  Landes- 
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Währung  ausgedrückt  werden  müssen  und  sich  auf  das  volle  Mafs 
und  Gewicht  zu  beziehen  haben. 

Einen  grösseren  Abschnitt  widmet  der  neue  Erlass  den  ausser- 
gerichtlichen  Ausverkäufen,  Total-  und  Teilausverkäufen,  bezüglich 
derer  schützende  Bestimmungen  zugunsten  der  angesessenen  Ge- 
schäftsinhaber getroffen  sind.  Die  Entscheidung,  ob  ein  Waren- 
verkauf als  Ausverkauf  zu  behandeln  sei,  steht  endgültig  der  Ver- 
waltungsbehörde zu.  Alle  Ausverkäufe  bedürfen  eines  Patentes. 
Totalausverkäufe  dürfen  nur  solchen  Patentbewerbern  bewilligt 
werden,  welche  während  mindestens  zweier  Jahre  in  der  betreffenden 
Gemeinde  niedergelassen  waren  und  mit  der  auszuverkaufenden 
Warengattung  gewerbsmässig  Handel  getrieben  haben.  Ein  Teil- 
ausverkauf kann  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  der  Patent- 
bewerber mindestens  seit  einem  Jahre  in  der  betreffenden  Gemeinde 
niedergelassen  war.  Ein  Teilausverkauf  kann  dem  gleichen  Ge- 
schäftsinhaber im  gleichen  Jahre  nicht  mehr  als  zweimal  bewilligt 
werden.  Die  Vorschriften  über  Ausverkäufe  finden  auf  Rabatt- 
verkäufe sinngemässe  Anwendung. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
werden  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  eintausend  Franken  oder  mit 
Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft.  Privatrechtliche  Ver- 
pflichtungen zum  Schadensersatze  bleiben  vorbehalten. 

1901. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  über  das 
Handänderungs-  und  Hypothekarwesen  (vom  6.  Juni  1861), 
vom  29.  Mai. 


4.  Uri. 

Referent:  Lic.  L.  Meyer,  Betreibungsbeamter,  Altdorf. 

1.  Verordnung,  betr.  kantonale  Unterstützung  der 
Verbauungen  von  Lawinen.  Erdrutschungen  und  Stein- 
schlägen, vom  30.  Mai  1899. 

Danach  entrichtet  der  Kanton  für  solche  Zwecke  an  öffent- 
liche Korporationen  und  Private  Subsidien  von  15— 25°/0  der  Kosten 
in  Berücksichtigung  der  gefährdeten  öffentlichen  Interessen,  des  zu 
erhoffenden  Nutzens  und  der  ökonomischen  Leistungstähigkeit  der 
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Beteiligten.  —  Bei  plötzlichem  Eintritt  der  Gefahr  kann  die  Re- 
gierung die  Beteiligten  zur  sofortigen  Vornahme  der  nötigen  Arbeiten 
anhalten.  —  Über  die  Kostenverteilung  haben  sich  die  Interessenten 
frei  zu  einigen.  Im  gegenteiligen  Falle  stellt  der  Gemeinderat 
einen  Verteilungsplan  auf,  gegen  den  innerhalb  14  Tagen  an  den 
Regierungsrat  letztinstanzlich  rekurriert  werden  kann.  Die  einmal 
genehmigten  Beitragsquoten  unterliegen  der  Revision,  sobald  sich 
die  Verhältnisse,  auf  Grund  derer  die  Verteilung  erfolgt  war,  in 
erheblicher  Weise  verändert  haben. 

2.  Verordnung,  betr.  das  Radfahren,  vom  10.  April  1900. 
Erlassen  im  Interesse  der  Öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit. 

Im  allgemeinen  unterliegen  die  Fahrräder  als  Fuhrwerke  den  Strassen - 
polizeilichen  Vorschriften.  Speziell  bestimmt  das  Gesetz:  Jedes 
Fahrrad  muss  mit  einer  soliden,  brauchbaren  Bremsvorrichtung  und 
einem  Alarmapparat  versehen  sein  und  in  der  Nacht  eine  gut- 
leuchtende Laterne  tragen.  Durch  Ortschaften,  bei  Straßenkreuzungen, 
auf  Gebirgsstrassen,  überhaupt  an  gefährlichen  Orten  ist  langsam 
zu  fahren  und  zwar  hintereinander,  nicht  nebeneinander.  Bei  starkem 
Volksgedränge  und  bei  Begegnung  mit  Zugtieren  und  Viehherden 
hat  der  Radfahrer  abzusteigen.  Bei  besondern  Anlässen,  wo  Unglücks- 
falle zu  befürchten  wären,  kann  das  Radfahren  durch  Verfügung 
des  Ortsvorstehers  und  Polizeidirektors  untersagt  werden.  Wird 
durch  des  Radfahrers  Verschulden  Schaden  angerichtet,  so  hat  er 
Beistand  zu  leisten  und  Namen  und  Wohnort  anzugeben.  Für  den 
entstandenen  Schaden  haftet  er  und  kann  zu  diesem  Zwecke  zur 
Deposition  einer  entsprechenden  Summe  gezwungen  werden.  Das 
Nachschleppen  von  Holz  oder  Reisig  zur  Ergänzung  der  Bremse  ist 
untersagt. 

3.  Verordnung  über  das  Wuhrwesen  vom  11.  Februar  1901. 
Der  Regierungsrat  resp.  eine  ihm  unterstellte  Kommission  führt 

die  Aufsicht  über  das  gesamte  Wuhrwesen  des  Kantons.  Ihr  liegt 
ob  die  Anordnnng  aller  notwendigen  Wuhr-  und  Uferbauten  und 
eventuelle  Entfernung  derselben,  ferner  die  jährliche  Inspektion  aller 
Anlagen  nebst  Begutachtung  aller  mit  dem  Wuhrwesen  zusammen- 
hängenden Fragen,  soweit  sie  nicht  privatrechtlicher  Natur  sind, 
zu  Händen  des  Regierungsrates.  Nicht  rechtzeitig  oder  ungenügend 
vollendete  Arbeiten  können  unter  Haftung  des  Fehlbaren  von  der 
Wuhrkommission  in  Ausführung  resp.  Ergänzung  vergeben  werden. 
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Bauten  und  Anlagen,  die  für  den  Lauf  des  Gewässers  oder  für  die 
Sicherheit  des  Ufers  von  Bedeutung  sind,  dürfen  nur  mit  Kommissions- 
erlaubnis ausgeführt  werden,  andernfalls  sie  wieder  entfernt  werden. 
Das  Gesetz  kennt  Staats-,  Genossenschafts-  und  Privatwuhre,  je  nach- 
dem sie  vom  Staate  allein  oder  in  Verbindung  mit  einer  Genossenschaft 
oder  ganz  privat  ausgeführt  und  unterhalten  werden. 


5.  Sehwyz. 

Referent:  Lic.  Karl  t.  Weber,  Amtascbreiber,  Gossau. 

1899. 

1.  Gesetz  über  die  Ablösung  von  Grundlasten  und 
Beschränkung  von  Zugrechten  vom  10.  August,  vom  Volke  an- 
genommen in  der  Abstimmung  vom  24.  September  und  in  Rechts- 
kraft erwachsen  den  1.  Dezember. 

Es  können  Weiderechte  in  Riedern,  Rechte  zum  Streue- 
sammeln  in  Weiden  und  Riedern,  sowie  Eigentums-  und  Nutzungs- 
rechte von  Bäumen  auf  fremdem  Eigentum  vom  Eigentümer  des 
dienenden  Grundstückes  abgelöst  werden  und  zwar  nur  mit  Geld. 
Über  den  Ablösungsbetrag  soll  zuerst  eine  Vereinbarung  auf  güt- 
lichem Wege  versucht  werden.  Kommt  kein  Vergleich  zustande,  so 
hat  der  Servitutsbelastete  beim  zuständigen  Bezirksgerichte  Klag« 
zu  erheben,  welches  dann  im  ordentlichen  Verfahren  über  das  Ab- 
lösungsreclit  und  die  Entschädigungspflicht  entscheidet.  Der  Ablösnngs- 
betrag  soll  nach  dem  25  fachen  Werte  des  nachweisbaren  oder  zu 
schätzenden  mittleren  Jahresnutzens  der  vorausgegangenen  20  Jahre 
berechnet  werden.  Der  ausgemittelte  Betrag  ist  beim  Notar  zu 
hinterlegen.  Innerhalb  6  Wochen  müssen  sich  die  Hypothekar- 
gläubiger, welche  mit  der  Ablösung  ihre  Rechte  verlieren,  anmelden. 
Allfällige  Einreden  der  Hypothekargläubiger  oder  anderer  Inter- 
essenten, welche  sich  durch  die  Ablösung  beeinträchtigt  glauben, 
müssen  innerhalb  der  gleichen  Frist  beim  zuständigen  Bezirks- 
gerichtspräsidenten anhängig  gemacht  werden.  Inhaber  von  Hypo- 
thekarrechten,  welche  innerhalb  der  6  wöchentlichen  Frist  ihre  An- 
sprüche nicht  geltend  machen,  verlieren  ausser  dem  Satzrecht  auf 
die  abgelösten  Rechte  ancli  das  Anrecht  auf  die  deponierte  Ab- 
lösungssumme.   Die  Unterpfandgläubiger,  welche  sich  angemeldet, 
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werden  mach  der  Reihenfolge  der  ältesten  Satzrechte  befriedigt. 
Titel,  welche  auf  diese  Weise  abbezahlt  werden,  sind  zu  vernichten 
bezw.  zu  reduzieren  und  das  nachstehende  Kapital  rückt  auf  dem 
Grundpfande  im  Satze  nach.  Der  deponierte  Betrag  ist,  sofern  die 
Unterpfandgläubiger  innerhalb  der  6  wöchentlichen  Frist  ihren  An- 
spruch nicht  geltend  gemacht  haben,  dem  Berechtigten  herauszugeben. 

Zugrechte,  seien  sie  bestehende  und  verschriebene  oder  erst 
in  Zukunft  zu  verschreibende,  sind  auf  die  nächstfolgende  Ver- 
änsserung  der  Liegenschaft  infolge.  Kaufes  beschränkt,  und  zwar 
bezieht  sich  diese  Beschränkung  auf  die  ganze  Liegenschaft,  wenn 
sie  ganz,  und  auf  die  Teile,  wenn  sie  teilstückweise  verkauft  wird. 
Der  zuständige  Notar  hat  die  Inhaber  von  Zugrechten  zur  Geltend- 
machung ihrer  Rechte  aufzufordern.  Wird  das  Zugrecht  innerhalb 
t50  Tagen  von  der  Aufforderung  an  nicht  ausgeübt,  so  erlischt  es 
und  wird  das  betr.  Kaufsobjekt  davon  frei. 

2.  Wirtschaftsgesetz  vom  11.  August,  angenommen  in  der 
Volksabstimmung  vom  14.  September  und  in  Rechtskraft  getreten 
den  7.  Oktober. 

Dieses  Gesetz  enthält  eine  Verschärfung  der  Bestimmungen 
der  Wirtschaftsverordnung  von  1889.  Es  kann  nur  derjenige  ein 
Patent  erlangen,  welcher  wenigstens  ein  Jahr  im  Kanton  gesetz- 
lichen Wohnsitz  gehabt  hat.  Ausgeschlossen  von  der  Erlangung 
eines  Patentes  sind:  die  Armengenössigen,  die  Bevogteten,  welche 
von  der  Behörde  keine  Erlaubnis  zur  Führung  des  Gewerbes  haben; 
ferner  Konknrsiten  und  fruchtlos  gepfändete  Schuldner,  die  im  Aktiv- 
bürgerrecht Eingestellten,  Personen,  die  durch  ihren  körperlichen 
Zustand  zur  Führung  des  Betriebes  ungeeignet  sind,  sowie  solche, 
welche  hinsichtlich  ihres  Charakters  und  Leumundes  keine  Gewähr 
für  einen  klaglosen  Wirtschaftsbetrieb  bieten,  und  schliesslich  Personen, 
deren  Lokale  den  allgemeinen  und  polizeilichen  Anforderungen  nicht 
entsprechen.    Die  Patentgebühren  sind  erhöht, 

1900. 

1.  Beschluss  des  Kantonrates,  betr.  Partialrevision  der 
Verfassung  des  eidgenössischen  Standes  Schwyz  vom 
23.  Oktober  1899,  vom  6.  Februar  und  vom  Volke  angenommen  und 
in  Kraft  getreten  den  11.  März. 

Jahrbuch  der  internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  94 
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Es  handelt  sich  hier  um  §  71.  Die  Revision  wurde  veranlasst 
durch  den  Beschluss  der  Bundesversammlungen  vom  8.  und  21.  Dezember 
1899,  wodurch  dem  §  95  die  Gewährleistung  versagt  wurde,  weil 
er  der  in  Art.  4  der  Bundesverfassung  garantierten  Gleichheit  aller 
Schweizer  vor  dem  Gesetze  widerspreche.  §  71  bestimmt  nun,  das» 
bei  Bezirksgemeinden  die  Abstimmungen  und  Wahlen  in  der  Regel 
durch  offenes  Handmehr  geschehen.  Es  können  aber  die  Bezirke  für 
die  ihnen  zustehenden  Wahlen  das  Urnensystem  einführen.  Die 
Beschlussfassung  hierüber  hat  durch  geheime  Abstimmung  zu  erfolgen. 
Eine  solche  Abstimmung  kann  auch  durch  1/a  der  Stimmfähigen  beim 
Regierungsrate  verlangt  werden. 

2.  Verordnung,  betr.  das  proportionale  Wahl  verfahren 
für  die  Kantonsratswahlen.  (Beschluss  des  Kantonsrates  vom 
6.  Februar.) 

Diese  Verordnung  wurde  erlassen  in  Ausführung  des  §  26  der 
Verfassung.  Es  sind  an  dem  dem  Wahltage  vorausgehenden  Sonntage 
dem  Wahlbureau  die  Namen  der  Kandidaten,  welche  für  eine  mit 
einer  bestimmten  Bezeichnung  versehene  Liste  aufgestellt  werden 
(Wahlliste  der  Parteien),  einzureichen.  Jede  Liste  muss  die  eigen- 
händige Unterschrift  von  12  Stimmberechtigten  tragen.  Die  ab- 
gegebene Liste  darf  nach  Sonntag  12  Uhr  mittags  nicht  mehr  zurück- 
gezogen werden.  Das  Wahlbureau  macht  den  auf  den  Wahllisten 
vorgeschlagenen  Kandidaten  von  diesen  Vorschlägen  Mitteilung. 
Wird  bis  Montag  Mittag  keine  gegenteilige  Erklärung  beim  Präsi- 
denten des  Bureaus  abgegeben,  so  wird  die  Annahme  der  Kandidatur 
angenommen.  Diejenigen  Kandidaten,  deren  Name  auf  mehreren 
Wahllisten  steht,  müssen  sich  bis  Montag  Mittag  erklären,  für  welche 
Wahlliste  sie  sich  entscheiden;  mangels  einer  Antwort  entscheidet 
das  Los. 

Bei  der  Abstimmung  sind  auseinander  zu  halten  diejenigen 
Stimmen,  welche  auf  jede  der  veröffentlichten  Wahllisten  fallen 
(Listenstimmen),  und  diejenigen,  welche  auf  jeden  einzelnen  Kan- 
didaten fallen  (Kandidatenstimmen).  Ungültig  sind  jene  Stimmzettel, 
welche  nicht  die  Bezeichnung  einer  Wahlliste  tragen  oder  auf 
welchen  diese  Bezeichnung  durchgestrichen  ist,  und  jene,  welche 
wohl  die  Überschrift  einer  bestimmten  Liste,  aber  keinen  Kandidaten 
derselben  enthalten.  Nach  Ablauf  der  Abstimmungszeit  hat  das 
Wahlbureau  sowohl  die  Listenstiininen,  wie  die  Kandidatenstimnieu 
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festzustellen.  Dann  ist  die  Gesamtzahl  der  abgegebenen  Listen- 
stimmen durch  die  Zahl  der  zu  treffenden  Wahlen  zu  teilen;  das 
Ergebnis  bildet  die  Wahlzahl.  AllfUllige  Bruchteile  kommen  hierbei 
nicht  in  Berechnung.  Die  Zahlen  der  auf  die  einzelnen  Listen 
lautenden  gültigen  Stimmzettel  werden  dann  durch  die  Wahlzahl 
geteilt  und  so  erhält  man  die  Zahl  der  Vertreter,  welche  jeder 
Liste  zufällt.  Ergibt  sich  bei  dieser  Berechnung  nicht  die  volle 
Zahl  der  Wahlen,  so  wird  denjenigen  Listen,  welche  beim  Teilungs- 
ergebnis den  grösBten  Bruch  aufweisen,  je  eine  Wahl  zugeteilt,  bis 
die  Gesamtzahl  erreicht  ist.  Zwischen  gleichberechtigten  Listen 
entscheidet  das  Los.  Von  jeder  Liste  sind  so  viele  als  gewählt  zu 
erklären,  als  ihr  nach  obiger  Berechnung  zugeteilt  wurden,  und  zwar 
diejenigen,  welche  die  meisten  gültigen  Stimmen  erhalten  haben. 
Wird  während  der  Amtsperiode  eine  nach  dem  porportionalen  Wahl- 
verfahren besetzte  Stelle  frei,  so  hat  der  Regierungsrat  denjenigen 
als  gewählt  zu  bezeichnen,  der  auf  der  nämlichen  Liste,  auf  welcher 
der  zu  Ersetzende  gestanden,  unter  den  Nichtgewählten  die  meisten 
Stimmen  erhalten  hatte.  Findet  sich  kein  Ersatz  von  der  nämlichen 
Liste  mehr,  so  wird  der  Ersatz  aus  einer  jener  Listen  entnommen, 
welche  die  Wahlzahl  erreicht  hat  und  welche  die  grösste  Zahl  von 
Listenstimmen  aufweist.  Ist  kein  Ersatz  möglich,  so  ist  mit  der 
Neubesetzung  bis  zur  nächsten  Gesamterneuerung  zu  warten. 

3.  Bangesetz  vom  1.  Dezember  1809,  angenommen  in  der  Volks- 
abstimmung vom  1 1 .  März  und  in  Rechtskraft  getreten  den  31 .  März  1900. 

Hiernach  erhalten  die  Gemeinden  die  Befugnis,  für  ihr  ganzes 
Gebiet  oder  für  einzelne  Teile  desselben  Bebauungspläne  und  Bau- 
vorschriften über  Bau-  und  Niveaulinien,  Kanalisation,  Wasser- 
versorgungs-  und  Beleuchtungsanlagen  und  Verteilung  der  daherigen 
Kosten,  Baupolizei,  nachbarliche  Verhältnisse,  welche  mit  dem  Bau- 
wesen im  Zusammenhange  stehen,  Herstellung  von  Privatstrassen  im 
Gebiete  des  Bebauungsplanes  aufzustellen. 

1901. 

1.  Gesetz  zur  Ergänzung  der  Grundbücher  und  Kapital- 
bereinigung  vom  22.  August,  angenommen  in  der  Volksabstimmung 
vom  24.  November  1901. 

Das  Gesetz  wurde  veranlasst  durch  ein  Urteil  des  Bundes- 
gerichtes  vom  9.  März  1899,   worin  dies  die  Rechtsbeständigkeit 
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der  kantonsrätlichen  Verordnungen  vom  23.  November  1860  und  vom 
9.  November  1871,  betr.  Aufstellung  und  Führung  von  Grundbüchern r 
soweit  darin  Privatrechte  geordnet  werden,  beanstandet  hat.1) 

Es  sollen  nun  Titel,  welche  Pfandrechte  (Kapitalien).  Real- 
lasten, vertragsmässige  oder  amtlich  anerkannte  Servituten,  Mit- 
eigentums- und  Nutzniessungsrechte  begründen,  soweit  sie  bei  der 
durchgeführten  Kapitalbereinigung  noch  nicht  eingegeben  oder  im 
Grundbuchs  noch  nicht  vorgemerkt  worden  sind,  auf  eine  öffentliche 
Aufforderung  des  Regiernngsrates  hin  eingegeben  werden  bei  Rechts- 
verlust im  Versäumnisfalle.  Sie  sind  an  den  Notar  desjenigen  Kreises 
einzuliefern,  wo  sie  beansprucht  werden.  Eine  Kommission,  bestehend 
aus  dem  Notar  und  zwei  anderen  Mitgliedern,  hat  die  eingegebenen 
Pfandrechte  und  anderen  dinglichen  Rechte  zu  prüfen.  Bei  erheb- 
lichen Unrichtigkeiten  hat  sie  die  Parteien  zur  gütlichen  Ausgleichung 
vorzuladen.  Bleibt  der  Versuch  fruchtlos,  so  ist  den  Parteien  zur 
Verständigung  eine  Frist  anzusetzen.  Kommt  kein  Vergleich  zustande, 
so  ist  den  Parteien  eine  angemessene,  aber  möglichst  kurze  Frist 
anzuberaumen  zur  gerichtlichen  Einleitung  des  Rechtsstreites,  wozn 
es  des  vermittleramtlichen  Vorstandes  nicht  bedarf.  Nach  Vollendung 
der  Bereinigungsarbeit  sendet  die  Kommission  dem  Eigentümer  der 
betr.  Liegenschaft  einen  Auszug  der  nachtraglichen  Aufstellung  und 
setzt  eine  Frist  an,  innerhalb  welcher  derselbe  allfällige  Ein- 
wendungen erheben  kann.  Das  bereinigte  Ergebnis  hat  der  Notar 
ins  Grundbuch  einzutragen.  Nachdem  der  Regierungsrat  das  Grund- 
buch hat  prüfen  lassen  und  auf  den  Bericht  des  Prüfenden  hin  ge- 
nehmigt hat.  so  wird  die  Bereinigungsarbeit  und  damit  auch  die 
Grnndbuehanfstellung  als  geschlossen  erklärt,  mit  dem  Beifügen,  dass 
mit  dieser  Erklärung  der  Rechtsverlust  für  alle  nicht  eingegebenen 
Pfandrechte  und  andere  dingliche  Rechte  eingetreten  sei. 

M  Diese  Verordnungen  bestimmen  nämlich,  dass  die  Xichteingabe 
von  Titeln  oder  Servituten  und  anderer  dinglicher  Rechte,  bezw.  die  Xieht- 
anmeldiin*:  dieser  Kochte  innerhalb  einer  peremptorischen  Frist  den  Vorlust 
derselben  mich  sich  ziehe.  Das  Rundesgericht  hat  nun  in  seinen  Urteilen 
erkannt,  dass  diese  Bestimmungen  formell  verfassunirswidrig  seien,  weil 
der  Kantonsrat  gar  nicht  die  Kompetenz  gehabt  habe  zur  Einführung  eines, 
neuen  Erh'ischuuirsirrundes  für  private  dingliche  Rechte.  Es  hätten  viel- 
mehr dh'se  Be>timmuni:en  gemäss  3  der  Kantonsverfassuujj  vom  18.  Fe- 
bruar ISIS,  \mter  deren  Herrschaft  diese  Verordnungen  erlassen  wurden, 
dem  Volke  vorgeleirt  werden  müssen. 
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2.  Gesetz,  betr.  die  Gewährleistung  beim  Viehhandel, 
vom  22.  August,  angenommen  vom  Volke  in  der  Abstimmung  vom 
24.  November  1901. 

Eine  Gewährspflieht  des  Verkäufers  besteht  nur  insoweit,  als 
das  Vorhandensein  von  Eigenschaften  oder  die  Abwesenheit  von 
Mängeln  ausdrücklich  zugesichert  wurde,  sei  es  mündlich  oder 
schriftlich  geschehen.  Der  Käufer  hat  zur  Prüfung  der  Kaufsache 
.  und  zur  Anzeige  von  Mängeln  eine  Frist  von  14  Tagen  vom  Tage 
nach  der  Übergabe  an  gerechnet,  sofern  nichts  anderes  vereinbart 
war.  Eine  spätere  Anzeige  ist  auch  dann  nicht  wirksam,  wenn  der 
Mangel  erst  nach  Ablauf  der  Frist  erkannt  werden  konnte.  Diese 
Währschaftsfrist  gilt  nicht  bei  Gewährleistung  für  Trächtigkeit.  Will 
der  Käufer  die  Beschaffenheit  des  ihm  übergebenen  Tieres  beanstanden, 
so  muss  er  innerhalb  der  Währschaftsfrist  die  Untersuchung  des- 
selben beim  zustündigen  Gerichtspräsidenten  verlangen,  andernfalls  die 
Haftpflicht  des  Verkäufers  Erlischt.  Die  Untersuchung  soll  spätestens 
3  Tage  nach  Ablauf  der  Frist  stattfinden.  Nach  Anhebung  des 
Rechtsstreites  kann  jede  Partei  durch  den  Bezirksgerichtepräsidenten 
die  öffentliche  Versteigerung  des  Tieres  verlangen.  Den  Erlös  hat 
derselbe  in  Verwahrung  zu  nehmen.  Bei  absichtlichen  Täuschungen 
kommen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  zur  Anwendung. 

Mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ist  der  Kanton  vom 
Konkordate  vom  5.  August  1852  zurückgetreten. 


6.  Unterwaiden. 

a)  Obwalden. 
Referent:  Dr.  Franz  Niderberger,  Fürsprech,  Sarnen. 

1.  Medizinal-Verordnung  vom  7.  März  1899. 

Danach  ist  Oberaufsichtsbehörde  über  das  Sanitätswesen  des 
Kantons  der  Regierungsrat;  die  demselben  in  dieser  Eigenschaft 
untergeordnete  Behörde  ist  der  Sanitätsrat.  Dem  Sanitätsrat  unter- 
geordnete Orgaue  sind:  a)  die  Gemeindeärzte,  b)  der  Kantonstierarzt. 
Zur  Ausübung  ihres  Bernfes  als  Ärzte,  Apotheker  und  Zahnärzte 
sind  nur  diejenigen  Personen  befugt,  welche  schon  vor  Erlass  dieser 
Verordnung  zur  Praxis  berechtigt  waren  oder  darüber  sich  aus- 
weisen können,  dass  sie  den  von  der  Bundesgesetzgebung  betreffs 
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Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  aufgestellten  Erfordernissen 
Genüge  leisten.  An  Personen,  welche  sich  nur  mit  einzelnen  Knren 
und  Verrichtungen  befassen  (Masseurs  etc.),  kann  der  SanitÄtsrat 
nach  Gutfinden  die  Erlaubnis  zur  Ausübung  ihres  Berufes  auf  be- 
stimmte Zeit  erteilen. 

2.  Gesetz,  betr.  Entrichtung  der  Armensteuer  von 
seiten  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter,  vom  30. 
April  1899. 

3.  Dekret,  betr.  Anwendung  des  eidgenössischen 
Obligationenrechtes,  vom  29.  April  1900. 

Die  Erwägung,  dass  das  schweizerische  Obligationenrecht  als 
gemeines  Recht  am  füglichsten  das  kantonale  Privatrecht  da  ergänzt, 
wo  dasselbe  zwar  nicht  aufgehoben  ist,  aber  über  einzelne  Punkte 
sich  nicht  ausspricht,  führte  zu  folgendem  Beschlüsse: 

„Für  Rechtsgeschäfte,  welche  unter  das  kantonale  Recht  fallen, 
gilt  zunächst  das  kantonale  Recht  und  sodann  das  Bundesgesetz  über 
das  Obligationenrecht  als  ergänzendes  Gesetz." 

4.  Zivilprozessordnung,  erlassen  vom  Kantonsrate  den 
2.  April  1901  kraft  der  ihm  durch  Landgemeindebeschluss  vom 
29.  April  1900  erteilten  Vollmacht. 

Die  Landesgemeinde  vom  29.  April  1900  zog  bezüglich  Revision 
des  Zivilrechtsverfahrens  vornehmlich  in  Erwägung:  „dass  mit  Rück- 
sicht auf  die  seit  Erlass  der  Zivilprozeßordnung  (21.  April  1869) 
zutage  getretenen  Erfahrungen  verschiedene  Bestimmungen  im 
Sinne  eines  zweckmässigem  und  weniger  kostspieligen  Verfahrens 
einer  zeitgeniässen  Revision  bedürftig  erscheinen,  wie  z.  B.  die  Be- 
stimmung über  das  Vorverfahren,  über  die  Zeugenabhörung  und 
über  die  Urteilsabfassung  beim  erstinstanzlichen  Gerichte",  und  er- 
teilte dem  Kantonsrate  Vollmacht,  eine  Revision  der  bestehenden 
Zivilprozessordnung  mit  Einschluss  des  bezüglichen  Sporteltarife 
vorzunehmen.  Die  Revision  vom  2.  April  1901  schuf  nun  in  nach- 
folgenden Punkten  neues  Recht: 

Persönliche  Klagen  gegen  Bevormundete  sind  am  Sitze  der 
Vormundschaftsbehörde  anhängig  zu  machen. 

Die  neue  Zivilprozessordnnng  bestimmt  ferner,  dass,  wenn  die 
Streitverkündung  gar  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  erfolgt  ist,  der 
Dritte  im  nachfolgenden  Rüekgriflfsstreite  eine  Einrede  daraus  nnr 
dann  ableiten  könne,  wenn  er  glaubhaft  zu  machen  vermöge,  dass 
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bei  rechtzeitiger  Streitverkündung  ein  günstigeres  Resultat  des 
frühern  Prozesses  zu  erlangen  gewesen  wäre. 

Die  neue  Zivilprozessordnung  bestimmt,  dass,  wenn  die  geforderte 
Kaution  binnen  bestimmten  Termins  nicht  entrichtet  werde,  dies  als 
Verzicht  auf  das  Rechtsbegehren,  bezw.  auf  das  betreffende  Rechts- 
mittel angesehen  werde. 

Eine  weitere  Neuerung  ist  die,  dass  ein  nicht  im  Kanton 
wohnender  Kläger  durch  Anhängigmachung  der  Klage  bei  hierseitiger 
Amtsstelle  oder  Behörde  auch  mit  Bezug  auf  eine  dem  hiesigen 
Beklagten  zustehende  Widerklage  dem  herwärtigen  Gerichtsstande 
und  den  Vorschriften  dieser  Zivilprozessordnung  unterstellt  wird. 

Die  neue  Zivilprozessordnung  überlässt  es  den  Parteien,  wen 
sie  bei  Verhinderung  vor  Friedensrichtervorstand  bevollmächtigen 
wollen. 

Die  neue  Zivilprozessordnung  sieht  als  Frist  für  die  Ein- 
reichung des  Prozesses  nach  gewaltetem  Versöhnungsversuch  vor 
Friedensrichter  sechzig  Tage  vor.  Die  Klage  soll  enthalten:  sämtliche 
Urkunden,  die  als  Beweismittel  angeführt  werden  wollen ;  sämtliche  an 
die  Gegenpartei  oder  Dritte  zu  stellende  Editionsbegehren;  ein  Ver- 
zeichnis sämtlicher  aufzuführenden  Zeugen  unter  Beifügung  der 
Ansinnen,  die  an  selbe  gestellt  werden  wollen;  Gesuche  um  An- 
ordnung eines  Augenscheines  oder  einer  Begutachtung  durch  Sach- 
verständige; einen  allfälligen  Antrag  auf  den  Parteieid  mit  deutlicher 
Beisetzung  der  Schwörsatze.  Durch  die  Gerichtskanzlei  wird  dem 
Beklagten  von  der  gegen  ihn  anhängig  gemachten  Klage  sofort 
Kenntnis  gegeben;  der  Beklagte  ist  sodann  pflichtig,  innerhalb  zwanzig 
Tagen  bei  der  Gerichtskanzlei  zur  Einsicht  des  Klägers  eine 
schriftliche  Eingabe  niederzulegen,  aus  der  die  tatsächlichen  und 
rechtlichen  Momente,  sowie  die  geltend  zu  machenden  Beweismittel 
ersichtlich  sind.  Nach  Abfluss  der  im  Gesetze  vorgesehenen  Fristen 
können  Akten  nur  dann  eingereicht  werden,  wenn  die  betr.  Partei 
glaubhaft  macht,  dass  dieselben  ihr  früher  entweder  nicht  bekannt 
oder  nicht  erhältlich  waren,  oder  wenn  deren  Einreichung  erst  durch 
die  Eingaben  der  Gegenpartei  notwendig  wurde.  Trifft  keine  dieser 
Voraussetzungen  zu,  so  dürfen  später  eingereichte  Akten  vom 
Gerichte  nur  mit  Zustimmung  der  Gegenpartei  berücksichtigt  werden. 

Eine  fernere  wesentliche  Neuerung  der  neuen  Zivilprozess- 
ordnung ist,  dass  im  Einverständnisse  der  Parteien  die  Zeugen  schon 


Digitized  by  Google 


1496 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


im  Vorverfahren,  d.  h.  vor  der  Tagfahrt,  durch  einen  Gerichts- 
ausschuss,  bestehend  aus  dem  Präsidenten  und  zwei  weitern  Mit- 
gliedern  des  Gerichtes  und  dem  Gerichtsschreiber,  abgehört  werden 
sollen.  Je  nach  der  Zahl  der  abzuhörenden  Zeugen  und  der  vor- 
aussichtlichen Dauer  der  Zeugenabhörung  kann  der  Gerichtsansschuss 
auch  ohne  den  Antrag  der  Parteien  die  Zeugen  schon  im  Vor- 
verfahren einvernehmen.  Der  Termin  dieser  Zeugenabhörung  ist 
den  Parteien  mitzuteilen,  und  es  sind  dieselben  berechtigt,  entweder 
selbst  oder  durch  ihre  Vertreter  oder  Anwälte  zu  beantragen,  dass 
an  die  Zeugen  Erläuterangs-  oder  Ergänzungsfrageu  gestellt  werden. 

Ganz  analog  werden  die  Zeugen,  falls  sie  nicht  schon  im 
Vorverfahren  einvernommen  wurden,  vor  versammeltem  Gericht  und 
zwar  vor  Beginn  der  Parteiverhandlung  in  der  Hauptsache  ein- 
vernommen. 

Die  Abhörnng  geschieht,  wie  auch  vor  Gerichtsausschnss,  in  Ab- 
wesenheit der  Parteien,  der  Anwälte  und  des  Publikums.  Bei  Beginn 
der  Parteiverhandlung  werden  die  Zeugenprotokolle  in  Gegenwart 
des  Gerichtes  und  der  Parteien  zur  Verlesung  gebracht;  auch  hier 
steht  den  Parteien  das  Recht  zu,  Ergänzungs-  oder  Erläuterungs- 
fragen zu  beantragen. 

Jeder  Partei  steht  es  sodann  frei,  nach  Schluss  dieser  Beweis- 
erhebungen in  einem  mündlichen  Vortrage  ihren  Rechtsstandpunkt 
zu  begründen.  Replik  und  Dnplik  werden  nur  ausnahmsweise 
gewährt. 

Wenn  das  Gericht  nach  Prüfung  der  Akten,  nach  den  ge- 
pflogenen mündlichen  Verhandlungen  und  nach  der  Durchführung 
des  Beweisverfahrens  noch  Zweifel  über  erhebliche  tatsächliche  Punkte 
des  Streit  Verhältnisses  hegt  ,  so  steht  ihm  die  Befugnis  zu,  hierüber 
bestimmte,  auf  die  streitigen  Punkte  beschränkte  Fragen,  die  durch 
(lerichtsbeschluss  festzusetzen  sind,  durch  den  Präsidenten  an  die 
Parteien  zu  richten.  Der  Gefragte  ist  verpflichtet,  wahrheitsgetreue 
Antworten  ans  Protokoll  zu  geben.  Wer  bewusst  unwahre  Ant- 
worten gibt,  wird  dem  .Strafrichter  überwiesen. 

Was  das  Beweisverfahren  anbelangt,  so  stellt  das  Gesetz  den 
Grundsatz  der  freien  richterlichen  Beweiswürdigung  auf.  Wert  und 
Kraft  der  einzelnen  beigebrachten  Beweismittel  soll  der  Richter  nach 
freiem  Ermessen  und  sorgtältiger  Prüfung  und  Abwägung  aller 
Verhältnisse  würdigen.    Dagegen  bilden  Urkunden,  die  von  einer 
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Behörde  oder  Beamtaug  kraft  ihrer  Stellung:  in  gehöriger  Form  aus- 
gestellt oder  beglaubigt  sind,  für  Verhaltnisse,  die  dadurch  festgesetzt 
oder  bezeugt  werden  sollen,  vollen  Beweis,  ebenso  die  Privat- 
urkunden, die  der  Beweisgegner  selbst,  dessen  Rechtsvorfahr  oder 
eine  Person,  für  deren  Handlung  er  haftet,  in  glaubhafter  Form  aus- 
gestellt hat. 

Ist  für  das  richterliche  Urteil  die  Aussage  eines  einzelnen 
Zeugen  wesentlich  massgebend,  so  ist  derselbe  zu  beeidigen. 

Wenn  eine  erhebliche  und  streitige  Tatsache  nicht  anders  be- 
wiesen werden  kann,  so  steht  es  im  Ermessen  des  Gerichtes,  den 
Eid  für  die  Wahrheit  der  einen  oder  andern  Partei  auf  deren  Antrag 
zu  überbinden.  Dies  darf  jedoch  nur  dann  geschehen,  wenn  „die  Be- 
hauptung, für  welche  der  Parteieid  angetragen  wird,  durch  die 
Aktenlage  oder  durch  bestimmte  Tatsachen  oder  Umstände  glaub- 
würdig gemacht  wird.  Gegen  das  Zeugen-  wie  das  Parteieid- 
erkenntnis ist  der  Gegenpartei  das  Rechtsmittel  des  Weiterzuges 
an  das  Obergericht  eingeräumt. 

Der  Spruch  des  Gerichtes  soll,  sobald  der  Prozess  entschieden 
ist,  den  Parteien  mitgeteilt  werden;  nach  der  alten  Zivilprozess- 
ordnung musste  das  Urteil,  ehe  es  verkündet  wurde,  schriftlich 
motiviert  und  in  Gegenwart  des  Gerichtes  und  der  Parteien  eröffnet 
werden. 

Die  Appellation  gegen  ein  des  Weiterzuges  fähiges  zivil- 
gerichtliches Urteil  ist  innerhalb  10  Tagen,  nachdem  solches  vom 
Gerichtsschreiber  den  Parteien  zugestellt  worden,  bei  der  Gerichts- 
kanzlei erster  Instanz  zu  erklären.  Wird  die  Appellation  binnen 
dieser  Frist  nicht  erklärt,  so  erwächst  das  Urteil  in  Rechtskraft. 
Von  der  Appellationserklärung  der  einen  Partei  ist  durch  die  Gerichts- 
kanzlei der  andern  Partei  sofort  Kenntnis  zu  geben.  Binnen  zehn 
Tagen  vom  Empfange  dieser  Anzeige  an  kann  der  Appellations- 
beklagte sich  der  Appellation  durch  Abänderungsanträge  anscliliessen. 
Der  Anschluss  fällt  dahin,  wenn  die  Appellation  zurückgezogen  wird 
oder  das  Obergericht  auf  dieselbe  nicht  eintritt. 

Gleichwie  nach  der  alten  Zivilprozessordnung  kann  ein  Prozess, 
wenn  die  Parteien  sich  hierüber  verständigt  haben,  vom  Friedens- 
richter mit  Übergebung  der  ersten  Instanz  sofort  aus  Obergericht  ge- 
zogen werden ;  es  gelten  dann  für  dasselbe  betreffend  das  Vorverfahren 
die  gleichen  Bestimmungen,  welche  für  das  Zivilgericht  aufgestellt  sind. 
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Die  neue  Zivilprozessordnung  enthält  ein  Kapitel:  n Vor- 
sorgliche Verfügungen".  Eine  solche  findet  statt,  wenn  einer  Partei 
ein  nicht  leicht  zu  ersetzender  Schaden  bevorsteht,  der  nur  durch 
eine  vorläufige  richterliche  Anordnung  abgewendet  werden  kann. 
Für  den  Erlass  einer  solchen  Verfügung  ist  der  Präsident  des 
Gerichtes  der  Hauptsache  zuständig.  Der  Bewerber  muss  in  seinem 
Gesuche  die  verlangte  Verfügung  genau  bezeichnen  und  die  sie  er- 
heischenden Tatsachen  durch  Bescheinigungen  glaubhaft  machen. 

Ein  heikles  Kapitel  in  der  Zivilprozessordnung  ist  dasjenige 
der  „Rechtsverbote";  dieselben  sind  unter  der  alten  Zivilprozessordnung 
in  eine  ungeheuerliche  Üppigkeit  geschossen,  indem  jedermann  ein 
Recht  verbieten  lassen  konnte,  das  seit  Menschengedenken  immer 
beansprucht  wurde.  Nach  der  neuen  Zivilprozessordnung  aber  muss 
derjenige,  der  ein  Rechtsverbot  erwirken  will,  dartnn,  dass  er  im 
Besitze  oder  Gebrauche  seines  unbeweglichen  Eigentums  oder  einer 
Dienstbarkeit  oder  in  der  rechtlichen  Innehabung  einer  unbeweglichen 
Sache  widerrechtlich  gestört  werde. 

Das  Abwesenheit*-  und  Vollstreckungsverfahren,  die  Provo- 
kations-,  Revisions-  und  Nichtigkeitsklage  erfahren  ungefähr  die 
gleiche  Normierung  wie  in  der  alten  Zivilprozessordnung. 

Mit  der  Gerichtsorganisation,  die  durch  Landesgemeindebeschluss 
von  1903  eine  tiefgreifende  Änderung  erfährt,  haben  wir  uns  für 
diesen  Zeitabschnitt  nicht  zu  befassen. 

5.  Landesgemeindebeschluss,  betr.  Revision  der  Kan- 
tons Verfassung,  vom  28.  April  1901. 

Die  noch  geltende  Kantonsverfassung  datiert  vom  27.  Wein- 
monat 1867.  Die  Presse,  wie  die  öffentliche  Meinung  in  Obwalden 
forderten  schon  seit  Jahren  die  Revision  der  Verfassung.  Hanpt- 
postulat  der  Revisionsfrennde  bildete  die  Änderung  der  Gerichts- 
organisation und  die  Erleichterung  der  Verfassungsrevision.  Unterm 
28.  April  1901  beschloss  nun  die  Landesgemeinde: 

1.  „Es  ist  eine  Revision  der  Kantonsverfassung  vorzunehmen. 

2.  Der  Verfassungsentwurf  ist  spätestens  der  ordentlichen  Landes- 
gemeinde von  1902  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzulegen. 

3.  Mit  Vornahme  und  Durchführung  der  Revision  wird  der  Kantonsrat 
betraut.*' 

6.  Gesetz,  betr.  Förderung  des  Handwerkes,  vom 
28.  April  1901. 
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Ein  besonderer  Abschnitt  ist  den  Lehrlingsprüfungen  und 
Stipendien  gewidmet.  Der  Regierungsrat  wählt  die  Prüfnngs- 
konimiBsion  und  diese  die  Fachexperten.  Die  Kosten  trägt  der  Staat 
mit  Zuhilfenahme  der  Bundessubvention.  Für  die  geprüften  Lehr- 
linge sind  Prämien  vorgesehen.  An  bedürftige,  fähige  Lehrlinge, 
welche  bei  tüchtigen  Meistern  untergebracht  sind,  können  Jahres- 
stipendien verabfolgt  werden. 

7.  Verordnung,  betr.  Schutzaufsicht  über  Hinder- 
jährige, vom  5.  Oktober  1901. 

b)  Nidwaiden. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  Professor  der  Rechte.  Freiburg  i.  Ü. 

1899. 

Gesetz  der  Landesgemeinde,  betr.  Aufhebung  der 
Landesgemeindebeschlüsse  wegen  des  Klosters  St.  Clara 
in  Stans,  vom  30.  April. 

Die  früheren  Landesgesetze  (von  1618,  1648,  1695,  1721  und 
1852),  betr.  das  genannte  Frauenkloster  über  Bevogtigung  der 
Insassen,  Beschränkung  des  Erwerbes  von  Grund  und  Boden,  der 
Anlage  von  Kapitalien  etc.,  werden,  als  mit  Art.  4  und  31  der 
Bundesverfassung  schlecht  harmonierend,  aufgehoben. 

1900. 

Landesgemeindebeschluss,  betr.  Revision  der  Art.  55 
bis  67  der  Kantons-Verfassung,  vom  29.  April. 

Er  betrifft  die  Gerichtsorganisation.  Die  Anzahl  der  Mitglieder 
des  Obergerichtes  wird  beschränkt,  jene  des  Kantonsgerichtes  erhöht. 
Eine  Kommission  des  Obergerichtes  nimmt  Provokationsklagen  ent- 
gegen und  ist  zugleich  Konkursgericht.  Das  Kriminalgericht  fällt 
weg,  seine  Funktion  tibernimmt  das  Kantonsgericht.  Der  Ausschuss 
des  Kantonsgerichtes  entscheidet  endgültig  im  summarischen  Verfahren 
über  Zivilstreitigkeiten  von  20 — 100  Frs.  Streitwert.  Das  Ober- 
gericht beurteilt  als  Appellationsinstanz:  1.  alle  Zivilstreitigkeiten, 
deren  Wert  300  Frs.  übersteigt  oder  die  immerwährende  Rechte 
betreffen,  die  Ehestreitigkeiten  und  Injnrienklagen;  2.  alle  appellierten 
Strafurteile,  wo  es  sich  nur  über  zwei  Monate  Freiheitsstrafe, 
500  Frs.  Geldbusse  oder  um  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht  handelt. 
Das  Kantonsgericht  entscheidet:    1.  als  Zivilgericht  alle  Zivilfälle 
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im  Streitwerte  von  100  Frs.,  wovon  jene,  die  300  Frs.  nicht 
übersteigen,  letztinstanzlich;  2.  als  Strafgericht  über  alle  Straffälle, 
die  ihm  von  der  Untersuchuugsbehürde  zur  Beurteilung  überwiesen 
worden  sind.  In  appellabeln  Zivilsachen  kann  auf  die  erste  Instanz 
verzichtet  werden;  dann  entscheidet  als  einzige  Instanz  das  Ober- 
gericht. Spruchzahl  der  Gerichte:  2/8  der  Mitglieder.  Das  in  jeder 
Kircheugemeinde  bestehende  Vermittlungsgericht  fällt  weg,  jede  Bezirks- 
gemeinde bildet  dafür  einen  Friedensrichterkreis  mit  einem  Friedens- 
richter und  Stellvertreter.  Vor  diesen  müssen  alle  zivilrechtlichen 
Streitigkeiten  vor  ihrer  Anhängigmachung  zum  Stihneversnch  gebracht 
werden.  Letztinstanzlich  entscheidet  der  Friedensrichter  bis  20  Frs. 
Hypothekargesetz  vom  29.  April. 

Bis  jetzt  galten  in  diesem  Kanton,  der  nur  Familien-  und 
Erbrecht  kodifiziert  hat,  zerstreute  Bestimmungen  der  Gesetzes- 
sammlung von  1890/92.  Die  neu  eingeführte  Kündbarkeit  der  Gült 
und  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  und  die  damit  zusammen- 
hängenden Streitigkeiten  gaben  trotz  der  bevorstehenden  eidge- 
nössischen Kodifikation  der  Landesgemeinde  den  Anstoss,  ein  aus- 
führliches Gesetz  ausarbeiten  zu  lassen,  dem  im  wesentlichen  der 
bisherige  Rechtszustand  zugrunde  liegt. 

Hauptpfandart  ist  danach  nach  wie  vor  die  Gült,  wodurch 
„eine  Liegenschaft  für  eine  bestimmte  Summe,  und  zwar  für  das 
Hauptgut  und  Zins  als  Unterpfand  eingesetzt  wird"  (§  24);  daneben 
besteht  die  Versicherung,  wodurch  „eine  bestimmte  Forderung  oder 
Leistung  mit  oder  ohne  Zins  verpfändet  wird"  (§  50).  Der  Unter- 
schied geht  aus  den  Definitionen  kaum  hervor. 

Bei  beiden  ist  eine  durch  100  teilbare  Grundpfandforderung 
in  Landesmünze  anzugeben,  der  Zinsfuss  beträgt  4°/0  (bei  Nicht- 
entrichtung  des  Zinses  zur  Verfallzeit  5°/0)  für  das  Pfandrecht  inner- 
halb, 5°/0  ausserhalb  der  amtlichen  Würdigung  des  Pfandobjekts  und 
die  Entstehungsform  ist  dieselbe;  beide  sind  nun  auch  seitens  des 
Gläubigers  kündbar,  ausser  wenn  es  sich  handelt  um  Gülten  ausserhalb 
der  amtlichen  Überschätzung.  Gülten  können  von  5  zu  5  Jahren  (vom 
16.  Mai  auf  11.  November),  Versicherungen  stets  auf  3  Monate  ge- 
kündigt werden.  Bei  der  Gült,  als  reiner  Reallast,  wird  der  Ver- 
äusserer der  belasteten  Liegenschaft  frei  ausser  für  den  verfallenen 
Zins,  bei  der  Versicherung  haftet  er  noch  6  Monate  und  kann 
während  dieser  Frist  betrieben  und  dadurch  in  der  Verpflichtung 
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festgehalten  werden.  Zudem  haftet  der  Schuldner,  wenn  das  Pfand- 
recht an  der  Liegenschaft  für  eine  versicherte  Forderung  infolge 
betreibungs-  oder  konkursamtlicher  Versteigerung  ganz  oder  teil- 
weise verloren  geht,  für  den  nicht  gutgebotenen  Teil  als  laufende 
Forderung  persönlich.  Bezüglich  der  Gült  sagt  diesbezüglich  §  36: 
„Wenn  bei  betreibungs-  oder  konkursamtlicher  Steigerung  eines 
Grundstückes  keine  der  darauf  haftenden  Hypotheken  ganz  oder 
teilweise  gutgeboten  wird,  so  fällt  das  Grundstück  mit  Nutzen  und 
Beschwerden  der  Bezirksgemeinde  zu,  in  welcher  es  ganz  oder  zum 
grössern  Teil  gelegen  ist*  Die  Versicherung  ist  nicht  für  den 
Verkehr  berechnet,  sie  ist  daher  auch  nach  Abzahlung  der  Schuld 
im  Hypothekarprotokoll  zu  löschen.  Dagegen  ist  die  Gült  ein 
zirkulationsfähiges  Wertpapier.  Der  Grundstückseigentümer  kann 
sich  dem  gutgläubigen  Erwerber  des  Papieres  gegenüber  nicht  auf 
die  Löschung  im  Protokoll  berufen.  Es  folgen  ausführliche  Be- 
stimmungen über  das  Pfandrecht  bei  der  Teilung  des  belasteten 
Grundstückes,  über  das  (neu  geregelte)  Aufrufsverfahren  und  über 
die  Organisation  der  Hypothekarkanzlei. 


7.  Glarus. 

Referent:  Lic.  Karl  v.  Weber,  Amteachreiber,  Gossau. 

181)9. 

Gesetz,  betr.  die  Fischereipatente.  Erlassen  von  der 
Landesgemeinde  am  7.  Mai. 

Bisher  war  die  Fischerei  im  Kanton  Glarus  frei.  Das  vor- 
liegende Gesetz  beschränkt  nun  die  Freiheit  auf  das  Fischen  mit 
der  Angelrute;  für  das  Fischen  mit  Netzen  und  Garnen  ist  eine 
jährliche  Patentgebühr  von  20  Frs.  und  für  das  Fischen  mit  der 
Schieike  eine  solche  von  5  Frs.  zu  entrichten. 

Revision  des  Strafgesetzbuches.  Beschlossen  von  der 
Landesgemeinde  am  7.  Mai. 

Die  Abänderungen,  die  das  Gesetz  enthält,  sind  folgende: 

Allgemeiner  Teil.  I.  Titel.  In  §  3  werden  als  neue  Straf- 
arten  aufgenommen:  ?]nt,zng  der  elterlichen  und  vormundschaftlichen 
Gewalt.  Nach  i?  4  des  alten  Gesetzbuches  knüpfte  sich  an  die  Zucht- 
hausstrafe  lebenslänglicher  Ehrverlust   unter  Vorbehalt   des  dem 
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Landrate  zustehenden  Begnadigungsrechtes.  Nach  der  neuen  Fassung 
ist  nun  eine  Milderung  insoweit  eingetreten,  dass  der  Ehrverlust 
nur  für  eine  vom  Gerichte  im  einzelnen  Falle  festzustellende  Frist 
verhängt  werden  kann,  und  zwar  im  Maximum  bis  auf  10  Jahre 
und  im  Minimum  bis  auf  1  Jahr  vom  Zeitpunkte  des  Austrittes  aus 
der  Strafanstalt  an  gerechnet.  Personen  unter  20  Jahren,  welche 
zu  Zuchthaus-  oder  Arbeitshausstrafen  verurteilt  wurden,  sollen 
möglichst  abgesondert  untergebracht  und  beschäftigt  werden  (§  6). 
Bei  Zumessung  der  Geldbusse  soll  drückende  Armut  des  Schuldigen 
möglichst  berücksichtigt  werden  (§  13).  Bisher  war  die  Begnadigung 
bei  Zuchthausstrafe  oder  Verbannung  nur  bei  einem  Strafmass  von 
mehr  als  5  Jahren  zulässig.  Jetzt  ist  die  für  die  Begnadigung 
nötige  Strafdauer  auf  3  Jahre  herabgesetzt  (§  19). 

III.  Titel.  Von  der  Teilnahme  und  Begünstigung.  Hier  sind 
neu  aufgenommen  die  Strafbestimmungen  gegen  die  Verletzung  der 
durch  §  31  der  Strafprozessordnung  vorgeschriebenen  Pflicht  zur 
Anzeige  von  Verbrechen  und  Vergehen  (§  27). 

IV.  Titel.  Strafausschließungsgründe.  Minimalgrenze  für  die 
Strafbarkeit  bleibt  wie  bisher  das  12.  Altersjahr,  während  als  oberste 
Grenze  des  Kindesalters  das  vollendete  16.  Jahr  aufgestellt  wird 
(§  29).  In  §  35  ist  die  Verjährungsfrist  der  Strafverfolgung  auf 
1  Jahr  herabgesetzt  (bisher  betrug  die  Frist  2  Jahre).  Ganz  neu 
hinzugekommen  ist  die  Verjährung  des  Strafvollzuges  (§  37).  Ein 
rechtskräftig  ergangenes  Urteil  verjährt  danach  in  10—30  Jahren, 
je  nach  der  Schwere  des  Verbrechens  vom  Tage  der  Rechtskraft  des 
Urteils  an  gerechnet.  Bisher  blieb  ein  einmal  ausgefälltes  Urteil 
unabänderlich  in  Kraft. 

V.  Titel.  Milderungsgründe.  Es  kann  eine  Mildernng  eintreten, 
wenn  der  Verbrecher  sich  noch  im  jugendlichen  Alter  befindet.  Ins- 
besondere kann  der  Richter  bei  Personen,  welche  das  18.  Altersjahr 
noch  nicht  zurückgelegt  haben,  unter  das  festgesetzte  Minimum  herab- 
gehen, von  der  sonst  vorgeschriebenen  Verbindung  mehrerer  Straf- 
arten abseilen  oder  überhaupt  auf  eine  mildere  als  die  gesetzlich 
angedrohte  Strafart  erkennen. 

Besonderer  Teil.  Von  den  einzelnen  Verbrechen  und  Vergehen. 

I.  Titel.  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  den  Staat  und  seine 
Ordnung.  Hier  ist  der  bisherige  §  50  gestrichen  und  sind  die  da- 
herigen  Vergehen,  Ungehorsam  gegen  die  Amtsgewalt,  einfach  unter 
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die  Polizeiübertretungen  verwiesen.  Die  Strafe  für  Ungehorsam  ist 
eine  Geldbnsse  von  5 — 200  Frs.  (statt  wie  bisher  10 — 500  Frs.). 
Die  Gefängnisstrafe  ist  gestrichen.  Das  Vergehen  der  Rechtsbot  - 
Übertretung  ist,  weil  überflüssig,  nicht  mehr  aufgenommen  worden, 
da  sich  diesbezügliche  Bestimmungen  in  den  §§  67  und  68  der  Zivil- 
prozessordnung finden,  welche  auch  dementsprechend  modifiziert 
wurden.  Danach  ist  nur  der  Rechtsbotgeber  oder  der  Geschädigte 
klageberechtigt.    Die  Strafe  ist  auf  20—500  Frs.  festgesetzt. 

III.  Titel.  Verbrechen  gegen  öffentliche  Treue  und  Glauben. 
Bisher  waren  Meineid  und  falsches  Gelübde  gleichbehandelt.  In 
der  neuen  Fassung  sind  sie  getrennt  aufgeführt.  In  §  72  (Meineid) 
ist  das  Minimum  von  zwei  Jahren  Zuchthans  gestrichen,  dagegen 
diese  Strafart  beibehalten.  Betreffend  das  falsche  Handgelübde  ist 
ein  neuer  §  73  eingeschoben.  Es  wird  bestraft  mit  Arbeits- 
haus oder  Gefängnis  nicht  unter  2  Monaten,  womit  eine  Geldbusse 
bis  zu  5000  Frs.  verbunden  werden  kann;  in  jedem  Falle  ist  aber 
neben  diesen  Strafen  noch  die  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte auszusprechen.  Der  bisherige  §  72  (falscher  Eid  aus  Fahr- 
lässigkeit) und  Absatz  2  des  §  73  (falsches  Zeugnis  aus  Fahrlässigkeit) 
fallen  nunmehr  weg.  Für  falsches  Zeugnis  ist  Arbeitshaus  oder 
Gefängnis  angedroht,  verbunden  mit  Entzug  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte; bisher  konnte  auch  auf  Zuchthaus  erkannt  werden. 

V.  Titel.  Verbrechen  gegen  Leib  und  Leben.  In  §  96  ist 
die  Zuchthausstrafe  wegen  Kindesmord  auf  1 — 6  Jahre  reduziert, 
bisher  betrug  sie  3—15  Jahre.  Ebenso  ist  das  Strafmaximum  bei 
Kindesaussetzung  auf  10  Jahre  herabgesetzt  (bisher  20  Jahre).  Neu 
aufgenommen  ist  §  103,  wonach  Eltern,  welche  trotz  amtlicher 
Warnung  ihrer  Pflicht  zum  Unterhalte  der  Kinder  nicht  nachkommen, 
mit  Gefängnis  bestraft  werden,  womit  Entziehung  der  elterlichen 
Gewalt  verbunden  werden  kann.  Bei  Zweikampf  (§  108)  wird  die 
Zuchthausstrafe  gestrichen  und  nur  Arbeitshans,  Gefängnis  oder 
Geldbnsse  angedroht.  Unbedeutende  Verletzungen,  welche  Haut- 
abschürfungen, leichte  Quetschungen,  Nasenbluten  und  dergl.  zur  Folge 
haben,  werden  von  dem  strengen  Begriff  der  Körperverletzung  aus- 
geschieden und  den  Misshandlungen  gleichgestellt. 

In  den  Titeln  VII  und  VIII,  welche  von  den  Delikten  gegen 
die  allgemeine  Sicherheit  und  das  Eigentum  handeln,  ist  bei  der 
Brandstiftung  (§  116).  der  Verursachung  einer  Überschwemmung 
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(§  120)  und  beim  Raub  (§  126)  das  Strafminimnm  für  jene  Fälle, 
wo  bisher  Zuchthaus  bis  auf  Lebenszeit  ausgesprochen  wurde  (nämlich 
wenn  infolge  eines  dieser  Delikte  ein  Mensch  das  Leben  verloren 
hatte),  auf  10  Jahre  festgesetzt.  —  Auf  Diebstahl  von  Sachen  von 
kleinerem  Werte  ist  blosse  Geldbusse  gesetzt  (§  132).  Neu  ist  der 
Tatbestand  des  Kostgeldbetruges  (§  142),  welcher  mit  Gefängnis 
oder  Geldbnsse  bestraft  wird. 

X.  Titel  (bisheriger  VII.  Titel).  Ehrverletzungen.  Der  Begriff 
der  Verleumdung  wird  in  §  152  näher  umschrieben  als  bisher  und 
die  Kreditschmälerung  als  Gegenstand  der  Verleumdung  betrachtet. 
Bei  der  Beschimpfung  (§  153)  kann  der  Beklagte  von  der  Strafe 
freigesprochen  werden,  wenn  der  Beschimpfte  durch  ungebührliches 
oder  strafbares  Verhalten  zur  Beschimpfung  unmittelbaren  Anlass 
gegeben  hat.  Nach  §  154  kann  bei  gegenseitigen  Beschimpfungen 
von  einer  Strafe  Umgang  genommen  werden  und  das  Gericht  sich 
lediglich  auf  Kostenüberbindung  beschränken. 

Ein  Anhang  enthält  die  unter  Titel  1  des  besonderen  Teils 
erwähnten,  dort  herausgenommenen  Vergehen  des  Ungehorsams  gegen 
die  Amtsgewalt  und  der  Rechtsbotiibertretung,  welche  nur  als 
Polizeiübertretnngen  bestraft  werden. 

Strafprozessordnung,  erlassen  von  der  Landesgemeinde 
am  7.  Mai. 

I.  Abschnitt.  Organisation  der  Strafrechtspflege.  Hier  sind 
zwei  wesentliche  Neuerungen  von  weittragender  Bedeutung  zu  er- 
wähnen, nämlich  die  Schaffung  von  gewissen  Einzelkompetenzen  für 
den  Gerichtspräsidenten,  sowie  die  Reduktion  des  Polizeigerichts 
inklusive  Präsidenten  von  5  auf  3  Mitglieder. 

Schon  ein  Landesgemeindebeschluss  von  1895  stellte  das  Er- 
scheinen vor  Polizeigericht  in  das  Ermessen  des  Beklagten.  Bereits 
im  Jahre  1X91  zeigte  sich  die  Folge  hiervon  in  grossem  Malse, 
indem  von  251  bestraften  Personen  nicht  weniger  als  154  mittelst 
Unterschrift  in  der  Vorladung  erklärten,  sich  dem  Spruche  des 
Gerichts  unterziehen  zu  wollen.  Es  sei  also  nicht  mehr  notwendig, 
dass  ein  Kollegium  von  5  Richtern  zusammentreten  solle  zur  Fest- 
setzung von  Bussen,  die  oftmals  zum  voraus  bestimmt  sind  und  in 
vielen  anderen  Fällen  sich  zwischen  einem  ganz  kleinen  Minimum 
und  Maximum  abspielen.    Es  hat  daher  nach  §  7  der  Präsident  des 
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Polizei-  and  Kriniinalgerichts,  allerdings  unter  Vorbehalt  des  Weiter- 
zuges an  das  Polizeigericht,  den  Entscheid: 

a)  über  alle  Polizeiübertretungen; 

b)  über  alle  im  Strafgesetze  bezeichneten  Vergehen,  wenn  der 
Beschuldigte  ein  volles  Geständnis  abgelegt  hat,  so  bei  Ablösung 
eines  amtlichen  Siegels  oder  Abreissen  einer  amtlichen  Bekannt- 
machung (§51  des  Strafgesetzes),  Übertretung  des  Friedgebotes 
(§  53),  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  (§  55),  Übertretung  des 
Verbannnngs Verbotes  (§  60),  Übertretung  anderer  richterlicher 
Verbote  nach  §  61,  unerlaubte  Selbsthilfe  (§  62),  Münzbetrug 
und  Ausgaben  falscher  Kreditpapiere  in  Fällen,  wo  die  Münze 
oder  die  Papiere  als  echt  eingenommen  sind  (§§  67  u.  68),  Fälschung 
von  Urkunden  in  den  Fällen  von  §  70  lit.  b,  Körperverletzung 
aus  Fahrlässigkeit  (§  109),  körperliche  Misshandlungen  und 
Angriffe  (§  110),  Entzug  von  Kindern  (§  113),  einfachen  Dieb- 
stahl (§  132),  einfache  Unterschlagung  (§  136),  Hehlerei  (§  137), 
Eigentumsbeschädigung  (§  138),  einfachen  Betrug  (§  141  Abs.  2) 
und  Kostgeldbetrug  (§  142),  wenn  in  diesen  letzteren  Fällen 
(vom  einfachen  Diebstahl  an)  der  in  Frage  kommende  Wert  den 
Betrag  von  50  Frs.  nicht  übersteigt. 

Das  Polizeigericht  wurde  auf  3  Mitglieder  reduziert,  weil  die 
dem  Polizeigerichte  zugewiesenen  Straffälle  nur  geringfügiger  Natur 
seien.  Seine  Kompetenzen  sind  im  wesentlichen  die  gleichen  wie 
bisher. 

II.  Abschnitt.  Strafrechtliches  Verfahren  bei  Verbrechen  und 
Vergehen. 

I.  Titel.  §  24  der  alten  Str.-P.-O  schrieb  eine  sehr  weit- 
gehende Pflicht  zur  Anzeige  vor,  allein  in  der  Praxis  zeigte  es  sich, 
dass  dieser  Vorschrift  nicht  nachgekommen  wurde,  und  dass  auch 
mangels  jeglicher  Strafbestimmung  die  Verletzung  dieser  Pflicht 
nicht  geahndet  werden  konnte.  Der  nunmehrige  §  31  behält  die 
Anzeigepflicht  für  Behörden  und  Beamte,  Polizeiangestellte  und 
Polizeibedienstete  bei,  für  Privatpersonen  besteht  sie  aber  nur  für 
Verbrechen  (d.  h.  Handlungen,  welche  mit  Zuchthaus  bedroht  sind) 
mit  Ausnahme  der  Antragsdelikte,  bei  welchen  nur  der  Geschädigte 
oder  Beleidigte  zur  Anzeige  befugt  ist.  In  §  27  des  Strafgesetzes 
ist  dann  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  die  Verletzung  der 
Anzeigepflicht  analog  der  Begünstigung  bestraft  wird. 

Jahrbuch  der  iuternat.  Ver.  inigun«.  6.  u.  7.  Bd.  95 
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II.  Titel.  Voruntersuchung.  In  §  42  ist  vorgeschrieben,  dass 
bei  gütlicher  Einigung  zwischen  dem  Kläger  und  dem  Beklagten 
das  Verfahren  durch  Verfügung  des  Präsidenten  und  ohne  Gerichts- 
beschluss  eingestellt  werden  müsse.  (Dies  bezieht  sich  natürlich  nur 
auf  die  Antragsdelikte.) 

III.  Titel.    Sehluss  der  Voruntersuchung  und  Verfahren  nach 
derselben.    In  diesem  Titel  findet  sich  eine  wesentliche,  teilweise 
fast  vollständige  Umarbeitung,  namentlich  soweit  es  sich  um  das 
Institut  des  Fallenlassens  des  Prozesses  handelt.    Bisher  konnten 
die  wichtigsten  Prozesse  in  geschlossener  Sitzung  abgetan  werden, 
ohne  dass  der  Angeklagte  oder  der  Damnifikat  etwas  dazu  hätte 
sagen  können.    In  vielen  Fällen  erhielten  sie  dann  plötzlich  die 
Anzeige,  dass  der  Prozess  fallen  gelassen  und  der  einen  oder  andern 
Partei  die  Kosten  überhanden  worden  seien.    Dies  hatte  natürlich 
Rekurse  an  das  Obergericht  zur  Folge,  aber  man  wusste  dann  nicht, 
wie  weit  die  Beschwerde  gegen  den  erstinstanzlichen  Beschluss 
erhoben  werden  könne,  d.  h.  ob  gegen  den  ganzen  Entscheid  oder 
einzelne  damit  zusammenhängende  Punkte.    Um  diesem  abzuhelfen, 
bestimmt  nun  §  94,  dass,  wenn  der  Antrag  des  Staatsanwaltes  auf 
Fallenlassen  des  Prozesses  laute,  sämtlichen  Parteien  die  schriftliche 
Vernehmlassung  gestattet  sei,    im  Gegensatz  zu   den  bisherigen 
Bestimmungen,  nach  welchen  nur  der  Staatsanwalt  das  Wort  hatte 
und  das  Gericht  ohne  Anhörung  der  übrigen  Parteien  verfugte. 
Der  Gerichtspräsident  setzt  den  Parteien  zur  Vernehmlassung  möglichst 
kurze  Fristen  an,   um   eine  Verzögerung  zu  verhindern.  Nach 
Empfang  der  Parteieingaben  prüft  der  Gerichtspräsident  die  gestellten 
Anträge.    Ist  er  mit  den  Anträgen  des  Staatsanwaltes  einverstanden, 
so  verfügt  er  von  sich  ans  die  Einstellung  der  Untersuchung,  wenn 
der  Zivilkläger  oder  Geschädigte  keine  Einsprache  erhebt,  der 
Angeschuldigte  kein  Entsehädigungsbegehren  stellt  oder  ein  An- 
geschuldigter nicht  vorhanden  ist  und  die  Kostenfrage  nicht  als 
streitig  erscheint  (§  95).    In  allen  andern  Fällen  legt  er  die  Anträge 
des  Staatsanwaltes,  wie  die  der  übrigen  Parteien  sofort  dem  Gerichte 
vor.     Gegen  den  Entscheid  des  Gerichts  haben  die  Parteien  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  an  das  Obergericht  und  zwar  binnen 
10  Tagen.    Dieses  trifft  dann  die  massgebenden  Verfügungen  über 
die  Behandlung  der  Sache.    Auch  in  den  Fällen,  wo  der  Staats- 
anwalt Ergänzung  des  Vornntersuches  oder  Stellung  vor  Gericht 
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beantragt,  sind  die  Akten  dem  Verteidiger  sowie  dem  Zivilkläger 
oder  Geschädigten  behufs  Stellung  von  Anträgen  auszuhändigen. 
Im  übrigen  ist  das  Verfahren  gleich  wie  im  ersten  Falle,  wenn  der 
Staatsanwalt  Fallenlassen  beantragt. 

IV.  Titel.  Hauptverfahren.  Bisher  konnte  die  Zivilpartei 
nur  durch  persönliches  Erscheinen  oder  Stellen  eines  Anwaltes  ihre 
Schadenersatzansprüche  geltend  machen;  nach  §  106  ist  es  ihr  nun 
ermöglicht,  dies  in  einer  schriftlichen  Eingabe  zu  tun. 

VI.  Titel.  Appellation.  Hier  ist  die  bisherige  Bestimmung, 
dasB  Appellationserklärungen  wegen  blosser  Formfehler  ungültig 
seien,  gestrichen. 

VIII.  Titel.  Begnadigung.  Bisher  wurden  die  Begnadigungs- 
gesuche von  einer  vom  Landrate  frei  gewählten  Kommission  be- 
gutachtet. Nunmehr  bestimmt  §  159,  dass  diese  Gesuche  einer  aus 
der  Mitte  des  Landrates  gewählten  Kommission  überwiesen  werden 
sollen.  Zur  Begnadigung  ist  die  absolute  Mehrheit  der  anwesenden 
Landratsmitglieder  erforderlich. 

X.  Titel.  Verfahren  gegen  abwesende  und  flüchtige  An- 
geschuldigte. Dies  war,  wie  schon  einmal  bemerkt,  die  Veranlassung 
zur  Revision.  Nach  der  alten  Gesetzgebung  war  es  in  vielen  Fällen 
unmöglich,  gegen  abwesende  oder  flüchtige  Angeklagte  Strafverfolgung 
eintreten  zu  lassen,  weil  die  Ediktalladung  für  solche  fehlte.  Diesem 
Übelstande  wird  nun  durch  §  164  abgeholfen,  welcher  die  Ediktal- 
ladung einführt  bei  erfolglos  gebliebener  steckbrieflicher  Ver- 
folgung des  Angeschuldigten,  unbekanntem  Aufenthaltsort  des  An- 
geklagten, bei  Nichterscheinen  des  ausserhalb  des  Kantons  an  einem 
bekannten  Wohnort  sich  befindlichen  Angeschuldigten,  der  nicht 
ausgeliefert  werden  muss  und  bei  Unterlassung  eines  Auslieferungs- 
begehrens wegen  Geringfügigkeit  oder  Weitläufigkeit  der  Sache. 

III.  Abschnitt.  Verfahren  vor  dem  Gerichtspräsidenten  als 
Einzelnrichter,  sowie  bei  Polizeiübertretungen  und  Ehrverletzungen. 

Gemäss  §  173  kann  der  Gerichtspräsident  je  nach  der  Beschaffen- 
heit des  Falles  entweder  nur  auf  Grundlage  der  Akten  urteilen  oder 
aber  auch  nach  seinem  Ermessen  den  Angeschuldigten  zu  persönlicher 
Verantwortung  zitieren.  Die  Mitwirkung  des  Staatsanwaltes  und 
des  Verteidigers  ist  in  jedem  Falle  ausgeschlossen,  da  ja  die  Prozesse 
sämtlich  auf  Geständnis  beruhen  und  nur  untergeordnete  Delikte 

betreffen.    Nach  §  174  sollen  Kosten  für  Funktionen  de*  Gerich ts- 
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personale  bei  Ausfüllung  des  Urteils  dem  Beklagten  nicht  angerechnet 
werden.  Will  sich  der  Beklagte  dem  Entscheide  des  Präsidenten 
nicht  unterziehen,  so  kann  er  binnen  10  Tagen  gerichtliche  Be- 
urteilung verlangen.  Anerkennt  er  aber  das  Urteil  des  Präsidenten 
und  wird  der  Anzeigende  in  die  Kosten  verurteilt,  so  kann  letzterer 
darüber  schriftliche  Beschwerde  beim  Obergerichte  einreichen.  Die 
gleiche  Befugnis  steht  dem  Damnifikaten  bez.  der  Entschädigungs- 
frage zu. 

Polizeiübertretnngen.  Unter  der  Herrschaft  der  alten 
Strafprozessordnung  mussten  fast  alle  Klagen  entgegengenommen 
werden.  Das  Recht  des  Präsidenten,  zweifelhafte  oder  zum  voraus 
unbegründet  erscheinende  Anzeigen  zurückweisen  zu  können,  war  ein 
sehr  beschränktes.  In  §  182  der  nenen  Str.-P.-O.  hat  nun  der 
Präsident  die  Befugnis,  Klagen,  welche  mit  keinen  Beweisen  ver- 
sehen sind,  zur  Vervollständigung  oder  auch  ganz  zurückzuweisen, 
ebenso  Klagen,  die  objektiv  gar  keinen  Tatbestand  enthalten.  Gegen- 
über dieser  Abweisung  steht  dem  Kläger  das  Rekursrecht  an  das 
Polizeigericht  offen.  Bisher  musste  der  Beklagte  in  allen  Fällen 
in  der  Klageschrift  genau  bezeichnet  werden.  Dies  wird  nun  in 
§  183  als  lückenhaft  dahin  ergänzt,  dass,  wenn  der  Täter  nicht  zum 
voraus  ermittelt  ist  oder  direkte  Beweise  gegen  eine  bestimmte 
Person  nicht  vorliegen,  wohl  aber  der  objektive  Tatbestand  einer 
Übertretung  erwiesen  ist,  der  Kläger  auf  die  Anzeige  des  letztern 
sich  beschränken  kann  und  eine  solche  Klage  entgegengenommen 
werden  muss.  §  184  enthält  die  wichtige  Neuerung,  dass  der 
Präsident  ohne  weiteres  und  ohne  Zitation  des  Angeklagten  an  Hand 
der  einschlägigen  polizeilichen  Bestimmungen  die  Strafe  festsetzt, 
ausgenommen,  wenn  kein  bestimmter  Angeklagter  genannt  ist  oder 
derselbe  die  Schuld  bestreitet.  §  187  regelt  das  Verfahren  über  alle 
vor  das  Polizeigericht  gelangenden  Fälle,  bevor  die  Haupt  Verhandlung 
beginnt,  eine  Art  Vorverfahren,  um  den  Fall  spruchreif  zn  machen. 
Die  Fälle,  wo  man  den  Beklagten  nicht  kennt,  sind  an  das  Ver- 
höramt zu  weisen;  in  den  übrigen  Fällen,  wo  der  Beklagte  den 
Weiterzug  an  das  Gericht  ergreift,  kann  entweder  die  Überweisung 
an  das  Verhöramt  angeordnet  oder  aber  es  kann  der  Beklagte  samt 
den  Zeugen  auf  eine  folgende  Sitzung  des  Polizeigerichts  zitiert  werden. 

Ehrverletzungen.  Hier  ist  in  §  205  neu  eingführt,  dass 
das  Klagerecht  .r>  Jahre  nach  der  Begehung  erlischt.  §  208  bestimmt, 
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dass  in  gewissen  Fällen  von  Injurien  (wie  bei  anonymen  Schriftstücken, 
Abbildungen  etc.),  wo  der  Täter  vorläufig  unbekannt  ist,  das  gericht- 
liche Verfahren  gleich  sei  wie  bei  Kriminalfällen.  Bisher  war  der 
Beleidigte  in  solchen  Fällen  rechtlos  und  konnte  formell  keine  Schritte 
zur  Wahrung  seiner  Ehre  tun.  Nach  §  211  verjährt  der  Straf- 
vollzug für  Injurien  5  Jahre  nach  dem  Datum  der  Rechtskraft  des 
Urteils. 

Abänderung  von  Art.  58  der  Kantonsverfassung,  betr. 
Organisation  des  Kriminal-  und  Polizeigerichts.  (Ange- 
nommen von  der  Landesgemeinde  am  7.  Mai  1899.) 

Diese  Abänderung  wurde  veranlasst  durch  die  in  der  Straf- 
prozessordnung eingeführten  Neuerungen.  Bas  Kriminalgericht, 
welches  aus  einem  Präsidenten  und  6  Mitgliedern  besteht,  beurteilt 
alle  Verbrechen  und  schweren  Vergehen  in  erster  Instanz.  Ehr- 
verletzungen, leichtere  Vergehen  und  blosse  Polizeiübertretungen 
werden  vom  Polizeigerichte,  welches  sich  aus  dem  Präsidenten  und 
den  2  erstgewählten  Mitgliedern  des  Kriminalgerichts  zusammensetzt, 
bestraft.  Die  Ausscheidung  der  Kompetenzen  zwischen  diesen  beiden 
Strafbehörden  bestimmt  das  Gesetz  (nämlich  die  Strafprozessordnung). 

1900. 

Revision  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1893  über  die  Wirt- 
Schäften  und  den  Kleinverkauf  von  geistigen  Getränken. 
(Erlassen  von  der  Landesgemeinde  am  6.  Mai  1900.) 

Im  Jahre  1901  sind  keine  wichtigeren  Gesetze  erlassen  worden. 


8.  Zug. 

Referent:  M.  Reiehlin,  cand.  iur.,  Schwyz. 
1900. 

Gesetz,  betr.  Ablösung  von  Dienstbarkeiten,  vom 
21.  Juni  1900. 

Sämtliche  die  Land-  und  Forstwirtschaft  hemmenden  Dienst- 
barkeiteu,  wie  jene  besondere  hypothekarische  Pfandobjekte  dar- 
stellenden Nutzungsarten,  wie  solche  noch  in  einzelnen  Gemeinden 
in  der  Form  von  Atzungs-,  Mäh-,  Holzungsrechten  etc.  bestehen" 
(§  2),  sind  von  Seiten  des  Grundeigentümers  bezw.  —  im  letztem 
Falle  —  des  Besitzers  der  einen  höheren  volkswirtschaftlichen  Wert 
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darstellenden  Nutznngsart  ablösbar  und  zwar  in  Geld  oder  durch 
Abtretung  eines  dem  Wert  der  Dienstbarkeit  gleichkommenden  Teiles 
der  belasteten  Liegenschaft.  Letzteres  kann  der  Auszukaufende 
ausnahmsweise  verlangen,  wenn  ein  Nutzungsrecht  nicht  ohne  wesent- 
lichen Nachteil  für  die  berechtigte  Person  oder  Liegenschaft  mit  einer 
Geldsumme  abgelöst  werden  kann.  Über  die  Ablösnngspflicht  ent- 
scheidet im  Streitfall  der  Regiernngsrat,  über  die  Art  und  die  Höhe 
der  Entschädigung  das  Kantonsgericht.  Besondere  Vorschriften  sind 
aufgestellt  zum  Schute  der  Hypothekargläubiger,  deren  Interessen 
bei  der  Ablösung  im  Spiele  sind. 

1901. 

Gesetz  über  den  Markt-  und  Hausierverkehr,  sowie 
über  den  Gewerbebetrieb  im  Kanton  Zug  vom  22.  August. 

Jagdgesetz  für  den  Kanton  Zug  vom  30.  Mai,  angenommen 
in  der  Volksabstimmung  vom  29.  September. 

Wie  fast  durchgehends  in  der  Schweiz  gilt  das  Patentsystem. 
Ein  Jagdpatent  kann  erwerben  jeder  im  Kanton  Niedergelassene,  der 
das  19.  Altersjahr  zurückgelegt  hat  und  dem  nicht  aus  besonderen 
Gründen  die  Befugnis  entzogen  ist  gegen  eine  Gebühr  von  40  Frs. 
Im  Interesse  besserer  Entwicklung  des  Wildstandes  war  das  Revier- 
System  vorgeschlagen  worden,  es  wurde  aber  in  der  Volksabstimmung 
(als  undemokratisch)  verworfen.  Die  übrigen  Bestimmungen  schliessen 
sich  an  das  eidgenössische  Gesetz  über  Jagd-  und  Vogelschutz  vom 
17.  Juli  1875  an,  dessen  Bestimmungen  sie  teilweise  verschärfen. 
So  sind  für  Jagdfrevel  bereits  die  Bussen  aufgenommen,  die  der  in 
Beratung  liegende  Gesetzesentwurf  über  Abänderung  von  Art.  22 
des  eidgenössischen  Jagdgesetzes  vorsieht. 


9.  Freiburg. 

Referent:  Lic.  F.  Seydoux,  Freiburg. 

 » 

1899. 

1.  Gesetz  vom  20.  Mai,  betr.  Ergänzung  des  Strafgesetz- 
buches, mit  Hinsicht  anf  die  Errichtung  einer  landwirtschaftlichen 
Kolonie  im  „Grossen  Moose". 

Das  Gesetz  ergänzt  das  Str.-G.-B.  vom  21.  Mai  1873  durch 
die  Einführung  der  Strafe  der  Unterbringung  in  der  land  Wirtschaft - 
liehen  Kolonie. 
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2.  Gesetz  vom  20.  Mai  1899,  betr.  die  Zuständigkeit  der 
Schwurgerichte. 

Die  Strafprozessordnung  vom  21.  Mai  1873  wird  dadurch 
geändert,  dass  die  Verbrechen  der  Abtreibung  der  Leibesfrucht,  des 
Kindesmordes  und  der  Aussetzung  der  Zuständigkeit  der  Schwur- 
gerichte entzogen  werden. 

3.  Gesetz  vom  25.  November,  betr.  die  Los-  und  Prämien- 
werte und  gewisse  Handelspraktiken. 

Es  ist  ein  Polizeigesetz,  um  den  Missbräuchen  entgegenzutreten, 
welche  aus  dem  Handel  mit  Los-  und  Prämienwerten  entstehen 
können  und  gewissen  Operationen  und  Praktiken  Einhalt  zu  tun, 
welche  dazu  angetan  sind,  das  Publikum  zu  täuschen. 

4.  Gesetz  vom  25.  November  über  die  Gewerbegerichte. 
In  den  Friedensgerichtskreisen,  wo  das  Bedürfnis  sich  fühlbar 

macht,  werden  Gewerbegruppen  und  Gewerberäte  gebildet.  Der 
Staatsrat  bestimmt  deren  Organisation  und  Kompetenzen. 

Das  Gesetz  hat  zum  Zwecke,  das  Verfahren  zu  vereinfachen 
und  die  Kosten  zu  reduzieren  in  den  Prozessen  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitern. 

Die  zwei  unteren  Instanzen  sind: 

a)  Das  Vermittlungsamt,  bestehend  aus  den  Friedensrichtern  und 
zwei  Gewerberichtern,  einem  Arbeitgeber  und  einem  Arbeiter. 

b)  Das  Gewerbegericht,  bestehend  aus  dem  Friedensrichter  und 
zwei  oder  vier  Gewerberichtern,  zur  Hälfte  Arbeitgebern,  zur 
Hälfte  Arbeitern,  und  zwar  nach  dem  Berufs-  oder  Gewerbe- 
zweig, dem  der  Streitgegenstand  und  die  Parteien  angehören. 

Die  charakteristischen  Merkmale  des  Verfahrens  sind: 

a)  Die  Parteien  müssen  persönlich  erscheinen;  der  Beistand  eines 
Bevollmächtigten  oder  eines  Ratgebers  ist  ausgeschlossen. 

b)  Das  ganze  Verfahren  ist  mündlich  und  es  kann  kein  Schriftsatz 
angebracht  werden. 

c)  Zwischenurteile  können  nur  zugleich  mit  dem  Hauptnrteil  vor 
das  Kantonsgericht  gebracht  werden. 

Kassationsbeschwerden  werden  vor  das  Kantonsgericht  gebracht, 
welches  dann  als  letzte  Instanz  auch  über  die  Hauptsache  entscheidet. 

5.  Gesetz  vom  1.  Dezember,  betr.  die  Organisation 
der  Universität. 
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Sanktioniert  im  allgemeinen  den  seit  der  Gründung  (1890)  be- 
stehenden faktischen  Zustand.  Die  Universität  ist  eine  Staats- 
universität; sie  ist  juristische  Person.  Das  Professorenkollegium 
besteht  aus  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren  und  Privat- 
dozenten. Ordentliche  und  ausserordentliche  Professoren  werden  vom 
Staatsrat  auf  den  Vorschlag  der  betreffenden  Fakultät  für  eine  Amts- 
dauer von  fünf  bis  höchstens  zehn  Jahren  ernannt. 

Die  Universitätsbehörden  sind: 

1.  Die  Plenarversammlung.     Sie  besteht  aus   den  ordentlichen 
Professoren  aller  Fakultäten;  sie  wählt  den  Rektor. 

2.  Der  Senat,  bestehend  aus  dem  Rektor,  dem  Prorektor,  aus  dem 
Dekan  und  dem  Prodekan  jeder  Fakultät. 

Besondere  Reglemente  bestimmen  ihre  Kompetenzen.  Der  Rektor 
wird  aus  den  ordentlichen  Professoren  gewählt.  Die  Amtsdauer  ist 
ein  Jahr.  Seine  Wahl  unterliegt  der  Bestätigung  des  Staatsrates. 
Der  Dekan  jeder  Fakultät  wird  aus  den  ordentlichen  Professoren 
gewählt. 

Was  die  theologische  Fakultät  betrifft,  so  ist  deren  spezielle 
Organisation  nach  Vereinbarung  zwischen  dem  Staatsrat  und  den 
kirchlichen  Behörden  geregelt. 

Das  Gesetz  sieht  endlich  die  Organisation  einer  Versicherung 
zugunsten  der  Professoren,  mit  Unterstützung  des  Staates,  vor. 

6.  Gesetz  vom  1.  Dezember,  betr.  die  obligatorische 
Rind  viehversi  eher  ung. 

7.  Gesetz  vom  2.  Dezember,  betr.  den  Viehhandel. 
Das  Recht  des  Viehhandels  ist  abhängig  von  einem  von  der 

Polizeidirektion  ausgestellten  Patente.  Eine  Ausnahme  gilt  für  den 
Grundeigentümer,  welcher  gemäss  den  Bedürfnissen  seines  landwirt- 
schaftlichen Betriebes  Vieh  verkauft,  kauft  oder  tauscht. 

1900. 

1.  Verordnung  vom  16.  August,  betr.  die  Verteidigung 
von  Amtswegen  in  Zivilsachen  und  die  Ausführung  des 
Art.  6  des  Bundesgesetzes  vom  26.  April  1887,  über  die  Aus- 
dehnung der  Haftpflicht. 

2.  Gesetz  vom  20.  November,  betr.  Ergänzung  des 
Strafgesetzbuches  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbe s. 
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1901. 

1.  Gesetz  vom  13.  November,  betr.  die  Zivilstreitig- 
keiten in  Sachen  des  Schutzes  der  gewerblichen  Muster 
und  Modelle. 

Das  Gesetz  überträgt  dem  Kantonsgericht  alle  Zivilstreitigkeiten, 
die  sich  aus  der  Anwendung  des  entsprechenden  eidgenössischen  Ge- 
setzes ergeben. 

2.  Gesetz  vom  29.  November,  über  die  Handelspolizei. 
Dasselbe  gilt  von  der  Ausbeutung  eines,  wenn  auch  ständig 

funktionierenden  automatischen  Apparates. 

Vom  Hausiervertrieb  ausgeschlossen  sind,  abgesehen  von  einigen 
im  sanitäts-sicherheitspolizeilichen  Interesse  verbotenen  Waren- 
gattungen, u.  a.  auch  die  Gegenstände,  deren  Wert  ein  weiteres 
Publikum  nicht  leicht  schätzen  kann,  wie  Uhren,  Pretiosen  etc.  Der 
Hausierverkauf  auf  Kredit,  gegen  a  conto  -  Zahlungen  oder  im 
Abonnement  ist  untersagt.  Patentfrei  ist  das  Hausieren  mit  land- 
wirtschaftlichen Geräten,  sowie  mit  einheimischen  Bodenerzeugnissen, 
so  wie  von  Fischen  und  Geflügel. 


10.  Solothurn. 

Referent:  Robert  Kottmann,  Hermesbühl. 
1899. 

Gesetz  vom  23.  April  über  Abänderung  des  Gesetzes,  betr. 
die  Einführung  von  gewerblichen  Schiedsgerichten  im 
Kanton  Solothurn,  vom  15.  Januar  1893. 

Das  Vermittelungsamt  besteht  aus  dem  Friedensrichter  derjenigen 
Ortschaft,  welche  Sitz  des  Schiedsgerichtes  ist,  als  Obmann  und  je 
einem  aus  der  Mitte  des  Schiedsgerichtshofes  zu  erwählenden  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  als  Mitglieder. 

Gesetz  vom  23.  April  1899,  betr.  die  Altersgehalts- 
zulagen für  die  Primarlehrer  und  Primarlehrerinnen,  die 
Anstellung  von  Lehrerinnen  und  die  prov.  Lehrerwahl. 

Die  Primarlehrer  erhalten  vom  Staate  folgende  Altersgehalts- 
zulagen.   Nach  einer  Lehrtätigkeit  im  Kanton  von 

4  Jahren  ...  100  Frs.,  16  Jahren  ...  400  Frs., 

8      „      ...  200    „  20      „      ...  500    r  . 

12      r ,    ...  300  r 
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Gesetz  über  Volksabstimmungen  und  Wahlen  vom 
16.  Juli.  Der  erste  Abschnitt  A  handelt  über  Stimmberechtigung. 
Stimmabgabe  durch  Stellvertretung  ist  untersagt.  Den  beim  Betrieb 
der  öffentlichen  Verkehrs-  und  Transportanstalten  Bediensteten  ist 
gestattet,  bei  allen  Wahlen  und  Abstimmungen  den  Stimmzettel  in 
verschlossenem  Kuvert  während  der  letzten  drei  Tage  vor  der 
Abstimmung  oder  am  Abstimmungstage  dem  betreffenden  Wahl- 
bureau zu  übergeben  oder  zustellen  zu  lassen. 

B.  Vorbereitungen  zu  den  Abstimmungen  und  Wahlen. 

Je  mit  Beginn  der  Amtsperiode  werden  von  den  Einwohner- 
gemeinden die  Wahlbureaus  ernannt.  Das  Wahlburean  besteht  ans 
einem  Präsidenten,  zwei  Stimmzählern  und  zwei  Sekretären. 

Die  Einberufung  der  Stimmberechtigten  zur  Vornahme  der 
eidgenössischen  und  kantonalen  Volksabstimmungen  und  Wahlen 
erfolgt  durch  den  Regierungsrat;  die  Veröffentlichung  der  Ein- 
berufenen  hat  wenigstens  14  Tage  vor  dem  Abstimmungs-  oder 
Wahltage  zu  geschehen. 

C.  Verfahren  bei  den  Abstimmungen  und  Wahlen. 
Die  Verhandlungen   beginnen   mit   der  Konstatierung  der 

Richtigkeit  der  ErÖffnungszeit  durch  den  Präsidenten. 

Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  für  die  Stimmabgabe  bei 
Gemeindewahlen  die  Verwendung  von  einheitlichen  Kuverts  vor- 
zuschreiben. 

Die  Stimmzettel  müssen  alle  von  weissem  Papier  sein. 
Dieselben  dürfen  nicht  numeriert  werden,  weder  durch  Zahlen  noch 
durch  Buchstaben,  und  auch  keine  anderen  Kontrollzeichen  tragen. 
Nach  erklärtem  Schluss  der  Abstimmung  oder  der  Wahl  dürfen 
keine  Stimmzettel  mehr  angenommen  werden,  sondern  es  soll  im 
Versammlungslokal  sofort  zur  Eröffnung  der  Urne  durch  den 
Präsidenten  und  zur  Abzahlung  und  Eröffnung  der  eingegangenen 
Stimmzettel  geschritten  werden. 

Gesetz  über  das  Hausier-  und  Marktwesen  vom  16.  Juli. 

Man  begnügt  sich,  die  Waren  aufzuzählen,  mit  denen  über- 
haupt nicht  hausiert  werden  darf,  und  für  die  andern  Waren  die 
Bedingung  anzugeben.  Jeder  Hausierer  braucht,  ein  Patent,  aus- 
geschlossen der  Hausierer  mit  Holz,  Garbenbändern,  Schreibsand, 
lebendem  Geflügel,  Wildbret,  Fischen,  Krebsen,  Froschschenkeln, 
Schnecken,  wildwachsenden  einheimischen  Früchten,  Brot,  Eiern  etc. 
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Sämtliche  Waren  des  Hausiererverkehrs  kann  das  Polizei- 
departement jederzeit  auf  ihre  Reellität  prüfen,  diejenigen  eines  Aus- 
verkaufs- oder  Wanderlagers  auf  Kosten  des  Patentbegehrenden 
durch  Sachverständige  amtlich  inventarisieren  lassen  und  über  deren 
Ursprung  einen  Ausweis  verlangen.  Das  Hansieren  in  Privat- 
häusern, zur  Nachtzeit,  sowie  an  Sonn-  und  Feiertagen  ist  untersagt. 

Weder  das  Patent,  noch  die  Bewilligung  der  Ortspolizeibehürde 
berechtigt  den  Hausierer,  gegen  den  Willen  des  Bewohners  des 
Hauses  dasselbe  zu  betreten.  Auf  geschehene  Aufforderung  hat  er 
ein  Hans  oder  abgeschlossenes  Gut  sofort  zu  verlassen. 

Gesetz,  betr.  die  Gebäude-Brandversicherung  und 
Feuerpolizei,  vom  29.  Oktober. 

1900. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  der  §§  12  und  120  der  Zivil- 
prozessordnung, vom  5.  Juli  1891. 

§  12.  Wenn  der  Kläger  nicht  in  unserm  Gebiet  wohnt  oder 
während  des  Prozesses  aus  dem  Kanton  wegzieht,  so  ist  der  Beklagte 
befugt,  Sicherheit  für  die  Prozesskosten  zu  fordern.  Gleiches  Recht 
hat  der  Beklagte  auch  gegen  jeden  fruchtlos  gepfändeten  oder  in 
Konkurs  geratenen  Kläger.  Keine  Sicherheit  kann  verlangt  werden 
von  aufrechtstehenden,  im  Kanton  wohnhaften  Schweizerbtirgern,  deren 
Heimatskantone  Gegenrecht  halten  und  von  den  Angehörigen  der- 
jenigen Staaten,  welche  sich  der  internationalen  Übereinkunft,  betr. 
Zivilprozessrecht,  vom  14.  November  1896  angeschlossen  haben. 
Wurde  die  Sicherheit  nicht  sogleich  nach  Eröffnung  der  Klage  ge- 
fordert, so  kann  es  später  nicht  mehr  geschehen.  Bis  sie  geleistet 
ist,  kann  der  Beklagte  jede  Einlassung  verweigern. 

An  die  Stelle  von  §  120  der  Zivilprozessordnung  vom  5.  Juli 
1891  tritt  folgender  §:  Die  zivilrechtlichen  Streitigkeiten  nach 
Massgabe  der  Bundesgesetze:  betreffend  Erfindungspatente  vom  29.  Juni 
1888,  betreffend  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle  vom  21.  De- 
zember 1888  und  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, der  Herkunftsbezeichnung  von  Waren  und  der  gewerblichen 
Auszeichnungen  vom  26.  September  1890  werden  vom  Obergericht, 
als  einziger  kantonaler  Instanz,  beurteilt. 

Die  Klage  ist  beim  Obergerichtspräsidenten  schriftlich  an- 
zuheben.   Dieser  oder  ein  anderes  hierfür  bezeichnetes  Mitglied  des 
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Obergericht  tiberwacht  die  Prozesseinleitung.  Für  letztere  sind  die 
die  §§  85 — 119  der  Zivilprozessordnnng  ebenfalls  massgebend. 

Diese  Vorschriften  gelten  auch  für  alle  jene  zivilrechtlichen 
Streitigkeiten,  deren  Beurteilung  in  Zukunft  infolge  der  Bundes- 
gesetzgebnng  an  eine  einzige  kantonale  Gerichtsstelle  verwiesen  wird 
und  für  welche  durch  die  kantonale  Gesetzgebung  keine  solche 
bezeichnet  ist. 

Dieses  Gesetz  tritt  nach  Annahme  durch  das  Volk  mit  der 
amtlichen  Publikation  des  Abstimmungsresultates  in  Kraft.' 

1901. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Ge- 
bäude-Brandversicherung und  die  Feuerpolizei. 


11.  Basel. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  Professor  der  Rechte,  Freiburg  i.  Ü. 

a)  Baselsiadt. 
1899. 

Gesetz,  betr.  die  Errichtung  einer  Kantonalbank, 
vom  26.  Januar. 

Dazu:  Geschäfts-Reglement  für  die  Kantonalbank  vom 
26.  Juli. 

Reglement  für  die  Sparkasse  der  Kantonalbank  vom 
23.  September. 

Es  handelt  sich  um  ein  reines  Staatsinstitut,  Als  Zwecke  der 
Errichtung  werden  genannt:  Förderung  der  Erwerbsverhältnisse  und 
Unterstützung  des  Hypothekarkredits;  namentlich  sollen  die  Bedürf- 
nisse des  Handwerker-  und  Gewerbestandes,  sowie  des  kleinern  und 
mittlem  Liegenschaftsbesitzes  berücksichtigt  werden. 

Da  das  Bankwesen  in  Basel  sehr  entwickelt  ist,  so  hat  sich 
das  Bedürfnis  zur  Errichtung  eines  Staatsinstitutes  hier  später  als 
anderswo  geltend  gemacht,  und  auch  da  ist  die  Initiative  dazu 
nicht  von  der  Regierung  ausgegangen. 

Wie  die  meisten  übrigen  kantonalen  —  reinen  oder  mit 
Staatsbeteiligung  und  meist  mit  Staatshaft  arbeitenden  —  Staats- 
banken  betreibt  die  Bank  so  ziemlish  alle  Bankgeschäfte,  aus- 
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geschlossen  sind  ausdrücklich  nur  die  Report-  und  Spekulations- 
geschäfte beim  Kauf  und  Verkauf  von  Wertpapieren.  Selbstverständlich 
gibt  sie  auch  Noten  aus. 

Der  Staat  stellt  der  Bank  ein  Grundkapital  von  fünf  Millionen 
Franken  zur  Verfügung,  das  erhöht  werden  kann  und  zum  gleichen 
Zinsfusse  verzinst  wird,  zu  dem  der  Staat  selbst  das  Geld  bekommen  hat. 

An  der  Spitze  der  Verwaltung  steht  ein  Bankrat,  an  dessen 
Sitzungen  das  Finanzdeparteraent  mit  beratender  Stimme  mitwirken 
kann.  Durch  dasselbe  Departement  führt  die  Regierung  die  Ober- 
aufsicht. Dem  Grossen  Rat  sind  Jahresbericht  und  Jahresrechnung 
zur  Genehmigung  zu  unterbreiten. 

Stempelgesetz  vom  8.  Juni. 

Im  Jahre  1883  war  die  Stempelsteuer  allgemein  erhöht  worden 
damit  sie  dem  Staat  eine  grössere  Einnahme  gewähre.  Der  Zweck 
scheint  nicht  erreicht  worden  zu  sein,  und  namentlich  suchte  der 
Wechsel  andere,  weniger  von  der  Steuer  bedachte  Plätze  auf.  Das 
gegenwärtige  Gesetz  verfolgt  die  umgekehrte  Tendenz.  Der  Wechsel- 
Stempel  ist  ganz  weggefallen.  Es  bleibt  der  Stempel  für  Schuld- 
verschreibungen (etwa  60  Cts.  per  1000  Frs.),  Aktien-  und  Anteil- 
scheine (etwa  1  Frs.  per  1000  Frs.)  und  für  den  Verkauf  von  Wert- 
papieren (etwa  50  Cts.  per  10000  Frs.  beim  Kontantgeschäft,  1  Frs. 
beim  Termin-  und  Prämiengeschäft).  Für  alle  notarialischen  Akten 
oder  bloss  von  einer  Amtsstelle  beglaubigten  Schriftstücke,  sowie  für 
Versicherungspolicen  ist  wenigstens  ein  Formatstempel  zu  entrichten 
(20  Cts.  per  Folioseite)  und  für  jeden  Frachtbrief  10  Cts.  Für 
Schuldverschreibungen  bis  zu  50  Frs.  ist  keine  Stempelsteuer  zu 
bezahlen,  ausser  gegebenen falles  dem  Formatstempel. 

Die  Umgehung  der  Stempelpflicht  hat  zivilrechtlich  keine 
Folgen,  sondern  wird  nur  strafrechtlich  geahndet. 

Gesetz,  betr.  die  Banknotensteuer,  vom  15.  Mai. 

Dieselbe  wird  auf  ö0/^  der  Emission  fortgesetzt.  (Ausser  der 
Kantonalbank  gibt  Noten  aus  die  Bank  in  Basel.) 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Strafgesetzes,  vom 
6.  Juli. 

Die  Strafminima  für  Urkundenfälschung,  Unterdrückung  und 
Veränderung  des  Zivilstandes  und  schwerer  Diebstahl  betrugen  nach 
bisherigem  Recht  3  Monate.  Sie  schienen  in  einzelnen  Fällen  dem 
Gericht  selbst  zu  hart,  weshalb  es  die  Verurteilten  zur  Begnadigung 
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empfalil.  Diesem  i'belstand  ward  abgeholfen  durch  die  Bestimmung, 
dass  in  leichtern  Fällen  das  Gericht  unter  das  Minimum  herunter- 
gehen darf. 

1900. 

Gesetz,  betreffend  den  unlautern  Wettbewerb,  vom 
11.  Oktober. 

Das  Gesetz  ward,  wie  das  gleichen  Inhalts  von  Freiburg 
(s.  S.  1512),  veranlasst  durch  die  Unterdrückung  kleinerer  Geschäfte 
seitens  der  grossen  Warenhäuser  (Bazars).  Es  handelt  sich  um 
strafrechtliche  Bestimmungen,  zivilrechtlich  genügen  die  Art.  50  ff. 
des  schweizerischen  Obligationen  rechts  (entsprechend  ungefähr 
Art.  1382  ff.  des  französischen  code  civil). 
Danach  werden  mit  Strafe  bedroht: 

Wissentlich  unrichtige  Angaben  tatsächlicher  Art  über 
geschäftliche  Verhältnisse  (z.  B.  über  Beschaffenheit  oder  Preis 
der  Waren,  Grösse  des  Vorrats,  Bezugsquellen,  Art  des  Bezuges) 
in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  Mitteilungen,  welche  für 
einen  grössern  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind  und  den 
Anschein  eines  aussergewöhnlich  günstigen  Angebots  erwecken; 
sog.  denigrement  von  Konkurrenten; 

Mitteilung  von  Geschäftsgeheimnissen  durch  Angestellte 
während  des  Dienstverhältnisses,  Verleitung  Angestellter  zu 
solcher  Mitteilung,  Verwertung  oder  Weiterverbrjeitung  derselben; 

Angabe  des  Preises  im  Detailverkehr  in  anderer  als  der 
Landeswährung  oder  für  nicht  volles  gesetzliches  Mafs  und 
Gewicht; 

Veranstaltung  von  Ausverkäufen  ohne  gesetzliche  Bewilligung 
(Bewilligung  wird  nur  erteilt  an  Geschäftsleute,  die  zwei  Jahre 
das  Geschäft  in  Basel  betrieben  haben;  während  desselben  darf 
das  Lager  nicht  ergänzt  werden;  der  Ausverkauf  darf  in  der 
Regel  ein  Jahr  nicht  überdauern;  Teilausverkäufe  dürfen  am 
Ende  einer  Saison  unter  besondern  Einschränkungen  stattfinden). 

1901. 

Gesetz,  betr.  Versorgung  in  Z  wangsarbeits-  und 
Besserungsanstalten,  vom  21.  Februar. 

Schon  das  Gesetz  vom  7.  Februar  1854  hatte  die  Versorgung 
arbeitsscheuer  Bürger  vorgeschrieben.    Sie  wird  nun  ausgedehnt 
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auf  alle  Einwohner,  falls  sie  auf  Antrag  der  hiesigen  Regierung 
nicht  durch  die  Heimatsbehörde  erfolgt  und  zugleich  der  Entzug  der 
Niederlassung  nicht  zulässig  ist.  Die  Versorgung  erfolgt  in  Arbeits- 
und Besserungsanstalten  und  betrifft  Personen,  welche 

a)  durch  Müssiggang  und  Arbeitsscheu  ihren  Familien  oder  der 
öffentlichen  Wohltätigkeit  zur  Last  fallen,  oder 

b)  die  private  Wohltätigkeit  auf  ungebührliche  Art  in  Anspruch 
nehmen,  oder 

c)  sich  der  ihnen  obliegenden  Pflicht  für  den  Unterhalt  ihrer 
Familie  entziehen,  oder 

d)  durch  Liederlichkeit,  schlechte  Aufführung,  unsittliches  Betragen 
oder  Trunksucht  öffentliches  Ärgernis  erregen,  oder  die  öffentliche 
Sicherheit  gefährden. 

Die  Versorgung  erfolgt  durch  Beschluss  des  Regierungsrates 
auf  Antrag  des  Polizeidepartements,  auf  Veranlassung  der  Angehörigen 
oder  aus  eigener  Initiative  zunächst  auf  ein  halbes  Jahr,  dann,  wenn 
nötig,  auf  ein  weiteres  Halbjahr.  Im  Rückfall  kann  von  Anfang  an 
die  Versorgung  auf  ein  Jahr  und  die  Verlängerung  bis  auf  drei 
Jahre  ausgesprochen  werden.  Bezüglich  der  Kosten  halt  sich  der 
Staat  an  die  Bttrgergemeinde,  die  ihrerseits  den  Regress  auf  den 
Versorgten  und  dessen  unterstützungspflichtige  Angehörige  hat.  Kommt 
eine  ausserkantonale  Bürgergemeinde  für  die  Versorgung  nicht  auf, 
so  tritt  für  sie  der  Staat  ein  mit  deren  Regressrechten. 

Gesetz,  betr.  die  Versorgung  von  Gewohnheits- 
trinkern, von  demselben  Datum. 

Es  dehnt  die  Zwangsversorgnng  (in  einer  Trinkerheilanstalt) 
ans  auf  Kantonsbürger  und  Niedergelassene,  welche  infolge  von 
Trunksucht 

a)  ihre  Angelegenheiten  nicht  zu  besorgen  vermögen,  oder 

b)  sich  oder  ihre  Familie  der  Gefahr  des  Notstandes  aussetzen,  oder 

c)  die  Sicherheit  anderer  gefährden,  oder 

d)  öffentliches  Ärgernis  erregen. 

Die  Versorgung  erfolgt  regelmässig  auf  ein  Jahr  und  kann 
auf  zwei  Jahre  ausgedehnt  werden,  im  Rückfalle  auf  drei  Jahre. 
An  die  Kosten  leistet  im  Bedürfnisfalle  der  Staat  einen  Beitrag  aus 
dem  Alkoholzehntel,  d.  h.  aus  den  gesetzlich  zum  Kampf  gegen  den 
Alkoholismus  bestimmten  10  °/0  des  den  Kanton  betreffenden  Ertrages 
aus  dem  eidgenössischem  Alkoholmonopol. 
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b)  Baselland. 
1899. 

1.  Gesetz,  betr.  Errichtung  einer  zweiten  Bezirks- 
schreiberei im  Bezirk  Arlesheim,  vom  3.  Juli. 

Teilt  den  Bezirk  ittr  die  dem  Bezirksschreiber  zugewiesenen 
Geschäfte  (die  inhaltlich  im  wesentlichen  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit, sowie  das  Betreibnngs-  und  Konkurswesen  betreffen)  in  zwei 
Kreise,  da  der  zunehmende  Verkehr  die  Bewältigung  der  Arbeiten 
erschwert  hatte. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Besoldung  von  Staatsbeamten, 
von  demselben  Datum. 

Erhöht  die  bisherigen  Besoldungen  in  bescheidenem  Mafse. 

1900. 

Keine  Gesetze. 

1901. 

Gesetz,  betr.  die  Steuerpflicht  der  Korporationen, 
Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  und  ähnlicher 
Verbände,  vom  1.  August. 

Ein  allgemeines  Steuergesetz  ist  1898  vom  Volke  verworfen 
worden,  es  gelten  zur  Zeit  für  die  Besteuerung  die  wenigen  in  der 
Verfassung  von  1891  niedergelegten  Grundsätze.  Da  nur  die  Ab- 
neigung gegen  die  Steuer  als  solche  die  Verwerfung  verursacht  hatte, 
wird  durch  dieses  Gesetz  dem  Staate  und  den  Gemeinden  eine  Ein- 
nahme verschafft,  an  die  die  Mehrheit  der  abstimmenden  Bürger 
nichts  beizutragen  hat.  Dadurch,  sowie  auch  nicht  am  wenigsten 
durch  die  in  weiten  Kreisen  herrschende  wenig  freundliche  Gesinnung 
gegenüber  den  Aktiengesellschaften  und  namentlich  gegenüber  den 
Konsumgenossenschaften  ward  die  Annahme  dieses  Ausnahmegesetzes 
gesichert,  während  die  der  Volksabstimmung  gleichzeitig  unter- 
breiteten Gesetze  betreffend  die  obligatorische  Rindvieh  - 
versicherung  und  betreffend  das  Bauwesen  verworfen  wurden. 

Zu  versteuern  haben  die  genannten  Verbände  gegenüber  dem 
Staat  und  gegenüber  der  Gemeinde  das  Vermögen  (Grundeigentum, 
Fahrhabe,  Kapitalien  und  Guthaben,  abzüglich  Schulden,  wobei 
aber  die  Hypothekarschnlden  bei  Berechnung  der  Gemeindesteuer 
nur  abgerechnet  werden,  wenn  das  Steuerreglement  der  Gemeinde 
es  gestattet)  und  das  Einkommen  abzüglich  Geschäftsunkosten.  Das 
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Aktien-  bezw.  Genossenschaftskapital  wird,  obwohl  vom  Aktionär, 
Genossen  etc.  als  Aktie,  Anteil  etc.  versteuert,  vom  Vermögen  nicht 
abgezogen,  aber  auch  nicht  zum  Vermögen  hinznaddiert,  was  das 
Gesetz  in  §  2  ausdrücklich  hervorzuheben  für  nötig  findet.  Gewinn, 
der  als  Dividende,  Tantieme,  Gratifikation  etc.  ausbezahlt  wird,  ist 
ebenfalls  sowohl  vom  Verband  wie  vom  Empfänger  als  Einkommen 
zu  versteuern.  Zum  Steuerbezug  berechtigt  ist  der  Ort  der  Nieder- 
lassung; sind  mehrere  Geschäftsniederlassungen  da,  so  teilt  sich  das 
Steuerbezugsrecht  nach  dem  Geschäftsumfang  von  Haupt-  und  Zweig- 
niederlassungen. 

12.  Sehaffhausen. 

Referent:  Lic.  Karl  t.  Weber,  Amtsschreiber,  Gossau. 

1899. 

Gesetz,  betr.  das  Markt-  und  Hausierwesen,  an- 
genommen vom  Grossen  Rate  den  11.  Oktober  1898  und  vom 
Volke  in  der  Abstimmung  vom  25.  Juni  1899,  in  Kraft  getreten 
den  1.  Juli  1899. 

Gesetz,  betr.  Massnahmen  gegen  die  Reblaus,  erlassen 
vom  Grossen  Rate  am  11.  Oktober  1898,  angenommen  in  der  Volks- 
abstimmung vom  25.  Juni  1899  und  in  Kraft  erwachsen  den 
1.  Juli  1899. 

Es  hat  die  unter  der  Landwirtschaftsdirektion  stehende  Land- 
wirtschaftskommission und  die  in  jeder  weinbautreibenden  Gemeinde 
vom  Gemeinderate  bestellte  lokale  Rebkommission  die  Massnahmen 
zum  Schutze  der  Rebenpflanzungen  gegen  die  Reblansgefahr  an- 
zuordnen und  zu  überwachen.  Wer  Krankheitserscheinungen  an 
Reben  wahrnimmt,  ans  welchen  auf  das  Vorhandensein  der  Reblaus 
oder  anderer  Schädlinge  geschlossen  werden  kann,  ist  verpflichtet, 
hiervon  der  lokalen  Rebkommission  Anzeige  zu  machen.  Ist  das 
Vorhandensein  der  Reblaus  au  irgend  einem  Orte  konstatiert,  so  über- 
nimmt die  Lokalkommission  die  Verfügung  über  das  betreffende 
Grundstück,  sowie  die  Ausführung  der  angeordneten  Arbeiten.  Die 
Bestreitung  der  daherigen  Auslagen  trägt  der  kantonale  Rebfonds, 
in  welchen  die  Rebenbesitzer  1  Frs.  von  jedem  Tausend  der  Kataster- 
schatzung  ihrer  Reben  bezahlen,  während  der  Kanton  einen  gleich 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  96 
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hohen  Betrag  wie  die  sämtlichen  Rebenbesitzer  leistet;  hinzu  kommt 
noch  der  Bundesbeitrag.  Wenn  der  Rebfonds  nicht  ausreicht,  so 
können  Nachschüsse  bis  zur  Hübe  der  ordentlichen  Beitrage  erhoben 
werden.  Die  Entschädigungen  für  zerstörte  Reben  und  für  den 
Entzug  der  freien  Benutzung  der  Grundstücke  betragen  für  die  Zeit 
bis  nach  Ablauf  von  4  Jahren  nach  erteilter  Bewilligung  zur  Wieder- 
anpflanzung  den  Ersatz  der  in  Aussicht  gestandenen  Ernte,  abzüglich 
der  durch  die  ausgefallene  Bearbeitung  der  Reben  ersparten  Un- 
kosten; ferner  den  Ersatz  sämtlicher  einmaliger  Kosten  fiir  die 
Wiederanpflanzung  mit  Reben ;  bei  vorübergehender  Beeinträchtigung 
des  Ertrages  wird  ein  dem  Schaden  entsprechender  Ersatz  geleistet. 
Die  Entschädigung  wird  festgestellt  durch  eine  Schätzungskommission 
von  3  Mitgliedern,  von  denen  je  eines  vom  Obergerichte,  vom 
Regierungsrate  und  von  den  Rebenbesitzern  der  betreffenden  Ge- 
meinde gewählt  wird.  Diese  Kommission  entscheidet  endgültig, 
ausser,  wenn  der  Geschädigte  absichtlich  die  Anzeige  von  reblaus- 
verdächtigen Erscheinungen  unterliess.  In  diesem  Falle  kann  der- 
selbe vom  Regierungsrate  auf  gutachtlichen  Bericht  der  Kommission 
hin  von  einer  Entschädigung  ganz  oder  teilweise  ausgeschlossen 
werden.  Gegen  diesen  Entscheid  des  Regierungsrates  ist  innerhalb 
10  Tagen  der  Rekurs  an  das  zuständige  Gericht  möglich.  Auf  die 
Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Anzeige  ist  eine  Polizeibusse  bis 
zu  500  Frs.  gesetzt.  Gegen  säumige  und  nachlässige  Lokal- 
kommissionen ist  auf  dem  Disziplinarwege  einzuschreiten. 

In  den  Jahren  1900  und  1901  sind  keine  Gesetze  erlassen 
worden. 


13.  Appenzell 

Referent:  cand.  iur.  Alb.  Rechst  einer,  Appenzell. 

a)  Ausser-Rhoden. 

1.  Vollzugsverordnung  zum  allgemeinen  Steuergesetz. 
Vom  Kantonsrat  erlassen  und  in  Kraft  gesetzt  am  20.  März  1899. 

Die  Höhe  der  Landessteuer  wird  alljährlich  in  der  ordentlichen 
Märzsitzung  des  Kantonsrates  festgesetzt.  Vermögen  unter  800  Frs., 
sowie  die  Erneuerungsfonds  der  Bahn  Verwaltungen  sind  steuerfrei. 
Der  Reservefonds  der  Sparkassen,  welcher  im  Falle  der  Liquidation 
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ausdrücklich  durch  die  Statuten  gemeinnützigen  Zwecken  zugewendet 
werden  muss,  ist  ebenfalls  steuerfrei.  Ebenso  das  Kirchengut.  Als 
solches  wird  betrachtet  das  Vermögen  der  evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinden  des  Kantons,  sowie  das  Vermögen  derjenigen 
Religionsgenossenschaften,  welche  dem  Regierungsrate  den  Nachweis 
leisten,  dass  sie  wirklich  als  Genossenschaften  sich  konstituiert  und 
im  Kanton  Rechtsdomizil  erworben  haben.  Vermögen  und  Einkommen 
von  Genossenschaften  im  Sinne  von  Titel  XXVH  des  schweizerischen 
Obligationenrechts  (Konsumvereine,  Produktivgenossenschaften  etc.) 
werden  an  ihrem  Rechtadomizil  als  Ganzes  besteuert.  Wenn  sie 
ausserhalb  ihres  Rechtsdomizils  in  andern  Gemeinden  des  Kantons 
Filialen  haben,  werden  Einkommens-  und  Vermögenssteuer  unter 
sämtliche  beteiligte  Gemeinden  nach  Massgabe  des  Verkehrs  und 
ihres  Anteils  am  Vermögen  repartiert.  Kollektivgesellschaften  (offene 
Handelsgesellschaften  im  Sinne  von  Titel  XXIV  des  schwei- 
zerischen Obligationenrechts)  werden  besteuert  wie  folgt:  1.  Wohnen 
■die  Gesellschafter  am  Rechtsdomizil  selbst,  so  haben  sie  ihre  Ver- 
mögens- und  Einkommensanteile  in  Vereinigung  mit  dem  Übrigen 
Vermögen  und  Einkommen  daselbst  zu  versteuern.  2.  Wohnen  die 
Gesellschafter  in  verschiedenen  Gemeinden  des  Kantons,  so  sind  ihre 
Vermögens-  und  Einkommensanteile  am  Geschäfte  am  Rechtsdomizil 
zu  besteuern;  in  diesem  Falle  kommt  jedoch  für  die  Berechnung  der 
Steuer  an  jedem  Orte  diejenige  Progression  in  Anwendung,  welche 
dem  Gesamtvermögen  und  Einkommen  entspricht.  Im  Kanton 
domizilierte  Aktiengesellschaften  sollen  den  Reservefonds  an  ihrem 
Rechtsdomizil  und  den  Grundbesitz  da  versteuern,  wo  er  liegt.  Die 
Anteilscheine  solcher  Gesellschaften  sind  nicht  am  Wohnorte  des 
Eigentümers  nochmals  zu  versteuern.  Vermächtnisse  und  Geschenke 
an  Ehegatten  sind  frei  von  Erbschaftssteuer;  dagegen  wird  für  Zu- 
wendungen an  nicht  Verwandte,  sowie  an  Verwandte  der  urgross- 
elterlichen  Parentel  10°/o  Steuer  erhoben. 

2.  Landesgemeindebeschluss  vom  30.  April  1899,  be- 
treffend weitergehende  Unterstützung  der  Versorgung 
armer  Geisteskranker. 

3.  Zusatz  zum  Gesetz,  betr.  die  Zivilprozessordnung, 
vom  25.  April  1880,  erlassen  am  29.  April  1900. 

„Zur  Aburteilung  der  zivilrechtlichen  Streitigkeiten  aus  den 
Bundesgesetzen,'  betreffend  die  Erfindungspatente  (29.  Juni  1888), 


Digitized  by  Google 


1524 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


die  gewerblichen  Muster  und  Modelle  (21.  Dezember  1888)  den 
Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  der  Herkunftsbezeichnung 
von  Waren  und  der  gewerblichen  Auszeichnungen  (26.  Sep- 
tember 1890)  ist  das  Obergericht  als  diejenige  Gerichtsstelle  be- 
zeichnet, welche  im  Prozess  als  einzige  kantonale  Gerichtsstelle 
entscheidet." 

4.  Gesetz,  betr.  den  Eidschwur,  vom  29.  April  1900. 
Das  Gesetz  bringt  eine  zeitgemässe  Abänderung  des  teilweise 

ins  Mittelalter  zurückreichenden  Landesgemeindeeides.  Das  Appen- 
zeller Volk  schwört  nämlich  noch  heute,  wie  vor  Jahrhunderten  bei 
seiner  Landesgemeinde  mit  den  Waffen  in  den  Händen,  des  Vater- 
landes Nutzen  und  Ehre  zu  fördern  usw.  Die  eigentliche  Eides- 
formel bleibt;  dagegen  werden  die  Deutung  der  Schwurfinger  und 
die  alten  Sätze  der  Selbstverdamraung  bei  der  Eidesverwarnnng 
weggelassen. 

5.  Beschlus8  der  Landesgemeinde  vom  28.  April  1901, 
betr.  Revision  von  Art.  32  und  33  des  Kantonalbankgesetzes 
vom  24.  April  1887. 

6.  Gesetz,  betr.  das  Hausier-  und  Marktwesen,  vom 
28.  April  1901. 

b)  Inner-Rhoden. 

1.  Verordnung,  betr.  Markt-  und  Hausierwesen,  vom 
7.  Februar  1899. 

2.  Gesetz,  betr.  Gründung  und  Betrieb  einer  Kantonal- 
bank, vom  30.  April  1899. 

3.  Strafgesetz  vom  30.  April  1899. 

Durch  dieses  Gesetz  werden  die  Art.  39  ff.  der  Vollziehungs- 
verordnung  zum  Bundesgesetz  über  Schuldbeitreibung  und  Konkurs 
vom  12.  Juni  1891  ausser  Kraft  gesetzt.  Im  übrigen  tritt  das  Gesetz 
an  Stelle  von  altem,  zum  kleinem  Teile  aufgezeichneten  Gewohnheits- 
recht. Aus  diesen  Gewohnheiten  heraus  ist  das  Gesetz  auch  ge- 
wachsen und  spiegelt  den  gleichen  Volksgeist  wieder,  der  sich  in 
jenen  offenbarte,  was  wohl  am  besten  die  Tatsache  beweist,  dass  es 
vom  Volke  ohne  jede  Opposition  angenommen  wurde.  Als  durch 
Volksabstimmung  vom  18.  Mai  1879  Art.  65  der  Bundesverfassung 
abgeändert  und  dadurch  das  Verbot  der  Todesstrafe  aufgehoben 
wurde,  führte  Appenzell  I.  R.  schon  im  April  des  folgenden  Jahres 
als  der  erste  Kanton  die  Todesstrafe  wieder  ein.    Auch  in  diesem 
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Gesetz  stellt  auf  Mord  die  Todesstrafe,  ebenso  auf  Brandstiftung, 
wenn  dabei  ein  Menschenleben  zugrunde  geht  und  der  Täter  dies 
mit  Sicherheit  voraussehen  musste.  Im  übrigen  ist  das  Gesetz  fast 
durchweg  etwas  milder,  als  z.  B.  das  deutsche  Strafgesetzbuch.  Unter 
den  Strafarten  wird  auch  das  Wirtshaus  verbot  angeführt,  das  als  selb- 
ständige oder  Zusatzstrafe  bis  auf  die  Dauer  von  3  Jahren  auferlegt 
werden  kann  und  heute  bereits  eine  reiche  Praxis  hinter  sich  hat 

14.  St.  Gallen. 

Eeferent:  Dr.  J.  Engeler,  Kantonsrichter,  St.  Gallen. 

A.  Gesetzgebung. 

1.  Regulativ,  betr.  die  Erteilung  von  Stipendien  für 
das  Studium  an  Hochschulen,  vom  10./12.  Mai  1899. 

2.  Beschluss,  betreffend  Anerkennung  der  christ- 
katholischen Genossenschaft  in  (Stadt)  St.  Gallen  als 
öffentlich-rechtliche  kirchliche  Korporation,  v.  17.  Mai  1899. 

3.  Gesetz,  betr.  Amtskautionen,  vom  16.  Mai  1899. 
(Kautionsleistnngspflicht  für  Beamte  und  Öffentlich  Angestellte,  welche 
Geld  oder  Geldeswert  zu  verwahren  und  zu  verwalten  haben.) 

4.  Gesetz,  betr.  das  Fachgericht  für  die  Stickerei- 
industrie, vom  16.  Mai  1899.  Das  Gericht,  bestehend  aus  dem  an 
der  Stickereiindustrie  unbeteiligten  Präsidenten  (Juristen)  und  fünf- 
zehn Fachrichtern  (je  drei  aus  der  Berufsgattung  der  Kaufleute, 
Fabrikanten,  Fergger,  Fabriksticker,  Einzelsticker),  vom  Kantons- 
gerichte, auf  unverbindlichen  Vorschlag  aus  Fachkreisen  und  Ver- 
bänden, gewählt»  fungiert  je  mit  dem  Präsidenten  und  2  Richtern 
und  hat  Zivilstreitigkeiten  zu  schlichten  und  zu  beurteilen,  welche  die 
Erzeugung  von  Stichwaren  (Abzüge,  Bemängelungen,  Reklamationen) 
betreffen,  vorausgesetzt,  dass  dieselben  sich  ans  dem  Werk-  oder  Dienst- 
vertrage ergeben  und  den  Streitwert  von  500  Frs.  nicht  übersteigen. 
Im  Einverständnisse  der  Parteien  kann  das  Gericht  auch  (als  Schieds- 
gericht) fungieren  beim  Vorliegen  anderer  Verhältnisse  oder  Zweige 
der  Stickereiindustrie,  bei  höheren  Streitbeträgen  oder  wenn  sonst  der 
St.  Gallische  Gerichtsstand  nicht  begründet  wäre. 

Rasche,  fachgemässe  und  möglichst  billige  Erledigung  der  im 
freien   Beweiswttrdigungsverfahren  abzuurteilenden  Streitsache  ist 
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Hauptziel  der  Institution.  Bei  Gesetzesverletzungen  besteht  Rekurs- 
recht an  die  dreigliedrige  Rekurskommission  des  Kantongerichtes. 

Die  aus  dem  Bedürfnis  herausgewachsenen  Bestrebungen,  dieses 
Gericht  in  den  industrieverwandten  Kantonen  Appenzell,  Thurgau 
und  Zürich  zu  einer  interkantonalen  Gerichteinstanz  auszubilden, 
scheiterte  vorwiegend  an  bundesverfassungsniässigen  Bedenken  (Art. 
58,  59);  bei  dieser  Sachlage  wurde  nun  der  Vorschlag  gemacht, 
das  erwähnte  Ziel  auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit  zu  erreichen, 
und  zwar  durch  Unterzeichnung  einer  auf  das  St.  Gallische  Fach- 
gericht lautenden  Gerichtsstandserklärung  der  beteiligten  Interessenten 
anderer  Kantone;  bis  jetzt  haben  gegen  4000  Stickereiinteressenten 
der  beteiligten  Kantone  die  Erklärung  unterzeichnet  und  damit  im 
Rahmen  des  St.  Gallischen  Fachgerichtsgesetzes  das  St.  Gallische 
Fachgericht  als  einzig  zuständige  Instanz  im  Streitfalle  bezeichnet. 

5.  Gesetz,  betr.  Fremdenpolizei  und  Niederlassung, 
vom  17.  Mai  1899. 

6.  Schifffahrts-  uud  Hafenverordnung  für  den  Boden- 
see (Revision)  vom  8.  April  1899. 

7.  Gesetz,  betr.  den  Zinsfuss  für  Hypothekarschulden 
(Maximum:  4l/2°/0),  vom  17.  Mai  1899. 

8.  Verordnung  über  Gehälter  der  Lehrer  und  Beamten 
an  der  St.  Gallischen  Kantonschule  und  am  Lehrerseminar 
vom  20.  Februar  1900  (Hauptlehrer:  Gehaltminimum  3500  Frs., 
Maximum  5500  Frs.;  Hülfslehrer:  Gehaltminimnm  3500  Frs., 
Maximum  4500  Frs.;  Nebenstunden  150  Frs.  pro  Jahresstunde). 

9.  Verordnung    über   die  Ausstellung  von  Heimat 
scheinen,  Reisepässen  und  Wanderbüchern  vom  2.  Juli  1900. 

10.  Gesetz,  betr.  die  Zivilrechtspflege  für  den  Kanton 
St.  Gallen,  vom  31.  Mai  1900,  in  Anwendung  seit  1.  Januar  1902. 
Das  Gesetz  enthält  neue  organisatorische  Bestimmungen,  teilweise 
neu  geregelten  Instanzenzug,  Unterstellung  der  unteren  Gerichts- 
instanzen unter  die  Aufsicht  des  Kantongerichtes  (statt  wie  bis- 
her unter  das  Justizdepartement  bezw.  den  Regierungsrat);  erkennt 
in  allen  Fällen  die  freie  Beweiswürdignng,  Zulassung  des  Gegen- 
beweises; schriftliches  Vorverfahren  mit  gedrängter  Darstellung 
des  Tatbestandes;  weitgehende  Gewährung  unentgeltlichen  Rechts- 
beistandes. 
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11.  Das  Reglement  für  die  Anwälte  nnd  Rechts- 
agenten vom  14.  März/2.  Mai  1901.  Dazu  seither:  Prüfungs- 
bestimmungen für  die  Anwälte  und  Rechtsagenten  vom 
10.  Juni  1902. 

12.  Gerichtsregulativ  vom  26.  November  1901. 

13.  Verordnung  über  das  Justizrechnungswesen,  sowie 
über  die  Anordnung  und  die  Kontrollierung  des  Straf- 
vollzugs vom  29.  März  1902. 

14.  Gesetz  über  den  Beitritt  zu  einem  Konkordate, 
betr.  die  Gewährleistung  beim  Viehhandel,  vom  20.  November 
1900,  welch  letzteres  die  Kantone  Zürich,  Schaffhausen,  Thurgan 
und  Appenzell  (Innerrhoden)  abzuschliessen  bestrebt  sind. 

15.  Be8chiuss,  betr.  Vermittlungsverfahren  bei  Ar- 
beitseinstellungen, vom  25.  Februar  1902. 

Der  Regierungsrat  setzt  auf  Verlangen  eines  beim  Streik 
Beteiligten  eine  Vermittlungskonimission  unter  dem  Vorsitze  eines 
seiner  Mitglieder  oder  eines  unbeteiligten  Dritten  ein,  die  aus 
gleicher  Zahl  (meist  2)  Arbeiter  und  Arbeitgeber  des  betreffenden 
Berufes  oder  sonstiger  Fachleute  bestehen  soll;  event.  kann  aucli 
nur  eine  Person  mit  dem  Vermittlungsversuch  beauftragt  werden. 
Snbstanzierte  Publikation  im  Amtsblatt  erfolgt,  wenn  eine  Partei 
das  Vermittlungs verfahren  oder  den  Vergleichsvorschlag  abgelehnt 
hat  oder  wenn  ein  Vergleich  zustande  kommt. 

Dieser  Beschluss  ist  zum  ersten  Male  praktisch  geworden  und 
von  Erfolg  (Verständigung!)  begleitet  gewesen  in  dem  im  August  1902 
zwischen  den  Arbeitgebern  und  Arbeitern  des  Schmiede-  und  Wagner- 
berufes in  St.  Gallen  und  Umgebung  (wegen  der  Voraussetzungen 
der  Anstellang  zugereister  Gesellen,  Probezeit,  Kündigung,  Zahltag, 
täglicher  Arbeitszeit,  Vergütung  von  Überarbeitsstunden,  Unfall- 
versicherung, Prämienbeitrag  und  dergl.)  ausgebrochenen  Streike. 

B.  Literatur. 

1.  Nachweiser  zu  den  im  Amtsblatt  des  Kantons 
St,  Gallen  1861—1894  enthaltenen  Botschaften,  Berichten  und 
Gesetzes  Vorschlägen  und  Zusammenstellung  der  Ergebnisse  der  Volks- 
abstimmungen im  Kanton  St.  Gallen  von  1831—1894.  (Verfasser: 
Staatsschreiber  Othmar  Müller.)    Staatskanzlei  St.  Gallen. 

2.  Gesetze,  betr.  die  Organisation  der  Verwaltungsbehörden 
der  Gemeinden  und  Bezirke  von  1867,  und  betr.  die  Volkswahlen 
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und  Volksabstimmungen  von  1893.  Bereinigte  Ausgabe  mit  einem 
Anhange.    Staatskanzlei  St.  Gallen. 

3.  Othmar  Müller:  Die  St.  Gallische  Gesetzgebung  im  ersten 
Dezennium  der  Herrschaft  der  Kantonsverfassung  vom  16.  November 
1890.    Art-Institut  Orell-Füssli,  Zürich. 

4.  Derselbe,  St, Gallische  Verwaltungsgesetzgebung.  Sammlung 
der  auf  dem  Gebiete  des  kantonalen  Staats-  und  Verwaltungsrechtes 
gültigen  Erlasse.    St.  Gallen  1903. 

5.  Scherrer-FCllemann,  Kommentar  zum  (neuen)  Gesetz,  betr. 
die  Zivilrechtspflege  für  den  Kanton  St.  Gallen  mit  ausführlichem  syste- 
matischen Sachregister.    St.  Gallen,  Zollikofers  Buchdruckerei,  1902. 

6.  Dr.  Ulrich  Lutz,  Die  Fertigung  in  Stift,  Stadt  und  Kanton 
St.  Gallen,  1897. 

7.  Dr.  Carl  Moser,  Das  St.  Gallische  Nachbarrecht,  1898. 

8.  Dr.  Hans  Feiir,  Staat  und  Kirche  im  Kanton  St.  Gallen,  1899. 

9.  Dr.  Rt  j).  Keel,  Das  Hypothekarrecht  im  Gebiete  des  heutigen 
Kantons  St.  Gallen,  in  historisch-dogmatischer  Darstellung,  1901. 

15.  Aargau. 

Referent:  F.  H.  Eggsptthler,  Gerichtspräsident  und  Nationalrat. 

1899. 

1.  Gesetz,  betr.  Erhöhung  der  Lehrerbesoldungen, 
vom  23.  November  1898.  Die  bisherigen  Besoldungssfitze  der 
Lehrer  stammten  aus  den  Jahren  1865  und  1885.  Seither  haben 
sich  die  Lebensbedürfnisse  bedeutend  verteuert  und  ebenso  haben  sich 
die  Anforderungen  an  die  Lehrer  wesentlich  gesteigert.  Diesen 
beiden  Faktoren  musste  durch  eine  angemessene  Besoldnngserhühung 
Rechnung  getragen  werden,  da  sonst  die  Folgen  für  unser  Schul- 
wesen in  verschiedener  Beziehung  sehr  schädlich  geworden  wären. 
Das  neue  Gesetz  setzt  die  Besoldungen  folgende rmassen  fest: 

Für  eine  Primarlehrstelle  Mindestbesoldung   1400  Frs. 

Für  eine  Fortbildungslehrstelle  Mindestbesoldung  .    .    .    1700  .. 

bei  zwei  Klassen  und  bei  drei  Klassen   2000  > 

Für  eine  Bezirkslehrerstelle,  und  zwar: 

Hauptlehrer  an  Bezirksschulen  Mindestbesoldung    .    2500  „ 
Hauptlehrerin  an   Mädchenbezirksschulen  Mindest- 
besoldung   2200  „ 


Digitized  by  Google 


F.  H.  Eqgspühler:  Schweiz. 


1529 


Die  definitiv  angestellten  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  Ge- 
meinde- und  Fortbildungsschulen,  sowie  die  definitiv  angestellten 
Hauptlehrer  und  Hauptlehrerinnen  an  den  Bezirksschulen,  welche 
durch  Leistungen  und  Betragen  allseitig  befriedigen,  erhalten  jährliche 
Alterszulagen  wie  folgt: 

a)  nach  fünfjährigem  Schuldienst  im  Kanton  eine  Zulage  von  100  Frs. ; 

b)  nach  zehnjährigem  Schuldienst  im  Kanton  eine  weitere  Zulage 
von  100  Frs.; 

c)  nach  fünfzehnjährigem  Schuldienst  im  Kanton  eine  weitere  Zu- 
lage von  100  Frs. 

Diese  Zulagen  werden  vom  Staate  bezahlt. 

An  die  Besoldungen  der  Primarlehrer  bis  auf  1500  Frs.  leistet 
der  Staat,  je  nach  den  Steuer-  und  Verinögensverhältnissen  der  Ge- 
meinden, Beiträge  von  20— 50°/0.  Der  jährliche  Staatsbeitrag  an 
2  klassige  Fortbildungsschulen  beträgt  900  Frs.  und  bei  Fortbildungs- 
schulen mit  drei  Klassen  1200  Frs.  und  an  Bezirksschulen  3500  bis 
5000  Frs. 

Dieses  Gesetz  wurde  von  den  Stimmberechtigten  mit  18  744  Ja 
gegen  14292  Nein  angenommen. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Beteiligung  des  Staates  beim 
Bau  von  Nebenbahnen  auf  aargauischem  Gebiete,  vom 
19.  Juli  1899. 

Der  Kanton  Aargan  weist  ein  ziemlich  entwickeltes  Eisenbahn- 
netz auf.  Durch  die  Haupttäler  fuhren  die  Schienerstränge  der 
grossen  Transitbahnen.  Allein,  noch  fehlen  vielfach  die  Verzweigungen 
dieser  Hauptlinien  in  die  Nebentäler,  damit  diese  die  benötigten  Roh- 
materialien  und  übrigen  Bedürfnisartikel  ebenso  billig  sich  beschaffen 
und  die  Produkte  ihrer  Arbeit  ebenso  prompt  absetzen  können,  wie 
andere  Gegenden.  Gegenwärtig  mangelt  es  an  diesen  Orten  tausend 
Händen  an  lohnender  Beschäftigung,  bleiben  viele  Wasserkräfte  un- 
benutzt wegen  Nichtvorhandenseins  genügender  Verkehrsverbindungen, 
während  andererseits  an  den  Verkehrsknotenpunkten  die  Industrie 
in  ungesunder  und  für  das  soziale  Leben  schädlicher  Weise  sich  an- 
häuft. Auf  der  einen  Seite  also  Verarmung  und  Rückgang  der  Be- 
völkerung, namentlich  auf  dem  Lande,  auf  der  anderen  das  krankhafte 
Anschwellen  der  grösseren  Städte  und  Industriezentren!  Das  ekla- 
tanteste Beispiel  hierfür  bietet  der  Kanton  Aargan,  wo  der  Mangel 
eines  bedeutenderen  Verkehrsstapelplatzes  mit  einer  lebenskräftigen 
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Industrie  zur  Folge  hatte,  dass  die  benachbarten  grossen  Zentren 
Zürich  und  Basel  die  Arbeitskräfte  mit  unwiderstehlicher  Gewalt 
an  sich  ziehen  und  so  den  Kanton,  wie  die  Volkszählung  konstatiert 
hat,  nach  und  nach  entvölkern.  Ein  wirksames  Mittel,  den  drohenden 
wirtschaftlichen  Rückgang  aufzuhalten,  die  latenten  und  zerstreuten 
Kräfte  überall  zu  wecken  und  zu  sammeln,  liegt  im  Ausbau  eines 
rationellen  Nebenbahnnetzes.  Wo  das  Wohl  und  Gedeihen  ganzer 
Landesteile  auf  dem  Spiele  steht,  da  tritt  an  den  Staat  als  Hütei 
und  Förderer  des  allgemeinen  Wohles  die  unabweisbare  Forderung 
heran,  seine  wirksame  Hilfe  eintreten  zu  lassen,  um  so  mehr  als  die 
beteiligte  Gegend  selber  in  der  Regel  nicht  imstande  ist,  die  für 
Gründung  eines  Eisenbahnunternehmens  erforderlichen  Geldmittel  auf- 
zubringen und  das  spekulative  Privatkapital  sich  von  solchen,  keinen 
Gewinn,  nicht  einmal  eine  ordentliche  Rente  versprechenden  Unter- 
nehmungen zurückzieht.  Der  Ertrag  liegt  in  dem  dadurch  hervor- 
gerufenen wirtschaftlichen  Aufschwung  der  betreffenden  Landesgegend. 
Diese  Aufgabe  suchte  das  Nebenbahnengesetz  zu  lösen.  Danach  sollte 
sich  der  Staat  beim  Bau  neuer  Eisenbahnen,  welche  für  den  Kanton 
oder  einen  grösseren  Teil  desselben  ein  erhebliches  volkswirtschaft- 
liches Interesse  haben,  unter  gewissen  Bedingungen  durch  Aktien- 
Zeichnung  beteiligen,  und  zwar  bei  Normal  bahnen  bis  zu  40°  0  der 
Anlagekosten,  im  Höchstbetrage  50000  Frs.  per  Kilometer,  bei  Schmal- 
spurbahnen bis  40 %  (40000  Frs.  per  Kilometer)  und  bei  Strassen- 
bahnen  bis  30°/0  (25000  Frs.  per  Kilometer).  Daneben  enthielt  der 
Gesetzesentwurf  eine  Reihe  schützender  Bestimmungen,  wodurch  eine 
missbrauchliche  Inanspruchnahme  der  Staatskasse  durch  unreelle  oder 
irrationelle  Unternehmungen  ausgeschlossen  wird.  Sehr  wichtig  war 
sodann  die  Ermächtigung  des  Regierungsrates,  an  technische  Projekt- 
studien für  neue  Eisenbahnlinien  Staatsbeiträge  zu  leisten,  weil  es 
erfahrungsgemäss  meist  sehr  schwer  hält,  die  für  Vorstudien  be- 
nötigten Mittel  zu  beschaffen,  und  manche  Initiative  für  eine  neue 
Bahn  an  dieser  Klippe  schon  in  ihrem  Entstehen  scheitert. 

Leider  wurde  dieses  Gesetz,  das  zur  Hebung  der  Wohlfahrt  der 
wirtschaftlich  zurückgebliebenen  Landesgegenden  die  Staatshilfe  de- 
kretierte, in  der  Referendumsabstimmnng  vom  aargauischen  Volke 
verworfen. 

3.  Konkordat  zum  Schutze  junger  Leute  in  der  Fremde 
und  über  die  Stellen  Vermittlung  für  Dienstboten.   Im  Jahre 
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1875  schlössen  die  romanischen  Kantone  der  Schweiz  nnter  sich  ein 
Konkordat  ab  znm  Schutze  junger  Leute  in  der  Fremde.  Nachdem 
sich  diesem  Konkordate  auch  noch  andere  Kantone  angereiht  hatten, 
erfolgte  1892  dessen  Ausdehnung  auf  die  in  den  Konkordatskantonen 
etablierten  sämtlichen  Stellen  Vermittlungsbureaus. 

Die  in  den  letzten  Jahren  immer  häufiger  gehörten  Klagen 
über  die  Verschacherung  junger  Schweizermüdchen  an  schlechte 
Hänser  in  den  Grossstädten  des  Auslandes,  die  Tatsache,  dass  viele 
unerfahrene  Landeskinder  durch  gewissenlose  Händler  ihrem  körper- 
lichen und  moralischen  Untergange  oft  unter  den  verlockendsten 
Versprechungen  zugeführt  werden,  dies  alles  Hess  die  Behörden 
nach  Mitteln  und  Wegen  suchen,  auf  diesem  Gebiete  Ordnung  zu 
schaffen.  Der  Zweck  des  Konkordates  ist  der,  einerseits  stellen- 
suchende Personen  vor  Übervorteilung  zu  schützen,  andererseits  aber 
die  verschiedenen  Plazierungsbureaus  hinsichtlich  ihrer  Tätigkeit  der 
Kontrolle  zu  unterstellen.  Sie  sollen  darüber  Auskunft  geben,  wohin 
die  von  ihnen  plazierten  Personen  gekommen  sind,  sie  sollen  auch 
verantwortlich  sein  für  ihre  Handlungen.  Dadurch  entsteht  für  die 
Stellensuchenden  eine  gewisse  Garantie  für  die  richtige  Behandlung 
ihrer  Anmeldungen.  Dieses  Konkordat  wurde  mit  21496  Ja  gegen 
8876  Nein  angenommen. 

1900. 

Keine  Gesetze. 

1901. 

1.  Zivilprozessordnung  für  den  Kanton  Aargan  vom 
12.  März  1901.  Schon  am  10.  Januar  1876  beschloss  der  Grosse 
Rat,  dass  die  Zivilprozessordnung  vom  19.  Dezember  1851  einer 
Revision  zu  unterwerfen  sei.  Auch  in  den  Beratungen  des  aargauischen 
Verfassungsrates  über  die  Revision  der  Staatsverfassung  vom  Jahre 
1884/85  wurde  die  Revision  der  Zivilprozessordnung  als  dringend 
notwendig  erachtet.  Und  diesem  Gedanken  entsprechend  verlangte 
die  Staatsverfassung  in  Art.  58  eine  neue  Zivilprozessordnung  im 
Sinne  der  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des  Prozessverfahrens 
und  stellte  für  das  neue  Gesetzbuch  folgende  Grundsätze  auf: 

a)  Erhöhung  der  Kompetenzstimme  der  Bezirksgerichte  von  200  auf 
300  Frs. 

b)  Grundsätzliche  Durchführung  des  mündlichen  Verfahrens,  Be- 
seitigung der  schriftlichen  Replik  und  Duplik  im  appellablen 
Prozess. 
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c)  Freie  Beweis  Würdigung  durch  den  Richter  an  Stelle  der 
jetzigen  rein  formalen  Beweistheorie. 

d)  Beseitigung  der  aus  verschiedenen  bekannten  Gründen  schäd- 
lichen und  daher  verwerflichen  Eidesleistungen  im  Prozess- 
verfahren. 

e)  Möglichste  Beschränkung  der  gesonderten  Weiterzieh- 
barke it  der  Beweisurteile  und  Zwischenentscheide  im  Interesse 
der  Abkürzung  des  Prozesses. 

Das  neue  Gesetz  beseitigt  die  Fehler  und  Mängel,  welche  der 
bisherigen  Zivilprozessordnung  vom  19.  Dezember  1851  anhaften, 
und  ersetzt  die  schablonenhafte,  rein  formalistische  Beweistheorie 
durch  die  freie  materielle  Beweiswürdigung  des  Richters  und  gewährt 
so  dem  Bürger  bessere  Garantie  dafür,  dass  das  wirkliche  Recht 
zur  Geltung  gelange.  Das  Gesetz  beseitigt  ferner  die  gefährlichen, 
dem  religiösen  und  sittlichen  Gefühle  des  Volkes  widerstrebenden 
Eidesleistungen;  es  beschränkt  das  schriftliche  Verfahren  auf  Klage 
und  Antwort;  es  kürzt  das  Prozess verfahren  ganz  wesentlich  ab, 
indem  die  Zwischenentscheide  nur  in  einigen  wenigen  Fällen  noch 
gesondert  weitergezogen  werden  können.  Dazu  kommt  noch,  dass 
im  neuen  Gesetz  sämtliche  Prozessvorschriften  auch  mit  den  ein- 
schlägigen Bundesgesetzen  vollkommen  in  Einklang  gebracht  sind.1) 

Mit  der  Annahme  der  neuen  Zivilprozessordnung  wurde  der 
Grosse  Rat  zugleich  ermächtigt,  an  die  Stelle  des  Tarifs  über  die 
Anwaltegebühren  und  Entschädigungen  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten vom  10.  März  1852  einen  neuen,  im  Einklänge  mit 
der  neuen  Zivilprozessordnung  stehenden  Tarif  zu  erlassen  und 
gleichzeitig  in  Kraft  und  Vollzug  zu  setzen.  Ebenso  wurde  auch 
das  Gesetz  über  die  Aufstellung  und  das  Verfahren  der  Friedens- 
richter vom  22.  Dezember  1852  mit  den  Bestimmungen  der  neuen 
Zivilprozessordnung  in  Einklang  gebracht, 

2.  Grossratsbeschluss,  betr.  den  Bezug  einer  Mehr- 
stener  für  Staatszwecke,  vom  29.  Mai  1901. 

J)  Vergl.  die  neue  Zivilprozessordnung  für  den  Kanton 
Aargau,  mit  geschichtlicher  Einleitung  und  Erläuterungen 
nebst  einigen  anderen  zivilprozessualiachen  Gesetzen  heraus- 
gegeben von  Dr.  G.  und  Dr.  A.  Kkllkk.  Aargau,  1902. 
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16.  Thurgau. 

Referent:  Dr.  J.  Engeler,  Kantonsrichter,  St.  Gallen. 

A.  Gesetzgebung. 

1.  Gesetz,  betr.  die  unentgeltliche  Leichenbestattung, 
vom  9.  April  1899. 

2.  Partialrevision  des  Gesetzes,  betr.  die  Organi- 
sation der  Notariatskanzleien,  vom  9.  April  1899  (Verbot  des 
Betriebes  einer  Wirtschaft  durch  den  Notar). 

3.  Gesetz,  betr.  die  Unvereinbarkeit  des  Wirt- 
schaftsbetriebes mit  gewissen  Beamtungen,  vom  14.  Ok- 
tober 1900. 

4.  Gesetz,  betr.  die  obligatorische  Viehversicherung 
und  die  Entschädigung  für  Viehverluste  durch  Seuchen, 
vom  14.  Oktober  1900  (Bildung  von  Viehversicherungskorporationen  — 
Beitritt  zu  einer  solchen  für  Viehbesitzer  obligatorisch). 

5.  Beschluss,  betr.  Aufstellung  von  Statuten  für  Vieh- 
versicherungskorporationen, vom  14.  Dezember  1900. 

6.  Beitritt  zum  Konkordat,  betr.  die  Gewährleistung 
beim  Viehhandel,  vom  11.  Dezember  1900  (mit  Zürich,  Schaft- 
hausen, St.  Gallen,  Appenzell,  Innerrhoden). 

B.  Literatur. 

Thurgauisches  Rechtsbuch,  gerichtl.  Abteilung.  Sammlung 
von  Gesetzen  und  Verordnungen  des  Kantons  Thurgau,  mit  grund- 
sätzlichen Entscheidungen  des  Obergerichtes  (1862  —  1899),  des 
Regicrungsrates  (1869—1899)  und  den  das  thurgauische  Recht  be- 
treffenden Entscheidungen  des  schweizerischen  Bundesgerichtes  (1874 
bis  1899).    Verlag  von  J.  Huber,  Frauenfeld,  1902. 


17.  Tessin. 

Referent:  Jak.  Neuhaus,  stud.  iur.,  Wigoltingen. 

1899. 

1.  Reglement,  betr.  die  Fabrikation  und  den  Verkauf 
von  Petroleum  und  ähnlichen  Stoffen  zu  Beleuchtungs-, 
Heiz-,  Industrie-  und  Kunstzwecken,  in  Ergänzung  zum 
Reglement  vom  11.  August  1876,  vom  21.  April  1899. 
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2.  Dekret,  betr.  die  Nutzung  von  Privat-  und  Ge- 
meindewaldungen, vom  28.  April  1899.  Ergänzung  zum  Dekret 
vom  11.  Mai  1898. 

3.  Dekret,  betr.  Benutzung  der  Kantonal-  und  Be- 
zirksstrassen für  Regionalbahnen,  vom  3.  Juni  1899. 

4.  Reglement,  betr.  den  Kataster  der  Wasserrechte, 
vom  31.  Mai  1899. 

5.  Gesetz,  betr.  die  Zivilgerichtsorganisation,  vom 

4.  Mai.  Durch  diese  Gerichtsordnung  wird  diejenige  von  1892  auf- 
gehoben. 

6.  Zivilprozessordnung  vom  5.  Mai.  Aufgehoben  wird  da- 
durch die  Z.-Pr.-O.  von  1843,  welcher  der  Vorwurf  der  Langsamkeit  des 
Verfahrens  und  einer  allzu  leicht  stattfindenden  Prozessverschleppnng 
gemacht  wurde,  ebenso  die  zu  grosse  Strenge  in  der  Durchführung 
des  Systems  der  Schriftlichkeit  des  Prozesses. 

7.  Zivilgerichtstarif  vom  16.  November. 

8.  Verordnung,  betr.  Zahlung  der  Arbeiter  in  gesetz- 
ichem  Geld,  vom  6.  September  1899. 

9.  Reglement  für  die  Gerichte   erster  Instanz  vom 

5.  Dezember. 

10.  Gesetz,  betr.  das  obligatorische  Inventar,  vom 
9.  November  1899. 

1900. 

1.  Dekret,  betr.  Abänderung  des  Wassernutzungs- 
gesetzes, vom  20.  Januar  1900. 

2.  Dekret  zum  Reglement,  betr.  das  obligatorische 
Inventar,  vom  26.  April  1900. 

3.  Dekret,  betr.  bedingungsweisen  Strafaufschub,  vom 
14.  November  1900. 

Ein  Urteil  des  Geschworenengerichts,  das  bis  auf  6  Monate 
oder  auf  250  Frs.  lautet,  kann  durch  das  Urteil  suspendiert  werden, 
wenn  der  Verurteilte  noch  keine  Strafe  im  In-  oder  Auslande  er- 
litten hat.  Die  Aufhebung  dauert  während  5  Jahren,  und  es  wird 
die  Strafe  erlassen,  wenn  der  Betreffende  innerhalb  dieser  Zeit  nicht 
rückfällig  wird.  Nicht  betroffen  werden  davon  Gerichtsgebühren,  sowie 
allfällige  Restitution  oder  Entschädigung  an  die  Zivüpartei.  Wird 
der  Verurteilte  rückfällig  innerhalb  5  Jahren,  so  wird  die  erste 
Strafe  zur  zweiten  hinzugerechnet.    Die  Verjährung  der  ersten 
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Strafe  beginnt  mit  dem  Tage,  an  dem  die  zweite  Verurteilung  aus- 
gesprochen wird. 

4.  Dekret,  betr.  Abänderung  des  Stempelgesetzes,  vom 
21.  Mai. 

1901. 

1.  Gesetz  über  das  Verfahren  bei  Polizeiübertretungen 
vom  16.  Januar  1901. 

2.  Hausierreglement  vom  29.  Mai  1901. 

3.  WiKschaftspolizeigesetz  (polizia  degli  esercizi  pubblici) 
vom  15.  Mai  1901. 

4.  Reglement  für  Automobile  vom  28.  September  1901. 

5.  Dekret,  betr.  die  Repetierschulen,  vom  13.  November. 


18.  Waadt. 

Referent:  Dr.  W.  Bürckhardt,  Professor  der  Rechte,  Lausanne. 

1899. 

Gesetz  vom  4.  März,  betr.  Sichtung  der  offiziellen 
Gesetzessammlung. 

Zählt  die  aus  den  Jahren  1803 — 1845  stammenden,  noch  gültigen 
Gesetze  und  sonstigen  Erlasse  auf  und  ordnet  deren  Neudruck  an. 

Gesetz  vom  5.  Dezember,  betr.  Besserstellung  der 
Ehefrau  im  Zivilrecht. 

Das  Gesetz  gibt  der  Ehefrau,  welche  einen  selbständigen 
Beruf  ausübt,  auf  ihren  Arbeitserwerb  die  gleichen  Rechte,  wie  sie 
die  unter  Gütertrennung  lebende  Frau  hat;  sie  hat  gemäss  ihren 
Mitteln  zu  den  Kosten  des  Haushaltes  und  der  Kindererziehung 
beizutragen.  Entgegen  den  Bestimmungen  der  Art.  1064  und  1065 
des  code  civil  soll  die  vom  Ehemanne  erklärte  reconnaissance  oder 
das  assignet  (Hypothek)  das  Eigentum  an  den  Forderungen,  Wert- 
papieren und  Mobiliargegenständen  nur  übertragen,  wenn  die  Frau 
es  vor  dem  Friedensrichter  verlangt.  Nach  dem  Tode  des  Vaters 
kann  der  Friedensrichter  die  Frau  auch,  abgesehen  von  den  besonderen 
Fällen  des  Art.  214  c.  c,  zur  Vormünderin  ihrer  Kinder  ernennen. 

Gesetz  vom  24.  November,  betr.  Abänderung  der 
Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  über  die  Anwendung 
der  Strafen. 
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Mit  einigen  Ausnahmen,  namentlich  dem  Fall  des  lebens- 
länglichen Zuchthauses,  ist  es  dem  Richter  gestattet,  unter  die 
gesetzlichen  Strafenminima  hinunter  zu  gehen. 

Art.  36  des  Str.-G.-B.  wird  dahin  abgeändert,  dass  der  ohne 
den  Willen  des  Angeklagten  vereitelte  Versuch  mit  10—25  Jahren 
Zuchthaus  bestraft  wird,  wenn  das  vollendete  Verbrechen  mit  lebens- 
länglichem Zuchthaus  bedroht  ist,  und  bei  anderen  Strafen,  die  eine 
Reduktion  zulassen,  mit  höchstens  s/4  des  für  das  vollendete  Ver- 
brechen vorgesehenen  Strafminimums. 

Die  gleiche  Reduktion  gilt  für  den  Gehilfen,  unter  Abänderung 
des  bisherigen  Art.  44. 

Hat  ein  Minderjähriger  zwischen  dem  14.  und  dem  18.  Lebens- 
jahr ein  mit  lebenslänglichem  Zuchthaus  bedrohtes  Verbrechen 
begangen,  so  kann  die  Strafe  um  wenigstens  6  Jahre  Zucht  haus 
herabgesetzt  werden. 

Dieses  Gesetz  wird  ergänzt  dnrch  das  vom  10.  Februar  1900. 

Gesetz  vom  2.  Dezember,  betr.  Verbot  des  „Schnee- 
ball "-Verkauf  83'ste  ms. 

Es  ist  das  sogen.  Schneeball-  oder  Gella-  oder  Hydrasystem 
gemeint,  das  darin  besteht,  dass  der  Käufer  einer  Ware  oder  eines 
Wertpapieres  eine  Prämie  erhält,  wenn  er  einen  weiteren  Gegen- 
stand kauft  oder  an  den  Mann  bringt. 

Reglement  vom  21.  April,  betr.  Vollziehung  des  Ge- 
setzes vom  10.  September  1898  über  Erhaltung  der  Kunst- 
denkmälern.   Vergl.  Jahrbuch  1899. 

Gesetz  vom  5.  Mai  über  die  Handelspolizei. 

Vollziehungsverordnung  vom  8.  November. 

1.  Eine  erste  Reihe  von  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  betrifft 
den  sesshaften  dauernden  Handel;  diese  Form  geniesst  die 
grösste  Freiheit;  der  sie  Betreibende  braucht  nur  seine  Firma  bei 
der  Gemeindeschreiberei  einzutragen.  Die  Einschränkungen  in  der 
Ausübung  dieses  Handels  bezwecken  den  unlauteren  Wettbewerb  zu 
bekämpfen.  Die  Gemeindebehörde  oder  der  prefet  können  von  sich 
aus  oder  auf  Verlangen  von  Interessenten  vom  Verkäufer  verlangen, 
dass  er  die  Richtigkeit  seiner  Anzeigen  dartue  bez.  Art  und  Her- 
kunft seiner  Waren  etc.;  jeder  Ladenbesitzer  soll  seinen  Namen  oder  die 
Handelsfirma  sichtbar  aussen  anbringen  und,  wenn  er  in  einer  anderen 
Lokalität  wohnt,  seinen  Wohnort;  er  ist  verpflichtet,  bei  Strafe  alle 
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ausgestellten  Waren  zum  angegebenen  Preis  zu  verkaufen;  führt  er 
nicht  selber  das  Geschäft,  so  muss  er  in  jeder  Niederlassung  einen 
Handlungsbevollmächtigten  oder  Prokuristen  haben.  Diese  Be- 
stimmungen sind  auch  auf  die  anderen  Handelsfirmen  anwendbar. 

2.  Ausverkäufe.  Zur  Eröffnung  eines  Ausverkaufes  bedarf 
es  einer  Erlaubnis  des  Präfekten;  diese  wird  für  teilweise  Ausver- 
käufe nur  erteilt,  wenn  der  Handelsmann  sich  schon  wenigstens  1  Jahr 
am  Orte  niedergelassen,  für  totale  Liquidationen  nur,  wenn  er 
wenigstens  2  Jahre  sich  niedergelassen  hat,  eine  Bestimmung,  die  sich 
schwer  mit  der  durch  Art.  81  B.-V.  garantierten  Gewerbefreiheit  in 
Einklang  bringen  lässt ;  dasselbe  gilt  für  die  Vorschrift,  dass  zwischen 
zwei  Ausverkäufen  wenigstens  5  Monate  verfliessen  sollen.  Der 
Ausverkaufende  hat  ein  Inventar  seiner  Waren  aufzunehmen  und 
darf  während  des  Ausverkaufes  keine  neuen  anschaffen. 

3.  Zur  Ausübung  von  Gewerben  im  Umherziehen  bedarf 
es  eines  Patentes,  ausgenommen  künstlerische  und  wissenschaftliche 
Berufsarten.  Der  Staatsrat  kann  ausserdem  die  Hinterlegung  einer 
Summe  Geldes  oder  sonstige  Sicherheit  von  solchen  Gewerbetreibenden 
verlangen,  zur  Garantie  für  die  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten.  Das 
Gesetz  unterscheidet  Patente  für  deballage  und  etalage  (vorübergehender 
Verkauf  in  einem  offenen  Lokal  oder  auf  offener  Strasse),  für  colportage 
(Verkauf  mitgebrachter  Waren),  für  umherziehende  Handwerker  und 
für  umherziehende  Künstler.  Zur  Erlangung  des  Patentes  sind 
ausser  Entrichtung  der  Gebühr  persönliche  Eigenschaften  erforderlich. 

4.  Die  Jahr-  und  Wochenmärkte  sind  durch  die  Gemeinden 
festzustellen  und  fallen  unter  ihre  Polizeigewalt. 

Gesetz  vom  2.  Dezember,  betr.  Abänderung  des  Ge- 
setzes vom  81.  Januar  1889  Uber  Erhebung  der  Erbschafts- 
steuer. 

Führt  eine  Erbschaftssteuer  für  die  direkten  Nachkommen  ein. 

1900. 

Gesetz  vom  10.  Mai,  betr.  Abänderung  einiger  Be- 
stimmungen des  Zivilgesetzbuches  infolge  der  Annahme 
des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1899  über  Besserstellung 
der  Ehefrau  im  Zivilrecht,  setzt  einige  Bestimmungen  des  C.  C. 
in  Einklang  mit  dem  Gesetze  vom  5.  Dezember  1899  (s.  oben  S.  1535)f 
welches  der  Ehefrau  erweiterte  Kompetenzen  zur  Abschliessung  von 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  97 
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Rechtsgeschäften,  Erhebung  von  Prozessen  einräumt  und  sie  namentlich 
von  der  Mitwirkung  der  2  nächsten  Verwandten  dispensiert. 

Zusatzgesetz  vom  10.  Februar  zum  neuen  Art.  55, 
Abs.  2  des  Strafgesetzbuches  vom  18.  Februar  1843,  abge- 
ändert durch  Gesetz  vom  24.  November  1899. 

Wo  das  Gesetz  ein  Spezialminimum  vorsieht,  kann  letzteres,  wenn 
der  Täter  ein  Minderjähriger  (14—18  Jahre  alt)  ist,  auf  die  Hälfte 
herabgesetzt  werden. 

Gesetz  vom  6.  September,  betr.  Abänderung  der 
Artikel  84  und  519  des  Zivilprozesses  über  die  Prozess- 
kaution, bringt  das  bisherige  Recht  mit  der  Haager  Konvention 
vom  14.  November  1896  und  vom  22.  Mai  1897  in  Einklang,  indem 
es  für  Schweizer  anderer  Kantone  die  cautio  judicatum  solvi  eben- 
falls abschafft. 

Gesetz  vom  12.  Mai,  betr.  die  Fremdenpolizei. 

Die  Fremdenpolizei  wird  unter  Aufsicht  des  kantonalen  Justiz- 
und  Polizeidepartements  durch  die  Gemeindevorsteher  ausgeübt. 

Fremde  (d.  h.  Schweizer  anderer  Kantone  und  Landesfremde) 
haben  eine  Aufenthaltsbewilligung  (permis  de  domicile)  einzuholen, 
die  auf  den  Nachweis  der  Nationalität  und  bei  militärpflichtigen 
NichtSchweizern  auf  den  Nachweis  der  erfüllten  Militärpflicht  hin 
erteilt  wird.  Die  Gebühr  beträgt  3  Frs.,  für  Arbeiter  und  Be- 
dienstete 1  Frs. ;  die  Gültigkeitsdauer  ist  unbegrenzt.  Die  Aufenthalts- 
bewilligung gilt  nur  für  eine  Gemeinde.  Sie  kann  zurückgezogen 
werden  durch  das  Justiz-  und  Polizeidepartement: 

1.  wenn  die  hinterlegten  Papiere  nicht  in  Ordnung  oder  un- 
genügend sind; 

2.  wenn  der  Fremde  dauernd  der  öffentlichen  Wohltätigkeit  znr 
Last  fällt. 

Ausserdem  kann  ein  Nichtschweizer  ausgewiesen  werden: 

1.  wenn  er  die  Pflichten,  welche  ihm  gegenwärtiges  Gesetz  auf- 
erlegt, nicht  erfüllt; 

2.  wenn  sein  Verhalten  oder  dasjenige  seiner  Familienglieder  zu 
ernsten,  berechtigten  und  wiederholten  Klagen  Anlass  gibt; 

3.  wenn  er  (strafrechtlich)  verurteilt  worden  ist,  auch  ohne  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  verlustig  erklärt  worden  zu  sein; 

4.  wenn  er  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  des  Staate«  gefährdet 
oder  die  Interessen  des  Landes  schädigt. 
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Gegen  die  Zurückziehung  der  Aufenthaltsbewilligung  und  gegen 
Ausweisung  steht  der  Rekurs  an  den  Staatsrat  offen. 

Gesetz  vom  27.  November,  betr.  die  finanzielle  Be- 
teiligung des  Staats  an  Eisenbahnnnternehmungen. 

Ausgenommen  von  jeder  Snbventionierung  sind  die  lokalen 
Tramways,  die  Luxusbahnen  und  alle  diejenigen  Bahnen,  welche 
vorwiegend  der  Privatspeknlation  dienen.  Die  Beiträge  des  Staates, 
wie  sie  im  Gesetze  vom  13.  November  1898  vorgesehen  waren, 
wurden  erheblich  herabgesetzt  (vorgl.  Jahrbuch  1899);  sie  sind  im 
Maximum : 

30000  Frs.  per  Kilometer  für  normalspurige  Bahnen, 
20000    „     n  „   schmalspurige  Bahnen, 

10000    „     „         „        .  Strassenbahnen. 
Der  Staat  erwirbt  gegen  seine  Subvention  Aktien  zweiten 
Ranges,  die  auf  eine  Dividende  erst  nach  5ü/0iger  Verzinsung  und 
auf  Rückzahlung  im  Falle  der  Liquidation  erst  nach  Rückzahlung 
der  Aktien  erster  Klasse  Anspruch  haben. 

Das  Gesetz  sieht  die  Ausarbeitung  eines  Projektes  der  noch 
zu  bauenden  und  zu  subventionierenden  Linien  des  Kantons  vor, 
welches  Projekt  seither  ausgearbeitet  und  vom  Grossen  Rate  durch 
Dekret  vom  13.  Mai  1902  gutgeheißen  worden  ist. 

Gesetz  vom  17.  November,  betr.  Abänderung  des 
Gesetzes  vom  19.  Februar  1892  über  das  Sekundarschul- 
wesen. 

Das  zitierte  Gesetz  wird  dahin  abgeändert,  dass  die  Handels- 
schule als  selbstfindiges  Institut  neu  organisiert  wird,  dass  die 
Errichtung  eines  kantonalen  Technikums  vorgesehen  wird  und  dass 
die  Gewerbeschulen  und  das  gymnase  mathämatique  als  besondere 
Anstalten  aufgehoben  werden.  Die  mittleren  Lehranstalten  des  Kantons 
sind  zum  Teil  kantonale,  zum  Teil  Gemeindeanstalten  mit  staatlicher 
Unterstützung  und  Mitwirkung. 

Die  Gemeindeanstalten  sind: 

1.  ecoles  secondaires  (Realschulen); 

2.  ecoles  snperieures  de  jeunes  Alles ; 

3.  Colleges  communaux  (mit  teilweise  klassischem  Programm). 

Die  kantonalen  Anstalten  sind: 

1.  die  kantonale  landwirtschaftliche  Schule; 

2.  die  ecole  industrielle  mit  dem  darauffolgendem  gymnase  scientifique. 
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3.  die  Handelsschale; 

4.  das  zn  errichtende  Technikum; 

5.  das  College  cantonal  mit  dem  darauffolgenden  gymnase  classique; 

6.  die  Lehrerseminare. 

1901. 

Gesetz  vom  21.  November  über  Revision  der  ersten 
Hälfte  der  neuen  offiziellen  Gesetzessammlung  (Abschnitt 
1803—1845).    Vergl.  oben  Gesetz  vom  4.  März  1899. 

Gesetz  vom  23.  August,  betr.  Abänderung  des  Art.  49 
des  Gesetzes  vom  8.  September  1893  über  die  Ausübung 
der  politischen  Rechte,  und  betr.  Einführung  neuer  Be- 
stimmungen in  dieses  Gesetz  zur  Erleichterung  der  Aus- 
übung des  Stimmrechts  an  den  Gemeindeversammlungen. 

Nachdem  das  Bundesgesetz  vom  30.  März  1900  den  Kantonen 
gestattet  hatte,  die  Wahlurnen  für  eidgenössische  Wahlen  und 
Abstimmungen  schon  am  Vorabend  des  offiziellen  Abstimmungstages 
aufzustellen,  ermächtigt  das  kantonale  Gesetz  die  Gemeinden,  dies 
nach  eingeholter  Erlaubnis  für  alle  kantonalen  und  eidgenössischen 
Gemeindeabstimmungen  zu  tun,  und  regelt  das  dabei  einzuhaltende 
Verfahren. 

Gesetz  vom  13.  Februar,  betr.  Abänderung  von  Art,  200 
des  neuen  Strafgesetzbuches. 

„Wer  an  einem  Kinde  von  unter  15  Jahren  unzüchtige  Hand- 
lungen begeht,  ist  gleich  demjenigen  zu  bestrafen,  der  unzüchtige 
Handlungen  mit  Gewalt  vornimmt." 

Gesetz  vom  9.  Mai  über  Anwendung  von  Straf- 
bestimmungen anderer  Gesetze  als  des  Strafgesetzbuches. 

Ähnlich  dem  Gesetz  vom  24.  November  1899  werden  hier  in 
den  Nebenstrafgesetzen  die  Strafminima  bei  Zuchthaus  und  Gefängnis 
aufgehoben,  bei  Bussen  auf  1,50  Frs.  herabgesetzt.  Ausgenommen 
hiervon  sind  die  fiskalischen  Gesetze  und  das  Jagdgesetz. 

Gesetz  vom  15.  Mai,  betr.  Abänderung  der  Be- 
stimmungen des  Strafgesetzbuches  und  des  Strafprozesses 
über  Begnadigung  und  Rehabilitation. 

Die  Begnadigung  kann  gewährt  werden  für  Zuchthaus  Uber 
3  Jahre,  Gefängnis  oder  Internierung  in  eine  Colonie  agricole  oder 
industrielle  über  2  Jahre;  bei  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte und  der  väterlichen  Gewalt,  sowie  bei  Entziehung  des  Rechtes, 
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ein  Gewerbe  oder  einen  Beruf  zu  betreiben.  In  allen  diesen  Fällen 
kann  die  Begnadigung1  erst  nachgesucht  werden,  nachdem  der  Ver- 
urteilte 1  Jahr  seiner  Strafe  abgebüsst  hat,  bei  lebenslänglichem 
Zuchthaus  nach  5  Jahren.  Die  Begnadigung  wird  vom  Grossen 
Rate  ausgesprochen  auf  Antrag  des  Staatsrates  nach  einem  im 
Gesetze  näher  geregelten  Verfahren.  Ein  abgewiesenes  Gesuch  kann 
vor  einem  Jahre  nicht  erneuert  werden.  Rehabilitationsgesuche 
werden  vom  Bezirksgerichtspräsidenten  instruiert. 

Gesetz  vom  22.  Mai  über  die  Strafanstalten. 

Das  Gesetz  unterscheidet  folgende  Arten  der  Freiheitsentziehung 
(detention):  1.  Zuchthausstrafe,  2.  Gefängnisstrafe,  3.  Internierung 
in  eine  Kolonie,  4.  Internierung  in  eine  Besserungsanstalt  (ecole  de 
reforme),  5.  das  Gefängnis  anstatt  Geldbusse,  6.  die  Untersuchungs- 
haft, 7.  die  Polizeihaft. 

Die  Freiheitsstrafen  sollen  auf  die  Besserung  des  Verurteilten 
hinwirken.  Letzterer  wird  allmählich  auf  seinen  Wiedereintritt  in 
die  Gesellschaft  vorbereitet,  und  wenn  er  dazu  reif  erscheint,  kann 
er  provisorisch  und  bedingt  entlassen  werden.  Die  bedingte  Ent- 
lassung kommt  nur  denjenigen  zugute,  die  2/3  ihrer  Strafe  verbüsst 
haben,  im  Minimum  8  Monate,  zu  lebenslänglichem  Zuchthaus  Ver- 
urteilten nach  25  Jahren.  Der  bedingt  Entlassene  erhält  von  Seiten 
der  Anstalt  einen  Entlassungsschein  (billet  de  conge),  welcher  die 
noch  nicht  verbtisste  Strafzeit  und  Verhaltungsvorschriften  für  den 
Entlassenen  enthält;  dieser  steht  unter  der  Aufsicht  der  Behörden; 
der  Aufenthalt  in  gewissen  Bezirken  oder  Gemeinden  kann  ihm  ver- 
boten werden.  Wenn  der  bedingt  Entlassene  die  Bedingungen  seiner 
Entlassung  nicht  einhält,  ein  liederliches  Leben  führt,  nicht  nach- 
weisen kann,  dass  er  seinen  Lebensunterhalt  rechtschaffen  verdient 
oder  den  ihm  gemachten  Bemerkungen  nicht  Rechnung  trägt,  kann 
er  wieder  ins  Gefängnis  gesetzt  werden,  um  den  Rest  seiner  Strafe 
abzubüssen.  Die  bedingte  Freiheit  dauert  so  lange,  bis  die  Strafzeit 
abgelaufen  ist.  Die  bedingte  Entlassung  wird  vom  Staatsrate  aus- 
gesprochen nach  Anhörung  der  commission  de  clemence  bei  Zucht- 
hausstrafsachen und  des  Anstaltsleiters  bei  anderen;  er  beschliesst 
ebenfalls  die  Wiederaufhebung  der  Freiheit. 

Die  bedingt  Entlassenen,  sowie  die  aus  dem  Zuchthaus,  den 
Kolonien  und  den  Besserungsanstalten  Entlassenen  werden  unter  eine 
vom  Staatsrat  einzurichtende,  event.  durch  einen  Privatverein  zu 
übende  Aufsicht  gestellt  (patronage). 
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Es  bestehen  folgende  Strafanstalten:  1.  das  Zuchthaus,  2.  das 
Zentralgefängnis,  3.  "die  Kolonien,  4.  die  Besserungsanstalten  für 
Jugendliche  (ecoles  de  reTorrae),  5.  die  Arrondissements-  und  Bezirks- 
gefangnisse (sowie  diejenigen  dreier  Kreise),  6.  die  Arrestlokale  der 
Gemeinden. 

In  das  Zuchthaus  kommen  die  zu  mehr  als  3  Monaten  Zucht- 
hausstrafe Verurteilten,  in  das  Zentralgefangnis  die  zu  mehr  als 
14  Tagen  Gefängnis  Verurteilten,  in  die  Kolonien  die  zu  dieser  Strafe 
Verurteilten,  sowie  arbeitslose  entlassene  Sträflinge,  in  die  Besserungs- 
anstalten jugendliche  Angeklagte  unter  14  Jahren,  solche  zwischen 
14  und  18  Jahren,  die  ohne  Unterscheidungs vermögen  gehandelt 
haben,  und  solche,  die  sich  der  elterlichen  Zucht  nicht  fügen.  Die 
Arrondissements-  und  Bezirksgefangnisse  nehmen  die  Untersuchungs- 
gefangenen und  diejenigen  Verurteilten  auf,  welche  nicht  in  eine 
andere  Anstalt  interniert  werden,  sowie  disziplinarisch  bestrafte 
Militärs. 

In  allen  Strafanstalten  sorgt  der  Staat  für  den  Lebensunterhalt 
und  die  Gesundheit  der  Gefangenen;  er  verschafft  ihnen  die  Tröstungen 
der  Religion,  wenn  sie  es  wünschen,  Schulunterricht,  wenn  sie  dessen 
fähig  sind,  und  hält  sie  zur  Arbeit  an.  Im  Zuchthaus  sind  die  Ge- 
fangenen zuerst  der  Einzelhaft  mit  Arbeit  am  Tag  unterworfen,  in 
der  Regel  nicht  über  6  Monate,  sodann  gemeinsamer  Arbeit  in  grossen 
Arbeitsräumen  ohne  Erlaubnis  zu  sprechen  und  endlich  Arbeit  in 
kleinen  Arbeitsräumen  mit  Erlaubnis  zu  sprechen,  auch  in  Neben- 
gebäuden des  Zuchthauses;  Einzel-  oder  gemeinsame  Schlafräume  des 
Nachts.  Das  Verhalten  der  Sträflinge  wird  jeden  Monat  von  der 
Aufsichtskommission  beurteilt.  Der  Sträfling  erhält  einen  Teil  seines 
Arbeitserwerbes  zu  Eigentum  (p6cule).  Er  kann  darüber  auch  nach 
der  Entlassung  nur  bedingt  verfügen. 

Im  Zentralgefängnis  sind  die  Sträflinge  zur  Arbeit  ebenfalls 
verpflichtet,  sie  können  aber  die  ihnen  am  meisten  zusagende  Arbeit 
unter  den  in  der  Anstalt  eingerichteten  auswählen,  sie  können  auf 
ihre  Kosten  eine  andere  Arbeit  annehmen,  sie  empfangen  den  Erlös 
ihrer  Arbeit  nach  Abzug  des  der  Anstalt  zufallenden  Teiles. 

Die  Kolonienbewohner  haben  die  ihnen  zugewiesene  Arbeit  zu 
verrichten,  erhalten  aber  dafür  Lohn.  Die  in  Besserungsanstalten 
untergebrachten  jungen  Leute  werden  ebenfalls  angemessen  be- 
schäftigt; sie  können  je  nach  dem  erzieherischen  Erfolge  früher 
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entlassen  werden  oder  aber  länger,  und  zwar  bis  zu  ihrer  Gross- 
jährigkeit,  behalten  werden. 

In  den  Arrondissenients-,  Bezirks-  und  Kreisgefängnissen  sind 
die  zu  Zuchthaus,  die  zu  Gefängnis  Verurteilten  und  die  Unter- 
suchungsgefangenen nach  Kategorien  sowohl  als  je  unter  sich 
getrennt  zu  halten;  letzteren  soll  auch  Gelegenheit,  sich  zu 
beschäftigen,  gegeben  werden. 

Die  Verwaltung  der  Strafanstalten  steht  unter  der  Leitung 
des  Justiz-  und  Polizeidepartemente,  welches  unter  sich  hat:  einen 
Leiter  für  jede  Anstalt,  Geistliche,  Lehrer  und  Wärter.  Für  das 
Zuchthaus  bestehen  ausserdem:  1.  eine  commission  de  clemence,  welche 
die  bedingten  Entlassungen  und  event.  andere  Fragen  begutachtet; 
die  Mitglieder  derselben  sollen  die  Sträflinge  regelmässig  besuchen; 
2.  eine  Aufsichtskommission,  welche  dazu  berufen  ist,  das  Verhalten 
der  Sträflinge  monatlich  zu  beurteilen,  Disziplinarstrafen  innerhalb 
ihrer  Kompetenz  auszusprechen  und  der  commission  de  clemence  ihr 
Gutachten  über  bedingte  Entlassungen  abzugeben. 

Gesetz  vom  14.  Februar  über  die  Behandlung  der 
Geisteskranken. 

Die  Geisteskranken  können  in  einer  öffentlichen  oder  privaten 
Anstalt  oder  sonst  bei  Privatpersonen  untergebracht  werden.  Die 
Aufsichtsbehörde  sorgt  dafür,  dass  allen  geisteskranken  Personen 
die  nötige  Pflege  zuteil  wird.  Zur  Eröffnung  einer  Privatkranken- 
anstalt bedarf  es  einer  Bewilligung  des  Staatsrates;  der  Eigentümer 
der  Anstalt  hat  sich  allen  Vorschriften  über  Einrichtung  der  Anstalt 
und  Behandlung  der  Kranken  zu  unterziehen.  In  der  Kegel  sollen 
auch  Privatanstalten  von  Ärzten  geleitet  sein;  wenn  nicht,  dürfen 
sie  keine  Kranken  aufnehmen,  deren  Behandlung  die  Anwendung  von 
Zwang  erfordert.  Die  öffentlichen  und  privaten  Anstalten  stehen  unter 
dem  Sanitätsrat,  der  als  Aufsichtsbehörde  fungiert;  er  kann  und  soll 
sie  besichtigen,  so  oft  er  es  für  nötig  findet;  die  Kranken  können  sich 
direkt  an  ihn  wenden.  Seine  Entscheidungen  können  durch  Rekurs 
vor  den  Staatsrat  gebracht  werden.  Die  Aufnahme  der  Kranken  muss 
von  ihm  bewilligt  werden,  wurde  sie  vom  Kranken  selbst,  seinen  An- 
gehörigen oder  von  einer  Behörde  verlangt;  in  dringlichen  Fällen  erfolgt 
provisorische  Aufnahme.  Innerhalb  7  Tagen  seit  der  Aufnahme  in 
eine  Anstalt  besucht  ein  Mitglied  oder  ein  Delegierter  der  Aufsichts- 
behörde den  Kranken,  und  innerhalb  eines  Monats  hat  ihr  der  Leiter 
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der  Anstalt  einen  ärztlichen  Bericht  über  den  Kranken  zu  senden. 
Die  Aufsichtsbehörde  entscheidet  auch  über  Entlassungsgesuche;  ver- 
weigert sie  die  Entlassung,  so  können  die  Angehörigen  des  Kranken 
und  andere  Interessenten  eine  ärztliche  Begutachtung  verlangen,  auf 
Grund  deren  der  Staatsrat  endgültig  entscheidet. 

Gesetz  vom  28.  November  über  die  Sonntagsruhe. 

Das  Gesetz,  welches  die  öffentlichen  Ruhetage  bestimmte,  am 
Sonntag  die  Arbeit  ausserhalb  der  Häuser  und  grundsätzlich  solche 
von  Arbeitern  und  Angestellten  verbot  und  die  Schliessung  der 
Kaufläden  mit  einigen  Ausnahmen  anordnete,  fiel  einer  Initiativ- 
bewegung zum  Opfer.  Die  Initianten  hatten  die  Volksabstimmung 
über  Aufhebung  des  Gesetzes  verlangt;  die  Abstimmung  wurde  auf 
den  28.  September  1901  angesetzt  und  ergab  für  Abschaffung 
19317,  für  Beibehaltung  18832  Stimmen. 

Gesetz  vom  18.  Februar  über  die  gewerbliche  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Gewässer. 

Zur  Ableitung  oder  dauernden  gewerblichen  Benutzung  öffent- 
licher Gewässer  bedarf  es  einer  staatlichen  Konzession.  Die  Kon- 
zession wird  erteilt,  nachdem  die  Pläne  in  der  Präfektnr  des  be- 
treffenden Bezirkes  während  eines  Monats  öffentlich  aufgelegt  worden 
sind;  über  eventuelle  Einwendungen  entscheidet  der  Staatsrat  nach 
Anhörung  von  Experten.  Die  Gemeinden  können  nach  der  Hinter- 
legung ein  konkurrierendes  Begehren  stellen  auf  Grund  provisorischer 
Pläne;  sie  haben  dann  innerhalb  60  Tagen  definitive  Pläne  aus- 
zuarbeiten. Das  Begehren  der  Gemeinde  verdient  den  Vorzug,  wenn 
es  die  Wasserkraft  zu  einem  öffentlichen  Verwaltungsdienst  ver- 
wenden will. 

Die  Konzession  gibt  dem  Konzessionär  kein  Recht  gegenüber 
dem  Eigentümer  des  erforderlichen  Grund  und  Bodens,  er  kann 
eventuell  auf  dem  Wege  der  Expropriation  vorgehen. 

Gegenüber  dem  Staate  ist  das  Rechtsverhältnis  folgendes:  Die 
Konzession  wird  auf  mindestens  50  Jahre  erteilt;  nach  Ablauf  dieser 
Zeit  ist  der  Staat  nicht  verpflichtet,  sie  zu  erneuern,  vorher  kann 
er  dem  Konzessionär  expropriieren,  d.  h.  wohl  die  Konzession  gegen 
Entschädigung  zurückziehen.  Unbillig  erscheint  es,  dass  der  Staat 
keine  Entschädigung  zu  leisten  hat,  wenn  er  durch  Korrektions-  oder 
andere  öffentliche  Arbeiten  den  Lauf  des  Gewässers  verändert.  Sodann 
hat  der  Konzessionär  zu  dulden,  dass  sich  Gemeinden,  deren  Gebiet 
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er  besitzt,  ihre  eigenen  Einrichtungen  mit  seinem  Werke  in  Ver- 
bindnng  setzen  (gemeint  sind  wohl  Fenerlöschanstalten).  Der  Kon- 
zessionär ist  verpflichtet,  während  einer  bestimmten  Frist  die  Arbeiten 
auszuführen;  wenn  er  seine  Werke  während  3  Jahren  nicht  betreibt, 
fallt  die  Konzession  dahin.  Er  hat  dem  Staat  eine  einmalige  Kon- 
zessionsgebühr von  20  Frs.  und  eine  jährliche  Gebühr  von  höchstens 
6  Frs.  pro  Pferdekraft  zu  bezahlen;  die  letztere  Gebühr  wird  nach 
der  Kraft  der  Maschine  berechnet,  nicht  nach  der  in  Anspruch  ge- 
nommenen Wasserkraft.  Die  Konzession  ist  persönlich  und  kann 
durch  Vertrag  nicht  ohne  Einwilligung  des  Staates  übertragen  werden. 

Gesetz  vom  29.  November  über  die  Errichtung  von 
lokalen  Viehversichernngskassen  gegen  den  durch  Unfall 
oder  Krankheiten  entstehenden,  nicht  in  der  allgemeinen 
Versicherung  inbegriffenen  Verlust  von  Rindvieh. 

Die  schon  bestehende  kantonale  Viehversicherungsanstalt  ver- 
sichert das  Vieh  gegen  eine  Anzahl  ansteckender  Krankheiten;  vor- 
liegendes Gesetz  soll  das  Rindvieh  gegen  die  andern  Krankheiten 
und  gegen  Unfall  versichern.  Zu  diesem  Zweck  kann  in  jeder  Ge- 
meinde oder  in  einem  Viehinspektionsbezirk  eine  Ortskrankenkasse 
gegründet  werden  durch  eine  auf  Verlangen  von  10  Viehbesitzern 
oder  von  */4  aller  Viehbesitzer  einberufenen  Versammlung  der  Vieh- 
besitzer, welche  mit  Mehrheit  der  Anwesenden  einen  dahingehenden 
Beschluss  fasst.  Die  Kasse  ist  obligatorisch  für  alle  Besitzer  von 
über  40  Tagen  altem  gesunden  Vieh.  Die  Kasse  ersetzt  80°/0  des 
Versicherungswertes  des  zugrunde  gegangenen  Tieres  und  erwTirbt 
die  brauchbaren  Reste  desselben,  im  Erkranknngsfalle  die  Hälfte  der 
Arzt-  und  Arzneikosten.  Der  Staat  gewährt  der  Kasse  einen  jähr- 
lichen Beitrag  von  1  Fr.  pro  Stück  Rindvieh  und  der  Bund  gewährt 
den  gleichen  Zuschuss.  Die  Versicherten  haben  eine  dem  Versicherungs- 
wert entsprechende  Prämie  von  wenigstens  40  Cts.  für  100  Frs.  Ver- 
sicherungswert zu  bezahlen  und  eine  Einschreibegebühr  von  50  Cts. 

Verordnung  vom  12.  Februar,  betr.  Abänderung  der 
Verordnung  vom  15.  August  1874  über  die  Organisation  der 
kantonalen  Hypothekarkasse  und  Änderung  des  Namens 
der  letzteren  in:  Credit  foncier  vaudois. 

Abgesehen  von  der  im  Titel  angegebenen  Namensänderung 
wird  das  Kapital  von  12  auf  30  Millionen  Franken  erhöht,  auf  die 
sich  die  staatliche  Garantie  einer  4°/0igen  Dividende  erstreckt. 
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Gesetz  vom  28.  Dezember  über  Erhebung  der  Hand- 
änderungsgebühr. 

Die  Handändernngsgebühr  wird  erhoben:  1.  von  entgeltlichen 
Imniobiliarverkäufen  und  mehr  als  15  jährigen  Mietsverträgen,  2.  von 
unentgeltlichen  Eigen  tumsttbertragungen  an  Mobilien  und  Immobilien 
unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen.  Es  fallen  im  Räume  darunter 
alle  im  Kantone  gelegenen  Immobilien  und  alle  Mobilien,  welche 
zur  Erbschaft  einer  im  Kanton  domizilierten  oder  wohnhaften  Person 
gehören  oder  einer  Person  deren  Erbschaft  kraft  Staats  vertrage« 
im  Kanton  eröffnet  wird.  Ausgenommen  sind  Verlassenschaften 
direkter  Deszendenten  von  nicht  über  5000  Frs.  und  wohltätige 
Schenkungen  und  Legate.  Die  Handändernngsgebühr  bei  entgelt- 
lichen Geschäften  steht  im  Verhältnis  des  Wertes  des  Gegenstandes; 
die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  ist  progressiv:  1.  nach  folgenden 
Wertkategorien : 

1—  20000  Frs  1 

20001—  50000    „   I1 4 

50001—100000    .   I1/* 

100001-  200000    „   l3/4 

200001  und  mehr    „   2, 

2.  nach  dem  Grade  der  Verwandtschaft  in  folgendem  Verhältnis: 

Direkte  Deszendenten  und  Aszendenten:  1,  Seitenverwandte 
des  2.  Grades  21j2t  des  3.  Grades  3,  des  4.  Grades  4,  des  5.  Grades  5, 
des  6.  Grades  6,  des  7.  und  der  folgenden  Grade  7,  Ehegatten  21,», 
Dienstboten  21/2  für  die  ersten  10000  Frs.,  6  für  das  Pins.  Das 
uneheliche  Kind  wird  dem  ehelichen  in  dieser  Beziehung  gleich 
geachtet. 

19.  Wallis. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  Professor  der  Rechte,  Freiburg  i.  Ü. 

1899. 

Gesetz,  betr.  den  Aufschub  des  Strafvollzugs,  vom 
23.  Mai. 

Der  Richter  kann  nach  seinem  Ermessen  gegenüber  einem  das 
erste  Mal  zu  einer  Freiheitsstrafe  von  höchstens  einem  Jahr  Ver- 
urteilten   den  Strafvollzug  aufschieben.     Erfolgt  innerhalb  fünf 
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Jahren  keine  neue  Verurteilung  wegen  Übertretung  des  wallisischen 
Strafgesetzbuches,  die  mit  über  einem  Jahr  Freiheitsstrafe  bedroht 
ist,  so  fällt  die  Strafe  definitiv  dahin.  Entgegengesetzten  Falles  ist 
der  Vollzug  nachzuholen  und  der  Delinquent  gilt  als  rückfällig. 
Der  Aufschub  gilt  nicht  für  die  Prozesskosten  und  die  Zivil- 
entschädigung, wohl  aber  für  die  Aberkennung  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte. 

1900. 

1.  Gesetz  über  den  Schuldenabzug  vom  24.  November. 
Betrifft  den  Abzug  der  Hypothekarschnlden  von  den  zu  ver- 
steuernden Liegenschaften. 

2.  Zusatzgesetz  zum  Expropriationsgesetz  vom 
1.  Dezember  1887,  vom  26.  November. 

Zur  Förderung  der  baulichen  Entwicklung  der  Gemeinden 
können  letztere  Pläne  für  Erweiterung  der  Ortschaft,  die  Herstellung 
von  Strassen,  Kanälen  etc.  aufstellen  und  dem  Staatsrat  zur  Genehmigung 
unterbreiten.  Innerhalb  dreissig  Tagen  können  Einsprachen  beim 
Staatsrat  erfolgen  und  für  6  Monate  kann  jede  Änderung  einer 
durch  den  Plan  berührten  Liegenschaft  untersagt  werden.  Wird 
der  Plan  genehmigt,  so  wird  die  Untersagung  definitiv,  es  dürfen 
aber  die  betreffenden  Eigentümer  die  Expropriation  verlangen.  Die 
Expropriationssumme  darf  den  durchschnittlichen  für  die  letzten 
zehn  Jahre  ermittelten  Kaufwert  von  Liegenschaften  der  gleichen 
Zone  nicht  übersteigen.  Liegenschaften,  die  durch  die  in  Aussicht 
genommenen  Arbeiten  an  Wert  gewinnen,  können,  auch  wenn  sie 
durch  die  Expropriation  nicht  direkt  berührt  werden,  zu  Beiträgen  bis 
auf  60°/0  des  dadurch  herbeigeführten  Mehrwertes  angehalten  werden. 

8.  Hausiergesetz  vom  26.  November. 

Enthält  die  infolge  von  hier  wie  anderwärts  laut  gewordenen 
Klagen  gegen  das  Uberhandnehmen  des  Hausiergewerbes  üblichen 
Erschwerungen  (Erhöhung  der  Patentgebühren,  Ausschluss  einzelner 
Warengattnngen,  gewisse  Anforderungen  an  die  Person  des  Hausierers). 
Den  Standkrämern  werden  gewisse  Operationen  wie  Ausverkauf, 
Verkauf  mit  Rabatt,  unter  dem  Ankaufspreis  und  andere  untersagt. 

1901. 

1.  Gesetz,  betr.  Abänderung  einiger  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  30.  November  1882  über  die  Sonn-  und 
Festtagsruhe,  vom  22.  Mai. 
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Verschärft  die  Bestimmungen  des  früheren  Gesetzes  teilweise. 
Während  des  vormittagigen  Gottesdienstes  werden  alle  öffentlichen 
Arbeiten,  auch  auf  dem  Felde  untersagt;  während  der  übrigen  Tages- 
zeit bedarf  es  der  Einwilligung  der  zuständigen  Behörde,  die  nur 
bei  Dringlichkeit  erteilt  wird.  Dem  Gemeinderat  werden  neue 
Kompetenzen  über  die  Schliessung  von  Etablissements  und  das 
Verbot  von  Versteigeningen  gegeben. 

2.  Jagdgesetz  vom  25.  November. 

Das  Jagdrecht  für  den  ganzen  Kanton  wird  wie  bisher  erteilt 
gegen  Lösung  eines  Patentes.  Dasselbe  kostet  15  Frs.  mit  einigen 
Zuschlagsgebühren.  Im  Interesse  der  Zunahme  des  Wildstandes 
besteht  absoluter  Schutz  einiger  Tiere  (Murmeltiere,  Steinbocke, 
Auerhennen  etc.),  relativer  Schutz  anderer  durch  Beschränkung  der 
Jagdzeit,  dem  Staatsrat  anheimgegebener  Schaffung  kantonaler  (neben 
den  eidgenössischen  bestehender)  Bannbezirke  und  Verschärfung  der 
Bussen  gegen  Jagdfrevel. 

20.  Neuenburg. 

Referent :  Charles  Mec  kenstock,  Professor  der  Rechte  und  Advokat, 

Neuenbürg. 

Gesetzgebung  1899—1901. 

Gesetz  vom  23.  November  1890  über  Schiedsgerichte. 

Dieses  Gesetz  änderte  dasjenige  vom  20.  November  1885  in 
folgenden  Hauptpunkten  ab: 

Die  Zuständigkeit  der  Schiedsgerichte  wird  auf  Objekte  be- 
schränkt, deren  Wert  500  Frs.  nicht  übersteigt.  Es  ist  dies  eine 
schon  längst  geforderte  Neuerung. 

Die  Schiedsgerichte  wählen  nicht  mehr  selbst  ihren  Vorstand. 
Der  abwechselnde  Vorsitz  eines  Arbeitgebers  und  eines  Arbeitnehmers 
hatte  grosse  Unzuträglichkeiten  bezüglich  der  praktischen  Gleichheit 
der  Bürger  vor  dem  Gesetz  zur  Folge.  Nunmehr  wird  der  Präsident 
auf  3  Jahre  vom  Grossen  Rat  ernannt. 

Gesetz  vom  23.  November  1899  über  die  Befugnisse, 
Verfassung  und  Tätigkeit  der  kantonalen  Kammer  für 
Handel,  Gewerbe  und  Arbeit. 

Diese  kantonale  Kammer  ward  durch  Dekret  vom  19.  November 
1891  ins  Leben  gerufen,  um  die  Interessen  des  Uhrmachergewerbes 
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zu  vertreten  nnd  zu  schützen,  sowie  zum  Studium  der  Mittel  für 
die  Vermehrung  des  Wohlstandes  und  die  Verbesserung  der  Arbeits- 
bedingungen jenes  Gewerbes.  Die  von  ihr  geleisteten  Dienste  be- 
wogen den  Grossen  Rat,  ihr  neue  wichtige  Kompetenzen  zu  verleihen. 
Die  Kammer  ist  jetzt  damit  betraut: 

a)  bestäudig  die  Lage  des  Handels,  der  Industrie  oder  der  Arbeit, 
ferner  die  Mittel  zum  Schutz  ihrer  Interessen  und  zur  Ver- 
mehrung ihres  Wohlstandes  zu  erforschen; 

b)  die  Wünsche  und  Vorschläge  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
für  die  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  zu  untersuchen ; 

c)  auf  die  Fortschritte  ausländischer  Konkurrenz  hinzuweisen  und 
deren  Ursachen  zu  suchen; 

d)  alle  für  unseren  Handel  und  unser  Gewerbe  nützlichen  Aus- 
künfte zu  sammeln  und  zu  veröffentlichen; 

e)  als  Informationsstelle  tätig  zu  sein; 

f)  über  die  Anwendung  der  Arbeiterschutagesetze  zu  wachen; 

g)  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  ver- 
hüten und  auszugleichen.  Zu  letzterem  Zweck  bildet  die  Kammer 
ans  ihrer  Mitte  eine  Sühne-  und  eine  Schiedsgerichts-Abteilung. 
Sühne  und  Schiedsspruch  geschehen  kostenfrei  für  die  Parteien. 

Gesetz  vom  2J3.  April  1901  über  Arbeiterschutz.  Es 
ist  dies  eine  einfache  Umarbeitung  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1896. 

Gesetz  vom  25.  November  1901  über  Gebäude-Ver- 
sicherung. Das  Gesetz  hält  die  Verpflichtung  zur  Versicherung 
der  Gebäude  aufrecht  und  belässt  ihr  den  Charakter  des  öffentlichen 
Staatsdienstes. 


21.  Genf. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  Professor  der  Rechte,  Freiburg  i.  Ü. 

1899. 

Gesetz  über  die  landwirtschaftliche  Berufsbildung 
vom  1.  Juli. 

Vorgesehen  sind  besonderer  Unterricht  in  den  ländlichen 
Sekundärschulen,  der  auch  Nichtschülern  zugänglich  ist,  Vortrage 
über  theoretische  und  praktische  Themata  in  den  Gemeinden,  eine 
kantonale  Obst-,  Wein-  und  Gemüsebauschule  mit  Untersuchungs- 
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Station,  Spezialkurse  für  Gärtnerlehrlinge  und  allgemeine  Acker- 
baukurse. Das  gesamte  landwirtschaftliche  Bildungswesen  steht 
unter  der  Aufsicht  des  Departemente  für  öffentlichen  Unterricht,  dem 
zu  näherer  Leitung  drei  Kommissionen  beigegeben  sind. 

Gesetz  über  den  Arbeitsvertrag  der  Minderjährigen 
(le  travail  des  mineurs)  vom  25.  November. 

Es  ersetzt  das  Gesetz  vom  15.  Otober  1892  über  das  Lehrlings- 
wesen. Da  das  schweizerische  Obligationenrecht  den  Lehrlingsvertrag 
dem  kantonalen  Recht  nicht  vorbehält,  so  war  bezüglich  einzelner 
Bestimmungen  des  bisherigen  Gesetzes  streitig,  ob  sie  gültig  seien. 
Das  vorliegende  Gesetz  stellt  sich  auf  andern  Boden  uud  behandelt 
das  Lehrlingsverhältnis  als  eine  Art  der  Vormundschaft.  Lehrling  ist 
danach  jede  minderjährige  über  15  Jahre  alte  Person,  die  zum  Zweck 
der  Ausbildung  in  einem  Beruf  oder  Handwerk  unter  die  vormund- 
schaftliche oder  väterliche  Gewalt  eines  Meisters  gestellt  wird.  Diese 
Personen  sind  in  einem  besondern,  vom  Handels-  und  Industrie- 
departement geführten  Register  einzutragen.  Rechte  und  Pflichten 
des  Kontrahenten  werden  eingehend  geregelt.  Zur  Beaufsichtigung 
bestehen  besondere  Kommissionen.  Jährlich  finden  Prüfungen  statt 
für  diejenigen  Lehrlinge,  die  die  Lehrzeit  beendet  haben,  und  es 
werden  Diplome  erteilt. 

1900, 

Gesetz,  betr.  die  Einführung  von  Gebrauchstarifen 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  und  über  die  Bei- 
legung von  Streitigkeiten  bezüglich  der  Anstellungs- 
bedingungen vom  20.  Februar. 

Mangels  einer  besondern  Vereinbarung  im  einzelnen  Fall  soll 
für  das  Anstellnngsverhältnis  massgebend  sein  der  für  jedes  Gewerbe 
bestehende  Gebrauch,  der  fixiert  wird  durch  eine  Vereinbarung 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  oder,  wenn  sich  diese  nicht 
einigen  können,  durch  Schiedsrichter.  Beide  Parteien  werden  ver- 
treten durch  die  im  Handelsregister  eingetragenen  und  genehmigten 
Berufsvereine  und,  falls  solche  Vereine  nicht  existieren,  durch  die 
seit  wenigstens  drei  Monaten  im  Kanton  vorhandenen  Berufsgenossen. 
Sie  wählen  in  einer  durch  die  Vereine  oder,  falls  solche  fehlen,  auf 
Verlangen  von  einem  Fünftel  der  Berufsgenossen  durch  den  Staatsrat 
einberufenen  Versammlung  ihre  Vertreter,  und  zwar  je  sieben  aus 
den  Arbeitgebern  und  aus  den  Arbeitern.  Diese  suchen  sich  zunächst 
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über  Anstellungsbedingungen  und  Tarife  zu  einigen,  wozu  es  einer 
Mehrheit  von  a/4  der  beiderseitigen  Vertreter  bedarf.  Kommt  eine 
Verständigung  nicht  zustande,  so  sucht  auf  Verlangen  einer  Partei  der 
Staatsrat  eine  solche  herzustellen.  Gelingt  es  ihm  nicht,  so  beruft 
die  (durch  ein  Gesetz  von  1899  geschaffene)  zentrale  Schiedsgerichts- 
kommission die  Vertreter  und  entscheidet  mit  ihnen  durch  einfache 
Stimmenmehrheit  die  Anstände. 

Ein  festgesetzter  Gebrauch  besteht  für  die  im  Beschluss 
bezeichnete  Dauer,  jedenfalls  aber  nicht  über  5  Jahre.  Er  wird 
stillschweigend  auf  je  ein  Jahr  erneuert,  falls  nicht  die  Kündigung 
erfolgt.  Dieser  Gebrauch  gilt,  bis  ein  neuer  an  die  Stelle  tritt  und 
ist  für  die  Gerichte  bindend. 

Solange  ein  solcher  Tarif  in  Kraft  besteht,  ist  jede  Arbeits- 
einstellung seitens  Arbeitgeber  oder  Arbeiter  zum  Zweck  der  Er- 
langung günstigerer  Bedingungen  ausgeschlossen.  Bricht  ein  Streik 
wegen  anderen  Ursachen  aus  oder  entstehen  andere  Ausstände,  die 
zur  ganzen  oder  teilweisen  Arbeitseinstellung  führen  könnten,  so 
findet  zur  Erledigung  des  Streites  dasselbe  Verfahren  statt,  wie  zur 
Aufstellung  des  Gebrauches. 

Die  Aufforderung  zu  gänzlicher  oder  teilweiser  Arbeits- 
einstellung unter  Verletzung  des  aufgestellten  Tarifs  und  dieses 
Gesetzes  wird  bestraft.  Die  Strafe  trifft  auch  den  Herausgeber  und 
Drucker  einer  öffentlichen  Aufforderung. 

Gesetz  über  Einrichtung  eines  Strafenstandsregisters 
(office  du  casier  judiciaire)  vom  17.  März. 

In  dies  Register  werden  eingetragen  alle  Freiheitsstrafen  über 
acht  Tage,  die  gegen  Genfer  und  im  Kanton  Genf  geborene  Personen 
irgendwo  ausgesprochen  worden  sind,  mit  einigen  Ausnahmen.  Aus 
dem  Register  kann  die  Gerichtsbehörde,  sowie,  was  die  Einträge 
bezüglich  seiner  Person  betrifft,  jedermann  einen  Auszug  verlangen. 

Gesetz,  betr.  die  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit 
des  Staates  und  der  Gemeinden,  vom  23.  Mai. 

Statuiert  die  unbedingte  Verantwortlichkeit  dieser  Gemeinwesen 
für  unerlaubte  verschuldete  in  Ausübung  ihres  Amtes  begangene 
Handlungen  ihrer  Organe  (magistrats  qui  les  representent),  sowie 
für  den  Schaden,  der  in  Ausübung  ihrer  Arbeit  begangen  wurde 
durch  Beamte  und  Angestellte,  falls  nicht  der  Gegenbeweis  der 
nötigen  Massnahmen,  um  diesem  Sehaden  vorzubeugen,  geleistet  wird. 
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Gesetz,  betr.  Abänderung  von  Art.  138  und  139  der 
Gerichtsorganisation  von  1891,  vom  24.  Oktober  über 
Zulassung  zur  Advokatur. 

Bisher  wurde  zur  Ausübung  der  Advokatur  zugelassen 
jedermann,  der  sich  durch  ein  schweizerisches  juristisches  Doktor- 
oder Lizentiatsexanieu  oder  anderweitig  über  die  nötigen  Kenntnisse 
auswies.  Da  nun  nach  Art.  5  der  Bundesverfassung  der  Befähiguugs- 
ausweis  in  einem  Kanton  den  Inhaber  zur  Ausübung  der  Praxis  in 
der  ganzen  Schweiz  berechtigt,  wurde  der  Genfer  Ausweis  vielfach 
angewendet  von  Angehörigen  anderer  Kantone,  um  die  in  diesen  be- 
stehenden strengen  Bestimmungen  zu  umgehen.  Das  eine  Gesetz  ver- 
langt nun  als  weitere  Voraussetzungen:  Wohnsitz  im  Kanton  Genf 
und  zweijähriges  Stage  auf  einem  Advokaturbnrean,  worunter  ein 
Jahr  in  Genf. 

Gesetz,  betr.  die  öffentliche  ärztliche  Unterst ützung, 
vom  21.  November. 

Es  betrifft  die  Fürsorge  für  bedürftige  Kranke,  Verletzte  und 
Gebrechliche.  Zu  diesem  Zwecke  stehen  zur  Verfügung  der  Kantons- 
spital, die  geburtshilfliche  Anstalt,  das  Asyl  Loex  für  chronische 
Krankheiten,  das  Hospiz  für  Rekonvaleszenten,  die  Irrenanstalt  und 
die  Polyklinik. 

1901. 

1.  Gesetz  über  Abschaffung  des  Scheckstempels  vom 
9.  März. 

2.  Gesetz  zum  Schutz  der  Weinberge  gegen  die 
Reblaus  und  über  deren  Bepflanzung  mit  amerikanischen  Reben 
vom  22.  Mai. 

Zur  Prüfung  und  zum  Bericht  über  die  nötigen  Massregeln 
zu  diesem  Zweck  wird  eine  Kommission  gewählt  und  im  Budget 
ein  Jahresbeitrag  festgesetzt  zur  Bestreitung  der  Kosten. 

3.  Gesetz  über  Errichtung  eines  Technikums  vom 
22.  Juni. 

Bezweckt  für  die  Schüler  die  Beschaffung  der  nötigen  theo- 
retischen und  technischen  Vorkenntnisse  zur  Ausübung  des  Berufes 
in  der  Bauindustrie,  Mechanik  und  Elektrotechnik,  als  Ingenieur, 
Betriebschef,  Leiter,  Inspektor,  Geometer,  Zeichner  und  Monteur. 

4.  Gesetz,  betr.  die  Einführung  der  „taxe  dite 
d'Hopital",  vom  21.  September. 
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Die  Steuer  wird  verwendet  zur  unentgeltlichen  öffentlichen 
ärztlichen  Behandlung  Bedürftiger  und  wird  erhoben  von  Bürgern, 
Niedergelassenen  und  Aufenthaltern. 

5.  Gesetz  über  Abänderung  des  Gesetzes  über  Pro- 
portionalvertretung vom  23.  Januar. 

Die  von  einer  politischen  Partei  oder  Gruppe  einzureichende 
Liste  der  Wahlkanditaten  soll  mindestens  zwanzig  (bisher  zehn) 
Unterschriften  tragen  und  mindestens  auf  fünf  wählbare  Kandidaten 
(bisher  keine  Miniraalzahl)  lauten.  Es  wird  der  im  bisherigen  Gesetz 
nicht  vorhergesehene  Fall,  dass  eine  Liste  den  Wahlquotienten 
(Summe  aller  Listenstimmen  dividiert  durch  die  Zahl  der  zu 
Wählenden)  nicht  erreicht,  geregelt,  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass 
diese  Stimmen  nicht  gelten  und  auch  bei  der  Festsetzung  des  Wahl- 
quotienten nicht  mitgerechnet  werden.  Wird  durch  diese  Berechnung 
die  Zahl  der  zu  Wählenden  nicht  erreicht,  so  erfolgt  die  Zuteilung 
der  übrigen  Mandate  an  diejenigen  Listen,  welche  die  grössten 
Bruchzahlen  aufweisen. 

6.  Inkompatibilitätsgesetz,  angenommen  in  der  Volks- 
abstimmung vom  31.  März. 

Dieses  aus  der  Volksinitiative  hervorgegangene  Verfassungs- 
gesetz bestimmt,  dass  ein  Grossratsmandat  mit  jedem  öffentlichen 
Amt,  für  das  eine  fixe  Staatsbesoldung  gewährt  wird,  unvereinbar 
ist.  Von  dieser  Bestimmung  wird  einzig  nicht  betroffen  das  Amt 
eines  Mitgliedes  der  Regierung. 

7.  Abänderung  von  Art.  19  der  Verfassung  von  1847? 
angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  13.  Oktober. 

Will  das  —  übrigens  auch  in  andern  grössern  Schweizerstädten, 
namentlich  an  der  Grenze  —  bestehende  Missverhältnis  zwischen 
Kantonsbürgern  und  andern  Kantonsangehörigen  und  namentlich 
Ausländern  beseitigen  durch  Erleichterung  der  Einbürgerung.  Danach 
kann  der  Ausländer  die  Einbürgerung  verlangen,  wenn  er  fünf 
(bisher  zehn)  Jahre  vor  seinem  Anfnahmegesuch  ununterbrochen  im 
Kanton  gewohnt  hat. 
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Schweden. 

Referent:  Dr.  W.  Uppström,  Häradshüfding,  Stockholm. 


a)  Gesetzgebung  1899—1901. 

1899. 

Mit  einem  markierten  Akzent  erhabener  Entrüstung  hat  die 
sogen,  liberale  Presse  die  Reichstagssession  von  1899  den  Reichstag 
der  ersten  Kammer  genannt.  Sie  bedauerte  in  ihrer  Art  die 
Dürftigkeit  der  Diskussionen  und  ihren  Mangel  an  Hoheit.  Das  Zu- 
treffende dieses  Urteils  ist  im  Grunde  nicht  zu  bestreiten;  nur 
war  die  Schuld  dieses  wohl  niemandem  tiefer  zu  Herzen  gehenden 
Verhältnisses  nicht  vorzugsweise  der  ersten  Kammer  zu  geben, 
sondern  vielmehr  der  Spannung  zwischen  der  Majorität  derselben 
nebst  den  verbündeten  Abgeordneten  auf  der  einen  Seite  und  dem 
aus  dieser  Gruppe  schon  ausgeschiedenen  Ministerchef  Gustav  Hostkom 
auf  der  anderen.  Die  politische  Atmosphäre  war  dumpf.  Das 
Jahr  endigte  mit  einem  demütigenden,  aber  von  den  Liberalen  aller 
Nuancen  bejubelten  unionellen  Kanossa  (vergl.  Jahrbuch  1898, 
S.  1048  f.;  Bulletin  de  la  Socicte  de  legislation  comparee  1901, 
S.  409  f.). 

Auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  war  das  Jahr  nicht  reich, 
ist  aber  nicht  ganz  ohne  Erfolg  abgelaufen.  Infolge  der  Haager 
Konvention  vom  14.  November  1896,  betreffend  gewisse  Punkte  des 
internationalen,  sich  auf  den  Zivilprozess  beziehenden  Privatrechts, 
waren  seitens  der  Regierung  dem  Reichstage  unterbreitet  drei  Ge- 
setzesent würfe,  betreffend 

a)  Zeugenvernehmungen  bei  ausländischen  Gerichten, 

b)  schwedischerseits  auf  Antrag  ausländischer  Gerichte  zu  leistende 
Rechtshilfe  und 

c)  Vollstreckung  ausländischer  Erkenntnisse  in  beziig  auf  die 
schwedischen  P>ürgern  auferlegte  Verpflichtung  zum  Prozess- 
kostenersatz. 
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Diese  Vorlagen  wurden  von  den  Kammern  ohne  Diskussion 
angenommen  und  am  6.  März  1899  im  Gesetzblatte  veröffentlicht. 
Darauf  folgten  am  5.  Mai  zwei  königl.  Erlasse,  betreffend  die  Be- 
händigung  schwedischer  Prozessakte  und  ähnlicher  Dokumente  im 
Auslände,  sowie  derartiger  ausländischer  Schriftstücke  in  Schweden. 
Ferner  wurde  durch  eine  Gesetzesnovelle  vom  6.  März  1899  das 
Gesetz  vom  19.  November  188(>,  betreffend  die  Verpflichtung  aus- 
ländischer Kläger,  Sicherheit  für  hiesige  Prozesskosten  zu  bestellen, 
dahin  modifiziert,  dass  die  Regierung  beauftragt  wurde,  vertrags- 
mässig  und  unter  dem  Vorbehalt  der  Reziprozität  Bestimmungen 
zu  erlassen,  wodurch  ausländische  Untertanen  von  dieser  Ver- 
pflichtung dispensiert  werden.  Internationale  Verträge  über  diesen 
Gegenstand  sind  auch  mit  Belgien,  Deutschland,  Dänemark,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Portugal,  Rumänien,  Rnssland, 
Schweiz,  Spanien  und  Österreich-Ungarn  geschlossen  (siehe  Uppström, 
Sveriges  Rikes  Lag,  XXI.  Aufl.,  1903,  S.  1231). 

Auch  das  nationale  Prozessrecht  wurde  mit  einem  neuen 
Gesetz  vom  10.  Juli  1899  über  Vorladungen  bereichert.  Ausser 
einigen  im  Reichstag  beantragten  Fristabkürznngen  bei  Behändigung 
im  Auslande  sind  die  Vorschriften  des  Gesetzes,  besonders  wenn  sie 
etwas  anderes  als  eine  oft  verflachte  Unischreibung  alter  kerniger 
Bestimmungen  enthalten,  nicht  unbedenklicher  Art  und  leiden 
dazu  an  der  üblichen  modernen  Unklarheit  und  Unbestimmtheit. 
Beispielsweise  können  hier  die  §§  5,  6,  34  als  weniger  glücklich 
bezeichnet  werden.  Um  die  gerügten  Mängel  für  Ausländer  ver- 
ständlich zu  machen,  gehört  aber  eine  durchgehende  Darstellung  des 
Prozesswesens  und  der  gerichtlichen  Organisation  Schwedens,  wozu 
hier  jedenfalls  der  Raum  mangelt.  Ebenso  oder  eigentlich  noch 
unklarer  ist  das  Gesetz  vom  10.  Juli  1899,  betreffend  die  Folgen 
des  Ausbleibens  der  Parteien  in  Strafsachen. 

Zu  verzeichnen  sind  weiter  von  demselben  Datum  das  Gesetz, 
betreffend  Schutz  der  zur  Metallindustrie  gehörenden 
Muster  und  Modelle,  sowie  das  Gesetz,  betreffend  die  der 
Staatskasse  obliegende  Ersatzpflicht  wegen  des  von  Voll- 
streckungsbeamten durch  vorsätzliche  oder  fahrlässige  Amtsfehler 
veranlassten  Schadens. 

Die  städtischen  Grundstücksverhältnisse  wurden  in  gewissen 
Punkten  geregelt  durch  zwei  am  26.  Mai  1899  ausgefertigte  Gesetze, 
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deren  das  eine  sich  auf  die  Parzellierung  und  Zusammenlegung" 
solcher  Grundstücke  und  Grundstücksteile  bezieht  und  das 
andere  über  die  im  Falle  der  Aufführung  eines  Gebäudes 
ausserhalb  der  Grenzlinie  des  Hofraumes  entstehende 
Entschädigungspflicht  handelt. 

Ausser  diesen  in  politischer  Hinsicht  neutralen  Gesetzen  ergriff 
das  Kabinett  unerwartet  die  Gelegenheit,  ein  in  liberalen  Ver- 
sammlungen und  in  sozialistischen  Arbeiterkreisen  noch  immer 
leidenschaftlich  angegriffenes  Gesetz  in  den  Hafen  zu  bringen.  Um 
ein  geeignetes  Mittel  zur  Bekämpfung  des  rücksichtlosen  und  brutalen 
Vorgehens  der  sozialdemokratischen  Arbeiter-Fachvereine  zu  gewinnen, 
wurde  auf  Antrag  eines  Landwirtes  aus  Akarp  in  Schonen  seitens 
der  Kammern  eine  Gesetzesvorlage  votiert,  welcher  die  22  nnd  24 
des  XV.  Kap.  des  allgemeinen  Strafgesetzes  dermassen  ändert,  dass 
auch  der  Versuch,  die  Arbeiter  durch  Gewalt  oder  Drohungen  zum 
Arbeitsausstand  zu  nötigen  oder  sie  durch  derartige  Handlungen  zu 
verhindern,  die  Arbeit  wieder  aufzunehmen,  bezw.  angebotene  Arbeit 
zu  übernehmen,  mit  Strafe  bedroht  und  unter  öffentliche  Anklage 
gestellt  wird.  Der  oberste  Gerichtshof,  welcher  isoliert  von  den 
Strömungen  des  praktischen  Lebens,  erhaben  über  die  Notlage  der 
Arbeitgeber,  für  die  realen  Verhältnisse  und  die  dementsprechenden 
Rechtsanforderungen  unempfänglich  war,  erblickte  in  dem  Antrag 
hauptsächlich  Ausnahmebestimmungen  und  stellte  vorsichtig  anheim, 
die  Zustimmung  nicht  zu  gewähren.  Die  Regierung,  welche  ihrer 
Veranlagung  nach  sich  von  theoretischen  Skrupeln  nicht  im  geringsten 
beeinflussen  liess,  akzeptierte  den  Beschluss  des  Reichstages.  Die 
Liberalen  machten  saure  Mienen.  In  anderen  Kreisen  hat  man  das 
den  Konservativen  gezollte  Entgegenkommen  als  eine  Abschlags- 
zahlung für  die  Nachgiebigkeit  in  der  norwegischen  Flaggenfrage 
ausgelegt. 

1900. 

Die  Stellung  des  Kabinetts  wurde  trotzdem  mit  dem  neuen 
Jahrhundert  vollständig  unhaltbar.  Die  Regierung  entfernte  sich 
persönlich  immer  weiter  von  den  Konservativen.  Der  Vertrauensmann 
derselben  in  der  ersten  Kammer  —  der  nach  dem  geltenden 
schwedischen  Rechte  vom  König  ernannte  Vorsitzende  Graf  Sparkk 
—  versuchte  vergeblich  die  Opposition  mit  dem  Hammer  zum  Schweigen 
zu  bringen,  ludessen  konnte  die  Regierung  mit  den  immer  anspruchs- 
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voller  gewordenen  Führern  des  Ultras  nicht  immer  zusammengehen, 
welche  von  ihrem  beliebten  Sport,  die  Armee-  und  Marinebudgets  zu 
reduzieren,  nicht  Abstand  nehmen  mochten,  —  während  von  der 
konservativen  Majorität  Millionen  mehr,  als  die  Regierung  verlangt 
hatte,  bewilligt  wurden.  Auf  allen  Seiten  standen  also  Konflikte  und 
Brüche  vor  der  Tür.  Es  kam  allmählich  sogar  zu  unwürdigen  per- 
sönlichen Auseinandersetzungen,  als  Bostrom,  welcher  in  der  Jugend 
das  Abitnrientenexamen  gemacht  hat,  wie  die  „salva  Jovis  conjux" 
gegen  den  Agrarierführer  Freiherrn  v.  Klinuhpor  tobend,  ihn  als 
einen  Ignoranten  bezeichnete.  (Vergl.  Bulletin  1901,  S.  547—8.) 
Wie  schon  in  diesem  Jahrbnche,  Jahrg.  181)8,  S.  1048,  erwähnt  wurde, 
schied  Boström  nach  der  Beendigung  der  Reichstagssession  aus  seinem 
Kabinette  aus.  Sein  Nachfolger  wurde  der  biedere  alte  Admiral 
v.  Ottkr,  welcher,  sogleich  mit  Wohlwollen  von  allen  Seiten  begrüsst, 
der  Art  seiner  Begabung  zufolge  nach  dem  Vorbilde  des  Namens- 
vetters in  der  Edda  innerhalb  zweier  Jahre  „blundandiw  durch  den 
Steinwurf  des  Loge  unterlag.  Mit  dem  ministeriellen  Ruhegehalt  wurde 

diese  politische  Laufbahn  beendigt.  (Vergl.  Bulletin  1901,  S.  547—551.) 

*  * 

* 

Nach  vieljährigen  Vorbereitungen  votierten  die  Kammern 
während  dieser  Session  endgültig  ein  neues  Staatsdepartement 
(Ministerium)  für  Ackerbau  und  Landwirtschaft,  welches  gleich  ins 
Leben  trat.  An  Stelle  der  alten  Departementsstatuten  vom  1(5.  Mai 
1840  kam  ein  königl.  Erlass  vom  1.  März  1900,  welcher  neue 
Bestimmungen  über  die  Verteilung  der  Geschäfte  zwischen  den 
Staatsdepartements  enthielt. 

Pen  rechtmässigen  Anschauungen  des  Reichstags  endlich 
Rechnung  tragend,  überreichte  der  noch  immer  in  seiner  Stellung 
gebliebene  Jnstizminister  Lüdwig  Annerstkdt  eine  Regierungsvorlage 
über  den  Entwurf  eines  Strafregistergesetzes,  welches  nebst  den 
dazu  gehörenden  konstitutionellen  Bestimmungen  über  die  Geheim- 
haltung des  Strafregisters  von  den  Kammern  angenommen  wurde. 
Siehe  weiter  Bulletin  1901,  S.  550;  Mitteilungen  der  intern,  krim. 
Verein.  Bd.  IX,  S.  :W4. 

Trotz  der  Erfahrung  in  der  obengenannten  und  anderen  Fragen 
verlangte  die  Regierung  wiederum  das  Gutachten  der  Kammern  über 
den  Entwurf  einer  königl.  Verordnung,  betreffend  modifizierte 
Bestimmungen,  enthaltend  die  Verwendung  von  r  Weibern  und  Kindern" 
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in  indnstrieellen  Gewerben,  mit  welcher  Bezeichnung  eigentlich  an 
die  Grossindustrie  gedacht  wurde.  Die  Kammern  votierten  mit 
einigen  Änderungen  ein  Gesetz,  welches,  wie  verlautet,  nicht  ohne 
Bedenken    von    der  Regierung    akzeptiert    und    schliesslich  am 

17.  Oktober  1900  ausgefertigt  wurde,  ungeachtet  des  Gewirres, 
welches    dadurch    entstehen    musste,    dass    die   Verordnung  vom 

18.  November  1881,  betreffend  die  Verwendung  Minderjähriger 
(beiderlei  Geschlechts)  in  Fabriken,  Gewerken  und  anderen  Han- 
tiernngen,  für  die  Kleinindustrie  in  Geltung  blieb  und  bis  auf 
weiteres  bleiben  musste.  ohne  dass  eine  bestimmte  Grenze  zwischen 
den  Geltungsgebieten  des  Gesetzes  und  der  Verordnung  gezogen  war. 

Neue  Fischereistatuten  wurden  von  der  Regierung  am 
17.  Oktober  1900  erlassen. 

Nehmen  wir  hierzu  die  Gesetze  vom  29.  Juni  1900,  von 
welchen  das  eine  erhöhte  Strafsätze  wegen  Tierquälerei  und  das 
andere  die  Ausdehnung  des  allgemeinen  für  die  Eisenbahnen, 
Telegraphen  und  derartige  Einrichtungen  bestimmten  Straf- 
schutzes auf  elektrische  Leitungen  für  Beleuchtung.  Heizung 
und  Überführung  von  Treibkraft  verfügte,  so  ist  im  wesentlichen 
das  gesetzgeberische  Ergebnis  dieses  Jahres  erschöpft. 

1901. 

Nach  dem  unerwarteten  Abgang  des  zu  eftektraachenden  Über- 
raschungen  nicht  ungeneigten  Ministers  Bostköm  trat  eine  kurze 
Periode  relativer,  für  die  zweckmässige  Förderung  wichtiger  nationaler 
und  sozialer  Fragen  nötiger  Ruhe  ein.  Wenn  auch  die  Stimme 
Athene»  aus  dem  rekonstruierten  Kabinette,  in  dem  der  vormalige 
Jnstizminister  Annkhstkdt  bis  auf  weiteres  verharrte,  sich  nicht 
oft  vernehmen  Hess,  wurde  nichtsdestoweniger  auf  guten  Willeu 
und  Behutsamkeit  gerechnet.  Die  Hoffnungen  gingen  auch 
während  der  ersten  Reichstagsperiode  so  ziemlich  in  Erfüllung. 
Freilich  brachte  der  Justizminister  einen  unerwünschten  Entwurf 
einer  Gesetzesnovelle,  betreffend  Änderungen  des  Abschnittes  vom 
Prozess  in  dem  Gesetzbuche  von  1784,  auf  die  Tagesordnung,  und  bei 
der  allgemeinen,  in  solchen  Fragen  auch  die  Presse  beeinflussenden 
Versumpfung,  die  mit  einem  einige  Jahre  vorher  bewirkten  minister- 
frenndliehen  auf  das  traurigste  beendigten  Regime-  und  Personal- 
wechsel verbunden  war,  gelingt  es  auch,  die  Majorität  der  Kammern 
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zur  Annahme  dieser  wahrhaft  subalternen,  etwas  modifizierten  Vor- 
lage zu  bewegen,  in  der  sogar  die  nötige  Berücksichtigung  einer 
während  ihrer  Ausarbeitung  ergangenen  Gesetzesnovelle  etc.  durch 
einen  unglaublichen  Mangel  an  Umsicht  ausgelassen  wurde.  Im  Aus- 
gleich muss  man  aber  mit  Dankbarkeit  anerkennen,  dass  infolge  einer 
von  der  Regierung  eingebrachten,  mit  besonderer  Sorgfalt  unter 
den  Auspizien  des  Kriegsministers,  Generals  Jkspkr  v.  Crusebiörn 
ausgearbeiteten  Vorlage  der  Wehrkraft  des  Landes  eine  lange  er- 
wünschte, nicht  unerhebliche  Stärkung  zugeführt  wurde.  Leider 
wurde  die  von  der  Regierung  verlangte  allgemeine  (bloss)  ein- 
jährige Dienstzeit  der  Wehrpflichtigen  nur  für  Kavallerie,  Feld- 
artillerie und  dergl.  Spezialwaflen  bewilligt,  während  bei  der  Marine 
die  Dienstzeit  auf  zehn  und  bei  der  Infanterie  auf  acht  Monate 
beschränkt  wurde.  Die  Regierung  hatte  anfangs,  ihre  Stellung  dahin 
präzisiert,  dass  sie  die  Bewilligung  der  einjährigen  Dienstzeit  für 
alle  Waffengattungen  als  das  Minimum  unbedingt  forderte.  Kraft, 
ihrer  niemals  zu  verläugnendcn  Liberalität  fingen  aber  die  Freisinnigen 
an,  aus  edler  Sparsamkeit  und  antimilitärischen  Rücksichten  auf 
das  Scheitern  eventuell  die  Verpfuschung  der  ganzen  Frage  nebst 
einem  ersehnten  Kabinettwechsel  schon  bei  diesem  Reichstag  hinzu- 
arbeiten; für  eine  Erweiterung  der  Wehrpflicht  wurde  kompensations- 
weise allgemeines  Stimmrecht  gefordert.  Boström  beantragte  selbst 
die  Zurückweisung  der  Kompromissvorlage  der  Wehrkommission  des 
Reichstags.  Einsehend,  dass  trotz  des  vom  Finanzminister  Grafen 
Wachtmeister  in  gutem  Glauben  ausgearbeiteten,  aber  der  tückischen 
Schicksalsironie  zufolge  in  einem  Jahre  geschäftlichen  Rückganges 
erschienenen  Exposes  des  grossartigen  Zuwachses  des  nationalen 
Wohlstandes  während  der  Jahrzehnte  1890 — 1899  mehr  als  das  von 
der  Kommission  Beantragte  momentan  nicht  zu  erreichen  sei.  brachte 
dann  die  Regierung,  um  das  Möglichste  zu  retten,  das  nicht  an- 
genehme Opfer  ihrer  Gefühle  und  ihrer  Festigkeit  durch  die  ottene 
Erklärung,  sie  akzeptiere  zur  Zeit  den  Kommissionsantrag,  welcher 
auch  von  der  Majorität  der  Kammern  angenommen  wurde.  Lieber 
weniger  als  gar  nichts,  meinten  die  Mässigen.  Aus  verschiedenen 
Gründen  seufzten  andere  ihr  „invitus  et  coactns*.  Das  neue  Wehr- 
pflichtgesetz  wurde  am  14.  Juni  1901  publiziert,  t'bergangs-  und 
Ansführungsbestimmnngen,  welche  hier  nicht  erörtert  werden  können, 
folgten. 
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Die  budgetarischen  Ausgaben,  von  welchen  ca.  43°/0  ((57  7  6  6  92"» 
Kronen)  auf  das  Heer-  und  Flottenwesen  fielen,  wurde  für  das  Jahr 
vom  1.  Jannar  1902  bis  zum  1.  Januar  1903  zu  156143000  Kronen 
und  die  Einnahmen  zum  gleichen  Betrag  .veranschlagt. 

Ausser  der  vorerwähnten  Gesetzesnovelle,  betreffend  Änderungen 
in  dem  bürgerlichen  Prozesse  und  in  dem  Strafprozesse,  welche 
Änderungen,  hauptsächlich  auf  Einreden  und  Rechtemittel  beschränkt, 
im  Auslände  nur  ein  mitleidiges  Achselzucken  hervorrufen  können, 
sind  im  Gebiete  der  Gesetzgebung  das  Wuchergesetz  vom  14.  Juni 
1901,  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1901  über  Bestellung  und  Ein- 
tragung von  Hypotheken  (Pfandrechten)  an  Schiffen,  sowie  das 
Unfall versichernngsgesetz  vom  5.  Juli  1901  zu  erwfthnen. 

Das  ebenfalls  unter  den  Auspizien  Annebstedts  ausge- 
arbeitete Wuchergesetz  stellt  den  weniger  schueidigen  als  zwei- 
schneidigen Versuch  einer  Nachbildung  des  deutschen  Typus  dar,  be- 
schränkt aber  den  Umfang  des  Wucherbegriffes  auf  das  Darlehn  von 
Geldsummen  gegen  unverhältnismässige  Zinsen,  bezw.  Bewilligung 
von  Zahlungsfristen  unter  dergl.  Bedingungen.  Schon  der  oberste 
Gerichtshof  erklärte,  den  neuen  Wucherbegriff  nicht  verstehen  zn 
können.  In  der  ersten  Kammer  sprachen  sich  die  Professoren  der 
Rechte  gegen  die  Vorlage  aus,  erreichten  aber  nichts  weiter  als  die 
Auslassung  der  vom  Jnstizminister  bis  aufs  änsserste  behaupteten 
Bestimmung  über  die  Beschränkung  des  Zinsfusses  auf  höchstens 
sechs  Prozent. 

Das  Gesetz  über  die  sogen.  Schiffshypothek  nebst  Ausführungs- 
verordnungen leidet  an  denselben  ganz  erheblichen  Grundmängeln 
wie  das  allgemeine  bei  der  vor  drei  bis  vier  Dezennien  einigermassen 
entschuldbaren  theoretischen  Unbefangenheit  zustande  gekommene 
Gesetz  über  die  Eintragung  von  Hypotheken  auf  Grundstücken  nebst 
Nebenbestimniungen.  Das  Schiffsregister  wird  von  einer  anderen 
Behörde  (das  Kommerzkollegium)  als  das  Hypothekenbuch  (das  Rathaus- 
gericht zu  Stockholm)  geführt.  Die  Bestimmungen,  betreffend  die 
Stempel-  und  Gebührensätze,  sind  absichtlich  oder  zufällig  unvollständig. 

Nach  siebzehnjähriger  Kommissions-  und  Departementsarbeit 
an  der  Lösung  der  Arbeiterversicherungsfrage  in  ihrem  ganzen  Uni- 
fange (siehe  Bulletin  1892  S.  284-285,  1901  S.  259,  Ml),  während- 
dessen schon  fünf  Regierungsvorlagen,  betreffend  teils  Unfall-,  teils 
Altersversicherung,  gescheitert  waren,  entschloss  sich  die  Regierung 
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diesmal  zn  einer  hauptsächlich  auf  die  von  der  JI.  Kammer  in  der 
vorigen  Reichstagssession  votierten  Gründe  gestützten  Vorlage  eines 
UnfaHversicherungsgesetzes,  welches  jedoch  nicht  ohne  einige  recht 
wertvolle  Modifikationen  von  beiden  Kammern  angenommen  wurde. 
Der  Arbeitgeber  ist  nach  diesem  Gesetz  verpflichtet,  die  Entschädigung 
de  piano  zu  erstatten,  kann  sich  aber  von  der  direkten  Verant- 
wortlichkeit ganz  oder  teilweise  entlasten  durch  Versicherung  in  der 
(neu  eingerichteten)  Reichs- Versicherungsanstalt,  deren  Verwalinngs- 
kosten  der  Staatskasse  obliegen.  (Nach  der  Regierungsvorlage  von 
1900  war  die  Versicherung  in  privaten,  nur  staatlich  kontrollierten 
Anstalten  zulässig.)  Die  ersatzpflichtigen  Berufszweige  sind  in  §  2 
angegeben.  Die  Karenzzeit  beträgt  60  Tage.  Wenn  die  Arbeits- 
fähigkeit des  Betroffenen  nur  zeitweise  herabgesetzt  worden  ist,  wird 
nach  dem  Verlaufe  der  Karenzzeit  als  Krankennnterstützung  eine 
Krone  täglich  ausbezahlt  bis  zur  Wiederherstellung  der  Arbeits- 
fähigkeit, event.  bis  zum  Eintritt  des  dauernden  Verlustes  bezw.  der 
dauernden  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  oder  des  Todes.  Ent- 
steht die  gänzliche  Arbeitsunfähigkeit,  ist  eine  Leibrente  von 
300  Kronen  zu  entrichten.  Bei  verminderter  Arbeitsfähigkeit  ist 
die  Rente  entsprechend  zu  bemessen.  Ist  die  Arbeitsfähigkeit  um 
weniger  als  ein  Zehntel  vermindert,  findet  keine  Entschädigung  statt. 
Erfolgt  der  Tod,  wird  als  Entschädigung  gewährt  :  1.  als  Beihilfe 
zu  den  Beerdigungskosten  60  Kronen,  2.  als  Leibrente  für  die  Witwe 
120  Kronen  jährlich,  solange  sie  unverheiratet  bleibt,  und  für  jedes 
Kind  bis  zum  vollendeten  15.  Jahre  60  Kronen  jährlich,  jedoch  für 
Witwe  und  Kinder  zusammen  höchstens  300  Kronen  jährlich. 

i'ber  das  Gesetz  vom  30.  März  1901.  betr.  den  geänderten 
Wortlaut  des  Kap.  IV,  §  11  des  allgemeinen  Strafgesetzes  (Rückfall- 
verjährung), das  Gesetz  vom  5.  Juli  1901,  betr.  Änderung  des 
Kap.  XXIV,  §  13  des  Strafgesetzes  (erhöhte  Geldstrafe  bei  unerlaubtem 
Jagen),  sowie  über  die  sonstigen  Bestimmungen  strafrechtlichen  In- 
halts ist  in  meinem  Bericht  über  die  Strafgesetzgebung  Schwedens 
1898—1901  inden  Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung  Bd.  IX,  Heft  3,  S.  324—336  gesprochen. 

b)  Juristische  Literatur. 

Besondere  Aufmerksamkeit  verdient  Adolf  Ästköm:  Oin  Svensk 
Vattenrätt  (Schwedisches  Wasserrecht).  Stockholm  1899,  Norstedt  & 
Söuer.    2,50  Kr. 
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Im  Ansehluss  au  seine  treffliche,  zwei  Jahre  früher  erschienene 
Abhandlung  Uber  das  Eigentumsrecht  nach  den  schwedischen  Rechts- 
quellen (siehe  Jahrbuch,  Jahrg.  IV,  S.  1)56 — 7)  erörtert  der  Verfasser 
in  dem  neuen  Werke  die  wichtige  und  interessante  Frage  über  das 
allgemeine  staatliche  Wasserregal.  Durch  eingehende  sorgfältige 
Untersuchung  und  Prüfung  unserer  mittelalterlichen  Rechtsquellen, 
der  Erkenntnisse  der  gegen  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  eingesetzten 
sogen.  Mühlenkommission  (Qnarnkommission),  sowie  der  späteren 
(Gesetzgebung,  gelingt  es  dem  Verfasser  zu  voller  Klarheit,  die 
Existenz  dieses  Regales  festzustellen.  Verfasser  zeigt,  wie  es  sich 
—  nicht  ohne  Beeinflussung  der  römisch-rechtlichen  Grundsätze  über 
„tlumcn  publicum4*  —  von  einem  Landes-  zu  einem  Reichsregale 
entwickelt  hat,  und  dass  die  Regalgrnndsätze,  wenn  nicht  immer  mit 
klarem  Bewusstsein  und  fester  Konsequenz,  im  ganzen  stets  für  die 
Gesetzgebung  massgebend  gewesen  sind.  Die  vom  Verfasser  für 
die  Rechtsprechung  in  privatrechtlichen  Verhältnissen  gezogenen 
Schlüsse  sind  von  prinzipieller  Bedeutung  und  frei  von  Kasuistik. 

Tryugeb,  Kommentar  tili  Utsökningslagen  (Exekntionsgesetz) 
Heft  III—V.    Upsala  1899—1901,  Almqvist  &  Wikseil.    4,25  Kr. 

Die  beiden  ersten  Hefte  dieses  für  das  akademische  Studium 
zunächst  bestimmten  Werkes  sind  im  Jahrg.  V,  S.  1050,  unseres 
Jahrbuches  besprochen. 

Die  drei  späteren,  womit  das  Werk  vollendet  ist,  begründen, 
so  wie  die  vorigen,  ein  günstiges  Urteil. 

Dasselbe  gilt,  soweit  möglich,  für  die  von  demselben  Verfasser 
herausgegebenen  Kommentare  zu  zwei  neueren  Gesetzen,  nämlich 
a»  das  oben  erwähnte  Gesetz  vom  10.  Juli  1899  über  Vorladungen 
und  b)  das  Gesetz  vom  t».  März  1899  von  der  ausländischen  Gerichten 
zu  leistenden  Rechtshilfe  nebst  den  damit  zusammenhängenden. 
S.  1554  erwähnten  Gesetzen  und  Verordnungen.  Aus  den  Be- 
stimmungen des  Vorladungsgesetzes  zieht  der  Verfasser  ganz  be- 
scheidene und  artige  Schlüsse.  Wie  lange  sich  das  Publikum  damit 
zufrieden  gibt,  bleibt  abzuwarten.  Schwedisch  lauten  die  Titel 
dieser  Werke:  Kommentar  tili  Lag  angaende  ändrad  lydelse  af 
11.  Kap.  Rättegangsbalken,  Upsala  1900,  Almqvist  &  Wiksell. 
-2.50  Kr.,  und  Kommentar  tili  Lag  om  Handräckning  ät  utländsk 
domstol  m.  m.   Upsala  1901,  Almqvist  &  Wiksell,  150  Kr. 
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Dr.  T.  Alükn  hat  sein  in  diesem  Jahrbuche,  Jahrgang  IV, 
»S.  95G  erwähntes  Werk  über  Versteigerung  als  Mittel  Ver- 
abredungen zustande  zu  bringen  (Om  auktion  säsora  medel  att  avä- 
gabringa  aftal  II),  mit  dem  II.  Bande  glücklich  vollendet. 

Das  im  Jahre  1901  erschienene  I.  Heft  eines  grösseren  Werkes 
von  Professor  J.  Haostkömkr  in  Upsala  über  das  schwedische  Straf- 
recht (Schwedisches  Strafrecht,  Heft  I,  Upsala  1901,  Almqvist  & 
Wikseil,  4,75  Kr.)  ist  in  den  Mitteilungen  der  internationalen 
kriminalistischen  Vereinigung,  Jahrg.  IX,  S.  32S— Ü31  von  mir 
schon  besprochen  und  erlaube  ich  mir  hier  darauf  hinzuweisen.  Auch 
die  Abhandlung  von  Sjunnesson  (Det  fortsatta  brottet)  über  das  fort- 
gesetzte Verbrechen  (Heisingborg  1900)  ist  an  derselben  Stelle 
erwähnt. 

Mit  einer  neuen  Erörterung  seines  Lieblingsthemas,  des  burean- 
kratischen  Formalismus  der  Gerichte,  und  zwar  der  sogen.  Hofgerichte 
und  des  obersten  Gerichtshofes,  der  nicht  zu  verleugnenden  Sinn- 
losigkeit des  prozessualen  Reformgutachtens  von  1884  und  der 
Idealität  des  Laienrichtertums  ist  Fahlckantz  in  seiner  Schrift 
„En  för  värt  folk  förlorad  kraft,  med  ett  tillägg  egnadt  den  svensk- 
moderna  juridiska  byrakratismens  förkämpe  Assessor  Montan  (eine 
für  unser  Volk  verlorene  Kraft,  dem  Vorkämpfer  des  modernen 
schwedischen  Bnreaukratismus,  dem  vormaligen  Assessor  Montan), 
Stockholm  1899,  Samson  &  Wallin,  rüstig  und  unbeirrt  hervor- 
getreten. 

In  seinen  im  V.  Jahrgange  dieses  Jahrbuches,  S.  1050 — 1051 
erwähnten  Broschüren  hatte  der  Verfasser  gegen  den  vormaligen 
Hofgerichtsassessor  Montan,  damals  Journalist,  momentan  Mitglied 
des  gemischten  Gerichtshofes  zu  Mansourah,  polemisiert.  Die  von 
Montan  im  Jahre  1899  veröffentlichte  Antwort  (G.  E.  Fahlckantz, 
„Och  sauningsplikten",  Die  Wahrheitspflicht)  hat  die  neue  Broschüre 
hervorgerufen.  Abgesehen  von  dem  persönlichen  Zweikampf,  welcher 
wissenschaftlich  nicht  interessiert,  verfolgt  der  Verfasser  dieselben 
Gedanken  wie  in  den  älteren  Schriften.  Freilich  ist  an  keinen 
Rückgang,  wäre  er  auch  wünschenswert,  anf  die  Formen  der  Über- 
gangszeit zu  denken.  Dem  Verfasser  hat  man  jedoch  eine  gewisse 
Anerkennung  zu  zollen  für  sein  freimütiges,  aber  nicht  immer  das 
verständige  Mals  haltende  Streben,  an  eine  nicht  zu  verleugnende 
mechanisch-bureankratische  Sterilität  in  der  Rechtsprechung  zu  rütteln. 
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c)  Juristische  Literatur  1899—1901. 

Referent:  Dr.  jur.  Adolf  Äström, 

Dozent  der  Rechte  an  der  Univer«ität  zu  Lund. 

Nachdem  Professor  Winroth  viele  Jahre  hindurch  verscliiedene 
Teile  des  schwedischen  Zivilrechtes  —  doch  vorzugsweise  des  Familien- 
rechtes —  bearbeitet  hat.  ist  derselbe  jetzt  mit  der  Herausgabe  einer 
systematischen  Darstellung  des  schwedischen  Zivilrechte*,  wie  dieses 
vorHintig  lant  Gesetz  und  Gerichtspraxis  besteht,  beschäftigt.  Schon 
im  V.  Jahrgang  dieses  Jahrbuches  ist  erschienen: 

1.  Die  Eingehung  und  Auflösung  der  Ehe  (290  S.), 
und  spater  sind  herausgegeben: 

2.  Die  Rechtswirkungen  der  Ehe  (881  8.)  und 

3.  Das  Elternrecht  (188  S.). 

Während  des  Jahres  1902  ist  noch  erschienen: 

4.  Vormundschaft  und  Kuratel. 

Die  Darstellung  des  schwedischen  Familienrechtes  schliefst  mit 
einer  Abteilung  bezüglich  des  Sukzessionsrechtes  und  der  übrigen 
von  der  Verwandschaft  abhängenden  Rechtsverhältnisse. 

Die  intensive,  sowie  die  extensive  Behandlung  des  vorliegenden 
Stoffes  ist  vorzüglich.  Zwar  könnten  Bemerkungen  gegen  die  syste- 
matische Aufstellung  und  Gruppierung  des  Werkes,  sowie  auch  gegen 
die  quantitative  Behandlung  der  verschiedenen  Abteilungen  und  Ab- 
schnitte gemacht  werden,  doch  dürften  Mängel  dieser  Art  in  Arbeiten 
von  solchem  Umfang  häutig  vorkommen. 

Betreffs  des  allgemeinen  Charakters  und  der  Gestaltung  des 
schwedischen  Rechtes  ist  zu  bemerken,  dass  —  der  Meinung  des  Ver- 
fassers nach  —  das  schwedische  Rechtssystein  nicht  ein  ursprüngliches 
nationales  Werk  ist,  in  welchem  nur  in  der  letzten  Zeit  verschiedene 
Bruchstücke  ausländischer  Gesetzgebung  eingeschaltet  worden  sind. 
Tatsächlich  soll  es  aus  Ablagerungen  fremder  Rechte  verschiedener 
Zeiten  bestehen  und  in  dieser  Hinsicht  sich  nirgends  von  den  Ge- 
setzen anderer  Kulturvölker  unterscheiden,  sondern  ebenso  wie  diese 
hauptsächlich  auf  römische  Grundsätze  gebaut  sein. 

Eine  Arbeit  hervorragenden  Ranges  sind  ferner:  rDie  Vor- 
arbeiten zum  allgemeinen  schwedischen  Gesetzbnche  1686—1735*, 
mit  deren  Herausgabe  von  den  Behörden  Professor  Sjöuren  beauf- 
tragt worden  ist.  Sie  enthalten  rdie  Protokolle  der  Gesetzgebungs- 
kommission".   1.  (509  S.),  II.  (379  S.)  und  III.  (413  S.). 
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Das  schwedische  allgemeine  Gesetzbuch  von  1734  ist  wegen 
der  Schönheit  seines  Stiles,  sowie  wegen  seiner  kurzen  und  kern- 
haften Darstellungsweise  anerkannt,  obwohl  es  auch  wegen  Un- 
deutlichkeit,  ja.  Rätselhaftigkeit  getadelt  worden  ist.  Die  Paragraphen 
müssen  deshalb,  um  recht  verstanden  werden  zu  können,  einer 
besonders  genauen  Auslegung  unterworfen  werden.  Der  Zweck  oben 
erwähnter  Arbeit  ist  es  nun,  eine  erfolgreiche  Untersuchung  dieser 
Art  zu  erleichtern. 

Denjenigen,  die  das  Gesetzbuch  vom  Jahre  1734,  wie  es  noch 
in  Kraft  besteht,  zu  kennen  wünschen,  ist  die  Ausgabe  desselben 
von  Dr.  W.  Uppström  zu  empfehlen.  Diese  Ausgabe  enthält  nebst 
allen  mehr  bedeutenden  später  gegebenen  Gesetzen  und  Verfassungen 
Hinweisungen  auf  erklärende  Paragraphen  sowie  auf  Präjudizien 
ans  älterer  und  jüngerer  Zeit. 

Dies  Werk  erscheint  regelmässig  jedes  Jahr. 

Gegenwärtig  gibt  Dr.  Uppström  auch  eine  Sammlung  der 
Grundgesetze  Schwedens  und  der  übrigen  dazu  gehörigen  Verfassungen 
heraus.    Die  letzte  Ausgabe  der  Arbeit  erschien  im  Jahre  1900. 

Der  im  Jahre  1902  zum  Professor  ernannte  C.  A.  Reutkrskiold 
in  Upsala  hat  während  der  Jahre  1899  -1900  vier  akademische 
Abhandlungen  herausgegeben : 

1.  Einleitung  zum  schwedisch-internationalen  Obligationenrecht 
(36  S  ); 

2.  Pacta  de  contrahendo;  zerstreute  Studien  zu  der  römisch- 
rechtlichen  Obligationen-Lehre  (56  S.); 

3.  Über  Rechtsauslegung.  Eine  rechtsdogmatische  Prinzipien- 
Untersuchung  mit  Berücksichtigung  des  römischen  und  des 
schwedischen  Rechts,  sowie  der  neueren,  insbesondere  der 
deutschen  Rechtsliteratur  (92  S.),  in  deutscher  Sprache  verfasst,  und 

4.  Beitrag  zur  Lehre  von  Verträgen,  besonders  zwischen  Abwesenden. 
Eine  rechtsvergleichende  Studie:  1.  Allgemeine  Rechtsgrnndsätze 
und  fremdes  Recht  (260  S.). 

Der  erstgenannte  Aufsatz  sehliesst  sich  an  einen  Artikel 
desselben  Verfassers  an,  der  in  Olunkts  ,. Journal  du  droit  inter- 
national priveu  während  des  Jahres  1899  unter  dem  Titel  erschien: 
„Quelle  est  la  loi.  qui  regit  les  obligations  contractuelles  dapres  le 
droit  international  prive?*4 


Digitized  by  Google 


1  :->«<> 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Wie  zu  vermuten  war,  steht  das  Gesetz  vom  Jahre  1734  auf 
dem  Standpunkt  des  Territorialprinzips,  aber  dieses  Prinzip  ist 
allmählich  in  wichtigen  Beziehungen  vom  sogen.  Personalprinzip 
modifiziert  worden. 

Laut  der  Meinung  des  Verfassers  kann  das  schwedische  Recht 
prinzipiell  zugeben,  dass  das  ausländische  Gesetz  bei  der  materiellen 
Beurteilung  von  internationalen  Privatrechtsverhältnissen  zur  An- 
wendung kommt. 

„Über  Rechtsanslegung*  ist  von  Matthias  im  Zentralblatt 
für  Rechtswissenschaft  XIX  (Leipzig  1899).  von  E.  Bikrling  in 
Deutscher  Literaturzeitung  XX  (Berlin  1899)  und  von  Affoltkk 
in  Juristischen»  Literatnrblatt  XI  (1899)  Erwähnung  getan. 

Nachdem  der  Verfasser  mittels  der  Abhandlung  Pacta  de 
contrahendo  auf  das  Gebiet  der  römischen  Vertragslehre  eingedrungen 
ist,  hat  er  in  seiner  interessanten  Abhandlung  rVon  Verträgen4* 
denselben  Vertragsbegriff  einer  wiederholten  Prüfung  unterworfen. 
Da  der  Vertrag  seines  Erachtens  weder  eine  nationale  noch  eine 
internationale  juristische  Erfindung,  sondern  ein  allen  Kulturvölkern 
gemeinsames  Institut  ist,  hat  er  bei  dieser  Prüfung  die  vergleichende 
Rechtswissenschaft  und  ihre  Methoden  als  Ausgangspunkt  und  Richt- 
schnur genommen.  Der  Grund  des  Vertrags  ist  in  den  Dispositions- 
handlungen von  Privatpersonen  zu  suchen. 

Darauf  untersucht  er  den  so  gewonnenen  Vertragsbegrifl"  durch 
Prüfung  des  römischen  Hechtes,  sowie  einiger  jetzt  geltenden  aus- 
ländischen Gesetzgebungen  und  schliesst  mit  einer  Prüfung  des  Ver- 
trages im  internationalen  Privatrecht. 

Zuletzt  erwähnen  wir  noch  eine  von  Hassklboth  und 
Hakansson  redigierte  Auflage  des  Kapitels  rVoin  Handelsrecht  im 
Gesetzbuche  vom  Jahre  1734"  nebst  Anmerkungen,  einen  akademischen 
Aufsatz  „Uber  Ersatz  für  Gerichtskosten •*  von  H.  Gkmmel  und  einen 
von  Rydin  in  einigen  kleineren  Schriften  des  Studentenvereins  Ver- 
dandi  publizierten  Aufsatz  „Über  bedingte  Urteile". 

d)  Volkswirtschaftliche  Literatur  1899—1901. 

Referent:  Dr.  Johan  Leffler,  Stockholm. 

Wie  auch  aus  den  bezüglichen  Berichten  in  früheren  Jahr- 
gängen dieser  Publikation  ersichtlich,  ist  die  volkswirtschaftliche 
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Literatur  Schwedens  im  allgemeinen  recht  knapp  gewesen.  Teilweise 
rührt  dies  wohl  davon  her,  dass  das  volkswirtschaftliche  Studium 
auf  den  schwedischen  Universitäten  stiefmütterlich  behandelt  wurde. 
Zwar  errichtete  man  schon  1741  in  Upsala  eine  Professur  für  „Polizei- 
wissenschaft, Jurisprudenz  und  Staatsökonomie4*,  deren  erster  Inhaber, 
Anders  Bekch,  ein  tüchtiger  merkantilistischer  Schriftsteller  war; 
sein  Hauptwerk  —  „Iuledning  tili  allmRnna  Hushullningen"  (Ein- 
leitung zur  allgemeinen  Haushaltung),  1747  —  ist  sogar  ins  Deutsche 
übersetzt  worden  (von  Schbkbkb  —  vergl.  W.  Roscher,  Geschichte 
der  National-Ökonomik  i.  D.,  1874,  S.  408).  Mit  wenigen  Ausnahmen 
haben  aber  Berch's  Nachfolger  in  Upsala  die  Volkswirtschaftslehre 
mehr  als  ein  Anhängsel  des  juristischen  Faches  betrachtet.  Erst 
gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts  hat  die  ökonomische  Wissenschaft 
in  Schweden  insofern  eine  günstigere  offizielle  Stellung  erhalten,  als 
an  den  beiden  Staatsuniversitäten  Upsala  und  Lund  je  eine  selbständige 
Professur  für  Nationalökonomie  und  Finanzrecht  errichtet  wurde. 
Für  eine  nationalökonomische  Professur  an  der  bisher  freien  Hoch- 
schule in  Stockholm  sind  reichliche  Geldmittel  seit  Jahren  schon 
vorhanden,  einstweilen  ist  aber  (erst  im  Jahr  1902)  nur  eine  be- 
zahlte Dozentur  für  Nationalökonomie  daselbst  errichtet  worden.  An 
der  ebenfalls  privaten,  jedoch  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden 
Hochschule  zu  Gotenburg  wurde  im  Jahre  1901  eine  Professur  für 
Nationalökonomie  und  Soziologie  von  einem  hervorragenden  Kauf- 
mann, Aug.  Röhss,  gestiftet.  Dass  für  die  drei  letztgenannten  neuen 
akademischen  Lehrerstellungen  tüchtige  einheimische  Kräfte  sogleich 
disponibel  waren,  ist  wesentlich  der  eigentümlichen  rLorenska 
Stift  eisen-1  zu  verdanken;  auch  deshalb  dürfte  es  nicht  unstatthaft 
sein,  dieser  Stiftung  mit  einigen  Worten  hier  zu  gedenken. 

Victor  E.  Loren,  geboren  zu  Gotenbnrg  1857,  hatte  nach  be- 
standenem Maturitätsexamen  angefangen,  mit  besonderer  Vorliebe 
sozialwissenschaftliche  Studien  zu  treiben,  wurde  aber  von  Schwind- 
sucht befallen,  sah  sich  deshalb  gezwungen,  das  Studium  aufzugeben, 
und  brachte  seine  letzten  Jahre  grösstenteils  in  südlichen  Ländern 
zu.  In  Voraussehung  seines  frühen  Endes  hatte  er  schon  1882  auf 
Madeira  den  Plan  gefasst,  dem  Dienste  jener  geliebten  Wissenschaften, 
denen  persönlich  obzuliegen  ihm  nur  kurze  Zeit  vergönnt  gewesen, 
jedenfalls  sein  Vermögen  zu  widmen.  Um  diesen  Plan  ins  Werk  zu 
setzen  und  dann  im  Vaterlande  zu  sterben,  kehrte  er  nach  Schweden 
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zurück.  Erst  2  Tage  vor  seinem  Hinscheiden  wurde  —  am  29.  No- 
vember 1885  —  die  testamentarische  Urkunde  endgültig  errichtet, 
wodurch  Loben  fünf  namhafte  Personen  zu  seinen  „Erben"  oder 
Willensvollstreckern  einsetzte  und  sie  ersuchte,  aus  dem  ihnen  ver- 
machten Vermögen  (etwa  150000  Kr.)  einen  „Fonds  zur  Förderung 
der  Sozialwissenschaften u  zu  bilden  und  unter  Ausschluss  jeder  Ver- 
antwortlichkeit zu  verwalten,  event.  auch  persönlich  für  Zwecke  des- 
selben  mitzuarbeiten.  Der  Fonds  sollte  in  höchstens  50  Jahren  ver- 
braucht werden,  namentlich  auch,  um  geeignete  Kräfte  für  sozial- 
wissenschaftliche Forschungen  zu  gewinnen.  Mündlich  hatte  der 
Testator  vielfach  den  Wunsch  ausgesprochen,  dass  der  Verbrauch 
„lieber  in  15  als  in  50  Jahren"  stattfinden  möchte.  Diesem  Wunsche 
ist  auch  so  ziemlich  nachgekommen  worden.  Nicht  unbeträchtlich 
ist  die  Anzahl  derer,  die  in  den  Jahren  1887 — 1901  sozialwissen- 
schaftliche, namentlich  volkswirtschaftliche  und  sozialstatistische 
Studien  und  Forschungen  getrieben,  bezw.  Arbeiten  geschrieben,  zu 
welchen  sie  die  nötige  Müsse  nur  durch  pekuniäre  Unterstützung 
aus  dem  LoBEN'schen  Fonds  empfingen.  Dies  gilt  natürlich  in  erster 
Reihe  mit  einer  einzigen  Ausnahme  iM.  Kowalevsky)  —  jedoch  lauge 
nicht  ausschliesslich  —  von  den  Verfassern  der  Arbeiten,  die  als 
„Skrifter  ntgifna  af  Lorenska  Stiftelsen",  No.  1—17,  Stockholm  1890 
bis  1899  im  Verlag  der  Stiftung  veröffentlicht  wurden.  (Auch  wurde 
eine  sehr  wertvolle  „LoREN'sche  Bibliothek4  gebildet;  der  grössere 
Teil  derselben,  ans  etwa  4—5000  Nummern  bestehend,  ist  jedoch 
schon  im  Jahre  1897  als  Geschenk  der  schwedischen  Reichstags- 
bibliothek übergeben  worden.) 

Die  einzelnen  Verfasser  und  Schriften  in  der  oben  erwähnten 
Loren'schen  Serie  sind  die  hier  folgenden: 

U.  v.  Feilitzen,  Tjenare,  statare  och  torpare  (Gesinde. 
Deputatisten  und  Kätner  oder  Arbeiter  (Arbeiter-Pächter)  Pächter, 
die  als  Pacht  Arbeitsleistungen  persönlich  oder  —  bezw.  und  auch  - 
durch  Hilfspersonen  auf  einem  Landgutc  verrichten  müssen).  Lor. 
Sehr.  No.  1,  6  und  7,  1890—92.  Preis  bezw.  1,50,  1.25  und  1,25  Kr.  — 
Bericht  über  eine  in  drei  südliehen  Provinzen  Schwedens  vom  Ver- 
fasser nach  einer  originellen  „subjektiven"  Methode  angestellte  Unter- 
suchung betreffs  der  ökonomischen  Lage  nicht  sowokl  landwirtschaft- 
licher Arbeiter  in  den  verschiedenen  Kategorien,  als  auch  ihrer  Kinder. 
Als  durch  diese  Untersuchung  festgestellt  darf  wohl  anzuerkennen 
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«ein.  dass  da«  in  Schweden  sehr  verbreitete  „Torpsystem"  nicht 
nur  fiir  die  Gutsbesitzer,  sondern  auch  für  die  Arbeiter  durch- 
schnittlich oder  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  schon  gegenwärtig 
vorteilhafter  ist  als  das  Deputierten-  und  das  Frei-Arbeitersystem, 
dass  aber  für  die  wünschenswerte  Erhaltung  und  gedeihliche  Ent- 
wicklung des  Torpsystems  eine  zeitgemässe  Pachtgesetzgebnng 
dringend  nötig  ist,  was  schon  im  Jahre  1885  vom  schwedischen  Haupt- 
mann a.  D.  Henning  Tisell  in  seiner  Schrift  „Om  en  tidsenlig  arren- 
delag"  (Von  einem  zeitgemässen  Pachtgesetz)  hervorgehoben  worden. 

Maxime  Kowalevsky,  Tableau  des  origines  et  de  Involution 
de  la  Familie  et  de  la  Propriete.  Lor.  Sehr.  No.  2,  1890.  Preis 
4  Frs.  —  Vom  Verfasser  auf  Antrag  der  Loren'schen  Stiftung,  jedoch 
ohne  pekuniäre  Vergütigung,  in  Stockholm  gehaltene  Vorträge,  z.  T. 
Ergebnisse  eigener  Forschungen  über  die  bezüglichen  Verhältnisse 
bei  gewissen  Völkern  Kaukasiens. 

J.  H.  G.  Fbkdholm,  Arbetarelagstiftningen  och  Fabriksinspektionen 
i  utlandet  (Arbeiterschutzgesetzgebung  und  Fabrikinspektion  im 
Auslande).  Lor.  Sehr.  No.  3,  1890.  Preis  2  Kr.  —  Die  Materialien 
zu  dieser  Arbeit  wurden  hauptsächlich  während  einer  mit  Mitteln 
aus  dem  Loren'schen  Fonds  gemachten  Reise  des  Verfassers  in 
Deutschland,  Frankreich,  England  etc.  gesammelt. 

E.  0.  Hultgren  und  Ernst  Landergkkn,  Untersuchung  über 
die  Ernährung  schwedischer  Arbeiter  bei  frei  gewählter  Kost.  Mit 
3  Tafeln.  Lor.  Sehr.  No.  4,  1891.  Preis  2  M.  —  Eine  sehr 
gründliche  Arbeit  von  zwei  (damals)  angehenden  Medizinern. 

Hj.  Wallqvist,  Bostadsförhallandena  für  de  mindre  bemedlade 
i  Göteborg  (Die  Wohnungsverhältnisse  der  ärmeren  Klassen  zu 
Gotenburg).    Mit  13  Figuren.    Lor.  Sehr.  No.  5.    Preis  1,50  Kr. 

Jon.  Lefflkr,  Om  olika  löneformer  med  särskildt  afseende 
pä  s.  k.  vinstandelssystem  (Von  verschiedenen  Lohnformen,  mit 
besonderer  Berücksichtigung  sogenannter  Gewinnbeteiligungssysteme). 
Lor.  Sehr.  No.  8,  1894.    Preis  2  Kr. 

Gustaf  af  Gkukkstam,  Anteckningar  om  arbetarförhallanden 
i  Stockholm  (Aufzeichnungen  von  Arbeiterverhältnissen  in  Stockholm). 
Lor.  Sehr.  No.  9,  1894.  Preis  1,25  Kr.  —  Treffliche  Darlegung  der 
Ergebnisse  einer  Untersuchung  über  Lohnverhältnisse,  Wohnungen  etc. 
der  Arbeiter  in  zwei  Stockholmer  Fabriken  —  einer  „mechanischen 

Jahrbuch  der  iuteruat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Hd.  99 
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Werkstatt"  mit  relativ  günstigen  und  einer  Baumwollenspinnerei  mit 
schlechteren  bezüglichen  Verhältnissen. 

Derselbe,  Anteckningar  rörande  fabriksarbetarnes  stöllning 
i  Marks  härad  (Aufzeichnungen  über  die  Lage  der  Fabrikarbeiter 
im  Bezirke  Mark  in  Westgotland).  Lor.  Sehr.  No.  10,  1897.  Preis 
1,25  Kr.  —  Enthält  u.  a.  treffende  Beobachtungen  in  bezug  auf  den 
Übergang  vom  Verlagssystem  zur  Fabrikindnstrie. 

Gustaf  F.  Stkffkn,  Studier  öfver  Lönsystemets  Historia  i 
England.  T.  I.  Lor.  Skr.  No.  11,  1895.  Preis  2,50  Kr.  T.  II. 
Lor.  Sehr.  No.  16  (3  Hefte),  1899.  Preis  5,75  Kr.  —  Erweitert 
und  teilweise  umgearbeitet,  deutsch  erschienen  unter  dem  Titel: 
Studien  zur  Geschichte  der  englischen  Lohnarbeiter,  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  Veränderungen  ihrer  Lebenshaltungen.  Erster 
Band  (mit  3  farbigen  statistischen  Tafeln),  Stuttgart  1901.  (Zweiter 
Band  1903.)  Schon  in  der  schwedischen  Ausgabe  ein  bedeutendes, 
teilweise  auf  eingehendem  Studium  bisher  ungedmekten  Materiales 
in  British  Museum  gestütztes  Werk,  worin  volkswirtschaftlich- 
theoretische  und  geschichtliche  bezw.  statistische  Darstellungen  ab- 
wechseln, gegenseitig  sich  beleuchtend  und  ergänzend. 

K.  Kky-Abkr«,  Inom  Textilindustrien  i  Norrkoping  sysselsatta 
arbetares  lönevilkor  och  bostadsfbrhällanden  (In  der  Textilindustrie 
zu  Norrkoping  beschäftigter  Arbeiter  Lohnbedingungen  und  Wohnungs- 
verhältnisse). Statistische  Untersuchung.  Lor.  Sehr.  No.  12.  1896. 
Preis  1,25  Kr. 

Knut  Tengdahl,  Material  tili  bedömande  af  Hamnarbetarnes 
i  Stockholm  lefnadsförhällanden  (Material  zur  Beurteilung  der  Lebens- 
verhältnisse der  Hafenarbeiter  in  Stockholm).  Lor.  Sehr.  No.  13,  1897. 
Preis  1,25  Kr.  —  Eine  mit  grosser  Sachkenntnis  gegebene  drastische 
Schilderung  der  Stockholmer  Verhältnisse  jener  Art  Parias  fast  jeder 
grösseren  Seestadt. 

G.  af  Gkykrstam,  Anteckningar  rörande  arbetarnes  ställning 
vid  fyra  svenska  grufvor  (Zur  Lage  der  Arbeiter  in  vier  schwedischen 
Bergwerken).  Lor.  Sehr.  No.  14,  1897.  Preis  1,50  Kr.  —  Von 
Interesse  auch  dadurch,  dass  die  geschilderten  Verhältnisse  in  den  vier 
Bergwerken  —  Dannemora,  Norberg,  Grängesberg  und  Gellivare  — 
sehr  verschiedenartig  sind. 

Joh.  Lkfklkk,  Zur  Kenntnis  von  den  Lebens-  und  Lohn- 
verhältnissen industrieller  Arbeiterinnen  in  Stockholm.  Lor.  Sehr. 
N<>.  15,  18Ü7.    Preis  1,75  Kr. 
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K.  Kky-Äberg,  Arbetsstatistisk  Studie  üfver  Glasindustrien  i 
Sverige  („ Arbeits-stat.  Studie  über  die  Glasindustrie  i.  S.").  Lor. 
Sehr.  No.  17,  1899.    Preis  1,25  Kr. 

Zwei  ehemalige  Stipendiaten  der  Loren'schen  Stiftung,  Dr. 
Knut  Wickskll  —  jetzt  (seit  1901)  Professor  der  Nationalökonomie 
und  des  Finanzrechts  an  der  Universität  Lund  —  und  Dr.  Gust. 
Cassel  welcher  vor  kurzem  (1902)  als  Dozent  der  National- 
ökonomie an  der  Stockholmer  Hochschule  fest  angestellt  worden  ist  — , 
haben  ihre  ersten  bedeutenderen  Schriften  in  Deutschland  publiziert. 
Wicksell:  „Uber  Wert,  Kapital  und  Rente  nach  den  neueren 
nationalökonomischen  Theorien",  ferner  „Finanztheoretische  Unter- 
suchungen, nebst  Darstellung  und  Kritik  des  Steuerwesens  Schwedens", 
dann  „Geldzins  und  Gtiterpreise",  eine  Studie  über  die  den  Tauschwert 
des  Geldes  bestimmenden  Ursachen  (Jena  1893,  1896,  1898).  Cassel: 
.Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag"1  —  eine  Einführung  in  die 
theoretische  Ökonomie  (Göttingen  1900).  Beide  sind  raathematisch 
geschult,  machen  aber  nur  in  diskreter  Weise  von  den  Ansdrucks- 
mitteln  der  höheren  Mathematik  Gebrauch.  Cassel  stellt  sich  sogar 
—  meines  Erachtens  mit  Recht  —  eher  skeptisch  gegen  mathematische 
Jyösungen  verwickelter  Probleme  der  Sozialwissenschaften.  Wtickskll, 
Anhänger  der  Grenznutzentheorie,  hat  sich  bemüht,  diese  weiter 
fortzuführen  und  namentlich  auch  in  der  Lehre  von  der  volks- 
wirtschaftlichen Produktion  und  Verteilung  reichlich  zu  verwerten. 

Von  i.  e.  S.  volkswirtschaftlicher  Literatur  in  Buchform 
kam  in  den  Jahren  1899  —  1901  in  Schweden  wenig  zum  Vorschein. 
Das  für  schwedische  Verhältnisse  grosse,  dem  ScnöNBEKü'schen  Hand- 
buche zwar  nachgebildete,  jedoch  —  mit  Ausnahme  von  4  oder  5 
der  21  einzelnen  Abhandlungen  —  hauptsächlich  selbständige 
Sammelwerk  „Det  ekonomiska  Samhällslifvet"  (Das  wirtschaftliche 
Leben  der  Gesellschaft),  dessen  erster  Teil  die  Jahreszahl  1894  trägt, 
näherte  sich  nur  mit  zwei  Heften  (je  5  Druckbogen  gr.  8°  ent- 
haltend) seinem  erst  in  diesem  Jahre  (1902)  mit  dem  Hefte  14 
erfolgten  Abschluss.  Wenn  man  der  „volkswirtschaftlichen"  Literatur 
auch  die  sozialstatistische  hinzurechnet,  ist  aber  das  Jahr  1899 
bemerkenswert.  Es  brachte  nämlich  die  zwei  ersten  Früchte  der 
neuen  staatlichen  Arbeiterstatistik.  „Im  Auftrage  und  unter  Einsicht 
des  Königl.  Kommerzien-Kollegiums  ausgeführt'4  erschienen  nämlich 

im  Anfang  des  Jahres  rUndersökning  af  bagerierna  i  Sverige" 
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(Untersuchung  der  Bäckereien  in  Schweden),  af  Johan  Leffler,  und 
etwas  später  im  Jahre  „Undersökning  af  tobaksindustrien  i  Sverige** 
(Untersuchung  der  Tabakindustrie  i.  S.),  af  Henning  Elmquist 
(Stockholm,  Köersners  Boktyck.-Aktiebolag,  Preis  je  1  Kr.).1)  Von 
einer,  mit  Hinsicht  auf  die  geplante  staatliche  Arbeiter-Unfall- 
versicherung in  öffentlichem  Auftrage  gemachten  Untersuchung  über 
die  im  Jahre  1897  in  Schweden  vorgekommenen  Arbeitsunfälle 
berichtete  Hj.  Gullberg:  Olycksfall  i  arbetet  1807.  Statistisk 
Undersökning,  Stockholm  1899. 

Abgesehen  von  G.  F.  Steffens  rLönarbetaren  och  samhället4* 
(Der  Lohnarbeiter  und  die  Gesellschaft),  einer  gemeinfasslichen  Be- 
arbeitung der  oben  erwähnten  No.  11  und  No.  16  in  der  LoREN?schen 
Serie,  wäre  vom  Jahre  1900  fast  nur  eine  irgend  bedeutendere  Arbeit 
hier  zu  nennen:  Ludwig  Widells  „Sveriges  finanser  under  senare 
hälften  af  1800-talet,  ett  forsök  tili  en  allmän  svensk  finansstatistik 
(Die  Finanzen  Schwedens  während  der  späteren  Hälfte  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts),  I.  Bd.,  1900.  Preis  2,50  Kr.  —  In  erster 
Reihe  eine  mit  grossem  Fleiss  und  anerkennenswerter  Sorgfalt  ge- 
machte Materialiensammlung.  Dass  dieselbe  als  „Versuch  zu  einer 
allgemeinen  schwedischen  Finanzstatistik"  namentlich  in  bezug  auf 
die  Systematik  einiges  zu  wünschen  übrig  lässt,  ist  bei  der  notorischen 
Buntscheckigkeit  des  disponiblen  Materials  fast  selbstverständlich. 

Knut  Wicksells  Föreläsningar  i  Nationalekonomi,  Första  delen : 
Teoretisk  Nationalekomi,  H.  L  Bd.  1901,  Preis  4,50  Kr.,  ist  wohl 
die  einzige  rein  theoretische  Darstellung  der  Volkswirtschafts- 
lehre, die  bisher  in  Schweden  erschienen  ist.  Die  Systematik  des 
Verfassers  stimmt  hauptsächlich  mit  derjenigen  von  Walbas  überein. 
Das  jetzt  vorliegende  Heft  enthält  —  nach  einer  „Einleitung*1  vom 
Begriff  der  Nationalökonomie  und  von  der  Einteilung  des  Stoffes  — 


')  Die  Erhebung  in  der  Tabakindustrie  hatte  im  Jahre  1898.  die 
in  den  Bäckereien  schon  1897  stattgefunden:  die  Bearbeitung  des  Materiales 
von  letzterer  war  aber  dadurch  verzögert  worden,  dass  nach  dem  Abschlug 
der  Erhebung  in  Stockholm  eine  fast  allgemeine  Arbeitseinstellung  in  den 
Feinbäckereien  daselbst  zustande  kam,  mit  dem  Erfolg,  dass  dag  vorher 
übliche  sogen.  Kost-  und  Logis-System  abgeschafft  und  die  Lohn-  uud' 
Lebensverhältnisse  der  betreffenden  Arbeiter  dennassen  verändert  wurden, 
dass  eine  neue  Erhebung  vorgenommen  werden  musste,  damit  der  Bericht 
nicht  großenteils  nur  „historisches14  Interesse  darböte. 
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4  Kapitelabschnitte:  I.  Die  Lehre  von  der  Bevölkerung,  deren  Zu- 
sammensetzung und  Veränderungen.  II.  Die  Lehre  vom  Tausche; 
III.  Die  Lehre  von  der  Produktion  und  der  Verteilung.  IV.  Von 
der  Kapitalbildung.  Mit  einem  demnächst  erscheinenden  Heft  2,  die 
Lehre  vom  Geld  und  Kredit  enthaltend,  soll  dieser  theoretische 
Teil  der  Vorlesungen  zum  Abschluss  kommen,  worin  der  Verfasser 
sich  die  Aufgabe  gestellt  hat,  von  gewissen  vereinfachenden  Voraus- 
setzungen oder  Annahmen  ausgehend,  die  allgemeinen  ökonomischen 
Gesetze  herauszufinden  oder  den  Zusammenhang  der  ökonomischen 
Erscheinungen  darzulegen.  Das  a  und  w  der  Nationalökonomie  ist 
für  Wickhell  die  Bevölkerungslehre.  Entschiedener  Anhänger  des 
Neu-Malthnsianismus,  glaubt  er  annehmen  zu  dürfen,  dass  ein  relativer 
Stillstand,  wo  nicht  gar  eine  Verminderung  der  Volksmenge  das 
Los  West-Europas  schon  in  diesem  20.  Jahrhundert  werden  wird. 
Es  scheint  dem  Referenten,  als  habe  diese  Grundanschauung  u.  a. 
bewirkt,  dass  sich  Wicksell  die  rein  hypothetische  Natur  öko- 
nomischer „Gesetze-,  die  unter  der  allerdings  „vereinfachenden", 
aber  höchst  unwahrscheinlichen  Voraussetzung  einer  im  ganzen 
stationären  Volkswirtschaft  sich  ergeben,  nicht  immer  hinlänglich 
ins  Gedächtnis  zurückrief.  Dass  aber  auch  das  vorliegende  Werk 
Wicksklls  geistvoll  und  wissenschaftlich  bedeutend  ist,  dürfte  nicht 
geleugnet  werden  können.  No.  3  der  öffentlichen  arbeitsstatistischen 
Publikationen:  „Undersökning  af  den  mekaniska  verkstadsindustrien 
i  Sverige.  I.  Större  egeutliga  mekaniska  verkstäder",  von  Henning 
Elmquist  (Bericht  über  die  „Untersuchung  der  mechanischen  Werk- 
stättenindustrie i.  S.  I.  Grössere  i.  e.  S.  mechanische  Werkstätten") 
wurde  im  Jahre  1901  herausgegeben  (Stockholm,  Nordiska  Bokbandeln, 
Preis  1  Kr.). 

Im  Gegensatz  zur  spärlichen  Produktion  von  Büchern  war 
die  periodische  Literatur  Schwedens  auf  dem  volkswirtschaftlichen 
Gebiete  in  den  Jahren  1899 — 1901  wohl  reicher  als  jemals  vorher. 
Ausser  „Statsvetenskaplig  Tidskrift",  deren  Probenummer  im  Jahr- 
buche für  1897  erwähnt  wurde,  und  welche  Zeitschrift  seit  1901, 
von  Prof.  Pontus  E.  Fahlbkck  (mit  Doz.  L.  Widell  als  Redaktions- 
Sekretär)  verdienstlich  redigiert,  in  Lund  erscheint,  wird  seit  dem 
Jahre  1899  eine  gehaltreiche  volkswirtschaftliche  Zeitschrift,  „Eko- 
nomisk  Tidskrift",  von  Prof.  David  Davidson  in  Upsala  heraus- 
gegeben (Stockholm,  Hugo  Gebers  Verlag  in  Distribution,  Preis  pro 
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Jahrgang  —  12  Hefte  —  10  Kr.),  und  seit  1901  erscheint  unter 
Redaktion  von  G.  H.  v.  Koch  „Social  Tidskrift"  «Stockholm,  Nordin  & 
Josephson  in  Distribution,  Preis  für  den  ganzen  Jahrgang  —  9  Hefte  — 
3,50  Kr.,  für  einzelne  Hefte  45  Öre).  Die  letztgenannt«,  populär 
gehaltene  „Soziale  Zeitschrift"  nennt  sich  auf  dem  Titelblatt  Organ 
für  „Studenten  und  Arbeiter",  eine  Vereinigung,  welche  sich  die 
Aufgabe  gestellt  hat,  durch  Diskussionen,  gesellige  Zusammenkünfte 
und  dergl.  für  besseres  gegenseitiges  Verständnis  und  überhaupt 
freundlichere  Gestaltung  des  Verhältnisses  zwischen  den  akademisch 
oder  sonst  mehr  geistig  Gebildeten  und  den  körperlich  Arbeitenden 
hervorzurufen.  Ein  Hauptzweck  der  Sozialen  Zeitschrift  ist  es  auch, 
die  „kooperative"  oder  ökonomisch-genossenschaftliche  Bewegung  zu 
fordern,  welche  in  Schweden  bisher  hauptsächlich  nur  in  der  Käse- 
und  Butter- Industrie  bedeutende  Fortschritte  zu  verzeichnen  hatte. 

Der  Nationalökonomische  Verein  zu  Stockholm  hat  sich  wie 
gewöhnlich,  so  auch  in  den  Jahren  1899 — 1901  mit  Fragen  praktischer 
Natur  beschäftigt,  unter  anderen  auch  mit  der  Frage  von  vorzu- 
nehmenden Veränderungen  in  gewissen  Paragraphen  des  Reichsbank- 
gesetzes vom  12.  Mai  1897,  namentlich  in  den  Vorschriften  über  die 
metallisch  ungedeckte  Notenmenge  und  über  die  Massregeln,  um  den 
Übergang  vom  alten  gut  bewährten  Viel-Bank-System  zum  Noten- 
monopol der  Reichsbank  zu  erleichtern.  Auch  in  den  erstgenannten 
zwei  Zeitschriften  ist  diese  Frage  von  verschiedenen  Seiten  behandelt 
worden.  Im  Jahre  1900  wurde  sogar  das  staatliche  Notenraonopol 
in  Broschüren  scharf  angegriffen  —  allerdings,  wie  zu  erwarten  war, 
ohne  Erfolg.  Indessen  ist  durch  ein  Gesetz  vom  3.  Mai  1901  be- 
wirkt worden,  dass  einerseits  das  Notenausgaberecht  der  Reichsbank 
etwas  erweitert  und  elastischer  wurde,  andererseits  das  Aufhören 
der  Notenausgabe  der  „Enskilda-"  (privaten  Zettel-)  Banken  nicht 
(wie  zu  berürchten  gewesen)  hauptsächlich  auf  einmal,  am  Ende  des 
Jahres  1903,  vor  sich  gehen  wird,  sondern  schon  sukzessiv  im  Gange, 
bei  einer  Mehrzahl  der  Banken  sogar  vollendete  Tatsache  ist. 

Es  soll  hier  zum  Schluss  nur  mit  wenigen  Worten  des  im 
öffentlichen  Auftrage,  unter  Mitwirkung  zahlreicher  Fachleute,  von 
Gustav  Suxpbäku  vorzüglich  redigierten,  zur  Pariser  Ausstellung  im 
Jahre  1900  in  französischer  Sprache  herausgegebenen,  reich  illustrierten 
Werkes:  rSverige,  Land  och  Folk"  (Schweden,  Land  und  Volk) 
gedacht  werden.   Von  jenem  „historisch-statistischen  Handbuch"  liegt 
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jetzt  auch  eine  (noch  etwas  vervollständigte)  schwedische  Ausgabe 
vor  (Stockholm,  P.  A.  Norstedt  &  Söhne,  1901,  Preis  12  Kr.);  eine 
englische  Ausgabe  wird  im  Jahre  1904  erscheinen.  Dieses  Hand- 
buch, jedenfalls  eine  Zierde  der  schwedischen  Literatur,  ist  für  die 
Kenntnis  der  jetzigen  ökonomischen  Verhältnisse  Schwedens  und 
namentlich  auch  für  eine  richtige  Beurteilung  der  wirtschaftlichen 
Entwickelungsmöglichkeiten  bezw.  Zukunftsaussichten  des  Landes 
ausserordentlich  wertvoll. 
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Referent:  Zivojin  Peritch, 

ordentlicher  l'rofessor  der  Rechte.  Belgrad. 

Gesetzgebung  1899-1901. 

1899. 

Die  Session  der  serbischen  Volksvertretung  (Sknpschtina)  für 
das  Jahr  1899  dauerte  vom  20.  September  bis  6.  Oktober  1899  und 
vom  30.  Dezember  desselben  Jahres  bis  zum  29.  Januar  1900  alten 
Stils.  Im  ganzen  währte  sie  also  46  Tage.  Die  Sknpschtina  tagte 
in  der  Stadt  Nisch.  Wir  werden  uns  im  folgenden  darauf  beschränken, 
in  knappsten  Zügen  eine  Übersicht  aller  Gesetze  zu  geben,  welche 
in  dieser  Session  durch  die  Volksvertretung  votiert  und  vom  König 
sanktioniert  worden  sind,  indem  wir  aber  mehr  Beachtung  vor  allem 
denjenigen  Gesetzen  zuwenden  wollen,  welche  dies  infolge  ihrer 
politischen  und  ökonomischen  Bedeutung  verdienen.  Gesetze  sekundärer 
Bedeutung  wollen  wir  nur  zitieren. 

Der  grösseren  Ordnung  und  Deutlichkeit  wegen  werden  wir 
in  dieser  Übersicht  die  Gesetze  ihrem  Gegenstande  nach  in  einzelne 
Gruppen  teilen  und  bei  jeder  Gruppe  werden  wir  chronologisch  die 
Erklärung  der  einzelnen  Gesetze  geben,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Bedeutung  dieser  einzelnen  Gesetze,  jedes  für  sich  betrachtet.  Diese 
Bemerkungen  gelten  auch  für  die  beiden  andern  zu  berücksichtigenden 
Legislatur-Perioden  von  1900  und  1901. 

8  1.    Gesetze  politischen  und  administrativen  Inhaltes. 

1.  Gesetz  vom  30.  September  1899,  durch  welches  die  interi- 
mistischen Not-Gesetze  genehmigt  wurden,  welche  am  28.  Juni  1899. 
zu  einer  Zeit  also,  als  die  serbische  Volksvertretung  nicht  einberufen 
war.  ergangen  waren.  Dieser  in  Form  von  Ukasen  erlassenen 
interimistischen  Gesetze  gab  es  zwei.  Das  eine,  wodurch  der  Be- 
lagerungszustand über  die  Stadt  und  den  Kreis  Belgrad  verhängt 
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wnrde.  Das  zweite,  durch  welches  in  Belgrad  das  Standgericht 
eingeführt  wurde,  mit  einer  in  demselben  Gesetze  besonders  bei- 
gelegten Zuständigkeit.  Mit  wenigen  Worten  wollen  wir  die  Ent- 
stehung dieser  Gesetze  erklären: 

Am  24.  Juni  verübte  Geoeo  Knezewitch  auf  König  Milan,  den 
damaligen  serbischen  Armee-Kommandanten,  ein  Revolver-Attentat 
in  dem  Augenblicke,  als  derselbe  mit  seinem  Adjutanten  aus  der 
Festung  nach  dem  Palais  zurückkehren  wollte.  König  Milan  blieb 
unverletzt,  der  Adjutant  wurde  leicht  verwundet. 

Das  Kabinett  des  Dr.  Vladan  Georüevitch.  welches  nach  der 
Rückkehr  Milans  nach  Serbien  am  11.  Oktober  1897  gebildet  worden 
war  und  der  radikalen  Partei,  der  stärksten  aller  Parteien  in  Serbien, 
förmlich  den  Krieg  erklart  hatte,  beeilte  sich,  das  erwähnte  Attentat 
zum  günstigen  Vorwande  zu  nehmen,  um  daraus  alle  möglichen 
Vorteile  für  sich  und  seine  Politik  zu  ziehen.  Sein  Hauptbestreben 
war,  in  die  Attentatgaffäre  alle  angesehenen  Führer  der  radikalen 
Partei,  die  völlig  unschuldig  waren,  zu  verstricken,  um  durch  ihre  Ver- 
urteilung zu  schweren  Strafen  auf  Jahre  hinaus  sich  ihrer  Opposition 
zu  entziehen,  andererseits  die  radikale  Partei  als  eine  revolutionäre, 
für  immer  als  regierungsunfähige  hinzustellen.  Da  diese  Absichten 
auf  alle  Fälle  nicht  in  Erfüllung  gegangen  wären,  falls  das  Kabinett 
sich  der  ordentlichen  Gerichte  und  der  Bestimmungen  des  Straf- 
gesetzbuches bedient  hätte,  setzte  es  dank  des  grossen  Einflusses, 
den  es  besass,  die  Erklärung  des  Belagerungszustandes  über  Stadt 
und  Kreis  Belgrad  durch  und  als  Folge  davon  die  Errichtung  eines 
Standgerichtes  mit  der  Hauptzuständigkeit,  die  Affäre  Knezewitch 
abzuurteilen. 

So  beugte  das  Regime  Dr.  Vladan  Georgevitch  das  Recht,  und 
die  traurigen  Folgen  der  Xotgesetze  sind  ein  Beweis  mehr  dafür,  dass 
Ausnahmegerichte  zu  allen  Zeiten  und  in  allen  Ländern  das  sind 
und  nur  das  sein  können,  was  man  von  ihnen  eigentlich  erwartet: 
Mittel,  durch  welche  politische  Ungesetzlichkeiten  in  gesetzliche  Form 
gehüllt  werden,  eine  Heuchelei,  die  diese  Ungesetzlichkeiten  und  ihre 
Urheber  in  ein  noch  schlechteres  Licht  rückt.  —  Diese  Notgesetze  hat 
die  damalige  Regierung  auf  Grund  des  Art.  56  der  damaligen  Ver- 
fassung vom  Jahre  1869  erlassen,  eines  Artikels,  wonach  die  voll- 
ziehende Gewalt,  falls  die  Sicherheit  des  Landes,  sei  es  von  aussen, 
sei  es  von  innen,  bedroht  wird  und  die  (Skupschtina)  Volksversammlung 
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nicht  einberufen  ist,  zur  Erlassung  von  solchen  Notgesetzen  befugt 
ist;  allerdings  muss  die  Regierung  diese  Gesetze  zur  nachträglichen 
Genehmigung  bei  der  ersten  darauffolgenden  Einberufung  der  Volks- 
versammlung vorlegen.  Wir  geben  zu,  dass  formell  das  Kabinett 
Vladan  Georgevitch,  indem  es  solche  Notgesetze  am  28.  Juni  1899 
erlassen  hatte,  die  Verfassung  nicht  verletzt  hat,  denn  die  Ver- 
fassung hat  es  in  das  Belieben  der  Regierung  gestellt,  die  Opportunität 
solcher  Notgesetze  zu  bestimmen,  aber,  und  das  kann  niemand  leugnen, 
die  Regierung  des  Dr.  Vladan  Georgevitch  hat  vorsätzlich  und  mit 
Vorbedacht  dieses  ihr  verfassungsmässig  zustehende  Recht  miss- 
braucht. Das  Ereignis,  auf  Grund  dessen  der  Belagerungszustand  und 
die  Ausnahmegesetze  erlassen  wurden,  rechtfertigte  nicht  die  Au- 
wendung jenes  Artikels. 

Die  Sicherheit  des  Landes  war  nicht  in  grosse  Gefahr  gebracht. 
König  Milan,  wenn  auch  Vater  des  herrschenden  Königs,  war 
trotzdem  bloss  höchster  Militärbeamter,  und  uns  ist  nicht  bekannt, 
dass  irgendwann  und  irgendwo  Belagerungszustand  und  Ausnahme- 
gerichte wegen  Mordversuches  auf  einen  hohen  Beamten  eingesetzt 
worden  wären ,  ein  Versuch,  der  im  vorliegenden  Falle  noch  oben- 
drein gänzlich  misslang.  Wenn  irgend  eine  Regierung,  so  war  es 
gerade  die  Regierung  des  Dr.  Vladan  Georgevitcü,  die  seitens  der 
Volksvertretung  wegen  ihrer  Handlungsweise  den  herbsten  Tadel 
verdiente.  Trotz  alledem  hat  die  damalige  Volksvertretung  diese 
Gesetze  nachträglich  genehmigt,  ein  Zeichen,  dass  Volksvertretung 
wie  Regierung  lediglich  Werkzeuge  der  Politik  jenes  Kabinetts 
gewesen  waren. 

2.  Gesetz  vom  5.  Oktober  1899. 

Durch  dieses  Gesetz  wurde  §  27  des  Gesetzes  über  die  Or- 
ganisation der  inneren  Verwaltung  vom  10.  März  1862  darin  ergänzt, 
dass  im  Ministerium  des  Innern  zwei  neue  Abteilungen  errichtet 
wurden,  nämlich:  die  Abteilung  für  öffentliche  Sicherheit  und  die 
Abteilung  für  administrative  Aufsicht.  Die  Errichtung  der  Abteilung 
für  öffentliche  Sicherheit  war  eine  jener  zahlreichen  Massregeln, 
welche  nach  dem  Attentate  auf  König  Milan  getroffen  wurden,  um 
jede,  auch  die  geringste  Opposition  gegen  die  despotische  Politik  des- 
selben unmöglich  zu  machen.  Diese  Abteilung,  welcher  mit  Recht 
der  Beiname  „cabinet  noir"  beigelegt  wurde,  verschwand  gleich 
nach  dem  Sturze  des  Ministeriums  Georgevitch. 
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3.  Gesetz  vom  24.  Janaar  1900,  durch  welches  das  Gesetz 
vom  23.  Januar  1883  über  königliche  Militär-  und  Zivilorden-  und 
Medaillen-Verleihungen  abgeändert  und  ergänzt  wurde. 

4.  Gesetz  vom  24.  Januar  1900,  betr.  Abänderung  und  Er- 
gänzung der  Gesetze  vom  5.  März  1890,  17.  Februar  1896  und 
5.  Januar  1899  Uber  die  administrative  Einteilung  des  Landes. 

$  2.    Straf-  und  Justizgesetze. 

5.  Ergänzung»-  und  Abänderungsgesetz  des  Straf- 
gesetzbuches von  1860  vom  6.  Oktober  1899. 

Dadurch  wurden  die  Strafen  dieses  Gesetzbuches  für  gewisse 
Verbrechen  und  Vergehen  verschärft.    Die  politische  Lage,  in  der 
dieses  Gesetz  eingebracht  wurde,  es  war  nach  dem  Belagerungs- 
znstande und  der  Einführung  der  Standgerichte,  erklärt  die  drakonische 
Schärfe  dieses  Gesetzes  und  seine  Tendenz.    Das  Strafmass  wurde 
erhöht  für  Tatbestände,  welche  in  Kap.  9  des  Str.-G.-B.  vorgesehen 
sind:  „Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Vaterland,  Herrscher  und 
Verfassung"  und  für  Tatbestände  aus  Kap.  10  desselben  Gesetzes: 
„Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Gesetze,  die  öffentlichen  Ge- 
walten und  die  öffentliche  Ordnung,  sowie  für  strafbare  Handlungen 
gegen  die  Staatsgewalt".   Die  Un Verhältnismässigkeit  von  Strafe  und 
Handlung  nach  dem  Gesetze  vom  6.  Oktober  1899  gegenüber  dem 
Strafgesetzbuche  von  1860  ist  eine  so  grosse,  dass  sie  unerklärlich 
wäre,  auch  für  die  Zeit,  als  anfangs  des  19.  Jahrhunderts  der  serbische 
Staat  entstand  und  als  schliesslich  im  Interesse  der  Staatskonsolidation 
in  gewisser  Beziehung  von  den  allgemeinen  strafrechtlichen  Prinzipien 
abgewichen  werden  konnte,  nach  welchen  die  Höhe  der  Strafe  der 
Schwere  der  begangenen  Handlung  entsprechen  soll.  Die  Strafe  ent- 
behrt nach  dem  Gesetz  vom  6.  Oktober  1899  jedes  Verhältnisses  zu 
der  bedrohten  Handlung.    Insbesondere  zeigt  sich  dies  bei  den  Be- 
stimmungen, welche  die  gegen  Mitglieder  des  königlichen  Hauses 
gerichteten  Delikte  betreffen.    Hier  hat  der  Gesetzgeber  allzusehr 
seine  gesetzgebende  Gewalt  missbraucht.    Der  Gesetzgeber  wollte 
lediglich  auf  diese  Weise  König  Milan  als  Mitglied  des  königlichen 
Hauses  unterstützen.    So  ist  nach  Art.  5  dieses  Gesetzes  das  blosse 
Unternehmen,  irgend  ein  Mitglied  des  königlichen  Hauses  aus  dem 
Lande  zu  verbannen,  Hochverrat  und  wird  mit  dem  Tode  be- 
straft!  Und  was  noch  die  ohnehin  übertriebene  Strenge  vergrössert, 
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ist  die  Bestimmung,  dass  das  Unternehmen  bereits  als  vollendete  Tat 
betrachtet  und  als  solche  bestraft  wird,  auch  wenn  nur  einzelne  ent- 
fernte Vorbereitungshandlungren  vorgenommen  worden  sind,  durrh 
welche  die  Verbrechensabsicht  erst  zur  Ausführung  gebracht  werden 
soll.  Es  wird  daher  nicht  bloss  der  Versuch  der  Vollendung  gleich- 
gestellt, sondern  auch  jegliche,  selbst  die  entfernteste  Vorbereitungs- 
handlung, die  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Rechtes  un- 
möglich als  strafbare  Handlung  angesehen  werden  kann. 

Art.  7,  Abs.  2  desselben  Gesetzes  spricht  eine  Strafe  von 
3 — 10  Jahren  Zuchthaus  aus  für  jede  Gewalttat  (voies  de  fait), 
gegen  irgend  ein  Mitglied  des  königlichen  Hauses,  und  die  einfache 
Beleidigung  durch  Wort  oder  Schrift  gegen  ein  Mitglied  des  könig- 
lichen Hauses  zieht  nach  Art  8  eine  Gefängnisstrafe  von  1 — 5  Jahren 
nach  sich.  Das  Reaktionäre  dieses  Gesetzes  zeigt  sich  auch  in  der 
Schaffung  neuer  Delikte,  welche  als  Gedankenverbrechen  (delits  de 
pensees)  schon  längst  aus  den  Strafgesetzbüchern  der  meisten  Kultur- 
staaten verschwunden  sind.  Statt  auch  diejenigen  Tatbestände  dieser 
Art,  welche  sich  im  Strafgesetzbuche  von  1860  vorfinden,  aus  dem- 
selben zu  streichen  oder  zum  wenigsten  auf  ein  Minimum  zurück- 
zuführen, hat  sich  der  Gesetzgeber  von  1899  noch  rückständiger  ge- 
zeigt, indem  er  die  Zahl  dieser  Delikte  vergrössert  hat.  Zum  Beweise 
dafür  wollen  wir  Art.  9  des  Gesetzes  vom  6.  Oktober  anführen,  wonach 
derjenige,  „welcher  die  bestehende  Regierungsform  angreift  oder 
lächerlich  macht",  mit  Gefängnis  von  3—10  Jahren  bestraft  wird. 
Eine  ähnliche  Bestimmung  findet  sich  auch  in  Art.  10  desselben  Ge- 
setzes. Eine  schöne  Gesetzgebung,  die  im  Anfang  des  20.  Jahrhunderts 
zu  denken  verbietet! 

Das  einzig  Gute  an  diesem  Gesetze  vom  6.  Oktober  ist,  dass 
auch  die  Strafen  verschärft  wurden,  welche  sich  auf  Unterschlagungen 
bei  Ausübung  amtlicher  Funktion  beziehen;  aber  auch  hier  ist 
entschieden  zu  weit  gegangen,  indem  dadurch  §  24  des  Strafgesetz- 
buches beneitigt  wurde,  wonach  das  Gericht  in  milderen  Fällen 
einen  Beamten  für  eine  solche  Handlung  statt  mit  Zuchthaus  mit 
Gefängnis  bestrafen  konnte.  Diese  Möglichkeit  ist  durch  das  Gesetz 
vom  6.  Oktober  ausgeschlossen. 

6.  Gesetz  vom  17.  Januar  1900,  wonach  die  Bestimmungen 
der  ^  52,  65,  102  und  426  der  Z.-P.-O.  abgeändert  und  ergänzt 
sind.    Die  wichtigsten  Abänderungen  und  Ergänzungen  beziehen  sich 
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anf  die  beiden  §§  52,  65.  Nach  der  alten  Fassung  des  §  52  hatte 
die  Partei  das  Recht,  den  Richter  wegen  Freundschaft  oder  Feind- 
schaft mit  einem  der  streitenden  Teile  abzulehnen,  mangels  anderer 
Beweise  jene  Behauptungen  durch  Eid  zu  bekräftigen,  und  der  Richter 
musste  dieses  Verlangen  berücksichtigen.  Nach  der  neuen  Fassung  hat 
dieser  Eid  erst  dann  seine  Berechtigung,  wenn  das  Gericht  nach  ge- 
nauer Prüfung  der  Angaben  der  betreffenden  Partei  über  den  Ab- 
lehnungsgrund zur  Überzeugung  gelangt  ist,  dass  zwischen  dem  abzu- 
lehnenden Richter  und  der  Partei  freundschaftliche  oder  feindliche  Be- 
ziehungen bestehen.  Im  entgegengesetzten  Falle  hat  das  Gericht  die 
Zulassung  zum  Eide  zu  versagen  und.  noch  ausserdem,  wenn  nach  seiner 
Ansicht  die  den  Eid  verlaugende  Partei  auf  fraudulose  Umgehung 
des  Gesetzes  ausging,  dieselbe  zu  einer  Geldstrafe  von  80 — 500  Frs., 
je  nach  ihrer  Vermögenslage,  zu  verurteilen.  Die  Abänderung  des 
§  65  handelt  über  die  Nebenintervention,  die  chirographarischen 
Gläubigern  bei  Prozessen  ihrer  Schuldner  zusteht.  Nach  der  alten 
Fassung  dieses  Paragraphen  konnte  man  als  Nebenintervenient  bis 
zur  Rechtskraft  der  gerichtlichen  Entscheidung  eintreten.  Die 
Abänderung  vom  17.  Januar  hat  die  Nebeniutervention  darin  ein- 
geschränkt, dass  sie  jetzt  nur  zugelassen  werden  kann  „bis  zur  ersten 
Entscheidung  des  obersten  Gerichtes  (Kassationshofes)  in  der  Haupt- 
sache". Danach  kann  eine  Nebenintervention  nicht  stattfinden, 
sobald  das  oberste  Gericht  in  der  Hauptsache  einmal  entschieden  hat, 
wenn  auch  durch  diese  Entscheidung  die  Streitsache  nicht  zu  Ende 
geführt  ist,  und  dies  ist  der  Fall,  wenn  das  oberste  Gericht  die 
Entscheidung  der  Vorinstanz  nicht  gebilligt  hat  und  die  Sache 
zurückverweist.  Da  nun  die  chirographarischen  Gläubiger  im  Prinzipe 
nicht  das  Recht  haben,  den  Entscheidungen  zu  Ungunsten  ihrer 
Schuldner  die  Einrede  entgegen  zu  halten:  Res  inter  alios  judicata 
aliis  ncc  nocet  nec  prodest,  vielmehr  diese  Entscheidungen  auch 
gegen  sie  als  res  judicata  wirken,  so  darf  man  das  Recht  der 
Intervention  nicht  durch  eine  bestimmte  Frist  so  lange  verkürzen, 
das  einzige  Mittel,  welches  den  chirographarischen  Glänbigern  zusteht, 
nämlich  die  Intervention  in  den  Prozessen,  in  welchen  ihr  Schuldner 
beteiligt  ist,  um  sein  Vermögen  beziehungsweise  ihr  eigenes  Pfand- 
recht zu  schützen  gegen  die  Angriffe  seines  Gegners.  Diese  Inter- 
vention hat  so  lange  stattzufinden,  bis  der  Streit  nicht  endgültig 
durch  gerichtliche  Entscheidung  aus  der  Welt  geschafft  ist,  eine  An- 
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sieht,  die  auch  der  §  65  der  alten  Fassung  mit  Recht  vertreten  hat. 
Diese  Ansicht  hat  auch  der  alte  §  62  zutreffend  gewahrt. 

7.  Gesetz  desselben  Datums,  durch  welches  die  §§  IIS, 
279,  344  abgeändert  und  §  127  des  Strafgesetzbuches  ergänzt  worden 
sind.  Die  letzte  Ergänzung  besagt:  „Der  Richter,  welcher  bei 
Konkurs-  und  Mündelmassen  eine  grössere  Belohnung  dem  Verteidiger 
zuspricht,  als  das  Gesetz  es  bestimmt,  ist  mit  Gefängnis  von  2  bis 
5  Jahren  zu  bestrafen;  wenn  jedoch  erwiesen  wird,  dass  diese  Handlung 
aus  Eigennutz  begangen  wurde,  ist  er  mit  Zuchthans  zu  bestrafen". 
Diese  Bestimmung  ist  nur  ein  Beweis  mehr  für  die  Missgunst,  welche 
der  Gesetzgeber  in  der  Session  des  Jahres  1899  dem  Anwaltsstande 
entgegengebracht  hat,  eine  Missgunst,  die  sich  auch  darin  äussert, 
dass  Anwaltsgebühren  auf  eine  lächerliche  Ziffer  herabgesetzt  worden 
sind,  wovon  noch  weiter  unten  die  Rede  sein  wird. 

8.  Gesetz  desselben  Datums,  wodurch  die  §§  156,  183  er- 
gänzt und  §  326  der  Str.-Pr.-O.  abgeändert  werden.  Die  letztere 
Abänderung  ist  die  wichtigste;  darin  ist  nämlich  das  Honorarmaximum 
für  die  Rechtsanwälte  in  Strafsachen  festgestellt;  dasselbe  beträgt 
20—40  Frs.,  wenn  die  Verhandlung  einen  Tag  gedauert  und  der 
Angeklagte  bloss  wegen  einer  strafbaren  Handlung  angeklagt  war. 
Hat  dagegen  die  Verhandlung  einen  Tag  gewährt  und  war  der  An- 
geklagte wegen  mehrerer  Handlungen  zur  Verantwortung  gezogen, 
so  kann  dem  Rechtsanwalt  eine  Pauschalsumme  von  50  Frs.  zu- 
gesprochen werden;  wenn  schliesslich  die  Verhandlung  mehrere  Tage 
dauerte,  so  gebühren  dem  Verteidiger  für  jeden  weiteren  Tag  fernere 
10  Frs. 

9.  Gesetz  vom  24.  Januar  1900,  durch  welches  die  75, 
87  und  90  der  Konkursordnung  abgeändert  und  ergänzt  worden  sind. 
Die  Ergänzungen  und  Abänderungen  bestehen  hauptsächlich  darin, 
dass  das  Gericht  in  der  Bestimmung  der  Gebühren  der  Verwalter 
und  Verteidiger  der  Konkursmassen  beschränkt  wird;  danach  kann 
das  Gericht  dem  Verwalter  als  höchste  Gebühr  500  Frs.,  dem  Ver- 
teidiger als  höchste  Gebühr  1000  Frs.  zusprechen.  Derjenige  Richter, 
der  entgegen  dieser  Bestimmung  handelt  und  eine  grössere  Gebühr 
zuspricht,  unterliegt  den  Bestimmungen  des  §  1 27  a  des  Strafgesetzbuches. 

Durch  diese  Gesetze,  in  welchen  sich  der  Gesetzgeber  mit  den 
Ansprüchen  der  Verwalter,  Pfleger  und  Verteidiger  in  Zivil-  und 
Strafsachen  beschäftigt,  wollte  man  den  Missbräuchen  entgegentreten. 
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welche  durch  die  frühere  Gesetzgebung  ermöglicht  waren,  nämlich  der 
völlig  diskretionären  Befugnis  des  Gerichts  in  diesen  Angelegenheiten. 
Aber  der  Gesetzgeber  ist  hier,  indem  er,  wie  bereits  gesagt,  das 
andere  System  zur  Anwendung  gebracht  hat,  zu  weit  gegangen. 
Diese  Gebührenordnung  für  Kechtsanwälte  und  Verwalter  könnte 
vielleicht  für  kleinere  Streitsachen  von  geringerem  Werte  gerecht 
und  genügend  erscheinen,  für  wichtigere  und  kompliziertere  Streit- 
sachen ist  sie  es  bei  weitem  nicht.  Wir  werden  nicht  fehl  gehen, 
wenn  wir  die  Ursache  dieser  gesetzgeberischen  Ungerechtigkeiten 
gegenüber  dem  Anwaltsstande  in  der  energischen  Haltung  der  Ver- 
teidiger beim  Milan'schen  Attentatsprozesse  erblicken.  Auch  dieses 
Gesetz  ist  neben  den  anderen  zahlreichen  Gesetzen  ein  Gelegenheits- 
gesetz (loi  de  circonstance),  das  durch  die  Ereignisse  im  Juni  1899 
veranlasst  war. 

g  3.    Gesetze  über  das  Unterrichtswesen. 

10.  Gesetz  vom  6.  Oktober  1899,  betreffs  Änderungen  und 
Ergänzungen  des  Volksschulgesetzes  vom  26.  Juli  1898.  Nur  Art.  1 
dieses  Gesetzes  wäre  bemerkenswert;  danach  sind  serbische  Bürger, 
welche  wünschen,  dass  ihre  Kinder  zu  Hause  Unterricht  nehmen 
oder  in  Privatschulen  oder  im  Auslande  erzogen  werden,  verpflichtet, 
die  Erlaubnis  dazu  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  nachzu- 
suchen.   Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nur  auf  Elementarschulen. 

§  4.    Ökonomische  und  Finanzgesetze. 

11.  Gesetz  vom  29.  September  1899. 

Durch  dieses  Gesetz  wurde  das  Gesetz  über  die  direkten 
Steuern  vom  14.  Juni  1884  abgeändert  und  ergänzt.  Folgende  zwei 
Hauptbestiminungen  sind  zu  erwähnen:  1.  Die  Befreiung  von  der 
Grundsteuer  für  eine  Reihe  von  Jahren  bei  neubepflanzten  Wein- 
gärten und  Wäldern.  2.  Die  Personalsteuer,  Timpöt  personnel,  war 
nach  dem  alten  Gesetze  in  5  Klassen  eingeteilt,  je  nach  den  Ver- 
mögensverhältnissen der  Steuerpflichtigen.  Nach  dem  neuen  Gesetz 
gibt  es  nur  eine  Personalsteuer:  6  Frs.  pro  Kopf  plus  5  Cts.  von 
jedem  Frank  aller  übrigen  direkten  Steuern. 

12.  Gesetz  vom  30.  September  1899,  betr.  Abänderungen 
und  Ergänzungen  der  Gesetze  vom  21.  August  1890  und  7.  No- 
vember 1898  über  die  Klassenlotterie.  Folgende  zwei  Bestimmungen 
sind  erheblich:   1.  Der  Minister  für  Volkswirtschaft  kann  die  Ein- 
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nahmen  der  Klassenlotterie  lediglich  zur  Besserung  und  Förderung 
des  Ackerbaues,  des  Handels  und  der  Industrie  verwenden  und  auch 
dies  erst  nach  Anhörung  des  gesamten  Ministerrates.  2.  Ausländische 
Lotterien  sind  verboten  und  ihr  Verkauf  in  Serbien  wird  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  1000  Frs.  geahndet. 

13.  Gesetz  vom  2.  Oktober  1899.  wodurch  die  zu  Kon- 
stantinopel am  19.  April  1899  geschlossene  Handelskonvention  ge- 
nehmigt wurde.  Dieser  Konvention  liegt  die  Meistbegünstigungs- 
klansel  zugrunde. 

14.  Gesetz  desselben  Datums  bezüglich  Abänderungen 
und  Ergänzungen  des  Gesetzes  vom  14.  Januar  1884  über 
Verwaltnngs-  und  richterliche  Gebühren. 

15.  Abänderungs-  und  Ergänzungsgesetz  desselben 
Datums  zum  Kon versionsgesetze  der  serbischen  Staats- 
schulden vom  8.  Juli  1898. 

16.  Abänderungs-  und  Ergänzungsgesetz  vom  4.  Ok- 
tober 1899  zum  Gesetze  vom  21.  Dezember  1882  über  die 
Organisation  des  Landwirtschafts-Ministeriums. 

17.  Gesetz  vom  5.  Oktober  1899,  wodurch  das  Gesetz  vom 
20.  April  1885  über  die  Pension  der  Witwen  und  Kinder  ver- 
storbener Lehrer  ergänzt  wird.  Durch  dieses  Gesetz  wurde  das 
Recht  auf  Pension  auch  auf  Witwen  und  Kinder  der  höheren  Lehrer 
der  Volksschulen  ausgedehnt,  da  diese  Lehrerklasse  erst  durch  das 
Volksschulen gesetz  vom  26.  Juli  1898  geschaffen  worden  ist. 

18.  Abänderungs-  und  Ergänzungsgesetz  v.  13.  Januar 
1900  zum  Volks-  und  Viehzählnngsgesetze  vom  5.  Dezember  1890. 

19.  Gesetz  zur  Errichtung  einer  Handelsakademie 
vom  14.  Januar  1900.  Eintrittsberechtigt  sind  nur  diejenigen, 
welche  vier  Gymnasial-  oder  Realklassen  absolviert  haben  und 
welche  nach  4  Jahren  eine  Endprüfung  abgelegt  haben  (Art.  9). 
Die  Kurse  in  der  Handelsakademie  dauern  3  Jahre. 

20.  Gesetz  vom  14.  Januar  1900,  durch  welches  eine 
Steuer  auf  den  Erwerb  (pores  na  zaradti)  eingeführt  wurde,  eine 
direkte  Steuer,  welche  mit  der  deutsehen  und  österreichischen  Steuer, 
die  unter  dem  Namen  „Erwerbsteuer4'  bekannt  ist,  Ähnlichkeit  hat. 
Unter  den  finanziellen  Massregeln,  welche  das  Ministerium  des 
Dr.  Gkorgkvitch  kennzeichnen  und  die  alle  in  der  Hauptsache  eine 
noch  grössere  Verwirrung  in  die  ohnehin  schon  schwer  erschütterte 
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serbische  Finanzwirtschaft  gebracht  haben,  ist  die  unglücklichste 
dieses  Gesetz  der  Besteuerung  des  Erwerbes.    Niemals  vielleicht 
stand  ein  Steuergesetz  so  sehr  im  Widerspruch  mit  den  Prinzipien  der 
Finanzwissenschaft,  wie  gerade  dieses.  Die  Besteuerungsprozente  waren 
viel  zu  hohe.  Für  Belgrader  Geschäfte  betrug  diese  Steuer  nämlich  10°/0, 
für  Provinzial-Hauptstädte  7°  0  und  für  die  übrigen  Ortschaften  5°/0 
(Art  5),  aber  was  diesem  Gesetze  den  Charakter  einer  förmlichen 
Erpressung  einer  ganzen  Klasse  von  Bürgern  seitens  des  Staates  gab, 
war  nämlich  der  Umstand,  dass  dieser  Prozentsatz  nicht  vom  Rein- 
gewinn,   sondern   vom  Bruttogewinn   bezahlt  werden  musste! 
Endlich  hat  auch  die  gesetzlich  bestimmte  Art  der  Feststellung  des 
Bruttogewinnes  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  dahin  geführt,  dass 
diese  Steuer  tatsächlich  nicht  zehn  oder  sieben  oder  fünf  Prozent, 
sondern  mehr  als  die  Hälfte  des  ganzen  Bruttogewinnes  betrug, 
d.  h.  also,  dass  der  Reingewinn  der  betreffenden  Steuerpflichtigen 
durch  diese  Steuer  allein  fast  gänzlich  absorbiert  worden  ist.  Es 
versteht  sich,  dass  ein  solch  unerhörtes  Gesetz  schärfsten  Protest 
im  dabei  zumeist  beteiligten  Kanfmannsstande,  sowie  allerlei  Kompli- 
kationen hervorrufen  musste,  welche  die  nur  zu  natürlichen  Folgen 
der  unbedachten  Finanzpolitik  des  Dr.  Vl.  Gkoboevitch  gewesen 
sind.    Wir  wollen  uns  bei  diesem  Gesetze  nicht  länger  aufhalten, 
da  es  gleich  nach  dem  Sturze  jenes  Ministeriums  abgeschafft  und 
durch  ein  neues  Gesetz  über  die  Besteuerung  von  Geschäftskapitalien 
(Kapital,  das  zum  Geschäftsbetriebe  verwendet  wird)  ersetzt  wurde, 
das  den  Nettogewinn  von  Handels-  und  anderen  Unternehmungen 
mit  einem  angemessenen  Prozentsatz  besteuert. 

21.  Vereinsgesetz  vom  14.  Januar  1900.  Dieses  Gesetz 
nrafasst  alle  Vereine  mit  unbeschränkter  Mitgliederzahl,  deren  Zweck 
Unterstützung,  Kreditgewährung  oder  Versicherung  ist,  und  die  nicht 
unter  die  Bestimmungen  irgend  eines  Spezialgesetzes  fallen  (Art.  1). 

Das  Gesetz  zerfällt  in  10  Abschnitte:  Allgemeine  Bestimmungen, 
Errichtung  von  Vereinen,  Vertretung  und  Verwaltung,  Austritt  der 
Mitglieder,  Finanzgebaren,  Reservefonds.  Endigung  des  Vereins, 
Strafen,  Vereinsverbindungen  und  Übergangsbestimmungen. 

22.  Gesetz  vom  21.  Januar  1900  zur  Abänderung  und 
Ergänzung  des  Zolltarifs  vom  8.  Januar  1899. 

23.  Gesetz  vom  25.  Januar  1900,  betr.  Abänderung  und 
Ergänzung  des  Art.  72  des  Gesetzes  vom  30.  Juli  1884  über 
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die  Eisenbahn-Polizei.  Diese  Ergänzung  sieht  den  Fall  voraus,  dass 
einzelne  Bestimmungen  dieses  letzteren  Gesetzes  abgeändert  werden 
können,  auch  ohne  Anteilnahme  der  gesetzgebenden  Gewalten. 

Zur  Abänderung  des  genannten  Gesetzes  in  näher  bestimmten 
Fällen,  die  in  der  Form  eines  königliehen  Ukases  erfolgen  innss. 
ist  der  Bauten-Minister  zuständig,  der  lediglich  verpflichtet  ist. 
zuvor  den  Eisenbahnrat  zu  hören. 

24.  Gesetz  vom  26.  Januar  1900,  betr.  die  Unterstützung 
der  Wirtschaftsgenossenschaften  (les  associations  agricoles).  Nach 
Art.  5  dieses  Gesetzes  soll  der  Staat  jährlich  dem  Hauptrat  der 
ländlichen  Wirtschaftsgenossenschaften,  dessen  Sitz  sich  in  Belgrad 
befindet,  50000  Fr*,  von  den  Einnahmen  der  Klassenlotterie  so  lauge 
zur  Verfügung  stellen,  bis  die  Summe  2  Millionen  Frs.  erreicht: 
ausserdem  soll  der  Fiskus  demselben  Rate  eine  Summe  von  jährlich 
50000  Frs.  zur  Disposition  halten. 

25.  Gesetz  von  demselben  Datum,  durch  welches  das 
Gesetz  vom  28.  November  1805,  betr.  Förderung  des  Weinbaues, 
abgeändert  und  ergänzt  wird. 

26.  Gesetz  vom  gleichen  Tage  über  Abänderungen 
und  Ergänzungen  des  Forstgesetzes  vom  31.  März  1891. 

27.  Gesetz  desselben  Datums,  Abänderungen  und 
Ergänzungen  zum  Gesetze  vom  14.  März  1890,  das  Tabak- 
monopol  bet  rettend. 

28.  Gesetz  vom  27.  Januar  1900,  wodurch  das  Berggesetz 
vom  15.  April  1866  abgeändert  und  ergänzt  wird.  Nach  diesem 
Gesetz  ist  die  Verwaltung  der  Bergwerke  integrierender  Bestandteil 
des  Landwirtschafts-Miuisteriums  geworden,  während  sie  bis  dabin 
unter  die  Zuständigkeit  des  Finanz-Ministeriums  fiel;  es  wurden  als 
Abteilungen  dieses  Verwaltnngszweiges  errichtet:  Das  geologische 
Museum  und  das  chemische  Laboratorium.  Fügen  wir  noch  hinzu, 
dass  dieses  Gesetz  auch  Bestimmungen  getroffen  hat  behufs  Errichtung 
von  Hülfskassen  zur  Unterstützung  der  Bergarbeiter. 

29.  Gesetz  desselben  Tages,  wodurch  das  Gesetz  vom 
21.  Oktober  1H71  über  die  Regelung  der  Pension  der  Beamteu- 
witwen  und  -Kinder  abgeändert  und  ergänzt  worden  ist.  Nach 
Art.  1  des  Gesetzes  von  1871  besteht  in  Serbien  zur  Sicherung 
der  Witwen  und  Kindel-  von  Beamten  ein  besonderer  Fonds  unter 
dem  Namen  „Pensionsfonds  für  Witwen  und  Kinder  verstorbener 
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Beamten".  Nach  Art.  2  geniesst  dieser  Fonds  als  juristische 
Person  alle  Rechte,  die  mit  dieser  Eigenschaft  verknüpft  sind, 
und  kann  keinem  anderen  Zwecke  dienen,  als  dem  gesetzlich  fest- 
gestellten. Der  Fonds  steht  unter  Staatsaufsicht,  welche  der  Land- 
wirtschafts-Minister ausübt;  er  wird  verwaltet  von  der  Uprava 
fondova  (Staatshypotheken-Bank)  und  die  Rechnungen  über  Einnahmen 
und  Ausgaben  dieses  Fonds  werden  alljährlich  dem  Rechnungshofe 
zur  Einsicht  vorgelegt.  Auch  Art.  5  ist  ergänzt  und  abgeändert 
durch  ein  neues  Gesetz  und  enthält  Bestimmungen  über  die  Einnahme- 
quellen zur  Bildung  und  Erhaltung  dieses  Fonds.  Haupteinnahmen 
sind:  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einlagen  der  Staats- 
beamten. Die  ordentlichen  Einlagen  erfolgen  monatlich  nach 
bestimmtem  Prozentsatz,  der  durch  königlichen  Ukas  festgestellt  wird, 
auf  Vorschlag  des  Landwirtschafts-Ministers  und  auf  die  Vorstellung 
der  Uprava  fondova  hin.  Dieser  Prozentsatz  beträgt  jetzt  6°/^ 
Ausserordentliche  Einsätze  zahlen  diejenigen,  welche  in  den  Staats- 
dienst nach  vollendetem  26.  Lebensjahr  eintreten. 

Diesen  Einsatz  haben  sie  für  die  ganze  Zeit  über  das  Alter 
von  26  Jahren  hinaus  mit  6  prozentigem  Zinsfuss  zu  erlegen.  Von 
den  weiteren  Einnahmen  sei  noch  zu  erwähnen  die  Heiratseinlage 
derjenigen  Einzahler,  welche  sich  nach  dem  30.  Lebensjahre  ver- 
ehelichen. Die  Höhe  ihrer  Einlage  hängt  von  den  Altersunterschieden 
zwischen  Mann  und  Frau,  sowie  auch  von  dem  Alter  des  Mannes 
selbst  ab  (Art.  5a).  Art.  16  handelt  vom  Rechte  der  Witwen  und 
deren  Kinder  auf  diese  Pension.  Dieses  Recht  wird  nach  lOjähriger 
regelmässiger  Einzahlung  erworben;  den  Witwen  und  Kindern  der- 
jenigen verstorbenen  Beamten,  welche  dieses  Recht  nicht  erworben 
haben,  werden  alle  Einzahlungen  mit  6°/0  Zinsen  zurückerstattet. 
Art.  16a.  „Die  Pension  wird  bestimmt  je  nach  dem  Beamtengehalte, 
von  welchem  der  betreffende  Beamte  zum  mindesten  6  Monate  ein- 
gezahlt hat."    Art.  17  bestimmt  die  Höhe  der  Pensionen. 

Art.  19  sieht  die  Fälle  des  Verlustes  des  Rechtes  auf  die 
Pension  vor.  Art.  23.  „Die  Pension  wird  ausbezahlt  nach  Beschluss 
des  zuständigen  erstinstanzlichen  Gerichtes  oder  des  bestimmten  Vor- 
mundes, falls  auch  Kinder  vorhanden  sind."  Art.  26a.  ,,Alle  Streit- 
fragen und  vermögensrechtlichen  Beziehungen,  welche  diesen  Fonds 
betreffen,  werden  ohne  Einmischung  der  Verwaltungsbehörde  bloss 
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unter  anderem  auch  eine  Folge  der  juristischen  Persönlichkeit  diese» 
Fonds." 

§  5.  Militärgesetze. 

30.  Gesetz  vom  28.  September  1899,  betr.  Abänderung  und 
Ergänzung  des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1884  über  die  Militärakademie. 

31.  Gesetz  vom  4.  Oktober  1899,  wodurch  alle  aktiven. 
Offiziere  und  unter  den  Reserve-Offizieren  diejenigen,  welche  sich 
als  Militarbeamte  im  Staatsdienste  befinden,  von  Gemeinde-,  Kreis-  und 
Bezirkssteuern  befreit  werden,  ein  Gesetz,  durch  welches  König  Milan 
sich  die  Offiziere  noch  mehr  für  seine  Politik  dienstbar  machen  wollte. 

32.  Gesetz  vom  6.  Oktober  1899  über  die  Deckung  des 
Kriegsbedarfes. 

1900. 

Die  ordentliche  Session  der  serbischen  Volksvertretung  für  das 
Jahr  1900  war  sehr  kurz,  nämlich  vom  29.— 31.  Dezember  1900. 

Da  diese  Sessionsperiode  der  Skupschtina  am  31.  Dezember 
zu  Ende  ging,  so  wurde  dieselbe,  um  die  vorliegenden  Gesetzentwürfe 
erledigen  zu  können,  sofort  zu  einer  ausserordentlichen  Tagung  ein- 
berufen, die  bis  zum  30.  Januar  desselben  Jahres  dauerte.  Die 
Skupschtina  hielt  ihre  Sitzungen  wieder  in  Nisch.  In  dieser  ausser- 
ordentlichen Session  sind  folgende  Gesetze  verabschiedet: 

§  1.  Justizgesetze. 

1.  Gesetz,  betr.  den  Richterstand,  vom  19.  Januar  1901. 
Wir  wollen  in  knappen  Zügen  die  Hauptbestimmungen  dieses  Ge- 
setzes betrachten: 

a)  Bedingungen  zum  Richterberuf.  Es  gibt  deren  all- 
gemeine und  besondere;  die  allgemeinen  sind  diejenigen,  ohne  deren 
Erfüllung  niemand  zum  Richter  bestellt  werden  kann,  und  welche 
in  gleicher  Weise  für  alle  richterlichen  Stellungen  gelten. 

Unter  den  allgemeinen  Bedingungen  ist  diejenige  die  wichtigste, 
welche  sich  auf  die  Qualifikation  zum  Richter  bezieht.  Richter  kann 
nur  derjenige  werden,  der  die  juristische  Fakultät,  sei  es  in  Serbien, 
sei  es  im  Auslande,  absolviert  hat.  Die  Spezialbedingungen  beziehen 
sich  auf  das  Alterserfordernis  und  die  Dienstjahre.  Dieselben  sind 
verschieden,  je  nach  der  richterlichen  Stellung,  die  man  beansprucht. 
Für  Richter  bei  erstinstanzlichen  Gerichten  (Amtsrichter)  wird  ein 
Alter  von  25  Jahren  erfordert,  und  bei  höheren  Gerichten  (zweit- 
und    letztinstanzliche    Gerichte,   Appellations- .  Kassationsgerichte) 
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wird  ein  Alter  von  30  Jahren  verlangt.  Art.  2—5  handelte  von 
der  Vorbereitung  zum  richterlichen  Beruf  (stage).  Abgesehen  davon, 
dass  die  Vorbereitung  wie  auch  das  Alter  von  derjenigen  richter- 
lichen Stellung  abhängt,  auf  der  der  einzelne  Kandidat  im  Spezial- 
fälle reflektiert,  kommt  auch  die  Art  des  Staatsdienstes,  in  dem  der 
Kandidat  bisher  gewesen  ist,  in  Betracht. 

b)  Art  der  Besetzung.  Für  jede  richterliche  Stellung,  mit 
Ausnahme  der  Besetzung  des  Präsidenten  des  obersten  Gerichtshofes 
(Kassationshofes),  für  die  eine  besondere  Regelung  vorliegt,  wird 
ein  gemischtes  System  zur  Anwendung  gebracht,  bestehend  aus  dem 
Wahl-  und  dem  Ernennungssystem.  Alle  Richter  werden  auf  Grund 
einer  Kandidatenwahl  auf  Vorschlag  des  Ministers  vom  König  durch 
Ukas  ernannt.  Diese  Kandidaten  wählt  ein  besonderer  Ausschuss, 
der  zusammengesetzt  ist  ans  dem  Justizminister  als  Präsidenten, 
ferner  dem  Präsidenten  des  obersten  Gerichtshofes,  zwei  Mitgliedern 
des  Staatsrates,  die  Juristen  sein  müssen,  und  zwei  Mitgliedern  des 
zweitinstanzlichen  Gerichtes,  nämlich  des  Appellationshofes,  und  zwei 
Professoren  der  juristischen  Fakultät.  Für  jede  vakante  Stelle  wählt 
dieser  Ausschuss  zwei  Kandidaten,  von  denen  nun  einer  durch 
königlichen  Ukas  zum  Richter  ernannt  wird.  Den  Präsidenten  des 
obersten  Gerichtshofes  ernennt  ohne  irgend  eine  Wahl  der  König 
auf  Vorschlag  des  Jnstizministers. 

c)  Die  Stellung  des  Richters.  Die  Richter  sind  unabsetzbar 
(inamovibles);  sie  können  weder  entlassen  noch  versetzt,  noch  pen- 
sioniert werden,  abgesehen  von  den  gesetzlich  vorgesehenen  Fällen. 
Art.  10  bezieht  sich  auf  die  Versetzung  eines  Richters.  Art.  11 
handelt  von  der  Pensionierung.  Die  Regierung  hat  das  Recht  und 
die  Pflicht,  einen  Richter  in  den  Ruhestand  zu  versetzen,  wenn  er 
die  in  diesem  Artikel  vorgesehene  Altersgrenze  erreicht,  wenn  er 
infolge  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  für  das  Richteramt 
unbrauchbar  wird  oder  endlich,  wenn  er.  sei  es  auf  disziplinarischem, 
sei  es  auf  gerichtlichem  Wege,  zur  Entfernung  aus  dem  Dienste  mit 
dem  Recht  auf  Pension  verurteilt  wird. 

d)  Die  Verantwortlichkeit  des  Richters.  Über  dieselbe 
handeln  Art.  12—31.  Wegen  der  Delikte,  die  er  in  amtlicher 
Funktion  (Amtsverbrechen)  begangen  hat,  kann  gegen  den  Richter 
nur  dann  Anklage  erhoben  werden,  wenn  der  oberste  Gerichtshof 
dies  gebilligt  hat.    Art.  13 — 16  enthalten  Bestimmungen  über  die 
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Zulässigkeit  einer  Aburteilung  des  Richters.  Das  zur  Aburteilung 
zuständige  Gericht,  sei  es  Straf-  oder  Zivilgericht,  bestimmt  der 
oberste  Gerichtshof,  wenn  er  die  Entscheidung  über  die  Znlässigkeit 
der  Aburteilung  des  Richters  fällt,  Art.  21 — 31  sprechen  von  den 
Disziplinarstrafen  gegen  Richter.  Diese  sind:  Verweis,  Geldstrafe. 
Versetzung  an  ein  anderes  Gericht  oder  in  ein  anderes  Ressort  ohne 
Recht  auf  Umzugskosten,  Pensionierung  und  Entlassung.  Den  Verweis 
spricht  der  Präsident  des  jeweiligen  Gerichtshofes  aus  nnd  die  übrigen 
Strafen,  sowie  den  Verweis  gegen  einen  Gerichtspräsidenten  verhängt 
der  Disziplinargerichtshof.  Dieser  besteht  ans  dem  Präsidenten  und 
vier  Räten  des  obersten  Gerichtshofes  und  vier  Mitgliedern  des  Staats- 
rates. Jenes  Gericht  entscheidet  nach  freier  Überzeugung  und  nicht 
auf  Grund  eines  die  Verurteilung  bedingenden  Beweismaterials. 

e)  Das  Gehalt  der  Richter.  Dasselbe  ist  in  Art.  32 
festgelegt.  Es  wurde  erhöht,  so  gut  es  ging,  mit  Rücksicht  auf 
die  traurige  serbische  Finanzlage.  Dadurch  wurde  die  materielle 
Lage  der  Richter,  welche  bis  dahin  eine  recht  ungünstige  war,  einiger- 
massen  verbessert,  was  ja  für  jeden  Richter  in  Ausübung  seines 
schwierigen  Amtes  eine  der  Grundbedingungen  ist,  um  pflichttreu 
und  unabhängig  von  Einflüssen  irgend  welcher  Art  sein  zu  können. 

2.  Gesetz  vom  25.  Januar  1901,  wodurch  zur  Ausführung 
gelangte  der  Vertrag  zwischen  Grossbritannien  und  Irland  und  Serbien 
über  die  Auslieferung  von  Verbrechern.  Im  Art.  2  sind  die  Ver- 
brechen und  Vergehen  aufgezählt,  auf  Grund  welcher  ausgeliefert 
werden  kann.  Art.  4,  5,  6,  7  sehen  Fälle  vor,  in  denen  keine  Aus- 
lieferung stattfindet,  wenn  auch  der  Delinquent,  dessen  Auslieferung 
verlangt  wird,  die  in  Art.  2  angeführten  Verbrechen  begangen  hat. 
Die  Hauptbestimmung  in  diesem  Vertrage  steht  in  Art.  6,  wonach 
es  keine  Auslieferung  politischer  Verbrecher  gibt. 

Art,  8—15  handeln  von  dem  Auslieferungsverfahren. 

3.  Ergänzungs-  und  Abänderungsgesetz  zum  Gericht s- 
verfassungsgesetze  vom  26.  Januar  1901.  Abgeändert  und 
ergänzt  wurde  §  3  des  Gesetzes  über  die  Organisation  der  erst- 
instanzlichen Gerichte,  ferner  §  2  des  Gesetzes  über  die  Organisation 
des  Appellationshofes  (zweitinstanzlichen  Gerichtes)  und  §  2  des 
Gesetzes  über  die  Organisation  des  obersten  Gerichtshofes  (Kassations- 
hofes). Die  wichtigste  Bestimmung  ist,  dass  Sekretäre  der  erst- 
instanzlichen Gerichte,  wie  auch  Richter,  bloss  diejenigen  sein  könneu, 
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welche  die  juristische  Fakultät,  sei  es  anderswo,  sei  es  in  Serbien, 
absolviert  haben.  Früher  brauchten  nämlich  die  richterlichen  Beamten 
nicht  notwendig  Juristen  zu  sein. 

♦ 

4.  Gesetz  desselben  Datums,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  der  Strafprozessordnung  von  1865.  Folgende 
wichtigste  Bestimmungen  seien  angeführt.  Nach  §  113  der  neuen 
Fassung  der  Strafprozessordnung  haben  die  Zeugen  ihren  Eid 
vor  einem  Geistlichen  nach  den  geistlichen  Vorschriften  abzulegen. 
Die  Eidesformel  wird,  nachdem  der  Zeuge  sie  unterschrieben  hat, 
durch  den  Geistlichen  und  den  Präsidenten  des  Gerichtshofes  beglaubigt. 
Früher  wurde  dagegen  der  Eid  ohne  Znziehung  des  Geistlichen  ge- 
leistet und  die  Eidesabiegung  wurde  durch  den  Präsidenten  des  Ge- 
richtshofes geleitet.  Die  zweite  wichtige  Änderung  handelt  von  der 
Präventivhaft.  Gewisse  Fälle  sind  vorgesehen,  in  denen  der  Be- 
schuldigte in  Haft  genommen  werden  kann. 

Inhaftierung  hat  stattzufinden  im  Falle  eines  Verbrechens 
oder  eines  ehrlosen  Vergehens;  was  die  übrigen  Vergehen  betrifft, 
so  darf  der  Beschuldigte  in  Präventivhaft  genommen  werden,  wenn 
das  Vergehen,  wegen  dessen  er  haftbar  gemacht  wird,  eine  Strafe 
von  mehr  als  2  Jahren  Gefängnis  nach  sich  zieht  und  wenn  noch 
ausserdem  der  Beschuldigte  keinen  Beruf  hat  oder  derselbe  unbekannt 
ist.  Im  §  170  neuer  Fassung  sind  die  Bedingungen  festgelegt,  nach 
denen  der  wegen  eines  Vergehens  in  Untersuchungshaft  befindliche 
Beschuldigte  während  der  Untersuchung  und  Aburteilung  auf  freien 
Fuss  gesetzt  werden  kann. 

f>.  Gesetz  desselben  Datums,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  der  Z.-P.-O.  Wir  wollen  die  Ergänzung  zu  §  279 
erwähnen,  wonach  die  Abnahme  des  Eides  im  bürgerlichen  Rechts- 
streit, ebenso  wie  im  strafrechtlichen  Verfahren,  durch  einen 
Geistlichen  erfolgt.  Ferner  sei  der  Ergänzung  zu  §  20  a  ge- 
dacht, ans  welcher  ein  neuer  §  20  b  gebildet  wurde.  Mit  dieser 
Vorschrift  hat  es  folgendes  Bewandnis.  In  der  serbischen  Gesetz- 
gebung kann  man  gegen  die  Beschlüsse  der  Gemeindegerichte  in 
Zivilsachen  Beschwerde  beim  zuständigen  erstinstanzlichen  Gericht 
einlegen,  und  diese  Beschwerden  prüft  nicht  das  ganze  Richter- 
kollegium, bestehend  aus  drei  Richtern,  sondern  bloss  ein  Richter, 
den  der  Präsident  des  Gerichtes  im  Anfang  jedes  Jahres  hierzu 
ernennt.    Da  nun  die  Zivilprozessordnung  nicht  den  Fall  vorgesehen 
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bat,  dass  das  Genieindegericht  die  ihm  auf  seine  Entscheidung  von 
dem  prüfenden  Richter  des  erstinstanzlichen  Gerichtes  gemachten 
Vorhaltungen  nicht  erörtert,  sondern  gegen  die  Einwände  des  Richters 
seinerseits  Gegeneinwände  erhebt,  so  hat  das  hier  erwähnte  Gesetz 
vom  2(>.  Januar  1901  diese  Lücke  ausgefüllt.  Danach  hat  im  Falle- 
dass  das  Gemeindegericht  die  Gründe  des  erstinstanzlichen  Richters 
nicht  billigt,  sondern  auf  seinem  ersten  Entschlüsse  beharrt,  nicht 
mehr  bloss  ein  Richter  die  Sache  zu  untersuchen,  sondern  das  Richter- 
kollegium, dessen  Entscheidung  für  das  Gemeindegericht  bindend  ist. 

$  2.    Gesetze  über  das  Unterrichtswesen. 

Gesetz  vom  23.  Januar  1901,  betr.  die  Volksbibliothek. 
Durch  dieses  Gesetz  wurde  die  Erhaltung  dieser  reichen  Sammlung 
von  Handschriften  und  Rüchern,  sowie  deren  Vermehrung  gesichert 
und  ausserdem  die  serbische  Volksbibliothek  auf  eine  solche  Basis 
gestellt,  dass  sie,  dem  Beispiele  fremder  Bibliotheken  folgend,  den 
an  sie  gestellten  Anforderungen  entsprechen  kann. 

$  3.    Die  ökonomischen  und  Finanzgesetze. 

Gesetz  vom  9.  Januar  1901,  betr.  die  Konzessioniernng 
einer  Exportbank  (banque  d'Exportation,  Izvosna  banka).  Diese  Bank 
wurde  voriges  Jahr  errichtet.  Sie  ist  eine  Aktien-Gesellschaft  mit 
der  Aufgabe,  die  serbische  Ausfuhr  zu  unterstützen  und  zu  fördern. 
Dieselbe  hat,  abgesehen  von  den  Zugeständnissen,  welche  durch  die 
früheren  Gesetze  vom  24.  September  1871,  vom  17.  Oktober  1872 
und  10.  Januar  1879.  Privatunternehmungen  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen im  allgemeinen  garantiert  werden,  durch  dieses  Gesetz 
eine  Reihe  wichtiger  Privilegien  zu  dem  Zwecke  erhalten,  dem 
Handel  eine  möglichst  regelrechte  und  zweckmässige  Ausfuhr  zu 
ermöglichen  und  einen  möglichst  billigen  Kredit  zu  gewähren 
(Art.  1  der  Einleitung  dieses  Gesetzes).  Von  diesen  Privilegien 
seien  folgende  hervorgehoben:  1.  Das  Privilegium,  wonach  die 
Ausfuhrbank  von  Zöllen,  ferner  von  allen  nebensächlichen  Zollgebühren 
und  von  der  Umsatzsteuer  (obrtni  porez)  auf  Einfuhr  von  Maschinen 
und  verschiedenartigem  im  Lande  nicht  vorhandenen  Material 
befreit  wird,  das  zur  Errichtung  und  Erhaltung  aller  für  ihren 
Geschäftsbetrieb  bestimmten  Bauten  und  Installationen  erforderlich 
ist.  2.  Den  Vorteil,  wonach  das  Bank-Kapital  nebst  den  Einkünften 
von  jeglichen  Steuern.  Gebühren  und  übrigen  staatlichen  Abgaben. 
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sowie  auch  von  Staats-,  Kreis-,  Bezirks-  und  Kommunal-Znsatzsteuern 
für  die  Zeit  von  10  Jahren  vom  Geschäftsbeginn  der  Bank  an  befreit 
ist.  3.  Die  Befugnis,  dass  alle  Frachten  der  Landes-Ansfuhrartikel, 
die  durch  die  serbischen  Staatseisenbahnen  auf  die  Lagerplätze  der 
Exportbank  zwecks  Ausfuhr  aus  dem  Lande  befördert  werden,  Preis- 
ennäs8iguugen  der  direkten  Tarifsätze  auf  dem  Wege  der  Refaktie 
geniessen  sollen.  4.  Das  Privileg,  wonach  die  serbischen  Staats- 
eisenbahuen  bei  den  für  den  betreffenden  Tag  angemeldeten  Frachten 
zunächst  diejenigen  der  Bank  erledigen  müssen.  Sie  geniesst  also 
bei  gleicher  Tagesanmeldung  der  Frachten  unbedingte  Priorität. 
Die  Ausfuhrbank,  obwohl  sie  erst  seit  kurzem  begründet  worden  ist, 
hat  bereits  gerade  mit  Rücksicht  auf  das  Ziel,  für  welches  sie 
organisiert  wurde,  gute  Resultate  aufzuweisen.  Durch  Art.  2  dieses 
Gesetzes  hat  die  Regierung  das  Aufsichtsrecht  durch  den  Land- 
wirtschaftsminister über  die  Tätigkeit  der  Bank  sich  vorbehalten. 
Der  Minister  führt  diese  Aufsicht  mit  Hilfe  eines  ständigen  Kommissars, 
dessen  Besoldung  der  Bank  zur  Last  fällt. 

8.  Ge6etz  vom  14.  Januar  1901,  betr.  die  Verwaltung  von 
Topschider.  Topschider  ist  ein  grosses  Staatsgut,  das  sich  in  der 
Nähe  Belgrads  befindet,  Dieses  Gut  ist  folgendermassen  eingeteilt: 
Ein  Teil  Koschutnjak  ist  dem  Könige  zur  Nntzuiessung  übertragen, 
der  andere  Teil  ist  als  Park  für  das  Publikum  bestimmt,  der  dritte 
ist  der  Belgrader  Garnison  zur  Verfügung  gestellt  und  der  vierte 
wird  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  benutzt.  An  der  Spitze 
dieser  Ökonomie  steht  ein  Verwalter  mit  der  erforderlichen  Zahl 
von  Subalternbeamten,  die  Verwaltung  selbst  steht  aber  unter  der 
Aufsicht  des  Landwirtschaftsministers. 

9.  Gesetz  vom  31.  Januar  1901,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  des  Staatshanshaltsgesetzes  vom  20.  Dezember  1898. 
Das  sind  im  wesentlichen  Abänderungen  der  Art.  20,  31  und  32 
dieses  Gesetzes. 

§  4.  Militärgesetze. 

10.  Heeresorganisationsgesetz  vom  27.  Januar  1901. 
Wir   werden   nur   auf  Bestimmungen    dieses   Gesetzes  von 

prinzipieller  Bedeutung  des  näheren  eingehen.  So  hat  nach  Art.  2 
dieses  Gesetzes  jeder  Staatsbürger  die  Pflicht  und  das  Recht, 
persönlich  zu  dienen.  Einen  Ersatzmann  zu  stellen  ist  unzulässig. 
Nur  Dienstuntaugliche  werden  befreit.    Sie  sind  aber  verpflichtet, 
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einen  Betrag  von  30°/0  ihrer  gesamten  direkten  Steuern  während 
der  ganzen  Dienstpflichtzeit,  also  bis  zum  vollendeten  45.  Lebens- 
jahre zu  zahlen.  Von  dieser  Pflicht  sind  aber  diejenigen  befreit, 
die  nicht  durch  eigene  Schuld  im  Heeresdienste  verunglückt  sind. 
Art,  3.  Das  Heer  zerfällt  in  das  Volksheer  (Landwehr,  narodna 
vojska)  und  den  Landsturm  (narodna  odbrana).  Das  Volksheer 
gliedert  sich  in  3  Aufgebote: 

Das  erste  Aufgebot;  dasselbe  besteht  aus  dem  stehenden 
Heere  und  der  Reserve,  es  umfasst  Dienstpflichtige  im  Alter  von 
20 — 31  Jahren;  das  zweite  Aufgebot,  in  dem  man  vom  31.  bis 
37.  Lebensjahre  dienstpflichtig  ist.  Zum  dritten  Aufgebot  gehören 
Dienstpflichtige  vom  37. — 45.  Lebensjahre.  Der  Landsturm  setzt  sich 
endlich  zusammen  aus  Personen  von  17 — 20  und  von  45 — 50  .lahren. 
Art.  8.  Die  Dienstzeit  ist  entweder  eine  volle  oder  eine  abgekürzte. 
Die  volle  Dienstzeit  beträgt  bei  Kavallerie  und  Artillerie  2  Jahre, 
bei  den  Übrigen  Waffengattungen  Jahre.  Die  abgekürzte  Dienst- 
zeit betrögt  14  oder  bloss  6  Monate.  Die  letztere  Frist  gilt  auch 
unter  anderen  für  Studenten,  vorausgesetzt,  dass  sie  innerhalb  dieser 
Frist  die  Prüfung  zum  Reserveleutnant  bestehen,  sonst  müssen  sie 
noch  8  Monate,  im  ganzen  also  14  Monate  dienen.  Der  letzte  Absatz 
des  Art.  8  zählt  diejenigen  Personen  auf,  die  vom  Dienste  im 
stehenden  Heere  befreit  sind. 

Art.  16 — 22  handeln  von  den  Offizieren  und  Unteroffizieren. 
Letztere  werden  nach  den  Bestimmungen  der  königlichen  Ver- 
ordnungen von  den  Kommandanten  ernannt,  die  ersteren  dagegen 
vom  Könige  auf  Vorschlag  des  Kriegsmiuisters,  mit  Ausnahme  der 
Generäle,  die  der  König  nach  seinem  Belieben  ernennen  kann  (Art.  17, 
No.  13).  Jeder  Rang  erfordert  besondere  Qualifikationen.  Beförderung 
von  Unteroffizieren  und  Offizieren  erfolgt  auf  Grundlage  gesetzlicher 
Bestimmungen.  Das  Avancement  hängt  einerseits  von  den  Dienst- 
jahren, andererseits  von  den  dazu  erforderlichen  Fähigkeiten  und 
der  bewiesenen  Tüchtigkeit  ab.  Die  Stellung  als  Offizier  ist  eine 
ständige,  d.  h.  der  Offizier  kann  nicht  ohne  weiteres  aus  dem  Dienste 
entlassen  oder  pensioniert  werden,  es  sei  denn,  dass  die  gesetzlich 
zulässigen  Gründe  eingetreten  sind,  nämlich:  körperliche  oder 
geistige  Gebrechen,  wodurch  der  Betreffende  dienstuntauglich  wird, 
und  ferner  40jährige  Dienstzeit  resp.  ein  Alter  von  t>0  Jahren 
(Art.  21,  No.  4).    Art.  74 — 70  enthalten  Bestimmungen  über  die 
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Reserveoffiziere,  die  neben  den  aktiven  Offizieren  und  vielfach  als 
Ersatz  derselben  in  der  Reserve  im  2.  und  3.  Aufgebote  des  Volks- 
heeres dieselben  Funktionen  versehen.  Art.  85  handelt  von  den 
Waffenübungen  der  Reserve  und  der  übrigen  Aufgebote.  In  der 
Regel  werden  die  Waffeniibungen  angeordnet  durch  königlichen  Ukas 
auf  Vorschlag'  des  Kriegsministers.  Kleinere  Übungen  kann  der 
Kriegsminister  anordnen  oder  die  Divisionskommandanten  dazu  be- 
vollmächtigen. 

11.  Gesetz  über  die  Organisation  der  Militärgerichte 
vom  27.  Januar  1901.  Dieses  Gesetz  zerfällt  in  2  Teile.  Der 
erste  Teil  enthält  Bestimmungen  über  die  Organisation  der  Militär- 
gerichte in  Friedenszeiten  (§§  1—  44),  der  zweite  in  Kriegszeiten 
(§8  45-54). 

Die  ordentlichen  Militärgerichte  sind:  Die  erstinstanzlichen, 
und  zwar  die  Militärdivisionsgerichte,  für  jede  Division  je  ein  Gericht, 
im  ganzen  mithin  5  solcher  Gerichte,  und  ein  Militärgericht  für 
Offiziere,  mit  dem  Sitze  in  Belgrad,  als  zweitinstanzliches  Militär- 
gericht, bekannt  unter  dem  Namen  „Grosses  Militärgericht*  zu 
Belgrad.  —  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Militär- 
gerichte ißt  in  den  5—8  genau  umgrenzt.  Diese  Bestimmungen 
sind  noch  zu  ergänzen  durch  die  11—25  der  Mil.-Str.-Pr.-O.  vom 
15.  Februar  1901  und  durch  die  1—11  des  Mil.-Str.-G.-B.  vom 
31.  Januar  1901,  über  die  noch  später  zu  handeln  sein  wird.  Der  Militär- 
gerichtsbarkeit sind  unterworfen:  1.  Soldaten,  Unteroffiziere,  Offiziere 
des  stehenden  Heeres;  2.  Reservisten,  Dienstpflichtige  des  ersten,  zweiten 
und  dritten  Aufgebotes  und  Dienstpflichtige  des  Landsturmes,  aber 
nur  während  der  Einberufnngszeit.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der 
Militärgerichte  erstreckt  sich  auf  alle  Personen,  die  ihrer  Jurisdiktion 
unterstehen,  gleichviel  ob  es  sich  um  Militärdelikte  oder  gewöhnliche 
Delikte  handelt. 

Massgebend  sind  dabei  für  Militärdelikte  die  Bestimmungen 
des  Mil.-Str.-G.-B.,  für  gewöhnliche  Delikte  die  des  Str.-G.-B.  Unter 
die  gewöhnlichen  Gerichte  fallen  Militärpersonen  ausnahmsweise  nur 
dann,  wenn  sie  gemeinschaftlich  mit  Zivilpersonen  ein  Delikt  begangen 
haben  (Mil.-Str.-Pr.-O.  §  15). 

Über  die  Zusammensetzung  der  Militärgerichte  sprechen  die 
9—18  des  Mil.-Ger.-Org.-G.  Danach  setzen  sich  die  Militär- 
gerichte  ans   ständigen    und   nichtständigen  Richtern  zusammen. 
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Ständige  Richter  sind  Offiziere  von  militärgerichtlichem  Fache  und 
die  nichtständigen  sind  Offiziere,  die  den  übrigen  Waffengattungen 
angehören  und  die  neben  dem  gewöhnlichen  Dienst  auch  den  Gerichts- 
dienst versehen.  Die  erstinstanzlichen  Gerichte  setzen  sich  aus  einem 
ständigen  und  zwei  nichtständigen  Richtern  zusammen.  Das  grosse 
Militärgericht  dagegen  hat  zwei  ständige  und  drei  nichtständige 
Richter.  Beide,  sowohl  standige  wie  nichtständige  Richter  haben 
ihre  Ersatzmänner.  Fügen  wir  noch  hinzu,  dass  bei  den  erst- 
instanzlichen Militärgerichten  auch  Militärstaatsanwälte  bestehen, 
die  zum  militärgerichtlichen  Fache  gehören. 

Im  Mobilisierung-  und  Kriegsfalle  bestehen  ausser  den  ge- 
wöhnlichen Militärgerichten  noch  Sondergerichte  (Kriegsgerichte)  für 
bestimmte  Verbrechen  und  Vergehen.  Die  Zusammensetzung  dieser 
Gerichte,  sowie  ihr  Verfahren  ist  in  der  Mil.-Str.-Pr.-O.  geregelt. 

12.  Militärstrafgesetzbuch  vom  31.  Januar  1901.  Wie 
bereits  erwähnt,  unterliegen  Militärpersonen  der  Gerichtsbarkeit  der 
Militärgerichte  nicht  bloss  für  reine  Militärverbrechen,  sondern  auch 
für  gewöhnliche  Verbrechen  und  Vergehen,  deren  Bestrafung  im 
Str.-G.-B.  vorgesehen  ist.  Das  Militärstrafgesetzbuch  ahndet  und  be- 
legt mit  Strafe  bloss  Militärverbrechen  und  Vergehen,  indem  im  §  3 
ausdrücklich  hervorgehoben  wird  —  was  wir  ja  bereits  erwähnt 
haben  — ,  dass  Militärpersonen  wegen  gewöhnlicher  Verbrechen  und 
Vergehen  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Str.-G.-B.  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden.  Das  Militärstrafgesetzbnch  enthält 
154  Paragraphen  und  zerfällt  in  zwei  Teile.  Im  ersten  Teile  werden 
Strafarten  und  Strafmafs  behandelt.  Die  einzelnen  Strafen  sind: 
1.  die  Todesstrafe,  2.  Zuchthausstrafe,  3.  Gefängnis,  4.  Haft,  5.  Ver- 
lust der  Charge,  6.  Verlust  der  Stellung,  7.  militärischer  Ehrverlust, 
8.  Verlust  der  bürgerlichen  Ehre,  9.  Wegnahme  von  Sachen  (§  12). 
Der  Chargenverlust  ist  eine  Strafe,  die  bei  Offizieren  zur  Anwendung 
gelangt,  während  der  Verlust  der  Stellung  für  Militärbeamte  da  aus- 
gesprochen wird,  wo  der  Chargenverlust  bei  Offizieren  ausgesprochen 
zu  werden  pflegt.  Der  zweite  Teil  führt  die  einzelnen  Militärver- 
brechen und  Vergehen  auf  mit  den  darauf  sich  beziehenden  Strafen. 

13.  Militärstrafprozessordnung  vom  15.  Februar  191)1. 
Dieses  Gesetz  enthält  Bestimmungen  über  die  Verfassung  der  Militär- 
gerichte, über  deren  Zusammensetzung  und  Zuständigkeit  wir  bereits 
oben  gesprochen  haben.  Dieses  Gesetz  setzt  sich  aus  333  Paragraphen 
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zusammen.  Die  Hauptphasen  des  Verfahrens  vor  den  Militärgerichten 
sind  folgende:  1.  die  Voruntersuchung,  die  für  Offiziere.  Militär- 
beamte und  Militärgeistliche  vom  Kriegsminister  angeordnet  wird, 
für  die  Übrigen  Militärpersonen  vom  Divisionskommandanten  (§  76); 
2.  die  Versetzung  in  den  Anklagezustand,  wozu  nach  der  oben  an- 
geführten Unterscheidung  Kriegsminister  und  Divisionskommandanten 
ebenfalls  zuständig  sind  (§  170);  3.  die  Klagerhebung  und  Auslieferung 
an  das  Gericht  (§§  172—  191V,  4.  Hauptverhandlung  (§§  192-  237); 
5.  Berufung  an  das  grosse  Militärgericht  und  Verhandlung  vor  dem- 
selben (§§  240—255);  6.  Vollstreckung  der  Entscheidung  der  Militär- 
gerichte (§§  277 — 287).  Zu  erwähnen  ist  noch  eine  sehr  wesentliche 
Neuerung  dieses  Gesetzes,  dass  nämlich  der  Angeklagte  das  Recht 
hat,  sich  einen  Verteidiger  vor  dem  Militärgerichte  zu  bestellen. 
Bei  Verbrechen  muss  sogar  ein  Verteidiger  bestellt  werden.  Wird 
er  vom  Angeklagten  nicht  bestellt,  so  muss  er  von  Amts  wegen  be- 
stellt werden  (§  174).  Verteidiger  kann  jeder  aktive  Offizier  irgend 
einer  Waffengattung  aus  der  Garnison,  in  der  sich  das  Gericht  be- 
findet, sein. 

1901. 

Diese  Skupschtina- Session  begann  am  1.  Oktober  1901  und 
endete  am  11.  Mai  1902.  Die  Sitzungen  wurden  in  Belgrad  ab- 
gehalten und  zwar  zum  erstenmal  seit  dem  Jahre  1897.  Zwischen  der 
Session  des  Jahres  1900  und  der  Session  des  Jahres  1901  ist  ein 
wichtiges  Ereignis  eingetreten,  es  ist  dies  die  Proklamation  der 
Verfassung  vom  6.  April  1901.  Da  nun  dieses  Referat  dazu  dienen 
soll,  um  in  knappsten  Zügen  eine  Übersicht  über  die  gewöhnlichen 
Gesetze,  welche  in  den  3  letzten  Jahren  votiert  und  sanktioniert 
worden  sind,  zu  geben,  so  können  wir  hier  nicht  einmal  in  kürzester 
Form  diese  Verfassung  kommentieren.  Wir  wollen  uns  bloss  darauf 
beschränken,  zu  bemerken,  dass  die  Hauptunterscheidung  dieser 
Verfassung  von  den  Verfassungen  der  Jahre  18G9  und  1888  in  der 
Errichtung  eines  Senates  besteht,  einer  Institution,  welche  mit  Rücksicht 
auf  die  geschichtliche  Tradition  eine  gänzlich  neue  in  Serbien  ist. 
Der  serbische  Senat,  für  den  alle  klugen  Politiker  in  Serbien  die 
besten  Hoffnungen  hegen,  hat  zur  Aufgabe,  zwischen  König  und 
Volk  das  Gleichgewicht  zu  erhalten,  ohne  welches  kein  geregelter 
Konstitntionalisiims  bestehen  kann  und  weswegen  auch  Serbien  mangels 
eines  solchen  Senates  den  Anblick  teils  einer  demagogischen,  teils 
einer  reaktionären  Regierung  bot. 
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In  der  Session  für  das  Jahr  1901  sind  folgende  Gesetze  znr 
Annahme  gebracht  worden. 

§  1.    Politische  and  administrative  Gesetze. 

1.  Wahl-Gesetz  vom  12.  Dezember  1901,  betr.  die  Wahl 
der  Volksvertreter:  dieses  Gesetz  zerfällt  in  zwei  Hanptteile.  Der 
erste  Teil  (Art.  7—100)  handelt  von  der  Wahl  der  Volksvertreter 
und  der  zweite  (Art.  101—115)  von  der  Wahl  der  Senatsmiterlieder. 
Art.  118—147,  welche  sozusagen  den  dritten  Teil  dieses  Gesetzes 
bilden,  handeln  von  den  Wahldelikten,  ihren  Strafen  und  ihrer 
Aburteilung.  Einige  der  Prinzipien,  auf  denen  das  Wahlsystem  in 
Serbien  beruht,  mögen  hier  angeführt  werden. 

a)  Aktiv  berechtigt  sind  diejenigen,  welche  durch  das  Wahl- 
gesetz  dieses  Rechtes  nicht  verlustig  gegangen  sind.  Wem  nicht 
das  aktive  Wahlrecht  zusteht,  ist  in  den  Art.  11,  12  und  100 
bestimmt.  Zu  berücksichtigen  ist  noch  Art.  13,  der  sich  auf  Personen 
bezieht,  welche  zwar  das  Wahlrecht  haben,  aber  nicht  ausüben 
können.  Erwähnenswert  ist  weiter,  dass  der  Wahlzensus  15  Frs. 
direkte  Steuern  erfordert  und  für  die  Wahl  von  Senatoren  45  Frs. 
Aktiv  wahlberechtigt  ist  bloss  derjenige,  welcher  passiv  wahlberechtigt 
ist  (Art.  15,  16,  105,  106 1,  ausserdem  sind  gewisse  Ämter  mit  dem 
Wahlrechte  unvereinbar  (incompatibles).  Sie  schliessen  die  Möglichkeit, 
Volksvertreter  zu  werden,  aus,  so  dass  danach  diejenigen  Personen, 
welche  ein  solches  Amt  bekleiden,  im  übrigen  auch  ein  Recht  auf 
die  Kandidatur  bei  den  Wahlen  der  Volksvertretung  und  des  Senates 
haben,  falls  sie  das  Mandat  auch  wirklich  erhalten,  aus  dem  Staats- 
dienste, in  welchem  sie  sich  zurzeit  der  Wahl  befanden,  ihren  Aus- 
tritt erklären  müssen.1) 

')  So  verstehen  wir  wenigstens  Art.  IG  und  106  dieses  Gesetze«, 
die  auf  Grund  der  Verfassuugsartikel  68  und  73  ergingen.  In  allen 
diesen  Bestimmungen  heisst  es:  „Es  können  nicht  Volksvertreter  und 
Senatoren  sein  die  darin  aufgezählten  Beamten",  woraus  zu  folgern  ist, 
dass  es  sich  hier  um  Inkompatibilität  und  nicht  um  Ineligibilität  handelt. 
Wenn  es  sieh  um  letztere  handeln  sollte,  so  müsste  sowohl  die  Redaktion 
der  Verfassung,  sowie  die  des  Wahlgesetzes  eine  andere  sein,  und  folgende 
Fassung  erhalten.  Aktive  Beamte  (mit  einigen  Ausnahmen)  können  nicht 
zu  Volksvertretern  gewählt  werden  und  in  diesem  Falle  wäre  es  zweifel- 
los, dass  aktive  Beamte  nicht  einmal  Wahlkandidaten  für  die  Volks- 
vertretung und  den  Senat  sein  könnten.  Nach  der  jetzigen  Fassung  aber 
können  Beamte  sich  aufstellen  lassen,  aber  im  Falle  der  Wahl  müssen 
sii*  ans  dem  Staatsdienste  austreten. 


Digitized  by  Google 


Zivojin  Pebitch:  Serbicu. 


1599 


b)  Die  Wahl  ist  eine  geheime  und  sie  erfolgt  durch  Einwerfen 
von  Wahlkugeln  in  Urnen,  c)  Für  die  Wahl  der  Abgeordneten  ist 
das  Listensystem  eingeführt  worden  (le  scrutin  de  liste).  Die  Wahl- 
kreise, die  den  Verwaltungskreisen  entsprechen,  haben  je  einen 
Senator  zu  wählen  und  eine  so  grosse  Zahl  von  Deputierten,  als 
nach  dem  Wahlgesetze  für  den  einzelnen  Kreis  bestimmt  ist.  Kreis- 
städte wählen  je  einen  Abgeordneten.  Belgrad  wählt  zwei  Ab- 
geordnete und  einen  Senator,  denn  Belgrad  selbst  bildet  einen 
gesonderten  Wahlkreis.  Die  Listen  der  Kandidaten  sowohl  der 
Skupschtina  wie  des  Senates  werden  beim  zuständigen  erstinstanzlichen 
Gericht  angemeldet,  d)  In  jeder  Kandidatenliste  muss  wenigstens 
ein  Kandidat  sich  vorfinden,  der  eine  Fakultät  in  Serbien  oder  im 
Auslande  absolviert  hat  (Art  37).  e)  Bei  der  Wahl  der  Mitglieder 
der  Volksvertretung  gilt  das  System  der  Vertretung  der  Minder- 
heit. Dieses  System  ist  in  Art,  90  des  näheren  ausgeführt  f)  Über 
die  Gültigkeit  der  Wahl  sowohl  der  Mitglieder  der  Skupschtina  wie 
des  Seuates  entscheidet  auf  die  Beschwerde  der  Wähler  hin  der 
Kassationshof.  Die  neue  Verfassung,  auf  Grund  deren  das  Wahlgesetz 
dieses  System  der  Verifikation  der  einzelnen  Mandate  eingeführt  hat, 
weicht  in  diesem  Punkte  von  den  früheren  Verfassungen  ab,  die 
dieses  Recht  der  Volksvertretung  selber  zugesprochen  haben,  g)  Die 
Wahllisten  werden  von  den  Gemeindegerichten  aufgestellt,  die  auch 
auf  Verlangen  der  Wähler  über  Berichtigungen  entscheiden.  Gegen 
die  Entscheidungen  der  Gemeindegerichte  in  Berichtigungssachen 
kann  man  Beschwerde  einlegen  beim  erstinstanzlichen  Gerichte,  das 
nunmehr  definitiv  entscheidet  (Art.  19 — 33). 

2.  Gesetz  vom  14.  Dezember  1901,  durch  das  authentisch 
§  37  des  Zivilbeamteugesetzes  deklariert  wird.  Den  Ge- 
setzgeber beschäftigt  in  diesem  Gesetze  der  Fall,  wo  ein  Minister, 
sei  es  freiwillig,  sei  es  auf  Befehl  des  Herrschers,  von  seinem  Posten 
zurücktritt. '  In  den  letzten  Jahren  war  diese  Bestimmung  des 
Beamtengesetzes,  die  zu  zitieren  nicht  nötig  ist,  dahin  interpretiert 
worden,  dass  den  Ministern  in  einem  solchen  Falle  das  Recht  zustand, 
von  der  Regierung  auf  denjenigen  Posten  zurückberufen  zu  werden,  den 
sie,  bevor  sie  Minister  geworden,  einnahmen,  oder  aber  dass  ihnen  die 
Regierung,  falls  dieser  Posten  bereits  anderweitig  besetzt  wurde, 
einen  dem  Gehalte  nach  gleichen  Posten  anbieten  musste.  Sollte  aber 
ein  solcher  Posten  in  der  gesamten  Staatsverwaltung  nicht  vorhanden 
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sein,  dann  wurde  ihnen  das  Hecht  zugestanden,  so  lange  in  ihrer 
Stellung  zur  Disposition  zu  verbleiben,  bis  ein  ihnen  zustehender 
Posten  frei  geworden  war.  Während  der  Zeit,  wo  sie  zur  Disposition 
gestellt  wurden,  erhielten  sie  das  volle  Gehalt,  das  ihnen  auf  ihren 
früheren  Posten,  bevor  sie  Minister  wurden,  zukam.  Ausserdem 
hatten  sie  das  Recht,  sobald  sie  aufgehört  hatten,  Minister  zn  sein, 
zu  verlangen,  pensioniert  zu  werden.  Das  Ruhegehalt  richtete  sich 
nach  ihrem  früheren  Gehalte. 

Eine  solche  Interpretation  ergab,  dass  die  Regierung  zurück- 
tretende Minister  nicht  pensionieren  konnte  ohne  ihr  Verlangen, 
sie  musste  dieselben  vielmehr  zur  Disposition  stellen,  falls  ihnen 
kein  pekuniär  sich  gleichstellender  Posten,  wie  der,  den  sie 
früher  inne  gehabt,  angeboten  werden  konnte.  Diese  Interpretation 
gab  vielfach  Anlass  zu  Kontroversen.  Es  gab  Fälle.,  wo  die 
Regierung  entgegen  den  Bestimmungen  des  §  37  aus  politischen 
oder  anderweitigen  Gründen  Minister  gleich  nach  ihrem  Rücktritt 
in  den  Ruhestand  versetzte.  Der  Staatsrat,  der  zur  Entscheidung 
dieser  Konflikte  zuständig  war,  entschied  dieselben  zu  Ungunsten 
der  Regierung  und  erkannte  den  Klägern  das  Recht  zu,  die  ganze 
Differenz  zwischen  Pension  und  Gehalt  für  die  ganze  Zeit  zu  ver- 
langen, während  welcher  der  Kläger  diesem  Gesetze  zufolge  zu  Un- 
recht pensioniert  war.  Eine  pekuniäre  Differenz,  die  vielfach  eine 
bedeutende  Höhe  erreichte. 

Durch  die  authentische  Deklaration  vom  14.  Dezember  1901 
wurde  diese  Möglichkeit  unterbunden.  Danach  steht  der  Regierung 
das  Recht  zu,  einem  zurücktretenden  Minister  gegenüber  nach  ihrem 
Belieben  folgende  Wege  einzuschlagen:  Ihn  entweder  auf  seinen 
früheren  Posten  wieder  zu  ernennen,  ihn  auf  einen  dem  früheren 
pekuniär  entsprechenden  Posten  zu  berufen  oder  ihn  zu  pensionieren. 
Damit  fallen  alle  früheren  Hemmnisse,  die  der  Regierung  aus  §  37 
entstanden  waren,  hinweg. 

3.  Pressegesetz  vom  18.  Dezember  1901.  Dieses  Gesetz 
ist  an  die  Stelle  des  Gesetzes  über  die  Presse  vom  12.  März  1881 
getreten,  das  wieder  durch  die  reaktionären  Abänderungen  nnd 
Ergänzungen  des  Gesetzes  von  1898  unerträglich  geworden  war. 
Das  neue  Gesetz  kann  sich  hiergegen  hinsichtlich  seiner  freiheitlichen 
Tendenz  mit  den  Gesetzen  über  die  Presse  bei  den  fortgeschrittensten 
Ländern  messen.    Durch  die  Abschaffung  von  Präventivmassregeln 
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verbürgt  dieses  Gesetz  die  vollkommene  Freiheit  der  Gedanken- 
änsserung.  Dnrch  die  Einführung  ernster  Repressivmaasregeln  schützt 
dieses  Gesetz  andererseits  zur  Genüge  sowohl  die  Rechte  des  Staates 
wie  der  einzelnen. 

Das  ganze  Gesetz,  bestehend  aus  60  Artikeln,  zerfällt  in 
6  Kapitel.  Kapitel  I  enthält  All  gemeine  Bestimmungen.  Das 
Wesentlichste  an  ihnen  ist,  dass  auf  jeder  Drucksache  Vor-  und  Zu- 
name des  Druckers  stehen  muss,  und  dass  jeder  Drucker  ein  Exemplar 
der  bei  ihm  gedruckten  Sache  beim  Beginne  der  Verbreitung  der 
Polizei  übergeben  muss.  Diese  Bestimmung  hat  den  Zweck,  der 
Polizei  eine  leichtere  Möglichkeit  zu  gewähren,  bei  eventuellen  Press- 
delikten die  Verfolgnng  einzuleiten. 

Kapitel  II  handelt  von  der  Tagespresse  und  zerfUllt  wieder 
in  mehrere  Abschnitte.  Im  Abschnitt  1  ist  von  der  Herausgabe  und 
Redaktion  der  Tageszeitungen  die  Rede.  Dieser  Abschnitt  besteht 
aus  zwei  Artikeln.  Nach  Art.  7  muss  jede  Zeitschrift  einen  ver- 
antwortlichen Redakteur  haben.  Dieser  muss  serbischer  Staats- 
angehöriger sein,  in  Serbien  leben,  aller  bürgerlichen  Ehrenrechte 
teilhaftig  sein  und  muss  mindestens  seit  3  Jahren  60  Frs.  direkte 
Steuern  zahlen.  Auch  30  Frs.  direkte  Steuern  sollen  für  solche 
Personen  genügen,  die  die  serbische  Hochschule  oder  eine  ausländische 
Universität  oder  eine  höhere  Fachschule,  in  die  man  erst  nach  ab- 
solviertem Gymnasialstudium  eintreten  kann,  absolviert  haben.  Der 
verantwortliche  Redakteur  muss  mindestens  25  Jahre  alt  sein.  Die 
hier  verlangte  Qualifikation  der  Steuerzahlung  in  bestimmter  Höhe 
beruht  auf  der  Erwägung,  dass  der  materielle  Wohlstand  ein  Zeichen 
für  die  moralische  Verantwortlichkeit  sei.  Ausserdem  sollte  dadurch 
Garantie  geboten  werden  für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Redakteurs 
bei  eventueller  Verurteilung  aus  einem  Pressdelikt.  Art.  8  bestimmt: 
„Auf  jeder  Nummer  der  Zeitung  oder  auf  jedem  Hefte  der  Zeitschrift 
muss  am  Anfange  oder  am  Ende  des  Blattes  Name,  Wohnung  und 
Wohnort  des  Verlegers,  des  verantwortlichen  Redakteurs  und  des 
Druckers  stehen". 

Darin  besteht  die  ganze  administrative  Organisation  der  Zeit- 
schriften nach  dem  neuen  Gesetze.  Es  hat  nicht  die  Formalität,  die 
unter  dem  Namen  der  Anmeldung  bekannt  ist,  behalten,  die  nach 
dem  alten  Gesetze  erforderlich  war.  Diese  Anmeldung  hatte  zum 
Ziele,  die  Verwaltungsbehörde  von  der  Absicht  der  Nengründnng 
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einer  Zeitschrift  in  Kenntnis  zu  setzen.    Die  Anmeldung  hatte  zu 
enthalten:  Name  des  Blattes.  Vor-  und  Zuname  des  Verlegers,  ver- 
antwortlichen Redakteurs  und  Druckers.    Diese  Anmeldung  musste 
schriftlich,  vom  Verleger  und  Redakteur  unterschrieben,  der  Orts- 
polizei tibergeben  werden.    Unserer  Ansicht  nach  ist  es  ein  Fehler, 
das«  diese  Bestimmung  nicht  auch  in  das  neue  Gesetz  übernommen 
wnrde.   Sie  war,  von  mehreren  Gesichtspunkten  aus  betrachtet,  eine 
nützliche.    Zunächst  ist  jede  Zeitschrift  zugleich  ein  Mittel  zur  Be- 
gehung eines  Spezialdeliktes,  nämlich  des  Pressdeliktes.   Insofern  ist 
es  aber  zur  besseren  Unterdrückung  dieser  strafbaren  Handlungen 
geboten,  dass  die  Staatsgewalt  von  der  Gründung  dieser  Zeitschrift 
benachrichtigt  wird,  was  durch  die  Anmeldung  zur  Gentige  geschieht. 
Sodann  wird  gerade  die  Frage  der  Qualifikationen  des  verantwortlichen 
Redakteurs,  sowie  die  Erfüllung  der  übrigen  Formbestimmungen  gleich 
beim  Beginne,  wo  die  Anmeldnngspflicht  besteht,  geprüft,  d.  h.  also 
bevor  noch  das  Blatt  erschien.  Wenn  die  Behörde,  die  zum  Empfang 
der  Anmeldungen  befugt  ist,  die  Qualifikation  zum  verantwortlichen 
Redakteur  zugesteht,  dann  hat  die  betreffende  Person  nicht  zu  fürchten, 
dass  noch  nachträglich  ihre  Qualifikation  seitens  der  Behörde  in 
Frage  gestellt  wird.    Durch  die  Annahme  der  Anmeldung  hat  die 
Behörde  ihr  Recht  darauf  anerkannt  und  kann  sie  deswegen  nicht 
mehr  verantwortlich  machen,  mag  auch  die  Anerkennung  seitens  der 
Behörde  zu  Unrecht  erfolgt  sein.    Besteht  dagegen  das  Erfordernis 
vorgängiger  Anmeldung  nicht,  so  fehlt  dem  verantwortlichen  Redakteur 
die  Garantie,  dass  alles  in  Ordnung  ist.    Es  kann  der  Fall  eintreten, 
dass  jemand  im  besten  Glauben,  alle  züm  Redakteur  erforderlichen 
Eigenschaften  zu  besitzen,  eine  Zeitschrift  begründet,  die  zuständige 
Behörde  ihrerseits  aber  anderer  Ansicht  ist.   Er  wird  bestraft,  mag 
er  auch  bona  fide  gewesen  sein,  denn  nach  dem  positiven  Inhalte 
des  Gesetzes  kommt  es  gar  nicht  auf  die  Absicht,  sondern  lediglich 
auf  die  Tatsache  an.  Die  vorgängige  Anmeldung  schützt  vor  solchen 
Eventualitäten.    Das  neue  Gesetz  hat  durch  seine  Bestimmung  im 
gewissen  Sinne  den  verantwortlichen  Redakteuren  eine  Falle  gelegt, 
in  die  sie  unter  Umständen  auch  geraten  werden. 

Endlich  wird  es  auch  unter  dem  Regime  des  neuen  Gesetzes 
möglich  sein,  dass  jemand,  der  auf  dem  Blatte  als  verantwortlicher 
Redakteur  oder  Verleger  bezeichnet  steht,  den  Beweis  führt,  dass 
jene  Bezeichnung  eine  unrichtige,  dass  er  vielmehr  mit  der  Zeitschritt 
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in  keiner  Verbindung  stehe.  Solche  Prozesse  werden  sich  äusserst 
schwierig  gestalten,  da  infolge  der  Nichterforderlichkeit  einer  An- 
meldung von  vornherein  eine  Kontrolle  nicht  möglich  ist 

Dass  aber  die  Anmeldung,  deren  Nützlichkeit  wir  nachgewiesen 
zu  haben  glauben,  für  die  Freiheit  der  Presse  keine  Gefahren  in  sich 
berge,  dafür  hätte  einfach  dadurch  gesorgt  werden  können,  dass  für 
die  Prüfnng  der  Anmeldung  nicht  wie  bis  jetzt  die  Verwaltungs- 
behörden, sondern  die  ordentlichen  Gerichte  zuständig  sein  sollen, 
und  das  Gericht  hätte  dann  unter  Umständen  die  Verwaltungs- 
behörden von  der  Anmeldung  in  Kenntnis  setzen  können. 

Die  Selbständigkeit  der  Gerichte  hätte  in  einem  solchen  Falle 
dafür  gebürgt,  dass  Partei-  und  sonstige  Einflüsse  ausgeschlossen 
seien.  Ihre  Unparteilichkeit  anzuzweifeln,  hiesse  ihnen  jede  Be- 
rechtigung für  ihren  hohen  Beruf  abzusprechen,  und  wenn  die  Ge- 
richte auf  einem  so  tiefen  Niveau  stünden,  was  für  einen  Nutzen 
und  Vorteil  hätte  dann  der  einzelne  selbst  vom  besten  und  freiheit- 
lichsten Gesetze.  Wozu  das  Recht  den  Bürgern,  ohne  Anmeldungs- 
erfordernis Zeitschriften  begründen  zu  können,  das  ihnen  durch  das 
neue  Gesetz  garantiert  wird,  wenn  sie  ihr  Recht  bei  den  Gerichten 
nicht  finden?  Es  liegt  etwas  Unlogisches  darin,  einerseits  die  Ge- 
richte als  Hüter  der  Rechte'  und  Freiheiten  hinzustellen,  anderer- 
seits ihnen  nicht  das  Vertrauen  bezüglich  der  Fragen  der  An- 
meldung entgegenzubringen. 

Im  2.  Abschnitte  des  2.  Kapitels  wird  von  der  Konfiskation 
gesprochen  (Art,  9).  Eine  Schrift,  mag  sie  nun  Zeitschrift  oder  nicht 
sein,  kann  nicht  konfisziert  werden,  es  sei  denn,  dass  darin  ent> 
halten  ist:  1.  eine  Beleidigung  des  Königs,  der  Königin,  deren  Ab- 
kömmlinge und  der  Eltern  des  Königs,  oder  wenn  die  durch  Ver- 
fassung und  Gesetz  geregelte  Thronfolgeordnung  angegriffen  und 
lächerlich  gemacht  wird;  2.  eine  Aufforderung  zum  Widerstande  gegen 
die  Staatsgewalt  oder  Aufforderungen  zu  Handlungen,  die  durch  die 
§§  87—91  Abs.  1  des  Str.-G.-B.  strafbar  gemacht  sind.  Die  Konfiskation 
der  Schrift  erfolgt  durch  die  Polizeibehörde,  dieselbe  ist  jedoch 
verpflichtet,  innerhalb  24  Stunden  ihren  Beschluss  dem  Gerichte  zu 
übersenden,  welches  eine  definitive  Entscheidung  zu  treffen  hat. 
Die  Fristen  sind  sehr  kurz  und  die  Bestimmungen  über  die  Ver- 
mögenskonfiskation überhaupt  derartige,  dass  im  Falle  dieser  einzigen 
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Präventivmassregel  im  Gesetze  Missbräuchen  der  Verwaltungs- 
behörden nach  Möglichkeit  gesteuert  wird. 

Im  3.  Abschnitte  desselben  Kapitels  finden  sich  Bestimmungen 
über  Berichtigungen.  Der  verantwortliche  Redakteur  ist  verpflichtet, 
in  sein  Blatt  jede  Berichtigung,  die  ihm  von  einer  Behörde,  einer 
Privatperson  oder  einer  juristischen  Person  zugesandt  wird,  auf- 
zunehmen, deren  Namen  genannt  wurde  oder  über  deren  Tätigkeit 
und  Haltung  in  dem  Blatte  die  Rede  war.  Berichtigungen  werden 
direkt  an  die  Redaktion  oder  an  das  Gericht  gesandt.  Die  Be- 
richtigung hat  sich  zu  beschränken  auf  die  Richtigstellung  unrichtiger 
Angaben  und  Anführungen  und  darf  ihrerseits  nicht  eine  strafbare 
Handlung  enthalten,  widrigenfalls  braucht  sie  nicht  abgedruckt  zu 
werden.    Streitigkeiten  enscheidet  das  ordentliche  Gericht  (Art.  13). 

Im  4.  Abschnitte  beschäftigt  sich  der  Gesetzgeber  mit  aus- 
ländischen Schriftwerken;  prinzipiell  haben  sie  nach  Serbien  freien 
Eingang.  Unter  welchen  Bedingungen  im  Einzelfalle  der  Ministerrat 
ein  Schriftwerk  für  Serbien  verbieten  darf,  ist  in  Art.  18.  Abs.  3  des 
näheren  gesagt. 

Das  dritte  Kapitel  handelt  über  Verbreitung,  Verkauf  und 
Aushängen  von  Schriften. 

Das  vierte  Kapitel  zählt  die  Verbrechen  und  Vergehen  auf, 
die  durch  die  Presse  begangen  werden  können.  Wir  wollen  lediglich 
die  Hauptbestimmungen  anführen,  die  sich  auf  Verleumdung  und 
Beleidigung  beziehen.  Die  Höhe  der  Strafe  hängt  hier  von  der 
Person,  die  verleumdet  oder  beleidigt  wurde,  ab.  Abgesehen  vom 
Könige,  der  Königin,  deren  Abkömmlingen  und  den  königlichen 
Eltern,  sowie  der  Volksvertretung  bestraft  der  Gesetzgeber  die  Ver- 
leumdung und  Beleidigung  der  Privatpersonen  strenger  als  die 
Beleidigung  und  Verleumdung  der  Beamten  (Art.  21.  28.  2i> 
und  30).  —  Die  Beleidigung  des  Andenkens  Toter  ist  nur  dann 
strafbar,  wenn  durch  sie  auch  ihre  Nachkommen  resp.  Erben  ver- 
letzt werden,  d.  h.  also,  dass  die  „diffamation  des  morts"  zugleich 
auch  eine  „diffamation  des  vivants"  enthalten  muss,  um  strafbar  zu 
sein.  Die  Richtigkeit  der  angeführten  Tatsachen  bei  Beleidigungen 
kann  nicht  bewiesen  werden,  falls  es  sich  um  Fälle  des  Familien- 
resp.  Privatlebens  handelt.  Öffentliche  Tätigkeit  im  weitesten  Sinne 
kann  dagegen  zum  Gegenstande  des  Beweises  gemacht  werden. 
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Das  fünfte  Kapitel  enthält  Bestimmungen  über  Untersuchung 
und  Aburteilung  von  Delikten,  begangen  durch  die  Presse  (Art.  39 
bis  56).  Art.  39  zählt  die  Personen  auf,  die  wegen  Pressdelikten 
verantwortlich  gemacht  werden  können.  Bei  Zeitschriften  ist  für 
alles  Erschienene  der  Redakteur  verantwortlich,  mit  Ausnahme  des 
mit  der  Unterschrift  des  Autors  Versehenen.  Aber  auch  in  letzterem 
Falle  ist  der  Redakteur  verantwortlich,  falls  der  Autor  für  die  serbischen 
Behörden  nicht  erreichbar  ist.  Der  Verleger  ist  strafrechtlich  niemals 
verantwortlich.  Er  haftet  bloss  für  Schadensersatzansprüche,  falls 
Redakteur  oder  Autor  zahlungsunfähig  oder  flüchtig  sind. 

Zuständig  zur  Aburteilung  der  Pressdelikte  sind  bloss  die 
staatlichen  Gerichte.  Art.  43 — 53  regeln  das  Verfahren.  Art.  54 
bis  56  handeln  endlich  über  den  Rückfall  und  die  Verjährung.  Hier 
hat  der  Rückfall  keinen  Einfluss  auf  die  Straf  höhe.  Die  Verjährung 
tritt  bei  Pressdelikten  nach  6  Monaten  ein.  Gerichtliche  Entscheidungen 
in  Presssachen  verjähren  nach  den  gewöhnlichen  Vorschriften  des 
Strafgesetzbuches. 

4.  Gesetz  vom  21.  Dezember  1901  über  die  Organisation 
des  Staatsrates.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  beziehen  sich 
vorwiegend  auf  die  Znsammensetzung  und  die  Zuständigkeit  dieser 
Körperschaft.  Der  Staatsrat  setzt  sich  aus  15  Mitgliedern  zusammen, 
die  auf  Vorschlag  des  Ministerpräsidenten  vom  Könige  ernannt  werden. 
An  der  Spitze  stehen  ein  Präsident  und  ein  Vizepräsident.  Ausserdem 
hat  der  Staatsrat  noch  zwei  Sekretäre  und  drei  Untersekretäre. 
Die  Zuständigkeit  ist  in  Art.  5  genau  angeführt  und  erstreckt  sich 
auf  neun  Fälle.  Seine  Hauptfunktion  besteht  darin,  oberstes  Ver- 
waltungsgericht im  Verwaltungsstreitverfahren  zu  sein,  mit  ab- 
soluter Unabhängigkeit  den  anderen  Verwaltungsbehörden  gegenüber. 
Ausserdem  ist  der  Staatsrat  in  gewissen  Fällen  zuständig  für  Sachen, 
die  die  aktive  Verwaltung  betreffen,  wie  z.  B.  über  die  Znsatzsteuern 
(prirez)  der  Kreise,  Bezirke  und  Gemeinden  zu  entscheiden,  wenn 
diese  die  Höhe  übersteigen,  welche  die  zuständige  Verwaltungsbehörde 
(in  diesem  Falle  der  Finanzminister)  bewilligen  darf  (Art.  5,  No.  5). 

5.  Gesetz  vom  31.  Januar  1902  über  die  Geschäfts- 
ordnung des  Staatsrates.  Dieses  Gesetz  regelt  das  Verfahren 
vor  dem  Staatsrat  für  Sachen,  die  unter  seine  Zuständigkeit  fallen. 
Es  zerfällt  dieses  Gesetz  in  5  Abschnitte:  Die  Sitzungen  des  Staats- 
rates (Art.  3—11),  seine  Entscheidungen  (Art.  22 — 37),  Sektionen 
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und  Ausschüsse  (Art.  38 — 47),  Beschwerden,  für  die  der  Staatsrat 
zuständig  ist  (Art.  48—52),  und  Wahlen,  die  er  vollzieht  (Art.  58 
bis  66). 

Mit  einigen  Worten  wollen  wir  bloss  der  Entscheidungen  ge- 
denken, die  der  Staatsrat  als  oberster  Verwaltnngsgerichtshof  fällt. 
In  dieser  Beziehung  stehen  ihm  folgende  Befugnisse  zu:  1.  Zu  ent- 
scheiden auf  Beschwerden  gegen  königliche  ükase,  durch  welche 
Rechte  einzelner  verletzt  werden.  Im  Namen  des  Staates  hat  der 
oberste  Rechnungshof  das  Recht,  sich  ebenfalls  beim  Staatsrate  zu 
beschweren,  falls  durch  irgend  einen  königlichen  ükas  (Verfügung, 
Verordnung)  ein  materielles  Staatsinteresse  im  Interesse  des  einzelnen 
verletzt  worden  ist  (Serb.  Verf.  Art.  85,  No.  1 ;  Staateratsorganisations- 
gesetz  Art.  5,  No.  1).  2.  Zu  entscheiden  auf  Beschwerden  über 
ministerielle  Entscheidungen  in  Verwaltungsstreitsachen  (Verf.  Art.  85, 
No.  2;  Staatsratsorganisationsgesetz  Art.  5,  No.  2).  In  beiden  Fällen 
ist  die  Entscheidung  des  Staatsrates,  die  auf  Grund  der  Art.  19,  20, 
26,  27  des  Gesetzes  über  die  Geschäftsordnung  des  Staatsrates  erfolgt, 
für  den  gegenzeichnenden  oder  verfügenden  Minister  bindend,  und 
derselbe  ist  verpflichtet,  nach  jeder  Richtung  hin  der  Entscheidung 
des  Staatsrates  gemäss  zu  verfahren. 

Nach  den  Bestimmungen  des  früheren  Gesetzes  über  die 
Geschäftsordnung  des  Staatsrates,  wonach  nebenbei  bemerkt  dem 
Staatsrate  nicht  das  Recht  zustand,  über  die  Gesetzmässigkeit 
königlicher  Verfügungen  zu  befinden,  war  die  Entscheidung  des 
Staatsrates  für  den  betreffenden  Minister  nicht  bindend.  Derselbe 
war  vielmehr  bloss  verpflichtet,  falls  eine  Einigung  zwischen  ihm 
und  dem  Staatsrat  nicht  herbeigeführt  werden  konnte,  in  der  ersten 
darauf  folgenden  Skupschtina-Tagung  diese  Frage  der  Volks- 
versammlung zur  Entscheidung  vorzulegen.  Das  heutige  System 
bietet  dem  einzelnen  eine  bedeutend  grössere  Unterstützung  für 
gesetzmässig  zustehende  Rechte.  Berücksichtigt  man  ferner,  dass 
die  Staatsräte  dank  ihrer  Unabsetzbarkeit  unabhängig  gegenüber 
der  Regierung  sind,  so  gelangt  man  zur  Einsicht,  dass  der  Gesetz- 
geber die  Rechte  der  einzelnen  in  ausgedehntestem  Mafse  gewahrt  hat. 

6.  Gesetz  vom  21.  März  1902  über  die  Gemeinden. 
Die  Gemeinden  in  Serbien  waren  bereits  von  alters  her  nach  dem 
System  der  Autonomie  organisiert.  Dieselbe  war  eine  grössere  oder 
geringere,  je  nach  dem  politischen  Regime.    Besonders  eingeschränkt 
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war  dieselbe  unter  der  Regierung  des  Dr.  Vladan  Gkokukwitch,  der 
so  weit  gegangen  war,  die  Genieinden  fast  aller  ihrer  Rechte, 
namentlich  der  Wahlrechte  zu  berauben.  Nach  einem  Gesetze  von 
1898  wurden  nämlich  die  Gemeindevorsteher  von  der  Regierung 
ernannt  und  in  Belgrad  selbst  wurden  ausser  dem  Bürgermeister 
noch  zwei  Mitglieder  des  Gemeindegerichtes  ernannt.  Das  heutige 
Gemeindegesetz,  das  in  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung  Art.  87, 
wonach  die  Gemeindeautonomie  zum  Verfassungsprinzipe  erhoben 
wurde,  steht,  hat  den  Gemeinden  eine  solche  Organisation  gegeben, 
dass  sie  die  beste  Gewähr  für  das  Wohl  des  Staates  bietet.  Durch 
Art.  99,  100  und  103  wurde  den  Gemeinden  das  Recht  wiedergewährt, 
ihre  Vorsteher  zu  wählen,  und  der  Stadt  Belgrad  ausserdem  das 
Recht,  sämtliche  Mitglieder  des  Gemeindegerichtes  zu  wählen. 

Die  Autonomie  der  Gemeinden  zeigt  sich  auch  darin,  dass 
dieselben  ganz  unabhängig  von  den  Verwaltungsbehörden  ihre 
Angelegenheiten  leiten  und  besorgen.  Das  Gesetz  hat  in  ausführlicher 
Weise  die  Fälle  genau  vorgesehen,  in  denen  die  Gemeindegerichte 
einer  Mitwirkung  der  Gemeindeversammlungen  bedürfen.  Dieser 
Körperschaft  ist  durch  das  neue  Gesetz  eine  besondere  Bedeutung 
beigelegt.  Den  Gemeindeorganen  hat  nun,  abgesehen  von  den  reinen 
Gemeindeangelegenheiten,  der  Staat  gewisse  Funktionen  zur  Ausübung 
übertragen,  die  eigentlich  in  seinen  Wirkungskreis  fallen.  Am 
wichtigsten  darunter  ist  die  Übertragung  gewisser  Zivil-  und  Straf- 
sachen an  die  Gemeindegerichte.  Dieselben  sind  nämlich  strafrechtlich 
für  Übertretungen  zuständig,  zivilrechtlich  für  Bagatellsachen. 
Selbstverständlich  musste  sich  der  Staat  bei  einer  so  ausgedehnten 
("bertragung  von  Befugnissen  ein  Beaufsichtigungsrecht  vorbehalten. 
Die  Frage  über  die  Art  desselben  war  keine  leichte.  Diese  Frage 
steht  in  innigem  Zusammenhange  mit  der  Frage  der  Gemeinde- 
autonomie überhaupt.  Mit  dem  Prinzipe  allein  ist  es  nicht  getan, 
sobald  dasselbe  durch  eine  zu  ausgedehnte  Beaufsichtigung  durch- 
brochen wird.  Beides  muss  in  der  Weise  in  Einklang  gebracht 
werden,  dass  einerseits  die  Staatsaufsicht  eine  reale  und  zuverlässige 
ist.  dass  aber  auch  andererseits  die  Autonomie  dadurch  nicht  illusorisch 
wird.  Das  jetzige  Gesetz  hält  im  Gegensatze  zum  früheren  die 
richtige  Mitte,  indem  Autonomie  und  Beaufsichtigung  in  richtigen 
Einklang  gebracht  werden.  Im  Rahmen  dieser  Darstellung  kann 
unmöglich  auf  die  ausführlichen  Bestimmungen  über  die  Beaufsichtigung 
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eingegangen  werden,  denn  sie  allein  umfassen  16  grosse  Artikel 
(Art.  141—156).  Wir  müssen  uns  mit  der  Erwähnung  der  Art.  147 
und  152  begnügen.  Nach  dem  ersten  Artikel  ist  der  Minister  des 
Innern  in  gesetzlich  vorgesehenen  Fällen  befugt,  zeitweilig  den 
Präsidenten  und  solche  Mitglieder  des  Gemeindegerichtes  vom  Amte 
zu  suspendieren,  die  ihre  Pflicht  nicht  erfüllen  wollen  oder  den 
Staatsinteressen  entgegenhandeln.  Gegen  eine  solche  Verfügung 
steht  den  Suspendierten  die  Beschwerde  an  den  Staatsrat  zu,  der 
definitiv  darüber  zu  entscheiden  hat,  ob  die  betreffenden  in  ihren 
Stellen  verbleiben  oder  ob  eine  neue  Wahl  anzuordnen  sei.  Nach 
Art.  152  hat  die  unmittelbare  Aufsichtsbehörde  das  Recht  und  die 
Pflicht,  Entscheidungen  der  Gemeindebehörden,  die  gesetzwidrig  sind, 
nicht  zur  Vollstreckung  kommen  zu  lassen.  Über  eine  solche 
Anordnung  der  zuständigen  Aufsichtsbehörde  entscheiden  definitiv 
der  Minister  des  Innern  und  der  Staatsrat. 

7.  Gesetz  vom  21.  Mai  1902  über  die  Geschäftsordnung 
des  serbischen  Abgeordnetenhauses  (skupschtina). 

8.  Gesetz  desselben  Datums  über  die  Geschäfts- 
ordnung des  Senates. 

Die  Freiheit  der  Diskussion  und  der  Abstimmung,  ohne  welche 
die  Volksvertretungen  ihren  Aufgaben  nicht  gerecht  werden  können, 
ist  durch  die  obigen  Gesetze  in  vollkommener  Weise  beiden  Ver- 
tretungen garantiert.  In  dieser  Hinsicht  können  sich  die  serbischen 
gesetzgebenden  Körperschaften  mit  jedem  Parlamente  der  fort- 
schrittlichen Staaten  messen. 

§  2.    Straf-  und  Justizgesetze. 

9.  Gesetz  vom  12.  Oktober  1901,  wodurch  die  zwischen 
den  Vereinigten  Staaten  und  Serbien  über  die  Auslieferung  von  Ver- 
brechern abgeschlossene  Konvention  genehmigt  wurde  („a  treaty  for 
the  extradition  of  fugitives  from  justice").  Die  Verbrechen  und 
Vergehen,  auf  Grund  deren  eine  Auslieferung  stattfinden  kann,  sind 
in  Art.  2  aufgezählt.  Nach  Art,  6,  Abs.  1  gilt  der  Grundsatz: 
„Ein  flüchtiger  Verbrecher  ist  nicht  auszuliefern,  wenn  das  Ver- 
brechen ein  politisches  ist,"  (A  fugitive  criminal  shall  not  be 
surrendered,  if  the  oft'ense  in  respect  of  which  his  surrender  is 
demanded,  be  of  a  political  character".) 

10.  Gesetz  vom  22.  Dezember  1901  Uber  Abänderung 
und  Ergänzung  der  Z.-Pr.-O. 
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Die  wichtigsten  sind  folgende  Ergänzungen: 

a)  §  4,  welcher  in  früherer  Fassung  lautete:  „Wenn  unter- 
einander Ausländer  jener  Staaten  einen  Prozess  führen,  die  in  Serbien 
ihre  eigenen  Vertreter  haben,  dann  werden  serbische  Gerichte  nur 
dann  darüber  richten,  wenn  beide  Teile  seitens  ihrer  Konsulate  die 
Genehmigung  dazu  erlangen",  enthält  nunmehr  folgende  Bestimmung: 
„Ausländer,  die  miteinander  streiten,  werden  von  den  serbischen 
Gerichten  dann  gerichtet,  wenn  die  streitenden  Parteien  in  Serbien 
leben,  und  wenn  die  Gerichte  auch  sonst  im  gegebenen  Falle  zur 
Aburteilung  befugt  sind." 

b)  §  279,  wonach  der  Eid  im  Zivilprozesse  von  Geistlichen 
abgenommen  wird,  wovon  wir  bereits  früher  gesprochen  haben,  ist 
abgeschafft.  Der  Gesetzgeber  hat  auf  das  alte  Verfahren  über  Eides- 
ablegung  zurückgegriffen;  danach  leitet  der  Gerichtspräsident  die 
Eidesleistung. 

11.  Gesetz  vom  20.  Januar  1902,  betr.  Abänderungen 
und  Ergänzungen  der  Str.-Pr.-O.  Die  wichtigste  Änderung  enthält 
§  181,  wonach  diese  Bestimmung  in  Einklang  gebracht  wird  mit 
Art.  26  der  neuen  Verfassung.  In  dieser  Verfassungsbestimmung 
wird  von  der  Präventivhaft  gesprochen  (habeas  corpus).  Danach  muss 
die  Untersuchungsbehörde  spätestens  nach  Ablauf  von  24  Stunden, 
gerechnet  von  dem  Augenblicke,  wo  der  Beschuldigte  der  Freiheit 
beraubt  wurde,  diesem  einen  Beschluss  über  seine  Verhaftung  zu- 
stellen. Gegen  einen  solchen  Beschluss  hat  der  Beschuldigte  das 
Recht,  binnen  drei  Tagen  sich  beim  zuständigen  erstinstanzlichen 
Gerichte  zu  beschweren;  wenn  er  dies  selbst  binnen  jener  Frist  nicht 
tut,  dann  muss  die  Untersuchungsbehörde  von  Amts  wegen  auch  ohne 
Beschwerde  die  Sache  dem  Gerichte  überweisen.  Gegen  die  Ent- 
scheidung des  erstinstanzlichen  Gerichtes  steht  eine  weitere  Be- 
schwerde sowohl  im  Interesse  des  Angeschuldigten  wie  auch  der 
Untersuchungsbehörde  an  den  obersten  Gerichtshof  zu. 

12.  Gesetz  vom  19.  Februar  1902,  betr.  Abänderungen 
und  Ergänzungen  der  Konkursordnung.  Hier  sei  nur  die  Änderung 
des  §  90  dieses  Gesetzes  erwähnt,  wonach  bei  einem  Konkurse  das 
Gericht  bei  der  Bestimmung  der  Gebühren  für  Konkursverwalter  und 
Verteidiger  nicht  eine  gewisse  Ziffer  überschreiten  durfte  (siehe  unter 
Kap.  I,  No.  9).  Nach  dem  neuen  Gesetze  lautet  der  §  90  folgender- 
massen:  Die  Belohnung,  die  nach  diesem  Gesetze  den  Verteidigern 
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und  Verwaltern  zusteht,  wird  auf  ihr  Verlangen  in  der  Hohe  be- 
rechnet, die  den  getanen  Leistungen  entspricht. 

13.  Gesetz  vom  13.  Mai  1902,  betr.  Abänderung  und  Er- 
gänzungen des  Str.-G.-B.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  lassen 
sich  folgendermassen  einteilen:  1.  Die  einen  haben  zur  Aufgabe,  die 
allzu  strengen  Strafbestimmungen  zu  mildern,  die  durch  das  Er- 
gänzungsgesetz vom  6.  Oktober  1899  (siehe  Kap.  I,  No.  5)  in  das 
Strafgesetzbuch  eingeführt  worden  sind.  2.  Andere  haben  wieder 
zur  Aufgabe,  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  in  Einklang 
zn  bringen  mit  Art.  29  der  neuen  Verfassung,  wonach  mit  Todes- 
strafe nur  bestraft  werden  kann :  Mord  (vorsätzliche  Tötung  mit  Über- 
legung), Räuberei,  Räuberunwesen,  Attentat  auf  den  Herrscher  und 
auf  Mitglieder  seines  Hauses  und  ausserdem  wenn  diese  Strafe  durch 
das  Militärstrafgesetzbuch  vorgesehen  ist.  Danach  ist  nach  dieser 
Verfassungsbestimmung  die  Todesstrafe  bei  denjenigen  Verbrechen, 
für  die  sie  im  alten  Strafgesetzbuch  bestimmt  war,  gemildert  worden. 
3.  Endlich  ist  durch  einzelne  Abänderungen  und  Ergänzungen  die 
Zahl  der  strafbaren  Handlungen  erweitert  worden,  d.  h.  gewisse 
Handlungen,  die  bis  dahin  nicht  strafbar  waren,  sind  für  strafbar 
erklärt  worden.  Die  Hanptneuerung  findet  sich  im  §  221  des  Str.- 
G.-B.,  wonach  als  Diebstahl  auch  angesehen  wird,  wenn  jemand 
Elektrizität  einem  anderen  entzieht,  um  sich  dieselbe  rechtewidrig 
zuzueignen. 

§  3.    Gesetz  über  das  Unterrichtswesen. 

14.  Gesetz  vom  10.  Mai  1902,  betr.  Abänderungen  und  Er- 
gänzungen des  Gesetzes  über  die  Organisation  von  Lehrerschulen 
vom  5.  Oktober  1870  und  7.  Februar  1896. 

15.  Gesetz  desselben  Datums,  betr.  Abänderung  und  Er- 
gänzung des  Gesetzes  über  Mittelschulen.  Durch  dieses  Gesetz  wurde 
die  Zahl  der  Mittelschulen  vergrößert,  wie  auch  das  Gehalt  der 
Mittelschullehrer  erhöht, 

8  4.    Ökonomische  und  Finanzgesetze. 

16.  Gesetz  vom  10.  Dezember  1901,  betr.  Abänderungen 
und  Ergänzungen  des  Gesetzes  über  die  Konversion  der  serbischen 
Staatsschulden.  Dnrch  dieses  Gesetz  wurde  denjenigen  Mitgliedern 
der  selbständigen  Monopolverwaltung,  welche  von  der  serbischen  Re- 
gierung ernannt  werden,  die  Tantieme  entzogen,  und  sie  wurde  behalten 
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nur  für  2  Mitglieder  dieser  Verwaltung,  welche  nach  dem  Gesetze 
über  die  Konversion  der  serbischen  Staatsschulden  vom  8.  Juli  1895 
(Karlsbader  Arrangement)  durch  die  Gläubigerbanken  ernannt  werden. 
Die  von  der  serbischen  Regierung  ernannten  Mitglieder  der  Monopol- 
verwaltung, sowie  der  Direktor,  der  gleichzeitig  als  Mitglied  dieser 
Verwaltung  angehört,  haben  nur  20  Frs.  für  jede  Sitzung,  aber  die 
iährliche  Ausgabe  auf  Grund  dieser  Sitzungen  darf  nicht  die  Summe 
von  1000  Frs.  überschreiten. 

17.  Gesetze,  betr.  Abänderungen  und  Ergänzungen 
des  Gesetzes  über  die  Abzahlung  (Amortisation)  der  Agrar- 
schuld  in  den  neu  befreiten  Teilen  des  Landes.  Als  die  türkischen 
Grundbesitzer  (spahije)  aus  dem  Lande  auswanderten,  infolge  des 
Berliner  Vertrages  aus  den  neu  erworbenen  Gebieten,  da  musste 
ihnen  der  serbische  Staat  alle  Rechte,  die  sie  an  jenen  Grundstücken 
genossen,  abkaufen.  Da  nun  die  serbische  Regierung  diese  Ländereien 
denjenigen  Leuten  abgetreten  hatte,  die  sich  dort  gerade  als  tür- 
kische Pächter  (Tschivtschije)  befanden,  so  wurde  nach  Abzahlung  der 
Abfindungssumme  der  serbische  Staat  ihr  Verpächter.  Diese  Schuld 
der  türkischen  Grundbesitzer  gegenüber  der  serbischen  Regierung 
ist  bekannt  unter  dem  Namen  Agrarschuld,  deren  Abzahlungsmodus 
festgestellt  ist  durch  das  Gesetz  über  die  Agrarschuld.  Die  Ab- 
änderungen und  Ergänzungen,  die  wir  oben  erwähnt  haben,  bestehen 
darin,  dass  die  Schuldner  gänzlich  von  einer  Zinszahlung  (7%) 
befreit  werden,  die  sie  bis  dahin  auch  neben  dem  Hauptkapital 
-zahlen  mussten.  Über  die  Entstehung  dieser  Agrarschuld  haben 
wir  ausführlich  gehandelt  in  der  Abhandlung:  Le  traite  de  Berlin 
et  la  question  de  la  nationalite'  par  rapport  ä  la  Principaute  de 
Serbie,  abgedruckt  in  der  „Revue  generale  de  droit  international" 
vom  Jahre  1900. 

18.  Gesetz  vom  26.  Februar  1902  über  die  Privilegien 
des  Handelsfonds  und  seiner  Hypothekenbank.  Dieser  Fonds  wurde 
zwecks  Versicherung  der  Kauflente  und  ihrer  Familien  errichtet. 
Sein  Sitz  befindet  sich  in  Belgrad. 

19.  Gesetz  vom  28.  März  1902.  wodurch  genehmigt  wurde 
die  Konvention  zur  Förderung  und  Exploitation  des  Fischfanges, 
abgeschlossen  zwischen  Serbien  und  Rumänien.  Sie  bezieht  sich 
auf  jenen  Teil  der  Donau,  der  die  Grenze  zwischen  beiden  Ländern 
bildet  (Art.  1). 
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20.  Gesetz  vom  2.  April  1902,  betr.  Abänderung  und 
Ergänzung  des  Gesetzes  über  Errichtung  und  Exploitation  neuer 
Eisenbahnlinien  vom  6.  Dezember  1898.  Die  wichtigste  Abänderung 
und  Ergänzung  besteht  darin,  dass  die  Einnahmen,  die  in  dem  ersten 
Teile  dieser  Abänderungen  und  Ergänzungen  augeführt  werden, 
einen  besonderen  Fonds  bilden  sollen,  der  den  Namen  zu  fuhren  hat 
„Fonds  für  neue  Eisenbahnen".  Dieser  Fonds  soll  zur  Garantie 
für  Zinsen  und  Annuitäten  des  Kapitals,  das  zur  Errichtung  von 
Eisenbahnlinien  gebraucht  wird,  dienen.  Unter  den  Einnahmen,  die 
in  diesen  Fonds  zu  fallen  haben,  ist  die  wichtigste  der  Zuschlag 
von  5°/0  auf  die  direkten  Steuern,  und  mit  Erhebung  dieses  Zuschlages 
mus8  begonnen  werden  am  1.  Juli  1902. 

21.  Gesetz  vom  10.  April  1902  über  Jahrmärkte.  Be- 
merkenswert ist  Art.  3,  wonach  auf  Jahrmärkten  nur  der  Handel 
stattfinden  darf  mit  Vieh,  Vieherzeugnissen,  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnissen, Getränken  und  mit  Menschennahrung  und  Viehfutter. 
Der  Verkauf  aller  übrigen  Gegenstände  ausser  den  erwähnten  ist 
verboten  und  strafbar. 

22.  Gesetz  vom  13.  April  1902,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  des  Gesetzes  über  den  Kreis-,  Bezirks-  und  Gemeinde- 
haushalt. In  den  Ergänzungs-  und  Abänderungsbestimmungen  be- 
stimmt der  Gesetzgeber,  dass  der  Zuschlag  zur  Deckung  der  Haus- 
haltsansgaben nicht  grösser  sein  darf  als  15  %  beim  Kreisbudget 
und  beim  Bezirksbudget  10%  der  direkten  Steuersumme  betragen 
darf,  die  der  Kreis  oder  Bezirk  dem  Staate  schuldet.  Beim  Gemeinde- 
haushalt kann  dieser  Zuschlag  in  Städten  bis  auf  40%  uud  in  kleineren 
Städten  oder  Dörfern  bis  auf  50%  gehen. 

23.  Gesetz  vom  27.  April  1902,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  des  Gesetzes  über  Auslagen  der  Verwaltungsbehörden. 
Dadurch  sind  die  Zulagen  für  gewisse  Verwaltungsbehörden  reduziert 
worden,  die  sie  neben  ihrem  systematischen  Gehalte  haben. 

24.  Gesetz  vom  29.  April  1902,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  des  Gesetzes  über  »direkte  Steuern.  Punkt  4  wäre 
erwähnenswert;  danach  zahlen  die  Landwirte  die  Steuern  zweimal 
jährlich,  bis  zum  1.  August  haben  sie  die  Steuern  des  ersten  Halb- 
jahrs zu  erlegen,  bis  zum  1.  November  für  das  zweite.  Nach  Ab- 
lauf dieser  Fristen  beginnt  die  exekutive  Eintreibung  für  das  be- 
treffende Halbjahr. 
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den  Leutnante,  zu  heiraten.    Nach  Art.  2  könneu  Ober 
heiraten  nach  Ablauf  einer  fünfjährigen  Offiziersdienstzeit, 
nähme  der  Gerichts-  und  Sanitäteoffiziere,  welche  heiratet 
«obald  sie  zu  Oberleutnants  befördert  sind.    Art.  3.  Ha 
2.  Klasse  und  den  übrigen  Offizieren  höheren  Ranges  s 
Heiraten  vollkommen  frei.    Oberleutnants,  die  die  Erforder: 
Art.  2  erfüllt  haben,  müssen  noch  den  Bedingungen  ans  A: 
nügen,  wenn  sie  in  den  Ehestand  treten  wollen.    Unter  di 
dingnngen  finden  sich  die,  dass  der  Oberleutnant  sein  Leben  vi 
niuss  auf  eine  gewisse  Zahl  von  Jahren  und  im  Interesse  v 
ond  Kindern,  und  zwar  bei  irgend  einer  einheimischen  Versic) 
gesellschaft  in  Höhe  von  mindestens  10000  Frs.  oder  al 
solche  Summe  in  bar  der  Staatshypothekenbank  (nprava  : 
zur  Verzinsung  geben  oder  in  serbischen  Staatepapieren 
mass.    Art.  17  befreit  von  diesen  Bedingungen  Hanptleute 
2.  Klasse,  sowie  höhere  Offiziere. 

28.  Gesetz  vom  15.  April  1902,  betr.  Abänderung 
Ergänzungen  des  Gesetzes  vom  27.  Januar  1901  über  die 
Organisation  f«if»ha  krat\  •?         im     \'?f>h  Avm  «Upo  Gpsi 


Siam. 

Referent:  Dr.  Oscar  Frankfurter,  Legationsrat,  Bangkok. 

1901  und  1902. 

Von  der  Gesetzgebung  Siams  ist  zu  erwähnen  ein  im  August 

1901  veröffentlichtes  Gesetz  über  den  Schutz  des  Urheberrechts,  das 
sich  im  grossen  und  ganzen  an  die  gebräuchliche  Gesetzgebung  über 
diesen  Gegenstand  anschliesst;  das  Urheberrecht  bezieht  sich  auch 
auf  Übersetzungen. 

Weiter  ist  erwähnenswert,  mit  Anschluss  an  die  Finanz-Gesetz- 
gebung, die  Ausgabe  von  Kassenscheinen  seit  dem  15.  September 

1902  auf  Grund  einer  königlichen  Verordnung  vom  24.  Juni  1902. 
Kassenscheine  können  überall  in  Zahlung  angenommen  werden.  E6 
muss  eine  gleiche  Summe  von  Silbergeld  für  die  ausgegebenen 
Scheine  in  Reserve  gehalten  werden.  Nach  §§  10  und  11  der 
Verordnung  können  25%  des  für  die  Kassenscheine  erhaltenen 
Geldes  iu  sicheren  Papieren  angelegt  werden;  doch  hat  die  Ver- 
waltung bis  jetzt  von  diesem  Recht  keinen  Gebrauch  gemacht 

Um  der  fortwährenden  Entwertung  des  Silbers  entgegen- 
zutreten, wurde  im  November  1902  die  freie  Ausmünzung  von  Silber 
aufgehoben  und  so  die  Münze  auf  eine  Goldbasis  gestellt,  ziemlich 
in  Übereinstimmung  mit  der  vor  einigen  Jahren  in  Indien  befolgten 
Praxis.  Es  handelte  sich  bei  der  Einführung  fremder  Silbermünzen 
hauptsächlich  um  mexikanische  und  japanische  Dollars,  die  nach 
dem  festen  Kurs  von  5  Ticals  =  3  //  angenommen  und  dann  in 
Ticals  umgemünzt  wurden.  —  In  Übereinstimmung  mit  den  Banken 
wurde  beschlossen,  dass  eine  Vollwertung  des  Ticals,  der  im  Oktober 
1902  bis  auf  21%  Ticals  für  das  £  herabgegangen  war,  nach  und 
nach  erstrebt  werden  sollte.  Die  Schatzverwaltung  bewirkt  das 
dadurch,  dass  sie  den  Preis,  zu  dem  sie  den  Tical  für  Gold  verkaufen 
wollte,  festsetzt.  Solange  natürlich  die  Banken  eine  Reserve  in 
Silber  hatten,  erschien  diese  Massregel  illusorisch;  sobald  aber  durch 
gesteigerten  Export  und  den  damit  bedingten  Ankauf  von  Landes- 
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Infolge  der  Eröffnung  des  Landes  dnrch  Kanäle  und  Eia 
war  es  geboten,  eine  Landregistrierungsbehörde  zu  schaffen, 
keiten  über  den  Besitz  wurden  häutiger,  da  eben  das  Land 
gewann,  und  sich  so  nach  und  nach  eine  ansässige  ackerbau 
Bevölkerung  gebildet  hatte.    Auch  war  man  früher  w» 
Billigkeit    des   Bodens    nicht  allzu    genau  mit  der  Au 
der  Grnndpapiere  verfahren,  und  so  konnte  es  vorkommen, 
einen    Besitz    mehrere    Papiere    existierten.     Die  Kegij 
geschieht  nach  dem  sogen.  Torrens-System.    Sobald  die  ] 
aufnähme  in  einem  Distrikt  beendet  ist,  wird  zur  Ansstel] 
Papiere  geschritten.    Diese  enthalten  eine  genaue  Beschreil 
Landes,  die  Bedingungen,  unter  denen  es  im  Besitz  ist,  u 
Plan  des  Landes.    In  dieses  Dokument  werden  dann  alle 
Eintragungen  gemacht  über  Verkauf,  Hypothezierung,  Pai 
Erbschaft.    Zwei  Dokumente  werden  ausgestellt,  von  denen 
Landesbureau  der  Provinz  bleibt,  das  andere  dem  Besit 
gehändigt  wird.    Alle  Veränderungen  müssen  in  Gegen« 
Beamten  des  Landesbureaus  stattfinden  und  haben  nur  dann 


Spanien. 

Referent:  Dr.  Manuel  Torres  Campos, 

Professor  der  Rechte,  Mitglied  de»  Institut»  für  internationale»  Recht,  Granada. 
Übersetzung  von  Roberto  Kflck,  Legationssekretär,  Hamburg. 


a)  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

1900. 

Während  des  Jahres  1900  sind  in  Spanien  keine  Gesetze  oder 
Verfügungen  betreffend  das  bürgerliche  und  Prozessrecht  ver- 
abschiedet worden. 

Was  das  Handelsrecht  angeht,  sind  nur  zwei  Verfügungen 
von  geringer  Bedeutung  erlassen  worden: 

Das  königliche  Dekret  vom  29.  Januar,  das  zwei  Artikel  des 
vorläufigen  Reglements  für  die  Organisation  und  Leitung  der  Handels- 
börsen vom  31.  Dezember  1885  in  dem  Sinne  ändert,  die  Summe 
der  erforderlichen  Sicherheitsgelder  der  Agenten  und  der  Handels- 
makler  in  Madrid  und  in  Barcelona  zu  erhöhen,  nnd  das  königliche 
Dekret  vom  8.  Mai,  das  für  die  Leitung,  Organisation  und  Verwaltung 
der  Handelsbörsen,  sowie  für  alle  Angelegenheiten  der  Agenten  und 
Makler  in  Zukunft  das  neue  Ministerium  der  Landwirtschaft. 
Industrie,  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten  ausschliesslich 
für  zuständig  erklärt. 

Das  Strafrecht  betreffend,  sind  zwei  Gesetze  zu  erwähnen,  die 
sich  beide  auf  die  Reform  des  Strafgesetzbuches  von  1870  bezieheu. 

Das  Gesetz  vom  1.  Januar  modifiziert  den  Art.  248  des  Straf- 
gesetzbuches und  fügt  ihm  eine  ausdrückliche  Bedrohung  der  Delikte 
gegen  die  Staatssicherheit  hinzu. 

Das  Gesetz  vom  9.  April  ändert  die  Art.  102,  103  und  104 
des  Gesetzes  über  die  Vollstreckung  der  Todesstrafe. 

Nach  diesem  Gesetze  wird  die  Todesstrafe  am  Tage  an  einein 
geeigneten  Platze  des  Gefängnisses,  in  dem  sich  der  Verurteilte 
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die  dem  Verurteilten  beistehen  wollen,  dem  Gefängnisarzi 

Notar,  falls  der  Verurteilte  ein  Testameut  aufsetzen  oc 

etwas  notariell  beglaubigen  lassen  will,  oder  mit  anderen  öfl 

Beamten,  deren  Assistenz  unerlässlich  ist,  mit  seinem  Verti 

Verteidiger,  mit  seinen  Familienangehörigen  oder  mit  einer 

Person,  wenn  die  Behörde  es  nach  gründlicher  Erwäg 

besonderen  Gründe  ausdrücklich  erlaubt  (Art.  103). 

Der  Vollstreckung  wohnen  bei:  der  hierzu  bestimmte  ( 

Sekretär,  die  Vertreter  der  Regierungs-  und  Munizipal-Behör 

Direktor  und  die  von  ihm  bestimmten  Beamten  des  Geföi 

die  Geistlichen  oder  Ordensbrüder,  die  dem  Verurteilten 

letzten  Stunden  beistehen,  und  die  von  dem  Friedensricht 

Alkalden,  ernannten  Bürger,  wenn  sie  zur  Assistenz  bereit 

Im  Augenblick  der  Vollstreckung  wird  an  weithin  sie 

Stelle  des  Gefängnisses  eine  schwarze  Fahne  aufgezogen,  die  \ 

des  ganzen  Tages  bleibt.    Der  Leichnam  kann  zwecks  Beet 

die  mit  grösster  Einfachheit  stattflnden  muss,  der  Famil 

barmherzigen  Gesellschaften  Übergeben  werden.    Zur  Benrk 

der  Vollstreckung  wird  eine  Akte  aufgenommen,  die  von  den  Pc 
die 
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der  Ausführung  oder  infolge  der  Arbeit  für  fremde  Rechnung,  für 
den  Arbeitgeber,  sei  er  eine  Einzelperson  oder  eine  Gesellschaft, 
Erwerbs-  oder  Industriegesellschaft,  erleidet;  unter  Arbeiter  wird 
jeder  begriffen,  der  ausserhalb  seiner  Wohnung  eine  handwerks- 
mässige  Arbeit  für  fremde  Rechnung  leistet. 

Der  Arbeitgeber  hat  die  Unfälle,  die  seine  Arbeiter  infolge 
oder  während  der  Arbeit  in  der  Ausübung  ihrer  Berufstätigkeit 
oder  ihrer  Arbeit  erleiden,  zu  vertreten;  ausgenommen  sind  die  Fälle 
der  höheren  Gewalt,  die  in  keinem  ursächlichen  Znsammenhange  mit 
der  obliegenden  Arbeit  stehen. 

Die  Arbeiter  haben  Anspruch  auf  Entschädigung  in  der  vor- 
geschriebenen Form  und  Höhe  für  die  Unfälle,  die  eine  vollständige 
oder  teilweise,  eine  zeitliche  oder  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  im 
Gefolge  haben. 

Ist  durch  den  Unfall  der  Arbeiter  ums  Leben  gekommen,  so 
ist  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  die  Beerdigungskosten  bis  zum 
Betrage  von  100  Pesetas  zu  tragen  und  die  Witwe,  die  ehelichen 
minderjährigen  Kinder  bis  zum  achtzehnten  Lebensjahre,  sowie  die 
Aszendenten  in  der  gesetzlich  bestimmten  Form  und  Höhe  schadlos 
zu  halten. 

Es  wird  eine  Kominission  gebildet  zum  Studium  aller  maschinellen 
Erfindungen,  die  bislang  zum  Schutz  gegen  Arbeiterunfälle  gemacht 
sind.  Das  Amt  eines  stimmberechtigten  Mitgliedes  in  dieser  Kommission 
ist  unbesoldet. 

Die  Regierung  wird  in  Übereinstimmung  mit  der  technischen 
Kommission  in  den  Ausführungsreglements  und  Verfügungen  zu 
diesem  Gesetze  die  Fälle  bestimmen,  in  denen  Maschinen  mit  Schutz- 
vorrichtungen gegen  Unfälle  der  Arbeiter  versehen  sein  müssen,  sowie 
die  für  jeden  Betrieb  erforderlichen  Vorsichtsmassregeln  und  gesund- 
heitlichen Vorschriften.  Der  Betriebseigner  kann,  anstatt  eine  ein- 
malige Entschädigungssumme  zu  zahlen,  auch  Pensionen  für  die 
Hinterbliebenen  aussetzen,  jedoch  nur  in  der  gesetzlich  zulässigen 
Form,  so  dass  sie  ausreichend  und  gesichert  sind. 

Für  die  Berechnung  der  nach  diesem  Gesetz  zu  leistenden 
Entschädigungssumme  wird  der  Lohn  zugrunde  gelegt,  den  der  Arbeiter 
unter  Abzug  der  Festtage  an  Geld  oder  in  anderer  Form  erhält. 
Der  Tagelohn  wird  wenigstens  auf  1  Peseta  50  Centimos  berechnet, 
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Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treffen  ebenfalls 
bezüglich  seiner  Waffen-  und  P  ulverfabriken,  seiner  übrigen 
und  Betriebe.    Die  gleiche  Verpflichtung  liegt  in  den  be 
Fällen  den  Provinzial- Deputationen  und  Gemeinden  ob,  e 
der  Verwaltung  für  öffentliche  Bauten,  die  sie  aufführen  1. 

Bis  zum  Krlass  eines  Gesetzes  über  die  Tribunale  ode 
gerichte,  die  für  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz 
Streitigkeiten  über  seine  Anwendung  zuständig  sein  sollen, 
Gerichte  erster  Instanz  zustandig  nach  Massgabe  der  be 
Prozessvorschriften  Über  die  jnicios  verbales  und  der  Ree 
die  die  Zivilprozessordnung  bietet. 

Die  Entschädigungsansprüche  auf  Grund  dieses  Gese 
jähren  in  einem  Jahre. 

Alle  Entschädigungsansprüche  irgend  welcher  Art, 
unter  dieses  Gesetz  fallen,  sind  nach  gemeinem  Recht  zu  b 

Ist  der  Schaden  durch  Dolus,  Fahrlässigkeit  oder  M 
Sorgfalt  verursacht  worden,  Fälle,  die  das  Strafgesetzbuch 
80  sind  die  entsprechenden  Strafgerichte  zuständig.  Unwii 
jeder  Verzicht  auf  die  Wohltaten  dieses  Gesetzes,  sowie  ü 
jeder  Vertrag,  der  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  entgege 
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steigen  darf,  in  Fabriken  und  acht  Stunden  täglich  in  Geschäfts- 
häusern beschäftigt  werden.  Jedoch  muss  die  Arbeitszeit  durch 
Ruhepansen,  deren  Gesamthöhe  mindestens  eine  Stunde  zu  betragen 
hat,  unterbrochen  werden. 

Die  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  geschaffenen  Orts-  und 
Provinzialbehörden  haben  der  Regierung  die  geeigneten  Mittel  vor- 
zuschlagen, um  in  einem  Zeitraum  von  zwei  Jahren  nach  der  Promul- 
gation dieses  Gesetzes  die  jetzige  Arbeitszeit  von  elf  Stunden  auf  acht 
Stunden  für  die  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Personen  herabzusetzen. 

Nachtarbeit  von  Kindern  unter  vierzehn  Jahren  wird  verboten. 

Ebenso  ist  die  Arbeit  von  Kindern  über  vierzehn  und  unter 
achtzehn  Jahren  in  den  Betrieben,  denen  die  Orts-  und  Provinzial- 
behörden es  untersagen,  verboten. 

Ferner  sind  den  Personen  unter  sechzehn  Jahren  verboten: 

1.  unterirdische  Arbeiten; 

2.  jedwede  Arbeit  in  Betrieben,  die  zur  Herstellung  oder  zur 
Verarbeitung  von  Zündstoffen  dienen,  und  Arbeiten  in  gefährlichen 
oder  gesundheitsschädlichen  Werkstätten,  deren  Rauminhalt  die 
Regierung  nach  Anhörung  der  Orts-  und  Provinzialbehörden  in 
Reglements  vorschreibt; 

3.  Reinigungsarbeiten  von  Motoren  und  Maschinenteilen,  solange 
sie  in  Tätigkeit  sind. 

Auch  ist  Knaben  unter  sechzehn  Jahren  und  minderjährigen 
Frauen  keine  Arbeit  gestattet  in  Werkstellen,  in  denen  Schriften, 
Anzeigen,  Stiche,  Malereien,  Schilder,  Stempel  und  andere  Gegen- 
stände angefertigt  werden,  die,  ohne  unter  die  Strafgesetze  zu  fallenr 
derartig  sind,  dass  sie  die  Sittlichkeit  gefährden  können. 

Kinder  unter  sechzehn  Jahren  dürfen  nicht  in  öffentlichen 
Vorstellungen  als  Jongleure,  Equilibristen,  Akrobaten  oder  Tnrn- 
künBtler  auftreten.  Direktoren  solcher  Truppen,  Väter  oder  Vor- 
münder Minderjähriger,  die  gegen  diese  Vorschrift  Verstössen,  sind 
straffällig  nach  dem  ersten  Abschnitte  des  Gesetzes  über  Kinder- 
schutz vom  26.  Juli  1878. 

Arbeiten  an  Sonntagen  und  Festtagen  sind  den  Arbeitern,  die 
von  diesem  Gesetz  betroffen  werden,  verboten. 

Der  Minister  ernennt  die  Provinzial-  und  Ortsbehörden,  deren 
Aufgabe  es  ist,  über  die  Gesuche  um  die  nach  dem  Gesetz  erforder- 
lichen verschiedenen  Erlanbniserteilungen  zu  berichten. 
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"wumu«ll  ooiigaionscn.  Kinder,  die  schreiben  und  lese 
dürfen  vor  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Alter  znr  Fa 
zugelassen  werden. 

Frauen  ist  innerhalb  der  ersten  drei  Wochen  nach  i 
binduug  die  Arbeit  nicht  gestattet.  Wenn  eine  Arbeiter 
ihrer  nahe  bevorstehenden  Niederkunft  ihren  Dienst  kündig 
Stelle  vom  Tage  der  Kündigung  bis  drei  Wochen  nach  il 
bindung  für  sie  frei  zu  halten.  Mütter,  die  ihre  Kinder  seil» 
erhalten  in  dieser  Zeit  eine  Freistunde  während  der  Arbeit 
ihren  Kindern  die  Brust  zu  geben. 

In  den  Fabriken  und  Geschäftshäusern  dürfen  nur  K 
gestellt  werden,  die  geimpft  und  keiner  ansteckenden  Krank 
dächtig  sind. 

Wenn  die  Arbeitgeber  oder  Leiter  der  Fabriken  und  6 
häuser  in  irgend  einer  Beziehung  zu  den  Wohnungen  der 
stehen,  haben  sie  für  eine  strenge  Trennung  der  Geschle« 
sorgen,  soweit  es  sich  nicht  um  Familienmitglieder  handelt. 

Die  Regierung  wird  nach  Anhörung  des  Sanitätsko 
und  der  Provinzialbehörden  und  nach  Einholung  von  Inforn 
die  ihr  nötig  erscheinen,  alle  Fabriken  und  Betriebe  klass 

X\  tX\       mit       il!  .  *  *  «  m  k  ■  *       ft        %  t~t. 
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Die  Aufsicht  über  die  Durchführung  dieses  Gesetzes  liegt  der 
Regierung  ob,  abgesehen  von  den  Fällen,  in  denen  sie  den  Orts- 
und Provinzialbehörden  nach  Massgabe  des  Gesetzes  zusteht. 

Die  Regierung  wird  innerhalb  von  sechs  Monaten  die  vom 
Gesetze  geforderten  Reglements  erlassen. 

Anzeigen  wegen  Übertretungen  dieses  Gesetzes  stellen  jedem  frei. 

Was  das  internationale  Recht  angeht,  hat  das  Gesetz  vom 
28  März,  indem  es  den  Bedürfnissen  der  Praxis  Rechnung  trägt, 
das  Gesetz,  betr.  den  Dienst  der  Diplomaten,  Konsuln  und  Dolmetscher, 
vom  14.  März  1883  abgeändert. 

Ferner  sind  mehrere  Verträge  mit  fremden  Staaten  ratifiziert 
worden,  unter  ihnen  der  über  die  Vereinbarungen  und  Deklarationen, 
die  auf  dem  internationalen  Friedenskongress  im  Haag  vom  29.  Juli 
1899  getroffen  sind. 

1901. 

Was  die  auswärtigen  Beziehungen  angeht,  sind  in  Spanien  im 
Jahre  1901  die  folgenden  Verträge  geschlossen  und  ratifiziert  worden: 

Ein  besonderer  Handelsvertrag  mit  Japan  vom  28.  März  1900, 
die  Vereinbarungen  und  Deklarationen,  die  auf  dem  internationalen 
Friedenskongress  im  Haag  am  29.  Juli  1899  zu  stände  gekommen  sind. 

Ein  besonderer  Vertrag,  betr.  die  Grenzregulierung  der 
spanischen  und  französischen  Besitzungen  in  West- Afrika,  an  der 
Küste  der  Sahara  und  am  Golf  von  Guinea,  vom  27.  Juni  ist  am 
11.  Dezember  1900  in  Paris  unterzeichnet  worden. 

Der  Vertrag  über  die  Abtretung  der  Inseln  Cagayan,  Jolo, 
Sibutü  und  der  übrigen  zum  Philippinischen  Archipel  gehörigen  Inseln 
an  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  datiert  vom  7.  No- 
vember 1900. 

Die  Deklaration  vom  7.  November  zwischen  Spanien  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  betr.  die  Abschaffung  der 
Legalisationen  der  Ansuchungsschreiben  der  spanischen  Gerichte  an 
die  Gerichte  auf  Puerto  Rico  und  auf  den  Philippinen  oder  um- 
gekehrt, die  bisher  auf  diplomatischem  Wege  vermittelt  wurden. 

Der  Notenwechsel  zur  Regelung  der  Frage,  wie  die  in  Portugal 
geborenen  Spanier  und  die  in  Spanien  geborenen  Portugiesen  nach- 
zuweisen haben,  dass  sie  in  ihrem  Lande  den  Militärpflichten  genügt 
haben.    Beide  Abkommen  datieren  vom  26.  Januar. 
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kennende  Gericht  hat  unverzüglich  in  Übereinstimmung  mit  der 
Staatsanwaltschaft  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zn  ver- 
fahren und  dem  Verurteilten  die  verbüsste  Untersuchungshaft  anzu- 
rechnen (Übergangsvorschrift). 

b)  Literatur. 

1900. 

Unter  den  allgemeinen  Publikationen  sind  die  Revista  general 
de  Legislation  y  Jurisprudencia  und  die  Revista  de  los  Tribunales 
y  de  Legislation  universal  weiter  erschienen. 

Ferner  sind  die  Bände  18,  19  und  20  der  vollständigen  Werke 
des  berühmten  Schriftstellers  Dr.  Concepciön  Arenal  erschienen,  die 
Abschnitte  über  die  Wohltätigkeit  und  das  Gefängniswesen  enthaltend. 

Römisches  Recht. 

Clemente  de  Diego,  Einführung  in  das  Studium  der  In- 
stitutionen des  römischen  Rechts.    1  Band. 

Sohm,  Geschichte  und  Institutionen  des  römischen  Privatrechts. 
Ubersetzung  der  7.  deutschen  Ausgabe  von  P.  Doraüo.    1  Band. 

Bürgerliches  Recht. 

Sckyola,  Bürgerliches  Gesetzbuch,  kommentiert.  Bd.  16  und  17. 

Galindo  y  i»e  Vera  y  Escosüba,  Erläuterungen  zum  spanischen 
Grnndbuchrecht.  4.  verbesserte  und  vermehrte  Ausgabe.  Band  2, 
3  und  4. 

Pazos  y  Gakcia,  Vorschläge  zur  Verhinderung  der  Aufteilung 
des  Landbesitzes  in  Spanien,  sofern  solche  den  Wohlstand  lähmt. 
Eine  von  der  königlichen  Akademie  der  Wissenschaften,  der  Moral- 
und  politischen  Wissenschaften  preisgekrönte  Schrift.    1  Band. 

Die  y  Mos,  Abhandlungen  über  Familien-  und  Eherecht  der 
königlichen  und  fürstlichen  Häuser.    1  Band. 

Diaz  Guuorno  und  Martinez  Ruiz,  Das  bürgerliche  Gesetz- 
buch.   Erläutert  vom  Höchsten  Gerichtshof.    Bilbao.   8  Bände. 

Arno,  Die  Feld-  und  Gebäudedienstbarkeiten.  Eine  Studie  über 
die  Prädialservituten.    Übersetzung  von  A.  Posaba.    1  Band. 

Gahba,  Fragen  aus  dem  modernen  bürgerlichen  Rechte.  Über- 
setzung von  Adolfo  Posada.  2  Bände. 

Wk*tkrmakck,  Geschichte  des  Eherechts.   1  Band. 
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Soziologie. 

Kompendium  der  Soziologie.  Übersetzung  von  Alonso  Paniagua. 
1  Band. 

Zum  Schlnss  sei  bemerkt,  dass  alle  Werke,  bei  denen  nicht 
angeführt  ist,  wo  sie  aufgelegt  sind,  in  Madrid  erschienen  sind. 

1901. 

Zeitschriften. 
Generalrevue  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtswissenschaft. 
Gericht8zeituug. 

Martinkz  Alcubilla,  Handbuch  der  spanischen  Verwaltung. 
Anhang  1901.  Madrid  1901.  1  Band.  Dieses  Werk  ist  trotz  seines 
Titels  eine  Enzyklopädie  des  geltenden  spanischen  Rechts,  die  durch 
jährliche  Anhänge  ergänzt  wird. 

Rechtsphilosophie. 
R.  v.  Ihering,  Zweck  im  Recht  (el  fin  en  el  derecho).  Über- 
setzung von  Leonardo  Rodriuuez.    Madrid  1901.   1  Band. 

Rechtsgeschichte. 

Akte  der  Cortes  von  Kastilien,  auf  Grund  eines  Beschlusses 
des  Abgeordnetenkongresses.  Bd.  20.  1.  Teil  der  Akte  der  Cortes 
von  1602—1604.    Madrid  1901.    1  Band. 

Die  Cortes  der  alten  Reiche  von  Aragonien,  Valencia  und 
Catalonien.  Herausgegeben  von  der  königlichen  Akademie  der 
Geschichte.  Bd.  5.  Cortes  von  Catalonien.  1.  Teil  der  Jahre  1405 
bis  1410.    Madrid  1901.    1  Band. 

Tknorio  y  Cerero,  Der  Stadtrat  von  Sevilla.  Eine  Studie 
über  die  politische  und  soziale  Organisation  der  Stadt  von  ihrer 
WTiedererobernng  bis  zur  Regierung  Alfons  XI.  Sevilla  1901. 
1  Band. 

Öffentliches  Recht.  • 

Todd,  Die  parlamentarische  Regierung  in  England.  2.  und 
letzter  Band  (Übersetzung).    Madrid  1901.   1  Band. 

Baoeiiot,  Die  englische  Verfassung.  Übersetzung  von  Adolfo 
Posada.    Madrid  1901.    1  Band. 

Arroyo  de  Aldama,  Das  konstitutionelle  System  der  ver- 
schiedenen Regierungsformen.    Madrid  1901.    1  Band. 

Eltzbachek,  Der  Anarchismus  nach  seinen  berühmtesten  Ver- 
tretern (Godwin,  Pkoudhon,  Stirner,  BarünIn,  Kropotkin,  Tuckkr, 
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Scakvola,  Bürgerliches  Gesetzbuch.  Erläutert  und  zusammen- 
gestellt. Bd.  18.   De  la  colacion  y  particion.  Madrid  1901.  1  Band. 

Derselbe,  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  in  der  Rechtsprechung 
in  den  Jahren  1899  und  1900.  Zusammengestellt  und  erläutert 
Bd.  2  und  3.    Madrid  1901.    2  Bände. 

Diaz  Guijarro  y  Mart(nez  ,  Das  bürgerliche  Gesetzbuch. 
Interpretiert  von  dem  obersten  Gerichtshofe.  Anhang  1900.  Bilbao 
1901.   1  Band. 

Starke,  La  familia  en  las  diferentes  sociedades.  Übersetzt 
von  Palacio.    Madrid  1901.    1  Band. 

Gakcia  Llanzö,  Handbuch  des  geistigen  Eigentums.  Barcelona 
1901.    1  Band. 

Gabcia  Morkno  y  la  Iglesia,  Handbuch  für  die  Gesetzgebung 
und  Rechtsprechung  im  Minenrecht.    Madrid  1901.    1  Band. 

Odriozola,  Diccionario  de  jurisprudencia  hipotecaria.  4.  ver- 
besserte und  vermehrte  Ausgabe.    Madrid  1901.    1  Band. 

Menger,  El  derecho  al  produeto  integro  del  Trabajo.  Übersetzt 
von  Posada.    Madrid  1901.    1  Band. 

Strafrecht. 

Bkhnaldo  dk  quiros  y  Llanas  Aguilankdo,  Die  Sittenlosigkeit 
in  Madrid.   Psychologische  und  soziale  Studie.  Madrid  1901.  1  Band 

Niceforo  y  Sighele,  Die  Unsittlichkeit  in  Rom.  Übersetzt 
von  Llanas  Aouilado.    Madrid  1901.    1  Band. 

Prozessrecht. 

Miguel  y  Romero,  Abhandlungen  und  Beispiele  aus  der  Gerichts- 
praxis. Nach  den  Gesetzbüchern  und  dem  geltenden  Recht  geordnet 
Valladolid  1901.    1  Band. 

« 

Rivks  y  MartI,  Theorie  und  Praxis  im  Konkursrecht.  2.  Buch. 
Madrid  1901.    1  Band. 

Vipegon,  Guia  de  los  jurados  (Anleitung  für  Geschworene). 
Madrid  1901.    1  Band. 

Internationales  Recht. 

Olivart,  Sammlung  von  Verträgen  und  Übereinkünften  mit 
fremden  Staaten  unter  der  Regentschaft  von  Maria  Cristina.  Bd.  2. 
(Bd.  10  der  Sammlung.)    Madrid  1901.    1  Band. 

Fkrnandez  Prida,  Geschichte  der  internationalen  Konflikte  im 
19.  Jahrhundert.    Barcelona  1901.    1  Broschüre. 
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Referenten:  Mehrere  Mitglieder  der  Vereinigung  in  Konstantinopel. 

A.  Gesetzgebung  1900—1902. 

1900. 

1.  Reglement,  betr.  Beförderung  von  Briefen  mit 
Wertangabe,  vom  9.  Zilhidsche  1317. 

Als  Wertbriefe  sind  zugelassen  Briefsendungen,  welche  Bank- 
noten und  sonstige  Wertpapiere  enthalten  und  deren  Wert  auf  dem 
Umschlage  bezeichnet  ist.  Die  Beförderung  von  Bargeld,  Metallen, 
Edelsteinen  und  sonstigen  der  Verzollung  unterliegenden  Gegen- 
ständen mittels  Wertbriefes  ist  untersagt.  Der  höchste  zulässige 
Wert  betrag  ist  50000  Piaster  Gold.  Falsche  Wertangaben  in 
doloser  Absicht  werden  mit  Strafe  bedroht.  Im  Falle  von  Verlust, 
Entwendung  oder  Beschädigung  der  Sendung  wird,  ausser,  wenn 
höhere  Gewalt  oder  eigenes  Verschulden  des  Absenders  vorliegt^  in 
Höhe  des  angegebenen  Wertes  Entschädigung  gewährt.  Das  Porto 
beträgt  ausser  der  Taxe  für  gewöhnliche  Einschreibsendungen  noch 
eine  VersichernngsgebUhr  von  1  pro  mille.  Der  Dienst  ist  vorläufig 
auf  die  bedeutenderen  Postanstalten  des  Landes  beschränkt1) 

')  Wir  geben  hier  den  französischen  Text  nach  der  von  der  Zeitung 
Malumat  veröffentlichten  Übersetzung. 

Reglement  sur  le  Service  des  lettres  ä  valeur  de*clar6e,  approuve 

par  Irade"  Imperial. 

Art.  I.  Lea  lettres  contenant  des  bank-notes,  actions.  Obligation«, 
coupons  d'interet«  et  dout  la  valeur  est  inscrite  sur  l'enveloppe  rentrent 
dans  la  categorie  des  lettres  chargees. 

Libelle  des  adresses. 
Art.  11.    Pour  ne  laisser  aucuu  doute  sur  l'identite  du  destinataire. 
Tadresse  des  lettres  chargees  doit  etre  ecrite  ä  l'encre,  tres  lisiblement,  et 
mentionner  la  ville  ou  le  village.  les  prenoms  et  noms,  la  profession  et  au- 
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Perception  de  taxes. 
Art.  IX.    La  taxe  des  lettres  chargees  est  percue  par  l'apposition 
de  timbres.    Oes  timbres  do  doivent  pas  etre  apposes  de  maniere  ä  cacber 
les  dechirurea  de  l'enveloppe  ni  a  recouvrir  les  cötes  en  passant  du  recto 
au  verso. 

Timbre  de  date. 
Art.  X.    Le  timbre  du  bureau  expediteur  portant  la  date  de  reception 
ä  la  poste,  devra  etre  appose  lisiblement  au  recto  de  l'enveloppe. 

Annotation  du  poids. 
Art.  XI.    Le  poids  de  la  lettre,  en  grammes,  doit  etre  inscrit  au 
recto  de  l'enveloppe,  au  deBaus  de  l'adreaae.  dans  le  coin  ä  gauche. 

Delivrance  de  reeepisse. 
Art.  XII.    L'employe  de  poste  reniettra  ä  l'expSditeur  d'une  lettre 
chargee  un  reeepisse  detacbe  d'un  carnet  ä  60uche.    Ce  reeepisse  portera 
la  signature  du  prepose  et  le  cachet  ä  date  du  bureau  de  poste.  Lea  car- 
uets  ä  souche  serout  conservea  dana  lea  bureaux. 

Avis  de  reception. 
Art.  XIII.  L'cxpeditenr  peut.  s'il  le  desire,  en  payant  une  piastre 
obteoir  qu'un  avia  de  reception  soit  exige,  pour  son  usage,  du  destinataire 

Expedition. 

Art.  XIV.  Le  service  d'expeditio»  et  de  reception  des  lettres  sera 
aaaume  par  le  service  actuel  des  groups. 

Bulletin  d'expedition. 

Art.  XV.  A  la  remise  d'une  lettre  chargee,  inscription  sera  faite 
sur  un  bulletin  ad  hoc.  selon  le  modele  adopte.  Cette  iuscription  men- 
tionnera  la  date  de  remise  ä  la  poste,  les  noms  des  bureaux  et  des  pereonnes 
expediteurs  et  destinataires.  le  montant  de  la  valeur.  Ce  bulletin  sera 
passe  au  copie  de  lettres  qui  restera  au  bureau  de  poste. 

Apres  cette  opöration,  le  prepos6  reunira  toutes  ccs  lettres  chargees 
avec  leurs  bulletins:  il  en  formera  un  paquet  enveloppe  dans  du  gros 
papier.  comme  cela  ae  fait  pour  les  lettres  recommaudees.  Ce  paquet  sera 
ficele  en  quatre  et  cachetl,  ä  la  cire.  avec  le  cachet  du  bureau.  Sur  le 
paquet  il  sera  mentionne  le  noinbrc  de  lettres  chargees,  les  noms  des 
bureaux  expediteurs  et  destinataires,  le  poids  du  paquet  et  le  montant  total 
des  valeurs. 

Ces  paquets  de  lettres  chargees  seront  mis  dans  des  valises  speciales 
et  trausportes  avec  les  groups.  Leur  livraisou  et  reception  ae  feront  selon 
les  reglemeuts  actuels  du  Bervice  des  postea  et  telegraphes. 

Mode  de  reoeption  et  de  contröle. 
Art.  XVI.    Le  bureau  de  poste  receveur  du  paquet  de  lettres 
chargees  doit:  1°  constater  l'etat  du  ficelage  et  des  cachets  et  qu'il  n'y 
a  pas  d'irregiilarite  dans  les  forraalites  de  confection  et  les  renseignements 
reglementaires  requis;  2°  peser  le  paquet  de  lettres  chargeea  re<;u  et 
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les  rendre  illisibles:  les  rectificationa  serout  inscrites  dessus; 
t'orroalites,  le  bulletin  donvoi  sera  sign«. 

Prooes  verbal  de  constatation. 
Art.  XVII.  Apres  le*  rectifications  ueceasaire«  du  bulleti 
un  procig-verbal  de  constatation.  sera  drcsse  par  les  meemours 
destinataire.  Ce  procea-verbitl  sera  copie  textuellement  aur  ui 
ad  hoc  et  envoye  sou*  pli  recommande.  saus  retard,  au  bureau  e 
Duplicata  de  ce  proces-verbal  devra  etrc  adrease  ä  la  direction  . 
et  tflegrapbe«. 

Autre  proces-verbal. 

Art.  XVIII.  Tour  lea  nianqueg  et  deteriorationa  coHstate* 
paquet«  de  lettrcB  ehargeea,  s'ils  provoquent  uue  reaponsabilite, 
"destinataire  dressera  ä  cet  effet  un  antre  proces-verbal  en  double  e 
dont  l'unc,  avec  le  papier,  la  ficolle  et  leg  cacheta  du  paquet,  »un 
sans  retard,  et  lautre  gardee  par  le  meemour  qui  l'aura  drea 
proces-verbaux  seront  copiea  textuellement  dana  un  registre  ad  h 

Art.  XIX.    A  l'arrivee,  le»  lettre«  charireea  aeront  timbree 
cachet  ofticiel  a  data  du  bureau  rewveur. 

Le  registre  des  arrivees. 
Art.  XX.    Los  lettre»  vhanrecs  doivent  etre  inscrites.  a  let 
au  bureau  destinataire.  dang  un  registre  special  qui  fera  mentior 
d'euvoi,  du  meemour  qui  a  fait  lexpedition,  du  nom  du  deatina 
montnnt  de  la  valeur  de  la  lettre  cbarfr6e  et  de  Ron  poida. 


1634 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


chargees,  le  ncelage  doit  etre  refait  de  ineme  que  Fempaquetage  et  la 
r£exp£tion  effectu£e  selon  les  reglements;  le  paquet  sera  r£par£:  s*il  est 
constat£  une  diflfärence  daus  le  poids,  les  deux  poids  seront  inscrite  sur 
la  nouvello  enveloppe. 

Indemnite. 

Art.  XX III.  En  dehors  des  cas  de  force  majeure,  si  des  lettres 
charg£es  sont  egartes.  volles  ou  det£rior6es,  en  conformitä  des  reglements 
sur  les  groups,  l'expediteur  ou,  sur  sa  deinande,  le  destinataire  recerra 
une  indemnite  egale  au  montant  de  la  valeur.  si  la  perte  n'a  pas  eu  Heu 
par  une  erreur  coramise  par  Texpediteur.  L'indemnite  ne  pourra,  en  aucun 
cas,  etre  superieure  a  la  valeur  de  la  lettre  charg£e. 

Les  reclamations. 
Art.  XXIV.    Les  reclamations  prevues  par  Particle  XXIII  devrout 
etre  faites  dans  un  delai  d'un  an  a  compter  de  la  date  de  la  remise  ä  la 
poste  de  la  lettre  charg£e.    Passe  ce  delai,  aucune  reclamation  ne  pourra 
etre  admise. 

Les  lettres  en  souffVanoe. 
Art.  XXV.  Pour  les  lettres  chargees  qui,  pour  n'importe  quelle 
raison,  ne  sont  pas  remises  ä  leurs  destinataire«,  les  bureaux  de  poste 
inte>ess68  en  donneront  avis  ä  l'expediteur  par  l'interm^diaire  du  bureau 
ayant  fait  l'envoi.  Dans  le  cas  oü  l'expediteur,  deux  mois  apres  r£ception 
d'avis,  n'aura  pas  donu£  une  r£ponse.  le  bureau  de  poste  proc£dera  suivaut 
le  reglement  des  lettres  non  reclaniees. 

Reprise  et  changement  d'adresse  des  lettres  chargees. 

Art.  XXVI.  Lexp£diteur  d'une  lettre  charg£e  peut  reprendre  eette 
lettre  ou  en  moditier  l'adresse. 

Dans  le  cas  de  reprise  ou  de  changement  d'adresse  —  le  droit  de 
requete  6tant  pay£  par  l'expediteur  —  sur  le  desir  de  l'expediteur,  si  la 
notificatiou  est  faite  par  la  poste  ou  par  le  telegraphe,  le  recu  delivre  par 
l'expediteur  devra  etre  exhibe  et  son  identite  prouvee.  En  cas  de  re- 
expedition  de  la  lettre  chargee,  les  taxes  de  l'article  VII  seront  percues 
ä  nouveau. 

Ce  9  zilhidje  1317. 

Liste  des  bureaux  de  poste  de  l'empire  qui  aeeepteront  des  lettres 
chargees : 

Andrinople,  Ouzoun-Keupru,  Smyrne,  Aidiue,  Eud6miche,  Alla-Chehir. 
Iue"gueul  (Brousse),  Ak-Hissar,  Sketche  (Xanthi),  Scutari,  Ismid,  Ada-Bazar. 
EHki-Otf'hir.  Angora.  Ak-Chehir,  Ilghine,  Uskub,  Ineboli,  Ordou,  Alexao- 
drette,  Mont-Athos.  Avlonia,  Vourla,  Aivalik,  Adana,  Brousse.  Bayandir. 
Biiedjik,  Beyrouth,  Babai-Attik,  Prichtina,  Prechova.  Rodosto,  Tireboli. 
Djeddah.  DjesKir-Moustapha-Paeha,  Tchorlou,  Tcliataldj.i.  Tchecbme,  Caiffci. 
Hodeida.  Coustantiuople  (Galata  et  Stamboul),  Denizli,  Drama,  Dedeaghatoh. 
Durazzo,  Dikili,  Rize,  Rhodes,  Zibef'tche,  Salonique.  Sevke,  Serres,  Saran- 
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mafse  nicht  überschritten  sind.  Anch  Münzen,  Barren  un 
können  anf  diese  Art  befördert  werden.  Ausdrücklich  ausg 
wird  die  Versendung  von  Petroleum  und  Vitriol.  Das  Port 
je  nach  dem  Gewicht,  dem  Beförderungsmittel  und  der  E 
(Art.  XII). 

Auch  Postpakete  mit  Wertangabe  sind  zugelassen; 
bezüglichen  Bestimmungen  entsprechen  im  allgemeinen  d 
über  Wertbriefe. 

Eine  Entschädigung  für  verlorengegangene  gewöhn  Ii» 
packete  findet  auch  statt,  darf  aber  den  Betrag  von  1  türkisch 
nicht  übersteigen.  Die  Zahlung  erfolgt  binnen  einer  Frist  von  1 

Etwaige  Reklamationen  sind  innerhalb  eines  Jahres  r 
lieferung  des  Paketes  zu  erheben.1) 

doze,  Serai-Keuy,  Sinope,  Chio,  Siom,  Dainas.  Chenguine,  Samsoun, 
Salihli,  Sorna,  Sofilou,  Sabandja,  Saida,  Trebizonde,  Torbali, 
Tripoli  d'Afrique,  Tripoli  de  Syrie,  Ouchak,  Avrat-Hiasar,  Phocee, 
Ploriua,  Cavalla,  Cassaba,  Kara-Hüsar-Sahib,  Caru-Aghatch  (Aidine 
Scalanova,  Dardanelles.  Guebze,  Ghelve,  Gumuldjina,  Kutahia,  1 
Keraasounde,  Gallipoli,  Lule-Bourgus,  Lefke,  Lattaquie,  Mcrsine,  1 
Magnesie,  Menemcn,  Mitrovitza,  Mttelin,  Nazclli,  Vodina,  Vul 
Janinn  (ifl"n 
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Art,  II.  Lea  colis  postaux  devront  porter  ecrits  le  nom  de  la  Tille 
oü  se  trouve  le  destinataire  ainsi  que  lea  noms,  qualites,  profession  et,  si 
possible,  le  nom  de  la  nie  et  le  numero  du  domicile  de  celui-ci. 

l'ette  adresse  sera  6crite  en  turc. 

Si  l'expediteur  le  d£sirc,  il  peut  ajouter  l'adresse  en  francais  ou  en 
nne  autre  langue. 

Ne  seront  pas  acceptes  les  colis  dont  l'adresse  sera  ecrite  au  crayon 
ou  dont  l'adresse  portera  seulemcnt  les  initiales  des  mots. 

Art.  III.  L'einballage  des  colis  postaux  sera  fait  par  les  expediteurs 
de  maniere  a  ce  que  les  objets  soient  conserves  autant  que  possible.  soient 
transportes  sans  se  deteriorer  et  qu'on  puisse  les  ouvrir  sans  les  abimer. 

Les  liquides  ou  les  objets  qui  peuveut  se  liquelier  facilement  seront 
mis  dans  un  double  recipient  dont  le  premier  sera  une  bouteille,  un  bocal, 
une  boite  et  le  second  une  boite  en  nietal  ou  en  bois  resistant.  Le  vide 
entre  les  deux  recipienta  sera  rempli  avec  de  la  seiure  de  bois,  du  cuton 
ou  d'autres  raatieres  analogues 

Art.  IV.  Les  colis  postaux  seront  exaniines  dans  les  bureaux 
postaux.  Ceux  dont  la  valeur  aura  ete  estiuiee  seront  scelle*  avec  un 
cachet  portant  le  nom  ou  les  signes  distinctifs  de  l'expediteur  ainsi 
qu'avec  le  sceau  de  la  poste  ou  avec  du  plomb. 

11  n'est  pas  permis  de  sceller  les  colis  postaux  avec  des  objets  tels 
que  les  pieccs  de  monnaie. 

L'apposition  d'uu  sceau  sur  les  colis  postaux  ordinaires  est  fa- 
cultative. 

Art,  V.  Le  in  ax  im  um  de  la  valeur  des  colis  postaux  a  valeur 
declaree  est  fixe  ä  50000  piastrcs. 

La  valeur  de  chaque  colis  ue  devra  pas  depasser  ce  cbiffre.  Mais 
on  pourra  envoyer  par  une  poste  plusicurs  colis  ä  une  meine  personne. 

Art.  VI.  Dans  le  cas  oü,  dans  une  intention  frauduleuse  on  de- 
clarerait  une  valeur  superieure  ä  la  valeur  reelle,  l'expediteur  perdra  le 
droit  de  reclainer  riudemnite.  II  sera  meine,  le  cas  ecbeant,  poursuivi 
en  justice. 

Dans  le  cas  oü  un  bureau  postal  aura  constat£,  soit  par  hasard. 
soit  ä  la  deraande  des  interesses,  que  la  valeur  declaree  ou  inscrite  d'uu 
colis  est  superieure  ä  la  valeur  reelle  de  l'objet,  il  avisera  imiu£diatement 
Fadministration  generale  des  postes  et  telegraphes  pour  lapplication  des 
formalites  requises  et  si  une  enquete  a  ete  faite.  le  dossier  sera  euvoye 
ä  cette  administration. 

Art.  VII.  La  valeur  de  chaque  colis  ä  valeur  declaree  sera  ecrite 
dessus  en  piastres,  en  chiftres  et  en  toutes  lettre».  Aucune  rature  ne  sera 
admise  ineine  si  eile  est  conlinuee.  L'expediteur  peut  ajouter  la  valeur 
en  autres  monnaies. 

Art.  VIII.  Les  trois  dimensions  des  colis  postaux  qui  seront 
echan<res  enlre  deux  bureaux  postaux  dont  les  inoyens  de  trausport  con- 
sisteut  en  bateaux  ou  en  chemins  de  fer.  ne  devront  pas  depasser  80  cen- 
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r~.-....u.  ,v,  uounpjn,  ho  Kerum  uerruiis  ei  lei 
»erout  garde«  poUr  ftre  restitues  aux  bureaux  dexpMition  ave 
verbal  conccraant  la  saisie.    L'expediteur  en  seni  avise\ 

Est  iuterdit  le  traiiBport  en  colis  postaux  ou  paruii  les  c. 
des  lettres  ouvertes  ou  fenuees.  de«  jouraaux  et  des  pfa'odi 
Portas  ordinairemcnt  par  la  poste  Les  dispositions  de  Ia  loi  s 
seront  appliquees  dat.*  ]c  caa  oü  il  aurait  M  roconnu  que  eck 
fotitrairement  ä  eette  int^rdiction. 

Od  pourra  seulemerit  mettre  dans  les  colis  postaux  la  fact- 
des  objets  contenus  dans  les  colis  ou  bien  une  uote  portaut  V 
destinataire. 

Art.  X.  Les  avis  d'exp6dition,  confonnes  au  modele,  joiut 
wirlement,  seront  delivrds  gratuitement  et  .seront  remplis  par  1% 
o»  sur  ga  demande  par  l'employe  de  la  poste.  L'expediteur  i 
des  Observation.*  sur  le  coupon  de  l'avis.  Ud  seul  peut  etre  em 
trow  coli*  differents  envoyes  ä  une  rueme  persoune. 

Art,  XI.  Seront  inscrits  sur  cbaque  avis  d'expedition  1 
bureau  expeMiteur,  le  numero  du  livre  d'expedition.  <  e»  donn 
^criteg  sur  uue  ^tiquette  qui  enoncera  atissi  le  poids  brut  en 
du  eolis. 

Art,  XII.  Le  port  pour  le«  colis  postaux  est  paye  d'avai 
base  du  tarif  ci-aprea: 

a)  Transport«  entre  deux  bureaux  postaux  pour  lesquels  Ii 
<le  transport  sont  le  chemin  de  fer  ou  le  bateau  ä  vapeur. 

La  mer  de  Mannarn  et  la  mer  Xoire;  la  mer  de  Mannara 
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selon  les  trois  dünensions.  II  sera  en  outre  percu  pour  les  colis  postaux 
a  valeur  declaree  un  droit  d'assurance  de  2  piastres  par  1000  piastres  et 
fraction. 

b)  Pour  transport  entre  deux  ports  les  bureaux  postaux  ne  communi- 
quant  ni  par  bateaux  ni  par  cliemins  de  fer  on  percevra  d'apres  le  tableau 
suivant : 


Poids 

Cercle8 

l 

II 

III 

IV 

V 

jusqu'a    250  granmies 

P. 

4 

4 

4 

4 

4 

de  250-500 

•- 

4 

4 

5 

7 

8 

de  500—1  kilogramnie 

i 

4 

7 

10 

13 

16 

de  1-2 

•• 

8 

14 

20 

26 

32 

de  2-3 

•• 

12 

21 

30 

39 

48 

de  3—4 

16 

28 

40 

52 

64 

de  4 — 5  „ 

20 

35 

50 

65 

80 

Pour  les  colis  d'un  poidssupe- 

rieur  par  kilogr.  ou  frac- 

tion de  kilogr.  au  dessus 

de  5 

4 

7 

10 

13 

16 

Pour  les  coli«  postaux  ä  valeur  d6claree  le  droit  d'assurance  percu 
sera  de: 

Premier  cercle,  piastres  2  par  1000  piastres  ou  fractions: 
Second  cercle  piastres  3; 
Troisieme  cercle  piastres  4; 
Quatriemo  cercle  piastres  5; 
Cinquieme  cercle  piastres  6; 

Les  deux  tarifs  seront  appliques  pour  les  colis  postaux  eebanges 
entre  les  bureaux  postaux  qui  sont  sur  la  cöte,  sur  le  parcours  des  Toies 
ferrees,  ä  l'iuterieur  et  dans  les  endroits  oü  il  n'y  a  ni  bateau  ni  cbemin 
de  fer. 

Uu  droit  de  depöt  de  1  piastre  sera  percu  par  colis  et  par  aemaine 
pour  les  colis  postaux  qui  n'ont  pas  ete  retires  dans  le«,  jours  apres 
In  notification  de  l'arrivee. 

Art.  XIII.  Le  port  des  colis  postaux  est  acquitte  en  timbres-poste 
qui  seront  appliques  ä  l'endroit  r^servö  du  recepiss£  d'expMition  et  obliteres 
avec  le  timbre  k  date. 

Art.  XIV.  L'expediteur  peut  demander  un  accus£  de  reception  du 
destinataire  contre  paieiueut  d'une  piastre. 

Si  cette  demande  a  ete  faite  au  moment  de  la  remise  du  colis 
postal  k  la  poste,  un  tiinbre  do  40  paras  sera  applique  sur  le  recepisse 
du  bureau  expMiteur.  En  outre  l'inscription,  en  lettres  ä  la  main.  de 
maniere  tres  apparante:  „Avec  accus£  de  reception  u  est  ecrite  sur  le  colis 
et  sur  le  rf'cepiss£  d'expftlition,  oü  le  sceau  special  sera  apposS  sur  le 
r6c6piss6. 

L'accuse  de  reception  de  retour  est  dresse  et  joint  au  recepiss£ 
d'expedition. 
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Le«  souches.  remplies  d'apres  le  Systeme  adopted  soul 
soigneusement  daus  le  burcau  postal. 

Art.  XVI.  Lee  indications  du  colis  seront  aussi  transc 
registre  des  expeditions. 

Art,  XVII.  Lcs  colis  postaux  sont  expedi&i  par  le  burea« 
apres  avoir  ete  inscrit-8  au  manifeste  des  expfcütions. 

Leu  colis  postaux  simples  ainsi  quo  les  r£cepisses  d'ex 
au  besoin,  les  aceuses  de  reeeption  seront  remis  soit  au  sei'ar  m 
(facteur  rural),  soit  au  tatar  (courrier  ä  cheval).  ou  bien,  dans 
au  capitaine.  s'il  u*y  a  pas  de  facteur  ä  bord.  ou  a  l'agence  coul 
de  reeeption. 

Ou  aura  soin  de  mettre  sSparement  daus  un  sac  le«  coli 
bureau  reeepteur. 

Les  colis  postaux  de  valeur  sont  renm  aux  facteur»  rur 
fatars  apres  appositiou  par  ceux-ci  de  leur  sceau  sur  le  regis 

En  ce  qui  concerne  les  bateaux,  les  colis  seront  remit 
taines  ou  ä  I'agence  contre  connaisseuient  separe  pour  chac 
reeepteur. 

Art.  XVIII.    A  l'arrivee  des  colis  postaux.  le  bureau 
examinera  les  document«  relatifs  aux  colis  avec  le  manifeste  d" 
pt-scra  les  colis  pour  veriher  si  le  poids  est  conforme  aux  dor 
cees  sur  l'etiquette  et  mir  le  rec6pisse  d'expedition ;  verifiera 
apposes  sur  les  colis. 

Ce  travail  sora  fait  par  deux  employes. 
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double  dont  il  enverra  uue  copie,  diroctement  au  bureau  expediteur.  et 
une  autre.  par  l'entremise  du  bach-inudiriet  dont  il  releve  ä  l'ad- 
ministration  generale  des  postes  et  telegraphes. 

Art.  XXI.  Lea  colis  postaux  serout  inscrits  dauB  le  bureau  recep- 
teur  sur  le  registre  den  arrivees. 

Art.  XXII.  Imuiediatement  apres  l'arrivee  des  colis  postaux, 
l'employe  etablira  un  avis  qui  sera  envoye  directement  au  destinataire. 
Oelui-ci  quand  il  se  presentera  ä  la  poste  reeevra  le  coli«  postal.  II  devra 
apposer  sa  signature  ou  son  cachet  au  dos  du  recepisse  d'expedition. 

Les  destinataires  qui  ne  seront  pas  connus  de  la  poste  seront  tenus 
de  prouver  leur  identite  en  exhibant  leur  tezkerei  osmanie  et  d'autres 
piecea  ä  l'appui  ou  bien  par  attestation  ecrite  d'une  personne  connue. 
Cette  attestation  pourra  «''tre  notee  sur  le  dos  du  recepiss£  d'expeditiou. 

Dans  le  eas  oü  le  destinataire  appartiendrait,  soit  aus  annees  de 
terre  ou  de  uier,  soit  si  la  gendarmerie,  ou  bien  serait  un  eiere  des  ecoles 
civiles  ou  militaires,  il  sera  tenu  de  presenter  uue  lettre  de  son  oflicier 
ou  de  son  direeteur,  confirmant  son  caehet  ou  sa  signature. 

Art.  XX111.  Los  colis  postaux  peuvent  etre  restitues  aux  ex- 
pediteurs  et  leur  adresse  peut  etre  changee  sur  lettre  signee  ou  scellee 
de  l'expediteur. 

Le  bureau  recepteur  est  avise  par  la  poste  ou  par  le  telegraphe 
.selon  le  desir  de  l'expediteur.  L'expediteur  doit,  pour  cela,  exhiber  le 
recepisse  de  livraison  et  au  besoin  etablir  son  identite. 

La  lettre  ou  le  telegramnie  expedie  pour  aviser  le  bureau  recepteur 
ainsi  que  les  frais  de  reexpedition  soiit  ä  la  charge  de  l'expediteur. 

En  ca«  de  restitution  dun  coli»,  l'expediteur  doit  apposer  >a 
signature  ou  son  cachet  au  dos  du  recepisse  d'expeditiou. 

Le  colis  est  restitue  contre  restitution  du  re«,u  de  livraison. 

Art.  XXIV.  Daus  le  eas  ou  le  destinataire  aurait  change  de 
doiuicile  les  formalites  sont  remplies  dans  l'endroit  ou  il  s'est  rendu  et. 
sur  sa  demande,  le  colis  y  sera  expedie,  les  frais  nouveaux  etant  ä  la 
charge  du  destinataire. 

Art.  XXV.  Dans  le  cas  oü  le  destinataire  u'ayant  pas  ete  trouve. 
un  colis  aura  ete  reexpedie  au  bureau  d'expedition,  l'expediteur  paiera 
une  seconde  fois  le  port  qu'il  a  paye  ä  l'expedition. 

Art.  XXVI.  Quant  aux  colis  simples  ou  de  valeur  qui,  pour  une 
cause  quelconque.  n'auront  pas  ete  remis  au  destinataire,  le  bureau  recep- 
teur avisera  le  bureau  expediteur  pour  qu'il  previenue  TexpMiteur. 

Si  l'expediteur  n'cst  pas  retrouve  ou  s'il  ne  donne  pas  une  reponse 
dans  les  deux  mois,  le  bureau  expediteur  en  avisera  le  bureau  recepteur. 
En  ce  ras,  les  colis.  selon  la  demande  de  l'expediteur  ou  du  destinataire, 
seront  irardes  pendant  deux  mois  encore  dans  le  bureau  recepteur.  et  ces 
colis  s.-ront  annonees  a  Constantinople  par  les  journaux.  dans  les  provimes 
par  des  avis  a  flieh  es  ä  la  porte  des  hureatix  de  poste. 
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oeugen,  ist  den  Miteigentümern,  wenn  sie  sich  rechtzeit 
Verwaltung  der  Mahloulat  (Heimfallsamtes)  melden,  das  I 
behalten,  den  erledigten  Anteil  für  den  Schätzwert  zu  er\ 
Melden  sich  die  Miteigentümer  nicht,  so  gelangt  der  l 
Anteil  zur  Versteigerang. 

A  Inspiration  de  ce  delai,  les  colis  postaux  de  valeur  serc 
ä  radministration  generale  des  postes  et  telesrraphes.  IIb  serc 
en  pri'Rence  du  Conseil  d'Aduiinistration.  Si  lo  conteuu  est  d 
Cflui-ci  sera  compte,  tonte  autre  matiere  sera  vendue.  Le  pro 
etre  remis  a  Ia  caissc  et  inscrit  comme  recetto  extraordinaire. 

Les  coli«  postaux  simples  seront  ouverts  en  presence  d 
«l'iuüninistratioii  (Modjlissi-idar{')  des  localites  on  se  trouve 
expediteur  et  le  produit  en  sera  inscrit  comme  recette  extraordi 

Dans  le  cas  oü  les  preprietaires  des  colis  postaux  se  prei 
dans  u„  delai  de  deux  ans,  ä  partir  de  la  date  de  la  livraison, 
une  enquete.    Si  le  colis  contenait  de  Par^ent  celui-ci  Icur  sc 
tel  quel.  s'il  renfermait  un  objel  qui  a  et£  vendu,  le  produit  d 
leur  sera  restitue. 

Passe  ce  delai  les  proprietaires  nauront  aucuu  droit  de 

Art.  XXVrII.  8i  un  colis  postal  est  perdu  par  cas  de  forc 
«u  deteriore  ou  bien  vole.  une  indeninite  representant  le  mon 

VlUfiUr    de     IVthibt       aara     nnvAn     Ji     Pn-rnAflitaiiv    <\ti       aiir    an  dun 
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Da  in  der  Praxis  die  Miteigentümer  von  dieser  Vergünstigung 
teils  aus  Unkenntnis,  teils  ans  Besorgnis  vor  zu  hohen  Abschätzungen 
und  etwaigen  Kosten  selten  Gebrauch  machen,  hat  das  Evkaf- 
ministerium  den  Interessenten  die  bestehenden  Vorschriften  neuerlich 
in  Erinnerung  gebracht  und  einige  weitere  Erleichterungen  gewährt. 

Zunächst  kann  im  Falle  zu  hoher  Schätzung  eine  abermalige 
Schätzung  durch  eine  besondere  Kommission  verlangt  werden. 

Ausserdem  wird  aber  den  Miteigentümern  ein  gewisser  Rabatt 
vom  Schätzungspreise  gewährt. 

Der  Betrag  desselben  richtet  sich  nach  der  Grösse  des  er- 
ledigten Guteanteiles. 

Ist  dieser  die  Hälfte  oder  mehr,  so  beträgt  der  Rabatt  20%, 
ist  er  weniger  als  die  Hälfte,  jedoch  nicht  weniger  als  so  beträgt 
der  Rabatt  30%,  endlich  für  geringere  Teile  50%. 

Ausser  dem  Schätzwert  des  betreffenden  Anteiles  haben  die 
Miteigentümer  keinerlei  Kosten  und  Lasten  zu  tragen,  vielmehr  ob- 
liegen diese  einschliesslich  der  Courtagegebühren  der  Evkaf-Cassa. 

Die  Zahlung  kann  zur  Hälfte  in  bar.  zur  Hälfte  in  An- 
weisungen (Sergui  und  Souret)  der  Evkafkasse  geleistet  werden. 

Falls  die  Berechtigten  vou  diesen  Vergünstigungen  binnen 
2  Monaten  keinen  Gebrauch  machen,  so  wird  der  erledigte  Gntsanteil 
zur  Versteigerung  gebracht  und  dem  Meistbietenden  zugeschlagen. 

Um  alle  Interessenten  in  die  Lage  zu  versetzen,  von  den  vor- 
stehenden Vergünstigungen  Gebrauch  zu  machen,  wird  ihnen  eine 
einmalige  Frist  von  zwei  Monaten  vom  Tage  der  Publikation  dieses 
Reglements  gewährt. 

Spätere  Gesuche  werden  nur  dann  angenommen,  wenn  der 
Gesuchsteller  nachweist,  durch  triftige  Gründe  an  der  rechtzeitigen 
Meldung  gehindert  gewesen  zu  sein. 

5.  Neuredaktion  des  Kapitels  III  des  Minengesetzes 
voln  * 25^AgoBtoB {svi*        September  1887,  betr.  das  Schürf- 

.  .  ,  .  .      .  ,        .     T      j  I.  Reblulewel  1319 

recht,  sanktioniert  durch  Irade  vom  -  5  Haziran  isir "~ 
18.  Juni  1001. 

Das  18  Artikel  (9 — 27)  umfassende  neue  Kapitel  III  ist  an 
Stelle  der  Art.  9 — 22  des  früheren,  im  übrigen  gegenwärtig  noch 
in  Geltung  gebliebenen  Minengesetzes  vom  18.  Zilhidsche  1304  ge- 
treten.  Durch  die  vorliegende  Novelle  haben  die  Bestimmungen  über 
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die  Erteilung  von  Schürf  bewilligungen  eine  wesentliche  Modifikation 
erfahren. 

Die  zur  Erlangung  des  Schürfrechts  erforderlichen  Formalitäten 
sind  beträchtlich  erschwert  worden.  Die  Entscheidung  über  Erteilung 
von  Schürfbewilligungen  steht  allein  dem  Ministerium  für  Ackerbau, 
Minen  und  Forsten  zu,  während  das  frühere  Gesetz  der  Provinzbehörde 
weitgehende  Befugnisse  überliess.  In  der  Umgebung  der  Hauptstadt 
ist  das  Schürfen  nur  auf  Grund  Kaiserlichen  Irades  gestattet. 
Auch  beim  Schürfen  auf  eigenem  Grund  und  Boden  ist,  im  Gegen- 
satz zum  früheren  Gesetze,  die  Einholung  der  behördlichen  Erlaubnis 
vorgeschrieben.  Die  amtlichen  Feststellungen  und  Erhebungen,  von 
denen  die  Erteilung  des  Schürfrechts  abhängig  gemacht  ist,  sind 
für  den  Bewerber  umständlicher  und  kostspieliger  geworden 
(Art.  15  und  17). 

Die  Erteilung  der  Schürferlaubnis  erfolgt  auf  1  Jahr,  und 
wird  auf  Antrag  auf  ein  zweites  Jahr  verlängert  (Art.  17  und  20). 

Eine  harte  Bestimmung  enthält  Art.  14,  wonach  der  Gesuch- 
steller sich  einerseits  verpflichten  muss,  allen  Schaden,  welcher  aus 
der  Ausübung  seines  Schürfrechts  entstanden,  zu  ersetzen,  während 
er  selbst  andererseits  im  Falle  des  Widerrufs  des  ihm  erteilten 
Schürfrechts,  keinerlei  Ersatzansprüche  haben  soll,  ausser  der  sogen. 
„Findergebühr".  (Vergl.  hierüber  Art.  25,  Kap.  IV  des  Gesetzes 
vom  18.  Zilhidsche  1304.) 

Gesnch8teller,  welche  innerhalb  näher  bestimmter  Fristen 
(s.  Art.  18  und  21)  ihre  Gesuche  nicht  weiter  verfolgen,  ihre  Schürf- 
scheine nicht  abholen  oder  nach  Erlangung  der  Schürfbewilligung 
die  durch  Kap.  IV  des  Gesetzes  vorgeschriebenen  Schritte  zum 
Erwerb  der  formlichen  Betriebskonzession  nicht  unternehmen,  gehen 
ihrer  Rechte  verlustig. 

Schürfbewilligungen  können  mit  Genehmigung  des  Ministeriums 
auf  dritte  übertragen  werden  (Art.  29). 

Im  übrigen  enthält  noch  das  Kap.  III  Bestimmungen  über  die 
Ausfuhr  des  beim  Schürfen  gewonnenen  Erzes,  insbesondere  behufs 
Einholung  von  Gutachten  (Art  28  und  25),  über  die  Verwendung 
von  Sprengstoffen  (Art.  19  und  20),  sowie  Strafvorschriften  (Art,  22). 1) 

l)  Wir  geben  den  französischen  Text  nach  der  Veröffentlichung  des 
Journal  de  la  chambre  de  Commerce  de  Constantinople  No.  8(>1.  vom 
H.  Juli  1901. 
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La  loi  wir  les  mines. 

Art.  IX.  Pour  toute  recherche  de  mines  dans  un  terraiu  ayant  un 
proprietaire,  ce  dernier  doit  adresser  tout  d'abord  au  vali  de  )a  province. 
dans  laquelle  se  trouve  la  propriet£,  une  requete  indiquant  l'emplacement 
et  les  liniites  et  autres  dßtails  du  terrain,  ainsi  que  la  nature  de  la  mine 
ä  rechercher.  Si,  apres  enquete,  il  est  constate  que  les  recherches  n'occasion- 
neront  aucuu  degat  aux  hnineubles  prives  ou  aux  edifices  publica  des 
environs,  la  demande  est  cominuniquee  au  Ministere  des  mines  et  foreta 
et  de  l'agriculture.  Celui-ci,  apres  l'avoir  inscrite  dans  le  registre  special 
et  avoir  cncaissg  un  droit  de  3  ä  5  Ltq.  pour  les  frais,  delivre.  au 
reque>ant.  par  l'entremise  du  vali.  un  certificat. 

t.'eux  qui  obtiendront  ainsi  par  certificat  l'autorisatiou  de  pratiquer 
des  recherches  dans  leurs  propres  terres,  sont  soumis  aux  conditions  de 
police  stipulees  par  la  presente  loi  ä  lVgard  de  ceux  qui  pratiqueront 
des  fouilles  dans  les  terres  doraaniales  vagues. 

Seulement,  pour  les  terres  privees  ou  domaniales.  situees  ä  Oon- 
stantinople  et  dans  la  banlieue,  il  ne  sera  d61ivr£  a  personne  d'autorisation 
ou  de  certificat  de  recherche  de  mine  sans  Irade  Imperial. 

Art.  X.  Pour  pratiquer  des  recherches  de  mine  dans  des  terres 
dont  le  proprielaire  a  donne  son  eonsentement  ou  dans  les  terres  domaniales 
vagues,  on  doit  obtenir  une  autorisation  conformement  aux  dispositions 
des  articles  ci-apres. 

Dans  le  caa  oü,  apres  une  recherche  dans  des  terres  ayant  un  pro- 
prietaire. il  n'aura  ete  rien  trouve,  le  chercheur  est  tenu  d'indemniser  le 
proprietaire  de  tous  dommages  qui  auront  6te  constates  apres  enquete. 

Art,  XL  Toute  recherche  de  mines  dans  des  terres  commune«,  teile« 
que  les  endroits  servant  de  foire  ä  une  ou  plusieurB  villes,  ä  un  ou  plu- 
sieurs  villages  et  les  places  publiques,  est  interdite. 

Daus  le  cas  oü  il  y  aurait  une  demande  pour  les  recherches  dans 
les  päturages  ou  dans  les  bois  comrouns.  l'autorisation  est  accord£e  s'il  est 
constate  que  les  recherches  et  les  travaux  ne  nuiront  en  rien  aux  besoina 
de  la  population  de  la  ville  ou  du  village  dont  eile  releve. 

Art.  XII.  II  no  saurait  etre  permis  de  pratiquer  des  sondages.  de 
forer  des  puits,  elever  des  fourueaux,  non  plus  que  de  construire  des 
magaaius  pour  y  installer  des  instruments  miniers  dans  les  terres  entourees 
de  quatre  eOtes  par  un  inur  d'enclos  ou  dans  les  cours  et  les  jardins, 
sang  le  coosentemeut  des  proprietaires  fonciers  ou  immobiliere  ä  150  archines 
a  la  ronde. 

Art.  XIII.  l'eux  qui  demandent  l'autorisation  de  pratiquer  des 
recherches  dans  des  terres  dont  le  proprietaire  n  a  pas  donne  son  eon- 
sentement, ou  dans  des  terres  domaniales  vagues.  6ont  tenus  d'obtenir  une 
autorisation  en  s'adressaut  au  vali  de  la  province  dont  releve  l'endroit.  ou 
biet)  au  Ministere  des  mines  et  forets  et  de  l'agriculture,  conformement  ä 
l'article  XI. 
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La  requete  aera  accompagnfe  dun  croquis  indiquant  lea 
lea  recherches  auront  Heu  et  en  lixant  lea  limitcs  par  lignt 
reliant  ces  divers  points. 

I>ans  1«?  cas  on  la  requete  aera  presentce  au  dit  Minist 
toute  formalitl,  eile  sera  rcnrise  au  vali  de  la  prorince  dont  relev 
pour  lequel  Tautorisatioii  est  demand^e,  aliu  de  constater  qu'il  n 
inconvenient  ä  accorder  l'autorisatiou. 

La  superticie  de  l'eudroit  qui  sera  d£sign£  pour  les  recl 
de?ra  pa«  d^pasaer  10,000  deunums  au  maximum. 

Art.  XV.  La  requete  sp£cifieV  par  l'article  pr£c£dent  est 
pr&entation,  inscrite  dans  le  registre  special  et  des  certiticata  de 
sont  iminMiatement  delivr*».  Puia,  le  Conaeil  tecl.nique  des 
Ministere  des  raines  et  forels  et  de  Pagrirulture.  ainst  que  1 
administratif  du  vilayet  examinent  la  qualit£  du  reque>ant,  ils  rt 
si  »es  capacit^s  financiere«  sont  en  proportiou  avec  IV'tendue  et 
de  la  mine  ä  rechercher:  si  la  deniaude  est  en  con förmig  avec  lea  . 
exig^ea  par  la  loi ;  si  |e  point  d^aign^  est  ou  non  en  dehore  de; 
^none^s  dans  l'article  XI;  s'il  y  a  ou  non  des  fortiüeationa  ou  dt 
de  deTonsc  8ur  la  cote  de  l  endroit  design^:  si  dans  ce  cas,  le»  i 
occasionneraient  un  d*gät  aux  fortifications  on  aux  travaux  de 
enfin,  s  il 
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neceseaires,  l'autorisation  soit  directement  au  requerant.  ei  celui-ci  eat  ä 
Constantinople,  soit  par  le  vali,  s'il  se  trouve  en  province,  et  cela  apres 
avoir  pris  un  garant  sur.  L'autorisation  sera  vaiable  pour  un  an  ä  partir 
de  la  date  designee  au  bas  du  document. 

II  sera  percu,  pour  leB  autorisations  delivrees,  un  droit  de  frais  de 
5  Livres  au  miniinuin  et  de  10  Ltq.  en  moyenne  et  de  15  Ltq.  au  maxi- 
mum,  aelon  l'espece  et  la  nature  de  la  mine. 

Art.  XVIII.  Toute  deniande  d'autorisation  de  reeherches,  que  les 
requerants  ne  poursuivraient  pas  dans  un  delai  de  six  inois,  sera  declaree 
nulle  et  non  avcnue  et  cela  »ans  avis  prealable. 

Tout  requerant  qui,  apres,  l'accoinplissement  des  formaliter  necessaires, 
ne  viendra  pas  prendre  sa  requete  dans  un  d61ai  de  deux  niois,  apres  la 
date  de  la  uotihcation  qui  sera  faite  par  le  Ministere  ou  par  le  vilayet, 
perdra  ses  droits.  Une  annotation  y  relative  sera  faite  dans  le  registre 
special. 

En  cas  de  differcnce  entre  le  Ministere  et  le  requerant  concernant 
Tobtention  de  Kauterisation,  Taffaire  sera  soumise  au  Conseil  d'Etat. 

Art.  XIX.  Si  apres  l'enquetc  stipulee  dans  les  articlcs  precedents, 
il  est  besoin  d'employer,  pour  les  reeherches,  de  la  poudre  et  des  meches, 
on  devra  d'abord  deaigner  au  gouvernement  Imperial  la  quantitc  et  les 
autres  details  de  ces  matieres  et  donner  une  garautie  portant  qu'elles  ne 
seront  employees  que  pour  ce  but.  L'autorisation  de  reeherches  enoncera 
que  le  requerant  sera  oblige  d'obtenir  une  autorisation  speciale  pour 
l'uaage  de  ces  matieres;  qu'il  ne  causera  aueun  degat  aux  proprietaires 
des  terres  et  qu'il  ne  s'approchera  pas  de  la  zoue  des  fort*  et  des  travaux 
de  defense.  L'autorisation  mentionue  en  outre  la  superficie  et  les  limites 
de  la  rainc. 

Art.  XX.  Le  terme  de  l'autorisation  peut  etre  prolonge  d'un  an 
seulement  et  aux  meines  conditions  dans  le  cas  ou  il  sera  avere  que  le 
requerant  a  fait  des  deinarches  serieuses  dans  le  delai  du  terme  aecordfe. 

Art.  XXI.  Si  la  personne  ou  la  Societe  ayant  obtenu  l'autorisation 
de  reeherches,  n'a  pas  accompli,  dans  le  delai  stipule  par  les  articles 
precedents.  les  formalites  prescrites  au  4me  chapitre  de  la  presente  loi, 
relatif  ä  l'adjudication  et  ä  l  exploitation  des  mines,  atin  d'obtenir  l'ad- 
judication de  la  mine,  l'autorisation  est  perimee.  L'annotation  en  est 
faite  dans  le  registre  et  l'autorisation  est  aecordee  ä  un  autre  competiteur. 

Le  rechercheur  preeedent  ne  pourra  Clever  aueune  reclamation  de 
frais  ou  doinmages-iut£rets  du  chef  de  cette  prescription. 

Art.  XXII.  La  personne  ou  la  societe  ayant  par  devers  soi  l'autori- 
sation de  reeherches  de  mines,  peut  la  trausferer  ou  la  vendre  a  des  tiers 
apres  avoir  avise  le  Conseil  d'adrainistration  du  vilayet  et  obtenu  le  con- 
sentement  du  Ministere  de  l'agriculture  et  des  mines  et  forets.  Les  memes 
conditions  et  qualites  qu'ä  rorigine  seront  reclamees  de  la  personne  ä 
qui  rautorisation  sera  trausfereo.  II  est  percu  de  2,/a  ä  7  Ltq.  pour  les 
frais  de  ee  transfert. 
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An.  AAiv.  rendant  la  duree  d  une  autonsation  il  n  est 
de  permis  pour  recherches  du  meine  minerai  dans  les  limites 
specifi6e  par  l'autorisarion  en  question. 

Art.  XXV.  Dans  lc  caa  on,  pour  counaitre  la  valeur  i 
rechcrcb£e,  on  demanderait  i'envoi  en  Europe  d'echantülons,  1 
et  l'exporti.tion  jusqu'ä  ICK)  tonne«  sont  autorises  apres  paie 
droit  proportionnel.  selon  l'espece  du  minerai. 

Seulement,  pour  les  niines  en  recherche,  on  devra  laisse 
qui  sera  ealculc  ensuite,  lors  de  l'adjudication,  »ur  les  frais  de 
de  publication  ä  fixer  par  le  Ministere,  ou  sera  periiue'  dans  le 
mine  ne  sera  pas  adjug6e.  On  pourra  ainsi  obtenir  l'autorist 
porter  jusqu'a  2000  tounes  en  payant  le  droit.  Ce  droit  est  t 
la  base  du  maxinium  fix£  pour  1'eBpecc  du  minerai  dans  l'art 
de  la  presente  loi. 

La  valeur  du  minerai  sera  fixee  apres  deTalcation  du  pr 
en  Europe,  des  frais  et  nolis  jusqu'en  Europe,  et  des  frais  de 
de  rectification. 

Art.  XXVI.    Ceux  qui  derogeraient  aux  articles  XXII, 
XXV  seront  passibles  d'une  amen  de  de  25  ä  100  Ltq.  et  Tai 
leur  est  reprise. 
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Stelle  dessen  wurde  bis  auf  weiters  eine  Abgabe  von  2°  0  des  Wertes 
der  Waren  für  militärische  Zwecke  eingeführt. 

Diese  neue  Ordnung  der  Dinge  trat  vom  31.  Dezember  1900  a.  S. 
in  Kraft. 

Auf  jene  Waren,  welche  schon  vorher  vom  Binnenzoll  befreit 
gewesen  waren,  wie  z.  B.  Getreide,  Mehl,  Gemüse,  Wolle,  land- 
wirtschaftliche Geräte,  Sohlenleder,  Häute,  Felle  etc.  ist  die  2°  „ige 
Militärabgabe  nicht  anwendbar,  so  dass  diese  nach  wie  vor  von 
jeder  Verzollung  frei  sind. 

Die  Aufhebung  des  Binnenzolles  wird  einheimischem  Handel 
und  einheimischer  Produktion,  welche  darunter  sehr  zu  leiden  hatten, 
wesentlich  zu  statten  kommen. 

7.  Gesetz  über  Steinbrüche,  veröffentlicht  im  Juni  1901. 

Dieser  Gegenstand  war  bisher  durch  das  Gesetz  vom  24.  Rebi 
ul  achir  1305  (27.  Kianoun-i-ewel)  geregelt.  Das  alte  Gesetz  ist  nicht 
ausdrücklich  aufgehoben. 

Das  neue  Gesetz  bezieht  sich  nach  Art.  1  auf  Steinbrüche, 
welche  folgende  Gesteinarten  enthalten:  Gips,  Kalk,  Silax,  Pflaster-, 
Mühl-  und  Lithographiesteine,  Marmor,  Kiesel,  Graphit,  alle  Sand- 
steinarten, Amiant,  Strass,  Basalt,  Lava,  Kreide,  Bleiweiss,  Ton, 
Zement,  Kavalin,  Feldspat,  ferner  Krdbestandteile  zur  Reinigung 
von  Wolle,  zur  Anfertigung  von  Töpferwaren,  von  Farbstoffen  und 
von  künstlichem  Dünger. 

Das  Recht  der  Eröffnung  und  des  Betriebes  von  Steinbrüchen 
steht  dem  Eigentümer  bezw.  dem  Besitzer  des  Grund  und  Bodens 
zu  (Art.  2).  Will  jemand  auf  fremdem  Grund  und  Boden  einen 
Steinbruch  eröffnen,  so  muss  er  sich  die  Genehmigung  des  Eigen- 
tümers sichern  (Art.  9).  Bei  brachliegendem  Mirieland  gilt  der 
Fiskus  als  Grundeigentümer  (Art.  5). 

Die  Eröffnung  von  Steinbrüchen  ist  von  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung abhängig,  sofern  die  Ausbeutung  zu  Handelszwecken 
geschieht;  nur  derjenige,  der  auf  eigenem  Grund  und  Boden  zu 
seinem  Privatgebrauch  Steine  bricht,  ist  zur  Einholung  der  staat- 
lichen Genehmigung  nicht  verpflichtet  und  von  der  Entrichtung  der 
Abgaben  befreit.  Soll  der  Steinbruch  auf  Ländereien,  die  im  Gemeinde- 
nutzen  stehen,  innerhalb  von  staatlichen  Forsten  und  Minen,  in  der 
Niilie  von  Befestigungswerken  eröffnet  werden,  so  ist  im  einzelnen 
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zu  prüfen,  ob  den  Interessen  der  Gemeinde  bezw.  des  Staates  Schaden 
drohe  (Art.  6—8). 

Die  zur  Genehmigung  erforderlichen  gesetzlichen  Formalitäten 
sind  umständlich  und  weitläufig.  Die  Endentscheidung  steht  dem 
Ministerium  für  Ackerbau.  Minen  und  Forsten  zu.  Letzteres  setzt 
die  Länge  der  Exploitationsfrist,  die  jedoch  25  Jahre  nicht  über- 
steigen darf,  sowie  die  Höhe  der  verhältnismässigen  Abgaben  fest 
(Art.  10).  Soll  die  Exploitationsdauer  mehr  als  25  Jahre  betragen, 
so  erfolgt  die  Entscheidung  nach  gutachtlicher  Äusserung  des  Staats- 
rats durch  kaiserliche  Irade  (Art.  14). 

Näheres  über  die  verhältnismässige  Abgabe  und  die  anderen 
Gebühren  enthält  Kap.  HL 

Kap.  IV  normiert  im  einzelnen  das  polizeiliche  Aufsichtsrecht 
der  Behörden,  das  unter  Umständen  zur  vorläufigen  Einstellung  des 
Betriebes  bezw.  der  Schliessung  des  Steinbruchs  führen  kann  (Art.  16). 
Meinungsverschiedenheiten  über  die  Abgrenzung  der  Steinbrüche  oder 
die  Zahlung  der  Abgaben  werden  vom  Ministerium  bezw.  dem  Staats- 
rat entschieden  (Art.  17). 

Es  folgen  einige  Straf bestimmungen  (Kap.  V).1) 

*)  Wir  geben  auch  hier  den  französischen  Text  nach  dem  Moniteur 
Oriental. 

Loi  sur  les  carrieres.  i 

Chapitre  L 
Dispositions  Ge^ierales. 

Art.  I.  Sont  designles  comme  carrieres  edles  qui  contiennent  les 
pierres  suivantes:  porphyre,  plfttre,  silex,  granit  pour  pav£s,  meules,  pierres 
ä  lithographier,  marbres  de  toute  espece,  cailloux,  gres.  granit,  ainsi  que 
les  corps  suivants:  ainiante,  strass,  basalte,  lave,  craie,  ceruse,  argile, 
eiments,  cavaline  et  quelques  terrcs  teile»  que  celles  servant  d'engrais  ou 
servant  au  deirraissage  de  la  laine,  les  terres  ä  poterie  et  autres. 

Art.  II.  Le  droit  d'ouvrir  et  d'exploiter  des  carrieres  dans  n'importe 
quelle  cat£gorie  de  terre,  appartient  au  propriftaire  des  dits  terra  ins. 

Art.  III.  Toute  personne  peut.  sans  en  aviser  le  Gouvernement  et 
sans  etre  astreinte  ä  aueuu  impöt,  extraire  des  carrieres  d£couvertes  dans 
ses  propres  terres  les  pierres  nex-essaircs  ä  son  propre  usatre. 

Art.  IV.  Dans  le  cas  ou  quelqu'un  voudrait  ouvrir  et  exploiter  une 
carriere  dans  ses  propres  terres  ou  dans  celles  d'un  tiers,  avec  le  con- 
sentement  de  celui-ci,  dans  une  iutention  de  negoce,  il  doit  en  inlormer, 
par  requete,  le  Gouvernement  Imperial. 


*)  Texte  eniprunte  au  Moniteur  Oriental. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigtin^.  6.  u.  7.  Bd. 
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Art.  V.  Pour  les  terres  domaniales  iucultes,  1'autorisation  d'ouvrir 
et  d'exploiter  une  carriere  est  deinandee  au  Gouvernement  Imperial  consider^ 
comme  etant,  en  l'occurence,  le  proprietaire. 

Art.  VI.  Pour  ouvrir  et  exploiter  une  carriere  dans  les  paturages, 
lea  bois  et  autres  terres  servant  au  public  d'un  village,  d'une  ville  ou  de 
plusieurs  villaires,  rautorisatiou  peut  etre  accordee  a  condition  qu'elle  ue 
porte  pas  prejudice  aux  besoins  de  la  ville  ou  du  village. 

Art.  VII.  En  cas  d'une  demande  pour  une  carriere  dans  une  foret 
doinaniale  ou  dans  une  mine  appartenant  ä  PEtat,  1'autorisation  est  accordee 
eu  ce  qui  concerne  les  forets  si,  apres  une  comparaisou  avec  les  iuterets 
de  la  foret  et  de  la  carriere,  les  prEposEs  des  mines  declarent  qu'il  n'en 
resultera  aucun  prejudice  pour  la  foret.  Quant  aux  mines,  il  est  delivre 
un  certificat  conforjneinent  a  larticle  X  de  la  presente  loi. 

Art.  VIII.  Pour  l'ouverture  et  l'exploitation  de  carrieres  dans  un 
rayon  d'un  kilometre,  a  partir  des  limites  des  fortifications  ou  des  depots 
de  cartouches,  il  faut  d'abord  l'avis  des  autorites  militaires  sur  l'opportunite 
de  la  carriere. 

Chapitre  2. 

Ouvertüre  et  exploitation  des  carrieres. 

Art.  IX.  Pour  ouvrir  et  exploiter,  en  vue  d'en  trafiquer,  une 
carriere  «laus  ses  propres  terres,  ou  dans  celles  d'un  tiers,  avec  le  con- 
sentement  de  ce  deruier.  on  doit  adresser  aux  autorites  locales  une  requete 
qui  enoucera: 

1°  les  noms,  qualites  et  domicile  du  requerant  ; 

2**  les  noms.  qualites  du  proprietaire  des  terreB,  dans  le  cas  oft  ce 
serait  un  tiers,  ainsi  que  son  consentement; 

3°  l'engagement  de  dedommager  toute  perte  qui  proviendraii  de 
l'ouverture  et  de  l'exploitation  de  la  carriere: 

4°  les  rapports  qu'il  y  a  entre  la  carriere  d'un  cöte,  les  maisons, 
bätisses  et  autres  immeubles  des  environs  et  les  routes  et  eaux  courantes; 

5°  l'engagement  d'exploiter  la  carriere  a  la  surface  de  la  terre  ou 
par  l'ouverture  de  cavernes  et  non  pas  souterrainement; 

6"  l'espece  des  matieres  <jui  seront  extraites  de  la  carriere  ainsi  que 
l'endroit  oft  ellcs  neront  transportees. 

7°  l'emplacement  et  les  dimensions  approximatives  de  la  carriere. 

II  sera  annexe  ä  la  requete  un  acte  de  garantie  concernant  le 
dedommagement  de  toute  perte  qui  proviendrait  de  l'ouverture  et  de 
l'exploitation  de  la  carriere. 

Dans  le  cas  oft  la  carriere  appartiendrait  a  un  tiers,  on  devra  aussi 
annexer  un  acte  stipulant  que  le  consentement  de  celui-ei  a  ete  aecorde 
ainsi  que  le  prix  et  le  terme  du  bail.  (  et  acte  sera  signe  par  le  propri- 
etaire et  legalise  par  lo  notariat. 

Seront  en  möme  temps  präsentes  denx  echantillons  des  matiere«  qui 
seront  extraites  de  la  carriere.    L'un  de  ces  Echantillons  sera  garde  par 
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les  autoritfo  locales.  L'autre,  conforniäinent  ä  l'article  de  la  presente  loi, 
sera  envoye  a  ('Administration  des  mines. 

Dans  le  cas  oü,  pour  rexploitatiou  de  la  uiine,  il  scrait  necessaire 
de  creuscr  des  puits,  des  cavernes  soutorraines,  il  faut  annexer  trois  copies 
du  plan  prescrit  plus  haut.  L'uue  de  ces  copies  sera  irardee  par  les 
autarkes  locales;  Tautre,  conformement  ä  l'article  XV,  sera  envoyee  ä 
l'Adin  in  istrat  ion  des  mines  et  la  troisieme,  apres  legalisation,  sera  restituöe 
au  requ£rant. 

La  carte  est  dressee  ä  Techclle  de  1  :  500.  Elle  indiquera  les  limites 
du  terrain  dons  lequel  se  trouve  la  carriere:  les  constructions  et  eaux 
courantes  sc  trouvant  des  quatre  cötes  jusqu'ä  une  distance  von  220  inetres 
les  puits,  cavernes  et  sorties  qui  seront  ouverts. 

Art.  X.  Les  autarkes  locales,  apres  avoir  eludie  les  requetes 
soumises,  en  reTereut  au  Ministere  de  l'Agriculture  et  des  Mines  et  Foreta 
par  un  mazbata  exposant  si  la  demandc  est  couforme  aux  conditions 
requises,  si  l'ouverture  et  l'exploitation  de  la  carriere  n'entraincnt  aucun 
inconv£neint. 

Si  le  dit  ministere  coustate  que  toutes  les  formaliter  ont  6t6  remplies 
conformement  ä  la  loi  et  que  Pouverture  de  la  carriere  n'entrainera  aucun 
inconvSnient,  un  d6lai  est  fix6  pour  Rexploitation  et  le  droit  proportionnel 
selon  Tespece  de  la  matiere  extraite.  Les  autarkes  locales  sont  ensuite 
invitees  ä  remettre  au  requerant  un  certihcat  ä  souchc  ou,  dans  le  eas 
contrairc,  lui  restituer  la  requete  en  indiquaut  au  verso  l'expos6  des  motifs. 

Art.  XI.  Les  certificats  deMivres  contre  les  requetes  presentees  aux 
autorites  locales  et  l'cxposä  des  motifs  des  requetes  rejetees  sont  enregistres 
daus  un  livre  special.  Un  bulletin  en  est  envoye,  tous  les  ans,  au  mois 
de  mars,  ä  P  Administration  des  mines  avec  les  echautillons  et  les  plans, 
stipules  dans  l'articlo  XV. 

Art.  XII.  Les  requetes  demandant  Tonverture  et  l'exploitation  des 
carrieres  dans  les  terres  domaniales  incultes  ou  dans  les  terres  appartenant 
ä  des  villes  ou  des  villages  doivent  etre  conformes  non  seulement  ä  toutes 
les  prescriptions  de  Tarticle  IX  en  ce  qui  concerne  l'obtcntion  du  consen- 
tement  du  proprtftaire  de  la  terre,  mais  aussi  ä  toutes  les  autres  conditions. 
11  faut  aussi  qu'elles  soieut  aecompagnees  d'un  plan  ou  d'un  croquis, 
indiquant  l'£tendue  de  la  carriere,  sa  poskion  et  ses  limites  par  rapport 
aux  terres  des  environs.  La  pelition  doit  aussi  enoncer  le  terme  de 
l'exploitation. 

Art.  XIII.  Les  requetes  remises  aux  autorites  locales  sont  en- 
registrees.  par  ordre  de  date,  dans  un  livre  special.  Une  enquete  est  faite 
pour  reconuaitre  la  veracke  du  contenu  de  la  requete.  Le  rßsultat  de 
cette  enquete  est  consigne  dans  un  rapport  qui,  avec  la  requete,  les  echan- 
tillons  et  les  autres  papiers.  est  envoy6  au  siege  du  vilayet. 

Le  requerant  paie  aux  fonetionnaires  envoyes  pour  operer  cette 
enquete  une  indemnite  lixe,  egale  au  double  de  leurs  jouruees  d'appoin- 
tements,  a  titre  de  frais  de  route.  de  domicile  et  d'entr.  tit  n. 
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Art.  XIV.  A  l'arrivGe  au  siege  du  vilayet  des  documents  sp£cines 
dans  l'article  prec6dent,  l'affaire,  s'il  s'agit  d'une  affaire  ä  exploitation 
Konterraine,  est  examinee,  au  point  de  vue  technique,  par  l'ingänieur  des 
min  es  ou,  ß'il  est  absent,  par  King^nieur  des  travaux  publica,  ou,  ai  celui-ci 
est  egalement  absent,  par  l'ingenieur  de  )a  niunicipalit£.  Les  autres 
point*  de  la  requete  sont  examinfo  par  le  conseil  adm  in  istrat  if  du  vilayet 
qui  notifie  au  Ministere  de  l'Agriculture  et  des  Mines  et  Foreta  si  la 
requete  est  confonne  ou  non  aux  conditions  de  la  loi  et  si  l'exploitation 
n'entrainera  pas  un  inconvenient.  Le  Ministere,  de  sou  cöte,  apre*  avoir 
constatä  que  la  requete  repond  aux  exigences  de  la  loi  et  que  l'exploitation 
n'entrainera  aucun  inconvenient,  sp£cifie  le  d£lai  de  l'ouverture  de  la 
carriere,  si  le  terme  de  l'exploitation  est  inferieur  ä  25  ans  et  en  avise 
le  vali,  en  fixant.  en  meme  temps  les  fraiB  de  l'autorisation,  les  droits 
proportionnels  et  fixes,  afiu  que  le  vali  delivre  au  requerant  un  certificat 
impriine  ä  souche. 

Dans  le  caa  oü  le  dtlai  de  l'exploitation  serait  superieur  ä  25  ans. 
une  Convention  est  dressee  en  ce  qui  concerue  l'exploitation  de  la  mine. 
fette  Convention  est  diseutee  par  le  Conseil  d'Ktat  et  le  necessaire  esi 
fait  d'apres  irade  Imperial. 

La  requete  est  rejetee  dans  le  cas  oü  eile  ne  serait  pas  recounue 
confonne  ä  la  loi  ou  que  l'exploitation  entrainerait  un  inconvenient. 

Art.  XV.  Les  requete*  preseut^es  aux  autoritea,  les  certificate 
d61ivres  contre  ces  requetes  et  1'exposS  des  motifs  des  requetes  rejetees 
sont  enregistr£s  en  detail  dans  un  Ii  vre  special. 

Le  vilayet  cnvoie  tous  les  aus,  au  uiois  de  Mars,  ä  l'Administratiou 
des  mines  un  compte-rendu  avec  les  echantillons  du  produit  et  la  eopie 
des  plans  s'il  y  en  a. 

Art.  XVI.  Le  proprietaire  de  la  carriere  est  teuu  de  fournir  ä  un 
prix,  fixe  Iquitablement  et  impartialement.  les  matexiaux  necessain«  aux 
travaux  d'utilite-  publique  ou  ä  ceux  du  Gouvernement. 

Chapitre  3. 
Droits  et  frais  des  carrieres. 

Art.  XVII.  Dans  le  cas  oü  plusicurs  personnes  demanderaient 
l'autorisation  d'ouvrir  des  carrieres  dans  les  terrains  domaniaux  incultes. 
et  dans  les  terrains  abaudonues  appartenant  aux  villes  et  aux  village*. 
une  lieitation  est  faite  entre  les  requ£rants  et  Tautorisation  est  aeeord£e 
ä  celui  qui  offrira  le  maximum  de  droit  proportinnel. 

Art.  XVIII.  Ceux  qui  obtiennent  une  autorisation  ou  un  certificat 
d'exploitation  de  carrieres,  paient  un  droit  proportiounel  de  5%  sur  la 
valeur  de  la  matiere,  d'apres  le  prix  ä  l'eclielle  de  bateaux  ou  du  chemin 
de  fer.  defulcation  faite  des  frais  de  transport  et  de  travail. 

Mais  ramiante  et  le  granit  rouge  sont  excepte*,  le  droit  pro- 
portiounel pour  ces  substanees  etant  fixe  par  le  Ministere  de*  Mines  et 
Forets  et  de  rA<rriculttire  ä  cuudition  de  ne  pas  depasser  20°/0. 
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Art.  XIX.  Le  droit  percu  nur  les  inatieres  de»  carrieres  peut  aussi 
etre  iiv.  mais  ceia  pour  un  ternie  qui  ne  doit  paa  depasser  cinq  ans 
•  Seulenient,  pour  l'application  de  ce  Bysteme  il  faut  fixer  le  produit  de 
l'exploitation  de  la  carriere  pendaut  trois  ans,  non  coinpris  la  premiere 
annee  d'exploitation.  II  faut,  en  outre,  que  la  decinion  qui  aera  prisc 
apres  entente  entre  le  vilayet  et  le  propri£taire  de  Kauterisation,  soit 
approuvee  par  radministration  des  mines. 

Art.  XX.  Eu  dehora  du  droit  stipulS  dans  Tarticle  XV111,  il  sera 
percu  les  frais  suivants:  5  livres  pour  certincat;  de  5  jusqu'ä  25  livres 
selou  l'eapece  de  la  matiere  et  le  tenue  de  Texploitation  pour  les  autori- 
aations  simples;  de  25  ä  100  Ltq.  pour  les  autorisations  accordees,  con- 
fonuement  Tarticle  XIX  par  irade  Imperial. 

Quant  aux  carrieres  ouvertea  dans  des  terrains  domaniaux  et  datiB 
des  terraius  abaudonnes,  il  sera  percu  du  tcrraiu  de  la  delimitation  un 
droit  anuuel  de  dix  paras  par  deunum  calcule  sur  la  superficie  horizontale, 
mais  ä  condition  que  l'£tendue  du  terrain  ouvert  pour  la  carriere  ne 
depaaae  pas  1000  deunums.  Dans  le  caa  oü  on  demanderait  une  autori- 
sation  pour  un  terrain  depassant  1000  deunums,  le  neccssaire  sera  fait 
d'aprea  l'irad£  Imperial  qui  sera  promulgue  sur  la  proposition  de  le 
Sublime  Porte. 

Les  carrieres  pour  lesquelles  une  autorisation  a  6te  accordee,  con- 
formement  aux  dispositions  de  la  presente  loi,  sont  transmissibles  et  les 
fonnalites  de  transfert  sont  soumises  aux  prescriptions  regissant  les  terrains 
dans  lesquels  elles  se  trouvent. 

Quant  aux  formaliter  de  transfert  des  carrieres  donnees  en  re^ie, 
ellos  sont  faites  par  devant  les  conseils  administratifs  des  sandjaks  ou  des 
vilayets. 

Enfin  les  meines  fonnalites  pour  les  carrieres  dont  l'exploitation  a 
£t£  autorisee  par  firman  Imperial,  sont  faites  ä  Constantinople  au  Ministere 
des  Mines  et  Forets  et  de  l'Ayriculture,  d'apres  les  d^positions  et  les 
takrirs  des  deux  parties. 

Un  certilicat  inscrit  dana  le  registre  special  est  donn6  apres 
Taccomplissement  de  ces  fonnalites.  Un  droit  de  transfert  egal  aux  frais 
du  certilicat  ou  de  Kauterisation  est  pay6  Belon  l'espece  de  la  carriere,  par 
la  personnc  ä  laquelle  la  transmissiou  est  faite. 

Art.  XXI.  Les  droits  et  les  frais  stipul^s  dans  l'article  preeedent 
reviennent  ä  ^Administration  des  mines  et  sont  payes  par  I'entremise  des 
autorites  locales  qui  delivrent  des  recepissäs. 

Art.  XXII.  II  est  interessant  de  transporter  lea  produits  des 
carrieres  avant  d'avoir  paye  les  droits  proportionnels  et  d'avoir  pris  le 
recepiss6. 

Chapitre  4. 
Mesures  de  garantie  et  d'ordre. 
Art.  XX11I.    Les  carrieres  aeront  ouvertea  ä  cent  inetres  d'um; 
distance  assez  grande  des  routes,  puits.  fontaines,  bätiments  publica  ou  privea 
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pour  qu'aucun  dommage  u'eu  resulte.  Dan»  Je  cas  oü  il  faudrait  employer 
la  poudre  pour  Pcxploitation  des  carrieres,  le  proprietaire  de  la  carriere 
prendra  toutes  les  dispositions  pour  ne  causer  aucun  dommage.  (Vux  qui 
otwent  et  exploitent  de»  carrieres  sont  Obligos  d'executer  les  Instructions 
et  de  se  conformer  aux  avertissements  des  autorites  locales,  suivant 
Pordre  public. 

Art.  XXIV.  Lea  carrieres  exploitecs  au  moyen  de  Pouverture  de 
cavernes  souterraines  sont  iuspectees,  au  point  de  Tue  techuique,  par  les 
ing£nieurs  des  mines,  conformGment  aux  dispositions  de  la  loi  regissant 
les  mines  proprement  dites. 

Art.  XXV.  Les  carrieres  exploitees  a  Pinterieur  de  forets  doinaniale» 
sont  inspectees,  en  ce  qui  a  trait  aux  formte,  par  Pinspecteur  ou  le  prepose 
forestier. 

Art.  XXVI.  Les  autorites  locales  ont  Pinspectiou  des  carrieres  en 
ce  qui  concerne  la  police  en  general. 

S'il  est  constate  que  les  carrieres  sont  prejudicables  ä  la  sante"  et 
ä  la  tranquillitl  publique,  Pcxploitation  de  la  carriere  est  suspendue 
proTisoirement.  apres  deliberation  avec  Ping£nieur  des  mines.  Ces  mesures 
necessaircs  Bont  appliquees  aux  frais  du  proprietaire  de  la  carriere. 

Dans  le  cas  oü  il  serait  necessaire  de  fenner  pour  toujours  la 
carriere,  Paffaire  est  exposee  en  detail  ä  PAdministration  des  mines  et  la 
suite  est  donnee  sclon  la  reponse  de  celle-ci. 

Art.  XVII.  Les  differends  provenant  de  la  delimitation  de  la  mine 
en  g6neral  ou  du  mode  de  paiement  des  droits  respectifs.  sont  tranch£s 
par  le  Ministere  des  Mines  et  Forsts  et  de  PAgriculture  en  premiere 
instance  et  par  le  C'onseil  d'Etat  en  particulier. 

Art.  XXVIII.  Sera  dechu  de  ses  droit«  quiconque  ayant  obtenu 
Pautorisation  d'ouvrir  une  carriere  dans  des  terres  domanialea  incultes  ou 
dans  des  terres  abandonnees  appartenant  ä  des  villes  ou  villages,  n'aura 
pas  ouvert  la  carriere  dans  le  delai  äxe  plus  bas.  ou,  Payant  ouverte, 
Paura  abandonnee  et  aura  suspendu  Pexploitation  sans  motif,  pendant 
trois  annees  consecutives. 

En  outre  la  mine  est  mise  a  Pencan  par  Pentremise  des  autorites 
et  adjugee  ä  Pencherisseur  qui  proposera  les  conditions  les  plus  avan- 
tageuses  pour  le  Tresor,  mais  ä  condition  de  respecter  toutes  clause* 
stipulees  pour  Padjudication  d'une  autorisation. 

Si,  ä  Pexpiration  des  autorisations  dounees  en  regie,  le  proprietaire 
demande  une  Prolongation  du  terme,  Pautorisation  est  aecordee  de  nouveau 
contre  paiement  des  frais  de  Pautorisation  s'il  est  reconnu  qu'il  n'y  a 
aucun  iueonvenient. 

Chapitre  5. 
Dispositions  pönales. 

Art.  XXIX.    Toute  personne  qui  dans  un  but  de  negece  ouvrira  et 
exploitera  une  carriere  dans  ses  propres  terres  ou  dans  celles  d'un  tiers. 
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8.  Zwei  Instruktionen,  betreffend  Einführung  von 
Seidenzucht- Ausstellungen    (concours    sericicoles),  vom 

2.  Kebi  ul  evel  1319      ir.    T  *t\/\i 

*  u  .  —  19-  Juni  1^01. 

S.  Hatslran  131/ 

Zur  Hebung  der  Seidenprodnktion  linden  jährlich  an  zwei 
vom  Ministerium  für  Ackerbau-,  Minen  und  Forsten  näher  zu 
bestimmenden  Orten  Ausstellungen  von  Erzeugnissen  und  Einrichtungen 
der  Seidenzucht  statt,  für  deren  Prämiiernng  erhebliche  Geldbeträge 
ausgesetzt  werden. 

9.  Gesetz,  betreffend  Beurlaubung  der  Konsule  und 
Botschaftssekretare,  vom     0.  u   ,  =8.  Juli  1901. 

25.  Hasiran  131/ 

10.  Gesetz,  betr.  Massregeln  zur  Bekämpfung  der 
-PuridieugenanntenErkrankungderManlbeerpflauzungen, 

H.  Djemazl  ul  eval  1319      nr     .  m/n 
VOm   —12.  Agostoa  1317        =  25'  Au^U8t  19üL 

11.  Gesetz,  betr.  Aushebung  und  Equipierung  von 
Militärmannschaften  in  der  Pro vinz  Tripolis  (Afrika),  vom 

8.  Schaban  1319  v,  , 

6.  Teacurln-l-sani  1317  =  19'  November  1901. 


avec  l'autorisation  de  celuüei.  mais  sans  avoir  obtenu  uu  certificat  con- 
formement  aux  dispositions  precitees,  est  passible  d'une  amende  egale  au 
quadruple  dea  frais  du  certificat.  En  outre  la  matiere  extraite,  si  eile 
existe  encore,  est  coniisquee. 

Art.  XXX.  Toute  personne  qui  ouvrira  et  exploitera  une  carriere 
dans  des  terres  vagues  ou  dans  des  terres  abandonnees  appartenant  ä  des 
villes  ou  villages,  mais  sans  avoir  obtenu  d'autorisation  coufonneinent  aux 
dispositions  precitees,  est  passible  d'une  amende  de  5  ä  25  Ltq.  En  outre 
la  carriere  est  saisie  et  vendue  aux  encheres  conform£ment  aux  dispositions 
de  Tarticle  XXVIII. 

Art.  XXXI.  Ceux  qui  sans  avoir  paye"  le  droit  proportionnel  trans- 
portent  le  produit  des  carrieres  exploitees  par  certificat  ou  par  autorisation, 
sont  passibles  d'une  amende  egale  au  quadruple  de  ce  droit.  Ceux  qui, 
pour  l'exploitation  de  la  carriere,  emploieut  de  la  poudre  et  d'autres 
matieres  explosibles  sans  en  avertir  les  autorites.  sont  passibles  d'une 
amende  de  10  a  100  Ltq.  et  leurs  carrieres  sont  provisoirement  fcrmees. 

Chapitre  6. 

Dispositions  pour  les  carrieres  ouverteB  et  exploitees  avant 

la  publication  de  cette  loi. 

Art.  XXXII.  Les  proprietaires  de  mines  exploitees  par  autorisation 
officielle  seront  autorises  ä  transferer  ou  ceder  ä  des  tiers  leurs  autorisations 
en  se  soumettant  aux  dispositions  de  la  presente  loi. 

Art.  XXXIII.  Le  Ministere  de  l'Agriculture  et  des  Mines  et  Forets 
est  charge  de  l'application  de  la  presente  loi. 
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12.  Gesetz,  betr.  Stiftung  der  Hedshasbahninedaille,  vom 

2a  Schaban  1319  ■«    t\         u  iaa< 

18.  Teschrln-Uani  ,317  =  ^  D«embeP  1901. 

Die  Medaille  wird  an  diejenigen  verliehen,  die  durch  Geld- 
spenden zum  Bau  der  Hedschasbahn  beigetragen  haben,  und  zwar  je 
nach  der  Höhe  des  gestifteten  Betrages  in  Gold,  Silber  oder  Bronze. 

13.  Instruktion,    betreffend   Rattenvertilgung  auf 


Schiffen  aus  pestverdächtigen  Häfen,  vom  19"ä^^r^riii7 
=  1.  Januar  1902. 

14.  Gesetz,  betr.  die  Steuererhebung,  vom  *"  -^^t"" 
-  18.  März  1902. 

Durch  das  vorliegende  Gesetz  haben  die  Bestimmungen  über 
die  Eintreibung  derjenigen  direkten  Steuern  neue  Regelung  erfahren, 
die  nicht  auf  dem  Wege  der  Verpachtung  zur  Erhebung  gelangen. 
Es  sind  dies  die  folgenden: 

a)  die  Grundsteuern  (impöts  immobiliers  et  fonciers); 

b)  die  Zunftsteuer  (Temettü); 

c)  die  von  der  nichtmuselmännischen  Bevölkerung  zu  entrichtende 
Militärbefreiungssteuer  (bedel-i-askeri ) ; 

d)  die  zu  den  obigen  Steuern  erhobene  Zusatzsteuer  für  Militär- 
zwecke  f 

e)  die  zur  Deckung  der  amtlichen  Schreibgebühren  zu  entrichtende 
Zusatzsteuer; 

f)  die  zu  Unterrichtszwecken  bestimmte  Zusatzsteuer  zur  Grund- 
steuer; 

g)  die  Rückstände  obiger  Steuern. 

Das  Gesetz  enthält  eingehende  Vorschriften  über  die  Or- 
ganisation des  Steuereinnehmerwesens,  insbesondere  über  die  Anstellung. 
Besoldung  und  Dienstpflichten  der  Steuerbeamten,  über  die  Art  und 
Weise  der  Steuereintreibung  und  über  Belohnungen  und  Strafen. 

lo.  Gesetz,  betr.  dieSteuereinnehmer,  vom    7  Nisan  i3is 
=  20.  April  1902. 

Das  Gesetz  bestimmt,  dass  die  Stenerbeamten  dem  Finanz- 
ministerium unterstellt  sind  und  schreibt  im  übrigen  strenge 
Disziplinarstrafen  gegen  die  Beamten  vor,  welche  die  regelmässige 
Abführung  der  Stenerbeträge  unterlassen  oder  verhindert  haben. 

IG.   Gesetz    über    die    Seiden würmereierzucht  vom 
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Das  Gesetz  betrifft  die  Einführung  des  PASTKUR'schen  Systems 
in  der  Seidenwürniereierzucht  (grainage  cellnlaire  avec  Systeme 
Pastkur). 

An  Verträgen  der  Pforte  aus  den  Berichtsjahren  seien  erwähnt  : 
1.  Handelsvertrag  bezw.  Zollkonvention  zwischen  der 
Türkei  und  Bulgarien  (Dezember  1900).  *) 

')  Wir  geben  hier  den  Text  dieser  Konvention: 

Türkisch-bulgarisches  Handelsabkommen.  Das  zwischen 
der  Hohen  Pforte  und  der  bulgarischen  Regierung  getroffene  Handels- 
abkommen trifft  folgende  Abänderung  zu  dem  bestehenden  Zolltarif: 

Art.  I.  Die  Handelsartikel  türkischer  Herkunft  oder 
Erzeugung  werden  in  Bulgarien  und  Ostrumolien  zollfrei 
eingehen.  Desgleichen  werden  die  Artikel  bulgarischer  Herkunft  in 
die  Hauptstadt  und  in  alle  Provinzen  des  ottomanischen  Reiches  zollfrei 
zugelassen. 

Art.  II.  Besonders  vereinbart  wird,  dass  Kleinvieh,  und  zwar 
Schafe,  Hammel,  Lämmer,  Böcke,  Ziegen,  Schweine,  alle  Getreidearten 
und  Mehle  auch  weiter  beim  Eintritt  in  das  ottomanische  Reich  einen 
Eingangszoll  von  8  Perzent  vom  Wert  entrichten.  Ebenso  werden 
Toiletteseifen,  Häute  (rohe  und  bearbeitete),  Leder  aller  Gattungen,  ebenso 
wie  Baumwollgarne  beim  Eintritt  in  Bulgarien  und  Üstrumelien  einen 
achtperzentigen  Eingangszoll  vom  Werte  zahlen. 

Art.  III.  Salz,  Tabak  und  alle  alkoholhaltigen  Getränke,  als 
Alkohol,  Branntwein,  Liköre,  Weine,  Biere  etc.  sind  von  diesen  Ab- 
änderungen ausgenommen  und  bleiben  dem  gegenwärtig  in  Kraft  befindlichen 
Zollregime  oder  anderen,  besonderen  zwischen  dem  Reich  und  dem  Fürsten- 
tum vereinbarten  Zollsätzen  unterworfen. 

Art.  IV.  Bulgarien  wird  keine  Akzisen  auf  Halva,  Lukum. 
Bonbons,  Nugat,  Oliven,  öle,  Fische,  Gemüse,  Obst,  Tahin,  Sesam.  Leder, 
unparfümierte  Seife,  Textilwaren.  Wachs,  Bauholz  erheben. 

Art.  V.  Die  Handelsartikel  türkischer  Herkunft  oder  Erzeugung 
werden  in  Bulgarien  und  Ostrumolien  weder  Oktroi,  noch  andere  Taxen 
zahlen,  ausgenommen  jene,  welche  auf  die  gleichartigen  inländischen 
Produkte  erhoben  werden. 

Art.  VI.  Sonstige  andere  Taxen  oder  Zollerhöhungen  dürfen  auf 
keinen  Artikel  des  Reiches,  des  Fürstentums  oder  Ostrumeliens  eingehoben 
werden  bezw.  eintreten. 

Art.  VII.  Die  Erzeugnisse  des  ottomanischen  Reiches,  des  Fürsten- 
tums und  Ostrumeliens  müssen,  um  die  Zollfreiheit  gemäss  dieser  Ab- 
änderungen zu  gemessen.  Ursprungszeugnisse  erhalten,  welche  für 
Waren  bis  zum  Wert  von  300  Frs.  vom  Gemeindevorstand  des  Produktions- 
ortes, für  die  anderen  Waren  im  ottomanischen  Reiche  vom  Mutessarif 
oder  der  höchsten  Administrativbehörde  des  Distriktes,  in  Bulgarien  und 
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Die  Konvention  beruht  auf  dem  Prinzipe  der  Zollfreiheit  für 
den  Güterverkehr  zwischen  dem  Fürstentum  und  dem  Süzeränen  Staat. 

Nur  für  gewisse  Artikel,  namentlich  Getreide  und  Mehl,  ferner 
Kleinvieh,  wird  die  Pforte  beim  Eintritt  in  ihr  Gebiet;  für  andere 
Waren:  Seifen,  Häute,  Leder,  Baumwollgarne,  wird  Bulgarien  beim 
Eintritt  der  Ware  aus  der  Türkei  in  das  Fürstentum  und  bezw. 
Ostrnmelien  einen  8°/0igen  Wertzoll  erheben.  Für  andere  Waren 
verbleibt  es  bei  dem  Status  quo. 

Die  Konvention  ist  mit  15.  27.  Dezember  1900  in  Kraft  getreten 
und  soll  neun  Monate  nach  Kündigung  erlöschen. 

2.  Handelsvertrag  zwischen  der  Türkei  und  Ru- 
mänien, ratifiziert  am  14.  Juli  1902. 

Der  Vertrag  beruht  auf  dem  Prinzipe  gegenseitiger  Meist- 
begünstigung. 

Für  gewisse,  namentlich  aufgezählte  Waren  ottomanischer 
Provenienz  werden  bestimmte  Zollsätze  (nach  Gewicht)  fixiert,  doch 
unbeschadet  des  Rechts  der  Meistbegünstigung  für  diese  Waren,  falls 
ähnliche  Waren  anderer  Provenienz  in  Rumänien  niedrigere  Zoll- 
sätze zahlen. 

Beide  Staaten  verpflichten  sich  überdies  nicht  zu  gestatten, 
das«  auf  dem  Gebiete  des  einen  Waren,  die  auf  dem  Gebiete  des 
andern  verboten  oder  monopolisiert  sind,  dahin  eingeschifft  werden 
(Art.  5). 

Der  Vertrag  tritt  mit  dem  Tage  der  Ratifikation  auf  die 
Daner  von  5  Jahren  in  Kraft.  Nach  Ablauf  von  18  Monaten  von 
der  Ratifikation  an  ist  einjährige  Kündigung  zulässig. 

3.  Der  Handelsvertrag  zwischen  der  Pforte  und 
Serbien,  ebenfalls  ein  Meistbegtinstigungsvertrag,  wurde  am  14.  Juni 
1902  vom  türkischen  Minister  des  Äussern  (Tkyfik)  und  dem  ser- 
bischen Gesandten  bei  der  Pforte  (Gruiv)  unterzeichnet,  (Die  Rati- 
fikation ist  inzwischen  —  Ende  1908  —  erfolgt.) 

Ostrunielien  vom  Subpräfekten  oder  der  höchsten  Verwaltungsbehörde  des 
Ursprungsortes  ausgestellt  werden.  Diese  Zeugnisse  sind  von  allen  Stempel- 
abgaben befreit. 

Art,  VIII.  Dieße  Abänderungen  treten  vom  15.  Dezember 
a.  St.  in  Kraft  und  bleiben  es  bis  zur  Kündigung  seitens  der  kaiserliehen 
Regierung  oder  jener  des  Fürstentums.  Es  ist  jedoch  festgesetzt,  dass  sie 
erst  neun  Monate  nach  dem  Tage  der  Kündigung  ablaufen. 
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Uraf  v.  Mülinkn,  „Beiträge  zur  Kenntnis  des  türkisc 
bnchwesens*  (Die  lateinische  Kirche  im  Orient). 

Als  neueste   Erscheinung  ist  zn  erwähnen  das 
Savvas  Facha  „Le  tribunal  mosulman",  Paris  (Marchai  et  Bi 

Es  bildet  den  Abschlnss  der  Studien  des  Verfasse! 
islamitische  Recht. 

Auf  wirtschaftlichem  Gebiet  wäre  zn  erwähnen:  D 
„Deutsch- türkische  Beziehungen  seit  dem  Berliner  Vertrag", 
ferner  die  sehr  interessante  Studie:  „Die  fremden  Posta 
der  Türkei-  von  H.  A.,  Merseburg  1901,  ein  Teil  eint 
Werkes  über  die  Türkei,  das  sehr  viel  neues  nnd  inter 
bieten  verspricht. 

„Les  Societes  anonymes  en  Turquie"  von  Pkch  ( 
Aufzählung  verschiedener  Aktiengesellschaften,  Banken  1 
bahnen  der  Türkei  mit  Angaben  über  ihre  Gebahrnng 


\ 


1660  Gesetzgebung  und  Literatur. 

Gerichte  geltenden  Gesetzbücher,  welche  seinerzeit  unter  Zustimmung 
der  sogen.  Kapitulationsmächte  eingeführt  wurden  und  zu  ihrer  Ab- 
änderung der  gleichen  Zustimmung  bedürfen.  Es  ist  natürlich,  dass 
die  Klinke  dieser  Gesetzgebung  etwas  schwerfällig  zu  handhaben  ist 
und  nur  selten  ergriffen  wird.  Auch  auf  dem  Gebiete  der  durch 
internationale  Abkommen  geregelten  Finanzverwaltung  ist  unter  Zu- 
stimmung der  Mächte  ein  neues  Dekret  ergangen,  welches  gewisse 
Zweifel  über  die  Art  der  Beschlussfassung  und  die  Befugnisse  der 
internationalen  Staatsschuldenkommission  beseitigt.  Die  genannte 
Kommission  hatte  durch  Mehrheitsbeschluss  der  egyptischen  Regierung 
für  den  Sudanfeldzug  500000  L.  E.  aus  dem  allgemeinen  Reserve- 
fonds bewilligt.  Gegen  diese  Bewilligung  war  Klage  erhoben  worden 
von  zwei  Mitgliedern  der  Kommission  selbst,  sowie  von  einer  Gruppe 
von  Besitzern  egyptischer  Schuldtitel.  Durch  Urteil  des  gemischten 
Appellhofes  zu  Alexandrien  vom  2.  Dezember  1896  (mitgeteilt  im 
rJahrbuchu  von  1897,  III.  Jahrg.,  I.  Abt.,  S.  260)  war  die  Klage 
der  Schuldtitelinhaber  als  unzulässig  abgewiesen,  hingegen  zu  Recht 
erkannt  worden,  dass  jedes  Mitglied  der  Schuldenkommission  als 
Vertreter  der  Gesamtrechte  der  Staatsgläubiger  klageberechtigt  sei. 
Die  Klage  wurde  daraufhin  zugesprochen  und  die  egyptische 
Regierung  zur  Rückzahlung  der  entnommenen  Beträge  verurteilt, 
weil  die  Schuldenkommission  durch  Bewilligung  derselben  die  ihr 
gesetzlich  zustehenden  Befugnisse  überschritten  habe. 

Das  neue  Dekret  (vom  13.  November  1899)  bestimmt  nun 
zunächst  zur  Hebung  entstandener  Zweifel,  über  welche  das  erwähnte 
Urteil  nicht  entschieden  hatte,  dass  die  Schuldenkommission  im  all- 
gemeinen ihre  Beschlüsse  mit  Stimmenmehrheit  fasst.  Das  soll  auch 
gelten  bezüglich  der  Bewilligungen  aus  dem  Reservefonds,  aus- 
genommen wenn  es  sich  um  ausserordentliche  Ausgaben  „d'ordre 
militaire"  handelt.  Bewilligungen  von  Ausgaben  dieser  letzteren 
Art  bedürfen  der  Stimmeneinheit.  Ausserdem  soll  der  Reservefonds 
durch  ausserordentliche  Verwendungen  welcher  Art  immer  niemals 
unter  einen  Betrag  von  800000  L.  E.  (ca.  16500000  M.)  vermindert 
werden  können. 

Ein  Dekret  vom  31.  Dezember  1899  regelt  endgültig  die  Frage 
der  „indemnites  du  Soudan".  Der  Mahdi-Aufstand  und  der  zeit- 
weilige Verlust  der  Sudan-Provinzen  hatte  für  Egypten  auch  die 
unangenehme  Folge,  dass  eine  grosse  Anzahl  von  Entschädigungs- 
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ansprächen  gegen  den  Fiskus  geltend  gemacht  wnrde  von  Leuten, 
welche  infolge  dieser  Ereignisse  Verluste  erlitten  hatten  oder  erlitten 
zu  haben  behaupteten.  Bereits  durch  ein  früheres  Dekret  vom 
1.  September  1891  war  eine  internationale  Kommission  eingesetzt 
worden  zur  Prüfung  dieser  Ansprüche  und  mit  der  Befugnis,  über 
dieselben  endgültig  und  mit  Ausschluss  des  Rechtsweges  zu  ent- 
scheiden. Eine  Summe  von  122000  L.  E.  war  ihr  zu  diesem  Zwecke 
zur  Verfügung  gestellt  und  zugleich  bestimmt  worden,  dass  alle 
nicht  vor  dieser  Kommission  geltend  gemachten  Ansprüche  verfallen 
sein  sollten.  Nach  Niederwerfung  des  Mahdi-Aufstandes  stellte  es 
sich  nun  heraus,  dass  noch  viele  Personen,  zum  grossen  Teil  Gefangene 
des  Mahdi,  rechtsmässige  Forderungen,  meist  aus  Schuldscheinen 
Gordon  Paschas  herrührend,  zu  erheben  hatten,  deren  Geltend- 
machung durch  das  Dekret  vom  1.  September  1891  ausgeschlossen 
war.  Aus  Billigkeitsgründen  stellte  daher  die  Regierung  eine  neue 
Summe  von  40000  L.  E.  zur  Verfügung  und  betraute  mit  deren 
Verteilung  die  durch  obiges  Dekret  vom  31.  Dezember  1899  be- 
zeichnete Kommission,  welche  auch  unter  den  lange  im  Sudan  ge- 
fangen gehaltenen  und  nunmehr  befreiten  egyptischen  Offizieren  und 
Mannschaften  eine  weitere  Summe  von  25000  L.  E.  verteilen  sollte. 
Die  Kommission  hat  ihre  Aufgabe  beendet  und  damit  die  alte  Sudan- 
Rechnung  der  egyptischen  Regierung  endgültig  liquidiert. 

Durch  ein  Dekret  vom  30.  Januar  1900  sind  die  Vollmachten 
der  gemischten  Gerichte  auf  weitere  fünf  Jahre  verlängert  worden. 
Diese  im  Jahre  1875  eingeführten  internationalen  Gerichtshöfe  sind 
bekanntlich  nicht  zu  einer  ständigen  Einrichtung  geworden,  obschon 
das  in  der  ursprünglichen  Absicht  der  egyptischen  Regierung  gelegen 
hatte.  Nachdem  die  erste  fünfjährige  Probezeit  im  Jahre  1880  ab- 
gelaufen war,  hat  man  die  Vollmachten  der  gedachten  Gerichte  von 
fünf  zu  fünf  Jahren  weiter  verlängert.  Wohl  hat  die  egyptische 
Regierung  den  in  den  Jahren  1880,  1884  und  1890  zusammen- 
getretenen internationalen  Kommissionen  Entwürfe  unterbreitet,  um 
die  Einrichtung  zu  einer  dauernden  zu  machen  und  zugleich  auf 
eine  breitere  Grundlage  zu  stellen,  vor  allem  durch  Erweiterung 
der  Kompetenz  in  Strafsachen,  aber  die  zum  Teil  langen  Beratungen 
haben  zu  keinem  Abschlnss  geführt,  teils  aus  politischen  Gründen, 
teils  weil  die  vielen  beteiligten  Regierungen  über  eine  Reihe  von 
Einzelfragen  sich  nicht  einigen  konnten.   Solange  der  gegenwärtige 
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politische  Zustand  Egyptens  weiter  dauert,  wird  wohl  auch  die  gegen- 
wärtige Organisation  der  gemischten  Gerichte  im  wesentlichen  weiter 
bestellen.  Indessen  hat  eine  im  Jahre  1899  versammelte  internationale 
Kommission  eine  Reihe  von  Gesetzentwürfen  ausgearbeitet,  welche 
die  Zustimmung  der  Vertragsmächte  gefunden  haben  und  unterm 
26.  März  1900  (zum  Teil  auch  später)  publiziert  worden  sind.  Damit 
sind  sowohl  in  dem  Organisationsgesetze  für  die  gemischten  Gerichte, 
wie  in  deren  Gesetzbuche  selbst  eine  Anzahl  von  Abänderungen  und 
Ergänzungen  eingeführt  worden,  welche  sich  durch  eine  25jährige 
Praxis  als  notwendig  oder  nützlich  herausgestellt  hatten. 

Unter  diesen  neuen  Gesetzes  -  Bestimmungen  sind  als  von 
allgemeinerem  Interesse  hervorzuheben  vorerst  ein  Gesetz  über  die 
Ausdehnung  der  gemischten  Strafgerichtsbarkeit  auf  die  Fälle  des 
betrügerischen  und  einfachen  Bankrottes.  Während  das  Konkurs- 
verfahren von  jeher  zur  Zuständigkeit  der  genannten  Gerichte  gehörte, 
blieb  die  Bestrafung  des  Bankrottes  Sache  der  einheimischen  bezw. 
Konsularrichter,  je  nachdem  der  Schuldige  ein  Einheimischer  oder 
ein  Fremder  war.  Diese  Zweiteilung  hatte  die  erheblichsten  Nachteile 
zur  Folge  und  auf  Verlangen  des  Handelsstandes  wurde  auch  die 
Strafverfolgung  des  Bankrottes  und  der  damit  im  Zusammenhange 
stehenden  Vergehen  den  gemischten  Gerichten  übertragen.  Zugleich 
wurde  der  Abschnitt  des  Handelsgesetzbuches,  betreffend  das  Konkurs- 
verfahren, einer  eingehenden  Revision  unterzogen.  Unter  anderem 
ist  im  Gesetze  bestimmt  worden,  dass  über  den  Gemeinschuldner 
immer  dann  die  Schuldhaft  zu  verhängen  ist,  wenn  er  nicht  innerhalb 
14  Tagen  nach  Einstellung  seiner  Zahlungen  unter  Hinterlegung 
seiner  Bilanz  den  Konkurs  beim  Gerichte  angemeldet  hat.  Hat  er 
das  getan,  so  ist  die  Schuldhaft  fakultativ.  Diese  Strenge  erschien 
nötig;  da  der  Gemeinschuldner  früher  nur  in  seltenen  Fällen  einer 
Strafverfolgung  ausgesetzt  war,  so  hatte  man  sich  daran  gewöhnt, 
das  Konkursverfahren  wie  einen  gewöhnlichen  Prozess  zu  betrachten, 
welchen  zumal  der  betrügerische  Schuldner  wenig  fürchtete.  Nach 
Vorgang  mehrerer  moderner  Gesetzgebungen  wurde  fernerhin  die 
Einrichtung  des  Gläubigerausschusses  eingeführt.  Derselbe  ist  von 
der  Gläubigerversammlung  zu  wählen,  falls  diese  die  Bestellung 
eines  solchen  für  angemessen  erachtet.  Die  Rechte  und  Pflichten 
des  Gläubigerausschusses  sind  in  ähnlicher  Weise  wie  im  deutschen 
Konknrsrechte  geregelt.    Eine  weitere  Neuerung,  für  welche  wohl 
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es  den  Konkurs;  andrenfalls  beruft  der  Richterkomn 
ttläubigerversammlung,  um  über  die  Bewilligung  des  bt 
Vergleiches  zu  bescbliessen.  Zur  Bewilligung  ist  die  Mein 
Gläubiger,  welche  zugleich  ;l/4  der  Konkursforderungen 
mtissen,  erforderlich;  der  Beschluss  der  Gläubigerversammiii 
ans8erdeui  gerichtlicher  Genehmigung,  ist  aber  dann  für  alle 
bindend;  er  kann  ans  denselben  Gründen  wie  der  Zwangi 
im  Konkurse  angefochten  werden. 

Der  Zweck  des  Gesetzes  ist,  einem  Schuldner,  wele 
sein  Verschulden  in  eine  bedrängte  Lage  gekommen  ist,  c 
der  Konkurserklärung  zu  ersparen,  zugleich  aber  auch  die  bec 
Kosten  eines  Konkurses  und  den  Zwangsverkauf  der  Aktiven, 
in  der  Kegel  nur  mit  grossem  Verluste  geschehen  kann, 
meiden.  Der  Schuldner  fuhrt  sein  Geschäft  weiter  und  l 
seine  Gläubiger  nach  Massgabe  des  Vergleiches.  Bleibt  ei 
im  Rückstände,  so  wird  auf  Antrag  das  Konkursverfahren 
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zustellen ;  die  besonderen  Verhältnisse  Egyptens  und  die  von  alters  her 
in  den  Kapitulationsländern  bestehenden  Vorrechte  konnten  nicht 
unberücksichtigt  bleiben.  Immerhin  erscheint  mir  das  Gesetz 
interessant  genug,  um  hier  mitgeteilt  zu  werden.    Es  lautet: 

„Tons  les  fonetionnaires  diplomatique«  on  consulaires,  envoyes 
de  Oranger  en  Egypte  (missi),  et  leurs  familles,  auront  la  faculte 
dactionner  les  tiers  devant  les  Tribunanx  mixtes  egyptiens,  sans 
cependant  etre  justiciables  de  ces  Tribunanx  comme  defendeurs,  sauf 
dans  le  cas  de  demandes  reconventionnelles  jusqu'  a  dne  coneurrence 
de  la  demande  principale. 

S'ils  s'oecupent  de  commerce  on  d'industrie,  s'ils  possedent  ou 
exploitent  des  immeubles  en  Egypte,  ils  seront  sonmis  a  la  juridiction 
des  Tribunanx  mixtes  egyptiens  pour  toutes  les  affaires  eommerciales 
ou  industrielles  et  pour  toutes  les  actions  reelles  immobileres  ou 
leur  qualite  officielle  ne  sera  pa.s  en  canse. 

Tons  les  autres  fonetionnaires  non  compris  dans  le  premier 
paragraphe  du  present  article,  ainsi  qne  les  cawass,  seront  assnjettis 
ä  la  juridiction  mixte  pour  toutes  les  affaires  ne  concernant  pas 
leurs  fonetions  ofrtcielles/ 

Zur  Erläuterung  des  Gesetzes  möge  folgendes  dienen:  In  den 
sogen.  Kapitulationen  war  von  den  Sultanen  den  Mächten  das  Pri- 
vilegium eingeräumt  worden,  dass  über  ihre  Konsuln  nur  der  da- 
malige höchste  Staatsgerichtshof,  der  Divan  Imperial  zu  Konstantinopel, 
welcher  im  Beisein  des  Sultans  selbst  Kecht  sprach,  zu  Gericht  sitzen 
sollte.  Der  Divan  Imperial  ist  längst  eine  historische  Erinnerung, 
und  die  Pforte  hat  vergeblich  versucht,  einen  anderen  Gerichtshof 
mit  dieser  Jurisdiktion  zu  betrauen.  Die  Mächte  haben  sich  dazu 
nicht  bereit  finden  lassen,  und  so  gemessen  in  der  Türkei  die  Konsuln 
tatsächlich  eine  vollständige  Immunität,  welche  sich  auch  auf  die 
ihnen  unterstellten  Beamten  erstreckt;  nur  die  Dragomane  und 
Kawassen  sind  dem  allgemeinen  Rechte  der  Fremden  in  der  Türkei 
unterstellt  nach  Massgabe  des  von  den  Mächten  anerkannten  türkischen 
Gesetzes  über  die  fremden  Konsulate  vom  Jahre  1863.  Bei  den 
Verhandlungen  über  die  egyptische  Justizreform  wurde  diese  im 
ganzen  Oriente  tatsächlich  bestehende  Immunität  für  Egypten  auch 
gesetzlich  festgelegt.  Und  zwar  bestimmen  über  diesen  Punkt  die 
betreuenden  Verträge  (vom  Jahre  1874  und  1875):  „Les  immunites 
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dont  les  consulats  Prangers,  ainsi  que  les  fonctionnaires  qui  dependent 
d'eux,  jouissent  actuellement,  en  vertu  des  usages  diplomatique»  et 
des  traites  en  vigneur,  restent  maintenues  dans  leur  integrite;  en 
consequence,  les  agents  et  consuls  generanx,  les  consuls,  les  vice- 
consuls,  leurs  familles  et  toutes  les  personnes  attach6es  ä  leur  service, 
ne  seront  pas  jnsticiables  des  nouveaux  tribunaux  et  la  uouvelle  legis- 
lation  ne  sera  applicable  ni  a  leurs  personnes,  ni  a  leurs  maisons 
d'habitation". 

Hinsichtlich  dieser  exempten  Personen  blieb  es  also  bei  den 
früheren  Gerichtsbarkeitsverhältnissen.  Natürlich  konnten  auch  sie 
gerichtlich  belangt  werden,  aber  nur  vor  ihrem  Konsulargericht, 
bezw.  in  ihrer  Heimat;  als  Kläger  mnssten  sie  sich  ihrerseits  an 
das  Konsulargericht  des  Verklagten  oder,  wenn  dieser  ein  Ein- 
heimischer war,  an  das  einheimische  Gericht  wenden.  Es  stellte  sich 
indessen  heraus,  dass  jene  Vertragsbestimmungen  eine  doppelte  Un- 
zuträglichkeit zur  Folge  hatten:  einmal  war  die  Zahl  der  Exempten 
übermässig  gross  und  dann  empfanden  es  diese  selbst  als  einen 
Nachteil,  dass  sie  ihre  Rechte  vor  den  gemischten  Gerichten  nicht 
geltend  machen  konnten. 

Auf  Vorschlag  der  egyptischen  Regierung  hatte  daher  schon 
die  internationale  Kommission  vom  Jahre  1890  eine  Abänderung 
genehmigt,  welche  aber  damals  nicht  die  Zustimmung  aller  Vertrags- 
mächte fand  und  erst  durch  obiges  Dekret  vom  1.  März  1901  in 
Kraft  gesetzt  werden  konnte. 

Die  Immunität  ist  für  alle  Beamten  der  fremden  Mächte 
aufrecht  erhalten,  welche  der  diplomatischen  oder  der  Konsulats- 
Karriere  angehören,  mit  der  Einschränkung  jedoch,  dass  auch  sie  in 
Tmmobiliarsachen,  sowie  in  dem  gewiss  seltenen  Falle,  dass  sie  sich 
mit  Handel  oder  Industrie  beschäftigen,  der  gemischten  Gerichts- 
barkeit unterstehen.  Aus  dem  Text  erhellt,  dass  die  Konsuln,  soweit 
sie  zu  den  „inissi"  gehören,  ebenfalls  an  dem  diplomatischen  Vorrechte 
teilnehmen,  während  das  in  anderen  Ländern  nur  für  Strafsachen 
und  auch  für  diese  nur  beschränkt  der  Fall  ist.  Indessen  ist  es 
erklärlich,  dass  die  Mächte  auf  die  von  alters  her  bestehenden 
Privilegien  der  Konsularbeamten  nicht  ganz  verzichten  wollten. 
Das  Privilegium  der  Exterritorialität  fällt  hingegen  fort  für  alle 
Wahlkonsuln  und  alle  Beamten  der  Konsulate,  welche  nicht  der 
Konsulatskarriere  angehören,  das  heisst  also  das  Geschäftspersonal. 
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Man  kann  demnach  sagen,  dass  Egypten,  wenn  es  anch  in 
bezug  auf  die  gerichtlichen  Immunitäten  noch  nicht  ganz  auf  dem 
Standpunkte  der  europäischen  Staaten  angelangt  ist,  doch  einer 
übermässigen  Ausdehnung  derselben  ein  Ende  bereiten  konnte,  eine 
Ausdehnung,  die  wohl  in  den  früheren  Zuständen  im  Oriente  ihre 
Erklärung  findet,  heutzutage  aber  für  Egypten  ihre  Berechtigung 
verloren  hatte. 


Das  Grundeigentum  in  der  Türkei 

nach  der  neueren  Gesetzgebung. 

Von 

Wilhelm  Padel, 

II.  Dragoman  der  kaiserlich  deutschen  Botschaft  in  Konstantinopel. 

Fortsetzung. 

§  16.    Das  Teillingsverfahren  bei  Grundstücken.1) 
Die  Med8chelle   behandelt  die  Teilung  im   allgemeinen  im 
zehnten  Buch,  zweiten  Bab.    Danach  kann  die  Teilung  zweierlei 
Art  sein: 

1.  Mehrere  in  gemeinschaftlichem  Eigentum  verschiedener  Personen 
befindliche  Gegenstände  werden  in  so  viel  Teile,  als  Eigentümer 
da  sind,  zusammengelegt  und  verteilt,  z.  B.  30  drei  Personen 
zusammen  gehörige  Schafe  werden  in  drei  Teilen  von  je  10 
zusammengetrieben  und  verteilt.  Diese  Teilung  heisst  kissmet- 
i-dschem*; 

2.  Ei  n  im  Miteigentum  mehrerer  befindliches  Objekt  (ai'n-i-müschterek) 
wird  in  so  viele  Teile  zerlegt,  als  Eigentümer  vorhanden  sind; 
z.  B.  ein  Grundstück,  das  mehreren  gehört,  wird  in  die  be- 
treffenden Teile  zerlegt.  Diese  Teilung  heisst  kissmet-i-tefrik 
(Art.  1115  Medsch.). 

Die  Teilung,  und  zwar  sowohl  die  kissmet-i-dschem'  als  auch 
die  kissmet-i-tefrik  kann  nach  Art.  1120  Medsch.  sein  eine  frei- 
willige —  kissmet-i-risa  —  oder  eine  erzwungene,  gerichtliche  — 
kissmet-i-ka8a  — ,  je  nachdem  die  Gemeinschafter  insgesamt  für 
Teilung  sind  und  diese  vornehmen,  oder  nur  einige  die  Teilung 
wollen,  welche  sie  gerichtlich  erzwingen  (Art.  1121,  1122  Medsch.). 

Die  Teilung  muss  nach  Art,  1127  Medsch.  gerecht,  d.  h.  die 
Teile  gleichwertig  sein.    Infolgedessen  ist  der  Einwand  der  laesio 

»)  Multeka  II,  S.  186. 
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enormis  —  ghabn-i-fahisch  —  zulässig.  Bei  Grundstücken  würde 
also,  wenn  bei  der  Teilung  sich  eine  Differenz  zwischen  wirklichem 
und  angesetztem  Wert1)  von  1/ft  und  mehr  herausstellt,  der  so 
bedeutend  benachteiligte  Gemeinschafter  neue  Teilung  beanspruchen 
können.  Nur  die  Anerkennung  des  Verletzten,  dass  sein  Recht  nicht 
verletzt  ist,  macht  die  Teilung  definitiv  gültig  (Art.  1157,  1160 
Med8ch.). 

Die  gerichtliche  Teilung  kann  nicht  beantragt  werden  bei 
verschiedenartigen  Gegenständen  in  gemeinschaftlichem  Eigentum 
(Art.  1135),  d.  h.  bei  verschiedenartigen  Gegenständen  kann  die 
kissmet-i-dschem*  nur  eine  freiwillige  sein;  dasselbe  gilt,  wenn 
mehrere  Häuser  oder  Tschiftliks  (Landwirtschaften)  in  gemein- 
schaftlichem Eigentum  stehen;  jedes  Haus,  Tschiftlik2)  ranss  vielmehr 
in  so  viele  Teile,  als  Eigentümer  da  sind,  geteilt  werden;  6oil  in 
diesem  Fall  also  die  Teilung  erzwungen  werden,  so  kann  nur  die 
ki8smet-i-tefrik  in  Anwendung  kommen,  und  der  eine  Miteigentümer 
kann  nicht  dieses,  der  andere  jenes  Tschiftlik  an  einen  oder  den 
anderen  Miteigentümer  verteilt  wissen  wollen  (Art.  1138  Medsch.). 
Was  bei  Tschiftliks  ausdrücklich  gesagt  ist,  gilt  für  Land  im  all- 
gemeinen als  gültig  (vergl.  Art.  1115);  daher  ist  bei  Länderteilung 
nur  die  kissmet-i-tefrik  zulässig. 

Die  kissmet-i-tefrik,  die  Teilung  eines  mehreren  gehörigen 
Objektes,  ist  ferner  nur  zulässig,  wenn  keinem  der  Gemeinschafter  aus 

1)  Der  „nokssan-i-fahisch".  Vergl.  Medsch.  Art.  165:  die  Verletzung 
des  Preises,  ghabn-i-fahisch,  beträgt  bei  gewöhnlichen  Gegenständen  V»» 
bei  Tieren  1jt0t  Doi  Grundstücken  »/«  des  Werte«. 

2)  Das  Wort  „Tschiftlik"  kann  gemäss  Art.  131  G.-G.  zweierlei 
bedeuten:  „In  der  Gesetzessprache  (kanunen)  bedeutet  es  ein  Stück  Land 
das  jährlich  mit  einem  Paar  (Tschift)  Ochsen  bestellt  werden  kann,  d.  h. 
ein  Stück  Land,  das  bei  sehr  gutem  Boden  70 — 80,  bei  mittlerem  100  und 
bei  geringem  130  Dunum  gross  ist.  Ein  Donüm  (Storgen)  ist  ein  Stück 
Land,  das  in  der  Länge  und  Breite,  gemessen  mit  mittlerem  Schritt, 
40  Schritte  beträgt  oder  im  Quadrat  1600  Sira  (Arschin)  gross  ist;  unter 
Sira  ist  nach  Runderlass  des  Grundbuch-Ministeriums  vom  6.  Sefer  1305 
und  12.  Teschrin-i-ewel  1303  (veröffentlicht  in  den  Muharrerat-i-umumie  des 
gen.  Ministeriums  S.  310)  eine  Sirai-mimari,  Architekten-Mafs  (=  75  cm), 
nicht  die  Tscharschi  arschini,  Markt- Arsch  in,  zu  verstehen.  Im  gewöhnlichen 
Sprachgebrauch  heisst  Tschiftlik  aber  ein  Landgut,  das  besteht  sowohl 
aus  den  Ländereien  wie  den  dazu  gehörigen  Wirtschaftsgebäuden  nebst 
lebendem  und  totem  Inventar  und  allem  Zubehör". 
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der  Teilung  Schaden  erwächst;  in  diesem  Falle  heisst  das  Objekt 
„teilbar"  (kabil-i-kissinet)  (Art.  1139  Medsch.).  Die  zwangsweise 
Teilung  von  MUlk-Land  ist  also  hiernach  zu  beurteilen.  Land  wird 
nach  Sira  (Pik)  geteilt,  die  darauf  stehenden  Bäume  und  Gebäude 
jedoch  nach  ihrem  Wert  (Art.  1148  Medsch.).  Nicht  inbegriffen  sind 
bei  der  Teilung  von  Grundstücken  und  Tschiftliks  Safiten  und 
Früchte,  wenn  dies  nicht  besonders  ausbedungen  ist  (Ali.  1169 
Medsch.).  Bei  der  Teilung  von  Grundstücken  sind  die  Bäume,  bei 
derjenigen  von  Tschiftliks  die  Bäume  und  Gebäude  inbegriffen 
(Art.  1165  Medsch.). 

Für  die  Teilung  von  Mirie-Land  gibt  nun  Art.  15  G.-G.  die 
folgenden  Grundsätze: 

rIst  Mirie-Land  im  Besitz  mehrerer  teilbar,  d.  h.  jeder  Anteil 
einzeln  verhältnismässig  ebenso  nutzbringend,  wie  wenn  er  mit  den 
anderen  Anteilen  zusammengeblieben  wäre,  und  verlangt  mindestens 
einer  der  Mitbesitzer  die  Teilung,  so  werden  die  verschiedenen  An- 
teile nach  ihrer  Qualität  abgeschätzt  und  durch  Verlosung,  gemäss 
den  Bestimmungen  des  religiösen  Rechts  (Scheriat),  oder  auf  sonst 
eine  gerechte  Weise  in  Gegenwart  der  Beteiligten  oder  ihrer  gesetz- 
lichen Vertreter  und  unter  Mitwirkung  der  Behörde  jedem  einzelneu 
zugeteilt.  Im  Fall  der  Unteilbarkeit  des  Landos  muss  es  bei  dem 
gemeinschaftlichen  Besitz  bleiben ;  in  diesem  Fall  ist  auch  die  Nutzungs- 
teilung (muhajat)  ausgeschlossen.11 

Danach  ist  für  die  Teilung  von  Mirie-Land  folgendes  zu  beachten: 

1.  Es  muss  teilbar  sein,  d.  h.  die  Teile  infolge  der  Abtrennung  an 
Nutzbarkeit  nicht  einbüssen,  im  Interesse  des  Fiskus,  der  nur 
in  diesem  Falle  an  Einnahmen  aus  Zehnten  und  dergl.  nicht 
verliert. 

2.  Die  Teilung  muss  beantragt  sein,  und  zwar 

a)  mindestens  von  einem  Mitbesitzer  (Fall  der  kissmet-i-kasa), 

b)  von  allen  Mitbesitzern  (kissmet-i-risa). 

3.  Die  Mitwirkung  der  Behörde  ist  erforderlich. 

4.  Die  Interessenten  bezw.  ihre  Vertreter  müssen  zugegen  sein. 

Die  Methode,  die  Anteile  festzustellen,  kann  nach  dem  G.-G. 
beliebig  sein,  sowohl  die  scheriatrechtliche  Verlosung  (kura-i-scherije 
ussuli)  oder  sonst  ein  gerechtes  Verfahren.  Die  Verlosung  nach  dem 
Scheriatrechte  erfolgt  in  folgender  Weise:  Das  zu  teilende  Grund- 
stück wird  auf  einer».  Plan  aufgezeichnet;  die  Anteile  werden,  nach- 
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dem  sie  nach  ihrer  Qualität  (nicht  nach  der  Rauragrösse) *)  gleich- 
mässig  festgestellt  sind,  auf  dem  Plan  mit  Ziffern  als  No.  1,  2,  3 
u.  s.  w.  bezeichnet,  je  nach  der  Zahl  der  Anteile:  z.  B.  ein  im  Be- 
sitz von  drei  Personen  stehendes  Stück  Land,  von  dem  einem  Mit- 
besitzer */6,  dem  zweiten  1/8  und  dem  dritten  2/fl  gehören,  wird  in 
sechs  qualitativ  gleiche  Teile  geteilt  und  diese  mit  den  Nummern  1 
bis  6  bezeichnet.  Darauf  werden  so  viel  Lose  gemacht,  als  Mit- 
besitzer vorhanden  sind,  also  drei,  und  die  Lose  mit  der  letzteren 
Namen  beschrieben,  in  dem  vorliegenden  Beispiele  mit  A,  B,  C; 
A  sei  der  Besitzer  von  drei,  B  derjenige  von  zwei  und  C  von  einem 
Anteile.  Diese  Lose  werden  von  Kindern  oder  des  Lesens  Unkundigen 
gezogen.  Wird  das  mit  dem  Namen  A,  des  Besitzers  von  drei  An- 
teilen, beschriebene  Los  zuerst  gezogen,  so  bekommt  dieser  die  An- 
teile eins,  zwei  und  drei.  Wird  darauf  der  Name  C  gezogen,  so 
bekommt  dieser  den  Anteil  vier,  so  dass  für  B  die  Anteile  fünf  und 
sechs  verbleibenr  Wäre  an  zweiter  Stelle  das  Los  mit  dem  Namen  B 
gezogeü  worden,  so  bekäme  B  die  Teile  vier  und  fünf  und  für  C 
bliebe  der  Teil  sechs.  Derjenige  also,  dessen  Name  zuerst  gezogen 
wird,  bekommt  den  Teil  eins  so  viel  von  den  nächst  numerierten, 
als  er  Anteile  —  eins  hat,  u.  s.  f.2) 

Das  G.-G.  lässt  neben  der  scheriatrechtlichen  Verlosung  irgend 
einen  anderen  gerechten  Modus  zur  Bestimmung  der  Anteile  zu. 
Chaliss  Eschreff  führt  noch  den  in  Rumelien  üblichen  Modus  des 
„Tai  atinak*1  an.3)  Ein  drei  Personen  gehöriges  Stück  Land  von 
30  Morgen  wird  aufgezeichnet  und  die  Anteile,  je  10  Morgen,  kenntlich 
gemacht.    Darauf  werden  drei  Lose  mit  den  Namen  der  Mitbesitzer 


')  „ala,  evssat^  edna  ittibarlle"  heisst  es  im  G.-G.  Art.  16.  Die 
Rechtsgelehrten  wareu  über  die  Feststellung  der  Anteile  uneinig.  Abu 
Hanifa  wollte,  dass  zwei  Morgen  Höhenland  einem  Morgen  Tiefland  gleich- 
gerechnet werden  sollten,  weil  letzteres  fruchtbarer  sei.  Abu  Jcssüf  wollte 
zwischen  Hoch-  und  Tiefland  keinen  Unterschied  gemacht  wissen;  nach 
Abu  Mf.hmed  soll  der  Wert  abgeschätzt  und  danach  die  Teile  gleichmässig 
bestimmt  werden.  Das  G.-G.  hat  die  letztere  Theorie  adoptiert,  wie  aus 
der  Fassung  ersichtlich  ist  „unter  Berücksichtigung  der  guten,  mittleren, 
schlechten  Qualität"  (vergl.  Multeka.  eod.  II,  S.  186). 

-)  Multeka,  eod.;  Durrer,  eod.;  Chausö  Eschreff,  S.  173. 

3)  „taiu  heisst  wörtlich  die  eine  der  beiden  Lasten,  mit  denen  die 
Lastpferde  beladen  werden,  „tai  atmakw  —  „die  Lasten  werfen",  (das  Pferd) 
beladen,  d.  h.  gleichmässig  beide  Lasten  abwägen,  verteilen. 
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sein,  je  nachdem  die  Teilnehmer  sich  entweder  der  Zei 
Nutzen  teilen  oder  dem  Ort  nach;  z.  B.  ein  Stück  Law 
weder  abwechselnd  ein  Jahr  von  dem  einen,  ein  andere 
dem  anderen  Miteigentümer  genutzt,  oder  der  eine  bestel 
der  andere  die  andere  Hälfte  des  gemeinschaftlich  besesset 
Nutzungszeit  wie  Nutzungsort  werden  im  Wege  der  W 
stimmt  (Art,  1180  Medschelle).  Bei  Gegenständen  m 
Nutzuugsart  kann  die  Nutzungsteilung  gerichtlich  erzwung 
falls  nicht  alle  Beteiligten  darein  willigen  (Art.  1180  ? 
bei  Gegenständen  mit  ungleicher  Nutzbarkeit  nicht.  Die 
teilung  wird  hauptsächlich  bei  unteilbaren  Gegenständ* 
werden,  bei  denen  sie  auch  erzwungen  werden  kann  (Ar 
Nach  Art.  15  G.-G.  soll  eine  solche  Nutzungsteilung 
Land  ausgeschlossen  sein.  Da  daraus  aber  dem  Fisku 
Schaden  erwächst  und  fast  alle  Beschränkungen,  denen  d 
von  Mirie-Land  im  Gegensatz  zum  Mülk-Eigeutümer  unter 
das  materielle  Interesse  des  Staates  zu  fördern  geschafft 
erscheint  die  angeführte  Bestimmung  in  dieser  strengen 
<:iUi«r     Itl  j«.  tv*  .m«<v^  a; nn^h  «<\  nnfsru  fassen 
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Ist  nach  den  eben  erwähnten  Bestimmungen  die  Teilung  voll- 
zogen und  hat  von  seinem  Anteil  jeder  Mitbesitzer  Besitz  ergriffen, 
so  können  einige  der  Mitbesitzer,  wie  Art.  16  G.-G.  in  Überein- 
stimmung mit  Art.  1157  Medschelle  bestimmt,  die  Teilung  nicht  mehr 
anfechten.  Nur  der  Einwand  des  rghabn-i-fahischa,  der  laesio  enormis1) 
kann  zur  Annullierung  führen,  da  auch  bei  Mirie-Land,  wie  bei 
Mülk-Land,  die  Teilung  auf  r irgend  eine  gerechte  Weise*4  (rwe 
ssuer-i-ssaire-i-adile  ileu)  vorgenommen  sein  muss,  was  bei  erheblicher 
Verletzung  des  Wertes  (1/s  des  Ganzen)  nicht  der  Fall  ist. 

Wie  schon  Art.  15  G.-G.  vorschreibt,  ist  behufs  Teilung  von 
Mirie-Land  die  Mitwirkung  der  Behörde  und  die  Anwesenheit  der 
Interessenten  bezw.  ihrer  Vertreter  erforderlich.  Ist  diesen  beiden 
Erfordernissen  nicht  genügt,  so  ist  gemäss  Art.  17  G.-G.  die  Teilung 
ungültig. 

Die  Mitwirkung  der  Behörde  ist  zur  Wahrung  des  Fiskal  - 
Interesses  vorgeschrieben;  eine  Teilung,  durch  welche  die  Nutzbarkeit 
des  Landes  vermindert  und  so  die  Einnahme  des  Staates  verringert 
wird,  ist  somit  unmöglich. 

Sind  die  Mitbesitzer  ganz  oder  zum  Teil  unmündig  oder  in- 
folge von  Geisteskrankheit  handlungsunfähig,  so  kann  die  Teilung 
ihrer  Grundstücke  auch  von  ihren  Vormündern  vorgenommen  werden 
(Art.  18  G.-G.). 

§  17.  Verjährung  und  Ersitzung.«) 
Unter  Verjährung,  türkisch  „mürur-i-seman1*,  versteht  man 
nach  islamitischem  Recht  den  Verlust  des  Klageanspruchs  auf  ein 
Recht,  das  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  nicht  ausgeübt  worden 
ist  (exstinktive  Verjährung),  und  andererseits  den  Erwerb  von  Rechten 
infolge  Ausübung  derselben  während  einer  bestimmten  Zeitdauer 
(acquisitive  Verjährung,  Ersitzung). 

Nur  das  Klagerecht  also  geht  durch  Verjährung  zu  Grunde, 
nicht  das  Recht  selbst;  dieses  besteht  fort  rtekkadüm-i-seman  ile 
hakk  ssakyt  olmas"*  (Art.  1674  Medschelle)  und  kann  nur  nicht  aus- 
geübt werden,  weil  dem  Richter,  sei  es  durch  das  Scheriatrecht,  sei 

l)  Vergl.  oben  S.  1668,  Anm.  1. 

*■  Die  Medschelle  behandelt  den  „Zeitablauf"  im  XIV.  Buch  über 
den  Prozess.    D.  III. 
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des  Staates  bei  Mirie-Land,  verjähren,  darllber  bcs 
zum  Jahre  1298  Uberhaupt  keine  Bestimmungen,  we 
Medschelle  noch  im  (i.-G.    Ein  Irade  des  Sultans  vo 
harrem  1300  (22.  Teschrin-i-ssani  1298)2)  bestimmt 
die  vom  Staat  bezüglich  der  Rakkaba  an  Mirie-L 
strengenden  Prozesse  ebenfalls  erst  in  36  Jahren  verjäh 
.  In  15  Jahren  (der  allgemeinen  Verjährungsfrist)  verji 
Art.  1660  der  Medschelle  alle  Schuld-  (den),  Deposits. 
Prozesse,  Prozesse  bezüglich  des  Eigentums  an  Mol 
Mülk-ImmobUien,  Erbschafts-Prozesse,  bei  Wakuf-Lam 
bezüglich  des  Besitzes  von  mit  einer  festen  Miete  (mu 
und  zwei  Mieten3)  (idschareteu)  besesseneu  Immobili 
bei  Wakuf-Objekten  Uberhaupt  Prozesse  bezüglich  der  \ 
(tevliet)  und  der  Einnahme  (gale),  kurz,  in  15  Jahren 
alle  Prozesse,  für  welche  keine  anderen  Fristen  geset 
gesetzt  sind.    Bis  zum  Inkrafttreten  des  die  VerjlU 
treffenden  Teiles  der  Medschelle  (1293  H.)  verjährten 
Prozesse  Uberhaupt  nicht,  („medschelle  we  ssair  kavani 
uin  ueschrindeo  mukaddem  ....  mürur-i-semana  itti 
maiarak  .      "  Zirkulnr.Erln««  rif»s  (irundhnc.hmiiiisrer 
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22.  Eebi  ul  ewel  1303  17.  Kjanun-i-ewel  1301,  Muharrerat-i- 
umuiuie  dieses  Minist.,  Jahrg.  1302/4,  S.  159.) 

3.  Der  Besitz  von  Mine-Land  verjährt  in  10  Jahren  (Art.  1662 

■ 

Medschelle). 

4.  Prozesse  auf  Erlangung  des  Besitzes  von  Land,  dessen  Besitzer 
erblos  gestorben  und  das  daher  an  den  Staat  zurückgefallen  ist 
(mahlul)  und  von  diesem  an  Muhadsehirs1)  verliehen  wird,  ver- 
jähren in  zwei  Jahren,  wenn  die  Muhadschirs  ungestörten  Be- 
sitz während  dieser  Zeit  gehabt  haben  (vergl.  Zusatzbestimmung 
zu  Art.  20  G.-G.  vom  11.  Dschemasi  ul  ewel  1305 — 12.  kjauun- 
i-ssani  1303).  Diese  Frist  beginnt  zu  laufen,  sobald  das  Land 
von  den  Muhadschirs  angebaut  oder  Gebäude  darauf  errichtet 
werden,  d.  h.  sobald  demjenigen,  der  eventuell  Besitzrechte  geltend 
machen  könnte,  die  Besitzergreifung  durch  Muhadschirs  vor  Augeu 
geführt  worden  ist. 

Die  Verjährungszeit  wird  einem  Beschluss  der  Medschelle- 
Kommission  vom  15.  Silhidsche  1297  *)  zufolge  nach  Mondjahren 
< 1  Mondjahr  =  354  Tage),  nicht  nach  Sonnenjahren  gerechnet.  Dabei 
ist  zu  bemerken,  dass  die  Verjährungszeit  nicht  zwischen  denselben 
Porsonen  abgelaufen  sein  muss ;  der  Erbe  kann  sich  die  Zeit  des  Erb- 
lassers, der  Käufer  diejenige  des  Verkäufers  anrechnen  (Art,  1670). 
Umgekehrt,  hat  der  Erblasser  es  eine  Zeit  laug  unterlassen,  den 
Prozess  anzustrengen,  und  der  Erbe  ebenfalls,  und  es  ergeben  sich 
so  10  bezw.  15  Jahre,  so  ist  die  Verjährung  vollendet  (eod.). 

Nach  den  obigen  Bestimmungen  ist  über  Verjährung  und  Er- 
sitzung des  Besitzes  oder  Eigentums  von  Grundstücken  bezüglich 
der  Zeitdauer  festzuhalten: 
1.  das  Eigentumsrecht  an  Mülk-Land  und  das  Besitzrecht  an  mit 
zwei  Mieten  (idscharetenlu)  oder  mit  einer  festen  Miete  (muka- 
tealu)  besessenem  Wakuf-Land  verjährt  in  15  Jahren; 

*)  Muhammedaner,  welche  ihrer  Religion  wegen  aus  nichtmuham- 
medanischen  Ländern  in  die  Türkei  einwandern.  Der  Sultan  weist  ihnen 
regelmassig  Land  zur  Ansiedelung  umsonst  an,  und  zwar  Ackerland  als 
Mirie.  Gebäude  als  Mülk  (Erl.  des  Grundbuchministeriums  vom  13.  Maias  1311). 
Die  Muhadschirs  können  10  Jahre  von  der  Zuweisung  des  Landes  an  ge- 
rechnet dasselbe  nicht  verkaufen  (Erl.  des  Grundbuchministeriums  vom 
2(J.  August  1311). 

'-)  I)8cheride-i-mehakiiu,  Jahrgang  1296,  No.  72  S.  571. 
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Art.  20  G.-G.  Danach  verjähren,  wie  schon  Art.  1662 
bestimmt,  Prozesse  bezüglich  Mine-Land  in  10  Jahren, 
letztere  diese  Zeit  hindurch  ohne  Einspruch  des  Berecl 
einem  anderen  besessen  worden  ist  und  keiner  der  nach  de 
recht  die  Verjährung  hindernden  Umstände,  wie  gewaltst 
ergreifung,  Handlungsunfähigkeit  infolge  Minderjährigkeit  i 
krankheit  oder  Abwesenheit,  den  Berechtigten  wegen  se 
einspruches  entschuldigt.  Vom  Wegfall  dieser  Unistände  ai 
10  .fahre  lang  werden  Prozesse  auf  Wiedererlangung  d 
von  Mirie-Land  gehört:  nach  Ablauf  dieser  Frist  uicht  i 
steht  aber  der  Beklagte,  das»  er  das  Land  unrechtmässig 
genommen  und  beackert  hat,  so  weiden  Zeitablauf  und  B 
berücksichtigt  und  die  Grundstücke  dem  rechtmässige: 
zurückgegeben a. 

Danach  ist  zur  Ersitzung  von  Mirie-Land  erforderlic 
langer  ungestörter  (bila  nisa)  Besitz.   Dabei  dürfen  dem  B. 
aber  nicht  „asar-i-scherye-,  d.  h.  vom  religiösen  Recht  anerk 
schuldigungsgründe  für  den  unterlassenen  Einspruch  zur  S« 
1.  Der  Besitz  muss  10  Jahre  lang  ohne  Einspruch  des  B« 
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Präskribcuten  besessenen  Sache  oder  Unkenntnis  der  Tatsache 
des  Besitzens  seitens  des  letzteren  gehört  nicht  zu  diesen  Ent- 
schuldigungsgründen.1) Mit  dem  Wegfall  dieser  die  Verjährung 
hindernden  Momente,  d.  h.  in  dem  Augenblick,  wo  der  Berechtigte 
sein  Recht  ausüben,  klagen  kann,  beginnt  die  zehnjährige  Frist 
zu  laufen;  sind  solche  nicht  vorhauden,  mit  dem  Beginn  des 
Besitzes. 

Über  die  „Abwesenheit  mit  Reisefrisf,  vergleichbar  der  absentia 
in  proviucia  des  römischen  Rechts,  bestimmen  Art.  1664  und  1665 
folgendes:  Wenn  die  Abwesenheit  des  Berechtigten  zur  Hinderung 
der  Ersitzung  geeignet  sein  soll,  muss  von  dem  Ort,  an  dem  der 
Berechtigte  sich  befindet,  der  Ort,  wo  die  Ersitzung  stattfindet,  bei 
mittelmässiger  Fortbewegung  (sseir-i-mütedil)  in  frühestens  3  Tagen 
oder  18  Stunden  von  ihm  zu  erreichen  sein.  Sind  der  Berechtigte 
und  der  Präskribent  in  zwei  so  weit  voneinander  entfernten  Ort- 
schaften ansässig  und  konnte  der  Berechtigte  dadurch,  dass  er  während 
der  zehnjährigen  Frist,  wenn  auch  nur  ein  einziges  Mal.  mit  dem 
Präskribenten  an  dem  Ort  des  letzteren  zusammentraf,  die  Klage 
gegen  ihn  anstrengen,  so  wird  die  Verjährung  voll  gerechnet,  wenn 
er  dies  unterlassen  hat.  Nur  die  einmalige  Möglichkeit  der  Klage- 
anstellung während  des  Laufes  der  Verjährung  genügt  also,  die  Ein- 
rede der  Abwesenheit  hinfallig  zu  machen. 

Die  unentschuldbare  Unterlassung  des  Prozesses  seitens  des 
einen  Mitbesitzers  bezw.  Miteigentümers  hebt  nicht  die  Folgen  auf 
des  Vorhandenseins  von  die  Verjährung  hindernden  Momenten  zu 
(iunsten  des  anderen  Mitbesitzers:  z.  B.  ein  zwei  Brüdern,  von  denen 
der  eine  unmündig  ist,  gehöriges  Stück  Mirie-Land  wird  10  Jahre 
lang  von  jemand  ungestört  besessen.  Der  mündige  Bruder  hat  seinen 
Auteil  durch  Verjährung  verloren,  der  unmündige  nicht  (Art.  1672 
Medschelle). 

Andere  Erfordernisse  als  die  oben  angegebenen,  nämlich  un- 
gestörter Besitz  während  10  Jahre  bei  Nichtvorhandensein  von  die 
Verjährung  hindernden  Momenten  auf  Seiten  des  Berechtigten,  sind 
für  die  Ersitzung  der  Besitzrechte  von  Mirie-Land  nicht  zu  erfüllen. 
Eines  Ersitzungstitels,  wie  Übergabe  des  Landes  zum  Zwecke  der 
Besitzübertragung  (tiragh),  Schenkung,  Erbschaft  u.  dergl.,  bedarf  es 

')  Nach  einem  Fetwa  des  Scheich  ul  Islam  Abusauud  (vergl.  Su 

Eddix,  S.  102). 
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Berufende  muss  ausser  der  Lichtung  des  Waldes  die 
Stellen  auch  beackert  haben;  vorgl.  das  Rundschreiben  vor 
1804/12.  Teschrin-i-ssnni  1302  i.  d.  l)scheride-i-mehaki 
Anders  bei  Mtllk-Land.    Zwar  gilt,  was  über  die 
Vorhandenseins  der  „asar-i-scherijea  gesagt,  sowie  was  s< 
geraeinen  Bestimmungen  Uber  Verjährung  und  Ersitzung  t 
wiedergegeben  ist.  gleichnnlssig  auch  für  Mülk-Land  und 
Gegenstände,  jedoch  wird  mit  der  Erfüllung  der  oben  ai 
Bedingungen  „Eigentum"  nicht  ersessen.  Wie  erwähnt,  1 
sich  bei  Mirie-Land  nur  um  die  r Besitzrechte „hukuk-i-t« 
die  von  der  Kakkaba,  dem  Obereigentum,  zu  untersch« 
Bei  Mülk-Gegeuständen  fällt  beides  als  „Eigentum"  zusamn 
der  Medschelle,  Art.  1248,  gibt  es  nun  aber  nur  drei  Wc 
i-temelltlk),  um  Mülk-Eigentum  zu  erwerben,  zu  denen  Ersit 
gehört,  nämlich: 

1.  Übertragung  des  Eigentums  durch  Kauf,  Schenkung 

2.  Übergang  des  Eigentums  durch  Vererbung; 

3.  Erwerb  einer  zum  Freigut  aller  gehörigen,  in  nieman 
tum  stehenden  Sache  (niubah),  infolge  Besitzergreifun 

Eigentum  wird  in  15  Jahren  also  nur  dann  erses 
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Gemäss  Art.  1674  der  Medschelle  war  oben  gesagt  worden, 
dass  durch  Verjährung  kein  Recht  untergeht,  sondern  nur  das  Klage- 
recht  verloren  geht.  Umgekehrt  ausgedrückt,  wird  durch  Ersitzung 
kein  Recht  erworben,  sondern  eine  seit  Jahren  bestehende  Tatsache 
wird  durch  die  Gesetzgebung  geschützt.  Die  Folge  davon  ist  nun. 
dass  sowohl  bei  Mülk-.  wie  bei  Mirie-Land  das  Eingeständnis  des 
Praskribenten,  dass  unrechtmässig  von  ihm  besessen  werde,  die  Folgen 
des  Zeitablaufs  und  des  Besitzes  aufhebt  :  dem  Berechtigten  muss  bei 
Vorhandensein  eines  solchen  Anerkenntnisses  (ikrar)  das  vom  PrS- 
skribenten  10  oder  15  Jahre  laug  besessene  Land  zurückgegeben 
werden.  Dieselben  Folgen  treten  ein,  wenn  derjenige,  welcher  Mirie- 
oder  Mülk-Land  in  Besitz  hat.  anerkennt,  dass  er  es  nur  als  Pachter 
(müsteedschir)  oder  Leiher  (müsteeir)  besitzt.  Solange  das  Pacht- 
oder Lcihverhilltnis  also  anerkannt  wird,  ist  eine  Ersitzung  aus- 
geschlossen (Art.  1673  Medschelle,  Art.  23  G.-G.).1)  Gesteht  aber 
der  Besitzer  nicht  ein,  dass  er  als  Pachter  oder  Präkarist  besitzt, 
dann  ist  gemäss  Art.  1673  der  Siedschelle  zu  unterscheiden,  ob  das 
Pacht-  oder  Lcihvcrhaltnis  „unter  den  Leuten"  bekannt  (ben  ennass 
m'aruf)  war  oder  nicht.  Im  ersten  Falle  ist  eine  Ersitzung  aus- 
geschlossen, im  zweiten  wird  des  Berechtigten  „Prozcss  nicht  angehört". 

Das  Anerkenntnis  (ikrar),  wenn  es  die  Wirkungen  des  Zeit- 
ablaufs aufheben  soll,  muss.  was  zunächst  die  Form  anbetrifft,  ge- 
mäss Art.  1674  der  Medschelle  rechtsformell  sein,  d.  h.  vor  Gericht 
dem  Richter  erklart  werden.  Ein  schriftliches  Ikrar  ist  nur  dann 
von  Wirksamkeit,  wenn  vom  Datum  des  betreffenden  Schriftstückes 
bis  zur  Anhiltigigmachung  des  Prozesses  die  Verjährungsfrist  noch 
nicht  verstrichen  ist.  Wir  haben  also  hier  ein  weiteres  Moment 
der  Unterbrechung  der  Verjährung  neben  dem  Prozess.  Vom  Datum 
eines  schriftlichen  Ikrars  an  gerechnet  beginnt  eine  neue  Frist  zu 
laufen.  Sind  lauger  als  10  bezw.  15  Jahre  verflossen,  dass  der 
Prilskrihent  seinen  Besitz  für  nicht  gerechtfertigt  erklärt  hat.  so 
kann  der  Berechtigte  dem  Einwand  der  Ersitzung  nicht  mehr  damit 
begegnen,  dass  der  Priiskribent  die  Unrechtmassigkeit  seines  Besitzes 

')  Man  wird  diese  Bestimmung  dahin  ausdehnen  können,  dass  jede 
Ernitzunir  ausgeschlossen  ist,  wenn  der  Besitz  des  Präskribenten  kein 
juristischer  isl,  d.  h.  wenn  er  nicht  mit  dem  Willen  besitzt,  als  Eigen- 
tümer oder  Besitzer  (bei  Mirie-Land)  zu  haben,  was  er  besitzt  (S.  14  Kirkor 
Saiikahiak.  Hitkkuk  wo  dachesa  murur-i-semauleri  >. 
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Sache)  habe*  (ha!»  kendissinde  hakki  oldufcunu).  Nach  Art.  20  G.-G.. 
also  bei  Mine-Land,  soll  das  Anerkenntnis  besagen,  das»  Beklagter 
„die  in  seinein  Besitz  befindlichen  Grundstöcke  unrechtmässig  in 
»eine  Gewalt  bekommen  und  beackert  hat*  (jedinde  bulauau  erasyi 
l'usolen  saht  we  sirat  et  misch  oldugunu).   Im  letzteren  Falle,  wo  es 
»ich  um  Mirie-Land  handelt,  hat  Beklagter  zu  erklitren,  da.ss  sein 
Besitz,  ..fusuli",1)  unrechtmässig  ist.    Da,  wie  wir  gesehen,  bei  der 
Ersitzung  der  Besitzrecbte  von  Mirie-Land  der  blosse  Zeitablauf  ge- 
nügt und  ein  Titel  nicht  erforderlich  ist.  würde  ein  Anerkenntnis, 
etwa  in  der  Form,  rdas  Land  gehörte  zwar  dem  Kläger,  infolge 
Zeitahlaufs  habe  ich  (Beklagter)  aber  die  Besitzrechte  erworben-4, 
nicht  die  Folgen  des  Zeitablanfs  aufheben,  vielmehr  müsste  die  sub- 
jektive l.'nrechtiuässigkt'it  zum  Besitz  hervorgehoben  werden;  bei  der 
Ersitzung  von  Mülk-Land  hingegen  wurde  ein  solches  Anerkenntnis 
die  Ersitzung  aufheben,  wenn  Beklagter  nicht  gleichzeitig  einen 
Titel  nachwiese.    Wurde  in  dem  gewählten  Beispiel  der  Beklagte 
hinzufügen  .nachdem  mir  das  Land  übertragen,  geschenkt  etc.  worden 
ist",  dann  würde  das  Anerkenntnis  kein  die  Ersitzung  des  Mülk- 
Landes  aufhebendes  sein. 
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eines  anderen  ohne  dessen  Erlaubnis  Grüben  ziehen.  Tennen  zum 
Dreschen  eiTichten  oder  sonst  irgend  welche  Besitzrechte  ausüben. 
Diesen  Bestimmungen  der  Art.  13  und  14  G.-G.  entsprechen  die 
Art.  95  der  Medschellc,  wonach  niemand  unbefugt  au  der  Sache 
eines  anderen  Eigentumsrechte  ausüben  darf,  und  Art.  1192,  wonach 
jedermann  auf  seinem  Eigentum  tun  kann,  was  er  will.  Stömugen 
in  der  freien  Ausübung  der  Besitz-  bezw.  Eigentumsrechte  müssen 
im  Wege  des  ordentlichen  Prozesses  beseitigt  werden  (vergl.  20). 

Die  freie  Ausübung  der  Eigenruinsrechte  soll  aber  andererseits 
auch  nicht  Rechte  anderer  verletzen  (Art.  Ilf2  Medsch.)  oder  anderen 
grossen  Schaden  bringen  { 1 197).  *)  Deswegen  sind  gesetzlich  dem 
Eigentum  gewisse  Beschränkungen  auferlegt,  welche  auch  analog 
gegenüber  dem  Besitz  bei  Miiie-Land  gelten.  Diese  Beschränkungen 
sind  zum  grossen  Teil  geschaffen,  um  Unzuträglichkeiteu  aus  dem 
Nachbaruverhaltnis  zu  beseitigen. 

1.  Wenn  in  einein  Hause  der  obere  und  der  untere  Stock  ver- 
schiedenen Personen  gehören,  so  hat  der  Besitzer  des  oberen 
Stockes  an  dem  unteren  Stock  das  hakk-i-karar.  d.  i.  Kecht, 
den  letzteren  als  Stutze  für  seineu  eigenen  Stock  zu  benutzen, 
und  der  Besitzer  des  unteren  Stockes  an  dem  oberen  das  hakk- 
i-ssakfi.  Dachrecht,  d.  h.  vor  Sonne  und  Rogen  sich  zu  schützen ; 
Ober-  und  Uuterbewohner  können  nicht  ohne  gegenseitige  Er- 
laubnis einander  schadeubriugeude  Veränderungen  treffen,  noch 
kann  jeder  auf  eigene  Faust  seinen  Stock  nioderreisseu  lassen 
(Art.  1292). 

2.  Niemand  kann  die  Vorbauten  (Simse,  ssatschak)  der  Zimmer  in 
seinem  Hause  auf  das  Nachbarhaus  hinüber  verlängern.  Was 
hinüberragt,  kann  abgehauen  werden  (Art,  1195  Medsch.). 

'\.  Zweige  von  Bäumen,  die  Uber  des  Nachbars  Haus  oder  Garten 
hinüberhängen,  kann  der  Nachbar  zusammenbinden  und  zurück- 
ziehen lassen  oder  abschneiden,  um  den  Luftraum  frei  zu  halieu. 
Jedoch  kann  niemand  mit  der  Begründung,  dass  der  Srhatteu 
der  Häume  in  des  Nachbars  Garten  seinen  Saaten  schädlich  ist. 
auf  Abhauen  der  ganzen  Bäume  bestehen  (Art.  1196  Medsch.). 

')  »arar-i-fahiseh;  „grossen  Schaden"  bringt  eine  Handlung,  wenn 
sie  das  Fundament  eines  Hauses  erschüttert,  den  Einsturz  desselben  ver- 
anlassen kann  oder  einen  zum  Wesen  der  Sache  gehörenden  Nutzen  (menfa'at- 
i-asslie)  vereitelt,  sowie  das  Wohnen  in  einem  Gebäude  unmöglich  macht 
i Art.  litt!)  Medsclü. 
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milssigcn  Besitzer  ein  Anspruch  auf  Ersatz  des  „verminderten 
Bodcnwertes-1)  noch  auf  Entrichtung  eines  Mietsziuses*!  zu. 
Das  Gleiche  gilt  bei  Grundstücken  Unmündiger." 

Die  ratio  dieser  auffallenden  und  harten  Bestimmungen  des 
zitierten  Artikels  21  G.-G.  ist  offenbar  darin  zu  suchen,  dass 
das  fiskalische  Interesse  allem  anderen  vorangeht.  Für  den  Fiskus 
ist  ohne  Belang,  wer  das  einmal  verliehene  Land  wirklich  im 
Besitz  hat.  Ein  Interesse  hat  er  nur  daran,  dass  es  bestellt 
wird,  in  gutem  Zustande  bleibt  und  der  jeweilige,  tatsächlich 
Besitzende  seine  Abgaben  entrichtet.  Aus  diesem  Prinzip  ist 
die.  wie  wir  gestehen,  so  ausserordentlich  erleichterte  Ersitzung 
von  Mirie-Land  herzuleiten,  mit  diesem  Prinzip  ist  auch  die  Be- 
stimmung zu  begründen,  dass,  wer  sich  um  das  ihm  verliehene 
Land  nicht  kümmert,  ja  vielleicht  infolge  Unmündigkeit  nicht 
einmal  kümmern  kann,  nachträglich  keinerlei  Ansprüche  gegen 
den  erheben  kann,  welcher  das  Land  ohne  Hecht  oder  selbst 
mit  Gewalt  in  seinen  Besitz  gebracht  und  daraus  Nutzen  ge- 
zogen hat. 

Anderes  pilt  fllr  Mdlk-Land.  Nach  Art.  90:>  der  Medschelle 
ist.  wer  das  Land  anderer  ohne  Recht  in  Besitz  nimmt,  zur 
Rückgabe  an  den  Eigentümer  verpflichtet.  Hat  das  Grundstück 
irgend  eine  Wertminderung  erfahren,  so  ist  Ersatz  zu  leisten. 
Hat  der  Usurpator  das  Land  beackert  und  bestellt,  so  muss  er 
fllr  den  nokssan-i-ers  aufkommen  (Art.  1H>7). 

Um  Zweifel,  dass  diese  Bestimmung  des  Artikels  907  für 
MUlk-Land,  Art.  21  G.-G.  aber  nur  fllr  Mirie-Land  gilt,  zu  be- 
seitigen, hat  die  Mcdschelle-Kommission  dies  ausdrücklich  fest- 
gestellt.'1) In  beiden  Fällen  konnte  der  Usurpator,  und  wenn 
sein  Unrecht  noch  so  offenkundig  war,  jedoch  nach  der  letzteren 
Praxis  nicht  im  Verwaltungswege  aus  dem  Besitz  vertriebeu 
werden,  sondern  es  mussto  stets  der  Ausgang  des  in  der  Kegel 
recht  langwierigen  Prozesses  abgewartet  werden.    Gemäss  BP- 

')  „iiokssiiii-i  ers"  ist  nach  Art.  886  der  Modschelle,  „la  difference  en 
mnitis  existant  tntre  le  loyer  d  un  foudB  avant  la  recoltc  ot  son  loyer  apres 
la  recolto". 

J)  „idschi-i-missil"  ist  nach  Art.  414  der  Medschelle  ,.lc  prix  du 
lou«!.'f  cstiuip  par  cxpi  rts*. 

:'i  Ver-|.  Dselieride-i-meliakim  No.  17,  S.  18»;. 
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Auf  Ersatz  der  geleisteten  Arbeit  bei  der  Bestellung  des 
Landes  hat  der  Usurpator  geuia*s  Art,  908  der  Medsehelle 
nicht  Anspruch. 

fj  20.    Die  Gerichte  bei  Prozessen,  betreffend  Immobilien. 

Für  die  Entscheidung  von  Grundsttteksstreitigkeiten  können  in 
Betracht  kommen: 

die  geistlichen  Gerichte,  mehakim-i-schcrije.  oder 
die  ordentlichen  Gerichte,  mehakiin-i-nisamie.1) 
Die  Zuständigkeit  dieser  Gerichte  im  allgemeinen  abzugrenzen, 
ist  zum  letztenmale  durch  Kunderlass  an  sämtliche  Obergerichte  und 
Staatsanwaltschaften  vom  17.  ililrz  1H04  versucht  worden.4)  Über 
die  Zuständigkeit  in  Grundstücksangelegenheiteii  ist  darin  jedoch 
nichts  enthalten.    Es  muss  daher  auf  altere  Sonderbestimmungeu 
zurückgegriffen  werden,  deren  jüngste  als  Rundschreiben  (tnhrirat-i- 
umumie)  unter  dem  20.  Rninasan  12%  (25.  August  1295)  ergangen 
ist.!t)    Danach  gehören 
1.  zur  Zuständigkeit  der  Scheriat-Gerichte  in  Grundstückssachen: 
Prozesse,  die  nur  nach  dem  Scheriat-Reclit  zu  entscheiden  und 
über  die  besondere  Gesetze  (kanum,  nisam)  nicht  organgen  sind, 
nämlich: 

a)  Prozesse,  welche  eigentliche  Wakufs  (ovkaf-i-ssahihe)  be- 
treffen; zu  den  eigentlichen  Wakufs  gehören  alle  zwei- 
mietigen  WakufgrundstUcke,  mussakkal'at  und  mustegelat 
genannt  (s.  unten  Buch  II).  Erbschaftsprozesse  aber  um 
zweiuiietige  Wakufs  gehören  nicht  zu  dieser  Kategorie, 
und  für  sie  sind  die  Nisamie-Gerichte  zuständig.  Denn  die 
Vererbung  zweimietiger  WakufgrundstUcke  beruht  nicht 
auf  dem  Scheriatrechte,  sondern  ist  eine  durch  kanonische 
Verordnung  geschaffene,  udi  (Urteil  des  Gerichts  I.  In- 
stanz Konstantinopel,  II.  Zivilkammer,  vom  27.  Rcdscheb 
1299  2.  hasiran  12S»K,  Usclieride-i-mehakim  S.  1252:vergl. 
auch  unter  $  H2c).    Auch  gehören  Prozesse  in  Bezug  auf 

')  Siehe  „Entwickelung  und  jetzige  Verfsuwunir  der  ordentlichen  Ge- 
richte in  der  Türkei''  von  E.  Schhiht  (Soiiderabdruck  aus  den  Mitteilungen 
des  Orient.  Seminars).    Berlin  18IW. 

sl  Abgedruckt  in  der  Zeitschrift  „llukkuk"  (Hechte),  1.  J»hr^mng 
No.  7.  S.  113. 

•')  Ahiredmckt  M  Su  El.i.ik,  S.  mi 
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Verwaltung  zugegen  sein  (Erlas«  de*  Justizministeriums  vom 
24.  August  1301.  zitiert  bei  Chalins  Eschbkff  S.  589). 
3.  Die  Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft  in  Grundstttcksprozesaen 
ist  in  folgenden  Fällen  erforderlich:1) 

a)  wenn  es  sich  um  Metruke-Land  (Weideplätze,  öffentliche 
Wege  etc.)  handelt,  weil  ein  öffentliche«  Interesse  vor- 
handelt  ist; 

b)  wenn  Streit  besteht  über  die  Zuständigkeit  des  einen  oder 
des  anderen  ordentlichen  Gerichts; 

c)  wenn  Streit  besteht  über  die  Zuständigkeit  des  Scherie- 
oder  Nisamie-Gerichts; 

d)  wenn  eine  der  Parteien  unmündig,  geisteskrank  oder  sonst 
handlungsunfähig  ist; 

e)  wenn  eine  der  Parteien  abwesend  oder  verschollen  ist; 

f)  wenn  im  J-anfe  de»  Prozesses  da»  Vorhandensein  einer 
strafbaren  Handlung,  wie  Fälschung  eines  Schriftstücks 
und  dergl.,  entdeckt  wird. 

tj  20a.    Die  Grundsteuer  und  Zehntenajjgabe. 
i.  Die  Zehnten. 

Die  beiden  ältesten  Arten  der  Grundabgaben,  Charadsch  and 
Ilschr,  sind  bereit*  in  §  2  ausführlich  besprochen.  Sie  gründen  sich 
auf  Vorschriften  der  heiligen  Bücher  und  heissen  daher  die  russnm- 
i-scherije,  die  durch  das  heilige  Hecht  sanktionierten  Abgaben,  im 
Gegensatz  zu  den  tekjalif-i-ürfie,  den  später  eingeführten  r willkür- 
lichen (ungesetzlichen)  Lasten"4.  Der  Charadsch  wurde  von  den 
ungläubigen  besiegten  Landesbe wohnern  erhoben,  während  der  t'schr 
von  den  Eroberern  des  Landes  und  den  mit  demselben  beschenkten 
Gläubigen  entrichtet  wurde.  Ersterer  betrug  1J10 — 1 ,  des  Ertrages, 
letzterer  1'J0.  Beide  Abgaben  bestehen  heute  noch  theoretisch. 
Indessen  ist  es,  da  schon  zu  Sultan  Suleimans  Zeit  die  Umwandlung 
von  Charadschie-  in  Mirie-Land  begonnen  hatte,  angeblich  weil  bei 
Vererbung  desselben  auf  viele  Köpfe  die  Festsetzung  des  Charadschs 
für  jeden  Erben  schwierig  war,  zweifelhaft,  ob  Charadsch ie-Ländereien 
ausser  unbedeutenden  Landstrecken  im  Vilajet  Mossul  heutigen  Tage« 
noch  existieren.  Unter  dem  Namen  rcharadschu  wird  gegenwärtig 
wenigstens  keine  Abgabe  mehr  erhoben;  die  Grondlast,  die  von  den 

»I  Vcrjrl.  Ghalis*  Eschkkkk  S.  58i>,  590. 
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Streitigkeiten  zwischen  Zehntenpäcbtcr  und  Baner  entscheidet 
der  Medschliss  des  Kasas  (Krei&ausschnss),  der  zwei  Sachverständige 
vor  Einbringung  der  Ernte  an  Ort  und  Stelle  entsendet.  Gegen 
die  Schätzung  der  letzteren  steht  Beschwerde  bei  demselben 
Medschliss  zu,  der  diesmal  zwei  Mitglieder  mit  der  Schlichtung  des 
Streites  betraut  (Art.  7). 

Bei  Zehntenzahlung  in  natura  sind  die  Zahlungspflichtigen 
gehalten,  das  zu  gebende  Getreide  in  den  Zehntenspeicher  de» 
betreffenden  Ortes,  bezw.  bei  Nichtvorhandensein  eines  solchen 
Speichers  des  nächsten  Ortes,  jedoch  nicht  weiter  als  eine  Stunde 
Wegs  zu  transportieren.  Ausserdem  sind  die  Bauern  verpflichtet, 
das  Zehntengetreide  von  dem  Speicher  zur  nächsten  Stadt  oder 
Hafen  gegen  eine  vom  Medsehliss  des  Kasas  festzusetzende  Ent- 
lohnung zu  schaffen  (Art.  9). 

Dem  Baner  ist  ohne  Ermächtigung  des  Zehntenpächters  nicht 
gestattet,  das  Oetreide  von  dem  Felde  zu  entferneu,  widrigenfalls 
der  Zehnte  doppelt  zu  zahlen  ist.  Dieselbe  Strafe  steht  auf  Ver- 
heimlichung von  Getreide.  Der  Pächter  erhält  von  dem  Straf- 
zehnteu  jedoch  nichts;  dieser  wird  zwischen  dem  Denunzianten  und 
dem  Fiskus  geteilt  (Art.  10). 

Die  Zehnten  werden  in  jedem  Jahre  meistbietend  versteigert, 
nur  der  Zehnte  von  den  Olivenbäumen  wird  alle  2  Jahre  vergeben 
(Art.  11).  Die  Versteigerung  wird  für  jede«  Dorf  gesondert  vor- 
genommen (Art.  14),  indessen  können  die  Zehnten  für  zwei  und 
höchstens  drei  Dörfer  zusammen  versteigert  werden,  wenn  die  ge- 
sonderte Vergebung  für  jede«  einzelne  Dorf  wegen  mangelhafter 
Abgrenzung  Schwierigkeiten  macht  (Art.  30).  Findet  sich  ferner 
bei  der  Versteigerung  der  Zehnten  für  einzelne  Dörfer  kein  Bieter, 
so  können  die  Zehnten  von  höchstens  h  Dörfern  zusammen  vergeben 
werden  (Art.  31)  und  von  gewissen  Früchten,  wie  Opium,  Seide, 
Oliven,  sogar  Kasa-  oder  Sandschak-weisc  (Art.  16).  Versteigerung 
und  Zuschlag,  sowie  die  vorbereitenden  Verhandlungen  geschehen 
durch  deu  Kasa  Medschlissi  (Krcisansschnss)  unter  Aufsicht  der 
Sandschaks-  und  Vilajets-Hehörden  (Art.  15,  39). 

Zehntenpächter  wie  deren  Garanten  müssen  ostnanische  Staats- 
angehörige sein  (Art.  12).  Ausserdem  inuss  der  Pächter  8  Tage 
vor  der  Versteigerung  den  Besitz  eines  Vermögens  nachweisen, 
welches  der  Hälfte  der  zu  erwartenden  Zuschlagssumme  gleich  ist. 
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vom  Tausend  als  akkar  wergissi  erhoben.  (Nach  Irade.  mitgeteilt  den 
Wcrgibchörden  durch  Telegramm  vom  18.  Nissan  1303.) 

l>as  Prinzip,  dass  bei  Ackerland  -1,  bei  Gebunden  8  bezw.  10 
als  Wergisteuer  erhoben  wird,  erleidet  folgende  Moditikationen. 

Ks  zahlen  vier  vom  Tausend: 
Nichtacker  =  Grundstücke  ohne  Gebäude: 

Gebäude  mit  weniger  als  20000  Piastern  Wert,  welche  zum 
Wohnen  des  Kigentümers  allein  bestimmt  sind: 

Gebäude  innerhalb  der  mit  dem  Zehnten  belasteten  Gürten,  in 
denen  der  Eigentümer  wohnt,  ohne  dass  er  andere  Wohn- 
räume härte; 

Gebllude  auf  Tschiftliks.  in  denen  die  Hauern  wohnen  und  das 

Vieh  untergebracht  wird;  ferner  Getreide-  und  Strohspeicher 

und  nndere  Wirtschaftsgebäude; 
eininietigc  Wakufgrundsttlcke.  die  ursprünglich  vom  Stifter  zum 

Wohnen  für  Moscheen-Angestellte  bestimmt  waren,  die  aber 

vom  Mutevclli  vermietet  werden: 
Fischteiche,  vod  deren  Beute  Fischerei  abgaben  (russum-i-ssaidiei 

genommen  werden. 
Es  zahlen  acht  vom  Tausend: 
Gebäude  mit  mehr  als  20000  Piastern  Wert  in  jedem  Falle. 

und  unabhängig  vom  Wert  solche,  in  denen  mehr  als  eine 

Person  Wuhnen  kann; 
mehr  als  20000  Piaster  werte  Gebäude,  die  nicht  zum  Wohnen 

für  die  Bauern,  sondern  für  den  Tschiftlikbesitzer  bestimmt 

sind  (vergl.  Wergi  we  eiasi  medsehmuassi  Xo.  6,  Jahrg.  1301. 

S.  183). 

Gleichzeitig  mit  der  Wergisteuer  wird  als  Vnterstützuugsbeitrag 
zur  Förderung  der  öffentlichen  l'iiterrichtsanstaJteii  (mearif  hisse- i- 
ianessi)  eine  Zuschlagstaxe  zu  der  Wergisteuer  von  6  u/0  derselbeu 
erhoben  (Zirkularerlass  der  deutschen  Botschaft  Koustantinopel  an 
die  Kunsularbeliördcii  vom  1.  Juli  1886,  No.  1198),  aber  nur  dann, 
wenn  die  betreffenden  Immobilien  nicht  zehntenpflichtig  sind.  In 
diesem  Fall  wird  diese  Zuschlagstaxe  auf  den  Zehnten  geschlagen. 

Von  der  Wergisteuer  befreit  sind  ausser  den  Sultansgütcm 
(ernlak-i-humujuii.  erasM-ssenie),  die  überhaupt  keinerlei  Abgaben 
zahlen  (teskere-i-ssamie  vom  21.  Schubat  1296.  cfr.  Sj  2),  Moscheen, 
Gotteshäuser  (ineabid)  sämtlicher  Religionsgemeinschaften.  Krauken- 


igm, 


ed  by  Google 


1692    Wilhklm  Padel:  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  etc. 


landwirtschaftliche  Bank  als  menafl'  hissessi  und  1  Teil  als  raearif 
hissessi  bestimmt. 

Seit  dem  Jahre  1313  endlich  ist  der  eigentliche  Zehnte  auf 
U)1  ..  vom  100  erhöht  (Zirkularerlass  des  landw.  Ministeriums  vom 
6.  Silkade  1314  (27.  Mart  1313],  sirat  bankasai  medschmuassi  8.  775). 
die  Zehiltenabgabe  betrug  somit,  die  ineuari-  und  mearif-Tcile  mit- 
gerechnet, 12  vom  100. 

Vom  Jahre  1316  an  werden  allen  Hinnahmen.  Wcrgi  wie 
Zehnten,  G  %  derselben  zugeschlagen,  die  für  militärische  Zwecke  — 
Ausrüstung,  Munition  etc.  -  -  verwandt  werden.  (Vergl.  die  tahrirat 
des  Ministeriums  des  Innern  Uber  die  tedschhisat-i-askerie  tertibi 
2,  No.  1650  der  Zeitung  Selanik.) 

Nach  dem  Gesagten  werden  den  beiden  Hauptlasten  der  Grund- 
stücke hinzugefügt: 

1.  der  Wergiabgalie : 

a)  6%  mcaiif  hissessi, 

b)  6%  für  militärische  Zwecke, 
=  12%  der  Wergiabgabe ; 

2.  dem  Zehnten: 

a)  1,0".,,  menati  hissessi. 
h)  0,5%  mearif  hissessi, 

c)  0,6  %  für  militärische  Zwecke, 

so  dass  die  Zehiltenabgabe  betragt  10.5  als  eigentlicher  Zehnt, 

2,1  als  Zuschlag. 
=  12.6. 

eine  Last,  die  die  Landwirtschaft  schwer  drückt. 

Abschnitt  2.   Ton  der  Übertragung  (Ver&uuerung)  des 
Mirie-Landea. 

$  21.    Allgemeines.    Rechtliche  Natur  der  Übertragung. 
Bedingungen.    Takrir.    Das  Recht  Fremder. 

Unter  Übertragung  (Veräussernng,  firagh)  versteht  man  den 
Vertrag,  auf  Grund  dessen  der  Besitzer  von  Mirie-Land  seine  Besitz- 
rechte an  einen  anderen  abtritt,  „liragh:  bir  kiiusse  erasi-i-emirieden 
«lau  hakk-i-tessarrufunu  acherin  uhdessine  terk  we  tefvies  etmekden 
ibaret.  dir."1) 

M  Ali  Haii»kh  S.  1(52. 
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mit  sich,  dass  für  den  firagh  eine  gewisse  Form  entstand,  die  ur- 
sprünglich mit  dein  Wesen  de*  von  den  Parteien  geschlossenen  Ver- 
trages nichts  zu  tun  hatte.  Das  Tapu-Gesetz  vom  8.  Dschniadi  ul 
achir  1275  (D.  I,  S.  200)  schreibt  darüber  folgendes  vor:  Wer  sein 
Land  veranssern  will,  hat  ein  vom  Imam  und  Muchtar  seine*  Viertels 
oder  Dorfes  nntersiegeltes  Ilinuhaber  (Bescheinigung)  sich  zu  be- 
schaffen, welches  enthalt:  dass  Farigh  Besitzer  ist,  die  Angab«*  des 
Kaufpreises,  die  Lage,  Grenzen  und  Grösse  des  zu  veriiussernden 
Grundstücks.  Für  Fremde  stellen  dieses  ümnhaber  gewohnheitsgemäss 
die  betreffenden  Konsulate  aus.  Unter  Vorlegung  dieses  Ilmuhabers 
erklärt  der  Farigh  vor  der  dazu  kompetenten  Kommission,  welche 
iu  Vilajets-  und  Saudschakszentreu  aus  dem  Mufti,  dem  defterichakani- 
( Grundbuch-)  und  Tahrir-  (Registratur-)  Direktor,  dem  Evkaf  Mu- 
hassebedschi  und  einem  Mitgliede  des  Gemeinderats,  in  den  Kasas 
aus  dem  Mufti,  dem  Tapu-Schreiber,  dem  Evkaf-  und  dem  Tahrir- 
beamten  und  ebenfalls  einem  Mitgliede  des  Gemeinderats  besteht  und 
dem  Na'ib  (Richter  des  Scheriats)  oder  in  dessen  Abwesenheit  dem 
1.  Gerichtsschreiber  des  Scheriat-Gerichtes  oder  auch  von  dem  Mufti 
präsidiert  wird,1)  dass  er  das  fragliche  Grundstück  übertragen  habe 
(tiragh  etdim),  und  der  mefrughnnleh,  dass  er  es  erworben  habe 
(kabul  etdim).  Diesen  Akt  nennt  man  takrir.  Nach  Vollziehung 
desselben  nnd  nachdem  die  entsprechenden  Eintragungen  gemacht 
sind,  wird  dem  Erwerber  ein  Besitztitel  ausgehändigt,  und  zwar  zu- 
nächst ein  provisorischer,  mnvakkat,  ilmnhaber  genannt.  Dieser  wird 
von  dem  Grutidbuehamte  ausgefertigt,  an  dessen  Sitz  oder  in  dessen 
Bezirk  die  ("bertragnng  stattgefunden  hat.  Das  definitive  ssened-i- 
chakani  wird  vom  Grundbuchministerium  erst  erteilt,  wenn  die 
monatlich  demselben  einzureichenden  Eintraglingsregister  von  diesem 
geprüft  und  danach  die  eigentlichen  Grundbücher  berichtigt  sind. 
Ein  rechtlicher  Unterschied  besteht  zwischen  dem  provisorischen  nnd 
dem  definitiven  Besitztitel  in  bezug  auf  die  Beweiskraft  nicht:  „mn- 
vakkat ilmuhaberlerinin  teemin-i-tessarruf  bachsinda  ssenedat-i-chaka- 
nieden  assla  farki  olmamassina  nasren  .  .  (Zirknl.-Erl.  des  Grund- 
bnchminist.  in  den  Muharrerat-i-umumie  desselben  Jahrgangs  1305 
bis  1307  S.  371,  d.  d.  19.  Tescbrin-i-ewel  1304). 

Der  Verkauf  von  M Ulk- Land  wird  rechtlich  nach  den  Be- 
stimmungen der  Medschelle  über  den  Kaufvertrag  behandelt,  ohne 

')  Cfr.  die  Krlasse  des  Untndbuchuiiuist.  vom  .'J.  Kjanun-i-scani  13Ü5 
No.  M  und  vom  10,  Toschrin-i-cwel  1306  No.  2bd. 


igm, 


ed  by  Google 


I 


1696    Wilhelm  Padkl:  Das  Grundeigentum  in  der  Tflrkei  etc. 

geteilt  den  Grnndbuchämtern  dnrch  Telegramm  am  16.  Temus  1316 
(28.  Jnli  1890),  3  bezw.  l1*0^  und  hcissen  entweder  chardseh- 
i-tiragh  (bei  Mirie)  oder  chardsch-i-mubaja  (bei  Mülk-Land).  Mit 
diesem  Irade  ist  dasjenige  vom  12.  hasiran  1312  nnd  Art.  12  des 
zuletzt  besprochenen  Gesetzes  vom  28.  August  1290  bezüglich  der 
Gebühren  aufgehoben.  Hei  Umschreibung  infolge  Vererbung  sind 
nach  demselben  Irade  zu  zahlen:  bei  Miilk-Land  (anstatt  5) 
von  1000.  hei  Mirie-Land  l1  «  (anstatt  1)  °  0.  Massgebend  ist  der 
eingetragene  Wert  des  Landes;  ist  der  Kaufpreis  aber  höher  als 
der  eingetragene  Wert,  dann  wird  der  Kaufpreis  der  Gebühren- 
rechnnng  zugrunde  gelegt.  (  Erl.  des  Grnndbnchminist,  vom  6.  Nissan 
1304  i.  d.  Muharr.  um.,  S.  340.)  Bei  öffentlicher  Versteigerung 
von  Grundstücken  werden  die  Gebühren  nach  der  Höhe  de«  Zuschlags- 
betrage«  berechnet  (Zirk.-Erl.  desselben  Minist.,  S.  12  und  47  der 
Muharr.  nui,  Jahrg.  1311— 13.)1) 

Das  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284,  welches  den  Fremden  ebenfalls 
das  Recht  einräumt,  Grundbesitz  zu  erwerben,*)  hat  die  letzte  Spur 
der  scheriatreehtlicben  Rechtlosigkeit  der  Fremden  beseitigt.  Die 
Pforte  hat  jedoch  als  conditiu  sine  qua  non  für  die  Zulassung  der 
Fremden  zum  Grundbesitz  verlangt,  das«  die  Regierungen  derjenigen 
Machte,  welche  ihre  Schutzbefohlenen  jenes  Rechtes  teilhaftig  werden 
lassen  wollen,  das  Gesetz  vom  7.  Sefer  annehmen,  d.  h.  sich  mit 
der  darin  normierten  Gleichstellung  der  letzteren  mit  den  osmaniscben 
Staatsangehörigen  einverstanden  erklÄren.  Die  Annahme  jenes  Ge- 
setzes geschah  durch  Unterzeichnung  eines  diesem  Gesetz  angehängten, 
kurzweg  „Protokoll"  genannten  Nachtrages,  der  niiher  erläutert, 

')  Im  übrigen  vgl.  die  Tabelle  §  86. 

')  Nicht  ohne  Interesse  dürfte  die  Frage  »ein,  auf  welche  Rechts- 
sätze des  türkischen  oder  mohammedanischen  Rechts  das  durch  das  Gesetz 
vom  7.  .Sefer  1284  aufgehobene  Verbot  des  Grunderwerbs  durch  Fremde 
zurückzufahren  ist.  Meines  Erachtens  besteht  ein  solches  ausdrückliches 
Verbot  überhaupt  nicht.  Da  aber,  wie  wir  oben  in  4;  2  gesehen  haben, 
alleB  Land  der  Türkei  Strich  für  Strich  erobert  ist  und  das  eroberte  Land 
entweder  unter  die  Sieger  verteilt  oder  den  Besiegten  belassen  wurde,  und 
da  die  letzteren  in  diesem  Falle  die  dschisie  (Kopfsteuer)  zahlen  mussten. 
damit  also  Siinmis  (türkische  Untertanen)  wurden,  so  war  es  ursprünglich 
ausgeschlossen,  dass  rechtlose  Uarbis  (Feinde)  oder  aus  Gnade  geduldete 
Fremde  (Musteeminsi  Grundbesitz  in  der  Türkei  hatten.  Damit  mag  das 
bis  in  die  neueste  Zeit  bestandene  Verbot  des  Grunderwerbs  durch  Fremde 
in  Verbindung  stehen. 
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assimilation  de  leur  position  ä  celle  de»  n'gnicoles,  nou  setileineut 
en  cettc  natiere,  inais  sous  tous  les  rapports". 

In  praxi  dürfte  eine  Schädigung  der  Schweizer  Interessen  bis 
jetzt  allerdings  nicht  vorgekommen  sein,  da  die  Schweizer  in  der 
Türkei  gemäss  dem  von  Deutschland  wenigstens  vertretenen  Stand- 
punkt der  Gleichheit  der  Schutzgenossen  mit  den  Staatsangehörigen 
als  „Deutsche"  jederzeit  Grundbesitz  habeu  konnten.  Auch  die 
französischen  Schutzgenossen,  wenn  auch  die  französischen  Schntz- 
behörden  zwischen  protege  und  sujet  stets  ein  Unterschied  gemacht 
haben,  sind  dieses  Rechtes  seit  etwa  der  Mitte  der  80er  Jahre  teil- 
haftig geworden,  nachdem  bei  extensiver  Interpretation  des  Satzes 
in  Art.  '>  des  Gesetzes  vom  7.  Sefer  „de  la  quelle  il  releve"  dieser 
auf  Antrag  der  französichen  Regierung  sowohl  auf  proteges  wie 
sujets  Anwendung  fand. 

Die  innerhalb  der  Türkei  ansässigen  Schweizer  können  somit 
als  Schutzgenossen  solcher  Staaten,  die  das  Protokoll  an- 
genommen haben,  Grundbesitz  erwerben. 

Anders  verhält  es  sich  jedoch  mit  denjenigen  Schweizern,  die 
sich  im  Schweizer  Bundesgebiet  aufhalten,  die  also  als  Schutzgenossen, 
z.  B.  Deutschlands,  nicht  bezeichnet  werden  können,  denn  dazu  gehört 
die  Ansässigkeit  innerhalb  eines  Konsularbezirkes.  Dabei  könnten 
sich  insbesondere  Schwierigkeiten  beim  Erbfall  ereignen.  An- 
genommen, ein  Schweizer,  der  als  deutscher  Schntzgenosse  in  der 
Türkei  ein  Grundstück  erworben  hat,  stirbt.  Werden  die  Erben  in 
der  Schweiz,  die  nicht  als  Schutzgenossen  bezeichnet  werden  können, 
sondern  Schweizer  Staatsangehörige  sind,  als  Erben  anerkannt  werden? 
Bekanntlich  ist  die  Verschiedenheit  der  .Staatsangehörigkeit  (ichtilaf- 
i-daren)  nach  dem  Scheriatrecht  ein  Erbhinderungsgrnnd  und  es 
kann  sich  leicht  ereignen,  dass  der  schweizerische  Sohn  von  dem 
deutschen  Vater  nicht  erben  kann. 

Fremde  werden  in  Grundstnckssachen  wie  Osmanen  behandelt.1! 
Konsularische  Intervention,  wie  z.  B.  Assistenz  des  Dragomans  in 
Grundstücke  betreffenden  Prozessen,  ist  daher  ausgeschlossen.  Art.  2 
des  Gesetzes  vom  7.  Sefer  12H4  bestimmt: 

..Fremde,  die  Grundstücke  besitzen,  müssen  sich  allen  in  bezng 
auf  diese  für  Osmanen  geltenden  Bestimmungen  unterwerfen,  d  h.: 

')  Das  i.«t  ein  privik'<rium  oditmim  und  bedeutet,  das»  in  Gruml- 
stflck»«!iclien  ihre  Exterritorialität  ruht. 
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Art.  2  des  Gesetzes,  betr.  Granderwerb  dnrcb  Fremde,  ohne  jede 
konsularische  Vermittlung  und  Assistenz  stet«  zur  Zuständigkeit  der 
türkischen  Gerichte  gehören,  selbst  wenn  beide  Parteien  Fremde 
waren.  Die«  ist  im  Rundschreiben  des  Justizministeriums  vom 
17.  Silkade  1297  (Dscheride-i-Mehakim,  S.  539)  den  kompetenten 
Behörden  noch  besonders  nahegelegt. 

Diese  Auffassung  der  Pforte  wurde  wegen  der  rechtlichen 
Natur  der  meisten  Mietssachen,  die  auf  das  Obligationenrecht  hinweist, 
von  den  fremden  Mächten  nie  auerkannt,  nnd  wie  in  Voraussicht 
von  Konflikten,  beispielsweise  wenn  ein  zu  exmittierender  Fremder 
Widerstand  leistet,  fährt  derselbe  oben  erlassene  Runderlass  fort, 
dass,  wenn  Beklagter  ein  Fremder  ist.  konsularische  Assistenz 
zuzulassen  sei. 

Inzwischen  ist  aus  Anlass  des  Erlasses  des  neuen  Mietsgesetzes 
vom  5.  Nissan  121*8  (Anhang  III  zum  Dflstnr,  S.  21)  ein  Ein- 
vernehmen mit  der  Pforte  in  der  Weise  hergestellt  worden,  das* 
die  Machte  den  Art.  20  des  angeführten  Gesetzes,  welcher  das 
summarische  Kxmissionsverfahreii  regelt,  unter  folgender  Massgabe 
angenommen  haben:  Ist  in  Exmissionssachen  der  Mieter  ein  Fremder, 
so  hat  der  Präsident  des  zustandigen  Gerichte  erster  Instanz  demselben, 
die  Ladung  zu  dem  mit  möglichst  kurzer  Frist  anzuberaumenden 
Termin,  unter  genauer  Spezifizierung  der  Klage,  durch  Vermittlung 
seines  Konsulats  zustellen  zu  lassen.  Der  fremde  Mieter  erscheint 
sodann  in  Begleitung  eines  Konsulatsdragouians,  welcher  das  Protokoll 
mit  unterzeichnet,  auf  Grund  dessen  der  —  ebenfalls  durch  Ver- 
mittlung der  konsularischen  Schutzbehörde  —  sofort  vollstreckbare 
Beschluss  des  Gerichte- Präsidenten  erfolgt  (vergl.  auch  das  teskere  i- 
ssamie  i.  d.  Zeitschrift  „Hukknk",  Jahrg.  1310.  S.  533). 

Die  konsularische  Assistenz  hat  nun  aber  auch  —  und  damit 
ist  die  entsprechende  Anweisung  des  oben  erwähnten  Rundschreiben* 
zurückgewiesen  —  in  dem  Falle  einzutreten,  wo  der  fremde  t'ntertan 
Eigentümer,  also  Klüger  ist  und  in  seiner  Eigenschaft  als  Ver- 
mieter die  Anwendung  des  summarischen  Exmissionsverfahrens  gegen 
einen  Mieter  osmanigeher  Staatsangehörigkeit  wegen  Nichtausführung 
des  Miersvertrages  verlangt. 

Bei  Annahme  des  Art.  20  des  angeführten  Mietsgesetzes  ist 
endlich  betont  worden,  dass  die  Anwendung  des  erwähnten  Verfahrens 
auf  fremde  Untertanen  von  der  in  Mietsstreitigkeiten  ein  ver- 
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mehr  als  9  Stunden  vom  Konsnlatssitz  entfernt  ist?  Man  sollte 
meinen,  dass  dann  eben,  selbstverständlich  vor  den  zuständigen  Ge- 
richten, nur  entschieden  werden  kann  unter  Zuziehung  konsularischer 
Assistenz,  andererseits,  dass  die  Konsulate  verpflichtet  Bind,  kon- 
snlarische  Assistenz  zu  entsenden.  Ob  die  Entsendung  Unbequemlichkeit 
und  Kosten  verursacht,  ist  mit  Bezog  auf  die  prinzipielle  Wichtigkeit 
der  Wahrung  kapitulationsmassiger  Rechte  nicht  von  Bedeutung,  nnd 
die  Praxis,  wie  sie  meines  Wissens  die  französischen  Konsulate  üben, 
die  Assistenz  zu  verweigern,  um  die  betreffenden  Prozesse  schon  in 
erster  Instanz  vor  das  Gericht  des  Ortes  zu  ziehen,  an  dem  ein 
französischer  Konsul  sitzt,  durch  nicht«  zu  rechtfertigen.  Anderer- 
seits steht  das  tahriral-i-umumie  vom  18.  Rebi  ulewel  1808  15.  Teschrin- 
i-ewel  1806  (dscheride-i-mehakim  S.  8238)  im  strikten  Gegensatz  zn 
dem  „Protokoll",  wenn  es  den  Gerichten  vorschreibt,  auch  in,  die 
angegebenen  Beträge  uud  Strafen  Uberschreitenden  Zivil-  und  Straf- 
sachen ohne  Assistenz  zn  entscheiden,  wie  in  Grundstückssachen. 
Dass  die  Berufung  dann  jedesmal  vor  das  Berufungsgericht  gezogen 
werden  soll,  das  dem  Konsulatssitz  am  nächsten  ist,  und  in  Zivilsachen 
nie  ohne  Assistenz  Uber  die  Berufung  und  in  Strafsachen  die  kon- 
sularische Assistenz  zwar  nachgesucht,  aber  bei  Nichterscheinen  eines 
Konsulatsdelegierten  dennoch  entschieden  werden  soll,  mildert  die 
Folgen  eines  solchen  Vorgehens  für  die  Fremden  zwar,  macht  aber 
da»  erwähnte  tahrirat  nichtsdestoweniger  unannehmbar.  Ob  die 
fremden  Mächte  sich  zu  der  Rechtsgültigkeit  dieses  tahrirat*  schon 
erklärt  haben,  ist  mir  unbekannt;  bei  der  Praxis  der  Pforte  aber, 
die  fremden  Vertretungen  nnr  dann  von  neuen  Entscheidungen  zn 
unterrichten,  wenn  sie  dieselben  ohne  ihre  Mitwirkung  nicht  znr  Aus- 
führung bringen  kann,  ist  anzunehmen,  dass  dies  nicht  geschehen  ist. 
Im  übrigen  handeln  viele  Gerichte  im  Innern  des  Landes  auch  nicht 
nach  dem  tahrirat  Das  Kaiserliche  Konsulat  Salonik  ist  schon 
wiederholt  zur  Assistenzleistnng  vor  Gerichten,  die  mehr  als  9  Stunden 
vom  Konsulatssitz  entfernt  waren,  aufgefordert  nnd  die  Assistenz  ist 
stets  geleistet  worden. 

§  22.    Von  dem  Erfordernis  der  Genehmigung  der  Behörde 
zum  firagh.    Vollmacht.    Un widerrnflichkeit. 
Der  firagh  von  Mirie-Land  unterscheidet  Bich  nur  dadurch  von 
allen  anderen  Kaufverträgen,  diiss  er  erst  gültig  wird,  wenn  die 
Behörde  ihre  Genehmigung  erteilt  hat     Hierüber  und  über  die 
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Deiu  firagh  gilt  gleich  die  mubadele,  der  Unitausch  eine* 
Stückes  Jlirie-Land  mit  einem  anderen.1) 

Die  Genehmigung  der  Behörde  ist  gegenwärtig  eine  blosse 
Formalität.  Sie  kann  ohne  Grund  nicht  verweigert  werdeu.  Ein 
solcher  Grund  war  bis  zum  Erlass  des  Gesetzes,  betreffend  den 
Grundbesitz  durch  Fremde,  vom  7.  Sefer  1284  die  fremde  Staats- 
angehörigkeit des  mefrugh  nn  leb,  wie  noch  gegenwartig  Monte- 
negriner und  Rumänen  nicht  die  Genehmigung  erhalten.9)  Ferner 
sollen  nach  §  -10  des  Munizipalitätsgesetzes  (vilajet  beledie  kanuni 
1».  IV.  S.  .r>4">)  die  Umschreibungsformalitäten  nicht  vorgenommen 
werden,  wenn  samtliche  Kommtinnlahgaben  nicht  gezahlt  sind. 

Der  Verkauf  von  MlUk-Land  wie  der  tiragh  von  Mirie-Land 
kann  filr  beide  Kontrahenten  durch  Bevollmächtigte  vorgenommen 
werden,  du  nach  Art.  14n9  der  Medschelle  jedermann  für  alle  An- 
gelegenheiten, die  er  selbst  vornehmen  kann,  andere  bevollmächtigen 
kann.  Das  G.-G.  enthält  darüber  zwar  keine  ausdrücklichen 
Bestimmungen,  aber  einerseits  gilt  die  Medschelle  überall  da.  wo 
keine  Sondergesetze  bestehen,  als  massgebend,  andererseits  bespricht 
Art.  43  G.-G.  den  Fall  der  Landverausserung  seitens  eines  Un- 
berechtigten ohne  die  Vollmacht  des  Berechtigten,  indem  er  darüber 
bestimmt,  „wenn  jemand  das  Land  eines  Fremden  oder  den  Anteil 
seines  Mitbesitzers,  ohne  dazu  bevollmächtigt  zu  sein,  selbst  mit 
Genehmigung  der  Behörde  an  einen  anderen  überträgt  und  der 
rechtmässige  Besitzer  nachträglich  nicht  den  firagh  genehmigt,  dann 
kann  der  rechtmässige  Besitzer  unter  Vermittlung  der  Behörde  das 
Land  von  dem  mefrngh  nn  leb  zurückverlangen*.  Nachträglich 
erteilte  Genehmigung  gilt  nach  Art,  1453  der  Medschelle  der  vorher 
gegebenen  Vollmacht  gleich.'') 

Was  die  Forin  der  Vollmacht  zur  Veräusserung  von  Grund- 
besitz anbetrifft,  so  ist  hierüber  unter  dem  20.  Dschemadi  ul  achir 
1299  (20.  Nissan  1298)')  eine  Verordnung  der  Vergi  Emaueti 
ergangen,  wonach  die  Vollmachten  zum  Kauf  und  Verkauf  von 
Grundstücken  nicht  mehr  wie  bis  dahin  von  den  Notaren,  sondern 

')  Die  Gebühren  betragen  nach  dem  oben  S.  49  erwähnten  Irade 
ebenfalls  2  Prozent,  für  jeden  der  Umtauschenden  je  1  Prozent. 
*)  Vergl.  den  vorigen  Paragraph. 

»)  Im  übrisren  versjl.  (Iber  Vollmacht  Buch  XI  der  Siedschelle. 
*)  Zitiert  bei  Su  Enwx  S.  112. 
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Ist  beim  firagh  von  Mirie-Land  der  Preis  zwar  bestimmt  ver- 
einbart, aber  vom  mefrogh  un  leb,  Käufer,  nicht  gezahlt  worden, 
dann  konnten  nach  der  ursprünglichen  Fassung  des  Art.  HK  die  über- 
tragenen Grundstücke  zurückverlangt  werden.  Diese  Bestimmung 
ist  aber  durch  Teskere-i-ssamie  vom  7.  Redscheb  12951)  aufgehoben 
worden  nnd  an  Stelle  davon  heisst  nun  der  entsprechende  Abschnitt 
des  Art.  38:  „Zahlt,  nachdem  ein  firagh  mit  Genehmigung  der  Be- 
hörde für  einen  bestimmten  Preis  erfolgt  ist,  der  mcfrugh  un  leh 
diesen  nicht,  so  kann  ihn  der  farigh  oder  nach  seinem  Tode  seine 
Erben  von  dem  mcfrugh  un  leh  oder  nach  seinem  Tode  von  dessen 
Erben  einklagen".  Unter  rErben"  sind  hier  die  nach  den  allgemeinen 
Bestimmungen  des  Scheriat-Erbrechtcs.  nicht  die  nach  den  unten 
erörterten  (vergl.  §  84  ff.)  Bestimmungen  über  die  Vererbung  von 
Mirie-Land  Berechtigten  zu  verstehen.  Jeder  der  Erben  des  mefrugh 
un  leh  haftet  nach  seinem  Anteil  dem  farigh  für  seine  Forderung. 
Beicht  der  Xachlass  nicht  aus,  dann  hat  der  farigh  als  gewöhnlicher 
Gläubiger  nur  dieselben  Rechte  wie  jeder  andere  Erbscliaftsgläu  biger. 
Das  Grundstück  selbst,  aus  dessen  firagh  seine  Forderung  entstanden 
ist,  kann  er  nicht  etwa  im  voraus  für  seine  Forderung  beanspruchen. 
Wenn  dieses  zur  Befriedigung  der  Xachlassglfinbiger  verÄussert 
wird,  kann  der  farigh  aus  dem  Erlöse  nur  den  seiner  Forderung 
entsprechenden  Anteil  beanspruchen.*) 

tj  24.  Von  der  Bestimmung  des  mcfrugh  un  Ich  (Kauf- 
objektes). Laesio  enormis. 
Nach  Art.  200  der  Medschelle  mnss  das  Kaufobjekt  dem  Käufer 
bekannt  sein:  „mebi1  müschterinin  ma*himi  olmak  lasim  dir-.  Die 
Bekanntgabe  des  Kanfobjektcs  erfolgt  nach  Art.  201  der  Medschelle 
dadurch,  dass  man  seine  Unterscheidungsmerkmale  angibt,  z.  B.  bei 
einem  Grundstück  die  Grenzen  desselben.  Abgegrenzte8)  Grund- 
stücke können  nach  Art.  221  der  Medschelle  sowohl  unter  Angabe 
der  Grenzen  als  auch  nach  der  Zahl  der  Morgen  verkauf  werden. 

')  Zitiert  bei  <  haliss  Eschreff  8.  287 ;  ausgedehnt  ist  dieses  teskere 
auf  den  lirairli  von  doppelmietigen  Wakufs  durch  Masbata  der  Medschelle- 
Koniiuissioii  au»  dem  Jahre  1296  (vergl.  unten  Buch  LI). 

')  Über  die  Veräußerung  von  Grundstücken  zur  Bezahlung  von 
Schulden  venrl.  $  31. 

*>  Die  Grenzen  werden  in  der  Türkei  fast  ausschliesslich  durch  Be- 
zdehnunir  der  angrenzenden  Grundstücke  bestimmt. 
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Der  firagh  von  Mirie-Land  kann  nacli  Art.  47  G.-G.  stattfinden 
entweder  unter  Bestimmung  der  Grenzen  oder  nnter  Angabe  der 
Grösse.  Dabei  ist  nun  zu  unterscheiden:  Wird  Mirie-Land  übertragen 
nach  Morgen  oder  Ellen,  dann  ist  die  Zahl  derselben  massgebend. 
Geschieht  es  nach  den  Grenzen,  dann  siud  diese  allein  massgebend, 
möge  daneben  noch  die  Zahl  der  Morgeu  angegeben  sein  oder  nicht. 
Das  G.-G.  bemerkt  zu  dem  Fall  des  firaghs  nach  Grenzen  in  dem 
Art.  47:  ^Stellt  sich  nach  einem  nach  Massgabe  der  Grenzen  vor- 
genommenen firagh  eines  z.  B.  mit  *25  Morgen  angegebenen  Grund- 
stücks heraus,  dass  dasselbe  32  Morgen  gross  ist,  dann  kann  der 
farigh  (Übertragende)  weder  7  Morgen  zurück-  noch  eine  entsprechende 
Preissteigerung  verlangen.  Ist  das  Land  nur  IS  Morgen  gross,  dann 
kann  der  mefnigh  un  leh  ebensowenig  eine  Preisminderung  verlangen. 
Für  die  Erben  beiderseits  gilt  dasselbe.'* 

Für  den  firagh  nach  der  Grösse  gibt  das  G.-G.  keine  besonderen 
Bestimmungen;  es  wird  also  in  Zweifelsfällen  zu  gelten  haben,  was 
oben  für  den  Verkauf  von  Mfilk-Land  gesagt  wnrde.  Wenn  der 
firagh  nach  der  Grösse  stattgefunden  hat  und  diese  entspricht  nicht 
den  vom  farigh  gemachten  Angaben,  danu  .wird  der  mefnigh  un  leh 
wie  der  Käufer  von  MUIk-Land  das  Wahlrecht  haben,  je  nachdem 
der  Preis  festgesetzt  war  für  da»  Terrain  als  Ganzes  oder  für  jeden 
Morgen  gesondert.  Im  ersten  Fall  kann  er  zurücktreten  oder  er 
uiuss  den  vereinbarten  Preis  gauz  zahlen,  im  anderen  Falle  mnss 
er  den  Preis  für  die  wirklich  vorhandene  Zahl  von  Morgen  zahlen 
oder  kann  zurücktreten.1) 

Durch  den  Art.  47  G.-G.  werden  die  Bestimmungen  über 
Betrug  (tagrir)  und  laesio  enormis  (gabn-i-fahisch)  nicht  berührt. 
Nach  Art.  '156  der  Medschelle  kann  der  Verkauf  rückgängig  gemacht 
werden,  wenn  infolge  Betruges4)  der  gezahlte  Preis  von  dem 
wirklichen  Wert  des  Objektes  erheblich  abweicht.  Dies  ist  der 
Fall,  d.  h.  es  liegt  gabn-i-fahisch  vor.  wenn  der  Preis  bei  gewöhn- 
lichen Waren  um  1  ^  bei  Tiereu  um  1  ,0  und  bei  Grundstücken 
um  1     mindestens  vom  wirklichen  Wert  abweicht.*')    Bei  Grnnd- 

')  Alikjam  ul  erasi  S.  öO.  51  und  Ali  Haiokr  S.  219. 

s)  Art.  1<>4  der  Medschelle:  rtagrir  signifie  dol". 

»)  Art.  165  der  Medschelle.  ver-;l.  auch  das  Fetwa  von  ABU  Ssrxp 
in  der  Berliner  Handschrift,  Peitsch  No.  260,  Bl.  56:  „ Welcher  Betra«: 
tri lt  als  •.-abn-i-fahisch  in  alleu  Dingen?  Antwort:  Bei  Grundstücken 
von  1000  200,  bei  Sklaven  von  10»K)  100,  bei  Tieren  von  10  1.  bei  Waren 
von  10  1  ,*\    Der  Art.  lfiö  der  Medschelle  hat  dies  Fetwa  zur  Basis. 
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Diese  Bestimmungen  der  Medschelle  haben  für  Mine-Land  nur 
beschränkte  Anwendung.  Die  auf  Mirie-Land  stehenden  Bäume  sind 
nnr  Dependenz  des  Bodens,  wenn  sie  wild  gewachsen  sind.  Mnlk- 
Bänine  auf  Mirie-Land  hingegen  gelten  als  Hache  für  sich. »)  Dem- 
entsprechend bestimmt  Art.  48  G.-G.,  dass  „auf  Mirie-Land  wild 
gewachsene  Bänme,  wenn  jenes  auf  einen  anderen  übertragen  wird, 
in  dem  tiragh  mit  inbegriffen  sind,  da  sie  als  Dependenz  des  Bodens 
(jere  tabi)1)  gelten,  dass  aber,  wenn  der  farigh  unter  ausdrücklicher 
Erwähnung  der  M Ulk- Eigenschaft  der  Bäume  diese  nicht  mitveräussert. 
der  niefrngh  un  leb  keinen  Anspruch  auf  sie  hat". 

Sobald  dem  Erwerber  von  Mirie-Land  also  bekannt  ist,  dass 
die  darauf  stehenden  Baume  Mülk-Eigentum  des  Veräusserers  sind, 
erwirbt  er  sie  nicht  mit,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  mitveräussert  sind. 

Während  Bäume  bei  dem  Verkauf  von  Mülk-Land  ohne 
besondere  Erwähnung  also  als  mitveräussert  anzusehen  sind,  muss 
der  Verkauf  der  Mülk-Bänme  bei  dem  tiragh  von  Mirie-Land  aus- 
drücklich mitgewollt  sein,  wenn  ihre  Miilk-Eigenschaft  dem  mefrugh 
nn  leh  bekannt  war.  Die  wild  gewachsenen,  als  Dependenz  des 
Bodens  anzusehenden  Bäume  können  bei  dem  tiragh  des  Landes 
natürlich  auch  ausdrücklich  ausgenommen  werden. 

Von  Mfilk-Gebfiuden  auf  Mirie-Land  gilt  dasselbe  wie  von 
Miilk-Bäumen.  Die  schon  vorhandenen  Früchte  sind  ohne  besondere 
Erwähnung  als  mitübertragen  anzusehen,  denn  „les  fruit«  et  le 
croit  produits  par  la  chose  veudue  depuis  la  vente  et  avant  la 
delivrance  appartiennent  ä  racheteur"  (Art.  236  der  Medschelle).*) 


Wie  die  dem  Kaufvertrage  beigefügten  Bedingungen  beobachtet 
werden  müssen,  soweit  dies  angängig  ist  (Art.  83  der  Medschelle), 
so  kann  auch  der  tiragh  von  Mirie-Land  unter  allgemein  zulässigen 
Bedingungen  geschlossen  werdeu.  Das  G.-G.  hat  in  Art.  114  nur 
die  Hinzufügung  einer  einzigen  Bedingung,  nämlich  dass  der  mefrugh 
nn  leh  den  farigh  bis  an  sein  (des  letzten)  Ijebensende  ernährt,  be- 
sonders besprochen.  Danach  war  ein  unter  einer  solchen  Bedingung 
zustande  gekommener  tiragh  entsprechend  dem  Scheriatrecht  ungültig. 
Dieser  Artikel  ist  aber  durch  eine  mit  Irade  vom  18.  Sefcr  1306 

')  Vergl.  g  13. 

J)  lvl>er  diu  VeräuBnerune  der  Jiauuie  ohne  das  Land,  vergl.  §  30 
zu  Art.  V.>  G.-G. 


%  26.    Vom  bedingten  firagh. 
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zuständige  kirchliche  Vertreter  durch  Ilmnhaber  bei  dem  zuständigen 
Grundbuchaiut  darum  nachzusuchen  und  eine  beglaubigte  Über- 
setzung deg  Ehevertrages  in  die  türkische  Sprache  beizufügen  (Krlassdes 
Grundbnchministeriunis  vom  23.  Rnmasan  1310  bis29.Mart  1309  in  den 
Muharrerat-i-umuiuie  dieses  Ministeriums,  Jahrg.  1308 — 1310,  S.  10*). 

Der  Besitzer  eines  »eichen  als  trachoma  übertragenen  Grund- 
stückes kann  dasselbe  nicht  weiter  veräussern.  Jedoch  hat  der  Ehemann 
gegenüber  den  seiner  Frau  als  Mitgift  übertrageneu  Grundstücken 
gemäss  §  269  des  Handelsgesetzbuches  (1).  1,  S.  433)  gewisse  Rechte. 

Die  Zulassung  von  Landübertragung  in  der  gedachten  Weise 
ist  als  ein  den  nicht  mohammedanischen  Bewohnern  der  Türkei  von 
der  Pforte  gemachtes  grosses  Zugeständnis  zu  betrachten,  da  weder 
das  Scheriat-  noch  das  Kanunrecht  die  Veräussernng  von  Land  als 
Mitgift  kennt.  Aber  da  einmal  die  Regelung  aller  eherechtlichen 
Fragen  den  Kirchenbehörden  (l'atriachat,  Episkopat  etc.)  überlassen 
ist,  war  es  nur  ein  folgerichtiger  Schritt,  auch  in  dieser  zweifellos 
in  das  Eherecht  fallenden  Frage  die  christliche  Gewohnheit  bezw. 
das  Gewohnheitsrecht  anzuerkennen. 

Von  dem  zugestandenen  Recht  können  wohl  zweifellos  auch 
Fremde  Gebrauch  machen,  wenn  dies  auch  nicht  in  dem  angeführten 
Erlass  ausdrücklich  gesagt  ist,  denn  Fremde  haben  in  Grundbesitz- 
sachen die  Rechte  der  osmanischen  Staatsangehörigen,  somit  Fremde 
diejenigen  der  Rajas.  Das  im  Falle  der  Graudstflcksübertragnug  an 
oder  durch  einen  Fremden  von  dem  zuständigen  Konsulat  aus- 
zustellende Ilmuhaber  iuüsste  demnach  einen  Vermerk  enthalten, 
dass  die  Übertragung  „als  Mitgift"  vorgenommen  werden  soll. 

Findet  die  Rikkübertragnng  eines  unter  den  oben  angeführten 
Bedingungen  übertragenen  Grundstückes  an  den  Übertragenden  statt, 
weil  die  Bedingnng  der  Ernährung  nicht  gehalten  wird  bezw.  die 
Ehe  getrennt  wird,  dann  sind  Übertragungskosten  nicht  noch  einmal 
zu  entrichten  <vergl.  Zirk.-Erl.  des  Grundbuchmiuisterinms  vom 
11.  Sefer  1307:25.  Elul  1305  in  den  Mnharrerat-i-nmnmie  de*  gen. 
Min.,  Jahrg.  1305-  l:j(>7,  S.  433). 

§  27.    Vom  firagh  seitens  Schwerkranker. 
Verfügungen  in  schwerer  Krankheit1)  (maras-i-mevt,  wörtlich: 
Todeskrankheit)  sind  nur  unter  gewissen  Bedingungen  gültig.  Wer 

')  Verijl.  uoten  Buch  II,  S.  250.  die  D.  tinition  der  maras-i-mevt 
nach  Art.  15115  der  Medschelle. 
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inzwischen  an  einen  anderen  von  dem,  der  sie  infolge  von  Gewalt 
besitzt,  übertragen  sind  oder  sieh  gemäss  den  nnten  zu  erörternden 
Bestimmungen  vererbt  haben  oder  mahlnl  geworden  sind,  geht  die 
Klage,  die  »ich  auch  auf  die  Erben  des  so  Übervorteilten  vererbt, 
gegen  die  derzeitigen  Inhaber  des  betreffenden  Landes.  Hat  der 
farigh  keine  Erben,  so  sollen  die  ikrahen  (vi)  übertragenen  Grund- 
stücke im  Besitz  des  derzeitigen  Inhabers  bleiben  und  nicht  als 
mahlnl  (wegen  Erblosigkeit  an  den  Fiskn»  zurückgefallen)  angesehen 
werden  (Art.  11»  G.-G.).1) 

§  2«t.    Veräussernng  und  Erwerbung  von  Land  seitens 
Handlungsunfähiger. 
»I  Allgemeines.*) 
Handlungsunfähigkeit  (hadwhr  -  das  Verbieten)  im  juristischen 
Sinne  bedeutet  nach  türkischem  Recht  die  Unfähigkeit  jemandes, 
durch  sein  Wort  Dispositionen  zn  treffen:  rhadschr  tessarruf-i-kavlinin 
m-fasini  men'  elemek  dir".    Im  Gegensatz  zn  tessarrnfi-kawli.  die 
Disposition   durch   das  Wort,   d.  h.  die  Fähigkeit.   Verträge  zu 
schliefen,  steht  die  tessarrnf-i-fili,  das  Disponieren  de  facto,  d.  Ii. 
der  Besitz  von  Rechten  etc. 

Die  Gründe  des  hadschr,  der  Handlungsfähigkeit,  sind  folgende: 

1.  Unmündigkeit,  ssagyrlik.    Es  gibt  zwei  Arten  Unmündiger 
(ssagyr): 

a)  die  ssagyr-i-gair-i-mümejis,  d.  h.  die  nicht  unterscheiden 
können  Verkauf  von  Kauf,  d.  h.  die  nicht  wissen,  dass 
Verkauf  Eigentum  weggibt,  und  Kauf  Eigentum  nach  sieh 
zieht,  und  die  eine  offenkundige  bedeutende  Verletzung  des 
Preise*  um  1  ,.,  (gabni  fahisch'.  laesio  enormis)  von  einer 
unbedeutenden  Verletzung  des  Preises  (gabn-i-jessir)  nicht 
zu  unterscheiden  wissen, 

b)  die  ssagyr-i-mümejis.  Unmündige,  die  solche  Unterscheidungen 
machen  können  (Art.  943  Medsch.). 

2.  Wahnsinn   ulschünun).     Es   gibt   zwei   Arten  Wahnsinnige 
(medschimn): 

a)  medschnun-i-mntbak,  ununterbrochen  Wahnsinnige,  die  keine 
lichten  Momente  haben, 

M  Vergl.  die  Art,  <U8  ff.,  KKM  ff.  der  Medschelle  über  den  Zwang 
im  ungemeinem 

*)  Multeku  II,  S.  Iß7  ff.,  kitab  el  hadschr.       Medschelle  Art.  941  ff. 
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ihtilam  (Pollution)  we  ichbal  (Zeugungsfähigkeit),  bei  Mädchen  durch 
haYs  (Menstruation)  und  habl  (Empfangsfähigkeit)  bewiesen  (Art.  985 
Medsch.).  Das  Pubertätsalter  beginnt  demnach  durchschnittlich  bei 
Knaben  mit  12,  bei  Mädchen  mit  9  Jahren  nnd  spätestens  bei  beiden 
mit  dem  15.  Jahre  (Art.  986  Medsch.).  Nach  Eintritt  in  das  Alter 
der  Geschlechtsreife  (bülugh)  soll  dem  balygh,  Mündigren,  aber  nicht 
sogleich  sein  Vermögen  ausgehändigt  werden,  dies  ist  vielmehr  davon 
abhängig  zu  raachen,  ob  der  balygh  auch  geistig  reif,  reschid, 
ist  oder  nicht-  Die  geistige  Reife  (das  ssini-rüschd,  Grossjährigkeit) 
wird  gerechnet  vom  20.  Jahre  an  „ssin-i-rüschde  wussuli  jirmi  jasehina 
bülnghnndan  ittibar  olunnr-.1) 

Zur  Vormundschaft  sind  in  folgender  Reihenfolge  bernfen: 

1.  der  Vater  als  natürlicher  Vormund  (veli), 

2.  der  vom  Vater  bei  Lebzeiten  gewählte  Vormund  (wassi-i-rauchtar), 

3.  der  von  diesem  bei  seinen  Lebzeiten  gewählt«  Vormund, 

4.  der  rechte  Grossvater  (dschidd-i-ssahih),  d.  h.  der  Vater  oder  der 
Grossvater  des  Vaters  des  Mündels  als  natürlicher  Vormund  (veli)r 

5.  der  von  diesem  gewählte  Vormund, 

6.  der  von  dem  Vormund  zu  5  gewählte  Vormund, 

7.  der  Hakim  (Richter)  oder  der  von  diesem  ernannte  Vormund 
(wassi-i-menssub)  (Art.  974  Medsch.). 

Nach  Art.  4  des  Gesetzes  Über  die  Verwaltung  von  Waisen- 
kassen, werden  für  Waisen,  Wahnsinnige  (medschnnn)  und  Geistes- 
schwache (ma'tnh),  wenn  diese  keinen  natürlichen  oder  gewählten 
Vormund  haben,  von  den  Temiis-i-hukkuk-Kommissionen  in  den 
Vilajets  und  Sandschaks,  und  den  Deawi-Kommissionen  in  den  Kasus 
unter  Zuziehung  des  religiösen  Gerichts  Vormünder  ernannt 

b)  Erwerb  und  Veräusserung  von  Mirie-Land  durch  Unmündige, 

Wahnsinnige  etc. 

Nach  Art.  50  G.-G.  ist  „der  liragh  (Veräussernng)  von  Mirie- 
Land  seitens  ssaghyr,  medschnnn  oder  ma'tuh  ungültig.  Hat  die 
Übertragung  des  Landes  stattgefunden  nnd  stirbt  der  übertragende 
Handlungsunfähige  vor  erreichter  Pubertät  (billugh)  oder  wieder- 
erlangter  Gesundheit,  so  gehen  seine  veräusserten  Grundstücke  auf 
weine  zum  Erben  von  Mirie-Land  fähigen  Erben  über;  sind  keine 

')  Verjrl.  Art.  13  des  Gesetzes  betr.  die  Verwaltung  der  Waisen- 
gltter  (P.  I,  8.  280.) 
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den  Kall  im  Auge  hat,  wo  der  Tod  des  Übertragenden  erfolgt  „bülugh 
we  ifaketlerinden  ewel1"  „vor  erreichter  Mündigkeit  bezw.  Gesundheit 
spricht  gegen  diese  Annahme  die  Erwägung,  das«  der  einmal 
handlungsfähig  gewordene  farigh  (Veräusserer),  indem  er  den  firagh 
nicht  rückgängig  macht,  seinen  Verzicht  auf  in  integrum  restitutio 
zu  erkennen  gegeben  hat. 

Das  VerRussemngsverbot  bezüglich  des  auf  irgend  eine  Weise, 
durch  Vererbung  oder  sonstwie  (vcrgl.  weiter  unten  in  diesem 
Paragraphen  zu  Art.  51.  G.-G.),  in  den  Besitz  von  Handlungs- 
unfähigen gekommenen  Hirie-Landes  gilt  auch  für  die  Vormünder, 
und  selbst  dann,  wenn  die  Mündel  verschuldet  sind  oder  in  Not  sich 
befinden  (Art.  52  G.-G.).  Nur  in  dein  folgenden  Fall  konnte 
ursprünglich  nach  demselben  Art.  52  G.-G.  das  strenge  Verbot 
durchbrochen  werden,  nämlich:  „wenn  sich  herausstellt,  dass  Tschiftliks 
(Landgüter)  im  Besitz  Unmündiger  durch  die  Vormünder  nur  znin 
Schaden  jener  verwaltet  werden  können,  aus  dem  Verfall  wertvoller 
Pertinenzen  nur  Verlust  erwachst  und  nach  den  Bestimmungen  des 
religiösen  Hechts  ihr  Verkauf  notwendig  wird,  so  können,  falls  ferner 
ersichtlich  ist,  dass  unter  Trennung  der  Gebäude  und  sonstigen 
Pertinenzen  von  den  Grundstücken  die  alleinige  Belassung  der 
letzteren  im  Besitz  der  Unmündigen  diesen  zum  Nachteil  gereicht, 
alle  zusammen  für  einen  wertentsprechenden  gerechten  Preis1) 
verfinssert  werden,  nachdem  von  dem  religiösen  Gericht  ein  Er- 
machtignngsschein  ausgestellt  ist.  Nach  einer  Verfiusserung  unter 
solchen  Umständen  haben  die  Mündel  nach  erlangter  Grosttjährigkeit 
kein  Recht,  die  Grundstücke  oder  ihre  Pertineuzeu  zurückzuverlangen". 

Bei  dieser  Möglichkeit,  Mirie-Land  Unmündiger  zu  veräussern, 
handelt  es  sich  jedoch  ausschliesslich  um  Tschiftliks*).    Die  Umstände, 

')  Dies  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  über  laesio  enormis. 
ghabn-i-fahisch,  besonder«  hinzugefügt  worden,  die  erhebliche  Verletzung 
des  Preises  muss.  wie  wir  in  tj  24  gesehen,  bei  Grundstücken  mindestens 
1f&  vom  Wcrt<>  ausmachen  und  bildet  nur  dann  bei  Mülk-Land  einen 
Rücktrittagruud,  wenn  sie  durch  Betrug  herbeigeführt  ist.  Bei  Unmündigen 
aber  tritt  restitutio  in  integrum  ein,  auch  wenn  die  Verletzung  des  Preises 
f>hne  Betrug  veranlasst  ist. 

*)  Über  die  Definition  von  „Tsehiftlik*  vergl.  oben  §  IG,  S.  lWi«*. 
Anm.  2  zu  Art.  131  G.-G.  Hier  ist  unter  Tschiftlik  ein  Landgut  mit 
allem,  was  dazu  gehiirt,  nämlich  Gebäude,  Inventar,  Vieh  etc.  zu  verstehen, 
und  zwar  so,  dass  die  Gebäude  etc.  als  die  prinzipalen  Sachen  angesehen 
werden. 
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wie  Gärten,  Mühlen,  Gebäude  u.  dergl.,  unterzugehen  drohen  und 
durch  Rachverständiges  Gutachten  festgestellt  wird,  da*»  dadurch  den 
Unmündigen  grosser  Schaden  erwächst,  und  wenn  diese  Immobilien 
infolgedessen  veräussert  worden  sind  (vergl.  oben  2f),  auch  für  die 
dazu  gehörigen  Bindereien  die  Erlaubnis  zum  firagh  erteilt  werden. 
Der  Verkauf  von  Mirie-Land  Unmündiger  kann  nach  demselben 
Artikel,  auch  falls  es  sich  nicht  nm  Tschiftliks  handelt,  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  den  gesonderten  Verkauf  eines  Mülk-Hanses  auf 
Mirie-Land  der  Gesamtwert  sich  erheblich  vermindert.  In  diesem 
Fall  kann  das  Land  mit  dem  Hause  veranssert  werden.  Ähnliches 
bestimmt  Art.  53  G.-G.:  Falls  die  Vormünder  auf  Grund  der  oben 
2f  angeführten  Momente  (messaghat-i-scherije)  berechtigt  sind,  die 
auf  Mirie-Land  stehenden  Bäume,  die  einen  Garten  bilden,  und  Ge- 
bäude zu  verkaufen,  können  sie  auch  die  Landereien  niitveräussern 

Wo  es  andere  Mittel  gibt,  um  die  Vcräusserung  von  Mirie- 
Land  zu  vermeiden,  sollen  diese  angewendet  werden.  »So  bestimmt 
Art,  31  des  eben  erwähnten  Tapn-Gesetzcs,  das»  Tschiftliks  im  Besitz 
der  Unmündigen  zu  belassen  sind,  falls  ihre  Verpachtung  unter 
folgenden  Umständen  sich  ermöglichen  lä&st:  Der  Pachtzins  mnss  je 
2l!t  von  500  Piastern  des  Gesamtwertes  betragen,  und  der  Pächter 
muss  für  das  eventuell  untergehende  Vieh1)  und  Inventar  aufkommen. 
Ist  der  grösste  Teil  der  Zubehörungen  des  Tschiftliks  aber  aus  be- 
weglichen Sachen  bestehend,  und  bestehen  die  unbeweglichen  Zu- 
behörungen aus  einigen  Gebäuden  und  St  roh  speichern,  deren  Verfall 
im  Verhältnis  zur  Grösse  der  Ländereien  nur  geringen  Schaden 
bedeutet,  dann  sollen  die  Mobilien  unverzüglich  veränssert,  die 
Läudereicn  aber,  für  welchen  Preis  es  auch  sei,  verpachtet  werden 
(Art.  32  des  Tapu-Gesetzes). 

Was  endlich  den  Erwerb  von  Mirie-Land  seitens  Unmündiger  etc. 
anbetrifft,  so  gilt  hierfür  nach  Art.  51  G.-G.  in  gleicher  Weise,  was 
oben  gemäss  der  Medschelle  bezüglich  des  Erwerbs  durch  dieselben 

')  Im  Gewtz  heisst  <*«  „deiuir  hasch  kni'dessi  risere"  .nach  dem  Grund- 
sätze vom  EiKcntttuck".  Ks  ist  dies  wahrscheinlich  das  Prinzip,  au«  dein 
sich  di  r  „eiserne  Viehvertrai:*,  contractu*  sociduo  des  irennanisehen  Rechtes, 
entwickelt  hat.  Der  „Kinstdler"  (Pächter)  (tbernimmt  die  Gefahr  für  das 
Vidi,  das  während  der  Dauer  des  Pachtverhältnisses  untergeht.  „Eisern 
Vieh,  das  stirbt  nie"  (veryl.  die  Detiuition  von  Dkmik.  Bäsch  im  Gesetz 
v..m  (>.  Kehi  ul  achir  1274.  Art.  1.  D.  IV.  S.  H'.)). 
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dem  hakk-i-tarik-i-chass  (Wegegerechtigkeit).1)  Nach  Art.  1008 
heisst  der,  dein  eine  solche  Gerechtigkeit  mit  zusteht.  rchalit" 
(„an  Rechten  des  Mülks  Geuieinschafter  sein":  hukkuk-i-mlllkde 
uiHBcharek,  Art.  954);  z.  B.  mehreren  Gürten  zusammen  steht 
gemeinschaftlich  ein  Wasserschöpfrecht  an  einem  Privatflusse 
zu.  Der  eine  Garten  wird  verkauft,  dann  sind  die  Eigentümer 
«Amtlicher  anderer  Gärten  als  chalits  scheti  an  dem  verkauften 
einen  Garten.  Ob  die  Gärten  au  einander  liegen  oder  nicht, 
ist  unerheblich. 

■i.  Unmittelbare  Nachbarschaft'  (mebide  dschar-i-mnlassyk  oliuak: 
retractus   ex  jure  vicinntns).     Unmittelbar  benachbart  sind 
einander  nach  Art.  1011  der  Medschelle  die  Eigentümer  ver- 
schiedener, übereinander  liegender  Stockwerke;  sie  gelten  also 
nicht  als  Miteigentümer  und  sind  demnach  nicht  nach  No.  1, 
sondern  nach  der  gegenwartigen  No.  8  zur  Ausübung  des 
Schnfa-Rechtes  befugt.    Eigentümer  zweier  Häuser,  welche  eine 
Wand  gemeinschaftlich  haben,  gelten  als  Miteigentümer,  nicht 
als  Nachbarn.    Ist  eine  Mauer  zwei  Hänsern  nicht  gemein- 
schaftlich, sind  aber  die  Stützbalken  des  einen  Hauses  bis  auf 
die  Mauer  des  benachbarten  Hauses  verlängert,  so  gelten  die 
Häuser  als  dschar-i-inulassyk,  benachbart,    Das  Recht  allein, 
auf  die  Mauern  des  Nachbars  die  Spitzen  der  Stützbalken  zn 
legen   (servitus  tigni  immittendi),   macht  den  Inhaber  dieses 
Rechtes  weder  zum  scherik  noch  chalit  (Art.  1012).*) 
Das  Schufa-Recht  wird  in  der  angegebenen  Reihenfolge  aus- 
geübt, d.  h.  der  nach  1  berechtigte  Scherik  geht  dem  Chalit  (2>. 
und  dieser  dem  zn  'i  vor  (Art.   1009,  1010  Medsch.).  Mehrere 
Berechtigte  einer  Gattung  üben  ihr  Schnfa-Recht  zu  gleichen  Teilen 
aus.    Ein  Grundstück  steht  z.  B.  im  Miteigentum  von  drei  Personen 
zu  Anteilen  von  V»,  1lt  und  1/4.    Der  eine  Miteigentümer  zu  1  4 
verkauft  seinen  Anteil:  jeder  von  den  beiden  anderen  Miteigentümern 

l)  Multeka  eod.  hakk-i-iuebide  ol  achflrM-chas*  w«  tarik-i-chass  olan 
schcler  gihi  schUrb-i-ch&M  srhol  itschinde  asefine  jflrttmes  innak  gibi  (an 
nicht  schiffbaren  Flüssen). 

J)  Nacb  der  Multeka  eod.  sind  zwei  Häuser,  die  mit  der  Kücken- 
wand an  einander  liegen,  „benachbart",  wenn  die  Türen  auf  verschiedene 
Strassen  führen.  Führen  die  Türen  auf  d ense Iben  (Privat-)  Wec,  dann 
sind  die  Eigentümer  der  Häuser  Chalits. 
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• 

haupt  verloren  (Art.  1032  Medsch.),1)  desgleichen,  wenn  zwar  das 
taleb-i-mnvassebe,  aber  nicht  da»  taleb-i-takrir  we  ischhad  rechtzeitig 
vorgebracht  ist  (Art.  1033  Nedsch.).  Sind  die  beiden  ersten  Talebs 
ausgeführt,  so  geht  das  Schufa-Recht  doch  verloren,  wenn  das 
taleb-i-chussumet  innerhalb  eines  Monats  nicht  vorgenommen  wird. 
Diese  Frist  beginnt  aber  nur  zn  lanfen,  wenu  den  Scheti'  nicht  einer 
von  den  Restitutionsgründen,  asar-i-scherije  (vergl.  oben  §  17),  wie 
Abwesenheit,  an  der  Ausübung  des  taleb-i-chussumet  verhindert  hat 
(Art.  1034  Medsch.).  Steht  das  Recht  aber  einem  Handlungsunfähigen 
zn.  so  ist  dies  von  seiuem  Vormunde  auszuüben.  Unterlagst  es 
derselbe  während  der  angegebenen  Frist,  so  kann  es  nach  erlangter 
Handlungsfähigkeit  der  Berechtigte  nicht  mehr  geltend  machen 
(Art,  1035  Medsch.). 

b)  Vom  Quasi-Schufa-Recht  bei  Mirie-Land. 

Bei  Mirie-Land  besteht  gemäss  Art.  1017  der  Medsehelle  ein 
Schufa-Recht  nicht.  Das  Grnndstücksgesetz  bestätigt  diese  Bestimmung 
des  Art.  1017  durch  Art.  46  ausdrücklich;  es  heisst  daselbst:  ,.Das 
für  Mnlk-Land  geltende  Schufa-Recht  ist  bei  Mirie-  und  Mevkufc- 
Land  ausser  Anwendung,  d.  h.  wenn  jemand  sein  Mirie-Land  gegen 
eine  bestimmte  Summe  veräussert,  kann  der  Grenznachbar  nicht  sagen 
„ich  nehme  das  Land  für  denselben  Preis*.  Auch  an  Mülk-Gebäudcn 
auf  Mirie-  und  Waknf-Land  ist  ein  Schufa-Recht  nicht  vorhanden,  denn 
solche  Gebäude  werden  rechtlich  wie  Mobilien  behandelt  (Art.  1019  M.). 

Aus  nachfolgendem  wird  aber  ersichtlich  sein,  dass  es  bei  Mirie- 
Land  doch  ebenfalls  eine  Art  Schufa-Recht  gibt,  wenn  auch  nicht 
unter  diesem  Namen  nnd  mit  mannigfachen  Unterscheidungen  von 
dem  eigentlichen  Schufa-Recht.  Die  Kommentatoren  des  türkischen 
Iinmobiliarrechtes  bezeichnen  das  dem  letzteren  bei  Mirie-Land  ent- 
sprechende Recht  mit  r Vorzugsrecht"  (hakk-i-rüdschhan);  wir  werden 
es  Quasi-Schufa-Recbt  nennen. 

Im  Art.  41  und  42  G.-G.  findet  sich  zunächst  ein  dem  Schnfa- 
Recht  bei  Mülk-Land  gleiches  (^nasi-Schnta-Recht  des  Mitbesitzers. 
Desselben  Ursprungs  ist  gemäss  Art.  44  nnd  49  G.-G.  das  Recht, 
welchcR  der  Eigentümer  von  Mülk-Anlagcn  (Bäumen,  Gebäuden)  auf 
Mirie-Land  gegen  den  dieses  veräussernden  Besitzer  hat.   In  Art.  4"» 

')  Such  Imam  Mkhmki»  (Multcka  II.  S.  180)  musste  binnen  einem 
Aloimt  das  Uleb-i-schufa  srestellt  werden. 
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Fall  ist.  Der  firagh  eines  Grundstückes,  an  dem  ein  anderer  ein 
.Schilfa-  oder  Quasi-Sehufa-Recht  besitzt,  ist  gültig  abgeschlossen,  aber, 
da  er  eines  anderen  Recht  berührt,  bleibt  er  „nievkuf  ,  schwebend,1) 
nnd  zwar  bei  Mirie-Land  fünf  Jahre  beaw.  zehn  bezw.  ein  Jahr 
ivergl.  II.  nnd  111.).  Nach  Ablauf  dieser  Fristen  wird  der  firagh 
ohne  weiteres  ssahih  we  katt'i,  endgültig. 

Macht  nun,  wer  ein  (^nasi-Sehnfa-Recht  hat,  dasselbe  recht- 
zeitig geltend,  dann  hat  er  nicht,  wie  dies  bei  dem  eigentlichen 
Schufa- Recht  gegenüber  Mülk-I.and  vorgeschrieben  ist.  in  die  Be- 
dingungen des  tiragh  einzutreten,  sondern  er  mnss  unabhängig  davon 
denjenigen  Preis  zahlen,  den  das  reklamierte  Grundstück  znr  Zeit 
der  Geltendmachung  des  Anspruches  hat.  Daher  kann  das  Qoasi- 
Schufa-Reeht  anch  gegenüber  dem  unentgeltlichen  firagh  ansgeübt 
werden,  wahrend  das  eigentliche  Schufa-Recht  nur  beim  Kauf  zu- 
lässig ist. 

Für  die  Ausübung  des  Quasi-Schnfa-Rechtes  sind  bestimmte 
Formen  nicht  vorgeschrieben.  Der  Berechtigte  kann  innerhalb  der 
gesetzten  Fristen  in  irgend  einer  Form  sein  Recht  geltend  machen. 

Das  Quasi-Schnfa-Recht  des  Chalit  nnd  Schenk  erlischt  infolge 
erteilter  Erlaubnis,  durch  Verzicht  in  irgend  einer  Form  oder  durch 
Verw  hweignng  wahrend  fünf  Jahren.  Der  Verlust  des  Quasi-Schufa- 
Rechtes  ist  absolut:  die  Restitutionsgründe  des  religiösen  Rechts, 
wie  Handlungsunfähigkeit,  Abwesenheit,  halten  den  Lauf  der  fünf- 
jährigen Frist  nicht  auf.  Dagegen  erlischt  das  Recht  nicht  mit  dem 
Tode  des  Erwerbers  oder  des  Berechtigten,  sondern  ist  aktiv  wie 
passiv  vererblich.  Die  angefangene  Frist  lauft  mit  dem  Tode  des 
einen  oder  des  anderen  ununterbrochen  fort.  Unter  „Erbe1-  ist  der 
nach  den  nachfolgenden  Bestimmnngen  zur  Erbschaft  in  Mirie-Land 
Berufene  zu  verstehen,  nicht  der  Erbe  des  Scheriat-Rechtes.  Macht 
nur  ein  Erbe  sein  Quasi-Schufa-Recht  geltend,  so  erstreckt  sich  dies 
nicht  etwa  auf  den  auf  ihn  fallenden  Erbteil  allein,  sondern  uinfasst 
das  ganze  Land,  das  Gegenstand  des  Quasi-Schufa- Rechtes  ist. 

Art.  11  G.-G.  behandelt  nur  den  Fall,  wo  ein  Schenk  oder 
ein  Chalit  vorhanden  ist:  sind  mehrere  dieser  Gattung  znm  Quasi- 
Sclinfa-Recht  Berechtigte  vorhanden,  so  finden  die  folgenden  Be- 
stimmungen des  Art.  4"2  G.-G.  Anwendung:  „Wenn  von  drei  oder 
mehr  Mitbesitzern2)  der  eine  seinen  Anteil  an  einen  ausserhalb  der 

V)  Art.  111  Medwhclle:  „bei  nievkuf  mirin  hakki  teallyk  eden  beidif. 
*)  Vorirl.  S.  1721  Anin.  4. 


igm, 


ed  by  Google 


1728    WiMtKUi  Pai»ki-:  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  etc. 

einen,  die  darauf  befindlichen  Anlagen  aber  einem  anderen  gehören 
können,  ist  wenig  geeignet,  eine  einheitliche  Verwaltung  zu  begünstigen. 
Darum  soll  der  Besitzer  von  Mirie-Land  gehalten  sein,  den  Eigen- 
tümer der  darauf  stehenden  Mlilk- Anlagen  bei  der  Veränsserung 
jenes  zu  berücksichtigen,  andererseits  aber,  wenn  die  Anlagen  sein 
eigenes  Mülk-Eigentuin  sind,  das  Land  nicht  allein  veräussern  können, 
falls  der  Erwerber  desselben  auch  jene  zu  kaufen  wünscht;  den 
ersten  Fall  behandelt  Art.  44,  den  zweiten  Art.  49  G.-G. 

Nach  Art.  44  kann  der  Besitzer  von  Mirie-Land  dasselbe 
weder  ohne  noch  gegen  Entgelt  veräussern,  falls  der  Eigentümer 
der  auf  dem  Lande  stehenden  Mülk-Anlagen  diese«  gegen  Zahlung 
des  Wertes  zu  erwerben  wünscht.  Anderenfalls  hat  der  Eigentümer 
der  Mülk-Anlagen  noch  zehn  Jahre  lang  das  Recht,  das  Land  für 
den  Wert,  den  es  zur  Zeit  der  Geltendmachung  des  Anspruches  hat. 
für  sich  zu  verlangen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  erlischt  das  Recht 
auch  dann,  wenn  der  Berechtigte  an  der  Ausübung  durch  Handlungs- 
unfähigkeit oder  Abwesenheit  verhindert  war.1)  Ist  der  Besitzer 
des  lindes  auch  gleichzeitig  Eigentümer  der  darauf  stehenden  Mülk- 
Anlagen  und  verkauft  er  diese,  so  kann  der  Käufer,  falls  er  es 
beansprucht,  nach  Art.  49  G.-G.  auch  den  tiragh  de«  Landes  an  sich 
vornehmen  lassen. 

III.  Das  Quasi-Schufa-Recht  der  Dorfgenossen  (Mark- 
losnng,  retractus  ex  jure  incolatus).  Wenn  ein  im  Dorfbezirk 
(karia)  liegendes  Grundstück  an  einen  zn  einem  anderen  Dorfe 
gehörigen  (rAnsmÄrkeru)  verünssert  wird,  so  haben  diejenigen  von 
den  Dorfgenossen  des  farigh  („Einmürker"),  welche  Mangel  an 
Landbesitz  haben,  nach  Art.  45  G.-G.  ein  Jahr  lang  das  Recht,  das 
verftusserte  Land  für  den  Wrert,  den  es  zurzeit  der  Ausübung  des 
Rechtes  hat,  zu  beanspruchen. 

Dieses  Quasi-Schufa- Recht  der  Dorfgenossen  besteht  nicht  gegen- 
über grossen  Länderkomplexen,  wie  Tschiftliks  (vergl.  Art.  18  des 
Tapu-Gesetzes;  1).  I,  S.  200),  dagegen  haben  in  manchen  Gegenden 
die  Musari's  —  d.  s.  ansässige  Bauern,  denen  der  Gutsbesitzer  Land 
zur  Verfügung  stellt,  von  dessen  Ertiüguissen  sie  ihm  die  Hälfte 
(daher  ^iaridschi")  abgeben  müssen  —  ein  Vorzugsrecht  (hakk-i- 
mdschhan)  bei  Versteigerung  oder  freihändigem  Verkauf  der  Tschift- 


')  Vcrgl.  Art.  1035  der  Medachelle. 
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Heim  Zwangsverkauf  ist  dem  Schuldner  nur  zn  belassen,  was 
unbedingt  für  seine  Existenz  nötig  ist.  Besitzt  er  z.  B.  einen  Konak 
(grosses,  herrschaftliches  Haus),  wo  eine  bescheidene  Wohnung  für 
ihn  ausreichend  ist,  so  wird  jener  verkauft,  von  dem  Erlös  für  den 
Schuldner  eine  Wohnung  gekauft  und  der  Rest  der  Masse  zugeführt 
(Art.  999). 

Die  Möglichkeit,  das  im  Besitze  eines  Schuldners  befindliche 
Mirie-Land  zur  Sicherung  der  Forderung  ohne  den  Willen  des 
Besitze«  zu  pfänden  oder  dasselbe  zwangsweise  verkaufen  zu  lassen, 
um  au»  dem  Erlöse  für  Forderungen  Befriedigung  zu  finden,  ist  erst 
durch  die  neuere  Gesetzgebung  geschaffen  worden.  Noch  das  G.-G 
hielt  in  Art.  115  an  dem  Prinzip  „ernsi  bordsch  ödemes":  .Mirie- 
Land  bezahlt  keine  Schulden"  fest,  denn  rsolches  Land  ist  in  ihren 
Händen  ein  Leihgut.  Damit  werden  Schulden  nicht  bezahlt.  Es 
ist  ja  nicht  Mülk-Land  und  wird  nur  auf  Befehl  des  Sultans  besessen". 
(Fctwa  desSaiiallah  Effendi:  Pkbtsch,  Kat.  tilrk.  Handschriften,  N«.  260. 
S.  342  v.)  Der  Art.  11.1  verbietet  in  seinem  ersten  Teil  ausdrücklich. 
Grundstücke  wegen  Schulden  des  Besitzers  mit  Beschlag  zn  belegen 
oder  verkaufen  zu  lassen. 

Dieses  Prinzip  ist  endlich  durch  Gesetz  vom  15.  Schawal  12*8 
(15.  Kjannn-i-ewel  12H7)1)  allgemein  abgeschafft  worden,  nachdem 
schon  das  Gesetz  vom  1.  Rebi  ul  ewel  1279's)  den  Zwangsverkauf 
von  Mirie-Land  für  Fiskalforderungen  für  zulässig  erklärt  hatte. 
Nach  dem  erstgenannten  Gesetz  können  nun  doppelmietige  Waknf- 
nnd  Miric-Lflndereien  für  rechtskräftige  (mahkjum  un  bih)  Geld- 
forderungen auch  ohne  Erlaubnis  des  Besitzers,  wie  reines  Mülk- 
Land  s>  veränssert  werden.    Jedoch  darf  dem  Schuldner  sein  zum 

')  D.  I,  S.  238  ff  (den  itschün  emwal-i-gair-i-menkulenin  firuchti 
hakkinda  nisnmnaine). 

s)  D.  I,  S.  244  (biw-i-mediun  uhdessinde  bulunan  erasinin  tessvie-i- 
deni  it&clilkn  lirucht  ohuiul)  olunmamassi  hakkinda  .  .  .  nisamname). 

s)  S.  Anfg.  dioses  Artikels.  Vergl.  C.  P.  O.  den  Abschnitt  über 
hadBchü  D.  IV,  3.  311:  das  Vollstreckungsgesetz  Tom  27.  Dschcmadi  ul 
achir  129G,  D.  IV,  S.  225  ff.  Unter  dem  Begriff  r Immobilien"  (enival-i- 
ghair-i-tncnkule)  «1er  C.  P.  0.  und  des  Vollstreckungsgesetzes  („enilak") 
sind  L''  iniisB  Erlass  des  Justizministeriums  vom  24.  Silkade  1297  (Dscheride- 
i-mehakim  No.  69,  S.  5491  sowohl  Mülk-  ul«  Mirie-  und  Waktif-GrundstQcke 
zu  verstehen,  wahrend  das  obige  Gesetz  vom  15.  Schawal  1288,  wenn  es 
vom  finwul-i-gair-i-meuknle  spricht,  nur  Mirio-  und  doppelmietige*  Wakuf- 
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zuzustellen,  welches  die  Aufforderung  enthält,  zu  zahlen,  sowie  im 
Falle  der  Nichtzahlung  die  Androhung  ausspricht,  das»  Zwangs- 
verkauf der  Immobilien  beantragt  werden  wird  (Art.  5).  Der  Ver- 
kauf selbst  kann  gerichtlich  nicht  beantragt  werden  vor  Ablauf  von 
31  und  nach  Ablauf  von  91  Tagen,  gerechnet  von  der  Zustellung  des 
Ichbarname  an.  Nach  Ablauf  von  Hl  Tagen  imiss  ein  neues  Ich- 
barname zugestellt  werden  (Art.  6).  Nach  Erfüllung  der  in  Art.  5 
und  6  vorgeschriebenen  Formalitaten  legt  ein  Vollstrecknngsbeamter 
auf  das  Land  das  Sequester.  Zu  diesem  Behüte  hat  er  zwei  gleich- 
lautende sabt  warakassi  (Pfändungsprotokolle)  anzufertigen,  die  ent- 
halten müssen:  einen  Auszug  aus  dem  Urteil  und  dessen  Datum; 
Angaben  über  Entsendung  des  Beamten  und  seine  Tätigkeit;  Angabe 
der  Art,  Lage  und  Grenzen  der  Immobilien  (Art.  7).  21  Tage  vor 
dem  Versteigerungstermin  muss  der  Sachverhalt  öffentlich  durch 
Zeitungen  und  Anschläge  bekannt  gemacht  werden  (Art.  8).  Die  Ver- 
steigerung ist  in  61  Tagen  zu  Ende  zu  bringen.  Findet  sich  31  Tage 
nach  Erteilung  des  (provisorischen)  Zuschlages  jemand,  der  mindestens 
5%  mehr  bietet,  dann  wird  die  Versteigerung  wiederholt  (Art.  9). 

Die  Pfändung  von  Grundstücken  hat  nicht  zur  Folge,  dass  das 
sequestrierte  Land  dem  es  besitzenden  Schuldner  sofort  genommen 
wird.  Der  Schuldner  bleibt  vielmehr  im  Besitz  bis  zum  wirklichen 
Verkauf.  In  einem  Fall  behält  er  den  Besitz  sogar  über  den  Ver- 
kauf hinaus,  falls  nämlich  auf  Mirie-  und  doppelmietigem  Wakuf- 
Land  noch  nicht  zur  Ernte  reifes  Getreide  steht.  Bei  diesen  Länder- 
gattungen gilt  nämlich  das  Getreide  auf  dem  Halm  nicht  &\s- 
Dependenz  des  Landes,  sondern  bleibt  freies  Gut  des  I^ndbesitzers 
(Art.  1246  Medsch.).  Die  Pfändung  von  Mirie-  nnd  doppelmietigem 
Waknf-Land  umfasst  also  nicht  die  darauf  bestellten  Bodenfrüchte. 
Daher  muss  der  Schuldner  bis  zur  Aberntnng  im  Besitz  des  Landes 
gelassen  werden  (Tahrirat-i-adlie  vom  14.  Rebi  ul  ewel  1301 ,  31.  kjannn- 
i-ssani  1299  i.  d.  Dsdieride-i-Mchakim  S.  1929). 

Zur  Sicherung  von  Forderungen  des  Fiskus  und  besonders  der 
Privatschatulle  des  Sultans  hatte  sich  aber  allmählich  eiu  abweichendes 
Prinzip  ausgebildet,  indem  für  den  Fall  der  Pfändung  von  Land  für 
eingeklagte  Fiskal-  etc.  Forderungen  auch  die  Landesfrüchte  in 
Anrechnung  auf  die  Schuld  mit  Beschlag  belegt  wurden.  War  die 
Forderung  noch  nicht  eingeklagt,  dann  wurden  die  Modenfrnchte  in 
\  <  t  wahrnng  genommen,  bis  ein  Urteil  über  deren  Verwendung  erging. 
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Tapu- Gebühr  van  ihnen  Besitz  ergreifen  können,  bei  Nicht- 
vorhandensein von  Tapu-Berechtigten  die  Grundstücke  niahlul  werden 
und  an  den  Fiskus  zurückfallen".  Darüber,  wie  es  zu  halten  ist, 
wenn  die  Zwangsversteigerung  zwar  zu  Lebzeiteu  des  Schuldners  in 
die  Wege  geleitet  worden,  die  Versteigerung  selbst  aber  noch  nicht 
stattgefunden  hat,  als  der  Schuldner  starb,  enthält  das  Gesetz  nichts. 
Man  sollte  annehmen,  dass  die  Grundstücke  in  dem  Moment,  wo  das 
Sequester  angelegt  ist,  als  gepfändet  zu  gelten  haben;  in  diesem 
Fall  vererbt  sich  nur  so  viel,  als  nach  Befriedigung  der  Gläubiger 
bleibt.1)  Die  Endschümen-i-adlie  jedoch  bat  in  einer  im  Ikdam 
No.  1702  angeführten  Entscheidung  sich  dahin  ausgesprochen,  das«, 
bevor  in  Gegenwart  der  Beamten  (bei  Mirie-Land)  oder  des  Mute- 
velli  (bei  Wakuf-Land)  die  Übertragung  —  der  firagh  —  nicht  statt- 
gefunden hat,  Mirie-  und  Wakuf-Land  sich  auf  die  Erben  des 
Schuldners  vererbt,  wie  wenn  keine  Zwangsversteigerung  eingeleitet 
worden  wäre.  Der  Grund  ist  der,  dass  der  Besitz  von  solchem 
Land  erst  möglich  ist  mit  der  beim  flragh  erklärten  Erblanbnis 
der  Beamten. 

Ist  der  Zwangsverkauf  von  Grundstücken  fremder  Untertanen 
das  einzige  Mittel,  um  ein  in  einem  Zivilprozess  zwischen  zwei 
fremden  Untertanen  ergangenes  Urteil  eine«  Konsulargerichts  zur 
Vollstreckung  zu  bringen,  so  ist.  die  vollstreckende  Behörde  natnr- 
gemäss  das  türkische  Gericht  (vergl.  §  21).  Über  das  dabei  zu  be- 
obachtende Verfahren  hat  das  Justizministerium  in  einem  von  dem 
Ministerium  des  Auswärtigen  den  fremdeu  Missionen  im  Jahre  1889 
mitgeteilten  Zirkular,  dessen  Inhalt  von  diesen  angenommen  worden 
ist  (vergl.  den  Zirk.-Erl.  der  kaiserl.  deutschen  Botschaft  vom 
4.  April  1899,  No.  :l6ti,  an  die  kaiserl.  Konsulate),  folgende  Aus- 
fllhrungsbestimmungen  erlassen: 

1.  Zur  Anordnung  der  Zwangsvollstreckung  zuständig  ist  der 
Präsident  des  Zivilgericht*  des  Bezirkes,  in  dem  das  zu  er- 
kennende Konsulargericht  seinen  Sitz  hatte  (Beseitigung  des 
forum  rei  sitae  in  solchen  Fällen). 

2.  Der  Gläubiger  hat  in  einer  direkt  an  den  Präsidenten  dieses 
Gerichts  gerichteten  Eingabe  die  Vollstreckung  zu  beantragen, 
und  damit  ersichtlich  ist,  ob  das  konsulargerichtliche  Urteil,  auf 

')  Vergl.  die  Gesetze  vom  23.  Ramasan  1286  (P.  1.  S.  242)  und  vom 
•21.  Ramaami  1288  (I>.  1.  S.  2*:$)  und  den  nächsten  Paragraphen. 
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eine  Bescheinigung  von  der  zuständigen  Lokalbehörde  (inucht&r  und 
ichtiar  medschlissi)  einholen  mnss,  gemäss  der  das  Grundstück  frei 
von  Pfand  und  Sequester  ist  (Art  1).  Die  weiteren  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  sind  ersetzt  durch  dasjenige  vom  28.  Redscheb  1291 
(28.  August  1290). l)  Nachdem  die  durch  §  11  dieses  Gesetzes  für 
den  Verkauf  von  Mülks  vorgeschriebenen  Formalitäten,  welche  ge- 
mäss Art.  IG  desselben  Gesetzes  auch  für  Verpfandung  gelten,  er- 
füllt sind  und  Schuldschein  wie  Besitztitel  dem  Grundbuchbeauiten 
bezw.  Tapn-Schreiber  (in  der  Provinz)  vorgelegt  sind,  werden  die 
bezüglichen  Erklärungen  (takrir)  vom  Pfandgeber  (rahin)  und  Pfand- 
nehmer (mflrtehin)  vor  der  Kommission'2)  abgegeben,  der  Sachverhalt 
registriert  und  dem  Gläubiger  Besitz-  nnd  Schuldtitel  ausgehändigt. 
I>er  Besitz  dieser  Dokumente  ersetzt  den  Besitz  des  Pfandobjekts, 
das  dem  Schuldner  verbleibt.  Im  Besitztitel  selbst  muss  über  die 
geschehene  Verpfändung  ein  besonderer  Vermerk  gemacht  werden 
(Art.  P.M. 

Die  Verpfändung  von  Mirie-  und  doppelmietigen  Wakuf-Grnnd- 
stücken")  war,  wie  schon  bemerkt,  ursprünglich  unzulässig,  da  diese 
Arten  Laiidereien  keine  dazu  geeigneten  Objekte  sind.  Art.  116  G.-G. 
belässt  es  noch  bei  diesem  Prinzip.  Hingegen  wurde  eine  Form  ge- 
funden, auch  Mirie-Land  zu  Pfand  hiuzugeben,  ohne  dass  von  .Ver- 
pfändung" gesprochen  wurde.  Es  wurde  nämlich  1.  das  Mirie-Laiid 
veräussert  mittels  liragh,  aber  unter  der  Bedingung,  dass  es  zurück- 
gegeben wird,  wenn  die  Schuldsumme,  welche  als  bedel-i-riragh, 
Kaufsuinme,  anzusehen  ist,  bezahlt  wird;  und  2.  wurde  das  Mirie- 
I.and  zu  „Treu  und  Glauben"  übertragen  mittels  tiragh-bilvefa. 
vente  ä  reinere,  d.  h.  der  übertragende  Schuldner  (farigh-bilvefal 
hat  das  Hückkaufsrecht,  wenn  er  die  Schuld  bezahlt, 

Der  tiragh-bilvefa,  welcher  auch  bei  Mülk-Land  die  übliche 
Form  der  Verpfändung  ist,  kam  zuerst  in  Buchara4)  vor,  wo  er 
wegen  Überschuldung  der  Einwohner  nach  dem  Rechtsgrundsatz  de* 
Scheriats  „ee  qui  est  exige  ponr  la  satisfaction  d  un  besoin  public 
ou  prive  est  admis  comme  nne  necessite  legitime"  (Art.  32  Medsch.» 
eingeführt  wurde  (vergl.  Art.  :19(>  -40J5  Medsch.). 

')  D.  III.  S.  447  (vergl.  oben  §  '21,  S.  1««5). 
»)  Vergl.  olien  S.  lfit»4. 
»»  Vergl.  unt.-u  Bucli  II. 
«»  Vergl.  Multeka  eod. 
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das  bei  einer  solchen  Übertragung  zu  beobachtende  Verfahren  ent- 
hält das  Tapu-Gesetz1)  in  Art,  26  den  für  die  Verpfandung  von 
Mülle-Land  geltenden*)  Vorschriften  analoge  Bestimmungen. 

Der  firagh-bilvefa  muss  im  Besitztitel  vermerkt  sein,  sonst 
sind  darauf  bezügliche  Prozesse  unzulässig  (Zusatz  zum  Tapu-Ges- 
v.  26.  Sefer  1278,  I».  I,  S.  208). 

Das  vefaen  oder  unter  der  Bedingung  der  Röckgabe  zur 
Sicherung  einer  Forderung  übertragene  Land  kann  weder  vom 
Veräusserer  noch  vom  Erwerber  weiter  veräussert  werden,  von 
letzterem  auch  dann  nicht,  wenn  für  die  Bezahlung  der  Schuld  eine 
bestimmte  FriBt  ausbedungen  war.  Dazu  muss  der  Gläubiger  nach 
den  Bestimmungen  des  G.-G.  Art.  117  und  des  Tapn-Gesetzes  von 
dem  Schuldner  ausdrücklich  ermächtigt  sein,  nnd  zwar  hat  dies  zu 
geschehen  durch  die  sogen,  vekjalet-i-devrie,3)  d.  h.  wiederkehrende, 
unwiderrufliche  Bevollmächtigung  seitens  des  letzteren  in  folgender 
Weise:  Wenn  die  vefaen-Übertragung  stattgefunden  hat  und  gleich- 
zeitig für  den  Fall,  dass  binnen  einer  bestimmten  Frist  die 
Schuld  nicht  gezahlt  wird,  der  Glaubiger  oder  ein  anderer  mittels 
vekjalet-i-devrie  ermächtigt  wird,  das  Land  an  einen  anderen  zn 
veränssern  oder  veräussern  zu  lassen,  so  kanu  der  so  Ermächtigte, 
vekil-l-devri  genannt,  bei  Nichtzahlung  der  Schuld  mit  Ablauf  der 
gesetzten  Frist  das  Grundstück  veräussern  und  sich  für  seine 
Forderung  bezahlt  machen.  Die  Erteilung  der  vekjalet-i-devrie  muss 
im  Besitztitcl  vermerkt  werden,  sowie,  wenn  sie  erteilt  worden  ist. 

Ist  andererseits  der  Schuldner  bei  Ablauf  der  Frist  bereit, 
die  Schuldsumme  zurückzuzahlen,  so  mnss  auf  seinen  Antrag  und 
nach  Hinterlegung  des  Schuldbetrages  bei  dem  Grnndbucharot  seitens 
des  letzteren  die  Verpfändung  aufgehoben  werden  ifek-i-rehn),  auch 
wenn  der  Gläubiger  sich  ohne  Grund  widersetzt.  Anf  das  den 
Vermerk,  dass  vefaen  oder  mit  vekjalet-i-devrie  übertragen  ist,  ent- 
haltende Ssened  ist  dann  ein  entsprechender  Annullierungs vermerk 
zu  setzen.  (Beschluss  des  Staatsrats,  veröffentlicht  im  Ikdam. 
v.  28.  Februar  1!H)1,   No.  2:198.)     Die  vekjalet-i-devrie  erlischt 

■i  1>.  11,  8.  2<X). 

*)  Vergl.  den  Anfang  dieses  Paragraphen. 

3)  Im  Text  des  Art.  117  wird  vekjnlot-i-devrie  erklärt:  „wann  der 
Schuldner  auch  immer  die  Vollmacht  zurückzieht,  das*  er  (der  Gläuhijrer) 
denuocli  bevollmächtigt  bleibe  (vergl.  auch  Art.  1521  Jledschelle). 
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Eines  gerichtlichen  Urteil»  bedarf  es  zur  Verfussernng  eine* 
so  verpfHndeten  Grundstücke*  nicht.  Hie  Vollatreckongsbehilrde 
veranlasst«  urepriinglich  auf  eine  entsprechende  Mitteilung  (nia»ekkere) 
des  defter-ichakani  meinnra  (Urnndbuchbearoten)  nach  dem  Zirknlar- 
Erlatw  vom  4.  Mart  1303  (in  den  Muharrerat-i-unmmie  den  (irnndbuch- 
ministerinm»  Jahrg.  1302  4,  S.  266)  nud  dem  Te«kere  vom  6.  Sefer 
1308')  ohne  weitere«  da«  Erforderliche.  Nach  Masbat»  de«  Staats- 
rats vom  18.  Malus  1311  (Hnkknk  Jahrg.  1311,  S.  749)  iet  anch  die 
Mitteilung  des  Grundbuchamten  nicht  mehr  nötig,  da  die  lk-sitztitel 
»lies  Erforderliche  (Frist,  Höhe  der  Schuld  et<:.)  enthalten.  Das 
Verfahren  i»t  danach  da*  gleiche  wie  beim  Exmission« verfahren. 
Zorn  eigentlichen  I'roze»«  kann  es  unr  kommen,  wenn  der  vekil-i- 
devri  nicht  »einer  Vollmacht  gern«»«  handelt  oder  sonst  Streitigkeiten 
materiell-rechtlicher  Art  vorliegen.  <Teskere-i-*samie  an  da«  Justiz- 
minist,  v.  2.  Aagnst  130ri  i.  d.  Dscheride-i-mehakim  S.  6079,  ferner 
da«  Rundschreiben  de«  (Jrnndbuchministerinms  v.  20.  tesdiriu-i-ssani 
1306,  in  dessen  Mubarrerat-i-nroumie  Jahrg.  1308  10,  S.  8., 

Nach  dem  Tode  de»  Schuldners  konnte  der  Gläubiger  nach 
den  älteren  Bestimmungen  (des  Art.  118  G.G.  nnd  de*  Tapu-GeneUet,) 
nicht  mehr  veriius*eni,  Kelbst  wenn  die  Verpfandung  in  der  eben 
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überhaupt  keinerlei  Recht  an  den  Grundstücken;  diese  wurden  mahlul 
und  fielen  an  den  Fiskus  zurück.  Das  Tapu-Gesetz  bestimmte  zu 
den  eben  angeführten  Bestimmungen  des  Art.  118  G.-G.  ergänzend 
in  Art.  28,  das«  jede  durch  vefaen  firagh  von  Mirie-Land  gesicherte 
Forderung  ah»  gewöhnliche  Nachlassforderung  anzusehen  sei.  Nur 
wenn  genügender  anderer  Nachlas»  nicht  vorhanden  sei,  sollten  die 
Erben  so  lange  nicht  von  dem  verpiündeten  Mirie-Land  Besitz 
ergreifen,  bis  die  Schuld  bezahlt  ist.  Tapu-Erben1)  sollten  das 
Recht  haben,  gegen  Zahlung  des  Höchstgebotes  das  Grundstück  zu 
erwerben.  Dieser  Betrag  sollte  auch  nicht  ganz  zur  Zahlung  der 
Schuld  herangezogen  werden,  sondern  für  den  Fiskus,  der  ja  um  den 
Tapu- Wertbetrag  auf  diese  Weise  gebracht  wurde,1)  so  viel  zurück- 
behalten werden,  als  eine  Jahresernte  des  betreffenden  Grundstückes 
wert  war.  Bei  Nichtvorhandensein  auch  von  Tapu-Erben  sollte  nicht 
mehr,  wie  An.  118  vorschrieb,  das  verpfändete  Land  als  mahlul 
behandelt  werden,  sondern  der  bei  der  Versteigerung  erzielte  Betrag 
sollte,  wiederum  nach  Abzug  eines  Erntebetrages  für  den  Fiskus, 
dem  Gläubiger  als  Deckung  für  seine  Forderung  ausgehändigt  werden. 

Diese  Bestimmungen  des  G.-G.  und  des  Tapu-Gesetzes  sind 
durch  Gesetz  vom  2!l.  Ramasan  1286 2)  aufgehoben  bezw.  modifiziert 
worden.  Dieses  Gesetz  soll  in  Anwendung  kommen,  wenn  Mirie- 
mid  doppelmietige  Wakuf-Landereien  wefaen  übertragen  sind,  um 
die  Zahlung  der  Schuld  nach  dein  Tode  des  Schuldner»  zu  gewähr- 
leisten. Danach  werden  nach  wie  vor,  wenn  jemand  Landereien  der 
gedachten  Art  zur  Sicherung  von  Schulden  wefaen  übertragen  hat 
und  vor  Zahlung  der  Schulden  stirbt,  diese,  wie  gewöhnliche  Schulden 
ans  dem  Naehlass  bezahlt,  falls  genügender  vorhanden  ist;  wo  nicht, 
wird  so  viel  von  den  verpfändeten  Grundstücken  versteigert,  als  zur 
Deckung  der  Schulden  hinreicht.  Dabei  ist  gleichgültig,  ob  Vollerben 
oder  Tapu-Erben  vorhanden  sind  oder  nicht  (Art.  2).  Die  wefaen 
übertragenen  Grundstücke  werden  also  nicht,  wie  nach  dein  G.-G., 
mahlul  bei  Nichtvorhandensein  von  Erben,  noch  steht  dem  Fiskus, 
wie  nach  dem  Tapu-Gesetz,  als  privilegierte  Forderung  der  Wert 
einer  Jahresernte  zu.   Reicht  der  Ertrag  des  veriiusserten  Grundstücks 

')  Vergl.  untt«n  §  46  fl. 

J)  „Krusi  emirie  we  mevkufe  we  muB*akkafat  we  niuate^belat-i- 
waktienin  badclvcfat  tcniiti-i-den  ctuiessini  taajin  eden  ahvala  da'ir  niaani- 

iume.u    P.  I,  S.  212. 
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nirlit  hinreicht,  Grundrtncke  der  gedachten  Arten  versteigern  lassen 
(Art.  6).  Stirbt  der  Schuldner  ohne  Hinterlassung  von  Erben,  dann 
ist  diese  Hestininrnng  natürlich  unwirksam,  weil  das  Land  dem  Fiskus 
ohnehin  als  mahlnl  anheimfallt.  Dieses  gesetzliche  Pfandrecht  geht 
jedoch  dem  vertragMiiäsKig  durch  tiragh-bilvefa  bestellten  Pfandrecht 
eines  PrivatglSnbigers  nicht  vor. 

Ehe  (iebiihren  beim  flragh-bilvefa  betragen 
bei  Hillk-Land  von  1000  Piastern  2'/s  Piaster  (Tarif  des  (Jrund- 
buch-Ministeriums  in  der  Zeitung  Malnroat  vom  30.  September 
1902), 

bei  Mirie-Land  von  10OO  Piastern  h  Piaster  .Tarif  end.), 
bei  doppelmietigem  Wakuf-I.and  von  1000  Piastern  1  Piaster 
(cfr.  Tarif  eod.t 

vom  Betrage  der  Schuldsumme.  Ftlr  die  Aufhebung  (fek)  der  Ver- 
plündnng  sind  Gebühren  nieht  zn  zahleu. 

Findet  die  Versteigerung  verpfändeter  Grundstöcke  statt,  so 
werden  Maklergebühren  (resro-i-dellalie)  in  Höhe  von  2%  der  Ver- 
ateigeriingseumme  erhoben  icfr.  Tarif  zum  Maklergcset«  vom  2G.  Flu! 
1304,  Meds.hnKia-i-I.ah.  Kaw.  I,  S.  4UOi.  Falls  aber  vor  der  Aus- 
führung der  Versteigerung,  nach  Einleitung  der  Vorverhandlungen 
Hmu   d«.  „„tu  tVuiu'iUiir  iUe.  Ühertruniu::  au  den 
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Verhandlungen  niederzuschlagen  (Beschluss  des  Staatsrate  in  der 
Zeitung  Ikdam  No.  2354  vom  15.  I.  1901). 

5?  88.    Das  Expropriationsrecht.1) 

Expropriation  ist  nach  Art.  1  des  Expropriationsgesetzes1»  die 
Eigentuinsentziehung  von  bebauten  und  unbebauten  Landereien  seitens 
des  Staates  gegen  Zahlung  eines  dem  Werte  derselben  entsprechenden 
Betrages.  Solche  Eigentnmsentziehnng  (istimlak)  mnss  darch  Gründe 
des  öffentlichen  Wohles  gerechtfertigt  sein,  wie  Strassenerweiterung, 
Schaffung  von  Marktplätzen,  öffentlichen  Garten,  Eisenbahnen. 
Chausseen  und  dergl. 

Liegen  die  zu  expropriierenden  Grundstücke  in  Konstantinopel 
oder  in  mehr  als  einer  Provinz,  so  ist  vom  schurai-deviet  (Staatsrat), 
liegen  sie  in  einer  Provinz,  vom  idare  medschlissi  des  Vilajets  zu 
prüfen,  ob  Gründe  des  öffentlichen  Wohles  die  Expropriation  recht- 
fertigen. Der  dahingehende  Beschlnss  (karar)  ist  durch  Irade  de« 
Sultans  bezw.  den  Vali  zn  bestätigen  (Art.  2). 

Das  Eigentnmsrecht  geht  erst  verloren,  wenn  der  Wert  voll 
bezahlt  ist  (Art.  3),  der  durch  drei  von  dem  MunizipaliUttsrat  zn 
bestimmenden  Sachverständigen  festgesetzt  wird  (Art.  0). 

Bei  Streitigkeiten  über  den  Preis  entscheidet  der  Mnnizipalitäts- 
rat  oder  in  weiterer  Instanz  das  Gericht  auf  Grund  eines  Gutachtens 
des  „hekem  endschimeni"  (Sachverständigenkollegiuin),  das  vom  Ge- 
richt ernannt  wird  und  7—11  Mitglieder  zahlt  (Art.  14,  21).  Nach 
einer  zum  Expropriationsgesetz  ergangenen  Znsatzbestimmuiig  vom 
1.  Kjannn-i-Bsani  1298  (Sei)  III,  S.  43)  wird  die  Expropriation  auch 
unter  dem  Widerspruch  des  Grundeigentümers  perfekt,  wenn  20 % 
mehr  als  der  zuerkannte  Betrag  deponiert  wird. 

Wird  jemand  mindestens  1-i  eines  Gebäudes  expropriiert,  so 
kann  er  verlangen,  dass  ihm  das  ganze  Gebäude  abgekauft  wird. 
Dasselbe  ist  bei  unbebautem  Land  der  Fall,  wenn  mindestens  die 
Hälfte  davon  expropriiert  wird  (Art.  31)  nnd  die  andere  Hälfte  nicht 
nutzbar  gemacht  werden  kann. 

Bezüglich  der  sonstigen  Formalitäten  für  die  Ausmessung  des 
zu  expropriierenden  Landes  und  die  öffentlichen  Bekanntmachungen 
vergl.  Art.  7  und  8  des  istimlak-kanunnamessi. 

l)  Vergl.  Gesetz  vom  21.  Dacheniasi  ul  cwel  1296  (24.  TW.hrin-i- 
simni  1295).  I».  IV,  S.  ;üW(qmenafi-i-umumie  itachün  istimlak  kanunnaines«ifc) 
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Land  irgend  welcher  Kategorie  im  Privatbesitz  sein:  das  Land 
wird  in  diesem  Falle  auf  den  Namen  des  Handels-  und  Arbeits- 
ministeriums  eingetragen. 
2.  Wird  das  Land  auf  den  Namen  der  EiMmbabngesellsehaft  selbst 
eingetragen,  so  wird  ebenfalls  keine  Utnschreilmngsgebuhr  erhoben, 
wenn  dae  I.and  unbebaute*  Staataland  war;  winl  aber  im 
Privatbesitz  stehend»*  Ijind  expropriiert,  dann  sind  die  Gebühren 
von  der  GeselUehaft  zu  tragen. 

Wird  Mirie-Land  zu  Eisenbabnzweeken  expropriiert-,  dann  hat 
die  Gesellschaft  einen  bedel-i-iuchr  (ISodcnmiete,  s.  oben  §  14i 
nicht  zu  zahlen.  War  das  expropriierte  I^nd  aber  Wakuf- 
Land,  tnüge  es  auf  den  Fiskus  oder  die  Gesellschaft  eingetragen 
werden,  dann  hat  die  Gesellschaft  eine  jährliche  Mnkataa  (Boden- 
mietc)  zu  entrichten. 
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Ungarn. 

a)  Gesetzgebung  1899—1902. 

Referent  :  Dr.  Karl  Szladits, 

k.  uug.  Gerlchtsbofc-Klctiter.  Hilfsarbeiter  Im  Juntlzmtnlsterlunj,  Buda^üt 


1.  Die  parlamentarische  Gärung,  welche  den  Regierungswechsel 
zu  Beginn  des  Jahres  1899  (Demission  des  Kabinetts  Br.  Hakffy 
und  Regierungsantritt  des  Kabinett«  v.  Szixl)  begleitete,  hatte  auf 
(irund  einer  Einigung  der  Parteien  des  Abgeordnetenhauses  wichtige 
Änderungen  auf  dem  Gebiete  des  Parlamentsrechtes  zur  Folge. 

Die  Keformbestrebungen  richteten  sich  hauptsächlich  auf  zwei 
Punkte  des  parlamentarischen  Lebens:  es  sollte  zum  ersten  die 
Reinheit  der  Abgeordnctenwahlen  gesichert,  dann  aber  die 
materielle  Unabhängigkeit  der  Abgeordneten  durch  schärfere 
Massregeln  gefördert  werden.  Dem  ersten  Ziel  dient,  der  G.-A.  XV 
vom  Jahre  1899  über  die  Gerichtsbarkeit  in  Angelegenheiten 
der  Wahlen  von  Reichstagsabgeordneten,  dem  zweiten  der 
G.-A.  XXIV  vom  Jahre  1901  Uber  die  Inkompatibilität, 

Das  an  erster  Stelle  genannte  Gesetz  überträgt  die  bisher 
ausschliesslich  durch  Kommissionen  des  Abgeordnetenhauses  ausgeübte 
Gerichtsbarkeit  über  angefochtene  Reichstagswahlen  der  Hauptsache 
nach  für  die  Dauer  von  8  Jahren  an  die  köuigl.  Kurie;  zugleich  ver- 
schärft dieses  Gesetz  die  Massregeln  gegen  Wahlinissbräuehe  um  ein 
bedeutendes.  Das  Prinzip,  dass  die  Gültigkeit  der  Wahlen  der  Kurial- 
gerichtsbarkeit  unterworfen  sein  solle,  wurde  schon  durch  das  Wahl- 
gesetz vom  Jahre  1874  (<J.-A.  XXXIII  d.  J.)  festgestellt,  und  dem 
Abgeordnetenhaus^  wurde  die  Wahlgerichtsbarkeit  nur  bis  znr 
Schaffung  eines  einschlägigen  Gesetzes  provisorisch  belassen.  Dieses 
Provisorium  währte  dann  2'»  Jahre,  da  die  verschiedenen  diesbezüglichen 
legislatorischen  Versuche  jedesmal  scheiterten. 

Hei  den  Wahlen  von  189»!  jedoch  traten  einzelne  Wahlmiss- 
bräuche: Kintluss  der  Regierungsgewalt  und  Terrorismus  der  Oppo- 
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«uiera  eine  lange  Keine  von  lingültigkeitsgrUndcn  der  Wahlen 
auf,  welche  sich  in  absolnte  nnd  relative  scheiilen  lassen. 

Die  absoluten  rnfrÜUijrki-itfijrriliitl.-  beruhen  auf  Kehlen  des 
passiven  Wahlrechts  oder  Verschulden  des  Gewühlten:  Hesteclmng 
(Eas-  nnd  Trinkgelage  mit  einbegriffen,  wobei  diene  Ki-griffe.  durch 
nähere  Massgaben  negativ  umschrieben,  insbesondere  die  —  innni- 
zipienweise  statutarisch  zu  bestimmenden  —  Fahrgebtihren  zur  He- 
föidernng  der  Wühler  auf  den  Wahljdntz  und  die  nötige  Ver- 
pflegung der  letzteren  dortselbst  für  zulässig  erklärt  werden), 
rechtswidrige  Heeinflnssunsr  der  Wahler,  Missbranch  der  Amtsgewalt. 
Aufreizung  der  Wühler  gegen  Gesetz,  Klassen,  Nationalitäten,  Kon- 
fessionen, Missbrauch  religiöser  Akte  oder  sonstige  He- 
einflnfisnng  durch  Mittel  der  Religion  ( Kanzel  parajfiaph, 
dnreh  die  Wühlereien  der  klerikalen  Volkspartei  hervorgerufen) 
oder  endlich  auf  Verletzung  einzelner  zwingender  Bestimmungen  des 
Wahlgesetzes  über  den  Verlauf  des  Wahlaktes,  insbesondere  rechts- 
widrige lliindlnnpen  des  Wahlprilsideiiten  zugunsten  eines  Kandidaten. 
Während  ein  absoluter  ITngülugkeitsgrtind  die  Annullierung  der 
Wahl  schon  allein  herbeiführt,  bewirken  die  relativen  Ungültigkeits- 
gründe  vorderhand  immer  nur  den  Wegfall  der  durch  sie  veranlassten 
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Abgeordnetenhauses  unberührt,  beschränkt  sich  jedoch  sachlich  nur 
auf  geringfügige  Fülle. 

Das  Verfahren  vor  der  Knric  wird  durch  die  Petition  von 
mindestens  10  Wählern  des  betreffenden  Wahlkreises  eingeleitet 
(Voraussetzung  des  Verfahrens  ist  unter  anderem  die  Hinterlegung 
eine»  Kostenvorschusses  von  3000  Kr.).  Auf  das  Verfahren  finden 
die  Kegeln  des  Strafprozesses  subsidiäre  Anwendung  (Privatklage 
der  Petenten);  des  weiteren:  vorläufige  Prüfung  der  Petition,  öffent- 
liche mündliche  Verhandlung,  eventuell  Beweisbeschluss  mit  un- 
mittelbarer Beweisaufnahme  oder  Requisition  der  betreffenden  könig- 
lichen Tafel.  Im  Sachurteil  wird  die  Petition  abgewiesen  (»der  die 
Wahl  für  nichtig  erklärt;  nach  Sachverhalt  auch  die  aktive  und 
passive  Wahlfähigkeit  des  Gewählten  bis  zur  Dauer  von  .r»  Jahren 
entzogen.  Hei  relativen  Ungültigkeitsgründen  erfolgt  ausserdem  auf 
Antrag  der  Petenten  Feststellung  dessen,  dass  nicht  der  Gewählte, 
sondern  der  Gegenkandidat  die  Stimmenmehrheit  erhalten  habe:  in 
diesem  Falle:  Gegenpetition  des  Gewählten  auf  Grund  absoluter  oder 
i  elativer  Ungültigkeitsgründc  wider  den  Kandidaten  der  Petenten. 
Wird  die  Stimmenmehrheit  dem  Gegenkandidaten  zugesprochen,  so 
wird  der  letztere  als  Abgeordneter  durch  das  Abgeordnetenhaus 
verifiziert.  Ergibt  sieh  aus  dem  Urteil,  dass  bei  der  Wahl  Be- 
stechungen, Ess-  und  Trinkgelage  in  hohem  Mafse  vorgekommen 
sind,  so  kann  das  Recht  der  Reichstagsvertretung  des  betreffenden 
Wahlkreises  durch  das  Abgeordnetenhaus  auf  Grnud  kommissions- 
weiser Untersuchung  für  den  laufenden  Zyklus  suspendiert  werden. 

Das  Gesetz  enthält  ausserdem  eine  Reihe  von  Abänderungen 
des  Wahlgesetzes  in  bezug  auf  das  Wahlrecht  (Steuerrückstand  als 
Hemmnis  der  Wahlberechtigung  aufgehoben),  die  Wählerverzeichnisse, 
Rechte  und  Pflichten  des  Wahlpräsidenten,  Disziplinarverfahren  gegen 
Wahlfunktionäre:  des  weiteren:  Strafen  gegen  Wahlmissbräuche  (mit 
Rücksicht  auf  kirchliche  Beeinflussung),  Beschränkung  der  Wähl- 
barkeit der  Richter,  Staatsanwälte  und  Verwaltungsbeamten  erster 
Instanz  (Stnhlrichter)  im  Wahlbezirke  ihres  Aratsgebietes,  endlich 
Disziplinarvorschriften  gegen  (staatliche  und  munizipale)  Beamte,  die 
sich  an  Parteiversamminngen  beteiligen  oder  Bich  in  die  Wahl- 
vorbereitungen ausseihalb  diesbezüglicher  Amtspflicht  einmischen. 
Jedenfalls  hat.  das  Gesetz  hiermit  in  seinem  Machtbereiche  alles 
getan,  um  die  Reinheit  der  Wahlen  zu  sichern. 
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Regierung  bringen.  Hierdurch  werden  die  Konzessionäre  wirtschaftlich 
wertvoller  Rechte  (insbesondere  von  Verkehrsanstalten),  Lieferanten 
und  Unternehmer  des  Staat«*,  sodann  alle  Personell  ans  dem  Reichs- 
tage ausgeschlossen,  die,  wenn  auch  nur  mittelbar,  durch  Zwischen- 
händler «der  Mittelpersonen  in  geschäftlicher  Verbindung  zur  Regierung 
stehen.  Gegen  die  Umgehung  des  Gesetzes  dnreh  Vorschieben  von 
Strohmännern-  wnrde  mit  besonderem  Scharfsinn  vorgesorgt;  die 
Legislative  war  diesmal  —  um  mit  Szilmivi  zu  sprechen  —  wahrlich 
geflissentlich  bestrebt,  mit  der  fortschreitenden  List  der  Menschheit 
Schritt  zu  halten.  £a  ist  unmöglich,  die  minutiöse  Kasuistik  des 
Gesetzes,  durch  die  alle  berechtigten  Interessen  (z.  B.  Verkauf  fertiger 
eigener  Produkte  an  die  Regiernng  ohne  vorherige  Unterhandlungen) 
geschont,  jede  wirtschaftliche  Ausnutzung  der  Vorzugsstellung  des  Ab- 
geordneten betroffen  weiden  sollte,  hier  wiederzugeben;  es  genügt,  auf 
folgende  äusserete  Grenzlinie  der  inkompatiblen  Verhältnisse  hinzu- 
weisen; Inkompatibilität  liegt  vor.  wenn  der  Abgeordnete  an  einem 
einzelnen  Geschäfte  einer  anderen  Pereon,  welches  in  der  Person  eines 
Abgeordneten  als  inkompatibel  gelten  würde,  unmittelbar  (Hier  mittelbar 
beteiligt  ist,  oder  wenn  er  bei  einer  an  einem  derartigen  Geschäfte 

.lUe.haft  oder  Anstalt  als  Ver- 
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Diese  Bestrebung,  alle  am  Staatshaushalte  wirtschaftlich  irgend- 
wie interessierten  Kreise  vom  Abgeordnetenhaus  fernzuhalten,  wurde 
vielfach  verschieden  beurteilt;  manche  sehen  darin  einen  erheblichen 
Verlust  des  Parlamentes  an  wirtschaftlich  geschulten  Klüften,  und 
wollen  die  Spitze  des  Gesetzes  als  gegen  die  merkantilen  Interessen- 
gruppen zugunsten  der  Grundbesitzer  gerichtet  erblicken.  Das  eine 
steht  jedoch  fest,  dass  vor  diesem  Gesetze  die  Grenzlinie  zwischen 
gut  und  böse  auf  dem  Gebiete  der  parlamentarischen  Mural  au 
manchen  Punkten  verschwommen  war  und  diese  moralische  Grenz- 
bestimmung in  vielen  Beziehungen  reinigend  wirken  nnisste. 

Weitere  Bestimmungen  des  Gesetzes  richten  sich  gegen  die 
Intervention  der  Abgeordneten  bei  der  Regierung.  Es  wird  dem 
Abgeordneten  bei  Strafe  des  Mandatsverlustes  (und  L'ntersagoug 
der  Wiederwahl  für  den  laufenden  Zyklus)  verboten,  um  Geld  oder 
sonstigen  materiellen  Vorteil  für  wen  immer  in  irgendwelcher 
Angelegenheit  —  Verleihung  von  Titeln,  Auszeichnungen,  Orden 
mitbegriffen  —  bei  der  Regierung  vermittelnd  vorzugehen.  Mit  einem 
—  als  lex  imperfecta  konstruierten  —  Verbote  wird  anch  die  un- 
entgeltliche Intervention  bei  der  Regierung  bezüglich  der  ver- 
schiedensten Privilegien  (Auszeichnungen  und  wirtschaftlich  wert- 
voller Rechte)  belegt :  doch  ist  eine  derartige  nnentgeltliche  Intervention 
zugunsten  öffentlich-rechtlicher  Personen  des  eigenen  Wahlkreises, 
oder  im  Interesse  von  kulturellen  Anstalten  im  allgemeinen,  gestattet. 
Desgleichen  wurde  bestimmt,  dass  die  Minister  keinerlei  Intervention 
von  irgend  jemandem  in  Sachen  von  Ernennungen  oder  Beförderungen 
annehmen  dürfen.  Selbstverständliche  Ausnahmen  mussten  für  die 
Ausübung  des  Advokatenberufs  eines  Abgeordneten  aufgestellt  werden 

Die  Gerichtsbarkeit  in  streitigen  Inkompatibilitats-Sachen  wird, 
durch  besondere  Ausschüsse  des  Abgeordnetenhauses  ausgeübt; 
versäumt  der  Abgeordnete  in  bösem  Glanben,  den  Urteilsspruch 
desselben  anzurufen,  so  wird  er  des  Mandates  für  verlustig  erklärt; 
sonst  wird  ihm  eine  Frist  gesetzt,  entweder  das  inkompatible 
Verhältnis  zu  lösen  oder  dem  Mandate  zu  entsagen. 

Auf  staatrechtlichem  Gebiete  mag  noch  des  formalen  Gesetz- 
artikels XXIV,  li»00,  erwähnt  werden;  dieser  inartikuliert  in 
memoriam  sempiternam  die  Erklärung  des  Thronfolgers  Erzherzogs 
Franz  Ferdinand  aus  Anluss  seiner  unebenbürtigen  Ehe  mit  der 
Gräfin  Ciiotkk,  in  welcher  —  iu  i'bereinstimmiing  mit  den  bestehenden 
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Thronfolgegeseizen  —  feierlich  festgestellt  wird,  dass  die  etwa  dieser 
Ehe  entstammenden  Nachkommen  ans  der  Thronfolge  ausgeschlossen  sind. 

2.  Auf  dem  Gebiete  de»  J  nst  iz wesens  war  der  hier 
besprochene  Zeitranm  hauptsächlich  der  Gesetzesvorbereitung  gewidmet. 
Zwei  grosse  Werke  sind  die  hervorragenden  Frikhte  dieser  Arbeit: 
der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Königreich  1'ngarn  und  der  Entwurf  der  Zi vilprozessordnung. 

Der  im  Jahre  UHni  in  ^erster  Fassung"  erschienene  Entwurf 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches ')  (dem  dann  bis  zum  Jahre  1902 
ein  Motivenbericht  in  f>  starken  Blinden  folgte)  bildet  einen  er- 
freulichen Schritt  zum  Ausbau  des  seit  der  Umgestaltung  von 
18 1K  lückenhaften  und  unsicheren  ungarischen  Privatrechtes;  den 
ersten  Versuch  einer  vollständigen,  modernen  Kodifikation  desselben, 
da  bisher  (seit  1871  in  beinahe  ununterbrochener  Reihe)  immer  nur 
unzusammenhängende  Teilcntwnrfc  entstanden  und  verschwanden.4) 
Dieser  Entwurf  nmfasst  in  2043  Paragraphen  das  gesamte  allgemeine 
Privatrecht  mit  Ausschaltung  des  Rechtes  der  EheschliesBnng  und 
Ehescheidung,  da  dieses  im  G.-A.  XXXI,  1894,  bereits  seine  moderne 
Ausgestaltung  (bürgerliche  Ehe)  erhalten  hat.  Dem  Entwurf  ist 
eine  besondere  .Systematik  eigen  ;  von  einem  „allgemeinen  Teile"  wurde 
abgesehen;  statt  dessen  an  erste  Stelle  ein  „Persouenrecht"  gesetzt, 
welchem  als  zweiter  Teil  das  Familienrecht  folgt.  Erst  nach  diesen 
persönlichen"  (allerdings  stark  mit  vermögensrechtlichen  Normen 
durchmischten)  Verhältnissen  tritt  der  Entwurf  an  das  eigentliche 
Vermögensrecht  heran,  wobei  an  erster  Stelle  das  Sachenrecht  (mit 
dem  einleitenden  Titel  über  die  Sachen),  an  zweiter  das  Obligationen- 
recht  behandelt  wird.  Die  ersten  Titel  des  Obligationenrechtes 
umfassen  die  Regelung  der  Rechtsgeschäfte  und  die  damit  znsam- 
hängenden  Materien  des  allgemeinen  Teiles,  wobei  freilich  vielfach 
über  die  Grenzen  des  Obligationenrechtes  hinausgegriffen  wird,  und 
sich  demnach  die  Autarchie  der  einzelnen  Teile,  das  materielle 
Ausscheiden  allgemeiner  Normen  zum  grossen  Teile  als  illusorisch 

')  Deutsche  Übersetzung  in  amtlichem  Auftrage  von  Schillkr  und 
BaRNA,  Budapest  1901  bei  K.  Grill,  sileiehzeilig  in  SiiAi.iTZKRS  Zeitschrift 
für  ungarisches  offen tliches  und  Privatrecht,  Budapest,  Jahrg.  1901.  (Per 
Motiveubericht  liegt  nur  in  ungarischer  Sprache  vor.) 

*>  Ober  die  Vorgeschichte  des  Entwurfes  siehe  meinen  Bericht  in 
den  „Juristischen  Blättern",  Wien,  Jahrg.  1900,  Xo.  H2. 
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Iierauss teilt,  der  „allgemeine  Teil"  zumeist  mir  formell  vermieden 
ist  Ein  sich  besonderer  Kürze  befleissigendes  Erbrecht  beschliesst 
den  Entwurf. 

Auf  den  Inhalt  des  Entwurfes  kann  hier  nicht  näher  ein- 
gegangen werden;  die  Süssere  Begrenzung  der  Teile  erhellt  bereits 
ans  dem  oben  Gesagten.  Das  Personenrecht  behandelt  in  zwei  Titeln 
die  Personen  und  den  Schutz  der  Persönlichkeit,  letzteren  als  ab- 
soluten Rechtsschutz  (Klage  auf  Beseitigung  der  Beeinträchtigungen 
und  ünterlassnngsklage,  die  Schadenersatzfordernngen  wurden  dem 
Obligationenrecht  überlassen)  der  persönlichen  Güter:  der  Freiheit, 
körperlichen  Unversehrtheit,  Gesundheit,  Ehre,  des  Nameusrechtes, 
des  Rechtes  am  eigenen  Bildnisse,  des  Rechtes  an  Briefen  und 
sonstigen  vertraulichen  Schriften. 

Der  Entwurf  sollte  seiner  Bestimmung  nach  kein  radikaler 
Reformkodex  sein,  sondern  auf  historischer  Grundlage  das  bestehende 
l'rivatrecht  mit  Berücksichtigung  fremder  Gesetzgebungen  modern 
bearbeiten.  Die  nationalen  Rechtsinstitute  treten  daher  im  Erbrecht 
und  insbesondere  im  Ehegüterrecht  stark  hervor.  Daneben  ist  aber 
der  Einfluss  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuches  auf  das  ganze 
Werk  unverkennbar;  so  natürlich  dies  bei  dein  Schwergewicht  dieser 
monumentalen  Schöpfung  ist,  ebenso  erfreulich  ist  es  vom  Stand- 
punkte der  gemeinsamen  mitteleuropäischen  Verkehrsinteressen. 
Dieser  Einfluss  der  deutschen  Kodifikation  wird  jedoch  andererseits 
durch  Beibehaltung  abweichender  heimischer  Rechtsregeln,  wie  auch 
durch  Verwertung  der  am  deutschen  Kodex  gemachten  Erfahrungen 
und  stete  Berücksichtigung  ausserdeutscher  Rechtsideen  insoweit  auf- 
gehoben, dass  dem  Entwurf  seine  selbständige  Eigenart  zur  Genüge 
gewahrt  bleibt. 

Redaktionell  ist  der  Entwurf  noch  einer  durchgehenden  Lesung 
bedürftig,  da  derselbe  (zwar  auf  Grund  gemeinsamer  Kommissions- 
beratungen) durch  einzelne  Redakteure  verfasst  und  die  einzelnen 
Teile  nur  der  Hauptsache  nach  miteinander  in  Einklang  gebracht 
wurden.  Die  Veröffentlichung  des  Entwurfes  in  dieser  Gestalt  war 
jedoch  wünschenswert,  um  die  öffentliche  Besprechung  desselben  in 
die  weiteren  Vorarbeiten  baldmöglichst  einbeziehen  zu  können. 

Während  somit  die  materiellrechtliche  Kodifikation  endlich 
in  ein  sicheres  (ieleis  gebracht  erscheint,  nfihert  sich  die  Reform 
des  Zivilprozesses  bereit*  mit  raschen  .Schritten   seiner  Ver- 
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wirklicknng.  Justizminister  Pi.vsz  unterzog  seinen  eigenen  Entwurf 
einer  Zivilprozessordnnng  vom  Jahre  lrtM1)  einer  gründlichen 
Revision;  dieser  umgearbeitete  Entwurf*)  wurde  dann  nach  einer 
Enquete  (mit  mehrfachen  Abänderungen)  dem  Abgeordetenhause  vor- 
gelegt, dessen  Justizansschuss  denselben  bereits  dnrchberateu  hat. 
Einer  näheren  Besprechung  dieses  Entwurfes  bin  ich  durch  den 
trefflichen  Aufsatz  enthoben,  den  Professor  Wach  demselben  jüngst 
gewidmet  hat.")  Wenn  auch  manche  Bestimmungen  des  Entwurfes, 
insbesondere  durch  den  Advokateiiatand,  als  gravaminös  heftig  an- 
gegriffen werden,  so  liegt  dem  gegenüber  die  grosse  Bedeutung  des- 
selben darin,  dass  er  bestimmt  ist,  den  unhaltbaren  Zwiespalt  zwischen 
dem  bestehenden  mündlichen  summarischen  Prozesse  (vor  den  Be- 
zirksgerichten) und  dem  schriftlichen  ordentlichen  Prozesse  (vor 
den  Gerichtshöfen)  auszusöhnen  und  an  dessen  Stelle  einen  einheit- 
lichen mündlichen  Prozess  zu  setzen,  welcher  inhaltlich  die 
besten  Erfahrungen  der  modernen  Gesetzgebungen  verwertend,  diesen 
noch  manchen  Fortschritt  hinzufügt  (insbesondere  auch  in  der  Frage 
der  richterlichen  Prozessleitung),  weshalb  auch  sein  endlicher  Sieg 
nicht  zweifelhaft  sein  kann. 

8.  Die  innere  Verwaltung  Ungarns  wird  zur  Zeit  noch 
immer  durch  die  gewählten  Funktionäre  der  Selbstverwaltungskörper 
-  -  Munizipien  und  Gemeinden  —  teils  im  autonomen,  teils  im  über- 
tragenen Wirkungskreise  versehen.  Den  Grundsteiu  dieser  Ver- 
waltung bildet  der  Gemeinde-  oder  Kreisnotar,  das  allgemeine 
autonome  Verwaltungsorgan  der  Gemeinde,  in  dessen  Händen  jedoch 
beinahe  sämtliche  Fäden  sowohl  der  staatlichen,  wie  der  Selbstver- 
waltung zusammenlaufen,  und  der  ausserdem  noch  die  Tätigkeit  einer 
Ortsgerichtsperson  versieht  (als  Mitglied  des  Gemeindegerichts  in 
Bagatellsachen,  Gerichtevollzieher  der  Gemeinde,  Funktionär  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit,  insbesondere  beim  Verlassenschaftsverfahren; 
als  Vertraneusperson  der  Dorfbewohner  wird  ihm  in  den  meisten 
Fällen  die  Aufnahme  von  Privaturkunden  und  Grundbnchseingaben 
anvertraut;  dabei  ist  er  zumeist  auch  Standesbeamter).  Die  Güte 
der  Verwaltung  ist  daher  mit  der  Sachkenntnis  dieser  „Feder  des 
Dorfes"  aufs  engste  verknüpft.    Da  die  Befähigung  zu  dieser  Stelle 

')  Siehe  deutsch  in  Sgalitzers  Zeitachrift,  Jahrg.  1898-  185)9. 
")  Deutsche  Übersetzung  von  Pollak,  Budapest  1901  bei  K.  Grill. 
*)  Deutsch  in  ürücuots  Beiträgen,  46.  Jahrg.,  Heft  4  u.  5,  S.  465  ff. 
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bisher  nur  eine  ziemlich  lax  genommene  Munizipalprfifung  voraus- 
setzte, wurden  durch  den  G.-A.  XX,  1000,  behufs  fachgemässer 
Ausbildung  dieser  Gemeinde -Verwaltungsorgane  Gemeinde- Ver- 
waltungs-Lehrknrse  mit  staatlichem  Charakter  errichtet  und  be- 
fähigt nunmehr  nur  die  nach  Beendigung  dieses  Lehrkurses  abgelegte 
Staatsprüfung  zum  Gemeinde-  bezw.  Kreisnotar.  Bei  der  geschilderten 
Wichtigkeit  des  Postens  wird  in  diesem  unscheinbaren  Gesetze 
mit  Recht  ein  erfreulicher  .Schritt  zur  Besserung  der  Verwaltung 
begrüsst. 

Der  G.-A.  XX,  1901,  über  die  Vereinfachung  der  Ver- 
waltung ist  berufen,  viele  lästige  kleine  Miseren  eines  verschnörkelten 
und  verwickelten  Bnreaukratismus  zu  beseitigen.  Die  leitenden  Ge- 
danken dieser  mit  grosser  Minutiosität  angeführten  Arbeit  sind 
folgende:  Beseitigung  der  bisherigen  vollständigen  Systemlosigkeit 
der  Verwaltungsrechtsuiittel  und  Vereinheitlichung  der  Arten  und 
Fristen  derselben  (Beschränkung  auf  -i  Instanzen,  mit  Unanfechtbarkeit 
der  duae  conformes);  auf  dem  Gebiete  der  Polizeigerichtebarkeit  ein- 
heitliche Bestimmung  der  Behörden,  des  Instanzen  zogt«,  der  Rechts- 
mittel, Einführung  des  Strafmandates ;  einheitliche  Regeln  über  Ver- 
wendung und  Gebarung  von  Ubertretungs-Strafgeldern ;  Verbesserungen 
des  Zustellungswesens,  mit  stärkerer  Einbeziehung  der  Post;  endlich 
durchgehende  Verbesserung  und  Vereinfachung  der  bisherigen,  von 
Formalismus  beherrschten,  schleppenden,  die  Arbeitslast  unnötig 
mehrenden  Munizipal-  und  Gemeinde-Geschäfts-  und  Kassengebarungen 
durch  Aufstellung  einheitlicher  Prinzipien  auf  dem  Verordnungswege. 

Als  teilweise  Abhilfe  gegen  die  noch  immer  übergrosse  Kiudei  - 
mortalitiit  wurde  der  G.-A.  VIII,  1901,  über  die  staatlichen 
Kinderasyle  geschaffen.  Diese,  aus  staatlichen  Mitteln  (dem 
Landes-Krankenpflege-Konds)  zu  erhaltenden  Anstalten  sollen  als 
Hills-  und  Heilstätten  für  Findlinge  und  behördlich  als  verlassen 
erkannte  Kinder  unter  7  Jahren  dienen.  Die  kranken,  besonderer 
Pflege  bedürftigen  Kinder  werden  in  der  Anstalt  selbst  untergebracht, 
die  übrigen  unter  der  Obhut  der  Anstalt  auswärtiger  Sorge  übergeben. 
Der  G.-A.  XXXI,  1901,  ermöglicht  die  weitere  Pflege  der  so  ver- 
sorgten Kinder  in  oder  ausserhalb  der  Anstalt  bis  zu  ihrem  15.  Jahre 
auf  Kosten  der  Heimatsgemeinde  (mit  staatlicher  Unterstützung). 

4.  Die  landwirtschaftlichen  Arbeiterverhältnisse 
waren  in  diesem  Zeiträume  fortgesetzt  ein  Gegenstand  besonderer 
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gesetzlicher  Fürsorge.  Die  Grundlage  hierzu  bildete  der  G.-A.  II. 
1898,  iU>er  die  Landarbeiter  (siehe  hierüber  das  Referat  v.  Dolks(-ii.\i.i,s 
in  diesen  Jahrbüchern,  V.  Jahrg.,  II,  Abt.,  S.  919  ff.).  Die  durch 
diese«  Gesetz  eingeweihte  Agrarpolitik  verfolgt  unzweideutig  den 
Zweck,  die  landwirtschaftliche  Strikebeweguug,  als  eine  Landesgefahr 
für  einen  Agrarstaat,  durch  energische  Massregeln  hintanzulialten, 
den  Arbeitern  gegenüber  jedoch  diese  Eiubusse  persönlicher  Freiheit 
durch  erhöhten  staatlichen  Schutz  gegen  Ausbeutung  seitens  der 
Arbeitgeber  aufzuwiegen.  Diese  Gesetzespolitik  ist  vielfach  an- 
gegriffen worden;1)  wir  haben  hier  nur  festzustellen,  dass  sie 
folgerichtig  weitergeführt  wird,  und  dass  die  Legislative  wacker 
bestrebt  war,  die  Besserung  der  Lage  der  Feldarbeiter  ihrerseits 
zu  fordern.  -  Die  Grundgedanken  des  zitierten  Gesetzes  wurden 
auf  verschiedene  Kategorien  von  Arbeitern  durch  .Spezialgesetze 
iibeitragen:  so  durch  G.-A.  XU,  1899,  auf  die  Tagelöhner  und 
Arbeiter  bei  Wasser-,  Weg-  und  Balinbauten;  durch  G.-A.  XXVIII, 
190«,  auf  die  Waldarbeiter;  durch  G.-A.  XXIX,  1900,  auf  das 
Rechtsverhältnis  zwischen  Tabaksprodnzenten  und  Tabaksgürtneru, 
überall  mit  näheren,  der  Eigenart  des  Verhältnisses  entsprechenden 
Massgaben.  —  Eine  besondere  Regelung  erhielt  auch  das  Rechts- 
verhältnis einzelner  landwirtschaftlicher  Arbeitsunternehiner,  nämlich: 
das  Verhältnis  des  Dreschmaschinenunternehmers  zum  Produzenten, 
dann  das  Verhältnis  des  Arbeitergruppenftthrers  zum  Gutsherrn 
einerseits,  zu  den  durch  ihn  gedungenen  Akkordanten  andererseits, 
wie  auch  überhaupt  das  Verhältnis  des  Arbeiters  zn  seinen  Hilfs- 
arbeitern (G.-A.  XL1I,  1899).  Jedes  dieser  Gesetze  bildet  eine  aus- 
führliche, vollständige  Regelung  des  betreffenden  Verhältnisses,  deren 
Einzelheiten  sich  bei  der  mannigfachen  Fülle  des  Stoffes  näherer 
Besprechung  entziehen. 

Dieser  Regelung  der  Arbeiterverhältnisse  schliesst  sich  auch 
eine  Bestimmung  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Grundbesitzer 
und  Wirtschaftsbeamten  an,  im  G.-A.  XXVII,  1900,  welcher 
ebenfalls  eine  vollständige  Regelung  dieses  Dienstverhältnisses  ent- 
hält (hervorzuheben:  gesetzliche  dispositive  Vertretungsmacht  des 
Beamten  zu  den  in  seinen  Wirkungskreis  fallenden  Rechtshandlungen, 

')  Siehe  Bunzki.,  Die  Lage  der  ungarischen  Landarbeiter,  in  Biurss 
Archiv  f.  soz.  Gesetzgeb.  u.  Stat.  XVII.,  8.— 4.  H.,  S.  341  ff.,  in  .in- 
seitiger Schilderung. 
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6 monatliche  Versorgungspflicht  des  Gutsbesitzers  bei  Unfällen  während 
des  Dienstes,  gesetzliche  Minimal-Endabfertigungspflicht  gegenüber 
Witwe  und  Waisen  des  im  Dienste  verstorbenen  Beamten). 

Eine  wertvolle  Gegengabe  fiir  die  ihnen  im  Gemeininteresse 
anferlegeten  Beschränkungen  erhielten  die  Arbeiter  durch  das  mit 
G.-A.  XVI,  1900  ins  Leben  gerufene  Institut  der  Hilfskasse  für 
landwirtschaftliche  Arbeiter  und  Gesinde.  Die  Schwierig- 
keiten einer  obligatorischen  landwirtschaftlichen  Arbeiterversicherung 
bewogen  die  Regierung,  einstweilen  eine  fakultative  Selbstversicherung 
der  Arbeiter  zu  organisieren.  Die  Landeshilfskasse  steht  unter  der 
Aufsicht  des  Ackerbanministers  und  wird  ans  staatlichen  Mitteln  er- 
heblich dotiert  ;  die  Verwaltung  wird  durch  die  Zentraldirektion  und 
durch  Lokalausschflsse  verschen,  an  welch'  letzteren  nebst  Gemeinde- 
verordneten die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  gleicher  Anzahl  be- 
teiligt sind.  Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  für  jeden  einzelnen 
ihrer  Landarbeiter  einen  Jahresbeitrag  von  120  h  zu  leisten,  der 
dem  Arbeiter  bei  Geldstrafe  nicht  auf  den  Lohn  angerechnet  werden 
darf.  Der  Beitritt  der  Albeiter  ist  fakultativ,  sie  sind  entweder 
ausserordentliche  oder  ordentliche  Mitglieder  (letztere  in  zwei 
(Truppen).  -  Die  ordentlichen  Mitglieder  haben  Jahresbeiträge  von 
10  K  40  h  (I.  Gruppe)  bezw.  5  K  72  h  (II.  Gruppe)  zu  leisten  und 
erhalten  hierfür  in  der  I.  Gruppe:  als  Unfallversicherung  (nebst 
ärztlicher  Behandlung)  täglich  1  K  bis  zu  60  Tagen,  bei  Invalidität 
infolge  von  Unfällen  monatlich  10  K,  bei  tödlichem  Unfall  400  K 
riir  die  Familie,  bei  Mangel  an  Hinterbliebenen  100  K  Begräbnis- 
kosten, als  In validitäts-  bezw.  Altersversicherung  bei  Arbeits- 
unfähigkeit (nach  lOjähriger  Mitgliedschaft)  monatlich  10  K  oder 
bei  Erreichung  des  65.  Lebensjahres  100  K,  als  sonstige  Lebens- 
versicherung bei  Ableben  200—270  K  nach  Dauer  der  Mitglied- 
schaft. Für  Mitglieder  der  II.  Gruppe  beträgt  die  Unfallversicherung 
dasselbe,  die  übrigen  Versicherungssummen  bilden  nur  die  Hälfte  der 
obigen  Beträge;  ausserordentliche  Mitglieder  (Jahresbeitrag  1  K)  ge- 
messen nur  Unfallversicherung.  —  Dass  der  Arbeiter  seiner  erworbenen 
Rechte  samt  der  eingezahlten  Beiträge  verlustig  wird,  wenn  er  sich 
einer  Übertretung  gegeu  ein  Strikeverbot  schuldig  macht  oder  wenn 
er  auswandert,  ist  eine  zumindest  ungewöhnliche  Vermengung  von 
Privatrecht  mit  Polizeivorschriften,  jedoch  im  Einklänge  mit  dem 
Gesamtsystem  jener  Sozialpolitik,  welche  auch  dieses  sonst  jedenfalls 
überaus  segensreiche  Gesetz  gezeitigt  hat. 
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Weitere  wichtige  Massregeln  zur  Förderung  der  Landwirtschaft 
bilden:  die  Gesetze  betreffs  der  Yerstaatlichnng  de«  öffentlichen 
Veterinärdienstes  (G.-A.  XVII,  1900)  nnd  betreffs  der  Errichtung 
von  gemeinnützigen  Berieselungskanälen  (G.-A.  XXX,  1900). 
Nach  dem  enteren  Gesetze  wird  der  Veterinärdienst  nnnmehr  bei 
sämtlichen  Veteriniirbehörden  dnreh  staatliche,  dem  Ackerbanministcr 
untergeordnete  Organe  versehen,  deren  Wirkungskreis  gesetzlich 
bestimmt  wird.  Durch  das  letztere  tiesetz  wird  dem  Ackerbau- 
minister anheimgestellt,  die  Errichtung  von  Berieselungs-Gesellschaften 
mit  Rat  und  Tat  zu  fördern,  nnd  dieselben  materiell  zu  unterstützen. 
Die  Errichtung  der  Gesellschaft  geschieht  durch  freie  Einignng  der 
Interessenten;  die  einmal  errichtete  Gesellschaft  hat  jedoch  für  die 
Rechtsnachfolger  eine  notwendige  RealmitgliedBchaft  znr  Folge  ;  aueb 
kann  für  grössere  zusammenhängende  Landstrecken  einer  Gemeinde 
der  Zutritt  zu  bestehenden  Berieselungsgesellschaften  durch  Majori- 
sierung  (-;,  Areal-Mehrheit)  der  Minderzahl  der  Eigentümer  ent- 
gegen zwingend  beschlossen  werden.  Die  Wasserbenützung  wird 
gesetzlich  geregelt;  die  Gesellschaft  selbst  in  weitem  Mafse  den 
Bestimmungen  des  Wasserrechts  über  Wassergenossenschaften 
(G.-A.  XXIII,  188",)  unterstellt. 

5.  Die  gesetzlichen  Massregeln  znr  Förderung  von  Handel 
nnd  Gewerbe  können  sich  in  dieser  Periode  mit  den  Ergebnissen 
der  Agrargesetzgebung  nicht  messen.  Auf  diesem  Gebiete  haben 
wir  den  G.-A.  XLIX,  1899,  über  die  der  heimischen  Industrie 
zu  gewährenden  staatlichen  Begünstigungen  hervorzuheben, 
welcher  an  Stelle  des  bisherigen  G.-A.  XIII,  1890,  ähnlichen  Inhaltes 
tritt,  und  znr  Schaffung  von  neuen,  bezw.  Förderung  einer  Reihe 
von  unentwickelten  Industriezweigen  die  damit  beschäftigten  Fabriken 
durch  bedeutende  (vom  Handelsminister  bis  zu  15  Jahren  zu  ver- 
leihende) Steuer-  und  GebUhrenbegttnstigungen  unterstützt.1) 

Auf  der  andereu  Seite  hin  sollte  der  Lokalhandel  gegen 
äusseren  Wettbewerb  durch  Einschränkung  des  freien  Sammeins 
von  Bestellungen  geschützt  werden.  Auf  Grnnd  des  diesbezüg- 
lichen G.-A.  XXV.  1900  (betreffs  Abänderung  des  §  T>0  der  Gewerbe- 
ordnung, G.-A.  XIV,  1884)  darf  fürderhin  das  Aufsuchen  von 
Bestellungen  auf  Waren  nnd  sonstige  Indnstrieprodukte  ausserhalb 

')  Vergl.  hierzu  Bcnzei,,  Zur  Kritik  der  ungar.  IndustriepoHtik  iu 
SCHM0LLEH3  Jahrb.  XXVI,  3.  H.,  S.  273  ff. 
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des  Wohnortes  des  Offerenten  ohne  vorgängige  ausdrückliche  Auf- 
forderung nur  bei  solchen  Kauflenten  bezw.  Gewerbetreibenden 
geschehen,  in  deren  Geschäftsbetriebe  die  bezüglichen  Produkte 
Verwendung  finden  (vergl.  §  44  der  deutschen  Gewerbeordnung): 
ausgenommen  sind  literarische  und  Kunstprodnkte,  sowie  einzelne, 
durch  den  Handelsminister  auf  dem  Verordnungswege  zn  bestimmende 
Industrieprodukte.  Die  Übertretung  dieser  Vorschriften  wird  mit 
Haft  und  Geldstrafe  belangt;  ausserdem  ist  —  eine  wichtige  Neuerung 
der  deutschen  G.-O.  gegenüber  —  die  zivilrechtliche  Unwirksamkeit 
der  verbotswidrig  gesammelten  Bestellung,  jedoch  nur  einseitig,  dem 
Besteller  gegenüber  (als  seinerseits  heilbare  Nichtigkeit)  ausgesprochen. 

Durch  inartikulierte  Verträge  mit  den  Seeschiffahrtsgesell- 
schaften „Adria"  und  ..Ungarn-Oroata*  (G.-A.  VII,  X,  XI.  1901) 
werden  diesen  Gesellschaften  staatliche  Unterstützungen  zugesichert, 
und  dieselben  dementsprechend  zur  Aufrechterhaltnng  gewisser  Fahrten 
verpflichtet  (die  erstere  für  den  Mittelmecr-  und  atlantischen,  die 
letztere  für  den  adriatischen  Verkehr). 

0.  Die  Erneuerung  der  Ausgleichsverträge  über  die  ge- 
meinsamen wirtschaftlichen  Interessen  Ungarns  und  Öster- 
reichs bildet  schon  seit  Jahren  eine  offene  Wunde  beider  Staaten 
der  Monarchie.  Das  zuletzt  im  Jahre  1887  geschlossene  Zoll-  um! 
Handelsbnndnis  lief  Ende  1897  ab  und  wurde  im  Jahre  1898  provi- 
sorisch für  die  Dauer  eines  Jahres  verlängert.  Das  Jahr  1899  brach 
heran,  ohne  dass  die  Ausgleichsvorlagen  parlamentarische  Erledigung 
gefunden  hätten,  und  hiermit  kam  für  Ungarn  das  im  Ausgleich  von 
1867  (G.-A.  XII  d.  J.,  §  58)  vorgesehene  Recht  selbstfindiger 
Verfügung  in  Zoll-  und  Handelssachen  zur  Geltung.  Seitdem  steht 
Ungarn  rechtlich  auf  dem  Standpunke  des  selbständigen  Zollgebietes. 
Tatsächlich  wurde  das  gemeinsame  Zollgebiet  durch  einseitige 
(nicht  vertragsmassige)  gesetzliche  Verfügung  seitens  Ungarns 
auch  weiterhin  auf  Grund  der  bisherigen  Zustände  aufrecht  erhalten, 
und  zwar  (nach  dem  provisorischen  G.-A.  IV,  1899)  dnreh  G.-A.  XXX. 
1S99  bis  zum  Ende  des  Jahres  1907,  unter  der  Bedingung,  dass  die 
entsprechenden  Zustände  und  die  diesbezügliche  Reziprozität  auch  in 
Österreich  unverändert  bestehen  bleiben.  Da  die  Handelsverträge 
der  Monarchie-  zumeist  im  Jahre  1908  ablaufen,  wurde  gleichzeitig 
bestimmt,  dass  —  im  Fall  ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  zwischen 
den  beiden  Staaten  der  Monarchie  bis  1903  nicht  zustande  käme  — 
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Handelsverträge  nicht  Uber  »Ihr  Jahr  1907  hinaus  abgeschlossen 
werden  dürfen. 

.Somit  besteht  zwischen  Ungarn  und  (Isterreich  zur  Zeit  kein 
Zoll-  und  Handelsblindnis;  Ungarn  hat  nur  die  tatsächliche  Zoll- 
gemeinsehaft  durch  eigene  selbstfindige  Verfügung  gewahrt  und 
hierdurch  seine  Souveränität  auf  diesem  tiebiete  zweifellos  betätigt  : 
gleichzeitig  wurde  der  Regierung  die  Pflicht  auferlegt,  bei  der  ge- 
ringsten Änderung  des  statu»  quo  und  der  Reziprozität  österreichischer- 
seits  die  zur  Wahrung  der  ungarischen  Interessen  nötigen  Vorlagen 
dein  Parlament  allsogleirh  vorznbreiten,  nötigenfalls  die  erforderlichen 
sofortigen  Massnahmen  dnreh  einstweilige  Notverordnung  zu  treffen. 

Neben  dieser  prinzipiellen  Beibehaltung  des  Status  quo  wurde 
dennoch  eine  Reihe,  die  geineinsamen  wirtschaftlichen  Interessen 
berührender  Fragen  teils  auf  Grund  eines  Übereinkommens  der 
Regierungen  beider  Staaten  im  Verordnnngswege,  teils  durch  Gesetz 
neu  geregelt.  Das  Privileg  der  österreichisch- ungarischen  Pauk 
wurde  bis  Ende  des  Jahres  1910  verlfingert  und  gleichzeitig  der 
Kinfluss  des  ungarischen  Staates  auf  die  Bank  der  Parität  ent- 
sprechend verstärkt  (G.-A.  XXXVII,  1899,  siehe  auch  den  neuen 
Vertrag  bezüglich  der  an  die  Bank  geschuldeten  Summe  im  G.-A. 
XXXVIII,  im*).  —  Es  folgten  Massnahmen  betreffs  endgültiger 
Durchführung  der  Valutaregulierung.  Der  Rest  der  in  Siaats- 
noten  bestehenden  schwebenden  Staatsschuld  (112  Millionen 
Gulden)  wurde  eingewechselt,  statt  der  Staatsnoten  Silbemiunzen 
lä  5  K,  im  total  t>4  Mill.  Kronen)  und  Banknoten  (ä  10  K,  total 
1H0  Mill.  Kronen)  in  Verkehr  gebracht  (G.-A.  XXXI.  1899;  vergl. 
über  diese  neuen  Geldsorten  auch  die  G.-A.  XXXII— XXXIV,  1899); 
gleichzeitig  die  der  österreichisch-ungarischen  Bank  behufs  Einlösung 
der  schwebenden  Staatsschuld  abzuzahlenden  Geldsummen  endgültig 
geregelt  (G.-A.  XXXV,  1899).  Durch  G.-A.  XXXVI,  1H99  wurde 
die  Rechnung  in  Kronenwfthrnng  (statt,  in  der  bisherigen  öster- 
reichischen Währnng)  obligatorisch  eingeführt,  Bestimmungen  über 
den  allgemeinen  Münzverkehr  getroffen  und  die  Anwendung  der 
Kronenwährnng  auf  die  Rechtsverhältnisse  geregelt. 

7.  Parallel  mit  diesen,  den  wirtschaftlichen  Ausgleich  be- 
treffenden gesetzlichen  Massregeln  wurde  auch  unser  gesamtes  in- 
direktes Steuersystem  durch  die  Gesetzgebung  vom  Jahre  1899 
einer  systematischen  Neuregelung  unterworfen,  welche   Vdorh  die 
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Grundlagen  des  bisherigen  Systems  zumeist  unberührt  lasst.  Zu  be- 
merken ist,  dass  infolge  der  tatsächlichen  Zollgemeinsehaft  die  auf 
die  Produktion  gegründeten  indirekten  Steuern  (Zucker-,  Bier-, 
Branntwein-  und  Mineralölsteuer)  in  beiden  Staaten  (Österreich  nnd 
Ungarn)  unter  gleichen  Kegeln  stehen. 

Die  weitaus  wichtigste  Änderung  auf  diesem  (iebiete  ist  die 
Krstrecknug  des  durch  G.-A.  XV,  18JM  für  die  Spiritusstener  ein- 
geführten Überweisungsverfahrens  auf  die  übrigen  indirekten 
Steuern  (durch  G.-A.  XVII,  180!»).  Der  Konsum  der  diesen  Steuern 
unterworfenen  Artikel,  übersteigt  in  Ungarn  die  inländische  Produktion 
um  ein  bedeutendes  und  wird  dieser  Ausfall  aus  Österreich  importiert. 
Da  jedoch  die  Konsumsteucm  durch  denjenigen  Staat  eingehoben 
werden,  in  dem  die  Produktion  stattfindet,  war  der  ungarische  Kon- 
sument bezüglich  seines,  die  heimische  Produktion  übersteigenden 
Konsnmes  bisher  tatsächlich  zugunsten  des  österreichischen  Ärars 
besteuert.  Ks  musste  daher  ein  Mittel  gefunden  werden,  um  die  in- 
direkten Steuern  dem  konsumierenden  Staate  sicherzustellen,  ohne 
die  Zollgemeinsc  haft  durch  innere  Zollsehranken  zu  beeinträchtigen. 
Dieses  Mittel  wurde  im  erwähnten  Überweisungsverfahren  gefunden, 
laut  welchem  in  dem  Verkehre  zwischen  den  Jündern  der  ungarischen 
Krone  und  andererseits  den  im  Keichsrate,  vertretenen  Königreichen 
nnd  Ländern,  sowie  Bosnien  und  der  Herzegowina  nach  den  aus  einem 
der  erwähnten  drei  Konsumgebiete  in  eine*  der  anderen  zwei  Konsnm- 
gebiete  während  je  einer  Betriebsperiode  überführten,  bereits  be- 
steuerten Bier-,  Mineralöl-  und  Znckermengen  die  abgestattetc  Stener 
zugunsten  des  empfangenden  Gebietes  vom  Ärar  desjenigen  Gebietes 
vergütet  wird,  von  welchem  Gebiete  die  betreffenden  Artikel  gesendet 
werden.  Die  Vergütung  hat  bezüglich  eines  jeden  steuerpflichtigen 
Artikels  abgesondert  auf  Grund  einer  auf  je  eine  Betriebsperiode 
»ich  erstreckenden  Abrechnung  zn  erfolgen:  zu  diesem  Zwecke  ist 
die  Übersendung  von  derartigen  besteuerten  Artikeln  aus  einem 
Konsumgebiete  in  das  andere  der  Finanzbehörde  vorhergehend  an- 
zumelden und  die  Sendung  mit  Überweisungsschein  der  Finanzwache 
des  Bestimmungsgebietes  vorzuweisen. 

Was  nun  die  einzelnen  Gesetze  über  indirekte  Steuern 
anbelangt:  so  belässt  das  neue  Znckerhestenernngsgesetz 
(G.-A.  XVHI,  18W)  die  bisherige  (durch  G.-A.  XXIII,  1888,  fest- 
gesetzte) Art  der  Besteuerung;  der  Steuersatz  wurde  zwar  erhöht. 
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dem  gegenüber  jedoch  die  bisherige  Znckcrverbranchsabgabe  auf- 
gehoben, daher  da»  Ergebnis  das  gleiche  bleibt.  —  Ähnlich  steht 
es  mit  dem  G.-A.  XIX,  1899,  über  die  Bierbestcuernng,  welcher 
hauptsächlich  durch  entsprechendere  Aufsichtsvorschriften  einer 
rationelleren  Produktionsweise  Vorschub  zu  leisten  trachtet.  —  l>ie 
Reformen  des  neuen  B  rann  tweinbesteuerungsgesetzes  (G.-A.  XX, 
1899)  beziehen  sich  in  erster  Linie  auf  die  Begünstigungen  der 
landwirtschaftlichen  Branntweinbrennereien.  In  Verbindung  hiermit 
handelt  G.-A.  XXI,  181*9,  von  der  Abgabefreiheit  des  zur  Erzeugung 
von  zur  Ausfuhr  bestimmten  zucker-  und  alkoholhaltigen  Fabrikaten 
verwendeten  Rübenzuckers  und  Alkohols,  ferner  von  der  Einhebung 
eines  Zollzuschlages  im  Falle  des  Importes  von  zticker-  und  alkohol- 
haltigen Artikeln  vom  Anstände.  •  G.-A.  XXII,  18!»!»,  regelt  sodann 
die  sogen.  Kontingentierung  der  Branntweinproduktiou.  Hie  Hrannt- 
weinsteuer  ist  nämlich  nach  Verschiedenheit  der  Hrennereien  entweder 
als  Produktionsabgabe  bei  der  Erzeugung,  oder  als  Konsumabgnbe. 
bei  dem  Übergänge  des  Branntweines  ans  der  amtlichen  Kontrolle 
in  den  freien  Verkehr  zu  entrichten;  die  letztgenannte  Konsumabgabe 
hat  zwei  Satze:  einen  höheren  und  einen  niedrigeren.  Die  Alkohol- 
menge nun,  welche  in  den  unter  die  Konsumabgabc  fallenden 
Brennereien  in  der  jährlichen  Betriebsperiode  zu  dem  niedrigeren 
Satze  erzengt  werden  kann,  ist  für  beide  Staaten  der  Monarchie 
durch  gemeinsames  ('hereinkommen  beschrankt,  und  der  zitierte 
G.-A.  handelt  von  der  Aufteilung  der  auf  Ungarn  entfallenden 
Menge,  welche  gesetzlich  zwischen  den  gewerblichen  und  landwirt- 
schaftlichen Brennereien  verteilt,  und  innerhalb  der  gesetzlichen 
Grenzen  durch  den  Finanzminister  auf  die  einzelnen  Unternehmungen 
kontingentiert  wird  (über  die  Kontingentierung  zugunsten  der  neu 
entstehenden  landwirtschaftlichen  Brennereien  wurde  dnreh  G.-A.  IX, 
1900.  verfügt). 

Ausser  diesen,  die  Produktion  betreffenden  indirekten  Steuern, 
bestanden  bisher  noch  weitere  Konsumsteuern  für  Zucker  und  Bier 
bezw.  eine  Uranntweinverkehrssteuer,  welche  nur  durch  Ungarn  im 
eigenen  Bereiche  auf  diese  Konsnmartikel  ausgeworfen  war.  Wie 
schon  erwähnt,  fiel  die  Ziickerkonsiimabgabe  weg  und  wurde  dem 
gegenüber  die  Zuckersteuer  im  gleichen  Verhaltnisse  erhöht;  statt 
der  Bierkonsnmabgabc.  bezw.  der  Branntwein  Verkehrssteuer  aber 
wurde  durch  die  G.-A.  XXIII  und  XXIV,  1899,  ein  entsprechender 
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Steuerschlag  eingeführt,  welcher  auch  von  den  aus  Österreich 
importierten  Konsnmartikeln  erhohen,  und  somit  der  Unterschied 
zwischen  der  Minderbelastung  dieser  Artikel  in  Österreich  zugunsten 


Im  Anschluss  an  diese  Regelung  der  indirekten  Steuern 
wurde  gleichzeitig  das  staatliche  Getrfinkeschankgefälle  durch 
G.-A.  XXV,  1899  neu  geregelt,  welcher  ebenfalls  keine  prinzipielle 
Änderung  bedeutet,  jedoch  eine  Verschärfung  der  Vorbedingungen 
der  Schanklizenz  und  eine  entsprechendere  Bestimmung  der  Sätze 
der  Sehankgeblthren  enthalt. 

Hier  mag  noch  des  G.-A.  VI,  1899  erwähnt  werden,  welcher 
jene  Einkünfte  der  ungarischen  Städte  nnd  Gemeinden,  welche  die 
Natur  von  Konsuinabgaben  besitzen,  provisorisch  regelt  (verlängert 
durch  G.-A.  XVIII,  1901);  dieses  Gesetz  bezieht  sich  einesteils  auf 
jeue  Vergütungen,  welche  den  Gemeinden  ans  dem  staatlichen  Scliank- 
regal  zukommen,  anderenteils  auf  die  Regelung  jener  Abgaben, 
welche  die  Gemeinden  selbst  nach  den.  staatlichen  indirekten  Steuern 
unterworfenen,  Konsnmartikcln  zu  erheben  befugt  sind. 

In  das  Steuersystem  wurde  des  weiteren  durch  G.-A.  XI,  1900 
die  Effektennmsatzsteuer  (Börsenstener)  eingefügt  (auf  Kant, 
Tausch,  Überweisung,  Pramiengeschäfte  und  sonstige,  auf  bür«M?n- 
gem.'issen  Umsatz  gerichtete  Geschäfte,  welche  sich  auf  öffentliche 
Obligationen,  Aktien,  Lose  und  Dividendencoupons  beziehen,  im 
Betrage  von  10  II  nach  je  2000  K  Gesehättswcrt). 

Endlich  soll  aus  dem  Gebühren wesen  der  G.-A.  X,  1900. 
hervorgehoben  weiden,  welcher  die  Aufhebung  der  Stempelpflichtigkeit 
der  Kalender,  Kundmachungen,  Zeituiigseinschaltungen,  ausländischen 
Zeitungen  und  Zeitschriften  anordnet.  Auch  die  durch  die  Konsuln 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  für  ihre  Amtshandlungen, 
bisher  auf  Grund  alter  Verordnungen,  eingehobenen  Gebühren  wurden 
durch  G.-A.  XXVI,  1901,  gesetzlich  geregelt. 

8.  Zum  Schlüsse  seien  hier  die  internationalen  Verträge  auf- 
gezählt, welche  wahrend  der  besprochenen  Zeit  in  Ungarn  gesetzlich 
inartikuliert  wurden. 

Diese  sind: 

G.-A.  XXI,  1899.  Übereinkommen  mit  Spanien  zum  Schutze 
von  Erfindungen,  Marken  und  Mustern. 

G.-A.  XXIII,  1899.  internationale  Übereinkunft  von  Venedig 
('19.  Müiz  1*1*7).  betr.  die  Schutzuiassregelii  gegen  die  Pest. 


Ungarns  ausgeglichen  wird. 


Karl  Szlauits  und  .Icucs  Mam>ello:  Ungarn. 


1761 


G.-A.  XIII.  1900,  internationales  Übereinkommen  von  Haag, 
betr.  die  Zivilrechtshilfe. 

O.-A.  VI,  11K)1,  Vertrag  mit  dein  Deutschen  Reiche  über  den 
gegenseitigen  Schütz  der  Urheberrechte  an  literarischen,  künstlerischen 
und  photographischen  Werken. 

G.-A.  XXV,  1901,  Pariser  Znsautlbereinkomnien  (DJ.  Juni  1898) 
zn  dem  Berner  internationalen  Übereinkommen  über  den  Eisenbahn- 
Frachtverkehr;  endlich 

G.-A.  XXVII,  Weltpostvertrag  von  Washington  (1">.  Juni  1897). 

b)  Volkswirtschaftliche  Literatur  1900  und  1901. 

Hefe  reut:  Dr.  Julias  Mandello, 

Professor  der  SUaU>wl»»«iii«'liitfteu.  Pozsouy  ( Pressbnrfcl 

Abkürzungen  von  Zeitschriften: 
At  --  Athenaeuni  (Budapest). 
HS  — ■  Budapesti  Szomle. 
IIS  —  Hnszadik  Szäzad. 
KS  —  Kiizgazdawigi  Szcinle. 
MGS  --  Magyar  Gazdük  Szeuilejo. 
MGT  —  Magyar  GazdasiigtörtVnoltni  Szeinlc. 

I.  Geschichte  der  Wissenschaft.    Biographien.  Wörter- 
bücher.  Lehr-  und  Handbücher. 

Berkxyi.  P..  A  ki'irtrazdu-vnL'i;in  «dcuiei.  2.  r.  A  mczögazdasair  £s 
agnirpolitika.  Kassa.  Vitez  DHU.  (7(1)  8".  2  K.  Elemente  der  Volks- 
wirtschaftslehre. 2.  Teil.  Die  Landwirtschaft  und  Agrarpolitik.  — 
Balouii.  E.,  Ktizgazdasagi  egyctetn.  Budapest.  Kilian  liKXI.  (19)  K°. 
40  f.  Eine  volkswirtschaftliche  I'uiversität.  —  FmI.DKS.  B..  Ar  allamhüz- 
tartiistan  (Penzügytan).  Budapest.  Politzer  1900.  (.V«)  8».  »  kor. 
Die  Staatswirtschafi  (Finanzwissenschaft).  —  Derselbe,  A  neiuzet- 
«.'azdasag  es  penzügytan  vezerfonala.  3.  ätdol<r.  kiad.  Budapest.  Athe- 
naeum  1900.  (IV.  512)  8°.  <i  kor.  Grundriss  der  Volkswirtschaftslehre 
und  der  Finanzwissenschaft.  —  Derselbe,  Tarsadalmi  trazdasagtan.  1.  k. 
A  tärsadahni  gazdaaiig  elemei.  l\.  ätdolg.  kiad.  Budapest.  Athenacum 
1901.  (VII,  523)  8°.  9  k.  Sozialökonomie.  1.  Bd.  Elemente  der 
sozialen  Wirtschaft.  3.  unigearlt.  Aufl.  —  Derselbe,  Kiizgazdasagi 
ertekezesek.  1.  k.  Budapest.  Politzer  es  lia  l!Hr2.  (;")80)  8».  7  K. 
Volkswirtschaftliche  Abhandlungen.  —  Xavkatil.  Ä.  A  gazdasagi  elet  elemi 
jeleusegei.  Budapest.  Politzer  1901.  (XIV.  HOO)  8°.  .">  K.  Die  Elemcntar- 
Erscheiiiungen  des  Wirtschaftslebens.  —  KosuiEH.  V..  A  kereskedes  es 
az  ipar  törtenete  es  einmiete.  Ford.  Kiss.  J.  Szeged.  Schulhof  1901. 
(XV,  81»;)  8r  12.  k.  Geschichte  und  Theorie  des  Handels  und  der 
Industrie.  Übersetzt  von  .1.  Klss.  —  Varuiia.  Gy.,  Jekelfalussy  JVizsef  f . 
Jahrbuch  <l<"r  Internat.  \>r«lui|;u»g.  «  u.  7.  Bd.  111 
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KS  iL  Josef  JekolfaluHsy  f.  —  Kozgazdasügi  lexikou.  Kozgazda>Av'i 
isuieretek  tara  Ü  kötetben.  szerk.  Halasz.  S.  es  Mandellö  Oy.  3.  k.  Mun- 
käsvedolcm  —  Zsellerek.  Budapest.  Pallas  1901.  (824.  XII)  8°.  2Ü  k. 
Volkswirtschaftliches  Lexikon.  iL  Band  (Arbeiterschutz  -  Häusler).  — 
KözgazdasAgi  Szeiule,  a,  L  regi  e«  1--25.  nj  evfolyamainak  tärgymutatöja. 
KS  Ii  Index  der  „Kozgazdasagi  Szemle".  L  Baud  alter  Folge  und 
]_—  25.  Band  neuer  Folge.  —  Magyar  joui  lexicon,  »zerk.  Markus  D.  iL  k. 
Diaeta  -  HalAszati  jog.  Budapest.  Pallas  19()0.  (924)  8°,  Körve  2Ü  K. 
Ungarisches  KechtrLexikou.   '±  Bd.    Diaeta  —  Fischcreircchr. 

II.  Theorie. 

Bi'mim,  Kahoi.y.  Ar.  ertckehiielct  feladata  s  alapproblcmaja.  Budapest. 
Akademia  19tK».  (öS)  8°.  1  kor.  (firt,  a  holet,  tud.  kör.  &  k.  i  sz.) 
Aufgabe  und  Grundproblem  der  Werttheorie.  —  Feli,NKR,  F.,  A  magyar 
neuizeti  vagyon  becalese,  tek.  egyeb  ällamokra.  KS  12.  Die  Schätzung 
des  unirarischen  Nationalvermögens,  mit  Rücksicht  auf  andere  Länder.  — 
KlNZ.  .1.,  A  munka.  Budapest  Kilian  1901.  (XL  382J  8".  Die  Arbeit.  — 
LE'iÄNYl.  Gr..  A  sziiksegekröl.  KS  iL  I  ber  die  Bedürfnisse.  —  RATH,  Z.. 
A  inonopol  kerdesehez.    KZ  7_    Cbcr  da*  Monopol. 

III.  Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen 

Kultur. 

Bekkki,  R.,  A  rabszolgasag  MagyarorszAgon  az  Arpadok  alatt. 
Budapest.  Akndemia  1H01.  (40)8°.  8111'.  Ert.  a  tört.  tud.  kör.  HL  L 
Sklaverei  in  Ungarn  unter  den  Arpitden.  —  BkkksI,  G,  Magyarorszäg 
közege*2»egi  viszonj'ai  1898— 1W.  Budapest.  Orsz.  közp.  közs.  ny.  1901. 
(IV,  107)  8".  2  K  Iii  f.  Közig.  könyvt.  —  Ungarns  hygienische  Ver- 
hältnisse 1898-  99.  -  Bobovszky,  S..  A  nagylaki  uradalom  törtenete 
Budapest.  Akademia  1900.  (äOj  8".  &1  tili.  (Ert.  a  fcirl.  tud.  kör.  IS  k. 
10  sz.)  Geschichte  der  Herrschaft  Xagylak.  --  Geücze,  S.,  A  Bodrogköz. 
MGS  L  2.  Die  Bodrogköz  Gegend.  —  Dieselbe,  Oroszorszag.  MGS  10. 
12.  Russland.  —  Gömöri.  L.,  A  magyar  ipar  es  kcreskedclem  korszak&i. 
Tört,  viizlat.  2.  atdolg.  kind.  Budapest.  Szentö  kiad.  1901.  (Ii»*}  8°. 
Entwicklungsabschnitte  der  ungarischen  Industrie  uud  des  Handel». 
Historische  Skizze.  2.  umgearb.  Aufl.  —  Illkh,  Jozskk.  Az  Anjoukori 
tarsadalom  es  az  adozäs.  Budapest  1900.  2,40  korona.  Die  Gosellschafts- 
verfassuntr  des  Anjoiizeitalters  und  die  Besteuerung.  —  Jaxko,  .Iasos. 
Herkunft  der  magyarischen  Fischerei.  Mit  einem  vorlaufigen  Berichte  des 
Grafen  Y.H  tiX.  Budapest  und  Leipzig.  K.  W.  Hiersemann  1900.  (031)  4". 
H7,.r>0  M.  —  Kki.EMES',  G.,  A  mikädö  orszaga.  Budapest.  Lampel  1901 
(14)  H".  üU  f.  Iparosok  olv.  tära.  &  Das  Reich  des  Mikado.  —  KEREKE3.  Gt.. 
Az  Arpädok  törvcn.wiiiek  közgazdamijii  vonatkozasai  1—4.  Keresk. 
szakokt.  3  -«.  Wirtschaftliche  Beziehungen  der  Gesetze  der  ArpAden,  — 
Derselbe.  A  ka*sai  czehek  arszabAsa.  MGT  111  Preisliiuitation  der 
Kaschauer  Zünfte.  —  Kovats.  Feh,.  Värosi  adozäs  a  közepkorban.  Pozsony 
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väros  levoltArnnak  anynga  nvomiin.  Pozsony.  Angermayer  K.  1900. 
(121)  8°.  5  kor.  Städtische  Beteuerung  im  Mittelalter.  Auf  Grund  des 
Archivuiaterials  dor  Stadt  Pre*aburg.  —  Derselbe,  Adalekok  a  dunai 
hajozas  6a  a  dunai  vamok  törtenetehez  uz  Anjouk  korahan.  MGT  10. 
Beitrage  zur  Geschichte  der  DonauschifTahrt  und  -Zolle  iiu  Zeitalter  der 
Anjou.  —  Kökömy,  AKI'ai»,  Hazauk  iparviszonyairül.  A  czehek  szabalyo- 
zasnröl  a  mobäesi  veszig  1376—152«.  Budapest.  Lampel  1900.  (40)  8°. 
— ,(>0  kor.  (lparosok  olvnsötAia  4.  evf.  10.  uz.)  Vaterländische  Industrie- 
verhältnisso.  Zuuftregelung  bis  zur  Mohncser  Katastrophe  1376— 1526.  — 
Maday,  Andor,  A  nui  munka.  Budapest,  Eggenberger  1900.  (88)  8". 
1.60  kor.  Die  Frauenarbeit.  —  Mimioffkk,  S.,  A  regi  Svajcz  mezö- 
gazdaanga.  A  meziigazdasag  öatörtenelinfnek  isinertet^se.  Kassa.  Vitßz 
194)1.  (14)  8°.  HO  f.  Landwirtschaft  der  alten  Schweiz.  —  Derselbe, 
A  regi  zsidök  mezögazdasaga.  Kassa.  Vitez  1901.  (75)8°.  2  K.  Land- 
wirtschaft der  alten  Juden.  —  Xkmkth.  A  ,  Selyemteuyeaztesi  mozgalmak 
Györött  1771  —  1831-ig.  MGT  1.  Seideuzuchtbe«trebuiigen  in  Raab  vou 
1771  —  1831.  —  Nyrukk.  L..  Maramaros  inegye.  Budapest.  M.  T.  Akadeniia 
1901.  (50)  H«  00  f.  K.  I.  a  KS.  1900.  evi  f.  Da»  Komitat  MArmaros.  — 
Oktvay,  T.,  Pozsony  varos  türtenete,  2.  k.,  H.  r.  A  varos  közepkori  haz- 
tartasa.  131(0-1526.  Pozsony.  Staiupfel  1900.  (XVI,  416)  8°.  5  k. 
Geschichte  der  Stadt  Pressbun:.  2.  Bd.,  3.  T.  Der  städtische  Haushalt 
im  Mittelalter,  1300— 1526.  —  Räcz,  Gy.,  Kuzdelcm  a  vilag  uraltnaert 
1.  Az  Egyesttlt  Allamok.  HS  7.  Kampf  um  die  Weltherrschaft.  1.  Die 
Vereinigen  Staaten.  —  Rcffy,  P..  Bars  varmegye  közgazdasägi  leirasa. 
KS  8.  Volkswirtschaftliche  Monographie  des  Komitatea  Bars.  —  Szavay, 
Gycla,  Amerikaröl.  A  philadclphiai  nemzetközi  kereskedelmi  kongresszus 
es  kiallitaa  alkalinabol.  Györ.  Pannonia  ny.  1900.  (270)  8°.  Über 
Amerika.  Aus  Anlass  des  iutem.  Handelö-Kongreases  und  der  Ausstellung 
zu  Philadelphia.  --  Szkrkmlei.  J..  Höd-Mezi'-Vasarhely  törtenete.  2.  k. 
Az  ököljog  kora,  I.  Istvantöl  a  mohäcai  veszig.  Kiadja  a  varos  közönsege. 
Budapest.  Hornyanszky  biz.  1901.  (XL,  476)  8°.  Gesch.  der  Stadt 
Hodiuezovasärhely.  2.  Bd.  Zeitalter  des  Faust recht*.  Von  Stephan  L  bis 
zur  Katastrophe  von  Mohnes.  —  Szkiikmi.ky,  S.,  Höd-Mezö-Vasnrhely  tör- 
tenete. Kiadja  a  varos  küzünsege.  1  k.  Kezdettöl,  I.  Istvnn  kirnlyig. 
Budapest.  Hornyauszky  biz.  1900,  (XXVIII,  488)  8°.  16  kor.  Die 
Geschichte  der  Stadt  Hödmezövasarhely.  1.  Bd.  Vom  Anfang  bis  König 
Stephan  den  Ersten.  —  Szilvassy,  .1.,  A  Szekelyföld.  Budapest.  Rakosi,  J., 
1901.  (38)  8«.  1  K.  Das  Szekler  Land.  —  ThaixOczy,  L..  Gr6f  Be- 
nyovszky  Müricz  haditengereszeti  es  kcreskedelempolitikai  tervei.  1779  bis 
1781.  MGT  8.  Kriegsmarine  und  Handelspolitische  Pläne  des  Grafen 
Benyovszky  M.  —  Thikiunm,  G„  Varosaink  lakcwsägiinak  kereseti  viszonyai 
a  18.  szazad  inasodik  feieben.  MGT  4.  Die  Krwerbsverhältnisse  unserer 
städtischen  Bevölkerung  in  der  2.  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts.  — 
Debreezeni  mezeskalücsoaok,  a.  1713.  evi  czehszabälyai.  M»)T  7.  Zunft- 
ordnungen vom  Jahre  1713  der  Debrezicncr  Lebzelter.  —  Kassai  cehek 
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ärszalmsai  a  17.  szazadböl  1 — 15.  Közli  Kcmeny  Lajos.  MGT  1.  Preis- 
taxen der  Kaschauor  Zünfte  im  XVII.  Jahrhundert.  —  Magyar  gazdasagi 
Politik«,  n,  öt  evo.  MGS  7.  Fünf  Jahre  ungarischer  Wirtschaftspolitik.  -  - 
Maf/yarorszAg  varmegyei  es  varosai.  Szerk.  BoroVBzky,  S.  (6.  k.)  Bibar- 
v&rmegye  es  N'agyvarad.  Irtak  a  biharvarmegyei  helyi  niunkatarsak. 
Budapest.  „Apollo"  rt.  1901.  (XII,  G84)  4».  12  K.  Die  Komitate  und 
Städte  Ungarns.  Herausgegeben  von  S.  BoBorszsr.  (ti.  Band.)  Da« 
Komitat  Biliar  und  die  .Stadt  Grosewardein.  Unter  Mitwirkung  Ton  Mit- 
arbeitern im  Komitute  Bihar.  —  Pesti  Lloyd,  a,  evkönyve  1899-re.  Jahr- 
buch des  Pester  Lloyd  für  1899.  Budapest.  Pesti  Lloyd-Taro,  uy.  1900. 
(LXV,  188)  8°.  Jahrbuch  des  Peater  Lloyd  für  189».  —  Peatvarmetrye 
1789.  evi  kataszteri  fölmerese.  Masolta  Honrath,  S.  MGT  23.  Katastral- 
aufnahnie  des  Komitats  Pest  im  Jahre  1789.  —  Politikai  es  közgnzdasagi 
evkönyv.  Szerk.  Szekely.  Samuel.  Budapest.  Singer  &  Wolfner  1900. 
8°.  Politisches  uud  volkswirtschaftliches  Jahrbuch.  —  Szabolcsvarmegye 
Irtak  a  „Magyarorszäg  vännegyei  es  varosai  "-Hak  szabolcsvarme«yei  helyi 
munkatarsai.  Budapest.  „Apollo"  irod.  tars.  19Ü0.  (XV.  574)  4U.  12  k. 
Das  Komitat  Szabolcs. 

IT.  BcTolkerangswesen.  Auswanderung  und  Kolonisation. 

Bahamas,  E.,  A  szekely  kivaudorlas  es  a  Romaniaban  el<'«  niagyarok 
helyzete.  KS  b\  Die  Szekbr  Auswanderung  und  die  Verhältniss..-  der  in 
Rumänien  wohnenden  Ungarn.  —  Khan,  Ei>k,  Jelentcsc  a  hegyvidiki 
földuiivelö  nep  közgazdasäiri  helyzetenek  javitast'it  celzo  allauü  akeiö 
ugyeben  Munkac*on  1900.  febr.  I2-en  tartott  crtekezletrnl.  Bericht  über 
die  Kouferenz  zu  Munkäca  am  12.  Februar  1900  in  Angelegenheit  der 
staatlichen  Aktion  zur  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  land- 
wirtschaftlichen Berggegend-Bevölkerung.  ■  -  Fakahu,  J..  Magyar  kivaiidorK.k 
Canadäban.  KS  11.  Ungarische  Auswanderer  in  Kanada.  —  KÄnoLYi. 
Sandok,  Grof,  A  telepites  kenlesehez.  K.  I.  a  Hnzänkböl.  Budapest. 
Stephaneuro  1900.  Zur  Kolonisationsfrage.  —  Löherkr,  A-,  Adatok  a 
kivändorlasrol.  MGS  11  —  12.  Daten  Uber  die  Auswanderung.  —  Mau.atu, 
J..  Gr.,  A  kivändorlüsröl.  MGS  8.  Zur  Auswanderung.  —  Derselbe. 
A  kivaudorlasröl.  Budapest.  Kilian  1901.  (32)  8".  A  M.  Gazdaszöv.  kiadv.  42 
Zur  Auswanderung.  —  Putmk,  B.,  A  magyar  kivandorKik  Galaczou. 
KS  11.  Die  ungarischen  Auswanderer  in  Galacz.  —  Rath.  Z  ,  Nepesedesünk 
szaporodäsäröl.  KS  4.  Über  das  Wachstum  unserer  Bevölkerung. 
Derselbe.  Xepszaporodiinunk  kerdeso  a  20.  sz.  kflszöbeu.  Budapest.  Aka- 
deuiia  1901.  (48)  8°.  90  f.  Ert.  a.  tars.  tud.  kör.  12  t.  Die  Frage  unserer 
Volksveruieliruns;  am  Anfange  des  20.  Jahrhunderts.  —  TiUU.oczr,  L., 
Tanuhuänyok  a  Balkän-t'elsziget  telepedesi  törtenete  köreböl.  BS  9.  Studien 
zur  Besiedlungsgeschichte  des  Balkans.  —  TlHRBlNG,  G.,  Buda  nepes*ege 
a  19.  sz.  elejen.  Bp.  stal.  havifüz.  3.  Die  Bevölkerung  Ofens  am  Anfange  d. 
19.  Jahrhunderts.  —  Koiuäniai  szekelyek.  Kiadja  a  marosväsarhelyi  szekely 
asztaltärsaMiL'.  M -VüxArhely.  Collegiuiui  cy.  1901.  (15)  8°.    Die  Szekler 
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Rumäniens.  —  Tut.Ei'lTfc»,  A.,  s  uz  azzal  kapcsolatng  kerdesek  flgyeben  a 
füldmivelesügyi  miuiszteriumban  tartott  szakcrtekczlet  jegyzökönyve. 
Budapest.  Pesti  könyvny.  r.  t.  1900.  4°.  Protokoll  der  in  Angelegenheit 
der  Kolonisation  und  verwandten  Fragen  im  Ackerbauroinisterium  ge- 
haltenen Enquete. 

V.  Soziale  Frage  und  Reform.   Kapital  und  Arbeit. 
SozialiismuH.  Armenwesen. 

Baxkpv.  iL  (iR.,  Munkäshiany  Xemetorszngban.  HS  1.  Arbeiter- 
mangcl  in  Deutschland.  —  Bartoky,  J.,  A  gazdasagi  munkasügyi  törvenyek, 
rendeletek,  hatarozatok  gyüjtenienye.  Budapest.  Grill  1901.  (VII,  3%) 
8".  5  K.  Sammlung  der  Gesetze.  Verordnungen  und  Entscheidungen  Uber 
landwirtschaftliche  Arbeiter.  —  Bkkksy,  S.,  Az  ipuri  munkasok  baleset 
elleni  biztositiisa  külföldon.  Budapest.  Franklin-tärx.  1901.  (83)  8°.  2  K. 
Die  Unfallversicherung  der  Industriearbeiter  im  Auslände.  —  BimAY,  L.. 
Tärsadalini  kerdesek  a  statisztikai  iutezet  budapesti  ulescn.  HS  11.  Soziale 
Fragen  in  der  Session  des  statistischen  Institutes  in  Budapest.  —  Bl'NGE, 
G.,  Az  alkoholkerdes.  Elöadäs.  FQggelekttl:  Egy  szo  a  inunkasokhoz.  Ford. 
Wank««,  K.  Budapest.  Roth  &  Krausz  ny.  1901.  (31)  8».  12  f.  Die 
Alkoholfrage.  Ein  Vortrag.  Anbang:  Ein  Wort  an  die  Arbeiter.  Übersetzt. — 
(  sizmawa.  S.,  Szüzat  a  földiuivelö  inunkasoklioz.  Budapest.  „Nepszava1- 
1901.  (12)8°.  8  f.  Mezögazd.  mutik.  kvt.  Aufruf  an  die  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter.  —  Florian,  K.,  Soeialisniun  es  magäntulajdon.  HS  7. 
Sozialismus  und  Privateigentum.  —  Frank,  M.,  A  magyar  altalanos  pol- 
gari  törvenyköiiyv  tervezete  es  a  vagyontalanok.  Budapest.  Politzer  es 
tla  19Ü1.  (07)8°.  1  K.  K.  ny.  a  HS-böl.  Der  Entwurf  des  ungarischen  all- 
gemeinen bürgerlichen  Gesetzbuches  und  die  Besitzlosen.  Friedrich,  V.. 
Az  alkoholizmu*  es  az  ellene  valo  redekezes.  1.  KS  2.  Der  Alkoholismus 
und  der  Schutz  gegen  denselben.  -  Gaal,  MOZKS,  Szocialista  vilag.  Meg- 
almodott  törtenet.  Rrhtkr  inunkaja  utan.  Budapest.  Franklin-tärs.  1900. 
(78)  8°.  0.80  kor.  Sozialistische  Welt.  Erträumte  Geschichte.  Nach 
Hiciitkr.  —  Ganami,  K.,  A  lunnkanelkllliseg.  Budapest.  Nepszava 
könyvker.  1901.  (32)8».  8  f.  Die  Arbeitslosigkeit.  —  Gkm.kki,  M..  Harcz 
a  munkanelküliseg  eilen.  Budapest,  Singer  <fc  Wolfner  biz.  1900.  (12n) 
8°.  2  kor.  Kampf  gegen  die  Arbeitslosigkeit.  —  GköCZK.  S.,  Modern 
tarsadalmi  feladatok.  MGS  11.  Moderne  soziale  Aufgaben.  —  Gorovk,  L., 
Az  agrarszocializmusz  adatainak  gyüjtese.  KS  0.  Sammlung  vou  Daten 
Uber  den  Agrarsozialismus.  —  Hoffmann,  A.,  Jönnek  a  szocialistak ! 
Budapest.  Krammer,  L.  ny.  1901.  (8)  8U.  Die  Sozialisten  kommen.  — 
Kanocz,  l..  L'assistance  publique  cn  Hongrie.  Budapest,  imp.  Buschmann 
1900.  (82)  8°.  Das  öffentliche  Unterst utzungswesen  in  Ungarn.  —  Kkkjcsi, 
R.,  1900:  XVI.  t.-czikk  a  gazdasagi  munkas-  es  cscledscgelypenztarrol. 
Jegyzetekkel.  Budapest.  Rath  1900.  (22)8°.  80  f.  G.-A.  XVI,  1900  Uber 
die  landwirtschaftliche  Arbeiter-  und  Gcsindekasse.  —  Derselbe,  Az  1898: 
II.  t.-czikk  a  munkaad6k  es  a  mczögazdaaagi  munkasok  közti  jogviszony 
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szabalyozasaröl.    A  vegrehajtaai  rendeletekkel  es  eljarasi  szabalyokkal. 
(22,  30,  54.)   1  K  20  f.    G.-A.  II,  1896  Über  die  Regelung  des  Rechts- 
verhältnisses zwischeu  Arbeitgebern  und  landwirtschaftlichen  Arbeitern.  — 
Derselbe,  Az  1894:  XII.  t.-czikk  a  raezögazdasagrol  es  mezörendör- 
segröl.  3.  kiad.  (22,  30,  54,  108.)  2  K  40  f.    G.-A.  XII,  1884  über  Land- 
wirtschaft uud  Flurpolizei.  —  K  trauen,  Gy.,   Ebredjetek  kereskedelmi 
alkalmazottak !    Eljcn  a  teljea  vaaarnapi  mtinkaszünet!    A  8  6ras  zaridö! 
Rüpirat,   kiadja  a  kereskedelmi  alkalmazottak  szakegjletc.  Budapest. 
Fried  &  Krakauer  ny.  1900.  (?)  4°.  10  kr.    Erwachet  Handelsangestellte! 
Es  lebe  die  vollkommene  Sonntagsruhe!    Die  Sperrstunde  um  8  Uhr.  — 
Ladänyi,  B..  A  birtokos  es  gnzdatiszt  küzti  jogviszonyok  szabalyozasaröl 
szöl6  törveny  magyarazata.   Budapest.    Grill  1900.   (Ifi4)  8°.    2  K  40  f. 
Kommentar  des  Gesetzes  über  Regelung  des  Rechtsverhältnisses  zwischen 
den  landwirtschaftlichen  Besitzern  und  Beamten.  —  Lckacs,  Gy.,  Socialis- 
mus  a  közigazgatAsban.  Jogällam,  1.   Sozialismus  in  der  Verwaltung.  — 
MaILaTH,  J.,  Gr.,  A  ezoczializmus  multja,  jelcne  es  jövöje.    KS  9.  Ver- 
gangenheit, Gegenwart  und  Zukunft  des  Sozialismus.  —  Mandello.  Gyüla, 
Ipari  forradalom.  K.  1.  a  „Közg.  Lexikon"-U6l.    Budapest.    Pallas  1900. 
(ß2)  8°.    ludustrielle  Revolution.  —  Derselbe,  Tarsadalroi  muzenui  es 
mtink&s-statisztika.  K.  I.  a  Budapest!  Szcinleböl.  Budapest.  Fraiiklin-tars. 
nyotn.  1900.  (20)  8°.    Sozialmuseuni  und  Arbeitstaristik.  —  Navay,  L., 
ifj.,  Gazdasägi  inunkas  es  eseled-segely-penztarak  szervezese.    KS  2.  Or- 
ganisation   von    landwirtschaftlichen   Arbeiter-    und   Gesindekassen.  - 
Derselbe,  Robot  es  engaria.  KS  10.    Robot  und  Energie.  —  Pabis,  F., 
Tarsadalmi  reformok.    MGS  1,  2.    Soziale  Reformen.   —   Pomr,  J.,  A 
magänhivatalnokok  biztositasa  Ausztriaban.    KS  10.    Versicherung  der 
Privatbeamten  in  Österreich.  —  RfcVAi,  8..  A  tarsadalmi  jöl£t  folteteh  i. 
Budapest.    Kevai  testv.  1901.  (XXXI,  «39)  8°.    10  K.    Hodingungen  der 
sozialen  Wohlfahrt.  —  Rk  htbk.  E.,  Kepok  a  szocialderuokracia  jövöj«'-böl. 
1—2.  f.  Atdolg.  Mikes  Lajos.    Budapest.    Lampcl  1901.   (122)  8°.  40  f. 
Munkasfiiz.  5/t>.    Bilder  aus  der  Zukunft  der  Sozialdemokratie.  Um- 
arbeitung. —  S.vrkadi.  1.,  A  betegscgelyezes  reformja.    Budapest.  Valter 
1901.    (24)  8«.    Reform  der  Krankenversicherung.        Schitlpk.  Gy.,  A 
munka*lakasokr6l.  Pozsony.  Heckenast  1901.  (63)  8«.  1  K.  Über  Arbeiter- 
wohnungen. —  Derselbe,  Die  Sozialreformbewegung  in  Ungarn.  Press- 
burg.   Ilockenasts  Nuchf.   1901.    (91)  8°.    1.20.  —   Derselbe,  Tor- 
venyjavuslatok  a  szocialis  reformok  teren.    2  k.    Pozsony.  Heckenast 
1901.    (41)  8°.    1   K.     Gesetzentwürfe  auf  dem   Gebiete  der  Sozial- 
reform. —  Sir,  N.,  Az  anarchia  v£ge.    Budapest.    Dobrowski  &  Franke 
1900.    (47)  8°.    1  K.    Ende  der  Anarchie.  —  Somouyi.  Manö.  Social- 
politikai  tanulmanyok.    Budapest.   Kilian,  Fr.,  ut.  1900.    (319)  8».  5  K. 
Sozialpolitische  Studien.  —  SZALAY,  M.,  A  szege'nyügy.    Adatok  es  tervek 
Budapest  szegenytigyenek  vegleges  rendezesehez.    Budapest.    Sinjrer  & 
Wolfner  1901.   (XII,  90)  8».    3  K.    Das  Armen wesen.    Tatsachen  und 
Entwürfe  zur  endgültigen  Ordnung   des  Armenwesens  Budapests.  — 
Szaxa,  S.,  A  letininimum  biztositasa  szövetkezeti  üton.    KS  ö.  Schutz 
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des  Existenz-Minimume  auf  genossenschaftlicher  Basis.  —  SzÄNT<>.  31..  Az 
Allam  es  a  tArsndalom  szerepe  a  iuunkAsvedolein  teren.  US  4.  Aufgabe 
des  .Staates  und  diT  Gesellschaft  auf  dem  Gebiete  den  Arbeiterschntze*.  — 
Derselbe,  MezögazdasAgi  munkAftvfrlö-törv^nyhozAsunk  kezdetei.  KS  1. 
Anfänge  unserer  landwirtschaftlichen  Arbeiterschutzgesetzgebung.  -■ 
Derselbe,  Unfall-  und  Invaliditats-Vereicherung  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  in  Untrara.  ZS  1.  —  SZTERENTi,  J.,  Protection  legale  deg 
travailleurs  en  Hongrie.  Budapest.  Soc.  auon.  d'impr.  de  Pest  1900. 
(114)  8°.  Gesetzlicher  Schutz  der  Arbeiter  in  Ungarn.  —  Tellek.  M., 
Vagyontalanok  jogvedelme.  HS  12.  Rechtsschutz  der  Vermögenslosen.  — 
Teszärsz,  K.,  A  muvelodes  umukAja.  VisszapillautAa  a  ..Ma^yarorszAgi 
vasöntök  szakegyletenek*1  (•»  a  „Budapesti  erezöntük.  munkAsok  es  seged- 
munkasaik  szakcgyleteneku  10  eves  mukiid&iere.  Kulturarbeit.  Rückblick 
Uber  die  10jährige  Wirksamkeit  des  „Gewcrkvereines  der  Eisengie&ser 
Ungarns-.  Budapest.  Wellesz  &  K.  ny.  1901.  (35)  8«.  -  Vaunay,  A., 
A  Tbzamellekrol.  TanulmAny  az  alföldi  munkAskerdesröl.  Budapest. 
RAkosi,  J.  1900.  (159)  8°.  Von  der  Theissgegend.  Studie  über  die  Arbeiter- 
frage des  Alföld.  —  Väzsonti,  Jej<ö.,  Vcdelniet  a  balesetek  illen.  Magyar 
munka-egeszsegttgyi  müzeum  alapitAsa.  Budapest.  Polytechnika!  Szcrate 
1900.  (31)  8°.  1  K.  Schutz  gegen  Unfälle.  Gründung  eine»  arbeits- 
hygienischen Museums.  —  Vkruh,  A  szocziAlia  kerdes  hajdan  es  most. 
Budapest  Szt.  Geliert  ny.  hiz.  1900.  (287)  8°.  4  k..r.  Die  soziale  Frage 
einst  und  jetzt.  -  Derselbe,  A  Bzoczialis  kerdes  hajdan  es  nioBt.  2.  k.: 
A  keresztfny  tAiBadalom  programmja.  Budapest.  Szt.  Geliert  ny.  1900. 
(317)  8«.  4.  K.  Die  soziale  Frage  einst  und  jetzt.  2.  Bd.:  Da»  Programm 
der  christlichen  Gesellschaft.  —  Derselbe,  A  szoczialis  kerdes  hajdan 
es  most.  3:  A  küloufele  vallAsok  beMyAsa  a  tArsadalomra.  Budapest. 
Szt.  Geliert  ny.  biz.  1900.  (292)  8°.  4  K.  Die  soziale  Frage  einst  und 
jetzt.  3.  Bd.:  Der  Kintluss  der  verschiedeneu  Religionen  auf  die  Ge- 
stillschaft. —  Weis»,  M.,  Wlemeny  a  betcgsogelyzöpenztArak  reformja 
ttgyehen.  KoluzsvAr.  GainAn  ny.  1001.  (10)  4°.  Gutachten  über  die 
Reform  der  Krankenkassen.  —  Zrj.v.KT,  Z.,  A  s*'«enyQgy.  HS  1.  Das 
Armenwesen.  —  Budapesti,  a,  (ipari)  niunkaközvetitö  intezt-t  1.  tvi  jelenteso 
eletbeleptetesetol  1900.  deez.  vegeig.  Budapest.  Az  int.  kiadv.  1901. 
(47)  4°.  Bericht  des  (gewerhl.)  Arbeitsvermittlun^amtes  im  Jahre  1900.  — 
Hofjyan  szenezzük  az  uj  nninkasotthont?  Budapest.  Singer  &  Wolfuer 
1900.  (29)  8°.  1  kor.  Zur  Organisation  des  neuen  Arbeiterheiins.  - 
Ipartestületi  scg^lyp^uztArak,  az,  »erelmei.  Ma^-y.  Ipar  25.  Beschwerden 
der  HilfBkassen  der  Gewerlwvereine.  —  Magyar,  a.  kor.  orszAgainak  gyAr- 
ipari  balcsetei  az  1900.  evben.  Kiadja  Hegedüs  S.  keresk.  miniszter. 
Budapest  Franklin-tArt.  ny.  1901.  (VIII,  439)  8°.  Die  Unfälle  der  Fabriks- 
induBtrie  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  im  Jahree  1900.  Heraus- 
gegeben vom  Handelsminister.  —  Masryar  kir.  iparfelOgyelök.  a.  szol- 
srAlatAra  von.  utasitAs.  Hivat.  kiad.  Budapest.  Toldi  1901.  8°.  1  K.  70. 
Vorschrift  über  den  Dienst  der  kötiiirl .  Gewerbe-Inspektoren.  —  Magyar 
kir.  iparfelügyelök,  a,  tevekenysege  1899.  es  1900.  evekben.  Kiadja  a 
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kercskcdelemUgyi  ui  kir.  mini.sztcr.  Budapest.  FranklintArs.  uy.  1901. 
(Vlll,  480)  8°.  Tätigkeit  der  köniirl.  ungar.  Gewerbe-Inspektoren  in  den 
Jahren  1899  und  19(X).  Herausgegeben  vom  kSuigl.  ungar.  Handcla- 
lniuistor.  —  MczugazdasAgi  munkaberek  Magyarorezagon  1898-ban.  Kiadja 
a  földmivetfsügyi  m.  k.  roiniszter.  Budapest.  Pallas  rt.  ny.  1900.  (204)  8°. 
Landwirtschaftliche  Arl>eitslökne  Ungarns  im  Jahre  1898.  —  N£pszava 
naptara,  a,  az  1902.  evre.  A  magyar  umukäenep  szamara  kiadja  a  Nepszava 
könyvkereskedese.  Budapest.  Krauiuier  L.  ny.  1901.  (122)  8".  fiO  f. 
Kalender  der  Yolksstiuiuie  für  da»  Jahr  1902.  Für  das  ungar.  Arbeiter- 
T<ilk  herausgegeben  vi>n  der  Buchhandlung  der  Volksstimine.  —  Szoczial- 
politikni  törvenyczikkek  gylljteinenye.  Jegyzotekkel,  magyarazatokkal  es 
vegrehajtasi  rcndeletekkel.  Budapest.  Rat  19(11.  8°.  5  K.  Sammlung 
sozialpolitischer  Gesetze. 

VI.  Land-  und  Forstwirtschaft.  Bergbau. 

Apkoth,  Janos,  A  föld  mint  tarsadalompolitikai  es  nemzeti  kerdes.  — 
Nagyhirtok.  —  Majoratua.  —  Latifundium.  ParczellAzäs.  -  Telepite». 
Budapest.  Athenaeum  1900.  (32)  8U.  0,60  k.  Der  Boden  als  sozial- 
politische und  natiouale  Frage.  —  Großgrundbesitz.  —  Majorat.  -  -  Lati- 
fundien. Parzellierung.  -  Kolonisation.  —  BAKY,  G.,  Az  lirber.  Elrae- 
leti  es  gyakorlati  kezikönyv.  2.  böv.  kiad.  Szabadka.  Wilheim  S.  1900. 
(556)  8°.  f>  kur.  Das  l'rbarium.  Theoretisches  und  praktisches  Hand- 
buch. —  Balä?,  Arpai»,  Magyarorszag  uiezögazdasagi  szakoktatasi  intez- 
luenyei  1896.  Kiadja  a  füldmivolesügyi  m.  k.  minister.  Budapest,  ifj. 
Nagel  O.  biz,  1900.  (243,  16.  terk.)  8°.  1  kor.  Ungarn»  landwirtwhalt- 
liche  Fachuntorrichtwinstalten.  —  Balkay,  B.  £a  Szkökk,  J„  Magyar  ba- 
nyajog.  A  teljes  joganyag.  Budapest.  „Apollo*  rt.  1SJ01.  (384)  8«.  Kötvr 
6  K.  Ungarisches  Bergrecht.  Das  ganze  Rechtsniaterial.  —  Barops,  Ka- 
HOLV.  A  sziMümüveles  politikaja.  Budapest.  Stephaneum  nyom.  1900.  (88) 
4".  1  k.  Politik  des  Weinbaues.  —  Baross,  Jänos,  Idegenek  birtokszer- 
zese.  Budapest.  „Pütria*  190«.).  (84)8°.  3  k.  Besitzerwerb  der  Fremden. — 
Bkknat,  J.,  Römai  latifundiuinok.  MGS  2—3.  Komische  Latifundien.  — 
BouuASFFY,  Ö.,  TalajjaviU.  viziinunkiilatok  az  Alfoldön.  BS  9.  Boden- 
verbesscrungs-  und  Wasserarbeiten  im  Alföld.  —  Csizmadia,  S..  A  föld. 
Kiadja  A  földmivelök  orszagos  9-e*  bizortsäga.  Budapest.  „Nepszava"  1901. 
(15»  8°.  10  f.  —  Mezögazd.  mnuk.  kiinyvt.  2.  Der  Boden.  —  Dornkk. 
B.,  A  sertes  Magyarorszaghan.  Budapest.  Franklin  tars.  1901.  (Vlll. 
372)  8n.  5  K.  Das  Borstenvieh  in  Ungarn.  —  Farkass.  R.  K.,  Agrariu* 
reformkiserletek  Magyarorezagon  es  Auszlriaban.  MUS  4.  Agrarreform- 
versuche  in  Ungarn  und  Österreich.  -••  Fkllner,  F..  A  järadek-birtokok 
rendszere  es  alkalinazasa  Magyarorszägou.  Elöszöval  ellatta  Hieronynii 
K.  Budapest.  Franklin-tars.  1900.  (Vlll,  203)  8°.  4  kor.  Das  System 
der  Rentengfiter  und  seine  Anwendung  in  Ungarn.  —  Ualluxs,  Värmcgyei 
gondnoksag  alatti  parcolläzAs.  Temesvar.  Parzellierung  uuter  Koinitats- 
aul.-itung.  —  Gorove,  L.,  A  kuzepbirtokrtssägivl.  BS  I.   Über  die  mittlere 
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Grundbcsitzerklasse.  —  IlOi.l-o,  J.,  A  baromfitenyeaztes  es  a  kereskedelem 
(Jelentes).  Kiskünfelegyhaza.  Vesszösi  J.  ny.  1901.  (65)  8°.  Geflügel- 
zucht und  -Handel  (Bericht).  —  Hkeblay,  E..  A  barooiritermekek  ertekesi- 
Utfo  szövctkezeti  utou.  Budapest.  Nagel  biz.  lüül.  (VII.  läl)  8°.  2  K. 
Die  genossenschaftliche  Verwertung  der  Geflügclzuchtprodukte.  —  Jakcsu. 
B.,  A  romaniai  parasztsäg  helyzete.  MGS  4-5.  Lage  der  rumänischen 
Bauernschaft.  —  Karoly,  K  ,  Francziaorszäg  mezo^azdasagi  viszonyai. 
Budapest,  Pallas  rt.  ny.  1SMJ1.  (VIII.  231)  8».  5  kor.  Die  landwirtschaft- 
lichen Verhältnisse  Frankreich».  —  Kositahy,  T.,  A  inagyar  buza  ös  a 
inagyar  liszt  eikertartaluia.  Budapest.  Pallas  ny.  11)00.  (44)  4°.  —  K.  1.  a. 
„Kinvrletu.  ktizl."  3.  k.-£höl.  Kleburgehalt  des  ungarischen  Weizens  und 
Mehle«.  —  KovÄCi«,  J.,  Über  Asphalt,  sein  Vorkommen,  seine  Verwendung 
und  einschlairik'''  Untcrsuchunifen.  Aus  dem  Ungarischen.  Budapest.  Kilian 
19<)1 .  (30)  8°.  1  M.  —  Kvaühav,  J-,  A  Düna-  es  TiszavSljryi  armentesit« 
tärsulatokra  von.  atatUtikai  adatok.  Budapest.  „Patria^  1900.  (XXII. 
138)  8°.  -  A  m.  k.  földnriv.  min.  kiadv.  1900.  5.  Statistische  Daten  der 
EntwiLsgeninusgesellschaften  des  Donau-  und  Theisstales.  -  Lkitokk,  Iure, 
Küzgazda8äj:i  tanulmänyok.  Debrecen.  Väros  nyomduja  1900.  4".  Volks- 
wirtschaftliche Studien.  —  Likukkmann.  L.,  Magyar  k.  vegykiserleti  allo- 
mi'isok.  Budapest.  Pallas  ny.  1900.  (7)  4°.  —  K.  1.  a  „Mezi'igazd.  kiser- 
IctU.  intöziii.  Magyarorszagon''  ez.  inübrd.  K.  u.  chemische  Versuchs- 
stationen. —  Mau.ekovits,  S..  Die  Landwirtschaft  Ungarns.  Leipzig. 
Duricker  &  Humblot  1900.  (VII.  412)  8U.  —  S.A.  aus:  Matlkkovith.  Das 
Königreich  Ungam.  —  Milhopikr,  Säsdok,  Az  elemi  esapasok  kOIGnböz« 
nemeiaek  megoszliisa  hazänk  niezögazdasagaban.  Kassa.  Vitez  A.  1900. 
(125)  8°.  0.40  k.  Verteilung  der  verschiedenen  Elementarscbäden  iu  unserer 
Landwirtschaft.  -  Derselbe.  Szarvasmarha  tenyesztesüukröl.  Kassa.  Vitez 
A.  19lt0.  (14)  8*>.  0,40  k.  Über  unsere  Rindviehzucht.  —  Nemo,  A  tele- 
piles  kerdesehez.  Budapest.  Singer  &  Wolfner  1901.  (77)  8°.  1  K.  Zur 
Frage  der  Kolonisation.  —  Ortvay.  T.,  A  vadaszat  haszna  es  jövedolmc- 
zosego  kill.  tek.  Pozsonyinegycre.  MGT  7.  Nutzen  und  Einträglichkeit 
der  Jaird  mit  besonderer  Rtlcksieht  auf  den  Komitat  Pozsony.  -■•  Pari«. 
FRlciYKM.  A  nemetorszägi  mezögazdasägi  szövetkezetek.  Budapest.  Eggcn- 
berger  1900.  (IHM  8°.  1,20  kor.  Die  landwirtachaftlichen  Genossenschaften 
Deutschlands.  -  Rozsa,  K.,  A  Szatmar-varosi  erdöirtvanyok  betelepitese. 
Szatmär.  Wciuberger  ny.  1900.  (20)  8U.  Kolonisation  der  Rodungen  der 
Stadt  Szatmär.  —  Steinkr,  G..  Reformeszmek  vizszabiilyoziisi  rendazerftnk 
es  jojnink  köreböl.  A  vizszabalyozas  es  önüizes  allamositasa.  Budapest. 
Lampel  bizom.  1900.  (88)8".  2  K.  Reformideen  bezüglich  unserer  Wasscr- 
reirulierun^unddesWasserrechtes.  Die  Verstaatlichuns.'derWasaerre<.'ulierung 
und  Begiessuug.  —  Szeoey,  J-,  A  kolozs-monostori  m  k.  gazdasagi  taniu- 
tezet  ismertelese-lnstitut  R.  agronomique  de  Kolozs-Monostor.  Apercu  his- 
torique.  Kolozsvar.  Ajtai  ny.  1900.  («ß>  8«.  Beschreibung  der  landwirt- 
schaftlichen Lehranstalt  zu  Kolozs-Monostor.  —  Va.ida.  E.,  Csotl  elött. 
Budapest.  Markus  ny  1901.  (27)8".  (iO  f.  Vor  dem  Bankrott,  —  Vkoücy. 
L..  Visszapillantäs  agrartiirvenyhozasunkra  az  1900.  evbeu.  MGS  2.  Rllck- 


Digitized  by  Google 


1770 


Gesetzgebung  uud  Literatur. 


blick  auf  unsere  Agrargesetzgebung  im  Jahre  1900.  —  Wiekxr,  Mo»zk6. 
Az  ujlaki  uradalom  Uzleti  berendezese.  Budapest.  0.  M  G.  E.  kiad&sa 
1900.  (104)8°.  55  kr.  Geschäftliche  Einrichtung  der  Herrschaft  Uj  lak.  — 
Derselbe,  A  magyar  paraeztosztÄly  emelese.  Budapest.  Eggenberger  1901. 
(77)  8°.  1  K.  HO.  —  K.  1.  a  „Huszadik  SzAzad"-bol.  Hebung  der  ungarischen 
Bauernschaft.  —  Zörad,  I.,  Telepites.  A  politikai  es  gazdasägi  telepit£s, 
a  telepitcsi  bank,  a  közepbirtok  rendezese  es  a  tanyAB  gazdasag.  Tervväzlat. 
Budapest.  Eggenberger  1900.  (25)  8W.  1  K.  Kolonisation.  Politische 
uud  wirtschaftliche  Kolonisation,  die  Kolon  isationsbauk.  die  Ordnung  des 
mittleren  Grundbesitze*  und  Farm  Wirtschaft.  —  Adatok  a  csemegeszölü 
ertekesiteeie  kerdeae  (ArgyAban  tartaudo  ertekezlct  hasznalatara.  Budapest. 
Pallas  ny.  1900.  (26)  4Ü.  —  A  m.  k.  foldmiv.  min.  kiadv.  Materialien 
für  die  Konferenz  zur  Verwertung  unserer  Delikateesentrauben.  —  Adress- 
buch der  Grossgrnndbesitzer  im  Kgr.  Kroaticn-Slavonien.  Herausgegeben 
von  E.  Jahnz.  2.  Aufl.  Agram.  Hartmann  in  Komm.  1901.  (21)4°.  4  K. — 
Agrarmozgalom,  az.  amerikai  szempontb6l.  MGS  10.  Die  Agrarbewegung 
vom  amerikanischen  Gesichtspunkt.  —  Allami  lotenyeszetünk  es  a  gödöllöi 
m.  k.  koronauradalom.  Közli  a  földmivelesftgyi  iu.  k.  minister.  Budapest, 
ifj.  Nagel  O  biz.  1900.  (191)  8».  1  kor.  Unsere  staatliche  Pferdezucht 
und  die  Gödöllöer  Kronherrschaft.  —  Ällategcszsegflgyi  evkönyv.  13.  evf. 
1899.  szerk.  Hutyra  F.  Budapest.  Franklin-tArs.  ny.  1900.  1  k.  8°. 
(Fold.  min.  kiad.  1900.  9.  »z.)  Veteriniirjahrbiich  13.  Jahrg.  —  GazdasAgi 
OL-yestllctek.  a,  orszAgo*  szfivetsegenek  1899/1900.  evi  evköuyve.  Szerk. 
Kubinek  Gy.  1  k.  Budapest.  Patria  1900.  (168)  8°.  1  K.  Jahrbuch 
des  Landesverbandes»  der  laudwirtschaftlichen  Vereine  1899/1900.  —  Jahn-*- 
bericht  über  das  Veterinärwesen  iu  Uugaru.  Bearbeitet  von  F  HtTYRA. 
Jahrg.  IL  1899.  Budapest.  Nagel  jr.  1901.  (III.  180)  8°.  2  K.  Puhl 
d.  ung.  Ackerbaumin.  10.  —  Jelcntes  a  m.  k.  gyapjuminösitö  intezet  189*» 
—  1900.  evi  muködescröl.  Irta  Kodiezky  Jenö.  Budapest.  Pallas  19(10. 
(99)  8°.  —  A  ni.  k.  foldmiv.  min.  kiadv.  1900.  15.  Bericht  über  die 
Wirksamkeit  des  k.  u.  Wolleuntersuchungsamtes  1899—1900.  —  Jeleut^s 
MagyarorszAg  selyemtenyesztesc  es  selyeuiiparänak  AllapotAröl  az  1900.  evben. 
Szegzurd.  Bater  J.  ny.  1900.  (23)  4°.  —  A  magyar  földm.  min.  orsz. 
selyemteuy.  felttgy.  Bericht  (Iber  die  Seidenzucht  und  -Industrie  Ungarns 
im  Jahre  1900.  —  Köztelek  zsebnaptar.  Szcik.  Kubinek  Gy.  es  Szitassy 
Z.  7.  evf.  Budapest.  Lampe I  1900.  (HVO)  16°.  Kötvc  3.50  K.  Taschen- 
kalender des  Köztelek.  —  Magyarok  a  parisi  agrärkongressuson.  MGS  4. 
Ungarn  auf  dem  Pariser  Agrarkongresae.  —  Magyar,  a.  szent  korona  or- 
szägai  balneologiai  egyesttletenek  evkönyvc,  1900.  ÖsszeAllitotta  Low  Samuel. 
Budapest.  HoniyAnszky  ny.  1900.  (226)  8".  Jahrbuch  des  balneologi scheu 
Vereins  l'ngarns.  —  MagyarorszAg  földinivelesügye  az  1899.  evben.  Budapest. 
Atbenaeum  ny.  1900.  (445)  4°.  —  K.  I.  „A  m.  k.  korniAuy  1899.  evi 
mükodöseröl  .  .  cz.  müböl.  —  A  m.  k.  földm.  miu.  kiadv.  1900.  17. 
Ungarns  Landwirtschaft  im  Jahre  1899.  —  Magyar  Gazdaszövetseg.  a,  5. 
evi  közgyfllese.  3IGS  12.  Fünfte  Jahresversammlung  der  ungarischen 
Landwirtschaftsföderation.  —  Magyar,  a.  k.  gnzdasAgi  tanintezetekben  eloa- 
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dott  tantargyak  csoportositasa,  fnglalatja  £b  terjedelme.  Budapest  Pallas 
ny.  1900.  (136)  8".  —  A  m.  k.  földm.  min.  kiadv.  1300.  13.  Die  an  dem 
k.  n.  landwirtschaftlichen  Lehranstalten  vorgetragenen  Lehrgcgenstände 
(Gruppierung,  Inhalt,  Ausmass). —  Magyar  agrarpart!  ValasztAsi  prognuniu 
(Javaslat).  Budapest.  Nagel  biz.  1901.  (12)  8°.  30  f.  Ungarische  Agrar- 
Partei,  Wahlprogramm.  —  Mezögazdasagi  /rdekMpviselet.  MÜS  3.  Land- 
wirtschaftliche Interessenvertretung.  —  Mezögazdasagi  kUerletUgyi  intez- 
mfnyek  Magyarorszagou.  Kbzrebocsatja  a  földmivelesflgyi  niiuisterium 
mezögazdasagi  kiaerletügyi  központi  bizottaiiga.  Budapest  Pallas  ny.  1900. 
(«1)  8°.  —  A  m.  k.  földmiv.  min.  kiadr.  1900.  8.  Landwirtschaft  liehe 
Versuchsstationen  Ungarns.  —  OrszAgns  Magyar  Gazdasagi  Egyesület,  az, 
1899, 1900.  evi  evkönyve.  Szerk.  az  egyesület  tisztikara.  9.  k.  Budapest. 
Patria  rt.  ny.  1900.  (331)  8°.  2  K.  Jahrbuch  des  Landes-Agrikultur- 
Vereins  1899,1900.  —  Szövetkezcti  gazdasagi  fvkönyv.  Szcrk.  Szilassy 
Z.  es  Buday  B.  1.  fvf.  1901.  Budapest.  Patria  1901.  (160)  8°.  1  K. 
Genossenschaftliches  und  landwirtschaftliches  Jahrbuch.  —  Szövetkczeti  es 
gazdasagi  eTkünyv  19(>2-re.  Szerk.  Szilassy  Z.  es  Buday  B.  2.  evf.  Budapest. 
Patrin  1901.  (160)  8».  1  K.  Genossenschaft*-  und  wirtschaftliches  Jahr- 
buch für  das  Jahr  1902.  Redigiert  von  Z.  .Szilahsy  und  B.  Buuat.  2.  Jahr- 
gang. —  Vilag  guboiiatermf-se.  az  1901.  £vi.  Kiadja  a  m.  k.  földinivele- 
sügyi  miniszter.  Budapest.  Pallas  rt.  uy.  1901.  (57)  4U.  —  A  m.  kir. 
földm.  min.  kiadv.  1901.  15.  Die  Getreideproduktiou  der  Welt  im  Jahre 
1901.    Herausgegeben  Tom  kfinigl.  Ungar.  Ackerbaumiuister. 

VII.  Gewerbe  und  Industrie. 

Blkay,  L.,  Az  ipartestülitekrül.  KS  3.  Uber  Gewerbe-Korpora- 
tionen -  GkrsTER,  M.,  A  kczmüvesseg  jövö  alakulasa,  a  kisipar  jövöje. 
ElÖBZOval  ellatta  Sztcrenyi  J.  SzEOKl),  Kiadja  a  m.  keresk.  £s  iparkam. 
szakirml.  alapja  1901.  (Vlll,  194)  8°.  2  K.  Die  zukünftige  Entwicklung 
de«  Handwerkerwesens  und  die  Zukunft  der  kleinen  Industrie.  —  Vorwort 
von  J.  SztkrCkyi.  —  GyöRöY,  Ai.apar,  Magyarorszäg  vid/ki  varosai  ipari 
szempontböl.  —  Kki.kmkn.  Gkza,  Közgazdasägi  kepek  Nyugat  Euröpnbol. 
Budapest.  Lampel  1900.  (53.  n<»)  8°.  2,40  kor.  lTngarna  Provinzstädte 
vom  Standpunkte  der  Industrie.  -  Derselbe.  A  kiaiparos  puaztulasa. 
Budapest.  Lampel  1901.  i47)  8«.  60  f.  Iparosok  olv.  tare.  7.  Der  Verfall 
des  Kleingewerbes.  —  Hokyath,  J.,  Iparosok  szövetkezzetek!  Ipari 
Hziivetkozeteiuk  rendszere.  Budapest.  Nagel  1901.  (216)  8Ü.  3  K. 
Industrielle  vereinigt  Euch!  System  unserer  industriellen  Genossen- 
schaften. —  Derselbe,  Uj  ipari  szöTctkezHeiuk  rendszere.  KS  4.  Daa 
System  unserer  neuen  Gewerbegenossenschaften.  —  Keki'KI.y,  A.,  Vas-  £s 
acz£l  az  1900.  pärisi  vilngkiallitäson.  Kiadja  az  orsz.  m.  banyäszati  es 
kohaszati  egyesület.  Selmeczbänya.  Joergcs  1901.  (170)  8°.  4  K  50  f . 
Eisen  und  Stahl  auf  der  Pariser  Weltausstellung  1900.  —  Kunfalvi,  N., 
Az  elsö  epitö-ipari  orsz.  kongresazus  tört^nete.  Budapest.  Dobrowsky  &  F. 
1901.    (89,  236)  8°.    3  K.    Geschichte  des  ersten  Landeskongrrssca  des 
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Baugewerbes.  —  Lord  Al.BKRT.  Az  epittai  vAlsAg  haszna.  VArosrendezeVi 
tanulumny.  Budapest,  Grill  KAroly  1900.  (37  )  8».  0.50  k.  Nutzen  der 
Bau-Kriais.  Untersuchung  zu  Städteordnnng.  —  Maykr,  8.,  id.  Mily  titon 
lehetne  az  orszäg  ipanit  hathatösan  fejleszteni?  Budapest.  Markus.  J  . 
ny  1900.  (12)  8°.  Wie  könnte  die  Industrie  des  Landes  intensiv  ent- 
wickelt werden?  --  Kath,  Z.,  Emlckirat  a  kartcllekröl.  Budapest. 
Fätria  ny.  1900.  (282)8°.  2  kor.  Denkschrift  über  Kartelle.  —  Kui>an.  A  . 
lpari  közigazgatAs.  Az  1884,  XVII.  t.-cz..  tovAbbA  az  arra  vonatkozo 
rendelotek,  utasitAsok  6»  elvi  hatärozatok  reudszeres  gyüjtemfnye.  Budapest. 
Graz.  Közs.  Küzp.  ny.  rt.  1901.  (XVI.  24»)  8».  2  K  40.  Közigazg 
kimyvtar.  (iewerbliche  Verwaltung.  .Systematische  Sammlung  des  Gesetz- 
artikels  XVII,  1884.  sowie  der  hierauf  bezüglichen  Erlasse,  Verordnungen 
und  prinzipiellen  Entscheidungen.  —  .Stkaiw..  A  ,  BulgAria  ipara.  Buda- 
pest. Latupel  1901.  (111)8°.  1  K  20  f.  Iparosok  olvasötara  VII,  1-2. 
Industrie  Bulgariens.  —  St'<>AK,  J..  A  kisipar  sorsa.  Budapest.  .Singer  &  \V. 
1901.  (IV.  150)  8".  2  K  40  HU.  Das  l«os  des  Kleingewerbes. 
S/.tkk»:mi,  JözskK.  I/enseignemcnt  iudustriel  et  professionel  de  la  Hongri.-. 
Budapest.  Sic.  anon.  d'impr.  1900.  (»51)  4U.  Der  gewerbliche  Fach- 
unterricht Ungarns.  Fabrikindustrie,  die,  de»  Königreichs  Ungarn. 
Herausgegebeu  vom  kCnigl.  ungarischen  HandelBminiBter.  Budapest.  Druck 
der  Franklin-Ver  1901.  (VIII.  211)  8».  —  Modern  iparpolitika.  a.  bajai. 
(Ih.)  MGS  11.  Die  Nachteile  der  modernen  Industriepolitik.  —  Szekely- 
földi  ipar,  u,  fejlesztAse  flgyeben  javaslatai  a  iuarosväsArhelyi  keresk.  es 
iparkainaränak,  1901.  Irta  Sz.  Szakacs,  Feter.  M.-Väsärhely.  Adi  ny. 
1901.  (81)  8».  Vorschläge  der  Handels  Gcwerbekatnmer  MamsvAaArhely 
zur  Hebuiiir  der  Industrie  im  Sz^klerlande. 

VIII.  Innen-  und  Ausseuhandel.   Zollwesen.  Verkehr. 

Abonyi.  Hkskik,  Tanulmäny  es  torvenytervezet  a  niegengedett 
galMinael»veteln'i|  i-a  a  tilos  gabonanzsoriiröl.  Budapest.  Politzer  Zs. 
lia  19*10.  (.H2)  8°.  1  kor.  .Studie  und  Gesetzentwurf  über  den  erlaubten 
Getreideverkauf  und  den  verbotenen  Getreidewueber.  —  Ä«o»tox.  F.. 
A  szövetkezetek.  (A  kercakedelmi  törveny  <■*  az  18t»8.  XXIII.  t.-ez.  rend- 
szeres  feldolgozAsa.)  Esztergom.  BuzArovits  1900.  (217.  XII)  8°.  »  kor. 
Die  Genossenschaften.  (Syetcmat.  Bearbeitung  des  Handelsgesetzes  und 
des  G.-A.  XXIII,  1898.)  —  Baj.au,  Aknold.  A  icszletügyletekml  tek.  az 
igazsagilgyminiszteri  törvenytervezetre.  K.  I.  a  Jogt.  Közl.-böl.  Budapest 
Franklin-tnrs.  nyom.  1900.  (öS)  8".  Über  Ratengeschäfte  mit  Bezug  auf 
den  justizuiinisteriellen  Gesetzentwurf.  —  Bakdos»sy,  J..  Az  Allutok.  Allati 
nyerstennenyek  stb.  tArgyak  Ausztria  es  Matryarorezag  közti  kölcsünu- 
forgnltniinak  szabalvozäsa  tnrgyäban  kiadott  min.  rendeletek  magyaraxata. 
Budapest,  Pallas  rt.  ny.  1900.  <12ß)  8».  (A  földmiv.  min.  kiadv.) 
Kommentar  zu  den  Ministerialerlässen  in  Angelegenheit  des  Tier-.  Tier- 
ndiprodukt-  ete.  Verkehrs  zwischen  Österreich  und  l'nwirn.  —  Bacm- 
ovktks,   N,  Nemzetközi   vasuti  fuvarozAsi  jog.     Budapest,     Singer  es 
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Wolfner  1900.  (3*>3)  8°.  8  kor.  Internationales  Eisenbahufrachtrecht.  — 
•  satay.  Oy..  A  vasuti  üzemkczeles  megbirtlasa.  Budapest.  Grill  biz.  1901. 
(32)  S".  50  f.  Kritik  der  EUenbahn-Betriebahandhabung.  —  l 'zettler.  J., 
A  n£met  agrarkrizia  6s  a  gabonavnm.  MUS  ö.  Die  deutsche  Agrarkrise 
und  der  üetreidezoll.  —  Derselbe,  A  neinet  agrarkrizis  es  a  Sabona va in. 
MGS  <i.  Die  deutsche  Agrarkrise  und  der  Getreidezoll.  —  Dkittsch.  L.. 
Jcleutej«  1900  nyarnn  Eiryiptotnban  tett  tanuluianyiitamrol.  Györ.  Pannonia 
ny.  1900.  (29)  8n.  Bericht  über  ineine  Studienreise  in  Egypten  im 
Jahre  1900.  —  EnykIjY,  L.,  Az  altalanos  vamtarifa  fs  a  kiegyezes.  Jogal- 
lam,  1.  Der  allgemeine  Zolltarif  und  dir  Auegleich.  -  Fekkte,  1.,  Az 
..rlesi  forgalom  kerdesehez.  Budapest.  PiWria  rt,  1900.  (28  )  4.  Zur 
Frage  des  Mahlverkehrs.  -  Derselbe,  Az  örlesi  forgalom.  Budapest. 
I'esti  könyvny.  rt.  1900.  (24)  8".  Der  Mahlverkehr.  —  Felesyhazy, 
Auost  es  Lknkvay.  Sandok,  Töz*dei  ertekpapirok.  A  budapesti  tözsden 
jesjyzett  ertekpapirok  ismertet^se  es  iiiagyarazatu.  2.  k.  Budapest,  Grill, 
K..  1900.  (121)  8°.  5  frt,  Börsen-Wertpapiere.  Besteh reibnng  und 
Erklärung  der  an  der  Budapester  Börse  notierten  Wertpapiere.  —  Gaal,  J., 
A  kfllön  vamterölet  felallitasa  es  hasziiossaganak  felteteleiröl.  KS  1. 
l'her  Errichtung  de*  selbständigen  Zollgebietes  und  den  Bedingungen 
seiner  Nützlichkeit.  —  Gcttmanm.  M.,  Fogyasztasi  szöTetkezetek.  A  mis- 
kolczi  3.  orsz.  kereskedelrai  kongresszus  ele  terjesztett  hatarozati  juvaslat. 
Budapest.  Kosmos  ny.  1900.  (40)  8".  Konsumgenossenschaften.  - 
Hkller.  F.  H.,  N einet orszag  kereskodolmi  politikaja  a  19.  szazadban.  K.  1. 
Budapest.  Pestikonvf  ny.  rt.  1900.  (20)  8».  Die  Handelspolitik  Deutsch- 
lands im  XIX.  Jahrhundert.  —  Hikkonymi,  K..  A  csatornakerdes.  KS  8. 
Die  Kanalfrage.  —  Derselbe,  A  csatornakerdes.  Budapest.  Kilian  ut. 
biz.  1901.  (31)  8".  1  k.  K.  I.  a  KS-bol.  Die  Kunalfrage  (Separat- 
Abdruck).  —  Derselbe.  Az  osztrnk  csatornatervck  es  fcladataink  vizutaink 
fejlesztfse  körnl.  Budapest.  Kilian  biz.  1901.  (22)  8°.  1  K,  K.  1.  u 
KS-lml.  KS  5.  Die  österreichischen  Kanalprojekt«  und  unsere  Aufgaben 
auf  dem  Gebiete  der  Entwickclung  unserer  Wasseretrassen.  —  Hodeoos, 
Meg  valami  az  örlesi  forgalomnM.  MGS  3.  Noch  etwas  Uber  den  Mahl- 
verkehr. —  Holkk,  S..  A  magyur  viziutak  kerdesehez.  MGS  6.  Zur 
Frage  der  ungarischen  Wasserstrassen.  —  Derselbe,  Magyar  hajözas  6s 
külkereskedelem.  Budapest.  Bpesti  Hirl.  ny.  1900.  (50)  8°.  1  k. 
(A  magy.  gazdaszöv.  kiadv.  27.)  Ungarns  Schiffahrt  und  Ansscnhaudel.  — 
Derselbe.  MagyamrezAg  es  Fszakafrika.  KS  11.  Ungarn  und  Nord- 
Afrika.  —  Derselbe,  Vizi  ut  a  tenger  feie.  MGS  10.  Wasserstrasse 
zum  Meere.  -  Kkleäkn,  Az  Adria  tarifapolitikaja.  MGS  12.  Tarifpolitik 
der  Adria.  —  Krause.  Gyula,  A  helyi  erdokü  vasutak  kerdesehez.  Buda- 
post. Fövarosi  nywnda  ny.  1900.  (40)  8°.  I  k.  Zur  Frage  der  Viziual- 
bahnen.  —  KlitsZTlMfOvicii,  E,  A  viziutukröl.  Kiizgazdasagi  tanulinäuy. 
A  torvezett  nnuryur  osztrak  csatornäk  terkepf vel  .  .  .  Budapest.  Athe- 
nneuui  1900  (XVI.  3i")0)  H°.  <i  k.  Über  die  Wasserstraßen.  Volks- 
wirtschaftliche Abhandlung.  Mit  einer  Karte  über  die  ungarischen  und 
österreichischen  projektierten  Kanüle.    -  L  vN<i.  L .  A  kereskedi  lmi  politika 


1774 


Gesetzgebung  und  Litenttur. 


kilätäsai.  KS  ß.  Aussichten  der  Handelspolitik.  —  Leitoeb,  J  ,  Közjjraz- 
dasagi  tamilumuyok.  4.  es  5.  Ausztrin  es  Szerbia  eloallat-  es  nyerster- 
uiekenyt'orjralnm  ktll.  tek.  Majryarorszagm.  Budapest.  Honiyi'mszky-ny 
1901.  (151)  4".  Volkswirtschaftliche  Studien.  4.  und  5.  Der  Lebcud- 
vieh-  und  Rohprodukt-Verkehr  Österreich«  und  Serbien«  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Ungarn.  Matlkkovits.  S.,  A  magyar  kereskedelmi  politika 
legközelebbi  feladata.  KS  9.  Nächste  Aufgaben  der  ungarischen  Handels- 
politik. —  Mcnkas,  L.,  A  tuagyar  k.  pnsta  a  17.  sz.  kozepen.  MGT  o 
Die  k.  u.  Post  in  der  Mitte  des  XVII.  Jahrhunderts.  —  Mii.hokfkr,  S., 
A  közraktarakrül.  Budapest.  Grill  11»01.  (57)  8°.  1  K.  K.  1.  a  Köztr. 
Hiradöböl.  Über  die  Lagerhäuser.  —  Derselbe,  A  papirbuza.  Kassa. 
Vitez.  A..  1»<)0.  (16)  8«.  0.20  k.  Der  Papierweizen.  -  Xaukl.  Di<- 
ungarischen  Staatsbahnen  i.  J.  1900.  Arch.  f.  Eisenbahnw.  1.  —  Nagy 
vasutak  elektronms  vontatasa.  1.  Kani>ö.  K.,  Az  elektromos  vontatäs  nai.'y 
vasutaknn  nagyteszülUiejrü  valtakozö  aramtnal.  2.  Oskruati.  J.,  Az  elekt- 
romos (+  gözlokomotiv-vontataa  összchasoiilitasa  ktll.  gazda&agi  szeurpont- 
Ix.l.  Budapest.  „Pätria"  1901.  (51)8°.  1  K.  Ganz  &  Tarsa  rt.  Elekt- 
rische Fraktion  grosser  Eisenbahnen.  1.  Die  elektrische  Fraktion  bei 
grossen  Eisenbahnen  mit  hochgespannten  Wechsel-Strömen.  2.  Vergleich 
der  elektrischen  und  der  Dampflokomotive-Fraktion  insbesondere  v<>m 
wirtschaftlichen  Standpunkte.  —  Räcskay.  GY.f  A  esatornakerdes.  Buda- 
pest. Naget  1901.  (55)  8°.  1  K.  Die  Kanalfrage.  —  Racz,  Gr..  Ktiz- 
dolem  a  vilag  kereskedelmi  uralma£rt.  3.  Na?ybritannia.  HS  12.  Kampf 
um  die  Herrschaft  de*  Welthandels.  3.  Grossbritannien.  —  Rubixek,  Gyula, 
A  jiivö  vampolitikaja  es  uj  vatntarifauk.  Az  OMGE  inegbizäsaböl. 
Budapest.  Stephaneum  nyom.  1900.  (151,  161)  n.  8°.  10.  k.  Die  Zoll- 
politik der  Zukunft  und  unser  neuer  Zolltarif.  —  Derselbe,  A  nemet 
vamtarifa.  MGS  8.  Der  deutsche  Zolltarif.  —  Schmidt.  K..  Ausztria. 
Xemetorszag,  Francziaorszag  es  Svajcz  fakereskedelmi  es  faipari  viszonyai. 
Erdesz.  Lapok  2.  Holzhandel  und  Lndustrieverhältnisse  Österreichs, 
Deutschlands,  Frankreichs  und  der  Schweiz.  —  Szerext,  A«  orszäg  es 
fovarosunk  ideffenforgalma.  Budapest,  Singer  &  Wolfner  1900.  (78)  8U. 
2  kor.  Der  Fremdenverkehr  des  Landes  und  unserer  Hauptstadt.  — 
Szokolat,  K..  Jelentese  a  kcreskedelemügyi  miniszterhez  Dosznia  es 
Hcrczegovina  kereskedelmi,  ipari,  közlekedeai  es  hitelviszonyairöl.  kfllönös 
tekintettel  a  bosnyak-mairyar  forgalomra.  Budapest.  Kilian  biz.  1901. 
(150)  8°.  2  K.  Bericht  au  den  Handelsniinister  über  Handels-,  Industrie-. 
Kommunikation«-  und  Kredit-Verhältnisse,  mit  besonderem  Rücksicht  auf 
den  bosnisch-ungarischen  Verkehr.  -  Uno  au.  M..  Az  örlesi  forsraloni 
kerdesehez.  Kassa.  K.*/.anyi  B.  ny.  PKK».  (20)  8".  40  f.  Zur  Frage 
des  Mahlverkehrs.  —  Derselbe.  A  tisztcssegtelen  vereeny  törvfnyter- 
vezetehez.  Kassa.  Vitez  A.  ny.  1900.  (8)  8°.  40  f.  Zum  Gesetz- 
entwurf über  illoyale  Konkurrenz.  —  Wikneii.  M<»wo.  Die  Prämie  im 
Weltzuckerhandel.  S.  A.  aus  d.  österr.-ungar.  Revue.  Bd.  2«.  Wieu 
1900.  —  Autonom  vamtarifa,  Az.  ügyeben  jelentese  a  uiarosvH.sarhel.vi 
kereskedelmi  es  ipnrkamarnnak  1900.    Marosväsarhely.    Grünn  V.  ny.  190u. 


Di 


Julius  Ma.m>kli,o:  Unjrart». 


1775 


(21)  8".  Bericht  der  Handel»-  und  Gewerbekamincr  Marosvasarhely  in 
Angelegenheit  de«  autonomen  Zolltarif».  •-  Bl'i>Al'KsTi,  A,  niarhavasartlri 
viUan^nztar  (Hüspenztar).  Budapest.  Hornyanszky  V.  ny.  1900.  (31)8°. 
Die  Flcischkassa  am  Budapcstcr  ltiiidvichmarkt.  —  Budapest  szekesfövaros 
vasarcsariiokainak  evkötiyv«  az  1899.  cvröl.  3.  cv.  Budapest.  Hazinyomda 
130t).  (121,  2f>  tabl)  8".  Jahrbuch  der  Markthallen  der  Haupt-  und 
Residenzstadt  Budapest  im  Jahre  1899.  —  Budapest  közlekedesüjryere 
vonatk.  okmanyok  sryüjtemenye.  Osszeiill  a  közlekedcsügyi  ügyosztaly. 
1.— 3.  k.  Budapest.  Xasrel  biz.  litf>l.  3  k.  4°.  22  K.  Sammlung  der 
auf  das  Konimunikationswescn  Budapest  bezüglichen  Dokumente.  Zusammen- 
gestellt  von  der  Verkehrssektiou.  —  Debreczeni.  a,  kerenk.  es  iparkauiara 
feltcrjeszteso  az  aut«n<»m  uj  vamtarifa  (iiryeben.  Debreczen.  HofFinann  & 
Kronowitz  ny.  1901.  (22)  8°.  Memorandum  der  Handel*-  und  Gewerbc- 
kammer  Debreczen  in  Angelegenheit  des  autonomen  Zolltarife».  —  Kcrcs- 
kedök  evk.inyve.  Szerk.  Kortnos  A.  13.  evf.  1899/1900.  Budapest,  sajat 
kiadiis  1900.  (248)  8U.  2  kor.  Jahrbuch  der  Kaufleute.  —  Magyar,  a. 
kir.  kereskedelemüiryi  minister  jelentese  1899.  evi  mnkodcserol.  Budapest. 
Athenaeum  uy.  1900.  (57)  4°.  K.  I  „A  m.  k  koramny  1809.  evi  müköde- 
s'töI  .  .  .u  cz.  lnüböl.  Bericht  über  die  Wirksamkeit  des  k.  ung.  Handels- 
miuisters  im  Jahre  18SK».  —  Magvarorazai.'  a  parisi  vilasrkiallitäsoii,  1900. 
Budapest.  Hornyünszky  1901.  (VII.  204)  4«.  40  K.  Ungarn  auf  der 
Pariser  Weltausstellung  1900.  —  Magyar  tengereszeti  evkönyv  1901. 
Kiadja  a  tiumei  m.  k.  teiiirereszeti  hatosag.  11.  evf.  Annuario  marittimo 
niurherese  per  1901.  Fiumo.  tip  Mohovich  1900.  (342,  23  tabl.)  8". 
L"ntri»ri»cli«-s  Marioc-Jahrbm-h  1901,  —  Kirautatas  a  magy.  kor.  orszagainak 
terülcten  levö  varahivataloknal  az  1900.  evben  u  behozatalban  es  a  kivi- 
telben  vamkezelt  ariikröl.  Összeall.  a  m.  k.  pcnzügyminiszteri  szani- 
vcvöaeg  jiivedeki  esoportja.  Budapest.  Allamny.  1901.  (123)8°.  Ausweis 
der  bei  den  in  den  Landern  der  ung.  Krone  in  der  Einfuhr  und  Ausfuhr 
im  Jahre  1900  von  den  Zollämtern  zollbebandelteu  Waren.  Zusammen- 
gestellt von  der  Gefallsrechnunjrsabteilung  des  könijrl.  ung.  Finanz- 
ministeriums. —  Urszrt<ros  kereskedelmi  komrreszszus,  a  Miskolczon  1900. 
evben  tartott  3 ,  jegyzökönyve.  Kiadja  a  konm'sszusi  vegrehajtö  hizottaag. 
Miskolcz.  Forster  K.  &  L.  1901.  44)  4°.  Protokoll  des  LandeaHandels- 
Konsrresses  zu  Miskolcz  1900.  -  Papirosbuza,  a.  eilen.  Szeraelvenyck  a 
beesi  tözsde-enqueten'.l.  Budapest  Stephaneum  ny.  1901.  (23|  8°.  30  f. 
A  magy.  trazdaszöv.  kiad.  3(5.  Geyen  den  Papierweizen.  Auszüge  aus 
der  Wiener  Bürsenenqueto.  —  Papirosbuza.  a,  hatäsa.  MGS  1.  Dio 
Wirkung  des  Papierweizens.  —  Vasuti  szakuaptär  az  1901.  evre.  14.  evf. 
Szerk.  Üeskay  G.  Budapest.  Franklin  tärs  1900.  (422)  8«.  4  K. 
Kisenbahnfachkalender  für  1901.  —  Viziutnkröl,  a.  (th  ).  MGS  10.  Über 
die  Wasserstraßen. 

IX.  Geld-,  Bank-,  Kredit-  und  Versicherungswesen.  Börse. 

Banti.  0..  A  valiitarotorm  az  Kszakamerikai  Egyesült  Ällanioklmn. 
KS  4.   Die  Valutareform  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika.  — 
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BaI'JKjahtkn,  X..  A  tözsdebirösag  hntäskürc  {■»  a  kitlöinbözeti  üiryletek 
perelhetösege.  Budapest.  Griil  biz.  1901.  (4h)  8°.  t  K  20.  Wirkungs- 
kreis de»  BörsenschiedHgeriehtes  und  die  Klagbarkeit  der  Differenzgeschiifte.— 
Blüm,  Bruno.  Peuzirazdanügurik  et*  a  videki  intezetek.  Budapest  Dobrowsky 
es  Franke  1900.  (29.)  8°.  1  kor.  l'nwrr  Geldwirtschaft  und  die  Provinz- 
institute.  —  En«ki..  A  .  iVnziiitczeteink  financirozasi  politikaja.  HS  4 
I>ie  Finanzicriingwpolitik  unserer  Geldinstitute.  —  Ebeb,  A..  A  fövarosi 
ponzintezetek  1900-ban.  KS  5.  I»ie  hauptstädtischen  Geldinstitute  im 
Jahre  UHR).  —  Derselbe.  A  uiezögazdanagi  hitel  reformja.  KS  7.  Reform 
den  landwirtschaftlichen  Kredit».  —  FfcLKOYHAZY,  A..  Das  Buch  der  Buda- 
pester Börse.  Sammlung  aller  bezüirl.  Vorschriften  und  Gesetze  und  der 
Börsenusancen.  2.  Tollständig  umgearbeitete  Ausgabe.  Budapest.  Grill  1901. 
(490,  IV)  8°.  6  K.  —  Gakzbr.  J  .  l'tmutatö  a  penzintezeti  felUgyelö-bizott- 
sägok  teendöire  nezvu.  3.  kiud.  Kslocsa.  Szerzö  kiad.  1901.  (32)  8". 
1  K.  Wegweiser  für  die  AufsichtsrUtc  der  Finanziiistitnte.  —  Hai.asz,  S.. 
A  che<iuerendi«zer  <•*  fejleaztfse  MairyarorszAgon.  Budapest.  Atheiiacuui 
1900.  (VIII.  2äB)  8°.  h  kor.  Das  Schecksystem  und  seine  weitere  Ent- 
wicklung in  Ungarn.  —  HaVax,  Miksa.  Az  eletbiztositAsröl.  Budapest. 
A  Bizt.  es  Közl'.  Lapok  kiadasa.  Über  Lebensversicherung.  --  Derselbe. 
A  penzintezetek  ellenörzese,  tek.  a  biztositö-tarsasägokra.  K.S  3.  Kontrolle 
der  Fiiianzititrtitute  mit  Rücksicht  auf  die  VerbicberungBgeaellschaften.  — 
Ikävyi,  B.,  Die  österreichisch-ungarischen  Privatvcrsichenings^MellsehafUri 
im  Jahre  1899.  Wien.  Selbst  verl.  15KK>.  Tab.  in  2°.  —  Derselbe.  Die 
deutschen  Privatreraicheningsircsellschafteii  im  Jahre  18<»9.  Jahrir.  <>.  Wien. 
Selbstverl.  1900.  (23)  8°.  ■  Derselbe,  Die  Geschäftsresultate  der  üster- 
reichisch-unsrariscben  Lebensversicherungsgesellschaftcn  und  der  aus- 
ländischen LebensversicheruiiL'sgesellschaften  in  Österreich-Ungarn  im  Jahre 
1899.  Jahrg.  24.  Wien.  Eisenstein  &  Tie  1900.  (24  )  8".  -  K.vlxoki, 
Henrik,  A  kütclezö  koronacrtt'k  (az  üj  pcnz).  A  valntaszabalyozaa  nepszerii 
kälcja.  Budapest.  Pallas  UN  Hl.  (32  es  tabl.)  8°.  -ÖO  kor.  Die  obliirate 
Kronemvalirung  (da*  neue  (ield).  Volkstümlicher  Katechismus  der  Valuta- 
reirelung.  —  Kov.ws.  Janos.  Penzintezeti  reform.  Budapest.  Toldi  L.  1900. 
(3*>(  8".  Iiefonu  der  Finanzinstitute.  —  Körösy,  J..  A  budapcsti  penzin- 
tezetek üzleteredmcnyei  az  liHK).  evben.  Bp  statiszt.  havifüz.  f».  Geschiifts- 
erirebnisse  der  Budapester  Finanzinstitute  im  Jahre  1900.  —  MlLHOlKKR,  S.. 
A  chei|iie.  K  l.  Budapest.  .Patria"  1900.  (Iß)  8».  30  fill.  Der  Scheck.  — 
Derselbe,  (.'hequcforgalmiiiik  törvenyes  szabalyozaaa.  K.  1.  Kassa.  Vitez 
A.  biz.  ÜHN).  40  tili.  Über  die  gesetzliche  Regelung  des  Scheckwesens.  - 
Mölkau,  Gyui.a,  lYnzintezctcink  es  azok  vezetoi.  Budapest.  Singer  es 
Wolfner  biz.  1!HM).  (51 1  8°.  I  kor.  UiiBere  Finanzinstitute  und  ihre 
Leiter.  —  Nkimann,  A.,  A  biztositasi  törvenyterYezet.  Jogallam.  1.  Der 
Gesetzentwurf  (Iber  Versicherung.  —  Pouk,  J.,  Az  clet-  es  karbizti*ita*i 
dijtartalikok  elhelyezeseröl.  KS  2.  Über  Plazierung  der  Lebens-  und 
Scliadensversicherungs-Pnimienreserven.  ---  Krsz.  A..  Az  ertekpapirforgalom 
meiradozlatasa.  (1»»).  XI.  t.-cz.i  Budapest.  Grill  1900.  (l(>ö)  8«.  3  kor. 
Px-steiierunu' des  Wertpapierverkehrs.  —  S/„.  M..  Takarckpenztaraink  reform- 
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ja.  HS  X  Reform  unserer  Sparkassen.  —  T»<KOK,  J.  K.,  Euielhetök-c  a 
tnzdijak  (Statisztikai  tanulmany.)  Budapest.  „Bizt.  (■»  Küzt;.  Lap«ik  kiad." 
1900.  (21)  8°.  Kennen  die  Feuerprämien  erhöht  werden?  (Statistische 
l'ntersiiehun<;.l  VaJI>a.  Z..  A  checkrendszer  elterjedesenek  nehezsejjeirnl. 
KS  2.  Cher  die  Schwierigkeiten  der  Verbreitung1  de«  Scheckweiens.  — 
Derselbe,  A  check-  es  jnrorendszer  fejlödese  es  enmk  akadnlyai  Jlagyar- 
orszagou.  Elöazoval  eil.  Földm  B.  Budapest.  Kilian  1901.  (X.  205)8". 
Die  Entwickcluug  de»  Scheck-  und  Giroverkehr*  iu  Ungarn  und  die  ent- 
gegenwirkenden Hindernis'.  —  Wkkkkmc.  S..  Hitelviszonyainkröl.  K.S  :t. 
Über  unsere  Kreditvcrhiiltniase.  —  Budnpesti  arii-  ^rtektözsde.  Arn- 
üzleti  szokaaok  es  az  Arütizleti  leszämolas  rendje.  Az  MX),  november  1-itr 
tett  mödositafokkal.  Budapest.  Grill  1»K)1.  (184)  8».  2  K.  Budapester 
Waren-  und  Effektenbörse.  Warenusancen  und  die  t  »rdnung  des  Arrangements 
im  Warengeschäfte.  —  Gabonaärak  es  gahonakereskedeleni  a  budapesti 
tözMlen  liNtO-ban.  Getreidehandel  und  Getreidepreise  an  der  Budapester 
Börse  im  Jahre  UNK».  Bp.  statiszt.  havifttz.  lt>.  -  Jelcntcs  a  in.  k.  postata- 
karekp/nztar  18<>9.  evi  mükcidesen.l.  Budapest.  Athenaeum  ny.  1900.  4°. 
Berieht  über  die  Wirksamkeit  der  k.  u.  Postsparkasse  im  Jahre  189!».  — 
Takarekpeuztaraink  reformja  Sz.  M.-tol.    HS  *>.    Reform  der  Sparkassen. 

X.  Staats-  und  («emeindeflnanzwesen.  Steuern. 

Baktha,  B„  A  magyar  penzflgvi  jog  vazlata.  Pozsony.  Stampfel 
1900.  (142)  8°  GO  f  (Tud.  zselikvt.  57  f.i.  Grundriss  des  ungarischen 
Finanzrechls.  Bkkkxyi.  1'.,  Ällamszamviteltan.  Pozsony.  Stampfel  1901. 
t*jS>>  K°.  «0  f.  Tud.  zsebkönyvl.  74.  Staats-Rechnungslehre.  —  t'ZLisi.KK,  E.. 
A  söhauyajegyek.  KS  4.  Die  Salinenscheine.  -  Exnkk.  K..  Jlagyar  pZ-nz- 
iiiryi  jog  Budapest.  Athenaeum  1901.  (512)  8°.  8  K.  l'iiir.iriseheH 
Finanzreeht.  —  Fkj(:k,  M.,  Az  egyencs  ad.>k  reftmnja.  Budapest.  Athe- 
naeum 1901.  i(>ti)  8U.  1  K  20.  Die  Reform  der  direkten  Steuern.  — 
Gki.EV,  JuZritF.  Az  uj  kövezesi  ad6.  Budapest  kövezö  rendszere.  Budapest. 
Schenk  Fer.  biz.  i;»00.  i4ö-  8".  1  k.  Die  neue  Pflastersteuer.  -  Das 
Pflasterungssystein  der  Stadt  Budapest.  -  Hakhos.  7. .  A  penzligyi  igaz- 
«ratas  reformja  KS  4.  Die  Reform  der  Fiunnzverwallung.  --  Hi>z.vk.  P. 
es  Vii„sin>zky,  Karoly,  A  penzttgyi  iirazgatas  kezikünyve.  Budapest.  <  >rsz. 
közp.  k«./.s.  ny.  rt.  1900.  (XV.  254»  8°.  t!  K.  Handbuch  der  Finanz- 
Verwaltung  —  Khkty,  K  .  A  magyar  penzflgvi  jog  kezikönyve.  Budapest. 
Politzer  es  lia  1902.  (VIII.  244)  8°.  5  K.  Handbuch  des  ungarischen 
Finanzrechtes.  Kuhhkai.vi,  I.ikais,  Adösorsjatfk  a  magyar  egyenes 
adot  rendes  idoben  tizetcik  reszere.  Budapest.  Stephaneutn  ny.  1900.  (47» 
8°.  «0  f.  Steuerlidterie  für  diejenigen,  die  ihre  Steuer  zur  n  chten  Zeit 
bezahlen.  —  Lvszu».  Pal.  A  helyeg  es  illetekek  iniuti  törvenyek  es  sza- 
bälyok  magyaräzuta.  4.  atdolg.  kiad  Budapest.  Grill  K.  1901»  (708»  8U. 
7.50  kor.  Kommentar  der  Gesetze  und  Normen  über  Stempel  und  Ge- 
bühren. —  Mahiska.  Vu.mos.  A  tuagynr  pönztlgvi  jog  kCzik<invve.  7.  telj. 
atdolt'.  kiad.  Budapest.  Franklin-tärs.  l!«Ni.  (XXIV.  ^84)  8".  13  k. 
J»liil>ncli  .l.  r  iut<"ni;it,  Vei'-Iiilirunc  «,  u.  ?.  JH.  112 
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Haodhuch  des  ungarischen  Fiuauzreehtes.  —  Pap.  D ,  A  belyeir-  £s  illet£k- 
szabAlyok  szötära.  A  bflyeg-  es  illetekek  irnnti  törvenyek  e»  szabälyok. 
Budapest.  Grill  1901.  (920)  8U.  12  K.  —  llagy.  türv^nyek  Grill-fele 
kiadasa.  Wörterbuch  der  Stempel-  und  Gebtthretinoraen.  Die  Steiupel- 
und  Gebühren  gesetzt-  und  -Nonnen.  —  Koka,  Jüzbkf,  AdökivcU>s  a  vän«okban 
es  kozslgckben.  Földad<>,  hazadö.  keresctadök.  altalänoB  jöredelmi  pötadi'i 
•'•s  fogyveradö  ismertetf-se.  Budapest.  Közsegi  ny.  r.  t.  1900.  (V*.  110)  8W. 
1.20  kor.  SteuerbemesBung  in  .Städten  und  Gemeinden.  Grund-,  Hau»-, 
Erwerb-,  allgemeine  Einkowmenzuschlag-  und  Waffensteuer.  —  Szako. 
Säxuob,  Pfnzugyi  kodex.  2.  Az  allami  italnieresi  jövedek.  Budapest.  Orsz. 
közp.  közs.  nyouida  r.  t.  1900.  (XVI,  456)  8U.  12  k.  Finanzieller  K.nlex. 
2.  Das  staatliehe  Sehankgetälle.  —  Az  frtfkpapir-forgalmi  adön'il  «/»'.Im 
VMM),  XL.  tc.  H  annnk  vegrchajtasa  iränt  kiadott  utasitfts.  Kiadja  a  in.  k. 
p^nzUtryiniitiszterium.  Budapest.  Toldi  L.  biz.  1!RX>.  (h'i)  8°.  0,80  kor. 
Der  G.-A.  XI,  1900  über  die  Wertpapier-Verkehresteuer  und  die  Ausführung*- 
Verordnung.  Fogyasziasi  adoeredm£nyek,  az  1897.  £vi  utat inztikai  egy- 
beallitäsa  az  oszträk-raagyar  monarehiaru  vonatkozölag  Összeäll.  a  ru.  k. 
penzügyiuin.  szamvevöseg  fogyasztAsi  adöügyi  esop.    Budapest.  Allamny. 

1900.  (50)  4°  Ergebnisse  der  Konsumsteuern  1897  für  die  österr.-ungai . 
Monarchie.  —  Kogyasztasi  adöerodiuenyek,  az  1899.  evi.  statisztikai  egy- 
beallitä»a  a  magyar  korona  orszägaira  vonatk.  Összeall.  a  peuzügyminiszteri 
szümvevös^g  fogy.  adöügyi  esoportja.  Budapest  Allamny.  (80  4°. 
KonBum6teuerergebnis8e  Ungarns  1899.  —  Magyar  korona  orszngainak,  a. 
ällami  zftrszamadüsa  az  1899.  evre.  Budapest.  Toldi  1900.  12  f.  4°.  24  K. 
öO  f.    Staatliehe  Schlnssreehnungen  der  Länder  der  ungarischen  Krone. 

XI.  Statistik. 

Bokoh.  0.,  A  neinzetközi  statisztikai  intezetröl.  KS  7.  Da«  inter- 
nationale statistische  Institut.  Bl'DAY.  L.,  A  m.  kir.  közp.  statisztikai 
hivatal  adatgytijt/'senek  magyarazata.    Budapest.   Orez.  közp.  közs  ny.  rt. 

1901.  (288)  8°.  Közigazg.  Ktar  4  5.  Erklärung  der  Datensammlung  de« 
königl.  ungar.  zeutral-statititischeii  Bureaus.  —  Derselbe,  A  neinzetközi 
statisztikai  intf'zet  Hudapcstcu.  KS  10.  Das  internationale  statistisch. 
Institut  in  Budapest.  —  KöRöHT,  J..  A  reszveiiytärsulati  statisztika  kritikäja 
es  refonnja.  K.  I.  a  Közg.  Szemkhöl.  Budapest.  Grill  1900.  (45)  8". 
2  k«r.  Kritik  und  Reform  der  Aktiengeaellschafti»Rtatistik.  —  KöKö.ST,  J.  i>e. 
La  stalistiquo  des  lYsultaU  hnancieiB  den  sodf-te«  anonymes.  Paris,  impr. 
Dupont  1900.  (24)  8°.  Statistik  der  finanziellen  Ergebnisse  der  Aktien- 
gesellschaften. -  K'>B'"iSY,  J.,  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Aktien- 
gesellschaften. Kritik  uud  Reform  der  einschlägigen  Statistik.  Berlin, 
l'uttkamm.r  &  Mühlbrecht  UNK».  (45)  8°.  1  M.  -  Derselbe.  Jelentes 
a  uemzotközi  statisztikai  intezetnek  1899.  szept.  haväbau  KrisztiAniahan 
tart.itt  üleserol.  Budapest.  Grill  K.  1900.  (16)  8°.  Bericht  Uber  die 
Sitzung  des  internationalen  statistischen  Instituts  in  Kristiania  im  Sep- 
tember 1X99.  --  Derselbe,  Budapest  halandosAga  az  1891  -18!ty-iki 
evekben  es  annak  okai.    Budapest.    Grill  1901.    (V1U,  216)  8°.    4  K 
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Bp.  »tat.  hiv.  közl.  Die  Sterblichkeit  Budapests  in  den  Jahren  1891  bis 
lHH.'i  und  ihro  Ursachen.  —  XfcMfcNVl,  A.,  Az  nj  mngyar  iparkataszter. 
KS  8.  Der  neue  ungarische  Industriekutaater.  —  Szkndk.  (iv.,  A  nepessegi 
»tatisztikai  türzsterkrpekrol.  Budapest.  Singer  &  \V.  1901.  (20)  1(5°. 
K.  1.  a  Közir.  Sz.-böl.  i'ber  .Stammkarten  der  Bevölkerungsstatistik.  — 
Vizaknai,  A.,  Az  1900.  (vi  nepszAinlalaaröl  szölö  1899.  evi  XLIII.  t.-cz. 
veirrehajtAsa.  Budapest  Orsz.  közp  köza  ny.  VMM.  (80)  8°.  1  K.  20  f. 
(Közig.  könyvt.  2.  evf.  10  az.)  Vollzug  des  li.-A.  XLIII.  1899  Uber  die 
Volkszählung  im  Jahre  ltMHj.  —  Budapest  »tatisztikai  hivatalänak  köz- 
lemeny.-i  Budapest.  < i rill  1900.  8°.  30  k.  Budapest  közoktatAsügyi 
statisztikrtja  az  1889  90—  18H49Ö.  iskolai  evckröl.  lrta  KöR.jsv.  J.  (89.) 
4  k«r.  Cnterrielitsstatistik  Budapest«  in  den  Schuljahren  1889/90  bis 
1894  9ö.  —  Budapest  «tatisztikai  hiTntaläuak  kozlcmonym.  29.  1.  A  resz- 
veuytürsulatok  peuzttgvi  eredincnyei  1K74  -  18!J8.  Irta  Kökö.sy,  J.  1.  f. 
Budapest,  (irill  biz.  1901.  (92)  8°.  1  K.  äo.  Publikationen  da«  sta- 
tistischen Bureaus  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest.  29.  KöRö.SY. 
Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Aktiengesellschaften  1874  18!>8.  1.  H.  — 
Budapest  szckesfövnm«  stafisztikai  zsebköuyve.  3.  evf.  1897-  1898.  Szerk. 
TuiRRixo,  G.  Budapest,  (irill  biz.  1901  (48)  32°.  40  f.  Statistischen 
Taschenbuch  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  3.  Jahrg.  1897  -1898. 
Redimiert  von  G.  Thirrini;  —  Budapest  szekesföväma  »tatisztikai  evköuyve. 
3.  evf.  1897— 1H98.  Szerk  Thirrix.;,  0.  Budapest,  Grill  biz.  1901.  (X. 
4ti0)  4°.  8  K.  Statistische«  Jahrbuch  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
Budapest.  3.  Jahrg.  1897  -1898.  Redigiert  von  G.  TutRHlN«.  —  F.^yaaztAsi 
adüeredmenyeknek ,  az  1898.  rvi,  statisztikai  etrybeallitAaa  az  osztnik- 
niagyar  monarchiAra  von.  összeäll.  a.  in.  k.  peuzilgyuiinigzteri  azämvevöscir 
fosryasztAsi  adöügyi  csop.irt.ja.  Budapest.  Allamny.  1901.  («0)4".  Statistische 
Zusammenstellung  der  Konsumsteuerresultate  mit  Bezug  auf  die  österr. 
ungar.  Monarchie.  1898.  Zusammengestellt  von  der  Konsumsteu.r- 
RechnungBabteilunu  de«  königl.  unirar.  Finanzministeriums.  —  Kranken- 
kassen, die,  der  Lander  der  ungar.  Krone  im  Jahre  1898.  Budapest.  Kilians 
Xachf.  1901.  (VII.  HU  und  131)  4°.  K  K.  Ungar,  «tat.  Mitteiluniren. 
XXV.  Bd.  —  Landwirtschaftliche  Statistik  Ungarns.  Bd.  fi.  Ernteergebnisse. 
Verfasst  und  herausgegeben  vom  königl.  ungar.  statistischen  Zentralamt. 
Budapest.  Xagel  jr.  1901.  (X,  118.  234)  4°.  C.eb.  8  K.  -  Magyar  korona 
orszäminak  uiezogazdasiigi  statisztikaja.  3.  r.  A  gazdaaAgok  megoszIAsa 
jelleg  ('»  nagysäg  Rzerint.  Szerk.  es  kiadja  a  m.  kir.  központi  stalisztikai 
hivatal.  Budapest,  l'esti  könyvny.  r.  t.  1900.  (VI,  79.  333)  4°.  10  kor. 
(Magyar  stafisztikai  közlcnienyek.  l'.j  foly.  24.  k.)  Landwirtschaftliche 
Statistik  der  Lander  der  ungarischen  Krone  3.  Teil.  Verteilung  der 
Wirtschaften  nach  Charakter  und  Grösse.  —  Magyar  statisztikai  evkönyv. 
Uj  foly.  «.  1898.  Szerk.  .'s  kiadja  az  Ürsz.  stat.  hivatal.  Budapest  19(0 
(XIV.  393)  8°.  10  kor.  Ungarisches  statistisches  Jahrbuch.  —  Magyar 
kir.  dohAiiyegye<IArüs;ig.  A,  statisztikiija  18Ü9.  evr.>l.  Kiadja  a  m.  kir. 
d.-hänyjöved.-ki  k.izp.  igazgatosäg.    Budapest.    Kgyetemi  ny.  19110.  (275) 
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4°.  Statistik  des  königl.  Ungar.  Tabakmonopols  im  Jahre  1899.  —  Mailar 
posta,  A,  tavirda  es  tävbeszeiö  statisztikaja  1899-ben.  Kiadja  a  m.  kir. 
posta  es  tavirda-vez£rigazgatosag.  Szeged.  Endreuyi  J.  ny.  19(X>.  (VI, 
152)  4°.  Post-,  Telegraph-  und  Telephonstatistik  Ungarns  im  Jahre  1899.  — 
Magyar,  A,  kir.  kormany  1899.  £vi  müködeseröl  es  az  orszag  közälla- 
potairöl  szulö  jelentes  es  statisztikai  evköuj'v.  Budapest.  Athenaeuin  ny. 
(XXILi,  730)  4°.  10  K.  Bericht  der  königl.  Regierung  über  ihre  Wirksamkeit 
im  Jahre  1899,  Uber  die  Zustände  des  Landes  und  Statistisches  Jahr- 
buch. —  Magyar  statisztikai  közlemenyek.  U.  F.  26.  k.  A  magyar  kor. 
orszagainak  külkeregkedelmi  forgalma.  Szerk.  es  kiadja  a  m.  kir.  központi 
stat.  hivatal.  Budapest.  Kilian  biz.  1900.  (175)  4°.  Kötve  6  K.  Aussen- 
handelsverkehr  der  Länder  der  ungarischen  Krone.  —  Magyar  korona 
orszagainak,  a,  mczögazdasagi  statisztikaja.  5.  k.  Vegerediuenyek.  Szerk. 
es  kiadja  a  m.  k.  központi  statiszt.  hivatal.  Budapest.  Nagel  0.  biz.  1900. 
(VI,  89,  234)  4°.  8  K.  Uüyanaz.  Magyar  es  nein  et  szöveg  (X,  118,  234). 
8  K.  Landwirtschaft  liehe  Statistik  des  Königreichs  Ungarns.  5.  Bd.  Schluss- 
resultate. —  Magyar  statisztikai  evkönyv.  Uj  f.  7.  1899.  Szerk.  es  kiadja 
a  Magy.  k.  közp.  statiszt.  hivatal.  Budapest.  Athenaeum  ny.  1900.  (XVI. 
442)  8°.  10  K.  Ungarisches  statistisches  Jahrbuch  —  Magyar  statisztikai 
közlemenyek.  Uj  f.  Szerk.  es  kiadja  a  m.  k.  központi  statisztikai  hivatal. 
25.  k.  A  magyar  kor.  orszagainak  betegsegelyzö  penztärai  1898-ban. 
Budapest.  Pesti  könyvny.  1901.  (99,125)4°.  Die  Krankenkassen  Ungarns 
im  Jahre  1898.  —  Magyar,  a,  korona  orszagainak  gyäripara  az  1898. 
evben.  Hkgyeshalmy  L.  es  Farkas  F.  közremüködesevel  szerk.  Sztkkknyi  J. 
Kiadja  a  kereskedelmi  miniszter.  1 — 20  f.  Budapest.  Franklin-tars.  ny.  1901. 
20  k.  8°.  20  K.  1.  ÄltalanoB  resz  (305).  2  —4.  Vas-  es  femipar  (424, 
327,  214).  5.  Gepgyartäs  es  közlekedesi  eszközök  gyärtasa  (192).  0.  Villa- 
mossagi  ipar  (119).  7.  Mesz-,  magnezit-,  czement-  es  agyaga\rügyärtas 
(213).  8.  ÜveggyArtäs  (165).  9.-10.  Faipar  (164,  207).  11.  Bör-,  sörte- 
es  szöripar  (157).  12.  Fonö  es  szövöipar  (262).  13.  Papiros  anyag  es 
papirosgyartas  (139).  14.— 17.  Elelmezesi  es  elvezeti  czikkek  gyartäsa: 
1.  Malomipar  (175).  2.  Czukorgyärtas  (171).  3.,  4.  (253.  247).  18.-19.  Ve- 
gyeszeti  ipar  (169.  168).  20.  Ruhäzati  ipar.  sokszorositö  ipar.  papirarri- 
gyärtas  es  könyvkötöipar.  hangszeripar  (189).  Die  Fabriksindustrie  der 
Länder  der  ungar.  Krone  im  Jahre  1898.  In  Verbindung  mit  L.  Hegyeshalmt 
und  F.  Fakkas,  redigiert  von  J.  Sztkkenyi.  Herausgegeben  vom  Handels- 
minister. 1.— 20.  Heft.  1.  Allgemeiner  Teil.  2.-4.  Eisen-  und  Metall- 
industrie. 5.  Maschinen-  und  Kommunikationsmittel-Industrie.  6.  Elektrische 
Industrie.  7.  Kalk-,  Magnesit-,  Zement-  und  Tonwarenindustrie.  8.  Glas- 
industrie. 9.— 10.  Holzindustrie.  11.  Leder-  und  Borsteniudustrie.  12.  Textil- 
industrie. 13.  Papiermaterial-  und  Papierindustrie.  14.— 17.  Lebens-  und 
Genussmittelindustrie:  1.  Mühlenindustrie.  2.  Zuckerindustrie.  3..  4. 
18.  19.  Chemische  Industrie.  20.  Bekleidungsindustrie.  Druckereien-, 
Papierwarenfabrikation-.  Buchbinderei-,  Musikiustrumenten-Industrie.  — 
Magyar  statisztikai  közlemenyek.  Uj  f.  29.  k.  A  magyar  kor.  orszagainak 
1901.  evi  külkereskwlelmi  forgalma.    Szerk.  fs  kiadja  a  m.  k.  központi 
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statiszt.  hivatal.  Budapest.  Kilian  ut.  biz.  1901.  (59,  178)  4°.  6  K. 
Per  Aussenhandelsverkehr  der  Länder  der  ungar.  Krone  im  Jahre  1901. 
Redigiert  und  herausgegeben  votn  königl.  linear,  zentral- statistischen 
Bureau.  —  3Iagyar  statisztikai  közlem£nyek.  Uj  f.  28.  k.  A  niagyar  kor. 
orszägainak  vasutjai  1897—1899.  Szerk.  es  kiadja  a  m.  k.  központi 
statiszt,  hivatal.  Budapest.  Athenaeuin  ny.  1901.  (15,  182)  4°.  6  K. 
Ungarische  statistische  Mitteilungen.  Neue  Folge.  28.  Bd.  Die  Eisen- 
bahnen der  Länder  der  unirar.  Krone  in  den  Jahren  1897—1899.  Redigiert 
und  herausgegeben  vom  königl.  ungar.  zentral-statistischen  Bureau.  — 
Magyar,  a.  posta-,  tavirda-  es  tävbeszelö  statisztikäja  az  1900.  evröl.  1.  r. 
Altalanos  statisztika.  Kiadja  a  m.  k.  posta-  es  tavirdavezerigazgatösäg. 
Szeired.  Endrenyi  ny.  1(.K)1.  (VI,  151)  4Ü.  Die  Statistik  des  ungarischen 
Post-,  Telegraphen-  und  Telephonwesens  im  Jahre  1900.  1.  Teil.  Allgemeine 
Statistik.  Herausgegeben  von  der  königl.  ungar.  Post-  und  Telegraphen- 
Direktion.  —  Publikationen  des  statistischen  Bureaus  der  Haupt-  und 
Residenzstadt  Budapest  (Übers,  a.  d.  Ungarischen).  29,  1.  uud  31.  Berlin. 
Puttkammer  &  M.  1901.  2  Bände.  8°.  —  29.  Köbösy,  Die  finanziellen  Er- 
gebnisse der  Aktiengesellschaften  1874-1898.  H.  1.  (92.)  1.50  M.  — 
31.  KörÖsy,  Die  Sterblichkeit  der  Stadt  Budapest  1891—1895  und  deren 
Ursachen.  (VIII,  21(5.)  4  M.  —  Statisztikai  adatok  Fiume  värosärol  6* 
forgalmäröl.  Szerk.  es  kiadja  a  ra.  k.  közp.  statiszt.  hivatal.  Budapest. 
Athenaenm  ny.  1901.  (149)  8°.  4  K.  Statistische  Daten  über  die  Stadt 
Fiume  und  ihres  Handelsverkehrs.  Redigiert  und  herausgegeben  vom 
königl.  ungar.  zentral-statistischen  Bureau. 

XII.  Verschiedenes. 

Baross,  J.,  Az  öröklesi  jog  kerdesei.  Budapest.  Kilian  biz.  1901. 
(84)  8°.  2  K.  K.  1.  a  MGS-bl.  A  Magy.  Gazdaszövet,  kiadv.  38.  Fragen 
des  Erbrechts.  —  Beksics,  GrszTAV,  Magyarorszäg  jövöje  az  ujabb  nemzeti 
elhelyezkedes  alapjän.  Budapest.  Athenaeum  1900.  (60)  8°.  1  kor. 
Die  Zukunft  Ungarns  auf  Grund  der  neueren  Nationalitätsverteilung.  — 
Blaskomch,  S.,  Erdekösszeferhetlenseg.  Budapest.  Hornyanszky  1901. 
(177)8°.  3  K.  Inkompatibilität  der  Interessen.  —  Eri>ujhelyi,  Mknyhert. 
A  közjegyzöseg  es  hiteles  helyek  törtenete  Magyarorszagon.  Kiadja  a  m. 
k.  közjegyzök  orsz.  egyesülete.  Budapest.  Pfeifer  F.  biz.  1900.  (323)  8°. 
8  kor.  Geschichte  des  Notariats  und  der  öffentlichen  Stellen  in  Ungarn.  — 
Halmos,  Jaxos,  Budapest  szekes  fövaros  kerületi  közigazgatasanak  szerve- 
zete.  Budapest.  Pesti  könyvny.  r.  t.  1900.  (458.  papirral  ätfuttatva)  8°. 
2.40  kor.  Die  Organisation  der  Bezirksverwaltung  der  Haupt-  und 
Residenzstadt  Budapest.  —  Kl.rniK.  Imke,  Nehäny  szö  a  közigazgatäs 
reforrajahoz.  Budapest.  Szerzö  kiad.  1900.  (77)  8°.  1  kor.  Einige 
Worte  zur  Reform  der  Verwaltung.  —  Kiapaty.  A..  A  magyar  kereskedelmi 
jog  kezikönyve.  2.  atdolg.  kiad.  1.  Budapest.  Athenaeum  1901.  (Vlll. 
495)  8°.  9  K.  Handbuch  des  ungarischen  Handelsrechtes.  —  Lord,  A., 
Budapest  telekpolitikäja.  Varosrendezesi  tanulmäny.  Budapest.  Horny- 
anszky 1901.    (23)  8°.    1  K.    Die  Bodenpolitik  Budapest.    Studie  zur 
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Städteordnuug.  —  Matttasovszky,  M.,  A  polgari  türvenykönyv  terve- 
zetenek  örökl£si  joga,  gazdasagi  £b  tarsadalompolitikai  szempontböl.  KS  7. 
Das  Erbrecht  des  Entwurfes  eines  ungarischen  allgemeinen,  bürgerlichen 
Gesetzbuche*  Tom  wirtschaftlichen  sozialpolitischen  Gesichtspunkte.  — 
Meszleny,  A.,  Maganjogpolitikai  tanulmänyok.  Kül.  tek.  a  magyar  alt. 
polgari  törv£nykönyv  tervezetere.  Budapest.  Politzer  es  fia  1901.  (224) 
8°.  5  K.  Zivilpolitische  Studien.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Entwurfes  eines  allgemeinen  ungarischen  bürgerlichen  Gesetzbuches.  — 
Mika,  S.,  A  hüb6rs£g  6s  a  keresztes  hadjäratok  törtenete.  Budapest.  Re- 
vai  testv.  1900.  8°.  16  kor.  (Nagy  Repes  Vilagtört.  5.  r.)  Geschichte 
der  Feudalität  und  der  Kreuzzüge.  —  Nemeth,  J.,  Az  örökösödesi  intez- 
in£nyek  £s  a  gazdasagi  fejlödes.  MGS.  12.  Die  Erbinstitutionen  und  die 
wirtschaftliche  Enwicklung.  —  Peisner,  Ignäcz,  Budapest  a  18.  szäzadban. 
Budapest.  Siuger  es  Wolfner  1900.  (220)  8°.  4  k.  Budapest  im  XV111. 
Jahrhundert,  —  Pikleb,  Gyula  und  Somlu,  Bödoö,  Der  Ursprung  des 
Totemismus.  Ein  Beitrag  zur  materialistischen  Geschichtstheorie.  Berlin. 
Hoffmann  1900.  (36)  8°.  —  Reiner,  J.,  Az  egyhazi  szemelyek  utani  örö- 
kösödesi jog  Magyarorszagon.  Budapest.  Pfeifer  biz.  1900.  (88)  8°.  2  K. 
40  f.  Das  Erbrecht  nach  kirchlichen  Personen  in  Ungarn.  —  Szkchenyi, 
J.  gr.,  Hitel.  Szemelvenyek.  Bev.  es  jegyzctekkel  ellätta  Gyitlai,  A. 
Budapest.  Lampel  1901.  (126)  8°.  60  f.  —  Magyar  Könyvtar  288/9.  Der 
Kredit.  Ausgewählte  Studien.  Eingeleitet  und  mit  Anmerkungen  versehen 
von  A.  Gyulai.  —  Tegze,  Gyula,  Szerves  tarsadalomtani  elm£letek  es  az 
ällam  szemelyisegenek  theoriaja.  Budapest.  Eggenberger  1900.  (X.  390) 
8°.  8  kor.  Organische  Gesellschaftstheorieu  und  die  Theorie  der  Staats- 
persönlichkeit. —  Tuth,  J.,  Hazassagi  vagyonjoir  gazdasagi  szempontböl. 
MGS.  11—12.  Das  Ehegüterrecht  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt.  — 
Vazsonyi,  V.,  A  demokrata  pärt  programnija.  Budapest.  Orsz.  közp,  közs. 
ny.  1900.  (27)  8°.  20  f.  Programm  der  demokratischen  Partei.  —  Zsöuön, 
B.,  Magaujogi  tanulmänyok  stb.,  fukent  az  öröklösi,  kereskedelmi  es  csaladi 
j<»g  küreböl.  Budapest,  Politzer  es  ha  1901.  2  k.  8°.  28  K.  Zivilistische 
Untersuchungen,  hauptsächlich  im  Rahmen  des  Erb-,  Handels-  und  Familien- 
rechtes. —  Jelentes  a  Budapest  fö-  6s  sz£kvarosi  allami  rendörseg  1899. 
evi  müködeseröl.  Budapest.  Rözsa  K.  ny.  1900.  (500)  8°.  Bericht  über 
die  Wirksamkeit  der  Staats-Polizei  in  Budapest  1899.  —  Jelentes  a  Buda- 
pest f<V  es  szekvarosi  allami  rendörseg  1900.  evi  müköde-scröl.  Füirg.: 
A  szoczialista  munkäsmozgalinak  az  1900.  evben  (245—582).  Budapest. 
Orsz.  közp.  közs.  ny.  rt.  1901.  (582)  8°.  Bericht  über  die  Tätigkeit 
der  Staatspolizei  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  im  Jahre  1900. 
(Anhang:  Die  sozialistischen  Arbeiterbewegungen  im  Jahre  1900.)  — 
Mgyar  altalanos  polgari  törvenykönyv,  A,  tervezete.  Elsö  szöveg.  Keszitett/k 
az  igazsagügynrinisteriumban  szervezett  allandö  bizottsäg  tagjai.  Budapest. 
Grill  1900.  (XIV,  448)  8°.  Kötve  2  K.  Entwurf  des  ungarischen  all- 
gemeinen bürgerlichen  Gesetzbuches.    Erster  Text. 
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Uruguay. 

A.  Verfassung. 

Referent:  Dr.  Daniel  Garcia  Acevedo,  Advokat,  Montevideo. 
Übersetzung  von  Dr.  Roberto  Kttck,  Legationssekretär,  Hamburg. 


I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Von  allen  gegenwärtigen  Verfassungen  der  lateinisch-ameri- 
kanischen Staaten  ist  die  von  Uruguay  die  älteste.  Diese  Tatsache 
allein  ist  schon  ein  Beweis  für  die  Gelehrsamkeit  und  Klugheit  der 
Patrioten,  die  sie  verfasst  haben ;  noch  mehr  aber  der  Umstand,  dass 
sie  nicht  modifiziert  worden  ist;  sie  wäre  es  sicherlich  in  den 
73  Jahren,  in  denen  sie  in  Kraft  steht,  wenn  sie  für  unser  Land 
nicht  passte. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  der  vereinigten  Provinzen  des 
La  Platastromes  mit  dem  brasilianischen  Kaiserreiche  durch  den 
Frieden  von  1828,  durch  den  die  Unabhängigkeit  der  Banda  Oriental 
der  heutigen  orientalischen  Republik  Uruguay  anerkannt  worden  ist, 
wurden  die  Abgeordneten  aller  Ortschaften  zur  Asamblea  General 
zusammenberufen  und  sanktionierten  nach  gründlicher  Beratung  am 
10.  September  1829  die  Verfassung,  die  am  18.  Juli  1830  beschworen 
worden  und  noch  immer  das  Grundgesetz  von  Uruguay  geblieben  ist. 

Die  Verfassung,  die  aus  159  Artikeln  besteht,  zerfallt  in  12  Ab- 
schnitte, die  wieder  in  Kapitel  eingeteilt  sind. 

Abschnitt  1.  Die  Republik  Uruguay  ist  die  politische  Ver- 
einigung aller  Bürger  des  Staates,  der  frei  und  von  jeder  fremden 
Macht  unabhängig  ist  und  niemals  von  einer  Person  oder  einer  Familie 
ans  eigenem  Rechte  beherrscht  werden  kann.  Die  Souveränität  ruht 
in  ihrem  vollen  Umfange  bei  dem  Volke.  Dies  hat  das  alleinige 
Recht,  sich  durch  seine  Vertreter  Gesetze  zu  geben.  Der  Abschnitt 
schliesst  mit  der  Bestimmung,  dass  die  Staatsreligion  römisch-katholisch- 
ist, was  die  Duldung  irgend  eines  and  eren  Kultus  nicht  ausschliesst 


Digitized  by  Google 


1784 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Abschnitt  2  teilt  die  Bürger  ein  in  solche,  die  es  durch  Ab- 
stammung, und  solche,  die  es  durch  Gesetz  sind.  Durch  Geburt  sind 
alle  die  Bürger,  die  im  Staatsgebiete  geboren  sind,  durch  Gesetz  sind 
Bürger:  die  Sühne  uruguayischer  Bürger,  die  im  Auslande  geboren 
sind  und  ihren  Wohnsitz  in  der  Republik  nehmen;  die  Fremden,  die 
als  Offiziere  in  der  Armee  Kriegsdienste  getan  haben  ;  die  verheirateten 
Ausländer,  die  irgend  eine  Wissenschaft,  eine  Kunst  oder  ein  Ge- 
werbe betreiben  oder  eigenes  Vermögen  oder  Grundeigentum  besitzen 
und  drei  Jahre  lang  ihren  Wohnsitz  im  Lande  haben.  Ferner  sind 
durch  Gesetz  Bürger:  die  unverheirateten  Ausländer  unter  Voraus- 
setzung der  Erfüllung  einer  der  Bedingungen,  unter  denen  die  ver- 
heirateten das  Bürgerrecht  erlangen,  und  nach  vierjährigem  Wohn- 
sitz in  der  Republik;  die,  welche  für  besondere  Leistungen  und 
hervorragende  Verdienste  von  der  Legislative  für  Bürger  erklärt 
worden  sind,  und  andere,  die  bei  der  Einführung  der  Verfassung 
besondere  Eigenschaften  besassen.  Sowohl  die  Bürger  durch  Ab- 
stammung, wie  die  durch  Gesetz,  haben  das  Recht,  zu  wählen  und 
öffentliche  Ämter  zu  bekleiden,  solange  ihr  Bürgerrecht  nicht  ruht 
oder  untergegangen  ist. 

Das  Bürgerrecht  ruht:  wenn  der  Betreffende  handlungsunfähig 
ist,  gemeiner  Soldat,  nicht  ansässig,  Angeklagter,  gewohnheitsmässiger 
Trinker,  unter  zwanzig  Jahre  alt  oder  des  Schreibens  und  Lesens 
unkundig  ist.  Das  Bürgerrecht  geht  verloren:  durch  Verurteilung 
zu  einer  entehrenden  Strafe,  durch  betrügerischen  Bankrott,  durch 
Naturalisation  in  einem  anderen  Staate  und  durch  Übernahme  von 
Ämtern,  Würden  oder  Auszeichnungen  einer  fremden  Regierung, 
wenn  die  Legislative  sie  nicht  ausdrücklich  genehmigt  hat. 

Abschnitt  3.  Die  Regierungsform  ist  repräsentativ,  republi- 
kanisch. Die  Ausübung  der  Souveränität  des  Volkes  ist  drei  Gewalten 
übertragen.  Diese  sind  die  gesetzgebende,  die  ausführende  und  die 
richterliche  Gewalt, 

Abschnitt  4.  Die  Legislative  besteht  aus  zwei  Kammern,  der 
der  Senatoren  und  der  der  Abgeordneten.  Ihr  liegt  ob:  die  Gesetze 
zu  verabschieden  und  deren  Veröffentlichung  zu  veranlassen,  die 
Mitglieder  des  höchsten  Gerichtshofes  zu  wählen  und,  solange  dieser 
noch  nicht  gebildet  ist,  auch  die  Mitglieder  der  beiden  oberen  Tri- 
bunale zu  ernennen,  das  jährliche  Budget  festzustellen,  die  Ab- 
rechnungen, die  die  Exekutive  vorzulegen  hat,  zu  genehmigen,  über 
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die  Staatsschuld  zu  beschliessen,  Krieg  und  Frieden  zu  erklären, 
die  Verträge,  die  die  Exekutive  mit  fremden  Mächten  abschliesst,  zu 
sanktionieren,  Stenern  festzusetzen,  Mafs,  Gewicht  und  Wert  der 
Münzen  zu  bestimmen,  Beamtenstellen  zu  schaffen  und  aufzuheben, 
die  Besoldungen  derselben,  Pensionen  und  besondere  Entschädigungen 
zu  dekretieren,  zu  begnadigen  und  Amnestien  zu  erlassen,  den  Präsi- 
denten der  Republik  zu  wählen  und  noch  andere  Befugnisse  mehr 
auszuüben. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  wird  von  den  Deputierten 
gebildet,  die  von  den  Bürgern  jeden  Departements  direkt  gewählt 
werden.  Auf  je  3000  Einwohner  wird  ein  Abgeordneter  auf  drei 
Jahre  gewählt.  Zur  Wahl  zum  Deputierten  ist  eine  fünfjährige 
Ausübung  des  Bürgerrechts,  ein  Alter  von  25  Jahren  und  ein  Ver- 
mögen von  4000  Pesos  oder  die  Ausübung  eines  Gewerbes  oder  einer 
Kunst  oder  die  Bekleidung  eines  Amtes  mit  einem  entsprechenden  Ein- 
kommen erforderlich.  Zu  Deputierten  können  nicht  gewählt  werden 
die  bürgerlichen  oder  militärischen  Beamten  der  Exekutive,  wenn 
sie  besoldet  sind,  ebensowenig  die  Mitglieder  des  Klerus. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  hat  allein  das  Recht,  bei  dem 
Senat  den  Präsidenten  der  Republik,  die  Minister,  die  Mitglieder 
der  beiden  Kammern  und  des  Höchsten  Gerichtshofes  wegen  Ver- 
brechen anzuklagen. 

Die  Mitgliederzahl  der  Senatorenkammer  ist  so  gross  wie  die 
Zahl  der  Departements  der  Republik.  Die  Wahl  geschieht  indirekt 
auf  6  Jahre.  Die  Erneuerung  der  Senatorenkammer  findet  zu  einem 
Dritteile  statt.  Hierdurch  unterscheidet  sie  sich  von  der  Abgeordneten- 
kammer, deren  Neuwahl  alle  3  Jahre  vollständig  erfolgt. 

Eine  sechsjährige  Ausübung  des  Bürgerrechts,  ein  Alter  von 
33  Jahren  und  ein  Vermögen  von  10000  Pesos  oder  ein  entsprechendes 
Einkommen  oder  ein  wissenschaftlicher  Beruf  mit  demselben  Ein- 
kommen sind  die  Voraussetzungen,  um  zum  Senator  gewählt  werden 
zu  können.  Überdies  darf  der  Betreffende  weder  ein  besoldeter  Be- 
amter der  Exekutive,  noch  ein  Kleriker  sein,  welch  letztere  Be- 
dingungen ja  auch  bei  der  Wahl  zum  Abgeordneten  vorliegen. 

Die  Abgeordneten  können  wiedergewählt  werden,  nicht  aber 
die  Senatoren. 

Die  Senatoren  und  die  Abgeordneten  erhalten  Diäten,  deren 
Höhe  sich  zur  Zeit  auf  250  Pesos  monatlich  beläuft. 
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Die  Asamblea  General  ist  die  Vereinigung  der  beiden  Kammern. 

Abschnitt  5  behandelt  die  Obliegenheiten  der  Asamblea  General, 
die  Geschäftsordnung  der  beiden  Kammern  und  der  ständigen 
Kommission. 

Die  Senatoren  und  Abgeordneten  können  wegen  ihrer  An- 
sichten und  Äusserungen,  die  sie  als  solche  bekunden,  nicht  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden.  Kein  Senator  noch  Abgeordneter  kann 
verhaftet  werden,  es  sei  denn  auf  frischer  Tat,  noch  strafrechtlich 
verfolgt  werden,  es  sei  denn  vor  der  Kammer,  der  er  angehört  und 
die  darüber  zu  entscheiden  hat,  ob  sich  der  Betreffende  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  zu  verantworten  hat, 

Jede  Kammer,  auch  die  vereinigten  haben  das  Recht,  In- 
formationen, die  sie  für  nötig  erachten,  von  den  Staatsministern  zu 
verlangen. 

Die  Asamblea  General  beginnt  ihre  Session  am  15.  Februar 
jeden  Jahres  und  schliesst  sie  am  15.  Juli.  Liegt  ein  besonderer  Grund 
zur  Verlängerung  der  Session  vor,  so  geschieht  dies  für  einen  Monat. 
Die  Exekutive  kann  die  Asamblea  General  in  ausserordentlichen 
Fällen  berufen.  Dann  darf  letztere  aber  nur  solche  Vorlagen  be- 
arbeiten, die  ihr  als  dringende  von  der  Exekutive  zugehen. 

Während  der  Zeit,  in  der  die  Asamblea  General  nicht  tagt, 
besteht  eine  ständige  Kommission,  die  sich  aus  zwei  Senatoren  und 
drei  Abgeordneten,  die  jede  Kammer  aus  ihrer  Mitte  wählt,  zu- 
sammensetzt. Sie  hat  die  Aufgabe,  über  die  Beobachtung  der  Ver- 
fassung und  der  Gesetze  zu  wachen,  und  hat  das  Recht,  von  Ver- 
letzungen derselben  die  Exekutive  in  Kenntnis  zu  setzen.  Wenn 
die  ausführende  Gewalt  den  wiederholten  Erinnerungen  der  Kom- 
mission keine  Beachtung  schenkt,  kann  letztere  die  Asamblea  General 
berufen  und  bei  ihr  über  das  Verhalten  der  Exekutive  vorstellig 
werden,  um  eventuell  ein  Urteil  gegen  den  Präsidenten  der  Republik 
zu  erwirken. 

Abschnitt  C  behandelt  den  Vorschlag,  die  Diskussion,  die  Ver- 
abschiedung und  die  Promulgation  der  Gesetze. 

Die  Exekutive,  sowie  jede  der  beiden  Kammern,  auf  Antrag 
eines  ihrer  Mitglieder,  hat  das  Recht,  Gesetze  vorzuschlagen,  ab- 
gesehen von  den  Steuergesetzen,  zu  deren  Einbringung  ausschliesslich 
die  Kammer  der  Abgeordneten  berechtigt  ist. 


'  X 


Digitized  by  Googl 


Daniel  Garcia  Acevkdo:  Uruguay. 


1787 


Wenn  die  Kammer  einen  Gesetzentwurf,  der  ihr  zur  Beratung 
vorgelegt  ist,  genehmigt  hat,  geht  er  zwecks  Verabschiedung, 
Modifikation  oder  Ablehnung  an  die  andere  Kammer.  Wenn  diese 
ihn  ohne  Vorbehalt  angenommen  hat,  geht  er  an  die  Exekutive,  um 
publiziert  zu  werden.  Wenn  eine  Kammer  einen  von  der  anderen 
angenommenen  Entwurf  abändert,  hat  sie  von  diesen  Modifikationen 
die  andere  in  Kenntnis  zu  setzen.  Werden  diese  Abänderungen  ge- 
nehmigt, so  erhält  die  Exekutive  das  Gesetz  zur  Publikation.  Ge- 
nehmigt aber  die  Kammer,  der  der  Entwurf  zuerst  vorgelegen  hat, 
die  Kodifikationen  der  anderen  nicht,  so  vereinigen  sich  beide 
Kammern  unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten  der  Senatoren- Kammer. 
Zur  Annahme  des  Entwurfs  sind  dann  zwei  Drittel  der  Stimmen  der 
anwesenden  Mitglieder  erforderlich. 

Wenn  die  Exekutive  gegen  die  von  den  Kammern  genehmigten 
und  ihr  von  diesen  zwecks  Promulgation  zugegangenen  Entwürfe 
Einwände  erheben  will,  hat  sie  den  Entwurf  mit  ihren  Modifikationen 
innerhalb  10  Tagen  zurückzusenden. 

Gelangt  ein  Entwurf  mit  solchen  Einwänden  der  Exekutive 
an  eine  der  Kammern  zurück,  so  vereinigen  sich  die  beiden  Kammern 
und  beschliessen  darüber  mit  zwei  Dritteln  der  anwesenden  Mitglieder. 

Wenn  die  Modifikationen  der  Exekutive  abgelehnt  werden,  ist 
hiervon  diese  in  Kenntnis  zu  setzen  und  das  Gesetz  ohne  weiteres 
zu  sanktionieren  und  zu  promulgieren. 

Der  Abschnitt  7  behandelt  die  Befugnisse,  Pflichten  und 
Prärogativen  der  Exekutive. 

Die  ausführende  Gewalt  ruht  bei  der  einen  Person,  die  die 
Asamblea  General  am  1.  März  mit  absoluter  Majorität  auf  vier 
Jahre  wählt. 

Um  zum  Präsidenten  der  Republik  gewählt  zu  werden,  ist  er- 
forderlich :  Bürger  von  Geburt  zu  sein  und  die  zur  passiven  Senatoren- 
wahl nötigen  Eigenschaften  zu  besitzen.  Der  Präsident  kann  erst 
vier  Jahre  nach  Beendigung  seiner  Amtszeit  wiedergewählt  werden. 

Im  Falle  einer  Erkrankung  oder  Abwesenheit  des  Präsidenten 
»der  seiner  Verzichtleistung,  seines  Todes  oder  seiner  Anitsentsetzung 
tritt  der  Präsident  der  Senatorenkammer  an  seine  Stelle  und  über- 
nimmt die  Funktionen  der  Exekutive.  Während  dieser  Zeit  ruhen 
seine  Rechte  und  Pflichten  als  Senator. 
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Vor  der  Wahl  des  Präsidenten  hat  die  Asamblea  General  das 
Jahresgehalt  desselben  festzusetzen,  das  während  der  Amtsperiode 
weder  erhöht  noch  herabgesetzt  werden  kann. 

Der  Präsident  ist  der  oberste  Chef  der  Verwaltung  der 
Republik.  Die  Aufrechterhaltnng  der  Ordnung,  der  Friede  im 
Innern  und  die  Sicherheit  nach  aussen  sind  seine  ersten  Pflichten. 
Hierzu  gehört  ihm  der  Oberbefehl  über  sämtliche  Truppen  zu  Lande 
und  zur  See,  den  er  nur  in  Übereinstimmung  mit  der  Asamblea 
General  ausüben  kann.  Ferner  stellt  ihm  zu,  den  Kammern  Gesetzes- 
entwürfe vorzulegen,  die  Ernennung  und  Entlassung  der  Staats- 
minister und  der  Staatssekretäre,  der  bürgerlichen  und  militärischen 
Beamten,  soweit  es  die  Verfassung  und  die  Gesetze  vorschreiben, 
und  in  Übereinstimmung  mit  der  Senatorenkammer  und,  wenn  diese 
nicht  tagt,  mit  der  ständigen  Kommission;  die  Ernennung  der 
diplomatischen  Vertreter,  der  Obersten  und  der  übrigen  höheren 
Offiziere.  Der  Präsident  kann  die  Beamten  absetzen,  jedoch  nur 
wegen  Unfähigkeit,  Nachlässigkeit  oder  wegen  eines  Vergehens. 
In  den  beiden  ersten  Fällen  in  Übereinstimmung  mit  dem  Senat 
oder  der  ständigen  Kommission  und  im  dritten,  nachdem  die  An- 
gelegenheit der  Justizverwaltung  unterbreitet  ist.  Er  kann  mit 
Kenntnis  des  Senats  Friedensverträge,  Allianzen,  Freundschafts-  und 
Handelsverträge  schliessen;  jedoch  bedarf  es  zu  deren  Gültigkeit 
der  Zustimmung  der  Asamblea  General;  er  übt  das  Patronat  aus 
und  erteilt  den  Bullen  das  Plazet.  Nach  Beschluss  der  Asamblea 
General  erklärt  er  den  Krieg,  nachdem  er,  ohne  der  Ehre  oder 
Unabhängigkeit  der  Republik  zu  schaden,  alle  Mittel  zur  Erhaltung 
des  Friedens  angewandt  hat.  Der  Präsident  hat  ausserdem  noch 
mehr  oder  minder  wichtige  Befugnisse,  von  denen  eine  zu  häufigen 
Debatten  Anlass  gegeben  hat  und  darin  besteht,  dass  er  über  die 
Mittel  und  Beschlüsse,  die  er  zur  Sicherheit  in  schwierigen  und  ernsten 
Fällen  auswärtiger  Gefahr  oder  innerer  Unruhen  anwendet,  un- 
verzüglich der  Asamblea  General  oder  der  ständigen  Kommission 
Rechenschaft  abzulegen  hat. 

Die  Gesetze,  die  die  Legislative  dem  Präsidenten  zugehen 
lässt,  hat  er  ohne  Verzug  zu  publizieren.  Ferner  liegt  ihnr  ob,  für 
die  Eingänge  der  Steuern  und  allgemeinen  Abgaben  und  für  deren 
Anlage  nach  Vorschrift  der  Gesetze  zu  sorgen. 

Der  Präsident  darf  das  Gebiet  der  Republik  während  seiner 
Amtspeiiode  und  auch  in  dem  ersten  Jahre  nach  Beendigung  der 
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Amtszeit  nicht  verlassen,  es  sei  denn  bei  zwingender  Not  und  mit 
Erlaubnis  der  Asamblea  General.  Er  kann  niemanden  seiner 
persönlichen  Freiheit  berauben,  es  sei  denn  bei  dringendem  Staats- 
interesse. Sein  Recht  beschränkt  sich  aber  auf  einfache  Freiheits- 
entziehung mit  der  Verpflichtung,  den  Arrestanten  innerhalb  vier- 
undzwanzig Stunden  den  ordentlichen  Gerichten  auszuliefern.  Er 
darf  nur  das  gesetzliche  Gehalt  auszahlen  lassen  und  kein  Amt 
verleihen  ohne  ministerielle  Gegenzeichnung. 

Der  Präsident  hat  das  Recht,  in  Übereinstimmung  mit  den 
Gesetzen  von  der  Todesstrafe  zu  begnadigen.  Er  kann  nur  während 
seiner  Amtsperiode  und  in  dem  ersten  Jahre  nach  Beendigung 
derselben  und  zwar  nur  vor  der  Kammer  der  Abgeordneten  angeklagt 
werden;  später  kann  er  niemals  wegen  seiner  Regierungshandlungen 
zur  Verantwortung  gezogen  werden. 

Abschnitt  8.  Dem  Präsidenten  stehen  verantwortliche  Staats- 
minister zur  Seite.  Um  Minister  werden  zu  können,  ist  erforderlich  . 
die  Eigenschaft  als  Bürger  durch  Abstammung  oder  durch  Gesetz 
nach  zehnjährigem  Aufenthalt  in  der  Republik  und  ein  Alter  von 
30  Jahren.  Die  Minister  haben  den  Kammern  auf  ihren  Wunsch 
Rechenschaft  und  Auskünfte  zu  geben.  Aus  keinem  Grunde  können 
sie  früher  als  6  Monate  nach  Amtsniederlegung  das  Staatsgebiet 
verlassen.  Während  dieser  Zeit  kann  noch  Anklage  gegen  sie 
erhoben  werden. 

Zur  Zeit  gibt  es  die  folgenden  fünf  Minister:  der  Regierung 
(des  Innern),  der  Finanzen,  des  Kriegs  und  der  Marine,  der  Bauten 
und  der  Landwirtschaft  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Abschnitt  9  enthält  die  Organisation  der  richterlichen  Gewalt 
Sie  setzt  sich  zusammen  aus  dem  obersten  Gerichtshofe,  den  Berufungs-' 
gerichten  und  den  Gerichten  erster  Instanz  in  der  Form,  wie  die 
einzelnen  Gesetze  es  bestimmen. 

Die  Asamblea  General  ernennt  die  Mitglieder  des  obersten 
Gerichtshofes,  die  ebenso  wie  die  übrigen  Mitglieder  der  richterlichen 
Gewalt  lebenslänglich  sind. 

Jedem  bürgerlichen  oder  handelsrechtlichen  Prozesse  muss  ein 
Vergleichsverfahren  vor  dem  Friedensrichter  voraufgehen.  Es  ist 
verboten,  dem  Angeklagten  den  Eid  abzunehmen,  die  Wahrheit  zu 
sagen.  Versäumnisverfahren  im  Strafprozess  gibt  es  nicht.  Fest- 
genommen weiden  kann  nur.  wer  auf  frischer  Tat  ertappt  wird 
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oder  gegen  den  fast  voller  Beweis  erbracht  ist,  aber  auch  nur  auf 
schriftlichen  Befehl  des  zuständigen  Richters.  Innerhalb  24  Stunden 
ist  der  Arrestant  vom  Richter  zu  verhören  und  innerhalb  48  Stuuden 
sind  die  Zeugen  in  Gegenwart  des  Angeklagten  und  seines  Verteidigers 
summarisch  zu  vernehmen.  Geheimes  Verhör  ist  nicht  mehr  gestattet. 
Jeder  Richter  ist  für  die  geringste  Verletzung  der  Rechte  der 
Bürger  und  für  jede  Abweichung  von  dem  gesetzlichen  Verfahren 
verantwortlich. 

Abschnitt  10  handelt  über  die  Regierung  und  die  Verwaltung 
der  Departements.  In  jedem  Hauptplatze  eines  Departements,  deren 
gibt  es  zurzeit  19,  residiert  ein  Vertreter  der  Exekutive  mit  dem 
Titel  Gefe  Politico.  Diese  politischen  Chefs,  die  von  der  Exekutive 
ernannt  werden,  müssen  Bürger  durch  Geburt  oder  durch  Gesetz 
sein,  in  der  Nähe  Grundeigentümer  im  Departement  und  über 
30  Jahre  alt  sein.  In  den  Hauptplätzen  des  Departements  bestehen 
Gemeinderäte,  die  sich  aus  den  umliegenden  Grundeigentümern 
zusammensetzen  und  allgemein  gewählt  werden.  Ihnen  liegt  ob, 
für  den  Elementarunterricht,  für  das  Gewerbe,  die  Wohlfahrt  der 
Departements  und  die  Beobachtung  der  Rechte  des  einzelnen  zn 
sorgen. 

Abschnitt  11  enthält  die  Erklärung  der  Rechte.  Die  Einwohner 
des  Staates  haben  das  Recht,  in  dem  Genüsse  ihres  Lebens,  ihrer 
Ehre,  Freiheit,  Sicherheit  und  ihres  Eigentums  geschützt  zu  werden. 
Niemand  darf  dieser  Rechte,  es  sei  denn  auf  gesetzlichem  Wege, 
beraubt  werden.  Sklaverei  und  Sklavenhandel  bleiben  verboten. 
Die  Menschen  sind  vor  dem  Gesetz  alle  gleich.  Nur  Talente  und 
Bürgertugenden  zeichnen  sie  untereinander  aus.  Keine  Behörde 
kann  Adelsprädikate,  Ehren  oder  erbliche  Auszeichnungen  verleihen. 
Handlungen,  die  die  öffentliche  Ordnung  nicht  stören,  noch  einem 
Dritten  schaden,  unterliegen  nur  dem  göttlichen  Richterspruch. 
Niemand  ist  verpflichtet,  zu  tun,  was  das  Gesetz  nicht  vorschreibt, 
noch  zu  unterlassen,  was  das  Gesetz  nicht  verbietet.  Das  Haus 
des  Bürgers  ist  unverletzlich.  Nur  mit  seiner  Erlaubnis  darf  es 
nachts  betreten  werden,  tags  nur  auf  ausdrücklichen  schriftlichen 
Befehl  des  zuständigen  Richters  und  in  den  gesetzlich  zugelassenen 
Fällen.  Niemand  kann  ohne  gesetzliches  Verfahren  bestraft  oder 
verbannt  werden.  In  den  Strafgerichten  sitzen  Geschworene.  Die 
Gefängnisse  dürfen   nie  zu  Martern,   sondern  nur  zu  Freiheits- 
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entziehungen  dienen.  Das  Geheimnis  der  Papiere  und  Briefe  ist 
unverletzlich.  Es  besteht  das  Recht  der  freien  Meinungsäusserung 
in  Wort  und  Schritt  nnd  das  Petitionsrecht  vor  jeder  Behörde. 
Die  persönliche  Freiheit  wird  nur  durch  Landesverrat  verwirkt. 
Das  Eigentum  ist  unverletzlich.  Nur  auf  Anordnung  der  bürger- 
lichen Behörden  und  gegen  eine  entsprechende  Entschädigung  kann 
jemand  zur  Hilfeleistung  für  die  Truppen  oder  zur  Einquartierung 
herangezogen  werden.  Der  Gewerbe-  und  Handelsbetrieb  ist  frei. 
Ebenso  herrscht  völlige  Freizügigkeit. 

Abschuitt  12  enthält  die  Vorschriften  über  die  Beobachtung 
der  alten  Gesetze,  über  die  Publikation,  Sanktion,  Interpretation  und 
Reform  der  Verfassung. 

Alle  Gesetze  seit  dem  Jahre  1830  sind  in  Kraft,  solange  sie 
nicht  von  der  Legislative  derogiert  worden  sind.  Sie  hat  das  aus- 
schliessliche Recht,  die  Verfassung  zu  interpretieren  und  zu  modi- 
fizieren. Zur  Verfassungsreform  ist  erforderlich,  dass  eine  Legislatur 
die  Reform  für  notwendig  erklärt,  die  folgende  die  Abänderungen 
klarlegt  und  die  dritte  Legislatur  sie  beschliesst. 

Die  Regiernngsform  kann  nur  in  einer  grossen  Asamblea 
General,  die  sich  aus  einer  doppelten  Anzahl  von  Senatoren  und  Ab- 
geordneten zusammensetzt  und  die  ausdrücklich  hierzu  gewählt  sind, 
abgeändert  werden. 

IL  Über  die  Reform  der  Verfassung. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  unsere  Verfassung  reform- 
bedürftig ist.  Nachdem  sie  über  70  Jahre  in  Kraft  gewesen  ist, 
inuss  sie  gleich  allem  anderen,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  modifiziert 
werden.  Dies  ist  bei  den  Fortschritten  des  Landes  seit  dem  Jahre  1830 
auch  gar  nicht  verwunderlich. 

Wie  ich  im  Anfang  meines  Referates  gesagt  habe,  ist 
unser  Staat,  was  Verfassungsfragen  angeht,  unter  allen  lateinisch- 
amerikanischen Ländern  am  konservativsten.  Als  Gegenstück  kann 
Mexiko  dienen,  das  seine  Verfassung  in  einem  Jahre  dreimal  modi- 
fiziert hat. 

Ich  glaube,  die  Tatsache,  dass  unser  Grundgesetz  sich  stets 
gehalten  hat  und  trotz  der  unruhigen  Zeiten  immer  geachtet  und 
respektiert  worden  ist,  selbst  in  den  schwierigsten  Momenten,  dass 
sie  ein  Schutz  für  die  Unterdrückten,  eine  Garantie  für  alle  Freiheiten 
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und  eine  sichere  Schranke  gegen  alle  schlechten  Regierungen  gewesen 
ist,  spricht  zu  unseren  Gunsten.  Rühmen  kann  sich  auch  unser 
Land,  dass  seine  Verfassung  mehr  Erfolge  gehabt  hat  als  die  anderer 
Staaten,  die  zwar  grösser  und  reicher  sind,  aber  nicht  solch  treffliche 
Institutionen  und  Gesetze  haben. 

Zu  manchen  ereignisreichen  Zeiten  haben  sich  die  Politiker 
von  Uruguay  mit  der  Verfassungsreform  beschäftigt,  aber  ans 
verschiedenen,  meist  politischen  Gründen  die  schwere  Arbeit  nicht 
zu  Ende  geführt.  Jetzt,  wo  im  Lande  ein  gesunder  Geist,  Friede 
und  Fortschritt  unter  einer  gerechten  und  vorwärts  strebenden 
Regierung  herrschen,  ist  es  Zeit,  die  Reform  in  Angriff  zu  nehmen. 

Die  Punkte,  um  die  sich  die  Reform  zu  bewegen  hat,  sind  im 
wesentlichen  folgende: 

Vollständige  Trennung  der  Kirche  vom  Staat. 

Reorganisation  der  Mnnizipalregierung.  Den  Verwaltungs- 
körpern der  Departements  müssen  umfangreichere  Befugnisse  bei- 
gelegt werden,  damit  sie  in  Wirklichkeit  munizipale  Regierungen 
werden.  Abgesehen  davon  haben  frühere  Gesetze  den  genannten 
Körperschaften  grössere  Befugnisse  gewährt,  als  die  Verfassung. 

Unentgeltlichkeit  der  Tätigkeit  eines  Senators  und  Abgeordneten. 
Als  Muster  diene  das  gewaltige  Deutsche  Reich  und  die  Über- 
zeugungen des  grossen  Meisters  Bismarck.  Ich  fasse  es  zusammen 
in  die  Worte:  Gesichert  war  die  Zukunft  des  Deutschen  Reiches,  als 
man  im  Reichstage,  wenn  auch  nur  mit  wenigen  Stimmen,  Bismarcks 
Idee  von  der  Unentgeltlichkeit  solcher  Ämter  triumphieren  sah. 
Das  Amt  eines  Gesetzgebers  darf  nur  als  eine  Auszeichnung  an  die 
besser  unterrichteten  Bürger  verliehen  werden,  aber  nicht  zum 
Geschäft  werden  für  gewissenlose  Elemente,  die  den  Leidenschaften 
der  Menge  schmeicheln. 

Den  Legislatoren  muss  das  Recht,  den  Präsidenten  der 
Republik  zu  wählen,  genommen  werden,  denn  sie  haben  wichtigere 
Gesetze  zu  geben,  als  Präsidenten  zu  ernennen.  In  der  Praxis  hat 
sich  herausgestellt,  dass  nicht  die  zu  Gesetzgebern,  die  sich  besonders 
dazu  eigneten,  gewählt  worden  sind,  sondern  die,  dJe  ßich  für  den 
einen  oder  den  anderen  Präsidentschaftskandidaten  erklärten. 

Die  Dauer  der  Präsidentschaft  muss  verlängert  werden.  Die 
Verfassung  bestimmt,  dass  die  Präsidenten  auf  vier  Jahre  gewählt 
werden.    Die  Erfahrung  lehrt  aber,  dass  diese  Zeit  viel  zu  kurz  ist, 
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und  dass  es  notwendig  ist.  die  aufregenden  Zeiten  der  Wahlagitationen 
möglichst  voneinander  zu  trennen. 

Die  Mandate  der  .Senatoren  und  Abgeordneten  müssen  ebenfalls 
aus  dem  gleichen  Grunde  verlängert  werden.  Jene  dauern  sechs, 
diese  nur  drei  Jahre.  Das  ist  zu  kurz.  Denn  zur  Zeit  der  Wahlen 
des  Präsidenten,  der  Senatoren  und  der  Abgeordneten  beschäftigt 
sich  das  ganze  Land  viel  zu  sehr  mit  Politik,  anstatt  zu  arbeiten. 

Den  Einwohnern  eines  jeden  Departements  müsste  eine  gewisse 
Teilnahme  an  der  Wahl  des  Gefe  politieo  des  betreffenden  Departements 
zugestanden  werden,  damit  diese  der  Majorität  der  Bürger  angehören, 
die  unter  ihre  Jurisdiktion  fallen. 

Der  Erwerb  des  Bürgerrechts  muss  den  Fremden  erleichtert 
werden.  Denn  spätere  tiesetze  haben  die  Bestimmungen  der  Ver- 
fassung, deren  Geist  liberaler  ist  als  jene,  ausser  Kraft  gesetzt. 
Ein  junges  Volk  mit  grossen,  noch  ungehobenen  Reichtümern,  mit 
fruchtbaren  Landstrecken,  die  von  Herden  bevölkert  und  von  Bergen 
,  und  unübertrefflichen  Weiden  bedeckt  sind,  mit  einem  äusserst 
günstigen  Wassernetze,  einem  milden  Klima  und  unter  der  Herrschaft 
liberaler  Gesetze  kann  nichts  vorteilhafteres  tun  als  Fremde  heran- 
ziehen und  mit  offenen  Armen  den  Mann  von  Wissen  und  Vermögen 
bei  sich  aufzunehmen,  der  ohne  Zweifel  bei  ihm  Glück  und  Wohl- 
stand finden  wird. 

B.  Gesetzgebung  1902. 

Referent:  Dr.  Jose  Pedro  Massora,  Advokat,  Montevideo. 

Übersetzung  von  Dr.  Roberto  KUck, 

Legationssekretär  der  dominikanischen  Republik,  Hauiburg. 

Abgesehen  von  verschiedenen  Verordnungen,  von  denen  einige, 
wie  die  über  den  Bau  des  Hafens  von  Montevideo,  über  den  Verkauf 
öffentlicher  Bauten,  über  die  Stempelung  und  Bezeichnung  von  Vieh, 
wichtig  sind,  ist  im  Januar  kein  Gesetz  sanktioniert  worden. 

Vom  6.  Februar  datiert  das  Gesetz,  das  die  Exekutive 
ermächtigt,  für  die  Erbauung  einer  Strafanstalt  für  400  Gefangene 
bis  zu  einer  Summe  von  2O00O0  Pesos  (ungefähr  eine  Million 
Reichsmark)  zu  verausgaben.  Zugleich  bestimmt  es,  dass  das 
bisherige  Gefängnis  nach  Überführung  der  Gefangenen  in  das  neue 
als  Untersuchungsgefängnis  und  Korrekt ionsanstalt  dienen  soll. 
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Unter  dem  18.  Febrnar  hat  die  Exekutive  verfügt,  dass  der 
Bauplan  für  das  neue  Gefängnis  von  dem  Nationaldepartement  der 
Ingenieure  nach  dem  Strahlensystem,  wie  es  von  demselben  Departe- 
ment und  von  dem  hygienischen  Staatsrat  beschlossen  worden  ist. 
ausgearbeitet  werde.  Ferner  schreibt  die  Vertilgung  unter  anderein 
vor,  dass  die  Arbeiten  in  40  Monaten,  der  doppelten  Zeit,  die  für 
die  Erbauung  des  Gefängnisses  für  Frauen  festgesetzt  war.  fertig- 
gestellt sein  müssen. 

Überdies  sind  im  Februar  verschiedene  Verordnungen  ergangen 
über  die  Revision  der  Immobiliarabgaben,  über  den  Telegraphendienst 
mit  Brasilien,  über  Reformen  bezüglich  des  Reglements  der  Universität 
Montevideo  und  andere  mehr. 

Am  21.  Mörz  ist  das  Gesetz  über  die  ausserordentlichen  Aus- 
gaben mit  dem  Nachtrag  über  den  Voranschlag  des  technischen 
Verwaltnngsbureans  des  Hafens  von  Montevideo  promulgiert  worden. 

Von  demselben  Tage  datiert  das  Gesetz,  das  die  Exekutive 
ermächtigt,  über  die  Summe  von  8000  Pesos  (40000  Reichsmark) 
als  Beitrag  zur  Errichtung  eines  Denkmals  für  den  General  Don 
Juan  A.  Lavallbja  iq  der  Stadt  Lavalleja  zu  verfügen. 

Mehrere  Dekrete  sind  erlassen  worden  bezüglich  der  Ver- 
besserung von  Wegen  nnd  Kanälen  zwecks  Einfuhr  von  Rindern, 
bezüglich  Viehzucht  und  Landwirtschaft. 

Unter  dem  2.  April  hat  die  Exekutive  den  Schiedsvertrag 
zwischen  Uruguay  und  Spanien  genehmigt  und  verfügt,  ihn  mit 
einer  Denkschrift  der  Asamblea  General  vorzulegen. 

Am  7.  April  hat  sie  gleichfalls  den  Schiedsvertrag  zwischen 
Uruguay  und  Argentinien,  Bolivien,  der  dominikanischen  Republik, 
Guatemala,  San  Salvador,  Mexiko,  Paraguay  und  Peru,  wie  er  auf 
dem  Panamerikanischen  Kongress  zu  Mexiko  gezeichnet  ist,  genehmigt. 

Am  17.  April  ist  ein  Gesetz,  betreffend  das  Gesundheitswesen 
zur  See.  erlassen  worden. 

Von  demselben  Tage  datiert  ein  Gesetz,  betreffend  die  Erlaubnis, 
einer  in  das  entsprechende  Register  aufgenommenen  öffentlichen 
Beurkundung  Zusatz-  oder  Interpretations-Klauseln  abseiten  der 
Parteien  hinzuzufügen. 

Das  Gesetz  vom  18.  April  ermächtigt  die  Exekutive. 
25000  Pesos  (125000  Reichsmark)  für  die  Gründung  von  Börsen 
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oder  für  die  Errichtung  von  Bauten  oder  deren  Verbesserungen  zur 
Erleichterung  der  Warendurchfuhr  in  den  Departements  zu  verwenden. 

Ebenso  sind  in  demselben  Monat  verschiedene  Verwaltungs- 
verordnungen bezüglich  der  Marktabgaben  und  der  Privatmärkte, 
sowie  Reformen  zum  Universitätsreglement  der  Studierenden  der 
Pharmazie-  und  Zahnheilkunde  und  Enteignungsverordnung«n  er- 
lassen worden. 

Am  5.  Mai  ist  ein  Postübereinkommen  mit  Italien  über  Ver- 
rechnungen der  Postverwaltungen  beider  Länder,  sowie  über  den 
Transit  der  Postsäcke  und  der  kleineren  Korrespondenz  zur  See, 
auf  den  Flüssen  und  zu  Lande  genehmigt  worden. 

Ein  Gesetz  vom  9.  Mai  mit  sehr  genauen  Ausftthrangs- 
bestimmungen  vom  16.  Mai  gestattet  freie  Einfuhr  von  Getreide 
zur  Aussaat  bis  zum  15.  Juli  desselben  Jahres. 

Ein  Gesetz  vom  24.  Mai  schiebt  die  Eintragungsfrist  in  den 
Registro  Civico  Permanente  in  dem  Departement  Minas  bis  zum 
zweiten  Sonntag  im  Juni  hinaus. 

Ferner  ist  in  demselben  Monat  die  Organisation  der  Ab- 
teilungen des  National-Mu8eums  beschlossen  worden,  sowie  die 
Ausserkurssetzung  der  Kupfermünzen,  die  gemäss  Gesetz  vom 
Dezember  1900  durch  Nickelstücke  ersetzt  worden  sind. 

Am  3.  Juni  ist  ein  Gesetz  sanktioniert  worden,  durch  das 
die  Verwaltungsbehörde  für  Ökonomie  in  Montevideo  der  Firma 
Mexditkguy  &  Co.  die  entsprechende  Konzession  zur  Anlegung  einer 
elektrischen  Bahn  von  der  Küste  von  Ramirez  und  Pocitos  über 
Prado  und  Sayago  nach  Villa  Colon  auf  65  Jahre  erteilt. 

Vom  10.  Juni  datiert  das  Gesetz  über  die  Immobiliarabgaben 
in  der  Hauptstadt  für  das  Jahr  1902  und  1903. 

Ein  Gesetz  vom  14.  Juni  verlängert  die  Eintragnngsfrist  in 
den  Registro  Civico  Permanente  in  den  Departements  Canelones  und 
Cerro  Largo  bis  zum  letzten  Sonntag  im  Juli. 

Ein  Gesetz  vom  19.  Juni  genehmigt  die  Errichtung  eines 
Denkmals  für  den  berühmten  Gelehrten  Jo.sk  Pkdro  Vabkla  und 
ermächtigt  die  Exekutive,  hierfür  2000  Pesos  (10000  Mark)  auf- 
zuwenden. 

Das  Gesetz  vom  27.  Juui  befugt  die  Exekutive,  für  den  Bau 
einer  Brücke  an  geeigneter  Stelle  über  den  Ji-Fluss  10000  Pesos 
(50000  Mark)  zu  verbrauchen. 
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Das  Gesetz  über  Stempelabgaben  und  Stempelpapier  für  das 
Jahr  1902—1003  datiert  vom  28.  Juni. 

Überdies  sind  noch  andere  Dekrete  erlassen  worden,  so  dus 
Reglement  der  Universität  und  das  über  die  Marken  und  die 
Bezeichnung  von  Vieh. 

Durch  Gesetz  vom  9.  Juli  wird  die  Abgabe  für  die  Beleuchtung 
der  Stadt  Lavalleja  (Minas),  sobald  sie  der  öffentlichen  Benutzung 
übergeben  ist,  festgesetzt. 

Ein  Gesetz  vom  11.  Juli  hebt  die  allgemeinen  theoretischen 
und  praktischen  Prüfungen  in  der  medizinischen  Fakultät  zur 
Erlangung  eines  Titels  als  Mediziner  und  Chirurg,  sowie  als  Apotheker 
auf,  ferner  diejenigen  in  der  juristischen  Fakultät  zum  Erwerb  eine> 
Titels  als  Advokat.  Auch  schafft  es  das  allgemeine  theoretische 
Examen  ab,  das  bislang  für  Notariats-Aspiranten  bestand,  und  die 
allgemeine  theoretische  Prüfung  in  der  mathematischen  Fakultät, 
deren  Ablegung  zum  Erwerb  eines  Titels  als  Brücken-  und  Strassen- 
Ingenicur,  als  Architekt  und  als  Landvermesser  erforderlich  war. 
Die  Einreichung  einer  Dissertation  wird  fakultativ,  und  die  Universität 
wird  für  die  drei  besten  freiwillig  eingelieferten  Arbeiten  Preise 
ausschreiben. 

Durch  Gesetz  vom  11.  Juli  wird  die  Summe  von  120000  Frs.. 
für  welche  die  Exekutive  einen  Dampfer  zur  Inspektion  der  Bauten 
im  Hafen  von  Montevideo  gekauft  hat,  bewilligt. 

An  demselben  Tage  ist  ein  anderes  GeBctz  sanktioniert  worden, 
das  die  Frist  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1900,  betreffend  Befreiung 
der  Compania  de  los  Establecimientos  Franceses  de  Minas  de  Oro 
del  Uruguay  in  Paris  mit  dem  Sitze  in  Cunapizü,  Departement 
Kivera,  von  Einfuhrzöllen,  um  zwei  Jahre  verlängert. 

Durch  ein  Gesetz  von  demselben  Datum  wird  in  den  Land- 
schulen der  Unterricht  in  den  Anfangsgründen  der  Viehzucht  und 
Landwirtschaft  für  obligatorisch  erklärt.  Zugleich  wird  bestimmt, 
dass  die  Generaldirektion  des  öffentlichen  Unterrichts  eine  Konkurrenz 
für  Arbeiten  über  den  Unterricht  in  diesen  Anfangsgründen  aus- 
schreiben soll,  und  dass  eine  Summe  von  je  2000  Pesos  (5000  AT.) 
für  die  beiden  besten  Arbeiten  auszusetzen  ist.  Die  prämiierten 
Arbeiten  werden  Eigentum  des  Staates. 

Am  22.  Juli  ist  das  Gesetz  sanktioniert  worden,  das  weitere 
Mittel  zur  Erbauung  eines  Parlanientshauses  bewilligt. 
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Auch  sind  in  demselben  Monat  Verwaltung- Verordnungen 
erlassen  worden:  eine  Uber  die  Jmmobiliarabgabe  in  der  Hauptstadt 
und  eine  über  die  Stempelung  und  das  Weiden  von  Rindvieh. 

Vom  7.  August  datiert  die  Ley  de  patentes  de  giro  in  der 
Hauptstadt  für  das  Jahr  1902  bis  1908. 

Am  27.  August  ist  das  Gesetz,  betreffend  den  Vertrag  zwischen 
U  ruguay  und  Spanien  über  schiedsrichterliches  Verfahren,  sanktioniert 
worden. 

Nach  Art.  1  verpflichten  sich  die  hohen  Parteien,  alle  Streitig- 
keiten unter  sich,  welcher  Art  und  welches  Ursprungs  sie  auch 
sein  mögen,  soweit  sie  nicht  Hestimmnngen  der  Verfassung  einer 
der  beiden  Länder  betreffen,  und  immer,  wenn  direkte  Verhandlungen 
zu  keiner  Einigung  führen,  einem  Schiedsgericht  zur  Entscheidung 
zu  unterbreiten. 

Gemäss  Art.  2  können  die  in  diesem  Verfahren  endgültig 
entschiedenen  Streitfragen  nicht  wieder  auf  Grund  dieses  Überein- 
kommens aufgerollt  werden.  In  einem  solchen  Streitfall  beschränkt 
sich  die  Zuständigkeit  des  Schiedsgerichts  auf  die  Entscheidung  der 
Fragen  über  die  Rechtskraft,  die  Auslegung  und  die  Vollstreck- 
barkeit der  Schiedssprüche. 

Der  Art,  ft  empfiehlt,  das  Schiedsrichteramt  einem  Staats- 
oberhaupte einer  der  spauisch-amerikanischen  Republiken  zu  übertragen 
oder  einem  Gerichtshof,  der  aus  Richtern  und  Sachverständigen 
Spaniens,  Uruguays  oder  der  spanisch-amerikanischen  Staaten 
zusammengesetzt  ist. 

Wenn  keine  Einigung  bezüglich  der  Ernennung  des  Schieds- 
gerichts erzielt  wird,  ist  dieses  dem  ständigen  internationalen  Schieds- 
gerichtshofe, wie  er  nach  den  Resolutionen  des  Haager  Kongresses 
von  1899  gebildet  ist,  zu  unterbreiten  und  gemäss  Kapitel  3  genannter 
Resolutionen  zu  verfahren. 

Nach  Art.  8  läuft  dieses  Übereinkommen  nach  Ratifikation 
10  Jahre  und,  falls  nicht  1  Jahr  vor  Ablauf  dieser  Frist  eine  der 
hohen  Parteien  ihn  gekündigt  hat,  stets  1  Jahr  länger  mit  ein- 
jähriger Kündigungsfrist. 

Überdies  sind  im  August  noch  wichtige  Verwaltungsverord- 
nungen erlassen  worden  und  zwar  bezüglich  der  Ausbaggerung  der 
Ufer  von  Montevideo,  bezüglich  der  Staatsbeamten,  bezüglich  der 
Post  und  der  Telegraphie  und  des  Hafens  von  Montevideo. 
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Im  Monat  September  ist  kein  Gesetz  gegeben  worden,  wohl 
aber  Verordnungen,  betreffend  den  Hafen  von  Montevideo  und  die 
elektrische  Beleuchtung  in  Minas.  Eine  Postkonvention  mit  Italien 
ist  gezeichnet  worden,  die  einige  Schwierigkeiten  in  der  Auslegung 
mehrerer  Bestimmungen  des  Weltpostvertrages  beseitigt,  Ferner 
ist  Montevideo  als  alleiniger  Einfuhrplatz  für  männliche  Zuchttiere 
erklärt  worden.  Auch  sind  Dekrete,  betreffend  den  Schutz  der 
Kirchen,  betreffend  die  Ferien  in  den  Landschulen  und  die  Schul- 
inspektion, erlassen  worden. 

Am  2.  Oktober  ist  der  Vertrag  über  das  schiedsrichterliche 
Verfahren  sanktioniert  worden,  wie  er  am  29.  Januar  1902  in 
Mexiko  zwischen  den  Bevollmächtigten  von  Argentinien,  Bolivien, 
Guatemala,  San  Salvador,  der  dominikanischen  Republik,  von  Mexiko, 
Paraguay,  Peru  und  Uruguay  abgeschlossen  worden  ist. 

Nach  Art.  1  verpflichten  sich  die  Kontrahenten,  alle  ihre 
Streitigkeiten,  die  auf  diplomatischem  Wege  nicht  beigelegt  werden 
können  und  die  nach  dem  Urteil  eines  der  interessierten  Staaten 
weder  die  Unabhängigkeit  noch  die  nationale  Ehre  angehen,  einem 
Schiedsgerichte  zur  Entscheidung  zu  übertragen. 

Der  Art.  2  fuhrt  aus,  dass  als  Angelegenheiten,  welche  die 
Unabhängigkeit  und  die  nationale  Ehre  betreffen,  nicht  anzusehen 
sind  Streitfragen  über  Privilegien  der  diplomatischen  Vertreter,  über 
Grenzen,  über  Rechte,  welche  die  Schiffahrt  angehen,  und  über  die 
Rechtskraft,  Auslegung  und  Anwendung  von  Verträgen. 

In  dem  Absatz  3a  verpflichten  sich  die  Parteien,  alle  Kontro- 
versen, die  unter  diesen  Vertrag  fallen,  dem  ständigen  Schieds- 
gerichtshofe, wie  er  nach  der  Haager  Konvention  vom  29.  Juli  1899 
eingesetzt  ist,  zur  Entscheidung  zu  unterbreiten,  es  sei  denn,  dass 
einer  der  Interessenten  einen  besonderen  Gerichtshof  wünscht.  Im 
Falle  der  Anrufung  des  ständigen  Schiedsgerichtshofes  im  Haag 
sind  die  Vorschriften  der  genannten  Konvention  bezüglich  der 
Organisation  des  Schiedsgerichtes,  wie  des  Verfahrens  desselben 
massgebend. 

Die  Art,  4  und  5  sehen  den  Fall  vor,  in  welchem  auf  Wunsch 
einer  Partei,  oder  weil  der  ständige  Schiedsgerichtshof  im  Haag 
eine  Entscheidung  abgelehnt  hat,  ein  besonderes  Schiedsgericht  zu 
bilden  ist.  Auch  treffen  sie  für  diesen  Fall  Vorschriften  über  das 
Verfahren  und  die  anzuwendenden  Sprachen  und  nuter  anderem 


Digitized  by  Googl 


Jost  Peoro  Masskka:  l'ruguay.  1799 

~- 

darüber,  dass  sich  daß  besondere  Schiedsgericht  aus  drei  Richtern 
zusammensetzt,  von  denen  jede  Partei  einen  ernennt,  und  diese 
beide  einen  Obmann  wählen. 

Der  Art.  6  schreibt  vor,  dass  bei  einem  ernsten  Zwischenfall 
oder  einem  Konflikte  zwischen  zweien  oder  mehreren  Kontrahenten 
eine  oder  mehrere  der  befreundeten  Mächte,  soweit  es  irgendwie 
angängig  ist,  um  ihre  guten  Dienste  (bons  Offices)  «»der  ihre  Ver- 
mittelung  (mediation)  zu  ersuchen  sind. 

Die  Art.  7 — 11  behandeln  die  Intervention  dritter  Mächte. 

Der  Art.  12  empfiehlt  den  streitenden  Mächten,  wenn  eine 
friedliche  Beilegung  durch  das  Erbitten  oder  durch  die  Annahme 
der  Vermittlung  eines  befreundeten  Staates  nicht  hat  herbeigeführt 
werden  können,  eine  dritte  Regierung  zu  ersuchen,  dass  sie  mit 
einer  solchen,  die  von  dem  anderen  streitenden  Teile  darum  gebeten 
worden,  in  direkte  Verhandlungen  tritt,  um  einen  Bruch  der 
friedlichen  Beziehungen  zueinander  zu  vermeiden.  Während  dieser 
Verhandlungen,  die  nicht  länger  als  einen  Monat  dauern  dürfen,  es 
sni  denn,  dass  eine  längere  Frist  vereinbart  worden  ist,  enthalten 
sich  die  streitenden  Parteien  jedes  direkten  Verkehrs  untereinander. 
Der  Streitfall  wird  ausschliesslich  von  den  vermittelnden  Mächten 
behandelt.  Wenn  diese  den  Streit  nicht  beilegen  können,  ersuchen 
sie  eine  dritte  Regierung  um  Vermittetnng.  Diese  dritte  kann, 
selbst  wenn  die  freundlichen  Beziehungen  der  Parteien  vollständig 
aufgeholten  sind,  jede  Gelegenheit  wahrnehmen,  um  sie  wieder  her- 
zustellen. 

In  dem  Art.  13  erklären  die  unterzeichneten  Republiken,  es 
sei  wünschenswert,  dass,  wenn  sich  die  Parteien  auf  diplomatischem 
Wege  nicht  einigen  könnten,  sie  eine  internationale  Untersuchung^ 
kommission,  wenn  irgend  angängig,  einsetzten,  welche  nach  un- 
parteiischer und  sorgfältiger  Prüfung  den  Streit  zu  klären  und  bei- 
zulegen vorbereitet. 

Die  Art.  14—19  behandeln  die  Art  der  Einsetzung  und  die  Be- 
fugnisse dieser  Untersuchungskommission. 

Der  Art.  20  bestimmt,  dass  dieser  Vertrag  ältere  Konventionen 
der  vertragschliessenden  Mächte,  soweit  sie  sich  noch  ausführlicher 
auf  ein  schiedsrichterliches  Verfahren  beziehen,  nicht  ausser  Kraft 
setzt,  noch  schiedsrichterliche  Vereinbarungen  für  bereits  bestimmte 
Fälle  oder  für  solche,  in  denen  schon  verhandelt  wird,  abändert. 
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Nach  Art,  21  tritt  der  Vertrag  auch  ohne  Auswechselung  der 
Ratifikationen  in  Kraft,  sobald  drei  der  unterzeichneten  Mächte  ihre 
Genehmigung  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Mexik«. 
mitgeteilt  haben.  Die  mexikanische  Regierung  setzt  hiervon  die 
übrigen  in  Kenntnis. 

Dem  letzten  Art.  22  gemäss  können  Mächte,  die  den  Vertrag 
nicht  unterzeichnet  haben,  zu  jeder  Zeit  demselben  beitreten.  Auch 
kann  jede  Signatarmacht  den  Vertrag  kündigen,  jedoch  nur  mit  der 
Wirkung  für  sich  selbst  und  mit  einjähriger  Kündigungsfrist.  Wenn 
sich  der  kündigende  Staat  in  einem  Streitfalle  befindet,  ist  die 
Kündigung  in  bezug  auf  diesen,  auch  wenn  er  nicht  beigelegt  ist. 
wirkungslos. 

Am  17.  Oktober  ist  die  Ley  de  patentes  de  rodados  für  das 
.lahr  1902/1903  sanktioniert  worden. 

Von  demselben  Tage  datiert  ein  Gesetz  über  die  Ausfuhr  von 
konserviertem  Fleisch.  Nach  Art.  1  wird  den  Fabrikanten  uud 
Exporteuren  von  konserviertem  Fleisch  Befreiung  von  Einfuhrzöllen 
auf  Maschinen,  Materialien  und  alle  Waren,  die  zur  Fabrikation 
und  zur  Verpackung  nötig  sind,  gewährt.  Nach  Art.  2  ist  die  Aus- 
fuhr von  konserviertem  Fleisch  auf  5  Jahre,  vom  Tage  der  Promul- 
gation des  Gesetzes  gerechnet,  vom  Ausfuhrzoll  frei.  Nach  Ablauf 
der  5  Jahre,  so  bestimmt  Art.  3,  beträgt  der  Ausfuhrzoll  0,1  (>  Dollar 
für  100  Kilo  für  wenigstens  3  Jahre  und  bis  zu  einem  neuen 
Regierungsbesehluss.  Nach  Art.  5  werden  diese  Befreiungen  nicht 
durch  die  Zusatzverordnnng  vom  7.  November  1899,  betreffend  die 
Erbauung  des  Hafens  von  Montevideo,  berührt. 

Auch  sind  in  diesem  Monat  Verordnungen  der  Regierung 
ergangen,  so  über  die  Ernennung  von  Universitätsprofessoren,  über 
die  Zulassung  von  Eingewanderten,  über  die  Einführung  der  Ley  de 
patentes  de  rodados,  über  das  Verfahren  bei  öffentlichen  Ver- 
steigerungen, Statuten  und  Generalreglement  des  staatlichen  Leih- 
hauses und  andere  mehr. 

Durch  Gesetz  vom  21.  November  ist  der  Voranschlag  des 
technischen  Verwaltungsbureaus  des  Hafens  von  Montevideo,  wie  er 
von  dem  Ingenieur  E.  Kumkr  auf  55388  Pesos  (275000  M.)  beziffert 
ist,  genehmigt  worden. 

Ausserdem  sind  im  November  mehrere  Verfügungen  erlassen 
worden,  die  sich  auf  den  Hafen  von  Montevideo  beziehen,  über  die 
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endgültige  Regelung  der  .Schwierigkeiten  mit  der  Unternehmer- 
gesellsehaft.  über  die  Versicherung  und  die  Verwendung  des  Bau- 
materials und  der  Baggermaschinen,  Uber  den  Platz,  den  Arbeits- 
plan, über  die  Abnahme  und  Bezahlung  der  Materialien. 

Abgesehen  von  dem  Gesetz  über  die  Im  mobiliarabgaben  in  den 
Departements  an  der  Küste  und  im  Innern  für  1902  1903,  das  am 
10.  Dezember  sanktioniert  ist,  sind  unter  anderem  im  Dezember 
noch  das  Ausfübrungsreglement  hierzu  und  die  Einführungsverordnung 
zu  der  Ley  de  patentes  de  giro  im  Innern  erlassen  worden. 
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Vereinigte  Staaten  von  Nord-Amerika. 

Referent :  Frederik  Jesup  Stimson,  Councellor  at  Law,  Boston. 

Übersetzung  von  Dr.  Viktor  Schneider, 

Juxtlzrat.  Rechtsanwalt  nud  Notar,  Berlin. 

Gesetzgebung  1899—1901. 

Da  das  Jahr  1899  in  meinem  letzten  Aufsatz  nur  teilweise 
bearbeitet  wurde  und  die  Gesetzgebung  für  1901  bereits  heraus- 
gekommen ist,  beträgt  der  Zeitraum,  welcher  in  diesem  Artikel 
behandelt  wird,  etwas  mehr  als  zwei  Jahre.  Dieser  Artikel  ist 
aufgebaut  auf  den  hervorragend  guten  Abhandlungen  über  Ge- 
setzgebung, welche  seitens  der  Universität  New  York  in  Albany; 
N.  Y.,  unter  Aufsicht  von  Melvil  Dkwey  und  des  Bibliothekars 
Kokkkt  H.  Witten  veröffentlicht  werden.  Die  Erläuterungen  rühren 
natürlich  von  mir  her.  Es  empfiehlt  sich,  bei  den  einzelneu 
Gegenständen  der  Einteilung  zu  folgen,  welche  in  den  in  bezug 
genommenen  Jahresübersichten  gemacht  ist,  und  so  teile  ich  «las 
gesamte  Gebiet  der  Gesetzgebung  wie  folgt  ein: 

1.  Öffentliche  Moral;  2.  Erziehung;  3.  Politische  Bestimmungen. 
4.  Arbeit;  5.  Korporationen;  6.  Finanzen;  7.  Eigentums-  und  Kontrakts- 
rechte;  8.  Vermögen  von  Verstorbenen  und  Mündeln;  9.  Justiz- 
verwaltung; 10.  Staats-  und  Kommunal  Verwaltung;  11.  Militärische  Be- 
stimmungen; 12.  Wohltätigkeitseinrichtnngen ;  13.  Strafeinrichtuugen , 
14.  Versicherungswesen:  l.r>.  Transport-  und  Verbindungsmittel: 
10.  Öffentliche  Gesundheit  und  Sicherheit;  17.  Handel,  Industrien, 
Bergwerksbetrieb;  18.  Landwirtschaft;  19.  Jagdreehte  und  Fischerei. 

Von  diesen  Gegenständen  sind  nur  die  ersten  sieben  von 
allgemeinem  Interesse  für  Gelehrte,  die  sich  mit  der  vergleichenden 
Gesetzgebung  befassen;  indessen  werden  auch  die  hauptsächlichen 
Gesetze,  die  unter  die  anderen  Kapitel  fallen,  an  den  betreffenden 
Stellen  berücksichtigt  werden. 
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1.  Öffentliche  Moral. 

Es  macht  sich  fortgesetzt  die  Tendenz  geltend,  die  Altersstufe 
zu  erhöhen,  in  welcher  eine  Eheschliessnng  zulässig  ist,  und  noch 
mehr,  das  sogen.  Konsensalter  zu  erhöhen,  d.  h.  dasjenige  Alter,  vor 
dessen  Erreichung  geschlechtliche  Beziehungen  mit  einem  Mädchen 
den  männlichen  Teil  des  Verbrechens  der  Notzucht  schuldig  machen. 
Es  macht  sich  zum  erstenmal  eine  merkwürdige  Tendenz  dahin 
geltend,  die  Freiheit  der  Eheschliessung  einzuschränken.  Dies  ist 
jedenfalls  ein  merkwürdiges  Beispiel  von  Zwangsbestimmnngen, 
welche  im  Interesse  der  guten  Moral  hauptsächlich  infolge  des 
weiblichen  Einflusses  auf  die  Gesetzgebung  verlangt  werden,  und  es 
wird  von  Interesse  sein,  das  praktische  Resultat  dieser  Bewegung 
zu  beobachten.  Beispielsweise  ging  im  Senat  von  North  Dakota  ein 
Gesetzentwurf  durch,  durch  welchen  die  Erlangung  einer  Ehelizenz 
von  einer  vorgängigen  ärztlichen  Untersuchung  abhängig  gemacht 
werden  sollte.  Der  Gesetzesvorschlag  wurde  jedoch  nicht  zum  Gesetz. 
Ähnliche  Massregeln  sind  neuerdings  in  einer  ganzen  Anzahl  von 
gesetzgebenden  Körperschaften  eingeführt  worden.  Ein  Gesetz  des 
Staates  Michigan  (vom  Jahre  1899,  Kap.  247)  schreibt  vor,  „dass 
keine  Person,  welche  mit  Syphilis  oder  Tripper  aftiziert  ist  und 
von  diesen  Krankheiten  nicht  geheilt  ist,  fähig  sein  soll,  eine  Ehe 
einzugehen".  Die  Strafe  für  Zuwiderhandlung  besteht  in  einer 
Geldstrafe  von  500  Sh.  bis  zu  1000  Sh.  oder  Gefängnisstrafe  von  nicht 
mehr  als  fünf  Jahren  oder  aus  beiden  Strafen  zusammen.  Bei  Straf- 
verfolgungen können  Ehemann  und  Ehefrau  gegeneinander  als  Zeugen 
auftreten  und  kann  der  behandelnde  Arzt  gezwungen  werden,  Zeugnis 
abzulegen.  Eine  bemerkenswerte  Reform  in  der  Ehegesetzgebung 
war  das  Vorgehen  des  Staates  New  York,  in  welchem  die  sogen, 
gemeinrechtliche  Ehe  abgeschätzt  wurde,  d.  h.  die  alte  gesetzliche 
Bestimmung  (wahrscheinlich  aus  Schottland  hergeleitet),  nach  welcher 
ein  Mann  und  eine  Frau,  welche  die  ehelichen  Beziehungen  unter- 
einander selbst  für  eine  kurze  Zeitperiode  anerkennen,  ohne  weitere 
Förmlichkeiten  als  miteinander  verheiratet  angesehen  wurden.  Dies 
führte  zu  vielen  .Missbräuchen,  welche  aus  den  unbegründeten  An- 
sprüchen von  Frauen  herrührten,  welche  behaupteten,  mit  irgend 
einem  Mann,  mit  dem  sie  Beziehungen  gehabt  haben,  verheiratet 
gewesen  zu  sein.  Solche  Ansprüche  wurden  häutig  erst  nach  dem 
Tode  des  Mannes  erhoben,  so  dass  dadurch  Stellung  und  Erbschaft 
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seiner  Witwe  und  Kinder  gefährdet  wurden.  Das  neue  Gesetz  des 
Staates  New  York  vom  Jahre  1901,  Kap.  339,  sehreiht  vor.  dass 
keine  solche  Ehe  anerkannt  werden  soll,  es  sei  denn,  dass  Mann 
und  Frau  eine  diesbezügliche  Erklärung  bei  dem  zuständigen 
Urkundenregistrator  der  betreffenden  Grafschaft  unterzeichnen  und 
dort  haben  eintragen  lassen.  Irgend  welche  Zeremonie  vor  einem 
Geistlichen  oder  Priester  oder  selbst  einem  Friedensrichter  bleibt 
auch  jetzt  noch  überflüssig,  vorausgesetzt,  dass  diese  Förmlichkeit 
erfüllt  wird.  Louisiana  (Gesetz  von  1900,  Kap.  120)  verbot  die 
Eheschliessnng  zwischen  Cousins  und  Cousinen  ersten  Grades.  Das 
Gesetz  wurde  indessen  als  nicht  verfassungsmässig  erklärt,  weil  es 
nicht  in  gehöriger  Weise  zustande  gekommen  war.  Im  Jahre  1901 
verbot  der  grosse  Staat  Pennsylvanien  (Kap.  291,  Gesetz  von  1901» 
ebenfalls  die  Eheschliessung  zwischen  Vettern  und  Basen  ersten  Grades 
und  erklärte  alle  solche  Ehen  nach  dem  I.  Januar  1902  für  ungültig. 

Im  Jahre  1901  (Kap.  234)  ging  Minnesota  noch  einen  Schritt 
weiter  als  selbst  die  Staaten  Michigan  und  North  Dakota  und  verbot 
Eheschliessungen  zwischen  epileptischen,  geistesschwachen  und  geistes- 
kranken Personen,  es  sei  denn,  dass  die  Frau  über  45  Jahre  alt  ist. 

Ehescheidung. 

Es  macht  sich  fortgesetzt,  eine  Tendenz  dahin  geltend,  das 
Recht  über  diesen  Gegenstand  möglichst  genau  zu  fixieren.  Die 
Staaten  verbessern  im  grossen  und  ganzen  ihre  Gesetzbücher,  so  dass 
z.  B.  Personen,  welchen  Ehebruch  mit  einer  anderen  Person  zur  Last 
gelegt  wird,  die  Tatsache  vor  dem  Ehescheidungsgerichtshof  be- 
streiten können,  selbst  in  dem  Fall,  wenn  der  beklagte  Ehemann 
oder  die  Frau  nicht  erscheint.  Florida  (1901,  Kap.  88)  und  Idaho 
(1899,  S.  232)  haben  Ehescheidungen  in  Fällen  von  Geisteskrankheit 
gestattet.  Der  erstere  Staat  hat  das  Gesetz,  wie  ganz  notorisch 
ist.  erlassen,  um  den  speziellen  WTünschen  eines  der  Senatoreu 
des  Staates  nachzukommen,  und  dieser  hat  denn  auch  prompt  davon 
Gebrauch  gemacht  und  sich  wieder  verheiratet.  Die  Bemühungen 
der  Kommissare  zur  Unifizierung  des  Rechts  haben  gute  Früchte 
getragen,  und  sind  dadurch  die  Einzelstaaten  veranlasst  worden,  ihre 
Prozessreehte  in  Ehescheidungssachen  zu  modifizieren,  so  dass  eine 
Ehescheidung  gegen  eine  Partei,  welche  ans  dem  Staate,  wo  die 
Sache  zur  Verhandlung  kommt,  abwesend  ist.  nicht  bewilligt  werden 
kann,  ohne  dass  nachgewiesen   wird,  dass   eine  tatsächliche  Be- 
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naehrichtung  einer  solchen  Person  irgendwo  zugestellt  worden  ist. 
Dolose  Verabredungen  zwischen  einem  Ehemann  und  einer  anderen 
Person  dahin  gehend,  die  Ehefrau  zu  veranlassen.  Ehebruch  zu  be- 
gehen, wird  im  Staate  Virginia  als  Vergehen  bestraft. 

Im  Jahre  1901  (Kap.  71)  erliess  North  Dakota  ein  Gesetz,  in 
welchem  festgesetzt  wird,  dass  unheilbare  Geisteskrankheit  kein  Grund 
zur  Ehescheidung  ist.  Die  Gesetzgebung  von  North  Dakota  setzt 
sich  damit  in  Widerspruch  mit  dem  Torgehen  des  Staates  Florida, 
welches  vorstehend  erwähnt  ist. 

Es  wird  im  allgemeinen  als  Cbertretung  oder  selbst  als  Ver- 
gehen behandelt,  wenn  Eltern  oder  ein  Ehemann  Kinder  oder  die 
Ehefrau  verlassen  oder  zu  unterstützen  unterlassen,  wenn  sie  dazu 
in  der  Lage  sind  (Illinois  1901,  S.  1:  Minnesota  1*91,  S.  ttl6;  Ohio 
1900.  S.  10.")).  Eine  von  ihrem  Ehemann  verlassene  Frau  hat  be- 
züglich der  Obhut  über  die  minderjährigen  Kinder  dieselben  Kechte, 
welche  sie  haben  würde,  wenn  der  Ehemann  verstorben  wäre 
(Wisconsin  1901.  g  328). 

— 

Berauschende  Getränke. 

Süd-Dakota  genehmigte  im  Jahre  1898  eine  Änderung  der 
Verfassung  dahin  gehend,  dass  die  Herstellung  und  der  Verkauf  von 
geistigen  Getränken  ausschliesslich  unter  Staatskontrolle  stehen  und 
von  bezahlten  Agenten  ausgeübt  werden  sollte.  Die  Legislatur  von 
1899  lehnte  es  ab,  dies  System  durch  Gesetz  in  Wirksamkeit  zu 
setzen,  und  unterwarf  den  Vorschlag  im  Jahre  1900  im  November 
einer  Volksabstimmung,  durch  welche  diese  Anordnung  wieder  auf- 
gehoben werden  sollte.  Eine  solche  erfolgte  tatsächlich  bei  der  Ab- 
stimmung in  diesem  Jahre  und  wurde  die  Anordnung  aufgehoben. 
Der  Verkauf  von  geistigen  Getränken  durch  öffentliche  Agenten 
wurde  zuerst  in  Athens,  Georgia  im  Jahre  1889  eingeführt  und  wurde 
inzwischen  auch  von  South  Carolina  im  Jahre  1892  angenommen. 
Der  Staat  Alabama  hat  Grafschaften,  Städten  und  Ortschaften  die 
Ermächtigung  erteilt,  solche  Staatsanstalten  einzurichten. 

Es  ist  sehr  üblich,  die  Herstellung  und  den  Verkauf  von 
geistigen  Getränken  innerhalb  eines  gewissen  Abstände«  von  einer 
Kirche  oder  Schule  zu  verbieten  (South  Carolina  1901,  Kap.  397: 
Illinois  1901,  S.  U>r>;  New  York  1901.  Kap.  0*>4).  Im  allgemeinen 
kann  man  sagen,  dass  die  Gesetzgebung  bezüglich  dieses  Gegen- 
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Standes  eher  dahin  neigt,  eine  sogen.  Volksabstimmung  über  die  Er- 
teilung von  Schankkonzessionen  einzuführen,  als  die  geistigen  Ge- 
tränke absolut  zu  verbindern  (Florida  1901,  Kap.  46;  MassachusettÄ 
1901,  Kap.  116;  New  York  1900,  Kap.  367).  Aber  die  moralischen 
Empfindungen  des  amerikanischen  Volkes  sind  gerade  bei  diesem 
Gegenstande  so  tütig,  dass  eine  ganze  Masse  von  gesetzgeberischen 
Bestimmungen  jedes  einzelne  Jahr  hervorspriessen.  Es  ist  aber  kaum 
der  Mühe  wert,  in  diesem  Artikel  dies  mehr  als  anzudeuten.  In 
einzelnen  Staaten  kann  in  Fällen,  in  denen  der  Ehemann  es  unter- 
lasse seine  Familie  zu  erhalten,  die  Ehefrau  eine  Benachrichtigung 
an  die  Inhaber  von  Schanklokalen  zustellen,  um  von  diesen  eventuell 
Schadenersatz  zu  fordern,  falls  nach  der  Benachrichtnng  an  einen 
solchen  Ehemann  geistige  Getränke  von  derjenigen  Person  verkauft 
werden,  welcher  eine  solche  Benachrichtigung  zugestellt  worden  ist. 
Der  Verkauf  von  geistigen  Getränken  an  Minderjährige  ist  in  vielen 
Staaten  verboten  (Jowa  1900,  Kap.  67;  Arkansas  1901,  Kap.  95  und 
Rhode  Island  1901,  Kap.  807)  und  manchmal  wird  der  Verkauf  von 
geistigen  Getränken  an  eine  bereits  betrunkene  Person  zu  -einem 
öffentlichen  Vergehen  gestempelt  (Jowa  1900,  Kap.  67).  Fast  alle 
Staaten  haben  Gesetze  erlassen,  nach  welchen  es  als  eine  Über- 
tretung bestraft  wird,  Zigaretten  an  Minderjährige  zu  verkaufen 
(z.  B.  Massachusetts  1901,  Kap.  373).  Einzelne  der  Staaten  haben 
sogen.  Feierabend-Gesetze  erlassen,  in  welchen  Städte  und  Ort- 
schaften ermächtigt  werden,  Kindern  unter  einem  gewissen  Alter  den 
Aufenthalt  auf  den  Strassen  nach  einer  bestimmten  Abendstunde  zu 
untersagen  (Connecticut  1899,  Kap.  217). 

2.  Erziehung. 

Es  ist  eine  wohlbekannte  Tatsache,  dass  die  Praxis  der 
amerikanischen  Staaten  dahin  geht,  eine  gewöhnliche  Erziehung,  und 
zwar  einschliesslich  der  Gymnasien  und  Akademien,  frei  zu  gewähren. 
Es  ist  dies  Gesetz  in  jedem  einzelnen  Staate  der  Union  und  werden 
solche  Schulen  in  jedem  Staate  erhalten,  allerdings  sind  derartige 
Anstalten  im  Nord-Osten  und  Osten  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
wöhnlich vollständiger  und  besser.  Mehr  als  ein  Drittel  der  Steuern, 
welche  in  den  Städten  und  Ortschaften  Neu-Englands  erhoben  werden, 
werden  den  Ausgaben  für  öffentliche  Schulen  gewidmet.  Im  Süden 
wird  ganz  allgemein  das  Verlangen  gestellt,  dass  Schulen  für  Neger 
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und  weisse  Kinder  getrennt  gehalten  werden.  Industrielle  Erziehung 
wird  manchmal  frei  gewährt,  aber  gewöhnlich  nur  in  den  grossen 
Städten  des  Nord-Ostens.  Derartige  Industrieschulen  begegnen  jedoch 
meistenteils  dem  Widerspruch  der  Gewerbevereine. 

In  Idaho  (1901,  S.  85)  wird  als  Übertretung  bestraft,  wenn 
Eltern  oder  Vormünder  ihre  Kinder  im  Alter  von  5 — 18  Jahren 
nicht  zur  Schule  schicken,  sofern  Wohnung,  Nahrung  und  Kleidung 
von  dem  Staat  oder  den  Vereinigten  Staaten  gewährt  werden.  In 
den  meisten  Staaten  müssen  Kinder  in  dem  Alter  von  7 — 14  oder 
15  Jahren  zur  Schule  gehen  und  können  Kinder  im  allgemeinen 
während  dieses  Schulalters  in  industriellen  Unternehmungen  nicht 
beschäftigt  werden,  ausser  in  den  Ferien  oder  wenn  die  Familie  in 
Not  ist.  Im  allgemeinen  werden  Schulbücher  seitens  des  Staates 
oder  der  Behörden  frei  geliefert.  Viele  Staaten  haben  jetzt  Staats- 
Universitäten  und  einzelne  Staats-Industrieschnlen.  Seminare  für  die 
Erziehung  von  Lehrerinnen  sind  sehr  üblich.  Der  Niedergang  des 
Leb rlingssy stems  hat  den  Anlass  gegeben,  dass  vielfach  Hand- 
fertig'solts-Unterrichtsanstalten  verlangt  werden. 

3.  Politische  Bestimmungen. 

Die  merkwürdigen  Versuche  der  Süd-Staaten,  die  Neger  vom 
Stimmrecht  auszuschiiessen,  dürfen  in  einer  Übersicht  nicht  über- 
gangen werden,  obwohl  dieser  Aufsatz  in  erster  Linie  nur  der 
juristischen  Gesetzgebung  gewidmet  ist.  Fast  alle  Süd-Staaten 
haben  Gesetze  erlassen,  welche  dieses  Resultat  anstreben,  und  wird 
dasselbe  gewöhnlich  dadurch  erreicht,  dass  die  Wähler  einer  Er- 
ziehungsprobe unterzogen  werden,  welche  die  Schwarzen  nicht 
bestehen  können  und  über  welche  die  Weissen,  durch  das  Entgegen- 
kommen der  Beamten,  welche  die  Sache  zu  leiten  haben,  hinweg- 
kommen können.  Vielfach  besteht  auch  der  sogen.  „Grossvater- 
Paragraph",  d.  h.  ein  Paragraph,  welcher  bestimmt,  dass  das  neue 
einschränkende  Wahlrecht  keine  Anwendung  auf  Personen  finden 
soll,  welche  ein  Wahlrecht  bereits  im  Jahre  1868  hatten  (d.  h.  zur 
Zeit  der  Emanzipations-Proklamation  von  Lincoln),  oder  auf  die 
Nachkommen  solcher  Personen.  Es  ist  leicht  zu  ersehen,  dass  eine 
solche  Verfassungsbestimmung  eine  Gruppe  von  erblichen  Unter- 
schieden fixiert,  welche  mindestens  dem  Geist  der  Bundesverfassung 
widersprechen,  und  jedenfalls  wird  die  Gesetzmässigkeit  solcher  von 
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den  Einzelstaaten  erlassenen  Verfassungsänderungen  schliesslich  vor 
dem  obersten  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  geprüft  werden. 
Im  Jahre  1890  nahm  der  .Staat  Mississippi  eine  Bestimmung  an, 
durch  welche  das  Wahlrecht  von  einer  Qualifizierung  in  der  Er- 
ziehung abhängig  gemacht  wurde.  Diese  Bestimmung  trat  am 
1.  Januar  1892  in  Wirksamkeit.  Die  gesetzgebende  Versammlung 
von  Süd-Carolina  vom  Jahre  1895  schrieb  wahlweise  eine  Quali- 
fizierung durch  Erziehung  oder  Vermögen  vor.  Diese  Bestimmung 
trat  am  1.  Januar  1898  in  Kraft.  Soweit  diese  Qualifizierung  in 
Frage  kam,  wurde  jedoch  ein  dauerndes  Privilegium  für  solche 
Personen  bewilligt,  welche  vor  dem  Jahre  1898  sich  eintragen  lassen 
würden  und  welche  den  Nachweis  führen  könnten,  dass  sie  in  der 
Lage  sind,  entweder  einen  Abschnitt  der  Verfassung  zu  lesen  oder, 
wenn  ihnen  ein  solcher  vorgelesen  wird,  ihn  zu  verstehen  und  ihn 
zu  erklären. 

Die  neue  Verfassung  von  Louisiana  (1898,  Art.  197)  ist  ein 
noch  weit  radikalerer  Eingriff  nach  derselben  Richtung.  Eine 
Verfassungsänderung,  durch  welche  eine  wahlweise  Qualihj<u  r&n  iu 
der  Erziehung  oder  beim  Vermögen  vorgesehen  werden  sollte,  wurde 
durch  das  Volk  im  Jahre  1896  verworfen.  Die  neue  Verfassung 
schreibt  jedoch  eine  solche  Qualifizierung  mit  einer  ganz  eigen- 
tümlichen Bedingung  vor.  Das  anerkannte  Bestreben  ging  dahin, 
soviel  wie  möglich  die  Neger  auszuschliessen,  während  soviel  wie 
möglich  ein  allgemeines  Wahlrecht  für  die  weisse  Rasse  verbleiben 
sollte.  Ungefähr  ein  Fünftel  der  eingeborenen  Weissen  in  Louisiana 
kann  nicht  lesen  oder  schreiben.  Man  musste  also  einen  Ausweg 
suchen,  damit  verhindert  wurde,  dass  diese  grosse  Anzahl  von 
weissen  Wählern  disqualifiziert  wurde.  Die  Verfassung  schreibt 
vor,  dass  niemand  von  ausländischer  Geburt,  welcher  vor  dem 
1.  Januar  1898  naturalisiert  wurde,  und  keine  Person,  welche  in 
irgend  einem  Staate  vor  dem  1.  Januar  1867  stimmberechtigt  war, 
und  kein  Sohn  oder  Enkel  einer  solchen  Person,  welche  zur  Zeit 
der  Annahme  der  Verfassung  21  Jahre  alt  war,  das  Stimmrecht 
wegen  mangelnder  Qualifikation  in  der  Erziehung  oder  dem  Vermögen 
verweigert  werden  soll,  vorausgesetzt,  dass  sich  eine  solche  Person 
vor  dem  1.  September  1898  eintragen  lässt.  Diese  Verfassungs- 
bestimmung begründet  daher  tatsächlich  für  alle  Neger  eine  Quali- 
fizierung, sei  es  durch  Erziehung  oder  durch  Vermögen,  und  trifft 
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diese  Beschränkung  nur  diejenigen  Weissen,  welche  zur  Zeit  der 
Annahme  der  Verfassung  das  Privilegium  nicht  besessen  haben. 
Das  von  Mississippi,  South  Carolina  und  Louisiana  gegebene  Beispiel 
wurde  im  Jahre  1901  von  Alabama  nachgeahmt.  (Verfassung 
§§  178 — 188.)  Verfassungsänderungen,  welche  das  Stimmrecht  der 
Frauen  vorsehen,  sind  in  Washington  und  South  Dakota  verworfen 
worden. 

North  Carolina  nahm  im  August  1900  eine  Verfassungs- 
änderung an,  nach  welcher  den  Negern,  welche  nicht  lesen  und 
schreiben  können,  das  Privilegium  entzogen  wird.  Der  Plan  ist 
ganz  ähnlich  demjenigen,  welcher  von  Louisiana  im  Jahre  1898  an- 
genommen wurde,  und  macht  die  Qualifikation  zum  Stimmrecht  von 
der  Fähigkeit  abhängig,  einen  Abschnitt  der  Verfassung  zu  lesen 
und  zu  schreiben.  Weisse  Personen  jedoch,  welche  nicht  lesen  und 
schreiben  können,  sind  praktisch  von  dieser  Qualifizierung  durch 
Erziehung  ausgenommen,  und  zwar  durch  eine  Bestimmung,  dass  die 
betreffende  Verfassnngsbestimmung  keine  Anwendung  auf  Personen 
finden  soll,  welche  in  irgend  einem  Staate  vor  dem  1.  Januar  1867 
stimmberechtigt  waren  oder  welche  direkt  von  einer  Person  ab- 
stammen, welche  vor  dem  1.  November  1898  eingetragen  ist.  Diese 
Ergänzung  der  Verfassung  tritt  im  Juli  1902  in  Wirksamkeit,  Ein 
ähnlicher  Plan  wurde  in  der  letzten  Parlamentssession  des  Staates 
Georgia  beraten,  er  fand  aber  eine  entschiedene  Niederlage. 

In  Oregon  wurde  im  Jahre  1899  ein  Gesetz  gefasst,  durch 
welches  eine  Verfassungsänderung  einem  Volksbeschluss  unterworfen 
werden  sollte,  nach  dem  es  Negern  gestattet  werde,  in  dem  Staate  zu 
wohnen.  Anscheinend  ist  «Cber  das  Gesetz  nicht  zur  Annahme  gelangt. 
Eine  Verfassungsänderung,  welche  Frauen  gestatten  sollte,  zu  stimmen, 
wurde  ebenfalls  in  diesem  Staate  verworfen. 

In  meinem  letzten  Aufsatz  erwähnte  ich  das  Antragsrecht  und 
Referendum  durch  Verfassungsergänzung  im  Staate  South  Dakota. 
Im  Jahre  1899  (1899,  S.  1129)  erliess  Oregon  ebenfalls  ein  Gesetz, 
durch  welches  eine  Verfassungsänderung  der  nächsten  Legislative 
unterbreitet  werden  sollte,  durch  welche  für  ordentliche  oder  Staats- 
Legislative  das  Antragsrecht  und  Referendum  vorgesehen  wurde  und 
zwar  auf  Antrag  von  8  resp.  5°/0  der  Wählenden;  ein  Referendum 
sollte  auch  durch  Beschluss  der  Legislative  angeordnet  werden 
können.    Im  Jahre  1901  wurde  das  Referendum  von  Illinois  an- 
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genommen  (S.  198,  11.  Mai)  und  ebenso  auch  eine  Verfassungs- 
ergänzung, durch  welche  das  Antragsrecht  und  Referendum  dem 
Volke  des  Staates  Oregon  im  Jahre  1902  unterbreitet  werden  soll 
(S.  4,  25.  Januar).  Utah  nahm  eine  solche  Verfassungsergänzung 
im  Jahre  1900  an,  aber  die  Legislative  unterliess  es,  die  zur  Ver- 
wirklichung notwendigen  Gesetze  zu  erlassen.  In  Illinois  sollen  auf 
Antrag  von  25°/0  der  örtlichen  und  10%  der  allgemeinen  Wühler 
Fragen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  den  Wählern  der  städtischen 
Behörde  resp.  des  Staates  in  einer  allgemeinen  oder  speziellen  Wahl- 
verhandlung unterbreitet  werden.  Es  dürfen  jedoch  auf  der  Wahl- 
vorhandlung nicht  mehr  als  drei  Fragen  so  zur  Abstimmung  gebracht 
werden.  Nevada  hat  eine  ähnliche  Verfassungsergänzung  der  nächsten 
Legislative  überwiesen. 

Die  Bewegung  nach  einheitlicher  Gesetzgebung,  in  welcher 
die  Ernennung  einer  Kommission  vorgesehen  wird,  welche  mit  den 
Kommissionen  anderer  Staaten  zu  beraten  hat,  hat  grosse  Fort- 
schritte gemacht,  und  derartige  Kommissionen  sind  in  verschiedenen 
Staaten,  wo  solche  bisher  noch  nicht  bestanden  haben,  neu  geschaffen 
worden.  Das  hauptsächlichste  Resultat  dieser  Kommissionen  besteht 
darin,  dass  ein  einheitliches  Gesetz  geschaffen  wurde,  durch  welches 
das  Handelsrecht  mit  Bezug  auf  übertragbare  Papiere,  trockene  und 
gezogene  Wechsel  kodifiziert  wurde,  und  dieses  ist  in  einer  grossen 
Anzahl  Staaten,  insbesondere  in  denjenigen  des  Nord-09tens  und 
Ostens,  tatsächlich  zum  Gesetz  geworden  (z.  B.  Pennsylvania  1901. 
Seite  102). 

Das  australische  Zettelwahlsystem  ist  jetzt  in  fast  allen  Staaten 
angenommen  worden.  Dasselbe  besteht  bekanntlich  darin,  dass  die 
Namen  aller  Kandidaten  auf  einem  Wahlzettel  auf  öffentliche  Kosten 
gedruckt  werden  und  der  Wähler  bei  dem  Namen  desjenigen,  für 
welchen  er  seine  Stimme  abzugeben  wänscht,  ein  Zeichen  macht. 
New  York  hat  im  Jahre  1901  (Kap.  509)  eiu  Gesetz  angenommen, 
durch  welches  bestimmt  qualifizierten  weiblichen  Steuerzahlern  in 
Dörfern  gestattet  wird,  bei  Anträgen  auf  Gelderhebung  ihre  Stimme 
abzugeben.  Es  macht  sich  eine  starke  Bewegung,  welche  durch  viele 
Beschlüsse  der  Staatsparlamente  zum  Ausdruck  gelangt,  in  den  Staaten 
dahin  geltend,  den  Kongress  zu  bitten,  eine  allgemeine  Versammlung 
einzuberufen,  in  welcher  die  Bundesverfassung  ergänzt  werden  soll, 
und  dass  Vorkehrungen  für  die  Wahl  der  Senatoren  der  Vereinigten 
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Staaten  durch  Volkswahl  getroffen  werden.  Dieselben  werden  gegen- 
wärtig dnreh  Wahlen  der  legislativen  Körperschaften  der  Einzel- 
staaten, welche  sie  repräsentieren,  gewählt. 

4.  Arbeit. 

Es  macht  sich  eine  Tendenz  dahin  geltend,  die  Dienstleistungen 
von  Strafgefangenen  bei  industrieller  Arbeit  ausserhalb  oder  inner- 
halb der  Mauern  des  Gefängnisses  zu  verhindern,  um  Arbeits- 
leistungen zu  vermeiden,  welche  mit  den  regelrechten  Industrien 
konkurrieren.  Die  Staaten  versuchen  ganz  allgemein  den  Ver- 
kauf von  durch  Strafgefangene  hergestellten  Waren,  welche  aus 
anderen  Staaten  eingeführt  werden,  zu  verhindern  (Californien  1901, 
Kap.  150);  derartige  Gesetze  sind  jedoch  gewöhnlich  in  den  Bundes- 
gerichtshöfen für  nicht  verfassungsmässig  erachtet  worden.  Kosten- 
freie Anstellungsagenturen  sind  in  Connecticut  (1901,  Kap.  100) 
und  in  Kansas  (1901,  Kap.  185)  eingerichtet  worden.  Ein  Acht- 
stundengesetz wurde  in  Colorado  erlassen  (1899,  Kap.  103),  welches 
auf  alle  Bergwerksarbeiten  und  Arbeiten  bei  Schmelz-  und  Reduzier- 
Betrieben  Anwendung  findet.  Dasselbe  wurde  jedoch  seitens  der 
Staatsgerichtshöfe  von  Colorado  nicht  für  verfassungsmässig  erachtet. 
Viele  Staaten  erlassen  ein  Gesetz,  durch  welches  den  Arbeitgebern 
verboten  wird,  über  ihre  Angestellten  eine  Kontrolle  oder  einen 
Zwang  dahin  auszuüben,  dass  sie  Arbeiter-  oder  Gewerbevereinigungen 
nicht  beitreten  (Illinois  1893,  13.  Juni,  für  nicht  verfassungsmassig 
erachtet;  Texas  1899.  S.  153).  Die  Führung  schwarzer  Listen  oder 
der  Austausch  von  Listen  mit  den  Namen  von  entlassenen  An- 
gestellten oder  Angestellten,  welche  gestreikt  haben,  seitens  der 
Arbeitgeber  wird  in  mehreren  Staaten  als  Vergehen  bestraft  (z.  B. 
Texas  1901,  17.  April).  Gesetze,  welche  das  Fabrikwesen  ordnen,  und 
Vorkehrungen  für  Frauen  und  Kinder  treffen,  welche  in  industriellen 
Betrieben  angestellt  sind,  nehmen  an  Zahl  zu.  Acht  Stunden  wird  ge- 
wöhnlich als  die  Grenze  der  Arbeitszeit  bei  allen  öffentlichen  Werken 
vorgeschrieben  (Californien  1901,  Kap.  172;  Minnesota  1901,  Kap.  310; 
Utah  1901,  Kap.  41).  Mehrere  Staaten  haben  Gesetze  angenommen, 
welche  das  „sweatshops*4- System  regulieren,  d.  h.  Werkstätten,  in 
welchen  industrielle  Arbeit  betrieben  wird  (Michigan  1901,  Kap.  113; 
Connecticut  1899,  Kap.  100).  Verschiedene  andere  Staaten  haben  staat- 
liche Schiedsgerichte  eingesetzt  (Missouri  1901,  S.  195;  Utah  1901, 
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Kap.  68;  Wyoming  1901,  Kap.  60)  zur  Erledigung  von  Streitigkeiten 
zwischen  Arbeitgebern  und  Angestellten;  der  kürzlich  nach  dieser 
Richtung  in  New  York  geraachte  Versuch  bedarf  der  Erwähnung. 
Dort  trat  im  Dezember  1901  unter  den  Auspizien  des  nationalen 
Friedensbundes  ein  Komitee  zusammen.  Die  Führer  der  Arbeiter- 
interessen vereinbarten  mit  dem  Bundeskomitee  die  Errichtung  eines 
ständigen  nationalen  Komitees  zur  Untersuchung  oder  schiedsrichter- 
lichen Entscheidung  solcher  Streitigkeiten.  In  diesem  Komitee  haben 
hervorragende  Männer,  wie  der  frühere  Präsident  Cleveland,  Bischof 
Henry  C.  Potter,  Erzbischof  Irklaki»  und  die  Führer  des  Arbeiter- 
bundes, Plätze  eingenommen. 

5.  Korporationen. 

Die  Gesetze  gegen  TruBts,  welche  in  so  vielen  Staaten  vor  3  oder 
4  Jahren  erlassen  wurden,  haben  im  allgemeinen  ihren  Zweck  verfehlt 
und  infolgedessen  sind  wenig  neue  Gesetze  über  diesen  Gegenstand 
erlassen  worden.  Einige  Staaten  jedoch  versuchen  noch  fortgesetzt 
neue  gesetzliche  Bestimmungen,  um  diese  industriellen  Vereinigungen 
zu  unterdrücken  (Alabama,  Verfassung  §  103;  Minnesota  1901, 
Kap.  194(.  Der  Staat  Indiana  (1901,  Kap.  107)  hat  ein  Gesetz 
angenommen,  durch  welches  Trusts  und  Verbindungen  verboten 
werden,  durch  welche  eine  Person  gezwungen  werden  soll,  mit 
der  Fabrikation  eines  Artikels  aufzuhören  oder  ein  Geschäft  auf- 
zugeben, und  zwar  unter  Androhung  des  Verlustes  der  Konzession 
des  Trusts  oder  der  Vereinigung,  d.  h.  der  Korporationsrechte. 
Minnesota  (s.  oben)  hat  ein  neues  Gesetz  erlassen,  durch  welches 
Vereinigungen,  um  Preise  zu  kontrollieren,  für  ungesetzlich  erklärt 
werden;  ferner  hat  Massachusetts  (1901,  Kap.  478)  es  für  un- 
gesetzlich erklärt,  Waren  mit  der  kontraktlichen  Bestimmung  zu 
verkaufen,  dass  der  Käufer  nicht  in  Waren  einer  anderen  Firma 
handeln  darf  (s.  auch  Mississippi  1900,  Kap.  88). 

Die  Tendenz,  sehr  liberale  Inkorporierungsgesetze  zu  erlassen, 
dauert  fort,  d.  h.  verschiedene  Staaten  haben  Gesetze  angenommen, 
durch  welche  der  Bildung  von  privaten  Geschäftskorporationen  die 
größtmöglichste  Freiheit  gewährt  wird.  Es  wird  vielfach  in  diesen 
Gesetzen  von  der  Zahlung  des  Aktienkapitals  in  bar  Abstand  ge- 
nommen, die  Versammlungen  der  Aktionäre  oder  Direktoren  können 
ausserhalb  des  Staates  abgehalten  werden  und  werden  die  für  solche 
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Inkorporierung  zu  zahlenden  Gebühren,  gleichgültig,  wie  gross  das 
Kapital  sein  mag,  vermindert  {s.  Delaware  1901,  7.  März).  Einige 
Staaten  haben  Korporationen  begründet,  welche  mit  der  ausdrücklichen 
Machtbefugnis  nach  ihren  Statuten  versehen  sind,  Besitztum  in  aus- 
ländischen Staaten  und  Ländern  innezuhalten  und  darüber  zu  ver- 
fügen (Alabama  1901,  S.  165). 

6.  Finanzen. 

Die  Staaten  revidieren  ganz  allgemein  ihre  Steuergesetae  und 
treffen  strenge  gesetzgeberische  Vorschriften  in  der  Hoffnung,  die 
Zahlung  von  Steuern  auf  bewegliches  Vermögen  zu  erzwingen.  Es 
ist  eine  interessante  wirtschaftliche  Frage,  wieweit  solche  Bemühungen 
gehen  sollen.  Bisher  sind  die  Gesetze  ganz  allgemein  umgangen 
worden,  sollte  jedoch  durch  irgend  ein  Untersuchungs- Verfahren  oder 
eidliche  Erklärungen  eine  Methode  eingeführt  werden,  welche  tat- 
sächlich von  Wirksamkeit  sein  würde,  so  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  das  die  Wirkung  haben  würde,  dass  dadurch  ver- 
mögende Personen  aus  dem  Staate,  wo  eine  derartige  Gesetzgebung 
existiert,  herausgetrieben  werden  würden.  Die  Bemühung,  bewegliches 
Vermögen  in  Gestalt  von  Besitz-Urkunden  zu  besteuern,  d.  h.  Aktien- 
besitz bei  Korporationen  direkt  dem  Aktieninhaber  gegenüber  oder 
Schulden  oder  Hypotheken  dem  Gläubiger  gegenüber,  ist  eine 
durchaus  törichte  und  unnütze.  Keiner  der  amerikanischen  Staaten 
hat  jedoch  bis  jetzt  diesen  Standpunkt  überwunden.  Ganz  allgemein 
werden  erhebliche  Nachlass-Steuern  durch  Gesetze  eingeführt,  wobei 
gewöhnlich  die  Steuer,  je  nach  dem  Umfange  des  Nachlasses  und 
dem  Verwandtschaftsgrade  desjenigen,  auf  den  der  Nachlass  vererbt 
wird,  abgestuft  wird.  Solche  Gesetze  erfordern  in  einigen  Staaten 
unter  gewissen  Bedingungen  bis  zu  15°/0  der  Nachlassmasse  eines 
Verstorbenen  (Jowa  1900,  Kap.  51;  Nord  -  Carolina  1901,  Kap.  9: 
Nebraska  1901,  Kap.  51). 

Die  Staaten  verbessern  ganz  allgemein  ihre  Miliz-Gesetzgebung, 
sie  geben  den  staatlichen  und  örtlichen  Gesundheitsämtern  grössere 
Machtbefugnisse  und  treffen  eingehendere  Vorschriften  gegen  die 
Verfälschung  von  Nahrungsmitteln.  Die  Neigung,  Berieselungs- 
Gesetae  für  den  Westen  einzuführen,  ist  dadurch  etwas  zurück- 
gegangen, weil  sich  eine  Bewegung  geltend  macht,  dass  die  Be- 
wässerung auf  Kosten  der  National-Regierung  durch  ein  Kongress- 
Gesetz  eingeführt  werde. 
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Schliesslich  ist  es  von  Interesse,  zu  konstatieren,  dass  nur 
t»  Staaten  Verfassungs-Anderungen  während  des  Jahres  1901  ein- 
geführt haben,  obwohl  in  mehr  als  der  Hälfte  der  sämtlichen  Staaten 
derartige  Veränderungen  in  Vorschlag  gebracht  waren.  New 
Hampshire  und  Virginia  wollen  ihre  Verfassung  im  Jahre  1902 
abändern.  Alabama  nahm  eine  neue  Verfassung  im  Jahre  1901  an. 
Die  wichtigste  Bestimmung  ist  die,  auf  welche  schon  vorstehend  in 
dieser  Abhandlung  Bezug  genommen  ist,  nach  welcher  das  Stimm- 
recht beschränkt  wird:  1.  auf  diejenigen,  welche  einen  Paragraphen 
der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  auf  englisch  lesen  können 
und  den  grösseren  Teil  des  der  Eintragung  vorangegangenen  Jahres 
in  regelmässiger  Beschäftigung  gearbeitet  haben,  sofern  sie  nicht 
physisch  daran  verhindert  waren;  2.  auf  diejenigen,  welche  die 
erforderliche  Vermögens-Qualihkation  besitzen,  wonach  der  Stimm- 
berechtigte Eigentümer  von  40  Acker  Land  oder  eingeschätztem 
Besitztum  im  Werte  von  300  Sh.  ist;  3.  auf  den  Ehemann  einer 
Frau,  die  ein  solches  Eigentum  hat. 

Durch  diese  Bestimmungen  wird  natürlich  bewirkt,  dass  die 
Stimmen  der  Neger  im  hohen  Grade  disqualifiziert  werden. 

b)  Juristische  Literatur. 

Es  sind  während  der  letzten  zwei  Jahre  wenig  seljr  wichtige 
Bücher  publiziert  worden.  Beachtung  verdient  das  Werk  von 
Hannis  Taylor,  des  Gesandten  der  Vereinigten  Staaten  in  Spanien, 
über  „Internationales  öffentliches  Recht4  (Little.  Brown  &  Co., 
Boston),  ferner  das  Werk  von  Henbv  Bkakkun:  „Die  vierzehnte 
Ergänzung-Abhandlung  über  die  Rechte  und  Privilegien,  welche 
durch  die  vierzehnte  Ergänzung  zu  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  gewährleistet  werden".  Zwei  starke  Bände  wurden  von 
A.  J.  Ei»i>y  veröffentlicht  über  „Vereinigungen.  Das  Recht  der 
Vereinigungen  einschliesslich  der  Monopole,  Trusts  und  Arbeits- 
nnd  Kapitals- Vereinigungen;  Verabredungen  und  Kontrakte  zur 
Behinderung  des  Handels  etc."  (Callahan  &  Co..  Chicago,  III). 

Unter  den  Büchern  des  Jahres  1900  verdienen  Erwähnung 
C.  S.  Waltons  Werk  über  „Zivil-Recht.  Das  Zivilrecht  in  Spanien 
und  spanisch  Amerika  einschliesslich  Cnba,  Puerto  Ricx>  und  der 
Philippinen".  „Amerikanische  Jurisprudenz"  von  William  C. 
Kouikaiun.   „Amerikanisches  Recht.  Abhandlung  über  die  Jurisprudenz, 
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Verfassung  und  die  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten4  von  J.  Dew. 
Andrews.  r  Magna  Charta.  Die  Magna  Charta  und  andere  grosse 
Privilegien  von  England  mit  historischer  Erläuterung  und  zahlreichen 
Anmerkungen*  von  B.  C.  Barrington.  Alfreh  Russells  Werk  über 
„Polizei-Befugnisse.  Die  Polizei- Befugnisse  des  Staates  und  Ent- 
scheidungen darüber" ,  und  C.  (r.  Tiedemans  Abhandlung  über 
..Staats-  und  Reichs-Befugnisse.  Abhandlung  über  staatliche  und 
Reichs-Kontrolle  über  Personen  und  Besitztum u. 

c)  Volkswirtschaftliche  Literatur. 

Referent:  Dr.  Henry  C.  Emery, 

Professor  der  Stat  thwiftseußchafteu  an  der  Yale  Universität  (Xew  Häven). 

Übersetzung  von  Dr.  Viktor  Schneider, 

Jmttizrat,  Rechtsanwalt  und  Notar,  Berlin. 

Die  wichtigsten  Publikationen  in  den  letzten  Jahren  auf  dem 
Gebiete  der  Volkswirtschaft  sind  zahlreiche  amtliche  Veröffentlichungen 
der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten.  Die  amtlichen  Sammlungen 
von  Materialien  zum  volkswirtschaftlichen  Studium  sind  selbst- 
verständlich stets  und  überall  von  Wichtigkeit,  aber  vor  kurzem 
hat  die  Bundesregierung  diesbezüglich  einen  energischeren  Versuch 
gemacht,  als  dies  jemals  von  irgend  einer  anderen  Regierung 
geschehen  ist,  Dies  war  die  im  Jahre  1898  erfolgte  Ernennung 
der  sogen.  Industriekoinmission  zur  Erforschung  und  Berichterstattung 
über  die  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes  auf  jedem 
einzelnen  Gebiet.  Die  Publikation  dieses  Berichtes  in  10  starken 
Bänden,  welche  bei  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  herauskam  und 
gleichzeitig  mit  den  ersten  Bänden  des  grossen  Zensus  von  HKIO 
erschien,  ist  ein  Ereignis  allerersten  Ranges.  Die  Kommission  selbst 
war  zusammengesetzt  aus  Mitgliedern  des  Parlaments  und  zwar 
beider  Häuser  und  aus  tonangebenden  aussenstehenden  Geschäfts- 
leuten. Ihr  Plan  ging  dahin,  eine  grosse  Menge  von  Beweismaterial 
durch  hervorragende  Mfinner  in  jedem  Zweige  des  wirtschaftlichen 
Lebens  zusammenzutragen  und  das  Material  in  Monographien  zu- 
sammenzustellen; und  zwar  sollte  dies  geschehen  durch  wohlbekannte 
Männer,  unter  denen  zahlreiche  Beamte  in  den  Regiernngsbureaus. 
wie  z.  B.  dem  statistischen,  landwirtschaftlichen  Bureau  etc.  und 
viele  wohlbekannte  Universitäts-Professoren  sich  befanden.  Das 
Resultat  war  ein  bändereicher  Bericht,  welcher  im  Jahre  11K>1 
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fertiggestellt  wurde.  Derselbe  ist  von  einem  durchaus  verschieden- 
artigen Charakter,  bildet  jedoch  als  Ganzes  die  wertvollste  Sammlung 
der  Kenntnis  der  ökonomischen  Lage  dieses  Landes,  welche  je 
publiziert  worden  ist.  Von  jetzt  ab  wird  der  Bericht  eine  wesent- 
liche Quelle  der  Information  für  jeden  bilden,  der  die  amerikanischen 
Verhältnisse  studieren  oder  darüber  schreiben  will. 

Der  Bericht  behandelt  folgende  Gegenstände:  Band  I.  Trusts. 
Band  II.  Trust-  und  Korporationsgesetzgebung.  Band  III.  Gefängnis- 
arbeit. Band  IV.  Deportation.  Band  V.  Arbeitsgesetzgebung. 
Band  VI.  Die  Verteilung  von  Landwirtschaftsprodukten.  Band  VII. 
Arbeit  und  Fabrikation.  Band  VIII.  Arbeitsstreitigkeiten  in  Chicago. 
Band  IX.  Deportation  (2.  Band  über  diesen  Gegenstand).  Band  X. 
Landwirtschaft.  Band  XI.  Landwirtschaft  (2.  Band  über  diesen 
Gegenstand).  Band  XIT.  Kapital  und  Arbeit  in  Bergwerks-Industrien. 
Band  XIII.  Trusts  (2.  Band  über  diesen  Gegenstand).  Band  XIV. 
Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit.  Band  XV.  Einwanderung 
und  Erziehung.  Band  XVI.  Arbeitsgesetzgebung  im  Auslande. 
Band  XVII.  Arbeits-Organisation  und  Schiedsverfahren  (mit  einem 
Bericht  von  Professor  S.  M.  Lindsay  über  Eisenbahnarbeit).  Band 
XVIII.   Syndikate  (Trusts)  in  Europa.    Band  XIX.  Schlussbericht. 

Es  ist  ersichtlich,  dass  die  einzelnen  Bände  keiner  besonderen 
Ordnung  folgen,  dass  sie  vielmehr  nach  dem  Datum  der  Publikation, 
das  ganz  von  Zufällen  abhing,  numeriert  sind.  In  einzelnen  Fällen 
werden  verschiedenartige  Gegenstände  in  demselben  Bande  behandelt, 
z.  B.  Band  XI  über  Landwirtschaft  schliesst  einen  wertvollen  Bericht 
über  die  Besteuerung  von  Korporationen  ein.  Ferner  ist  als  einzelnes 
Beispiel  die  Steuerfrage  in  verschiedenen  Bänden  zerstreut.  Einiges 
wichtiges  Material  ist  unter  der  Überschrift  Deportation  behandelt. 
Die  Schwierigkeiten  dieses  Arrangements  sind  indessen  unbedeutend, 
da  jeder  Band  mit  einem  Inhaltsverzeichnis  versehen  ist  und  ausser- 
dem ein  genaues  Inhaltsverzeichnis  sowohl  über  die  Gegenstände  wie 
über  die  Namen  dem  Schlussbericht  beigefügt  ist.  Einzelne  Bände 
sind  blosse  Kombinationen,  wie  Band  IT  und  XVI,  andere  sind  die 
Berichte  von  SpezialVertretern,  wie  Band  VI  und  XVIII;  die  meisten 
Bände  enthalten  jedoch  die  mündlichen  Aussagen  von  Hunderten  von 
Geschäftsleuten,  welche  vor  der  Kommission  als  Zeugen  erschienen 
oder  die  Verbindung  derartiger  Aussagen  mit  Spezialberichten  von 
Sachverständigen.    Die  Benutzung  dieser  Aussagen  ist   sehr  er- 
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leichtert,  nicht  nur  dnrch  das  Inhaltsverzeichnis,  sondern  auch 
durch  einen  bewundernswürdigen  Auszug  des  Beweismaterials,  welches 
in  jedem  einzelnen  Band  den  Aussagen  vorangestellt  ist.  Dieser 
Auszug  ist  eine  Analyse  des  Beweismaterials  nach  den  Gegenständen. 
Er  ist  sehr  vollständig  und  rührt  von  dem  tatkräftigen  Sekretär  der 
Kommission,  Professor  E.  Dana  Durand,  her.  Die  Anstellung  von 
ausgebildeten  Nationalökonomen  bei  der  Regierung  hat  in  den  letzten 
Jahren  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  grosse  Zunahme  erfahren 
und  jedenfalls  werden  amtliche  Publikationen  dadurch  in  hohem 
Mafse  verbessert.  Dies  tritt  nirgends  klarer  hervor  als  in  dem 
Bericht  der  Industriekommission.  Es  war  nicht  nur  ein  Glück,  für 
die  Kommission  einen  Mann  wie  Herrn  Dlkand  als  Sekretär  zu 
gewinnen,  sondern  sie  zeigte  auch  ihre  Klugheit  darin,  dass  sie 
Männer  wie  Professor  Jenes  von  der  Kornell- Universität  für  die 
Bearbeitung  der  Trusts,  Professor  Ripley  von  der  Harvard-Universität 
bei  der  Behandlung  der  Deportation  und  andere  Personen  von  gleicher 
Geschicklichkeit  auf  anderen  Gebieten  engagierte. 

Es  ist  unmöglich,  bei  dem  Unfange  dieses  Artikels  die  ver- 
schiedenen Bände  des  Berichtes  detailliert  zu  besprechen,  und  die- 
jenigen, welche  eine  kritischere  Übersicht  zu  haben  wünschen,  können 
auf  eine  Reihe  von  Artikeln  verwiesen  werden,  welche  in  der  „Yale 
Review"  im  November  1902  erscheinen  werden  und  in  denen  National- 
ökonomen von  Ruf  die  ganze  Arbeit  der  Kommission  in  getrennten 
Kapiteln  behandeln.  Ein  kurzes  Wort  sei  als  Illustration  des  ganzen 
Werkes  gestattet  über  die  Bände,  welche  über  Trusts  handeln. 
Sorgfältige  Untersuchungen  sind  darin  enthalten  über  Spezial- 
materien,  wie  den  Einfluss  von  Trusts  auf  Preise,  die  Arbeit  von 
Professor  Jenes,  Zusammenstellung  von  Gesetzen  und  richterlichen 
Entscheidungen.  Abschriften  von  wichtigen  Trust  vertragen  und  dergl.. 
und  schliesslich  die  grosse  Masse  von  Aussagen  (bei  deren  Auf- 
nahme Professor  .Iknks  und  andere,  die  nicht  gerade  Mitglieder  der 
Kommission  waren,  teilnehmen  durften).  Unter  diesen  Aussagen  be- 
finden sich  auch  diejenigen  von  Trustsgründeru  und  -Leitern,  wie 
Havembyer.  Chas.  Flint  und  viele  andere,  von  Trustanwälten, 
wie  Herr  James  B.  Dill,  sowie  auch  die  Aussagen  von  Kon- 
kurrenten, Kunden  oder  Feinden  der  Trusts.  Das  Resultat  ist  von 
grossem  Wert.  Die  Trustgründer  geben  volle  Details  über  die 
Methoden  und  den  Charakter  und  die  Organisation  der  speziellen  Trusts, 
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und  werden  diese  Aussagen  durch  die  Kritik  von  Konkurrenten  oder 
Finanzsachverständigen  kontrolliert.  Obwohl  auf  diese  Weise  viele 
der  Aussagen  au  sich  durch  die  persönlichen  Interessen  der  Aus- 
sagenden auf  eine  falsche  Bahn  geleitet  sind,  bezw.  bei  manchen 
sogar  die  Absicht  vorliegen  mag,  eine  Täuschung  hervorznrnfen,  so 
verschafft  doch  die  gesamte  Beweisaufnahme  genügende«  kontra- 
diktorisches Material  und  ausreichende  Kritik,  um  den  Leser  auf- 
merksam zu  machen  und  auch  ihm  zu  ermöglichen,  eine  eigene  ver- 
ständige Meinung  sich  zu  bilden.  Hier  ebenso  wie  anderwärts  hat 
es  sich  als  unmöglich  herausgestellt,  absolut  offene  und  vertrauens- 
werte Berichte  von  den  wenigen  Eingeweihten,  die  die  vollen  Details 
kennen,  zu  erhalten. 

Der  19.  Band  ist  der  Schlussbericht  genannt  und  in  diesem 
ist  der  Versuch  gemacht,  in  logischer  Form  das  beschaffte  Material 
zu  gruppieren  und  ein  Urteil  zu  fallen,  sowie  Vorschläge  zu  machen. 
Dieser  Band  wird  naturgemäss  derjenige  sein,  der  für  den  Durch- 
schnittsleser hauptsächlich  von  Interesse  sein  wird,  insbesondere  im 
Ausland,  wo  eine  detaillierte  Prüfung  der  Bände  über  das  Beweis- 
material nur  von  dem  Spezialisten  unternommen  werden  wird. 
Obwohl  es  sich  nominell  um  den  „Bericht1*  der  Kommission  handelt, 
sind  die  verschiedenen  Abschnitte  des  Bandes  gewöhnlich  von 
Spezialsachverständigen  in  den  verschiedenen  Abteilungen  geschrieben. 
Zum  Beispiel  ist  der  Abschnitt  über  Deportation  die  Arbeit  von 
Professor  Ripley  und  ist  inzwischen  als  besonderes  Buch  unter 
seinem  Namen  erschienen,  indessen  jeder  einzelne  Abschnitt  ist  von 
der  Kommission  als  Ganzes  gelesen  und  akzeptiert  worden  und  stellt, 
deren  Anschauungen  dar.  Soweit  einzelne  Mitglieder  von  den  Schluss- 
folgerungen oder  von  den  gemachten  Vorschlägen  abweichen,  werden 
spezielle  Angaben  über  ihre  persönlichen  Ansichten  gemacht.  Im 
grossen  und  ganzen  kann  man  sagen,  dass  der  Schlussbericht  angemessen 
gemässigt  und  trotzdem  unabhängig  und  im  hohen  Grade  frei  von 
politischem  Partei-  oder  partiknlaristischem  Vorurteil  ist. 

Es  ist  vielleicht  angebracht,  in  diesem  Zusammenhang  auf  die 
ersten  Bände  des  neuen  Zensus  von  1900  Bezug  zu  nehmen.  Bis 
zur  Zeit  der  Niederschrift  dieses  Artikels  sind  5  Bände  erschienen. 
Kiner  über  Bevölkerung,  einer  über  Lebensstatistik,  einer  über 
Fabrikate  und  einer  über  Landwirtschaft.  Der  Band  über  Fabrikate 
ist   der  2.  Band  über  diesen  Gegenstand  und  erscheint  vor  der 
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Publikation  des  1.  Bandes.  Er  behandelt  die  Fabrikation  nach 
Staaten  und  dürfte  von  geringerem  Interesse  sein  als  der  1.  Hand, 
welcher  binnen  kurzem  erwartet  wird  und  der  die  Analyse  des 
Fortschritts  in  der  Fabrikation  seit  Jahrzehnten  enthalten  wird. 
Der  1.  Band  über  Landwirtschaft  enthält  allgemeine  Statistiken  über 
Wert  und  Art  des  Grundbesitzes,  über  Ernteergebnisse  und  Werte 
sowie  eine  wertvolle  Abhandlung  über  Fortschritte  der  Landwirt- 
schaft, dargestellt  durch  wertvolle  Diagramme  und  Karten. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Arbeit  der  Industriekommission 
mag  auch  Bezug  genommen  werden  auf  eine  Publikation  des 
.  statistischen  Bureaus.  Dieses  Bureau  veröffentlicht  Hefte,  welche  als 
die  Monatsübersicht  über  Handel  und  Finanzen  bekannt  sind,  und 
in  den  letzten  beiden  Jahren  enthielt  jede  einzelne  Nummer,  ab- 
gesehen von  dem  regelmässigen  statistischen  Material,  eine  Mono- 
graphie, die  über  irgend  eine  besondere  Industrie  oder  irgend  einen 
besonderen  Abschnitt  handelt.  So  sind  z.  B.  der  Getreidehandel, 
die  Zucker-Industrie,  der  Wollhandel,  der  Holzhandel,  die  Eisen- 
Industrie  und  viele  andere  darin  bearbeitet  worden,  ebenso  auch  die 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  der  verschiedenen  ausserhalb 
belegenen  Besitztümer  der  Vereinigten  Staaten.  Diese  Monographien 
sind  von  ungleichem  Wert  und  die  meisten  derselben  sind  haupt- 
sächlich statistischer  Natur,  sie  bilden  aber  eine  wichtige  Ergänzung 
der  Literatur,  welche  sich  mit  den  tatsächlichen  industriellen  Ver- 
hältnissen der  Gegenwart  befasst. 

Wenn  ich  mich  nun  zu  den  Büchern  der  letzten  beiden  Jahre 
wende,  welche  sich  direkt  mit  volkswirtschaftlichen  Problemen  in 
den  Vereinigten  Staaten  befassen,  so  Huden  wir,  dass  sich  das 
Hauptinteresse  den  Problemen  der  Trusts  zugewandt  hat.  Das 
erste  Buch  der  letzten  paar  Jahre,  welches  eine  weite  Verbreitung 
fand,  war  der  Bericht  der  Konferenz  in  Chicago  über  Trusts1) 
einberufen  von  der  Bürger- Federation  im  September  1891).  Dieser 
Bericht  enthält  die  Ansprachen  und  die  Schriftstücke,  welche  auf 
jener  Konferenz  zur  Verteilung  gelangten  und  hat  die  Vorzüge  und 
Nachteile  einer  solchen  Kompilation,  d.  h.  sie  enthält  die  Ansichten 
in  summarischer  Form  von  einem  paar  Dutzend  ausschlaggebender 
Männer  aller  Klassen  und  Berufe,  einschliesslich  Anwälten,  Fabri- 
kanten,   National -Ökonomen,    Führern    von  Arbeiterbewegungen, 

*)  Chicago  Konferenz  über  Trußts,  Chicago  1900. 
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Politikern  und  anderen.  Die  zum  Ausdruck  gebrachten  Ansichten 
wichen  voneinander  ab,  zeigten  jedoch  sowohl  auf  Seiten  der  Freunde 
wie  auf  seiten  der  Feinde  des  Trust  eine  gewisse  konservative 
Richtung.  Spezielles  Interesse  ist  den  abweichenden  Ansichten  des 
Herrn  Bryan,  des  demokratischen  Kandidaten  für  die  Präsidentschaft 
bei  den  letzten  beiden  Wahlen  und  denen  des  Herrn  Bouekk  Cocmuh. 
eineß  wohlbekannten  Politikers,  der  die  Trusts  verteidigte  beizulegen, 
obwohl  die  Aufsätze  von  einigen  weniger  allgemein  bekannten 
Professoren  von  grösserem  wissenschaftlichem  Werte  waren.  Der 
wichtigste  Beitrag,  der  über  den  Gegenstand  handelt,  ist  der  kleine 
Band  des  Professors  J.  W.  Jknks1),  welcher,  wie  schon  gesagt,  der 
sachverstandige  Vertreter  der  Industriekommission  über  diesen 
Gegenstand  war.  Das  Hanptverdienst  dieses  Buches  ist  seine  Un- 
parteilichkeit und  sein  gesundes  Urteil.  Es  trägt  wesentlich  zu 
einem  klaren  Verständnis  des  Problems  bei,  bietet  aber  wenig  Neues 
für  die  Lösung  der  Frage,  und  aus  diesem  Grunde  hat  es  manchen 
seiner  Leser  enttäuscht.  Ein  anderes  Buch  eines  wohlbekannten 
Nationalökonomen  ist  der  Band  über  Monopole  von  Professor  R.  T.  Ely 
welches  sich  von  dem  Werke  von  Jknks  dadurch  unterscheidet,  dass 
es  sich  mehr  mit  der  Theorie  von  Monopolen  als  mit  den  tatsachlichen 
Erfahrungen  der  Vereinigten  Staaten  befasst,  obwohl  die  Ereignisse 
aus  der  letzten  Zeit  zur  Illustration  benutzt  werden.  Professor 
Clark  von  der  Columbia-Universität  hat  ebenfalls  einen  kleinen 
Band  auf  dem  Gebiete  beigesteuert  und  zwar  mit  dem  Titel  die 
Kontrolle  der  Trusts. s)  Dieses  Buch  behandelt  nicht  die  Geschichte 
oder  die  Statistik,  sondern  beleuchtet  lediglich  das  Problem  der 
Kontrolle  von  einem  theoretischen  Standpunkte  aus.  Sein  Haupt- 
argument  ist,  dass  Konkurrenz  nicht  dauernd  unterdrückt  werden 
kann  und  dass  jede  öffentliche  Massnahme,  die  ergriffen  werden 
könnte,  sich  auf  Unterstützung  der  Konkurrenz  richten  muss.  Das 
Spezialwerk  von  Professor  Wiluus4)  über  den  gigantischen  Stahl- 
trnst  ist  von  anderartiger  Natur.    Dieses  Werk  ist.  sowohl  staats- 

>)  Das  Trust-Problem  von  J.  W.  Jknks,  New  York  1900. 
*)  Monopole  und  Trusts  von  R.  T.  Ely,  New  York  1900. 

3)  Kontrolle  der  Trust«  von  John  B.  Clark,  New  York  1900. 

4)  Studie  über  die  Stahl-Korporation  der  Vereinigten  Staaten  in 
ihren  industriellen  und  rechtlichen  Grundlagen  von  Professor  Wilgus, 
Chicago  1901. 
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wirtschaftlich  wie  juristisch,  aber  in  erster  Linie  juristisch  und 
dürfte  für  Auslander,  die  die  tatsächlichen  Vorgänge  bei  Organisation 
dieser  Art  zu  beobachten  wünschen,  von  grossem  Interesse  sein. 
Unter  der  grossen  Anzahl  von  anderen  neuerdings  erschienenen 
Büchern  über  die  Trnstfrage,  mögen  erwähnt  werden  die  Arbeiten 
von  C.  W.  Baker,1)  von  W.  M.  Collier,8)  von  Le  Rossiguols)  und 
von  Dos  Pasöoh,4)  keins  dieser  Werke  fügt  etwas  besonderes  Neues 
der  Literatur  über  diesen  Gegenstand  hinzu.  Sie  sind  jedoch  sämtlich 
ernsthafte  Arbeiten  und  in  der  Hauptsache  unparteiische  Besprechungen. 
Das  letzterwähnte  Werk,  nämlich  das  von  Dos  Passos,  ist  eine 
etwas  einseitige  Verteidigung  der  Trusts  vom  Standpunkte  des 
Juristen.  Im  grossen  und  ganzen  muss  man  zugeben,  dass  die 
Bucher  über  die  Trust«  noch  nicht  ein  sehr  hohes  Niveau  erreicht 
haben,  und  dass  der  ernsthaft  Studierende  viel  mehr  wertvollen 
Stoff  in  dem  Material  finden  wird,  das  bei  den  verschiedenen 
Regierungs-Untersuchungen  und  -Berichten  niedergelegt  ist  und 
worauf  teilweise  bereits  Bezug  genommen  ist.  In  mancher  Hinsicht 
sind  die  im  Auslande  veröffentlichten  Bücher  besser  gewesen  als  die 
in  diesem  Lande  publizierten.  Meine  jetzige  Übersicht  kann  sich  mit 
jenen  jedoch  nicht  befassen. 

Es  ist  einigermassen  überraschend,  dass  bei  der  neuerlichen 
kolonialen  Ausdehnung  der  Vereinigten  Staaten  keine  erstklassigen 
Bücher  über  die  volkswirtschaftlichen  Aussichten  der  Bewegung  in 
Amerika  erschienen  sind.  Eine  Flut  von  Artikeln,  einige  davon 
gut,  die  meisten  derselben  jedoch  wertlos,  sind  in  periodischen  Zeit- 
schriften erschienen,  eine  wissenschaftliche  Behandlung  der  Lage  ist 
jedoch  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgt.  Brooks  Adams,  ein  wohl- 
bekannter Historiker  mit  entschieden  sensationellen  Theorien,  ver- 
öffentlichte im  Jahre  1900  ein  Buch  über  Amerikas  ökonomisches 
Supremat,5)  welches  sich  als  interessante  Lektüre  in  England  er- 
weisen dürfte,  da  es  sich  tatsächlich  mehr  mit  dem  „Verfall"  des 

r)  Monopole  und  das  Volk  von  0.  W.  Baker,  3.  Ausgabe,  New 
York  1899. 

2)  Die  Trusts  von  W.  M.  Collier,  New  York  1900. 

3)  Monopole  früher  und  jetzt  von  J.  E.  Le  Rossioüol,  New 
York  1901. 

*)  Kommerzielle  Trusts  von  John  R.  Dos  Passos,  New  York  1901. 
6)  Amerikas  ökonomisches  Supremat  von  Brooks  Adams,  New 
York  1900. 
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letzteren  Landes,  als  mit  dem  Supremat  des  eigenen  Landes  des 
Autors  befasst.  Im  Handel,  in  den  Finanzen,  in  der  Litteratnr,  in 
der  Politik  und  im  Kriege  findet  der  Autor,  dass  England  sich 
im  Stadium  des  Verfalls  befindet.  Nur  wenig  ernsthafte  Leser 
werden  seine  Schlussfolgerungen  akzeptieren,  aber  vielleicht  finden 
sie  ein  zustimmendes  Publikum  unter  einigen  Lesern  auf  dem  Kon- 
tinent, denen  damit  gedient  ist,  den  Ausführungen  zu  glauben.  Herr 
Charles  Conant  in  seiner  Arbeit  über  die  Vereinigten  Staaten  im 
Osten1)  hat  sich  an  die  ernsthaftere  Aufgabe  gemacht,  die  Be- 
ziehungen des  Wachsens  des  Kapitals  mit  dem  Problem  der  Aus- 
dehnung nachzuweisen.  Das  Werk  ist  jedoch  nicht  recht  tief  in 
seiner  Analyse.  Eine  optimistische  Rechtfertigung  der  neuerlichen 
Politik  der  Vereinigten  Staaten  wird  von  dem  wohlbekannten 
Geistlichen  Dr.  Josiah  Strong  in  seinem  kürzlich  erschienenen  Bnch 
über  Ausbreitung  gegeben.-) 

Von  den  Büchern,  welche  sich  mit  praktischen  national- 
ökonomischen Fragen  der  Gegenwart  befassen,  sind  einige  der  besten 
unter  denjenigen  zu  suchen,  welche  Fragen  des  modernen  Stadt- 
lebens bearbeiten.  Es  fallen  darunter  zwei  wichtige  Berichte,  der 
eine  von  der  bekannten  r Kommission  der  15u  über  die  öffentliche 
Unsittlichkeit  (Prostitution)/)  mit  spezieller  Bezugnahme  auf  New 
York  und  eins  von  Professor  Fetter  über  Wohnungsverhältnisse  in 
Chicago,4)  welches  unter  den  Auspizien  der  Assoziationen  für  Stadt- 
wohnungen in  Chicago  abgefasst  ist.  Der  Reformklub  von  New  York 
hat  eine  wertvolle  Bibliographie  über  kommunale  Probleme  ver- 
öffentlicht, die  von  Herrn  R.  C.  Bkooks5)  bearbeitet  ist. 

Ein  Buch  von  grossem  Interesse  auf  demselben  Gebiete  ist 
das  von  Jakoii  A.  Riss0)  über  den  Kampf  mit  den  verrufenen 
Stadtgegenden  in  New  York.  Der  Autor  ist  einer  der  Vorkämpfer 
von  denjenigen,  die  für  die  Verbesserung  der  Spelunkenwirtschaft 

l)  Die  Verein  igten  Staaten  im  Orient  von  Charles  Conant.  New 
York  1<HX). 

s)  Ausbreitung  auf  Grund  der  Lage  der  Neuen  Welt  von  Josiau 
Stkonü,  New  York  UM». 

8)  Bericht  der  Kommission  der  15,  New  York  15101. 

*)  Wohnungsvcrhältnisse  in  Chicago.  Chicago  ltM~>l . 

ö)  Bibliographie  von  kommunalen  Problemen,  Reformklub,  New  York 

6)  Ein  zehnjähriger  Kampf,  Bericht  über  die  Schlacht  mit  den  ver- 
rufenen Stadtgegenden  in  New  York,  Boston  1MO. 
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arbeiten.  Seine  Autobiographie,1!  die  1901  veröffentlicht  ist,  erzählt 
die  Geschichte  eines  bemerkenswerten  Lebens,  und  behandelt  dasselbe 
Problem  von  einem  mehr  persönlichen  Standpunkt  aus.  Eine  andere 
geschickte  Schriftstellerin  auf  dem  Gebiete  der  Spelunkenreform  ist 
ferner  Fräulein  .Tank  Adams,  die  Präsidentin  der  Hull  Honse  Nieder- 
lassung in  Chicago,  deren  kürzlich  erschienenes  Buch  über  soziale 
Ethik  ein  strenger  Appell  auf  Anerkennung  eines  sozialen  und  in- 
dividualen  Gewissens  in  der  modernen  Gesellschaft  ist.  Ein  Buch 
von  mehr  wissenschaftlichem  Charakter  als  irgend  eines  der  vor- 
stehend angeführten,  das  über  die  Probleme  des  Verbrechens  handelt, 
ist  die  Arbeit  des  Dr.  Hall  über  Verbrechen  in  seinen  Beziehungen 
zum  Fortschritt.  Die  Hauptthese  desselben  geht  dahin,  das»  die  An- 
strengungen der  Gesellschaft,  sich  gegen  ihre  eigenen  kriminellen 
Elemente  zu  schützen,  ein  wichtiger  Faktor  im  sozialen  Fortschritt 
gewesen  sind. 

Unter  anderen  kürzlich  erschienenen  Büchern,  welche  soziale 
und  industrielle  Verhältnisse  behandeln,  mag  eine  wertvolle  soziale 
Studie  über  die  Anthrazitkohlenindustrie  von  Dr.  Peter  Roberts2) 
erwähnt  werden.  In  derselben  sind  die  Bedingungen  der  arbeitenden 
Klasse  und  ihre  Beziehungen  zu  den  Arbeitgebern  mit  grosser  Aus- 
führlichkeit, Genauigkeit  und  Unparteilichkeit  behandelt.  Das  Buch 
ist  stark  in  Beschreibung  von  Tatsachen,  aber  manchmal  schwach 
in  theoretischer  Hinsicht. 

Das  Negerproblem  bleibt  noch  immer  in  vielen  Beziehungen 
das  wichtigste  aller  amerikanischen  Probleme,  und  das  Hauptinteresse 
des  Publikums  in  den  vielen  Jahren  hat  sich  auf  das  bemerkens- 
werte Werk  von  Buokkr,  T.,  Washington,  des  grössten  Wort- 
führers, den  die  Negerrasse  jemals  hervorgebracht  hat,  konzentriert. 
Die  Macht  seiner  Beredsamkeit,  die  Kraft  seiner  Bemühungen  und 
die  Gesamtheit  seiner  Ansichten  geben  allen  seinen  Äusserungen 
Gewicht,  und  zwei  Bücher  aus  seiner  Feder  sind  in  den  letzten 
Jahren  erschienen,  das  eine  über  das  Negerproblem,  in  welchem  er 
angibt,  dass  die  Lösung  des  Problems,  soweit  es  ein  solches  gibt, 
in  der  industriellen  Erziehung  des  Negers  liegt,  durch  welche  er 
ökonomisch  wie  politisch  Unabhängigkeit  erlangen  kann;:V)  und  ein 

V)  Wie  man  Amerikaner  wird  von  Jakob  A.  Riss,  Boston  1901. 
a)  Die  Anthrazitkohlenindustrie  von  Pktkr  Roberts.  New  York  1901. 
3)  Die  Zukunft  dos  amerikanischen  Negers  von  Booker.  T.,  Washington. 
Boston  1900. 
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zweites  Buch,  welches  die  Geschichte  seines  eigenen  Lebens  erzählt.1) 
In  dem  gleichen  Zusammenhange  mag  eine  Sammlung  von  Schrift- 
stücken erwähnt  werden,8)  das  betitelt  ist:  Amerikas  Rassen probleme, 
und  das  in  den  Veröffentlichungen  der  amerikanischen  Akademie  für 
politische  und  soziale  Wissenschaft  im  Jahre  1901  herausgekommen 
ist,  dasselbe  enthält  einige  wertvolle  Denkschriften  über  die  Neger- 
frage und  über  die  Bassenprobleme  der  neuen  Besitztümer  auf 
den  Inseln. 

Einige  der  wissenschaftlichen  Werke  der  letzten  Jahre  sind 
über  Geld-  und  Bankprobleme  geschrieben  worden.  Zwei  Werke 
mathematischer  Natur  sind  insbesondere  erwähnenswert.  Das  eine 
derselben  von  Walsh  ist  eine  gelehrte  Abhandlung  über  die 
Abmessung  des  Kurswertes,5*)  in  welcher  das  ganze  Problem  der 
Kennziffern  einer  ganz  genauen  Analyse  unterworfen  ist  und  in  der 
eine  sorgfältige  Zusammenstellung  der  Litteratur  aufgestellt  ist,  die 
durch  eine  vollständige  Bibliographie  ergänzt  wird.  Das  andere  ist 
eine  Arbeit  des  Dr.  Norton4)  über  die  Bankdiskontsätze  in  New 
York,  in  welchem  die  Methoden  von  Pierson  angewandt  werden  auf 
Bankstatistik,  mit  einem  Hinblick  auf  die  mögliche  Vorhersagung 
von  Diskontsätzen.  Diese  Arbeit  von  einem  ganz  jungen  Schrift- 
steller zieht  bereits  viel  Aufmerksamkeit  auf  sich.  Auf  dem  Gebiete 
der  Geschichte  des  Geldes  ist  eine  Arbeit,  welche  bereits  in  Europa 
sehr  günstige  Aufnahme  gefunden  hat,  die  Geschichte  des  Dr.  Willis 
über  die  lateinische  Münzunion,5)  die  erste  wissenschaftliche  Ge- 
schichte dieses  Experiments,  die  bisher  veröffentlicht  ist;  der  Ver- 
fasser hatte  Zutritt  zu  Archiven,  die  bisher  noch  nicht  benutzt  waren, 
und  sucht  einen  unparteiischen  Überblick  über  die  Tatsachen  zu 
geben,  obwohl  gelegentlich  seine  Vorliebe  zugunsten  der  Goldwährung 
klar  hervortritt.  Zwei  bewunderungswerte  Bücher  über  die  erste 
Geschichte  der  amerikanischen  Währung  werden  wahrscheinlich  mehr 

1)  Heraus  aus  der  Sklaverei  von  Booker,  T.,  Washington,  Boston  1901. 

2)  Amerikas  Rassenprobleme,  Amer.  Akad.  von  politischer  und 
sozialer  Wissenschaft,  Philadelphia  1901. 

3)  Die  Abmessung  des  Kurswertes  von  C.  M.  Walsh,  New  York  1901. 
*)  Statistische  Studien  auf  dem  New  Yorker  Geldmarkt  von  John 

Prasa  Norton,  Publikationen  der  sozial-wissenschaftlichen  Abteilung  der 
Yale-Uuiversität  1901. 

6)  Geschiebte  der  lateinischen  Münzunion  von  H.  Parker  Willis. 
Chicago  1901. 
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lokales  Interesse  hervorrufen,  insbesondere  der  erschöpfende  Bericht 
über  die  Währung  und  Bankfrage  in  der  Kolonie  Massachusetts  Kay 
von  Dr.  Davis,1)  ein  Gegenstand,  dem  derselbe  zwei  grosse  Bände 
widmet.  Ausführlichere  Bearbeitungen  einer  einzelnen  Phase  in  der 
Geschichte  der  Staatswissenschaft  waren  hier  in  Amerika  nicht  er- 
schienen, aber  es  ist  nicht  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  unzähligen 
Details  viele  Leser  finden  werden.  Von  grösserem  allgemeinen 
Interesse  und  von  gleichem  Werte  ist  das  kürzere  Werk  über  die 
Geschichte  den  Geldes  von  Professor  Billock,2)  welches  ebenfalls 
sich  hauptsächlich  mit  der  Kolonialzeit  befasst.  Ein  weiteres  Gebiet 
behandelt  die  tieschichte  des  amerikanischen  Bankwesens  von  J. 
.T.  Knox,s)  früher  Währungskontrolleur  in  Washington,  ein  nütz- 
liches Buch,  obwohl  dasselbe  in  keiner  Weise  das  Schlusswort  über 
den  Gegenstand  sagt.  Ein  wertvoller  Bericht  über  das  Abrechnungs- 
wesen  wird  von  J.  C.  Cannon, ')  dem  Präsidenten  einer  ersten 
New  Yorker  Bank,  in  seinem  Werke  über  Abrechnungsstellen  ge- 
geben. Dasselbe  ist  ganz  besonders  reich  an  Details  der  wirklichen 
Praxis  und  tieschichte.  Es  mag  auch  Bezug  genommen  werden  in 
diesem  Zusammenhange  auf  das  Studium  der  Theorie  von  Handels- 
krisen von  Professor  Jones/')  Die  verschiedenen  Theorien  werden 
mit  gelehrtem  Scharfsinn  beleuchtet,  aber  von  historischen  Er- 
läuterungen wird  wenig  Gebrauch  gemacht. 

Von  Werken  über  öffentliche  Finanzen  sind  die  wichtigsten 
Publikationen  in  den  letzten  drei  Jahren  diejenigen  von  Wells 
und  Professor  Holländer.  Das  Buch  über  Besteuerung'5)  von 
dem  verstorbenen  David  Wells  ist  eine  schlecht  angeordnete 
und  etwas  heterogene  Abhandlung  über  den  Gegenstand.  Dasselbe 
ist  aber  reich  in  demjenigen  praktischen  Sinne  und  der  Kenntnis 
von   wichtigen  Details,   welche  alle  Werke  dieses  Schriftstellers 

»)  Wahrung  und  Bankwesen  der  Provinz  MasHachusctts  Bay  von 
A.  Mc.  F.  Davis,  Publikationen  der  amerikanischen  staatswissenschaftlichen 
Assoziation.  UHU. 

2)  Abhandlung  über  die  Geschichte  des  Geldes  der  Vereinigten  Staaten 
von  C.  J.  Büllock,  New  York  1901. 

3)  Geschichte  des  Bankwesens  in  den  Vereinigten  Staaten  von  J.  J. 
Knox,  New  York  1901. 

4)  Abrechnungsstellen  von  J.  C.  Cannon,  New  York  1900. 
&)  Handelskrisen  von  E  Jones.  New  York  1900. 

ü)  Prinzipien  der  Besteuerung  von  David  A.  Wells,  New  York  1900. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  115 
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charakterisieren.  Wells  wird  stets  anerkannt  werden  als  ein 
Mann,  welcher  ein  wissenschaftliches  präzises  System  der  Stenern, 
welche  dem  Bürgerkrieg  folgten,  aus  dem  Chaos  von  Steuern  heraus- 
gebildet hat,  und  seine  Schriften  werden  stets  eine  Sammlung  von 
wertvollem  Material  für  denjenigen  sein,  der  die  Finanz-Geschichte 
der  Vereinigten  Staaten  studiert.  Das  2.  Werk,  auf  welches  vor- 
stehend Bezug  genommen  wurde,  ist  eine  Sammlung  von  Monographien, 
welche  von  Professor  Hollander,1)  über  das  Steuersystem  der  ver- 
schiedenen amerikanischen  Staaten,  insbesondere  derjenigen  des 
Südens  herausgegeben  wurden.  Die  Studie  über  die  Wirkungen 
der  Eigentumssteuer  ist  insbesondere  interessant  und  wird  dazu 
beitragen,  etwas  die  allgemeine  Verurteilung  dieser  Steuer,  von  der 
die  meisten  Werke  über  diesen  Gegenstand  voll  sind,  zu  modifizieren. 

Von  Werken  über  die  Geschichte  der  Nationalökonomie 
einer  mehr  allgemeinen  Natur  knüpft  sich  ein  besonderes  Interesse 
an  eine  hervorragende  Studie  über  die  Konfederationsstaaten  im 
Bürgerkrieg  vom  industriellen  und  finanziellen  Standpunkt  aus  von 
Professor  .T.  C.  Schwab.2)  Dies  ist  die  erste  sorgfaltige  Untersuchung 
über  die  volkswirtschaftlichen  Bedingungen  dieser  Zeitperiode,  weicht* 
veröffentlicht  ist  und  sie  enthält  eine  Menge  wertvoller  Details 
welche  bisher  dem  Publikum  nur  wenig  zugänglich  waren.  Viele 
indessen  werden  zu  der  Ansicht  kommen,  dass  das  Werk  in  un- 
gerechtfertigter Weise  Gewicht  legt  auf  die  finanziellen  Phasen  der 
Frage,  aut  Unkosten  der  Landwirtschaft  und  der  Industrie.  Auf 
einem  ganz  verschiedenen  Gebiet  volkswirtschaftlicher  Geschichte 
verdient  die  Monographie  von  T.  W.  Pages)  über  das  Ende 
der  Leibeigenschaft  in  England  das  höchste  Lob.  Dies  ist  eine 
sehr  gelehrte  Geschichte  der  Umwandlung  von  Arbeitsdiensten  gegen 
Geld,  die  schon  wesentlich  die  herrschenden  Ansichten  über  die 
Daten  dieser  Übergangsgeschiehte  modifiziert  haben.  Obwohl 
Professor  A.shley,  welcher  hier  in  Amerika  lange  Jahre  hindurch 

')  Studien  bei  der  staatlichen  Besteuerung,  herausgegeben  von 
J.  H.  Holländer.  Baltimore  liX'K). 

2)  Die  Konfederationsstaaten  von  Amerika  von  J.  C.  Schwaß. 
New  York  P.MJl. 

3)  Das  Ende  der  Leibeigenschaft  in  England  von  T.  W.  Pauk. 
Publikationen  der  amerikanischen  volkswirtschaftlichen  Assoziationen 
vou  l'RJO. 
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der  erste  Schriftsteller  über  staatswirtschaftliche  Geschichte  war, 
jetzt  dauernd  nach  England  zurückgekehrt  ist,  so  lässt  die  Tatsache, 
dass  die  meisten  seiner  Schriften,  die  während  der  Zeit  seiner 
Professur  in  Harvard  herausgekommen  sind,  es  angemessen  erseheinen, 
hier  seine  neueste  Sammlnng  von  Abhandlungen  über  historische 
und  volkswirtschaftliche  Gegenstände  zu  erwähnen.1)  Die  meisten 
derselben  waren  bereits  in  ihrer  früheren  Form  bekannt  und  ein 
Bericht  über  dieselben  ist  bei  dem  beschränkten  Umfang  dieser  Ab- 
handlung unmöglich,  aber  der  Ruf  des  Schriftstellers  verbürgt  ihren 
Wert.  Ein  kürzeres  in  England  erschienenes  Werk  eines  ameri- 
kanischen Schriftstellers  verdient  ebenfalls  spezielle  Hervorhebung, 
nämlich  die  gesammelten  Werke  von  Sir  William  Pktty,*)  heraus- 
gegeben mit  einleitenden  und  erläuternden  Abhandlungen  und  Noten 
von  Professor  C.  H.  Hull.  Die  Heransgabe  des  Werkes  sowohl  wie 
die  Noten  und  Einleitung  sind  Muster  von  gesunder  und  scharfer 
Gelehrsamkeit. 

Zwei  bemerkenswerte  Bücher  sind  auf  dem  Gebiete  der  volks- 
wirtschaftlichen Theorie  erschienen,  Clarks  Verteilung  von  Reichtum8) 
und  Pattens  Theorie  der  Wohlfahrt.4)  Beide  Schriftsteller  sind  seit 
langem  anerkannt  als  die  hauptsächlichen  amerikanischen  Schrift- 
steller auf  dem  Gebiete  reiner  Theorie.  Professor  Clarks  Buch 
erregte  viel  Diskussion  und  waren  die  Meinungen  über  den  Wert 
der  Resultate  sehr  verschieden,  obwohl  nur  eine  Ansicht  war  über 
die  glänzende  Art  der  Methode  und  des  Argumentierens. 

Der  Autor  setzt  einen  staatlichen  Zustand  der  Gesellschaft 
voraus,  in  welchem  alle  volkswirtschaftlichen  Kräfte  unverändert 
bleiben  und  versucht  dann  das  Gesetz  der  Verteilung  der  gesamten 
jährlichen  Produkte  auf  zwei  Anteile,  Zinsen  und  Luhne,  festzustellen. 
Das  neuere  Werk  von  Professor  Patten  ist  noch  radikaler  in 
seiner  Abweichung  von  feststehenden  Ideen  und  seiner  Kritiken 
vorangehender  Schriftsteller,  worunter  eine  Theorie  sich  findet,  dass 

J)  Übersichten,  historische  und  volkswirtschaftliche  von  W.  J.  Ashley, 
New  York  1900. 

a)  Die  volkswirtschaftlichen  Schriften  von  Sir  William  Pktty, 
herausgegeben  von  ('.  H.  Hull,  The  Cambridge  l'niversity  Press,  Eng- 
land 189t). 

3)  Die  Verteilung  von  Reichtum  von  John  B.  Clakk,  New  York  1900. 
*)  Die  Theorie  der  Wohlfahrt  von  Simon  X.  Patten,  New  York  1902. 
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die  Produktion  nicht  ein  Mittel,  sondern  ein  Zweck  sei,  und  dass 
eine  Interessentheorie,  welche  das  Gesetz  über  die  Zweckmässigkeit 
des  Unterschiedes  zwischen  Einkaufs-  und  Verkaufspreis  leugnet, 
noch  nicht  die  neueste  sei.  Wenn  ich  versuchen  wollte,  eine  Über- 
sicht Uber  das  eine  oder  das  andere  dieser  Bücher  zu  geben,  würde 
ich  genötigt  sein,  in  eine  Behandlung  der  ganzen  Verteilungs- 
theorie einzutreten,  und  das  würde  hier  nicht  am  Platze  sein. 
Professor  Cläres  Werk  wird  wahrscheinlicherweise  eine  sym- 
pathischere Aufnahme  und  Unterstützung  linden;  beide  Bücher 
werden  aber  in  dem  Leser  den  Gedanken  wachrufen,  dass  die 
streitigen  Gebiete  in  den  volkswirtschaftlichen  Theorien  eher  weiter 
als  enger  sind. 
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Referent:  Ein  Mitglied  der  Vereinigung  in  Serbien. 
Übersetzung  von  f.  Zelter,  Siena. 

1892-1902. 

Montenegro  ist  ein  kleines  Land,  das  sich  langsam  zu  der 
Würde  eines  regierenden  und  Rechtsstaates  entwickelt.  Aber  es 
werden  wohl  noch  Jahrzehnte  vergehen,  bis  die  Idee  der  Souveränität 
des  Rechtes  in  alle  Zweige  des  öffentlichen  Lebens  eingedrungen  ist. 
Das  heldenhafte  montenegrinische  Volk  war  jahrzehntelang  ein  Feld- 
lager. Es  führte  ein  kriegerisches  und  patriarchalisches  Leben,  besass 
eine  primitive  Organisation  und  sah  in  seinem  Fürsten  nicht  nur 
den  obersten  Heerführer,  sondern  hauptsächlich  den  Richter  und 
Gesetzgeber. 

In  der  Geschichte  de6  alten  Griechenlandes  oder  in  der  Feudal- 
herrschaft des  Mittelalters  finden  sich  für  diese  gegenwärtig  im 
Mittelpunkte  Europas  herrschenden  Verhältnisse  analoge  Beispiele. 

Nach  dem  Berliner  Vertrage,  in  welchem  die  definitive  Un- 
abhängigkeit Montenegros  feierlich  anerkannt  wurde,  begann  man 
das  grosse  Werk,  dem  Lande,  das  durch  die  Annexion  der  Distrikte 
Niksic,  Podgorica,  Antivari  und  Dulcigno  beträchtlich  vergrößert 
worden  war,  zu  einer  friedlichen  Organisation  und  zu  einer  bürger- 
lichen Entwickelnng  zu  verhelfen,  trotz  der  durch  oben  genannten 
Vertrag  bestätigten  wirtschaftlichen  und  strategischen  Unterordnung 
Montenegros  unter  Österreich  -  Ungarn  (cfr.  Maktens,  Droit  inter- 
national). Zu  diesem  Werke  der  Zivilisation  fanden  sich  aber  keine 
geeigneten  Männer  im  Lande,  so  dass  das  Material,  die  erste  conditio 
sine  qua  non  zu  jedem  bürgerlichen  Fortschritt,  fehlte.  Die  Lösung, 
die  sich  später  für  die  Insel  Kreta  fand,  die  Mitwirkung  griechischer, 
vom  Mutterlande  gesandter  Rechtsgelehrten  und  Verwaltungsbeamten, 
erwies  sich  in  Montenegro  als  gänzlich  unanwendbar.    Die  un- 
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günstigsten  Umstände  verschworen  sich  gegen  eine  europäische 
rationelle  und  systematische  Reorganisation  des  Landes:  vollständiger 
Mangel  an  finanziellen  Mitteln,  eine  in  der  Geschichte  kaum  jemals 
dagewesene  Feindseligkeit  gegen  „den  Fremden",  sei  er  auch  nur 
i  in  Sohn  der  angrenzenden  serbischen  Lande,  verbanden  sich  mit 
einem  atomistischen  Begriff  von  dem  Staat,  der  niemals  die  soziale 
Entwicklungsstufe  einer  Tribus  überstieg,  mit  einem  unerhörten 
Geist  der  Insubordination  und  Auflehnung  gegen  jede  Autorität,  wenn 
sie  nicht  diejenige  des  Fürsten  war,  endlich  mit  einem  fast  kindischen 
Ehrgeiz  und  einer  Selbstüberschätzung,  die  allen  primitiven  Staaten 
gemein  ist,  um  eine  ernsthafte  und  disziplinierte  Krystallisation  der 
Justizverwaltung  und  der  politischen  Macht  zu  verhindern. 

Fürst  Nicola  scheute  keine  Anstrengungen,  um  diesem  Zustand 
der  Dinge  ein  Ende  zu  machen,  indem  er  zugleich  auch  die 
nationalen  Eigentümlichkeiten  des  Landes  unangetastet  liess.  Die 
reformatorische  Tätigkeit  ging  jedoch  sprungweise  vor,  ohne  ein 
vorher  festgesetztes  Programm,  ohne  einen  reiflich  vorher  fixierten 
Zweck.  Die  Ernennung  des  ersten  Ministers  der  Gnade  und  der 
Justiz  in  der  Person  des  Ragusaner  (österreichichischer  Staats- 
angehöriger) russischen  Staatsrats  Bogisich,  früheren  Professors  der 
vergleichenden  Gesetzgebung  an  der  Universität  Odessa,  Verfassers 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  von  Montenegro  (1888),  musste  nach 
der  Meinung  des  montenegrinischen  Herrschers  ein  erster  energischer 
Schritt  zu  der  juristischen  Organisation  Montenegros  sein.  Der  gross- 
mütige  Versuch  scheiterte  infolge  Mangels  einer  allmählichen  Vor- 
bereitung und  eines  Juristenstandes  im  Lande.  Und  wie  hätten  die 
alten  Serdare  und  Woywoden  die  Verordnungen  des  neuen  Gesetz- 
buches auf  konkrete  Fälle  anwenden  können?  Das  gesetzgeberische 
Werk,  welches  dank  der  Kodifizierung  vieler  Rechtsgewohnheiten 
den  nationalen  Charakter  gewahrt  hatte,  verlangte  immerhin  eine 
juristische  Interpretation  und  eine  streng  juristische  Anwendung  der 
gesetzlichen  Vorschriften.1)  Der  höchste  Gerichtshof  (Veliki  Sud) 
gab  in  erster  Reihe  das  schlechte  Beispiel.    Zusammengesetzt  aus 

Bedauernswert  ist  die  Tatsache,  dass  Dr.  Bociisioi  aus  un- 
zureichenen  Gründen  nicht  für  opportun  hielt,  das  Familienrecht  und  das 
Erbrecht  in  den  Kodex  aufzunehmen,  die  wichtigsten  und  ursprünglichsten 
Teile  des  sozialen  Lebens  eines  Volkes  Diese  Lücke  wird  lebhaft  in 
Montenegro  empfunden. 
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alten  Soldaten,  Veteranen  der  vaterländischen  Rümpfe,  aber  kaum 
«leg  Lesens  und  Schreibens  kundig,  ohne  Ahnung  von  dem  Gesetz 
und  irgend  welchen  juristischen  Begriffe,  ignorierte  er  systematisch 
das  bürgerliche  Gesetzbuch,  und  konnte  es  um  so  leichter,  als  es 
keinen  geschriebenen  Kodex  des  Zivilverfahrens  gab,  welcher  die 
Richter  zwang,  das  materielle  Rtcht  an  der  Hand  des  formellen  Rechts 
anzuwenden.  Andererseits  machte  die  hergebrachte  Berufung  an  den 
Fürsten  in  allen  zivilen  Angelegenheiten  nicht  selten  die  be- 
scheidenste Anwendnng  des  Gesetzes  illusorisch. 

Der  Justizminister  Dr.  Booisich,  welcher  mit  Vorliebe  in 
Paris  wohnte,  hatte  kein  organisiertes  Ministerium  in  Cetinje.  Die 
offizielle  Korrespondenz  wurde  inissbräuchlicherweise  vom  Veliki 
Sud  geführt,  und  so  auch  die  Korrespondenz  mit  den  auswärtigen 
Staaten  durch  die  Vermittlung  des  montenegrinischen  Ministeriums 
für  auswärtige  Angelegenheiten.  Dr.  Booisich  beschränkte  sich  auf 
Errichtung  von  Kreisgerichten  zu  Rieka,  Antivari,  Dulcigno,  An- 
drijevica,  Kolasin  und  Danilowgrad  (in  Cetinje.  Niksic  und  Podgorica 
waren  solche  Gerichte  schon  früher  vorhanden),  welche  später  sich 
praktisch  als  unnütz,  sogar  schädlich  erwiesen.  Die  seltsame  Ver- 
fassung der  montenegrinischen  Gerichtsbarkeit  äusserte  sich  demnach 
während  des  Ministeriums  Bogisich  in  folgenden  Instanzen: 

1.  Der  Kniet  (Dorfhaupt,  Sühnrichter). 

2.  Der  Hauptmann  (Kapetan,  ein  Überrest  der  alten  Stammes- 
einteilung). 

3.  Das  Kreisgericht  (Okruzni  Sud),  Kollegialgericht,  zusammen- 
gesetzt aus  zwei  Richtern  und  einem  Präsidenten. 

4.  Der  Veliki  Sud  von  Cetinje  (hoher  Gerichtshof,  7  Richter  und 
1  Präsident). 

">.  Der  Fürst  (vierte  und  letzte  Instanz). 

Wie  die  Leser  sehen,  bestanden  vier  Instanzen  in  Montenegro, 
und  durch  eine  eigentümliche  Hypertrophie  des  Prozessgeistes,  ver- 
bunden mit  einem  in  den  meisten  Fällen  gerechtfertigten  Misstrauen 
gegen  die  Richter,  funktionierten  diese  vier  Instanzen  gewöhnlich 
in  allen  Streitfällen,  ohne  Rücksicht  auf  das  Wesen  des  Objekts. 
Man  mns8  sich  dies  vergegenwärtigen,  um  später  die  vollständige 
Umwälzung  zu  verstehen,  welche  die  Grundgesetze  von  1902  in  dem 
juristischen  Bewnsstsein  des  Landes  hervorbrachten. 

Wir  wollen  jetzt  kurz  vom  juristischen  Standpunkt  aus  die 
gesetzgeberische  Tätigkeit  des  Dr.  Booisich  bis  zum  Jahre  1897 
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berühren.    Dieselbe  dehnt  sich  besonders  auf  folgende  Gesetze  und 
Verordnungen  aus: 

I.  Gesetz  vom  30.  März  1894  über  uneheliche  Kind  er  und 
Uber  die  Erforschung  der  Vaterschaft.  Nach  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  ist  die  Paternitätsklage  zulässig  in  folgenden  Fallen: 
a)  im  Falle  eines  gerichtlichen  Geständnisses;  b)  im  Falle  eines 
aussergerichtlichen  Geständnisses  in  Gegenwart  eines  klassischen 
Zeugen;  c)  wenn  ein  glaubwürdiger  Zeuge  den  Täter  oder  die 
Täterin  in  flagranti  überrascht  oder  wenn  der  Zeuge  nur  beide 
„unter  derselben  Bettdecke-*  liegen  sieht  etc.;  d)  wenn  man  dem 
Gericht  eine  Privaturkunde  mit  vorlegen  kann,  aus  welcher  nicht 
allein  ein  Liebesverhältnis,  sondern  auch  eine  fleischliche  Beziehung 
zwischen  den  streitenden  Parteien  innerhalb  der  vom  Gesetz  bestimmten 
Zeitgrenze  hervorgeht  (nicht  später  als  7  und  nicht  früher  als  10  Monate 
vor  der  Niederkunft,  §  91).  Im  §  4  ist  aber  der  Grundsatz  ausge- 
sprochen, dass  im  allgemeinen  die  Klage  der  Vaterschaft  nur  nicht  zu- 
lässig ist,  wenn  sich  niemand  findet,  der  die  Kosten  der  Geburt,  wie 
auch  der  Erhaltung  und  Erziehung  des  illegitimen  Kindes  trägt.  Der 
Staat  ist  demnach  verpflichtet  (§  25)  aus  einem  besonderen  Fonds  * 
zu  den  gesamten  Kosten  beizutragen,  falls  der  Vater  des  unehelichen 
Kindes  unbekannt  ist  oder  wenn  er  bekannt  ist,  aber  weder  selbst 
noch  die  Mutter,  noch  irgend  jemand,  der  sich  bei  ihm  befindet, 
imstande  ist,  das  Kind  zu  unterhalten.  Diese  Verordnung  des  Gesetzes 
hat  sich  in  seiner  praktischen  Anwendung  dem  Staate,  welcher  für 
diesen  Zweck  ungefähr  20000  österreichische  Kroneu  im  Jahre  aus 
der  Bilanz  der  Justiz  für  die  Erhaltung  der  unehelichen  Nach- 
kommenschaft ausgibt,  als  sehr  schädlich  erwiesen.  Sie  trug  zugleich 
dazu  bei,  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  auffallend  zu  vermehren. 

Eine  Gesetzes  Vorschrift,  welche  dem  Staatsrat  von  dem  Justiz- 
minister Grafen  Voinovich  vorgelegt  wurde,  nach  welcher  die  Ver- 
pflichtung zur  Erhaltung  der  unehelichen  Kinder  bis  zum  12.  Jahre 
den  Gemeinden  auferlegt  wurde,  erhielt  nicht  die  Billigung  des 
Souveräns,  weil  sie  einen  Teil  eines  Gesetzentwurfes  über  die 
Autonomie  der  Gemeinden  bildete,  gegen  welche  sich  die  Mehrheit 
des  Staatsrats  erklärte.  Durch  die  Dezentralisation  obigen  Fonds 
würde  man  ohne  Zweifel  ein  mächtiges  Hemmnis  für  die  Vermehrung 
der  unehelichen  Geburten  beseitigen,  indem  man  die  Gemeinde  zu 
einer  strengeren  Sittenpolizei  verpflichtet,  was  in  einem  noch  sehr 
patriarchalischen  Lande,  wie  Montenegro,  nicht  schwierig  ist. 
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Das  Gesetz  vom  .'10.  März  1894  enthalt  ausserdem  Bestimmungen 
über  Vormundschaft,  Adoption  und  Legitimation  unehelicher  Kinder 
27—32)  ferner  .Strafvorschriften  eine  gefährliche  und  nn- 
inristische  Verwirrung  —  für  die  Delikte  des  Stuprum,  der  Scham- 
Verletzung,  der  Abtreibung  etc.  (§  33—41). 

IT.  Die  Ministerialverordnung  vom  14.  Dezember  1893  über 
die  Fristen  für  die  Berufung  gegen  die  Urteile  der  Kreisgerichte. 

IU.  Die  Ministerial Verordnung  vom  8.  Juni  1894  über  den 
Schriftwechsel  zwischen  den  untern  Richtern  und  dem  höchsten 
Gerichtshof. 

IV.  Die  Ministerialverordnungen  vom  16.  Dezember  1893  und 
10.  Juni  1894  über  Einschreibung  und  Legalisierung  der  Kauf- 
verträge betreffend  Immobilien. 

V.  Die  Ministerialverordnung  vom  8.  August  1896  über  das 
Verhalten  von  Richtern  und  Parteien  in  den  Kollegialgerichtshöfen. 

VI.  Das  Gesetz  vom  14.  Dezember  1896,  nach  dessen  Be- 
stimmungen die  Appellation  an  den  Fürsten  in  folgenden  Fällen 
abgeschafft  wurde: 

1.  bei  in  allen  Instanzen  gleich  lautenden  Entscheidungen; 

2.  bei  verjährten  Urteilen  des  Veliki  Sud  (Frist:  ein  Monat  nach 
der  Bekanntmachung  des  Urteils); 

3.  bei  Urteilen  in  Ehrverletzungssachen ; 

4.  bei  Urteilen  in  Ehesachen,  die  von  den  geistlichen  Gerichten 
erlassen  wurden; 

5.  bei   Urteilen,    die   auf  Grund   der  Vaterschaftsklage  gefallt 
worden  sind. 

Mit  diesem  Gesetze  wurde  daher  der  grosse  Schritt  zur 
gänzlichen  Abschaffung  der  Berufung  an  den  Fürsten  getan,  welche 
letztere  endgültig  durch  das  Staatsgrundgesetz  vom  6.  Dezember 
1902  beseitigt  wurde. 

VIT.  Die  sehr  wichtige  Ministerialverordnung  vom  11.  Dezember 
1896  führte  die  Hilfsämter,  Einreichnngsprotokolle  und  Archive  an 
den  Kollegialgerichten  ein. 

Mit  dieser  Verordnung  endete  die  gesetzgeberische  Tätigkeit 
des  Dr.  Booisich.  Seit  1897  hörte  in  Wirklichkeit  der  Minister 
auf,  sein  Amt  auszuüben,  tauchte  selten  und  nur  auf  kurze  Zeit  in 
Cettinje  auf.  Im  März  1899  reichte  er  seine  Entlassung  ein,  welche 
vom  Fürsten  in  einem  selbstgeschriebenen,  sehr  schmeichelhaften 
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Briefe  angenommen  wurde.  Im  Juni  desselben  Jahres  betraute  der 
Fürst  Nicola  den  Grafen  Voinovich,  Dr.  juris,  Chef  seines  Zivilkabinete, 
einen  österreichischen  Staatsangehörigen  aus  Ragusa  wie  sein  Vor- 
gänger, mit  dem  Portefeuille  der  Justiz,  und  mit  dem  Grafen 
Voinovich  eröffnete  sich  eine  neue  Ära  in  der  Geschichte  des  zivilen 
Fortschrittes  von  Montenegro. 

Graf  Voinovich  mnsste  das  Reformationswerk  von  Grund  aus 
beginnen. 

Er  richtete  das  Justizministerium  in  einem  nahegelegenen 
Gebäude  ein,  schuf  das  Personal  der  Behörde,  indem  er  als  ersten 
Sekretär  einen  ehemaligen  Schüler  der  juristischen  Fakultät  von 
Belgrad  und  später  als  ersten  Sektionschef  den  Ragusaner  Advokaten 
Dr.  Knkzkvich  berief,  und  betraute  montenegrinische  junge  Leute  mit 
den  verschiedenen  Abteilungen  des  Departements,  schuf  das  Archiv, 
das  Protokoll,  die  besondere  Verantwortlichkeit  des  Ministers,  und 
nach  den  ersten  Monaten,  stark  durch  den  Schutz  des  Fürsten,  begann 
er  einen  heftigen  Kampf  um  die  Zentralisierung  des  ganzen  jurist- 
ischen Organismus  in  dem  Ministerium,  und  um  besonders  dem 
Veliki  Sud  und  den  andern  Behörden  die  dem  Justizminister  während 
der  Amtstätigkeit  des  Dr.  Bogisich  und  während  der  vorhergegangen 
Periode  juristischer  Anarchie  entrissenen  Befugnisse  wiederzunehmen. 
Der  Veliki  Sud  wurde  auf  seine  rein  richterlichen  Befugnisse 
beschränkt  und  seine  Amtstätigkeit  streng  überwacht,  die  Gefängnisse 
wurden  dem  Minister  des  Innern  entrissen  und  dem  Justizministerium 
untergeordnet,  die  Disziplin  bei  den  Gerichten  des  Landes  wurde  endlich 
wieder  hergestellt. 

Diese  Arbeit,  um  das  Land  mit  dem  Gefühl  einer  höchsten 
Autorität  auf  dem  Gebiete  der  Justiz  zu  erfüllen,  ging  gleichen 
Schritt  mit  der  gesetzgeberischen  Tätigkeit  des  neuen  Ministers. 
Er  bereitete  die  Grundgesetze  des  Staates  sowie  das  Gesetzbuch 
über  den  Zivilprozess  vor  und  inusste  durch  unzählige  Rundschreiben 
und  Verordnungen  die  auffälligsten  Missbräuche  und  offenbarsten 
Ungerechtigkeiten  beseitigen.  Der  Zeitraum  der  drei  Jahre  von 
1809 — 1902  wurde  eine  Periode  eifrigster,  fieberhafter  Tätigkeit 
des  neuen  Justizministers.  Wir  wollen  nur  die  wichtigsten  Punkte 
andeuten.  Um  eine  klare  Idee  von  der  schweren  Aufgabe  des  Grafen 
Voinovich  zu  geben,  wird  es  genügen,  daran  zu  erinnern,  dass  infolge 
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eines  veralteten  Missbrauchs  die  gerichtliehen  Entscheidungen  und 
Verfügungen  nicht  die  Unterschrift  des  Vorsitzenden  des  betreffenden 
Gerichtes  trugen,  und  dass  auch  im  allgemeinen  die  gerichtlichen 
Akte  nicht  unterzeichnet  wurden.  Dieser  groben  Ungehörigkeit, 
welche  den  gefährlichen  Charakter  einer  allgemeinen  Beseitigung 
der  richterlichen  Verantwortlichkeit,  besonders  bei  den  Kollegial- 
gerichten angenommen  hatte,  half  Graf  Voixovich  durch  die  Ministerial- 
verordnung  vom  8.  Dezember  1899  ab,  welche  eingehende  Be- 
stimmungen für  die  Unterschrift  der  gerichtlichen  Akte  enthält. 
Durch  die  Ministerialverfügnng  desselben  Tages  wurde  das  Verfahren 
bei  der  Abstimmung  der  Kollegialgerichte  in  Zivil-  und  Strafsachen 
geordnet  und  durch  die  Ministerialverfügnng  vom  3.  Juni  1900 
wurden  die  notwendigen  prozessualen  Formen  für  Zeugenvernehmungen 
in  Zivilsachen  und  Strafprozessen  festgesetzt. 

Am  10.  November  1900  sanktionierte  Fürst  Nicola  zwei  von 
dem  neuen  Justizminister  vorgeschlagene  Gesetze,  ein  Zivil-  und  ein 
Strafgesetz,  welche  einen  historischen  Ausgangspunkt  in  der  monte- 
negrinischen Gesetzgebung  bilden  und  welche  gleicherzeit  beredt 
zeigen,  wie  viel  in  Montenegro  noch  zu  schaffen  übrig  bleibt. 

Das  Zivilgesetz  regelt  den  gerichtlichen  Zwangsverkauf  von 
Immobilien  und  das  Strafgesetz  führt  die  Untersuchungshaft  ein, 
mit  genauen  Bestimmungen,  um  den  Fortgang  des  Strafverfahrens 
(welches  noch  zu  kodifizieren  bleibt)  zu  sichern  und  zu  gleicher 
Zeit  die  Rechte  und  die  Ehre  des  Angeschuldigten  zu  wahren. 
Graf  Voinovicu  nahm  das  bezügliche  Kapitel  iu  dem  österreichischen 
Strafverfahren  von  1873  zum  Vorbild,  sowie  die  hierauf  beruhenden 
bosnisch-herzegowinischen  Bestimmungen,  und  verordnete  Freilassung 
gegen  Kaution,  äusserte  sich  aber  später  ungünstig  über  diese  anti- 
demokratische Einrichtung,  welche  den  Reichen  gegen  den  Armen 
bevorzugt  und  erklärte  seine  Absicht,  die  Streichung  des  betreffenden 
§  8  des  Gesetzes  über  Untersuchungshaft  in  der  künftigen  Straf- 
prozessordnung zu  beantragen. 

Das  Gesetz  über  Zwangsverkauf  von  Immobilien  befreite  das 
Land  von  einer  wirtschaftlichen  Krisis,  die  durch  häufige  erzwungene 
Veräussernngen  von  Grundstücken  zu  Spottpreisen  veranlasst  worden 
war,  indem  es  den  Verkauf  des  Gegenstandes  unter  2/8  seines 
Schätzungswertes  verbot  und  ein  bis  in  die  Einzelheiten  geregeltes 
Verfahren  für  öffentliche  Versteigerung  anordnete. 
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Die  wahre  Grundlage  zu  einer  rechtlichen  Wiedergeburt  von 
Montenegro  wurde  in  der  Thronrede  vom  6.  Dezember  1902  gelegt, 
welche  einen  historischen  Abschnitt  in  der  Entwickelung  des  Fürsten- 
tunis bezeichnet,  Fürst  Nicola  verkündete  an  jenem  denkwürdigen 
Tage  in  Gegenwart  seiner  Minister,  hoher  Zivil-  und  Militärbeamten, 
der  diplomatischen  Vertreter  Rnsslands,  Serbiens  und  Bulgariens 
dem  Volke,  dass  er  die  Staatsgrnndgesetze  über  die  richterliche 
Gewalt,  die  Gerichtsverfassung  des  Fürstentums,  über  die  Zuständigkeit 
in  Zivil-  und  Strafsachen  genehmigt  habe,  und  versprach  zu  gleicher 
Zeit  die  bevorstehende  Veröffentlichung  des  Gesetzbuches  über  das 
Zivilstreitverfahren.  In  derselben  Rede  wurden  auch  die  beiden 
Grundgesetze  über  die  vollziehende  Gewalt,  den  Staatsrat,  wie  auch 
über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Zivilbeamten  veröffentlicht. 

Die  von  dem  Justizminister  Grafen  Voixovicn  herausgegebenen 
Justizgesetze  haben  für  Montenegro  den  Charakter  einer  wahren 
Revolution  und  nur  diejenigen,  welche  tief  in  die  Geschichte  eine« 
Volkes  eindringen,  das  wohl  fünf  Jahrhunderte  lang  ohne  geschriebene 
Gesetze  im  Schatten  der  patriarchalischen  Gewalt  seines  Fürsten 
lebte  und  dem  Ermessen  seiner  des  Lesens  und  Schreibens  unkundigen 
Volksrichter  preisgegeben  war,  können  sich  eine  Vorstellung  von 
der  Grösse  des  Ereignisses  machen. 

Das  Gesetz  über  die  richterliche  Gewalt  verkündet  absolute 
Unabhängigkeit  der  Richter  (Art.  5),  ihre  Unabsetzbarkeit  mit  der 
Bedingung  jedoch,  dass  sie  das  juristische  Studium  absolviert  haben, 
entsprechend  den  höchsten  Bedürfnissen  des  Staates,  die  Scheidung 
der  richterlichen  Gewalt  von  der  Verwaltung  (Art.  11),  die  Pflicht 
der  Richter,  die  Schäden,  welche  den  Parteien  durch  ihre  Schuld 
entstanden  sind,  zu  ersetzen.    (Art.  8.) 

Das  neue  Gerichtsverfassungsgesetz  führte  5  Kreisgerichte 
(Kollegiengerichte)  ein,  nämlich  je  eins  in  den  Städten  Cetinje, 
Antivari,  Podgorizca,  Niksic  und  Kolasin,  und  beseitigte  die  Gerichts- 
höfe zu  Rieka,  Vir-Bazar,  Dulcigno,  Andrijevica  und  Danilovgrad. 
Die  Instanzen  wurden  auf  Grund  des  Gesetzes  über  zivilgerichtliche 
Zuständigkeit  auf  zwei  beschränkt, 

Nach  den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  übte  der  Kniet 
(Dorfälteste)  die  Funktionen  des  Friedensrichters  (Art.  1 — 4)  in 
allon  jenen  Streitsachen,  welche  zur  Kompetenz  des  Kapetanski  Sud 
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gehören,  aus.  Die  streitenden  Parteien  sind  gezwnngen  sich  zunächst 
an  das  Amt  des  Sühntrichters  zu  wenden. 

Der  Hauptmann  <Kapetan>  ist  erste  Instanz  in  allen  jenen 
Sachen,  deren  Objekt  die  Summe  von  100  Kronen1)  nicht  übersteigt, 
wenngleich  auch  fakultativ,  nach  Übereinknft  der  Parteien,  dem 
Kapetan  die  Entscheidung  in  Besitzstörungsstreitigkeiten  bei  Objekten 
bis  zum  Werte  von  20O  Kronen  zusteht  (Art.  G).  Der  Hauptmann 
(Kapetan)  würde  nach  der  neuen  Organisation  in  Montenegro  dem 
Österreichischen  Bezirksrichter  entsprechen. 

Eine  sehr  wichtige  Neuerung  ist  die  Bestimmung  des  Art.  8, 
welche  die  Kreisgerichte  (Oblasni  Sud)  einführt,  als  Appellgerichts- 
höfe »zweite  und  letzte  Instanz)  gegen  die  Entscheidungen  des 
Hauptmanns. 

Für  alle  Sachen,  deren  Gegenstand  den  Wert  von  100  Kronen 
resp.  200  Kronen  übersteigt,  wie  auch  für  Erbschaftssachen  ist  das 
Kreisgericht  i  Oblasni  Sud)  kompetent  (Art.  7).  Gegen  die  vom 
Oblasni  Sud  als  erster  Instanz  erlassenen  Entscheidungen  ist  die 
Besehwerde  beim  Veliki  Sud  (hoher  Gerichtshof)  zuzulassen,  der  aus 
4  Richtern  und  einem  Präsidenten  besteht.  Gegen  die  Entscheidungen 
dieses  Gerichtshofes  gibt  es  keine  Berufung  (Art  13).  Mit  jenem 
lakonischen  Artikel  wurde  endgültig  die  richterliche  Gewalt  des 
Fürsten,  welche  drei  Jahrhunderte  hindurch  sozusagen  die  einzige 
Quelle  des  Rechtes  war,  und  dessen  Einschreiten  in  Rechtsangelegen- 
heiten einerseits  viel  Ungerechtigkeit  verhinderte,  andererseits  den 
Beschlüssen  der  Richter  jede  Autorität  raubte  und  systematisch  die 
juristische  Entwicklung  des  Staates  hemmte,  vernichtet. 

Auch  in  Strafsachen  wurde  das  System  der  zwei  Instanzen 
eingeführt,  welches  für  einen  kleinen  Staat  unstreitbar  praktischer, 
ökonomischer  und  vernünftiger  ist. 

Die  Hauptleute  urteilen  in  erster  Linie  über  alle  Zuwider- 
handlungen: 

a)  gegen  das  Eigentum,  die  die  Summe  von  50  Kronen  nicht  über- 
schreiten ; 

b)  gegen  die  Ehre  (wörtliche  und  tätliche  Verletzungen); 

c)  gegen  die  öffentliche  Ruhe,  welche  nach  altem  Herkommen  mit 
einer  Strafe  bis  zu  40  Kronen  Strafe  oder  8  Tagen  Haft  ge- 
ahndet werden  (Art.  2). 

')  Montenegro  hat  kein  eigenes  Geld,  es  hat  deshalb  österreichische 
Währung  angenommen. 
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Diese  vage  Bestimmung  über  die  Kompetenz  der  Hauptlente 
wurde  von  einigen  serbischen  Rechtsgelehrten  kritisiert,  aber  oline 
Kenntnis  der  Ursache.  Montenegro  hat  kein  Strafgesetzbuch.  Es 
erwies  sich  demnach  als  unmöglich,  die  Zuwiderhandlungen  genau 
zu  bestimmen,  für  welche  der  Hauptmann  als  Richter  zuständig  sein 
sollte.  Der  Gesetzgeber  mnsste  demnach  auf  das  Herkommen  zurück- 
greifen. Übrigens  sind  dies  nur  Übergangsbestimmungen,  und  der 
Mangel  an  Präzision  wird  reichlich  durch  den  ungeheuren  Vorteil 
eines  Gesetzes  über  die  Zuständigkeit  aufgewogen,  dessen  Fehlen 
jeden  Begriff  von  Rechtsprechung  und  Ordnung  in  Montenegro 
zerstört  hatte. 

Für  alle  Verbrechen  und  Vergehen  sind  ohne  Ausnahme  die 
Kreisgerichte  kompetent  (Art.  5).  Sie  richten  über  diese  Straftaten 
in  erster  Instanz,  während  sie  zugleich  in  zweiter  und  letzter  Instanz 
über  Beschwerden  gegen  die  Strafurteile  der  Hauptmänner  entscheiden. 

Der  Veliki  Sud  entscheidet  als  höchstes  Gericht  über  Be- 
schwerden gegen  die  Strafurteile  der  Kreisgerichte,  und  auch  in 
dieser  Materie  ist  die  Berufung  an  den  Fürsten  beseitigt.  Es  bleibt 
eine  Spur  davon  in  dem  Art.  8  des  Gesetzes  über  die  Zuständigkeit 
in  Strafsachen,  welcher  also  lautet:  „Die  Kreisgerichte  sind  ver- 
pflichtet, dem  ..Obersten  Gerichtshof u  jedes  Todesurteil  mit  den  be- 
treffenden Akten  mitzuteilen,  auch  falls  der  Angeklagte  auf  den 
Rekurs  verzichtet  hat.  Wenn  der  Veliki  Sud  das  vom  Kreisgericht 
erlassene  Todesurteil  bestätigt,  ist  er  verpflichtet,  seine  Entscheidung 
dem  Justizminister  mitzuteilen,  welcher  sie  dem  Souverän  zur  Be- 
stätigung unterbreitet.  Wenn  das  Todesurteil  vom  Fürsten  bestätigt 
worden  ist,  muss  es  in  einem  Zeitraum  von  24  Stunden  vollstreckt 
werden." 

Die  Artikel  15—31  des  Gesetzes  über  die  Zivilgerichtsbarkeit 
enthalten  die  Bestimmungen  über  örtliche  und  sachliche  Zuständigkeit 
und  die  Artikel  9 — 16  regeln  die  Zuständigkeit  in  Strafsachen  nach 
dem  Ort  des  begangenen  Delikts.1) 

')  Unsere  Leser  mögen  bedenken,  dass  die  Veröffentlichung  oben 
erwähnter  Gesetze  von  einer  fast  vollständigen  Veränderung  des  Gerichts- 
personals  in  dem  Fürstentunie  begleitet  wurde.  Auf  den  Vorschlag  de* 
Justizminister«  wurden  durch  den  fürstlichen  Ukas  vom  fi.  Dezember  HHV2 
alle  Mitglieder  des  Veliki  Sud  mit  ihrem  Präsidenten  Voivoden  Ckrovio 
pensioniert  und  durch  nationale  Richter  ersetzt,  welche  das  Rechtsstudium 
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Montenegro.  1839 
• 

Dieser  kurze  Abriss  der  gesetzgeberisch  fruchtbaren  Periode 
von  1801»  bis  1902  wurde  durch  den  schon  von  dem  Grafen  Voinovkh 
ausgearbeiteten  Entwurf  einer  Zivilprozessordnnng  gekrönt,  dessen 
Besprechung  in  dem  Staatsrat  bevorsteht.  Der  Entwurf  enthält 
323  Artikel  und  beruht  auf  der  Mündlichkeit,  der  Öffentlichkeit 
und  der  freien  richterlichen  Überzeugung.  Dem  Entwürfe 
geht  eine  ausführliche  Darstellung  der  Motive  voraus;  er  ist 
charakteristisch  durch  die  Klarheit  und  Kürze,  welche  durch  die 
Notwendigkeit  bedingt  wurde,  ihn  einem  jungen  und  unerfahrenen 
Volke  verständlich  zu  machen,  und  wohl  in  gewissen  Teilen  von 
grösseren  Nationen  nachgeahmt  werden  könnte,  welche  aus  über- 
mässiger Kathedergelehrsamkeit  sich  in  langatmigen  Gesetzbüchern 
mit  so  verwickelten  Verfahren  gefallen,  dass  sie  unverständlich  und 
unpopulär  werden.  Sobald  die  Zivilprozeßordnung  von  Montenegro 
bestätigt  und  veröffentlicht  worden  ist,  werden  wir  uns  mit  ihr  be- 
schäftigen, und  schliessen  einst  weilen  diesen  kurzen  Hinblick  auf  die 
neue  montenegrinische  Gesetzgebung,  indem  wir  mit  grosser  Freude 
den  Eintritt  Montenegros  in  die  Reihen  der  Knlturstaaten  begrüssen, 
dank  der  weisheitsvollen  Erkenntnis  des  Fürsten  Nicola  und  dem 
ihm  zur  Seite  stehenden  europäischen  Minister,  der  sich  in  hohem 
Grade  seiner  zivilisatorischen  Aufgabe  bei  einem  in  so  vieler  Hinsicht 
interessanten  Volke  bewnsst  ist. 

absolviert  hatten,  mit  einem  Chef,  dem  Advokaten  Dr.  Bakotic,  einem 
berühmten  dalmatinischen  Rechtsgelehrten.  So  veranlasste  die  Reorganisation 
der  neuen  Gerichtshöfe  und  die  Abschaffung  der  5  Tribunale  die  Pensionierung 
von  ungefähr  40  richterlichen  Beamten.  Zu  den  neuen  Stellen  wurden 
einige  Montenegriner  berufen,  welche  das  Recht  im  Auslande  absolviert 
hatten,  und  einige  bessere  Elemente  unter  den  nationalen  Richtern  wurden 
beibehalten.  Nach  und  nach  werden  sie  aus  den  jungen  Leuten,  welche 
die  Rechte  in  Belirrad,  Petersburg,  Heidelberg  etc.  studieren,  ergänzt. 
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Frankreich. 

Nachtrag 

zur  juristischen  und  volkswirtschaftlichen  Literatur.1) 

Referent  :  J.  Brissaud,  Professor  der  Rechte.  Toulouse  et  Decaus. 
Übersetzung  von  Aintsgerichtsrat  Richard  Bartolomiius,  Krotoschin. 

1902. 
Im  allgemeinen. 

Ausser  dein  Jonrnal  de  la  librairie,  das  eine  vollständige  Anf- 
zählung  aller  Werke  über  Rechtswissenschaft  enthält,  die  wahrend 
des  Jahres  in  Frankreich  erschienen  sind,  oder  wenigstens  derer, 
die  gesetzgemäss  bei  der  Nationalbibliothek  niedergelegt  sind,  findet 
man  bibliographische  Nachrichten  in  der  Mehrzahl  der  juristischen 
Zeitschriften  oder  Rundschauen,  besonders  in  der  neuen  rechts- 
wissenschaftlichen Rundschan,  in  der  bibliographischen 
Rundschau  über  rechtswissenschaftliche  Werke,  die  alle 
Monate  bei  Giard  und  Briere  (Paris)  erscheint.  Die  allgemeine 
Bibliographie  rechtswissenschaftlicher  Bücher,  veröffentlicht 
durch  Makcral  und  Billard  (1901),  gibt  die  früheren  Werke  und 
die  des  letzten  Jahrganges  an. 

Die  Gesetztexte  linden  sich  in  den  Ausgaben  der  französischen 
Gesetzbücher  von  Tkipier  und  Monniee  (ein  Werk,  das  sich  vor 
ähnlichen  durch  seine  Richtigkeit  auszeichnet),  von  Carpentier,  von 
Rivieke,  von  Royer  und  Surel,  von  Dalloz.  von  Sirey  (diese  ent- 
halten eine  Darstellung  der  Rechtsprechung),  in  den  neuen  Gesetzen 
von  Schaffhäi'ser  (periodische  Sammlung  mit  vorbereitenden  Arbeiten, 

y)  Anmerkung.  Nicht  immer  ist  es  uns  möglich  gewesen,  die 
Herausgeber  der  Werke  anzugeben,  die  wir  anführen,  aber  man  kann  sie 
sich  bei  einem  der  grossen  Buchhändler  der  Rechtswissenschaft  in  Paris 
verschaffen :  Larose.  Marchal  und  Billard.  Fontemoing.  Rousseau,  Pedone 
Lauriel,  Pichon,  Giard  und  Briere,  Chevalier-Marescq. 
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Kommentaren),  in  dem  Jahrbuch  der  französischen  Gesetz- 
gebung, da«  von  der  Gesellschaft  für  vergleichende  Gesetzgebung 
herausgegeben  wird  und  sämtliche  erschienene  Gesetze  in  einem 
einzigen  Bande  wiedergibt. 

Die  Urteile  sind  enthalten  in  den  grossen  rechtswissen- 
schaftlichen Sammlungen  von  Dalloz  und  Sikky,  in  den  französischen 
Pandekten,  in  den  täglichen  Zeitschriften,  wie  das  Recht,  die 
Gerieh  tszei  tu  ng,  die  Gerichtshofszeitung  (Paris);  der  Gesetzes- 
text findet  sich  dort  auch.  Rechtsprechung  und  Gesetzgebung  sind 
dargestellt  in  den  weitläufigen  Repertorien,  die  jetzt  veröffentlicht 
werden  und  auf  das  von  Dalloz  folgen,  nämlich  den  französischen 
Pandekten,  dem  allgemeinen  alphabetischen  Repertorium  des  fran- 
zösischen Rechts. 

Bürgerliches  Recht. 

Zeitschriften,  hauptsächlich  für  bürgerliches  Recht.  Zwei,  die 
kritische  Rundschau  der  Gesetzgebung  und  Rechtswissen- 
schaft, die  sehr  alt  ist  (bei  Pichon)  und  die  ganz  neue  drei- 
monatliche Rundschau  für  bürgerliches  Recht  (bei  Larose), 
die  von  Esmkin,  Mahsigli  usw.  begründet  ist.  Man  findet  ebenso 
Studien  aus  dem  bürgerlichen  Recht  in  der  Zeitschrift  der 
Gesellschaft  für  Gesetzgebungsstudien  (eine  Gesellschaft,  die  in 
Paris  gegründet  ist,  aber  Mitglieder  in  ganz  Frankreich  umfasst; 
sie  hat  zum  Zweck,  Tagesfragen  zu  studieren,  Gesetzentwürfe  zu 
geben  usw.)  und  in  der  allgemeinen  Rundschau  der  Rechts- 
wissenschaft (bei  Fontemoing;  diese  Rundschau  berührt,  wie  ihr 
Titel  zeigt,  alle  Zweige  der  Gesetzgebung). 

Die  allgemeine  Rechtswissenschaft  von  Dalloz  hat  ein  bürger- 
liches Gesetzbuch  mit  Anmerkungen  in  zwei  Ausgaben  geliefert,  die 
eine  sehr  ausgedehnt,  die  andere  handlicher;  Ausgaben  zum  Gebrauch 
für  Praktiker;  die  Rechtslehre  ist  dort  angegeben.  Die  Zusammen- 
stellung der  Gesetze  über  bürgerliches  Recht  von  R.  Boykr  (bei 
Ronsseau)  ist  ein  Werk  derselben  Art. 

Bekannt  sind  die  rechtswissenschaftlichen  Abhandlungen,  deren 
Herausgabe  fortgesetzt  wird  und  deren  Ansehen  feststeht:  Atbry 
und  Rau,  Vorlesungen  über  französisches  bürgerliches  Recht,  5.  Aus- 
gabe, Bd.  TV  (Marchai  und  Billard).  Beuuast,  Vorlesungen  über 
französiches   bürgerliches  Recht  (Bd.  II,   Rousseau).  Hur, 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  »>.  u.  7.  Bd.  116 
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Theoretischer  und  praktischer  Kommentar  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  Bd.  13,  14  (Marescq).  Guillouari»  . 
Abhandlungen  und  Kauf  und  Tausch,  Bd.  I,  3.  Ausgabe 
(Pedone).  Jedes  dieser  Werke  zeichnet  sich  durch  besondere  Eigen- 
schaften aus.  Die  Vorlesungen  von  Aubky  und  Kau  sind  bis  auf  die 
neuen  Gesetze  fortgeführt;  die  von  Beupant,  mehr  für  Anfänger, 
sind  von  grosser  Verständlichkeit;  der  Kommentar  von  Huk  enthält 
eigene  Bemerkungen  des  Verfassers;  die  Abhandlungen  von  Güillouari» 
sind  die  Fortsetzung  des  grossen  Werkes  von  Demolombe.  Hierbei 
darf  nicht  vergessen  werden  die  Ergänzung  zu  den  Grundsätzen  des 
bürgerlichen  Kechts  von  Laurent  durch  Siville. 

Neben  dem  Grundriss  des  bürgerlichen  Rechts  von 
Bacpry-Lacanttnerie,  dem  einzigen  Werk,  das  sich  in  den  letzten 
Jahren  in  den  Händen  der  Studierenden  befand,  zeigen  sich  jetzt 
zwei  andere  Bücher  derselben  Art: 

Planiol,  Bearbeitung  des  bürgerlichen  Rechts  für  An- 
fänger, 2.  Ausgabe  (Pichon),  sehr  reich  an  neuen  Bemerkungen 
und  Einzelheiten  über  die  neue  Rechtslehre,  trotz  seiner  knappen  Form. 

La  Bink  dk  Villen  kl' ve  und  Jac.  Grundlehren  des  bürger- 
lichen Rechts,  2.  Ausgabe  (Marchai  und  Billard). 

Unter  der  Zahl  der  wichtigen  Einzelabhandlungen  über  bürger- 
liches Recht  kann  man  kaum  etwas  anderes  anführen,  wie  1.  die 
Studie  von  Vakkillks-Sommikrkh  über  die  juristischen  Personen, 
1902;  der  Verfasser  bekämpft  auch  die  allgemeinen  Theorieen 
über  das  schwierige  Gebiet,  man  kann  seine  Meinungen  vergleichen 
mit  denen  von  Planiol  und  denen  der  Verfasser  der  Abhandlungen 
aus  dem  Verwaltungsrecht,  von  denen  weiter  unten  die  Rede 
sein  wird. 

2.  Zwei  Werke  über  das  Dotalsystem,  eines  von  Depinay,  das 
andere  von  Eyqlem  (gekrönt  vom  Institut). 

Man  könnte  noch  hinzufügen  die  2.  Ausgabe  der  Abhandlung 
über  die  Haftbarkeit  von  Soikdat,  der  die  neuen  Gesetze  eine 
grosse  Bedeutung  gegeben  haben. 

Zivilprozess. 

Der  Zivilprozess  gibt  stets  Veranlassung  zu  Arbeiten  von 
unmittelbarem  praktischen  Nutzen;  aber  neben  dieser  Art  von  Ver- 
öffentlichungen geringeren  Interesses  kann  man  hinweisen  auf  Werke 
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bedeutenderer  Art:  denGrnndriss  des  Zivilprozesses  von  Glasson 
(und  Colmet-Daaoe)  bei  Pichon,  dargestellt  in  2  Banden,  über  das 
ganze  zivilprozessualisehe  Verfahren,  von  grosser  Klarheit,  fortgeführt 
bis  auf  die  neueste  Gesetzgebung  und  Rechtslehre. 

Die  theoretische  und  praktische  Abhandlung  über 
Zivilprozess  von  Garhonnet  ist  noch  umfangreicher;  der  6.  Band 
der  2.  Ausgabe  ist  soeben  erschienen,  vervollständigt  und  durch- 
gesehen von  CEzar-Bru,  der  das  Werk  von  Garhonnkt  in  demselben 
Geist  wie  er  und  mit  seltener  Tüchtigkeit  fortsetzt. 

Die  Abhandlung  über  die  Friedensgerichte  von  Pabon 
ist  bei  dem  3.  Bande  angelangt;  man  kann  sich  einen  Begriff  von 
der  "Wichtigkeit  dieser  Rechtsprechung  machen,  wenn  man  dies  umfang- 
reiche Werk  durchgeht.  Vergl.  Vermeil,  Führer  für  Friedens- 
richter, und  zwei  Zeitschriften:  der  Moniteur  der  Friedens- 
richter und  das  Journal  der  Gerichtsschreiber  der  Friedens- 
gerichte. 

Die  Abhandlung,  theoretisch  und  praktisch,  über  die 
gerichtliche  Beistandschaft  von  H.  Simon  enthält  den  Kommentar 
zum  Gesetz  vom  10.  Juli  1901.  Das  praktische  Gesetzbuch  für 
Sachverständige  (10.  Aufl.)  von  Sarrazin  dient  als  Führer  den 
Privatpersonen,  die  vor  diese,  einfache  Rechtsverwaltung  geladen 
werden,  und  noch  mehr  denen,  die  dort  tütig  sind. 

Über  die  Streitigkeiten  zwischen  Staatsangehörigen  und 
Fremden  wird  man  vieles  einzelne  finden  in  R.  i»e  Pakpk,  Studien 
über  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiteu  mit  Fremden  (französisch-belgischer  Ver- 
trag vom  8.  Januar  1899). 

Anzuführen  ist  noch:  Lkhouchkk,  Vom  Prozessauftrage 
des  Anwalts;  Oidet,  Die  kleinen  Pfändungen;  Pekrin,  Ver- 
fügungen auf  Anträge. 

Die  Zeitschriften  besonders  für  Zivilprozess  sind  zahlreich: 
Journal  der  Staatsanwälte,  Journal  der  Anwälte,  Periodische  Sammlung 
der  Gesetzgebung,  der  Wissenschaft,  der  Rechtsprechung  im  Zivil- 
prozess, Handels-  und  Strafprozess  und  Verwaltungsverfahren  etc. 

Handels-  und  Seerecht. 

Eine  Ausgabe  des  Handelsgesetzbuchs  findet  sich  in  der  kleinen 

Sammlung  Dalloz.    Die  Abhandlung  über  Handelsrecht  von 

116* 
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Lyuk-Cakn  und  Renault  (VI  Bände)  ist  bei  ihrer  3.  Auflage  (Pichon). 
Ausser  diesem  beachtenswerten  Werk,  das  ebenso  brauchbar  für  die 
Theoretiker  ist.  wie  für  die  Praktiker,  tindet  man  fast  nur  Bücher 
für  praktischen  Gebranch,  wie  die  Abhandlung  über  die  Aktien 
von  G oi hand  und  die  Abhandlung  über  die  Grüntieranteile 
von  Lkcoltukikr  (Larose).  Diesen  Arbeiten  kann  man  an  die  Seite 
stellen  das  internationale  Gesetzbuch  über  deu  Schiffs- 
zusammenstoss  von  Autran,  2.  Ausgabe;  die  Schiffahrtspolizei 
von  Manüox  dk  la  Landk  (Verwaltungs-Seerecht);  das  praktische 
Handbuch  der  Liquidationen  von  Simard.  Die  Zeitschriften 
für  Handelsrecht  sind  zahlreich:  Jahrbuch  für  Handels-  und 
Gewerberecht;  Zeitschrift  der  Handelsgerichte;  Zeitschrift 
für  Konkurse  und  gerichtliche  Liquidationen;  Rundschau 
für  Gesellschaftsrecht;  Rundschau  für  Seerecht  etc. 

Gewerbegesetzgebung. 

Zwei  Abhandlungen  für  Anfänger  streiten  um  die  Gunst  der 
Studierenden:  G.Bry,  Vorlesungen  über  Gewerbegesetzgebung, 
für  Anfanger,  neue  Ausgabe  (Larose);  Pic,  Abhandlung  über 
Gewerberecht,  für  Anfänger,  2.  Auflage  (bei  Rousseau).  Dazu 
die  Abhandlung  über  Arbeit  er  gesetzgebung  von  L.  Cour*  kllk 
(bei  Giard)  und  das  Handbuch  für  Gewerbe-  und  Handels- 
eigentum von  Lambert  (bei  Giard,  kleine  soziale  Enzyklopädie,  XXX  ID. 

Eine  der  wichtigsten  Einzelabhandlungen  über  Gewerberecht 
ist  die  von  Burkau,  der  Arbeitsvertrag,  Stellung  der  Hand- 
werkerkammern (bei  Alcan),  Allgemeine  Bibliothek  der  Sozial- 
wissenschaften. 

Mannheim  hat  geschrieben  über  die  Rechtslage  der  Arbeiter 
in  den  Staatswerkstätten  (Tabak,  »Streichhölzer).  Uber  die 
Berggesetzgebung  und  Bergwerksaufsicht  tindet  man  die 
neue  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  in  einem  Buch  von  Cuvjlliek. 
Wir  haben  schon  in  den  früheren  Jahren  die  reiche  Literatur  (z.  B. 
M.  Bellom.  2.  Auflage)  über  die  so  praktische  Frage  der  Arbeits- 
unfälle angezeigt;  dazu  fügen  wir  das  Werk  von  Bouykr,  Ent- 
wicklung der  Haftbarkeit  für  Arbeitsunfälle  und  das  von 
Raynaud,  die  Arbeitsunfälle  der  fremden  Arbeiter  (Gesetz 
vom  9.  April  1898).  Das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  hat 
Urkunden  (vom  September  1899  bis  Juni  1902)  über  die  Regle- 
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mentiernng  der  Arbeit  der  Eisenbahnangestellten  ver- 
öffentlicht. Dem  ist  zu  vergleichen:  Imbert,  Beziehungen  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  in  der  Grossindustrie 
(Werkstattordnungen,  Fabrikrat,  Aufsichtsräte).  Ausser  den  bereits 
aufgeführten  Zeitschriften  über  Handelsrecht  ist  anzugeben:  Jahr- 
bücher über  gewerbliches,  künstlerisches,  literarisches 
Eigentum,  die  Rundschau  der  Handwerkergesetzgebung, 
die  Zeitschrift  des  Arbeitsamts,  die  Rundschau  der  Ge- 
werbeunfälle, die  Rundschau  über  Gewerberecht  etc.,  das 
Buch  von  Ckochard,  die  Zwangsversicherung  gegen  Krankheit, 
interessiert  besonders  die  Handwerkerklasse  und  beschäftigt  sich 
deshalb  mit  dem  Gewerberecht. 

Landwirtschaftsrecht. 

Die  meisten  Werke  über  Landwirtschaftsrecht  sind  praktische 
Bücher  zum  Gebrauch  für  Landwirte.  Wir  heben  vor  allem  die 
folgenden  heraus,  von  denen  die  einen  allgemeiner  gehalten  sind  als 
die  anderen. 

A.  Zom.a,  Gesetzsammlung  des  landwirtschaftlichen 
Eigentumes  für  den  Handgebrauch.  2.  Auflage;  Amxkl,  Ge- 
setzsammlung der  Eigentümer  und  Pächter  landwirtschaft- 
licher und  fabrikmässiger  Güter  mit  Formularen  (Pedone 
Lauriel)  für  den  Handgebrauch;  Lesaüe,  Gesetzsammlung 
der  landwirtschaftlichen  Vorschriften;  Carvii.le,  Ackerbau 
(neue  Gesetzgebung). 

B.  Cabannks,  Pachtverträge;  Ru-ert,  Ausübung  des  Eigen- 
tums im  Verhältnis  zum  Nachbareigentnm;  Pkaui>,  Eltern- 
Erbteilung  al*  Mittel,  die  Zersplitterung  des  kleinen 
bäuerlichen  Eigentums  zu  verhindern  (bei  Rousseau);  Göret, 
Die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  in  den  Ländern 
flämischer  Zunge  in  Frankreich  und  im  Ausland;  Coubkt, 
Die  landwirtschaftlichen  Unfälle. 

Strafrecht. 

Die  ausgezeichnete  Darstellung  des  Strafrechts  und  der 
Strafvollstreckungswissenschaft,  von  G.  Vidal  (bei  Rousseau), 
ist  bei  ihrer  2.  Auflage;  dies  Werk  wendet  sich  besonders  an  die 
Studierenden.  Die  theoretische  und  praktische  Abhandlung 
des  französischen  Strafrechts,  von  R.  Garkaii»  (bei  Larose) 
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ein  umfangreicheres  Werk,  erscheint  auch  in  2.  Auflage  (6  Bände). 
Unter  dem  Titel  „Gesetzsammlung  des  Strafvollstreckungs- 
wesensa  hat  man  eine  Sammlung  der  Vorschriften  und  Urkunden 
veröffentlicht,  die  den  Dienst  und  die  Einrichtungen  der  Straf- 
vollstreckung«-Verwaltungen  betreffen  (Ministerium  des  Innern). 

Über  diese  Fragen  kann  man  auch  die  Zeitschrift  der  Ge- 
fängnisgesellschaft zu  Rate  ziehen,  die  Rundschau  des  Straf- 
vollstreckungs wesens  und  die  Veröffentlichungen  der  inter- 
nationalen kriminalistischen  Vereinigung. 

Unter  den  Monographien  aus  dem  Strafrecht  machen  wir  auf- 
merksam auf:  Kovalevsky,  Strafrechtliche  Seelenkunde,  Bd.  I 
(Paris,  bei  Vigot);  Landry,  Strafrechtliche  Verantwortlichkeit; 
Viaui»,  Die  Todesstrafe  wegen  politischer  Verbrechen. 

Öffentliches  Recht. 

Die  Grundsatze  des  öffentlichen  Rechts,  von  Orlando, 
übersetzt  aus  dem  Italienischen  durch  S.  Bouyssy  und  mit  Anmerkungen 
versehen  von  A.  Mestre  und  J.  Timbkl,  geben  in  einem  dünnen 
Bande  eine  Darstellung  der  schwierigen  Fragen  des  öffentlichen 
Rechts  (bei  Fontemoing).  Der  II.  Band  der  bedeutenden  Studien 
aus  dem  öffentlichen  Recht,  vou  Duguit  (bei  Fontemoing),  soll 
erscheinen.  An  diese  allgemeinen  Werke  kann  man  einige  Mono- 
graphien anreihen:  F.  Boüvier,  Studien  und  Urkunden  aus  dem 
öffentlichen  Recht  Amerikas;  Bonnefoy,  Die  Vertretung  der 
Minoritäten;  Güyon,  Die  australische  Verfassung  vom  Jahre 
1900  (bei  Chevalier-Marescq). 

Vor  allem  aber  wird  man  Abhandlungen  in  der  Rundschau 
des  öffentlichen  Rechts  finden,  geleitet  von  M.  Larnaude,  oder 
in  der  Rundschan  für  Politik  und  Volksvertretung,  geleitet 
von  M.  Fernand  Fahre. 

Die  internationale  Bibliothek  für  öffentliches  Recht  hat  dies 
Jahr  eine  Reihe  wichtiger  Übersetzungen  gegeben:  Der  Staat, 
Grundlagen  der  Geschichte  und  praktischen  Politik,  von 
W.  Wilson,  übersetzt  von  Wilhelm;  Hamilton,  Joy  und  Madlson, 
Der  Föderalist  (Kommentar  zur  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten), 
mit  Einleitung  von  Jeze  und  Vorrede  von  Esmein;  Laband,  Das 
öffentliche  Recht  des  deutschen  Reiches  (3  Bände);  Jenes, 
Versuch  Uber  die  Ortsverwaltung  in  England,  übersetzt  von 
Wilhelm. 


,.<a 

7-» 


Digitized  by  Googl< 


I 

J.  Brissaud:  Frankreich  (Nachtrag).  1847 


Verwaltungsrecht. 

Die  Darstellungen  für  Anfanger  sind  bemerkenswert  nach  ver- 
schiedenen Hinsichten.  Haukiou,  Abriss  des  Verwaltungsrechts 
(.%.  Aufl.),  zeichnet  sich  durch  die  Eigenart  der  Gesichtspunkte  aus; 
Simonnkt,  Grundriss  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts 
(Pichon),  durch  den  Reichtum  der  Quellenangabe;  Bkrthelemy,  Grund- 
riss des  Verwaltungsrechts  (Rousseau),  durch  die  Klarheit  und 
Fasslichkeit  der  Darstellung.  Die  Verwaltungsordnung  von 
Mokkau  (bei  Fontemoing)  bildet  eine  wichtige  Studie  von  allgemeinem 
Charakter.  Im  übrigen  trifft  man  fast  nur  noch  praktische  Werke 
oder  Monographien  begrenzteren  Inhalts,  deren  Titel  genügend  den 
Gegenstand  angibt: 

Bettjnüer,  Aufsicht  über  die  Verhandlungen  der 
Generalräte;  Strai.ss  und  Fillahsier,  Gesetz  über  den  Schutz 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  vom  15.  Februar  1902; 

H.  Gamin,  Englische  Gesetzgebung  über  Wohnungshygiene; 
Sai  mur,  Renten  und  Unterstützungen;  ders.,  Militärisches  Merkbuch 
(Reglement);  Cuijlant,  Arzneigesetzgebung;  Germain,  Gesetz 
vom  19.  April  1901  über  das  Holzungsrecht  der  Gemeinden 
(2.  Aufl.);  La  Rlelle,  Eisenbahngesetzgebung  mit  An- 
inerkuugen;  Magne  i>e  la  Luni»e,  Die  Befugnisse  des  Präfekten 
des  Seinedepartements;  La  Poittevin,  Abhandlung  über  Press- 
recht; Gesetzgebung  über  den  Elementarunterricht  seit 
1789  bis  auf  unsere  Zeit  (2.  Aufl.,  bei  Delalain).  Trout.lot  und 
Chafmal,   Gesellschaftsvertrag  (Kommentar  zum  Gesetz  vom 

I.  Juli  1901);  Fouknier  und  Neveu.  Abhandlung  über  die  Ver- 
waltung der  Seemacht  (2.  Aufl.)  (Schiffahrts-  und  Fischerei- 
strandungs-Polizei,  von  Lairier)  3  Bände. 

Depaulk,  Geschichtliche  Studie  über  die  Verantwort- 
lichkeit der  öffentlichen  Beamten  im  französischen  Recht 
seit  1789  (Doktordiss.):  Montkil,  Bildung  und  Entwickelung 
der  Theorie  der  Staatsdomänen  (bei  Larose). 

Colin  und  Ribaj>eau-Dimas,  Juristisches  und  praktisches  Hand- 
buch über  die  Jagd  (Gesetz  vom  8.  Mai  1899  und  Gesetz  vom 
19.  April  1901)  (Pedone  Lauriel). 

Lkcoi:ffe.  Handbuch  des  Jägers  (2.  Aufl.). 

Die  Zeitschriften  über  Verwaltnngsrecht  sind:  die  Sammlung 
der  Beschlüsse  des  Staatsrats,   Veröffentlichung  von  haupt- 
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sächlichster  Bedeutung,  das  Jahrbuch  des  Yerwaltungsreclits, 
die  Rundschau  der  Verwaltung  und  eine  Reihe  von  Rund- 
schauen für  einzelne  Lehren,  wie  das  Jahrbuch  der  öffentlichen 
Arbeiten,  die  Rundschan  der  Gewässer  und  Forsten,  die 
Rundschau  des  katholischen  Kultus,  die  Rundschau  der 
protestantischen  Kirchen,  die  Rundschau  der  Bergwerke, 
die  Rundschau  der  Eisen  bahnen,  das  Jahrbuch  der  Gemeinden, 
das  Jahrbuch  der  Fabrikräte,  das  Jahrbuch  der  Polizei- 
kommissarien,  das  Jahrbuch  der  Feldhüter,  das  Jahrbuch 
der  Bürgermeisterei-Sekretäre  etc. 

Finanzwissenschaft. 

Die  Grundzüge  der  Finanz  Wissenschaft,  von  Boucabi.» 
und  Jkze,  sind  bei  ihrer  2.  Auflage;  diese  beiden  Verfasser  veröffent- 
lichen, wie  zur  Ergänzung  ihres  Handbuchs,  eine  Rundschau  für 
Finanzwissenschaft  und  -Gesetzgebung.  Das  Allgemeine 
Jahrbuch  der  Finanzen  (13.  Jahrgang)  gibt  amtliche  oder  halb- 
amtliche Nachweise.  Unter  andern  Einzelschriften,  die  sich  mit  einem 
Zweige  der  Finanzwissenschaft  beschäftigen,  müssen  wir  vor  allem 
anführen:  A.  Wahl,  Abhandlung  über  fiskalisches  Recht 
(Enregistrement);  Arnaink,  Die  Münze,  der  Kredit  und  der 
Wechsel  (2.  Aufl.);  Courtojs,  Abhandlung  über  Börsen-  und 
Wechselverkehrstätigkeit,  12.  Auflage,  Rundschau  von  F.  Vhul: 
Trklat,  Abhandlung  über  die  direkte  Steuer;  Tissikr,  Ab- 
handlung über  indirekte  Steuern:  Guilbert,  Handbuch  des 
besonderen  fiskalischen  Rechts  beim  Notariat. 

Studien,  wie  die  von  Politis,  Internationale  Finanz- 
kontrolle für  Griechenland,  von  Sarretta,  Staatsbudgets- 
kontrolle in  Frankreich,  in  England,  in  Italien,  von  Darti- 
(ii'KNAVK,  Beziehungen  der  Bank  von  Frankreich  mit  dem 
Staatsschatz,  sind  für  verschiedene  Zwecke  brauchbar,  und  in  dem 
Werk  von  Colhon,  Frachten  und  Tarife,  findet  man  Angaben 
für  die  Praxis.  I  ber  die  Finanzgeschichte  Frankreichs  sind  zwei 
wichtige  Bücher  erschienen:  Stoirm,  Finanzen  unter  dem  Kon- 
sulat, und  Gomkl.  Finanzgeschichte  der  gesetzgebenden 
Versammlung  und  des  Konvents. 

Unter  den  einzel  Wissenschaft  liehen  Zeitschriften  ist  an- 
zuführen: das  Jahrbuch  für  Enregistrement,  die  Rundschau 
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des  Enregistrenients  und  die  Rundschau  für  Enregistrement' 
bestimmt  für  den  praktischen  Gebrauch,  das  Jahrbuch  für  in- 
direkte Steuern,  das  Jahrbuch  für  Steuereinnehmer  etc. 

Kolonialgesetzgebung. 

Uber  diesen  Punkt  genügt  Bezugnahme  auf  die  allgemeine 
Bibliographie  der  Rechtswissenschaft  <S.  76)  und  die  Einzel- 
zeitschriften, die  Algerische  Rundschau  und  die  Tunesische, 
die  Allgemeine  Sammlung  für  Kolonial-Rechtsprechung, 
-Rechtswissenschaft  und  -Gesetzgebung.  Unter  den  ver- 
breiteren Werken  sind  die  meisten  für  den  praktischen  Gebrauch  und 
behandeln  ein  einzelnes  Gebiet:  Dkjkan  dk  la  Bätie,  Grundriss 
der  Lehre  von  den  Kolonialerbschaften;  Boilakd,  General- 
räte in  den  französischen  Kolonien;  A.  Thome,  Unsere  be- 
vorrechteten Kolonisationsgesellschaften  (Erlaubnis vertrag); 
Villamuk,  Richterliche  Befugnisse  der  Post-Vorsteher  und 
"Verwalter  im  Dienste  an  der  afrikanischen  Küste.  —  Be- 
sonders sei  erwähnt  ein  allgemeineres  Werk,  das  Gesetzbuch  für 
Algier,  mit  Anmerkungen,  von  Ehtoüblon  und  Lefeblre;  und 
eine  geschichtliche  Studie,  die  Untersuchungen  überdie  Kolonial- 
politik Colberts,  von  Benoit  de  Rey. 

Vergleichende  Rechtswissenschaft. 

Die  Arbeiten  über  die  fremden  Gesetzgebungen  vervielfachen 
sich;  man  kann  das  feststellen,  wenn  man  das  Jahrbuch  der  Ge- 
sellschaft für  vergleichende  Gesetzgebung  und  die  Zeit- 
schrift für  internationales  Privatrecht  und  vergleichende 
Gesetzgebung  durchgeht.  Die  Gesellschaft  für  vergleichende  Gesetz- 
gebung veröffentlicht  regelmässig  ihr  Jahrbuch  für  fremde  Ge- 
setzgebung (mit  dem  Text  der  hauptsächlichsten  Gesetze,  die  1899 
in  den  fremden  Ländern  beschlossen  sind),  29.  Jahrgang.  Was  Ge- 
setztexte betrifft,  so  veröffentlichen  Lonholm  und  Aham  das  bürger- 
liche Gesetzbuch  des  Kaiserreichs  Japan.  Die  deutsche  Ge- 
setzgebung hat  Veranlassung  zu  wichtigen  Arbeiten  gegeben;  in 
erster  Reihe  sind  die  von  Salkilles  und  Geny  zu  erwähnen;  es  ist 
schon  angeführt,  dass  Saleilles  die  juristischen  Personen  im 
deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuch  studiert  hatte;  ebenderselbe 
Gelehrte  hat  die  Willenserklärung,  Beitrag  zur  Lehre  vom 
Rechtschutz  im  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuch,  veröffentlicht 
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(bei  Pichon);  Gexy  behandelt  die  vorbehaltenen  Güter  der  Ehe- 
frauen nach  dem  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuch  von 
1808  und  den  Vorentwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
der  Schweiz  von  1900.  Nach  diesen  bedeutenden  Schriften  sind 
wir  schuldig,  folgende  zu  erwähnen:  Lefebüre,  das  bäuerliche 
Erbrecht  in  Deutschland;  die  Agrarreform  in  Preussen; 
Siherer,  Hauptnnterschiede  zwischen  dem  Code  Napoleon 
1804  und  dem  Gesetzbuch  Wilhelm  II.  1900;  Bonnet,  Lehre 
der  deutschen  Gesetzgebung  über  die  Erfinder-Patente 
(bei  Chevalier-Marescq).  Das  Werk  Pouzols  über  die  Ermittlnng 
der  Vaterschaft  bildet  einen  Teil  des  internationalen  soziologischen 
Bibliothek.  Malmkux  hat  über  die  Anonyme  Gesellschaft  des 
russischen  Rechts  geschrieben. 

Völkerrecht  oder  internationales  öffentliches  Recht 

Die  Rund  schau  des  internationalen  öffentlichenRechts, 
geleitet  von  Pillet,  hat  sich  soeben  als  wissenschaftliche  Zeitschrift 
mit  der  Rundschau  des  internationalen  Rechts  und  ver- 
gleichender Gesetzgebung  in  Brüssel  vereinigt.  Andere  Ver- 
öffentlichungen haben  einen  praktischen  Charakter,  Diplomatische 
Archive,  Diplomatische  Denkschrift  etc.  Nene  grosse  Dar- 
stellungen sind  nicht  erschienen,  dagegen  Einzelschriften  von  ge- 
nügender Bedeutung  und  Sammlungen  diplomatischer  Abhandlungen : 
Pklissir  l»u  Ralsah,  Le  regime  des  Capitulations  im  türkischen 
Reich  (bei  Rousseau);  Bonnkway,  Gerichtsorganisation  in 
Ägypten  (Lyon,  Druckerei  Legendre);  Fourgassie,  Neutralität 
Belgiens(bei Larose):  Noradounghian,  Sammlung  internationaler 
Staatsakte  des  türkischen  Reichs;  Bürin  des  Rosiers,  die 
militärischen  Verträge  zwischen  Frankreich  und  der 
Schweiz;  Boitin,  Einstige  kommerzielle  und  diplomatische 
Beziehungen  Frankreichs  mit  den  Barbaresken  (1515  bis 
1830)(vergl.MAKTiNEAu,  derfranzösische H andel  in  derLevante). 

Internationales  Privatrecht. 

Wir  haben  schon  die  Zeitschrift  über  internationales 
Privatrecht,  von  Clunet,  angeführt.  Zu  seiner  Vollständigkeit 
trägt  ein  allgemeines  alphabetisches  Verzeichnis  bei.  Wir 
heben  nur  eine  wichtige  Einzel- Veröffentlichung  heraus:  Die  Lebens- 
versicherungen im  internationalen  Privatrecht,  von  Lonolis, 
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übersetzt  aus  dem  Italienischen  durch  Valery  und  Leeort  (bei 
Fontemoing). 

Rechtsgeschichte. 

Der  VIII.  Band  der  Geschichte  des  Rechts  und  der 
Rechtseinrichtungen  in  Frankreich,  von  Glasson  (Pichon), 
enthält  die  Darstellung  der  Rechtsqnellen  zur  Zeit  der  Monarchie 
und  eine  Studie  über  die  Rechtsstellung  der  Personen  und  die  Familie. 
R.  Dakkstk  hat  Arbeiten,  die  in  der  Zeitschrift  der  Gelehrten 
und  anderswo  erschienen  sind,  unter  dem  Titel  rNeue  Studien  zur 
Rechtsgeschichte44  vereinigt  (Larose).  Man  weiss,  dass  die  früheren 
Studien  desselben  Verfassers  sich  mit  den  ursprünglichen  Gesetz- 
gebungen beschäftigten;  dasselbe  gilt  auch  von  diesen,  obwohl  das 
griechische  Recht  dort  einen  erheblichen  Platz  einnimmt.  Ausserdem 
sind  über  das  öffentliche  oder  das  Privatrecht  eine  gewisse  Zahl  von 
Einzelschriften  erschienen.  Die  einen  sind  Dissertationen:  Martin, 
Entscheidung  über  die  Ehe  bei  Wechsel  der  Gesetzgebung 
(Rousseau);  Fasqikl,  über  das  Entravestissement  ( Vermögens  Ver- 
hältnisse der  Ehegatten),  geschichtliche  Studie  über  die  Rechte  des 
überlebenden  Ehegatten  in  Flandern,  im  Hennegau,  in  Artois;  Godard, 
Die  Befugnisse  der  Intendanten  unter  Ludwig  XIV.,  besonders 
in  den  Steueramtsländern  (bei  Hachette). 

G.  Duooudray,  Ursprung  des  Parlaments  zu  Paris  (bei 
Hachette),  beschränkt  sich  nicht  darauf,  die  Organisation  und  die 
Tätigkeit  des  Parlaments  zu  beschreiben;  er  stellt  das  Recht  des 
XIII.  Jahrhunderts  dar.  Über  die  Geschichte  der  Staatsanwaltschaft 
im  früheren  Frankreich  gibt  Auskunft  G.  Saulnier  de  la  Pinelai*, 
Die  Leute  des  Königs  am  Parlament  der  Bretagne,  1553  bis 
1790  (Rennes,  bei  Pichon  und  Hommay). 

Das  kanonische  Recht,  das  in  Frankreich  etwas  vernachlässigt 
ist,  bildet  dennoch  den  Gegenstand  einer  grossen  Darstellung,  die 
jetzt  veröffentlicht  wird  unter  der  Leitung  des  Abbe  Duballkt,  Voll- 
ständiger Lehrgang  des  kanonischen  Rechts,  14.  Band,  Ab- 
handlung über  kirchliche  Angelegenheiten  (Oudin). 

Unter  den  Werken  über  Gesetzgebungen  des  Altertums  muss 
bemerkt  werden:  der  Abriss  des  egyptischen  Rechts,  ver- 
glichen mit  den  andern  Rechten  des  Altertums,  von  Revillüut 
(beiGiard);  dieDarstellung  des  römischen  Rechts,  vouStakdtler. 
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Die  neue  Rundschau  über  Rechtsgeschichte  ist  die 
einzige  Zeitschrift,  die  besonders  den  geschichtlichen  Studien  gewidmet 
ist.  Indessen  sind  Artikel  über  das  alte  französische  Recht  und  das 
römische  Recht  in  der  Neuen  Rundschau  über  Rechtsgeschichte 
häufig  genug. 

Politik. 

Das  Jahrbuch  der  Volksvertretung  gibt  Nachrichten  über  die 
Tätigkeit  der  gesetzgebenden  Gewalt  und  die  politischen  Jahres- 
ereignisse. Unter  den  Werken  über  politische  Theorie  (übrigens 
nur  wenig  zahlreich)  führen  wir  nur  das  von  Ch.  Benoist  an,  Die 
Krisis  der  modernen  Welt  (von  der  Organisation  des  allgemeinen 
Stimmrechts)  und  von  demselben  Schriftsteller,  Dieparlamen  tarische 
Reform. 

Lakchkr,  in  drei  Jahrgänge  algerische  Studien  (1899  bis 
1001)  bespricht  Fragen  der  Gesetzgebung,  der  Sozialpolitik,  des 
Strafrechts,  soweit  sie  Algier  betreffen.  Lefevre-Pontalis,  Die 
Wahlen  in  Europa  am  Ende  des  19.  Jahrh.,  bringt  Belehrung 
über  die  bestehenden  Wahlsysteme  und  ihre  Wirkungen.  Soubies 
und  Oarkttk,  Parlamentarische  Republiken  lassen  die  politischen 
Organisationen  Frankreichs  in  der  Neuzeit  erkennen  und  der  anderen 
Länder,  die  unter  derselben  Gesellschaftsordnung  leben.  M.  Faguet, 
Vergleich  der  politischen  Systeme  von  Montesquieu, 
Rousseau,  Voltaire,  kommt  damit  auf  einen  Stoff  zurück,  den 
er  schon  in  seinen  literarischen  Studien  über  das  18.  Jahrhundert 
berührt  hatte.  Deslandbeh  befasst  sich  in  einem  gut  mit  Belegen 
versehenen  Buche  mit  den  Fragen  der  Methode:  Die  Krisis  der 
politischen  Wissenschaft  und  die  Fragen  der  Methode: 
vielleicht  hätten  tatsächlich  die  Theoretiker  der  politischen  Wissen- 
schaft ihre  Untersuchungen  damit  anfangen  sollen. 

Staatswirtschaft. 

Das  am  meisten  in  der  Universitätswelt  verbreitete  Werk  ist 
das  von  Ch.  Gii>e,  Grundsätze  der  Staatswirtschaft,  von  dem 
fast  jedes  Jahr  eine  neue  Auflage  erscheint  (bei  Larose)  und  das 
seinen  Erfolg  so  sehr  der  Anmut  seiner  Darstellung  wie  den  persön- 
lichen Ansichten  des  Verfassers  verdankt  (besonders  über  die  Ge- 
nossenschaftswirtschaft, der  er  einen  Band  für  sich  gewidmet 
hat).  Das  Lehrbuch  der  Staatswirtschaft  von  M.  Colson  hat 
den  besonderen  Reiz,  dass  es  das  Werk  eines  Technikers  ist;  er- 
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schienen  ist  davon  nur  der  1.  Hand  unter  dem  besonderen  Titel:  All- 
gemeine Darstellung  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen, 
die  Arbeit  und  die  Arbeiterfragen  (Gnillaumin).  Die  Grund- 
züge  der  Staats  Wirtschaft  von  E.  de  Laveleyk  (bei  Hachette) 
haben  ihre  7.  Auflage  erreicht. 

Die  Frage  der  Methode,  die  in  diesen  Abhandlungen  im  Grundriss 
kaum  gestreift  ist,  wirdauseinem  besonderen  Gesichtspunkt  von  E.  Hot  hin 
behandelt:  Die  mathematische  Methode  in  der  Staatswirt- 
schaft. An  die  materialistische  Schule  knüpft  das  Much  von  Lokia 
an.  Wirtschaftliche  Grundlagen  der  Gesellschaftsordnung 
(2.  Aufl.),  Coknki.isskn,  Werttheorie,  prüft  die  Ideen  von  Ruiiukk'its, 
Kakl  Makx,  Stanley  Jkvons  und  Böhm-Bawerk.  Vergl.  Cotelle, 
Das  Sweating-System.  Die  internationale  Bibliothek  der  Staats- 
wirtschaft (Giare  und  Briere)  ist  durch  wichtige  Werke  bereichert 
worden:  L.  0»ssa,  Erste  G rundbegriffe  der  Staatswirtschaft, 
Economic  sociale,  übersetzt  aus  der  11.  Auflage  von  A.  Bonnet; 
V.  Paukt«»,  Die  sozialistischen  Systeme  (1  Bd.);  G.  E.  Cairnks, 
Der  Charakter  und  die  logische  Methode  der  Staatswirt- 
schaft, übersetzt  von  Valran;  SniLosr,  Die  Arten  der  Arbeits- 
entlohnung, übersetzt  von  C.  Ri.st;  Smart,  Die  Verteilung  des 
Nationaleinkommens,  übersetzt  von  G  t  euo cl t  ;  Seil moller,  S  o  z  i  a  1  - 
politik  und  Staats  Wirtschaft  (Grundfragen);  Böum-Bawkkk, 
Kritische  Geschichte  der  Theorieen  von  den  Kapital- 
zinsen, übersetzt  von  Bernakl*.  Dazu  das  Werk  des  Dr.  J.  Wulff, 
Deutschland  und  der  Weltmarkt,  übersetzt  von  Franconjn  und 
das  von  A.  F.  Sayols,  Die  deutsche  Krisis  von  1900  und  1902,  Kohle; 
Eisen  und  Stahl,  nebst  einem  Verzeichnis  der  hauptsächlichen  Berg- 
werks- und  Eisenverarbeitnngs-Kartelle  in  Deutschland. 

Floir  von  S.  Genw,  Das  Landeigentum  in  Frankreich, 
gibt  wertvolle  Nachrichten  über  den  tatsächlichen  Stand  des  Grund- 
eigentums und  die  verbreitesten  Arten  der  Verwertung.  An  diese 
wirtschaftliche  Studie  kann  man  die  Abhandlungen  über  Landeigen- 
tumsrecht  anschliessen  und  Bücher  wie  das  von  Dop,  Die  ländliche 
Demokratie  gegenüber  der  Steuer  und  den  Fragen  des 
Ackerbaus  (Giard). 

Niroi.AsoN  hat  die  Geschichte  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung Rnsslands  seit  der  Freigabe  der  Leibeigenen 
geschrieben  (aus  dem  Russischen  übersetzt  von  G<;.  bei  Giard). 
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Frkdkriksnn,  Finnland,  beschreibt  die  öffentliche  und  private 
Wirtschaft  dieses  Landes.  F.  Tjikry  setzt  die  Reihe  seiner  wirt- 
schaftlichen und  tinanzwissenschaftlichen  Studien  unter  folgendem  Titel 
fort:  Wirtschaftsgeschichte  von  England,  Deutschland,  den 
Vereinigten  Staaten  und  Frankreich  (1890—1900).  P.  Viallks 
behandelt  den  Verbrauch  und  die  wirtschaftlichen  Krisen. 

Genauere  Angaben  sind  in  den  wohlbekannten  Zeitschriften  zu 
finden:  dem  Jahrbuch  der  Nationalökonomen,  dem  franzö- 
zösischen  Nationalökonomen,  der  staatswirtschaftlichen 
Rundschau. 

Das  staatswirtschaftliche  und  finanzwissenschaftliche 
Jahr  von  Raffalovitsch  gibt  einen  bequemen  Überblick  über  die 
Naturerscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Staatswirtschaft. 

Über  die  Geschichte  der  Staatswirtschaft  sind  ausser  dem  all- 
gemeinen Werk  von  J.  Rambaud,  Geschichte  der  wirtschaft- 
lichen Lehr  Systeme  (2.  Aufl.)  (bei  Larose),  Einzelschriften  an- 
zuzeigen: Schatz,  Das  wirtschaftliche  Werk  Humes;  Lübau, 
Jons  Stuart  Mill  und  der  Sozialismus;  Sicot,  Der  Marquis 
von  Chastellux,  1739  —  1785;  L.  Brocard,  Die  wissenschaftlichen 
und  sozialen  Systeme  desMarquis  von  Mirabeau  im  „Menschen- 
freund" (Larose). 

Soziologie  and  Sozialismas. 

Die  Soziologen  mit  Ansprüchen  auf  Wissenschaftlichkeit  scheiden 
sich  von  den  Sozialisten,  deren  Beschäftigungen  mehr  praktischer 
Art  sind;  indessen  ist  der  Unterschied  oft  schwer  genug  zu  machen, 
und  wir  werden  darauf  nicht  mehr  Gewicht  legen,  als  es  für  die 
Einteilungen  notwendig  ist,  die  im  folgenden  getroffen  sind. 

Die  Zeitschriften  für  Soziologie  sind:  Die  internationale 
Rundschau  für  Soziologie  (bei  Giard);  Das  soziologische  Jahr, 
herausgegeben  unter  der  Leitung  von  Dirckhkim  (5.  Jahrgang);  Das 
soziale  Musenm  (Jahresberichte.  Aufsätze,  Urkunden).  Die  Jahr- 
bücher des  internationalen  soziologischen  Instituts  widmen 
ihren  VIII.  Band  der  Frage  des  historischen  oder  wirtschaftlichen 
Materialismus. 

G.  Häuser,  Versuch  einer  Bestimmung  und  einer  Ein- 
teilung der  Sozialwissenschaften,  kommt  zurück  auf  ein 
Problem,  das  in  nnsern  Fragen  viel  besprochen  wird,  und  in  einem 
andern  Werk,  das  man  als  die  Ergänzung  des  ersten  ansehen  kann. 
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beschreibt  er  den  Unterricht  der  Sozialwissenschafl/11, 
sozialen  Klassen,  von  A.  Baue«,  bilden  den  25.  Band  de1'  802 10 " 
logischen  internationalen  Bibliothek  (unter  der  LeitulF  von 
R.  Worms).  Die  soziologischen  Gesetze,  von  M.  ue  Greef,  silul 
'  als  ein  etwas  frühzeitiger  Versuch  zu  verallgemeinern.  Boutuy  i'er" 
vollständig  eben  seine  Arbeiten  über  England  durch  seine  Grün'1" 
.  züge  einer  politischen  Psychologie  des  amerikanischen 
Volkes«. 

Zwei  Z.-iisehrlften,  die  sozIalUtincho  Bewegung  und  die  sozia- 
listische Rundschau,  sind  die  hauptsächlichen  Organe  der  herrschenden 
sozialistischen  Partei. 

Über  die  Fragen  der  Gegenwart  ist  einzusehen:  Lavy,  Das 
Werk  Millei: axds,  ein  sozialistischer  Minister,  Juni  18p9 
bis  Januar  1902,  Tatsachen  und  Urkunden;  Faukes,  Sozialistisclie 
Studien  (wo  das  kommunistische  Programm  von  aIakx  und  Engels 
'   entwickelt  ist).    Unter  den  kritischen  Studien  muss  hervorgehoben 

■  werden  das  wichtige  Werk  von  Noel,  Der  Sozialismus  und  die 
/soziale  Frage  (Pedone)  und  Die  Psychologie  des  Sozialismus» 

v    von  Lehru. 

Unter  den  historischen  Arbeiten:  Cekfhker,  Versuch  über 
die  soziale  und  intellektuelle  Bewegung  in  Frankreich,  seit 
]7S9  (ein  Werk,  teilweise  aus  den  Papieren  Baüdkillerts  zusammen- 

■  gesetzt  und  d'une  rare  Vigneur  d'esprit);  Levasseur,  Soziale  Studien 
unter  der  Restauration,  beschäftigt  sich  mit  dem  S.  Simonismus 
und  dem  Fourierismus.  Die  Arbeitsbörsen  bestellen  seit  1892;  alle 
Nachweise  Uber  diese  Organisationen  findet  man  in  der  Geschichte 
der  Arbeitsbörsen,  von  F.  Pkllüutikr,  oder  auch  in  L.  de  Seilhao, 
\rbeiterausschüsse,  Genossenschaften,  Arbeitsbörsen. 

Die  internationale  sozialistische  Bibliothek  (Giard  und  Briere) 
hat  die  Übersetzung  des  II.  und  III.  Buches  vom  „Kapital"  Karl 
Marx'  durch  Boecuardt  und  Vandekryk  gebracht:  die  Übersetzung 
von  Gatti,  Der  Sozialismus  und  der  Ackerbau;  die  Übersetzung 
von  Lareiula,  Versuch  über  die  materialistische  Auffassung 
der  Geschichte  (2.  Aull.);  Die  Reden  und  Pamphlete,  von 
Lassalle;  Der  Sozialismus  in  Belgien,  von  Destree  und  Vandee- 
vei.de  (2.  Aufl.). 

Dieser  Aufzählung  wichtiger  Broschüren  sind  trotz  ihres  ge- 
ringen Unifanges  hinzuzufügen:  Kautsky,  Politik  und  Ausschüsse: 
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.n,  s...dai:.sun;s  und  Wissenschait;  Eltzüaciikk,  Der 
A  " ,l  1 s,  übersetzt  von  K.viciiiN,  ist  in  dieser  Sammlung  nicht 
V  i  :  ;  J>ie.  künftige  .Stadt,  von  F.  Tai;ih.i:kii:i  u,  ist  ein  Vcr- 
"  •''     vi-L-n<eliatV.ithcr  Utopie. 

Statistik. 

'!  •'!••  n.ei.^cn  Yeröaentlichur.gcn  aus  Statistik  bind  amtlich: 
•  .r.    \Vir  führen  nur  an: 

i.rlicho  Statistik  der  Uevüiktirung.shewegunjc  l'ilr  die  Jahre 
;v.  .    .  ....i  i«i,;u>  (IM.  XXIX  und  XXX). 

Statistische  I.'e.s-.iltaie  der  Inirehmusterung  der  Industrien  und 
.Lc.  Dd.  jV,  nligciuoine  Resultate. 

.Jährliche  Sr;t:;>tik  der  i I iiiseinrichtungeii,  Jalirg;:..ge-lM»:)  w.-A 
.  Allgemeines»  Xaeaselilagebueh   des   internati..:n.Ioii  Handels, 

v  •.•r-ii'cnti.cht  unier  der  Leitung  von  Vk.xks,  Fükkaxi*  etc.  ^'aris,  C'i.^ix). 
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